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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

Rat 

 
E i n l a d u n g  

 
Gremium: Rat - öffentlich 
Sitzungstermin: Montag, 01.04.2019, 17:00 Uhr 
Ort, Raum: Akademiehotel Rastede, Oldenburger Straße 118, 
                              26180 Rastede 

 
 

Rastede, den 21.03.2019  
 
1. An die Mitglieder des Rates der Gemeinde Rastede 
 
 
Hiermit lade ich Sie zu einer Sitzung mit öffentlichen Tagesordnungspunkten ein. 
 
 

Tagesordnung: 
 

Öffentlicher Teil 
 
TOP 1 Eröffnung der Sitzung 

 
TOP 2 Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der Beschlussfähigkeit 

und der Tagesordnung 
 

TOP 3 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung vom 11.12.2018 
 

TOP 4 Einwohnerfragestunde 
 

TOP 5 Berufung einer Feuerwehrkraft in das Ehrenbeamtenverhältnis 
Vorlage: 2019/036                      Berichterstatter: Bürgermeister von Essen 
 

TOP 6 Umbesetzung von Ausschüssen 
Vorlage: 2019/040                      Berichterstatter: Bürgermeister von Essen 
 

TOP 7 Entsendung von Vertretern in der Verbandsversammlung OOWV 
Vorlage: 2019/037                      Berichterstatter: Bürgermeister von Essen 
 

TOP 8 Haushalt 2015 - Beschluss über die Jahresrechnung und Entlastung des 
Bürgermeisters 
Vorlage: 2019/041                                      Berichterstatter: Herr Langhorst 
 

TOP 9 Haushalt 2016 - Beschluss über die Jahresrechnung und Entlastung des 
Bürgermeisters 
Vorlage: 2019/042                                      Berichterstatter: Herr Langhorst 
 



Einladung 
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TOP 10 Aufbau eines innerbetrieblichen Kontrollsystems für Steuern - Verga-
beermächtigung 
Vorlage: 2018/267   Berichterstatter: Bürgermeister von Essen 

TOP 11 70. Änderung des Flächennutzungsplans - Windenergie Wapel-
dorf/Heubült 
Vorlage: 2019/017    Berichterstatterin: Frau Lamers 

TOP 12 Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 - Windener-
gie Wapeldorf/Heubült 
Vorlage: 2019/060    Berichterstatterin: Frau Lamers 

TOP 13 71. Änderung des Flächennutzungsplans - Windenergie Lehmdermoor
Vorlage: 2019/044    Berichterstatterin: Frau Lamers 

TOP 14 Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 - Windener-
gie Lehmdermoor 
Vorlage: 2019/061    Berichterstatterin: Frau Lamers 

TOP 15 72. Änderung des Flächennutzungsplans - Windenergie Lehmden
Vorlage: 2019/045    Berichterstatterin: Frau Lamers 

TOP 16 Aufstellung des Bebauungsplans 111 - Hahn-Lehmden - Am Dorfplatz 
Vorlage: 2019/054    Berichterstatterin: Frau Lamers 

TOP 17 Straßenbenennung im Bebauungsplan 111 - Hahn-Lehmden 
Vorlage: 2019/055    Berichterstatterin: Frau Lamers 

TOP 18 Straßenbenennung im Wohngebiet "Im Göhlen" 
Vorlage: 2019/028      Berichterstatterin: Frau Lamers 

TOP 19 Mitgliedschaft im Bündnis "Kommunen für biologische Vielfalt" - Antrag 
der Gruppe CDU/Grüne 
Vorlage: 2019/016A    Berichterstatterin: Frau Lamers 

TOP 20 Antrag auf eine Einwohnerbefragung 
Vorlage: 2019/065      Berichterstatter: Bürgermeister von Essen 

TOP 21 Bericht des Bürgermeisters 

TOP 22 Einwohnerfragestunde 

TOP 23 Schließung der Sitzung 

Mit freundlichen Grüßen 
gez. von Essen 
Bürgermeister 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/036 
freigegeben am 21.02.2019 

 
GB 2 Datum: 19.02.2019 
Sachbearbeiter/in: von Häfen, Meike  
 

Berufung einer Feuerwehrkraft in das Ehrenbeamtenverhältnis 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Herr Daniel Krummacker wird erneut für die Dauer von sechs Jahren in das Ehren-
beamtenverhältnis als stellv. Ortsbrandmeister der Einheit Loy-Barghorn berufen. 
 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Gemäß § 20 Absatz 4 des Nds. Brandschutzgesetzes werden die Gemeinde- und 
Ortsbrandmeister sowie deren Stellvertreter für die Dauer von sechs Jahren in das 
Ehrenbeamtenverhältnis berufen. Über die Ernennung beschließt der Rat der Ge-
meinde nach Anhörung des Kreisbrandmeisters auf Vorschlag der Feuerwehr. 
 
Die Amtszeit des stellv. Ortsbrandmeisters der Einheit Loy-Barghorn, Herrn Daniel 
Krummacker, endet mit Ablauf des 14.03.2019. In der Jahreshauptversammlung am 
15.02.2019 wurde er von den Kameradinnen und Kameraden einstimmig wieder ge-
wählt und ist daher erneut in das Ehrenbeamtenverhältnis zu berufen. 
 
Kamerad Krummacker erfüllt nach wie vor die persönlichen und fachlichen Voraus-
setzungen für die Besetzung des Amtes. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine. 
 
 
Anlagen: 
 
Keine. 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/040 
freigegeben am 06.03.2019 

 
Stab Datum: 27.02.2019 
Sachbearbeiter/in: Kobbe, Ralf  
 

Umbesetzung von Ausschüssen 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Herr Rainer Zörgiebel wird als Ersatz für Frau Evelyn Fisbeck als Beigeordneter 
(Grundmandat) in den Verwaltungsausschuss entsandt. Stellvertreterin für Herrn 
Rainer Zörgiebel wird Frau Evelyn Fisbeck. 
 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Die Gruppe FDP/FFR hat mit Schreiben vom 26. Februar 2019 darum gebeten, fol-
gende Umbesetzung im Verwaltungsausschuss vorzunehmen: 
 
Herr Rainer Zörgiebel wird Frau Evelyn Fisbeck ersetzen. Als Stellvertreter von Herrn 
Zörgiebel wird Frau Fisbeck benannt. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine. 
 
 
Anlagen: 
 
Mitteilung der Gruppe FDP/FFR 
 
 
 



kobbe
Textfeld
Anlage 1 zu Vorlage 2019/040
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/037 
freigegeben am 12.03.2019 

 
Stab Datum: 20.02.2019 
Sachbearbeiter/in: Henkel, Günther  
 

Entsendung von Vertretern in der Verbandsversammlung OOWV 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Als (weitere/r) Vertreterin / Vertreter der Gemeinde Rastede in der Verbandsver-

sammlung des OOWV wird neben dem Hauptverwaltungsbeamten Frau / Herr 

………………………………………. bestimmt. 

2. Als Vertreterin / Vertreter des/der zu Ziffer 1. Benannten wird Frau / Herr 

………………..…………………….. bestimmt. 

 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Entsprechend der aktualisierten Satzung des OOWV mit Wirkung ab dem 
01.01.2019 sind in die Verbandsversammlung je zwei Vertreter eines Mitgliedes zu 
entsenden. Satzungsrechtlich wurde festgelegt, dass bei Gebietskörperschaften – 
wie also der Gemeinde – dies der jeweilige Hauptverwaltungsbeamte und eine weite-
re / ein weiterer von der Gebietskörperschaft zu entsendende(r) Vertreter/-in ist. Die 
Gemeinde hat ihre Vertreter/-innen und je eine(n) Abwesenheitsvertreter/-in durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand des OOWV zu benennen.  
 
Die vorstehende Regelung der Satzung entspricht § 138 Abs. 2 des NKomVG. In der 
konstituierenden Sitzung des Rates 2016 war der Hauptverwaltungsbeamte, Bür-
germeister von Essen, sowie als Vertreter Herr Wilters benannt worden. Folgerichtig 
wären jetzt noch der/die zweite Vertreter/-in sowie deren/dessen Abwesenheitsver-
treterin / Abwesenheitsvertreter zu benennen.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine. 
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Anlagen: 
 
Keine. 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/041 
freigegeben am 08.03.2019 

 
Stab Datum: 27.02.2019 
Sachbearbeiter/in: Hollmeyer, Michael  
 

Haushalt 2015 - Beschluss über die Jahresrechnung und Entlastung 
des Bürgermeisters 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 18.03.2019 Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
I. Für die Jahresrechnung 2015 werden folgende Ergebnisse festgestellt: 

 ordentliches Ergebnis Überschuss i. H. v.  4.027.520,82 Euro 

 außerordentliches Ergebnis Überschuss i. H. v.  386.327,84 Euro 

 
II. Überschussverwendung: 
 

1. Ordentlicher Bereich 
 
Der festgestellte Überschuss aus dem ordentlichen Bereich wird der Rück-
lage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses zugeführt. Im Rah-
men der Fortschreibung des Sonderpostens für den Gebührenausgleich 
werden der Überschussrücklage die Ergebnisse der kostenrechnenden 
Einrichtungen hinzugerechnet (Defizit) oder abgezogen (Überschuss). 
 
a) Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der 

kostenrechnenden Einrichtung „zentrale Schmutzwasserbeseitigung“ 
(Ergebnis 2015) wird der Überschussrücklage aus dem Sonderposten 
für den Gebührenausgleich ein kompensierender Betrag i. H. v. 
29.238,68 Euro zugeführt. 
 

b) Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der 
kostenrechnenden Einrichtung „dezentrale Schmutzwasser-
beseitigung“ (Ergebnis 2015) wird der Überschussrücklage aus dem 
Sonderposten für den Gebührenausgleich ein kompensierender Be-
trag i. H. v. 7.404,65 Euro zugeführt. 
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c) Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der 

kostenrechnenden Einrichtung „Straßenreinigung“ (Ergebnis 2015) 
wird der Überschussrücklage aus dem Sonderposten für den Gebüh-
renausgleich ein kompensierender Betrag i. H. v. 18.156,54 Euro zu-
geführt. 
 

d) Der im Jahresergebnis ausgewiesene Überschuss der kostenrechen-
den Einrichtung „Wochenmarkt“ (Ergebnis 2015) i. H. v. 3.417,42 Euro 
wird dem Sonderposten für den Gebührenausgleich zugeführt. 
 

e) Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der 
kostenrechnenden Einrichtung „Niederschlagsbeseitigung“ (Ergebnis 
2015) wird der Überschussrücklage aus dem Sonderposten für den 
Gebührenausgleich ein kompensierender Betrag i. H. v. 2.629,31 Euro 
zugeführt. 
 

Im Ergebnis wird der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Er-
gebnisses ein Betrag i. H. v. 4.081.532,58 Euro zugeführt. 
 

2. Außerordentlicher Bereich 
 
Das außerordentliche Ergebnis i. H. v. 386.327,84 Euro wird der Rücklage 
aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses zugeführt. 

 
III. Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2015 wird unter Berücksichtigung 

der vorstehenden Punkte beschlossen. 
 

IV. Dem Bürgermeister wird für das Haushaltsjahr 2015 die Entlastung erteilt. 
 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Nach Feststellung der Vollständigkeit und der Richtigkeit des Jahresabschlusses 
2015 durch den Bürgermeister (§ 129 Abs. 1 NKomVG) wurde dieser dem Rech-
nungsprüfungsamt zur Prüfung vorgelegt. Das Prüfungsamt hat gemäß § 156 
NKomVG den Jahresabschluss geprüft und das Ergebnis im anliegenden Prüfungs-
bericht zusammengefasst. Dem Jahresabschluss 2015 wird ein eingeschränkter Be-
stätigungsvermerk erteilt (siehe hierzu Seite 33 des Prüfungsberichtes). 
 
Hintergrund für diese Einschränkung sind die fehlerhaften Bilanzierungen von im 
Haushaltsjahr 2015 geschlossenen Grundstückskaufverträgen, bei denen aber 2015 
weder ein wirtschaftlicher Eigentumsübergang noch ein Zahlungsfluss erfolgt ist. Bei 
diesen sogenannten „schwebenden Grundstücksgeschäften“ hätten in 2015 noch 
keine Forderungen bzw. Verbindlichkeiten bilanziert werden dürfen. In Folge dieser 
fehlerhaften Bilanzierungen wurden im Rahmen des Jahresabschlusses 2015 die 
Positionen des immateriellen Vermögens, des Finanzvermögens, der Sonderposten 
und der Verbindlichkeiten in der Bilanz falsch dargestellt. Da es sich hier um Grund-
stückkaufverträge mit hohen Kaufpreissummen gehandelt hat, haben sich bilanzielle 
Auswirkungen in einer Größenordnung von über 3.000.000 Euro ergeben.  
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Nach Auffassung des Rechnungsprüfungsamtes stellen die nicht korrekt bilanzierten 
Grundstückskaufverträge aufgrund eines erheblichen Umfangs einen wesentlichen 
Mangel in der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung dar. Aus diesem Grund wird der 
Bestätigungsvermerk zum Jahresabschluss eingeschränkt. 
 
Die Problematik hinsichtlich der Bilanzierung von „schwebenden Grundstücksge-
schäften“ und ihre Auswirkungen waren zum Zeitpunkt der Erstellung der Jahresab-
schlüsse 2015 und 2016 noch nicht vollends bekannt und sind erst im Rahmen der 
Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt thematisiert worden. Aktuell werden die-
se Geschäftsvorgänge im Rahmen der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
korrekt verbucht und bei Erstellung zukünftiger Jahresabschlüsse korrekt bilanziert. 
Die in 2015 unzulässig bilanzierten Forderungen und Verbindlichkeiten sind zwi-
schenzeitlich realisiert oder korrigiert worden.  
 
Für das Jahr 2016 oder Folgejahre haben sich keine weitergehenden Auswirkungen 
ergeben. Auch wenn sich aufgrund der nicht korrekt verbuchten „schwebenden 
Grundstückskaufverträge“ bilanzielle Auswirkungen in einer Größenordnung von 
über 3.000.000 Euro für 2015 ergeben, so stellt dies, gemessen am Gesamtvolumen 
der Bilanz zum 31.12.2015 mit einem Gesamtvolumen i. H. v. 128.811.759,63 Euro, 
nur eine relativ geringfügige Abweichung dar. Die dauernde Leistungsfähigkeit der 
Gemeinde Rastede ist weiterhin gegeben. Hierfür spricht allein schon der Ausweis 
einer positiven Nettoposition i. H. v. 114.340.343,70 Euro in der Bilanz. Mit Ausnah-
me der vorgenannten Einschränkung wird vom Rechnungsprüfungsamt testiert, dass 
der Jahresabschluss im Wesentlichen den gesetzlichen Vorschriften und den sie er-
gänzenden Bestimmungen der Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestim-
mungen entspricht. 
 
Zu den gesonderten Prüfungsbemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes ist eine 
Stellungnahme erstellt worden. Sie ist in der Anlage beigefügt. Im Ergebnis ergeben 
sich, auch unter Berücksichtigung des eingeschränkten Bestätigungsvermerks, keine 
Feststellungen oder Beanstandungen, die einer Entlastung des Bürgermeisters ent-
gegenstehen. 
 
Der Rat entscheidet nach § 58 Abs. 1 Nr. 10 i. V. m. § 110 Abs. 6 S. 2 NKomVG, wie 
das Jahresergebnis zu verwenden ist. Ein Überschuss ist dabei stets der Über-
schussrücklage zuzuführen. Die Überschussrücklage kann für den Ausgleich von 
Fehlbeträgen im Ergebnishaushalt verwendet werden. 
 
Basierend auf den Ergebnissen der kostenrechnenden Einrichtungen für das Jahr 
2015 ist im Rahmen des sogenannten „Ergebnisverwendungsbeschlusses“ aus dem 
Jahresergebnis heraus die Zuführung an den Sonderposten bzw. die Entnahme aus 
dem Sonderposten für den Gebührenausgleich zu beschließen. Die Zuführung an 
den Sonderposten und die Entnahme aus dem Sonderposten für den Gebührenaus-
gleich stellen weder Ertrag noch Aufwand dar und haben somit keinen Einfluss auf 
das Jahresergebnis. 
 
Im Ergebnis wird die Verwendung der Überschüsse aus dem Ergebnishaushalt wie 
folgt vorgeschlagen: 
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ordentliches Ergebnis:  4.027.520,82 € 

Kostenrechnende 
Einrichtungen 

Ergebnis 
Überschuss + 

Defizit - 

Sonderposten 
Gebührenausgleich 

 - Zuführung/Entnahme -  

zentrale Abwasserbeseitigung -29.238,68 € Entnahme 29.238,68 € 

dezentrale Abwasserbeseitigung -7.404,65 € Entnahme 7.404,65 € 

Straßenreinigung -18.156,54 € Entnahme 18.156,54 € 

Wochenmarkt 3.417,42 € Zuführung -3.417,42 € 

Niederschlagswasserbeseitigung -2.629,31 € Entnahme 2.629,31 € 

  
Summe:  4.081.532,58 € 

Zuführung zur Überschussrücklage ordentliche Ergebnisse:  4.081.532,58 € 

  

außerordentliches Ergebnis:  386.327,84 € 

Zuführung zur Überschussrücklage außerordentliche Ergebnisse:  386.327,84 € 

 
Das ordentliche und das außerordentliche Ergebnis werden in der Bilanz unter der 
Position 1.3.2.1 kumuliert als Jahresergebnis i. H. v. 4.413.848,66 Euro dargestellt 
(ohne Verwendung der Überschüsse). Hinsichtlich des in der Bilanz unter Position 
1.3.2.0 ausgewiesenen Betrages ist zu beachten, dass hierin noch die Ergebnisse 
aus den Vorjahren enthalten sind. Eine Bereinigung dieser Position zu Gunsten der 
Positionen der Überschussrücklagen (ordentlich bzw. außerordentlich) erfolgt erst im 
Jahresabschluss des Jahres, in dem der „Ergebnisverwendungsbeschluss“ erfolgt 
ist. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entfällt. 
 
 
Anlagen: 
 

 Jahresrechnung 2015 

 Prüfungsbericht Jahresabschluss 2015 des Rechnungsprüfungsamt 

 Stellungnahme zum Prüfungsbericht 
 



 
 

 

 
 

 

 

 

 

Jahresrechnung 2015 
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Jahresrechnung 2015 
 

Feststellungserklärung 
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Feststellungserklärung zum Jahresabschluss 2015 
 
 
 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2015 der Gemeinde Rastede wurde gemäß den 
Vorschriften des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) und 
der Niedersächsischen Gemeindehaushalts- und Kassenverordnung (GemHKVO) 
aufgestellt. 

Der Jahresabschluss enthält alle in § 128 NKomVG geforderten Bestandteile und 
Anlagen. 

Gemäß § 128 Abs. 1 NKomVG wird hiermit die Vollständigkeit und Richtigkeit des 
Jahresabschlusses 2015 festgestellt. 

Rastede, den 13.07.2016 

     _____________________________                           ______________________ 
Dudek                                                                       von Essen 

Leiter Fachbereich Haushalt und Finanzen                                    Bürgermeister 
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Ergebnisrechnung einschließlich Plan-Ist-Vergleich 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 
Vorjahr 

Ergebnis 
Haushaltsjahr 

Ansatz 
Haushaltsjahr 

Differenz aus Spalte 5: 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Aufwendungen 
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben -18.294.081,12 -20.265.439,88 -19.202.000,00 1.063.439,88  

02. Zuwendungen und allgemeine 
Umlagen -5.216.144,07 -4.435.283,80 -3.726.690,00 708.593,80  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -1.877.276,82 -1.757.539,10 -1.767.614,00 -10.074,90  

04. sonstige Transfererträge -393.916,84 -270.064,19 -292.600,00 -22.535,81  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -3.019.802,68 -3.218.800,30 -3.537.450,00 -318.649,70  

06. privatrechtliche Entgelte -3.096.070,39 -2.355.207,26 -2.335.405,00 19.802,26  

07. Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen -737.848,75 -327.048,37 -725.360,00 -398.311,63  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -209.704,56 -546.680,63 -139.000,00 407.680,63  

09. aktivierte Eigenleistung      

10. Bestandsveränderungen 1.630.667,75 0,00 855.000,00 855.000,00  

11. sonstige ordentliche Erträge -562.427,56 -992.220,75 -762.300,00 229.920,75  

12.= Summe ordentliche Erträge -31.776.605,04 -34.168.284,28 -31.633.419,00 2.534.865,28  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 7.797.949,30 7.899.761,50 7.930.800,00 31.038,50  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen 5.137.779,70 5.179.231,28 6.334.459,06 1.155.227,78  

16. Abschreibungen 3.777.397,62 3.829.707,22 3.343.723,00 -485.984,22  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 104.827,14 35.675,15 344.000,00 308.324,85  

18. Transferaufwendungen 10.869.070,19 11.533.892,69 11.732.944,94 199.052,25  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1.842.331,30 1.662.495,62 2.077.632,54 415.136,92  

20.= Summe ordentliche 
Aufwendungen 29.529.355,25 30.140.763,46 31.763.559,54 1.622.796,08  

21. ordentliches Ergebnis -2.247.249,79 -4.027.520,82 130.140,54 4.157.661,36  

22. außerordentliche Erträge -422.559,54 -894.641,18  894.641,18  

23. außerordentliche Aufwendungen 549.396,68 508.313,34  -508.313,34  

24. außerordentliches Ergebnis 126.837,14 -386.327,84  386.327,84  

Jahresergebnis -2.120.412,65 -4.413.848,66 130.140,54 4.543.989,20  
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Finanzrechnung einschließlich Plan-Ist-Vergleich 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Spalte 5: 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Auszahlungen - 
Euro - 

Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben -17.886.829,60 -20.305.123,07 -19.202.000,00 1.103.123,07  

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -5.292.758,33 -4.590.580,76 -3.726.690,00 863.890,76  

03. sonstige Transfereinzahlungen -305.019,94 -262.328,64 -292.600,00 -30.271,36  

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -3.178.048,50 -3.312.896,14 -3.537.450,00 -224.553,86  

05. privatrechtliche Entgelte -479.201,37 -508.562,74 -585.405,00 -76.842,26  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -752.808,06 -455.383,34 -725.360,00 -269.976,66  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen -45.405,77 -655.914,90 -139.000,00 516.914,90  

08. Einzahl. aus d. Veräußerung geringwert. 
Vermögensgegenstände -452,76 -150,00  150,00  

09. sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -538.518,77 -1.052.606,31 -760.300,00 292.306,31  

10. = Summe der Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -28.479.043,10 -31.143.545,90 -28.968.805,00 2.174.740,90  

Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 7.498.429,68 7.840.855,46 7.941.100,00 100.244,54  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahl. f. Sach- u. Dienstl. u. GWG 5.465.885,72 5.443.118,50 6.231.214,00 788.095,50  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen 104.827,14 35.573,15 344.000,00 308.426,85  

15. Transferauszahlungen 11.084.677,02 11.370.782,51 11.709.800,00 339.017,49  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 2.095.520,55 1.879.610,16 1.994.022,00 114.411,84  

17. = Summe der Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 26.249.340,11 26.569.939,78 28.220.136,00 1.650.196,22  

18. Saldo aus laufender 
Verwaltungstätigkeit -2.229.702,99 -4.573.606,12 -748.669,00 3.824.937,12  
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Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Spalte 5: 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Auszahlungen - 
Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeit      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -432.020,67 -560.496,30 -688.500,00 -128.003,70  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für 
Investitionstätigkeit -2.465.665,62 -1.092.250,18 -911.000,00 181.250,18  

21. Veräußerung von Sachvermögen -2.808.086,66 -1.012.787,50 -3.020.100,00 -2.007.312,50  

22. Veräußerung von 
Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit -217.760,00 -204.217,85 -202.000,00 2.217,85  

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit -5.923.532,95 -2.869.751,83 -4.821.600,00 -1.951.848,17  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Auszahl. f.d. Erw. v. Grdstcken. u. 
Gebäuden 1.786.990,04 1.535.645,26 1.808.000,00 272.354,74  

26. Auszahlungen für Baumaßnahmen 8.966.401,85 6.613.022,88 9.292.500,00 2.679.477,12  

27. Auszahl. f.d. Erw.v. bewegl. 
Sachvermögen 1.316.784,45 813.837,55 758.150,00 -55.687,55  

28. Auszahlungen für 
Finanzvermögensanlagen 44,52 43.276,15 43.200,00 -76,15  

29. Auszahlungen f. aktivierbare 
Zuwendungen 503.783,23 554.635,36 1.164.400,00 609.764,64  

30. Sonstige Investitionstätigkeit 12.751,83 14.242,65 11.700,00 -2.542,65  

31. = Summe Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 12.586.755,92 9.574.659,85 13.077.950,00 3.503.290,15  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 6.663.222,97 6.704.908,02 8.256.350,00 1.551.441,98  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-
Fehlbetrag 4.433.519,98 2.131.301,90 7.507.681,00 5.376.379,10  

34. Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit -5.900,00 -79.500,00 -8.065.681,00 -7.986.181,00  

35. Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 418.480,06 404.676,30 558.000,00 153.323,70  

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit 412.580,06 325.176,30 -7.507.681,00 -7.832.857,30  

37. Summe der Salden aus Zeile 33 und 36 4.846.100,04 2.456.478,20 0,00 -2.456.478,20  

38. Haushaltsunwirksame Einzahlungen -8.790.914,09 -7.931.992,15  7.931.992,15  

39. Haushaltsunwirksame Auszahlungen 7.213.581,32 6.409.373,94  -6.409.373,94  

40. Saldo aus haushaltsunwirksamen 
Vorgängen -1.577.332,77 -1.522.618,21  1.522.618,21  

41. Bestand an Zahlungsmitteln am Anfang 
des Jahres 5.027.864,78 3.769.033,00  -3.769.033,00  

42. Bestand an Zahlungsmitteln am Ende 
des Haushaltsjahres 8.296.632,05 4.702.892,99 0,00 -4.702.892,99  
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Jahresrechnung 2015 
 

Teilhaushalt 1_01 
 
 

Gemeindeorgane 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH1_01 Gemeindeorgane 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -112,50  112,50  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -112,50  112,50  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 250.274,16 252.662,25 260.700,00 8.037,75  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 15.565,47 14.920,13 29.000,00 14.079,87  

16. Abschreibungen 2.560,89 2.561,00 6.698,00 4.137,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 14.320,00 15.227,50 14.600,00 -627,50  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 148.097,14 147.962,13 154.700,00 6.737,87  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 430.817,66 433.333,01 465.698,00 32.364,99  

21. ordentliches Ergebnis 430.817,66 433.220,51 465.698,00 32.477,49  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 283,90 1.191,65  -1.191,65  

24. außerordentliches Ergebnis 283,90 1.191,65  -1.191,65  

25. Jahresergebnis 431.101,56 434.412,16 465.698,00 31.285,84  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -431.851,75 -434.443,79 -465.698,00 -31.254,21  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 750,19 31,63  -31,63  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -431.101,56 -434.412,16 -465.698,00 -31.285,84  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH1_01 Gemeindeorgane 

Produkt   P1.01.00.111100 Gemeindeorgane 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -112,50  112,50  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -112,50  112,50  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 250.274,16 252.662,25 260.700,00 8.037,75  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 15.565,47 14.920,13 29.000,00 14.079,87  

16. Abschreibungen 2.560,89 2.561,00 6.698,00 4.137,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 14.320,00 15.227,50 14.600,00 -627,50  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 148.097,14 147.962,13 154.700,00 6.737,87  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 430.817,66 433.333,01 465.698,00 32.364,99  

21. ordentliches Ergebnis 430.817,66 433.220,51 465.698,00 32.477,49  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 283,90 1.191,65  -1.191,65  

24. außerordentliches Ergebnis 283,90 1.191,65  -1.191,65  

25. Jahresergebnis 431.101,56 434.412,16 465.698,00 31.285,84  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -431.851,75 -434.443,79 -465.698,00 -31.254,21  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 750,19 31,63  -31,63  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -431.101,56 -434.412,16 -465.698,00 -31.285,84  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH1_01 Gemeindeorgane 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen      

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte      

05. privatrechtliche Entgelte      

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -112,50  112,50  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen      

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit  -112,50  112,50  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 248.936,89 254.788,47 260.700,00 5.911,53  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 15.418,67 15.085,13 29.000,00 13.914,87  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 14.300,00 15.247,50 14.600,00 -647,50  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 147.640,59 149.073,46 154.700,00 5.626,54  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 426.296,15 434.194,56 459.000,00 24.805,44  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 426.296,15 434.082,06 459.000,00 24.917,94  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH1_01 Gemeindeorgane 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit      

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen      

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen      

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen 285,89 250,00 1.000,00 750,00  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 285,89 250,00 1.000,00 750,00  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 285,89 250,00 1.000,00 750,00  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 426.582,04 434.332,06 460.000,00 25.667,94  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 426.582,04 434.332,06 460.000,00 25.667,94  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH1_01 Gemeindeorgane 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.001000.525 2014 Zuschuss EDV-Ausstatt. Ratsmitgl. 285,89 250,00  -250,00 

I1.001000 2014 Zuschuss EDV-Ausstatt. Ratsmitgl. 285,89 250,00  -250,00 

I1.001001.525 Zusch. EDV-Ausst. Ratsmitglieder 2015 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.001001 Zusch. EDV-Ausst. Ratsmitglieder 2015 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

Zwischensumme 285,89 250,00 1.000,00 750,00 

Gesamtsumme 285,89 250,00 1.000,00 750,00 
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Jahresrechnung 2015 
 

Teilhaushalt 2_01 
 
 

Gleichstellungsbeauftragte 
 

 



16 

 

 

 

A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH2_01 Gleichstellung von Mann und Frau 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 210,46 244,42 200,00 -44,42  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  56,00 900,00 844,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 6.149,98 6.117,72 6.600,00 482,28  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 6.360,44 6.418,14 7.700,00 1.281,86  

21. ordentliches Ergebnis 6.360,44 6.418,14 7.700,00 1.281,86  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 6.360,44 6.418,14 7.700,00 1.281,86  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -6.361,22 -6.418,14 -7.700,00 -1.281,86  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 0,78     

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -6.360,44 -6.418,14 -7.700,00 -1.281,86  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH2_01 Gleichstellung von Mann und Frau 

Produkt   P1.02.00.111200 Gleichstellung von Mann und Frau 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 210,46 244,42 200,00 -44,42  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  56,00 900,00 844,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 6.149,98 6.117,72 6.600,00 482,28  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 6.360,44 6.418,14 7.700,00 1.281,86  

21. ordentliches Ergebnis 6.360,44 6.418,14 7.700,00 1.281,86  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 6.360,44 6.418,14 7.700,00 1.281,86  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -6.361,22 -6.418,14 -7.700,00 -1.281,86  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 0,78     

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -6.360,44 -6.418,14 -7.700,00 -1.281,86  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH2_01 Gleichstellung von Mann und Frau 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen      

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte      

05. privatrechtliche Entgelte      

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen      

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit      

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 210,46 244,42 200,00 -44,42  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG  56,00 900,00 844,00  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen      

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 6.149,98 6.117,72 6.600,00 482,28  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 6.360,44 6.418,14 7.700,00 1.281,86  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 6.360,44 6.418,14 7.700,00 1.281,86  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH2_01 Gleichstellung von Mann und Frau 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit      

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen      

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen      

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit      

32. Saldo aus Investitionstätigkeit      

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 6.360,44 6.418,14 7.700,00 1.281,86  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 6.360,44 6.418,14 7.700,00 1.281,86  
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Teilhaushalt 3_01 
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Personal und Organisation 

 



22 

 

 

 

A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH3_01 Innere Verwaltung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -40,00 -40,00 -40,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -1.600,00  -400,00 -400,00  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -18.338,98 -6.586,95 -300,00 6.286,95  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -34,84 -33,31  33,31  

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -222.742,60  222.742,60  

12. =Summe ordentliche Erträge -20.013,82 -229.402,86 -740,00 228.662,86  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 846.574,70 584.133,60 561.000,00 -23.133,60  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 53.104,86 63.305,23 62.000,00 -1.305,23  

16. Abschreibungen 65.053,26 67.822,42 35.637,00 -32.185,42  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 367.866,09 342.610,33 359.800,00 17.189,67  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.332.598,91 1.057.871,58 1.018.437,00 -39.434,58  

21. ordentliches Ergebnis 1.312.585,09 828.468,72 1.017.697,00 189.228,28  

22. außerordentliche Erträge -1.924,74 -3.829,12  3.829,12  

23. außerordentliche Aufwendungen 10.922,52 12.707,71  -12.707,71  

24. außerordentliches Ergebnis 8.997,78 8.878,59  -8.878,59  

25. Jahresergebnis 1.321.582,87 837.347,31 1.017.697,00 180.349,69  

26a Erträge aus ILV 3811*   -6.500,00 -6.500,00  

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.444.222,45 -1.182.470,00 -1.140.512,40 41.957,60  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.302,39     

27b Aufwand aus Umlage 91* 3,10 222.609,29  -222.609,29  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 121.334,09 122.513,40 129.315,40 6.802,00  

28. Saldo aus ILV -1.321.582,87 -837.347,31 -1.017.697,00 -180.349,69  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH3_01 Innere Verwaltung 

Produkt   P1.03.02.111210 Personalangelegenheiten 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -222.742,60  222.742,60  

12. =Summe ordentliche Erträge  -222.742,60  222.742,60  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 418.957,73 140.722,75 131.100,00 -9.622,75  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 191,00 530,00 1.400,00 870,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 77,20 56,20 1.100,00 1.043,80  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 419.225,93 141.308,95 133.600,00 -7.708,95  

21. ordentliches Ergebnis 419.225,93 -81.433,65 133.600,00 215.033,65  

22. außerordentliche Erträge -1.760,07 -1.851,03  1.851,03  

23. außerordentliche Aufwendungen  167,57  -167,57  

24. außerordentliches Ergebnis -1.760,07 -1.683,46  1.683,46  

25. Jahresergebnis 417.465,86 -83.117,11 133.600,00 216.717,11  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -417.468,96 -139.492,18 -133.600,00 5.892,18  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 3,10 222.609,29  -222.609,29  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -417.465,86 83.117,11 -133.600,00 -216.717,11  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH3_01 Innere Verwaltung 

Produkt   P1.03.02.111230 Organisation und Einrichtungen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -40,00 -40,00 -40,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -1.600,00  -400,00 -400,00  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -18.338,98 -6.586,95 -300,00 6.286,95  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -34,84 -33,31  33,31  

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -20.013,82 -6.660,26 -740,00 5.920,26  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 427.616,97 443.410,85 429.900,00 -13.510,85  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 52.913,86 62.775,23 60.600,00 -2.175,23  

16. Abschreibungen 65.053,26 67.822,42 35.637,00 -32.185,42  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 367.788,89 342.554,13 358.700,00 16.145,87  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 913.372,98 916.562,63 884.837,00 -31.725,63  

21. ordentliches Ergebnis 893.359,16 909.902,37 884.097,00 -25.805,37  

22. außerordentliche Erträge -164,67 -1.978,09  1.978,09  

23. außerordentliche Aufwendungen 10.922,52 12.540,14  -12.540,14  

24. außerordentliches Ergebnis 10.757,85 10.562,05  -10.562,05  

25. Jahresergebnis 904.117,01 920.464,42 884.097,00 -36.367,42  

26a Erträge aus ILV 3811*   -6.500,00 -6.500,00  

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.026.753,49 -1.042.977,82 -1.006.912,40 36.065,42  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.302,39     

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 121.334,09 122.513,40 129.315,40 6.802,00  

28. Saldo aus ILV -904.117,01 -920.464,42 -884.097,00 36.367,42  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH3_01 Innere Verwaltung 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen      

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -1.600,00  -400,00 -400,00  

05. privatrechtliche Entgelte  -300,00  300,00  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -18.338,98 -7.866,73 -300,00 7.566,73  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen -1.794,91 -1.884,34  1.884,34  

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG -50,00     

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen      

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -21.783,89 -10.051,07 -700,00 9.351,07  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 565.980,19 585.725,17 571.300,00 -14.425,17  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 57.104,74 71.421,03 62.000,00 -9.421,03  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen      

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 373.205,85 354.391,63 342.800,00 -11.591,63  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 996.290,78 1.011.537,83 976.100,00 -35.437,83  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 974.506,89 1.001.486,76 975.400,00 -26.086,76  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH3_01 Innere Verwaltung 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen -114,67 -1.678,09  1.678,09  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit -114,67 -1.678,09  1.678,09  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen  2.749,99  -2.749,99  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 72.978,75 72.959,05 18.700,00 -54.259,05  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen 12.751,83 14.242,65 11.700,00 -2.542,65  

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 85.730,58 89.951,69 30.400,00 -59.551,69  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 85.615,91 88.273,60 30.400,00 -57.873,60  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 1.060.122,80 1.089.760,36 1.005.800,00 -83.960,36  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 1.060.122,80 1.089.760,36 1.005.800,00 -83.960,36  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH3_01 Innere Verwaltung 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.000445.510 2013 Sammelposten - Org. und Einrichtung 1.208,18 0,00  0,00 

I1.000445 2013 Sammelposten - Org. und Einrichtung 1.208,18 0,00  0,00 

I1.009007.510 2014 Sammelposten Inventar - Rath. 39.609,91 11.871,64  -11.871,64 

I1.009007 2014 Sammelposten Inventar - Rath. 39.609,91 11.871,64  -11.871,64 

I1.009017.510 2015 Sammelposten Inventar - Rath. 0,00 25.183,22 15.000,00 -10.183,22 

I1.009017 2015 Sammelposten Inventar - Rath. 0,00 25.183,22 15.000,00 -10.183,22 

I1.009039.510 Novell-Ersatz (Software), Rathaus 1.754,66 0,00  0,00 

I1.009039 Novell-Ersatz (Software), Rathaus 1.754,66 0,00  0,00 

I1.009044.510 Erweit. Schnittstelle SAP/KLM, Rathaus 1.475,60 0,00  0,00 

I1.009044 Erweit. Schnittstelle SAP/KLM, Rathaus 1.475,60 0,00  0,00 

I1.009048.510 2014 Sammelposten (Geb.) - Rathaus 655,89 0,00  0,00 

I1.009048 2014 Sammelposten (Geb.) - Rathaus 655,89 0,00  0,00 

I1.009049.510 Zeiterfassungsterminal, Rathaus 1.582,40 0,00  0,00 

I1.009049 Zeiterfassungsterminal, Rathaus 1.582,40 0,00  0,00 

I1.009050.510 MTZ Business Solutions (Software), Ratha 3.408,90 0,00  0,00 

I1.009050 MTZ Business Solutions (Software), Ratha 3.408,90 0,00  0,00 

I1.009053.510 Datensicherung Acronis (Softw.), Rathaus 0,00 1.770,79 2.500,00 729,21 

I1.009053 Datensicherung Acronis (Softw.), Rathaus 0,00 1.770,79 2.500,00 729,21 

I1.009055.510 Rahmenleinwand (mobil) f.Beamer, Rathaus 0,00 1.109,70 1.200,00 90,30 

I1.009055 Rahmenleinwand (mobil) f.Beamer, Rathaus 0,00 1.109,70 1.200,00 90,30 

I1.009059.510 Erw. Cosoba-Modul Ausschreib.,Rath. allg 2.833,39 0,00  0,00 

I1.009059 Erw. Cosoba-Modul Ausschreib.,Rath. allg 2.833,39 0,00  0,00 

I1.009060.510 2015 Sammelposten (Geb.) - Rathaus 0,00 2.568,63  -2.568,63 

I1.009060 2015 Sammelposten (Geb.) - Rathaus 0,00 2.568,63  -2.568,63 

I1.009061.510 Cosoba (1 Lizenz), Rathaus allg. 0,00 2.259,81  -2.259,81 

I1.009061 Cosoba (1 Lizenz), Rathaus allg. 0,00 2.259,81  -2.259,81 

I1.009062.510 Erw. Schnittstelle FM-Tools/SAP, Rathaus 0,00 7.378,00  -7.378,00 

I1.009062 Erw. Schnittstelle FM-Tools/SAP, Rathaus 0,00 7.378,00  -7.378,00 

I1.009063.510 Lochentwertungsmaschine, Rathaus 0,00 3.032,12  -3.032,12 

I1.009063 Lochentwertungsmaschine, Rathaus 0,00 3.032,12  -3.032,12 

I1.009064.500 Sicherheitsscheibe mit Durchspr.,Rathaus 0,00 2.749,99  -2.749,99 

I1.009064 Sicherheitsscheibe mit Durchspr.,Rathaus 0,00 2.749,99  -2.749,99 

Zwischensumme 52.528,93 57.923,90 18.700,00 -39.223,90 

Gesamtsumme 52.528,93 57.923,90 18.700,00 -39.223,90 
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Teilhaushalt 3_02 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben -18.294.081,12 -20.265.439,88 -19.202.000,00 1.063.439,88  

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -4.499.688,00 -3.262.136,00 -2.927.000,00 335.136,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -235.278,00 -235.277,00 -235.275,00 2,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte  -50,00  50,00  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -59.399,84 -3.174,29 -53.500,00 -50.325,71  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -209.634,88 -546.614,00 -46.000,00 500.614,00  

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -558.027,48 -755.720,26 -759.200,00 -3.479,74  

12. =Summe ordentliche Erträge -23.856.109,32 -25.068.411,43 -23.222.975,00 1.845.436,43  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 435.279,71 440.460,86 460.000,00 19.539,14  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.446,81 1.292,40 800,00 -492,40  

16. Abschreibungen 54.740,53 46.043,40 70.000,00 23.956,60  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 104.827,14 35.675,15 344.000,00 308.324,85  

18. Transferaufwendungen 8.490.989,00 8.996.457,00 8.970.900,00 -25.557,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 45.748,84 45.949,97 110.700,00 64.750,03  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 9.133.032,03 9.565.878,78 9.956.400,00 390.521,22  

21. ordentliches Ergebnis -14.723.077,29 -15.502.532,65 -13.266.575,00 2.235.957,65  

22. außerordentliche Erträge -58.268,92 -191.689,93  191.689,93  

23. außerordentliche Aufwendungen 1.340,00 2.227,47  -2.227,47  

24. außerordentliches Ergebnis -56.928,92 -189.462,46  189.462,46  

25. Jahresergebnis -14.780.006,21 -15.691.995,11 -13.266.575,00 2.425.420,11  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -413.407,10 -440.283,71 -403.220,00 37.063,71  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 19,00 761,50 7.220,00 6.458,50  

27b Aufwand aus Umlage 91* 28.964,47 0,14  -0,14  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -384.423,63 -439.522,07 -396.000,00 43.522,07  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -15.164.429,84 -16.131.517,18 -13.662.575,00 2.468.942,18  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Produkt   P1.03.03.111500 Finanzverwaltung und Rechnungsprüfung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte  -50,00  50,00  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -57.346,41 -3.174,29 -53.500,00 -50.325,71  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -5.854,88  -1.000,00 -1.000,00  

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -62.676,10 -69.749,95 -61.000,00 8.749,95  

12. =Summe ordentliche Erträge -125.877,39 -72.974,24 -115.500,00 -42.525,76  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 435.279,71 440.460,86 460.000,00 19.539,14  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.446,81 1.292,40 800,00 -492,40  

16. Abschreibungen 34.179,00 22.931,02  -22.931,02  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 38.055,50 45.584,56 50.700,00 5.115,44  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 508.961,02 510.268,84 511.500,00 1.231,16  

21. ordentliches Ergebnis 383.083,63 437.294,60 396.000,00 -41.294,60  

22. außerordentliche Erträge  0,00  0,00  

23. außerordentliche Aufwendungen 1.340,00 2.227,47  -2.227,47  

24. außerordentliches Ergebnis 1.340,00 2.227,47  -2.227,47  

25. Jahresergebnis 384.423,63 439.522,07 396.000,00 -43.522,07  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -413.407,10 -440.283,71 -403.220,00 37.063,71  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 19,00 761,50 7.220,00 6.458,50  

27b Aufwand aus Umlage 91* 28.964,47 0,14  -0,14  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -384.423,63 -439.522,07 -396.000,00 43.522,07  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Produkt   P1.03.03.611000 Steuern, allgem. Zuweisungen, Umlagen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben -18.294.081,12 -20.265.439,88 -19.202.000,00 1.063.439,88  

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -4.499.688,00 -3.262.136,00 -2.927.000,00 335.136,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -235.278,00 -235.277,00 -235.275,00 2,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -2.053,43     

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -203.780,00 -546.614,00 -45.000,00 501.614,00  

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -492.636,83 -685.240,23 -1.000,00 684.240,23  

12. =Summe ordentliche Erträge -23.727.517,38 -24.994.707,11 -22.410.275,00 2.584.432,11  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 20.529,93 23.034,19 70.000,00 46.965,81  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 78.231,00 9.906,00 55.000,00 45.094,00  

18. Transferaufwendungen 8.490.989,00 8.996.457,00 8.970.900,00 -25.557,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 7.384,52     

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 8.597.134,45 9.029.397,19 9.095.900,00 66.502,81  

21. ordentliches Ergebnis -15.130.382,93 -15.965.309,92 -13.314.375,00 2.650.934,92  

22. außerordentliche Erträge -32.886,64 -189.293,93  189.293,93  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis -32.886,64 -189.293,93  189.293,93  

25. Jahresergebnis -15.163.269,57 -16.154.603,85 -13.314.375,00 2.840.228,85  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -15.163.269,57 -16.154.603,85 -13.314.375,00 2.840.228,85  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Produkt   P1.03.03.612000 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -2.405,73 -464,67 -697.200,00 -696.735,33  

12. =Summe ordentliche Erträge -2.405,73 -464,67 -697.200,00 -696.735,33  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 31,60 78,19  -78,19  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 26.596,14 25.769,15 289.000,00 263.230,85  

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen  100,00 60.000,00 59.900,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 26.627,74 25.947,34 349.000,00 323.052,66  

21. ordentliches Ergebnis 24.222,01 25.482,67 -348.200,00 -373.682,67  

22. außerordentliche Erträge -25.382,28 -2.396,00  2.396,00  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis -25.382,28 -2.396,00  2.396,00  

25. Jahresergebnis -1.160,27 23.086,67 -348.200,00 -371.286,67  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -1.160,27 23.086,67 -348.200,00 -371.286,67  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben -17.886.829,60 -20.305.123,07 -19.202.000,00 1.103.123,07  

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -4.499.688,00 -3.262.136,00 -2.927.000,00 335.136,00  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte  -50,00  50,00  

05. privatrechtliche Entgelte      

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -2.053,43 -60.520,70 -53.500,00 7.020,70  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen -31.360,14 -556.608,45 -46.000,00 510.608,45  

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -484.327,81 -997.277,63 -757.200,00 240.077,63  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -22.904.258,98 -25.181.715,85 -22.985.700,00 2.196.015,85  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 440.680,51 439.710,04 460.000,00 20.289,96  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 1.306,81 1.432,40 800,00 -632,40  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen 104.827,14 35.573,15 344.000,00 308.426,85  

15. Transferauszahlungen 8.673.039,00 8.832.426,00 8.970.900,00 138.474,00  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 100.953,39 113.716,02 110.700,00 -3.016,02  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 9.320.806,85 9.422.857,61 9.886.400,00 463.542,39  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -13.583.452,13 -15.758.858,24 -13.099.300,00 2.659.558,24  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit      

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen      

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen      

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit      

32. Saldo aus Investitionstätigkeit      

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag -13.583.452,13 -15.758.858,24 -13.099.300,00 2.659.558,24  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit -5.900,00 -79.500,00 -6.814.681,00 -6.735.181,00  

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 418.480,06 404.676,30 558.000,00 153.323,70  

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit 412.580,06 325.176,30 -6.256.681,00 -6.581.857,30  

37. Finanzmittelveränderung -13.170.872,07 -15.433.681,94 -19.355.981,00 -3.922.299,06  
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -670.627,39 -79.279,72  79.279,72  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -34,84 -33,32 -93.000,00 -92.966,68  

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen 847.090,25     

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge 176.428,02 -79.313,04 -93.000,00 -13.686,96  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 123.572,51 153.070,98 163.900,00 10.829,02  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.370,06 1.153,61 11.400,00 10.246,39  

16. Abschreibungen 129.194,16 123.500,55 38.000,00 -85.500,55  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 408.585,41 393.680,11 372.000,00 -21.680,11  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 13.342,48 22.554,85 16.400,00 -6.154,85  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 676.064,62 693.960,10 601.700,00 -92.260,10  

21. ordentliches Ergebnis 852.492,64 614.647,06 508.700,00 -105.947,06  

22. außerordentliche Erträge -12.215,88 -96.900,38  96.900,38  

23. außerordentliche Aufwendungen 459,49 588,26  -588,26  

24. außerordentliches Ergebnis -11.756,39 -96.312,12  96.312,12  

25. Jahresergebnis 840.736,25 518.334,94 508.700,00 -9.634,94  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.013,90 -2.369,75  2.369,75  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 68.108,81 76.242,32 75.434,04 -808,28  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 19.759,07 26.472,40 24.130,88 -2.341,52  

28. Saldo aus ILV 86.853,98 100.344,97 99.564,92 -780,05  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 927.590,23 618.679,91 608.264,92 -10.414,99  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Produkt   P1.03.01.571000 Wirtschaftsförderung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -670.627,39 -79.279,72  79.279,72  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen 847.090,25     

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge 176.462,86 -79.279,72  79.279,72  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 118.208,32 147.675,20 157.800,00 10.124,80  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.370,06 1.153,61 11.400,00 10.246,39  

16. Abschreibungen 56.500,28 66.388,00  -66.388,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 2.145,00 9.905,62 1.000,00 -8.905,62  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 13.342,48 22.553,35 16.400,00 -6.153,35  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 191.566,14 247.675,78 186.600,00 -61.075,78  

21. ordentliches Ergebnis 368.029,00 168.396,06 186.600,00 18.203,94  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 294,60 456,10  -456,10  

24. außerordentliches Ergebnis 294,60 456,10  -456,10  

25. Jahresergebnis 368.323,60 168.852,16 186.600,00 17.747,84  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -2.257,77  2.257,77  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 28.136,81 39.818,85 39.626,00 -192,85  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 12.978,23 26.472,40 24.130,88 -2.341,52  

28. Saldo aus ILV 40.828,24 64.033,48 63.756,88 -276,60  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 409.151,84 232.885,64 250.356,88 17.471,24  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Produkt   P1.03.01.573100 Allg. Einrichtungen und Unternehmen (einschl. Beteiligungen) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -34,84 -33,32 -93.000,00 -92.966,68  

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -34,84 -33,32 -93.000,00 -92.966,68  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 538,32 434,53 800,00 365,47  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 72.693,88 57.112,55 38.000,00 -19.112,55  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 406.440,41 383.774,49 371.000,00 -12.774,49  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen  1,50  -1,50  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 479.672,61 441.323,07 409.800,00 -31.523,07  

21. ordentliches Ergebnis 479.637,77 441.289,75 316.800,00 -124.489,75  

22. außerordentliche Erträge -12.215,88 -96.900,38  96.900,38  

23. außerordentliche Aufwendungen 164,89 127,24  -127,24  

24. außerordentliches Ergebnis -12.050,99 -96.773,14  96.773,14  

25. Jahresergebnis 467.586,78 344.516,61 316.800,00 -27.716,61  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -289,90 -15,67  15,67  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 20.934,77 19.287,18 18.887,84 -399,34  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 6.780,84     

28. Saldo aus ILV 27.425,71 19.271,51 18.887,84 -383,67  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 495.012,49 363.788,12 335.687,84 -28.100,28  

  



41 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Produkt   P1.03.01.575000 Tourismus 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 4.825,87 4.961,25 5.300,00 338,75  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.825,87 4.961,25 5.300,00 338,75  

21. ordentliches Ergebnis 4.825,87 4.961,25 5.300,00 338,75  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen  4,92  -4,92  

24. außerordentliches Ergebnis  4,92  -4,92  

25. Jahresergebnis 4.825,87 4.966,17 5.300,00 333,83  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -437,20 -96,31  96,31  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 19.037,23 17.136,29 16.920,20 -216,09  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 18.600,03 17.039,98 16.920,20 -119,78  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 23.425,90 22.006,15 22.220,20 214,05  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen      

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte      

05. privatrechtliche Entgelte      

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen -12.250,72 -97.422,11 -93.000,00 4.422,11  

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen  -11,59  11,59  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -12.250,72 -97.433,70 -93.000,00 4.433,70  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 122.604,91 152.695,18 163.900,00 11.204,82  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 1.370,06 1.153,61 11.400,00 10.246,39  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 411.989,00 390.453,52 351.000,00 -39.453,52  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 13.431,77 23.568,49 6.100,00 -17.468,49  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 549.395,74 567.870,80 532.400,00 -35.470,80  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 537.145,02 470.437,10 439.400,00 -31.037,10  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen -681.125,62 1.482.499,61 -750.000,00 -2.232.499,61  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit -681.125,62 1.482.499,61 -750.000,00 -2.232.499,61  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden 1.156.722,85     

26. Baumaßnahmen      

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen      

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen 44,52 43.276,15 43.200,00 -76,15  

29. Aktivierbare Zuwendungen 250.586,05 401.644,54 301.000,00 -100.644,54  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 1.407.353,42 444.920,69 344.200,00 -100.720,69  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 726.227,80 1.927.420,30 -405.800,00 -2.333.220,30  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 1.263.372,82 2.397.857,40 33.600,00 -2.364.257,40  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 1.263.372,82 2.397.857,40 33.600,00 -2.364.257,40  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.000290.565 2011 Verkauf von Gewerbeflächen -10.498,23 0,00  0,00 

I1.000290 2011 Verkauf von Gewerbeflächen -10.498,23 0,00  0,00 

I1.000292.565 2012 Verkauf von Gewerbeflächen 0,00 97.959,60  -97.959,60 

I1.000292 2012 Verkauf von Gewerbeflächen 0,00 97.959,60  -97.959,60 

I1.000487.525 Zuschuss 2013 Priv.Untern. KMU-Progr. 14.742,65 0,00  0,00 

I1.000487 Zuschuss 2013 Priv.Untern. KMU-Progr. 14.742,65 0,00  0,00 

I1.003003.565 Verkauf Gewerbeflächen 2014 -670.627,39 0,00  0,00 

I1.003003 Verkauf Gewerbeflächen (allgemein) 2014 -670.627,39 0,00  0,00 

I1.003005.525 Zuschuss an private Unternehmen 2014 15.874,35 43.120,75  -43.120,75 

I1.003005 Zuschuss an private Unternehmen 2014 15.874,35 43.120,75  -43.120,75 

I1.003008.510 BPl. 86 Am Autobahnkreuz - Ankauf 773.409,49 0,00  0,00 

I1.003008 BPl. 86 Am Autobahnkreuz 773.409,49 0,00  0,00 

I1.003013.565 Verkauf Gewerbeflächen (allgemein) 2015 0,00 1.384.540,01 -750.000,00 -2.134.540,01 

I1.003013 Verkauf Gewerbeflächen (allgemein) 2015 0,00 1.384.540,01 -750.000,00 -2.134.540,01 

I1.003014.525 Zuschuss an private Unternehmen 2015 0,00 64.555,25 46.000,00 -18.555,25 

I1.003014 Zuschuss an private Unternehmen 2015 0,00 64.555,25 46.000,00 -18.555,25 

I1.003021.525 2013 Zuschuss SW-Beitrag Gewerbegeb. 93.088,03 0,00  0,00 

I1.003021 2013 Zuschuss SW-Beitrag Gewerbegeb. 93.088,03 0,00  0,00 

I1.003022.525 2014 Zuschuss SW-Beitrag Gewerbegeb. 54.187,14 0,00  0,00 

I1.003022 2014 Zuschuss SW-Beitrag Gewerbegeb. 54.187,14 0,00  0,00 

I1.003023.525 2015 Zuschuss SW-Beitrag Gewerbegeb. 0,00 236.855,99 205.000,00 -31.855,99 

I1.003023 2015 Zuschuss SW-Beitrag Gewerbegeb. 0,00 236.855,99 205.000,00 -31.855,99 

I1.003028.510 BPlan 15 A Gew.geb. Liethe - Ankauf 3.Än 383.313,36 0,00  0,00 

I1.003028 BPlan 15 A Gew.geb. Liethe - Ankauf 3.Än 383.313,36 0,00  0,00 

I1.005012.520 2014 Beteilig.Raiff.Warengen., Allg.Einr 34,84 0,00  0,00 

I1.005012 2014 Beteilig.Raiff.Warengen., Allg.Einr 34,84 0,00  0,00 

I1.005013.520 2015 Beteilig.Raiff.Warengen., Allg.Einr 0,00 33,32 100,00 66,68 

I1.005013 2015 Beteilig.Raiff.Warengen., Allg.Einr 0,00 33,32 100,00 66,68 

I1.005016.520 2014 Beteilig.Raiffeisenbank, Allg.Einr. 9,68 0,00  0,00 

I1.005016 2014 Beteilig.Raiffeisenbank, Allg.Einr. 9,68 0,00  0,00 

I1.005017.520 2015 Beteilig.Raiffeisenbank, Allg.Einr. 0,00 10,19 100,00 89,81 

I1.005017 2015 Beteilig.Raiffeisenbank, Allg.Einr. 0,00 10,19 100,00 89,81 

I1.005020.525 Zusch.an Resi f.Behindertenfläche Rennpl 26.148,26 0,00  0,00 

I1.005020 Zusch.an Resi f.Behindertenfläche Rennpl 26.148,26 0,00  0,00 

I1.005021.525 Zusch.an Resi f. Schirme Kögel-Willms-Pl 14.545,62 0,00  0,00 

I1.005021 Zusch.an Resi f. Schirme Kögel-Willms-Pl 14.545,62 0,00  0,00 

I1.005022.525 Zuschuss an Resi für Trinkwasservers. 32.000,00 0,00  0,00 

I1.005022 Zuschuss an Resi für Trinkwasservers. 32.000,00 0,00  0,00 

I1.005025.525 Zuschuss an Resi für Invest.Turnierplatz 0,00 53.896,27 50.000,00 -3.896,27 

I1.005025 Zuschuss an Resi für Invest.Turnierplatz 0,00 53.896,27 50.000,00 -3.896,27 

I1.005029.520 Erwerb Beteiligung Sozst. Ammerl./Weserm 0,00 42.840,00 43.000,00 160,00 

I1.005029 Erwerb Beteiligung Sozst. Ammerl./Weserm 0,00 42.840,00 43.000,00 160,00 

I1.005030.520 Beteil. KNN-EWE Netz GmbH -Thesaurierung 0,00 392,64  -392,64 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.005030 Beteil. KNN-EWE Netz GmbH -Thesaurierung 0,00 392,64  -392,64 

I1.005031.525 Zuschuss an Resi GmbH f. Kögel-Willms-Pl 0,00 3.216,28  -3.216,28 

I1.005031 Zuschuss an Resi GmbH f. Kögel-Willms-Pl 0,00 3.216,28  -3.216,28 

Zwischensumme 726.227,80 1.927.420,30 -405.800,00 -2.333.220,30 

Gesamtsumme 726.227,80 1.927.420,30 -405.800,00 -2.333.220,30 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -615,71 -5.000,00  5.000,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -222.007,81 -219.110,43 -185.562,00 33.548,43  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -7.574,00 -9.883,69  9.883,69  

06. privatrechtliche Entgelte -2.113.186,06 -1.922.416,75 -1.896.080,00 26.336,75  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -6.024,06 -5.754,35 -4.500,00 1.254,35  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen 783.577,50  855.000,00 855.000,00  

11. sonstige ordentliche Erträge  -318,73  318,73  

12. =Summe ordentliche Erträge -1.565.830,14 -2.162.483,95 -1.231.142,00 931.341,95  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 1.001.907,66 975.082,33 1.016.900,00 41.817,67  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 2.505.345,83 2.595.253,66 2.861.536,06 266.282,40  

16. Abschreibungen 850.449,29 876.858,50 707.525,00 -169.333,50  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 2.079,05 2.161,61  -2.161,61  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 65.200,39 62.671,50 41.192,00 -21.479,50  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.424.982,22 4.512.027,60 4.627.153,06 115.125,46  

21. ordentliches Ergebnis 2.859.152,08 2.349.543,65 3.396.011,06 1.046.467,41  

22. außerordentliche Erträge -65.462,70 -264.926,06  264.926,06  

23. außerordentliche Aufwendungen 189.360,09 343.216,61  -343.216,61  

24. außerordentliches Ergebnis 123.897,39 78.290,55  -78.290,55  

25. Jahresergebnis 2.983.049,47 2.427.834,20 3.396.011,06 968.176,86  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -2.017,91 -33.911,27  33.911,27  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 268.310,49 264.564,26 419.095,00 154.530,74  

27b Aufwand aus Umlage 91* 168.483,44 127.907,09 124.622,04 -3.285,05  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* -4.262.539,87 -4.444.721,99 -4.529.156,39 -84.434,40  

28. Saldo aus ILV -3.827.763,85 -4.086.161,91 -3.985.439,35 100.722,56  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -844.714,38 -1.658.327,71 -589.428,29 1.068.899,42  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Produkt   P1.04.02.111600 Liegenschaftsverwaltung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte 0,00     

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge 0,00     

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen      

21. ordentliches Ergebnis 0,00     

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 0,00     

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.444,31 -32.291,86  32.291,86  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 131.534,88 83.204,40 79.567,92 -3.636,48  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 31.667,17 -100.663,99 -12.690,25 87.973,74  

28. Saldo aus ILV 161.757,74 -49.751,45 66.877,67 116.629,12  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 161.757,74 -49.751,45 66.877,67 116.629,12  

  

Das Produkt Liegenschaften wird ausschließlich innerhalb einer 
Kosten und Leistungsrechnung betrieben. 
 
Das Produkt muss sich selbst tragen, weil alle anderen 
Produkte die Dienstleistungen des Produktes Liegenschaften 
„bezahlen“ müssen (= Innere Verrechnungen). Das Produkt 
Liegenschaften selbst behält nur die Erlöse und Kosten, die 
dadurch entstehen, dass Liegenschaften verwaltet werden, die 
nicht (mehr) in der Verantwortung anderer Produkte liegen. 
 
Weil die Aufwendungen des Produktes Liegenschaften in der 
Kostenrechnung nachgewiesen und die Erlöse auch 
ausschließlich dort im Verrechnungswege auf Konten der 
Klasse 9 (Zeilen 26 und 27) gebucht werden, ist eine 
Übertragung der Salden des Produktes Liegenschaften nur auf 
Konten der Klasse 9 möglich (siehe unten Zeilen 26 bis 27) und 
nicht zu Konten der Klasse 3 und 4 (Zeilen 01 bis 25). 
 
In der Zeile 27c ist das Wirtschaftsergebnis des Produktes 
Liegenschaften nachgewiesen. Der Plusbetrag besagt, dass es 
dem Produkt Liegenschaften nicht gelungen ist, die anderen 
Produkten nicht zugeordneten Liegenschaften mit einem 
positiven Ergebnis zu bewirtschaften (also im Saldo ein Erlös 
und keine verbleibenden Kosten). Allerdings, und das ist 
entscheidend, ist zu berücksichtigen, dass die Regiekosten, mit 
denen dieses Produkt belastet wird, nicht noch einmal wieder 
umgelegt werden (können). Im Ergebnis hat dieses Produkt 
deshalb doch sein Wirtschaftsziel erreicht. Dafür ist ein Blick in 
die Kostenrechnung erforderlich. 
 
Die Regiekosten werden ausschließlich auf dieser Seite in den 
Zeilen 26b und 27b nachgewiesen und nicht in 
Kostenrechnung. 
 
Eine andere Buchungs- und Darstellungsform ist nicht möglich. 
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Produkt   P1.04.02.522200 Grunderwerb zur Weiterveräußerung von Bauland 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -1.958.837,33 -1.766.415,19 -1.750.000,00 16.415,19  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen 783.577,50  855.000,00 855.000,00  

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.175.259,83 -1.766.415,19 -895.000,00 871.415,19  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 58.647,26 56.802,92 59.700,00 2.897,08  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 5.188,16  61.000,00 61.000,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 63.835,42 56.802,92 120.700,00 63.897,08  

21. ordentliches Ergebnis -1.111.424,41 -1.709.612,27 -774.300,00 935.312,27  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis -1.111.424,41 -1.709.612,27 -774.300,00 935.312,27  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -573,60 -1.619,41  1.619,41  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 36.948,56 44.702,69 45.054,12 351,43  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 68.577,33 57.952,73 72.939,92 14.987,19  

28. Saldo aus ILV 104.952,29 101.036,01 117.994,04 16.958,03  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -1.006.472,12 -1.608.576,26 -656.305,96 952.270,30  

  



51 

 

 

Teilergebnisrechnung-sonstige   2015 TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -615,71 -5.000,00  5.000,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -222.007,81 -219.110,43 -185.562,00 33.548,43  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -7.574,00 -9.883,69  9.883,69  

06. privatrechtliche Entgelte -154.348,73 -156.001,56 -146.080,00 9.921,56  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -6.024,06 -5.754,35 -4.500,00 1.254,35  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -318,73  318,73  

12. =Summe ordentliche Erträge -390.570,31 -396.068,76 -336.142,00 59.926,76  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 943.260,40 918.279,41 957.200,00 38.920,59  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 2.500.157,67 2.595.253,66 2.800.536,06 205.282,40  

16. Abschreibungen 850.449,29 876.858,50 707.525,00 -169.333,50  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 2.079,05 2.161,61  -2.161,61  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 65.200,39 62.671,50 41.192,00 -21.479,50  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.361.146,80 4.455.224,68 4.506.453,06 51.228,38  

21. ordentliches Ergebnis 3.970.576,49 4.059.155,92 4.170.311,06 111.155,14  

22. außerordentliche Erträge -65.462,70 -264.926,06  264.926,06  

23. außerordentliche Aufwendungen 189.360,09 343.216,61  -343.216,61  

24. außerordentliches Ergebnis 123.897,39 78.290,55  -78.290,55  

25. Jahresergebnis 4.094.473,88 4.137.446,47 4.170.311,06 32.864,59  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 268.310,49 264.564,26 419.095,00 154.530,74  

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90* -4.362.784,37 -4.402.010,73 -4.589.406,06 -187.395,33  

28. Saldo aus ILV -4.094.473,88 -4.137.446,47 -4.170.311,06 -32.864,59  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -615,71 -5.000,00  5.000,00  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -11.720,29 -9.226,44  9.226,44  

05. privatrechtliche Entgelte -164.289,09 -153.295,48 -146.080,00 7.215,48  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -10.010,48 -12.101,98 -4.500,00 7.601,98  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -1.670,12 -1.187,93  1.187,93  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -188.305,69 -180.811,83 -150.580,00 30.231,83  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 999.502,62 980.347,74 1.016.900,00 36.552,26  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 2.638.645,84 2.799.007,50 2.761.841,00 -37.166,50  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 2.079,05 2.669,03  -2.669,03  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 142.804,21 124.048,17 41.192,00 -82.856,17  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 3.783.031,72 3.906.072,44 3.819.933,00 -86.139,44  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 3.594.726,03 3.725.260,61 3.669.353,00 -55.907,61  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen -1.927.035,52 -2.459.636,33 -2.245.000,00 214.636,33  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit -1.927.035,52 -2.459.636,33 -2.245.000,00 214.636,33  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden 435.526,67 1.352.671,08 1.808.000,00 455.328,92  

26. Baumaßnahmen 2.816,14 36.612,45 60.000,00 23.387,55  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen      

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 438.342,81 1.389.283,53 1.868.000,00 478.716,47  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit -1.488.692,71 -1.070.352,80 -377.000,00 693.352,80  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 2.106.033,32 2.654.907,81 3.292.353,00 637.445,19  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 2.106.033,32 2.654.907,81 3.292.353,00 637.445,19  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.014019.500 Dämm. Decken u.Außenwände, Marktpl.geb. 2.816,14 0,00  0,00 

I1.014019 Dämm. Decken u.Außenwände, Marktpl.geb. 2.816,14 0,00  0,00 

I1.014037.565 Verk. Grünfl. "An der Brücke", Liegensch -17.603,50 0,00  0,00 

I1.014037 Verk. Grünfl. "An der Brücke", Liegensch -17.603,50 0,00  0,00 

I1.014038.565 Verk. Flurstk. Buschweg, Liegenschaften -9.030,00 0,00  0,00 

I1.014038 Verk. Flurstk. Buschweg, Liegenschaften -9.030,00 0,00  0,00 

I1.014039.565 Verkauf Ackerfl. Borbecker Weg, Liegen. -1.050,00 0,00  0,00 

I1.014039 Verkauf Ackerfl. Borbecker Weg, Liegen. -1.050,00 0,00  0,00 

I1.014040.565 Verk. Grünfläche Am Stratjeb., Liegensch 0,00 -1.449,00  1.449,00 

I1.014040 Verk. Grünfläche Am Stratjeb., Liegensch 0,00 -1.449,00  1.449,00 

I1.014041.565 Verk. Flurst. Ladestraße, Liegenschaften 0,00 -5.500,00  5.500,00 

I1.014041 Verk. Flurst. Ladestraße, Liegenschaften 0,00 -5.500,00  5.500,00 

I1.014042.510 Bildung eines Erbbaugrunds. Spohler Str. 0,00 593,62  -593,62 

I1.014042 Bildung eines Erbbaugrunds. Spohler Str. 0,00 593,62  -593,62 

I1.014043.500 Rahmenplanung Mühlenstraße, Liegenschaft 0,00 0,00 60.000,00 60.000,00 

I1.014043 Rahmenplanung Mühlenstraße, Liegenschaft 0,00 0,00 60.000,00 60.000,00 

I1.014044.565 Verk. Erbbaugrdstk. Am Schießstand, Lieg 0,00 -43.285,00  43.285,00 

I1.014044 Verk. Erbbaugrdstk. Am Schießstand, Lieg 0,00 -43.285,00  43.285,00 

I1.014045.565 Verk.Grdstk.Versorgungszentrum, Allg.Gru 0,00 -190.675,66  190.675,66 

I1.014045 Verk.Grdstk.Versorgungszentrum, Allg.Gru 0,00 -190.675,66  190.675,66 

I1.014046.565 Verk. Erbbaugrundstk Cäcilienring, Liege 0,00 -67.618,72  67.618,72 

I1.014046 Verk. Erbbaugrundstk Cäcilienring, Liege 0,00 -67.618,72  67.618,72 

I1.014047.565 Verkauf Erbbaugrdstk. Harry-Wilters-Ring 0,00 -48.406,95  48.406,95 

I1.014047 Verkauf Erbbaugrdstk. Harry-Wilters-Ring 0,00 -48.406,95  48.406,95 

I1.014048.510 Erw. Grdstk. Oldenburger Str., Liegensch 0,00 1,00  -1,00 

I1.014048 Erw. Grdstk. Oldenburger Str., Liegensch 0,00 1,00  -1,00 

I1.015012.565 BBPl. 88a (nördl. Havelstr.)- Verkauf 0,00 -664.080,40 -710.000,00 -45.919,60 

I1.015012 BBPl. 88a (nördl. Havelstr.)- Verkauf 0,00 -664.080,40 -710.000,00 -45.919,60 

I1.015013.565 BBPl. 78c (Hahn-Lehmden)- Verkauf 0,00 0,00 -135.000,00 -135.000,00 

I1.015013 BBPl. 78c (Hahn-Lehmden)- Verkauf 0,00 0,00 -135.000,00 -135.000,00 

I1.015014.565 BBPl. 99a (Stratjebusch)- Verkauf -5.200,00 -1.205.145,65 -1.300.000,00 -94.854,35 

I1.015014 BBPl. 99a (Stratjebusch)- Verkauf -5.200,00 -1.205.145,65 -1.300.000,00 -94.854,35 

I1.015015.510 Ankauf Am Stratjebusch, Wohnbau 223.662,46 11.468,53  -11.468,53 

I1.015015 Ankauf Am Stratjebusch, Wohnbau 223.662,46 11.468,53  -11.468,53 

I1.015016.510 Ankauf Wohnbaufl. 2014, Grunderwerb z.W. 109.062,21 0,00  0,00 

I1.015016 Ankauf Wohnbaufl. 2014, Grunderwerb z.W. 109.062,21 0,00  0,00 

I1.015017.565 BBPl. 93b, Erw.Südl.Schloßp. 2.BA -Verk. -1.862.015,72 -46.799,48  46.799,48 

I1.015017 BBPl. 93b, Erw.Südl.Schloßp. 2.BA -Verk. -1.862.015,72 -46.799,48  46.799,48 

I1.015020.565 BBPl.Südl. Schloßpark III.BA- Verkauf 0,00 0,00 -100.000,00 -100.000,00 

I1.015020 BBPl.Südl. Schloßpark III.BA- Verkauf 0,00 0,00 -100.000,00 -100.000,00 

I1.015022.565 BPl.88 nördl. Havelstr.-Verk. Gr.stk.17 0,00 -102.802,00  102.802,00 

I1.015022 BPl.88 nördl. Havelstr.-Verk. Gr.stk.17 0,00 -102.802,00  102.802,00 

I1.015023.510 BBPl. 78c (Hahn-Lehmden)- Ankauf 0,00 160.491,68  -160.491,68 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.015023 BBPl. 78c (Hahn-Lehmden)- Ankauf 0,00 160.491,68  -160.491,68 

I1.015025.510 Rückübertr. BBPl. 88 Havelstr. Grstk. 17 102.802,00 0,00  0,00 

I1.015025 Rückübertr. BBPl. 88 Havelstr. Grstk. 17 102.802,00 0,00  0,00 

I1.015027.510 Erw. Südlich Schloßpark III - Ankauf 0,00 316.765,39 958.000,00 641.234,61 

I1.015027 Erw. Südlich Schloßpark III - Ankauf 0,00 316.765,39 958.000,00 641.234,61 

I1.015030.510 BPl. 100 "Göhlen" - Ankauf 0,00 855.421,86 850.000,00 -5.421,86 

I1.015030 BPl. 100 "Göhlen" - Ankauf 0,00 855.421,86 850.000,00 -5.421,86 

I1.015031.510 BPl. 103 (Erw. nördl. Havelstr.)-Ankauf 0,00 7.929,00  -7.929,00 

I1.015031 BPl. 103 (Erw. nördl. Havelstr.)-Ankauf 0,00 7.929,00  -7.929,00 

Zwischensumme -1.456.556,41 -1.023.091,78 -377.000,00 646.091,78 

Gesamtsumme -1.456.556,41 -1.023.091,78 -377.000,00 646.091,78 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -1.610,96 -1.609,00 -1.600,00 9,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -393.916,84 -270.064,19 -292.600,00 -22.535,81  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -49.928,22 -108.024,07 -45.000,00 63.024,07  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -235.121,76 -229.946,96 -248.300,00 -18.353,04  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -607,14 -8.203,43  8.203,43  

12. =Summe ordentliche Erträge -681.184,92 -617.847,65 -587.500,00 30.347,65  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 483.316,76 535.080,28 525.900,00 -9.180,28  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 26.510,65 152.707,70 27.300,00 -125.407,70  

16. Abschreibungen 6.458,96 18.361,71  -18.361,71  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 10.547,60 6.766,53 28.400,00 21.633,47  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 300.451,90 253.975,17 291.200,00 37.224,83  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 827.285,87 966.891,39 872.800,00 -94.091,39  

21. ordentliches Ergebnis 146.100,95 349.043,74 285.300,00 -63.743,74  

22. außerordentliche Erträge -818,33 -1.410,41  1.410,41  

23. außerordentliche Aufwendungen 20.623,06 9.041,60  -9.041,60  

24. außerordentliches Ergebnis 19.804,73 7.631,19  -7.631,19  

25. Jahresergebnis 165.905,68 356.674,93 285.300,00 -71.374,93  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -2.315,37 -17.016,11  17.016,11  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*  88,50  -88,50  

27b Aufwand aus Umlage 91* 144.030,23 222.158,72 214.992,60 -7.166,12  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 70.473,35 243.949,43 51.662,04 -192.287,39  

28. Saldo aus ILV 212.188,21 449.180,54 266.654,64 -182.525,90  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 378.093,89 805.855,47 551.954,64 -253.900,83  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.111240 Beirat für Senioren und Behinderte 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -1.587,00 -1.609,00 -1.600,00 9,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.587,00 -1.609,00 -1.600,00 9,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 97,00     

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 737,00 682,00 1.600,00 918,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 834,00 682,00 1.600,00 918,00  

21. ordentliches Ergebnis -753,00 -927,00 0,00 927,00  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis -753,00 -927,00 0,00 927,00  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -143,39     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 14.073,28 7.607,28 7.491,00 -116,28  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 13.929,89 7.607,28 7.491,00 -116,28  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 13.176,89 6.680,28 7.491,00 810,72  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311100 Hilfe zum Lebensunterhalt (3. Kapitel SGB XII) - örtl. Träger 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -66.354,58 -12.331,43 -35.000,00 -22.668,57  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -11,84  11,84  

12. =Summe ordentliche Erträge -66.354,58 -12.343,27 -35.000,00 -22.656,73  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 0,00     

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 59.322,62 13.383,90 35.000,00 21.616,10  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 59.322,62 13.383,90 35.000,00 21.616,10  

21. ordentliches Ergebnis -7.031,96 1.040,63 0,00 -1.040,63  

22. außerordentliche Erträge -150,72     

23. außerordentliche Aufwendungen 2.804,21 2.450,82  -2.450,82  

24. außerordentliches Ergebnis 2.653,49 2.450,82  -2.450,82  

25. Jahresergebnis -4.378,47 3.491,45 0,00 -3.491,45  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -4.378,47 3.491,45 0,00 -3.491,45  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311200 Hilfe zur Pflege (7.Kap. SGB XII) - örtl. Träger 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge 0,00 -2.633,90  2.633,90  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge 0,00 -2.633,90  2.633,90  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen  2.633,90  -2.633,90  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen  2.633,90  -2.633,90  

21. ordentliches Ergebnis 0,00 0,00  0,00  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 2.283,89     

24. außerordentliches Ergebnis 2.283,89     

25. Jahresergebnis 2.283,89 0,00  0,00  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 2.283,89 0,00  0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311400 Hilfen zur Gesundheit (Kap. 5 SGB XII) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -2.842,42  -3.000,00 -3.000,00  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -2.842,42  -3.000,00 -3.000,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 286,00 286,00 3.000,00 2.714,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 286,00 286,00 3.000,00 2.714,00  

21. ordentliches Ergebnis -2.556,42 286,00 0,00 -286,00  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 26,00 26,00  -26,00  

24. außerordentliches Ergebnis 26,00 26,00  -26,00  

25. Jahresergebnis -2.530,42 312,00 0,00 -312,00  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -2.530,42 312,00 0,00 -312,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311500 Hilfe in anderen Lebenslagen (9 Kap.SGB XII) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -831,55  -1.500,00 -1.500,00  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -2.125,03 -1.346,96 -3.000,00 -1.653,04  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -2.956,58 -1.346,96 -4.500,00 -3.153,04  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 2.211,13 1.684,53 3.000,00 1.315,47  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 831,55  1.500,00 1.500,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 3.042,68 1.684,53 4.500,00 2.815,47  

21. ordentliches Ergebnis 86,10 337,57 0,00 -337,57  

22. außerordentliche Erträge -559,04 -86,10  86,10  

23. außerordentliche Aufwendungen 350,00     

24. außerordentliches Ergebnis -209,04 -86,10  86,10  

25. Jahresergebnis -122,94 251,47 0,00 -251,47  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -122,94 251,47 0,00 -251,47  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311600 GS Alter/Erwerbsminderung (4.K.SGB XII) - örtl. Träger 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -24.686,05 -22.304,62 -11.500,00 10.804,62  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -24.686,05 -22.304,62 -11.500,00 10.804,62  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 24.418,28 21.464,88 11.500,00 -9.964,88  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 24.418,28 21.464,88 11.500,00 -9.964,88  

21. ordentliches Ergebnis -267,77 -839,74 0,00 839,74  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 578,23 568,27  -568,27  

24. außerordentliches Ergebnis 578,23 568,27  -568,27  

25. Jahresergebnis 310,46 -271,47 0,00 271,47  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 310,46 -271,47 0,00 271,47  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311900 Verwaltung der Sozialhilfe - örtl. Träger 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 85.304,01 99.441,67 91.200,00 -8.241,67  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  379,70 200,00 -179,70  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 300,00 300,00 300,00 0,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 313,67 1.463,30 1.400,00 -63,30  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 85.917,68 101.584,67 93.100,00 -8.484,67  

21. ordentliches Ergebnis 85.917,68 101.584,67 93.100,00 -8.484,67  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 211,34 1,35  -1,35  

24. außerordentliches Ergebnis 211,34 1,35  -1,35  

25. Jahresergebnis 86.129,02 101.586,02 93.100,00 -8.486,02  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -430,19 -3.245,54  3.245,54  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 29.617,59 73.493,58 70.865,04 -2.628,54  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 29.187,40 70.248,04 70.865,04 617,00  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 115.316,42 171.834,06 163.965,04 -7.869,02  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.312000 Grundsicherung Arbeitssuchende SGB II 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -23,96     

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -287.072,47 -208.976,03 -235.600,00 -26.623,97  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -232.623,16 -228.600,00 -226.300,00 2.300,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -607,14 -7.941,59  7.941,59  

12. =Summe ordentliche Erträge -520.326,73 -445.517,62 -461.900,00 -16.382,38  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 375.890,14 405.102,51 411.500,00 6.397,49  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 357,80  900,00 900,00  

16. Abschreibungen 6.111,96 13.625,49  -13.625,49  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 48,00     

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 202.661,36 193.029,89 238.700,00 45.670,11  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 585.069,26 611.757,89 651.100,00 39.342,11  

21. ordentliches Ergebnis 64.742,53 166.240,27 189.200,00 22.959,73  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 13.181,97 5.995,16  -5.995,16  

24. außerordentliches Ergebnis 13.181,97 5.995,16  -5.995,16  

25. Jahresergebnis 77.924,50 172.235,43 189.200,00 16.964,57  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -430,19 -13.152,37  13.152,37  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 44.464,67 79.701,43 76.810,68 -2.890,75  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 44.034,48 66.549,06 76.810,68 10.261,62  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 121.958,98 238.784,49 266.010,68 27.226,19  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.312900 Verwaltung der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -230.657,14 -228.600,00 -226.300,00 2.300,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -230.657,14 -228.600,00 -226.300,00 2.300,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 375.890,14 405.102,51 411.500,00 6.397,49  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 357,80  900,00 900,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1.599,00 1.485,00 3.100,00 1.615,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 377.846,94 406.587,51 415.500,00 8.912,49  

21. ordentliches Ergebnis 147.189,80 177.987,51 189.200,00 11.212,49  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 89,70 66,01  -66,01  

24. außerordentliches Ergebnis 89,70 66,01  -66,01  

25. Jahresergebnis 147.279,50 178.053,52 189.200,00 11.146,48  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -430,19 -13.152,37  13.152,37  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 44.464,67 79.701,43 76.810,68 -2.890,75  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 44.034,48 66.549,06 76.810,68 10.261,62  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 191.313,98 244.602,58 266.010,68 21.408,10  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.313000 Leistungen Asylbewerberleistungsgesetz 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -12.129,77 -23.818,21 -6.000,00 17.818,21  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -373,57  -19.000,00 -19.000,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -250,00  250,00  

12. =Summe ordentliche Erträge -12.503,34 -24.068,21 -25.000,00 -931,79  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 250,00 250,00  -250,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 373,57  19.000,00 19.000,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 12.066,87 20.569,14  -20.569,14  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 12.690,44 20.819,14 19.000,00 -1.819,14  

21. ordentliches Ergebnis 187,10 -3.249,07 -6.000,00 -2.750,93  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 1.187,42     

24. außerordentliches Ergebnis 1.187,42     

25. Jahresergebnis 1.374,52 -3.249,07 -6.000,00 -2.750,93  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 3.113,98 29.715,10 28.609,56 -1.105,54  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 3.113,98 29.715,10 28.609,56 -1.105,54  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 4.488,50 26.466,03 22.609,56 -3.856,47  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.315400 Soziale Einrichtungen für Wohnungslose 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -49.928,22 -108.024,07 -45.000,00 63.024,07  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -49.928,22 -108.024,07 -45.000,00 63.024,07  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 20.407,09 20.824,18 21.000,00 175,82  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 26.152,85 100.484,35 26.200,00 -74.284,35  

16. Abschreibungen  4.486,22  -4.486,22  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 551,55 1.144,16 100,00 -1.044,16  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 47.111,49 126.938,91 47.300,00 -79.638,91  

21. ordentliches Ergebnis -2.816,73 18.914,84 2.300,00 -16.614,84  

22. außerordentliche Erträge -108,57 -1.324,31  1.324,31  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis -108,57 -1.324,31  1.324,31  

25. Jahresergebnis -2.925,30 17.590,53 2.300,00 -15.290,53  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -437,20 -586,84  586,84  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 17.923,51 10.060,97 9.857,04 -203,93  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 70.473,35 50.317,71 51.662,04 1.344,33  

28. Saldo aus ILV 87.959,66 59.791,84 61.519,08 1.727,24  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 85.034,36 77.382,37 63.819,08 -13.563,29  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.315500 Soziale Einrichtungen für Aussiedler und Ausländer 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 1.715,52 9.711,92 2.200,00 -7.511,92  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  51.843,65  -51.843,65  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.715,52 61.555,57 2.200,00 -59.355,57  

21. ordentliches Ergebnis 1.715,52 61.555,57 2.200,00 -59.355,57  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 1.715,52 61.555,57 2.200,00 -59.355,57  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -437,20 -31,36  31,36  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*  88,50  -88,50  

27b Aufwand aus Umlage 91* 16.362,99 9.712,89 9.523,68 -189,21  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*  193.631,72  -193.631,72  

28. Saldo aus ILV 15.925,79 203.401,75 9.523,68 -193.878,07  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 17.641,31 264.957,32 11.723,68 -253.233,64  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.315600 Andere soziale Einrichtungen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 6.877,90 4.100,00 4.500,00 400,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 6.877,90 4.100,00 4.500,00 400,00  

21. ordentliches Ergebnis 6.877,90 4.100,00 4.500,00 400,00  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 6.877,90 4.100,00 4.500,00 400,00  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -437,20     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 18.474,21 11.867,47 11.835,60 -31,87  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 18.037,01 11.867,47 11.835,60 -31,87  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 24.914,91 15.967,47 16.335,60 368,13  

  
 
 



72 

 

 

B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -1.610,96 -1.609,00 -1.600,00 9,00  

03. sonstige Transfereinzahlungen -305.019,94 -262.328,64 -292.600,00 -30.271,36  

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -47.604,14 -108.614,70 -45.000,00 63.614,70  

05. privatrechtliche Entgelte -108,57 -1.324,31  1.324,31  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -235.831,52 -230.033,06 -248.300,00 -18.266,94  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen      

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -590.175,13 -603.909,71 -587.500,00 16.409,71  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 486.926,94 531.662,43 525.900,00 -5.762,43  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 26.617,15 158.755,30 27.300,00 -131.455,30  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 18.205,85 6.766,53 28.400,00 21.633,47  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 377.543,04 262.962,11 291.200,00 28.237,89  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 909.292,98 960.146,37 872.800,00 -87.346,37  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 319.117,85 356.236,66 285.300,00 -70.936,66  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit      

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen  27.471,15  -27.471,15  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen  6.747,42  -6.747,42  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit  34.218,57  -34.218,57  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit  34.218,57  -34.218,57  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 319.117,85 390.455,23 285.300,00 -105.155,23  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 319.117,85 390.455,23 285.300,00 -105.155,23  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH5_01 Arbeit und Soziales 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.025601.500 Ersatzbau Tannenkrug 41, Soz.Einr.Wohnl. 0,00 14.042,00  -14.042,00 

I1.025601 Ersatzbau Tannenkrug 41, Soz.Einr.Wohnl. 0,00 14.042,00  -14.042,00 

I1.025802.500 Flüchtlingsunterk. Kleibrok, Soz. Einr. 0,00 20.176,57  -20.176,57 

I1.025802 Flüchtlingsunterk. Kleibrok, Soz. Einr. 0,00 20.176,57  -20.176,57 

Zwischensumme 0,00 34.218,57  -34.218,57 

Gesamtsumme 0,00 34.218,57  -34.218,57 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -612.808,78 -723.560,18 -672.000,00 51.560,18  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -10.429,45 -10.430,00 -2.438,00 7.992,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -427.340,18 -442.192,91 -429.000,00 13.192,91  

06. privatrechtliche Entgelte -135.286,00 -134.069,02 -160.800,00 -26.730,98  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -13.012,36 -16.472,29 -23.000,00 -6.527,71  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -71,90  71,90  

12. =Summe ordentliche Erträge -1.198.876,77 -1.326.796,30 -1.287.238,00 39.558,30  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 2.184.268,30 2.379.456,98 2.346.000,00 -33.456,98  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 198.028,09 204.059,98 271.250,00 67.190,02  

16. Abschreibungen 111.768,74 116.597,97 73.926,00 -42.671,97  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 1.567.648,90 1.742.516,08 1.901.300,00 158.783,92  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 76.067,83 66.845,72 89.080,00 22.234,28  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.137.781,86 4.509.476,73 4.681.556,00 172.079,27  

21. ordentliches Ergebnis 2.938.905,09 3.182.680,43 3.394.318,00 211.637,57  

22. außerordentliche Erträge -71.419,99 -196.950,78  196.950,78  

23. außerordentliche Aufwendungen 3.392,34 1.876,67  -1.876,67  

24. außerordentliches Ergebnis -68.027,65 -195.074,11  195.074,11  

25. Jahresergebnis 2.870.877,44 2.987.606,32 3.394.318,00 406.711,68  

26a Erträge aus ILV 3811* -111,60 -72,40 -400,00 -327,60  

26b Ertrag aus Umlage 91* -6.266,95 -81.169,76  81.169,76  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 530,00 1.678,25 400,00 -1.278,25  

27b Aufwand aus Umlage 91* 514.458,30 346.621,18 338.976,48 -7.644,70  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 403.242,62 447.539,86 361.411,52 -86.128,34  

28. Saldo aus ILV 911.852,37 714.597,13 700.388,00 -14.209,13  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 3.782.729,81 3.702.203,45 4.094.706,00 392.502,55  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.361200 Förderung von Kindern in Tagespflege 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 12.892,98  14.000,00 14.000,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 12.892,98  14.000,00 14.000,00  

21. ordentliches Ergebnis 12.892,98  14.000,00 14.000,00  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 12.892,98  14.000,00 14.000,00  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -263,72     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 5.496,94 2.710,79 2.849,60 138,81  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 5.233,22 2.710,79 2.849,60 138,81  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 18.126,20 2.710,79 16.849,60 14.138,81  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.362500 Sonstige Jugendarbeit (ohne Einrichtungen) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -33.690,89 -36.132,74 -31.500,00 4.632,74  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -3.307,00 -3.306,00 -66,00 3.240,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -2.296,00 -1.450,40 -2.000,00 -549,60  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -12.962,36 -16.472,29 -23.000,00 -6.527,71  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -52.256,25 -57.361,43 -56.566,00 795,43  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 67.079,64 72.982,03 81.200,00 8.217,97  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 24.387,07 32.061,86 41.200,00 9.138,14  

16. Abschreibungen 4.588,00 4.838,13 15.000,00 10.161,87  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 116,03 318,17  -318,17  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 6.334,41 10.852,27 3.900,00 -6.952,27  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 102.505,15 121.052,46 141.300,00 20.247,54  

21. ordentliches Ergebnis 50.248,90 63.691,03 84.734,00 21.042,97  

22. außerordentliche Erträge -1.153,79     

23. außerordentliche Aufwendungen 1.285,09 41,70  -41,70  

24. außerordentliches Ergebnis 131,30 41,70  -41,70  

25. Jahresergebnis 50.380,20 63.732,73 84.734,00 21.001,27  

26a Erträge aus ILV 3811* -111,60 -72,40 -400,00 -327,60  

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -1.520,85  1.520,85  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 155,00 234,00  -234,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 23.257,77 20.230,36 19.791,20 -439,16  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 23.014,37 18.871,11 19.391,20 520,09  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 73.394,57 82.603,84 104.125,20 21.521,36  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.363120 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 800,00 800,00 800,00 0,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 800,00 800,00 800,00 0,00  

21. ordentliches Ergebnis 800,00 800,00 800,00 0,00  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 800,00 800,00 800,00 0,00  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 16.759,50 17.103,13 16.547,72 -555,41  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 16.472,70 17.103,13 16.547,72 -555,41  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 17.272,70 17.903,13 17.347,72 -555,41  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365100 KiGa Loy 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -89.628,34 -118.663,07 -108.000,00 10.663,07  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -125,00 -125,00 -124,00 1,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -37.325,13 -44.602,25 -41.000,00 3.602,25  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -127.078,47 -163.390,32 -149.124,00 14.266,32  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 315.262,36 337.602,38 331.000,00 -6.602,38  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 7.588,77 13.908,68 16.850,00 2.941,32  

16. Abschreibungen 1.792,87 1.703,56 2.178,00 474,44  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 12.699,58 8.852,78 16.830,00 7.977,22  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 337.343,58 362.067,40 366.858,00 4.790,60  

21. ordentliches Ergebnis 210.265,11 198.677,08 217.734,00 19.056,92  

22. außerordentliche Erträge -19.518,91 -19.575,97  19.575,97  

23. außerordentliche Aufwendungen 68,70 74,10  -74,10  

24. außerordentliches Ergebnis -19.450,21 -19.501,87  19.501,87  

25. Jahresergebnis 190.814,90 179.175,21 217.734,00 38.558,79  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -345,56 -9.938,19  9.938,19  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 250,80 619,35  -619,35  

27b Aufwand aus Umlage 91* 40.576,83 25.504,86 24.842,96 -661,90  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 39.335,87 40.067,01 62.227,60 22.160,59  

28. Saldo aus ILV 79.817,94 56.253,03 87.070,56 30.817,53  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 270.632,84 235.428,24 304.804,56 69.376,32  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365200 KiGa Marienstraße 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -115.858,29 -124.712,48 -117.000,00 7.712,48  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -99,00 -100,00  100,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -42.750,25 -40.014,75 -39.000,00 1.014,75  

06. privatrechtliche Entgelte -50,00 -50,00  50,00  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -50,00     

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -158.807,54 -164.877,23 -156.000,00 8.877,23  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 313.673,75 312.431,95 342.600,00 30.168,05  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 9.214,73 8.492,67 10.800,00 2.307,33  

16. Abschreibungen 1.319,88 1.546,62 1.250,00 -296,62  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 15.886,37 16.666,37 17.530,00 863,63  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 340.094,73 339.137,61 372.180,00 33.042,39  

21. ordentliches Ergebnis 181.287,19 174.260,38 216.180,00 41.919,62  

22. außerordentliche Erträge -10.574,33 -16.225,96  16.225,96  

23. außerordentliche Aufwendungen 20,10     

24. außerordentliches Ergebnis -10.554,23 -16.225,96  16.225,96  

25. Jahresergebnis 170.732,96 158.034,42 216.180,00 58.145,58  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -345,56 -15.071,92  15.071,92  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 12,60 14,00  -14,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 53.535,58 28.721,78 27.923,96 -797,82  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 45.777,60 47.296,13 57.284,68 9.988,55  

28. Saldo aus ILV 98.980,22 60.959,99 85.208,64 24.248,65  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 269.713,18 218.994,41 301.388,64 82.394,23  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365300 KiGa Mühlenstraße 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -124.736,61 -140.625,34 -134.000,00 6.625,34  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -527,04 -528,00 -647,00 -119,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -144.499,80 -160.818,39 -165.000,00 -4.181,61  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -21,90  21,90  

12. =Summe ordentliche Erträge -269.763,45 -301.993,63 -299.647,00 2.346,63  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 600.160,16 687.177,63 670.500,00 -16.677,63  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 60.289,90 51.286,45 57.250,00 5.963,55  

16. Abschreibungen 5.634,96 6.393,24 5.600,00 -793,24  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 10.114,79 11.463,85 13.620,00 2.156,15  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 676.199,81 756.321,17 746.970,00 -9.351,17  

21. ordentliches Ergebnis 406.436,36 454.327,54 447.323,00 -7.004,54  

22. außerordentliche Erträge -2.162,65 -21.974,55  21.974,55  

23. außerordentliche Aufwendungen 2,78 65,70  -65,70  

24. außerordentliches Ergebnis -2.159,87 -21.908,85  21.908,85  

25. Jahresergebnis 404.276,49 432.418,69 447.323,00 14.904,31  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -345,56 -25.325,93  25.325,93  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*   200,00 200,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 74.601,29 35.147,18 34.077,92 -1.069,26  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 114.257,37 93.841,41 61.310,44 -32.530,97  

28. Saldo aus ILV 188.513,10 103.662,66 95.588,36 -8.074,30  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 592.789,59 536.081,35 542.911,36 6.830,01  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365500 KiGa Voßbarg (einschl. Gymnastikraum) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -98.638,30 -115.184,73 -109.500,00 5.684,73  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -48,00 -49,00  49,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -100.026,25 -92.391,27 -86.000,00 6.391,27  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -198.712,55 -207.625,00 -195.500,00 12.125,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 500.110,49 500.761,51 504.800,00 4.038,49  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 21.256,66 21.647,46 26.000,00 4.352,54  

16. Abschreibungen 1.977,45 2.306,69 1.720,00 -586,69  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 7.453,17 8.356,69 10.650,00 2.293,31  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 530.797,77 533.072,35 543.170,00 10.097,65  

21. ordentliches Ergebnis 332.085,22 325.447,35 347.670,00 22.222,65  

22. außerordentliche Erträge -3.907,74 -20.623,13  20.623,13  

23. außerordentliche Aufwendungen 51,60 104,72  -104,72  

24. außerordentliches Ergebnis -3.856,14 -20.518,41  20.518,41  

25. Jahresergebnis 328.229,08 304.928,94 347.670,00 42.741,06  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -345,56 -15.304,87  15.304,87  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 111,60 633,90 200,00 -433,90  

27b Aufwand aus Umlage 91* 48.723,53 28.867,75 28.063,76 -803,99  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 45.750,83 47.846,49 50.173,92 2.327,43  

28. Saldo aus ILV 94.240,40 62.043,27 78.437,68 16.394,41  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 422.469,48 366.972,21 426.107,68 59.135,47  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365600 KiGa Feldbreite 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -69.955,35 -76.954,25 -74.500,00 2.454,25  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -401,41 -400,00  400,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -66.757,25 -75.142,50 -65.000,00 10.142,50  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -137.114,01 -152.496,75 -139.500,00 12.996,75  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 295.568,98 359.514,61 320.200,00 -39.314,61  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 10.580,10 11.544,03 13.800,00 2.255,97  

16. Abschreibungen 1.996,30 1.626,38 3.907,00 2.280,62  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 7.665,38 8.269,14 9.280,00 1.010,86  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 315.810,76 380.954,16 347.187,00 -33.767,16  

21. ordentliches Ergebnis 178.696,75 228.457,41 207.687,00 -20.770,41  

22. außerordentliche Erträge -13.930,89 -11.887,44  11.887,44  

23. außerordentliche Aufwendungen 51,60 32,70  -32,70  

24. außerordentliches Ergebnis -13.879,29 -11.854,74  11.854,74  

25. Jahresergebnis 164.817,46 216.602,67 207.687,00 -8.915,67  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -345,56 -10.825,18  10.825,18  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 47.996,39 26.060,67 25.375,28 -685,39  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 81.288,14 122.321,35 56.000,44 -66.320,91  

28. Saldo aus ILV 128.938,97 137.556,84 81.375,72 -56.181,12  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 293.756,43 354.159,51 289.062,72 -65.096,79  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365700 Hort Feldbreite 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -13.344,14 -14.267,52 -13.500,00 767,52  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -35.981,50 -29.223,75 -33.000,00 -3.776,25  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -50,00  50,00  

12. =Summe ordentliche Erträge -49.325,64 -43.541,27 -46.500,00 -2.958,73  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 67.286,30 72.850,66 69.200,00 -3.650,66  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 13.702,27 11.988,86 16.750,00 4.761,14  

16. Abschreibungen 999,88 1.133,35 905,00 -228,35  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1.865,35 1.857,90 2.770,00 912,10  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 83.853,80 87.830,77 89.625,00 1.794,23  

21. ordentliches Ergebnis 34.528,16 44.289,50 43.125,00 -1.164,50  

22. außerordentliche Erträge  -83,70  83,70  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis  -83,70  83,70  

25. Jahresergebnis 34.528,16 44.205,80 43.125,00 -1.080,80  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -345,56 -2.389,92  2.389,92  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 20.905,05 20.774,94 20.312,84 -462,10  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 20.559,49 18.385,02 20.312,84 1.927,82  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 55.087,65 62.590,82 63.437,84 847,02  

  



86 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365900 Förderung anderer Kindertagesstätten 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -66.080,00 -97.584,00 -77.400,00 20.184,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -5.922,00 -5.922,00 -1.601,00 4.321,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte  0,00  0,00  

06. privatrechtliche Entgelte -132.940,00 -132.568,62 -158.800,00 -26.231,38  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -204.942,00 -236.074,62 -237.801,00 -1.726,38  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 11.464,42 17.164,73 14.800,00 -2.364,73  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 50.913,59 52.484,97 84.200,00 31.715,03  

16. Abschreibungen 93.459,40 97.050,00 43.366,00 -53.684,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 1.566.732,87 1.741.397,91 1.900.500,00 159.102,09  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 732,50 280,00  -280,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.723.302,78 1.908.377,61 2.042.866,00 134.488,39  

21. ordentliches Ergebnis 1.518.360,78 1.672.302,99 1.805.065,00 132.762,01  

22. außerordentliche Erträge -20.171,68 -106.580,03  106.580,03  

23. außerordentliche Aufwendungen 1.819,17 1.557,75  -1.557,75  

24. außerordentliches Ergebnis -18.352,51 -105.022,28  105.022,28  

25. Jahresergebnis 1.500.008,27 1.567.280,71 1.805.065,00 237.784,29  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -3.212,88 -387,49  387,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 167.034,21 126.408,15 124.493,28 -1.914,87  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 76.832,81 96.167,47 74.414,44 -21.753,03  

28. Saldo aus ILV 240.654,14 222.188,13 198.907,72 -23.280,41  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 1.740.662,41 1.789.468,84 2.003.972,72 214.503,88  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.367500 Familienservicebüro 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -876,86 563,95 -6.600,00 -7.163,95  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -876,86 563,95 -6.600,00 -7.163,95  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 13.662,20 18.971,48 11.700,00 -7.271,48  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 95,00 645,00 4.400,00 3.755,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 423,30 246,72 500,00 253,28  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 14.180,50 19.863,20 16.600,00 -3.263,20  

21. ordentliches Ergebnis 13.303,64 20.427,15 10.000,00 -10.427,15  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 93,30     

24. außerordentliches Ergebnis 93,30     

25. Jahresergebnis 13.396,94 20.427,15 10.000,00 -10.427,15  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -143,39 -405,41  405,41  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*  177,00  -177,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 15.571,21 15.091,57 14.697,96 -393,61  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 15.427,82 14.863,16 14.697,96 -165,20  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 28.824,76 35.290,31 24.697,96 -10.592,35  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -689.423,04 -879.637,84 -672.000,00 207.637,84  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -425.981,00 -441.908,26 -429.000,00 12.908,26  

05. privatrechtliche Entgelte -135.266,00 -134.082,62 -160.800,00 -26.717,38  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -33.184,04 -45.215,70 -23.000,00 22.215,70  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen      

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -1.283.854,08 -1.500.844,42 -1.284.800,00 216.044,42  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 2.170.918,01 2.315.986,51 2.346.000,00 30.013,49  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 204.205,77 203.174,38 271.250,00 68.075,62  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 1.568.122,22 1.738.533,93 1.901.300,00 162.766,07  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 76.502,28 67.184,68 89.080,00 21.895,32  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 4.019.748,28 4.324.879,50 4.607.630,00 282.750,50  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.735.894,20 2.824.035,08 3.322.830,00 498.794,92  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_11 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -1.775,45 -192.123,73 -514.000,00 -321.876,27  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen -1.240,19     

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit -3.015,64 -192.123,73 -514.000,00 -321.876,27  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 533.447,01 3.199,18 3.500,00 300,82  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 117.220,56 24.665,20 25.650,00 984,80  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen 31.925,02 34.412,36 710.000,00 675.587,64  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 682.592,59 62.276,74 739.150,00 676.873,26  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 679.576,95 -129.846,99 225.150,00 354.996,99  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 3.415.471,15 2.694.188,09 3.547.980,00 853.791,91  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 3.415.471,15 2.694.188,09 3.547.980,00 853.791,91  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH5_11 Kinder- Jugend- und 
Familienhilfe 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.028041.510 Außenanlage (Pflanzen), Kiga Mühlenstr. 0,00 5.023,11  -5.023,11 

I1.028041.555 Spende Außenanl.(Pflanzen), Kiga Mühlen. 0,00 -5.023,11  5.023,11 

I1.028041 Außenanlage (Pflanzen), Kiga Mühlenstr. 0,00 0,00  0,00 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -22.284,99 -57.929,73 -38.200,00 19.729,73  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -107,55 -107,00  107,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -166.055,28 -172.442,49 -164.300,00 8.142,49  

06. privatrechtliche Entgelte -868,31 -2.254,00 -2.100,00 154,00  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -31.706,08 -5.204,03 -2.400,00 2.804,03  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -3.649,24 -5.046,83 -3.100,00 1.946,83  

12. =Summe ordentliche Erträge -224.671,45 -242.984,08 -210.100,00 32.884,08  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 298.451,29 292.589,99 292.300,00 -289,99  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 202.868,82 195.049,73 191.350,00 -3.699,73  

16. Abschreibungen 115.593,90 119.687,54 101.988,00 -17.699,54  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 6.583,52 7.333,99 13.244,94 5.910,95  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 46.064,27 36.901,30 62.650,00 25.748,70  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 669.561,80 651.562,55 661.532,94 9.970,39  

21. ordentliches Ergebnis 444.890,35 408.578,47 451.432,94 42.854,47  

22. außerordentliche Erträge -19.453,25 -22.456,50  22.456,50  

23. außerordentliche Aufwendungen 34.144,89 32.394,67  -32.394,67  

24. außerordentliches Ergebnis 14.691,64 9.938,17  -9.938,17  

25. Jahresergebnis 459.581,99 418.516,64 451.432,94 32.916,30  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -2.471,69 -10.296,57  10.296,57  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 7.247,96 3.593,48 9.160,00 5.566,52  

27b Aufwand aus Umlage 91* 282.973,12 279.425,94 272.522,72 -6.903,22  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 137.115,56 124.137,23 136.133,76 11.996,53  

28. Saldo aus ILV 424.864,95 396.860,08 417.816,48 20.956,40  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 884.446,94 815.376,72 869.249,42 53.872,70  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Produkt   P1.05.02.121000 Statistik und Wahlen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -20.700,99     

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -20.700,99     

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 8.771,77 9.288,45 10.600,00 1.311,55  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 15.929,44  600,00 600,00  

16. Abschreibungen 114,00 115,00 115,00 0,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 7.533,80  200,00 200,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 32.349,01 9.403,45 11.515,00 2.111,55  

21. ordentliches Ergebnis 11.648,02 9.403,45 11.515,00 2.111,55  

22. außerordentliche Erträge -9.519,23 -12.490,72  12.490,72  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis -9.519,23 -12.490,72  12.490,72  

25. Jahresergebnis 2.128,79 -3.087,27 11.515,00 14.602,27  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -68,19 -275,51  275,51  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 3.770,45     

27b Aufwand aus Umlage 91* 15.237,85 16.110,88 15.627,96 -482,92  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 18.940,11 15.835,37 15.627,96 -207,41  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 21.068,90 12.748,10 27.142,96 14.394,86  

  



94 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Produkt   P1.05.02.122100 Ordnungsangelegenheiten 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -12.653,50 -15.319,13 -12.000,00 3.319,13  

06. privatrechtliche Entgelte -868,31 -809,00 -700,00 109,00  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -4.357,21 -2.229,94 -100,00 2.129,94  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -3.011,74 -4.761,83 -3.000,00 1.761,83  

12. =Summe ordentliche Erträge -20.890,76 -23.119,90 -15.800,00 7.319,90  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 65.482,30 67.389,72 66.700,00 -689,72  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 5.649,24 7.017,77 13.900,00 6.882,23  

16. Abschreibungen 479,60 2.886,83  -2.886,83  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 697,00 1.099,00 700,00 -399,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 4.821,51 5.615,92 4.800,00 -815,92  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 77.129,65 84.009,24 86.100,00 2.090,76  

21. ordentliches Ergebnis 56.238,89 60.889,34 70.300,00 9.410,66  

22. außerordentliche Erträge -192,00 -554,00  554,00  

23. außerordentliche Aufwendungen 98,87 4,80  -4,80  

24. außerordentliches Ergebnis -93,13 -549,20  549,20  

25. Jahresergebnis 56.145,76 60.340,14 70.300,00 9.959,86  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -2.094,26  2.094,26  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 2.007,96 2.488,00 7.835,00 5.347,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 17.135,52 18.451,67 17.804,60 -647,07  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 18.856,68 18.845,41 25.639,60 6.794,19  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 75.002,44 79.185,55 95.939,60 16.754,05  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Produkt   P1.05.02.122200 Standesamt und Personenstandswesen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -29.288,70 -28.782,20 -25.000,00 3.782,20  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -29.288,70 -28.782,20 -25.000,00 3.782,20  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 57.293,20 67.279,36 64.600,00 -2.679,36  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 6.962,55 7.573,39 8.300,00 726,61  

16. Abschreibungen  10,00  -10,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1.160,63 227,12 450,00 222,88  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 65.416,38 75.089,87 73.350,00 -1.739,87  

21. ordentliches Ergebnis 36.127,68 46.307,67 48.350,00 2.042,33  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 152,58 88,30  -88,30  

24. außerordentliches Ergebnis 152,58 88,30  -88,30  

25. Jahresergebnis 36.280,26 46.395,97 48.350,00 1.954,03  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -1.865,79  1.865,79  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 24.696,50 27.433,75 26.338,04 -1.095,71  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 24.409,70 25.567,96 26.338,04 770,08  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 60.689,96 71.963,93 74.688,04 2.724,11  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Produkt   P1.05.02.122300 Obdachlosenangelegenheiten - ohne Einr. der Unterkunft 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen      

21. ordentliches Ergebnis      

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis      

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 16.256,33 15.834,82 15.149,12 -685,70  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 15.969,53 15.834,82 15.149,12 -685,70  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 15.969,53 15.834,82 15.149,12 -685,70  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Produkt   P1.05.02.122400 Meldeangelegenheiten 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -107.027,18 -107.746,66 -110.000,00 -2.253,34  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -637,50 -285,00 -100,00 185,00  

12. =Summe ordentliche Erträge -107.664,68 -108.031,66 -110.100,00 -2.068,34  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 119.414,30 95.287,59 98.600,00 3.312,41  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 71.861,51 72.770,26 70.850,00 -1.920,26  

16. Abschreibungen 1.635,66 1.900,59  -1.900,59  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 8.310,50 8.690,45 12.300,00 3.609,55  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 201.221,97 178.648,89 181.750,00 3.101,11  

21. ordentliches Ergebnis 93.557,29 70.617,23 71.650,00 1.032,77  

22. außerordentliche Erträge -144,00 -432,06  432,06  

23. außerordentliche Aufwendungen 115,00 496,27  -496,27  

24. außerordentliches Ergebnis -29,00 64,21  -64,21  

25. Jahresergebnis 93.528,29 70.681,44 71.650,00 968,56  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -68,19 -3.702,46  3.702,46  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 22.904,23 37.913,71 36.501,32 -1.412,39  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 22.836,04 34.211,25 36.501,32 2.290,07  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 116.364,33 104.892,69 108.151,32 3.258,63  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Produkt   P1.05.02.126100 "Brandschutz; ohne Einzelfeuerwehr" 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -21.124,99 -57.929,73 -30.000,00 27.929,73  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -21.124,99 -57.929,73 -30.000,00 27.929,73  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 5.329,84 20.327,11 5.600,00 -14.727,11  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 17.231,00 15.059,85 17.800,00 2.740,15  

16. Abschreibungen 8.144,00 5.817,67 7.441,00 1.623,33  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 0,00     

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 8.325,80 6.956,49 30.400,00 23.443,51  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 39.030,64 48.161,12 61.241,00 13.079,88  

21. ordentliches Ergebnis 17.905,65 -9.768,61 31.241,00 41.009,61  

22. außerordentliche Erträge -963,00     

23. außerordentliche Aufwendungen 24.590,30 24.675,79  -24.675,79  

24. außerordentliches Ergebnis 23.627,30 24.675,79  -24.675,79  

25. Jahresergebnis 41.532,95 14.907,18 31.241,00 16.333,82  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -68,19 -902,66  902,66  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 16.766,52 13.527,39 13.377,56 -149,83  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 14.997,99 24.086,04 20.784,88 -3.301,16  

28. Saldo aus ILV 31.696,32 36.710,77 34.162,44 -2.548,33  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 73.229,27 51.617,95 65.403,44 13.785,49  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Produkt   P1.05.02.126200 Feuerwehren 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -1.160,00  -1.200,00 -1.200,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -107,55 -107,00  107,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte  -1.284,20  1.284,20  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -4.287,60 -297,97  297,97  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -5.555,15 -1.689,17 -1.200,00 489,17  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 12.913,92 2.575,35 14.600,00 12.024,65  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 84.728,14 92.004,73 73.500,00 -18.504,73  

16. Abschreibungen 105.220,64 108.790,45 94.032,00 -14.758,45  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 5.086,52 5.334,99 11.744,94 6.409,95  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 15.831,57 15.206,32 14.500,00 -706,32  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 223.780,79 223.911,84 208.376,94 -15.534,90  

21. ordentliches Ergebnis 218.225,64 222.222,67 207.176,94 -15.045,73  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 7.999,24 5.642,79  -5.642,79  

24. außerordentliches Ergebnis 7.999,24 5.642,79  -5.642,79  

25. Jahresergebnis 226.224,88 227.865,46 207.176,94 -20.688,52  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -409,92 -380,77  380,77  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 89.189,24 89.985,76 88.679,76 -1.306,00  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 92.493,43 73.413,76 91.780,64 18.366,88  

28. Saldo aus ILV 181.272,75 163.018,75 180.460,40 17.441,65  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 407.497,63 390.884,21 387.637,34 -3.246,87  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Produkt   P1.05.02.128000 Katastrophenschutz 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 905,95 980,89 1.300,00 319,11  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  70,14 2.000,00 1.929,86  

16. Abschreibungen  167,00  -167,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 80,46 205,00  -205,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 986,41 1.423,03 3.300,00 1.876,97  

21. ordentliches Ergebnis 986,41 1.423,03 3.300,00 1.876,97  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen  0,89  -0,89  

24. außerordentliches Ergebnis  0,89  -0,89  

25. Jahresergebnis 986,41 1.423,92 3.300,00 1.876,08  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -215,10 -24,64  24,64  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 14.457,49 15.031,06 14.826,00 -205,06  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 14.242,39 15.006,42 14.826,00 -180,42  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 15.228,80 16.430,34 18.126,00 1.695,66  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Produkt   P1.05.02.561000 Umweltschutzmaßnahmen, Klimaschutz 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen   -7.000,00 -7.000,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte  -1.445,00 -1.400,00 45,00  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -1.445,00 -8.400,00 -6.955,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 8.137,12 8.295,22 8.600,00 304,78  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 506,94 553,59 4.200,00 3.646,41  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 800,00 900,00 800,00 -100,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 9.444,06 9.748,81 13.600,00 3.851,19  

21. ordentliches Ergebnis 9.444,06 8.303,81 5.200,00 -3.103,81  

22. außerordentliche Erträge -8.635,02 -8.979,72  8.979,72  

23. außerordentliche Aufwendungen 1.188,90 1.485,83  -1.485,83  

24. außerordentliches Ergebnis -7.446,12 -7.493,89  7.493,89  

25. Jahresergebnis 1.997,94 809,92 5.200,00 4.390,08  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -139,90 -324,77  324,77  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.409,75 1.105,48 1.325,00 219,52  

27b Aufwand aus Umlage 91* 16.225,20 12.180,02 12.025,04 -154,98  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 17.495,05 12.960,73 13.350,04 389,31  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 19.492,99 13.770,65 18.550,04 4.779,39  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Produkt   P1.05.02.573200 Allgemeine Einrichtungen/Unternehmen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -17.085,90 -19.310,30 -17.300,00 2.010,30  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -2.360,28 -2.676,12 -2.300,00 376,12  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -19.446,18 -21.986,42 -19.600,00 2.386,42  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 20.202,89 21.166,30 21.700,00 533,70  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen   200,00 200,00  

16. Abschreibungen   400,00 400,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 20.202,89 21.166,30 22.300,00 1.133,70  

21. ordentliches Ergebnis 756,71 -820,12 2.700,00 3.520,12  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 756,71 -820,12 2.700,00 3.520,12  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -641,80 -725,71  725,71  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 59,80     

27b Aufwand aus Umlage 91* 50.104,24 32.956,88 32.193,32 -763,56  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 29.624,14 26.637,43 23.568,24 -3.069,19  

28. Saldo aus ILV 79.146,38 58.868,60 55.761,56 -3.107,04  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 79.903,09 58.048,48 58.461,56 413,08  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -22.284,99 -57.929,73 -38.200,00 19.729,73  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -165.965,22 -172.601,39 -164.300,00 8.301,39  

05. privatrechtliche Entgelte -2.313,31 -2.254,00 -2.100,00 154,00  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -48.834,45 -25.463,35 -2.400,00 23.063,35  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -2.598,16 -2.722,90 -3.100,00 -377,10  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -241.996,13 -260.971,37 -210.100,00 50.871,37  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 296.225,43 295.210,16 292.300,00 -2.910,16  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 212.785,33 207.283,16 191.350,00 -15.933,16  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 6.433,52 7.041,21 11.100,00 4.058,79  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 69.429,31 59.918,12 62.650,00 2.731,88  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 584.873,59 569.452,65 557.400,00 -12.052,65  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 342.877,46 308.481,28 347.300,00 38.818,72  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; Umwelt 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -535,55 0,00  0,00  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit -535,55 0,00  0,00  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 3.599,75 60.857,70  -60.857,70  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 54.349,61 156.829,17 91.500,00 -65.329,17  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 57.949,36 217.686,87 91.500,00 -126.186,87  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 57.413,81 217.686,87 91.500,00 -126.186,87  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 400.291,27 526.168,15 438.800,00 -87.368,15  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 400.291,27 526.168,15 438.800,00 -87.368,15  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; 
Umwelt 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.000146.510 Feuerwehrfahrzeug LF20/16, Ofw Rastede 0,00 86.584,40 25.000,00 -61.584,40 

I1.000146 Feuerwehrfahrzeug LF20/16, Ofw Rastede 0,00 86.584,40 25.000,00 -61.584,40 

I1.032901.510 2014 Sammelposten - Ordnungsangelegenh. 179,10 0,00  0,00 

I1.032901 2014 Sammelposten - Ordnungsangelegenh. 179,10 0,00  0,00 

I1.032902.510 2015 Sammelposten - Ordnungsangelegenh. 0,00 193,95  -193,95 

I1.032902 2015 Sammelposten - Ordnungsangelegenh. 0,00 193,95  -193,95 

I1.033501.510 Signatur-Pad (1 Stk), Meldeangelegenh. 0,00 1.619,59  -1.619,59 

I1.033501 Signatur-Pad (1 Stk), Meldeangelegenh. 0,00 1.619,59  -1.619,59 

I1.033711.500 Brunnen 2 (Büfa) baul.Teil, Brandschutz 0,00 31.808,54  -31.808,54 

I1.033711 Brunnen 2 (Büfa) baul.Teil, Brandschutz 0,00 31.808,54  -31.808,54 

I1.033712.500 Brunnen(Baumgarten) masch.Teil,Brandsch. 0,00 4.456,55  -4.456,55 

I1.033712 Brunnen(Baumgarten) masch.Teil,Brandsch. 0,00 4.456,55  -4.456,55 

I1.033713.510 2015 Sammelposten - Brandschutz 0,00 658,58  -658,58 

I1.033713 2015 Sammelposten - Brandschutz 0,00 658,58  -658,58 

I1.033714.500 Feuerlöschtechn. RWRB BPl.86 GE, Brandsc 0,00 5.444,94  -5.444,94 

I1.033714 Feuerlöschtechn. RWRB BPl.86 GE, Brandsc 0,00 5.444,94  -5.444,94 

I1.034204.510 2014 Sammelposten - OfW Rastede 10.714,03 0,00  0,00 

I1.034204 2014 Sammelposten - OfW Rastede 10.714,03 0,00  0,00 

I1.034206.510 2015 Sammelposten - OfW Rastede 0,00 7.564,08 7.000,00 -564,08 

I1.034206 2015 Sammelposten - OfW Rastede 0,00 7.564,08 7.000,00 -564,08 

I1.034216.510 Hebekissensatz, FW Rastede 3.092,39 0,00  0,00 

I1.034216 Hebekissensatz, FW Rastede 3.092,39 0,00  0,00 

I1.034217.510 Stromerzeuger 2 KVA, FW Rastede 1.962,31 0,00  0,00 

I1.034217 Stromerzeuger 2 KVA, FW Rastede 1.962,31 0,00  0,00 

I1.034219.500 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Rastede 0,00 3.327,66 3.800,00 472,34 

I1.034219 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Rastede 0,00 3.327,66 3.800,00 472,34 

I1.034220.510 Notstromaggregat f. LF 20/16, FW Rastede 0,00 7.149,42 10.000,00 2.850,58 

I1.034220 Notstromaggregat f. LF 20/16, FW Rastede 0,00 7.149,42 10.000,00 2.850,58 

I1.034703.510 2014 Sammelposten - OfW Hahn 8.409,58 0,00  0,00 

I1.034703 2014 Sammelposten - OfW Hahn 8.409,58 0,00  0,00 

I1.034707.510 2015 Sammelposten - OfW Hahn 0,00 6.092,30 5.800,00 -292,30 

I1.034707 2015 Sammelposten - OfW Hahn 0,00 6.092,30 5.800,00 -292,30 

I1.034716.500 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Hahn 0,00 3.623,75 3.800,00 176,25 

I1.034716 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Hahn 0,00 3.623,75 3.800,00 176,25 

I1.034718.555 Zuschuss zum Sapo 2014 -OfW Hahn -50,00 0,00  0,00 

I1.034718 Zuschuss zum Sapo 2014 -OfW Hahn -50,00 0,00  0,00 

I1.034719.510 Wärmebildkamera, FW Hahn 0,00 3.600,00  -3.600,00 

I1.034719 Wärmebildkamera, FW Hahn 0,00 3.600,00  -3.600,00 

I1.035203.510 2014 Sammelposten - OfW Ipwege-Wahnbek 6.544,70 0,00  0,00 

I1.035203 2014 Sammelposten - OfW Ipwege-Wahnbek 6.544,70 0,00  0,00 

I1.035205.510 2015 Sammelposten - OfW Ipwege-Wahnbek 0,00 7.022,36 7.000,00 -22,36 

I1.035205 2015 Sammelposten - OfW Ipwege-Wahnbek 0,00 7.022,36 7.000,00 -22,36 

I1.035213.500 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Ipw.Wah 0,00 2.841,48 3.800,00 958,52 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; 
Umwelt 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.035213 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Ipw.Wah 0,00 2.841,48 3.800,00 958,52 

I1.036204.510 2014 Sammelposten - OfW Loy-Barghorn 6.757,40 0,00  0,00 

I1.036204 2014 Sammelposten - OfW Loy-Barghorn 6.757,40 0,00  0,00 

I1.036206.510 2015 Sammelposten - OfW Loy-Barghorn 0,00 5.245,32 3.000,00 -2.245,32 

I1.036206 2015 Sammelposten - OfW Loy-Barghorn 0,00 5.245,32 3.000,00 -2.245,32 

I1.036213.500 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Loy-Bar 0,00 3.542,19 3.800,00 257,81 

I1.036213 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Loy-Bar 0,00 3.542,19 3.800,00 257,81 

I1.036214.510 Spindanlage JFW, OfW Loy-Barghorn 4.139,12 0,00  0,00 

I1.036214 Spindanlage JFW, OfW Loy-Barghorn 4.139,12 0,00  0,00 

I1.036215.510 2015 Sammelposten (Geb.) - FW Loy-Bargho 0,00 460,82  -460,82 

I1.036215 2015 Sammelposten (Geb.) - FW Loy-Bargho 0,00 460,82  -460,82 

I1.036702.510 2014 Sammelposten - OfW Neusüdende 6.902,14 0,00  0,00 

I1.036702.555 Spende Sammelposten 2014 - OfW Neusüd. -485,55 0,00  0,00 

I1.036702 2014 Sammelposten - OfW Neusüdende 6.416,59 0,00  0,00 

I1.036703.510 2015 Sammelposten - OfW Neusüdende 0,00 5.767,75 6.000,00 232,25 

I1.036703 2015 Sammelposten - OfW Neusüdende 0,00 5.767,75 6.000,00 232,25 

I1.036707.500 Löschwasservers. Neusüdende, FW Neusüd. 3.599,75 0,00  0,00 

I1.036707 Löschwasservers. Neusüdende, FW Neusüd. 3.599,75 0,00  0,00 

I1.036710.500 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Neusüde 0,00 3.773,29 3.800,00 26,71 

I1.036710 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Neusüde 0,00 3.773,29 3.800,00 26,71 

I1.036711.510 2014 Sammelposten (Geb.) - FW Neusüdende 849,00 0,00  0,00 

I1.036711 2014 Sammelposten (Geb.) - FW Neusüdende 849,00 0,00  0,00 

I1.037204.510 2014 Sammelposten - OfW Südbäke 2.678,54 0,00  0,00 

I1.037204 2014 Sammelposten - OfW Südbäke 2.678,54 0,00  0,00 

I1.037205.510 Löschfahrzeug, OfW Südbäke 58,19 0,00  0,00 

I1.037205 Löschfahrzeug, OfW Südbäke 58,19 0,00  0,00 

I1.037207.510 2015 Sammelposten - OfW Südbäke 0,00 5.704,80 6.700,00 995,20 

I1.037207 2015 Sammelposten - OfW Südbäke 0,00 5.704,80 6.700,00 995,20 

I1.037214.510 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Südbäke 1.801,36 0,00  0,00 

I1.037214 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Südbäke 1.801,36 0,00  0,00 

I1.037215.510 2014 Sammelposten (Geb.) - FW Südbäke 261,75 0,00  0,00 

I1.037215 2014 Sammelposten (Geb.) - FW Südbäke 261,75 0,00  0,00 

I1.037217.510 Erw. StLF Wippe f.Tragkraftspr.,FW Südb. 0,00 804,44  -804,44 

I1.037217 Erw. StLF Wippe f.Tragkraftspr.,FW Südb. 0,00 804,44  -804,44 

I1.038202.510 2015 Sammelposten - Katastrophenschutz 0,00 833,00  -833,00 

I1.038202 2015 Sammelposten - Katastrophenschutz 0,00 833,00  -833,00 

I1.053802.510 2015 Sammelposten - Dorfgemeinschaftshäu 0,00 0,00 2.000,00 2.000,00 

I1.053802 2015 Sammelposten - Dorfgemeinschaftshäu 0,00 0,00 2.000,00 2.000,00 

I1.053808.510 2015 Sammelposten (Geb.) - DGH Nethen 0,00 419,99  -419,99 

I1.053808 2015 Sammelposten (Geb.) - DGH Nethen 0,00 419,99  -419,99 

I1.053809.500 Energetische Sanierung OG, DGH Nethen 0,00 16.245,46  -16.245,46 

I1.053809 Energetische Sanierung OG, DGH Nethen 0,00 16.245,46  -16.245,46 

Zwischensumme 57.413,81 214.784,66 91.500,00 -123.284,66 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH5_02 Sicherheit und Ordnung; 
Umwelt 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

Gesamtsumme 57.413,81 214.784,66 91.500,00 -123.284,66 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -77.635,63 -350.688,89 -39.400,00 311.288,89  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -36.771,78 -21.098,25 -39.310,00 -18.211,75  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -1.065,13 -9.606,40 -1.000,00 8.606,40  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -343.611,75 -47.735,21 -388.400,00 -340.664,79  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -459.084,29 -429.128,75 -468.110,00 -38.981,25  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 334.537,77 370.285,26 351.300,00 -18.985,26  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 136.476,16 169.570,89 209.250,00 39.679,11  

16. Abschreibungen 117.847,58 100.271,40 91.384,00 -8.887,40  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 9.102,63 22.619,10  -22.619,10  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 346.391,40 322.549,80 448.900,00 126.350,20  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 944.355,54 985.296,45 1.100.834,00 115.537,55  

21. ordentliches Ergebnis 485.271,25 556.167,70 632.724,00 76.556,30  

22. außerordentliche Erträge -4.510,16 -16.570,38  16.570,38  

23. außerordentliche Aufwendungen 4.488,11 6.488,91  -6.488,91  

24. außerordentliches Ergebnis -22,05 -10.081,47  10.081,47  

25. Jahresergebnis 485.249,20 546.086,23 632.724,00 86.637,77  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -3.436,82 -15.831,24  15.831,24  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 16.445,80 14.224,00  -14.224,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 238.571,15 244.255,43 237.741,72 -6.513,71  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 1.718.889,62 1.879.238,90 1.711.055,28 -168.183,62  

28. Saldo aus ILV 1.970.469,75 2.121.887,09 1.948.797,00 -173.090,09  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 2.455.718,95 2.667.973,32 2.581.521,00 -86.452,32  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211100 Grundschule Feldbreite 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -880,50 -883,81 -900,00 -16,19  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -542,00 -40,00  40,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.422,50 -923,81 -900,00 23,81  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 15.858,47 18.656,52 16.200,00 -2.456,52  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 8.984,84 8.968,76 17.000,00 8.031,24  

16. Abschreibungen 3.631,29 6.403,86 2.934,00 -3.469,86  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 14.036,15 14.856,07 11.700,00 -3.156,07  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 42.510,75 48.885,21 47.834,00 -1.051,21  

21. ordentliches Ergebnis 41.088,25 47.961,40 46.934,00 -1.027,40  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen  452,46  -452,46  

24. außerordentliches Ergebnis  452,46  -452,46  

25. Jahresergebnis 41.088,25 48.413,86 46.934,00 -1.479,86  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -813,06  813,06  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.281,00 1.278,20  -1.278,20  

27b Aufwand aus Umlage 91* 20.831,33 25.008,15 24.408,72 -599,43  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 107.548,14 148.542,90 132.218,55 -16.324,35  

28. Saldo aus ILV 129.373,67 174.016,19 156.627,27 -17.388,92  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 170.461,92 222.430,05 203.561,27 -18.868,78  

  



112 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211200 Grundschule Hahn-Lehmden 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -683,79 -703,25 -700,00 3,25  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -299,00 -187,00 -187,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -982,79 -890,25 -887,00 3,25  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 19.997,04 21.166,35 21.600,00 433,65  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 5.847,07 5.570,83 8.400,00 2.829,17  

16. Abschreibungen 5.223,98 4.578,06 1.437,00 -3.141,06  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 10.209,45 10.196,67 9.200,00 -996,67  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 41.277,54 41.511,91 40.637,00 -874,91  

21. ordentliches Ergebnis 40.294,75 40.621,66 39.750,00 -871,66  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 10,80 15,69  -15,69  

24. außerordentliches Ergebnis 10,80 15,69  -15,69  

25. Jahresergebnis 40.305,55 40.637,35 39.750,00 -887,35  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -1.249,84  1.249,84  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 2.004,80 886,20  -886,20  

27b Aufwand aus Umlage 91* 21.538,23 25.281,85 24.670,92 -610,93  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 111.724,65 109.018,53 129.153,48 20.134,95  

28. Saldo aus ILV 134.980,88 133.936,74 153.824,40 19.887,66  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 175.286,43 174.574,09 193.574,40 19.000,31  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211300 Grundschule Kleibrok 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -880,50 -874,31 -900,00 -25,69  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -304,00 -94,00 -94,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen   -1.000,00 -1.000,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.184,50 -968,31 -1.994,00 -1.025,69  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 29.842,52 29.451,94 23.900,00 -5.551,94  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 18.745,88 17.463,49 17.100,00 -363,49  

16. Abschreibungen 4.217,84 4.527,88 1.748,00 -2.779,88  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 12.874,35 13.697,92 11.500,00 -2.197,92  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 65.680,59 65.141,23 54.248,00 -10.893,23  

21. ordentliches Ergebnis 64.496,09 64.172,92 52.254,00 -11.918,92  

22. außerordentliche Erträge -967,58 -817,05  817,05  

23. außerordentliche Aufwendungen 35,60 847,84  -847,84  

24. außerordentliches Ergebnis -931,98 30,79  -30,79  

25. Jahresergebnis 63.564,11 64.203,71 52.254,00 -11.949,71  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -1.227,44  1.227,44  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 422,80 680,40  -680,40  

27b Aufwand aus Umlage 91* 21.296,09 25.267,81 24.657,48 -610,33  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 113.887,97 144.277,32 153.257,36 8.980,04  

28. Saldo aus ILV 135.320,06 168.998,09 177.914,84 8.916,75  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 198.884,17 233.201,80 230.168,84 -3.032,96  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211400 Grundschule Leuchtenburg 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -365,31 -399,14 -400,00 -0,86  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -665,00 -499,00 -498,00 1,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte  -7.006,40  7.006,40  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen   -9.000,00 -9.000,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.030,31 -7.904,54 -9.898,00 -1.993,46  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 9.659,22 19.621,94 11.700,00 -7.921,94  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 5.213,99 16.536,90 20.250,00 3.713,10  

16. Abschreibungen 3.112,84 3.940,40 2.670,00 -1.270,40  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 7.746,30 10.587,08 17.100,00 6.512,92  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 25.732,35 50.686,32 51.720,00 1.033,68  

21. ordentliches Ergebnis 24.702,04 42.781,78 41.822,00 -959,78  

22. außerordentliche Erträge -833,00 -981,77  981,77  

23. außerordentliche Aufwendungen  10,98  -10,98  

24. außerordentliches Ergebnis -833,00 -970,79  970,79  

25. Jahresergebnis 23.869,04 41.810,99 41.822,00 11,01  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -279,98  279,98  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 739,20 733,60  -733,60  

27b Aufwand aus Umlage 91* 22.016,73 24.674,11 24.088,80 -585,31  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 38.410,35 52.163,37 51.796,72 -366,65  

28. Saldo aus ILV 60.879,48 77.291,10 75.885,52 -1.405,58  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 84.748,52 119.102,09 117.707,52 -1.394,57  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211500 Grundschule Loy 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -374,68 -371,11 -400,00 -28,89  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -114,00 -113,00  113,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen   -1.000,00 -1.000,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -488,68 -484,11 -1.400,00 -915,89  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 9.636,34 12.337,11 10.800,00 -1.537,11  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 3.980,04 7.129,96 7.400,00 270,04  

16. Abschreibungen 2.004,14 2.902,75 2.600,00 -302,75  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 8.005,99 8.500,88 5.600,00 -2.900,88  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 23.626,51 30.870,70 26.400,00 -4.470,70  

21. ordentliches Ergebnis 23.137,83 30.386,59 25.000,00 -5.386,59  

22. außerordentliche Erträge -334,69 -143,56  143,56  

23. außerordentliche Aufwendungen 74,70 306,92  -306,92  

24. außerordentliches Ergebnis -259,99 163,36  -163,36  

25. Jahresergebnis 22.877,84 30.549,95 25.000,00 -5.549,95  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -279,98  279,98  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 281,40 448,00  -448,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 20.307,30 24.674,11 24.088,80 -585,31  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 66.386,42 85.787,99 65.044,28 -20.743,71  

28. Saldo aus ILV 86.688,32 110.630,12 89.133,08 -21.497,04  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 109.566,16 141.180,07 114.133,08 -27.046,99  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211600 Grundschule Wahnbek 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -1.792,31 -2.379,89 -800,00 1.579,89  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -127,00 -127,00 -127,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -52,35 -45,82 -1.000,00 -954,18  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.971,66 -2.552,71 -1.927,00 625,71  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 14.896,45 18.292,98 16.800,00 -1.492,98  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 9.947,14 16.704,64 17.400,00 695,36  

16. Abschreibungen 2.555,92 4.310,38 2.070,00 -2.240,38  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 12.553,79 14.854,26 10.100,00 -4.754,26  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 39.953,30 54.162,26 46.370,00 -7.792,26  

21. ordentliches Ergebnis 37.981,64 51.609,55 44.443,00 -7.166,55  

22. außerordentliche Erträge -791,40 -942,21  942,21  

23. außerordentliche Aufwendungen  16,39  -16,39  

24. außerordentliches Ergebnis -791,40 -925,82  925,82  

25. Jahresergebnis 37.190,24 50.683,73 44.443,00 -6.240,73  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -439,01  439,01  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.349,60 1.432,20  -1.432,20  

27b Aufwand aus Umlage 91* 22.121,90 24.773,76 24.184,32 -589,44  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 165.188,00 193.789,93 157.934,96 -35.854,97  

28. Saldo aus ILV 188.372,70 219.556,88 182.119,28 -37.437,60  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 225.562,94 270.240,61 226.562,28 -43.678,33  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.218000 KGS Rastede 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -37.620,82 -266.648,03 -34.800,00 231.848,03  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -32.159,78 -18.628,00 -37.813,00 -19.185,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -1.065,13 -2.600,00 -1.000,00 1.600,00  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -227.894,90 -48,88 -230.000,00 -229.951,12  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -298.740,63 -287.924,91 -303.613,00 -15.688,09  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 187.593,10 201.342,56 203.300,00 1.957,44  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 76.895,91 87.922,29 108.800,00 20.877,71  

16. Abschreibungen 89.711,51 66.426,20 70.889,00 4.462,80  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 9.102,63 22.619,10  -22.619,10  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 137.151,57 151.835,32 174.000,00 22.164,68  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 500.454,72 530.145,47 556.989,00 26.843,53  

21. ordentliches Ergebnis 201.714,09 242.220,56 253.376,00 11.155,44  

22. außerordentliche Erträge -30,53 -2.328,02  2.328,02  

23. außerordentliche Aufwendungen 773,44 2.279,69  -2.279,69  

24. außerordentliches Ergebnis 742,91 -48,33  48,33  

25. Jahresergebnis 202.457,00 242.172,23 253.376,00 11.203,77  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -716,99 -6.161,82  6.161,82  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 9.055,20 7.625,80  -7.625,80  

27b Aufwand aus Umlage 91* 46.329,42 44.527,42 43.363,32 -1.164,10  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 979.139,44 978.931,93 860.561,84 -118.370,09  

28. Saldo aus ILV 1.033.807,07 1.024.923,33 903.925,16 -120.998,17  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 1.236.264,07 1.267.095,56 1.157.301,16 -109.794,40  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.221000 Förderschulen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -35.037,72 -42.116,60 -500,00 41.616,60  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -2.561,00 -1.349,00 -591,00 758,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -16.664,50 -5.334,00 -42.400,00 -37.066,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -54.263,22 -48.799,60 -43.491,00 5.308,60  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 33.885,95 37.259,18 33.700,00 -3.559,18  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 6.829,59 9.274,02 12.600,00 3.325,98  

16. Abschreibungen 7.390,06 7.181,87 7.036,00 -145,87  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 45.344,49 52.773,60 103.400,00 50.626,40  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 93.450,09 106.488,67 156.736,00 50.247,33  

21. ordentliches Ergebnis 39.186,87 57.689,07 113.245,00 55.555,93  

22. außerordentliche Erträge -1.552,96 -11.357,77  11.357,77  

23. außerordentliche Aufwendungen 3.593,57 2.550,92  -2.550,92  

24. außerordentliches Ergebnis 2.040,61 -8.806,85  8.806,85  

25. Jahresergebnis 41.227,48 48.882,22 113.245,00 64.362,78  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -4.950,06  4.950,06  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.311,80 1.139,60  -1.139,60  

27b Aufwand aus Umlage 91* 22.852,62 27.574,82 26.860,80 -714,02  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 136.604,65 166.726,93 161.088,09 -5.638,84  

28. Saldo aus ILV 160.482,27 190.491,29 187.948,89 -2.542,40  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 201.709,75 239.373,51 301.193,89 61.820,38  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.241000 Schülerbeförderung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -99.000,00 -42.306,51 -104.000,00 -61.693,49  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -99.000,00 -42.306,51 -104.000,00 -61.693,49  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 10.049,74 8.936,90 9.900,00 963,10  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 97.503,62 45.180,20 104.000,00 58.819,80  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 107.553,36 54.117,10 113.900,00 59.782,90  

21. ordentliches Ergebnis 8.553,36 11.810,59 9.900,00 -1.910,59  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 8.553,36 11.810,59 9.900,00 -1.910,59  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -248,57 -356,13  356,13  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 15.088,70 9.239,21 8.815,68 -423,53  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 14.840,13 8.883,08 8.815,68 -67,40  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 23.393,49 20.693,67 18.715,68 -1.977,99  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.243000 Sonstige schulische Aufgaben 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen  -36.312,75  36.312,75  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten  -61,25  61,25  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -36.374,00  36.374,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 3.118,94 3.219,78 3.400,00 180,22  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 31,70  300,00 300,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 965,69 67,80 2.300,00 2.232,20  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.116,33 3.287,58 6.000,00 2.712,42  

21. ordentliches Ergebnis 4.116,33 -33.086,42 6.000,00 39.086,42  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen  8,02  -8,02  

24. außerordentliches Ergebnis  8,02  -8,02  

25. Jahresergebnis 4.116,33 -33.078,40 6.000,00 39.078,40  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -73,92  73,92  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 15.824,97 8.511,96 8.106,72 -405,24  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 15.538,17 8.438,04 8.106,72 -331,32  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 19.654,50 -24.640,36 14.106,72 38.747,08  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.244000 Kreisschulbaukasse 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen      

21. ordentliches Ergebnis      

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis      

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -176,86     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 10.363,86 4.722,23 4.496,16 -226,07  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 10.187,00 4.722,23 4.496,16 -226,07  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 10.187,00 4.722,23 4.496,16 -226,07  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -77.635,63 -349.908,19 -39.400,00 310.508,19  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte      

05. privatrechtliche Entgelte -1.065,13 -7.834,60 -1.000,00 6.834,60  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -347.902,62 -63.183,90 -388.400,00 -325.216,10  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG  -150,00  150,00  

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -202,37 -494,00  494,00  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -426.805,75 -421.570,69 -428.800,00 -7.229,31  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 332.674,55 372.916,66 351.300,00 -21.616,66  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 137.853,40 171.948,33 205.700,00 33.751,67  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 9.036,58 24.393,11  -24.393,11  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 350.746,35 326.192,53 438.900,00 112.707,47  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 830.310,88 895.450,63 995.900,00 100.449,37  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 403.505,13 473.879,94 567.100,00 93.220,06  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -5.800,00 -16.372,57  16.372,57  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen 0,00 -1.689,69  1.689,69  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit -217.760,00 -204.217,85 -202.000,00 2.217,85  

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit -223.560,00 -222.280,11 -202.000,00 20.280,11  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 588.311,69 994.920,31 2.165.000,00 1.170.079,69  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 182.483,14 198.776,66 235.400,00 36.623,34  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen 25.626,84     

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 796.421,67 1.193.696,97 2.400.400,00 1.206.703,03  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 572.861,67 971.416,86 2.198.400,00 1.226.983,14  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 976.366,80 1.445.296,80 2.765.500,00 1.320.203,20  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 976.366,80 1.445.296,80 2.765.500,00 1.320.203,20  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH5_21 Schulaufgaben 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.048227.500 Streuobstwiese, Schule Voßbarg 0,00 1.500,00  -1.500,00 

I1.048227.555 Zuschuss Streuobstwiese, Schule Voßbarg 0,00 -1.500,00  1.500,00 

I1.048227 Spende Streuobstwiese, Schule Voßbarg 0,00 0,00  0,00 

 



 125 

 

 

 

 
 

 

 

 

Jahresrechnung 2015 
 

Teilhaushalt 5_022 
 
 

Heimat- und Kulturpflege 
 



126 

 

 

 

A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -1.500,00 -1.600,00  1.600,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -208,00 -2.063,00 -2.200,00 -137,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -13.338,26 -9.449,76 -10.000,00 -550,24  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -80,22 -158,00  158,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -26,70     

12. =Summe ordentliche Erträge -15.153,18 -13.270,76 -12.200,00 1.070,76  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 194.542,22 204.810,17 218.300,00 13.489,83  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 24.206,88 31.033,79 45.400,00 14.366,21  

16. Abschreibungen 32.192,62 13.181,06 13.121,00 -60,06  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 239.090,38 219.383,95 298.900,00 79.516,05  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 25.556,44 25.533,83 27.100,00 1.566,17  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 515.588,54 493.942,80 602.821,00 108.878,20  

21. ordentliches Ergebnis 500.435,36 480.672,04 590.621,00 109.948,96  

22. außerordentliche Erträge -671,08     

23. außerordentliche Aufwendungen 59,65 1.225,57  -1.225,57  

24. außerordentliches Ergebnis -611,43 1.225,57  -1.225,57  

25. Jahresergebnis 499.823,93 481.897,61 590.621,00 108.723,39  

26a Erträge aus ILV 3811* -65,00     

26b Ertrag aus Umlage 91* -2.118,80 -7.364,57  7.364,57  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*  64,75  -64,75  

27b Aufwand aus Umlage 91* 168.780,55 151.306,46 146.386,84 -4.919,62  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 76.833,24 103.572,20 100.908,48 -2.663,72  

28. Saldo aus ILV 243.429,99 247.578,84 247.295,32 -283,52  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 743.253,92 729.476,45 837.916,32 108.439,87  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.252100 Archiv 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen  -100,00  100,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -100,00  100,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 995,01 1.173,20 1.300,00 126,80  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.547,25 2.818,79 2.300,00 -518,79  

16. Abschreibungen 575,91 852,41 200,00 -652,41  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 14.239,58 14.807,94 17.900,00 3.092,06  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 17.357,75 19.652,34 21.700,00 2.047,66  

21. ordentliches Ergebnis 17.357,75 19.552,34 21.700,00 2.147,66  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 59,65     

24. außerordentliches Ergebnis 59,65     

25. Jahresergebnis 17.417,40 19.552,34 21.700,00 2.147,66  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -59,35 -1.635,08  1.635,08  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 17.770,70 14.154,81 13.609,80 -545,01  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 17.711,35 12.519,73 13.609,80 1.090,07  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 35.128,75 32.072,07 35.309,80 3.237,73  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.252200 Ausstellungen/Veranstaltungen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 419,89 439,96 700,00 260,04  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 419,89 439,96 700,00 260,04  

21. ordentliches Ergebnis 419,89 439,96 700,00 260,04  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 419,89 439,96 700,00 260,04  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -118,18 -15,67  15,67  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 10.613,82 7.925,16 7.603,32 -321,84  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 10.495,64 7.909,49 7.603,32 -306,17  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 10.915,53 8.349,45 8.303,32 -46,13  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.261000 Theater 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 2.224,79 2.719,69 4.000,00 1.280,31  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 2.224,79 2.719,69 4.000,00 1.280,31  

21. ordentliches Ergebnis 2.224,79 2.719,69 4.000,00 1.280,31  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 2.224,79 2.719,69 4.000,00 1.280,31  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -118,18     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 10.271,39 5.307,89 5.076,60 -231,29  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 10.153,21 5.307,89 5.076,60 -231,29  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 12.378,00 8.027,58 9.076,60 1.049,02  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.262000 Musikpflege 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 2.696,80 3.152,32 3.500,00 347,68  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 3.194,51 2.182,78 5.000,00 2.817,22  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 5.891,31 5.335,10 8.500,00 3.164,90  

21. ordentliches Ergebnis 5.891,31 5.335,10 8.500,00 3.164,90  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 5.891,31 5.335,10 8.500,00 3.164,90  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -118,18     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 10.356,05 5.307,89 5.076,60 -231,29  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 10.237,87 5.307,89 5.076,60 -231,29  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 16.129,18 10.642,99 13.576,60 2.933,61  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.263000 Musikschulen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 11.124,32 11.508,72 16.000,00 4.491,28  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 11.124,32 11.508,72 16.000,00 4.491,28  

21. ordentliches Ergebnis 11.124,32 11.508,72 16.000,00 4.491,28  

22. außerordentliche Erträge -516,56     

23. außerordentliche Aufwendungen  817,26  -817,26  

24. außerordentliches Ergebnis -516,56 817,26  -817,26  

25. Jahresergebnis 10.607,76 12.325,98 16.000,00 3.674,02  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -118,18     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 10.271,39 5.307,89 5.076,60 -231,29  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 10.153,21 5.307,89 5.076,60 -231,29  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 20.760,97 17.633,87 21.076,60 3.442,73  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.271000 Volkshochschulen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen  1.916,70  -1.916,70  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen  1.916,70  -1.916,70  

21. ordentliches Ergebnis  1.916,70  -1.916,70  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis  1.916,70  -1.916,70  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -118,18     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 11.305,73 17.823,63 17.159,56 -664,07  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 11.187,55 17.823,63 17.159,56 -664,07  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 11.187,55 19.740,33 17.159,56 -2.580,77  

  



133 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.272000 Büchereien (Schulbücher Zuordnung zur Schule) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -1.500,00 -1.500,00  1.500,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -13.338,26 -9.449,76 -10.000,00 -550,24  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -80,22 -158,00  158,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -26,70     

12. =Summe ordentliche Erträge -14.945,18 -11.107,76 -10.000,00 1.107,76  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 119.864,22 122.373,75 124.600,00 2.226,25  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 22.518,27 22.132,11 21.900,00 -232,11  

16. Abschreibungen 917,20 2.388,70 1.000,00 -1.388,70  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 8.871,38 7.719,94 7.700,00 -19,94  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 152.171,07 154.614,50 155.200,00 585,50  

21. ordentliches Ergebnis 137.225,89 143.506,74 145.200,00 1.693,26  

22. außerordentliche Erträge -154,52     

23. außerordentliche Aufwendungen  406,53  -406,53  

24. außerordentliches Ergebnis -154,52 406,53  -406,53  

25. Jahresergebnis 137.071,37 143.913,27 145.200,00 1.286,73  

26a Erträge aus ILV 3811* -65,00     

26b Ertrag aus Umlage 91* -307,60 -3.944,36  3.944,36  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 22.027,13 28.667,90 27.547,08 -1.120,82  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 46.846,57 44.907,70 52.242,12 7.334,42  

28. Saldo aus ILV 68.501,10 69.631,24 79.789,20 10.157,96  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 205.572,47 213.544,51 224.989,20 11.444,69  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.281100 Heimat- und sonstige Kulturpflege 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten  -1.925,00  1.925,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -1.925,00  1.925,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 4.469,67 4.691,49 5.300,00 608,51  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  5.941,53 20.000,00 14.058,47  

16. Abschreibungen 2.493,00 2.895,41 1.133,00 -1.762,41  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 83.643,62 52.056,06 102.900,00 50.843,94  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 2.380,60 2.766,00 1.500,00 -1.266,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 92.986,89 68.350,49 130.833,00 62.482,51  

21. ordentliches Ergebnis 92.986,89 66.425,49 130.833,00 64.407,51  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen  1,78  -1,78  

24. außerordentliches Ergebnis  1,78  -1,78  

25. Jahresergebnis 92.986,89 66.427,27 130.833,00 64.405,73  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -143,35  143,35  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 18.569,19 11.525,60 11.389,56 -136,04  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 4,00 4,00 4,96 0,96  

28. Saldo aus ILV 18.286,39 11.386,25 11.394,52 8,27  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 111.273,28 77.813,52 142.227,52 64.414,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.281200 Palais 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 419,89 439,96 700,00 260,04  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 22.260,77 1.116,43 3.000,00 1.883,57  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 138.903,14 149.000,00 171.000,00 22.000,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 161.583,80 150.556,39 174.700,00 24.143,61  

21. ordentliches Ergebnis 161.583,80 150.556,39 174.700,00 24.143,61  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 161.583,80 150.556,39 174.700,00 24.143,61  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -15,67  15,67  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 20.129,78 19.267,93 18.864,72 -403,21  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 8.713,97 8.743,32 11.248,36 2.505,04  

28. Saldo aus ILV 28.556,95 27.995,58 30.113,08 2.117,50  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 190.140,75 178.551,97 204.813,08 26.261,11  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.291000 Förderung von Kirchengem./sonst. Religionsgem. 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen      

21. ordentliches Ergebnis      

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis      

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -300,55     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 14.724,24 5.320,73 5.091,96 -228,77  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 14.423,69 5.320,73 5.091,96 -228,77  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 14.423,69 5.320,73 5.091,96 -228,77  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.366100 Jugendtreff Villa Hartmann und Jugendräume 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -208,00 -138,00 -2.200,00 -2.062,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -208,00 -138,00 -2.200,00 -2.062,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 68.373,54 75.691,81 85.700,00 10.008,19  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 141,36 141,36 1.200,00 1.058,64  

16. Abschreibungen 3.248,94 2.775,79 4.288,00 1.512,21  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 64,88 239,95  -239,95  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 71.828,72 78.848,91 91.188,00 12.339,09  

21. ordentliches Ergebnis 71.620,72 78.710,91 88.988,00 10.277,09  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 71.620,72 78.710,91 88.988,00 10.277,09  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -1.610,44  1.610,44  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*  64,75  -64,75  

27b Aufwand aus Umlage 91* 22.741,13 30.697,03 29.891,04 -805,99  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 21.268,70 49.917,18 37.413,04 -12.504,14  

28. Saldo aus ILV 43.723,03 79.068,52 67.304,08 -11.764,44  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 115.343,75 157.779,43 156.292,08 -1.487,35  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -1.500,00 -1.600,00  1.600,00  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -13.338,26 -9.449,76 -10.000,00 -550,24  

05. privatrechtliche Entgelte      

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -533,56 -221,22  221,22  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG -154,52     

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen  -26,70  26,70  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -15.526,34 -11.297,68 -10.000,00 1.297,68  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 190.441,85 205.272,23 218.300,00 13.027,77  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 24.200,56 31.275,60 45.400,00 14.124,40  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 255.019,23 220.201,21 298.900,00 78.698,79  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 25.268,08 27.435,49 27.100,00 -335,49  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 494.929,72 484.184,53 589.700,00 105.515,47  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 479.403,38 472.886,85 579.700,00 106.813,15  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit  -63.000,00  63.000,00  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit  -63.000,00  63.000,00  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen      

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 9.198,05 79.825,04 7.400,00 -72.425,04  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen 27.792,57 12.313,02 14.400,00 2.086,98  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 36.990,62 92.138,06 21.800,00 -70.338,06  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 36.990,62 29.138,06 21.800,00 -7.338,06  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 516.394,00 502.024,91 601.500,00 99.475,09  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 516.394,00 502.024,91 601.500,00 99.475,09  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.000465.510 2013 Sammelposten - Bücherei 840,95 0,00  0,00 

I1.000465 2013 Sammelposten - Bücherei 840,95 0,00  0,00 

I1.050101.510 2014 Sammelposten - Archiv 1.829,51 0,00  0,00 

I1.050101 2014 Sammelposten - Archiv 1.829,51 0,00  0,00 

I1.050102.510 2015 Sammelposten - Archiv 0,00 555,41 500,00 -55,41 

I1.050102 2015 Sammelposten - Archiv 0,00 555,41 500,00 -55,41 

I1.051001.525 Zuschüsse Musikpflege 2014 1.323,60 0,00  0,00 

I1.051001 Zuschüsse Musikpflege 2014 1.323,60 0,00  0,00 

I1.051003.525 Zuschüsse Musikpflege 2015 0,00 5.732,32 6.000,00 267,68 

I1.051003 Zuschüsse Musikpflege 2015 0,00 5.732,32 6.000,00 267,68 

I1.051006.525 Zuschuss für LKW Showband, Musikpflege 2.356,20 0,00  0,00 

I1.051006 Zuschuss für LKW Showband, Musikpflege 2.356,20 0,00  0,00 

I1.051601.510 2014 Sammelposten - Bücherei 1.252,25 0,00  0,00 

I1.051601 2014 Sammelposten - Bücherei 1.252,25 0,00  0,00 

I1.051602.510 2015 Sammelposten - Bücherei 0,00 6.731,70 4.900,00 -1.831,70 

I1.051602 2015 Sammelposten - Bücherei 0,00 6.731,70 4.900,00 -1.831,70 

I1.051606.510 3er Sofa Ikea "Stockholm", Bücherei 1.199,00 0,00  0,00 

I1.051606 3er Sofa Ikea "Stockholm", Bücherei 1.199,00 0,00  0,00 

I1.051607.510 NBib24 Onleihe (Software), Bücherei 0,00 1.785,00  -1.785,00 

I1.051607 NBib24 Onleihe (Software), Bücherei 0,00 1.785,00  -1.785,00 

I1.052102.525 Zuschüsse Heimat-/ sonst. Kulturpfl.2015 0,00 0,00 800,00 800,00 

I1.052102 Zuschüsse Heimat-/ sonst. Kulturpfl.2015 0,00 0,00 800,00 800,00 

I1.052105.525 Zuschuss Heimatver. Rastede f.Rasenmäher 2.000,00 0,00  0,00 

I1.052105 Zuschuss Heimatver. Rastede f.Rasenmäher 2.000,00 0,00  0,00 

I1.052107.510 Skulpturen Bildhau.werkst., Heimatpflege 0,00 65.780,80  -65.780,80 

I1.052107 Skulpturen Bildhau.werkst., Heimatpflege 0,00 65.780,80  -65.780,80 

I1.052108.555 Spende Skulpt. Bildhau.werkst., Heimatpf 0,00 -63.000,00  63.000,00 

I1.052108 Spende Skulpt. Bildhau.werkst., Heimatpf 0,00 -63.000,00  63.000,00 

I1.052109.510 2015 Sammelposten - Heimat-u. Kulturpfl. 0,00 1.879,34  -1.879,34 

I1.052109 2015 Sammelposten - Heimat-u. Kulturpfl. 0,00 1.879,34  -1.879,34 

I1.052110.525 Zusch.f. Brunnen K.-W.-Heilpfl., Heimat. 0,00 634,27  -634,27 

I1.052110 Zusch.f. Brunnen K.-W.-Heilpfl., Heimat. 0,00 634,27  -634,27 

I1.052602.525 2014 invest.Zuschüsse - Palais 19.612,77 0,00  0,00 

I1.052602 2014 invest.Zuschüsse - Palais 19.612,77 0,00  0,00 

I1.052603.525 Zusch. an KKR f.Statuette"Amalie",Palais 2.500,00 0,00  0,00 

I1.052603 Zusch. an KKR f.Statuette"Amalie",Palais 2.500,00 0,00  0,00 

I1.052604.525 2015 invest.Zuschüsse - Palais 0,00 5.946,43 7.600,00 1.653,57 

I1.052604 2015 invest.Zuschüsse - Palais 0,00 5.946,43 7.600,00 1.653,57 

I1.053301.510 2014 Sammelposten - Jugendpflege Villa 2.576,94 0,00  0,00 

I1.053301 2014 Sammelposten - Jugendpflege Villa 2.576,94 0,00  0,00 

I1.053302.510 2015 Sammelposten - Jugendpflege Villa 0,00 1.783,79 2.000,00 216,21 

I1.053302 2015 Sammelposten - Jugendpflege Villa 0,00 1.783,79 2.000,00 216,21 

I1.053310.510 2015 Sammelposten (Geb.)- Jugendtreff 0,00 1.309,00  -1.309,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.053310 2015 Sammelposten (Geb.)- Jugendtreff 0,00 1.309,00  -1.309,00 

Zwischensumme 35.491,22 29.138,06 21.800,00 -7.338,06 

Gesamtsumme 35.491,22 29.138,06 21.800,00 -7.338,06 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_23 Gesundheit, Sport u. Allgem. Einrichtungen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten   -378,00 -378,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -355.074,84 -321.834,89 -321.000,00 834,89  

06. privatrechtliche Entgelte -1.386,55 -887,39 -2.000,00 -1.112,61  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -356.461,39 -322.722,28 -323.378,00 -655,72  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 308.707,26 315.872,59 335.700,00 19.827,41  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 23.081,31 22.474,39 43.100,00 20.625,61  

16. Abschreibungen 22.257,66 30.539,62 27.845,00 -2.694,62  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 79.899,23 74.225,15 72.100,00 -2.125,15  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 15.006,44 13.090,60 11.300,00 -1.790,60  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 448.951,90 456.202,35 490.045,00 33.842,65  

21. ordentliches Ergebnis 92.490,51 133.480,07 166.667,00 33.186,93  

22. außerordentliche Erträge -3.082,58 -3.454,22  3.454,22  

23. außerordentliche Aufwendungen 6.748,25 566,72  -566,72  

24. außerordentliches Ergebnis 3.665,67 -2.887,50  2.887,50  

25. Jahresergebnis 96.156,18 130.592,57 166.667,00 36.074,43  

26a Erträge aus ILV 3811* -16.761,20 -16.370,40 -21.850,00 -5.479,60  

26b Ertrag aus Umlage 91* -4.886,08 -13.873,60  13.873,60  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 340.854,30 267.942,62 264.160,16 -3.782,46  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 1.513.242,33 1.307.675,35 1.803.779,52 496.104,17  

28. Saldo aus ILV 1.832.449,35 1.545.373,97 2.046.089,68 500.715,71  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 1.928.605,53 1.675.966,54 2.212.756,68 536.790,14  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_23 Gesundheit, Sport u. Allgem. Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.421000 Förderung des Sports 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten   -378,00 -378,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge   -378,00 -378,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 12.862,94 13.523,16 14.800,00 1.276,84  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 5.878,89 13.545,27 5.800,00 -7.745,27  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 79.899,23 74.225,15 72.100,00 -2.125,15  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 98.641,06 101.293,58 92.700,00 -8.593,58  

21. ordentliches Ergebnis 98.641,06 101.293,58 92.322,00 -8.971,58  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 5.820,00 1,78  -1,78  

24. außerordentliches Ergebnis 5.820,00 1,78  -1,78  

25. Jahresergebnis 104.461,06 101.295,36 92.322,00 -8.973,36  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -425,57  425,57  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 22.578,58 21.272,22 21.262,80 -9,42  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 22.291,78 20.846,65 21.262,80 416,15  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 126.752,84 122.142,01 113.584,80 -8.557,21  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_23 Gesundheit, Sport u. Allgem. Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.424100.001 Freibad Rastede 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -101.220,98 -82.963,30 -65.000,00 17.963,30  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -101.220,98 -82.963,30 -65.000,00 17.963,30  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 106.638,84 109.733,82 118.900,00 9.166,18  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.728,39 1.830,99 6.900,00 5.069,01  

16. Abschreibungen 383,63 351,53 800,00 448,47  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 9.623,09 7.918,32 8.000,00 81,68  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 118.373,95 119.834,66 134.600,00 14.765,34  

21. ordentliches Ergebnis 17.152,97 36.871,36 69.600,00 32.728,64  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen  209,29  -209,29  

24. außerordentliches Ergebnis  209,29  -209,29  

25. Jahresergebnis 17.152,97 37.080,65 69.600,00 32.519,35  

26a Erträge aus ILV 3811* -3.281,60 -3.633,20 -4.150,00 -516,80  

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -5.391,31  5.391,31  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 25.072,00 27.864,15 27.140,96 -723,19  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 210.966,03 182.522,34 229.065,77 46.543,43  

28. Saldo aus ILV 232.469,63 201.361,98 252.056,73 50.694,75  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 249.622,60 238.442,63 321.656,73 83.214,10  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_23 Gesundheit, Sport u. Allgem. Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.424100.002 Badeanstalt Hahn 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen      

21. ordentliches Ergebnis      

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis      

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -143,39     

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 14.837,97 9.189,42 9.233,52 44,10  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* -765,37 -698,81 308,28 1.007,09  

28. Saldo aus ILV 13.929,21 8.490,61 9.541,80 1.051,19  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 13.929,21 8.490,61 9.541,80 1.051,19  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_23 Gesundheit, Sport u. Allgem. Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.424100.003 Hallenbad 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -253.853,86 -238.871,59 -256.000,00 -17.128,41  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -253.853,86 -238.871,59 -256.000,00 -17.128,41  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 172.414,42 174.987,99 183.700,00 8.712,01  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 6.782,83 9.762,13 11.300,00 1.537,87  

16. Abschreibungen 1.963,51 1.935,61 4.000,00 2.064,39  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 4.430,61 4.649,24 2.300,00 -2.349,24  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 185.591,37 191.334,97 201.300,00 9.965,03  

21. ordentliches Ergebnis -68.262,49 -47.536,62 -54.700,00 -7.163,38  

22. außerordentliche Erträge -3.054,58 -3.454,22  3.454,22  

23. außerordentliche Aufwendungen 928,25 355,65  -355,65  

24. außerordentliches Ergebnis -2.126,33 -3.098,57  3.098,57  

25. Jahresergebnis -70.388,82 -50.635,19 -54.700,00 -4.064,81  

26a Erträge aus ILV 3811* -13.479,60 -12.737,20 -17.700,00 -4.962,80  

26b Ertrag aus Umlage 91* -430,19 -7.409,41  7.409,41  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 33.563,70 43.947,01 42.783,72 -1.163,29  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 507.453,11 424.827,20 576.080,95 151.253,75  

28. Saldo aus ILV 527.107,02 448.627,60 601.164,67 152.537,07  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 456.718,20 397.992,41 546.464,67 148.472,26  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_23 Gesundheit, Sport u. Allgem. Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.424200 Sportplätze 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 5.038,25 5.281,12 5.500,00 218,88  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 406,43 432,66 5.500,00 5.067,34  

16. Abschreibungen 8.382,06 8.446,00 11.292,00 2.846,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 13.826,74 14.159,78 22.292,00 8.132,22  

21. ordentliches Ergebnis 13.826,74 14.159,78 22.292,00 8.132,22  

22. außerordentliche Erträge -28,00     

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis -28,00     

25. Jahresergebnis 13.798,74 14.159,78 22.292,00 8.132,22  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.841,12 -194,87  194,87  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 121.408,12 81.459,63 80.488,20 -971,43  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 268.792,59 251.405,29 476.972,81 225.567,52  

28. Saldo aus ILV 388.359,59 332.670,05 557.461,01 224.790,96  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 402.158,33 346.829,83 579.753,01 232.923,18  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH5_23 Gesundheit, Sport u. Allgem. Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.424300 Sporthallen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -1.386,55 -887,39 -2.000,00 -1.112,61  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.386,55 -887,39 -2.000,00 -1.112,61  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 11.752,81 12.346,50 12.800,00 453,50  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 14.163,66 10.448,61 19.400,00 8.951,39  

16. Abschreibungen 5.649,57 6.261,21 5.953,00 -308,21  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 952,74 523,04 1.000,00 476,96  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 32.518,78 29.579,36 39.153,00 9.573,64  

21. ordentliches Ergebnis 31.132,23 28.691,97 37.153,00 8.461,03  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 31.132,23 28.691,97 37.153,00 8.461,03  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.897,78 -452,44  452,44  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 123.393,93 84.210,19 83.250,96 -959,23  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 526.795,97 449.619,33 521.351,71 71.732,38  

28. Saldo aus ILV 648.292,12 533.377,08 604.602,67 71.225,59  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 679.424,35 562.069,05 641.755,67 79.686,62  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_23 Gesundheit, Sport u. Allgem. Einrichtungen 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen      

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -360.663,06 -323.200,33 -321.000,00 2.200,33  

05. privatrechtliche Entgelte -776,47 -1.497,47 -2.000,00 -502,53  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -25.369,37 -22.845,49  22.845,49  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -386.808,90 -347.543,29 -323.000,00 24.543,29  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 306.850,15 316.451,67 335.700,00 19.248,33  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 23.248,69 22.417,78 43.100,00 20.682,22  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 86.228,10 74.225,15 72.100,00 -2.125,15  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 18.010,90 15.020,48 11.300,00 -3.720,48  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 434.337,84 428.115,08 462.200,00 34.084,92  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 47.528,94 80.571,79 139.200,00 58.628,21  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH5_23 Gesundheit, Sport u. Allgem. Einrichtungen 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit  -289.000,00 -99.500,00 189.500,00  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen -28,00     

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit -28,00 -289.000,00 -99.500,00 189.500,00  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 1.394.446,44 2.565.689,16 2.160.000,00 -405.689,16  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 34.392,39 13.102,16 28.500,00 15.397,84  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen 2.498,07 20.057,27 13.000,00 -7.057,27  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 1.431.336,90 2.598.848,59 2.201.500,00 -397.348,59  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 1.431.308,90 2.309.848,59 2.102.000,00 -207.848,59  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 1.478.837,84 2.390.420,38 2.241.200,00 -149.220,38  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 1.478.837,84 2.390.420,38 2.241.200,00 -149.220,38  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH5_23 Gesundheit, Sport u. Allgem. 
Einrichtungen 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.000212.500 Modern. der Fassade Eingangsbereich 0,00 442,57  -442,57 

I1.000212 Modern. der Fassade Eingangsbereich 0,00 442,57  -442,57 

I1.000213.500 Umbau und Erweiterung Turnh. Feldbreite 1.524,60 0,00  0,00 

I1.000213 Umbau und Erweiterung Turnh. Feldbreite 1.524,60 0,00  0,00 

I1.054502.525 Zuschüsse Förderung des Sports 2014 2.498,07 3.354,11  -3.354,11 

I1.054502 Zuschüsse Förderung des Sports 2014 2.498,07 3.354,11  -3.354,11 

I1.054504.525 Zuschüsse Förderung des Sports 2015 0,00 7.471,78 13.000,00 5.528,22 

I1.054504 Zuschüsse Förderung des Sports 2015 0,00 7.471,78 13.000,00 5.528,22 

I1.054513.525 Zusch. VfL für Bouleplatz, Förd.d. Sport 0,00 3.067,01  -3.067,01 

I1.054513 Zusch. VfL für Bouleplatz, Förd.d. Sport 0,00 3.067,01  -3.067,01 

I1.054514.525 Zusch. VfL für Parkpl., Förd.d. Sport 0,00 3.817,37  -3.817,37 

I1.054514 Zusch. VfL für Parkpl., Förd.d. Sport 0,00 3.817,37  -3.817,37 

I1.054515.525 Zusch. VfL für Geräteraum, Förd.d. Sport 0,00 2.347,00  -2.347,00 

I1.054515 Zusch. VfL für Geräteraum, Förd.d. Sport 0,00 2.347,00  -2.347,00 

I1.055001.510 2014 Sammelposten - Freibad 900,63 0,00  0,00 

I1.055001 2014 Sammelposten - Freibad 900,63 0,00  0,00 

I1.055005.510 2015 Sammelposten - Freibad 0,00 857,53 2.000,00 1.142,47 

I1.055005 2015 Sammelposten - Freibad 0,00 857,53 2.000,00 1.142,47 

I1.055011.510 Spielgerät - Spielhütte1, Freibad Rasted 2.950,74 0,00  0,00 

I1.055011 Spielgerät - Spielhütte1, Freibad Rasted 2.950,74 0,00  0,00 

I1.055016.510 2014 Sammelposten (Geb.) - Freibad 339,75 0,00  0,00 

I1.055016 2014 Sammelposten (Geb.) - Freibad 339,75 0,00  0,00 

I1.055018.510 Spielgerät - Doppelschaukel, Freibad 0,00 2.671,83 3.500,00 828,17 

I1.055018 Spielgerät - Doppelschaukel, Freibad 0,00 2.671,83 3.500,00 828,17 

I1.055019.510 2015 Sammelposten (Geb.) - Freibad 0,00 517,67 500,00 -17,67 

I1.055019 2015 Sammelposten (Geb.) - Freibad 0,00 517,67 500,00 -17,67 

I1.055021.510 Eisdruckpolster, Freibad Rastede 0,00 3.513,62  -3.513,62 

I1.055021 Eisdruckpolster, Freibad Rastede 0,00 3.513,62  -3.513,62 

I1.056002.510 2014 Sammelposten - Hallenbad 692,51 0,00  0,00 

I1.056002 2014 Sammelposten - Hallenbad 692,51 0,00  0,00 

I1.056006.510 2015 Sammelposten - Hallenbad 0,00 720,61 1.000,00 279,39 

I1.056006 2015 Sammelposten - Hallenbad 0,00 720,61 1.000,00 279,39 

I1.056012.510 2013 Sammelposten (Geb.) - Hallenbad 756,19 0,00  0,00 

I1.056012 2013 Sammelposten (Geb.) - Hallenbad 756,19 0,00  0,00 

I1.056017.510 2014 Sammelposten (Geb.) - Hallenbad 1.016,93 0,00  0,00 

I1.056017 2014 Sammelposten (Geb.) - Hallenbad 1.016,93 0,00  0,00 

I1.056019.510 2015 Sammelposten (Geb.) - Hallenbad 0,00 430,42  -430,42 

I1.056019 2015 Sammelposten (Geb.) - Hallenbad 0,00 430,42  -430,42 

I1.056503.510 2015 Sammelposten - Sport- u. Bolzplätze 0,00 0,00 4.500,00 4.500,00 

I1.056503 2015 Sammelposten - Sport- u. Bolzplätze 0,00 0,00 4.500,00 4.500,00 

I1.056504.500 Sportplatz (Ersatzfl. FC), Sportanlage 1.394.816,04 2.565.463,59 2.155.000,00 -410.463,59 

I1.056504.555 Zusch. v. LK Sportförd., Sportanlagen 0,00 -199.000,00 -99.500,00 99.500,00 

I1.056504 Sportplatz (Ersatzfl. FC), Sportanlage 1.394.816,04 2.366.463,59 2.055.500,00 -310.963,59 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH5_23 Gesundheit, Sport u. Allgem. 
Einrichtungen 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.056508.500 Seniorenspielplatz, Sportpl. allg. 15.088,49 0,00  0,00 

I1.056508 Seniorenspielplatz, Sportpl. allg. 15.088,49 0,00  0,00 

I1.056509.510 Fußball-Trainingstore(2Stk) Nethen, Spor 3.607,06 0,00  0,00 

I1.056509 Fußball-Trainingstore(2Stk) Nethen, Spor 3.607,06 0,00  0,00 

I1.056511.510 Zaunanlage Sportplatz Loy, Sport-u.Bolzp 0,00 0,00 5.000,00 5.000,00 

I1.056511 Zaunanlage Sportplatz Loy, Sport-u.Bolzp 0,00 0,00 5.000,00 5.000,00 

I1.057002.510 2015 Sammelposten (Geb.)- SpPl. Mühlenst 0,00 188,47  -188,47 

I1.057002 2015 Sammelposten (Geb.)- SpPl. Mühlenst 0,00 188,47  -188,47 

I1.059502.555 Zuschuss v.FC Rastede, Sportpl. Köttersw 0,00 -90.000,00  90.000,00 

I1.059502 Zuschuss v.FC Rastede, Sportpl. Köttersw 0,00 -90.000,00  90.000,00 

I1.060001.510 2015 Sammelposten (Geb.) - SpoPl. Nethen 0,00 939,80  -939,80 

I1.060001 2015 Sammelposten (Geb.) - SpoPl. Nethen 0,00 939,80  -939,80 

I1.060702.510 2015 Sammelposten - Sporthallen 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.060702 2015 Sammelposten - Sporthallen 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.061201.510 2014 Sammelposten - SpH Kleibrok 224,91 0,00  0,00 

I1.061201 2014 Sammelposten - SpH Kleibrok 224,91 0,00  0,00 

I1.061204.510 2015 Sammelposten - Sph Kleibrok 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.061204 2015 Sammelposten - Sph Kleibrok 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.061702.510 2015 Sammelposten - Sph Hahn-Lehmden 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.061702 2015 Sammelposten - Sph Hahn-Lehmden 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.062202.510 2015 Sammelposten - Sph Wahnbek 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.062202 2015 Sammelposten - Sph Wahnbek 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.062209.510 Einhausung Nottreppe, SpH Wahnbek 0,00 0,00 5.000,00 5.000,00 

I1.062209 Einhausung Nottreppe, SpH Wahnbek 0,00 0,00 5.000,00 5.000,00 

I1.062702.510 2015 Sammelposten - Sportraum Loy 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.062702 2015 Sammelposten - Sportraum Loy 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.063205.510 2015 Sammelposten - Turnhalle Feldbreite 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.063205 2015 Sammelposten - Turnhalle Feldbreite 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.063209.500 Einbau Zwischenb. Geräteraum, TH Feldbr. 5.323,15 0,00  0,00 

I1.063209 Einbau Zwischenb. Geräteraum, TH Feldbr. 5.323,15 0,00  0,00 

I1.063210.500 Digit. Ausgang Softwareerw., TH Feldbr. 660,45 0,00  0,00 

I1.063210 Digit. Ausgang Softwareerw., TH Feldbr. 660,45 0,00  0,00 

I1.063706.510 2015 Sammelposten - MZH Feldbreite 0,00 3.045,21 5.000,00 1.954,79 

I1.063706 2015 Sammelposten - MZH Feldbreite 0,00 3.045,21 5.000,00 1.954,79 

I1.063714.510 2014 Sammelposten (Geb.) - MZH Feldb. 866,65 0,00  0,00 

I1.063714 2014 Sammelposten (Geb.) - MZH Feldb. 866,65 0,00  0,00 

I1.064201.510 2014 Sammelposten - Turnhalle Wilhelmstr 1.087,66 0,00  0,00 

I1.064201 2014 Sammelposten - Turnhalle Wilhelmstr 1.087,66 0,00  0,00 

I1.064203.510 2015 Sammelposten - Turnhalle Wilhelmstr 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.064203 2015 Sammelposten - Turnhalle Wilhelmstr 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

Zwischensumme 1.432.353,83 2.309.848,59 2.102.000,00 -207.848,59 

Gesamtsumme 1.432.353,83 2.309.848,59 2.102.000,00 -207.848,59 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen  -32.760,00 -48.490,00 -15.730,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -1.372.434,23 -1.269.413,42 -1.302.411,00 -32.997,58  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -1.959.276,65 -2.154.922,49 -2.567.750,00 -412.827,51  

06. privatrechtliche Entgelte -5.846,50 -23.222,93  23.222,93  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -30.553,70 -11.903,79 -4.960,00 6.943,79  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -117,00 -117,00  117,00  

12. =Summe ordentliche Erträge -3.368.228,08 -3.492.339,63 -3.923.611,00 -431.271,37  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 628.702,59 692.750,27 673.300,00 -19.450,27  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.243.171,01 1.056.292,85 1.768.860,00 712.567,15  

16. Abschreibungen 2.099.126,18 2.170.430,99 2.027.697,00 -142.733,99  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 40.224,47 53.521,67 61.500,00 7.978,33  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 373.000,62 302.825,22 425.510,54 122.685,32  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.384.224,87 4.275.821,00 4.956.867,54 681.046,54  

21. ordentliches Ergebnis 1.015.996,79 783.481,37 1.033.256,54 249.775,17  

22. außerordentliche Erträge -170.425,45 -96.453,40  96.453,40  

23. außerordentliche Aufwendungen 268.516,16 94.239,92  -94.239,92  

24. außerordentliches Ergebnis 98.090,71 -2.213,48  2.213,48  

25. Jahresergebnis 1.114.087,50 781.267,89 1.033.256,54 251.988,65  

26a Erträge aus ILV 3811* -243.210,84  -8.500,00 -8.500,00  

26b Ertrag aus Umlage 91* -4.904,27 -16.669,19  16.669,19  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.344.718,33 995.836,69 1.080.305,00 84.468,31  

27b Aufwand aus Umlage 91* 305.774,25 306.038,87 301.867,96 -4.170,91  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 191.322,18 182.122,82 198.582,12 16.459,30  

28. Saldo aus ILV 1.593.699,65 1.467.329,19 1.572.255,08 104.925,89  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 2.707.787,15 2.248.597,08 2.605.511,62 356.914,54  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.366200 Kinderspielplätze (nicht Schulen, KiGa, Bad) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 6.151,25 6.396,95 6.700,00 303,05  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 37.249,78 22.129,32 51.520,00 29.390,68  

16. Abschreibungen 3.924,11 3.922,00 6.000,00 2.078,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen  1.899,24  -1.899,24  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 47.325,14 34.347,51 64.220,00 29.872,49  

21. ordentliches Ergebnis 47.325,14 34.347,51 64.220,00 29.872,49  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 47.325,14 34.347,51 64.220,00 29.872,49  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -114,23  114,23  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 96.776,40 96.745,01 136.750,00 40.004,99  

27b Aufwand aus Umlage 91* 18.662,37 14.134,05 13.912,52 -221,53  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 28.528,72 15.714,43 7.035,28 -8.679,15  

28. Saldo aus ILV 143.680,69 126.479,26 157.697,80 31.218,54  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 191.005,83 160.826,77 221.917,80 61.091,03  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.511000 Räumliche Planung und Entwicklungsmaßnahmen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen  -32.760,00  32.760,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -2.332,00 -2.332,00  2.332,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -9.740,00 -8.092,20  8.092,20  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -769,69 -2.499,67  2.499,67  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -12.841,69 -45.683,87  45.683,87  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 105.937,52 109.799,27 124.600,00 14.800,73  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 7.356,74 10.120,23 11.100,00 979,77  

16. Abschreibungen 10.488,00 10.487,00  -10.487,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 169.632,14 177.814,48 302.135,54 124.321,06  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 293.414,40 308.220,98 437.835,54 129.614,56  

21. ordentliches Ergebnis 280.572,71 262.537,11 437.835,54 175.298,43  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 2.826,19 4.039,79  -4.039,79  

24. außerordentliches Ergebnis 2.826,19 4.039,79  -4.039,79  

25. Jahresergebnis 283.398,90 266.576,90 437.835,54 171.258,64  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -2.578,33  2.578,33  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 33.617,88 32.863,10 34.391,84 1.528,74  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 33.331,08 30.284,77 34.391,84 4.107,07  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 316.729,98 296.861,67 472.227,38 175.365,71  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.537100 Fäkalienabfuhr 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte  -42.964,50 -45.250,00 -2.285,50  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen   -160,00 -160,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -42.964,50 -45.410,00 -2.445,50  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal  11.451,65 11.700,00 248,35  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  12.541,19 17.000,00 4.458,81  

16. Abschreibungen  1.432,00 1.432,00 0,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen   3.050,00 3.050,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen  25.424,84 33.182,00 7.757,16  

21. ordentliches Ergebnis  -17.539,66 -12.228,00 5.311,66  

22. außerordentliche Erträge  -161,28  161,28  

23. außerordentliche Aufwendungen  2.756,00  -2.756,00  

24. außerordentliches Ergebnis  2.594,72  -2.594,72  

25. Jahresergebnis  -14.944,94 -12.228,00 2.716,94  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -208,31  208,31  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*   8.500,00 8.500,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 18.990,08 14.128,82 13.892,04 -236,78  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 18.703,28 13.920,51 22.392,04 8.471,53  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 18.703,28 -1.024,43 10.164,04 11.188,47  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.538100 Abwasserbeseitigung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -434.743,90 -492.500,40 -483.659,00 8.841,40  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -1.926.330,49 -2.051.276,71 -2.470.100,00 -418.823,29  

06. privatrechtliche Entgelte -22,95 -21,95  21,95  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -458,15  458,15  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -2.361.097,34 -2.544.257,21 -2.953.759,00 -409.501,79  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 367.039,42 385.391,43 356.000,00 -29.391,43  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 656.531,88 480.940,56 660.740,00 179.799,44  

16. Abschreibungen 945.015,74 958.117,40 929.211,00 -28.906,40  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 1.300,00 1.300,00  -1.300,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 175.252,58 107.369,40 116.525,00 9.155,60  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 2.145.139,62 1.933.118,79 2.062.476,00 129.357,21  

21. ordentliches Ergebnis -215.957,72 -611.138,42 -891.283,00 -280.144,58  

22. außerordentliche Erträge -157.432,01 -96.292,12  96.292,12  

23. außerordentliche Aufwendungen 80.876,21 46.970,99  -46.970,99  

24. außerordentliches Ergebnis -76.555,80 -49.321,13  49.321,13  

25. Jahresergebnis -292.513,52 -660.459,55 -891.283,00 -230.823,45  

26a Erträge aus ILV 3811* -243.210,84  -8.500,00 -8.500,00  

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.319,28 -9.369,28  9.369,28  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 45.893,98 16.428,68 56.145,00 39.716,32  

27b Aufwand aus Umlage 91* 76.200,02 97.744,80 95.645,08 -2.099,72  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 34.239,18 31.300,48 34.193,72 2.893,24  

28. Saldo aus ILV -88.196,94 136.104,68 177.483,80 41.379,12  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -380.710,46 -524.354,87 -713.799,20 -189.444,33  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.541100 Gemeindestraßen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -916.230,29 -751.932,64 -808.067,00 -56.134,36  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte  -60,00  60,00  

06. privatrechtliche Entgelte -5.244,02 -16.636,23  16.636,23  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -25.000,00     

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -117,00 -117,00  117,00  

12. =Summe ordentliche Erträge -946.591,31 -768.745,87 -808.067,00 -39.321,13  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 106.931,44 120.886,94 114.000,00 -6.886,94  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 340.620,84 252.660,55 714.400,00 461.739,45  

16. Abschreibungen 1.040.715,11 1.085.207,52 1.002.149,00 -83.058,52  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 2.233,47 13.696,67 12.500,00 -1.196,67  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 23.765,99 15.637,81 3.000,00 -12.637,81  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.514.266,85 1.488.089,49 1.846.049,00 357.959,51  

21. ordentliches Ergebnis 567.675,54 719.343,62 1.037.982,00 318.638,38  

22. außerordentliche Erträge -1.042,64     

23. außerordentliche Aufwendungen 115.607,82 23.503,77  -23.503,77  

24. außerordentliches Ergebnis 114.565,18 23.503,77  -23.503,77  

25. Jahresergebnis 682.240,72 742.847,39 1.037.982,00 295.134,61  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -573,60 -3.052,92  3.052,92  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.076.372,94 746.965,85 709.290,00 -37.675,85  

27b Aufwand aus Umlage 91* 45.195,66 42.634,00 42.121,76 -512,24  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* -7.305,00 1.170,65 5.290,16 4.119,51  

28. Saldo aus ILV 1.113.690,00 787.717,58 756.701,92 -31.015,66  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 1.795.930,72 1.530.564,97 1.794.683,92 264.118,95  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.545100 Straßenreinigung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -62.821,41 -52.529,08 -52.400,00 129,08  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -62.821,41 -52.529,08 -52.400,00 129,08  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 8.923,98 11.434,86 11.400,00 -34,86  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 62.510,03 72.098,10 91.500,00 19.401,90  

16. Abschreibungen  0,02  -0,02  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0,08     

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 71.434,09 83.532,98 102.900,00 19.367,02  

21. ordentliches Ergebnis 8.612,68 31.003,90 50.500,00 19.496,10  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen  5.431,15  -5.431,15  

24. außerordentliches Ergebnis  5.431,15  -5.431,15  

25. Jahresergebnis 8.612,68 36.435,05 50.500,00 14.064,95  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -230,70  230,70  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 100.589,96 93.972,12 101.100,00 7.127,88  

27b Aufwand aus Umlage 91* 17.051,44 12.032,80 11.651,72 -381,08  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 117.354,60 105.774,22 112.751,72 6.977,50  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 125.967,28 142.209,27 163.251,72 21.042,45  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.545200 Straßenbeleuchtung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen   -48.490,00 -48.490,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -6.846,40 -10.602,00 -515,00 10.087,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -579,53 1.288,07  -1.288,07  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -4.161,96  4.161,96  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -7.425,93 -13.475,89 -49.005,00 -35.529,11  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 3.924,40 4.063,42 4.400,00 336,58  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 141.192,66 126.223,63 125.000,00 -1.223,63  

16. Abschreibungen 41.519,85 59.271,84 49.594,00 -9.677,84  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 166,17 20,63  -20,63  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 186.803,08 189.579,52 178.994,00 -10.585,52  

21. ordentliches Ergebnis 179.377,15 176.103,63 129.989,00 -46.114,63  

22. außerordentliche Erträge -12.119,76 0,00  0,00  

23. außerordentliche Aufwendungen 68.960,25 5.992,57  -5.992,57  

24. außerordentliches Ergebnis 56.840,49 5.992,57  -5.992,57  

25. Jahresergebnis 236.217,64 182.096,20 129.989,00 -52.107,20  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -96,31  96,31  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 897,00 2.127,38 1.020,00 -1.107,38  

27b Aufwand aus Umlage 91* 16.682,64 14.556,03 14.088,32 -467,71  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 17.292,84 16.587,10 15.108,32 -1.478,78  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 253.510,48 198.683,30 145.097,32 -53.585,98  

  



164 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.546000 Parkeinrichtungen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -7.180,64 -6.951,38  6.951,38  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -7.180,64 -6.951,38  6.951,38  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 4.425,02 4.545,52 4.900,00 354,48  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  1.408,12 5.500,00 4.091,88  

16. Abschreibungen 8.976,59 9.102,00 1.000,00 -8.102,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 13.401,61 15.055,64 11.400,00 -3.655,64  

21. ordentliches Ergebnis 6.220,97 8.104,26 11.400,00 3.295,74  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 6.220,97 8.104,26 11.400,00 3.295,74  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -96,31  96,31  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*  1.100,00 16.020,00 14.920,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 11.477,20 8.723,39 8.434,80 -288,59  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 11.190,40 9.727,08 24.454,80 14.727,72  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 17.411,37 17.831,34 35.854,80 18.023,46  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.547000 ÖPNV 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -5.101,00 -5.095,00 -10.170,00 -5.075,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -5.101,00 -5.095,00 -10.170,00 -5.075,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 10.552,78 14.608,22 14.400,00 -208,22  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 6.358,68 31.469,72 18.600,00 -12.869,72  

16. Abschreibungen 17.843,78 10.815,21 9.000,00 -1.815,21  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 36.691,00 38.525,00 49.000,00 10.475,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 4.140,00 40,00 100,00 60,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 75.586,24 95.458,15 91.100,00 -4.358,15  

21. ordentliches Ergebnis 70.485,24 90.363,15 80.930,00 -9.433,15  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 245,69 5.545,65  -5.545,65  

24. außerordentliches Ergebnis 245,69 5.545,65  -5.545,65  

25. Jahresergebnis 70.730,93 95.908,80 80.930,00 -14.978,80  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -356,13  356,13  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 19.142,94 35.227,28 46.680,00 11.452,72  

27b Aufwand aus Umlage 91* 14.693,33 16.893,07 16.574,96 -318,11  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 33.549,47 51.764,22 63.254,96 11.490,74  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 104.280,40 147.673,02 144.184,96 -3.488,06  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.551100 Öffentliches Grün/Landschaftsbau 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte  -7.852,82  7.852,82  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -7.852,82  7.852,82  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 11.015,16 11.424,94 11.700,00 275,06  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  24.752,00 43.500,00 18.748,00  

16. Abschreibungen 32.075,00 32.076,00 29.311,00 -2.765,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 43,66 43,66  -43,66  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 43.133,82 68.296,60 84.511,00 16.214,40  

21. ordentliches Ergebnis 43.133,82 60.443,78 84.511,00 24.067,22  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 43.133,82 60.443,78 84.511,00 24.067,22  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -259,82  259,82  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 19.228,95 19.356,74 18.934,20 -422,54  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 133.616,24 130.544,10 149.080,16 18.536,06  

28. Saldo aus ILV 152.558,39 149.641,02 168.014,36 18.373,34  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 195.692,21 210.084,80 252.525,36 42.440,56  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.553000 Friedhofs- und Bestattungswesen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -4.784,01 -4.784,01 -4.800,00 -15,99  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -4.784,01 -4.784,01 -4.800,00 -15,99  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  135,66  -135,66  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen  135,66  -135,66  

21. ordentliches Ergebnis -4.784,01 -4.648,35 -4.800,00 -151,65  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis -4.784,01 -4.648,35 -4.800,00 -151,65  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -143,39     

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 5.045,11 3.270,37 4.800,00 1.529,63  

27b Aufwand aus Umlage 91* 8.248,96 6.995,94 6.879,60 -116,34  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 13.150,68 10.266,31 11.679,60 1.413,29  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 8.366,67 5.617,96 6.879,60 1.261,64  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.554000 Naturschutz- und Landschaftspflege 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 8.378,58 8.683,61 9.100,00 416,39  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 3.956,94 21.813,77 30.000,00 8.186,23  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 12.335,52 30.497,38 39.100,00 8.602,62  

21. ordentliches Ergebnis 12.335,52 30.497,38 39.100,00 8.602,62  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 12.335,52 30.497,38 39.100,00 8.602,62  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -210,54  210,54  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 13.970,15 14.110,97 13.870,20 -240,77  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 2.243,04 3.393,16 2.982,80 -410,36  

28. Saldo aus ILV 15.926,39 17.293,59 16.853,00 -440,59  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 28.261,91 47.790,97 55.953,00 8.162,03  

  



169 

 

  

Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.555000 Land- und Forstwirtschaft 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 3.924,32 4.063,46 4.400,00 336,54  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen   700,00 700,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 3.924,32 4.063,46 5.100,00 1.036,54  

21. ordentliches Ergebnis 3.924,32 4.063,46 5.100,00 1.036,54  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 3.924,32 4.063,46 5.100,00 1.036,54  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,80 -96,31  96,31  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 11.755,57 11.865,16 11.470,92 -394,24  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 11.468,77 11.768,85 11.470,92 -297,93  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 15.393,09 15.832,31 16.570,92 738,61  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen  -32.760,00 -48.490,00 -15.730,00  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -2.146.690,48 -2.247.845,26 -2.567.750,00 -319.904,74  

05. privatrechtliche Entgelte -9.033,65 -24.836,62  24.836,62  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -55.950,02 -10.664,20 -4.960,00 5.704,20  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG -248,24     

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -824,75 -79,00  79,00  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -2.212.747,14 -2.316.185,08 -2.621.200,00 -305.014,92  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 638.245,93 691.899,90 673.300,00 -18.599,90  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 1.421.399,21 1.093.195,12 1.768.860,00 675.664,88  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 40.224,47 58.825,32 61.500,00 2.674,68  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 373.538,53 334.775,96 379.200,00 44.424,04  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 2.473.408,14 2.178.696,30 2.882.860,00 704.163,70  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 260.661,00 -137.488,78 261.660,00 399.148,78  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, Nat.- u. L.-pflege 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -423.909,67 0,00 -75.000,00 -75.000,00  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit -2.464.778,93 -1.092.250,18 -911.000,00 181.250,18  

21. Veräußerung von Sachvermögen -50.573,31 -32.283,00 -25.100,00 7.183,00  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit -2.939.261,91 -1.124.533,18 -1.011.100,00 113.433,18  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden 194.740,52 182.974,18  -182.974,18  

26. Baumaßnahmen 6.086.086,61 2.804.124,19 4.834.000,00 2.029.875,81  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 614.067,07 252.479,59 161.000,00 -91.479,59  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen 135.068,79 85.958,17 125.000,00 39.041,83  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 7.029.962,99 3.325.536,13 5.120.000,00 1.794.463,87  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 4.090.701,08 2.201.002,95 4.108.900,00 1.907.897,05  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 4.351.362,08 2.063.514,17 4.370.560,00 2.307.045,83  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 4.351.362,08 2.063.514,17 4.370.560,00 2.307.045,83  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, 
Nat.- u. L.-pflege 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.000260.560 SAB Schützenhofstraße Beiträge -5.066,00 -2.109,00  2.109,00 

I1.000260 SAB Schützenhofstraße -5.066,00 -2.109,00  2.109,00 

I1.000262.500.005 Grundstücksanschl.(nur Anschl.-St.) 2014 19.482,42 0,00  0,00 

I1.000262 Grundstücksanschl. (nur Anschl.-Stutzen) 19.482,42 0,00  0,00 

I1.000270.565.002 BBPl. 79 - Verk.Schächte 2011 -16.500,00 0,00  0,00 

I1.000270 BBPl. 79 (südl. Schloßp.)-Verk. Schächte -16.500,00 0,00  0,00 

I1.000280.500 BBPl. 59 (GE Leucht. III)-SWK (Planung) 224,95 0,00  0,00 

I1.000280 BBPl. 59 (GE Leucht. III)-SWK (Planung) 224,95 0,00  0,00 

I1.000327.560 BBPl. 78 b (Nethener Weg)-Erschl.-Beitr. -13.263,42 0,00  0,00 

I1.000327 BBPl. 78 b (Nethener Weg) -13.263,42 0,00  0,00 

I1.000329.560 GE südl. Brombeerweg - Erschl.-Beitr. -6.290,48 0,00  0,00 

I1.000329 GE südl. Brombeerweg -6.290,48 0,00  0,00 

I1.000331.500 BBPl. 59 (GE Leucht. III) - Straßenbau 628,50 0,00  0,00 

I1.000331.560 BBPl. 59 III (Leuchtenb.) Erschl.-Beitr. 0,00 -122.892,88  122.892,88 

I1.000331 BBPl. 59 (GE Leuchtenburg III) 628,50 -122.892,88  122.892,88 

I1.000337.550 SW-Beiträge 2010 -4.568,86 0,00  0,00 

I1.000337 SW-Beiträge 2010 -4.568,86 0,00  0,00 

I1.000338.550 SW-Beiträge 2011 -3.504,78 -20.753,70  20.753,70 

I1.000338 SW-Beiträge 2011 -3.504,78 -20.753,70  20.753,70 

I1.000481.550 SW-Beiträge 2013 -530,88 0,00  0,00 

I1.000481 SW-Beiträge 2013 -530,88 0,00  0,00 

I1.000579.500 BBPl.79 (3.BA) Südl. Schloßp.-Straßenbau -6.796,98 0,00  0,00 

I1.000579 BBPl. 79 (3.BA); Südlich Schloßpark -6.796,98 0,00  0,00 

I1.000613.500 PW GE AK OL Nord (44)=>PW 36 19.757,55 0,00  0,00 

I1.000613 PW GE AK OL Nord (44) 19.757,55 0,00  0,00 

I1.064902.510 2013 Spielgeräte, Kinderspielplätze 15.858,52 0,00  0,00 

I1.064902 2013 Spielgeräte, Kinderspielplätze 15.858,52 0,00  0,00 

I1.064903.510 2014 Spielgeräte, Kinderspielplätze 32.233,34 0,00  0,00 

I1.064903 2014 Spielgeräte, Kinderspielplätze 32.233,34 0,00  0,00 

I1.064904.510 2015 Spielgeräte, Kinderspielplätze 0,00 8.408,79 35.000,00 26.591,21 

I1.064904 2015 Spielgeräte, Kinderspielplätze 0,00 8.408,79 35.000,00 26.591,21 

I1.064909.565 Verk. Teilfl. SpPl. Loy-Bargh., Kindersp -8.760,00 0,00  0,00 

I1.064909 Verk. Teilfl. SpPl. Loy-Bargh., Kindersp -8.760,00 0,00  0,00 

I1.065401.525 Zusch. an LK f. Breitbandvers., Räuml.Pl 4.517,83 0,00 125.000,00 125.000,00 

I1.065401 Zusch. an LK f. Breitbandvers., Räuml.Pl 4.517,83 0,00 125.000,00 125.000,00 

I1.065902.500 BBPl. 79e (4.BA); Südl. Schloßp. - SWK 28.261,90 0,00  0,00 

I1.065902 BBPl. 79e (4.BA); Südlich Schloßpark 28.261,90 0,00  0,00 

I1.065904.550 SW - Beiträge 2014 -685.550,02 -167.969,26  167.969,26 

I1.065904 SW - Beiträge 2014 -685.550,02 -167.969,26  167.969,26 

I1.065921.500 BPL.86; GE Am Autobahnkreuz - SW-Kanal 7.210,03 0,00  0,00 

I1.065921 BPL.86; GE Am Autobahnkreuz 7.210,03 0,00  0,00 

I1.065923.500 Straßenausbau Buschweg - SW-Kanal 75.900,63 2.864,42  -2.864,42 

I1.065923 Straßenausbau Buschweg - SW-Kanal 75.900,63 2.864,42  -2.864,42 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, 
Nat.- u. L.-pflege 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.065942.510 Gebläse f.d. Belebung, Kläranlage 250.380,34 0,00  0,00 

I1.065942 Gebläse f.d. Belebung, Kläranlage 250.380,34 0,00  0,00 

I1.065948.500 PW Havelstr. (11) - Neubau 730,29 0,00  0,00 

I1.065948 PW Havelstr. (11) - Neubau 730,29 0,00  0,00 

I1.065950.550 SW - Beiträge 2015 0,00 -632.811,44 -150.000,00 482.811,44 

I1.065950 SW - Beiträge 2015 0,00 -632.811,44 -150.000,00 482.811,44 

I1.065951.500 Grundstücksanschl.(nur Anschl.-St.) 2015 0,00 16.600,33 20.000,00 3.399,67 

I1.065951 Grundstücksanschl.(nur Anschl.-St.) 2015 0,00 16.600,33 20.000,00 3.399,67 

I1.065954.565 BBPl. 79(südl.Schloß)-Verk.Schächte 2012 -2.500,00 0,00  0,00 

I1.065954 BBPl. 79(südl.Schloß)-Verk.Schächte 2012 -2.500,00 0,00  0,00 

I1.065955.565 BBPl. 78b(NethenerW)-Verk.Schächte 2012 -571,43 0,00 -1.700,00 -1.700,00 

I1.065955 BBPl. 78b(NethenerW)-Verk.Schächte 2012 -571,43 0,00 -1.700,00 -1.700,00 

I1.065958.500 BBPl. 68e (GE Brombeerw) - SW-Kanal 29.845,51 0,00  0,00 

I1.065958 BBPl. 68e (GE Brombeerw) - SW-Kanal 29.845,51 0,00  0,00 

I1.065959.500 BBPl. 15a (Liethe) - SW-Kanal 12.564,45 0,00  0,00 

I1.065959 BBPl. 15a (Liethe) - SW-Kanal 12.564,45 0,00  0,00 

I1.065960.500 BBPl. 88 (nörd.Havelstr.) - SW-Kanal+DRL 0,00 876,43  -876,43 

I1.065960 BBPl. 88 (nörd.Havelstr.) - SW-Kanal+DRL 0,00 876,43  -876,43 

I1.065963.500 BBPl. 93 (südl.Schloßp.) - SW-Kanal 115.643,65 0,00  0,00 

I1.065963 BBPl. 93 (südl.Schloßp.) - SW-Kanal 115.643,65 0,00  0,00 

I1.065980.500 Entlastungssammler Wilhelmstr., SWK 97.155,84 22.953,15  -22.953,15 

I1.065980 Entlastungssammler Wilhelmstr., SWK 97.155,84 22.953,15  -22.953,15 

I1.065981.500 Am Kleinenfelde - SW-Kanal 9.433,11 0,00 200.000,00 200.000,00 

I1.065981 Am Kleinenfelde - SW-Kanal 9.433,11 0,00 200.000,00 200.000,00 

I1.065984.500 Klärschlammfaulung, Kläranlage 98.373,80 94.441,72 150.000,00 55.558,28 

I1.065984 Klärschlammfaulung, Kläranlage 98.373,80 94.441,72 150.000,00 55.558,28 

I1.065989.510 2014 Sammelposten - Klärwerk 1.518,39 0,00  0,00 

I1.065989 2014 Sammelposten - Klärwerk 1.518,39 0,00  0,00 

I1.065990.510 2015 Sammelposten - Klärwerk 0,00 3.730,56 6.000,00 2.269,44 

I1.065990 2015 Sammelposten - Klärwerk 0,00 3.730,56 6.000,00 2.269,44 

I1.065992.500 San. Zulaufber./Sandfang, Kläranlage 796,39 0,00  0,00 

I1.065992 San. Zulaufber./Sandfang, Kläranlage 796,39 0,00  0,00 

I1.065993.500 San. Außenbeleuchtung, Kläranlage 6.540,24 0,00  0,00 

I1.065993 San. Außenbeleuchtung, Kläranlage 6.540,24 0,00  0,00 

I1.065995.500 PW Am Nordkreuz (12) - elektr. Teil 4.153,10 0,00  0,00 

I1.065995 PW Am Nordkreuz (12) - elektr. Teil 4.153,10 0,00  0,00 

I1.065996.500 PW Klein Feldhus (13) - elektr. Teil 13.719,79 0,00  0,00 

I1.065996 PW Klein Feldhus (13) - elektr. Teil 13.719,79 0,00  0,00 

I1.066003.500 BPl.99A Am Stratjebusch, SWK 80.955,89 78.769,90  -78.769,90 

I1.066003 BPl.99A Am Stratjebusch, SWK 80.955,89 78.769,90  -78.769,90 

I1.066005.500 Arndtstr. HA 4501073-HE 45010176, SWK -209,60 0,00  0,00 

I1.066005 Arndtstr. HA 4501073-HE 45010176, SWK -209,60 0,00  0,00 

I1.066006.500 Breslauerstr.HA 45010072-HE 4510086, SWK 4.736,04 0,00  0,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, 
Nat.- u. L.-pflege 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.066006 Breslauerstr.HA 45010072-HE 4510086, SWK 4.736,04 0,00  0,00 

I1.066007.500 J.H.Wichern HA 47020137-HE 47020124, SWK 7.430,93 0,00  0,00 

I1.066007 J.H.Wichern HA 47020137-HE 47020124, SWK 7.430,93 0,00  0,00 

I1.066009.500 Marienstr. HA 46020128-HE 46020110, SKW 331,41 0,00  0,00 

I1.066009 Marienstr. HA 46020128-HE 46020110, SKW 331,41 0,00  0,00 

I1.066010.500 Stettiner Str. HA45010108-HE45010117,SWK 0,06 0,00  0,00 

I1.066010 Stettiner Str. HA45010108-HE45010117,SWK 0,06 0,00  0,00 

I1.066015.500 PW Fasanenstr. (5) - Ern. masch. Teil 4.378,52 0,00  0,00 

I1.066015 PW Fasanenstr. (5) - Ern. masch. Teil 4.378,52 0,00  0,00 

I1.066018.500 Erneu. SWK Bachstraße SAB, SWK 14.286,34 0,00  0,00 

I1.066018 Erneu. SWK Bachstraße SAB, SWK 14.286,34 0,00  0,00 

I1.066019.500 PW Herzogin-Ida-Str. - Neubau 2.572,82 0,00  0,00 

I1.066019 PW Herzogin-Ida-Str. - Neubau 2.572,82 0,00  0,00 

I1.066020.500 PW Liethe (1) - Ern.masch./elektr. Teil 14.833,32 23.710,63  -23.710,63 

I1.066020 PW Liethe (1) - Ern.masch./elektr. Teil 14.833,32 23.710,63  -23.710,63 

I1.066021.500 PW Hirtenweg(22) - Ern.masch./elek.Teil 13.868,45 9.777,07  -9.777,07 

I1.066021 PW Hirtenweg(22) - Ern.masch./elek.Teil 13.868,45 9.777,07  -9.777,07 

I1.066022.500 PW Badeanstalt(9) - Ern.masch./elek.Teil 13.940,00 7.221,94  -7.221,94 

I1.066022 PW Badeanstalt(9) - Ern.masch./elek.Teil 13.940,00 7.221,94  -7.221,94 

I1.066023.500 PW Tannenkrug(23) - Ern.masch./elek.Teil 13.441,64 6.158,45  -6.158,45 

I1.066023 PW Tannenkrug(23) - Ern.masch./elek.Teil 13.441,64 6.158,45  -6.158,45 

I1.066024.500 PW Loy (3) - Teilern.masch.Teil 0,00 7.786,57  -7.786,57 

I1.066024 PW Loy (3) - Teilern.masch.Teil 0,00 7.786,57  -7.786,57 

I1.066037.500 Ausbau K131, SWK 198.348,09 0,00  0,00 

I1.066037 Ausbau K131, SWK 198.348,09 0,00  0,00 

I1.066039.500 BPl.100 - Erweiterung Göhlen II, SWK 7.456,58 0,00  0,00 

I1.066039 BPl.100 - Erweiterung Göhlen II, SWK 7.456,58 0,00  0,00 

I1.066041.510 Ern. Kalkdosierschnecke, Kläranlage 0,00 9.606,27 20.000,00 10.393,73 

I1.066041 Ern. Kalkdosierschnecke, Kläranlage 0,00 9.606,27 20.000,00 10.393,73 

I1.066042.510 Ern. Pumpen Ausgleichsbecken, Kläranlage 0,00 47.936,28 55.000,00 7.063,72 

I1.066042 Ern. Pumpen Ausgleichsbecken, Kläranlage 0,00 47.936,28 55.000,00 7.063,72 

I1.066043.510 Ern. Rücklaufschlammpumpen, Kläranlage 0,00 35.706,63 40.000,00 4.293,37 

I1.066043 Ern. Rücklaufschlammpumpen, Kläranlage 0,00 35.706,63 40.000,00 4.293,37 

I1.066044.500 PW Eichenbruch (26) - Ern. masch. Teil 0,00 20.289,80 10.000,00 -10.289,80 

I1.066044 PW Eichenbruch (26) - Ern. masch. Teil 0,00 20.289,80 10.000,00 -10.289,80 

I1.066045.500 PW An der Brücke 1 (19) - Ern.masch.Teil 0,00 4.911,35 10.000,00 5.088,65 

I1.066045 PW An der Brücke 1 (19) - Ern.masch.Teil 0,00 4.911,35 10.000,00 5.088,65 

I1.066046.500 PW Nethen (21) - Ern. masch. Teil 0,00 13.470,51 10.000,00 -3.470,51 

I1.066046 PW Nethen (21) - Ern. masch. Teil 0,00 13.470,51 10.000,00 -3.470,51 

I1.066047.500 PW Klein Feldhus (13) - Ern. masch. Teil 0,00 0,00 10.000,00 10.000,00 

I1.066047 PW Klein Feldhus (13) - Ern. masch. Teil 0,00 0,00 10.000,00 10.000,00 

I1.066048.500 PW Hostemost (7) - Ern. elektr. Teil 0,00 14.956,75 16.000,00 1.043,25 

I1.066048 PW Hostemost (7) - Ern. elektr. Teil 0,00 14.956,75 16.000,00 1.043,25 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, 
Nat.- u. L.-pflege 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.066049.500 PW Zollhaus (8) - Ern. elektr. Teil 0,00 14.956,75 16.000,00 1.043,25 

I1.066049 PW Zollhaus (8) - Ern. elektr. Teil 0,00 14.956,75 16.000,00 1.043,25 

I1.066052.500 PW Reiterhof (4) - Ern. elektr. Teil 0,00 14.956,75 16.000,00 1.043,25 

I1.066052 PW Reiterhof (4) - Ern. elektr. Teil 0,00 14.956,75 16.000,00 1.043,25 

I1.066054.500 Erschl. BPl.78c Nethener Weg - SWK 0,00 0,00 25.000,00 25.000,00 

I1.066054 Erschl. BPl.78c Nethener Weg - SWK 0,00 0,00 25.000,00 25.000,00 

I1.066055.565 BBPl. 78c(NethenerW)-Verk.Schächte 0,00 0,00 -3.400,00 -3.400,00 

I1.066055 BBPl. 78c(NethenerW)-Verk.Schächte 0,00 0,00 -3.400,00 -3.400,00 

I1.066056.500 Erschl. BPl.88a Müritzstr. - SWK 0,00 48.604,28 55.000,00 6.395,72 

I1.066056 Erschl. BPl.88a Müritzstr. - SWK 0,00 48.604,28 55.000,00 6.395,72 

I1.066067.500 Erneu. SWK Bachstraße SAB, SWK 0,00 7.478,15 180.000,00 172.521,85 

I1.066067 Erneu. SWK Bachstraße SAB, SWK 0,00 7.478,15 180.000,00 172.521,85 

I1.066068.500 Ausb. Loyer Weg(Buch- b. Emsoldstr.)-SWK 0,00 0,00 25.000,00 25.000,00 

I1.066068 Ausb. Loyer Weg(Buch- b. Emsoldstr.)-SWK 0,00 0,00 25.000,00 25.000,00 

I1.066069.500 Ausbau K131, SWK 0,00 0,00 200.000,00 200.000,00 

I1.066069 Ausbau K131, SWK 0,00 0,00 200.000,00 200.000,00 

I1.066072.500 BBPl. 15 A - Erweiterung GE Liethe, SWK 71.592,82 4.895,74  -4.895,74 

I1.066072 BBPl. 15 A - Erweiterung GE Liethe, SWK 71.592,82 4.895,74  -4.895,74 

I1.066073.510 Anschaffung PC, Kläranlage 1.767,24 0,00  0,00 

I1.066073 Anschaffung PC, Kläranlage 1.767,24 0,00  0,00 

I1.066074.500 PW Am Stratjebusch - Neubau 0,00 59.754,10  -59.754,10 

I1.066074 PW Am Stratjebusch - Neubau 0,00 59.754,10  -59.754,10 

I1.066076.500 BPl.105 Südl.Schloßp.III, SWK 0,00 56.829,51 200.000,00 143.170,49 

I1.066076 BPl.105 Südl.Schloßp.III, SWK 0,00 56.829,51 200.000,00 143.170,49 

I1.066079.500 BPl. 92 (Alte Schloßgärtnerei)-SW-Kanal 0,00 46.499,02  -46.499,02 

I1.066079 BPl. 92 (Alte Schloßgärtnerei)-SW-Kanal 0,00 46.499,02  -46.499,02 

I1.066080.510 PW Neusüdende (29) - masch.Teil (Pumpe) 0,00 6.237,39  -6.237,39 

I1.066080 PW Neusüdende (29) - masch.Teil (Pumpe) 0,00 6.237,39  -6.237,39 

I1.066081.510 H2S Messgerät mit Datenlogger, Kläranl. 0,00 1.615,19  -1.615,19 

I1.066081 H2S Messgerät mit Datenlogger, Kläranl. 0,00 1.615,19  -1.615,19 

I1.066082.510 PW Reiterhof (4) - maschineller Teil 0,00 2.679,88  -2.679,88 

I1.066082 PW Reiterhof (4) - maschineller Teil 0,00 2.679,88  -2.679,88 

I1.066102.510 Gasmessgerät, Kläranlage 0,00 2.315,74  -2.315,74 

I1.066102 Gasmessgerät, Kläranlage 0,00 2.315,74  -2.315,74 

I1.066103.510 Laptop Lenovo, Kläranlage 0,00 2.482,34  -2.482,34 

I1.066103 Laptop Lenovo, Kläranlage 0,00 2.482,34  -2.482,34 

I1.066104.510 Notstromaggregat f. Pumpwerke, Kläranl. 0,00 1.654,45  -1.654,45 

I1.066104 Notstromaggregat f. Pumpwerke, Kläranl. 0,00 1.654,45  -1.654,45 

I1.071904.550 NW-Beiträge 2014 -189.559,62 0,00  0,00 

I1.071904 NW-Beiträge 2014 -189.559,62 0,00  0,00 

I1.071915.500 Straßenausbau Buschweg - RW-Kanal 94.043,74 4.397,80  -4.397,80 

I1.071915 Straßenausbau Buschweg - RW-Kanal 94.043,74 4.397,80  -4.397,80 

I1.071926.500 Grundstücksanschl.(nur Anschl.-St.) 2015 0,00 7.075,64 20.000,00 12.924,36 
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I1.071926 Grundstücksanschl.(nur Anschl.-St.) 2015 0,00 7.075,64 20.000,00 12.924,36 

I1.071927.550 NW-Beiträge 2015 0,00 -137.785,98 -80.000,00 57.785,98 

I1.071927 NW-Beiträge 2015 0,00 -137.785,98 -80.000,00 57.785,98 

I1.071933.500 BBPl. 88 (nördl.Havelstr.) - RW-Kanal 0,00 805,28  -805,28 

I1.071933 BBPl. 88 (nördl.Havelstr.) - RW-Kanal 0,00 805,28  -805,28 

I1.071969.500 Erneu. RWK Bachstraße SAB, RWK 7.512,97 0,00  0,00 

I1.071969 Erneu. RWK Bachstraße SAB, RWK 7.512,97 0,00  0,00 

I1.071982.500 Ausbau K131, RWK 195.000,00 0,00  0,00 

I1.071982 Ausbau K131, RWK 195.000,00 0,00  0,00 

I1.071983.500 Grundstücksanschl.(nur Anschl.-St.) 2014 2.013,36 0,00  0,00 

I1.071983 Grundstücksanschl.(nur Anschl.-St.) 2014 2.013,36 0,00  0,00 

I1.071984.565 BBPl. 78b(NethenerW)-Verk.Schächte 2012 -500,00 0,00  0,00 

I1.071984 BBPl. 78b(NethenerW)-Verk.Schächte 2012 -500,00 0,00  0,00 

I1.071986.500 BPl.99A Am Stratjebusch, RWK 130.281,38 205.776,08 150.000,00 -55.776,08 

I1.071986 BPl.99A Am Stratjebusch, RWK 130.281,38 205.776,08 150.000,00 -55.776,08 

I1.071990.500 Entlastungssammler Wilhelmstr., RWK 177.706,17 28.471,32  -28.471,32 

I1.071990 Entlastungssammler Wilhelmstr., RWK 177.706,17 28.471,32  -28.471,32 

I1.071992.555 RWK Aug.-Brötje-Str., Zuschuss Land -12.288,77 0,00  0,00 

I1.071992 RWK Aug.-Brötje-Str., Zuschuss Land -12.288,77 0,00  0,00 

I1.071995.500 Erschl. BPl.78c Nethenerweg - RWK 0,00 0,00 25.000,00 25.000,00 

I1.071995 Erschl. BPl.78c Nethenerweg - RWK 0,00 0,00 25.000,00 25.000,00 

I1.071996.565 BBPl. 78c (NethenerW)-Verk.Schächte 0,00 0,00 -3.000,00 -3.000,00 

I1.071996 BBPl. 78c (NethenerW)-Verk.Schächte 0,00 0,00 -3.000,00 -3.000,00 

I1.071997.500 Ausb. Loyer Weg(Buch- b. Emsoldstr.)-RWK 0,00 0,00 45.000,00 45.000,00 

I1.071997 Ausb. Loyer Weg(Buch- b. Emsoldstr.)-RWK 0,00 0,00 45.000,00 45.000,00 

I1.071999.500 Am Kleinenfelde - RWK 0,00 1.726,50 210.000,00 208.273,50 

I1.071999 Am Kleinenfelde - RWK 0,00 1.726,50 210.000,00 208.273,50 

I1.072000.500 Erschl. BPl.88a Müritzstr. - RWK 0,00 103.402,87 92.000,00 -11.402,87 

I1.072000 Erschl. BPl.88a Müritzstr. - RWK 0,00 103.402,87 92.000,00 -11.402,87 

I1.072002.565 BPl. 99A Verk. Hausanschl.-Schächte, RWK 0,00 0,00 -4.500,00 -4.500,00 

I1.072002 BPl. 99A Verk. Hausanschl.-Schächte, RWK 0,00 0,00 -4.500,00 -4.500,00 

I1.072012.500 Erneu. RWK Bachstraße SAB, RWK 0,00 12.388,76 220.000,00 207.611,24 

I1.072012 Erneu. RWK Bachstraße SAB, RWK 0,00 12.388,76 220.000,00 207.611,24 

I1.072013.500 Ausbau K131, RWK 0,00 0,00 200.000,00 200.000,00 

I1.072013 Ausbau K131, RWK 0,00 0,00 200.000,00 200.000,00 

I1.072014.565 BPl.100 Verk. Hausanschl.-Schächte, RWK 0,00 0,00 -12.500,00 -12.500,00 

I1.072014 BPl.100 Verk. Hausanschl.-Schächte, RWK 0,00 0,00 -12.500,00 -12.500,00 

I1.072015.500 BBPl. 15 A - Erweiterung GE Liethe, RWK 321.794,89 4.039,66  -4.039,66 

I1.072015 BBPl. 15 A - Erweiterung GE Liethe, RWK 321.794,89 4.039,66  -4.039,66 

I1.072017.500 BPl.105 Südl.Schloßp.III, RWK 0,00 55.769,86 200.000,00 144.230,14 

I1.072017 BPl.105 Südl.Schloßp.III, RWK 0,00 55.769,86 200.000,00 144.230,14 

I1.072026.500 Grünanl. BPl.93b am RWRB, Niederschl. 0,00 10.407,92  -10.407,92 

I1.072026 Grünanl. BPl.93b am RWRB, Niederschl. 0,00 10.407,92  -10.407,92 
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I1.076901.500 BBPl.79e(4.BA);Südl. Schloßp.-Straßenbau 26.154,07 0,00  0,00 

I1.076901 BBPl. 79e (4.BA); Südlich Schloßpark 26.154,07 0,00  0,00 

I1.076902.500 Deckenprogramm 2011 5.907,95 0,00  0,00 

I1.076902 Deckenprogramm 2011 5.907,95 0,00  0,00 

I1.076905.500 BPL.15a; Hohe Loge - Straßenbau 277.502,34 0,00 295.000,00 295.000,00 

I1.076905 BPL.15a; Hohe Loge - Straßenbau 277.502,34 0,00 295.000,00 295.000,00 

I1.076906.500 BPL.86; GE Am Autobahnkreuz - Straßenbau 1.099.776,82 4.478,31  -4.478,31 

I1.076906.560 BPL.86; GE AmAutobahnkreuz - Erschlbeitr 0,00 32.212,08  -32.212,08 

I1.076906 BPL.86; GE Am Autobahnkreuz - Straßenbau 1.099.776,82 36.690,39  -36.690,39 

I1.076907.500 Straßenausbau Buschweg - Straßenbau 213.657,50 5.408,62  -5.408,62 

I1.076907 Straßenausbau Buschweg - Straßenbau 213.657,50 5.408,62  -5.408,62 

I1.076912.500 BPl. 68d Westl. Tannenkrug - Straßenbau 1.465,25 0,00  0,00 

I1.076912 BPl. 68d Westl. Tannenkrugstr. 1.465,25 0,00  0,00 

I1.076917.500 BBPl. 88 (nördl. Havelstraße)-Straßenbau 43.821,02 79.223,66 35.000,00 -44.223,66 

I1.076917.560 BBPl.88 (nördl. Havelstr.)-Erschl.-Beitr -52.546,49 0,00  0,00 

I1.076917 BBPl. 88 (nördlich Havelstraße) -8.725,47 79.223,66 35.000,00 -44.223,66 

I1.076918.500 BBPl.93 (südl.Schloßp.) - Straßenbau 237.525,70 111.081,67  -111.081,67 

I1.076918.560 BBPl.93 (südl.Schloßp.) - Erschl.beitr. -862.029,96 0,00  0,00 

I1.076918 BBPl.93 (südl.Schloßp.) - Straßenbau -624.504,26 111.081,67  -111.081,67 

I1.076920.500 Deckenprogramm 2013 95.958,43 0,00  0,00 

I1.076920 Deckenprogramm 2013 95.958,43 0,00  0,00 

I1.076939.500 BPl.99A Am Stratjebusch, Straßenbau 68.966,50 463.281,79 200.000,00 -263.281,79 

I1.076939.560 Erschl.beitr. BPl.99A Am Stratjebusch 0,00 0,00 -266.000,00 -266.000,00 

I1.076939 BPl.99A Am Stratjebusch, Straßenbau 68.966,50 463.281,79 -66.000,00 -529.281,79 

I1.076940.560 SAB Aug.-Bröt.-Str./Schloßstr., Straßen -301.640,21 -1.440,00  1.440,00 

I1.076940 SAB Aug.-Bröt.-Str./Schloßstr., Straßen -301.640,21 -1.440,00  1.440,00 

I1.076941.500 Deckenprogramm 2014, Straßen 536.306,23 0,00  0,00 

I1.076941 Deckenprogramm 2014, Straßen 536.306,23 0,00  0,00 

I1.076942.500 Deckenprogramm 2015, Straßen 0,00 439.554,66 500.000,00 60.445,34 

I1.076942 Deckenprogramm 2015, Straßen 0,00 439.554,66 500.000,00 60.445,34 

I1.076945.500 Neubau zentr. Bushalte. Wilh.., Straßen 164.226,56 13.107,68  -13.107,68 

I1.076945.555 Zuschuss LNVG zentr.Bushalte.Wilh..,Str. -119.148,00 0,00  0,00 

I1.076945 zentr. Bushaltestelle Wilh.., Straßen 45.078,56 13.107,68  -13.107,68 

I1.076947.500 BPl.68e GE Brombeerweg, Straße 113.747,11 0,00  0,00 

I1.076947 BPl.68e GE Brombeerweg, Straße 113.747,11 0,00  0,00 

I1.076949.510 Ankauf Radweg Kreyenstr., Liegenschaften 1.281,58 0,00  0,00 

I1.076949 Ankauf Radweg Kreyenstr., Liegenschaften 1.281,58 0,00  0,00 

I1.076950.510 Ankauf Verkehrsfl Hesterkrugstr., Straße 5.576,02 0,00  0,00 

I1.076950 Ankauf Verkehrsfl Hesterkrugstr., Straße 5.576,02 0,00  0,00 

I1.076951.500 SAB Bachstraße, Straße 8.677,10 0,00  0,00 

I1.076951 SAB Bachstraße, Straße 8.677,10 0,00  0,00 

I1.076956.500 Deckenprogr. Gloysteinstr., Gemeindestr. -1.816,72 0,00  0,00 

I1.076956 Deckenprogr. Gloysteinstr., Gemeindestr. -1.816,72 0,00  0,00 
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I1.076957.500 Ausbau K131 (Radw.+Parkstr.), Straßenbau 0,00 1.450,00  -1.450,00 

I1.076957 Ausbau K131 (Radw.+Parkstr.), Straßenbau 0,00 1.450,00  -1.450,00 

I1.076961.500 Bahnüberg. Buschweg, Straßen 0,00 71.243,18 72.000,00 756,82 

I1.076961 Bahnüberg. Buschweg, Straßen 0,00 71.243,18 72.000,00 756,82 

I1.076962.500 Bahnüberg. Am Stratjebusch, Straßen 0,00 0,00 38.000,00 38.000,00 

I1.076962 Bahnüberg. Am Stratjebusch, Straßen 0,00 0,00 38.000,00 38.000,00 

I1.076963.500 Bahnüberg. Schloßstraße, Straßen 0,00 0,00 12.000,00 12.000,00 

I1.076963 Bahnüberg. Schloßstraße, Straßen 0,00 0,00 12.000,00 12.000,00 

I1.076964.500 Bahnüberg. Am Stellmoorweg, Straßen 22.106,70 0,00  0,00 

I1.076964 Bahnüberg. Am Stellmoorweg, Straßen 22.106,70 0,00  0,00 

I1.076965.500 Bahnüberg. Lehmder Str., Straßen 0,00 0,00 11.000,00 11.000,00 

I1.076965 Bahnüberg. Lehmder Str., Straßen 0,00 0,00 11.000,00 11.000,00 

I1.076967.500 Bahnüberg. Raiffeisenstr., Straßen 0,00 0,00 31.000,00 31.000,00 

I1.076967 Bahnüberg. Raiffeisenstr., Straßen 0,00 0,00 31.000,00 31.000,00 

I1.076968.500 Bahnüberg. Blauer Baum, Straßen 0,00 0,00 13.000,00 13.000,00 

I1.076968 Bahnüberg. Blauer Baum, Straßen 0,00 0,00 13.000,00 13.000,00 

I1.076970.525 Zusch. an LK,Ausbau K131(Fahrbahn+Radw.) 115.000,00 2.474,01  -2.474,01 

I1.076970 Zusch. an LK,Ausbau K131(Fahrbahn+Radw.) 115.000,00 2.474,01  -2.474,01 

I1.076971.510 Ankauf Grundstk Aug.-Brö.-Str., Straßen 1.811,59 0,00  0,00 

I1.076971 Ankauf Grundstk Aug.-Brö.-Str., Straßen 1.811,59 0,00  0,00 

I1.076972.510 Ankauf Fläche Schützenhofstr.,Gemeindest 744,10 0,00  0,00 

I1.076972 Ankauf Fläche Schützenhofstr.,Gemeindest 744,10 0,00  0,00 

I1.076973.560 BPl.68e Erschließungsbeitr., Straßen -148.971,44 25.000,00  -25.000,00 

I1.076973 BPl.68e Erschließungsbeitr., Straßen -148.971,44 25.000,00  -25.000,00 

I1.076974.500 BBPl.100 Erw. Göhlen II, Straßenbau 17.884,86 0,00  0,00 

I1.076974 BBPl.100 Erw. Göhlen II, Straßenbau 17.884,86 0,00  0,00 

I1.076975.510 2014 Sammelposten - Str., Wege, Plätze 709,52 0,00  0,00 

I1.076975 2014 Sammelposten - Str., Wege, Plätze 709,52 0,00  0,00 

I1.076976.510 Neuansch. Geschwindigkeitsdisplay, Str. 1.567,23 0,00  0,00 

I1.076976 Neuansch. Geschwindigkeitsdisplay, Str. 1.567,23 0,00  0,00 

I1.076977.565 Verk. Parkplatz Am Horstbusch, Str.,Wege -10.530,00 0,00  0,00 

I1.076977 Verk. Parkplatz Am Horstbusch, Str.,Wege -10.530,00 0,00  0,00 

I1.076978.500 Einricht. Wohnmobilstellplätze, Straßen 573,94 0,00  0,00 

I1.076978 Einricht. Wohnmobilstellplätze, Straßen 573,94 0,00  0,00 

I1.076979.555 Ausbau Aug.-Brötje-Str., Zuschuss Land -69.636,38 0,00  0,00 

I1.076979 Ausbau Aug.-Brötje-Str., Zuschuss Land -69.636,38 0,00  0,00 

I1.076980.500 Erschl. BPl.78c Nethenerweg - Straße 0,00 0,00 25.000,00 25.000,00 

I1.076980 Erschl. BPl.78c Nethenerweg - Straße 0,00 0,00 25.000,00 25.000,00 

I1.076981.560 BBPl. 78 c (Nethener Weg)-Erschl.-Beitr. 0,00 0,00 -60.000,00 -60.000,00 

I1.076981 BBPl. 78 c (Nethener Weg)-Erschl.-Beitr. 0,00 0,00 -60.000,00 -60.000,00 

I1.076986.500 Umgestaltung Beete Ortskern, Straßen 0,00 14.916,67 200.000,00 185.083,33 

I1.076986 Umgestaltung Beete Ortskern, Straßen 0,00 14.916,67 200.000,00 185.083,33 

I1.076987.500 Erschl. BPl.88a Müritzstraße - Straße 0,00 202.275,35 195.000,00 -7.275,35 
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I1.076987 Erschl. BPl.88a Müritzstraße - Straße 0,00 202.275,35 195.000,00 -7.275,35 

I1.076988.560 BBPl.88A (Erw. Müritzstr.)-Erschl.beitr. 0,00 0,00 -355.000,00 -355.000,00 

I1.076988 BBPl.88A (Erw. Müritzstr.)-Erschl.beitr. 0,00 0,00 -355.000,00 -355.000,00 

I1.076994.500 SAB Bachstraße, Straße 0,00 8.513,65 200.000,00 191.486,35 

I1.076994 SAB Bachstraße, Straße 0,00 8.513,65 200.000,00 191.486,35 

I1.076995.500 Ausbau K131 (Radw.+Parkstr.), Straßenbau 0,00 0,00 435.000,00 435.000,00 

I1.076995 Ausbau K131 (Radw.+Parkstr.), Straßenbau 0,00 0,00 435.000,00 435.000,00 

I1.076998.510 2015 Sammelposten - Str., Wege, Plätze 0,00 307,00 5.000,00 4.693,00 

I1.076998 2015 Sammelposten - Str., Wege, Plätze 0,00 307,00 5.000,00 4.693,00 

I1.077003.500 BBPl. 15 A - Erw. GE Liethe, Straßenbau 167.358,69 309.998,37  -309.998,37 

I1.077003 BBPl. 15 A - Erw. GE Liethe, Straßenbau 167.358,69 309.998,37  -309.998,37 

I1.077004.500 Neubau Bushaltestellen 2015 0,00 0,00 5.000,00 5.000,00 

I1.077004 Neubau Bushaltestellen 2015 0,00 0,00 5.000,00 5.000,00 

I1.077006.525 Zusch.an LK Linksab.spur BPl.15a Liethe 6.400,00 7.385,00  -7.385,00 

I1.077006 Zusch.an LK Linksab.spur BPl.15a Liethe 6.400,00 7.385,00  -7.385,00 

I1.077007.525 Zusch.an LK f. Bushaltest.BPl.15a Liethe 0,00 400,00  -400,00 

I1.077007 Zusch.an LK f. Bushaltest.BPl.15a Liethe 0,00 400,00  -400,00 

I1.077008.500 Umgestaltung Beete Ortskern, Straßen 29.199,99 113.149,04  -113.149,04 

I1.077008 Umgestaltung Beete Ortskern, Straßen 29.199,99 113.149,04  -113.149,04 

I1.077010.525 Zusch. an Brötje Automat. f. Tr-wa-leit. 12.107,38 0,00  0,00 

I1.077010 Zusch. an Brötje Automat. f. Tr-wa-leit. 12.107,38 0,00  0,00 

I1.077011.500 BPl.105 Südl.Schloßp.III, Straßenbau 0,00 65.685,09 250.000,00 184.314,91 

I1.077011 BPl.105 Südl.Schloßp.III, Straßenbau 0,00 65.685,09 250.000,00 184.314,91 

I1.077012.525 Zuschuss an LK f. Ampel Schulstr., Str. 0,00 22.168,44  -22.168,44 

I1.077012 Zuschuss an LK f. Ampel Schulstr., Str. 0,00 22.168,44  -22.168,44 

I1.077013.560 BBPl. 58 Königstr. - Erschließungsbeitr. -37.600,00 0,00  0,00 

I1.077013 BBPl. 58 Königstr. - Erschließungsbeitr. -37.600,00 0,00  0,00 

I1.077014.560 BBPl. 86 (GE AK OL Nord) - Ersch.-Beitr. -58.329,72 0,00  0,00 

I1.077014 BBPl. 86 (GE AK OL Nord) - Ersch.-Beitr. -58.329,72 0,00  0,00 

I1.077015.560 BPl.15a Erw. GW Liethe - Erschl.beiträge -95.327,05 -63.700,00  63.700,00 

I1.077015 BPl.15a Erw. GW Liethe - Erschl.beiträge -95.327,05 -63.700,00  63.700,00 

I1.077018.510 Ankauf Verkehrsfl Klostermoorweg, Straße 0,00 1.164,00  -1.164,00 

I1.077018 Ankauf Verkehrsfl Klostermoorweg, Straße 0,00 1.164,00  -1.164,00 

I1.077019.565 Verk. Verkehrsfl Klostermoorweg, Straße 0,00 -3.430,00  3.430,00 

I1.077019 Verk. Verkehrsfl Klostermoorweg, Straße 0,00 -3.430,00  3.430,00 

I1.077020.510 Ankauf Str.fläche Am Stratjebusch, Str. 0,00 601,22  -601,22 

I1.077020 Ankauf Str.fläche Am Stratjebusch, Str. 0,00 601,22  -601,22 

I1.077022.565 Verk. Wegefläche Buchenstr., Gemeindestr 0,00 -25.578,00  25.578,00 

I1.077022 Verk. Wegefläche Buchenstr., Gemeindestr 0,00 -25.578,00  25.578,00 

I1.077023.565 Verk. Str.fläche Am Liethgleis, Straßen 0,00 -1.935,00  1.935,00 

I1.077023 Verk. Str.fläche Am Liethgleis, Straßen 0,00 -1.935,00  1.935,00 

I1.077024.510 Straßengrundstk. Wilhelmstr.,Gemeindestr 0,00 2.866,37  -2.866,37 

I1.077024 Straßengrundstk. Wilhelmstr.,Gemeindestr 0,00 2.866,37  -2.866,37 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH6_01 Planung, Verkehr, Abwasser, 
Nat.- u. L.-pflege 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.077025.525 Kostenanteil für Trafostation, Straßen 0,00 57.899,21  -57.899,21 

I1.077025 Kostenanteil für Trafostation, Straßen 0,00 57.899,21  -57.899,21 

I1.077026.510 N-Scale Cockpit Softw.(digit.Akte),Straß 0,00 3.584,00  -3.584,00 

I1.077026 N-Scale Cockpit Softw.(digit.Akte),Straß 0,00 3.584,00  -3.584,00 

I1.077027.565 Verk. Straßenteilfl. Cäcilienring, Straß 0,00 -920,00  920,00 

I1.077027 Verk. Straßenteilfl. Cäcilienring, Straß 0,00 -920,00  920,00 

I1.077037.500 Grünanl. BPl.103 nördl. Havelstr., Straß 0,00 107,92  -107,92 

I1.077037 Grünanl. BPl.103 nördl. Havelstr., Straß 0,00 107,92  -107,92 

I1.077038.565 Verk. Grdstk. an Deutsche Bahn, Straßen 0,00 -420,00  420,00 

I1.077038 Verk. Grdstk. an Deutsche Bahn, Straßen 0,00 -420,00  420,00 

I1.082905.500 Straßenbeleuchtung 2013 1.114.789,40 0,00  0,00 

I1.082905.555 Zuschuss Bund f.LED-Beleucht, Str.bel. -221.049,18 0,00  0,00 

I1.082905 Straßenbeleuchtung 2013 893.740,22 0,00  0,00 

I1.082913.500 2014 Ern. Verteiler Haupteinsp., Str.bel 4.425,42 6.238,59  -6.238,59 

I1.082913 2014 Ern. Verteiler Haupteinsp., Str.bel 4.425,42 6.238,59  -6.238,59 

I1.082919.525 Zusch. an LK f. Ern.Str.Laterne, Str.bel -1.109,38 0,00  0,00 

I1.082919 Zusch. an LK f. Ern.Str.Laterne, Str.bel -1.109,38 0,00  0,00 

I1.082920.510 Straßenlaterne Nr.15 Am Nordkr., Str.bel 1.385,16 0,00  0,00 

I1.082920 Straßenlaterne Nr.15 Am Nordkr., Str.bel 1.385,16 0,00  0,00 
I1.082921.510 Straßenlaterne Nr.2 Am Liethegl, Str.bel 1.413,72 0,00  0,00 
I1.082921 Straßenlaterne Nr.2 Am Liethegl, Str.bel 1.413,72 0,00  0,00 

I1.082925.525 Zusch.an LK Str.beleucht. BPl.15a Liethe 0,00 3.231,51  -3.231,51 

I1.082925 Zusch.an LK Str.beleucht. BPl.15a Liethe 0,00 3.231,51  -3.231,51 

I1.082926.510 Straßenlaterne Nr.4 Tannenkrugstr.,Str.b 1.226,89 0,00  0,00 

I1.082926 Straßenlaterne Nr.4 Tannenkrugstr.,Str.b 1.226,89 0,00  0,00 

I1.082929.510 Einspeiseverteiler Loyer Weg, Straßenb. 1.963,48 0,00  0,00 

I1.082929 Einspeiseverteiler Loyer Weg, Straßenb. 1.963,48 0,00  0,00 

I1.083403.500 Bau Bushaltestelle Loyerbergstr., ÖPNV 3.229,78 0,00  0,00 

I1.083403 Bushaltestelle Loyerbergstr., ÖPNV 3.229,78 0,00  0,00 

I1.083405.525 Zuschuss für Bürgerbus, ÖPNV 10.000,00 0,00  0,00 

I1.083405 Zuschuss für Bürgerbus, ÖPNV 10.000,00 0,00  0,00 

I1.083406.500 2 Bushaltestellen Schafjückenweg, ÖPNV 0,00 0,00 12.000,00 12.000,00 

I1.083406.555 Zusch. LNVG f. 2 Bushalt. Schafj., ÖPNV 0,00 0,00 -75.000,00 -75.000,00 

I1.083406 2 Bushaltestellen Schafjückenweg, ÖPNV 0,00 0,00 -63.000,00 -63.000,00 

I1.083903.510 Ankauf Kompensationsflächen 2012 185.327,23 0,00  0,00 

I1.083903 Ankauf Kompensationsflächen 2012 185.327,23 0,00  0,00 

I1.083906.510 2014 Ankauf Kompensationsflächen 0,00 178.342,59  -178.342,59 

I1.083906 2014 Ankauf Kompensationsflächen 0,00 178.342,59  -178.342,59 

I1.083907.510 Ökopunkte Renatur. Ofener Bäke, Öff.Grün 219.470,00 0,00  0,00 

I1.083907 Ökopunkte Renatur. Ofener Bäke, Öff.Grün 219.470,00 0,00  0,00 

Zwischensumme 4.106.273,12 2.201.002,95 4.108.900,00 1.907.897,05 

Gesamtsumme 4.106.273,12 2.201.002,95 4.108.900,00 1.907.897,05 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_02 Bauhof 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -167.804,45 -183.471,05 -273.425,00 -89.953,95  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -167.804,45 -183.471,05 -273.425,00 -89.953,95  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 698.671,19 701.514,94 725.300,00 23.785,06  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 693.997,21 672.060,92 812.313,00 140.252,08  

16. Abschreibungen 168.721,85 143.851,06 149.902,00 6.050,94  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 13.387,48 12.907,48 32.500,00 19.592,52  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.574.777,73 1.530.334,40 1.720.015,00 189.680,60  

21. ordentliches Ergebnis 1.406.973,28 1.346.863,35 1.446.590,00 99.726,65  

22. außerordentliche Erträge -14.137,50     

23. außerordentliche Aufwendungen 8.991,40 2.547,58  -2.547,58  

24. außerordentliches Ergebnis -5.146,10 2.547,58  -2.547,58  

25. Jahresergebnis 1.401.827,18 1.349.410,93 1.446.590,00 97.179,07  

26a Erträge aus ILV 3811* -1.378.425,33 -1.266.016,43 -1.500.780,00 -234.763,57  

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,75 -24.139,00  24.139,00  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 63.808,37 41.717,01 40.425,84 -1.291,17  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -1.314.903,71 -1.248.438,42 -1.460.354,16 -211.915,74  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 86.923,47 100.972,51 -13.764,16 -114.736,67  
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Teil-Ergebnisrechnung   2015 TH6_02 Bauhof 

Produkt   P1.06.00.573300 Bauhof 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansatz 2015  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -167.804,45 -183.471,05 -273.425,00 -89.953,95  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -167.804,45 -183.471,05 -273.425,00 -89.953,95  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 698.671,19 701.514,94 725.300,00 23.785,06  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 693.997,21 672.060,92 812.313,00 140.252,08  

16. Abschreibungen 168.721,85 143.851,06 149.902,00 6.050,94  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 13.387,48 12.907,48 32.500,00 19.592,52  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.574.777,73 1.530.334,40 1.720.015,00 189.680,60  

21. ordentliches Ergebnis 1.406.973,28 1.346.863,35 1.446.590,00 99.726,65  

22. außerordentliche Erträge -14.137,50     

23. außerordentliche Aufwendungen 8.991,40 2.547,58  -2.547,58  

24. außerordentliches Ergebnis -5.146,10 2.547,58  -2.547,58  

25. Jahresergebnis 1.401.827,18 1.349.410,93 1.446.590,00 97.179,07  

26a Erträge aus ILV 3811* -1.378.425,33 -1.266.016,43 -1.500.780,00 -234.763,57  

26b Ertrag aus Umlage 91* -286,75 -24.139,00  24.139,00  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 63.808,37 41.717,01 40.425,84 -1.291,17  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -1.314.903,71 -1.248.438,42 -1.460.354,16 -211.915,74  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 86.923,47 100.972,51 -13.764,16 -114.736,67  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH6_02 Bauhof 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen      

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte      

05. privatrechtliche Entgelte -166.349,15 -183.137,64 -273.425,00 -90.287,36  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -23.526,19 -27.961,07  27.961,07  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit -189.875,34 -211.098,71 -273.425,00 -62.326,29  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 697.862,68 697.779,10 725.300,00 27.520,90  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 700.501,36 666.913,16 812.313,00 145.399,84  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen      

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 20.132,23 15.205,30 32.500,00 17.294,70  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 1.418.496,27 1.379.897,56 1.570.113,00 190.215,44  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.228.620,93 1.168.798,85 1.296.688,00 127.889,15  
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B. Teil-Finanzrechnung   2015 TH6_02 Bauhof 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2014  
- Euro - 

Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ansätze 2015  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen -14.400,00     

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit -14.400,00     

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 4.534,67 3.043,80 70.000,00 66.956,20  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 230.375,42 8.453,26 190.000,00 181.546,74  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 234.910,09 11.497,06 260.000,00 248.502,94  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 220.510,09 11.497,06 260.000,00 248.502,94  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 1.449.131,02 1.180.295,91 1.556.688,00 376.392,09  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit      

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 1.449.131,02 1.180.295,91 1.556.688,00 376.392,09  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2015 TH6_02 Bauhof 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2014  
-Euro- 

Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ansatz 2015  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2015 -Euro- 

I1.085901.500 Bau einer Salzlagerstätte, Bauhof 4.534,67 3.043,80  -3.043,80 

I1.085901 Bau einer Salzlagerstätte, Bauhof 4.534,67 3.043,80  -3.043,80 

I1.085911.510 Dreiseitenkipper, Bauhof 71.670,00 0,00  0,00 

I1.085911 Dreiseitenkipper, Bauhof 71.670,00 0,00  0,00 

I1.085912.510 Traktor inkl. Mähwerk, Bauhof 47.378,46 0,00  0,00 

I1.085912 Traktor inkl. Mähwerk, Bauhof 47.378,46 0,00  0,00 

I1.085913.510 2014 Sammelposten - Bauhof 5.452,62 0,00  0,00 

I1.085913 2014 Sammelposten - Bauhof 5.452,62 0,00  0,00 

I1.085915.510 2015 Sammelposten - Bauhof 0,00 5.855,17 10.000,00 4.144,83 

I1.085915 2015 Sammelposten - Bauhof 0,00 5.855,17 10.000,00 4.144,83 

I1.085918.510 Ersatz Schlepper mit Anbauger., Bauhof 90.100,00 0,00  0,00 

I1.085918 Ersatz Schlepper mit Anbauger., Bauhof 90.100,00 0,00  0,00 

I1.085919.510 Ersatz Fendt Geräteträger, Bauhof 0,00 0,00 180.000,00 180.000,00 

I1.085919 Ersatz Fendt Geräteträger, Bauhof 0,00 0,00 180.000,00 180.000,00 

I1.085920.510 Anhänger 3,5t f. Schlepper, Bauhof 8.195,06 0,00  0,00 

I1.085920 Anhänger 3,5t f. Schlepper, Bauhof 8.195,06 0,00  0,00 

I1.085924.500 Bau Fahrzeug- u. Maschinenhalle, Bauhof 0,00 0,00 70.000,00 70.000,00 

I1.085924 Bau Fahrzeug- u. Maschinenhalle, Bauhof 0,00 0,00 70.000,00 70.000,00 

I1.085926.510 Streusalzbehälter für Transporter, Bauh. 2.414,68 0,00  0,00 

I1.085926 Streusalzbehälter für Transporter, Bauh. 2.414,68 0,00  0,00 

I1.085927.510 Dücker DUA Pflasterputzer PFP90, Bauhof 5.164,60 0,00  0,00 

I1.085927 Dücker DUA Pflasterputzer PFP90, Bauhof 5.164,60 0,00  0,00 

I1.085928.565 Kaufpreiseinn. Verk. Schlepper, Bauhof -7.500,00 0,00  0,00 

I1.085928 Kaufpreiseinn. Verk. Schlepper, Bauhof -7.500,00 0,00  0,00 

I1.085929.510 Hochentaster, Bauhof 0,00 1.215,45  -1.215,45 

I1.085929 Hochentaster, Bauhof 0,00 1.215,45  -1.215,45 

I1.085930.510 Verkehrszeichenträger, Bauhof 0,00 1.382,64  -1.382,64 

I1.085930 Verkehrszeichenträger, Bauhof 0,00 1.382,64  -1.382,64 

I1.085931.565 Vermögensveräußerungen/Rückz. v. Zuwend. -6.850,00 0,00  0,00 

I1.085931 Verkauf Iseki Schlepper WST-BR-24, Bauh. -6.850,00 0,00  0,00 

Zwischensumme 220.560,09 11.497,06 260.000,00 248.502,94 

Gesamtsumme 220.560,09 11.497,06 260.000,00 248.502,94 
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Bilanz Gemeinde Rastede zum 31.12.2015 

Aktiva 2014 2015 

 - Euro - - Euro - 

1. Immaterielles Vermögen 3.130.066,83 3.407.929,23 

1.1 Konzessionen   

1.2 Lizenzen 85.670,00 101.818,00 

1.3 Ähnliche Rechte   

1.4 Geleist. Investitionszuwendungen 
u -zuschüsse 2.423.023,00 2.303.201,00 

1.5 Aktivierter Umstellungsaufwand   

1.6 Sonstiges immaterielles Vermögen 621.373,83 1.002.910,23 

2. Sachvermögen 111.153.560,19 115.784.065,44 

2.1 Unbeb. Grundstücke u. 
grundst.-gleiche Rechte 6.897.261,58 6.847.302,47 

2.1.1 Grünflächen 1.346.217,04 1.627.281,15 

2.1.2 Ackerland   

2.1.3 Wald, Forsten   

2.1.9 Sonstige unbebaute 
Grundstücke 5.551.044,54 5.220.021,32 

2.2 Beb. Grundstücke und grundst.-
gleiche Rechte 33.296.079,99 33.299.956,84 

2.2.1 Grundstücke mit Wohnbauten 764.563,79 743.140,67 

2.2.2 Grundstücke mit sozialen 
Einrichtungen 4.937.774,21 5.213.859,51 

2.2.3 Grundstücke mit Schulen 10.501.696,65 10.493.874,65 

2.2.4 Grundst. m. Kultur-, Sport- u. 
Gartenanlagen 14.466.351,49 14.203.339,16 

2.2.5 
Grundst.f.Brandschutz,Rettungsdienst
,Katastr. 

1.135.718,80 1.152.415,80 

2.2.9 GS m.so.Dienst-,Geschäfts-
u.and.Betriebsgeb. 1.489.975,05 1.493.327,05 

2.3 Infrastrukturvermögen 49.133.937,83 48.059.675,60 

2.3.1 Grund und Boden des 
Infrastrukturvermögens   

2.3.2 Brücken und Tunnel 283.863,00 279.524,00 

2.3.3 
Gleisanl.m.Streckenausrüst.u.Sicherh
eitsanl. 

  

2.3.4 Entwässerungs-und 
Abwasserbeseitigungsanlagen 25.541.517,97 25.254.510,97 

2.3.5 
Straßen,Wege,Plätze,Verkehrslenkun
gsanlagen 

23.296.014,86 22.515.028,63 

2.3.6 Strom-,Gas-
,Wasserleit.u.zugehörige Anlagen   

2.3.7 Wasserbauliche Anlagen   

2.3.8 Friedhöfe und 
Bestattungseinrichtungen   

2.3.9 Sonstige Bauten des 
Infrastrukturvermögens 12.542,00 10.612,00 

2.4 Bauten auf fremdem Grund und 
Boden 79,00 75,00 

 

 

Passiva 2014 2015 

 - Euro - - Euro - 

1. Nettoposition 109.654.429,39 114.340.343,70 

1.1 Basis-Reinvermögen 51.441.774,67 51.446.419,88 

1.1.1 Reinvermögen 51.441.774,67 51.446.419,88 

1.1.2 Sollfehlbetr.aus 
kameral.Abschl.als Minusbetr   

1.2 Rücklagen 2.650.019,73 5.942.078,52 

1.2.1 Rückl. aus Überschüssen d. 
ordentl. Erg. 2.592.608,91 5.918.815,68 

1.2.2 Rückl. aus Überschüssen d. 
außerordentl. Erg. 33.525,61  

1.2.3 Bewertungsrücklage i.F.d. § 54 
IV S.2 GemHKVO   

1.2.4 Zweckgebundene Rücklagen 23.885,21 23.262,84 

1.2.5 Sonstige Rücklagen   

1.3 Jahresergebnis 16.276.138,52 17.397.306,02 

1.3.1 Fehlbeträge aus Vorjahren   

1.3.2 
Jahresüberschuss/Jahresfehlbetra 16.276.138,52 17.397.306,02 

1.3.2.0 Jahresergebnis 14.155.725,87 12.983.457,36 

1.3.2.1 Jahresergebnis positiv(+) / 
negativ (-) 2.120.412,65 4.413.848,66 

1.4 Sonderposten 39.286.496,47 39.554.539,28 

1.4.1 Investitionszuweisungen u 
Zuschüsse/ Sapo 13.989.288,26 13.488.095,00 

1.4.2 Beiträge und ähnliche Entgelte 17.586.855,95 17.740.172,00 

1.4.3 Gebührenausgleich 818.257,67 818.257,67 

1.4.4 Bewertungsaugleich   

1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf 
Sonderposten 6.759.910,59 7.309.622,61 

1.4.6 Sonstige Sonderposten 132.184,00 198.392,00 

2. Schulden 6.129.749,82 7.315.003,48 

2.1 Geldschulden 3.936.498,57 3.611.322,27 

2.1.1 Anleihen   

2.1.2 Verb. aus Krediten für 
Investitionen 3.936.498,57 3.611.322,27 

2.1.3 Liquiditätskredite   

2.1.4 Sonstige Geldschulden   

2.1.4.5 Sonstige Geldschulden   

2.2 Verb. aus kreditähnlichen 
Rechtsgeschäften   

2.2.1 Hypotheken-, Grund- und 
Rentenschulden   
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Aktiva 2014 2015 

 - Euro - - Euro - 

2.5 Kunstgegenstände, 
Kulturdenkmäler 7.641,00 71.078,00 

2.5.1 Kunstgegenstände 7.641,00 71.078,00 

2.5.5 Kulturdenkmäler   

2.6 Maschinen und technische 
Anlagen; Fahrzeuge 1.756.708,00 1.517.602,00 

2.6.1 Fahrzeuge 1.373.401,00 1.182.664,00 

2.6.2 Maschinen und Technische 
Anlagen 383.307,00 334.938,00 

2.7 Betriebs- u. 
Geschäftsausst,Pflanzen u. Tiere 3.592.429,00 3.448.322,00 

2.7.1 Betriebsvorrichtungen 2.091.947,00 1.935.677,00 

2.7.2 Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 1.083.866,00 1.021.083,00 

2.7.3 Nutzpflanzungen und Nutztiere   

2.7.5 Sapo f. bewegl.VG über 150,- 
bis 1.000,- Euro 416.616,00 491.562,00 

2.8 Vorräte 5.835.293,30 6.553.962,69 

2.8.1 Rohstoffe / Fertigungsmaterial   

2.8.2 Hilfsstoffe   

2.8.3 Betriebsstoffe   

2.8.4 Waren   

2.8.5 Unfertige / Fertige Erzeugnisse 5.835.293,30 6.553.962,69 

2.8.7 Geleistete Anzahlungen auf 
Vorräte   

2.8.9 Sonstige Vorräte   

2.9 Geleistete Anzahlungen, 
Anlagen im Bau 10.634.130,49 15.986.090,84 

2.9.1 Geleistete Anzahlungen auf 
Sachanlagen   

2.9.6 Anlagen im Bau 10.634.130,49 15.986.090,84 

3. Finanzvermögen 4.849.385,66 6.593.167,01 

3.1 Anteile an verbundenen 
Unternehmen 25.000,00 25.000,00 

3.1.1 Anteilsrechte an verbundenen 
Unternehmen 25.000,00 25.000,00 

3.2 Beteiligungen 2.078.799,52 2.122.075,67 

3.2.1 Beteiligungen 2.078.799,52 2.122.075,67 

3.3 Sondervermögen mit 
Sonderrechnung   

3.3.1 Sondervermögen   

3.3.2 Treuhandvermögen   

3.4 Ausleihungen 1.234.071,74 1.029.853,89 

3.4.1 Ausleihungen an Bund   

 

 

Passiva 2014 2015 

 - Euro - - Euro - 

2.2.2 Restkaufgelder   

2.2.3 Leasinggeschäfte   

2.2.9 Sonst. Kreditaufn. 
gleichkommende Vorgänge   

2.3 Verb. aus Lieferungen und 
Leistungen 94.743,30 26.442,35 

2.4 Transferverbindlichkeiten  44.728,32 

2.4.1 
Finanzausgleichsverbindlichkeiten   

2.4.2 Verb.Zuw.u.Zusch.für lfd.Zwecke   

2.4.3 Verb.aus Schuldendiensthilfen   

2.4.4 Soziale 
Leistungsverbindlichkeiten   

2.4.5 Verb.Zuw.u.Zusch.für 
Investitionen  44.728,32 

2.4.6 Steuerverbindlichkeiten   

2.4.7 Andere 
Transferverbindlichkeiten   

2.5 Sonstige Verbindlichkeiten 2.098.507,95 3.632.510,54 

2.5.1 Durchlaufende Posten 1.946.865,88 3.317.496,29 

2.5.1.1 Verrechnete Mehrwertsteuer   

2.5.1.2 Abzuführende Lohn- und 
Kirchensteuer 5.689,62 5.414,57 

2.5.1.3 Sonstige durchlaufende 
Posten 1.941.176,26 3.312.081,72 

2.5.2 Abzuführende Gewerbesteuer   

2.5.3 Empfangene Anzahlungen   

2.5.4 Andere sonstige 
Verbindlichkeiten 151.642,07 315.014,25 

2.5.5 Kassenverrechnungskonto 
Bauhof   

3. Rückstellungen 7.248.210,41 7.086.681,71 

3.1 Pensionsrückst. und ähnliche 
Verpflichtungen 6.880.130,74 6.657.388,14 

3.2 Rückst.f.Altersteilzeit u. ähnliche 
Maßnahmen 287.569,85 306.344,32 

3.3 Rückstellungen f. unterlassene 
Instandhaltung   

3.4 
Rückst.f.Rekultiv.u.Nachsorg.geschl.A
bfalldep 

  

3.5 Rückstellungen f. d. Sanierung 
von Altlasten   

3.6 Rückst.i.R.d.Fin.-
Ausgl.u.v.Steuerschuldverh.   

3.7 
Rück.f.droh.Verpfl.a.Bürgsch.,Gewährl
.,anh.GV 

  

3.8 Andere Rückstellungen 80.509,82 122.949,25 

4. Passive Rechnungsabgrenzung 41.830,73 69.730,74 

4.1 Passive Rechnungsabgrenzung 41.830,73 69.730,74 
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Aktiva 2014 2015 

 - Euro - - Euro - 

3.4.2 Ausleihungen an Land   

3.4.3 Ausleihungen an Gemeinden 
(GV) 1.234.071,74 1.029.853,89 

3.4.4 Ausleihungen an 
Zweckverbände und dergl.   

3.4.5 Ausleihungen an sonst. öff. 
Bereich   

3.4.6 Ausleih. an 
verb.Untern.,Beteil.u.Sonderverm.   

3.4.7 Ausleihungen an sonst. öff. 
Sonderrechnungen   

3.4.8 Ausleihungen an Kreditinstitute   

3.4.9 Ausleihungen an sonst. 
inländischen Bereich   

3.4.10 Ausleihungen an sonst. 
ausländischen Bereich   

3.5 Wertpapiere 22.705,73 22.312,13 

3.5.1 Investmentzertifikate 3.997,60 3.604,00 

3.5.2 Kapitalmarktpapiere 18.708,13 18.708,13 

3.5.2.1 Kapitalmarktpapiere beim 
Bund   

3.5.2.2 Kapitalmarktpapiere beim 
Land   

3.5.2.3 Kapitalmarktpapiere bei 
Gemeinden (GV)   

3.5.2.4 Kapitalmarktpap. bei 
Zweckverbänden u. dergl.   

3.5.2.5 Kapitalmarktpapiere beim 
sonst. öff. Bereich   

3.5.2.6 Kapitalmarktpap.bei 
verb.UN,Beteil.,SonderV.   

3.5.2.7 Kapitalmarktpapiere bei öff. 
Sonderrechnungen   

3.5.2.8 Kapitalmarktpapiere bei 
Kreditinstituten 18.708,13 18.708,13 

3.5.2.9 Kapitalmarktpap. b. 
sonst.inländisch. Bereich   

3.5.2.10 Kapitalmarktpap. b. 
sonst.ausländisch.Bereich   

3.5.3 Geldmarktpapiere   

3.5.3.1 Geldmarktpapiere beim Bund   

3.5.3.2 Geldmarktpapiere beim Land   

3.5.3.3 Geldmarktpapiere bei 
Gemeinden (GV)   

3.5.3.4 Geldmarktpapiere bei 
Zweckverbänden u.dergl.   

3.5.3.5 Geldmarktpapiere beim sonst. 
öff. Bereich   

3.5.3.6 
Geldmarktpap.b.verb.Untern.,Beteil.,S
onderV. 

  

3.5.3.7 Geldmarktpapiere bei 
öffentl.Sonderrechnungen   

3.5.3.8 Geldmarktpapiere bei 
Kreditinstituten   

3.5.3.9 Geldmarktpapiere b. 
sonst.inländisch.Bereich   

 

 

Passiva 2014 2015 

 - Euro - - Euro - 

4.2 Verbindlichkeiten aus 
Dienstleistungen   

4.9 Übrige Verbindlichkeiten   
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Aktiva 2014 2015 

 - Euro - - Euro - 

3.5.3.10 Geldmarktpapiere b. 
sonst.auslänisch.Bereih   

3.5.4 Finanzderivate   

3.6 Öffentlich-rechtliche 
Forderungen 1.267.397,58 1.558.242,47 

3.6.1 Forderungen aus öff.-rechtl. 
Dienstleistungen 459.823,28 793.290,85 

3.6.2 Öffentlich-rechtliche 
Forderungen   

3.6.9 Komm. Steuern u. übrige öff-
recht Forderungen 807.574,30 764.951,62 

3.7 Forderungen aus 
Transferleistungen 108.477,42 110.537,71 

3.7.1 Forderungen aus 
Transferleistungen 108.477,42 110.537,71 

3.8 Sonstige privatrechtliche 
Forderungen -16.985,23 1.580.983,59 

3.8.1 Ford. aus privatrechtlichen 
Dienstleistungen 220.456,08 1.789.148,08 

3.8.2 Sonstige privatrechtliche 
Forderungen -237.037,88 -208.164,49 

3.8.7 
Eingef.,no.ni.eingez.Kap.u.eingef.Nac
hschüsse 

  

3.8.8 Vorsteuer   

3.8.9 Übrige privatrechtliche 
Forderungen -403,43  

3.8.10 Kassenverrechnungskonto 
Bauhof   

3.9 Sonstige 
Vermögensgegenstände 129.918,90 144.161,55 

3.9.1 Sonstige 
Vermögensgegenstände 129.918,90 144.161,55 

4. Liquide Mittel 3.769.033,00 2.835.145,62 

4.1 Sichteinl. b. Banken/KredIn; 
Schecks; Bargeld 3.769.033,00 2.835.145,62 

4.1.1 Sparkasse 1.693.962,63 2.426.498,95 

4.1.2 Oldenburgische Landesbank 480.491,44 67.052,63 

4.1.3 Volksbank 1.584.369,18 330.319,77 

4.1.4 Postbank   

4.1.5 Sonstige 10.209,75 11.274,27 

5. Aktive Rechnungsabgrenzung 172.174,67 191.452,33 

5.1 Aktive Rechnungsabgrenzung 172.174,67 191.452,33 

5.2 Disagio   

5.3 Zölle und Verbrauchssteuern   

5.4 Vorsteuer auf erhaltene 
Anzahlungen   

5.5 Sonstige aktive 
Rechnungsabgrenzung   
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Bilanzsumme 2014 2015 

 - Euro - - Euro - 

 123.074.220,35 128.811.759,63 
 

 

Bilanzsumme 2014 2015 

 - Euro - - Euro - 

 123.074.220,35 128.811.759,63 
 

 

 

 

Vorbelastungen  
§ 54 Abs. 5 GemHKVO  

  

Haushaltsreste 7.967.388,69 

Bürgschaften 0,00 

Gewährleistungsverträge 0,00 

In Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen *) 1.047.395,23 

Verpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften 0,00 

Über das Haushaltsjahr gestundete Beträge **) 746.041,79 

Sonstiges 773.655,68 

  

*)   Insofern keine Vorbelastung, als dieser Betrag im   

     Folgejahr als Haushaltsansatz veranschlagt worden ist. 

**) Nicht liquide Vorbelastung, wenn es zu Abschreibungen 

     kommen sollte.  

 

 

 
             Rastede, den 13.07.2016                                              ________________________ 
                                                                                                                  von Essen 
                                                                                                                Bürgermeister 
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Anhang zur Jahresrechnung 2015 

 1. Die wichtigsten Ergebnisse des Jahresabschlusses 

1.1 Bilanz 

Die Bilanzsumme ist um 5.737.539,28 Euro auf 128.811.759,28 Euro gestie-
gen. 
 

 Bilanz- Text 2014 2015 Abweichung   
 position       absolut % 
AKTIVA / 
PASSIVA SUMME A K T I V A 123.074.220,35 128.811.759,63 -5.737.539,28       4,5- 

 

Die Bilanzverlängerung setzt sich aus verschiedenen Einzelpositionen der Bi-
lanz zusammen.  
 

 Bilanz- Text 2014 2015 Abweichung   
 position       absolut % 

A1. 
Summe Immaterielles Ver-

mögen 
3.130.066,83 3.407.929,23 -277.862,40       8,2- 

      

A2. Summe Sachvermögen 111.153.560,19 115.784.065,44 -4.630.505,25       4,0- 

davon:      

A2.3 
Summe Infrastrukturvermö-

gen 
49.133.937,83 48.059.675,60 1.074.262,23       2,2 

A2.8 Summe Vorräte 5.835.293,30 6.553.962,69 -718.669,39      11,0- 

A2.9.6 096000 Anlagen im Bau 10.634.130,49 15.986.090,84 -5.351.960,35      33,5- 

      
A3. Summe Finanzvermögen 4.849.385,66 6.593.167,01 -1.743.781,35      26,4- 

davon      

A3.8.1 

161100 Forderungen aus 

privatrechtlichen Dienst-

leist. 

220.527,98 1.789.377,48 -1.568.849,50      87,7- 

      
A4. Summe Liquide Mittel 3.769.033,00 2.835.145,62 933.887,38      32,9 

 
In absoluten Werten hat insbesondere das Sachvermögen zugenommen, 
wobei in großem Umfang eine Aktivierung in 2014 noch nicht erfolgen 
konnte. Dies ist an dem Wert der Anlagen im Bau zu erkennen. 
 
Das Finanzvermögen hat ebenfalls einen deutlichen Sprung nach oben ge-
macht, was aber insbesondere in zwei offenen privatrechtlichen Forderungen 
im Bereich des Grundstücksverkehrs begründet liegt.  
 
Der Bestand an liquiden Mitteln ist mit 2,8 Mio weiterhin hoch. Der Grund 
liegt in überplanmäßigen liquiden Einnahmen im Finanzhaushalt in Höhe von 
1,8 Mio Euro. Gegenüber Jahresbeginn 2014 hat dennoch der Geldbestand 
abgenommen, was daran liegt, dass für Investitionen die geplanten Kredite 
nicht in Anspruch genommen wurden. 
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Im Ergebnis resultiert die Bilanzverlängerung auf der Aktivseite aus Verände-
rungen bei einer ganzen Reihe von verschiedenen Aktivposten. Vermögens-
bewegung ist also über das ganze gemeindliche Aufgabenspektrum der Ge-
meinde hinweg vorhanden. 
 
Die Finanzierung ergibt sich im Wesentlichen durch eine Verbesserung der 
Nettoposition um 4,7 Mio Euro. Das eigentliche Jahresergebnis 2015 beläuft 
sich auf einen Überschuss in Höhe von 4,4 Mio Euro. Die Verschiebungen 
innerhalb der Nettoposition gehen darauf zurück, dass in 2015 die für das 
Haushaltsjahr 2010 beschlossen Ergebnisverwendung gebucht wurde. 
 
Erfreulich, dass die Geldschulden durch Regeltilgung abnehmen. Dennoch 
ist in der Aufstellung unten ein Zuwachs an Schulden insgesamt zu sehen, 
was ausschließlich an den Durchlaufenden Posten liegt, liquide Mittel, die 
entweder noch nicht im Haushalt verbucht werden konnten oder nicht ge-
meindliches Geldvermögen sind. 
 
Die Rückstellungen als eine Form von Verbindlichkeiten haben erfreulicher 
Weise ebenfalls leicht abgenommen. 
 

 Bilanz- Text 2014 2015 Abweichung   
 position       absolut % 

P1.2.1 

201000 Rücklagen aus 

Überschüssen d. or-

dentl. Ergebn. 

-2.592.608,91 -5.918.815,68 3.326.206,77      56,2 

      
P1.3.2.1 Jahresergebnis -2.120.412,65 -4.413.848,66 2.293.436,01      52,0 

      
P1.4 Summe Sonderposten -39.286.496,47 -39.554.539,28 268.042,81       0,7 

      
P1. Summe Nettoposition -109.654.429,39 -114.340.343,70 4.685.914,31       4,1 

      
P2.1 Summe Geldschulden -3.936.498,57 -3.611.322,27 -325.176,30       9,0- 

P2. Summe der Schulden -6.129.749,82 -7.315.003,48 1.185.253,66      16,2 

      

P3. 
Summer der Rückstel-

lungen 
-7.248.210,41 -7.086.681,71 -161.528,70       2,3- 

 
Insgesamt ist festzustellen, dass sich das gemeindliche Vermögen der Ge-
meinde ausgewogen positiv entwickelt. Besonders erfreulich ist dabei, dass 
die Vermögensvermehrung nicht mit Krediten bezahlt wurde, sondern durch 
ein positives Jahreswirtschaftsergebnis. Geplant war sehr wohl, im Rahmen 
der investiven Aufgabenerledigung Kredite aufzunehmen. Erfreulich ist es 
deshalb umso mehr, dass Kredite noch nicht benötigt wurden. Allerdings 
muss man sehen, dass eine Reihe von Investitionen in der geplanten Zeit-
schiene nicht umgesetzt werden konnte, weshalb sich die Notwendigkeit er-
geben hat, Haushaltseinnahmereste zu bilden. Mit Kreditaufnahmen ist zu 
rechnen. 
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1.2 Ergebnisrechnung 

 
Vorzeichen in den folgenden Tabellen mit der Spalte „mehr(+), weniger(-) 

Grundsätzliche Erläuterung zu den Vorzeichen der Spalten in den nachstehenden Auf-
stellungen. Eine andere Darstellung ist weder aus Verständlichkeitsgründen noch ohne 
erheblichen Aufwand möglich.  

Es gilt, dass ein „-„ in den Ergebnis-/Ansatzspalten immer eine Einnahme ist (bei Ausga-
ben bedeutet das: sie werden reduziert). Ein „+“ in den Spalten ist immer eine Ausgabe.  

In der Spalte „mehr(+), weniger(-) gilt eine andere Regel, weil die Ergebnisse von Ein-
nahmen und Ausgaben kumuliert das Gesamtergebnis ergeben. Folgende Logik gilt: 

 
*) „-„ bedeutet Einnahme; „+“ bedeutet Ausgabe 
**) im Sinne des gesamten Haushaltsergebnisses: 

Bei Einnahmen: „weniger (-)“ = die Deckung der Aufwendungen reduziert sich 
                          „mehr (+)“     = die Deckung der Aufwendungen erhöht sich 
Bei Ausgaben:   „weniger (-)“ = das Ergebnis wird belastet, die Ausgaben nehmen zu 
                          „mehr (+)“     = das Ergebnis wird entlastet, die Ausgaben nehmen ab 

 
Beispiel: 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis Ansätze  mehr(+), weniger(-) 
  - Euro - - Euro -   

Einnahme -1,00 -2,00 -1,00 
 -3,00 -2,00 1,00 

Ausgabe 4,00 2,00 -2,00 
 4,00 6,00 2,00 

Ergebnis: 4,00 4,00 0,00 
 

 

 

Darstellung der Planwerte: 
 
In den Teilhaushalten dieser Jahresrechnung werden pflichtgemäß die 
sog. kumulierten Planwerte ausgewiesen. Es handelt sich dabei um die 
Planwerte, ergänzt um Haushaltsreste aus dem Vorjahr. 
 
Bei den Zahlenvergleichen in diesem Anhang werden allerdings die Plan-
werte ohne die Haushaltsreste berücksichtigt. Das macht einen Vergleich 
der Ist-Werte mit Planwerten verständlicher. Soweit Haushaltsreste für den 
Liquiditätsabfluss von Bedeutung sind, wird darauf gesondert eingegan-
gen. 

 

Die Ergebnisrechnung entspricht weitestgehend der handelsrechtlichen Ge-
winn- und Verlustrechnung. Es sind in ihr somit alle liquiden und nichtliquiden 
finanzwirtschaftlichen Vorgänge berücksichtigt. 
 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2014 
*) 

Ergebnis 2015 
*) 

Ansatz 2015 mehr(+) 
weniger(-) 

  - Euro - - Euro - - Euro -  - Euro - 
21. ordentliches Ergebnis -2.247.249,79 -4.027.520,82 -79.860,00 3.947.660,82 

24. außerordentliches Ergebnis 126.837,14 -386.327,84   386.327,84 

Jahresergebnis -2.120.412,65 -4.413.848,66 -79.860,00 4.333.988,66 

*) Minuswert = positiver Wert 
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Das Ergebnis ist für den ordentlichen Ergebnishaushalt jahresvergleichs-
weise und überhaupt sehr positiv. 

Das außerordentliche Ergebnis fällt positiv aus, weil sich höhere Erträge aus 
dem Verkauf von Gemeindevermögen ergeben haben. Grundsätzlich lassen 
sich die außerordentlichen Aufwendungen und Erträge nicht planen. Soweit 
sich Werte ergeben, geht dies regelmäßig auf periodenfremde Aufwendun-
gen und Erträge und auf die Regulierung von außergewöhnlichen Schadens-
fällen zurück. Ergibt sich ein Überschuss ist dies oft das erfreuliche Ergebnis 
von Vermögensveräußerungen. So wie 2015. 

 

1.4 Finanzrechnung 

Die Finanzrechnung umfasst alle liquiden finanzwirtschaftlichen Vorgänge, 
den laufenden Verwaltungsbetrieb, die Investitionen und die Finanzierung 
betreffend. Außerdem werden alle haushaltsunwirksamen Geldvorgänge 
(Durchlaufende Gelder) berücksichtigt. 
 

Einzahlungen und Auszahlun-
gen 

Ergebnis 2014 *) Ergebnis 2015 *) Ansätze 2015 mehr(+) 
weniger(-)  

  - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - 
18. Saldo aus laufender Ver-

waltungstätigkeit 
-2.229.702,99 -4.573.606,12 -748.669,00 3.824.937,12 

32. Saldo aus Investitionstätig-

keit 
6.663.222,97 6.704.908,02 8.256.350,00 1.551.441,98 

36. Saldo aus Finanzierungstä-

tigkeit 
412.580,06 325.176,30 -7.507.681,00 -7.832.857,30 

40. Saldo aus haushaltsunwirk-

samen Vorgängen 
-1.577.332,77 -1.522.618,21   1.522.618,21 

41. Bestand an Zahlungsmitteln 

am Anfang des Jahres 
5.027.864,78 3.769.033,00   -3.769.033,00 

42. Bestand an Zahlungsmitteln 

am Ende des Haushaltsjahres 
8.296.632,05 4.702.892,99 0 -4.702.892,99 

Zahlungsmittelfluss lt. vorstehender Finanzrechnung: 933.859,99   

Zahlungsmittelfluss lt. Bestandskonten: 933.887,38   
Differenz vorstehende Finanzrechnung zu den Be-
standskonten der Bilanz: -27,39  

*) Minus = Überschuss 

 

Um die v.g. 27,39 Euro differieren die Finanzrechnung und die liquiden Bu-
chungen auf den bilanziellen Bestandskonten. Die Differenz ergibt aus dem 
Konto 169910 (Forderungen gegenüber Mitarbeitern (Vorschüsse)) und dort 
aus Sollstellungen und Ausgleichsbuchungen getrennt in den Jahren 2014 
und 2015.  
 
Der Liquiditätsüberschuss im Bereich „Laufende Verwaltungstätigkeit“ mit 
933.887,38 Euro ist positiv zu werten. Allerdings haben 1.537.026,41 Euro 
als Saldo der Allgemeinen Deckungsmittel (Realsteuern, Beteiligung an der 
Einkommen- und Umsatzsteuer, Kreisumlage und Gewerbesteuerumlage) 
entscheidenden Anteil an diesem Überschuss, also ein Saldo, der von ge-
meindlichem Handeln direkt nicht beeinflussbar war und ist. Insgesamt war 
es u.a. mit der Liquiditätsentwicklung möglich, auf veranschlagte Kreditauf-
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nahmen zu verzichten, und der zum Bilanzstichtag verbliebene liquide Geld-
bestand reicht zusammen mit der Bildung von Haushaltseinnahmeresten zu-
dem aus, die liquiden Vorbelastungen (Rückstellungen usw.) für 2016 zu de-
cken. 

 

 2. Erhebliche Abweichungen des Jahresergebnisses von den Haushaltsansätzen 

Laufende Verwaltung: 

Im Folgenden werden solche Abweichungen erläutert, die inhaltlich eine erhebli-
che Abweichung beinhalten und soweit sie Bereiche betreffen, die für den Dienst-
betrieb und für die Vermeidung von Verlusten an den gemeindlichen Vermögens-
werten von besonderer Bedeutung sind. 

- Allgemeine Deckungsmittel 

Die Allgemeinen Deckungsmittel sind eine Reihe von Einnahmen, für die eine 
spezielle Gegenleistung nicht zu erbringen ist. Diese Deckungsmittel (siehe 
Aufstellung nachstehend) machen durchschnittlich rund 70 % der Finanzaus-
stattung für den Bereich laufende Verwaltung aus und erhalten deshalb immer 
eine besondere Aufmerksamkeit.  

Der Saldo der Allgemeinen Deckungsmittel abzüglich Umlagen (Gewerbesteu-
erumlage, Kreisumlage) liegt für 2015 deutlich über der planerischen Erwar-
tung. Der nachfolgenden Zahlentabelle kann entnommen werden, dass hierfür 
insbesondere die Zahlungen aus der Grundsteuer B, der Beteiligung an der 
Einkommensteuer, der Gewerbesteuer und den Schlüsselzuweisungen ver-
antwortlich sind. 

 

  2015  2015   

 Ansatz endgültig Abweichung *) 
Grundsteuer A 135.000 149.818,93 14.819 

Grundsteuer B 2.370.000 2.592.354,25 222.354 

Gewerbesteuer 8.200.000 8.566.433,23 366.433 

Einkommensteuerbeteiligung 7.759.000 8.142.678,00 383.678 

Umsatzsteuerbeteiligung 629.000 707.732,00 78.732 

Vergnügungssteuer 45.000 40.632,00 -4.368 

Hundesteuer 64.000 65.768,00 1.768 

Schlüsselzuweisungen 2.540.000 2.868.824,00 328.824 

Zuschuss übertragener WK 387.000 393.312,00 6.312 

Summe 22.129.000,00 23.527.552,41 1.398.552 

       
Gewerbesteuerumlage 1.825.200,00 1.616.826,00 -208.374 

 43.700,00 43.768,00 68 

Kreisumlage 7.102.000,00 7.171.832,00 69.832 

Summe: 8.970.900,00 8.832.426,00 -138.474 

       
Saldo 13.158.100,00 14.695.126,41 1.537.026 

*) „-„ = Mehreinnahme/Minderaufwand 
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- Personalaufwand 

 

Besondere personalpolitische Entscheidungen liegen dem Zahlungszuwachs 
nicht zu Grunde. Zu Belastungen haben überwiegend nur die Tariferhöhungen 
geführt. Der spezielle Block (Karos) in den Säulen 2009 bis 2012, den Bauhof 
betreffend, ist in diesen Jahren keine direkte Personalauszahlung (an die Bau-
hofsmitarbeiter), sondern markiert den Zeitraum, in dem der Bauhof mit seiner 
eigenen Bilanz und Finanzbuchhaltung seine Personalauszahlungen selbst 
leisten musste. Der Block Bauhof ist ab 2013 entfallen, weil ab diesem Zeit-
punkt der Bauhof keine eigenen Finanzbuchhaltung mit Bilanz mehr hat; der 
Bauhof ist seit diesem Zeitpunkt wieder in die Finanzbuchhaltung der Ge-
meinde integriert. 

Die Haushaltsansätze waren für 2015 nicht auskömmlich; 79.000 Euro muss-
ten überplanmäßig gedeckt werden. Der obere Abschnitt der Säule (sichtbar in 
den Säulen 2010, 2011, 2013 und 2014) zeigt die Zuführungen zu den Rück-
stellungen für Pensionen usw.; sie stellen keinen Liquiditätsabfluss im Haus-
haltsjahr dar. Die Pensionsrückstellungen beinhalten Rückstellungen für die 
aktiven und passiven Beamten. Die Rückstellung für die passiven Beamten ist 
regelmäßig durch Verbräuche, also durch eine Reduzierung gekennzeichnet. 
2015 haben sich Verbrauch (Pensionäre) und Zuführung (aktive Beamte) weit-
gehend ausgeglichen. 
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- Bewirtschaftung 

 

Die Bewirtschaftungskosten sind so zu veranschlagen, wie sie nach den Ab-
schlägen zu berechnen sind. Hier gibt es keine Einsparmöglichkeiten, wie z.B. 
bei baulicher Unterhaltung. 2015 waren die Aufwendungen gegenüber 2014 
rückläufig; verantwortlich sind hierfür insbesondere Abrechnungen des Vorjah-
res und in der Folge reduzierte Abschläge. 

- Unterhaltung von baulichen Anlagen 

 

Die Planung der Aufwendungen für die bauliche Unterhaltung orientiert sich 
regelmäßig an dem Bedarf und dem Ziel, den Haushaltsplan auszugleichen. 
Nur vor diesem Hintergrund sind die Volumenschwankungen über die Jahre 
verständlich, denn grundsätzlich geht die Gemeindeverwaltung von einem 
kontinuierlichen Bedarf aus. Besonders im Blick ist aber, dass bei Volumenre-
duzierungen kein unterlassener Unterhaltungsbedarf entsteht. 2015 war es er-
freulicher Weise möglich, in einem zweiten Jahr in Folge, mehr für die Unter-
haltung zu tun. 
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- Unterhaltung von Außenanlagen 

 

Hier gilt sinngemäß dasselbe wie bei der baulichen Unterhaltung, wobei unter-
lassener Unterhaltungsbedarf grundsätzlich nicht zum Problem der Grund-
stücksunterhaltung wird. 2015 sind 293.000 Euro der veranschlagten Haus-
haltsmittel nicht benötigt worden. Einen besonderen Schwerpunkt, wo der Un-
terhaltungsbedarf nicht angefallen ist, ist nicht vorhanden. Über die meisten 
Liegenschaften hinweg ist der vorausgesehene Bedarf nicht eingetreten. Be-
sondere Unterhaltungsmaßnahmen hat es 2015 nicht gegeben. 

 

„Großes“ Thema bei dem sonstigen unbeweglichen Vermögen sind die Stra-
ßen. Auch hier gilt, bedarfsgerechtes Veranschlagen im Spannungsverhältnis 
zur Notwendigkeit, den Haushalt auszugleichen. Angestrebt wird, wie bei den 
vorstehenden Aufwandsarten, eine ausreichende kontinuierliche Bereitstellung 
von Unterhaltungsmitteln. Die notwendigen Unterhaltungsmaßnahmen wurden 
beauftragt und ausgeführt.  
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- Abschreibungen 

 

Die Abschreibungen werden bei den Produkten nachgewiesen. Die Betrach-
tung im Einzelnen bei den Produkten macht allerdings dann nicht sehr viel 
Sinn, wenn die Gesamtproblematik Investition - Unterhaltung deutlich werden 
soll. Die Abschreibungen haben eine direkte Beziehung dazu, ob und in wel-
chem Umfang Vermögenswerte ersetzt werden oder neue hinzukommen. 
Sieht man sich das typische Investitionsverhalten der Gemeinde Rastede an, 
dann fällt der kontinuierliche Anstieg der Abschreibungen auf. Die Gemeinde 
Rastede hat bisher immer das Ziel verfolgt, vorhandene Bausubstanzen durch 
Unterhaltung (Aufwand) zu erhalten. Der Abschreibungszuwachs, so wie er 
vorstehend in der Grafik zu erkennen ist, geht überwiegend auf ganz neue o-
der erweiternde Investitionsgüter, wie Straßen, Kanäle und zusätzliche Ge-
bäude zurück. Die Entwicklung, so wie sie die Grafik aufzeigt, ist dahingehend 
zu werten, dass die Gemeinde ständig in der Überlegung bleiben muss, wie 
Vermögenswerte zu erhalten sind, d.h. Vermögenswerte unterhalten oder 
durch neue ersetzen. Abhängig davon, welchen Weg die Gemeinde geht, wird 
das Verhältnis Unterhaltungsaufwand zu Abschreibungen beenflusst. Erfreu-
lich ist, dass 2015 der Anteil der ungedeckten Abschreibungen abgenommen 
hat. Das liegt daran, dass es der Gemeinde gelungen ist, für die Finanzierung 
von Investition hohe Beiträge und Zuschüsse zu generieren. 

Sieht man sich die Abschreibungen im Einzelnen an, wird man teils erhebliche 
Abweichungen zwischen Veranschlagung und Buchung feststellen. Das liegt 
daran, dass es aufgrund der Rückstände bei den Jahresabschlüssen tech-
nisch nicht möglich war, die Abschreibungen vom Finanzbuchhaltungspro-
gramm veranschlagen zu lassen. Händische Berechnungen waren erforder-
lich, die nicht so erfolgreich sein konnten, wie wenn das Buchhaltungssystem 
die Berechnungen selbst vornimmt. Festzustellen ist jedoch eine über die 
Jahre hinweg zunehmende Verbesserung der Veranschlagung. Ab 2016 ist 
eine maschinelle Unterstützung bei der Abschreibungsberechnung vorhanden. 
 

- Kostenrechnungen 
 
Nach § § 129 Abs. 1 Satz 1 NKomVG muss bis zum 31.03. eines Jahres der 
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Jahresabschluss erstellt werden. Zu diesem Zeitpunkt können jedoch nicht die 
Ergebnisse der Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) erstellt werden. Das ist 
deshalb nicht möglich, weil bei der KLR periodisch abgegrenzte Buchungen 
berücksichtigt werden müssen. Wenn also zum 31.03. eines Jahres der Jah-
resabschluss für das Vorjahr gemacht wird, können immer noch bis zum Ende 
des laufenden Jahres Abgrenzungsbuchungen für die Kostenrechnung des 
Vorjahres anfallen. Es ist also nicht möglich, in einem zeitgerechten Jahresab-
schluss auch alle Kostenrechnungen abzuschließen. Damit ist gemeint, dass 
eine Reihe von kostenrechnerischen Verrechnungsbuchungen im Jahresab-
schluss nicht dargestellt werden kann. Beispielsweise wird in einer Kommen-
tierung zum NKAG darauf hingewiesen, dass nicht alle kostenrechnerischen 
Vorgänge im Haushalt abgebildet werden können. Außerdem kann aus den 
genannten Gründen die Zuführung zur oder Entnahme aus der Rücklage für 
den Gebührenausgleich immer nur mit der zeitlichen Verzögerung von einem 
Jahr in der Bilanz gebucht und nachgewiesen werden. 
 
Solange die Gemeinde Rastede noch mit den Jahresabschlüssen im Rück-
stand war, war es wegen den technisch im Finanzbuchhaltungsprogramm 
noch nicht geschlossenen Jahren tatsächlich noch möglich, alle Kostenrech-
nungsbuchungen im Haushalt zu berücksichtigen. Das ist nun nicht mehr 
möglich. Ab dem Jahresabschluss 2014 werden nicht mehr alle kostenrechne-
rischen Buchungen im Haushalt gemacht. Die Veranschlagung solcher Bu-
chungen entfallen zudem ab 2017. Es betrifft ausschließlich Verrechnungsbu-
chungen zwischen einer Kostenrechnung und anderen Kostenrechnungen und 
Produkten.  

 

- Betrachtung von Produkten 

Grundsätzlich ist vorauszuschicken, dass die Gemeinde ihren Haushaltsplan 
im Ergebnishaushalt, also im konsumtiven Bereich „erfüllt“ hat, d.h., die Haus-
haltsmittel zweckentsprechend im erforderlichen Maß eingesetzt hat. Abwei-
chungen haben sich grundsätzlich nur deshalb ergeben, weil der Veranschla-
gungsbedarf nicht besser vorausgesehen werden konnte. Im investiven Be-
reich hat die Gemeinde ebenfalls das gleiche Ziel verfolgt, wobei allerdings ei-
nige Investitionsmaßnahmen sich in der Umsetzung verzögert haben oder 
günstiger wurden. Außerdem hat sich die Notwendigkeit ergeben, für den In-
vestitionsbereich einen Nachtrag zu beschließen. Die Bedarfe, die sich unter-
jährig herausgestellt haben, hatten zu einer Korrektur des Ratswillens geführt, 
weshalb ein Nachtragshaushaltsplan erstellt und beschlossen werden musste. 

Nachfolgend wird auf Abweichungen gegenüber der Planung ab 20.000 Euro 
eingegangen. Es wird aber nicht mehr auf Abweichungen eingegangen, wenn 
die betroffenen Einnahmen und Ausgaben bereits vorstehend im Rahmen von 
allgemeinen Deckungsmitteln und bestimmten Aufwandsarten angesprochen 
wurden. Außerdem bleiben Abgrenzungsbuchungen außer Betracht, wo der 
Aufwand bereits im Vorjahr entstanden ist. 
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PSP P1.03.01.571000      Wirtschaftsförderung 

Nicht erwartet worden waren Erträge aus dem Verkauf von Gewerbegrundstü-
cken. Nicht geplante Veräußerungen führten zu einem Ertrag von 79.279 
Euro. 

PSP P1.03.01.573100      Allg. Einrichtungen und Unternehmen 

Die Gemeinde Rastede unterstützt ihr verbundenes Unternehmen Residenzort 
Rastede GmbH. Zuweisungen in Höhe von 350.000 Euro waren im Haushalts-
plan veranschlagt worden. Die tatsächliche Zuweisung beläuft sich auf 
383.774 Euro. 

PSP P1.03.03.111500      Finanzverwaltung und Rechnungsprüfung 

In Höhe von 53.5000 Euro wurde die Erstattung der Verwaltungskosten für die 
Müllbeseitigung eingeplant. Die tatsächliche Zahlung in Höhe von 55.000 Euro 
ist erst 2016 eingegangen und wurde dort unter Periodenabgrenzung gebucht. 

Pauschalwertberichtigungen drücken im Haushalt in der Summe zusammen 
mit den Einzelwertberichtigungen für unbefristete Niederschlagungen und Ab-
gänge den durchschnittlichen Verlust der gemeindlichen Forderungen aus. Es 
wird ein Durchschnittswert „endgültiger“ Forderungsverluste ermittelt. Pau-
schalwertberichtigungen sind nicht zu buchen, soweit die genannten Einzel-
wertberichtigungen den durchschnittlichen Verlustwert erreichen. Für 2015 er-
rechnete sich vor diesem Hintergrund eine Pauschalwertberichtigung in Höhe 
von 23.500 Euro, die in Höhe von 50.000 Euro veranschlagt worden war. Die 
Ist-Buchung wurde hier unter diesem Produkt korrekt vorgenommen. Die Ver-
anschlagung ist bei dem Produkte PSP P1.03.03.611000 (Steuern, allgem. 
Zuweisungen) erfolgt. Das war nicht richtig. 

PSP P1.03.03.611000      Steuern, allgem. Zuweisungen, 

Die Einnahme aus der Konzessionsabgabe Strom und Gas konnte in Höhe 
von 851.910 Euro gebucht werden. Die Veranschlagung ist allerdings unter 
dem Produkt PSP P1.03.03.612000 (Sonstige allgem. Finanzwirtschaft) in 
Höhe von insgesamt 696.200 Euro erfolgt. Beides ist nicht richtig. Das richtige 
Produkt wäre das Produkt P1.03.03.535000 (Kombinierte Versorgung 
(Strom/Gas)) gewesen. Eine genaue Berechnung der Konzessionsabgabe ist 
nicht möglich; es muss die Abrechnung des Konzessionsträgers abgewartet 
werden. 

Erträge aus der Auflösung von Wertberichtigungen wurden in Höhe von 
22.002 Euro gebucht. Veranschlagt wurden nur 2.000 Euro. Die Auflösung 
kommt i.d.R. dann zum Tragen, wenn eine wertberichtigte Forderung doch re-
alisiert werden konnte. Insoweit ist die Buchung ein erfreuliches Ergebnis. Das 
Produkt ist jedoch nicht korrekt; es hätte unter dem Produkt PSP 
P1.03.03.111500 (Finanzverwaltung und Rechnungsprüfung) gebucht und 
veranschlagt werden müssen. 
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PSP P1.03.03.612000      Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft, 

Für die Konzessionsabgabe Strom wurden unter diesem Produkt Einnahmen 
in Höhe von 597.600 Euro veranschlagt. Für die Abgabe Gas waren es 
98.600 Euro. Insgesamt also 696.200 Euro. Die Ist- Einnahme ist unter dem 
Produkt PSP P1.03.611000 (Steuer, allgem. Zuweisungen) erfolgt; siehe Aus-
führungen zum vorstehenden Produkt. 

Zinsaufwendungen für Liquiditätskredite wurden zwar mit 30.000 Euro veran-
schlagt; entstanden sind sie allerdings nicht, weil diese Kredite nicht benötigt 
wurden. 

PSP P1.04.02.522200      Grunderwerb zur Weiterveräußerung von Baugrund-
stücken 

Es war davon ausgegangen worden durch den Verkauf von Wohnbaugrund-
stücken einen Ertrag in Höhe von 895.000 Euro zu erhalten. Der so nicht er-
wartete erfolgreiche Verkauf der Grundstücke hat aber zu einem Ertrag in 
Höhe von 1.766.415 Euro geführt. 

Um Grundstücke veräußern zu können, sind Aufwendungen erforderlich, um 
die Grundstücke verkaufsreif zu machen. Aufwendungen in Höhe von 61.000 
Euro wurden für diesen Zweck veranschlagt; benötigt wurden diese Mittel 
nicht. 

PSP P1.05.01.315400      Soziale Einrichtungen für Wohnungslose 

Der Bedarf an Unterkünften für Wohnungslose unterliegt grundsätzlich einer 
nicht planbaren Veränderung. Besonders schwierig wurde es sodann durch 
den Zustrom von Flüchtlingen. Dieser Zustrom ist kaum verlässlich einschätz-
bar. So ist es bei diesem Produkt zu deutlichen Planabweichungen gekom-
men, wobei die Benutzungsgebühren mit den Aufwendungen für die Anmie-
tung und Unterhaltung von Unterkünften miteinander korrespondieren. So wur-
den 45.000 Euro Einnahmen veranschlagt. Tatsächlich sind Einnahmen in 
Höhe von 108.024 Euro entstanden. Die Mietausgaben wurden in Höhe von 
23.000 Euro veranschlagt. Aufgewendet werden mussten dagegen 81.820 
Euro. Hinzu kommen gebäudemäßige Unterhaltungsaufwendungen in Höhe 
von 16.124 Euro, die nur in Höhe von 100 Euro eingeplant wurden. Hinzuwei-
sen ist darauf, dass der Status der Wohnungslosen nicht immer eindeutig ist, 
d.h., eine klare Unterscheidung zwischen Wohnungslos und Flüchtling als vo-
raussichtlichem Asylbewerber ist nicht immer klar. Soweit es eindeutig um die 
Unterbringung von zugewiesenen Flüchtlingen geht, sind Aufwendungen und 
Erträge bei dem nachfolgenden Produkt gebucht worden. 

PSP P1.05.01.315500      Soziale Einrichtungen für Aussiedler und Ausländer 

Auch unter diesem Produkt sind die Folgen des nicht voraussehbaren Zu-
stroms von Flüchtlingen ablesbar. Für die Unterbringung von zugewiesenen 
Flüchtlingen wurden nicht geplante 10.992 Euro Mietaufwendungen beglichen. 
Für die Anschaffung von Mobiliar und sonstigen beweglichen Vermögen 
mussten 40.384 Euro ausgezahlt werden. Hinzu kommen gegenüber der Lie-
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genschaftsverwaltung nicht veranschlagte aufzuwendende Innere Verrechnun-
gen in Höhe von 189.078 Euro für die Unterhaltung von Gebäuden und Grund-
stücken mit Flüchtlingsunterkünften.  

PSP P1.05.01.365600      Kindergarten Feldbreite 

Die Vorgaben für die Personalausstattung von Kindertagesstätten sind gesetz-
licher Art. Daran orientieren sich Personalaufwendungen. Für den Kindergar-
ten Feldbreite waren Aufwendungen in Höhe von 246.000 Euro berechnet 
worden. Tatsächlich aufgewendet wurden 273.436 Euro. 

Gebäude und Grundstücke werden durch den Geschäftsbereich Liegenschaf-
ten unterhalten. Die notwendigen Aufwendungen werden dort veranschlagt 
und finden ihren Weg per Innere Verrechnung zu den Endprodukten. So wa-
ren 36.927 Euro für die Gebäudeunterhaltung veranschlagt worden. Zu ver-
rechnen waren aber 90.371 Euro. Maßgeblich zu dieser Differenz hat die Ab-
wicklung außerordentlichen Aufwendungen beigetragen, wozu ein erheblicher 
Wasserschaden gehört. Außerordentliche Aufwendungen in Höhe von 73.261 
Euro stehen außerordentliche Erträge in Höhe von 53.944 Euro gegenüber. 
Ebenso zu der nicht geplanten Belastung gehören nicht in ausreichender 
Höhe veranschlagte Abschreibungen. Anstelle der veranschlagten 3.000 Euro 
waren 17.315 Euro zu buchen. 

PSP P1.05.01.365900.009  Krippe Wahnbek 

Periodenfremd konnten bei diesem Produkt 33.100 Euro eingenommen wer-
den. Hierbei handelt es sich um die Abführung eines Ist-Überschusses, den 
der Betreiber für das zurückliegende Jahr mit der Gemeinde Rastede abge-
rechnet hat. 

PSP P1.05.01.365900.012  Krippe Wahnbek ab 2014 

Die Krippe ist verzögert in Betrieb gegangen. Die veranschlagte Miete für An- 
und Vermietung in Höhe von jeweils 25.800 Euro wurde noch nicht benötigt. 
Dies wirkt sich auf den Haushalt jedoch nicht aus, weil sie die beiden Beträge 
miteinander aufheben. Allerdings konnten von den 166.000 Euro veranschlag-
ten Landeszuschüssen bereits 61.300 Euro realisiert werden. 

PSP P1.05.02.126100      "Brandschutz; ohne Einzelfeuerwehren“ 

Die Zuweisungen aus der Feuerschutzsteuer wurden mit 30.000 Euro kalku-
liert. Die tatsächliche Zuweisung belief sich auf 57.929 Euro, wobei 18.285 
Euro noch auf 2014 entfallen. 

Die Umlage an die Schadenausgleichskasse wurde mit 22.500 Euro veran-
schlagt. Zur Zahlung ist es erst Anfang 2016 gekommen. 

PSP P1.05.02.211100.001  Grundschule Feldbreite (ohne Schulbudget) 

Das Produkt Liegenschaften übernimmt für dieses Schulprodukt die Unterhal-
tungsarbeiten an Gebäude und Grundstücke. Die investive Durchführung von 
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Hochbaumaßnahmen liegt auch in der Zuständigkeit des Produktes Liegen-
schaften. So wurde 2015 in die Erweiterung des Schulgebäudes investiert. Im 
Zuge dieser Arbeiten ist es zu einem Schadensfall gekommen, der die ur-
sprünglichen Verrechnungskosten gegenüber Liegenschaften von 89.013 
Euro auf 128.186 Euro anwachsen ließ. 

PSP P1.05.02.211500.001  Grundschule Loy (ohne Schulbudget) 

Sinngemäß wie bei der Grundschule Feldbreite sind die mit 49.708 Euro ver-
anschlagten Unterhaltungsaufwendungen gegenüber dem Produkt Liegen-
schaften auf 76.135 Euro gestiegen. Der Grund hierfür ist die nicht geplante 
Renovierung des Sportraumes in dem Bodenbelag und der Prallschutz erneu-
ert wurden. 

PSP P1.05.02.211600.001  Grundschule Wahnbek (ohne Schulbudget) 

Die Unterhaltungskosten für die Liegenschaft waren mit 143.169 Euro veran-
schlagt worden. Entstanden sind Aufwendungen in Höhe von 170.757 Euro. 
Hierfür gibt es keinen speziellen Grund, denn die höheren Aufwendungen ver-
teilen sich über alle Aufwandsarten gleichmäßig. 

PSP P1.05.02.218000.001  Kooperative Gesamtschule Rastede, Gebäude 
Wilhelmstr. (ohne Schulbudget) 

Für das Programm zur Profilierung der Hauptschulen wurden zur Deckung des 
Sachaufwands 26.000 Euro veranschlagt. Die Ausgaben sind allerdings als 
Sachkosten nicht angefallen, sondern als Personalaufwendungen. Das Pro-
gramm läuft Ende 2016 aus. 

Bei der Gebäudeunterhaltung ist von 557.051 Euro ausgegangen worden. Die 
mit dem Produkt Liegenschaftsverwaltung verrechneten Aufwendungen belau-
fen sich auf 639.903 Euro. Die nicht veranschlagten Mehraufwendungen ver-
teilen sich im Wesentlichen auf die eigentliche bauliche Unterhaltung, Kosten 
der Heizung und der Reinigung. 

PSP P1.05.02.218000.002  Kooperative Gesamtschule Rastede, Gebäude 
Feldbreite (ohne Schulbudget) 

Unter Aufwendungen für ehrenamtlich Tätige wurden für die Schulverpflegung 
26.600 Euro veranschlagt. Die Zahlung erfolgte nicht über dieses Konto, son-
dern über die Konten „Zuweisungen an übrige Bereiche“ bei diesem Produkt in 
Höhe von 5.683 Euro und bei dem Produkt PSP P1.05.02.218000.001 in Höhe 
von 16.852 Euro. 

Die Verrechnungsaufwendungen gegenüber dem Produkt Liegenschaften 
wurden in Höhe von 196.075 veranschlagt. Zur Verrechnung sind 229.238 
Euro gekommen. Die höheren Aufwendungen finden ihren Grund insbeson-
dere in der baulichen Gebäudeunterhaltung und darüber hinaus in den meis-
ten weiteren Unterhaltungspositionen. 

 



208 
 

PSP P1.05.02.221000.001  Förderschulen (ohne Schulbudget) 

Aus diesem Produkt heraus wird nicht nur die eigene Förderschule finanziert, 
sondern es werden hier auch Zuwendungen gegenüber anderen Förderschu-
len veranschlagt. Zu diesen weiteren Förderschulen gehört die Astrid-Lindg-
ren-Schule in Edewecht. Für 2015 wurde eine Zuweisung für diese Schule in 
Höhe von 30.000 Euro veranschlagt. Ausgezahlt wurde nichts, weil eine Ab-
rechnung seitens der Schule nicht erfolgt ist. 

Neben der gebäudeabhängigen Zuweisung gibt es eine schülerzahlen abhän-
gige Erstattung gegenüber anderen Förderschulen. Von 30.000 Euro Aufwand 
wurde ausgegangen. Zur Auszahlung sind lediglich 2.131 Euro gekommen. 

PSP P1.05.02.241000      Schülerbeförderung 

Die Schülerbeförderungskosten werden von der Gemeinde aufgewendet und 
vom Landkreis erstattet. Es war ein Volumen von 104.000 Euro erwartet wor-
den. Das tatsächliche Volumen belief sich nur auf 45.125 Euro. 

PSP P1.05.02.243000      Sonstige schulische Aufgaben 

Über dieses Produkt wird die Inklusion abgewickelt. Landeszuwendungen sind 
für 2015 nicht veranschlagt worden. Gleichwohl sind vom Land Zuwendungen 
in Höhe von 39.972 Euro geleistet worden. 

PSP P1.05.02.281100      Heimat- und sonstige Kulturpflege 

Dieses Produkt wird in großem Umfang durch Zuwendungen an Dritte be-
stimmt. Zu diesem Zweck wurden 102.900 Euro veranschlagt. Diese Voraus-
sicht hat sich so nicht bewahrheitet; Aufwendungen in Höhe von nur 52.056 
Euro wurden beantragt oder waren dem Bauhof für seine unterstützenden Ar-
beitsleistungen zu bezahlen. 

PSP P1.05.02.281200      Palais 

Für die Unterhaltung und den Betrieb des Palais zahlt die Gemeinde Rastede 
erhebliche Zuwendungen. 171.000 Euro wurden 2015 eingeplant. Darin ent-
halten sind für 2015 eine regelmäßige Zuwendung an den Kunst- und Kultur-
kreis Rastede sowie eine einmalige Zuwendung in Höhe von 22.000 Euro für 
die Restaurierung eines Fensters. Zur Restaurierung ist es nicht gekommen. 

PSP P1.05.02.424100.001  Freibad Rastede 

Für die Unterhaltung der Liegenschaft wurden 154.285 Euro eingeplant. Der 
Aufwand belief sich jedoch nur auf 124.728 Euro. Der Minderaufwand resul-
tiert aus geringeren Heizkosten und nicht so umfangreiche Gebäudeunterhal-
tungsmaßnahmen. 

PSP P1.05.02.424100.003  Hallenbad 

Auch hier haben sich bei der Liegenschaftsverwaltung größere Abweichungen 
von der Planung ergeben. Veranschlagt waren 537.842 Euro und benötigt 
wurden nur 397.992 Euro. Die veranschlagten Mittel wurden insbesondere 
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nicht bei Strom, Heizung, Reinigung und Wasseraufbereitung sowie bei der ei-
gentlichen Gebäudeunterhaltung im kalkulierten Umfang benötigt 
 
PSP P1.05.02.424200.007  Sportplatz Köttersweg 

Im Zeitpunkt der Haushaltsplanung war nicht ganz klar, ab wann für den 
neuen Sportplatz die Betriebs- und Unterhaltungsaufwendungen eintreten 
würden. Man war davon ausgegangen, dass 140.065 Euro für die Grund-
stücksunterhaltung anfallen werden. Tatsächlich musste nur ein Aufwand in 
Höhe von 510 Euro verrechnet werden. 

PSP P1.05.02.424300.007  Mehrzweckhalle Feldbreite 

Auch hier ergeben sich die größeren Planungsabweichungen bei der Liegen-
schaftsverwaltung. 236.174 Euro sind veranschlagt worden, wovon nur 
185.171 Euro benötigt wurden. 

PSP P1.06.00.366200      Kinderspielplätze (nicht Schulen, Kindergärten und 
Bad) 

Dieses Produkt ist sowohl von den Grundstücken her als auch von den Spiel-
geräten selbst sehr unterhaltungsaufwändig. Einen großen Anteil an der 
Grundstücksunterhaltung hat der Bauhof. Die dafür veranschlagten 106.400 
Euro wurden nur im Umfang von 62.257 Euro benötigt. 

PSP P1.06.00.511000      Räumliche Planung u. Entwicklungsmaßnahmen 

Zuwendungen für die Dorferneuerung wurden nicht eingeplant. Eine Einname 
von 32.760 Euro konnte realisiert werden. 

Die Planung wird umfangreich durch Planungsbüros durchgeführt. Abhängig 
vom Planungsbedarf, der im Zeitpunkt der Haushaltsplanung meistens insbe-
sondere hinsichtlich der Zeitschiene für die Realisierung beabsichtigter Vorha-
ben nicht vollständig überblickt werden kann, ergeben sich Abweichungen von 
der Planung. Aufträge im Umfang von zahlbaren 255.000 Euro waren vorge-
sehen worden. Zur Auszahlung sind lediglich nur 162.728 Euro gekommen. 

PSP P1.06.00.538100.001     Schmutzwasser, zentrale Beseitigung 
PSP P1.06.00.538100.002     Schmutzwasser, dezentrale Beseitigung 
PSP P1.06.00.538200.000     Niederschlagwasser 
PSP P1.06.00.545100.000     Straßenreinigung 
PSP P1.05.02.573200.002     Wochenmarkt 

Die vorstehenden Produkte beinhalten gebührenrelevante Einrichtungen, für 
die Kostenrechnungen geführt werden. Die Kostenrechnungen haben Gebüh-
rensatzberechnungen mit dem Ziel der Kostendeckung zum Gegenstand, und 
sie sind Gegenstand öffentlicher Beratung und Beschlussfassung. Aus diesem 
Grunde und wegen der Kostendeckung wird an dieser Stelle nicht näher auf 
die Produkte eingegangen. 
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PSP P1.06.00.541100.001  Gemeindestraßen 

Straßen gehören zum sog. Sonstigen unbeweglichen Vermögen. Die Unter-
haltung dieses Vermögens beruht auf Fremdaufträgen und umfangreichen Ar-
beiten des Bauhofes. 334.000 Euro waren für Fremdaufträge vorgesehen und 
gegenüber dem Bauhof 603.260 Euro. Der Zahlungen für Fremdaufträge be-
liefen sich letztlich auf 208.733 Euro und die Verrechnungen gegenüber dem 
Bauhof auf 1.033.147 Euro. Die Abweichungen entstehen situations- und be-
darfsabhängig.  

Für die auf die Grundstücke entfallenden Abgaben wurden 333.000 Euro ver-
anschlagt. Die gebuchten Aufwendungen belaufen sich allerdings nur auf 
22.793 Euro. Die hohe Veranschlagung liegt an der Berücksichtigung der ab 
2015 eingeführten Niederschlagswassergebühr. Zur Buchung der Nieder-
schlagswassergebühr kann es nicht kommen, weil die Kostenrechnungsergeb-
nisse im Zeitpunkt des Jahresabschlusses noch nicht vorliegen (können). 
Siehe dazu auch die Ausführungen oben unter Kostenrechnung. 

PSP P1.06.00.547000      ÖPNV 

Für die Unterhaltung des beweglichen Vermögens waren keine Haushaltsmit-
tel eingeplant worden. Dennoch waren 23.654 Euro zu buchen. Das lag daran, 
dass bei einer Investitionsplanung darin enthaltene Aufwendungen nicht er-
kannt wurden. Die Buchung musste richtiger Weise außerhalb der Investitio-
nen vorgenommen werden. 

PSP P1.06.00.573300      Bauhof 

Der Bauhof ist Dienstleister gegenüber der Gemeindeverwaltung. Er kalkuliert 
kostendeckend und soll sich der Konkurrenz der privaten Wirtschaft stellen. 
Der Bauhof hat seine Aufträge erledigt und weitgehend sein Wirtschaftsziel er-
reicht (Überschuss in Höhe von 28.535 Euro). Abweichungen von der Planung 
sind deshalb häufig das Ergebnis interner Verschiebungen in der Art und 
Weise der Auftragserledigung. Bedeutende Abweichungen haben sich in die-
sem Rahmen bei der Unterhaltung von Gebäude, Grundstücke, beweglichem 
und sonstigen unbeweglichen Vermögen ergeben. 
 
 
 

- Investitionen: 

Der Investitionshaushalt ist planerisch weitestgehend kreditfinanziert. Das be-

deutet, dass der nachstehende planerische Saldo in Höhe von 8.256.350 Euro 

fast ausschließlich mit Krediten zu finanzieren ist. Tatsächlich ist nach Ab-

schluss des Jahres festzustellen, dass sich der Saldo um 1.551.441 Euro auf 

6.704.908,02 Euro reduziert hat. Berücksichtigt man den nicht geplanten liqui-

den Überschuss aus dem Bereich Laufende Verwaltung, den Kassenbestand 

zum 01.01.2015 und die gebildeten Haushaltsreste, dann ist verständlich, wa-

rum es 2015 nicht zu einer Aufnahme von Krediten am Kreditmarkt gekommen 

ist. 
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Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015 
Ansätze 2015 

(ohne Haus-

haltsreste) 

mehr(+), weni-

ger(-) 

  - Euro - - Euro -   
32. Saldo aus Investitionstätigkeit 6.704.908,02 8.256.350,00 1.551.441,98 

 

Investive Einnahmen: 

Der nachstehende Auszug aus der Gesamtfinanzrechnung zeigt, dass die Ein-

nahmen 1.951.848 Euro hinter der Planung zurückgeblieben sind. 

Einzahlungen Ergebnis 2015  Ansätze 2015  mehr(+), weni-

ger(-)  
  - Euro - - Euro -   

Einzahlungen für Investitionstätigkeit       
19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -560.496,30 -688.500,00 -128.003,70 

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit -1.092.250,18 -911.000,00 181.250,18 

21. Veräußerung von Sachvermögen -1.012.787,50 -3.020.100,00 -2.007.312,50 

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen       

23. sonstige Investitionstätigkeit -204.217,85 -202.000,00 2.217,85 

24. = Summe der Einzahlungen für Investiti-
onstätigkeit -2.869.751,83 -4.821.600,00 -1.951.848,17 

Die Verkaufserlöse haben den größten Anteil an den investiven Einnahmen. 

Diese Einnahmeart lässt sich für die Haushaltsplanung kaum zuverlässig be-

rechnen, denn es ist nur schwer vorherzusagen, welche Baumaßnahmen eine 

Beitragsabrechnungsreife erzielen und in welchem Umfang sich Grundstücke 

tatsächlich verkaufen lassen. 

Die Beitragsarten im Einzelnen: 

Finanzpositionen 

Rechnung 
2015 

(noch kein 
Geldeingang) 

Zahlung 2015 Umbuchung 
2015 

Gesamt 2015 Planzahl 2015 Plan/Ist-
Abwei-

chung 2015 

689110  Erschlie-
ßungsbeiträge 

244.747,86- 1.391.254,58- 1.261.873,78  374.128,66- 681.000,00- 306.871,34  

689120  Straßen-
ausbaubeiträge 

3.549,00  3.549,00-         

689130  Abwasser-
beiträge 

173.217,02- 959.320,38-   1.132.537,40- 230.000,00- 902.537,40- 

 414.415,88- 2.354.123,96- 1.261.873,78  1.506.666,06- 911.000,00- 595.666,06- 

Bei der vorstehenden Tabelle ist der Umbuchungsbetrag bitte gedanklich als 

Einnahme in der Spalte Abweichung wieder hinzuzurechnen. Die Umbuchung 

erfolgte zum Jahresende, weil wegen der Erstellung des Jahresabschlusses 

eine Zuordnung zur Anlage nicht mehr möglich war und das Geld deshalb in 

der Bilanzposition „Durchlaufende Gelder“ „geparkt“ werden musste. Es han-

delt sich hierbei um eine Sondersituation im Rahmen der Nachholung von 

Jahresabschlüssen.  

Die Beiträge sind für den Haushaltsplan offensichtlich nicht sehr zutreffend vo-

rausberechnet worden. Das ist mit großer Genauigkeit regelmäßig auch nicht 

möglich, weil die Beitragszahlungen flächen- und gebäudeabhängig sind. 

Denn es lässt sich nur abschätzen und zeitlich nicht festlegen, wo und in wel-

chem Umfang erschlossene Grundstücke verkauft werden oder wo überhaupt 
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einfach nur ein zusätzlicher Beitrag anfällt, weil z.B. die Baulichkeiten auf 

Grundstücken erweitert werden. 

Die Veräußerung von Sachvermögen hat im überwiegenden Maße den Ver-

kauf von Grundstücken zum Gegenstand. Für die Haushaltsplanung kann man 

auch hier nur Vorstellungen entwickeln, in welchem Umfang es zum Verkauf 

kommen kann und soll. Für 2015 konnte deshalb im negativen Sinne keine zu-

treffende Planung gemacht werden; die Einnahmen sind deutlich hinter der 

Planung zurückgeblieben. 

 

Investive Ausgaben: 

Die nachstehende Verteilung lässt die Schwerpunkte der gemeindlichen In-

vestitionstätigkeit erkennen. D.h., einen besonderen Schwerpunkt gibt es ei-

gentlich nicht. Die Gemeinde ist sowohl im Hochbau, wie im Tiefbau sehr ak-

tiv. Das Geldvolumen allein bringt keinen Investitionsschwerpunkt zum Aus-

druck, weil der Tiefbau wegen des Zusammenhangs von Straßen-, Schmutz- 

und Niederschlagswasseranlagenbau meistens geldintensiver ist als der 

Hochbau für sich allein. Allerdings lassen die hohen Investitionsmittel für den 

Tiefbau erkennen, dass die Gemeinde immer noch stark im Bereich Bauge-

bietsentwicklung tätig ist. Kennzeichnend dafür sind auch die nachstehend zu 

sehenden Haushaltsmittel für den Grunderwerb. Der Hochbau hat seine 

Schwerpunkte im Schul- und Kindertagesstättenbau. Hinter den sonstigen 

Baumaßnahmen verbergen sich insbesondere die Sportstätten. Am Kötters-

weg baut die Gemeinde eine größere Sportanlage. 

Verteilung über die Ausgabearten: 

Auszahlungen Ergebnis 2015  Ansätze 2015  mehr(+), weni-

ger(-)  
  - Euro - - Euro -   

Auszahlungen für Investitionstätigkeit       
25. Auszahlung für den Erwerb von Grundstü-

cken u. Gebäuden 
1.535.645,26 1.808.000,00 272.354,74 

26. Auszahlungen für Baumaßnahmen 6.613.022,88 9.292.500,00 2.679.477,12 

      davon:    

      787100  Hochbaumaßnahmen 2.204.403,83  2.407.000,00  202.596 

      787200  Tiefbaumaßnahmen 4.054.675,32  4.670.500,00  615.824 

      787300  sonst. Baumaßnahmen 354.176,99  2.215.000,00  1.860.823 

27. Auszahlung für den Erwerb von beweglichem 

Sachvermögen 
813.837,55 758.150,00 -55.687,55 

28. Auszahlungen für Finanzvermögensanlagen 43.276,15 43.200,00 -76,15 

29. Auszahlungen f. aktivierbare Zuwendungen 554.635,36 1.164.400,00 609.764,64 

30. Sonstige Investitionstätigkeit 14.242,65 11.700,00 -2.542,65 

31. = Summe Auszahlungen aus Investitionstä-

tigkeit 
9.574.659,85 13.077.950,00 3.503.290,15 

 

 

Über das Jahresergebnis bei den investiven Ausgaben zu berichten ist nicht 

sehr einfach. Das liegt einerseits an den hohen Haushaltsresten in Höhe von 

7.967.388 Euro, die nach 2015 übertragen wurden und andererseits an der 

zeitlich schwer abschätzbaren Umsetzbarkeit von Investitionsmaßnahmen. 

Zwar zeichnete sich im Laufe von 2015 frühzeitig die Notwendigkeit von 
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Planänderungen ab, so dass ein Nachtragshaushaltsplan aufgestellt und be-

schlossen wurde. Das reichte aber nicht aus, eine weitestgehend zutreffende 

Planung hinzubekommen. Außerdem müssen die personellen Kapazitäten der 

Gemeindeverwaltung berücksichtigt werden, die neben den Maßnahmen der 

regulären Haushaltsplanung auch noch die Maßnahmen fortführen müssen, 

für die Haushaltsreste vorhanden sind. 

Es würde nicht viel erklären und es dient nicht der Übersichtlichkeit, wenn 

nachfolgend auf die wesentlichen Abweichungen des Investitionshaushaltes 

eingegangen werden würde. Wichtiger dagegen ist die Feststellung, dass die 

investiven Maßnahmen prioritätengerecht begonnen, durch- und fortgeführt 

wurden. Grundsätzlich aber liegt ein Problem darin, für den Haushaltsplan die 

richtigen Ansätze zu finden und an einer frühzeitigen Feststellung, welche 

Maßnahmen zum Gegenstand der Haushaltsplanung werden sollen und müs-

sen. Rückblickend und damit auch im Ergebnis entsprechen die begonnenen, 

durch- und fortgeführten Maßnahmen dem Ratswillen. 

Schematisiert können zu den investiven Ausgaben folgende Werte angegeben 

werden: 

Nachfolgend: Verwendung von Haushaltsresten ohne neue Ansätze aus 2015 

mit einem Festsetzungsvolumen von über 10.000 Euro, also reine Fortführung 

begonnener Maßnahmen ohne neue zusätzliche Haushaltsmittel: 

PSP-Element PSP-Bezeichnung 
Kosten-
art 

Kurzbezeichnung 
Kostenart 

Ermächti-
gung 
Saldo 

Summe 
Auszah-
lung 

Abwei-
chung 

Zuweisungen an Landkreis 

I1.076970.525 
Zuschuss an LK 
Ausbau K131(Fahr-
bahn+Radw.) 

781200 Zuw.Inv. an Gem. 120.000,00 2.474,01 117.525,99 

I1.077006.525 
Zuschuss an LK Linksabbiege-
spur BPl.15a Liethe 

781200 Zuw.Inv. an Gem. 113.600,00 185,00 113.415,00 

I1.077007.525 
Zuschuss an LK f. Bushal-
test.BPl.15a Liethe 

781200 Zuw.Inv. an Gem. 38.000,00 0,00 38.000,00 

Ankauf von Grundstücken 

I1.015015.510 
Ankauf Am Stratjebusch, 
Wohnbau 

782100 Erwerb Grundst./Geb. 12.073,94 11.468,53 605,41 

I1.083906.510 
2014 Ankauf Kompensations-
flächen 

782100 Erwerb Grundst./Geb. 241.331,99 178.342,59 62.989,40 

I1.083907.510 
Ökopunkte Renaturierung Ofe-
ner Bäke, Öffentliches Grün 

782100 Erwerb Grundst./Geb. 15.010,87 0,00 15.010,87 

Ankauf von Vermögenswerten über 1.000 Euro 

I1.066020.500 
PW Liethe (1) - Erneuerung 
masch./elektr. Teil 

783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

23.860,70 23.710,63 150,07 

Ankauf von Vermögenswerten zwischen 150 Euro und 1.000 Euro 

I1.009007.510 
2014 Sammelposten Inventar - 
Rath. 

783120 
VermGG 150-
1000EUR 

11.871,64 11.871,64 0,00 

I1.009058.510 
DMS Ceyoniq (Software), Rat-
haus allg. 

783120 
VermGG 150-
1000EUR 

19.031,80 16.749,97 2.281,83 

Hochbaumaßnahem 

I1.063711.500 
San. Flachdach Umkleiden, 
MZH Feldbreite 

787100 Hochbaumaßnahmen 75.000,00 0,00 75.000,00 

I1.083402.500 
Bau Bushaltestelle Ortsumge-
hung B211, ÖPNV 

787100 Hochbaumaßnahmen 10.000,00 0,00 10.000,00 

I1.085901.500 
Bau einer Salzlagerstätte, Bau-
hof 

787100 Hochbaumaßnahmen 13.465,33 3.043,80 10.421,53 

Tiefbaumaßnahmen 

I1.046217.500 
Sanierung Schulhof, KGS 
Feldbreite 

787200 Tiefbaumaßnahmen 45.000,00 6.793,47 38.206,53 

I1.065923.500 Buschweg - SW-Kanal 787200 Tiefbaumaßnahmen 52.099,37 2.864,42 49.234,95 

I1.065960.500 
BPl. 88 (nörd.Havelstr.) 
SW-Kanal + Druckrohrleitung 

787200 Tiefbaumaßnahmen 18.386,55 876,43 17.510,12 

I1.065963.500 
BPl. 93 (südl.Schloßp.) 
SW-Kanal 

787200 Tiefbaumaßnahmen 18.801,34 0,00 18.801,34 

I1.065980.500 
Entlastungssammler Wil-
helmstr., 
SWK 

787200 Tiefbaumaßnahmen 22.953,15 22.953,15 0,00 
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I1.066003.500 
BPl.99A Am Stratjebusch, 
SWK 

787200 Tiefbaumaßnahmen 164.044,11 129.063,49 34.980,62 

I1.066072.500 
BPl. 15 A - Erweiterung GE 
Liethe,  
SWK 

787200 Tiefbaumaßnahmen 24.707,18 4.895,74 19.811,44 

I1.066074.500 
PW Am Stratjebusch  
Neubau 

787200 Tiefbaumaßnahmen 61.027,10 50.293,59 10.733,51 

I1.071915.500 
Buschweg  
RW-Kanal 

787200 Tiefbaumaßnahmen 27.498,35 4.397,80 23.100,55 

I1.071933.500 
BPl. 88 (nördl.Havelstr.) 
RW-Kanal 

787200 Tiefbaumaßnahmen 22.940,48 805,28 22.135,20 

I1.071936.500 
BPl. 93 (südl.Schloßpark) - 
RW-Kanal 

787200 Tiefbaumaßnahmen 84.006,03 0,00 84.006,03 

I1.071990.500 
Entlastungssammler Wil-
helmstr.,  
RWK 

787200 Tiefbaumaßnahmen 29.321,06 28.471,32 849,74 

I1.076906.500 
BPL.86; GE Am Autobahn-
kreuz  
Straßenbau 

787200 Tiefbaumaßnahmen 100.000,00 4.478,31 95.521,69 

I1.076907.500 
Straßenausbau Buschweg - 
Straßenbau 

787200 Tiefbaumaßnahmen 21.979,21 5.408,62 16.570,59 

I1.076918.500 
BBPl.93 (südl.Schloßp.) 
Straßenbau 

787200 Tiefbaumaßnahmen 422.499,87 209.079,25 213.420,62 

I1.076945.500 
Neubau zentrale Bushaltestelle 
Wilh..,  
Straßenbau 

787200 Tiefbaumaßnahmen 35.731,24 35.726,36 4,88 

I1.076957.500 
Ausbau K131 (Radweg + 
Parkstr.),  
Straßenbau 

787200 Tiefbaumaßnahmen 115.000,00 1.450,00 113.550,00 

I1.077003.500 
BPl. 15 A - Erw. GE Liethe, 
Straßenbau 

787200 Tiefbaumaßnahmen 316.412,96 309.998,37 6.414,59 

I1.077008.500 
Umgestaltung Beete Ortskern, 
Straßen 

787200 Tiefbaumaßnahmen 117.628,45 117.628,45 0,00 

I1.076905.500 
BPL.15a; Hohe Loge - Stra-
ßenbau 

787200 Tiefbaumaßnahmen 99.000,00 0,00 99.000,00 

 

Nachfolgend: Außerplanmäßige Investitionsmaßnahmen. Bereitstellung des 

Geldes durch Einsparung bei anderen Maßnahmen. Maßnahmenvolumen 

über 10.000 Euro 

PSP-Element PSP-Bezeichnung 
Kosten-
art 

Kurzbezeichnung 
Kostenart 

Ermächti-
gung 
Saldo 

Summe 
Auszah-
lung 

Zuweisung an private Unternehmen 

I1.077025.525 
Kostenanteil für Trafostation, 
Straßen 

781700 Zusch.Inv. an pr.U. 57.904,21 57.899,21 

Erwerb von Grundstücken 

I1.015023.510 
BPl. 78c (Hahn-Lehmden) 
Ankauf 

782100 Erwerb Grundst./Geb. 161.000,00 160.491,68 

Ankauf von Vermögenswerten über 1.000 Euro 

I1.045287.510 
LCD-Fernseher (6Stk.),  
KGS Wilhelmstr. 

783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

11.566,68 11.566,68 

I1.052107.510 
Skulpturen Bildhauerwerkstatt, 
Heimatpflege 

783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

65.780,80 65.780,80 

Hochbaumaßnahmen 

I1.025601.500 
Ersatzbau Tannenkrug 41, So-
ziale Einrichtungen für Woh-
nungslose 

787100 Hochbaumaßnahmen 14.250,00 14.042,00 

I1.025802.500 
Flüchtlingsunterkunft Kleibrok, 
Soziale Einrichtungen 

787100 Hochbaumaßnahmen 112.000,00 54.924,07 

I1.053809.500 
Energetische Sanierung OG, 
DGH Nethen 

787100 Hochbaumaßnahmen 20.000,00 16.245,46 

Tiefbaumaßnahmen 

I1.033711.500 
Brunnen 2 (Büfa)  
baulicher Teil 
Brandschutz 

787200 Tiefbaumaßnahmen 31.808,54 31.808,54 

I1.066079.500 
BPl. 92 (Alte Schlossgärtnerei) 
SW-Kanal 

787200 Tiefbaumaßnahmen 46.499,02 46.499,02 

I1.071914.500 
BPL.86;  Am Autobahnkreuz 
RWK + Schächte 

787200 Tiefbaumaßnahmen 130.000,00 128.558,14 

I1.072026.500 
BPl.93b Grünanlagen am Re-
genwasserrückhaltebecken,  
Niederschlagswasser 

787200 Tiefbaumaßnahmen 29.735,95 29.735,95 

Nachfolgend: Geplante Investitionsmaßnahmen mit Abweichungen in der Aus-

führung über 20.000 Euro. 
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PSP-Element PSP-Bezeichnung 
Kosten-
art 

Kurzbezeich-
nung Kostenart 

Ermächti-

gung Saldo 

(Haushalts-

ansätze mit 

überplanmä-

ßigen Bereit-

stellungen) 

Summe 

Auszah-

lung 

Abwei-

chung 

Zuweisung an private Unternehmen 

I1.003014.525 
Zuschuss an private Unter-
nehmen 2015 

781700 
Zusch.Inv. an 
pr.U. 

86.821,35 64.555,25 22.266,10 

I1.030505.525 
Zuschuss Anbau Gruppen-
raum,  
Diakonisches Werk Hahn 

781700 
Zusch.Inv. an 
pr.U. 

350.000,00 0 350.000,00 

I1.032602.525 
Zuschuss an Unternehmen 
für Krippe Wahnbek 

781700 
Zusch.Inv. an 
pr.U. 

360.000,00 0 360.000,00 

Erwerb von Grundstücken 

I1.015027.510 
Erweiterung Südlich Schloß-
park III  
Ankauf 

782100 
Erwerb 
Grundst./Geb. 

935.299,15 316.765,39 618.533,76 

I1.015030.510 
BPl. 100 "Göhlen" 
Ankauf 

782100 
Erwerb 
Grundst./Geb. 

1.224.546,85 855.421,86 369.124,99 

Ankauf von Vermögenswerten über 1.000 Euro 

I1.000146.510 
Feuerwehrfahrzeug 
LF20/16,  
Ofw Rastede 

783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

295.000,00 86.584,40 208.415,60 

I1.064904.510 
Spielgeräte, Kinderspiel-
plätze 

783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

35.000,00 8.408,79 26.591,21 

Erwerb von Finanzvermögen 

I1.005029.520 
Erwerb Beteiligung Sozial-
station Ammerland/Weser-
marsch 

784310 
Ausz.v.Kapeilal-
einl. 

43.000,00 0 43.000,00 

Hochbaumaßnahmen 

I1.039222.500 Erweiterung GS Feldbreite 787100 
Hochbaumaß-
nahmen 

2.077.887,99 738.723,69 1.339.164,30 

I1.041224.500 Erweiterung GS Kleibrok 787100 
Hochbaumaß-
nahmen 

30.605,09 5.950,00 24.655,09 

I1.065984.500 
Klärschlammfaulung,  
Kläranlage 

787100 
Hochbaumaß-
nahmen 

351.439,37 176.877,07 174.562,30 

Tiefbaumaßnahmen 

I1.065981.500 
Am Kleinenfelde  
SW-Kanal 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

197.248,32 0 197.248,32 

I1.066054.500 
Erschl. BPl.78c Nethener 
Weg  
SWK 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

25.000,00 0 25.000,00 

I1.066067.500 
Erneu. SWK Bachstraße 
SAB, SWK 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

180.000,00 7.478,15 172.521,85 

I1.066068.500 
Ausb. Loyer Weg(Buch- b. 
Emsoldstr.)-SWK 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

25.000,00 0 25.000,00 

I1.066069.500 Ausbau K131, SWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

200.000,00 0 200.000,00 

I1.066076.500 
BPl.105 Südl.Schloßp.III, 
SWK 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

200.000,00 56.829,51 143.170,49 

I1.071986.500 
BPl.99A Am Stratjebusch, 
RWK 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

279.718,62 222.720,95 56.997,67 

I1.071995.500 
Erschl. BPl.78c Nethener-
weg - RWK 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

25.000,00 0 25.000,00 

I1.071997.500 
Ausb. Loyer Weg(Buch- b. 
Emsoldstr.)-RWK 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

45.000,00 0 45.000,00 

I1.071999.500 Am Kleinenfelde - RWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

207.900,00 1.726,50 206.173,50 

I1.072012.500 
Erneu. RWK Bachstraße 
SAB, RWK 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

220.000,00 12.388,76 207.611,24 

I1.072013.500 Ausbau K131, RWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

200.000,00 0 200.000,00 

I1.072017.500 
BPl.105 Südl.Schloßp.III, 
RWK 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

200.000,00 55.769,86 144.230,14 

I1.076905.500 
BPL.15a; Hohe Loge - Stra-
ßenbau 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

260.357,84 0 260.357,84 

I1.076917.500 
BPl. 88 (nördl. Havelstraße)-
Straßenbau 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

144.058,79 79.223,66 64.835,13 

I1.076939.500 
BPl.99A Am Stratjebusch, 
Straßenbau 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

642.461,58 445.409,61 197.051,97 

I1.076962.500 
Bahnüberg. Am Stratje-
busch, Straßen 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

38.000,00 0 38.000,00 

I1.076967.500 
Bahnüberg. Raiffeisenstr., 
Straßen 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

31.000,00 0 31.000,00 

I1.076980.500 
Erschl. BPl.78c Nethener-
weg - Straße 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

25.000,00 0 25.000,00 

I1.076986.500 
Umgestaltung Beete Orts-
kern, Straßen 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

200.000,00 54.642,28 145.357,72 

I1.076994.500 SAB Bachstraße, Straße 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

200.000,00 8.513,65 191.486,35 
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I1.076995.500 
Ausbau K131 
(Radw.+Parkstr.), Straßen-
bau 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

435.000,00 0 435.000,00 

I1.077011.500 
BPl.105 Südl.Schloßp.III, 
Straßenbau 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

250.000,00 78.733,60 171.266,40 

Sonstige Baumaßnahmen 

I1.014043.500 
Rahmenplanung Mühlen-
straße, Liegenschaft 

787300 
Sonstige Bau-
maßn. 

60.000,00 0 60.000,00 

I1.056504.500 
Sportplatz (Ersatzfl. FC), 
Sportanlage 

787300 
Sonstige Bau-
maßn. 

3.517.774,91 315.542,70 3.202.232,21 

  3. Angabe und Erläuterung der auf die Posten der Ergebnisrechnung sowie der 

Vermögensrechnung und der Bilanz angewandten Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 1 GemHKVO 

Bewertet und bilanziert wird ausschließlich nach den Anschaffungs- und Herstel-

lungswerten entsprechend § 45 GemHKVO. Festwerte im Sinne des § 46 Abs. 1 

GemHKVO wurden nicht gebildet und sind insgesamt auch nicht vorhanden. 

  4. Angabe und Erläuterung der Abweichungen von den bisher angewandten Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden mit Begründung, wobei deren Einfluss auf 

die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage gesondert zu erläutern ist 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 2 GemHKVO 

Von den bisherigen Bewertungs- und Bilanzierungsmethoden wurde nicht abge-

wichen. 

  5. Art und Höhe der wesentlichen außerordentlichen Erträge und Aufwendungen 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 3 GemHKVO 

Der außerordentliche Haushalt enthält in der Regel keine Veranschlagungen, 

weil die außerordentlichen Sachverhalte kaum oder gar nicht vorausgesehen 

werden können. Zu Buchungen in diesem Haushaltsbereich kam es dennoch. 

Folgendes Volumen hat sich durch die Finanzvorgänge ergeben: 

 

Auszahlungen Ergebnis 2015  Ansätze 2015  mehr(+), we-
niger(-) 

  - Euro - - Euro -   
22. außerordentliche Erträge -894.641,18   894.641,18 

23. außerordentliche Aufwendungen 508.313,34   -508.313,34 

 -386.327,84   386.327,84 

Bemerkenswerte Erträge und Aufwendungen sind vor diesem Hintergrund nicht 

vorhanden. 

Quantitativ lag der Schwerpunkt bei den außerordentlichen Erträgen und Auf-

wendungen im periodenfremden Bereich, bei der Veräußerung von Grundstü-

cken, soweit sie keine Baugrundstücke sind (im Ertrags- wie im Aufwandsbe-

reich) und bei der Regulierung von Schäden: 

 

 



217 
 

Kostenarten Ergebnis 
2014  

Ansätze 
2014  Abweichung 

Sonstige periodenfremde. Erträge -894.641,18   894.641,18 

Sonstige periodenfremde Aufwendungen 508.313,34   -508.313,34 

 -386.327,84   386.327,84 

„-„ = Einnahme 

 

Kostenarten 
Ergebnis 

2014  
Ansätze 

2014  
Abweichung 

Erträge    

  501200  Empf. Schadenersatzleistungen -86.479,24  86.479,24- 

  502200  Erträge Herabsetzung Rückstellungen -2.396,00  2.396,00- 

  502900  Sonstige periodenfremde Erträge -632.047,84  632.047,84- 

  531100  Veräußerung Grundstücke -173.618,10  173.618,10- 

  531300  Ertrag Verkauf bewegliches Vermö-
gen<150 

-100,00  100,00- 

 -894.641,18  -894.641,18 

Aufwendungen    

  511100  Aufwendungen Katastrophenschutz u.ä. 
Ereignisse 

118.942,90   118.942,90  

  512900  sonstige periodenfremde Aufwendungen 264.103,62   264.103,62  

  532100  Aufwendungen Veräußerung Grundstü-
cke und Gebäude 

116.457,82   116.457,82  

  532200  Aufwendungen Ankauf bewegliches Ver-
mögen>1000EUR 

8.809,00   8.809,00  

 508.313,34  508.313,34 

„-„ = Einnahme 

 

  6. Angaben und Erläuterung über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in 

die Herstellungswerte 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 4 GemHKVO (§ 45 Abs. 4 GemHKVO) 

Zinsen für Fremdkapital wurden in die Herstellungswerte nicht einbezogen, was 

daran liegt, dass 2014 keine Kreditmarktmittel aufgenommen wurden. 

  7. Angaben und Erläuterungen zu Haftungsverhältnissen, auch wenn gleichwertige 

Rückgriffsforderungen gegenüberstehen. 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 5 GemHKVO 

Haftungsverhältnisse sind nicht vorhanden. 

  8. Angaben und Erläuterungen zu Sachverhalten, aus denen sich finanzielle Ver-

pflichtungen ergeben können. 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 6 GemHKVO 

Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben können, haben 

sich 2014 nicht ergeben und sind auch aus der längerfristigen Vergangenheit 

heraus nicht vorhanden. 

  9. Angaben und Erläuterung zu noch nicht abgedeckten Fehlbeträgen, die einzeln 

nach Jahren getrennt angegeben werden 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 7 GemHKVO 

Der ordentliche Ergebnishaushalt hat bisher keine Fehlbeträge erzeugt. Der au-

ßerordentliche Haushalt dagegen schon. Nur in 2010 war eine teilweise Deckung 

mit der „eigenen“ Überschussrücklage außerordentlicher Ergebnishaushalt mög-

lich. Der Rest für das Jahr 2010 und auch die weiteren Jahre können jeweils aus 
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der Überschussrücklage ordentlicher Ergebnishaushalt gedeckt werden. Be-

schlüsse dafür liegen bis einschließlich 2010 vor. Die weiteren Beschlüsse fehlen 

noch, weil ab dem Jahr 2011 noch keine Prüfergebnisse des Rechnungsprü-

fungsamtes vorliegen. 

 

 

  2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 
Fehlbetrag  0,00 192.529,49 319.241,72 103.108,82 95.256,84 126.837,14 0,00 

Deckung 
mit … 

… Über-
schuss-
rücklage …   

- …ordentli-
cher  
Haushalt 

…ordentli-
cher Haus-
halt 

…ordentli-
cher Haus-
halt 

…ordentli-
cher Haus-
halt 

…ordentli-
cher Haus-
halt 

 

    

- … außeror-
dentl.  
Haushalt       

  

 

10. Erläuterungen zu Bilanzpositionen 

10.01 Als Aufwand berücksichtigte Umsatzsteuer auf am Abschlusstag auszu-

weisende oder von den Vorräten offen abgesetzte Anzahlungen als aktiver 

Rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesen. 

§ 49 Abs. 1 Satz 2 GemHKVO 

Alle in 2015 einen „Betrieb gewerblicher Art“ betreffenden Anzahlungen 

wurden immer mit Umsatzsteuer gebucht. Die Rechnungstellung war ent-

sprechend. 

10.02 Durchführung einer Inventur 

Die Gemeinde betreibt Buch- und permanente Inventuren. Das gilt aller-

dings nicht für bewegliche Vermögenswerte. Soweit es sich um bewegli-

che Vermögensgegenstände handelt, ist im Hinblick auf den zeitlichen 

Verzug bei der Erstellung der Jahresabschlüsse eine Inventur nicht durch-

geführt worden. 

10.03 Buchung der Bestandsveränderungen lt. Inventurliste 

Weil eine Inventurliste zum 31.12.2015 nicht erstellt wurde, waren auch 

keine Bestandsveränderungen zu buchen. 

10.04 Planmäßige Abschreibungen wurden gebucht 

Alle planmäßigen Buchungen wurden vorgenommen. Das bedeutet aber 

nicht, dass immer zum beplanten Sachkonto und Kostenstelle gebucht 

wurde. Abweichend wurde dann gebucht, wenn sich im Rahmen der Akti-

vierung von Anlagen herausgestellt hat, dass das beplante Sachkonto o-

der die Kostenstelle nicht zutreffend ist. Solche Situationen ergeben sich 

dadurch, dass die Doppik erst seit 2009 betrieben wird und Erkenntnisse 

wegen der neuen Materie immer noch hinzugewonnen werden. Das ist 
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auch 2015 noch so; aber die Fehlveranschlagungen gehen deutlich zu-

rück. 

10.05 Prüfung, ob außerplanmäßige Abschreibungen notwendig sind 

Gemeint sind die Fälle, in denen eine voraussichtlich andauernde Wert-

minderung eintritt und für die deshalb eine außerplanmäßige Abschrei-

bung vorgenommen werden muss. 

Die vorstehend beschriebenen Fälle hat es in 2015 nicht gegeben. 

10.06 Es wurde geprüft, ob Zuschreibungen notwendig sind. 

Gemeint sind die Fälle, wo sich herausgestellt hat, dass die Gründe für 

höhere Abschreibungen nicht mehr bestehen, so dass der nicht mehr ge-

rechtfertigte Abschreibungsbetrag wieder zugeschrieben werden muss. 

Die vorstehend beschriebenen Fälle hat es in 2015 nicht gegeben. 

10.07 Sondervermögen 

Über Sondervermögen verfügt die Gemeinde nicht. 

10.08 Ausleihungen 

Beiträge an die Kreisschulbaukasse: 

Die seit Mitte der siebziger Jahre an den Landkreis jährlich gezahlten Bei-

träge an die Kreisschulbaukasse werden in der Bilanz als Ausleihung 

nachgewiesen. 

10.09 Reinvermögen; Erläuterung der Inhalte der Netto-Position 

An der Bilanzsumme in Höhe von 128,8 Millionen Euro hat die Nettoposi-

tion mit 114 Millionen Euro einen Anteil von 88,5 Prozent. Das ist eine 

überaus hohe und sehr erfreuliche „Eigenkapitalquote“. 

Die Passivseite besteht aus den beiden großen Positionen Netto-Position 

und Schulden. Die Entwicklung seit der Ersten Eröffnungsbilanz sieht wie 

folgt aus: 

 

Die Nettoposition (= das Eigenkapital der Gemeinde) teilt sich in die Positi-

onen Basis-Reinvermögen, Rücklagen, Jahresergebnis und Sonderposten 

auf. Diese Anteile an der Nettopositionen entwickeln sich im Verhältniszu-

einander bisher wie folgt: 
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Das Basis-Reinvermögen ändert sich grundsätzlich nicht. Auf keinen Fall 

ist - außerhalb einer zulässigen Korrektur der Ersten Eröffnungsbilanz - 

eine Reduzierung unterhalb des Wertes der Ersten Eröffnungsbilanz 

(52.350.056,04 Euro) erlaubt. Eine Veränderung überhaupt ergibt sich re-

gelmäßig durch die Sonderposten (erhaltene Zuwendungen) für nicht der 

Abschreibung unterliegende Sachvermögensgegenstände und aufgrund 

der Jahresergebnisse, die wiederum mit den Rücklagen korrespondieren. 

In aller Regel verhält sich der Rat so, dass ein positives Jahresergebnis 

ggfs. dem Sonderposten für Gebührenausgleich und danach den Über-

schussrücklagen zugeführt wird. In voraussichtlich seltenen Fällen wird 

der Rat auch ein Zuführung zum Basis-Reinvermögen beschließen. 
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Basis-Reinvermögen: 

Veränderung des 
Ersten Eröffnungs-
bilanzwertes 

1. Eröffnungs-
bilanz 

Korrektur Bewegung 31.12. 

01.01.2009 52.350.056,04       

2009   -552.294,77 232.421,93 52.030.183,20 

2010     29.106,38 52.059.289,58 

2011   -896.774,24   51.162.515,34 

2012     1.344,00 51.163.859,34 

2013     277.915,33 51.441.774,67 

2014     0,00 51.441.774,67 

2015   4.645,21   51.446.419,88 

31.12.2015 50.905.632,24 korrigierter Wert 1. Eröffnungsbilanz 

10.10 Überschussverwendung; Reinvermögen - Überschussrücklagen 

Die aktuellste Entscheidung des Rates über die Überschussverwendung 

stammt vom 15.12.2015. Sie betrifft das Jahresergebnis 2010 und sie be-

sagt, dass neben der zwingenden Bedienung des Sonderpostens für den 

Gebührenausgleich die Ergebnisse mit den Rücklagen der Ergebnisüber-

schüsse zu verrechnen sind. 

 
Entwicklung der Überschussrücklagen 2009 2010 Fortgeschrieben 
- ordentliches Ergebnis 2.595.455,20 3.326.206,77 5.921.661,97 
- außerordentliches Ergebnis 33.525,61 -33.525,61 0,00 

Die Entscheidungen über die vorliegenden Ergebnisse 2011 bis 2014 kön-

nen erst dann getroffen werden, wenn das Rechnungsprüfungsamt die 

entsprechenden Jahresabschlüsse geprüft hat. Die vorliegenden Ergeb-

nisse zeigen jedoch, dass der ordentliche Überschuss weiter ansteigt und 

die im außerordentlichen Ergebnis entstandenen Fehlbeträge mit dem or-

dentlichen Ergebnis gedeckt werden können. 

10.11 Sonderposten; Sonderposten wurden gebildet und aufgelöst 

Sonderposten werden auf die gleiche Laufzeit eingestellt, wie der Vermö-

genssachwert abgeschrieben wird, wofür der Sonderposten eingenommen 

wurde. Soweit der Sonderposten erst im Jahr nach der Aktivierung des 

Vermögenssachwertes passiviert werden kann, werden die Auflösungsbe-

träge des Sonderpostens in einem Betrag nachgeholt und nicht auf die 

Restlaufzeit des Postens verteilt. 

Eine Besonderheit gilt für die Abwasserbeiträge. Beiträge werden zwar 

speziell für die Finanzierung von Vermögenswerten eingenommen, aber 

im Bereich Abwasser ist eine Zuordnung zu einem speziellen Vermögens-

gegenstand nicht möglich, weil sich der gezahlte Beitrag auf die Gesamt-

anlage (Klärwerk, Kanäle und Pumpwerke) bezieht. Nach einem rechneri-

schen Modell werden die im Jahr gezahlten Beiträge Blöcken zugerech-

net, für die Auflösungszeiten vorgesehen sind, wie Sachvermögen mit un-

terschiedlichen Abschreibungszeiten in dem Jahr entstanden ist. 
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10.12 Kreditverbindlichkeiten 

Kredite wurden 2015 für investive Maßnahmen auf dem Kreditmarkt nicht 

aufgenommen. 

5.900 Euro hat die Gemeinde Rastede zinslos aus der Kreisschulbau-

kasse erhalten. 

 
  31.12.2014 31.12.2015 

2.1 Geldschulden   

2.1.2 Verb. aus Krediten für Investitionen 3.936.498,57 3.611.322,27 

Schuldenentwicklung (Abbau)  325.176,30 

 

Beginn Tilgung Kreditauf-

nahme Ende Konto Bezeichnung 

2.141.630,57 199.544,30 79.500,00 2.021.586,27 231230 KredAufn.f.Invest.b.Gem.,LZ mehr 

als 5J.,EUR 

1.794.868,00 205.132,00 0,00 1.589.736,00 231730 KredAufn.f.Invest.b.ö.SoRg..,LZ  

mehr als 5J., EUR 
3.936.498,57 412.580.06 5.900,00 3.611.322,27   

10.13 Rückstellungen 

Die Rückstellungen der Gemeinde Rastede sind im Grunde in die Berei-

che kurzfristige und langfristige Rückstellungen unterteilt. Die Rückstellun-

gen für Pensionen, Beihilfe und Altersteilzeit sind recht langfristig ange-

legt, und es ist darauf zu achten, dass zu gegebener Zeit die Liquidität für 

die anfallenden Ausgaben vorhanden ist. Anders ist es bei den Anderen 

Rückstellungen, wo die Liquidität regelmäßig bereits im Folgejahr notwen-

dig ist. Die Gemeinde achtet darauf, dass die Liquidität vorhanden ist; sie 

berücksichtigt sie bei der Berechnung der Vorbelastung des nächsten 

Haushaltsjahres.  

Insgesamt gesehen lässt der Rückstellungsbestand erkennen, dass die 

Gemeinde keine etwaigen besonderen Risiken absichern musste. 

 
  2013 2014 

  - Euro - - Euro - 
3. Rückstellungen 7.248.210,41 7.086.681,71 

3.1 Pensionsrückstellung und ähnliche Verpflichtungen 6.880.130,74 6.657.388,14 

3.2 Rückstellung für.Altersteilzeit und ähnliche Maßnahmen 287.569,85 306.344,32 

3.3 Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung     

3.4 Rückstellung für.Rekultivierung und Nachsorge geschlossene Abfalldeponie     

3.5 Rückstellungen f. d. Sanierung von Altlasten     

3.6 Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs und von Steuerschuld-

verhältnissen     

3.7 Rückstellung für drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften Gewährleis-

tung ,anhängige Gerichtsverfahren     

3.8 Andere Rückstellungen 80.509,82 122.949,25 

10.14 Weitere Punkte: 

- Nachholung von Abschreibungen und Auflösung von Sonderposten: 

 

Soweit Abschreibungen oder Auflösungsbeträge für Sonderposten 
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nachgeholt werden, weil eine Verbuchung im Aktivierungsjahr nicht 

mehr möglich ist, müsste nach dem Wortlaut der haushaltsrechtlichen 

Vorschriften eine periodenfremde Buchung erfolgen, die wiederum in 

den außerordentlichen Ergebnishaushalt gehört. Dementsprechend ver-

fährt die Gemeinde bei diesen Positionen allerdings nicht, d.h., die in ei-

ner Monatsperiode nachzuholenden Abschreibungs- und Auflösungsbe-

träge werden im ordentlichen Ergebnishaushalt gebucht. Denn bei den 

nachzuholenden Beträgen handelt sich im Sinne der Kontenregeln nicht 

um „Aufwendungen, die aus unvorhergesehenen Ereignissen und Fi-

nanzvorfällen“ heraus entstehen; es handelt sich vielmehr um geplante 

Aufwendungen. Der Charakter der Außerordentlichkeit von Fällen, für 

die der außerordentliche Ergebnishaushalt vorgesehen ist, ist nicht ge-

geben. 

- Aktivierung von geleisteten Investitionszuschüssen 

 

Der Zahlung von Investitionszuschüssen geht ein entsprechender Be-

scheid an den Antragsteller voraus. Mit der Bescheiderteilung geht die 

Gemeinde zwar eine Verpflichtung ein, aber die Zahlung des Zuschus-

ses hängt von Bedingungen ab. Insoweit ist eine „Gegenleistung“ des 

Zuschussnehmers erforderlich, nämlich, dass die Bedingung erfüllt 

wird. Vor diesem Hintergrund wird die Zuschussgewährung zunächst 

als „schwebendes Geschäft“ betrachtet, welches nicht zu bilanzieren 

ist. Die Aktivierung erfolgt mit Zahlung des Zuschusses. 

 

11. Vorbelastungen aus dem Haushaltsjahr 2015 gegenüber dem Haushaltsjahr 

2016 

§ 54 Abs. 5 GemHKVO 

11.01 Vorbelastungen 

Der abschließende Kassenbestand in Höhe von 2.826.635,62 (Tagesab-

schluss/Finanzrechnung 30.12.) Euro reicht nicht aus, die nichtplaneri-

schen aber realistischen liquiden Vorbelastungen zu decken. Die Bildung 

von Haushaltseinnahmeresten ist deshalb erforderlich. Die Höhe der be-

nötigten Haushaltseinnahmereste beträgt 5.914.408 Euro 

Nachfolgend die Berechnung der Vorbelastung und deren Deckung: 
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Zusammenfassendes Ergebnis Liquidität   Haushaltsreste 2015 

Rückstellungen und Haushaltsreste aus 2015    ErgebnisHH FinanzHH 

1. Kassenistbestand 30.12.2015 2.826.635,62 2.826.635,62     

2. Vorbelastungen HHJahr 2016         

2.1 Einzelpositionen         

  - Haushaltsunwirksame Zahlungen         

    - durchlaufende Posten Passiv 153.415,05       

  - Offene Posten 31.12.2015 88.816,42       

  - Osterloh-Fonds (Kto 204002) 950,71       

  - Bürgschaften 0,00       

  - Gewährleistungsverträge 0,00       

  - kreditähnliche Rechtsgeschäfte 0,00       

  - Anzahlungen auf Sonderposten 0,00       

  - Sonstige Verbindlichkeiten  279100 315.014,25       

  - Andere Verbindlichkeiten *) 92.510,00       

  - Verrechnung Fehlbetrag mit bilanzieller Überschussrück-
lage, soweit der Verrechnungsbetrag in Geld besteht 
(Fehlbetrag aus Finanzrechnung, Bereich laufende Ver-
waltung) 0,00       

  Summe: 650.706,43 -650.706,43     

2.2 Finanzaushalt         

2.2.1 Laufende Verwaltung/Ergebnishaushalt         

  - Rückstellungen aus Vorjahren,  
   die 2016 kassenwirksam werden         

      'Konto 283100,286100,286200 0,00       

    - Konto 287100 (drohende Verluste) zum 
     31.12.2015 0,00       

    - Konto 289100 (Andere Rückstellungen) zum 
     31.12.2015 122.949,25   122.949,25 122.949,25 

  - HHReste 278.848,63   278.848,63 278.848,63 

  Summe: 401.797,88 -401.797,88     

            

  Zwischenkassenbestand:   1.774.131,31     

2.2.2 Rückbehalt für Deckung Fehlbedarf/-betrag: 0,00 0,00     

           

2.2.3 Investitionen        

  - HHReste 2014 (mit und ohne Aufträge) 1.612.299,23 -1.612.299,23   1.612.299,23 

  Zwischenkassenbestand:   161.832,08     

  - HHReste 2015  (mit und ohne Aufträge) 6.076.240,83 -6.076.240,83   6.076.240,83 

            

3. Verbleibender Kassenbestand   0,00     

4. abzüglich Sockelbetrag für Kasse   0,00     

5. Einsetzung für Kreditreduzierung (bei Minusbetrag = 
Haushaltseinnahmerest)   -5.914.408,75 401.797,88 8.090.337,94 

6. Kreditermächtigung 2015 einschl. Nachtrag 8.065.681,00       

  davon aufgenommen 0,00     

  Restliche Kreditermächtigung für 2015 8.065.681,00       
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11.02 Bürgschaften 

Die Gemeinde hat keine Bürgschaften geleistet 

11.03 Gewährleistungsverträge 

Die Gemeinde hat keine Gewährleistungsverträge geschlossen 

11.04 Kreditähnliche Rechtsgeschäfte 

Die Gemeinde ist keine kreditähnlichen Rechtsgeschäfte eingegangen 

11.05 Gestundete Beträge 

Die Stundungs- und befristete Niederschlagsentscheidung ist öffentlich-

rechtlich vorgegeben. 

Offene Posten zum 31.12.2015: 
Sachkonto Betrag 

Nr. Bezeichnung   

151100 Forderungen aus öff.-rechtl. Dienstleistungen 52.166,68 

153100 Forderungen aus Transferleistungen 64.885,35 

159100 Kommunale Steuern u.übrige öff.-rechtl.Forderungen 673.353,82 

161100 Bauhof, Ford. a. privatr. DL (Kassenverrechnung) 5.605,44 

165100 
Durchlaufende Posten (als Vorschuss; Konto zum Vertragskon-
totyp 21) 30,50 

165101 Bauhof; durchlaufende Posten 0,00 

  796.041,79 

11.06 Haushaltsreste 

Die Haushaltsreste sind eine öffentlich- rechtliche Besonderheit; sie sind 

handelsrechtlich nicht bekannt. Die Haushaltsreste sind ein Instrument, 

Haushalts-, also Zahlungsermächtigungen, in das nächste Haushaltsjahr 

zu übertragen. Sie werden gebildet sowohl im Ergebnishaushalt als auch 

insbesondere im investiven Bereich. Die Kassenwirksamkeit tritt im Folge-

jahr ein, soweit es den Ergebnishaushalt betrifft. Haushaltsreste im investi-

ven Bereich können, abhängig vom Fortschritt der Investitionsmaßnahme, 

deutlich länger in Anspruch genommen werden. 

Haushaltsreste wurde in folgendem Umfang gebildet: 

 
Ergebnishaushalt 2015/2016 401.797,88 
Finanzhaushalt 2015/2016 8.090.337,94 

 8.492.135,82 

Aufgrund der festzustellenden liquiden Vorbelastung des Haushaltsjahres 

2015 und aus anderen Gründen war es erforderlich, Haushaltseinnah-

mereste in Höhe von 5.914.408,75  Euro zu bilden. 
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11.07 Rückstellungen 

Rückstellungen werden bei den Vorbelastungen rechnerisch berücksich-

tigt, soweit sich in unmittelbarer Zukunft, also insbesondere im Folgejahr, 

Zahlungsverpflichtungen ergeben. Diese sind vorhanden bei den Anderen 

Rückstellungen (Konto 289100). Ihre Höhe beträgt 129.949,25 Euro. 

11.08 Haushaltsvorgriffe 

Ein Haushaltsvorgriff liegt dann vor, wenn im Haushaltsjahr über- oder au-

ßerplanmäßig eine Zahlung geleistet werden muss, die erst durch einen 

Haushaltsplan im Folgejahr gedeckt werden kann. Als Vorbelastung wir-

ken sich die Vorgriffe dann aus, wenn eine Veranschlagung im Folgejahr 

nicht erfolgen sollte. 

Haushaltsvorgriffe hat es 2015 nicht gegeben. 

11.09 Durchlaufende Gelder 

Durchlaufende Gelder gibt es als solche, weil die entstandenen Zahlungs-

vorgänge entweder den gemeindlichen Haushalt nicht berühren oder weil 

sie mangels anderer Möglichkeit im Haushalt nicht zu buchen waren. 

 
  31.12.2015 
  - Euro - 

Durchlaufende Posten aktiv (Konten 165*) *)   - 388.896,87  

Durchlaufende Posten passiv (Konten 272*) 3.317.496,29 

*) Vom Saldo her eine Verbindlichkeit 

Die Durchlaufenden Posten aktiv weisen eine Verbindlichkeit aus. Das ist 

nicht korrekt. Es wurden hier u.a. vier größere Geldeinnahmen gebucht, 

die richtiger Weise bei den passiven Konten 272 hätten gebucht werden 

müssen, solange eine endgültige Verbuchung in Haushalt nicht möglich 

ist. Bei korrekter Verbuchungen hätten die Konten 165 insgesamt korrekt 

eine Forderung ausgewiesen. 

Die Durchlaufenden Posten passiv weisen einen ungewöhnlich hohen 

Wert auf. Das liegt daran, dass im Rahmen der Nachholung von Jahres-

abschlüssen es nicht möglich war, alle eingenommenen Investitionszu-

flüsse als Sonderposten oder Verkaufseinzahlungen abschließend zu ver-

buchen. Die Einnahmen mussten deshalb auf den Konten 272* „geparkt“ 

werden. Die Beträge werden im Haushalt 2016 wieder in den Haushalt 

umgebucht, als Sonderposten passiviert und die aktiven Grundstücks-

werte fortgeschrieben, soweit es tatsächlich zu einer Aktivierung der Ver-

mögenswerte kommen kann. 

11.10 In Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen 

Verpflichtungsermächtigungen, die in Anspruch genommen wurden, sind 

eine Auftragsvergabe im abgelaufenen Jahr mit Kassenwirksamkeit in 

späteren Jahren. Insoweit liegt in der Tat eine Vorbelastung zukünftiger 
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Haushaltsjahre vor, die aber nicht den vorhandenen Kassenbestand zum 

31.12. belasten. Eine Belastung des Kassenbestandes liegt nicht vor, weil 

für die Verpflichtungsermächtigungen in den Jahren der Kassenwirksam-

keit ein Haushaltsansatz eingeplant werden muss. 

Für das Haushaltsjahr 2015 sind Verpflichtungsermächtigungen in Höhe 

von 4.673.000 Euro festgesetzt worden. Sie wurden in Höhe von 

1.047.395 Euro in Anspruch genommen. 

12. Änderung der Gliederung Jahresabschluss, Gesamtabschluss, insbesondere Er-

gebnisrechnung, Finanzrechnung und Bilanz gegenüber Vorjahr 

§ 48 Abs. 1 GemHKVO 

Änderungen in der Gliederung des Jahresabschlusses und in der Ergebnis- und 

Finanzrechnung hat es nicht gegeben. 

Eine Entscheidung über die Konsolidierung und damit eine Entscheidung über 

den Gesamtabschluss muss spätestens für die Bilanz zum 31.12.2013 getroffen 

werden. Eine Prüfung hatte ergeben, dass zum Bilanzstichtag nur Beteiligungen 

von untergeordneter Bedeutung vorhanden sind. Die Überprüfung der Entschei-

dung war bis Ende 2015 noch nicht wieder erforderlich 

13. Jahr zu Jahr nicht vergleichbare Positionen in Ergebnisrechnung, Finanzrech-

nung und Bilanz 

§ 48 Abs. 2 Ziff 1 GemHKVO 

 

Solche Positionen sind 2015 im Vergleich zu 2014 nicht vorhanden 

14. Im Haushaltsjahr vorhandene und in dem Jahr nicht verwendete zweckgebun-

dene Erträge 

§ 49 Abs. 4 GemHKVO 

Alle zweckgebundenen Erträge wurden zweckentsprechend verwendet. 

15. Fälle, wo der Rückzahlungsbetrag einer Verbindlichkeit höher ist als der Ausga-

bebetrag 

§ 49 Abs. 2 GemHKVO 

Solche Fälle hat es 2015 nicht gegeben. 

16. Zugehörigkeit von Vermögensgegenständen und Schuldenpositionen zu mehre-

ren Bilanzpositionen 

§ 48 Abs. 3 GemHKVO 

Es sind keine Vermögens- und Schuldenpositionen vorhanden, die mehreren Bi-

lanzpositionen zuzuordnen wären. 

17. Vermerk über weitere Untergliederungen von Posten gegenüber der vorgeschrie-

benen Gliederung (Bilanz) 

§ 48 Abs. 4 GemHKVO 
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Weitere Untergliederungen hat es nicht gegeben. 

18. Angabe und Erläuterung der auf die Posten der Ergebnisrechnung sowie der 

Vermögensrechnung und der Bilanz angewandten Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 1 GemHKVO 

Bilanziert wurde vorschriftsgemäß nach Anschaffungs- und Herstellungswerten, 

wobei erbrachte Eigenleistungen noch nicht berücksichtigt wurden. Andere Be-

wertungsnotwendigkeiten z.B. Sachwertverfahren haben sich nicht ergeben. 

19. Angabe und Erläuterung der Abweichungen von den bisher angewandten Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden mit Begründung, wobei deren Einfluss auf 

die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage gesondert zu erläutern ist 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 2 GemHKVO 

Abweichungen hat es nicht gegeben. 

20. Art und Höhe der wesentlichen außerordentlichen Erträge und Aufwendungen 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 3 GemHKVO 

Außerordentliche Erträge und Aufwendungen hat es gegeben. Wie oben bereits 

ausgeführt, ergaben sich außerordentliche Buchungsvorgänge im Wesentlichen 

nur im Rahmen der zeitlichen Abgrenzung. Bei den Schadensfällen hat es keine 

bemerkenswerten Fälle gegeben. Auch bei den Erträgen aus Grundstücksver-

käufen heraus hat es keine bemerkenswerten Situationen gegeben. Die außeror-

dentlichen Erträge und Aufwendungen halten sich in einem erwartungsgemäßen 

Rahmen. 

21. Angaben und Erläuterung über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in 

die Herstellungswerte 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 4 GemHKVO 

Die Möglichkeit hat sich nicht ergeben, weil in 2015 keine zinsbehafteten Kredite 

aufgenommen wurden. Auch im Übrigen wurden bisher Zinsen für Fremdkapital 

in die Herstellungswerte nicht aufgenommen. 

22. Angaben und Erläuterungen zu Haftungsverhältnissen, auch wenn gleichwertige 

Rückgriffsforderungen gegenüberstehen. 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 5 GemHKVO 

Haftungsverhältnisse wurden 2015 nicht eingegangen und sind im Übrigen aus 

Vorjahren heraus auch nicht vorhanden. 

23. Angaben und Erläuterungen zu Sachverhalten, aus denen sich finanzielle Ver-

pflichtungen ergeben können. 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 6 GemHKVO 

Solche Sachverhalte haben sich 2015 nicht ergeben und sind im Übrigen aus 

Vorjahren heraus nicht vorhanden. 
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24. Angaben und Erläuterung zu noch nicht abgedeckten Fehlbeträgen, die einzeln 

nach Jahren getrennt angegeben werden 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 7 GemHKVO 

Ergebnisverwendung 

 
Entwicklung der 
Überschussrück-
lagen 

2009 2010 2011 **) 2012 **) 2013 **) 2014 **) 
Fortgeschrie-

ben 

ordentliches Er-
gebnis (nach al-
len Verrechnun-
gen, also netto) 

2.595.455,20 3.326.206,76 3.552.251,07 3.190.119,52 3.853.508,19 2.213.199,05 18.730.739,79 

Sonderposten 
Gebührenaus-
gleich, Jahresan-
fang *) ***) 

600.129,86 645.232,26 818.257,67 934.112,14 991.796,89 1.058.571,24 997.365,14 

Veränderung:               

- Schmutzwasser 
zentral *) 

56.814,31 171.713,23 100.654,63 30.903,53 40.708,89 -50.483,89   

- Schmutzwasser 
dezentral *) 

0,00 534,84 17.847,82 4.930,54 -6.777,26 -8.745,73   

- Straßenreini-
gung *) 

-11.711,91 777,35 -2.647,98 21.850,68 32.842,72 -1.976,48   

- Wochenmarkt *) 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00   

außerordentli-
ches Ergebnis 

33.525,61 -192.529,49 -319.241,72 -103.108,82 -95.256,84 -126.837,14   

*)   Zuführungen werden nur gebucht, soweit die kostenrechnende Einrichtung tatsächlich im Plus ist  
      Entnahmen werden nur gebucht, wenn die kostenrechnende Einrichtung tatsächlich im Plus ist und der Son-

derposten Zuführungen aufweist.  
**)  Entwicklung vorbehaltlich RPA-prüfung und Beschlussfassung  
***) Rechnerisch fortgeschrieben, also noch nicht gebucht   

 

 

Anlagen zum Anhang 

1. Anlagenübersicht 

§ 56 Abs. 1 GemHKVO 

 

2. Forderungs- und Verbindlichkeitsspiegel 

§ 56 Abs. 2 und 3 GemHKVO 

 

3. Nebenrechnung zur Ermittlung und Verwendung der aus speziellen Entgelten für 

die Inanspruchnahme leitungsgebundener Einrichtungen gedeckten Abschreibun-

gen 

§ 56 Abs. 4 GemHKVO 
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Rechenschaftsbericht 2015 

Nach § 57 GemHKVO sind im Rechenschaftsbericht der Verlauf der Haushaltswirt-
schaft und die finanzwirtschaftliche Lage der Gemeinde entsprechend den tatsächli-
chen Verhältnissen darzustellen. Dabei ist eine Bewertung der Jahresabschlussrech-
nungen vorzunehmen. Darüber hinaus soll auch über Vorgänge von besonderer Be-
deutung, die nach dem Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind und über zu er-
wartende mögliche finanzwirtschaftliche Risiken, die für die Aufgabenerfüllung von 
besonderer Bedeutung sind, berichtet werden. 

Positiv ist über die Entwicklung seit Einführung der Doppik 2009 zu vermerken, dass 
die Bilanzsumme über die Jahre eine kontinuierliche Steigerung von 98.390.824 
Euro am 01.01.2009 auf 128.811.759 Euro zum 31.12.2015 erfahren hat. Dies ist 
eine Wertschöpfung, die im Wesentlichen darin ihre Ursache findet, dass der Ge-
meinde liquide Mittel zugeflossen sind und zwar weitestgehend außerhalb von Kredit-
marktmitteln. Der Mittelzufluss hat seinen Niederschlag in einem höheren immateriel-
len und Sachvermögen gefunden. 

Für eine Bewertung der Aussage der gemeindlichen Bilanzen liegt es nahe, Kenn-
zahlen heranzuziehen, wie es im privatwirtschaftlichen Bereich üblich ist. Solche 
Kennzahlen lassen sich für alle möglichen Bereiche bilanzieller Art und für die er-
trags- und aufwandsseitigen Positionen berechnen. Die Gemeinde Rastede rät bei 
einer mit privatwirtschaftlichen Ergebnissen vergleichenden Interpretation jedoch zur 
Vorsicht aufgrund des Fakts, dass eine Kommune nicht gewinnorientiert arbeitet, 
sondern dem Ziel zustrebt, Kostendeckung zu erreichen. Außerdem ist eine Kom-
mune in weiten Bereichen ganz anders strukturiert als ein Wirtschaftsunternehmen. 
So verfügt die Gemeinde vergleichsweise über eine sehr viel andere Vermögens-
struktur mit entsprechenden Abschreibungsfolgen als Unternehmen der privaten 
Wirtschaft. Außerdem stellt sich natürlich die Frage der Veräußerbarkeit von Kommu-
nalvermögen. Weiterhin lässt sich betriebswirtschaftliche Effizienz nur für wenige 
Aufgabenbereiche erreichen. Kennzahlen ja, Vergleich mit der privaten Wirtschaft 
bitte mit Vorsicht. 

Der Einstieg in die Welt der Kennzahlen ist durch landesrechtliche Vorgaben gege-
ben. Danach haben die Kommunen „Daten der Haushaltswirtschaft“ zu erstellen, die 
Kennzahlen beinhalten. Folgende Kennzahlen gelten danach für die Gemeinde 
Rastede: 

 
Steuerquote: 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

57,71 % 64,18 % 63,52 % 66,41 % 66,80 % 61,95 % 67,24 % 

Dies ist eine für Kommunen typische Kennzahl, denn andere „Unternehmen“ verfü-
gen nicht über Steuereinnahmen. 

Eine steigende Tendenz kann ein Hinweis darauf sein, dass spezielle Einnahmen, 
also Gelder, die speziell für Aufgaben gezahlt werden, wie Zuschüsse, Gebühren 
und ähnliche Entgelte, in den Hintergrund geraten. In der Steuerquote selbst sind 
„allgemeine“ Deckungsmittel enthalten, die die Gemeinde benötigt, um die anderen 
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nicht kostendeckenden speziellen Gelder zu ergänzen. Die gegenüber 2014 gestie-
gene Steuerquote steht für einen höheren nicht geplanten Zufluss an Steuermitteln. 
Dieser höhere Zufluss wurde für die Deckung von Aufwand allerdings nicht benötigt; 
er hat deshalb zur Vermeidung einer Kreditaufnahme beigetragen. 

 
Zuschussquote an verbundene Unternehmen, Sondervermögen oder Beteiligungen: 

Gemeint sind insbesondere Verlustausgleiche, die die Kommune an die genannten 
Unternehmen zahlt. 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

1,21 % 1,65 % 1,16 % 1,56 % 1,31 % 1,38 % 1,29 % 

Die Quote ist gering und resultiert aus der Unterstützung eines Unternehmens, wel-
ches u.a. damit betraut ist, gemeindlichen Aufgaben insbesondere im Bereich Touris-
mus wahrzunehmen. Wäre dieses Unternehmen nicht vorhanden, wären die Geldmit-
tel von der Gemeinde direkt für die Aufgaben zu verwenden. 

 
Personalintensität: 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

22,05 % 21,61 % 22,45 % 22,56 % 26,07 % 26,41 % 26,21 % 

Zu erkennen ist, abgesehen von dem Sprung von 2012 nach 2013 eine sehr gleich-
bleibende Personalintensität. Gleichwohl verbergen sich hinter den Prozentwerten 
kontinuierlich steigende Aufwendungen, die im Verhältnis zu den gemeindlichen Ge-
samtaufwendungen insgesamt zu sehen sind, die wiederum auch gestiegen sind. In 
absoluten Beträgen sieht die Entwicklung der Personalaufwendungen wie folgt aus: 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro 

5.211.558 5.249.222 5.573.858 5.815.317 7.075.954 7.797.949 7.899.761 

Die Kennzahl und die absoluten Personalaufwendungen stehen im Spannungsver-
hältnis von Sachkosten, die bei der Aufgabenerledigung eingesetzt werden, zu den 
Aufgaben, die durch eigenes Personal erledigt werden. Eine steigende Tendenz bei 
der Kennzahl ist zu hinterfragen. 2013 hat es einen kräftigen Anstieg der Personal-
aufwendungen gegeben, was allein daran liegt, dass der Bauhof zum 31.12.2012 
seine finanzbuchhalterische Selbständigkeit aufgegeben hat, d.h., die Personalauf-
wendungen des Bauhofes sind wieder vollständig im Haushalt der Gemeinde enthal-
ten. Hinter dem in 2015 gestiegenen Personalaufwand stehen tarifliche Steigerungs-
raten und Personalzuwachs im Kindertagesstättenbereich. 

Abschreibungsintensität: 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

10,34 % 10,75 % 11,67 % 11,81 % 12,94 % 12,52 % 12,48 % 

2.444.256 € 2.610.369 € 2.897.295 € 3.042.975 € 3.512.030 € 3.696.032 € 3.762.004 € 

Die Abschreibungen steigen kontinuierlich. Dies liegt an den hohen Investitionen an 
sich und den dann folgenden bilanziellen Aktivierungen. Die Abschreibungswerte 
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neuer Vermögenwerte haben zudem eine andere Intensität als alte Gebäude und An-
lagen, die vor vielen Jahren zu ganz anderen Kosten hergestellt werden konnten als 
das heute der Fall ist. Eine konstante Abschreibungsintensität sollte prinzipiell darauf 
hinweisen, dass es der Kommune gelingt, ein gesundes Verhältnis zwischen Erhal-
tungsaufwand und Neuerrichtung/-anschaffung zu halten, sofern die Gemeinde Infra-
struktur und Einrichtungen nicht intensiv erweitert. Es müsste aber die Frage erlaubt 
sein, wie die Beziehung zwischen öffentlich-rechtlicher Wahrnehmung von Aufgaben 
aufgrund von gesetzlichen Pflichten und dem Anlagevermögen finanzwirtschaftlich zu 
werten ist. Tatsächlich kommt es bei der öffentlich-rechtlichen Wahrnehmung von 
Aufgaben darauf nicht an. Das ist in der Privatwirtschaft entscheidend anders, wo die 
die Produktionskosten den wirtschaftlichen Erfolg eines Produktes bestimmen bis hin 
zu der Entscheidung, die Produktion einzustellen. Diese wirtschaftlichen Überlegun-
gen sind der Gemeinde nicht zugänglich. 

Eine hohe Abschreibungsintensität hat immer auch zur Folge, für die Refinanzierung 
mehr Geld erwirtschaften zu müssen. Dies ist immer eine Jahresperiodenbetrach-
tung, die jährlich vor Augen führt, ggfs. nach Wegen suchen zu müssen, die jährli-
chen Einnahmen zu erhöhen. Eine steigende Abschreibungsintensivität ist im öffentli-
chen Bereich i.d.R. gleichbedeutend mit einer intensiveren steuerlichen Betroffenheit 
der Bevölkerung, um die Ersatzinvestitionen zu bezahlen. So betrachtet, ist es zu-
mindest vom aktuellen Jahrergebnis her gut gelungen, zusätzliche Zahllasten von der 
Bevölkerung fernzuhalten. 

Zinslastquote: 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

0,63 % 0,45 % 0,22 % 0,24 % 0,16 % 0,35 % 0,11 % 

Die Zinslastquote bewegt sich quasi um 0 %. Das erklärt sich durch die getilgten Kre-
ditmarktmittel. Viel optimaler kann eine Zinslastquote nicht sein. Der Anstieg von 
2013 nach 2014 geht auf eine Kreditaufnahme in Höhe von 2 Mio Euro zurück. Die 
Zinsen stellen für diesen speziellen Kredit zum Erwerb einer Beteiligung eine be-
wusst im Rahmen einer Renditeberechnung in Kauf genommene Aufwandsbelastung 
dar, d.h., im Ergebnis „rechnet“ sich der Zinsaufwand.  

 
Liquiditätsquote: 

Die Liquiditätskreditquote gibt an, in welchem Verhältnis die Einzahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit zu den Liquiditätskrediten stehen. Eine Liquiditätsquote 
größer Null und möglicher Weise steigend, zeigt, dass es der Kommune nicht oder 
zunehmend nicht gelingt, für ihren laufenden Aufwand die benötigten Deckungsmittel 
zu erwirtschaften. 

Eine Quote lässt sich für die Gemeinde Rastede nicht errechnen, weil die Gemeinde 
in allen Vergleichsjahren keine Liquiditätskredite in Anspruch genommen hat. 

 
Reinvestitionsquote: 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

419,94 % 248,88 % 261,21 % 223,26 % 331,49 % 340,55 % 254,51 % 
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Die Kennzahl gibt an, ob die Investitionen im Haushaltsjahr ausgereicht haben, um 
den Wertverlust des Anlagevermögens durch Abschreibungen auszugleichen. Um 
eine dauerhafte Aufgabenerfüllung in gleicher Qualität zu gewährleisten, wird z. T. 
eine Quote von 100 v. H. für erstrebenswert gehalten. Bei einer Quote unter 100 v. 
H. werden geringere Neuinvestitionen getätigt, als durch Abschreibungen verbraucht 
werden. Im Ergebnis müssen die Abschreibungen aber gedeckt werden bzw. sollte 
das Eigenkapital nicht sinken. 

Nach der vorstehenden Definition ist die gemeindliche Kennzahl sehr gut. Aber es 
muss berücksichtigt werden, dass die Abschreibungen mit Investitionen verglichen 
werden, die vor sehr vielen Jahren getätigt wurden und für die ganz andere Preise zu 
zahlen waren als heute. Außerdem muss man sehen, ob die Investitionen tatsächlich 
Ersatz sind oder in Aufgabenerweiterungen (z.B. Schulerweiterung oder neue Kinder-
tagesstätten) oder -intensivierungen (neue Straßen in Neubaugebieten) begründet 
liegen. Danach ist festzustellen, dass die Gemeinde Rastede es bei den Investitionen 
eben nicht nur mit Ersatz zu tun hat. Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass Beides zu-
trifft. Die Gemeinde hat bis jetzt immer darauf geachtet, bei vorhandenen Vermö-
gensgegenständen durch gute Unterhaltung einen vorzeitigen Vermögensverzehr zu 
verhindern. Die Kennzahl ist sicherlich bemerkenswert, aber der Aspekt der Vermö-
genserweiterung und -intensivierung darf nicht außer Acht gelassen werden, denn er 
relativiert die zahlenmäßige Aussage der Kennzahl. 

 
Weitere Überlegungen: 

Sieht man sich den V erlauf der Schulden an und berücksichtigt man dabei die stei-
gende Entwicklung der Bilanzsumme, dann ist festzustellen, dass die Eigenkapital-
lage der Gemeinde gefestigt ist. 

 
 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Schulden 3.870.713,50 3.978.049,91 2.842.837,28 3.071.511,74 4.959.933,89 6.129.749,82 7.315.003,48 

Rückstellungen 7.041.227,90 7.054.666,59 11.080.722,67 8.932.776,01 7.632.560,94 7.248.210,41 7.086.681,71 

 10.911.941,40 11.032.716,50 13.923.559,95 12.004.287,75 12.592.494,83 13.377.960,23 14.401.685,19 

Bilanzsumme 100.032.600,82 104.587.342,52 111.239.872,88 111.766.938,08 119.090.062,48 123.047.220,35 128.811.759,63 

Verschuldungsgrad 1,09 0,11 0,13 0,11 0,11 0,11 0,11 

An Hand der vorstehenden Ausführungen in diesem Rechenschaftsbericht lässt sich 
erkennen, dass die gemeindliche Leistungsfähigkeit gewährleistet ist. Außerdem ist 
die Gemeinde in der Lage, die ordentliche Tilgung zu erwirtschaften und hat außer-
halb von Liquiditätskrediten die Möglichkeit, alle Auszahlungen für die gemeindlichen 
Aufgaben zu leisten. 

Richtet man den Blick in die Zukunft, dann sind finanzielle Risiken, die für die Aufga-
benerfüllung von besonderer Bedeutung sind, nicht erkennbar. Allerdings stellen sich 
in den Bereichen Kindertagesstätten und Schulen Herausforderungen, weil weitere 
Plätze eingerichtet werden müssen. Dies zieht Investitionen und Aufwand nach sich, 
wo nicht zu erwarten ist, dass von dritter Seite eine auskömmliche Finanzierung er-
folgen wird. Die nur geringfügig vorhandene Schuldenlast, wird deshalb sicherlich so 
nicht bleiben. Das ist im v.g. Sinne aber kein Risiko, sondern nur die Voraussicht, 
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dass sich die Finanzierung von Aufgaben ändern wird, was einer normalen Lebenssi-
tuation und -entwicklung entspricht. D.h., die dauerhafte Leistungsfähigkeit der Ge-
meinde ist nicht erkennbar gefährdet. 

Es sieht weiterhin alles gut aus. 

 

Rastede, den 13.07.2016 

--------------------------------------- 
von Essen 

Bürgermeister 
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Anlagenübersicht 

Anlagevermögen 1) 2) 

Entwicklung der Anschaffungs- und Herstellungswerte Entwicklung der Abschreibungen Buchwerte 

Stand am 
31.12.2014 

Zugänge in 
2015 

Abgänge in 
2015 

Umbuch-
ungen in 2015 

Stand am 
31.12.2015 

Stand am 
31.12.2014 

Abschrei- 
bungen in 

2015 

Auflösungen 
³) 
 

Zuschrei- 
bungen in 

2015 

Stand am 
31.12.2015 

am 31.12.2015 am 31.12.2014 

- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - 

  + - +/-     - - +       

1.   Immaterielles 
Vermögen 4.418.674,66 237.821,58 -42.862,89 13.621,00 4.627.254,35 -1.440.525,66 -355.116,58 42.862,89 0,00 -1.752.779,35 2.874.475,00 2.978.149,00 

1.1 Konzessionen             

1.2 Lizenzen 313.424,19 34.562,74 -42.862,89 13.621,00 318.745,04 -227.754,19 -32.035,74 42.862,89 0,00 -216.927,04 101.818,00 85.670,00 

1.3 Ähnliche Rechte             

1.4 Geleist. 
Investionszuwendungen 
und Investitionszuschüsse 

3.635.794,47 203.258,84 0,00 0,00 3.839.053,31 -1.212.771,47 -323.080,84 0,00 0,00 -1.535.852,31 2.303.201,00 2.423.023,00 

1.5 Aktivierter 
Umstellungsaufwand             

1.6 Sonstiges 
immaterielles Vermögen 469.456,00 0,00 0,00 0,00 469.456,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 469.456,00 469.456,00 

2.   Sachvermögen (ohne 
Vorräte u. geringwertige 
VG) 

155.353.942,38 7.776.014,24 -616.554,17 -13.621,00 162.499.781,45 -50.035.675,49 -3.406.888,33 172.885,12 0,00 -53.269.678,70 109.230.102,75 105.318.266,89 

2.1 Unbebaute 
Grundstücke und 
grundstücksgleiche 
Rechte an unbebauten 
Grundstücken 

6.897.261,58 346.304,64 -401.843,45 5.579,70 6.847.302,47 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 6.847.302,47 6.897.261,58 

2.2 Bebaute Grundstücke 
und grundstücksgleiche 
Rechte an bebauten 
Grundstücken 

45.874.280,70 305.689,26 -125.791,69 296.825,95 46.351.004,22 -12.578.200,71 -582.420,24 109.573,57 0,00 -13.051.047,38 33.299.956,84 33.296.079,99 

2.3 Infrastrukturvermögen 82.075.033,18 521.765,15 -69.944,05 456.368,11 82.983.222,39 -32.941.095,35 -2.035.597,01 53.145,57 0,00 -34.923.546,79 48.059.675,60 49.133.937,83 

2.4 Bauten auf fremden 
Grundstücken 342,22 0,00 0,00 0,00 342,22 -263,22 -4,00 0,00 0,00 -267,22 75,00 79,00 

2.5 Kunstgegenstände, 
Kulturdenkmäler 9.500,00 65.780,80 0,00 0,00 75.280,80 -1.859,00 -2.343,80 0,00 0,00 -4.202,80 71.078,00 7.641,00 

2.6 Maschinen u. tech. 
Anlagen; Fahrzeuge 3.129.794,38 9.371,80 -18.974,98 4.425,42 3.124.616,62 -1.373.086,38 -244.094,22 10.165,98 0,00 -1.607.014,62 1.517.602,00 1.756.708,00 

2.6.1 Fahrzeuge 2.530.582,36 804,44 0,00 0,00 2.531.386,80 -1.157.181,36 -191.541,44 0,00 0,00 -1.348.722,80 1.182.664,00 1.373.401,00 

  
1) Gliederung richtet sich nach der Bilanz 
2) Im Falle der Vermögenstrennung jeweils auch das realisierbare Vermögen 
3) Kumulierte Abschreibungen für Abgänge 
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Anlagevermögen 1) 2) 

Entwicklung der Anschaffungs- und Herstellungswerte Entwicklung der Abschreibungen Buchwerte 

Stand am 
31.12.2014 

Zugänge in 
2015 

Abgänge in 
2015 

Umbuch-
ungen in 2015 

Stand am 
31.12.2015 

Stand am 
31.12.2014 

Abschrei- 
bungen in 

2015 

Auflösungen 
³) 
 

Zuschrei- 
bungen in 

2015 

Stand am 
31.12.2015 

am 31.12.2015 am 31.12.2014 

- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - 

  + - +/-     - - +       

2.6.2 Maschinen 599.212,02 8.567,36 -18.974,98 4.425,42 593.229,82 -215.905,02 -52.552,78 10.165,98 0,00 -258.291,82 334.938,00 383.307,00 

2.6.3 Technische Anlagen             

2.7 Betriebs- und 
Geschäftsausstattung;  
Pflanzen und Tiere 

6.733.599,83 369.039,65 0,00 29.282,41 7.131.921,89 -3.141.170,83 -542.429,06 0,00 0,00 -3.683.599,89 3.448.322,00 3.592.429,00 

2.9 Geleistete 
Anzahlungen, Anlagen im 
Bau 

10.634.130,49 6.158.062,94 0,00 -806.102,59 15.986.090,84 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 15.986.090,84 10.634.130,49 

3.   Finanzvermögen (ohne 
Forderungen) 3.360.576,99 42.882,55 -204.217,85 0,00 3.199.241,69 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3.199.241,69 3.360.576,99 

3.1 Anteile an 
verbundenen 
Unternehmen 

25.000,00 0,00 0,00 0,00 25.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 25.000,00 25.000,00 

3.2 Beteiligungen 2.078.799,52 43.276,15 0,00 0,00 2.122.075,67 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.122.075,67 2.078.799,52 

3.3 Sondervermögen mit 
Sonderrechnung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

3.4 Ausleihungen 1.234.071,74 0,00 -204.217,85 0,00 1.029.853,89 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.029.853,89 1.234.071,74 

3.5 Wertpapiere 22.705,73 -393,60 0,00 0,00 22.312,13 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 22.312,13 22.705,73 

insgesamt 163.133.194,03 8.056.718,37 -863.634,91 0,00 170.326.277,49 -51.476.201,15 -3.762.004,91 215.748,01 0,00 -55.022.458,05 115.303.819,44 111.656.992,88 

  
1) Gliederung richtet sich nach der Bilanz 
2) Im Falle der Vermögenstrennung jeweils auch das realisierbare Vermögen 
3) Kumulierte Abschreibungen für Abgänge 
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Schuldenübersicht 

gem. § 56 Abs. 3 GemHKVO 

Art der Schulden 1) 

 davon mit einer Restzeit von   

Gesamtbetrag 
am 31.12.2015 

-Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 
bis zu 1 Jahr -

Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 

über 1 bis 5 
Jahre -Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 

mehr als 5 
Jahre -Euro- 

Gesamtbetrag 
31.12.2014 -

Euro- 

Mehr(+)/wenige
r(-) -Euro- 

- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - 

1 2 3 4 5 6 7 

1. Geldschulden 3.611.322,27    3.936.498,57 -325.176,30 

1.1 Anleihen       

1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 3.611.322,27 613,56 145.118,54 3.465.590,17 3.936.498,57 -325.176,30 

1.3 Liquiditätskredite       

1.4 sonstige Geldschulden       

2. Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen 
Rechtsgeschäften       

3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 26.442,35 26.442,35   94.743,30 -68.300,95 

4. Transferverbindlichkeiten 44.728,32 40.456,78 4.271,54  0,00 44.728,32 

5. Sonstige Verbindlichkeiten 3.632.510,54 3.632.510,54   2.098.507,95 1.534.002,59 

Schulden insgesamt 7.315.003,48 3.700.023,23 4.271,54 3.465.590,17 6.129.749,82 1.185.253,66 
  
1) Gliederung richtet sich nach der Bilanz 
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Forderungsübersicht 

gem. § 56 Abs. 2 GemHKVO 

Art der Forderungen 1) 

 davon mit einer Restzeit von   

Gesamtbetrag 
am 31.12.2015 

-Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 
bis zu 1 Jahr -

Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 

über 1 bis 5 
Jahre -Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 

mehr als 5 
Jahre -Euro- 

Gesamtbetrag 
am 31.12.2014 

-Euro- 

Mehr(+)/ 
weniger(-) -

Euro- 

- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - 

1 2 3 4 5 6 7 

Öffentlich-rechtliche Forderungen 1.558.242,47 1.346.039,85 199.892,11 65.166,40 1.267.397,58 290.844,89 

Forderungen aus Transferleistungen 110.537,71 96.352,46 19.872,83 20.681,64 108.477,42 2.060,29 

Sonstige privatrechtliche 
Forderungen 1.580.983,59 1.412.353,57 115.473,22 53.386,20 -16.985,23 1.597.968,82 

Summe aller Forderungen 3.249.763,77 2.854.745,88 335.238,16 139.234,24 1.358.889,77 1.890.874,00 

  
1) Gliederung richtet sich nach der Bilanz 
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Nebenrechnung nach § 56 Abs. 4 GemHKVO    

für die leitungsgebundene kostenrechnende Einrichtung Schmutzwasser 

       
I.  Berechnung für 2014     

    
Abschreibun-
gen 

Aufwendungen 
auf die 

  

    
  die Abschrei-

bungen 
  

    
  angerechnet 

werden 
noch nicht 

      = verwendete verwendete 

  
         Abschreibun-

gen 
Abschreibun-
gen 

      1 2 3 

 
1 
a) 

bisherige Abschreibungen aus Spalte 6 15.860.294,15 
 

  

  (= "bisherige Abschreibungen") des Musters 12      

  (=Anlagennachweise) zu § 39 Abs. 2 GemHVO      

         

 
1 
b) 

bisherige Abschreibungen (1a)) soweit sie im jeweiligen Jahr 16.063.937,91 
 

  

  erwirtschaftet wurden. Erwirtschaftet sind die Abschreibungen      

  in dem Umfang, wie die Einnahmen die Kosten der       

  Einrichtung decken.       

         

 
2 
a) 

bisherige Ersatz- und Erneuerungsinvestitionen,   5.302.801,65   

  für die keine Beiträge und Zuweisungen      

  gezahlt worden sind       

         

 
2 
b) 

bisherige Tilgungen von - spezielle Darlehen   3.703.550,68   

  Krediten für diese Einrichtung - allg. Darlehen   2.457.494,95   

         

 
2 
c) 

bisherige Anteile für die Refinanzierung   4.868.796,50   

  allgemeiner Deckungsmittel (= Darlehen der Gemeinde)      

  abzüglich Einnahmeüberschüsse aus Vorjahren   -1.518.970,25   

         

  Summe Spalte 2    14.813.673,53   

         

 3 bisher nicht verwendete Abschreibungen 16.063.937,91 14.813.673,53 1.250.264,37 

  = Ergebnis der Nebenrechnung 2014    

 

Hinweis zur Aktualität der Nebenrechnung: 

Die Einführung der Doppik in den öffentlichen Haushalt der Gemeinde Rastede ab 

2009 hat zu einer sehr großen Menge an Arbeitsrückständen bei den Jahresab-

schlüssen geführt. Die Folge davon war, dass eine ganze Reihe von Jahren im Buch-

haltungssystem „offen“ war. Das hat es ermöglicht, immer auch noch kostenrechneri-

sche Ergebnisse bei dem jeweiligen Jahresabschluss zu berücksichtigen. Das geht 

nun nicht mehr, wie oben zu den Kostenrechnungen bereits ausgeführt wurde. Zu-

künftig können dem Jahresabschluss jeweils nur die aktuellsten kostenrechnerischen 

Berechnungen beigefügt werden. 
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Nebenrechnung nach § 56 Abs. 4 GemHKVO    

für die leitungsgebundene kostenrechnende Einrichtung Regenwasser 

       
I.  Berechnung für 2014     

    
Abschreibun-
gen 

Aufwendun-
gen auf die 

  

    
  die Abschrei-

bungen 
  

    
  angerechnet 

werden 
noch nicht 

      = verwendete verwendete 

  
         Abschrei-

bungen 
Abschreibun-
gen 

      1 2 3 

 
1 
a) 

bisherige Abschreibungen aus Spalte 6 4.431.830,02 
 

  

  (= "bisherige Abschreibungen") des Musters 12      

  (=Anlagennachweise) zu § 39 Abs. 2 GemHVO      

         

 
1 
b) 

bisherige Abschreibungen (1a)) soweit sie im jeweiligen Jahr 2.034.479,53 
 

  

  erwirtschaftet wurden. Erwirtschaftet sind die Abschreibungen      

  in dem Umfang, wie die Einnahmen die Kosten der       

  Einrichtung decken.       

         

 
2 
a) 

bisherige Ersatz- und Erneuerungsinvestitionen,   3.289.674,80   

  für die keine Beiträge und Zuweisungen      

  gezahlt worden sind       

         

 
2 
b) 

bisherige Tilgungen von - spezielle Darlehen   210.742,01   

  Krediten für diese Einrichtung - allg. Darlehen   733.499,37   

         

 
2 
c) 

bisherige Anteile für die Refinanzierung   2.909.293,53   

  allgemeiner Deckungsmittel (= Darlehen der Gemeinde)      

  abzüglich Einnahmeüberschüsse aus Vorjahren   -256.200,55   

         

  Summe Spalte 2    6.887.009,15   

         

 3 bisher nicht verwendete Abschreibungen 2.034.479,53 6.887.009,15 -4.852.529,63 

  = Ergebnis der Nebenrechnung 2014    
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Abkürzungsverzeichnis 

 
Abs. Absatz 
AHW Anschaffungs- und Herstellungswert 
bzw. beziehungsweise 
d. h.  das heißt 
EUR Euro 
gem. gemäß 
GemHKVO Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des 

Haushaltsplans sowie die Abwicklung der Kassen-
geschäfte der Gemeinden auf der Grundlage der kommu-
nalen Doppik (Gemeindehaushalts- u.-kassenverordnung) 

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
IDR Institut der Rechnungsprüfer 
i. H. v.  in Höhe von 
IT Informationstechnik 
i. V. m. in Verbindung mit 
KDO Kommunale Datenverarbeitung Oldenburg 
KomHKVO Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des 

Haushaltsplans sowie die Abwicklung der Kassen-
geschäfte der Kommunen (Kommunalhaushalts- und  
-kassenverordnung) 

LSN Landesamt für Statistik Niedersachsen 
Nds. Niedersachsen 
NKomVG Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
RPA Rechnungsprüfungsamt 
RdErl. d. MI Runderlass des Nds. Ministeriums für Inneres und Sport 
S.  Satz 
sog. Sogenannten 
TEUR Tausend Euro 
u. a.  unter anderem 
u. ä.  und ähnliches 
z. B.  zum Beispiel 
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1. Grundlagen der Prüfung des Jahresabschlusses 

1.1 Prüfungsauftrag 

Die Gemeinde Rastede hat gemäß § 128 NKomVG für jedes Haushaltsjahr einen 
Jahresabschluss nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung aufzustellen. Die 
Prüfung des Jahresabschlusses obliegt nach geltender Rechtslage (§§ 155, 156 
NKomVG) dem zuständigen Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Ammerland. 

 

1.2 Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Gegenstand der Prüfung waren die Buchführung und der Jahresabschluss zum 
31.12.2015 in der Fassung vom 13.07.2016, einschließlich des Anhangs und der 
Pflichtanlagen gemäß § 128 Abs. 3 NKomVG. Hinsichtlich des Rechenschaftsberichts 
haben wir geprüft, ob dieser mit dem Jahresabschluss und den bei unserer Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht und insgesamt eine zutreffende Darstellung 
der Lage der Gemeinde Rastede vermittelt sowie die zukünftigen Chancen und Risiken 
abbildet.  

Der Jahresabschluss in der Fassung vom 13.07.2016 wurde dem RPA am 22.07.2016 zur 
Prüfung vorgelegt und in der Zeit vom 14.05.2018 bis 02.10.2018 (mit Unterbrechungen) 
geprüft.  

Als Prüfungsunterlagen dienten die Buchhaltungsunterlagen, die Belege sowie die Akten 
und das Schriftgut der Gemeinde Rastede. 

Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind von den einzelnen 
Fachämtern bereitwillig erbracht worden. 

Die Prüfung des Jahresabschlusses gem. §§ 155, 156 NKomVG wurde unter ergänzen-
der Anwendung des risikoorientierten Prüfungsansatzes in Anlehnung an die vom IDR 
verabschiedeten Grundsätze vorgenommen. Die Prüfungshandlungen wurden unter 
Beachtung der Grundsätze der Wesentlichkeit und Wirtschaftlichkeit in Anwendung des  
§ 156 Abs. 1 NKomVG und im Hinblick auf den zeitlichen Verzug auf den Umfang 
beschränkt, der nach pflichtgemäßem Ermessen notwendig und angemessen ist, um 
relevante Sachverhalte beurteilen und die im Rahmen des gesetzlichen Prüfauftrages 
erforderlichen Feststellungen treffen zu können.  

Demzufolge war die Prüfung des Jahresabschlusses so zu planen und durchzuführen, 
dass eine hinreichend sichere Beurteilung darüber abgegeben werden kann, ob der 
Jahresabschluss rechtskonform und frei von wesentlichen Fehlaussagen ist.  

Davon ausgehend haben wir uns zunächst einen Überblick über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Verwaltung der Gemeinde Rastede verschafft und uns mit den 
Risiken befasst, die zu wesentlichen Fehlern im Verwaltungshandeln bzw. in der 
Rechnungslegung führen können. Zudem haben wir untersucht, welche Maßnahmen die 
Verwaltung ergriffen hat, um diese Risiken zu bewältigen. In diesem Zusammenhang 
wurde auch eine grundsätzliche Einschätzung des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems durchgeführt. Darauf aufbauend haben wir sowohl analytische Prüfungs-
handlungen als auch Einzelfallprüfungen nach Art und Umfang unter Berücksichtigung der 
Bedeutung der Prüfungsgebiete in ausgewählten Stichproben vorgenommen.  
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Im Rahmen der Prüfung wurde als Sachbereichsprüfung die Prüfung des Umgangs mit 
erhaltenen Spenden durchgeführt. Damit umfasste die Jahresabschlussprüfung neben der 
Prüfung der Buchführung und des Jahresabschlusses auch die Beurteilung der Ordnungs-
mäßigkeit und Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns. 

Dieser Prüfungsbericht unterrichtet über das Ergebnis der Prüfungen. Prüfungsbemer-
kungen von untergeordneter Bedeutung und solche, die während des Prüfungszeitraumes 
ausgeräumt wurden, sind nicht Inhalt dieses Berichts. In diesen Fällen wurden die Einzel-
heiten mit den zuständigen Mitarbeitern der Gemeindeverwaltung besprochen. 

 

1.3 Jahresabschlüsse der Vorjahre 

Die Jahresabschlüsse für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 mit dem jeweiligen 
Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes vom 02.10.2017 bzw. 27.10.2017 wurden 
am 12.12.2017 vom Rat beschlossen. In diesem Zusammenhang wurde über die 
Verwendung der Jahresergebnisse beschlossen. Dem Bürgermeister wurde für die 
Haushaltsjahre 2013 und 2014 die Entlastung erteilt.  

Das Haushaltsjahr 2013 wurde verfristet zum Abschluss gebracht. Im Rahmen der 
Prüfung hat sich bezüglich der formellen Abwicklung des Haushaltjahres 2013 der 
folgende Hinweis ergeben: 

Hinweis: 

Der Beschluss über das Jahresergebnis 2013 ist nicht korrekt erfolgt, da die vom Rat 
beschlossenen Ergebnisse von den abschließend geprüften Beträgen abweichen. Dies 
liegt darin begründet, dass in der Beschlussvorlage bereits der im Rahmen der 
Vorjahresprüfung durch das RPA festgestellte Korrekturbetrag berücksichtigt worden ist. 
Diese Korrektur hätte jedoch in dem nächsten noch zu erstellenden Jahresabschluss 
erfolgen müssen und nicht im Rahmen des Ergebnisverwendungsbeschlusses. Im 
Ergebnis handelt es sich somit um eine Korrektur die zwar inhaltlich richtig, aber 
unzulässigerweise vorgezogen wurde.  

 

Das Haushaltsjahr 2014 wurde zwar ebenfalls verfristet, aber formell ordnungsgemäß 
zum Abschluss gebracht. 

 

1.4 Erledigung früherer Prüfungsbemerkungen 

Im Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2014 der Gemeinde Rastede vom 
27.10.2017 waren 16 Prüfungsfeststellungen aufgeführt:  

01 Bei der Prüfung von Belegen der digitalen Akten fiel auf, dass vereinzelt 
Seiten von Rechnungen nicht digitalisiert wurden und die entsprechenden 
Originale bereits vernichtet worden sind. Die Gemeinde hat somit die 
Aufbewahrung digitaler Belege gem. § 39 GemHKVO nicht vollumfänglich 
sichergestellt. 

02 Aufgrund des Dienstherrenwechsels eines Beamten zur Gemeinde Ra-
stede wird für die vor dem Wechsel erworbenen Pensionsansprüche ein 
Ausgleichsposten als sonstiger immaterieller Vermögensgegenstand im 
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Jahresabschluss ausgewiesen. Der Ausweis dieses Ausgleichspostens 
verstößt gegen den Bilanzierungsgrundsatz gem. § 42 Abs. 3 GemHKVO. 

03, 10 Das Sachvermögen wird um 58.618,90 EUR zu gering ausgewiesen, da 
die in 2014 erbrachten Leistungen für bereits abgeschlossene Baumaß-
nahmen nicht aktiviert wurden. Entsprechend hätten Verbindlichkeiten in 
der vorgenannten Höhe passiviert werden müssen. Aufgrund der Nichter-
fassung des o. g. Sachvermögens bzw. der o.g. Verbindlichkeiten wird 
gegen den Vollständigkeitsgrundsatz gem. § 42 Abs. 1 GemHKVO ver-
stoßen.  

04 Im Rahmen unserer Stichprobe wurde festgestellt, dass in 2014 eine 
energetische Sanierung an der kooperativen Gesamtschule Wilhelm-
straße i. H. v. 140.481,48 EUR als investiv angesehen wurde. Durch die 
Aktivierung erfolgte eine unzulässige Erhöhung des Anlagevermögens 
und eine ebenfalls unzulässige Verbesserung des Jahresergebnisses um 
140.481,48 EUR.  

05 In der Bilanzposition „2.9.6 Anlagen im Bau“ werden Anlagen  
i. H. v. 368.664,45 EUR ausgewiesen, die bereits im Haushaltsjahr 2014 
fertiggestellt worden sind.  

06, 11 Die kreditorischen Debitoren wurden nicht zu den Verbindlichkeiten 
umgegliedert. Ebenso wurden die debitorischen Kreditoren nicht zu den 
Forderungen umgegliedert. Hierbei handelt es sich um einen Verstoß 
gegen das Verrechnungsverbot gemäß § 42 Abs. 2 GemHKVO. 

07 Die Bilanzposition „3.7 Forderungen aus Transferleistungen“ wird um ca. 

20.000,00 EUR zu gering ausgewiesen, da nicht alle Transferforderungen 
in voller Höhe eingebucht worden sind. Aus diesem Grund liegt, wie 
schon in den Vorjahren, ein Verstoß gegen das Vollständigkeitsgebot 
gem. § 42 Abs. 1 GemHKVO vor. 

08 Die Gemeinde verstößt gegen § 5 Abs. 2 NKAG, da sie die seit 2005 
aufgelaufenen Überschüsse der zentralen Schmutzwasserbeseitigung 
nicht innerhalb von drei Jahren gebührenmindernd eingesetzt hat.  

09 Die Bilanzposition „1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten“ wird 

unrechtmäßigerweise zu hoch ausgewiesen.  

12 Die im Rahmen des fiduziarischen Systems für den Landkreis Ammerland 
zurückgeforderten Sozialleistungen sind als Verbindlichkeiten gegenüber 
dem Landkreis zu bilanzieren. Da diese Verbindlichkeiten i. H. v. 
128.107,12 EUR zum Bilanzstichtag nicht passiviert wurden, werden die 
Schulden zu gering ausgewiesen. Somit wurde gegen den Vollständig-
keitsgrundsatz gem. § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 

13 Die Gemeinde Rastede sieht generell kein Rückstellungserfordernis für 
ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des Finanzausgleichs (hier: 
Kreisumlage). Das RPA ist jedoch der Auffassung, dass grundsätzlich 
eine Verpflichtung zur Bildung dieser Rückstellung gem. § 43 Abs. 1 Nr. 6 
GemHKVO besteht.  
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14, 16 Die Gemeinde Rastede weist in der Ergebnis- und der Finanzrechnung in 
Spalte 4 „Ansatz Haushaltsjahr“ Haushaltsansätze aus, die nicht durch-
gängig den ursprünglichen Haushaltsansätzen des Haushaltsplans 
entsprechen. Zudem erfolgt auch keine Berücksichtigung der Haushalts-
reste aus Vorjahren sowie der Änderungen des Ansatzes durch bewilligte 
über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen des 
laufenden Haushaltsjahres.  

15 In der Finanzrechnung der Gemeinde wird in Zeile 41 „Anfangsbestand 

an Zahlungsmitteln zu Beginn des Jahres“ ein Betrag i. H. v.  
-5.027.864,78 EUR ausgewiesen. Die in der Bilanz ausgewiesenen 
liquiden Mittel des Vorjahres, die den tatsächlichen Anfangsbestand an 
Zahlungsmitteln des Haushaltsjahres darstellen, betrugen jedoch 
7.037.864,78 EUR. Des Weiteren stimmt der in Zeile 42 „Endbestand an 

Zahlungsmitteln“ ausgewiesene Betrag i. H. v. -8.296.632,05 EUR nicht 
dem unter der Bilanzposition der liquiden Mittel aufgeführten Betrag i. H. 
v. 3.769.033,00 EUR.  

 

Die Prüfungsfeststellung der Textziffern 03, 04, 05, 07, 10 und 12 wirken sich auf das Jahr 
2015 aus. Die Prüfungsfeststellungen der Textziffern 01, 02, 06, 08, 09, 11, 13, 14, 15, 16 
bezogen sich auf das Jahr 2014 und haben keine weitergehenden Auswirkungen auf das 
Jahr 2015 oder Folgejahre. 

 

1.5 Grundlagen der Haushaltswirtschaft 

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan mit seinen Bestandteilen Ergebnishaushalt, 
Finanzhaushalt, Teilhaushalte, Stellenplan und den Anlagen zum Haushaltsplan stellen 
die Grundlage der Haushaltswirtschaft dar.  

 

1.5.1 Haushaltssatzung / Nachtragssatzung / Genehmigung 

Die Haushaltssatzung und die Nachtragshaushaltssatzung sind auf der Grundlage des  
§ 112 NKomVG erstellt worden.  

Die für das Haushaltsjahr maßgebliche Haushaltssatzung der Gemeinde enthält die 
notwendigen Festlegungen und wurde vom Rat in seiner Sitzung vom 16.12.2014 be-
schlossen. Die genehmigungspflichtigen Teile der Haushaltssatzung wurden von der 
Kommunalaufsicht mit Schreiben vom 04.03.2015 ohne Einschränkungen genehmigt. Die 
Satzung enthielt u. a. folgende Festsetzungen: 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen 

6.814.681,00 EUR 

Verpflichtungsermächtigungen 3.933.000,00 EUR 

Höchstbetrag der Liquiditätskredite 1.500.000,00 EUR 
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Die Nachtragshaushaltssatzung wurde vom Rat in seiner Sitzung vom 14.07.2015 
beschlossen und mit Schreiben vom 14.09.2015 von der Kommunalaufsicht genehmigt. 
Die Nachtragssatzung enthielt folgende Festsetzungen: 

 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen 

8.065.681,00 EUR 
(+1.251.000,00 EUR) 

Verpflichtungsermächtigungen 4.673.000,00 EUR 
(+740.000,00 EUR) 

Höchstbetrag der Liquiditätskredite 1.500.000,00 EUR 

 
Mit Ausnahme der verspäteten Vorlage der Haushaltssatzung wurden die Bestimmungen 
zur Genehmigung der Haushaltssatzung sowie der Nachtragshaushaltssatzung, ein-
schließlich der Bestimmungen zur öffentlichen Bekanntmachung und Auslegung, 
beachtet.  

 

1.5.2 Vorläufige Haushaltsführung 

Aufgrund der zu Beginn des Jahres 2015 noch nicht rechtskräftigen Haushaltssatzung 
waren die Vorschriften zur vorläufigen Haushaltsführung gemäß § 116 NKomVG zu 
beachten. Wesentliche Verstöße hiergegen wurden nicht festgestellt. Die vorläufige 
Haushaltsführung endete am 24.03.2015. 

 

1.5.3 Haushaltsplan 

Der Haushaltsplan ist auf der Grundlage des § 113 NKomVG i. V. m. § 1 GemHKVO auf-
gestellt worden.  

Die Aufstellung des Haushaltes erfolgte nach der organisatorischen Struktur der Gemein-
deverwaltung. Dies führte zur Bildung von 14 Teilhaushalten, welche die übergeordneten 
Aufgabenbereiche der Gemeinde abbilden und denen die jeweiligen Produkte zugeordnet 
wurden. Die Bildung der Budgets erfolgte auf Ebene der Teilhaushalte und auf Ebene der 
Produkte durch Haushaltsvermerk gemäß § 4 Abs. 3 GemHKVO.  

Eine mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung sowie ein Investitionsprogramm gemäß  
§ 118 NKomVG waren dem Haushaltsplan beigefügt.  

Der Haushaltsausgleich gemäß § 110 Abs. 4 NKomVG ist für den Gemeindehaushalt in 
der Planung gegeben. Es ergab sich ein planerischer Überschuss i. H. v. 79.860,00 EUR, 
der auch mit dem Nachtragshaushalt beibehalten werden konnte. Die Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzeptes gemäß § 110 Abs. 6 NKomVG war nicht erforderlich. 

Die in § 1 Abs. 1 GemHKVO aufgeführten Bestandteile des Haushaltsplans einschließlich 
der Anlagen lagen für den Haushalt 2015 größtenteils vor. Nennenswerte Abweichungen 
bei den verbindlich vorgeschriebenen Mustern bestanden u. a. wie folgt:  

 Muster 6 (Ergebnishaushalt): Die Darstellung des ordentlichen und außerordent-
lichen Ergebnisses erfolgte nicht korrekt.  

 Muster 8: Teil A zu Muster 8 war nicht vorhanden.  
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 Bei den Mustern 6 (Ergebnishaushalt), 7 (Finanzhaushalt) und 8 Teil B und C 
(Teilergebnis- und Teilfinanzhaushalte) fehlten im Nachtragshaushalt die Spalten 
der Planjahre, so dass die Fortschreibung des Ergebnis- und Finanzplans durch 
den vorgenommenen Nachtrag nicht erkennbar waren.  

 

1.5.4 Ausführung des Haushaltsplans 

Der Haushaltsausgleich gemäß § 110 Abs. 4 NKomVG ist für das Ergebnis des ordent-
lichen Haushalts mit einem Überschuss i. H. v. 4.027.520,82 EUR und für das Ergebnis 
des außerordentlichen Haushalts mit einem Überschuss i. H. v. 386.327,84 EUR ge-
geben. 

Gem. § 110 Abs. 4 NKomVG sind neben dem Haushaltsausgleich in Planung und Rech-
nung die Liquidität der Gemeinde sowie die Finanzierung der Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen sicherzustellen. Die Liquiditätslage der Gemeinde im 
Jahr 2015 ist geordnet. Nach den von hier vorgenommenen Prüfungen konnte festgestellt 
werden, dass die Gemeinde die Anforderungen an die Liquidität sichergestellt hat.  
Die in der Satzung festgelegten Liquiditätskredite mussten nicht in Anspruch genommen 
werden. 

Die Gemeinde Rastede hat im Jahr 2015 einen Kredit bei der Kreisschulbaukasse i. H. v. 
79.500 EUR aufgenommen. Eine Übertragung der nicht benötigten Kreditermächtigung 
von insgesamt 7.985.850,00 EUR ist i. H. v. 5.914.408,75 EUR in das Folgejahr erfolgt.  

Verstöße gegen die Vorschriften des § 117 NKomVG (über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen und Auszahlungen) wurden nicht festgestellt.  
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2. Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens 

2.1 Allgemeines 

Die gemäß § 41 Abs. 1 GemHKVO zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Erledigung 
der Aufgaben der Zahlungsanweisung, der Buchführung und der Zahlungsabwicklung 
erforderliche Dienstanweisung wurde durch den Bürgermeister am 05.11.2011 erlassen 
und durch die neu gefasste Dienstanweisung vom 23.12.2015 mit Wirkung ab 01.01.2016 
ersetzt. Die „Dienstanweisung für die Finanzbuchhaltung und Gemeindekasse der 
Gemeinde Rastede“ enthält die erforderlichen Mindestregelungen gemäß § 41 Abs. 2 
GemHKVO. 

Die Gemeinde Rastede verwendet für das Haushalts- und Rechnungswesen auf 
doppischer Basis die Software „KDO doppik&more“ auf Grundlage der mySAP ERP-
Technologie, welche über die KDO bereitgestellt wird.  

Die Einrichtung eines neuen Nutzers und die Bereitstellung der für den Arbeitsplatz 
benötigten Rechte für die vorstehende Finanzsoftware erfolgt ausschließlich durch die 
KDO. Gemäß § 27 Abs. 3 der „Dienstanweisung für die Finanzbuchhaltung und 
Gemeindekasse der Gemeinde Rastede“ vom 23.12.2015 werden die bereitzustellenden 
Berechtigungen vom Kassenaufsichtsbeamten bestimmt. Die Kassenaufsicht nimmt 
gemäß § 1 der Dienstanweisung der Fachbereichsleiter für Haushalt und Finanzen wahr. 
Änderungen in den Berechtigungen können darüber hinaus nur der Bürgermeister, der  
1. Gemeinderat, der Kämmerer und der Vertreter des Leiters Fachbereich Haushalt und 
Finanzen beantragen (§ 45 Abs. 2 der Dienstanweisung).  

Die Voraussetzung einer Freigabe der Software gem. § 35 Abs. 5 GemHKVO ist formell 
erfüllt. 

 

2.2 Buchführung 

Das Rechnungswesen umfasst die Finanzbuchführung, inklusive der Debitoren- und 
Kreditorenbuchhaltung, sowie der Anlagenbuchhaltung. 

Bei der Gemeinde Rastede besteht eine dezentrale Buchhaltung. Die Vorkontierung wird 
dabei in den einzelnen Geschäftsbereichen vorgenommen, die Endkontierung und 
Anordnung der Geschäftsvorfälle erfolgen zentral in der Kämmerei. 

Für die vorhandenen Konten ist gemäß § 35 Abs. 4 GemHKVO ein Kontenplan 
eingerichtet. Dieser Kontenplan ist auf der Grundlage des vom LSN bekannt gegebenen 
Musters gegliedert und hinsichtlich der besonderen Erfordernisse der Gemeinde weiter 
differenziert. Der verbindliche Produktrahmen sowie der Kontenrahmen einschließlich der 
zugehörigen Zuordnungsvorschriften wurden, bis auf wenige Ausnahmen (u. a. Verrech-
nungskonten), eingehalten. 

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2015 sind folgende Einstellungen in 
„KDO doppik&more“ aufgefallen: 

 Abschreibungsbeträge werden auf den nächsten vollen Euro gerundet. Hierbei 
handelt es sich um eine Grundeinstellung in der Finanzsoftware, die auch von der 
KDO nicht geändert werden kann. Diese Einstellung wirkt sich geringfügig auf das 
Ergebnis 2015 aus. 
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 Bei der technischen Neuzuordnung von Produkten wurden nicht alle erforderlichen 
Systemeinstellungen vorgenommen. Dadurch werden in den Teilergebnis- und 
Teilfinanzrechnungen nicht alle Einnahmen und Ausgaben berücksichtigt. Dies hat 
zur Folge, dass die Summen der Teilergebnis- und Teilfinanzrechnungen nicht mit 
den Beträgen der Gesamtergebnis- und Gesamtfinanzrechnung übereinstimmen. 
Im Jahresabschluss 2016 bestanden keine Differenzen.  
Kritisch wird seitens des RPA erachtet, dass sich aus späteren Änderungen 
rückwirkend Abweichungen in den bereits abgeschlossenen Haushaltsjahren 
ergeben. Die Gesamtergebnis- und Gesamtfinanzrechnung werden jedoch richtig 
dargestellt.  

 In der systemgenerierten Anlagenübersicht werden in Zeile „1.6 Sonstiges imma-
terielles Vermögen“ die unter der Kontenart 009 gebuchten Anzahlungen auf im-
materielle Vermögensgegenstände nicht berücksichtigt. Ab dem Jahresabschluss 
2016 erfolgt ein korrekter Ausweis in der Anlagenübersicht. 

 Zudem werden in der Anlagenübersicht in Zeile „2.1 Unbebaute Grundstücke und 

grundstücksgleiche Rechte an unbebauten Grundstücken“ Umbuchungen von 

gemeindeeigenen Grundstücken ins Vorratsvermögen nicht bei den Abgangs-
buchungen, sondern bei den Zugangsbuchungen berücksichtigt. Dadurch werden 
die Zugangs- und Abgangsbuchungen in Höhe dieser Umbuchungen zu gering 
dargestellt. Hierbei handelt es sich um eine Einstellung in der Finanzsoftware, die 
nicht geändert werden kann. 

 Eine korrekte Produktgruppenübersicht kann systembedingt derzeit nicht erstellt 
werden.  

 Eine periodengerechte Zuordnung von Buchungsbeträgen ist nicht gegeben, wenn 
Beleg- /Leistungsdatum und Auszahlung in unterschiedliche Perioden fallen. Das 
Programm ordnet fälschlicherweise die Buchungsbeträge der Periode des Zahl-
flusses zu.  

 

Die Buchführung ist nach unseren Feststellungen nur teilweise ordnungsgemäß und 
entspricht nicht durchgängig den gesetzlichen Anforderungen des § 35 Abs. 1 und 2 
GemHKVO.  

Es hat sich folgende Feststellung ergeben: 

01 Im Haushaltsjahr 2015 wurden bereits geschlossene Grundstücksverträge nicht nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung behandelt. Obwohl weder ein Zahlungsfluss 
noch ein wirtschaftlicher Eigentumsübergang im Zusammenhang mit den Grundstücks-
verträgen vorlag und es sich somit um „schwebende Geschäfte“ handelt, wurden diese 

unzulässiger Weise in Form von Forderungen und Verbindlichkeiten bilanziert. Durch 
diesen Verstoß haben sich bilanzielle Auswirkungen in erheblicher Größenordnung  
(> 3.000.000,00 EUR) ergeben. Insgesamt werden in entsprechender Höhe die Bilanz-
positionen des immateriellen Vermögens, des Finanzvermögens, der Sonderposten und 
der Verbindlichkeiten falsch dargestellt. Als Folge des Verstoßes und der wesentlichen 
Auswirkungen auf die Bilanzpositionen ist das Testat für den Jahresabschluss 2015 
einzuschränken.  
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Die aus den weiteren geprüften Unterlagen zu entnehmenden Informationen sind ord-
nungsgemäß in der Buchführung und dem Jahresabschluss berücksichtigt worden. 

 

2.3 Anordnungs- und Belegwesen 

Das Anordnungs- und Belegwesen wurde stichprobenweise bezüglich der Einhaltung der 
haushaltsrechtlichen Vorschriften sowie der Beachtung allgemeiner Wirtschaftlichkeits-
grundsätze geprüft. Im Rahmen der Prüfung der Anlagenbuchhaltung wurden die Ver-
buchung in Bezug auf die Übereinstimmung mit den angeordneten Beträgen abgeglichen 
sowie die ordnungsgemäße Belegablage gesichtet. Sofern Belege nicht vorhanden 
waren, wurden diese seitens der Kämmerei oder vom Fachamt nachgereicht.  

Festgestellt wurde, dass die Buchungen im Wesentlichen ausreichend begründet und 
belegt waren. Es waren keine Anhaltspunkte dafür erkennbar, dass den Bescheinigungen 
der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit auf den zahlungsbegründeten Unterlagen 
nicht die erforderliche Prüfung vorausgegangen war. 

 

Es hat sich folgender Hinweis ergeben: 

Hinweis zum Belegwesen 

Durch die Integration des Bauhofs in den Gemeindehaushalt wurden im Haushaltsjahr 
2013 die Vermögensgegenstände des Bauhofs dem Anlagevermögen der Gemeinde 
zugeführt. Somit sind für diese Vermögensgegenstände bei der Gemeinde entsprechende 
Anlagenakten vorzuhalten. Da die Gemeinde derzeit über noch keine Anlagenakten 
verfügt, liegt hiermit ein Verstoß gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
vor.  

 

2.4 Kassenwesen 

Dem RPA obliegen gemäß § 155 Abs. 1 NKomVG u. a. die laufende Prüfung der Kassen-
vorgänge und Belege zur Vorbereitung des Jahresabschlusses, die dauernde Über-
wachung der Kassen sowie die Vornahme der regelmäßigen und unvermuteten Kassen-
prüfungen, unbeschadet der Vorschriften über die Kassenaufsicht nach § 126 Abs. 5 
NKomVG.  

 

Die entsprechenden Prüfungen durch das RPA haben im Jahr 2015 in der Zeit vom 03.11. 
bis 04.11.2015 stattgefunden. Die Ergebnisse der Prüfungen sind dem gesonderten 
Prüfungsbericht vom 15.01.2016 zu entnehmen. Hiernach werden die Kassengeschäfte 
grundsätzlich ordnungsgemäß erledigt, jedoch war die Kassensicherheit im Haushaltsjahr 
2015 nicht gegeben. Die Wiederherstellung der Kassensicherheit erfolgte im Laufe des 
Haushaltsjahres 2016. Im Zuge der Jahresabschlussprüfung ergaben sich für das Jahr 
2015 keine Anhaltspunkte für ergänzende oder einschränkende Feststellungen zum 
Kassenwesen.  
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2.5 Internes Kontrollsystem 

Ein angemessenes, der Größe der Verwaltung entsprechendes, rechnungslegungs-
bezogenes internes Kontrollsystem ist eingerichtet. Dieses ist grundsätzlich dazu geeig-
net, die vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Dokumentation und Sicherung 
der Geschäftsvorfälle zu gewährleisten. 

Ein zentrales Vertragsregister über alle wesentlichen Verträge der Gemeinde Rastede 
sowie ein Prozessregister werden derzeit nicht geführt. Das RPA empfiehlt, ent-
sprechende Register einzuführen.  

Derzeit obliegen die Ausführung von Verträgen und auch die Überwachung der 
Einhaltung den jeweiligen Fachbereichen der Gemeinde. 

 

2.6 Gesamtbetrachtung des Rechnungswesens 

Es wurden bei der Prüfung keine Sachverhalte festgestellt, die gegen eine Eignung der 
von der Gemeinde Rastede getroffenen organisatorischen und technischen Maßnahmen 
zur Sicherheit der rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme sprechen. Das 
rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem ist nach unserer Beurteilung grund-
sätzlich dazu geeignet, die vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Dokumen-
tation und Sicherung der Geschäftsvorfälle zu gewährleisten. 



Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses der Gemeinde Rastede zum 31.12.2015 

- 15 - 

3. Prüfung des Jahresabschlusses 

3.1 Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 

Der Jahresabschluss ist nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung klar und 
übersichtlich aufzustellen und soll ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage vermitteln. Er besteht nach § 128 Abs. 2 
NKomVG aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, der Bilanz und einem Anhang. 
Gemäß § 128 Abs. 3 NKomVG sind dem Anhang ein Rechenschaftsbericht, eine 
Anlagen-, Schulden- und Forderungsübersicht beizufügen. Ebenfalls sind, soweit 
erforderlich, Nebenrechnungen zu Gebührenkalkulationen in den Anhang aufzunehmen. 
Sofern Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen in das nächste Haushalts-
jahr übernommen wurden, sind gem. § 20 Abs. 5 GemHKVO die Gründe für die Über-
tragung im Rechenschaftsbericht darzulegen.  

Die für den Jahresabschluss vorgeschriebenen Bestandteile und Anlagen liegen im 
Wesentlichen in der erforderlichen Form vor. Die mit RdErl. d. MI vom 04.12.2006 für 
verbindlich erklärten Haushaltsmuster werden grundsätzlich verwandt, teilweise aber in 
abgeänderter Form.  

Der Bürgermeister hat mit Vollständigkeitserklärung vom 13.07.2016 die Vollständigkeit 
und Richtigkeit des Jahresabschlusses gemäß § 129 Abs. 1 S. 2 NKomVG festgestellt.  

Soweit Prüfungsfeststellungen zu treffen waren, sind diese in den nachfolgenden 
Abschnitten dargestellt. 
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3.2 Aktivseite der Bilanz 

Die Aktivseite der Bilanz weist das bewertete Vermögen aus und repräsentiert somit die 
Mittelverwendung der Gemeinde Rastede. In der folgenden Übersicht sind die einzelnen 
Posten der Aktivseite zusammengefasst dargestellt. Auf eine detaillierte Darstellung der 
einzelnen Bilanzpositionen wird derzeit verzichtet.  

Bilanz- Bezeichnung Ergebnis zum Ergebnis zum

position 31.12.2015 31.12.2014

€ €

1. Immaterielle Vermögensgegenstände 3.407.929,23 3.130.066,83
2. Sachvermögen 115.784.065,44 111.153.560,19
3. Finanzvermögen 6.593.167,01 4.849.385,66
4. Liquide Mittel 2.835.145,62 3.769.033,00
5. Aktive Rechnungsabgrenzung 191.452,33 172.174,67

Bilanzsumme Aktiva 128.811.759,63 123.074.220,35

 

Es wird darauf hingewiesen, dass zum Bilanzstichtag grundsätzlich die liquiden Mittel in 
Höhe der noch abzurechnenden Mittel des Osterloh-Fonds von dem tatsächlichen 
Bestand abweichen. Im Haushaltsjahr 2015 handelt es sich um einen zu hohen Ausweis 
der liquiden Mittel i. H. v. 404,55 EUR.  

Insgesamt ist festzustellen, dass im Jahresabschluss 2015 das Vermögen auf der 
Aktivseite der Bilanz weitgehend vollständig und richtig dargestellt wird. Die Bilanzsumme 
hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 5.737.539,28 EUR erhöht.  

 

Im Rahmen der Prüfung haben sich die folgenden Feststellungen und Hinweise ergeben: 

02 Feststellung zu den immateriellen Vermögensgegenständen 

Aufgrund des Dienstherrenwechsels eines Beamten zur Gemeinde Rastede wird seit dem 
Jahr 2011 für die vor dem Wechsel erworbenen Pensionsansprüche ein Ausgleichsposten 
als sonstiger immaterieller Vermögensgegenstand im Jahresabschluss ausgewiesen. Der 
Ausweis dieses Ausgleichspostens verstößt gegen den Bilanzierungsgrundsatz gemäß  
§ 42 Abs. 3 GemHKVO.  

 

03 Feststellung zum Sachvermögen – Allgemein  

Das Sachvermögen wird um 146.839,10 EUR zu gering ausgewiesen, da die im Haus-
haltsjahr 2015 erbrachten Leistungen für Baumaßnahmen nicht aktiviert wurden. Aufgrund 
der Nichterfassung des o. g. Sachvermögens wird gegen den Vollständigkeitsgrundsatz 
gemäß § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. Als Folge hieraus werden auch die Verbindlich-
keiten auf der Passivseite in entsprechender Höhe zu gering ausgewiesen. Auf die 
Feststellung 8 unter Gliederungspunkt 3.3 wird verwiesen. 
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04 Feststellung zum Sachvermögen – Gebäude und Aufbauten 

Die Abgrenzung aktivierungsfähiger Investitionsmaßnahmen von Unterhaltungs-
maßnahmen wurde bei der Gemeinde Rastede nicht vollumfänglich entsprechend der 
Bilanzierungsgrundsätze nach § 45 Abs. 3 GemHKVO vorgenommen. Neben der 
unzulässigen Klassifizierung energetischer Unterhaltungsmaßnahmen als Investitionen 
hat die Gemeinde Rastede aufgrund einer Absprache zwischen dem Landkreis 
Ammerland und den kreisangehörigen Kommunen eine von den Grundsätzen 
abweichende Abgrenzungsmethode verwandt, die nach Auffassung des Rechnungs-
prüfungsamtes rechtswidrig ist. 

Als Folge hieraus werden Unterhaltungsmaßnahmen aktiviert, die rechtskonform 
ergebniswirksam im Aufwand zu buchen wären. Dadurch werden im Ergebnis die Bilanz-
positionen des Sachvermögens zu hoch und die Aufwendungen in der Ergebnisrechnung 
zu gering ausgewiesen.  

Im Rahmen unserer Stichprobe wurde festgestellt, dass im Jahr 2015 energetische 
Sanierungen an verschiedenen Schulen und einem Dorfgemeinschaftshaus von insge-
samt 154.552,93 EUR als investiv angesehen wurden. Diese Sanierungsmaßnahmen 
führten weder zu einer Verlängerung der Nutzungsdauer noch erfüllten sie den 
Ausnahmetatbestand gemäß § 45 Abs. 3 S. 4 GemHKVO. Die Aufwendungen wären 
demnach ergebniswirksam zu verbuchen gewesen. Durch die Aktivierung erfolgte eine 
unzulässige Erhöhung des Anlagevermögens und eine ebenfalls unzulässige Verbes-
serung des Jahresergebnisses um 154.552,93 EUR. 

 

05 Feststellung zum Finanzvermögen – Forderungen  

Die kreditorischen Debitoren (z. B. Überzahlungen von Schuldnern der Gemeinde) 
wurden nicht zu den Verbindlichkeiten umgegliedert. Hierbei handelt es sich um einen 
Verstoß gegen das Verrechnungsverbot gemäß § 42 Abs. 2 GemHKVO. Dieses führt zu 
einem zu geringen Ausweis der Forderungen und der Verbindlichkeiten. Auswirkungen 
auf das Jahresergebnis ergeben sich hierdurch nicht.  

 

Hinweis zum Sachvermögen – Vorräte  

Im Haushaltsjahr 2015 werden im Vorratsvermögen öffentliche Flächen ausgewiesen, die 
im Zuge der Aufholungsarbeiten noch nicht zum Sachvermögen umgegliedert worden 
sind. Dies führt zu einem geringen Ausweis des Sachvermögens. Auswirkungen auf das 
Jahresergebnis ergeben sich hierdurch nicht. 

 

Hinweis zum Sachvermögen – Anlagen im Bau 

In der Bilanzposition „2.9.6 Anlagen im Bau“ werden Anlagen i. H. v. 427.823,84 EUR 

ausgewiesen, die bereits im Haushaltsjahr 2015 fertiggestellt worden sind. Dies hat zum 
einen zur Folge, dass insbesondere die Bilanzposition des Infrastrukturvermögens zu 
gering ausgewiesen wird. Zum anderen wird durch die fehlende Abschreibung das 
Jahresergebnis zu hoch dargestellt.  
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3.3 Passivseite der Bilanz 

Die Passivseite der Bilanz weist das Eigen- und Fremdkapital aus und repräsentiert somit 
die Mittelherkunft der Gemeinde Rastede. In der folgenden Übersicht sind die einzelnen 
Posten der Passivseite zusammengefasst dargestellt. Auf eine detaillierte Darstellung der 
einzelnen Bilanzpositionen wird derzeit verzichtet. 

Bilanz- Bezeichnung Ergebnis zum Ergebnis zum

position 31.12.2015 31.12.2014

€ €

1. Nettoposition 114.340.343,70 109.654.429,39
2. Schulden 7.315.003,48 6.129.749,82
3. Rückstellungen 7.086.681,71 7.248.210,41
4. Passive Rechnungsabgrenzung 69.730,74 41.830,73

Bilanzsumme Passiva 128.811.759,63 123.074.220,35

 

Aufgrund der Buchungssystematik bezüglich des Osterloh-Fonds weicht die zweck-
gebundene Rücklage von dem tatsächlichen Bestand ab. Im Haushaltsjahr 2015 handelt 
es sich um einen zu hohen Ausweis der zweckgebundenen Rücklage i. H. v. 404,55 EUR.  

Unter der Bilanzposition „1.3 Jahresergebnis“ wird nicht das Jahresergebnis 2015 ausge-
wiesen, sondern es werden die Jahresergebnisse 2011 bis 2015, unter Berücksichtigung 
der Fusionsbuchungen im Rahmen der Integration des Bauhofs im Haushaltsjahr 2013, 
dargestellt.  

Insgesamt ist festzustellen, dass im Jahresabschluss 2015 die passivischen Bilanz-
positionen weitgehend vollständig und richtig dargestellt werden. Die Bilanzsumme hat 
sich im Vergleich zum Vorjahr um 5.737.539,28 EUR erhöht. 

 

Im Rahmen der Prüfung haben sich die folgenden Feststellungen und Hinweise ergeben: 

06 Feststellung zu dem Sonderposten für den Gebührenausgleich 

Die Gemeinde verstößt gegen § 5 Abs. 2 NKAG, da sie die seit dem Jahr 2005 
aufgelaufenen Überschüsse der zentralen Schmutzwasserbeseitigung nicht innerhalb von 
drei Jahren gebührenmindernd eingesetzt hat. Die Gemeinde Rastede erwirtschaftete in 
diesem Bereich Überschüsse, die trotz einer Gebührenrückführung im Jahr 2015 i. H. v. 
29.238,68 EUR, zum 31.12.2015 noch insgesamt 907.619,33 EUR betragen.  

Zum Zeitpunkt der Prüfung konnte festgestellt werden, dass, in Relation zu den 
aufgelaufenen Überschüssen der Vorjahre, in den Jahren 2015 und 2016 nur geringe 
Gebührenrückführungen stattgefunden haben. Nach Auskunft der Gemeinde erfolgten für 
das Jahr 2016 Rückführungen von 106.000,34 EUR. Für das Jahr 2017 waren Rück-
führungen von ca. 166.700 EUR vorgesehen. Im Jahr 2018 wurde die Schmutzwasser-
gebühr gesenkt, so dass nach der vorläufigen Planung der Gemeinde Gebühren-
rückführungen von ca. 267.900 EUR stattfinden sollen. 
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07 Feststellung zu den erhaltenen Anzahlungen auf Sonderposten 

Bei Fertigstellung eines Vermögensgegenstandes erfolgt die Umbuchung von den 
Anlagen im Bau zu der jeweiligen Bilanzposition. Entsprechend ist auch die für den 
Vermögensgegenstand erhaltene Zuwendung von den erhaltenen Anzahlungen auf 
Sonderposten zu dem jeweiligen Sonderposten umzubuchen. Unter der Bilanzposition 
„1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten“ werden Sonderposten i. H. v. 

2.826.989,01 EUR ausgewiesen, für die noch nicht die erforderliche Umbuchung erfolgte. 
Zudem wird durch die fehlende Auflösung dieser Sonderposten das Jahresergebnis zu 
gering dargestellt.  

 

08 Feststellung zu den Schulden – Verbindlichkeiten allgemein 

Die debitorischen Kreditoren (z. B. Überzahlungen an Gläubiger der Gemeinde) wurden 
nicht zu den Forderungen umgegliedert. Auf die Feststellung 05 unter Gliederungspunkt 
3.2 wird verwiesen.  

 

09 Feststellung zu den Schulden – Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 

Entsprechend der Feststellung 03 (Gliederungspunkt 3.2) hätten für die im Haushaltsjahr 
2015 erbrachten Leistungen für Baumaßnahmen Verbindlichkeiten i. H. v. 146.839,10 
EUR passiviert werden müssen. Somit werden in der vorgenannten Höhe die Verbindlich-
keiten zu gering ausgewiesen. Von der Gemeinde Rastede wurden in Höhe dieses 
Betrages Haushaltsreste für Investitionen als Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre 
ausgewiesen. Aufgrund der Nichterfassung der o. g. Schulden wurde gegen den Voll-
ständigkeitsgrundsatz gem. § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 

 

10 Feststellung zu den Schulden – Verbindlichkeiten aus Transferleistungen  

Die im Rahmen des fiduziarischen Systems für den Landkreis Ammerland zurück-
geforderten Sozialleistungen sind als Verbindlichkeiten gegenüber dem Landkreis zu 
bilanzieren. Da diese Verbindlichkeiten i. H. v. 135.931,82 EUR zum Bilanzstichtag nicht 
passiviert wurden, werden die Schulden zu gering ausgewiesen. Somit wurde gegen den 
Vollständigkeitsgrundsatz gem. § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 

 

11 Feststellung zu den Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs 

Die Gemeinde Rastede sah kein Rückstellungserfordernis für ungewisse Verbindlich-
keiten im Rahmen des Finanzausgleichs (hier: Kreisumlage). Das RPA ist jedoch der 
Auffassung, dass grundsätzlich eine Verpflichtung zur Bildung dieser Rückstellung gemäß 
§ 43 Abs. 1 Nr. 6 GemHKVO besteht. Erst mit der KomHKVO ist ab 01.01.2017 eine 
eindeutige Regelung zur Bildung einer entsprechenden Rückstellung erfolgt, die von der 
Gemeinde ab dem Jahr 2016 entsprechend angewandt wurde.  
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Hinweis zum Jahresergebnis – Haushaltsreste für Aufwendungen 

Die übertragenen konsumtiven Haushaltsreste sind gem. § 54 Abs. 4 Nr. 1.3.2 GemHKVO 
auf der Passivseite der Bilanz in Klammern darzustellen. Die von der Gemeinde Rastede 
gebildeten Haushaltsreste für Aufwendungen i. H. v. 278.848,63 EUR werden stattdessen 
in Summe mit den Haushaltsresten für Investitionen bei den Vorbelastungen unter der 
Bilanz ausgewiesen.  

 

Hinweis zu den Sonderposten und den Schulden – Durchlaufende Posten  

Die Gemeinde hat es aus zeitlichen Gründen zur Aufholung der ausstehenden Jahres-
abschlüsse unterlassen, erhaltene Erschließungsbeiträge von insgesamt 1,3 Mio. EUR 
bei den entsprechenden Sonderposten bzw. den erhaltenen Anzahlungen auf Sonder-
posten zu bilanzieren. Stattdessen wurden diese bei den durchlaufenden Posten aus-
gewiesen. Dies hat zum einen zur Folge, dass diese Verbindlichkeiten um den 
vorgenannten Betrag zu hoch und die Sonderposten entsprechend zu gering aus-
gewiesen werden. Zum anderen wird durch die fehlende Auflösung einiger Sonderposten 
das Jahresergebnis zu gering dargestellt.  

Die Gemeinde hat eine entsprechende Erläuterung im Anhang vorgenommen. 
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3.4 Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre (§ 54 Abs. 5 GemHKVO) 

Unter der Bilanz sind gemäß § 54 Abs. 5 GemHKVO die Vorbelastungen künftiger 
Haushaltsjahre zu vermerken, sofern sie nicht auf der Passivseite der Bilanz auszuweisen 
sind. 

Die Gemeinde hat folgende Vorbelastungen unter der Bilanz aufgeführt:  

Haushaltsreste 7.967.388,69 EUR 

In Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen 1.047.395,23 EUR 

Über das Haushaltsjahr hinaus gestundete Beträge 746.041,79 EUR 

Sonstiges 773.655,68 EUR 

 

Die Prüfung hat ergeben, dass die Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre weitest-
gehend richtig dargestellt werden.  

Die ausgewiesenen Haushaltsreste setzen sich aus Ermächtigungsübertragungen für 
Investitionsmaßnahmen i. H. v. 7.688.540,06 EUR sowie Ermächtigungsübertragungen 
für Aufwendungen i. H. v. 278.848,63 EUR zusammen. Bezüglich der Haushaltreste für 
Aufwendungen wird auf den Hinweis zum Jahresergebnis unter Gliederungspunkt 3.3 
verwiesen. Im Übrigen sind die Haushaltsreste für Aufwendungen um 52.874 EUR zu 
hoch gebildet worden, da es sich tatsächlich um eine Verbindlichkeit bzw. Rückstellung 
gehandelt hat.  

Zudem wurden Haushaltsreste für Investitionen i. H. v. 146.839,10 EUR gebildet, die 
stattdessen in der Bilanz bei den Verbindlichkeiten abzubilden gewesen wären. Auf die 
Feststellung 8 zu Gliederungspunkt 3.3 wird verwiesen. 

Die Gemeinde Rastede weist unter der Bilanz zusätzliche Vorbelastungen i. H. v. 
773.655,68 EUR aus. Bei diesen Vorbelastungen handelt es sich nicht um Vorbelas-
tungen im Sinne des § 54 Abs. 5 GemHKVO, da die an dieser Stelle ausgewiesenen 
Beträge in der Bilanz bereits in Form von Verbindlichkeiten oder Rückstellungen berück-
sichtigt worden sind.  
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3.5 Ergebnisrechnung 

 
3.5.1 Allgemeines 

In der Ergebnisrechnung werden gemäß § 50 Abs. 1 GemHKVO die dem Haushaltsjahr 
zuzurechnenden Erträge und Aufwendungen gegenübergestellt. Sie dient damit als 
Grundlage für die Ermittlung des Jahresergebnisses.  

Die Gemeinde weist in ihrem Jahresabschluss aufgrund einer Systemeinstellung positive 
Erträge als negativen Betrag und die negativen Aufwendungen als positiven Betrag aus. 
Diese Darstellung führt dazu, dass alle Erträge, Aufwendungen und Ergebnisse, auch das 
Jahresergebnis, mit dem falschen Vorzeichen dargestellt werden. 

Auf eine detaillierte Darstellung der einzelnen Positionen der Ergebnisrechnung wird 
derzeit verzichtet. 

 

3.5.2 Jahresergebnis 

Das Jahresergebnis der Gemeinde Rastede für das Jahr 2015 stellt sich folgendermaßen 
dar: 

31.12.2015

Ordentliche Erträge 34.168.284,28 €

Ordentliche Aufwendungen -30.140.763,46 €

Ordentliches Ergebnis 4.027.520,82 €

Außerordentliche Erträge 894.641,18 €

Außerordentliche Aufwendungen -508.313,34 €

Außerordentliches Ergebnis 386.327,84 €

Jahresergebnis 4.413.848,66 €  
 

Die Prüfung hat ergeben, dass das Jahresergebnis ordnungsgemäß hergeleitet wurde.  

Bei Grundstücksverkäufen wurden Grundstücke sowohl mit Gewinn als auch mit Verlust 
verkauft. Beide Finanzvorfälle wurden über das Ertragskonto 3421 (Erträge aus Verkauf) 
buchhalterisch abgewickelt. Hieraus ergibt sich zum einen ein Verstoß gegen das 
Saldierungsverbot und zum anderen ist nicht ersichtlich, aus welchen Grundstücks-
verkäufen ein Ertrag und aus welchen Grundstücksverkäufen ein Aufwand generiert 
wurde. Ab dem Jahr 2018 wird dem neuen Kontenrahmen dahingehend Rechnung 
getragen, dass die Grundstücke nicht mehr auf Vorratskonten sondern im Sachvermögen 
nachgewiesen werden. Entsprechend erfolgt die buchhalterische Abwicklung nicht mehr 
über das ordentliche Ertragskonto.  

Die Summe der Teilergebnisrechnungen stimmt nicht vollumfänglich mit dem Betrag der 
Gesamtergebnisrechnung überein. Auf die Ausführung unter Gliederungspunkt 2.2 wird 
verwiesen. Die Gesamtergebnisrechnung weist jedoch das richtige Ergebnis aus. Ab dem 
Jahr 2016 werden auch in den Teilergebnisrechnungen alle Beträge berücksichtigt.  
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3.5.3 Plan-Ist-Vergleich 

Nach § 52 GemHKVO sind die Erträge und Aufwendungen den Haushaltsansätzen in der 
nach § 50 GemHKVO vorgeschriebenen Ordnung gegenüberzustellen. 

Dabei werden dem Plan-Ist-Vergleich die sog. fortgeschriebenen Planansätze zugrunde 
gelegt. Diese setzen sich auf der Aufwandsseite aus der Ermächtigung durch den 
Haushalts- bzw. Nachtragshaushaltsplan, den Ermächtigungsübertragungen aus dem 
Vorjahr sowie den über- und außerplanmäßigen Ermächtigungen zusammen.  

Ergebnisrechnung Ergebnis Ansatz Vergleich

2015 2015 2015 2015

mehr (+) / weniger (-)

€ € €

ordentliche Erträge 34.168.284,28 31.633.419,00 +2.534.865,28 
ordentliche Aufwendungen -30.140.763,46 -31.763.559,54 +1.622.796,08 
ordentliches Ergebnis 4.027.520,82 -130.140,54 +4.157.661,36 

außerordentliche Erträge 894.641,18 0,00 +894.641,18 
außerordentliche Aufwendungen -508.313,34 0,00 -508.313,34 
außerordentliches Ergebnis 386.327,84 0,00 +386.327,84 

Jahresergebnis 4.413.848,66 -130.140,54 +4.543.989,20 

 

In der Ergebnisrechnung werden in Spalte 4 „Ansatz Haushaltsjahr“ die über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen des laufenden Haushaltsjahres nicht berücksichtigt.  

Derzeit wird auf eine detaillierte Analyse verzichtet. Auf die Ausführungen im Anhang wird 
verwiesen.  

 

3.5.4 Jahresvergleich 

Der Vergleich der Ergebnisse der Haushaltsjahre 2014 und 2015 stellt sich wie folgt dar: 

Jahresvergleich der Ergebnis Ergebnis Veränderung zum

Ergebnisrechnung 2015 2014 Vorjahr

mehr (+)/weniger (-)

€ € €

ordentliche Erträge 34.168.284,28 31.776.605,04 +2.391.679,24 
ordentliche Aufwendungen -30.140.763,46 -29.529.355,25 -611.408,21
ordentliches Ergebnis 4.027.520,82 2.247.249,79 +1.780.271,03 

außerordentliche Erträge 894.641,18 422.559,54 +472.081,64 
außerordentliche Aufwendungen -508.313,34 -549.396,68 +41.083,34 
außerordentliches Ergebnis 386.327,84 -126.837,14 +513.164,98 

Jahresergebnis 4.413.848,66 2.120.412,65 +2.293.436,01 

 

Das Jahresergebnis des Haushaltsjahres 2015 i. H. v. 4.413.848,66 EUR liegt über dem 
Vorjahresergebnis (2.120.412,65 EUR). Auf eine detaillierte Analyse der Veränderungen 
wird derzeit verzichtet. Auf die Erläuterungen im Anhang wird verwiesen. 
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3.6 Finanzrechnung 

 
3.6.1 Allgemeines 

In der Finanzrechnung werden gemäß § 51 Abs. 1 GemHKVO alle in dem Haushaltsjahr 
eingegangenen Einzahlungen und geleisteten Auszahlungen ausgewiesen.  

Die Gemeinde weist in ihrem Jahresabschluss aufgrund einer Systemeinstellung positive 
Einzahlungen als negativen Betrag und die negativen Auszahlungen als positiven Betrag 
aus. Diese Darstellung führt dazu, dass alle Einzahlungen, Auszahlungen, Salden und 
Zahlungsmittelbestände mit dem falschen Vorzeichen ausgewiesen werden. 

Auf eine detaillierte Darstellung der einzelnen Positionen der Finanzrechnung wird derzeit 
verzichtet. 

 

3.6.2 Finanzlage 

Die Finanzlage der Gemeinde Rastede für das Jahr 2015 stellt sich folgendermaßen dar: 

31.12.2015

Einz. aus lfd. Verwaltungstätigkeit 31.143.545,90 €

Ausz. aus lfd. Verwaltungstätigkeit -26.569.939,78 €

Saldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit 4.573.606,12 €

Einz. für Investitionstätigkeit 2.869.751,83 €

Ausz. für Investitionstätigkeit -9.574.659,85 €

Saldo aus Investitionstätigkeit -6.704.908,02 €

Einz. aus Finanzierungstätigkeit 79.500,00 €

Ausz. aus Finanzierungstätigkeit -404.676,30 €

Saldo aus Finanzierungstätigkeit -325.176,30 €

Haushaltsunwirksame Einzahlungen 7.931.992,15 €

Haushaltsunwirksame Auszahlungen -6.409.373,94 €

Saldo aus haushaltsunwirksamen Vorgängen 1.522.618,21 €

Anfangsbestand an Zahlungsmitteln -3.769.033,00 €

Veränderung des Zahlungsmittelbestandes -933.859,99 €

Endbestand an Zahlungsmitteln -4.702.892,99 €  
 

Die Finanzrechnung wird in der gedruckten Fassung des Jahresabschlusses nicht voll-
ständig dargestellt, da Beträge auf eingerichteten Hilfskonten bei der Erstellung der 
Finanzrechnung auf dem Papier nicht berücksichtigt wurden. Es handelt sich um einen 
Betrag i. H. v. 27,39 EUR. Im System werden alle Beträge berücksichtigt.  

Die Summe der Teilfinanzrechnungen stimmt nicht mit dem ausgewiesenen Betrag in 
Zeile 37 der Gesamtfinanzrechnung überein. Auf die Ausführung unter Gliederungspunkt 
2.2 wird verwiesen.  
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Mit Ausnahme der nachstehenden Feststellung hat unsere Prüfung ergeben, dass die 
Finanzrechnung im Wesentlichen ordnungsgemäß dargestellt wird. 

12 Feststellung 

Die Gemeinde Rastede weist in der Finanzrechnung in Spalte 4 „Ansatz Haushaltsjahr“ 

nur die Haushaltsansätze aus. Es erfolgt keine Berücksichtigung der Haushaltsreste aus 
Vorjahren sowie der Änderungen des Ansatzes durch bewilligte über- und außerplan-
mäßige Ausgaben des laufenden Haushaltsjahres. 

Da die von der Gemeinde im Jahresabschluss aufgeführten Plandaten nicht belastbar 
sind, können wesentliche Plan-Ist-Abweichungen nicht definiert werden.  

Darüber hinaus sind auch vereinzelte Ist-Beträge der Finanzrechnung fehlerbehaftet. Da 
ein Großteil der schwebenden Geschäfte und der erhaltenen Erschließungsbeiträge bei 
den durchlaufenden Posten gebucht wurde, erfolgte die Zuordnung zu den 
haushaltsunwirksamen Einzahlungen. Diese Beträge von mehr als 3 Mio. EUR hätten 
jedoch bei den Einzahlungen für Investitionstätigkeit dargestellt werden müssen.  

Ein aussagekräftiger Vergleich des Ergebnisses mit den Plandaten und somit die 
Einhaltung des Haushaltsplans ist daher weder dem Rat noch dem RPA möglich. Auch 
kann kein fundierter Vergleich des Ergebnisses mit dem Vorjahresergebnis erfolgen.  

Entsprechend kann nicht beurteilt werden, ob die im Jahresabschluss getroffenen 
Aussagen zum Plan-Ist-Abgleich und zum Ist-Ist-Abgleich der Finanzrechnung 
vollumfänglich erfolgt sind.  

Ab dem Jahr 2016 werden die Haushaltsreste des Vorjahres im Ansatz berücksichtigt.  

 

3.6.3 Investitions- und Finanzierungstätigkeit 

Eine besondere Bedeutung in der Finanzrechnung haben die Einzahlungen und Aus-
zahlungen aus Investitions- und Finanzierungstätigkeit.  

Bei der Investitionstätigkeit stehen den Auszahlungen für Vermögenserwerb und Bau-
maßnahmen etc. die Einzahlungen aus Zuwendungen, Beiträgen und Vermögens-
veräußerungen gegenüber.  

Unter Berücksichtigung der tatsächlich erfolgten Zahlungen für Investitionstätigkeit 
betrugen im Haushaltsjahr 2015 die Einzahlungen rund 6 Mio. EUR. Die Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit erfolgten i. H. v. 9,6 Mio. EUR und wurden hauptsächlich für den 
Bereich der Baumaßnahmen (ca. 6,6 Mio. EUR) genutzt. Die die Einzahlungen über-
steigenden Auszahlungen für Investitionstätigkeit konnten aus den vorhandenen Mitteln 
der Gemeinde gedeckt werden. 

Von den nicht in Anspruch genommenen Auszahlungsermächtigungen für Investitions-
tätigkeit wurden seitens der Gemeinde rund 7,7 Mio. EUR in das nachfolgende Haushalts-
jahr übertragen. Die Bildung dieser umfangreichen Haushaltsreste liegt im Wesentlichen 
in der zeitlichen Verzögerung bei der Umsetzung von Baumaßnahmen begründet. 

Die Finanzierungstätigkeit beinhaltet die Einzahlungen aus Kreditaufnahmen und die Aus-
zahlungen zur Kredittilgung. Im Haushaltsjahr 2015 kam es zur Aufnahme eines Kredits 
bei der Kreisschulbaukasse i. H. v. 79,5 TEUR. Aufgrund der vorhandenen Liquidität war 
die Aufnahme weiterer Kredite nicht erforderlich. Tilgungen erfolgten i. H. v. 405 TEUR.  
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3.7 Anhang, Anlagen zum Anhang, Rechenschaftsbericht 

 
3.7.1 Anhang 

In den Anhang als Teil des Jahresabschlusses (§ 128 Abs. 2 NKomVG) sind gemäß  
§ 55 Abs. 1 GemHKVO diejenigen Angaben aufzunehmen, die zu den einzelnen Posten 
der Ergebnis-, Finanz-, Vermögensrechnung und der Bilanz zum Verständnis sachver-
ständiger Dritter notwendig oder vorgeschrieben sind. Dabei sind die wichtigsten 
Ergebnisse des Jahresabschlusses und erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse 
von den Haushaltsansätzen als auch von den Vorjahresergebnissen im Anhang zu 
erläutern. 

Die Gemeinde Rastede hat zum Jahresabschluss 2015 einen Anhang mit allen 
erforderlichen Anlagen erstellt. Die Anforderungen an den Anhang gem. § 55 GemHKVO 
werden grundsätzlich erfüllt.  

 

Im Rahmen der Prüfung haben sich die folgenden Hinweise ergeben: 

Hinweis zum Vorjahresvergleich 

Gemäß § 48 Abs. 2 S. 2 GemHKVO sind die Posten der Ergebnisrechnung, der Finanz-
rechnung und der Bilanz, die dem Grunde nach nicht mit dem vorhergehenden Haushalts-
jahr vergleichbar sind, im Anhang anzugeben und zu erläutern. Seitens der Gemeinde 
Rastede erfolgte keine vollumfängliche Erläuterung der abweichenden Positionen.  

 

Hinweis zur Bilanzierungssystematik  

Die Buswartehäuschen der Gemeinde stehen sowohl auf eigenem als auch auf fremdem 
Grund und Boden und sind daher grundsätzlich unterschiedlichen Bilanzpositionen 
zuzuordnen. Alle Buswartehäuschen werden im Jahr 2015 unter der Bilanzposition  
„2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte“ ausgewiesen. Die aufgrund 
dieser gewählten Zuordnung zwingend erforderliche Erläuterung im Anhang des Jahres-
abschlusses ist nicht erfolgt.  

 

3.7.2 Anlagen zum Anhang  

Als Anlagen zum Anhang sind dem Jahresabschluss gemäß § 128 Abs. 3 NKomVG  
i. V. m. § 56 GemHKVO die Anlagenübersicht, die Schuldenübersicht, die Forderungs-
übersicht und, soweit erforderlich, die Nebenrechnungen zur Gebührenkalkulation 
beizufügen.  

Die Anforderungen an die Pflichtanlagen zum Anhang gem. § 56 GemHKVO werden 
grundsätzlich erfüllt. Es ergaben sich die nachfolgenden Abweichungen: 

 In Zeile „1.6 Sonstiges immaterielles Vermögen“ der Anlagenübersicht werden die 
unter der Kontenart 009 gebuchten Anzahlungen auf immaterielle Vermögens-
gegenstände i. H. v. 533.454,23 EUR nicht berücksichtigt. Daraus resultierend 
werden die Gesamtbeträge des Anlagevermögens in der Anlagenübersicht nicht 
korrekt dargestellt. Auf Gliederungspunkt 2.6 wird verwiesen. 
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 Die Versorgungsrücklage i. H. v. 144.161,55 EUR wird nicht in der Forderungs-
übersicht ausgewiesen. Eine Berücksichtigung erfolgte ab dem Haushaltsjahr 
2016. 

 In der Forderungsübersicht werden die Forderungen bezüglich der Restlaufzeiten 
nicht korrekt aufgeteilt. Hintergrund ist die technische Berücksichtigung aller 
Wertberichtigungen nur in der Spalte „mit einer Restlaufzeit von bis zu 1 Jahr“.  

 

3.7.3 Rechenschaftsbericht  

Im Rechenschaftsbericht sind gem. § 128 Abs. 3 NKomVG i. V. m. § 57 GemHKVO der 
Verlauf der Haushaltswirtschaft und die finanzwirtschaftliche Lage der Gemeinde Rastede 
nach den tatsächlichen Verhältnissen darzustellen. Dabei ist eine Bewertung der Jahres-
abschlussrechnungen vorzunehmen. Ferner sind Vorgänge von besonderer Bedeutung, 
die nach dem Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind, darzulegen. Gleiches gilt für 
zu erwartende mögliche finanzwirtschaftliche Risiken für die Aufgabenerfüllung.  

Die Mindestanforderungen an den Rechenschaftsbericht gemäß § 57 GemHKVO wurden 
erfüllt. Er beinhaltet Aussagen zur Lage der Gemeinde und berichtet über das abge-
laufene Haushaltsjahr. Darüber hinaus wird die Entwicklung der Bilanz erläutert.  

Die Aussagen des Rechenschaftsberichts sind aufgrund der im Rahmen der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse korrekt. Nach dem Ergebnis der Prüfung werden, den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechend, der Verlauf der Haushaltswirtschaft und die 
finanzwirtschaftliche Lage der Gemeinde Rastede zutreffend dargestellt. Die Chancen 
und Risiken der künftigen Entwicklung der Gemeinde Rastede werden plausibel und 
folgerichtig abgeleitet. Der Rechenschaftsbericht inklusive Lagebeurteilung ist im 
Wesentlichen inhaltlich zutreffend. 

 

Im Rahmen der Prüfung hat sich der nachfolgende Hinweis ergeben: 

Hinweis zu den Haushaltsresten 

Gemäß § 20 Abs. 5 GemHKVO sind die Gründe für die Übertragung von Ermächtigungen 
im Rechenschaftsbericht darzulegen. Es wurden Haushaltsreste von insgesamt 
7.967.388,69 EUR gebildet. Eine Darlegung der Übertragungsgründe ist jedoch nicht 
erfolgt.  
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3.8 Gesamtbetrachtung des Jahresabschlusses 

Als Prüfungsergebnis stellen wir fest, dass der Jahresabschluss zum 31.12.2015 und der 
Anhang einschließlich der Anlagen gem. § 128 Abs. 1 S. 1 NKomVG nur eingeschränkt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung nach den geltenden 
Vorschriften des NKomVG und der GemHKVO aufgestellt wurden. Als Folge hieraus ist 
das Testat für den Jahresabschluss 2015 einzuschränken.  

Im Jahresabschluss werden nicht gem. § 128 Abs. 1 S. 2 NKomVG sämtliche 
Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwen-
dungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- 
und Finanzlage der Gemeinde Rastede korrekt dargestellt. Auf die Feststellungen wird 
hingewiesen.  

Die Ergebnis- und die Finanzrechnung sowie die Bilanz werden grundsätzlich ordnungs-
gemäß aus der Buchführung und den weiteren Unterlagen abgeleitet.  

Im Ergebnis ist festzustellen, dass der Jahresabschluss nicht gem. § 129 Abs. 1 NKomVG 
fristgerecht zum 31.03.2016 aufgestellt werden konnte.  

Auf Grundlage der Daten des Jahresabschlusses 2015 ist die dauernde Leistungs-
fähigkeit der Gemeinde Rastede im Sinne des § 23 GemHKVO anzunehmen. 
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4. Produkthaushalt, Steuerungsprozess 

Nach § 4 Abs. 7 GemHKVO sind im Haushaltsplan die wesentlichen Produkte mit den 
dazugehörigen Leistungen und die zu erreichenden Ziele mit den jeweils geplanten 
Maßnahmen sowie Kennzahlen zur Zielerreichung abzubilden. Ziele und Kennzahlen 
sollen gemäß § 21 Abs. 2 i. V. m. § 6 GemHKVO zur Grundlage von Planung, Steuerung 
und Erfolgskontrolle des jährlichen Haushalts dienen. Zudem hat die Kommune gemäß  
§ 21 Abs. 1 GemHKVO entsprechend den wirtschaftlichen und örtlichen Bedürfnissen 
eine Kosten- und Leistungsrechnung, ein Controlling und ein unterjähriges Berichtswesen 
zu führen.  

Die Gemeinde Rastede hat bisher noch keine wesentlichen Produkte bestimmt. Eine 
entsprechende Festlegung wird erst erfolgen, wenn die Ziele der Gemeinde Rastede 
definiert wurden. Die Festlegung auf konkrete Zielsetzungen und Kennzahlen je Produkt 
bzw. wesentlichem Produkt, um damit auch steuern zu können, steht somit noch aus.  

Bei der Gemeinde Rastede ist bereits eine umfangreiche Kosten- und Leistungsrechnung 
eingeführt worden.  

Die Einführung eines Controllings ist noch nicht erfolgt. Da die Aufholung der noch 
offenen Jahresabschlüsse abgeschlossen ist, soll nun seitens der Gemeinde an der 
Etablierung eines unterjährigen Berichtswesens gearbeitet werden.  

 

5. Prüfung von Vergaben  

Gemäß § 155 Abs. 1 Nr. 5 NKomVG obliegt dem RPA die Prüfung von Vergaben vor 
Auftragserteilung.  

Die Vorgehensweise für die Erteilung von Aufträgen ist in der „Dienstanweisung der 
Gemeinde Rastede über die Vergabe von Leistungen nach der VOL und der VOB 
(Vergabeordnung)“ geregelt. 

Bei der Prüfung von Vergaben wird zwischen Vergaben für Liefer- und Dienstleistungen, 
für Bauaufträge und für freiberufliche Leistungen unterschieden. Im Jahr 2015 waren dem 
RPA Vergaben für Liefer- und Dienstleistungen sowie für freiberufliche Leistungen ab 
einer Wertgrenze i. H. v. 25.000,00 EUR und Vergaben für Bauaufträge ab einer Wert-
grenze i. H. v. 50.000,00 EUR zur Prüfung vorzulegen. Bei geförderten Maßnahmen 
beträgt die Wertgrenze generell 5.000,00 EUR. 

Im Jahr 2015 wurden insgesamt 34 Vergaben geprüft, die alle auf Vergaben für Bauauf-
träge entfielen.  

Die Prüfung der Vergaben durch das RPA erfolgt nach den einschlägigen vergabe-
rechtlichen Bestimmungen. Sofern vergaberechtliche Problematiken auftraten, wurden 
diese direkt mit der zuständigen Sachbearbeiterin / dem zuständigen Sachbearbeiter im 
Rahmen der Prüfung geklärt, um eine rechtskonforme Vergabe zu ermöglichen.  
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6. Prüfung der Ordnungsmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit 

6.1 Prüfung des Umgangs mit erhaltenen Spenden 

Im Zuge der Jahresabschlussprüfung wurde eine Ordnungsmäßigkeitsprüfung zum 
Umgang mit erhaltenen Spenden bei der Gemeinde Rastede in den Jahren 2012 bis 2016 
durchgeführt. Schwerpunkte der Prüfung waren die vollständige Erfassung der erhaltenen 
Spenden, deren Dokumentation sowie die Entscheidung über die Annahme durch das 
entsprechende Verwaltungsorgan. Zudem wurde die korrekte buchhalterische Erfassung 
und die Ausstellung von Spendenbescheinigungen, insbesondere für den Bereich der 
Schulen, Feuerwehren und Kindergärten geprüft. 

Die Erfassung und Dokumentation der erhaltenen Spenden erfolgte lückenlos und 
ordnungsgemäß entsprechend der „Dienstanweisung der Gemeinde Rastede über die 
Einwerbung, die Entgegennahme, die Annahme sowie die Weitervermittlung von 
Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen nach § 111 Abs. 7 NKomVG“ vom 
07.03.2013. Die finanzbuchhalterische Erfassung und die Ausstellung der Spenden-
bescheinigungen waren nicht zu beanstanden. 

Im Rahmen der Prüfung ergaben sich mit Ausnahme des folgenden Hinweises keine 
Anhaltspunkte für einschränkende Feststellungen bezüglich des Umgangs mit erhaltenen 
Spenden bei der Gemeinde Rastede. 

 

Hinweis 

Bei der Gemeinde Rastede erfolgt die Entscheidung des entsprechenden Verwaltungs-
organs über die Annahme aller im Haushaltsjahr erhaltenen Spenden erst im Folgejahr. 
Der Beschluss zur Spendenannahme erfolgt somit erst nach Ausstellung der Spenden-
bescheinigung bzw. Verwendung der Spende. Gemäß § 111 Abs. 7 NKomVG i. V. m.  
§ 26 KomHKVO dürfen empfangene Spenden grundsätzlich erst verwendet werden, wenn 
die zustimmende Entscheidung des zuständigen Organs vorliegt.  

Seitens der Gemeinde Rastede wurde bereits signalisiert, das Beschlussverfahren ab 
dem Jahr 2019 umzustellen. Aufgrund der oftmals häufigeren Sitzungstermine des 
Verwaltungsausschusses wird auf die Möglichkeit hingewiesen, die Annahme der 
Spenden von 100 EUR bis 2000 EUR auf diesen zu übertragen. 

 

6.2 Prüfung der Umsetzung von Gremienbeschlüssen 

Im Rahmen der Prüfung hat sich die nachfolgende Feststellung ergeben: 

13 Im Rahmen der Prüfung war festzustellen, dass bei einem Grundstücksankauf für ein 
Baugebiet (Vertragsvolumen ca. 250.000 EUR) die kommunalverfassungsrechtlichen 
Regelungen zur Gremienbeteiligung nicht beachtet wurden. Die Inhalte des Kaufvertrages 
entsprachen nicht vollumfänglich den durch den Verwaltungsausschuss beschlossenen 
Bestimmungen. Durch die Abweichung vom vorgenannten Gremienbeschluss ist der 
Gemeinde kein wirtschaftlicher Nachteil entstanden.  
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7. Wirtschaftliche Betätigung der Kommune / Beteiligungen 

Die Gemeinde Rastede darf sich gemäß § 136 Abs. 1 NKomVG zur Erledigung von An-
gelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft unter Berücksichtigung der Voraussetzungen 
der Nr. 1 bis 3 wirtschaftlich betätigen. Sowohl für die Führung eines Unternehmens in 
einer Rechtsform des privaten Rechts als auch für eine Beteiligung an einem solchen 
Unternehmen hat die Gemeinde Rastede die Voraussetzungen des § 137 NKomVG zu 
beachten. 

Darüber hinaus hat die Gemeinde Rastede gemäß § 150 NKomVG ihre Unternehmen, 
Beteiligungen und Einrichtungen im Sinne der zu erfüllenden öffentlichen Zwecke zu 
überwachen und zu koordinieren. 

 

7.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 

Verbundene Unternehmen sind gemäß § 59 Nr. 50 GemHKVO die nach § 128 Abs. 4 
NKomVG konsolidierungspflichtigen Einrichtungen und Unternehmen, die unter dem 
beherrschenden Einfluss der Kommune stehen, d. h. an denen die Kommune mit mehr 
als 50% beteiligt ist. Die Bilanzierung erfolgt zu AHW, d. h. dem Anteil am gezeichneten 
Kapital. 

Die Gemeinde Rastede weist in ihrem Jahresabschluss 2015 folgende Beteiligung an 
verbundenen Unternehmen aus: 

Residenzort Rastede GmbH: 25.000,00 EUR 100 % 

Summe: 25.000,00 EUR 

 
Die Prüfung der Residenzort Rastede GmbH wurde an einen Wirtschaftsprüfer vergeben. 
Nach erfolgter Prüfung wurde ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt, für den 
nach der Auswertung durch das RPA keine ergänzenden oder einschränkenden Feststel-
lungen zu treffen waren.  

 

7.2 Beteiligungen 

Beteiligungen sind Anteile an Unternehmen, die in der Absicht gehalten werden, eine 
dauernde Verbindung zu diesem Unternehmen herzustellen. Die Bilanzierung erfolgt zu 
AHW, d. h. in Höhe der Einlage. 

Die Gemeinde Rastede hält zum Bilanzstichtag folgende Beteiligungen: 

Kommunale Netzbeteiligung NW GmbH & Co.KG (KNN) 2.000.402,88 EUR 3,44 % 

Sozialstation Ammerland-Wesermarsch GmbH: 85.340,00 EUR 35,7 % 

Ammerländer Wohnungsbau GmbH: 19.470,00 EUR 3,8 % 

Rasteder Bürgergenossenschaft eG: 10.000,00 EUR 100 Anteile 
(ein Geschäftsanteil beträgt 100,00 EUR) 

HUNO Verlag GmbH: 5.200,00 EUR 20,00 % 
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Raiffeisen Warengenossenschaft  
Ammerland-OstFriesland eG:   1.450,33 EUR 
(ein Geschäftsanteil beträgt 1.500,00 EUR) 

Raiffeisenbank Rastede eG:           212,46 EUR 
(ein Geschäftsanteil beträgt 300,00 EUR) 

Summe: 2.122.075,67 EUR 
 

Die Prüfung der Beteiligung Ammerländer Wohnungsbaugesellschaft mbH wurde an 
einen Wirtschaftsprüfer vergeben. Nach erfolgter Prüfung wurde ein uneingeschränkter 
Bestätigungsvermerk erteilt, für den nach der Auswertung durch das RPA keine 
ergänzenden oder einschränkenden Feststellungen zu treffen waren.  

Die Prüfung der Beteiligungen Kommunale Netzbeteiligung NW GmbH & Co.KG (KNN), 
Sozialstation Ammerland-Wesermarsch GmbH, HUNO Verlag GmbH, Rasteder Bürger-
genossenschaft eG, Raiffeisen Warengenossenschaft Ammerland-OstFriesland eG und 
Raiffeisenbank Rastede eG liegt nicht im Zuständigkeitsbereich des Rechnungs-
prüfungsamtes des Landkreises Ammerland.  

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung 2015 ergaben sich zu den vorstehenden Beteili-
gungen keine Anhaltspunkte dafür, dass die kommunalen Vorschriften zur wirtschaftlichen 
Betätigung von der Gemeinde Rastede nicht eingehalten wurden.  

 

7.3 Sondervermögen 

Gemäß § 130 Abs. 1 NKomVG zählt zum Sondervermögen der Kommune das 
Gemeindegliedervermögen, das Vermögen der rechtlich unselbständigen örtlichen 
Stiftungen, wirtschaftliche Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit, öffentliche 
Einrichtungen, für die aufgrund gesetzlicher Vorschriften Sonderrechnungen geführt 
werden, sowie rechtlich unselbständige Versorgungs- und Versicherungseinrichtungen. 

Die Gemeinde Rastede verfügt zum Bilanzstichtag über kein Sondervermögen.  
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8. Bestätigungsvermerk 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung erteilen wir dem Jahresabschluss 
2015 der Gemeinde Rastede den folgenden eingeschränkten Bestätigungsvermerk: 

Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Ammerland hat den Jahresabschluss der 
Gemeinde Rastede zum 31.12.2015 geprüft. Zur Prüfung lagen alle Bestandteile des 
Jahresabschlusses gemäß § 128 Abs. 2 NKomVG vor. 

Die Aufstellung des Jahresabschlusses nach den Vorschriften des NKomVG und der 
GemHKVO liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gemeinde Rastede.  

Die Aufgabe des Rechnungsprüfungsamtes besteht darin, zu prüfen, ob der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften entspricht, und aufgrund der durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss abzugeben. 

Die Prüfung des Jahresabschlusses gem. §§ 155, 156 NKomVG wurde unter ergänzen-
der Anwendung des risikoorientierten Prüfungsansatzes in Anlehnung an die vom IDR 
verabschiedeten Grundsätze vorgenommen. Die Prüfungshandlungen wurden unter 
Beachtung der Grundsätze der Wesentlichkeit und Wirtschaftlichkeit in Anwendung des  
§ 156 Abs. 1 NKomVG auf den Umfang beschränkt, der nach pflichtgemäßem Ermessen 
und allgemeinen Erfahrungsgrundsätzen notwendig und angemessen ist, um relevante 
Sachverhalte beurteilen und die im Rahmen des gesetzlichen Prüfauftrages erforderlichen 
Feststellungen treffen zu können. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Aufgrund der vorgenommenen Prüfung des Jahresabschlusses der Gemeinde Rastede 
zum 31.12.2015, über deren Ergebnisse dieser Prüfungsbericht in Übereinstimmung mit 
den gesetzlichen Vorschriften informiert, bestätigen wir: 

Nach den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen entspricht der Jahresabschluss mit 
Ausnahme der nachstehenden Einschränkung im Wesentlichen den gesetzlichen Vor-
schriften und den sie ergänzenden Bestimmungen der Satzungen und sonstigen orts-
rechtlichen Bestimmungen. Darüber hinaus bestätigen wir, dass weitgehend 

 der Haushaltsplan eingehalten worden ist, 

 die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung eingehalten worden sind, 

 bei den Erträgen und Aufwendungen sowie bei den Einzahlungen und 
Auszahlungen des kommunalen Geld- und Vermögensverkehrs nach den 
bestehenden Gesetzen und Vorschriften unter Beachtung der maßgebenden 
Verwaltungsgrundsätze und der gebotenen Wirtschaftlichkeit verfahren worden ist 
und 

 sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, 
Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen enthalten sind und der 
Jahresabschluss die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der 
Gemeinde Rastede darstellt. 
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Die Prüfungsfeststellung 01 (Gliederungspunkt 2.2) zur Bilanzierung von schwebenden 
Geschäften stellt aufgrund des Umfangs der bilanzierten Geschäftsvorfälle einen wesent-
lichen Mangel in der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung dar. Aus diesem Grund wird 
der Bestätigungsvermerk zum Jahresabschluss 2015 eingeschränkt.  

 

Darüber hinaus wird auf die weiteren Prüfungsfeststellungen verwiesen.  

 

 

Westerstede, den 19.10.2018 

 

 

 

 

Deichsel 
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9. Kurzdarstellung der Prüfungsfeststellungen 

Textziffer 

 

 Seite 

01 Im Haushaltsjahr 2015 wurden bereits geschlossene Grund-
stücksverträge nicht nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung behandelt. Obwohl weder ein Zahlungsfluss noch 
ein wirtschaftlicher Eigentumsübergang im Zusammenhang mit 
den Grundstücksverträgen vorlag und es sich somit um 
„schwebende Geschäfte“ handelt, wurden diese unzulässiger 
Weise in Form von Forderungen und Verbindlichkeiten bilanziert. 
Als Folge des Verstoßes und der wesentlichen Auswirkungen auf 
die betreffenden Bilanzpositionen ist das Testat für den Jahres-
abschluss 2015 einzuschränken. 

12 

02 Aufgrund des Dienstherrenwechsels eines Beamten zur Gemein-
de Rastede wird seit dem Jahr 2011 für die vor dem Wechsel 
erworbenen Pensionsansprüche ein Ausgleichsposten als 
sonstiger immaterieller Vermögensgegenstand im Jahresab-
schluss ausgewiesen. Der Ausweis dieses Ausgleichspostens 
verstößt gegen den Bilanzierungsgrundsatz gemäß § 42 Abs. 3 
GemHKVO. 

16 

03, 09 Das Sachvermögen wird um 146.839,10 EUR zu gering ausge-
wiesen, da die im Haushaltsjahr 2015 erbrachten Leistungen für 
Baumaßnahmen nicht aktiviert wurden. Entsprechend hätten 
Verbindlichkeiten in der vorgenannten Höhe passiviert werden 
müssen. Aufgrund der Nichterfassung des o. g. Sachvermögens 
bzw. der o. g. Verbindlichkeiten wird gegen den Vollständigkeits-
grundsatz gemäß § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 

16, 19 

04 Im Rahmen unserer Stichprobe wurde festgestellt, dass im Jahr 
2015 energetische Sanierungen an verschiedenen Schulen und 
einem Dorfgemeinschaftshaus von insgesamt 154.552,93 EUR 
als investiv angesehen wurden. Durch die Aktivierung erfolgte 
eine unzulässige Erhöhung des Anlagevermögens und eine 
ebenfalls unzulässige Verbesserung des Jahresergebnisses um 
154.552,93 EUR. 

17 

05, 08 Die kreditorischen Debitoren wurden nicht zu den Verbindlich-
keiten umgegliedert. Ebenso wurden die debitorischen Kreditoren 
nicht zu den Forderungen umgegliedert. Hierbei handelt es sich 
um einen Verstoß gegen das Verrechnungsverbot gemäß § 42 
Abs. 2 GemHKVO.  

17, 19 

06 Die Gemeinde verstößt gegen § 5 Abs. 2 NKAG, da sie die seit 
dem Jahr 2005 aufgelaufenen Überschüsse der zentralen 
Schmutzwasserbeseitigung nicht innerhalb von drei Jahren 
gebührenmindernd eingesetzt hat.  

18 
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Textziffer 

 

 Seite 

07 Unter der Bilanzposition „1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf 

Sonderposten“ werden Sonderposten i. H. v. 2.826.989,01 EUR 

ausgewiesen, für die noch nicht die erforderliche Umbuchung 
erfolgte. Zudem wird durch die fehlende Auflösung dieser 
Sonderposten das Jahresergebnis zu gering dargestellt. 

19 

10 Die im Rahmen des fiduziarischen Systems für den Landkreis 
Ammerland zurückgeforderten Sozialleistungen sind als Verbind-
lichkeiten gegenüber dem Landkreis zu bilanzieren. Da diese 
Verbindlichkeiten i. H. v. 135.931,82 EUR zum Bilanzstichtag 
nicht passiviert wurden, werden die Schulden zu gering ausge-
wiesen. Somit wurde gegen den Vollständigkeitsgrundsatz gem. 
§ 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 

19 

11 Die Gemeinde Rastede sah kein Rückstellungserfordernis für 
ungewisse Verbindlich-keiten im Rahmen des Finanzausgleichs 
(hier: Kreisumlage). Das RPA ist jedoch der Auffassung, dass 
grundsätzlich eine Verpflichtung zur Bildung dieser Rückstellung 
gemäß § 43 Abs. 1 Nr. 6 GemHKVO besteht. 

19 

12 Die Gemeinde Rastede weist in der Finanzrechnung in Spalte 4 
„Ansatz Haushaltsjahr“ nur die Haushaltsansätze aus. Es erfolgt 

keine Berücksichtigung der Haushaltsreste aus Vorjahren sowie 
der Änderungen des Ansatzes durch bewilligte über- und 
außerplanmäßige Ausgaben des laufenden Haushaltsjahres. 

Darüber hinaus sind auch vereinzelte Ist-Beträge der Finanzrech-
nung fehlerbehaftet. Da ein Großteil der schwebenden Geschäfte 
und der erhaltenen Erschließungsbeiträge bei den durch-
laufenden Posten gebucht wurde, erfolgte die Zuordnung zu den 
haushaltsunwirksamen Einzahlungen. Diese Beträge von mehr 
als 3 Mio. EUR hätten jedoch bei den Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit dargestellt werden müssen.  

25 

13 Im Rahmen der Prüfung war festzustellen, dass bei einem 
Grundstücksankauf für ein Baugebiet (Vertragsvolumen ca. 
250.000 EUR) die kommunalverfassungsrechtlichen Regelung-
en zur Gremienbeteiligung nicht beachtet wurden.  

30 

 



Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses der Gemeinde Rastede zum 31.12.2015 

- 37 - 

10. Anlagen 

10.1 Bilanz zum 31.12.2015 

Aktiva Vorjahr 
-Euro- 

Haushaltsjahr 
-Euro- 

 Passiva Vorjahr 
-Euro- 

Haushaltsjahr 
-Euro- 

 1. Immaterielles Vermögen 3.130.066,83 3.407.929,23  1. Nettoposition 109.654.429,39 114.340.343,70 
 1.2 Lizenzen 85.670,00 101.818,00  1.1 Basis-Reinvermögen 51.441.774,67 51.446.419,88 
 1.4 Geleistete Investitionszuweisungen und  2.423.023,00 2.303.201,00  1.1.1 Reinvermögen 51.441.774,67 51.446.419,88 
 -zuschüsse    1.2 Rücklagen 2.650.019,73 5.942.078,52 
 1.6 Sonstiges immaterielles Vermögen 621.373,83 1.002.910,23  1.2.1 Rücklagen aus Überschüssen des  2.592.608,91 5.918.815,68 
     ordentlichen Ergebnisses   
 2. Sachvermögen 111.153.560,19 115.784.065,44  1.2.2 Rücklagen aus Überschüssen des  33.525,61 0,00 
 2.1 Unbebaute Grundstücke und  6.897.261,58 6.847.302,47  außerordentlichen Ergebnisses   
 grundstücksgleiche Rechte    1.2.4 Zweckgebundene Rücklagen 23.885,21 23.262,84 
 2.2 Bebaute Grundstücke und  33.296.079,99 33.299.956,84     
 grundstücksgleiche Rechte    1.3 Jahresergebnis 16.276.138,52 17.397.306,02 
 2.3 Infrastrukturvermögen 49.133.937,83 48.059.675,60  1.3.2 Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag mit 16.276.138,52 17.397.306,02 
 2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden 79,00 75,00  Angabe des Betrages der Vorbelastungen   
 2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 7.641,00 71.078,00  aus Haushaltsresten für Aufwendungen   
 2.6 Maschinen und technische Anlagen;  1.756.708,00 1.517.602,00  1.4 Sonderposten  39.286.496,47 39.554.539,28 
 Fahrzeuge    1.4.1 Investitionszuweisungen und -zuschüsse 13.989.288,26 13.488.095,00 
 2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung,  3.592.429,00 3.448.322,00  1.4.2 Beiträge und ähnliche Entgelte 17.586.855,95 17.740.172,00 
 Pflanzen und Tiere    1.4.3 Gebührenausgleich 818.257,67 818.257,67 
 2.8 Vorräte 5.835.293,30 6.553.962,69  1.4.5 erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten 6.759.910,59 7.309.622,61 
 2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 10.634.130,49 15.986.090,84  1.4.6 Sonstige Sonderposten 132.184,00 198.392,00 
        
 3. Finanzvermögen 4.849.385,66 6.593.167,01  2. Schulden 6.129.749,82 7.315.003,48 
 3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 25.000,00 25.000,00  2.1 Geldschulden 3.936.498,57 3.611.322,27 
 3.2 Beteiligungen 2.078.799,52 2.122.075,67  2.1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für  3.936.498,57 3.611.322,27 
 3.4 Ausleihungen 1.234.071,74 1.029.853,89   Investitionen   
 3.5 Wertpapiere 22.705,73 22.312,13  2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und  94.743,30 26.442,35 
 3.6 Öffentlich-rechtliche Forderungen 1.267.397,58 1.558.242,47   Leistungen   
 3.7 Forderungen aus Transferleistungen 108.477,42 110.537,71  2.4 Transferverbindlichkeiten 0,00 44.728,32 
 3.8 Sonstige privatrechtliche Forderungen -16.985,23 1.580.983,59  2.4.5 Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und  0,00 44.728,32 
 3.9 sonstige Vermögensgegenstände 129.918,90 144.161,55  Zuschüssen für Investitionen   
     2.5 Sonstige Verbindlichkeiten 2.098.507,95 3.632.510,54 
 4. Liquide Mittel 3.769.033,00 2.835.145,62  2.5.1 Durchlaufende Posten 1.946.865,88 3.317.496,29 
     2.5.1.2 Abzuführende Lohn- und Kirchensteuer 5.689,62 5.414,57 
 5. Aktive Rechnungsabgrenzung 172.174,67 191.452,33  2.5.1.3 Sonstige durchlaufende Posten 1.941.176,26 3.312.081,72 
     2.5.4 Andere sonstige Verbindlichkeiten 151.642,07 315.014,25 
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Aktiva Vorjahr 
-Euro- 

Haushaltsjahr 
-Euro- 

 Passiva Vorjahr 
-Euro- 

Haushaltsjahr 
-Euro- 

     3. Rückstellungen 7.248.210,41 7.086.681,71 
     3.1 Pensionsrückstellungen und ähnliche  6.880.130,74 6.657.388,14 
     Verpflichtungen   
     3.2 Rückstellungen für Altersteilzeitarbeit und  287.569,85 306.344,32 
     ähnliche Maßnahmen   
     3.8 Andere Rückstellungen 80.509,82 122.949,25 
        
     4. Passive Rechnungsabgrenzung 41.830,73 69.730,74 
 1.2.3.4  100.000.000,00 100.000.000,00  1.2.3.4  100.000.000,00 100.000.000,00 
 Bilanzsumme Vorjahr 

-Euro- 
Haushaltsjahr 

-Euro- 
 Bilanzsumme Vorjahr 

-Euro- 
Haushaltsjahr 

-Euro- 
  123.074.220,35 128.811.759,63   123.074.220,35 128.811.759,63 

 

Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre:   
insbesondere   
   
Haushaltsreste 7.967.388,69 EUR 
in Anspruch genommenen Verpflichtungsermächtigungen 1.047.395,23 EUR 
über das Haushaltsjahr hinaus gestundete Beträge 746.041,79 EUR 
Sonstiges 773.655,68 EUR 
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10.2 Ergebnisrechnung für das Haushaltsjahr 2015 (Muster 11) 

Ergebnisrechnung einschließlich Plan-Ist-Vergleich  

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 
des 

Vorjahres 
 
 
 
 

-Euro- 

Ergebnis 
des 

Haushalts- 
jahres 

 
 
 

-Euro- 

Ansätze 
des 

Haushalts 
-jahres 

 
 
 

-Euro- 

mehr(+) 
weniger (-) 
(Sp. 3 – Sp. 4) 

 
 
 
 

-Euro- 

aus Spalte 5: 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Aufwendunge
n3) 

-Euro- 
1 2 3 4 5 6 

ordentliche Erträge — — — — — 
1. Steuern und ähnliche Abgaben 18.294.081,12  20.265.439,88  19.202.000,00  +1.063.439,88 — 

2. Zuwendungen und allg. Umlagen1) 5.216.144,07  4.435.283,80  3.726.690,00  +708.593,80 — 

3. Auflösungserträge aus 
 Sonderposten 

1.877.276,82  1.757.539,10  1.767.614,00  -10.074,90 — 

4. sonstige Transfererträge 393.916,84  270.064,19  292.600,00  -22.535,81 — 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte2) 3.019.802,68  3.218.800,30  3.537.450,00  -318.649,70 — 

6. privatrechtliche Entgelte 3.096.070,39  2.355.207,26  2.335.405,00  +19.802,26 — 

7. Kostenerstattungen und 
 Kostenumlagen 

737.848,75  327.048,37  725.360,00  -398.311,63 — 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 209.704,56  546.680,63  139.000,00  +407.680,63 — 

9. aktivierte Eigenleistungen 0,00  0,00  0,00  0,00 — 

10. Bestandsveränderungen -1.630.667,75  0,00  -855.000,00  +855.000,00 — 

11. sonstige ordentliche Erträge 562.427,56  992.220,75  762.300,00  +229.920,75 — 

12. = Summe ordentliche Erträge 31.776.605,04  34.168.284,28  31.633.419,00  +2.534.865,28 — 

ordentliche Aufwendungen — — — — — 
13. Aufwendungen für aktives Personal -7.797.949,30  -7.899.761,50  -7.930.800,00  +31.038,50 — 

14. Aufwendungen für Versorgung 0,00  0,00  0,00  0,00 — 

15. Aufwendungen für Sach- und  
 Dienstleistungen 

-5.137.779,70  -5.179.231,28  -6.334.459,06  +1.155.227,78 — 

16. Abschreibungen -3.777.397,62  -3.829.707,22  -3.343.723,00  -485.984,22 — 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -104.827,14  -35.675,15  -344.000,00  +308.324,85 — 

18. Transferaufwendungen -10.869.070,19  -11.533.892,69  -11.732.944,94  +199.052,25 — 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen -1.842.331,30  -1.662.495,62  -2.077.632,54  +415.136,92 — 

20. =Summe ordentl. Aufwendungen -29.529.355,25  -30.140.763,46  -31.763.559,54  +1.622.796,08 — 

21. ordentliches Ergebnis  
 (ordentliche Erträge abzüglich  
 ordentliche Aufwendungen) 
 Jahresüberschuss(+) /  
 Jahresfehlbetrag (-) 

2.247.249,79  4.027.520,82  -130.140,54  +4.157.661,36 — 

22. außerordentliche Erträge 422.559,54  894.641,18  0,00  +894.641,18 — 

23. außerordentliche Aufwendungen -549.396,68  -508.313,34  0,00  -508.313,34 — 

24. außerordentliches Ergebnis   
 (außerordentliche Erträge abzüglich 
 außerordentliche Aufwendungen) 

-126.837,14  386.327,84  0,00  +386.327,84 — 

Jahresergebnis  
(Saldo ordentliches Ergebnis und 
außerordentliches Ergebnis) 
Überschuss (+) / Fehlbetrag (-) 

2.120.412,65  4.413.848,66  -130.140,54  +4.543.989,20 — 

 

1) nicht für Investitionstätigkeit, 2) ohne Beiträge und Entgelte für Investitionstätigkeit, 3) Die Angaben in Spalte 5 
können dem Jahresabschluss in einer gesonderten Anlage beigefügt werden. 
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10.3 Finanzrechnung für das Haushaltsjahr 2015 (Muster 12) 

Finanzrechnung einschließlich Plan-Ist-Vergleich  

Einzahlungen und Auszahlungen  
 

Ergebnis 
des 

Vorjahres 
 
 
 
 

-Euro- 

Ergebnis 
des 

Haushalts-
jahres 

 
 
 

-Euro- 

Ansätze 
des 

Haushalts-
jahres  

 
 
 

-Euro- 

mehr(+) 
weniger (-) 
(Sp. 3 – Sp. 4) 

 
 
 
 

-Euro- 

aus Spalte 5 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Aus-
zahlungen4) 

-Euro- 
1 2 3 4 5 6 

Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

— — — — — 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 17.886.829,60  20.305.123,07  19.202.000,00  +1.103.123,07 — 

2. Zuwendungen u. allg. Umlagen1)  5.292.758,33  4.590.580,76  3.726.690,00  +863.890,76 — 

3. sonstige Transfereinzahlungen 305.019,94  262.328,64  292.600,00  -30.271,36 — 

4. öffentlich-rechtliche Entgelte 2) 3.178.048,50  3.312.896,14  3.537.450,00  -224.553,86 — 

5. privatrechtliche Entgelte 3) 479.201,37  508.562,74  585.405,00  -76.842,26 — 

6. Kostenerstattungen u. 
 Kostenumlagen3) 

752.808,06  455.383,34  725.360,00  -269.976,66 — 

7. Zinsen und ähnliche Einzahlungen 45.405,77  655.914,90  139.000,00  +516.914,90 — 

8. Einzahlungen aus der Veräußerung 
geringwertiger Vermögens-
gegenstände 

452,76  150,00  0,00  +150,00 — 

9. sonstige haushaltswirksame 
Einzahlungen 

538.518,77  1.052.606,31  760.300,00  +292.306,31 — 

10. = Summe der Einzahlungen aus 
 laufender Verwaltungstätigkeit 

28.479.043,10  31.143.545,90  28.968.805,00  +2.174.740,90 — 

Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

— — — — — 

11.  Auszahlungen für aktives Personal -7.498.429,68  -7.840.855,46  -7.941.100,00  +100.244,54 — 

12. Auszahlungen für Versorgung 0,00  0,00  0,00  0,00 — 

13. Auszahlungen für Sach- und 
Dienstleistungen und für geringwertige 
Vermögensgegenstände 

-5.465.885,72  -5.443.118,50  -6.231.214,00  +788.095,50 — 

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen -104.827,14  -35.573,15  -344.000,00  +308.426,85 — 

15. Transferauszahlungen3) -11.084.677,02  -11.370.782,51  -11.709.800,00  +339.017,49 — 

16. sonstige haushaltswirksame 
Auszahlungen 

-2.095.520,55  -1.879.610,16  -1.994.022,00  +114.411,84 — 

17. = Summe der Auszahlungen aus 
 laufender Verwaltungstätigkeit 

-26.249.340,11  -26.569.939,78  -28.220.136,00  +1.650.196,22 — 

18. Saldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit 
 (Zeile 10 abzüglich Zeile 17) 

2.229.702,99  4.573.606,12  748.669,00  +3.824.937,12 — 

Einzahlungen für Investitionstätigkeit — — — — — 

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit 432.020,67  560.496,30  688.500,00  -128.003,70 — 

20. Beiträge u. ä. Entgelte für 
 Investitionstätigkeit 

2.465.665,62  1.092.250,18  911.000,00  +181.250,18 — 

21. Veräußerung von Sachvermögen 2.808.086,66  1.012.787,50  3.020.100,00  -2.007.312,50 — 

22. Finanzvermögensanlagen 0,00  0,00  0,00  0,00 — 

23. Sonstige Investitionstätigkeit 217.760,00  204.217,85  202.000,00  +2.217,85 — 

24. =Summe der Einzahlungen aus 
 Investitionstätigkeit 

5.923.532,95  2.869.751,83  4.821.600,00  -1.951.848,17 — 
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Einzahlungen und Auszahlungen  
 

Ergebnis 
des 

Vorjahres 
 
 
 
 

-Euro- 

Ergebnis 
des 

Haushalts-
jahres 

 
 
 

-Euro- 

Ansätze 
des 

Haushalts-
jahres  

 
 
 

-Euro- 

mehr(+) 
weniger (-) 
(Sp. 3 – Sp. 4) 

 
 
 
 

-Euro- 

aus Spalte 5 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Aus-
zahlungen4) 

-Euro- 
1 2 3 4 5 6 

Auszahlungen für Investitionstätigkeit — — — — — 

25. Erwerb von Grundstücken u. 
 Gebäuden 

-1.786.990,04  -1.535.645,26  -1.808.000,00  +272.354,74 — 

26. Baumaßnahmen -8.966.401,85  -6.613.022,88  -9.292.500,00  +2.679.477,12 — 

27. Erwerb von bewegl. Sachvermögen -1.316.784,45  -813.837,55  -758.150,00  -55.687,55 — 

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen -44,52  -43.276,15  -43.200,00  -76,15 — 

29. Aktivierbare Zuwendungen -503.783,23  -554.635,36  -1.164.400,00  +609.764,64 — 

30. Sonstige Investitionstätigkeit -12.751,83  -14.242,65  -11.700,00  -2.542,65 — 

31. =Summe der Auszahlungen aus 
 Investitionstätigkeit 

-12.586.755,92  -9.574.659,85  -13.077.950,00  +3.503.290,15 — 

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 
 (Summe Einzahlungen abzüglich 
 Summe Auszahlungen für 
 Investitionstätigkeit) 

-6.663.222,97  -6.704.908,02  -8.256.350,00  +1.551.441,98 — 

33. Finanzmittel-Überschuss/-Fehl-
 betrag (Summen Zeile 18 und 32) 

-4.433.519,98  -2.131.301,90  -7.507.681,00  +5.376.379,10 — 

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungs-
tätigkeit 

— — — — — 

34. Einzahlungen aus Finanzierungstätig-
 keit; Aufnahme von Krediten u. 
 inneren Darlehen für 
 Investitionstätigkeit 

5.900,00  79.500,00  8.065.681,00  -7.986.181,00 — 

35. Auszahlungen aus Finanzierungstätig-
 keit; Tilgung von Krediten und 
 Rückzahlung von inneren Darlehen für 
 Investitionstätigkeit 

-418.480,06  -404.676,30  -558.000,00  +153.323,70 — 

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit 
 (Saldo aus Zeile 34 und 35) 

-412.580,06  -325.176,30  7.507.681,00  -7.832.857,30 — 

37. Finanzmittelbestand 
 (Saldo aus Zeile 33 und 36)  

-4.846.100,04  -2.456.478,20  0,00  -2.456.478,20 — 

38. haushaltsunwirksame Einzahlungen 
 (u. a. Geldanlagen, Liquiditätskredite) 

8.790.914,09  7.931.992,15  ___ ___ — 

39. haushaltsunwirksame Auszahlungen 
 (u. a. Geldanlagen, Liquiditätskredite) 

-7.213.581,32  -6.409.373,94  ___ ___ — 

40. Saldo aus haushaltsunwirksamen 
 Vorgängen (Zeile 38 und Zeile 39) 

1.577.332,77  1.522.618,21  ___ ___ — 

41. +/- Anfangsbestand an Zahlungs-
 mitteln zu Beginn des Jahres 

-5.027.864,78*  -3.769.033,00  0,00  -3.769.033,00 — 

42. = Endbestand an Zahlungsmitteln 
 (Liquide Mittel am Ende des 
 Jahres) (Summe aus Zeilen 37, 40 
 und 41) 

-8.296.632,05*  -4.702.892,99*  0,00  -4.702.892,99  — 

 

1) nicht für Investitionstätigkeit, 2) ohne Beiträge u. ä. Entgelte für Investitionstätigkeit, 3) außer für 
Investitionstätigkeit, 4) Die Angaben in Spalte 5 können dem Jahresabschluss in einer gesonderten Anlage 
beigefügt werden. 

* Die ausgewiesenen Anfangs- und Endbestände entsprechen nicht den jeweiligen tatsächlichen Zahlungsmittel-
beständen.  
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Stellungnahme zu den Feststellungen im Prüfungsbericht zum Jahresabschluss 2015 

  

Text-
ziffer 

Prüfungsbemerkung RPA Stellungnahme Verwaltung 

01 

Im Haushaltsjahr 2015 wurden bereits geschlossene 
Grundstücksverträge nicht nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung behandelt. Obwohl weder ein 
Zahlungsfluss noch ein wirtschaftlicher Eigentumsübergang 
im Zusammenhang mit den Grundstücksverträgen vorlag und 
es sich somit um „schwebende Geschäfte“ handelt, wurden 
diese unzulässiger Weise in Form von Forderungen und 
Verbindlichkeiten bilanziert. Als Folge des Verstoßes und der 
wesentlichen Auswirkungen auf die betreffenden 
Bilanzpositionen ist das Testat für den Jahresabschluss 2015 
einzuschränken. 
 

Die unzulässig bilanzierten Forderungen und Verbindlich-
keiten sind zwischenzeitlich realisiert oder korrigiert worden. 
Im Rahmen der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
werden die „schwebenden Grundstücksgeschäfte“ zukünftig 
korrekt bilanziert. 

02 

Aufgrund des Dienstherrenwechsels eines Beamten zur 
Gemeinde Rastede wird seit dem Jahr 2011 für die vor dem 
Wechsel erworbenen Pensionsansprüche ein 
Ausgleichsposten als sonstiger immaterieller 
Vermögensgegenstand im Jahresabschluss ausgewiesen. 
Der Ausweis dieses Ausgleichspostens verstößt gegen den 
Bilanzierungsgrundsatz gemäß § 42 Abs. 3 GemHKVO. 
 

Um den Verstoß gegen den Bilanzierungsgrundsatz 
abzuwenden, wird aktuell geprüft, inwieweit der 
Ausgleichsposten ausgebucht werden kann. Die Korrektur soll 
im Rahmen des Jahresabschlusses 2018 erfolgen. 

03 
 

09 

Das Sachvermögen wird um 146.839,10 EUR zu gering 
ausgewiesen, da die im Haushaltsjahr 2015 erbrachten 
Leistungen für Baumaßnahmen nicht aktiviert wurden. 
Entsprechend hätten Verbindlichkeiten in der vorgenannten 
Höhe passiviert werden müssen. Aufgrund der 
Nichterfassung des o. g. Sachvermögens bzw. der o. g. 
Verbindlichkeiten wird gegen den Vollständigkeitsgrundsatz 
gemäß § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 
 

Es wird zukünftig darauf geachtet, dass erbrachte aber noch 
nicht abgerechnete Leistungen für Baumaßnahmen gemäß 
des Vollständigkeitsgrundsatzes im Rahmen des 
Jahresabschlusses beim Sachvermögen aktiviert und auch die 
entsprechenden Verbindlichkeiten passiviert werden.  



04 

Im Rahmen unserer Stichprobe wurde festgestellt, dass im 
Jahr 2015 energetische Sanierungen an verschiedenen 
Schulen und einem Dorfgemeinschaftshaus von insgesamt 
154.552,93 EUR als investiv angesehen wurden. Durch die 
Aktivierung erfolgte eine unzulässige Erhöhung des 
Anlagevermögens und eine ebenfalls unzulässige 
Verbesserung des Jahresergebnisses um 154.552,93 EUR. 

Bisher wurden alle energetischen Sanierungen grundsätzlich 
als Investitionen aktiviert (gemäß Rücksprache mit der 
Treuhand im Jahr 2010). 
Derzeit wird geprüft und mit dem RPA abgestimmt, inwieweit 
bei energetischen Maßnahmen, die zu „wesentlichen 
Verbesserungen“ der Gebäude führen (und sich teilweise über 
mehrere Jahre erstrecken), doch eine Aktivierung der 
energetischen Sanierungen als Investitionsmaßnahme  
möglich ist. 
Soweit keine „wesentlichen Verbesserungen“ vorliegen, 
werden energetische Sanierungen zukünftig direkt als 
Aufwand gebucht. 
 

05 
 

08 

Die kreditorischen Debitoren wurden nicht zu den 
Verbindlichkeiten umgegliedert. Ebenso wurden die 
debitorischen Kreditoren nicht zu den Forderungen 
umgegliedert. Hierbei handelt es sich um einen Verstoß 
gegen das Verrechnungsverbot gemäß § 42 Abs. 2 
GemHKVO. 
 

Das Verrechnungsverbot wird zukünftig beachtet. Ab dem 
Jahresabschluss 2017 wird eine Umgliederung von 
kreditorischen Debitoren und debitorischen Kreditoren 
vorgenommen. 

06 

Die Gemeinde verstößt gegen § 5 Abs. 2 NKAG, da sie die 
seit dem Jahr 2005 aufgelaufenen Überschüsse der zentralen 
Schmutzwasserbeseitigung nicht innerhalb von drei Jahren 
gebührenmindernd eingesetzt hat. 

Im Rahmen der Ergebnisfeststellung 2015 für die öffentliche 
Einrichtung „zentrale Schmutzwasserbeseitigung“ wurde die 
Fortschreibung eines Überschusses i. H. v. 907.619,33 € 
ausgewiesen. Für die Folgejahre wurde bei der Kalkulation der 
Schmutzwassergebühr ein Abbau des Überschusses 
einkalkuliert, so dass aktuell ein defizitärer Gebührensatz von 
2,00 € besteht. Der 2015 und 2016 fortgeschriebene 
Überschuss soll bis Ende 2019 größtenteils abgebaut werden. 
 

  



07 

Unter der Bilanzposition „1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf 
Sonderposten“ werden Sonderposten i. H. v. 2.826.989,01 
EUR ausgewiesen, für die noch nicht die erforderliche 
Umbuchung erfolgte. Zudem wird durch die fehlende 
Auflösung dieser Sonderposten das Jahresergebnis zu gering 
dargestellt. 

Es handelt sich hauptsächlich um Erschließungsbeiträge. Die 
Aufteilung und Passivierung der Sonderposten kann nicht vor 
der Aktivierung der Grundstücke und sonstigen Anlagen 
erfolgen. Aufgrund der vielen betroffenen Anlagen und der 
hierfür erforderlichen Daten konnten einige Sonderposten bei 
Erstellung des Jahresabschlusses 2015 nicht abschließend 
bearbeitet werden. Eine Passivierung dieser Sonderposten 
erfolgte in den Folgejahren. 
 

10 

Die im Rahmen des fiduziarischen Systems für den Landkreis 
Ammerland zurückgeforderten Sozialleistungen sind als 
Verbindlichkeiten gegenüber dem Landkreis zu bilanzieren. 
Da diese Verbindlichkeiten i. H. v. 135.931,82 EUR zum 
Bilanzstichtag nicht passiviert wurden, werden die Schulden 
zu gering ausgewiesen. Somit wurde gegen den 
Vollständigkeitsgrundsatz gem. § 42 Abs. 1 GemHKVO 
verstoßen. 
 

Aktuell wird geprüft, wie die Verbindlichkeiten im Rahmen des 
fiduziarischen Systems gegenüber dem Landkreis ab dem 
Jahresabschluss 2018 bilanziert werden können. 
 

11 

Die Gemeinde Rastede sah kein Rückstellungserfordernis für 
ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des 
Finanzausgleichs (hier: Kreisumlage). Das RPA ist jedoch der 
Auffassung, dass grundsätzlich eine Verpflichtung zur Bildung 
dieser Rückstellung gemäß § 43 Abs. 1 Nr. 6 GemHKVO 
besteht. 
 

Bei Anpassung des § 45 in der neuen KomHKVO (vorher § 43 
GemHKVO) erfolgte eine klarstellende Regelung zur 
Berechnung der Rückstellung im Rahmen des 
Finanzausgleichs. 
Im Rahmen des Jahresabschlusses 2018 wird erstmalig eine 
Rückstellung für die Kreisumlage und die Entschuldungs-
umlage gebildet. 
 

  



12 

Die Gemeinde Rastede weist in der Finanzrechnung in Spalte 
4 „Ansatz Haushaltsjahr“ nur die Haushaltsansätze aus. Es 
erfolgt keine Berücksichtigung der Haushaltsreste aus 
Vorjahren sowie der Änderungen des Ansatzes durch 
bewilligte über- und außerplanmäßige Ausgaben des 
laufenden Haushaltsjahres. Darüber hinaus sind auch 
vereinzelte Ist-Beträge der Finanzrechnung fehlerbehaftet. Da 
ein Großteil der schwebenden Geschäfte und der erhaltenen 
Erschließungsbeiträge bei den durchlaufenden Posten 
gebucht wurde, erfolgte die Zuordnung zu den 
haushaltsunwirksamen Einzahlungen. Diese Beträge von 
mehr als 3 Mio. EUR hätten jedoch bei den Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit dargestellt werden müssen. 
 

Bereits im Jahresabschluss 2016 wurden die Werte korrekt 
ausgewiesen. 
Hinweis: Es gibt neue verbindliche Muster, wonach die 
Haushaltsansätze, Haushaltsreste, Nachträge sowie die über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben entsprechend in der 
Finanzrechnung ausgewiesen werden müssen. 
Ab dem Jahresabschluss 2018 wird das verbindliche Muster 
für die Finanzrechnung angewandt. 
 
Die Buchungen erfolgen ab dem Haushaltsjahr 2018 
korrekterweise bei den Einzahlungen für 
Investitionstätigkeiten und zwar als empfangene Anzahlungen 
(Bilanzkonto 274000). 
 

13 

Im Rahmen der Prüfung war festzustellen, dass bei einem 
Grundstücksankauf für ein Baugebiet (Vertragsvolumen ca. 
250.000 EUR) die kommunalverfassungsrechtlichen 
Regelungen zur Gremienbeteiligung nicht beachtet wurden. 
 

Die Inhalte des abgeschlossenen Kaufvertrages entsprachen 
nicht vollumfänglich den beschlossenen Bestimmungen durch 
den VA. Es wurde versäumt, für die Abweichung im 
abgeschlossenen Kaufvertrag einen erforderlichen Beschluss 
der zuständigen Gremien einzuholen. 
Es wird zukünftig verstärkt darauf geachtet, dass die 
kommunalverfassungsrechtlichen Regelungen zur 
Gremienbeteiligung beachtet werden. 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/042 
freigegeben am 08.03.2019 

 
Stab Datum: 27.02.2019 
Sachbearbeiter/in: Hollmeyer, Michael  
 

Haushalt 2016 - Beschluss über die Jahresrechnung und Entlastung 
des Bürgermeisters 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 18.03.2019 Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
I. Für die Jahresrechnung 2016 werden folgende Ergebnisse festgestellt: 

 ordentliches Ergebnis Überschuss i. H. v. 3.651.576,61 Euro 

 außerordentliches Ergebnis Fehlbetrag i. H. v. 106.946,59 Euro 

 
II. Überschussverwendung: 
 

1. Ordentlicher Bereich 
 
Der festgestellte Überschuss aus dem ordentlichen Bereich wird der Rück-
lage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses zugeführt. Im Rah-
men der Fortschreibung des Sonderpostens für den Gebührenausgleich 
werden der Überschussrücklage die Ergebnisse der kostenrechnenden 
Einrichtungen hinzugerechnet (Defizit) oder abgezogen (Überschuss). 
 
a) Der im Jahresergebnis ausgewiesene Überschuss der kostenrechen-

den Einrichtung „zentrale Schmutzwasserbeseitigung“ (Ergebnis 2016) 
i. H. v. 189.074,76 Euro wird dem Sonderposten für den Gebühren-
ausgleich zugeführt. 
 

b) Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der 
kostenrechnenden Einrichtung „dezentrale Schmutzwasser-
beseitigung“ (Ergebnis 2016) wird der Überschussrücklage aus dem 
Sonderposten für den Gebührenausgleich ein kompensierender Be-
trag i. H. v. 12.655,50 Euro zugeführt. 
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c) Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der 
kostenrechnenden Einrichtung „Straßenreinigung“ (Ergebnis 2016) 
wird der Überschussrücklage aus dem Sonderposten für den Gebüh-
renausgleich ein kompensierender Betrag i. H. v. 14.299,18 Euro zu-
geführt. 
 

d) Der im Jahresergebnis ausgewiesene Überschuss der kostenrechen-
den Einrichtung „Wochenmarkt“ (Ergebnis 2016) i. H. v. 4.374,93 Euro 
wird dem Sonderposten für den Gebührenausgleich zugeführt. 
 

e) Zum Ausgleich des im Jahresergebnis ausgewiesenen Defizits der 
kostenrechnenden Einrichtung „Niederschlagsbeseitigung“ (Ergebnis 
2016) wird der Überschussrücklage aus dem Sonderposten für den 
Gebührenausgleich ein kompensierender Betrag i. H. v. 53.124,71 Eu-
ro zugeführt. 
 

Im Ergebnis wird der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Er-
gebnisses ein Betrag i. H. v. 3.538.206,31 Euro zugeführt. 
 

2. Außerordentlicher Bereich 
 
Zur Deckung des Fehlbetrages wird aus der Überschussrücklage des au-
ßerordentlichen Ergebnisses ein Betrag i. H. v. 106.949,49 Euro entnom-
men. 

 
III. Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2016 wird unter Berücksichtigung 

der vorstehenden Punkte beschlossen. 
 

IV. Dem Bürgermeister wird für das Haushaltsjahr 2016 die Entlastung erteilt. 
 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Nach Feststellung der Vollständigkeit und der Richtigkeit des Jahresabschlusses 
2016 durch den Bürgermeister (§ 129 Abs. 1 NKomVG) wurde dieser dem Rech-
nungsprüfungsamt zur Prüfung vorgelegt.  
 
Das Prüfungsamt hat gemäß § 156 NKomVG den Jahresabschluss geprüft und das 
Ergebnis im anliegenden Prüfungsbericht zusammengefasst. Dem Jahresabschluss 
2016 wird ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt (siehe hierzu Seite 32 
des Prüfungsberichtes). 
 
Zu den Prüfungsbemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes ist eine Stellungnahme 
erstellt worden. Sie ist in der Anlage beigefügt. Im Ergebnis ergeben sich keine Fest-
stellungen oder Beanstandungen, die einer Entlastung des Bürgermeisters entge-
genstehen. 
 
Der Rat entscheidet nach § 58 Abs. 1 Nr. 10 i. V. m. § 110 Abs. 6 S. 2 NKomVG, wie 
das Jahresergebnis zu verwenden ist. Ein Überschuss ist dabei stets der Über-
schussrücklage zuzuführen. Die Überschussrücklage kann für den Ausgleich von 
Fehlbeträgen im Ergebnishaushalt verwendet werden. 
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Basierend auf den Ergebnissen der kostenrechnenden Einrichtungen für das Jahr 
2016 ist im Rahmen des sogenannten „Ergebnisverwendungsbeschlusses“ aus dem 
Jahresergebnis heraus die Zuführung an den Sonderposten bzw. die Entnahme aus 
dem Sonderposten für den Gebührenausgleich zu beschließen. Die Zuführung an 
den Sonderposten und die Entnahme aus dem Sonderposten für den Gebührenaus-
gleich stellen weder Ertrag noch Aufwand dar und haben somit keinen Einfluss auf 
das Jahresergebnis. 
 
Im Ergebnis wird die Verwendung der Überschüsse aus dem Ergebnishaushalt wie 
folgt vorgeschlagen: 
 

ordentliches Ergebnis - Überschuss:  3.651.576,61 € 

Kostenrechnende 
Einrichtungen 

Ergebnis 
Überschuss + 

Defizit - 

Sonderposten 
Gebührenausgleich 

 - Zuführung/Entnahme -  

zentrale Abwasserbeseitigung 189.074,76 € Zuführung -189.074,76 € 

dezentrale Abwasserbeseitigung -12.655,50 € Entnahme 12.655,50 € 

Straßenreinigung -14.299,18 € Entnahme 14.299,18 € 

Wochenmarkt 4.374,93 € Zuführung -4.374,93 € 

Niederschlagswasserbeseitigung -53.124,71 € Entnahme 53.124,71 € 

Summe:  3.538.206,31 € 

Zuführung zur Überschussrücklage ordentliche Ergebnisse:  3.538.206,31 € 

 
außerordentliches Ergebnis - Fehlbetrag:  - 106.946,59 € 

Ausgleich Fehlbetrag über die Rücklage aus  
Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses 

106.946,59 € 

Zuführung zur Überschussrücklage außerordentliche Ergebnisse:  0,00 € 

 
Das ordentliche und das außerordentliche Ergebnis werden in der Bilanz unter der 
Position 1.3.2.1 kumuliert als Jahresergebnis i. H. v. 3.544.630,02 Euro dargestellt 
(ohne Verwendung der Überschüsse). Hinsichtlich des in der Bilanz unter Position 
1.3.2.0 ausgewiesenen Betrages ist zu beachten, dass hierin noch die Ergebnisse 
aus den Vorjahren enthalten sind. Eine Bereinigung dieser Position zu Gunsten der 
Positionen der Überschussrücklagen (ordentlich bzw. außerordentlich) erfolgt erst im 
Jahresabschluss des Jahres, in dem der „Ergebnisverwendungsbeschluss“ erfolgt 
ist. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entfällt. 
 
 
Anlagen: 
 

 Jahresrechnung 2016 

 Prüfungsbericht Jahresabschluss 2016 des Rechnungsprüfungsamt 

 Stellungnahme zum Prüfungsbericht 
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Feststellungserklärung zum Jahresabschluss 2016 
 
 
 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2016 der Gemeinde Rastede wurde gemäß den 
Vorschriften des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) und 
der Niedersächsischen Gemeindehaushalts- und Kassenverordnung (GemHKVO) 
aufgestellt. 

Der Jahresabschluss enthält alle in § 128 NKomVG geforderten Bestandteile und 
Anlagen. 

Gemäß § 128 Abs. 1 NKomVG wird hiermit die Vollständigkeit und Richtigkeit des 
Jahresabschlusses 2016 festgestellt. 

Rastede, den 24.04.2017 

     _____________________________                           ______________________ 
Dudek                                                                       von Essen 

Leiter Fachbereich Haushalt und Finanzen                                    Bürgermeister 
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Ergebnisrechnung einschließlich Plan-Ist-Vergleich 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

Differenz aus Spalte 5: 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Aufwendungen 
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben -20.265.439,88 -20.562.082,35 -20.485.000,00 77.082,35  

02. Zuwendungen und allgemeine 
Umlagen 

-4.435.283,80 -5.790.115,35 -5.060.200,00 729.915,35  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -1.757.539,10 -1.984.101,38 -1.824.079,00 160.022,38  

04. sonstige Transfererträge -270.064,19 -428.636,57 -288.500,00 140.136,57  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -3.218.800,30 -3.434.664,89 -3.677.300,00 -242.635,11  

06. privatrechtliche Entgelte -2.355.207,26 -2.850.706,60 -1.862.172,00 988.534,60  

07. Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 

-327.048,37 -430.584,18 -439.048,05 -8.463,87  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -546.680,63 -328.260,62 -143.700,00 184.560,62  

09. aktivierte Eigenleistung      

10. Bestandsveränderungen 0,00     

11. sonstige ordentliche Erträge -992.220,75 -852.446,10 -758.500,00 93.946,10  

12.= Summe ordentliche Erträge -34.168.284,28 -36.661.598,04 -34.538.499,05 2.123.098,99  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 7.899.761,50 8.645.038,76 8.547.700,00 -97.338,76  

14. Aufwendungen für Versorgung  18.921,15  -18.921,15  

15. Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen 

5.179.231,28 5.732.142,24 6.525.840,95 793.698,71  

16. Abschreibungen 3.829.707,22 4.321.909,94 4.318.245,00 -3.664,94  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 35.675,15 38.696,13 585.000,00 546.303,87  

18. Transferaufwendungen 11.533.892,69 12.281.947,27 12.279.712,86 -2.234,41  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1.662.495,62 1.971.365,94 2.606.803,87 635.437,93  

20.= Summe ordentliche 
Aufwendungen 

30.140.763,46 33.010.021,43 34.863.302,68 1.853.281,25  

21. ordentliches Ergebnis -4.027.520,82 -3.651.576,61 324.803,63 3.976.380,24  

22. außerordentliche Erträge -894.641,18 -776.360,36  776.360,36  

23. außerordentliche Aufwendungen 508.313,34 883.306,95  -883.306,95  

24. außerordentliches Ergebnis -386.327,84 106.946,59  -106.946,59  

Jahresergebnis -4.413.848,66 -3.544.630,02 324.803,63 3.869.433,65  
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Finanzrechnung einschließlich Plan-Ist-Vergleich 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Spalte 5: 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Auszahlungen - 
Euro - 

Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

     

01. Steuern und ähnliche Abgaben -20.305.123,07 -20.640.303,53 -20.485.000,00 155.303,53  

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -4.590.580,76 -5.845.455,50 -5.060.200,00 785.255,50  

03. sonstige Transfereinzahlungen -262.328,64 -424.745,32 -288.500,00 136.245,32  

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -3.312.896,14 -3.545.490,61 -3.677.300,00 -131.809,39  

05. privatrechtliche Entgelte -508.562,74 -540.478,61 -673.172,00 -132.693,39  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -455.383,34 -480.904,80 -454.048,05 26.856,75  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen -655.914,90 -437.132,72 -143.700,00 293.432,72  

08. Einzahl. aus d. Veräußerung geringwert. 
Vermögensgegenstände 

-150,00 -590,81  590,81  

09. sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -1.052.606,31 -1.052.410,83 -758.000,00 294.410,83  

10. = Summe der Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-31.143.545,90 -32.967.512,73 -31.539.920,05 1.427.592,68  

Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

     

11. Auszahlungen für aktives Personal 7.840.855,46 8.426.598,41 8.557.600,00 131.001,59  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahl. f. Sach- u. Dienstl. u. GWG 5.443.118,50 5.926.417,78 6.525.840,95 599.423,17  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen 35.573,15 38.782,13 585.000,00 546.217,87  

15. Transferauszahlungen 11.370.782,51 12.203.113,72 12.279.712,86 76.599,14  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 1.879.610,16 2.256.144,86 2.606.803,87 350.659,01  

17. = Summe der Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

26.569.939,78 28.851.056,90 30.554.957,68 1.703.900,78  

18. Saldo aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

-4.573.606,12 -4.116.455,83 -984.962,37 3.131.493,46  
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Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Spalte 5: 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Auszahlungen - 
Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeit      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -560.496,30 -1.033.528,59 -486.430,00 547.098,59  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für 
Investitionstätigkeit 

-1.092.250,18 -2.309.974,57 -1.706.000,00 603.974,57  

21. Veräußerung von Sachvermögen -1.012.787,50 -5.475.197,84 -3.919.500,00 1.555.697,84  

22. Veräußerung von 
Finanzvermögensanlagen 

     

23. sonstige Investitionstätigkeit -204.217,85 -200.966,82 -196.000,00 4.966,82  

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

-2.869.751,83 -9.019.667,82 -6.307.930,00 2.711.737,82  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Auszahl. f.d. Erw. v. Grdstcken. u. 
Gebäuden 

1.535.645,26 1.305.505,09 1.175.648,15 -129.856,94  

26. Auszahlungen für Baumaßnahmen 6.613.022,88 9.336.480,66 16.892.996,36 7.556.515,70  

27. Auszahl. f.d. Erw.v. bewegl. 
Sachvermögen 

813.837,55 1.094.999,44 1.237.173,61 142.174,17  

28. Auszahlungen für 
Finanzvermögensanlagen 

57.518,80 10.131,55 12.300,00 2.168,45  

29. Auszahlungen f. aktivierbare 
Zuwendungen 

554.635,36 1.378.267,08 1.863.121,94 484.854,86  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

9.574.659,85 13.125.383,82 21.181.240,06 8.055.856,24  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 6.704.908,02 4.105.716,00 14.873.310,06 10.767.594,06  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-
Fehlbetrag 

2.131.301,90 -10.739,83 13.888.347,69 13.899.087,52  

34. Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit -79.500,00  -12.435.367,75 -12.435.367,75  

35. Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 404.676,30 400.667,45 600.000,00 199.332,55  

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit 325.176,30 400.667,45 -11.835.367,75 -12.236.035,20  

37. Summe der Salden aus Zeile 33 und 36 2.456.478,20 389.927,62 2.052.979,94 1.663.052,32  

38. Haushaltsunwirksame Einzahlungen -7.931.992,15 -4.241.246,51  4.241.246,51  

39. Haushaltsunwirksame Auszahlungen 6.409.373,94 4.021.052,20  -4.021.052,20  

40. Saldo aus haushaltsunwirksamen 
Vorgängen 

-1.522.618,21 -220.194,31  220.194,31  

41. Bestand an Zahlungsmitteln am Anfang 
des Jahres 

3.760.723,00 2.826.635,62    

42. Bestand an Zahlungsmitteln am Ende 
des Haushaltsjahres 

2.826.635,62 2.656.323,89    
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH1_01 Gemeindeorgane 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -112,50     

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -112,50     

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 252.662,25 252.531,89 266.400,00 13.868,11  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 14.920,13 19.878,81 29.000,00 9.121,19  

16. Abschreibungen 2.561,00 863,00 1.426,00 563,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 15.227,50 12.355,75 14.600,00 2.244,25  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 147.962,13 148.183,19 160.200,00 12.016,81  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 433.333,01 433.812,64 471.626,00 37.813,36  

21. ordentliches Ergebnis 433.220,51 433.812,64 471.626,00 37.813,36  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 1.191,65 313,11  -313,11  

24. außerordentliches Ergebnis 1.191,65 313,11  -313,11  

25. Jahresergebnis 434.412,16 434.125,75 471.626,00 37.500,25  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -434.443,79 -434.125,75 -471.626,00 -37.500,25  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 31,63     

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -434.412,16 -434.125,75 -471.626,00 -37.500,25  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH1_01 Gemeindeorgane 

Produkt   P1.01.00.111100 Gemeindeorgane 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -112,50     

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -112,50     

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 252.662,25 252.531,89 266.400,00 13.868,11  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 14.920,13 19.878,81 29.000,00 9.121,19  

16. Abschreibungen 2.561,00 863,00 1.426,00 563,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 15.227,50 12.355,75 14.600,00 2.244,25  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 147.962,13 148.183,19 160.200,00 12.016,81  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 433.333,01 433.812,64 471.626,00 37.813,36  

21. ordentliches Ergebnis 433.220,51 433.812,64 471.626,00 37.813,36  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 1.191,65 313,11  -313,11  

24. außerordentliches Ergebnis 1.191,65 313,11  -313,11  

25. Jahresergebnis 434.412,16 434.125,75 471.626,00 37.500,25  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -434.443,79 -434.125,75 -471.626,00 -37.500,25  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 31,63     

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -434.412,16 -434.125,75 -471.626,00 -37.500,25  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH1_01 Gemeindeorgane 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen      

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte      

05. privatrechtliche Entgelte      

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -112,50     

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen      

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-112,50     

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 254.788,47 247.308,71 266.400,00 19.091,29  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

15.085,13 20.538,82 29.000,00 8.461,18  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 15.247,50 12.355,75 14.600,00 2.244,25  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 149.073,46 149.030,31 160.200,00 11.169,69  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

434.194,56 429.233,59 470.200,00 40.966,41  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 434.082,06 429.233,59 470.200,00 40.966,41  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH1_01 Gemeindeorgane 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

     

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen      

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen      

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen 250,00  1.000,00 1.000,00  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

250,00  1.000,00 1.000,00  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 250,00  1.000,00 1.000,00  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 434.332,06 429.233,59 471.200,00 41.966,41  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 434.332,06 429.233,59 471.200,00 41.966,41  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH1_01 Gemeindeorgane 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.001000.525 2014 Zuschuss EDV-Ausstatt. Ratsmitgl. 250,00 0,00  0,00 

I1.001000 2014 Zuschuss EDV-Ausstatt. Ratsmitgl. 250,00 0,00  0,00 

I1.001002.525 2016 Zuschuss EDV-Ausstattung Ratsmitgl. 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.001002 2016 Zuschuss EDV-Ausstattung Ratsmitgl. 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

Zwischensumme 250,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

Gesamtsumme 250,00 0,00 1.000,00 1.000,00 
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Jahresrechnung 2016 
 

Teilhaushalt 2_01 
 
 

Gleichstellungsbeauftragte 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH2_01 Gleichstellung von Mann und Frau 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen  -3.253,29  3.253,29  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -3.253,29  3.253,29  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 244,42 261,58 200,00 -61,58  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 56,00 60,00 1.000,00 940,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 6.117,72 6.097,92 6.600,00 502,08  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 6.418,14 6.419,50 7.800,00 1.380,50  

21. ordentliches Ergebnis 6.418,14 3.166,21 7.800,00 4.633,79  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 6.418,14 3.166,21 7.800,00 4.633,79  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -6.418,14 -5.911,34 -7.800,00 -1.888,66  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*  2.745,13  -2.745,13  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -6.418,14 -3.166,21 -7.800,00 -4.633,79  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH2_01 Gleichstellung von Mann und Frau 

Produkt   P1.02.00.111200 Gleichstellung von Mann und Frau 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen  -3.253,29  3.253,29  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -3.253,29  3.253,29  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 244,42 261,58 200,00 -61,58  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 56,00 60,00 1.000,00 940,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 6.117,72 6.097,92 6.600,00 502,08  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 6.418,14 6.419,50 7.800,00 1.380,50  

21. ordentliches Ergebnis 6.418,14 3.166,21 7.800,00 4.633,79  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 6.418,14 3.166,21 7.800,00 4.633,79  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -6.418,14 -5.911,34 -7.800,00 -1.888,66  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*  2.745,13  -2.745,13  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -6.418,14 -3.166,21 -7.800,00 -4.633,79  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH2_01 Gleichstellung von Mann und Frau 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen  -3.253,29  3.253,29  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte      

05. privatrechtliche Entgelte      

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen      

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

 -3.253,29  3.253,29  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 244,42 261,58 200,00 -61,58  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

56,00 60,00 1.000,00 940,00  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen      

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 6.117,72 6.097,92 6.600,00 502,08  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

6.418,14 6.419,50 7.800,00 1.380,50  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 6.418,14 3.166,21 7.800,00 4.633,79  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH2_01 Gleichstellung von Mann und Frau 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

     

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen      

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen      

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

     

32. Saldo aus Investitionstätigkeit      

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 6.418,14 3.166,21 7.800,00 4.633,79  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 6.418,14 3.166,21 7.800,00 4.633,79  
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Jahresrechnung 2016 
 

Teilhaushalt 3_01 
 
 

Stabstelle 
Personal und Organisation 

 



24 

 

 

 

A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_01 Innere Verwaltung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -40,00 -40,00 -40,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte  -0,03  0,03  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -6.586,95 -2.465,02  2.465,02  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -33,31     

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -222.742,60 -39.487,00  39.487,00  

12. =Summe ordentliche Erträge -229.402,86 -41.992,05 -40,00 41.952,05  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 584.133,60 764.154,40 611.100,00 -153.054,40  

14. Aufwendungen für Versorgung  18.921,15  -18.921,15  

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 63.305,23 53.390,46 75.050,00 21.659,54  

16. Abschreibungen 67.822,42 69.859,25 46.097,00 -23.762,25  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 342.610,33 377.509,60 334.900,00 -42.609,60  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.057.871,58 1.283.834,86 1.067.147,00 -216.687,86  

21. ordentliches Ergebnis 828.468,72 1.241.842,81 1.067.107,00 -174.735,81  

22. außerordentliche Erträge -3.829,12 -2.398,85  2.398,85  

23. außerordentliche Aufwendungen 12.707,71 6.741,94  -6.741,94  

24. außerordentliches Ergebnis 8.878,59 4.343,09  -4.343,09  

25. Jahresergebnis 837.347,31 1.246.185,90 1.067.107,00 -179.078,90  

26a Erträge aus ILV 3811*   -8.600,00 -8.600,00  

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.182.470,00 -1.417.364,84 -1.234.687,19 182.677,65  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*   500,00 500,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 222.609,29 9.300,47  -9.300,47  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 122.513,40 161.878,47 175.680,19 13.801,72  

28. Saldo aus ILV -837.347,31 -1.246.185,90 -1.067.107,00 179.078,90  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_01 Innere Verwaltung 

Produkt   P1.03.02.111210 Personalangelegenheiten 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -222.742,60 -39.487,00  39.487,00  

12. =Summe ordentliche Erträge -222.742,60 -39.487,00  39.487,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 140.722,75 387.329,32 135.500,00 -251.829,32  

14. Aufwendungen für Versorgung  18.921,15  -18.921,15  

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 530,00 340,00 1.400,00 1.060,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 56,20 210,20 1.200,00 989,80  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 141.308,95 406.800,67 138.100,00 -268.700,67  

21. ordentliches Ergebnis -81.433,65 367.313,67 138.100,00 -229.213,67  

22. außerordentliche Erträge -1.851,03 -1.276,65  1.276,65  

23. außerordentliche Aufwendungen 167,57     

24. außerordentliches Ergebnis -1.683,46 -1.276,65  1.276,65  

25. Jahresergebnis -83.117,11 366.037,02 138.100,00 -227.937,02  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -139.492,18 -366.037,02 -138.100,00 227.937,02  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 222.609,29     

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 83.117,11 -366.037,02 -138.100,00 227.937,02  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_01 Innere Verwaltung 

Produkt   P1.03.02.111230 Organisation und Einrichtungen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -40,00 -40,00 -40,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte  -0,03  0,03  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -6.586,95 -2.465,02  2.465,02  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -33,31     

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -6.660,26 -2.505,05 -40,00 2.465,05  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 443.410,85 376.825,08 475.600,00 98.774,92  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 62.775,23 53.050,46 73.650,00 20.599,54  

16. Abschreibungen 67.822,42 69.859,25 46.097,00 -23.762,25  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 342.554,13 377.299,40 333.700,00 -43.599,40  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 916.562,63 877.034,19 929.047,00 52.012,81  

21. ordentliches Ergebnis 909.902,37 874.529,14 929.007,00 54.477,86  

22. außerordentliche Erträge -1.978,09 -1.122,20  1.122,20  

23. außerordentliche Aufwendungen 12.540,14 6.741,94  -6.741,94  

24. außerordentliches Ergebnis 10.562,05 5.619,74  -5.619,74  

25. Jahresergebnis 920.464,42 880.148,88 929.007,00 48.858,12  

26a Erträge aus ILV 3811*   -8.600,00 -8.600,00  

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.042.977,82 -1.051.327,82 -1.096.587,19 -45.259,37  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*   500,00 500,00  

27b Aufwand aus Umlage 91*  9.300,47  -9.300,47  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 122.513,40 161.878,47 175.680,19 13.801,72  

28. Saldo aus ILV -920.464,42 -880.148,88 -929.007,00 -48.858,12  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH3_01 Innere Verwaltung 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen      

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte  -0,03  0,03  

05. privatrechtliche Entgelte -300,00     

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -7.866,73 -2.465,02  2.465,02  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen -1.884,34 -1.276,65  1.276,65  

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen      

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-10.051,07 -3.741,70  3.741,70  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 585.725,17 521.132,85 621.400,00 100.267,15  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

71.421,03 56.971,92 75.050,00 18.078,08  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen      

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 354.391,63 375.925,85 334.900,00 -41.025,85  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

1.011.537,83 954.030,62 1.031.350,00 77.319,38  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.001.486,76 950.288,92 1.031.350,00 81.061,08  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH3_01 Innere Verwaltung 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen -1.678,09 -1.122,20  1.122,20  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

-1.678,09 -1.122,20  1.122,20  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 2.749,99     

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 72.959,05 63.678,33 17.037,75 -46.640,58  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen 14.242,65 10.087,07 12.100,00 2.012,93  

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

89.951,69 73.765,40 29.137,75 -44.627,65  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 88.273,60 72.643,20 29.137,75 -43.505,45  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 1.089.760,36 1.022.932,12 1.060.487,75 37.555,63  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 1.089.760,36 1.022.932,12 1.060.487,75 37.555,63  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



29 

 

 

C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH3_01 Innere Verwaltung 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.009007.510 2014 Sammelposten Inventar - Rath. 11.871,64 0,00  0,00 

I1.009007 2014 Sammelposten Inventar - Rath. 11.871,64 0,00  0,00 

I1.009017.510 2015 Sammelposten Inventar - Rath. 25.183,22 3.218,71 3.237,75 19,04 

I1.009017 2015 Sammelposten Inventar - Rath. 25.183,22 3.218,71 3.237,75 19,04 

I1.009025.510 2016 Sammelposten Inventar - Rathaus 0,00 22.771,62 13.800,00 -8.971,62 

I1.009025 2016 Sammelposten Inventar - Rathaus 0,00 22.771,62 13.800,00 -8.971,62 

I1.009053.510 Datensicherung Acronis (Softw.), Rathaus 1.770,79 0,00  0,00 

I1.009053 Datensicherung Acronis (Softw.), Rathaus 1.770,79 0,00  0,00 

I1.009055.510 Rahmenleinwand (mobil) f.Beamer, Rathaus 1.109,70 0,00  0,00 

I1.009055 Rahmenleinwand (mobil) f.Beamer, Rathaus 1.109,70 0,00  0,00 

I1.009060.510 2015 Sammelposten (Geb.) - Rathaus 2.568,63 0,00  0,00 

I1.009060 2015 Sammelposten (Geb.) - Rathaus 2.568,63 0,00  0,00 

I1.009061.510 Cosoba (1 Lizenz), Rathaus allg. 2.259,81 0,00  0,00 

I1.009061 Cosoba (1 Lizenz), Rathaus allg. 2.259,81 0,00  0,00 

I1.009062.510 Erw. Schnittstelle FM-Tools/SAP, Rathaus 7.378,00 0,00  0,00 

I1.009062 Erw. Schnittstelle FM-Tools/SAP, Rathaus 7.378,00 0,00  0,00 

I1.009063.510 Lochentwertungsmaschine, Rathaus 3.032,12 0,00  0,00 

I1.009063 Lochentwertungsmaschine, Rathaus 3.032,12 0,00  0,00 

I1.009064.500 Sicherheitsscheibe mit Durchspr.,Rathaus 2.749,99 0,00  0,00 

I1.009064 Sicherheitsscheibe mit Durchspr.,Rathaus 2.749,99 0,00  0,00 

I1.009065.510 Einachsschlepper, Rathaus 0,00 4.075,75  -4.075,75 

I1.009065 Einachsschlepper, Rathaus 0,00 4.075,75  -4.075,75 

I1.009066.510 Netzwerkspeicher HP MSA 2040, Rathaus 0,00 18.992,40  -18.992,40 

I1.009066 Netzwerkspeicher HP MSA 2040, Rathaus 0,00 18.992,40  -18.992,40 

I1.009067.510 Plotter HP T2530ps MFP, Rathaus 0,00 10.508,17  -10.508,17 

I1.009067 Plotter HP T2530ps MFP, Rathaus 0,00 10.508,17  -10.508,17 

I1.009069.510 2016 Sammelposten (Geb.) - Rathaus 0,00 3.558,33  -3.558,33 

I1.009069 2016 Sammelposten (Geb.) - Rathaus 0,00 3.558,33  -3.558,33 

I1.009070.510 Erw. TobitDavid (5 Lizenzen), Rathaus 0,00 553,35  -553,35 

I1.009070 Erw. TobitDavid (5 Lizenzen), Rathaus 0,00 553,35  -553,35 

Zwischensumme 57.923,90 63.678,33 17.037,75 -46.640,58 

Gesamtsumme 57.923,90 63.678,33 17.037,75 -46.640,58 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben -20.265.439,88 -20.562.082,35 -20.485.000,00 77.082,35  

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -3.262.136,00 -4.598.848,00 -3.960.000,00 638.848,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -235.277,00 -235.280,00 -235.280,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -50,00     

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -3.174,29 -59.697,67 -55.000,00 4.697,67  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -546.614,00 -328.193,00 -50.000,00 278.193,00  

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -755.720,26 -142.047,47 -53.000,00 89.047,47  

12. =Summe ordentliche Erträge -25.068.411,43 -25.926.148,49 -24.838.280,00 1.087.868,49  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 440.460,86 474.088,14 483.900,00 9.811,86  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.292,40 770,00 1.000,00 230,00  

16. Abschreibungen 46.043,40 35.418,65 70.000,00 34.581,35  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 35.675,15 38.696,13 585.000,00 546.303,87  

18. Transferaufwendungen 8.996.457,00 9.366.054,00 9.211.000,00 -155.054,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 45.949,97 42.531,53 503.600,00 461.068,47  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 9.565.878,78 9.957.558,45 10.854.500,00 896.941,55  

21. ordentliches Ergebnis -15.502.532,65 -15.968.590,04 -13.983.780,00 1.984.810,04  

22. außerordentliche Erträge -191.689,93 -56.522,45  56.522,45  

23. außerordentliche Aufwendungen 2.227,47 742,18  -742,18  

24. außerordentliches Ergebnis -189.462,46 -55.780,27  55.780,27  

25. Jahresergebnis -15.691.995,11 -16.024.370,31 -13.983.780,00 2.040.590,31  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -440.283,71 -358.328,04 -578.150,00 -219.821,96  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 761,50 453,89 7.150,00 6.696,11  

27b Aufwand aus Umlage 91* 0,14 60.373,60  -60.373,60  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -439.522,07 -297.500,55 -571.000,00 -273.499,45  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -16.131.517,18 -16.321.870,86 -14.554.780,00 1.767.090,86  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Produkt   P1.03.03.111500 Finanzverwaltung und Rechnungsprüfung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -50,00     

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -3.174,29 -59.697,67 -55.000,00 4.697,67  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -69.749,95 -120.664,28 -52.500,00 68.164,28  

12. =Summe ordentliche Erträge -72.974,24 -180.361,95 -107.500,00 72.861,95  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 440.460,86 474.088,14 483.900,00 9.811,86  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.292,40 770,00 1.000,00 230,00  

16. Abschreibungen 22.931,02 16.248,17 50.000,00 33.751,83  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen  0,00  0,00  

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 45.584,56 42.060,46 143.600,00 101.539,54  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 510.268,84 533.166,77 678.500,00 145.333,23  

21. ordentliches Ergebnis 437.294,60 352.804,82 571.000,00 218.195,18  

22. außerordentliche Erträge 0,00 -56.046,45  56.046,45  

23. außerordentliche Aufwendungen 2.227,47 742,18  -742,18  

24. außerordentliches Ergebnis 2.227,47 -55.304,27  55.304,27  

25. Jahresergebnis 439.522,07 297.500,55 571.000,00 273.499,45  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -440.283,71 -358.328,04 -578.150,00 -219.821,96  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 761,50 453,89 7.150,00 6.696,11  

27b Aufwand aus Umlage 91* 0,14 60.373,60  -60.373,60  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -439.522,07 -297.500,55 -571.000,00 -273.499,45  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Produkt   P1.03.03.611000 Steuern, allgem. Zuweisungen, Umlagen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben -20.265.439,88 -20.562.082,35 -20.485.000,00 77.082,35  

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -3.262.136,00 -4.598.848,00 -3.960.000,00 638.848,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -235.277,00 -235.280,00 -235.280,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -546.614,00 -328.193,00 -50.000,00 278.193,00  

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -685.240,23 -18.570,38  18.570,38  

12. =Summe ordentliche Erträge -24.994.707,11 -25.742.973,73 -24.730.280,00 1.012.693,73  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 23.034,19 19.158,58 20.000,00 841,42  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 9.906,00 15.894,00 55.000,00 39.106,00  

18. Transferaufwendungen 8.996.457,00 9.366.054,00 9.211.000,00 -155.054,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen  0,00  0,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 9.029.397,19 9.401.106,58 9.286.000,00 -115.106,58  

21. ordentliches Ergebnis -15.965.309,92 -16.341.867,15 -15.444.280,00 897.587,15  

22. außerordentliche Erträge -189.293,93     

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis -189.293,93     

25. Jahresergebnis -16.154.603,85 -16.341.867,15 -15.444.280,00 897.587,15  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -16.154.603,85 -16.341.867,15 -15.444.280,00 897.587,15  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Produkt   P1.03.03.612000 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -730,08 -2.812,81 -500,00 2.312,81  

12. =Summe ordentliche Erträge -730,08 -2.812,81 -500,00 2.312,81  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 78,19 11,90  -11,90  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 25.769,15 22.802,13 530.000,00 507.197,87  

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 365,41 471,07 360.000,00 359.528,93  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 26.212,75 23.285,10 890.000,00 866.714,90  

21. ordentliches Ergebnis 25.482,67 20.472,29 889.500,00 869.027,71  

22. außerordentliche Erträge -2.396,00 -476,00  476,00  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis -2.396,00 -476,00  476,00  

25. Jahresergebnis 23.086,67 19.996,29 889.500,00 869.503,71  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 23.086,67 19.996,29 889.500,00 869.503,71  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben -20.305.123,07 -20.640.303,53 -20.485.000,00 155.303,53  

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -3.262.136,00 -4.598.848,00 -3.960.000,00 638.848,00  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -50,00     

05. privatrechtliche Entgelte      

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -60.520,70 -115.744,12 -55.000,00 60.744,12  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen -556.608,45 -331.241,00 -50.000,00 281.241,00  

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -997.277,63 -313.488,17 -52.500,00 260.988,17  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-25.181.715,85 -25.999.624,82 -24.602.500,00 1.397.124,82  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 439.710,04 477.532,74 483.900,00 6.367,26  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

1.432,40 770,00 1.000,00 230,00  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen 35.573,15 38.782,13 585.000,00 546.217,87  

15. Transferauszahlungen 8.832.426,00 9.269.015,00 9.211.000,00 -58.015,00  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 113.716,02 96.274,86 503.600,00 407.325,14  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

9.422.857,61 9.882.374,73 10.784.500,00 902.125,27  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -15.758.858,24 -16.117.250,09 -13.818.000,00 2.299.250,09  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH3_02 Allgemeine Finanzen 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

     

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen      

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen      

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

     

32. Saldo aus Investitionstätigkeit      

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag -15.758.858,24 -16.117.250,09 -13.818.000,00 2.299.250,09  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

-79.500,00  -12.435.367,75 -12.435.367,75  

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

404.676,30 400.667,45 600.000,00 199.332,55  

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit 325.176,30 400.667,45 -11.835.367,75 -12.236.035,20  

37. Finanzmittelveränderung -15.433.681,94 -15.716.582,64 -25.653.367,75 -9.936.785,11  
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -79.279,72 -34.882,92 -490.000,00 -455.117,08  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -33,32 -67,62 -93.700,00 -93.632,38  

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -662.057,70 -702.400,00 -40.342,30  

12. =Summe ordentliche Erträge -79.313,04 -697.008,24 -1.286.100,00 -589.091,76  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 153.070,98 144.677,24 148.400,00 3.722,76  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.153,61 2.756,72 1.400,00 -1.356,72  

16. Abschreibungen 123.500,55 107.555,02 241.053,00 133.497,98  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 393.680,11 387.564,39 302.500,00 -85.064,39  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 22.554,85 1.588,67 15.080,74 13.492,07  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 693.960,10 644.142,04 708.433,74 64.291,70  

21. ordentliches Ergebnis 614.647,06 -52.866,20 -577.666,26 -524.800,06  

22. außerordentliche Erträge -96.900,38 -120.425,60  120.425,60  

23. außerordentliche Aufwendungen 588,26 1.705,79  -1.705,79  

24. außerordentliches Ergebnis -96.312,12 -118.719,81  118.719,81  

25. Jahresergebnis 518.334,94 -171.586,01 -577.666,26 -406.080,25  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -2.369,75 -2.007,16  2.007,16  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 76.242,32 77.966,42 83.743,37 5.776,95  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 26.472,40 37.635,23 21.547,20 -16.088,03  

28. Saldo aus ILV 100.344,97 113.594,49 105.290,57 -8.303,92  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 618.679,91 -57.991,52 -472.375,69 -414.384,17  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Produkt   P1.03.01.535000 Kombiniete Versorgung (Strom/Gas) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -662.057,70 -702.400,00 -40.342,30  

12. =Summe ordentliche Erträge  -662.057,70 -702.400,00 -40.342,30  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen      

21. ordentliches Ergebnis  -662.057,70 -702.400,00 -40.342,30  

22. außerordentliche Erträge  -15.844,34  15.844,34  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis  -15.844,34  15.844,34  

25. Jahresergebnis  -677.902,04 -702.400,00 -24.497,96  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV  -677.902,04 -702.400,00 -24.497,96  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Produkt   P1.03.01.571000 Wirtschaftsförderung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -79.279,72 -34.882,92 -490.000,00 -455.117,08  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -79.279,72 -34.882,92 -490.000,00 -455.117,08  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 147.675,20 139.706,48 142.200,00 2.493,52  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.153,61 2.756,72 1.400,00 -1.356,72  

16. Abschreibungen 66.388,00 75.230,89 56.053,00 -19.177,89  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 9.905,62 61.837,00 2.500,00 -59.337,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 22.553,35 799,70 15.080,74 14.281,04  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 247.675,78 280.330,79 217.233,74 -63.097,05  

21. ordentliches Ergebnis 168.396,06 245.447,87 -272.766,26 -518.214,13  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 456,10     

24. außerordentliches Ergebnis 456,10     

25. Jahresergebnis 168.852,16 245.447,87 -272.766,26 -518.214,13  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -2.257,77 -832,05  832,05  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 39.818,85 42.401,10 43.393,79 992,69  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 26.472,40 37.635,23 21.547,20 -16.088,03  

28. Saldo aus ILV 64.033,48 79.204,28 64.940,99 -14.263,29  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 232.885,64 324.652,15 -207.825,27 -532.477,42  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Produkt   P1.03.01.573100 Allg. Einr. und Unterneh. (einschl) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge -33,32 -67,62 -93.700,00 -93.632,38  

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -33,32 -67,62 -93.700,00 -93.632,38  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 434,53 325,78 800,00 474,22  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 57.112,55 32.324,13 185.000,00 152.675,87  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 383.774,49 325.727,39 300.000,00 -25.727,39  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1,50 788,97  -788,97  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 441.323,07 359.166,27 485.800,00 126.633,73  

21. ordentliches Ergebnis 441.289,75 359.098,65 392.100,00 33.001,35  

22. außerordentliche Erträge -96.900,38 -104.581,26  104.581,26  

23. außerordentliche Aufwendungen 127,24 1.705,79  -1.705,79  

24. außerordentliches Ergebnis -96.773,14 -102.875,47  102.875,47  

25. Jahresergebnis 344.516,61 256.223,18 392.100,00 135.876,82  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -15,67 -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 19.287,18 18.612,59 21.595,11 2.982,52  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 19.271,51 17.874,10 21.595,11 3.721,01  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 363.788,12 274.097,28 413.695,11 139.597,83  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Produkt   P1.03.01.575000 Tourismus 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 4.961,25 4.644,98 5.400,00 755,02  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.961,25 4.644,98 5.400,00 755,02  

21. ordentliches Ergebnis 4.961,25 4.644,98 5.400,00 755,02  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 4,92     

24. außerordentliches Ergebnis 4,92     

25. Jahresergebnis 4.966,17 4.644,98 5.400,00 755,02  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -96,31 -436,62  436,62  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 17.136,29 16.952,73 18.754,47 1.801,74  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 17.039,98 16.516,11 18.754,47 2.238,36  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 22.006,15 21.161,09 24.154,47 2.993,38  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen      

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte      

05. privatrechtliche Entgelte      

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen -97.422,11 -104.615,07 -93.700,00 10.915,07  

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -11,59 -677.902,04 -702.400,00 -24.497,96  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-97.433,70 -782.517,11 -796.100,00 -13.582,89  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 152.695,18 145.074,04 148.400,00 3.325,96  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

1.153,61 2.756,72 1.400,00 -1.356,72  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 390.453,52 387.564,39 302.500,00 -85.064,39  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 23.568,49 3.236,26 15.080,74 11.844,48  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

567.870,80 538.631,41 467.380,74 -71.250,67  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 470.437,10 -243.885,70 -328.719,26 -84.833,56  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



46 

 

 

B. Teil-Finanzrechnung   2016TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen 1.482.499,61 -1.756.771,24 -850.000,00 906.771,24  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

1.482.499,61 -1.756.771,24 -850.000,00 906.771,24  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden  4.420,88  -4.420,88  

26. Baumaßnahmen      

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen   5.000,00 5.000,00  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen 43.276,15 44,48 200,00 155,52  

29. Aktivierbare Zuwendungen 401.644,54 147.757,09 200.266,10 52.509,01  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

444.920,69 152.222,45 205.466,10 53.243,65  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 1.927.420,30 -1.604.548,79 -644.533,90 960.014,89  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 2.397.857,40 -1.848.434,49 -973.253,16 875.181,33  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 2.397.857,40 -1.848.434,49 -973.253,16 875.181,33  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



47 

 

 

C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH3_03 Wirtschaft und Tourismus 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.000292.565 2012 Verkauf von Gewerbeflächen 97.959,60 -48.492,80  48.492,80 

I1.000292 2012 Verkauf von Gewerbeflächen 97.959,60 -48.492,80  48.492,80 

I1.003005.525 Zuschuss an private Unternehmen 2014 43.120,75 0,00  0,00 

I1.003005 Zuschuss an private Unternehmen 2014 43.120,75 0,00  0,00 

I1.003013.565 Verkauf Gewerbeflächen (allgemein) 2015 1.384.540,01 -1.592.385,04  1.592.385,04 

I1.003013 Verkauf Gewerbeflächen (allgemein) 2015 1.384.540,01 -1.592.385,04  1.592.385,04 

I1.003014.525 Zuschuss an private Unternehmen 2015 64.555,25 22.266,10 22.266,10 0,00 

I1.003014 Zuschuss an private Unternehmen 2015 64.555,25 22.266,10 22.266,10 0,00 

I1.003019.565 2016 Verk. Gewerbeflächen, Wirtschaftsf. 0,00 -115.893,40 -850.000,00 -734.106,60 

I1.003019 2016 Verk. Gewerbeflächen, Wirtschaftsf. 0,00 -115.893,40 -850.000,00 -734.106,60 

I1.003020.525 2016 Zuschuss an private Untern.,Wirtsch 0,00 24.771,90 76.000,00 51.228,10 

I1.003020 2016 Zuschuss an private Untern.,Wirtsch 0,00 24.771,90 76.000,00 51.228,10 

I1.003023.525 2015 Zuschuss SW-Beitrag Gewerbegeb. 236.855,99 40.456,78  -40.456,78 

I1.003023 2015 Zuschuss SW-Beitrag Gewerbegeb. 236.855,99 40.456,78  -40.456,78 

I1.003024.525 2016 Zuschuss SW-Beitrag Gewerbegeb. 0,00 27.938,18 52.000,00 24.061,82 

I1.003024 2016 Zuschuss SW-Beitrag Gewerbegeb. 0,00 27.938,18 52.000,00 24.061,82 

I1.003033.510 Werbetafeln GE südl.Bromb.,Wirtsch.förd. 0,00 0,00 5.000,00 5.000,00 

I1.003033 Werbetafeln GE südl.Bromb.,Wirtsch.förd. 0,00 0,00 5.000,00 5.000,00 

I1.003035.510 Ankauf Erw. GE Königstr., Wirtschaftsför 0,00 1.683,31  -1.683,31 

I1.003035 Ankauf Erw. GE Königstr., Wirtschaftsför 0,00 1.683,31  -1.683,31 

I1.003036.510 Gewerbefl. per Aufgebot BPl.59, Wirtsch. 0,00 851,11  -851,11 

I1.003036 Gewerbefl. per Aufgebot BPl.59, Wirtsch. 0,00 851,11  -851,11 

I1.003037.510 Grdstk. Erw. BGM-BrötjeStr., Wirtschafts 0,00 1.886,46  -1.886,46 

I1.003037 Grdstk. Erw. BGM-BrötjeStr., Wirtschafts 0,00 1.886,46  -1.886,46 

I1.005013.520 2015 Beteilig.Raiff.Warengen., Allg.Einr 33,32 0,00  0,00 

I1.005013 2015 Beteilig.Raiff.Warengen., Allg.Einr 33,32 0,00  0,00 

I1.005014.520 2016 Beteilig.Raiff.Warengen., Allg.Einr 0,00 33,81 100,00 66,19 

I1.005014 2016 Beteilig.Raiff.Warengen., Allg.Einr 0,00 33,81 100,00 66,19 

I1.005017.520 2015 Beteilig.Raiffeisenbank, Allg.Einr. 10,19 0,00  0,00 

I1.005017 2015 Beteilig.Raiffeisenbank, Allg.Einr. 10,19 0,00  0,00 

I1.005018.520 2016 Beteilig.Raiffeisenbank, Allg.Einr. 0,00 10,67 100,00 89,33 

I1.005018 2016 Beteilig.Raiffeisenbank, Allg.Einr. 0,00 10,67 100,00 89,33 

I1.005025.525 Zuschuss an Resi für Invest.Turnierplatz 53.896,27 32.324,13 50.000,00 17.675,87 

I1.005025 Zuschuss an Resi für Invest.Turnierplatz 53.896,27 32.324,13 50.000,00 17.675,87 

I1.005029.520 Erwerb Beteiligung Sozst. Ammerl./Weserm 42.840,00 0,00  0,00 

I1.005029 Erwerb Beteiligung Sozst. Ammerl./Weserm 42.840,00 0,00  0,00 

I1.005030.520 Beteil. KNN-EWE Netz GmbH -Thesaurierung 392,64 0,00  0,00 

I1.005030 Beteil. KNN-EWE Netz GmbH -Thesaurierung 392,64 0,00  0,00 

I1.005031.525 Zuschuss an Resi GmbH f. Kögel-Willms-Pl 3.216,28 0,00  0,00 

I1.005031 Zuschuss an Resi GmbH f. Kögel-Willms-Pl 3.216,28 0,00  0,00 

Zwischensumme 1.927.420,30 -1.604.548,79 -644.533,90 960.014,89 

Gesamtsumme 1.927.420,30 -1.604.548,79 -644.533,90 960.014,89 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -5.000,00     

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -219.110,43 -224.050,19 -212.586,00 11.464,19  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -9.883,69 -12.404,08  12.404,08  

06. privatrechtliche Entgelte -1.922.416,75 -2.451.544,67 -876.790,00 1.574.754,67  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -5.754,35 -18.877,98 -11.188,05 7.689,93  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen 0,00     

11. sonstige ordentliche Erträge -318,73     

12. =Summe ordentliche Erträge -2.162.483,95 -2.706.876,92 -1.100.564,05 1.606.312,87  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 976.828,91 963.224,70 1.027.900,00 64.675,30  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 2.595.253,66 2.361.827,60 2.642.416,18 280.588,58  

16. Abschreibungen 876.858,50 1.091.167,17 935.318,00 -155.849,17  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 2.161,61 4.530,04  -4.530,04  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 62.671,50 100.887,97 42.492,00 -58.395,97  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.513.774,18 4.521.637,48 4.648.126,18 126.488,70  

21. ordentliches Ergebnis 2.351.290,23 1.814.760,56 3.547.562,13 1.732.801,57  

22. außerordentliche Erträge -264.926,06 -402.830,68  402.830,68  

23. außerordentliche Aufwendungen 343.216,61 595.450,42  -595.450,42  

24. außerordentliches Ergebnis 78.290,55 192.619,74  -192.619,74  

25. Jahresergebnis 2.429.580,78 2.007.380,30 3.547.562,13 1.540.181,83  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -33.911,27 -4.758,43  4.758,43  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 264.564,26 274.176,08 415.658,00 141.481,92  

27b Aufwand aus Umlage 91* 127.907,09 150.403,61 142.171,36 -8.232,25  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* -4.444.721,99 -4.459.530,64 -4.469.214,70 -9.684,06  

28. Saldo aus ILV -4.086.161,91 -4.039.709,38 -3.911.385,34 128.324,04  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -1.656.581,13 -2.032.329,08 -363.823,21 1.668.505,87  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Produkt   P1.04.02.111600 Liegenschaftsverwaltung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -5.000,00     

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -219.110,43 -224.050,19 -212.586,00 11.464,19  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -9.883,69 -12.404,08  12.404,08  

06. privatrechtliche Entgelte -156.001,56 -170.786,44 -177.790,00 -7.003,56  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -5.754,35 -18.877,98 -11.188,05 7.689,93  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -318,73     

12. =Summe ordentliche Erträge -396.068,76 -426.118,69 -401.564,05 24.554,64  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 918.279,41 913.220,27 966.600,00 53.379,73  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 2.595.253,66 2.350.111,51 2.598.416,18 248.304,67  

16. Abschreibungen 876.858,50 1.089.582,21 935.318,00 -154.264,21  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 2.161,61 4.530,04  -4.530,04  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 62.671,50 100.887,97 42.492,00 -58.395,97  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.455.224,68 4.458.332,00 4.542.826,18 84.494,18  

21. ordentliches Ergebnis 4.059.155,92 4.032.213,31 4.141.262,13 109.048,82  

22. außerordentliche Erträge -264.926,06 -402.830,68  402.830,68  

23. außerordentliche Aufwendungen 343.216,61 595.450,42  -595.450,42  

24. außerordentliches Ergebnis 78.290,55 192.619,74  -192.619,74  

25. Jahresergebnis 4.137.446,47 4.224.833,05 4.141.262,13 -83.570,92  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -32.291,86 -3.390,09  3.390,09  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 264.564,26 274.176,08 415.658,00 141.481,92  

27b Aufwand aus Umlage 91* 83.204,40 105.953,38 92.166,76 -13.786,62  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* -4.502.674,72 -4.585.634,41 -4.481.420,64 104.213,77  

28. Saldo aus ILV -4.187.197,92 -4.208.895,04 -3.973.595,88 235.299,16  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -49.751,45 15.938,01 167.666,25 151.728,24  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Produkt   P1.04.02.522200 Grunderw.z.Weiterveräuß.v. Bauland 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -1.766.415,19 -2.280.758,23 -699.000,00 1.581.758,23  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.766.415,19 -2.280.758,23 -699.000,00 1.581.758,23  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 56.802,92 50.096,19 61.300,00 11.203,81  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  11.716,09 44.000,00 32.283,91  

16. Abschreibungen  1.584,96  -1.584,96  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 56.802,92 63.397,24 105.300,00 41.902,76  

21. ordentliches Ergebnis -1.709.612,27 -2.217.360,99 -593.700,00 1.623.660,99  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis -1.709.612,27 -2.217.360,99 -593.700,00 1.623.660,99  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.619,41 -1.368,34  1.368,34  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 44.702,69 44.450,23 50.004,60 5.554,37  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 57.952,73 126.103,77 12.205,94 -113.897,83  

28. Saldo aus ILV 101.036,01 169.185,66 62.210,54 -106.975,12  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -1.608.576,26 -2.048.175,33 -531.489,46 1.516.685,87  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -5.000,00 -2.763,99  2.763,99  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -9.226,44 -14.326,96  14.326,96  

05. privatrechtliche Entgelte -153.295,48 -174.908,23 -177.790,00 -2.881,77  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -12.101,98 -11.122,12 -11.188,05 -65,93  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG  -350,00  350,00  

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -1.187,93 -530,32  530,32  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-180.811,83 -204.001,62 -188.978,05 15.023,57  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 980.347,74 965.182,49 1.027.900,00 62.717,51  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

2.799.007,50 2.505.602,68 2.642.416,18 136.813,50  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 2.669,03 4.530,04  -4.530,04  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 124.048,17 152.645,57 42.492,00 -110.153,57  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

3.906.072,44 3.627.960,78 3.712.808,18 84.847,40  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 3.725.260,61 3.423.959,16 3.523.830,13 99.870,97  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen -2.459.636,33 -3.632.680,17 -3.065.000,00 567.680,17  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

-2.459.636,33 -3.632.680,17 -3.065.000,00 567.680,17  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden 1.352.671,08 1.016.041,90 987.658,75 -28.383,15  

26. Baumaßnahmen 36.612,45 60.225,14 50.000,00 -10.225,14  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen      

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen  57.516,96  -57.516,96  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

1.389.283,53 1.133.784,00 1.037.658,75 -96.125,25  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit -1.070.352,80 -2.498.896,17 -2.027.341,25 471.554,92  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 2.654.907,81 925.062,99 1.496.488,88 571.425,89  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 2.654.907,81 925.062,99 1.496.488,88 571.425,89  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.014029.565 Verk. Kleinfläche Klein Feldhus, Liegens 0,00 -388,08  388,08 

I1.014029 Verk. Kleinfläche Klein Feldhus, Liegens 0,00 -388,08  388,08 

I1.014032.565 Verk. Kleinfl. Koppelweg, Liegenschaften 0,00 -5.152,00  5.152,00 

I1.014032 Verk. Kleinfl. Koppelweg, Liegenschaften 0,00 -5.152,00  5.152,00 

I1.014035.565 Verk. Teilfläche Meendeelweg, Liegensch. 0,00 -3.062,50  3.062,50 

I1.014035 Verk. Teilfläche Meendeelweg, Liegensch. 0,00 -3.062,50  3.062,50 

I1.014036.565 Verk. Grünfläche Springerweg, Liegensch. 0,00 -1,00  1,00 

I1.014036 Verk. Grünfläche Springerweg, Liegensch. 0,00 -1,00  1,00 

I1.014040.565 Verk. Grünfläche Am Stratjeb., Liegensch -1.449,00 251,00  -251,00 

I1.014040 Verk. Grünfläche Am Stratjeb., Liegensch -1.449,00 251,00  -251,00 

I1.014041.565 Verk. Flurst. Ladestraße, Liegenschaften -5.500,00 0,00  0,00 

I1.014041 Verk. Flurst. Ladestraße, Liegenschaften -5.500,00 0,00  0,00 

I1.014042.510 Bildung eines Erbbaugrunds. Spohler Str. 593,62 0,00  0,00 

I1.014042 Bildung eines Erbbaugrunds. Spohler Str. 593,62 0,00  0,00 

I1.014043.500 Rahmenplanung Mühlenstraße, Liegenschaft 0,00 56.227,50 50.000,00 -6.227,50 

I1.014043 Rahmenplanung Mühlenstraße, Liegenschaft 0,00 56.227,50 50.000,00 -6.227,50 

I1.014044.565 Verk. Erbbaugrdstk. Am Schießstand, Lieg -43.285,00 0,00  0,00 

I1.014044 Verk. Erbbaugrdstk. Am Schießstand, Lieg -43.285,00 0,00  0,00 

I1.014045.565 Verk.Grdstk.Versorgungszentrum, Allg.Gru -190.675,66 0,00  0,00 

I1.014045 Verk.Grdstk.Versorgungszentrum, Allg.Gru -190.675,66 0,00  0,00 

I1.014046.565 Verk. Erbbaugrundstk Cäcilienring, Liege -67.618,72 0,00  0,00 

I1.014046 Verk. Erbbaugrundstk Cäcilienring, Liege -67.618,72 0,00  0,00 

I1.014047.565 Verkauf Erbbaugrdstk. Harry-Wilters-Ring -48.406,95 0,00  0,00 

I1.014047 Verkauf Erbbaugrdstk. Harry-Wilters-Ring -48.406,95 0,00  0,00 

I1.014048.510 Erw. Grdstk. Oldenburger Str., Liegensch 1,00 3.616,21  -3.616,21 

I1.014048 Erw. Grdstk. Oldenburger Str., Liegensch 1,00 3.616,21  -3.616,21 

I1.014050.565 Verk.Erbb. Harry-Wilters-R.15,Liegensch. 0,00 -52.166,20  52.166,20 

I1.014050 Verk.Erbb. Harry-Wilters-R.15,Liegensch. 0,00 -52.166,20  52.166,20 

I1.014052.510 Ankauf Gewerbefl. Kleibr.Str., Liegensch 0,00 3.975,00  -3.975,00 

I1.014052 Ankauf Gewerbefl. Kleibr.Str., Liegensch 0,00 3.975,00  -3.975,00 

I1.014055.510 Ankauf Grundvermögen, Liegenschaften 0,00 16.267,66  -16.267,66 

I1.014055 Ankauf Grundvermögen, Liegenschaften 0,00 16.267,66  -16.267,66 

I1.014062.565 Verk. Erbbaugrdstk. Lisztstr., Liegensch 0,00 -90.090,00  90.090,00 

I1.014062 Verk. Erbbaugrdstk. Lisztstr., Liegensch 0,00 -90.090,00  90.090,00 

I1.014065.565 Verk.Gehölz-u.Grünfl. An der Brücke,Lieg 0,00 -10.797,60  10.797,60 

I1.014065 Verk.Gehölz-u.Grünfl. An der Brücke,Lieg 0,00 -10.797,60  10.797,60 

I1.014066.565 Verk. Erbbaugrdstk. Schlehenw.,Liegensch 0,00 -41.030,00  41.030,00 

I1.014066 Verk. Erbbaugrdstk. Schlehenw.,Liegensch 0,00 -41.030,00  41.030,00 

I1.014069.565 Verkauf Erbbau Schlehenweg 11, Liegensch 0,00 -41.140,00  41.140,00 

I1.014069 Verkauf Erbbau Schlehenweg 11, Liegensch 0,00 -41.140,00  41.140,00 

I1.015012.565 BBPl. 88a (nördl. Havelstr.)- Verkauf -664.080,40 -86.530,45  86.530,45 

I1.015012 BBPl. 88a (nördl. Havelstr.)- Verkauf -664.080,40 -86.530,45  86.530,45 

I1.015013.565 BBPl. 78c (Hahn-Lehmden)- Verkauf 0,00 -153.421,13 -350.000,00 -196.578,87 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH4_01 Zentrale Gebäudewirtschaft 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.015013 BBPl. 78c (Hahn-Lehmden)- Verkauf 0,00 -153.421,13 -350.000,00 -196.578,87 

I1.015014.565 BBPl. 99a (Stratjebusch)- Verkauf -1.205.145,65 -58.939,89  58.939,89 

I1.015014 BBPl. 99a (Stratjebusch)- Verkauf -1.205.145,65 -58.939,89  58.939,89 

I1.015015.510 Ankauf Am Stratjebusch, Wohnbau 11.468,53 0,00  0,00 

I1.015015 Ankauf Am Stratjebusch, Wohnbau 11.468,53 0,00  0,00 

I1.015017.565 BBPl. 93b, Erw.Südl.Schloßp. 2.BA -Verk. -46.799,48 0,00  0,00 

I1.015017 BBPl. 93b, Erw.Südl.Schloßp. 2.BA -Verk. -46.799,48 0,00  0,00 

I1.015019.565 BBPl. 99b (Stratjebusch)- Verkauf 0,00 -456.149,90 -475.000,00 -18.850,10 

I1.015019 BBPl. 99b (Stratjebusch)- Verkauf 0,00 -456.149,90 -475.000,00 -18.850,10 

I1.015020.565 BBPl.Südl. Schloßpark III.BA- Verkauf 0,00 -2.421.543,84 -2.240.000,00 181.543,84 

I1.015020 BBPl.Südl. Schloßpark III.BA- Verkauf 0,00 -2.421.543,84 -2.240.000,00 181.543,84 

I1.015022.565 BPl.88 nördl. Havelstr.-Verk. Gr.stk.17 -102.802,00 0,00  0,00 

I1.015022 BPl.88 nördl. Havelstr.-Verk. Gr.stk.17 -102.802,00 0,00  0,00 

I1.015023.510 BBPl. 78c (Hahn-Lehmden)- Ankauf 160.491,68 -79.976,03  79.976,03 

I1.015023 BBPl. 78c (Hahn-Lehmden)- Ankauf 160.491,68 -79.976,03  79.976,03 

I1.015027.510 Erw. Südlich Schloßpark III - Ankauf 316.765,39 613.770,36 618.533,76 4.763,40 

I1.015027 Erw. Südlich Schloßpark III - Ankauf 316.765,39 613.770,36 618.533,76 4.763,40 

I1.015030.510 BPl. 100 "Göhlen" - Ankauf 855.421,86 367.263,00 369.124,99 1.861,99 

I1.015030 BPl. 100 "Göhlen" - Ankauf 855.421,86 367.263,00 369.124,99 1.861,99 

I1.015031.510 BPl. 103 (Erw. nördl. Havelstr.)-Ankauf 7.929,00 0,00  0,00 

I1.015031 BPl. 103 (Erw. nördl. Havelstr.)-Ankauf 7.929,00 0,00  0,00 

I1.015034.510 Ankauf Bauerw.land Feldrosenw., Wohnbau 0,00 1.307,03  -1.307,03 

I1.015034 Ankauf Bauerw.land Feldrosenw., Wohnbau 0,00 1.307,03  -1.307,03 

I1.015035.510 Ankauf Baul. WHV-Str/Nethener Weg, Wohnb 0,00 2.225,20  -2.225,20 

I1.015035 Ankauf Baul. WHV-Str/Nethener Weg, Wohnb 0,00 2.225,20  -2.225,20 

I1.015036.565 Verkauf Grstk. Martin-Luther-Str., Wohnb 0,00 -115.543,32  115.543,32 

I1.015036 Verkauf Grstk. Martin-Luther-Str., Wohnb 0,00 -115.543,32  115.543,32 

I1.015037.525 Kostenant.Erschl.beitr.SchlosspIII-Wohnb 0,00 57.516,96  -57.516,96 

I1.015037 Kostenant.Erschl.beitr.SchlosspIII-Wohnb 0,00 57.516,96  -57.516,96 

I1.015038.510 Rückübertr. Grdstk.20 BPl.93b, Ankauf 0,00 68.012,00  -68.012,00 

I1.015038 Rückübertr. Grdstk.20 BPl.93b, Ankauf 0,00 68.012,00  -68.012,00 

I1.015040.510 Ankauf Baugeb."Östl.Buschweg", Grunderw. 0,00 7.810,67  -7.810,67 

I1.015040 Ankauf Baugeb."Östl.Buschweg", Grunderw. 0,00 7.810,67  -7.810,67 

I1.015041.510 Ankauf BPl."nördl.Feldstr."Wahnbek, Wohn 0,00 11.770,80  -11.770,80 

I1.015041 Ankauf BPl."nördl.Feldstr."Wahnbek, Wohn 0,00 11.770,80  -11.770,80 

Zwischensumme -1.023.091,78 -2.405.918,55 -2.027.341,25 378.577,30 

Gesamtsumme -1.023.091,78 -2.405.918,55 -2.027.341,25 378.577,30 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -1.609,00 -3.306,63 -1.600,00 1.706,63  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -270.064,19 -428.636,57 -288.500,00 140.136,57  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -108.024,07 -159.648,49 -467.000,00 -307.351,51  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -229.946,96 -248.764,72 -225.600,00 23.164,72  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -8.203,43 -2.716,85  2.716,85  

12. =Summe ordentliche Erträge -617.847,65 -843.073,26 -982.700,00 -139.626,74  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 535.080,28 585.852,14 524.700,00 -61.152,14  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 152.707,70 506.316,23 474.200,00 -32.116,23  

16. Abschreibungen 18.361,71 21.226,44  -21.226,44  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 6.766,53 16.824,93 10.400,00 -6.424,93  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 253.975,17 396.689,57 292.800,00 -103.889,57  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 966.891,39 1.526.909,31 1.302.100,00 -224.809,31  

21. ordentliches Ergebnis 349.043,74 683.836,05 319.400,00 -364.436,05  

22. außerordentliche Erträge -1.410,41 -741,99  741,99  

23. außerordentliche Aufwendungen 9.041,60 18.217,27  -18.217,27  

24. außerordentliches Ergebnis 7.631,19 17.475,28  -17.475,28  

25. Jahresergebnis 356.674,93 701.311,33 319.400,00 -381.911,33  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -17.016,11 -5.457,56  5.457,56  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 88,50 413,27  -413,27  

27b Aufwand aus Umlage 91* 222.158,72 231.640,25 241.123,46 9.483,21  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 243.949,43 447.931,74 104.705,07 -343.226,67  

28. Saldo aus ILV 449.180,54 674.527,70 345.828,53 -328.699,17  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 805.855,47 1.375.839,03 665.228,53 -710.610,50  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.111240 Beirat f. Senioren und Behinderte 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -1.609,00 -1.628,00 -1.600,00 28,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.609,00 -1.628,00 -1.600,00 28,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 682,00 780,50 1.600,00 819,50  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 682,00 780,50 1.600,00 819,50  

21. ordentliches Ergebnis -927,00 -847,50 0,00 847,50  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis -927,00 -847,50 0,00 847,50  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -313,48  313,48  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 7.607,28 6.873,71 8.665,83 1.792,12  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 7.607,28 6.560,23 8.665,83 2.105,60  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 6.680,28 5.712,73 8.665,83 2.953,10  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311100 HzL (3. Kapitel SGB XII) -  örtl. T. 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -12.331,43 -19.183,74 -33.000,00 -13.816,26  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -4.789,04  4.789,04  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -11,84     

12. =Summe ordentliche Erträge -12.343,27 -23.972,78 -33.000,00 -9.027,22  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen  4.789,04  -4.789,04  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 13.383,90 16.644,16 33.000,00 16.355,84  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 13.383,90 21.433,20 33.000,00 11.566,80  

21. ordentliches Ergebnis 1.040,63 -2.539,58 0,00 2.539,58  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 2.450,82 1.751,49  -1.751,49  

24. außerordentliches Ergebnis 2.450,82 1.751,49  -1.751,49  

25. Jahresergebnis 3.491,45 -788,09 0,00 788,09  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 3.491,45 -788,09 0,00 788,09  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311200 Hilfe z. Pflege (7.Kap. SGB XII)-örtl.T. 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -2.633,90 -812,19  812,19  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -2.633,90 -812,19  812,19  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 2.633,90 812,19  -812,19  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 2.633,90 812,19  -812,19  

21. ordentliches Ergebnis 0,00 0,00  0,00  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 0,00 0,00  0,00  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 0,00 0,00  0,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311400 Hilfen z. Gesundheit (Kap. 5 SGB XII) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge   -1.000,00 -1.000,00  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge   -1.000,00 -1.000,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 286,00 286,00 1.000,00 714,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 286,00 286,00 1.000,00 714,00  

21. ordentliches Ergebnis 286,00 286,00 0,00 -286,00  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 26,00 26,00  -26,00  

24. außerordentliches Ergebnis 26,00 26,00  -26,00  

25. Jahresergebnis 312,00 312,00 0,00 -312,00  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 312,00 312,00 0,00 -312,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311500 Hilfe i. and. Lebensl. (9 Kap.SGB XII) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -1.346,96 -1.474,55 -3.000,00 -1.525,45  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.346,96 -1.474,55 -3.000,00 -1.525,45  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 1.684,53 1.647,47 3.000,00 1.352,53  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.684,53 1.647,47 3.000,00 1.352,53  

21. ordentliches Ergebnis 337,57 172,92 0,00 -172,92  

22. außerordentliche Erträge -86,10 -337,57  337,57  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis -86,10 -337,57  337,57  

25. Jahresergebnis 251,47 -164,65 0,00 164,65  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 251,47 -164,65 0,00 164,65  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311600 GS Alter/Erwerbsmind.(4.K.SGB XII)-ö.T. 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -22.304,62 -29.885,74 -11.800,00 18.085,74  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -22.304,62 -29.885,74 -11.800,00 18.085,74  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 21.464,88 26.769,63 11.800,00 -14.969,63  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 21.464,88 26.769,63 11.800,00 -14.969,63  

21. ordentliches Ergebnis -839,74 -3.116,11 0,00 3.116,11  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 568,27 254,07  -254,07  

24. außerordentliches Ergebnis 568,27 254,07  -254,07  

25. Jahresergebnis -271,47 -2.862,04 0,00 2.862,04  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*      

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*      

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV      

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -271,47 -2.862,04 0,00 2.862,04  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.311900 Verwaltung der Sozialhilfe - örtl. T. 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -38,00  38,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -38,00  38,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 99.441,67 108.427,12 104.500,00 -3.927,12  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 379,70  200,00 200,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 300,00 72,90 300,00 227,10  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1.463,30 558,90 1.400,00 841,10  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 101.584,67 109.058,92 106.400,00 -2.658,92  

21. ordentliches Ergebnis 101.584,67 109.020,92 106.400,00 -2.620,92  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 1,35     

24. außerordentliches Ergebnis 1,35     

25. Jahresergebnis 101.586,02 109.020,92 106.400,00 -2.620,92  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -3.245,54 -1.510,92  1.510,92  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 73.493,58 74.645,98 78.966,25 4.320,27  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 70.248,04 73.135,06 78.966,25 5.831,19  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 171.834,06 182.155,98 185.366,25 3.210,27  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.312000 Grundsicherung Arbeitssuchende SGB II 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -208.976,03 -275.853,51 -227.600,00 48.253,51  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -228.600,00 -224.406,30 -221.600,00 2.806,30  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -7.941,59 -2.656,44  2.656,44  

12. =Summe ordentliche Erträge -445.517,62 -502.916,25 -449.200,00 53.716,25  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 405.102,51 411.269,47 396.800,00 -14.469,47  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  495,00 900,00 405,00  

16. Abschreibungen 13.625,49 21.226,44  -21.226,44  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 193.029,89 252.317,17 230.500,00 -21.817,17  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 611.757,89 685.308,08 628.200,00 -57.108,08  

21. ordentliches Ergebnis 166.240,27 182.391,83 179.000,00 -3.391,83  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 5.995,16 8.014,30  -8.014,30  

24. außerordentliches Ergebnis 5.995,16 8.014,30  -8.014,30  

25. Jahresergebnis 172.235,43 190.406,13 179.000,00 -11.406,13  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -13.152,37 -1.510,92  1.510,92  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 79.701,43 88.771,35 85.112,13 -3.659,22  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 66.549,06 87.260,43 85.112,13 -2.148,30  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 238.784,49 277.666,56 264.112,13 -13.554,43  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.312900 Verw. der GS für Arbeitsuchende 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -228.600,00 -224.406,30 -221.600,00 2.806,30  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -228.600,00 -224.406,30 -221.600,00 2.806,30  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 405.102,51 411.269,47 396.800,00 -14.469,47  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  495,00 900,00 405,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1.485,00 1.047,98 2.900,00 1.852,02  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 406.587,51 412.812,45 400.600,00 -12.212,45  

21. ordentliches Ergebnis 177.987,51 188.406,15 179.000,00 -9.406,15  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 66,01 259,50  -259,50  

24. außerordentliches Ergebnis 66,01 259,50  -259,50  

25. Jahresergebnis 178.053,52 188.665,65 179.000,00 -9.665,65  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -13.152,37 -1.510,92  1.510,92  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 79.701,43 88.771,35 85.112,13 -3.659,22  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 66.549,06 87.260,43 85.112,13 -2.148,30  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 244.602,58 275.926,08 264.112,13 -11.813,95  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.313000 Leistungen Asylbewerberleistungsgesetz 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge -23.818,21 -102.901,39 -15.100,00 87.801,39  

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen   -1.000,00 -1.000,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -250,00 -50,00  50,00  

12. =Summe ordentliche Erträge -24.068,21 -102.951,39 -16.100,00 86.851,39  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 250,00     

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen   1.000,00 1.000,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 20.569,14 96.834,42 15.100,00 -81.734,42  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 20.819,14 96.834,42 16.100,00 -80.734,42  

21. ordentliches Ergebnis -3.249,07 -6.116,97 0,00 6.116,97  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen  200,00  -200,00  

24. außerordentliches Ergebnis  200,00  -200,00  

25. Jahresergebnis -3.249,07 -5.916,97 0,00 5.916,97  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -1.125,67  1.125,67  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 29.715,10 28.772,14 33.058,15 4.286,01  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 29.715,10 27.646,47 33.058,15 5.411,68  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 26.466,03 21.729,50 33.058,15 11.328,65  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.315400 Soziale Einricht. für Wohnungslose 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -108.024,07 -159.648,49 -262.000,00 -102.351,51  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -18.056,83  18.056,83  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -10,41  10,41  

12. =Summe ordentliche Erträge -108.024,07 -177.715,73 -262.000,00 -84.284,27  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 20.824,18 21.106,56 21.200,00 93,44  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 100.484,35 234.139,10 248.100,00 13.960,90  

16. Abschreibungen 4.486,22     

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1.144,16 1.246,63  -1.246,63  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 126.938,91 256.492,29 269.300,00 12.807,71  

21. ordentliches Ergebnis 18.914,84 78.776,56 7.300,00 -71.476,56  

22. außerordentliche Erträge -1.324,31 -404,42  404,42  

23. außerordentliche Aufwendungen  2.834,77  -2.834,77  

24. außerordentliches Ergebnis -1.324,31 2.430,35  -2.430,35  

25. Jahresergebnis 17.590,53 81.206,91 7.300,00 -73.906,91  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -586,84 -332,19  332,19  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 10.060,97 9.889,51 11.223,09 1.333,58  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 50.317,71 41.700,16 77.640,85 35.940,69  

28. Saldo aus ILV 59.791,84 51.257,48 88.863,94 37.606,46  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 77.382,37 132.464,39 96.163,94 -36.300,45  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.315500 Soz. Einricht. f.Aussiedler u.Ausländer 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen  -1.678,63  1.678,63  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte   -205.000,00 -205.000,00  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -1.678,63 -205.000,00 -203.321,37  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 9.711,92 45.048,99 2.200,00 -42.848,99  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 51.843,65 271.682,13 225.000,00 -46.682,13  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen  2.770,02  -2.770,02  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen  1.220,47  -1.220,47  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 61.555,57 320.721,61 227.200,00 -93.521,61  

21. ordentliches Ergebnis 61.555,57 319.042,98 22.200,00 -296.842,98  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen  4.042,84  -4.042,84  

24. außerordentliches Ergebnis  4.042,84  -4.042,84  

25. Jahresergebnis 61.555,57 323.085,82 22.200,00 -300.885,82  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -31,36 -332,19  332,19  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 88,50 413,27  -413,27  

27b Aufwand aus Umlage 91* 9.712,89 11.525,70 10.878,45 -647,25  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 193.631,72 406.231,58 27.064,22 -379.167,36  

28. Saldo aus ILV 203.401,75 417.838,36 37.942,67 -379.895,69  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 264.957,32 740.924,18 60.142,67 -680.781,51  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Produkt   P1.05.01.315600 Andere soziale Einrichtungen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 4.100,00 6.765,00 4.500,00 -2.265,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.100,00 6.765,00 4.500,00 -2.265,00  

21. ordentliches Ergebnis 4.100,00 6.765,00 4.500,00 -2.265,00  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen  1.093,80  -1.093,80  

24. außerordentliches Ergebnis  1.093,80  -1.093,80  

25. Jahresergebnis 4.100,00 7.858,80 4.500,00 -3.358,80  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -332,19  332,19  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 11.867,47 11.161,86 13.219,56 2.057,70  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 11.867,47 10.829,67 13.219,56 2.389,89  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 15.967,47 18.688,47 17.719,56 -968,91  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -1.609,00 -3.306,63 -1.600,00 1.706,63  

03. sonstige Transfereinzahlungen -262.328,64 -424.745,32 -288.500,00 136.245,32  

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -108.614,70 -152.806,29 -467.000,00 -314.193,71  

05. privatrechtliche Entgelte -1.324,31 772,51  -772,51  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -230.033,06 -249.102,29 -225.600,00 23.502,29  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen      

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-603.909,71 -829.188,02 -982.700,00 -153.511,98  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 531.662,43 582.015,16 524.700,00 -57.315,16  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

158.755,30 506.765,83 474.200,00 -32.565,83  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 6.766,53 17.918,73 10.400,00 -7.518,73  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 262.962,11 407.179,26 292.800,00 -114.379,26  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

960.146,37 1.513.878,98 1.302.100,00 -211.778,98  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 356.236,66 684.690,96 319.400,00 -365.290,96  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

     

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 27.471,15 357.306,16 43.937,65 -313.368,51  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 6.747,42     

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

34.218,57 357.306,16 43.937,65 -313.368,51  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 34.218,57 357.306,16 43.937,65 -313.368,51  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 390.455,23 1.041.997,12 363.337,65 -678.659,47  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 390.455,23 1.041.997,12 363.337,65 -678.659,47  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_01 Arbeit und Soziales 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.025601.500 Ersatzbau Tannenkrug 41, Soz.Einr.Wohnl. 14.042,00 0,00  0,00 

I1.025601 Ersatzbau Tannenkrug 41, Soz.Einr.Wohnl. 14.042,00 0,00  0,00 

I1.025801.500 Dusch-u.Küchencont. FU Nordkreuz,Soz.Ein 0,00 29.809,50 29.809,50 0,00 

I1.025801 Dusch-u.Küchencont. FU Nordkreuz,Soz.Ein 0,00 29.809,50 29.809,50 0,00 

I1.025802.500 Flüchtlingsunterk. Kleibrok, Soz. Einr. 20.176,57 1.647,56 14.128,15 12.480,59 

I1.025802 Flüchtlingsunterk. Kleibrok, Soz. Einr. 20.176,57 1.647,56 14.128,15 12.480,59 

I1.025803.500 Wohncontaineranlage Tannenkrug, Soz.Einr 0,00 146.745,02  -146.745,02 

I1.025803 Wohncontaineranlage Tannenkrug, Soz.Einr 0,00 146.745,02  -146.745,02 

I1.025804.500 Wohncontaineranlage Nethen, Soz.Einr. 0,00 179.104,08  -179.104,08 

I1.025804 Wohncontaineranlage Nethen, Soz.Einr. 0,00 179.104,08  -179.104,08 

Zwischensumme 34.218,57 357.306,16 43.937,65 -313.368,51 

Gesamtsumme 34.218,57 357.306,16 43.937,65 -313.368,51 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -723.560,18 -841.844,77 -766.900,00 74.944,77  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -10.430,00 -23.364,95 -39.533,00 -16.168,05  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -442.192,91 -508.132,06 -493.500,00 14.632,06  

06. privatrechtliche Entgelte -134.069,02 -144.781,74 -142.480,00 2.301,74  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -16.472,29 -14.977,50 -23.400,00 -8.422,50  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -71,90     

12. =Summe ordentliche Erträge -1.326.796,30 -1.533.101,02 -1.465.813,00 67.288,02  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 2.379.456,98 2.797.603,12 2.763.900,00 -33.703,12  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 204.059,98 248.103,80 271.300,00 23.196,20  

16. Abschreibungen 116.597,97 129.894,64 125.562,00 -4.332,64  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 1.742.516,08 2.090.130,63 2.238.000,00 147.869,37  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 66.845,72 74.337,96 100.960,00 26.622,04  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.509.476,73 5.340.070,15 5.499.722,00 159.651,85  

21. ordentliches Ergebnis 3.182.680,43 3.806.969,13 4.033.909,00 226.939,87  

22. außerordentliche Erträge -196.950,78 -47.330,77  47.330,77  

23. außerordentliche Aufwendungen 1.876,67 3.035,30  -3.035,30  

24. außerordentliches Ergebnis -195.074,11 -44.295,47  44.295,47  

25. Jahresergebnis 2.987.606,32 3.762.673,66 4.033.909,00 271.235,34  

26a Erträge aus ILV 3811* -72,40 -22,00 -300,00 -278,00  

26b Ertrag aus Umlage 91* -81.169,76 -12.142,75  12.142,75  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.678,25 600,70 800,00 199,30  

27b Aufwand aus Umlage 91* 346.621,18 424.844,05 383.306,35 -41.537,70  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 447.539,86 373.477,87 372.868,80 -609,07  

28. Saldo aus ILV 714.597,13 786.757,87 756.675,15 -30.082,72  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 3.702.203,45 4.549.431,53 4.790.584,15 241.152,62  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.361200 Förderung von Kindern in Tagespflege 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen  1.279,34 5.000,00 3.720,66  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen  1.279,34 5.000,00 3.720,66  

21. ordentliches Ergebnis  1.279,34 5.000,00 3.720,66  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis  1.279,34 5.000,00 3.720,66  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -101,56  101,56  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 2.710,79 2.619,80 3.055,63 435,83  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 2.710,79 2.518,24 3.055,63 537,39  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 2.710,79 3.797,58 8.055,63 4.258,05  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.362500 Sonst. Jugendarbeit (ohne Einr.) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -36.132,74 -36.980,22 -33.000,00 3.980,22  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -3.306,00 -3.307,00 -3.307,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -1.450,40 -854,40 -2.000,00 -1.145,60  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -16.472,29 -14.977,50 -23.400,00 -8.422,50  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -57.361,43 -56.119,12 -61.707,00 -5.587,88  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 72.982,03 68.190,09 81.500,00 13.309,91  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 32.061,86 29.119,37 56.200,00 27.080,63  

16. Abschreibungen 4.838,13 5.395,92 4.588,00 -807,92  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 318,17 1.140,29  -1.140,29  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 10.852,27 7.523,65 6.300,00 -1.223,65  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 121.052,46 111.369,32 148.588,00 37.218,68  

21. ordentliches Ergebnis 63.691,03 55.250,20 86.881,00 31.630,80  

22. außerordentliche Erträge  -276,73  276,73  

23. außerordentliche Aufwendungen 41,70 220,61  -220,61  

24. außerordentliches Ergebnis 41,70 -56,12  56,12  

25. Jahresergebnis 63.732,73 55.194,08 86.881,00 31.686,92  

26a Erträge aus ILV 3811* -72,40 -22,00 -300,00 -278,00  

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.520,85 -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 234,00     

27b Aufwand aus Umlage 91* 20.230,36 21.661,68 22.528,83 867,15  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 18.871,11 20.901,19 22.228,83 1.327,64  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 82.603,84 76.095,27 109.109,83 33.014,56  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.363120 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 800,00 800,00 800,00 0,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 800,00 800,00 800,00 0,00  

21. ordentliches Ergebnis 800,00 800,00 800,00 0,00  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 800,00 800,00 800,00 0,00  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 17.103,13 16.421,49 19.224,84 2.803,35  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 17.103,13 15.683,00 19.224,84 3.541,84  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 17.903,13 16.483,00 20.024,84 3.541,84  

  



80 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365100 KiGa Loy 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -118.663,07 -116.216,96 -130.000,00 -13.783,04  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -125,00 -181,95 -124,00 57,95  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -44.602,25 -63.593,00 -43.500,00 20.093,00  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -163.390,32 -179.991,91 -173.624,00 6.367,91  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 337.602,38 383.974,36 365.200,00 -18.774,36  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 13.908,68 20.247,49 29.400,00 9.152,51  

16. Abschreibungen 1.703,56 1.754,91 1.856,00 101,09  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 8.852,78 9.112,35 17.860,00 8.747,65  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 362.067,40 415.089,11 414.316,00 -773,11  

21. ordentliches Ergebnis 198.677,08 235.097,20 240.692,00 5.594,80  

22. außerordentliche Erträge -19.575,97 -10.491,55  10.491,55  

23. außerordentliche Aufwendungen 74,10 111,30  -111,30  

24. außerordentliches Ergebnis -19.501,87 -10.380,25  10.380,25  

25. Jahresergebnis 179.175,21 224.716,95 240.692,00 15.975,05  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -9.938,19 -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 619,35 504,10 400,00 -104,10  

27b Aufwand aus Umlage 91* 25.504,86 36.932,74 27.750,75 -9.181,99  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 40.067,01 40.835,33 49.695,48 8.860,15  

28. Saldo aus ILV 56.253,03 77.533,68 77.846,23 312,55  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 235.428,24 302.250,63 318.538,23 16.287,60  

  



81 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365200 KiGa Marienstraße 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -124.712,48 -120.119,88 -117.000,00 3.119,88  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -100,00 -51,00 -51,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -40.014,75 -44.226,50 -42.000,00 2.226,50  

06. privatrechtliche Entgelte -50,00 -50,00  50,00  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -164.877,23 -164.447,38 -159.051,00 5.396,38  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 312.431,95 343.339,22 352.400,00 9.060,78  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 8.492,67 10.487,54 11.300,00 812,46  

16. Abschreibungen 1.546,62 1.334,52 1.810,00 475,48  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 16.666,37 11.467,82 17.950,00 6.482,18  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 339.137,61 366.629,10 383.460,00 16.830,90  

21. ordentliches Ergebnis 174.260,38 202.181,72 224.409,00 22.227,28  

22. außerordentliche Erträge -16.225,96 -6.999,22  6.999,22  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis -16.225,96 -6.999,22  6.999,22  

25. Jahresergebnis 158.034,42 195.182,50 224.409,00 29.226,50  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -15.071,92 -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 14,00 12,60 50,00 37,40  

27b Aufwand aus Umlage 91* 28.721,78 39.762,21 30.935,55 -8.826,66  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 47.296,13 46.654,02 50.238,14 3.584,12  

28. Saldo aus ILV 60.959,99 85.690,34 81.223,69 -4.466,65  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 218.994,41 280.872,84 305.632,69 24.759,85  

  



82 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365300 KiGa Mühlenstraße 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -140.625,34 -190.413,13 -165.600,00 24.813,13  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -528,00 -280,00 -201,00 79,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -160.818,39 -166.477,81 -170.000,00 -3.522,19  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -21,90     

12. =Summe ordentliche Erträge -301.993,63 -357.170,94 -335.801,00 21.369,94  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 687.177,63 847.573,50 852.100,00 4.526,50  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 51.286,45 58.790,04 65.250,00 6.459,96  

16. Abschreibungen 6.393,24 6.168,45 4.960,00 -1.208,45  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 11.463,85 13.808,10 19.920,00 6.111,90  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 756.321,17 926.340,09 942.230,00 15.889,91  

21. ordentliches Ergebnis 454.327,54 569.169,15 606.429,00 37.259,85  

22. außerordentliche Erträge -21.974,55 -16.051,82  16.051,82  

23. außerordentliche Aufwendungen 65,70 28,36  -28,36  

24. außerordentliches Ergebnis -21.908,85 -16.023,46  16.023,46  

25. Jahresergebnis 432.418,69 553.145,69 606.429,00 53.283,31  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -25.325,93 -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*  62,00 200,00 138,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 35.147,18 67.540,76 37.296,83 -30.243,93  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 93.841,41 76.069,18 52.002,48 -24.066,70  

28. Saldo aus ILV 103.662,66 142.933,45 89.499,31 -53.434,14  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 536.081,35 696.079,14 695.928,31 -150,83  

  



83 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365500 KiGa Voßbarg (einschl. Gymnastikraum) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -115.184,73 -141.599,92 -109.500,00 32.099,92  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -49,00     

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -92.391,27 -98.722,25 -96.000,00 2.722,25  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -207.625,00 -240.322,17 -205.500,00 34.822,17  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 500.761,51 557.692,79 557.500,00 -192,79  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 21.647,46 21.088,61 28.800,00 7.711,39  

16. Abschreibungen 2.306,69 2.207,57 2.979,00 771,43  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen   0,00 0,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 8.356,69 9.055,46 15.550,00 6.494,54  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 533.072,35 590.044,43 604.829,00 14.784,57  

21. ordentliches Ergebnis 325.447,35 349.722,26 399.329,00 49.606,74  

22. außerordentliche Erträge -20.623,13 -3.848,61  3.848,61  

23. außerordentliche Aufwendungen 104,72 72,45  -72,45  

24. außerordentliches Ergebnis -20.518,41 -3.776,16  3.776,16  

25. Jahresergebnis 304.928,94 345.946,10 399.329,00 53.382,90  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -15.304,87 -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 633,90 22,00 100,00 78,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 28.867,75 44.685,41 31.080,03 -13.605,38  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 47.846,49 49.916,60 52.499,53 2.582,93  

28. Saldo aus ILV 62.043,27 93.885,52 83.679,56 -10.205,96  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 366.972,21 439.831,62 483.008,56 43.176,94  

  



84 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365600 KiGa Feldbreite 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -76.954,25 -102.409,49 -102.300,00 109,49  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -400,00 -423,00 -131,00 292,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -75.142,50 -99.802,25 -107.500,00 -7.697,75  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -152.496,75 -202.634,74 -209.931,00 -7.296,26  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 359.514,61 475.408,49 439.900,00 -35.508,49  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 11.544,03 17.652,31 24.400,00 6.747,69  

16. Abschreibungen 1.626,38 1.778,04 1.551,00 -227,04  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 8.269,14 11.504,44 14.300,00 2.795,56  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 380.954,16 506.343,28 480.151,00 -26.192,28  

21. ordentliches Ergebnis 228.457,41 303.708,54 270.220,00 -33.488,54  

22. außerordentliche Erträge -11.887,44 -6.411,50  6.411,50  

23. außerordentliche Aufwendungen 32,70 71,10  -71,10  

24. außerordentliches Ergebnis -11.854,74 -6.340,40  6.340,40  

25. Jahresergebnis 216.602,67 297.368,14 270.220,00 -27.148,14  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -10.825,18 -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*   50,00 50,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 26.060,67 39.403,49 28.300,95 -11.102,54  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 122.321,35 62.090,01 94.151,34 32.061,33  

28. Saldo aus ILV 137.556,84 100.755,01 122.502,29 21.747,28  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 354.159,51 398.123,15 392.722,29 -5.400,86  

  



85 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365700 Hort Feldbreite 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -14.267,52 -14.581,93 -13.800,00 781,93  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -29.223,75 -35.310,25 -34.500,00 810,25  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -50,00     

12. =Summe ordentliche Erträge -43.541,27 -49.892,18 -48.300,00 1.592,18  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 72.850,66 77.734,18 82.100,00 4.365,82  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 11.988,86 12.944,90 2.050,00 -10.894,90  

16. Abschreibungen 1.133,35 593,96 756,00 162,04  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1.857,90 2.145,70 3.580,00 1.434,30  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 87.830,77 93.418,74 88.486,00 -4.932,74  

21. ordentliches Ergebnis 44.289,50 43.526,56 40.186,00 -3.340,56  

22. außerordentliche Erträge -83,70 -131,01  131,01  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis -83,70 -131,01  131,01  

25. Jahresergebnis 44.205,80 43.395,55 40.186,00 -3.209,55  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -2.389,92 -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 20.774,94 22.576,77 23.067,99 491,22  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 18.385,02 21.838,28 23.067,99 1.229,71  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 62.590,82 65.233,83 63.253,99 -1.979,84  

  



86 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.365900 Förderung anderer Kindertagesstätten 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -97.584,00 -115.623,24 -89.100,00 26.523,24  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -5.922,00 -19.122,00 -35.719,00 -16.597,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte 0,00     

06. privatrechtliche Entgelte -132.568,62 -143.877,34 -140.480,00 3.397,34  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -236.074,62 -278.622,58 -265.299,00 13.323,58  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 17.164,73 18.046,94 15.000,00 -3.046,94  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 52.484,97 76.773,54 51.500,00 -25.273,54  

16. Abschreibungen 97.050,00 110.661,27 107.062,00 -3.599,27  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 1.741.397,91 2.088.190,34 2.237.200,00 149.009,66  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 280,00 8.153,40  -8.153,40  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.908.377,61 2.301.825,49 2.410.762,00 108.936,51  

21. ordentliches Ergebnis 1.672.302,99 2.023.202,91 2.145.463,00 122.260,09  

22. außerordentliche Erträge -106.580,03 -2.616,76  2.616,76  

23. außerordentliche Aufwendungen 1.557,75 2.531,48  -2.531,48  

24. außerordentliches Ergebnis -105.022,28 -85,28  85,28  

25. Jahresergebnis 1.567.280,71 2.023.117,63 2.145.463,00 122.345,37  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -387,49 -5.787,22  5.787,22  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 126.408,15 118.596,59 143.557,27 24.960,68  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 96.167,47 97.912,73 74.281,83 -23.630,90  

28. Saldo aus ILV 222.188,13 210.722,10 217.839,10 7.117,00  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 1.789.468,84 2.233.839,73 2.363.302,10 129.462,37  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Produkt   P1.05.01.367500 Familienservicebüro 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen 563,95 -3.900,00 -6.600,00 -2.700,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge 563,95 -3.900,00 -6.600,00 -2.700,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 18.971,48 25.643,55 18.200,00 -7.443,55  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 645,00 1.000,00 2.400,00 1.400,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 246,72 287,70 500,00 212,30  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 19.863,20 26.931,25 21.100,00 -5.831,25  

21. ordentliches Ergebnis 20.427,15 23.031,25 14.500,00 -8.531,25  

22. außerordentliche Erträge  -503,57  503,57  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis  -503,57  503,57  

25. Jahresergebnis 20.427,15 22.527,68 14.500,00 -8.027,68  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -405,41 -346,05  346,05  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 177,00     

27b Aufwand aus Umlage 91* 15.091,57 14.643,11 16.507,68 1.864,57  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 14.863,16 14.297,06 16.507,68 2.210,62  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 35.290,31 36.824,74 31.007,68 -5.817,06  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -879.637,84 -894.991,10 -766.900,00 128.091,10  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -441.908,26 -511.180,34 -493.500,00 17.680,34  

05. privatrechtliche Entgelte -134.082,62 -144.831,74 -142.480,00 2.351,74  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -45.215,70 -14.827,50 -23.400,00 -8.572,50  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen      

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-1.500.844,42 -1.565.830,68 -1.426.280,00 139.550,68  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 2.315.986,51 2.809.875,76 2.763.900,00 -45.975,76  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

203.174,38 249.315,53 271.300,00 21.984,47  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 1.738.533,93 2.091.523,97 2.238.000,00 146.476,03  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 67.184,68 74.338,50 100.960,00 26.621,50  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

4.324.879,50 5.225.053,76 5.374.160,00 149.106,24  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.824.035,08 3.659.223,08 3.947.880,00 288.656,92  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u. Familienhilfe 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -192.123,73 -618,95 -115.030,00 -114.411,05  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

-192.123,73 -618,95 -115.030,00 -114.411,05  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 3.199,18 65.393,88 72.500,00 7.106,12  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 24.665,20 49.766,48 29.600,00 -20.166,48  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen 34.412,36 676.758,32 342.437,64 -334.320,68  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

62.276,74 791.918,68 444.537,64 -347.381,04  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit -129.846,99 791.299,73 329.507,64 -461.792,09  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 2.694.188,09 4.450.522,81 4.277.387,64 -173.135,17  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 2.694.188,09 4.450.522,81 4.277.387,64 -173.135,17  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u.  

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.026603.510 2015 Sammelposten - Sonst. Jugendarbeit 1.255,13 0,00  0,00 

I1.026603 2015 Sammelposten - Sonst. Jugendarbeit 1.255,13 0,00  0,00 

I1.026604.510 2016 Sammelposten - Sonst. Jugendarbeit 0,00 2.783,92  -2.783,92 

I1.026604 2016 Sammelposten - Sonst. Jugendarbeit 0,00 2.783,92  -2.783,92 

I1.027004.510 2015 Sammelposten - Kiga Loy 950,56 0,00  0,00 

I1.027004 2015 Sammelposten - Kiga Loy 950,56 0,00  0,00 

I1.027006.510 2016 Sammelposten  - Kiga Loy 0,00 843,91 500,00 -343,91 

I1.027006 2016 Sammelposten  - Kiga Loy 0,00 843,91 500,00 -343,91 

I1.027015.510 Sonnenschirm, Kiga Loy 0,00 2.897,90 2.000,00 -897,90 

I1.027015 Sonnenschirm, Kiga Loy 0,00 2.897,90 2.000,00 -897,90 

I1.027016.510 Küchenzeile, Kiga Loy 0,00 11.092,74 7.000,00 -4.092,74 

I1.027016 Küchenzeile, Kiga Loy 0,00 11.092,74 7.000,00 -4.092,74 

I1.027017.510 Geräteschuppen/Hütte, Kiga Loy 0,00 3.498,60 4.500,00 1.001,40 

I1.027017 Geräteschuppen/Hütte, Kiga Loy 0,00 3.498,60 4.500,00 1.001,40 

I1.027018.510 2016 Sammelposten (Geb.)- Kiga Loy 0,00 812,35  -812,35 

I1.027018 2016 Sammelposten (Geb.)- Kiga Loy 0,00 812,35  -812,35 

I1.027020.555 Spenden-Einn. Sapo 2016, Kiga Loy 0,00 -289,95  289,95 

I1.027020 Spenden-Einn. Sapo 2016, Kiga Loy 0,00 -289,95  289,95 

I1.027504.510 2015 Sammelposten - Kiga Marienstraße 1.356,22 0,00  0,00 

I1.027504 2015 Sammelposten - Kiga Marienstraße 1.356,22 0,00  0,00 

I1.027508.510 2016 Sammelposten  - Kiga Marienstr. 0,00 1.590,52 1.900,00 309,48 

I1.027508 2016 Sammelposten  - Kiga Marienstr. 0,00 1.590,52 1.900,00 309,48 

I1.027520.510 2015 Sammelposten (Geb.) - Kiga Marien. 476,00 0,00  0,00 

I1.027520 2015 Sammelposten (Geb.) - Kiga Marien. 476,00 0,00  0,00 

I1.027521.510 Zaunanlage, Kiga Marienstr. 0,00 5.159,84 4.800,00 -359,84 

I1.027521 Zaunanlage, Kiga Marienstr. 0,00 5.159,84 4.800,00 -359,84 

I1.027523.500 Komposter, Kiga Marienstraße 2.126,77 0,00  0,00 

I1.027523 Komposter, Kiga Marienstraße 2.126,77 0,00  0,00 

I1.027525.510 Wickelkommode, KiGa Marienstraße 1.499,40 0,00  0,00 

I1.027525 Wickelkommode, KiGa Marienstraße 1.499,40 0,00  0,00 

I1.027526.510 Spielgerät Schaukelgestelle, Kiga Marien 0,00 2.087,56 2.000,00 -87,56 

I1.027526 Spielgerät Schaukelgestelle, Kiga Marien 0,00 2.087,56 2.000,00 -87,56 

I1.027528.510 Geschirrspüler, Kiga Marienstr. 0,00 2.864,25 1.100,00 -1.764,25 

I1.027528 Geschirrspüler, Kiga Marienstr. 0,00 2.864,25 1.100,00 -1.764,25 

I1.027529.510 2016 Sammelposten (Geb.) - Kiga Marienst 0,00 982,00  -982,00 

I1.027529 2016 Sammelposten (Geb.) - Kiga Marienst 0,00 982,00  -982,00 

I1.028001.510 2014 Sammelposten - Kiga Mühlenstr. 857,39 0,00  0,00 

I1.028001 2014 Sammelposten - Kiga Mühlenstr. 857,39 0,00  0,00 

I1.028005.510 2015 Sammelposten - Kiga Mühlenstraße 3.516,95 0,00  0,00 

I1.028005 2015 Sammelposten - Kiga Mühlenstraße 3.516,95 0,00  0,00 

I1.028013.510 2016 Sammelposten  - Kiga Mühlenstr. 0,00 5.793,45 2.400,00 -3.393,45 

I1.028013 2016 Sammelposten  - Kiga Mühlenstr. 0,00 5.793,45 2.400,00 -3.393,45 

I1.028029.500 Umbau u. Erweiterung, Kiga Mühlenstraße -2.291,35 0,00  0,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u.  

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.028029 Umbau u. Erweiterung, Kiga Mühlenstraße -2.291,35 0,00  0,00 

I1.028037.510 Stabgittermattenzaun Parkpl.,Kiga Mühlen 1.749,30 0,00  0,00 

I1.028037 Stabgittermattenzaun Parkpl.,Kiga Mühlen 1.749,30 0,00  0,00 

I1.028039.510 Rampe, Kiga Mühlenstraße 0,00 1.489,88 1.500,00 10,12 

I1.028039 Rampe, Kiga Mühlenstraße 0,00 1.489,88 1.500,00 10,12 

I1.028040.500 Erweit. Mitarb.raum, Kiga Mühlenstr. 0,00 50.263,20 60.000,00 9.736,80 

I1.028040 Erweit. Mitarb.raum, Kiga Mühlenstr. 0,00 50.263,20 60.000,00 9.736,80 

I1.028041.510 Außenanlage (Pflanzen), Kiga Mühlenstr. 5.023,11 0,00  0,00 

I1.028041.555 Spende Außenanl.(Pflanzen), Kiga Mühlen. -5.023,11 0,00  0,00 

I1.028041 Außenanlage (Pflanzen), Kiga Mühlenstr. 0,00 0,00  0,00 

I1.028043.510 Geschirrspüler, Kiga Mühlenstr. 0,00 2.934,08  -2.934,08 

I1.028043 Geschirrspüler, Kiga Mühlenstr. 0,00 2.934,08  -2.934,08 

I1.029008.510 2015 Sammelposten - Kiga Voßbarg 2.194,19 0,00  0,00 

I1.029008 2015 Sammelposten - Kiga Voßbarg 2.194,19 0,00  0,00 

I1.029012.510 2016 Sammelposten  - Kiga Voßbarg 0,00 1.552,57 2.500,00 947,43 

I1.029012 2016 Sammelposten  - Kiga Voßbarg 0,00 1.552,57 2.500,00 947,43 

I1.029508.510 Außenanlage, Kiga/Hort/Krippe Feldbr. 467,42 0,00  0,00 

I1.029508 Außenanlage, Kiga/Hort/Krippe Feldbr. 467,42 0,00  0,00 

I1.029512.510 2015 Sammelposten - Kiga Feldbreite 1.582,38 0,00  0,00 

I1.029512 2015 Sammelposten - Kiga Feldbreite 1.582,38 0,00  0,00 

I1.029514.510 2016 Sammelposten  - Kiga Feldbreite 0,00 2.495,54 2.700,00 204,46 

I1.029514 2016 Sammelposten  - Kiga Feldbreite 0,00 2.495,54 2.700,00 204,46 

I1.029521.510 2016 Sammelposten (Geb.) - Kiga Feldbr. 0,00 683,35  -683,35 

I1.029521 2016 Sammelposten (Geb.) - Kiga Feldbr. 0,00 683,35  -683,35 

I1.029523.555 Spenden-Einn. Sapo 2016, Kiga Feldbreite 0,00 -329,00  329,00 

I1.029523 Spenden-Einn. Sapo 2016, Kiga Feldbreite 0,00 -329,00  329,00 

I1.030002.510 2015 Sammelposten - Hort Feldbreite 708,89 0,00  0,00 

I1.030002 2015 Sammelposten - Hort Feldbreite 708,89 0,00  0,00 

I1.030003.510 Möbel - Kuschelpalast, Hort Feldbreite 1.427,46 0,00 600,00 600,00 

I1.030003 Möbel - Kuschelpalast, Hort Feldbreite 1.427,46 0,00 600,00 600,00 

I1.030004.510 2016 Sammelposten  - Hort Feldbreite 0,00 581,96 600,00 18,04 

I1.030004 2016 Sammelposten  - Hort Feldbreite 0,00 581,96 600,00 18,04 

I1.030505.525 Zusch. Anbau Gr.raum, Diak. Hahn 0,00 86.349,82 321.437,64 235.087,82 

I1.030505.555 Zusch. LK Anb. Gr.raum, Diak. Hahn 0,00 0,00 -38.350,00 -38.350,00 

I1.030505 Zusch. Anbau Gr.raum, Diak. Hahn 0,00 86.349,82 283.087,64 196.737,82 

I1.030506.525 Zusch. Anbau Gr.raum, Diak. Hahn 28.562,36 211.583,05  -211.583,05 

I1.030506 Zusch. Anbau Gr.raum, Diak. Hahn 28.562,36 211.583,05  -211.583,05 

I1.030705.525 Zusch. an Diak.Werk Wahnb. f.Einbauküche 0,00 18.825,45 10.000,00 -8.825,45 

I1.030705 Zusch. an Diak.Werk Wahnb. f.Einbauküche 0,00 18.825,45 10.000,00 -8.825,45 

I1.030706.525 Zusch. an Diak.Werk Wahnb.f.Rutschenturm 0,00 0,00 11.000,00 11.000,00 

I1.030706 Zusch. an Diak.Werk Wahnb.f.Rutschenturm 0,00 0,00 11.000,00 11.000,00 

I1.031503.500 Umbau Sozialst. Außenanl, Krippe Rastede 4.964,56 0,00  0,00 

I1.031503 Umbau Sozialst. Außenanl, Krippe Rastede 4.964,56 0,00  0,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_11 Kinder-Jugend- u.  

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.031507.555 Zuschuss v. Land f. Umbau Krippe Rastede -154.000,00 0,00  0,00 

I1.031507 Zuschuss v. Land f. Umbau Krippe Rastede -154.000,00 0,00  0,00 

I1.031508.510 Gerätehaus, Krippe Rastede 0,00 9.763,95 8.000,00 -1.763,95 

I1.031508 Gerätehaus, Krippe Rastede 0,00 9.763,95 8.000,00 -1.763,95 

I1.031509.510 2016 Sammelposten (Geb.)- Krippe Rastede 0,00 598,00  -598,00 

I1.031509 2016 Sammelposten (Geb.)- Krippe Rastede 0,00 598,00  -598,00 

I1.031510.510 Kompostlagerplatz, Krippe Rastede 0,00 3.415,75  -3.415,75 

I1.031510 Kompostlagerplatz, Krippe Rastede 0,00 3.415,75  -3.415,75 

I1.032102.525 Zuschuss Anbau Geräteraum, Krippe Wahnb. 5.850,00 0,00  0,00 

I1.032102 Zuschuss Anbau Geräteraum, Krippe Wahnb. 5.850,00 0,00  0,00 

I1.032602.525 Zusch. an Bohmann Grd. GmbH f. Krippe Wa 0,00 360.000,00  -360.000,00 

I1.032602 Zusch. an Bohmann Grd. GmbH f. Krippe Wa 0,00 360.000,00  -360.000,00 

I1.032603.555 Zusch.f.Neubau v.LK, Krippe Wahnb.II 0,00 0,00 -76.680,00 -76.680,00 

I1.032603 Zusch.f.Neubau v.LK, Krippe Wahnb.II 0,00 0,00 -76.680,00 -76.680,00 

Zwischensumme -96.746,37 790.324,69 329.507,64 -460.817,05 

Gesamtsumme -96.746,37 790.324,69 329.507,64 -460.817,05 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -57.929,73 -41.291,27 -33.300,00 7.991,27  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -107,00 -1.420,70  1.420,70  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -172.442,49 -185.281,06 -166.100,00 19.181,06  

06. privatrechtliche Entgelte -2.254,00 -1.018,63 -2.100,00 -1.081,37  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -5.204,03 -22.568,36 -12.400,00 10.168,36  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -5.046,83 -4.892,28 -3.100,00 1.792,28  

12. =Summe ordentliche Erträge -242.984,08 -256.472,30 -217.000,00 39.472,30  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 292.589,99 321.810,20 313.000,00 -8.810,20  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 195.049,73 169.512,83 240.350,79 70.837,96  

16. Abschreibungen 119.687,54 128.821,57 119.280,00 -9.541,57  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 7.333,99 13.296,95 14.612,86 1.315,91  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 36.901,30 135.940,74 93.500,00 -42.440,74  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 651.562,55 769.382,29 780.743,65 11.361,36  

21. ordentliches Ergebnis 408.578,47 512.909,99 563.743,65 50.833,66  

22. außerordentliche Erträge -22.456,50 -19.488,26  19.488,26  

23. außerordentliche Aufwendungen 32.394,67 29.950,91  -29.950,91  

24. außerordentliches Ergebnis 9.938,17 10.462,65  -10.462,65  

25. Jahresergebnis 418.516,64 523.372,64 563.743,65 40.371,01  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -10.296,57 -10.781,26  10.781,26  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 3.593,48 8.903,55 36.990,00 28.086,45  

27b Aufwand aus Umlage 91* 279.425,94 281.105,48 311.691,80 30.586,32  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 131.637,63 158.981,54 151.040,63 -7.940,91  

28. Saldo aus ILV 404.360,48 438.209,31 499.722,43 61.513,12  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 822.877,12 961.581,95 1.063.466,08 101.884,13  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Produkt   P1.05.02.121000 Statistik und Wahlen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte  -831,00  831,00  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -10.486,13 -10.000,00 486,13  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -11.317,13 -10.000,00 1.317,13  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 9.288,45 5.641,34 10.600,00 4.958,66  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  19.804,99 22.400,00 2.595,01  

16. Abschreibungen 115,00     

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen  15.470,09 19.450,00 3.979,91  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 9.403,45 40.916,42 52.450,00 11.533,58  

21. ordentliches Ergebnis 9.403,45 29.599,29 42.450,00 12.850,71  

22. außerordentliche Erträge -12.490,72     

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis -12.490,72     

25. Jahresergebnis -3.087,27 29.599,29 42.450,00 12.850,71  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -275,51 -557,36  557,36  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*  4.826,25 6.300,00 1.473,75  

27b Aufwand aus Umlage 91* 16.110,88 15.885,25 17.872,32 1.987,07  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 15.835,37 20.154,14 24.172,32 4.018,18  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 12.748,10 49.753,43 66.622,32 16.868,89  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Produkt   P1.05.02.122100 Ordnungsangelegenheiten 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -15.319,13 -16.266,65 -14.000,00 2.266,65  

06. privatrechtliche Entgelte -809,00 -1.018,63 -700,00 318,63  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -2.229,94 -1.405,06 -100,00 1.305,06  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -4.761,83 -5.057,28 -3.000,00 2.057,28  

12. =Summe ordentliche Erträge -23.119,90 -23.747,62 -17.800,00 5.947,62  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 67.389,72 73.432,11 69.400,00 -4.032,11  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 7.017,77 10.347,93 13.700,00 3.352,07  

16. Abschreibungen 2.886,83 168,50  -168,50  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 1.099,00 1.099,00 1.200,00 101,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 5.615,92 11.318,03 4.800,00 -6.518,03  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 84.009,24 96.365,57 89.100,00 -7.265,57  

21. ordentliches Ergebnis 60.889,34 72.617,95 71.300,00 -1.317,95  

22. außerordentliche Erträge -554,00 -372,00  372,00  

23. außerordentliche Aufwendungen 4,80 484,20  -484,20  

24. außerordentliches Ergebnis -549,20 112,20  -112,20  

25. Jahresergebnis 60.340,14 72.730,15 71.300,00 -1.430,15  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -2.094,26 -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 2.488,00 2.375,64 6.165,00 3.789,36  

27b Aufwand aus Umlage 91* 18.451,67 19.638,96 20.524,08 885,12  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*   38,08 38,08  

28. Saldo aus ILV 18.845,41 21.276,11 26.727,16 5.451,05  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 79.185,55 94.006,26 98.027,16 4.020,90  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Produkt   P1.05.02.122200 Standesamt und Personenstandswesen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -28.782,20 -31.469,20 -25.000,00 6.469,20  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -28.782,20 -31.469,20 -25.000,00 6.469,20  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 67.279,36 74.087,08 79.200,00 5.112,92  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 7.573,39 6.456,70 9.400,00 2.943,30  

16. Abschreibungen 10,00 10,00  -10,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 227,12 640,74 450,00 -190,74  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 75.089,87 81.194,52 89.050,00 7.855,48  

21. ordentliches Ergebnis 46.307,67 49.725,32 64.050,00 14.324,68  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 88,30 2.237,08  -2.237,08  

24. außerordentliches Ergebnis 88,30 2.237,08  -2.237,08  

25. Jahresergebnis 46.395,97 51.962,40 64.050,00 12.087,60  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.865,79 -832,05  832,05  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 27.433,75 29.252,43 29.931,92 679,49  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 25.567,96 28.420,38 29.931,92 1.511,54  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 71.963,93 80.382,78 93.981,92 13.599,14  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Produkt   P1.05.02.122300 Obdachl.-angelegenh. - ohne Einr.Unterk. 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen      

21. ordentliches Ergebnis      

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis      

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 15.834,82 15.117,81 17.808,56 2.690,75  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 15.834,82 14.379,32 17.808,56 3.429,24  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 15.834,82 14.379,32 17.808,56 3.429,24  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Produkt   P1.05.02.122400 Meldeangelegenheiten 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -107.746,66 -117.556,99 -110.000,00 7.556,99  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -285,00 165,00 -100,00 -265,00  

12. =Summe ordentliche Erträge -108.031,66 -117.391,99 -110.100,00 7.291,99  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 95.287,59 107.125,93 99.700,00 -7.425,93  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 72.770,26 -200,18 71.850,00 72.050,18  

16. Abschreibungen 1.900,59 465,70 324,00 -141,70  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 8.690,45 82.514,82 12.300,00 -70.214,82  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 178.648,89 189.906,27 184.174,00 -5.732,27  

21. ordentliches Ergebnis 70.617,23 72.514,28 74.074,00 1.559,72  

22. außerordentliche Erträge -432,06 -495,84  495,84  

23. außerordentliche Aufwendungen 496,27     

24. außerordentliches Ergebnis 64,21 -495,84  495,84  

25. Jahresergebnis 70.681,44 72.018,44 74.074,00 2.055,56  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -3.702,46 -925,62  925,62  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 37.913,71 41.432,41 40.591,81 -840,60  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 34.211,25 40.506,79 40.591,81 85,02  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 104.892,69 112.525,23 114.665,81 2.140,58  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Produkt   P1.05.02.126100 "Brandschutz; ohne Einzelfeuerwehr" 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -57.929,73 -40.241,27 -25.000,00 15.241,27  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -57.929,73 -40.241,27 -25.000,00 15.241,27  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 20.327,11 21.715,42 21.700,00 -15,42  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 15.059,85 12.881,72 12.637,73 -243,99  

16. Abschreibungen 5.817,67 6.771,00 3.854,00 -2.917,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen  2.783,20  -2.783,20  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 6.956,49 4.484,32 40.400,00 35.915,68  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 48.161,12 48.635,66 78.591,73 29.956,07  

21. ordentliches Ergebnis -9.768,61 8.394,39 53.591,73 45.197,34  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 24.675,79 24.024,70  -24.024,70  

24. außerordentliches Ergebnis 24.675,79 24.024,70  -24.024,70  

25. Jahresergebnis 14.907,18 32.419,09 53.591,73 21.172,64  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -902,66 -540,76  540,76  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*   8.375,00 8.375,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 13.527,39 14.108,51 15.217,04 1.108,53  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 24.086,04 39.586,91 13.917,23 -25.669,68  

28. Saldo aus ILV 36.710,77 53.154,66 37.509,27 -15.645,39  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 51.617,95 85.573,75 91.101,00 5.527,25  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Produkt   P1.05.02.126200 Feuerwehren 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen  -1.050,00 -800,00 250,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -107,00 -1.420,70  1.420,70  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -1.284,20 -1.860,42  1.860,42  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -297,97     

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.689,17 -4.331,12 -800,00 3.531,12  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 2.575,35     

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 92.004,73 119.602,39 98.963,06 -20.639,33  

16. Abschreibungen 108.790,45 120.739,87 114.302,00 -6.437,87  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 5.334,99 8.514,75 12.512,86 3.998,11  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 15.206,32 15.375,11 16.100,00 724,89  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 223.911,84 264.232,12 241.877,92 -22.354,20  

21. ordentliches Ergebnis 222.222,67 259.901,00 241.077,92 -18.823,08  

22. außerordentliche Erträge  -10.609,80  10.609,80  

23. außerordentliche Aufwendungen 5.642,79 1.719,10  -1.719,10  

24. außerordentliches Ergebnis 5.642,79 -8.890,70  8.890,70  

25. Jahresergebnis 227.865,46 251.010,30 241.077,92 -9.932,38  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -380,77 -3.126,24  3.126,24  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 89.985,76 86.656,14 100.682,30 14.026,16  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 73.413,76 86.325,72 92.782,75 6.457,03  

28. Saldo aus ILV 163.018,75 169.855,62 193.465,05 23.609,43  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 390.884,21 420.865,92 434.542,97 13.677,05  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Produkt   P1.05.02.128000 Katastrophenschutz 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 980,89 972,58 1.300,00 327,42  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 70,14  7.000,00 7.000,00  

16. Abschreibungen 167,00 166,00  -166,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 205,00 14,40  -14,40  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.423,03 1.152,98 8.300,00 7.147,02  

21. ordentliches Ergebnis 1.423,03 1.152,98 8.300,00 7.147,02  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 0,89     

24. außerordentliches Ergebnis 0,89     

25. Jahresergebnis 1.423,92 1.152,98 8.300,00 7.147,02  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -24,64 -545,75  545,75  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 15.031,06 14.532,49 16.826,45 2.293,96  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 15.006,42 13.986,74 16.826,45 2.839,71  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 16.430,34 15.139,72 25.126,45 9.986,73  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Produkt   P1.05.02.537110 Recycling 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -8.406,25  8.406,25  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -8.406,25  8.406,25  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen      

21. ordentliches Ergebnis  -8.406,25  8.406,25  

22. außerordentliche Erträge  -8.010,62  8.010,62  

23. außerordentliche Aufwendungen  1.485,83  -1.485,83  

24. außerordentliches Ergebnis  -6.524,79  6.524,79  

25. Jahresergebnis  -14.931,04  14.931,04  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -244,23  244,23  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91*  1.910,38  -1.910,38  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV  1.666,15  -1.666,15  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV  -13.264,89  13.264,89  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Produkt   P1.05.02.561000 Umweltschutzmaßnahmen, Klimaschutz 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen   -7.500,00 -7.500,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -1.445,00  -1.400,00 -1.400,00  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.445,00  -8.900,00 -8.900,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 8.295,22 17.273,99 9.000,00 -8.273,99  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 553,59 619,28 4.200,00 3.580,72  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 900,00 900,00 900,00 0,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen  6.116,64  -6.116,64  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 9.748,81 24.909,91 14.100,00 -10.809,91  

21. ordentliches Ergebnis 8.303,81 24.909,91 5.200,00 -19.709,91  

22. außerordentliche Erträge -8.979,72 0,00  0,00  

23. außerordentliche Aufwendungen 1.485,83 0,00  0,00  

24. außerordentliches Ergebnis -7.493,89 0,00  0,00  

25. Jahresergebnis 809,92 24.909,91 5.200,00 -19.709,91  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -324,77 -672,99  672,99  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.105,48 1.701,66 3.650,00 1.948,34  

27b Aufwand aus Umlage 91* 12.180,02 11.937,29 14.110,74 2.173,45  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 12.960,73 12.965,96 17.760,74 4.794,78  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 13.770,65 37.875,87 22.960,74 -14.915,13  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Produkt   P1.05.02.573200 Allgem. Einricht./Unternehmen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -19.310,30 -17.296,80 -17.100,00 196,80  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -2.676,12 -2.270,92 -2.300,00 -29,08  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -21.986,42 -19.567,72 -19.400,00 167,72  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 21.166,30 21.561,75 22.100,00 538,25  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen   200,00 200,00  

16. Abschreibungen  500,50 800,00 299,50  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen  6,59  -6,59  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 21.166,30 22.068,84 23.100,00 1.031,16  

21. ordentliches Ergebnis -820,12 2.501,12 3.700,00 1.198,88  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis -820,12 2.501,12 3.700,00 1.198,88  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -725,71 -1.859,28  1.859,28  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*   12.500,00 12.500,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 32.956,88 30.633,81 38.126,58 7.492,77  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 26.637,43 26.489,66 35.571,46 9.081,80  

28. Saldo aus ILV 58.868,60 55.264,19 86.198,04 30.933,85  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 58.048,48 57.765,31 89.898,04 32.132,73  

  



106 

 

 

B. Teil-Finanzrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -57.929,73 -41.291,27 -33.300,00 7.991,27  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -172.601,39 -185.626,92 -166.100,00 19.526,92  

05. privatrechtliche Entgelte -2.254,00 -2.463,63 -2.100,00 363,63  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -25.463,35 -22.187,60 -12.400,00 9.787,60  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -2.722,90 -4.895,78 -3.100,00 1.795,78  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-260.971,37 -256.465,20 -217.000,00 39.465,20  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 295.210,16 317.779,37 312.600,00 -5.179,37  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

207.283,16 167.529,38 240.350,79 72.821,41  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 7.041,21 13.739,73 14.612,86 873,13  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 59.918,12 157.932,78 93.500,00 -64.432,78  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

569.452,65 656.981,26 661.063,65 4.082,39  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 308.481,28 400.516,06 444.063,65 43.547,59  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



107 

 

 

B. Teil-Finanzrechnung   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung;Umwelt 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit 0,00     

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen  -11.459,80  11.459,80  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

0,00 -11.459,80  11.459,80  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 60.857,70 36.212,61 50.000,00 13.787,39  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 156.829,17 245.476,09 419.515,60 174.039,51  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

217.686,87 281.688,70 469.515,60 187.826,90  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 217.686,87 270.228,90 469.515,60 199.286,70  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 526.168,15 670.744,96 913.579,25 242.834,29  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 526.168,15 670.744,96 913.579,25 242.834,29  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung; 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.000146.510 Feuerwehrfahrzeug LF20/16, Ofw Rastede 86.584,40 205.133,05 208.415,60 3.282,55 

I1.000146 Feuerwehrfahrzeug LF20/16, Ofw Rastede 86.584,40 205.133,05 208.415,60 3.282,55 

I1.032902.510 2015 Sammelposten - Ordnungsangelegenh. 193,95 0,00  0,00 

I1.032902 2015 Sammelposten - Ordnungsangelegenh. 193,95 0,00  0,00 

I1.033501.510 Signatur-Pad (1 Stk), Meldeangelegenh. 1.619,59 0,00  0,00 

I1.033501 Signatur-Pad (1 Stk), Meldeangelegenh. 1.619,59 0,00  0,00 

I1.033711.500 Brunnen 2 (Büfa) baul.Teil, Brandschutz 31.808,54 0,00  0,00 

I1.033711 Brunnen 2 (Büfa) baul.Teil, Brandschutz 31.808,54 0,00  0,00 

I1.033712.500 Brunnen(Baumgarten) masch.Teil,Brandsch. 4.456,55 0,00  0,00 

I1.033712 Brunnen(Baumgarten) masch.Teil,Brandsch. 4.456,55 0,00  0,00 

I1.033713.510 2015 Sammelposten - Brandschutz 658,58 0,00  0,00 

I1.033713 2015 Sammelposten - Brandschutz 658,58 0,00  0,00 

I1.033714.500 Feuerlöschtechn. RWRB BPl.86 GE, Brandsc 5.444,94 2.312,32  -2.312,32 

I1.033714 Feuerlöschtechn. RWRB BPl.86 GE, Brandsc 5.444,94 2.312,32  -2.312,32 

I1.033715.510 Druckhaltepumpe Löschteich Büfa, Brandsc 0,00 4.074,54  -4.074,54 

I1.033715 Druckhaltepumpe Löschteich Büfa, Brandsc 0,00 4.074,54  -4.074,54 

I1.034206.510 2015 Sammelposten - OfW Rastede 7.564,08 0,00  0,00 

I1.034206 2015 Sammelposten - OfW Rastede 7.564,08 0,00  0,00 

I1.034211.510 2016 Sammelposten  - Ofw Rastede 0,00 5.849,70 3.500,00 -2.349,70 

I1.034211 2016 Sammelposten  - Ofw Rastede 0,00 5.849,70 3.500,00 -2.349,70 

I1.034212.510 Feuerwehrfahrzeug Gerätew., Ofw Rastede 0,00 6.545,00 120.000,00 113.455,00 

I1.034212 Feuerwehrfahrzeug Gerätew., Ofw Rastede 0,00 6.545,00 120.000,00 113.455,00 

I1.034219.500 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Rastede 3.327,66 0,00  0,00 

I1.034219 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Rastede 3.327,66 0,00  0,00 

I1.034220.510 Notstromaggregat f. LF 20/16, FW Rastede 7.149,42 0,00  0,00 

I1.034220 Notstromaggregat f. LF 20/16, FW Rastede 7.149,42 0,00  0,00 

I1.034222.500 Umbau Waschpl.zu Stellplatz, FW Rastede 0,00 33.900,29 50.000,00 16.099,71 

I1.034222 Umbau Waschpl.zu Stellplatz, FW Rastede 0,00 33.900,29 50.000,00 16.099,71 

I1.034223.565 Verkauf TLF16/25 WST-MV146, FW Rastede 0,00 -9.355,00  9.355,00 

I1.034223 Verkauf TLF16/25 WST-MV146, FW Rastede 0,00 -9.355,00  9.355,00 

I1.034224.510 2016 Sammelposten (Geb.) - FW Rastede 0,00 229,95  -229,95 

I1.034224 2016 Sammelposten (Geb.) - FW Rastede 0,00 229,95  -229,95 

I1.034707.510 2015 Sammelposten - OfW Hahn 6.092,30 0,00  0,00 

I1.034707 2015 Sammelposten - OfW Hahn 6.092,30 0,00  0,00 

I1.034708.510 2016 Sammelposten  - Ofw Hahn 0,00 1.638,70 2.000,00 361,30 

I1.034708 2016 Sammelposten  - Ofw Hahn 0,00 1.638,70 2.000,00 361,30 

I1.034716.500 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Hahn 3.623,75 0,00  0,00 

I1.034716 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Hahn 3.623,75 0,00  0,00 

I1.034717.510 Mini-Schneidgerät S120 Mono, FW Hahn 0,00 1.702,65 2.700,00 997,35 

I1.034717 Mini-Schneidgerät S120 Mono, FW Hahn 0,00 1.702,65 2.700,00 997,35 

I1.034719.510 Wärmebildkamera, FW Hahn 3.600,00 0,00  0,00 

I1.034719 Wärmebildkamera, FW Hahn 3.600,00 0,00  0,00 

I1.034722.510 2016 Sammelposten (Geb.) - FW Hahn 0,00 193,98  -193,98 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung; 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.034722 2016 Sammelposten (Geb.) - FW Hahn 0,00 193,98  -193,98 

I1.035205.510 2015 Sammelposten - OfW Ipwege-Wahnbek 7.022,36 0,00  0,00 

I1.035205 2015 Sammelposten - OfW Ipwege-Wahnbek 7.022,36 0,00  0,00 

I1.035208.510 2016 Sammelposten  - Ofw Ipwege-Wahnb. 0,00 627,76 2.600,00 1.972,24 

I1.035208 2016 Sammelposten  - Ofw Ipwege-Wahnb. 0,00 627,76 2.600,00 1.972,24 

I1.035213.500 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Ipw.Wah 2.841,48 0,00  0,00 

I1.035213 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Ipw.Wah 2.841,48 0,00  0,00 

I1.035216.510 Zelt Jugendfeuerwehr, FW Ipw.-Wahnb. 0,00 1.891,45 2.500,00 608,55 

I1.035216 Zelt Jugendfeuerwehr, FW Ipw.-Wahnb. 0,00 1.891,45 2.500,00 608,55 

I1.035217.510 Handfunksprechger. exgesch., FW Ipwege-W 0,00 2.169,50  -2.169,50 

I1.035217 Handfunksprechger. exgesch., FW Ipwege-W 0,00 2.169,50  -2.169,50 

I1.036206.510 2015 Sammelposten - OfW Loy-Barghorn 5.245,32 0,00  0,00 

I1.036206 2015 Sammelposten - OfW Loy-Barghorn 5.245,32 0,00  0,00 

I1.036208.510 2016 Sammelposten  - Ofw Loy-Barghorn 0,00 225,34 1.300,00 1.074,66 

I1.036208 2016 Sammelposten  - Ofw Loy-Barghorn 0,00 225,34 1.300,00 1.074,66 

I1.036213.500 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Loy-Bar 3.542,19 0,00  0,00 

I1.036213 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Loy-Bar 3.542,19 0,00  0,00 

I1.036215.510 2015 Sammelposten (Geb.) - FW Loy-Bargho 460,82 0,00  0,00 

I1.036215 2015 Sammelposten (Geb.) - FW Loy-Bargho 460,82 0,00  0,00 

I1.036216.510 Zelt Jugendfeuerwehr, FW Loy-Bargh. 0,00 0,00 2.500,00 2.500,00 

I1.036216 Zelt Jugendfeuerwehr, FW Loy-Bargh. 0,00 0,00 2.500,00 2.500,00 

I1.036217.565 Verkauf Rettungsschere Lukas, FW Loy-Bar 0,00 -850,00  850,00 

I1.036217 Verkauf Rettungsschere Lukas, FW Loy-Bar 0,00 -850,00  850,00 

I1.036218.510 Rettungsschere Lukas S700, FW Loy-Bargh. 0,00 2.606,10  -2.606,10 

I1.036218 Rettungsschere Lukas S700, FW Loy-Bargh. 0,00 2.606,10  -2.606,10 

I1.036703.510 2015 Sammelposten - OfW Neusüdende 5.767,75 0,00  0,00 

I1.036703 2015 Sammelposten - OfW Neusüdende 5.767,75 0,00  0,00 

I1.036704.510 2016 Sammelposten  - Ofw Neusüdende 0,00 937,52 1.300,00 362,48 

I1.036704 2016 Sammelposten  - Ofw Neusüdende 0,00 937,52 1.300,00 362,48 

I1.036710.500 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Neusüde 3.773,29 0,00  0,00 

I1.036710 Kompressor u. Kältetrockner, Ofw Neusüde 3.773,29 0,00  0,00 

I1.037207.510 2015 Sammelposten - OfW Südbäke 5.704,80 0,00  0,00 

I1.037207 2015 Sammelposten - OfW Südbäke 5.704,80 0,00  0,00 

I1.037210.510 2016 Sammelposten  - Ofw Südbäke 0,00 0,00 700,00 700,00 

I1.037210 2016 Sammelposten  - Ofw Südbäke 0,00 0,00 700,00 700,00 

I1.037217.510 Erw. StLF Wippe f.Tragkraftspr.,FW Südb. 804,44 0,00  0,00 

I1.037217 Erw. StLF Wippe f.Tragkraftspr.,FW Südb. 804,44 0,00  0,00 

I1.037218.510 2016 Sammelposten (Geb.) - FW Südbäke 0,00 502,35  -502,35 

I1.037218 2016 Sammelposten (Geb.) - FW Südbäke 0,00 502,35  -502,35 

I1.038201.510 Notstromaggregat 100kVA, Katastrophensch 0,00 0,00 70.000,00 70.000,00 

I1.038201 Notstromaggregat 100kVA, Katastrophensch 0,00 0,00 70.000,00 70.000,00 

I1.038202.510 2015 Sammelposten - Katastrophenschutz 833,00 0,00  0,00 

I1.038202 2015 Sammelposten - Katastrophenschutz 833,00 0,00  0,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_02 Sicherheit und Ordnung; 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.038601.510 4 Stromverteiler Marktplatz, Wochenmarkt 0,00 11.148,50  -11.148,50 

I1.038601 4 Stromverteiler Marktplatz, Wochenmarkt 0,00 11.148,50  -11.148,50 

I1.053803.510 2016 Sammelposten - Dorfgemeinschaftshäu 0,00 0,00 2.000,00 2.000,00 

I1.053803 2016 Sammelposten - Dorfgemeinschaftshäu 0,00 0,00 2.000,00 2.000,00 

I1.053808.510 2015 Sammelposten (Geb.) - DGH Nethen 419,99 0,00  0,00 

I1.053808 2015 Sammelposten (Geb.) - DGH Nethen 419,99 0,00  0,00 

I1.053809.500 Energetische Sanierung OG, DGH Nethen 16.245,46 0,00  0,00 

I1.053809 Energetische Sanierung OG, DGH Nethen 16.245,46 0,00  0,00 

Zwischensumme 214.784,66 271.483,70 469.515,60 198.031,90 

Gesamtsumme 214.784,66 271.483,70 469.515,60 198.031,90 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -350.688,89 -298.917,89 -298.400,00 517,89  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -21.098,25 -20.966,79 -18.774,00 2.192,79  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -9.606,40 -13.504,30 -1.500,00 12.004,30  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -47.735,21 -53.819,78 -103.000,00 -49.180,22  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -429.128,75 -387.208,76 -421.674,00 -34.465,24  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 370.285,26 363.135,03 388.400,00 25.264,97  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 169.570,89 153.657,89 211.301,50 57.643,61  

16. Abschreibungen 100.271,40 140.048,86 93.709,00 -46.339,86  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 22.619,10 21.755,00 34.500,00 12.745,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 322.549,80 340.559,78 479.050,00 138.490,22  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 985.296,45 1.019.156,56 1.206.960,50 187.803,94  

21. ordentliches Ergebnis 556.167,70 631.947,80 785.286,50 153.338,70  

22. außerordentliche Erträge -16.570,38 -4.051,37  4.051,37  

23. außerordentliche Aufwendungen 6.488,91 39.603,59  -39.603,59  

24. außerordentliches Ergebnis -10.081,47 35.552,22  -35.552,22  

25. Jahresergebnis 546.086,23 667.500,02 785.286,50 117.786,48  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -15.831,24 -8.691,99  8.691,99  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 15.871,80 13.601,00 21.400,00 7.799,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 244.255,43 249.130,35 271.293,48 22.163,13  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 1.879.238,90 1.556.196,83 1.679.388,63 123.191,80  

28. Saldo aus ILV 2.123.534,89 1.810.236,19 1.972.082,11 161.845,92  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 2.669.621,12 2.477.736,21 2.757.368,61 279.632,40  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211100 Grundschule Feldbreite 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -883,81 -1.893,97 -900,00 993,97  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -40,00 -264,79  264,79  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -923,81 -2.158,76 -900,00 1.258,76  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 18.656,52 19.770,40 19.500,00 -270,40  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 8.968,76 13.711,50 15.000,00 1.288,50  

16. Abschreibungen 6.403,86 7.513,91 4.806,00 -2.707,91  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 14.856,07 17.697,68 14.750,00 -2.947,68  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 48.885,21 58.693,49 54.056,00 -4.637,49  

21. ordentliches Ergebnis 47.961,40 56.534,73 53.156,00 -3.378,73  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 452,46 8,53  -8,53  

24. außerordentliches Ergebnis 452,46 8,53  -8,53  

25. Jahresergebnis 48.413,86 56.543,26 53.156,00 -3.387,26  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -813,06 -788,01  788,01  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.463,00 891,80 1.500,00 608,20  

27b Aufwand aus Umlage 91* 25.008,15 24.854,91 27.580,47 2.725,56  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 148.542,90 180.660,30 190.342,38 9.682,08  

28. Saldo aus ILV 174.200,99 205.619,00 219.422,85 13.803,85  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 222.614,85 262.162,26 272.578,85 10.416,59  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211200 Grundschule Hahn-Lehmden 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -703,25 -639,24 -700,00 -60,76  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -187,00 -155,00 -186,00 -31,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -890,25 -794,24 -886,00 -91,76  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 21.166,35 18.804,15 22.000,00 3.195,85  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 5.570,83 4.285,65 8.700,00 4.414,35  

16. Abschreibungen 4.578,06 4.511,13 5.204,00 692,87  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 10.196,67 10.534,61 10.950,00 415,39  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 41.511,91 38.135,54 46.854,00 8.718,46  

21. ordentliches Ergebnis 40.621,66 37.341,30 45.968,00 8.626,70  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 15,69 6,10  -6,10  

24. außerordentliches Ergebnis 15,69 6,10  -6,10  

25. Jahresergebnis 40.637,35 37.347,40 45.968,00 8.620,60  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.249,84 -788,01  788,01  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.001,00 1.089,20 1.300,00 210,80  

27b Aufwand aus Umlage 91* 25.281,85 24.778,04 27.851,43 3.073,39  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 109.018,53 103.235,64 130.165,96 26.930,32  

28. Saldo aus ILV 134.051,54 128.314,87 159.317,39 31.002,52  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 174.688,89 165.662,27 205.285,39 39.623,12  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211300 Grundschule Kleibrok 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -874,31 -1.186,32 -900,00 286,32  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -94,00 -94,00 -94,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen   -1.000,00 -1.000,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -968,31 -1.280,32 -1.994,00 -713,68  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 29.451,94 28.635,57 30.200,00 1.564,43  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 17.463,49 12.498,58 17.600,00 5.101,42  

16. Abschreibungen 4.527,88 8.171,52 7.823,00 -348,52  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen  75,00  -75,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 13.697,92 16.936,11 13.950,00 -2.986,11  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 65.141,23 66.316,78 69.573,00 3.256,22  

21. ordentliches Ergebnis 64.172,92 65.036,46 67.579,00 2.542,54  

22. außerordentliche Erträge -817,05     

23. außerordentliche Aufwendungen 847,84 8,16  -8,16  

24. außerordentliches Ergebnis 30,79 8,16  -8,16  

25. Jahresergebnis 64.203,71 65.044,62 67.579,00 2.534,38  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.227,44 -788,01  788,01  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 743,40 693,00 1.600,00 907,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 25.267,81 25.352,72 27.837,63 2.484,91  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 144.277,32 125.563,01 123.464,66 -2.098,35  

28. Saldo aus ILV 169.061,09 150.820,72 152.902,29 2.081,57  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 233.264,80 215.865,34 220.481,29 4.615,95  

  



116 

 

 

Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211400 Grundschule Leuchtenburg 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -399,14 -452,18 -400,00 52,18  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -499,00 -499,00 -499,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -7.006,40 -11.504,30  11.504,30  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen   14.000,00 14.000,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -7.904,54 -12.455,48 13.101,00 25.556,48  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 19.621,94 19.381,99 19.100,00 -281,99  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 16.536,90 15.440,76 25.800,00 10.359,24  

16. Abschreibungen 3.940,40 4.432,80 4.455,00 22,20  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 10.587,08 11.779,75 7.700,00 -4.079,75  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 50.686,32 51.035,30 57.055,00 6.019,70  

21. ordentliches Ergebnis 42.781,78 38.579,82 70.156,00 31.576,18  

22. außerordentliche Erträge -981,77     

23. außerordentliche Aufwendungen 10,98 27,38  -27,38  

24. außerordentliches Ergebnis -970,79 27,38  -27,38  

25. Jahresergebnis 41.810,99 38.607,20 70.156,00 31.548,80  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -279,98 -788,01  788,01  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 806,40 838,60 1.000,00 161,40  

27b Aufwand aus Umlage 91* 24.674,11 24.972,04 27.249,75 2.277,71  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 52.163,37 51.787,58 50.642,08 -1.145,50  

28. Saldo aus ILV 77.363,90 76.810,21 78.891,83 2.081,62  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 119.174,89 115.417,41 149.047,83 33.630,42  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211500 Grundschule Loy 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -371,11 -346,05 -400,00 -53,95  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -113,00 -114,00 -114,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen   -800,00 -800,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -484,11 -460,05 -1.314,00 -853,95  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 12.337,11 13.072,25 12.300,00 -772,25  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 7.129,96 3.272,64 7.000,00 3.727,36  

16. Abschreibungen 2.902,75 3.211,72 2.653,00 -558,72  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 8.500,88 7.457,56 6.600,00 -857,56  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 30.870,70 27.014,17 28.553,00 1.538,83  

21. ordentliches Ergebnis 30.386,59 26.554,12 27.239,00 684,88  

22. außerordentliche Erträge -143,56     

23. außerordentliche Aufwendungen 306,92 3,30  -3,30  

24. außerordentliches Ergebnis 163,36 3,30  -3,30  

25. Jahresergebnis 30.549,95 26.557,42 27.239,00 681,58  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -279,98 -788,01  788,01  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 448,00 337,40 1.000,00 662,60  

27b Aufwand aus Umlage 91* 24.674,11 24.507,17 27.249,75 2.742,58  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 85.787,99 49.035,97 70.008,79 20.972,82  

28. Saldo aus ILV 110.630,12 73.092,53 98.258,54 25.166,01  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 141.180,07 99.649,95 125.497,54 25.847,59  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.211600 Grundschule Wahnbek 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -2.379,89 -1.449,39 -800,00 649,39  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -127,00 -199,00 -127,00 72,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -45,82 -36,66 -1.000,00 -963,34  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -2.552,71 -1.685,05 -1.927,00 -241,95  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 18.292,98 18.392,93 18.000,00 -392,93  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 16.704,64 16.980,23 17.700,00 719,77  

16. Abschreibungen 4.310,38 4.339,96 3.870,00 -469,96  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen  75,00  -75,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 14.854,26 12.343,76 12.400,00 56,24  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 54.162,26 52.131,88 51.970,00 -161,88  

21. ordentliches Ergebnis 51.609,55 50.446,83 50.043,00 -403,83  

22. außerordentliche Erträge -942,21 -36,66  36,66  

23. außerordentliche Aufwendungen 16,39 7,20  -7,20  

24. außerordentliches Ergebnis -925,82 -29,46  29,46  

25. Jahresergebnis 50.683,73 50.417,37 50.043,00 -374,37  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -439,01 -788,01  788,01  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.573,60 1.257,20 1.700,00 442,80  

27b Aufwand aus Umlage 91* 24.773,76 24.778,04 27.348,51 2.570,47  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 193.789,93 135.693,71 137.378,28 1.684,57  

28. Saldo aus ILV 219.698,28 160.940,94 166.426,79 5.485,85  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 270.382,01 211.358,31 216.469,79 5.111,48  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.218000 KGS Rastede 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -266.648,03 -255.351,51 -265.000,00 -9.648,49  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -18.628,00 -17.735,00 -17.245,00 490,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -2.600,00 -2.000,00 -1.500,00 500,00  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -48,88 -760,60  760,60  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -287.924,91 -275.847,11 -283.745,00 -7.897,89  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 201.342,56 203.971,90 218.300,00 14.328,10  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 87.922,29 81.852,88 107.801,50 25.948,62  

16. Abschreibungen 66.426,20 71.757,01 56.382,00 -15.375,01  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 22.619,10 21.605,00 34.500,00 12.895,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 151.835,32 166.152,40 177.400,00 11.247,60  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 530.145,47 545.339,19 594.383,50 49.044,31  

21. ordentliches Ergebnis 242.220,56 269.492,08 310.638,50 41.146,42  

22. außerordentliche Erträge -2.328,02 -3.414,71  3.414,71  

23. außerordentliche Aufwendungen 2.279,69 1.047,54  -1.047,54  

24. außerordentliches Ergebnis -48,33 -2.367,17  2.367,17  

25. Jahresergebnis 242.172,23 267.124,91 310.638,50 43.513,59  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -6.161,82 -1.740,39  1.740,39  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 8.583,40 7.337,40 12.000,00 4.662,60  

27b Aufwand aus Umlage 91* 44.527,42 49.113,56 49.774,81 661,25  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 978.931,93 789.299,80 846.107,18 56.807,38  

28. Saldo aus ILV 1.025.880,93 844.010,37 907.881,99 63.871,62  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 1.268.053,16 1.111.135,28 1.218.520,49 107.385,21  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.221000 Förderschulen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -42.116,60 -37.599,23 -29.300,00 8.299,23  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -1.349,00 -652,00 -509,00 143,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -5.334,00 -5.111,12 -10.200,00 -5.088,88  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -48.799,60 -43.362,35 -40.009,00 3.353,35  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 37.259,18 28.606,74 35.500,00 6.893,26  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 9.274,02 5.615,65 11.300,00 5.684,35  

16. Abschreibungen 7.181,87 36.110,81 8.516,00 -27.594,81  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 52.773,60 62.303,16 128.900,00 66.596,84  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 106.488,67 132.636,36 184.216,00 51.579,64  

21. ordentliches Ergebnis 57.689,07 89.274,01 144.207,00 54.932,99  

22. außerordentliche Erträge -11.357,77 -600,00  600,00  

23. außerordentliche Aufwendungen 2.550,92 35.827,33  -35.827,33  

24. außerordentliches Ergebnis -8.806,85 35.227,33  -35.227,33  

25. Jahresergebnis 48.882,22 124.501,34 144.207,00 19.705,66  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -4.950,06 -777,04  777,04  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.253,00 1.156,40 1.300,00 143,60  

27b Aufwand aus Umlage 91* 27.574,82 29.977,75 30.115,79 138,04  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 166.726,93 120.920,82 131.279,30 10.358,48  

28. Saldo aus ILV 190.604,69 151.277,93 162.695,09 11.417,16  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 239.486,91 275.779,27 306.902,09 31.122,82  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.241000 Schülerbeförderung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -42.306,51 -47.911,40 -104.000,00 -56.088,60  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -42.306,51 -47.911,40 -104.000,00 -56.088,60  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 8.936,90 9.360,48 10.100,00 739,52  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 45.180,20 35.098,40 104.000,00 68.901,60  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 54.117,10 44.458,88 114.100,00 69.641,12  

21. ordentliches Ergebnis 11.810,59 -3.452,52 10.100,00 13.552,52  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 11.810,59 -3.452,52 10.100,00 13.552,52  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -356,13 -527,03  527,03  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 9.239,21 9.014,90 10.590,02 1.575,12  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 8.883,08 8.487,87 10.590,02 2.102,15  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 20.693,67 5.035,35 20.690,02 15.654,67  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.243000 Sonstige schulische Aufgaben 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -36.312,75     

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -61,25 -1.254,00  1.254,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -36.374,00 -1.254,00  1.254,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 3.219,78 3.138,62 3.400,00 261,38  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen   400,00 400,00  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 67,80 256,35 2.400,00 2.143,65  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 3.287,58 3.394,97 6.200,00 2.805,03  

21. ordentliches Ergebnis -33.086,42 2.140,97 6.200,00 4.059,03  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 8,02 2.668,05  -2.668,05  

24. außerordentliches Ergebnis 8,02 2.668,05  -2.668,05  

25. Jahresergebnis -33.078,40 4.809,02 6.200,00 1.390,98  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -73,92 -659,26  659,26  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 8.511,96 7.798,00 10.139,27 2.341,27  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 8.438,04 7.138,74 10.139,27 3.000,53  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -24.640,36 11.947,76 16.339,27 4.391,51  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Produkt   P1.05.02.244000 Kreisschulbaukasse 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen      

21. ordentliches Ergebnis      

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis      

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -260,21  260,21  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 4.722,23 3.983,22 5.556,05 1.572,83  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 4.722,23 3.723,01 5.556,05 1.833,04  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 4.722,23 3.723,01 5.556,05 1.833,04  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -349.908,19 -298.917,89 -298.400,00 517,89  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte      

05. privatrechtliche Entgelte -7.834,60 -12.326,40 -1.500,00 10.826,40  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -63.183,90 -54.502,26 -118.000,00 -63.497,74  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG -150,00     

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -494,00 -380,00  380,00  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-421.570,69 -366.126,55 -417.900,00 -51.773,45  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 372.916,66 365.785,19 388.400,00 22.614,81  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

171.948,33 155.362,70 211.301,50 55.938,80  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 24.393,11 21.880,00 34.500,00 12.620,00  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 326.192,53 377.979,90 479.050,00 101.070,10  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

895.450,63 921.007,79 1.113.251,50 192.243,71  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 473.879,94 554.881,24 695.351,50 140.470,26  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -16.372,57 -302.219,24 -232.000,00 70.219,24  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen -1.689,69 -3.368,89  3.368,89  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit -204.217,85 -200.966,82 -196.000,00 4.966,82  

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

-222.280,11 -506.554,95 -428.000,00 78.554,95  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 994.920,31 2.896.334,03 3.557.745,10 661.411,07  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 198.776,66 240.327,91 226.029,05 -14.298,86  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

1.193.696,97 3.136.661,94 3.783.774,15 647.112,21  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 971.416,86 2.630.106,99 3.355.774,15 725.667,16  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 1.445.296,80 3.184.988,23 4.051.125,65 866.137,42  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 1.445.296,80 3.184.988,23 4.051.125,65 866.137,42  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.000229.500 Brandschutz und Strom 4.143,58 0,00  0,00 

I1.000229 Brandschutz und Strom 4.143,58 0,00  0,00 

I1.000419.500 KP II, San. Altbautrakt Bahnhofstr.(KGS) 973,18 0,00  0,00 

I1.000419 KP II, San. Altbautrakt Bahnhofstr.(KGS) 973,18 0,00  0,00 

I1.039214.510 2015 Sammelposten (oSb) - GS Feldbreite 16.466,53 0,00  0,00 

I1.039214 2015 Sammelposten (oSb) - GS Feldbreite 16.466,53 0,00  0,00 

I1.039215.510 2016 Sammelposten (oSb) - GS Feldbreite 0,00 7.195,69 5.200,00 -1.995,69 

I1.039215 2016 Sammelposten (oSb) - GS Feldbreite 0,00 7.195,69 5.200,00 -1.995,69 

I1.039217.500 Energ.San. Fassade Verw.OG, GS Feldbr. 29.492,98 0,00  0,00 

I1.039217 Energ.San. Fassade Verw.OG, GS Feldbr. 29.492,98 0,00  0,00 

I1.039222.500 Erweiterung GS Feldbreite 748.555,74 1.058.453,10 1.322.745,10 264.292,00 

I1.039222 Erweiterung GS Feldbreite 748.555,74 1.058.453,10 1.322.745,10 264.292,00 

I1.039225.510 2016 Sammelposten (Geb.) - GS Feldbreite 0,00 28.923,20  -28.923,20 

I1.039225 2016 Sammelposten (Geb.) - GS Feldbreite 0,00 28.923,20  -28.923,20 

I1.039227.555 Einn.Spende 2016 Sapo - GS Feldbreite 0,00 -1.325,79  1.325,79 

I1.039227 Einn.Spende 2016 Sapo - GS Feldbreite 0,00 -1.325,79  1.325,79 

I1.039229.510 Lüftungsanl.Serverraum, GS Feldbreite 0,00 1.221,52  -1.221,52 

I1.039229 Lüftungsanl.Serverraum, GS Feldbreite 0,00 1.221,52  -1.221,52 

I1.039702.510 2015 Sammelposten (Sb) - GS Feldbreite 976,33 0,00  0,00 

I1.039702 2015 Sammelposten (Sb) - GS Feldbreite 976,33 0,00  0,00 

I1.039703.510 2016 Sammelposten  - GS Feldbr. (Sb) 0,00 890,22 1.000,00 109,78 

I1.039703 2016 Sammelposten  - GS Feldbr. (Sb) 0,00 890,22 1.000,00 109,78 

I1.039706.500 Neuanlage Schulhof, GS Feldbr. 0,00 299.406,53 320.000,00 20.593,47 

I1.039706 Neuanlage Schulhof, GS Feldbr. 0,00 299.406,53 320.000,00 20.593,47 

I1.040207.510 2014 Sammelposten (oSb) - GS Hahn-Lehm. 290,00 0,00  0,00 

I1.040207 2014 Sammelposten (oSb) - GS Hahn-Lehm. 290,00 0,00  0,00 

I1.040208.510 2015 Sammelposten (oSb) - GS Hahn-Lehm. 698,15 0,00  0,00 

I1.040208 2015 Sammelposten (oSb) - GS Hahn-Lehm. 698,15 0,00  0,00 

I1.040209.510 2016 Sammelposten (oSb) - GS Hahn-Lehm. 0,00 939,01 1.000,00 60,99 

I1.040209 2016 Sammelposten (oSb) - GS Hahn-Lehm. 0,00 939,01 1.000,00 60,99 

I1.040217.510 Rasentraktor, GS Hahn-Lehmden 3.999,00 0,00  0,00 

I1.040217 Rasentraktor, GS Hahn-Lehmden 3.999,00 0,00  0,00 

I1.040219.510 Kompostlagerplatz, GS Hahn-Lehmden 0,00 3.769,04  -3.769,04 

I1.040219 Kompostlagerplatz, GS Hahn-Lehmden 0,00 3.769,04  -3.769,04 

I1.040220.510 2016 Sammelposten (Geb.) - GS Hahn-Lehmd 0,00 563,73  -563,73 

I1.040220 2016 Sammelposten (Geb.) - GS Hahn-Lehmd 0,00 563,73  -563,73 

I1.040702.510 2015 Sammelposten (Sb) - GS Hahn-Lehmden 898,91 0,00  0,00 

I1.040702 2015 Sammelposten (Sb) - GS Hahn-Lehmden 898,91 0,00  0,00 

I1.040703.510 2016 Sammelposten  - GS Hahn (Sb) 0,00 1.388,12 1.000,00 -388,12 

I1.040703 2016 Sammelposten  - GS Hahn (Sb) 0,00 1.388,12 1.000,00 -388,12 

I1.041217.510 2015 Sammelposten (oSb) - GS Kleibrok 4.498,12 10.029,51 12.248,08 2.218,57 

I1.041217 2015 Sammelposten (oSb) - GS Kleibrok 4.498,12 10.029,51 12.248,08 2.218,57 

I1.041218.510 2016 Sammelposten (oSb) - GS Kleibrok 0,00 0,00 7.000,00 7.000,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.041218 2016 Sammelposten (oSb) - GS Kleibrok 0,00 0,00 7.000,00 7.000,00 

I1.041224.500 Erweiterung GS Kleibrok 5.950,00 0,00  0,00 

I1.041224 Erweiterung GS Kleibrok 5.950,00 0,00  0,00 

I1.041227.500 Anbau Klassenräume u. Mensa, GS Kleibrok 0,00 653.534,55 1.000.000,00 346.465,45 

I1.041227 Anbau Klassenräume u. Mensa, GS Kleibrok 0,00 653.534,55 1.000.000,00 346.465,45 

I1.041228.510 2015 Sammelposten (Geb.) - GS Kleibrok 914,98 0,00  0,00 

I1.041228 2015 Sammelposten (Geb.) - GS Kleibrok 914,98 0,00  0,00 

I1.041229.500 Neuanlage Schulhof, GS Kleibrok 0,00 22.398,35  -22.398,35 

I1.041229 Neuanlage Schulhof, GS Kleibrok 0,00 22.398,35  -22.398,35 

I1.041230.510 2016 Sammelposten (Geb.) - GS Kleibrok 0,00 498,95 500,00 1,05 

I1.041230 2016 Sammelposten (Geb.) - GS Kleibrok 0,00 498,95 500,00 1,05 

I1.041231.510 Notebook Asus, GS Kleibrok 1.153,50 0,00  0,00 

I1.041231 Notebook Asus, GS Kleibrok 1.153,50 0,00  0,00 

I1.041232.500 Blockheizkraftwerk, GS Kleibrok 0,00 11.014,78  -11.014,78 

I1.041232 Blockheizkraftwerk, GS Kleibrok 0,00 11.014,78  -11.014,78 

I1.041233.510 Umluftkühlschrank m. Glastür,GS Kleibrok 0,00 1.228,01  -1.228,01 

I1.041233 Umluftkühlschrank m. Glastür,GS Kleibrok 0,00 1.228,01  -1.228,01 

I1.041701.510 2014 Sammelposten (Sb) - GS Kleibrok 678,06 0,00  0,00 

I1.041701 2014 Sammelposten (Sb) - GS Kleibrok 678,06 0,00  0,00 

I1.041702.510 2015 Sammelposten (Sb) - GS Kleibrok 844,20 0,00  0,00 

I1.041702 2015 Sammelposten (Sb) - GS Kleibrok 844,20 0,00  0,00 

I1.041703.510 2016 Sammelposten  - GS Kleibrok (Sb) 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.041703 2016 Sammelposten  - GS Kleibrok (Sb) 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.042205.500 Ziegeldach Hauptgeb., GS Leuchtenburg 110.558,68 0,00  0,00 

I1.042205 Ziegeldach Hauptgeb., GS Leuchtenburg 110.558,68 0,00  0,00 

I1.042210.510 2015 Sammelposten (oSb) - GS Leuchtenb. 5.881,45 0,00  0,00 

I1.042210 2015 Sammelposten (oSb) - GS Leuchtenb. 5.881,45 0,00  0,00 

I1.042211.510 2016 Sammelposten (oSb) - GS Leuchtenb. 0,00 2.977,54 4.000,00 1.022,46 

I1.042211 2016 Sammelposten (oSb) - GS Leuchtenb. 0,00 2.977,54 4.000,00 1.022,46 

I1.042214.510 Zaunanlage zur Schoolstr., GS Leuchtenb. 0,00 7.368,48 5.000,00 -2.368,48 

I1.042214 Zaunanlage zur Schoolstr., GS Leuchtenb. 0,00 7.368,48 5.000,00 -2.368,48 

I1.042217.510 Küchenzeile Lehrmittelraum, GS Leuchtenb 12.266,92 0,00  0,00 

I1.042217 Küchenzeile Lehrmittelraum, GS Leuchtenb 12.266,92 0,00  0,00 

I1.042220.510 2015 Sapo (Geb.) - GS Leuchtenburg 1.480,00 0,00  0,00 

I1.042220 2015 Sapo (Geb.) - GS Leuchtenburg 1.480,00 0,00  0,00 

I1.042222.555 Spende Küche, GS Leuchtenburg -9.213,32 0,00  0,00 

I1.042222 Spende Küche, GS Leuchtenburg -9.213,32 0,00  0,00 

I1.042224.510 2016 Sammelposten (Geb.) - GS Leuchtenb. 0,00 553,14 800,00 246,86 

I1.042224 2016 Sammelposten (Geb.) - GS Leuchtenb. 0,00 553,14 800,00 246,86 

I1.042225.500 Gartenhaus (Holz), GS Leuchtenburg 1.784,94 0,00  0,00 

I1.042225 Gartenhaus (Holz), GS Leuchtenburg 1.784,94 0,00  0,00 

I1.042226.510 Kehrmaschine, GS Leuchtenburg (oSb) 2.122,96 0,00  0,00 

I1.042226 Kehrmaschine, GS Leuchtenburg (oSb) 2.122,96 0,00  0,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.042702.510 2015 Sammelposten (Sb) - GS Leuchtenburg 979,95 0,00  0,00 

I1.042702 2015 Sammelposten (Sb) - GS Leuchtenburg 979,95 0,00  0,00 

I1.042703.510 2016 Sammelposten  - GS Leuchtenb. (Sb) 0,00 627,26 1.000,00 372,74 

I1.042703 2016 Sammelposten  - GS Leuchtenb. (Sb) 0,00 627,26 1.000,00 372,74 

I1.043209.510 2014 Sammelposten (oSb) - GS Loy 1.717,00 0,00  0,00 

I1.043209 2014 Sammelposten (oSb) - GS Loy 1.717,00 0,00  0,00 

I1.043210.510 2015 Sammelposten (oSb) - GS Loy 3.091,33 0,00  0,00 

I1.043210 2015 Sammelposten (oSb) - GS Loy 3.091,33 0,00  0,00 

I1.043211.510 2016 Sammelposten (oSb) - GS Loy 0,00 2.361,82 7.500,00 5.138,18 

I1.043211 2016 Sammelposten (oSb) - GS Loy 0,00 2.361,82 7.500,00 5.138,18 

I1.043218.510 Küchenzeile, GS Loy 1.796,00 0,00  0,00 

I1.043218 Küchenzeile, GS Loy 1.796,00 0,00  0,00 

I1.043221.510 2016 Sammelposten (Geb.) - GS Loy 0,00 1.500,00 1.500,00 0,00 

I1.043221 2016 Sammelposten (Geb.) - GS Loy 0,00 1.500,00 1.500,00 0,00 

I1.043222.510 Sportger.-Varianta-Praxis-Set, GS Loy 1.475,33 0,00  0,00 

I1.043222 Sportger.-Varianta-Praxis-Set, GS Loy 1.475,33 0,00  0,00 

I1.043701.510 2014 Sammelposten (Sb) - GS Loy 527,40 0,00  0,00 

I1.043701 2014 Sammelposten (Sb) - GS Loy 527,40 0,00  0,00 

I1.043702.510 2015 Sammelposten (Sb) - GS Loy 847,69 0,00  0,00 

I1.043702 2015 Sammelposten (Sb) - GS Loy 847,69 0,00  0,00 

I1.043703.510 2016 Sammelposten  - GS Loy (Sb) 0,00 973,90 1.000,00 26,10 

I1.043703 2016 Sammelposten  - GS Loy (Sb) 0,00 973,90 1.000,00 26,10 

I1.044216.500 Install. Amokalarmierung, GS Wahnbek 205,81 0,00  0,00 

I1.044216 Install. Amokalarmierung, GS Wahnbek 205,81 0,00  0,00 

I1.044218.500 Sanierung Schulhof, GS Wahnbek 677,35 0,00  0,00 

I1.044218 Sanierung Schulhof, GS Wahnbek 677,35 0,00  0,00 

I1.044224.510 2015 Sammelposten (oSb) - GS Wahnbek 8.999,81 0,00  0,00 

I1.044224 2015 Sammelposten (oSb) - GS Wahnbek 8.999,81 0,00  0,00 

I1.044225.510 2016 Sammelposten (oSb) - GS Wahnbek 0,00 2.096,25 2.000,00 -96,25 

I1.044225 2016 Sammelposten (oSb) - GS Wahnbek 0,00 2.096,25 2.000,00 -96,25 

I1.044237.510 2015 Sammelposten (Geb.)- GS Wahnbek 4.617,29 0,00  0,00 

I1.044237 2015 Sammelposten (Geb.)- GS Wahnbek 4.617,29 0,00  0,00 

I1.044238.510 2016 Sammelposten (Geb.)- GS Wahnbek 0,00 1.164,12  -1.164,12 

I1.044238 2016 Sammelposten (Geb.)- GS Wahnbek 0,00 1.164,12  -1.164,12 

I1.044239.555 Einn.Spende 2016 Sapo - GS Wahnbek 0,00 -359,00  359,00 

I1.044239 Einn.Spende 2016 Sapo - GS Wahnbek 0,00 -359,00  359,00 

I1.044702.510 2015 Sammelposten (Sb) - GS Wahnbek 1.141,57 0,00  0,00 

I1.044702 2015 Sammelposten (Sb) - GS Wahnbek 1.141,57 0,00  0,00 

I1.044703.510 2016 Sammelposten  - GS Wahnbek (Sb) 0,00 900,71 1.000,00 99,29 

I1.044703 2016 Sammelposten  - GS Wahnbek (Sb) 0,00 900,71 1.000,00 99,29 

I1.045208.500 Dämm. Hohlraum u. Dach Altb., KGS Wilh. 1.121,48 0,00  0,00 

I1.045208 Dämm. Hohlraum u. Dach Altb., KGS Wilh. 1.121,48 0,00  0,00 

I1.045232.510 2014 Sammelposten - KGS Wilh. (oSb) 592,14 0,00  0,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.045232 2014 Sammelposten - KGS Wilh. (oSb) 592,14 0,00  0,00 

I1.045233.510 2015 Sammelposten - KGS Wilh. (oSb) 45.047,90 4.434,91 3.444,76 -990,15 

I1.045233 2015 Sammelposten - KGS Wilh. (oSb) 45.047,90 4.434,91 3.444,76 -990,15 

I1.045234.510 2016 Sammelposten - KGS Wilh. (oSb) 0,00 46.563,39 55.800,00 9.236,61 

I1.045234 2016 Sammelposten - KGS Wilh. (oSb) 0,00 46.563,39 55.800,00 9.236,61 

I1.045237.500 San. Fassade u.Sonnensch.BAIV, KGS Wilh. 0,00 234.414,10 275.000,00 40.585,90 

I1.045237 San. Fassade u.Sonnensch.BAIV, KGS Wilh. 0,00 234.414,10 275.000,00 40.585,90 

I1.045238.500 San. Flachdach u. Aula Dämm., KGS Wilh. 37.778,93 0,00  0,00 

I1.045238 San. Flachdach u. Aula Dämm., KGS Wilh. 37.778,93 0,00  0,00 

I1.045252.500 San.Geb.trakt Thoradestr.EG, KGS Wilhelm 5.602,55 0,00  0,00 

I1.045252 San.Geb.trakt Thoradestr.EG, KGS Wilhelm 5.602,55 0,00  0,00 

I1.045253.500 Kompostlagerplatz, KGS Wilhelmstr. 3.153,50 0,00  0,00 

I1.045253 Kompostlagerplatz, KGS Wilhelmstr. 3.153,50 0,00  0,00 

I1.045261.510 Nebelkammer Ray Trax 1, KGS Wilhelmstr. 0,00 1.685,51 1.400,00 -285,51 

I1.045261 Nebelkammer Ray Trax 1, KGS Wilhelmstr. 0,00 1.685,51 1.400,00 -285,51 

I1.045264.510 2015 Sapo (Geb.) - KGS Wilhemstr. 9.153,96 0,00  0,00 

I1.045264 2015 Sapo (Geb.) - KGS Wilhemstr. 9.153,96 0,00  0,00 

I1.045270.500 Sonnenschutz zweigesch. Gebäude, KGS Wil 0,00 24.967,86 30.000,00 5.032,14 

I1.045270 Sonnenschutz zweigesch. Gebäude, KGS Wil 0,00 24.967,86 30.000,00 5.032,14 

I1.045271.500 Energ. San. R. 231-240 u. Flur, KGS Wilh 0,00 288.654,46 285.000,00 -3.654,46 

I1.045271 Energ. San. R. 231-240 u. Flur, KGS Wilh 0,00 288.654,46 285.000,00 -3.654,46 

I1.045272.500 Energ. San. Dachsan. zweig. Geb., KGS W. 0,00 240.308,98 225.000,00 -15.308,98 

I1.045272 Energ. San. Dachsan. zweig. Geb., KGS W. 0,00 240.308,98 225.000,00 -15.308,98 

I1.045276.510 2016 Sammelposten (Geb.) - KGS Wilhelm. 0,00 6.309,60 2.000,00 -4.309,60 

I1.045276 2016 Sammelposten (Geb.) - KGS Wilhelm. 0,00 6.309,60 2.000,00 -4.309,60 

I1.045277.555 Zusch.v.NKomInvFöG, KGS Wilhelm. 0,00 -232.628,45 -232.000,00 628,45 

I1.045277 Zusch.v.NKomInvFöG, KGS Wilhelm. 0,00 -232.628,45 -232.000,00 628,45 

I1.045279.510 Zaun Fahrradstand, KGS Wilhelmstr. 0,00 4.914,70 5.000,00 85,30 

I1.045279 Zaun Fahrradstand, KGS Wilhelmstr. 0,00 4.914,70 5.000,00 85,30 

I1.045280.510 Gartentor Bahnhofstr., KGS Wilhelmstr. 0,00 0,00 1.900,00 1.900,00 

I1.045280 Gartentor Bahnhofstr., KGS Wilhelmstr. 0,00 0,00 1.900,00 1.900,00 

I1.045281.510 Tonmischpult Aula, KGS Wilhelmstr. 0,00 0,00 2.000,00 2.000,00 

I1.045281 Tonmischpult Aula, KGS Wilhelmstr. 0,00 0,00 2.000,00 2.000,00 

I1.045282.500 Anbau 4 Klassenr., KGS Wilhelmstr. 0,00 73.569,91 100.000,00 26.430,09 

I1.045282.555 Zusch.v.Land Inklusion 2016, KGS Wilhelm 0,00 -67.906,00  67.906,00 

I1.045282 Anbau 4 Klassenr., KGS Wilhelmstr. 0,00 5.663,91 100.000,00 94.336,09 

I1.045283.510 Notebook Asus X751LK-T4153H, KGS Wilhelm 1.207,65 0,00  0,00 

I1.045283 Notebook Asus X751LK-T4153H, KGS Wilhelm 1.207,65 0,00  0,00 

I1.045284.555 Geldspende EWE Stiftung, KGS Wilhelmstr. -2.000,00 0,00  0,00 

I1.045284 Geldspende EWE Stiftung, KGS Wilhelmstr. -2.000,00 0,00  0,00 

I1.045285.510 Ausstattung Licht u. Ton, KGS Wilhelmstr 0,00 0,00 30.000,00 30.000,00 

I1.045285 Ausstattung Licht u. Ton, KGS Wilhelmstr 0,00 0,00 30.000,00 30.000,00 

I1.045286.510 Lego Education EV3 Starter-Set, KGS Wil 6.227,51 0,00  0,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.045286 Lego Education EV3 Starter-Sets, KGS Wil 6.227,51 0,00  0,00 

I1.045287.510 LCD-Fernsehr (6Stk.), KGS Wilhelmstr. 11.566,68 0,00  0,00 

I1.045287 LCD-Fernsehr (6Stk.), KGS Wilhelmstr. 11.566,68 0,00  0,00 

I1.045288.510 Wellenmaschine, KGS Wilhelm. (oSb) 0,00 2.844,10 2.844,10 0,00 

I1.045288 Wellenmaschine, KGS Wilhelm. (oSb) 0,00 2.844,10 2.844,10 0,00 

I1.045290.510 LARS-Materialien (PDF), KGS Wilhelmstr. 0,00 1.484,99  -1.484,99 

I1.045290 LARS-Materialien (PDF), KGS Wilhelmstr. 0,00 1.484,99  -1.484,99 

I1.045291.510 Pädagogisches-Netz (Server), KGS Wilhelm 0,00 5.006,33  -5.006,33 

I1.045291 Pädagogisches-Netz (Server), KGS Wilhelm 0,00 5.006,33  -5.006,33 

I1.045292.510 Datenschrank, KGS Wilhelmstr. 0,00 2.466,87  -2.466,87 

I1.045292 Datenschrank, KGS Wilhelmstr. 0,00 2.466,87  -2.466,87 

I1.045293.510 Beamer (9 Stk.), KGS Wilhelmstr. 0,00 13.581,89  -13.581,89 

I1.045293 Beamer (9 Stk.), KGS Wilhelmstr. 0,00 13.581,89  -13.581,89 

I1.045298.510 Kühlarbeitstisch mit Arbeitspl., KGS Wil 0,00 3.905,58  -3.905,58 

I1.045298 Kühlarbeitstisch mit Arbeitspl., KGS Wil 0,00 3.905,58  -3.905,58 

I1.045299.510 Dyson Handtrockner, KGS Wilhelmstr. 0,00 1.497,70  -1.497,70 

I1.045299 Dyson Handtrockner, KGS Wilhelmstr. 0,00 1.497,70  -1.497,70 

I1.046204.500 Dämmung Außenwände, KGS Feldbr. 749,11 0,00  0,00 

I1.046204 Dämmung Außenwände, KGS Feldbr. 749,11 0,00  0,00 

I1.046213.510 2015 Sammelposten (oSb) - KGS Feldbreite 19.314,19 3.827,12 6.435,81 2.608,69 

I1.046213 2015 Sammelposten (oSb) - KGS Feldbreite 19.314,19 3.827,12 6.435,81 2.608,69 

I1.046217.500 Sanierung Schulhof, KGS Feldbreite 6.793,47 0,00  0,00 

I1.046217 Sanierung Schulhof, KGS Feldbreite 6.793,47 0,00  0,00 

I1.046225.510 2016 Sammelposten - KGS Feldbr. (oSb) 0,00 1.214,58 3.000,00 1.785,42 

I1.046225 2016 Sammelposten - KGS Feldbr. (oSb) 0,00 1.214,58 3.000,00 1.785,42 

I1.046232.500 Behindertenaufzug, KGS Feldbr. 35.879,01 0,00  0,00 

I1.046232 Behindertenaufzug, KGS Feldbr. 35.879,01 0,00  0,00 

I1.046237.510 2016 Sammelposten - Schulsportfl. Feldbr 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.046237 2016 Sammelposten - Schulsportfl. Feldbr 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.046242.510 2015 Sammelposten (Geb.) - KGS Feldbr. 8.293,71 0,00  0,00 

I1.046242 2015 Sammelposten (Geb.) - KGS Feldbr. 8.293,71 0,00  0,00 

I1.046246.510 Zaunanlage von Bush.bis Kiga, KGS Feldbr 0,00 0,00 7.100,00 7.100,00 

I1.046246 Zaunanlage von Bush.bis Kiga, KGS Feldbr 0,00 0,00 7.100,00 7.100,00 

I1.046248.510 Leiter, KGS Feldbr. 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.046248 Leiter, KGS Feldbr. 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.046249.510 Spielgerät Trampolin, KGS Feldbreite 0,00 0,00 12.000,00 12.000,00 

I1.046249 Spielgerät Trampolin, KGS Feldbreite 0,00 0,00 12.000,00 12.000,00 

I1.046251.510 Spielgerät- Kletterstruktur, KGS Feldbr. 0,00 37.681,91 24.931,14 -12.750,77 

I1.046251 Spielgerät- Kletterstruktur, KGS Feldbr. 0,00 37.681,91 24.931,14 -12.750,77 

I1.046252.510 2016 Sammelposten (Geb.) -KGS Feldbreite 0,00 1.290,84  -1.290,84 

I1.046252 2016 Sammelposten (Geb.) -KGS Feldbreite 0,00 1.290,84  -1.290,84 

I1.047205.510 2015 Sammelposten (Sb) - Gesamtschule 8.609,61 0,00  0,00 

I1.047205 2015 Sammelposten (Sb) - Gesamtschule 8.609,61 0,00  0,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_21 Schulaufgaben 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.047208.510 2016 Sammelposten (Sb) - Gesamtschule 0,00 11.175,91 8.000,00 -3.175,91 

I1.047208 2016 Sammelposten (Sb) - Gesamtschule 0,00 11.175,91 8.000,00 -3.175,91 

I1.048214.510 2015 Sammelposten - Schule Voßbarg (oSb) 5.505,72 0,00  0,00 

I1.048214.555 Zuschuss 2015 Sapo (Sb) - Schule Voßbarg -718,00 0,00  0,00 

I1.048214 2015 Sammelposten - Schule Voßbarg (oSb) 4.787,72 0,00  0,00 

I1.048215.510 2016 Sammelposten - Schule Voßbarg (oSb) 0,00 2.038,47 3.000,00 961,53 

I1.048215 2016 Sammelposten - Schule Voßbarg (oSb) 0,00 2.038,47 3.000,00 961,53 

I1.048220.525 Zusch. (für Sapo) GE-Ber. Edewecht 2014 0,00 0,00 1.425,16 1.425,16 

I1.048220 Zusch. (für Sapo) GE-Ber. Edewecht 2014 0,00 0,00 1.425,16 1.425,16 

I1.048225.510 2015 Sammelposten (Geb.) - Schule Voßb. 2.464,96 0,00  0,00 

I1.048225 2015 Sammelposten (Geb.) - Schule Voßb. 2.464,96 0,00  0,00 

I1.048226.510 Server Portal-S, Schule am Voßbarg 1.433,00 0,00  0,00 

I1.048226 Server Portal-S, Schule am Voßbarg 1.433,00 0,00  0,00 

I1.048227.500 Streuobstwiese, Schule Voßbarg 1.500,00 0,00  0,00 

I1.048227.555 Zuschuss Streuobstwiese, Schule Voßbarg -1.500,00 0,00  0,00 

I1.048227 Spende Streuobstwiese, Schule Voßbarg 0,00 0,00  0,00 

I1.048228.510 2016 Sammelposten (Geb.) - Förderschule 0,00 197,36  -197,36 

I1.048228 2016 Sammelposten (Geb.) - Förderschule 0,00 197,36  -197,36 

I1.048703.510 2015 Sammelposten (Sb) - Schule Voßbarg 997,15 0,00  0,00 

I1.048703 2015 Sammelposten (Sb) - Schule Voßbarg 997,15 0,00  0,00 

I1.048705.510 2016 Sammelposten - Schule Voßbarg (Sb) 0,00 647,34 1.000,00 352,66 

I1.048705 2016 Sammelposten - Schule Voßbarg (Sb) 0,00 647,34 1.000,00 352,66 

I1.049401.550 Zusch.Inklusion Beamer, Sonst.schul.Aufg -3.659,25 0,00  0,00 

I1.049401 Zusch.Inklusion Beamer, Sonst.schul.Aufg -3.659,25 0,00  0,00 

I1.049603.520 Rückfluss v. Ausleihungen, KSBK 0,00 0,00 -196.000,00 -196.000,00 

I1.049603 Rückfluss v. Ausleihungen, KSBK 0,00 0,00 -196.000,00 -196.000,00 

I1.049604.565 Rückfluss v. Ausleihungen, KSBK -204.217,85 0,00  0,00 

I1.049604 Rückfluss v. Ausleihungen, KSBK -204.217,85 0,00  0,00 

I1.049605.565 Rückflüsse v. Ausleih. KSBK 2016, Kreiss 0,00 -200.966,82  200.966,82 

I1.049605 Rückflüsse v. Ausleih. KSBK 2016, Kreiss 0,00 -200.966,82  200.966,82 

Zwischensumme 972.388,55 2.633.475,88 3.355.774,15 722.298,27 

Gesamtsumme 972.388,55 2.633.475,88 3.355.774,15 722.298,27 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -1.600,00 -2.083,33  2.083,33  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -2.063,00 -2.172,00 1.129,00 3.301,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -9.449,76 -11.192,93 -8.000,00 3.192,93  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -158,00 -524,33  524,33  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -27,40  27,40  

12. =Summe ordentliche Erträge -13.270,76 -15.999,99 -6.871,00 9.128,99  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 204.810,17 212.933,71 243.500,00 30.566,29  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 31.033,79 33.814,26 38.500,00 4.685,74  

16. Abschreibungen 13.181,06 14.238,23 10.492,00 -3.746,23  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 219.383,95 231.361,14 314.900,00 83.538,86  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 25.533,83 29.001,88 33.900,00 4.898,12  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 493.942,80 521.349,22 641.292,00 119.942,78  

21. ordentliches Ergebnis 480.672,04 505.349,23 634.421,00 129.071,77  

22. außerordentliche Erträge  -229,02  229,02  

23. außerordentliche Aufwendungen 1.225,57 5.048,96  -5.048,96  

24. außerordentliches Ergebnis 1.225,57 4.819,94  -4.819,94  

25. Jahresergebnis 481.897,61 510.169,17 634.421,00 124.251,83  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -7.364,57 -5.290,14  5.290,14  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 64,75 206,83  -206,83  

27b Aufwand aus Umlage 91* 151.306,46 152.579,15 168.148,60 15.569,45  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 103.572,20 85.021,41 61.266,90 -23.754,51  

28. Saldo aus ILV 247.578,84 232.517,25 229.415,50 -3.101,75  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 729.476,45 742.686,42 863.836,50 121.150,08  
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Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.252100 Archiv 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -100,00     

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -100,00     

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 1.173,20 1.229,30 1.400,00 170,70  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 2.818,79 1.781,25 2.300,00 518,75  

16. Abschreibungen 852,41 852,00 300,00 -552,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen  60,00  -60,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 14.807,94 14.312,44 17.900,00 3.587,56  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 19.652,34 18.234,99 21.900,00 3.665,01  

21. ordentliches Ergebnis 19.552,34 18.234,99 21.900,00 3.665,01  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 19.552,34 18.234,99 21.900,00 3.665,01  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.635,08 -362,51  362,51  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 14.154,81 15.014,73 15.421,13 406,40  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 12.519,73 14.652,22 15.421,13 768,91  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 32.072,07 32.887,21 37.321,13 4.433,92  
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Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.252200 Ausstellungen/Veranstaltungen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 439,96 444,56 700,00 255,44  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 439,96 444,56 700,00 255,44  

21. ordentliches Ergebnis 439,96 444,56 700,00 255,44  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 439,96 444,56 700,00 255,44  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -15,67 -315,72  315,72  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 7.925,16 7.240,97 8.933,54 1.692,57  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 7.909,49 6.925,25 8.933,54 2.008,29  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 8.349,45 7.369,81 9.633,54 2.263,73  
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Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.261000 Theater 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 2.719,69 2.084,79 4.000,00 1.915,21  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 2.719,69 2.084,79 4.000,00 1.915,21  

21. ordentliches Ergebnis 2.719,69 2.084,79 4.000,00 1.915,21  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 2.719,69 2.084,79 4.000,00 1.915,21  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -292,33  292,33  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 5.307,89 4.571,16 6.182,36 1.611,20  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 5.307,89 4.278,83 6.182,36 1.903,53  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 8.027,58 6.363,62 10.182,36 3.818,74  
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Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.262000 Musikpflege 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten   1.200,00 1.200,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge   1.200,00 1.200,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 3.152,32 2.903,40 3.252,00 348,60  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 2.182,78 1.541,32 5.000,00 3.458,68  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 5.335,10 4.444,72 8.252,00 3.807,28  

21. ordentliches Ergebnis 5.335,10 4.444,72 9.452,00 5.007,28  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 5.335,10 4.444,72 9.452,00 5.007,28  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -292,33  292,33  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 5.307,89 4.571,16 6.182,36 1.611,20  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 5.307,89 4.278,83 6.182,36 1.903,53  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 10.642,99 8.723,55 15.634,36 6.910,81  
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Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.263000 Musikschulen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 11.508,72 19.076,93 16.000,00 -3.076,93  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 11.508,72 19.076,93 16.000,00 -3.076,93  

21. ordentliches Ergebnis 11.508,72 19.076,93 16.000,00 -3.076,93  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 817,26     

24. außerordentliches Ergebnis 817,26     

25. Jahresergebnis 12.325,98 19.076,93 16.000,00 -3.076,93  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -292,33  292,33  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 5.307,89 4.571,16 6.182,36 1.611,20  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 5.307,89 4.278,83 6.182,36 1.903,53  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 17.633,87 23.355,76 22.182,36 -1.173,40  
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Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.271000 Volkshochschulen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 1.916,70 1.920,00 4.000,00 2.080,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.916,70 1.920,00 4.000,00 2.080,00  

21. ordentliches Ergebnis 1.916,70 1.920,00 4.000,00 2.080,00  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 1.916,70 1.920,00 4.000,00 2.080,00  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -404,61  404,61  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 17.823,63 17.263,25 19.341,41 2.078,16  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 17.823,63 16.858,64 19.341,41 2.482,77  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 19.740,33 18.778,64 23.341,41 4.562,77  
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Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.272000 Büchereien (Schulbüch. Zuord. z.Schule) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -1.500,00 -1.500,00  1.500,00  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -9.449,76 -11.192,93 -8.000,00 3.192,93  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -158,00 -524,33  524,33  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -27,40  27,40  

12. =Summe ordentliche Erträge -11.107,76 -13.244,66 -8.000,00 5.244,66  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 122.373,75 138.622,67 149.600,00 10.977,33  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 22.132,11 30.786,50 35.000,00 4.213,50  

16. Abschreibungen 2.388,70 2.947,13 3.014,00 66,87  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 7.719,94 12.608,73 14.500,00 1.891,27  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 154.614,50 184.965,03 202.114,00 17.148,97  

21. ordentliches Ergebnis 143.506,74 171.720,37 194.114,00 22.393,63  

22. außerordentliche Erträge  -240,81  240,81  

23. außerordentliche Aufwendungen 406,53 32,31  -32,31  

24. außerordentliches Ergebnis 406,53 -208,50  208,50  

25. Jahresergebnis 143.913,27 171.511,87 194.114,00 22.602,13  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -3.944,36 -818,32  818,32  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*  206,83  -206,83  

27b Aufwand aus Umlage 91* 28.667,90 32.938,15 31.182,32 -1.755,83  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 44.907,70 48.482,58 47.956,85 -525,73  

28. Saldo aus ILV 69.631,24 80.809,24 79.139,17 -1.670,07  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 213.544,51 252.321,11 273.253,17 20.932,06  
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Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.281100 Heimat- und sonstige Kulturpflege 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -1.925,00 -2.101,00  2.101,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -1.925,00 -2.101,00  2.101,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 4.691,49 4.512,05 5.300,00 787,95  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 5.941,53 99,48  -99,48  

16. Abschreibungen 2.895,41 3.169,00 733,00 -2.436,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 52.056,06 54.678,10 111.900,00 57.221,90  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 2.766,00 1.500,00 1.500,00 0,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 68.350,49 63.958,63 119.433,00 55.474,37  

21. ordentliches Ergebnis 66.425,49 61.857,63 119.433,00 57.575,37  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 1,78 5.016,65  -5.016,65  

24. außerordentliches Ergebnis 1,78 5.016,65  -5.016,65  

25. Jahresergebnis 66.427,27 66.874,28 119.433,00 52.558,72  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -143,35 -660,08  660,08  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 11.525,60 10.863,62 13.426,50 2.562,88  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 4,00 4,00 4,99 0,99  

28. Saldo aus ILV 11.386,25 10.207,54 13.431,49 3.223,95  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 77.813,52 77.081,82 132.864,49 55.782,67  
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Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.281200 Palais 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 439,96 444,56 700,00 255,44  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 1.116,43 1.466,00 450,00 -1.016,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 149.000,00 152.000,00 174.000,00 22.000,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 150.556,39 153.910,56 175.150,00 21.239,44  

21. ordentliches Ergebnis 150.556,39 153.910,56 175.150,00 21.239,44  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 150.556,39 153.910,56 175.150,00 21.239,44  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -15,67 -730,26  730,26  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 19.267,93 18.602,18 21.571,71 2.969,53  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 8.743,32 7.272,21 -18.886,22 -26.158,43  

28. Saldo aus ILV 27.995,58 25.144,13 2.685,49 -22.458,64  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 178.551,97 179.054,69 177.835,49 -1.219,20  
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Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.291000 Förd.v. Kirchengem./s. Religionsgem. 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen      

21. ordentliches Ergebnis      

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis      

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -297,83  297,83  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 5.320,73 4.582,99 6.197,96 1.614,97  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 5.320,73 4.285,16 6.197,96 1.912,80  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 5.320,73 4.285,16 6.197,96 1.912,80  
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Teil-Ergebnisrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Produkt   P1.05.02.366100 Jugendtr. Villa Hartm. und Jugendräume 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen  -583,33  583,33  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -138,00 -71,00 -71,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -138,00 -654,33 -71,00 583,33  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 75.691,81 67.680,57 85.800,00 18.119,43  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 141,36 1.147,03 1.200,00 52,97  

16. Abschreibungen 2.775,79 2.900,70 2.743,00 -157,70  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 239,95 580,71  -580,71  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 78.848,91 72.309,01 89.743,00 17.433,99  

21. ordentliches Ergebnis 78.710,91 71.654,68 89.672,00 18.017,32  

22. außerordentliche Erträge  11,79  -11,79  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis  11,79  -11,79  

25. Jahresergebnis 78.710,91 71.666,47 89.672,00 18.005,53  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -1.610,44 -823,82  823,82  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 64,75     

27b Aufwand aus Umlage 91* 30.697,03 32.359,78 33.526,95 1.167,17  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 49.917,18 29.262,62 32.191,28 2.928,66  

28. Saldo aus ILV 79.068,52 60.798,58 65.718,23 4.919,65  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 157.779,43 132.465,05 155.390,23 22.925,18  
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B. Teil-Finanzrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -1.600,00 -2.083,33  2.083,33  

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -9.449,76 -11.192,93 -8.000,00 3.192,93  

05. privatrechtliche Entgelte      

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -221,22 -508,04  508,04  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG  -240,81  240,81  

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -26,70 -27,40  27,40  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-11.297,68 -14.052,51 -8.000,00 6.052,51  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 205.272,23 216.394,02 243.500,00 27.105,98  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

31.275,60 33.056,10 38.500,00 5.443,90  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 220.201,21 236.377,79 314.900,00 78.522,21  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 27.435,49 29.010,70 33.900,00 4.889,30  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

484.184,53 514.838,61 630.800,00 115.961,39  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 472.886,85 500.786,10 622.800,00 122.013,90  
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B. Teil-Finanzrechnung   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -63.000,00     

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

-63.000,00     

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen      

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 79.825,04 6.286,77 15.400,00 9.113,23  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen 12.313,02 14.830,40 77.200,00 62.369,60  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

92.138,06 21.117,17 92.600,00 71.482,83  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 29.138,06 21.117,17 92.600,00 71.482,83  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 502.024,91 521.903,27 715.400,00 193.496,73  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 502.024,91 521.903,27 715.400,00 193.496,73  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2017TH5_22 Kultur und Wissenschaft 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.050102.510 2015 Sammelposten - Archiv 555,41 0,00  0,00 

I1.050102 2015 Sammelposten - Archiv 555,41 0,00  0,00 

I1.050103.510 2016 Sammelposten - Archiv 0,00 0,00 500,00 500,00 

I1.050103 2016 Sammelposten - Archiv 0,00 0,00 500,00 500,00 

I1.051003.525 Zuschüsse Musikpflege 2015 5.732,32 0,00  0,00 

I1.051003 Zuschüsse Musikpflege 2015 5.732,32 0,00  0,00 

I1.051004.525 2016 Sapo invest.Zuschüsse - Musikpflege 0,00 3.732,40 6.000,00 2.267,60 

I1.051004 2016 Sapo invest.Zuschüsse - Musikpflege 0,00 3.732,40 6.000,00 2.267,60 

I1.051602.510 2015 Sammelposten - Bücherei 6.731,70 0,00  0,00 

I1.051602 2015 Sammelposten - Bücherei 6.731,70 0,00  0,00 

I1.051603.510 2016 Sammelposten - Bücherei 0,00 1.954,13 12.900,00 10.945,87 

I1.051603 2016 Sammelposten - Bücherei 0,00 1.954,13 12.900,00 10.945,87 

I1.051607.510 NBib24 Onleihe (Software), Bücherei 1.785,00 0,00  0,00 

I1.051607 NBib24 Onleihe (Software), Bücherei 1.785,00 0,00  0,00 

I1.051608.510 2016 Sammelposten (Geb.) - Bücherei 0,00 1.458,94  -1.458,94 

I1.051608 2016 Sammelposten (Geb.) - Bücherei 0,00 1.458,94  -1.458,94 

I1.052103.525 2016 Sapo invest.Zuschüsse- Heimatpflege 0,00 898,00 60.000,00 59.102,00 

I1.052103 2016 Sapo invest.Zuschüsse- Heimatpflege 0,00 898,00 60.000,00 59.102,00 

I1.052107.510 Skulpturen Bildhau.werkst., Heimatpflege 65.780,80 0,00  0,00 

I1.052107 Skulpturen Bildhau.werkst., Heimatpflege 65.780,80 0,00  0,00 

I1.052108.555 Spende Skulpt. Bildhau.werkst., Heimatpf -63.000,00 0,00  0,00 

I1.052108 Spende Skulpt. Bildhau.werkst., Heimatpf -63.000,00 0,00  0,00 

I1.052109.510 2015 Sammelposten - Heimat-u. Kulturpfl. 1.879,34 0,00  0,00 

I1.052109 2015 Sammelposten - Heimat-u. Kulturpfl. 1.879,34 0,00  0,00 

I1.052110.525 Zusch.f. Brunnen K.-W.-Heilpfl., Heimat. 634,27 0,00  0,00 

I1.052110 Zusch.f. Brunnen K.-W.-Heilpfl., Heimat. 634,27 0,00  0,00 

I1.052604.525 2015 invest.Zuschüsse - Palais 5.946,43 0,00  0,00 

I1.052604 2015 invest.Zuschüsse - Palais 5.946,43 0,00  0,00 

I1.052605.525 2016 invest.Zuschüsse - Palais 0,00 10.200,00 11.200,00 1.000,00 

I1.052605 2016 invest.Zuschüsse - Palais 0,00 10.200,00 11.200,00 1.000,00 

I1.053302.510 2015 Sammelposten - Jugendpflege Villa 1.783,79 0,00  0,00 

I1.053302 2015 Sammelposten - Jugendpflege Villa 1.783,79 0,00  0,00 

I1.053306.510 2016 Sammelposten - Jugendtreff 0,00 2.873,70 2.000,00 -873,70 

I1.053306 2016 Sammelposten - Jugendtreff 0,00 2.873,70 2.000,00 -873,70 

I1.053310.510 2015 Sammelposten (Geb.)- Jugendtreff 1.309,00 0,00  0,00 

I1.053310 2015 Sammelposten (Geb.)- Jugendtreff 1.309,00 0,00  0,00 

Zwischensumme 29.138,06 21.117,17 92.600,00 71.482,83 

Gesamtsumme 29.138,06 21.117,17 92.600,00 71.482,83 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem.Einrichtungen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten   -963,00 -963,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -321.834,89 -327.229,40 -315.000,00 12.229,40  

06. privatrechtliche Entgelte -887,39  -2.000,00 -2.000,00  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -1.311,15  1.311,15  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -322.722,28 -328.540,55 -317.963,00 10.577,55  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 315.872,59 337.987,04 337.700,00 -287,04  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 22.474,39 25.857,33 46.600,00 20.742,67  

16. Abschreibungen 30.539,62 26.853,26 138.438,00 111.584,74  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 74.225,15 84.908,48 87.700,00 2.791,52  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 13.090,60 14.239,91 11.200,00 -3.039,91  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 456.202,35 489.846,02 621.638,00 131.791,98  

21. ordentliches Ergebnis 133.480,07 161.305,47 303.675,00 142.369,53  

22. außerordentliche Erträge -3.454,22 -3.751,79  3.751,79  

23. außerordentliche Aufwendungen 566,72 221,32  -221,32  

24. außerordentliches Ergebnis -2.887,50 -3.530,47  3.530,47  

25. Jahresergebnis 130.592,57 157.775,00 303.675,00 145.900,00  

26a Erträge aus ILV 3811* -16.370,40 -13.780,20 -21.900,00 -8.119,80  

26b Ertrag aus Umlage 91* -13.873,60 -10.390,18  10.390,18  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 267.942,62 271.595,39 301.548,14 29.952,75  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 1.307.675,35 1.549.792,02 1.691.731,03 141.939,01  

28. Saldo aus ILV 1.545.373,97 1.797.217,03 1.971.379,17 174.162,14  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 1.675.966,54 1.954.992,03 2.275.054,17 320.062,14  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem.Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.421000 Förderung des Sports 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten   1.200,00 1.200,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge   1.200,00 1.200,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 13.523,16 13.030,07 14.800,00 1.769,93  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen 13.545,27 7.375,13 10.316,00 2.940,87  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 74.225,15 84.908,48 87.700,00 2.791,52  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 101.293,58 105.313,68 112.816,00 7.502,32  

21. ordentliches Ergebnis 101.293,58 105.313,68 114.016,00 8.702,32  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 1,78 34,21  -34,21  

24. außerordentliches Ergebnis 1,78 34,21  -34,21  

25. Jahresergebnis 101.295,36 105.347,89 114.016,00 8.668,11  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -425,57 -709,60  709,60  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 21.272,22 20.939,10 23.813,20 2.874,10  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 20.846,65 20.229,50 23.813,20 3.583,70  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 122.142,01 125.577,39 137.829,20 12.251,81  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem.Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.424100.001 Freibad Rastede 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -82.963,30 -101.003,07 -75.000,00 26.003,07  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -82.963,30 -101.003,07 -75.000,00 26.003,07  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 109.733,82 123.374,03 119.900,00 -3.474,03  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.830,99 1.567,41 6.900,00 5.332,59  

16. Abschreibungen 351,53 726,90 1.200,00 473,10  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 7.918,32 8.979,30 8.000,00 -979,30  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 119.834,66 134.647,64 136.000,00 1.352,36  

21. ordentliches Ergebnis 36.871,36 33.644,57 61.000,00 27.355,43  

22. außerordentliche Erträge 0,00     

23. außerordentliche Aufwendungen 209,29     

24. außerordentliches Ergebnis 209,29     

25. Jahresergebnis 37.080,65 33.644,57 61.000,00 27.355,43  

26a Erträge aus ILV 3811* -3.633,20 -4.740,40 -4.150,00 590,40  

26b Ertrag aus Umlage 91* -5.391,31 -782,52  782,52  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 27.864,15 33.825,64 30.405,15 -3.420,49  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 182.522,34 190.162,03 229.958,64 39.796,61  

28. Saldo aus ILV 201.361,98 218.464,75 256.213,79 37.749,04  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 238.442,63 252.109,32 317.213,79 65.104,47  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem.Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.424100.002 Badeanstalt Hahn 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte 0,00 0,00  0,00  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge 0,00 0,00  0,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 0,00 0,00  0,00  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 0,00     

16. Abschreibungen 0,00 0,00 0,00 0,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0,00     

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00  

21. ordentliches Ergebnis 0,00 0,00 0,00 0,00  

22. außerordentliche Erträge 0,00     

23. außerordentliche Aufwendungen 0,00     

24. außerordentliches Ergebnis 0,00     

25. Jahresergebnis 0,00 0,00 0,00 0,00  

26a Erträge aus ILV 3811* 0,00     

26b Ertrag aus Umlage 91*  -278,61  278,61  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 9.189,42 8.452,65 10.392,30 1.939,65  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* -698,81 -10.708,46 271,14 10.979,60  

28. Saldo aus ILV 8.490,61 -2.534,42 10.663,44 13.197,86  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 8.490,61 -2.534,42 10.663,44 13.197,86  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem.Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.424100.003 Hallenbad 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -238.871,59 -226.226,33 -240.000,00 -13.773,67  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -238.871,59 -226.226,33 -240.000,00 -13.773,67  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 174.987,99 185.646,64 184.400,00 -1.246,64  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 9.762,13 7.950,92 14.800,00 6.849,08  

16. Abschreibungen 1.935,61 1.938,15 2.221,00 282,85  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 4.649,24 4.973,58 2.200,00 -2.773,58  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 191.334,97 200.509,29 203.621,00 3.111,71  

21. ordentliches Ergebnis -47.536,62 -25.717,04 -36.379,00 -10.661,96  

22. außerordentliche Erträge -3.454,22 -3.751,79  3.751,79  

23. außerordentliche Aufwendungen 355,65 187,11  -187,11  

24. außerordentliches Ergebnis -3.098,57 -3.564,68  3.564,68  

25. Jahresergebnis -50.635,19 -29.281,72 -36.379,00 -7.097,28  

26a Erträge aus ILV 3811* -12.737,20 -9.039,80 -17.750,00 -8.710,20  

26b Ertrag aus Umlage 91* -7.409,41 -1.183,45  1.183,45  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 43.947,01 51.478,98 47.889,85 -3.589,13  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 424.827,20 406.787,61 541.842,32 135.054,71  

28. Saldo aus ILV 448.627,60 448.043,34 571.982,17 123.938,83  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 397.992,41 418.761,62 535.603,17 116.841,55  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem.Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.424200 Sportplätze 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten   -2.163,00 -2.163,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -1.311,15  1.311,15  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge  -1.311,15 -2.163,00 -851,85  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 5.281,12 5.334,74 5.600,00 265,26  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 432,66 -243,66 5.500,00 5.743,66  

16. Abschreibungen 8.446,00 14.219,08 117.873,00 103.653,92  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 14.159,78 19.310,16 128.973,00 109.662,84  

21. ordentliches Ergebnis 14.159,78 17.999,01 126.810,00 108.810,99  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 14.159,78 17.999,01 126.810,00 108.810,99  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -194,87 -3.627,44  3.627,44  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 81.459,63 77.086,31 92.868,52 15.782,21  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 251.405,29 504.862,23 391.027,39 -113.834,84  

28. Saldo aus ILV 332.670,05 578.321,10 483.895,91 -94.425,19  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 346.829,83 596.320,11 610.705,91 14.385,80  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem.Einrichtungen 

Produkt   P1.05.02.424300 Sporthallen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -887,39  -2.000,00 -2.000,00  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -887,39  -2.000,00 -2.000,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 12.346,50 10.601,56 13.000,00 2.398,44  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 10.448,61 16.582,66 19.400,00 2.817,34  

16. Abschreibungen 6.261,21 2.594,00 6.828,00 4.234,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 523,04 287,03 1.000,00 712,97  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 29.579,36 30.065,25 40.228,00 10.162,75  

21. ordentliches Ergebnis 28.691,97 30.065,25 38.228,00 8.162,75  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 28.691,97 30.065,25 38.228,00 8.162,75  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -452,44 -3.808,56  3.808,56  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 84.210,19 79.812,71 96.179,12 16.366,41  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 449.619,33 458.688,61 528.631,54 69.942,93  

28. Saldo aus ILV 533.377,08 534.692,76 624.810,66 90.117,90  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 562.069,05 564.758,01 663.038,66 98.280,65  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem.Einrichtungen 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen      

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -323.200,33 -329.321,38 -315.000,00 14.321,38  

05. privatrechtliche Entgelte -1.497,47  -2.000,00 -2.000,00  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -1.311,15  1.311,15  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -22.845,49 -23.823,22  23.823,22  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-347.543,29 -354.455,75 -317.000,00 37.455,75  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 316.451,67 341.942,02 337.700,00 -4.242,02  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

22.417,78 26.391,90 46.600,00 20.208,10  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 74.225,15 84.908,48 87.700,00 2.791,52  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 15.020,48 16.613,44 11.200,00 -5.413,44  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

428.115,08 469.855,84 483.200,00 13.344,16  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 80.571,79 115.400,09 166.200,00 50.799,91  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem.Einrichtungen 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -289.000,00 -121.004,74 -64.400,00 56.604,74  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen      

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

-289.000,00 -121.004,74 -64.400,00 56.604,74  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 2.565.689,16 1.253.029,90 2.123.292,78 870.262,88  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 13.102,16 84.613,63 29.100,00 -55.513,63  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen 20.057,27 3.392,34 24.000,00 20.607,66  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

2.598.848,59 1.341.035,87 2.176.392,78 835.356,91  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 2.309.848,59 1.220.031,13 2.111.992,78 891.961,65  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 2.390.420,38 1.335.431,22 2.278.192,78 942.761,56  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 2.390.420,38 1.335.431,22 2.278.192,78 942.761,56  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem. 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.000212.500 Modern. der Fassade Eingangsbereich 442,57 0,00  0,00 

I1.000212 Modern. der Fassade Eingangsbereich 442,57 0,00  0,00 

I1.054502.525 Zuschüsse Förderung des Sports 2014 3.354,11 0,00  0,00 

I1.054502 Zuschüsse Förderung des Sports 2014 3.354,11 0,00  0,00 

I1.054504.525 Zuschüsse Förderung des Sports 2015 7.471,78 0,00  0,00 

I1.054504 Zuschüsse Förderung des Sports 2015 7.471,78 0,00  0,00 

I1.054509.525 2016 Sapo invest.Zuschüsse - Sportförd. 0,00 3.392,34 24.000,00 20.607,66 

I1.054509 2016 Sapo invest.Zuschüsse - Sportförd. 0,00 3.392,34 24.000,00 20.607,66 

I1.054513.525 Zusch. VfL für Bouleplatz, Förd.d. Sport 3.067,01 0,00  0,00 

I1.054513 Zusch. VfL für Bouleplatz, Förd.d. Sport 3.067,01 0,00  0,00 

I1.054514.525 Zusch. VfL für Parkpl., Förd.d. Sport 3.817,37 0,00  0,00 

I1.054514 Zusch. VfL für Parkpl., Förd.d. Sport 3.817,37 0,00  0,00 

I1.054515.525 Zusch. VfL für Geräteraum, Förd.d. Sport 2.347,00 0,00  0,00 

I1.054515 Zusch. VfL für Geräteraum, Förd.d. Sport 2.347,00 0,00  0,00 

I1.055005.510 2015 Sammelposten - Freibad 857,53 0,00  0,00 

I1.055005 2015 Sammelposten - Freibad 857,53 0,00  0,00 

I1.055009.510 2016 Sammelposten - Freibad 0,00 1.878,90 3.200,00 1.321,10 

I1.055009 2016 Sammelposten - Freibad 0,00 1.878,90 3.200,00 1.321,10 

I1.055018.510 Spielgerät - Doppelschaukel, Freibad 2.671,83 0,00  0,00 

I1.055018 Spielgerät - Doppelschaukel, Freibad 2.671,83 0,00  0,00 

I1.055019.510 2015 Sammelposten (Geb.) - Freibad 517,67 0,00  0,00 

I1.055019 2015 Sammelposten (Geb.) - Freibad 517,67 0,00  0,00 

I1.055020.510 Spielgerät Wackeltier, Freibad 0,00 1.777,58 1.500,00 -277,58 

I1.055020 Spielgerät Wackeltier, Freibad 0,00 1.777,58 1.500,00 -277,58 

I1.055021.510 Eisdruckpolster, Freibad Rastede 3.513,62 0,00  0,00 

I1.055021 Eisdruckpolster, Freibad Rastede 3.513,62 0,00  0,00 

I1.055022.510 2016 Sammelposten (Grdstk.) - Freibad 0,00 178,21  -178,21 

I1.055022 2016 Sammelposten (Grdstk.) - Freibad 0,00 178,21  -178,21 

I1.055023.510 Hochdruckreiniger, Freibad 0,00 1.296,01  -1.296,01 

I1.055023 Hochdruckreiniger, Freibad 0,00 1.296,01  -1.296,01 

I1.056006.510 2015 Sammelposten - Hallenbad 720,61 0,00  0,00 

I1.056006 2015 Sammelposten - Hallenbad 720,61 0,00  0,00 

I1.056011.510 2016 Sammelposten - Hallenbad 0,00 172,15 1.400,00 1.227,85 

I1.056011 2016 Sammelposten - Hallenbad 0,00 172,15 1.400,00 1.227,85 

I1.056019.510 2015 Sammelposten (Geb.) - Hallenbad 430,42 0,00  0,00 

I1.056019 2015 Sammelposten (Geb.) - Hallenbad 430,42 0,00  0,00 

I1.056020.500 Fahrradstand Schloßstr., Hallenbad 0,00 4.426,83 9.800,00 5.373,17 

I1.056020 Fahrradstand Schloßstr., Hallenbad 0,00 4.426,83 9.800,00 5.373,17 

I1.056504.500 Sportplatz (Ersatzfl. FC), Sportanlage 2.565.463,59 742.041,63 1.177.259,71 435.218,08 

I1.056504.555 Zusch. v. LK Sportförd., Sportanlagen -199.000,00 0,00  0,00 

I1.056504 Sportplatz (Ersatzfl. FC), Sportanlage 2.366.463,59 742.041,63 1.177.259,71 435.218,08 

I1.056506.510 2016 Sammelposten - Sport-u.Bolzplätze 0,00 0,00 4.000,00 4.000,00 

I1.056506 2016 Sammelposten - Sport-u.Bolzplätze 0,00 0,00 4.000,00 4.000,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem. 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.056513.510 Ballfangzaun, Sport-u.Bolzpl. 0,00 0,00 7.500,00 7.500,00 

I1.056513 Ballfangzaun, Sport-u.Bolzpl. 0,00 0,00 7.500,00 7.500,00 

I1.057002.510 2015 Sammelposten (Geb.)- SpPl. Mühlenst 188,47 0,00  0,00 

I1.057002 2015 Sammelposten (Geb.)- SpPl. Mühlenst 188,47 0,00  0,00 

I1.059501.555 Zusch.v.FC Rastede f.Kraftraum, SpPl. Kö 0,00 -121.004,74 -64.400,00 56.604,74 

I1.059501 Zusch.v.FC Rastede f.Kraftraum, SpPl. Kö 0,00 -121.004,74 -64.400,00 56.604,74 

I1.059502.555 Zuschuss v.FC Rastede, Sportpl. Köttersw -90.000,00 0,00  0,00 

I1.059502 Zuschuss v.FC Rastede, Sportpl. Köttersw -90.000,00 0,00  0,00 

I1.059503.510 2016 Sammelposten - SpPl. Kötters.(Geb.) 0,00 34.004,19  -34.004,19 

I1.059503 2016 Sammelposten - SpPl. Kötters.(Geb.) 0,00 34.004,19  -34.004,19 

I1.059504.500 Gerätehaus,Sprecherkab.,Kasse, SpPl.Kött 0,00 81.212,45  -81.212,45 

I1.059504 Gerätehaus,Sprecherkab.,Kasse, SpPl.Kött 0,00 81.212,45  -81.212,45 

I1.059505.510 Verstärker Monacor PA12040, SpPl. Kötter 0,00 2.939,85  -2.939,85 

I1.059505 Verstärker Monacor PA12040, SpPl. Kötter 0,00 2.939,85  -2.939,85 

I1.059508.510 Stihl Multitool, SpPl. Köttersweg 0,00 1.603,73  -1.603,73 

I1.059508 Stihl Multitool, SpPl. Köttersweg 0,00 1.603,73  -1.603,73 

I1.060001.510 2015 Sammelposten (Geb.) - SpoPl. Nethen 939,80 0,00  0,00 

I1.060001 2015 Sammelposten (Geb.) - SpoPl. Nethen 939,80 0,00  0,00 

I1.060703.510 2016 Sammelposten - Sporthallen allg. 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.060703 2016 Sammelposten - Sporthallen allg. 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.061205.500 Hohlraumdämmung, SpH Kleibrok 0,00 5.950,00 44.000,00 38.050,00 

I1.061205 Hohlraumdämmung, SpH Kleibrok 0,00 5.950,00 44.000,00 38.050,00 

I1.061208.510 2016 Sammelposten - SpH Kleibrok 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.061208 2016 Sammelposten - SpH Kleibrok 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.061209.500 Energ.San. Hallendecke Dämm., SpH Kleibr 0,00 388.494,79 530.000,00 141.505,21 

I1.061209 Energ.San. Hallendecke Dämm., SpH Kleibr 0,00 388.494,79 530.000,00 141.505,21 

I1.061703.510 2016 Sammelposten - SpH Hahn-Lehmden 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.061703 2016 Sammelposten - SpH Hahn-Lehmden 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.062205.510 2016 Sammelposten - SpH Wahnbek 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.062205 2016 Sammelposten - SpH Wahnbek 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.062703.510 2016 Sammelposten - Sportraum Loy 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.062703 2016 Sammelposten - Sportraum Loy 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.063207.510 2016 Sammelposten - TH Feldbreite 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.063207 2016 Sammelposten - TH Feldbreite 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.063706.510 2015 Sammelposten - MZH Feldbreite 3.045,21 0,00  0,00 

I1.063706 2015 Sammelposten - MZH Feldbreite 3.045,21 0,00  0,00 

I1.063710.510 2016 Sammelposten - MZH Feldbreite 0,00 0,00 2.000,00 2.000,00 

I1.063710 2016 Sammelposten - MZH Feldbreite 0,00 0,00 2.000,00 2.000,00 

I1.063711.500 San. Flachdach Umkleiden, MZH Feldbr. 0,00 61.295,67 62.233,07 937,40 

I1.063711 San. Flachdach Umkleiden, MZH Feldbr. 0,00 61.295,67 62.233,07 937,40 

I1.063716.510 Saalleiter, MZH Feldbreite 0,00 0,00 2.500,00 2.500,00 

I1.063716 Saalleiter, MZH Feldbreite 0,00 0,00 2.500,00 2.500,00 

I1.063717.510 2016 Sammelposten (Geb.) - MZH Feldbr. 0,00 768,00  -768,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH5_23 Gesundheit,Sport u. Allgem. 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.063717 2016 Sammelposten (Geb.) - MZH Feldbr. 0,00 768,00  -768,00 

I1.064204.510 2016 Sammelposten - TH Wilhelmstr. 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.064204 2016 Sammelposten - TH Wilhelmstr. 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00 

I1.064208.500 San. Dach m. Dämmung u. Fenster, TH Wilh 0,00 9.603,54 300.000,00 290.396,46 

I1.064208 San. Dach m. Dämmung u. Fenster, TH Wilh 0,00 9.603,54 300.000,00 290.396,46 

Zwischensumme 2.309.848,59 1.220.031,13 2.111.992,78 891.961,65 

Gesamtsumme 2.309.848,59 1.220.031,13 2.111.992,78 891.961,65 
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Jahresrechnung 2016 
 

Teilhaushalt 6_01 
 
 

Räumliche Planung und Entwicklung 
Tiefbau 

Naturschutz und Landschaftspflege 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -32.760,00 -570,17  570,17  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -1.269.413,42 -1.476.806,75 -1.318.032,00 158.774,75  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -2.154.922,49 -2.230.776,84 -2.227.700,00 3.076,84  

06. privatrechtliche Entgelte -23.222,93 -18.561,41 -11.050,00 7.511,41  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -11.903,79 -7.577,67 -8.460,00 -882,33  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -117,00 -1.217,40  1.217,40  

12. =Summe ordentliche Erträge -3.492.339,63 -3.735.510,24 -3.565.242,00 170.268,24  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 692.750,27 713.088,69 686.000,00 -27.088,69  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.056.292,85 1.409.236,68 1.604.294,48 195.057,80  

16. Abschreibungen 2.170.430,99 2.419.091,25 2.373.133,00 -45.958,25  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 53.521,67 53.165,96 51.500,00 -1.665,96  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 302.825,22 291.483,69 502.421,13 210.937,44  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.275.821,00 4.886.066,27 5.217.348,61 331.282,34  

21. ordentliches Ergebnis 783.481,37 1.150.556,03 1.652.106,61 501.550,58  

22. außerordentliche Erträge -96.453,40 -110.258,43  110.258,43  

23. außerordentliche Aufwendungen 94.239,92 176.327,31  -176.327,31  

24. außerordentliches Ergebnis -2.213,48 66.068,88  -66.068,88  

25. Jahresergebnis 781.267,89 1.216.624,91 1.652.106,61 435.481,70  

26a Erträge aus ILV 3811*   -303.400,00 -303.400,00  

26b Ertrag aus Umlage 91* -16.669,19 -11.846,33  11.846,33  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 995.836,69 1.228.161,24 1.384.480,00 156.318,76  

27b Aufwand aus Umlage 91* 306.038,87 310.836,20 344.984,24 34.148,04  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 182.122,82 88.615,53 210.986,25 122.370,72  

28. Saldo aus ILV 1.467.329,19 1.615.766,64 1.637.050,49 21.283,85  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 2.248.597,08 2.832.391,55 3.289.157,10 456.765,55  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.366200 Kinderspielpl.(nicht Schulen, KiGa, Bad) 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 6.396,95 3.686,71 6.700,00 3.013,29  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 22.129,32 42.749,53 31.510,00 -11.239,53  

16. Abschreibungen 3.922,00 3.923,00 1.870,00 -2.053,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 1.899,24 1.899,24  -1.899,24  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 34.347,51 52.258,48 40.080,00 -12.178,48  

21. ordentliches Ergebnis 34.347,51 52.258,48 40.080,00 -12.178,48  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 34.347,51 52.258,48 40.080,00 -12.178,48  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -114,23 -691,70  691,70  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 96.745,01 93.414,72 139.075,00 45.660,28  

27b Aufwand aus Umlage 91* 14.134,05 13.404,75 16.173,36 2.768,61  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 15.714,43 24.461,20 23.077,58 -1.383,62  

28. Saldo aus ILV 126.479,26 130.588,97 178.325,94 47.736,97  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 160.826,77 182.847,45 218.405,94 35.558,49  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.511000 Räuml. Planung u. Entwicklungsmaßn. 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen -32.760,00     

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -2.332,00 -2.332,00 -2.332,00 0,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -8.092,20 -9.125,00 -9.000,00 125,00  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -2.499,67 -1.883,21 -2.000,00 -116,79  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -45.683,87 -13.340,21 -13.332,00 8,21  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 109.799,27 96.958,83 104.700,00 7.741,17  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 10.120,23 5.091,52 9.600,00 4.508,48  

16. Abschreibungen 10.487,00 12.189,30 21.605,00 9.415,70  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 177.814,48 170.509,43 382.571,13 212.061,70  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 308.220,98 284.749,08 518.476,13 233.727,05  

21. ordentliches Ergebnis 262.537,11 271.408,87 505.144,13 233.735,26  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 4.039,79 71.451,43  -71.451,43  

24. außerordentliches Ergebnis 4.039,79 71.451,43  -71.451,43  

25. Jahresergebnis 266.576,90 342.860,30 505.144,13 162.283,83  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -2.578,33 -738,49  738,49  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 32.863,10 35.785,62 37.328,25 1.542,63  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 30.284,77 35.047,13 37.328,25 2.281,12  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 296.861,67 377.907,43 542.472,38 164.564,95  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.537100 Fäkalienabfuhr 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -42.964,50 -33.505,18 -45.700,00 -12.194,82  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen   -160,00 -160,00  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -42.964,50 -33.505,18 -45.860,00 -12.354,82  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 11.451,65 11.463,46 11.800,00 336,54  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 12.541,19 11.117,07 15.000,00 3.882,93  

16. Abschreibungen 1.432,00 1.432,00 1.432,00 0,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 0,00 2.800,00 3.000,00 200,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 25.424,84 26.812,53 31.232,00 4.419,47  

21. ordentliches Ergebnis -17.539,66 -6.692,65 -14.628,00 -7.935,35  

22. außerordentliche Erträge -161,28 -156,16  156,16  

23. außerordentliche Aufwendungen 2.756,00 2.865,80  -2.865,80  

24. außerordentliches Ergebnis 2.594,72 2.709,64  -2.709,64  

25. Jahresergebnis -14.944,94 -3.983,01 -14.628,00 -10.644,99  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -208,31 -664,25  664,25  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*   8.200,00 8.200,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 14.128,82 13.792,21 16.153,68 2.361,47  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 13.920,51 13.127,96 24.353,68 11.225,72  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -1.024,43 9.144,95 9.725,68 580,73  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.538100 Abwasserbeseitigung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -492.500,40 -531.116,15 -597.315,00 -66.198,85  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -2.051.276,71 -2.132.001,33 -2.120.500,00 11.501,33  

06. privatrechtliche Entgelte -21,95 -316,80 -50,00 266,80  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -458,15     

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge  -313,90  313,90  

12. =Summe ordentliche Erträge -2.544.257,21 -2.663.748,18 -2.717.865,00 -54.116,82  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 385.391,43 443.228,83 372.600,00 -70.628,83  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 480.940,56 674.241,61 746.575,00 72.333,39  

16. Abschreibungen 958.117,40 1.005.614,52 1.083.707,00 78.092,48  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 1.300,00 45,12  -45,12  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 107.369,40 94.763,57 111.050,00 16.286,43  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.933.118,79 2.217.893,65 2.313.932,00 96.038,35  

21. ordentliches Ergebnis -611.138,42 -445.854,53 -403.933,00 41.921,53  

22. außerordentliche Erträge -96.292,12 -108.653,23  108.653,23  

23. außerordentliche Aufwendungen 46.970,99 54.084,49  -54.084,49  

24. außerordentliches Ergebnis -49.321,13 -54.568,74  54.568,74  

25. Jahresergebnis -660.459,55 -500.423,27 -403.933,00 96.490,27  

26a Erträge aus ILV 3811*   -303.400,00 -303.400,00  

26b Ertrag aus Umlage 91* -9.369,28 -3.333,34  3.333,34  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 16.428,68 20.819,15 30.325,00 9.505,85  

27b Aufwand aus Umlage 91* 97.744,80 108.471,89 108.480,42 8,53  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 31.300,48 30.967,90 28.779,82 -2.188,08  

28. Saldo aus ILV 136.104,68 156.925,60 -135.814,76 -292.740,36  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV -524.354,87 -343.497,67 -539.747,76 -196.250,09  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.541100 Gemeindestraßen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen  -570,17  570,17  

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -751.932,64 -902.811,38 -701.872,00 200.939,38  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -60,00 -150,00  150,00  

06. privatrechtliche Entgelte -16.636,23 -10.590,15  10.590,15  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge -117,00 -903,50  903,50  

12. =Summe ordentliche Erträge -768.745,87 -915.025,20 -701.872,00 213.153,20  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 120.886,94 106.251,50 128.700,00 22.448,50  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 252.660,55 404.480,04 471.459,48 66.979,44  

16. Abschreibungen 1.085.207,52 1.279.626,51 1.144.239,00 -135.387,51  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 13.696,67 14.295,84 12.500,00 -1.795,84  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 15.637,81 19.944,67 3.500,00 -16.444,67  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.488.089,49 1.824.598,56 1.760.398,48 -64.200,08  

21. ordentliches Ergebnis 719.343,62 909.573,36 1.058.526,48 148.953,12  

22. außerordentliche Erträge  -1.190,16  1.190,16  

23. außerordentliche Aufwendungen 23.503,77 18.662,37  -18.662,37  

24. außerordentliches Ergebnis 23.503,77 17.472,21  -17.472,21  

25. Jahresergebnis 742.847,39 927.045,57 1.058.526,48 131.480,91  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -3.052,92 -1.417,08  1.417,08  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 746.965,85 923.298,00 1.045.725,00 122.427,00  

27b Aufwand aus Umlage 91* 42.634,00 43.434,47 47.475,32 4.040,85  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 1.170,65 9.905,31 7.197,76 -2.707,55  

28. Saldo aus ILV 787.717,58 975.220,70 1.100.398,08 125.177,38  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 1.530.564,97 1.902.266,27 2.158.924,56 256.658,29  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.545100 Straßenreinigung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte -52.529,08 -55.995,33 -52.500,00 3.495,33  

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -52.529,08 -55.995,33 -52.500,00 3.495,33  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 11.434,86 10.558,89 11.800,00 1.241,11  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 72.098,10 87.143,80 103.500,00 16.356,20  

16. Abschreibungen 0,02     

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 83.532,98 97.702,69 115.300,00 17.597,31  

21. ordentliches Ergebnis 31.003,90 41.707,36 62.800,00 21.092,64  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen 5.431,15     

24. außerordentliches Ergebnis 5.431,15     

25. Jahresergebnis 36.435,05 41.707,36 62.800,00 21.092,64  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -230,70 -691,70  691,70  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 93.972,12 133.666,84 107.200,00 -26.466,84  

27b Aufwand aus Umlage 91* 12.032,80 11.656,55 13.885,05 2.228,50  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 105.774,22 144.631,69 121.085,05 -23.546,64  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 142.209,27 186.339,05 183.885,05 -2.454,00  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.545200 Straßenbeleuchtung 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -10.602,00 -28.498,24 -354,00 28.144,24  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte 1.288,07     

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -4.161,96     

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -13.475,89 -28.498,24 -354,00 28.144,24  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 4.063,42 2.787,24 4.400,00 1.612,76  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 126.223,63 108.527,16 122.000,00 13.472,84  

16. Abschreibungen 59.271,84 63.850,96 62.419,00 -1.431,96  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 20,63 55,73  -55,73  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 189.579,52 175.221,09 188.819,00 13.597,91  

21. ordentliches Ergebnis 176.103,63 146.722,85 188.465,00 41.742,15  

22. außerordentliche Erträge 0,00     

23. außerordentliche Aufwendungen 5.992,57 6.610,45  -6.610,45  

24. außerordentliches Ergebnis 5.992,57 6.610,45  -6.610,45  

25. Jahresergebnis 182.096,20 153.333,30 188.465,00 35.131,70  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -96,31 -701,06  701,06  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 2.127,38 5.931,99 980,00 -4.951,99  

27b Aufwand aus Umlage 91* 14.556,03 12.304,26 16.543,11 4.238,85  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 16.587,10 17.535,19 17.523,11 -12,08  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 198.683,30 170.868,49 205.988,11 35.119,62  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.546000 Parkeinrichtungen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -6.951,38 -6.951,00 -6.891,00 60,00  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -6.951,38 -6.951,00 -6.891,00 60,00  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 4.545,52 4.576,61 4.900,00 323,39  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 1.408,12 166,00 5.500,00 5.334,00  

16. Abschreibungen 9.102,00 9.102,00 8.800,00 -302,00  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 15.055,64 13.844,61 19.200,00 5.355,39  

21. ordentliches Ergebnis 8.104,26 6.893,61 12.309,00 5.415,39  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 8.104,26 6.893,61 12.309,00 5.415,39  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -96,31 -622,46  622,46  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 1.100,00 4.054,55 15.550,00 11.495,45  

27b Aufwand aus Umlage 91* 8.723,39 8.021,51 10.394,88 2.373,37  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 9.727,08 11.453,60 25.944,88 14.491,28  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 17.831,34 18.347,21 38.253,88 19.906,67  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.547000 ÖPNV 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten -5.095,00 -5.097,98 -9.268,00 -4.170,02  

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen  -910,45 -1.500,00 -589,55  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -5.095,00 -6.008,43 -10.768,00 -4.759,57  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 14.608,22 13.605,53 14.900,00 1.294,47  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 31.469,72 34.118,57 43.150,00 9.031,43  

16. Abschreibungen 10.815,21 11.054,66 17.296,00 6.241,34  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen 38.525,00 38.525,00 39.000,00 475,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 40,00 1.125,05 1.600,00 474,95  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 95.458,15 98.428,81 115.946,00 17.517,19  

21. ordentliches Ergebnis 90.363,15 92.420,38 105.178,00 12.757,62  

22. außerordentliche Erträge  -156,02  156,02  

23. außerordentliche Aufwendungen 5.545,65 17.851,41  -17.851,41  

24. außerordentliches Ergebnis 5.545,65 17.695,39  -17.695,39  

25. Jahresergebnis 95.908,80 110.115,77 105.178,00 -4.937,77  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -356,13 -701,06  701,06  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 35.227,28 43.674,84 32.625,00 -11.049,84  

27b Aufwand aus Umlage 91* 16.893,07 15.033,44 19.064,82 4.031,38  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 51.764,22 58.007,22 51.689,82 -6.317,40  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 147.673,02 168.122,99 156.867,82 -11.255,17  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.551100 Öffentliches Grün/Landschaftsbau 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -7.852,82 -7.654,46 -11.000,00 -3.345,54  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -7.852,82 -7.654,46 -11.000,00 -3.345,54  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 11.424,94 9.494,94 11.800,00 2.305,06  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 24.752,00 16.012,27 26.000,00 9.987,73  

16. Abschreibungen 32.076,00 32.298,30 31.765,00 -533,30  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 43,66 386,00  -386,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 68.296,60 58.191,51 69.565,00 11.373,49  

21. ordentliches Ergebnis 60.443,78 50.537,05 58.565,00 8.027,95  

22. außerordentliche Erträge  -102,86  102,86  

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis  -102,86  102,86  

25. Jahresergebnis 60.443,78 50.434,19 58.565,00 8.130,81  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -259,82 -702,80  702,80  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 19.356,74 18.854,19 21.645,15 2.790,96  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 130.544,10 19.817,06 149.443,67 129.626,61  

28. Saldo aus ILV 149.641,02 37.968,45 171.088,82 133.120,37  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 210.084,80 88.402,64 229.653,82 141.251,18  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.553000 Friedhofs- u. Bestattungswesen 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -4.784,01 -4.784,01 -4.800,00 -15,99  

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -4.784,01 -4.784,01 -4.800,00 -15,99  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal      

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 135,66     

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen  300,00  -300,00  

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 135,66 300,00  -300,00  

21. ordentliches Ergebnis -4.648,35 -4.484,01 -4.800,00 -315,99  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis -4.648,35 -4.484,01 -4.800,00 -315,99  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91*  -270,37  270,37  

27a Aufwendungen aus ILV 4811* 3.270,37 3.301,15 4.800,00 1.498,85  

27b Aufwand aus Umlage 91* 6.995,94 5.827,55 8.008,35 2.180,80  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 10.266,31 8.858,33 12.808,35 3.950,02  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 5.617,96 4.374,32 8.008,35 3.634,03  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.554000 Naturschutz- und Landschaftspflege 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 8.683,61 8.085,14 9.300,00 1.214,86  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 21.813,77 25.589,11 30.000,00 4.410,89  

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen      

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 30.497,38 33.674,25 39.300,00 5.625,75  

21. ordentliches Ergebnis 30.497,38 33.674,25 39.300,00 5.625,75  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen  4.801,36  -4.801,36  

24. außerordentliches Ergebnis  4.801,36  -4.801,36  

25. Jahresergebnis 30.497,38 38.475,61 39.300,00 824,39  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -210,54 -656,01  656,01  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 14.110,97 13.529,22 16.131,60 2.602,38  

27c Aufwand aus Vorkosten 90* 3.393,16 3.464,06 2.487,42 -976,64  

28. Saldo aus ILV 17.293,59 16.337,27 18.619,02 2.281,75  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 47.790,97 54.812,88 57.919,02 3.106,14  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Produkt   P1.06.00.555000 Land. und Forstwirtschaft 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte      

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge      

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 4.063,46 2.391,01 4.400,00 2.008,99  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen      

16. Abschreibungen      

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen   700,00 700,00  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 4.063,46 2.391,01 5.100,00 2.708,99  

21. ordentliches Ergebnis 4.063,46 2.391,01 5.100,00 2.708,99  

22. außerordentliche Erträge      

23. außerordentliche Aufwendungen      

24. außerordentliches Ergebnis      

25. Jahresergebnis 4.063,46 2.391,01 5.100,00 2.708,99  

26a Erträge aus ILV 3811*      

26b Ertrag aus Umlage 91* -96,31 -656,01  656,01  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 11.865,16 10.720,54 13.700,25 2.979,71  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV 11.768,85 10.064,53 13.700,25 3.635,72  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 15.832,31 12.455,54 18.800,25 6.344,71  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen -32.760,00     

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte -2.247.845,26 -2.341.035,76 -2.227.700,00 113.335,76  

05. privatrechtliche Entgelte -24.836,62 -10.699,00 -11.050,00 -351,00  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen -10.664,20 -9.134,70 -8.460,00 674,70  

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -79,00 -313,90  313,90  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-2.316.185,08 -2.361.183,36 -2.247.210,00 113.973,36  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 692.065,68 713.351,86 686.000,00 -27.351,86  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

1.093.195,12 1.449.257,18 1.604.294,48 155.037,30  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen 58.825,32 63.299,84 51.500,00 -11.799,84  

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 334.775,96 391.530,69 502.421,13 110.890,44  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

2.178.862,08 2.617.439,57 2.844.215,61 226.776,04  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -137.323,00 256.256,21 597.005,61 340.749,40  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser,Nat.u.L.-pflege 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit 0,00 -609.685,66 -75.000,00 534.685,66  

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit -1.092.250,18 -2.309.974,57 -1.706.000,00 603.974,57  

21. Veräußerung von Sachvermögen -32.283,00 -67.981,54 -4.500,00 63.481,54  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

-1.124.533,18 -2.987.641,77 -1.785.500,00 1.202.141,77  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden 182.974,18 285.042,31 187.989,40 -97.052,91  

26. Baumaßnahmen 2.918.479,14 4.630.413,45 10.985.099,30 6.354.685,85  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 252.479,59 320.365,12 212.491,21 -107.873,91  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen 85.958,17 478.011,97 1.218.218,20 740.206,23  

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

3.439.891,08 5.713.832,85 12.603.798,11 6.889.965,26  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 2.315.357,90 2.726.191,08 10.818.298,11 8.092.107,03  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 2.178.034,90 2.982.447,29 11.415.303,72 8.432.856,43  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 2.178.034,90 2.982.447,29 11.415.303,72 8.432.856,43  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser, 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.000260.560 SAB Schützenhofstraße Beiträge -2.109,00 0,00  0,00 

I1.000260 SAB Schützenhofstraße -2.109,00 0,00  0,00 

I1.000280.500 BBPl. 59 (GE Leucht. III)-SWK (Planung) 0,00 0,00 190.895,82 190.895,82 

I1.000280 BBPl. 59 (GE Leucht. III)-SWK (Planung) 0,00 0,00 190.895,82 190.895,82 

I1.000311.500 BBPl. 59 (GE Leucht. III)-RWK (Planung) 9.354,95 1.163,82 299.994,44 298.830,62 

I1.000311 BBPl. 59 (GE Leucht. III)-RWK (Planung) 9.354,95 1.163,82 299.994,44 298.830,62 

I1.000327.560 BBPl. 78 b (Nethener Weg)-Erschl.-Beitr. 0,00 0,00 -35.000,00 -35.000,00 

I1.000327 BBPl. 78 b (Nethener Weg) 0,00 0,00 -35.000,00 -35.000,00 

I1.000331.500 BBPl. 59 (GE Leucht. III) - Straßenbau 0,00 0,00 471.926,81 471.926,81 

I1.000331.560 BBPl. 59 III (Leuchtenb.) Erschl.-Beitr. -122.892,88 -29.983,68 -20.000,00 9.983,68 

I1.000331 BBPl. 59 (GE Leuchtenburg III) -122.892,88 -29.983,68 451.926,81 481.910,49 

I1.000337.550 SW-Beiträge 2010 0,00 -13.196,04  13.196,04 

I1.000337 SW-Beiträge 2010 0,00 -13.196,04  13.196,04 

I1.000338.550 SW-Beiträge 2011 -20.753,70 0,00  0,00 

I1.000338 SW-Beiträge 2011 -20.753,70 0,00  0,00 

I1.000384.500 Eichendorffstraße (SAB) - Straßenbau 0,00 -1.514,82  1.514,82 

I1.000384 Eichendorffstraße (SAB) 0,00 -1.514,82  1.514,82 

I1.064904.510 2015 Spielgeräte, Kinderspielplätze 8.408,79 22.691,71 26.591,21 3.899,50 

I1.064904 2015 Spielgeräte, Kinderspielplätze 8.408,79 22.691,71 26.591,21 3.899,50 

I1.064905.510 2016 Spielgeräte, Kinderspielplätze 0,00 133.020,24 121.000,00 -12.020,24 

I1.064905 2016 Spielgeräte, Kinderspielplätze 0,00 133.020,24 121.000,00 -12.020,24 

I1.065401.525 Zusch. an LK f. Breitbandvers., Räuml.Pl 0,00 0,00 100.000,00 100.000,00 

I1.065401 Zusch. an LK f. Breitbandvers., Räuml.Pl 0,00 0,00 100.000,00 100.000,00 

I1.065904.550 SW - Beiträge 2014 -167.969,26 0,00  0,00 

I1.065904 SW - Beiträge 2014 -167.969,26 0,00  0,00 

I1.065921.500 BPL.86; GE Am Autobahnkreuz - SW-Kanal 0,00 2.206,27  -2.206,27 

I1.065921 BPL.86; GE Am Autobahnkreuz 0,00 2.206,27  -2.206,27 

I1.065923.500 Straßenausbau Buschweg - SW-Kanal 2.864,42 0,00  0,00 

I1.065923 Straßenausbau Buschweg - SW-Kanal 2.864,42 0,00  0,00 

I1.065930.500 BPl. 68d Westl. Tannenkr. - SWK+Schächte 0,00 0,00 12.000,00 12.000,00 

I1.065930 BPl. 68d Westl. Tannenkr. - SWK+Schächte 0,00 0,00 12.000,00 12.000,00 

I1.065950.550 SW - Beiträge 2015 -632.811,44 -196.912,30  196.912,30 

I1.065950 SW - Beiträge 2015 -632.811,44 -196.912,30  196.912,30 

I1.065951.500 Grundstücksanschl.(nur Anschl.-St.) 2015 16.600,33 0,00  0,00 

I1.065951 Grundstücksanschl.(nur Anschl.-St.) 2015 16.600,33 0,00  0,00 

I1.065956.565 BBPl. 59(GE LburgIII)-Verk.Schächte 2012 0,00 0,00 -1.000,00 -1.000,00 

I1.065956 BBPl. 59(GE LburgIII)-Verk.Schächte 2012 0,00 0,00 -1.000,00 -1.000,00 

I1.065960.500 BBPl. 88 (nörd.Havelstr.) - SW-Kanal+DRL 876,43 215,70 7.510,12 7.294,42 

I1.065960 BBPl. 88 (nörd.Havelstr.) - SW-Kanal+DRL 876,43 215,70 7.510,12 7.294,42 

I1.065964.565 BBPl. 93(südl.Schloß)-Verk.Schächte 2012 0,00 -33.500,00  33.500,00 

I1.065964 BBPl. 93(südl.Schloß)-Verk.Schächte 2012 0,00 -33.500,00  33.500,00 

I1.065980.500 Entlastungssammler Wilhelmstr., SWK 22.953,15 0,00  0,00 

I1.065980 Entlastungssammler Wilhelmstr., SWK 22.953,15 0,00  0,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser, 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.065981.500 Am Kleinenfelde - SW-Kanal 0,00 39.713,91 900.000,00 860.286,09 

I1.065981 Am Kleinenfelde - SW-Kanal 0,00 39.713,91 900.000,00 860.286,09 

I1.065984.500 Klärschlammfaulung, Kläranlage 94.441,72 157.525,07 1.400.000,00 1.242.474,93 

I1.065984 Klärschlammfaulung, Kläranlage 94.441,72 157.525,07 1.400.000,00 1.242.474,93 

I1.065990.510 2015 Sammelposten - Klärwerk 3.730,56 0,00  0,00 

I1.065990 2015 Sammelposten - Klärwerk 3.730,56 0,00  0,00 

I1.065991.510 2016 Sammelposten - Klärwerk 0,00 3.520,62 6.000,00 2.479,38 

I1.065991 2016 Sammelposten - Klärwerk 0,00 3.520,62 6.000,00 2.479,38 

I1.065995.500 PW Am Nordkreuz (12) - elektr. Teil 0,00 0,00 1.140,00 1.140,00 

I1.065995 PW Am Nordkreuz (12) - elektr. Teil 0,00 0,00 1.140,00 1.140,00 

I1.065998.550 2016 SW-Beiträge 0,00 -352.253,46 -350.000,00 2.253,46 

I1.065998 2016 SW-Beiträge 0,00 -352.253,46 -350.000,00 2.253,46 

I1.065999.500 2016 SW-Grdstk.-Anschl. (Stutzen), SW 0,00 15.123,78 20.000,00 4.876,22 

I1.065999 2016 SW-Grdstk.-Anschl. (Stutzen), SW 0,00 15.123,78 20.000,00 4.876,22 

I1.066003.500 BPl.99A Am Stratjebusch, SWK 78.769,90 21.807,58 162.121,62 140.314,04 

I1.066003 BPl.99A Am Stratjebusch, SWK 78.769,90 21.807,58 162.121,62 140.314,04 

I1.066012.555 Zuschuss NBank IG Autobahnkreuz, SWK 0,00 -182.467,01  182.467,01 

I1.066012 Zuschuss NBank IG Autobahnkreuz, SWK 0,00 -182.467,01  182.467,01 

I1.066020.500 PW Liethe (1) - Ern.masch./elektr. Teil 23.710,63 0,00  0,00 

I1.066020 PW Liethe (1) - Ern.masch./elektr. Teil 23.710,63 0,00  0,00 

I1.066021.500 PW Hirtenweg(22) - Ern.masch./elek.Teil 9.777,07 0,00  0,00 

I1.066021 PW Hirtenweg(22) - Ern.masch./elek.Teil 9.777,07 0,00  0,00 

I1.066022.500 PW Badeanstalt(9) - Ern.masch./elek.Teil 7.221,94 0,00  0,00 

I1.066022 PW Badeanstalt(9) - Ern.masch./elek.Teil 7.221,94 0,00  0,00 

I1.066023.500 PW Tannenkrug(23) - Ern.masch./elek.Teil 6.158,45 0,00  0,00 

I1.066023 PW Tannenkrug(23) - Ern.masch./elek.Teil 6.158,45 0,00  0,00 

I1.066024.500 PW Loy (3) - Teilern.masch.Teil 7.786,57 0,00  0,00 

I1.066024 PW Loy (3) - Teilern.masch.Teil 7.786,57 0,00  0,00 

I1.066041.510 Ern. Kalkdosierschnecke, Kläranlage 9.606,27 0,00  0,00 

I1.066041 Ern. Kalkdosierschnecke, Kläranlage 9.606,27 0,00  0,00 

I1.066042.510 Ern. Pumpen Ausgleichsbecken, Kläranlage 47.936,28 0,00  0,00 

I1.066042 Ern. Pumpen Ausgleichsbecken, Kläranlage 47.936,28 0,00  0,00 

I1.066043.510 Ern. Rücklaufschlammpumpen, Kläranlage 35.706,63 0,00  0,00 

I1.066043 Ern. Rücklaufschlammpumpen, Kläranlage 35.706,63 0,00  0,00 

I1.066044.500 PW Eichenbruch (26) - Ern. masch. Teil 20.289,80 0,00  0,00 

I1.066044 PW Eichenbruch (26) - Ern. masch. Teil 20.289,80 0,00  0,00 

I1.066045.500 PW An der Brücke 1 (19) - Ern.masch.Teil 4.911,35 0,00  0,00 

I1.066045 PW An der Brücke 1 (19) - Ern.masch.Teil 4.911,35 0,00  0,00 

I1.066046.500 PW Nethen (21) - Ern. masch. Teil 13.470,51 0,00  0,00 

I1.066046 PW Nethen (21) - Ern. masch. Teil 13.470,51 0,00  0,00 

I1.066047.500 PW Klein Feldhus (13) - Ern. masch. Teil 0,00 2.911,34 5.871,47 2.960,13 

I1.066047 PW Klein Feldhus (13) - Ern. masch. Teil 0,00 2.911,34 5.871,47 2.960,13 

I1.066048.500 PW Hostemost (7) - Ern. elektr. Teil 14.956,75 0,00  0,00 
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I1.066048 PW Hostemost (7) - Ern. elektr. Teil 14.956,75 0,00  0,00 

I1.066049.500 PW Zollhaus (8) - Ern. elektr. Teil 14.956,75 0,00  0,00 

I1.066049 PW Zollhaus (8) - Ern. elektr. Teil 14.956,75 0,00  0,00 

I1.066050.500 PW Danziger Str. - Neubau 0,00 110,43 63.000,00 62.889,57 

I1.066050 PW Danziger Str. - Neubau 0,00 110,43 63.000,00 62.889,57 

I1.066052.500 PW Reiterhof (4) - Ern. elektr. Teil 14.956,75 0,00  0,00 

I1.066052 PW Reiterhof (4) - Ern. elektr. Teil 14.956,75 0,00  0,00 

I1.066054.500 Erschl. BPl.78c Nethener Weg - SWK 0,00 35.544,82 155.000,00 119.455,18 

I1.066054 Erschl. BPl.78c Nethener Weg - SWK 0,00 35.544,82 155.000,00 119.455,18 

I1.066056.500 Erschl. BPl.88a Müritzstr. - SWK 48.604,28 0,00 4.674,81 4.674,81 

I1.066056 Erschl. BPl.88a Müritzstr. - SWK 48.604,28 0,00 4.674,81 4.674,81 

I1.066058.500 Straßenausbau Voßbarg - SW-Kanal 0,00 4.000,00 25.000,00 21.000,00 

I1.066058 Straßenausbau Voßbarg - SW-Kanal 0,00 4.000,00 25.000,00 21.000,00 

I1.066067.500 Erneu. SWK Bachstraße SAB, SWK 7.478,15 325.634,50 411.259,95 85.625,45 

I1.066067 Erneu. SWK Bachstraße SAB, SWK 7.478,15 325.634,50 411.259,95 85.625,45 

I1.066068.500 Ausb. Loyer Weg(Buch- b. Emsoldstr.)-SWK 0,00 0,00 56.000,00 56.000,00 

I1.066068 Ausb. Loyer Weg(Buch- b. Emsoldstr.)-SWK 0,00 0,00 56.000,00 56.000,00 

I1.066069.500 Ausbau K131, SWK 0,00 0,00 200.000,00 200.000,00 

I1.066069 Ausbau K131, SWK 0,00 0,00 200.000,00 200.000,00 

I1.066072.500 BBPl. 15 A - Erweiterung GE Liethe, SWK 4.895,74 8.800,00 19.811,44 11.011,44 

I1.066072 BBPl. 15 A - Erweiterung GE Liethe, SWK 4.895,74 8.800,00 19.811,44 11.011,44 

I1.066074.500 PW Am Stratjebusch - Neubau 59.754,10 -1.564,99 1.273,00 2.837,99 

I1.066074 PW Am Stratjebusch - Neubau 59.754,10 -1.564,99 1.273,00 2.837,99 

I1.066076.500 BPl.105 Südl.Schloßp.III, SWK 56.829,51 145.878,56 158.170,49 12.291,93 

I1.066076 BPl.105 Südl.Schloßp.III, SWK 56.829,51 145.878,56 158.170,49 12.291,93 

I1.066079.500 BPl. 92 (Alte Schloßgärtnerei)-SW-Kanal 46.499,02 5.439,03  -5.439,03 

I1.066079 BPl. 92 (Alte Schloßgärtnerei)-SW-Kanal 46.499,02 5.439,03  -5.439,03 

I1.066080.510 PW Neusüdende (29) - masch.Teil (Pumpe) 6.237,39 0,00  0,00 

I1.066080 PW Neusüdende (29) - masch.Teil (Pumpe) 6.237,39 0,00  0,00 

I1.066081.510 H2S Messgerät mit Datenlogger, Kläranl. 1.615,19 0,00  0,00 

I1.066081 H2S Messgerät mit Datenlogger, Kläranl. 1.615,19 0,00  0,00 

I1.066082.510 PW Reiterhof (4) - maschineller Teil 2.679,88 0,00  0,00 

I1.066082 PW Reiterhof (4) - maschineller Teil 2.679,88 0,00  0,00 

I1.066083.510 Online-Messung Belebung, Kläranlage 0,00 16.339,72 16.400,00 60,28 

I1.066083 Online-Messung Belebung, Kläranlage 0,00 16.339,72 16.400,00 60,28 

I1.066084.510 PH-Messung Auslauf, Kläranlage 0,00 4.500,00 4.500,00 0,00 

I1.066084 PH-Messung Auslauf, Kläranlage 0,00 4.500,00 4.500,00 0,00 

I1.066085.510 Sandwäscher, Kläranlage 0,00 21.511,45 38.000,00 16.488,55 

I1.066085 Sandwäscher, Kläranlage 0,00 21.511,45 38.000,00 16.488,55 

I1.066086.510 PW Neusüdende (29)-Teilern. masch. Teil 0,00 6.237,39 11.000,00 4.762,61 

I1.066086 PW Neusüdende (29)-Teilern. masch. Teil 0,00 6.237,39 11.000,00 4.762,61 

I1.066087.510 PW Tegelbusch (33)-Ern. masch. Teil 0,00 0,00 11.000,00 11.000,00 

I1.066087 PW Tegelbusch (33)-Ern. masch. Teil 0,00 0,00 11.000,00 11.000,00 
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I1.066088.510 PW Koppelweg (39)-Teilern. masch. Teil 0,00 0,00 4.300,00 4.300,00 

I1.066088 PW Koppelweg (39)-Teilern. masch. Teil 0,00 0,00 4.300,00 4.300,00 

I1.066089.510 PW Küpker (2) - Ern. elektr. Teil 0,00 15.549,67 15.000,00 -549,67 

I1.066089 PW Küpker (2) - Ern. elektr. Teil 0,00 15.549,67 15.000,00 -549,67 

I1.066090.510 PW Hahn (40) - Ern. elektr./masch. Teil 0,00 0,00 11.000,00 11.000,00 

I1.066090 PW Hahn (40) - Ern. elektr./masch. Teil 0,00 0,00 11.000,00 11.000,00 

I1.066101.500 BPl.107 Hugo-Duph.-Str. - SWK 0,00 26.836,81 76.000,00 49.163,19 

I1.066101 BPl.107 Hugo-Duph.-Str. - SWK 0,00 26.836,81 76.000,00 49.163,19 

I1.066102.510 Gasmessgerät, Kläranlage 2.315,74 0,00  0,00 

I1.066102 Gasmessgerät, Kläranlage 2.315,74 0,00  0,00 

I1.066103.510 Laptop Lenovo, Kläranlage 2.482,34 0,00  0,00 

I1.066103 Laptop Lenovo, Kläranlage 2.482,34 0,00  0,00 

I1.066104.510 Notstromaggregat f. Pumpwerke, Kläranl. 1.654,45 0,00  0,00 

I1.066104 Notstromaggregat f. Pumpwerke, Kläranl. 1.654,45 0,00  0,00 

I1.066107.500 Erw. BPl. 59 GE Leuchtenb. III, SWK 0,00 129.059,73  -129.059,73 

I1.066107 Erw. BPl. 59 GE Leuchtenb. III, SWK 0,00 129.059,73  -129.059,73 

I1.066108.510 Probennehmer Bühler 4011, Kläranlage 0,00 4.619,55  -4.619,55 

I1.066108 Probennehmer Bühler 4011, Kläranlage 0,00 4.619,55  -4.619,55 

I1.066109.510 Leitrechner, Kläranlage 0,00 2.719,02  -2.719,02 

I1.066109 Leitrechner, Kläranlage 0,00 2.719,02  -2.719,02 

I1.066110.500 BPl.68d GE Tannenkr.2.Stichstr., SWK 0,00 10.896,49  -10.896,49 

I1.066110 BPl.68d GE Tannenkr.2.Stichstr., SWK 0,00 10.896,49  -10.896,49 

I1.066111.510 Brauchwasserpumpe, Klärwerk 0,00 3.276,99  -3.276,99 

I1.066111 Brauchwasserpumpe, Klärwerk 0,00 3.276,99  -3.276,99 

I1.066112.510 Acron (Software) Betr.tageb., Kläranlage 0,00 5.878,90  -5.878,90 

I1.066112 Acron (Software) Betr.tageb., Kläranlage 0,00 5.878,90  -5.878,90 

I1.066113.510 AVA.relax (GB3 Softw.Schnittst),Klärwerk 0,00 7.400,61  -7.400,61 

I1.066113 AVA.relax (GB3 Softw.Schnittst),Klärwerk 0,00 7.400,61  -7.400,61 

I1.066127.500 Erw.BPl.15a Hohe Looge 2.BA, SWK 0,00 12.029,45  -12.029,45 

I1.066127 Erw.BPl.15a Hohe Looge 2.BA, SWK 0,00 12.029,45  -12.029,45 

I1.071914.500 BPL.86;  Am Autobahnkreuz - RWK+Schächte 105.000,00 16.212,60 25.000,00 8.787,40 

I1.071914 BPL.86; GE Am Autobahnkreuz - RW-Kanal 105.000,00 16.212,60 25.000,00 8.787,40 

I1.071915.500 Straßenausbau Buschweg - RW-Kanal 4.397,80 0,00  0,00 

I1.071915 Straßenausbau Buschweg - RW-Kanal 4.397,80 0,00  0,00 

I1.071922.500 BPl. 68d Westl. Tannenkr. - RWK+Schächte 0,00 0,00 13.000,00 13.000,00 

I1.071922 BPl. 68d Westl. Tannenkr. - RWK+Schächte 0,00 0,00 13.000,00 13.000,00 

I1.071926.500 Grundstücksanschl.(nur Anschl.-St.) 2015 7.075,64 0,00  0,00 

I1.071926 Grundstücksanschl.(nur Anschl.-St.) 2015 7.075,64 0,00  0,00 

I1.071927.550 NW-Beiträge 2015 -137.785,98 -62.982,48  62.982,48 

I1.071927 NW-Beiträge 2015 -137.785,98 -62.982,48  62.982,48 

I1.071933.500 BBPl. 88 (nördl.Havelstr.) - RW-Kanal 805,28 185,42 22.135,20 21.949,78 

I1.071933 BBPl. 88 (nördl.Havelstr.) - RW-Kanal 805,28 185,42 22.135,20 21.949,78 

I1.071936.500 BBPl. 93 (südl.Schloßpark) - RW-Kanal 0,00 0,00 84.006,03 84.006,03 
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I1.071936 BBPl. 93 (südl.Schloßpark) - RW-Kanal 0,00 0,00 84.006,03 84.006,03 

I1.071937.565 BBPl. 93(Südl.Schloß)-Verk.Schächte 2012 0,00 -33.500,00  33.500,00 

I1.071937 BBPl. 93(Südl.Schloß)-Verk.Schächte 2012 0,00 -33.500,00  33.500,00 

I1.071954.500 2016 RW-Grdstk.-Anschl. (Stutzen), RW 0,00 10.065,34 20.000,00 9.934,66 

I1.071954 2016 RW-Grdstk.-Anschl. (Stutzen), RW 0,00 10.065,34 20.000,00 9.934,66 

I1.071955.550 2016 NW-Beiträge 0,00 -94.760,46 -84.000,00 10.760,46 

I1.071955 2016 NW-Beiträge 0,00 -94.760,46 -84.000,00 10.760,46 

I1.071966.555 Zuschuss NBank IG Autobahnkreuz, RWK 0,00 -182.467,02  182.467,02 

I1.071966 Zuschuss NBank IG Autobahnkreuz, RWK 0,00 -182.467,02  182.467,02 

I1.071984.565 BBPl. 78b(NethenerW)-Verk.Schächte 2012 0,00 0,00 -1.500,00 -1.500,00 

I1.071984 BBPl. 78b(NethenerW)-Verk.Schächte 2012 0,00 0,00 -1.500,00 -1.500,00 

I1.071985.565 BBPl. 59(GE LburgIII)-Verk.Schächte 2012 0,00 0,00 -1.000,00 -1.000,00 

I1.071985 BBPl. 59(GE LburgIII)-Verk.Schächte 2012 0,00 0,00 -1.000,00 -1.000,00 

I1.071986.500 BPl.99A Am Stratjebusch, RWK 205.776,08 61.597,39 173.942,54 112.345,15 

I1.071986 BPl.99A Am Stratjebusch, RWK 205.776,08 61.597,39 173.942,54 112.345,15 

I1.071990.500 Entlastungssammler Wilhelmstr., RWK 28.471,32 0,00  0,00 

I1.071990 Entlastungssammler Wilhelmstr., RWK 28.471,32 0,00  0,00 

I1.071995.500 Erschl. BPl.78c Nethenerweg - RWK 0,00 29.024,82 100.000,00 70.975,18 

I1.071995 Erschl. BPl.78c Nethenerweg - RWK 0,00 29.024,82 100.000,00 70.975,18 

I1.071996.565 BBPl. 78c (NethenerW)-Verk.Schächte 0,00 0,00 -1.000,00 -1.000,00 

I1.071996 BBPl. 78c (NethenerW)-Verk.Schächte 0,00 0,00 -1.000,00 -1.000,00 

I1.071997.500 Ausb. Loyer Weg(Buch- b. Emsoldstr.)-RWK 0,00 0,00 210.000,00 210.000,00 

I1.071997 Ausb. Loyer Weg(Buch- b. Emsoldstr.)-RWK 0,00 0,00 210.000,00 210.000,00 

I1.071999.500 Am Kleinenfelde - RWK 1.726,50 34.166,76 600.000,00 565.833,24 

I1.071999 Am Kleinenfelde - RWK 1.726,50 34.166,76 600.000,00 565.833,24 

I1.072000.500 Erschl. BPl.88a Müritzstr. - RWK 103.402,87 0,00 3.540,27 3.540,27 

I1.072000 Erschl. BPl.88a Müritzstr. - RWK 103.402,87 0,00 3.540,27 3.540,27 

I1.072011.500 Straßenausbau Voßbarg - RW-Kanal 0,00 3.500,00 25.000,00 21.500,00 

I1.072011 Straßenausbau Voßbarg - RW-Kanal 0,00 3.500,00 25.000,00 21.500,00 

I1.072012.500 Erneu. RWK Bachstraße SAB, RWK 12.388,76 583.118,96 615.686,25 32.567,29 

I1.072012 Erneu. RWK Bachstraße SAB, RWK 12.388,76 583.118,96 615.686,25 32.567,29 

I1.072013.500 Ausbau K131, RWK 0,00 74.200,00 200.000,00 125.800,00 

I1.072013 Ausbau K131, RWK 0,00 74.200,00 200.000,00 125.800,00 

I1.072015.500 BBPl. 15 A - Erweiterung GE Liethe, RWK 4.039,66 12.700,00  -12.700,00 

I1.072015 BBPl. 15 A - Erweiterung GE Liethe, RWK 4.039,66 12.700,00  -12.700,00 

I1.072017.500 BPl.105 Südl.Schloßp.III, RWK 55.769,86 158.513,19 174.230,14 15.716,95 

I1.072017 BPl.105 Südl.Schloßp.III, RWK 55.769,86 158.513,19 174.230,14 15.716,95 

I1.072022.500 BPl.107 Hugo-Duph.-Str. - RWK 0,00 21.536,81 55.000,00 33.463,19 

I1.072022 BPl.107 Hugo-Duph.-Str. - RWK 0,00 21.536,81 55.000,00 33.463,19 

I1.072026.500 Grünanl. BPl.93b am RWRB, Niederschl. 10.407,92 0,00 19.328,03 19.328,03 

I1.072026 Grünanl. BPl.93b am RWRB, Niederschl. 10.407,92 0,00 19.328,03 19.328,03 

I1.072028.500 Erw. BPl. 59 GE Leuchtenb. III, RWK 0,00 282.863,29  -282.863,29 

I1.072028 Erw. BPl. 59 GE Leuchtenb. III, RWK 0,00 282.863,29  -282.863,29 
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I1.072029.500 BPl.68d GE Tannenkr.2.Stichstr., RWK 0,00 10.260,18  -10.260,18 

I1.072029 BPl.68d GE Tannenkr.2.Stichstr., RWK 0,00 10.260,18  -10.260,18 

I1.072036.500 Erw.BPl.15a Hohe Looge 2.BA, RWK 0,00 10.699,73  -10.699,73 

I1.072036 Erw.BPl.15a Hohe Looge 2.BA, RWK 0,00 10.699,73  -10.699,73 

I1.076905.500 BPL.15a; Hohe Loge - Straßenbau 0,00 0,00 155.000,00 155.000,00 

I1.076905 BPL.15a; Hohe Loge - Straßenbau 0,00 0,00 155.000,00 155.000,00 

I1.076906.500 BPL.86; GE Am Autobahnkreuz - Straßenbau 4.478,31 153.137,21 81.500,60 -71.636,61 

I1.076906.560 BPL.86; GE AmAutobahnkreuz - Erschlbeitr 32.212,08 -32.213,70  32.213,70 

I1.076906 BPL.86; GE Am Autobahnkreuz - Straßenbau 36.690,39 120.923,51 81.500,60 -39.422,91 

I1.076907.500 Straßenausbau Buschweg - Straßenbau 5.408,62 -4.335,60  4.335,60 

I1.076907.560 Straßenausbau Buschweg - Erschl.beitr. 0,00 -52.951,91  52.951,91 

I1.076907 Straßenausbau Buschweg - Straßenbau 5.408,62 -57.287,51  57.287,51 

I1.076912.500 BPl. 68d Westl. Tannenkrug - Straßenbau 0,00 0,00 40.000,00 40.000,00 

I1.076912.560 BPl.68d Westl.Tannenkrugstr.-Erschlbeitr 0,00 -46.682,40  46.682,40 

I1.076912 BPl. 68d Westl. Tannenkrugstr. 0,00 -46.682,40 40.000,00 86.682,40 

I1.076917.500 BBPl. 88 (nördl. Havelstraße)-Straßenbau 79.223,66 105.884,28 184.835,13 78.950,85 

I1.076917 BBPl. 88 (nördlich Havelstraße) 79.223,66 105.884,28 184.835,13 78.950,85 

I1.076918.500 BBPl.93 (südl.Schloßp.) - Straßenbau 111.081,67 243.827,84 304.472,91 60.645,07 

I1.076918.560 BBPl.93 (südl.Schloßp.) - Erschl.beitr. 0,00 -21.663,64  21.663,64 

I1.076918 BBPl.93 (südl.Schloßp.) - Straßenbau 111.081,67 222.164,20 304.472,91 82.308,71 

I1.076939.500 BPl.99A Am Stratjebusch, Straßenbau 463.281,79 109.479,61 379.061,06 269.581,45 

I1.076939.560 Erschl.beitr. BPl.99A Am Stratjebusch 0,00 -35.474,23  35.474,23 

I1.076939 BPl.99A Am Stratjebusch, Straßenbau 463.281,79 74.005,38 379.061,06 305.055,68 

I1.076940.560 SAB Aug.-Bröt.-Str./Schloßstr., Straßen -1.440,00 -42.820,08  42.820,08 

I1.076940 SAB Aug.-Bröt.-Str./Schloßstr., Straßen -1.440,00 -42.820,08  42.820,08 

I1.076942.500 Deckenprogramm 2015, Straßen 439.554,66 13.672,10 53.811,68 40.139,58 

I1.076942 Deckenprogramm 2015, Straßen 439.554,66 13.672,10 53.811,68 40.139,58 

I1.076943.500 Deckenprogramm 2016, Straßen 0,00 349.651,19 500.000,00 150.348,81 

I1.076943 Deckenprogramm 2016, Straßen 0,00 349.651,19 500.000,00 150.348,81 

I1.076945.500 Neubau zentr. Bushalte. Wilh.., Straßen 13.107,68 0,00  0,00 

I1.076945 zentr. Bushaltestelle Wilh.., Straßen 13.107,68 0,00  0,00 

I1.076946.555 Zuschuss NBank IG Autobahnkreuz, Straße 0,00 -182.467,02  182.467,02 

I1.076946 Zuschuss NBank IG Autobahnkreuz, Straße 0,00 -182.467,02  182.467,02 

I1.076948.560 BPlan 68 D GE Tannenkrug, Ablösebetr. 0,00 -21.432,80  21.432,80 

I1.076948 BPlan 68 D GE Tannenkrug, Ablösebetr. 0,00 -21.432,80  21.432,80 

I1.076957.500 Ausbau K131 (Radw.+Parkstr.), Straßenbau 1.450,00 20.210,43 87.549,55 67.339,12 

I1.076957 Ausbau K131 (Radw.+Parkstr.), Straßenbau 1.450,00 20.210,43 87.549,55 67.339,12 

I1.076961.500 Bahnüberg. Buschweg, Straßen 71.243,18 -5.185,14  5.185,14 

I1.076961.555 Zusch. v. Land, Bahnüberg. Buschweg 0,00 -13.432,39  13.432,39 

I1.076961 Bahnüberg. Buschweg, Straßen 71.243,18 -18.617,53  18.617,53 

I1.076970.525 Zusch. an LK,Ausbau K131(Fahrbahn+Radw.) 2.474,01 315.000,00 117.525,99 -197.474,01 

I1.076970 Zusch. an LK,Ausbau K131(Fahrbahn+Radw.) 2.474,01 315.000,00 117.525,99 -197.474,01 

I1.076973.560 BPl.68e Erschließungsbeitr., Straßen 25.000,00 -104.702,92  104.702,92 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser, 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.076973 BPl.68e Erschließungsbeitr., Straßen 25.000,00 -104.702,92  104.702,92 

I1.076974.500 BBPl.100 Erw. Göhlen II, Straßenbau 0,00 2.058,70  -2.058,70 

I1.076974 BBPl.100 Erw. Göhlen II, Straßenbau 0,00 2.058,70  -2.058,70 

I1.076978.500 Einricht. Wohnmobilstellplätze, Straßen 0,00 -573,94  573,94 

I1.076978 Einricht. Wohnmobilstellplätze, Straßen 0,00 -573,94  573,94 

I1.076980.500 Erschl. BPl.78c Nethenerweg - Straße 0,00 96.382,13 270.000,00 173.617,87 

I1.076980 Erschl. BPl.78c Nethenerweg - Straße 0,00 96.382,13 270.000,00 173.617,87 

I1.076981.560 BBPl. 78 c (Nethener Weg)-Erschl.-Beitr. 0,00 -116.992,26 -117.000,00 -7,74 

I1.076981 BBPl. 78 c (Nethener Weg)-Erschl.-Beitr. 0,00 -116.992,26 -117.000,00 -7,74 

I1.076986.500 Umgestaltung Beete Ortskern, Straßen 14.916,67 123.321,78 139.725,61 16.403,83 

I1.076986 Umgestaltung Beete Ortskern, Straßen 14.916,67 123.321,78 139.725,61 16.403,83 

I1.076987.500 Erschl. BPl.88a Müritzstraße - Straße 202.275,35 0,00 205.175,19 205.175,19 

I1.076987 Erschl. BPl.88a Müritzstraße - Straße 202.275,35 0,00 205.175,19 205.175,19 

I1.076988.560 BBPl.88A (Erw. Müritzstr.)-Erschl.beitr. 0,00 -27.822,08  27.822,08 

I1.076988 BBPl.88A (Erw. Müritzstr.)-Erschl.beitr. 0,00 -27.822,08  27.822,08 

I1.076990.500 Neubau Bushaltestellen 2016 0,00 8.402,66 5.000,00 -3.402,66 

I1.076990 Neubau Bushaltestellen 2016 0,00 8.402,66 5.000,00 -3.402,66 

I1.076993.500 Am Voßbarg - Straßenausbau 0,00 26.496,04  -26.496,04 

I1.076993 Am Voßbarg - Straßenausbau 0,00 26.496,04  -26.496,04 

I1.076994.500 SAB Bachstraße, Straße 8.513,65 303.706,29 390.270,24 86.563,95 

I1.076994 SAB Bachstraße, Straße 8.513,65 303.706,29 390.270,24 86.563,95 

I1.076995.500 Ausbau K131 (Radw.+Parkstr.), Straßenbau 0,00 4.317,92 435.000,00 430.682,08 

I1.076995 Ausbau K131 (Radw.+Parkstr.), Straßenbau 0,00 4.317,92 435.000,00 430.682,08 

I1.076998.510 2015 Sammelposten - Str., Wege, Plätze 307,00 0,00  0,00 

I1.076998 2015 Sammelposten - Str., Wege, Plätze 307,00 0,00  0,00 

I1.077003.500 BBPl. 15 A - Erw. GE Liethe, Straßenbau 309.998,37 40.979,87 6.414,59 -34.565,28 

I1.077003 BBPl. 15 A - Erw. GE Liethe, Straßenbau 309.998,37 40.979,87 6.414,59 -34.565,28 

I1.077006.525 Zusch.an LK Linksab.spur BPl.15a Liethe 7.385,00 108.291,73 106.215,00 -2.076,73 

I1.077006 Zusch.an LK Linksab.spur BPl.15a Liethe 7.385,00 108.291,73 106.215,00 -2.076,73 

I1.077007.525 Zusch.an LK f. Bushaltest.BPl.15a Liethe 400,00 33.800,00 37.600,00 3.800,00 

I1.077007 Zusch.an LK f. Bushaltest.BPl.15a Liethe 400,00 33.800,00 37.600,00 3.800,00 

I1.077008.500 Umgestaltung Beete Ortskern, Straßen 113.149,04 1.323,83  -1.323,83 

I1.077008 Umgestaltung Beete Ortskern, Straßen 113.149,04 1.323,83  -1.323,83 

I1.077009.560 Bachstraße (SAB), Str.ausbaubeiträge 0,00 0,00 -70.000,00 -70.000,00 

I1.077009 Bachstraße (SAB), Str.ausbaubeiträge 0,00 0,00 -70.000,00 -70.000,00 

I1.077011.500 BPl.105 Südl.Schloßp.III, Straßenbau 65.685,09 247.520,74 269.314,91 21.794,17 

I1.077011.560 BPl.105 Südl.Schloßp.III, Erschl.Beitrag 0,00 -754.008,28 -746.000,00 8.008,28 

I1.077011 BPl.105 Südl.Schloßp.III, Straßenbau 65.685,09 -506.487,54 -476.685,09 29.802,45 

I1.077012.525 Zuschuss an LK f. Ampel Schulstr., Str. 22.168,44 0,00  0,00 

I1.077012 Zuschuss an LK f. Ampel Schulstr., Str. 22.168,44 0,00  0,00 

I1.077013.560 BBPl. 58 Königstr. - Erschließungsbeitr. 0,00 -33.749,76  33.749,76 

I1.077013 BBPl. 58 Königstr. - Erschließungsbeitr. 0,00 -33.749,76  33.749,76 

I1.077015.560 BPl.15a Erw. GW Liethe - Erschl.beiträge -63.700,00 -14.663,74  14.663,74 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser, 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.077015 BPl.15a Erw. GW Liethe - Erschl.beiträge -63.700,00 -14.663,74  14.663,74 

I1.077018.510 Ankauf Verkehrsfl Klostermoorweg, Straße 1.164,00 0,00  0,00 

I1.077018 Ankauf Verkehrsfl Klostermoorweg, Straße 1.164,00 0,00  0,00 

I1.077019.565 Verk. Verkehrsfl Klostermoorweg, Straße -3.430,00 0,00  0,00 

I1.077019 Verk. Verkehrsfl Klostermoorweg, Straße -3.430,00 0,00  0,00 

I1.077020.510 Ankauf Str.fläche Am Stratjebusch, Str. 601,22 1.116,41  -1.116,41 

I1.077020 Ankauf Str.fläche Am Stratjebusch, Str. 601,22 1.116,41  -1.116,41 

I1.077022.565 Verk. Wegefläche Buchenstr., Gemeindestr -25.578,00 0,00  0,00 

I1.077022 Verk. Wegefläche Buchenstr., Gemeindestr -25.578,00 0,00  0,00 

I1.077023.565 Verk. Str.fläche Am Liethgleis, Straßen -1.935,00 0,00  0,00 

I1.077023 Verk. Str.fläche Am Liethgleis, Straßen -1.935,00 0,00  0,00 

I1.077024.510 Straßengrundstk. Wilhelmstr.,Gemeindestr 2.866,37 0,00  0,00 

I1.077024 Straßengrundstk. Wilhelmstr.,Gemeindestr 2.866,37 0,00  0,00 

I1.077025.525 Kostenanteil für Trafostation, Straßen 57.899,21 0,00  0,00 

I1.077025 Kostenanteil für Trafostation, Straßen 57.899,21 0,00  0,00 

I1.077026.510 N-Scale Cockpit Softw.(digit.Akte),Straß 3.584,00 0,00  0,00 

I1.077026 N-Scale Cockpit Softw.(digit.Akte),Straß 3.584,00 0,00  0,00 

I1.077027.565 Verk. Straßenteilfl. Cäcilienring, Straß -920,00 -150,00  150,00 

I1.077027 Verk. Straßenteilfl. Cäcilienring, Straß -920,00 -150,00  150,00 

I1.077029.500 BPl.107 Hugo-Duph.-Str. - Straße 0,00 69.014,56 128.000,00 58.985,44 

I1.077029.560 BPl.107 Hugo-Duph.-Str. - Erschl.Beitrag 0,00 -237.799,45 -284.000,00 -46.200,55 

I1.077029 BPl.107 Hugo-Duph.-Str. - Straße 0,00 -168.784,89 -156.000,00 12.784,89 

I1.077035.500 SAB Loyer Weg bis Emsoldstr., Straßen 0,00 0,00 150.000,00 150.000,00 

I1.077035 SAB Loyer Weg bis Emsoldstr., Straßen 0,00 0,00 150.000,00 150.000,00 

I1.077036.525 Zusch. an LK f. Bahnunterfüh. Raiff, Str 0,00 0,00 850.000,00 850.000,00 

I1.077036 Zusch. an LK f. Bahnunterfüh. Raiff, Str 0,00 0,00 850.000,00 850.000,00 

I1.077037.500 Grünanl. BPl.103 nördl. Havelstr., Straß 107,92 51.400,00  -51.400,00 

I1.077037 Grünanl. BPl.103 nördl. Havelstr., Straß 107,92 51.400,00  -51.400,00 

I1.077038.565 Verk. Grdstk. an Deutsche Bahn, Straßen -420,00 0,00  0,00 

I1.077038 Verk. Grdstk. an Deutsche Bahn, Straßen -420,00 0,00  0,00 

I1.077039.555 Zuschuss Land SAB Eichendorffstr., Gemei 0,00 -30.602,22  30.602,22 

I1.077039 Zuschuss Land SAB Eichendorffstr., Gemei 0,00 -30.602,22  30.602,22 

I1.077040.510 Verkehrsspiegel Borbecker Weg/Schoolstr. 0,00 1.375,05  -1.375,05 

I1.077040 Verkehrsspiegel Borbecker Weg/Schoolstr. 0,00 1.375,05  -1.375,05 

I1.077041.500 Erw. BPl. 59 GE Leuchtenb. III, Straße 0,00 382.238,40  -382.238,40 

I1.077041.560 Erschl.-Beitr. BPl.59 Leuchtenb.III, Str 0,00 -16.908,90  16.908,90 

I1.077041 Erw. BPl. 59 GE Leuchtenb. III, Straße 0,00 365.329,50  -365.329,50 

I1.077042.500 Lichtsignalanlage Schloßstr., Straßen 0,00 9.736,34  -9.736,34 

I1.077042 Lichtsignalanlage Schloßstr., Straßen 0,00 9.736,34  -9.736,34 

I1.077043.510 Erwerb Straßenfl. Mühlenstr., Straßen 0,00 2.210,33  -2.210,33 

I1.077043 Erwerb Straßenfl. Mühlenstr., Straßen 0,00 2.210,33  -2.210,33 

I1.077044.565 Verk. Teilfl. Ladestraße, Straßen 0,00 -405,00  405,00 

I1.077044 Verk. Teilfl. Ladestraße, Straßen 0,00 -405,00  405,00 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH6_01 Planung,Verkehr,Abwasser, 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.077045.510 2016 Sammelposten - Str., Wege, Plätze 0,00 975,55  -975,55 

I1.077045 2016 Sammelposten - Str., Wege, Plätze 0,00 975,55  -975,55 

I1.077047.510 Ankauf Str.fläche Liethe, Gemeindestr. 0,00 217,12  -217,12 

I1.077047 Ankauf Str.fläche Liethe, Gemeindestr. 0,00 217,12  -217,12 

I1.077048.500 BPl.68d GE Tannenkr.2.Stichstr., Straße 0,00 30.060,21  -30.060,21 

I1.077048 BPl.68d GE Tannenkr.2.Stichstr., Straße 0,00 30.060,21  -30.060,21 

I1.077049.510 Grdstk. Ausbau Parkstr./Loyer W., Straße 0,00 27.439,50  -27.439,50 

I1.077049 Grdstk. Ausbau Parkstr./Loyer W., Straße 0,00 27.439,50  -27.439,50 

I1.077050.510 Tausch-Ausg. Str.fläche Liethe, Straßen 0,00 132,05  -132,05 

I1.077050 Tausch-Ausg. Str.fläche Liethe, Straßen 0,00 132,05  -132,05 

I1.077051.510 Ankauf Straßenfl. Voßbarg, Gemeindestr. 0,00 454,39  -454,39 

I1.077051 Ankauf Straßenfl. Voßbarg, Gemeindestr. 0,00 454,39  -454,39 

I1.077052.500 Bushaltebucht Köttersweg, Straßen 0,00 8.680,09  -8.680,09 

I1.077052 Bushaltebucht Köttersweg, Straßen 0,00 8.680,09  -8.680,09 

I1.077061.500 Erw.BPl.15a Hohe Looge 2.BA, Straße 0,00 11.270,82  -11.270,82 

I1.077061 Erw.BPl.15a Hohe Looge 2.BA, Straße 0,00 11.270,82  -11.270,82 

I1.082913.500 2014 Ern. Verteiler Haupteinsp., Str.bel 6.238,59 974,97 1.335,96 360,99 

I1.082913 2014 Ern. Verteiler Haupteinsp., Str.bel 6.238,59 974,97 1.335,96 360,99 

I1.082925.525 Zusch.an LK Str.beleucht. BPl.15a Liethe 3.231,51 2.500,00 6.877,21 4.377,21 

I1.082925 Zusch.an LK Str.beleucht. BPl.15a Liethe 3.231,51 2.500,00 6.877,21 4.377,21 

I1.082927.500 2016 Verteiler, Haupteinsp., Straßenbel. 0,00 0,00 15.000,00 15.000,00 

I1.082927 2016 Verteiler, Haupteinsp., Straßenbel. 0,00 0,00 15.000,00 15.000,00 

I1.082931.510 2016 Sammelposten - Straßenbeleuchtung 0,00 599,00  -599,00 

I1.082931 2016 Sammelposten - Straßenbeleuchtung 0,00 599,00  -599,00 

I1.083406.500 2 Bushaltestellen Schafjückenweg, ÖPNV 0,00 46.195,47 148.813,44 102.617,97 

I1.083406.555 Zusch. LNVG f. 2 Bushalt. Schafj., ÖPNV 0,00 0,00 -75.000,00 -75.000,00 

I1.083406 2 Bushaltestellen Schafjückenweg, ÖPNV 0,00 46.195,47 73.813,44 27.617,97 

I1.083407.555 Zuschu. ZVBN f.Bushalt. Wilhelmstr.,ÖPNV 0,00 -18.250,00  18.250,00 

I1.083407 Zuschu. ZVBN f.Bushalt. Wilhelmstr.,ÖPNV 0,00 -18.250,00  18.250,00 

I1.083906.510 2014 Ankauf Kompensationsflächen 178.342,59 144.211,60 62.989,40 -81.222,20 

I1.083906 2014 Ankauf Kompensationsflächen 178.342,59 144.211,60 62.989,40 -81.222,20 

I1.083908.510 2016 Ankauf Kompens.flächen, Öff.Grün 0,00 104.585,09 125.000,00 20.414,91 

I1.083908 2016 Ankauf Kompens.flächen, Öff.Grün 0,00 104.585,09 125.000,00 20.414,91 

I1.083912.510 Ankauf Fläche f.Biotop Liethe,Öfftl.Grün 0,00 4.928,15  -4.928,15 

I1.083912 Ankauf Fläche f.Biotop Liethe,Öfftl.Grün 0,00 4.928,15  -4.928,15 

I1.084901.525 Zuschuss Wald BPl.104, Kompensationsfl. 0,00 13.761,28  -13.761,28 

I1.084901 Zuschuss Wald BPl.104, Kompensationsfl. 0,00 13.761,28  -13.761,28 

I1.084903.525 Zuschuss Wald BPl.105, Kompensationsfl. 0,00 4.658,96  -4.658,96 

I1.084903 Zuschuss Wald BPl.105, Kompensationsfl. 0,00 4.658,96  -4.658,96 

Zwischensumme 2.315.357,90 2.726.617,62 10.818.298,11 8.091.680,49 

Gesamtsumme 2.315.357,90 2.726.617,62 10.818.298,11 8.091.680,49 
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A. Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_02 Bauhof 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -183.471,05 -186.412,93 -336.252,00 -149.839,07  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -183.471,05 -186.412,93 -336.252,00 -149.839,07  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 701.514,94 713.690,88 752.600,00 38.909,12  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 672.060,92 746.959,63 889.428,00 142.468,37  

16. Abschreibungen 143.851,06 136.872,60 163.737,00 26.864,40  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 12.907,48 12.313,53 30.100,00 17.786,47  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.530.334,40 1.609.836,64 1.835.865,00 226.028,36  

21. ordentliches Ergebnis 1.346.863,35 1.423.423,71 1.499.613,00 76.189,29  

22. außerordentliche Erträge  -8.331,15  8.331,15  

23. außerordentliche Aufwendungen 2.547,58 5.948,85  -5.948,85  

24. außerordentliches Ergebnis 2.547,58 -2.382,30  2.382,30  

25. Jahresergebnis 1.349.410,93 1.421.041,41 1.499.613,00 78.571,59  

26a Erträge aus ILV 3811* -1.266.016,43 -1.512.714,36 -1.532.778,00 -20.063,64  

26b Ertrag aus Umlage 91* -24.139,00 -809,17  809,17  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 41.717,01 62.017,05 44.252,39 -17.764,66  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -1.248.438,42 -1.451.506,48 -1.488.525,61 -37.019,13  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 100.972,51 -30.465,07 11.087,39 41.552,46  
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Teil-Ergebnisrechnung   2016TH6_02 Bauhof 

Produkt   P1.06.00.573300 Bauhof 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansatz 2016  
- Euro - 

Differenz aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 
Aufwen- 
dungen            
- Euro - 

Ordentliche Erträge      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen u. allgem. Umlagen      

03. Auflösungserträge aus Sonderposten      

04. sonstige Transfererträge      

05. öffentlich-rechtliche Entgelte      

06. privatrechtliche Entgelte -183.471,05 -186.412,93 -336.252,00 -149.839,07  

07. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

08. Zinsen und ähnliche Finanzerträge      

09. aktivierte Eigenleistungen      

10. Bestandsveränderungen      

11. sonstige ordentliche Erträge      

12. =Summe ordentliche Erträge -183.471,05 -186.412,93 -336.252,00 -149.839,07  

Ordentliche Aufwendungen      

13. Aufwendungen für aktives Personal 701.514,94 713.690,88 752.600,00 38.909,12  

14. Aufwendungen für Versorgung      

15. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 672.060,92 746.959,63 889.428,00 142.468,37  

16. Abschreibungen 143.851,06 136.872,60 163.737,00 26.864,40  

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen      

18. Transferaufwendungen      

19. sonstige ordentliche Aufwendungen 12.907,48 12.313,53 30.100,00 17.786,47  

20. = Summe ordentliche Aufwendungen 1.530.334,40 1.609.836,64 1.835.865,00 226.028,36  

21. ordentliches Ergebnis 1.346.863,35 1.423.423,71 1.499.613,00 76.189,29  

22. außerordentliche Erträge  -8.331,15  8.331,15  

23. außerordentliche Aufwendungen 2.547,58 5.948,85  -5.948,85  

24. außerordentliches Ergebnis 2.547,58 -2.382,30  2.382,30  

25. Jahresergebnis 1.349.410,93 1.421.041,41 1.499.613,00 78.571,59  

26a Erträge aus ILV 3811* -1.266.016,43 -1.512.714,36 -1.532.778,00 -20.063,64  

26b Ertrag aus Umlage 91* -24.139,00 -809,17  809,17  

27a Aufwendungen aus ILV 4811*      

27b Aufwand aus Umlage 91* 41.717,01 62.017,05 44.252,39 -17.764,66  

27c Aufwand aus Vorkosten 90*      

28. Saldo aus ILV -1.248.438,42 -1.451.506,48 -1.488.525,61 -37.019,13  

29. Ergebnis unter Berücksichtigung der ILV 100.972,51 -30.465,07 11.087,39 41.552,46  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH6_02 Bauhof 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

01. Steuern und ähnliche Abgaben      

02. Zuwendungen und allgemeine Umlagen      

03. sonstige Transfereinzahlungen      

04. öffentlich-rechtliche Entgelte      

05. privatrechtliche Entgelte -183.137,64 -196.022,12 -336.252,00 -140.229,88  

06. Kostenerstattungen und Kostenumlagen      

07. Zinsen und ähnliche Einzahlungen      

08. Einzahl. aus der Veräußerung GWG      

09. Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen -27.961,07 -31.050,00  31.050,00  

10. = Summe Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

-211.098,71 -227.072,12 -336.252,00 -109.179,88  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit      

11. Auszahlungen für aktives Personal 697.779,10 722.962,62 752.600,00 29.637,38  

12. Auszahlungen für Versorgung      

13. Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen u. 
GWG 

666.913,16 752.039,02 889.428,00 137.388,98  

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen      

15. Transferauszahlungen      

16. sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 15.205,30 18.348,82 30.100,00 11.751,18  

17. = Summe Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

1.379.897,56 1.493.350,46 1.672.128,00 178.777,54  

18. Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.168.798,85 1.266.278,34 1.335.876,00 69.597,66  
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B. Teil-Finanzrechnung   2016TH6_02 Bauhof 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2015  
- Euro - 

Ergebnis 2016  
- Euro - 

Ansätze 2016  
- Euro - 

mehr(+), 
weniger(-) 

aus Sp. 5: 
bisher nicht 
bewilligte 
üpl./apl. 

Auszahlungen  
- Euro - 

Einzahlungen für Investitionstätigkeiten      

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit      

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit      

21. Veräußerung von Sachvermögen  -1.814,00  1.814,00  

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen      

23. sonstige Investitionstätigkeit      

24. = Summe der Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

 -1.814,00  1.814,00  

Auszahlungen für Investitionstätigkeiten      

25. Erwerb von Grundstücken. u. Gebäuden      

26. Baumaßnahmen 3.043,80 37.565,49 10.421,53 -27.143,96  

27. Erwerb von beweglichem Sachvermögen 8.453,26 84.485,11 283.000,00 198.514,89  

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen      

29. Aktivierbare Zuwendungen      

30. Sonstige Investitionstätigkeit      

31. = Summe der Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

11.497,06 122.050,60 293.421,53 171.370,93  

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 11.497,06 120.236,60 293.421,53 173.184,93  

33. Finanzierungsmittel-Überschuss/-Fehlbetrag 1.180.295,91 1.386.514,94 1.629.297,53 242.782,59  

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungtätigkeit      

34. Einzahlungen; Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

35. Auszahlungen; Tilgung von Krediten und inneren 
Darlehen für Investitionstätigkeit 

     

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit      

37. Finanzmittelveränderung 1.180.295,91 1.386.514,94 1.629.297,53 242.782,59  
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH6_02 Bauhof 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

I1.085901.500 Bau einer Salzlagerstätte, Bauhof 3.043,80 37.565,49 10.421,53 -27.143,96 

I1.085901 Bau einer Salzlagerstätte, Bauhof 3.043,80 37.565,49 10.421,53 -27.143,96 

I1.085910.510 Anhänger Iseki SXG f. WSTCX272, Bauhof 0,00 7.162,90  -7.162,90 

I1.085910 Anhänger Iseki SXG f. WSTCX272, Bauhof 0,00 7.162,90  -7.162,90 

I1.085915.510 2015 Sammelposten - Bauhof 5.855,17 0,00  0,00 

I1.085915 2015 Sammelposten - Bauhof 5.855,17 0,00  0,00 

I1.085916.510 2016 Sammelposten - Bauhof 0,00 11.270,16 10.000,00 -1.270,16 

I1.085916 2016 Sammelposten - Bauhof 0,00 11.270,16 10.000,00 -1.270,16 

I1.085929.510 Hochentaster, Bauhof 1.215,45 0,00  0,00 

I1.085929 Hochentaster, Bauhof 1.215,45 0,00  0,00 

I1.085930.510 Verkehrszeichenträger, Bauhof 1.382,64 0,00  0,00 

I1.085930 Verkehrszeichenträger, Bauhof 1.382,64 0,00  0,00 

I1.085932.510 Fendt Geräteträger, Bauhof 0,00 0,00 180.000,00 180.000,00 

I1.085932 Fendt Geräteträger, Bauhof 0,00 0,00 180.000,00 180.000,00 

I1.085933.510 Schredder, Bauhof 0,00 0,00 40.000,00 40.000,00 

I1.085933 Schredder, Bauhof 0,00 0,00 40.000,00 40.000,00 

I1.085934.510 Kreiselegge, Bauhof 0,00 0,00 8.000,00 8.000,00 

I1.085934 Kreiselegge, Bauhof 0,00 0,00 8.000,00 8.000,00 

I1.085935.510 Mulchmähwerk, Bauhof 0,00 8.015,11 15.000,00 6.984,89 

I1.085935 Mulchmähwerk, Bauhof 0,00 8.015,11 15.000,00 6.984,89 

I1.085937.510 Schneeräumschild, Bauhof 0,00 8.500,00  -8.500,00 

I1.085937 Schneeräumschild, Bauhof 0,00 8.500,00  -8.500,00 

I1.085938.510 Grader (Planierschild), Bauhof 0,00 0,00 30.000,00 30.000,00 

I1.085938 Grader (Planierschild), Bauhof 0,00 0,00 30.000,00 30.000,00 

I1.085939.510 Stoll Greifschaufel (Anbauger.), Bauhof 0,00 2.779,99  -2.779,99 

I1.085939 Stoll Greifschaufel (Anbauger.), Bauhof 0,00 2.779,99  -2.779,99 

I1.085940.510 Hochdruckreiniger Kärcher, Bauhof 0,00 3.510,50  -3.510,50 

I1.085940 Hochdruckreiniger Kärcher, Bauhof 0,00 3.510,50  -3.510,50 

I1.085941.510 Unkraut-Biene inkl. Spritzschutz, Bauhof 0,00 2.212,00  -2.212,00 

I1.085941 Unkraut-Biene inkl. Spritzschutz, Bauhof 0,00 2.212,00  -2.212,00 

I1.085942.510 Telefonanl. Panasonic KX-NS700NE, Bauhof 0,00 1.641,25  -1.641,25 

I1.085942 Telefonanl. Panasonic KX-NS700NE, Bauhof 0,00 1.641,25  -1.641,25 

I1.085943.565 Verkauf Mulchgerät, Bauhof 0,00 -1.100,00  1.100,00 

I1.085943 Verkauf Mulchgerät, Bauhof 0,00 -1.100,00  1.100,00 

I1.085944.510 Kunstrasenreiniger Hörger SKU210, Bauhof 0,00 23.883,30  -23.883,30 

I1.085944 Kunstrasenreiniger Hörger SKU210, Bauhof 0,00 23.883,30  -23.883,30 

I1.085945.510 LRM Hydrosaugdüse HY 120, Bauhof 0,00 6.108,90  -6.108,90 

I1.085945 LRM Hydrosaugdüse HY 120, Bauhof 0,00 6.108,90  -6.108,90 

I1.085962.510 Wildkrautbürste f. Schlepper, Bauhof 0,00 9.401,00  -9.401,00 

I1.085962 Wildkrautbürste f. Schlepper, Bauhof 0,00 9.401,00  -9.401,00 

I1.085963.565 Verkauf Kersten Wildkrautbürste, Bauhof 0,00 -714,00  714,00 

I1.085963 Verkauf Kersten Wildkrautbürste, Bauhof 0,00 -714,00  714,00 

Zwischensumme 11.497,06 120.236,60 293.421,53 173.184,93 
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C. Investitionen und Investitionsmaßnahmen   2016TH6_02 Bauhof 

Investitionsmaßnahmen Ergebnis 2015  
-Euro- 

Ergebnis 2016  
-Euro- 

Ansatz 2016  
-Euro- 

Vergleich 
Ansatz/Ergebn
is 2016 -Euro- 

Gesamtsumme 11.497,06 120.236,60 293.421,53 173.184,93 
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Bilanz Gemeinde Rastede zum 31.12.2016 
Aktiva 2015 2016 

 - Euro - - Euro - 

1. Immaterielles Vermögen 3.407.929,23 4.418.273,70 

1.1 Konzessionen   

1.2 Lizenzen 101.818,00 93.960,00 

1.3 Ähnliche Rechte   

1.4 Geleist. Investitionszuwendungen 
u -zuschüsse 

2.303.201,00 3.101.401,00 

1.5 Aktivierter Umstellungsaufwand   

1.6 Sonstiges immaterielles Vermögen 1.002.910,23 1.222.912,70 

2. Sachvermögen 115.784.065,44 120.638.007,69 

2.1 Unbeb. Grundstücke u. 
grundst.-gleiche Rechte 

6.847.302,47 6.923.181,01 

2.1.1 Grünflächen 1.627.281,15 1.608.225,15 

2.1.2 Ackerland   

2.1.3 Wald, Forsten   

2.1.9 Sonstige unbebaute 
Grundstücke 

5.220.021,32 5.314.955,86 

2.2 Beb. Grundstücke und grundst.-
gleiche Rechte 

33.299.956,84 38.956.884,54 

2.2.1 Grundstücke mit Wohnbauten 743.140,67 719.347,37 

2.2.2 Grundstücke mit sozialen 
Einrichtungen 

5.213.859,51 5.204.296,51 

2.2.3 Grundstücke mit Schulen 10.493.874,65 13.190.051,65 

2.2.4 Grundst. m. Kultur-, Sport- u. 
Gartenanlagen 

14.203.339,16 17.330.722,16 

2.2.5 
Grundst.f.Brandschutz,Rettungsdienst
,Katastr. 

1.152.415,80 1.157.234,80 

2.2.9 GS m.so.Dienst-,Geschäfts-
u.and.Betriebsgeb. 

1.493.327,05 1.355.232,05 

2.3 Infrastrukturvermögen 48.059.675,60 50.298.106,29 

2.3.1 Grund und Boden des 
Infrastrukturvermögens 

  

2.3.2 Brücken und Tunnel 279.524,00 275.186,00 

2.3.3 
Gleisanl.m.Streckenausrüst.u.Sicherh
eitsanl. 

  

2.3.4 Entwässerungs-und 
Abwasserbeseitigungsanlagen 

25.254.510,97 26.287.977,97 

2.3.5 
Straßen,Wege,Plätze,Verkehrslenkun
gsanlagen 

22.515.028,63 23.734.942,32 

2.3.6 Strom-,Gas-
,Wasserleit.u.zugehörige Anlagen 

  

2.3.7 Wasserbauliche Anlagen   

2.3.8 Friedhöfe und 
Bestattungseinrichtungen 

  

2.3.9 Sonstige Bauten des 
Infrastrukturvermögens 

10.612,00  

2.4 Bauten auf fremdem Grund und 
Boden 

75,00 71,00 

 

 

Passiva 2015 2016 

 - Euro - - Euro - 

1. Nettoposition 114.340.343,70 120.529.101,56 

1.1 Basis-Reinvermögen 51.446.419,88 51.873.334,01 

1.1.1 Reinvermögen 51.446.419,88 51.873.334,01 

1.1.2 Sollfehlbetr.aus 
kameral.Abschl.als Minusbetr 

  

1.2 Rücklagen 5.942.078,52 5.940.980,67 

1.2.1 Rückl. aus Überschüssen d. 
ordentl. Erg. 

5.918.815,68 5.918.815,68 

1.2.2 Rückl. aus Überschüssen d. 
außerordentl. Erg. 

  

1.2.3 Bewertungsrücklage i.F.d. § 54 
IV S.2 GemHKVO 

  

1.2.4 Zweckgebundene Rücklagen 23.262,84 22.164,99 

1.2.5 Sonstige Rücklagen   

1.3 Jahresergebnis 17.397.306,02 20.941.936,04 

1.3.1 Fehlbeträge aus Vorjahren   

1.3.2 
Jahresüberschuss/Jahresfehlbetra 

17.397.306,02 20.941.936,04 

1.3.2.0 Jahresergebnis aus Vorjahren 
ohne Verwendungsbeschluss 

12.983.457,36 17.397.306,02 

1.3.2.1 Jahresergebnis positiv(+) / 
negativ (-) 

4.413.848,66 3.544.630,02 

1.4 Sonderposten 39.554.539,28 41.772.850,84 

1.4.1 Investitionszuweisungen u 
Zuschüsse/ Sapo 

13.488.095,00 13.915.058,00 

1.4.2 Beiträge und ähnliche Entgelte 17.740.172,00 18.149.336,00 

1.4.3 Gebührenausgleich 818.257,67 818.257,67 

1.4.4 Bewertungsaugleich   

1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf 
Sonderposten 

7.309.622,61 8.695.415,17 

1.4.6 Sonstige Sonderposten 198.392,00 194.784,00 

2. Schulden 7.315.003,48 4.356.046,24 

2.1 Geldschulden 3.611.322,27 3.210.654,82 

2.1.1 Anleihen   

2.1.2 Verb. aus Krediten für 
Investitionen 

3.611.322,27 3.210.654,82 

2.1.3 Liquiditätskredite   

2.1.4 Sonstige Geldschulden   

2.1.4.5 Sonstige Geldschulden   

2.2 Verb. aus kreditähnlichen 
Rechtsgeschäften 

  

2.2.1 Hypotheken-, Grund- und 
Rentenschulden 
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Aktiva 2015 2016 

 - Euro - - Euro - 

2.5 Kunstgegenstände, 
Kulturdenkmäler 

71.078,00 68.552,00 

2.5.1 Kunstgegenstände 71.078,00 68.552,00 

2.5.5 Kulturdenkmäler   

2.6 Maschinen und technische 
Anlagen; Fahrzeuge 

1.517.602,00 1.623.094,00 

2.6.1 Fahrzeuge 1.182.664,00 1.314.616,00 

2.6.2 Maschinen und Technische 
Anlagen 

334.938,00 308.478,00 

2.7 Betriebs- u. 
Geschäftsausst,Pflanzen u. Tiere 

3.448.322,00 5.549.486,00 

2.7.1 Betriebsvorrichtungen 1.935.677,00 3.735.303,00 

2.7.2 Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 

1.021.083,00 1.287.433,00 

2.7.3 Nutzpflanzungen und Nutztiere   

2.7.5 Sapo f. bewegl.VG über 150,- 
bis 1.000,- Euro 

491.562,00 526.750,00 

2.8 Vorräte 6.553.962,69 4.742.191,37 

2.8.1 Rohstoffe / Fertigungsmaterial   

2.8.2 Hilfsstoffe   

2.8.3 Betriebsstoffe   

2.8.4 Waren   

2.8.5 Unfertige / Fertige Erzeugnisse 6.553.962,69 4.742.191,37 

2.8.7 Geleistete Anzahlungen auf 
Vorräte 

  

2.8.9 Sonstige Vorräte   

2.9 Geleistete Anzahlungen, 
Anlagen im Bau 

15.986.090,84 12.476.441,48 

2.9.1 Geleistete Anzahlungen auf 
Sachanlagen 

 64.576,91 

2.9.6 Anlagen im Bau 15.986.090,84 12.411.864,57 

3. Finanzvermögen 6.593.167,01 4.686.738,39 

3.1 Anteile an verbundenen 
Unternehmen 

25.000,00 25.000,00 

3.1.1 Anteilsrechte an verbundenen 
Unternehmen 

25.000,00 25.000,00 

3.2 Beteiligungen 2.122.075,67 2.122.120,15 

3.2.1 Beteiligungen 2.122.075,67 2.122.120,15 

3.3 Sondervermögen mit 
Sonderrechnung 

  

3.3.1 Sondervermögen   

3.3.2 Treuhandvermögen   

3.4 Ausleihungen 1.029.853,89 828.887,07 

3.4.1 Ausleihungen an Bund   

 

 

Passiva 2015 2016 

 - Euro - - Euro - 

2.2.2 Restkaufgelder   

2.2.3 Leasinggeschäfte   

2.2.9 Sonst. Kreditaufn. 
gleichkommende Vorgänge 

  

2.3 Verb. aus Lieferungen und 
Leistungen 

26.442,35 276.787,86 

2.4 Transferverbindlichkeiten 44.728,32 4.765,84 

2.4.1 
Finanzausgleichsverbindlichkeiten 

  

2.4.2 Verb.Zuw.u.Zusch.für lfd.Zwecke  -1.054,10 

2.4.3 Verb.aus Schuldendiensthilfen   

2.4.4 Soziale 
Leistungsverbindlichkeiten 

  

2.4.5 Verb.Zuw.u.Zusch.für 
Investitionen 

44.728,32 5.819,94 

2.4.6 Steuerverbindlichkeiten   

2.4.7 Andere 
Transferverbindlichkeiten 

  

2.5 Sonstige Verbindlichkeiten 3.632.510,54 863.837,72 

2.5.1 Durchlaufende Posten 3.317.496,29 425.386,45 

2.5.1.1 Verrechnete Mehrwertsteuer   

2.5.1.2 Abzuführende Lohn- und 
Kirchensteuer 

5.414,57 5.631,85 

2.5.1.3 Sonstige durchlaufende 
Posten 

3.312.081,72 419.754,60 

2.5.2 Abzuführende Gewerbesteuer   

2.5.3 Empfangene Anzahlungen   

2.5.4 Andere sonstige 
Verbindlichkeiten 

315.014,25 438.451,27 

2.5.5 Kassenverrechnungskonto 
Bauhof 

  

3. Rückstellungen 7.086.681,71 7.527.813,24 

3.1 Pensionsrückst. und ähnliche 
Verpflichtungen 

6.657.388,14 6.845.961,39 

3.2 Rückst.f.Altersteilzeit u. ähnliche 
Maßnahmen 

306.344,32 346.806,57 

3.3 Rückstellungen f. unterlassene 
Instandhaltung 

  

3.4 
Rückst.f.Rekultiv.u.Nachsorg.geschl.A
bfalldep 

  

3.5 Rückstellungen f. d. Sanierung 
von Altlasten 

  

3.6 Rückst.i.R.d.Fin.-
Ausgl.u.v.Steuerschuldverh. 

  

3.7 
Rück.f.droh.Verpfl.a.Bürgsch.,Gewährl
.,anh.GV 

 6.000,00 

3.8 Andere Rückstellungen 122.949,25 329.045,28 

4. Passive Rechnungsabgrenzung 69.730,74 175.703,94 

4.1 Passive Rechnungsabgrenzung 69.730,74 175.703,94 
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Aktiva 2015 2016 

 - Euro - - Euro - 

3.4.2 Ausleihungen an Land   

3.4.3 Ausleihungen an Gemeinden 
(GV) 

1.029.853,89 828.887,07 

3.4.4 Ausleihungen an 
Zweckverbände und dergl. 

  

3.4.5 Ausleihungen an sonst. öff. 
Bereich 

  

3.4.6 Ausleih. an 
verb.Untern.,Beteil.u.Sonderverm. 

  

3.4.7 Ausleihungen an sonst. öff. 
Sonderrechnungen 

  

3.4.8 Ausleihungen an Kreditinstitute   

3.4.9 Ausleihungen an sonst. 
inländischen Bereich 

  

3.4.10 Ausleihungen an sonst. 
ausländischen Bereich 

  

3.5 Wertpapiere 22.312,13 21.400,13 

3.5.1 Investmentzertifikate 3.604,00 2.692,00 

3.5.2 Kapitalmarktpapiere 18.708,13 18.708,13 

3.5.2.1 Kapitalmarktpapiere beim 
Bund 

  

3.5.2.2 Kapitalmarktpapiere beim 
Land 

  

3.5.2.3 Kapitalmarktpapiere bei 
Gemeinden (GV) 

  

3.5.2.4 Kapitalmarktpap. bei 
Zweckverbänden u. dergl. 

  

3.5.2.5 Kapitalmarktpapiere beim 
sonst. öff. Bereich 

  

3.5.2.6 Kapitalmarktpap.bei 
verb.UN,Beteil.,SonderV. 

  

3.5.2.7 Kapitalmarktpapiere bei öff. 
Sonderrechnungen 

  

3.5.2.8 Kapitalmarktpapiere bei 
Kreditinstituten 

18.708,13 18.708,13 

3.5.2.9 Kapitalmarktpap. b. 
sonst.inländisch. Bereich 

  

3.5.2.10 Kapitalmarktpap. b. 
sonst.ausländisch.Bereich 

  

3.5.3 Geldmarktpapiere   

3.5.3.1 Geldmarktpapiere beim Bund   

3.5.3.2 Geldmarktpapiere beim Land   

3.5.3.3 Geldmarktpapiere bei 
Gemeinden (GV) 

  

3.5.3.4 Geldmarktpapiere bei 
Zweckverbänden u.dergl. 

  

3.5.3.5 Geldmarktpapiere beim sonst. 
öff. Bereich 

  

3.5.3.6 
Geldmarktpap.b.verb.Untern.,Beteil.,S
onderV. 

  

3.5.3.7 Geldmarktpapiere bei 
öffentl.Sonderrechnungen 

  

3.5.3.8 Geldmarktpapiere bei 
Kreditinstituten 

  

3.5.3.9 Geldmarktpapiere b. 
sonst.inländisch.Bereich 

  

 

 

Passiva 2015 2016 

 - Euro - - Euro - 

4.2 Verbindlichkeiten aus 
Dienstleistungen 

  

4.9 Übrige Verbindlichkeiten   
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Aktiva 2015 2016 

 - Euro - - Euro - 

3.5.3.10 Geldmarktpapiere b. 
sonst.auslänisch.Bereih 

  

3.5.4 Finanzderivate   

3.6 Öffentlich-rechtliche 
Forderungen 

1.558.242,47 1.425.815,55 

3.6.1 Forderungen aus öff.-rechtl. 
Dienstleistungen 

793.290,85 298.531,59 

3.6.2 Öffentlich-rechtliche 
Forderungen 

  

3.6.9 Komm. Steuern u. übrige öff-
recht Forderungen 

764.951,62 1.127.283,96 

3.7 Forderungen aus 
Transferleistungen 

110.537,71 96.833,30 

3.7.1 Forderungen aus 
Transferleistungen 

110.537,71 96.833,30 

3.8 Sonstige privatrechtliche 
Forderungen 

1.580.983,59 12.433,57 

3.8.1 Ford. aus privatrechtlichen 
Dienstleistungen 

1.789.148,08 426.149,78 

3.8.2 Sonstige privatrechtliche 
Forderungen 

-208.164,49 -413.755,13 

3.8.7 
Eingef.,no.ni.eingez.Kap.u.eingef.Nac
hschüsse 

  

3.8.8 Vorsteuer   

3.8.9 Übrige privatrechtliche 
Forderungen 

 38,92 

3.8.10 Kassenverrechnungskonto 
Bauhof 

  

3.9 Sonstige 
Vermögensgegenstände 

144.161,55 154.248,62 

3.9.1 Sonstige 
Vermögensgegenstände 

144.161,55 154.248,62 

4. Liquide Mittel 2.835.145,62 2.664.833,89 

4.1 Sichteinl. b. Banken/KredIn; 
Schecks; Bargeld 

2.835.145,62 2.664.833,89 

4.1.1 Sparkasse 2.426.498,95 2.397.245,48 

4.1.2 Oldenburgische Landesbank 67.052,63 210.337,13 

4.1.3 Volksbank 330.319,77 46.976,99 

4.1.4 Postbank   

4.1.5 Sonstige 11.274,27 10.274,29 

5. Aktive Rechnungsabgrenzung 191.452,33 180.811,31 

5.1 Aktive Rechnungsabgrenzung 191.452,33 180.811,31 

5.2 Disagio   

5.3 Zölle und Verbrauchssteuern   

5.4 Vorsteuer auf erhaltene 
Anzahlungen 

  

5.5 Sonstige aktive 
Rechnungsabgrenzung 
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Bilanzsumme 2015 2016 

 - Euro - - Euro - 

 128.811.759,63 132.588.664,98 

 

 

Bilanzsumme 2015 2016 

 - Euro - - Euro - 

 128.811.759,63 132.588.664,98 

 

 

Vorbelastungen 

 § 54 Abs. 5 GemHKVO 

 

  Haushaltsreste 6.030.121,00 

Bürgschaften 0,00 

Gewährleistungsverträge 0,00 

In Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen *) 1.588.157,36 

Verpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften 0,00 

Über das Haushaltsjahr gestundete Beträge **) 722.206,71 

Sonstiges 848.861.81 

  *)   Insofern keine Vorbelastung, als dieser Betrag im  

      Folgejahr als Haushaltsansatz veranschlagt worden ist. 

**) Nicht liquide Vorbelastung, wenn es zu Abschreibungen 

     kommen sollte. 

  

 

 
             Rastede, den 24.04.2017                                              ________________________ 
                                                                                                                  von Essen 
                                                                                                                Bürgermeister 
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Anhang zur Jahresrechnung 2016 

 1. Die wichtigsten Ergebnisse des Jahresabschlusses 

1.1 Bilanz 

Die Bilanzsumme ist um 3.776.905,35 Euro auf 132.588.664,98 Euro gestie-
gen. 
 

 Bilanz- Text 2015 2016 Abweichung   
 position       absolut % 
AKTIVA / 
PASSIVA SUMME A K T I V A 128.811.759,63 132.588.664,98 3.776.905,35       2,9 

 

Die Bilanzverlängerung setzt sich aus Einzelpositionen der Bilanz unter-
schiedlicher Art zusammen.  
 

 Bilanz- Text 2015 2016 Abweichung   
 position       absolut % 

A1. 
Summe Immaterielles Ver-

mögen 
3.407.929,23 4.418.273,70 1.010.344,47      29,6 

      

A2. Summe Sachvermögen 115.784.065,44 120.638.007,69 4.853.942,25       4,2 

davon:      

A2.3 
Summe Infrastrukturvermö-

gen 
33.299.956,84 38.956.884,54 5.656.927,70      17,0 

A2.8 Summe Vorräte 6.553.962,69 4.742.191,37 -1.811.771,32      27,6- 

A2.9.6 096000 Anlagen im Bau 15.986.090,84 12.411.864,57 -3.574.226,27      22,4- 

      
A3. Summe Finanzvermögen 6.593.167,01 4.686.738,39 -1.906.428,62      28,9- 

davon      

A3.4.3 

131230 Ausleihungen an 

Gemeinden (GV), mehr als 

5 J. 

1.029.853,89 828.887,07 -200.966,82      19,5- 

A3.6.1 
151100 Ford. aus öff.-

rechtl. Dienstleistungen 
852.955,47 320.965,80 -531.989,67      62,4- 

A3.8.1 

161100 Forderungen aus 

privatrechtlichen Dienst-

leist. 

1.789.377,48 426.431,68 -1.362.945,80      76,2- 

      
A4. Summe Liquide Mittel 2.835.145,62 2.664.833,89 -170.311,73       6,0- 

 
In absoluten Werten haben insbesondere das immaterielle und das Sachver-
mögen zugenommen, wobei sich innerhalb des Sachvermögens dadurch 
Verschiebungen ergeben haben, dass in größerem Umfang Anlagen im Bau 
aktiviert werden konnten. 
 
Das Finanzvermögen hat sich in größerem Umfang dadurch reduziert, dass 
insbesondere Forderungen realisiert werden konnten und der Abbau der 
Kreisschulbaukasse voranschreitet. 
 
Der Bestand an liquiden Mitteln ist stichtagsbezogen mit 2,6 Mio Euro recht 
konstant und weiterhin hoch. Konstanz spricht bei ausgeglichenen Haushal-
ten dafür, dass die Gemeinde ihre Planziele des Haushaltsjahres umsetzen 
konnte. Für den Investitionsbereich trifft dieses allerdings nicht zu, weil der 
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Abarbeitung von Haushaltsresten aus Vorjahren unerledigte Investitionen 
des Planjahres (neue Haushaltsreste) gegenüberstehen. 
 
Im Ergebnis ist ein deutlicher Aktivtausch zu Gunsten des immateriellen und 
Sachvermögens zu Lasten des Finanzvermögens festzustellen. Weil im Be-
reich Finanzvermögen insbesondere die Forderungen abgebaut werden 
konnten, ist dies für die aktive Seite der Bilanz in 2016 eine positive Entwick-
lung gewesen. Von der Finanzierungsseite der Bilanz her (Passiv) geht ihre 
Verlängerung auf eine positive Entwicklung bei den Sonderposten zurück 
und auf eine sehr gute Ergebnisrechnung. 
 
Neben dem Anstieg der Sonderposten (investive Zuschüsse und Beiträge) 
und der guten Ergebnisrechnung konnten aber auch die Geldschulden und 
die sonstigen Verbindlichkeiten im Vergleich zum Vorjahr deutlich reduziert 
werden. Diese Reduzierung geht nicht darauf zurück, dass liquide Mittel aus-
gezahlt werden mussten (Tilgung), sondern vorher schon eingenommene 
Gelder nun endgültig verbucht werden konnten und dadurch den Status der 
Verbindlichkeit verloren haben (reiner Passivtausch). Auffällig ist der Anstieg 
des Reinvermögens um rd. 426.000 Euro. Dies erklärt sich insbesondere 
dadurch, dass sich Teile der Erschließungsbeiträge als Sonderposten auf un-
bewegliches Vermögen beziehen und deshalb in diese Position gebucht wer-
den mussten. 
 
Vorbehaltlich der Prüfung der Jahresrechnung durch das Rechnungsprü-
fungsamt und der Beschlussfassung durch den Rat ist für 2016 ein weiterer 
Anstieg der Überschussrücklagen erkennbar. 
 

 Bilanz- Text 2015 2016 Abweichung   
 position       absolut % 
P1.1.1 200100 Reinvermögen -51.446.419,88 -51.873.334,01 -426.914,13       0,8- 

      

P1.3.2.0 
206000 Ergebnis des 

laufenden Jahres 
-12.983.457,36 -17.397.306,02 -4.413.848,66      34,0- 

      
P1.4 Summe Sonderposten -39.554.539,28 -41.772.850,84 -2.218.311,56       5,6- 

      
P1. Summe Nettoposition -114.340.343,70 -120.529.101,56 -6.188.757,86       5,4- 

      
P2.1 Summe Geldschulden -3.611.322,27 -3.210.654,82 400.667,45      11,1 

P2. Summe der Schulden -7.315.003,48 -4.356.046,24 2.958.957,24      40,5 

      

P3. 
Summer der Rückstel-

lungen 
-7.086.681,71 -7.527.813,24 -441.131,53       6,2- 

 
Insgesamt ist festzustellen, dass sich 2016 das gemeindliche Vermögen aus-
gewogen positiv entwickelt hat. Besonders erfreulich ist dabei, dass die Ver-
mögensvermehrung nicht mit Krediten bezahlt wurde, sondern durch ein po-
sitives Jahreswirtschaftsergebnis und liquide Zuflüsse im Bereich investive 
Zuschüsse und Beiträge. Geplant war sehr wohl, im Rahmen der investiven 
Aufgabenerledigung Kredite aufzunehmen; sie wurden aber noch nicht benö-
tigt. Allerdings muss man sehen, dass eine Reihe von Investitionen in der ge-
planten Zeitschiene nicht umgesetzt werden konnte, weshalb sich die Not-
wendigkeit ergeben hat, Haushaltseinnahmereste zu bilden. Mit Kreditauf-
nahmen aus der Ermächtigung 2016 heraus ist deshalb noch zu rechnen. 
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1.2 Ergebnisrechnung 

 
Vorzeichen in den folgenden Tabellen mit der Spalte „mehr(+), weniger(-) 

Grundsätzliche Erläuterung zu den Vorzeichen der Spalten in den nachstehenden Auf-
stellungen. Eine andere Darstellung ist weder aus Verständlichkeitsgründen noch ohne 
erheblichen Aufwand möglich.  

Es gilt, dass ein „-„ in den Ergebnis-/Ansatzspalten immer eine Einnahme ist (bei Ausga-
ben bedeutet das: sie werden reduziert). Ein „+“ in den Spalten ist immer eine Ausgabe.  

In der Spalte „mehr(+), weniger(-) gilt eine andere Regel, weil die Ergebnisse von Ein-
nahmen und Ausgaben kumuliert das Gesamtergebnis ergeben. Folgende Logik gilt: 

 
*) „-„ bedeutet Einnahme; „+“ bedeutet Ausgabe 
**) im Sinne des gesamten Haushaltsergebnisses: 

Bei Einnahmen: „weniger (-)“ = die Deckung der Aufwendungen reduziert sich 
                          „mehr (+)“     = die Deckung der Aufwendungen erhöht sich 
Bei Ausgaben:   „weniger (-)“ = das Ergebnis wird belastet, die Ausgaben nehmen zu 
                          „mehr (+)“     = das Ergebnis wird entlastet, die Ausgaben nehmen ab 

 
Beispiel: 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis Ansätze  mehr(+), weniger(-) 
  - Euro - - Euro -   

Einnahme -1,00 -2,00 -1,00 
 -3,00 -2,00 1,00 

Ausgabe 4,00 2,00 -2,00 
 4,00 6,00 2,00 

Ergebnis: 4,00 4,00 0,00 
 

 

 

Die Ergebnisrechnung entspricht weitgehend der handelsrechtlichen Gewinn- 
und Verlustrechnung. Es sind in ihr somit alle liquiden und nichtliquiden fi-
nanzwirtschaftlichen Vorgänge berücksichtigt. 
 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2015 
*) 

Ergebnis 2016 
*) 

Ansatz 2016  mehr(+) 
weniger(-) 

  - Euro - - Euro - - Euro -  - Euro - 
21. ordentliches Ergebnis -4.027.520,82 -3.651.576,61 -1.020.045,00 2.631.531,61 

24. außerordentliches Ergebnis -386.327,84 106.946,59   -106.946,59 

Jahresergebnis -4.413.848,66 -3.544.630,02 -1.020.045,00 2.524.585,02 

*) Minuswert = positiver Wert 

Das Ergebnis für den ordentlichen Ergebnishaushalt ist mehr als positiv, 
denn in Anbetracht dessen, dass eine öffentlich-rechtliche Kommune wie die 
Gemeinde keine Gewinne zu erzielen hat, sondern lediglich Kostendeckung 
anstrebt, ist ein solches Ergebnis bemerkenswert. Der positive Moment des 
Ergebnisses ist darin zu sehen, dass das Ergebnis der Überschussrücklage 
zugeführt werden kann und für evtl. spätere Planungen und Ergebnisse als 
Ausgleichsdeckung zur Verfügung steht. 

Der außerordentliche Ergebnishaushalt verzeichnet einen verhältnismäßig 
geringen Fehlbetrag. Der geringe Wert ist positiv, einerseits, und als Belas-
tungswert an sich nicht ungewöhnlich, andererseits, weil in diesem Bereich 
des Haushalts Aufwendungen und Erträge gebucht werden, die regelmäßig 
nicht geplant sind.  
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1.4 Finanzrechnung 

Die Finanzrechnung umfasst alle liquiden finanzwirtschaftlichen Vorgänge, 
den laufenden Verwaltungsbetrieb, die Investitionen und die Finanzierung 
betreffend. Außerdem werden alle haushaltsunwirksamen Geldvorgänge 
(durchlaufende Gelder) berücksichtigt. 
 

Einzahlungen und Auszahlun-
gen 

Ergebnis 2015 *) Ergebnis 2016 *) Ansätze 2016 
(mit Haushalts-

resten) 

mehr(+) 
weniger(-)  

  - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - 
18. Saldo aus laufender Ver-

waltungstätigkeit 
-4.573.606,12 -4.116.455,83 -984.962,37 3.131.493,46 

32. Saldo aus Investitionstätig-

keit 
6.704.908,02 4.105.716,00 14.873.310,06 10.767.594,06 

36. Saldo aus Finanzierungstä-

tigkeit 
325.176,30 400.667,45 -11.835.367,75 -12.236.035,20 

40. Saldo aus haushaltsunwirk-

samen Vorgängen 
-1.522.618,21 -220.194,31   220.194,31 

41. Bestand an Zahlungsmitteln 

am Anfang des Jahres 
3.760.723,00 2.826.635,62   -3.769.033,00 

42. Bestand an Zahlungsmitteln 

am Ende des Haushaltsjahres 
2.826.635,62 2.656.323,89 0 -4.702.892,99 

Zahlungsmittelfluss lt. vorstehender Finanzrechnung: 170.311,73   

Zahlungsmittelfluss lt. Bestandskonten: 169.733,31   
Differenz vorstehende Finanzrechnung zu den Be-
standskonten der Bilanz: 578,42  

*) Minus = Überschuss 

 

Um die v.g. 578,42 Euro differieren die Finanzrechnung und die liquiden Bu-
chungen auf den bilanziellen Bestandskonten. Die Differenzen ergeben sich 
aus dem Konto 169110 - Forderungen gegenüber Mitarbeitern (31,15 Euro, 
7,77 Euro; Besonderheit Loga-Verfahren; Ausgleichsbuchungen sind finanz-
rechnungswirksam in 2017 erfolgt) und der nachträglichen unbeabsichtigten 
Schaffung von zwei Klärungsfällen (Buchung auf dem Klärungskonto 
TKLAER) durch Buchungen am 16.01.17 mit rückwirkendem Buchungsda-
tum 01.12.16 (135 Euro, 404,50 Euro). 
 
Der Liquiditätsüberschuss im Bereich „Laufende Verwaltungstätigkeit“ mit 
4.116.455,83 Euro ist positiv zu werten, wobei 1.263.811,00 Euro bereits ge-
plant waren. Der zusätzliche Überschuss ist dadurch entstanden, dass insbe-
sondere im Bereich Allgemeine Deckungsmittel (Steuern und staatliche Zu-
wendungen) und im Bereich Verzinsung von Steuerforderungen überplanmä-
ßige Einnahmen erzielt wurden. Gleichzeitig wurden die Zinsaufwendungen 
für geplante Kreditaufnahmen nicht benötigt und es wurden erhebliche Mittel 
im Bereich sachlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand nicht benötigt. 
Auch in den anderen Aufwandsbereichen mussten die Planansätze nicht 
ausgeschöpft werden. 
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 2. Erhebliche Abweichungen des Jahresergebnisses von den Haushaltsansätzen 

Laufende Verwaltung: 

Im Folgenden werden solche Abweichungen erläutert, die inhaltlich eine erhebli-
che Abweichung beinhalten und soweit sie Bereiche betreffen, die für den Dienst-
betrieb und für die Vermeidung von Verlusten an den gemeindlichen Vermögens-
werten von besonderer Bedeutung sind. 

- Allgemeine Deckungsmittel 

Die Allgemeinen Deckungsmittel sind eine Reihe von Einnahmen, für die eine 
spezielle Gegenleistung nicht zu erbringen ist. Diese Deckungsmittel (siehe 
Aufstellung nachstehend) machen durchschnittlich rund 70 % der Finanzaus-
stattung für den Bereich laufende Verwaltung aus und erhalten deshalb immer 
eine besondere Aufmerksamkeit.  

Der Saldo der Allgemeinen Deckungsmittel abzüglich Umlagen (Gewerbesteu-
erumlage, Kreisumlage) liegt für 2016 über der planerischen Erwartung. Der 
nachfolgenden Zahlentabelle kann entnommen werden, dass hierfür insbeson-
dere die Zahlungen aus Schlüsselzuweisungen verantwortlich sind. Die Mehr-
einnahmen konnten nicht eingeplant werden, weil in 2016 eine nachträgliche 
Zuweisung gekommen ist. 

 
  2016    

 Ansatz endgültig Abweichung *) 
Grundsteuer A 150.000 147.691,14 -2.309 

Grundsteuer B 2.560.000 2.672.466,50 112.467 

Gewerbesteuer 8.800.000 8.642.580,73 -157.419 

Einkommensteuerbeteiligung 8.300.000 8.236.946,00 -63.054 

Umsatzsteuerbeteiligung 725.000 729.659,00 4.659 

Vergnügungssteuer 40.000 144.767,00 104.767 

Hundesteuer 65.000 65.776,06 776 

Schlüsselzuweisungen 3.570.000 4.190.240,00 620.240 

Zuschuss übertragener WK 390.000 408.608,00 18.608 

Summe 24.600.000,00 25.238.734,43 638.734 

    
Gewerbesteuerumlage 1.960.000,00 1.728.407,00 -231.593 

 50.000,00 44.872,00 -5.128 

Kreisumlage 7.410.000,00 7.495.736,00 85.736 

Summe: 9.420.000,00 9.269.015,00 -150.985 

    
Saldo 15.180.000,00 15.969.719,43 789.719 

*) „-„ = Mehreinnahme/Minderaufwand 
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- Personalaufwand 

 

Besondere personalpolitische Entscheidungen liegen dem Zahlungszuwachs 
nicht zu Grunde. Zu Belastungen haben überwiegend nur die Tariferhöhungen 
und spezielle Regelungen für den Kindertagesstättenbereich geführt. Der spe-
zielle Block (Karos) in den Säulen 2009 bis 2012, den Bauhof betreffend, ist in 
diesen Jahren keine direkte Personalauszahlung (an die Bauhofsmitarbeiter), 
sondern markiert den Zeitraum, in dem der Bauhof mit seiner eigenen Bilanz 
und Finanzbuchhaltung seine Personalauszahlungen selbst leisten musste. 
Der Block Bauhof ist ab 2013 entfallen, weil ab diesem Zeitpunkt der Bauhof 
keine eigenen Finanzbuchhaltung mit Bilanz mehr hat; der Bauhof ist seit die-
sem Zeitpunkt wieder in die Finanzbuchhaltung der Gemeinde integriert. 

Der obere Abschnitt der Säule (sichtbar in den Säulen 2010, 2011, 2014 und 
2016) zeigt die Zuführungen (nicht die Verbräuche!) zu den Rückstellungen für 
Pensionen usw.. Sie stellen keinen Liquiditätsabfluss im Haushaltsjahr dar. 
Die Pensionsrückstellungen beinhalten Rückstellungen für die aktiven und 
auch passiven Beamten. Die Rückstellung für die passiven Beamten ist regel-
mäßig durch Verbräuche, also durch eine Reduzierung gekennzeichnet. We-
gen der Konstanz des Stellenkegels halten sich die Zuführung zur Rückstel-
lung und die Verbräuche daraus verhältnismäßig gut die Waage.  
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- Bewirtschaftung 

 

Die Bewirtschaftungskosten sind so zu veranschlagen, wie sie nach den Ab-
schlägen zu berechnen sind. Hier gibt es keine Einsparmöglichkeiten, wie z.B. 
bei baulicher Unterhaltung. 2016 waren die Aufwendungen gegenüber 2015 
höher; verantwortlich sind hierfür Abrechnungen des Vorjahres und weitere 
Verbräuche durch zusätzliche oder erweiterte Einrichtungen. 

- Unterhaltung von baulichen Anlagen 

 

Die Planung der Aufwendungen für die bauliche Unterhaltung orientiert sich 
regelmäßig an dem Bedarf und dem Ziel, den Haushaltsplan auszugleichen. 
Nur vor diesem Hintergrund sind die Volumenschwankungen über die Jahre 
verständlich, denn grundsätzlich geht die Gemeindeverwaltung von einem 
kontinuierlichen Bedarf aus. Besonders im Blick ist in jedem Fall, dass bei Vo-
lumenreduzierungen kein unterlassener Unterhaltungsbedarf entsteht.  
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- Unterhaltung von Außenanlagen 

 

Hier gilt sinngemäß dasselbe wie bei der baulichen Unterhaltung, wobei unter-
lassener Unterhaltungsbedarf grundsätzlich nicht zum Problem der Grund-
stücksunterhaltung wird. Einen besonderen Schwerpunkt, wo der Unterhal-
tungsbedarf nicht oder besonders angefallen ist, ist nicht vorhanden. Beson-
dere Unterhaltungsmaßnahmen hat es 2016 nicht gegeben. 

 

„Großes“ Thema bei dem sonstigen unbeweglichen Vermögen sind die Stra-
ßen. Auch hier gilt, bedarfsgerechtes Veranschlagen im Spannungsverhältnis 
zur Notwendigkeit, den Haushalt auszugleichen. Angestrebt wird, wie bei den 
vorstehenden Aufwandsarten, eine ausreichende kontinuierliche Bereitstellung 
von Unterhaltungsmitteln. Die notwendigen Unterhaltungsmaßnahmen wurden 
beauftragt und ausgeführt.  
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- Abschreibungen 

 

Die Abschreibungen werden bei den Produkten nachgewiesen. Die Betrach-
tung im Einzelnen bei den Produkten macht allerdings dann nicht sehr viel 
Sinn, wenn die Gesamtproblematik Investition - Unterhaltung deutlich werden 
soll. Die Abschreibungen haben einen direkte Beziehung dazu, ob und in wel-
chem Umfang Vermögenswerte ersetzt werden oder neue hinzukommen. 
Sieht man sich das typische Investitionsverhalten der Gemeinde Rastede an, 
dann fällt der kontinuierliche Anstieg der Abschreibungen auf, obwohl die Ge-
meinde Rastede bisher immer dem Ziel entsprechend verfährt, vorhandene 
Bausubstanzen durch Unterhaltung (Aufwand) langfristig zu erhalten. Der Ab-
schreibungszuwachs, so wie er vorstehend in der Grafik zu erkennen ist, geht 
deshalb überwiegend auf ganz neue oder erweiternde Investitionsgüter, wie 
Straßen, Kanäle und zusätzliche Gebäude, zurück. Die Abschreibungen auf-
grund von ganz neuen oder erweiternden Einrichtungen, so wie sie die Grafik 
in ihrem Verlauf mit stark steigernder Tendenz in ihrer Wirkung aufzeigt, sind 
dahingehend zu werten, dass die Gemeinde in der Überlegung bleiben muss, 
wie vorhandene Vermögenswerte als solche zu erhalten sind, d.h. Vermö-
genswerte unterhalten oder durch neue zu ersetzen, wobei Letzteres zu einem 
zusätzlichen Anstieg an Abschreibungen führen würde. Abhängig davon, wel-
chen Weg die Gemeinde geht, wird das Verhältnis Unterhaltungsaufwand zu 
Abschreibungen beeinflusst. 
 

- Kostenrechnungen 
 
Nach § 129 Abs. 1 Satz 1 NKomVG muss bis zum 31.03. eines Jahres der 
Jahresabschluss erstellt werden. Zu diesem Zeitpunkt können jedoch nicht die 
Ergebnisse der Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) des abgelaufenen Jah-
res erstellt werden. Das ist deshalb nicht möglich, weil bei der KLR periodisch 
abgegrenzte Buchungen berücksichtigt werden müssen. Wenn also zum 
31.03. eines Jahres der Jahresabschluss für das Vorjahr gemacht wird, kön-
nen immer noch bis zum Ende des laufenden Jahres Abgrenzungsbuchungen 



213 
 

für die Kostenrechnung des Vorjahres anfallen. Es ist also nicht möglich, in ei-
nem zeitgerechten Jahresabschluss auch alle Kostenrechnungen abzuschlie-
ßen. Damit ist gemeint, dass eine Reihe von kostenrechnerischen Verrech-
nungsbuchungen im Jahresabschluss nicht dargestellt werden kann. Bei-
spielsweise wird in einer Kommentierung zum NKAG darauf hingewiesen, 
dass nicht alle kostenrechnerischen Vorgänge im Haushalt abgebildet werden 
können. Außerdem kann aus den genannten Gründen die Zuführung zur oder 
Entnahme aus der Rücklage für den Gebührenausgleich immer nur mit der 
zeitlichen Verzögerung von einem Jahr in der Bilanz gebucht und nachgewie-
sen werden. 
 
Solange die Gemeinde Rastede noch mit den Jahresabschlüssen im Rück-
stand war, war es wegen den technisch im Finanzbuchhaltungsprogramm 
noch nicht geschlossenen Jahren tatsächlich noch möglich, alle Kostenrech-
nungsbuchungen im Haushalt zu berücksichtigen. Das ist nun nicht mehr 
möglich. Ab dem Jahresabschluss 2014 werden deshalb nicht mehr alle kos-
tenrechnerischen Buchungen im Haushalt gemacht. Die Veranschlagung sol-
cher Buchungen entfällt zudem ab 2017. Es betrifft die Verrechnungsbuchun-
gen zwischen einer Kostenrechnung und anderen Kostenrechnungen und Pro-
dukten.  

 

- Betrachtung von Produkten 

Grundsätzlich ist vorauszuschicken, dass die Gemeinde ihren Haushaltsplan 
im Ergebnishaushalt, also im konsumtiven Bereich „erfüllt“, d.h., die Haus-
haltsmittel zweckentsprechend im erforderlichen Maß eingesetzt hat. Abwei-
chungen haben sich grundsätzlich nur deshalb ergeben, weil der Veranschla-
gungsbedarf nicht besser vorausgesehen wurde oder werden konnte. Im in-
vestiven Bereich hat die Gemeinde ebenfalls das gleiche Ziel verfolgt, wobei 
allerdings einige Investitionsmaßnahmen sich in der Umsetzung verzögert ha-
ben oder günstiger wurden. 

Nachfolgend wird auf Abweichungen gegenüber der Planung ab 20.000 Euro 
eingegangen. Es wird aber nicht mehr auf Abweichungen eingegangen, wenn 
die betroffenen Einnahmen und Ausgaben bereits vorstehend im Rahmen von 
allgemeinen Deckungsmitteln und bestimmten Aufwandsarten angesprochen 
wurden. Außerdem bleiben Abgrenzungsbuchungen außer Betracht, wo der 
Aufwand bereits im Vorjahr entstanden ist. 
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PSP P1.03.01.571000      Wirtschaftsförderung 
 
Hier werden die Erträge aus dem Verkauf von Gewerbegrundstücken veran-
schlagt und gebucht. Geplant wurde ein Ertrag von 490.000 Euro. Mit erreichten 
455.117 Euro ist das Planziel recht genau erreicht worden. Selbstverständlich 
ist das nicht. 
 
Regelmäßige Zuweisungen und Zuschüsse gibt es in diesem Produkt kaum. 
Überplanmäßig fiel jedoch eine Zuwendung in Höhe von 60.000 Euro an, die 
sich aus denkmalrechtlichen Gründen ergeben hat. 
 
 
PSP P1.03.01.573100      Allg. Einrichtungen und Unternehmen (einschließlich 
Beteiligungen) 
 
Die Gemeinde Rastede ist an einigen wenigen Unternehmen beteiligt. Die Re-
sidenzort Rastede GmbH ist dabei die einzige 100 %-Beteiligung. Naturgemäß 
kann sich diese GmbH nicht vollständig selbst finanzieren. Insgesamt hat die 
Gemeinde für 2016 300.000 Euro Zuwendungen eingeplant. 325.727 Euro 
mussten jedoch aufgewendet werden. 
 
 
PSP P1.03.01.535000      Kombinierte Versorgung (Strom/Gas) 
 
Unter diesem Produkte werden die Erträge aus der Konzessionsabgabe für 
Strom und Gas veranschlagt. Die Erträge lassen sich als Ansatz nicht genau 
berechnen. Deshalb kommt es zu Abweichungen bei der Realisierung. Die Ab-
gabe Strom wurde mit 588.400 Euro veranschlagt. 21.340 Euro konnten davon 
nicht erzielt werden. Die Abgabe Gas wurde mit 114.000 Euro vorausgesehen. 
Das waren 19.000 Euro zu viel. 
 
 
PSP P1.03.02.111210      Personalangelegenheiten 
 
Unter diesem Produkt werden auch die personalmäßigen Rückstellungen ver-
anschlagt. Die Zuführung wird immer auf einem anderen Konto gebucht als der 
Verbrauch der Rückstellung. Deshalb kommt es bei unkritischer Betrachtung zu 
einem „schiefen“ Bild. 

 Ist Plan Abweichung 

    358200  Ertr.a.d.Auflösung oder Herabsetz.von Rückstellungen 39.487,00-   39.487,00- 

    402101  Verbr. Pensionsrückstellung   420.300,00- 420.300,00  

    405100  Zuführ. zu Pensionsrückstellungen für Beschäftigte 168.172,00  410.000,00  241.828,00- 

    406100  Zuführ. zu Beihilferückstellungen für Beschäftigte 40.967,10    40.967,10  

    407000  Zuführ.z.Rückst.f.Altersteilzeit und andere Mitarbeiter 37.335,42    37.335,42  

    416100  Zuführ. zu Beihilferückst.für Versorgungsempfänger 18.921,15    18.921,15  

 225.908,67  10.300- 236.208,67  

 
Es sieht vorstehend so aus, als wenn sich eine Belastung von 225.908 Euro 
ergeben hat. Tatsächlich trifft das nicht zu, weil die Erträge aus den „Verbräu-
chen“ bei Ansätzen der Personalaufwendungen abgesetzt wurden. 
 
 



215 
 

PSP P1.03.02.111230      Organisation und Einrichtungen 
 
Bei dem Sachkonto Beiträge an die Versorgungskasse war von einer Belastung 
in Höhe von 18.200 Euro ausgegangen worden. Tatsächlich hat sich dort eine 
Einnahme in Höhe von 36.268 Euro ergeben. Diese resultiert aus einer Rück-
zahlung der VBL. Es handelt sich dabei um die Rückzahlung von Sanierungs-
geld in Höhe von 48.172 Euro, was die Gemeinde in den Jahren 2013 bis 2015 
an die VBL gezahlt hatte. 
 
Die Gemeinde Rastede hatte keine laufenden Altersteilzeitfälle mehr. Es waren 
ursprünglich auch keine neuen Fälle mehr geplant worden. Einige wenige Fälle 
sind dann doch entstanden, so dass eine Zuführung zur entsprechenden Rück-
stellung gebucht werden musste. Nicht geplante 20.574 Euro wurden als Zufüh-
rung zur Rückstellung gebucht. 
 
Aufwendungen für die Inanspruchnahme von Rechten und Dienstleistungen 
kommen immer vor, ohne dass sie sich genau planen ließen. 170.550 Euro wur-
den als Ausgabe veranschlagt. Die Gesamtausgabe belief sich jedoch auf 
216.567 Euro. Zusätzliche Ausgaben liegen in größerem Umfange darin be-
gründet, dass für die Einführung eines Dokumentenmanagementsystems unge-
plante Ausgaben entstanden sind.  
 
 
PSP P1.03.03.111500      Finanzverwaltung und Rechnungsprüfung 
 
Wertberichtigungen führen in der Regel zu Belastungen des Haushaltes, weil 
Forderungen nicht einbringlich sind. Umso erfreulicher ist es, wenn dann doch 
noch Forderungen realisiert wurden. Das führt dann zur Herabsetzung der Wert-
berichtigungen und ist damit Ertrag. Ungeplante 38.125 Euro konnten als Ertrag 
gebucht werden. 
 
Umgekehrt ist es immer auch richtig, von nichteinbringlichen Forderungen aus-
zugehen. Es wurden deshalb 50.000 Euro Aufwendungen veranschlagt. Benö-
tigt wurden lediglich 15.000 Euro. 
 
Aufwendungen für die Inanspruchnahme von Rechten und Dienstleistungen 
wurden für doppische Haushaltsprobleme vorausgesehen. 50.000 Euro wurden 
veranschlagt. Der Bedarf hat sich in dem Umfang nicht eingestellt; 1.915 Euro 
wurden nur benötigt. 
 
Haushaltsmittel für Sachverständige, Gerichte und ähnliche Institutionen sind 
kaum richtig planbar. Von den veranschlagten 90.000 Euro wurden nur 36.300 
Euro benötigt. 
 
 
PSP P1.03.03.611000      Steuern, allgemeine Zuweisungen, Umlagen 
 
Sind Steuern zu erstatten, müssen dafür Zinsen gezahlt werden. Dafür waren 
55.000 Euro veranschlagt worden. Aufgewendet wurden lediglich 15.894 Euro. 
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PSP P1.03.03.612000      Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft 
 
Hier werden die Zinsen für die Kredite veranschlagt. Da für 2016 von einer ho-
hen Kreditaufnahme ausgegangen wurde, wurden auch entsprechende Zinsen 
in Höhe von 410.000 Euro veranschlagt. Weil Kredite nicht aufgenommen wur-
den, reduzierten sich die Aufwendungen auf 22.692 Euro. 
 
Liquiditätskredite können immer mal benötigt werden. Zinsausgaben in Höhe 
von 120.000 Euro wurden veranschlagt. Ausgegeben werden mussten lediglich 
109 Euro. 
 
 
PSP P1.04.02.111600      Liegenschaftsverwaltung 
 
Die Liegenschaftsverwaltung hat den Auftrag, die gemeindlichen Liegenschaf-
ten zu unterhalten. Unterteilt wird dort nach Gebäuden und Grundstücken. Bis 
zum kleinsten Gebäude hin ist mit den Kostenstellen eine Planung möglich. 
Letztendlich wird eine solche genaue Planung wieder ungenau. Deshalb ist die 
Betrachtung des Gesamtbudgets richtig und die Frage, ob und inwieweit das 
Budget gebraucht wurde. Innerhalb des großen Budgets findet eine kostenstel-
len genaue Buchung statt. Der Aufwand orientiert sich ausschließlich am Be-
darf, der durch Planung und Situation (veranschlagte Pauschalen nach Erfah-
rung) definiert wird. 
 

 Gebäude 
 
Von den veranschlagten 2.560.927 Euro wurden lediglich 2.388.754 
Euro (einschließlich Abschreibungen) benötigt. 
 

 Grundstücke 
 
Von den veranschlagten 918.703 Euro wurden lediglich 661.108 Euro 
benötigt. 
 

Festzustellen ist, dass mit den geleisteten Aufwendungen das Planziel erreicht 
wurde und den ungeplanten Situationen gerecht werden konnte. 
 
Die gesamten Aufwendungen wurden zu den Produkten hin verrechnet. 
 
Betrachtet man innerhalb dieses Produktes die Liegenschaften, die keiner Auf-
gabe mehr zugeordnet sind, dann kann man sehen, ob diese Liegenschaften 
für die Gemeinde eine vermeidbare Belastung sind oder nicht. 
 
Zu betrachten sind die Kostenstellen mit den enthaltenen Ziffern 11116 und 
21116. Geplant war im Saldo eine Belastung von 42.001 Euro. Tatsächlich ist 
ein Ertrag in Höhe von 106.367 Euro entstanden. Das ist erfreulich, denn damit 
waren die nicht mit gemeindlichen Aufgaben verbundenen Liegenschaften für 
die Gemeinde keine Belastung. 
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PSP P1.04.02.522200      Grunderwerb zur Weiterveräußerung von Bauland 
 
Hier werden die Erträge aus dem Verkauf von Wohnbauland veranschlagt. Es 
war geplant, 699.000 Euro Erträge buchen zu können. Tatsächlich belaufen sich 
die Erträge auf 2.280.758 Euro. Diese Entwicklung war nicht vorherzusehen. 
Als Ergebnis für 2016 ist das erfreulich; diese Erträge werden wegen des zügi-
gen Verkaufs der Grundstücke aber in den nächsten Jahren fehlen. 
 
Erworbenes und zu erschließendes Bauland muss für den Verkauf verkaufsreif 
hergestellt und unterhalten werden. 44.000 Euro Aufwendungen wurden dafür 
veranschlagt. Tatsächlich sind aber nur 11.716 Euro für Aufwendungen ange-
fallen. 
 
 
PSP der Produktbereiche: 

 311 Grundversorgung und Hilfen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch (SGB XII) 

 312 Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch ( SGB II) 

 313 Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
 
Es handelt sich hier um gesetzliche Aufgaben. Da gibt es regelmäßig keine 
über- oder außerplanmäßige Besonderheiten. Im Saldo war eine Belastung von 
285.400 Euro veranschlagt worden. Tatsächlich hat sich eine Belastung von 
290.007 Euro ergeben. 
 
 
PSP P1.05.01.315400       Soziale Einrichtungen für Wohnungslose 
PSP P1.05.01.315500 Soziale Einrichtungen für Aussiedler und Ausländer 

Durchgangswohnheim für Spätaussiedler, Über-
gangswohnheim für Aussiedler, Übergangsheim für 
Aussiedler Einrichtungen für Asylbewerber Unter-
bringung von Asylbewerbern 

 
Diese beiden Produkte haben einen ordnungs- bzw. sozialhilferechtlichen Hin-
tergrund. Der finanzielle Umfang dieser Produkte ist nie erheblich. Anders hat 
sich dies 2016 im Zusammenhang mit der Unterbringung von Flüchtlingen ent-
wickelt. Ohne den genauen Umfang der benötigten Haushaltsmittel zu wissen, 
mussten umfangreich überplanmäßig Haushaltsmittel bereitgestellt werden. Die 
beiden Produkte waren in Abhängigkeit vom Abrechnungsstatus der Flüchtlinge 
zu bedienen. Die Ergebnisse sehen wie folgt aus: 
 

 P1.05.01.315400 (ohne Verrechnung mit Liegenschaften und ohne Re-
gie) 
 
22.200 Euro waren im Plan als Saldo veranschlagt. Verausgabt wurden 
323.499 Euro. 
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 P1.05.01.315500 (ohne Verrechnung mit Liegenschaften und ohne Re-
gie) 
 
7.300 Euro waren im Plan als Saldo veranschlagt. Verausgabt wurden 
81.206 Euro. 

 
 
PSP P1.05.01.365100      KiGa Loy 
 
Im Bereich der Kindertagesstätten ist viel Bewegung. Es werden immer mehr 
Betreuungsplätze benötigt. Die Entwicklung lässt sich von Jahr zu Jahr immer 
nur schätzen, bei den Einnahmen wie bei den Ausgaben. 
 
So wurden für diesen Kindergarten 43.500 Euro Entgelte eingeplant. Eingenom-
men wurden 63.593. Euro. 
 
Mehr Betreuungsplätze bedeuten auch mehr Personalaufwendungen. Von 
278.000 Euro ist der Haushaltsplan ausgegangen. Aufgewendet wurden aber 
304.921 Euro. 
 
 
PSP P1.05.01.365300      KiGa Mühlenstraße 
 
Erfreulicher Weise konnten anstelle der veranschlagten 165.500 Euro 190.413 
Euro Landeszuwendungen vereinnahmt werden. 
 
Die Rückstellung für die Altersteilzeit wird produktgerecht gebucht. Wie oben 
bereits ausgeführt, war nicht von neuen Altersteilzeitfällen ausgegangen wor-
den. So waren die zu buchenden 25.920 Euro außerplanmäßig bereit zu stellen. 
 
 
PSP P1.05.01.365500      KiGa Voßbarg (einschl. Gymnastikraum) 
 
An eine Zuwendung vom Bund war nicht gedacht worden. So konnten 23.617 
Euro außerplanmäßig eingenommen werden. 
 
 
PSP P1.05.01.365900.001  Diakonisches Werk Hahn-Lehmden 
 
Dieser Kindergarten befindet sich nicht in der Trägerschaft der Gemeinde. Aber 
es handelt sich um eine gemeindliche Aufgabe, so dass die Gemeinde nicht 
gedeckte Aufwendungen tragen muss. 574.000 Euro waren als Zuwendung ver-
anschlagt worden. Benötigt wurden lediglich 506.401 Euro. 
 
 
PSP P1.05.01.365900.011  Krippe Hahn-Lehmden 
 
Hier gilt dasselbe wie beim v.g. Diakonischen Werk. Veranschlagte Zuwendun-
gen in Höhe von 180.100 Euro wurden nur in Höhe 147.606 Euro benötigt. 
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PSP P1.05.01.365900.012  Krippe Wahnbek ab 2014 
 
Die Zuwendungen wurden hier in Höhe von 180.300 Euro gesehen. Auch hier 
wurde der Ansatz nicht voll benötigt; 152.683 Euro wurden überwiesen. 
 
 
PSP P1.05.02.241000      Schülerbeförderung 
 
Erwartet wurden 104.000 Erstattungen von umliegenden Gemeinden. 47.911 
Euro konnten nur angefordert werden. Korrespondierend dazu fielen auch die 
Aufwendungen der Gemeinde geringer aus. 104.000 Euro wurden für Aufwen-
dungen veranschlagt, während nur 35.098 Euro benötigt wurden. 
 
 
PSP P1.05.02.281100      Heimat- und sonstige Kulturpflege 
 
Die wesentlichen Aufwendungen in diesem Produkt betreffen Zuweisungen an 
Vereine und sonstige Einrichtungen, die sich für die Heimat- und Kulturpflege 
einsetzen. Die angeforderten Zuschüsse fielen wesentlich geringer aus als er-
wartet. Insgesamt waren 111.900 Euro veranschlagt worden. Benötigt wurden 
aber nur 54.678 Euro. 
 
 
PSP P1.05.02.281200      Palais 
 
Die wesentliche Unterstützung bei den Unterhaltsleistungen für das Palais wird 
vom Kunst- und Kulturverein Rastede erbracht. Dementsprechend hoch ist die 
veranschlagte Zuweisung; sie betrug 174.000 Euro. Erfreulich, dass im Gegen-
satz dazu nur 152.000 Euro ausgezahlt werden mussten. 
 
 
PSP P1.05.02.424100.001  Freibad Rastede 
 
Unkalkulierbar sind die Einnahmen, denn das Wetter lässt sich nicht vorausse-
hen. Gerechnet wurden mit 75.000 Euro Eintrittsgeldern. Erfreulich, dass tat-
sächlich 101.003 Euro eingenommen werden konnten. 
 
 
PSP P1.06.00.511000      Räumliche Planung und Entwicklungsmaßnahmen 
 
Dieses Produkt ist geprägt durch die Entwicklung und Fortschreibung von Bau-
leitplänen. Der Veranschlagung in Höhe 378.271 Euro liegen konkrete Pla-
nungsüberlegungen zu Grunde. Weil es anders kommt als geplant, wurden tat-
sächlich nur 250.000 Euro aufgewendet. Insbesondere ist es nicht dazu gekom-
men, 75.000 Euro für den Verkehrsentwicklungsplan aufzuwenden; hier gibt es 
Verzögerungen. 
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PSP P1.06.00.537100          Fäkalienabfuhr 
PSP P1.06.00.538100.001   Zentrale Einrichtung 
PSP P1.06.00.538100.003   Niederschlagswasser 
PSP P1.06.00.545100          Straßenreinigung 
 

 
Diese Produkte haben gebührenrechnende Einrichtungen zum Gegenstand 
und sind deshalb Gegenstand der besonderen Betrachtung im Rahmen einer 
Kostenrechnung. Die Kostenrechnung ist eine Rückwärtsbetrachtung der finan-
ziellen Entwicklung der Einrichtung und diese wiederum Grundlage für die Kal-
kulation von Gebührensätzen. Hier wird dem Rat detailliert in öffentlicher Sit-
zung Bericht erstattet und der Vorschlag für einen Gebührensatz unterbreitet. 
Aus diesem Grunde wird an dieser Stelle nicht auf die Abweichungen von den 
Planwerten eingegangen; auf die öffentlichen Beratungen zu diesen Produkten 
wird deshalb hingewiesen. 
 
 
PSP P1.06.00.541100.001  Gemeindestraßen 
 
Die Unterhaltung der Straßen ist die Hauptaufgabe bei diesem Produkt. Die Un-
terhaltung umschließt neben der Unterhaltung der Fahrbahndecke auch die 
Beetpflege und die Grabenunterhaltung. Außerdem wurde hier in 2016 die Be-
seitigung des Brunnens auf dem Marktplatz veranschlagt. Die tatsächlich anfal-
lenden Aufwendungen entsprechen am Ende dem entstandenen Bedarf. So 
wurden von den veranschlagten 360.000 Euro lediglich 286.684 Euro ausgege-
ben. 
 
 
PSP P1.06.00.573300      Bauhof 
 
Der Bauhof ist das interne Wirtschaftsunternehmen der Gemeinde, allerdings 
mit dem Ziel, keine Gewinne zu erzielen. Die Planung soll deshalb den Saldo 0 
aufweisen. Planerisch war das nicht ganz gelungen; es wurde eine Belastung 
von 11.087 Euro ausgewiesen, was daran lag, dass die Regiekosten in genauer 
Höhe zum entscheiden Planungszeitpunkt nicht bekannt waren. Das Wirt-
schaftsergebnis weist nun einen Gewinn von 30.465 aus. Damit liegt eine Plan-
abweichung in der Summe von 41.552 Euro vor. Das ist vertretbar. 
 
 
 
 

- Investitionen: 

Der Investitionshaushalt ist planerisch weitestgehend kreditfinanziert. Das be-

deutet, dass der nachstehende planerische Saldo in Höhe von 7.184.770 Euro 

fast ausschließlich mit Krediten zu finanzieren ist. Tatsächlich ist nach Ab-

schluss des Jahres festzustellen, dass sich der Saldo um 3.079.054 Euro auf 

4.105.716 Euro reduziert hat. Berücksichtigt man den nicht geplanten liquiden 

Überschuss aus dem Bereich Laufende Verwaltung, den Kassenbestand zum 

01.01.2016 und die gebildeten Haushaltsreste, dann ist verständlich, warum 

es 2016 nicht zu einer Aufnahme von Krediten am Kreditmarkt gekommen ist. 
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Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2016 
Ansätze 2016 

(ohne Haus-

haltsreste) 

mehr(+), weni-

ger(-) 

  - Euro - - Euro -   
32. Saldo aus Investitionstätigkeit 4.105.716,00 7.184.770,00 3.079.054,00 

 

Investive Einnahmen: 

Der nachstehende Auszug aus der Gesamtfinanzrechnung zeigt, dass die Ein-

nahmen 2.711.737 Euro über der Planung liegen. 

Einzahlungen Ergebnis 2016  Ansätze 2016  mehr(+), weni-

ger(-)  
  - Euro - - Euro -   

Einzahlungen für Investitionstätigkeit       
19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit -1.033.528,59 -486.430,00 547.098,59 

20. Beiträge u.ä. Entgelte für Investitionstätigkeit -2.309.974,57 -1.706.000,00 603.974,57 

21. Veräußerung von Sachvermögen -5.475.197,84 -3.919.500,00 1.555.697,84 

22. Veräußerung von Finanzvermögensanlagen       

23. sonstige Investitionstätigkeit -200.966,82 -196.000,00 4.966,82 

24. = Summe der Einzahlungen für Investiti-
onstätigkeit -9.019.667,82 -6.307.930,00 2.711.737,82 

Die Verkaufserlöse haben den größten Anteil an den investiven Einnahmen. 

Diese Einnahmeart lässt sich für die Haushaltsplanung kaum zuverlässig be-

rechnen, denn es ist nur schwer vorherzusagen, welche Baumaßnahmen eine 

Beitragsabrechnungsreife erzielen und in welchem Umfang sich Grundstücke 

tatsächlich verkaufen lassen. Aber auch die Beiträge (Erschließung, Abwas-

ser) und Zuwendungen für Investitionen liegen über den planerischen Erwar-

tungen. Was die Verkaufserlöse und die Beiträge betrifft, ist die Situation weni-

ger das Ergebnis einer unerwarteten absoluten Einnahmeerhöhung, sondern 

bei einer Zeitschiene über mehrere Jahre betrachtet vielmehr das Ergebnis ei-

ner zeitlich abweichenden Entwicklung. 

Die Beitragsarten im Einzelnen: 

Finanzpositionen 

Zahlung 2016 Umbuchung 
2016 

Gesamt 2016 Planzahl 2016 Plan/Ist-
Abwei-

chung 2016 

689110  Erschlie-
ßungsbeiträge 

-1.472.434,20 -21.663,64 -1.494.097,84 -1.202.000,00 -292.097,84 

689120  Straßen-
ausbaubeiträge 

-95.771,99   -95.771,99 -70.000,00 -25.771,99 

689130  Abwas-
serbeiträge 

-720.104,74   -720.104,74 -434.000,00 -286.104,74 

 -2.288.310,93 -21.663,64 -2.309.974,57 -1.706.000,00 -603.974,57 

 

 

Investive Ausgaben: 

Die nachstehende Verteilung lässt die Schwerpunkte der gemeindlichen In-

vestitionstätigkeit erkennen. 2016 haben sich die meisten Auszahlungen für 

den Bereich Baumaßnahmen ergeben. Der Umfang der Tiefbaumaßnahmen 

ist der Entwicklung von Baugebieten geschuldet. Im Hochbaubereich sind es 

insbesondere die Schulen und Kindertagesstätten, in die investiert werden 
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musste. Gleichbedeutend mit den Auszahlungen für Hochbauten im Kinderta-

gesstättenbereich sind die Auszahlungen für aktivierbare Zuwendungen. Da 

hinter verbergen sich im Wesentlichen Zuwendungen an Dritte, die Kinderta-

gesstätten errichten und im Rahmen der gemeindlichen Aufgabenerledigung 

investiv bezuschusst werden. 

Verteilung über die Ausgabearten: 

Auszahlungen Ergebnis 2016  Ansätze 2016  mehr(+), weni-

ger(-)  
  - Euro - - Euro -   

Auszahlungen für Investitionstätigkeit       
25. Auszahlung für den Erwerb von Grundstü-

cken u. Gebäuden 
1.305.505,09 125.000,00 -1.180.505,09 

26. Auszahlungen für Baumaßnahmen 9.336.480,66 11.156.600,00 1.820.119,34 

      davon:    

      787100  Hochbaumaßnahmen 4.237.110,64  4.464.300,00  227.189,36- 

      787200  Tiefbaumaßnahmen 4.771.729,06  6.377.300,00  1.605.570,94- 

      787300  sonst. Baumaßnahmen 307.489,55  315.000,00  7.510,45- 

27. Auszahlung für den Erwerb von beweglichem 

Sachvermögen 
1.094.999,44 947.600,00 -147.399,44 

28. Auszahlungen für Finanzvermögensanlagen 10131,55 12.300,00 2.168,45 

29. Auszahlungen f. aktivierbare Zuwendungen 1.378.267,08 1.251.200,00 -127.067,08 

30. Sonstige Investitionstätigkeit       

31. = Summe Auszahlungen aus Investitionstä-

tigkeit 
13.125.383,82 13.492.700,00 367.316,18 

 

 

Über das Jahresergebnis bei den investiven Ausgaben übersichtlich zu berich-

ten, ist nicht sehr einfach. Das liegt einerseits an den hohen investiven Haus-

haltsresten in Höhe von 5.810.805 Euro, die nach 2016 übertragen wurden 

und andererseits an der zeitlich schwer abschätzbaren Umsetzbarkeit von In-

vestitionsmaßnahmen. Selten läuft es plangerecht. Außerdem müssen die 

personellen Kapazitäten der Gemeindeverwaltung berücksichtigt werden, die 

neben den Maßnahmen der regulären Haushaltsplanung auch noch die Maß-

nahmen fortführen müssen, für die Haushaltsreste vorhanden sind. 

Es würde nicht viel erklären und es dient nicht der Übersichtlichkeit, wenn ein-

zeln auf die wesentlichen Abweichungen des Investitionshaushaltes eingegan-

gen wird. Wichtiger dagegen ist die Feststellung, dass die investiven Maßnah-

men prioritätengerecht begonnen, und genau diese durch- und fortgeführt wur-

den. Grundsätzlich liegt ein Problem darin, für den Haushaltsplan die richtigen 

Ansätze zu finden und an einer zeitgerechten und damit frühzeitigen Feststel-

lung der Maßnahmen, die zum Gegenstand der Haushaltsplanung werden sol-

len und müssen. Rückblickend, und damit auch im Ergebnis, entsprechen die 

begonnenen, durch- und fortgeführten Maßnahmen dem Ratswillen. 

Schematisiert können zu den investiven Ausgaben folgende Werte angegeben 

werden: 
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Veranschlagte Einnahmen und deren Realisierung 

bei Ansätzen über 20.000 Euro    

PSP-Element PSP-Bezeichnung 

Ermächti-
gung aus 
Haushalts-
plan 

Saldo Buchungen 

Eingenom-
men 
("-" = nicht re-
alisiert) 
"+" = Mehr-
einnahme 

     

681100 Zuweisungen für Investitionen vom  Land  

I1.045277.555 Zusch.v.NKomInvFöG, KGS Wilhelm. -232.000,00 232.628,45 628,45 

681200 Zuweisungen für Investitionen von Gemeinden und Gemeindeverbänden  

I1.030505.555 Zusch. LK Anb. Gr.raum, Diak. Hahn -38.350,00 0 -38.350,00 

I1.032603.555 Zusch.f.Neubau v.LK, Krippe Wahnb.II -76.680,00 0 -76.680,00 

          

681300 Zuweisungen für Investitionen von Zweckverbänden  

I1.083406.555 Zusch. LNVG f. 2 Bushalt. Schafj., ÖPNV -75.000,00 0 -75.000,00 

          

681800 Zuweisungen für Investitionen von übrigen Bereichen  

I1.059501.555 Zusch.v.FC Rastede f.Kraftraum, SpPl. Kö -64.400,00 121.004,74 56.604,74 

          

682100 Veräußerung Gebäude und Grundstücke     

I1.003019.565 2016 Verk. Gewerbeflächen, Wirtschaftsf. -850.000,00 115.893,40 -734.106,60 

I1.015013.565 BBPl. 78c (Hahn-Lehmden)- Verkauf -350.000,00 153.421,13 -196.578,87 

I1.015019.565 BBPl. 99b (Stratjebusch)- Verkauf -475.000,00 456.149,90 -18.850,10 

I1.015020.565 BBPl.Südl. Schloßpark III.BA- Verkauf 
-

2.240.000,00 
2.421.543,84 181.543,84 

          

689110 Erschließungsbeiträge       

I1.000327.560 BBPl. 78 b (Nethener Weg)-Erschl.-Beitr. -35.000,00 0 -35.000,00 

I1.000331.560 BBPl. 59 III (Leuchtenb.) Erschl.-Beitr. -20.000,00 0 -20.000,00 

I1.076981.560 BBPl. 78 c (Nethener Weg)-Erschl.-Beitr. -117.000,00 116.992,26 -7,74 

I1.077011.560 BPl.105 Südl.Schloßp.III, Erschl.Beitrag -746.000,00 754.008,28 8.008,28 

I1.077029.560 BPl.107 Hugo-Duph.-Str. - Erschl.Beitrag -284.000,00 237.799,45 -46.200,55 

          

689120 Straßenausbaubeiträge       

I1.077009.560 Bachstraße (SAB), Str.ausbaubeiträge -70.000,00 0 -70.000,00 

          

689130 Abwasserbeiträge       

I1.065998.550 2016 SW-Beiträge -350.000,00 352.253,46 2.253,46 

I1.071955.550 2016 NW-Beiträge -84.000,00 94.760,46 10.760,46 

 

Außerplanmäßige Einnahmen  
 

PSP-Element PSP-Bezeichnung Einnahme 

681100 Zuweisungen für Investitionen vom  Land   

I1.032601.555 Zuschuss vom Land für Krippe Wahnbek II 360.000,00 

I1.045282.555 Zusch.v.Land Inklusion 2016, KGS Wilhelm 67.906,00 

I1.066012.555 Zuschuss NBank IG Autobahnkreuz, SWK 182.467,01 

I1.071966.555 Zuschuss NBank IG Autobahnkreuz, RWK 182.467,02 

I1.076946.555 Zuschuss NBank IG Autobahnkreuz, Straße 182.467,02 

I1.077039.555 Zuschuss Land SAB Eichendorffstr. 30.602,22 

682100 Veräußerung Gebäude und Grundstücke   

I1.014050.565 Verk.Erbb. Harry-Wilters-R.15 52.166,20 

I1.014051.565 Verk. Erbbaugrundstück Koppelweg 56.059,20 

I1.014062.565 Verk. Erbbaugrdstk. Lisztstr. 90.090,00 

I1.014066.565 Verk. Erbbaugrdstk. Schlehenw. 41.030,00 

I1.014069.565 Verkauf Erbbau Schlehenweg 11 41.140,00 

I1.015012.565 BBPl. 88a (nördl. Havelstr.)- Verkauf 86.530,45 

I1.015014.565 BBPl. 99a (Stratjebusch)- Verkauf 58.939,89 
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I1.015036.565 Verkauf Grstk. Martin-Luther-Str. 115.543,32 

689110 Erschließungsbeiträge   

I1.076912.560 BPl.68d Westl.Tannenkrugstr.-Erschlbeitr 46.682,40 

I1.076939.560 Erschl.beitr. BPl.99A Am Stratjebusch 35.474,23 

I1.076948.560 BPlan 68 D GE Tannenkrug, Ablösebetr. 21.432,80 

I1.076988.560 BBPl.88A (Erw. Müritzstr.)-Erschl.beitr. 27.822,08 

I1.077013.560 BBPl. 58 Königstr. - Erschließungsbeitr. 113.416,64 

I1.077015.560 BPl.15a Erw. GW Liethe - Erschl.beiträge 14.663,74 

689120 Straßenausbaubeiträge   

I1.076907.560 Straßenausbau Buschweg - Erschl.beitr. 57.018,85 

689130 Abwasserbeiträge   

I1.065950.550 SW - Beiträge 2015 84.308,38 
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PSP-Element PSP-Bezeichnung 
Kosten-
art 

Kurzbezeichnung 
Kostenart 

Ermächti-
gung aus 
Haushalts-
plan 

Ermächti-
gungsüber-
tragung / 
Haushalts-
rest 

außer-
/überplan-
mäßige 
Leistungen 

Summe 
aktiver 
Sperren 

Ermächti-
gung Saldo 

Ausgegeben 
Nicht ausge-
geben 

Veranschlagte Ausgaben,          

verstärkt durch Haushaltsreste und reduziert durch Sperren         

bei Ansätzen über 20.000 Euro                    

781200 Investive Zuschüsse an Gemeinden und Gemeindeverbände  

I1.065401.525 Zusch. an LK f. Breitbandvers., Räuml.Pl   100.000,00 0 0 0 100.000,00 0 100.000,00 

I1.077036.525 Zusch. an LK f. Bahnunterfüh. Raiff, Str 781200 Zuw.Inv. an Gem. 850.000,00 0 0 0 850.000,00 0 850.000,00 

781500 Investive Zuschüsse an verbundene Unternehmen                 

I1.005025.525 Zuschuss an Resi für Invest.Turnierplatz   50.000,00 0 0 0 50.000,00 -32.324,13 17.675,87 

781700 Investive Zuschüsse an private Unternehmen                 

I1.003020.525 2016 Zuschuss an private Untern.,Wirtsch   76.000,00 0 0 0 76.000,00 -24.771,90 51.228,10 

I1.003024.525 2016 Zuschuss SW-Beitrag Gewerbegeb. 781700 
Zusch.Inv. an 
pr.U. 

52.000,00 0 0 0 52.000,00 -29.486,58 22.513,42 

781800 Zusch.Inv. an übr.B.                   

I1.052103.525 2016 Sapo invest.Zuschüsse- Heimatpflege 781800 
Zusch.Inv. an 
übr.B. 

60.000,00 0 0 0 60.000,00 -898 59.102,00 

I1.054509.525 2016 Sapo invest.Zuschüsse - Sportförd. 781800 
Zusch.Inv. an 
übr.B. 

24.000,00 0 0 0 24.000,00 -3.392,34 20.607,66 

782100 Erwerb Grundstücke und Gebäude                   

I1.083908.510 2016 Ankauf Kompens.flächen, Öff.Grün 782100 
Erwerb 
Grundst./Geb. 

125.000,00 0 22.300,00 0 147.300,00 -104.585,09 42.714,91 

783110 Erwerb Vermögensgegenstände über 1.000 EUR ohne Umsatzsteuer  

I1.034212.510 Feuerwehrfahrzeug Gerätew., Ofw Rastede 783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

120.000,00 0 0 0 120.000,00 -6.545,00 113.455,00 

I1.038201.510 Notstromaggregat 100kVA, Katastrophensch 783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

70.000,00 0 0 0 70.000,00 0 70.000,00 

I1.045285.510 Ausstattung Licht u. Ton, KGS Wilhelmstr 783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

30.000,00 0 0 28.240,75 1.759,25 0 1.759,25 

I1.064905.510 2016 Spielgeräte, Kinderspielplätze 783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

121.000,00 0 12.020,24 0 133.020,24 -133.020,24 0 

I1.066085.510 Sandwäscher, Kläranlage 783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

38.000,00 0 32.424,91 0 70.424,91 -21.511,45 48.913,46 

I1.085932.510 Fendt Geräteträger, Bauhof 783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

180.000,00 0 0 16.058,95 163.941,05 0 163.941,05 

I1.085933.510 Schredder, Bauhof 783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

40.000,00 0 0 8.500,00 31.500,00 0 31.500,00 

I1.085938.510 Grader (Planierschild), Bauhof 783110 
VermGG>1000 
EURo.US 

30.000,00 0 0 30.000,00 0 0 0 
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PSP-Element PSP-Bezeichnung 
Kosten-
art 

Kurzbezeichnung 
Kostenart 

Ermächti-
gung aus 
Haushalts-
plan 

Ermächti-
gungsüber-
tragung / 
Haushaltsrest 

außer-
/überplan-
mäßige 
Leistungen 

Summe 
aktiver 
Sperren 

Ermächti-
gung Saldo 

Ausgege-
ben 

Nicht ausge-
geben 

783120 Erwerb Vermögensgegenstände im Wert zwischen 150 und 1.000 Euro  

I1.045234.510 2016 Sammelposten - KGS Wilh. (oSb) 783120 
VermGG 150-
1000EUR 

55.800,00 0 1.364,15 10.600,76 46.563,39 -46.563,39 0 

787100 Hochbaumaßnahmen                   

I1.028040.500 Erweit. Mitarb.raum, Kiga Mühlenstr. 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

60.000,00 0 0 3.393,45 56.606,55 -50.263,20 6.343,35 

I1.034222.500 Umbau Waschpl.zu Stellplatz, FW Rastede 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

50.000,00 0 0 10.000,00 40.000,00 -33.900,29 6.099,71 

I1.041227.500 Anbau Klassenräume u. Mensa, GS Kleibrok 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

1.000.000,00 0 190.000,00 529.086,26 660.913,74 -647.440,69 13.473,05 

I1.045237.500 San. Fassade u.Sonnensch.BAIV, KGS Wilh. 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

275.000,00 0 0 28.000,00 247.000,00 -240.200,74 6.799,26 

I1.045270.500 Sonnenschutz zweigesch. Gebäude, KGS Wil 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

30.000,00 0 0 0 30.000,00 -24.967,86 5.032,14 

I1.045271.500 Energ. San. R. 231-240 u. Flur, KGS Wilh 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

285.000,00 0 22.000,00 7.169,22 299.830,78 -298.422,96 1.407,82 

I1.045272.500 Energ. San. Dachsan. zweig. Geb., KGS W. 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

225.000,00 0 28.000,00 0 253.000,00 -252.075,91 924,09 

I1.045282.500 Anbau 4 Klassenr., KGS Wilhelmstr. 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

100.000,00 0 67.906,00 73.016,06 94.889,94 -73.569,91 21.320,03 

I1.061205.500 Hohlraumdämmung, SpH Kleibrok 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

44.000,00 0 0 36.000,00 8.000,00 -5.950,00 2.050,00 

I1.061209.500 Energ.San. Hallendecke Dämm., SpH Kleibr 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

530.000,00 0 36.000,00 169.238,97 396.761,03 -387.894,79 8.866,24 

I1.064208.500 San. Dach m. Dämmung u. Fenster, TH Wilh 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

300.000,00 0 30.000,00 247.512,53 82.487,47 -9.603,54 72.883,93 

I1.065984.500 Klärschlammfaulung, Kläranlage 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

1.400.000,00 0 0 205.414,91 1.194.585,09 -157.525,07 1.037.060,02 

I1.083406.500 2 Bushaltestellen Schafjückenweg, ÖPNV 787100 
Hochbaumaßnah-
men 

138.000,00 10.813,44 0 194.697,22 -45.883,78 -24.195,47 -70.079,25 

787200 Tiefbaumaßnahmen                   

I1.000280.500 BBPl. 59 (GE Leucht. III)-SWK (Planung) 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

190.000,00 895,82 0 190.859,01 36,81 0 36,81 

I1.000311.500 BBPl. 59 (GE Leucht. III)-RWK (Planung) 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

296.000,00 3.994,44 0 298.830,62 1.163,82 -1.163,82 0 

I1.000331.500 BBPl. 59 (GE Leucht. III) - Straßenbau 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

452.000,00 19.926,81 0 471.890,00 36,81 0 36,81 

I1.039706.500 Neuanlage Schulhof, GS Feldbr. 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

320.000,00 0 0 6.605,07 313.394,93 -256.297,41 57.097,52 

I1.065981.500 Am Kleinenfelde - SW-Kanal 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

900.000,00 0 0 723.465,18 176.534,82 -39.713,91 136.820,91 

I1.066003.500 BPl.99A Am Stratjebusch, SWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

100.000,00 62.121,62 0 45.596,62 116.525,00 -21.807,58 94.717,42 
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PSP-Element PSP-Bezeichnung 
Kosten-
art 

Kurzbezeichnung 
Kostenart 

Ermächti-
gung aus 
Haushalts-
plan 

Ermächti-
gungsüber-
tragung / 
Haushaltsrest 

außer-
/überplan-
mäßige 
Leistungen 

Summe 
aktiver 
Sperren 

Ermächti-
gung Saldo 

Ausgege-
ben 

Nicht ausge-
geben 

I1.066050.500 PW Danziger Str. - Neubau 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

63.000,00 0 0 0 63.000,00 -110,43 62.889,57 

I1.066054.500 Erschl. BPl.78c Nethener Weg - SWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

130.000,00 25.000,00 0 16.732,00 138.268,00 -35.544,82 102.723,18 

I1.066058.500 Straßenausbau Voßbarg - SW-Kanal 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

25.000,00 0 0 3.156,27 21.843,73 -4.000,00 17.843,73 

I1.066067.500 Erneu. SWK Bachstraße SAB, SWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

240.000,00 171.259,95 0 20.911,61 390.348,34 -325.634,50 64.713,84 

I1.066068.500 Ausb. Loyer Weg(Buch- b. Emsoldstr.)-SWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

31.000,00 25.000,00 0 24.935,64 31.064,36 0 31.064,36 

I1.066101.500 BPl.107 Hugo-Duph.-Str. - SWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

76.000,00 0 0 16.578,14 59.421,86 -26.836,81 32.585,05 

I1.071986.500 BPl.99A Am Stratjebusch, RWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

100.000,00 73.942,54 0 52.157,18 121.785,36 -61.597,39 60.187,97 

I1.071995.500 Erschl. BPl.78c Nethenerweg - RWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

75.000,00 25.000,00 0 16.723,54 83.276,46 -29.024,82 54.251,64 

I1.071997.500 Ausb. Loyer Weg(Buch- b. Emsoldstr.)-RWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

165.000,00 45.000,00 0 104.529,50 105.470,50 0 105.470,50 

I1.071999.500 Am Kleinenfelde - RWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

600.000,00 0 0 526.006,22 73.993,78 -34.166,76 39.827,02 

I1.072011.500 Straßenausbau Voßbarg - RW-Kanal 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

25.000,00 0 0 18.634,34 6.365,66 -3.500,00 2.865,66 

I1.072012.500 Erneu. RWK Bachstraße SAB, RWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

410.000,00 205.686,25 0 1.285,79 614.400,46 -583.118,96 31.281,50 

I1.072017.500 BPl.105 Südl.Schloßp.III, RWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

30.000,00 144.230,14 0 12.351,42 161.878,72 -158.513,19 3.365,53 

I1.072022.500 BPl.107 Hugo-Duph.-Str. - RWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

55.000,00 0 0 20.292,53 34.707,47 -21.536,81 13.170,66 

I1.076912.500 BPl. 68d Westl. Tannenkrug - Straßenbau 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

40.000,00 0 0 39.963,19 36,81 0 36,81 

I1.076917.500 BBPl. 88 (nördl. Havelstraße)-Straßenbau 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

120.000,00 64.835,13 0 11.950,85 172.884,28 -105.884,28 67.000,00 

I1.076939.500 BPl.99A Am Stratjebusch, Straßenbau 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

200.000,00 179.061,06 0 186.429,35 192.631,71 -42.493,63 150.138,08 

I1.076943.500 Deckenprogramm 2016, Straßen 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

500.000,00 0 20.000,00 100.600,00 419.400,00 -349.651,19 69.748,81 

I1.076980.500 Erschl. BPl.78c Nethenerweg - Straße 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

245.000,00 25.000,00 0 64.652,98 205.347,02 -87.513,20 117.833,82 

I1.076986.500 Umgestaltung Beete Ortskern, Straßen 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

100.000,00 39.725,61 0 1.628,09 138.097,52 -125.669,98 12.427,54 

I1.076987.500 Erschl. BPl.88a Müritzstraße - Straße 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

194.000,00 11.175,19 0 205.175,19 0 0 0 

I1.076994.500 SAB Bachstraße, Straße 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

200.000,00 190.270,24 0 28.004,12 362.266,12 -303.444,49 58.821,63 
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PSP-ElAußer-
planmäßige 
Maßnahmene-

ment 

PSP-Bezeichnung 
Kosten-
art 

Kurzbezeichnung 
Kostenart 

Ermächti-
gung aus 
Haushalts-
plan 

Ermächti-
gungsüber-
tragung / 
Haushaltsrest 

außer-
/überplan-
mäßige 
Leistungen 

Summe 
aktiver 
Sperren 

Ermächti-
gung Saldo 

Ausgege-
ben 

Nicht ausge-
geben 

I1.077011.500 BPl.105 Südl.Schloßp.III, Straßenbau 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

85.000,00 184.314,91 0 43.596,84 225.718,07 -230.458,15 -4.740,08 

I1.077029.500 BPl.107 Hugo-Duph.-Str. - Straße 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

128.000,00 0 0 47.306,01 80.693,99 -61.814,16 18.879,83 

I1.077035.500 SAB Loyer Weg bis Emsoldstr., Straßen 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

150.000,00 0 0 108.331,30 41.668,70 0 41.668,70 

787300 Sonstige Baumaßnahmen                   

I1.014043.500 Rahmenplanung Mühlenstraße, Liegenschaft 787300 
Sonstige Bau-
maßn. 

50.000,00 0 6.227,50 0 56.227,50 -56.227,50 0 

I1.056504.500 Sportplatz (Ersatzfl. FC), Sportanlage 787300 
Sonstige Bau-
maßn. 

250.000,00 927.259,71 0 64.429,25 1.112.830,46 -139.420,46 973.410,00 

 

PSP-Element PSP-Bezeichnung 
außerplanmä-
ßige Leistun-
gen 

unechte De-
ckungsfähig-
keit/sonstige 
Erm. 

Summe ak-
tiver Sper-
ren 

Ermächti-
gung Saldo 

Saldo Bu-
chungen 

verbliebene au-
ßerplanmäßige 
Mittel 

Außerplanmäßige Maßnahmen 

781200 Investive Zuschüsse an Gemeinden und Gemeindeverbände 

I1.077037.500 Grünanl. BPl.103 nördl. Havelstr., Straß 96.407,49 459,99 0 96.867,48 0 96.867,48 

781700 Investive Zuschüsse an private Unternehmen 

I1.032602.525 
Zusch. an Bohmann Grd. GmbH f. Krippe 
Wa 

360.000,00 0 0 360.000,00 -360.000,00 0 

781800 Investive Zusschüsse an übrige Bereiche 

I1.015037.525 Kostenant.Erschl.beitr.SchlosspIII-Wohnb 57.516,96 0 0 57.516,96 -57.516,96 0 

I1.084901.525 Zuschuss Wald BPl.104, Kompensationsfl. 24.100,00 0 5.878,60 18.221,40 -13.761,28 4.460,12 

782100 Erwerb Grundstücke und Gebäude 

I1.015038.510 Rückübertr. Grdstk.20 BPl.93b, Ankauf 68.012,00 0 0 68.012,00 -68.012,00 0 

I1.077049.510 Grdstk. Ausbau Parkstr./Loyer W., Straße 27.439,50 0 0 27.439,50 -27.439,50 0 

I1.083912.510 Ankauf Fläche f.Biotop Liethe,Öfftl.Grün 29.928,15 0 0 29.928,15 -4.928,15 25.000,00 

783110 Erwerb Vermögensgegenstände über 1.000 EUR ohne Umsatzsteuer 

I1.085944.510 Kunstrasenreiniger Hörger SKU210, Bauhof 23.883,30 0 0 23.883,30 -23.883,30 0 

783120 Erwerb Vermögensgegenstände im Wert zwischen 150 und 1.000 Euro 

I1.039225.510 2016 Sammelposten (Geb.) - GS Feldbreite 28.923,20 0 0 28.923,20 -28.923,20 0 

I1.059503.510 2016 Sammelposten - SpPl. Kötters.(Geb.) 31.479,43 530,81 0 32.010,24 -34.004,19 -1.993,95 

787100 Hochbaumaßnahmen 

I1.025803.500 Wohncontaineranlage Tannenkrug, Soz.Einr 255.000,00 0 25.298,35 229.701,65 -134.811,85 94.889,80 

I1.025804.500 Wohncontaineranlage Nethen, Soz.Einr. 255.000,00 0 60.000,00 195.000,00 -160.003,27 34.996,73 
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PSP-Element PSP-Bezeichnung 
außerplanmä-
ßige Leistun-
gen 

unechte De-
ckungsfähig-
keit/sonstige 
Erm. 

Summe ak-
tiver Sper-
ren 

Ermächti-
gung Saldo 

Saldo Bu-
chungen 

verbliebene au-
ßerplanmäßige 
Mittel 

I1.059504.500 Gerätehaus,Sprecherkab.,Kasse, SpPl.Kött 83.970,01 0 0 83.970,01 -81.212,45 2.757,56 

787200 Tiefbaumaßnahmen 

I1.041229.500 Neuanlage Schulhof, GS Kleibrok 56.288,10 0 33.889,75 22.398,35 0 22.398,35 

I1.066107.500 Erw. BPl. 59 GE Leuchtenb. III, SWK 190.859,01 0 198,96 190.660,05 -127.786,73 62.873,32 

I1.072028.500 Erw. BPl. 59 GE Leuchtenb. III, RWK 298.830,62 14,54 15.981,87 282.863,29 -282.863,29 0 

I1.072036.500 Erw.BPl.15a Hohe Looge 2.BA, RWK 25.500,00 0 4.433,47 21.066,53 -10.699,73 10.366,80 

I1.076974.500 BBPl.100 Erw. Göhlen II, Straßenbau 35.003,08 0 32.944,38 2.058,70 -2.058,70 0 

I1.076993.500 Am Voßbarg - Straßenausbau 43.883,08 0 15.508,61 28.374,47 -26.496,04 1.878,43 

I1.077041.500 Erw. BPl. 59 GE Leuchtenb. III, Straße 471.890,00 0 426,09 471.463,91 -377.817,99 93.645,92 

I1.077048.500 BPl.68d GE Tannenkr.2.Stichstr., Straße 70.000,00 0 33.148,17 36.851,83 -29.669,30 7.182,53 

I1.077061.500 Erw.BPl.15a Hohe Looge 2.BA, Straße 129.000,00 0 92.650,80 36.349,20 -11.270,82 25.078,38 

I1.083406.500 2 Bushaltestellen Schafjückenweg, ÖPNV 102.892,69 0 10.813,44 92.079,25 -22.000,00 70.079,25 

787300 Sonstige Baumaßnahmen 

I1.077003.500 BBPl. 15 A - Erw. GE Liethe, Straßenbau 28.200,00 0 0 28.200,00 -14.656,81 13.543,19 

I1.077011.500 BPl.105 Südl.Schloßp.III, Straßenbau 22.467,91 0 0 22.467,91 -17.062,59 5.405,32 

 

PSP-Element PSP-Bezeichnung 

Ermächti-
gungsüber-
tragung / 
Haushalts-
rest 

außer-/über-
planmäßige 
Leistungen 

unechte De-
ckungsfähig-
keit/sonstige 
Erm. 

Summe 
aktiver 
Sperren 

Ermächti-
gung Saldo 

Saldo Bu-
chungen 

verbliebene 
Haushalts-
mittel 

Haushaltsausgabereste 

In Anspruch genommen durch Ausgabe und Deckung für andere Ausgaben 

781200 Investive Zuschüsse an Gemeinden und Gemeindeverbände 

I1.076970.525 
Zusch. an LK,Ausbau K131(Fahr-
bahn+Radw.) 

117.525,99 197.474,01 0 0 315.000,00 -315.000,00 0 

I1.077006.525 
Zusch.an LK Linksab.spur BPl.15a 
Liethe 

106.215,00 0 2.076,73 0 108.291,73 -108.291,73 0 

I1.077007.525 
Zusch.an LK f. Bushaltest.BPl.15a 
Liethe 

37.600,00 0 0 0 37.600,00 -33.800,00 3.800,00 

781700 Investive Zuschüsse an private Unternehmen  

I1.003014.525 
Zuschuss an private Unternehmen 
2015 

22.266,10 0 0 0 22.266,10 -22.266,10 0 

I1.015027.510 Erw. Südlich Schloßpark III - Ankauf 618.533,76 0 0 0 618.533,76 -613.770,36 4.763,40 

I1.015030.510 BPl. 100 "Göhlen" - Ankauf 369.124,99 0 0 0 369.124,99 -367.263,00 1.861,99 
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PSP-Element PSP-Bezeichnung 

Ermächti-
gungsüber-
tragung / 
Haushalts-
rest 

außer-/über-
planmäßige 
Leistungen 

unechte De-
ckungsfähig-
keit/sonstige 
Erm. 

Summe 
aktiver 
Sperren 

Ermächti-
gung Saldo 

Saldo Bu-
chungen 

verbliebene 
Haushalts-
mittel 

I1.083906.510 2014 Ankauf Kompensationsflächen 62.989,40 81.222,20 0 0 144.211,60 -144.211,60 0 

783110 Erwerb Vermögensgegenstände über 1.000 EUR ohne Umsatzsteuer 

I1.000146.510 
Feuerwehrfahrzeug LF20/16, Ofw 
Rastede 

208.415,60 0 0 0 208.415,60 -205.133,05 3.282,55 

I1.046251.510 Spielgerät- Kletterstruktur, KGS Feldbr. 24.931,14 12.750,77 0 0 37.681,91 -37.681,91 0 

I1.064904.510 2015 Spielgeräte, Kinderspielplätze 26.591,21 0 0 2.087,55 24.503,66 -2.323,48 22.180,18 

787100 Hochbaumaßnahmen 

I1.025801.500 
Dusch-u.Küchencont. FU Nord-
kreuz,Soz.Ein 

29.809,50 0 0 0 29.809,50 -29.809,50 0 

I1.039222.500 Erweiterung GS Feldbreite 1.322.745,10 0 0 68.023,43 1.254.721,67 -1.053.073,04 201.648,63 

I1.063711.500 
San. Flachdach Umkleiden, MZH 
Feldbr. 

62.233,07 0 0 0 62.233,07 -61.295,67 937,4 

787200 Tiefbaumaßnahmen  

I1.071914.500 
BPL.86;  Am Autobahnkreuz - 
RWK+Schächte 

25.000,00 0 0 2.312,32 22.687,68 -12.398,89 10.288,79 

I1.071933.500 BBPl. 88 (nördl.Havelstr.) - RW-Kanal 22.135,20 0 0 21.949,78 185,42 -185,42 0 

I1.072013.500 Ausbau K131, RWK 200.000,00 0 0 0 200.000,00 -74.200,00 125.800,00 

I1.076906.500 
BPL.86; GE Am Autobahnkreuz - Stra-
ßenbau 

81.500,60 0 0 0 81.500,60 -27.048,19 54.452,41 

I1.076918.500 BBPl.93 (südl.Schloßp.) - Straßenbau 304.472,91 0 0 46.027,05 258.445,86 -243.827,84 14.618,02 

I1.076942.500 Deckenprogramm 2015, Straßen 53.811,68 0 0 0 53.811,68 -13.672,10 40.139,58 

I1.076957.500 
Ausbau K131 (Radw.+Parkstr.), Stra-
ßenbau 

87.549,55 0 0 0 87.549,55 -20.210,43 67.339,12 

I1.076995.500 
Ausbau K131 (Radw.+Parkstr.), Stra-
ßenbau 

435.000,00 0 0 139.100,00 295.900,00 -4.317,92 291.582,08 
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PSP-Element PSP-Bezeichnung 
Kosten-
art 

Kurzbezeichnung 
Kostenart 

Ermächtigungsübertra-
gung / Haushaltsrest 

Summe 
aktiver 
Sperren 

Ermächti-
gung Saldo 

Saldo 
Buchun-
gen 

verbliebene 
Haushalts-
mittel 

Haushaltsausgabereste        

Nicht in Anspruch genommen oder Deckung für andere Ausgaben 

I1.030505.525 Zusch. Anbau Gr.raum, Diak. Hahn 781700 
Zusch.Inv. an 
pr.U. 

321.437,64 0 321.437,64 0 321.437,64 

I1.066069.500 Ausbau K131, SWK 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

200.000,00 0 200.000,00 0 200.000,00 

I1.076905.500 BPL.15a; Hohe Loge - Straßenbau 787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

155.000,00 155.000,00 0 0 0 

I1.071936.500 
BBPl. 93 (südl.Schloßpark) - RW-Ka-
nal 

787200 
Tiefbaumaßnah-
men 

84.006,03 0 84.006,03 0 84.006,03 
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  3. Angabe und Erläuterung der auf die Posten der Ergebnisrechnung sowie der 

Vermögensrechnung und der Bilanz angewandten Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 1 GemHKVO 

Bewertet und bilanziert wird ausschließlich nach den Anschaffungs- und Herstel-

lungswerten entsprechend § 45 GemHKVO, wobei erbrachte Eigenleistungen 

noch nicht berücksichtigt wurden. Festwerte im Sinne des § 46 Abs. 1 

GemHKVO wurden nicht gebildet und sind insgesamt auch nicht vorhanden. An-

dere Bewertungsnotwendigkeiten z.B. Sachwertverfahren haben sich nicht erge-

ben. 

  4. Angabe und Erläuterung der Abweichungen von den bisher angewandten Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden mit Begründung, wobei deren Einfluss auf 

die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage gesondert zu erläutern ist 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 2 GemHKVO 

Von den bisherigen Bewertungs- und Bilanzierungsmethoden wurde nicht abge-

wichen. 

  5. Art und Höhe der wesentlichen außerordentlichen Erträge und Aufwendungen 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 3 GemHKVO 

Der außerordentliche Haushalt enthält in der Regel keine Veranschlagungen, 

weil die außerordentlichen Sachverhalte kaum oder gar nicht vorausgesehen 

werden können. Zu Buchungen in diesem Haushaltsbereich kam es dennoch. 

Folgendes Volumen hat sich durch die Finanzvorgänge ergeben: 

 
Außerordentlicher Ergebnishaushalt Ergebnis 2016  Ansätze 2016  Abweichung 

  - Euro - - Euro -   
22. außerordentliche Erträge -776.360,36   -776.360,36 

23. außerordentliche Aufwendungen 883.306,95   883.306,95 

 106.946,59   106.946,59 

Bemerkenswerte Erträge und Aufwendungen sind vor diesem Hintergrund nicht 

vorhanden. 

Quantitativ lag der Schwerpunkt bei den außerordentlichen Erträgen und Auf-

wendungen im periodenfremden Bereich, bei der Veräußerung von Grundstü-

cken, soweit sie keine Baugrundstücke sind (im Ertrags- wie im Aufwandsbe-

reich) und bei der Regulierung von Schäden: 

 

Kostenarten 
Ergebnis 

2016  
Ansätze 

2016  
Abweichung 

Erträge    

  501200  Empf. Schadenersatzleistungen -43.669,60  -43.669,60 

  501900  Sonstige außergewöhnliche Erträge -11.583,02  -11.583,02 

  502200  Ertr. Herabsetzung Rückstellungen -476,00  -476,00 

  502900  Sonstige periodenfremde Erträge -361.294,42  -361.294,42 

  531100  Veräuß.Grundstücke -344.158,62  -344.158,62 

  531200  Ertr.bewVG>1000EUR -11.169,00  -11.169,00 

  531201  Ertr.bewVG>1000EUR -50,00  -50,00 
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  531210  Ertr.bewVG>150 <1000 -3.368,89  -3.368,89 

  531300  Ertr.bewVG<150 -590,81  -590,81 

 -776.360,36  -776.360,36 

Aufwendungen    

  511100  Aufwendungen Katastrophenschutz u.ä.  
                Ereignisse 

10.968,47   10.968,47  

  512900  Sonst.per.-fremde Aufwendungen 419.821,70   419.821,70  

  513100  Außerplanmäßige AfA imm.VGG+SV 275.056,10   275.056,10  

  532100  Aufwendungen Veräußerung  
                Grundstücke und .Gebäude 

176.938,47   176.938,47  

  532200  Aufwendungen bewegliches  
                Vermögen >1000EUR 

488,00   488,00  

  532500  Aufwendungen Veräußerung immaterielle  
                Vermögensgegenstände 

34,21   34,21  

 883.306,95   883.306,95  

„-„ = Einnahme 

 

  6. Angaben und Erläuterung über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in 

die Herstellungswerte 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 4 GemHKVO (§ 45 Abs. 4 GemHKVO) 

Zinsen für Fremdkapital wurden in die Herstellungswerte nicht einbezogen, was 

daran liegt, dass 2016 keine Kreditmarktmittel aufgenommen wurden. 

  7. Angaben und Erläuterungen zu Haftungsverhältnissen, auch wenn gleichwertige 

Rückgriffsforderungen gegenüberstehen. 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 5 GemHKVO 

Haftungsverhältnisse wurden 2016 nicht eingegangen und sind im Übrigen aus 

Vorjahren heraus auch nicht vorhanden. 

  8. Angaben und Erläuterungen zu Sachverhalten, aus denen sich finanzielle Ver-

pflichtungen ergeben können. 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 6 GemHKVO 

Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben können, haben 

sich 2016 nicht ergeben und sind auch aus der Vergangenheit heraus nicht vor-

handen. 

  9. Angaben und Erläuterung zu noch nicht abgedeckten Fehlbeträgen, die einzeln 

nach Jahren getrennt angegeben werden 

§ 55 Abs. 2 Ziff. 7 GemHKVO 

Der ordentliche Ergebnishaushalt hat bisher keine Fehlbeträge erzeugt. Der au-

ßerordentliche Haushalt dagegen schon. Diese Fehlbeträge konnten innerhalb 

des Gesamtjahresergebnisses oder im Rahmen der bilanziellen Überschussrück-

lage ausgeglichen werden. 
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Nachstehend Entwicklung der Überschussrücklagen, vorbehaltlich der Be-

schlussfassung für 2013, 2014 und 2015: 
Entwicklung Ergeb-
nisse 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

ordentliches Ergebnis 
(brutto) 

2.640.557,60 3.658.236,06 3.987.347,26 3.350.913,09 4.015.539,38 2.247.249,79 4.027.520,82 

Ergebnisse gebühren-
rechnende Einrichtun-
gen: 

             

- Schmutzwasser zent-
ral  

56.814,31 171.713,23 100.654,63 30.903,53 40.708,89 -50.483,89 -24.319,44 

- Schmutzwasser de-
zentral *) 

380,03 5.222,75 17.847,81 4.930,54 -6.777,26 -8.745,73 -7.636,93 

- Straßenreinigung -11.711,91 777,34 -17.909,68 21.850,68 32.842,72 -1.976,48 -18.154,75 

- Wochenmarkt -8.145,39 2.448,78 -92,17 383,64 4.986,03 94,70 3.400,36 

- Niederschlagswasser             -6.005,68 

- Summe SoPo Gebüh-
renausgleich im Jahr 

37.337,04 180.162,10 100.500,59 58.068,39 71.760,38 -61.111,40 -52.716,44 

Entwicklung Sonderpos-
ten Gebührenausgleich 

632.398,96 812.561,06 913.061,65 971.130,04 1.042.890,42 981.779,02 929.062,58 

- ordentliches Ergebnis 
(also nach Abzug 
SoPo Gebührenaugs-
gleich) 

2.603.220,56 3.478.073,96 3.886.846,67 3.292.844,70 3.943.779,00 2.308.361,19 4.080.237,26 

- außerordentliches Er-
gebnis 

33.525,61 -192.529,49 -319.241,72 -103.108,82 -95.256,84 -126.837,14 386.327,84 

Überschussrücklage, 
ordentl. Erg. 

2.603.220,56 3.319.070,08 3.567.604,95 3.189.735,88 3.848.522,16 2.181.524,05 3.693.909,42 

Überschussrücklage, 
außerordentl. Erg. 

33.525,61 -33.525,61 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

 

Entwicklung Ergebnisse 

Fortgeschrieben bis 

einschließlich 2015 

*) 

Entwicklung Sonderposten Gebührenausgleich 929.062,58 

Überschussrücklage, ordentl. Erg. 22.403.587,10 

Überschussrücklage, außerordentl. Erg. 0,00 

*) Nur bis 2015, weil die Kostenrechnungen für 2016 erst ab 2017 vorliegen können. 

10. Erläuterungen zu Bilanzpositionen 

10.01 Als Aufwand berücksichtigte Umsatzsteuer auf am Abschlusstag auszu-

weisende oder von den Vorräten offen abgesetzte Anzahlungen als aktiver 

Rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesen. 

§ 49 Abs. 1 Satz 2 GemHKVO 

Alle in 2016 einen „Betrieb gewerblicher Art“ betreffenden Anzahlungen 

wurden immer mit Umsatzsteuer gebucht. Die Rechnungstellung war ent-

sprechend. 

10.02 Durchführung einer Inventur 

Die Gemeinde betreibt Buch- und permanente Inventuren. Das gilt aller-

dings nicht für bewegliche Vermögenswerte. Soweit es sich um bewegli-

che Vermögensgegenstände handelt, ist im Hinblick auf den zeitlichen 

Verzug bei der Erstellung der Jahresabschlüsse eine Inventur nicht durch-

geführt worden. 

10.03 Buchung der Bestandsveränderungen lt. Inventurliste 

Weil eine Inventurliste zum 31.12.2016 nicht erstellt wurde, waren auch 

keine Bestandsveränderungen zu buchen. 
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10.04 Planmäßige Abschreibungen wurden gebucht 

Alle planmäßigen Buchungen wurden vorgenommen. Das bedeutet aber 

nicht, dass immer zum beplanten Sachkonto und Kostenstelle gebucht 

wurde. Abweichend wurde dann gebucht, wenn sich im Rahmen der Akti-

vierung von Anlagen herausgestellt hat, dass das beplante Sachkonto o-

der die Kostenstelle nicht zutreffend ist. Solche Situationen ergeben sich 

dadurch, dass die Doppik erst seit 2009 betrieben wird und Erkenntnisse 

wegen der neuen Materie hinzugewonnen werden. Das ist selbst 2016 

noch so; aber die Fehlveranschlagungen gehen deutlich zurück. 

10.05 Prüfung, ob außerplanmäßige Abschreibungen notwendig sind 

Gemeint sind die Fälle, in denen eine voraussichtlich andauernde Wert-

minderung eintritt und für die deshalb eine außerplanmäßige Abschrei-

bung vorgenommen werden muss. 

Die vorstehend beschriebenen Fälle hat es in 2016 nicht gegeben. 

10.06 Es wurde geprüft, ob Zuschreibungen notwendig sind. 

Gemeint sind die Fälle, wo sich herausgestellt hat, dass die Gründe für 

höhere Abschreibungen nicht mehr bestehen, so dass der nicht mehr ge-

rechtfertigte Abschreibungsbetrag wieder zugeschrieben werden muss. 

Die vorstehend beschriebenen Fälle hat es in 2016 nicht gegeben. 

10.07 Sondervermögen 

Über Sondervermögen verfügt die Gemeinde nicht. 

10.08 Ausleihungen 

Beiträge an die Kreisschulbaukasse: 

Die seit Mitte der siebziger Jahre an den Landkreis jährlich gezahlten Bei-

träge an die Kreisschulbaukasse werden in der Bilanz als Ausleihung 

nachgewiesen. 

10.09 Reinvermögen; Erläuterung der Inhalte der Netto-Position 

An der Bilanzsumme in Höhe von 132,6 Millionen Euro hat die Nettoposi-

tion mit 120 Millionen Euro einen Anteil von 90,5 Prozent. Das ist eine 

überaus hohe und sehr erfreuliche „Eigenkapitalquote“. 

Die Passivseite besteht aus den beiden großen Positionen Netto-Position 

und Schulden. Die Entwicklung seit der Ersten Eröffnungsbilanz sieht wie 

folgt aus: 
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Die Nettoposition (= das Eigenkapital der Gemeinde) teilt sich in die Positi-

onen Basis-Reinvermögen, Rücklagen, Jahresergebnis und Sonderposten 

auf. Diese Anteile an der Nettopositionen entwickeln sich im Verhältniszu-

einander bisher wie folgt: 

 

 

Das Basis-Reinvermögen ändert sich grundsätzlich nicht. Auf keinen Fall 

ist - außerhalb einer zulässigen Korrektur der Ersten Eröffnungsbilanz - 

eine Reduzierung unterhalb des Wertes der Ersten Eröffnungsbilanz 

(52.350.056,04 Euro) erlaubt. Eine Veränderung überhaupt ergibt sich re-

gelmäßig durch die Sonderposten (erhaltene Zuwendungen) für nicht der 

Abschreibung unterliegende Sachvermögensgegenstände und aufgrund 

der Jahresergebnisse, die wiederum mit den Rücklagen korrespondieren. 

In aller Regel verhält sich der Rat so, dass ein positives Jahresergebnis 
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ggfs. dem Sonderposten für Gebührenausgleich und danach den Über-

schussrücklagen zugeführt wird. In voraussichtlich seltenen Fällen wird 

der Rat auch eine Zuführung zum Basis-Reinvermögen beschließen. 

 

Basis-Reinvermögen: 

Veränderung des 
Ersten Eröffnungs-
bilanzwertes 

1. Eröffnungs-
bilanz 

Korrektur Bewegung 31.12. 

01.01.2009 52.350.056,04       

2009   -552.294,77 232.421,93 52.030.183,20 

2010     29.106,38 52.059.289,58 

2011   -896.774,24   51.162.515,34 

2012     1.344,00 51.163.859,34 

2013     277.915,33 51.441.774,67 

2014     0,00 51.441.774,67 

2015   4.645,21   51.446.419,88 

2016  38.693,30 362.991,38 51.848.104,56 

31.12.2016 50.944.325,54 korrigierter Wert 1. Eröffnungsbilanz 

10.10 Überschussverwendung; Reinvermögen - Überschussrücklagen 

Die aktuellste Entscheidung des Rates über die Überschussverwendung 

stammt vom 28.02.2017. Sie betrifft die Jahresergebnisse 2011 und 2012 

und sie besagt, dass neben der zwingenden Bedienung des Sonderpos-

tens für den Gebührenausgleich die Ergebnisse mit den Rücklagen der Er-

gebnisüberschüsse zu verrechnen sind. 

 
Entwicklung der Überschussrücklagen 2011 2012 Fortgeschrieben 
- ordentliches Ergebnis 3.567.604,95 3.189.735,88 12.679.631,47 
- außerordentliches Ergebnis 0,00 0,00 0,00 

Die Entscheidungen über die vorliegenden Ergebnisse 2013 bis 2015 kön-

nen erst dann getroffen werden, wenn das Rechnungsprüfungsamt die 

entsprechenden Jahresabschlüsse geprüft hat. Die vorliegenden Ergeb-

nisse zeigen jedoch, dass der ordentliche Überschuss weiter ansteigt und 

die im außerordentlichen Ergebnis entstandenen Fehlbeträge mit dem or-

dentlichen Ergebnis gedeckt werden können. 

10.11 Sonderposten; Sonderposten wurden gebildet und aufgelöst 

Sonderposten werden auf die gleiche Laufzeit eingestellt, wie der Vermö-

genssachwert abgeschrieben wird, wofür der Sonderposten eingenommen 

wurde. Soweit der Sonderposten erst im Jahr nach der Aktivierung des 

Vermögenssachwertes passiviert werden kann, werden die Auflösungsbe-

träge des Sonderpostens in einem Betrag nachgeholt und nicht auf die 

Restlaufzeit des Postens verteilt. 

Eine Besonderheit gilt für die Abwasserbeiträge. Beiträge werden zwar 

speziell für die Finanzierung von Vermögenswerten eingenommen, aber 

im Bereich Abwasser ist eine Zuordnung zu einem speziellen Vermögens-
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gegenstand nicht möglich, weil sich der gezahlte Beitrag auf die Gesamt-

anlage (Klärwerk, Kanäle und Pumpwerke) bezieht. Nach einem rechneri-

schen Modell werden die im Jahr gezahlten Beiträge Blöcken zugerech-

net, für die Auflösungszeiten vorgesehen sind, wie Sachvermögen mit un-

terschiedlichen Abschreibungszeiten in dem Jahr entstanden ist. 

 

10.12 Kreditverbindlichkeiten 

Kredite wurden 2016 für investive Maßnahmen auf dem Kreditmarkt nicht 

aufgenommen. 

 
  31.12.2015 31.12.2016 

2.1 Geldschulden   

2.1.2 Verb. aus Krediten für Investitionen 3.611.322,27 3.210.654,82 

Schuldenentwicklung (Abbau)  400.667,45 

 

Beginn Tilgung Kreditauf-

nahme Ende Konto Bezeichnung 

2.021.586,27 195.535,45 0,00 1.826.050,82 231230 KredAufn.f.Invest.b.Gem.,LZ mehr 

als 5J.,EUR 

1.589.736,00 205.132,00 0,00 1.384.604,00 231730 KredAufn.f.Invest.b.ö.SoRg..,LZ  

mehr als 5J., EUR 
3.611.322,27 400.667,45 0,00 3.210.654,82   

10.13 Rückstellungen 

Die Rückstellungen der Gemeinde Rastede sind im Grunde in die Berei-

che kurzfristige und langfristige Rückstellungen unterteilt. Die Rückstellun-

gen für Pensionen, Beihilfe und Altersteilzeit sind recht langfristig ange-

legt, und es ist darauf zu achten, dass zu gegebener Zeit die Liquidität für 

die anfallenden Ausgaben vorhanden ist. Anders ist es bei den Anderen 

Rückstellungen, wo die Liquidität regelmäßig bereits im Folgejahr notwen-

dig ist. Die Gemeinde achtet darauf, dass die Liquidität vorhanden ist; sie 

berücksichtigt sie bei der Berechnung der Vorbelastung des nächsten 

Haushaltsjahres.  

Insgesamt gesehen lässt der Rückstellungsbestand erkennen, dass die 

Gemeinde, bis auf ein anhängiges Gerichtsverfahren (6.000 Euro), keine 

etwaigen besonderen Risiken absichern musste. 

 
  2015 2016 

  - Euro - - Euro - 
3. Rückstellungen 7.086.681,71 7.527.813,24 

3.1 Pensionsrückstellung und ähnliche Verpflichtungen 6.657.388,14 6.845.961,39 

3.2 Rückstellung für.Altersteilzeit und ähnliche Maßnahmen 306.344,32 346.806,57 

3.3 Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung     

3.4 Rückstellung für.Rekultivierung und Nachsorge geschlossene Abfalldeponie     

3.5 Rückstellungen f. d. Sanierung von Altlasten     

3.6 Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs und von Steuerschuld-

verhältnissen     

3.7 Rückstellung für drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften Gewährleis-

tung ,anhängige Gerichtsverfahren 0 6.000,00 

3.8 Andere Rückstellungen 80.509,82 122.949,25 
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10.14 Weitere Punkte: 

- Nachholung von Abschreibungen und Auflösung von Sonderposten: 

 

Soweit Abschreibungen oder Auflösungsbeträge für Sonderposten 

nachgeholt werden, weil eine Verbuchung im Aktivierungsjahr nicht 

mehr möglich ist, müsste nach dem Wortlaut der haushaltsrechtlichen 

Vorschriften eine periodenfremde Buchung erfolgen, die wiederum in 

den außerordentlichen Ergebnishaushalt gehört. Dementsprechend ver-

fährt die Gemeinde bei diesen Positionen allerdings nicht, d.h., die in ei-

ner Monatsperiode nachzuholenden Abschreibungs- und Auflösungsbe-

träge werden im ordentlichen Ergebnishaushalt gebucht. Denn bei den 

nachzuholenden Beträgen handelt sich im Sinne der Kontenregeln nicht 

um „Aufwendungen, die aus unvorhergesehenen Ereignissen und Fi-

nanzvorfällen“ heraus entstehen; es handelt sich vielmehr um geplante 

Aufwendungen. Der Charakter der Außerordentlichkeit von Fällen, für 

die der außerordentliche Ergebnishaushalt vorgesehen ist, ist nicht ge-

geben. 

- Aktivierung von geleisteten Investitionszuschüssen 

 

Der Zahlung von Investitionszuschüssen geht ein entsprechender Be-

scheid an den Antragsteller voraus. Mit der Bescheiderteilung geht die 

Gemeinde zwar eine Verpflichtung ein, aber die Zahlung des Zuschus-

ses hängt von Bedingungen ab. Insoweit ist eine „Gegenleistung“ des 

Zuschussnehmers erforderlich, nämlich, dass die Bedingung erfüllt 

wird. Vor diesem Hintergrund wird die Zuschussgewährung zunächst 

als „schwebendes Geschäft“ betrachtet, welches nicht zu bilanzieren 

ist. Die Aktivierung erfolgt mit Zahlung des Zuschusses. 

 

11. Vorbelastungen aus dem Haushaltsjahr 2016 gegenüber dem Haushaltsjahr 

2017 

§ 54 Abs. 5 GemHKVO 

11.01 Vorbelastungen 

Der abschließende Kassenbestand in Höhe von 2.656.323,89 (Tagesab-

schluss/Finanzrechnung 30.12.) Euro reicht nicht aus, die nichtplaneri-

schen aber realistischen liquiden Vorbelastungen zu decken. Die Bildung 

von Haushaltseinnahmeresten ist deshalb erforderlich. Die Höhe der be-

nötigten Haushaltseinnahmereste beträgt 4.227.190,04 Euro. In der Nach-

folgenden Tabelle wird allerdings ein Haushaltseinnahmerest in Höhe von 

4.227.658,92 Euro ausgewiesen. Eine nachträgliche kleinere Korrektur 

musste vorgenommen werden. 

Nachfolgend die Berechnung der Vorbelastung und deren Deckung: 

  



240 
 

Zusammenfassendes Ergebnis Liquidität   Haushaltsreste 2016 

Rückstellungen und Haushaltsreste aus 2016    ErgebnisHH FinanzHH 

1. Kassenistbestand 30.12.2016 2.656.323,89 2.656.323,89     

2. Vorbelastungen HHJahr 2016         

2.1 Einzelpositionen         

  - Haushaltsunwirksame Zahlungen         

    - durchlaufende Posten Passiv 118.174,05       

  - Offene Posten 31.12.2016 194.834,45       

  - Osterloh-Fonds (Kto 204002) 764,86       

  - Bürgschaften 0,00       

  - Gewährleistungsverträge 0,00       

  - Anzahlungen auf Sonderposten 0,00       

  - Sonstige Verbindlichkeiten  279100 438.451,27       

  - Andere Verbindlichkeiten *) 0,00       

  

- Verrechnung Fehlbetrag mit bilanzieller Überschussrück-
lage, soweit der Verrechnungsbetrag in Geld besteht 
(Fehlbetrag aus Finanzrechnung, Bereich laufende Ver-
waltung) 

0,00       

  Summe: 752.224,63 -752.224,63     

2.2 Finanzaushalt         

2.2.1 Laufende Verwaltung/Ergebnishaushalt         

  
- Rückstellungen aus Vorjahren,  
   die 2016 kassenwirksam werden 

        

      'Konto 283100,286100,286200 0,00       

  
  - Konto 287100 (drohende Verluste) zum 
     31.12.2016 

6.000,00       

  
  - Konto 289100 (Andere Rückstellungen) zum 
     31.12.2016 

90.637,18     96.637,18 

  - HHReste 219.316,00   219.316,00 219.316,00 

  Summe: 315.953,18 -315.953,18     

            

  Zwischenkassenbestand:   1.588.146,08     

2.2.2 Rückbehalt für Deckung Fehlbedarf/-betrag: 0,00 0,00     

           

2.2.3 Investitionen        

  - HHReste 2015 (mit und ohne Aufträge) 984.903,00 -984.903,00   984.903,00 

  Zwischenkassenbestand:   603.243,08     

  - HHReste 2016  (mit und ohne Aufträge) 4.825.902,00 -4.825.902,00   4.825.902,00 

            

3. Verbleibender Kassenbestand   0,00     

4. abzüglich Sockelbetrag für Kasse   0,00     

5. 
Einsetzung für Kreditreduzierung (bei Minusbetrag = 
Haushaltseinnahmerest) 

  -4.222.658,92 219.316,00 6.126.758,18 

6. Kreditermächtigung 2016 einschl. Nachtrag 6.520.959,00       
  davon aufgenommen 0,00     
  Restliche Kreditermächtigung für 2016 6.520.959,00       
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11.02 Bürgschaften 

Die Gemeinde hat keine Bürgschaften geleistet 

11.03 Gewährleistungsverträge 

Die Gemeinde hat keine Gewährleistungsverträge geschlossen 

11.04 Kreditähnliche Rechtsgeschäfte 

Am 27.09.16 hat die Gemeinde Rastede ein kreditähnliches Rechtsge-

schäft über den Ankauf eines kulturhistorischen Grundstückes mit Gebäu-

den beschlossen. Die Tilgung erstreckt sich über 20 Jahre zu jeweils glei-

chen Tilgungsraten, beginnend ab 2018. 

Weitere kreditähnliche Rechtsgeschäfte bestehen in Form von erworbe-

nen Erbbaurechten. Diese betreffen neun Grundstücke, wofür in 2016 

2.077,16 Euro Erbbauzinsen aufgewendet werden mussten. 

11.05 Gestundete Beträge 

Die Voraussetzungen für Stundungs- und befristete Niederschlagsent-

scheidungen sind öffentlich-rechtlich vorgegeben. 

 
Über das Haushaltsjahr hinaus sind folgende Beträge gestundet worden (§ 
54 Abs. 5 GemHKVO): 
 

Sachkonto Betrag 

Nr. Bezeichnung   

151100 Forderungen aus öff.-rechtl. Dienstleistungen 46.113,89 

153100 Forderungen aus Transferleistungen 72.647,05 

159100 Kommunale Steuern u.übrige öff.-rechtl.Forderungen 602.453,02 

161100 Bauhof, Ford. a. privatr. DL (Kassenverrechnung) 992,75 

  722.206,71 

11.06 Haushaltsreste 

Die Haushaltsreste sind eine öffentlich- rechtliche Besonderheit; sie sind 

handelsrechtlich nicht bekannt. Die Haushaltsreste sind ein Instrument, 

Haushalts-, also Zahlungsermächtigungen, in das nächste Haushaltsjahr 

zu übertragen. Sie werden gebildet sowohl im Ergebnishaushalt als auch 

insbesondere im investiven Bereich. Die Kassenwirksamkeit tritt im Folge-

jahr ein, soweit es den Ergebnishaushalt betrifft. Haushaltsreste im investi-

ven Bereich können, abhängig vom Fortschritt der Investitionsmaßnahme, 

deutlich länger in Anspruch genommen werden. 

Haushaltsreste wurde in folgendem Umfang gebildet: 
Ergebnishaushalt 2016/2017 219.316 
Finanzhaushalt 2016/2017 (nur Investitionen) 5.810.805 

 6.030.121 
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Aufgrund der festzustellenden liquiden Vorbelastung des Haushaltsjahres 

2016 und aus anderen Gründen war es erforderlich, Haushaltseinnah-

mereste in Höhe von 4.222.658,92 Euro zu bilden. 

11.07 Rückstellungen 

Rückstellungen werden bei den Vorbelastungen rechnerisch berücksich-

tigt, soweit sich in unmittelbarer Zukunft, also insbesondere im Folgejahr, 

Zahlungsverpflichtungen ergeben. Diese sind vorhanden bei den Anderen 

Rückstellungen (Konto 289100). Ihre Höhe beträgt 90.637,18 Euro. Hinzu 

kommen weitere 6.000 Euro als Rückstellung für ein anhängiges Gerichts-

verfahren (Konto 287100). 

11.08 Haushaltsvorgriffe 

Ein Haushaltsvorgriff liegt dann vor, wenn im Haushaltsjahr über- oder au-

ßerplanmäßig eine Zahlung geleistet werden muss, die erst durch einen 

Haushaltsplan im Folgejahr gedeckt werden kann. Als Vorbelastung wir-

ken sich die Vorgriffe dann aus, wenn eine Veranschlagung im Folgejahr 

nicht erfolgen sollte. 

Haushaltsvorgriffe hat es 2016 nicht gegeben. 

11.09 Durchlaufende Gelder 

Durchlaufende Gelder gibt es als solche, weil die entstandenen Zahlungs-

vorgänge entweder den gemeindlichen Haushalt nicht berühren oder weil 

sie mangels anderer Möglichkeit im Haushalt nicht zu buchen waren. 

 
  31.12.2016 
  - Euro - 

Durchlaufende Posten aktiv (Konten 165*) *)   - 433-349,01  

Durchlaufende Posten passiv (Konten 272*) 
425.386,45 

*) Vom Saldo her eine Verbindlichkeit 

Die Durchlaufenden Posten aktiv weisen eine Verbindlichkeit aus. Das ist 

nicht korrekt. Entstanden ist der Minuswert durch mehrere Einnahmebu-

chungen (Einnahmen aus Verkäufen), die auf den Passivseiten hätten ge-

bucht werden müssen. 

11.10 In Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen 

Verpflichtungsermächtigungen, die in Anspruch genommen wurden, sind 

eine Auftragsvergabe im abgelaufenen Jahr mit Kassenwirksamkeit in 

späteren Jahren. Insoweit liegt in der Tat eine Vorbelastung zukünftiger 

Haushaltsjahre vor, die aber nicht den vorhandenen Kassenbestand zum 

31.12. belasten. Eine Belastung des Kassenbestandes liegt nicht vor, weil 

für die Verpflichtungsermächtigungen in den Jahren der Kassenwirksam-

keit ein Haushaltsansatz eingeplant werden muss. 
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Für das Haushaltsjahr 2016 sind Verpflichtungsermächtigungen in Höhe 

von 6.365.000 Euro festgesetzt worden. Sie wurden in Höhe von 

1.588.157,36 Euro in Anspruch genommen. 

12. Änderung der Gliederung Jahresabschluss, Gesamtabschluss, insbesondere Er-

gebnisrechnung, Finanzrechnung und Bilanz gegenüber Vorjahr 

§ 48 Abs. 1 GemHKVO 

Änderungen in der Gliederung des Jahresabschlusses und in der Ergebnis- und 

Finanzrechnung hat es nicht gegeben. 

Eine Entscheidung über die Konsolidierung und damit eine Entscheidung über 

den Gesamtabschluss wurde vom Rat zum Stichtag 31.12.2012 getroffen. Da-

nach war zu dem Zeitpunkt eine Konsolidierung nicht erforderlich. Eine Überprü-

fung wurde nun zum 31.12.2016 vorgenommen. Vorbehaltlich der Entscheidung 

des Rates ist auch für diesen Stichtag eine Konsolidierung nicht erforderlich. 

13. Jahr zu Jahr nicht vergleichbare Positionen in Ergebnisrechnung, Finanzrech-

nung und Bilanz 

§ 48 Abs. 2 Ziff. 1 GemHKVO 

 

Eine solche Position ist rückblickend nicht vorhanden 

14. Im Haushaltsjahr vorhandene und in dem Jahr nicht verwendete zweckgebun-

dene Erträge 

§ 49 Abs. 4 GemHKVO 

Alle zweckgebundenen Erträge wurden zweckentsprechend verwendet. 

15. Fälle, wo der Rückzahlungsbetrag einer Verbindlichkeit höher ist als der Ausga-

bebetrag 

§ 49 Abs. 2 GemHKVO 

Solche Fälle hat es 2016 nicht gegeben. 

16. Zugehörigkeit von Vermögensgegenständen und Schuldenpositionen zu mehre-

ren Bilanzpositionen 

§ 48 Abs. 3 GemHKVO 

Es sind keine Vermögens- und Schuldenpositionen vorhanden, die mehreren Bi-

lanzpositionen zuzuordnen wären. 

17. Vermerk über weitere Untergliederungen von Posten gegenüber der vorgeschrie-

benen Gliederung (Bilanz) 

§ 48 Abs. 4 GemHKVO 

Weitere Untergliederungen hat es nicht gegeben. 
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Anlagen zum Anhang 

1. Anlagenübersicht 

§ 56 Abs. 1 GemHKVO 

 

2. Forderungs- und Verbindlichkeitsspiegel 

§ 56 Abs. 2 und 3 GemHKVO 

 

3. Nebenrechnung zur Ermittlung und Verwendung der aus speziellen Entgelten für 

die Inanspruchnahme leitungsgebundener Einrichtungen gedeckten Abschreibun-

gen 

§ 56 Abs. 4 GemHKVO 
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Rechenschaftsbericht 2016 

Nach § 57 GemHKVO sind im Rechenschaftsbericht der Verlauf der Haushaltswirt-
schaft und die finanzwirtschaftliche Lage der Gemeinde entsprechend den tatsächli-
chen Verhältnissen darzustellen. Dabei ist eine Bewertung der Jahresabschlussrech-
nungen vorzunehmen. Darüber hinaus soll auch über Vorgänge von besonderer Be-
deutung, die nach dem Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind und über zu er-
wartende mögliche finanzwirtschaftliche Risiken, die für die Aufgabenerfüllung von 
besonderer Bedeutung sind, berichtet werden. 

Positiv ist über die Entwicklung seit Einführung der Doppik 2009 zu vermerken, dass 
die Bilanzsumme über die Jahre eine kontinuierliche Steigerung von 98.390.824 
Euro am 01.01.2009 auf 132.588.664 Euro zum 31.12.2016 erfahren hat. Dies ist 
eine Wertschöpfung, die im Wesentlichen darin ihre Ursache findet, dass der Ge-
meinde liquide Mittel zugeflossen sind und zwar weitestgehend außerhalb von Kredit-
marktmitteln. Der Mittelzufluss hat seinen Niederschlag in einem höheren immateriel-
len und Sachvermögen gefunden. 

Für eine Bewertung der Aussage der gemeindlichen Bilanzen liegt es nahe, Kenn-
zahlen heranzuziehen, wie es im privatwirtschaftlichen Bereich üblich ist. Solche 
Kennzahlen lassen sich für alle möglichen Bereiche bilanzieller Art und für die er-
trags- und aufwandsseitigen Positionen berechnen. Die Gemeinde Rastede rät bei 
einer mit privatwirtschaftlichen Ergebnissen vergleichenden Interpretation jedoch zur 
Vorsicht aufgrund des Fakts, dass eine Kommune nicht gewinnorientiert arbeitet, 
sondern dem Ziel zustrebt, Kostendeckung zu erreichen. Außerdem ist eine Kom-
mune in weiten Bereichen ganz anders strukturiert als ein Wirtschaftsunternehmen. 
So verfügt die Gemeinde vergleichsweise über eine sehr viel andere Vermögens-
struktur mit entsprechenden Abschreibungsfolgen als Unternehmen der privaten 
Wirtschaft. Außerdem stellt sich natürlich die Frage der Veräußerbarkeit von Kommu-
nalvermögen. Weiterhin lässt sich betriebswirtschaftliche Effizienz nur für wenige 
Aufgabenbereiche erreichen. Kennzahlen ja, Vergleich mit der privaten Wirtschaft 
bitte mit Vorsicht. 

Der Einstieg in die Welt der Kennzahlen ist durch landesrechtliche Vorgaben gege-
ben. Danach haben die Kommunen „Daten der Haushaltswirtschaft“ zu erstellen, die 
Kennzahlen beinhalten. Folgende Kennzahlen gelten danach für die Gemeinde 
Rastede: 

 
Steuerquote: 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 

57,71 % 64,18 % 63,52 % 66,41 % 66,80 % 61,95 % 67,24 % 62,29 % 

Dies ist eine für Kommunen typische Kennzahl, denn andere „Unternehmen“ verfü-
gen nicht über Steuereinnahmen. 

Eine steigende Tendenz kann ein Hinweis darauf sein, dass spezielle Einnahmen, 
also Gelder, die speziell für Aufgaben gezahlt werden, wie Zuschüsse, Gebühren 
und ähnliche Entgelte, in den Hintergrund geraten. In der Steuerquote selbst sind 
„allgemeine“ Deckungsmittel enthalten, die die Gemeinde benötigt, um die anderen 
nicht kostendeckenden speziellen Gelder zu ergänzen. 
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Zuschussquote an verbundene Unternehmen, Sondervermögen oder Beteiligungen: 

Gemeint sind insbesondere Verlustausgleiche, die die Kommune an die genannten 
Unternehmen zahlt. 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 

1,21 % 1,65 % 1,16 % 1,56 % 1,31 % 1,38 % 1,29 % 1,19 % 

Die Quote ist gering und resultiert aus der Unterstützung eines Unternehmens, wel-
ches u.a. damit betraut ist, gemeindlichen Aufgaben insbesondere im Bereich Touris-
mus wahrzunehmen. Wäre dieses Unternehmen nicht vorhanden, wären die Geldmit-
tel von der Gemeinde direkt für die Aufgaben zu verwenden. 

 
Personalintensität: 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 

22,05 % 21,61 % 22,45 % 22,56 % 26,07 % 26,41 % 26,21 % 24,86 % 

Zu erkennen ist, abgesehen von dem Sprung von 2012 nach 2013 eine weitgehend 
gleichbleibende Personalintensität. Gleichwohl verbergen sich hinter den Prozent-
werten kontinuierlich steigende Aufwendungen, die im Verhältnis zu den gemeindli-
chen Gesamtaufwendungen insgesamt zu sehen sind, die wiederum auch gestiegen 
sind. In absoluten Beträgen sieht die Entwicklung der Personalaufwendungen wie 
folgt aus: 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 

Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro 

5.211.558 5.249.222 5.573.858 5.815.317 7.075.954 7.797.949 7.899.761 8.206.458 

Die Kennzahl und die absoluten Personalaufwendungen stehen im Spannungsver-
hältnis von Sachkosten, die bei der Aufgabenerledigung eingesetzt werden, zu den 
Aufgaben, die durch eigenes Personal erledigt werden. Eine steigende Tendenz bei 
der Kennzahl ist zu hinterfragen. 2013 hat es einen kräftigen Anstieg der Personal-
aufwendungen gegeben, was allein daran liegt, dass der Bauhof zum 31.12.2012 
seine finanzbuchhalterische Selbständigkeit aufgegeben hat, d.h., die Personalauf-
wendungen des Bauhofes sind wieder vollständig im Haushalt der Gemeinde enthal-
ten. Hinter dem in 2016 gestiegenen Personalaufwand stehen tarifliche Steigerungs-
raten und Personalzuwachs im Kindertagesstättenbereich. 

Abschreibungsintensität: 
 

2009 2010 2011 2012 

10,34 % 10,75 % 11,67 % 11,81 % 

2.444.256 € 2.610.369 € 2.897.295 € 3.042.975 € 

 
2013 2014 2015 2016 

12,94 % 12,52 % 12,48 % 12,53 % 

3.512.030 € 3.696.032 € 3.762.004 € 4.137.134 
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Die Abschreibungen steigen kontinuierlich. Dies liegt an den hohen Investitionen an 
sich und den dann folgenden bilanziellen Aktivierungen. Die Abschreibungswerte 
neuer Vermögenwerte haben zudem eine andere Intensität als alte Gebäude und An-
lagen, die vor vielen Jahren zu ganz anderen Kosten hergestellt werden konnten als 
das heute der Fall ist. Eine konstante Abschreibungsintensität sollte prinzipiell darauf 
hinweisen, dass es der Kommune gelingt, ein gesundes Verhältnis zwischen Erhal-
tungsaufwand und Neuerrichtung/-anschaffung zu halten, sofern die Gemeinde Infra-
struktur und Einrichtungen nicht intensiv erweitert. Es müsste aber die Frage erlaubt 
sein, wie die Beziehung zwischen öffentlich-rechtlicher Wahrnehmung von Aufgaben 
aufgrund von gesetzlichen Pflichten und dem Anlagevermögen finanzwirtschaftlich zu 
werten ist. Tatsächlich kommt es bei der öffentlich-rechtlichen Wahrnehmung von 
Aufgaben darauf nicht an. Das ist in der Privatwirtschaft entscheidend anders, wo die 
die Produktionskosten den wirtschaftlichen Erfolg eines Produktes bestimmen bis hin 
zu der Entscheidung, die Produktion einzustellen. Diese wirtschaftlichen Überlegun-
gen sind der Gemeinde nicht zugänglich. 

Eine hohe Abschreibungsintensität hat immer auch zur Folge, für die Refinanzierung 
mehr Geld erwirtschaften zu müssen. Dies ist immer eine Jahresperiodenbetrach-
tung, die jährlich vor Augen führt, ggfs. nach Wegen suchen zu müssen, die jährli-
chen Einnahmen zu erhöhen oder sonstige Aufwendungen zu reduzieren. Eine stei-
gende Abschreibungsintensivität ist im öffentlichen Bereich i.d.R. gleichbedeutend 
mit einer intensiveren steuerlichen Betroffenheit der Bevölkerung, um die Ersatzin-
vestitionen zu bezahlen. So betrachtet, ist es zumindest vom aktuellen Jahrergebnis 
her gut gelungen, zusätzliche Zahllasten von der Bevölkerung fernzuhalten. 

Zinslastquote: 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 

0,63 % 0,45 % 0,22 % 0,24 % 0,16 % 0,35 % 0,11 % 0,07 % 

Die Zinslastquote bewegt sich quasi um 0 %. Das erklärt sich durch die getilgten Kre-
ditmarktmittel. Viel optimaler kann eine Zinslastquote nicht sein. Der Anstieg von 
2013 nach 2014 geht auf eine Kreditaufnahme in Höhe von 2 Mio Euro zurück. Die 
Zinsen stellen für diesen speziellen Kredit zum Erwerb einer Beteiligung eine be-
wusst im Rahmen einer Renditeberechnung in Kauf genommene Aufwandsbelastung 
dar, d.h., im Ergebnis „rechnet“ sich der Zinsaufwand.  

 
Liquiditätsquote: 

Die Liquiditätskreditquote gibt an, in welchem Verhältnis die Einzahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit zu den Liquiditätskrediten stehen. Eine Liquiditätsquote 
größer Null und möglicher Weise steigend, zeigt, dass es der Kommune nicht oder 
zunehmend nicht gelingt, für ihren laufenden Aufwand die benötigten Deckungsmittel 
zu erwirtschaften. 

Eine Quote lässt sich für die Gemeinde Rastede nicht errechnen, weil die Gemeinde 
in allen Vergleichsjahren keine Liquiditätskredite in Anspruch genommen hat. 
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Reinvestitionsquote: 
 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 

419,94 % 248,88 % 261,21 % 223,26 % 331,49 % 340,55 % 254,51 % 317,26 % 

Die Kennzahl gibt an, ob die Investitionen im Haushaltsjahr ausgereicht haben, um 
den Wertverlust des Anlagevermögens durch Abschreibungen auszugleichen. Um 
eine dauerhafte Aufgabenerfüllung in gleicher Qualität zu gewährleisten, wird z. T. 
eine Quote von 100 v. H. für erstrebenswert gehalten. Bei einer Quote unter 100 v. 
H. werden geringere Neuinvestitionen getätigt, als durch Abschreibungen verbraucht 
werden. Im Ergebnis müssen die Abschreibungen aber gedeckt werden bzw. sollte 
das Eigenkapital nicht sinken. 

Nach der vorstehenden Definition ist die gemeindliche Kennzahl sehr gut. Aber es 
muss berücksichtigt werden, dass die Abschreibungen mit Investitionen verglichen 
werden, die vor sehr vielen Jahren getätigt wurden und für die ganz andere Preise zu 
zahlen waren als heute. Außerdem muss man sehen, ob die Investitionen tatsächlich 
Ersatz sind oder in Aufgabenerweiterungen (z.B. Schulerweiterung oder neue Kinder-
tagesstätten) oder -intensivierungen (neue Straßen in Neubaugebieten) begründet 
liegen. Danach ist festzustellen, dass die Gemeinde Rastede es bei den Investitionen 
eben nicht nur mit Ersatz zu tun hat. Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass Beides zu-
trifft. Die Gemeinde hat bis jetzt immer darauf geachtet, bei vorhandenen Vermö-
gensgegenständen durch gute Unterhaltung einen vorzeitigen Vermögensverzehr zu 
verhindern. Die Kennzahl ist sicherlich bemerkenswert, aber der Aspekt der Vermö-
genserweiterung und -intensivierung darf nicht außer Acht gelassen werden, denn er 
relativiert die zahlenmäßige Aussage der Kennzahl. 

 
Weitere Überlegungen: 

Sieht man sich den V erlauf der Schulden an und berücksichtigt man dabei die stei-
gende Entwicklung der Bilanzsumme, dann ist festzustellen, dass die Eigenkapital-
lage der Gemeinde gefestigt ist. 

 
 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 

Schulden 3.870.713,50 3.978.049,91 2.842.837,28 3.071.511,74 4.959.933,89 6.129.749,82 7.315.003,48 4.356.046,00 

Rückstellungen 7.041.227,90 7.054.666,59 11.080.722,67 8.932.776,01 7.632.560,94 7.248.210,41 7.086.681,71 7.527.813,24 

 10.911.941,40 11.032.716,50 13.923.559,95 12.004.287,75 12.592.494,83 13.377.960,23 14.401.685,19 11,773,859,24 

Bilanzsumme 100.032.600,82 104.587.342,52 111.239.872,88 111.766.938,08 119.090.062,48 123.047.220,35 128.811.759,63 132.588.664,98 

Verschuldungs-
grad 

1,09 0,11 0,13 0,11 0,11 0,11 0,11 0,09 

An Hand der vorstehenden Ausführungen in diesem Rechenschaftsbericht lässt sich 
erkennen, dass die gemeindliche Leistungsfähigkeit gewährleistet ist. Außerdem ist 
die Gemeinde in der Lage, die ordentliche Tilgung zu erwirtschaften und hat außer-
halb von Liquiditätskrediten die Möglichkeit, alle Auszahlungen für die gemeindlichen 
Aufgaben zu leisten. 

Richtet man den Blick in die Zukunft, dann sind finanzielle Risiken, die für die Aufga-
benerfüllung von besonderer Bedeutung sind, nicht erkennbar. Allerdings stellen sich 
in den Bereichen Kindertagesstätten und Schulen weiterhin Herausforderungen, weil 
weitere Plätze eingerichtet werden müssen. Dies zieht Investitionen und Aufwand 
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nach sich, wo nicht zu erwarten ist, dass von dritter Seite eine auskömmliche Finan-
zierung erfolgen wird. Die nur geringfügig vorhandene Schuldenlast, wird deshalb si-
cherlich so nicht bleiben. Das ist im v.g. Sinne aber kein Risiko, sondern nur die Vo-
raussicht, dass sich die Finanzierung von Aufgaben ändern wird, was einer normalen 
Lebenssituation und -entwicklung entspricht. D.h., die dauerhafte Leistungsfähigkeit 
der Gemeinde ist nicht erkennbar gefährdet. 

Es sieht weiterhin alles gut aus. 

 

Rastede, den 24.04.17 

--------------------------------------- 
von Essen 

Bürgermeister 
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Anlagenübersicht 

Anlagevermögen 1) 2) 

Entwicklung der Anschaffungs- und Herstellungswerte Entwicklung der Abschreibungen Buchwerte 

Stand am 
31.12.2015 

Zugänge in 
2016 

Abgänge in 
2016 

Umbuch-
ungen in 2016 

Stand am 
31.12.2016 

Stand am 
31.12.2015 

Abschrei- 
bungen in 

2016 

Auflösungen 
³) 
 

Zuschrei- 
bungen in 

2016 

Stand am 
31.12.2016 

am 31.12.2016 am 31.12.2015 

- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - 

  + - +/-     - - +       

1.   Immaterielles 
Vermögen 

5.160.708,58 1.360.248,41 -57,00 28.709,83 6.549.609,82 -1.752.779,35 -378.579,56 22,79 0,00 -2.131.336,12 4.418.273,70 3.407.929,23 

1.1 Konzessionen             

1.2 Lizenzen 318.745,04 20.324,18 0,00 0,00 339.069,22 -216.927,04 -28.182,18 0,00 0,00 -245.109,22 93.960,00 101.818,00 

1.3 Ähnliche Rechte             

1.4 Geleist. 
Investionszuwendungen 
und Investitionszuschüsse 

3.839.053,31 794.920,94 -57,00 353.710,65 4.987.627,90 -1.535.852,31 -350.397,38 22,79 0,00 -1.886.226,90 3.101.401,00 2.303.201,00 

1.5 Aktivierter 
Umstellungsaufwand 

            

1.6 Sonstiges 
immaterielles Vermögen 

1.002.910,23 545.003,29 0,00 -325.000,82 1.222.912,70 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.222.912,70 1.002.910,23 

2.   Sachvermögen (ohne 
Vorräte u. geringwertige 
VG) 

162.499.781,45 10.811.732,77 -635.675,90 -32.058,97 172.643.779,35 -53.269.678,70 -3.795.002,48 316.718,15 0,00 -56.747.963,03 115.895.816,32 109.230.102,75 

2.1 Unbebaute 
Grundstücke und 
grundstücksgleiche 
Rechte an unbebauten 
Grundstücken 

6.847.302,47 261.584,73 -192.699,43 6.993,24 6.923.181,01 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 6.923.181,01 6.847.302,47 

2.2 Bebaute Grundstücke 
und grundstücksgleiche 
Rechte an bebauten 
Grundstücken 

46.351.004,22 3.295.950,80 -101.533,22 2.997.029,49 52.542.451,29 -13.051.047,38 -706.682,17 172.162,80 0,00 -13.585.566,75 38.956.884,54 33.299.956,84 

2.3 Infrastrukturvermögen 82.983.222,39 581.324,59 -163.671,81 4.020.129,24 87.421.004,41 -34.923.546,79 -2.167.473,24 -31.878,09 0,00 -37.122.898,12 50.298.106,29 48.059.675,60 

2.4 Bauten auf fremden 
Grundstücken 

342,22 0,00 0,00 0,00 342,22 -267,22 -4,00 0,00 0,00 -271,22 71,00 75,00 

2.5 Kunstgegenstände, 
Kulturdenkmäler 

75.280,80 0,00 0,00 0,00 75.280,80 -4.202,80 -2.526,00 0,00 0,00 -6.728,80 68.552,00 71.078,00 

2.6 Maschinen u. tech. 
Anlagen; Fahrzeuge 

3.124.616,62 309.971,96 -154.650,10 -129.574,16 3.150.364,32 -1.607.014,62 -241.502,71 321.247,01 0,00 -1.527.270,32 1.623.094,00 1.517.602,00 

2.6.1 Fahrzeuge 2.531.386,80 234.518,48 -154.649,10 86.584,40 2.697.840,58 -1.348.722,80 -189.150,88 154.649,10 0,00 -1.383.224,58 1.314.616,00 1.182.664,00 

  
1) Gliederung richtet sich nach der Bilanz 

2) Im Falle der Vermögenstrennung jeweils auch das realisierbare Vermögen 

3) Kumulierte Abschreibungen für Abgänge 
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Anlagevermögen 1) 2) 

Entwicklung der Anschaffungs- und Herstellungswerte Entwicklung der Abschreibungen Buchwerte 

Stand am 
31.12.2015 

Zugänge in 
2016 

Abgänge in 
2016 

Umbuch-
ungen in 2016 

Stand am 
31.12.2016 

Stand am 
31.12.2015 

Abschrei- 
bungen in 

2016 

Auflösungen 
³) 
 

Zuschrei- 
bungen in 

2016 

Stand am 
31.12.2016 

am 31.12.2016 am 31.12.2015 

- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - 

  + - +/-     - - +       

2.6.2 Maschinen 593.229,82 75.453,48 -1,00 -216.158,56 452.523,74 -258.291,82 -52.351,83 166.597,91 0,00 -144.045,74 308.478,00 334.938,00 

2.6.3 Technische Anlagen             

2.7 Betriebs- und 
Geschäftsausstattung;  
Pflanzen und Tiere 

7.131.921,89 963.413,22 -23.121,34 1.982.500,05 10.054.713,82 -3.683.599,89 -676.814,36 -144.813,57 0,00 -4.505.227,82 5.549.486,00 3.448.322,00 

2.9 Geleistete 
Anzahlungen, Anlagen im 
Bau 

15.986.090,84 5.399.487,47 0,00 -8.909.136,83 12.476.441,48 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 12.476.441,48 15.986.090,84 

3.   Finanzvermögen (ohne 
Forderungen) 

3.199.241,69 -867,52 -200.966,82 0,00 2.997.407,35 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.997.407,35 3.199.241,69 

3.1 Anteile an 
verbundenen 
Unternehmen 

25.000,00 0,00 0,00 0,00 25.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 25.000,00 25.000,00 

3.2 Beteiligungen 2.122.075,67 44,48 0,00 0,00 2.122.120,15 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.122.120,15 2.122.075,67 

3.3 Sondervermögen mit 
Sonderrechnung 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

3.4 Ausleihungen 1.029.853,89 0,00 -200.966,82 0,00 828.887,07 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 828.887,07 1.029.853,89 

3.5 Wertpapiere 22.312,13 -912,00 0,00 0,00 21.400,13 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 21.400,13 22.312,13 

insgesamt 170.859.731,72 12.171.113,66 -836.699,72 -3.349,14 182.190.796,52 -55.022.458,05 -4.173.582,04 316.740,94 0,00 -58.879.299,15 123.311.497,37 115.837.273,67 

  
1) Gliederung richtet sich nach der Bilanz 

2) Im Falle der Vermögenstrennung jeweils auch das realisierbare Vermögen 

3) Kumulierte Abschreibungen für Abgänge 
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Schuldenübersicht 

gem. § 56 Abs. 3 GemHKVO 

Art der Schulden 1) 

 davon mit einer Restzeit von   

Gesamtbetrag 
am 31.12.2016 

-Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 
bis zu 1 Jahr -

Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 

über 1 bis 5 
Jahre -Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 

mehr als 5 
Jahre -Euro- 

Gesamtbetrag 
31.12.2015 -

Euro- 

Mehr(+)/wenige
r(-) -Euro- 

- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - 

1 2 3 4 5 6 7 

1. Geldschulden 3.210.654,82    3.611.322,27 -400.667,45 

1.1 Anleihen       

1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 3.210.654,82 17.006,21 162.053,80 3.031.594,81 3.611.322,27 -400.667,45 

1.3 Liquiditätskredite       

1.4 sonstige Geldschulden       

2. Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen 
Rechtsgeschäften 

      

3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 276.787,86 276.787,86   26.442,35 250.345,51 

4. Transferverbindlichkeiten 4.765,84 3.217,44 1.548,40  44.728,32 -39.962,48 

5. Sonstige Verbindlichkeiten 863.837,72 863.837,72   3.632.510,54 -2.768.672,82 

Schulden insgesamt 4.356.046,24 1.160.849,23 163.602,20 3.031.594,81 7.315.003,48 -2.958.957,24 

  
1) Gliederung richtet sich nach der Bilanz 
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Forderungsübersicht 

gem. § 56 Abs. 2 GemHKVO 

Art der Forderungen 1) 

 davon mit einer Restzeit von   

Gesamtbetrag 
am 31.12.2016 

-Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 
bis zu 1 Jahr -

Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 

über 1 bis 5 
Jahre -Euro- 

Mit einer 
Restlaufzeit von 

mehr als 5 
Jahre -Euro- 

Gesamtbetrag 
am 31.12.2015 

-Euro- 

Mehr(+)/ 
weniger(-) -

Euro- 

- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - - Euro - 

1 2 3 4 5 6 7 

Öffentlich-rechtliche Forderungen 1.425.815,55 630.845,58 832.794,07  1.558.242,47 -132.426,92 

Forderungen aus Transferleistungen 96.833,30 97.771,90 22.834,41 18.735,99 110.537,71 -13.704,41 

Sonstige privatrechtliche 
Forderungen 

166.682,19 8.304,59 158.659,50  1.725.145,14 -1.558.462,95 

Summe aller Forderungen 1.689.331,04 736.922,07 1.014.287,98 18.735,99 3.393.925,32 -1.704.594,28 

  
1) Gliederung richtet sich nach der Bilanz 
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Nebenrechnung nach § 56 Abs. 4 GemHKVO    
für die leitungsgebundene kostenrechnende Einrichtung Schmutzwasser 

       
I. 

 
Berechnung für 2015 

    

    
Abschreibun-
gen 

Aufwendungen 
auf die 

  

    
  die Abschrei-

bungen 
  

    
  angerechnet 

werden 
noch nicht 

      = verwendete verwendete 

  
         Abschreibun-

gen 
Abschreibun-
gen 

      1 2 3 

 

1 
a) 

bisherige Abschreibungen aus Spalte 6 16.112.063,58 

 

  

  (= "bisherige Abschreibungen") des Musters 12   
 

  

  (=Anlagennachweise) zu § 39 Abs. 2 GemHVO   
 

  

   
    

 

  

 

1 
b) 

bisherige Abschreibungen (1a)) soweit sie im jeweiligen Jahr 16.324.348,81 

 

  

  erwirtschaftet wurden. Erwirtschaftet sind die Abschreibungen   
 

  

  in dem Umfang, wie die Einnahmen die Kosten der    
 

  

  Einrichtung decken. 
 

  
 

  

      
 

  

 

2 
a) 

bisherige Ersatz- und Erneuerungsinvestitionen,   5.488.695,10   

  für die keine Beiträge und Zuweisungen   
 

  

  gezahlt worden sind 
   

  

      
  

 

2 
b) 

bisherige Tilgungen von - spezielle Darlehen  3.703.550,68   

  
Krediten für diese Einrichtung - allg. Darlehen  2.457.494,95   

      
  

 

2 
c) 

bisherige Anteile für die Refinanzierung   4.868.796,50   

  allgemeiner Deckungsmittel (= Darlehen der Gemeinde)   
 

  

  abzüglich Einnahmeüberschüsse aus Vorjahren   -1.731.905,76   

      
  

  Summe Spalte 2 
 

 
14.813.673,53   

      
  

 
3 bisher nicht verwendete Abschreibungen 16.324.348,81 14.786.631,47 1.537.717,34 

  = Ergebnis der Nebenrechnung 2015 
   

 

Hinweis zur Aktualität der Nebenrechnung: 

Die Einführung der Doppik in den öffentlichen Haushalt der Gemeinde Rastede ab 

2009 hat zu einer sehr großen Menge an Arbeitsrückständen bei den Jahresab-

schlüssen geführt. Die Folge davon war, dass eine ganze Reihe von Jahren im Buch-

haltungssystem „offen“ war. Das hat es ermöglicht, immer auch noch kostenrechneri-

sche Ergebnisse bei dem jeweiligen Jahresabschluss zu berücksichtigen. Das geht 

nun nicht mehr, wie oben zu den Kostenrechnungen bereits ausgeführt wurde. Zu-

künftig können dem Jahresabschluss jeweils nur die aktuellsten kostenrechnerischen 

Berechnungen beigefügt werden. 
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Nebenrechnung nach § 56 Abs. 4 GemHKVO    
für die leitungsgebundene kostenrechnende Einrichtung Regenwasser 

       
I. 

 
Berechnung für 2015 

    

    
Abschreibun-
gen 

Aufwendun-
gen auf die 

  

    
  die Abschrei-

bungen 
  

    
  angerechnet 

werden 
noch nicht 

      = verwendete verwendete 

  
         Abschrei-

bungen 
Abschreibun-
gen 

      1 2 3 

 

1 
a) 

bisherige Abschreibungen aus Spalte 6 4.666.389,07 

 

  

  (= "bisherige Abschreibungen") des Musters 12   
 

  

  (=Anlagennachweise) zu § 39 Abs. 2 GemHVO   
 

  

   
    

 

  

 

1 
b) 

bisherige Abschreibungen (1a)) soweit sie im jeweiligen Jahr 2.268.199,71 

 

  

  erwirtschaftet wurden. Erwirtschaftet sind die Abschreibungen   
 

  

  in dem Umfang, wie die Einnahmen die Kosten der    
 

  

  Einrichtung decken. 
 

  
 

  

      
 

  

 

2 
a) 

bisherige Ersatz- und Erneuerungsinvestitionen,   3.289.674,80   

  für die keine Beiträge und Zuweisungen   
 

  

  gezahlt worden sind 
   

  

      
  

 

2 
b) 

bisherige Tilgungen von - spezielle Darlehen 210.742,01 210.742,01   

  
Krediten für diese Einrichtung - allg. Darlehen 733.499,37 733.499,37   

      
  

 

2 
c) 

bisherige Anteile für die Refinanzierung   2.909.293,53   

  allgemeiner Deckungsmittel (= Darlehen der Gemeinde)   
 

  

  abzüglich Einnahmeüberschüsse aus Vorjahren   -256.200,55   

      
  

  
Summe Spalte 2 

 

6.887.009,15 6.887.009,15   

      
 

  

 
3 bisher nicht verwendete Abschreibungen 2.268.199,71 6.887.009,15 -4.618.809,45 

  = Ergebnis der Nebenrechnung 2015 
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u. a.  unter anderem 
u. ä.  und ähnliches 
z. B.  zum Beispiel 
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1. Grundlagen der Prüfung des Jahresabschlusses 

1.1 Prüfungsauftrag 

Die Gemeinde Rastede hat gemäß § 128 NKomVG für jedes Haushaltsjahr einen 
Jahresabschluss nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung aufzustellen. Die 
Prüfung des Jahresabschlusses obliegt nach geltender Rechtslage (§§ 155, 156 
NKomVG) dem zuständigen Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Ammerland. 

 

1.2 Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Gegenstand der Prüfung waren die Buchführung und der Jahresabschluss zum 
31.12.2016 in der Fassung vom 24.04.2017, einschließlich des Anhangs und der 
Pflichtanlagen gemäß § 128 Abs. 3 NKomVG. Hinsichtlich des Rechenschaftsberichts 
haben wir geprüft, ob dieser mit dem Jahresabschluss und den bei unserer Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht und insgesamt eine zutreffende Darstellung 
der Lage der Gemeinde Rastede vermittelt sowie die zukünftigen Chancen und Risiken 
abbildet.  

Der Jahresabschluss in der Fassung vom 24.04.2017 wurde dem RPA am 11.05.2017 zur 
Prüfung vorgelegt und in der Zeit vom 14.05.2018 bis 02.10.2018 (mit Unterbrechungen) 
geprüft.  

Als Prüfungsunterlagen dienten die Buchhaltungsunterlagen, die Belege sowie die Akten 
und das Schriftgut der Gemeinde Rastede. 

Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind von den einzelnen 
Fachämtern bereitwillig erbracht worden. 

Die Prüfung des Jahresabschlusses gem. §§ 155, 156 NKomVG wurde unter ergänzen-
der Anwendung des risikoorientierten Prüfungsansatzes in Anlehnung an die vom IDR 
verabschiedeten Grundsätze vorgenommen. Die Prüfungshandlungen wurden unter 
Beachtung der Grundsätze der Wesentlichkeit und Wirtschaftlichkeit in Anwendung des  
§ 156 Abs. 1 NKomVG und im Hinblick auf den zeitlichen Verzug auf den Umfang 
beschränkt, der nach pflichtgemäßem Ermessen notwendig und angemessen ist, um 
relevante Sachverhalte beurteilen und die im Rahmen des gesetzlichen Prüfauftrages 
erforderlichen Feststellungen treffen zu können.  

Demzufolge war die Prüfung des Jahresabschlusses so zu planen und durchzuführen, 
dass eine hinreichend sichere Beurteilung darüber abgegeben werden kann, ob der 
Jahresabschluss rechtskonform und frei von wesentlichen Fehlaussagen ist.  

Davon ausgehend haben wir uns zunächst einen Überblick über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Verwaltung der Gemeinde Rastede verschafft und uns mit den 
Risiken befasst, die zu wesentlichen Fehlern im Verwaltungshandeln bzw. in der 
Rechnungslegung führen können. Zudem haben wir untersucht, welche Maßnahmen die 
Verwaltung ergriffen hat, um diese Risiken zu bewältigen. In diesem Zusammenhang 
wurde auch eine grundsätzliche Einschätzung des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems durchgeführt. Darauf aufbauend haben wir sowohl analytische Prüfungs-
handlungen als auch Einzelfallprüfungen nach Art und Umfang unter Berücksichtigung der 
Bedeutung der Prüfungsgebiete in ausgewählten Stichproben vorgenommen.  
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Im Rahmen der Prüfung wurde als Sachbereichsprüfung die Prüfung des Umgangs mit 
erhaltenen Spenden durchgeführt. Damit umfasste die Jahresabschlussprüfung neben der 
Prüfung der Buchführung und des Jahresabschlusses auch die Beurteilung der Ordnungs-
mäßigkeit und Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns. 

Dieser Prüfungsbericht unterrichtet über das Ergebnis der Prüfungen. Prüfungsbemer-
kungen von untergeordneter Bedeutung und solche, die während des Prüfungszeitraumes 
ausgeräumt wurden, sind nicht Inhalt dieses Berichts. In diesen Fällen wurden die Einzel-
heiten mit den zuständigen Mitarbeitern der Gemeindeverwaltung besprochen. 

 

1.3 Jahresabschluss des Vorjahres 

Über den Jahresabschluss 2015 mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes 
vom 19.10.2018 konnte noch nicht beschlossen werden. Entsprechend wurde über die 
Verwendung des Jahresergebnisses noch nicht beschlossen sowie dem Bürgermeister für 
das Haushaltsjahr 2015 noch keine Entlastung erteilt. Somit konnte das Haushaltsjahr 
2015 noch nicht ordnungsgemäß zum Abschluss gebracht werden. 

 

1.4 Erledigung früherer Prüfungsbemerkungen 

Im Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2015 der Gemeinde Rastede vom 
19.10.2018 waren 13 Prüfungsfeststellung aufgeführt:  

01 Im Haushaltsjahr 2015 wurden bereits geschlossene Grundstücksverträge 
nicht nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung behandelt. 
Obwohl weder ein Zahlungsfluss noch ein wirtschaftlicher Eigentums-
übergang im Zusammenhang mit den Grundstücksverträgen vorlag und 
es sich somit um „schwebende Geschäfte“ handelt, wurden diese unzu-
lässiger Weise in Form von Forderungen und Verbindlichkeiten bilanziert. 
Als Folge des Verstoßes und der wesentlichen Auswirkungen auf die 
betreffenden Bilanzpositionen ist das Testat für den Jahresabschluss 
2015 einzuschränken. 

02 Aufgrund des Dienstherrenwechsels eines Beamten zur Gemeinde 
Rastede wird seit dem Jahr 2011 für die vor dem Wechsel erworbenen 
Pensionsansprüche ein Ausgleichsposten als sonstiger immaterieller 
Vermögensgegenstand im Jahresabschluss ausgewiesen. Der Ausweis 
dieses Ausgleichspostens verstößt gegen den Bilanzierungsgrundsatz 
gemäß § 42 Abs. 3 GemHKVO. 

03, 09 Das Sachvermögen wird um 146.839,10 EUR zu gering ausgewiesen, da 
die im Haushaltsjahr 2015 erbrachten Leistungen für Baumaßnahmen 
nicht aktiviert wurden. Entsprechend hätten Verbindlichkeiten in der vor-
genannten Höhe passiviert werden müssen. Aufgrund der Nichterfassung 
des o. g. Sachvermögens bzw. der o. g. Verbindlichkeiten wird gegen den 
Vollständigkeitsgrundsatz gemäß § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 

04 Im Rahmen unserer Stichprobe wurde festgestellt, dass im Jahr 2015 
energetische Sanierungen an verschiedenen Schulen und einem Dorf-
gemeinschaftshaus von insgesamt 154.552,93 EUR als investiv ange-
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sehen wurden. Durch die Aktivierung erfolgte eine unzulässige Erhöhung 
des Anlagevermögens und eine ebenfalls unzulässige Verbesserung des 
Jahresergebnisses um 154.552,93 EUR. 

05, 08 Die kreditorischen Debitoren wurden nicht zu den Verbindlichkeiten 
umgegliedert. Ebenso wurden die debitorischen Kreditoren nicht zu den 
Forderungen umgegliedert. Hierbei handelt es sich um einen Verstoß 
gegen das Verrechnungsverbot gemäß § 42 Abs. 2 GemHKVO. 

06 Die Gemeinde verstößt gegen § 5 Abs. 2 NKAG, da sie die seit dem Jahr 
2005 aufgelaufenen Überschüsse der zentralen Schmutzwasserbesei-
tigung nicht innerhalb von drei Jahren gebührenmindernd eingesetzt hat. 

07 Unter der Bilanzposition „1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten“ 

werden Sonderposten i. H. v. 2.826.989,01 EUR ausgewiesen, für die 
noch nicht die erforderliche Umbuchung erfolgte. Zudem wird durch die 
fehlende Auflösung dieser Sonderposten das Jahresergebnis zu gering 
dargestellt. 

10 Die im Rahmen des fiduziarischen Systems für den Landkreis Ammerland 
zurückgeforderten Sozialleistungen sind als Verbindlichkeiten gegenüber 
dem Landkreis zu bilanzieren. Da diese Verbindlichkeiten i. H. v. 
135.931,82 EUR zum Bilanzstichtag nicht passiviert wurden, werden die 
Schulden zu gering ausgewiesen. Somit wurde gegen den Vollständig-
keitsgrundsatz gem. § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 

11 Die Gemeinde Rastede sah kein Rückstellungserfordernis für ungewisse 
Verbindlichkeiten im Rahmen des Finanzausgleichs (hier: Kreisumlage). 
Das RPA ist jedoch der Auffassung, dass grundsätzlich eine Verpflichtung 
zur Bildung dieser Rückstellung gemäß § 43 Abs. 1 Nr. 6 GemHKVO 
besteht. 

12 Die Gemeinde Rastede weist in der Finanzrechnung in Spalte 4 „Ansatz 

Haushaltsjahr“ nur die Haushaltsansätze aus. Es erfolgt keine Berück-
sichtigung der Haushaltsreste aus Vorjahren sowie der Änderungen des 
Ansatzes durch bewilligte über- und außerplanmäßige Ausgaben des 
laufenden Haushaltsjahres. 

Darüber hinaus sind auch vereinzelte Ist-Beträge der Finanzrechnung 
fehlerbehaftet. Da ein Großteil der schwebenden Geschäfte und der er-
haltenen Erschließungsbeiträge bei den durchlaufenden Posten gebucht 
wurde, erfolgte die Zuordnung zu den haushaltsunwirksamen Ein-
zahlungen. Diese Beträge von mehr als 3 Mio. EUR hätten jedoch bei den 
Einzahlungen für Investitionstätigkeit dargestellt werden müssen. 

13 Im Rahmen der Prüfung war festzustellen, dass bei einem 
Grundstücksankauf für ein Baugebiet (Vertragsvolumen ca. 250.000 
EUR) die kommunalverfassungsrechtlichen Regelungen zur Gremien-
beteiligung nicht beachtet wurden. 
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Die Prüfungsfeststellung der Textziffern 03, 04, 07, 08 und 10 wirken sich auf das Jahr 
2016 aus.  

Die Prüfungsfeststellungen der Textziffern 01, 02, 05, 06, 09, 11, 12 und 13 bezogen sich 
auf das Jahr 2015 und haben keine weitergehenden Auswirkungen auf das Jahr 2016 
oder Folgejahre. 

 

1.5 Grundlagen der Haushaltswirtschaft 

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan mit seinen Bestandteilen Ergebnishaushalt, 
Finanzhaushalt, Teilhaushalte, Stellenplan und den Anlagen zum Haushaltsplan stellen 
die Grundlage der Haushaltswirtschaft dar.  

 

1.5.1 Haushaltssatzung / Nachtragssatzung / Genehmigung 

Die Haushaltssatzung ist auf der Grundlage des § 112 NKomVG erstellt worden.  

Die für das Haushaltsjahr maßgebliche Haushaltssatzung der Gemeinde enthält die 
notwendigen Festlegungen und wurde vom Rat in seiner Sitzung vom 15.03.2016 be-
schlossen. Die genehmigungspflichtigen Teile der Haushaltssatzung wurden von der 
Kommunalaufsicht mit Schreiben vom 21.03.2016 ohne Einschränkungen genehmigt. Die 
Satzung enthielt u. a. folgende Festsetzungen: 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen 

6.520.959,00 EUR 

Verpflichtungsermächtigungen 6.365.000,00 EUR 

Höchstbetrag der Liquiditätskredite 1.500.000,00 EUR 

 

Mit Ausnahme der verspäteten Vorlage der Haushaltssatzung wurden die Bestimmungen 
zur Genehmigung der Haushaltssatzung, einschließlich der Bestimmungen zur öffent-
lichen Bekanntmachung und Auslegung, beachtet.  

 

1.5.2 Vorläufige Haushaltsführung 

Aufgrund der zu Beginn des Jahres 2016 noch nicht rechtskräftigen Haushaltssatzung 
waren die Vorschriften zur vorläufigen Haushaltsführung gemäß § 116 NKomVG zu 
beachten. Wesentliche Verstöße hiergegen wurden nicht festgestellt. Die vorläufige 
Haushaltsführung endete am 12.04.2016. 

 

1.5.3 Haushaltsplan 

Der Haushaltsplan ist auf der Grundlage des § 113 NKomVG i. V. m. § 1 GemHKVO auf-
gestellt worden.  

Die Aufstellung des Haushaltes erfolgte nach der organisatorischen Struktur der Gemein-
deverwaltung. Dies führte zur Bildung von 14 Teilhaushalten, welche die übergeordneten 
Aufgabenbereiche der Gemeinde abbilden und denen die jeweiligen Produkte zugeordnet 
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wurden. Die Bildung der Budgets erfolgte auf Ebene der Teilhaushalte und auf Ebene der 
Produkte durch Haushaltsvermerk gemäß § 4 Abs. 3 GemHKVO.  

Eine mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung sowie ein Investitionsprogramm gemäß  
§ 118 NKomVG waren dem Haushaltsplan beigefügt.  

Der Haushaltsausgleich gemäß § 110 Abs. 4 NKomVG ist für den Gemeindehaushalt in 
der Planung gegeben. Es ergab sich ein planerischer Überschuss i. H. v.  
1.020.045,00 EUR. Die Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes gemäß  
§ 110 Abs. 6 NKomVG war nicht erforderlich. 

Die in § 1 Abs. 1 GemHKVO aufgeführten Bestandteile des Haushaltsplans einschließlich 
der Anlagen lagen für den Haushalt 2016 größtenteils vor. Nennenswerte Abweichungen 
bei den verbindlich vorgeschriebenen Mustern bestanden u. a. wie folgt:  

 Muster 6 (Ergebnishaushalt): Die Darstellung des ordentlichen und außerordent-
lichen Ergebnisses erfolgte nicht korrekt.  

 Muster 8: Teil A zu Muster 8 war nicht vorhanden.  

 

1.5.4 Ausführung des Haushaltsplans 

Der Haushaltsausgleich gemäß § 110 Abs. 4 NKomVG ist für das Ergebnis des ordent-
lichen Haushalts gegeben und schließt mit einem Überschuss i. H. v. 3.651.576,61 EUR 
ab. Der außerordentliche Haushalt ist nicht ausgeglichen und schließt mit einem 
Fehlbetrag i. H. v. -106.946,59 EUR ab. Eine Deckung kann aus der Rücklage aus 
Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses gemäß § 24 Abs. 1 GemHKVO 
erfolgen, sobald der Ergebnisvortrag aus Vorjahren entsprechend der bereits erfolgten 
Verwendungsbeschlüsse durch den Rat in die Überschussrücklagen verbucht wurde. 
Damit gilt gemäß § 110 Abs. 5 NKomVG der Haushalt als ausgeglichen. 

Gem. § 110 Abs. 4 NKomVG sind neben dem Haushaltsausgleich in Planung und Rech-
nung die Liquidität der Gemeinde sowie die Finanzierung der Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen sicherzustellen. Die Liquiditätslage der Gemeinde im 
Jahr 2016 ist geordnet. Nach den von hier vorgenommenen Prüfungen konnte festgestellt 
werden, dass die Gemeinde die Anforderungen an die Liquidität sichergestellt hat.  

Der in der Satzung festgelegte Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2016 
Liquiditätskredite in Anspruch genommen werden durften, wurde nicht überschritten.  

Eine Kreditaufnahme für Investitionen war im Jahr 2016 nicht erforderlich. Eine Über-
tragung der nicht benötigten Kreditermächtigung von insgesamt 6.520.959,00 EUR ist  
i. H. v. 4.222.658,92 EUR in das Folgejahr erfolgt.  

Verstöße gegen die Vorschriften des § 117 NKomVG (über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen und Auszahlungen) wurden nicht festgestellt.  
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2. Ordnungsmäßigkeit des Rechnungswesens 

2.1 Allgemeines 

Die gemäß § 41 Abs. 1 GemHKVO zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Erledigung 
der Aufgaben der Zahlungsanweisung, der Buchführung und der Zahlungsabwicklung 
erforderliche Dienstanweisung wurde durch den Bürgermeister am 05.11.2011 erlassen 
und durch die neu gefasste Dienstanweisung vom 23.12.2015 mit Wirkung ab 01.01.2016 
ersetzt. Die „Dienstanweisung für die Finanzbuchhaltung und Gemeindekasse der 
Gemeinde Rastede“ enthält die erforderlichen Mindestregelungen gemäß § 41 Abs. 2 
GemHKVO. 

Die Gemeinde Rastede verwendet für das Haushalts- und Rechnungswesen auf 
doppischer Basis die Software „KDO doppik&more“ auf Grundlage der mySAP ERP-
Technologie, welche über die KDO bereitgestellt wird.  

Die Einrichtung eines neuen Nutzers und die Bereitstellung der für den Arbeitsplatz 
benötigten Rechte für die vorstehende Finanzsoftware erfolgt ausschließlich durch die 
KDO. Gemäß § 27 Abs. 3 der „Dienstanweisung für die Finanzbuchhaltung und 
Gemeindekasse der Gemeinde Rastede“ vom 23.12.2015 werden die bereitzustellenden 
Berechtigungen vom Kassenaufsichtsbeamten bestimmt. Die Kassenaufsicht nimmt 
gemäß § 1 der Dienstanweisung der Fachbereichsleiter für Haushalt und Finanzen wahr. 
Änderungen in den Berechtigungen können darüber hinaus nur der Bürgermeister, der  
1. Gemeinderat, der Kämmerer und der Vertreter des Leiters Fachbereich Haushalt und 
Finanzen beantragen (§ 45 Abs. 2 der Dienstanweisung).  

Die Voraussetzung einer Freigabe der Software gem. § 35 Abs. 5 GemHKVO ist formell 
erfüllt. 

 

2.2 Buchführung 

Das Rechnungswesen umfasst die Finanzbuchführung, inklusive der Debitoren- und 
Kreditorenbuchhaltung, sowie der Anlagenbuchhaltung. 

Bei der Gemeinde Rastede besteht eine dezentrale Buchhaltung. Die Vorkontierung wird 
dabei in den einzelnen Geschäftsbereichen vorgenommen, die Endkontierung und 
Anordnung der Geschäftsvorfälle erfolgen zentral in der Kämmerei. 

Für die vorhandenen Konten ist gemäß § 35 Abs. 4 GemHKVO ein Kontenplan 
eingerichtet. Dieser Kontenplan ist auf der Grundlage des vom LSN bekannt gegebenen 
Musters gegliedert und hinsichtlich der besonderen Erfordernisse der Gemeinde weiter 
differenziert. Der verbindliche Produktrahmen sowie der Kontenrahmen einschließlich der 
zugehörigen Zuordnungsvorschriften wurden, bis auf wenige Ausnahmen (u. a. Verrech-
nungskonten), eingehalten. 

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2016 sind folgende Einstellungen in 
„KDO doppik&more“ aufgefallen: 

 Abschreibungsbeträge werden auf den nächsten vollen Euro gerundet. Hierbei 
handelt es sich um eine Grundeinstellung in der Finanzsoftware, die auch von der 
KDO nicht geändert werden kann. Diese Einstellung wirkt sich geringfügig auf das 
Ergebnis 2016 aus. 
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 Bei der technischen Neuzuordnung von Produkten wird seitens des RPA als 
kritisch erachtet, dass sich aus späteren Änderungen rückwirkend Abweichungen 
bei den Teilergebnis- und Teilfinanzrechnungen in den bereits abgeschlossenen 
Haushaltsjahren ergeben. Die Gesamtergebnis- und Gesamtfinanzrechnung 
werden jedoch richtig dargestellt.  

 In der Anlagenübersicht in Zeile „2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte an unbebauten Grundstücken“ werden Umbuchungen von 
gemeindeeigenen Grundstücken ins Vorratsvermögen nicht bei den Abgangs-
buchungen, sondern bei den Zugangsbuchungen berücksichtigt. Dadurch werden 
die Zugangs- und Abgangsbuchungen in Höhe dieser Umbuchungen zu gering 
dargestellt. Hierbei handelt es sich um eine Einstellung in der Finanzsoftware, die 
nicht geändert werden kann. 

 Eine korrekte Produktgruppenübersicht kann systembedingt derzeit nicht erstellt 
werden.  

 Eine periodengerechte Zuordnung von Buchungsbeträgen ist nicht gegeben, wenn 
Beleg- /Leistungsdatum und Auszahlung in unterschiedliche Perioden fallen. Das 
Programm ordnet fälschlicherweise die Buchungsbeträge der Periode des Zahl-
flusses zu.  

 

Die Buchführung ist nach unseren Feststellungen im Wesentlichen ordnungsgemäß und 
entspricht überwiegend den gesetzlichen Anforderungen nach § 35 Abs. 1 und 2 
GemHKVO.  

 

Es hat sich folgende Feststellung ergeben: 

01 Im Haushaltsjahr 2015 wurden Grundstücksverträge nicht nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung behandelt. Es wurden schwebende Geschäfte in Form 
von Forderungen und Verbindlichkeiten bilanziert, obwohl weder ein Zahlfluss noch ein 
wirtschaftlicher Eigentumsübergang erfolgt sind.  

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass ein Großteil dieser Geschäftsvorfälle im 
Haushaltsjahr 2016 realisiert worden ist. Die übrigen Geschäftsvorfälle werden weiterhin 
bilanziell dargestellt, obwohl es sich hierbei nach wie vor um schwebende Geschäfte 
handelt. Durch den Verstoß gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung wurde 
die Bilanzsumme um ca. 250 TEUR zu hoch dargestellt.  

 

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen zu entnehmenden Informationen sind ord-
nungsgemäß in der Buchführung und dem Jahresabschluss berücksichtigt worden. 

 

2.3 Anordnungs- und Belegwesen 

Das Anordnungs- und Belegwesen wurde stichprobenweise bezüglich der Einhaltung der 
haushaltsrechtlichen Vorschriften sowie der Beachtung allgemeiner Wirtschaftlichkeits-
grundsätze geprüft. Im Rahmen der Prüfung der Anlagenbuchhaltung wurden die Ver-
buchung in Bezug auf die Übereinstimmung mit den angeordneten Beträgen abgeglichen 
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sowie die ordnungsgemäße Belegablage gesichtet. Sofern Belege nicht vorhanden 
waren, wurden diese seitens der Kämmerei oder vom Fachamt nachgereicht.  

Festgestellt wurde, dass die Buchungen im Wesentlichen ausreichend begründet und 
belegt waren. Es waren keine Anhaltspunkte dafür erkennbar, dass den Bescheinigungen 
der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit auf den zahlungsbegründeten Unterlagen 
nicht die erforderliche Prüfung vorausgegangen war. 

 

Es hat sich folgender Hinweis ergeben: 

Hinweis zum Belegwesen 

Durch die Integration des Bauhofs in den Gemeindehaushalt wurden im Haushaltsjahr 
2013 die Vermögensgegenstände des Bauhofs dem Anlagevermögen der Gemeinde 
zugeführt. Somit sind für diese Vermögensgegenstände bei der Gemeinde entsprechende 
Anlagenakten vorzuhalten. Da die Gemeinde derzeit über noch keine Anlagenakten 
verfügt, liegt hiermit ein Verstoß gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
vor. 

 

2.4 Kassenwesen 

Dem RPA obliegen gemäß § 155 Abs. 1 NKomVG u. a. die laufende Prüfung der Kassen-
vorgänge und Belege zur Vorbereitung des Jahresabschlusses, die dauernde Über-
wachung der Kassen sowie die Vornahme der regelmäßigen und unvermuteten Kassen-
prüfungen, unbeschadet der Vorschriften über die Kassenaufsicht nach § 126 Abs. 5 
NKomVG.  

Die entsprechenden Prüfungen durch das RPA haben im Jahr 2016 in der Zeit vom 07.11. 
bis 10.11.2016 stattgefunden. Die Ergebnisse der Prüfungen sind dem gesonderten 
Prüfungsbericht vom 25.01.2017 zu entnehmen. Hiernach werden die Kassengeschäfte 
grundsätzlich ordnungsgemäß erledigt. Im Zuge der Jahresabschlussprüfung ergaben 
sich keine Anhaltspunkte für ergänzende oder einschränkende Feststellungen zum 
Kassenwesen.  

 

2.5 Internes Kontrollsystem 

Ein angemessenes, der Größe der Verwaltung entsprechendes, rechnungslegungs-
bezogenes internes Kontrollsystem ist eingerichtet. Dieses ist grundsätzlich dazu geeig-
net, die vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Dokumentation und Sicherung 
der Geschäftsvorfälle zu gewährleisten. 

Ein zentrales Vertragsregister über alle wesentlichen Verträge der Gemeinde Rastede 
sowie ein Prozessregister werden derzeit nicht geführt. Das RPA empfiehlt, ent-
sprechende Register einzuführen.  

Derzeit obliegen die Ausführung von Verträgen und auch die Überwachung der 
Einhaltung den jeweiligen Fachbereichen der Gemeinde. 
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2.6 Gesamtbetrachtung des Rechnungswesens 

Es wurden bei der Prüfung keine Sachverhalte festgestellt, die gegen eine Eignung der 
von der Gemeinde Rastede getroffenen organisatorischen und technischen Maßnahmen 
zur Sicherheit der rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme sprechen. Das 
rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem ist nach unserer Beurteilung grund-
sätzlich dazu geeignet, die vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Dokumen-
tation und Sicherung der Geschäftsvorfälle zu gewährleisten. 
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3. Prüfung des Jahresabschlusses 

3.1 Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 

Der Jahresabschluss ist nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung klar und 
übersichtlich aufzustellen und soll ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage vermitteln. Er besteht nach § 128 Abs. 2 
NKomVG aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, der Bilanz und einem Anhang. 
Gemäß § 128 Abs. 3 NKomVG sind dem Anhang ein Rechenschaftsbericht, eine 
Anlagen-, Schulden- und Forderungsübersicht beizufügen. Ebenfalls sind, soweit 
erforderlich, Nebenrechnungen zu Gebührenkalkulationen in den Anhang aufzunehmen. 
Sofern Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen in das nächste Haushalts-
jahr übernommen wurden, sind gem. § 20 Abs. 5 GemHKVO die Gründe für die Über-
tragung im Rechenschaftsbericht darzulegen.  

Die für den Jahresabschluss vorgeschriebenen Bestandteile und Anlagen liegen im 
Wesentlichen in der erforderlichen Form vor. Die mit RdErl. d. MI vom 04.12.2006 für 
verbindlich erklärten Haushaltsmuster werden grundsätzlich verwandt, teilweise aber in 
abgeänderter Form.  

Der Bürgermeister hat mit Vollständigkeitserklärung vom 24.04.2017 die Vollständigkeit 
und Richtigkeit des Jahresabschlusses gemäß § 129 Abs. 1 S. 2 NKomVG festgestellt.  

Soweit Prüfungsfeststellungen zu treffen waren, sind diese in den nachfolgenden 
Abschnitten dargestellt. 
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3.2 Aktivseite der Bilanz 

Die Aktivseite der Bilanz weist das bewertete Vermögen aus und repräsentiert somit die 
Mittelverwendung der Gemeinde Rastede. In der folgenden Übersicht sind die einzelnen 
Posten der Aktivseite zusammengefasst dargestellt. Auf eine detaillierte Darstellung der 
einzelnen Bilanzpositionen wird derzeit verzichtet.  

Bilanz- Bezeichnung Ergebnis zum Ergebnis zum

position 31.12.2016 31.12.2015

€ €

1. Immaterielle Vermögensgegenstände 4.418.273,70 3.407.929,23
2. Sachvermögen 120.638.007,69 115.784.065,44
3. Finanzvermögen 4.686.738,39 6.593.167,01
4. Liquide Mittel 2.664.833,89 2.835.145,62
5. Aktive Rechnungsabgrenzung 180.811,31 191.452,33

Bilanzsumme Aktiva 132.588.664,98 128.811.759,63

 

Es wird darauf hingewiesen, dass zum Bilanzstichtag grundsätzlich die liquiden Mittel in 
Höhe der noch abzurechnenden Mittel des Osterloh-Fonds von dem tatsächlichen 
Bestand abweichen. Im Haushaltsjahr 2016 handelt es sich um einen zu hohen Ausweis 
der liquiden Mittel i. H. v. 299,97 EUR.  

Zudem weist die Gemeinde nicht bilanzierungsfähige privatrechtliche Forderungen von 
ca. 208 TEUR aus. Dies liegt darin begründet, dass die Gemeinde intern zu verrechnende 
Bauhofleistungen versehentlich bilanziell berücksichtigt hat. Entsprechend werden diese 
Bauhofleistungen auch als Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen ausge-
wiesen. Somit werden sowohl die Forderungen als auch die Verbindlichkeiten um den 
vorgenannten Betrag zu hoch ausgewiesen.  

Insgesamt ist festzustellen, dass im Jahresabschluss 2016 das Vermögen auf der 
Aktivseite der Bilanz weitgehend vollständig und richtig dargestellt wird. Die Bilanzsumme 
hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 3.776.905,35 EUR erhöht.  

 

Im Rahmen der Prüfung haben sich die folgenden Feststellungen und Hinweise ergeben: 

02 Feststellung zu den immateriellen Vermögensgegenständen 

Aufgrund des Dienstherrenwechsels eines Beamten zur Gemeinde Rastede wird seit dem 
Jahr 2011 für die vor dem Wechsel erworbenen Pensionsansprüche ein Ausgleichsposten 
als sonstiger immaterieller Vermögensgegenstand im Jahresabschluss ausgewiesen. Der 
Ausweis dieses Ausgleichspostens verstößt gegen den Bilanzierungsgrundsatz gemäß  
§ 42 Abs. 3 GemHKVO.  

 

03 Feststellung zum Sachvermögen – Allgemein  

Das Sachvermögen wird um 251.313,29 EUR zu gering ausgewiesen, da die im Haus-
haltsjahr 2016 erbrachten Leistungen für Baumaßnahmen nicht aktiviert wurden. Aufgrund 
der Nichterfassung des o. g. Sachvermögens wird gegen den Vollständigkeitsgrundsatz 
gemäß § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. Als Folge hieraus werden auch die Verbindlich-
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keiten auf der Passivseite in entsprechender Höhe zu gering ausgewiesen. Auf die 
Feststellung 09 unter Gliederungspunkt 3.3 wird verwiesen. 

 

04 Feststellung zum Sachvermögen – Gebäude und Aufbauten 

Die Abgrenzung aktivierungsfähiger Investitionsmaßnahmen von Unterhaltungs-
maßnahmen wurde bei der Gemeinde Rastede nicht vollumfänglich entsprechend der 
Bilanzierungsgrundsätze nach § 45 Abs. 3 GemHKVO vorgenommen. Neben der 
unzulässigen Klassifizierung energetischer Unterhaltungsmaßnahmen als Investitionen 
hat die Gemeinde Rastede aufgrund einer Absprache zwischen dem Landkreis 
Ammerland und den kreisangehörigen Kommunen eine von den Grundsätzen 
abweichende Abgrenzungsmethode verwandt, die nach Auffassung des Rechnungs-
prüfungsamtes rechtswidrig ist. 
Als Folge hieraus werden Unterhaltungsmaßnahmen aktiviert, die rechtskonform 
ergebniswirksam im Aufwand zu buchen wären. Dadurch werden im Ergebnis die Bilanz-
positionen des Sachvermögens zu hoch und die Aufwendungen in der Ergebnisrechnung 
zu gering ausgewiesen.  
Im Rahmen unserer Stichprobe wurde festgestellt, dass im Jahr 2016 energetische 
Sanierungen an einer Schule und zwei Sporthallen von insgesamt 763.097,96 EUR als 
investiv angesehen wurde. Diese Sanierungsmaßnahmen führten weder zu einer 
Verlängerung der Nutzungsdauer noch erfüllten sie den Ausnahmetatbestand gemäß  
§ 45 Abs. 3 S. 4 GemHKVO. Die Aufwendungen wären demnach ergebniswirksam zu 
verbuchen gewesen. Durch die Aktivierung erfolgte eine unzulässige Erhöhung des 
Anlagevermögens und eine ebenfalls unzulässige Verbesserung des Jahresergebnisses 
um 763.097,96 EUR. 
 

05 Feststellung zum Sachvermögen – Vorräte 

Das Vorratsvermögen wird zum 31.12.2016 um 160.620,71 EUR zu gering ausgewiesen. 
Dies liegt darin begründet, dass im Rahmen der Bilanzierung von schwebenden 
Geschäften im Haushaltsjahr 2016 Grundstücke ausgebucht wurden, deren wirtschaft-
licher Eigentumsübergang erst nach dem 31.12.2016 erfolgte.  

 

06 Feststellung zum Finanzvermögen – Forderungen  

Die kreditorischen Debitoren (z. B. Überzahlungen von Schuldnern der Gemeinde) 
wurden nicht zu den Verbindlichkeiten umgegliedert. Hierbei handelt es sich um einen 
Verstoß gegen das Verrechnungsverbot gemäß § 42 Abs. 2 GemHKVO. Dieses führt zu 
einem zu geringen Ausweis der Forderungen und der Verbindlichkeiten. Auswirkungen 
auf das Jahresergebnis ergeben sich hierdurch nicht.  

 

Hinweis zum Sachvermögen – Vorräte  

Im Haushaltsjahr 2016 werden im Vorratsvermögen öffentliche Flächen ausgewiesen, die 
im Zuge der Aufholungsarbeiten noch nicht zum Sachvermögen umgegliedert worden 
sind. Dies führt zu einem geringen Ausweis des Sachvermögens. Auswirkungen auf das 
Jahresergebnis ergeben sich hierdurch nicht. 
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3.3 Passivseite der Bilanz 

Die Passivseite der Bilanz weist das Eigen- und Fremdkapital aus und repräsentiert somit 
die Mittelherkunft der Gemeinde Rastede. In der folgenden Übersicht sind die einzelnen 
Posten der Passivseite zusammengefasst dargestellt. Auf eine detaillierte Darstellung der 
einzelnen Bilanzpositionen wird derzeit verzichtet. 

Bilanz- Bezeichnung Ergebnis zum Ergebnis zum

position 31.12.2016 31.12.2015

€ €

1. Nettoposition 120.529.101,56 114.340.343,70
2. Schulden 6.847.132,24 7.315.003,48
3. Rückstellungen 7.527.813,24 7.086.681,71
4. Passive Rechnungsabgrenzung 175.703,94 69.730,74

Bilanzsumme Passiva 135.079.750,98 128.811.759,63

 

Aufgrund der Buchungssystematik bezüglich des Osterloh-Fonds weicht die zweck-
gebundene Rücklage von dem tatsächlichen Bestand ab. Im Haushaltsjahr 2016 handelt 
es sich um einen zu hohen Ausweis der zweckgebundenen Rücklage i. H. v. 299,97 EUR.  

Unter der Bilanzposition „1.3 Jahresergebnis“ wird nicht das Jahresergebnis 2016 ausge-
wiesen, sondern es werden die Jahresergebnisse 2011 bis 2016, unter Berücksichtigung 
der Fusionsbuchungen im Rahmen der Integration des Bauhofs im Haushaltsjahr 2013, 
dargestellt.  

Zudem weist die Gemeinde nicht bilanzierungsfähige Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen von rund 208 TEUR gegen sich selbst aus. Auf die Ausführungen unter 
Gliederungspunkt 3.2 wird verwiesen. 

Insgesamt ist festzustellen, dass im Jahresabschluss 2016 die passivischen Bilanz-
positionen weitgehend vollständig und richtig dargestellt werden. Die Bilanzsumme hat 
sich im Vergleich zum Vorjahr um 3.776.905,35 EUR erhöht. 

 

Im Rahmen der Prüfung haben sich die folgenden Feststellungen und Hinweise ergeben: 

07 Feststellung zu dem Sonderposten für den Gebührenausgleich 

Die Gemeinde verstößt gegen § 5 Abs. 2 NKAG, da sie die seit dem Jahr 2005 
aufgelaufenen Überschüsse der zentralen Schmutzwasserbeseitigung nicht innerhalb von 
drei Jahren gebührenmindernd eingesetzt hat. Die Gemeinde Rastede erwirtschaftete in 
diesem Bereich Überschüsse, die trotz einer Gebührenrückführung im Jahr 2016 i. H. v. 
106.000,34 EUR, zum 31.12.2016 auf insgesamt 1.096.694,09 EUR gestiegen ist.  

Zum Zeitpunkt der Prüfung konnte festgestellt werden, dass, in Relation zu den 
aufgelaufenen Überschüssen der Vorjahre, in den Jahren 2016 und 2017 nur geringe 
Gebührenrückführungen stattgefunden haben. Für das Jahr 2017 waren Rückführungen 
von ca. 166.700 EUR vorgesehen. Im Jahr 2018 wurde die Schmutzwassergebühr 
gesenkt, so dass nach der vorläufigen Planung der Gemeinde Gebührenrückführungen 
von ca. 267.900 EUR stattfinden sollen. 
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08 Feststellung zu den erhaltenen Anzahlungen auf Sonderposten 

Bei Fertigstellung eines Vermögensgegenstandes erfolgt die Umbuchung von den 
Anlagen im Bau zu der jeweiligen Bilanzposition. Entsprechend ist auch die für den 
Vermögensgegenstand erhaltene Zuwendung von den erhaltenen Anzahlungen auf 
Sonderposten zu dem jeweiligen Sonderposten umzubuchen. Unter der Bilanzposition 
„1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten“ werden Sonderposten i. H. v. 

2.981.167,19 EUR ausgewiesen, für die noch nicht die erforderliche Umbuchung erfolgte. 
Zudem wird durch die fehlende Auflösung dieser Sonderposten das Jahresergebnis zu 
gering dargestellt.  

 

09 Feststellung zu den Schulden – Verbindlichkeiten allgemein 

Die debitorischen Kreditoren (z. B. Überzahlungen an Gläubiger der Gemeinde) wurden 
nicht zu den Forderungen umgegliedert. Auf die Feststellung 06 unter Gliederungspunkt 
3.2 wird verwiesen.  

 

10 Feststellung zu den Schulden – Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 

Entsprechend der Feststellung 03 (Gliederungspunkt 3.2) hätten für die im Haushaltsjahr 
2016 erbrachten Leistungen für Baumaßnahmen Verbindlichkeiten i. H. v. 251.313,29 
EUR passiviert werden müssen. Somit werden in der vorgenannten Höhe die Verbindlich-
keiten zu gering ausgewiesen. Von der Gemeinde Rastede wurden in Höhe dieses 
Betrages Haushaltsreste für Investitionen als Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre 
ausgewiesen. Aufgrund der Nichterfassung der o. g. Schulden wurde gegen den Voll-
ständigkeitsgrundsatz gem. § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 

 

11 Feststellung zu den Schulden – Verbindlichkeiten aus Transferleistungen  

Die im Rahmen des fiduziarischen Systems für den Landkreis Ammerland zurück-
geforderten Sozialleistungen sind als Verbindlichkeiten gegenüber dem Landkreis zu 
bilanzieren. Da diese Verbindlichkeiten i. H. v. 139.342,30 EUR zum Bilanzstichtag nicht 
passiviert wurden, werden die Schulden zu gering ausgewiesen. Somit wurde gegen den 
Vollständigkeitsgrundsatz gem. § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 

 

Hinweis zum Jahresergebnis – Haushaltsreste für Aufwendungen 

Die übertragenen konsumtiven Haushaltsreste sind gem. § 54 Abs. 4 Nr. 1.3.2 GemHKVO 
auf der Passivseite der Bilanz in Klammern darzustellen. Die von der Gemeinde Rastede 
gebildeten Haushaltsreste für Aufwendungen i. H. v. 219.316,00 EUR werden stattdessen 
in Summe mit den Haushaltsresten für Investitionen bei den Vorbelastungen unter der 
Bilanz ausgewiesen. 
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Hinweis zu Rückstellungen – Andere Rückstellungen 

Die Gemeinde hat im Haushaltsjahr 2016 Rückstellungen gebildet, bei denen es sich nicht 
um bilanzierungsfähige Rückstellungen handelt. Durch die Bildung der Rückstellungen für 
die außerordentliche Abschreibung von Vermögensgegenständen wurden im Jahr 2016 
Aufwendungen von 238 TEUR gebucht, die in entsprechender Höhe das Jahresergebnis 
belastet haben.  

 

Hinweis zur passiven Rechnungsabgrenzung 

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass aufgrund eines Missverständnisses 
zwischen der Gemeinde und dem RPA Steuerzahlungen i. H. v. 101.539,43 EUR abge-
grenzt worden sind, obwohl diese keinen Ertrag für das Folgejahr darstellen. Die Gemein-
de sicherte zu, ab dem Haushaltsjahr 2018 entsprechende Geschäftsvorfälle korrekt zu 
buchen und passive Rechnungsabgrenzungsposten gemäß § 51 Abs. 3 KomHKVO zu 
bilden.  
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3.4 Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre (§ 54 Abs. 5 GemHKVO) 

Unter der Bilanz sind gemäß § 54 Abs. 5 GemHKVO die Vorbelastungen künftiger 
Haushaltsjahre zu vermerken, sofern sie nicht auf der Passivseite der Bilanz auszuweisen 
sind. 

Die Gemeinde hat folgende Vorbelastungen unter der Bilanz aufgeführt:  

Haushaltsreste 6.030.121,00 EUR 

In Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen 1.588.157,36 EUR 

Über das Haushaltsjahr hinaus gestundete Beträge 722.206,71 EUR 

Sonstiges 848.861,81 EUR 

 

Die Prüfung hat ergeben, dass die Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre weitest-
gehend richtig dargestellt werden.  

Die ausgewiesenen Haushaltsreste setzen sich aus Ermächtigungsübertragungen für 
Investitionsmaßnahmen i. H. v. 5.810.805,00 EUR sowie Ermächtigungsübertragungen 
für Aufwendungen i. H. v. 219.316,00 EUR zusammen. Bezüglich der Haushaltreste für 
Aufwendungen wird auf den Hinweis zum Jahresergebnis unter Gliederungspunkt 3.3 
verwiesen.  

Zudem wurden Haushaltsreste für Investitionen i. H. v. 251.313,29 EUR gebildet, die 
stattdessen in der Bilanz bei den Verbindlichkeiten abzubilden gewesen wären. Auf die 
Feststellung 09 zu Gliederungspunkt 3.3 wird verwiesen. 

Im Haushaltsjahr 2016 wurde für eine größere Anschaffung eine Verpflichtungsermäch-
tigung eingegangen, deren Auszahlung erst im Jahr 2018 zum Tragen kam. Die unter der 
Bilanz aufgeführten Verpflichtungsermächtigungen werden daher um ca. 1,5 Mio. EUR zu 
gering ausgewiesen.  

Die Gemeinde Rastede weist unter der Bilanz zusätzliche Vorbelastungen i. H. v. 
848.861,81 EUR aus. Bei diesen Vorbelastungen handelt es sich nicht um Vorbelas-
tungen im Sinne des § 54 Abs. 5 GemHKVO, da die an dieser Stelle ausgewiesenen 
Beträge in der Bilanz bereits in Form von Verbindlichkeiten oder Rückstellungen berück-
sichtigt worden sind.  
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3.5 Ergebnisrechnung 

 
3.5.1 Allgemeines 

In der Ergebnisrechnung werden gemäß § 50 Abs. 1 GemHKVO die dem Haushaltsjahr 
zuzurechnenden Erträge und Aufwendungen gegenübergestellt. Sie dient damit als 
Grundlage für die Ermittlung des Jahresergebnisses.  

Die Gemeinde weist in ihrem Jahresabschluss aufgrund einer Systemeinstellung positive 
Erträge als negativen Betrag und die negativen Aufwendungen als positiven Betrag aus. 
Diese Darstellung führt dazu, dass alle Erträge, Aufwendungen und Ergebnisse, auch das 
Jahresergebnis, mit dem falschen Vorzeichen dargestellt werden. 

Auf eine detaillierte Darstellung der einzelnen Positionen der Ergebnisrechnung wird 
derzeit verzichtet. 

 

3.5.2 Jahresergebnis 

Das Jahresergebnis der Gemeinde Rastede für das Jahr 2016 stellt sich folgendermaßen 
dar: 

31.12.2016

Ordentliche Erträge 36.661.598,04 €

Ordentliche Aufwendungen -33.010.021,43 €

Ordentliches Ergebnis 3.651.576,61 €

Außerordentliche Erträge 776.360,36 €

Außerordentliche Aufwendungen -883.306,95 €

Außerordentliches Ergebnis -106.946,59 €

Jahresergebnis 3.544.630,02 €  
 

Die Prüfung hat ergeben, dass das Jahresergebnis ordnungsgemäß hergeleitet wurde.  

Bei Grundstücksverkäufen wurden Grundstücke sowohl mit Gewinn als auch mit Verlust 
verkauft. Beide Finanzvorfälle wurden über das Ertragskonto 3421 (Erträge aus Verkauf) 
buchhalterisch abgewickelt. Hieraus ergibt sich zum einen ein Verstoß gegen das 
Saldierungsverbot und zum anderen ist nicht ersichtlich, aus welchen Grundstücks-
verkäufen ein Ertrag und aus welchen Grundstücksverkäufen ein Aufwand generiert 
wurde. Ab dem Jahr 2018 wird dem neuen Kontenrahmen dahingehend Rechnung 
getragen, dass die Grundstücke nicht mehr auf Vorratskonten sondern im Sachvermögen 
nachgewiesen werden. Entsprechend erfolgt die buchhalterische Abwicklung nicht mehr 
über das ordentliche Ertragskonto.  
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3.5.3 Plan-Ist-Vergleich 

Nach § 52 GemHKVO sind die Erträge und Aufwendungen den Haushaltsansätzen in der 
nach § 50 GemHKVO vorgeschriebenen Ordnung gegenüberzustellen. 

Dabei werden dem Plan-Ist-Vergleich die sog. fortgeschriebenen Planansätze zugrunde 
gelegt. Diese setzen sich auf der Aufwandsseite aus der Ermächtigung durch den 
Haushalts- bzw. Nachtragshaushaltsplan, den Ermächtigungsübertragungen aus dem 
Vorjahr sowie den über- und außerplanmäßigen Ermächtigungen zusammen.  

Ergebnisrechnung Ergebnis Ansatz Vergleich

2016 2016 2016 2016

mehr (+) / weniger (-)

€ € €

ordentliche Erträge 36.661.598,04 34.538.499,05 +2.123.098,99 
ordentliche Aufwendungen -33.010.021,43 -34.863.302,68 +1.853.281,25 
ordentliches Ergebnis 3.651.576,61 -324.803,63 +3.976.380,24 

außerordentliche Erträge 776.360,36 0,00 +776.360,36 
außerordentliche Aufwendungen -883.306,95 0,00 -883.306,95 
außerordentliches Ergebnis -106.946,59 0,00 -106.946,59 

Jahresergebnis 3.544.630,02 -324.803,63 +3.869.433,65 

 

In der Ergebnisrechnung werden in Spalte 4 „Ansatz Haushaltsjahr“ die über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen des laufenden Haushaltsjahres nicht berücksichtigt.  

Derzeit wird auf eine detaillierte Analyse verzichtet. Auf die Ausführungen im Anhang wird 
verwiesen.  

 

3.5.4 Jahresvergleich 

Der Vergleich der Ergebnisse der Haushaltsjahre 2015 und 2016 stellt sich wie folgt dar: 

Jahresvergleich der Ergebnis Ergebnis Veränderung zum

Ergebnisrechnung 2016 2015 Vorjahr

mehr (+)/weniger (-)

€ € €

ordentliche Erträge 36.661.598,04 34.168.284,28 +2.493.313,76 
ordentliche Aufwendungen -33.010.021,43 -30.140.763,46 -2.869.257,97
ordentliches Ergebnis 3.651.576,61 4.027.520,82 -375.944,21

außerordentliche Erträge 776.360,36 894.641,18 -118.280,82
außerordentliche Aufwendungen -883.306,95 -508.313,34 -374.993,61
außerordentliches Ergebnis -106.946,59 386.327,84 -493.274,43

Jahresergebnis 3.544.630,02 4.413.848,66 -869.218,64

 

Das Jahresergebnis des Haushaltsjahres 2016 i. H. v. 3.544.630,02 EUR liegt unter dem 
Vorjahresergebnis (4.413.848,66 EUR). Auf eine detaillierte Analyse der Veränderungen 
wird derzeit verzichtet. Auf die Erläuterungen im Anhang wird verwiesen. 
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3.6 Finanzrechnung 

 
3.6.1 Allgemeines 

In der Finanzrechnung werden gemäß § 51 Abs. 1 GemHKVO alle in dem Haushaltsjahr 
eingegangenen Einzahlungen und geleisteten Auszahlungen ausgewiesen.  

Die Gemeinde weist in ihrem Jahresabschluss aufgrund einer Systemeinstellung positive 
Einzahlungen als negativen Betrag und die negativen Auszahlungen als positiven Betrag 
aus. Diese Darstellung führt dazu, dass alle Einzahlungen, Auszahlungen, Salden und 
Zahlungsmittelbestände mit dem falschen Vorzeichen ausgewiesen werden. 

Auf eine detaillierte Darstellung der einzelnen Positionen der Finanzrechnung wird derzeit 
verzichtet. 

 

3.6.2 Finanzlage 

Die Finanzlage der Gemeinde Rastede für das Jahr 2016 stellt sich folgendermaßen dar: 

31.12.2016

Einz. aus lfd. Verwaltungstätigkeit 32.967.512,73 €

Ausz. aus lfd. Verwaltungstätigkeit -28.851.056,90 €

Saldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit 4.116.455,83 €

Einz. für Investitionstätigkeit 9.019.667,82 €

Ausz. für Investitionstätigkeit -13.125.383,82 €

Saldo aus Investitionstätigkeit -4.105.716,00 €

Einz. aus Finanzierungstätigkeit 0,00 €

Ausz. aus Finanzierungstätigkeit -400.667,45 €

Saldo aus Finanzierungstätigkeit -400.667,45 €

Haushaltsunwirksame Einzahlungen 4.241.246,51 €

Haushaltsunwirksame Auszahlungen -4.021.052,20 €

Saldo aus haushaltsunwirksamen Vorgängen 220.194,31 €

Anfangsbestand an Zahlungsmitteln 2.826.635,62 €

Veränderung des Zahlungsmittelbestandes -169.733,31 €

Endbestand an Zahlungsmitteln 2.656.902,31 €  
 

Die Finanzrechnung wird in der gedruckten Fassung des Jahresabschlusses nicht 
vollständig dargestellt, da Beträge auf eingerichteten Hilfskonten bei der Erstellung der 
Finanzrechnung auf dem Papier nicht berücksichtigt wurden. Es handelt sich um einen 
Betrag i. H. v. 578,42 EUR. Im System werden alle Beträge berücksichtigt.  

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass die Gemeinde in der Finanzrechnung in Spalte 
4 „Ansatz Haushaltsjahr“ die über- und außerplanmäßigen Auszahlungen des laufenden 
Haushaltsjahres nicht berücksichtigt hat. 
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Unsere Prüfung hat ergeben, dass die Finanzrechnung grundsätzlich ordnungsgemäß 
dargestellt wird. 
 

3.6.3 Investitions- und Finanzierungstätigkeit 

Eine besondere Bedeutung in der Finanzrechnung haben die Einzahlungen und Aus-
zahlungen aus Investitions- und Finanzierungstätigkeit.  

Bei der Investitionstätigkeit stehen den Auszahlungen für Vermögenserwerb und Bau-
maßnahmen etc. die Einzahlungen aus Zuwendungen, Beiträgen und Vermögens-
veräußerungen gegenüber.  

Im Haushaltsjahr 2016 betrugen die Einzahlungen für Investitionstätigkeit rund  
9,0 Mio. EUR. Auszahlungen für Investitionstätigkeit erfolgten i. H. v. 13,1 Mio. EUR, die 
hauptsächlich für den Bereich der Baumaßnahmen (ca. 9,3 Mio. EUR) genutzt worden 
sind. Die die Einzahlungen übersteigenden Auszahlungen für Investitionstätigkeit konnten 
aus den vorhandenen Mitteln der Gemeinde gedeckt werden.  

Von den nicht in Anspruch genommenen Auszahlungsermächtigungen für Investitions-
tätigkeit wurden seitens der Gemeinde rund 5,8 Mio. EUR in das nachfolgende Haushalts-
jahr übertragen. Die Bildung dieser umfangreichen Haushaltsreste liegt im Wesentlichen 
in der zeitlichen Verzögerung bei der Umsetzung von Baumaßnahmen begründet. 

Die Finanzierungstätigkeit beinhaltet die Einzahlungen aus Kreditaufnahmen und die Aus-
zahlungen zur Kredittilgung. Aufgrund der vorhandenen Liquidität im Haushaltsjahr 2016 
war eine Aufnahme von Krediten nicht erforderlich. Tilgungen erfolgten i. H. v. 400 TEUR.  

Auf die Ausführungen des Anhangs wird verwiesen.  
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3.7 Anhang, Anlagen zum Anhang, Rechenschaftsbericht 

 
3.7.1 Anhang 

In den Anhang als Teil des Jahresabschlusses (§ 128 Abs. 2 NKomVG) sind gemäß  
§ 55 Abs. 1 GemHKVO diejenigen Angaben aufzunehmen, die zu den einzelnen Posten 
der Ergebnis-, Finanz-, Vermögensrechnung und der Bilanz zum Verständnis sachver-
ständiger Dritter notwendig oder vorgeschrieben sind. Dabei sind die wichtigsten 
Ergebnisse des Jahresabschlusses und erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse 
von den Haushaltsansätzen als auch von den Vorjahresergebnissen im Anhang zu 
erläutern. 

Die Gemeinde Rastede hat zum Jahresabschluss 2016 einen Anhang mit allen 
erforderlichen Anlagen erstellt. Die Anforderungen an den Anhang gem. § 55 GemHKVO 
werden grundsätzlich erfüllt.  

 

Im Rahmen der Prüfung haben sich die nachfolgenden Hinweise ergeben: 

Hinweis zum Vorjahresvergleich 

Gemäß § 48 Abs. 2 S. 2 GemHKVO sind die Posten der Ergebnisrechnung, der Finanz-
rechnung und der Bilanz, die dem Grunde nach nicht mit dem vorhergehenden Haushalts-
jahr vergleichbar sind, im Anhang anzugeben und zu erläutern. Seitens der Gemeinde 
Rastede erfolgte keine vollumfängliche Erläuterung der abweichenden Positionen.  

 

Hinweis zur Bilanzierungssystematik  

Die Buswartehäuschen der Gemeinde stehen sowohl auf eigenem als auch auf fremdem 
Grund und Boden und sind daher grundsätzlich unterschiedlichen Bilanzpositionen 
zuzuordnen. Alle Buswartehäuschen werden im Jahr 2016 unter der Bilanzposition  
„2.3 Infrastrukturvermögen“ ausgewiesen. Die aufgrund dieser gewählten Zuordnung 
zwingend erforderliche Erläuterung im Anhang des Jahresabschlusses ist nicht erfolgt.  

 

3.7.2 Anlagen zum Anhang  

Als Anlagen zum Anhang sind dem Jahresabschluss gemäß § 128 Abs. 3 NKomVG  
i. V. m. § 56 GemHKVO die Anlagenübersicht, die Schuldenübersicht, die Forderungs-
übersicht und, soweit erforderlich, die Nebenrechnungen zur Gebührenkalkulation 
beizufügen.  

Die Anforderungen an die Pflichtanlagen zum Anhang gem. § 56 GemHKVO werden 
grundsätzlich erfüllt. Lediglich in der Forderungsübersicht werden die Forderungen 
bezüglich der Restlaufzeiten nicht korrekt aufgeteilt. Hintergrund ist die technische 
Berücksichtigung aller Wertberichtigungen nur in der Spalte „mit einer Restlaufzeit von bis 

zu 1 Jahr“.  
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3.7.3 Rechenschaftsbericht  

Im Rechenschaftsbericht sind gem. § 128 Abs. 3 NKomVG i. V. m. § 57 GemHKVO der 
Verlauf der Haushaltswirtschaft und die finanzwirtschaftliche Lage der Gemeinde Rastede 
nach den tatsächlichen Verhältnissen darzustellen. Dabei ist eine Bewertung der Jahres-
abschlussrechnungen vorzunehmen. Ferner sind Vorgänge von besonderer Bedeutung, 
die nach dem Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind, darzulegen. Gleiches gilt für 
zu erwartende mögliche finanzwirtschaftliche Risiken für die Aufgabenerfüllung.  

Die Mindestanforderungen an den Rechenschaftsbericht gemäß § 57 GemHKVO wurden 
erfüllt. Er beinhaltet Aussagen zur Lage der Gemeinde und berichtet über das abge-
laufene Haushaltsjahr. Darüber hinaus wird die Entwicklung der Bilanz erläutert.  

Die Aussagen des Rechenschaftsberichts sind aufgrund der im Rahmen der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse korrekt. Nach dem Ergebnis der Prüfung werden, den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechend, der Verlauf der Haushaltswirtschaft und die 
finanzwirtschaftliche Lage der Gemeinde Rastede zutreffend dargestellt. Die Chancen 
und Risiken der künftigen Entwicklung der Gemeinde Rastede werden plausibel und 
folgerichtig abgeleitet. Der Rechenschaftsbericht inklusive Lagebeurteilung ist im 
Wesentlichen inhaltlich zutreffend. 

 

Im Rahmen der Prüfung hat sich der nachfolgende Hinweis ergeben: 

Hinweis zu den Haushaltsresten 

Gemäß § 20 Abs. 5 GemHKVO sind die Gründe für die Übertragung von Ermächtigungen 
im Rechenschaftsbericht darzulegen. Es wurden Haushaltsreste von insgesamt 
6.030.121,00 EUR gebildet. Eine Darlegung der Übertragungsgründe ist jedoch nicht 
erfolgt.  
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3.8 Gesamtbetrachtung des Jahresabschlusses 

Als Prüfungsergebnis stellen wir fest, dass der Jahresabschluss zum 31.12.2016 und der 
Anhang einschließlich der Anlagen gem. § 128 Abs. 1 S. 1 NKomVG unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung nach den geltenden Vorschriften des 
NKomVG und der GemHKVO im Wesentlichen klar und übersichtlich aufgestellt wurden.  

Im Jahresabschluss werden gem. § 128 Abs. 1 S. 2 NKomVG im Wesentlichen sämtliche 
Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwen-
dungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- 
und Finanzlage der Gemeinde Rastede dargestellt. Auf die Feststellungen wird hinge-
wiesen.  

Die Ergebnis- und die Finanzrechnung sowie die Bilanz werden grundsätzlich ordnungs-
gemäß aus der Buchführung und den weiteren Unterlagen abgeleitet.  

Im Ergebnis ist festzustellen, dass der Jahresabschluss nicht gem. § 129 Abs. 1 NKomVG 
fristgerecht zum 31.03.2017 aufgestellt werden konnte.  

Auf Grundlage der Daten des Jahresabschlusses 2016 ist die dauernde Leistungs-
fähigkeit der Gemeinde Rastede im Sinne des § 23 GemHKVO anzunehmen. 
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4. Produkthaushalt, Steuerungsprozess 

Nach § 4 Abs. 7 GemHKVO sind im Haushaltsplan die wesentlichen Produkte mit den 
dazugehörigen Leistungen und die zu erreichenden Ziele mit den jeweils geplanten 
Maßnahmen sowie Kennzahlen zur Zielerreichung abzubilden. Ziele und Kennzahlen 
sollen gemäß § 21 Abs. 2 i. V. m. § 6 GemHKVO zur Grundlage von Planung, Steuerung 
und Erfolgskontrolle des jährlichen Haushalts dienen. Zudem hat die Kommune gemäß  
§ 21 Abs. 1 GemHKVO entsprechend den wirtschaftlichen und örtlichen Bedürfnissen 
eine Kosten- und Leistungsrechnung, ein Controlling und ein unterjähriges Berichtswesen 
zu führen.  

Die Gemeinde Rastede hat bisher noch keine wesentlichen Produkte bestimmt. Eine 
entsprechende Festlegung wird erst erfolgen, wenn die Ziele der Gemeinde Rastede 
definiert wurden. Die Festlegung auf konkrete Zielsetzungen und Kennzahlen je Produkt 
bzw. wesentlichem Produkt, um damit auch steuern zu können, steht somit noch aus.  

Bei der Gemeinde Rastede ist bereits eine umfangreiche Kosten- und Leistungsrechnung 
eingeführt worden.  

Die Einführung eines Controllings ist noch nicht erfolgt. Da die Aufholung der noch 
offenen Jahresabschlüsse abgeschlossen ist, soll nun seitens der Gemeinde an der 
Etablierung eines unterjährigen Berichtswesens gearbeitet werden.  

 

5. Prüfung von Vergaben  

Gemäß § 155 Abs. 1 Nr. 5 NKomVG obliegt dem RPA die Prüfung von Vergaben vor 
Auftragserteilung.  

Die Vorgehensweise für die Erteilung von Aufträgen ist in der „Dienstanweisung der 
Gemeinde Rastede über die Vergabe von Leistungen nach der VOL und der VOB 
(Vergabeordnung)“ geregelt. 

Bei der Prüfung von Vergaben wird zwischen Vergaben für Liefer- und Dienstleistungen, 
für Bauaufträge und für freiberufliche Leistungen unterschieden. Im Jahr 2016 waren dem 
RPA Vergaben für Liefer- und Dienstleistungen sowie für freiberufliche Leistungen ab 
einer Wertgrenze i. H. v. 25.000,00 EUR und Vergaben für Bauaufträge ab einer Wert-
grenze i. H. v. 50.000,00 EUR zur Prüfung vorzulegen. Bei geförderten Maßnahmen 
beträgt die Wertgrenze generell 5.000,00 EUR. 

Im Jahr 2016 wurden insgesamt 34 Vergaben geprüft. Hiervon entfielen 28 auf Vergaben 
für Bauaufträge, fünf auf Vergaben für freiberufliche Leistungen nach Haushaltsrecht und 
eine auf Vergaben für Liefer- und Dienstleistungen.  

Die Prüfung der Vergaben durch das RPA erfolgt nach den einschlägigen vergabe-
rechtlichen Bestimmungen. Sofern vergaberechtliche Problematiken auftraten, wurden 
diese direkt mit der zuständigen Sachbearbeiterin / dem zuständigen Sachbearbeiter im 
Rahmen der Prüfung geklärt, um eine rechtskonforme Vergabe zu ermöglichen.  
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6. Prüfung der Ordnungsmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit 

6.1 Prüfung des Umgangs mit erhaltenen Spenden 

Im Zuge der Jahresabschlussprüfung wurde eine Ordnungsmäßigkeitsprüfung zum 
Umgang mit erhaltenen Spenden bei der Gemeinde Rastede in den Jahren 2012 bis 2016 
durchgeführt. Schwerpunkte der Prüfung waren die vollständige Erfassung der erhaltenen 
Spenden, deren Dokumentation sowie die Entscheidung über die Annahme durch das 
entsprechende Verwaltungsorgan. Zudem wurde die korrekte buchhalterische Erfassung 
und die Ausstellung von Spendenbescheinigungen, insbesondere für den Bereich der 
Schulen, Feuerwehren und Kindergärten geprüft. 

Die Erfassung und Dokumentation der erhaltenen Spenden erfolgte lückenlos und 
ordnungsgemäß entsprechend der „Dienstanweisung der Gemeinde Rastede über die 
Einwerbung, die Entgegennahme, die Annahme sowie die Weitervermittlung von 
Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen nach § 111 Abs. 7 NKomVG“ vom 
07.03.2013. Die finanzbuchhalterische Erfassung und die Ausstellung der Spenden-
bescheinigungen waren nicht zu beanstanden. 

Im Rahmen der Prüfung ergaben sich mit Ausnahme des folgenden Hinweises keine 
Anhaltspunkte für einschränkende Feststellungen bezüglich des Umgangs mit erhaltenen 
Spenden bei der Gemeinde Rastede. 

 

Hinweis 

Bei der Gemeinde Rastede erfolgt die Entscheidung des entsprechenden Verwaltungs-
organs über die Annahme aller im Haushaltsjahr erhaltenen Spenden erst im Folgejahr. 
Der Beschluss zur Spendenannahme erfolgt somit erst nach Ausstellung der Spenden-
bescheinigung bzw. Verwendung der Spende. Gemäß § 111 Abs. 7 NKomVG i. V. m.  
§ 26 KomHKVO dürfen empfangene Spenden grundsätzlich erst verwendet werden, wenn 
die zustimmende Entscheidung des zuständigen Organs vorliegt.  

Seitens der Gemeinde Rastede wurde bereits signalisiert, das Beschlussverfahren ab 
dem Jahr 2019 umzustellen. Aufgrund der oftmals häufigeren Sitzungstermine des 
Verwaltungsausschusses wird auf die Möglichkeit hingewiesen, die Annahme der 
Spenden von 100 EUR bis 2000 EUR auf diesen zu übertragen. 

 

6.2 Prüfung der Umsetzung von Gremienbeschlüssen 

Im Rahmen der Prüfung hat sich die nachfolgende Feststellung ergeben: 

12 Im Rahmen der Prüfung war festzustellen, dass bei einem Grundstücksankauf für ein 
Baugebiet (Vertragsvolumen ca. 330.000 EUR) die kommunalverfassungsrechtlichen 
Regelungen zur Gremienbeteiligung nicht beachtet wurden. Die Gemeinde teilte mit, dass 
in diesem Fall die Einholung eines entsprechenden Gremienbeschlusses versäumt wurde.  
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7. Wirtschaftliche Betätigung der Kommune / Beteiligungen 

Die Gemeinde Rastede darf sich gemäß § 136 Abs. 1 NKomVG zur Erledigung von An-
gelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft unter Berücksichtigung der Voraussetzungen 
der Nr. 1 bis 3 wirtschaftlich betätigen. Sowohl für die Führung eines Unternehmens in 
einer Rechtsform des privaten Rechts als auch für eine Beteiligung an einem solchen 
Unternehmen hat die Gemeinde Rastede die Voraussetzungen des § 137 NKomVG zu 
beachten. 

Darüber hinaus hat die Gemeinde Rastede gemäß § 150 NKomVG ihre Unternehmen, 
Beteiligungen und Einrichtungen im Sinne der zu erfüllenden öffentlichen Zwecke zu 
überwachen und zu koordinieren. 

 

7.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 

Verbundene Unternehmen sind gemäß § 59 Nr. 50 GemHKVO die nach § 128 Abs. 4 
NKomVG konsolidierungspflichtigen Einrichtungen und Unternehmen, die unter dem 
beherrschenden Einfluss der Kommune stehen, d. h. an denen die Kommune mit mehr 
als 50% beteiligt ist. Die Bilanzierung erfolgt zu AHW, d. h. dem Anteil am gezeichneten 
Kapital. 

Die Gemeinde Rastede weist in ihrem Jahresabschluss 2016 folgende Beteiligung an 
verbundenen Unternehmen aus: 

Residenzort Rastede GmbH: 25.000,00 EUR 100 % 

Summe: 25.000,00 EUR 

 
Die Prüfung der Residenzort Rastede GmbH wurde an einen Wirtschaftsprüfer vergeben. 
Nach erfolgter Prüfung wurde ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt, für den 
nach der Auswertung durch das RPA keine ergänzenden oder einschränkenden Feststel-
lungen zu treffen waren.  

 

7.2 Beteiligungen 

Beteiligungen sind Anteile an Unternehmen, die in der Absicht gehalten werden, eine 
dauernde Verbindung zu diesem Unternehmen herzustellen. Die Bilanzierung erfolgt zu 
AHW, d. h. in Höhe der Einlage. 

Die Gemeinde Rastede hält zum Bilanzstichtag folgende Beteiligungen: 

Kommunale Netzbeteiligung NW GmbH & Co.KG (KNN) 2.000.402,88 EUR 3,44 % 

Sozialstation Ammerland-Wesermarsch GmbH: 85.340,00 EUR 35,7 % 

Ammerländer Wohnungsbau GmbH: 19.470,00 EUR 3,8 % 

Rasteder Bürgergenossenschaft eG: 10.000,00 EUR 100 Anteile 
(ein Geschäftsanteil beträgt 100,00 EUR) 

HUNO Verlag GmbH: 5.200,00 EUR 20,00 % 
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Raiffeisen Warengenossenschaft  
Ammerland-OstFriesland eG:   1.484,14 EUR 
(ein Geschäftsanteil beträgt 1.500,00 EUR) 

Raiffeisenbank Rastede eG:           223,13 EUR 
(ein Geschäftsanteil beträgt 300,00 EUR) 

Summe: 2.122.120,15 EUR 
 

Die Prüfung der Beteiligung Ammerländer Wohnungsbaugesellschaft mbH wurde an 
einen Wirtschaftsprüfer vergeben. Nach erfolgter Prüfung wurde ein uneingeschränkter 
Bestätigungsvermerk erteilt, für den nach der Auswertung durch das RPA keine 
ergänzenden oder einschränkenden Feststellungen zu treffen waren.  

Die Prüfung der Beteiligungen Kommunale Netzbeteiligung NW GmbH & Co.KG (KNN), 
Sozialstation Ammerland-Wesermarsch GmbH, HUNO Verlag GmbH, Rasteder Bürger-
genossenschaft eG, Raiffeisen Warengenossenschaft Ammerland-OstFriesland eG und 
Raiffeisenbank Rastede eG liegt nicht im Zuständigkeitsbereich des Rechnungs-
prüfungsamtes des Landkreises Ammerland.  

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung 2016 ergaben sich zu den vorstehenden Beteili-
gungen keine Anhaltspunkte dafür, dass die kommunalen Vorschriften zur wirtschaftlichen 
Betätigung von der Gemeinde Rastede nicht eingehalten wurden.  

 

7.3 Sondervermögen 

Gemäß § 130 Abs. 1 NKomVG zählt zum Sondervermögen der Kommune das Gemeinde-
gliedervermögen, das Vermögen der rechtlich unselbständigen örtlichen Stiftungen, wirt-
schaftliche Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit, öffentliche Einrichtungen, für 
die aufgrund gesetzlicher Vorschriften Sonderrechnungen geführt werden, sowie rechtlich 
unselbständige Versorgungs- und Versicherungseinrichtungen. 

Die Gemeinde Rastede verfügt zum Bilanzstichtag über kein Sondervermögen.  
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8. Bestätigungsvermerk 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung erteilen wir dem Jahresabschluss 
2016 der Gemeinde Rastede den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk: 

Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Ammerland hat den Jahresabschluss der 
Gemeinde Rastede zum 31.12.2016 geprüft. Zur Prüfung lagen alle Bestandteile des 
Jahresabschlusses gemäß § 128 Abs. 2 NKomVG vor. 

Die Aufstellung des Jahresabschlusses nach den Vorschriften des NKomVG und der 
GemHKVO liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gemeinde Rastede.  

Die Aufgabe des Rechnungsprüfungsamtes besteht darin, zu prüfen, ob der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften entspricht, und aufgrund der durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss abzugeben. 

Die Prüfung des Jahresabschlusses gem. §§ 155, 156 NKomVG wurde unter ergänzen-
der Anwendung des risikoorientierten Prüfungsansatzes in Anlehnung an die vom IDR 
verabschiedeten Grundsätze vorgenommen. Die Prüfungshandlungen wurden unter 
Beachtung der Grundsätze der Wesentlichkeit und Wirtschaftlichkeit in Anwendung des  
§ 156 Abs. 1 NKomVG auf den Umfang beschränkt, der nach pflichtgemäßem Ermessen 
und allgemeinen Erfahrungsgrundsätzen notwendig und angemessen ist, um relevante 
Sachverhalte beurteilen und die im Rahmen des gesetzlichen Prüfauftrages erforderlichen 
Feststellungen treffen zu können. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Aufgrund der vorgenommenen Prüfung des Jahresabschlusses der Gemeinde Rastede 
zum 31.12.2016, über deren Ergebnisse dieser Prüfungsbericht in Übereinstimmung mit 
den gesetzlichen Vorschriften informiert, bestätigen wir: 

Nach den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen entspricht der Jahresabschluss im 
Wesentlichen den gesetzlichen Vorschriften und den sie ergänzenden Bestimmungen der 
Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. Darüber hinaus bestätigen wir, 
dass weitgehend 

 der Haushaltsplan eingehalten worden ist, 

 die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung eingehalten worden sind, 

 bei den Erträgen und Aufwendungen sowie bei den Einzahlungen und 
Auszahlungen des kommunalen Geld- und Vermögensverkehrs nach den 
bestehenden Gesetzen und Vorschriften unter Beachtung der maßgebenden 
Verwaltungsgrundsätze und der gebotenen Wirtschaftlichkeit verfahren worden ist 
und 

 sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, 
Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen enthalten sind und der 
Jahresabschluss die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der 
Gemeinde Rastede darstellt. 

Auf die Prüfungsfeststellungen wird hingewiesen.  

 

 



Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses der Gemeinde Rastede zum 31.12.2016 

- 33 - 

Westerstede, den 19.10.2018 

 

 

gez.    Dienstsiegel 

 

Deichsel 
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9. Kurzdarstellung der Prüfungsfeststellungen 

Textziffer 

 

 Seite 

01 Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass ein Großteil der 
im Haushaltsjahr 2015 nicht korrekt bilanzierten Geschäfts-
vorfälle im Haushaltsjahr 2016 realisiert worden ist. Die übrigen 
Geschäftsvorfälle werden weiterhin bilanziell dargestellt, obwohl 
es sich hierbei nach wie vor um schwebende Geschäfte handelt. 
Durch den Verstoß gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung wurde die Bilanzsumme um ca. 250 TEUR zu hoch 
dargestellt.  

11 

02 Aufgrund des Dienstherrenwechsels eines Beamten zur 
Gemeinde Rastede wird seit dem Jahr 2011 für die vor dem 
Wechsel erworbenen Pensionsansprüche ein Ausgleichsposten 
als sonstiger immaterieller Vermögensgegenstand im Jahresab-
schluss ausgewiesen. Der Ausweis dieses Ausgleichspostens 
verstößt gegen den Bilanzierungsgrundsatz gemäß § 42 Abs. 3 
GemHKVO.  

15 

03, 10 Das Sachvermögen wird um 251.313,29 EUR zu gering aus-
gewiesen, da die im Haushaltsjahr 2016 erbrachten Leistungen 
für Baumaßnahmen nicht aktiviert wurden. Entsprechend hätten 
Verbindichkeiten in der vorgenannten Höhe passiviert werden 
müssen. Aufgrund der Nichterfassung des o. g. Sachvermögens 
bzw. der o. g. Verbindlichkeiten wird gegen den Vollständigkeits-
grundsatz gemäß § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen.  

15, 18 

04 13 Im Rahmen unserer Stichprobe wurde festgestellt, dass im Jahr 
2016 energetische Sanierungen an einer Schule und zwei 
Sporthallen von insgesamt 763.097,96 EUR als investiv ange-
sehen wurde. Durch die Aktivierung erfolgte eine unzulässige 
Erhöhung des Anlagevermögens und eine ebenfalls unzulässige 
Verbesserung des Jahresergebnisses um 763.097,96 EUR. 

16 

05 Das Vorratsvermögen wird zum 31.12.2016 um 160.620,71 EUR 
zu gering ausgewiesen. Dies liegt darin begründet, dass im 
Rahmen der Bilanzierung von schwebenden Geschäften im 
Haushaltsjahr 2016 Grundstücke ausgebucht wurden, deren 
wirtschaftlicher Eigentumsübergang erst nach dem 31.12.2016 
erfolgte.  

16 

06, 09 Die kreditorischen Debitoren wurden nicht zu den Verbindlich-
keiten umgegliedert. Ebenso wurden die debitorischen Kreditoren 
nicht zu den Forderungen umgegliedert. Hierbei handelt es sich 
um einen Verstoß gegen das Verrechnungsverbot gemäß § 42 
Abs. 2 GemHKVO. 

 

16, 18 
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Textziffer 

 

 Seite 

07 Die Gemeinde verstößt gegen § 5 Abs. 2 NKAG, da sie die seit 
dem Jahr 2005 aufgelaufenen Überschüsse der zentralen 
Schmutzwasserbeseitigung nicht innerhalb von drei Jahren 
gebührenmindernd eingesetzt hat.  

17 

08 14 Unter der Bilanzposition „1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf 

Sonderposten“ werden Sonderposten i. H. v. 2.981.167,19 EUR 

ausgewiesen, für die noch nicht die erforderliche Umbuchung 
erfolgte. Zudem wird durch die fehlende Auflösung dieser 
Sonderposten das Jahresergebnis zu gering dargestellt. 

18 

11 Die im Rahmen des fiduziarischen Systems für den Landkreis 
Ammerland zurückgeforderten Sozialleistungen sind als Verbind-
lichkeiten gegenüber dem Landkreis zu bilanzieren. Da diese 
Verbindlichkeiten i. H. v. 139.342,30 EUR zum Bilanzstichtag 
nicht passiviert wurden, werden die Schulden zu gering ausge-
wiesen. Somit wurde gegen den Vollständigkeitsgrundsatz gem. 
§ 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 

18 

12 15 Im Rahmen der Prüfung war festzustellen, dass bei einem 
Grundstücksankauf für ein Baugebiet (Vertragsvolumen ca. 
330.000 EUR) die kommunalverfassungsrechtlichen Regelungen 
zur Gremienbeteiligung nicht beachtet wurden.  

29 
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10. Anlagen 

10.1 Bilanz zum 31.12.2016 

Aktiva Vorjahr 
-Euro- 

Haushaltsjahr 
-Euro- 

 Passiva Vorjahr 
-Euro- 

Haushaltsjahr 
-Euro- 

 1. Immaterielles Vermögen 3.407.929,23 4.418.273,70  1. Nettoposition 114.340.343,70 120.529.101,56 
 1.2 Lizenzen 101.818,00 93.960,00  1.1 Basis-Reinvermögen 51.446.419,88 51.873.334,01 
 1.4 Geleistete Investitionszuweisungen und  2.303.201,00 3.101.401,00  1.1.1 Reinvermögen 51.446.419,88 51.873.334,01 
 -zuschüsse    1.2 Rücklagen 5.942.078,52 5.940.980,67 
 1.6 Sonstiges immaterielles Vermögen 1.002.910,23 1.222.912,70  1.2.1 Rücklagen aus Überschüssen des  5.918.815,68 5.918.815,68 
     ordentlichen Ergebnisses   
 2. Sachvermögen 115.784.065,44 120.638.007,69  1.2.2 Rücklagen aus Überschüssen des  0,00 0,00 
 2.1 Unbebaute Grundstücke und  6.847.302,47 6.923.181,01  außerordentlichen Ergebnisses   
 grundstücksgleiche Rechte    1.2.4 Zweckgebundene Rücklagen 23.262,84 22.164,99 
 2.2 Bebaute Grundstücke und  33.299.956,84 38.956.884,54     
 grundstücksgleiche Rechte    1.3 Jahresergebnis 17.397.306,02 20.941.936,04 
 2.3 Infrastrukturvermögen 48.059.675,60 50.298.106,29  1.3.2 Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag mit 17.397.306,02 20.941.936,04 
 2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden 75,00 71,00  Angabe des Betrages der Vorbelastungen   
 2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 71.078,00 68.552,00  aus Haushaltsresten für Aufwendungen   
 2.6 Maschinen und technische Anlagen;  1.517.602,00 1.623.094,00  1.4 Sonderposten  39.554.539,28 41.772.850,84 
 Fahrzeuge    1.4.1 Investitionszuweisungen und -zuschüsse 13.488.095,00 13.915.058,00 
 2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung,  3.448.322,00 5.549.486,00  1.4.2 Beiträge und ähnliche Entgelte 17.740.172,00 18.149.336,00 
 Pflanzen und Tiere    1.4.3 Gebührenausgleich 818.257,67 818.257,67 
 2.8 Vorräte 6.553.962,69 4.742.191,37  1.4.5 erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten 7.309.622,61 8.695.415,17 
 2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 15.986.090,84 12.476.441,48  1.4.6 Sonstige Sonderposten 198.392,00 194.784,00 
        
 3. Finanzvermögen 6.593.167,01 4.686.738,39  2. Schulden 7.315.003,48 6.847.132,24 
 3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 25.000,00 25.000,00  2.1 Geldschulden 3.611.322,27 3.210.654,82 
 3.2 Beteiligungen 2.122.075,67 2.122.120,15  2.1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für  3.611.322,27 3.210.654,82 
 3.4 Ausleihungen 1.029.853,89 828.887,07   Investitionen   
 3.5 Wertpapiere 22.312,13 21.400,13  2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und  26.442,35 2.767.873,86 
 3.6 Öffentlich-rechtliche Forderungen 1.558.242,47 1.425.815,55   Leistungen   
 3.7 Forderungen aus Transferleistungen 110.537,71 96.833,30  2.4 Transferverbindlichkeiten 44.728,32 4.765,84 
 3.8 Sonstige privatrechtliche Forderungen 1.580.983,59 12.433,57  2.4.2 Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und 0,00 -1.054,10 
 3.9 sonstige Vermögensgegenstände 144.161,55 154.248,62  Zuschüssen für laufende Zwecke   
     2.4.5 Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und  44.728,32 5.819,94 
 4. Liquide Mittel 2.835.145,62 2.664.833,89  Zuschüssen für Investitionen   
     2.5 Sonstige Verbindlichkeiten 3.632.510,54 863.837,72 
 5. Aktive Rechnungsabgrenzung 191.452,33 180.811,31  2.5.1 Durchlaufende Posten 3.317.496,29 425.386,45 
     2.5.1.2 Abzuführende Lohn- und Kirchensteuer 5.414,57 5.631,85 
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Aktiva Vorjahr 
-Euro- 

Haushaltsjahr 
-Euro- 

 Passiva Vorjahr 
-Euro- 

Haushaltsjahr 
-Euro- 

     2.5.1.3 Sonstige durchlaufende Posten 3.312.081,72 419.754,60 
     2.5.4 Andere sonstige Verbindlichkeiten 315.014,25 438.451,27 
     3. Rückstellungen 7.086.681,71 7.527.813,24 
     3.1 Pensionsrückstellungen und ähnliche  6.657.388,14 6.845.961,39 
     Verpflichtungen   
     3.2 Rückstellungen für Altersteilzeitarbeit und  306.344,32 346.806,57 
     ähnliche Maßnahmen   
     3.7 Rückstellungen für drohende Verpflich- 0,00 6.000,00 
     tungen aus Bürgschaften, Gewährleis-   
     tungen und anhängigen Gerichtsverfahren   
     3.8 Andere Rückstellungen 122.949,25 329.045,28 
        
     4. Passive Rechnungsabgrenzung 69.730,74 175.703,94 
 1.2.3.4  100.000.000,00 100.000.000,00  1.2.3.4  100.000.000,00 100.000.000,00 
 Bilanzsumme Vorjahr 

-Euro- 
Haushaltsjahr 

-Euro- 
 Bilanzsumme Vorjahr 

-Euro- 
Haushaltsjahr 

-Euro- 
  128.811.759,63 132.588.664,98   128.811.759,63 135.079.750,98 

 

Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre:   
insbesondere   
   
Haushaltsreste 6.030.121,00 EUR 
in Anspruch genommenen Verpflichtungsermächtigungen 1.588.157,36 EUR 
über das Haushaltsjahr hinaus gestundete Beträge 722.206,71 EUR 
Sonstiges 848.861,81 EUR 
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10.2 Ergebnisrechnung für das Haushaltsjahr 2016 (Muster 11) 

Ergebnisrechnung einschließlich Plan-Ist-Vergleich  

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 
des 

Vorjahres 
 
 
 
 

-Euro- 

Ergebnis 
des 

Haushalts- 
jahres 

 
 
 

-Euro- 

Ansätze 
des 

Haushalts 
-jahres 

 
 
 

-Euro- 

mehr(+) 
weniger (-) 
(Sp. 3 – Sp. 4) 

 
 
 
 

-Euro- 

aus Spalte 5: 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Aufwendunge
n3) 

-Euro- 
1 2 3 4 5 6 

ordentliche Erträge — — — — — 
1. Steuern und ähnliche Abgaben 20.265.439,88  20.562.082,35  20.485.000,00  +77.082,35 — 

2. Zuwendungen und allg. Umlagen1) 4.435.283,80  5.790.115,35  5.060.200,00  +729.915,35 — 

3. Auflösungserträge aus 
 Sonderposten 

1.757.539,10  1.984.101,38  1.824.079,00  +160.022,38 — 

4. sonstige Transfererträge 270.064,19  428.636,57  288.500,00  +140.136,57 — 

5. öffentlich-rechtliche Entgelte2) 3.218.800,30  3.434.664,89  3.677.300,00  -242.635,11 — 

6. privatrechtliche Entgelte 2.355.207,26  2.850.706,60  1.862.172,00  +988.534,60 — 

7. Kostenerstattungen und 
 Kostenumlagen 

327.048,37  430.584,18  439.048,05  -8.463,87 — 

8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge 546.680,63  328.260,62  143.700,00  +184.560,62 — 

9. aktivierte Eigenleistungen 0,00  0,00  0,00  0,00 — 

10. Bestandsveränderungen 0,00  0,00  0,00  0,00 — 

11. sonstige ordentliche Erträge 992.220,75  852.446,10  758.500,00  +93.946,10 — 

12. = Summe ordentliche Erträge 34.168.284,28  36.661.598,04  34.538.499,05  +2.123.098,99 — 

ordentliche Aufwendungen — — — — — 
13. Aufwendungen für aktives Personal -7.899.761,50  -8.645.038,76  -8.547.700,00  -97.338,76 — 

14. Aufwendungen für Versorgung 0,00  -18.921,15  0,00  -18.921,15 — 

15. Aufwendungen für Sach- und  
 Dienstleistungen 

-5.179.231,28  -5.732.142,24  -6.525.840,95  +793.698,71 — 

16. Abschreibungen -3.829.707,22  -4.321.909,94  -4.318.245,00  -3.664,94 — 

17. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -35.675,15  -38.696,13  -585.000,00  +546.303,87 — 

18. Transferaufwendungen -11.533.892,69  -12.281.947,27  -12.279.712,86  -2.234,41 — 

19. sonstige ordentliche Aufwendungen -1.662.495,62  -1.971.365,94  -2.606.803,87  +635.437,93 — 

20. =Summe ordentl. Aufwendungen -30.140.763,46  -33.010.021,43  -34.863.302,68  +1.853.281,25 — 

21. ordentliches Ergebnis  
 (ordentliche Erträge abzüglich  
 ordentliche Aufwendungen) 
 Jahresüberschuss(+) /  
 Jahresfehlbetrag (-) 

4.027.520,82  3.651.576,61  -324.803,63  +3.976.380,24 — 

22. außerordentliche Erträge 894.641,18  776.360,36  0,00  +776.360,36 — 

23. außerordentliche Aufwendungen -508.313,34  -883.306,95  0,00  -883.306,95 — 

24. außerordentliches Ergebnis   
 (außerordentliche Erträge abzüglich 
 außerordentliche Aufwendungen) 

386.327,84  -106.946,59  0,00  -106.946,59 — 

Jahresergebnis  
(Saldo ordentliches Ergebnis und 
außerordentliches Ergebnis) 
Überschuss (+) / Fehlbetrag (-) 

4.413.848,66  3.544.630,02  -324.803,63  +3.869.433,65 — 

 

1) nicht für Investitionstätigkeit, 2) ohne Beiträge und Entgelte für Investitionstätigkeit, 3) Die Angaben in Spalte 5 
können dem Jahresabschluss in einer gesonderten Anlage beigefügt werden. 
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10.3 Finanzrechnung für das Haushaltsjahr 2016 (Muster 12) 

Finanzrechnung einschließlich Plan-Ist-Vergleich  

Einzahlungen und Auszahlungen  
 

Ergebnis 
des 

Vorjahres 
 
 
 
 

-Euro- 

Ergebnis 
des 

Haushalts-
jahres 

 
 
 

-Euro- 

Ansätze 
des 

Haushalts-
jahres  

 
 
 

-Euro- 

mehr(+) 
weniger (-) 
(Sp. 3 – Sp. 4) 

 
 
 
 

-Euro- 

aus Spalte 5 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Aus-
zahlungen4) 

-Euro- 
1 2 3 4 5 6 

Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

— — — — — 

1. Steuern und ähnliche Abgaben 20.305.123,07  20.640.303,53  19.202.000,00  +1.438.303,53 — 

2. Zuwendungen u. allg. Umlagen1)  4.590.580,76  5.845.455,50  3.726.690,00  +2.118.765,50 — 

3. sonstige Transfereinzahlungen 262.328,64  424.745,32  292.600,00  +132.145,32 — 

4. öffentlich-rechtliche Entgelte 2) 3.312.896,14  3.545.490,61  3.537.450,00  +8.040,61 — 

5. privatrechtliche Entgelte 3) 508.562,74  540.478,61  585.405,00  -44.926,39 — 

6. Kostenerstattungen u. 
 Kostenumlagen3) 

455.383,34  480.904,80  725.360,00  -244.455,20 — 

7. Zinsen und ähnliche Einzahlungen 655.914,90  437.132,72  139.000,00  +298.132,72 — 

8. Einzahlungen aus der Veräußerung 
geringwertiger Vermögens-
gegenstände 

150,00  590,81  0,00  +590,81 — 

9. sonstige haushaltswirksame 
Einzahlungen 

1.052.606,31  1.052.410,83  760.300,00  +292.110,83 — 

10. = Summe der Einzahlungen aus 
 laufender Verwaltungstätigkeit 

31.143.545,90  32.967.512,73  28.968.805,00  +3.998.707,73 — 

Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 

— — — — — 

11.  Auszahlungen für aktives Personal -7.840.855,46  -8.426.598,41  -7.941.100,00  -485.498,41 — 

12. Auszahlungen für Versorgung 0,00  0,00  0,00  0,00 — 

13. Auszahlungen für Sach- und 
Dienstleistungen und für geringwertige 
Vermögensgegenstände 

-5.443.118,50  -5.926.417,78  -6.231.214,00  +304.796,22 — 

14. Zinsen und ähnliche Auszahlungen -35.573,15  -38.782,13  -344.000,00  +305.217,87 — 

15. Transferauszahlungen3) -11.370.782,51  -12.203.113,72  -11.709.800,00  -493.313,72 — 

16. sonstige haushaltswirksame 
Auszahlungen 

-1.879.610,16  -2.256.144,86  -1.994.022,00  -262.122,86 — 

17. = Summe der Auszahlungen aus 
 laufender Verwaltungstätigkeit 

-26.569.939,78  -28.851.056,90  -28.220.136,00  -630.920,90 — 

18. Saldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit 
 (Zeile 10 abzüglich Zeile 17) 

4.573.606,12  4.116.455,83  748.669,00  +3.367.786,83 — 

Einzahlungen für Investitionstätigkeit — — — — — 

19. Zuwendungen für Investitionstätigkeit 560.496,30  1.033.528,59  688.500,00  +345.028,59 — 

20. Beiträge u. ä. Entgelte für 
 Investitionstätigkeit 

1.092.250,18  2.309.974,57  911.000,00  +1.398.974,57 — 

21. Veräußerung von Sachvermögen 1.012.787,50  5.475.197,84  3.020.100,00  +2.455.097,84 — 

22. Finanzvermögensanlagen 0,00  0,00  0,00  0,00 — 

23. Sonstige Investitionstätigkeit 204.217,85  200.966,82  202.000,00  -1.033,18 — 

24. =Summe der Einzahlungen aus 
 Investitionstätigkeit 

2.869.751,83  9.019.667,82  4.821.600,00  +4.198.067,82 — 
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Einzahlungen und Auszahlungen  
 

Ergebnis 
des 

Vorjahres 
 
 
 
 

-Euro- 

Ergebnis 
des 

Haushalts-
jahres 

 
 
 

-Euro- 

Ansätze 
des 

Haushalts-
jahres  

 
 
 

-Euro- 

mehr(+) 
weniger (-) 
(Sp. 3 – Sp. 4) 

 
 
 
 

-Euro- 

aus Spalte 5 
bisher nicht 
bewilligte 

über-/außer- 
planmäßige 

Aus-
zahlungen4) 

-Euro- 
1 2 3 4 5 6 

Auszahlungen für Investitionstätigkeit — — — — — 

25. Erwerb von Grundstücken u. 
 Gebäuden 

-1.535.645,26  -1.305.505,09  -1.808.000,00  +502.494,91 — 

26. Baumaßnahmen -6.613.022,88  -9.336.480,66  -9.292.500,00  -43.980,66 — 

27. Erwerb von bewegl. Sachvermögen -813.837,55  -1.094.999,44  -758.150,00  -336.849,44 — 

28. Erwerb von Finanzvermögensanlagen -43.276,15  -10.131,55  -43.200,00  +33.068,45 — 

29. Aktivierbare Zuwendungen -554.635,36  -1.378.267,08  -1.164.400,00  -213.867,08 — 

30. Sonstige Investitionstätigkeit -14.242,65  0,00  -11.700,00  +11.700,00 — 

31. =Summe der Auszahlungen aus 
 Investitionstätigkeit 

-9.574.659,85  -13.125.383,82  -13.077.950,00  -47.433,82 — 

32. Saldo aus Investitionstätigkeit 
 (Summe Einzahlungen abzüglich 
 Summe Auszahlungen für 
 Investitionstätigkeit) 

-6.704.908,02  -4.105.716,00  -8.256.350,00  +4.150.634,00 — 

33. Finanzmittel-Überschuss/-Fehl-
 betrag (Summen Zeile 18 und 32) 

-2.131.301,90  10.739,83  -7.507.681,00  +7.518.420,83 — 

Ein-, Auszahlungen aus Finanzierungs-
tätigkeit 

— — — — — 

34. Einzahlungen aus Finanzierungstätig-
 keit; Aufnahme von Krediten u. 
 inneren Darlehen für 
 Investitionstätigkeit 

79.500,00  0,00  8.065.681,00  -8.065.681,00 — 

35. Auszahlungen aus Finanzierungstätig-
 keit; Tilgung von Krediten und 
 Rückzahlung von inneren Darlehen für 
 Investitionstätigkeit 

-404.676,30  -400.667,45  -558.000,00  +157.332,55 — 

36. Saldo aus Finanzierungstätigkeit 
 (Saldo aus Zeile 34 und 35) 

-325.176,30  -400.667,45  7.507.681,00  -7.908.348,45 — 

37. Finanzmittelbestand 
 (Saldo aus Zeile 33 und 36)  

-2.456.478,20  -389.927,62  0,00  -389.927,62 — 

38. haushaltsunwirksame Einzahlungen 
 (u. a. Geldanlagen, Liquiditätskredite) 

7.931.992,15  4.241.246,51  ___ ___ — 

39. haushaltsunwirksame Auszahlungen 
 (u. a. Geldanlagen, Liquiditätskredite) 

-6.409.373,94  -4.021.052,20  ___ ___ — 

40. Saldo aus haushaltsunwirksamen 
 Vorgängen (Zeile 38 und Zeile 39) 

1.522.618,21  220.194,31  ___ ___ — 

41. +/- Anfangsbestand an Zahlungs-
 mitteln zu Beginn des Jahres 

3.760.723,00*  2.826.635,62*  0,00  +2.826.635,62 — 

42. = Endbestand an Zahlungsmitteln 
 (Liquide Mittel am Ende des 
 Jahres) (Summe aus Zeilen 37, 40 
 und 41) 

2.826.635,62*  2.656.323,89*  0,00  2.656.902,31  — 

 

1) nicht für Investitionstätigkeit, 2) ohne Beiträge u. ä. Entgelte für Investitionstätigkeit, 3) außer für 
Investitionstätigkeit, 4) Die Angaben in Spalte 5 können dem Jahresabschluss in einer gesonderten Anlage 
beigefügt werden. 

* Die ausgewiesenen Anfangs- und Endbestände entsprechen nicht den jeweiligen tatsächlichen Zahlungsmittel-
beständen.  



Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 
 
Telefon:  04488 – 56-0 
Fax:  04488 – 56-444  
www.ammerland.de  



Stellungnahme zu den Feststellungen im Prüfungsbericht zum Jahresabschluss 2016 

 

  

Text-
ziffer 

Prüfungsbemerkung RPA Stellungnahme Verwaltung 

01 

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass ein Großteil 
der im Haushaltsjahr 2015 nicht korrekt bilanzierten 
Geschäftsvorfälle im Haushaltsjahr 2016 realisiert worden ist. 
Die übrigen Geschäftsvorfälle werden weiterhin bilanziell 
dargestellt, obwohl es sich hierbei nach wie vor um 
schwebende Geschäfte handelt. Durch den Verstoß gegen 
die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung wurde die 
Bilanzsumme um ca. 250 TEUR zu hoch dargestellt. 
 

Die restlichen unzulässig bilanzierten Forderungen und 
Verbindlichkeiten sind zwischenzeitlich realisiert oder 
korrigiert worden. 
Im Rahmen der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
werden die „schwebenden Grundstücksgeschäfte“ zukünftig 
korrekt bilanziert. 

02 

Aufgrund des Dienstherrenwechsels eines Beamten zur 
Gemeinde Rastede wird seit dem Jahr 2011 für die vor dem 
Wechsel erworbenen Pensionsansprüche ein 
Ausgleichsposten als sonstiger immaterieller 
Vermögensgegenstand im Jahresabschluss ausgewiesen. 
Der Ausweis dieses Ausgleichspostens verstößt gegen den 
Bilanzierungsgrundsatz gemäß § 42 Abs. 3 GemHKVO. 
 

Um den Verstoß gegen den Bilanzierungsgrundsatz 
abzuwenden, wird aktuell geprüft, inwieweit der 
Ausgleichsposten ausgebucht werden kann. Die Korrektur soll 
im Rahmen des Jahresabschlusses 2018 erfolgen. 

03 
 
10 

Das Sachvermögen wird um 251.313,29 EUR zu gering 
ausgewiesen, da die im Haushaltsjahr 2016 erbrachten 
Leistungen für Baumaßnahmen nicht aktiviert wurden. 
Entsprechend hätten Verbindlichkeiten in der vorgenannten 
Höhe passiviert werden müssen. Aufgrund der 
Nichterfassung des o. g. Sachvermögens bzw. der o. g. 
Verbindlichkeiten wird gegen den Vollständigkeitsgrundsatz 
gemäß § 42 Abs. 1 GemHKVO verstoßen. 
 

Es wird zukünftig darauf geachtet, dass erbrachte aber noch 
nicht abgerechnete Leistungen für Baumaßnahmen gemäß 
des Vollständigkeitsgrundsatzes im Rahmen des 
Jahresabschlusses beim Sachvermögen aktiviert und auch die 
entsprechenden Verbindlichkeiten passiviert werden. 



04 

Im Rahmen unserer Stichprobe wurde festgestellt, dass im 
Jahr 2016 energetische Sanierungen an einer Schule und 
zwei Sporthallen von insgesamt 763.097,96 EUR als investiv 
angesehen wurde. Durch die Aktivierung erfolgte eine 
unzulässige Erhöhung des Anlagevermögens und eine 
ebenfalls unzulässige Verbesserung des Jahresergebnisses 
um 763.097,96 EUR. 

Bisher wurden alle energetischen Sanierungen grundsätzlich 
als Investitionen aktiviert (gemäß Rücksprache mit der 
Treuhand im Jahr 2010).  
Derzeit wird geprüft und mit dem RPA abgestimmt, inwieweit 
bei energetischen Maßnahmen, die zu „wesentlichen 
Verbesserungen“ der Gebäude führen (und sich teilweise über 
mehrere Jahre erstrecken), doch eine Aktivierung der 
energetischen Sanierungen als Investitionsmaßnahme  
möglich ist. 
Soweit keine „wesentlichen Verbesserungen“ vorliegen, 
werden energetische Sanierungen zukünftig direkt als 
Aufwand gebucht. 
 

05 

Das Vorratsvermögen wird zum 31.12.2016 um 160.620,71 
EUR zu gering ausgewiesen. Dies liegt darin begründet, dass 
im Rahmen der Bilanzierung von schwebenden Geschäften 
im Haushaltsjahr 2016 Grundstücke ausgebucht wurden, 
deren wirtschaftlicher Eigentumsübergang erst nach dem 
31.12.2016 erfolgte. 
 

Im Hinblick auf eine korrekte Abbildung der „schwebenden 
Grundstücksgeschäfte“ (siehe Textziffer 01) wurde auch das 
Vorratsvermögen berichtigt und zukünftig korrekt 
ausgewiesen. 
 

06 
09 

Die kreditorischen Debitoren wurden nicht zu den 
Verbindlichkeiten umgegliedert. Ebenso wurden die 
debitorischen Kreditoren nicht zu den Forderungen 
umgegliedert. Hierbei handelt es sich um einen Verstoß 
gegen das Verrechnungsverbot gemäß § 42 Abs. 2 
GemHKVO. 
 

Das Verrechnungsverbot wird zukünftig beachtet. Ab dem 
Jahresabschluss 2017 wird eine Umgliederung von 
kreditorischen Debitoren und debitorischen Kreditoren 
vorgenommen. 

  



07 

Die Gemeinde verstößt gegen § 5 Abs. 2 NKAG, da sie die 
seit dem Jahr 2005 aufgelaufenen Überschüsse der zentralen 
Schmutzwasserbeseitigung nicht innerhalb von drei Jahren 
gebührenmindernd eingesetzt hat. 

Im Rahmen der Ergebnisfeststellung 2016 für die öffentliche 
Einrichtung „zentrale Schmutzwasserbeseitigung“ wurde die 
Fortschreibung eines Überschusses i. H. v. 1.096.694,- € 
ausgewiesen. Für die Folgejahre wurde bei der Kalkulation der 
Schmutzwassergebühr ein Abbau des Überschusses 
einkalkuliert, so dass aktuell ein defizitärer Gebührensatz von 
2,00 € besteht. Der 2015 und 2016 fortgeschriebene 
Überschuss soll bis Ende 2019 größtenteils abgebaut werden. 
 

08 

Unter der Bilanzposition „1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf 
Sonderposten“ werden Sonderposten i. H. v. 2.981.167,19 
EUR ausgewiesen, für die noch nicht die erforderliche 
Umbuchung erfolgte. Zudem wird durch die fehlende 
Auflösung dieser Sonderposten das Jahresergebnis zu gering 
dargestellt. 

Es handelt sich hauptsächlich um Erschließungsbeiträge. Die 
Aufteilung und Passivierung der Sonderposten kann nicht vor 
der Aktivierung der Grundstücke und sonstigen Anlagen 
erfolgen. Aufgrund der vielen betroffenen Anlagen und der 
hierfür erforderlichen Daten konnten einige Sonderposten bei 
Erstellung des Jahresabschlusses 2015 nicht abschließend 
bearbeitet werden. Eine Passivierung dieser Sonderposten 
erfolgte in den Folgejahren. 
 

11 

Die im Rahmen des fiduziarischen Systems für den Landkreis 
Ammerland zurückgeforderten Sozialleistungen sind als 
Verbindlichkeiten gegenüber dem Landkreis zu bilanzieren. 
Da diese Verbindlichkeiten i. H. v. 139.342,30 EUR zum 
Bilanzstichtag nicht passiviert wurden, werden die Schulden 
zu gering ausgewiesen. Somit wurde gegen den 
Vollständigkeitsgrundsatz gem. § 42 Abs. 1 GemHKVO 
verstoßen. 
 

Aktuell wird geprüft, wie die Verbindlichkeiten im Rahmen des 
fiduziarischen Systems gegenüber dem Landkreis ab dem 
Jahresabschluss 2018 bilanziert werden können. 
 

  



12 

Im Rahmen der Prüfung war festzustellen, dass bei einem 
Grundstücksankauf für ein Baugebiet (Vertragsvolumen ca. 
330.000 EUR) die kommunalverfassungsrechtlichen 
Regelungen zur Gremienbeteiligung nicht beachtet wurden. 

Die Angebotsverhandlung mit dem Verkäufer wie auch die 
spätere Vertragsgestaltung wurde mit dem Bürgermeister 
abgestimmt. Es wurde jedoch tatsächlich versäumt, für den 
Ankauf des Grundstücks einen erforderlichen Beschluss der 
zuständigen Gremien einzuholen. 
Es wird zukünftig verstärkt darauf geachtet, dass die 
kommunalverfassungsrechtlichen Regelungen zur 
Gremienbeteiligung beachtet werden. 
 

 



Seite 1 von 3 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2018/267 
freigegeben am 07.01.2019 

 
Stab Datum: 03.12.2018 
Sachbearbeiter/in: Henkel, Günther  
 

Aufbau eines innerbetrieblichen Kontrollsystems für Steuern - 
Vergabeermächtigung 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
N 22.01.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Rat stimmt dem Aufbau und dem dauerhaften Betrieb eines internen Kon-

trollsystems für Steuern unter dem Gesichtspunkt, die Einhaltung steuerlicher 

Pflichten in der Praxis der Gemeindeverwaltung angemessen und wirksam zu 

gewährleisten, grundsätzlich zu. 

 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, ein auf die Bedürfnisse der Gemeinde Raste-

de zugeschnittenes internes Kontrollsystem für Steuern zu konzipieren, in die 

Praxis einzuführen und später dauerhaft zu betreuen. 

 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Mit Beschluss des Verwaltungsausschusses vom 19.04.2016 (vgl. Vorlage 2016/062) 
hatte die Gemeinde beim Finanzamt beantragt, den § 2b Umsatzsteuergesetz 
(UStG) in der bis zum 31.12.2016 gültigen Fassung bis zum 31.12.2020 anzuwen-
den. Spätestens zum 01.01.2021 greifen deshalb die rechtlichen Instrumentarien der 
veränderten steuerlichen Gesetzgebung in vollem Umfange. Den Themen „Steuerli-
ches Risikomanagement“ und „Tax Compliance“ muss auch im Bereich der öffentli-
chen Hand deshalb eine erhebliche Bedeutung beigemessen werden. Auf den als 
Anlage 1 beigefügten Bericht des „Deutschen Städtetages“ vom Mai 2017 wird inso-
weit verwiesen. 
 
Mit vorliegendem Beschlussvorschlag sollen auf Ebene der Gemeinde Rastede die 
Schritte zur Errichtung eines angemessenen und wirksamen innerbetrieblichen Kon-
trollsystems für Steuern initiiert werden. Der Begriff Compliance umschreibt dabei 
grundsätzlich die Pflicht der Leitung eines Unternehmens, die Einhaltung gesetzli-
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cher Bestimmungen und unternehmensinterner Regelungen, die für das Unterneh-
men gelten, sicherzustellen. Der Begriff „Tax“ schließt dabei sämtliche Steuern, steu-
erliche Nebenleistungen sowie die Einhaltung zollrechtlicher Vorschriften mit ein. 
Umfasst wird damit die Summe aller technischer und organisatorischer Maßnahmen 
in einem Unternehmen, mit denen gewährleistet werden soll, dass die Steuergesetze 
im Unternehmen eingehalten und die Geschäftsleitung und die Mitarbeiter sich 
rechtmäßig verhalten.  
 
Mit einem deutlichen Bekenntnis sowohl der politischen Gremien als auch der Ver-
waltungsleitung zum Aufbau eines entsprechenden Systems geht auch die Wertent-
scheidung einher, die Einhaltung steuerrechtlicher Verpflichtungen sicherzustellen, 
zu verankern und zu erfüllen. Die Sicherstellung eines letztlich steuerlich regelkon-
formen Verhaltens und der Verhinderung von Regelverstößen dient dabei nicht zu-
letzt auch der Vermeidung beziehungsweise der Begrenzung von finanziellen und 
steuerstrafrechtlichen Risiken der Gemeinde, ihren Beschäftigten sowie den gesetz-
lichen Vertretern. Dabei darf nicht unterschätzt werden, dass neben Zusatzbelastun-
gen für den Haushalt oder persönlicher Haftungsrisiken Einzelner auch Reputations-
schäden für die Gemeinde entstehen können. 
 
Steuerliche Pflichten nicht zu beachten, können empfindliche Rechtsfolgen nach sich 
ziehen. Dies gilt insbesondere für die Steuerstraftat Steuerhinterziehung (§ 370 der 
Abgabenordnung [AO]) sowie die Steuerordnungswidrigkeiten beinhaltende leichtfer-
tige Steuerverkürzung und Steuergefährdung (§§ 378, 379 AO). Wegen Steuerhin-
terziehung macht sich strafbar, wer gegenüber den Finanzbehörden über steuerlich 
erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder die Fi-
nanzbehörden pflichtwidrig über steuerlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis setzt. 
Weitere Voraussetzung ist, dass hierdurch Steuern verkürzt werden oder der Täter 
für sich oder einen anderen einen nicht gerechtfertigten Steuervorteil erlangt.  
 
Zwar hat das Bundesministerium der Finanzen in einem Schreiben vom 23.05.2016 
hervorgehoben, dass es auch künftig möglich sein wird, schlichte Berichtigungen von 
betrieblichen Steuererklärungen vorzunehmen und dies auch bei größeren Berichti-
gungsbeträgen gewahrt bleiben kann, ohne sofort in einen Anfangsverdacht für steu-
erstrafrechtliche Sachverhalte zu geraten. Allerdings findet sich auch ein Hinweis zu 
§ 153 AO, das es zukünftig der Vorgabe von internen Regeln und deren beständiger 
Überwachung bedarf, um sich wirksam von steuerstrafrechtlichen Vorwürfen entlas-
ten zu können.  
 
Wichtigster Bestandteil für die gewünschte Enthaftung der Gemeinde, ihrer Organe 
sowie der mit steuerrechtlichen Themen befassten Beschäftigten, ist die Einrichtung 
eines angemessenen und wirksam internen Kontrollsystems für Steuern. Da nicht 
feststeht, wann ein internes Kontrollsystem für Steuern als regelkonform einzustufen 
ist, ist es Aufgabe der Gemeinde, hier für entsprechende Klarstellung zu sorgen. Der 
bereits genannte Leitfaden sowie ergänzend der IDW Praxishinweis 1/2016 – als An-
lage 2 dieser Beschlussvorlage beigefügt – ist dabei heranzuziehen. 
 
Die Verwaltung hat bereits 2017 und 2018 erste vorklärende Informationen zu dem 
Themenkomplex eingeholt und verwaltungsintern versucht, die steuerrechtlichen Er-
fordernisse zu beschreiben und zu beurteilen. Dabei zeigt sich zwar einerseits, dass 
qualifiziertes Personal mit dem Schwerpunkt der Steuertätigkeit unabhängig von der 
tatsächlichen Verfügbarkeit nicht im vollständigen Umfang ausgelastet wäre.  
 



Seite 3 von 3 

Wie hoch der Aufwand tatsächlich ist, lässt sich jedenfalls für das Jahr 2019 noch 
nicht wirksam abschätzen, da der Bestandsaufnahme als erstem Schritt weitere 
Schritte folgen sollen, die nach Möglichkeit steuerrechtliche Folgen minimiert. Erst in 
der zweiten Jahreshälfte des Jahres 2019 wird frühestens ein Überblick darüber ent-
stehen können, welche steuerrechtlichen Anforderungen auch über das Jahr 2020 
hinaus die Gemeinde zusätzlich zu den bereits bestehenden steuerlichen Verpflich-
tungen belasten wird. Deshalb wird im ersten Schritt die Hinzuziehung von entspre-
chend qualifizierten Unternehmen erfolgen, wobei sich diese dadurch auszeichnen 
müssen, dass entsprechend steuerrechtliche Erfahrung im Umgang mit juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts vorhanden ist.  
 
Der Aufwand lässt sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht beziffern und deshalb eine 
Vergabe auch nicht durchführen. Insgesamt wird mit Aufwendungen von zunächst 
20.000 Euro gerechnet, die für Beratung, Schulung und gegebenenfalls erforderliche 
Anpassung der EDV erforderlich werden. Hierzu erfolgt zu gegebener Zeit eine ge-
sonderte Vorlage. 
 
Über die Entwicklung in diesem Bereich wird in den kommenden Sitzungen des Fi-
nanz- und Wirtschaftsausschusses entsprechend berichtet werden. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Im Rahmen der Sach- und Rechtslage wurde ausgeführt, dass sich der Aufwand 
nicht genau beziffern lässt. Der zunächst veranschlagte Aufwand von 20.000 Euro 
wird als unechte überplanmäßige Ausgabe zunächst aus dem Budget gedeckt. 
 
 
Anlagen: 
 
1 - Bericht des „Deutscher Städtetag“ vom Mai 2017 
2 - IDW Praxishinweis 1/2016 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/017 
freigegeben am 13.03.2019 

 
GB 1 Datum: 14.01.2019 
Sachbearbeiter/in: Triebe, Tabea  
 

70. Änderung des Flächennutzungsplans - Windenergie 
Wapeldorf/Heubült 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 25.03.2019 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belang gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen 
werden auf der Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sitzung des 
Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen vom 25.03.2019 berück-
sichtigt. 
 

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwägung wird bestätigt. 
 

3. Die 70. Änderung des Flächennutzungsplanes mit textlicher Darstellung nebst 
Begründung und Umweltbericht wird beschlossen. 

 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Im März 2016 hatte sich die Gemeinde Rastede für die weitere Entwicklung von 
Windenergieflächen ausgesprochen, um einen Beitrag zur Energiewende zu leisten. 
Dieser Entscheidung hat die ebenfalls im Frühjahr 2016 vorgestellte „Standortpoten-
zialflächenstudie für Windparks“ zugrunde gelegen, welche mit dem Ergebnis ab-
schloss, dass im Gemeindegebiet fünf Potenzialflächen unterschiedlicher Eignung 
vorhanden sind (s. Vorlage 2016/035). 
 
Im Rahmen der 70. Änderung des Flächennutzungsplans wurde im August 2016 das 
Bauleitplanverfahren für den nordöstlichen Bereich der Potenzialflächen 1 „Rastede 
Nord“ und 2 „Bekhausen“ unter der Bezeichnung „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ 
eingeleitet (s. Vorlage 2016/132).  
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Mit der Beschlussfassung über die Abwägung der Stellungnahmen, die im Zuge der 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB) eingegangen sind, wurde 
das Bauleitplanverfahren fortgesetzt und in die öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 
BauGB) gegeben (s. Vorlage 2018/018). Diese wurde für die Dauer von 6 Wochen 
im Sommer 2018 durchgeführt.  
 
Im Zuge der öffentlichen Auslegung sind 27 Stellungnahmen eingegangen. Hierin 
werden – wie schon im Zuge der frühzeitigen Beteiligung – insbesondere die Auswir-
kungen auf Mensch, Natur und Landschaft sowie die grundsätzliche Standorteignung 
für den Windpark Wapeldorf / Heubült hinterfragt. Es wird gefordert, die Planungen 
nicht fortzuführen.  
 
Zur grundsätzlichen Standortfrage hat bereits die 2016 vorgestellte „Standortpotenzi-
alstudie“ umfangreiche Ausführungen enthalten, sodass im jetzigen Bauleitplanver-
fahren zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans hierauf verwiesen wird. Viele der 
Fragen bzw. Forderungen zu Schall- und Schattenemissionen beziehen sich inhalt-
lich auf den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 und werden in den dortigen 
Abwägungsvorschlägen umfassend bewertet.  
 
Von den Trägern öffentlicher Belange wurden ebenfalls Stellungnahmen eingeholt (§ 
4 Abs. 2 BauGB). Diese Stellungnahmen enthalten überwiegend redaktionelle Hin-
weise zu den Planunterlagen.  
 
Lediglich der benachbarte Landkreis Friesland hat sich erneut mit der Thematik des 
Regenbrachvogels, der im Plangebiet mit nationaler beziehungsweise landesweiter 
Bedeutung vorkommt, auseinandergesetzt. Als FCS-Maßnahme ist – auf Ebene des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 – zur Stärkung der Population weiterhin 
geplant, im Bereich Jaderaltendeich eine Kompensationsfläche so herzurichten, dass 
dem Regenbrachvogel eine attraktive Ersatzfläche außerhalb der Windparks ange-
boten wird. Parallel dazu wird eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bean-
tragt, da die derzeitigen Ruhestätten durch die Windparkplanungen beeinträchtigt 
werden. Dies entspricht dem mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises 
Ammerland abgestimmten Vorgehen.  
 
Alle Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge können der Anlage 1 entnommen 
werden. Hierin werden die privaten Interessen mit dem öffentlichen Interesse am 
Ausbau der Erneuerbaren Energien gegeneinander abgewogen.  
 
Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuer-
baren Energien in Form von Windenergie Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. Die vorliegende Planung wird insoweit bestätigt. 
 
Auf dieser Basis kann der Feststellungsbeschluss gefasst werden.  
 
Zur weiteren planungsrechtlichen Steuerung der Standorte von Windenergieanlagen 
innerhalb des Geltungsbereichs der 70. Änderung des Flächennutzungsplans wird 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 11 aufgestellt. Für diesen wird der Sat-
zungsbeschluss vorbereitet (s. Vorlage 2019/060).  
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Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Kosten für die Durchführung des Bauleitplanverfahrens werden vom Vorhaben-
träger getragen. 
 
 
Anlagen: 
 

1. Abwägungsvorschläge 
2. Planzeichnung 
3. Begründung 
4. Umweltbericht 
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70. Flächennutzungsplanänderung  Behörden-/TÖB-Beteiligung 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
   18.01.2019 

Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden keine Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 

1. Landkreis Wesermarsch 
Poggenburger Straße 15 
26919 Brake 
 

2. Gemeinde Jade 
Jader Straße 47 
26349 Jade 
 

3. Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Forstamt Weser-Ems in Oldenburg 
Gertrudenstraße 22 
26121 Oldenburg 
 

4. EWE NETZ GmbH 
Zum Stadtpark 2  
26655 Westerstede 
 

5. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg 
Theodor-Tantzen-Platz 8 
26122 Oldenburg 
 

6. Gemeinde Ovelgönne 
Rathausstraße 14 
26939 Ovelgönne 
 

7. Ericsson Service GmbH 
Prinzenallee 21 
40549 Düsseldorf 
 

8. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Luftfahrtbehörde 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

 
 

 
 
 
 
 



70. Flächennutzungsplanänderung  Behörden-/TÖB-Beteiligung 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
   18.01.2019 

Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 

1. Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

2. Landkreis Friesland 
Lindenallee 1 
26441 Jever 
 

3. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

4. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

5. Bundesnetzagentur 
Fehrberliner Platz 3 
10707 Berlin 
 

6. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr 
Fontainegraben 200 
53123 Bonn 
 

7. Deutsche Telekom Technik GmbH 
Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth 
 

8. TenneT TSO GmbH 
Bernecker Straße 70 
95448 Bayreuth 
 

9. Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Bezirksstelle Oldenburg – Nord 
Im Dreieck 12 
26122 Oldenburg 
 

10. Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband  
Georgstraße 4  
26919 Brake  
 
 
 

 
 



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                              1 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

  

 Mit der 70, 71. und 72. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemein-
de Rastede soll nach dem dokumentierten Willen der Gemeinde Rastede 
auf Basis der Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Ge-
meinde Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 die Darstellung von Sonder-
bauflächen mit den Wirkungen des Planvorbehalts des § 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB für die planerische Steuerung von Windenergieanlagen mittels 
textlicher Darstellung ausgestattet werden.  
 
Insofern ist es nicht nachvollziehbar, dass die textlichen Darstellungen 
unterschiedliche Fassungen insoweit haben, als dass im Zuge der 12. 
Änderung des Flächennutzungsplans dargestellte sonstige Sondergebiet 
mit der Zweckbestimmung Windenergieanlagen in der textlichen Darstel-
lung zur 70. und 71. Änderung des Flächennutzungsplans aufgezählt wird, 
in der textlichen Darstellung zur 72. Änderung des Flächennutzungsplans 
nicht.  
 
Des Weiteren bestehen Diskrepanzen dahingehend, als in der jeweiligen 
textlichen Darstellung Baugebiete aufgezählt werden (".sonstigen Sonder-
gebiete zur Steuerung von Windkraftanlagen."), während nach dem Willen 
der Gemeinde Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung Windenergie 
zeichnerisch festgesetzt werden sollen. Hinzu kommt ein fehlerhaftes 
Planzeichen "SO" (für "Sondergebiet") zur zeichnerischen Darstellung 
"Sonderbaufläche", für das gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO das Planzei-
chen "S" gilt.  
 
Die jeweilige Begründung benennt dazu die für eine Baufläche unpassen-
de Rechtsgrundlage § 1 Abs. 2 Nr. 10 BauNVO, die seit Ergänzung des 
Baugebiets-Katalogs des § 1 Abs. 2 BauNVO außerdem zur Nr. 11 ge-
worden ist. Das Wort "zulässig" ist in der jeweiligen textlichen Darstellung 
doppelt enthalten. In der 70, 71. und 72. Änderung des Flächennutzungs-
plans wird die textliche Darstellung im Singular benannt, in der Präam-
bel/Verfahrensleiste im Plural. Angesichts der immensen Bedeutung einer 
inhaltlich hinreichenden Bestimmtheit der textlichen Darstellung im Kontext 
zur zeichnerischen Darstellung für eine wirksame und möglichst gerichts-
feste Steuerung der Windenergie auf der Ebene der Bauleitplanung der 

  
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass die textliche Darstellung 
korrigiert wird. Natürlich möchte die Gemeinde hier keine unterschiedlich 
lautenden Formulierungen vornehmen, sondern ein einheitliches Vorgehen 
für alle drei Flächennutzungsplanänderungen (70., 71. Und 72.) 
 
 
 
 
Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass die redaktionellen Unstim-
migkeiten beseitigt werden. Es wird auf eine einheitliche Wortwahl und die 
Kennzeichnung „S“ für Sonderbauflächen geachtet.  
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt und die Rechtsgrundlage korrigiert.  
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Gemeinde Rastede sollten die zeichnerische und die textliche Darstellung 
jeweils gründlich überprüft werden.  
 
Hinsichtlich des Kriterienkatalogs in der Standortpotenzialstudie für Wind-
parks im Gebiet der Gemeinde Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 sollte 
bezüglich der Begründung/des Kommentars in der Tabelle 5 noch einmal 
überprüft werden, ob bei doppelten Nennungen der "weichen Ausschluss-
fläche" (z. B.: Gesetzlich geschütztes Biotop) in der zweiten Nennung nicht 
die "weiche Abstandszone" gemeint sein könnte, entsprechend der hori-
zontalen Tabellenüberschriften. 
 
Hinsichtlich der zeichnerischen Darstellung und der Flächenangaben rege 
ich einen Abgleich der Geltungsbereiche der 70, 71. und 72. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Gemeinde Rastede mit den Potenzialflächen 
aus der Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde 
Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 an.  
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis Nr. 2 enthält einen marginalen redaktionellen Fehler ("sind 
dieses") und sollte berichtigt werden.  
 
Die Planzeichnung ist um folgenden Vermerk zu ergänzen: "Gemäß § 5 
Absatz 4 a Satz 2 BauGB werden die Flächen im Geltungsbereich der 70. 
Änderung des Flächennutzungsplans als Risikogebiet im Sinne des § 73 
Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vermerkt."  
 
Meine Untere Abfallbehörde bittet um Aufnahme folgenden Hinweises auf 
dem Plandokument: "Altlasten: Altablagerungen sind nach Aktenlage im 
Geltungsbereich der 70. Änderung des Flächennutzungsplans keine be-
kannt. Sollten sich bei der weiteren Planung und den Erschließungsarbei-
ten Hinweise auf Altablagerungen ergeben, ist unverzüglich die Untere 
Abfallbehörde des Landkreises Ammerland zu informieren."  
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht weise ich auf die Stellungnahme meiner 
unteren Naturschutzbehörde zum in Aufstellung befindlichen vorhabenbe-

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Tatsächlich handelt es sich 
bezüglich des genannten Belangs bei der Begründung/ des Kommentars 
um eine fehlerhafte Bezeichnung der zweiten Benennung. Diese muss 
natürlich „weiche Abstandszone“ lauten. Weitere fehlerhafte Bezeichnun-
gen innerhalb der Tabelle 5 können nicht festgestellt werden. 
 
 
 
Die Anregung wurde dahingehend berücksichtigt, dass ein erneuter Ab-
gleich der Flächen sattgefunden hat. Im Bereich der 70. Änderung des 
Flächennutzungsplanes kommt es lediglich zu kleineren Abweichungen 
zwischen der Potenzialfläche und des Geltungsbereiches der Flächennut-
zungsplanänderung, was daran liegt, dass auf Ebene der Potenzialstudie 
eine Kartengrundlage in einem sehr großen und somit groben Maßstab 
verwendet wurde. Die Kriterien der Studie wurden auf Ebene der Flächen-
nutzungsplanänderung, bei der Abgrenzung des Geltungsbereiches ver-
wendet. Auf Basis einer detaillierteren Plangrundlage wurde so der Gel-
tungsbereich der Flächennutzungsplanänderung erstellt. 
 
 
Der Anregung wird gefolgt und der Schreibfehler angepasst.  
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Der nebenstehende Vermerk wird auf der Pla-
nurkunde ergänzt.  
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt, der Hinweis wird aufgenommen.  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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zogenen Bebauungsplan Nr. 11 mit örtlichen Bauvorschriften hin. 
 
 
Im Kapitel 3.2 der Begründung wird ausgeführt, dass das Vorsorgegebiet 
für Trinkwassergewinnung westlich an die Geltungsbereiche angrenzend 
festgelegt ist. Diese Festlegung gilt aber auch für die nördliche Fläche der 
70. Änderung des Flächennutzungsplans. Meine untere Landesplanungs-
behörde regt an, die Begründung diesbezüglich zu korrigieren. 
 
Eine vollumfängliche Überprüfung der Planunterlagen (Standortpotenzial-
studie, Begründung und Umweltbericht) in textlicher Hinsicht wurde nicht 
vorgenommen und obliegt der Verantwortung der Gemeinde. 
 

 
 
 
Der Anregung wird gefolgt, die Begründung wird redaktionell angepasst.  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 Landkreis Friesland 
Lindenallee 1 
26441 Jever 
 

  

 Zu der o. a. Bauleitplanung nimmt der Landkreis Friesland wie folgt Stel-
lung: 
 
Fachbereich Umwelt: 
Vorbemerkung: 
Im Bereich der Potenzialflächen Varel Süd und Rastede Nord wurden 
2011 und 2013 mehrfach Regenbrachvögel, auch in nach KRÜGER et al. 
(2013) national bedeutsamer Anzahl, nachgewiesen. Aus diesem Grund 
wurde mit unserer Stellungnahme vom 08.09.2016 zu der Bauleitplanung 
gefordert, eine Überprüfung wo, in welcher Anzahl und in welchem Zeit-
raum Regenbrachvögel die Potenzialflächen und deren Umfeld auf dem 
Heim- und Wegzug nutzen und ob Windanlagen von dieser Art gemieden 
werden. 
 
Stellungnahme: 
Das ökologische Gutachten wurde von dem Büro PD Dr. Klaus Handke 
erstellt.  
Der Heimzug wurde vom 04. - 20.05.2016 bei 9 Begehungen und bei 4 
Zufallsbeobachtungen vom 22.04. - 02.05. 2016 aufgenommen.  
 
Da die Regenbrachvögel von Anfang April bis zum 2. Maidrittel (42 Tage) 
ziehen, ist die systematische Erfassung des Heimzuges in einem Zeitraum 

  
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass, nachdem bei Raumnutzungsuntersu-
chungen im April 2016 mehrfach Regenbrachvögel in den Potenzialflächen 
Varel Süd und Rastede Nord registriert worden sind, großräumig überprüft 
werden sollte, ob es auch andere Flächen gibt, die von rastenden Regen-
brachvögeln genutzt werden. Daraufhin wurde ab Anfang Mai 2016 eine 
Untersuchung zum Vorkommen von Regenbrachvögeln in verschiedenen 
potenziell geeigneten Suchräumen in der näheren und weiteren Umge-
bung durchgeführt. 
 
 
Da die Untersuchung in 2016 (Heimzug) erst ab Anfang Mai untersucht 
worden war, wurde 2017 eine ergänzende Untersuchung zum Regen-
brachvogel durchgeführt (PD Dr. Klaus Handke - Ökologische Gutachten 
(2017): Regenbrachvögel auf dem Heimzug im Bereich Jaderberg 2017. 
Ergebnisse einer großräumigen Bestandsaufnahme). Diese umfasste das 
Untersuchungsgebiet aus 2016 zzgl. Bereiche im Altjührdener Moor. Es 
wurde 2017 auf dem Heimzug an insg. 14 Tagen vom 08.04.2017 bis 
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von nur 17 Tagen nicht ausreichend. Zumal schon bei den Zufallsbe-
obachtungen im April eine nationale bzw. landesweite Bedeutung zu er-
kennen ist.  
 
Der Wegzug wurde vom 03.07. - 12.09.2016 bei 21 Terminen kartiert. 
 
Bei den 30 Zählterminen wurden an 23 Tagen insgesamt 472 Exemplare 
gezählt. Zudem wurden bei den 4 Zufallsbeobachtungen weitere 111 
Exemplare gezählt. 
 
Insgesamt wurden 30 mal Regenbrachvögel in mind. Regionaler Bedeu-
tung (> 5) registriert. Davon ergaben 2 Beobachtungen eine nationaler und 
12 Beobachtungen eine landesweite Bedeutung.  
 
Selbst die nicht im vollen Umfang durchgeführte Kartierung bestätigt die 
hohe Bedeutung des Plangebietes von Varel Süd bzw. Rastede Nord für 
den Regenbrachvogel. Dort wurden die höchsten Rastzahlen ermittelt. Auf 
dem Heimzug konzentrierten sich fast alle Beobachtungen auf diese bei-
den Gebiete. 
 
 
 
 
Trotz der Beobachtung von Regenbrachvögeln in Windparks kann laut 
Gutachten eine Verlagerung bzw. Verdrängung von größeren Trupps 
durch WEA nicht ausgeschlossen werden. Somit ist fraglich, ob der 
schmale Niederungsstreifen der Wapel nach Bau der WEA überhaupt 
noch von Regenbrachvögeln angesteuert wird, wenn dort within sichtbar 
die sie störenden Anlagen stehen. Aus dem Gutachten geht leider nicht 
hervor, welche Auswirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die 
Ungestörtheit der Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilge-
bieten innerhalb der Niederung für diese Art haben. 
 
 
 
 
 
 
 
 

19.05.2017 erfasst. Zusätzlich flossen Daten von rastenden bzw. überflie-
genden Regenbrachvögeln, die im Rahmen der Raumnutzungsuntersu-
chungen am Seeadler im Zeitraum 31.03.2017 bis 13.05.2017 als Zufalls-
beobachtungen (N = 58) in Jader-Außendeich, Bollenhagen, Varel Süd 
und Rastede Nord erhoben wurden, in diesen Bericht mit ein. 
 
Insgesamt umfassten die Untersuchungen in 2016 und 2017 insgesamt 44 
reguläre Termine, davon entfielen 23 Termine auf den Heimzug und 21 
Termine auf den Wegzug. Zusätzlich gehen in 2016 Beobachtungen an 
weiteren drei Terminen auf dem Heimzug und 2017 Beobachtungen an 
weiteren zehn Terminen in die Bewertung mit ein, die im Rahmen der 
Raumnutzungsuntersuchungen für Greif- und Großvögel gemacht wurden.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass es sich bei diesen Erfassungen nicht um vollständige Kartierungen 
gemäß den Methodenstandards für Rastvögel handelt. Hintergrund der 
Fragestellung war es, die Raumnutzung des Regenbrachvogels im be-
trachteten Gebiet zu verdeutlichen.  
 
Bei den Kartierungen auf dem Wegzug hat das Teilgebiet Jader Marsch 
eine ähnliche Bedeutung wie die Wapelniederung erreicht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Aus dem in der Stellungnahme 
genannten Grund, dass eine Verlagerung / Verdrängung der Regenbrach-
vögel nicht gänzlich ausgeschlossen werden kann, wird für diese Art in die 
artenschutzrechtliche Ausnahme aufgrund der voraussichtlichen Annahme 
der Beschädigung der Ruhestätte gegangen. Zwar wurden in 2017, wie 
auch schon 2016, im Rahmen der gesonderten Regenbrachvogel-
Untersuchung rastende Regenbrachvögel in der Nähe zu Windenergiean-
lagen des Windparks Hohelucht nachgewiesen. Insgesamt wurden 2016 
und 2017 vier Regenbrachvogel-Trupps in der Nähe zu WEA nachgewie-
sen, davon drei mit landesweiter und einer mit lokaler Bedeutung. Im Jahr 
2016 wurden im WP Hohelucht einmal 18 und einmal 2 Ex. registriert (= 
landesweit bzw. lokal bedeutsame Anzahl). 2017 wurden 14 Exemplare 
am 22.04. und 10 Ex. am 02.05. in ca. 95 -150 m Entfernung zur nächst-
gelegenen WE des Windparks Hohelucht festgestellt (= jeweils landesweit 
bedeutsame Anzahl). Sie suchten dort Nahrung auf einer kurzrasigen 
Weide. Nichtsdestotrotz ist der Kenntnistand zu dem Verhalten von Re-
genbrachvögeln gegenüber Windenergieanlagen noch als lückig anzuse-
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Die Standortwahl für Windparks ist der wesentliche Faktor, um Konflikte 
und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu minimieren. Von dem Bau von WEA sind deshalb Gebie-
te grundsätzlich auszuschließen, die eine besondere Bedeutung für Natur-
schutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktionen oder Wer-
te mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder erheblich beein-
trächtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Einhaltung bestimm-
ter Abstände zu diesen Gebieten. In diesem Zusammenhang sind die Ab-
standsregelungen aus der Arbeitshilfe des NLT „Naturschutz und Wind-
energie. Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege bei Standortplanung und Zulassung von Windenergieanla-
gen (Stand: Oktober 2014)" sowie der Länderarbeitsgemeinschaft der 
Vogelschutzwarten „Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu 
bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogel-
arten (LAG VSW 2014)" zu beachten. 
 
Mit Schreiben vom 17.08.2018 hat die Staatliche Vogelschutzwarte eine 
Stellungnahme zu der Problematik Wapelniederung als Vogellebensraum 
konkurrierend zur Windparkplanung, hier insbesondere zum Gutachten 
„Regenbrachvögel auf dem Heimzug im Bereich Jaderberg 2016 abgege-
ben. 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht wird sich der Meinung der Fachbehörde 
für Naturschutz vollumfänglich angeschlossen. 
 
Siehe beigefügte Stellungnahme des NLWKN. 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement - Re-
gionalplanung: 
Die untere Landesplanungsbehörde des Landkreises Friesland weist da-
rauf hin, dass im Vorentwurf RROP 2018 angrenzend an die Landkreis-
grenze zum Ammerland ein Vorranggebiet Natur und Landschaft ausge-
wiesen ist. Die naturschutzfachliche Eignung ist daher in enger Absprache 

hen und die Beobachtungen in 2016 und 2017 geben lediglich Hinweise zu 
einem Verhalten, dass nicht mit Meidung einhergeht. Aus Vorsorgegrün-
den wird dennoch für diese Art in die Ausnahme gegangen, auch wenn die 
Erfassungen zur Raumnutzung auf eine Nutzung von Windparks durch 
Regenbrachvögel hinweisen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und auf die Abwägungsvor-
schläge zur Stellungnahme des NLWKN weiter unten verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Landschaftsrahmenplan ist der genannte Bereich Nr. 106 „Wapel mit 
Niederung“ auf dem Gebiet des Landkreises Friesland mit der Angabe 
„Bedeutung für Biotopverbund, Gewässerschutz und Klimaschutzfunktion“ 
und „Entwicklung der Funktionsfähigkeit für den Biotopverbund, Erhöhung 
der Wasserretentionsfunktion“ in der Texttabelle enthalten. Der nördliche 
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mit der unteren Naturschutzbehörde bzw. dem Landschaftsrahmenplan 
und aktuellen avifaunistischen Gutachten abzustimmen. 
 
 
 
Die Gebietskulisse Nr. 106 „Wapel und Niederungsbereiche" ist Teil der 
Entwicklungsfunktionsfähigkeit für den Biotopverbund und demnach auch 
Teil des regionalen Biotopverbundes Friesland. 
 
 
Fachbereich Zentrale Aufgaben, Wirtschaft, Finanzen, Personal: 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Beigefügte Stellungnahme des NLWKN: 
 
Sie übersandten mir den Bericht von K. & P. Handke „Regenbrachvögel 
auf Bereich Jaderberg 2016 - Ergebnisse einer großräumigen Bestands-
aufnahme" (v. 22.09.2016, 10 Seiten, Ganderkesee) verbunden mit der 
Bitte um eine fachliche Einschätzung und Stellungnahme. 
 
Dazu sei folgendes ausgeführt: 
 
Methodik 
Im Kapitel „Anlass“ schreiben die Gutachter, dass durch ihre Untersu-
chungen u.a. überprüft werden solle, „ob Windenergieanlagen von dieser 
Art gemieden werden". Allerdings ist die 2016 durchgeführte einfache Zäh-
lung von Regenbrachvögeln in verschiedenen Suchräumen zur Beantwor-
tung einer solchen komplexen Fragestellung methodisch nicht ausgelegt 
bzw. kann mit dem gewählten Untersuchungsdesign überhaupt keine be-
lastbaren Ergebnisse liefern. Denn zum Zwecke der Feststellung eines 
Meideverhaltens sind spezielle, systematische Untersuchungen (Vorher-
Nachher-Studien sowie Vergleich zw. Windpark- und Kontrollflächen) mit 
einem deutlich höheren Untersuchungsaufwand etc. von Nöten. Alle Aus-
sagen der Gutachter diesbezüglich sind insofern als nicht abgesicherte 
Meinungen aufzufassen. Die Untersuchungen von Handke & Handke lie-
fern Ergebnisse zum Aufenthalt von Regenbrachvögeln während einer 
bestimmten Anzahl an Terminen (30) in zuvor ausgewählten Zähl-
/Untersuchungsgebieten nicht mehr und nicht weniger.  
 

Teilbereich des Geltungsbereiches Nr. 11 grenzt zwar direkt an diesen 
Bereich an, es sind durch die Planung aber keine Beeinträchtigungen des 
Biotopverbundes, des Gewässerschutzes und der Klimaschutzfunktion zu 
erwarten. 
 
Im Rahmen der vorliegenden Planung wurde der Bereich umfänglich 
avifaunistisch mit erfasst, bewertet und die Auswirkungen dargestellt. 
Kompensationspflichtige Auswirkungen ergeben sich für diesen Bereich 
durch diese Planung nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie oben bereits ausgeführt, gibt es für Auswirkungen auf den Regen-
brachvogel durch Windenergieanlagen in Form von Verdrängungseffekten 
keine belastbaren Nachweise. Die oben aufgeführten Beobachtungen am 
vorhandenen Windpark Hohelucht, wonach viermal Trupps von Regen-
brachvögeln bis zu landesweiter Bedeutung in der Nähe der Windenergie-
anlagen festgestellt wurden, ersetzen keine jahrelangen systematischen 
Vorher-Nachher-Studien oder einen Vergleich zwischen Windpark- und 
Kontrollflächen. Sie geben aber Hinweise darauf, dass auch u. a. auch 
landesweit bedeutsame Trupps die Nähe von Windenergieanlagen nicht 
grundsätzlich meiden. Aufgrund dessen werden diese Hinweise auch nicht 
für eine Argumentation für ein Weiterbestehen der Ruhestätte des Regen-
brachvogels herangezogen, sondern weiterhin aus Vorsorgegründen für 
diese Art die artenschutzrechtliche Ausnahme beantragt. 
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Zum Untersuchungszeitraum: Die von Handke & Handke durchgeführten 
Zählungen begannen in den Untersuchungsgebieten am 4. Mai (2016), 
damit jedoch etwa 4 Wochen zu spät, um den Heimzug der Art in Nord-
westdeutschland vollständig abbilden zu können. Es ist daher möglich, 
dass an einzelnen Tagen vor dem 4. Mai bereits Regenbrachvögel in deut-
licher höherer Anzahl die Gebiete zur Rast etc. nutzten, als die Ergebnisse 
ab dem 4. Mai nahelegen. Daran ändern auch die nicht weiter spezifizier-
ten und für die Auswertung mit einbezogenen „Zufallsbeobachtungen" 
nichts. 
 
 
 
 
 
 
 
Bewertung 
Die Verfasser wenden das Verfahren zur Bewertung von Gastvogellebens-
räumen in Niedersachsen (Krüger et al. 2013) falsch an. Nach Krüger et 
al. (2013) sind Lebensräume zu bewerten, nicht jedoch die jeweils einzel-
nen festgestellten Rasttrupps. Es ist im Sinne des Verfahrens - explizit! - 
unzulässig, lediglich Truppgrößen zu bewerten und als ,,lokal“, „regional“ 
usw. bedeutsam einzustufen. Stattdessen müssen die während einer Zäh-
lung in einem zuvor definierten (und ökologisch sinnvoll abgegrenzten) 
Zählgebiet festgestellten lndividuenzahlen je Vogelart aufsummiert wer-
den, die dabei ermittelte Maximalzahl aus den verschiedenen Zählungen 
ist für die Bewertung zu Grunde zu legen. Es ist nicht meine Aufgabe die 
Bewertung neu durchzuführen, doch ist es so möglich, dass das Kriterium 
für nationale Bedeutung häufiger und ggf. auch in weiteren Gebieten er-
reicht wurde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Da 2016 der Heimzug erst ab Anfang Mai untersucht worden war, wurde 
2017 eine ergänzende Untersuchung zum Regenbrachvogel durchgeführt 
(PD Dr. Klaus Handke - Ökologische Gutachten (2017): Regenbrachvögel 
auf dem Heimzug im Bereich Jaderberg 2017. Ergebnisse einer großräu-
migen Bestandsaufnahme). Diese umfasste das Untersuchungsgebiet aus 
2016 zzgl. Bereiche im Altjührdener Moor. Es wurde auf dem Heimzug an 
insg. 14 Tagen vom 08.04.2017 bis 19.05.2017 erfasst. Zusätzlich fließen 
Daten von rastenden bzw. überfliegenden Regenbrachvögeln, die im 
Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen am Seeadler im Zeitraum 
31.03.2017 bis 13.05.2017 als Zufallsbeobachtungen (N = 58) in Jader-
Außendeich, Bollenhagen, Varel Süd und Rastede Nord erhoben wurden, 
in diesen Bericht mit ein. Die Erfassungen beider Jahre zusammen bilden 
somit eine gute Grundlage, um eine Aussage zu dem Vorkommen von 
Regenbrachvögeln und der Nutzungshäufigkeit von Flächen in dem be-
trachteten Raum treffen zu können. 
 
 
Selbstverständlich ist der Gutachter dazu in der Lage, ein Bewertungsver-
fahren nach KRÜGER et al. (2013) durchführen, wie auch im Gutachten von 
2017 zum Heimzug des Regenbrachvogels geschehen (S. 4, Tab. 1). Eine 
solche Bewertung war aber gar nicht Ziel der Untersuchung von 2016, 
dem ersten Gutachten zum Regenbrachvogel. Nachdem bei Raumnut-
zungsuntersuchungen im April 2016 mehrfach Regenbrachvögel in den 
Potenzialflächen Varel Süd und Rastede Nord registriert worden sind, soll-
te großräumig überprüft werden, ob es auch andere Flächen gibt, die von 
rastenden Regenbrachvögeln genutzt werden. Grundlage dieser Untersu-
chungen waren Suchräume und keine exakt abgegrenzten Flächen, die 
Grundlage einer Bewertung nach KRÜGER et al. (2013) darstellen. Eine 
Bewertung war nicht geplant und auch nicht sinnvoll, da es bei dieser Un-
tersuchung nicht um einen Vergleich von definierten Flächen ging. Ziel der 
Untersuchung in 2016 war es erst einmal, das Vorkommen von Regen-
brachvögeln großflächig nachzuweisen. In der Übersichtstabelle 2 im ers-
ten Gutachten dienten die Angaben „landesweit“, „regional“ etc. daher nur 
als Orientierung, um zu zeigen, dass die verschiedenen Räume eine Min-
destbedeutung für Regenbrachvögel besitzen. Auf der Grundlage des 
ersten Gutachtens 2016 konnten für die Heimzugsuntersuchungen im 
zweiten Gutachten 2017 vier Gebiete exakt abgegrenzt und mit vergleich-
barem Aufwand untersucht werden. So war auch eine Bewertung nach 
KRÜGER et al. (2013) (Summe aller gleichzeitig gezählten Vögel je Gebiet) 
möglich. So ergab sich die nationale Bedeutung für die Jadermarsch, das 
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Interpretationen, naturschutzfachliche Aussagen 
Handke & Handke bestätigen die hohe - nationale - Bedeutung der Gebie-
te Varel Süd und Rastede Nord als Gastvogellebensräume für den Re-
genbrachvogel. Dies ist insofern zu betonen, als dass die Gebiete auch im 
Rahmen vorheriger Untersuchungen diese Bewertungsstufe erreichten 
und insofern klar als ,,Gastvogellebensräume von nationaler Bedeutung" 
zu führen sind und von der Staatlichen Vogelschutzwarte im NLWKN auch 
entsprechend geführt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Handke & Handke formulieren pauschal und verallgemeinernd, dass sich 
eine Meidung vorhandener Windparks nicht ergeben habe, da sie in einem 
sieben Windkraftanlagen (WKA) umfassenden Windpark zweimal Regen-
brachvögel in kleiner Zahl gesehen hätten. Abgesehen von den eingangs 
hierzu gemachten Bemerkungen, bleiben die Gutachter die Auskunft 
schuldig, wie weit die Vögel jeweils von den Anlagen entfernt waren, ob 
zuvor stattgefundene Störereignisse die Vögel ggf. in den Bereich der 
WEA gedrängt haben usw. Insofern ist diesen Angaben wie auch der pau-
schalen Aussage, dass Stromleitungen von den Vögeln „toleriert" wurden, 
fachlich keine tiefere Bedeutung beizumessen.  

Altjührdener Moor, das Dringenburger Moor und die Wapelniederung in 
Tabelle 1 (Büro Handke 2017). Deutlich wurde mit dieser Untersuchung, 
dass nicht nur die Wapelniederung, sondern auch deren Umfeld sowie die 
Jadermarsch (incl. des WP Hohelucht) für den Regenbrachvogel eine sehr 
hohe Bedeutung aufweisen, da mehrfach landesweit und national bedeut-
same Rastzahlen erreicht wurden. Das war eine wichtige Erkenntnis aus 
dieser Untersuchung. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Bewertungsverfahren für 
Gastvögel gemäß KRÜGER et al. (2013) war ursprünglich auf die Identifizie-
rung von international bedeutsamen Gastvogelgebieten nach der 
RAMSAR-Konvention ausgelegt. Grundsätzlich gilt die Vorgabe, dass 
Schwellenwerte in der Mehrzahl der untersuchten Jahre, z. B. in drei der 
letzten fünf Jahre, überschritten werden müssen, damit ein Gastvogelge-
biet die entsprechende Bedeutung besitzt. Bei nur kurzzeitiger Untersu-
chungsdauer und –dichte sieht das Bewertungsverfahren vor, dass im 
Sinne des Vorsorgeprinzips davon ausgegangen werden muss, dass eine 
Bedeutung des Gebietes bereits bei nur einmaligem Überschreiten des 
Kriterienwertes gegeben ist. Diese Regelung ist im Rahmen der vorliegen-
den Eingriffsplanung KRÜGER et al. (2013) anzuwenden und wurde ent-
sprechend auch angewendet, wie aus den Unterlagen zu ersehen ist. So-
mit gilt also bereits die einmalig erreichte nationale Bedeutung für Teile der 
Wapelniederung, zumindest als sog. „vorläufige“ Bewertung. Dies bestätigt 
demnach die von der staatlichen Vogelschutzwarte anscheinend nur intern 
vorliegende Bewertung, die aktuell nicht im Umweltdatenserver des nie-
dersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz 
dargestellt ist.  
 
Wie oben bereits ausgeführt, wurden 2017, wie auch schon 2016, rasten-
de Regenbrachvögel in der Nähe zu Windenergieanlagen des Windparks 
Hohelucht nachgewiesen. Insgesamt wurden 2016 und 2017 vier Regen-
brachvogel-Trupps in der Nähe zu WEA nachgewiesen, davon drei mit 
landesweiter und einer mit lokaler Bedeutung. Im Jahr 2016 wurden im 
WP Hohelucht einmal 18 und einmal 2 Ex. registriert (= landesweit bzw. 
lokal bedeutsame Anzahl). 2017 wurden 14 Exemplare am 22.04. und 10 
Ex. am 02.05. in ca. 95 -150 m Entfernung zur nächstgelegenen WE des 
Windparks Hohelucht festgestellt (= jeweils landesweit bedeutsame An-
zahl). Sie suchten dort Nahrung auf einer kurzrasigen Weide. Selbstver-
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Nach Handke & Handke können Verdrängungseffekte auf den Regen-
brachvogel durch den Bau eines Windparks „nicht ausgeschlossen wer-
den" - sie sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand sogar mehr als wahr-
scheinlich bzw. vorauszusetzen (s. hierzu auch meine Stellungnahme v. 
6.6.2016). Dabei blenden Handke & Handke im Nachgang völlig aus, dass 
Gebiete, die als national bedeutsame Vogellebensräume identifiziert wur-
den, nach Empfehlungen des Niedersächsischen Landkreistages (NLT) 
und der Länder-Arbeitsgemeinschaft der Staatlichen Vogelschutzwarten 
von WKA freigehalten werden sollten (NLT 2014, LAG-VSW 2014). Dieser 
Grundsatz hat klar seine Berechtigung und im Fall der Wapelniederung 
kommt es so nicht überraschend zu einem Konflikt bzw. zur Überlagerung 
von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete entlang von Flüssen mit 
ihrem offenen Landschaftsbild und i. d. R. hohen Grünlandanteilen sind für 
viele Wasser- und Watvogelarten von großer Bedeutung als Brut- 
und/oder Gastvogellebensraum. Insofern ist aus naturschutzfachIichen 
Erwägungen heraus zu empfehlen, die Pläne der Windenergiewirtschaft in 
der Wapelniederung aufzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Handke & Handke ziehen stattdessen einzig Ausgleichsmaßnahmen für 
die nicht weiter in Frage gestellte Realisierung des geplanten Windparks in 
Betracht. Diese sollten „im Umfeld im Bereich von Niederungen und Mar-
schen erfolgen". Allerdings stehen diese nicht unendlich zur Verfügung 
und es ist fraglich, ob der Verlust von derart wertvollen Rastlebensräumen 
überhaupt - und wie - kompensiert werden können. Das noch von Diek-

ständlich ersetzen diese Beobachtungen keine systematischen Vorher-
Nachher-Studien oder einen Vergleich zwischen Windpark- und Kontroll-
flächen. Sie geben aber Hinweise darauf, dass u. a. auch landesweit be-
deutsame Trupps die Nähe von Windenergieanlagen nicht grundsätzlich 
meiden. 
 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse.  
Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrach-
vogel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch weder in den NLT-
Empfehlungen noch dem LAG-VSW-Papier als windkraftsensible Art ent-
halten. Neben den beiden genannten, jedoch unverbindlichen Fachpapie-
ren liegt für Niedersachsen seit Februar 2016 der Niedersächsische Wind-
energieerlass (WEE) zum Thema Windkraft vor, der für diejenigen Behör-
den verbindlich anzuwenden ist, soweit sie als Immissionsschutz- und 
Bauaufsichtsbehörden, Naturschutzbehörden oder sonstige nachgeordne-
te Behörden bei der Genehmigung und Überwachung von Windenergiean-
lagen tätig werden. Auch in diesem Erlass ist eine Auflistung von WEA-
empfindlichen Vogelarten enthalten, für die artspezifische Empfehlungen 
für die planerische Berücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- 
und Rastplätze gegeben werden. In dieser Liste der WEA-sensiblen Vo-
gelarten ist der Regenbrachvogel ebenfalls nicht aufgeführt, wobei der 
Hinweis enthalten ist, dass die Liste nicht als abschließend zu betrachten 
ist. Ebenfalls sind avifaunistisch wertvolle Bereiche bzw. national bedeut-
same Vogellebensräume auch nicht in den gemäß Tab. 3 „Überblick zu 
harten Tabuzonen“ des Windenergieerlasses von Windenergie freizuhal-
tenden Gebieten enthalten.  
Nichtsdestotrotz wurde aus Vorsorgegesichtspunkten im Umweltbericht 
ein Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen Brachvogels 
durchgeführt und entsprechende Maßnahmen (artenschutzrechliche Aus-
nahme, FCS-Maßnahmen) vorgesehen. Der Gemeinde Rastede liegen 
somit keine Gründe vor, die gegen eine Weiterführung der Planung spre-
chen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 2016 wurden im Bereich des 
Dringenburger Moores auf dem Wegzug zwei kleine Regenbrachvogel-
trupps festgestellt. Da die Jader Marsch im Rahmen der Untersuchungen 
2016 und 2017 allerdings stärker - fast so stark wie die Wapelniederung 
selbst - von Regenbrachvögeln frequentiert wurde, sollen die Kompensati-
onsmaßnahmen in einem Bereich der Jader Marsch durchgeführt werden.  
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mann & Mosebach (2016) als möglicher Bereich für Ausgleichsmaßnah-
men in Erwägung gezogene Dringenburger Moor hat sich durch die Zäh-
lungen von Handke & Handke als gar nicht von Regenbrachvögeln fre-
quentierter Bereich erweisen (zumindest soweit auf den Karten erkenn-
bar). Auf die sehr wahrscheinlich mangelnde Eignung dieses Moores als 
Gastvogellebensraum für die Art hatte ich bereits in meiner Stellungnahme 
v. 6.6.2016 hingewiesen und es zeigt sich dadurch einmal mehr, dass 
Bereiche mit einer derart hohen Bedeutung für den Regenbrachvogel nicht 
beliebig oft vorhanden sind und insofern konsequenten Schutz genießen 
sollten.  
 
Überdies scheint zweifelhaft, inwiefern der potenzielle Verlust eines natio-
nal bedeutsamen Lebensraumes für Regenbrachvögel durch die von 
Handke & Handke als sinnvoll erachtete Anlage von 500-1.000 m² großen 
Blänken ausgeglichen werden kann, denn Regenbrachvögel benötigen in 
ihren Rast- und Durchzugslebensräumen primär Flächen zur Nahrungssu-
che (die nicht an Blänken erfolgt) und als solches Nahrungsgebiet wird die 
Wapelniederung von den Vögeln ja auch aufgesucht. Die vorgeschlagene 
Verortung der Ausgleichsmaßnahmen in das nicht im Nahbereich liegende 
EU-VSG „Marschen am Jadebusen" im Landkreis Friesland ist indes ab-
zulehnen. Die erwähnte Abschaltung von WEA - nur auf dem Heimzug - 
dürfte vermutlich ebenfalls keinen Ausgleich bringen, da ein Teil der Stör-
wirkung der WEA auf die Vögel allein schon von ihrem bloßen Vorhanden-
sein ausgeht (Vertikalstrukturen).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu guter Letzt ist das von Handke & Handke avisierte Monitoring von et-
waigen Verdrängungseffekten eine vermutlich allein einem Gutachterbüro 
nutzende Maßnahme. Der Verlust eines bedeutenden Lebensraumes für 
Regenbrachvögel würde durch ein Monitoring nicht ausgeglichen und 
Auswirkungen von WEA auf Vögel - hier Regenbrachvögel - lassen sich 
heute schon an realisierten Windparks in von der Art ansonsten frequen-
tierten Bereichen studieren.  

Für den vorliegenden Windpark Wapeldorf-Heubült steht eine zusammen-
hängende Fläche mit einer Gesamtgröße von über 10 ha in der Jader 
Marsch zur Verfügung, auf der anteilig auf 9,6 ha Kompensationsflächen 
für den Regenbrachvogel vorgesehen sind. Diese zurzeit intensiv genutz-
ten Grünlandflächen werden über entsprechende Bewirtschaftungsaufla-
gen extensiviert, zusätzlich ist die Anlage einer Senke vorgesehen. 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Im Gegensatz zum verhältnismäßig tro-
ckenen Frühjahr 2017 zeigte sich bei der Raumnutzungsuntersuchung von 
2016 eine bevorzugte Nutzung von feuchtem Grünland, insbesondere am 
Rande feuchter Senken. Diese weithin sichtbaren Strukturen können da-
her eine optische Anziehungskraft auf die Regenbrachvögel auf dem 
Durchzug ausüben. Aus diesem Grund wird es als ausreichend angese-
hen, auf Flächen geringerer Größe, jedoch in optimaler Lage und Ausfor-
mung Kompensationsmaßnahmen durchzuführen. Die Flächen liegen 
innerhalb des Bereiches, der ebenfalls nachweislich als Rastgebiet für die 
Art von Bedeutung ist, wobei unmittelbar auf diesen Flächen bislang keine 
Regenbrachvögel kartiert wurden. Insofern ist hier eine Kompensation auf 
anteilig 9,6 ha für eventuell eintretende Beeinträchtigungen von Rastgebie-
ten des Regenbrachvogels auf dem Frühjahrszug möglich, da auf den 
Flächen ein zusätzliches geeignetes Rasthabitat hergestellt wird. Abschal-
tungen oder ein Monitoring für die Art sind, wie im Rahmen der Darlegung 
der Ausnahmegründe dargestellt, nicht vorgesehen, da erhebliche Ver-
drängungswirkungen oder ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko nicht 
nachgewiesen wurden bzw. nicht wahrscheinlich sind und deshalb die 
Festlegung von Abschaltzeiten und/oder ein Monitoring weder angemes-
sen noch verhältnismäßig wären. An den Kompensationsflächen wird da-
her festgehalten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Monitoringvorhaben dienen 
dazu Kenntnislücken, wie sie in diesem Fall in Bezug auf ein etwaiges 
Meideverhalten des Regenbrachvogels vorliegen, zu schliessen. Gemäß 
dem artenschutzrechtlichen Leitfaden zum niedersächsischen Windener-
gieerlass ist ein Monitoring ein geeignetes Konzept, um die Wirksamkeit 
von Maßnahmenkonzepten zu überprüfen. Ein Monitoring kann keinen 
Verlust des Lebensraumes ausgleichen, dies wird auch nicht in den Gut-
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Bzgl. weiterer Aspekte erlaube ich mir auf meine Stellungnahme in selbi-
ger Angelegenheit v. 6.6.2016 hinzuweisen, die fachlich so nach wie vor 
Gültigkeit besitzen. 
 
Nachstehend ist die Stellungnahme des Landkreises Friesland zur 
frühzeitigen Beteiligung vom 14.09.2016 aufgeführt: 
 
Zu der o. a. Bauleitplanung nimmt der Landkreis Friesland wie folgt Stel-
lung:  
 
Fachbereich Zentrale Aufgaben, Wirtschaft, Finanzen, Personal: 
 
Das Plangebiet erstreckt sich auf Einwirkungsbereiche, die der zivilen 
Luftfahrt und dem Radarverkehr unterliegen und tangiert den Einflugsektor 
des Verkehrslandeplatzes WHV-Mariensiel. Luftfahrtrechtliche Belange 
sind zu berücksichtigen. 
 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement- Regional-
planung: 
 
Die Sondergebiete WEA 1 und WEA 2 im vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ befinden sich in   un-
mittelbarer Nähe zur Grenze zum Landkreis Friesland. Die Sondergebiete 
WEA 3, 4 und 5 befinden sich etwa 0,5 bis 1 km südlich der Kreisgrenze. 
Die Geltungsbereiche der der vorhabensbezogenen Bebauungspläne Nr. 
13 „Windenergie Lehmden“ und Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ befin-
den sich etwa 6km südlich der Kreisgrenze zum Landkreis Friesland. 
 
Bei unklaren Erkenntnislagen, hier z. B. Störwirkung von Windenergiean-
lagen auf den Regenbrachvogel, sollte aus Gründen der Rechtssicherheit 
davon ausgegangen werden, dass Störwirkungen von den Anlagen aus-
gehen und sich hiermit im Rahmen der Abwägung auseinandergesetzt 
werden. Ansonsten kann es im ungünstigsten Fall dazu kommen, dass im 
Rahmen der Genehmigungsverfahren nach BlmSchG keine Anlage reali-
siert werden kann und damit die Planrechtfertigung entfällt. Hinsichtlich der 
Einschätzung der Störwirkung und der Abwägung sollte auf Grund des 
interkommunalen Charakters der Planung Übereinstimmung zwischen der 

achten impliziert. Da die Datenlage zu einem etwaigen Meideverhalten von 
Regenbrachvögeln sehr lückig bis nicht vorhanden ist, können die Aussa-
gen zu den gesicherten Erlenntnissen zu Auswirkungen von realisierten 
Windparks auf Regenbrachvögel nicht nachvollzogen werden. 
 
Nachstehend ist der Abwägungsvorschlag zur frühzeitigen Beteili-
gung aufgeführt: 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Luftfahrtbehörde hat keine 
Bedenken im Rahmen Ihrer Stellungnahme vorgebracht, so dass es offen-
bar keine Konflikte zwischen der vorliegende Planung und dem Verkehrs-
landeplatzes WHV-Mariensiel gibt. 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die in der Stellungnahme 
erwähnte Vorgehensweise bereits angewendet. Da nicht sicher davon 
ausgegangen werden kann, dass die Windenergieanlagen die Ruhestätte 
des Regenbrachvogels nicht beeinträchtigen, wird auf Ebene der vorberei-
tenden Bauleitplanung von einem Verbotstatbestand gem. § 44 (1) Nr. 3 
BNatSchG ausgegangen. 
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Stadt Varel und der Gemeinde Rastede herrschen. Dieser Aspekt ist auch 
hinsichtlich der vorhabensbezogenen Bebauungspläne Nr. 13 „Windener-
gie Lehmden“ und Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ relevant.  
 
 
Bitte beachten Sie in diesem Zusammenhang auch die Stellungnahme der 
unteren Landesplanungsbehörde zur 25. und 35. Änderung des Flächen-
nutzungsplans der Stadt Varel sowie der Bebauungspläne Nr. 219a und 
219b der Gemeinde Varel (angefügt). 
 
Des Weiteren sind nördlich des Plangebiets auf dem Gebiet des Landkrei-
ses Friesland im RROP 2003 ein Vorsorgegebiet für Landwirtschaft sowie 
ein sich teilweise damit überlagerndes Vorsorgegebiet für Trinkwasser und 
ein Gebiet zur Verbesserung der Landschaftsstruktur und des Naturhaus-
haltes dargestellt. Dabei besteht insbesondere hinsichtlich der letzteren 
Darstellung gemäß des interkommunalen Abstimmungsgebots Koordinati-
onsbedarf zwischen der Stadt Varel und der Gemeinde Rastede, der in-
haltlich als Abwägungsbelang einzustellen ist. Es muss gewährleistet sein, 
dass die Planung der Gemeinde Rastede nicht die Möglichkeiten des 
Landkreises Friesland beschränkt, Maßnahmen zur Verbesserung der 
Strukturvielfalt und Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes durchzuführen.  
 
Auch hinsichtlich des Vorsorgegebiets für Trinkwasser muss geprüft wer-
den, ob sich durch den Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / 
Heubült“ Störwirkungen auf eine künftige Nutzung der Vareler Flächen zur 
Trinkwasserversorgung ergeben. Auch diese Störwirkungen wären dann in 
die Abwägung einzustellen. Hinsichtlich der vorhabensbezogenen Bebau-
ungspläne Nr. 13 „Windenergie Lehmden“ und Nr. 12 „Windenergie  
Lehmdermoor“, die etwa 6km südlich der Kreisgrenze zum Landkreis 
Friesland liegen, sind hier keine Auswirkungen zu erwarten. Nordwestlich 
des Plangebiets ist auf dem Gebiet des Landkreises Friesland im RROP 
2003 ein Vorsorgegebiet Natur und Landschaft dargestellt. Andere raum-
beanspruchende Maßnahmen und Planungen sind so abzustimmen, dass 
dieses Gebiet in seiner Vorsorgebestimmung durch die Planungen der 
Gemeinde Rastede nicht beeinträchtigt wird. 
 
Zusammengefasst sieht die Untere Landesplanungsbehörde des Land-
kreises Friesland die Planungen der Gemeinde Rastede insbesondere 
hinsichtlich der nicht untersuchten Störwirkungen auf den Regenbrachvo-

 
 
 
 
 
Die Stellungnahme der unteren Landesplanungsbehörde wird zur Kenntnis 
genommen und im Rahmen der Abwägung beachtet. 
 
 
 
Die vorliegende Planung widerspricht den Ausführungen des RROP nicht. 
Was die kommunale Abstimmung angeht, so standen die Kommunen be-
reits im Vorfeld der Bauleitplanverfahren im Austausch zu den anstehen-
den Planungen. Ein Austausch hat hier folglich schon frühzeitig stattgefun-
den und keine Kommune hat grundsätzlich Bedenken gegen die „Nach-
barpläne“ geäußert. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf Rasteder Hoheitsgebiet 
werden Baugrund- und Bodenuntersuchungen durchgeführt. Die Ergebnis-
se werden im Rahmen der Bauausführung berücksichtigt, sodass es keine 
Widersprüche zum Vorsorgegebiet für Trinkwasser geben wird. Die Stadt 
Varel wird die gleichen Arbeiten im Rahmen der Windparkplanungen im 
Gebiet der Stadt Varel durchführen müssen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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gel (vgl. auch Stellungnahme Varel). 
 
Daher betrachtet die Untere Landesplanungsbehörde die vorgelegten 
Unterlagen noch nicht als ausreichend und sieht noch bestehenden inter-
kommunalen Abstimmungsbedarf zwischen der Stadt Varel und der Ge-
meinde Rastede. 
 
 
Fachbereich Umwelt: 
untere Naturschutzbehörde: 
 
Vorbemerkung: 
 
Die Stadt Varel und die Gemeinde Rastede planen die Errichtung eines 
gemeinsamen Windparks Varel-Süd / Rastede-Nord. 
 
Die Planungsunterlagen wurden für das Gesamtgebiet erarbeitet. 
 
Somit kann die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde für den 
Bebauungsplan Nr. 219 B Windpark „Neuenwege“ der Stadt Varel auch für 
die hier vorliegende Planung der Gemeinde Rastede angewendet werden. 
 
Das Kabinett hat am 14.12.2015 nach ca. zweijähriger Erarbeitungszeit in 
den Ministerien den gemeinsamen Runderlass des MU, ML, MS, MW und 
MI „Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen an Land in Nie-
dersachsen und Hinweise für die Zielsetzung und Anwendung“ (Wind-
energieerlass) beschlossen. Ebenso beschlossen wurde der Leitfaden 
„Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von 
Windenergieanlagen in Niedersachsen“ (sog. Leitfaden Artenschutz).  
 
Sowohl der Windenergieerlass als auch der Leitfaden Artenschutz sind 
nunmehr verbindlich in einem nachgelagerten Genehmigungsverfahren zu 
beachten und sollen daher bereits in der weiteren Bauleitplanung Berück-
sichtigung finden. Der Windenergieerlass dient vorrangig dazu, den recht-
lichen Rahmen hinsichtlich der Belange von Naturschutz und Land-
schaftspflege aufzuzeigen, macht jedoch in Bezug auf fachlich begründete 
Mindestabstände von Windkraftanlagen zu Brutplätzen und Rastgebieten 
keine konkreten Angaben, sodass in diesem Fall weiterhin das NLT Papier 
„Naturschutz und Windenergie“ (Stand Oktober 2014) sowie die Arbeitshil-

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Was die kommunale Abstim-
mung angeht, so standen die Kommunen bereits im Vorfeld der Bauleit-
planverfahren im Austausch zu den anstehenden Planungen. Ein Aus-
tausch hat hier folglich schon frühzeitig stattgefunden und keine Kommune 
hat grundsätzlich Bedenken gegen die „Nachbarpläne“ geäußert. Die Be-
denken des Landkreises Friesland werden somit nicht geteilt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Zwar kann durch die Planun-
gen in Varel und Rastede ein optisch zusammenhängender Windpark ent-
stehen, allerdings ist jede Kommune alleine für seine verbindliche Bauleit-
planung zuständig. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und sofern die Inhalte der Stel-
lungnahme Inhalte der 70. Flächennutzungsplanänderung betreffen, ent-
sprechend abgewogen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird beachtet und der Windenergieerlass im Rahmen der 
Bauleitplanung berücksichtigt. Zu Mindestabständen unter Berücksichti-
gung des NLT-Papiers bzw. der genannten Arbeitshilfe können auf Ebene 
der vorbereitenden Bauleitplanungen keine abschließenden Aussagen 
getroffen werden, da konkrete Anlagenstandorte auf Flächennutzungspla-
nebene nicht dargestellt werden. Durch die zeitliche Trennung der verbind-
lichen und der vorbereitenden Bauleitplanung mit der dadurch bedingten 
Erstellung zweier separater Umweltberichte bleiben die Aussagen daher 
gegenüber dem Vorentwurf grober. 
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fe der Ländergemeinschaft der Vogelschutzwarten (Stand April 2015) an-
zuwenden und zu beachten sind. 
 
Stellungnahme: 
Bei der Änderung eines Flächennutzungsplans für Konzentrationszonen  
für WEA ist eine vorbereitende Artenschutzprüfung (ASP) durchzuführen. 
ln den Fällen, in denen keine vollständige ASP durchgeführt wurde, müs-
sen im Genehmigungsverfahren die "offenen Punkte" abgearbeitet  wer-
den. 
 
 
 
 
 
Um eine naturschutzfachliche Stellungnahme zu dem Schutzgut Tiere 
abgeben zu können wurden die vorgelegten Fledermauskartierungen und 
die Brut- und Rastvogelerfassungen begutachtet. 
 
Nach dem Leitfaden zum Windenergieerlass sollten auf der Ebene der 
Regional- und Flächennutzungsplanung für die·zur Ausweisung vorgese-
henen Potentialflächen geprüft werden, ob bedeutende Fledermausvor-
kommen bekannt sind und ob aufgrund der gebietsspezifischen, strukturel-
len Ausstattung der Flächen Aktivitätsschwerpunkte mit besonderer Be-
deutung betroffen seien können. Da Informationen über bedeutende Fle-
dermauslebensräume zumeist nicht von vornherein vorliegen, müssen 
entsprechend systematische Untersuchungen spätestens auf der Ebene 
des Zulassungsverfahrens für jedes Plangebiet durchgeführt werden. 
 
Für den avifaunistischen Untersuchungsbedarf auf dieser Planungsebene 
sieht der Leitfaden vor, dass vorrangig vorhandene Daten, insbesondere 
der WEA-empfindlichen Brut- und Rastvogelarten (Abbildung 3 des Leitfa-
dens) ausgewertet werden. Da für gefährdete Brutvögel des Offenlandes 
häufig keine aktuellen Daten zur Verfügung stehen, sind in der Regel er-
gänzende Übersichtskartierungen erforderlich. Die Übersichtskartierung 
der Brutvögel sollte mind. 4 Bestandserfassungen auf der gesamten Flä-
che, verteilt auf die gesamte Brutzeit (Ende März bis Mitte Juli), umfassen. 
Hierbei sind insbesondere die gefährdeten Brutvögel des Offenlandes zu 
erfassen. 
 

 
 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen 
des Umweltberichtes wird eine artenschutzrechtgliche Betrachtung durch-
geführt, welche jedoch aufgrund der Tiefenschärfe der Darstellung der 
vorbereitenden Bauleitplanung nicht abschließend sein kann. Zu wesentli-
chen Elemente zur Beurteilung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände 
wie Anlagenstandorte, -typen sowie -höhen werden im Rahmen der 70. 
FNP-Änderung keine Aussagen getroffen, so dass eine abschließende 
artenschutzrechtliche Prüfung erst im Rahmen der nachfolgenden verbind-
lichen Bauleitplanung erfolgen kann. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gutachten zu den faunistischen Er-
fassungen entgegen dem Vorentwurfsstand nicht Bestandteil der Entwurfs-
fassung des Umweltberichtes der Flächennutzungsplanänderung sind. 
Dies liegt darin begründet, dass aufgrund der zeitlichen Trennung der Bau-
leitplanverfahren nunmehr ein separater Umweltbericht für die Ebene der 
Flächennutzungsplanänderung erstellt wird. Die Gutachten, die den Anfor-
derungen des Windenergieerlasses entsprechen, werden dem Umweltbe-
richt zur verbindlichen Bauleitplanung beigefügt. 
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Bei Flächennutzungsplänen für WEA-Konzentrationszonen sind die Stufen 
1-111 der ASP, soweit auf dieser Planungsebene bereits ersichtlich, im 
Rahmen der Umweltprüfung abzuarbeiten. Die Stufe I und Teile der Stufe 
II wurden abgearbeitet. 
  
Die in der Stufe II geforderte vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände 
(§ 44 (1) BNatSchG) ist im Detail noch durchzuführen. 
 
Die in der Stufe III geforderte Prüfung, ob die drei Ausnahmevorausset-
zungen des § 45 (7) Bundesnaturschutzgesetz (zwingende Gründe, Alter-
nativlosigkeit und keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes) vor-
liegen, ist noch abzuarbeiten. 
 
Eine mögliche Verdrängung(§ 44 (2) Störungsverbot BNatSchG) einzelner 
Arten und die damit einhergehende Notwendigkeit zur Bereitstellung von 
entsprechenden Ausweichräumen in der Umgebung ist noch zu prüfen 
und darzulegen. 
 
Für eine vollständige ASP sind folgende Standards zur Sachverhaltsermitt-
lung der möglichen Betroffenheit von Windenergieanlagen-empfindlichen 
Arten gemäß Punkt 5 des Leitfadens einzuhalten: 
 
 
Für die Fledermausstandarduntersuchung ist eine Dauererfassung mit 
geeigneten Systemen, eine stationäre Erfassung (Horchkasten) und eine 
mobile Detektoruntersuchung erforderlich. ln der Zeit zwischen Mitte April 
bis Mitte Oktober sind an mind. 14 Terminen Begehungen durchzuführen. 
Für die Brutvogelkartierung sind 12 Bestandserfassungen auf der gesam-
ten Fläche, verteilt auf die gesamte Brutzeit (Mitte März- Mitte Juli) durch-
zuführen. 
 
ln Kombination mit der Bestandserfassung sollte ein Mindestmaß an 
Raumnutzungsanalyse innerhalb des Regeluntersuchungsgebietes für 
Greif- und Großvogelarten (1.000 m Radius) durchgeführt werden. Die 
Ergebnisse sind für die Entscheidung, ob eine vertiefende Raumnutzungs-
kartierung erforderlich ist, mit heran zu ziehen. 
 
Für im Gebiet vorkommende kollisionsgefährdete oder störempfindliche 
Greif- und Großvogelarten sowie Gastvogelarten deren Brutplatz im Stan-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt im Rahmen der ar-
tenschutzrechtlichen Betrachtung eine Darstellung der voraussichtlichen 
Verbotstatbestände auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung. Eine 
Darstellung der Ausnahmevoraussetzungen sowie eine vertiefende Prü-
fung des Artenschutzes erfolgt auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen 
Bauleitplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die durchgeführten Untersu-
chungen entsprechen den nachfolgend genannten Anforderungen bzw. 
gehen noch darüber hinaus. 
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darduntersuchungsgebiet (500 m bzw. 1.000 m) liegt und die Standard-
raumnutzungskartierung ergeben hat, das regelmäßig genutzte Nahrungs-
habitate oder Flugrouten der Art vom Vorhaben betroffen sein können, 
sind artspezifisch und problembezogen vertiefte Raumnutzungsanalysen 
durchzuführen. 
 
Für die Rastvogelkartierung sind nach dem Leitfaden mind. 14-tägig bis 
max. wöchentlich eine Erhebung im gesamten Untersuchungsraum (1.000 
m Radius) im Regelfall von der ersten Juli- Woche bis zur letzten April-
Woche umfassen. 
 
Sollte von diesen Standards abgewichen werden, ist dies im Detail zu 
begründen. 
 
 
 
Bei der Durchsicht der eingereichten Unterlagen wurden zunächst die 
gewählten Grundlagen, d. h. die Methodiken, die Größe und Lage des 
Untersuchungsgebietes sowie die Kartiertermine mit den Forderungen des 
Windenergieerlasses und dem dazugehörigen Leitfaden abgeglichen. 
Brutvogelerfassung: 
 
Um die Wertigkeit eines Gebietes als Brutvogellebensraum festzustellen, 
ist eine Bewertung nach Behm & Krüger (2013) durchzuführen. 
 
 
Das Bewertungssystem fordert für die Flächenabgrenzung, dass die abzu-
grenzenden Gebiete eine ökologische Einheit bilden sollen. Als Grenzen 
sollten primär natürliche Strukturen im Gelände aber auch anthropogene  
Strukturen herangezogen werden. 
 
Eine willkürliche Abgrenzung losgelöst von jeglichen landschaftlichen und 
ökologischen Gegebenheiten ist unzulässig. Somit ist das Untersuchungs-
gebiet komplett zu bewerten. Die gewählte Abgrenzung und Schaffung von 
Teilräumen und das Freilassen einiger Bereiche, insbesondere der Wind-
parkflächen ist im Detail zu begründen und auf das Bewertungsverfahren 
abzustellen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die durchgeführten Gastvo-
gelerfassungen wurden in einem Zeitraum von Mitte Februar 2013 bis 
Anfang Februar 2014 durchgeführt. Das dem Erfassungsumfang zum Zeit-
punkt der Kartierung zu Grunde gelegte NLT-Papier mit Stand von Oktober 
2011 führt zu den Zeiträumen der Gastvogelerfassungen aus, dass die 
Gastvogelerfassung wöchentlich eine Erhebung auf der gesamten Fläche 
von der ersten Juli-Woche bis zur letzten April-Woche umfassen sollte. Die 
Kartierungstermine, die für die vorliegende Planung wahrgenommen wor-
den ist, bilden diesen Untersuchungszeitraum sicher ab. 
 
 
 
 
 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Bewer-
tung erfolgte nach der in der Stellungnahme aufgeführten Bewertungsme-
thode. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das gesamte Untersuchungs-
gebiet für die Vogelwelt ist 18 km² groß (2.000-m-Radius um das Plange-
biet). Eine Unterteilung war aus methodischen Gründen geboten. Bei der 
Abgrenzung der Teilgebiete wurde sich an die in der Stellungnahme er-
wähnten Kriterien gehalten - von einer willkürlichen Abgrenzung kann also 
nicht die Rede sein. In den freigelassenen Bereichen ist die Dichte an ge-
fährdeten und damit bewertungsrelevanten Arten sehr gering - diese Ge-
biete liegen somit durchweg unterhalb einer lokalen Bedeutung. Sämtliche 
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Nach den Abstandsempfehlungen  für Windenergieanlagen zu bedeutsa-
men Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten der 
Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 2014) und 
der Arbeitshilfe Naturschutz und Windenergie des Nds. Landkreistages 
(NLT 10.2014) ergeben sich folgende Abstände: 
 
Brutvogelgebiet mit regionaler Bedeutung 1.200 m. 
Zu Brutplätzen und Brutvorkommen der WEA-sensiblen Kiebitze und dem 
Mäusebussard 500 m. 
 
Gemäß Punkt4.3 des Windenergieerlasses stellt das Unterschreiten dieser 
fachlich vorgeschlagenen Schutzabstände eine Konfliktlage dar. Soweit 
der fachlich empfohlene Abstand unterschritten wird ist dies ein Anhalt 
dafür, dass eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos vorliegen könn-
te. Dies ist im Rahmen der Artenschutzprüfung abzuarbeiten. Zu prüfen ist 
ob Nahrungshabitate, Schlafplätze oder andere wichtige Habitate der be-
treffenden Art bzw. Artengruppe vorhanden sind, die regelmäßig angeflo-
gen werden (Raumnutzungsanalyse für die zwei betroffenen Arten im Ra-
dius von l.OOOm) Rastvogelerfassung:  
 
Siehe beigefügte Stellungnahme des NLWKN.  
 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht wird sich der Meinung der Fachbehörde 
für Naturschutz angeschlossen. 
 
Aus Sicht der unteren Wasserbehörde, der unteren Abfallbehörde, der 
unteren Immissionsschutzbehörde und der unteren Bodenschutzbehörde 
bestehen keine Bedenken. 
 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement- Brand-
schutz: Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement-
Städtebaurecht: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 

bewertungsrelevanten Teilbereiche wurden im Rahmen des avifaunisti-
schen Gutachtens ausführlich beschrieben. 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es wird 
darauf hingewiesen, dass es sich bei den angegebenen Abständen um 
Empfehlungen handelt. Die Ermittlung und Darstellung möglicher arten-
schutzrechtlicher Konflikte erfolgt konkret auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung, in welcher die Anlagenstandorte, -typen sowie -höhen 
festgesetzt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Untere Wasserbehörde, untere Abfallbehörde, untere Immissionsschutz-
behörde und der untere Bodenschutzbehörde: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement- Brand-
schutz: Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement-
Städtebaurecht: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Anlage, Stellungnahme zur 25. und 35. FNP-Änderung sowie der Be-
bauungspläne Nr. 219a und 219b der Stadt Varel vom 19.09.2016: 
 
Stellungnahme der Unteren Landesplanungsbehörde 
 
Wegen des engen zeitlichen und inhaltlichen Zusammenhangs sowie der  
nahezu gleichlautenden Begründungen insbesondere in den Änderungs-
verfahren zum Flächennutzungsplan wird von Seiten der unteren Landes-
planungsbehörde eine einheitliche Stellungnahme abgegeben, soweit  
nicht gesondert bemerkt. 
 
Die von den Planungen betroffenen Flächen sind im Jahr 2013 zunächst 
im Rahmen der Potenzialstudie der Stadt Varel als mögliche geeignete 
Potenzialflächen benannt worden. Hierbei wurde die grundsätzliche Eig-
nung anhand einer Aufsummierung von Wertungskriterien hinsichtlich ihrer 
Empfindlichkeiten festgestellt. Bei den grundsätzlich geeigneten Bereichen 
(Stufe I) wurde jedoch keine weitere Festlegung getroffen, in welcher Rei-
henfolge die Inanspruchnahme der Flächen erfolgen soll. 
 
Mag dies auf Ebene der Potenzialstudie noch hinnehmbar sein, so muss 
nach Auffassung unteren Landesplanungsbehörde die Erforderlichkeit ·der 
Planung und damit die Reihenfolge der Standortrealisierung sehr wohl 
begründet werden. Zu erläutern und städtebaulich zu rechtfertigen ist bei-
spielsweise, warum die Fläche 3 „Almsee“ nicht den Vorrang er-hält, ob-
gleich sie ähnlich groß ist und an einen schon bestehenden Windpark 
angegrenzt. Sie würde überdies eher dem Kriterium der Konzentration von 
Windenergieanlagen entsprechen als die erstmalige Entwicklung der bei-
den neuen Standorte. 
 
In beiden Planungen wird zudem auf den seit Februar 2016 gültigen Wind-
energieerlass hingewiesen. Dies geschieht allerdings nur selektiv in Bezug 
auf die Bewertung des Gastvogelvorkommens „Regenbrachvogel“- siehe 
hier auch die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde. Auch nur in 
Bezug auf diesen Punkt wird die Potenzialstudie der Gemein-de Rastede 
bzw. Aussagen daraus in Bezug zur eigenen Planung gesetzt, obwohl das 
interkommunale Vorgehen ein Kern der Planrechtfertigung darstellen soll. 
Im Fall der Fläche „Rosenberge“ (25. FNP-Änderung) wird zudem die Flä-

 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Ausführungen bezie-
hen sich sowohl auf die Verfahrensunterlagen zur Bauleitplanung im Be-
reich Varel-Rosenberg sowie Varel-Neuenkruge als auch auf die Potenzi-
alstudie der Stadt Varel, die nicht Gegenstand der vorgelegten Unterlagen 
zur Bauleitplanung im Bereich Windenergie Wapeldorf-Heubült waren. Die 
Unterlagen entfalteten für das Planvorhaben Windenergie Wapeldorf-
Heubült keine Relevanz. Die Gemeinde Rastede hat eine gemeindeeigene 
Standortpotenzialstudie für Windenergieanlagenstandorte durchgeführt, 
welche alleinig Gegenstand der Verfahrensunterlagen zur Flächennut-
zungsplanänderung ist, da in diesem Rahmen die Potenzialflächen, welche 
nunmehr durch die vorliegende Bauleitplanung konkretisiert werden, ermit-
telt wurden. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte beziehen sich je-
doch auf die Potenzialfläche der Stadt Varel, so dass die angesprochene 
Thematik in Bezug auf die Bauleitplanung der Gemeinde Rastede außen 
vor bleibt. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Da mit den beiden Planungen 
die Bauleitplanungen zu den Windparkvorhaben im Stadtgebiet Varel ge-
meint sind, betrifft die Stellungnahme nicht die vorgelegten Planunterlagen. 
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che anhand des Wegfalls nur eines Kriteriums vergrößert und erlangt erst 
hierdurch eine Eignung für bis zu zwei Anlagen. 
 
Für die Stadt Varel sieht das RROP 2003 eine mindestens installierte Leis-
tung von 6 MW vor. Diese Leistung ist mit mittlerweile rund 30 MW mehr 
als erreicht. Für nunmehr neue Planungen gelten entsprechend höhere 
Anforderungen an die Erforderlichkeit. 
 
Diese insbesondere, da sich durch den Windenergieerlass 2016 auch die 
Rechtslage bedeutsam geändert hat. Ein selektives Zitieren bzw. Anwen-
den des Windenergieerlasses ist aus meiner Sicht hier unzureichend. 
 
Da es sich in diesem Verfahrensschritt um die frühzeitige Beteiligung der 
Behörden handelt, werden für das Planverfahren folgende Anforderungen 
gestellt: 
 
Zum einen muss sich die Stadt Varel damit auseinandersetzen, wie sich 
die eigene Potenzialstudie im Verhältnis zum Windenergieerlass und den 
dort genannten Kriterien bzw. Abständen verhält. Sie kann dabei auch an 
ihrer Potenzialstudie festhalten, sollte dann allerdings die Kriterien Wind-
energieerlass / Potenzialstudie (tabellarisch) gegenüber stellen, die heuti-
gen Ausprägungen bzw. deren wesentlichen Änderungen benennen und 
nachvollziehbar dokumentieren, warum sie welche Wahl bezogen auf har-
te und weiche Kriterien getroffen hat. Ein selektives Vorgehen auf ein ein-
zelnes Kriterium (Gastvögel) oder eine Ausprägung (Wegfall Wohn-
nutzung) ist nicht ausreichend. Zudem muss die Stadt ihre Standortwahl in 
Bezug auf die übrigen Potenzialflächen weiter ausführen. „Zufällige“ Eigen-
tumsverhältnisse allein können nur das letzte Kriterium bei sonst gleichen 
Bedingungen sein. 
 
Ferner sollte zur besseren Nachvollziehbarkeit der Planung die interkom-
munale Abstimmung weiter ausgeführt werden, gerade weil es nach eige-
nen Angaben tragendes Element der planerischen Rechtfertigung werden 
soll. Beispielweise ist aus den vorlegten Unterlagen, gerade auf FNP-
Ebene, nicht nachvollziehbar, wie die Flächenabgrenzung auf Seiten der 
Gemeinde Rastede erfolgt ist und ob hier z. B. gleiche Kriterien an-gelegt 
worden sind. Nicht zu erkennen ist zudem, ob durch das Zusammenlegen 
von angrenzenden Flächen eine bessere Ausnutzung der vorhandenen 
Flächen ermöglicht wird. 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Belange der Stadt Varel 
sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung der Gemeinde 
Rastede. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Standortpoten-
zialstudie sowie der Bauleitplanung zur Windenergie im Bereich Wapel-
dorf-Heubült der Gemeinde Rastede wurde der zum Zeitpunkt der Erstel-
lung der Unterlagen gültige Windenergieerlass durchgängig beachtet und 
angewendet. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, bezieht sich allerdings nicht auf 
das Gemeindegebiet Rastede. Wie die Stadt Varel in ihrer Standortpoten-
zialstudie mit Kriterien, Abständen und einer Standortwahl umgeht, unter-
liegt der Abstimmung der Stadt Varel.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Kommunen standen bereits 
im Vorfeld der Bauleitplanverfahren im Austausch zu den anstehenden 
Planungen. Ein Austausch hat hier folglich schon frühzeitig stattgefunden 
und keine Kommune hat grundsätzlich Bedenken gegen die „Nachbarplä-
ne“ geäußert. 
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Überdies sollte sie bei unklaren Erkenntnislagen, hier z. B: Störwirkung 
von Windenergieanlagen auf den Regenbrachvogel, aus Gründen der 
Rechtssicherheit davon ausgehen, dass Störwirkungen von den Anlagen 
ausgehen und sich hiermit im Rahmen der Abwägung auseinander-setzen. 
Ansonsten kann es im ungünstigsten Fall dazu kommen, dass im Rahmen 
der Genehmigungsverfahren nach BlmSchG keine Anlage realisiert wer-
den kann und damit die Planrechtfertigung entfällt. 
 
 
 
Zusammengefasst betrachtet die untere Landesplanungsbehörde die vor-
gelegten Unterlagen noch nicht als ausreichend und sieht in der Begrün-
dung zur Planung noch erhebliche und mit Bedenken versehene Lücken. 
 
 
 
 
 
Hinweis der Gemeinde Rastede: In der Stellungnahme fehlten die 
Seiten 2, 4, 6 der Anlage. Die Stellungnahme wurde durch das be-
treuende Planungsbüro auf Wunsch der Gemeinde Rastede mit der 
Stellungnahme des Landkreises Friesland zu den Windparkplanun-
gen der Stadt Varel für nördlich angrenzende Gebiete vervollständigt. 
 
Anlage, Stellungnahme des NLWKN, Staatliche Vogelschutzwarte, 
vom 06.06.2016: 
 
Mit Schreiben vom 08.03.2016 baten Sie um eine Stellungnahme bzgl. der 
naturschutzfachlichen Bedeutung der Wapelniederung auf dem Gebiet der 
Stadt Varel vor dem Hintergrund einer Standortsuche für Windenergiean-
lagen (WEA) bzw. im Zusammenhang mit der Fortschreibung des Flä-
chennutzungsplanes. Grundlage meiner Stellungnahme sind die mündli-
chen Ausführungen des Planungsbüros Diekmann & Mosebach zur 
avifaunistischen Bedeutung des Gebietes (gemeinsame Besprechung am 
16.11.2015 hier im Hause) sowie die von DIEKMANN & MOSEBACH 
(2016)1 erarbeitete Synopsis zum Thema „Bedeutung als Vogellebens-
raum und Lösungsmöglichkeiten etwaiger naturschutzfachlicher Konflikte“.  
 

 
Der Hinweis kann auf die Ausführungen und Auswirkungen der Windpark-
planung der Gemeinde Rastede im Bereich Wapeldorf-Heubült bezogen 
werden. Im Rahmen der Ermittlung der Auswirkungen des Vorhabens auf 
den Regenbrachvogel wird vorsorglich aufgrund einer unklaren Erkennt-
nislage von einer artenschutzrechtlich relevanten Störwirkung ausgegan-
gen. Die genaue Abarbeitung des Tatbestandes sowie der Umgang damit 
erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung und sind nicht Inhalt 
der Unterlagen zur Flächennutzungsplanänderung.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Bezug auf die Verfahrensun-
terlagen der Gemeinde Rastede erfolgt im Rahmen der verbindlichen Bau-
leitplanung eine Ergänzung des Umweltberichtes und der artenschutz-
rechtlichen Prüfung um die Informationen zu den Kompensationsflächen 
und -maßnahmen, der Raumnutzungserfassung des Baumfalken, der ar-
tenschutzrechtlichen Ausnahmevoraussetzungen sowie der zusätzlichen 
Erfassungen des Regenbrachvogels. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die in der Stellungnahmen erwähnte Unterlage DIEKMANN & MO-
SEBACH (2016) in den Verfahrensunterlagen zu der Bauleitplanung Wind-
energie Wapeldorf-Heubült der Gemeinde Rastede nicht enthalten war, da 
sie in Bezug auf die vorliegende Planung keine Relevanz entfaltet haben.  
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Andere Unterlagen, z. B. die avifaunistischen Fachbeiträge aus dem Raum 
(SINNING 20132, DIEKMANN & MOSEBACH 20143, liegen mir nicht vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Bedeutung der Wapelniederung als Vogellebensraum 
 
Im Rahmen von avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt 
(SINNING 2013 u. DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & 
MOSEBACH 2016), dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem 
Herrenmoor im Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade 
im Osten sowie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvö-
geln als Rast- und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Ge-
biet sowohl im Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 2013) im 
westlichen Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEKMANN & 
MOSEBACH 2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung als Gastvo-
gellebensraum. 
 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Untersuchungen zwar dem vorge-
schriebenen Maß für Gastvogeluntersuchungen bei Planungen und Vor-
haben entsprechen (NLT 20144), die Datenbasis insgesamt dennoch als 
vergleichsweise dünn zu bezeichnen ist. Die fachlichen Vorgaben sehen 
vor, dass u. a. die Gastvogelbestände im Planungsgebiet für ein Jahr im 
wöchentlichen Turnus zu erfassen sind (NLT 2014). Regenbrachvögel 
ziehen im Binnenland Niedersachsens im Frühjahr in einem kurzen Zeit-
fenster von Anfang April bis zum 2. Maidrittel (6 Wochen) sowie nach der 
Brutzeit von Anfang Juli bis Anfang September (10 Wochen) durch (ZANG 
19955. Dies entspricht einer Gesamtzeit von 16 Wochen, knapp ein Drittel 
eines Jahres. Im Zeitraum von etwa 115 Tagen, an denen Regenbrachvo-
gel-Vorkommen damit in etwa möglich sind, fanden somit „nur“ 16 Zählun-
gen statt (13,9 %). 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14% Abdeckung als stichpro-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die notwendigen avifaunistischen Gutachten, die für eine Beurteilung 
der Auswirkungen des Vorhabens auf die Fauna herangezogen wurden 
vollständig den Verfahrensunterlagen zum Vorentwurf des Bauleitplanver-
fahren im Bereich Wapeldorf-Heubült beigefügt waren. Da für den zweiten 
Verfahrensschritt eine zeitliche Trennung zwischen der vorbereitenden und 
der verbindlichen Bauleitplanung erfolgt, wird ein separater Umweltbericht 
für die Flächennutzungsplanänderung erstellt. Dieser wird die vollständi-
gen faunistischen Gutachten im Weiteren nicht enthalten, trotzdem er sich 
inhaltlich auf diese bezieht.  
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Informati-
onen stimmen mit den Angaben in den Verfahrensunterlagen überein. Die 
Abwägungen zu den hier aufgeführten Belangen erfolgt im Rahmen der 
verbindlichen Bauleitplanung, da dort die vollständigen Unterlagen Be-
standteil der Verfahrensunterlagen sind. 
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benartig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände 
ermittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung 
liegen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere 
Frequenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbil-
dender Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmä-
ßig (alljährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufwiese. Vor 
diesem Hintergrund konstatieren KRÜGER et al. (20136), dass einjährige 
Untersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fachlich akzep-
tabel sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchsten Wertstu-
fen  auch bei „nur“ einmaligem Erreichen zu Grunde gelegt werden müs-
sen (als vorläufige Bewertung, ansonsten gilt die für die Bewertung von 
Gastvogellebensräumen die Vorgabe, dass Schwellenwerte in der Mehr-
zahl der untersuchten Jahre, z. B. in dreien der letzten fünf, überschritten  
werden müssen; KRÜGER et al. 2013). 
 
Für Relativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrach-
vogel Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) 
als auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal regis-
triert worden seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Re-
de stehenden Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogel-
lebensraum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weite-
rer Untersuchungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapelnie-
derung sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil errei-
chen landesweite Bedeutung. 
 
2. Avifaunistisch bedeutende Vogellebensräume und Windkraft 
 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentliche Faktor, um Konflikte 
und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu minimieren. Von dem Bau von WEA sollten deshalb Ge-
biete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere Bedeu-
tung für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktio-
nen oder Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder 
erheblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Ein-
haltung bestimmter Abstände zu diesen Gebieten. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Potenzialstudie 
der Gemeinde Rastede wurde der naturschutzfachliche Belang eines 
Gastvogellebensraums mit nationaler Bedeutung weder als harte noch als 
weiche Tabuzone für die Ermittlung von Potenzialflächen berücksichtigt. 
Bei der Beurteilung der Eignung der Potenzialfläche wurden die zum da-
maligen Zeitpunkt bereits vorliegenden Erfassungsergebnisse zu den 
Gastvogelkartierungen berücksichtigt. Die nationale Bedeutung für den 
Regenbrachvogel führte aufgrund nicht gesicherter Erkenntnisse zu Ver-
drängungswirkungen nicht zu einem Ausschluss der ermittelten Potenzial-
flächen. 
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Zwei Windpark-Potenzialflächen der Stadt Varel, nämlich Teilfläche „B 
Neuenwege“ sowie Teilfläche „A Rosenberg-Süd“, liegen in einem Bereich 
der Wapelniederung mit nationaler Bedeutung für GastvögeL Auch eine 
Windparkpotential-Fläche der Gemeinde Rastede, nämlich „Rastede 
Nord“, befindet sich in diesem Bereich. Ferner liegt die Potenzialfläche 
„Bekhausen- Nord“ der Gemeinde Rastede in einem Bereich mit landes-
weiter Bedeutung. 
 
Hinsichtlich der naturschutzfachlichen lmplikationen aus den o. s. Gebiets-
bewertungen sind bei avifaunistisch bedeutenden Brut- und Gastvogelle-
bensräumen zunächst zwei Quellen von Bedeutung. Zum einen handelt es 
sich um die Arbeitshilfe „Naturschutz und Windenergie. Hinweise zur Be-
rücksichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei 
Standortplanung und Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: Oktober 
2014)“ des Niedersächsischen Landkreistages - kurz NLT-Papier (NLT 
2014)- und zum anderen um die „Abstandsempfehlungen für Windener-
gieanlagen zu bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen  aus-
gewählter Vogelarten“ der Länder-Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutz-
warten (LAG VSW 20147 ln diesen beiden Papieren ist der fachliche Rah-
men für die Planung und Genehmigung von Windparks in der Nähe von 
Vogellebensräumen abgesteckt. 
 

 
 
Allgemein gilt, dass wertvolle Vogellebensräume und Zugwege von WEA 
frei gehalten werden sollten (HÖTKER et al. 20048, GLOVE et al. 2013, 
NLT 2014, LAG-VSW 2014); übrigens nicht nur in Deutschland oder in 
Europa, sondern überall auf der Welt (z.B. COMMONWEALTH OF AUST-
RALIA 20159). Dieser Grundsatz hat eindeutig seine Berechtigung und im 
Fall der Wapelniederung kommt es nicht überraschend zu einem Konflikt, 

Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die aufge-
führte Literatur wurde neben weiterer Literatur wie u. a. dem nds. Wind-
energieerlass bei der Erstellung der Verfahrensunterlagen sowie bei der 
Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens herangezogen und beach-
tet. Es handelt sich generell um Empfehlungen, welche einzelfallbezogen 
im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung auf Basis der 
dann festgesetzten Windenergieanlagenstandorte, -typen sowie -höhen 
überprüft werden müssen.  
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bzw. zur Überlagerung von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete 
entlang von Flüssen mit ihrem offenen Landschaftsbild und i. d. R. hohen 
Grünlandanteilen sind für viele Wasser- und Watvogelarten von großer 
Bedeutung als Brut- und / oder Gastvogellebensraum. 
 
Neben den beiden o. g. Fachpapieren liegt für Niedersachsen seit kurzem 
ein Erlass zum Thema Windkraft vor (Niedersächsischer Windenergieer-
lass, am 25.02.2016 in Kraft getreten). Dieser betont vor allem den Weg 
der Einzelfallprüfung bzw. die Überprüfung der artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände, wobei zwangsläufig fachlich getragene, lebensraum-
bezogene Ansätze in den Hintergrund treten. 
 
Gleichwohl spricht der Erlass bei den WEA-empfindlichen Vogelarten für 
die Planungsebene artspezifischen Empfehlungen für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze Bedeu-
tung zu. Bedauerlicherweise ist die Liste der WEA-sensiblen Vogelarten im 
Erlass unvollständig,  so fehlt z. B. der RegenbrachvogeL Dies nicht des-
wegen, weil die Art gegenüber Windenergieanlagen irrelevant wäre, son-
dern die Art in Niedersachsen sehr selten ist und der Erlass nicht auf alle 
Einzelfälle ausgelegt ist.  
 
Der ökologisch nahverwandte Große Brachvogel indes ist enthalten (und 
kann stellvertretend betrachtet werden) und für diesen werden Prüfradien 
von 500 m und 1.000 m um WEA genannt. Das Einhalten der empfohle-
nen Abstände indiziert das Fehlen eines relevanten Tötungs- oder Stö-
rungsrisikos, d. h. bei Einhaltung der entsprechenden Empfehlungen wird 
im Regelfall ein Eintritt der Verbotstatbe- stände des § 44 Abs. 1 u. 2 
BNatSchG vermieden.  
 
 
3.Betroffenheit des Regenbrachvogels 
 
Über den Regenbrachvogel und seine Sensitivität gegenüber Windkraftan-
lagen ist wenig bekannt. Aus Deutschland sind bislang keine an Wind-
kraftanlagen verunglückte Regenbrachvögel gemeldet geworden, aus 
Frankreich liegen zwei Feststellungen vor (DÜRR 2015a10. Bzgl. des 
Meideverhaltens von Regenbrachvögeln gegenüber Windkraftanlagen liegt 
nur eine ältere Studie vor, deren Ergebnisse nicht auf heutige Anlagenhö-
hen übertragen werden kann. Bei einer 42 m hohen Windkraftanlage mie-

 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auflistung der im Wind-
energieerlass als sensibel gegenüber Windkraftanlagen eingestuften Vo-
gelarten ist gemäß den textlichen Ausführungen nicht als abschließend 
anzusehen. Dennoch wurde in den letztjährigen Veröffentlichungen bspw. 
des Niedersächsischen Landkreistages in 2011 oder 2014 der Regen-
brachvogel als windkraftsensible Art nie thematisiert. Die Art ist zuvor in 
Bezug auf Effekte durch WEA nie in Erscheinung getreten. Der Regen-
brachvogel gilt zwar als eine seltene Art in Niedersachsen, dennoch ist der 
Seeadler mit 42 Brutpaaren, der Fischadler mit 14 Brutpaaren oder der 
Wachtelkönig mit 270 Revieren in Niedersachsen im Windenergieerlass 
als windkraftsensible Arten aufgeführt und diese Arten gelten ebenfalls als 
selten. Die Häufigkeit allein ist demzufolge kein alleiniger Grund als wind-
kraftsensible Art eingestuft bzw. aufgelistet zu werden. Für den Regen-
brachvogel lassen sich aufgrund dessen keine Rückschlüsse zu einer 
Empfindlichkeit gegenüber Windkraftanlagen ziehen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Durch die geringe Literaturdich-
te zum Verhalten des Regenbrachvogels gegenüber Windkraftanlagen 
wurde in den Unterlagen des Vorentwurfs das Verhalten des Großen 
Brachvogels aus Vorsorgeaspekten herangezogen. Durch die zeitliche 
Trennung der Bauleitplanverfahren wird für die Flächennutzungsplanände-
rung ein separater Umweltbericht erstellt, welcher diese Inhalte im Detail 
nicht enthält. Die Verbotstatbestände werden entsprechend in den Ent-
wurfsunterlagen im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung beachtet 
und dargestellt.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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den die Vögel einen Radius von 100 m um die Anlage (zit. in DIEKMANN 
& MOSEBACH 2016). 
 
Es erscheint in diesem Fall hilfreich, im Sinne eines Analogieschlusses 
alternativ für den Großen Brachvogel ermittelte Abstandswerte heranzu-
ziehen. Große Brachvögel verunglückten nachweislich dreimal in Deutsch-
land und siebenmal im übrigen Europa an WEA (DÜRR 2015a, b11). 
 
Hieraus ergibt sich - wie beim Regenbrachvogel - zunächst unmittelbar 
keine erhöhte Betroffenheit. Allerdings spiegelt die Anzahl der Fundmel-
dungen in der Schlagopferkartei lediglich die Erfassungsintensität und 
Meldebereitschaft wider, nicht jedoch das Ausmaß des Problems (DÜRR 
2016). So liegen immer noch zu wenig systematische Untersuchungen 
zum Vogelschlag vor, die zentrale Fundkartei stellt lediglich Zufallsfunde 
zusammen. Letztlich bedeutet dies, dass das artenschutzrechtliche Tö-
tungsverbot aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sehr wohl durchaus erfüllt 
sein könnte, da die zusätzlich zur natürlichen Sterblichkeit auftretende 
betriebsbedingte Mortalität selbstredend das „allgemeine Lebensrisiko“  
der Individuen übersteigen kann. 
 
Hinsichtlich des Meideabstandes von Großen Brachvögeln wurden von 
HÖTKER (200612) 25 Studien mit entsprechenden Angaben gefunden, die 
jedoch an anderen Anlagentypen erhoben wurden, heterogenes Untersu-
chungsdesign besaßen und auch deutliche Qualitätsunterschiede aufwei-
sen. Der mittlere minimale Abstand von Großen Brachvögeln außerhalb 
der Brutzeit betrug 222m (Spanne: 50-650 m) bei erheblicher Stan-
dardabweichung (als Maß der Streuung) von +/- 178 m (HÖTKER 2006). 
 
Allerdings ist der Minimalabstand zur Bemessung der Empfindlichkeit von 
Vögeln gegenüber Störreizen nur bedingt aussagekräftig. Vögel zeigen 
eine breite Amplitude von Meideverhalten; dieses ist von der artspezifi-
schen Empfindlichkeit, der individuellen Körperkondition und Erfahrung, 
der Nahrungsverfügbarkeit im Rastgebiet, der Truppgröße etc. abhängig 
(Übersicht: KRÜGER 201613. Selbst wenn sich einzelne Individuen einer 
Art z. B. bis auf 200 m einer WEA annähern, bedeutet das nicht, dass 
dieser Abstand auf die Mehrheit der Individuen der lokalen Rastpopulation 
dieser Vogelart übertragbar ist. Für diese kann der Abstand beispielsweise 
bei 400-500 m liegen- ein Wert, den HÖTKER et al. (2004) sowie HÖT-
KER (2006) als Synthese für empfindlichere Arten als realistische Größe 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird sich für den Regen-
brachvogel, wie in den Unterlagen zum Vorentwurf dargestellt, an der 
Schwesternart Großer Brachvogel orientiert. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der hier vorliegen-
den Flächennutzungsplanänderung wird im Entwurf dargestellt, dass eine 
Beschädigung der Ruhestätte für diese Art aus artenschutzrechtlicher 
Sicht nicht ausgeschlossen werden kann. Im Rahmen der artenschutz-
rechtlichen Prüfung auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung wurden 
sämtliche Verbote des § 44 (1) BNatSchG für den Regenbrachvogel über-
prüft. Es erfolgt in den Unterlagen zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan eine Auswertung, Betrachtung und fachliche Auseinandersetzung der 
in der genannten Literatur Hoetker et. al (2006) aufgeführten Meideab-
stände. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die angesprochene Thematik 
wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ausführlich dargelegt. 
Da auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung weder Windenergieanla-
gestandorte noch –typen oder –höhen festgesetzt werden, können konkre-
te Aussagen zu Abständen im Umweltbericht nicht getroffen werden. 
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für Planungen ableiten. Tatsächlich ist jedoch das Verhalten des Gros der 
örtlichen Rastbestände einer Art entscheidend (REES 201214, Extremwer-
te (Minima wie Maxima) hingegen, oft hervorgerufen durch wenige Indivi-
duen, sind es nicht. 
 
GOVE et al. (2013)15 bezifferten nach umfangreicher Literaturauswertung 
für rastende /durchziehende Watvögel den Bereich vollständiger Meidung 
um WEA vorsorglich auf etwa 300 m, den Störbereich auf etwa 600 m. Als 
Vorsorge-Werte für die Bemessung der lokalen Bestandsreduktiongaben 
sie 100 % im Bereich von 0-300 m um die Anlagen und 50 % im Bereich 
von 300-600 man. 
 
Die vom Gutachter zu Grunde gelegten Daten sind demnach nicht aufrecht 
zu erhalten. Es ist von einer erheblich weiträumigeren Beeinträchtigung 
des Rastgebietes für Regenbrachvögel als jeweils auf nur 200 m um eine 
WEA bzw. um einen Windpark (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) auszu-
gehen. Dadurch wird die Wapelniederung für die Art auf deutlich größerer 
Fläche als insgesamt 165 ha (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) potenziell 
entwertet. 
 
Fraglich ist, ob der schmale Niederungsstreifen nach Bau der WEA über-
haupt noch von Regenbrachvögeln angesteuert wird, wenn dort weithin 
sichtbar die sie störenden Anlagen stehen. Überdies bleibt ungeklärt, wel-
che Auswirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die Ungestört-
heit der Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilgebieten inner-
halb der Niederung für die Art haben etc. 
 
 
Wir empfehlen deswegen dringend, die Pläne der Windenergiewirtschaft in 
der Wapelniederung in Übereinstimmung mit den Empfehlungen der Län-
der-Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarte in Deutschland aufzuge-
ben. 
 
 
4. Umfang und Wirksamkeit als „vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men“ deklarierte Maßnahmen 
Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplanten WEA die Be-
deutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für Regenbrachvögel 
zerstören würden, steht - das entnehmen wir dem Schriftwechsel - auch 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. In den vor-
gelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvogel keine 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder beschrieben. Da 
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für den Investor, dessen Gutachter und Rechtsberater außer Frage. Diese 
messen den betroffenen Flächen die Bedeutung einer „Ruhestätte“ im 
Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Dieser Bewertung wird meiner-
seits nicht widersprochen. 
 
Strittig sind hingegen das im Falle einer windenergiewirtschaftlichen Nut-
zung zu erwartende Ausmaß der Flächen- bzw. Funktionsverluste dieses  
national und landesweit bedeutenden Gebietes  für rastende Regenbrach-
vögel sowie die Anforderungen, die für vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu erfüllen sind, soll ein Verstoß 
gegen  das artenschutzrechtliche Verbot  des § 44 Nr. 1 Abs. 3 BNatSchG 
abgewendet werden. 
 
Meines Erachtens wird - wie dargelegt - bereits die Größe der Flächen- 
und Funktionsverluste seitens des Gutachters nicht vollumfänglich er-
kannt. Insofern sollte das Gutachterbüro gebeten werden, den rechneri-
schen Ansatz an die vorstehend genannten Auswirkungsradien anzupas-
sen und eine berichtigte Berechnung vorzulegen. 
 
Als dann wäre seitens des Gutachterbüros darzulegen, wie die Flächen- 
und Funktionsverluste mit „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ tat-
sächlich bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbeson-
dere folgende Bedingungen zugrunde zu legen16: 
 
Die Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion 
der betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen 
an der konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich ver-
bunden sein und die betroffenen Individuen unverzüglich aufnehmen kön-
nen, wenn die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört werden. 
 
Für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, 
Habitatbestandteile oder Habitateigenschaften infrage, die vergleichsweise 
kurzfristig herstellbar sind. ln jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von 
vermutlich mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management 
notwendig sein. 
 
Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der Aus-
dehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer Größe in 
qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die vorherige Populations-

für den zweiten Verfahrensschritt eine zeitliche Trennung zwischen der 
vorbereitenden und der verbindlichen Bauleitplanung erfolgt, wird ein se-
parater Umweltbericht für die Flächennutzungsplanänderung erstellt. Die-
ser stellt das Beschädigungsverbot für die Ruhestätte fest. Da auf Ebene 
der vorbereitenden Bauleitplanung weder Windenergieanlagestandorte 
noch –typen oder –höhen festgesetzt werden, kann eine detaillierte Abar-
beitung der konkreten Auswirkungen noch nicht erfolgen. Eine umfassen-
de Abwägung der hier vorgebrachten Stellungnahme erfolgt im Rahmen 
der verbindlichen Bauleitplanung. 
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größe nicht vermindert wird. 
 
Die betroffenen Individuen müssen die im räumlichen Zusammenhang neu 
geschaffene Lebensstätte nachweislich angenommen haben oder ihre 
zeitnahe Besiedlung muss unter Berücksichtigung der besten verfügbaren 
wissenschaftlichen Erkenntnisse mit einer hohen Erfolgssicherheit at- tes-
tiert sein. Stets bedarf es dazu einer am Einzelfall orientierten Wirksam-
keitsprognose. 
 
Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, wird man kaum von 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen können. Daran ändern 
auch ein vereinbartes Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesse-
rungsvorbehalte nichts. Ein Monitoring darf nur dazu dienen, Unsicher- 
heiten Rechnung zu tragen, die sich aus nicht behebbaren Erkenntnislü-
cken ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfügung 
stehen. Ein Hinweis auf die Notwendigkeit eines Risikomanagements ist 
ein Hinweis auf eine fehlende Erfolgssicherheit 
 
Die bisher vom Gutachterbüro dargelegten Überlegungen weisen in dieser 
Hinsicht beträchtliche Defizite oder Unsicherheiten auf, die an der Mach-
barkeit und Wirksamkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmenzweifeln 
lassen. Im Einzelnen: 
 
Für den Suchraum „Dringenburger Moor“ als Gebiet, in dem vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden könnten, steht der Nachweis 
aus, ob er bislang von Regenbrachvögeln genutzt wurde bzw. wird und 
somit grundsätzlich überhaupt die Eignung als Ausweichraum besitzt. 
Werden die Flächen bereits von der Art genutzt, ist zu klären, ob und unter 
welchen Bedingungen die Flächenweitere Individuen aufnehmen können. 
 
Zwar ist mit dem Gebiet der räumliche Zusammenhang gewährleistet und 
hinsichtlich der Bodentypen ein geeignet erscheinender Bereich gefunden, 
allerdings liegen im zentralen Bereich die avisierten Flächen teils unmittel-
bar an Waldflächen, was ihre Eignung als Regenbrachvogel-Lebensraum 
stark einschränkt. 
 
Ein bloßes Beibehalten der Grünlandnutzung oder dessen befristete Erhal-
tung stellen keine Aufwertung dar und können insofern nicht als Aus-
gleichsleistung anerkannt werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr 
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dauerhaft zu erbringen jedenfalls für die Dauer der Schädigungen). Dau-
ergrünland kann bereits aufgrund anderer umweltrelevanter und natur-
schutzrechtlicher Vorschriften nicht ohne weiteres zerstört werden. 
 
Anders verhält es sich mit der vorgeschlagenen Umwandlung von Acker- 
in Grünland sowie von Intensiv- in Extensivgrünland. Aber auch auf damit 
würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr erreicht, als diese 
Vögel bereits heute im Bereich der Wapelniederung vorfinden. 
 
Letztlich bleibt auch unklar, wie der 180 ha große Suchraum „Dingenbur-
ger Moor“ durch Maßnahmen auf nur 16 ha ökologisch und funktional so 
aufgewertet  werden soll, dass er in Gänze als Ausweichgebiet betrachtet 
bzw. angerechnet werden kann. Denn es steht nicht zu erwarten, dass 
sich die Flächen von 16 ha durch die beschriebenen Maßnahmen zu ei-
nem „Regenbrachvogel-Eldorado“ entwickelten, die eine derart hohe Qua-
lität besäßen und Attraktivität ausübten, dass sie auf die übrigen, umlie-
genden 164 ha ausstrahlten und diese somit davon profitierten. Damit 
zeichnet sich ab, dass die Ausgleichsflächen die ökologische Funktion der 
in Anspruch genommenen Flächen als Ruhestätte nicht umfänglich wer-
den erfüllen können. 
 
Das vom Gutachterbüro vorgeschlagene Monitoring an sich stellt keine 
vorgezogene Maßnahme dar. Überdies kommt ein Monitoring, z. B. der 
Regenbrachvogelbestände oder des Erfolgs der vorgeschlagenen Maß-
nahmen nur dann in Frage, wenn es als Instrument der Nachsteuerung 
genutzt würde (im Falle z. B. des sich nicht einstellenden Erfolgs der Maß-
nahmen Rückbau von Anlagen, Vergrößerung der Maßnahmenkulisse o. 
Ä.) . 
 
Kurzum: Die geplanten Maßnahmen stellen gegenüber dem vorhandenen 
Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch qualitativ eine 
substantielle Aufwertung dar. 
 
 
5. Zusammenfassung 
 
Die Planungen zur Realisierung  von Windparks in der Wapelniederung im 
Grenzgebiet der Stadt Varel und der Gemeinde Rastede befinden sich 
derzeit noch auf der Ebene der Standortsuche. Ein dafür avisierter Raum -

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Informationen zu den 
avifaunistisch wertvollen Räumen stimmen mit den Angaben der Planun-
terlagen überein. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der vorlie-
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die Wapelniederung südlich von Neuenwege - ist ein Gastvogellebens-
raum von nationaler Bedeutung; In Teilen ist er Gastvogellebensraum von 
landesweiter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das 
Vorkommen des Regenbrachvogels. 
 
Vor dem Hintergrund der Grundsätze für eine Standortsuche und der Prä-
misse einer Risiko- und Konfliktminimierung sollten die im Raum liegenden 
vier Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht gezogen 
werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gastvogellebensraum 
Wapelniederung liegen. 
 
 
 
Losgelöst davon und im Hinblick auf eine potenzielle artenschutzrechtliche 
Betroffenheit des Regenbrachvogels, geht das Gutachterbüro von einer 
Bedeutung der betroffenen Flächen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG für die Art aus. Mit Bau und Betrieb von WEA würden bedeu-
tende Teile der Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische Funktion als 
Rastgebiet / Ruhestätte für die Art verlieren (Verbotstatbestand). 
 
Um den Verbotstatbestand bezüglich des Verlusts der Ruhestätte abzu-
wenden, wurden vom Gutachterbüro einige Überlegungen für „vorgezoge-
ne Ausgleichsmaßnahmen“ im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG angestellt. 
Jedoch sind die skizzierten Maßnahmen nicht überzeugend; sie beruhen 
überwiegend auf unbelegten Annahmen oder ein Erfolg ist gar unwahr-
scheinlich. Die Zweifel betreffen bereits wegen des zu gering gewählten 
Flächenansatzes und einer fraglichen Gebiets- und Maßnahmeneignung. 
 
Zudem sollte geprüft werden, ob sich die Konflikte, die sich in der Wapel-
niederung zwischen Windenergiewirtschaft und Vogelschutz auftun, tat-
sächlich „nur“ auf die Bedeutung des Gebietes als Rastplatz für Regen-
brachvögel beschränken, oder nicht doch, was wahrscheinlich ist, auch 
andere Vogelarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
 
 
 
 

genden Ebene nicht mehr um eine Standortsuche der Gemeinde Rastede 
handelt, sondern um die Umsetzung konkreter Planvorhaben. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. An der Weiterführung der Er-
richtung von Windenergieanlagen wird seitens der Gemeinde Rastede 
festgehalten. Die in der Standortpotenzialstudie ermittelten zwei Potenzial-
flächen, die der vorliegenden Planung zu Grunde liegen, sind für die Ent-
wicklung von Windenergiestandorten geeignet. Die umfangreichen Erfas-
sungen aus naturschutzfachlicher Sicht weisen keine Konfliktlage auf, die 
einer Nutzung zwingend im Wege steht.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und entspricht den Inhalten der 
Verfahrensunterlagen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass in den vorgelegten Verfahrensunterlagen keine vorgezogenen Aus-
gleichsmaßnahmen für den Regenbrachvogel angesprochen oder vorge-
sehen werden.  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie in der artenschutzrechtli-
chen Bearbeitung dargelegt, entstehen bei Umsetzung des Vorhabens 
neben dem Regenbrachvogel artenschutzrechtlich relevante Auswirkun-
gen auf kollisionsgefährdete Arten. Eine ausführliche Darlegung der arten-
schutzrechtlichen Verbote erfolgt im Rahmen der nachfolgenden verbindli-
chen Bauleitplanung. Auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung erfolgt 
im Rahmen des Entwurfes eine Darstellung der Konfliktlagen und ein Auf-
zeigen dazugehöriger Möglichkeiten des Umgangs damit auf nachgestell-
ten ebenen. 
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 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

  

 Das Plangebiet der o. g. Bauleitplanungen besteht aus zwei Teilflächen. 
Teilfläche 1 liegt ca. 250 m nördlich, Teilfläche 2 liegt ca. 250 m südlich 
der L 820 „Spohler Straße“ außerhalb einer gemäß § 4 (2) NStrG festge-
setzten Ortsdurchfahrt. 
 
Die o. g. Bauleitplanungen dienen der Schaffung der planrechtlichen 
Grundlage zur Ausweisung von Flächen für die Errichtung eines Wind-
parks. 
 
Das Plangebiet der Teilfläche 1 soll über einen Anschluss einer neuen 
Gemeindestraße (Planstraße) an die L 820 „Spohler Straße“ erschlossen 
werden. Hierzu wird eine vorhandene private landwirtschaftliche Straße als 
öffentliche Straßenverkehrsfläche gewidmet und entsprechend ausgebaut. 
 
Das Plangebiet der Teilfläche 2 wird an die Gemeindestraße „Vorderweg“ 
angeschlossen, die direkt in die L 820 „Spohler Straße“ einmündet. 
 
Die Belange des Landes Niedersachsen, vertreten durch die Niedersäch-
sische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr – Geschäftsbereich 
Oldenburg (NLStBV - OL), als Straßenbaulastträger der Landesstraße 820 
sind unmittelbar betroffen. 
 
Die NLStBV-OL hatte mit Datum vom 31.08.2016 im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu dem in Paral-
lelaufstellung befindlichen Bauleitplanverfahren der 70. Änderung des 
Flächennutzungsplanes sowie zu dem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf/Heubült“ Stellung genommen. 
 
Eine Abwägung der Gemeinde Rastede liegt vor. Die in meiner Stellung-
nahme gegebenen Anregungen und Hinweise werden im vorliegenden 
Entwurf der o. g. Bauleitplanung zum Teil berücksichtigt. Die Stellungnah-
me hat, soweit sachlich noch zutreffend, weiterhin Bestand. 
 
Folgendes ist zu beachten: 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen sind korrekt.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1. Für den Anschluss der neuen Gemeindestraße ist eine detaillierte 

Straßenfachplanung gemäß den Richtlinien für die Anlage von 
Landstraßen (RAL 2012) durchzuführen. 
 
Eine solche Straßenfachplanung wird gegenwärtig durch das In-
genieurbüro K+R Ingenieure erstellt. 
 
Am 21.08.2018 sind mir hierzu Planunterlagen des Ingenieurbüros 
K+R Ingenieure zur Vorabstimmung zugegangen. Nach erster 
Durchsicht der vorgelegten Unterlagen ist festzustellen, dass diese 
zu vervollständigen sind und zudem weitere Detailabstimmungen 
stattfinden müssen. 
 
Augenscheinlich liegt der geplante Gemeindestraßenanschluss im 
Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes. 
 
Die planungsrechtliche Absicherung der Maßnahme obliegt der 
Gemeinde. 
 

2. Für den Anschluss der neuen Gemeindestraße an die L 820 
„Spohler Straße“ ist vor Baubeginn zwischen der Gemeinde und 
dem Land Niedersachsen (und nicht mit dem Landkreis Ammer-
land) eine Vereinbarung gem. § 34 (1) NStrG abzuschließen. 
 
Die detaillierte Straßenfachplanung gemäß den Richtlinien für die 
Anlage von Landstraßen (RAL 2012) wird Grundlage der Verein-
barung sein.  
 
Die Planung ist nach abgeschlossener Vorabstimmung mit der 
NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem zertifizierten Si-
cherheitsauditoren zu unterziehen. 
 
Nach Fertigstellung der Baumaßnahme sind dem Straßenbaulast-
träger gem. § 35 (3) des NStrG die Mehrkosten zu erstatten. Der 
Ablösungsbetrag für die erforderliche Mehrunterhaltung entspricht 
in etwa den Herstellungskosten der Maßnahme. 
 
Sämtliche Kosten für die Maßnahme sind von der Gemeinde zu 
übernehmen. 
 

Zu 1: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Das Fachbüro wird 
die erforderlichen Abstimmungen mit der zuständigen Behörde durchfüh-
ren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: 
Der Anregung wird gefolgt. Die erforderliche Vereinbarung wird die Ge-
meinde Rastede mit dem Landkreis Ammerland vor Baubeginn abschlie-
ßen. Die für diese Vereinbarung erforderlichen Ausbauplanungen werden 
der NLStBV-OL zur Überprüfung vorgelegt. Die Planung wird nach erfolg-
ter Vorabstimmung mit der NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem 
zertifizierten Sicherheitsauditoren unterzogen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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3. Es werden keine konkreten Aussagen zum weiteren Transportweg 

der Material- und Anlagentransporte gemacht. 
 
Gemäß vorliegender Abwägung der Gemeinde Rastede wurde ei-
ne Anfahrtsprüfung durchgeführt, in der die für die Erschließung 
erforderlichen Maßnahmen dargestellt werden.  
 
Diese Anfahrtsprüfung ist der NLStBV – OL bisher nicht bekannt. 
 
Ich bitte um Vorlage einer Fahrtwegprüfung.  

 
Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung über die Abwägung meiner vor-
getragenen Anregungen und Hinweise. 
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der 
Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung von zwei Ablich-
tungen der gültigen Bauleitplanungen. 
 

Zu 3: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wurde ein Anfahrtsprüfung 
durchgeführt. Hierzu gibt es eine schriftliche Dokumentation, in der für die 
Erschließung erforderliche Maßnahmen festgehalten sind. Diese Anfahrts-
prüfung wird der Fachbehörde zur Verfügung gestellt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

  

 Aus Sicht des Fachbereiches Bauwirtschaft wird zu o.g. Vorhaben wie 
folgt Stellung genommen:  
 
Im Untergrund des Planungsgebietes sind uns keine löslichen Gesteine 
bekannt. Es besteht keine Erdfallgefahr (Gefährdungskategorie 0 gemäß 
Erlass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfall-
gefährdeten Gebieten" vom 23.2.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Bei Bau-
vorhaben im Planungsbereich kann daher bezüglich der Erdfallgefährdung 
auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen verzichtet werden.  
 
Nach den uns vorliegenden Unterlagen (Kartenserver des LBEG) steht im 
Planungsbereich setzungsempfindlicher Baugrund an. Es handelt sich 
hierbei um anthropogene Auffüllungen, Torf, Mudde, Schlick und Locker-
gesteine mit sehr geringer Steifigkeit.  
 
Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rah-
men der Baugrunderkundung zu prüfen und festzulegen.  

  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis. Eine Baugrunderkundung (Geotechnische 
Bericht Stand Juli 2016, Ingenieurgeologie Dr. Lübbe) mit entsprechenden 
Hinweisen zur Gründung liegt bereits vor. Demnach ist eine Gründung der 
WEA bei entsprechender Bauweise möglich. 
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Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen 
Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen 
der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-1/NA:2010-
12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN 
EN 1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und 
nationalem Anhang DIN EN 1997-2/NA:2010-12 vorgegeben. Vorabinfor-
mationen zum Baugrund können dem Internet-Kartenserver des LBEG 
(www.lbeg.niedersachsen.de) entnommen werden.  
 
Diese Stellungnahme ersetzt keine geotechnische Erkundung des Bau-
grundes.  
 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen 
unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht.  
 

 Bundesnetzagentur 
Fehrberlliner Platz 3 
10707 Berlin 
 

  

 Auf der Grundlage der von Ihnen zur Verfügung gestellten Angaben habe 
ich eine Überprüfung des angefragten Gebiets durchgeführt. Der beigefüg-
ten Anlage können Sie die Namen und Anschriften der in dem ermittelten 
Koordinatenbereich tätigen Richtfunkbetreiber entnehmen. Durch deren 
rechtzeitige Einbeziehung in die weitere Planung ist es ggf. möglich, Stö-
rungen des Betriebs von Richtfunkstrecken zu vermeiden. 
 
Gemäß § 16 Abs. 4 Satz 2 BDSG weise ich darauf hin, dass Sie nach § 16 
Abs. 4 Satz 1 BDSG die in diesem Schreiben übermittelten personenbe-
zogenen Daten grundsätzlich nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen 
dürfen, zu dessen Erfüllung sie Ihnen übermittelt werden. 
 
Ich empfehle Ihnen, die Informationen zur Bauleitplanung im Zusammen-
hang mit Richtfunkstrecken sowie die zusätzlichen Hinweise auf der Inter-
netseite der Bundesnetzagentur 
www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung im weiteren Verfahren zu be-
rücksichtigen. 
 
Sollten Ihrerseits noch Fragen offen sein, so steht Ihnen für Rückfragen 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Richtfunktrassenbe-
treiber haben im Rahmen der Planung eine eigene Stellungnahme abge-
geben. Dieser Stellungnahme wurde eine Abwägung gegenüber gestellt, 
die Richtfunktrassenbetreiber wurden somit im Rahmen der Planung und 
der Abwägung berücksichtigt. 
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die Bundesnetzagentur, Referat 226 (Richtfunk), unter der o. a. Telefon-
nummer zur Verfügung. 
 
Betreiber von Richtfunkstrecken 

Eingangsnummer 23369 
Für Baubereich: Rastede, Landkreis Ammerland 

Gebiete 1: Wapel (WEA1 und 2) 
Planrechteck im ermittelten 
Koordinaten-Bereich 
(WGS 84 in Grad/Min./Sek.): 

NW: 8E0825 53N2019 
SO: 8E0904 53N2000 

 
Betreiber und Anschrift: 
Es sind derzeit keine Betreiber von Richtfunkstrecken im Prüfgebiet tätig. 
 
Betreiber von Richtfunkstrecken 

Eingangsnummer 23369 
Für Baubereich: Rastede, Landkreis Ammerland 

Gebiet 2: Birkhauser Bäke (WEA 
3, 4, 5) 

Planrechteck im ermittelten 
Koordinaten-Bereich 
(WGS 84 in Grad/Min./Sek.): 

NW: 8E0858 53N1948 
SO: 8E0918 53N1922 

 
Betreiber und Anschrift: 

Deutsche Telekom 
Technik GmbH, Zent-
ralbetrieb Technik 

Ziegelleite 2-4 
 

95448 Bayreuth 

Ericsson Services 
GmbH 

Prinzenallee 21 40549 Düsseldorf 
 

 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr 
Fontainegraben 200 
53123 Bonn 
 

  

 An den von der Bundeswehr erteilten Informationen, welche in ihre Abwä-
gungsergebnisse eingeflossen sind, wird weiter festgehalten. Referenzen 
zur Ausrichtung künftiger Windenergieanlagen sind erfolgt. Bitte stellen 
Sie ihre Anträge auf Errichtung von Windenergieanlagen nach Bun-

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die erforderlichen Anträge zur 
Errichtung der Windenergieanlagen werden bei der zuständigen Geneh-
migungsbehörde gestellt. 
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desimmissionsschutzgesetz über die zuständigen Genehmigungsbehör-
den. 
 
 

 Deutsche Telekom Technik GmbH 
Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth 
 

  

 Vielen Dank für Ihr Schreiben vom 20.07.2018.; 70. Änderung des Flä-
chennutzungsplans "Windenergie Wapeldorf/Heubütt" und Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.11 mit örtlichen Bauvorhaben.  
Aktenzeichen: 1.20/Planung 
 
Die Planungszone Wapel oberhalb des Modelflugplatzes ist frei von Richt-
funk. Aber in der oberen Spitze der Planungszone am Bekhauser Bäke 
verläuft unsere Richtfunkstrecke HH0746-HH1448. 
 
Um das Funkfeld nicht zu beeinträchtigen muss ein Abstand von 25m 
rechts und links der Richtfunktrasse eingehalten werden. Es ist noch ein 
Bild beigefügt in dem alle Richtfunkstrecken, die im Bereich er Gemeinde 
Rastede verlaufen, dargestellt sind. 
 
Wir bitten Sie, dies in bei der Standortplanungen zu berücksichtigen. 
 
In der Anlage "WP Wapeldorf_Trassenschutz Report" finden Sie in der 
Datei „Trassendaten.csv“ die Daten der beschriebenen Richtfunkstrecke. 
 
Die beigefügten Shapes sind im Koordinatensystem WGS84 und können 
in ein GeoDaten Programm geladen werden. 
 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die genannten Richtfunkt-
rassen verlaufen alle in einem ausreichenden Abstand zu den geplanten 
Windenergieanlagenstandorten, so dass es zu keiner Beeinträchtigung 
kommt. 
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Die Telekom hat auch bei der Fa. Ericsson Services GmbH weitere Verbin-
dungen angemietet. Die Daten dieser Strecken stehen uns leider nicht zur 
Verfügung.  
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Wir weisen darauf hin, dass diese Stellungnahme nur für Richtfunkverbindun-
gen des Telekom – Netzes gilt. Bitte beziehen Sie, falls nicht schon gesche-
hen, die Firma Ericsson Services GmbH, in Ihre Anfrage ein. 
 

 TenneT TSO GmbH 
Bernecker Straße 70 
95448 Bayreuth 
 

  

 Stellungnahme vom 25.06.2016 (Herr Legler) behält weiterhin ihre Gültig-
keit. 
 
Wir bitten Sie, uns an diesem Verfahren auch weiterhin zu beteiligen. 
 
Stellungnahme vom 25.06.2016: 
Der von ihnen geplante Windpark befindet sich südlich unserer obigen 
Höchstspannungsfreileitung (380-kV-Leitung Unterweser - Conneforde, 
Mast 63 - 66 (LH-14-302). Bei Ihrer weiteren Planung sind nach der DIN 
EN50341-1 die folgenden Punkte zu berücksichtigen: 
 
 
Zwischen Windenergieanlagen und Freileitungen unserer Gesellschaft 
sind folgende horizontale Mindestabstände zwischen Rotorblattspitze in 
ungünstigster Stellung und äußerstem ruhenden Leiter einzuhalten: 
 
Nach DIN EN 50341-2-4 (VDE 0201-2): 2015-05 (Entwurf} sind zwischen 
dem äußersten ruhenden Leiter der Freileitung und der Turmachse der 
Windenergieanlage mindestens folgende Abstände einzuhalten: 
 
αWEA = 0,5 x DWEA + αRaum + αLTG  
 
Dabei ist  

 αWEA der waagerechte Abstand zwischen äußerstem ruhendem 
Leiter der Freileitung und Turmachse der Windenergieanlage, 
 

 DWEA der Durchmesser des Rotors der Windenergieanlage, 
 αLTG der waagerechte spannungsabhängige Mindestabstand (> 

110-kV = 30 m) und 
 αRaum der Arbeitsraum für Montagekrane für Errichtung und be-

triebsbedingte Arbeiten an der Windenergieanlage (liegen für den 

  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Abstand zwischen der bestehenden Freileitung und der nächstgelege-
nen geplanten Windenergieanlage beträgt rund 400 m (etwa das Vierfache 
des Rotordurchmessers). Gemäß der nebenstehenden Formel ist ein Min-
destabstand von 96,3 m erforderlich. Dieser Abstand wird auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung deutlich eingehalten.  
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Arbeitsraum aRaum keine Angaben vor, kann ein Wert von 25 m 
angenommen werden). 

 
Ist der Abstand zwischen der Freileitung und der Windenergieanlage klei-
ner als 3 x Rotordurchmesser, ist zu prüfen, ob die Seile der Freileitung in 
der Nachlaufströmung der Windenergieanlage liegen. 
 
Wenn sichergestellt ist, dass die Freileitung unterhalb der Nachlaufströ-
mung der Windenergieanlage liegt und der Mindestabstand zwischen der 
Rotorblattspitze in ungünstigster Stellung und dem äußeren ruhenden 
Leiter > 1x Rotordurchmesser beträgt, kann auf die schwingungsdämpfen-
den Maßnahmen verzichtet werden. 
 
Zur detaillierten Bearbeitung ist uns die Lage der Windenergieanlagen 
(Koordinaten) sowie die Standorte mit N.N.-Angaben anzugeben. 
 
Zu Ihrer Information erhalten Sie Bestandspläne, aus denen Sie den Lei-
tungsverlauf entnehmen können. 
 
Nur bei Einhaltung der vorgenannten Punkte bestehen gegen eine even-
tuelle Durchführung keine Bedenken. 
 
An der weiteren Planung, spätestens beim Baugenehmigungsverfahren 
bitten wir Sie uns zu beteiligen. 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Koordinaten sind den 
Planunterlagen vom vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu entnehmen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Bezirksstelle Oldenburg – Nord 
Im Dreieck 12 
26122 Oldenburg 
 

  

 Im Rahmen der 70. Flächennutzungsplan-Änderung werden zwei Sonder-
gebiete im Bereich Heubült und Wapeldorf mit der Zweckbestimmung 
Windenergie (SO WEA) dargestellt. In den beiden Sondergebieten sind 
insgesamt 5 Windenergieanlagen geplant. 
 
Außerhalb des Plangebietes werden für die vorliegende Planung ca. 10 ha 
landwirtschaftliche Nutzflächen für Kompensationsmaßnahmen bean-
sprucht. Die externe Kompensation soll in der Gemarkung Jade, Gemein-

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und darauf hingewiesen, dass 
für die vorliegende Planung lediglich ein Kompensationsbedarf von insge-
samt 9,6 ha benötigt wird.  
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de Jade im Landkreis Wesermarsch erfolgen.  
 
Wir gehen davon aus, dass die Inanspruchnahme von landwirtschaftlich 
genutzten Flächen für die die Kompensationsmaß-nahmen in enger Ab-
stimmung mit den Bewirtschaftern vor Ort erfolgt und nicht zu betrieblichen 
Engpässen führt.  
 
 
 
Aus allgemeiner landwirtschaftlicher Sicht bestehen grundsätzlich keine 
Bedenken gegen die o.g. Bauleitplanung. 
 

 
 
Eine Sicherung von Kompensationsflächen ist nur mit Einverständnis der 
Landeigentümer und durch langfristige vertragliche Regelungen möglich. 
Dabei wird sichergestellt, dass die Nutzung der Flächen dem Kompensati-
onsziel nicht widerspricht. Die geltenden Nutzungsbedingungen und Be-
wirtschaftungsauflage sind dem Landeigentümer und dem jeweiligen 
Pächter der Kompensationsflächen bekannt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorgesehenen Kompensa-
tionsmaßnahmen entstehen den Belangen des angrenzenden landwirt-
schaftlichen Betriebes nicht entgegen. 
 

 Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 

  

 In unserem Schreiben vom 25.08.2016- Tia-456 /16/Sa/sbe- haben wir 
bereits eine Stellungnahme zu dem oben genannten Vorhaben abgege-
ben. 
 
Bedenken und Anregungen werden daher, soweit unsere damaligen Hin-
weise beachtet werden, nicht mehr vorgetragen. 
 
Stellungnahme vom 25.08.2016 
Wir haben die Aufstellung des oben genannten Bebauungsplanes zur 
Kenntnis genommen. Lediglich im Bereich der Zuwegung befinden sich 
Versorgungsanlagen des OOWV. 
 
Bei der oben genannten Planung ist auf die Versorgungsanlagen des 
OOWV Rücksicht zu nehmen. Die Versorgungsanlagen dürfen, außer in 
den Kreuzungsbereichen, nicht mit einer geschlossenen Fahrbahndecke 
überbaut werden. Die vorhandenen Leitungen müssen eine frostfreie 
Überdeckung von mindestens 1,0 m behalten. Der seitliche Sicherheitsab-
stand zur Leitungsachse muss mindestens 3,0 m zu beiden Seiten der 
Leitung betragen. 
 
Um Beachtung des DVGW Arbeitsblattes W 400-1wird gebeten. 
 
Im Hinblick auf den der Gemeinde obliegenden Brandschutz (Grund-

  
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die genaue Lage der Leitung wird im Rahmen der Erschließungsarbeiten 
berücksichtig. Die Erschließung erfolgt in Abstimmung mit dem OOWV. 
Die geltenden Normen werden im Rahmen der Ausführungsplanung be-
rücksichtigt. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen  
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schutz) weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass die Löschwasservorhal-
tung kein gesetzlicher Bestandteil der öffentlichen Wasserversorgung ist. 
Die öffentliche Wasserversorgung als Aufgabe der Daseinsvorsorge wird 
durch die gesetzlichen Aufgabenzuweisungen des Niedersächsischen 
Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) nicht berührt, sondern ist von der 
kommunalen Löschwasserversorgungspflicht zu trennen. 
 
Eine Pflicht zur vollständigen oder teilweisen Sicherstellung der Lösch-
wasserversorgung über das öffentliche Wasserversorgungsnetz (leitungs-
gebunden) besteht durch den OOWV nicht. Allerdings können im Zuge der 
geplanten Rohrverlegungsarbeiten Unterflurhydranten für einen anteiligen 
Löschwasserbezug eingebaut werden. Lieferung und Einbau der Feuer-
löschhydranten regeln sich nach den bestehenden Verträgen. Wir bitten, 
die von Ihnen gewünschten Unterflurhydranten nach Rücksprache mit 
dem Brandverhütungsingenieur in den genehmigten Bebauungsplan ein-
zutragen. 
 
Da unter Berücksichtigung der baulichen Nutzung und der Gefahr der 
Brandausbreitung unterschiedliche Richtwerte für den Löschwasserbedarf 
bestehen (DVGW-Arbeitsblatt W 405), ist frühzeitig beim OOWV der mög-
liche Anteil (rechnerischer Wert) des leitungsgebundenen Löschwasseran-
teils zu erfragen, um planungsrechtlich die Erschließung als gesichert an-
erkannt zu bekommen. 
  
Evtl. Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten können nur zu Lasten des Ver-
anlassers oder nach den Kostenregelungen bestehender Verträge durch-
geführt werden. 
 
 
 
Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsanlagen in dem anliegen-
den Lageplan ist unmaßstäblich. Die genaue Lage der Leitungen gibt 
Ihnen der Dienststellenleiter Herr Kaper von unserer Betriebsstelle in Wes-
terstede, Telefon 04488 845211, in der Örtlichkeit an. 
 
Nach endgültiger Planfassung und Beschluss als Satzung wird um eine 
Ausfertigung eines genehmigten Bebauungsplanes gebeten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Ausführungs-
planung wird es Abstimmungen mit dem OOWV geben. Sollten Umle-
gungsarbeiten erforderlich werden, so sind die Kosten hierfür vom Wind-
parkbetreiber zu übernehmen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die genaue Lage der Leitungen 
wird abgefragt und im Rahmen der Ausführungsplanung berücksichtigt. 
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 Bürger 1 (BUND KG Ammerland):   
 Für die Zusendung der Unterlagen zu den o. g. Vorhaben bedanken wir 

uns. Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zu den im Betreff genann-
ten Verfahren der Gemeinde Rastede geben wir im Namen des Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Nieder-
sachsen e.V., Goebenstraße 3a, 30161 Hannover, vertreten durch den 
Vorstand, und der BUND Kreisgruppe Ammerland, Zu den Wischen 5, 
26655 Westerstede, vertreten durch den Vorstand, folgende Stellungnah-
me ab. 
 
Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 19.09.2016 dargestellt, halten 
wird insbesondere die Standorte Lehmdermoor und Wapeldorf/Heubült 
aus naturschutzfachlichen Gründen für die Errichtung von Windenergiean-
lagen für vollkommen ungeeignet und schädlich. Wir halten es deshalb für 
geboten, von diesem Standorten Abstand zu nehmen. 
 
Ansonsten schließen wir uns vollumfänglich der Stellungnahme des NABU 
Rastede vom 21.08.2018 an und machen sie auch für uns zu Eigen. 
 
(Die Stellungnahme des NABU Rastede vom 21.08.2018 inklusive vier 
weiteren Anlagen ist weiter unten in dieser Tabelle unter „Bürger 2“ abge-
druckt). 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde kann bei der 
vorliegenden Planung keine Nicht-Eignung oder Schädigungen von Rech-
ten Dritter erkennen. Die Planung beruht auf den aktuellen Rechtsgrundla-
gen und fachlich anerkannten Bewertungsgrundlagen. Aus diesem Grund 
hält die Gemeinde an der vorliegenden Planung fest. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf die nachfolgende Ab-
wägung zu der Stellungnahme des NABU verwiesen. 

 Bürger 2 (NABU Rastede):   
 Stellungnahme zur 70., 71. und 72. Änderung des Flächennutzungs-

planes und der vorhabenbezogenen Bebauungspläne 11, 12 und 13 
der Gemeinde Rastede 
 
Hiermit nehmen der NABU Niedersachsen e.V., der NABU Oldenburger 
Land e.V. und der NABU Rastede zur 70., 71. und 72. Änderung des 
Flächennutzungsplanes und der vorhabenbezogenen Bebauungspläne 11, 
12 und 13 der Gemeinde Rastede wie folgt Stellung: 
 
Zunächst möchten wir uns für die Übersendung der gedruckten Ausferti-
gung unserer Eingabe aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und 
der aktuellen Maßnahmen-CD bedanken! Wie schon in der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung von uns vorgetragen, hat die Gemeinde Rastede 
mit den Änderungen ihres Flächennutzungsplanes und der entsprechen-
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den vorhabenbezogenen Bebauungspläne, mit denen sie den Bau und 
den Betrieb von Windenergieanlagen (WEA) in Rastede-Wapeldorf, -
Bekhausen sowie -Delfshausen ermöglichen will, im Rahmen ihrer Abwä-
gungen zur Flächennutzungsplanung grundsätzlich dafür Sorge zu tragen, 
dass durch Bau und Betrieb von WEA keine artenschutzrechtlichen Verbo-
te gem. § 44 BNatSchG verletzt werden. Im Folgenden wird von uns ge-
prüft, ob die naturschutzfachlichen und rechtlichen Voraussetzungen für 
die vorgesehenen Maßnahmen ausreichen oder es zu Kollisionen mit dem 
Naturschutzrecht kommt. 
 
Zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans „Windeneregie Wapel-
dorf/Heubült“ und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans 11: 
In den Abwägungsvorschlägen 2018 (Diekmann & Mosebach, S. 47) wird 
davon gesprochen, dass die „Standortpotenzialstudie für Windparks“ des 
Planungsbüros Diekmann & Mosebach „bezogen auf die vorliegende Pla-
nung keine Relevanz entfaltet habe“. Das ist nachweislich falsch. In der 
Begründung zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans vom Januar 
2018 (Diekmann & Mosebach) wird unter 3.4 folgendes zitiert: „Die Stand-
ortwahl zur bauleitplanerischen Vorbereitung eines weiteren Windparks im 
Gemeindegebiet von Rastede im Rahmen der 70. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ erfolgt auf Grundlage 
der Standortempfehlungen der „Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede“ (Diekmann & Mosebach, März 2016 und 
Aktualisierung Oktober 2016) die anlässlich der regional anhaltenden 
Nachfrage nach neuen Standorten für die Erschließung von Windparks 
erarbeitet wurde“.  
 
Wie aus diesem Gutachten und den im Weiteren noch behandelten vor-
habenbezogenen Bebauungsplänen (VBB) mit Umweltbericht eindeutig 
hervorgeht, sind die gesamten Plangebiete 1.1 und 1.2 („Rastede Nord“) 
Gastvogel-Lebensraum von nationaler Bedeutung, die Plangebiete 2.1 und 
2.2 („Bekhausen Nord“) Gastvogel-Lebensraum von landesweiter Bedeu-
tung. Außerdem sind die Plangebiete gem. RROP des Landkreises Am-
merland tlw. als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft bzw. als Vorsor-
gegebiet für Grünlandbewirtschaftung gekennzeichnet.  
 
Im Rahmen von avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt 
(SINNING 2013 u. DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der zitierte Abwägungsvorschlag bezieht sich lediglich auf die Tatsache, 
dass die Standortpotenzialstudie nicht Bestandteil der Verfahrensunterla-
gen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 ist. Hingegen ist sie 
Bestandteil der Unterlagen zur 70. Änderung des Flächennutzungsplanes 
und damit selbstverständlich Grundlage der Standortdarstellung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wurde 2016 eine gesonderte 
Untersuchung zum Regenbrachvogel durchgeführt, 2017 wurde ergänzend 
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MOSEBACH 2016), dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem 
Herrenmoor im Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade 
im Osten sowie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvö-
geln als Rast- und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Ge-
biet sowohl im Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 2013) im 
westlichen Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEKMANN & 
MOSEBACH 2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung.  
 
Die Untersuchungen entsprachen zwar dem vorgeschriebenen Maß für 
Gastvogeluntersuchungen bei Planungen und Vorhaben entsprechend 
NLT 2014, die Datenbasis muss insgesamt dennoch als etwas „dünn“ 
bezeichnet werden. Fachliche Vorgaben sehen vor, dass u. a. die Gastvo-
gelbestände im Planungsgebiet für ein Jahr im wöchentlichen Turnus zu 
erfassen sind (NLT 2014). Regenbrachvögel ziehen im Binnenland Nie-
dersachsens im Frühjahr in einem kurzen Zeitfenster von Anfang April bis 
zum 2. Maidrittel (sechs Wochen) sowie nach der Brutzeit von Anfang Juli 
bis Anfang September (10 Wochen) durch (ZANG 19951). Dies entspricht 
einer Gesamtzeit von 16 Wochen, knapp einem Drittel eines Jahres. Im 
Zeitraum von etwa 115 Tagen, an denen Regenbrachvogel-Vorkommen 
damit in etwa möglich sind, fanden somit lediglich 16 Zählungen statt (13,9 
%). 
 
 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14 % Abdeckung als stichpro-
benartig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände 
ermittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung 
liegen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere 
Frequenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbil-
dender Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmä-
ßig (alljährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufweisen 
würde. Vor diesem Hintergrund konstatieren (KRÜGER et al. 20132), dass 
einjährige Untersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fach-
lich akzeptabel sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchs-
ten Wertstufen auch bei „nur“ einmaligem Erreichen zu Grunde gelegt 
werden müssen (als vorläufige Bewertung, ansonsten gilt für die Bewer-
tung von Gastvogellebensräumen die Vorgabe, dass Schwellenwerte in 
der Mehrzahl der untersuchten Jahre, z. B. in dreien der letzten fünf, über-
schritten werden müssen (KRÜGER et.al.2013). Für Relativierungen je-

der Frühjahrsdurchzug erfasst. Diese Untersuchungen sind Bestandteil der 
öffentlich ausgelegten Unterlagen (Anlagen Nr. 6 und Nr. 7 zum Umwelt-
bericht). Es wurde 2016 an 30 regulären Terminen erfasst, 2017 an weite-
ren 14 Terminen. Zusätzlich fließen weitere Daten von rastenden bzw. 
überfliegenden Regenbrachvögeln, die im Rahmen der Raumnutzungsun-
tersuchungen am Seeadler 2016 und 2017 anfielen, in diese Berichte mit 
ein. Somit liegt eine umfangreiche Datenbasis vor. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die notwendigen avifaunistischen Gutachten, die für eine Beurteilung 
der Auswirkungen des Vorhabens auf die Fauna herangezogen wurden, 
vollständig den Verfahrensunterlagen zum Bauleitplanverfahren im Bereich 
Wapeldorf-Heubült beigefügt waren. Die Datenbasis (Erfassungen im wö-
chentlichen Turnus) entspricht dem Leitfaden Artenschutz zum nieder-
sächsischen Windenergieerlass für Gastvogelerfassungen im Rahmen 
von Windparkplanungen, dort sind mindestens 14-tägige bis wöchentliche 
Erfassungen gefordert. Wie im Weiteren in der Stellungnahme ausgeführt 
wird, ist dieser Standard bei Eingriffsplanungen fachlich akzeptabel. Er 
wird allgemein angewendet und ist deshalb nicht als „dünn“ zu bezeichnen. 
Ergänzt wurden die durchgeführten Untersuchungen mit Sondererfassun-
gen des Regenbrachvogels in 2016 und 2017 durch das Büro Handke, um 
mehr Informationen zu dem Vorkommen, den bevorzugten Aufenthaltsor-
ten und dem Zugverhalten des Regenbrachvogels zu erhalten.  
 
Die zitierte Regelung im Rahmen des Gastvogel-Bewertungsverfahrens 
nach KRÜGER et al. (2013) ist im Rahmen der vorliegenden Eingriffspla-
nung anzuwenden und wurde entsprechend auch angewendet, wie aus 
den Unterlagen zu ersehen ist, somit gilt also bereits die einmalig erreichte 
nationale Bedeutung für Teile der Wapelniederung, zumindest gemäß 
Bewertungsverfahren als sog. „vorläufige“ Bewertung. Bei den gesonder-
ten Regenbrachvogel-Erfassungen 2016 wurden im nördlichen Teilbereich 
des Geltungsbereiches mehrere Trupps mit max. landesweiter Bedeutung 
nachgewiesen, im südlichen Teilbereich gab es keine Nachweise. 2017 
wurde im nördlichen Teilbereich des Geltungsbereiches 4x lokal und 1x 
regional bedeutsame Trupps und südlichen Teilbereich je 1x regional und 
landesweit bedeutsame Trupps festgestellt. 
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denfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrachvogel Bestände von 
nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) als auch 2013 
(DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal registriert worden 
seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Rede stehenden 
Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogellebensraum 
nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weiterer Untersu-
chungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapelniederung so-
wie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil erreichen im-
merhin noch landesweite Bedeutung. 
 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentlichste Faktor, die mögli-
chen Konflikte und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu umgehen. Von dem Bau von WEA sollten 
deshalb Gebiete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besonde-
re Bedeutung für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren 
Funktionen oder Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört 
oder erheblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die 
Einhaltung bestimmter Abstände zu diesen Gebieten. Die Windparkpoten-
tial-Fläche „Rastede Nord“, befindet sich in einem solchen Bereich. Ferner 
liegt die Potenzialfläche „Bekhausen-Nord“ in einem Bereich mit landes-
weiter Bedeutung. Hinsichtlich der Gebietsbewertungen bei avifaunistisch 
bedeutenden Brut- und Gastvogellebensräumen sind zunächst zwei Quel-
len von Bedeutung. Zum einen handelt es sich um die Arbeitshilfe „Natur-
schutz und Windenergie. Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege bei Standortplanung und Zulassung von 
Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2014)“ des Niedersächsischen 
Landkreistages – kurz NLT-Papier (NLT 2014) – und zum anderen um die 
„Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogel-
lebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten“ der Länderar-
beitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 20143). In beiden 
Papieren ist der fachliche Rahmen für die Planung und Genehmigung von 
Windparks in der Nähe von Vogellebensräumen dargelegt.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse.  
Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrach-
vogel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch weder in den NLT-
Empfehlungen noch dem LAG-VSW-Papier als windkraftsensible Art ent-
halten. Neben den beiden genannten Fachpapieren liegt für Niedersach-
sen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergieerlass zum 
Thema Windkraft vor, der für diejenigen Behörden verbindlich anzuwen-
den ist, soweit sie als Immissionsschutz- und Bauaufsichtsbehörden, Na-
turschutzbehörden oder sonstige nachgeordnete Behörden bei der Ge-
nehmigung und Überwachung von Windenergieanlagen tätig werden. 
Auch in diesem Erlass ist eine Auflistung von WEA-empfindlichen Vogelar-
ten enthalten, für die artspezifische Empfehlungen für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze gege-
ben werden. In dieser Liste der WEA-sensiblen Vogelarten ist der Regen-
brachvogel ebenfalls nicht aufgeführt, wobei der Hinweis enthalten ist, 
dass die Liste nicht als abschließend zu betrachten ist. Ebenfalls sind 
avifaunistisch wertvolle Bereiche bzw. national bedeutsame Vogellebens-
räume auch nicht in den gemäß Tab. 3 „Überblick zu harten Tabuzonen“ 
des Windenergieerlasses von Windenergie freizuhaltenden Gebieten ent-
halten (S. 209f). In Kapitel 2.10 „Weiche Tabuzonen“ des WEE wird aus-
gesagt, dass eine ungeprüfte, unbegründete Übernahme pauschaler Min-
destabstände aus anderen Plänen, Arbeitshilfen oder anderen Quellen 
nicht zulässig ist (S. 193). Um solche pauschalen Mindestabstände han-
delt es sich jedoch bei den in beiden genannten Papieren aufgeführten 
Abständen.  
Nichtsdestotrotz wurde aus Vorsorgegesichtspunkten im Umweltbericht 
ein Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen Brachvogels 
durchgeführt und entsprechende Maßnahmen (Beantragung einer arten-
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Wertvolle Vogellebensräume und Zugwege sollten von WEA frei gehalten 
werden (Hötger et. al. 2004, GLOVE et al. 2013, NLT 2014, LAG-VSW 
2014); übrigens nicht nur in Deutschland oder in Europa, sondern überall 
auf der Welt (z. B. COMMONWEALTH OF AUSTRALIA 2015). Dieser 
elementare Grundsatz hat seine Berechtigung. So kommt es nicht überra-
schend im Fall der Wapelniederung zu einem Konflikt bzw. zur Überlage-
rung von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete entlang von Flüssen 
mit ihrem offenen Landschaftsbild und i.d.R. hohen Grünlandanteilen sind 
für viele Wasser- und Watvogelarten von großer Bedeutung als Brut- und/ 
oder Gastvogellebensraum. 
 
Neben den beiden o. g. Fachpapieren liegt für Niedersachsen ein Erlass 
zum Thema Windkraft vor (Niedersächsischer Windenergieerlass, am 
25.02.2016 in Kraft getreten). Dieser betont vor allem den Weg der Einzel-
fallprüfung bzw. die Überprüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände, wobei zwangsläufig fachlich getragene, lebensraumbezogene 
Ansätze in den Hintergrund treten. 
 
Gleichwohl bringt der Erlass bei den WEA-empfindlichen Vogelarten art-
spezifische Empfehlungen für die Planungsebene für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze. Be-
dauerlicherweise ist die Liste der WEA-sensiblen Vogelarten im Erlass 
unvollständig, so fehlt z. B. der Regenbrachvogel. Dies nicht deswegen, 
weil die Art Windenergieanlagen tolerieren würde, sondern die Art ist in 
Niedersachsen sehr selten und der Erlass nicht auf alle Einzelfälle ausge-
legt. Der ökologisch verwandte Große Brachvogel indes ist enthalten, kann 
stellvertretend betrachtet werden. Für diesen werden Prüfradien von 500 
m und 1.000 m um WEA genannt. Das Einhalten der empfohlenen Ab-
stände indiziert das Fehlen eines relevanten Tötungs- oder Störungsrisi-

schutzrechtlichen Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG, FCS-Maßnahmen) 
vorgesehen, was aber nicht heißt, dass Verdrängungseffekte mehr als 
wahrscheinlich oder sogar vorauszusetzen wären. Vielmehr können solche 
lediglich nicht ausgeschlossen werden. Dies entspricht dem Ansatz der 
sogenannten „überschießenden Ausnahme“ (vgl. „Hinweise zu arten-
schutzrechtlichen Ausnahmen vom Tötungsverbot bei windenergieemp-
findlichen Vogelarten bei der Bauleitplanung und Genehmigung von Wind-
energieanlagen“, Ministerium für ländlichen Raum und Verbraucherschutz, 
Baden Württemberg). Zu begründen ist dieses Vorgehen damit, dass Ge-
spräche mit dem Landkreis Ammerland in Bezug auf das artenschutz-
rechtliche Vorgehen geführt worden sind. Aus Gründen der vom Landkreis 
gesehenen höheren Rechtssicherheit wurde der Weg der „überschießen-
den Ausnahme“ für die Planungen im Gemeindegebiet Rastede mit der 
dazugehörigen Darstellung der Ausnahmen für einzelne Arten vorgesehen 
und in den Unterlagen dargestellt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie oben erwähnt, wurde ein Analogieschluss in Bezug auf den Umgang 
mit dem Regenbrachvogelvorkommen vorgenommen.  
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kos, d. h. bei Einhaltung der entsprechenden Empfehlungen wird im Re-
gelfall ein Eintritt der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 u. 2 BNatSchG 
vermieden. 
 
Über den Regenbrachvogel und seine Sensitivität gegenüber Windkraftan-
lagen ist wenig bekannt. Hierbei ist hilfreich, die alternativ für den Großen 
Brachvogel ermittelte Abstandswerte heranzuziehen. Große Brachvögel 
verunglückten nachweislich dreimal in Deutschland und siebenmal im 
übrigen Europa an WEA (DÜRR 2015a, b11). Hieraus ergibt sich – wie 
beim Regenbrachvogel – zunächst keine erhöhte Betroffenheit. Allerdings 
spiegelt die Anzahl der Fundmeldungen in der Schlagopferkartei lediglich 
die Erfassungsintensität und Meldebereitschaft wider, nicht jedoch das 
Ausmaß des Problems (DÜRR 2016). So liegen immer noch zu wenig 
systematische Untersuchungen zum Vogelschlag vor, die zentrale Fund-
kartei stellt lediglich Zufallsfunde zusammen. Letztlich bedeutet dies, dass 
das artenschutzrechtliche Tötungsverbot aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
sehr wohl durchaus erfüllt sein könnte, da die zusätzlich zur natürlichen 
Sterblichkeit auftretende betriebsbedingte Mortalität das „allgemeine Le-
bensrisiko“ der Individuen übersteigen kann. Hinsichtlich des Meideab-
standes von Großen Brachvögeln wurden von HÖTKER (2006) 25 Studien 
mit entsprechenden Angaben gefunden, die jedoch an anderen Anlagen-
typen erhoben wurden, heterogenes Untersuchungsdesign besaßen und 
auch deutliche Qualitätsunterschiede aufweisen. Der mittlere minimale 
Abstand von Großen Brachvögeln außerhalb der Brutzeit betrug 222 m 
(Spanne: 50-650 m) bei erheblicher Standardabweichung (als Maß der 
Streuung) von +/- 178 m (HÖTKER 2006, GOVE et al. 2013) bezifferten 
nach umfangreicher Literaturauswertung für rastende/durchziehende Wat-
vögel den Bereich vollständiger Meidung um WEA vorsorglich auf etwa 
300 m, den Störbereich auf etwa 600 m. Als Vorsorge-Werte für die Be-
messung der lokalen Bestandsreduktion gaben sie 100 % im Bereich von 
0-300 m um die Anlagen und 50 % im Bereich von 300-600 m an. 
 
Die Datengrundlagen des Planungsbüros sind demnach nicht aufrechtzu-
erhalten. Es ist von einer erheblich weiträumigeren Beeinträchtigung des 
Rastgebietes für Regenbrachvögel als jeweils auf nur 200 m um eine 
WEA bzw. um einen Windpark (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) auszu-
gehen. Dadurch wird die Wapelniederung für die Art auf deutlich größerer 
Fläche als insgesamt 165 ha (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) potenziell 
entwertet.  

 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, die geschilderten Sachver-
halte sind dem bearbeitenden Planungsbüro bekannt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Standortpotenzialstudie für Windparks in der Gemeinde Rastede 
(DIEKMANN & MOSEBACH 2016) ist in Bezug auf den Regenbrachvogel ein 
Vorbehalt formuliert worden, mit dem Hinweis, dass die Empfindlichkeit 
der Art gegenüber Windenergieanlagen nicht bekannt ist, von 200 m ist 
dort nicht die Rede. Im Umweltbericht wird die Abgrenzung des ange-
nommenen Einwirkungsbereiches des geplanten Windparks auf die Rast-
gebiete des Regenbrachvogels erläutert. Diese stützt sich auf Beobach-
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Fraglich ist, ob der schmale Niederungsstreifen nach Bau der WEA über-
haupt noch von Regenbrachvögeln angesteuert wird, wenn dort weithin 
sichtbar störende Anlagen stehen. Überdies bleibt ungeklärt, welche Aus-
wirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die Ungestörtheit der 
Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilgebieten innerhalb der 
Niederung für die Art haben etc.  
 
Handke (2016, 2017) bestätigt in seinen Raumnutzungsgutachten für die 
Rast- und Zugzeit des Regenbrachvogels die bis zur nationalen Bedeu-
tung reichenden Individuenzahlen in der Wapelniederung westlich und 
östlich der A 29.  
 
 
 
 
 
 
 
Umfang und Wirksamkeit der als „Ausgleichsmaßnahme“ deklarier-
ten Maßnahme Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplan-
ten WEA die Bedeutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für 
Regenbrachvögel zerstören würden, steht offenbar auch für den Investor 
fest. Man misst den betroffenen Flächen die Bedeutung einer Ruhestätte 
im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Diese Einschätzung wird 
hier geteilt. Strittig sind hingegen das zu erwartende Ausmaß der Flächen- 
bzw. Funktionsverluste dieses national und landesweit bedeutenden Ge-
bietes für rastende Regenbrachvögel sowie die Anforderungen, die für 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu 
erfüllen sind, um einen Verstoß gegen das artenschutzrechtliche Verbot 
des § 44 Nr. 1 Abs. 3 BNatSchG zu vermeiden. 
 
 
 

tungen in dem betreffenden Landschaftsraum. Hier wird aufgrund der Er-
gebnisse der gesonderten Regenbrachvogel-Erfassungen eine vorsorgli-
che Meidedistanz von 150 m zu den nächstgelegenen WEA zugrunde 
gelegt (Abstände zu WEA im bestehenden Windpark Hohelucht betrugen 
90 bis 150 m). 
 
Eine vollständige Entwertung des Raumes, auch durch eine eventuelle 
Barrierewirkung eines Windparks, ist nicht zu erwarten. Windenergieanla-
gen können dazu führen, dass die Vögel ausweichen und die Anlagen 
umfliegen, wenn der Park nicht sowieso unterhalb des Rotors durchflogen 
wird. Eine Barrierewirkung würde sich dagegen ergeben, wenn der Wind-
park eine Wirkung dergestalt entfaltet, dass die Vögel bspw. daran gehin-
dert werden, ein Schutzgebiet zu erreichen oder zwischen Nahrungs- und 
Rastplätzen, die sich jeweils in einem Schutzgebiet befinden, zu wechseln 
(vgl. Nds. OVG, Urteil vom 24. März 2003 1 LB 3571/01). Die bloße Er-
schwerung, das Schutzgebiet zu erreichen, kann demgegenüber nicht 
genügen (vgl. OVG NRW, Urteil vom 30. Juli 2009). Das Plangebiet befin-
det sich nicht in direkter Linie zwischen zwei Vogelschutzgebieten. Da sich 
das nächstgelegene, von Rastvögeln stark frequentierte Vogelschutzgebiet 
nördlich des Geltungsbereiches am Jadebusen befindet und sich im Lan-
desinneren keine Rast- oder Nahrungsgebiete in einem Schutzgebiet be-
finden, ist bei Umsetzung des Projektes keine Barrierewirkung zu erwar-
ten.  
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. In den vor-
gelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvogel keine 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder beschrieben. Wie 
weiter oben bereits ausgeführt, wurden aber aus Vorsorgegesichtspunkten 
populationsstärkende Maßnahmen (artenschutzrechtliche Ausnahme gem. 
§ 45 (7) BNatSchG, FCS-Maßnahmen) für den Regenbrachvogel vorge-
sehen, obwohl der Regenbrachvogel weder in den genannten Fachpubli-
kationen noch im Windenergieerlass als windkraftsensible Art erwähnt ist 
und auch keine diesbezüglichen Erkenntnisse vorliegen. Dies geschieht im 
Umweltbericht auf der Grundlage eines Analogieschlusses zu der ver-
wandten Art des Großen Brachvogels. Dies bedeutet aber nicht, dass ne-
gative Auswirkungen vorauszusetzen oder wahrscheinlich sind. Vielmehr 
können solche lediglich nicht ausgeschlossen werden. (Prinzip der „über-
schießenden“ Ausnahme“/höhere Rechtssicherheit, siehe weiter oben.) 
 

https://openjur.de/suche/1+LB+3571%2F01/
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U. E. wird bereits die Größe der Flächen- und Funktionsverluste nicht voll-
umfänglich erkannt. Sodann wäre noch überzeugend darzulegen, wie die 
Flächen- und Funktionsverluste mit der Ausgleichsmaßnahme tatsächlich 
bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbesondere fol-
gende Bedingungen wesentlich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion der 
betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen an 
der konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich verbun-
den sein. Die betroffenen Individuen müssen unverzüglich aufgenommen 
werden können, wenn die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört 
werden. 
 
b) Für Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, Habitatbe-
standteile oder –eigenschaften infrage, die vergleichsweise kurzfristig 
herstellbar sind. In jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von vermutlich 
mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management notwendig 
sein. 
 
c) Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der 
Ausdehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer Grö-
ße in qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die Populationsgröße 
nicht dezimiert wird. 
 
d) Die betroffenen Individuen müssen den im räumlichen Zusammen-
hang neu geschaffenen Lebensraum nachweislich angenommen haben 
oder ihre zeitnahe Besiedlung muss unter Berücksichtigung der besten 
verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse mit einer hohen Erfolgssi-
cherheit attestiert sein. Stets bedarf es dazu einer am Einzelfall orientier-

 
Im Gegensatz zum verhältnismäßig trockenen Frühjahr 2017 zeigte sich 
bei der Raumnutzungsuntersuchung von 2016 eine bevorzugte Nutzung 
von feuchtem Grünland, insbesondere am Rande feuchter Senken. Diese 
weithin sichtbaren Strukturen können daher eine optische Anziehungskraft 
auf die Regenbrachvögel auf dem Durchzug ausüben. Aus diesem Grund 
wird es als ausreichend angesehen, auf Flächen geringerer Größe, jedoch 
in optimaler Lage und Ausformung Kompensationsmaßnahmen durchzu-
führen. Die Flächen liegen innerhalb des Bereiches, der ebenfalls nach-
weislich als Rastgebiet für die Art von Bedeutung ist, wobei unmittelbar auf 
diesen Flächen bislang keine Regenbrachvögel kartiert wurden. Insofern 
ist hier eine Kompensation auf anteilig 9,6 ha für eventuell eintretende 
Beeinträchtigungen von Rastgebieten des Regenbrachvogels auf dem 
Frühjahrszug möglich, da auf den Flächen ein zusätzliches geeignetes 
Rasthabitat hergestellt wird. 
 
Die unter Punkte a) bis e) der Stellungnahme geschilderten Anforderungen 
beziehen sich auf vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen), nicht auf die im Rahmen der Planung durchzuführenden 
FCS-Maßnahmen. Dennoch soll hier etwas dazu gesagt werden: Ein direk-
ter funktionaler oder räumlicher Bezug zur betroffenen Ruhestätte und 
Wiederherstellung ihrer ökologischen Funktion (für dieselben betreffenden 
Individuen) ist bei FCS-Maßnahmen nicht gefordert. Das Ziel von FCS-
Maßnahmen ist es, dass die Population der betroffenen Art in ihrem natür-
lichen Verbreitungsgebiet in einem günstigen Erhaltungszustand verweilt 
(vgl. auch BVerwG 09.06.2010, 9A 20.08). Die Maßnahmen zielen also 
insoweit darauf ab, dass das Nettoergebnis für die betroffene Art bzw. 
deren Populationen mindestens neutral bleibt (aus FELLENBERG, NuR 
2016). 
 
Diese Anforderung der schnellen Herstellbarkeit erfüllen auch die genann-
ten FCS-Maßnahmen. Durch die Anlage von Senken werden die extensiv 
genutzten Grünlandflächen für die Zugvögel von weitem erkennbar sein 
und das neue Rasthabitat wird unmittelbar nach Herrichtung zur Verfügung 
stehen und genutzt werden können.   
 
Wie die Untersuchungen 2016 und 2017 zeigen, nutzen die Tiere nach-
weislich z.B. auch Ackerflächen zur Rast- und Nahrungssuche und halten 
sich auch in relativer Nähe von vorhandenen WEA auf. Eine gesicherte 
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ten Wirksamkeitsprognose. 
 
e) Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, kann man nicht 
von einer gelungenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen. Soweit erkenn-
bar, werden weder Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesserungs-
vorbehalte zur Erfolgskontrolle eingesetzt. Ein Monitoring sollte dazu die-
nen, Unsicherheiten zu erkennen, die sich aus nicht behebbaren Erkennt-
nislücken ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfü-
gung stehen. Hinsichtlich der vom Gutachterbüro dargelegten Überlegun-
gen sind beträchtliche Defizite oder Unsicherheiten erkennbar, die an der 
Machbarkeit bzw. Wirksamkeit der Ausgleichsmaßnahme zweifeln lassen. 
Dazu wird ausgeführt: 
 
 
 
 
 
 

 Grundsätzlich mag die Jader Marsch bzw. Teile davon den Le-
bensbedingungen des Regenbrachvogels in seiner Aufenthalts-
dauer als Rastvogel bzw. Durchzügler geeignet sein. Die Frage, 
die zu klären ist, ob und unter welchen Bedingungen die als „po-
pulationsstärkende“ FSCMaßnahme mit 9,6 ha herzustellende ex-
tensiv genutzte Grünlandfläche rechtzeitig geschaffen werden 
kann, welche Vorbelastungen die vergleichsweise kleine Fläche 
hat, ob das Umfeld ähnlichen Anforderungen wie in der Wapelnie-
derung entspricht und nicht zuletzt, ob gerade diese Fläche von 
den Vögeln angenommen wird. 
 
 
 

 Mit der Grünlandfläche in der Jader Marsch (der genaue Standort 
wird nicht angegeben, Nähe Hohelucht?) ist keineswegs der 
räumliche Zusammenhang gewährleistet. Es dürften zwischen den 
präferierten WKA-Flächen in der Wapelniederung und der Jader 
Marsch mindestens vier km Luftlinie liegen. Außerdem wurden auf 
der noch mit Senken herzurichtenden Fläche bislang keine Re-
genbrachvögel kartiert. Insofern ist die angedachte Kompensation 
keineswegs als gesichert anzusehen und bedarf einer Überprü-

Abgrenzung der „zerstörten“ Habitatgröße ist daher kaum möglich. Es wird 
von einer Anziehungswirkung der vorgesehenen FCS-Maßnahmen in der 
Jadermarsch ausgegangen, die sich in grundsätzlich geeigneten und auch 
bereits durch die Art frequentierten Bereichen befinden (Grünlandareal im 
Landschaftsschutzgebiet). Der Raum wird daher nachweislich durch die 
Art angenommen. Es wird nicht davon ausgegangen, dass die Tiere sich 
ausschließlich auf den Kompensationsflächen niederlassen, sondern auch 
verstärkt in deren Umgebung. Durch die Extensivierung unmittelbar auf 
der Fläche wird das Nahrungsangebot deutlich verbessert und somit die 
Population (durchziehende Tiere) gestärkt.  
 
Es ist aufgrund der obigen Schilderungen nicht ersichtlich, warum ein Er-
folg der Maßnahme nicht hinreichend wahrscheinlich sein soll.  
 
Es obliegt der Genehmigungsbehörde, Auflagen etc. zu erlassen. Diese 
Regelungen sind kein möglicher Inhalt und Gegenstand einer gemeindli-
chen Bauleitplanung.  
 
In unmittelbarer Nähe der Kompensationsflächen wurden sowohl auf dem 
Wegzug im Sommer 2016 als auch auf dem Heimzug 2017 mehrere ras-
tende Trupps von Regenbrachvögeln nachgewiesen, die Jader Marsch 
besitzt insgesamt eine ähnliche Bedeutung für die Art wie die Wapelniede-
rung. Eine hohe Eignung der Flächen ist somit gegeben. Außerdem wur-
den die Kompensationsflächen im Vorfeld hinsichtlich ihrer Eignung und 
Aufwertbarkeit mit dem Landkreis Wesermarsch abgestimmt. Die Flächen 
liegen im Landschaftsschutzgebiet (LSG) "Marschen am Jadebusen - 
Ost", das vorrangig der Sicherung und Entwicklung eines günstigen Erhal-
tungszustandes der wertgebenden Arten sowie ihrer Lebensräume des im 
Gebiet des Landkreises Wesermarsch liegenden Teils  des Vogelschutz-
gebietes V 64 (DE 2514-431) „Marschen am Jadebusen“ dient.  
 
Dem Umweltbericht sind die Flurstücke der Abbildung 25 sowie einer ent-
sprechende Übersichtskarte zur Lage aller Kompensationsflächen im 
Raum der Abbildung 23 zu entnehmen. Die Kompensationsflächen wurden 
aufgrund der Ergebnisse der Erfassungen in den Jahren 2016 und 2017 
vom Büro Handke zu der großräumigeren Verteilung der Regenbrachvögel 
zwischen Jadebusen und Wapelniederung als geeignet eingestuft. Bezüg-
lich der Rasthabitate erwiesen sich die Regenbrachvögel nämlich als sehr 
flexibel. Eine Präferenz für feuchte Flächen, wie es 2016 den Anschein 
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fung, bevor mit dem Wege- und Anlagenbau begonnen wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Es wird auch der derzeitige Zustand der Fläche in der Jader 
Marsch nicht beschrieben. Eine bloße Erhaltung der Grünlandnut-
zung oder dessen befristete Erhaltung stellen keine Aufwertung 
dar und können insofern nicht als Ausgleichsleistung angesehen 
werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr für die Dauer der 
Schädigungen zu erbringen. Dauergrünland darf aufgrund anderer 
umweltrelevanter und naturschutzrechtlicher Vorschriften nicht 
ohne weiteres zerstört werden. Bei einer möglichen Umwandlung 
von Acker- in Extensivgrünland verhält es sich anders. Aber selbst 
damit würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr er-
reicht, als diese bereits heute in der Wapelniederung vorfinden. 
 

 Weiterhin bleibt unklar, wie nur 9,6 ha Grünland ökologisch und 
funktional so aufgewertet werden sollen, dass diese als Aus-
weichgebiet betrachtet bzw. angerechnet werden können. Es ist 
höchst zweifelhaft, dass sich auf einer Fläche von nicht einmal 
200 x 500 m (100.000 m²) durch die beschriebene Maßnahme ein 
für Regenbrachvögel attraktiver Standort entwickelt. Damit ist sehr 
zweifelhaft, dass die Ausgleichsfläche je die ökologische Funktion 

hatte, war im trockenen Frühjahr 2017 nicht erkennbar. Sie nutzen viele 
Grünlandlebensräume, Ackerflächen und sogar Kiesinseln als Nahrungs- 
bzw. Ruheraum. Die Kompensationsflächen befinden sich zwischen be-
reits genutzten Rastplätzen des Regenbrachvogels und sind daher über 
die entsprechenden Aufwertungen in der Lage populationsstabilisierend zu 
wirken. Eine bereits vorhandene aktuelle Nutzung der Flächen als Rastge-
biet würde der Möglichkeit der Aufwertung der Flächen zur Stärkung der 
Population entgegenstehen. Bei den FCS-Maßnahmen handelt es sich um 
Maßnahmen, die eine Stabilisierung der Population in ihrem Verbreitungs-
gebiet durch Verbesserung von bisher ungeeigneten Lebensräumen er-
zeugen und nicht einen vorhandenen Zustand fixieren. Die genannte Ent-
fernung zwischen den Windenergieanlagen und den Flächen für die FCS-
Maßnahmen stellt kein rechtliches Problem dar und steht der Eignung der 
Flächen nicht entgegen. Die Flächen werden sowohl als Kompensations-
flächen als auch für FCS-Maßnahmen als geeignet angesehen. Die für 
diese Einschätzung erforderlichen Prüfungen wurden über die Bestandser-
fassungen der Biotopstrukturen auf den Flächen sowie die Erfassungen zu 
dem Raumverhalten der Regenbrachvögel bereits durchgeführt. Einer 
erneuten Überprüfung bedarf es nicht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Kapitel 5.3.3. – Beschrei-
bung der Kompensationsflächen wird eine Darstellung des aktuellen Be-
standes der Biotoptypen in Text und zeichnerischer Darstellung vorge-
nommen. Durch die vorgesehenen Maßnahmen der Grünlandextensivie-
rung in Zusammenhang mit der Anlage einer Senke werden die Flächen 
für die genannten und verrechneten Schutzgüter aufgewertet. Ein reiner 
Erhalt und Sicherung der bisherigen Nutzung ist damit nicht vorgesehen. 
Eine Sicherung der Flächen erfolgt gemäß den gesetzlichen Vorgaben für 
die Dauer des Eingriffs. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die genannten FCS-Maßnahmen populationsstärkend funktionieren. 
Ein gleichwertiger funktionaler und/oder flächenmäßiger Ersatz der bean-
spruchten Ruhestätte ist dabei nicht Intention dieser Maßnahmen. Das Ziel 
von FCS-Maßnahmen ist es, dass die Population der betroffenen Art in 
ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung in ei-
nem günstigen Erhaltungszustand verweilt (vgl. auch BVerwG 09.06.2010, 
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der beanspruchten WKA-Flächen als Ruhestätte umfänglich wird 
erfüllen können. 
 
 
 
 
 
 

 Der Vorschlag in Anlage 10 UB, vorsorglich eine Ausnahme gem. 
§ 45 (7) BNatSchG (Ausnahme vom Tötungsverbot) im Genehmi-
gungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz für 
den prognostizierten Verlust des Rastplatzes des Regenbrachvo-
gels zu beantragen, zeigt einmal mehr die Hilflosigkeit der Planer 
und der Gemeinde und die Absurdität, die selbst ermittelten, aus-
schließenden Kriterien für den Bau von WEA in der Wapelniede-
rung, ungeachtet der öffentlichen Ablehnung eines solchen 
Schritts zugunsten eines ausschließlich profitorientierten Investors 
durchzusetzen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Somit ist festzustellen, dass die geplanten Maßnahmen gegenüber dem 
derzeitigen Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch 
qualitativ einen adäquaten Ausgleich darstellen. 
 
 
Wie auch von den an der Planung beteiligten Büros kartiert, sollten u. E. 
neben den intensiven Betrachtungen zum Regenbrachvogel die weiteren 
im Niederungsgebiet der Wapel vorkommenden Brut- und Rastvogelarten 
erwähnt werden, die zwar keine landesweite oder nationale, aber regionale 
und lokale Bedeutung erreichen und somit das Bild eines hochsensiblen 
Natur- und Lebensraumes abrunden. So erreichen uns Belegfotos von 

9A 20.08). Die Maßnahmen zielen also insoweit darauf ab, dass das Net-
toergebnis für die betroffene Art bzw. deren Populationen mindestens 
neutral bleibt (aus FELLENBERG, NuR 2016). Die Eignung der Flächen und 
der dazugehörigen Maßnahmen wurde über umfangreiche Untersuchun-
gen im Vorfeld bestätigt, so dass eine für die Planung ausreichende Si-
cherheit für eine zukünftige Nutzung der Flächen durch Regenbrachvögel 
besteht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Vorsorgeprinzip wird in 
dem Fall der Beantragung der Ausnahme (richtigerweise allerdings in Be-
zug auf die Beschädigung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätte, nicht in 
Bezug auf das Tötungsverbot)  für die Art Regenbrachvogel zur Anwen-
dung gebracht, da im Sinne des Naturschutzes eine worst-case-
Betrachtung angezeigt ist. Wie dargestellt, bestehen Prognoseunsicherhei-
ten in Bezug auf eine tatsächlich Meidung des Gebietes von Regenbrach-
vögeln bei Nutzung der Flächen als Windpark. Nichts anderes ist auch in 
der Standortpotenzialstudie für Windparks in der Gemeinde Rastede 
(DIEKMANN & MOSEBACH 2016) enthalten, dort ist in Bezug auf den Regen-
brachvogel ein Vorbehalt formuliert worden, mit dem Hinweis, dass die 
Empfindlichkeit der Art gegenüber Windenergieanlagen nicht bekannt ist. 
Eine Hilflosigkeit der Planer bzw. der Gemeinde liegt diesem Vorgehen 
damit nicht zu Grunde. Das Vorgehen ist der planerischen Weitsicht und 
dem Verantwortungsbewusstsein der Kommune geschuldet. Im Rahmen 
des vorliegenden Bauleitplanverfahrens wurden sämtliche öffentliche Be-
lange dargestellt und in Bezug auf die Vereinbarkeit bei Umsetzung des 
Vorhabens bewertet. Ein Ausschluss der Flächeneignung für die Wind-
parknutzung ist demzufolge nicht abzuleiten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie den oben ausgeführten 
Erläuterungen zu entnehmen ist, ist die fachliche Eignung der geplanten 
Maßnahmen begründet, so dass an den Flächen und Maßnahmen festge-
halten wird. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die im Rahmen der Bau-
leitplanung durchgeführten Brut- und Rastvogelerfassungen und Raum-
nutzungserfassungen gehen mit den Anforderungen des Artenschutzleit-
fadens zum niedersächsischen Windenergieerlass konform. Alle im Rah-
men der Erfassungen ermittelten Arten wurden aufgeführt und unter Be-
rücksichtigung ihrer Planungsrelevanz weiter betrachtet. Das Vorkommen 
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größeren Ansammlungen nahrungsuchender Weißstörche, werden uns 
von Beobachtungen der Rote-Listen-Arten der in Niedersachsen und Bre-
men gefährdeten Brutvogelarten, u. a. von Seeadlerüberflügen (Rote-
Liste-Status (RL) 2), Weißstörchen (RL 3), Wanderfalken (RL 3), Rohr-
weihen (RL V), Turmfalken (RL V) und den weniger im Bestand, aber 
durch WEA gefährdeten Mäusebussarden und Sperbern berichtet.  
 
 
 
Der nach erfolgreichem Schlupf (mündl. F.-O. Müller, NABU Weser-
marsch) aufgegebene Seeadlerhorst befindet sich innerhalb des empfoh-
lenen Suchraums (NLT 2014: 6 km) nur ~ 4,153 km und nicht wie bei 
Diekmann & Mosebach ~ 6 km vom geplanten WEA-Standort Rastede 
Nord entfernt. 
 
Die Untersuchung der Brutvögel im unmittelbaren Plangebiet ergab nach 
Diekmann & Mosebach (2014, „Varel Süd“) keine relevanten Daten, ob-
wohl mehrere Brutpaare Rohrammer und Schwarzkehlchen im bzw. am 
Rande des Planbereichs festgestellt wurden. Obwohl das Schwarzkehl-
chen inzwischen aus der Roten Liste entlassen worden ist, ist sie wie auch 
die Rohrammer eine geschützte Art. Die Schwarzkehlchen-Bestände ge-
hen aktuell wieder leicht zurück (eigene Beobachtungen NABU Rastede).  
 
Im Untersuchungsgebiet wurden nach Handke 2016 (Untersuchung an 
Greif- und Großvogelarten in Rastede-Nord) 15 Greif- und Großvogelarten 
nachgewiesen: Mäusebussard, Wespenbussard, Turmfalke, Baumfalke, 
Sperber, Rohrweihe, Rotmilan, Schwarzmilan, Seeadler, Graureiher, Sil-
berreiher, Kranich, Weißstorch und Schwarzstorch. Neben den täglich 
anwesenden Arten Mäusebussard und Turmfalke wurden vor allem Grau-
reiher regelmäßig im Untersuchungsgebiet beobachtet. Auch die Rohrwei-
he wurde als Nahrungsgast an den meisten Beobachtungstagen (9 Termi-
ne) notiert. Der Weißstorch trat als regelmäßiger Gast erst nach der ers-
ten Grünlandmahd (ab Juni) im Gebiet an fünf Terminen auf. 
 
Als potenzielle Schlagopfer durch WEA sind Mäusebussard, Baumfalke, 
Turmfalke, Waldohreule in der Literatur bekannt (Dürr 2013), Kiebitze 
allenfalls in der Zeit der Balzflüge und während des Zugs.  
 
Zum Tötungsrisiko von durch WEA gefährdeten Vogelarten liegt ein dif-

und die Wertigkeiten der genannten Arten wurden im Rahmen des Um-
weltberichtes damit bereits entsprechend berücksichtigt. Sämtliche Aus-
wirkungen auf die Avifauna wurden im Rahmen der Eingriffsregelung bzw. 
der artenschutzrechtlichen Prüfung gemäß den rechtlichen Vorgaben er-
mittelt und bewertet. Für die Angaben der Stellungnahme fehlen nachvoll-
ziehbare Belege, d.h. konkrete Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der 
Angaben sowie Aufzeichnungen in Karten. (Weiter unten werden an ent-
sprechender Stelle Ausführungen zu einzelnen Arten gemacht.) 
 
Im Seeadler-Bericht aus 2016 ist lediglich geschrieben, dass sich ein See-
adlerbrutpaar innerhalb eines Radius von 4 bis 6 km um die geplanten 
Windparks angesiedelt hat. 
 
 
 
Die genannten Singvogelarten Rohrammer und Schwarzkehlchen reagie-
ren nicht empfindlich auf Windenergieanlagen, daher sind sie für die Ein-
griffsbewertung bzw. für eine Kompensation nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wie in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung zum Umweltbericht 
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ferenziertes Gutachten für den vergleichbaren Landkreis Osnabrück vor 
(Schreiber et al., 2016, “Abschaltzeiten für Windkraftanlagen zur Vermei-
dung und Verminderung von Vogelkollisionen“), dass insbesondere für die 
konkret im Bereich Wapelniederung vorkommenden Brut- und Gastvogel-
arten Feldlerche, Mäusebussard, Rohrweihe, Baumfalke, Waldohreule, 
Rot- und Schwarzmilan, Turmfalke, Weißstorch und Seeadler Möglichkei-
ten der Kollisionsvermeidung aufzeigt. 
 
 
Im Folgenden werden einige Beispiele zitiert: 
Sofern sich bei der Feldlerche ein Revier mit dem Wirkraum des Rotors 
überschneidet, ist von einem signifikant erhöhten Tötungsrisiko auszuge-
hen. Für eine weitgehende Vermeidung dieses Risikos sind Abschaltun-
gen von Mitte März bis Mitte Juni erforderlich, die tageszeitlich zumindest 
bis zum frühen Nachmittag reichen müssen. Von der Abschaltung ausge-
nommen werden können höchstens Phasen mit starkem Wind, mindes-
tens mässigem Niederschlag und niedrigen Temperaturen. Eine Tabelle 
gibt wieder, welche Minderungen des Kollisionsrisikos im Mittel erreichbar 
sind, wenn in bestimmtem Umfang die Anlagen während der Stunden mit 
den für den Feldlerchengesang günstigsten Bedingungen abgeschaltet 
würden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(Anlage 8 zum Umweltbericht) ausgeführt, sind Abschaltungen für Feldler-
che und Mäusebussard nicht zielführend: 
 
„Weiterhin kommen Abschaltungen als konfliktvermeidende Maßnahmen 
nicht in Betracht, denn zu berücksichtigen ist dabei eine Korrelation zwi-
schen dem Effekt von Abschaltzeiten, d. h. der Beantwortung der Frage-
stellung, ob es möglich ist, über Abschaltzeiten das Kollisionsrisiko der im 
Nahbereich vorkommenden gefährdeten Arten unter die Signifikanz-
schwelle zu senken und der Wirtschaftlichkeit des Vorhabens. 
Die Feldlerche hat aufgrund ihres Verhaltens eine hohe bis sehr hohe 
Gefährdungsphase für ungefähr vier Dekaden ab Anfang April. Dieser geht 
voraus bzw. schließt sich eine jeweils dreidekadige Phase mit mäßig bis 
hohem Gefährdungspotenzial an (SCHREIBER 2016), so dass eine Zeit von 
ca. dreieinhalb Monaten eine mindestens mäßige Kollisionsgefährdung 
beinhaltet. Tageszeitlich sind die Vormittagsstunden von besonderer Be-
deutung. Geringer Wind, geringe Bewölkung, hohe bis mittlere Temperatu-
ren und wenig Niederschlag begünstigen die Gesangsaktivitäten der Art 
(SCHREIBER 2016).  
Beim Mäusebussard sind laut SCHREIBER (2016) die Monate März, April 
und Mai als Monate mit einem hohen bis sehr hohen Gefährdungspotenzi-
al einzustufen, denen sich die Zeit von Anfang Juni bis Ende der zweiten 
Dekade August als mit mäßig bis hoher Gefährdung anschließt. Tageszeit-
lich liegen die Schwerpunkte der Flugaktivitäten der Art in der Mitte des 
Tages. Witterungsmäßig sind leichte Winde, niedrige Bewölkung und we-
nig Regen sowie höhere Temperaturen förderlich (SCHREIBER 2016). 
Nach den oben dargestellten Informationen zu den artspezifischen Verhal-
ten ergäben sich aufgrund der Dauer und Überlappung durchgängige Ab-
schaltzeiten über drei Monate von mindestens Anfang März bis Ende Mai, 
ggf. mit Erweiterungen bis zum 20. August. Dies bedingte ein Abschaltvo-
lumen von rund 552 Stunden pro Windenergieanlage bei dem kürzeren 
Zeitraum bis Ende Mai und 1.038 Stunden bei Abschaltmodalitäten bis in 
den August. Damit gäbe es erhebliche Ertragseinbußen.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die ungefährdete Art Mäusebussard in 
einer so hohen Anzahl im Gebiet vorkommt, dass davon auszugehen ist, 
dass es zu Erweiterungen der über SCHREIBER (2016) vorgeschlagenen 
Zeiten kommen kann, um die unterschiedlichen Brutzeitpunkte der jeweili-
gen Exemplare ausreichend berücksichtigen zu können. Aufgrund der 
unterschiedlichen Aktivitätszeiten der Arten wäre ca. ein Viertel des Ta-
geszeitraumes betroffen und durch die Aktivitätsreichweite der Arten auch 
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Beim Baumfalken dürfte mit dem Freihalten von 500 m-Abständen von 
WKA zu Brutplätzen des Baumfalken sowie dem Freihalten von Flugwe-
gen zu Nahrungsgebieten im 3 km-Radius (NLT 2014, LAG VSW 2015) 
bereits ein großer Schritt zum Schutz dieses Greifvogels getan sein (vgl. 
Langgemach und Dürr 2014). 
 
 
 
 
 
 
Während der Brutzeit des Mäusebussards lässt sich das Kollisionsrisiko 
um etwa ein Drittel senken, wenn die Anlagen während der 400 risiko-
reichsten Stunden abgeschaltet bleiben. Falls darauf verzichtet werden 
soll, sind 10 ha optimierter Nahrungsflächen pro betroffenem Brutpaar 
vorzusehen. Diese Flächen müssen von der Lage her weiter als 500 m 
von den WKA entfernt sein und so platziert sein, dass die WKA auf dem 
Weg von und zu den Nestern nicht durchflogen werden müssen (vgl. 
Schreiber et al. 2016). 
 
Ähnliche Abschaltmaßnahmen sind erforderlich beim Turmfalken, wobei 

sämtliche Anlagen. Zusätzlich dazu kommen die Abschaltzeiten für Fle-
dermäuse sowie für die gefährdete Art Baumfalke hinzu, welche innerhalb 
eines vollständig anderen Zeitraumes im späteren Sommer bzw. Herbst 
liegen.  
Die Abschaltzeiten für die wesentlich gefährdeteren Fledermäuse, für den 
Baumfalken sowie Abschaltzeiten, welche durch den Schattenwächter 
ausgelöst werden, bedingen neben der in der Nacht aus Immissions-
schutzgründen gedrosselt laufenden Anlage WEA5 bereits deutliche Er-
tragsminderungen für den Windparkbetreiber. Bei so weitreichenden Ab-
schaltungen wie oben erläutert, würde die Wirtschaftlichkeit des Projektes 
gemäß den obigen Erläuterungen nicht mehr gegeben sein. Demgegen-
über wird bei Realisierung des Projektes mit dem Mäusebussard eine Art 
betroffen, die lokal in einem günstigen Erhaltungszustand ist und für die 
trotzdem, ebenso wie für die Feldlerche, zusätzlich populationsstärkende 
Maßnahmen vorgesehen werden. Zusätzliche Abschaltzeiten für die hier 
betrachteten Arten Mäusebussard und Feldlerche stellen daher keine zu-
mutbare Alternative dar.“ 
 
Für den Baumfalken werden im Umweltbericht Vermeidungsmaßnahmen 
in Form von Abschaltzeiten genannt. Hierbei müssen WEA, die im Um-
kreis von 500 m um den Horst eines Baumfalken stehen, um das Kollisi-
onsrisiko für den Baumfalken unter die Signifikanzschwelle zu bringen ab 
dem Zeitpunkt drei Wochen nach dem Schlupf der Jungen für sechs Wo-
chen tagsüber abgeschaltet werden, bis die Jungen abgezogen sind. Der 
konkrete Zeitraum ist abhängig vom Schlupftermin. Weiterhin werden An-
forderungen an ein erforderliches Monitoring des Baumfalken genannt. 
Diese Maßnahmen werden im Rahmen des nachgelagerten BImSchG-
Verfahrens verbindlich geregelt. 
 
Die Forderung von 10 ha Kompensationsfläche pro betroffenem Brutpaar 
des Mäusebussards ist fachlich nicht zu bestätigen. SCHREIBER kann die 
Flächengröße von 10 ha auch in der zitierten Quelle aus 2016 fachlich 
nicht begründen (SCHREIBER 2016, S. 27f). Die Kompensationsflächen für 
den Mäusebussard liegen in ausreichender Entfernung zu den geplanten 
Windparks. 
 
 
 
Der Turmfalke, welcher in 2013 in einem Mindestabstand von ca. 705 m 
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hier für 400 Stunden nur ca. 20 % des Tötungsrisikos gemindert wird. 
 
 
 
 
 
Die Waldohreule wird durch ihre nächtlichen Beuteflüge ebenfalls durch 
WEA gefährdet, insbesondere dann, wenn ihr Nistplatz, wie dargestellt, 
am Rande der Wapelniederung liegt.  
 
 
Der Weißstorch ist eine der am stärksten durch Kollisionen mit WKA ge-
fährdeten Arten. In der aktuellen Fundstatistik werden für Deutschland 52 
Kollisionsopfer genannt, von denen 13 aus Niedersachsen stammen. Aus 
dem europäischen Ausland sind weitere 42 Fälle bekannt. Die Beobach-
tungen des Absturzes eines Jungvogels deuten auf Verwirbelungen als 
Absturzursache hin. Mehrere Funde mit ähnlichem Verletzungsbild spre-
chen für regelmäßige Abstürze mit dieser Ursache. Ob es aerodynamisch 
tatsächlich Wirbelschleppen sind, wird kontrovers diskutiert, was aber die 
Verluste insgesamt nicht in Frage stellt (LANGGEMACH UND DÜRR 
2015). 
 
Ein dem Brutgeschehen zuzurechnendes Tötungsrisko ergibt sich grund-
sätzlich ab der Ankunft im Revier (ab Ende Februar) bis zum Abzug (spä-
testens September). Während der gesamten Brutzeit muss das Tötungsri-
siko als hoch eingestuft werden. Das Risiko erhöht sich für die Störche 
besonders bei der Verfolgung von Rivalen, Thermikflügen und in den ers-
ten Wochen nach dem Ausfliegen der Jungstörche (Schreiber et al., 
2016). 
 
Im Ergebnis kommt auch Handke (s.o.) zu dem Schluss, dass es ohne z. 
T. längere Abschaltzeiten zu gefährlichen Kollisionen von Greif- und Groß-
vögeln kommen wird. 
 
 
 
 
Wir werden im Weiteren auf die Einbeziehung der beiden Gutachten be-
stehen. Weiterhin sollte es im Zusammenhang mit der Wirtschaftlichkeits-

gebrütet hat, nutzt die Teilflächen des Geltungsbereiches des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes regelmäßig. Im Rahmen der Raumnut-
zungsuntersuchungen an Greif- und Großvogelarten 2016 wurde jedoch 
festgestellt, dass er sich hauptsächlich unterhalb der Rotorhöhe fliegend 
im Gebiet bewegt, so dass kein erhöhtes Kollisionsrisiko erkennbar ist. 
 
Die Waldohreule stellt gemäß Windenergieerlass keine windkraftsensible 
Art dar, es gibt auch keine aktuellen Kenntnisse für eine Empfindlichkeit 
oder eine besonders hohe Kollisionsgefährdung, da die Art meist niedrig 
fliegend über ihren Nahrungsflächen jagt. 
 
Für den Weißstorch ist nach den Ergebnissen der Raumnutzungsunter-
suchung 2016 das Kollisionsrisiko gering, da er zum einen nicht im Unter-
suchungsgebiet brütet. Aufgrund dieser Tatsache sind die genannten Ver-
haltensweisen, die eine höhere Kollisionsgefährdung nach sich ziehen 
können, hier nicht wahrscheinlich. Zum anderen wurde der Weißstorch im 
Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen an Greif- und Großvogelarten 
2016 nur in verhältnismäßig geringen Zeiträumen in Höhenklasse II (Ro-
torbereich) nachgewiesen (22 Min. von 136 Std.).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
HANDKE (2016) trifft als Ergebnis der Raumnutzungsuntersuchung die 
Aussage, dass nur für Mäusebussard und Baumfalke eine erhöhte Ge-
fährdung durch den geplanten Windpark vorliegt und empfiehlt für den 
selteneren Baumfalken ca. sechswöchige Abschaltzeiten während der 
Endphase der Brut für die dem Horst nächstgelegenen Anlage. (Ausführli-
cheres zum Baumfalken siehe weiter oben.)  
 
Die Gutachten von Schreiber und Handke sind im Umweltbericht bzw. in 
der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung zum Umweltbericht (Anla-
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prüfung Bestandteil der weiteren Planungsschritte sein. 
 
Schlagopfer Fledermäuse 
Es ist nachgewiesen, dass bundesweit besonders während der Zugzeiten 
im Frühjahr und Spätsommer, aber auch standortspezifisch ganzjährig mit 
erhöhten Schlagopferzahlen bei einigen Fledermausarten zu rechnen ist. 
Seit 2002 wird zur Dokumentation von Verlusten an WEA von der Staatli-
chen Vogelschutzwarte des Landesamtes für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz Brandenburg eine Fundkartei geführt, deren Funde im 
Wesentlichen auf zufälligen Kontrollen beruhen. Entsprechend dem Stand 
Sommer 2017 stellen Großer Abendsegler (Nyctalus noctula), Kleiner 
Abendsegler (N. leislerii), Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus), 
Zweifarbfledermaus (Vespertilio murinus), Zwergfledermaus (Pipistrellus 
pipistrellus), Rauhautfledermaus (P. nathusii) und Mückenfledermaus (P. 
pygmaeus) mit 94,4 % die am häufigsten in der Bundesrepublik verun-
glückten Arten dar. Diese sieben, von 25 in der BRD vorkommenden Fle-
dermausarten, jagen artspezifisch im freien Luftraum und gelangen somit 
leicht in Reichweite der Rotorblätter. Zudem ist für mindestens fünf dieser 
Arten bekannt, dass sie saisonal migrieren und deshalb zusätzlich eine 
hohe artspezifische Gefährdung besteht. Während der Zugzeit ist auf 
Grund des vermutlich breitbandig stattfinden Zuges (Meschede et al. 
2017) an allen Windparks mit Schlagopfern zu rechnen. Ohne Abschaltzei-
ten ist in Deutschland von einem Schlagopferaufkommen von bis zu einer 
viertel Million Fledermäuse pro Jahr auszugehen ist (vgl. VOIGT et al. 
2015). 
 
Wie aus dem Fachbeitrag Fledermäuse (Diekmann & Mosebach „Varel 
Süd“, 2013 und Frey et al., 2016, Anl. 9, Fledermäuse Süd) hervorgeht, 
sind auf den überplanten Flächen Bereiche untersucht worden, die als 
Funktionsräume hoher und mittlerer Bedeutung für diese Artengruppe 
relevant sind. Insbesondere sind die Kollisionskonflikte im Sommer und 
Spätsommer/Herbst am größten. Bei einem etwaigen Betrieb von WEA 
innerhalb oder näher als 200 m plus Rotorlänge zu diesen Funktionsräu-
men sind danach einzig Abschaltzeiten als geeignete Vermeidungs- 
bzw.Verminderungsmaßnahmen möglich und daher frühzeitig einzupla-
nen. Die Sommerpopulationen mit dem Nachwuchs als auch die durchzie-
henden Arten Abendsegler, Rauhaut- und Mückenfledermaus sind einem 
erhöhten Kollisionsrisiko ausgesetzt. Dieses kann nur durch ein zeitlich 
befristetes Abschalten der WEA bei Temperaturen über 10°C Umge-

ge 8 zum Umweltbericht) bereits einbezogen worden. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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bungstemperatur und Windgeschwindigkeiten unter 7,5 m/s vermieden 
bzw. vermindert werden. Eine Kompensation ist auf andere Weise nicht 
möglich. Die Aufgabe eines möglichen Betreibers wird es sein, diese Ab-
schaltzeiten einzuhalten und für Nachprüfungen zu dokumentieren. 
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede avisierte Raum zur Realisie-
rung von Windparks in der Wapelniederung ist ein Gastvogellebensraum 
von nationaler Bedeutung; in Teilen ist er Gastvogel-Lebensraum von 
landesweiter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das 
Vorkommen des Regenbrachvogels als Rast- und Zugvogel. Vor dem 
Hintergrund der Prämisse einer Risiko-und Konfliktminimierung sollten die 
im Raum liegenden Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in 
Betracht gezogen werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gast-
vogellebensraum Wapelniederung liegen. Losgelöst davon und im Hinblick 
auf eine potenzielle artenschutzrechtliche Betroffenheit des Regenbrach-
vogels, geht das Gutachterbüro von einer Bedeutung der betroffenen Flä-
chen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für die Art aus. Mit Bau 
und Betrieb von WEA würden bedeutende Teile der Wapelniederung dau-
erhaft ihre ökologische Funktion als Rastgebiet/Ruhestätte für die Art ver-
lieren (Verbotstatbestand). Um den Verbotstatbestand bezüglich des Ver-
lusts der Ruhestätte abzuwenden, wurde vom Gutachterbüro eine Aus-
gleichsmaßnahme in der Jader Marsch in einer Größenordnung von 9,6 
ha vorgeschlagen. Jedoch ist die skizzierten Maßnahme nicht überzeu-
gend; sie beruht überwiegend auf unbelegten Annahmen oder der Erfolg 
scheint eher unwahrscheinlich. Die Zweifel machen sich fest an dem zu 
gering gewählten Flächenansatz und dem fehlenden räumlichen Zusam-
menhang. Außerdem ist die Gebiets- und Maßnahmeneignung insgesamt 
fraglich. Zudem wird von uns nach wie vor vertreten, dass sich die Konflik-
te, die sich in der Wapelniederung zwischen Windenergiewirtschaft und 
Vogelschutz auftun, nicht nur auf die Bedeutung des Gebietes als Rast-
platz für Regenbrachvögel beschränken, sondern es sind, wie beschrie-
ben, auch andere Vogelarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise 
betroffen. Die Erwirkung einer Ausnahme vom Tötungsverbot stellt den 
Naturschutz völlig auf den Kopf und wird von uns mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln bekämpft. 
 
Deshalb wird dringend empfohlen, die Windenergiepläne in der Wapelnie-
derung auszusetzen. Der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und der Anregung nicht 
gefolgt.  
 
 
 
 
 
 
Zum Regenbrachvogel ist weiter oben bereits ausführlich ausgeführt wor-
den, auch zu der sog. „überschießenden Ausnahme“ für den Verbotstat-
bestand der Beschädigung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätte. Die für 
den Regenbrachvogel vorgesehenen FCS-Maßnahmen besitzen eine aus-
reichende Prognosesicherheit und sind geeignet, die negativen Auswir-
kungen des Vorhabens entsprechend den spezifischen Gegebenheiten 
auszugleichen. 
Auch zur Eignung wurde weiter oben weiter ausgeführt. Die Eignung der 
Flächen und der dazugehörigen Maßnahmen wurde über umfangreiche 
Untersuchungen (Bestandserfassungen der Biotopstrukturen auf den Flä-
chen sowie die Erfassungen zu dem Raumverhalten der Regenbrachvö-
gel) im Vorfeld bestätigt, so dass eine für die Planung ausreichende Si-
cherheit für eine zukünftige Nutzung der Flächen durch Regenbrachvögel 
besteht.  
 
 
Die Darstellung der Wertigkeiten des Untersuchungsraumes bzw. des 
Geltungsbereiches als auch der erheblichen Umweltauswirkungen, auch 
für die weiteren festgestellten Vogelarten, geschieht umfänglich in den 
Verfahrensunterlagen; dort sind auch die erforderlichen Vermeidungs- und 
Kompensationsmaßnahmen festgesetzt.  
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und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 11 der 
Gemeinde Rastede kann aus den vorgenannten Gründen nicht zuge-
stimmt werden. 
 
Zur 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 12 „Windenergie 
Lehmdermoor“: 
Grundlage unserer Stellungnahme sind eigene Beobachtungen im Rah-
men der Stellungnahmen zum ROV und BVWP zur A 20, dem Gutachten 
des Planungsbüros Diekmann & Mosebach vom 08.03.2016 und mehrjäh-
rige mit vielen Beweisfotos unterlegte Beobachtungen einer ornithologisch 
sehr engagierten Anwohnerin aus dem Alten Lehmdermoorweg. Der Be-
reich Lehmdermoor wird zwischen Lehmdermoorgraben und Geestrandtief 
im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland als 
Vorsorgegebiet für Günlandbewirtschaftung ausgewiesen. Daraus folgt 
naturgegeben, dass es sich um einen potenziellen Lebensraum für die 
überwiegend stark gefährdeten Wiesenvögel, die in den letzten 20 Jahren 
um ca. 80 % im Bestand abgenommen haben, handelt; wir es also hier mit 
einem hochsensiblen Natur- undLebensraum zu tun haben. Das Pla-
nungsbüro hat als wertgebende Arten (RL = Rote Liste der in Niedersach-
sen und Bremen gefährdeten Brutvogelarten, s. S. 8) dort Braunkehlchen 
(RL 2), Gartenrotschwanz (RL V) und Rauchschwalbe (RL 3) festgestellt. 
Zu denken gibt, dass weitere wichtige wertgebende Vogelarten keine Er-
wähnung finden, die von der niedrigen Empfindlichkeit (Punktzahl 5) zu 
einer hohen Empfindlichkeit (Punktzahl 15) führen müssen. So sind auch 
hier wie in der Wapelniederung große Ansammlungen von Regenbrach-
vögeln als Gastvögel beobachtet worden. Auch der in unserem Raum 
sehr seltene Ortolan (RL 2) ist in den letzten beiden Jahren in der Brutzeit 
festgestellt worden (Belegfoto). Ferner sind im Planungsgebiet Braun-
kehlchen (RL 2), Rotmilan (RL 2), Seeadler (RL 2), Rohrweihe (RL V), 
Weißstorch (RL 3), Wanderfalke (RL 3), Turmfalke (2015: RL V) auf der 
Nahrungssuche beobachtet und z. T. fotografiert worden. Sogar der 
Wachtelkönig (RL 2) ist hier in der Brutzeit verhört worden. Die Aufzäh-
lung mag nicht vollständig sein, zumal wir davon ausgehen, dass auch 
Kiebitz (RL 3), Feldlerche (RL 3), Mehlschwalbe (RL 3), Wiesenpieper (RL 
3), Goldammer (RL V), die schilfbewohnenden Arten Teich-, Schilf- und 
Sumpfrohrsänger und viele andere in den übrigen Rasteder Moorgebieten 
brütenden Offenlandbzw. Halboffenlandarten (z. B. Fitis, Zilpzalp, Neuntö-

Aus diesen Gründen hält die Gemeinde an ihren Planungen fest. 
 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 71. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 12  und wird im Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens 
abgearbeitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            19 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

ter, Dorngrasmücke, Schwarzkehlchen, Wachtel) ihren Lebensraum in 
diesem Moorgebiet haben, um nur einige der wichtigsten Vertreter zu nen-
nen. Die Aufzählung allein der z. T. auf Fotos dokumentierten Rote-Listen-
Arten rechtfertigt u. E. eine Einstufung des Gebietes in die höhere Wert-
stufe 15 (hohe Empfindlichkeit), erst recht, wenn das seit 2015 in Delfs-
hausen brütende Storchenpaar in die Betrachtung einbezogen worden 
wäre. Der bei Sinning 2017 im Jahre 2016 mit Flugbewegungen kartierte 
Weißstorch von der Jaderlangstraße war nämlich nicht der einzige Brutvo-
gel im Raum Delfshausen und muß von Sinning übersehen worden sein. 
Auf dem Grundstück Delfshausen, Dörpstraat 152 (s. Anlage 4) brütet 
nach Aussagen des Grundeigentümers H. Bargmann ein Storchenpaar 
bereits seit 2015! Auch in 2018 wurde durch den NABU Rastede hier wie-
der eine Brut festgestellt (K. Hinsch, H. Vollstädt, S. Lorenz). In der Karte 
zur Anlage 4 ist der Neststandort nit dem 1.000-m-Radius eingezeichnet. 
Danach läge nur noch die mit WEA 3 bezeichnete Windkraftanlage knapp 
außerhalb dieses Schutzbereichs (s. NLT 2014).  
 
Bei der diesjährigen Gastvogelzählung des NABU Rastede im Lehmder 
Moor (H. Vollstädt, S. Lorenz, Anlage 2) konnten signifikant hohe Gastvo-
gelbestände festgestellt werden. So finden sich in Anlage 1 Belegfotos 
vom 21.02.2018 aus dem Bereich Delfshausen Nord, die Bläss- und 
Weisswangengänse in Vergesellschaftung in einer Größenordnung von 
>1.500 Individuen zeigen. Insbesondere konnte damit nachgewiesen wer-
den, dass es sich bei den Weißwangengänsen mit einer  
 
Maxima von 1.100 Individuen im Lehmder Moor nach NLWKN und KRÜ-
GER et al. 2013 um ein Rastgebiet von landesweiter Bedeutung handelt. 
Die Gewöhnungsfähigkeit von Gänsen an WKA ist zwar gegeben, aber die 
Wechselsituation zwischen Nahrungs- und Schlafplätzen im Gebiet wird 
auch von Gutachtern häufig unterschätzt. Die Flüge von den Nahrungsflä-
chen zu den Schlafgewässern finden überwiegend in der Dämmerung 
statt, wo die Sicht der Tiere stärker eingeschränkt ist. Die Gänse fliegen in 
die Nacht hinein und sind dabei nur in geringer Höhe unterwegs. Hier be-
steht ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko. Außerdem ist der Jungvo-
gelanteil zu bedenken, der über keine Erfahrungen mit WKA verfügt.  
 
Sinning 2017 weist in seiner AVIFAUNA „WP Delfshausen“ (Brut- und 
Rastvogelerfassungen 2015/2016/2017) insgesamt 12 planungsrelevante 
Vogelarten (mind. gefährdet nach den Roten Listen, als geschützt nach 
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EU-Vogelschutz-Richtlinie Anhang I) nach. Als Randbrüter außerhalb des 
1.000 m-Radius wurden im Norden des Untersuchungsgebiets außerdem 
die Rohrweihe mit einem Brutverdacht festgestellt. Bezogen auf die Rast-
vögel kommt dem Gebiet nach Sinning sogar internationale Bedeutung zu! 
Dabei erreicht die Weißwangengans den erforderlichen Schwellenwert für 
diese Einstufung. Aber auch die Rastbestände von Bläss- und Graugans, 
Kampfläufer, Kiebitz und Pfeifente sind nach dem Gutachten signifikant, 
wobei der Kampfläufer eine vom Aussterben bedrohte Art ist. 
 
Fledermäuse im WP Delfshausen 
Mindestens die hier heimischen Fledermausarten Großer Abendsegler 
(Nyctalus noctula), Kleiner Abendsegler (N. leislerii), Breitflügelfledermaus 
(Eptesicus serotinus), Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) und Mü-
ckenfledermaus (P. pygmaeus) sind durch die geplanten Windenergiean-
lagen, besonders in der Zugzeit, stark gefährdet. WEA stellen eine akute 
Gefährdung für die sich im freien Luftraum bewegenden Fledermäuse dar 
und gelten global als eine Hauptgefährdungsursache für diese Tierarten 
(O‘SHEA et al. 2016). Ohne Abschaltzeiten ist in Deutschland von einem 
Schlagopferaufkommen von bis zu einer viertel Million Fledermäuse pro 
Jahr auszugehen (vgl. VOIGT et al. 2015). Als Schlüsselarten für viele 
verschiedene Lebensraumtypen zählen Fledermäuse deshalb zu den 
streng zu schützenden Arten der FFH-Richtlinie der Europäischen Union 
(Anhänge II u. IV). Sie unterliegen gem. Bundesnaturschutzgesetz beson-
ders strengem Schutz. Im Gutachten von Sinning (Fledermäuse, WP 
Delfshausen, 01/2017) werden die schon zum WP Wapeldorf-Heubült 
gemachten Beobachtungen bestätigt. Auch hier werden die Abschaltzeiten 
für die einzelnen Anlagen in mehreren Tabellen dargestellt. Danach sollen 
in niederschlagslosen Nächten mit Windgeschwindigkeiten unter 6 m/s in 
Gondelhöhe bei Temperaturen > 10° C Abschaltungen erfolgen. Richtig-
erweise wird darauf hingewiesen, dass insbesondere für die Abenseglerar-
ten und die Rauhautfledermaus Abschaltungen bei höheren Windge-
schwindigkeiten (allgemein wird hier von 7,5 m/s ausgegangen) erforder-
lich werden. Da insbesondere die Abendseglerarten bereits in der Däm-
merung ausfliegen, sind die Abschaltzeiten bereits vor völliger Dunkelheit 
festzulegen bzw. anzupassen (J. Gebhard, W. Bogdanowicz: Großer 
Abendsegler in: Handbuch der Säugetiere Europas, Band 4/2: Fledertiere). 
Eine Kompensation auf andere Weise ist auch hier nicht möglich. Zur 
Überprüfung der festgelegten Abschaltzeiten und Windgeschwindigkeiten 
ist ein zweijähriges Gondelmonitoring durchzuführen (vgl. MU NIEDER-
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SACHSEN 2016). Das Monitoring umfasst automatische Messungen der 
Fledermausaktivitäten im Gondelbereich nach den Bedingungen des For-
schungsprojekt des BMU („Entwicklung von Methoden zur Untersuchung 
und Reduktion des Kollisionsrisikos von Fledermäusen an Onshore-
Windenergieanlagen“ (BRINKMANN et al. 2011). Die Aufgabe eines mög-
lichen Betreibers wird es sein, die Abschaltzeiten einzuhalten und für 
Nachprüfungen zu dokumentieren. 
 
Generell zur Windkraft in Moorgebieten haben der NABU Oldenburger 
Land und der NABU Rastede bereits 2012/2013 vor der Umsetzung der 
Details zur landkreisweiten Windkraft-Potenzialstudie im Bereich der 
Rasteder Geestrandmoore gewarnt. Darin waren große Flächen entlang 
des Geestrandes als potenzielle Standorte für Windparks vorgesehen. Die 
Geestrandmoore verfügen über noch weitgehend unberührte Landschaf-
ten - mit die letzten in Rastede angesichts des immensen Flächenver-
brauchs der letzten Jahre. Der ursprünglich richtige Gedanke, Windkraft 
als Teil der erneuerbaren Energien mit Blickrichtung auf den sich abzeich-
nenden Klimawandel zu fördern, gerät leider immer mehr in den Hinter-
grund. Investmentgesellschaften locken an windexponierten Standorten 
Kapitalanleger und Grundeigentümer mit hohen, staatlich geförderten 
Renditen und versuchen dann, ihr Konzept auf politischer Ebene durchzu-
setzen.  
 
Dies versucht jetzt offenbar erneut ein „Investor“ in Rastede umzusetzen. 
Dass damit Moorlandschaften zu einem Industriegebiet degradiert werden, 
wird offenbar von der Ratsmehrheit billigend in Kauf genommen. 40-
Tonner-LKW tragende massive Zuwegungen für die riesigen Bauteile 
müssen geschaffen und der moorige Untergrund bis in große Tiefen 
standfest für die bis 200 Meter hohen Türme gemacht werden. Allein die 
erforderlichen Entwässerungsmaßnahmen werden unübersehbare Folgen 
für die dort wohnenden Menschen und vom Aussterben bedrohten Tier- 
und Pflanzenarten haben. Aber auch der Moorkörper wird durch die Grün-
dungsarbeiten und das Durchstossen des mineralischen Untergrunds auf 
Dauer durch die fehlende Wasserzirkulation, Grundvoraussetzung für eine 
erfolgreiche Moorrenaturierung, zerstört. Eine Moorregeneration wird 
dadurch weitgehend unmöglich gemacht. Das Ammerländer Geestgebiet 
erreicht mit über 20 m bei Rastede seine größten Höhen. Im 
Rasteder/Delfshauser Moor – also im Planungsbereich – liegen Gelände-
höhen unter NN bei einem extrem gespannten Grundwasserleiter und 
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einem mittleren Grundwasserstand von etwa - 0,70 cm (siehe Anlage 3: 
Karte Grundwasserstände LBEG 2017). Durch den Bodenaustausch im 
Bereich der Zuwegungen und folgender Flächenverdichtung sind durch 
Moorbodenverdrängung und Schwingungen erhebliche Schäden abzuse-
hen. Die engen und tonnagebeschränkten Moorstrassen können den zu 
erwartenden Bauverkehr nicht aufnehmen. Schwingungen durch Schwer-
lasten übertragen sich über den Moorboden in weite Bereiche. Somit sind 
bei den geplanten Baumaßnahme auch im erweiterten Baubereich (~4 
km) auf Grund von Grund- und Oberflächenwasserveränderungen sowie 
Einflüsse durch Einfahrung von Schwerlasten massive Geländeschädi-
gungen wahrscheinlich. 
 
Zudem würde eine bisher relativ unberührte Naturlandschaft in eine In-
dustrielandschaft unter dem Deckmantel des Klimaschutzes verwandelt. 
Dass man seitens der Gemeinde den Wünschen eines Investors soweit 
entgegenkommen will, mitten in eine Moorfläche und Erholungslandschaft 
einen wahren „Flickenteppich“ aus Beton, breiten Schotterstrassen usw. 
zu hinterlassen, ist schwer nachzuvollziehen. So sind Naturschutz und 
Energiewende nicht vereinbar! Der hemmungslose Naturverbrauch geht 
ungeachtet aller wissenschaftlichen Erkenntnisse und Warnungen, u. a. 
der Naturschutzverbände, unvermindert weiter. Für die Gewinnmaximie-
rung einiger Investmentfonds und -anleger sollte uns unsere Natur und 
Lebensgrundlage zu schade sein! Auch nachfolgende Generationen ha-
ben Anspruch auf eine unverbrauchte und unverstellte Moorlandschaft! 
 
Wie heißt es so poetisch im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RROP, D2.10 2) des Landkreises Ammerland: „Überwiegend als Grün-
land genutzte Fluß- und Bäkenniederungen, die in der zeichnerischen 
Darstellung als Vorsorgegebiete für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und 
–entwicklung dargestellt sind, sollen durch Maßnahmen, die den Natur-
haushalt in seiner Funktionsfähigkeit oder das Bild der Landschaft erheb-
lich stören, grundsätzlich nicht beeinträchtigt werden. Negative Entwick-
lungen in diesen Bereichen, z. B. ...die Anlegung von Containerflächen, 
sind grundsätzlich auszuschließen.“  
 
Interessanterweise heißt es in der Anlage 6 zu Vorlage 2018/025 der Ge-
meinde Rastede „Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 Windenergie 
Lehmdermoor., Umweltbericht“ auf Seite 54: „Delfshausen ist ein typi-
sches Moorkolonistendorf mit z.T. noch erhaltenen streifenförmigen Flur-
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formen. Eine prägende Birkenallee und z.T. ältere, tlw. auch reetgedeckt, 
Wohnhäuser sowie Feldscheunen verleihen dem Dorf eine besondere 
Eigenart. Durch Freiflächen zwischen den einzelnen Häusern sowie an-
sprechend gestaltete, vielseitige Gärten, bewahrt sich das Dorf z.T. einen 
ursprü nglichen, fast historisch anmutenden Charakter. Der hohe Struktur-
reichtum verleiht dem Dorf eine besondere Schönheit und Eigenart. Auf-
grund dessen wird diese Landschaftseinheit mit einer „hohen Bedeutung“ 
für das Landschaftsbild eingestuft.“ 
 
Und: auch wenn es Investoren und unkritische Politiker nicht gerne hören: 
Moore, also auch das Lehmder Moor, sind mit die letzten relativ ungestör-
ten Rückzugsgebiete bedrohter Pflanzen- und Tier-, insbesondere Vogel-
arten, die Gefahr laufen, aus der Roten Liste gefährdeter Brutvögel als-
ausgestorben herauszufallen. 
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede angedachte Bereich zur Reali-
sierung von Windparks im Lehmder Moor stellt sich als Gastvogellebens-
raum von landesweiter Bedeutung, nach Sinning 2017 sogar von internati-
onaler Bedeutung dar. Ausschlaggebend für eine entsprechende Bewer-
tung ist eine Rastmaxima von 1.100 Weißwangengänsen, ungeachtet der 
auch hier immer wieder einfliegenden Regenbrachvögel. Es wird be-
schrieben, dass auch andere wertgebende Vogel- und verschiedene Fle-
dermausarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
Zum anderen wird hier eine der letzten unverbauten, intakten Moorland-
schaften zu einer Industrielandschaft mit einem Moorkolonistendorf am 
Rande durch fünf hochaufragende WEA bis zur Unkenntlichkeit verändert. 
Vor diesem Hintergrund sollten die beplanten Windenergie-
Potenzialflächen im Delfshauser Raum naturschutzfachlich nicht mehr in 
Betracht gezogen werden, weil sie mitten in einem bedeutenden Gastvo-
gellebensraum und dem Lebensraum von weiteren kollisionsgefährdeten 
Großvögeln (u. a. Rotmilan, Weißstorch und Seeadler) liegen. Nicht nach-
vollziehbar ist der Einwand, dass die Landschaft im Lehmdermoor durch 
die „kommende A 20“ ohnehin eine starke Veränderung erfahren wird. Ob 
diese Autobahn, deren erster Abschnitt derzeit nicht etwa von den be-
troffenen Gemeinden, die das höchste Interesse an der Erhaltung ihrer 
natürlichen Landschaft und der Lebensqualität ihrer Bewohner haben 
müßte, sondern von einem Naturschutzverband beklagt wird, die vielen 
(juristischen) Hürden bis zum vollständigen Plazet aller sieben Abschnitte 
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jemals schaffen sollte, ist derzeit mehr als fraglich. Darauf zu vertrauen, ist 
höchst fahrlässig und zeigt einmal mehr die Gleichgültigkeit der Gemeinde 
gegenüber Natur und Landschaft. 
 
Der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 12 der Gemeinde Rastede 
kann aus den vorgenannten Gründen nicht zugestimmt werden. 
 
Zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 13 „Windenergie 
Lehmden“: 
Gegen die hier angedachte Planung bestehen grundsätzlich keine Beden-
ken. Allerdings befindet sich nordwestlich an die Potenzialfläche angren-
zend ein älterer Waldbestand und westlich der Kreisstrasse schließt das 
Gelände des Golfplatzes an. Der NABU Rastede hat in Abstimmung mit 
dem Vorstand des Golfclubs in den Jahren 2016/2017 zur Verbesserung 
der Lebensräume auf dem Clubgelände eine große Anzahl von Nisthilfen 
für Brutvogel- und Fledermausfauna installiert. Hierdurch könnte eine 
Neubewertung der Avifauna und des Untersuchungsraums zu den geplan-
ten WEA erforderlich werden.  
 
Zum anderen ist der Brutvogelbestand vom Büro Sinning 2013 mit acht 
Begehungen zwischen Ende März und Mitte Juli 2011 erfasst worden, der 
Rastvogelbestand von Mitte August 2011 bis Ende März 2012 mit insge-
samt 15 Begehungen. Gegen die seinerzeitige Erfassungsmethode und 
der Ergebnisbewertung bestehen keine Einwände, es liegen inzwischen 
allerdings sechs bis sieben Jahre zwischen den Erfassungen und der jet-
zigen aktuellen Situation. In der Literatur wird allgemein von einem „Ver-
fallsdatum“ für avifaunistische Bestandsdaten von fünf Jahren ausgegan-
gen, da sich innerhalb dieser Zeitspanne eine totale Veränderung in der 
Artenzusammensetzung ergeben kann. Deshalb wäre hier wie auch die 
Kartierung der Fledermausbestände aus dem Jahr 2011 (Sinning 06/2013) 
nochmals zu aktualisieren. 
 
Immisionsschutzrechtliche Prüfungen 
Für alle vorgenannten Bebauungspläne bleiben ohnehin die immisions-
schutzrechtlichen Prüfungen abzuwarten, die übrigens auch für die 
Repoweringpläne in Lehmden bei einer Anlagenhöhe > 50 m gelten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 72. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 13 und wird im Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens ab-
gearbeitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Feststellung, dass immis-
sionsschutzrechtlichen Prüfungen erforderlich wird, ist korrekt. Dieses 
Verfahren wird im Anschluss an das Bauleitplanverfahren durchgeführt. 
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Bewertungen durch unabhängiges Gutachten 
Bei Durchsicht und Prüfung der uns zur Verfügung gestellten Unterlagen 
ist sichtbar geworden, dass das mit der Planung beauftragte Büro die Kar-
tierungen vor Ort sowie die Abfassung der verschiedenen Gutachten vor-
genommen hat als auch an den Bewertungen der Eingaben im Rahmen 
der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung maßgeblich beteiligt war. Um 
dem Verdacht zu begegnen, dass die vorgenommenen Bewertungen der 
Eingaben im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und die im 
Zuge der aktuellen Öffentlichkeitsbeteiligung vorgebrachten Einwände im 
Zweifel zugunsten des Auftraggebers qualifiziert worden sind bzw. werden, 
empfehlen wir die Einholung der Stellungnahme einer unabhängigen staat-
lichen Stelle, dem NLWKN, Fachbehörde Staatliche Vogelschutzwarte. In 
möglichen juristischen Auseinandersetzungen könnte das Fehlen eines 
unabhängigen Gutachtens eine nicht unerhebliche Rolle spielen und als 
Versäumnis gewertet werden. 
 
Urteile und Beschlüsse aus jüngster Zeit 
Ohne es vorwegnehmen zu wollen, ob es im Falle einer Genehmigung der 
Windkraftplanungen der Gemeinde durch den Landkreis Ammerland zu 
einer Klage kommen sollte, möchten wir doch auf mehrere Verwaltungs-
gerichtsurteile aus jüngerer Zeit in Bezug auf die Komplexibität der Ge-
nehmigungsverfahren von Windparks in den verschiedenen Bundeslän-
dern hinweisen und damit auf die schwierige Rechtslage, der sich auch die 
Kommunen gegenübersehen bzw., wie im folgenden Beispiel, aussetzen: 
 
- Ganz aktuell (03.08.2018) hat das VG Oldenburg auf Antrag der 
Rechtsanwältin Dr. Jutta Engbers (Friesoythe), dem Landesverband der 
Bürgerinitiativen Umweltschutz (LBU) eine vollstreckbare Ausfertigung 
seines Beschlusses vom 8. Februar 2018 (Az.: 12 B 67/18) erteilt. Mit 
diesem Beschluss ist der (Weiter-) Bau und Betrieb der damals trotz des 
Bauverbots teilweise errichteten acht WEA im Windpark Wehrder vor 
Mooriem bis zu einer endgültigen Entscheidung untersagt worden. Die 
„Windpark Wehrder GmbH“ als Betreiber setzte sich jedoch über den Be-
schluss des Verwaltungsgerichts Oldenburg hinweg und baute mit Ge-
nehmigung, Duldung und Unterstützung des Landkreises Wesermarsch 
vier der ursprünglich acht genehmigten Anlagen trotz diverser Anzeigen 
bei Landkreis und Polizei weiter vollständig auf. Vier weitere Anlagen wur-
den als halbhohe Stümpfe in die Landschaft gestellt. 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Alle vorliegenden Gutachten 
und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorga-
ben und fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. 
Weiterhin wurden die Eingaben der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
neutral bearbeitet und entsprechen dem üblichen Vorgehen sowie der 
Meinung der Politik der Gemeinde Rastede im Bauleitplanverfahren. Die 
genannten Institutionen wurden im Rahmen der Verfahrensschritte durch 
die Gemeinde beteiligt und konnten Stellungnahmen zu der Planung ab-
geben. Ein Versäumnis lässt sich aus dem gewählten Vorgehen nicht ab-
leiten. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise auf die Urteile werden zur Kenntnis genommen. Zu der Auf-
listung ist zu sagen, dass in der Regel jedes Planverfahren für sich ge-
nommen ein „Unikat“ ist und jede mögliche Gerichtsentscheidung immer 
eine „Einzelfallentscheidung“, welche in den wenigsten Fällen Allgemein-
gültigkeit erlangt und somit nicht ohne weiteres übertragbar ist. 
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- In seinem Urteil vom 17.03.2016, Az. 22 B 14.1875 und 22 B 14.1876, 
fasst der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) die bisherige 
Rechtsprechung zur Problematik über das Vorkommen von Rotmilanen im 
Bereich von Windrädern zusammen und wies die Klage eines Betreibers 
auf eine Baugenehmigung ab. Zusätzlich urteilte der BayVGH über die 
Abstände kollisionsgefährdeter Vogelarten zu Windrädern. Diese würden 
nicht mehr der Anlage 2 des noch geltenden Windkrafterlasses in Bayern 
entsprechen. Ab sofort müssen in Bayern die aktuellen Abstandsempfeh-
lungen der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten („Hel-
goländer Papier“, 04/2015) angewandt werden. Damit gibt das BayVGH 
klare rechtliche Vorgaben für die künftige Genehmigungspraxis in Bayern. 
Die Entscheidung des höchsten bayerischen Verwaltungsgerichtes könnte 
auch Präzedenzfall zum Thema „Windkraft versus Artenschutz“ für ganz 
Deutschland werden. Entsprechende Bestrebungen sind derzeit in Bayern 
im Gange, das Helgoländer Papier für alle Bundesländer als verbindlich 
mit Gesetzeskraft zu installieren.  
 
- In seinem Urteil vom 8.11.2017 hat das Oberverwaltungsgericht Lü-
neburg (OVG) die Beschwerde eines Windkraftbetreibers zurückgewie-
sen. Im Windpark Culturweg in der Gemeinde Ovelgönne waren vom 
Landkreis Wesermarsch insgesamt neun Windkraftanlagen Ende 2016 
genehmigt worden. Gegen diese Genehmigungen hatte der NABU Wider-
spruch eingelegt und gleichzeitig beim Verwaltungsgericht (VG) Oldenburg 
in einem Eilverfahren einen Baustopp beantragt. Das VG Oldenburg hatte 
diesem Antrag stattgegeben und die Errichtung der Anlagen mit Beschluss 
vom 28.04.2017 untersagt. Gegen den Beschluss des VG Oldenburg war 
der Windkraftbetreiber in die Beschwerde beim OVG gegangen. Die neun 
bereits genehmigten Windkraftanlagen dürfen aus artenschutzrechtlichen 
Gründen weiterhin nicht errichtet werden, weil durch den Windpark seltene 
und streng geschützte Vogelarten gefährdet werden. 
 
- Das VG Oldenburg hat im Februar 2018 in einer Eilentscheidung Ro-
dungsarbeiten zum Windpark Bakum (Kreis Vechta) gestoppt. Die Belan-
ge des Artenschutzrechts und konkret die Auswirkungen der Anlagen auf 
Vögel und Fledermäuse seien völlig unzureichend bewertet worden (NWZ-
Online vom 15.02.2018).  
 
- Der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Württemberg hat im Janu-
ar 2018 das Urteil des VG Stuttgart bestätigt, das eine ohne UVP errichte-
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te Windkraftanlage in einem von brütenden Rot- und Schwarzmilanen, 
Baumfalken und Wespenbussarden besiedelten Gebiet bei Schwäbisch 
Hall („Orlach 6“) dauerhaft stillgelegt hatte. VGH: “...Das wirtschaftliche 
Interesse sei „wegen der im Falle einer signifikanten Erhöhung des Tö-
tungsrisikos drohenden irreversiblen Zustände geringer zu gewichten“. 
Artenschutz sei „nicht etwa ein privater Belang, sondern ebenfalls von 
hohem öffentlichen Interesse“. 
 
- Im jüngsten Fall hat sich der Stadtrat Jever gegen weitere Windräder im 
Stadtgebiet ausgesprochen (NWZ vom 17.03.2018). Dabei ging es um 
den Bau von neun 150 Meter hohen Windkraftanlagen, die im Abstand von 
500 Metern zu Wohnhäusern errrichtet werden sollten.  
 
Zu erwähnen wäre in diesem Zusammenhang noch der Kabinettsbeschluß 
der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, die zugunsten der Akzep-
tenz von WEA einen Vorsorgeabstand von 1.500 m zu Wohngebieten im 
Landesentwicklungsplan festgelegt hat (Landtag NRW, Vorlage 17/415). 
Auch die Regierung Schleswig-Holsteins wird künftig einen Regelab-
stand von WEA zu Ortslagen von 1.000 m vorschreiben (Koalitionsvertrag 
S.-H., MP Günther). 
 
Wir bitten um sorgfältige Prüfung unserer Stellungnahme und verbleiben. 
 
Anlage 1: 3 Belegfotos vom 21.02.2018 
Anlage 2: Kartierung Vollstädt/Lorenz v. 21.2.2018 
Anlage 3: Karte Grundwasserstände LBEG 
Anlage 4: Karte Sinning mit Weißstorch Delfshausen 
 
Kopien gelangen an die Fraktionsvorsitzenden der im Rasteder Gemein-
derat vertretenen Parteien und an den Landkreis Ammerland als Geneh-
migungsbehörde 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise auf andere politische Entscheidungen werden zur Kenntnis 
genommen. Da es keinerlei Landesvorgaben zu Mindestabständen gibt, 
liegt die Entscheidung, über einzuhaltende Abstände, also die Planungs-
hoheit allein bei der Gemeinde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anlagen 1-4 werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            28 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            29 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 

 



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            30 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 

 
 
1 ZANG, H. (1995): Regenbrachvogel (Numenius phaeopus.) in: Zang, H., G. 
Großkopf & H. Heckenroth (Hrsg.): Die Vögel Niedersachsens und des Landes 
Bremen – Austernfischer bis Schnepfen. Nat.schutz Landsch.pfl. Niedersachs. B, 
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H. 2.5. 
2 KRÜGER, T., J. LUDWIG, P. SÜDBECK, J. BLEW & B. OLTMANNS (2013): 
Quantitative Kriterien zur Bewertung von Gastvogellebensräumen in Niedersach-
sen, 3. Fassung, Stand 2013. Inform.d. Nat.schutz Niedersachsen 33: 70-87. 
3 LAG VSW, Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (2014): Ab-
standsempfehlungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogellebensräu-
men sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten. Ber. Vogelschutz 51: 15-42. 
4 KRÜGER, T., Nipkow, M. (2015): Rote Liste der in Niedersachsen und Bremen 
gefährdeten Brutvogelarten, 8. Fassung, Stand 2015. Inform. d. Nat.schutz Nie-
dersachsen 35(4) (4/15): 181-256. 
 

 Bürger 3:   
 Mit dieser Stellungnahme beziehe ich mich auf die seit dem 11. d.M. öf-

fentlich ausgelegten Unterlagen für die benannten 3 Gebiete. Meine Aus-
führungen gelten für diese Gebiete gemeinsam. 
 
Insbesondere die Begründungen, die Umweltberichte mit den Fachbeiträ-
gen und die dort bereits eingegangenen Stellungnahmen verschiedener 
Bürger habe ich zur Kenntnis genommen. 
 
Ich fordere Sie hiermit auf, den Umfang der gesamten Planung mit zu-
sammen 10 Windkraftanlagen (WKA) zu überdenken. Meines Erachtens 
wird bei entsprechender Umsetzung ein mehrfaches als die geplanten 
50% Energieerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen erreicht. Damit 
ist Ihre Planung überdimensioniert. Im März 2016 wurden Daten veröffent-
licht, nach denen in 2014 bereits 43% des Energieverbrauchs in der Ge-
meinde aus erneuerbaren Energiequellen stammen. Wenn Investoren 
unter Ihrer Mitwirkung die Möglichkeit erhalten, 10 WKAs a 2.300kW zu 
errichten, so ist das nicht zielkonform. Meine Forderung lautet daher, ver-
ringern Sie die Anzahl der Gebiete, in denen WK-Parks erstellt werden 
können.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die deutsche Bundesregierung 
hat mit dem Klimaschutzplan 2050 vom November 2016 ihre anspruchs-
vollen nationalen Klimaschutzziele bestätigt und weiter präzisiert: Deutsch-
land hält am bestehenden nationalen Ziel fest, seine Treibhausgas-
Emissionen bis zum Jahr 2020 um mindestens 40 % zu mindern. Bereits 
im Dezember 2014 hatte die Bundesregierung das Aktionsprogramm Kli-
maschutz 2020 verabschiedet, um mit zusätzlichen Maßnahmen die ab-
sehbare Lücke in der Zielerreichung zu schließen. Die Umsetzung des 
Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 wird seit 2015 in jährlichen Klima-
schutzberichten überprüft. Nach dem aktuellen Projektionsbericht zur zu-
künftigen Entwicklung der Treibhausgas-Emissionen wird dieses Ziel mit 
den bisherigen Maßnahmen bis 2020 nicht erreicht (Quelle: Umweltbun-
desamt). Laut Windenergieerlass des Landes Niedersachsen handelt es 
sich bei der Windenergie um eine kostengünstige, etablierte und klima-
freundliche Technologie deren weiterer Ausbau wesentlicher Bestandteil 
der deutschen und niedersächsischen Energie- und Klimapolitik ist. Nie-
dersachsen besitzt auf Grund seiner geografischen Lage und Topografie 
dabei gute Vorrausetzungen für die Nutzung von Windenergie wodurch 
dem Land Niedersachsen eine besondere Bedeutung beim Ausbau der 
Windenergie in Deutschland zu kommt, die über die Deckung des nieder-
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Meines Erachtens kann die Gemeinde auf einen WK-Park mit den Flä-
chen in Wapeldorf / Heubült verrichten, ohne Gefahr zu laufen, das erklär-
te Ziel zu verfehlen. Die dafür vorgesehenen Flächen nördlich und südlich 
der L820 'Spohler Straße' erscheinen mir als die in mehrfacher Hinsicht 
umstrittensten zu sein. Eine vergleichende Darstellung aller 3 Gebiete 
könnte hilfreich sein. 
 
 
 
Des weiteren schlage ich folgendes vor: Betreiber von WKAs in den be-
nannten Gebieten werden vertraglich verpflichtet, jährlich wiederkehrende 
Zahlungen i.H.v. mindestens 1.0% aus den Erlösen des Energieverkaufs 
bzw. der Energieeinspeisungsvergütung an eine neutrale Naturschutzbe-
hörde zu entrichten. Ersatzweise verpflichtet sich die Gemeinde Rastede 
selbst zu entsprechenden Zahlungen aus dem dann verbesserten Gewer-
besteueraufkommen. Diese Zahlungen sollen u.a. dazu dienen, in den 
Jahren der Nutzung von WKAs die Einhaltung der verschiedenen umwelt-
relevanten Auflagen durch Fachkräfte der Naturschutzverbände zu ge-
währleisten. 
 

sächsischen Strombedarfs hinausgeht (Niedersächsisches Ministerium für 
Umwelt, Energie und Klimaschutz, 2016). Es ist daher nicht Planungsziel, 
nur so viel erneuerbare Energie zu produzieren, wie im eigenen Gemein-
degebiet gebraucht wird. Die Gemeinde Rastede hat sich mit der Durch-
führung sowohl der Standortpotenzialstudie als auch der Bauleitplanungen 
zu den verschiedenen Windparks im Gemeindegebiet dazu entschlossen, 
einen aktiven Beitrag zum Erreichen des Klimaschutzzieles des Bundes zu 
leisten.  
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die für die Errichtung von Windenergie-
anlagen vorgesehenen Areale wurden über die Standortpotenzialstudie als 
bestgeeignete Flächen ermittelt. Weiterführende Untersuchungen und 
Gutachten im Rahmen der Bauleitplanungen zeigen des Weiteren keine 
unüberwindbaren Raumwiderstände auf, so dass an der Fortführung der 
Planung festgehalten wird. Eine vergleichende Darstellung ist unter dem 
Gesichtspunkt der Bereitstellung substanziellen Raumes für die Wind-
energie nicht zielführend. 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt, da dem rechtlich zwingende Hindernisse 
entgegenstehen. Die Erteilung einer Genehmigung für den Betrieb einer 
Windkraftanlage von einer Zahlung des Betreibers abhängig zu machen, 
die an Dritte erfolgt, ist unzulässig. Es gibt keine gesetzliche Grundlage für 
eine solche Abgabe. Nur auf gesetzlicher Grundlage dürfen Abgaben er-
hoben werden.  
Die Erteilung einer Genehmigung darf auch nicht von einem Entgelt ab-
hängig gemacht werden. Die Erbringung von entgeltlichen Leistungen 
durch den Betreiber einer Windkraftanlage kann nur im Rahmen eines 
städtebaulichen Vertrages oder eines Erschließungsvertrages geregelt 
werden. Hiernach sind regelmäßig Entgelte für den Betrieb der Anlagen 
nicht zulässig. Eine ersatzweise Verpflichtung der Gemeinde zu Zahlungen 
für den Naturschutz, ist gesetzlich nicht vorgesehen. Demgemäß kann 
auch die Gemeindevertretung in ihrem Haushalt keine Abgabenlast zur 
Zahlung an Naturschutzverbände vorsehen.  
Der Vorschlag basiert auf einer gesetzlich nicht vorgesehenen Abgaben-
last und postuliert demgemäß eine unzulässige Abgabenerhebung.  

 Bürger 4:    
 Als Bürger des Ortes Connefordel / Almsee bin ich zwar durch lmmisionen 

wie Lärm und Schattenwurf wohl nicht betroffen; jedoch die Zerstörung 
meines heimatlichen Landschaftsbildes ist vorprogrammiert. 

 Die mit der Errichtung von Windenergieanlagen verbunden Eingriffe in das 
Landschaftsbild wurden im Umweltbericht bewertet und entsprechende 
Kompensationsmaßnahmen zum Ausgleich ermittelt.  
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Das in der amtlichen Bekanntmachung vom 03.07.2018 genannte Ziel der 
Konzentrationswirkung für Windkraftanlagen im Gemeindegebiet wird mit 
der Ausweisung weiterer Windparkflächen nicht erreicht und steht somit 
dem § 35 Abs. 3 Bau Ges. Buch entgegen. 
 
 
 
 
Zudem sei die Frage erlaubt, ob weitere Windenergieanlagen der geplan-
ten Größenordnung energiepolitisch sinnvoll sind zumal der davon erzeug-
te Strom unstet ist, nicht kostengünstig gespeichert werden kann und 
längst noch nicht dahin abgeführt werden kann, wo er gebraucht wird.  
 
 
 
 
Außerordentlich beklagenswert ist für mich die Tatsache, mit welcher 
Leichtigkeit von Seiten des Rates und der Verwaltung in den letzten bei-
den Jahren gegen den Willen der betroffenen Bürger entschieden wurde.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich lehne daher die oben unter 1.) und 2.) genannten Punkte entschieden 
ab. 
 

 
 
Die Feststellung, dass die vorliegende Planung keine Konzentrationswir-
kung entfaltet ist nicht korrekt. Durch die Flächennutzungsplanänderungen 
für die Windenergienutzung bestimmt die Gemeinde Rastede Flächen, auf 
denen Windenergieanlagen errichtet werden sollen. Im gesamten übrigen 
Gemeindegebiet werden diesen Anlagen ausgeschlossen. Ohne diese 
Planung der Gemeinde wären diese Anlagen im gesamten Gemeindege-
biet als privilegierte Anlagen zulässig.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die geplanten Anlagen mit 
Höhen von rund 150 m können einen Beitrag zur Energiewende leisten 
und sind daher auch energiepolitisch sinnvoll. Die Unstetigkeit des Strom-
flusses von Windkraftanlagen, der Weitertransport des Stroms und die 
Speichermöglichkeiten von Strom sind Themen, die mit Nachdruck, vor 
allem auf Bundesebene „bearbeitet“ werden müssen. Diese Themen sind 
nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die politischen Gremien der 
Gemeinde haben sich nicht leichtfertig für die vorliegende Planung ent-
schieden. Die Gemeinde hat sich intensiv mit dem Thema erneuerbare 
Energien und hier vor allem auch mit dem Thema Windenergie beschäf-
tigt. Die Gemeinde Rastede führt diese Planung durch, um ihren Beitrag 
zur Energiewende zu leisten und auf diesem Weg Kohle- und Atomkraft-
werke überflüssig zu machen und somit vor allem die mit diesen Kraftwer-
ken und deren Abfallprodukten verbunden Gefahren zu vermeiden. Es 
liegt in der Natur der Sache, dass sich die Beeinträchtigung einiger weni-
ger nicht ganz verhindern lassen, was einigen Bürgern ungerecht erschei-
nen mag. 
 
Die Ablehnung wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hält aus den 
oben genannten Gründen an der vorliegenden Planung fest.  

 Bürger 5:    
 Die folgenden Anregungen und Hinweise - wie Sie sie in Ihrem Schreiben 

vom 05.07.2018 zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nennen - reiche 
ich zur Entscheidungsfindung der politischen Gremien der Gemeinde 
Rastede, also der Ratsherren und zur Absicherung der Durchsetzung 
meiner späteren rechtlichen Forderungen ein. 

 Die einführenden Worte werden zur Kenntnis genommen. 
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Ich beziehe mich vollumfänglich auf meine bereits in der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung eingereichten Einwendungen. Ihre Abwägungen 
auf meine Einwendungen gem. Ihrem Schreiben vom 05.07.2018 konnten 
mich nicht überzeugen. Die Windkraftanlagen werden den dörflichen Cha-
rakter von Wapeldorf zu einem Gewerbegebiet/Industriegebiet wechseln. 
 
Die Immissionen der Anlagen werden auf die 203 Einwohner (Stand 
2017,Statistisches Jahrbuch der Gemeinde Rastede) von Wapeldorf und 
auch auf die Anwohner der umliegenden Ortschaften einwirken. Auch 
wenn die derzeitigen gesetzlichen Bestimmungen für Windkraftanlagen 
eingehalten werden, sollte dies bei der Entscheidungsfindung berücksich-
tigt werden. 

 
Die Schallbelastungen der Anlagen sind theoretische Werte, die durch 
Wettereinflüsse (Wind), Bebauung usw. abweichen werden. 
 
Die Schallpegel Addition ist nicht berücksichtigt. Bei der Einwirkung von 
mehreren Schallquellen ergibt sich eine Zunahme des Schalls. Es kann 
nicht von der größten Schallquelle ausgegangen werden. Hier führe ich als 
weitere Schallquelle die BAB 29 an. Im Schallgutachten wird der Schall 
von einer Anlage berücksichtigt, nicht ab der von mehreren Anlagen mit 
gleichem Schallpegel. Z. B. führt die Addition von nur zwei gleichen 
Schallpegeln zu einem um drei Dezibel höheren Wert. 
 
 
 
 
 
 
 
Beeinträchtigung durch Körperschall, der durch das Fundament der WEA 
über den Boden übertragen und über z. B. die Wasserleitung in mein Haus 
getragen werden kann. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Planung beruht auf den 
aktuellen Rechtsgrundlagen und fachlich anerkannten Bewertungsgrund-
lagen. Aus diesem Grund hält die Gemeinde an der vorliegenden Planung 
fest. 
 
 
 
Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 
geplanten Anlagen erstellt. Es wurden die für alle Anlagen maximal zuläs-
sige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pegel nicht überschreiten, 
um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstgelegenen schutzbedürfti-
gen Nutzungen nicht zu überschreiten.  
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. 
betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung 
in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und 
insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Gegen den Körper-
schall gibt es technische Vorkehrungen. Bereits 1994 Schrieb G. Böhmeke 
in einem Aufsatz „Maßnahmen gegen Körperschall an Windkraftanla-
gen“ dazu folgendes: „Der unvermeidliche Körperschall des Getriebes 
und Generators kann durch Körperschallentkopplung wirkungsvoll vom 
Turm ferngehalten werden. Die Entkopplung kann durch eine flächige, 
elastische Lagerung der gesamten Getriebe/Generatoreinheit auf einer 
Grundplatte erfolgen. Die Lagerung auf Elastomeren hat sich gegen alle 
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Beeinträchtigungen durch Schattenwurf und Effekte durch Spiegelungen 
bei Sonnenschein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Grundwasserabsenkung während der Bauphase kann zu Schäden an 
meinem Gebäude und an meinem Pflanzenbestand führen. Diesen Hin-
weis haben Sie ja bereits zur Kenntnis genommen und zu Gebäudeschä-
den bei Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der Ge-
nehmigungsbehörde mitgeteilt. Zu den Pflanzenbeständen teilten Sie mit, 
dass diese anpassungsfähig seien und trockenere Phasen überdauern. 
Diese Meinung teile ich nicht und sehe mich in diesem trockenen Sommer 
2018 bestätigt. Es verwundert mich, dass bei der gleichen Anregung eines 
anderen Bürgers mitgeteilt wird, der Sachverhalt wird im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung genauer betrachtet. 
 
 

anderen federnden Bauteile durchgesetzt. Stahlfedern scheiden wegen 
ihrer zahlreichen Eigenfrequenzen im abzutrennenden Bereich aus. Alter-
nativ realisiert werden doppelwandige Getriebegehäuse mit Sandfüllung, 
Gußeisen-Flanschringen am Turmkopf, doppelwandige sandgefüllte 
Turmbereiche, Auftragen von Entdröhnmasse auf die Turmwände und 
Anschweißen von speziellen Schwingungsdämpfer-Elementen. Im Einzel-
fall kann eine Kombination aus Entkopplung durch Elastomerteile und 
Zusatzmassen im Unterbau sinnvoll sein.“ 
 
 
 
Zum Thema Schattenwurf 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen 
Windenergieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, 
so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr 
und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte 
bilden zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen 
Bundesländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Im-
missionsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Zum Thema „Disco-Effekt“ (Spiegelungen/Reflektionen bei Sonnenschein) 
Um diesen Effekt auszuschließen sind die Windenergieanlagen in einem 
mattierten Farbton herzustellen. 
 
Zum Thema Grundwasserabsenkung 
Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) vo-
raussichtlich nicht dauerhaft durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung 
wird nur für die Dauer des Baus der Fundamente temporär durchgeführt 
(Dauer geschätzt: 4 Wochen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grund-
wassersituation ist im Rahmen der Genehmigungsplanung neben ausführ-
lichen Recherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der 
Bau von Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgese-
hen. Mittels dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen be-
reits im Vorfeld der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasser-
schwankungen und Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Sämtliche 
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Wertminderung meiner Immobilie. Dr. Axel Tausendpfund von der Eigen-
tümergemeinschaft Haus und Grund beziffert die Wertminderung durch 
WEA´s auf 20 - 30 % bis hin zur Unverkäuflichkeit. 
 
Die Vermietung kann ebenfalls durch die Anlagen schwieriger werden und 
zu finanziellen Einbußen führen. 

Arbeiten zur Wasserhaltung werden überwacht und mit der Unteren Was-
serbehörde des Landkreises Ammerland abgestimmt.  
 
Außerdem kann in Bezug auf mögliche Schäden an Gebäuden bei ent-
sprechenden Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der 
Genehmigungsbehörde bestimmt werden. 
 
Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. 
Positiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des 
Wassers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer 
Grundwasserabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbe-
stände hingegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre 
eine Absenkung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflan-
zenbestände anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein 
im Sommer witterungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
 
 
Zum Thema Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
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bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
 
 

 Bürger 6:    
 Mit der Aufstellung des o.g. Bebauungsplanes beabsichtigt die Gemeinde 

Rastede auf ihrem Gemeindegebiet einen Windpark zu errichten. Gegen 
diesen reichen wir folgende Einwendungen ein. 
 
Was passiert bei Feuer? Bisher konnten Brände hier in Wapeldorf 
/Heubült die Brände nicht oder nur unzureichend gelöscht werden, weil 
keine ausreichende Menge Wasser zur Verfügung stand. Was ändert sich 
beim Bau der Windenergieanlagen? Sollen mehr Hydranten errichtet wer-
den? Wer bezahlt die Einsätze der Feuerwehren? Grade in trockenen 
Sommern, wie diesen besteht die große Gefahr, dass unsere Häuser bei 
einem Flächenbrand mit zu Schaden kommen.(Moorbrände sind kaum zu 
löschen!) 
 
 
Der Wertverlust unseres Hofes steht nach wie vor im Raum. Es ist mitt-
lerweile nachgewiesen, dass die Akzeptanz der Windenergieanlagen in 
der Bevölkerung abgenommen hat. 
 
 

  
 
 
 
Im Rahmen des Antrages nach Bundesimmissionsschutzgesetz wird das 
erforderliche Brandschutzgutachten der Genehmigungsbehörde vorgelegt. 
Die Löschwasserversorgung des Plangebietes wird entsprechend den 
Anforderungen des vorbeugenden Brandschutzes in Abstimmung mit der 
zuständigen Brandschutzdienststelle des Landkreises Ammerland, den 
Freiwilligen Feuerwehren der Gemeinde Rastede und dem Oldenburgisch-
Ostfriesischen Wasserverband (OOWV) sichergestellt. Auf diese Weise 
wird sichergestellt, dass sich ein Feuer, im Falle eines Brandes einer 
Windenergieanlage, nicht ausbreiten kann. 
 
Zum Thema Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
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Lärm und lnfraschall machen nachweislich krank. Die Universität Mainz 
hat inzwischen an Hand von Studien nachgewiesen, dass Herzzellen 
durch Infraschall geschädigt werden. Sollten wir unseren Hof einmal ver-
kaufen müssen, wird dies einen erheblichen finanziellen Verlust nach sich 
ziehen.  
 

Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
 
Zum Thema Schall 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Windenergieanlagen mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen dem immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BImSchG. Im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass die Windenergieanlagen 
hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrieben werden, dass die Im-
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missionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächstgelegenen schutzwürdi-
gen Nutzungen eingehalten werden. So wird sichergestellt, dass durch die 
Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden 
Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen 
werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen 
widersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes 
insofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufge-
nommen wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der 
Betrieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte 
gesichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
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Die Zuwegung zu den Windenergieanlagen liegt direkt gegenüber unserer 
Hofeinfahrt. Wer kommt für die Schäden an der Einfahrt auf? Die LKW mit 
den Baumaterialien und auch die Schwertransporte mit den Windenergie-
anlagen sind definitiv zu breit für den Vorderweg. Wir befürchten, dass 
diese immer über meine Einfahrt ausholen werden, um auf die Zuwegung 
zu kommen. Wer kommt für die Schäden auf? Da in den Einwendungen 
unterschiedlich geantwortet wurde, was mit den Schäden an Privathäusern 
und Wegen passiert, bitten wir gleich darum, dass unser Hof mit aufge-
nommen wird. 
 
 
 
 
 
 
Da in der Landwirtschaft der Flächenbedarf sehr hoch geworden ist, ist es 
verwunderlich, dass hier ein Flächenverbrauch von 6000m2 Vollversiege-
lung und für die Zuwegung noch einmal 12.395m2 verbaut werden soll. 
Zudem kommen die Kompensationsflächen, auch diese fallen dauerhaft 
zur Futtergewinnung aus. Kann das im Sinne einer Koalition von CDU und 
Grünen sein? 
 
Wir fühlen uns in unseren Nachbarschaftsrechten erheblich einge-
schränkt. BGB §§906,1004 drittschützende Norm. 

MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport 
von WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde be-
wusst. Daher wird im Vorfeld auch durch ein Beweissicherungsverfahren 
der Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Erforder-
lichenfalls werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneu-
ert. Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. Beweissiche-
rungsverfahren für Privatgebäude sind privatrechtliche Angelegenheiten, 
die zwischen dem Vorhabenträger und den Anliegern privat geklärt werden 
müssen. Die Gemeinde Rastede kann den Vorhabenträger nicht zur 
Durchführung von Beweissicherungsverfahren an privaten Anlagen ver-
pflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch in Aussicht, die privaten 
Eigentümer bei der Forderung eines Beweissicherungsverfahrens zu un-
terstützen.  
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Flächeninan-
spruchnahme führt nicht dazu, dass es zu Problemen für die Ansässigen 
Landwirte kommt.  
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Das Schallgutachten ist falsch. Wir beantragen ein unabhängiges Gutach-
ten neu erstellen zu lassen. Was ist bei ihnen eine unzulässige Lärmbeläs-
tigung? Jeder Mensch hat ein anderes Lärmempfinden, so dass es hier 
keine Vereinheitlichung geben kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auch der Schattenwurf wirkt sich unterschiedlich auf den einzelnen Men-
schen aus. Auch wenn es am Tag nur ein Schattenwurf von ca. 30 min 
geben darf, wirkt dieser sich nachteilig auf die Gesundheit aus. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auch das Greifvogel Gutachten ziehen wir in Zweifel. Auch hier fordern wir 
ein unabhängiges Gutachten. Als die Vogelzähler unterwegs waren, muss-
ten wir sie erst auf den Adler aufmerksam machen. Der Seeadler ist täg-
lich hier in Wapeldorf /Heubült zu sehen. Er fliegt regelmäßig über das 
Gebiet der geplanten Windenergieanlagen. 
 
 
 

 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen 
erarbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnis-
sen des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt 
und es wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist 
unabhängig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die 
Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betrei-
ben sind, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten wer-
den. So wird sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während 
der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzu-
lässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-
Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen 
Windenergieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, 
so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr 
und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte 
bilden zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen 
Bundesländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Im-
missionsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt. Auch die Greifvogel-Gutachten sind durch 
ein unabhängiges Gutachterbüro erstellt worden. Grundsätzlich stellen 
Bestandsaufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. Um die Beurtei-
lungsgrundlagen zu vereinfachen, reichen einjährige Erfassungen zur Be-
urteilung von Eingriffen jedoch aus. Im vorliegenden Fall liegt mit einem 
vollständigen Untersuchungsjahr zu Brut- und Gastvögeln und mit den 
zusätzlich durchgeführten Sonderuntersuchungen des unabhängigen Gut-
achtachterbüros Handke zum Thema Seeadler, Raumnutzung von Greif- 
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und Großvögeln und des Regenbrachvogels in den Jahren 2016 und 2017 
eine extrem hohe Untersuchungsdichte vor. Somit sind die Daten in jedem 
Fall ausreichend für eine Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf 
die vorkommenden Arten. Für regelmäßige überfliegende Seeadler in 
2016 und 2017 gibt es keinerlei fachlich fundierte Grundlagen. Für die 
Angaben der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, d.h. konkrete 
Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie Aufzeichnungen in 
Karten. Durch das Gutachterbüro Handke wurden in 2016 an 50 Terminen 
mit 443 Stunden Seeadler und andere Großvögel von März bis Juni unter-
sucht, an weiteren 21 Terminen Regenbrachvögel (Mai bis August), sowie 
an weiteren 25 Terminen mit 125 h von Juli bis September Baumfalken. 
Somit waren die Fachgutachter an ca. 96 Terminen zwischen März und 
September im Bereich der Windparkfläche Süd anwesend. Dies entspricht 
durchschnittlich einem Begutachten der Flächen an jedem zweiten Tag. 
Dabei wurde ein juveniler Seeadler einmal überfliegend und zweimal in der 
Nähe beobachtet. Während der 45 Beobachtungstage mit insg. 384 Stun-
den im Jahr 2017 wurde lediglich an einem Termin dreimal ein Seeadler in 
der Nähe des Geltungsbereiches mit einer Gesamtbeobachtungszeit von 
rund 23 Minuten beobachtet, was 0,1 % der Gesamtbeobachtungszeit 
entspricht. Die Beobachtungsintensitäten und –punkte für die Raumnut-
zungsuntersuchungen in 2016 wurden auf Basis langjähriger Erfahrungen 
des Gutachterbüros Handke in Abstimmung mit den Landkreisen des be-
troffenen Raumes gewählt, so dass an den Aussagen der Gutachten zu 
den Vorkommen und Verteilung von Vogelarten im Raum keine Zweifel 
bestehen. Als Ergebnis der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen 
zum Seeadler 2016 und 2017 gibt es auch keine Hinweise auf attraktive 
Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein regelmäßiges 
Queren der Windparkflächen wahrscheinlich machen würden. Die Haupt-
Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nördlich am Jadebusen 
und östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollenhagen und westlich 
Jaderaußendeich. In der Windparkfläche selbst wurden keine Nahrungs-
flüge beobachtet. Da hier außerdem keine Seeadler in Höhenklasse II (in 
Rotorhöhe) registriert wurden, wird das Kollisionsrisiko für den Seeadler 
als gering eingeschätzt. 
 
Insgesamt ist auf Grundlage der durchgeführten Untersuchungen nicht 
ersichtlich, dass für den Seeadler ein erhöhtes Kollisionsrisiko bei Umset-
zung des Vorhabens besteht.  
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Wer garantiert uns, dass im Sommer während des Fledermausfluges die 
Anlagen abgeschaltet werden? Wer kontrolliert das? Und sind die Anlagen 
dann nicht noch unrentabler.  
 
 
 
Denn Herr Schröder hat schon den Landbesitzern gegenüber geäußert, 
dass die Windenergieanlagen, die er hier zu bauen beabsichtigt, jetzt 
schon unwirtschaftlich sind. Warum wollen wir unsere Natur, unsere Land-
schaft und die Gesundheit der Anwohner für unwirtschaftliche Anlagen 
aufs Spiel setzen. 
 
Die Bedrängungswirkung der Anlagen ist zu hoch und nicht genügend für 
uns beachtet worden. Wer kontrolliert die Abschaltungen bei Schatten-
wurf? Schattenwurf hat auch eine krankmachende Wirkung. Dies ist nicht 
ausreichend bedacht worden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Warum entscheidet sich die Gemeinde nicht dafür den Abstand zu Wohn-
gebäuden auf 1000m zu erhöhen? Sie haben ja die Höhe der Anlagen 
schon bestimmen können, warum nicht auch den Abstand? 
 
 
 
 
 
 
Was passiert bei der Grundwasserabsenkung? Wer kontrolliert die Aus-

Die Programmierung der Steuerung der Windenergieanlagen kann durch 
die Genehmigungsbehörde vom Betreiber als Nachweis des ordnungsge-
mäßen Betriebes in Bezug auf die vorgesehenen Abschaltzeiten während 
des erhöhten Fledermausauskommens angefordert werden. Der Betreiber 
wird zu den üblichen Geschäftszeiten erreichbar sein.  
 
Ob die zitierte Aussage des Investors von ihm getätigt wurde und auch so 
gemeint oder zu verstehen war, kann nicht beurteilt werden. Es liegen der 
Gemeinde dazu keine Informationen vor. 
 
 
 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen 
Windenergieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, 
so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr 
und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte 
bilden zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen 
Bundesländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Im-
missionsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Eine mögliche bedrängende Wirkung kommt nur dann in Betracht, wenn 
mehrere Windparks eine Wohnnutzung von mehreren Seiten einkesseln 
würden. Dies ist im vorliegenden Planfall eindeutig nicht der Fall. Eine 
weitergehende Betrachtung ist daher nicht erforderlich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in Niedersachsen etablier-
ten Abstände (häufig 500 m) resultieren aus Erfahrungswerten und dem 
Erfordernis der Windenergie substanziell Raum einzuräumen. Die Einhal-
tung der gesetzlichen Vorgaben bezogen auf Schall und Schatten wird 
über entsprechende Fachgutachten geprüft und im Rahmen des BImSch-
Verfahren werden ggf. erforderliche Abschaltzeiten zur Einhaltung der 
gesetzlichen Vorgaben als Auflage zur Genehmigung gemacht. Die Anla-
gen sind dann so zu programmieren und zu betreiben, dass die Vorgaben 
eingehalten werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die erforderliche Grundwas-
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wirkungen? Sind die Auswirkungen auf das Oberflächenwasser genügend 
berücksichtigt worden? Der Bau der Windenergieanlagen verursacht 
Lärm. Wer schützt uns davor? Der Vorderweg ist nur für eine Last von 5t 
ausgelegt. Ist dies hinreichend beachtet worden? Warum halten Sie sich 
nicht an die Vorgaben des Landesraumordnungsprogrammes? Der Hin-
weis wird zur Kenntnis genommen? Wo ist diese Kenntnis eingeflossen. 
LROP : Zu den entgegenstehenden öffentlichen Belangen kann auch ge-
hören, wenn durch Ziele der Raumordnung oder durch Darstellungen im 
Flächennutzungsplan eine Ausweisung für die Windenergie an anderer 
Stelle erfolgt ist usw. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch die Planungen für den Windpark wird die Dorfgemeinschaft stark 
gespalten. Nachbarn reden nicht mehr miteinander oder streiten. Ihre 
Antwort darauf ist schon sehr seltsam. Wir fühlen uns durch die Planung 
sehr wohl in unrechtmäßiger Weise beeinträchtigt und in unseren persön-
lichen Rechten verletzt. 
 
 
Wir bitten um persönliche Antworten. 

serabsenkung wird nach Aussage des Gutachters (BÖKER UND PARTNER, 
Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) voraussichtlich nicht dauerhaft 
durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung wird nur für die Dauer des 
Baus der Fundamente temporär durchgeführt (Dauer geschätzt: 4 Wo-
chen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grundwassersituation ist im Rah-
men der Genehmigungsplanung neben ausführlichen Recherchen (Untere 
Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der Bau von Grundwassermess-
stellen im Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels dieser Messstellen 
und ggfs. einem Pumpversuch sollen bereits im Vorfeld der Maßnahme 
Daten zur Varianz der Grundwasserschwankungen und Reichweite der 
Absenkung ermittelt werden. Das anfallende Wasser kann bei Vorliegen 
der Einleitparameter in die Wapel abgeleitet werden. Dazu wird wahr-
scheinlich eine Enteisenung des gepumpten Wasser notwendig. Sämtliche 
Arbeiten zur Wasserhaltung werden überwacht und mit der Unteren Was-
serbehörde des Landkreises Ammerland abgestimmt.  
 
Außerdem kann in Bezug auf mögliche Schäden an Gebäuden bei ent-
sprechenden Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der 
Genehmigungsbehörde bestimmt werden. 
 
Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. 
Positiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des 
Wassers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer 
Grundwasserabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbe-
stände hingegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre 
eine Absenkung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflan-
zenbestände anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein 
im Sommer witterungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesellschaftlicher Wandel geht 
immer mit Kontroversen und unterschiedlichen Ansichten einher. Die Ge-
meinde sieht jeden Bürger selbst in der Pflicht, seinen Mitmenschen und 
insbesondere Nachbarn mit angemessenen Verhalten gegenüberzutreten 
und unterschiedliche Interessen und Meinungen, zu der jeder Mensch das 
Recht hat, zu respektieren und letztendlich auch zu akzeptieren. Niemand 
wird durch die Planung in unrechtmäßiger Weise beeinträchtigt oder in 
seinen persönlichen Rechten verletzt.  
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 Bürger 7:    
 Die folgenden Anregungen und Hinweise - wie Sie sie in Ihrem Schreiben 

vom 05.07.2018 zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nennen - reiche 
ich zur Entscheidungsfindung der politischen Gremien der Gemeinde 
Rastede, also der Ratsherren und zur Absicherung und Durchsetzung 
meiner späteren rechtlichen Forderungen ein. 
 
Ich beziehe mich vollumfänglich auf meine bereits in der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung eingereichten Einwendungen. Ihre Abwägungen 
auf meine Einwendungen gem. Ihrem Schreiben vom 05.07.2018 konnten 
mich nicht überzeugen. Vielleicht mögen viele identische "Anregungen" 
eingereicht worden sein, lapidare Zurückweisungen oder bloße Zur-
Kennnisnahmen machen es nun auch nicht besser, Ihr Vorhaben zu ver-
stehen. 
 
 
 
Darüber hinaus möchte ich konkrete Werte hinsichtlich der Schallbelas-
tungen erfahren. Ihre Werte sind rein theoretischer Natur. Was passiert 
bei heftigem Sturm, was bei Orkanen? Wie entwickelt sich der die Schall-
dynamik bei mehreren, parallel betriebenen Anlagen? Wie entwickelt sich 
der Schall unter Berücksichtigung und Addition des Schalls der A29? 
 
Wie verhält sich die Schallpegelabnahme im Mitwindbereich, wie im Ge-
genwindbereich? 
 
Haben Sie neben den aerodynamisch erzeugten Geräuschen die mecha-
nisch erzeugten Geräusche vermessen? Wie? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahr-
genommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussa-
ge nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Ge-
meinde entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in 
der Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwä-
gung bedingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Ab-
wägungsdefizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 
geplanten Anlagen (mit allen Geräuschen) erstellt. Es wurden die für alle 
Anlagen maximal zulässige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pe-
gel nicht überschreiten, um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstge-
legenen schutzbedürftigen Nutzungen nicht zu überschreiten. Bei Stark-
wind oder Sturm sind die Windgeräusche lauter, als der Schall der Anla-
gen, so dass die Anlagen dann gar nicht mehr wahrgenommen werden 
können. 
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. 
betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung 
in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und 
insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
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Ich befürchte durch die Baumaßnahmen erheblich beeinträchtigt zu wer-
den? Was passiert mit meinem Haus? Mit meinen Pflanzen? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich befürchte einen massiven Wertverlust meines Hauses. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) vo-
raussichtlich nicht dauerhaft durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung 
wird nur für die Dauer des Baus der Fundamente temporär durchgeführt 
(Dauer geschätzt: 4 Wochen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grund-
wassersituation ist im Rahmen der Genehmigungsplanung neben ausführ-
lichen Recherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der 
Bau von Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgese-
hen. Mittels dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen be-
reits im Vorfeld der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasser-
schwankungen und Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Sämtliche 
Arbeiten zur Wasserhaltung werden überwacht und mit der Unteren Was-
serbehörde des Landkreises Ammerland abgestimmt.  
 
Außerdem kann in Bezug auf mögliche Schäden an Gebäuden bei ent-
sprechenden Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der 
Genehmigungsbehörde bestimmt werden. 
 
Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. 
Positiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des 
Wassers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer 
Grundwasserabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbe-
stände hingegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre 
eine Absenkung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflan-
zenbestände anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein 
im Sommer witterungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
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Ich denke, dass der Schall ein nächtliches Schlafen unmöglich machen 
wird. Kann ich mein Haus dann schallschutztechnisch sanieren lassen, 
wer zahlt dies? 
 
 
 
In einem ebenen Gelände (zo = 0,05 m) nimmt die Windgeschwindigkeit 
beim Übergang von der Höhe 65 m auf eine Höhe von 120 m um den 
Faktor 1,086 zu. Die vom idealen Rotor aus dem Wind entnehmbare Leis-
tung ist proportional zur dritten Potenz der Windgeschwindigkeit. Der hö-
henbedingten Zunahme der Windgeschwindigkeit um den Faktor 1,086 
entspricht somit theoretisch eine Zunahme der erzeugbaren Leistung um 
den Faktor 1,0863 = 1,28. Warum führt man in der Gemeinde Rastede 

wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Durch die Bundesimmissionsschutzrechtliche Genehmigung wird sicher-
gestellt, dass die Anlagen nur einen Schall erzeugen werden, der die er-
forderlichen gesetzlichen Grenzwerte an den umliegenden schutzbedürfti-
gen Nutzungen einhält. Eine schallschutztechnische Sanierung ist auf-
grund der Einhaltung der gesetzlichen Grenzwerte nicht erforderlich.  
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde führt, 
für den einzig vorhandenen Windpark im Gemeindegebiet ein Repowering 
durch. Weitere Repoweringmöglichkeiten ergeben sich aktuell im Gemein-
degebiet nicht.  
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nicht mehr repowering durch? 
 
Die Windkraftanlagen werden den dörflichen Charakter von Wapeldorf zu 
einem Gewerbegebiet/Industriegebiet wechseln. 
 
 
 
 
 
Der Schattenwurf, bzw. die Spiegelungen beeinträchtigen mich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich bitte Sie, diese vorgebrachten "Anregungen" entsprechend zu würdi-
gen. 
 
Der Stellungnahme wurde eine DOC-Datei (30,0 KG) beigefügt. 
 
Inhalt der beigefügten DOC-Datei: 
 
Stellungnahme zur Offenlegung des Programms zur Dorfentwicklung 
Rastede-Nord der Gemeinde Rastede – Entwurf Juni 2016 
 
Das o.g. Programm kann im Rathaus Rastede eingesehen und für den 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Eingriff in das Land-
schaftsbild ist bei einer Windparkplanung unvermeidbar, das Ortsbild wird 
verändert. Die Gemeinde Rastede ist sich dieses Umstands bewusst und 
hält zu Gunsten der Energiewende dennoch an der vorliegenden Planung 
fest. 
 
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht 
kein Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. In dem Bebauungs-
plan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Windenergieanlagen mit 
Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so dass eine astrono-
misch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 30 Minuten pro 
Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bilden zwischen-
zeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bundesländern ge-
mäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) 
zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Zum Thema „Disco-Effekt“ (Spiegelungen/Reflektionen bei Sonnenschein) 
Um diesen Effekt auszuschließen sind die Windenergieanlagen in einem 
mattierten Farbton herzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Inhalte der Dorf-
erneuerung sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die 
Inhalte der Bauleitplanung stehen den Zielender Dorferneuerung allerdings 
nicht entgegen.  
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privaten Gebrauch im Portal mittels Internet gelesen werden. Nach dem 
Lesen des Programms werden für uns folgende Probleme nicht abschlie-
ßend abgearbeitet und sollten in der folgenden Arbeitskreissitzung be-
sprochen und beachtet werden. 
 
Darstellungen zur Grundversorgung und Wirtschaftsstruktur 
Im Programm werden umfassende Untersuchungen zur Versorgung und 
Infrastruktur gemacht. Die Sicherung der Grundversorgung mit einem 
leistungsfähigen Internet in ländlichen Regionen ist unbedingt erforderlich. 
 
Im Projekt 2, Seite 101, wird darauf eingegangen. Wir erachten es für 
unbedingt erforderlich, dass dieses Projekt in die Prioritätenliste 8.2, Seite 
148, aufgenommen wird. 
 
Gerade für die Entwicklung der ländlichen Region mit einer gezielten Ver-
jüngung der Bevölkerung durch Zuzüge, ist dies ein bedeutsames Ent-
scheidungskriterium für den Zuzug. Die berufliche Entwicklung oder eine 
Selbstständigkeit erfordern eine intakte und schnelle Kommunikation. 
 
Darstellungen zum Klimaschutz 
Die Hauptkriterien für eine gezielte Dorfentwicklung sind die Verbesserung 
des Wohnumfeldes und der Erhalt des ländlich dörflichen Charakters. 
 
Die Darlegungen dazu werden einmal als „nebensächlich“, Seite 64, ange-
führt und mit einer aktuellen Förderperiode aber zum zentralen Thema 
erhoben. 
 
Die Maßnahme 20 – Nutzung/Errichtung von Anlagen zur Erzeugung er-
neuerbarer Energien – wird als eine wesentlich angesehen. Die Gemeinde 
Rastede ist diesbezüglich bereits gut aufgestellt. 
 
Mit dem Projekt 63, Seite 144, wird der Ausbau der Windenergie in der 
Dorfregion Rastede- Nord geplant. 4 Flächen wurden als Ergebnis einer 
Studie zu möglichen Standorten für Windparks (Fassung vom 14.03.2016) 
als geeignet befunden. 2 Flächen befinden sich im Bereich Wapel-
dorf/Heubült/Bekhausen. Diese Anlagen werden somit in meiner „unmittel-
baren Nachbarschaft“ geplant. Die Nachbargemeinde Varel plant auf an-
grenzenden Flächen ebenso den Bau von Windenergieanlagen. Es wird 
nun von den betroffenen Bürgern eine Akzeptanz gefordert, welche wir 

 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Inhalte der Dorf-
erneuerung sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die 
Inhalte der Bauleitplanung stehen den Zielender Dorferneuerung allerdings 
nicht entgegen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde ist bezüglich der Nutzung regenerativer Energien gut auf-
gestellt, allerdings hat sich die Politik zum Ziel gesetzt, den Anteil der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien zu steigern. Dies ist heute 
nicht der Fall und hier spielen die geplanten Windparks eine entscheiden-
de Rolle. Die Gemeinde hält daher an den Planungen fest. Dass alle Be-
wohner der Gemeinde diese Pläne befürworten wäre wünschenswert, 
auch im Sinne der nachfolgenden Generationen. Das diese Zustimmung 
erfahrungsgemäß nicht von allen Bürgern besteht, liegt in der Natur der 
Sache. Die Gemeinde hält dennoch an den Planungen fest, um ihren Bei-
trag zur Energiewende zu leisten. 
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nicht teilen. 
 
Wir haben erst aus diesen Programm erfahren, dass Windenergieanlagen 
gebaut, bzw. noch geplant werden sollen. Wir gehen davon aus, dass in 
der Studie umfassende Untersuchungen nach dem in Niedersachsen gel-
tenden Recht gemacht wurden. Inwieweit die Bewohner schon einbezogen 
wurden, können wir den Darlegungen nicht entnehmen. 
 
Wir hoffen, dass die Auswirkungen auf den Menschen sehr tiefgründig 
geprüft worden und somit keine Auswirkungen, wie Lärm oder der soge-
nannte Schattenwurf für die Bürger auftreten werden. 
 
Zur Thematik Infraschall: Die Schallimmissionsprognose nach dB (A) ge-
mäß TA Lärm ist zur Ermittlung von real auftretenden Schallpegeln tieffre-
quenter Geräusche in einer Entfernung von bis zu 2 km nicht geeignet. Die 
dort auftretenden Schallpegel bedeuten real eine permanente Geräusch-
belästigung mit gesundheitlichen Folgen. Insofern besteht aktuell kein 
Anwohnerschutz in der Nähe großer Windkraftanlagen. Aus diesem Grund 
liegt dem Petitionsausschuß des Bundestages ein Antrag vor, Windparks 
nur im Abstand von der 10- fachen Höhe zu Wohnbebauungen zu geneh-
migen. In gleicher Weise fordert die WHO (Weltgesundheitsbehörde) jetzt 
den Abstand zu Windparks auf mindestens 2 km festzulegen. In Europa 
wird vielfach ein Abstand von mindestens 2 km bereits umgesetzt. Für die 
Abwendung von Infraschallwirkungen ist sogar ein Abstand von etwa 10 
km zu Wohnbebauungen erforderlich. Für die sehr großen Megawatt-
Windkraftanlagen mit Gesamthöhen über 180 Meter müssen also Stand-
orte gesucht werden in deren Umkreis von etwa 10 km keine Dörfer und 
Städte liegen. Das schränkt die Möglichkeiten verantwortungsvoller Wind-
kraftnutzung in Deutschland deutlich ein. Windkraft-Anlagen geringerer 
Höhen, z.B. bis etwa 50 Meter Gesamthöhe und einer Leistung bis 250 
Kilowatt, benötigen dagegen zur Abwendung von Gesundheitsgefahren 
nur einen Abstandsradius von etwa 2 km entsprechend der Forderung der 
Weltgesundheitsbehörde um auch im Bereich von Infraschallwirkungen 
auf der sicheren Seite zu sein. Solche kleineren Anlagen können dezentral 
zur Energieversorgung gut beitragen, eine Nutzung von Waldflächen 
scheidet dabei aufgrund der Höhe bereits physikalisch aus. 
 
 
 

 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Windpotenzial-
studie der Gemeinde bildet die Grundlage für Bauleitplanung zur Schaf-
fung von Planungsrecht für die Errichtung Windenergieanlagen. Im Rah-
men der Studie wurden für die Errichtung von Windenergieanlagen grund-
sätzlich geeignete Flächen identifiziert. Im Rahmen der Bauleitplanung und 
des anschließenden BImSch-Verfahrens werden alle rechtlichen Vorgaben 
geprüft und berücksichtigt, so dass die Errichtung der geplanten Anlagen 
erfolgen kann und das natürlich unter Einhaltung der gesetzlichen Vorga-
ben zum Schutz der umliegenden Anwohner und der Natur. 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
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Wir sehen weiterhin große Auswirkungen auf das Landschaftsbild und 
dem damit verbundenen Landschaftserleben. Der Blick in der vertrauten 
Umgebung wird zerstört. 
 
 
 
 
 
Genauso sind die Auswirkungen auf die Natur und Tierwelt, hier insbeson-
dere der Vogelwelt beachtlich. Viele Vögel, wie Seeadler, Fledermäuse, 
Störche und den seltenen Regenbrachvogel werden in ihrer Lebensweise 
gestört. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Orts- und Landschaftsbild 
wird sich in diesem Teil der Gemeinde durch die Windparkplanung verän-
dern. Die Gemeinde ist sich dieses Umstands bewusst und gibt der Ent-
wicklung der erneuerbaren Energien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das 
Landschaftsbild werden im Rahmen der Planung nach fachlich anerkann-
ten Methoden bewertet und der Eingriff wird durch Maßnahmen an anderer 
Stelle kompensiert.  
 
Alle im Rahmen der durchgeführten Brut- und Rastvogelerfassungen und 
Raumnutzungserfassungen ermittelten Arten, auch die in der Stellung-
nahme namentlich genannten Arten, wurden unter Berücksichtigung ihrer 
Planungsrelevanz im Rahmen des Umweltberichtes (Eingriffsregelung, 
artenschutzrechtliche Prüfung) entsprechend betrachtet. Sämtliche Aus-
wirkungen auf die Fauna wurden gemäß der rechtlichen Vorgaben ermit-
telt und bewertet. In den Verfahrensunterlagen sind auch die erforderlichen 
Vermeidungsmaßnahmen genannt (hier: für Fledermäuse) und Kompen-
sationsmaßnahmen (hier: für Kiebitz, Feldlerche, Mäusebussard) bzw. für 
den Regenbrachvogel vorsorgliche Maßnahmen festgesetzt, so dass keine 
erheblichen Umweltauswirkungen verbleiben.  
Zur Vermeidung von erheblichen Beeinträchtigungen durch Schlag von 
Fledermäusen werden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens Ab-
schaltzeiten der Anlagen festgelegt werden. Außerdem kann die Geneh-
migungsbehörde ein nachfolgendes zweijähriges akustisches Gondelmoni-
toring gemäß Nds. Windenergieerlass beauflagen, mit dem geprüft werden 
kann, wie hoch das Schlagrisiko tatsächlich ist. 
Als Ergebnis der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen zum 
Seeadler 2016 und 2017 wurde eine geringe Frequentierung der Wind-
parkfläche in Form von nur wenigen Überflügen festgestellt, die auch nicht 
in Rotorhöhe stattfanden. Außerdem wurden keine Nahrungsflüge über 
der Windparkfläche beobachtet. Weiterhin gibt es auch keine Hinweise auf 
attraktive Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein 
regelmäßiges Queren der Windparkflächen wahrscheinlich machen. Die 
Haupt-Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nördlich am Jade-
busen und östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollenhagen und 
westlich von Jaderaußendeich. Für den Seeadler ist auf Grundlage der 
durchgeführten ausführlichen Untersuchungen in 2016 und 2017 nicht 
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Mit der Renaturierung der Wapel wird dieser Bereich ökologisch aufgewer-

ersichtlich, dass ein erhöhtes Kollisionsrisiko bei Umsetzung des Vorha-
bens besteht.  
Im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen für Greif- und Großvögel 
wurden von Anfang bis Ende Juni im Untersuchungsgebiet an acht Termi-
nen Weißstörche in allen Höhenklassen beobachtet. Die Störche nutzten 
das Gebiet zum Durchfliegen oder zur Nahrungssuche, insbesondere auf 
gemähtem Grünland. An 22 Minuten von 136 Beobachtungsstunden wur-
den Weißstörche in Höhenklasse II (potenzieller Rotorbereich) beobachtet. 
Das Kollisionsrisiko ist als gering zu bewerten, da der Weißstorch nicht im 
Untersuchungsgebiet brütet und nur unregelmäßig in verhältnismäßig ge-
ringen Zeiträumen in Höhenklasse II nachgewiesen worden sind (in 22 
Min. von 136 Std.). Entsprechend sind Abschaltzeiten oder sonstige Maß-
nahmen nicht erforderlich. 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse.  
Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrach-
vogel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch weder in den einschlägigen 
Fachempfehlungen (NLT-Empfehlungen, LAG-VSW-Papier) als windkraft-
sensible Art enthalten. Neben den beiden genannten Fachpapieren liegt 
für Niedersachsen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergie-
erlass zum Thema Windkraft vor, der für diejenigen Behörden verbindlich 
anzuwenden ist, soweit sie als Immissionsschutz- und Bauaufsichtsbehör-
den, Naturschutzbehörden oder sonstige nachgeordnete Behörden bei der 
Genehmigung und Überwachung von Windenergieanlagen tätig werden. 
Auch in diesem Erlass ist eine Auflistung von WEA-empfindlichen Vogelar-
ten enthalten, für die artspezifische Empfehlungen für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze gege-
ben werden. In dieser Liste der WEA-sensiblen Vogelarten ist der Regen-
brachvogel ebenfalls nicht aufgeführt, wobei der Hinweis enthalten ist, 
dass die Liste nicht als abschließend zu betrachten ist. Nichtsdestotrotz 
wurde aus Vorsorgegesichtspunkten im Umweltbericht ein Analogie-
schluss zu der verwandten Art des Großen Brachvogels durchgeführt und 
entsprechende Maßnahmen (artenschutzrechtliche Ausnahme, FCS-
Maßnahmen) zur Kompensation von eventuellen Verdrängungswirkungen 
vorgesehen, was aber nicht heißt, dass Verdrängungseffekte mehr als 
wahrscheinlich oder sogar vorauszusetzen seien. Vielmehr können solche 
lediglich nicht ausgeschlossen werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
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tet. Warum dann eine Abwertung durch WKA? Des Weiteren befinden 
sich in unmittelbarer Nähe Anlagen für den Mobilfunk. Wird dies beachtet? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Verein für Modellflug grenzt an die dargestellten Windflächen an. Den 
Erhalt des Vereins erachten wir für sehr wichtig, da er zu unserem dörfli-
chen Leben gehört! 
 
Da die Gemeinde Rastede an anderen, teilweise vorbelasteten Gebieten, 
eine positive Entwicklung erneuerbarer Energien durchführen kann, bitten 
wir Sie den Standort Rastede/ Nord nicht weiter zu verfolgen und aufzuge-
ben. 
 
 
 
 
 
 
Wir bitten Sie, unsere Hinweise bei der fortführenden Bearbeitung der 
Dorfentwicklung Rastede-Nord zu berücksichtigen und erlauben uns, die-
se Fragen noch einmal in der öffentlichen Sitzung im August zu stellen. 
 
Nachstehend ist die Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung vom 

Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült bzw. der in der Standortpotenzialstu-
die ermittelten Potenzialflächen. Da in der Fachliteratur Störungsempfind-
lichkeiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, ist 
sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die 
nicht bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorge-
sehenen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder 
kompensiert werden. Auswirkungen auf Fische und Amphibien durch 
Wirkfaktoren, die durch Windenergieanlagen verursacht werden, sind der-
zeit nicht bekannt. Für die im Bereich Wapeldorf-Heubült geplanten Anla-
gen kann sicher ausgeschlossen werden, dass es zu Beeinträchtigungen 
des Bereiches der renaturierten Wapel kommt. 
 
Zum Thema Mobilfunk: 
Im Rahmen des Planverfahrens wurden Mobilfunkbetreiber beteiligt. Es 
wurden im Rahmen der Beteiligung keine Bedenken von Seiten der Mobil-
funkbetreiber vorgebracht, so dass die Gemeinde davon ausgehen kann, 
dass es hier zu keinerlei Beeinträchtigung kommen wird. 
 
 
Durch eine neue Aufstiegserlaubnis inkl. der Herrichtung einer neuen 
Start- und Landebahn ist der Erhalt des Vereins gesichert worden. 
 
 
Der Standort Rastede Nord ist einer von drei Bereichen (neben Lehmden 
und Lehmdermoor), für die eine Windenergienutzung grundsätzlich in Fra-
ge kommt. Um der Windenergie substanziell Raum einzuräumen und ei-
nen umfangreichen Beitrag zur Energiewende zu leisten, hält die Gemein-
de an den Planungen für alle Standorte fest. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nachstehend ist der Abwägungsvorschlag zur frühzeitigen Beteili-
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18.09.2016 aufgeführt: 
 
Hiermit äußern wir uns gem. § 3 Abs. 1BauGB zu den o.g. Planungen. Die 
vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 haben wir gelesen. 
Dabei sind uns folgende Hinweise, bzw. Fragen aufgefallen: 
 
Die für die Antragstellung verwandten Aufnahmen und Zeichnungen sind 
veraltet und entsprechen nicht mehr den aktuellen Erfordernissen. Werden 
Sie aktuelle Aufzeichnungen und Aufnahmen bei allen für die Entschei-
dung mitwirkenden Behörden und Organisationen, sowie Beteiligten nach-
reichen? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Schallgutachten ist wissenschaftlich falsch. Werden Sie ein wissen-
schaftlich- korrektes, neutrales Schallgutachten von einem unabhängigen, 
nicht in den Diensten des Investors stehenden, Gutachter erstellen las-
sen? 
 
 
 
Eine Ausgleichsfläche für den Regenbrachvogel ist durch die geplante 
Autobahn nicht realisierbar. Wo und wie wollen Sie diese doch arten-
schutzverträglich realisieren? 
  
 
 
 
 
 
 

gung aufgeführt: 
 
 
 
 
 
Die Aussage wird zurück gewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Die im 
ersten Verfahrensschritt den Unterlagen beigefügten Gutachten und Un-
tersuchungen der Brut- und Gastvögel stammen aus dem Jahr 2013 und 
wurden nach den auch heute noch geltenden methodischen Standards 
von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Seit Februar 2016 ist gemäß 
Windenergieerlass Niedersachsen bei der Brutvogelkartierung zusätzlich 
eine Raumnutzungsuntersuchung für Groß- und Greifvögel durchzuführen. 
Diese Untersuchung wurde daher während der Brutzeit 2016 ergänzend 
durchgeführt. Gemäß dem Leitfaden Umsetzung des Artenschutzes bei 
der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen in Niedersach-
sen (Anlage 2 des Windenergieerlasses) dürfen die Untersuchungsergeb-
nisse zur Fauna nicht älter als sieben Jahre sein und sollten optimaler 
Weise nicht älter als fünf Jahre sein. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gut-
achtens ist daher entbehrlich, da die vorliegenden Gutachten ausreichend 
aktuell sind.  
 
Die Aussage wird zurück gewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Alle 
vorliegenden Gutachten und Untersuchungen wurden nach aktuell gelten-
den gesetzlichen Vorgaben und fachlichen Standards von unabhängigen 
Fachleuten erarbeitet. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gutachtens ist 
entbehrlich. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Verfahrensun-
terlagen zum ersten Verfahrensschritt war zwar der Bereich des Dringen-
burger Moors als möglicher Bereich für die Schaffung eines Ersatzlebens-
raumes für den Regenbrachvogel angesprochen worden, allerdings keine 
konkreten Flächen festgesetzt. Im Rahmen des Umweltberichtes für die 
Flächennutzungsplanänderung werden im Weiteren – der Ebene des De-
taillierungsgrades entsprechend – keine Flächen für Kompensationsmaß-
nahmen dargestellt. Eine Festsetzung von Kompensationsflächen erfolgt 
erst im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung. 
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Die stattgefundene Datenerhebung der Seeadlerdaten, bzw. die Verifizie-
rung des verstorbenen Nachwuchses auf dem Seeadlerhorst mittels Droh-
nen des Investors (lt. Eigener Aussage) verstößt gegebenenfalls gegen 
das Artenschutzgesetz, könnte somit rechtswidrig sein und damit nicht 
verwertbar sein.  
 
 
 
 
 
 
 
Wie haben Sie konkret die Daten über die Seeadler gesammelt? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wieso arbeitet das Kartierungsbüro bez. Registrierung der Tierbestände, 
etc. laut eigener Aussage FÜR den Investor? Wie können Sie hier absolu-
te Neutralität zu Gunsten aller Beteiligten gewährleisten? 
 
 
 
 
 
 
Lt. Aussage des Planungsbüros gab es mehrere Anfragen, bevor die Ge-
meinde sich zur Durchführung einer Windpotentialstudie entschlossen hat. 
Ihrer Aussage nach haben Sie zuerst die Studie veranlasst und erst da-
raufhin wurden mögliche Investoren aktiv. Was stimmt denn nun, wie war 
die Chronologie? 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Datenerhebung im Rahmen 
der Raumnutzungserfassung zum Seeadler verstieß zu keinem Zeitpunkt 
gegen geltendes Recht. Die Beobachtungspunkte sowie das Verhalten der 
Gutachter vor Ort waren so ein- und ausgerichtet, dass keine Störungen 
aus das Brutpaar verursacht wurden. Ob eine Drohne durch den Investor 
zum Einsatz kam bzw. diese Aussage von ihm getätigt wurde und auch so 
gemeint oder zu verstehen war, kann nicht beurteilt werden. Es liegen der 
Gemeinde dazu keine Informationen vor. Die Datenerhebung fand in 
Rücksprache mit dem Landkreisen Ammerland, Friesland und Weser-
marsch statt und sind in Art und Umfang ausreichend und den gesetzli-
chen Vorgaben entsprechend, so dass sie verwendet werden können. 
 
Die Methodik der Raumnutzungserfassung zum Seeadler ist dem den 
Unterlagen beigeführten Gutachten des Büros Handke zu den Seeadlerun-
tersuchungen zu entnehmen und wurde in Anlehnung an die Vorgaben zur 
Raumnutzungserfassung des Windenergieerlasses in Abstimmung mit den 
beteiligten Landkreisen erarbeitet. Auf Grund der ausführlichen Beschrei-
bung in diesem Bericht wird auf eine Methodikbeschreibung an dieser 
Stelle verzichtet. Das Gutachten ist Bestandteil der Verfahrensunterlagen 
der verbindlichen Bauleitplanung. Durch die zeitliche Trennung der Bau-
leitplanverfahren zur Flächennutzungsplanänderung und zum vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan erfolgt im Umweltbericht zur Flächennutzungs-
planänderung lediglich eine zusammenfassende Darlegung zu Vorkom-
men von Arten im Raum. 
 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme 
unterstellt wird, wird zurück gewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und 
Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben 
und fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Da 
abschließend nicht die Gemeinde, sondern der Landkreis für die Geneh-
migung des Windparks zuständig ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale 
Beurteilung und Bewertung durch die beauftragten Gutachter und Büros 
der Planung zu Grunde liegt. 
 
Wie bekannt ist, wurde durch den Landkreis Ammerland eine kreisweite 
Studie zur Ermittlung von Windparkstandorten durchgeführt. Im Anschluss 
hat sich die Gemeinde Rastede dazu entschlossen, für das Gemeindege-
biet eine detailliertere Untersuchung/Studie durchzuführen. Bereits auf 
Basis der kreisweiten Studie haben Investoren Faunakartierung von po-
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Wir bitten Sie, uns schriftlich auf unsere Fragen und Hinweise zu antwor-
ten und diese bei der weiteren Planentwicklung zu beachten. 
 
 

tenziellen Räumen auf eigenes Risiko durchgeführt, ohne zu wissen, ob 
die zuständige Gemeinde tatsächlich ein Bauleitplanverfahren einleiten 
wird. Nachdem die Studie der Gemeinde Rastede politisch verabschiedet 
wurde, haben unterschiedliche Investoren Interesse bekundet, an be-
stimmten Standorten Windparks zu errichten.  
 

 Bürger 8:    
 Die folgenden Anregungen und Hinweise - wie Sie sie in Ihrem Schreiben 

vom 05.07.2018 zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nennen - reiche 
ich zur Entscheidungsfindung der politischen Gremien der Gemeinde 
Rastede, also der Ratsherren und zur Absicherung und Durchsetzung 
meiner späteren rechtlichen Forderungen ein. 
 
Ich beziehe mich vollumfänglich auf meine bereits in der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung eingereichten Einwendungen. Ihre Abwägungen 
auf meine Einwendungen gem. Ihrem Schreiben vom 05.07.2018 konnten 
mich nicht überzeugen. Vielleicht mögen viele identische "Anregungen" 
eingereicht worden sein, lapidare Zurückweisungen oder bloße Zur-
Kennnisnahmen machen es nun auch nicht besser, Ihr Vorhaben zu ver-
stehen. 
 
 
 
Darüber hinaus möchte ich konkrete Werte hinsichtlich der Schallbelas-
tungen erfahren. Ihre Werte sind rein theoretischer Natur. Was passiert 
bei heftigem Sturm, was bei Orkanen? Wie entwickelt sich der die Schall-
dynamik bei mehreren, parallel betriebenen Anlagen? Wie entwickelt sich 
der Schall unter Berücksichtigung und Addition des Schalls der A29? 
 
Wie verhält sich die Schallpegelabnahme im Mitwindbereich, wie im Ge-
genwindbereich? 
 
Haben Sie neben den aerodynamisch erzeugten Geräuschen die mecha-
nisch erzeugten Geräusche vermessen? Wie? 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahr-
genommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussa-
ge nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Ge-
meinde entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in 
der Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwä-
gung bedingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Ab-
wägungsdefizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 
geplanten Anlagen (mit allen Geräuschen) erstellt. Es wurden die für alle 
Anlagen maximal zulässige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pe-
gel nicht überschreiten, um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstge-
legenen schutzbedürftigen Nutzungen nicht zu überschreiten. Bei Stark-
wind oder Sturm sind die Windgeräusche lauter, als der Schall der Anla-
gen, so dass die Anlagen dann gar nicht mehr wahrgenommen werden 
können. 
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. 
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Ich befürchte durch die Baumaßnahmen erheblich beeinträchtigt zu wer-
den? Was passiert mit meinem Haus? Mit meinen Pflanzen? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich befürchte einen massiven Wertverlust meines Hauses. 
 
 
 
 

betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung 
in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und 
insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
 
Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) vo-
raussichtlich nicht dauerhaft durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung 
wird nur für die Dauer des Baus der Fundamente temporär durchgeführt 
(Dauer geschätzt: 4 Wochen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grund-
wassersituation ist im Rahmen der Genehmigungsplanung neben ausführ-
lichen Recherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der 
Bau von Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgese-
hen. Mittels dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen be-
reits im Vorfeld der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasser-
schwankungen und Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Sämtliche 
Arbeiten zur Wasserhaltung werden überwacht und mit der Unteren Was-
serbehörde des Landkreises Ammerland abgestimmt.  
 
Außerdem kann in Bezug auf mögliche Schäden an Gebäuden bei ent-
sprechenden Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der 
Genehmigungsbehörde bestimmt werden. 
 
Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. 
Positiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des 
Wassers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer 
Grundwasserabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbe-
stände hingegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre 
eine Absenkung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflan-
zenbestände anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein 
im Sommer witterungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
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Ich denke, dass der Schall ein nächtliches Schlafen unmöglich machen 
wird. Kann ich mein Haus dann schallschutztechnisch sanieren lassen, 
wer zahlt dies? 
 
 
 
In einem ebenen Gelände (zo = 0,05 m) nimmt die Windgeschwindigkeit 
beim Übergang von der Höhe 65 m auf eine Höhe von 120 m um den 

chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Durch die Bundesimmissionsschutzrechtliche Genehmigung wird sicher-
gestellt, dass die Anlagen nur einen Schall erzeugen werden, der die er-
forderlichen gesetzlichen Grenzwerte an den umliegenden schutzbedürfti-
gen Nutzungen einhält. Eine schallschutztechnische Sanierung ist auf-
grund der Einhaltung der gesetzlichen Grenzwerte nicht erforderlich.  
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde führt, 
für den einzig vorhandenen Windpark im Gemeindegebiet ein Repowering 
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Faktor 1,086 zu. Die vom idealen Rotor aus dem Wind entnehmbare Leis-
tung ist proportional zur dritten Potenz der Windgeschwindigkeit. Der hö-
henbedingten Zunahme der Windgeschwindigkeit um den Faktor 1,086 
entspricht somit theoretisch eine Zunahme der erzeugbaren Leistung um 
den Faktor 1,0863 = 1,28. Warum führt man in der Gemeinde Rastede 
nicht mehr repowering durch? 
 
Die Windkraftanlagen werden den dörflichen Charakter von Wapeldorf zu 
einem Gewerbegebiet/Industriegebiet wechseln. 
 
 
 
 
Der Schattenwurf, bzw. die Spiegelungen beeinträchtigen mich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich bitte Sie, diese vorgebrachten "Anregungen" entsprechend zu würdi-
gen. 
 
Der Stellungnahme wurde eine DOC-Datei (30,0 KG) beigefügt. 
 

durch. Weitere Repoweringmöglichkeiten ergeben sich aktuell im Gemein-
degebiet nicht.  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Eingriff in das Land-
schaftsbild ist bei einer Windparkplanung unvermeidbar, das Ortsbild wird 
verändert. Die Gemeinde Rastede ist sich dieses Umstands bewusst und 
hält zu Gunsten der Energiewende dennoch an der vorliegenden Planung 
fest. 
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht 
kein Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. In dem Bebauungs-
plan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Windenergieanlagen mit 
Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so dass eine astrono-
misch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 30 Minuten pro 
Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bilden zwischen-
zeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bundesländern ge-
mäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) 
zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Zum Thema „Disco-Effekt“ (Spiegelungen/Reflektionen bei Sonnenschein) 
Um diesen Effekt auszuschließen sind die Windenergieanlagen in einem 
mattierten Farbton herzustellen. 
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Inhalt der beigefügten DOC-Datei: 
 
Stellungnahme zur Offenlegung des Programms zur Dorfentwicklung 
Rastede-Nord der Gemeinde Rastede – Entwurf Juni 2016 
 
Das o.g. Programm kann im Rathaus Rastede eingesehen und für den 
privaten Gebrauch im Portal mittels Internet gelesen werden. Nach dem 
Lesen des Programms werden für uns folgende Probleme nicht abschlie-
ßend abgearbeitet und sollten in der folgenden Arbeitskreissitzung be-
sprochen und beachtet werden. 
 
Darstellungen zur Grundversorgung und Wirtschaftsstruktur 
Im Programm werden umfassende Untersuchungen zur Versorgung und 
Infrastruktur gemacht. Die Sicherung der Grundversorgung mit einem 
leistungsfähigen Internet in ländlichen Regionen ist unbedingt erforderlich. 
 
Im Projekt 2, Seite 101, wird darauf eingegangen. Wir erachten es für 
unbedingt erforderlich, dass dieses Projekt in die Prioritätenliste 8.2, Seite 
148, aufgenommen wird. 
 
Gerade für die Entwicklung der ländlichen Region mit einer gezielten Ver-
jüngung der Bevölkerung durch Zuzüge, ist dies ein bedeutsames Ent-
scheidungskriterium für den Zuzug. Die berufliche Entwicklung oder eine 
Selbstständigkeit erfordern eine intakte und schnelle Kommunikation. 
 
 
Darstellungen zum Klimaschutz 
Die Hauptkriterien für eine gezielte Dorfentwicklung sind die Verbesserung 
des Wohnumfeldes und der Erhalt des ländlich dörflichen Charakters. 
 
Die Darlegungen dazu werden einmal als „nebensächlich“, Seite 64, ange-
führt und mit einer aktuellen Förderperiode aber zum zentralen Thema 
erhoben. 
 
Die Maßnahme 20 – Nutzung/Errichtung von Anlagen zur Erzeugung er-
neuerbarer Energien – wird als eine wesentlich angesehen. Die Gemeinde 
Rastede ist diesbezüglich bereits gut aufgestellt. 
 
Mit dem Projekt 63, Seite 144, wird der Ausbau der Windenergie in der 

 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Inhalte der Dorf-
erneuerung sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die 
Inhalte der Bauleitplanung stehen den Zielender Dorferneuerung allerdings 
nicht entgegen.  
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Inhalte der Dorf-
erneuerung sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die 
Inhalte der Bauleitplanung stehen den Zielender Dorferneuerung allerdings 
nicht entgegen.  
 
 
 
 
Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
Rastede durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich 
dieses Umstands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren 
Energien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild werden im 
Rahmen der Planung nach fachlich anerkannten Methoden bewertet und 
der Eingriff wird durch Maßnahmen an anderer Stelle kompensiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde ist bezüglich der Nutzung regenerativer Energien gut auf-
gestellt, allerdings hat sich die Politik zum Ziel gesetzt, den Anteil der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien zu steigern. Dies ist heute 
nicht der Fall und hier spielen die geplanten Windparks eine entscheiden-
de Rolle. Die Gemeinde hält daher an den Planungen fest. Das alle Be-
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Dorfregion Rastede- Nord geplant. 4 Flächen wurden als Ergebnis einer 
Studie zu möglichen Standorten für Windparks (Fassung vom 14.03.2016) 
als geeignet befunden. 2 Flächen befinden sich im Bereich Wapel-
dorf/Heubült/Bekhausen. Diese Anlagen werden somit in meiner „unmittel-
baren Nachbarschaft“ geplant. Die Nachbargemeinde Varel plant auf an-
grenzenden Flächen ebenso den Bau von Windenergieanlagen. Es wird 
nun von den betroffenen Bürgern eine Akzeptanz gefordert, welche wir 
nicht teilen. 
 
Wir haben erst aus diesen Programm erfahren, dass Windenergieanlagen 
gebaut, bzw. noch geplant werden sollen. Wir gehen davon aus, dass in 
der Studie umfassende Untersuchungen nach dem in Niedersachsen gel-
tenden Recht gemacht wurden. Inwieweit die Bewohner schon einbezogen 
wurden, können wir den Darlegungen nicht entnehmen. 
 
Wir hoffen, dass die Auswirkungen auf den Menschen sehr tiefgründig 
geprüft worden und somit keine Auswirkungen, wie Lärm oder der soge-
nannte Schattenwurf für die Bürger auftreten werden. 
 
Zur Thematik Infraschall: Die Schallimmissionsprognose nach dB (A) ge-
mäß TA Lärm ist zur Ermittlung von real auftretenden Schallpegeln tieffre-
quenter Geräusche in einer Entfernung von bis zu 2 km nicht geeignet. Die 
dort auftretenden Schallpegel bedeuten real eine permanente Geräusch-
belästigung mit gesundheitlichen Folgen. Insofern besteht aktuell kein 
Anwohnerschutz in der Nähe großer Windkraftanlagen. Aus diesem Grund 
liegt dem Petitionsausschuß des Bundestages ein Antrag vor, Windparks 
nur im Abstand von der 10- fachen Höhe zu Wohnbebauungen zu geneh-
migen. In gleicher Weise fordert die WHO (Weltgesundheitsbehörde) jetzt 
den Abstand zu Windparks auf mindestens 2 km festzulegen. In Europa 
wird vielfach ein Abstand von mindestens 2 km bereits umgesetzt. Für die 
Abwendung von Infraschallwirkungen ist sogar ein Abstand von etwa 10 
km zu Wohnbebauungen erforderlich. Für die sehr großen Megawatt-
Windkraftanlagen mit Gesamthöhen über 180 Meter müssen also Stand-
orte gesucht werden in deren Umkreis von etwa 10 km keine Dörfer und 
Städte liegen. Das schränkt die Möglichkeiten verantwortungsvoller Wind-
kraftnutzung in Deutschland deutlich ein. Windkraft-Anlagen geringerer 
Höhen, z.B. bis etwa 50 Meter Gesamthöhe und einer Leistung bis 250 
Kilowatt, benötigen dagegen zur Abwendung von Gesundheitsgefahren 
nur einen Abstandsradius von etwa 2 km entsprechend der Forderung der 

wohner der Gemeinde diese Pläne befürworten wäre wünschenswert, 
auch im Sinne der nachfolgenden Generationen. Das diese Zustimmung 
erfahrungsgemäß nicht von allen Bürgern besteht, liegt in der Natur der 
Sache. Die Gemeinde hält dennoch an den Planungen fest, um ihren Bei-
trag zur Energiewende zu leisten. 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Windpotenzial-
studie der Gemeinde bildet die Grundlage für Bauleitplanung zur Schaf-
fung von Planungsrecht für die Errichtung Windenergieanlagen. Im Rah-
men der Studie wurden für die Errichtung von windenergieanlagen grund-
sätzlich geeignete Flächen identifiziert. Im Rahmen der Bauleitplanung und 
des anschließenden BImSch-Verfahrens werden alle rechtlichen Vorgaben 
geprüft und berücksichtigt, so dass die Errichtung der geplanten Anlagen 
erfolgen kann und das natürlich unter Einhaltung der gesetzlichen Vorga-
ben zum Schutz der umliegenden Anwohner und der Natur. 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
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Weltgesundheitsbehörde um auch im Bereich von Infraschallwirkungen 
auf der sicheren Seite zu sein. Solche kleineren Anlagen können dezentral 
zur Energieversorgung gut beitragen, eine Nutzung von Waldflächen 
scheidet dabei aufgrund der Höhe bereits physikalisch aus. 
 
 
 
 
 
 
Wir sehen weiterhin große Auswirkungen auf das Landschaftsbild und 
dem damit verbundenen Landschaftserleben. Der Blick in der vertrauten 
Umgebung wird zerstört. 
 
 
 
 
 
Genauso sind die Auswirkungen auf die Natur und Tierwelt, hier insbeson-
dere der Vogelwelt beachtlich. Viele Vögel, wie Seeadler, Fledermäuse, 
Störche und den seltenen Regenbrachvogel werden in ihrer Lebensweise 
gestört. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Orts- und Landschaftsbild 
werden sich in diesem Teil der Gemeinde durch die Windparkplanung 
verändern. Die Gemeinde ist sich dieses Umstands bewusst und gibt der 
Entwicklung der erneuerbaren Energien hier den Vorzug. Die Eingriffe in 
das Landschaftsbild werden im Rahmen der Planung nach fachlich aner-
kannten Methoden bewertet und der Eingriff wird durch Maßnahmen an 
anderer Stelle kompensiert.  
 
Alle im Rahmen der durchgeführten Brut- und Rastvogelerfassungen und 
Raumnutzungserfassungen ermittelten Arten, auch die in der Stellung-
nahme namentlich genannten Arten, wurden unter Berücksichtigung ihrer 
Planungsrelevanz im Rahmen des Umweltberichtes (Eingriffsregelung, 
artenschutzrechtliche Prüfung) entsprechend betrachtet. Sämtliche Aus-
wirkungen auf die Fauna wurden gemäß der rechtlichen Vorgaben ermit-
telt und bewertet. In den Verfahrensunterlagen sind auch die erforderlichen 
Vermeidungsmaßnahmen genannt (hier: für Fledermäuse) und Kompen-
sationsmaßnahmen festgesetzt, so dass keine erheblichen Umweltauswir-
kungen verbleiben.  
Zur Vermeidung von erheblichen Beeinträchtigungen durch Schlag von 
Fledermäusen werden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens Ab-
schaltzeiten der Anlagen festgelegt werden. Außerdem kann die Geneh-
migungsbehörde ein nachfolgendes zweijähriges akustisches Gondelmoni-
toring gemäß Nds. Windenergieerlass beauflagen, mit dem geprüft werden 
kann, wie hoch das Schlagrisiko tatsächlich ist. 
Als Ergebnis der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen zum 
Seeadler 2016 und 2017 wurde eine geringe Frequentierung der Wind-
parkfläche in Form von nur wenigen Überflügen festgestellt, die auch nicht 
in Rotorhöhe stattfanden. Außerdem wurden keine Nahrungsflüge über 
der Windparkfläche beobachtet. Weiterhin gibt es auch keine Hinweise auf 
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attraktive Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein 
regelmäßiges Queren der Windparkflächen wahrscheinlich machen. Die 
Haupt-Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nördlich am Jade-
busen und östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollenhagen und 
westlich von Jaderaußendeich. Für den Seeadler ist auf Grundlage der 
durchgeführten ausführlichen Untersuchungen in 2016 und 2017 nicht 
ersichtlich, dass ein erhöhtes Kollisionsrisiko bei Umsetzung des Vorha-
bens besteht.  
Im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen für Greif- und Großvögel 
wurden von Anfang bis Ende Juni im Untersuchungsgebiet an acht Termi-
nen Weißstörche in allen Höhenklassen beobachtet. Die Störche nutzten 
das Gebiet zum Durchfliegen oder zur Nahrungssuche, insbesondere auf 
gemähtem Grünland. An 22 Minuten von 136 Beobachtungsstunden wur-
den Weißstörche in Höhenklasse II (potenzieller Rotorbereich) beobachtet. 
Das Kollisionsrisiko ist als gering zu bewerten, da der Weißstorch nicht im 
Untersuchungsgebiet brütet und nur unregelmäßig in verhältnismäßig ge-
ringen Zeiträumen in Höhenklasse II nachgewiesen worden sind (in 22 
Min. von 136 Std.). Entsprechend sind Abschaltzeiten oder sonstige Maß-
nahmen nicht erforderlich. 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse.  
Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrach-
vogel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch weder in den einschlägigen 
Fachempfehlungen (NLT-Empfehlungen, LAG-VSW-Papier) als windkraft-
sensible Art enthalten. Neben den beiden genannten Fachpapieren liegt 
für Niedersachsen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergie-
erlass zum Thema Windkraft vor, der für diejenigen Behörden verbindlich 
anzuwenden ist, soweit sie als Immissionsschutz- und Bauaufsichtsbehör-
den, Naturschutzbehörden oder sonstige nachgeordnete Behörden bei der 
Genehmigung und Überwachung von Windenergieanlagen tätig werden. 
Auch in diesem Erlass ist eine Auflistung von WEA-empfindlichen Vogelar-
ten enthalten, für die artspezifische Empfehlungen für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze gege-
ben werden. In dieser Liste der WEA-sensiblen Vogelarten ist der Regen-
brachvogel ebenfalls nicht aufgeführt, wobei der Hinweis enthalten ist, 
dass die Liste nicht als abschließend zu betrachten ist. Nichtsdestotrotz 
wurde aus Vorsorgegesichtspunkten im Umweltbericht ein Analogie-
schluss zu der verwandten Art des Großen Brachvogels durchgeführt und 
entsprechende Maßnahmen (artenschutzrechtliche Ausnahme, FCS-
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Mit der Renaturierung der Wapel wird dieser Bereich ökologisch aufgewer-
tet. Warum dann eine Abwertung durch WKA? Des Weiteren befinden 
sich in unmittelbarer Nähe Anlagen für den Mobilfunk. Wird dies beachtet? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Verein für Modellflug grenzt an die dargestellten Windflächen an. Den 
Erhalt des Vereins erachten wir für sehr wichtig, da er zu unserem dörfli-
chen Leben gehört! 
 
Da die Gemeinde Rastede an anderen, teilweise vorbelasteten Gebieten, 
eine positive Entwicklung erneuerbarer Energien durchführen kann, bitten 
wir Sie den Standort Rastede/ Nord nicht weiter zu verfolgen und aufzuge-
ben. 
 
Wir bitten Sie, unsere Hinweise bei der fortführenden Bearbeitung der 
Dorfentwicklung Rastede-Nord zu berücksichtigen und erlauben uns, die-

Maßnahmen) zur Kompensation von eventuellen Verdrängungswirkungen 
vorgesehen, was aber nicht heißt, dass Verdrängungseffekte mehr als 
wahrscheinlich oder sogar vorauszusetzen seien. Vielmehr können solche 
lediglich nicht ausgeschlossen werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült bzw. der in der Standortpotenzialstu-
die ermittelten Potenzialflächen. Da in der Fachliteratur Störungsempfind-
lichkeiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, ist 
sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die 
nicht bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorge-
sehenen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder 
kompensiert werden. Auswirkungen auf Fische und Amphibien durch 
Wirkfaktoren, die durch Windenergieanlagen verursacht werden, sind der-
zeit nicht bekannt. Für die im Bereich Wapeldorf-Heubült geplanten Anla-
gen kann sicher ausgeschlossen werden, dass es zu Beeinträchtigungen 
des Bereiches der renaturierten Wapel kommt. 
 
Zum Thema Mobilfunk: 
Im Rahmen des Planverfahrens wurden Mobilfunkbetreiber beteiligt. Es 
wurden im Rahmen der Beteiligung keine Bedenken von Seiten der Mobil-
funkbetreiber vorgebracht, so dass die Gemeinde davon ausgehen kann, 
dass es hier zu keinerlei Beeinträchtigung kommen wird. 
 
 
 
 
Durch eine neue Aufstiegserlaubbnis inkl. der Herrichtung einer neuen 
Start- und Landebahn ist der Erhalt des Vereins gesichert worden. 
 
 
Der Standort Rastede Nord ist einer von drei Bereichen (neben Lehmden 
und Lehmdermoor), für die eine Windenergienutzung grundsätzlich in Fra-
ge kommt. Um der Windenergie substanziell Raum einzuräumen und ei-
nen umfangreichen Beitrag zur Energiewende zu leisten, hält die Gemein-
de an den Planungen für alle Standorte fest. 
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se Fragen noch einmal in der öffentlichen Sitzung im August zu stellen. 
 
Die oben erwähnte Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung vom 
18.09.2016 ist bereits am Ende der Anregungen von Bürger 7 aufge-
führt 

 
 
Der entsprechende Abwägungsvorschlag zur frühzeitigen Beteili-
gung ist ebenfalls am Ende der Anregungen von Bürger 7 aufgeführt. 
 

 Bürger 9:    
 Im Jahre 2012 bin ich in die Gemeinde Rastede, Ortsteil Heubült, gezo-

gen. Hauptgrund meiner damaligen Entscheidung war seinerzeit die Affini-
tät zur Natur, die ruhige ländliche Lage, Schaffung einer Altersversorgung 
sowie die Möglichkeit der Ruhe und Erholung im unmittelbaren Umfeld 
meines Grundstückes. 
 
Ich veräußerte mein damaliges, erfolgreiches Unternehmen und suchte 
genau diese Ruhe, um gesundheitliche Genesung zu erfahren, aufgrund 
vielen Stresses, eines überstandenen Herzinfarktes und hohen Blutdru-
ckes notwendig. 
 
Die Errichtung von Windkraftanlagen beeinträchtigt mein Recht auf Unver-
sehrtheit der Gesundheit. 
 
 
 
Bezüglich der geplanten Bebauung und Flächennutzungsplanänderung 
unmittelbar vor meiner Haustür werde ich mich natürlich juristisch vertre-
ten lassen und gegebenenfalls klagen. 
 
Ich erkläre ausdrücklich, dass ich mich durch die Errichtung und den Be-
trieb der geplanten Windkraftanlagen persönlich betroffen fühle. Bei der 
Abwägung sind sowohl öffentliche als auch private Belange zu berücksich-
tigen. Vor allem letzteres kann ich für mich aus den veröffentlichten Unter-
lagen nicht erkennen. Ich fühle mich in meinen Nachbarschaftsrechten 
verletzt. Aus diesem Grunde erhebe ich vorab die folgenden Einwendun-
gen, detaillierte Ausführungen behalte ich mir ausdrücklich vor : 
 

- Angst vor Schall und Infraschall und den daraus resultierenden 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen, es gibt inzwischen im inter-
nationalen Bereich ausreichend Forschungsergebnisse, in wel-
chen eingeschätzt wird, dass bei einer dauerhaften tieffrequenten 
Geräuscheinwirkung auf den menschlichen Körper mit gesund-

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Recht auf Unversehrtheit wird durch die Errichtung von windenergie-
anlagen nicht beeinträchtigt, da bei der Planung, der Errichtung und dem 
Betrieb die gesetzlichen Vorgaben u. a. zum Schutz der Anlieger eingehal-
ten werden. Es kommt daher zu keiner unzulässigen Beeinträchtigung. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
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heitlichen Folgen zu rechnen ist 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Angst vor Gesundheitsschäden durch Lärm und Lärmbelästigung 
insbesondere in der Nacht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen 
erarbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnis-
sen des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt 
und es wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist 
unabhängig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die 
Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betrei-
ben sind, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten wer-
den. So wird sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während 
der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzu-
lässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-
Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
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-  Erheblicher Wertverlust des Hauses und des Grundstückes, wel-
ches ein großer Teil meiner Altersvorsorge darstellt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
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-  Ich befürchte erhebliche Sichtbelästigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Angst vor bedrückender Wirkung der Windkraftanlagen 

 
 

 
 

- Ein für mich bedeutender Verlust der Lebensqualität und Erholung, 
gerade auch im gesundheitlichen Sinne 
 
 
 
 

- Ich befürchte, dass gefährdete Arten wie Seeadler, Wanderfalke 
und seltene Fledermäuse sowie andere Vogelarten und Säugetie-
re Schaden erleiden oder hier sogar gegen §§ 44 ff Bundesnatur-
schutzgesetz ( Tötungsverbot geschützter Arten ) verstoßen wird,  
hierzu habe ich eine Auflistung und Fotos diverser Arten doku-
mentiert, sollte hier eine hohe Wahrscheinlichkeit entstehen, dass 
streng geschützten Tiere durch den Betrieb von Windkraftanlage 
sterben, behalte ich mir jetzt bereits vor, einen Strafantrag gegen 
den Betreiber zu stellen 

- Ich befürchte, dass Flora und Fauna erhebliche Schäden erleiden 
 
 
 
 
 
 

auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht 
kein Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. In dem Bebauungs-
plan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Windenergieanlagen mit 
Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so dass eine astrono-
misch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 30 Minuten pro 
Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bilden zwischen-
zeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bundesländern ge-
mäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) 
zur Anwendung kommen.  
 
Eine mögliche bedrängende Wirkung kommt nur dann in Betracht, wenn 
mehrere Windparks eine Wohnnutzung von mehreren Seiten einkesseln 
würden. Dies ist im vorliegenden Planfall eindeutig nicht der Fall. Eine 
weitergehende Betrachtung ist daher nicht erforderlich. 
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht 
kein Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. Durch die vorlie-
genden Fachguten ist die Verträglichkeit der Windparks mit den umliegen-
den Nutzungen nachgewiesen, die gesetzlichen Vorgaben werden einge-
halten. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Alle im Rahmen der 
durchgeführten Brut- und Rastvogelerfassungen und Raumnutzungserfas-
sungen ermittelten Arten, auch die in der Stellungnahme namentlich ge-
nannten Arten, wurden unter Berücksichtigung ihrer Planungsrelevanz in 
den Verfahrensunterlagen entsprechend betrachtet. Sämtliche Auswirkun-
gen auf die Fauna wurden gemäß den rechtlichen Vorgaben ermittelt und 
bewertet. In den Verfahrensunterlagen sind auch die erforderlichen Ver-
meidungsmaßnahmen genannt (hier: für Fledermäuse) und Kompensati-
onsmaßnahmen (hier: für Kiebitz, Feldlerche, Mäusebussard) bzw. für den 
Regenbrachvogel vorsorgliche Maßnahmen festgesetzt, so dass keine 
erheblichen Umweltauswirkungen verbleiben.  
 
Als Ergebnis der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen zum 
Seeadler 2016 und 2017 wurde eine geringe Frequentierung der Wind-
parkfläche in Form von nur wenigen Überflügen festgestellt, die auch nicht 
in Rotorhöhe stattfanden. Außerdem wurden keine Nahrungsflüge über 
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- Angst vor Schadenfälle durch Sturm und Eisschlag 
 
 
 
 
 
 
 
 

der Windparkfläche beobachtet. Weiterhin gibt es auch keine Hinweise auf 
attraktive Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein 
regelmäßiges Queren der Windparkflächen wahrscheinlich machen. Die 
Haupt-Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nördlich am Jade-
busen und östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollenhagen und 
westlich von Jaderaußendeich. Für den Seeadler ist auf Grundlage der 
durchgeführten ausführlichen Untersuchungen in 2016 und 2017 nicht 
ersichtlich, dass ein erhöhtes Kollisionsrisiko bei Umsetzung des Vorha-
bens besteht.  
 
Der Wanderfalke wurde im Rahmen der avifaunistischen Erfassungen als 
seltener Wintergast bewertet, Brutreviere wurden nicht festgestellt. Aus-
wirkungen auf die Art sind somit nicht zu erwarten. 
 
Auswirkungen auf Säugetiere sind außer bei den Fledermäusen nicht zu 
erwarten, da es keine Hinweise auf Empfindlichkeiten gibt. Untersuchun-
gen (Umfragen unter Jägern, Untersuchungen des Institutes für Wildtier-
forschung (IWFo) an der Tierärztlichen Hochschule in Hannover) haben 
hinsichtlich möglicher Störwirkungen auf Wild- und Nutztiere keine beson-
deren Empfindlichkeiten dieser festgestellt. Nutztiere (Pferde, Kühe, Scha-
fe, etc.) werden auf Koppeln, Weiden oder in Ställen in der Nähe von WEA 
gehalten. Verhaltensauffälligkeiten konnten nicht festgestellt werden. Die 
Tiere passen sich neuen Gegebenheiten i. d. R. schnell an. Der Gewöh-
nungseffekt tritt auch bei Wildtieren nach kurzer Zeit ein. Auch Rehe, 
Füchse und Hasen nehmen die Anlagen nicht als Bedrohung wahr und 
zeigen kein Meideverhalten.  
 
Eine Dokumentation in Form von Auflistungen oder Fotos wurde der Ge-
meinde nicht übergeben. 
 
Grundsätzlich besteht bei Windenergieanlagen eine potenzielle Gefähr-
dung durch Eisabwurf. Bei Temperaturen um und unterhalb des Gefrier-
punktes kann es bei einer entsprechenden Luftfeuchtigkeit an den Vorder-
seiten der Rotorblätter von Windenergieanlagen zur Bildung von Eis, Rau-
reif oder Schneeablagerungen kommen. Insbesondere bei den derzeit 
üblichen Windenergieanlagen mit Nabenhöhen über 100 m erfolgt die 
Eisbildung bereits durch das Durchlaufen der Rotorblätter durch Gebiete 
mit hoher Feuchtigkeit, z. B. bei tief hängenden Wolken und bei Hochne-
bel. Aufgrund der Drehbewegung der Rotorblätter können die gebildeten 
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- Ich erziele nachweislich seit Jahren Einkünfte aus Ferienwoh-

Eisablagerungen mehr als über 100 m weit geschleudert werden, was eine 
wesentliche Gefährdung von Personen und Sachen und insgesamt eine 
Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit in besiedelten Gebieten oder 
im Bereich von Verkehrswegen darstellt.  
Aufgrund der Besonderheiten einer Windenergieanlage mit drehendem 
Rotor ergeben sich daher neben den erforderlichen Abstandsflächen gem. 
NBauO zudem Forderungen zur Abstandshaltung wegen Eisabwurfgefahr. 
Gemäß Anlage 1 Nr. 2.7.9 der aktuellen Liste der Technischen Baube-
stimmungen ist die Richtlinie „Windenergieanlagen; Einwirkungen und 
Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“ in Verbindung mit der 
dazugehörigen Anlage 1 Nr. 2.7/12 Ziffer 2 gelten Abstände größer als 1,5 
x (Rotordurchmesser + Nabenhöhe) zu Verkehrswegen und Gebäuden in 
der Regel als ausreichend anzusehen. Diese Abstände können unter-
schritten werden, sofern Einrichtungen installiert werden, durch die der 
Betrieb der Windenergieanlage bei Eisansatz sicher ausgeschlossen wer-
den kann oder durch die ein Eisansatz verhindert werden kann. Eine gut-
achterliche Stellungnahme eines Sachverständigen zur Funktionssicher-
heit dieser Einrichtungen ist als Teil der Bauvorlagen vorzulegen. 
Die im Plangebiet vorgesehenen Windenenergieanlagen sind, sofern Ab-
stände z. B. zu Verkehrswegen dies erfordern, mit einem automatischen 
Eiserkennungs- und Maschinenabschaltsystem auszustatten. Die Funkti-
onsweise dieser Systeme stellt sich wie folgt dar. Möglicher Eisansatz wird 
durch das Betriebsführungssystem der Windenergieanlagen erkannt, in 
dem die aktuellen Werte für Leistung und Windgeschwindigkeit der Anla-
gen erfasst und mit dem vorgegebenen Betriebskennfeld verglichen wer-
den. Eine entsprechende Abweichung deutet auf eine Verschlechterung 
der Rotorblattdynamik durch Eisansatz hin – es erfolgt eine Abschaltung 
der Anlage. Aufgrund der hohen Empfindlichkeit der aerodynamischen 
Profile wird die Windenergieanlage bereits abgeschaltet bevor das Eis in 
einer gefährdenden Dicke auf dem Rotorblatt abgelagert wird. Zusätzlich 
werden auch Turm- und Treibstangenschwingungen erkannt, die durch 
vereisungsbedingte Zusatzmassen am Rotor entstehen. Auch sie führen 
zu einer Abschaltung der Anlage. Die Anlage wird erst nach einem manu-
ellen Reset wieder in Betrieb gesetzt. 
Der Einsatz eines Eiserkennungs- und Maschinenabschaltsystem ist durch 
einen Hinweis im Bebauungsplan kenntlich gemacht und wird im Rahmen 
des BImSch-Genehmigungsverfahrens sichergestellt. 
 
Laut Statistischem Bundesamt (Fachserie 6 Reihe 7.1 Binnenhandel, 
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nungsvermietung, hier sehe ich ebenfalls negative Auswirkungen 
auf den Erholungswert für die Gäste und sehe meine Einnahmen 
gefährdet 

- Existenzangst 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Angst vor der Zerstörung des Landschaftbildes und unserer Kul-
turlandschaft 
 
 
 
 
 
 

- Mein Haus und das Nebengebäude verfügen über ein Reetdach 
mit Heidefirst, im Falle eines Gondel- oder Flügelbrandes, welche 
erfahrungsgemäß jederzeit durch den laufenden Betrieb oder 
Blitzschlag verursacht werden können, sehe ich mein Eigentum 
und sogar mein Leben in Gefahr,  
Brände dieser Art verursachen laut Feuerwehr oft weitere Feuer-
herde, welche schwer oder nicht kontrollierbar sein sollen, wenn 
eine Brandlöschung laut Handlungsanweisung der Feuerwehr fast 
unmöglich ist, werden so ggf. ebenso umliegende Häuser, und 
somit auch mein Haus, mit erfasst. 
 

- Der Abstand der Windkraftanlagen zu meinem Haus bzw. Ferien-
wohnung ist zu gering 

 
 
Aus vorstehenden Gründen lehne ich die Errichtung der geplanten Wind-
anlagen, die 70. Änderung des Flächennutzungsplans sowie den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 ab, die Einwendungen sind meine 
persönlichen und keine gleichförmigen Einwendungen und stehen vorbe-

Gastgewerbe, Tourismussind - Ergebnisse der Monatserhebung im Tou-
rismus) sind die Übernachtungszahlen in Ostfriesland, wo ebenfalls viele 
Windparks vorhanden sind, in den Sommermonaten 2015 (Mai bis Okto-
ber) gegenüber dem Jahr 2014 um 1,6 % gestiegen. Im Oktober 2015 
betrug der Anstieg im Vergleich zum Vorjahr 5,6%. Ein Ausbleiben von 
Urlaubern ist daher nicht zu erkennen. Für viele Besucher sind Windener-
gieanlagen fester und typischer Bestandteil norddeutscher Landschaften.  
Für eine Attraktivität einer Region als Urlaubsregion für Touristen sind 
viele Faktoren entscheidend und offensichtlich sind andere Faktoren, als 
das Vorhandensein von Windenergieanlagen in der Region, von größerer 
Bedeutung. 
 
Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
Rastede durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich 
dieses Umstands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren 
Energien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild der Kultur-
landschaft werden im Rahmen der Planung nach fachlich anerkannten 
Methoden bewertet und der Eingriff wird durch Maßnahmen an anderer 
Stelle kompensiert. 
 
Im Rahmen des Antrages nach Bundesimmissionsschutzgesetz wird das 
erforderliche Brandschutzgutachten der Genehmigungsbehörde vorgelegt. 
Die Löschwasserversorgung des Plangebietes wird entsprechend den 
Anforderungen des vorbeugenden Brandschutzes in Abstimmung mit der 
zuständigen Brandschutzdienststelle des Landkreises Ammerland, den 
Freiwilligen Feuerwehren der Gemeinde Rastede und dem Oldenburgisch-
Ostfriesischen Wasserverband (OOWV) sichergestellt. Auf diese Weise 
wird sichergestellt, dass sich ein Feuer, im Falle eines Brandes einer 
Windenergie, nicht ausbreiten kann. 
 
 
Der Abstand ist nicht zu gering. Der Abstand der Geltungsbereiche zu den 
umliegenden Wohngebäuden beträgt mindestens 550 m, einheitlich für 
alle derzeit in Planung befindlichen Windparks in der Gemeinde Rastede. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hält 
aus den oben genannten Gründen an der Planung fest. Dem Einwender 
stehen natürlich weitere rechtliche Schritte gegen diese Planung zu.  
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haltlich weiterer vertiefender Einwendungen.  
 
Eine Genehmigung der Anlagen stellt für mich eine Verletzung mehrerer 
öffentlicher und natürlich meiner privaten Belange dar. 
 
Im Falle der Errichtung der Windkraftanlagen durch die Versagung der 
Würdigung meiner persönlichen Argumente gegen die Errichtung erwarte 
ich Schadenersatz durch den Projektierer / Betreiber der geplanten Anla-
gen und werde dieses ggf. einklagen. 
 
Ich hoffe, dass meine Einwendungen nicht nur Berücksichtigung finden, 
sondern von dem Vorhaben abgesehen wird, für ein Gespräch stehe ich 
jederzeit zur Verfügung. 
 

 Bürger 10:    
 Ich habe die Planungsunterlagen gelesen. 

 
Der bestehende Windpark Liethe soll auf Repowering und Neubau von 
Windkraftanlagen vorrangig geprüft und umgesetzt werden. 
 
Es soll auf die Lebensqualität und Gesundheit der Menschen in höchstem 
Maße Rücksicht genommen werden. 
 
Studien und Erfahrungsberichte über gesundheitliche Belastungen aktuel-
len Datums sollen bei der Umsetzung der Vorhaben mit einfließen.(Lärm, 
Schattenwurf, Infraschall) Der Bereich der sich dort befindenden Tier-und 
Pflanzenwelt darf nicht zerstört werden. (Kollission von Vögeln mit den 
Rotorblättern der WKA, seltene Pflanzen werden durch den Umbruch des 
Bodens und der Versiegelung entfernt. 
 
Ich bitte den Rat der Gemeinde Rastede die o.g. Planungen nicht umzu-
setzen. 
 

  
 
Im Rahmen der Planung wurden alle rechtlichen Vorgaben eingehalten. 
Die unvermeidbaren Eingriffe in Natur und Landschaft wurden im Rahmen 
der Planung bewertet und diese werden im Rahmen von Kompensations-
maßnahmen ausgeglichen.  
 
 
Zum Thema Schall 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Windenergieanlagen mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen dem immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BImSchG. Im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass die Windenergieanlagen 
hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrieben werden, dass die Im-
missionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächstgelegenen schutzwürdi-
gen Nutzungen eingehalten werden. So wird sichergestellt, dass durch die 
Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden 
Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen 
werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen 
widersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes 
insofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufge-
nommen wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
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Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der 
Betrieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte 
gesichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
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betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
 
Schatten 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen 
Windenergieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, 
so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr 
und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte 
bilden zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen 
Bundesländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Im-
missionsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerba-
ren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. 
 

 Bürger 11:    
 Wir haben massive Bedenken gegen den weiteren Ausbau von Windener-

gieanlagen (WEA) in den Dörfern im Norden der Gemeinde Rastede. Der 
Ausbau der Windenergie wird mit schweren Schäden für Mensch und 
Natur teuer bezahlt. 
 
Die unsozialen EEG-Gesetze und die Windindustrie stehen am Abgrund. 
Sehr beunruhigend finden wir nach wie vor den in unseren Augen unver-
antwortlichen Umgang mit Infraschall (Niederfrequenter Schall) aller Ver-
antwortlichen. In einer solche Situation, in der die Gefahrlosigkeit nicht 
belegt ist und sich die Hinweise für eine Gesundheitsgefährdung häufen, 
muss Risikovorsorge betrieben werden. Windenergieanlagen erzeugen 
Infraschall. Bis vor etwa 10 Jahren galt auch bei Hörforschern als aner-
kannter Kenntnisstand der Wissenschaft, dass Infraschall, d.h. der auf-

  
 
 
 
 
Zum Thema Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
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grund seiner sehr tiefen Frequenz "unhörbare Schall", für den Menschen 
gefahrlos sei, getreu dem Motto: Schall den man nicht hört, kann auch 
nicht schaden. Seit einigen Jahren setzt allerdings ein Umdenken ein, was 
sich auch in einem bereits 2007 erschienenen Artikel des Robert-Koch-
Instituts (RKI) wiederspiegelt. Das RKI ist dem Bundesministerium für 
Gesundheit direkt unterstellt. Die Aufgaben des RKI umfassen sowohl die 
Beobachtung des Auftretens von Krankheiten und relevanten Gesund-
heitsgefahren in der Bevölkerung als auch die Ableitung und wissenschaft-
liche Begründung der erforderlichen Maßnahmen zum wirkungsvollen 
Schutz der Gesundheit der Bevölkerung. Das RKI schreibt u.a.: 
...Probleme mit tieffrequenten Schallimmissionen sind z.B. bekannt ge-
worden im Zusammenhang mit dezentralen Heizkraftwerken sowie im 
städtischen Bereich mit Schwerlastverkehr. Ein weiteres Beispiel sind die 
Emissionen von Windkraftanlagen, die teilweise sehr nah an Wohnberei-
chen aufgestellt sind. Vor dem Hintergrund der breiten Anwendungsmög-
lichkeiten und der gegenwärtigen technischen Entwicklung besteht Hand-
lungsbedarf, um die Belastungen des Privatbereichs genauer und diffe-
renzierter zu betrachten, insbesondere unter Berücksichtigung von Risiko-
gruppen, wie z.B. Kinder und Jugendliche. Die wissenschaftliche Literatur-
lage zum Thema "Lärmwirkung auf Schwangere", insbesondere nicht -
arbeitsmedizinische Literatur speziell zum Thema "tieffrequenter Schall", 
ist ausgesprochen dürftig. Besonders kritisch müssen die Auswirkungen 
von Lärm auf den Schlaf von Schwangeren, Wöchnerinnen und Müttern in 
der postnatalen Phase gesehen werden. Auf europäischer Ebene wird für 
schwangere Arbeitnehmerinnen in der Rahmenrichtlinie 89/391/EWG 
festgelegt, dass sie keine Tätigkeiten verrichten sollten, die zu starker 
niederfrequenter Vibration führen können, da sich hierdurch das Risiko 
einer Fehl- oder Frühgeburt erhöhen kann. Im privaten Bereich liegen 
keine Schutzempfehlungen für tieffrequenten Schall bzw. Infraschall vor. 
...Die besondere Qualität von Infraschall (unter 16 bzw. 20 HZ) bedarf 
jedoch verstärkter Aufmerksamkeit, da bisher nur wenige gesicherte Er-
kenntnisse, nicht zuletzt wegen einer noch nicht optimalen Erfassungsme-
thodik, über das Auftreten und die Wirkung von Infraschall vorliegen. Es 
muss insgesamt ein deutlicher Mangel an umweltmedizinisch orientierten 
wissenschaftlichen Studien zu tieffrequentem Schall konstatiert werden. 
Im Vergleich zum normalen Hörbereich liegen nur wenige gesicherte Er-
kenntnisse über Auftreten und Wirkung von tieffrequentem Schall vor. Es 
besteht großer Handlungs- und Forschungsbedarf. .... Auszug aus dem 
2007 veröffentlichen Artikel des Robert-Koch-Instituts "Infraschall und 

fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            76 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

tieffrequenter Schall - ein Thema für den umweltbezogenen Gesundheits-
schutz in Deutschland?" 
 
Die amerikanischen Hörforscher Alec Salt von der Universität Washington 
in St. Louis und James Kaltenbach vom Lerner Forschungsinstitut in Cle-
veland schreiben u.a. 2011 in der Fachzeitschrift Bulletin of Science, 
Technology & Society:. Daher kommen wir zu dem Schluss, dass Behaup-
tungen wie "Es gibt keinen nennenswerten Infraschall beim derzeitigen 
Design von Windenergieanlagen" unzweifelhaft falsch sind. Eine wissen-
schaftliche Basis für die Möglichkeit, dass solcher Schall Auswirkungen 
auf den Menschen haben kann, ergibt sich aus der Tatsache, dass Infra-
schall das menschliche Stammhirn beeinflusst. (Anm.: Das Stammhirn ist 
für die essenziellen Lebensfunktionen zuständig und steuert u.a. Herzfre-
quenz, Blutdruck, Atmung sowie wichtige Reflexe. Das Stammhirn bildet 
die Schnittstelle zwischen dem übrigen Gehirn und dem Rückenmark). Die 
Möglichkeit, dass niederfrequente Teile des Schalls sowohl zu starken 
Störungen des Befindens als auch zu anderen Problemen führen, über die 
Menschen berichten, die Windenergieanlagen ausgesetzt sind, kann nicht 
einfach abgestritten werden. . Bis heute gibt es keine publizierte Studien, 
die zeigen, dass die langfristige Belastung mit Infraschall Menschen nicht 
schadet. Im Gegenteil gibt es zahlreiche Berichte, die stark darauf hinwei-
sen, dass Menschen, die in der Nähe von Windenergieanlagen wohnen, 
krank werden, mit einer Vielzahl von Symptomen, wobei chronische 
Schlafstörungen besonders häufig sind. Die Tatsache, dass solche Berich-
te ignoriert werden, weil der Infraschall von Windturbinen ja unter dem 
hörbarem Niveau sei, scheint die Physiologie des Ohrs völlig zu ignorieren. 
Signalwege von den äußeren Haarzellen des menschlichen Ohrs zum 
Gehirn existieren, durch die nicht hörbarer Infraschall die Funktion des 
Gehirns beeinflussen kann. Aus unserer Perspektive gibt es zunehmend 
Belege für die Ansicht, dass sich Infraschall negativ auf Menschen auswir-
ken kann. Diese Hinweise erfordern mehr wissenschaftliche Studien zu 
diesen Thema. 
 
Auszug aus dem 2011 veröffentlichen Artikel der amerikanischen Hörfor-
scher Salt und Kaltenbach "Infrasound from wind turbines could affect 
humans" Bulletin of Science, Technology & Society (2011) 
 
Auch die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm sind ein Witz, da die Vorga-
ben und Bestimmungen mehrere Jahrzehnte alt sind. Wurden existierende 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Planungen werden vor dem Hintergrund geltenden Rechts durchge-
führt.  
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Schallvorbelastungen durch die Bundesautobahn A 29 und dem Modell-
flugplatz Wapeldorf und Schallbelastungen anderer Windkraftplanungen 
berücksichtigt ? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit dem Bau und Betrieb von Windenergieanlagen werden bedeutende 
Teile der Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische Funktion als Rast-
gebiet/Ruhestätte für den Regenbrachvogel verlieren. Die Bereiche der 
Wapelniederungen sind von nationaler Bedeutung für den Regenbrachvo-
gel als Rast- und Durchzugsgebiet. Auch als Gastvogellebensraum hat sie 
nationale Bedeutung. 
 
Gerade in diesem Moment beim Schreiben dieser Zeilen höre ich bei ge-
öffnetem Fenster wie ein großer Gänseschwarm sich auf die Weiden zur 
Ruhe begibt. Genau dort sollen 2 WEA gebaut werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 
geplanten Anlagen (mit allen Geräuschen) erstellt. Es wurden die für alle 
Anlagen maximal zulässige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pe-
gel nicht überschreiten, um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstge-
legenen schutzbedürftigen Nutzungen nicht zu überschreiten. Bei Stark-
wind oder Sturm sind die Windgeräusche lauter, als der Schall der Anla-
gen, so dass die Anlagen dann gar nicht mehr wahrgenommen werden 
können. 
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. 
betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung 
in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und 
insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
Für die Wapelniederung wurde als Ergebnis der Avifauna-Erfassungen auf 
Grundlage der festgestellten rastenden Regenbrachvögel eine nationale 
Bedeutung als Gastvogellebensraum formuliert. Weitere Gastvogelarten 
erreichten diese hohe Bedeutung nicht. 
 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse.  
Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrach-
vogel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch weder in den einschlägigen 
Fachempfehlungen (NLT-Empfehlungen, LAG-VSW-Papier) als windkraft-
sensible Art enthalten. Neben den beiden genannten Fachpapieren liegt 
für Niedersachsen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergie-
erlass zum Thema Windkraft vor, der für diejenigen Behörden verbindlich 
anzuwenden ist, soweit sie als Immissionsschutz- und Bauaufsichtsbehör-
den, Naturschutzbehörden oder sonstige nachgeordnete Behörden bei der 
Genehmigung und Überwachung von Windenergieanlagen tätig werden. 
Auch in diesem Erlass ist eine Auflistung von WEA-empfindlichen Vogelar-
ten enthalten, für die artspezifische Empfehlungen für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze gege-
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Wir wünschen uns das unsere Bedenken und Anregungen bei ihren ver-
antwortungsvollen Entscheidungen berücksichtigt werden. 
 
Zum Schluss: 
Warum denkt eigentlich keiner daran mal irgendwelche interessanten 
Anreize zu schaffen um Strom ein zu sparen? 
 

ben werden. In dieser Liste der WEA-sensiblen Vogelarten ist der Regen-
brachvogel ebenfalls nicht aufgeführt, wobei der Hinweis enthalten ist, 
dass die Liste nicht als abschließend zu betrachten ist. Ebenfalls sind 
avifaunistisch wertvolle Bereiche bzw. national bedeutsame Vogellebens-
räume auch nicht in den gemäß Tab. 3 „Überblick zu harten Tabuzonen“ 
des Windenergieerlasses von Windenergie freizuhaltenden Gebieten ent-
halten.  
Nichtsdestotrotz wurde aus Vorsorgegesichtspunkten im Umweltbericht 
ein Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen Brachvogels 
durchgeführt und entsprechende Maßnahmen (artenschutzrechtliche Aus-
nahme, FCS-Maßnahmen) zur Kompensation von eventuellen Verdrän-
gungswirkungen vorgesehen, was aber nicht heißt, dass Verdrängungsef-
fekte mehr als wahrscheinlich oder sogar vorauszusetzen seien. Vielmehr 
können solche lediglich nicht ausgeschlossen werden. 
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerba-
ren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. 
 
 

 Bürger 12    
 Hiermit erkläre ich ausdrücklich, dass ich mich durch die Errichtung und 

den Betrieb der geplanten Windkraftanlagen der Firma Windkonzept Pro-
jektentwicklungs GmbH & Co. KG im Rasteder Norden, aber auch durch 
den generellen Ausbau der Windenergieanlagen (WEA) persönlich betrof-
fen fühle. Im Folgenden finden Sie meine Einwendungen, Fragen sowie 
neue Studien und Anregungen bezüglich WEA. 
 

1. Allgemeines 
Aufgrund der Tatsache, dass 58 von 87 Quellen der Potenzialstudien 
älter als 10 Jahre sind, zweifele ich die Repräsentativität und Validität 
an und fordere eine Überarbeitung der Studien und Berichte bzw. 
eine Einstellung des Verfahrens. Neue Studien und Quellen sind ver-

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt. Es handelt sich bei diesen Quellen u.a. um 
Daten zu Auswirkungen von WEA insbesondere auf die Fauna, deren 
Informationen über mehr als zehn Jahre Bestand und Gültigkeit haben 
können, sofern beispielsweise nicht aktuellere Fachliteratur o.ä. den Inhalt 
der Quellen plausibel widerlegen. 
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fügbar und im Internet einzusehen (siehe Punkt 2 Gesundheit). 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. S. 10 „In 
dem Zusammenhang wird auch auf die Veröffentlichung des Niedersäch-
sischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz "Fragen und 
Antworten zum Windenergieerlass" vom 14.12.2015 zu Ziffer 3 -> bezug 
auf veraltete Quellen siehe Studien Infraschall (unter 2. Gesundheit). 
 
Potenzialstudie S. 1 Begründung zum Bau: anhaltende Nachfrage. Ist 
diese Nachfrage mit Zahlen belegt? Und wie wurde diese ermittelt? 
 
Ich zweifele an, dass die Gemeinde alle möglichen Alternativen zur Ener-
giegewinnung berücksichtigt hat, da von vornherein nur WEA betrachtet 
wurden. Daraus resultiert der begründete Zweifel, dass die WEA nicht zum 
Wohl des Bürgers aufgestellt werden, sondern im Interesse von ausge-
wählten Einzelnen. Dies kollidiert mit dem §1 der Nds. Kommunalverfas-
sung. Hiermit beziehe ich mich auf das Grundgesetz §1 „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar“ und fordere eine Abwägung, um sicherzustel-
len, dass mein Recht nicht unter dem Recht Dritter leidet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Potenzialstudie S. 75 „Die Potenzialfläche „Bekhausen Nord“ ist aufgrund 
ihrer Gesamtgröße für sich betrachtet nicht geeignet für die Ausweisung 
eines Windparks. Innerhalb der Fläche könnten maximal zwei Windener-
gieanlagen errichtet werden. Da diese Fläche jedoch im räumlichen Zu-
sammenhang mit der Potenzialfläche 1 „Rastede Nord“ betrachtet werden 

 
Zudem werden Quellen der Rahmenplanungen (Regionales Raumord-
nungsprogramm, Flächennutzungsplan etc.) sowie behördlicher Verord-
nungen (Verordnungen über Landschaftsschutzgebiete und Naturschutz-
gebiete) genannt, die aufgrund ihrer Eigenschaft Gültigkeit über Jahrzehn-
te hin besitzen können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Für die Erstellung einer 
Standortpotenzialstudie für Windparks spielen konkrete Zahlen bezüglich 
der anhaltenden Nachfrage keine Rolle.  
 
Laut Windenergieerlass des Landes Niedersachsen handelt es sich bei 
der Windenergie u.a. um eine etablierte und klimafreundliche Technologie 
deren weiterer Ausbau wesentlicher Bestandteil der deutschen und nie-
dersächsischen Energie- und Klimapolitik ist. Niedersachsen besitzt auf 
Grund seiner geografischen Lage und Topografie dabei über gute Vorrau-
setzungen für die Nutzung von Windenergie wodurch dem Land Nieder-
sachsen eine besondere Bedeutung beim Ausbau der Windenergie in 
Deutschland zu kommt, die über die Deckung des niedersächsischen 
Strombedarfs hinausgeht (Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz, 2016). Gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB gehö-
ren Windenergieanlagen zu den im Außenbereich privilegierten Vorhaben. 
Sie sind somit überall dort zulässig wo öffentliche Belange nicht entgegen-
stehen und die Erschließung gesichert ist. Eine Betrachtung von Alternati-
ven zur Energiegewinnung zum Wohl von einzelnen Bürgern sieht die 
deutschen und niedersächsischen Energie- und Klimapolitik nicht vor. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Einen verbindlich aus rechtli-
cher Sicht vorgeschriebenen Maximalabstand zwischen Windenergieanla-
gen innerhalb eines Windparks zur Bildung eines Windparks existiert nicht. 
Generell ist der Abstand von Windenergieanlagen innerhalb eines Wind-
parks maßgeblich von der Hauptwindrichtung abhängig. Für den Abstand 
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kann (der Abstand beträgt ca. 550 m), wird sie im Rahmen der vorliegen-
den Studie nicht von der vertiefenden Betrachtung der Potenzialfläche 
ausgeschlossen.“ -> Wie weit dürfen Windräder auseinander stehen um 
einen Windpark zu bilden, in wie weit spielt räumliche Trennung eine Rol-
le? Auf welche rechtliche Grundlage wird der Zusammenschluss der WEA 
zum Windpark gestützt? 
 
 
 
 
 
 
 

 FALSCHE DOKUMENTE! 
08 Anlage 4a WP_Wapeldorf-Heubült Rev10_Wapeldorf-
Süd_A3M5000 
09 Anlage 4b Kurzbeschreibung_BPlan_W-Sued 
o der Plan sowie die Kurzbeschreibung sind für 3 WEA in Be-

khausen Nord erstellt worden, obwohl nur max. 2 errichtet 
werden dürfen (siehe oben). Woher die Unterlagen? Formfeh-
ler?! 
 

 02 70. FNP-Änd Wapeldorf-Heubült PZ 180123 
o muss hier die obere Fläche nicht auch in 2 Teilflächen einge-

teilt werden? In Potenzialstudie genannt: Rastede Nord 1.1 
und 1.2 (Einteilung wurde bei den Teilflächen Bekhausen Nord 
gemacht). 
 

 BEBAUUNGSPLAN FALSCHE UNTERLAGEN: 
02 BP WP Wapeldorf-Heubült PZ 180608 (Entwurf 30.01.2018!!!) 
08 Anlage 4a WP_Wapeldorf-Heubült Rev10_Wapeldorf-
Süd_A3M5000 (2016) 
o Bekhausen Nord wieder mit 3 WEA eingezeichnet, (auch un-

terschiedliche Bezeichnung der WEA mal 3,4,5 dann 1,2,3 
siehe Bilder unten). Potenzialstudie sagt EINDEUTIG, dass 
nur max. 2 Anlagen hier aufgestellt werden dürfen, siehe 
oben. 
FORMFEHLER?! 
 

der WEA zueinander wird als gängiger Wert aus der Praxis der 5-fache 
Rotordurchmesser in Hauptwindrichtung und 3-fache Rotordurchmesser in 
Nebenwindrichtung angenommen (vgl. Umweltbundesamt (2013): Poten-
zial der Windenergie an Land, S. 16). An Waldstandorten können höhere 
Abstände erforderlich werden. Es handelt sich bei diesem Wert jedoch 
lediglich um einen optimalen Abstand für die maximale, wirtschaftliche 
Auslastung der einzelnen Windenergieanlagen. In der Potenzialflächen-
studie wird bei einer Anlagenhöhe von 150 m ein Rotordurchmesser von 
max. 100 m angenommen. Der Abstand von 550 m zwischen den Poten-
zialflächen 1 „Rastede Nord“ und 2 „Bekhausen Nord“ lässt bei Zugrunde-
legung der Abstandempfehlung aus wirtschaftlicher Sicht die Wirkung als 
zusammenhängenden Windpark zu. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es gibt für die Planungen in 
Wapeldorf-Heubült für jede der der Teilflächen der FNP-Änderung einen 
eigenen Plan und eine eigene Beschreibung (Anlagen 3a bis 4b). Insge-
samt sollen 5 Anlagen errichtet werden, 2 in der nördlichen Teilfläche und 
3 in der südlichen Teilfläche. 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt, die Einteilung in kleine Flächen ist nicht 
erforderlich, die planerische Steuerung für diesen Standort kann insge-
samt durch eine FNP-Änderung durchgeführt werden. 
 
 
 
 
Die Unterlagen sind nicht fehlerhaft. Die Unterlagen waren zum Teil schon 
Anfang 2018 als Vorlage für 
 die politische Beratung fertig gestellt worden. Durch Abstimmungen zwi-
schen der Verwaltung und dem Investor hat die Beteiligung dann erst deut-
lich zeitversetzt stattgefunden. Sowohl der Bebauungsplan, als auch der 
Vorhabenplan stammen aus dem Januar 2018. 
 
 
 
Ein Formfehler liegt somit nicht vor. 
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Bekhausen Nord WEA 3,4,5  
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Bekhausen Nord WEA 1,2,3 
 
Hiermit fordere ich, dass die bereitgestellten Unterlagen auf ihre Richtig-
keit überprüft werden sowie die gesamte (nicht 100% professionelle) Pla-
nung überarbeitet wird bzw. das Verfahren eingestellt wird. Bei Gelegen-
heit sollten die Dokumente auch bitte auf Rechtschreib- und Grammatik-
fehler durchgeschaut werden. Hiermit rege ich an das Projekt einzustellen. 
Allein aus Kostengründen – schließlich müssen auch die zu erwartenden 
Kosten der Klagen berücksichtigt werden – wäre dies sowohl für die Ge-
meinde als auch für den Bürger vorteilhafter. 
 

 Des Weiteren hätte auch die Potenzialstudie angeglichen werden 
können -> von 200m auf 150m auf S.1 ist geschrieben, dass die 
Studie sich auf die 3 Gebiete Lehmden, Delfshausen und Ipwe-
germoor bezieht. Dann wurden aufgrund fehlender Gründe (ich 
bitte diese nachzureichen oder deutlich zu machen, falls ich diese 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Sachverhalt wird durch den 
Bürger nicht richtig dargestellt. Im Rahmen der Erstellung der Standortpo-
tenzialstudie für Windparks wird das gesamte Gemeindegebiet auf mögli-
che Standorte für Windparks unter Zugrundelegung von 150 m hohen 
Windenergieanlagen untersucht. Die drei von dem Bürger genannten po-
tenziellen Standorte für die Windenergiegewinnung „Lehmden“, „Delfshau-
sen“ und „Ipwegermoor“ resultierten aus dem seitens des Landkreises 
Ammerland erstellten Standortkonzeptes Windenergie aus dem Jahr 2013, 
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übersehen habe) weitere Bereiche unter neuen Voraussetzungen 
(Reduzierung der Narbenhöhe (?)) als Potenzialflächen identifiziert 
(5 Flächen). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Auch ist es mir nicht schlüssig, wann der Typ der WEA (Enercon 
E-82 E2) bestimmt wurde, da bis zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Umweltberichtes noch nicht bekannt war, um welchen Anlagentyp 
es sich handeln wird. Ist für eine Planung nicht genau diese Infor-
mation ausschlaggebend? 
 

Hiermit fordere ich, dass eine Klärung des Punktes erfolgt und die erfor-
derlichen Prüfungen und Untersuchungen auf Basis des Anlagentypes 
Enercon E-82 E2 erstellt werden. 
 
 
 
 
Begründung zur Änderung Nr. 70 des Flächennutzungsplanes S. 14 
„D. h. im gesamten Gemeindegebiet sind außerhalb der im Flächennut-
zungsplan und dessen Änderungen dargestellten Sonderbauflächen für 
Windkraftanlagen keine weiteren Windenergieanlagen gem. § 35 (1) Nr. 5 
BauGB zulässig (Ausschlusswirkung im Sinne von § 35 (3) Satz 3).“ -> in 

welche Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von 200 m zugrunde 
legte. Wie auf Seite 1 der Potenzialstudie dargestellt, wird im Rahmen des 
Standortkonzeptes Windenergie 2013 (LK Ammerland) darauf hingewie-
sen, dass sich größere Flächenpotenziale bei der Annahme geringerer 
Gesamthöhen von Windenergieanlagen ergeben. Da die Gemeinde 
Rastede über die im Standortkonzept herausgefilterten Eignungsräume 
weitere Standorte für die Windenergienutzung herausstellen wollte, wurde 
in der kommunalen Standortpotenzialstudie der Gemeinde Rastede eine 
Gesamthöhe von Windenergieanlagen von bis zu 150 m zugrunde gelegt. 
Diese Höhenvorgabe geschah vor dem Hintergrund, den Eingriff in das 
Landschaftsbild zu verringern. Insgesamt ist festzuhalten, dass die Flä-
chengröße und der Flächenzuschnitt der Potenzialflächen für Windener-
gieanlagen abhängig von der Höhe der zu errichtenden Windenergieanla-
gen ist, da die Auswirkungen der Anlagen u.a. im Zusammenhang mit der 
Anlagenhöhe stehen.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Für die Erstellung der 
Standortpotenzialstudie für Windparks ist die Kenntnis über einen be-
stimmten Anlagentyp nicht entscheidend. Maßgeblich sind diesbezüglich 
die maximale Gesamthöhe sowie der Rotordurchmesser der geplanten 
Windenergieanlagen. 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt. Für die Erstellung der Standortpotenzial-
studie für Windparks ist die Kenntnis über einen bestimmten Anlagentyp 
nicht entscheidend. Maßgeblich sind diesbezüglich die maximale Gesamt-
höhe sowie der Rotordurchmesser der geplanten Windenergieanlagen. 
Beides wurde im Rahmen der Standortpotenzialstudie definiert und be-
rücksichtigt.  
 
Durch die Planungen der Gemeinde Rastede zu allen Windparks soll eine 
Konzentrationswirkung hergestellt werden. Durch die Flächennutzungs-
planänderungen für die Windenergienutzung bestimmt die Gemeinde 
Rastede Flächen, auf denen Windenergieanlagen errichtet werden sollen. 
Im gesamten übrigen Gemeindegebiet werden diesen Anlagen ausge-
schlossen. Ohne diese Planung der Gemeinde wären diese Anlagen im 
gesamten Gemeindegebiet als privilegierte Anlagen zulässig.  
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wie weit ist darauf Verlass? Ist die angebliche Nachfrage dann gesättigt? 
 
Hiermit fordere ich eine schriftliche und verpflichtende Bestätigung, dass 
keine weiteren Windenergieanlagen gem. § 35 (1) Nr. 5 BauGB in der 
Gemeinde Rastede zulässig sind. 
 

2. Gesundheit 
 

Potenzialstudie S. 7 „Nachgewiesene, wissenschaftlich gesicherte Er-
kenntnisse für negative Wirkungen von Infraschall unterhalb dieser Gren-
ze liegen nicht vor (UMWELTBUNDESAMT 2015). Nach heutigem Stand 
der Wissenschaft sind schädliche Wirkungen durch Infraschall bei Wind-
energieanlagen somit nicht zu erwarten (LANDESANSTALT FÜR UM-
WELT, MESSUNGEN UND NATURSCHUTZ BADEN-WÜRTTEMBERG 
2015).“ -> 
Neue Studien zeigen auf, dass Infraschall sehr wohl das menschliche 
Zentralhirn beeinflusst. 
https://docs.wind-watch.org/ICBEN-2017_Koch_4163.pdf, 
https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fnins.2018.00582/abstract 
 
Umweltbericht zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans S. 11 
Daher ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut 
Mensch durch Infraschall auszugehen. -> Falsch. Belegt durch Studien. 
 
Ich fordere und erwarte deshalb unter Berufung auf mein Grundrecht auf 
körperliche Unversehrtheit die Versagung der Errichtung der Windkraftan-
lagen. Hiermit stelle ich klar, dass wenn während der Inbetriebnahme und 
des Betriebs der Anlagen Gesundheitsschäden entstehen sollten, ich die 
Gemeinde auf Schadensersatz verklagen werde. 
 
Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Tief-
frequente Geräusche/ Infraschall Zu den möglichen Infraschallimmissio-
nen, die von Windenergieanlagen ausgehen können, wurden in der Ver-
gangenheit umfangreiche Untersuchungen vorgenommen.“ -> wo genau 
können diese Untersuchungen eingesehen werden? Widerspricht sich mit 
der Potenzialstudie, wo geschrieben ist, dass man keine Beeinträchtigung 
erwartet und dadurch keine weiteren Untersuchungen veranlasst hat. 
 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Standortpotenzialstudie für 
Windparks wurde im Jahre 2016 fertiggestellt. Die in der Studie berück-
sichtigten Daten und Informationen zum Thema Infraschall bezogen sich 
auf Quellen mit einem Stand der Veröffentlichung bis 2015. Die von dem 
Bürger genannten Informationsquellen wurden erst im Jahre 2017 und 
2018 veröffentlicht, sodass die Inhalte dieser Literatur nicht in der Studie 
abgebildet werden konnten. Insgesamt lässt sich aus der genannten Lite-
ratur zudem nicht ableiten, dass ein Nachweis für eine wissenschaftlich 
gesicherte Erkenntnis für negative Wirkungen des durch Windenergie-
analgen verursachten Infraschalls erbracht wurde.   
 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
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Hiermit fordere ich die Unterlagen der Infraschallimmissionenuntersuchung 
an. 
 

3. Naturschutz 
 

Begründung zur Änderung Nr. 70 des Flächennutzungsplanes S. 12 
„Das Bodenmanagement ist nach Abstimmung mit dem Landkreis Am-
merland voraussichtlich durch den Verursacher der Verschmutzung bzw. 
den Landeigentümer, auf dessen Land sich die Deponie befindet, durchzu-
führen. Eine Klärung des Sachverhalts erfolgt, soweit es im Rahmen eines 
Bauleitplanverfahrens erforderlich ist, im Verfahren des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Nr. 11.“ -> Ist dies nicht Teil des Risikomanage-
ments von einem Projekt? Sind weitere genauere Schritte geplant? 
 
Hiermit fordere ich die Sicherstellung, dass die Umwelt sowie der Mensch 
nicht durch fehlerhafte und ungenaue Planung gefährdet werden. Falls 
dennoch Verschmutzungen o.ä. anfallen werde ich den NABU sowie ande-
re Gesellschaftsorgane einschalten und die Gemeinde, das Planungsbüro 
sowie den Landeigentümer verklagen. 
 
 
Potenzialstudie S. 75 Aufgrund der mittleren Empfindlichkeit des Raumes 
bezüglich einer Windenergiegewinnung ist zunächst eine Eignung des 
Raumes für die Errichtung von WEA gegeben.  
 
Auf welcher Grundlage sind die Empfindlichkeitstabelle und ihre Gewich-
tung gestützt? Welche wissenschaftlichen Studien/akademischen Quellen 

Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Den vorstehenden Ausführungen ist zu 
entnehmen, dass eine solche Untersuchung nicht erforderlich ist. 
 
 
 
Weder dem Landkreis noch der Gemeinde liegen Anhaltspunkte vor, dass 
es vor Ort tatsächliche eine „wilde Mülldeponie“ gibt. Sollte dies der Fall 
sein, dann wären schon heute Folgen vor Ort erkennbar, oder aber, die 
Deponie ist so abgedichtet, dass keine Gefahr für die Umwelt besteht. 
Wenn es tatsächlich eine Deponie geben sollte und diese durch die Bau-
maßnahmen angetastet werden sollte, dann sind entsprechende Siche-
rungsmaßnahmen vorzunehmen. Grundsätzlich sind bei geplanten Bau-
maßnahmen oder Erdarbeiten die Vorschriften des vorsorgenden Boden-
schutzes zu beachten, d. h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so 
zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen 
werden. Grundstückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnah-
men zur Abwehr der von ihrem Grundstück drohenden schädlichen Bo-
denveränderung zu ergreifen (Grundpflichten gem. § 4 BBodSchG). 
 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Wie in Kapitel 6.5 der Standortpotenzialstudie für Windparks dargestellt, 
erfolgt die Bewertung der Empfindlichkeit der einzelnen Potenzialflächen 
auf der Grundlage der verbleibenden, planungsrelevanten Belange inner-
halb dieser Flächen. Dafür wurden die verbleibenden Belange im Bereich 
der identifizierten Potenzialflächen mit Punkten (Punktzahl zwischen 5 
(entspricht einer geringen Empfindlichkeit bezüglich Windenergiegewin-
nung) und 15 (entspricht einer hohen Empfindlichkeit bezüglich Windener-
giegewinnung) gewichtet und näher erläutert (Erläuterung der Bewertung 
der einzelnen Belange siehe Kapitel 6.2 bis 6.4 der Standortpotenzialstu-
die). Die Bewertung erfolgte in Fünferschritten. Anschließend wurden die 
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wurden genutzt? Hiermit fordere ich eine Erläuterung der Tabellen um die 
Richtigkeit und Repräsentativität nachvollziehen zu können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Die Folgen des nach Auffassung des Autors unüberlegten und übereilten 
Ausbaus erneuerbarer Energien für die Vögel sind immer dramatischer 
und machen die Einhaltung der von den EU-Regierungen formulierten 
Biodiversitätsziele inzwischen unmöglich. Unbesehen der Notwendigkeit 
eines effektiven Klimaschutzes zur Abwendung der Folgen des globalen 
Klimawandels entpuppt sich die Energiewende immer mehr als aktuell 
eine der größten Gefahren für den Schutz der biologischen Vielfalt, 
dies umso mehr, als sich die Effekte mit den Auswirkungen einer 
verfehlten Landwirtschaftspolitik multiplizieren. Es wurde versäumt, 
rechtzeitig Belastungsgrenzen für die Natur durch die Folgen des Ausbaus 
erneuerbarer Energien (Energiemais, Windkraft) zu definieren und wirk-
same Regelungsmechanismen für den Fall der Überschreitung festzule-
gen. Die „New Green Economy“ und „Grünes Wachstum“ sind eine Sack-
gasse. Nach Auffassung des Autors muss gerade der Naturschutz eine 
Abkehr vom illusionistischen Wachstumsparadigma und damit einen 
grundsätzlichen gesellschaftlichen Wandel fordern.“ - Martin Flade 
(http://www.lbvlandshut. de/Energie-Biodiversitaet.pdf) 
 
Aufgrund des oben genannten Textes fordere ich, dass der Rat sowie das 
Planungsbüro das Vorhaben sowie die Energiewende überdenken und 
überlegen, welche Energiegewinnung die beste für Rastede bzw. den Pla-
neten ist. Lassen Sie sich nicht von green washing täuschen. Auch Mojib 
Latif (Klimaforscher) bestätigt diese Aussage: „Ich hasse es selbst, es so 
deutlich zu sagen, aber es gibt im Moment keinen Klimaschutz. Alle re-
den darüber, aber wir haben totalen Stillstand in Deutschland.“ Rastede 
kann und sollte als Vorbild fungieren und sich nach Innovationen um-

vergebenen Punkte für jede Teilfläche aufsummiert, um somit die Emp-
findlichkeit der Potenzialflächen gegenüber der Windenergie zu beurteilen. 
Die Empfindlichkeitseinstufung stellte eine Empfehlung aus planerischer 
Sicht dar, die u.a. auf Basis von Fachliteratur, Fachplanungen, langjähri-
gen Erfahrungswerten und Fachwissen der Planer hergeleitet wurde. Ein 
Abwägungsprozess innerhalb der Gemeinde Rastede bestätigte die in der 
Studie zugrunde gelegten Gewichtungen der Belange. 
 
Das angeführte Zitat ist eine Zusammenfassung eines Artikels, der sich zu 
einem großen Teil auf die Auswirkungen der Veränderungen in der Land-
wirtschaft und in der Landschaft allgemein durch die Energiewende be-
zieht (v. a. großflächiger Anbau von Mais zur Energiegewinnung mittels 
Biogasanlagen, Einstellung des Flächenstilllegungsprogrammes im Jahr 
2007, intensivierte Forstwirtschaft, Verlust von dörflichen Lebensräumen). 
Die Windenergie wird dort als einer von mehreren Punkten angesprochen. 
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schauen und im besten Interesse zum Wohl der Bürger handeln. 
 
Wirtschaftlichkeit 
Begründung zur Änderung Nr. 70 des Flächennutzungsplanes S.6 
„Mit Windenergieanlagen lässt sich grundsätzlich in wirtschaftlich tragfähi-
ger Weise regenerativer Strom erzeugen.“  
 
Auf Basis mehrerer Artikel aus belegten Quellen ist anzunehmen, dass die 
Windenergiebranche in naher Zukunft so nicht mehr existiert bzw. mit gro-
ßen finanziellen Problemen (gerade nach Ablauf der Subventionen; + 
Stichwort Phantomstrom) kämpfen muss. -> Wie wird die Wartung und 
Instandhaltung gewährleistet, wenn die Branche insolvent ist, ist dann 
auch ein korrekter Abbau gewährleistet, wenn sich die Bedingungen in der 
Branche/Industrie/Wirtschaft ändern? Aufgrund der instabilen Lage kommt 
die Frage auf, wie die Rückbaukosten kalkuliert werden? 
 
Hiermit fordere ich eine schriftliche und verbindliche Bestätigung der Ge-
meinde an, dass der Haushalt der Gemeinde keinen betriebswirtschaftli-
chen Schaden davon trägt. Falls dies nicht gegeben wird, werde ich recht-
liche Schritte einleiten und den Bund der Steuerzahler zu Hilfe nehmen. 
 
Aus den genannten Gründen lehne ich den Antrag der Firma Windkonzept 
Projektentwicklungs GmbH & Co. KG im Rasteder Norden, auf Errichtung 
und Betrieb von vier oder 5 (ich gehe davon aus, dass 4 stimmt) WEA, 
Typ Enercon E-82 E2 mit einer Nabenhöhe von 108 m, im Rasteder Nor-
den, ausdrücklich ab.  
 
Eine Genehmigung zur Errichtung der genannten zwei WKA stellt für mich 
eine Verletzung mehrerer öffentlicher und meiner privaten Belange dar. 
 
Aufgrund der schlechten Qualität der Unterlagen (erstellt vom Pla-
nungsbüro Diekmann und Mosebach) sowie der zweifelhaften Re-
cherchen stelle ich die Richtigkeit und Repräsentativität sowie Validi-
tät aller Flächennutzungs- und Bebauungspläne zu den WEA in Fra-
ge.  
 
Aufgrund der digitalen Übermittlung verzichte ich auf eine handschriftliche 
Signatur. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vom Planungsbüro zur Verfügung gestellten Unterlagen sind von kei-
ner schlechten Qualität. Alle relevanten Aspekte zur Beurteilung und politi-
schen Beratung sind enthalten und kompetent aufgearbeitet. 
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 Bürger 13:    
 Ich beabsichtige meinen Lebensabend in meinem Elternhaus in Bekhau-

sen, Barkenweg 5, in etwa 3 bis 5 Jahren zu verbringen. 
 
Aus diesem Grund erkläre ich hiermit ausdrücklich, dass ich mich durch 
die Errichtung und den Betrieb der geplanten Windkraftanlagen persönlich 
betroffen fühle. 
 
Ich erhebe nachstehende Einwendungen gegen das oben genannte Pro-
jekt: 
 
 

 Angst vor Lärm und Zunahme der Lärmbelästigung, insbesondere 
auf die Störung meiner Nachtruhe 

 Angst vor Schall und Infraschall und den daraus entstehenden 
Gesundheitsbeeinträchtigungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 
geplanten Anlagen erstellt. Es wurden dir für alle Anlagen maximal zuläs-
sige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pegel nicht überschreiten, 
um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstgelegenen schutzbedürfti-
gen Nutzungen nicht zu überschreiten.  
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. 
betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung 
in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und 
insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
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 Angst vor Gesundheitsschäden 
 
 
 
 
 

 Angst vor Verlust der Lebensqualität 
 
 
 
 

 Angst vor dem Verlust des Erholungswertes 
 
 
 
 
 
 
 

Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Gesetzliche Vorgaben wurden so definiert, dass Gesundheitsschäden 
verhindert werden. Da die vorliegende Planung sicherstellt, dass alle ge-
setzlichen Vorgaben insbesondere die Grenzwerte für Schall und Schatten 
eingehalten werden, sind Gesundheitsschäden ausgeschlossen. 
 
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht 
kein Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. Die gesetzliche 
Verträglichkeit der Planung wurde durch die vorliegenden Planunterlagen 
nachgewiesen. 
 
Die Erholungsnutzung im Geltungsbereich und seiner unmittelbaren Um-
gebung ist aufgrund der geringen Erschließung sowie der Nähe zur Auto-
bahn und der Spohler Straße von untergeordneter Bedeutung. In die Plan-
flächen führen einige landwirtschaftliche Stichwege. Besondere Anzie-
hungspunkte für Erholungssuchende, wie z.B. Seen, Wälder, Brücken etc., 
sind in der Umgebung des Plangebietes nicht vorhanden. Aus diesem 
Grund werden lediglich weniger erhebliche Auswirkungen auf die Erho-
lungsnutzung prognostiziert. 
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 Angst vor der Zerstörung des Landschaftsbildes 

 
 
 
 
 
 
 

 Angst vor der bedrohlichen und bedrückenden Wirkung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
Rastede durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich 
dieses Umstands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren 
Energien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild der vorlie-
genden Kulturlandschaft werden im Rahmen der Planung nach fachlich 
anerkannten Methoden bewertet und der Eingriff wird durch Maßnahmen 
an anderer Stelle kompensiert. 
 
Eine Umzingelung einzelner Wohnhäuser findet durch die Planung nicht 
statt. Von einer unzulässigen Beeinträchtigung und optisch bedrängenden 
Wirkung ist daher nicht auszugehen. 
 
Nach derzeitigem Kenntnistand existieren keine empirischer Untersuchun-
gen zu den Auswirkungen einer Umzingelungswirkung auf den Menschen.  
 
Ein für das Ministerium für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung 
Mecklenburg-Vorpommern erstelltes Gutachten zur „Umfassung von Ort-
schaften durch Windenergieanlagen“ befasst sich für die Definition des 
maximal zulässigen Umfassungswinkels ausschließlich mit Siedlungen, 
wobei als Siedlung Gebiete verstanden werden, die nach der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) dem Wohnen (WR, WA, MD, MI), der Erho-
lung, dem Tourismus und der Gesundheit (SO) dienen, einschließlich ihres 
Abstandspuffers. Dieses Vorgehen basiert auf der Auswertung von Litera-
tur und bisheriger Rechtsprechungen zum Thema "Umzinglung", die sich 
auf der Ebene der Regional- und Bauleitplanung ebenfalls mit der „Einkrei-
sung“ von Siedlungen bzw. Ortschaften befasst. Splittersiedlungen und 
Einzelgehöfte im Außenbereich, einschließlich ihrer Mindestabstände zu 
den Windparks bleiben dabei jedoch unberücksichtigt, da sie im Gegen-
satz zu den o.g. Siedlungsbereichen und aufgrund der Privilegierung von 
Windenergieanlagen im Außenbereich, einen geringen Schutzanspruch 
aufweisen. Dieser Schutzanspruch geht auch nach Ansicht der Gemeinde 
nicht über die Wahrung des aus schalltechnischer Sicht notwendigen 
Schutzabstandes und die Verhinderung einer unzumutbaren optisch be-
drängenden Wirkung aufgrund der Nähe der WEA zu Gebäuden hinaus.  
 
In einer Entscheidung des OVG Lüneburg wurde festgehalten, dass eine 
unzulässige optisch bedrängende Wirkung nur dann vorliegt, wenn von 
Windenergieanlagen eine nicht vermeidbare, permanent „erdrückende“ 
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 Angst vor der Zerstörung unserer Kulturlandschaft 
 Angst vor Veränderungen der Umwelt für Tiere 
 Die Befürchtung, dass Flora und Fauna erhebliche Schäden erlei-

den 
 
 
 
 
 
 

 Ich befürchte Sichtbelästigungen 
 Befürchtungen aus wirtschaftlicher Sicht, sind die momentanen 

 
 
 
 
 
 
 
 
Entwicklungen in dem Energiesektor. Wie mehrere wissenschaftliche Arti-
kel und aktuelle Medienberichte zeigen, ist anzunehmen, dass die Bran-
che mehr als instabil ist und dadurch Wartungen sowie der Prozess der 
Stilllegung, in naher Zukunft nicht mehr gewährleistet werden kann. Kann 
die Gemeinde zu 100% sicherstellen, dass der Betrieb der Windräder 1. 

Wirkung für die Hausbewohner ausgehe, etwa durch eine dichte „Einkes-
selung“ oder eine so große Nähe, dass man einer sich massiv aufdrän-
genden optischen Belästigung nicht ausweichen kann1. Gemäß einem 
früheren Urteil kommt eine erdrückende Wirkung durch eine genehmigte 
Windenergieanlage dann in Betracht, wenn Nachbargrundstücke derart 
abgeriegelt werden, dass ein Gefühl des „Eingemauertseins“ oder einer 
„Gefängnissituation“ entsteht.2 Dies ist hier nicht der Fall, zumal ein Ab-
stand eingehalten wird, ab dem man eine optisch bedrängende Wirkung 
i. d. R. ausschließen kann (s.o.). 
 
Sämtliche Auswirkungen des Vorhabens auf die verschiedenen Schutzgü-
ter wie Pflanzen und Tiere werden in den Verfahrensunterlagen im Um-
weltbericht betrachtet und bewertet. Zusätzlich wird eine artenschutzrecht-
liche Prüfung der vorkommenden Arten durchgeführt (Anlage 10 zum 
Umweltbericht). Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung erfolgt nach 
den gesetzlichen Vorgaben für die erheblichen Beeinträchtigungen eine 
Kompensation, so dass keine erheblichen Umweltauswirkungen verblei-
ben. 
 
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht 
kein Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. In dem Bebauungs-
plan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Windenergieanlagen mit 
Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so dass eine astrono-
misch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 30 Minuten pro 
Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bilden zwischen-
zeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bundesländern ge-
mäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) 
zur Anwendung kommen.  
 
 
 
 
 
 

                                                           
1 OVG LÜNEBURG, Beschl. v. 13.12.2006 – 7 ME 271/04 – juris 
2 vgl. OVG LÜNEBURG, Beschl. v. 15.03.2004 – 1 ME 45/04 – juris  
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wirtschaftlich ist 2. auf Dauer gewährleistet werden kann und 3. keine Alt-
lasten entstehen? 
 
Die Fläche Heubült erfüllt grundsätzlich nicht die Voraussetzung für eine 
Windkraftanlage. 
 
 
Die Gemeinde Rastede verfügt inzwischen über genügend Windkraftanla-
gen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus den hier genannten Gründen lehne ich die Errichtung der geplanten 
Windkraftanlagen ausdrücklich ab. 
 

 
 
 
Der Aussage wird widersprochen. Die Potenzialstudie sowie die Bebau-
ungsplanunterlagen zeigen, dass die Fläche der 70. Flächennutzungs-
planänderung für die Errichtung von Windenergieanlagen geeignet ist. 
 
Die Gemeinde ist bezüglich der Nutzung regenerativer Energien gut auf-
gestellt, allerdings hat sich die Politik zum Ziel gesetzt, den Anteil der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien zu steigern. Dies ist heute 
nicht der Fall und hier spielen die geplanten Windparks eine entscheiden-
de Rolle. Die Gemeinde hält daher an den Planungen fest. Das alle Be-
wohner der Gemeinde diese Pläne befürworten wäre wünschenswert, 
auch im Sinne der nachfolgenden Generationen. Das diese Zustimmung 
erfahrungsgemäß nicht von allen Bürgern besteht, liegt in der Natur der 
Sache. Die Gemeinde hält dennoch an den Planungen fest, um ihren Bei-
trag zur Energiewende zu leisten. 
 

 Bürger 14:    
 Hiermit erkläre ich ausdrücklich, dass ich mich durch die Errichtung und 

den Betrieb der geplanten Windkraftanlagen der Firma Windkonzept Pro-
jektentwicklungs GmbH & Co. KG im Rasteder Norden persönlich betrof-
fen fühle. Auch als Geschäftsführer stehe ich gegenüber meinen Ange-
stellten in der Verpflichtung, deren Unversehrtheit sicherzustellen. Im Fol-
genden finden Sie meine Einwendungen, Fragen sowie neue Studien und 
Anregungen bezüglich WEA. 
 
1. Gesundheit 
Potenzialstudie S. 7 "Nachgewiesene, wissenschaftlich gesicherte Er-
kenntnisse für negative Wirkungen von Infraschall unterhalb dieser Gren-
ze liegen nicht vor (UMWELTBUNDESAMT 2015). Nach heutigem Stand 
der Wissenschaft sind schädliche Wirkungen durch Infraschall bei Wind-
energieanlagen somit nicht zu erwarten (LANDESANSTALT FÜR UM-
WELT, MESSUNGEN UND NATURSCHUTZ BADENWÜRTTEMBERG 
2015)." 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
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Aufgrund neuer Studien ist dieser Punkt nicht korrekt und muss neu erho-
ben bzw. überprüft werden. Aus einer Studie von einen Kollektiv von Wis-
senschaftlern von der Charité Berlin, Klinikum Hamburg-Eppendorf, und 
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt geht hervor, dass der Infra-
schall jenseits der Hörschwelle einer WEA die Hirnströme massiv verän-
dern kann. Hier sehe ich mich, meine Familie sowie meine Mitarbeiter 
einer fahrlässigen Gefährdung ausgesetzt. Es ist bewiesen, dass der 
Schall unter 8HZ die Bereiche der Emotionen im Gehirn aktiviert. Falls 
daraus Einschränkungen in der Produktivität meiner Mitarbeiter hervorge-
hen sollten, sehe ich mich gezwungen, das Planungsbüro und die Ge-
meinde Rastede auf Schadensersatz zu verklagen. Des Weiteren würde 
ich mich gezwungen sehen, meinen Betrieb an einem anderen Standort 
neu anzusiedeln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Abstand von 550m ist für mich unzumutbar, da der medizinisch be-
gründete Mindestabstand das 10-fache der WEA Höhe beträgt (bei einer 
Narbenhöhe von 108m wären das 1080m) und folglich Gesundheitsschä-
den entstehen können. Falls dies nicht korrigiert wird, werde ich wie oben 
beschrieben rechtliche Schritte einleiten.  
 
 
 
 
 
Auch betreibe ich einen landwirtschaftlichen Betrieb mit Bullen, Mutterkü-
hen sowie deren Kälbern. Bis dato sind noch keine (ernstzunehmenden)  
Studien über den Einfluss von Infraschall auf Tiere veröffentlicht. Falls sich 
aber bestätigen sollte, dass die Tiere negativ vom Infraschall beeinflusst 
werden, sehe ich mich gezwungen, auf Schadensersatz zu klagen. Auch 
müsste man hier einen Standortwechsel in Betracht ziehen. 
 

lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in Niedersachsen etablier-
ten Abstände (häufig 500 m) resultieren aus Erfahrungswerten und dem 
Erfordernis der Windenergie substanziell Raum einzuräumen. Die Einhal-
tung der gesetzlichen Vorgaben bezogen auf Schall und Schatten wird 
über entsprechende Fachgutachten geprüft und im Rahmen des BImSch-
Verfahrens werden ggf. erforderliche Abschaltzeiten zur Einhaltung der 
gesetzlichen Vorgaben als Auflage zur Genehmigung gemacht. Die Anla-
gen sind dann so zu programmieren und zu betrieben, dass die Vorgaben 
eingehalten werden. 
 
Zum Thema Infraschall siehe vorherige Seite. 
Für den Schutz von Tieren vor Schattenschlag und Schallimmissionen gibt 
es über das Artenschutzrechtes hinaus keine gesetzliche Grundlage. Die 
Artenschutzrechtlichen Belange wurden im Rahmen der speziellen Arten-
schutzrechtlichen Prüfung beachtet.  
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Folglich wurde der heutige Stand der Wissenschaft nicht in das Projekt mit 
einbezogen, weshalb die Untersuchungen und somit die Unterlagen über-
holt sind. Hiermit fordere ich den gesetzlichen Text an, der Sie dazu er-
mächtigt, die Windanlagen zu bauen, obwohl es längst Zweifel in Form 
von wissenschaftlichen Studien bezüglich Infraschall gibt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

WEA sind im Außenbereich gleichberechtigte Nutzungen mit der landwirt-
schaftlichen Tierhaltung, daher sieht die Rechtsprechung WEA-Betreiber 
nicht in der Pflicht, ihre Interessen pauschal zu Gunsten einer anderen 
Nutzung zurückzustellen, sondern konkurrierenden Nutzungen müssen ein 
relativ hohes Maß an zumutbaren Belastungen hinnehmen. 
 
Im Rahmen einer Einzelfallbeurteilung ist eine Abwägung des Gebots der 
Rücksichtnahme zweier im Außenbereich privilegierter, konkurrierender 
Nutzungen erforderlich [OVG NRW, 7 B 665/02 vom 17.5.02]. Durch die 
Absicht der Gemeinde, eine Sonderbaufläche für Windenergie auszuwei-
sen, und über die Ausweisung im Flächennutzungsplan die Errichtung von 
Windenergieanlagen im übrigen Gemeindegebiet auszuschließen, ist die-
se Abwägung erfolgt, im Plangebiet zugunsten der Windenergie vor ande-
ren im Außenbereich typischen Nutzungen. Dabei sieht die Gemeinde es 
jedoch nicht als erwiesen an, dass erhebliche Beeinträchtigungen von 
Nutzzieren durch die Planung erfolgen.  
 
Es gibt nach Wissen der Gemeinde keine wissenschaftlichen Untersu-
chungen über die Wirkung von Schattenwurf und Schall auf Tierbestände 
der landwirtschaftlichen Tierhaltung. Die bisherige Praxiserfahrung aus 
Regionen mit intensiver Tierhaltung und WEA, wo sich Tierställe in weni-
gen hundert Metern Entfernung ab etwa 300 m befinden oder Hofstellen-
WEA sogar in unmittelbarer Nähe, zeigen jedoch keine Probleme auf – in 
diesem Gebieten hätten relevante Beeinträchtigungen der Tiergesundheit 
oder des Masterfolges den Landwirten oder den Veterinären unweigerlich 
auffallen müssen, wenn sie verbreitet auftreten würden. In Bezug auf 
Schattenwurf ist außerdem zu beachten, dass viele Stallbauten keine 
Fenster oder Lichtbänder und die Tiere meist keinen Zugang zu Freiluftbe-
reichen haben, so dass die Tiere in diesen Fällen gar nicht von Schatten-
wurf betroffen sein können.  
  
Die Rechtsprechung hat in Bezug auf Pferde entschieden, dass eine er-
hebliche Beeinträchtigung nachgewiesen sein muss (was bisher in keinem 
Fall gelang), um berücksichtigt werden zu können. Ein Gutachten der Uni-
versität Bielefeld (Anja Seddig: Gutachten Windenergieanlagen und Pfer-
de, 17.04.2004) kommt zu dem Ergebnis, dass ausgehend von der Evolu-
tion und der Sinnesphysiologie von Pferden eine schnelle Gewöhnung der 
Pferde an die von Windenergieanlagen ausgehenden Reize zu erwarten 
sind.. Heftige Reaktionen sind auch unter Berücksichtigung empirisch 
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2. Qualität der Unterlagen 
Nach Betrachtung der Unterlagen fielen mir direkt Unstimmigkeiten bezüg-
lich der Inhalte auf. Von daher sehe ich die Unterlagen als unzureichend 
und nicht aussagekräftig an. Hiermit fordere ich korrekt ausgearbeitete 
Unterlagen, am besten ohne Rechtschreibfehler, an. Des Weiteren ist es 
sehr schwierig, die tatsächlichen Abstände der WEA zu unseren Gebäu-
den zu erkennen, hiermit fordere ich eine detailliertere Karte, mit der man 
die 550m überprüfen kann. 
 
 
3. Wirtschaftlichkeit 
Als Kaufmann erschließt es sich mir absolut nicht, wie man zum heutigen 
Zeitpunkt noch in WEA investieren kann. Aktuelle Medienberichten zu 
folge ist die Branche der alternativen Energie mehr als instabil. Daher 
fordere ich eine Prüfung der Wirtschaftlichkeit des Projektes um negative 
Auswirkungen auf den Gemeinde Haushalt zu vermeiden. 
 
 
Auch würde ich gerne wissen, wer die 30m Straße bezahlt, die nötig ist, 
um von der Spohler Straße auf das südliche Bebauungsgebiet zu gelan-
gen. Falls hier Steuergelder fließen, werde ich mir rechtlichen Beistand 
einholen sowie den Bund der Steuerzahler einschalten. 

gewonnener Daten nicht zu befürchten. Dieser Ansicht sind auch die Ver-
waltungsgerichte Aachen und München, deren Urteile wie folgt lauten:  
„Dass die Pferde optischen und akustischen Reizen in einer Weise ausge-
setzt wären, die für sie eine Gesundheitsgefahr darstellten und ihre Eig-
nung und Brauchbarkeit zu Betriebszwecken aufheben würden, ist nicht 
anzunehmen.“ (VG Aachen · Beschluss vom 5. Juli 2012 · Az. 6 L 14/12)  
 „Unzumutbare Beeinträchtigungen ergeben sich aus dem Betrieb der 
geplanten Windenergieanlage auch nicht mit Blick auf den Pferdezuchtbe-
trieb der Klägerin und die dort gehaltenen Pferde“ (VG München Urteil vom 
16. Juli 2013 Az. M 1 K 13.2056). 
 
Bei Zuchttieren und Haustieren, die in der Nähe des Wohnhauses gehal-
ten werden, wird zudem darauf hingewiesen, dass die einzelnen Wind-
energieanlagen gem. Bebauungsplan mit Schattenwurfabschaltmodulen 
auszustatten sind, so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 
Stunden im Jahr und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. 
 
 
Die willkürliche Behauptung, ohne Belege, dass die Unterlagen unstimmig 
sind, wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede teilt diese 
Auffassung keinesfalls, die Unterlagen sind vollumfänglich und aussage-
kräftig und sind eine fachlich fundierte Grundlage für politische Entschei-
dungen. Der Anregung detailliertere Karten zur Verfügung zu stellen wird 
nicht gefolgt, die vorliegenden Karten sind vollkommend ausreichend und 
maßstäblich erarbeitet worden, so dass die Abstände aus den Karten ge-
messen werden können. 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hat 
keinen Grund die Wirtschaftlichkeit der vorliegenden Planung in Frage zu 
stellen. Der Vorhabenträger hat gegenüber der Gemeinde schriftlich versi-
chert, mit den geplanten Anlagenhöhen von 150 m wirtschaftlich erfolg-
reich arbeiten zu können. Die Kosten für erforderliche Infrastruktureinrich-
tungen werden durch den Vorhabenträger getragen. 
 
 
 
 
 

http://openjur.de/gericht-279.html
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Des Weiteren befürchte ich eine Wert- und Nutzungsbeeinträchtigung 
meines Grundstückes und meiner Immobilien. Ich fordere daher entspre-
chende Schutzmaßnahmen und eine angemessene Entschädigung. 
 
Aufgrund der digitalen Übermittlung verzichte ich auf eine handschriftliche 
Signatur. 
 

 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
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 Bürger 15:    
 Da ich doch sehr enttäuscht darüber bin, daß ein Planungsbüro meinen 

Brief vom 19.09.2016 beantworttet hat, werde ich nachstehend meine 
Einwände wiederholen. 
 
Ich bitte Sie, diese Einwände zu berücksichtigen und nicht nur zur Kennt-
nis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
1.) Grundwassersenkung: wenn das erfolgt, wie sollen dann alle alten und 

neu gepflanzten Bäume an ihr Wasser kommen, vor allem die Sträu-
cher und Bäume die auf den geschützten Wallhecken stehen? 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahr-
genommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussa-
ge nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Ge-
meinde entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in 
der Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwä-
gung bedingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Ab-
wägungsdefizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
 
Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) vo-
raussichtlich nicht dauerhaft durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung 
wird nur für die Dauer des Baus der Fundamente temporär durchgeführt 
(Dauer geschätzt: 4 Wochen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grund-
wassersituation ist im Rahmen der Genehmigungsplanung neben ausführ-
lichen Recherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der 
Bau von Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgese-
hen. Mittels dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen be-
reits im Vorfeld der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasser-
schwankungen und Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Das an-
fallende Wasser kann bei Vorliegen der Einleitparameter in die Wapel 
abgeleitet werden. Dazu wird wahrscheinlich eine Enteisenung des ge-
pumpten Wasser notwendig. Sämtliche Arbeiten zur Wasserhaltung wer-
den überwacht und mit der Unteren Wasserbehörde des Landkreises 
Ammerland abgestimmt.  
Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. 
Positiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des 
Wassers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer 
Grundwasserabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbe-
stände hingegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre 
eine Absenkung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflan-
zenbestände anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein 
im Sommer witterungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
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2.) Es wurden täglich Vögel gesehen, die nicht von dem Planungsbüro 

berücksichtigt wurden z.B. Rotmilan, Schleiereule, die gefährden Vögel 
der Kategorie 3, da sind die Rauchschwalbe, die Mehlschwalbe(beide 
Schwalbenarte brüten bei uns am Haus, in der Garage und im Stall. 
Der Storch, der auch endlich wieder bei uns auf den Weiden zu finden 
ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Für die Angaben der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, d.h. 
konkrete Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie Auf-
zeichnungen in Karten. 
Die genannten Arten wurden sehr wohl im Rahmen der Planung berück-
sichtigt. Um Arten zu erfassen, die an Gebäude gebunden sind, wie 
Rauch- und Mehlschwalbe oder Schleiereule, wurden die in Frage kom-
menden landwirtschaftlichen Höfe aufgesucht und die besetzten Nester 
ausgezählt. Darüber hinaus erfolgte dort, wo es erforderlich war, eine Be-
fragung der Anwohner. Da einige wenige Höfe nicht aufgesucht werden 
konnten, wurde in diesen Fällen die Anzahl der Rauchschwalben-Paare 
geschätzt. Die Schleiereule kam mit einem Brutpaar in einer Scheune auf 
einem Hofgrundstück in Wapeldorf am südwestlichen Rand des Untersu-
chungsraumes vor. Die Entfernung dieses Brutplatzes zur geplanten 
Windparkfläche betrug mehr als 1.600 m. Der Rotmilan wurde im Rahmen 
der Erfassungen im April 2013 einmalig auf dem Durchzug beobachtet, im 
Rahmen der ergänzenden Raumnutzungskartierung 2016 wurden insge-
samt drei Überflüge über den Teilflächen festgestellt; die Art ist im Unter-
suchungsgebiet und dessen Umgebung allerdings kein Brutvogel. Im 
Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen für Greif- und Großvögel 
wurden von Anfang bis Ende Juni im Untersuchungsgebiet an acht Termi-
nen Weißstörche in allen Höhenklassen beobachtet. Die Störche nutzten 
das Gebiet zum Durchfliegen oder zur Nahrungssuche, insbesondere auf 
gemähtem Grünland. An 22 Minuten von 136 Beobachtungsstunden wur-
den Weißstörche in Höhenklasse II (potenzieller Rotorbereich) beobachtet. 
Das Kollisionsrisiko ist als gering zu bewerten, da der Weißstorch nicht im 
Untersuchungsgebiet brütet und nur unregelmäßig in verhältnismäßig ge-
ringen Zeiträumen in Höhenklasse II nachgewiesen worden sind (in 22 
Min. von 136 Std.). Entsprechend sind Abschaltzeiten oder sonstige Maß-
nahmen weder erforderlich noch angemessen. 
 
Grundsätzlich stellen Bestandsaufnahmen immer „Momentaufnahmen“ 
dar. Um die Beurteilungsgrundlagen zu vereinfachen, reichen einjährige 
Erfassungen zur Beurteilung von Eingriffen jedoch aus. Im vorliegenden 
Fall liegt mit einem vollständigen Untersuchungsjahr und mit den zusätz-
lich durchgeführten Sonderuntersuchungen zum Thema Seeadler, Raum-
nutzung von Greif- und Großvögeln und des Regenbrachvogels in den 
Jahren 2016 und 2017 eine extrem hohe Untersuchungsdichte vor. Somit 
sind die Daten in jedem Fall ausreichend für eine Bewertung der Auswir-
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3.) Die nachbarliche Rücksichtnahme 
 
 
4.) Die optisch bedrängte Wirkung der Windräder 
 
 
 
 
5.) Die zusätzliche ständige Beschallung. 
 
 
 
 
 
 
 
6.) Hier zieht doch niemand mehr her, wenn bei uns die Windmühlen ge-
baut werden. 
7.) Urlaub macht bei uns dann bestimmt keiner mehr. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8.) Eine Autobahn haben wir schon, die zweite soll gebaut werden und 

kungen des Vorhabens auf die vorkommenden Arten. 
 
3) Die nachbarliche Rücksichtnahme ist durch die Einhaltung gesetzlicher 
Vorgaben gewahrt.  
 
4) Eine mögliche bedrängende Wirkung kommt nur dann in Betracht, wenn 
mehrere Windparks eine Wohnnutzung von mehreren Seiten einkesseln 
würden. Dies ist im vorliegenden Planfall eindeutig nicht der Fall. Eine 
weitergehende Betrachtung ist daher nicht erforderlich. 
 
5) Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berück-
sichtigung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) 
für alle geplanten Anlagen erstellt. Es wurden dir für alle Anlagen maximal 
zulässige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pegel nicht überschrei-
ten, um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstgelegenen schutzbe-
dürftigen Nutzungen nicht zu überschreiten.  
 
 
6 und 7) Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es 
besteht kein Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. Ob sich 
jemand subjektiv durch Windkraftanlagen gestört fühlt und deswegen evtl. 
keinen Urlaub mehr in der Region machen wird, oder deswegen nicht 
mehr in die Region ziehen wird, ist nicht Gegenstand der vorliegenden 
Bauleitplanung.  
 
Laut Statistischem Bundesamt (Fachserie 6 Reihe 7.1 Binnenhandel, 
Gastgewerbe, Tourismussind - Ergebnisse der Monatserhebung im Tou-
rismus) sind die Übernachtungszahlen in Ostfriesland, wo ebenfalls viele 
Windparks vorhanden sind, in den Sommermonaten 2015 (Mai bis Okto-
ber) gegenüber dem Jahr 2014 um 1,6 % gestiegen. Im Oktober 2015 
betrug der Anstieg im Vergleich zum Vorjahr 5,6%. Ein Ausbleiben von 
Urlaubern ist daher nicht zu erkennen. Für viele Besucher sind Windener-
gieanlagen fester und typischer Bestandteil norddeutscher Landschaften.  
Für eine Attraktivität einer Region als Urlaubsregion für Touristen sind 
viele Faktoren entscheidend und offensichtlich sind andere Faktoren, als 
das Vorhandensein von Windenergieanlagen in der Region, von größerer 
Bedeutung. 
 
8) Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm 
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dann noch Windräder. 
 
 
 
 
 
 
 
 
9.) Laut Aussage von Frau Lammers, haben sie als Gemeinde keinen 
finanziellen Vorteil. 
 
 
 
10.) Sogar die Politiker, z.B. der CDU-Energieexperte Jens Koeppen ist für 

einen Ausbaustopp von Windkraftanlagen -NWZ vom 6.08.2018 -. 
 
11.) Wieso beführworten Sie diese Anlagen ? 
 
Wie können sie es als Bürgermeister, der für die Ängste und Nöte seiner 
Bürger zuständig ist,  
 
Da Sie, als Bürgermeister angeblich keine Entscheidung über dieses Pro-
jekt haben, bitte ich Sie, diese meine Bedenken, an den Rat der Gemein-
de weiterzuleiten. Die Firma Diekmann und Mosebach schreibt zwar zu 
meiner Bitte an Sie: Nicht der Bürgermeister, sondern der Rat der Ge-
meinde Rastede entscheidet über hier vorliegende Planung. 
 
Trotzdem meine ich, daß Sie eine Führsorgepflicht uns gegenüber haben. 
 
Es gibt noch so viele Gründe gegen die Windmühlen, aber die sind Ihnen 
sicherlich auch bekannt. 
 
Anliegend finden Sie ein Heft der Bundesinitiative Vernunftkraft e.V.. 
Wenn Sie dieses Heft mit Verstand durchlesen, können Sie nicht für die 
Windkraftanlagen sein. 
 
 
 

erfolgt nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören 
wird nach den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berück-
sichtigung von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird 
Verkehrslärm nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als 
Gewerbelärm. Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebs-
gelände d.h. betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Be-
rücksichtigung in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergie-
anlagen und insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
9) Die Behauptung wird zur Kenntnis genommen. Neben der Erzielung von 
Gewerbesteuerinnahmen verfolgt die Gemeinde Rastede darüber hinaus 
das übergeordnete Ziel einen hohen Anteil des Energieverbrauchs der 
Gemeinde durch erneuerbare Energien zu decken. 
 
10) Die Meinung eines Politikers zum Ausbau der Windenergie wird zur 
Kenntnis genommen.  
 
11) siehe 9) sowie: Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanver-
fahrens intensiv mit allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander 
gesetzt. Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem 
Ausbau der Erneuerbaren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und 
die übrigen Belange werden zurückgestellt. 
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 Bürger 16:    
 Wir haben die Planunterlagen der o.g. Flächennutzungsplanänderung und 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplan gelesen. 
 
Leben in Rastede ein Stück Lebensqualität It. Internetseite der Ge-
meinde Rastede. Hiermit ist, mit der o.g. Planung der Windkraftanlagen 
unserer Meinung nach der Norden der Gemeinde Rastede nicht gemeint. 
 
Wir bitten darum, das vorrangig der bestehende Windpark Liethe in Be-
zug auf Neubau von Windkraftanlagen und Repowering eingehend geprüft 
und umgesetzt wird.  
 
 
 
Durch die sehr große Geräuschbelastung der Spohler Strasse durch den 
hohen LKW Verkehr von der A 28 in Richtung Wesermarsch und umge-
kehrt in Richtung Westerstede, der hier direkt verlaufenden Autobahn A 29 
sind wir hier belastet. 
 
Zusätzliche Geräusche durch Windkraftanlagen wodurch wir laut Geräu-
schimmissionsgutachten betroffen sind sind wir nicht bereit hinzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde führt, 
für den einzig vorhandenen Windpark im Gemeindegebiet ein Repowering 
durch. Weitere Repoweringmöglichkeiten ergeben sich aktuell im Gemein-
degebiet nicht, daher plant die Gemeinde darüber hinaus auch weitere 
Windparks, um ihren Beitrag zur Energiewende zu leisten.  
 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen 
erarbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnis-
sen des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt 
und es wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist 
unabhängig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die 
Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betrei-
ben sind, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten wer-
den. So wird sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während 
der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzu-
lässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-
Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. 
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Auch das Schattenwurfgutachten weißt aus, das wir davon betroffen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die davon ausgehenden gesundheitlichen Belastungen (Geräuschimmis-
sion,Schattenwurf, Infraschall) sind auch nicht ausgeräumt. 
 
 
 
Für den Bau der Windkraftanlagen wird eine große Fläche versiegelt und 
somit über Jahrzehnte der Pflanzen- und Tierwelt entzogen. 
 
 
 
 
 
 
Das Kollisionsrisiko mit den geplanten Windkraftanlagen der hier vorkom-
menden seltenen Vogelarten z.b. Seeadler (fliegt täglich in Wapeldorf 
eigene Beobachtung) ist sehr groß. 
 
 
 
 
 
 
 
 

betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung 
in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und 
insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen 
Windenergieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, 
so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr 
und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte 
bilden zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen 
Bundesländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Im-
missionsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
 
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Den Planunterlagen sind Fachgutachten beigefügt, in denen alle drei 
Themen ausführlich behandelt werden. Alle rechtlichen Vorgaben u. a. 
zum Schall und Schattenwurf werden im Rahmen der Planung berücksich-
tigt und im Betrieb des Windparks eingehalten. 
 
Eine Versiegelung von Flächen geschieht zum einen für die Fundamente 
der Windenergieanlagen, zum anderen werden die erforderlichen Kran-
stellflächen und die Zuwegungen teilversiegelt (Schotter, wassergebunde-
ne Decke). Die für die Errichtung der Anlagen zusätzlich erforderlichen 
Montageplätze werden nach Beendigung der Bauarbeiten rekultiviert. Die 
dazwischen liegenden Flächen können auch weiterhin landwirtschaftlich 
genutzt werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich stellen Be-
standsaufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. Um die Beurteilungs-
grundlagen zu vereinfachen, reichen einjährige Erfassungen zur Beurtei-
lung von Eingriffen jedoch aus. Im vorliegenden Fall liegt mit einem voll-
ständigen Untersuchungsjahr und mit den zusätzlich durchgeführten Son-
deruntersuchungen zum Thema Seeadler, Raumnutzung von Greif- und 
Großvögeln und des Regenbrachvogels in den Jahren 2016 und 2017 eine 
extrem hohe Untersuchungsdichte vor. Somit sind die Daten in jedem Fall 
ausreichend für eine Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die 
vorkommenden Arten. Für regelmäßige überfliegende Seeadler in 2016 
und 2017 gibt es keinerlei fachlich fundierte Grundlagen. Durch das Gut-
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Wir bitten den Rat der Gemeinde Rastede, die o.g. Planung nicht umzu-
setzen. 
 

achterbüro Handke wurden in 2016 an 50 Terminen mit 443 Stunden See-
adler und andere Großvögel von März bis Juni untersucht, an weiteren 21 
Terminen Regenbrachvögel (Mai bis August), sowie an weiteren 25 Ter-
minen mit 125 h von Juli bis September Baumfalken. Somit waren die 
Fachgutachter an ca. 96 Terminen zwischen März und September im Be-
reich der Windparkfläche Süd anwesend. Dies entspricht durchschnittlich 
einem Begutachten der Flächen an jedem zweiten Tag. Dabei wurde ein 
juveniler Seeadler einmal überfliegend und zweimal in der Nähe beobach-
tet. Während der 45 Beobachtungstage mit insg. 384 Stunden im Jahr 
2017 wurde lediglich an einem Termin dreimal ein Seeadler in der Nähe 
des Geltungsbereiches mit einer Gesamtbeobachtungszeit von rund 23 
Minuten beobachtet, was 0,1 % der Gesamtbeobachtungszeit entspricht.  
Die Beobachtungsintensitäten und –punkte für die Raumnutzungsuntersu-
chungen in 2016 wurden auf Basis langjähriger Erfahrungen des Gut-
achterbüros Handke in Abstimmung mit den Landkreisen des betroffenen 
Raumes gewählt, so dass an den Aussagen der Gutachten zu den Vor-
kommen und Verteilung von Vogelarten im Raum keine Zweifel bestehen. 
Als Ergebnis der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen zum 
Seeadler 2016 und 2017 gibt es auch keine Hinweise auf attraktive Nah-
rungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein regelmäßiges 
Queren der Windparkflächen wahrscheinlich machen. Die Haupt-
Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nördlich am Jadebusen 
und östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollenhagen und westlich 
Jaderaußendeich. In der Windparkfläche selbst wurden keine Nahrungs-
flüge beobachtet. Da hier außerdem keine Seeadler in Höhenklasse II (in 
Rotorhöhe) registriert wurden, wird das Kollisionsrisiko für den Seeadler 
als gering eingeschätzt. 
 
Für die Angaben der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, d.h. 
konkrete Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie Auf-
zeichnungen in Karten. Es ist auf Grundlage der durchgeführten Untersu-
chungen nicht ersichtlich, dass für den Seeadler ein erhöhtes Kollisionsri-
siko bei Umsetzung des Vorhabens besteht.  
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerba-
ren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. 



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            104 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 Bürger 17:    
 Wir haben die Planunterlagen der o.g. Flächennutzungsplanänderung und 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplan gelesen. 
 
Leben in Rastede ein Stück Lebensqualität It. Internetseite der Ge-
meinde Rastede. Hiermit ist, mit der o.g. Planung der Windkraftanlagen 
unserer Meinung nach der Norden der Gemeinde Rastede nicht gemeint. 
 
Wir bitten darum, das vorrangig der bestehende Windpark Liethe in Be-
zug auf Neubau von Windkraftanlagen und Repowering eingehend geprüft 
und umgesetzt wird.  
 
 
 
Durch die sehr große Geräuschbelastung der Spohler Strasse durch den 
hohen LKW Verkehr von der A 28 in Richtung Wesermarsch und umge-
kehrt in Richtung Westerstede, der hier direkt verlaufenden Autobahn A 29 
sind wir hier belastet. 
 
Zusätzliche Geräusche durch Windkraftanlagen wodurch wir laut Geräu-
schimmissionsgutachten betroffen sind sind wir nicht bereit hinzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde führt, 
für den einzig vorhandenen Windpark im Gemeindegebiet ein Repowering 
durch. Weitere Repoweringmöglichkeiten ergeben sich aktuell im Gemein-
degebiet nicht, daher plant die Gemeinde darüber hinaus auch weitere 
Windparks, um ihren Beitrag zur Energiewende zu leisten.  
 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen 
erarbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnis-
sen des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt 
und es wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist 
unabhängig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die 
Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betrei-
ben sind, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten wer-
den. So wird sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während 
der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzu-
lässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-
Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. 
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Auch das Schattenwurfgutachten weißt aus, das wir davon betroffen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die davon ausgehenden gesundheitlichen Belastungen (Geräuschimmis-
sion,Schattenwurf, Infraschall) sind auch nicht ausgeräumt. 
 
 
 
Für den Bau der Windkraftanlagen wird eine große Fläche versiegelt und 
somit über Jahrzehnte der Pflanzen- und Tierwelt entzogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Kollisionsrisiko mit den geplanten Windkraftanlagen der hier vorkom-
menden seltenen Vogelarten z.b. Seeadler (fliegt täglich in Wapeldorf 
eigene Beobachtung) ist sehr groß. 
 
 
 
 
 
 

betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung 
in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und 
insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen 
Windenergieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, 
so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr 
und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte 
bilden zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen 
Bundesländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Im-
missionsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
 
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Den Planunterlagen sind Fachgutachten beigefügt, in denen alle drei 
Themen ausführlich behandelt werden. Alle rechtlichen Vorgaben u. a. 
zum Schall und Schattenwurf werden im Rahmen der Planung berücksich-
tigt und im Betrieb des Windparks eingehalten. 
 
Eine Versiegelung von Flächen geschieht zum einen für die Fundamente 
der Windenergieanlagen, zum anderen werden die erforderlichen Kran-
stellflächen und die Zuwegungen teilversiegelt (Schotter, wassergebunde-
ne Decke). Die für die Errichtung der Anlagen zusätzlich erforderlichen 
Montageplätze werden nach Beendigung der Bauarbeiten rekultiviert. Die 
dazwischen liegenden Flächen können auch weiterhin landwirtschaftlich 
genutzt werden. Die Beeinträchtigungen der Schutzgüter durch Bo-
den(teil)versiegelung werden bilanziert und entsprechend durch Aufwer-
tungen auf den Kompensationsflächen ersetzt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich stellen Be-
standsaufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. Um die Beurteilungs-
grundlagen zu vereinfachen, reichen einjährige Erfassungen zur Beurtei-
lung von Eingriffen jedoch aus. Im vorliegenden Fall liegt mit einem voll-
ständigen Untersuchungsjahr und mit den zusätzlich durchgeführten Son-
deruntersuchungen zum Thema Seeadler, Raumnutzung von Greif- und 
Großvögeln und des Regenbrachvogels in den Jahren 2016 und 2017 eine 
extrem hohe Untersuchungsdichte vor. Somit sind die Daten in jedem Fall 
ausreichend für eine Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die 
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Wir bitten den Rat der Gemeinde Rastede, die o.g. Planung nicht umzu-
setzen. 

vorkommenden Arten. Für regelmäßige überfliegende Seeadler in 2016 
und 2017 gibt es keinerlei fachlich fundierte Grundlagen. Durch das Gut-
achterbüro Handke wurden in 2016 an 50 Terminen mit 443 Stunden See-
adler und andere Großvögel von März bis Juni untersucht, an weiteren 21 
Terminen Regenbrachvögel (Mai bis August), sowie an weiteren 25 Ter-
minen mit 125 h von Juli bis September Baumfalken. Somit waren die 
Fachgutachter an ca. 96 Terminen zwischen März und September im Be-
reich der Windparkfläche Süd anwesend. Dies entspricht durchschnittlich 
einem Begutachten der Flächen an jedem zweiten Tag. Dabei wurde ein 
juveniler Seeadler einmal überfliegend und zweimal in der Nähe beobach-
tet. Während der 45 Beobachtungstage mit insg. 384 Stunden im Jahr 
2017 wurde lediglich an einem Termin dreimal ein Seeadler in der Nähe 
des Geltungsbereiches mit einer Gesamtbeobachtungszeit von rund 23 
Minuten beobachtet, was 0,1 % der Gesamtbeobachtungszeit entspricht.  
Die Beobachtungsintensitäten und –punkte für die Raumnutzungsuntersu-
chungen in 2016 wurden auf Basis langjähriger Erfahrungen des Gut-
achterbüros Handke in Abstimmung mit den Landkreisen des betroffenen 
Raumes gewählt, so dass an den Aussagen der Gutachten zu den Vor-
kommen und Verteilung von Vogelarten im Raum keine Zweifel bestehen. 
Als Ergebnis der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen zum 
Seeadler 2016 und 2017 gibt es auch keine Hinweise auf attraktive Nah-
rungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein regelmäßiges 
Queren der Windparkflächen wahrscheinlich machen. Die Haupt-
Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nördlich am Jadebusen 
und östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollenhagen und westlich 
von Jaderaußendeich. In der Windparkfläche selbst wurden keine Nah-
rungsflüge beobachtet. Da hier außerdem keine Seeadler in Höhenklasse 
II (in Rotorhöhe) registriert wurden, wird das Kollisionsrisiko für den See-
adler als gering eingeschätzt. 
 
Für die Angaben der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, d.h. 
konkrete Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie Auf-
zeichnungen in Karten. Es ist auf Grundlage der durchgeführten Untersu-
chungen nicht ersichtlich, dass für den Seeadler ein erhöhtes Kollisionsri-
siko bei Umsetzung des Vorhabens besteht.  
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerba-
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ren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. 
 

 Bürger 18:    
 Die Unterlagen für die obengenannte Planung habe ich im Rahmen der 

öffentlichen Auslegung eingesehen und gelesen. Es erkennbar, dass seit 
Beginn der Planung viele Hausaufgaben gemacht und einige Bestandteile 
nachgeliefert bzw. vervollständigt wurden. 
 
Alle Bedenken konnten damit jedoch nicht vollständig ausgeräumt werden. 
Meine Bedenken insbesondere für den Fortbestand des Modellflugsport-
clubs Hahn e.V Wapeldorf lege ich im Folgenden dar. 
 
Wie bereits aus den vorhergegangenen Verfahrensschritten bekannt ist, 
befindet sich das Vereineinsgelände des Modellflugsport-Club Hahn e.V. 
Wapeldorf mit seinem Flugbereich in der dargestellten Windflächen. 
 
Gem. §16 bzw. §21 LuftVO sind Baumaßnahmen im Bereich 500m um 
das Aufstiegsgelände meldepflichtig. 
 
Bereits die Planungen auf Friesländer Seite stellen somit eine Bedrohung 
für die Fortführung des Flugbetriebs dar. Durch die geplanten Bauvorha-
ben, und insbesondere in Kombination mit den geplanten Anlagen auf 
Friesländer Seite, ist die bisherige Aufstiegserlaubnis und damit die Exis-
tenz dieses 1962 gegründeten Rasteder Traditionsvereins extrem gefähr-
det. 
 
Die im Verein betriebene Jugendarbeit kommt auch dem Vareler und 
Rasteder Raum mit Firmen wie Premium Aerotec, Deharde aber auch 
Broetje Automation, die stets über Fachkräftemangel und fehlenden 
Nachwuchs klagen, zu Gute. 
 
Trotz vielversprechender Gespräche zwischen Modellflugverein und dem 
Vertreter der Investoren zu Beginn diesen Jahres, was dann auch zum 
positiven Ratsbeschluss bzw. zur Vorführung der Planung 
/Flächennutzungsplanänderung beitrug, liegt dieses Vertragswerk bis heu-
te nicht vor. Gerne wollte der Investor, seiner Aussage nach, die Vertrags-
inhalte auch im Rahmen des städtebaulichen Vertrags aufnehmen bzw. 
widergespiegelt sehen. 

  
 
 
 
 
Der Fortbestand des Modellflugsportclubs Hahn e.V Wapeldorf ist durch 
vertragliche Vereinbarungen zwischen dem Investor und dem Modellflug-
sportclub abgesichert worden. Die Kosten für nötigen Arbeiten zur Neuge-
staltung der Start- und Landebahn werden durch den Investor übernom-
men. 
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Alle bisher besprochenen Rahmenbedingungen / bisherigen Absprachen 
beruhen bis dato nur auf Vertrauensbasis und sind in jedem Fall vor der 
Erteilung einer abschließenden Genehmigung der WEA zu finalisieren. 
 
Den aufgezeigten Kompromiss gilt es immer noch zuverlässig sicherzu-
stellen, um das entgegengebrachte Vertrauen zu untermauern. 
 
Ohne abgeschlossene schriftliche Vereinbarung muss der Modellflugver-
ein nach wie vor um seinen Fortbestand fürchten. Zunächst geht der Mo-
dellflugverein, auch nach neuer Zusammensetzung der vertretenen Inves-
toren, natürlich von der positiven Umsetzung der gemachten Zusagen aus, 
fordert diese aber auch entsprechend explizit ein. 
 
Basieren auf diesen positiven Gesprächen sieht die Stadt Varel die Prob-
lematik um den Modellflugplatz bereits als geklärt an, was dort am 
31.07.2018 zum Ratsbeschluss führte, keine Stellungnahme in Rahmen 
der aktuellen Öffentlichkeitsbeteiligung abzugeben. Hier betrachtet man 
die Angelegenheit als rein privatrechlichen Vertrag zwischen Investor und 
Modellflugverein. Auch wenn dem so wäre, zieht es notwendige baurecht-
liche Schritte nach sich um diese angenommene positive Klärung auch in 
die Realität umzusetzen. 
 
Wenn der Flugbetrieb in Zukunft, wie in der Vergangenheit und unterbre-
chungsfrei sichergestellt werden soll, ist es notwendig, dass auch die bau-
rechtliche Genehmigung für die neue Aufstiegsfläche (Start-/Landebahn) 
und die damit verbundenen Maßnahmen (z.B. Schutzzaun mit 2.5m Höhe 
im Außenbereich, Nutzungsänderung des jetzigen Grünlands, Zuwegung 
und Parkflächen, Ist-Bestand etc.) vor Baubeginn der WEA vorliegen. 
 
Nur so kann gewährleistet werden, dass die neue Startfläche zur Verfü-
gung stehen kann, wenn die alte Aufstiegserlaubnis infolge des Baube-
ginns der WEA erlischt. 
 
Da hier ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen Errichtung des Wind-
parks und den Baumaßnahmen des Investors für die Ausweichfläche des 
Modellflugvereins besteht, ist sicherzustellen, dass die Genehmigungsbe-
hörden eine getrennte Betrachtung der Bauvorhaben zulassen. 
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Bisher gibt es, meines Wissens nach, nur eine informelle Auskunft des 
Landkreises Ammerland, dass die Genehmigung des neuen Geländes für 
den Modellflugverein, unter Erbringung weiterer Rahmenbedingungen 
durch den Investor und die Gemeinde Rastede, u.a. bzgl. des Ist-
Bestands, generell als genehmigungsfähig angesehen wird. Eine Geneh-
migung der WEA vor einer abgeschlossenen Absicherung dieser Lösung 
mit all den benötigten Genehmigungen ist für den Modellflugverein nicht 
akzeptabel. 
 
In der Vergangenheit war eine mangelnde Transparenz / unzureichende 
Einbindung des Modellflugvereins zu beklagen. So gab es mehrfache Ver-
änderungen / Aktualisierung der Stellungnahme durch die Luftfahrtbehör-
de des Landes, die nur teilweise begründet bzw. nachvollziehbar waren. 
Häufig wechselnde Zuständigkeit / Bearbeiter mit neuen geänderten Inter-
pretationen führten zum Teil zu inhaltlichen Widersprüchen. So ist z.B. in 
einer Stellungnahme die Verschiebung des Startgeländes ca. 200m nach 
Osten und ca. 100m nach Süden unter Einhaltung eines Mindestabstands 
von 50m zur L820 vorgesehen worden, was geographisch gar nicht um-
setzbar gewesen wäre. 
 
Dies wurde dann später durch entsprechenden Einsatz von Gemeinde und 
Modellflugverein, unter Beteiligung des Investors, zum jetzt gefundenen 
Kompromiss geführt, um eine praktikable Lösung herbeizuführen (Ver-
schiebung nach Nordosten, 90° Drehung mit den WEA im Rücken, Flug-
bereich in Richtung Jaderberg). Hier sollte ein gesteigertes Augenmerk auf 
eine möglicherweise erneute, veränderte Stellungnahme der Luftfahrtbe-
hörde gelegt und der Modellflugverein entsprechend eingebunden werden. 
Kritisch zu sehen ist hier der Einfluss der Neuregelungen auf Europäischer 
Ebene durch die EASA in der zweiten Jahreshälfte 2018. Erfahrungsge-
mäß führt diese bei der Übertragung in nationales Recht häufig zu Unklar-
heiten und Verzögerungen. Während der bestehende Modellflugplatz Luft-
fahrtrechtlich vermutlich eine Art Bestandsschutz und entsprechende 
Übergangsregelungen genießen könnte besteht das Risiko, dass die unter 
Vorbehalt erteilte neue Aufstiegserlaubnis wie ein vollständig neuer Mo-
dellflugplatz behandelt würde. 
 
Wie für den Genehmigungsprozess des Windparks vor Abschluss des 
Verfahrens alle notwendigen Unterlagen zu Papier zu bringen sind, ist 
einzufordern, dass auch alle Ungewissheiten für den Modellflugverein 
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VOR Genehmigung des Windparks abschließend ausgeräumt worden 
sind. 
 

 Bürger 19:    
 Wir erklären hiermit ausdrücklich, dass wir uns durch die Errichtung und 

den Betrieb der geplanten Windkraftanlagen persönlich betroffen fühlen. 
Wir erheben nachstehende Einwendungen gegen das oben genannte 
Projekt: 
 

 Angst vor Lärm und Zunahme der Lärmbelästigung, insbesondere 
auf die Störung unserer Nachtruhe 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Angst vor Schall und Infraschall und den daraus entstehenden 
Gesundheitsbeeinträchtigungen 

 Angst vor Gesundheitsschäden 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen 
erarbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnis-
sen des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt 
und es wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist 
unabhängig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die 
Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betrei-
ben sind, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten wer-
den. So wird sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während 
der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzu-
lässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-
Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
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 Angst vor Verlust der Lebensqualität 
 
 
 
 

 Angst vor dem Verlust des Erholungswertes 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Angst vor der Zerstörung des Landschaftsbildes 
 Angst vor der bedrohlichen und bedrückenden Wirkung 
 Angst vor der Zerstörung unserer Kulturlandschaft 

 
 
 

der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht 
kein Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. Die gesetzliche 
Verträglichkeit der Planung wurde durch die vorliegenden Planunterlagen 
nachgewiesen. 
 
Die Erholungsnutzung im Geltungsbereich und seiner unmittelbaren Um-
gebung ist aufgrund der geringen Erschließung sowie der Nähe zur Auto-
bahn und der Spohler Straße von untergeordneter Bedeutung. In die Plan-
flächen führen einige landwirtschaftliche Stichwege. Besondere Anzie-
hungspunkte für Erholungssuchende, wie z.B. Seen, Wälder, Brücken etc., 
sind in der Umgebung des Plangebietes nicht vorhanden. Aus diesem 
Grund werden lediglich weniger erhebliche Auswirkungen auf die Erho-
lungsnutzung prognostiziert. 
 
Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
Rastede durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich 
dieses Umstands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren 
Energien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild der vorlie-
genden Kulturlandschaft werden im Rahmen der Planung nach fachlich 
anerkannten Methoden bewertet und der Eingriff wird durch Maßnahmen 
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an anderer Stelle kompensiert. 
 
 
Zur bedrückenden Wirkung 
Eine Umzingelung einzelner Wohnhäuser findet durch die Planung nicht 
statt. Von einer unzulässigen Beeinträchtigung und optisch bedrängenden 
Wirkung ist daher nicht auszugehen. 
 
Nach derzeitigem Kenntnistand existieren keine empirischer Untersuchun-
gen zu den Auswirkungen einer Umzingelungswirkung auf den Menschen.  
 
Ein für das Ministerium für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung 
Mecklenburg-Vorpommern erstelltes Gutachten zur „Umfassung von Ort-
schaften durch Windenergieanlagen“  befasst sich für die Definition des 
maximal zulässigen Umfassungswinkels ausschließlich mit Siedlungen, 
wobei als Siedlung Gebiete verstanden werden, die nach der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) dem Wohnen (WR, WA, MD, MI), der Erho-
lung, dem Tourismus und der Gesundheit (SO) dienen, einschließlich ihres 
Abstandspuffers. Dieses Vorgehen basiert auf der Auswertung von Litera-
tur und bisheriger Rechtsprechungen zum Thema "Umzinglung", die sich 
auf der Ebene der Regional- und Bauleitplanung ebenfalls mit der „Einkrei-
sung“ von Siedlungen bzw. Ortschaften befasst. Splittersiedlungen und 
Einzelgehöfte im Außenbereich, einschließlich ihrer Mindestabstände zu 
den Windparks bleiben dabei jedoch unberücksichtigt, da sie im Gegen-
satz zu den o.g. Siedlungsbereichen und aufgrund der Privilegierung von 
Windenergieanlagen im Außenbereich, einen geringen Schutzanspruch 
aufweisen. Dieser Schutzanspruch geht auch nach Ansicht der Gemeinde 
nicht über die Wahrung des aus schalltechnischer Sicht notwendigen 
Schutzabstandes und die Verhinderung einer unzumutbaren optisch be-
drängenden Wirkung aufgrund der Nähe der WEA zu Gebäuden hinaus.  
 
In einer Entscheidung des OVG Lüneburg wurde festgehalten, dass eine 
unzulässige optisch bedrängende Wirkung nur dann vorliegt, wenn von 
Windenergieanlagen eine nicht vermeidbare, permanent „erdrückende“ 
Wirkung für die Hausbewohner ausgehe, etwa durch eine dichte „Einkes-
selung“ oder eine so große Nähe, dass man einer sich massiv aufdrän-
genden optischen Belästigung nicht ausweichen kann3. Gemäß einem 

                                                           
3 OVG LÜNEBURG, Beschl. v. 13.12.2006 – 7 ME 271/04 – juris 
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 Angst vor Veränderungen der Umwelt für Tiere 
 Die Befürchtung, dass Flora und Fauna erhebliche Schäden erlei-

den 
 
 
 

 Angst um das Wohl unserer Kinder 
 
 

 Ich befürchte Sichtbelästigungen 
 Befürchtungen aus wirtschaftlicher Sicht, sind die momentanen 

 
Entwicklungen in dem Energiesektor. Wie mehrere wissenschaftliche Arti-
kel und aktuelle Medienberichte zeigen, ist anzunehmen, dass die Bran-
che mehr als instabil ist und dadurch Wartungen sowie der Prozess der 
Stilllegung, in naher Zukunft nicht mehr gewährleistet werden kann. Kann 
die Gemeinde zu 100% sicherstellen, dass der Betrieb der Windräder 1. 
wirtschaftlich ist 2. auf Dauer gewährleistet werden kann und 3. keine Alt-
lasten entstehen? 
 
Die Fläche Heubült erfüllt grundsätzlich nicht die Voraussetzung für eine 
Windkraftanlage.  
 
 
Die Gemeinde Rastede verfügt inzwischen über genügend Windkraftanla-
gen. Aus den hier genannten Gründen lehne wir die Errichtung der geplan-
ten Windkraftanlagen ausdrücklich ab. 
 
 

früheren Urteil kommt eine erdrückende Wirkung durch eine genehmigte 
Windenergieanlage dann in Betracht, wenn Nachbargrundstücke derart 
abgeriegelt werden, dass ein Gefühl des „Eingemauertseins“ oder einer 
„Gefängnissituation“ entsteht.4 Dies ist hier nicht der Fall, zumal ein Ab-
stand eingehalten wird, ab dem man eine optisch bedrängende Wirkung 
i. d. R. ausschließen kann (s.o.). 
 
Die Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt werden in den Verfah-
rensunterlagen umfassend dargestellt und bewertet. Sämtliche erhebli-
chen Beeinträchtigungen werden, soweit eine Vermeidung nicht möglich 
ist, gemäß den gesetzlichen Vorgaben ermittelt und kompensiert bzw. eine 
artenschutzrechtliche Ausnahme vorgesehen. 
 
Das Wohl der Kinder ist durch die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 
geschützt. 
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht 
kein Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. In dem Bebauungs-
plan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Windenergieanlagen mit 
Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so dass eine astrono-
misch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 30 Minuten pro 
Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bilden zwischen-
zeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bundesländern ge-
mäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) 
zur Anwendung kommen.  
 
 
Der Aussage wird widersprochen. Die Potenzialstudie sowie die Bebau-
ungsplanunterlagen zeigen, dass die Fläche der 70. Flächennutzungs-
planänderung für die Errichtung von Windenergieanlagen geeignet ist. 
 
Die Gemeinde ist bezüglich der Nutzung regenerativer Energien gut auf-
gestellt, allerdings hat sich die Politik zum Ziel gesetzt, den Anteil der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien zu steigern. Dies ist heute 
nicht der Fall und hier spielen die geplanten Windparks eine entscheiden-
de Rolle. Die Gemeinde hält daher an den Planungen fest. Das alle Be-

                                                           
4 vgl. OVG LÜNEBURG, Beschl. v. 15.03.2004 – 1 ME 45/04 – juris  
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wohner der Gemeinde diese Pläne befürworten wäre wünschenswert, 
auch im Sinne der nachfolgenden Generationen. Dass diese Zustimmung 
erfahrungsgemäß nicht von allen Bürgern besteht, liegt in der Natur der 
Sache. Die Gemeinde hält dennoch an den Planungen fest, um ihren Bei-
trag zur Energiewende zu leisten. 

 Bürger 20:     
 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 2 BauGB zu den o.g. Planungen. 

Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 20.2.2018 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planent-
wicklung zu beachten: 
 
Zu geringer Abstand zu den Häusern, vordern wir 1000m Abstand zu den 
Häusern fordern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Schallgutachten ist wissenschaftlich falsch. Werden Sie ein wissen-
schaftlich korrektes, neutrales Schallgutachten von einem unabhängigen, 
nicht in den Diensten des Investors stehenden, Gutachter erstellen las-
sen? 
 
 
 
 
 
Schlagschatten, dadurch Infragschall 24 stündiger Lärm, was die Anwoh-
ner krank machen. Blinklicht –Befeuerung was als stören ist.  
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine abschließende Prüfung 
möglicher Abstände zu Wohnbebauungen, die es ermöglicht, durch Aus-
weisung weiterer Windparks der Windenergie substanziell Raum zu geben 
und Aufstellungskonstellationen von min. 3 WEA pro Planfläche zuzulas-
sen, hat im Rahmen der Standortpotenzialstudie (Standortpotenzialstudie 
für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede, 2016) stattgefunden. 
Diese Abstände werden im Rahmen der vorliegenden Planung berücksich-
tigt. Eine Erhöhung der Abstände ist nicht beabsichtigt. 
 
 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme 
unterstellt wird, wird zurückgewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und 
Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben 
und fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Da 
abschließend nicht die Gemeinde, sondern der Landkreis für die Geneh-
migung des Windparks zuständig ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale 
Beurteilung und Bewertung durch die beauftragten Gutachter und Büros 
der Planung zu Grunde liegt. 
 
Schall 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen 
erarbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnis-
sen des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt 
und es wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist 
unabhängig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die 
Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betrei-
ben sind, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten wer-
den. So wird sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während 
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der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzu-
lässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-
Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
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Wertverlust der Immobilie, was danach unter Wert nur zu verkaufen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Befeuerung 
Im Rahmen des Durchführungsvertrages zwischen der Gemeinde Rastede 
und dem Vorhabenträger wird der Einsatz einer bedarfsgerechten Befeue-
rung vereinbart. Ziel ist es, die Befeuerung so zu steuern, dass diese nur 
bei tatsächlichem Überflug eines Flugobjektes zum Einsatz gebracht wer-
den muss. In der übrigen Nachtzeit bleibt der Windpark dann „unbeleuch-
tet“, eine dauerhafte blinkende Kennzeichnung wird so vermieden. 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
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Flora und Fauna wird auf Dauer vernichtet, Seeadler, Regenbrachvögel, 
Weiß- Störche, Fledermäuse und mehr brüten im Gebiet, wo die Anlagen 
entstehen sollen. 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist ja bekannt, dass sich auf Vareler Seite in Hohelucht ein Seeadler-
horst befindet. 
 
Das Seeadlerpaar hat Anfang des Jahres 2016 aus wohl nicht ganz genau 
bekannten Gründen ihre Brut verloren. Man vermutet u. a. dass die Jun-
gen erfroren sein könnten. Beim Besuch der Wildtierauffangstation in 
Rastede wurde auf Fragen von uns die Vermutung aufgestellt, dass das 
Seeadler-männchen noch relativ jung sei und die Aufzucht der Brut auf 
Grund seiner Unerfahrenheit und fehlenden nötigen Reife nicht gut aus-
ging. Man darf davon ausgehen das dieses Pärchen weitere Versuche 
starten wird. 
 
Unseres Wissens besteht für ein Adlerhorst Bestandsschutz von mehreren 
Jahren. Damit wäre eine Bebauung mit WEA um diesen Seeadlerhorst 
nicht angebracht. 
 
In den letzten Wochen ist das Seeadlerpärchen beim Überflug von Heu-
bült und Wapeldorf mehrfach von Einwohnern dieser Dörfer gesehen wor-
den. 
 
 

 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es kann nicht von einer 
dauerhaften Vernichtung von Fauna und Flora die Rede sein. Vielmehr 
werden für einzelne Arten zum Teil erhebliche Beeinträchtigungen erwar-
tet. Für diese Arten erfolgt nach den gesetzlichen Vorgaben eine Kompen-
sation, so dass keine erheblichen Umweltauswirkungen verbleiben. Die 
namentlich genannten Arten brüten nicht im Untersuchungsraum, sondern 
wurden entweder als Gastvogel (Regenbrachvogel, Weißstorch), Nah-
rungsgäste bzw. Durchzügler (Fledermäuse) oder Überflieger (Seeadler) 
nachgewiesen.  
 
Das Seeadlerbrutpaar zusätzlich zu den Erfassungen 2016 auch 2017 
erneut untersucht, in 2017 war die Brut erfolgreich.  
 
Der Seeadlerhorst befindet sich in über 4 km Entfernung zum vorliegenden 
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11. 
Grundsätzlich stellen Bestandsaufnahmen immer „Momentaufnahmen“ 
dar. Um die Beurteilungsgrundlagen zu vereinfachen, reichen grundsätz-
lich einjährige Erfassungen zur Beurteilung von Eingriffen aus. Im vorlie-
genden Fall liegt mit einem vollständigen Untersuchungsjahr zur Avifauna 
und mit den zusätzlich durchgeführten Sonderuntersuchungen zum Thema 
Seeadler und des Regenbrachvogels in den Jahren 2016 und 2017 sowie 
der Raumnutzung von Greif- und Großvögeln 2016 eine extrem hohe Un-
tersuchungsdichte vor. Somit sind die Daten in jedem Fall ausreichend für 
eine Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die vorkommenden 
Arten.  
Durch das Gutachterbüro Handke wurden in 2016 an 50 Terminen mit 443 
Stunden Seeadler und andere Großvögel von März bis Juni untersucht, an 
weiteren 21 Terminen Regenbrachvögel (Mai bis August), sowie an weite-
ren 25 Terminen mit 125 h von Juli bis September Baumfalken. Somit 
waren die Fachgutachter an ca. 96 Terminen zwischen März und Septem-
ber im Bereich der Windparkfläche Süd anwesend. Dies entspricht durch-
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Das vom Planungsbüro Diekmann & Mosebach beauftragte Beobach-
tungs-team war scheinbar immer dann auf Posten, wenn die Seeadler sich 
woanders aufgehalten haben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

schnittlich einem Begutachten der Flächen an jedem zweiten Tag. Dabei 
wurde ein juveniler  Seeadler einmal überfliegend und zweimal in der Nähe 
beobachtet. Während der 45 Beobachtungstage mit insg. 384 Stunden im 
Jahr 2017 wurde lediglich an einem Termin dreimal ein Seeadler in der 
Nähe des Geltungsbereiches mit einer Gesamtbeobachtungszeit von rund 
23 Minuten beobachtet, was 0,1 % der Gesamtbeobachtungszeit ent-
spricht. Die Beobachtungsintensitäten und –punkte für die Raumnut-
zungsuntersuchungen in 2016/17 wurden auf Basis langjähriger Erfahrun-
gen des Gutachterbüros Handke in Abstimmung mit den Landkreisen des 
betroffenen Raumes gewählt, so dass an den Aussagen der Gutachten zu 
den Vorkommen und Verteilung von Vogelarten im Raum keine Zweifel 
bestehen. Als Ergebnis der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen 
zum Seeadler 2016 und 2017 gibt es auch keine Hinweise auf attraktive 
Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein regelmäßiges 
Queren der Windparkflächen wahrscheinlich machen. Die Haupt-
Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nördlich am Jadebusen 
und östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollenhagen und westlich 
von Jaderaußendeich. In der Windparkfläche selbst wurden keine Nah-
rungsflüge beobachtet. Da hier außerdem keine Seeadler in Höhenklasse 
II (in Rotorhöhe) registriert wurden, wird das Kollisionsrisiko für den See-
adler als gering eingeschätzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Raumnutzungserfassun-
gen, die durch das Büro Handke aus Ganderkesee durchgeführt wurden, 
sind von den Investoren und nicht vom Planungsbüro Diekmann • Mose-
bach & Partner beauftragt worden. Die Erfassungen sind aus fachlicher 
Sicht umfassend und ausreichend. In Bezug auf das Erfassungsdesign 
erfolgten im Vorfeld intensive Absprachen zwischen dem Gutachter und 
den unteren Naturschutzbehörden der Landkreise Ammerland, Friesland 
und Wesermarsch hinsichtlich der Erfassungszeiträume, den -intensitäten 
und den Beobachtungspunkten. Relevant für die Beurteilung der Raum-
nutzung des Seeadlers sind Nahrungsflüge und Überflüge im Bereich der 
Windparkflächen, die vom Gutachterbüro über ein abgestimmtes Erfas-
sungsraster ermittelt worden sind. Weitere Überflüge sind nicht auszu-
schließen, da sich jedoch eine fachlich versierte Ableitung zur Häufigkeit 
der Raumnutzung aus den Erfassungszeiträumen ableiten lassen, ist nicht 
von einer regelmäßigen Nutzung des Seeadlers auszugehen. 
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1. Bedeutung der Wapelniederung als Vogellebensraum 
Im Rahmen von avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt 
(SINNING 2013 u. DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & 
MOSEBACH 2016), dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem 
Herrenmoor im Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade 
im Osten sowie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvö-
geln als Rast- und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Ge-
biet sowohl im Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 
2013) im westlichen Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEK-
MANN & MOSEBACH 2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung als 
Gastvogellebensraum.  
 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Untersuchungen zwar dem vorge-
schriebenen Maß für Gastvogeluntersuchungen bei Planungen und Vor-
haben entsprechen (NLT 20144), die Datenbasis insgesamt dennoch als 
vergleichsweise dünn zu bezeichnen ist. Die fachlichen Vorgaben sehen 
vor, dass u. a. die Gastvogelbestände im Planungsgebiet für ein Jahr im 
wöchentlichen 
Turnus zu erfassen sind (NLT 2014). 
 
Regenbrachvögel ziehen im Binnenland Niedersachsens im Frühjahr in 
einem kurzen Zeitfenster von Anfang April bis zum 2. Maidrittel (6 Wo-
chen) sowie nach der Brutzeit von Anfang Juli bis Anfang September (10 
Wochen) durch (ZANG 19955. Dies entspricht einer Gesamtzeit von 16 
Wochen, knapp ein Drittel eines Jahres. 
 
Im Zeitraum von etwa 115 Tagen, an denen Regenbrachvogel-
Vorkommen damit in etwa möglich sind, fanden somit „nur“ 16 Zählungen 
statt (13,9 %). 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14% Abdeckung als stichpro-
ben-artig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände 
er-mittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung 
liegen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere 
Frequenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbil-
dender Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmä-
ßig (alljährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufwiese. Vor 
diesem Hintergrund konstatieren KRÜGER et al. (20136), dass einjährige 
Untersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fachlich akzep-

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die in kursiv dargestellte 
Teil der Stellungnahme führt die Stellungnahme des NLWKN, Staatliche 
Vogelschutzwarte, vom 06.06.2016 in Auszügen auf und bezieht sich so-
mit auf den bereits durchgeführten Verfahrensstand der frühzeitigen Betei-
ligung. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Datenbasis entspricht dem 
niedersachsenweiten Standard für Gastvogelerfassungen im Rahmen von 
Windparkplanungen. Wie im Weiteren in der Stellungnahme ausgeführt 
wird, ist dieser Standard bei Eingriffsplanungen fachlich akzeptabel. Er 
wird allgemein angewendet und ist deshalb nicht als „dünn“ zu bezeichnen.  
Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wurde 2016 eine gesonderte 
Untersuchung zum Regenbrachvogel durchgeführt, 2017 wurde ergänzend 
der Frühjahrsdurchzug erfasst. Diese Untersuchungen sind Bestandteil der 
öffentlich ausgelegten Unterlagen (Anlagen Nr. 6 und Nr. 7 zum Umwelt-
bericht). Es wurde 2016 an 30 regulären Terminen erfasst, 2017 an weite-
ren 14 Terminen. Zusätzlich fließen weitere Daten von rastenden bzw. 
überfliegenden Regenbrachvögeln, die im Rahmen der Raumnutzungsun-
tersuchungen am Seeadler 2016 und 2017 anfielen, in diese Berichte mit 
ein. Somit liegt eine umfangreiche Datenbasis vor. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die zitierte Regelung im Rahmen des Gastvogel-Bewertungsverfahrens 
nach KRÜGER et al. (2013) ist im Rahmen der vorliegenden Eingriffspla-
nung anzuwenden und wurde entsprechend auch angewendet, wie aus 
den Unterlagen zu ersehen ist, somit gilt also bereits die einmalig erreichte 
nationale Bedeutung für Teile der Wapelniederung, zumindest gemäß 
Bewertungsverfahren als sog. „vorläufige“ Bewertung. Bei den gesonder-
ten Regenbrachvogel-Erfassungen 2016 wurden im nördlichen Teilbereich 
des Geltungsbereiches mehrere Trupps mit max. landesweiter Bedeutung 
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tabel sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchsten Wertstu-
fen auch bei „nur“ einmaligem Erreichen zu Grunde gelegt werden müssen 
(als vorläufige Bewertung, ansonsten gilt die für die Bewertung von Gast-
vogellebensräumen die Vorgabe, dass Schwellenwerte in der Mehrzahl 
der untersuchten Jahre, z. B. in dreien der letzten fünf, überschritten wer-
den müssen; KRÜGER et al. 
2013). 
 
Für Relativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrach-
vogel Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) 
als auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal regis-
triert worden seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Re-
de stehenden Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogel-
lebensraum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weite-
rer Untersuchungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapelnie-
derung sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil errei-
chen landesweite Bedeutung. 
 
 
2. Avifaunistisch bedeutende Vogellebensräume und Windkraft 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentliche Faktor, um Konflikte 
und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu minimieren. Von dem Bau von WEA sollten deshalb Ge-
biete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere Bedeu-
tung für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktio-
nen oder Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder 
erheblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Ein-
haltung bestimmter Abstände zu diesen Gebieten. 
 
Zwei Windpark-Potenzialflächen der Stadt Varel, nämlich Teilfläche „B 
Neuenwege“ sowie Teilfläche „A Rosenberg-Süd“, liegen in einem Bereich 
der Wapelniederung mit nationaler Bedeutung für GastvögeL Auch eine 
Windparkpotential-Fläche der Gemeinde Rastede, nämlich „Rastede 
Nord“, befindet sich in diesem Bereich. Ferner liegt die Potenzialfläche 
„Bekhausen- Nord“ der Gemeinde Rastede in einem Bereich mit landes-
weiter Bedeutung. 
 
 
 

nachgewiesen, im südlichen Teilbereich gab es keine Nachweise. 2017 
wurde im nördlichen Teilbereich des Geltungsbereiches 4x lokal und 1x 
regional bedeutsame Trupps und südlichen Teilbereich je 1x regional und 
landesweit bedeutsame Trupps festgestellt. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgte in der Beurteilung 
und bei der Herangehensweise zu den Auswirkungen des Regenbrachvo-
gels keine Relativierung aufgrund der einmaligen Feststellung des national 
bedeutsamen Vorkommens. Die weiterführenden Untersuchungen haben 
des Weiteren gezeigt, dass auch in 2016 Bestände in der Größenordnung 
mit nationaler Bedeutung im Bereich der Wapelniederung (aber außerhalb 
des Geltungsbereiches) festgestellt werden konnten. Es erfolgt ebenso 
eine Berücksichtigung der in 2013/2014 einmalig festgestellten Truppstär-
ke mit landesweiter Bedeutung für den südlich gelegenen Teilbereich des 
Plangebietes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Potenzialstudie 
der Gemeinde Rastede wurde der naturschutzfachliche Belang eines 
Gastvogellebensraums mit nationaler Bedeutung weder als harte noch als 
weiche Tabuzone für die Ermittlung von Potenzialflächen berücksichtigt. 
Bei der Beurteilung der Eignung der Potenzialfläche wurden die zum da-
maligen Zeitpunkt bereits vorliegenden Erfassungsergebnisse zu den 
Gastvogelkartierungen berücksichtigt. Die nationale Bedeutung für den 
Regenbrachvogel führte aufgrund nicht gesicherter Erkenntnisse zu Ver-
drängungswirkungen nicht zu einem Ausschluss der ermittelten Potenzial-
flächen. 
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Hinsichtlich der naturschutzfachlichen lmplikationen aus den o. s. Gebiets-
bewertungen sind bei avifaunistisch bedeutenden Brut und Gastvogelle-
bensräumen zunächst zwei Quellen von Bedeutung. Zum einen handelt es 
sich um die Arbeitshilfe „Naturschutz und Windenergie. Hinweise zur Be-
rücksichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei 
Standortplanung und Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: Oktober 
2014)“ des Niedersächsischen Landkreistages - kurz NLT-Papier (NLT 
2014)- und zum anderen um die „Abstandsempfehlungen für Windener-
gieanlagen zu bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen aus-
gewählter Vogelarten“ der Länder- Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutz-
warten (LAG VSW 20147 ln diesen beiden Papieren ist der fachliche 
Rahmen für die Planung und Genehmigung von Windparks in der Nähe 
von Vogellebensräumen abgesteckt. 
 
3. Umfang und Wirksamkeit als „vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men“ deklarierte Maßnahmen 
Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplanten WEA die Be-
deutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für Regenbrachvögel 
zerstören würden, steht - das entnehmen wir dem Schriftwechsel - auch 
für den Investor, dessen Gutachter und Rechtsberater außer Frage. Diese 
messen den betroffenen Flächen die Bedeutung einer „Ruhestätte“ im 
Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Dieser Bewertung wird meiner-
seits nicht widersprochen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Strittig sind hingegen das im Falle einer windenergiewirtschaftlichen Nut-
zung zu erwartende Ausmaß der Flächen- bzw. Funktionsverluste dieses 
national und landesweit bedeutenden Gebietes für rastende Regenbrach-

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführte Literatur wurde 
neben weiterer Literatur wie u. a. dem Nds. Windenergieerlass bei der 
Erstellung der Verfahrensunterlagen sowie bei der Beurteilung der Auswir-
kungen des Vorhabens herangezogen und beachtet. Es handelt sich gene-
rell um Empfehlungen, welche einzelfallbezogen überprüft werden müs-
sen. Dies ist in den Verfahrensunterlagen geschehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für den Regenbrachvogel wird aus Vorsorgegesichtspunkten im Umwelt-
bericht ein Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen Brachvo-
gels durchgeführt und aufgrund von nicht auszuschließenden Verdrän-
gungswirkungen entsprechende Maßnahmen (Beantragung einer arten-
schutzrechtlichen Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG, FCS-Maßnahmen) 
vorgesehen, was aber nicht heißt, dass Verdrängungseffekte mehr als 
wahrscheinlich oder sogar vorauszusetzen seien. Dies entspricht dem 
Ansatz der sogenannten „überschießenden Ausnahme“ (vgl. „Hinweise zu 
artenschutzrechtlichen Ausnahmen vom Tötungsverbot bei windenergie-
empfindlichen Vogelarten bei der Bauleitplanung und Genehmigung von 
Windenergieanlagen“, Ministerium für ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz, Baden Württemberg). Dies wurde auch in Gesprächen mit dem 
Landkreis Ammerland in Bezug auf das artenschutzrechtliche Vorgehen 
abgestimmt. Aus Gründen der vom Landkreis gesehenen höheren 
Rechtssicherheit wurde der Weg der „überschießenden Ausnahme“ für die 
Planungen im Gemeindegebiet Rastede mit der dazugehörigen Darstel-
lung der Ausnahmen für einzelne Arten vorgesehen und in den Unterlagen 
dargestellt.  
 
In den vorgelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvo-
gel keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder be-
schrieben.  
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vögel sowie die Anforderungen, die für vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu erfüllen sind, soll ein Verstoß 
gegen das artenschutzrechtliche Verbot des § 44 Nr. 1 Abs. 3 BNatSchG 
abgewendet werden. 
 
Meines Erachtens wird - wie dargelegt - bereits die Größe der Flächen- 
und Funktionsverluste seitens des Gutachters nicht vollumfänglich er-
kannt. Insofern sollte das Gutachterbüro gebeten werden, den rechneri-
schen Ansatz an die vorstehend genannten Auswirkungsradien anzupas-
sen und eine berichtigte Berechnung vorzulegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Als dann wäre seitens des Gutachterbüros darzulegen, wie die Flächen- 
und Funktionsverluste mit „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ tat-
sächlich bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbeson-
dere folgende Bedingungen zugrunde zu legen16: 
 
Die Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion 
der betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen 
an der konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich ver-
bunden sein und die betroffenen Individuen unverzüglich aufnehmen kön-
nen, wenn die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört werden.  
 
Für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, 
Habitatbestandteile oder Habitateigenschaften infrage, die vergleichsweise 
kurzfristig herstellbar sind. ln jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von 
vermutlich mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management 
notwendig sein. 
 

 
 
 
 
 
Im Entwurf des Umweltberichtes werden die aktuellen Erkenntnisse aus 
den gesonderten Regenbrachvogel-Erfassungen 2016 und 2017 berück-
sichtigt. 2017 wurden, wie auch schon 2016, im Rahmen der gesonderten 
Regenbrachvogel-Untersuchungen rastende Regenbrachvögel in der Nä-
he zu Windenergieanlagen des Windparks Hohelucht nachgewiesen. Ins-
gesamt wurden 2016 und 2017 vier Regenbrachvogel-Trupps in der Nähe 
zu WEA nachgewiesen, davon drei mit landesweiter und einer mit lokaler 
Bedeutung. Im Jahr 2016 wurden im WP Hohelucht einmal 18 und einmal 
2 Ex. registriert (= landesweit bzw. lokal bedeutsame Anzahl). 2017 wur-
den 14 Exemplare am 22.04. und 10 Ex. am 02.05. in ca. 95 -150 m Ent-
fernung zur nächstgelegenen WE des Windparks Hohelucht festgestellt (= 
jeweils landesweit bedeutsame Anzahl). Sie suchten dort Nahrung auf 
einer kurzrasigen Weide. Zur Berechnung der Flächen- bzw. Funktionsver-
luste wird demnach im Umweltbericht eine vorsorgliche Meidedistanz von 
150 m zu den nächstgelegenen WEA zugrunde gelegt. 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. In den vor-
gelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvogel keine 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder beschrieben. Wie 
weiter oben bereits ausgeführt, wurden aber, obwohl der Regenbrachvogel 
weder in den genannten Fachpublikationen noch im Windenergieerlass als 
windkraftsensible Art erwähnt ist und auch keine diesbezüglichen Erkennt-
nisse vorliegen, aus Vorsorgegesichtspunkten entsprechende Maßnah-
men (artenschutzrechtliche Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG, FCS-
Maßnahmen) für den Regenbrachvogel vorgesehen. Dies bedeutet aber 
nicht, dass negative Auswirkungen vorauszusetzen oder wahrscheinlich 
sind. Vielmehr können solche lediglich nicht ausgeschlossen werden. 
(Prinzip der „überschießenden“ Ausnahme“/höhere Rechtssicherheit, sie-
he weiter oben.) 
 
Es sind in den vorgelegten Verfahrensunterlagen aufgrund der Darlegung 
der Ausnahmen, wie oben dargelegt, keine vorgezogenen Ausgleichs-
maßnahmen vorgesehen oder angesprochen, so dass die aufgeführten 
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Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der Aus-
dehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer Größe in 
qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die vorherige Populations-
größe nicht vermindert wird. Die betroffenen Individuen müssen die im 
räumlichen Zusammenhang neu geschaffene Lebensstätte nachweislich 
angenommen haben oder ihre zeitnahe Besiedlung muss unter Berück-
sichtigung der besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse mit 
einer hohen Erfolgssicherheit attestiert sein. Stets bedarf es dazu einer am 
Einzelfall orientierten Wirksamkeitsprognose. 
 
Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, wird man kaum von 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen können. Daran ändern 
auch ein vereinbartes Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesse-
rungsvorbehalte nichts. Ein Monitoring darf nur dazu dienen, Unsicherhei-
ten Rechnung zu tragen, die sich aus nicht behebbaren Erkenntnislücken 
ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 
Ein Hinweis auf die Notwendigkeit eines Risikomanagements ist ein Hin-
weis auf eine fehlende Erfolgssicherheit  
 
Die bisher vom Gutachterbüro dargelegten Überlegungen weisen in dieser 
Hinsicht beträchtliche Defizite oder Unsicherheiten auf, die an der Mach-
barkeit und Wirksamkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmenzweifeln 
lassen. Im Einzelnen: Für den Suchraum „Dringenburger Moor“ als Gebiet, 
in dem vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden könn-
ten, steht der Nachweis aus, ob er bislang von Regenbrachvögeln genutzt 
wurde bzw. wird und somit grundsätzlich überhaupt die Eignung als Aus-
weichraum besitzt. Werden die Flächen bereits von der Art genutzt, ist zu 
klären, ob und unter welchen Bedingungen die Flächenweitere Individuen 
aufnehmen können. 
 
Zwar ist mit dem Gebiet der räumliche Zusammenhang gewährleistet und 
hinsichtlich der Bodentypen ein geeignet erscheinender Bereich gefunden. 
 
Allerdings liegen im zentralen Bereich die avisierten Flächen teils unmittel-
bar an Waldflächen, was ihre Eignung als Regenbrachvogel-Lebensraum 
stark einschränkt. 
 
Ein bloßes Beibehalten der Grünlandnutzung oder dessen befristete Erhal-
tung stellen keine Aufwertung dar und können insofern nicht als Aus-

Punkte in der Stellungnahme keine Relevanz für das Planvorhaben zum 
Windpark Wapeldorf-Heubült haben. Vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men dienen gemäß § 44 (5) BNatSchG der Abwendung des Eintretens 
eines artenschutzrechtlichen Verbotstatbestandes nach § 44 (1) Nr. 3 
BNatSchG. Die Bereitstellung dieser vorgezogenen Ausgleichsmaßnah-
men kann nur bei Anwendung des § 44 (5) BNatSchG erfolgen und nicht 
im Falle der in den vorgelegten Unterlagen vorgesehenen Beantragung 
der Ausnahme. Im vorliegenden Fall sind stattdessen sog. FCS-
Maßnahmen vorgesehen. 
 
Die nachfolgenden Punkte der Stellungnahme beziehen sich auf vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen), nicht auf die im Rah-
men der Planung durchzuführenden FCS-Maßnahmen. Aus diesem Grund 
wird hier auf die einzelnen Hinweise zum Suchraum Dringenburger Moor 
nicht weiter eingegangen. 
 
 
 
 
2016 wurden im Bereich des Dringenburger Moores im Rahmen der Son-
deruntersuchungen auf dem Wegzug zwei kleine Regenbrachvogeltrupps 
festgestellt. Da die Jader Marsch im Rahmen der Untersuchungen 2016 
und 2017 allerdings stärker - fast so stark wie die Wapelniederung selbst - 
von Regenbrachvögeln frequentiert wurde, sollen die FCS-Maßnahmen in 
einem Bereich der Jader Marsch durchgeführt werden. Für den vorliegen-
den Windpark Wapeldorf-Heubült steht eine zusammenhängende Fläche 
mit einer Gesamtgröße von über 10 ha in der Jader Marsch zur Verfügung, 
auf der anteilig auf 9,6 ha Kompensationsflächen für den Regenbrachvo-
gel vorgesehen sind. Diese zurzeit intensiv genutzten Grünlandflächen 
werden über entsprechende Bewirtschaftungsauflagen extensiviert, zu-
sätzlich ist die Anlage einer Senke vorgesehen. Die Flächen liegen inner-
halb des Bereiches, der ebenfalls nachweislich als Rastgebiet für die Art 
von Bedeutung ist, wobei unmittelbar auf diesen Flächen bislang keine 
Regenbrachvögel kartiert wurden. Insofern ist hier eine Kompensation auf 
anteilig 9,6 ha für eventuell eintretende Beeinträchtigungen von Rastgebie-
ten des Regenbrachvogels auf dem Frühjahrszug möglich, da auf den 
Flächen ein zusätzliches geeignetes Rasthabitat hergestellt wird.  
 
Ein Monitoring für die Art ist nicht vorgesehen, da erhebliche Verdrän-
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gleichsleistung anerkannt werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr 
dauerhaft zu erbringen jedenfalls für die Dauer der Schädigungen). Dau-
ergrünland kann bereits aufgrund anderer umweltrelevanter und natur-
schutzrechtlicher Vorschriften nicht ohne weiteres zerstört werden. 
 
Anders verhält es sich mit der vorgeschlagenen Umwandlung von Acker- 
in Grünland sowie von Intensiv- in Extensivgrünland. Aber auch auf damit 
würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr erreicht, als diese 
Vögel bereits heute im Bereich der Wapelniederung vorfinden. 
 
Letztlich bleibt auch unklar, wie der 180 ha große Suchraum „Dingenbur-
ger Moor“ durch Maßnahmen auf nur 16 ha ökologisch und funktional so 
aufgewertet werden soll, dass er in Gänze als Ausweichgebiet betrachtet 
bzw. angerechnet werden kann. Denn es steht nicht zu erwarten, dass 
sich die Flächen von 16 ha durch die beschriebenen Maßnahmen zu ei-
nem „Regenbrachvogel- Eldorado“ entwickelten, die eine derart hohe Qua-
lität besäßen und Attraktivität ausübten, dass sie auf die übrigen, umlie-
genden 164 ha ausstrahlten und diese somit davon profitierten. Damit 
zeichnet sich ab, dass die Ausgleichsflächen die ökologische Funktion der 
in Anspruch genommenen Flächen als Ruhestätte nicht umfänglich wer-
den erfüllen können.  
 
Das vom Gutachterbüro vorgeschlagene Monitoring an sich stellt keine 
vorgezogene Maßnahme dar. Überdies kommt ein Monitoring, z. B. der 
Regenbrachvogelbestände oder des Erfolgs der vorgeschlagenen Maß-
nahmen nur dann in Frage, wenn es als Instrument der Nachsteuerung 
genutzt würde (im Falle z. B. des sich nicht einstellenden Erfolgs der Maß-
nahmen Rückbau von Anlagen, Vergrößerung der Maßnahmenkulisse o. 
Ä.). 
 
Kurzum: Die geplanten Maßnahmen stellen gegenüber dem vorhandenen 
Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch qualitativ eine 
substantielle Aufwertung dar. 
 
4. Zusammenfassung 
Die Planungen zur Realisierung von Windparks in der Wapelniederung im 
Grenzgebiet der Stadt Varel und der Gemeinde Rastede befinden sich 
derzeit noch auf der Ebene der Standortsuche. Ein dafür avisierter Raum -
die Wapelniederung südlich von Neuenwege - ist ein Gastvogellebens-

gungswirkungen oder ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko nicht nach-
gewiesen wurden bzw. nicht wahrscheinlich sind und deshalb die Festle-
gung eines Monitorings weder angemessen noch verhältnismäßig wären. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Informationen zu den 
avifaunistisch wertvollen Räumen stimmen mit den Angaben der Planun-
terlagen überein. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der vorlie-
genden Ebene nicht mehr um eine Standortsuche der Gemeinde Rastede 
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raum von nationaler Bedeutung; In Teilen ist er Gastvogellebensraum von 
landesweiter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das 
Vorkommen des Regenbrachvogels. 
 
Vor dem Hintergrund der Grundsätze für eine Standortsuche und der Prä-
misse einer Risiko- und Konfliktminimierung sollten die im Raum liegenden 
vier Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht gezogen 
werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gastvogellebensraum 
Wapelniederung liegen. Losgelöst davon und im Hinblick auf eine potenzi-
elle artenschutzrechtliche Betroffenheit des Regenbrachvogels, geht das 
Gutachterbüro von einer Bedeutung der betroffenen Flächen im Sinne des 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für die Art aus. Mit Bau und Betrieb von WEA 
würden bedeutende Teile der Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische 
Funktion als Rastgebiet / Ruhestätte für die Art verlieren (Verbotstatbe-
stand). Um den Verbotstatbestand bezüglich des Verlusts der Ruhestätte 
abzuwenden, wurden vom Gutachterbüro einige Überlegungen für „vorge-
zogene Ausgleichsmaßnahmen“ im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG ange-
stellt. Jedoch sind die skizzierten Maßnahmen nicht überzeugend; sie be-
ruhen überwiegend auf unbelegten Annahmen oder ein Erfolg ist gar un-
wahrscheinlich. Die Zweifel betreffen bereits wegen des zu gering gewähl-
ten Flächenansatzes und einer fraglichen Gebiets- und Maßnahmeneig-
nung. 
 
 
 
 
 
Zudem sollte geprüft werden, ob sich die Konflikte, die sich in der Wapel-
niederung zwischen Windenergiewirtschaft und Vogelschutz auftun, tat-
sächlich „nur“ auf die Bedeutung des Gebietes als Rastplatz für Regen-
brachvögel beschränken, oder nicht doch, was wahrscheinlich ist, auch 
andere Vogelarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
 
 
 
 
 
 
 

handelt, sondern um die Umsetzung konkreter Planvorhaben.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. An der Weiterführung der Pla-
nung zur Errichtung von Windenergieanlagen wird seitens der Gemeinde 
Rastede festgehalten. Die in der Standortpotenzialstudie ermittelten zwei 
Potenzialflächen, die der vorliegenden Planung zu Grunde liegen, sind für 
die Entwicklung von Windenergiestandorten geeignet. Die umfangreichen 
Erfassungen weisen aus naturschutzfachlicher Sicht keine Konfliktlage 
auf, die einer Windenergienutzung zwingend im Wege steht. Weiterfüh-
rende Erfassungen zum Regenbrachvogel haben die Annahme untermau-
ert, dass die Art Windparks nicht zu meiden scheint. Über einen vorsorgli-
chen Ansatz einer Verdrängungswirkung von 200 m, welche sich mangels 
Literatur zum Regenbrachvogel an der Schwesternart Großer Brachvogel 
orientiert, wird der prognostizierte Verlust an Ruheflächen ermittelt. Im 
Rahmen der Ausnahme wird anteilig eine Fläche von 9,6 ha als FCS-
Maßnahmenfläche für den Regenbrachvogel mit attraktivitätssteigernden 
Maßnahmen bereitgestellt. Es wird darauf hingewiesen, dass in den vorge-
legten Verfahrensunterlagen keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen 
für den Regenbrachvogel angesprochen oder vorgesehen werden. Das 
NLWKN kann keine Belege für die Auswirkungen auf den Regenbrachvo-
gel liefern, welche einen anderen Flächenansatz für den vorsorglich ange-
nommenen Verdrängungseffekt begründen. In Bezug auf die Gebiets- und 
Maßnahmeneignung wird ebenfalls darauf verwiesen, dass keine vorgezo-
genen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie in der artenschutzrechtli-
chen Prüfung dargelegt, entstehen bei Umsetzung des Vorhabens neben 
dem Regenbrachvogel artenschutzrechtlich relevante Auswirkungen auf 
den Kiebitz aufgrund geringer Verdrängungswirkungen sowie auf die Feld-
lerche und den Mäusebussard aufgrund eines jeweils erhöhten Kollisions-
risikos. Weiterhin hat sich aus den mittlerweile abgeschlossenen Erfas-
sungen zur Raumnutzung des Baumfalken ergeben, dass zur Vermeidung 
eines erhöhten Kollisionsrisikos Abschaltzeiten mit einem begleitenden 
Monitoring notwendig werden. Dies wird im Rahmen des nächsten Verfah-
rensschrittes in den Unterlagen ergänzt. Für weitere Arten hat die Überprü-
fung keine artenschutzrechtliche Relevanz ergeben. 
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Das Schallgutachten ist falsch, ich bitte um ein neues Schallgutachten von 
einem unabhängigen Schallgutachter. Das Thema Infraschall wird von 
vielen Instituten untersucht. Garantieren Sie mir, dass der von den Wind-
kraftanlagen erzeugte Infraschall sich nicht auf meine Gesundheit aus-
wirkt! Das Thema tieffrequente Töne ist meines Erachtens nach gar nicht 
behandelt worden. Auch diese Töne gefährden die Gesundheit. Und diese 
Töne gehen durch Mauem. Wie gesichert ist, dass ich diese Töne nicht 
wahrnehmen werde? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme 
unterstellt wird, wird zurückgewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und 
Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben 
und fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Da 
abschließend nicht die Gemeinde, sondern der Landkreis für die Geneh-
migung des Windparks zuständig ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale 
Beurteilung und Bewertung durch die beauftragten Gutachter und Büros 
der Planung zu Grunde liegt. 
 
Schall 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen 
erarbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnis-
sen des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt 
und es wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist 
unabhängig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die 
Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betrei-
ben sind, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten wer-
den. So wird sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während 
der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzu-
lässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-
Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
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Ich sehe jedoch große Auswirkungen auf das Landschaftsbild und das 
damit verbundenen Landschaftserlebnis. Der Anblick der vertrauten Um-
gebung wird zerstört. Während man sich immer mit der "Parklandschaft 
Ammerland" schmückt, soll hier ein weiteres Stück Windpark-Landschaft 
geschaffen werden. Es findet aufgrund der Anlagengröße, zusätzlich zu 
den auf Friesländer Seite der Wapel geplanten Anlagen ein deutlich opti-
scher Eingriff in die Parklandschaft Ammerland statt. Diese grüne Land-
schaft ist ein hohes Gut zur Regeneration der Menschen in dieser Umge-
bung, ein Ausgleich zu Eingriffen wie der nahegelegenen Autobahn. 
 
Im Rahmen der Dorferneuerungsplanung im Bereich "Rastede Nord" wur-
de z.B. die alte Mühle in Heubült als Anziehungspunkt für Radtouristen 
identifiziert, deren Überbleibsel sich harmonisch in die Landschaft schmie-
gen. Auch dieser Anblick würde durch die Errichtung von Windenergiean-
lagen in diesem Bereich deutlich verfälscht und stört das Landschaftser-
lebnis des im Norden nicht unerheblichen Tourismus. 

lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen bei Errich-
tung der Windenergieanlagen wurden im Rahmen des Umweltberichtes 
ermittelt, dargestellt und bewertet. Es erfolgt für die Beeinträchtigung auf 
das Landschaftsbild eine Kompensation. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ergeben sich aus dem Vor-
handensein der Mühle und dem vorgesehenen Bau der Windenergieanla-
gen keine rechtlichen Diskrepanzen. Die Windenergieplanung schließt 
eine weitere Dorfentwicklung und Verbesserung der Lebensbedingungen 
im ländlichen Raum nicht aus. Windenergieanlagen stellen nach Ansicht 
der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente in der mo-
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Wir haben massive Bedenken gegen den weiteren Ausbau von Windener-
gieanlagen (WEA) in den Dörfern im Norden der Gemeinde Rastede.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus unserer Sicht sprechen viele Argumente gegen WEA  
- Es findet keine Verbesserung des Wohnumfeldes statt  
 
 
 
 
 
 
- Die Lebensbedingungen werden unattraktiver für die Bewohner 
 
 
 
 
 
 
- Der dörfliche Charakter wird nicht erhalten. Das Ortsbild wird nachhaltig 
negativ beeinflusst 
 
 
 
 
- WEA stellen keine traditionellen Werte da und sind auch keine typischen 
Elemente eines Dorfes 
 

dernen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil sondern 
zugleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere Generation 
befassen muss. Als Ergänzung stehen sie dem Erhalt der sonstigen 
Dorfstrukturen und typischen Ortsbilder nicht entgegen. Windenergieanla-
gen können nach Ansicht der Gemeinde auch die Forderung nach dem 
Erhalt an typischen Landschaftsstrukturen nicht mindern. Aus Sicht der 
Gemeinde spricht nichts dagegen, die Landschaft um die Windparks her-
um landschaftlich schön, typisch und strukturreich zu gestalten. Solange 
Windparks die Landschaft nicht durch Allgegenwärtigkeit, Übermaß und 
allseits bedrückende Nähe dominieren, was sie nach Ansicht der Gemein-
de Rastede mit den vorliegenden Planungen nicht tun werden, da die Plan-
flächen jeweils verhältnismäßig klein sind - ist ein Nebeneinander der Ziele 
der Dorferneuerung und den Anforderungen an eine moderner Energie-
gewinnung möglich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Ziel der Planung ist nicht 
eine direkte Verbesserung des Wohnumfeldes. Die Gemeinde Rastede 
führt diese Planung durch, um einen Beitrag zur Energiewende zu leisten 
und auf diesem Weg Kohle- und Atomkraftwerke überflüssig zu machen 
und somit vor allem die mit diesen Kraftwerken und deren Abfallprodukten 
verbunden Gefahren zu vermeiden. Indirekt führt diese Energiewende 
folglich zu einer Verbesserung des Wohnumfeldes. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Energiewende macht es 
erforderlich, dass in geeigneten Räumen Windenergieanlagen errichtet 
werden. Die Gemeinde ist sich dabei bewusst, dass dies immer zu (sub-
jektiv empfundenen) Lasten Einzelner führen kann. Die Gemeinde gibt hier 
dem gesamtgesellschaftlichen Ziel der Energiewende allerdings den Vor-
rang vor Einzelinteressen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Eingriff in das Land-
schaftsbild ist bei einer Windparkplanung unvermeidbar, das Ortsbild wird 
verändert. Die Gemeinde Rastede ist sich dieses Umstands bewusst und 
hält zu Gunsten der Energiewende dennoch an der vorliegenden Planung 
fest. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Windenergieanlagen stellen 
nach Ansicht der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente 
in der modernen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestand-
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– Das innerörtliche Gemeinschaftsleben wird nicht gestärkt, sondern spal-
tet sich in Befürworter und Gegner 
 
 
 
 
 
 
 
– Die regionale Identität und die unverwechselbare Eigenart einer 1 
 
– Ländlichen Siedlung wird nicht gewahrt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da derzeit erneuerbare Energie in Millionenhöhe vernichtet wird (EWE und 
andere Medien ), weil weder Speicher noch Transport, den erzeugten 
Strommengen entsprechen, ersuche ich Sie, diesen Punkt in die Planung 
mit einzubeziehen. Erst wenn Windenergie nachweislich sinnvoll genutzt 
wird und die finanzielle Belastung durch „Stromvernichtung“ und Weiter-
zahlung von abgeschalteten oder reduzierten Anlagen unterbunden ist, 
kann diese Planung im Sinne der Bürger weitergeführt werden. 
 
Mit der Renaturierung der Wapel wird dieser Bereich ökologisch aufgewer-

teil sondern zugleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere 
Generation befassen muss. Als Ergänzung stehen sie dem Erhalt der 
sonstigen Dorfstrukturen und typischen Ortsbilder nicht entgegen. Solange 
Windparks die Landschaft nicht durch Allgegenwärtigkeit, Übermaß und 
allseits bedrückende Nähe dominieren, was sie nach Ansicht der Gemein-
de Rastede mit den vorliegenden Planungen nicht tun werden, da die Plan-
flächen jeweils verhältnismäßig klein sind - ist ein Nebeneinander der Ziele 
der Dorferneuerung und den Anforderungen an eine modernere Energie-
gewinnung möglich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesellschaftlicher Wandel geht 
immer mit Kontroversen und unterschiedlichen Ansichten einher. Die Ge-
meinde sieht jeden Bürger selbst in der Pflicht, seinen Mitmenschen und 
insbesondere Nachbarn mit angemessenen Verhalten gegenüberzutreten 
und unterschiedliche Interessen und Meinungen, zu der jeder Mensch das 
Recht hat, zu respektieren und letztendlich auch zu akzeptieren. Niemand 
wird durch die Planung in unrechtmäßiger Weise beeinträchtigt oder in 
seinen persönlichen Rechten verletzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Windparkplanungen wider-
sprechen der Identität und Eigenart nicht grundsätzlich. Der vorgenomme-
ne Eingriff wird bewertet und im Rahmen der Eingriffsbilanzierung gemäß 
der gesetzlichen Vorgaben berücksichtigt. Es besteht kein Anspruch auf 
die Unveränderlichkeit der Landschaft. Windenergieanlagen stellen nach 
Ansicht der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente in 
der modernen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil 
sondern zugleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere 
Generation befassen muss. Als Ergänzung (in gesteuerten Maßen) stehen 
sie dem Erhalt der sonstigen Dorfstrukturen und typischen Ortsbilder, und 
damit auch der Eigenart einer ländlichen Siedlung, nicht entgegen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Finanzierung dieses Pro-
jektes ist nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die Themen 
EEG, Speicherung und Weitertransport kann die Gemeinde Rastede im 
Rahmen dieser Planung nicht beantworten. 
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tet. Hier gilt es auch wasserschutzrechtliche Belange zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Des Weiteren befinden sich in unmittelbarer Nähe Anlagen für den Mobil-
funk. Wird dies beachtet?  
 
 
 
 
 
 
Ein Verein für Modellflug grenzt an die dargestellten Windflächen an. 
 
 
Durch Bohrung der Fundamente werden die Wasseradern für das Trink-
wasser gefährdet. Trinkwasser ist das Gold für den Menschen und Natur, 
ohne Wasser kein Leben. 
 
 
 
 
 
Durch Aufstellen der Anlagen im Gebiet, wo früher eine Müllkuhle war, 
können alte Substanzen ans Tagelicht kommen, was dann ins Trinkwas-
ser gelangen kann. 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült bzw. der in der Standortpotenzialstu-
die ermittelten Potenzialflächen. Da in der Fachliteratur Störungsempfind-
lichkeiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, ist 
sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die 
nicht bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorge-
sehenen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder 
kompensiert werden. Auswirkungen auf Fische und Amphibien durch 
Wirkfaktoren, die durch Windenergieanlagen verursacht werden, sind der-
zeit nicht bekannt. Für die im Bereich Wapeldorf-Heubült geplanten Anla-
gen kann sicher ausgeschlossen werden, dass es zu Beeinträchtigungen 
des Bereiches der renaturierten Wapel kommt. 
Belange des Wasserrechtes sind dazu im Rahmen der Bauleitplanung 
nicht zu beachten. 
 
Zum Thema Mobilfunk: 
Im Rahmen des Planverfahrens wurden Mobilfunkbetreiber beteiligt. Es 
wurden im Rahmen der Beteiligung keine Bedenken von Seiten der Mobil-
funkbetreiber vorgebracht, so dass die Gemeinde davon ausgehen kann, 
dass es hier zu keinerlei Beeinträchtigung kommen wird. 
 
 
 
Durch eine neue Aufstiegserlaubnis inkl. der Herrichtung einer neuen 
Start- und Landebahn ist der Erhalt des Vereins gesichert worden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Plangebiet befindet sich 
nicht innerhalb eines Trinkwassergewinnungsgebietes. Im Rahmen des 
bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist ein 
wasserrechtlicher Antrag zur Errichtung der Anlagen beim zuständigen 
Landkreis einzureichen, der eine erhebliche, nicht zu kompensierende 
Beeinträchtigung ausschließt. Erst nach Genehmigung durch den Land-
kreis kann mit dem Bau begonnen werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Investor hat Kontakt zu 
dem Eigentümer aufgenommen. Dem Eigentümer sind keinerlei Hinweise 
auf eine Deponie bekannt. Sollte im Zuge der Erschließungsplanung eine 
Deponie zu Tage treten, oder sollte von der Deponie bereits heute eine 
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Wir fordern Sie auf, eine Bürgerbefragung und Beteiligung zur Erstellung 
zum Windpark mit ins Boot zu nehmen. 
 
 
Damit könnte man ja eine Lösung finden, wo wir als Anwohner mit leben 
könnten. 
 
Es kann nicht sein, das die Ausgleichfläche für die Anlagen im Gebiet sein 
soll, wo die Autobahn A20 später hinkommt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus den genannten Gründen lehne ich die 70. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Rastede ab.  
 
Aus den genannten Gründen lehne ich die Vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan Nr. 11 mit örtlichen Bauvorschriften der Gemeinde Rastede ab. 
 
Eine Genehmigung stellt für mich eine Verletzung mehrerer öffentlicher 
und meiner privaten Belange dar. 
 
Ich bitte Sie, meine Hinweise bei der fortführenden der Bearbeitung der 
Planung zu berücksichtigen. 
 

Gefahr für das Grundwasser ausgehen, so wird der Landeigentümer eine 
Sanierung der Fläche vornehmen müssen.  
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Alle Bürger haben die Gelegenheit sich 
im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu beteiligen. Eine gesonderte Be-
teiligung darüber hinaus hält die Gemeinde für nicht erforderlich. 
 
 
 
 
Im Rahmen der Verfahrensunterlagen zum ersten Verfahrensschritt war 
zwar der Bereich des Dringenburger Moors als möglicher Bereich für die 
Schaffung eines Ersatzlebensraumes für den Regenbrachvogel angespro-
chen worden, allerdings wurden keine konkreten Flächen festgesetzt. Eine 
Ersatzfläche im Dringenburger Moor wird nunmehr im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung nicht mehr anvisiert, so dass eine mögliche 
Diskrepanz zum geplanten Autobahnabschnitt der A20 nicht mehr besteht.  
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerba-
ren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. 
 
 
 

 Bürger 21:    
 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 2 BauGB zu den o.g. Planungen. 

Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 20.2.2018 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planent-
wicklung zu beachten: 
 
Zu geringer Abstand zu den Häusern, vordern wir 1000m Abstand zu den 
Häusern fordern. 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine abschließende Prüfung 
möglicher Abstände zu Wohnbebauungen, die es ermöglicht, durch Aus-
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Das Schallgutachten ist wissenschaftlich falsch. Werden Sie ein wissen-
schaftlich korrektes, neutrales Schallgutachten von einem unabhängigen, 
nicht in den Diensten des Investors stehenden, Gutachter erstellen las-
sen? 
 
 
 
 
 
Schlagschatten, dadurch Infragschall 24 stündiger Lärm, was die Anwoh-
ner krank machen. Blinklicht –Befeuerung was als stören ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

weisung weiterer Windparks der Windenergie substanziell Raum zu geben 
und Aufstellungskonstellationen von min. 3 WEA pro Planfläche zuzulas-
sen, hat im Rahmen der Standortpotenzialstudie (Standortpotenzialstudie 
für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede, 2016) stattgefunden. 
Diese Abstände werden im Rahmen der vorliegenden Planung berücksich-
tigt. Eine Erhöhung der Abstände ist nicht beabsichtigt. 
 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme 
unterstellt wird, wird zurückgewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und 
Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben 
und fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Da 
abschließend nicht die Gemeinde, sondern der Landkreis für die Geneh-
migung des Windparks zuständig ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale 
Beurteilung und Bewertung durch die beauftragten Gutachter und Büros 
der Planung zu Grunde liegt. 
 
Schall 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen 
erarbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnis-
sen des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt 
und es wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist 
unabhängig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die 
Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betrei-
ben sind, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten wer-
den. So wird sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während 
der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzu-
lässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-
Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
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Wertverlust der Immobilie, was danach unter Wert nur zu verkaufen sind. 
 

gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Befeuerung 
Im Rahmen des Durchführungsvertrages zwischen der Gemeinde Rastede 
und dem Vorhabenträger wird der Einsatz einer bedarfsgerechten Befeue-
rung vereinbart. Ziel ist es, die Befeuerung so zu steuern, dass diese nur 
bei tatsächlichem Überflug eines Flugobjektes zum Einsatz gebracht wer-
den muss. In der übrigen Nachtzeit bleibt der Windpark dann „unbeleuch-
tet“, eine dauerhafte blinkende Kennzeichnung wird so vermieden. 
 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
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Flora und Fauna wird auf Dauer vernichtet, Seeadler, Regenbrachvögel, 
Weiß- Störche, Fledermäuse und mehr brüten im Gebiet, wo die Anlagen 
entstehen sollen. 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist ja bekannt, dass sich auf Vareler Seite in Hohelucht ein Seeadler-
horst befindet. 

als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es kann nicht von einer 
dauerhaften Vernichtung von Fauna und Flora die Rede sein. Vielmehr 
werden für einzelne Arten zum Teil erhebliche Beeinträchtigungen erwar-
tet. Für diese Arten erfolgt nach den gesetzlichen Vorgaben eine Kompen-
sation, so dass keine erheblichen Umweltauswirkungen verbleiben. Die 
namentlich genannten Arten brüten nicht im Untersuchungsraum, sondern 
wurden entweder als Gastvogel (Regenbrachvogel, Weißstorch), Nah-
rungsgäste bzw. Durchzügler (Fledermäuse) oder Überflieger (Seeadler) 
nachgewiesen.  
 
Das Seeadlerbrutpaar zusätzlich zu den Erfassungen 2016 auch 2017 
erneut untersucht, in 2017 war die Brut erfolgreich.  
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Das Seeadlerpaar hat Anfang des Jahres 2016 aus wohl nicht ganz genau 
bekannten Gründen ihre Brut verloren. Man vermutet u. a. dass die Jun-
gen erfroren sein könnten. Beim Besuch der Wildtierauffangstation in 
Rastede wurde auf Fragen von uns die Vermutung aufgestellt, dass das 
Seeadler-männchen noch relativ jung sei und die Aufzucht der Brut auf 
Grund seiner 
Unerfahrenheit und fehlenden nötigen Reife nicht gut ausging. Man darf 
davon ausgehen das dieses Pärchen weitere Versuche starten wird. 
 
Unseres Wissens besteht für ein Adlerhorst Bestandsschutz von mehreren 
Jahren. Damit wäre eine Bebauung mit WEA um diesen Seeadlerhorst 
nicht angebracht. 
 
In den letzten Wochen ist das Seeadlerpärchen beim Überflug von Heu-
bült und Wapeldorf mehrfach von Einwohnern dieser Dörfer gesehen wor-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Seeadlerhorst befindet sich in über 4 km Entfernung zum vorliegenden 
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11. 
Grundsätzlich stellen Bestandsaufnahmen immer „Momentaufnahmen“ 
dar. Um die Beurteilungsgrundlagen zu vereinfachen, reichen grundsätz-
lich einjährige Erfassungen zur Beurteilung von Eingriffen aus. Im vorlie-
genden Fall liegt mit einem vollständigen Untersuchungsjahr zur Avifauna 
und mit den zusätzlich durchgeführten Sonderuntersuchungen zum Thema 
Seeadler und des Regenbrachvogels in den Jahren 2016 und 2017 sowie 
der Raumnutzung von Greif- und Großvögeln 2016 eine extrem hohe Un-
tersuchungsdichte vor. Somit sind die Daten in jedem Fall ausreichend für 
eine Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die vorkommenden 
Arten. Für regelmäßige überfliegende Seeadler in 2016 und 2017 im Be-
reich des Geltungsbereiches gibt es keinerlei fachlich fundierte Grundla-
gen. Für die Angaben der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, 
d.h. konkrete Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie 
Aufzeichnungen in Karten.  
Durch das Gutachterbüro Handke wurden in 2016 an 50 Terminen mit 443 
Stunden Seeadler und andere Großvögel von März bis Juni untersucht, an 
weiteren 21 Terminen Regenbrachvögel (Mai bis August), sowie an weite-
ren 25 Terminen mit 125 h von Juli bis September Baumfalken. Somit 
waren die Fachgutachter an ca. 96 Terminen zwischen März und Septem-
ber im Bereich der Windparkfläche Süd anwesend. Dies entspricht durch-
schnittlich einem Begutachten der Flächen an jedem zweiten Tag. Dabei 
wurde ein juveniler  Seeadler einmal überfliegend und zweimal in der Nähe 
beobachtet. Während der 45 Beobachtungstage mit insg. 384 Stunden im 
Jahr 2017 wurde lediglich an einem Termin dreimal ein Seeadler in der 
Nähe des Geltungsbereiches mit einer Gesamtbeobachtungszeit von rund 
23 Minuten beobachtet, was 0,1 % der Gesamtbeobachtungszeit ent-
spricht. Die Beobachtungsintensitäten und –punkte für die Raumnut-
zungsuntersuchungen in 2016/17 wurden auf Basis langjähriger Erfahrun-
gen des Gutachterbüros Handke in Abstimmung mit den Landkreisen des 
betroffenen Raumes gewählt, so dass an den Aussagen der Gutachten zu 
den Vorkommen und Verteilung von Vogelarten im Raum keine Zweifel 
bestehen. Als Ergebnis der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen 
zum Seeadler 2016 und 2017 gibt es auch keine Hinweise auf attraktive 
Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein regelmäßiges 
Queren der Windparkflächen wahrscheinlich machen. Die Haupt-
Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nördlich am Jadebusen 
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Das vom Planungsbüro Diekmann & Mosebach beauftragte Beobach-
tungs-team war scheinbar immer dann auf Posten, wenn die Seeadler sich 
woanders aufgehalten haben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Bedeutung der Wapelniederung als Vogellebensraum 
Im Rahmen von avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt 
(SINNING 2013 u. DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & 
MOSEBACH 2016), dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem 
Herrenmoor im Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade 
im Osten sowie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvö-
geln als Rast- und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Ge-
biet sowohl im Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 
2013) im westlichen Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEK-
MANN & MOSEBACH 2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung als 
Gastvogellebensraum.  
 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Untersuchungen zwar dem vorge-
schriebenen Maß für Gastvogeluntersuchungen bei Planungen und Vor-
haben entsprechen (NLT 20144), die Datenbasis insgesamt dennoch als 
vergleichsweise dünn zu bezeichnen ist. Die fachlichen Vorgaben sehen 
vor, dass u. a. die Gastvogelbestände im Planungsgebiet für ein Jahr im 

und östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollenhagen und westlich  
von Jaderaußendeich. In der Windparkfläche selbst wurden keine Nah-
rungsflüge beobachtet. Da hier außerdem keine Seeadler in Höhenklasse 
II (in Rotorhöhe) registriert wurden, wird das Kollisionsrisiko für den See-
adler als gering eingeschätzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Raumnutzungserfassun-
gen, die durch das Büro Handke aus Ganderkesee durchgeführt wurden, 
sind von den Investoren und nicht vom Planungsbüro Diekmann • Mose-
bach & Partner beauftragt worden. Die Erfassungen sind aus fachlicher 
Sicht umfassend und ausreichend. In Bezug auf das Erfassungsdesign 
erfolgten im Vorfeld intensive Absprachen zwischen dem Gutachter und 
den unteren Naturschutzbehörden der Landkreise Ammerland, Friesland 
und Wesermarsch hinsichtlich der Erfassungszeiträume, den -intensitäten 
und den Beobachtungspunkten. Relevant für die Beurteilung der Raum-
nutzung des Seeadlers sind Nahrungsflüge und Überflüge im Bereich der 
Windparkflächen, die vom Gutachterbüro über ein abgestimmtes Erfas-
sungsraster ermittelt worden sind. Weitere Überflüge sind nicht auszu-
schließen, da sich jedoch eine fachlich versierte Ableitung zur Häufigkeit 
der Raumnutzung aus den Erfassungszeiträumen ableiten lassen, ist nicht 
von einer regelmäßigen Nutzung des Seeadlers auszugehen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die in kursiv dargestellte 
Teil der Stellungnahme führt die Stellungnahme des NLWKN, Staatliche 
Vogelschutzwarte, vom 06.06.2016 in Auszügen auf und bezieht sich so-
mit auf den bereits durchgeführten Verfahrensstand der frühzeitigen Betei-
ligung. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Datenbasis entspricht dem 
niedersachsenweiten Standard für Gastvogelerfassungen im Rahmen von 
Windparkplanungen. Wie im Weiteren in der Stellungnahme ausgeführt 
wird, ist dieser Standard bei Eingriffsplanungen fachlich akzeptabel. Er 
wird allgemein angewendet und ist deshalb nicht als „dünn“ zu bezeichnen.  
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wöchentlichen 
Turnus zu erfassen sind (NLT 2014). 
 
Regenbrachvögel ziehen im Binnenland Niedersachsens im Frühjahr in 
einem kurzen Zeitfenster von Anfang April bis zum 2. Maidrittel (6 Wo-
chen) sowie nach der Brutzeit von Anfang Juli bis Anfang September (10 
Wochen) durch (ZANG 19955. Dies entspricht einer Gesamtzeit von 16 
Wochen, knapp ein Drittel eines Jahres. 
 
Im Zeitraum von etwa 115 Tagen, an denen Regenbrachvogel-
Vorkommen damit in etwa möglich sind, fanden somit „nur“ 16 Zählungen 
statt (13,9 %). 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14% Abdeckung als stichpro-
ben-artig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände 
er-mittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung 
liegen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere 
Frequenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbil-
dender Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmä-
ßig (alljährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufwiese. Vor 
diesem Hintergrund konstatieren KRÜGER et al. (20136), dass einjährige 
Untersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fachlich akzep-
tabel sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchsten Wertstu-
fen auch bei „nur“ einmaligem Erreichen zu Grunde gelegt werden müssen 
(als vorläufige Bewertung, ansonsten gilt die für die Bewertung von Gast-
vogellebensräumen die Vorgabe, dass Schwellenwerte in der Mehrzahl 
der untersuchten Jahre, z. B. in dreien der letzten fünf, überschritten wer-
den müssen; KRÜGER et al. 
2013). 
 
Für Relativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrach-
vogel Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) 
als auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal regis-
triert worden seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Re-
de stehenden Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogel-
lebensraum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weite-
rer Untersuchungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapelnie-
derung sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil er-
reich 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wurde 2016 eine gesonderte 
Untersuchung zum Regenbrachvogel durchgeführt, 2017 wurde ergänzend 
der Frühjahrsdurchzug erfasst. Diese Untersuchungen sind Bestandteil der 
öffentlich ausgelegten Unterlagen (Anlagen Nr. 6 und Nr. 7 zum Umwelt-
bericht). Es wurde 2016 an 30 regulären Terminen erfasst, 2017 an weite-
ren 14 Terminen. Zusätzlich fließen weitere Daten von rastenden bzw. 
überfliegenden Regenbrachvögeln, die im Rahmen der Raumnutzungsun-
tersuchungen am Seeadler 2016 und 2017 anfielen, in diese Berichte mit 
ein. Somit liegt eine umfangreiche Datenbasis vor. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die zitierte Regelung im Rahmen des Gastvogel-Bewertungsverfahrens 
nach KRÜGER et al. (2013) ist im Rahmen der vorliegenden Eingriffspla-
nung anzuwenden und wurde entsprechend auch angewendet, wie aus 
den Unterlagen zu ersehen ist, somit gilt also bereits die einmalig erreichte 
nationale Bedeutung für Teile der Wapelniederung, zumindest gemäß 
Bewertungsverfahren als sog. „vorläufige“ Bewertung. Bei den gesonder-
ten Regenbrachvogel-Erfassungen 2016 wurden im nördlichen Teilbereich 
des Geltungsbereiches mehrere Trupps mit max. landesweiter Bedeutung 
nachgewiesen, im südlichen Teilbereich gab es keine Nachweise. 2017 
wurde im nördlichen Teilbereich des Geltungsbereiches 4x lokal und 1x 
regional bedeutsame Trupps und südlichen Teilbereich je 1x regional und 
landesweit bedeutsame Trupps festgestellt. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgte in der Beurteilung 
und bei der Herangehensweise zu den Auswirkungen des Regenbrachvo-
gels keine Relativierung aufgrund der einmaligen Feststellung des national 
bedeutsamen Vorkommens. Die weiterführenden Untersuchungen haben 
des Weiteren gezeigt, dass auch in 2016 Bestände in der Größenordnung 
mit nationaler Bedeutung im Bereich der Wapelniederung (aber außerhalb 
des Geltungsbereiches) festgestellt werden konnten. Es erfolgt ebenso 
eine Berücksichtigung der in 2013/2014 einmalig festgestellten Truppstär-
ke mit landesweiter Bedeutung für den südlich gelegenen Teilbereich des 
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en landesweite Bedeutung. 
 
2. Avifaunistisch bedeutende Vogellebensräume und Windkraft 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentliche Faktor, um Konflikte 
und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu minimieren. Von dem Bau von WEA sollten deshalb Ge-
biete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere Bedeu-
tung für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktio-
nen oder Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder 
erheblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Ein-
haltung bestimmter Abstände zu diesen Gebieten. 
 
Zwei Windpark-Potenzialflächen der Stadt Varel, nämlich Teilfläche „B 
Neuenwege“ sowie Teilfläche „A Rosenberg-Süd“, liegen in einem Bereich 
der Wapelniederung mit nationaler Bedeutung für GastvögeL Auch eine 
Windparkpotential-Fläche der Gemeinde Rastede, nämlich „Rastede 
Nord“, befindet sich in diesem Bereich. Ferner liegt die Potenzialfläche 
„Bekhausen- Nord“ der Gemeinde Rastede in einem Bereich mit landes-
weiter Bedeutung. 
 
Hinsichtlich der naturschutzfachlichen lmplikationen aus den o. s. Gebiets-
bewertungen sind bei avifaunistisch bedeutenden Brut und Gastvogelle-
bensräumen zunächst zwei Quellen von Bedeutung. Zum einen handelt es 
sich um die Arbeitshilfe „Naturschutz und Windenergie. Hinweise zur Be-
rücksichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei 
Standortplanung und Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: Oktober 
2014)“ des Niedersächsischen Landkreistages - kurz NLT-Papier (NLT 
2014)- und zum anderen um die „Abstandsempfehlungen für Windener-
gieanlagen zu bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen aus-
gewählter Vogelarten“ der Länder- Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutz-
warten (LAG VSW 20147 ln diesen beiden Papieren ist der fachliche 
Rahmen für die Planung und Genehmigung von Windparks in der Nähe 
von Vogellebensräumen abgesteckt. 
 
3. Umfang und Wirksamkeit als „vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men“ deklarierte Maßnahmen 
Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplanten WEA die Be-
deutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für Regenbrachvögel 
zerstören würden, steht - das entnehmen wir dem Schriftwechsel - auch 

Plangebietes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Potenzialstudie 
der Gemeinde Rastede wurde der naturschutzfachliche Belang eines 
Gastvogellebensraums mit nationaler Bedeutung weder als harte noch als 
weiche Tabuzone für die Ermittlung von Potenzialflächen berücksichtigt. 
Bei der Beurteilung der Eignung der Potenzialfläche wurden die zum da-
maligen Zeitpunkt bereits vorliegenden Erfassungsergebnisse zu den 
Gastvogelkartierungen berücksichtigt. Die nationale Bedeutung für den 
Regenbrachvogel führte aufgrund nicht gesicherter Erkenntnisse zu Ver-
drängungswirkungen nicht zu einem Ausschluss der ermittelten Potenzial-
flächen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführte Literatur wurde 
neben weiterer Literatur wie u. a. dem Nds. Windenergieerlass bei der 
Erstellung der Verfahrensunterlagen sowie bei der Beurteilung der Auswir-
kungen des Vorhabens herangezogen und beachtet. Es handelt sich gene-
rell um Empfehlungen, welche einzelfallbezogen überprüft werden müs-
sen. Dies ist in den Verfahrensunterlagen geschehen. 
 
 
 
 
 
Für den Regenbrachvogel wird aus Vorsorgegesichtspunkten im Umwelt-
bericht ein Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen Brachvo-
gels durchgeführt und aufgrund von nicht auszuschließenden Verdrän-
gungswirkungen entsprechende Maßnahmen (Beantragung einer arten-
schutzrechtlichen Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG, FCS-Maßnahmen) 
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für den Investor, dessen Gutachter und Rechtsberater außer Frage. Diese 
messen den betroffenen Flächen die Bedeutung einer „Ruhestätte“ im 
Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Dieser Bewertung wird meiner-
seits nicht widersprochen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Strittig sind hingegen das im Falle einer windenergiewirtschaftlichen Nut-
zung zu erwartende Ausmaß der Flächen- bzw. Funktionsverluste dieses 
national und landesweit bedeutenden Gebietes für rastende Regenbrach-
vögel sowie die Anforderungen, die für vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu erfüllen sind, soll ein Verstoß 
gegen das artenschutzrechtliche Verbot des § 44 Nr. 1 Abs. 3 BNatSchG 
abgewendet werden. 
 
Meines Erachtens wird - wie dargelegt - bereits die Größe der Flächen- 
und Funktionsverluste seitens des Gutachters nicht vollumfänglich er-
kannt. Insofern sollte das Gutachterbüro gebeten werden, den rechneri-
schen Ansatz an die vorstehend genannten Auswirkungsradien anzupas-
sen und eine berichtigte Berechnung vorzulegen. 
 
Als dann wäre seitens des Gutachterbüros darzulegen, wie die Flächen- 
und Funktionsverluste mit „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ tat-
sächlich bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbeson-
dere folgende Bedingungen zugrunde zu legen16: 
 
Die Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion 
der betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen 
an der konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich ver-
bunden sein und die betroffenen Individuen unverzüglich aufnehmen kön-
nen, wenn die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört werden.  
 

vorgesehen, was aber nicht heißt, dass Verdrängungseffekte mehr als 
wahrscheinlich oder sogar vorauszusetzen seien. Dies entspricht dem 
Ansatz der sogenannten „überschießenden Ausnahme“ (vgl. „Hinweise zu 
artenschutzrechtlichen Ausnahmen vom Tötungsverbot bei windenergie-
empfindlichen Vogelarten bei der Bauleitplanung und Genehmigung von 
Windenergieanlagen“, Ministerium für ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz, Baden Württemberg). Dies wurde auch in Gesprächen mit dem 
Landkreis Ammerland in Bezug auf das artenschutzrechtliche Vorgehen 
abgestimmt. Aus Gründen der vom Landkreis gesehenen höheren 
Rechtssicherheit wurde der Weg der „überschießenden Ausnahme“ für die 
Planungen im Gemeindegebiet Rastede mit der dazugehörigen Darstel-
lung der Ausnahmen für einzelne Arten vorgesehen und in den Unterlagen 
dargestellt.  
 
In den vorgelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvo-
gel keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder be-
schrieben.  
 
 
 
 
 
Im Entwurf des Umweltberichtes werden die aktuellen Erkenntnisse aus 
den gesonderten Regenbrachvogel-Erfassungen 2016 und 2017 berück-
sichtigt. 2017 wurden, wie auch schon 2016, im Rahmen der gesonderten 
Regenbrachvogel-Untersuchungen rastende Regenbrachvögel in der Nä-
he zu Windenergieanlagen des Windparks Hohelucht nachgewiesen. Ins-
gesamt wurden 2016 und 2017 vier Regenbrachvogel-Trupps in der Nähe 
zu WEA nachgewiesen, davon drei mit landesweiter und einer mit lokaler 
Bedeutung. Im Jahr 2016 wurden im WP Hohelucht einmal 18 und einmal 
2 Ex. registriert (= landesweit bzw. lokal bedeutsame Anzahl). 2017 wur-
den 14 Exemplare am 22.04. und 10 Ex. am 02.05. in ca. 95 -150 m Ent-
fernung zur nächstgelegenen WE des Windparks Hohelucht festgestellt (= 
jeweils landesweit bedeutsame Anzahl). Sie suchten dort Nahrung auf 
einer kurzrasigen Weide. Zur Berechnung der Flächen- bzw. Funktionsver-
luste wird demnach im Umweltbericht eine vorsorgliche Meidedistanz von 
150 m zu den nächstgelegenen WEA zugrunde gelegt. 
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Für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, 
Habitatbestandteile oder Habitateigenschaften infrage, die vergleichsweise 
kurzfristig herstellbar sind. ln jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von 
vermutlich mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management 
notwendig sein. 
 
Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der Aus-
dehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer Größe in 
qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die vorherige Populations-
größe nicht vermindert wird. Die betroffenen Individuen müssen die im 
räumlichen Zusammenhang neu geschaffene Lebensstätte nachweislich 
angenommen haben oder ihre zeitnahe Besiedlung muss unter Berück-
sichtigung der besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse mit 
einer hohen Erfolgssicherheit attestiert sein. Stets bedarf es dazu einer am 
Einzelfall orientierten Wirksamkeitsprognose. 
 
Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, wird man kaum von 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen können. Daran ändern 
auch ein vereinbartes Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesse-
rungsvorbehalte nichts. Ein Monitoring darf nur dazu dienen, Unsicherhei-
ten Rechnung zu tragen, die sich aus nicht behebbaren Erkenntnislücken 
ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 
Ein Hinweis auf die Notwendigkeit eines Risikomanagements ist ein Hin-
weis auf eine fehlende Erfolgssicherheit  
 
 
 
Die bisher vom Gutachterbüro dargelegten Überlegungen weisen in dieser 
Hinsicht beträchtliche Defizite oder Unsicherheiten auf, die an der Mach-
barkeit und Wirksamkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmenzweifeln 
lassen. Im Einzelnen: Für den Suchraum „Dringenburger Moor“ als Gebiet, 
in dem vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden könn-
ten, steht der Nachweis aus, ob er bislang von Regenbrachvögeln genutzt 
wurde bzw. wird und somit grundsätzlich überhaupt die Eignung als Aus-
weichraum besitzt. Werden die Flächen bereits von der Art genutzt, ist zu 
klären, ob und unter welchen Bedingungen die Flächenweitere Individuen 
aufnehmen können. 
 
Zwar ist mit dem Gebiet der räumliche Zusammenhang gewährleistet und 

Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. In den vor-
gelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvogel keine 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder beschrieben. Wie 
weiter oben bereits ausgeführt, wurden aber, obwohl der Regenbrachvogel 
weder in den genannten Fachpublikationen noch im Windenergieerlass als 
windkraftsensible Art erwähnt ist und auch keine diesbezüglichen Erkennt-
nisse vorliegen, aus Vorsorgegesichtspunkten entsprechende Maßnah-
men (artenschutzrechtliche Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG, FCS-
Maßnahmen) für den Regenbrachvogel vorgesehen. Dies bedeutet aber 
nicht, dass negative Auswirkungen vorauszusetzen oder wahrscheinlich 
sind. Vielmehr können solche lediglich nicht ausgeschlossen werden. 
(Prinzip der „überschießenden“ Ausnahme“/höhere Rechtssicherheit, sie-
he weiter oben.) 
 
Es sind in den vorgelegten Verfahrensunterlagen aufgrund der Darlegung 
der Ausnahmen, wie oben dargelegt, keine vorgezogenen Ausgleichs-
maßnahmen vorgesehen oder angesprochen, so dass die aufgeführten 
Punkte in der Stellungnahme keine Relevanz für das Planvorhaben zum 
Windpark Wapeldorf-Heubült haben. Vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men dienen gemäß § 44 (5) BNatSchG der Abwendung des Eintretens 
eines artenschutzrechtlichen Verbotstatbestandes nach § 44 (1) Nr. 3 
BNatSchG. Die Bereitstellung dieser vorgezogenen Ausgleichsmaßnah-
men kann nur bei Anwendung des § 44 (5) BNatSchG erfolgen und nicht 
im Falle der in den vorgelegten Unterlagen vorgesehenen Beantragung 
der Ausnahme. Im vorliegenden Fall sind stattdessen sog. FCS-
Maßnahmen vorgesehen. 
 
Die nachfolgenden Punkte der Stellungnahme beziehen sich auf vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen), nicht auf die im Rah-
men der Planung durchzuführenden FCS-Maßnahmen. Aus diesem Grund 
wird hier auf die einzelnen Hinweise zum Suchraum Dringenburger Moor 
nicht weiter eingegangen. 
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hinsichtlich der Bodentypen ein geeignet erscheinender Bereich gefunden. 
 
Allerdings liegen im zentralen Bereich die avisierten Flächen teils unmittel-
bar an Waldflächen, was ihre Eignung als Regenbrachvogel-Lebensraum 
stark einschränkt. 
 
Ein bloßes Beibehalten der Grünlandnutzung oder dessen befristete Erhal-
tung stellen keine Aufwertung dar und können insofern nicht als Aus-
gleichsleistung anerkannt werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr 
dauerhaft zu erbringen jedenfalls für die Dauer der Schädigungen). Dau-
ergrünland kann bereits aufgrund anderer umweltrelevanter und natur-
schutzrechtlicher Vorschriften nicht ohne weiteres zerstört werden. 
 
Anders verhält es sich mit der vorgeschlagenen Umwandlung von Acker- 
in Grünland sowie von Intensiv- in Extensivgrünland. Aber auch auf damit 
würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr erreicht, als diese 
Vögel bereits heute im Bereich der Wapelniederung vorfinden. 
 
Letztlich bleibt auch unklar, wie der 180 ha große Suchraum „Dingenbur-
ger Moor“ durch Maßnahmen auf nur 16 ha ökologisch und funktional so 
aufgewertet werden soll, dass er in Gänze als Ausweichgebiet betrachtet 
bzw. angerechnet werden kann. Denn es steht nicht zu erwarten, dass 
sich die Flächen von 16 ha durch die beschriebenen Maßnahmen zu ei-
nem „Regenbrachvogel- Eldorado“ entwickelten, die eine derart hohe Qua-
lität besäßen und Attraktivität ausübten, dass sie auf die übrigen, umlie-
genden 164 ha ausstrahlten und diese somit davon profitierten. Damit 
zeichnet sich ab, dass die Ausgleichsflächen die ökologische Funktion der 
in Anspruch genommenen Flächen als Ruhestätte nicht umfänglich wer-
den erfüllen können.  
 
Das vom Gutachterbüro vorgeschlagene Monitoring an sich stellt keine 
vorgezogene Maßnahme dar. Überdies kommt ein Monitoring, z. B. der 
Regenbrachvogelbestände oder des Erfolgs der vorgeschlagenen Maß-
nahmen nur dann in Frage, wenn es als Instrument der Nachsteuerung 
genutzt würde (im Falle z. B. des sich nicht einstellenden Erfolgs der Maß-
nahmen Rückbau von Anlagen, Vergrößerung der Maßnahmenkulisse o. 
Ä.). 
 
Kurzum: Die geplanten Maßnahmen stellen gegenüber dem vorhandenen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2016 wurden im Bereich des Dringenburger Moores im Rahmen der Son-
deruntersuchungen auf dem Wegzug zwei kleine Regenbrachvogeltrupps 
festgestellt. Da die Jader Marsch im Rahmen der Untersuchungen 2016 
und 2017 allerdings stärker - fast so stark wie die Wapelniederung selbst - 
von Regenbrachvögeln frequentiert wurde, sollen die FCS-Maßnahmen in 
einem Bereich der Jader Marsch durchgeführt werden. Für den vorliegen-
den Windpark Wapeldorf-Heubült steht eine zusammenhängende Fläche 
mit einer Gesamtgröße von über 10 ha in der Jader Marsch zur Verfügung, 
auf der anteilig auf 9,6 ha Kompensationsflächen für den Regenbrachvo-
gel vorgesehen sind. Diese zurzeit intensiv genutzten Grünlandflächen 
werden über entsprechende Bewirtschaftungsauflagen extensiviert, zu-
sätzlich ist die Anlage einer Senke vorgesehen. Die Flächen liegen inner-
halb des Bereiches, der ebenfalls nachweislich als Rastgebiet für die Art 
von Bedeutung ist, wobei unmittelbar auf diesen Flächen bislang keine 
Regenbrachvögel kartiert wurden. Insofern ist hier eine Kompensation auf 
anteilig 9,6 ha für eventuell eintretende Beeinträchtigungen von Rastgebie-
ten des Regenbrachvogels auf dem Frühjahrszug möglich, da auf den 
Flächen ein zusätzliches geeignetes Rasthabitat hergestellt wird.  
 
 
Ein Monitoring für die Art ist nicht vorgesehen, da erhebliche Verdrän-
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Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch qualitativ eine 
substantielle Aufwertung dar. 
 
 
4. Zusammenfassung 
Die Planungen zur Realisierung von Windparks in der Wapelniederung im 
Grenzgebiet der Stadt Varel und der Gemeinde Rastede befinden sich 
derzeit noch auf der Ebene der Standortsuche. Ein dafür avisierter Raum -
die Wapelniederung südlich von Neuenwege - ist ein Gastvogellebens-
raum von nationaler Bedeutung; In Teilen ist er Gastvogellebensraum von 
landesweiter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das 
Vorkommen des Regenbrachvogels. 
 
Vor dem Hintergrund der Grundsätze für eine Standortsuche und der Prä-
misse einer Risiko- und Konfliktminimierung sollten die im Raum liegenden 
vier Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht gezogen 
werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gastvogellebensraum 
Wapelniederung liegen. Losgelöst davon und im Hinblick auf eine potenzi-
elle artenschutzrechtliche Betroffenheit des Regenbrachvogels, geht das 
Gutachterbüro von einer Bedeutung der betroffenen Flächen im Sinne des 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für die Art aus. Mit Bau und Betrieb von WEA 
würden bedeutende Teile der Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische 
Funktion als Rastgebiet / Ruhestätte für die Art verlieren (Verbotstatbe-
stand). Um den Verbotstatbestand bezüglich des Verlusts der Ruhestätte 
abzuwenden, wurden vom Gutachterbüro einige Überlegungen für „vorge-
zogene Ausgleichsmaßnahmen“ im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG ange-
stellt. Jedoch sind die skizzierten Maßnahmen nicht überzeugend; sie be-
ruhen überwiegend auf unbelegten Annahmen oder ein Erfolg ist gar un-
wahrscheinlich. Die Zweifel betreffen bereits wegen des zu gering gewähl-
ten Flächenansatzes und einer fraglichen Gebiets- und Maßnahmeneig-
nung. 
 
 
 
 
 
Zudem sollte geprüft werden, ob sich die Konflikte, die sich in der Wapel-
niederung zwischen Windenergiewirtschaft und Vogelschutz auftun, tat-
sächlich „nur“ auf die Bedeutung des Gebietes als Rastplatz für Regen-

gungswirkungen oder ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko nicht nach-
gewiesen wurden bzw. nicht wahrscheinlich sind und deshalb die Festle-
gung eines Monitorings weder angemessen noch verhältnismäßig wären. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Informationen zu den 
avifaunistisch wertvollen Räumen stimmen mit den Angaben der Planun-
terlagen überein. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der vorlie-
genden Ebene nicht mehr um eine Standortsuche der Gemeinde Rastede 
handelt, sondern um die Umsetzung konkreter Planvorhaben.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. An der Weiterführung der Pla-
nung zur Errichtung von Windenergieanlagen wird seitens der Gemeinde 
Rastede festgehalten. Die in der Standortpotenzialstudie ermittelten zwei 
Potenzialflächen, die der vorliegenden Planung zu Grunde liegen, sind für 
die Entwicklung von Windenergiestandorten geeignet. Die umfangreichen 
Erfassungen weisen aus naturschutzfachlicher Sicht keine Konfliktlage 
auf, die einer Windenergienutzung zwingend im Wege steht. Weiterfüh-
rende Erfassungen zum Regenbrachvogel haben die Annahme untermau-
ert, dass die Art Windparks nicht zu meiden scheint. Über einen vorsorgli-
chen Ansatz einer Verdrängungswirkung von 200 m, welche sich mangels 
Literatur zum Regenbrachvogel an der Schwesternart Großer Brachvogel 
orientiert, wird der prognostizierte Verlust an Ruheflächen ermittelt. Im 
Rahmen der Ausnahme wird anteilig eine Fläche von 9,6 ha als FCS-
Maßnahmenfläche für den Regenbrachvogel mit attraktivitätssteigernden 
Maßnahmen bereitgestellt. Es wird darauf hingewiesen, dass in den vorge-
legten Verfahrensunterlagen keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen 
für den Regenbrachvogel angesprochen oder vorgesehen werden. Das 
NLWKN kann keine Belege für die Auswirkungen auf den Regenbrachvo-
gel liefern, welche einen anderen Flächenansatz für den vorsorglich ange-
nommenen Verdrängungseffekt begründen. In Bezug auf die Gebiets- und 
Maßnahmeneignung wird ebenfalls darauf verwiesen, dass keine vorgezo-
genen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie in der artenschutzrechtli-
chen Prüfung dargelegt, entstehen bei Umsetzung des Vorhabens neben 
dem Regenbrachvogel artenschutzrechtlich relevante Auswirkungen auf 
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brachvögel beschränken, oder nicht doch, was wahrscheinlich ist, auch 
andere Vogelarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
Das Schallgutachten ist falsch, ich bitte um ein neues Schallgutachten von 
einem unabhängigen Schallgutachter. Das Thema Infraschall wird von 
vielen Instituten untersucht. Garantieren Sie mir, dass der von den Wind-
kraftanlagen erzeugte Infraschall sich nicht auf meine Gesundheit aus-
wirkt! Das Thema tieffrequente Töne ist meines Erachtens nach gar nicht 
behandelt worden. Auch diese Töne gefährden die Gesundheit. Und diese 
Töne gehen durch Mauem. Wie gesichert ist, dass ich diese Töne nicht 
wahrnehmen werde? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

den Kiebitz aufgrund geringer Verdrängungswirkungen sowie auf die Feld-
lerche und den Mäusebussard aufgrund eines jeweils erhöhten Kollisions-
risikos. Weiterhin hat sich aus den mittlerweile abgeschlossenen Erfas-
sungen zur Raumnutzung des Baumfalken ergeben, dass zur Vermeidung 
eines erhöhten Kollisionsrisikos Abschaltzeiten mit einem begleitenden 
Monitoring notwendig werden. Dies wird im Rahmen des nächsten Verfah-
rensschrittes in den Unterlagen ergänzt. Für weitere Arten hat die Überprü-
fung keine artenschutzrechtliche Relevanz ergeben. 
 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme 
unterstellt wird, wird zurückgewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und 
Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben 
und fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Da 
abschließend nicht die Gemeinde, sondern der Landkreis für die Geneh-
migung des Windparks zuständig ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale 
Beurteilung und Bewertung durch die beauftragten Gutachter und Büros 
der Planung zu Grunde liegt. 
 
Schall 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen 
erarbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnis-
sen des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt 
und es wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist 
unabhängig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die 
Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betrei-
ben sind, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten wer-
den. So wird sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während 
der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzu-
lässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-
Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Infraschall 
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Ich sehe jedoch große Auswirkungen auf das Landschaftsbild und das 
damit verbundenen Landschaftserlebnis. Der Anblick der vertrauten Um-
gebung wird zerstört. Während man sich immer mit der "Parklandschaft 
Ammerland" schmückt, soll hier ein weiteres Stück Windpark-Landschaft 
geschaffen werden. Es findet aufgrund der Anlagengröße, zusätzlich zu 
den auf Friesländer Seite der Wapel geplanten Anlagen ein deutlich opti-
scher Eingriff in die Parklandschaft Ammerland statt. Diese grüne Land-
schaft ist ein hohes Gut zur Regeneration der Menschen in dieser Umge-
bung, ein Ausgleich zu Eingriffen wie der nahegelegenen Autobahn. 

Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen bei Errich-
tung der Windenergieanlagen wurden im Rahmen des Umweltberichtes 
ermittelt, dargestellt und bewertet. Es erfolgt für die Beeinträchtigung auf 
das Landschaftsbild eine Kompensation. 
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Im Rahmen der Dorferneuerungsplanung im Bereich "Rastede Nord" wur-
de z.B. die alte Mühle in Heubült als Anziehungspunkt für Radtouristen 
identifiziert, deren Überbleibsel sich harmonisch in die Landschaft schmie-
gen. Auch dieser Anblick würde durch die Errichtung von Windenergiean-
lagen in diesem Bereich deutlich verfälscht und stört das Landschaftser-
lebnis des im Norden nicht unerheblichen Tourismus. 
 
Wir haben massive Bedenken gegen den weiteren Ausbau von Windener-
gieanlagen (WEA) in den Dörfern im Norden der Gemeinde Rastede.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus unserer Sicht sprechen viele Argumente gegen WEA  
 
 
 
 
 
 
 
 
- Es findet keine Verbesserung des Wohnumfeldes statt  
 
 
 
 
 
- Die Lebensbedingungen werden unattraktiver für die Bewohner 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ergeben sich aus dem Vor-
handensein der Mühle und dem vorgesehenen Bau der Windenergieanla-
gen keine rechtlichen Diskrepanzen. Die Windenergieplanung schließt 
eine weitere Dorfentwicklung und Verbesserung der Lebensbedingungen 
im ländlichen Raum nicht aus. Windenergieanlagen stellen nach Ansicht 
der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente in der mo-
dernen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil sondern 
zugleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere Generation 
befassen muss. Als Ergänzung stehen sie dem Erhalt der sonstigen 
Dorfstrukturen und typischen Ortsbilder nicht entgegen. Windenergieanla-
gen können nach Ansicht der Gemeinde auch die Forderung nach dem 
Erhalt an typischen Landschaftsstrukturen nicht mindern. Aus Sicht der 
Gemeinde spricht nichts dagegen, die Landschaft um die Windparks her-
um landschaftlich schön, typisch und strukturreich zu gestalten. Solange 
Windparks die Landschaft nicht durch Allgegenwärtigkeit, Übermaß und 
allseits bedrückende Nähe dominieren, was sie nach Ansicht der Gemein-
de Rastede mit den vorliegenden Planungen nicht tun werden, da die Plan-
flächen jeweils verhältnismäßig klein sind - ist ein Nebeneinander der Ziele 
der Dorferneuerung und den Anforderungen an eine moderner Energie-
gewinnung möglich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Ziel der Planung ist nicht 
eine direkte Verbesserung des Wohnumfeldes. Die Gemeinde Rastede 
führt diese Planung durch, um einen Beitrag zur Energiewende zu leisten 
und auf diesem Weg Kohle- und Atomkraftwerke überflüssig zu machen 
und somit vor allem die mit diesen Kraftwerken und deren Abfallprodukten 
verbunden Gefahren zu vermeiden. Indirekt führt diese Energiewende 
folglich zu einer Verbesserung des Wohnumfeldes. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Energiewende macht es 
erforderlich, dass in geeigneten Räumen Windenergieanlagen errichtet 
werden. Die Gemeinde ist sich dabei bewusst, dass dies immer zu (sub-
jektiv empfundenen) Lasten Einzelner führen kann. Die Gemeinde gibt hier 
dem gesamtgesellschaftlichen Ziel der Energiewende allerdings den Vor-
rang vor Einzelinteressen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Eingriff in das Land-
schaftsbild ist bei einer Windparkplanung unvermeidbar, das Ortsbild wird 
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- Der dörfliche Charakter wird nicht erhalten. Das Ortsbild wird nachhaltig 
negativ beeinflusst 
 
- WEA stellen keine traditionellen Werte da und sind auch keine typischen 
Elemente eines Dorfes 
 
 
 
 
 
 
 
 
– Das innerörtliche Gemeinschaftsleben wird nicht gestärkt, sondern spal-
tet sich in Befürworter und Gegner 
 
 
 
 
 
 
 
– Die regionale Identität und die unverwechselbare Eigenart einer 1 
 
– Ländlichen Siedlung wird nicht gewahrt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da derzeit erneuerbare Energie in Millionenhöhe vernichtet wird (EWE und 
andere Medien ), weil weder Speicher noch Transport, den erzeugten 

verändert. Die Gemeinde Rastede ist sich dieses Umstands bewusst und 
hält zu Gunsten der Energiewende dennoch an der vorliegenden Planung 
fest. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Windenergieanlagen stellen 
nach Ansicht der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente 
in der modernen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestand-
teil sondern zugleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere 
Generation befassen muss. Als Ergänzung stehen sie dem Erhalt der 
sonstigen Dorfstrukturen und typischen Ortsbilder nicht entgegen. Solange 
Windparks die Landschaft nicht durch Allgegenwärtigkeit, Übermaß und 
allseits bedrückende Nähe dominieren, was sie nach Ansicht der Gemein-
de Rastede mit den vorliegenden Planungen nicht tun werden, da die Plan-
flächen jeweils verhältnismäßig klein sind - ist ein Nebeneinander der Ziele 
der Dorferneuerung und den Anforderungen an eine modernere Energie-
gewinnung möglich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesellschaftlicher Wandel geht 
immer mit Kontroversen und unterschiedlichen Ansichten einher. Die Ge-
meinde sieht jeden Bürger selbst in der Pflicht, seinen Mitmenschen und 
insbesondere Nachbarn mit angemessenen Verhalten gegenüberzutreten 
und unterschiedliche Interessen und Meinungen, zu der jeder Mensch das 
Recht hat, zu respektieren und letztendlich auch zu akzeptieren. Niemand 
wird durch die Planung in unrechtmäßiger Weise beeinträchtigt oder in 
seinen persönlichen Rechten verletzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Windparkplanungen wider-
sprechen der Identität und Eigenart nicht grundsätzlich. Der vorgenomme-
ne Eingriff wird bewertet und im Rahmen der Eingriffsbilanzierung gemäß 
der gesetzlichen Vorgaben berücksichtigt. Es besteht kein Anspruch auf 
die Unveränderlichkeit der Landschaft. Windenergieanlagen stellen nach 
Ansicht der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente in 
der modernen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil 
sondern zugleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere 
Generation befassen muss. Als Ergänzung (in gesteuerten Maßen) stehen 
sie dem Erhalt der sonstigen Dorfstrukturen und typischen Ortsbilder, und 
damit auch der Eigenart einer ländlichen Siedlung, nicht entgegen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Finanzierung dieses Pro-
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Strommengen entsprechen, ersuche ich Sie, diesen Punkt in die Planung 
mit einzubeziehen. Erst wenn Windenergie nachweislich sinnvoll genutzt 
wird und die finanzielle Belastung durch „Stromvernichtung“ und Weiter-
zahlung von abgeschalteten oder reduzierten Anlagen unterbunden ist, 
kann diese Planung im Sinne der Bürger weitergeführt werden. 
 
Mit der Renaturierung der Wapel wird dieser Bereich ökologisch aufgewer-
tet. Hier gilt es auch wasserschutzrechtliche Belange zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Des Weiteren befinden sich in unmittelbarer Nähe Anlagen für den Mobil-
funk. Wird dies beachtet?  
 
 
 
 
 
Ein Verein für Modellflug grenzt an die dargestellten Windflächen an. 
 
 
Durch Bohrung der Fundamente werden die Wasseradern für das Trink-
wasser gefährdet. Trinkwasser ist das Gold für den Menschen und Natur, 
ohne Wasser kein Leben. 
 
 
 
 

jektes ist nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die Themen 
EEG, Speicherung und Weitertransport kann die Gemeinde Rastede im 
Rahmen dieser Planung nicht beantworten. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült bzw. der in der Standortpotenzialstu-
die ermittelten Potenzialflächen. Da in der Fachliteratur Störungsempfind-
lichkeiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, ist 
sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die 
nicht bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorge-
sehenen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder 
kompensiert werden. Auswirkungen auf Fische und Amphibien durch 
Wirkfaktoren, die durch Windenergieanlagen verursacht werden, sind der-
zeit nicht bekannt. Für die im Bereich Wapeldorf-Heubült geplanten Anla-
gen kann sicher ausgeschlossen werden, dass es zu Beeinträchtigungen 
des Bereiches der renaturierten Wapel kommt. 
Belange des Wasserrechtes sind dazu im Rahmen der Bauleitplanung 
nicht zu beachten. 
 
Zum Thema Mobilfunk: 
Im Rahmen des Planverfahrens wurden Mobilfunkbetreiber beteiligt. Es 
wurden im Rahmen der Beteiligung keine Bedenken von Seiten der Mobil-
funkbetreiber vorgebracht, so dass die Gemeinde davon ausgehen kann, 
dass es hier zu keinerlei Beeinträchtigung kommen wird. 
 
 
Durch eine neue Aufstiegserlaubnis inkl. der Herrichtung einer neuen 
Start- und Landebahn ist der Erhalt des Vereins gesichert worden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Plangebiet befindet sich 
nicht innerhalb eines Trinkwassergewinnungsgebietes. Im Rahmen des 
bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist ein 
wasserrechtlicher Antrag zur Errichtung der Anlagen beim zuständigen 
Landkreis einzureichen, der eine erhebliche, nicht zu kompensierende 
Beeinträchtigung ausschließt. Erst nach Genehmigung durch den Land-
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Durch Aufstellen der Anlagen im Gebiet, wo früher eine Müllkuhle war, 
können alte Substanzen ans Tagelicht kommen, was dann ins Trinkwas-
ser gelangen kann. 
 
 
 
 
Wir fordern Sie auf, eine Bürgerbefragung und Beteiligung zur Erstellung 
zum Windpark mit ins Boot zu nehmen. 
 
Damit könnte man ja eine Lösung finden, wo wir als Anwohner mit leben 
könnten. 
 
Es kann nicht sein, das die Ausgleichfläche für die Anlagen im Gebiet sein 
soll, wo die Autobahn A20 später hinkommt. 
 
 
 
 
 
 
Aus den genannten Gründen lehne ich die 70. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Rastede ab.  
 
Aus den genannten Gründen lehne ich die Vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan Nr. 11 mit örtlichen Bauvorschriften der Gemeinde Rastede ab. 
 
Eine Genehmigung stellt für mich eine Verletzung mehrerer öffentlicher 
und meiner privaten Belange dar. 
 
Ich bitte Sie, meine Hinweise bei der fortführenden der Bearbeitung der 
Planung zu berücksichtigen. 
 

kreis kann mit dem Bau begonnen werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Investor hat Kontakt zu 
dem Eigentümer aufgenommen. Dem Eigentümer sind keinerlei Hinweise 
auf eine Deponie bekannt. Sollte im Zuge der Erschließungsplanung eine 
Deponie zu Tage treten, oder sollte von der Deponie bereits heute eine 
Gefahr für das Grundwasser ausgehen, so wird der Landeigentümer eine 
Sanierung der Fläche vornehmen müssen. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Alle Bürger haben die Gelegenheit sich 
im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu beteiligen. Eine gesonderte Be-
teiligung darüber hinaus hält die Gemeinde für nicht erforderlich. 
 
 
 
Im Rahmen der Verfahrensunterlagen zum ersten Verfahrensschritt war 
zwar der Bereich des Dringenburger Moors als möglicher Bereich für die 
Schaffung eines Ersatzlebensraumes für den Regenbrachvogel angespro-
chen worden, allerdings wurden keine konkreten Flächen festgesetzt. Eine 
Ersatzfläche im Dringenburger Moor wird nunmehr im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung nicht mehr anvisiert, so dass eine mögliche 
Diskrepanz zum geplanten Autobahnabschnitt der A20 nicht mehr besteht.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerba-
ren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. 
 

 Bürger 22:    
 Mit der Aufstellung des o.g. Bebauungspläne beabsichtigt die Gemeinde 

Rastede auf ihrem Gemeindegebiet einen Windpark zu errichten. 
 
Die Gemeinde Rastede hält trotz Vorwürfe von den von der Planung be-

  
 
 
Die Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung wurden in die Abwägung 
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troffenen Bürger im Rasteder Norden an der Planung fest. Hinweise aus 
der Beteiligung nach § 3 (1) BauGB werden mehrheitlich ignoriert und 
nicht im weiteren Planverfahren berücksichtigt. Die Bürger werden in ihrer 
Lebensqualität eingeschränkt und befürchten gesundheitliche Schäden. 
 
Die städtebauliche Entwicklung im gemeindlichen Norden der Gemeinde 
Rastede wird bei den Bürgern sehr kritisch verfolgt und negativ empfun-
den. 
 
Autobahnen, Eisenbahnverbindungen, Bundesstraßen und als neue Stör-
quelle, Windenergieanlagen (WEA) werden das Leben hier beeinflussen. 
Die gemeindliche Entwicklung ist in diesem Bereich nicht abzusehen, es 
gibt kein Konzept dafür. Es werden vermutlich aus Grundlage der günsti-
gen Infrastruktur Gewerbeflächen als Folgeplanung entwickelt. 
 
Ein aktuelles städtebauliches Entwicklungskonzept kann die Gemeinde 
Rastede nicht vorlegen; sie hält an ihrer sogenannten Briefmarkenplanung 
fest und löst ihre Probleme im Parallelverfahren; mittlerweile über 70 mal. 
 
Eine 12. Änderung des FNP aus dem Jahre 1998 hatte sich sich bereits 
mit der Thematik Windenergie gefasst und eine Ausschlusswirkung fest-
gelegt. In der Bauausschusssitzung am 31.03.2014 wurde der Beschluss 
befasst, weitere Planungsüberlegungen zur Entwicklung und Maßnahmen 
– Ausbau Wind – bis zur Bekanntgabe der des überarbeitenden EEG aus-
zusetzen. Unverständlich bleiben jedoch die Aktivitäten der Gemeinde 
Rastede mit einem potentiellen Investor hinsichtlich von Planungsabsich-
ten von WEA im Rasteder Norden. Im April 2014 gibt es in der Rasteder 
Rundschau entsprechende Veröffentlichungen. Die Besonderheit besteht 
darin, das der Vorhabenträger noch heute im Verfahren involviert ist, bzw. 
in Firmenkonstrukten mitwirkt. Auch private Untersuchungen wurden im 
Vorfeld zu Belangen des Naturschutzes durchgeführt. 
 
Die Gemeinde Rastede hat, statt auf der Ebene des FNP für die Nutzung 
von Windenergie vorzubereiten, eine Studie dafür in Auftrag gegeben – die 
Standortpotenzialstudie für Windparks. Es kann nicht nachvollzogen wer-
den, wann der Bauausschuss sich mit der Erarbeitung dieser Studie be-
fasst hat und den Startschuss zur Erarbeitung gab. Da die Gemeinde wie-
derholt erklärt hat, dass die Öffentlichkeit von Anfang an in das Verfahren 
eingebunden war, großer Wert auf Transparenz gelegt wurde und umfas-

eingestellt und soweit diese von Gewicht waren auch in der Planung be-
rücksichtigt. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Nach der EEG-Novelle hat die Gemeinde eine Potenzialstudie in Auftrag 
gegeben, um zu ermitteln, welche Flächen in der Gemeinde für eine 
Windenergienutzung geeignet sein könnten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Rastede hat schon 2012 die Beratungen über die Potenzi-
alstudie des Landkreises Ammerland öffentlich geführt (Vorlage 
2012/147). Diese Beratungen wurden 2013 fortgeführt (Vorlage 2013/018). 
Nachdem das dortige Ergebnis vorlag, wurde 2015 eine gemeindeeigene 
Studie beauftragt, da die Gemeinde keine 200 m hohe WEA (Landkreis-
studie) sondern nur 150 m hohe WEA zulassen möchte. Die Ergebnisse 
wurden im März 2016 vorgestellt (Vorlage 2016/035) und im Mai 2016 
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sende Informationen gab, gibt es hierzu weder von der Verwaltung noch 
von politischen Gremien eine umfassende Erklärung dazu. 
 
Die Studie als Basis für die Erarbeitung der Planung zu verwenden, halte 
ich für rechtswidrig. Die Studie ist nicht rechtmäßig in der Gemeinde erar-
beitet wurden. 
 
In der Begründung zum FNP wird im Abschnitt 4.1 der geforderte Umwelt-
bericht auf eine grobe Darstellung reduziert, weil die Anzahl der Anlagen, 
der Anlagentyp u.s.w. noch nicht feststehen. Da die Gemeinde ein Paral-
lelverfahren gem. § 8 (3) BauGB anwendet, sind jedoch alle Details be-
kannt. Es kann also auch auf Ebene der FNP-Planung ein umfassender 
Umweltbericht abgeliefert werden. Somit wird auch der Genehmigungsbe-
hörde, die die FNP Änderung prüfen muss, aussagefähige Unterlagen zur 
verfügung gestellt. 
 
Eine Änderung des FNP mit dem Ziel, die Ansiedlung von Windparks ab-
schließend zu regeln, wäre das einzige rechtmäßige Verfahren dafür ge-
wesen. 
 
Die Gemeinde hätte die Entwicklung von Windparks auch nach § 5 (2b) 
BauGB in einem sachlichen Flächennutzungsplan rechtssicher darlegen 
können. 
 
Die 70. Änderung des FNP lässt eindeutig erkennen, dass die vom Vorha-
benträger favorisierten Standorte der WEA Planinhalt sind. Die Vermutung 
einer Gefälligkeitsplanung zugunsten eines Investors konnte bisher nicht 
entkräftet werden. Zu unterschiedlich sind die Aussagen; einmal hieß es, 
der Investor (Vorhabenträger) hat das Windhundprinzip gewonnen oder 
weil er doch soviel vorbereitet hatte. 
 
Die zur Planung gehörenden Studien, Berichte und beigefügten Anlagen 
wurden auf unterschiedlicher Basis erarbeitet, die Anzahl der WEA sind 
nicht einheitlich. Die Vareler WEA werden nur teilweise berücksichtigt; 
einmal sind 9 WEA bzw. 5 WEA Basis für die jeweiligen Untersuchungen. 
Besonders bei der Ermittlung der Auswirkungen der WEA auf das Land-
schaftsbild wurden nur die 5 WEA auf dem Gebiet von Rastede einbezo-
gen. Damit wird das Ergebnis verfälscht; gerade die Anlagen an der Ge-
meindegrenze zu Varel beeinträchtigen das Landschaftsbild nachhaltig. 

bestätigt (Vorlage 2016/089). 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Studie ist ein belastbares 
Fundament für die Flächennutzungsplanänderungen Nr. 70 – 72. 
 
 
Da die Planung in einem Parallelverfahren durchgeführt wird und zum 
Bebauungsplan Nr. 11 ein detaillierter Umweltbericht vorliegt, liegt dieser 
auch der Genehmigungsbehörde zur Stellungnahme vor.  
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird indirekt gefolgt. Das gleiche Ziel verfolgt die Gemeinde, 
nur dass die Gemeinde für jeden Standort eine eigene Flächennutzungs-
planänderung durchführt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hat sich aber für 
einen anderen Weg entschieden. 
 
 
Inhalt der Flächennutzungsplanänderung sind Flächen, die im Rahmen der 
Potenzialstudie ermittelt wurden. Laut dieser Studie sind diese Flächen 
grundsätzlich für die Errichtung von Windenergieanlagen geeignet. 
 
 
 
 
Bei der Ermittlung der Auswirkungen wurden in der Tat unterschiedliche 
Anlagenzahlen zugrunde gelegt. Dies geschah in Hinblick auf die Berück-
sichtigung der größtmöglichen Auswirkungen der Windparkplanungen der 
Gemeinde Rastede und der Stadt Varel. In Bezug auf Schall- und Schat-
tenwurfimmissionen wurden die geplanten Anlagen auf Vareler Stadtgebiet 
auf Initiative der Investoren miteinbezogen, um unter dem Gesichtspunkt 
des Zusammenwirkens aller geplanten Anlagen zu ermitteln, ob die beiden 
Parks im Zusammenwirken immissionstechnisch überhaupt realisierbar 
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Auch wurden die o. g. Gutachten von unterschiedlichen Vorhabenträgem 
in Auftrag gegeben. Der Wechsel von Investoren ist aus den vorgelegten 
Unterlagen nicht zu erkennen. Warum hält die Gemeinde an einem Inves-
tor fest, der mehrfach durch neue Firmenbildung eine Investitionsunsi-
cherheit erkennen lässt? Was regelt der Durchführungsvertrag? Aus den 
Begründungen kann nicht entnommen werden, inwieweit die Gemeinde 
eine Abstandsregelung zwischen WEA zur Wohnbebauung festlegt. Die 
Hinweise zu einer Vergrößerung der Abstände auf 800 - 1000 m im Ver-
fahren nach § 3 (1) BauGB wurden ohne erklärende Begründung nicht in 
die Planung aufgenommen. Aus Veröffentlichungen zu Abständen ist ein 
neuer allgemeine Trend bei den Planungen bei WEA zu erkennen. Eine 
Erhöhung des Abstandes auf mindestens 1000 m ist planungsrechtlich 
sinnvoll. In Bayern gelten Abstände von 800 m unproblematisch und NRW 
1500 m. Dem Bundestag liegt eine Petition vor, in der mindestens 1500 m 
bzw. das 10-fache der Gesamtanlagenhöhe zur Wohnbebauung gefordert 
werden. Die Planzeichnungen sind so aufgeteilt, bzw. gegliedert worden, 
dass die angrenzende Wohnbebauung nicht vollständig mit dargestellt 
wurde. Die Abstand zur Bebauung ist somit nicht nachmessbar. Der Über-
sichtplan ist unmaßstäblich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Geräuschimmissionsgutachten Anlage 2 zur Begründung wird ein Ab-
stand von 530 m angeführt. Die Anlage 12 des Gutachtens beinhaltet Blät-

sind. Entsprechend wurden die geplanten Windparks auf Vareler Stadtge-
biet auch bei der Berücksichtigung der sog. kumulierenden Vorhaben im 
Umweltbericht miteinbezogen. Umgekehrt wurden die Vorhaben bei der 
Landschaftsbildbewertung nicht berücksichtigt, da diese nur im Fall von 
bereits bestehenden oder genehmigten Anlagen als sog. Vorbelastung 
anzusetzen wären und sich daraus ein geringerer Kompensationsbedarf 
für das Landschaftsbild im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 11 „Wapeldorf-Heubült“ ergeben hätte. 
 
Einige der faunistischen Gutachten wurden 2013 im Auftrag eines weiteren 
Investors durchgeführt, der angrenzend auf Vareler Stadtgebiet einen 
Windpark plant. Da diese Untersuchungen (damals im 2.000 m-Umkreis 
erfasst) auch den Bereich Wapeldorf-Heubült ganz (im Fall der Brut- und 
Gastvögel) bzw. teilweise (Fledermäuse) umfassen, konnten diese im 
Rahmen der vorliegenden Planung verwendet werden. 
 
Die städtebaulichen Verträge, also auch der Durchführungsvertrag, wur-
den im öffentlichen Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen am 
19.02.2018 vorgestellt (Vorlage 2018/024). 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine abschließende Prüfung 
möglicher Abstände zu Wohnbebauungen, die es ermöglicht, durch Aus-
weisung weiterer Windparks der Windenergie substanziell Raum zu geben 
und Aufstellungskonstellationen von min. 3 WEA pro Planfläche zuzulas-
sen, hat im Rahmen der Standortpotenzialstudie (Standortpotenzialstudie 
für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede, 2016) stattgefunden. 
Diese Abstände werden im Rahmen der vorliegenden Planung berücksich-
tigt. Eine Erhöhung der Abstände ist nicht beabsichtigt. 
 
Jede Gemeinde ist verpflichtet, der Windenergie in substanzieller Weise 
Raum zu verschaffen. Das Land Niedersachsen setzt hierzu im Windener-
gieerlass konkrete Forderungen fest. Es ist zu bezweifeln, dass diese Ziele 
mit derart großen Schutzabständen zu erreichen sind. Insoweit hat sich die 
Gemeinde Rastede schon mit Aufstellung der Standortpotenzialstudie 
gegen derart große Schutzabstände entschieden. 
 
Im Gutachten wurden die nächstgelegenen schutzwürdigen Nutzungen 
berücksichtigt. Weiter entfernte Nutzungen können außer Acht gelassen 
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ter 1 -3 mit der umgebenden Bebauung. Tatsächlich sind 6 Blätter in un-
terschiedlichen Maßstäben vorhanden. Auch hier lassen sich die Abstände 
zur Wohnbebauung nicht nachprüfen. Die genaue Wiedergabe der Pläne 
auf dem Computer und in den Planunterlagen ist verzerrt; außerdem sind 
nicht alle Grundstücke in die Bewertung einbezogen worden. Warum wur-
de z.B. Bereich Autohaus Mönnich, die Willielmshavener Straße oder Mit-
teldörper Weg 1 nicht beachtet. Das Gutachten ist zu überarbeiten. 
 
Planzeichnung zum vB-Plan Nr. 11 
Textliche Festsetzung 5: 
Die immissionsschutzrechtlichen Festsetzungen sind zweifelsfrei als 
Rechtsnorm zu formulieren. Ein allgemeiner Querverweis auf die TA-Lärm 
ist unzureichend. 
 
Nachrichtliche Übernahme und Hinweis: 
Die Kompensationsflächen sind rechtsverbindlicher Bestandteil des Pla-
nes. Rechtseindeutig ist eine zeichnerische Darstellung auf dem Plan. 
Somit kann der Nachweis zum funktionalen Zusammenhang von Eingriffs-
ort und Ausgleichsfläche abgeleitet werden. 
 
 
Einige planungsrechtliche Voraussetzungen und Regelungen werden in 
den Durchführungsvertrag und städtebauliche Verträge verlagert. Diese 
sind nicht Bestandteil der vorgelegten Planunterlagen. Lediglich existieren 
nur Muster von städtebaulichen Verträgen, aufzufinden im Bürgerinforma-
tionssystem. Somit kann nicht nachgesehen werden, inwieweit die tatsäch-
liche Sicherung von Festsetzungen erfolgt ist. Die Gemeinde ist hier in der 
Pflicht den Nachweis darüber zu erbringen. 
 

werden, da hier der Geräuschpegel niedriger ist, als bei näher zu den An-
lagen gelegene schutzwürdige Nutzungen  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die angesprochene Festsetzung ist zweifelsfrei formuliert. Der zulässige 
Schallleistungspegel der Anlagen ist für die Tag- und Nachtzeit benannt. 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Kompensationsflächen können nicht 
festgesetzt werden, da sich diese nicht im Gebiet der Gemeinde Rastede 
befinden und die Gemeinde außerhalb des Gemeindegebietes keine Pla-
nungshoheit besitzt. Die Kompensationsflächen werden vertraglich gesi-
chert. 
 
In den zugehörigen Verträgen werden lediglich Inhalte geregelt, die nicht 
durch den Bebauungsplan selbst geregelt werden können. Eine Verlage-
rung von Inhalten des Bebauungsplanes in Verträge ist nicht zulässig. 

 Bürger 23:    
 Die Standortwahl für Windparks: Vor dem Bau von Windenergieanlagen 

sollten Gebiete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere 
Bedeutung für Natur und Landschaft haben und deren Funktion oder Wer-
te mit dem Bau oder Betrieb von Windenergieanlagen zerstört oder erheb-
lich beeinträchtigt werden.  
 
Leider halten Sie sich nicht daran. 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in der Standortpotenzial-
studie der Gemeinde ermittelten zwei Potenzialflächen, die der vorliegen-
den Planung zu Grunde liegen, sind für die Entwicklung von Windenergie-
standorten geeignet. An der Weiterführung der Planung zur Errichtung von 
Windenergieanlagen wird seitens der Gemeinde Rastede festgehalten. 
 
 
 



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            153 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

In der frühzeitigen Bürgerbeteiligung wurde ausdrücklich von Ihnen Herr 
von Essen, erwähnt, dass die Gemeinde Windenergieanlagen bauen las-
sen will, um Atom, bzw. Kernkraftwerke und Kohlekraftwerke abschalten 
zu können? Wie viele davon sind in der Gemeinde ansässig? Wie viele 
sind überhaupt abgeschaltet worden oder wie hat die Gemeinde Rastede 
darauf Einfluss? 
 
Weiter wurde gefragt, ob die Windenergieanlagen abgestellt werden, wenn 
der Boden darunter bearbeitet wird. Diese Frage ist gar nicht beantwortet 
worden. Es finden sich bei der Bodenbearbeitung immer mehr Störche ein, 
die durch die Anlagen getötet werden können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Reg. Raumordnungsprogramm des Landkreises werden keine Ziele 
der Raumordnung zum Ausbau oder zur Steuerung der Windenergienut-
zung definiert. Es ist aber festgelegt, dass Windenergieanlagen unter dem 
Gesichtspunkt der Umweltverträglichkeit und der sozialen Akzeptanz auf 
geeignete Standorte zu konzentrieren sind. Dabei müssen nicht alle ermit-
telten Potenzialflächen ausgewiesen werden, da zur Erreichung eines 
ausreichenden substantiellen Raumes dieses nicht nötig ist. Von einer 
sozialen Akzeptanz ist bei Windenergieanlagen schon lange keine Rede 
mehr. Es gibt in Deutschland weit mehr als 800 Bürgerinitiativen gegen 
Windenergie. Zu den entgegenstehenden öffentlichen Belangen kann 
auch gehören, wenn durch die Ziele der Raumordnung oder durch Darstel-
lungen im Flächennutzungsplan eine Ausweisung für die Windenergie an 

 
 
 
 
 
 
 
Die Frage wurde bereits in der Abwägung zur frühzeitigen Beteiligung fol-
gendermaßen beantwortet: 
„Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Aus der durchgeführten 
Raumnutzungserfassung für Greif- und Großvögel wurden außer dem 
Mäusebussard und dem Baumfalken keine Arten festgestellt, welche den 
Raum so regelmäßig nutzen, dass von einer erhöhten Kollisionsgefahr 
auszugehen ist. Es sind daher keine Auflagen in Bezug auf Abschaltung 
der WEA in Zeiten von Bodenbearbeitung vorgesehen.“ 
Von Anfang bis Ende Juni wurden im Untersuchungsgebiet an 8 Terminen 
Weißstörche in allen Höhenklassen beobachtet. Die Störche nutzten das 
Gebiet zum Durchfliegen oder zur Nahrungssuche, insbesondere auf ge-
mähtem Grünland. Das Kollisionsrisiko ist als gering zu bewerten, da der 
Weißstorch nicht im Untersuchungsgebiet brütet und nur unregelmäßig in 
verhältnismäßig geringen Zeiträumen in Höhenklasse II (potenzieller Ro-
torbereich) nachgewiesen worden sind (in 22 Min. von 136 Std.). Entspre-
chend sind Abschaltzeiten weder erforderlich noch angemessen. 
 
 
 
 
Der Anregung wurde durch die Aufstellung der Standortpotenzialstudie für 
Windparks gefolgt. Im Rahmen der Studie wurden geeignete Standorte 
identifiziert. Die Nichtakzeptanz der Windenergie liegt darin begründet, 
dass keiner für die nächste Generation und das ungelöste Endlagerprob-
lem für Kernenergie mitdenkt. Alle denken immer nur an ihren eigenen 
Lebenshorizont (der bei einer Havarie des Kernkraftwerkes Unterwesen 
schneller hätte da sein können, als man das für möglich gehalten hätte.) 
Die Gemeinde Rastede übernimmt Verantwortung indem sie umfangreiche 
Flächen für die Windenergie bereitstellt und nicht nur das Mindestmaß. 
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anderer Stelle erfolgt ist. (LROP § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB). 
 
Die Zulässigkeit von Windenergieanlagen im Aussenbereich setzt voraus, 
dass öffentliche Belange nicht entgegenstehen, dazu gehören nach § 35 
Abs.3 Satz 1 Nr. 5 BauGB dass die Windenergieanlagen die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht beeinträchtigt. ( siehe 
NLWKN) Hier stören sie im großen Ausmaß den Naturschutz. Zur Erhö-
hung der sozialen Akzeptanz sollen nur Flächen mobilisiert werden, auf 
denen Anlagen mit hoher Leistung konzentriert werden können. Herr 
Schröder hat öffentlich schon bekannt gegeben, dass er unwirtschaftliche 
Anlagen in Wapeldorf/Heubült bauen lässt. Und für größere Anlagen, so 
hat der Landkreis festgesellt ist unser Gebiet nicht geeignet. Welche Ge-
biete sind eigentlich noch untersucht worden? In der Studie der Gemeinde 
Rastede werden genau die gleichen Räume untersucht, die auch in der 
Studie des Landkreises Ammerland zu finden sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unzumutbare Umweltbelastungen sind zu unterlassen - Bundesemmisi-
onsgesetz. Grundsätzlich ist das Repowering-Potenzial in Niedersachsen 
umfänglich zu nutzen, um den zusätzlichen Flächenverbrauch zu begren-
zen. Nds. MB Nr. 7/2016 
 
Weiterhin kann man beim Raumordnungsverfahren des Landkreises 
nachlesen: Intakte Ortsränder sind zur Bewahrung des Siedlungscharak-
ters und als Einbindungen der Siedlungen in die freie Landschaft grund-
sätzlich zu erhalten und von neuer Bebauung frei zu halten. 
 
Ebenso wird dort das Thema Naturräume bearbeitet: In den Naturräumen 
sind die typischen naturbetonten Ökosysteme ein einer solche 
,Größenordnung, Verteilung im Raum und Vernetzung zu sichern, dass 
darin die charakteristischen Pflanzen- und Tierarten und - Gesellschaften 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Erstellung der 
Standortpotenzialstudie für Windparks wird das gesamte Gemeindegebiet 
auf mögliche Standorte für Windparks unter Zugrundelegung von 150 m 
hohen Windenergieanlagen untersucht. Das von dem Landkreis Ammer-
land im Jahre 2013 erstellte Standortkonzept Windenergie überprüfte die 
Flächen des gesamten Landkreises auf Eignungsräume für die Windener-
gienutzung und damit einschließlich des Gebietes der Gemeinde Rastede. 
Der Landkreis setzte bei seinen Untersuchungen eine Gesamthöhe der 
Windenergieanlagen von 200 m voraus. Wie auf Seite 1 der Potenzialstu-
die dargestellt, wird im Rahmen des Standortkonzeptes Windenergie 2013 
(LK Ammerland) darauf hingewiesen, dass sich größere Flächenpotenziale 
bei der Annahme geringerer Gesamthöhen von Windenergieanlagen er-
geben. Da die Gemeinde Rastede über die im Standortkonzept herausge-
filterten Eignungsräume weitere Standorte für die Windenergienutzung 
herausstellen wollte, wurde in der kommunalen Standortpotenzialstudie 
der Gemeinde Rastede eine Gesamthöhe von Windenergieanlagen von 
bis zu 150 m zugrunde gelegt. Diese Höhenvorgabe geschah vor dem 
Hintergrund, den Eingriff in das Landschaftsbild zu verringern. Insgesamt 
ist festzuhalten, dass die Flächengröße und der Flächenzuschnitt der Po-
tenzialflächen für Windenergieanlagen abhängig von der Höhe der zu er-
richtenden Windenergieanlagen ist, da die Auswirkungen der Anlagen u.a. 
im Zusammenhang mit der Anlagenhöhe stehen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen auf die Tier- 
und Pflanzenwelt werden in den Verfahrensunterlagen umfassend darge-
stellt und bewertet. Sämtliche erheblichen Beeinträchtigungen werden, 
soweit eine Vermeidung nicht möglich ist, gemäß den gesetzlichen Vorga-
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in langfristig überlebensfähiger Population bestehen können und die Ei-
genart und volle natürliche Leistungskraft des Naturraumes gewahrt blei-
ben können. 
 
Auch hier wird massiv gegen das Raumordnungsprogramm verstoßen. 
 
Im Landkreis Ammerland gilt: Moorschutz ist auch gleich Klimaschutz, da 
mit der Moordegeneration eine enorme C02 und Lachgas- Freisetzung 
einhergeht. Der Erhalt der Restmoor- und Grünlandflächen wirkt sich auch 
auf die C02 Bilanz aus. 
 
Die Windenergieanlagen sollen zum Teil auf Moorböden gebaut werden. 
Ist der Gemeinde Rastede die C02 Bilanz egal? 
 
 
 
In den Einwendungen zur frühzeitigen Bürgerbeteiligung ist uns aufgefal-
len, das sehr oft die Antwort kam: „Zur Kenntnis genommen", leider konn-
ten wir nicht feststellen, wo diese Kenntnis in den Abwägungen eingeflos-
sen ist. Auch hier hätten wir uns mehr Transparenz gewünscht. 
 
 
 
 
 
 
 
Des Weiteren wurde in vielen Einwendungen die Frage nach dem lnfra-
schall gestellt. Woher nehmen sie die Gewissheit, dass Infraschall nicht 
krank macht? Diese Frage wird nie beantwortet. 
 
Nur weil man Infraschall angeblich nicht wahrnimmt, heißt es nicht, dass 
er nicht krank macht. Radioaktive Strahlung nimmt man auch nicht wahr!!! 
 
Ärzte für Emissionsschutz weisen jetzt schon darauf hin, dass das Wind-
turbinensyndrom für die Bevölkerung ein größeres Ausmaß an Erkrankten 
bringen wird, als Krebs. 10-30 % der Menschen reagieren empfindsam auf 
den Schall. Die Ärztekammer Niedersachsen weist auf die schädlichen 
Auswirkungen auf das vegetative Nervensystem hin. 

ben ermittelt und kompensiert bzw. eine artenschutzrechtliche Ausnahme 
vorgesehen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die derzeit auf den Flächen 
stattfindende intensive Landwirtschaft mit im südlichen Teilbereich durch-
geführter Ackernutzung führt auf den Moorstandorten nachgewiesenerma-
ßen zur Mineralisation des Torfkörpers und damit schrittweisen Abbau und 
Reduzierung des Moorbodens. Gemäß den Angaben des NABU Positi-
onspapiers:“ Moore – Lebensräume mit hoher Bedeutung für Natur- und 
Klimaschutz“ sind in Niedersachsen rund 95% der Moorstandorte gestört 
bzw. genutzt, wozu auch der hier dargestellte Geltungsbereich zu zählen 
ist.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahr-
genommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussa-
ge nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Ge-
meinde entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in 
der Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwä-
gung bedingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Ab-
wägungsdefizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
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Die Universität Mainz hat vor kurzem in einer Studie festgestellt, dass Inf-
raschall von Windenergieanlagen die Herzzellen zerstören. Menschen 
nehmen den Schall tatsächlich nicht nur über das Gehör war, sondern 
auch über den Körper. Infraschall der Windenergieanlagen pulsiert rhyth-
misch, dadurch wirkt er auch auf die Knochen und diese Vibration geht 
dann weiter in das Innenohr, mit allen negativen Veränderungen(Störung 
des Gleichgewichtes usw.) Man hat morphologische Veränderungen 
schon an Tieren gemessen. Dort hat man Veränderungen am Herzen, 
dem lnnenohr und weiteren Zellen an Ratten festgestellt. 
 
In der Ludwig Maximilian Universität München wurde von den Neurobiolo-
gen festgestellt, dass das lnnenohr (Cochlea) stimuliert wird. Die Zeit, die 
das lnnenohr braucht, um sich zu erholen von den tieffrequenten Tönen ist 
doppelt so lang, wie die Einwirkzeit. 
 
Wissenschaftliche Untersuchungen werden bestätigt durch Prof. Dr.Rainer 
Mausfeld von der Uni Kiel, von Dr. E.Weiler St. Wendel, Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe und das Robert Koch Institut. 
 
Bestätigt wird das Ganze auch von dem Lärmpsychologen Dirk Schre-
ckenberg, Zentrum für angewandte Psychologie und Sozialforschung Bo-
chum. 
 
2014 hat auch das Bundesumweltamt schon festgestellt, dass die Wind-
energieanlagen das mentale Wohlbefinden beeinträchtigt. 
 
Einige Bundesländer haben das auch schon erkannt und haben einen 
Mindestabstand zur Wohnbebauung von über 1000m-2000m festgelegt. 
 
Dänemark ist da schon viel weiter .Die haben die Krankmachende Wir-
kung schon erkannt. Die Vibrationen sind sogar durch Wände hindurch 
spürbar. Es gibt also keinerlei Schutz vor den Krankmachenden Einflüssen 
der Windenergieanlagen. 
 
Haben wir als Menschen außerhalb des Hauptortes Rastede kein Recht 
auf den Schutz unserer Gesundheit? 
 
Weiter heißt es bei der Beweissicherung an privaten Gebäuden: einmal 

wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jede Gemeinde ist verpflichtet, der Windenergie in substanzieller Weise 
Raum zu verschaffen. Das Land Niedersachsen setzt hierzu im Windener-
gieerlass konkrete Forderungen fest. Es ist zu bezweifeln, dass diese Ziele 
mit derart großen Schutzabständen zu erreichen sind. Insoweit hat sich die 
Gemeinde Rastede schon mit Aufstellung der Standortpotenzialstudie 
gegen derart große Schutzabstände entschieden. 
 
 
 
 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport 
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muss sich der Vorhabenträger im Rahmen eines Beweissicherungsverfah-
rens kümmern. Ein Sachverständiger wird eine Bestandsaufnahme durch-
führen und die durch den Bau entstandenen Schäden werden durch den 
Vorhabenträger beglichen. 
 
 
Dann heißt es einige Seiten weiter: Beweissicherungsverfahren für Privat-
gebäude sind privatrechtliche Angelegenheiten, die zwischen Vorhaben-
träger und Anlieger privat geklärt werden müssen. 
 
Was stimmt da denn nun? Und wenn wir das privat klären lassen müssen, 
unterstützt uns dann jemand aus dem Gemeinderat dabei? Oder interes-
siert es dann niemanden mehr? Denn bisher haben wir auch noch nicht 
viel Unterstützung seitens der Gemeinderatsmitglieder erhalten( siehe 
A20: die Autobahn soll durch Wapeldorf /HeubüIt gehen, dass betrifft ja 
keine Gemeindegebiet!) 
 
Die Genehmigungsbehörde kann dazu nach BlMSchG Beweisssiche-
rungsmaßnahmen sowie Koordinierung in Bezug auf Baustellenabläufe 
zur Vermeidung von Auswirkungen bestimmen. Werden sie die Genehmi-
gungsbehörde dahingehend bitten?  
 
Auch zum Thema Vorsorgegebiet Wasser gibt es unterschiedliche Antwor-
ten. Welche sind denn da richtig.  
 
 
Flächennutzungsplan: 
Umweltbericht: (Teil II der Begründung): dort heißt es unter 
 
1.2 Da konkrete Standorte von Windenergieanlagen sowie deren Zuwe-
gung nicht bekannt sind( also keine Angabe zum Flächenbedarf?) . Wenn 
Standort und Größe und Zuwegung noch nicht bekannt sind, wie kann 
dann ein Schallgutachten, eine Schattenwurfgutachten und ein Umwelt-
gutachten und so weiter erstellt werden? 
 
 
 
 
 

von WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde be-
wusst. Daher wird im Vorfeld auch durch ein Beweissicherungsverfahren 
der Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Erforder-
lichenfalls werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneu-
ert. Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt.  
 
Beweissicherungsverfahren für Privatgebäude sind privatrechtliche Ange-
legenheiten, die zwischen dem Vorhabenträger und den Anliegern privat 
geklärt werden müssen. 
 
Die Planungen der A20 sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleit-
planung. 
 
 
Die Gemeinde Rastede kann den Vorhabenträger nicht zur Durchführung 
von Beweissicherungsverfahren an privaten Anlagen verpflichten. Die 
Gemeinde Rastede stellt jedoch in Aussicht, die privaten Eigentümer bei 
der Forderung eines Beweissicherungsverfahrens zu unterstützen.  
 
 
 
 
Das Vorsorgegebiet für Trinkwassergewinnung grenzt an die Flächen der 
70. Flächennutzungsplanänderung an. 
 
 
 
 
 
Wie es in der Begründung und im Umweltbericht korrekt dargestellt wird, 
ist der gesamte Themenkomplex Schall, Schatten und Infraschall nicht 
Gegenstand der vorbereitenden Bauleitplanung (Flächennutzungsplanän-
derung), da auf dieser Planungsebene weder die korrekten Anlagenstand-
orte, noch die konkreten Anlagentypen feststehen. Aus diesem Grund 
können auf dieser Planungsebene auch keinerlei Gutachten vorgelegt 
werden. Der Umweltbericht jedoch ist Bestandteil der Unterlagen, der De-
taillierungsgrad der Betrachtungen im Umweltbericht ist entsprechend des 
Charakters der vorbereitenden Bauleitplanung gröber. Weiter ins Detail 
geht der Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, 
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2.2. Landschaftsrahmenplan: Hier wird ganz deutlich der Naturraumbezug 
festgestellt. Wallhecken in großer Dichte, diese sind unter Schutz gestellt, 
auch wenn die Zufahrt zu den Windenergieanlagen 5m vom Fuß einer 
Wallhecke entfernt gebaut wird, wird durch Baulärm und Erschütterungen 
die Lebensgemeinschaft Wallhecke deutlich gestört. Wollen sie das wirk-
lich zulassen? 
 
 
 
 
 
 
 
Weiterhin wird auf den Moor/Marschboden hingewiesen. S.O. Moor bindet 
C02 . Sollte dass nicht Beachtung in der C02 Bilanz der Gemeinde finden?  
 
 
 
 
 
 
 
 
Außerdem kommt dem Gebiet eine besondere Bedeutung als Grundwas-
serneubildungsgebiet zu. Was ist mit den zu erwartenden Chromaten, die 
in den Boden eingebracht werden? Man muss sich dabei vor Augen hal-
ten, um welche Betonmassen es sich hier handelt. Die Anlagen stehen auf 
einem Stahlbeton Fundament und auch der Turm der Anlagen besteht aus 
Stahlbeton. Damit der Boden diese Mengen an Beton tragen kann, wird 
Schottergranulat in die Bohrlöcher gepresst und verdichtet. Dadurch 
kommt es auf jeden Fall schon einmal zur Beeinträchtigung des Wasser-
haushaltes. Durch das Einbringen riesiger Betonmengen kommt es zu 
Chromat Absonderungen - und die landen im Grundwasser. Dann wird 
auch noch das Grundwasser abgesenkt, die Oberflächen versiegelt und 
die Fließgeschwindigkeit und Richtung des Grundwassers grundlegend 
verändert. 
 

weil dort die Anlagenstandorte festgesetzt werden.   
 
Die konkrete Erschließung des Änderungsbereiches der 70. FNP-
Änderung ist nicht Gegenstand der vorbereitenden Bauleitplanung, konkre-
te Aussagen hierzu finden sich im Umweltbericht zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 11. Dort wird dargestellt, dass im Vorfeld der Planun-
gen eine Abstimmung zur Verlegung der Zuwegung für den südlichen Teil-
bereich dahingehend erfolgte, dass ein Abstand von 5 m zu der vorhande-
nen Wallhecke eingehalten wurde, um diese nicht zu beeinträchtigen. Die 
temporären Beeinträchtigungen der Wallhecken-Lebensgemeinschaft 
durch Baulärm und Erschütterungen werden durch entsprechende textli-
che Festsetzungen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan zur Baufeld-
räumung und Gehölzentfernung außerhalb für Tiere sensibler Zeiten weit-
gehend vermieden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die derzeit auf den Flächen 
stattfindende intensive Landwirtschaft mit im südlichen Teilbereich durch-
geführter Ackernutzung führt auf den Moorstandorten nachgewiesenerma-
ßen zur Mineralisation des Torfkörpers und damit schrittweisen Abbau und 
Reduzierung des Moorbodens. Gemäß den Angaben des NABU Positi-
onspapiers:“ Moore – Lebensräume mit hoher Bedeutung für Natur- und 
Klimaschutz“ sind in Niedersachsen rund 95% der Moorstandorte gestört 
bzw. genutzt, wozu auch der hier dargestellte Geltungsbereich zu zählen 
ist.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die wasserschutzrechtli-
chen Belange werden im Rahmen der nachfolgenden Genehmigungspla-
nung detailliert beachtet. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist 
nicht ersichtlich, wie die Gründung (Tief- oder Flachgründung) hergestellt 
werden soll, konkrete Aussagen hierzu finden sich aber in der Begründung 
bzw. im Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11.  
Gemäß den Vorgaben der EU-Richtlinien ist ab 17. Januar 2005 Beton 
chromatarm herzustellen. Es dürfen nur höchstens noch zwei Milligramm 
Chromat pro Kilogramm Zement (2 ppm) enthalten sein. 
Für die Gründung der Windenergieanlagen wird voraussichtlich eine 
Pfahlgründung durchgeführt. Bei den vorgesehenen Pfählen handelt es 
sich um Vollverdrängungsrammpfähle. Der verdrängte Boden umschließt 
diese Pfähle wieder vollflächig. Das vorhandene Schichtgefüge bleibt na-
hezu erhalten.  
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Durch die Pfahlgründung entstehen Durchbrüche durch die einzelnen 
Wasser führenden Schichten. Dadurch kommt es zu Einträgen der sul-
fatsauren Böden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wie im Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 
ausgeführt, sind im Rahmen der konkreten Umsetzung der Baumaßnah-
men, u. a. zur Vermeidung von erhöhten Sulfatkonzentrationen und beton-
schädlicher Stoffe, die Säureneutralisationskapazitäten sowie die Puffer-
möglichkeiten zur Vermeidung eines Absenkens des pH-Wertes über die 
Beprobung des Bodens zu ermitteln. Es wird empfohlen, vor Beginn der 
Baumaßnahmen mittels Feldmethoden der Kalkgehalt des Bodens zu 
prüfen. Weiterhin sind bei Umsetzung des Vorhabens (Genehmigungs-
ebene) die vorgeschlagenen Maßnahmen gem. Geofakten 25 des LBEG 
zu beachten. Der Investor wird u. a. diesbezüglich ein Konzept zur Umset-
zung einer Bodenkundlichen Baubegleitung (BBB) während der laufenden 
Baumaßnahme erarbeiten. Vor Beginn der Baumaßnahme wird das Kon-
zept der Unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises Ammerland abge-
stimmt. Die Konzepterstellung und Überwachung erfolgt durch einen durch 
den Bundesverband Boden zertifizierten Baubegleiter. 
Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) vo-
raussichtlich nicht dauerhaft durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung 
wird nur für die Dauer des Baus der Fundamente temporär durchgeführt 
(Dauer geschätzt: 4 Wochen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grund-
wassersituation ist im Rahmen der Genehmigungsplanung neben ausführ-
lichen Recherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der 
Bau von Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgese-
hen. Mittels dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen be-
reits im Vorfeld der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasser-
schwankungen und Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Sämtliche 
Arbeiten zur Wasserhaltung werden überwacht und mit der Unteren Was-
serbehörde des Landkreises Ammerland abgestimmt. Ein erheblicher 
Einfluss auf den Grundwasserhaushalt wird daher derzeit nicht gesehen. 
Eine Versiegelung von Flächen geschieht zum einen für die Fundamente 
der Windenergieanlagen, zum anderen werden die erforderlichen Kran-
stellflächen und die Zuwegungen teilversiegelt (Schotter, wassergebunde-
ne Decke). Die Beeinträchtigungen auf den Boden und die Pflanzen durch 
Boden(teil)versiegelung werden bilanziert und entsprechend durch Aufwer-
tungen auf den Kompensationsflächen ersetzt. Die für die Errichtung der 
Anlagen zusätzlich erforderlichen Montageplätze werden nach Beendigung 
der Bauarbeiten rekultiviert. Die dazwischen liegenden Flächen können 
auch weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden.  
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2.3. Die Windenergieanlagen sollen in ein avifaunistisch wertvolles Gebiet 
gebaut werden, die Gebiete haben regionale und nationale Bedeutung für 
Brut- und Rastvögel. Dafür soll dann eine Ausnahme vom Tötungsverbot 
eingeholt werden? Warum nutzt die Gemeinde Rastede diese Gebiete 
nicht zur Werbung nach außen? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4. Das gesamte Gemeindegebiet ist nach geeigneten Standorten für 
Windenergieanlagen untersucht worden? Wo liegen diese anderen Gebie-
te, die untersucht worden sind. Und für wen wurde diese Studie erstellt? 
Diese Studie beinhaltet auch die Komponenten für die Studie der Stadt 
Varel. Hat man sich die Kosten dafür geteilt? Oder hat Herr Schröder die-
se in Auftrag gegeben? Wer hat die Studie denn nun bezahlt? Herr Henkel 
hat immer behauptet, dass der Investor die Studie bezahlt hat? Hätte nicht 
erst die Gemeinde diese bezahlen müssen? 
 
 

Eine z. B. regionale Bedeutung als Brutvogellebensraum bedeutet nicht 
per se, dass die der Bewertung zugrunde liegenden gefährdeten Brutvo-
gelarten auch empfindlich gegenüber Windenergieanlagen reagieren oder 
durch diese beeinträchtigt werden. Aufgrund der nationalen Bedeutung der 
Wapelniederung als Gastvogellebensraum des Regenbrachvogels wurde 
hingegen im Rahmen der vorliegenden Planung im Sinne des Vorsorge-
prinzips die Maßnahme der artenschutzrechtlichen Ausnahme gewählt. 
Dies geschieht vorsorglich aufgrund der Tatsache, dass Unsicherheiten in 
Bezug auf eine tatsächliche Meidung des Gebietes von Regenbrachvögeln 
bei Nutzung der Flächen als Windpark bestehen. Das Vorgehen ist folglich 
der planerischen Weitsicht und dem Verantwortungsbewusstsein der 
Kommune geschuldet.  
Die Voraussetzungen zur Erteilung einer Ausnahme für den Regenbrach-
vogel, den Mäusebussard und die Feldlerche werden im Entwurf in den 
Planunterlagen dargestellt. Sie wurden im Vorfeld mit dem Landkreis Am-
merland, welcher auf Genehmigungsebene die Ausnahme letztendlich 
erteilen muss, abgestimmt.  
Der Mäusebussard ist so weit verbreitet und allgegenwärtig, dass Planun-
gen ohne eine Beeinträchtigung, gleich an welcher Stelle im Gemeindege-
biet, schlicht unmöglich sind. Aufgrund des nicht zu verhindernden Kollisi-
onsrisikos der Art wird der Weg der artenschutzrechtlichen Ausnahme 
beschritten. Die Feldlerche steigt zur Zeit ihres Singfluges während der 
Balz- und Brutzeit bis in Rotorhöhe auf und kann dadurch verunglücken. 
Da die Art ihre Reviere von Jahr zu Jahr an unterschiedlichen Standorten 
bildet, sind Vermeidungsmaßnahmen durch Verschiebung der Anlagen-
standorte nicht zielführend, und so wird auch hier der Weg der arten-
schutzrechtlichen Ausnahme beschritten. Für beide Arten werden popula-
tionsstärkende Maßnahmen ergriffen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Erstellung der 
Standortpotenzialstudie für Windparks wird das gesamte Gemeindegebiet 
Rastede auf mögliche Standorte für Windparks unter Zugrundelegung von 
150 m hohen Windenergieanlagen untersucht. Standorte außerhalb des 
Gemeindegebietes waren nicht Gegenstand der Untersuchungen. Auf-
traggeber der Studie ist die Gemeinde Rastede. Die Kosten für die Studie 
wurden 2015 von der Gemeinde getragen. Im Zuge der städtebaulichen 
Verträge verpflichten sich die Vorhabenträger, diese Kosten nachträglich 
zu erstatten (Vorlage 2018/024). Tatsächlich wurden im Rahmen der Er-
stellung der Standortpotenzialstudie verfügbare Daten aus dem Stadtge-
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3.2. Der Bau der Windenergieanlagen hat erhebliche Auswirkungen auf 
das Schutzgut Pflanzen. 
 
 
Ausnahmevoraussetzungen des §45 Abs. 7 BNatSchG: -wenn keine zu-
mutbare Alternativen gegeben sind. Es sind durchaus Alternativen gege-
ben: Es müssen keine weiteren Anlagen in der Gemeinde gebaut werden. 
Die Gemeinde Rastede hat eine Ausschlusswirkung hervorgebracht, als 
der Windpark auf der Liethe gebaut wurde. Am 31.03 .2014 hat die Ge-
meinde den Beschluss zur Zurückstellung von weiteren Planungsüberle-
gungen zur Entwicklung und Maßnahme Ausbau Windenergie bis Be-
kanntgabe des überarbeiteten EEG gefasst. Wann wurde dieser Be-
schluss aufgehoben? 
 
 
 
Ende März 2014 haben Sie Herr von Essen und Herr Schröder einen ge-
meinsamen Auftritt beim Ellernmahl. Hier wurden bereits konkrete Vorstel-
lungen zur Planung von Windparks deutlich. Wie ist das zu bewerten? 
 
In einer nicht öffentlichen Sitzung hatte am 19.05.2015 der Verwaltungs-
auschuß die Gemeindeverwaltung damit beauftragt von einem Planungs-
büro eine Standortpotentialstudie erarbeiten zu lassen. Dieser Beschluß 
war geheim gehalten worden. Sieht so Transparenz und Informationspoitik 
aus? 
 
Warum hat das Planungsbüro fast ein Jahr gebraucht um mit der Studie 
anzufangen? Im Umweltbericht Teil II der Begründung steht: Die Gemein-
de hat 2016 in einer aktuellen Studie das gesamte Gemeindegebiet auf 
die Eignung ... 
 
 
 

biet Varel bezüglich Informationen zu avifaunistischen Kartierungen von 
Brut- und Gastvögeln herangezogen. Es handelt sich um Daten zur lokalen 
Avifauna im Grenzgebiet der Gemeinde Rastede und der Stadt Varel. Eine 
Berücksichtigung dieser verfügbaren Daten ist unabhängig der Klärung der 
Finanzierung aus fachlicher Sicht zu begrüßen.  
 
Der Hinweis ist richtig, die erheblichen Auswirkungen werden, wie im Um-
weltbericht dargestellt, über entsprechende Vermeidungs-, Minimierungs- 
und Kompensationsmaßnahmen behandelt. 
 
Bei der Beschlussfassung zur Änderung des FNP hat die Gemeinde auf 
der Basis der Standortpotenzialstudie bereits eine Abwägung alternativer 
Standorte durchgeführt, mit dem Ergebnis, dass die Gemeinde Rastede 
beabsichtigt, alle für die Windenergienutzung ermittelten Potenzialflächen, 
für die im Rahmen der Studie eine geringe bis mittlere Empfindlichkeit 
gegenüber der Windenergienutzung festgestellt wurde, als Windparks im 
Flächennutzungsplan auszuweisen. Die Gemeinde hat sich klar dafür ent-
schieden, nicht nur den bestehenden Windpark zu repowern, sondern 
auch weitere Flächen für die Errichtung von Windenergieanlagen vorzube-
reiten.  
 
 
Zunächst ist festzustellen, dass der Verwaltungsausschuss die Gemeinde-
verwaltung nicht beauftragt hat, sondern vielmehr einen Beschluss gefasst 
hat, der das Planungsbüro mit der Erarbeitung der Studie beauftragt. Die-
ser Beschluss wird entsprechend den Regularien des Kommunalverfas-
sungsgesetzes von der Verwaltung ausgeführt. 
 
Ebenfalls entsprechend den Regularien des Kommunalverfassungsrech-
tes sind Auftragsvergaben und die den vorgelegten Angeboten entspre-
chenden Kalkulationsgrundlagen nicht öffentlich zu behandeln. Hierbei gibt 
es auch keinen Ermessensspielraum. Insofern ist das Wort „geheim“ un-
zutreffend, denn das würde ja bedeuten, dass insgesamt keine Erkenntnis 
hinsichtlich einer Auftragsvergabe öffentlich bekannt sein dürfte. Wie sich 
aus der vorliegenden Stellungnahme ergibt, ist dies aber offensichtlich 
nicht der Fall. 
 
Das Planungsbüro brauchte nicht ein Jahr, um mit der Studie zu beginnen, 
sondern vielmehr ein Jahr, um die Studie zu erstellen und abzuschließen. 
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Brut - und Gastvogelvorkommen sind von 2013/2014. Wann werden aktu-
elle Beobachtungen angestellt? Wir haben hier im Bereich Wapel-
dorf/Heubült eine Waldohreule, die sich auch im Windenergieanlagenge-
biet wieder findet. Diese scheint übersehen worden zu sein? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Schlagrisiko für Bussard und Falke ist enorm. 
 
 

Aus der Darstellung im Umweltbericht ergibt sich, dass qualitative Aussa-
gen zum Bereich Natur und Landschaft nur möglich sind, wenn entspre-
chend qualitative Arbeitsgrundlagen erarbeitet werden. Diese ziehen sich 
allerdings aufgrund von Vegetationsperioden oder Brutzeiten über einen 
Zeitraum von bis zu einem Jahr hin. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Beginn der Bearbeitung 
der Studie erfolgte bereits im Jahre 2015, zeitnah nach Beschluss der 
Gemeindeverwaltung. Die Erstellung eines komplexen Fachwerkes wie 
einer Standortpotenzialstudie für Windparks erfordert eine gewisse Bear-
beitungszeit. Mit Fertigstellung der Studie im März 2016 betrug die Bear-
beitungszeit keine zehn Monate, was komplett den fachlichen Anforderun-
gen entspricht. Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichtes Lüneburg 
(OVG Lüneburg 12 KN 64/14 vom 23.06.2016), machten eine Aktualisie-
rung von Teilen der vorliegenden Studie im Oktober 2016 erforderlich.  
 
Gemäß dem Leitfaden Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung und 
Genehmigung von Windenergieanlagen in Niedersachsen (Anlage 2 des 
Windenergieerlasses) dürfen die Untersuchungsergebnisse zur Fauna 
nicht älter als sieben Jahre sein und sollten optimaler Weise nicht älter als 
fünf Jahre sein. Aktuelle Beobachtungen sind daher entbehrlich, da die im 
Rahmen der Bauleitplanung durchgeführten Brut- und Rastvogelerfassun-
gen zusammen mit den ergänzend durchgeführten Raumnutzungserfas-
sungen 2016 und 2017 mit den Anforderungen des Artenschutzleitfadens 
zum niedersächsischen Windenergieerlass konform gehen. 
 
Die Waldohreule stellt gemäß Windenergieerlass keine windkraftsensible 
Art dar, es gibt auch keine aktuellen Kenntnisse für eine Empfindlichkeit 
oder eine besonders hohe Kollisionsgefährdung, da die Art meist niedrig 
über ihren Nahrungsflächen jagt. Die in 2013 bei den Brutvogelerfassun-
gen festgestellte Waldohreule mit Revier an der L820, welche sich zum 
damaligen Erfassungszeitpunkt in einem Abstand von mindestens 295 m 
zu der nächstgelegenen geplanten Windenergieanlage befindet, wurde bei 
den Raumnutzungserfassungen nicht innerhalb der Teilbereiche der Bau-
leitplanung festgestellt.  
 
HANDKE (2016) trifft als Ergebnis der Raumnutzungsuntersuchung die 
Aussage, dass für Mäusebussard und Baumfalke eine erhöhte Gefähr-
dung durch den geplanten Windpark vorliegt und empfiehlt für den Baum-
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Für den Kiebitz hat man sich in dem Umweltbericht als Konfliktvermeidung 
das Vergrämen während der Brutzeit ausgedacht. Ist das im Sinne des 
Naturschutzes? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Feldlerche(rote Liste) wollen Sie Herr Bürgermeister von Essen 
eine Ausnahme vom Tötungsverbot beantragen? Auch hier gilt als Aus-
nahmevoraussetzung, dass es keine Alternative gibt! Und das zwingende 
Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich sozialer 
und wirtschaftlicher Art oder im Interesse der Gesundheit des Menschen 

falken ca. sechswöchige Abschaltzeiten während der Endphase der Brut 
für die dem Horst nächstgelegenen Anlage. Wie in der speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung zum Umweltbericht (Anlage 8) ausgeführt, sind 
Abschaltungen für den Mäusebussard hingegen nicht zielführend. Wie 
weiter oben bereits ausgeführt, ist der Mäusebussard so weit verbreitet 
und allgegenwärtig, dass Planungen ohne eine Beeinträchtigung, gleich an 
welcher Stelle im Gemeindegebiet, schlicht unmöglich sind. Aufgrund des 
nicht zu verhindernden Kollisionsrisikos der Art wird der Weg der arten-
schutzrechtlichen Ausnahme beschritten und es werden für den Mäuse-
bussard insg. acht Hektar an populationsstärkenden Maßnahmen durch-
geführt. 
 
Durch einen Bau der Anlagen außerhalb der Brutzeit könnten u. a. Störun-
gen von (boden-)brütenden Vogelarten wie dem Kiebitz vollständig ver-
mieden werden. Falls dies jedoch aus logistischen Gründen nicht möglich 
ist (der Bau der Anlagen erstreckt sich über einen längeren Zeitraum, so 
dass ein Bau außerhalb der Brutzeit aufgrund witterungsbedingter 
Zwangspunkte nicht durchgeführt werden kann), ist durch eine kontinuier-
liche ökologische Baubegleitung (z. B. mit Begehungen der Eingriffsflä-
chen, rechtzeitige Anbringung/ Durchführung von Vergrämungsmaßnah-
men vor Beginn der Brutzeit o. ä.) sicherzustellen, dass sich kein Brutpaar 
auf den Bauflächen, Lagerflächen oder Zuwegungen ansiedelt. Durch die 
Vergrämungsmaßnahmen wird eine Schädigung der Fortpflanzungsstätten 
während der Bauzeit, soweit diese innerhalb der Brutzeit liegt, vermieden.  
Durch die räumlich (nur im Nahbereich der im Bau befindlichen Anlagen-
standorte und Zuwegungen) und zeitlich begrenzte Vergrämung der Art 
während der Bauphase in angrenzende Bereiche bleibt die ökologische 
Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang zudem weiterhin gewahrt. 
Mit dieser Maßnahme, die nur zum Tragen kommt, falls überhaupt Kiebitze 
im Bereich der Anlagen brüten und auch nur, falls der Anlagenbau in der 
Brutzeit dieser Art liegt, werden Beeinträchtigungen des Kiebitzes vermie-
den. 
 
Für die geplanten Windenergieanlagen sprechen nach aktuellem Kennt-
nisstand zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses. 
Auch zumutbare Alternativen, die zu keinen oder geringeren Beeinträchti-
gungen der relevanten Arten führen könnten, sind in der Gemeinde Raste-
de nicht ersichtlich. Unter Berücksichtigung der fachgutachterlich aufge-
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dafür sprechen. Es sprechen eher soziale und wirtschaftliche Interessen 
und die Gesundheit des Menschen dagegen. Herr Schröder hat auf einer 
seiner Versammlungen den Landbesitzern schon mitgeteilt, dass die An-
lagen, die er aufbauen lassen will, nicht wirtschaftlich sind. Wollen wir 
dann diese Anlagen überhaupt aufbauen lassen, wenn sie nicht zur Ener-
giewende beitragen, sondern nur Umwelt und Natur zerstören? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6000m2 Land wird versiegelt für die Windenergieanlagen und 12.395m2 
für die Zuwegung. Die Landwirte haben in diesem Jahr darüber gespro-
chen, dass sie nicht genügend Futter für ihre Tiere haben . Aber diese 
Flächen sollen dann auch noch aus der Futterherstellung herausgenom-
men werden? Und die Kompensationsflächen auch ja noch dazu. Woher 
kommt in Zukunft das Futter für die Tiere? Lassen wir es teuer einfliegen? 
 
Tier-Pflanzenwelt werden erheblich geschädigt. 
 
 
 
 
 
 
Der Knöterich ist 15m2, das Laichkraut und Sumpfblutauge mit lm2 stehen 
auf der Vorwarnliste. Wer garantiert dafür, dass wenn die Bäke verrohrt 
wird, diese Pflanzen nicht ganz verschwinden? 
 
 
Auch im Bereich der Wapel, wurde nicht auf das renaturierte Teilstück 

zeigten FCS-Maßnahmen ist weiterhin hinreichend sichergestellt, dass 
sich die Erhaltungszustände der Population der Feldlerche durch die Um-
setzung der Planung nicht verschlechtern werden. Diese Ausnahmevo-
raussetzungen u. a. für die Feldlerche werden in den Planunterlagen um-
fassend dargestellt (in Anlage 10 zum Umweltbericht zum vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan Nr. 11). Sie wurden im Vorfeld mit dem Landkreis 
Ammerland, welcher auf Genehmigungsebene die Ausnahme letztendlich 
erteilen muss, abgestimmt.  
Ob die zitierte Aussage des Investors von ihm getätigt wurde und auch so 
gemeint oder zu verstehen war, kann nicht beurteilt werden. Es liegen der 
Gemeinde dazu keine Informationen vor. Es ist aber zu vermuten, dass ein 
Investor ein unrentables Vorhaben nicht durchführen würde. 
Eine Zerstörung von Umwelt und Natur liegt nicht vor, da die Auswirkun-
gen auf die Tier- und Pflanzenwelt in den Verfahrensunterlagen umfas-
send dargestellt und bewertet werden. Sämtliche erheblichen Beeinträchti-
gungen werden, soweit eine Vermeidung nicht möglich ist, gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben ermittelt und kompensiert bzw. eine artenschutz-
rechtliche Ausnahme mit begleitenden Maßnahmen vorgesehen. 
 
Die Bereitstellung von Flächen für die Windparkinfrastrukur bzw. die Anla-
gen selbst sowie von Kompensationsflächen durch Flächeneigentümer 
geschieht freiwillig, hier ist außerdem zu vermuten, dass dadurch keine 
unzumutbaren Härten für Landwirte entstehen, da für diese Flächenbereit-
stellungen entsprechende Nutzungsentschädigungen gezahlt werden. 
 
 
Die Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt werden in den Verfah-
rensunterlagen umfassend dargestellt und bewertet. Sämtliche erhebli-
chen Beeinträchtigungen werden, soweit eine Vermeidung nicht möglich 
ist, gemäß den gesetzlichen Vorgaben ermittelt und kompensiert bzw. eine 
artenschutzrechtliche Ausnahme mit begleitenden Maßnahmen vorgese-
hen. 
 
Die genannten Pflanzenarten befinden sich in bzw. an einem Graben, der 
nicht verrohrt wird, da die Zuwegung zum nördlichen Teilbereich an ihm 
entlang läuft, ihn aber nicht quert. Aus diesem Grund ist nicht zu befürch-
ten, dass diese Pflanzenarten beeinträchtigt werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
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eingegangen. Dort hält sich der Eisvogel auf. Dieser ist sehr empfindlich, 
was Bodenerschütterungen anbelangt. Es wurde nicht überprüft, ob der 
Eisvogel durch den Bau der Windenergieanlagen nachhaltig gestört wird. 
 
 
 
Nahe der südlichen Zuwegung ist eine Strauch-Baum-Wallhecke, diese ist 
nach 922Abs.3BNatSchG ein geschütztes Biotop. Erst im Nachgang wird 
man erfahren, ob dieses Biotop nachhaltig geschädigt wurde. Und dann?  
 
 
 
 
 
 
Die Kartierungen sind 2013/14 erstellt worden, die Studie aber erst 2016 in 
Auftrag gegeben. Wie geht das? 
 
 
 
 
 
 
Das Greifvogelkartierungsbüro Handke hat im Jahr 2016 eine erfolglose 
Adlerbrut festgestellt. Hat jemand eventuell einmal darüber nachgedacht, 
dass der Überflug mit einer Drohne die Ursache für den Abbruch der Brut 
die Ursache gewesen sein kann? 
 
 
Die Brutvogelkartierung geht von April bis Juli, aber welchen Jahres? 
 
Wo saßen die Vogelbeobachter? Auf der Karte ist dies schlecht zu erken-
nen? Zumal die Karte  nicht maßstabsgetreu ist. 
 
 
 
 
Die Kraniche, die an der Bäke saßen, sind gar nicht aufgeführt. Wurden 
diese übersehen? Die hydrologischen und bodenkundlichen Gutachten 

Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült. Da in der Fachliteratur Störungsemp-
findlichkeiten von bspw. Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht be-
kannt sind, ist sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen 
auftreten. 
 
Die konkrete Erschließung des Änderungsbereiches der 70. FNP-
Änderung ist nicht Gegenstand der vorbereitenden Bauleitplanung, konkre-
te Aussagen hierzu finden sich im Umweltbericht zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 11. Dort wird dargestellt, dass im Vorfeld der Planun-
gen eine Abstimmung zur Verlegung der Zuwegung für den südlichen Teil-
bereich dahingehend erfolgte, dass ein Abstand von 5 m zu der vorhande-
nen Wallhecke (geschützter Landschaftsbestandteil) eingehalten wurde, 
um diese nicht zu beeinträchtigen.  
 
Für die Erstellung einer Studie sind keine umfänglichen Kartierungen 
durchzuführen. Im Rahme einer Studie wird auf zugängliche, vorhandene 
Daten zurückgegriffen. Wenn ein Investor bestimmte Bereiche Kartieren 
lässt, in der Hoffnung, dass diese Bereiche zukünftig evtl. als Windparkflä-
chen in Frage kommen, so ist das jedem Investor selbst überlassen und 
geschieht auf eigenen unternehmerisches Risiko.  
 
 
Zu Überflügen Dritter mittels Drohnen hat die Gemeinde keine Erkenntnis-
se. Der Seeadler hat in 2017 erfolgreich gebrütet und zwei Jungvögel 
großgezogen. Die Einschätzung eventueller Beeinträchtigungen des See-
adlers gründet sich auf die durchgeführten umfangreichen Raumnut-
zungsuntersuchungen zum Seeadler in 2016 und 2017. 
 
Die Brutvogelerfassungen wurden 2013 durchgeführt. 
 
Eine Brutvogelerfassung geschieht nicht von einzelnen Standorten aus, 
sondern die Kartierer durchstreifen das Gebiet, um alle relevanten Brutvö-
gel mit ihren revieranzeigenden Verhaltensweisen beobachten bzw. ihre 
Lautäußerungen (u. a. Gesang, Warnrufe) hören und entsprechend notie-
ren zu können. 
 
Im Rahmen der 2016 durchgeführten ergänzenden Raumnutzungsunter-
suchung an Greif- und Großvogelarten (s. Anlage 3 zum Umweltbericht 



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            166 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

sind wann und von wem durchgeführt? Unter dem Thema Schutzgut Bo-
den heißt es, sollen vorhandene Wege genutzt werden. Die Gemeinde 
möchte aber extra eine Zuwegung für den Investor bauen lassen. Warum? 
Welche wirtschaftlichen Interessen stehen für die Gemeinde dahinter? 
Sollte sich die Gemeinde nicht eher um den Erhalt der Natur kümmern? 
 
Wie sieht es mit der Kompensation vom Wasser aus?  
Und mit der Kompensation vom Landschaftsbild? Wie wird das geregelt? 
Durch Ausgleichszahlungen? Vermutlich wird die Kompensation für Arten, 
Lebensgemeinschaften und Landschaftsbild anderen Menschen zugute-
kommen, während die hier lebenden Menschen mit dem Lärm, den Um-
weltschäden usw. leben müssen?  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Warum wollen wir in unserem Gebiet Kiebitz, Baumfalke, Feldlerche tö-
ten? Diese Tiere stehen auf der roten Liste. Gartenrotschwanz und Wal-
dohreule auf der Vorwarnliste. Es wird immer wieder darüber geklagt, dass 
die Insekten verschwinden, wollen wir den Verlust dieser Tierarten auch 
noch beklagen? 
 
 

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11) wurden an drei Termi-
nen (10.05.2016, 13.05.2016, 20.05.2016) in der Nähe der Windparkfläche 
Kraniche beobachtet, die das Gebiet überflogen. Die größte beobachtete 
Gruppe bestand aus fünf Individuen. Die Art brütet nicht in der Umgebung 
der Potenzialfläche. 
 
Die hydrologischen und bodenkundlichen Gutachten sind in Anlage 11: 
INGENIEURGEOLOGIE DR. LÜBBE (2016): Geotechnischer Bericht, Anlage 12: 
BÖKER UND PARTNER (2017): Windpark Wapeldorf-Nord –Beschreibung 
des Standortes aus bodenschutz- und wasserrechtlicher Sicht und Anlage 
13: BÖKER UND PARTNER (2017): Windpark Wapeldorf-Süd –Beschreibung 
des Standortes aus bodenschutz- und wasserrechtlicher Sicht, dem Um-
weltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 beigefügt. 
 
Zur Kompensation des Schutzgutes Wasser wird eine 650 m² große Blän-
ke auf einer Kompensationsfläche angelegt (siehe Umweltbericht zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11).  
Zur Kompensation des Schutzgutes Landschaft werden anteilig insg. 
8,15 Hektar an Kompensationsflächen herangezogen (siehe Umweltbe-
richt zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11). 
Bei diesen Kompensationsflächen handelt es sich um eine Fläche von 
insgesamt ca. 11,71 ha Größe aus mehreren, zusammenhängenden Flur-
stücken nordöstlich der Altendeicher Straße in der Gemarkung Jaderal-
tendeich der Gemeinde Jade im Landkreis Wesermarsch in ca. 5 km Ent-
fernung. Kompensationsflächen können nicht direkt im Windparkbereich 
liegen, da die Tiere ja ansonsten von den Anlagen beeinträchtigt werden 
könnten - und dies will man ja gerade auf den Kompensationsflächen ver-
meiden bzw. kompensieren. Weiterhin müssen sie in einem Bereich lie-
gen, der in einem geeigneten Rastlebensraum des Regenbrachvogels liegt 
und müssen aufwertbar sein und zur Verfügung stehen. Diese Vorausset-
zungen besitzen die o.g. Flächen.   
 
Ein Tötungsrisiko bedeutet nicht zwangsläufig, dass auch Tiere verunfal-
len, und „töten wollen“ ist demnach der falsche Begriff. Für die Brutvogel-
art Kiebitz ist kein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko vorhanden, für den 
Baumfalken werden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bei Vorlie-
gen eines Revieres im Bereich des Windparks Abschaltzeiten der Anlagen 
vorgesehen werden. Für die Feldlerche werden populationsstützende 
Maßnahmen außerhalb des Windparkes vorgesehen. Bei Gartenrot-
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Streng geschützte Vogelarten fallen den Windenergieanlagen zum Opfer. 
Baumfalke, Turmfalke, Mäusebussard, Sperber, Waldohreule, Schleiereu-
le, Waldkauz, Kiebitz, Teichhuhn, Blaukehlchen, Grünspecht usw. 
 
In Schleswig Holstein fallen 1600 Bussarde pro Jahr den Windenergiean-
lagen zum Opfer, sind diese Anlagen es wert? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beim Kiebitz hat man auch festgestellt, dass dieser sich von den Anlagen 
gestört fühlt, deshalb sollte dort ein Abstand über 5OOm eingehalten wer-
den. Der Regenbrachvogel wird nachhaltig vergrämt, denn da ja bisher 
angeblich die Standorte noch nicht festgelegt sind, können auch keine 
Abstände gemessen bzw. eingehalten werden(siehe Flächennutzungs-
plan). Das gleiche gilt für den Großen Brachvogel, auch wenn dieser nur 
mit einem kleinen Trupp gesichtet wurde. 
 
 
 
 

schwanz und Waldohreule gibt es keine Erkenntnisse, dass diese Arten 
empfindlich gegenüber Windenergieanlagen reagieren oder einem signifi-
kant erhöhten Tötungsrisiko unterliegen. Somit liegt kein „Verlust“ der ge-
nannten Tierarten im Sinne von „Verlust der Art“ vor. Wie richtigerweise 
angesprochen, ist die wichtigste Ursache für die Gefährdung von Vogelar-
ten der Kulturlandschaft die intensive landwirtschaftliche Nutzung, die ein-
her geht mit einer Verarmung an Arten, u. a. der Insekten, die wichtig sind 
als Nahrung für Vögel, v. a. auch bei der Aufzucht der Vogeljungen.  
 
Zum Tötungsrisiko und den zur Kompensation durchzuführenden Maß-
nahmen in Bezug auf die Brutvogelarten Mäusebussard, Baumfalke, Wal-
dohreule und Kiebitz wurde weiter oben bereits ausgeführt. Der Turmfalke, 
welcher in 2013 in einem Mindestabstand von ca. 705 m gebrütet hat, 
nutzt die Teilflächen des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes regelmäßig. Im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchun-
gen an Greif- und Großvogelarten 2016 wurde jedoch festgestellt, dass er 
sich hauptsächlich unterhalb der Rotorhöhe fliegend im Gebiet bewegt, so 
dass kein erhöhtes Kollisionsrisiko erkennbar ist. Die Schleiereule kam mit 
einem Brutpaar in einer Scheune auf einem Hofgrundstück in Wapeldorf 
am südwestlichen Rand des Untersuchungsraumes vor. Die Entfernung 
dieses Brutplatzes zur geplanten Windparkfläche betrug mehr als 1.600 m. 
Die Brutreviere von Sperber, Waldkauz, Teichhuhn und Grünspecht wur-
den in z. T. weit über 500 m Entfernung nachgewiesen, so dass hier eben-
falls keine Beeinträchtigungen vorliegen, für das Blaukehlchen gibt es 
keine Erkenntnisse zu besonderen Empfindlichkeiten gegenüber Wind-
energieanlagen (siehe spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, Anlage 10 
zum Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11). 
 
Der Kiebitz ist eine Art, welche Windparks generell nicht meidet, allerdings 
wächst die Entfernung des Kiebitz zu WEA mit zunehmender WEA-Höhe. 
Von einer Verdrängung wird laut HÖTKER (2006) bei einem Abstand von 
unter 135 m ausgegangen, Reichenbach (2003) schlägt als Kompensati-
onsbedarf für Arten mit geringer bis mittlerer Empfindlichkeit wie dem Kie-
bitz vor, für alle Brutpaare innerhalb von 50 m von der nächsten Wind-
energieanlage von einer Funktionsminderung der Hälfte ihres Territoriums 
und für alle Kiebitzpaare bis zu einer Entfernung von 100 m von der nächs-
ten Anlage von einer Funktionsminderung eines Viertels ihres Territoriums 
auszugehen. Das betroffene Brutpaar des Kiebitzes innerhalb eines Ab-
standes von ca. 50 m zur nächsten Windenergieanlage wird demgemäß 
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Alle gemessenen Abstände sind nur Ca. Abstände. Keiner kann im Mo-
ment abschätzen, wie sich die Tiere wirklich verhalten werden. Und wenn 
sie vertrieben wurden, wird das dauerhaft sein. In der Rio Konvention ver-
pflichten sich alle Vertragspartner zur Erhaltung aller Bestandteile einer 
biologischen Vielfalt! Hier wird um des Profites wegen, die Rio Konvention 
ausgehebelt. 
 
Die Erhaltung aller Vogel- und Pflanzenarten sollte in der Gemeinde im 
Vordergrund stehen. Auch die Fledermäuse sind 2013 schon beobachtet 
worden, die Planung angeblich erst 2016? Außerdem sind Fledermäuse 
hier zu jeder Jahreszeit gesehen worden, riskiert die Gemeinde die Tötung 
dieser Tiere? Denn das Abschalten, während der Flugzeiten funktioniert 
auch an anderen Windparks nicht. Es finden sich 1-10 Tote Tiere pro An-
lage. In der Kartierung heißt es:" Dabei wurde darauf geachtet, dass mög-
lichst alle Teilstrecken bei den Begehungsterminen aufgesucht wurde." 
Warum wurde nicht darauf geachtet, dass immer alle Strecken aufgesucht 
wurden? Was heißt möglichst? Eine Hälfte? Ein Viertel? Weniger oder 
mehr? Das Gebiet der geplanten Windenergieanlagen weißt eine hohe 
Dichte an Fledermäusen auf. Es ist ein wertvolles Gebiet und hat eine 
hohe bis sehr hohe Bedeutung für Fledermäuse. Es zeigt sich eine hohe 
Aktivität im gesamten Untersuchungsraum. 
 
 
 
 
 
 

kompensiert (siehe Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 11). 
 
Der Weg der artenschutzrechtlichen Ausnahme in Verbindung mit popula-
tionsstärkenden Maßnahmen kann zwar nicht im Flächennutzungsplan 
abschließend dargestellt werden, da es sich hierbei lediglich um die vorbe-
reitende Bauleitplanung handelt. Dagegen wird in der verbindlichen Bau-
leitplanung (vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 11), in dem die Anla-
genstandorte bereits feststehen, eine genaue Bewertung der Beeinträchti-
gungen durchgeführt. Das gleiche gilt sinngemäß für eventuelle Beein-
trächtigungen anderer Arten wie dem Großen Brachvogel. 
 
Da sich z. B. Reviere und Bestände von Vogelarten von Jahr zu Jahr än-
dern, reicht gemäß anerkanntem Standard eine einjährige Erfassung in 
der Regel aus, um eine Bewertung der Auswirkungen auf u. a. das 
Schutzgut Tiere vorzunehmen. Die Kompensation der prognostizierten 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen trägt dazu bei, die Artenviel-
falt zu erhalten. 
 
Einige der faunistischen Gutachten wurden 2013 im Auftrag eines weiteren 
Investors durchgeführt, der angrenzend auf Vareler Stadtgebiet einen 
Windpark plant. Da diese Untersuchungen auch den Bereich Wapeldorf-
Heubült im Fall der Fledermäuse teilweise umfassen, konnten diese im 
Rahmen der vorliegenden Planung verwendet werden. 2016 wurden die 
Fledermäuse ergänzend im Bereich des südlichen Teilbereiches des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 erfasst. 
Weder im Flächennutzungsplan noch im vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan können Abschaltzeiten festgesetzt werden. Zur Vermeidung von er-
heblichen Beeinträchtigungen durch Schlag von Fledermäusen werden im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens Abschaltzeiten der Anlagen fest-
gelegt werden. Außerdem kann die Genehmigungsbehörde ein nachfol-
gendes zweijähriges akustisches Gondelmonitoring gemäß Nds. Wind-
energieerlass beauflagen, mit dem geprüft werden kann, wie hoch das 
Schlagrisiko tatsächlich ist. Entscheidend sind dann tatsächlich die Rege-
lungen im Genehmigungsbescheid.  
Abschaltungen von Windenergieanlagen stellen ein geeignetes Mittel zur 
Vermeidung von signifikant erhöhten Tötungsrisiken für Fledermäuse dar, 
wenn sie denn auf entsprechenden Erfassungen bzw. Fachgutachten ge-
gründet sind, die Abschaltzeiten im Genehmigungsbescheid entsprechend 
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Die Wapelrenaturierung ist in keinem Gutachten vorgekommen? Auch hier 
kommt es zu Störungen. Eventuell steht ja auch eine Erweiterung an und 
dann? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bodenversiegelung ist auch nicht hinzunehmen. Auch auf den Schot-
terwegen wächst nichts mehr. Die Partei der Grünen hat sich doch sehr 
gegen Bodenversiegelung ausgesprochen. Was ist jetzt damit? 
 
Des Weiteren wird angesprochen, dass Windenergieanlagen zur Verbes-
serung der Luftqualität beitragen. Atomare Energie setzt auch keine Luft-

festgelegt und kontrolliert werden und im Rahmen eines Monitorings nach 
Errichtung der Anlagen die Wirkung der Abschaltzeiten ordnungsgemäß 
und nach dem anerkannten Stand der Technik kontrolliert wurden. 
Die zitierten 1-10 toten Fledermäuse pro Anlage sind vermutlich falsch 
verstanden worden. Bei solchen Angaben handelt es sich um errechnete 
durchschnittliche Schlagopferzahlen an Windenergieanlagen ohne Ab-
schaltungen der Anlagen.  
Der Satz „Dabei wurde darauf geachtet, dass möglichst alle Teilstrecken 
bei den Begehungsterminen aufgesucht wurde.“ ist falsch zitiert und lautet 
folgendermaßen: „Es wurde darauf geachtet, dass möglichst alle Teilstre-
cken bei den verschiedenen Begehungsterminen abends, nachts und ggf. 
in den Morgenstunden aufgesucht wurden.“ Dies bedeutet, dass die ein-
zelnen Teilstrecken zu den unterschiedlichen Nachtzeiten besucht werden. 
Das ist aber immer nur in verschiedenen Begehungen möglich. Es wurde 
natürlich immer alles besucht, es ist aber logistisch nicht machbar, dass 
man in einer Nacht alle Teilstrecken abends, nachts und morgens auf-
sucht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült bzw. der in der Standortpotenzialstu-
die ermittelten Potenzialflächen. Da in der Fachliteratur Störungsempfind-
lichkeiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, ist 
sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die 
nicht bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorge-
sehenen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder 
kompensiert werden. Auswirkungen auf Fische und Amphibien durch 
Wirkfaktoren, die durch Windenergieanlagen verursacht werden, sind der-
zeit nicht bekannt. Für die im Bereich Wapeldorf-Heubült geplanten Anla-
gen kann sicher ausgeschlossen werden, dass es zu Beeinträchtigungen 
des Bereiches der renaturierten Wapel kommt. Von einer geplanten Erwei-
terung liegen der Gemeinde aktuell keine Erkenntnisse vor. 
 
Die Beeinträchtigungen auf den Boden und die Pflanzen durch Bo-
den(teil)versiegelung werden bilanziert und entsprechend durch Aufwer-
tungen auf den Kompensationsflächen ersetzt.  
 
Windenergieanlagen können zur Verbesserung der Luftqualität beitragen, 
wenn die Windenergie einen Beitrag zur Energiewende leistet und dafür 
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qualität herab. Entsorgung und Herstellung der Windenergieanlagen sind 
nicht umweltfreundlich.  
 
 
 
Außerdem hat man ja jetzt auch festgestellt, dass die Anlagen den Wind in 
seiner Stärke verändern. Woher nehmen sie die Gewissheit, dass die 
Anlagen nicht auch Auswirkungen auf das Wetter in Zukunft haben wer-
den? 
 
Im geplanten Windpark laufen im Übrigen keine Bahnlinien durch. 
 
Wer garantiert uns eine unabhängige Baubegleitung? 
 
Was sind funktionale Zusammenhänge? Die Natur soll in die Wesermarch 
verlegt werden? Wollen wir in Rastede keine Tiere und Pflanzen schüt-
zen? Warum haben dann diese Tiere den Raum in der Wesermarsch 
nicht schon längst für sich entdeckt? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie oft ist diese Fläche schon für andere Maßnahme als Ausgleichsfläche 
in Anspruch genommen worden? Werden diese Fläche auch in Zukunft 

fossile Kraftwerke abgeschaltet werden können. Bei der Atomenergie ist 
die Endlagerfrage, obwohl man die se Energie seit 1954 nutz, bis heute 
nicht geklärt und das Problem wird von Generation zu Generation weiter 
geschoben.  
 
Das Wetter ändert sich durch den Eingriff des Menschen schon seit Jah-
ren. Das Wetter wird sich durch den Klimawandel mit wissenschaftlich 
bestätigter hoher Wahrscheinlichkeit weiter ändern und der Ausbau der 
Erneuerbaren Energien ist Teil der Strategie dies zu verhindern. 
 
 
 
 
 
Eine Baubegleitung kann im Genehmigungsbescheid festgesetzt werden. 
 
Der Begriff funktionale Zusammenhänge bedeutet in diesem Zusammen-
hang, dass der Kompensationsbereich aufgrund geeigneter Ausstattung 
und seiner Lage im Austausch mit dem Windparkbereich steht und aus 
diesem Grund trotz der Entfernung von ca. 4 km zur Kompensation der 
u. a. beeinträchtigten Tiere und Pflanzen geeignet ist. Kompensationsflä-
chen können nicht direkt im Windparkbereich liegen, da die Tiere ja an-
sonsten von den Anlagen beeinträchtigt werden könnten - und dies will 
man ja gerade auf den Kompensationsflächen vermeiden bzw. kompen-
sieren. Warum gerade auf diesen Flächen z. B. noch keine oder kaum 
Kiebitze und Regenbrachvögel vorkommen, kann nur vermutet werden. 
Vermutlich ist ein Grund die intensive landwirtschaftliche Nutzung. Im Üb-
rigen wurden die Kompensationsflächen im Vorfeld hinsichtlich ihrer Eig-
nung und Aufwertbarkeit mit dem Landkreis Wesermarsch abgestimmt. 
Die Flächen liegen im Landschaftsschutzgebiet (LSG) "Marschen am Ja-
debusen - Ost", das vorrangig der Sicherung und Entwicklung eines güns-
tigen Erhaltungszustandes der wertgebenden Arten sowie ihrer Lebens-
räume des im Gebiet des Landkreises Wesermarsch liegenden Teils des 
Vogelschutzgebietes V 64 (DE 2514-431) „Marschen am Jadebusen“ dient 
und auch aus diesem Grund gut geeignet sind bzw. weitere positive Effek-
te auslösen können.  
 
Diese Flächen haben selbstverständlich vorher keine Ausgleichsflächen  
dargestellt. Die Gemeinde überwacht gemäß § 4c Bausetzbuch die erheb-
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kontrolliert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wenn schon tausende von Gänsen dort sitzen, wie sollen sich dort noch 
andere Tierarten ansiedeln? Wie kommen unsere Tiere dort hin? Und die 
Pflanzen? Demnach können also willkürlich alle Tier -und Pflanzenarten 
gemischt werden? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Naturschutzrechtliche Kompensation auf externen Flächen muss unter 
Geltung von § 1 a Abs.3 BauBG durch geeignete Maßnahmen sicherge-
stellt werden, dass die Eingriffe in den Naturhaushalt unbefristet ausgegli-
chen werden.  
 
Seltsam ist es bei den einzelnen Studien auch, dass es in einem Satz 
heißt es gibt erhebliche Störungen, dann im nächsten Absatz, es gibt kei-
ne. In der textlichen Festsetzung ,,Planzeichnung" ist von fachkundigen 
Personen die Rede? Was sind fachkundliche Personen? 
 
 
 
 
 
 

lichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleit-
pläne eintreten (Monitoring). Gemäß der Ausführungen in Kap. 7.2 des 
Umweltberichtes zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 wird 
auch die Durchführung der im vorhabenbezogenen Bebauungsplan fest-
gesetzten Kompensationsmaßnahmen ein Jahr nach Umsetzung der 
Baumaßnahme bzw. Durchführung der Kompensationsmaßnahmen erst-
malig kontrolliert. Nach weiteren drei Jahren wird eine erneute Überprü-
fung stattfinden. Sollte diese nicht durchgeführt worden sein, wird die Ge-
meinde deren Realisierung über geeignete Maßnahmen sicherstellen. 
 
Nordische Gänse halten sich im Winterhalbjahr als Gastvögel auf den 
Flächen auf. Dies bedeutet nicht, dass dort kein Lebensraum für die Im 
Frühjahr und Sommer auf dem jeweiligen Durchzug rastenden Regen-
brachvögel ist oder die im Frühjahr/Sommer brütenden Arten wie z. B. 
Kiebitz und Feldlerche nicht dort auch ihren Lebensraum einnehmen kön-
nen. Vögel sind naturgemäß sehr mobil und finden neue, geeignete Le-
bensräume meist sehr schnell. Pflanzenarten wandern oft aus der Umge-
bung (z. B. angrenzende Gräben) ein oder entwickeln sich bei günstigen 
Bedingungen zum Teil aus der Samenbank im Boden; zum Teil dienen 
auch Tiere als „Träger“ von Samen oder Pflanzenteilen. In der (Natur-) 
Landschaft bilden viele verschiedene Tier- und Pflanzenarten in einem 
gemeinsamen Bereich ein vielfältiges und vielschichtiges Ökosystem und 
stehen dort auch in Beziehung zueinander. 
 
Eine Sicherung der Kompensationsflächen erfolgt gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben für die Dauer des Eingriffs. 
 
 
 
Leider kann ohne die Angabe einer konkreten Quelle und einer konkreten 
Textstelle hierauf nicht exakt geantwortet werden. Es ist zu vermuten, 
dass nach der allgemeinen Darstellung von möglichen Auswirkungen von 
Störungen durch Windenergieanlagen, z. B. auf Vögel, im Anschluss da-
ran auf die konkrete Situation im Eingriffsgebiet eingegangen wird und dort 
aufgrund z. B. von eingehaltenen Sicherheitsabständen keine erheblichen 
Störungen vorliegen. 
In der Planzeichnung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 ist 
in der textlichen Festsetzung Nr. 7 der Satz enthalten: „Unmittelbar vor den 
Fällarbeiten sind die Bäume durch eine sachkundige Person auf die Be-
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Der Seeadler ist von Beobachtungspunkten in Aussendeich und Bollenha-
gen beobachtet worden. Was haben diese Punkte mit Wapeldorf /Heubült 
zu tun? Auch mit den besten Ferngläsern kann ich den Seeadler dann 
nicht bei uns beobachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im NLT 10.2014 wird ein Abstand von Windenergieanlagen zu Gebieten 
mit regionaler und Landesweiter und nationaler Bedeutung von 1200m 
gefordert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Büro Handke: Thema Regenbrachvogel: Legt man den Analogieschluss 
Gr.Brachvogel- Regenbrachvogel, sind die vom Büro zu Grunde gelegten 
Daten nicht aufrecht zu erhalten. Es ist von großräumigen Beeinträchti-

deutung für höhlenbewohnende Vogelarten sowie auf das Fledermausvor-
kommen zu überprüfen.“ Eine sachkundige Person ist eine Person, die 
eine ausreichende Sachkunde bzw. Sachkenntnis besitzt, also in diesem 
Fall eine Person, die sich sowohl mit Vögeln als auch Fledermäusen ent-
sprechend auskennt und Erfahrungen in solchen Überprüfungen hat. 
 
Die Raumnutzungsuntersuchungen zum Seeadler sind für mehrere Wind-
parkplanungen in der Umgebung zeitgleich durchgeführt worden. Die Kar-
ten und Abbildungen in den Seeadler-Gutachten stellen somit auch teil-
weise die anderen Beobachtungspunkte dar. Für die Untersuchung in 
Rastede Nord wurden ein Beobachtungspunkt westlich des Seeadlerhors-
tes und zwei Punkte an den beiden Teilbereichen der Windparkfläche 
eingerichtet, von denen aus vor allem die Freiflächen vollständig einsehbar 
waren. Die Auswertung für die vorliegende Windparkplanung bezieht sich 
folglich vor allem auf diese Beobachtungspunkte. Im Übrigen wird die Be-
obachtung von Vögeln außer mit Ferngläsern bei Bedarf auch mit Fernroh-
ren, sog. Spektiven, mit größerer Vergrößerung durchgeführt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei dem angegebenen Abstand 
um eine Empfehlung handelt. Neben dem NLT-Papier liegt für Nieder-
sachsen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergieerlass zum 
Thema Windkraft vor, der für diejenigen Behörden verbindlich anzuwen-
den ist, soweit sie als Immissionsschutz- und Bauaufsichtsbehörden, Na-
turschutzbehörden oder sonstige nachgeordnete Behörden bei der Ge-
nehmigung und Überwachung von Windenergieanlagen tätig werden. In 
Kapitel 2.10 „Weiche Tabuzonen“ des WEE wird ausgesagt, dass eine 
ungeprüfte, unbegründete Übernahme pauschaler Mindestabstände aus 
anderen Plänen, Arbeitshilfen oder anderen Quellen nicht zulässig ist 
(S. 193). Um solche pauschalen Mindestabstände handelt es sich jedoch 
bei den genannten Abstand von 1.200 m. Vielmehr müssen diese Empfeh-
lungen einzelfallbezogen überprüft werden. Dies ist in den Verfahrensun-
terlagen geschehen. Die aufgeführte Literatur wurde neben weiterer Litera-
tur wie u. a. dem Nds. Windenergieerlass (WEE) bei der Erstellung der 
Verfahrensunterlagen sowie bei der Beurteilung der Auswirkungen des 
Vorhabens herangezogen und beachtet. 
 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse. 
Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrach-



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            173 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

gungen und Barriere Wirkung auszugehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für den Suchraum Außendeich als Gebiet, in den vorgezogenen Aus-
gleichsmaßnahmen durchgeführt werden können, stehen die Nachweise 
aus, ob das Gebiet überhaupt vom Regenbrachvogel genutzt wird und 
somit überhaupt eine Eignung als Ausgleichsfläche gegeben ist. 
 

vogel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch in den einschlägigen Fach-
papieren (NLT-Empfehlungen, LAG-VSW-Papier) als windkraftsensible Art 
enthalten. Neben den beiden genannten Fachpapieren liegt für Nieder-
sachsen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergieerlass 
(WEE) zum Thema Windkraft vor (s. o.). Auch in diesem Erlass ist eine 
Auflistung von WEA-empfindlichen Vogelarten enthalten, für die artspezifi-
sche Empfehlungen für die planerische Berücksichtigung der Hauptaktivi-
tätszentren um Brut- und Rastplätze gegeben werden. In dieser Liste der 
WEA-sensiblen Vogelarten ist der Regenbrachvogel ebenfalls nicht aufge-
führt, wobei der Hinweis enthalten ist, dass die Liste nicht als abschließend 
zu betrachten ist. Nichtsdestotrotz wurde aus Vorsorgegesichtspunkten im 
Umweltbericht ein Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen 
Brachvogels durchgeführt und entsprechende Maßnahmen (artenschutz-
rechtliche Ausnahme, FCS-Maßnahmen) vorgesehen, was aber nicht 
heißt, dass Verdrängungseffekte mehr als wahrscheinlich oder sogar vo-
rauszusetzen seien. Vielmehr können solche lediglich nicht ausgeschlos-
sen werden. 
Windenergieanlagen können sich in Bezug auf die Barrierewirkung derge-
stalt auswirken, dass die Vögel ausweichen und die Anlagen umfliegen, 
wenn der Park nicht sowieso unterhalb des Rotors durchflogen wird. Eine 
Barrierewirkung würde sich dagegen beispielsweise ergeben, wenn der 
Windpark eine Wirkung dergestalt entfaltet, dass die Vögel bspw. daran 
gehindert werden, ein Schutzgebiet zu erreichen oder zwischen Nahrungs- 
und Rastplätzen, die sich jeweils in einem Schutzgebiet befinden, zu 
wechseln (vgl. Nds. OVG, Urteil vom 24. März 2003 1 LB 3571/01). Die 
bloße Erschwerung, das Schutzgebiet zu erreichen, kann demgegenüber 
nicht genügen (vgl. OVG NRW, Urteil vom 30. Juli 2009). Das Plangebiet 
befindet sich nicht in direkter Linie zwischen zwei Vogelschutzgebieten. Da 
sich das nächstgelegene, von Rastvögeln stark frequentierte Vogelschutz-
gebiet nördlich des Geltungsbereiches am Jadebusen befindet und sich im 
Landesinneren keine Rast- oder Nahrungsgebiete in einem Schutzgebiet 
befinden, ist bei Umsetzung des Projektes keine Barrierewirkung zu erwar-
ten.  
 
Die für diese Einschätzung erforderlichen Prüfungen wurden über die Be-
standserfassungen der Biotopstrukturen auf den Flächen sowie die Erfas-
sungen zu dem Raumverhalten der Regenbrachvögel bereits durchgeführt 
und im Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 
dokumentiert. Die Kompensationsflächen wurden aufgrund der Ergebnisse 

https://openjur.de/suche/1+LB+3571%2F01/
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Für welche Firma sind die Gutachten und Studien angefertigt worden? Es 
gibt da zwei Firmen die genannt werden? Haben wir mehr als einen Vor-
habenträger? 
 
 
 
 
Außerdem plant das Büro Diekmann und Mosebach mal mit 9 Anlagen 
mal mit 5 Anlagen. Wie kann das sein? Dann können alle Gutachten nicht 
mehr stimmen und müssten neu angelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

der Erfassungen in den Jahren 2016 und 2017 vom Büro Handke zu der 
großräumigeren Verteilung der Regenbrachvögel zwischen Jadebusen 
und Wapelniederung als geeignet eingestuft. Bezüglich der Rasthabitate 
erwiesen sich die Regenbrachvögel nämlich als sehr flexibel. Eine Präfe-
renz für feuchte Flächen, wie es 2016 den Anschein hatte, war im trocke-
nen Frühjahr 2017 nicht erkennbar. Sie nutzen viele Grünlandlebensräu-
me, Ackerflächen und sogar Kiesinseln als Nahrungs- bzw. Ruheraum. In 
unmittelbarer Nähe der Kompensationsflächen wurden sowohl auf dem 
Wegzug im Sommer 2016 als auch auf dem Heimzug 2017 mehrere ras-
tende Trupps von Regenbrachvögeln nachgewiesen, die Jader Marsch 
besitzt insgesamt eine ähnliche Bedeutung für die Art wie die Wapelniede-
rung. Die Kompensationsflächen befinden sich zwischen bereits genutzten 
Rastplätzen des Regenbrachvogels und sind daher gut geeignet. Außer-
dem wurden die Kompensationsflächen im Vorfeld hinsichtlich ihrer Eig-
nung und Aufwertbarkeit mit dem Landkreis Wesermarsch abgestimmt. 
 
Einige der faunistischen Gutachten wurden 2013 im Auftrag eines weiteren 
Investors durchgeführt, der angrenzend auf Vareler Stadtgebiet einen 
Windpark plant. Da diese Untersuchungen (damals im 2.000 m-Umkreis 
erfasst) auch den Bereich Wapeldorf-Heubült ganz (im Fall der Brut- und 
Gastvögel) bzw. teilweise (Fledermäuse) umfassen, konnten diese im 
Rahmen der vorliegenden Planung verwendet werden. 
 
Hintergrund für die zum Teil unterschiedliche Darstellung in den Unterla-
gen sind die verschiedenen Planungsstände bzw. der jeweilige Anlass für 
die Untersuchungen. Bei den Bestandserfassungen ist entscheidend, dass 
die Anforderungen an die Untersuchungsgebiete und den Erfassungsum-
fang bzw. die Methodik erfüllt sind. Dies ist bei allen Unterlagen der Fall. 
Bei der Ermittlung der Auswirkungen wurden unterschiedliche Anlagenzah-
len zugrunde gelegt. Dies geschah in Hinblick auf die Berücksichtigung der 
größtmöglichen Auswirkungen der Windparkplanungen der Gemeinde 
Rastede und der Stadt Varel. In Bezug auf Schall- und Schattenwur-
fimmissionen wurden die geplanten Anlagen auf Vareler Stadtgebiet auf 
Initiative der Investoren miteinbezogen, um unter dem Gesichtspunkt des 
Zusammenwirkens aller geplanten Anlagen zu ermitteln, ob die beiden 
Parks im Zusammenwirken immissionstechnisch überhaupt realisierbar 
sind. Entsprechend wurden die geplanten Windparks auf Vareler Stadtge-
biet auch bei der Bearbeitung der sog. kumulierenden Vorhaben im Um-
weltbericht miteinbezogen. Umgekehrt wurden diese Vorhaben bei der 
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Schön, dass uns die Gemeindevertreter 6 Wochen die Auslegung ermög-
licht haben. Schade nur dass davon 4 Wochen noch in den Sommerferien 
waren, so dass viele Menschen im Urlaub waren und die 6 Wochen Frist 
nicht nutzen konnten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Landschaftsbildbewertung nicht berücksichtigt, da diese nur im Fall von 
bereits bestehenden oder genehmigten Anlagen als sog. Vorbelastung 
anzusetzen wären und sich daraus ein geringerer Kompensationsbedarf 
für das Landschaftsbild im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 11 „Wapeldorf-Heubült“ ergeben hätte. 
 
Die Gemeinde hat sich für eine sechswöchige Beteiligungsfrist entschie-
den, weil die Planunterlagen so umfangreich waren. Die Gemeinde hat 
hierauf auch schriftlich hingewiesen 
 
Schreiben vom 29.06.2018 
 
„Auslegungsdauer gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
hier: 70. FNPÄ und vorhabenbezogener Bebauungsplan 11 – Wind-
park Wapeldorf/ Heubült 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ist die reguläre Auslegungsdauer von einem 
Monat bei Vorliegen eines wichtigen Grundes für die Dauer einer ange-
messenen Frist zu verlängern (s. Anlage: BT-Drs. 18/10942). Die wichti-
gen Gründe müssen dabei in der Komplexität der Planung liegen; äußere 
Umstände – z. B. Weihnachts- oder Sommerferien – sind nicht relevant.  
 
Das o. g. Bauleitplanverfahren, mit dem Flächen für die Windenergienut-
zung bereitgestellt und die Konzentrationswirkung erweitert werden soll, 
hat eine besondere Komplexität inne. Die Verfahrensunterlagen, insbe-
sondere zu den Belangen und Natur, Landschaft und Artenschutz sind 
sehr umfangreich und spezifisch. 
 
Somit liegen wichtige Gründe für eine Verlängerung der Auslegungsdauer 
vor. Die Auslegung für das o. g. Bauleitplanverfahren wird daher für die 
Dauer von 6 Wochen durchgeführt.  
 
Anlage: BT-Drs. 18/10942“ 
 
Andernfalls wäre die Beteiligung mit einer einmonatigen Frist durchgeführt 
worden. 
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Wir bitten um persönliche Antworten und verbleiben mit freundlichen Grü-
ßen 
 
Anlage: Stellungnahme des NABU Rastede u. des NLWKNs 
 
(Die vollständige Stellungnahme des NABU Rastede vom 21.08.2018 ist 
oben in dieser Tabelle unter „Bürger 2“ abgedruckt). 
 
Stellungnahme des NABU Rastede: 
 
Der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Raste-
de kann aus den vorgenannten Gründen in der vorliegenden Form 
nicht zugestimmt werden. 
 
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede angedachte Bereich zur Reali-
sierung von Windparks im Lehmdermoor dürfte ein Gastvogellebensraum 
von noch zu bestimmender Bedeutung sein. Ausschlaggebend für eine 
entsprechende Bewertung könnte das Vorkommen des Regenbrachvogels 
sein. Es wird beschrieben, dass auch andere wertgebende Vogelarten in 
artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. Vor diesem Hinter-
grund sollten die beplanten Windenergie- Potenzialflächen naturschutz-
fachlich nicht mehr in Betracht gezogen werden, weil sie möglicherweise 
mitten in einem bedeutenden Gastvogellebensraum und dem Lebensraum 
von weiteren kollisionsgefährdeten Großvögeln (U. a. Rotmilan, Weiß-
storch und Seeadler) liegen. Es wird dringend empfohlen, die diesbezügli-
che Datenlage in der kommenden Zug- und Brutzeit zu aktualisieren. 
 
Zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanung „Windenergie 
Lehmden": 
Gegen die hier angedachte Planung bestehen grundsätzlich keine Beden-
ken. Allerdings befindet sich nordwestlich an die Potenzialfläche angren-
zend ein bisher nicht untersuchter älterer Waldbestand und westlich der 
Kreisstrasse schließt das Gelände des Golfplatzes an. Der NABU Rastede 
ist mit dem Vorstand des Golfclubs in Gesprächen wegen einer Verbesse-
rung der Lebensräume für die dortige Avi- und Fledermausfauna. Bevor 
eine Erweiterung des bestehenden Windparks (Repowering) in Betracht 
gezogen wird, sind die in der Standortstudie nicht untersuchten Wald- und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 71. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan und wird im Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens abgearbei-
tet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 72. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan und wird im Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens abgearbei-
tet. 
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Waldrandbereiche für die genannte Fauna nachzukartieren. Hier könnte 
eine Neubewertung der Abstände zu den geplanten WEA erforderlich wer-
den. 
 
 
Türme gemacht werden. Allein die erforderlichen Entwässerungsmaß-
nahmen werden unübersehbare Folgen für die dort wohnenden Menschen 
und vom Aussterben bedrohten Tier- und Pflanzenarten haben. Aber auch 
der Moorkörper wird durch die Gründungsarbeiten und das Durchstossen 
des mineralischen Untergrunds auf Dauer durch die fehlende Wasserzir-
kulation, Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche Moorrenaturierung, 
zerstört. Eine Moorregeneration wird dadurch weitgehend unmöglich ge-
macht. Zudem würde eine bisher relativ unberührte Naturlandschaft in 
eine Industrielandschaft unter dem Deckmantel des Klimaschutzes ver-
wandelt. Dass man seitens der Gemeinde den Wünschen eines Investors 
soweit entgegenkommen will, mitten in eine Moorfläche und Erholungs-
landschaft einen wahren „Flickenteppich“ aus Beton, breiten Schot-
terstrassen usw. zu hinterlassen, ist schwer nachzuvollziehen. So sind 
Naturschutz und Energiewende nicht vereinbar! Der hemmungslose Na-
turverbrauch geht ungeachtet aller wissenschaftlichen Erkenntnisse und 
Warnungen, u. a. der Naturschutzverbände, unvermindert weiter. Für die 
Gewinnmaximierung einiger Investmentfonds und -anleger sollte uns un-
sere Natur und Lebensgrundlage zu schade sein! Auch nachfolgende Ge-
nerationen haben Anspruch auf eine unverbrauchte und unverstellte Moor-
landschaft! 
 
Wie heißt es so poetisch im RROP (D2.10 2) des Landkreises Ammer-
land: „Überwiegend als Grünland genutzte Fluß- und Bäkenniederungen, 
die in der zeichnerischen Darstellung als Vorsorgegebiete für Grünland-
bewirtschaftung, -pflege und –entwicklung dargestellt sind, sollen durch 
Maßnahmen, die den Naturhaushalt in seiner Funktionsfähigkeit oder das 
Bild der Landschaft erheblich stören, grundsätzlich nicht beeinträchtigt 
werden. Negative Entwicklungen in diesen Bereichen, z. B. ...die Anlegung 
von Containerflächen, sind grundsätzlich auszuschließen.“  
Und: auch wenn es Investoren und unkritische Politiker nicht gerne hören: 
Moore, also auch das Lehmder Moor, sind mit die letzten relativ ungestör-
ten Rückzugsgebiete bedrohter Pflanzen- und Tier-, insbesondere Vogel-
arten, die Gefahr laufen, aus der Roten Liste gefährdeter Brutvögel als 
ausgestorben herauszufallen. 
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Die Bedeutung der Potenzialfläche für dort vorkommende Fledermausar-
ten wurde durch das Planungsbüro in der Standortstudie nicht geprüft. Da 
mindestens die hier heimischen Fledermausarten Großer Abendsegler, 
Kleiner Abendsegler und Breitflügelfledermaus durch Windkraftanlagen, 
auch in der Zugzeit, stark gefährdet sind, ist eine entsprechende Kartie-
rung zwingend erforderlich und durch ein Fachbüro nachzuholen. 
 
Planungsgebiet Braunkehlchen (RL 2), Rotmilan (RL 2), Seeadler (RL 
2), Rohrweihe (RL V), Weißstorch (RL 3), Wanderfalke (RL 3), Turm-
falke (2015: RL V) auf der Nahrungssuche beobachtet und z. T. fotogra-
fiert worden. Sogar der Wachtelkönig (RL 2) ist hier in der Brutzeit verhört 
worden. Die Aufzählung mag nicht vollständig sein, zumal wir davon aus-
gehen, dass auch Kiebitz (RL 3), Feldlerche (RL 3), Mehlschwalbe (RL 3), 
Wiesenpieper (RL 3), Goldammer (RL V), die schilfbewohnenden Arten 
Teich-, Schilf- und Sumpfrohrsänger und viele andere in den übrigen 
Rasteder Moorgebieten brütenden Offenland- bzw. Halboffenlandarten (z. 
B. Fitis, Zilpzalp, Neuntöter, Dorngrasmücke, Schwarzkehlchen, Wachtel) 
ihren Lebensraum in diesem Moorgebiet haben, um nur einige der wich-
tigsten Vertreter zu nennen. 
 
Die Aufzählung allein der z. T. auf Fotos dokumentierten Rote-Listen-Arten 
rechtfertigt U. E. eine Einstufung des Gebietes in die höhere Wertstufe 15 
(hohe Empfindlichkeit). Wir empfehlen in diesem Zusammenhang drin-
gend, die Datenlage in der kommenden Zug- und Brutzeit auf eine aktuel-
le, wissenschaftlich fundierte Grundlage zu stellen, bevor es hier zu vor-
schnellen Entscheidungen kommt, die einer möglichen rechtlichen Ausei-
nandersetzung nicht standhalten können. Der NABU Rastede wird eben-
falls die notwendigen ornithologischen Daten im Lehmdermoor aktualisie-
ren. 
 
Generell zur Windkraft in Moorgebieten haben der NABU Oldenburger 
Land und der NABU Rastede bereits 201212013 vor der Umsetzung der 
Details zur landkreisweiten Windkraft- Potenzialstudie im Bereich der 
Rasteder Geestrandmoore gewarnt. Darin waren große Flächen entlang 
des Geestrandes als potenzielle Standorte für Windparks vorgesehen. Die 
Geestrandmoore verfügen über noch weitgehend unberührte Landschaf-
ten - mit die letzten in Rastede angesichts des immensen Flächenver-
brauchs der letzten Jahre. Der ursprünglich richtige Gedanke, Windkraft 
als Teil der erneuerbaren Energien mit Blickrichtung auf den sich abzeich-
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nenden Klimawandel zu fördern, gerät leider immer mehr in den Hinter-
grund. Investmentgesellschaften locken an windexponierten Standorten 
Kapitalanleger und Grundeigentümer mit hohen, staatlich geförderten 
Renditen und versuchen dann, ihr Konzept auf politischer Ebene durchzu-
setzen. Dies versucht derzeit ein offenbar nur vermittelnder Investor in 
Rastede umzusetzen. Dass damit Moorlandschaften zu einem Industrie-
gebiet degradiert werden, wird billigend in Kauf genommen. 40-Tonner-
LKW tragende massive Zuwegungen für die riesigen Bauteile müssen 
geschaffen und der moorige Untergrund bis in große Tiefen standfest für 
die bis 200 Meter hohen 
 
Wie das Planungsbüro in seiner Präsentation unter VI. ausdrücklich hin-
weist, müssen die Flächen im weiteren Planungsprozeß ggf. einer vertief-
ten artenschutzrechtlichen Betrachtung unterzogen werden. Der Versuch 
dazu sollte mit dieser Abhandlung unternommen werden.  
 
Die Bedeutung der Potenzialfläche für dort vorkommende Fledermausar-
ten wurde durch das Planungsbüro in der Standortstudie nicht geprüft. Da 
mindestens die hier heimischen Fledermausarten Großer Abendsegler, 
Kleiner Abendsegler und Breitflügelfledermaus durch Windkraftanlagen, 
auch in der Zugzeit, stark gefährdet sind, ist eine entsprechende Kartie-
rung zwingend erforderlich und durch ein Fachbüro nachzuholen. 
 
Des weiteren erfordert der unmittelbar angrenzende Modellflugplatz eine 
Prüfung, in der die Belange des dortigen Vereins (Einschränkungen des 
Flugbetriebs bis hin zur Aufgabe des Platzes) zu prüfen sind. 
 
Der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Raste-
de kann aus den vorgenannten Gründen nicht zugestimmt werden. 
 
Zur 71. Änderung des FIächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdenmoor“: 
Grundlage unserer Stellungnahme sind eigene Beobachtungen im Rah-
men der Stellungnahmen zum ROV und BVWP zur A 22/20, dem Gutach-
ten des Planungsbüros Diekmann & Mosebach vom 08.03.2016 und 
mehrjährige mit vielen Beweisfotos unterlegten Beobachtungen einer orni-
thologisch sehr engagierten Anwohnerin aus dem Alten Lehmdermoor-
weg.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hier handelt es sich um die 71. Flächennutzungsplanänderung. Dieser Teil 
der Stellungnahme wird im Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens 
abgearbeitet. 
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Der Bereich Lehmdermoor wird zwischen Lehmdermoorgraben und Gee-
strandtief im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreis Ammer-
land als Vorsorgegebiet für Günlandbewirtschaftung ausgewiesen. Daraus 
folgt naturgegeben, dass es sich um einen potenziellen Lebensraum für 
die überwiegend stark gefährdeten Wiesenvögel, die in den letzten 20 
Jahren um ca. 80 % im Bestand abgenommen haben, handelt; wir es also 
hier mit einem hochsensiblen Natur- und Lebensraum zu tun haben. Das 
Planungsbüro hat als wertgebende Arten (Rote-Listen-Arten4) dort Braun-
kehlchen (RL 2), Gartenrotschwanz (RL V) und Rauchschwalbe (RL 3) 
festgestellt. Zu denken gibt, dass weitere wichtige wertgebende Vogelar-
ten keine Erwähnung finden, die von der niedrigen Empfindlichkeit (Punkt-
zahl 5) zu einer hohen Empfindlichkeit (Punktzahl 15) führen müssen. So 
sind auch hier wie in der Wapelniederung große Ansammlungen von Re-
genbrachvögeln als Gastvögel beobachtet worden. Auch der in unserem 
Raum sehr seltene Ortolan (RL 2) ist in den letzten beiden Jahren in der 
Brutzeit festgestellt worden (Belegfoto). Ferner sind im 
 
Diese würden nicht mehr der Anlage 2 des noch geltenden Windkrafter-
lasses in Bayern entsprechen. Ab sofort müssen in Bayern die aktuellen 
Abstandsempfehlungen der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogel-
schutzwarten (s. o., Stand April 201 5) angewandt werden. Damit gibt 
das BayVGH klare rechtliche Vorgaben für die künftige Genehmigungs-
praxis in Bayern. Die Entscheidung des höchsten bayerischen Verwal-
tungsgerichtes könnte auch Präzedenzfall zum Thema ,,Windkraft versus 
Artenschutz" für ganz Deutschland werden.  
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede avisierte Raum zur Realisie-
rung von Windparks in der Wapelniederung ist ein Gastvogellebensraum 
von nationaler Bedeutung; in Teilen ist er Gastvogel- Lebensraum von 
landesweiter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das 
Vorkommen des Regenbrachvogels. Vor dem Hintergrund der Prämisse 
einer Risiko- und Konfliktminimierung sollten die im Raum liegenden vier 
Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht gezogen wer-
den, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gastvogellebensraum Wa-
pelniederung liegen. 
Losgelöst davon und im Hinblick auf eine potenzielle artenschutzrechtliche 
Betroffenheit des Regenbrachvogels, geht das Gutachterbüro von einer 
Bedeutung der betroffenen Flächen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hier handelt es sich anscheinend unvermittelt um eine Stellungnahme zur 
70. Flächennutzungsplanänderung oder zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 11. Da dieser Teil der Stellungnahme aus z. T. unzusam-
menhängenden Teilen bzw. Teilsätzen der Stellungnahme des Bürgers 2 
besteht, wird auf den dortigen Abwägungsvorschlag verwiesen. 
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BNatSchG für die Art aus. Mit Bau und Betrieb von WEA würden bedeu-
tende Teile der Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische Funktion als 
RastgebietlRuhestätte für die Art verlieren (Verbotstatbestand). Um den 
Verbotstatbestand bezüglich des Verlusts der Ruhestätte abzuwenden, 
wurden vom Gutachterbüro einige Überlegungen für ,,vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen" im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG angestellt. Jedoch 
sind die skizzierten Maßnahmen nicht überzeugend; sie beruhen überwie-
gend auf unbelegten Annahmen oder der Erfolg ist eher unwahrscheinlich. 
Die Zweifel machen sich fest an dem zu gering gewählten Flächenansatz 
und einer fraglichen Gebiets- und Maßnahmeneignung. 
 
Zudem sollte die Prüfung erweitert werden, ob sich die Konflikte, die sich 
in der Wapelniederung zwischen Windenergiewirtschaft und Vogelschutz 
auftun, tatsächlich ,,nur“ auf die Bedeutung des Gebietes als Rastplatz für 
Regenbrachvögel beschränken oder wie beschrieben, auch andere Vogel-
arten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
 
Falle z. B. des sich nicht einstellenden Erfolgs der Maßnahmen Rückbau 
von Anlagen, Vergrößerung der Maßnahmenkulisse o. ä.). 
 
Mithin ist festzustellen, dass die geplanten Maßnahmen gegenüber 
dem derzeitigen Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quanti-
tativ noch qualitativ eine substanzielle Aufwertung darstellen. Des-
halb wird dringend empfohlen, die Windenergiepläne in der Wapel-
niederung in Übereinstimmung mit den Empfehlungen der Länderar-
beitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten in Deutschland, dem 
sogen. ,,Helgoländer Papier", aufzugeben. 
 
Wie auch vom Planungsbüro kartiert, sollten U. E. neben den intensiven 
Betrachtungen zum Regenbrachvogel die weiteren im Niederungsgebiet 
der Wapel vorkommenden Brut- und Rastvogelarten erwähnt werden, die 
zwar keine landesweite oder nationale, aber regionale und lokale Bedeu-
tung erreichen und somit das Bild eines hochsensiblen Natur- und Lebens-
raumes abrunden. So erreichen uns Belegfotos von größeren Ansamm-
lungen Nahrung suchender Weißstörche, werden uns von Beobachtungen 
der Rote-Listen-Arten der in Niedersachsen und Bremen gefährdeten 
Brutvogelarten4, U. a. von Seeadlerüberflügen (Rote-Liste-Status (RL) 2), 
Weißstörchen (RL 3), Wanderfalken (RL 3), Rohrweihen (RL V), Turmfal-
ken (RL V) und den weniger im Bestand, aber durch WEA gefährdeten 
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Mäusebussarden und Sperbern berichtet. Der nach erfolgreichem Schlupf 
(mündl. F.-0. Müller, NABU Wesermarsch) aufgegebene Seeadlerhorst 
befindet sich innerhalb des empfohlenen Suchraums (6 km) nur -4,153 km 
und nicht wie bei Diekmann & Mosebach -6 km vom geplanten WEA-
Standort Rastede Nord entfernt. 
 
Auf ein aktuelles Urteil sei noch hingewiesen: In seinem Urteil vom 
17.03.2016, Az. 22 B 14.1875 und 22 B 14.1876, fasst der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) die bisherige Rechtsprechung zur Prob-
lematik über das Vorkommen von Rotmilanen im Bereich von Windrädern 
zusammen und wies die Klage eines Betreibers auf eine Baugenehmigung 
ab. Zusätzlich urteilte der BayVGH über die Abstände kollisionsgefährde-
ter Vogelarten zu Windrädern. 
 
genbrachvögeln genutzt wurde bzw. wird und somit grundsätzlich über-
haupt die Eignung als Ausweichraum besitzt. Werden die Flächen bereits 
von der Art genutzt, ist zu klären, ob und unter welchen Bedingungen die 
Flächen weitere Individuen aufnehmen können.  
 
2. Zwar ist mit dem Gebiet der räumliche Zusammenhang gewährleistet 
und hinsichtlich der Bodentypen ein geeignet erscheinender Bereich ge-
funden, allerdings liegen im zentralen Bereich die avisierten Flächen z. T. 
unmittelbar an Waldflächen, was ihre Eignung als Regenbrachvogel-
Lebensraum erheblich minimiert. 
 
3. Eine bloße Erhaltung der Grünlandnutzung oder dessen befristete Er-
haltung stellen keine Aufwertung dar und können insofern nicht als Aus-
gleichsleistung angesehen werden. Die Ausgleichsleistungen sind viel-
mehr dauerhaft zu erbringen (jedenfalls für die Dauer der Schädigungen). 
Dauergrünland kann bereits aufgrund anderer umweltrelevanter und na-
turschutzrechtlicher Vorschriften nicht ohne weiteres zerstört werden.  
 
4. Bei der vorgeschlagenen Umwandlung von Acker- in Grünland sowie 
von Intensiv- in Extensivgrünland verhält es sich anders. Aber auch damit 
würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr erreicht, als diese 
bereits heute in der Wapelniederung vorfinden.  
 
5. Weiterhin bleibt unklar, wie der 180 ha große Suchraum „Dingenburger 
Moor" durch Maßnahmen auf nur 16 ha ökologisch und funktional so auf-
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gewertet werden soll, dass er in Gänze als Ausweichgebiet betrachtet bzw. 
angerechnet werden kann. Es ist höchst zweifelhaft, dass sich die Flächen 
von 16 ha durch die beschriebenen Maßnahmen zu einem für Regen-
brachvögel attraktiven Standort mit einer Ausstrahlung auf die umliegen-
den 164 ha entwickeln. Damit zeichnet sich ab, dass die Ausgleichsflä-
chen die ökologische Funktion der beanspruchten Flächen als Ruhestätte 
nicht umfänglich werden erfüllen können.  
 
6. Das vorgeschlagene Monitoring an sich stellt keine vorgezogene Maß-
nahme dar. Überdies kommt ein Monitoring z. B. der Regenbrachvogelbe-
stände oder des Erfolgs der vorgeschlagenen Maßnahmen nur in Frage, 
wenn es als Instrument der Nachsteuerung genutzt würde (im  
 
ansetzen und mit ihr räumlich verbunden sein. Die betroffenen lndividuen 
müssen unverzüglich aufgenommen werden können, wenn die bisherigen 
Habitate geschädigt oder zerstört werden.  
 
b) Für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habita-
te, Habitatbestandteile oder -eigenschaften infrage, die vergleichsweise 
kurzfristig herstellbar sind. In jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von 
vermutlich mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management 
notwendig sein. 
  
c) Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der 
Ausdehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer Grö-
ße in qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die Populationsgröße 
nicht dezimiert wird. 
 
d) Die betroffenen lndividuen müssen den im räumlichen Zusammenhang 
neu geschaffenen Lebensraum nachweislich angenommen haben oder 
ihre zeitnahe Besiedlung muss unter Berücksichtigung der besten verfüg-
baren wissenschaftlichen Erkenntnisse mit einer hohen Erfolgssicherheit 
attestiert sein. Stets bedarf es dazu einer am Einzelfall orientierten Wirk-
samkeitsprognose. 
 
e) Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, wird man nicht 
von vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen können. Daran än-
dern auch ein vereinbartes Monitoring, Risikomanagement oder Nachbes-
serungsvorbehalte nichts. Ein Monitoring darf nur dazu dienen, Unsicher-
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heiten zu erkennen, die sich aus nicht behebbaren Erkenntnislücken erge-
ben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Ein 
Hinweis auf die Notwendigkeit eines Risikomanagements ist ein Hinweis 
auf eine fehlende Erfolgssicherheit. 
 
Hinsichtlich der vom Gutachterbüro dargelegten Überlegungen sind be-
trächtliche Defizite oder Unsicherheiten erkennbar, die an der Machbarkeit 
bzw. Wirksamkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen zweifeln lassen. 
Dazu führen wir aus: 
 
1. Für den Suchraum „Dringenburger Moor" als Gebiet, in dem vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden könnten, steht der 
Nachweis aus, ob er bislang von Re- 
 
Fraglich ist, ob der schmale Niederungsstreifen nach Bau der WEA über-
haupt noch von Regenbrachvögeln angesteuert wird, wenn dort weithin 
sichtbar die sie störenden Anlagen stehen. Überdies bleibt ungeklärt, wel-
che Auswirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die Ungestört-
heit der Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilgebieten inner-
halb der Niederung für die Art haben etc. 
 
Umfang und Wirkung der als „vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen“ 
deklarierten Maßnahmen 
 
Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplanten WEA die Be-
deutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für Regenbrachvögel 
zerstören würden, steht offenbar auch für den Investor fest. Man misst den 
betroffenen Flächen die Bedeutung einer Ruhestätte im Sinne von § 44 
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Diese Einschätzung wird hier geteilt.  
 
Strittig sind hingegen das zu erwartende Ausmaß der Flächen- bzw. Funk-
tionsverluste dieses national und landesweit bedeutenden Gebietes für 
rastende Regenbrachvögel sowie die Anforderungen, die für vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen im Sinne 5 44 Abs. 5 BNatSchG zu erfüllen sind, 
um einen Verstoß gegen das artenschutzrechtliche Verbot des § 44 Nr. 1 
Abs. 3 BNatSchG zu vermeiden. 
 
Unseres Erachtens wird bereits die Größe der Flächen- und Funktionsver-
luste seitens des Gutachters nicht vollumfänglich erkannt. Insofern sollte 
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das Planungsbüro gebeten werden, den rechnerischen Ansatz an die vor-
stehend genannten Auswirkungsradien anzupassen und eine berichtigte 
Berechnung vorzulegen. 
 
Sodann wäre seitens des Büros darzulegen, wie die Flächen- und Funkti-
onsverluste mit ,,vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen" tatsächlich be-
wältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbesondere folgende 
Bedingungen wesentlich: 
 
a) Die Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion 
der betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen 
an der konkret betroffenen Population 
 
eines relevanten Tötungs- oder Störungsrisikos, d.h. bei Einhaltung der 
entsprechenden Empfehlungen wird im Regelfall ein Eintritt der Verbots-
tatbestände des § 44 Abs. 1 U. 2 BNatSchG vermieden. 
 
Über den Regenbrachvogel und seine Sensitivität gegenüber Windkraftan-
lagen ist wenig bekannt. Hierbei ist hilfreich, die alternativ für den Großen 
Brachvogel ermittelte Abstandswerte heranzuziehen. Große Brachvögel 
verunglückten nachweislich dreimal in Deutschland und siebenmal im 
übrigen Europa an WEA (DÜRR 2015a, b l l ) . Hieraus ergibt sich - wie 
beim Regenbrachvogel - zunächst keine erhöhte Betroffenheit. Allerdings 
spiegelt die Anzahl der Fundmeldungen in der Schlagopferkartei lediglich 
die Erfassungsintensität und Meldebereitschaft wider, nicht jedoch das 
Ausmaß des Problems (DÜRR 2016). So liegen immer noch zu wenig 
systematische Untersuchungen zum Vogelschlag vor, die zentrale Fund-
kartei stellt lediglich Zufallsfunde zusammen. Letztlich bedeutet dies, dass 
das artenschutzrechtliche Tötungsverbot aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
sehr wohl durchaus erfüllt sein könnte, da die zusätzlich zur natürlichen 
Sterblichkeit auftretende betriebsbedingte Mortalität das ,,allgemeine Le-
bensrisiko" der Individuen übersteigen kann. 
 
Hinsichtlich des Meideabstandes von Großen Brachvögeln wurden von 
HÖTKER (2006) 25 Studien mit entsprechenden Angaben gefunden, die 
jedoch an anderen Anlagentypen erhoben wurden, heterogenes Untersu-
chungsdesign besaßen und auch deutliche Qualitätsunterschiede aufwei-
sen. Der mittlere minimale Abstand von Großen Brachvögeln außerhalb 
der Brutzeit betrug 222 m (Spanne: 50-650 m) bei erheblicher Stan-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            186 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

dardabweichung (als Maß der Streuung) von +I- 178 m (HÖTKER 2006). 
GOVE et al. (2013) bezifferten nach umfangreicher Literaturauswertung 
für rastendetdurchziehende Watvögel den Bereich vollständiger Meidung 
um WEA vorsorglich auf etwa 300 m, den Störbereich auf etwa 600 m. Als 
Vorsorge-Werte für die Bemessung der lokalen Bestandsreduktion gaben 
sie 100 % im Bereich von 0-300 m um die Anlagen und 50 % im Bereich 
von 300-600 m an. 
 
Die Datengrundlagen des Planungsbüros sind demnach nicht aufrechtzu-
erhalten. Es ist von einer erheblich weiträumigeren Beeinträchtigung des 
Rastgebietes für Regenbrachvögel als jeweils auf nur 200 m um eine 
WEA bzw. um einen Windpark (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) auszu-
gehen. Dadurch wird die Wapelniederung für die Art auf deutlich größerer 
Fläche als insgesamt 165 ha (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) potenziell 
entwertet. 
 
 

 
 
Wertvolle Vogellebensräume und Zugwege sollten von WEA frei gehalten 
werden (Hötger et. al. 2004, GLOVE et al. 2013, NLT 2014, LAG-VSW 
2014); übrigens nicht nur in Deutschland oder in Europa, sondern überall 
auf der Welt (z. B. COMMONWEALTH OF AUSTRALIA 2015). Dieser 
elementare Grundsatz hat seine Berechtigung. So kommt es nicht überra-
schend im Fall der Wapelniederung zu einem Konflikt bzw. zur Überlage-
rung von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete entlang von Flüssen 
mit ihrem offenen Landschaftsbild und i.d.R. hohen Grünlandanteilen sind 
für viele Wasser- und Watvogelarten von großer Bedeutung als Brut- und/ 
oder Gastvogellebensraum. 
 
Neben den beiden o. g. Fachpapieren liegt für Niedersachsen ein Erlass 
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zum Thema Windkraft vor (Niedersächsischer Windenergieerlass, am 
25.02.2016 in Kraft getreten). Dieser betont vor allem den Weg der Einzel-
fallprüfung bzw. die Überprüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände, wobei zwangsläufig fachlich getragene, lebensraumbezogene 
Ansätze in den Hintergrund treten. 
 
Gleichwohl spricht der Erlass bei den WEA-empfindlichen Vogelarten für 
die Planungsebene artspezifischen Empfehlungen für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze Bedeu-
tung zu. Bedauerlicherweise ist die Liste der WEA-sensiblen Vogelarten 
im Erlass unvollständig, so fehlt z. B. der Regenbrachvogel. Dies nicht 
deswegen, weil die Art Windenergieanlagen tolerieren würde, sondern die 
Art ist in Niedersachsen sehr selten und der Erlass nicht auf alle Einzelfäl-
le ausgelegt. Der ökologisch verwandte Große Brachvogel indes ist enthal-
ten, kann stellvertretend betrachtet werden. Für diesen werden Prüfradien 
von 500 m und 1.000 m um WEA genannt. Das Einhalten der empfohle-
nen Abstände indiziert das Fehlen 
 
chen zugrunde gelegt werden müssen (als vorläufige Bewertung, ansons-
ten gilt für die Bewertung von Gastvogellebensräumen die Vorgabe, dass 
Schwellenwerte in der Mehrzahl der unter-suchten Jahre, z. B. in dreien 
der letzten fünf, überschritten werden müssen (KRÜGER et.al.2013). 
 
Für Relativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrach-
vogel Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) 
als auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal regis-
triert worden seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Re-
de stehenden Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogel-
lebensraum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weite-
rer Untersuchungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapel-
niederung sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil 
erreichen landesweite Bedeutung. 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentliche Faktor, um Konflikte 
und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu minimieren. Von dem Bau von WEA sollten deshalb Ge-
biete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere Bedeu-
tung für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktio-
nen oder Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder 
erheblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Ein-
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haltung bestimmter Abstände zu diesen Gebieten. 
Die Windparkpotential-Fläche „Rastede Nord", befindet sich in einem sol-
chen Bereich. Ferner liegt die Potenzialfläche „Bekhausen-Nord" in einem 
Bereich mit landesweiter Bedeutung. Hinsichtlich der Gebietsbewertungen 
bei avifaunistisch bedeutenden Brut- und Gastvogellebensräumen sind 
zunächst zwei Quellen von Bedeutung. Zum einen handelt es sich um die 
Arbeitshilfe „Naturschutz und Windenergie. Hinweise zur Berücksichtigung 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei Standortplanung und 
Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2014)" des Nieder-
sächsischen Landkreistages - kurz NLT-Papier (NLT 2014) - und zum 
anderen um die ,,Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu be-
deutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelar-
ten" der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 
2014). In beiden Papieren ist der fachliche Rahmen für die Planung und 
Genehmigung von Windparks in der Nähe von Vogellebensräumen darge-
legt. 
 
Bestandserfassungen wurde ermittelt (SINNING 2013 U. DIEKMANN & 
MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & MOSEBACH 2016), dass die Nie-
derung der Wapel in etwa zwischen dem Herrenmoor im Westen, den 
Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade im Osten sowie der K 130 
im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvögeln als Rast- und Durch-
zugsgebiet genutzt wird.  
 
Dabei erreichte das Gebiet sowohl im Verlauf der Untersuchung irn Jahr 
2011 (SINNING 201 3) im westlichen Bereich als auch bei der Studie im 
Jahr 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 201 3) im Zentrum jeweils nationa-
le Bedeutung. Die Untersuchungen entsprachen zwar dem vorgeschriebe-
nen Maß für Gastvogeluntersuchungen bei Planungen und Vorhaben ent-
sprechend NLT 20144, die Datenbasis muss insgesamt dennoch als et-
was dünn bezeichnet werden. 
 
Fachliche Vorgaben sehen vor, dass U. a. die Gastvogelbestände im Pla-
nungsgebiet für ein Jahr im wöchentlichen Turnus zu erfassen sind (NLT 
2014). Regenbrachvögel ziehen im Binnenland Niedersachsens im Früh-
jahr in einem kurzen Zeitfenster von Anfang April bis zum 2. Maidrittel (6 
Wochen) sowie nach der Brutzeit von Anfang Juli bis Anfang September 
(10 Wochen) durch (ZANG 1995). Dies entspricht einer Gesamtzeit von 16 
Wochen, knapp einem Drittel eines Jahres. Im Zeitraum von etwa 11 5 
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Tagen, an denen Regenbrachvogel-Vorkommen damit in etwa möglich 
sind, fanden somit lediglich 16 Zählungen statt (1 3,9 %).  
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14 % Abdeckung als stichpro-
benartig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände 
ermittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung 
liegen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere 
Frequenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbil-
dender Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmä-
ßig (alljährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufweisen 
würde. Vor diesem Hintergrund konstatieren (KRÜGER et al. 2013), dass 
einjährige Untersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fach-
lich akzeptabel sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchs-
ten Wertstufen auch bei „nur“ einmaligem Errei- 
 
Stellungnahme zur 70., 71. und 72. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Gemeinde 
Rastede 
 
Hiermit nehmen der NABU Niedersachsen e.V. und der NABU Rastede 
zur 70., 71. und 72. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Rastede wie folgt Stellung: 
 
Die Gemeinde Rastede will mit den Änderungen ihres Flächennutzungs-
planes den Bau und den Betrieb von Windenergieanlagen (WEA) in 
Rastede-Wapeldorf und -Bekhausen sowie Rastede- Delfshausen ermög-
lichen. 
 
Unabdingbare Aufgabe der Gemeinde und gesetzliches Erfordernis ist es 
dabei, im Rahmen ihrer Abwägung zur Flächennutzungsplanung dafür 
Sorge zu tragen, dass Bau und Betrieb von WEA keine artenschutzrechtli-
chen Verbote des § 44 BNatSchG verletzen. Hierzu verweist der NLT (Ok-
tober 2014, Naturschutz und Windenergie) auf mehrere Gerichtsurteile 
hin, u.a.: „Gibt es Anhaltspunkte für das Vorhandensein gefährdeter Arten, 
wird dem im Rahmen der Ermittlungen nachzugehen sein (BVerwG, Be-
schluss vom 21.02.1997, Hessischer VGH, Urteil vom 24.11.2003)“  
 
Zur 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapel-
dorf/Heubült“ 
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Grundlage unserer Stellungnahme ist die „Standortpotenzialstudie für 
Windparks" des Planungsbüros Diekmann & Mosebach vom 14.03.2016 
und Beobachtungen dortiger Anlieger. Wie aus dem Gutachten hervor-
geht, sind die gesamten Plangebiete 1 .I und 1.2 („Rastede Nord“) Gast-
vogel-Lebensraum von nationaler Bedeutung, die Plangebiete 2.1 und 
2.2 („Bekhausen Nordi“) Gastvogel-Lebensraum von landesweiter Be-
deutung. Außerdem sind die Plangebiete gern. RROP des Landkreises 
Ammerland tlw. als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft bzw. als Vor-
sorgegebiet für Grünlandbewirtschaftung gekennzeichnet. Im Rahmen von 
avifaunistischen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auf den folgenden Seiten der Stellungnahme werden unkommentiert (und 
in verkehrter Reihenfolge) Teile der Abwägungstabelle aufgeführt. Hierauf 
ist somit nicht weiter einzugehen.  
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 Bürger 24:    
 Stellungnahme: 

Der Rasteder Norden soll mit zwei Autobahnen und einer Windparkanlage 
bebaut werden. Das ist zuviel. Die Lebenqualität in dem Gebiet wird gleich 
Null werden. Die Bewohner sorgen sich um ihre Gesundheit: zu Recht! 
Lärm durch die Autobahn Tag und Nacht und Schattenwurf der Windkraft-
anlagen beeinträchtigen das Leben im Norden der Gemeinde imens.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Schall 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen 
erarbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnis-
sen des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt 
und es wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist 
unabhängig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die 
Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betrei-
ben sind, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten wer-
den. So wird sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während 
der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzu-
lässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-
Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 



Abwägung zur 70. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            202 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vom Eingriff in die wunderschöne Natur wil ich gar nicht reden. Bitte über-
denken sie das Vorhaben nochmal. 
 

werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. 
betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung 
in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und 
insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
Schatten 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen 
Windenergieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, 
so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr 
und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte 
bilden zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen 
Bundesländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Im-
missionsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Die mit der Planung verbundenen Eingriffe in die Natur wurden bewertet 
und entsprechenden Kompensationsmaßnahmen vorgesehen. 
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerba-
ren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. 
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 Bürger 25:    
 Ich möchte in dieser Stellungnahme das Schallgutachten sowie die Um-

weltverträglichkeitsprüfung in Frage stellen. 
 
Dem Schallgutachten und der persönlichen Nachfrage beim Gutachter ist 
eine Schallemmision nicht additiv. 
 
Dies widerspricht der Physik und wird in anderen Genemigungsverfahren 
genau andersherum gesehen. 
 
 
Ein Betrieb, der eine weitere Klimaanlage oder andere schallerzeugenden 
Geräte auf seinem Dach installieren möchte, muss die addiven Geräusch-
belastung durch alle von ihm betriebenen Anlagen berücksichtigen und 
somit ins Gutachten einbringen. 
 
 
 
 
 
 
Das Umweltgutachten berücksichtigt in keinster Weise, die in meinem 
letzten Einwand erwähnte, unbekannte Mülldeponie im Bereich einer 
Windkraftanlage. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausserdem fällt schon die Aussage, das die Position und Typ der Anlagen 
noch nicht endgültig bestimmt ist, so ins Auge, das ein Weiterlesen Zeit-
verschwendung ist.  
 

  
 
 
Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 
geplanten Anlagen erstellt. Es wurden der für alle Anlagen maximal zuläs-
sige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pegel nicht überschreiten, 
um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstgelegenen schutzbedürfti-
gen Nutzungen nicht zu überschreiten.  
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. 
betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung 
in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und 
insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
Weder dem Landkreis noch der Gemeinde liegen Anhaltspunkte vor, dass 
es vor Ort tatsächliche eine „wilde Mülldeponie“ gibt. Sollte dies der Fall 
sein, dann wären schon heute Folgen vor Ort erkennbar, oder aber, die 
Deponie ist so abgedichtet, dass keine Gefahr für die Umwelt besteht. 
Wenn es tatsächlich eine Deponie geben sollte und diese durch die Bau-
maßnahmen angetastet werden sollte, dann sind entsprechende Siche-
rungsmaßnahmen vorzunehmen. Grundsätzlich sind bei geplanten Bau-
maßnahmen oder Erdarbeiten die Vorschriften des vorsorgenden Boden-
schutzes zu beachten, d. h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so 
zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen 
werden. Grundstückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnah-
men zur Abwehr der von ihrem Grundstück drohenden schädlichen Bo-
denveränderung zu ergreifen (Grundpflichten gem. § 4 BBodSchG). 
 
Hier muss zwischen der Flächennutzungsplanänderung und dem Bebau-
ungsplan unterschieden werden. Die Umweltberichte entsprechen immer 
im Detaillierungsgrad der entsprechenden Planebene. 
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Wie will man ein Umweltgutachten machen, wenn solche maßgeblichen 
Faktoren scheinbar unbekannt sind. 
 
Eine Windenergieanlage ist eine sinnvolle Sache. Vorraussetzung ist aber, 
das der Strom abgeführt werden kann und das Schutzgut Mensch in die 
Betrachtung einbezogen wird.  
 
Die Mehrzahl der Ratsmitglieder in Rastede folgen in dieser Bauplanung 
dem Ruft des Geldes und der Bürokratie. 
 

 
 
 
Das Schutzgut Mensch wurde im Rahmen der Planung berücksichtigt. Der 
Transport des Stroms ist nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitpla-
nung.  
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerba-
ren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. 
 

 Bürger 26:    
 Ich befürchte das die Windenergieanlagen,die in unserem Umfeld geplant 

und gebaut werden sollen, den dörflichen Charakter von Wapeldorf völlig 
verändern werden. 
 
 
 
 
Die Immissionen werden auf die Bewohner von Wapeldorf und auch die 
umliegenden Ortschaften, nur negative Auswirkungen haben.Auch wenn 
die derzeitigen gesetzlichen Bestimmungen für WEA eingehalten werden 
 
.Die Schallentwicklungen der Anlagen sind nur theoretische Werte die 
durch Wind und Bebauung ganz erheblich abweichen werden. Die Ver-
doppelung bzw. Verdreifachung des Schallpegels, bei Einwirkung von 
mehreren Schallquellen, ist nicht berücksichtigt. Für mich ist hier das bes-
te Beispiel die A 29 an der Rückseite unseres Grundstückes. Im Schall-
gutachten geht man von einer Anlage aus mit dem größten Schallpegel, 
nicht aber von mehreren Anlagen mit gleichem Schallpegel. 
 
 
 
 
 
 
 

 Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
Rastede durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich 
dieses Umstands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren 
Energien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild werden im 
Rahmen der Planung nach fachlich anerkannten Methoden bewertet und 
der Eingriff wird durch Maßnahmen an anderer Stelle kompensiert. 
 
 
 
 
 
Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 
geplanten Anlagen erstellt. Es wurden dir für alle Anlagen maximal zuläs-
sige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pegel nicht überschreiten, 
um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstgelegenen schutzbedürfti-
gen Nutzungen nicht zu überschreiten.  
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. 
betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung 
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Beeinträchtigungen durch Körperschall der über die Fundamente der WEA 
in den Boden dringt und über Wasserleitungen etc. den Weg in mein Haus 
findet. Schäden am Gebäude und meinen Pflanzen und Bäumen durch 
Grundwasserabsenkungen beim Bau der WEA,. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und 
insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht zum vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Nr. 11) voraussichtlich nicht dauerhaft durch-
geführt, sondern eine Wasserhaltung wird nur für die Dauer des Baus der 
Fundamente temporär durchgeführt (Dauer geschätzt: 4 Wochen). Zur 
Erfassung der kleinräumigen Grundwassersituation ist im Rahmen der 
Genehmigungsplanung neben ausführlichen Recherchen (Untere Was-
serbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der Bau von Grundwassermessstel-
len im Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels dieser Messstellen und 
ggfs. einem Pumpversuch sollen bereits im Vorfeld der Maßnahme Daten 
zur Varianz der Grundwasserschwankungen und Reichweite der Absen-
kung ermittelt werden. Sämtliche Arbeiten zur Wasserhaltung werden 
überwacht und mit der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Ammer-
land abgestimmt. 
Außerdem kann in Bezug auf mögliche Schäden an Gebäuden bei ent-
sprechenden Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der 
Genehmigungsbehörde bestimmt werden. 
Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. 
Positiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des 
Wassers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer 
Grundwasserabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbe-
stände hingegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre 
eine Absenkung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflan-
zenbestände anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein 
im Sommer witterungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
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Wertminderung der Immobilie und des Grundstückes nach aufstellen der 
WEA bis hin zur Unverkäuflichkeit. Kommt die Gemeinde auch für derarti-
ge Verluste auf ??  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit uner dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
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In der Hoffnung das der Gemeinderat auch ALLE Einwendungen ausführ-
lich prüft. 
 
 

ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Der Gemeinderat prüft alle eingegangenen Stellungnahmen. Das bedeutet 
allerdings nicht, dass auch allen Anregungen gefolgt wird. 
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerba-
ren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. 
 
 

 Bürger 27:    
 Bereits im Jahr 2016 haben wir unsere Bedenken zum Bau der Windräder 

direkt an Herrn von Essen gesendet. Hierzu erhielten wir leider bis heute 
keine Antwort. Wir gehen davon aus, dass unsere Bedenken nicht ernst 
genommen werden, was wir sehr schade finden. Wir wohnen bereits seit 
12 Jahren in Wapeldorf und würden dort auch gerne wohnen bleiben. Un-
ser Sohn geht mittlerweile zur Schule. 
 

  
Eine Stellungnahme zu den Bauleitplanverfahren für die Windparkplanun-
gen wurde bisher nicht eingereicht. Lediglich zur Aufstellung des Dorfent-
wicklungsplans wurde eine Stellungnahme eingereicht. Infolgedessen 
wurden die Formulierungen zum Projekt 63 (Ausbau der Windenergie) 
dahingehend überarbeitet, dass Repowering-Maßnahmen vorrangig zu 
prüfen sind. Mit der 72. FNPÄ werden die Voraussetzungen für ein 
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Wie auch schon 2016 geschrieben, wohnen wir direkt an der A29, dann 
kommen noch die Windräder auf die andere Seite und nicht zu vergessen 
die A20. 
 
Wir sind im Besitz einer 4 Sterne Ferienwohnung und einer Mietwohnung. 
Sollten die Windräder wirklich gebaut werden, dann werden wir in Zukunft 
keine Gäste mehr haben, geschweige denn weiterhin 4 Sterne für unsere 
Wohnung erhalten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unser Grundstück samt dem Haus wird einer enormen Wertminderung 
unterliegen, was dann im Umkehrschluss für uns bedeuten würde, dass es 
sich auch nicht mehr verkaufen ließe. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Repowering des vorhandenen Windparks zeitgleich mit dieser 70. FNPÄ 
vorbereitet. 
 
 
Laut Statistischem Bundesamt (Fachserie 6 Reihe 7.1 Binnenhandel, 
Gastgewerbe, Tourismussind - Ergebnisse der Monatserhebung im Tou-
rismus) sind die Übernachtungszahlen in Ostfriesland, wo ebenfalls viele 
Windparks vorhanden sind, in den Sommermonaten 2015 (Mai bis Okto-
ber) gegenüber dem Jahr 2014 um 1,6 % gestiegen. Im Oktober 2015 
betrug der Anstieg im Vergleich zum Vorjahr 5,6%. Ein Ausbleiben von 
Urlaubern ist daher nicht zu erkennen. Für viele Besucher sind Windener-
gieanlagen fester und typischer Bestandteil norddeutscher Landschaften.  
Für eine Attraktivität einer Region als Urlaubsregion für Touristen sind 
viele Faktoren entscheidend und offensichtlich sind andere Faktoren, als 
das Vorhandensein von Windenergieanlagen in der Region, von größerer 
Bedeutung. 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
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Es ist ja nachgewiesen, dass die Windräder Auswirkungen auf die Ge-
sundheit von Mensch und Tier haben. Wurde dies ausreichend von Ihnen 
geprüft? 
 
Die Windräder verursachen ziemlich laute Geräusche und haben einen 
sehr weiten Schattenwurf. Wir sehen große Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild und dem damit verbundenen Landschaftserleben. Der Blick in 
der vertrauten Umgebung wird zerstört. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Alle beachtenswerten Auswirkungen der Planung wurden in den Unterla-
gen dargelegt. Die Verträglichkeit der Planung mit Mensch und Natur wur-
de belegt. 
 
Schall 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windenergiean-
lagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, dass die 
Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird sicher-
gestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG 
 
Schatten 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen 
Windenergieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, 
so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr 
und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte 
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Des Weiteren ist uns aufgefallen, dass unsere Ferienwohnung der Frie-
senhof Meyer in Ihrem Plan der Dorferneuerung nicht berücksichtigt wor-
den ist. 
 
Da die Gemeinde Rastede an anderen, teilweise vorbelasteten Gebieten, 
eine positive Entwicklung erneuerbarer Energien durchführen kann, bitten 
wir Sie den Standort Rastede/ Nord nicht weiter zu verfolgen und aufzuge-
ben. 
 
Wir bitten Sie, unsere Hinweise bei der fortführenden Bearbeitung der 
Dorfentwicklung Rastede-Nord zu berücksichtigen. 
 
Ich habe den Einspruch auch als Datei hoch geladen, kann dies allerdings 
nirgends erkennen. Deshalb auch hier noch einmal unser Einspruch.  
 
Den Einspruch aus 2016 habe ich auch noch einmal als Datei hochgela-
den. 
 
Stellungnahme aus 2016: 
Wir würden ganz gerne kurz unsere Situation bezüglich der Windräder in 
Wapeldorf darstellen. Wir wohnen mit unserem 5 jährigem Sohn, der in 
Heubült in den Kindergarten geht, im Vorderweg 70 und haben auf der 
einen Seite schon die Autobahn A 29, wenn jetzt auf die andere Seite noch 

bilden zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen 
Bundesländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Im-
missionsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Landschaftsbild 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Orts- und Landschaftsbild 
werden sich in diesem Teil der Gemeinde durch die Windparkplanung 
verändern. Die Gemeinde ist sich dieses Umstands bewusst und gibt der 
Entwicklung der erneuerbaren Energien hier den Vorzug. Die Eingriffe in 
das Landschaftsbild werden im Rahmen der Planung nach fachlich aner-
kannten Methoden bewertet und der Eingriff wird durch Maßnahmen an 
anderer Stelle kompensiert.  
 
Die Dorferneuerung ist nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis: 
Es handelt sich hier um die o. g. Stellungnahme zur Aufstellung des Dorf-
entwicklungsplans.  
 
In der Stellungnahme aus 2016 werden keine anderen Aspekt beleuchtet, 
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die Windräder kommen und in naher Zukunft noch die A20, dann sind wir, 
unsere Mieter und unsere Feriengäste nicht nur einer ziemlichen Ge-
räuschkulisse ausgesetzt, sondern das ganze Landschaftsbild ist gestört.  
 
Wir sind im Besitz einer 4 Sterne Ferienwohnung und einer Mietwohnung. 
Sollten die Windräder wirklich gebaut werden, dann werden wir in Zukunft 
keine Gäste mehr haben, geschweige denn weiterhin 4 Sterne für unsere 
Wohnung erhalten.  
 
Außerdem wird unser Haus eine enorme Wertminderung unterliegen und 
wird sich nicht mehr verkaufen lassen.  
 
Des Weiteren ist uns aufgefallen, dass unsere Ferienwohnung der Frie-
senhof Meyer in Ihrem Plan der Dorferneuerung nicht berücksichtigt wor-
den ist.  
 
Ich hoffe, dass die Auswirkungen auf den Menschen sehr tiefgründig ge-
prüft worden und somit keine Auswirkungen, wie Lärm oder der sogenann-
te Schattenwurf für die Bürger auftreten werden.  
 
Ich sehe jedoch große Auswirkungen auf das Landschaftsbild und dem 
damit verbundenen Landschaftserleben. Der Blick in der vertrauten Um-
gebung wird zerstört.  
 
Da die Gemeinde Rastede an anderen, teilweise vorbelasteten Gebieten, 
eine positive Entwicklung erneuerbarer Energien durchführen kann, bitten 
wir Sie den Standort Rastede/ Nord nicht weiter zu verfolgen und aufzuge-
ben.  
 
Ich bitte Sie, unsere Hinweise bei der fortführenden Bearbeitung der Dorf-
entwicklung Rastede-Nord zu berücksichtigen.  

als in der aktuellen Stellungnahem, weshalb auf die Abwägung der aktuel-
len Stellungnahme verwiesen wird. 
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bis ............ gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Rastede, ..................                                                                       .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Genehmigung

Die 70. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Wapeldorf/Heubült" ist mit Verfügung

(Az.:...................) vom heutigen Tage unter Auflagen / mit Maßgaben / Ausnahme der durch ............................

kenntlich gemachten Teile gemäß § 6 BauGB genehmigt.
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   Landkreis Ammerland
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Planzeichnung, den textlichen Darstellungen und der Begründung beschlossen.

Rastede, .................

................................

Bürgermeister

Verfahrensvermerke

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ................... die Aufstellung der 70.

Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Wapeldorf/Heubült" beschlossen. Der
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                                                                                                              Bürgermeister
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Der Rat der Gemeinde Rastede hat nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die

70. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Wapeldorf/Heubült" mit den textlichen Darstellungen und

der Begründung in seiner Sitzung am .....................  beschlossen.

Rastede, ...................                                                                      ................................

                                                                                                              Bürgermeister

(Siegel)

Die 70. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Wapeldorf/Heubült"" wurde ausgearbeitet von

Diekmann • Mosebach und Partner, Rastede.
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Flächennutzungsplanes ist damit am ..................... wirksam geworden.

Rastede, ...............                                                                          .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb von einem Jahr nach Wirksamwerden der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie

Wapeldorf/Heubült" ist die Verletzung von Vorschriften beim Zustandekommen der der 70. Änderung des

Flächennutzungsplanes "Windenergie Wapeldorf/Heubült"  und der Begründung nicht geltend gemacht worden.

Rastede, ..................                                                                       .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Beitrittsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Rastede ist den in der Genehmigungsverfügung vom ..............(Az.: s.o.) aufgeführten

Maßgaben/Auflagen/Ausnahmen in seiner Sitzung am .................. beigetreten. Der betroffenen Öffentlichkeit

sowie den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde mit Schreiben vom ...............

gemäß § 4a Abs. 3, Satz 4 BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum .................... gegeben.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ................ ortsüblich bekannt gemacht.

Die 70. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Wapeldorf/Heubült" und die Begründung haben

wegen der Maßgaben /Auflagen gemäß § 4a Abs. 3, Satz 1 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB vom ................ bis

.................. öffentlich ausgelegen.

Rastede, ..................                                                                       .................................

                                                                                                              Bürgermeister
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1.0 ANLASS UND ZIEL DER PLANUNG 
 
Die Gemeinde Rastede beabsichtigt anlässlich aktueller Entwicklungsvorhaben und 
dem Willen der Gemeinde Rastede einen Beitrag zur Energiewende zu leisten, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung eines Windparks im nördlichen Ge-
meindegebiet zu schaffen und führt zu diesem Zweck die 70. Änderung des Flächennut-
zungsplanes „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ durch. 

Aufgrund der anhaltenden regionalen Nachfrage nach neuen Standorten für Windener-
gieanlagen hat die Gemeinde Rastede die „Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede“ (Diekmann & Mosebach, 2016) erarbeiten lassen, in der 
das gesamte Gemeindegebiet hinsichtlich möglicher, für Windenergienutzungen geeig-
neter Standorte untersucht worden ist. 

Die Potenzialstudie, 2016, dient als fachliche Grundlage für die in der 70. Änderung des 
Flächennutzungsplanes erfolgende Darstellung einer weiteren Sonderbaufläche „Wind-
energie“ im nördlichen Teil des Gemeindegebietes, die eine Ausschlusswirkung nach 
§ 35 (3) Satz 3 BauGB entfaltet. Mit der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes wird 
das Planungsziel einer städtebaulich geordneten und verträglichen Entwicklung der 
Windenergienutzung innerhalb des Gemeindegebietes Rastede verfolgt, wodurch ein 
Beitrag zur Förderung regenerativer Energien im Sinne von § 1 (6) Nr. 7f BauGB geleis-
tet werden soll. 

Im Rahmen der o. g. Standortpotenzialstudie wurden in einem ersten Arbeitsschritt die 
„harten“ Tabuzonen herausgearbeitet. Nachfolgend wurden unter Berücksichtigung ak-
tueller Raumanforderungen und bestehender Flächenrestriktionen sowie unter Einhal-
tung notwendiger Schutzabstände zu Siedlungsräumen usw. verschiedene Potenzialflä-
chen für Windenergienutzungen ermittelt.  

Dem Ergebnis der Studie zufolge weist das Gemeindegebiet fünf Potenzialräume auf, 
die sich in unterschiedlicher Weise als geeignet für Windenergienutzungen darstellen. 
Obwohl unterschiedliche Flächen, gemäß der Studie, unterschiedlich für eine Windkraft-
nutzung geeignet sind, hat sich der Rat der Gemeinde Rastede dazu entschieden nicht 
alle Flächen gleichzeitig einer Windkraftnutzung zuzuführen, sondern lediglich die Po-
tenzialflächen 1-4 zu entwickeln.  

Neben einem bereits vorgeprägten Standort (Potenzialfläche 4), an dem sich heute be-
reits ein Windpark befindet (Windpark Liethe) und der weiter ausgebaut bzw. repowert 
werden soll, beabsichtigt die Gemeinde drei weitere Potenzialflächen im Rahmen von 
Flächennutzungsplanänderungen für eine Windkraftnutzung planungsrechtlich vorzube-
reiten. 

Wie in der Standortpotenzialstudie für Windparks in der Gemeinde Rastede in Kapi-
tel 7.5 dargestellt wird, sollte die Potenzialfläche 5 „Ipweger Moor“ aufgrund der hohen 
Bedeutung für Natur und Landschaft sowie für die Avifauna und einer daraus resultie-
renden sehr hohen Empfindlichkeit der Potenzialfläche, nicht für die Errichtung von WEA 
herangezogen werden. Die Gemeinde hat sich daher dazu entschlossen, diese Fläche 
nicht für eine Windkraftnutzung vorzubereiten. 

Im Rahmen der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung werden die Potenzialflä-
chen „Rastede Nord“ (Potenzialfläche 1) und „Bekhausen Nord“ (Potenzialfläche 2) auf-
grund der räumlichen Nähe gemeinsam vorbereitet. Die Stadt Varel beabsichtigt auf an-
grenzenden Flächen ebenfalls zwei Teilbereiche planungsrechtlich für die Windkraftnut-
zung vorzubereiten, so dass hier Stadt/Gemeindeübergreifend ein größerer Windpark 
entstehen könnte. 

Seitens eines Vorhabenträgers ist die Entwicklung eines Windparks mit sieben Wind-
kraftanlagen, verteilt auf drei Teilflächen geplant. Zwei dieser Teilflächen befinden sich 
im Hoheitsgebiet der Gemeinde Rastede, hier sollen fünf der geplanten sieben Anlagen 
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errichtet werden (wenn man die Flächen in Rosenberg in Varel noch dazu rechnet, geht 
es insgesamt um neun Windkraftanlagen). Die konkrete Gebietsentwicklung erfolgt mit 
der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Windenergie Wapel-
dorf / Heubült“ gem. § 8 (3) BauGB. 

Die Standortverträglichkeit der geplanten Windenergieanlagen bezüglich der umliegen-
den Wohnnutzungen wird durch die Erarbeitung entsprechender Fachgutachten (Lärm, 
Schattenwurf) geprüft. In der Abwägung gem. § 1 (7) BauGB sind gleichermaßen die 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB zu 
berücksichtigen (vgl. § 1a BauGB). Diese werden im Umweltbericht „Windenergie Wa-
peldorf / Heubült“ umfassend beschrieben bzw. bewertet, wobei der Umweltbericht eine 
Genauigkeit aufweist, die einer verbindlichen Bauleitplanung entspricht, da der Umwelt-
bericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 erarbeitet wurde und somit eine 
deutlich höhe Detailschärfe aufweist, als dies für die vorliegende 70. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes erforderlich wäre.  

Die umweltbezogenen Auswirkungen des Planvorhabens werden im Umweltbericht 
gem. § 2a BauGB dokumentiert. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der 
Begründung und ist in den Unterlagen als Teil II der Begründung enthalten (vgl. § 2a 
Satz 3 BauGB). 

2.0 RAHMENBEDINGUNGEN 

2.1 Kartenmaterial 
Die Planzeichnung der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapel-
dorf / Heubült“ wurde unter Verwendung der automatisierten Liegenschaftskarte (ALK) 
im Maßstab 1 : 5.000 (Originalmaßstab 1 : 1.000) erstellt. 

2.2 Änderungsbereich 
Der Geltungsbereich der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wa-
peldorf / Heubült“ liegt im Norden der Gemeinde Rastede, nördlich und südlich der Spoh-
ler Straße. Das Plangebiet umfasst ein ca. 17,2 ha großes Areal. Die Abgrenzungen der 
Teilflächen des Plangebietes entsprechen den Potenzialflächen 1 „Rastede Nord“ und 
2 „Bekhausen Nord“ der Standortpotenzialstudie für Windenergie im Gebiet der Ge-
meinde Rastede. Die für die Erschießung erforderlichen Flächen werden auf Ebene der 
vorbereitenden Bauleitplanung nicht dargestellt, sie werden im Rahmen der verbindli-
chen Bauleitplanung planungsrechtlich berücksichtigt. Die genauen Grenzen des Plan-
gebiets sind der Planzeichnung zu entnehmen. 

2.3 Nutzungsstruktur / Städtebauliche Situation 
Das Plangebiet gliedert sich in zwei Teilflächen nördlich und südlich der Spohler Straße. 
Der nördliche Teilbereich grenzt direkt an das Hoheitsgebiet der Stadt Varel. Innerhalb 
der Teilflächen befinden sich keinerlei bauliche Anlagen, alle Flächen werden derzeit 
landwirtschaftlich genutzt. Die nördliche Teilfläche wird durch die Wapel (Gewässer II. 
Ordnung) begrenzt, die südliche Teilfläche wird durch Bekhauser Bäke (Gewässer II. 
Ordnung) gequert. Größerer Gehölzstrukturen sind in keiner der beiden Teilflächen vor-
handen. Die nächstgelegenen Gebäude mit Wohnnutzunge befinden sich in einer Ent-
fernung von 550 m gemessen vom Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung. 
Das Gebäude, welches sich nördlich der Spohler Straße, zwischen den beiden Teilflä-
chen der Flächennutzungsplanänderung befindet, wird durch einen Modellflugsportlub 
(Modellflugsport Club MFSC Hahn e.V. Wapeldorf) genutzt. 
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3.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 
 

Nach § 1 BauGB unterliegen Bauleitpläne einer Anpassung an die Ziele der Raumord-
nung. Aus den Vorgaben der übergeordneten Planungen ist die kommunale Planung zu 
entwickeln bzw. hierauf gemäß § 1 (4) BauGB abzustimmen. 

3.1 Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 
Das Landesraumordnungsprogramm 2017 (LROP-VO 2017) stellt für das Plangebiet die 
planerischen Ziele der Landesplanung dar. 

Die LROP-VO 2017 trifft für das Plangebiet keine gesonderten Aussagen. Im näheren 
Umfeld wird in der LROP-VA 2017 die geplante Bundesautobahn 20 (BAB 20) darge-
stellt. Die geplante Trasse liegt südlich des Geltungsbereichs der Flächennutzungs-
planänderung. 

In der beschreibenden Darstellung der LROP-VO 2017 wird zum Punkt Energie erläu-
tert, dass die Nutzung einheimischer Energieträger und erneuerbarer Energien unter-
stützt werden soll. Die Träger der Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass unter 
Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten der Anteil einheimischer Energieträger 
und erneuerbarer Energien insbesondere der Windenergie, der Solarenergie, der Was-
serkraft, der Geothermie sowie von Biomasse und Biogas raumverträglich ausgebaut 
wird. 

Für die Nutzung von Windenergie geeignete raumbedeutsame Standorte sind zu sichern 
und unter Berücksichtigung der Repowering-Möglichkeiten in den Regionalen Raumord-
nungsprogrammen als Vorranggebiete oder Eignungsgebiete Windenergienutzung fest-
zulegen. 

Mit der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzung durch die Flächennutzungs-
planänderung 70 "Windenergie Wapeldorf / Heubült " für die Errichtung von Windkraft-
anlagen innerhalb der Gemeinde Rastede werden die Ziele der LROP-VO 2017 beach-
tet. 

3.2 Regionales Raumordnungsprogramm 
Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Ammerland aus dem Jahr 
1996 wird der vorliegenden Bauleitplanung zu Grunde gelegt.  

In der zeichnerischen Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms wird das 
Plangebiet als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft gekennzeichnet. Der textlichen 
Ausführung zum RROP ist hierzu zu entnehmen, dass diese Darstellung für Gebiete und 
Landschaftsteile betroffen wurde, die wegen ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit eine 
besondere Bedeutung für das Landschaftsbild besitzen oder die wegen ihrer ökologi-
schen Bedeutung für den Naturhaushalt und als Lebensraum für die Tier- und Pflanzen-
welt wichtige Bereiche darstellen. Diese Gebiete sind vor Beeinträchtigungen zu schüt-
zen und - soweit erforderlich - durch Landschaftsschutzgebietsverordnungen zu sichern, 
zu pflegen und zu entwickeln. Sie erfüllen teilweise die Funktion von ökologischen Puf-
fer- und Entwicklungsflächen für die dargestellten Vorranggebiete für Natur und Land-
schaft. Da es sich hier um ein Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft und kein Vor-
ranggebiet handelt, unterliegt dieser Belang der Abwägung. Es handelt sich hierbei um 
einen Grundsatz der Raumordnung, nicht um ein Ziel der Raumordnung.  

Im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland werden keine 
Ziele der Raumordnung zum Ausbau oder zur Steuerung der Windenergienutzung defi-
niert. Es ist aber festgelegt, dass Windenergieanlagen unter den Gesichtspunkten der 
Umweltverträglichkeit und sozialen Akzeptanz auf geeignete Standorte zu konzentrieren 
sind. Die Gemeinde Rastede gibt hier, wie auch der Landkreis Ammerland in seinem 



Begründung zur Änderung Nr. 70 des Flächennutzungsplanes                                                           4 

 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

Standortkonzept Windenergie 2013, dem Ziel der LROP-VO, dem Ausbau regenerativer 
Energien den Vorrang vor dem Grundsatz der Raumordnung. 

Der Bereich der Bekhauser Bäke ist als Gebiet zur Verbesserung der Landschaftsstruk-
tur und des Naturhaushaltes dargestellt (linienhafte Darstellung). Diese Darstellung ha-
ben Gewässer und Gewässerabschnitte enthalten, die noch eine aktuelle Bedeutung als 
Lebensräume für anspruchsvollere Tier- und Pflanzenarten der Fließgewässer aufwei-
sen, jedoch durch Gewässerausbau bzw. -belastung gestört oder geschädigt sind. Sie 
sind zur Wiederherstellung ihrer ökologischen Funktionsfähigkeit auf der Grundlage ent-
sprechender Renaturierungskonzepte naturnah umzugestalten bzw. durch entspre-
chende Maßnahmen zu reaktivieren. Die planungsrechtliche Vorbereitung eines Wind-
parkstandortes widerspricht der getroffenen Darstellung nicht, eine Renaturierung ist 
auch im Einklang mit einem Windpark möglich. 

Westlich angrenzend befinden sich Gebiete die als Vorsorgegebiet für die Landwirt-
schaft aufgrund hohen, natürlichen, standortgebunden landwirtschaftlichen Etragspo-
tenzials gekennzeichnet sind. Zusätzlich ist dieser Raum als Gebiet zur Verbesserung 
der Landschaftsstruktur und des Naturhaushaltes und außerdem als Vorsorgegebiet für 
die Trinkwassergewinnung dargestellt. Die Darstellung als Vorsorgegebiet für die Trink-
wassergewinnung gilt auch für die nördliche Teilfläche des Geltungsbereichs. 

Die im Westen verlaufende Bundesautobahn 29 (BAB 29) und die Anschlussstelle Ja-
derberg sind entsprechend im RROP dargestellt. Die Spohler Straße (L 820), welche 
zwischen den beiden Teilbereichen der Flächennutzungsplanänderung verläuft, ist als 
Hauptverkehrsstraße von regionaler Bedeutung gekennzeichnet, parallel dazu ist eine 
Fernwasserleitung dargestellt. 

Die vorliegende Planung der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Wapeldorf / Heubült“ widerspricht den Zielen des RROP nicht und ist somit folglich mit 
den Zielen der Raumordnung gem. § 1 (4) BauGB vereinbar. 

3.3 Standortkonzept Windenergie 2013 
Durch das Büro NWP aus Oldenburg wurde für den Landkreis Ammerland das Stand-
ortkonzept Windenergie 2013 erarbeitet. Ziel dieser Studie ist es, im Landkreis Ammer-
land für Windkraftnutzung geeignete Flächen zu identifizieren. 

Hierzu wurden für den gesamten Landkreis „harte“ und „weiche“ Tabuzonen für die 
Windenergienutzung dargestellt. Die in Betracht kommenden Flächen (Potenzialflä-
chen) wurden in Karten festgehalten. Anschließend fand eine Ermittlung der nach Abzug 
der „harten“ und „weichen“ Tabuzonen verbleibenden Potenzialflächen, Bewertung die-
ser im Hinblick auf Positivkriterien und potenzielle Konfliktlagen bei einer Realisierung 
und Betrieb von WEA statt. Eine detaillierte Darstellung der Flächenermittlung und der 
angesetzten Kriterien ist dem Standortkonzept Windenergie 2013 zu entnehmen.  

Für die Gemeinde Rastede wurden die Flächen „Ipwegermoor“, „Delfshausen“ und 
„Lehmden“ identifiziert. Der Standort „Lehmden“ wurde im Rahmen des Standortkonze-
ots bestätigt, hier befindet sich bereits heute in Windpark, der repowert werden könnte. 
Bei dem Standort „Delfshausen“ handelt es sich um einen bisher durch Windkraftanla-
gen nicht genutzten Bereich. Die Flächen würden sich für die Errichtung eines Wind-
parks grundsätzlich eignen. Eine genauere Betrachtung der Flächen „Ipwegermoor“ 
zeigt, dass dieser Bereich aufgrund der hohen Bedeutung für die Vogelwelt für eine 
Windkraftnutzung nicht herangezogen werden sollten, bzw. herangezogen werden 
kann. 

Für Teilflächen im nördlichen Gemeindegebiet kommt das Standortkonzept, mit den an-
gesetzten Kriterien zu dem Schluss, dass die nördlichen Teilflächen u.a. durch die Nähe 
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zu FFH-Gebieten1 ungünstig und für die Entwicklung eines zusammenhängenden Wind-
parks für mindestens drei WEA nicht ausreichend sind, so dass insgesamt keine Ent-
wicklungseignung gegeben ist. Das Bild stellt sich für die nördlichen Teilflächen (nördlich 
und südlich der Spohler Straße) allerdings bei kleineren, als die im Standortkonzept an-
gesetzten 200m-Anlagen anders dar. 

Die Gemeinde Rastede hat zur genaueren Betrachtung der in Rastede ermittelten Po-
tenzialflächen das Planungsbüro Diekmann & Mosebach beauftragt, für das Gemeinde-
gebiet eine Standortpotenzialstudie für Windparks durchzuführen. Diese Studie liegt seit 
dem Frühjahr 2016 vor. Die Herangehensweise und die Ergebnisse werden im folgen-
den Kapitel ebenfalls erläutert. An dieser Stelle sei bereits darauf hingewiesen, dass 
sich die nördlichen Flächen im Gebiet der Gemeinde Rastede, bei angenommenen An-
lagenhöhen von ca. 150 m, zusammen mit Flächen im Hoheitsgebiet der Stadt Varel, 
zur Errichtung eines interkommunalen Windparks mit sieben Windkraftanlagen eignen. 
Eine Konzentration von Windkraftanlagen ist in diesem Bereich folglich sehr wohl mög-
lich und von der Gemeinde Rastede beabsichtigt. 

Hinweis: 

Im Zuge der Bauleitplanung hat ein Abgleich der Flächen aus der Standortpotenzialstu-
die und denen aus der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung stattgefunden. Im 
Bereich der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes kommt es zu kleineren Abwei-
chungen zwischen der Potenzialfläche und des Geltungsbereiches der Flächennut-
zungsplanänderung, was daran liegt, dass auf Ebene der Potenzialstudie eine Karten-
grundlage in einem sehr großen und somit groben Maßstab verwendet wurde. Die Kri-
terien der Studie wurden auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung, bei der Abgren-
zung des Geltungsbereiches verwendet. Auf Basis einer detaillierteren Plangrundlage 
wurde so der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung erstellt. 

3.4 Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede  
Die Standortwahl zur bauleitplanerischen Vorbereitung eines weiteren Windparks im 
Gemeindegebiet von Rastede im Rahmen der 70. Änderung des Flächennutzungspla-
nes „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ erfolgt auf Grundlage der Standortempfehlungen 
der „Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede“ (Diek-
mann & Mosebach, März 2016 und Aktualisierung Oktober 2016) die anlässlich der re-
gional anhaltenden Nachfrage nach neuen Standorten für die Erschließung von Wind-
parks erarbeitet wurde. 

Hinweis: 

Die inhaltliche Aktualisierung der Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der 
Gemeinde Rastede erfolgte ausschließlich in Bezug auf den das Urteil des OVG Lüne-
burg 12 KN 64/14 vom 23.06.2016, – hier die Bewertung der Vorranggebiete für Natur- 
und Landschaft, Erholung und Rohstoffsicherung aus dem Regionalen Raumordnungs-
programm des Landkreises Ammerland. Das OVG kommt u. a. in seinem Urteil zum 
Ergebnis, dass Vorranggebiete der Regionalplanung (Regionales Raumordnungspro-
gramm) nicht pauschal als hartes Ausschlusskriterium (Ausschlussfläche / Tabuzone) 
gewertet werden können. Vielmehr sind sowohl der Inhalt des Ziels der Raumordnung 
als auch die nachgeordnete Frage, auf welchen Flächen die Windenergie unter Berück-
sichtigung des Ziels der Raumordnung ausgeschlossen ist, durch den Plangeber zu prü-
fen. 

                                                
1 Das nächstgelegen FFH-Gebiet ist ein Vogelschutzgebiet, welches sich in 3,2 km Entfernung befindet. 

Die Verträglichkeit des Vorhabens mit diesem (weit) entfernten Gebiet ist gegeben. 
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Wie im vorherigen Kapitel dargestellt, wurden durch das Standortkonzept Windenergie 
2013 für den Landkreis Ammerland für das Gemeindegebiet von Rastede drei Potenzi-
alflächen für die Errichtung von Windparks ermittelt. Bei der Ermittlung der Flächen 
wurde als Referenzgröße für die Standortbeurteilung im Sinne der Konzentrationswir-
kung und zur optimalen Nutzung der sich aufzeigenden Flächenpotenziale von leis-
tungsstarken Anlagen mit Gesamthöhe von 200 m ausgegangen. Im Ergebnis konnten 
für das Gemeindegebiet Rastede die drei genannten potenziellen Standorte für die 
Windenergiegewinnung herausgestellt werden. 

Im Rahmen des Standortkonzeptes Windenergie 2013 (LK Ammerland) wird darauf hin-
gewiesen, dass sich größere Flächenpotenziale bei der Annahme geringerer Gesamt-
höhen von Windenergieanlagen ergeben. Da die Gemeinde Rastede über die im Stand-
ortkonzept herausgefilterten Eignungsräume weitere leistungsfähige Standorte für die 
Windenergienutzung herausstellen möchte, wurde in der gemeindeeigenen Standortpo-
tenzialstudie eine Gesamthöhe von Windenergieanlagen von bis zu 150 m zugrunde 
gelegt. Mit Windenergieanlagen lässt sich grundsätzlich in wirtschaftlich tragfähiger 
Weise regenerativer Strom erzeugen. Die Beschränkung auf 150 m Gesamthöhe ver-
bindet die Belange, auf der einen Seite viel Strom zu gewinnen und auf der anderen 
Seite das Wohnen und die Landschaft, welche in der Gemeinde Rastede geprägt ist 
durch den reizvollen Wechsel bewaldeter Geestrücken sowie wertvoller Moorflächen, 
vor starker Überprägung zu schützen. 

Im Rahmen der Standortpotenzialstudie wurden unter Berücksichtigung „harter“ und 
„weicher“ Tabuzonen und einem dokumentierten Abwägungsprozess trotz vorherr-
schender Flächenrestriktionen und raumbedeutsamer Belange insgesamt fünf Potenzi-
alflächen ermittelt, die sich hinsichtlich der Windenergienutzung aufgrund der Flächen-
größe und der betroffenen Belange in unterschiedlicher Weise eignen und entsprechend 
bewertet wurden. Es handelt sich im Einzelnen um folgende Flächen im Gemeindege-
biet: 

 Potenzialfläche 1 „Rastede Nord“ 

 Potenzialfläche 2 „Bekhausen Nord“ 

 Potenzialfläche 3 „Delfshausen“ 

 Potenzialfläche 4 „Liethe“ 

 Potenzialfläche 5 „Ipweger Moor“ 

Grundsätzlich kann sich die Gemeinde Rastede auf Basis der Standortpotenzialstudie 
vorstellen, für die Potenzialflächen 1-4 die planungsrechtlichen Voraussetzung zur Er-
richtung von Windkraftanalgen zu schaffen. Die Studie kommt für die genannten Flächen 
zu folgenden Ergebnissen: 

Potenzialfläche 4: Aufgrund der wenigen Raumwiderstände innerhalb der Potenzialflä-
che lässt sich an dieser Stelle eine Erweiterung des vorhandenen Windparks, ggf. in 
Verbindung mit einem sog. Repowering der bestehenden Anlagen, empfehlen. 

Potenzialflächen 1-3: Aufgrund der mittleren Empfindlichkeit des Raumes bezüglich ei-
ner Windenergiegewinnung ist zunächst von einer Eignung des Raumes für die Errich-
tung von WEA auszugehen. 

Die Potenzialfläche 5 weist eine hohe bzw. überwiegend sogar sehr hohe Empfindlich-
keit bezüglich einer Windenergienutzung auf. Die Flächen werden aufgrund der Wertig-
keit für Natur und Landschaft sowie insbesondere der hohen Bedeutung für die Avifauna 
nicht für eine Windparknutzung herangezogen. 

Bei allen Potenzialflächen müssen grundsätzlich einige Belange vor der Festlegung als 
Windparkfläche im Laufe eines folgenden Bauleitplan- und Genehmigungsverfahrens 
genauer überprüft bzw. abgeklärt werden. Hierzu zählen z. B. die artenschutzrechtlichen 
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Belange gemäß § 44 BNatSchG, Belange der archäologischen Denkmalpflege oder 
auch erschließungstechnische Anforderungen etc.. 

Im Rahmen der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf / 
Heubült“ sollen die Potenzialflächen 1 und 2 laut Ratsbeschluss der Gemeinde Rastede 
für die Windenergienutzung in Anspruch genommen werden. Die beiden Potenzialbe-
reiche bieten, zusammen mit einem Potenzialbereich auf dem Hoheitsgebiet der Stadt 
Varel, Platz für einen Windpark mit sieben Anlagen 

Im Umweltbericht zum im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB aufgestellten Vorha-
benbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 werden auf der konkreten Vorhabenebene alle 
mit dem Vorhaben in Zusammenhang stehenden, möglichen Beeinträchtigungen von 
relevanten Arten (Pflanzen und Tiere) und weiteren Schutzgütern (z.B. Mensch, Land-
schaftsbild) beschrieben und bewertet. Soweit erforderlich werden Maßnahmen zur Ver-
meidung sowie Maßnahmen zur Kompensation von nichtvermeidbaren Beeinträchtigun-
gen festgelegt.  

3.5 Substanzieller Raum für die Windkraft 
Die Gemeinde ist dazu verpflichtet zu überprüfen, ob sie mit den ausgewählten Flächen 
der Windenergie substanziell Raum eingeräumt hat. Bei dieser Überprüfung gibt es 
keine festen Richtwerte wie z. B. einen bestimmten Flächenanteil am Gemeindegebiet 
oder eine gewissen Zahl von möglichen Windkraftanalgen im Gemeindegebiet. Es han-
delt sich bei dieser Überprüfung immer um eine Einzelfallbetrachtung, bei der nicht nur 
quantitative, sondern auch qualitative Aspekte zu berücksichtigen sind (BVerwG 4 C 
15.01, BVerwG 4 C 7.09, BVerwG 4 CN 1.11).  

Die Beurteilung erfolgt anhand der folgenden Parameter: 

 Relation zur Größe des Planungsraums  

 Relation zu Potenzialflächen nach Abzug der harten Kriterien sowie Relation zu 
Potenzialflächen nach Abzug der harten und weichen Kriterien  

 Vergleich mit bestehenden Ausbauzielen und Richtwerten  

3.5.1 Relation zur Größe des Planungsraums und zu den verbleibenden Flächen 
nach Abzug harter und weicher Ausschlussflächen 
Die folgende Tabellen geben einen Überblick zu den Flächenrelationen und stellen den 
Anteil der Potenzialflächen an der Gemeindefläche (Planungsraum) sowie an den Flä-
chen, die nach Abzug ausschließlich harter sowie demgegenüber harter und weicher 
Ausschlussflächen übrig bleiben, dar. 

Die Gemeindefläche hat eine Größe von 12.300 ha. Nach Abzug harter Ausschlussflä-
chen (entsprechend der Bewertung der vorliegenden Standortpotenzialstudie) verbleibt 
eine Fläche von 2.704 ha, was einem Anteil von rund 22 % der gesamten Gemeindeflä-
che entspricht. Die harten Ausschlussflächen sind im Fall der Gemeinde Rastede über-
wiegend durch Abstände zu Wohnbebauung (Wohnbauflächen, Wohnhäuser im Außen-
bereich etc.) bedingt. 
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Tabelle 1: Darstellung von Flächenanteilen und Relationen 

 
 
 
 

 

 

Wie in der Standortpotenzialstudie für Windparks in der Gemeinde Rastede in Kapi-
tel 7.5 dargestellt wird, sollte die Potenzialfläche 5 „Ipweger Moor“ aufgrund der hohen 
Bedeutung für Natur und Landschaft sowie für die Avifauna und einer daraus resultie-
renden sehr hohen Empfindlichkeit der Potenzialfläche, nicht für die Errichtung von WEA 
herangezogen werden. In der nachfolgenden Tabelle wird das Flächenpotenzial der 
restlichen Potenzialflächen 1-4 dargestellt. 

Tabelle 2: Betrachtung für Potenzialfläche 1-4 inkl. vorhandenen Windpark "Liethe" 
 

Fläche Anteil an Ge-
meindefläche 
(12.300 ha) 

Anteil an verbleibende 
Fläche nach Aus-
schluss harter Aus-
schlussflächen  

Potenzialflächen 1-4 inkl. 
Windpark 

115,2 ha 0,9 % 4,3 % 

 
Durch die zusätzliche Darstellung neuer Standorte kann die Gemeinde Rastede somit 
max. 4,3 % der nach Abzug der harten Ausschlussflächen übrig bleibenden Gemeinde-
fläche der Windenergie zur Verfügung stellen (s. Tabelle 1 und 2).  

3.5.2 Vergleich mit bestehenden Ausbauzielen und Richtwerten  
Die Anforderung, der Windenergienutzung substanziell Raum zu geben kann auch unter 
dem Gesichtspunkt betrachtet werden, einen angemessenen Beitrag zu bestehenden 
Ausbauzielen erzielen zu können. 

Für Niedersachsen kann der vom niedersächsischen Ministerium für Umwelt, Energie 
und Klimaschutz in Zusammenarbeit mit weiteren Ministerien erarbeitete Windenergie-
erlass als Richtschnur für die landesweit gültigen Ausbauziele herangezogen werden3. 

                                                
2 Gemeinde Rastede (1998): Begründung zur 12. Änderung des Flächennutzungsplanes 
3 Gemeinsamer Runderlass des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Kli-
maschutz (MU), der Niedersächsischen Ministerien für Wirtschaft und Verkehr (MW), Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (ML), Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (MS) und 

 
Fläche Anteil an Ge-

meindefläche 
(12.300 ha) 

Anteil an verbleibende 
Fläche nach Aus-
schluss harter Aus-
schlussflächen  

verbleibende Fläche nach 
Ausschluss harter Aus-
schlussflächen 

2.704 ha 22% 100 % 

Gesamtflächensumme nach 
Abzug harter und weicher 
Ausschlussflächen sowie 
kleiner oder ungünstig ge-
schnittener Flächen (Kleinst-
flächen), die keine Konzent-
rationswirkung zulassen ( 
Potenzialflächen)  

191,9 ha 1,6 % 7,1 % 

Fläche des bestehenden 
Windparks "Liethe"2  27 ha 0,2 % 1 % 

Flächengröße aller Potenzial-
flächen + bestehender Wind-
park  

218,9 ha 1,8 % 8,1 % 
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Gemäß Windenergieerlass will das Land Niedersachsen den Anteil der Nutzung erneu-
erbarer Energien schrittweise auf 100% erhöhen. Aus diesem Grund sollen bis 2050 
mindestens 20 Gigawatt Windkraftleistung in Niedersachsen errichtet werden können. 
Im Windenergieerlass heißt es hierzu: "Für die Träger der Regionalplanung und Ge-
meinden bedeutet dies, dass sie mindestens 7,35 % ihrer jeweiligen Potenzialfläche (…) 
als Vorranggebiete für die Windenergienutzung vorsehen müssten. Dabei sind plane-
risch bereits ausgewiesene Flächen für die Windenergienutzung einzurechnen." Die Po-
tenzialfläche definiert sich in diesem Fall als Planungsraum abzüglich der harten 
Tabuzonen, der FFH-Gebiete und Waldflächen sowie von Industrie- und Gewerbege-
bietsflächen. Da die Waldflächen im Rahmen der vorliegenden Standortpotenzialfläche 
nicht als hartes Ausschlusskriterium gewertet wurden, erfolgt eine entsprechende Be-
rücksichtigung in der nachfolgenden Tabelle. 

Tabelle 3: Darstellung von Flächenanteilen und Relationen unter Beachtung der Kriterien 
gem. WEA-Erlass Nds  

 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Durch die zusätzliche Darstellung neuer Standorte kann die Gemeinde Rastede max. 
4,8 % der nach Abzug der harten Ausschlussflächen übrig bleibenden Gemeindefläche 
der Windenergie zur Verfügung stellen (s. Tabelle: 3).  

Der bezogen auf die verschiedenen Landkreise und Regionen in Niedersachsen regio-
nalisierte Flächenansatz weist für den Landkreis Ammerland einen Bedarf von 0,59 % 
der Landkreisfläche aus, der zur Erreichung der Ziele der Windenergie zur Verfügung 
gestellt werden sollte. Diese Angaben entfalten jedoch keine Rechtsverbindlichkeit son-
dern sollen lediglich der Orientierung der Planungsträger dienen.  

Anhand Tabelle 1 ist erkennbar, dass die Gemeinde Rastede mit ca. 0,16 % der Land-
kreisfläche, etwas über ein Viertel des gemäß WEA-Erlass Nds. (Stand 24.02.2016) 
empfohlenen Flächenanteils des Landkreises (0,59 %) für die Windenergienutzung zur 
Verfügung stellt. 

                                                
Inneres und Sport (MI) - Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen an Land in Nie-
dersachsen und Hinweise für die Zielsetzung und Anwendung (Windenergieerlass). 24.02.2016. 
 

 

Fläche 
Anteil an Ge-
meindefläche 
(12.300 ha) 

Anteil an Land-
kreisfläche  
(73.004,1 ha) 

Anteil an ver-
bleibende 
Fläche nach 
Ausschluss 
harter Aus-
schlussflä-
chen inkl. 
Wald 

verbleibende Flä-
che nach Aus-
schluss harter 
Ausschlussflä-
chen inkl. Wald 

2.376 ha 19,3% 3,2 % 100 % 

Flächengröße al-
ler Potenzialflä-
chen + bestehen-
der Windpark  

218,9 ha 1,8 % 0,3 % 9,2 % 

Potenzialflä-
chen 1-4 inkl. 
Windpark 

115,2 ha 0,9 % 0,16 % 4,8 % 
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3.6 Dorfentwicklung Rastede-Nord 
Die Gemeinde Rastede hat im September 2016 den Dorferneuerungsbericht „Dorfent-
wicklung Rastede-Nord“ verabschiedet. Die Inhalte werden hier im Einzelnen nicht wei-
ter dargestellt, aber der Bogen zwischen Dorfentwicklung und Windenergie gespannt. 

Im Rahmen der Dorfentwicklungsplanung erfolgt unter dem Projekt Nr. 63 der Hinweis 
auf die Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede mit 
Stand vom 14.03.2016. Diese wurde unabhängig von der Dorfentwicklungsplanung für 
das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Rastede erstellt und im März 2016 bereits 
der Öffentlichkeit im Rahmen der öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Bau, Pla-
nung, Umwelt und Straßen vorgestellt. 

Durch die einheitliche Untersuchung des gesamten Gemeindegebietes entspricht die 
Gemeinde Rastede den Vorgaben der Bundesregierung und den regionalplanerischen 
Vorgaben und Erfordernissen zur Energiewende. In diesem Rahmen wurde geprüft, in 
wie weit substantiell Raum für die Windenergie zur Verfügung gestellt werden kann. Die 
genaue einheitliche Vorgehensweise kann in der Studie nachgelesen werden. Die in der 
Studie als Ergebnis ermittelten Flächen, die in der Dorfentwicklungsplanung dargestellt 
werden, sind die einzigen Flächen, die nach Abzug aller nicht geeigneten Flächen für 
die Windenergienutzung in Frage kommen. Es haben insgesamt mehrere Informations-
veranstaltungen zur Windkraft in Rastede stattgefunden. Der Ausbau der Windenergie 
war mehrfach Thema in öffentlichen Sitzungen der Gemeinde Rastede. Das Thema 
wurde auch im Rahmen der Arbeitskreissitzungen der Dorfentwicklung wiederholend 
besprochen. Bevor die Gemeinde Rastede eine Standortpotenzialstudie für das ge-
samte Gemeindegebiet erarbeiten lies, wurden bereits mögliche Eignungsräume für 
Windkraft auf regionalplanerischer Ebene untersucht (siehe Windkraftstudie des Land-
kreises Ammerland). Diese kommt zu ähnlichen Ergebnissen. Daher sind die geeigne-
ten Flächen nicht neu und waren bereits bei Erarbeitung der „Dorfentwicklung Rastede-
Nord“ bekannt. 

Die Richtlinie zur aktuellen Förderperiode der Dorfentwicklungsplanung sieht außerdem 
vor, im Rahmen der Planungen zu prüfen, in wie weit in der Dorfregion Flächen für er-
neuerbare Energien bereitgestellt werden können. Dies ist im Fall der Gemeinde 
Rastede nicht gesondert auf Ebene der Dorferneuerung erfolgt, sondern bereits auf 
Ebene der davon unabhängigen Studie für Windenergie für das gesamte Gemeindege-
biet. 

In der „Dorferneuerung Rastede-Nord“ heißt es zum Projekt Nr. 63: „Die dargestellten 
Flächen für die Errichtung von Windenergieanlagen werden auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung geprüft. Hierbei sind die Grundsätze der Bauleitplanung, insbesondere 
die Erforderlichkeit und die nachhaltige städtebauliche Entwicklung zu berücksichtigen. 
Die Belange aus der Dorfentwicklung Rastede-Nord sollten ebenfalls auf Ebene der 
Bauleitplanung Berücksichtigung finden. Durch die Nutzung vorhandener Anlagenstand-
orte sollen weitere Beeinträchtigungen vermieden sowie die nachhaltige Nutzung vor-
handener Investitionen in die Raumstruktur sichergestellt werden. Der Arbeitskreis plä-
diert dafür, dass künftig nicht die Erschließung neuer Flächen im Vordergrund stehen 
soll, sondern vielmehr die effektive Nutzung planerisch abgestimmter Flächen durch 
Repowering-Maßnahmen. Vorrangig soll der vorhandene Windpark in Liethe in Bezug 
auf mögliche Kapazitätserweiterungen geprüft werden. Erst dann sollte die Ausweisung 
neuer Flächen für die Errichtung von Windenergieanlagen im Bereich Rastede – Nord 
in Betracht gezogen werden. 

Insgesamt ist in der Dorfregion Rastede-Nord ein nicht unbeträchtliches Potenzial zum 
Ausbau der Windenergie und damit der Beteiligung an der Energiewende gegeben, dass 
es für die Zukunft zu nutzen gilt.“ 

Den Forderungen des Arbeitskreises wird dahingehend gefolgt, dass der vorhandene 
Windpark Liethe derzeit für ein Repowering geprüft wird. Da die Gemeinde Rastede alle 
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in Frage kommenden Flächen (Potenzialflächen 1-4) planungsrechtlich für die Wind-
kraftnutzung vorbereiten will, hat sich die Gemeinde auch dazu entschlossen dies im 
Rahmen der 70. Änderungen „Windenergie Wapeldorf / Heubült“, der 71. Änderung 
„Windenergie Lehmdermoor“ und der 72. Änderung „Windenergie Lehmden“ (Bereich 
des Windparks Liethe) zu tun. Alle diese genannten Änderungen des Flächennutzungs-
planes befinden sich in Aufstellung. Ziel der Gemeinde ist es, alle Planverfahren mög-
lichst gleichzeitig zum Abschluss zu bringen. 

Das mit der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes verfolgten Ziel, der Steuerung 
der Windenergie im Gebiet der Gemeinde Rastede, steht den Zielen der „Dornerneue-
rung Rastede-Nord“ nicht entgegen. Vielmehr ist die Energiewende als ein Ziel der Dorf-
erneuerung bereits im Arbeitsprozess zur Erstellung der „Dornerneuerung Rastede-
Nord“ deutlich herausgearbeitet und das vorhandene Flächenpotenzial für die Wind-
energie erkannt worden. Der Gemeinde ist hierbei Bewusst, dass Windkraftanlagen zu 
einer Veränderung der Landschaft beitragen können. Die mit der Windkraft verbundenen 
Eingriffe werden im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ermittelt und entspre-
chend der gesetzlichen Vorgaben bewertet und kompensiert. 

3.7 Vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rastede (Stand 18.06.1993) 
wird der Geltungsbereich der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes abgesehen von 
den Gewässern II. Ordnung (Wapel und Bekhauser Bäke) als Fläche für die Landwirt-
schaft dargestellt. Die beiden Gewässer sind als Wasserflächen dargestellt und als Ge-
wässer II. Ordnung gekennzeichnet. 

Zur bauleitplanerischen Vorbereitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 11 wird parallel gem. § 8 (3) BauGB diese 70. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Windenergie Wapeldorf / Heubült“, in der die Darstellung einer Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung Windenergie vorgesehen ist, durchgeführt. 

Für das Plangebiet liegt kein verbindlicher Bebauungsplan vor. 

 

4.0 ÖFFENTLICHE BELANGE 

4.1 Belange von Natur und Landschaft 
Auf Basis der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf/Heu-
bült“ können z. B. verbindliche Bebauungspläne erarbeitet werden. Im Rahmen der kon-
kreten Planung für das gesamte Gebiet, oder Teilräume, muss gem. § 2 (4) Satz 1 
BauGB i. V. m. § 2a Nr. 2 BauGB ein Umweltbericht mit einer umfassenden Beschrei-
bung und Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen für das jeweilige Plan-
vorhaben erfolgen. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung durch diese 70. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes erfolgt eine grobe Darstellung, der mit dieser Änderung des Flächen-
nutzungsplanes möglicherweise verbundenen Umweltauswirkungen. Eine konkrete 
Darstellung ist erst dann möglich, wenn die Zahl der Anlagen, die Anlagentypen (Höhe 
der Anlage, Rotordurchmesser etc.), die Anlagenstandorte und die zugehörigen Zuwe-
gungen feststehen. 

Die umweltbezogenen Auswirkungen des Planvorhabens werden im Umweltbericht 
gem. § 2a BauGB dokumentiert. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der 
Begründung und ist den Unterlagen als Teil II der Begründung enthalten (vgl. § 2a Satz 
3 BauGB). 
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4.2 Belange des Denkmalschutzes 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege zu beachten.  

Folglich wird nachrichtlich auf die Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Boden-
funden im Zuge von Bauausführungen mit folgendem Text hingewiesen: 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 
(das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie 
auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 
Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes 
(NDSchG) meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde 
des Landkreises Ammerland oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmal-
pflege – Referat Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441/799-
2120 unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Ar-
beiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des 
NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, 
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher 
die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

4.3 Belange des Bodenschutzes / Altablagerungen / Kampfmittel 
Im Rahmen des Altlastenprogramms des Landes Niedersachsen haben die Landkreise 
gezielte Nachermittlungen über Altablagerungen innerhalb ihrer Grenzen durchgeführt 
und entsprechendes Datenmaterial gesammelt. Dieses wurde vom Niedersächsischen 
Landesamt für Wasser und Abfall (NLWA) bewertet. Nach diesen Unterlagen liegen im 
Plangebiet keine Altablagerungen vor.  

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten weitere Hinweise auf Altablagerungen 
zutage treten, so ist unverzüglich die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Am-
merland zu benachrichtigen. 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung haben Bürger der Gemeinde Rastede auf eine 
„wilde Mülldeponie“ in etwa 100 m Entfernung zum nördlichen Rand der südlichen Teil-
fläche der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes hingewiesen. Im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung wird ein entsprechender Hinweis in die Unterlagen aufgenom-
men. Im Zuge der Ausführungsplanung bzw. Erschließungsarbeiten ist dann ggf. ein 
Bodenmanagement für diese Fläche durchzuführen, um schädliche Einträge ins Grund-
wasser zu vermeiden. Das Bodenmanagement ist nach Abstimmung mit dem Landkreis 
Ammerland vorrausichtlich durch den Verursacher der Verschmutzung bzw. den Land-
eigentümer, auf dessen Land sich die Deponie befindet, durchzuführen. Eine Klärung 
des Sachverhalts erfolgt, soweit es im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens erforderlich 
ist, im Verfahren des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11. 

Grundsätzlich sind bei geplanten Baumaßnahmen oder Erdarbeiten die Vorschriften des 
vorsorgenden Bodenschutzes zu beachten, d. h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat 
sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. 
Grundstückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von 
ihrem Grundstück drohenden schädlichen Bodenveränderung zu ergreifen (Grundpflich-
ten gem. § 4 BBodSchG). 

4.4 Belange des Immissionsschutzes 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind die mit der Planung verbundenen, unterschiedli-
chen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so dass Konfliktsituatio-
nen vermieden und die städtebauliche Ordnung sichergestellt wird. Es sind die allge-
meinen Anforderungen und die Belange des Umweltschutzes gem. § 1 (6) Nr. 1 BauGB 
zu beachten. Schädliche Umwelteinwirkungen sind bei der Planung nach Möglichkeit zu 
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vermeiden (§ 50 BImSchG). Die mit dem Planvorhaben verfolgte Nutzung von Wind-
energieanlagen ist allgemein mit Emissionsentwicklungen verbunden. Neben den Be-
triebsgeräuschen (Schallentwicklung) ist durch die rotierenden Anlagen mit Schatten-
wurf zu rechnen, der sich beeinträchtigend auf den Menschen auswirken kann. Da es 
sich bei der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf/Heu-
bült“, um eine vorbereitende Bauleitplanung handelt und die geplanten Anlagentypen 
und Anlagenstandorte auf dieser eben noch nicht feststehen, muss eine Beurteilung und 
Berücksichtigung von Schall und Schatten im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
bzw. im Rahmen des Bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens 
erfolgen. 

4.5 Belange der Luftfahrt 
Bei Bauhöhen von über 100 m über Grund wird generell eine Tag/Nacht-Kennzeichnung 
als Luftfahrthindernis sowohl für den militärischen als auch für den zivilen Flugbetrieb 
gemäß der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von Luftfahrt-
hindernissen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen in der 
aktuell gültigen Fassung notwendig. Nach § 14 i. V. m. § 31 und § 12 Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG) bedürfen die Anlagen zudem der Erteilung einer Genehmigung durch die zu-
ständige Luftfahrtbehörde. Die Anforderungen der militärischen und zivilen Luftfahrt an 
die Kennzeichnungs- und Genehmigungspflicht der geplanten Windenergieanlagen 
werden im Rahmen des BImSch - Genehmigungsverfahrens berücksichtigt. Die Geneh-
migungspflicht bei Bauwerkshöhen über 100 m/Grund nach § 14 LuftVG wird im vorha-
benbezogenen Bebauungsplan nachrichtlich übernommen. 

 

Hinweis: 

Die Nachtkennzeichnung ist als Synchronbefeuerung auszuführen. Im Rahmen des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 verpflichtet sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag zum Einsatz einer bedarfsgerechten Befeuerung, mit dem Ziel, 
die Befeuerung zu steuern, so dass diese nur bei tatsächlichem Überflug zum Einsatz 
gebracht werden müssen. Die abschließende Genehmigung zum Einsatz einer bedarfs-
gerechten Befeuerung obliegt der zuständigen Luftfahrtbehörde. 

4.6 Modellflugplatz  
Zwischen den beiden Teilflächen der Flächennutzungsplanänderung befindet sich ein 
Modellflugplatz (Modellflugsport Club MFSC Hahn e.V. Wapeldorf). Die Gemeinde 
Rastede hat sich dazu entschlossen, die Windparkplanungen nur durchzuführen, wenn 
gleichzeitig der Erhalt dieses Clubs sichergestellt ist. Um diesen Modellflugplatz an Ort 
und Stelle zu erhalten, ist eine Verlagerung der Start- und Landebahn nach Osten auf 
das Flurstück 70 und die damit verbundenen Anpassung des Flugbereichs (Aufstiegs-
fläche) erforderlich. Aus diesem Grund wurde die nötige Verlagerung zwischen der Ge-
meinde Rastede, dem Vorhabenträger für die Windparkplanung und dem Club bespro-
chen und das Einvernehmen mit der Luftfahrtbehörde hergestellt. Ein gleichzeitiger Be-
trieb eines Windparks und des Modellflugplatzes sind so möglich. 

5.0 INHALT DER 70. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
Entsprechend dem beschriebenen Planungsziel und den Standortempfehlungen der zu-
grundeliegenden Standortpotenzialstudie beabsichtigt die Gemeinde Rastede, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für eine raumverträgliche Nutzung von Windener-
gieanlagen zu schaffen und bereitet hierfür im nördlichen Randbereich der Gemeinde, 
nördlich und südlich der Spohler Straße geeignete Flächen für Windenergienutzungen 
vor. 
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Der ausgewählte Standort befindet sich im Außenbereich gem. § 35 BauGB außerhalb 
der im Flächennutzungsplan bereits dargestellten Sonderbaufläche für Windenergie (12. 
Änderung des Flächennutzungsplanes „Liethe“, 1998). Da aufgrund einer gemeindli-
chen Ausschlusswirkung die Neuerrichtung von Windenergieanlagen außerhalb dieser 
Sonderbauflächen der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes unzulässig ist, bedarf 
es einer Änderung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes. Der bislang überwie-
gend als Fläche für die Landwirtschaft, dargestellte Änderungsbereich wird daher im 
Weiteren als Sonderbaufläche (S) mit der Zweckbestimmung Windenergie (S WEA) ge-
mäß § 1 (2) Nr. 11 Baunutzungsverordnung (BauNVO) dargestellt. Innerhalb dieser Flä-
che ist die Installation von Windenergieanlagen zulässig. 

Der Ausschluss für das übrige Gemeindegebiet bleibt bestehen. Im Zuge der 70. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ wird durch textli-
che Darstellung erneut eine Ausschlusswirkung nach § 35 (3) Satz 3 BauGB für das 
übrige Gemeindegebiet festgelegt. Demnach sind außerhalb der bisher dargestellten 
Sonderbaufläche für die Windenergienutzung (S Windenergie), der im Rahmen der 70. 
Flächennutzungsplanänderung "Windenergie Wapeldorf / Heubült" dargestellten Son-
derbaufläche mit der Zweckbestimmung Windenergie (S WEA) sowie den im Rahmen 
der 71. und 72. Änderung des Flächennutzungsplanes dargestellten Sonderbauflächen 
Windenergie keine weiteren Windenergieanlagen zulässig. Dies betrifft sowohl Wind-
energieanlagen-Parks als auch Einzelanlagen. Bestehende Anlagen sind von dieser Be-
stimmung nicht betroffen. 

An dieser Stelle sei erneut darauf hingewiesen, dass die Gemeinde Rastede die Steue-
rung der Windkraft im gesamten Gemeindegebiet über vorbereitende und verbindliche 
Bauleitplanungen steuern möchte. Unmittelbare Ansprüche auf Erteilung einer Bauge-
nehmigung aufgrund der Darstellung im Flächennutzungsplan bestehen daher nicht. Zur 
Erfüllung des Entwicklungsgebotes wird für die 70. Änderung des Flächennutzungspla-
nes die Erstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 erfolgen, aufgrund 
dessen Baugenehmigungen erteilt werden können. Die Bereiche des Geltungsbereichs 
der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung, für die derzeit kein Entwicklungsinte-
resse seitens der Flächeneigentümer besteht bzw. für die sich bisher kein vorhabenbe-
zogener Bebauungsplan in Aufstellung befindet, wird die Gemeinde über eine verbindli-
che, vorhabenbezogene Bauleitplanung entwickeln, sobald entsprechendes Interesse 
der Flächeneigentümer an die Gemeinde herangetragen wird.  

5.2 Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasser-
schutz und die Regelung des Wasserabflusses 
Die im Änderungsbereich verlaufenden Gewässer II. Ordnung, die Wapel im nördlichen 
Bereich und die Bekhauser Bäke im Süden, werden, wie bisher im Flächennutzungsplan 
gem. § 5 (4) BauGB in ihrem Bestand dargestellt. Auf die Darstellung von Gewässern 
III. Ordnung wurde verzichtet. Im Zuge der Erschließungsplanung sind die ggf. notwen-
digen wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren durchzuführen. 

5.3 Fläche für die Landwirtschaft und Wald 
Die in Geltungsbereich der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes neu dargestellten 
Sonderbauflächen „Windenergie (S WEA)“ wird überlagernd als Fläche für die Landwirt-
schaft gem. § 5 (2) Nr. 9a BauGB dargestellt, um die bestehende landwirtschaftliche 
Flächennutzung weiterhin zu sichern. Die außerhalb der überbaubaren Flächen der 
Windenergiestandorte des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 und der not-
wendigen Erschließungswege des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 gele-
genen Bereiche sollen auch künftig landwirtschaftlich genutzt werden, so dass eine ent-
sprechende Darstellung erfolgt.  
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5.4 Ausschlusswirkung / textliche Darstellung 
Im Rahmen der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung wird die bestehende Aus-
schlusswirkung für Windkraftanlagen, abgesehen von den Flächen der 12. Änderung 
des Flächennutzungsplanes, als textliche Darstellung inhaltlich übernommen. D. h. im 
gesamten Gemeindegebiet sind außerhalb der im Flächennutzungsplan und dessen Än-
derungen dargestellten Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung Windenergie und 
des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Windenergieanlagen keine 
weiteren Windenergieanlagen gem. § 35 (1) Nr. 5 BauGB zulässig (Ausschlusswirkung 
im Sinne von § 35 (3) Satz 3). Dieses gilt sowohl für Windenergieanlagenparks als auch 
für Einzelanlagen. Bestehende Anlagen sind aufgrund des Bestandsschutzes von dieser 
Bestimmung nicht betroffen. Ebenfalls von dieser Regelung unberührt sind Windener-
gieanlagen als untergeordnete Nebenanlagen von privilegierten Nutzungen nach § 35 
(1) BauGB, die überwiegend der Eigenenergieversorgung der jeweiligen Nutzung die-
nen und räumlich in angemessener Nähe untergebracht sind. 
 
Städtebauliches Ziel dieser Ausschlusswirkung ist es weiterhin, im Sinne einer Konzent-
rationsplanung, außerhalb der durch die Potenzialstudie ermittelten Windparkstandorte 
keine weiteren, nach § 35 (1) Nr. 5 BauGB privilegierten Windenergieanlagen zuzulas-
sen, um einer Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch zahlreiche Einzelstandorte 
entgegenzuwirken. 

6.0 VERKEHRLICHE UND TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 
 

 Äußere Erschließung 
Die Verkehrsanbindung des Plangebietes erfolgt für die nördliche Teilfläche über die 
Spohler Straße (L 820) und für die südliche Teilfläche über den Vorderweg. 
 

 Gas- und Stromversorgung, Schmutz- und Abwasserversorgung, Wasserver-
sorgung, Abfallbeseitigung 
Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes bezüglich der o. g. Aspekte ist entspre-
chend der angestrebten Nutzungsform nicht erforderlich. 
 

 Fernmeldetechnische Versorgung 
Die fernmeldetechnische Versorgung des Plangebietes wird innerhalb der Ausfüh-
rungsplanung geregelt. 
 

 Sonderabfälle 
Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzu-
führen. 
 

 Brandschutz  
Die Löschwasserversorgung wird entsprechend den jeweiligen Anforderungen im 
Zuge der Ausführungsplanung sichergestellt. 
 

 Anbindung an das öffentliche Stromnetz 
Die Anbindung an das öffentliche Stromnetz ist im Rahmen der Ausführungsplanun-
gen sicherzustellen. 
 

7.0 VERFAHRENSGRUNDLAGEN/-VERMERKE 

7.1 Rechtsgrundlagen 
 

 BauGB   (Baugesetzbuch), 
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 BauNVO  (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke: 
Baunutzungsverordnung), 

 PlanzV  (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die 
Darstellung des Planinhaltes: Planzeichenverordnung), 

 NBauO  (Niedersächsische Bauordnung), 

 BNatSchG  (Bundesnaturschutzgesetz), 

 NAGBNatSchG (Nieders. Ausführungsgesetz z. Bundesnaturschutzgesetz), 

 NKomVG (Nieders. Kommunalverfassungsgesetz). 
 

7.2 Planverfasser 
Die Ausarbeitung der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapel-
dorf / Heubült“ erfolgte im Auftrag der Gemeinde Rastede durch 
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Entwicklungs- und Projektmanagement 
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TEIL II DER BEGRÜNDUNG: UMWELTBERICHT 

1.0 EINLEITUNG  
Zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes (§ 1 (6) Nr. 7 BauGB) ist im Rah-
men der Bauleitplanung eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussicht-
lichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Entsprechend der Anlage 
zum Baugesetzbuch zu § 2 (4) und § 2a BauGB werden die ermittelten Umweltaus-
wirkungen im Umweltbericht beschrieben und bewertet (§ 2 (4) Satz 1 BauGB).  

1.1 Beschreibung des Planvorhabens / Angaben zum Standort 
Zur bauleitplanerischen Vorbereitung des Vorhabens wird das Plangebiet als Son-
derbaufläche (SO) mit der Zweckbestimmung „Windenergie“ gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 
4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit überlagernder Fläche für die Landwirt-
schaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB dargestellt.  
 
Die weitere Gebietsentwicklung mit Konkretisierungen von Anlagenstandorten und 
Erschließungen erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Ge-
nehmigungsplanung.  
 
Die Gemeinde Rastede hat 2016 in einer aktuellen Standortpotenzialstudie das ge-
samte Gemeindegebiet Rastede auf die Eignung im Hinblick auf die Windenergie-
nutzung untersuchen lassen (vgl. PLANUNGSBÜRO DIEKMANN & MOSEBACH 2016). 
Die Fläche des Geltungsbereiches entspricht im Wesentlichen den Flächen 1 
„Rastede Nord“ und 2 „Bekhausen Nord“ der Standortpotenzialstudie. 
 
Der Geltungsbereich der 70. Änderung des Flächennutzungsplans "Windenergie 
Wapeldorf / Heubült" liegt im Norden des Gemeindegebietes nördlich der Ortschaft 
Bekhausen und hat eine Größe von 17,2 ha. Er setzt sich aus zwei Teilflächen zu-
sammen. Genaue Angaben zum Standort sowie eine detaillierte Beschreibung des 
städtebaulichen Umfeldes, der Art des Vorhabens und den Darstellungen sind den 
entsprechenden Kapiteln der Begründung zu entnehmen.  

1.2 Umfang des Vorhabens und Angaben zu Bedarf an Grund und Boden 
Mit der vorliegenden Bauleitplanung „Windenergie Wapeldorf-Heubült“ werden 
Maßnahmen vorbereitet, die mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden sind.  
 
Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 17,2 ha. Die einzelnen Flächenauswei-
sungen umfassen: 
 
Sonderbauflächen (SO - WEA)  
überlagert mit Flächen für die Landwirtschaft                 ca. 16,81 ha 
Fläche für die Wasserwirtschaft      ca. 0,39 ha 
 
Da konkrete Standorte von Windenergieanlagen sowie deren Zuwegungen auf die-
ser Planungsebene nicht bekannt sind, können zum derzeitigen Planungsstand 
keine Angaben zu dem beanspruchten Flächenbedarf gemacht werden.  

2.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 
Die in einschlägigen Fachplänen und Fachgesetzen formulierten Ziele, die für den 
vorliegenden Planungsraum relevant sind, werden unter Kap. 3.0 „Planerische Vor-
gaben und Hinweise“ der Begründung dargestellt (Landesraumordnungsprogramm 
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[LROP], Regionales Raumordnungsprogramm [RROP], vorbereitende und verbind-
liche Bauleitplanung). Im Folgenden werden zusätzlich die planerischen Vorgaben 
und Hinweise aus naturschutzfachlicher Sicht dargestellt (Landschaftsprogramm, 
Landschaftsrahmenplan (LRP), naturschutzfachlich wertvolle Bereiche / Schutzge-
biete, artenschutzrechtliche Belange).  

2.1 Niedersächsisches Landschaftsprogramm 
Entsprechend der Einteilung des Niedersächsischen Landschaftsprogramms von 
1989 befindet sich der Geltungsbereich in der naturräumlichen Region Ostfriesisch-
Oldenburgische Geest. Als vorrangig schutz- und entwicklungsbedürftig werden bei-
spielsweise Eichenmischwälder mittlerer Standorte, Weiden-Auewälder, nährstoff-
arme Seen und Weiher sowie nährstoffarme Feuchtwiesen genannt. Als besonders 
schutz- und entwicklungsbedürftig gelten bodensaure Buchenwälder, Birken-Bruch-
wälder, Bäche sowie nährstoffreiches Feuchtgrünland. Schutzbedürftig, z. T. auch 
entwicklungsbedürftig sind Feuchtgebüsche, Gräben, Grünland mittlerer Standorte, 
dörfliche Ruderalfluren und sonstige wildkrautreiche Äcker. 

2.2 Landschaftsrahmenplan (LRP) 
Der Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Ammerland liegt mit Stand 
1995 vor. 
 
Das Plangebiet gehört zur naturräumlichen Einheit Wapel – Jührdener Moorgeest 
(Karte 4 des LRP – Naturräumliche Einheiten). 
 
In Karte 5 des LRP (Lebensraumkomplexe und Biotoptypen) ist im Bereich der Plan-
gebiete eine mäßig intensive bis intensive Grünlandnutzung überwiegend weiträu-
miger Weide- und Mähweideflächen mit weitgehend strukturarmen Grabensyste-
men, Wirtschaftsgrünland und artenarmes Intensivgrünland dargestellt. Diese sind 
zudem als eingeschränkt bzw. stark eingeschränkt eingestuft (Karte 7 – Lebens-
raumkomplexe und Biotoptypen – Wichtige Bereiche). Die Bäke, die durch den süd-
lichen Geltungsbereich verläuft, besitzt naturnahe Reste der Vegetation und Ge-
wässerstruktur.  
 
Südlich des Plangebietes befinden sich Wallheckengebiete mit hoher Dichte 
(Karte 6 des LRP– Wallheckengebiete). 
 
Gemäß Karte 8 des LRP (Vielfalt, Eigenart und Schönheit) liegen beide Teilgebiete 
des Geltungsbereiches in einem Niederungsareal, welches überwiegend als Grün-
land genutzt wird und zum Teil durch einen weiten Blick geprägt ist (Landschafts-
bildeinheit 1). 

 
Laut Karte 9 des LRP (Vielfalt, Eigenart und Schönheit – wichtige Bereiche) befindet 
sich südlich des Plangebietes ein Wallheckengebiet mit gut ausgeprägten Wallhe-
ckenstrukturen. Nordöstlich der nördlichen Teilfläche des Plangebietes befinden 
sich Bereiche mit deutlichem Naturraumbezug. 
Im Bereich des nördlichen Geltungsbereiches finden sich zum Teil feuchte bis nasse 
(Moor-) Marschböden (Karte 10 des LRP – Boden, wichtige Bereiche). 
 
Laut Karte 11 des LRP (Fließgewässer) verlaufen nördlich des nördlichen Geltungs-
bereiches sowie durch das südliche Plangebiet Gewässer der Güteklasse II – III 
(kritisch belastet). 
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Karte 12 des LRP (Grundwasser) stellt für den größten Bereich des Plangebietes 
eine mittlere grundwasserneubildungsrate von > 100 bis 200 mm/a dar. Im Süden 
wird die Neubildungsrate mit > 300 – 400 mm/a etwas höher dargestellt.  
 
Karte 13 (Grundwasser) kennzeichnet die Plangebiete und deren Umgebung als 
Bereiche mit einem geringen Schutzpotenzial.  
 
Laut Karte 14 (Grundwasser) liegen die Plangebiete zum Teil in einem Gebiet mit 
besonderer Bedeutung für Wassergewinnung. 
 
In den Plangebieten kommt überwiegend ein Niederungs-/ Bäkentalklima vor (Karte 
15 – Luft und Klima). 
 
In Karte 16 (Entwicklungsziele und Maßnahmen) ist im Bereich des Plangebietes 
ein Gebiet zur Erhaltung und Entwicklung von Bäkentälern dargestellt, wobei für die 
dort verlaufende Bäke die Ausweisung als geschützter Landschaftsbestandteil als 
erforderlich angesehen wird. 

2.3 Naturschutzfachlich wertvolle Bereiche / Schutzgebiete 
Die folgenden Informationen wurden dem Datenserver des Niedersächsischen Mi-
nisteriums für Umwelt und Klimaschutz entnommen (vgl. Internetseite: www.umwelt-
karten-niedersachsen.de, Stand 2018).  
 
Schutzgebiete 
Der Geltungsbereich befindet sich nicht in einem europäischen Schutzgebiet nach 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie. Das EU-Vogelschutzgebiet (V64 „Marschen am Ja-
debusen“) befindet sich mehr als 3,2 km von der Grenze des Geltungsbereiches 
entfernt in nordöstlicher Richtung. Das nächstgelegene FFH-Gebiet befindet sich 
nordöstlich in ca. 7 km Entfernung, es handelt sich um das FFH-Gebiet „National-
park Niedersächsisches Wattenmeer“.  

 
In einer Entfernung von 2,8 km liegt westlich des Geltungsbereichs das Natur-
schutzgebiet „Jaderberg“ (NSG WE 094). Dieser nordöstlich von Jaderberg gele-
gene Bereich ist gut 18 ha groß und dient der Sicherung einer alten Graureiher-
Kolonie, die seit mindestens 50 Jahren in den großen Kronen eines Hofgehölzes 
existiert (NLWKN 2016).  
 
Das Landschaftsschutzgebiet „Jader Moormarsch“ (LSG BRA 00023) schließt öst-
lich an das o.g. Naturschutzgebiet an. Nördlich des o.g. Landschaftsschutzgebietes 
grenzen die Landschaftsschutzgebiete „Marschen am Jadebusen – Ost“ (LSG BRA 
00027) und „Marschen am Jadebusen - West (LSG FRI 00126) an. Nordöstlich des 
Geltungsbereiches in ca. 2,8 km Entfernung befindet sich ein weiteres Landschafts-
schutzgebiet, das LSG „Reitbrake Hohelucht“ (LSG FRI 00065).  
 
Nördlich des letztgenannten Landschaftsschutzgebietes befinden sich zwei ge-
schützte Landschaftsbestandteile, die „Hofstelle Habers und Gramberg“ (GLB FRI 
00039) und der „Hofbusch Bruns“ (GLB FRI 00038). 
 
Das nächstgelegene Naturdenkmal (2 Eichen, Kennzeichen: ND BRA 00021) befin-
det sich in ca. 2,2 km in östlicher Richtung. 
 
Weitere faunistisch, vegetationskundlich oder historisch wertvolle Bereiche oder 
Vorkommen, die einen nationalen oder internationalen Schutzstatus bedingen, lie-
gen nach derzeitigem Informationsstand nicht vor. 
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Avifaunistisch wertvolle Bereiche 
Die vorliegenden avifaunistischen Daten wurden von der Fachbehörde für Natur-
schutz (NLWKN) des Landes Niedersachsen gebietsbezogen bewertet. Diese Be-
wertung erfolgte getrennt für Brut- und Gastvögel nach einem standardisierten Be-
wertungsverfahren. Stand der hier veröffentlichten Bewertungen ist für die Gastvö-
gel 2006 und für die Brutvögel 2010 (mit Ergänzungen 2013). Die erfassten Vogel-
vorkommen werden unterteilt in Bereiche von internationaler, nationaler, landeswei-
ter, regionaler und lokaler Bedeutung.  
 
Im Bereich des EU-Vogelschutzgebietes befinden sich wertvolle Bereiche für Gast-
vögel, die von internationaler oder nationaler (vorläufige Einstufung) Bedeutung 
sind. In östlicher Richtung in mehreren Kilometern Entfernung befinden sich noch 
weitere für Brutvögel wichtige Bereiche, die außerhalb des Vogelschutzgebietes lie-
gen. Diese besitzen z.T. eine lokale Bedeutung. Im Geltungsbereich selber sind 
keine Wertigkeiten dargestellt. 
 
Über die durchgeführten Kartierungen zu den Brut- und Gastvogelvorkommen in 
2013 / 2014 konnten weitere Wertigkeiten innerhalb des Geltungsbereiches festge-
stellt werden. So wurde für den südlichen Teilbereich ein avifaunistisch wertvoller 
Bereich für Brutvögel mit regionaler Bedeutung festgestellt. Für Gastvögel wurde für 
die nördliche Teilfläche ein avifaunistisch wertvoller Lebensraum mit nationaler Be-
deutung und für die südliche Teilfläche ein Lebensraum mit landesweiter Bedeutung 
abgegrenzt. 

2.4 Standortpotenzialstudie für Windparks, Gemeinde Rastede (2016)  
Die Gemeinde Rastede hat 2016 in einer aktuellen Standortpotenzialstudie das ge-
samte Gemeindegebiet auf die Eignung im Hinblick auf die Windenergienutzung un-
tersuchen lassen (vgl. PLANUNGSBÜRO DIEKMANN & MOSEBACH 2016). 
 
Im Rahmen dieser Standortpotenzialstudie für Windenergieparks wurde das ge-
samte Gemeindegebiet von Rastede unabhängig von den vorherrschenden, unter-
schiedlichen Windverhältnissen in vier Arbeitsschritten auf seine grundsätzliche Eig-
nung als Windenergieanlagenstandort untersucht, um geeignete Flächen für die 
Darstellung von Sondergebietsflächen für Windenergieanlagen zu bestimmen (s. 
Tab. 1). 
 
Die Ermittlung möglicher Standorte erfolgt in drei Arbeitsschritten: 
 
Tab. 1: Arbeitsschritte der Standortpotenzialstudie für Windenergie 
 

Vorauswahl nach Ausschlusskriterien  
 

Arbeitsschritt 1 
Ausschluss aufgrund harter Ausschlusskriterien  

 Ausschluss aufgrund weicher Ausschlusskriterien 

Standortdiskussion  
 Arbeitsschritt 2 Bewertung der verbleibenden Potenzialflächen aufgrund ge-

wichteter Belange (Punktesystem)  

Standortbeschreibung und -empfehlung 
 Arbeitsschritt 3 Verbal-argumentative Diskussion der verbleibenden Flächen  
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Vorauswahl nach Ausschlusskriterien 
Vorhandene Nutzungsansprüche wie z. B. Siedlungsbereiche, Verkehrswege oder 
naturschutzrechtliche Auflagen schließen die Windenergienutzung auf einem we-
sentlichen Teil des Gemeindegebietes aus (Arbeitsschritt 1).  

 
Standortdiskussion 
Die nach Ausschluss von harten und weichen Ausschlussflächen verbleibenden Flä-
chen werden daraufhin untersucht, welche weiteren Belange, die möglicherweise 
zu Konflikten mit der Windenergienutzung führen, diese aber nicht von vornherein 
ausschließen, betroffen sind. Sie werden nach einem auf die Gemeinde Rastede 
bezogenen Punktraster bewertet und in Empfindlichkeitsstufen eingeordnet. Je 
mehr und je gewichtiger die betroffenen Belange sind, desto empfindlicher ist die 
Fläche gegenüber einer Windenergienutzung (Arbeitsschritt 2).  

 
Standortbeschreibung und -empfehlung  
Im Rahmen der Standortbeschreibung und -empfehlung wird dargestellt, welche 
Flächen/Bereiche als potenzielle Standorte für Windparks in Frage kommen. Nach 
den Arbeitsschritten 1 und 2 verbliebene Flächen werden in einem dritten Arbeits-
schritt u. a. hinsichtlich der betroffenen Belange, welche nicht zum Ausschluss ge-
führt haben, ihrer Größe, ihrer Umgebung etc. näher beschrieben und bezüglich der 
Eignung für Windenergienutzung verbal-argumentativ bewertet. 
 
Die Standortpotenzialstudie zeigt, dass sich im Gemeindegebiet vier Potenzialflä-
chen für eine Windenergienutzung eignen. Diese Flächen befinden sich im Norden 
des Gemeindegebietes (im Bereich der Wapelniederung und Bekhauser Bäke), im 
Bereich Delfshausen sowie im Bereich des vorhandenen Windparks Liethe. 
 
Der Geltungsbereich der 70. Änderung des Flächennutzungsplans "Windenergie 
Wapeldorf / Heubült" geht aus den Potenzialflächen 1 „Rastede-Nord“ und 2 „Be-
khausen-Nord“ der Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde 
Rastede (2016) hervor. 

 
Beide Potenzialflächen sind in der Bewertung in jeweils zwei Teilflächen unterteilt 
(1.1, 1.2 sowie 2.1 und 2.2), welche mit maximal 25 Punkten als geeignet für die 
Windenergie eingestuft wurden.  

2.5 Artenschutzrechtliche Belange 
§ 44 BNatSchG in Verbindung mit Art. 12 und 13 der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
(FFH-Richtlinie) und Art. 5 der Vogelschutzrichtlinie (V-RL) begründen ein strenges 
Schutzsystem für bestimmte Tier- und Pflanzenarten (Tier und Pflanzenarten, die in 
Anhang A oder B der Europäischen Artenschutzverordnung - (EG) Nr. 338/97 - bzw. 
der EG-Verordnung Nr. 318/2008 in der Fassung vom 31.03.2008 zur Änderung der 
EG-Verordnung Nr. 338/97 - aufgeführt sind, Tier- und Pflanzenarten des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie, alle europäischen Vogelarten, besonders oder streng ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten der Anlage 1 der Bundesartenschutzverordnung - 
BArtSchV). Danach ist es verboten, 
 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vo-
gelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt 
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vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Popu-
lation einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer-
stören und 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwick-
lungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu be-
schädigen oder zu zerstören. 

 
Zwar ist die planende Gemeinde nicht unmittelbar Adressat dieser Verbote, da mit 
der Bauleitplanung in der Regel nicht selbst die verbotenen Handlungen durchge-
führt beziehungsweise genehmigt werden. Allerdings ist es geboten, den besonde-
ren Artenschutz bereits auf dieser Ebene angemessen zu berücksichtigen, da eine 
Bauleitplanung, die wegen dauerhaft entgegenstehender rechtlicher Hinderungs-
gründe (hier entgegenstehende Verbote des besonderen Artenschutzes bei der Um-
setzung) nicht verwirklicht werden kann, vollzugsunfähig ist. Im Rahmen der kon-
kreten nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanungen bzw. der Genehmigungspla-
nungen müssen die Belange des Artenschutzes weiter und im Detail berücksichtigt 
werden. In Kap. 3.2 und 3.3 erfolgt eine grobe Betrachtung der artenschutzrechtli-
chen Belange. 

3.0 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 
Die Bewertung der Umweltauswirkungen des vorliegenden Planvorhabens erfolgt 
anhand einer Bestandsaufnahme bezogen auf die einzelnen, im Folgenden aufge-
führten Schutzgüter. Durch eine umfassende Darstellung des gegenwärtigen Um-
weltzustandes einschließlich der besonderen Umweltmerkmale im unbeplanten Zu-
stand sollen die umweltrelevanten Wirkungen der der 70. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf-Heubült“ herausgestellt werden. Hierbei 
werden die negativen sowie positiven Auswirkungen der Umsetzung der Planung 
auf die Schutzgüter dargestellt und hinsichtlich ihrer Erheblichkeit soweit wie mög-
lich bewertet. Ferner erfolgt eine Prognose der Umweltauswirkungen bei Durchfüh-
rung und Nichtdurchführung der Planung („Nullvariante“). 
 
Die Bewertung der Umweltauswirkungen richtet sich nach folgender Skala:  
 
- sehr erheblich, 
- erheblich, 
- weniger erheblich, 
- nicht erheblich.  
 
Hierbei werden Eingriffe als kompensationspflichtig bewertet, die entweder „sehr er-
heblich“ oder „erheblich“ sind. Die genauen Umfänge des Kompensationsbedarfes 
sind auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsebene zu 
ermitteln und bereit zu stellen. Im Rahmen der vorliegenden vorbereitenden Bauleit-
planung werden lediglich die zu erwartenden Umweltauswirkungen dargestellt. 
 
Zum besseren Verständnis der Einschätzung der Umweltauswirkungen wird im Fol-
genden ein kurzer Abriss über die durch die Bauleitplanung "Windenergie Wapeldorf 
/ Heubült" verursachten Veränderungen von Natur und Landschaft gegeben. Eine 
detaillierte abschließende Darlegung der Umweltauswirkungen inklusive der Ein-
griffsbilanzierung kann erst im Rahmen nachfolgender verbindlicher Bauleitplanun-
gen, d. h. von Bebauungsplänen bzw. der Genehmigungsplanung erfolgen, da dort 
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konkrete Festsetzungen bzw. Beantragungen zu Anzahlen, Höhe und Rotordurch-
messer der Windenergieanlagen sowie zu den zu versiegelnden Flächen durch Inf-
rastruktureinrichtungen und Zuwegungen erfolgen. 
 
Im Rahmen der Standortpotenzialstudie mit Stand Oktober 2016 wurde für den Be-
reich der Potenzialfläche 1 „Rastede-Nord“ und der Potenzialfläche „Bekhausen- 
Nord “ allein aufgrund der Flächengröße ermittelt, dass ca. 4-5 WEA errichtet wer-
den können. Es handelt sich hierbei um einen geschätzten Wert. Im Rahmen der 
Standortpotenzialstudie wurden Potenzialflächen auf Basis der Unterbringung von 
maximal 150 m hohen Windenergieanlagen ermittelt. 
 
Durch das Planvorhaben entstehen Beeinträchtigungen auf die zu untersuchenden 
Schutzgüter. Auslöser dieser Beeinträchtigungen sind vorhabenbedingte Wirkfakto-
ren. In Tab. 2 bis Tab. 4 werden die wichtigsten Wirkfaktoren zusammengestellt, die 
Beeinträchtigungen auf die verschiedenen Schutzgüter verursachen können. 

 
Baubedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Die baubedingten Auswirkungen umfassen die Faktoren, die während der Realisie-
rung der Planung auf die Umwelt wirken. Es handelt sich allerdings vorwiegend um 
zeitlich befristete Beeinträchtigungen, die mit der Beendigung der Bauaktivitäten en-
den, aber auch nachwirken können. 
 
Tab. 2: Baubedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die  
einzelnen Schutzgüter 

Baustelleneinrichtung, Herstel-
lung von Zuwegungen, Kran-
stellflächen und Vormontage-/ 
Lagerplätzen 

Vorhandene Vegetationsbestände und Lebensräume für 
Tiere werden durch Maschineneinsatz und Übererdung 
(ggf. temporär) in Anspruch genommen 

Stoffliche Einträge 
Schadstoffeinträge durch Bau-
materialien und Baumaschinen 

Stoffeinträge stellen eine potenzielle Gefährdung der Le-
bensraumqualität für Pflanzen, Tiere, Boden und Wasser 
dar.  

Lärmimmissionen, visuelle Ef-
fekte (temporäre Lärmbelastung 
durch Baustellenbetrieb) 

Das Schutzgut Mensch kann durch Lärm im Baustellen-
bereich betroffen sein. Für die Fauna können die Aktivi-
täten ebenfalls zu einer zeitweiligen (temporären) Beun-
ruhigung führen.  

Wasserhaltung in der Baugrube Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser und Boden sind 
möglich. 

 
Anlagebedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Anlagebedingte Wirkfaktoren werden in diesem Fall durch die Projektumsetzung an 
sich verursacht. Es handelt sich um dauerhafte Auswirkungen.  
 
Tab. 3: Anlagebedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die  
einzelnen Schutzgüter 

Versiegelung bisher unversiegelter 
Flächen durch die notwendigen An-
lagen- und Erschließungsflächen 

Vorhandene Vegetationsbestände und Lebensräume 
für Tiere werden in Anspruch genommen. Die Schutz-
güter Boden und Wasser können Veränderungen durch 
eine geänderte Grundwasserneubildung und Verände-
rungen der Oberflächenstruktur erfahren. In diesem Zu-
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Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die  
einzelnen Schutzgüter 

sammenhang ist auch das Schutzgut Klima und Luft so-
wie das Landschaftsbild in Bezug auf Veränderungen 
zu betrachten. 

Zerschneidungseffekte durch die 
Windenergieanlagen (Barrierewir-
kungen und Flächenzerschneidun-
gen) 

Infolge von Zerschneidungen werden Räume verengt, 
was einen Funktionsverlust des Lebensraumes für 
Pflanzen und Tiere bedeuten kann. Durch die Wind-
energieanlagen können großflächigere Barrieren für die 
Ausbreitung bzw. Wanderung von Pflanzen- und Tier-
arten entstehen.  

Errichtung von vertikalen Hinder-
nissen 

Vertikale Bauten können eine Scheuchwirkung auf die 
Fauna verursachen. Das Schutzgut Landschaftsbild 
wird wahrnehmbar verändert. Auswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch - Erholung sind möglich. 

 
Betriebsbedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Belastungen und Beeinträchtigungen, die durch die Windenergienutzung hervorge-
rufen werden, werden als betriebsbedingte Auswirkungen zusammengefasst. Die 
von der Windenergienutzung ausgehenden Wirkungen sind grundsätzlich als lang-
fristig für die Dauer des Betriebs einzustufen. 
 
Tab. 4: Betriebsbedingte Wirkfaktoren 

 
In den nachfolgenden Kapiteln werden die oben aufgeführten Wirkfaktoren mit ihrer 
Relevanz in Bezug auf die verschiedenen Schutzgüter erläutert und die möglichen 
Beeinträchtigungen dargestellt. Eine abschließende Einschätzung der Erheblichkeit 
der Umweltauswirkungen erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
der Genehmigungsplanung. 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die  
einzelnen Schutzgüter 

Schallemissionen Auf den Mensch wirken Lärmimmissionen, so dass der 
Schutzanspruch der jeweiligen Nutzung geprüft werden 
muss. Für die Fauna können Lärmimmissionen zu einer 
Beunruhigung bzw. zur Meidung von Gebieten führen.  

Schattenwurf  Auf das Schutzgut Mensch kann es zu Auswirkungen 
durch Schattenschlag kommen. Es können Beeinträchti-
gungen der Fauna durch Beunruhigungen entstehen, auf 
die störempfindlichen Arten mit Meidung, Flucht oder Ab-
wanderung reagieren können.  

Vibration Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch, Boden und 
Tiere sind möglich. 

Vertreibungswirkungen durch 
betriebene Windenergieanlagen 
(Bewegung der Rotorblätter) 

Direkte Beeinträchtigungen von Lebensraumfunktionen 
für die Fauna durch Vertreibungswirkungen. Lebens-
räume werden zerstört oder zerschnitten. Dies ist beson-
ders relevant für die Artengruppen Vögel und Fleder-
mäuse. Optische Effekte wirken auch auf das Schutzgut 
Mensch und das Landschaftsbild. 

Tötung durch Kollision oder Ba-
rotrauma (Luftdruckveränderun-
gen) an betriebenen Windener-
gieanlagen (Bewegung der Ro-
torblätter) 

Ein betriebsbedingtes Tötungsrisiko durch Windenergie-
anlagen besteht für die Artengruppen Vögel, Fleder-
mäuse und (Flug)Insekten. 
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3.1 Schutzgut Mensch 
Eine intakte Umwelt stellt die Lebensgrundlage für den Menschen dar. Im Zusam-
menhang mit der Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen auf das Schutzgut 
Mensch sind gesundheitliche Aspekte sowie solche, die im Zusammenhang mit Er-
holung stehen, von Bedeutung. Bei der Betrachtung des Schutzgutes Mensch sind 
daher Auswirkungen durch Lärm, Gerüche und andere Immissionen sowie die As-
pekte Erholungsfunktion und Wohnqualität zu untersuchen. Der Aspekt der Erho-
lung steht wiederum in engem Zusammenhang mit dem Schutzgut Landschaft.  
 
Auf Ebene dieser 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapel-
dorf-Heubült“ werden weder die Anlagenstandorte, noch die genaue Anzahl der An-
lagen oder der Anlagentyp festgelegt. Die Gemeinde Rastede hat die Belange des 
Immissionsschutzes bereits insofern berücksichtigt, als dass Mindestabstände von 
550 m zu Außenbereichswohnnutzungen, 700 m zu Wohnbauflächen und 550 m zu 
gemischten Bauflächen eingehalten werden. Bei diesen Abständen handelt es sich 
um harte und weiche Tabuzonen, die auf Basis des vorbeugenden Immissions-
schutzes getroffen wurden, so dass in der Regel davon ausgegangen werden kann, 
dass außerhalb dieser Tabuzonen eine Vereinbarkeit von Wohnnutzungen einer-
seits und Windenergieanlagen andererseits hergestellt werden kann. 

3.1.1 Immissionen (Schall, Schatten, Vibration) 
Bezüglich Immissionen, die von den geplanten Windenergieanlagen (WEA) verur-
sacht werden, sind Auswirkungen durch Lärm- und Schattenwurf sowie Vibrationen 
beim Betrieb zu erwarten.  
 
Geräuschimmissionen können vor allem durch den Baustellenverkehr und den 
Betrieb der Windenergieanlagen entstehen. Zum Schutz des Menschen vor schäd-
lichen Einwirkungen durch Schall (Immissionsschutz) sind Lärmgrenzwerte einzu-
halten. Die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) gibt entspre-
chende Grenzwerte an, die nicht überschritten werden sollten und deren Einhaltung 
vorhabenbezogen durch geeignete Messungen und Prognosen zu ermitteln und zu 
überprüfen ist. 
 
Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der 
Genehmigungsplanung sind daher konkrete vorhabenbezogene Schallgutachten zu 
erstellen, welche sowohl die konkreten Anlagenstandorte als auch die Emmissionen 
des jeweiligen festgesetzten bzw. beantragten Anlagentyps berücksichtigt. Dabei 
wird der jeweilige Immissionrichtwert (vgl. Tab. 5) für die zu betrachtenden 
Immissionspunkte der Umgebung zu Grunde gelegt. 
 
Tab. 5: Immissionsrichtwerte für verschiedene Siedlungstypen nach TA Lärm 

Siedlungstyp 
Immissionsrichtwerte 

tags nachts 

Industriegebiet 70 dB(A) 70 dB(A) 

Gewerbegebiet 65 dB(A) 50 dB(A) 

Dorfgebiet, Mischgebiet 60 dB(A) 45 dB(A) 
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Siedlungstyp 
Immissionsrichtwerte 

tags nachts 

Allgemeines Wohngebiet, Kleinsied-
lungsgebiet 55 dB(A) 40 dB(A) 

Reines Wohngebiet 50 dB(A) 35 dB(A) 

 
Die maßgeblichen Immissionsorte, welche u. a. zu berücksichtigen sind und die ei-
nen entsprechenden Schutzanspruch genießen, sind die nächstgelegenen Wohn-
gebäude für die, entsprechend ihrer vornehmlichen Lage im Außenbereich, der 
Richtwert der TA-Lärm für Dorf- oder Mischgebiete zugrunde gelegt werden (Richt-
wert Tag/Nacht in dB(A) 60/45).  
 
Anhand rechnerischer Beurteilungsverfahren wird die Schallimmissionsbelastung 
an den relevanten Immissionsorten geprüft. Sofern die Immissionsrichtwerte unter 
Berücksichtigung von Vorbelastungen eingehalten werden, können die geplanten 
Windenergieanlagen unter Volllast laufen. Sollten Immissionsrichtwerte nicht sicher 
eingehalten werden können, so sind die Anlagen gedrosselt zu betreiben.  
 
Da die Einhaltung der gesetzlich vorgegebenen Richtwerte durch die TA Lärm 
Grundlage für eine Genehmigungsfähigkeit zum Betrieb von Windenergieanlagen 
ist, ist bei Umsetzung des Vorhabens von keinen erheblichen Beeinträchtigungen 
auf das Schutzgut Mensch durch Schall auszugehen. 

 
 
Infraschall 
Als Infraschall wird der Bereich des Lärmspektrums unterhalb einer Frequenz von 
20 Hz definiert. Infraschall ist ein in der Natur allgegenwärtiges Phänomen für das 
es verschiedene natürliche und künstliche Quellen wie z.B. Wind, Gewitter, Meeres-
brandung, Straßenverkehr, Pumpen, Kompressoren etc. gibt. Bei sehr hohen 
Schallleistungspegeln kann Infraschall vom Menschen wahrgenommen werden und 
auch gesundheitsschädliche Wirkung entfalten. Die von WEA erzeugten messbaren 
Schalldruckpegel liegen bereits ab ca. 250 m Abstand zur WEA deutlich unterhalb 
der Wahrnehmungsschwelle für Infraschall, wie im Rahmen mehrerer Messungen 
und Studien verschiedener Bundesländer an unterschiedlichen WEA hinsichtlich 
des von ihnen ausgehenden Infraschalls ergeben haben. In dem Zusammenhang 
wird auch auf die Veröffentlichung des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz "Fragen und Antworten zum Windenergieerlass" vom 
14.12.2015 zu Ziffer 3 ("Gehen Gesundheitsgefährdungen von Infraschallemissio-
nen der Anlagen aus?") verwiesen, wo es am Ende heißt: "Unterhalb der Hör-
schwelle des Menschen konnten bisher keine Wirkungen des Infraschalls auf den 
Menschen belegt werden." Im täglichen Umfeld des Menschen ist eine Vielzahl von 
natürlichen oder künstlichen Quellen für Infraschall verantwortlich, deren Schallpe-
gel teilweise sogar deutlich höher sein können, als die von WEA erzeugten Schall-
pegel. In der üblichen Entfernung von 500 m und mehr zwischen WEA und Immis-
sionsorten (Wohnhäusern) erzeugt eine WEA "lediglich einen Bruchteil des in der 
Umgebung messbaren Infraschalls" (vgl. Bayerischer VGH, Beschluss vom 
08.06.2015 - 22 CD 15.868 -, zitiert nach juris.) 
 
Da die über die Standortpotenzialstudie ermittelten Potenzialflächen, welche über 
die hier vorliegende 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wa-
peldorf-Heubült“ bauleitplanerisch vorbereitet wird, über den Abwägungsprozess 
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der Gemeinde Rastede einen Abstand von min. 550 m von den nächsten Wohnbe-
bauungen einhält, kann davon ausgegangen werden, dass der Infraschall keinen 
relevanten Einfluss hat. Daher ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen für 
das Schutzgut Mensch durch Infraschall auszugehen.  

 
Schattenwurfgutachten 
Je nach Anzahl der Rotoren und Rotordrehzahl, Bewölkungsgrad und Sonnenstand 
ergeben sich im Schattenbereich der Windenergieanlage stark wechselnde Licht-
verhältnisse durch den Schattenwurf des sich betriebsbedingt periodisch drehenden 
Rotors. Da das menschliche Auge auf den Wechsel der Helligkeit reagiert, kann der 
sich bewegende Schatten zu Belastungen führen, wenn Menschen ihm länger aus-
gesetzt sind.  
 
Der Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI 2002) hat „Hinweise zur Ermittlung 
und Beurteilung der optischen Immissionen von Windenergieanlagen“ (WEA-Schat-
tenwurf-Hinweise) verabschiedet. Demnach beträgt die astronomisch maximale Be-
schattungsdauer 30 Stunde pro Kalenderjahr bzw. 30 Minuten pro Tag, dieses ent-
spricht dem Immissionsschutzrichtwert für die tägliche Beschattungsdauer. Die me-
teorologisch wahrscheinliche Beschattungsdauer ist die Zeit, für die der Schatten-
wurf unter Berücksichtigung der üblichen Witterungsverhältnisse berechnet wird. 
Diese liegt bei 8 Stunden pro Jahr. Bei der Genehmigung von Windenergieanlagen 
ist sicherzustellen, dass der Immissionsrichtwert nicht überschritten wird. Grund-
sätzlich ist im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung  bzw. der Genehmigungs-
planung ein entsprechendes Gutachten vorzulegen (Schattenwurf-Analyse). 
 
Im Rahmen eines solchen Gutachtens wird auf Basis der Windenergieanlagenstan-
dorte und -höhen ein maximaler Einwirkbereich des Schattenwurfes auf die Immis-
sionspunkte ermittelt. Sofern eine Überschreitung des Jahresrichtwertes von  
30 Stunden und / oder der Tagesrichtwert von 30 Minuten der astronomisch mögli-
cher Beschattungsdauer für die astronomisch mögliche Beschattungsdauer an ei-
nem der betrachteten Immissionspunkte möglich ist, ist zur Verminderung der Be-
einträchtigungen durch Rotorschattenwurf und Einhaltung der Richtwerte das Be-
triebsführungssystem der Windenergieanlagen so anzupassen oder durch Zusatz-
geräte so auszustatten, dass die Windenergieanlage bei Überschreitungen zeit-
weise abgeschaltet werden (Abschaltautomatik). 
 
Angesichts der zu erwartenden Beschattungszeiten unter Berücksichtigung der tat-
sächlichen Sonnenscheindauer und der Windrichtungsverteilung reduzieren sich 
die tatsächlichen Beschattungszeiten jedoch deutlich.  
 
Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen (Abschaltautomatik) ist von 
keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch durch Schatten-
wurf auszugehen. 
 
Vibrationen 
Durch die Kreisbewegung der Rotoren entstehen Schwingungen, die an den Turm 
weitergeleitet werden. Dadurch können am Turm Torsions- und Pendelbewegungen 
entstehen, die auf das Fundament übergehen und letztlich in den Boden übertragen 
werden. Da die Dimensionierung des Fundamentes auf die Größe der Anlage und 
den Anlagentyp sowie die vorliegende Bodenbeschaffenheit abgestimmt wird, sind 
bei ordnungsgemäßer Ausführung spürbare Bodenbewegungen nicht zu erwarten.  
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Es ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch auszu-
gehen. 

3.1.2 Erholung 
Bestehende Erholungseinrichtungen sind durch das geplante Vorhaben nicht be-
troffen. In min. 1 km Entfernung westlich und südlich des Plangebietes liegt ein Vor-
sorgegebiet für ruhige Erholung, das sich von Lehmdermoor über Delfshausen bis 
zur Rasteder Bäke erstreckt (LK Ammerland, 1996). Die visuellen Wirkungen der 
geplanten Anlagen reichen bis in diesen Landschaftsbereich hinein und werden 
durch das weithin offene Gelände mit nur wenigen Gehölzstrukturen in diesem Be-
reich kaum abgemildert. In dem besonders betroffenen Bereich in Bezug auf das 
Schutzgut Landschaftsbild liegt auch im Süden die geplante Trasse der A 20 (Pla-
nungsabschnitt 1). Vor diesem Hintergrund ist die Wirkung des Windparks auf die-
ses Areal nicht als erheblich zu bezeichnen, da diese zukünftig hinter der Wirkung 
der Autobahn zurücktritt. 
 
Die Erholungsnutzung im Geltungsbereich und seiner unmittelbaren Umgebung ist 
aufgrund der geringen Erschließung sowie der Nähe zur Autobahn und der Spohler 
Straße von untergeordneter Bedeutung. In die Planflächen führen einige landwirt-
schaftliche Stichwege. Besondere Anziehungspunkte für Erholungssuchende, wie 
z.B. Seen, Wälder, Brücken etc., sind in der Umgebung des Plangebietes nicht vor-
handen.  
 
Bei der Betrachtung der kumulierenden Vorhaben im Raum ist zu berücksichtigen, 
dass in unmittelbarer Nähe die Einrichtung von zwei weiteren Windparks auf Vareler 
Stadtgebiet geplant ist. Der Windpark Neuenwege der Stadt Varel grenzt unmittel-
bar an den nördlichen Teilbereich der vorliegenden Bauleitplanung, so dass im Fall 
der Realisierung der Vareler Windparkplanungen der Windpark vergrößert wird.  
 
Die Erholungseignung einer Landschaft wird darüber hinaus entscheidend durch 
das Landschaftsbild geprägt. Insofern gelten die in Kapitel 3.9 getroffenen Aussa-
gen zum Schutzgut Landschaft auch auf die naturbezogene Erholung des Men-
schen. Insgesamt werden für das Schutzgut Mensch jedoch durch das Vorhaben 
weniger erhebliche negative Umweltauswirkungen in Bezug auf die Erholung vor-
bereitet, da der Raum eine geringe Erholungsnutzung aufgrund der anthropogenen 
Vorprägung bietet. 

3.2 Schutzgut Pflanzen  
Als wichtige Bestandteile des Ökosystems auf der Erde sind die Tiere und Pflanzen 
anzusehen. Sie tragen zum Funktionieren des Naturhaushaltes, zur Erhaltung der 
Luft- und Wasserqualität und zur Schönheit des Landschaftsbildes bei. Daneben 
sind sie Nahrungsgrundlage für Menschen. Durch den Verlust an biologischer Viel-
falt bei Tier- und Pflanzengruppen werden Funktionen des Ökosystems nachhaltig 
beeinträchtigt. 
 
Das Plangebiet ist von einer offenen Wiesenlandschaft mit vorwiegend intensiver 
Grünlandnutzung geprägt. Gehölze kommen nur in Form von Baumgruppen und 
Einzelbäumen und – sträuchern im Gebiet vor. Es handelt sich um kleinflächige Be-
stände bzw. um linienhaft ausgeprägte Gehölzstrukturen an einigen der Gräben, die 
die Flurstücke begrenzen.  
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Die Flurstücke des Plangebietes und im Bereich der geplanten Zuwegung werden 
von Gräben unterschiedlicher Breite und Tiefe durchzogen und entwässert. Es be-
findet sich am nördlichen Rand der nördlichen Teilfläche die Wapel als Gewässer II. 
Ordnung. Das südliche Teilgebiet wird von der Bekhauser Bäke gequert. Hierbei 
handelt es sich ebenfalls um ein Gewässer II. Ordnung.  

Nach § 30 BNatSchG i.V. mit § 24 NAGBNatSchG geschützte Biotope im Plan-
gebiet 
Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG bzw. § 24 NAGBNatSchG 
konnten im Untersuchungsraum im Rahmen der Bestanderfassungen für die ver-
bindliche Bauleitplanung nicht festgestellt werden. 

Gefährdete und besonders geschützte Pflanzenarten 
Im Untersuchungsraum konnten während der Begehung des Geländes eine nach 
der Roten Liste der Farn- und Blütenpflanzen in Niedersachsen und Bremen (GARVE 
2004) gefährdete Pflanzenart sowie eine Art auf der Vorwarnliste nachgewiesen 
werden. 
 
Von den gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG besonders geschützten Pflanzenarten 
wurden keine im Untersuchungsgebiet festgestellt. Streng geschützte Pflanzenarten 
gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG wurden ebenfalls nicht nachgewiesen. 
 
In folgender Tabelle sind die gefährdeten Arten im Geltungsbereich aufgelistet. Eine 
flächendeckende detaillierte pflanzensoziologische Untersuchung wurde nicht 
durchgeführt. Aufgrund der Flächennutzungen im Plangebiet sind weitere Vorkom-
men geschützter oder seltener Pflanzen unwahrscheinlich, wenn auch nicht ganz 
auszuschließen. 

 
Tab. 6: Liste der im Untersuchungsbereich nachgewiesenen Pflanzenarten der Roten 

Liste der Farn- und Blütenpflanzen in Niedersachsen und Bremen (GARVE 
2004) und der besonders geschützten Pflanzenarten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 
BNatSchG  
Rote-Liste-Regionen: K = Küste, NB = Niedersachsen und Bremen; § = besonders 
geschützte Art gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG. 

 
Deutscher Name Wissenschaftlicher Name RL-Status § 7 BNatSchG 
Knöterich-Laich-
kraut Potamogeton polygonifolius T 3, NB - - 
Sumpf-Blutauge Potentilla palustris T V, NB V - 

 
Die gefährdeten Arten konnten nur sporadisch und ausschließlich innerhalb oder in 
den Randbereichen eines Grabens nachgewiesen werden. Auf den das Untersu-
chungsgebiet prägenden landwirtschaftlichen Nutzflächen wurden keine gefährde-
ten bzw. besonders geschützten Arten festgestellt. 
 
Es sind für die Vorkommen im Rahmen nachfolgender konkretisierender Planungen 
Vermeidungsmaßnahmen vorzusehen, die eine Beschädigung / Zerstörung der 
schutzwürdigen Arten verhindern. 

Bewertung der Umweltauswirkungen  
Die im Plangebiet auftretenden flächigen landwirtschaftlich geprägten Biotopstruk-
turen wie die Grünländer weisen eine geringe bis sehr geringe Bedeutung für das 
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Schutzgut Pflanzen auf. Naturnahe Gehölzstrukturen sowie die Gewässer sind mit 
einer mittleren bis hohen Bedeutung einzustufen. 
 
Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmi-
gungsplanung ist das üblicherweise in der Gemeinde Rastede verwendete Bilanzie-
rungsmodell des Niedersächsischen Städtetages von 2013 (Arbeitshilfe zur Ermitt-
lung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung) für die Einstu-
fung der im Plangebiet vorkommende Biotopstrukturen heranzuziehen.  
 
Durch die 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf-Heu-
bült“ wird es im Plangebiet möglich sein, Windenergieanlagen mitsamt deren not-
wendigen Zuwegungen sowie Betriebsflächen zu errichten. Die dadurch bedingten 
Versiegelungsmöglichkeiten sind in der Gesamtheit als erhebliche Umweltauswir-
kungen auf das Schutzgut Pflanzen anzusehen.  

3.3 Schutzgut Tiere 
Bei der Umsetzung von Vorhaben für die Errichtung von Windenergieanlagen sind 
die Artengruppen Vögel und Fledermäuse primär betroffen. Neben Flächeninan-
spruchnahmen mit der direkten Inanspruchnahme oder Veränderungen von Le-
bensräumen sind auch gerade Auswirkungen durch Lärm, die Bauwerke als solches 
sowie die rotierenden Flügel im Betriebszustand dazu geeignet, erheblich negative 
Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere zu verursachen. 
 
Für diesen Umweltbericht können Erfassungen der Tierwelt zu Brut- und Gastvögel 
sowie Fledermäuse zugrunde gelegt werden, die für das gesamte Plangebiet sowie 
auf angrenzenden Flächen durchgeführt worden sind. Eine konkrete Ermittlung der 
tatsächlichen Umweltauswirkungen kann erst auf Ebene der nachfolgenden ver-
bindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsebene erfolgen, da dort Anlagen-
standorte sowie -typen bekannt sind. Es sind dazu, die entsprechenden Gültigkeiten 
vorausgesetzt, die Angaben des Windenergieerlasses Niedersachsens von 2016 zu 
beachten. 
 
Die Auswertung des Datenmaterials des NLWKN zu den avifaunistisch bedeutsa-
men Bereichen von Brut- und Gastvögeln ergab für das unmittelbare Plangebiet 
keine Wertigkeiten. 
 
Über die durchgeführten Kartierungen zu den Brut- und Gastvogelvorkommen in 
2013 / 2014 konnten Wertigkeiten innerhalb des Geltungsbereiches festgestellt wer-
den. So wurde für den südlichen Teilbereich ein avifaunistisch wertvoller Bereich für 
Brutvögel mit regionaler Bedeutung festgestellt. Für Gastvögel wurde für die nördli-
che Teilfläche ein avifaunistisch wertvoller Lebensraum mit nationaler Bedeutung 
und für die südliche Teilfläche ein Lebensraum mit landesweiter Bedeutung abge-
grenzt. Weiterhin wurden für den Geltungsbereich in 2016 Standardraumnutzungs-
erfassungen für Greif- und Großvögel durchgeführt, um Raumnutzungen kollisions-
gefährdeter Arten zu ermitteln. Es liegen weiterhin Raumnutzungserfassungen aus 
den Jahren 2016 und 2017 für den Seeadler vor sowie Erfassungen zu Raumnut-
zungsmustern für den Regenbrachvogel, die ebenfalls in 2016 und 2017 durchge-
führt worden sind. 
 
In Bezug auf das Vorkommen von Brutvögeln ist in diesem durch Gehölzstrukturen 
aber auch durch größere Grünlandfreiflächen geprägten Bereich das Vorkommen 
typischer Gehölz- und auch Offenlandarten zu erwarten. Für Gastvögel ist der Be-
reich trotz der Vorkommen von Gehölzbeständen ebenfalls von Bedeutung wie die 
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Erfassungen in 2013 zu den Rastvögeln ergeben haben, wenngleich bewertungsre-
levante Truppgrößen vorwiegend durch den Regenbrachvogel erreicht wurden.  
 
Aufgrund der vielen Gehölzbereiche ist das Vorkommen von Greifvögeln wie Mäu-
sebussard und Eulenarten nicht auszuschließen.  
 
Insgesamt betrachtet kann das Brut- und Gastvogelvorkommen mit jeweils einer 
mittleren bis hohen Bedeutung eingestuft werden. 
 
In Bezug auf das Vorkommen von Fledermäusen treten gerade aufgrund des Struk-
turreichtums mit den häufig vorkommenden Arten Breitflügelfledermaus, Großer 
Abendsegler, Zwergfledermaus, Rauhautfledermaus, Kleinabendsegler, Bartfleder-
mäuse, Wasserfledermäuse und Langohr auf. Erfassungen zu den Fledermäusen 
wurden in 2013 sowie 2016 durchgeführt. Vorkommen von vereinzelten Balzquar-
tieren wurden 2016 in der näheren Umgebung im Bereich des Vorder- und Barken-
weges sowie entlang der L825 festgestellt.  
 
Zuggeschehen, welches zu höheren Kollisionsraten führen kann, ist vor allem für 
die Arten Rauhautfledermaus, Zwergfledermaus und den Abendseglerarten be-
kannt. Fledermauszüge konzentrieren sich vor allem auf die Zeiten im Frühjahr so-
wie im Herbst. 
 
Aufgrund der vielfältigen Habitatmöglichkeiten sowie der Anzahl vorkommender Ar-
ten ist dem Plangebiet eine mittlere Bedeutung für Fledermäuse zuzuordnen. 

Auswirkungen auf Brut- und Gastvögel 

Kollisionen 
Für die überwiegende Zahl von Vogelarten stellen Kollisionen mit WEA insbeson-
dere im Vergleich mit anderen Ursachen des Vogelschlags (Straßenverkehr, Hoch-
spannungsfreileitungen) wahrscheinlich ein relativ geringes Problem dar. Anderer-
seits dürfte die Zahl an gefundenen Kleinvögeln mit großer Wahrscheinlichkeit nicht 
der Anzahl tatsächlicher Vogelschlagopfer entsprechen, da Kleinvögel in Windparks 
mit unterschiedlich hohen Vegetationsstrukturen leicht übersehen werden können 
(vgl. WINKELMANN 1990).  
 
Da die Fundkartei von DÜRR (2017) hauptsächlich nur auf Zufallsfunden beruht, 
kann die nachgewiesene Häufigkeit von Schlagopfern lediglich als Hinweis dienen, 
d. h. wenn eine Art gar nicht oder mit wenigen Individuen in der Kartei verzeichnet 
ist, bedeutet dies nicht automatisch, dass sie keiner höheren Schlagwahrscheinlich-
keit unterliegt. Grundsätzlich wird nur ein Bruchteil der Schlagopfer an Windener-
gieanlagen aufgefunden, da aufgrund von verschiedenen Parametern die Finde-
wahrscheinlichkeit gering ist (wenige systematische Untersuchungen, Schwierigkeit 
des Auffindens in höherer Vegetation, Abtrag der Opfer durch Prädatoren (Fuchs 
etc.) usw.  

 
Die Kollisionsraten, die im Rahmen von vorhandenen Untersuchungen ermittelt wur-
den, zeigen eine enorme Streuung zwischen den Windparks. In einigen Parks gab 
es keine oder fast keine Kollisionen, in anderen traten Kollisionen mit einer Häufig-
keit von mehr als 60 pro Jahr und Turbine auf (HÖTKER 2006), wobei der Mittelwert 
bei 6,9 Opfern pro WEA und Jahr und der Median bei 1,8 lag. 
 
Entscheidend ist dabei die Lage des Windparks: das Kollisionsrisiko ist in Mitteleu-
ropa in Feuchtgebieten am höchsten, in den USA und Spanien kam es zu besonders 
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hohen Verlusten an kahlen Gebirgsrücken und Geländekanten. Im Allgemeinen sol-
len durch Kollisionen Großvögel stärker betroffen sein als Kleinvögel. In den USA 
waren hauptsächlich Greifvögel betroffen, in Spanien überwiegend Gänsegeier. 
Dies kann damit zusammenhängen, dass Großvögel beim Auftreffen auf Hinder-
nisse schwerfälliger als Kleinvögel reagieren. 
 
Weiterhin lässt sich für Windparks, die sich in der risikoarmen Normallandschaft be-
fanden, ein Zusammenhang zwischen Kollisionsrate und Anlagengröße feststellen, 
welcher statistisch gesichert ist. HÖTKER (2006) konnte in seinen Modellberechnun-
gen nachweisen, dass ein Repowering bezüglich der Kollisionen mit Vögeln in allen 
Fällen negative Auswirkungen zeigte. Große Windkraftanlagen erzeugen mehr Op-
fer als niedrigere. Es wurde nachgewiesen, dass das Risiko von Kollisionen in den 
Zugzeiten und bei schlechten Wetterbedingungen (Nebel, Wind) generell erhöht ist. 
 
Insgesamt scheinen Kollisionen unter den Gastvögeln eher bei den rastenden Vö-
geln als auf dem Zug zu geschehen (BIOCONSULT & ARSU 2010). 
 
Die Populationen häufiger Arten wie Lachmöwe oder Mäusebussard sind i. d. R. 
leichter in der Lage, Anflugopfer wieder auszugleichen. Problematisch sind Anflüge 
von gefährdeten und/oder seltenen Arten an Windenergieanlagen, wie z. B. von 
Rotmilan, Seeadler, Wiesenweihe, Weißstorch, zumal es in der Brutzeit durch den 
Verlust von Altvögeln zusätzlich zu indirekten Verlusten an Gelegen bzw. Jungvö-
geln kommen kann. Für den Rotmilan gibt es Hinweise, dass sich die Tiere in ihrem 
Revier an die WEA gewöhnen und daher keinen besonders großen Sicherheitsab-
stand einhalten. Aus diesem Grund steigt die Wahrscheinlichkeit, dass die Vögel in 
die Rotoren geraten, wenn sie, z. B. durch die Beutejagd, Balzflüge sowie Beute-
übergabemanöver abgelenkt sind. Daher sollten auch auf keinen Fall - z. B. im Rah-
men von Kompensationsmaßnahmen - direkt unter den WEA für die Vögel (oder 
auch für Fledermäuse) attraktive Nahrungshabitate angelegt werden. 
 
Die Kollisionsgefahr (und auch die Störung) von Vögeln werden vorrangig durch die 
Wahl des Standortes beeinflusst. Eine Planung von Windenergieanlagen zieht je-
doch selbst in avifaunistisch wertvollen Gebieten nicht zwangsläufig erhebliche Be-
einträchtigungen nach sich, da neben der Bedeutung - oder sogar noch vor dieser - 
vor allem die unterschiedlichen Empfindlichkeiten der Arten berücksichtigt werden 
müssen (SINNING 2002).  
 
Über konkrete Erfassungen zu Brutvogelvorkommen im Nahbereich geplanter An-
lagenstandorte sind auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung 
bzw. der Genehmigungsplanung im Detail die Betroffenheiten und Kollisionsgefähr-
dungen einzelner Arten zu betrachten. Zum jetzigen Zeitpunkt ist von erheblichen 
Beeinträchtigungen für Brutvögel auszugehen, da bekannt ist, dass kollisionsgefähr-
dete Arten wie z.B. der Mäusebussard das Plangebiet nutzen. 

Störungen und Verdrängungen von Vögeln durch WEA 
Bei der Errichtung von Windenergieanlagen werden neben dem Vogelschlagrisiko 
auch Probleme infolge von indirekten Beeinträchtigungen durch Vertreibungswir-
kungen und damit verbundenen Lebensraumverlust gesehen. Im Vordergrund steht 
dabei die Eigenschaft von Windkraftanlagen, die Offenheit der Landschaft zu unter-
brechen. Hinzu kommt evtl. der Effekt, dass kleinere Vögel den Schattenwurf der 
Rotoren mit dem eines Greifvogels verwechseln und dadurch aufgescheucht wer-
den. Dies führt nach Auffassung der Autoren verschiedener Untersuchungen dazu, 
dass insbesondere Wiesenbrüter und rastende/durchziehende Wasser- und Watvö-
gel größere Abstände zu den Anlagen einhalten, wodurch für bestimmte Vogelarten 
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der Wert bestimmter Flächen als Brut- und/oder Rasthabitat völlig ausfällt bzw. ein-
geschränkt wird. 

1. Störungen von Brutvögeln 
Erforderlich ist also die Berücksichtigung der eingriffsspezifischen Empfindlichkeit 
der Arten. Je größer die Empfindlichkeit der Art, desto größer ist der potenzielle 
Beeinträchtigungsradius um die Windenergieanlagen und desto weitgehender ist 
die Wirkung auf die Brutpaare innerhalb dieses Radius (INSTITUT FÜR VOGELFOR-
SCHUNG & ARSU GMBH 2000). HÖTKER et al. (2004) und HÖTKER (2006) haben 
bestehende Untersuchungen zu Störwirkungen durch Windenergieanlagen artbezo-
gen ausgewertet. Bei den Abständen, die von den Vogelarten zur Brutzeit zu Wind-
energieanlagen eingehalten wurden, gibt es deutliche Unterschiede. So liegt der 
Mittelwert der ermittelten Abstände z. B. beim Fitis und Zilpzalp bei 42 m und bei 
der Uferschnepfe bei 369 m. In jüngerer Zeit zeigen einige Untersuchungen, dass 
sich Brutvögel in gewisser Weise wohl an die WEA gewöhnen können und z. T. 
geringere Abstände einhalten (u. a. MÖCKEL & WIESNER 2007, ARSU GMBH 2008, 
STEINBORN et al. 2011). 
 
Im Allgemeinen sind Singvogelarten als wenig empfindlich gegenüber Windenergie-
anlagen in Bezug auf Verdrängungswirkungen einzustufen (vgl. u. a. REICHENBACH 
et al. 2004, MÖCKEL & WIESNER 2008). 
 
Für viele Brutvogelarten wirken höhere Windenergieanlagen weniger abschreckend 
als kleine. „21 von 29 untersuchten Arten zeigten die Tendenz, sich näher an grö-
ßeren als an kleineren Anlagen anzusiedeln. Dies galt auch für die sonst eher als 
empfindlich eingestuften Watvogelarten Uferschnepfe, Großer Brachvogel und Rot-
schenkel“ (HÖTKER 2006). Diese Ergebnisse waren statistisch allerdings nicht signi-
fikant.  
 
Da in der Fachliteratur Störungsempfindlichkeiten von Brutvögeln, die über 500 m 
hinausgehen, nicht bekannt sind, sollte im Rahmen der konkreten Beurteilung der 
Auswirkungen lediglich auf diejenigen planungsrelevanten Arten eingegangen wer-
den, die innerhalb von 500 m um die jeweils geplanten Anlagenstandorte vorkom-
men. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt ist aufgrund der naturräumlichen Ausstattung sowie der 
Kenntnisse zu vorkommenden Arten nicht sicher auszuschließen, dass keine stö-
rungssensiblen Arten von dem Vorhaben betroffen sein können. Damit muss in die-
sem Rahmen von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere – Brutvögel 
ausgegangen werden. 

2. Störungen von Gastvögeln 
Aus der Literaturstudie (HÖTKER 2006) geht hervor, dass negative Auswirkungen 
von WEA vor allem außerhalb der Brutzeit dominieren. In Bezug auf die im Mittel 
eingehaltenen Abstände zu Windenergieanlagen hielten v. a. Vogelarten der offe-
nen Landschaft, also Gänse, Enten und Watvögel, im Allgemeinen mehrere Hundert 
Meter Abstand ein. Dies bedeutet, dass unter Umständen traditionelle Rast- und 
Nahrungsplätze von Gastvögeln durch die Errichtung von Windkraftanlagen verlo-
ren gehen können. Graureiher, Greifvögel, Austernfischer, Möwen, Stare und Krä-
hen konnten dagegen oft dicht an WEA oder sogar innerhalb von Windparks beo-
bachtet werden. Dies führte zum Teil zu höheren Kollisionsraten (HÖTKER 2006).  
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Es darf bei der Betrachtung der Minimalabstände nicht vernachlässigt werden, dass 
bei der kleinräumigen Verteilung von Vögeln auch die Habitatpräferenzen der ein-
zelnen Arten eine Rolle spielen. Dies bedeutet z. B., dass Vögel bei Vorliegen von 
attraktiven Nahrungsflächen unter Umständen sich mehr an Windenergieanlagen 
annähern, als sie dies unter „normalen“ Umständen täten. 
 
Insgesamt lässt sich gemäß HÖTKER (2006) für die Planung ein Mindestabstand von 
400 bis 500 m von Windenergieanlagen zu Rastplätzen empfindlicher Arten ablei-
ten. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt lassen sich in Bezug auf Störwirkungen bei Gastvögeln er-
hebliche Auswirkungen bei Umsetzung des Vorhabens ableiten, da Vorkommen 
rastender Regenbrachvögel in der näheren Umgebung bekannt sind. 

3. Störungen von Zugvögeln/ Barrierewirkung 
Die durch die 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf-
Heubült“ vorbereiteten Windkraftanlagen stellen grundsätzlich vertikale Hindernisse 
in der Offenlandschaft dar, von denen Scheucheffekte auf Brut- und Gastvögel aus-
gehen können. Gerade Offenlandvögel meiden vertikale Strukturen wie Windener-
gieanlagen. Überdies können die Anlagen als Barriere wirken, die Vögel bei der 
Nahrungssuche oder beim Wechsel der Rastplätze behindern können.  
 
Eine Barrierewirkung ergibt sich, wenn der Windpark eine Wirkung dergestalt ent-
faltet, dass die Vögel daran gehindert werden, das Schutzgebiet zu erreichen oder 
zwischen Nahrungs- und Rastplätzen, die sich jeweils in einem Schutzgebiet befin-
den, zu wechseln (vgl. Nds. OVG, Urteil vom 24. März 2003 1 LB 3571/01 ). Die 
bloße Erschwerung, das Schutzgebiet zu erreichen, kann demgegenüber nicht ge-
nügen (vgl. OVG NRW, Urteil vom 30. Juli 2009). Windenergieanlagen können in 
Bezug auf die Barrierewirkung sich dergestalt auswirken, dass die Vögel auswei-
chen und die Anlagen umfliegen, wenn nicht sowieso unterhalb des Rotors der Park 
durchflogen wird.  
 
Das Plangebiet befindet sich weder in direkter Linie zwischen zwei Vogelschutzge-
bieten, noch ziehen Gänse bei Ortswechseln allein in einem schmalen Korridor zwi-
schen Schlaf- und zu Nahrungsplätzen bzw. umgekehrt. Die Darstellungen in KRU-
CKENBERG (2013) zu Flugbewegungen in Ostfriesland verdeutlichen zudem, dass 
Vögel in die Nahrungsgebiete morgens einfliegen und abends zurückkehren. Dabei 
nehmen sie jedoch unterschiedliche Wege (KRUCKENBERG 2013). 
 
Da sich das nächstgelegene, von Rastvögeln stark frequentierte Vogelschutzgebiet 
nördlich des Geltungsbereiches im Jaderkreuzmoor befindet und im Landesinneren 
keine stark traditionellen Rast-, Schlaf- oder Nahrungsplätze befinden, zu denen ein 
regelmäßiger Austausch stattfindet, ist bei Umsetzung des Projektes keine Barrier-
ewirkung zu erwarten.  
 
Insgesamt sind durch die vorliegende Planung keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen von ziehenden bzw. überfliegenden Gastvögeln zu erwarten. 

Auswirkungen auf Fledermäuse 
Die sich aus Planungen zur Windenergie ergebenden potentiellen Konflikte sind un-
ter zwei differenten Gesichtspunkten zu betrachten. Es handelt sich hierbei um: 
 

https://openjur.de/suche/1+LB+3571%2F01/
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 den Verlust von Lebensraum durch anlage- und betriebsbedingte Lebensraumver-
luste (Eingriffsregelung) und  

 um die Problematik von Schlag streng geschützter Arten an WEA (Artenschutz).  
 
Bau- und anlagebedingte Auswirkungen  
Durch den Bau der geplanten Anlagen, die notwendigen Zuwegungen und Kran-
stellplätze werden voraussichtlich landwirtschaftliche Flächen, Gräben sowie Ge-
hölzstrukturen in Anspruch genommen. Die Verluste dieser Biotoptypen sind aus 
fledermauskundlicher Sicht und aufgrund der Größe der Eingriffsfläche nicht direkt 
als erhebliche Beeinträchtigung anzusehen. Quartiere in Gehölzen können aller-
dings bei Durchführung des Vorhabens ggf. betroffen sein. 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 
Betriebsbedingte Auswirkungen sind dann zu erwarten, wenn entweder Lebens-
raum in größerem Umfang nicht mehr nutzbar ist oder von den Tieren aufgrund von 
Meideverhalten nicht mehr aufgesucht wird und damit faktisch verloren geht oder 
wenn sich die Gefahr einer Tötung durch Kollision oder Barotrauma für eine Art sig-
nifikant erhöht. 
 
Im Hinblick auf das Kollisionsrisiko von den im Projektgebiet vorkommenden Arten 
sind insgesamt vier – Abendsegler, Kleinabendsegler, Rauhautfledermaus und 
Zwergfledermaus – potentiell während der Zugzeiten durch die Planung betroffen. 
Auch der Verlust von Quartieren kann zum derzeitigen Zeitpunkt nicht sicher aus-
geschlossen werden.  
 
Daher ist bei Umsetzung des Projektes von erheblichen Beeinträchtigungen auf das 
Schutzgut Tiere – Fledermäuse auszugehen. 

Sonstige Fauna 
Die Wahrscheinlichkeit einer Betroffenheit weiterer Tierarten durch das geplante 
Vorhaben ist als gering einzuschätzen.  

Artenschutzrechtliche Betrachtung 
Wie in Kap. 2.5 dargelegt, begründet § 44 BNatSchG ein strenges Schutzsystem für 
bestimmte Tier- und Pflanzenarten. Nachfolgend erfolgt eine grobe Betrachtung der 
artenschutzrechtlichen Belange. 

Tierarten des Anhanges IV der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
Aufgrund der vorhandenen Strukturen und Nutzungen innerhalb des Änderungsbe-
reiches und daran angrenzend wird ein Vorkommen von Tierarten gemäß Anhang 
IV der FFH-Richtlinie zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht ausgeschlossen, wobei es 
sich lediglich um Fledermäuse handeln könnte. Fledermäuse sind in der Lage Rin-
denstrukturen älterer Bäume als Quartier zu beziehen, die während der Sommer-
monate genutzt und häufiger gewechselt werden.  
 
Eine Entfernung von Gehölzen darf daher, um eine Tötung von Individuen oder eine 
Beschädigung dieser Ruhestätte zu vermeiden, nur außerhalb der potenziellen Nut-
zungszeit, also von Anfang Oktober bis Ende Februar vorgenommen werden, um 
eventuell vorhandene Sommerlebensräume nicht zu zerstören (Vermeidungsmaß-
nahme). Bei Unsicherheiten in Bezug auf Quartiervorkommen sind ggf. vor Fällung 
von Gehölzen Begutachtungen durch eine fachkundige Person durchzuführen. 
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In Bezug auf diese Tierart ist ebenfalls ein erhöhtes Zuggeschehen während des 
Frühjahrs bzw. des Herbstes nicht auszuschließen. Daher sind generelle Abschalt-
zeiten in den Zeiten erhöhter Fledermausaktivität vorzunehmen, um Tötungen durch 
Kollisionen oder Barotrauma von Individuen zu vermeiden. Im Rahmen der verbind-
lichen Bauplanung bzw. der Genehmigungsplanung sind diese Zeiten sowie weitere 
Bedingungen (z. B. Temperatur) gemäß dem aktuellen Wissenstand konkret zu be-
nennen. 

Geschützte wildlebende Vogelarten im Sinne von Art. 1 der Vogelschutzricht-
linie 
In den Planungsräumen können potenziell verschiedene europäische Vogelarten 
vorkommen, die hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zu be-
trachten sind. Es werden aufgrund der vorgeprägten Strukturen vornehmlich gehölz-
bewohnende Arten vorkommen. Diese Arten weisen eine breite ökologische 
Amplitude auf und sind in der Lage, bei Störungen auf Ersatzbiotope auszuweichen.  
 
Eine Entfernung von Gehölzen darf unabhängig davon aufgrund des möglichen Vor-
kommens von Nestern nur außerhalb der Brutzeit vorgenommen werden, um even-
tuell vorhandene Nistplätze nicht zu zerstören. Eine Baufeldfreimachung darf eben-
falls nur außerhalb der Brutzeit durchgeführt werden, um potenziell vorhandene Bo-
denbrüter nicht zu beeinträchtigen (Vermeidungsmaßnahmen). Verbote gem. § 44 
(1) Nr. 3 BNatSchG können somit vermieden werden. 
 
Sollten sich (permanente) Fortpflanzungsstätten innerhalb des im Windenergieer-
lass Niedersachsen aufgeführten artspezifischen Abstandes befinden oder Ruhe-
stätten in ihrer Funktionsfähigkeit durch bspw. Verdrängungswirkungen beschädigt 
werden, so können unter Anwendung des § 44 (5) BNatSchG vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) durchgeführt werden, um die ökologische 
Funktion im räumlichen Zusammenhang bei Umsetzung des Projektes zu gewähr-
leisten und einen Verbotstatbestand nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG zu vermeiden. 
 
In Bezug auf ein erhöhtes Kollisionsrisiko bei Arten, ist artspezifisch zu prüfen, in-
wiefern Maßnahmen ergriffen werden können, um Verbote nach § 44 (1) Nr. 1 
BNatSchG zu vermeiden. Diese können bspw. darin bestehen, dass Anlagenstand-
orte verschoben werden oder während Zeiten erhöhten Kollisionsrisikos z. B. in der 
Zeit der Jungenaufzucht der Betrieb von Windenergieanlagen eingestellt wird.  
 
Sollten Vermeidungsmaßnahmen nicht oder nicht in einem ausreichend abgesicher-
ten Umfang greifen und Verbotstatbestände nicht vermieden werden können, so ist 
eine Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG zu beantragen. Dazu sind die Ausnahme-
voraussetzungen gem. § 45 (7) BNatSchG im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung bzw. auf Ebene der Genehmigungsplanung darzustellen.  

Fazit 
Im Ergebnis der Betrachtung bleibt festzustellen, dass die artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG unter Berücksichtigung der Vermeidungs-
maßnahmen nicht einschlägig sind. Gesonderte Festsetzungen oder weitere kon-
krete Vermeidungsmaßnahmen werden im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung bzw. auf Ebene der Genehmigungsplanung ergänzt. 
 
Sofern Verbotstatbestände nicht vermeiden werden können, ist unter Darlegung der 
gem. § 45 (7) BNatSchG genannten Ausnahmevoraussetzungen die Ausnahme im 
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Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung darzulegen bzw. auf Ebene der Geneh-
migungsplanung zu beantragen. 

3.4 Biologische Vielfalt 

Zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes (§ 1 (6) Nr. 7 BauGB) ist im Rah-
men der Bauleitplanung eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussicht-
lichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Dabei sind u. a. insbe-
sondere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt 
zu berücksichtigen. 
 
Auf Basis der Ziele des Übereinkommens der Biologischen Vielfalt (Rio-Konvention 
von 1992) sind folgende Aspekte im Rahmen des vorliegenden Umweltberichtes zu 
prüfen: 
 

 Artenvielfalt und 
 Ökosystemschutz. 

Allgemeines 
Das Übereinkommen über die biologische Vielfalt (CBD) wurde auf der Konferenz 
der Vereinten Nationen zu Umwelt und Entwicklung (UNCED) im Jahr 1992 in Rio 
de Janeiro ausgehandelt. Das Vertragswerk, auch Konvention zur biologischen Viel-
falt genannt, beinhaltet die Zustimmung von damals 187 Staaten zu folgenden drei 
übergeordneten Zielen: 
 

 die Erhaltung biologischer Vielfalt, 
 eine nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile sowie 
 die gerechte Aufteilung der Vorteile aus der Nutzung genetischer Ressourcen.  

 
Das Übereinkommen trat am 29.12.1993 völkerrechtlich in Kraft. Deutschland ist 
dabei seit 1994 Vertragspartei. Der Begriff "biologische Vielfalt" im Sinne des Über-
einkommens umfasst drei verschiedene Ebenen: 
 

 die Vielfalt an Ökosystemen, 
 die Artenvielfalt und 
 die genetische Vielfalt innerhalb von Arten.  

Im Konventionstext ist dabei der Begriff „biologische Vielfalt“ wie folgt definiert: 
 
„Variabilität unter lebenden Organismen jeglicher Herkunft, darunter unter anderem 
Land-, Meer- und sonstige aquatische Ökosysteme und die ökologischen Komplexe, 
zu denen sie gehören. Dies umfasst die Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen 
den Arten und die Vielfalt der Ökosysteme.“ 
 
In der Rio-Konvention verpflichten sich die Vertragsparteien zur Erhaltung aller Be-
standteile der biologischen Vielfalt, der aus ethischen und moralischen Gründen ein 
Eigenwert zuerkannt wird. Die biologische Vielfalt ermöglicht es den auf der Erde 
vorkommenden Arten und Lebensgemeinschaften in ihrem Fortbestand bei sich 
wandelnden Umweltbedingungen zu sichern. Dabei ist eine entsprechende Vielfäl-
tigkeit von Vorteil, da dann innerhalb dieser Bandbreite Organismen vorkommen, 
die mit geänderten äußeren Einflüssen besser zurechtkommen und so das Überle-
ben der Population sichern können. Die biologische Vielfalt stellt damit das Überle-
ben einzelner Arten sicher. Um das Überleben einzelner Arten zu sichern ist ein 
Ökosystemschutz unabdingbar. Nur durch den Schutz der entsprechenden spezifi-
schen Ökosysteme ist eine nachhaltige Sicherung der biologischen Vielfalt möglich. 
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Biologische Vielfalt im Rahmen des Umweltberichtes 
Als Kriterien zur Beurteilung der Vielfalt an Lebensräumen und Arten wird die Vielfalt 
an Biotoptypen und die damit verbundene naturraum- und lebensraumtypische Ar-
tenvielfalt betrachtet, wobei Seltenheit, Gefährdung und die generelle Schutzverant-
wortung auf internationaler Ebene zusätzlich eine Rolle spielen.  
 
Das Vorkommen der verschiedenen Arten und Lebensgemeinschaften wurde in den 
vorangegangenen Kapiteln zu den Schutzgütern Pflanzen und Tiere ausführlich dar-
gestellt. Ebenso werden hier die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter 
Pflanzen und Tiere betrachtet und bewertet sowie gefährdete Arten und die ver-
schiedenen Lebensraumtypen gezeigt.  
 
Unter Berücksichtigung der prognostizierten Auswirkungen des Vorhabens werden 
für die Biologische Vielfalt insgesamt keine erheblichen negativen Auswirkungen 
durch die Realisierung der Planung erwartet. 
 
Eine Verringerung der Artenvielfalt tritt durch die Planung nicht ein, da keine beste-
henden Populationen seltener oder für den Naturraum besonders repräsentativer 
Arten in ihrem Erhaltungszustand beeinträchtig werden. Die Kompensation der 
prognostizierten erheblichen negativen Umweltauswirkungen trägt dazu bei, die Ar-
tenvielfalt zu erhalten. Die Auswirkungen können daher als nicht erheblich betrach-
tet werden, da stabile sich reproduzierende Populationen im Sinne der biologischen 
Vielfalt erhalten bleiben. 
 
Die geplante Realisierung des Windparks ist damit mit den betrachteten Zielen der 
Artenvielfalt sowie des Ökosystemschutzes der Rio-Konvention von 1992 vereinbar 
und widerspricht nicht der Erhaltung der biologischen Vielfalt bzw. beeinflusst diese 
nicht im negativen Sinne. 

3.5 Schutzgut Boden 

Der Boden nimmt mit seinen vielfältigen Funktionen eine zentrale Stellung im Öko-
system ein, u. a. ist er Träger der Vegetation, Filter von Luft und Wasser, Lebens-
raum von Organismen, die u. a. Abbauprozesse im Boden durchführen, besitzt Be-
deutung als Puffer und als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte.  
 
Durch die Darstellung von Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung Windener-
gie werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für Versiegelungen im Gel-
tungsbereich geschaffen.  
 
In der aktuell vom Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG 2018) neu 
erstellten Bodenkarte von Niedersachsen im Maßstab 1 : 50.000 (BK 50) ist für den 
Nordteil des Vorhabengebietes eine mittlere Organomarsch mit Kleimarschauflage 
sowie im Westen mittleres Erdniedermoor und im südlichen Bereich ein mittleres 
Erdhochmoor dargestellt. 
 
Aufgrund der Überformung des Bodens durch die intensive landwirtschaftliche Nut-
zung ist im Bereich des Plangebietes ein anthropogen veränderter Bodenaufbau 
vorhanden und aufgrund der Nutzung von einer Vorbelastung des Bodens mit Be-
einträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen vorhanden. Die Wertigkeit des 
Bodens hinsichtlich der Belange von Natur und Landschaft ist daher mit gering zu 
beurteilen und die Bedeutung des Schutzgutes Boden aufgrund dessen als einge-
schränkt eingestuft.  
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Im Bereich des Plangebietes werden gemäß NIBIS-Kartenserver des LBEG (2018) 
potenziell sulfatsaure Böden dargestellt. Das Gefährdungspotenzial sulfatsaurer 
Böden ergibt sich durch  

 extreme Versauerung (pH <4,0–2,5) des Bodens bzw. Baggergutes mit der 
Folge von Pflanzenschäden,  

 deutlich erhöhte Sulfatkonzentrationen im Bodenwasser bzw. Sickerwasser, 
 erhöhte Schwermetallverfügbarkeit bzw. -löslichkeit und erhöhte Schwermetall-

konzentrationen im Sickerwasser,  
 hohe Gehalte an betonschädlichen Stoffen (SO4-, Säuren),  
 hohe Korrosionsgefahr für Stahlkonstruktionen. 

 
Insgesamt führen diese Eigenschaften bei Auftreten zu Problemen bei der Behand-
lung von Bodenmaterial in den betroffenen Regionen. Eine Bewertung von Böden 
vor einer Baumaßnahme dient der Abschätzung des Versauerungspotenzials des 
umzulagernden Materials. Es sind im Rahmen der konkreten Umsetzung der Bau-
maßnahmen die Säureneutralisationskapazitäten sowie die Puffermöglichkeiten zur 
Vermeidung eines Absenkens des pH-Wertes über die Beprobung des Bodens zu 
ermitteln. Es wird geraten, dass vor Beginn der Baumaßnahmen mittels Feldmetho-
den der Kalkgehalt des Bodens geprüft werden sollte. Es sind bei Umsetzung des 
Vorhabens die vorgeschlagenen Maßnahmen gem. Geofakten 25 des LBEG (SCHÄ-
FER et al. 2010) zu beachten. 
 
Die Bodeneigenschaften, Bodenqualitäten und Bodenfunktionen (z. B. Grundwas-
serneubildung, Grundwasserschutzfunktion) gehen durch die ermöglichten Versie-
gelungen im Bereich der Fundamente der WEA vollständig verloren. Es sind aller-
dings hier lediglich kleine Flächengrößen zu erwarten, da die Fundamente für Wind-
energieanlagen jeweils eine nur kleinflächige Versiegelung bedeuten. Oftmals wer-
den die Erschließungsflächen zu den WEA (Zuwegungen, Kranstellflächen) zu 
100 % in Schotterbauweise ausgeführt. Dies ist jedoch im Rahmen der nachfolgen-
den verbindlichen Bauleitplanung bzw. im Zuge der Genehmigungsplanung konkret 
festzusetzen, um eingriffsmindernd betrachtet werden zu können. 
 
Zum jetzigen Planungszeitpunkt werden durch die ermöglichte Versiegelung u. a. in 
Bereichen mit schutzwürdigen Böden erhebliche Umweltauswirkungen verursacht. 

3.6 Schutzgut Wasser  

Oberflächengewässer 
Die Flurstücke des Plangebietes und im Bereich der geplanten Zuwegung werden 
von Gräben unterschiedlicher Breite und Tiefe durchzogen und entwässert. Diese 
sind anthropogenen Ursprungs, besitzen eine Entwässerungsfunktion und sind 
meist mit Regelprofil ausgebaut. 
 
Die führenden Gräben sind zwischen 1,5 und 2,5 breit bei einer Sohlbreite von 0,3 
bis 1,0 m. Die Tiefe beträgt bis maximal 1 m unter der Geländehöhe, teilweise nur 
0,5 m. Während der Erfassungsperiode betrug der Wasserstand zwischen 0 und 
0,1 m.  
 
An der Nordgrenze des nördlichen Plangebietes verläuft die Wapel. Sie hat eine 
Breite von etwa 8 m an der Böschungsoberkante und eine Sohlbreite von etwa 6 m. 
Sie ist rund 2 m tief ins Gelände eingeschnitten. Der Wasserstand ist durch über-
wiegend noch aus Holz gebaute Stauwehre regelbar. Der Wasserstand betrug zum 
Kartierungszeitpunkt etwa 0,4 m. Das Gewässer II. Ordnung der Flussgebietseinheit 
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Weser, Bearbeitungsgebiet Unterweser gehört zu den Marschgewässern ohne Pri-
orität.  
 
Den südlichen Teilbereich des Geltungsbereiches zerschneidet die Bekhauser 
Bäke, ein weiteres Gewässer II. Ordnung. Das Gewässer ist als mäßig ausgebauter 
Tieflandbach mit Sandsubstrat einzustufen, welcher zwar begradigt ist, aber keine 
Uferbefestigungen innerhalb des Geltungsbereiches aufweist. Die Bekhauser Bäke 
fließt nordöstlich des nördlichen Geltungsbereiches in die Wapel. 
 
Im Bereich der neu zu erstellenden Zuwegungen bzw. der Fundamente der WEA 
können Verrohrungen im Bereich der Gräben erforderlich sein. Es sind daher ins-
gesamt betrachtet erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser - Oberflä-
chengewässer zu erwarten.  

Grundwasser 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Wasserschutzgebietes. Das nächste 
Wasserschutzgebiet liegt in über 3 km Entfernung in nordöstlicher Richtung. Das 
Plangebiet besitzt eine niedrige Grundwasserneubildungsrate (51 – 100 mm Jah-
resmittel), die auf eine geringe Durchlässigkeit der Torfböden im Gebiet zurückzu-
führen ist. Die Lage der Grundwasseroberfläche befindet sich zwischen >1 bis 5 m 
NN. Durch das geringe Schutzpotenzial ist die Empfindlichkeit gegenüber Schad-
stoffeinträgen insgesamt als hoch einzustufen (NIBIS-Kartenserver, LBEG 2018). 
Das Gebiet liegt darüber hinaus möglicherweise in einem Bereich mit gespanntem 
Grundwasserkörper. Daher sind auf Ebene der konkreten Genehmigungsplanungen 
entsprechende hydrologische und bodenkundliche Gutachten zu erstellen und ggf. 
entsprechende Maßnahmen bei der Umsetzung der Planung zu berücksichtigen.  
 
Im Zuge des Baustellenablaufs kann aufgrund der Lage der Grundwasseroberfläche 
für die Errichtung der Fundamente eine Grundwasserabsenkung nicht ausgeschlos-
sen werden. Die konkreten Auswirkungen dieser temporären Maßnahme müssen 
im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. im Genehmi-
gungsverfahren dargestellt und bewertet werden.  
 
Durch die geringen Versiegelungsmöglichkeiten mit einem Großteil an wasser-
durchlässig befestigten Flächen sind insgesamt durch das Vorhaben keine erhebli-
chen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser - Grundwasser zu erwar-
ten. 

3.7 Schutzgut Klima  
Klimatisch ist der Untersuchungsraum vorwiegend atlantisch geprägt. Die Nähe zur 
Nordsee und die überwiegende Luftzufuhr aus westlichen Richtungen verursachen 
ein maritimes Klima, das sich durch relativ niedrige Temperaturschwankungen im 
Tages- und Jahresverlauf, eine hohe Luftfeuchtigkeit sowie häufige Bewölkung und 
Nebelbildung auszeichnet. Die Sommer sind daher mäßig warm und die Winter ver-
hältnismäßig mild. Die Niederschläge verteilen sich gleichmäßig über das Jahr und 
erreichen 670 – 800 mm/a (LANDSCHAFTSRAHMENPLAN, LK AMMERLAND 1995). 
 
Kleinklimatische Einflüsse haben hier aufgrund der überwiegenden Einflüsse des 
Makroklimas, z.B. hohe Windgeschwindigkeiten, keine wesentliche Bedeutung.   
 
Windenergieanlagen erhöhen die Rauigkeit des Gebietes und verringern die Wind-
geschwindigkeit. Dadurch und durch Verwirbelungen und Turbulenzen kann es zu 
kleinklimatischen Veränderungen im Gebiet kommen, die aber großräumig keine 
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Bedeutung haben. Aufgrund der flächenmäßig geringen Versiegelung wird sich das 
Lokalklima nicht wesentlich verändern. Es sind lediglich mikroklimatische Verände-
rungen im unmittelbaren Bereich der unterschiedlichen Oberflächen (Schotter, 
Grünland etc.) zu erwarten. Somit sind durch die Umsetzung des Planvorhabens 
keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Klima zu erwarten. 

3.8 Schutzgut Luft 
Die Luft besitzt Bedeutung als Lebensgrundlage für Mensch, Tiere und Pflanzen. 
Durch Luftverunreinigungen werden neben der menschlichen Gesundheit weitere 
Schutzgüter wie Pflanzen, Tiere, Kultur- und Sachgüter beeinträchtigt sowie Belas-
tungen des Klimas sowohl auf der kleinräumigen als auch auf der regionalen bis zur 
globalen Ebene verursacht. Bei der Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen 
der geplanten Bauflächen auf die Schutzgüter Luft und Klima sind somit eventuelle 
mit der Umsetzung der Planung einhergehenden Luftverunreinigungen (v. a. Rauch, 
Stäube, Gase und Geruchsstoffe) mit Folgen für das Kleinklima von Bedeutung.  
 
Im großräumigen Kontext betrachtet führen WEA zu Verbesserungen der Luftquali-
tät, da durch sie die mit Schadstoffausstoß verbundene fossile sowie die atomare 
Energiegewinnung verringert werden kann. Herstellung, Errichtung und Abbau der 
WEA verlaufen jedoch nicht vollständig schadstofffrei (Emissionen beim Bau von 
Windenergieanlagen, Emissionen von Baufahrzeugen). Der Betrieb der Windener-
gieanlagen emittiert jedoch keine der genannten Stoffe. Somit sind durch die Um-
setzung des Planvorhabens keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft 
zu erwarten. 

3.9 Schutzgut Landschaft  
Windenergieanlagen (WEA) können durch ihr Erscheinungsbild eine wesentliche 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes darstellen. Aufgrund ihrer Höhe reichen die 
negativen landschaftsbildwirksamen Auswirkungen über den eigentlichen Standort 
hinaus. Windenergieparks sollten daher auf Standorten verwirklicht werden, auf de-
nen die negativen Auswirkungen auf das Landschaftsbild möglichst gering sind. Be-
sonders geeignet sind vorhandene Standorte, wenn sich zwischenzeitlich keine 
neuen Erkenntnisse ergeben haben, die gegen den Standort sprechen. 
 
Für alle Windenergieanlagen gilt grundsätzlich, dass sie das Landschaftsbild erheb-
lich verändern. Die Masten sowie ihre Rotoren sind, insbesondere in Landschaften 
wie der hier beschriebenen relativ ebenen Marschlandschaft, bereits aus großer 
Distanz zu erkennen. 
 
Trotz der vorhandenen Vorbelastungen des Landschaftsbildes aufgrund der techni-
schen Überprägungen in räumlicher Umgebung und der überwiegend intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung bedingt der Bau von Windenergieanlagen (verbunden 
mit der weiteren Errichtung von WEA auf Vareler Stadtgebiet in der näheren Umge-
bung) eine Veränderung des Landschaftsbildes. Durch die Höhe der Anlagen wer-
den sie weiträumig in die Landschaft hinein wirken. 
 
Die Eingriffserheblichkeit im landschaftsästhetischen Sinn ergibt sich einerseits aus 
der Intensität des Eingriffs, andererseits aus der Empfindlichkeit der Landschaft im 
Eingriffsbereich. 
 
Die Beeinträchtigungsintensität (Wahrnehmung) nimmt mit zunehmender Entfer-
nung vom Planungsbereich ab. Insbesondere Siedlungslagen/Gebäude und vor-
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handene Gehölze können die Wahrnehmungsintensität (Fernwirkung) der Wind-
energieanlagen vermindern. Im Allgemeinen ist die Fernwirkung und damit der Ein-
wirkungsbereich (= der vom Eingriffsobjekt ästhetisch beeinträchtigte Landschafts-
bereich) umso größer, je höher das Eingriffsobjekt, aber auch je auffälliger es ist 
(hier z. B. durch die Bewegung bzw. die Dichte der aufgestellten Masten). 
 
Bei der Bewertung bzw. Einschätzung der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
dürften zudem Einstellung und subjektive Wahrnehmung des Betrachters eine 
große Rolle spielen. Das landschaftsästhetische Empfinden kann deshalb nicht ob-
jektiv erfasst werden. 
 
Für alle Windenergieanlagen gilt grundsätzlich, dass sie das Landschaftsbild erheb-
lich verändern. Die Masten sowie ihre Rotoren sind, insbesondere in Landschaften 
wie der hier beschriebenen relativ ebenen Landschaft, bereits aus großer Distanz 
zu erkennen. Insgesamt ist von erheblichen negativen Umweltauswirkungen auf das 
Landschaftsbild auszugehen. 

3.10 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
Zum derzeitigen Zeitpunkt sind keine Informationen zu Kultur- und Sachgütern in-
nerhalb des Geltungsbereiches bekannt.  
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege zu beachten. Folglich wird nachrichtlich 
auf die Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Bodenfunden im Zuge von Bau-
ausführungen mit folgendem Text hingewiesen: „Sollten bei den geplanten Bau- und 
Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tonge-
fäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfär-
bungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht wer-
den, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) mel-
depflichtig und müssen dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – 
Stützpunkt Oldenburg – Archäologische Denkmalpflege oder der unteren Denkmal-
schutzbehörde des Landkreises unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig sind 
der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fund-
stellen sind nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der 
Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn 
nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.“ 
 
Unter Berücksichtigung der o. g. Vermeidungsmaßnahme ist von keinen erhebli-
chen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
auszugehen. 

3.11 Wechselwirkungen  
Die Schutzgüter beeinflussen sich in einem Ökosystem gegenseitig, so dass die 
Wechselwirkungen der einzelnen Schutzgüter untereinander bei der Betrachtung 
der umweltrelevanten Auswirkungen von Bedeutung sind.  
 
In den geplanten Bauflächen führt die vorgesehene Überbauung von Boden 
zwangsläufig zu einem Verlust der Funktionen dieser Böden, wozu auch die Spei-
cherung von Niederschlagswasser zählt. Hierdurch erhöht sich der Oberflächen-
wasserabfluss, während die Versickerung unterbunden wird. Aufgrund des relativ 
geringen Umfangs der zu versiegelnden Flächen sowie der geforderten Minimie-
rungsmaßnahme der Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers im Gel-
tungsbereich sind hier keine erheblichen negativen Auswirkungen durch sich nega-
tiv verstärkende Wechselwirkungen zu erwarten. Weiterhin bringt die Überbauung 
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von Boden negative Auswirkungen auf Pflanzen und Tiere mit sich, da Lebens-
räume zerstört werden. Da dieser Verlust relativ kleinflächig ist, ist auch hier von 
keinen erheblichen sich verstärkenden Auswirkungen auszugehen. ist von keinen 
erheblichen sich verstärkenden negativen Auswirkungen auszugehen. 

3.12 Kumulierende Wirkungen 

Neben der hier vorliegenden Bauleitplanung bestehen seitens der Stadt Varel aktu-
ell konkrete Planungen zur Ausweisung weiteren Flächen für die Windparknutzung 
innerhalb eines Radius von 2.000m um den vorliegenden Geltungsbereich. Für 
diese Planungen wurden mit nur geringer zeitlicher Verschiebung Bauleitplanver-
fahren begonnen. Es handelt sich dabei um die geplante Entwicklung des Wind-
parks Neuenwege, welcher mit seinem Geltungsbereich direkt nördlich an den hier 
vorliegenden Geltungsbereich angrenzt sowie um den nordwestlich gelegenen 
Windpark Rosenberg.  
 
Diese angrenzenden Planungen werden als kumulierende Vorhaben im Umweltbe-
richt zur Bauleitplanung "Windenergie Wapeldorf / Heubült" berücksichtigt. Sie be-
finden sich innerhalb eines Radius von ca. 2.000 m um die Planfläche.  
 
Tab. 7: Darstellung und Einschätzung möglicher kumulierender Wirkungen 

Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 

Mensch   

Erholung Die Landschaft weist keine besonders ausge-
prägte oder ausgewiesene Erholungsfunktion im 
Vergleich zu umliegenden Landschaften auf, zu-
mal diese auch durch die Autobahn A29 bereits 
stark eingeschränkt und belastet ist. Eine Erho-
lungsnutzung ist grundsätzlich auch weiterhin 
möglich, wobei dies auch vom Empfinden des ein-
zelnen Erholungssuchenden abhängt, ob er die 
WEA und deren Geräusche, die im Nahbereich zu 
hören sein werden, als störend empfindet. Für die 
Menschen aus den umliegenden Ortschaften ver-
kleinert sich der Bereich der durch WEA unbeein-
trächtigten Landschaft im Nahbereich. Die Auswir-
kungen werden angesichts der Autobahn jedoch 
als weniger erheblich eingestuft. 

Es wird auch auf die Ausführungen weiter unten 
bei "Landschaft" verwiesen.  

weniger erheblich 

Gesundheit - 
Lärm 

Die Richtwerte gem. TA-Lärm durch den Betrieb 
der WEA dürfen an den Immissionspunkte (umlie-
gende Wohnbebauung) nicht überschritten wer-
den. Die WEA sind daher so zu und nötigenfalls 
gedrosselt zu betreiben, dass die Richtwerte je-
derzeit eingehalten werden.  

nicht erheblich  

Gesundheit - 
Schattenwurf 

Bei Überschreitung der vertretbaren Schatten-
wurfzeiten erfolgt eine Abschaltung, so dass keine 
kumulierenden Wirkungen auftreten. 

nicht erheblich  
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Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 

Pflanzen Da Pflanzen auf ihren Wuchsort festgelegt sind 
und bei den Windparkvorhaben keine nachhalti-
gen Änderungen des Grundwasserstandes vorge-
nommen werden, sind jeweils nur die unmittelbar 
überplanten Standorte betroffen. Durch kumulie-
rende Vorhaben werden die Auswirkungen nicht 
verstärkt oder zusätzlich beeinflusst. 

nicht erheblich 

Tiere Zum jetzigen Zeitpunkt ist von einer kumulieren-
den Wirkung in Bezug auf eine Störwirkung für 
den Rastplatz des Regenbrachvogels auszuge-
hen, die zu einer dauerhaften Beeinträchtigung 
der Raststätte führen könnte. 

Auch in Bezug auf die Kollisionsgefährdung von 
Greifvögeln ist eine kumulierende Wirkung anzu-
nehmen, da Greifvögel in allen betrachteten Wind-
parkplangebieten regelmäßig vorkommt und die 
einzelnen Individuen weite Räume regelmäßig 
nutzen. Das Kollisionsrisiko jedes einzelnen Indi-
viduums ist entsprechend durch mehr Windparks 
im Gebiet erhöht.  

erheblich 

 Die Betroffenheiten der Fledermäuse sind auf-
grund der erfassten Jagdräume sowie der Zugzei-
ten bereits durch die Einzelvorhaben als erheblich 
einzustufen. 

nicht erheblich bei 
Vermeidungs-
maßnahmen 

Biologische 
Vielfalt 

Es sind keine kumulierenden Auswirkungen auf 
die biologische Vielfalt bei Umsetzung des Vorha-
bens ersichtlich. 

nicht erheblich 

Boden Durch die relativ kleinflächigen Bodenversiegelun-
gen sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
durch kumulierende Vorhaben zu erwarten.  

nicht erheblich 

Wasser Da mit den Windparkvorhaben keine Änderungen 
des Grundwasserstandes (mit Ausnahme evtl. 
kurzzeitiger Wasserhaltungsmaßnahmen während 
der Bauphase) erfolgen und vorhandene Gräben 
in ihrer wasserführenden Funktion nicht großflä-
chig beeinträchtigt werden, sind auch keine Aus-
wirkungen auf das Schutzgut durch kumulierende 
Vorhaben zu erwarten.  

nicht erheblich 

Luft Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Luft zu erwarten.  

nicht erheblich 

Klima Es sind keine (negativen) Auswirkungen auf das 
Schutzgut Klima zu erwarten.  

nicht erheblich 

Landschaft Die kumulierenden Windparkvorhaben befinden 
sich in unmittelbarer Nähe zueinander, so dass 
sich ihre Einwirkungsbereiche auf das Land-
schaftsbild stark überschneiden. Insgesamt ent-
steht dadurch je nach Betrachtungsstandort op-
tisch der Eindruck eines größeren zusammenhän-
genden Windparks. Die Nähe der kumulierenden 
Vorhaben trägt durch die Konzentrationswirkung 
somit zur Minimierung des Eingriffs in das Land-
schaftsbild bei. Nichts desto trotz verlängert sich 

weniger erheblich 
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Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 
die durch WEA geprägte Horizontlinie und vergrö-
ßert sich der beeinträchtigte Raum, von dem aus 
WEA zu sehen sind. Die Ortschaft Wapeldorf und 
insbesondere die Siedlung am Koppelberg wird 
bei Realisierung der Windparkplanungen "Rosen-
berg", "Neuenwege"(Stadt Varel) und "Wapel-
dorf/Heubült" (Gem. Rastede) von Windparks um-
geben.  

Kultur- und 
Sachgüter 

Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Kultur- und Sachgüter zu erwarten, da im Betrach-
tungsraum keine besonderen Baudenkmale oder 
in sonstiger Weise bemerkenswerte Bauten und 
andere kulturhistorische Sachgüter vorhanden 
sind, deren Ansicht durch mehrere Windparks ver-
stärkt beeinträchtigt würde.  

nicht erheblich 

 

3.13 Zusammengefasste Umweltauswirkungen  
Folgende Tabelle gibt einen Überblick zu den zurzeit zu erwartenden Betroffenhei-
ten der verschiedenen Schutzgüter bei Umsetzung des geplanten Vorhabens, wel-
ches durch die 70. Flächennutzungsplanänderung vorbereitet wird.  
 
Tab. 8: Zu erwartende Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter und ihre Bewertung 

 
••• sehr erheblich/ •• erheblich/ • weniger erheblich / - nicht erheblich 

Schutzgut Beurteilung der Umweltauswirkungen Erheblichkeit 
Mensch  Keine erheblichen Auswirkungen in Bezug auf 

Schall / Schatten 
 Weniger erhebliche negative Auswirkungen auf die 

Erholungsnutzung ( 

• 

Pflanzen  Verlust von Pflanzen/Pflanzenlebensräumen •• 
Tiere  erhebliche negative Auswirkungen auf Brutvögel,  

Gastvögel und Fledermäuse 
•• 

Boden  erhebliche negativen Auswirkungen •• 
Wasser  erhebliche negative Auswirkungen •• 

Klima und 
Luft 

 keine erheblichen negativen Auswirkungen - 

Landschaft   erhebliche Beeinträchtigungen durch Vergrößerung 
des landschaftsästhetisch beeinträchtigten Be-
reichs  

•• 

Kultur- und 
sonstige 

Sachgüter 

 keine erheblichen negativen Auswirkungen - 

Wechselwir-
kungen 

 keine erheblichen sich verstärkenden Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Schutzgütern 

- 
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4.0 ENTWICKLUNGSPROGNOSE DES UMWELTZUSTANDES  

4.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Planungsdurchführung 
Bei der Umsetzung des Planvorhabens ist mit den in Kap. 3.0 genannten Umwelt-
auswirkungen zu rechnen.  
 
Durch die Realisierung der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie 
Wapeldorf / Heubült" wird die Errichtung von Windenergieanlage im Planungsraum 
ermöglicht. Die für den Betrieb der Windenergieanlagen benötigten Flächenareale 
(WEA-Standort, Zuwegung, Kranstellflächen) werden dadurch entsprechend bau-
lich verändert. Die übrigen Flächen im Planungsraum werden weiterhin überwie-
gend landwirtschaftlich als Grünland genutzt. 
 
Im Zuge der Realisierung der Planung können auf der Grundlage von Vermeidungs-
, Minimierungsmaßnahmen die erheblichen negativen Auswirkungen auf die 
Schutzgüter Pflanzen, Tiere, Landschaft und Mensch tlw. vermieden und minimiert 
werden. Erforderliche Kompensationsmaßnahmen sind im Rahmen der nachfolgen-
den verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsplanung zu ermitteln und 
festzusetzen. 

4.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung – Nullvariante 
Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die derzeit bestehenden Nutzungen 
wahrscheinlich unverändert erhalten. Die Flächen würden weiterhin vorwiegend als 
Grünland bzw. Acker genutzt werden.  

5.0 VERMEIDUNG, MINIMIERUNG UND KOMPENSATION NACHTEILIGER 
UMWELTAUSWIRKUNGEN 
Gemäß § 15 (1) des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ist der Verursacher 
eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen 
des Naturhaushaltes und der Landschaftspflege vorrangig auszugleichen (Aus-
gleichsmaßnahmen) oder in sonstiger Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnah-
men).  Beeinträchtigungen sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit 
dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträch-
tigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind. Soweit Beeinträch-
tigungen nicht vermieden werden können, ist dies zu begründen. Ausgeglichen 
(Ausgleichsmaßnahmen) ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beein-
trächtigten Funktionen des Naturhaushaltes wiederhergestellt sind und das Land-
schaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. In sonstiger 
Weise kompensiert (Ersatzmaßnahmen) ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald 
die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes in gleichwertiger Weise ersetzt 
sind oder das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 15 (1) und (2) 
BNatSchG). 
 
Obwohl durch die 70. Flächennutzungsplanänderung „Windenergie Wapeldorf-Heu-
bült“ selbst nicht in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild eingegriffen werden 
kann, sondern nur durch dessen Realisierung, ist die Eingriffsregelung dennoch von 
Bedeutung, da nur bei ihrer Beachtung eine ordnungsgemäße Abwägung aller öf-
fentlichen und privaten Belange möglich ist. 
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Das geplante Vorhaben wird unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft auslösen. Diese sind aber bereits durch die Standortwahl im Vorfeld 
möglichst minimiert worden, da diese Fläche zu einer Konzentration von Windener-
gieanlagen in einem Raum führt, der für Natur und Landschaft nicht von erhöhter 
Bedeutung ist. Auch der Bau der A 20 unmittelbar südlich des Geltungsbereiches 
ist raumordnerisch bereits festgelegt. Somit befindet sich der Windpark in einem 
Raum, der zukünftig nicht von Beeinträchtigung frei bleiben wird. Die Vermeidungs-
/Minimierungsmaßnahmen für die Schutzgüter werden im Folgenden dargestellt. Ei-
nige der genannten Maßnahmen sind aufgrund gesetzlicher Bestimmungen ohne-
hin durchzuführen (z.B. Schallschutz) und sind somit keine Vermeidungs- und Mini-
mierungsmaßnahmen im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Sie 
werden vollständigkeitshalber und zum besseren Verständnis jedoch mit aufgeführt. 
Es obliegt der verbindlichen Bauleitplanung diese Vermeidungsmaßnahmen festzu-
setzen bzw. der Genehmigungsebene entsprechende eingriffsminimierende Maß-
nahmen im Genehmigungsbescheid aufzunehmen. 

5.1 Vermeidung / Minimierung 
Grundlegende Vermeidungsmaßnahme ist die Auswahl des Standortes, die nach 
einer Abwägung auf der Grundlage der Standortpotenzialstudie erfolgt ist 
(s. Kap. 2.4). Damit wurde der Standort ausgewählt, der die beste Ausnutzung der 
Fläche (Ertrag) und gleichzeitig geringe Auswirkungen auf Natur und Landschaft 
erwarten lässt.  

5.1.1 Schutzgut Mensch  
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch zu verringern, sollten bei nachfolgen-
den Planungsschritten folgende Maßnahmen vorgesehen werden: 

 Die Windenergieanlagen sind als besondere Vorkehrung zum Schutz gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundes - Immissionsschutzgesetzes 
gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB hinsichtlich des Schallleistungspegel so zu be-
treiben, dass die Immissionsrichtwerte gem. TA-Lärm eingehalten werden. 

 Die Windenergieanlagen sind mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustat-
ten, sofern die Schattenwurfzeiten an den relevanten Immissionsorten über-
schritten werden. Die zum Zeitpunkt der Planaufstellung vertretbaren Schat-
tenwurfzeiten betragen 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden je Jahr. 

5.1.2 Schutzgut Pflanzen 
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und –mini-
mierung Rechnung und sollten daher verbindlich im Rahmen eines Bebauungspla-
nes festgesetzt werden: 
 
 Die erforderlichen Zuwegungen werden zu 100 % in Schotterbauweise was-

serdurchlässig befestigt. 
 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
zu berücksichtigen: 
 
 Der Schutz der Gehölze wird während der Bauphase gemäß RAS-LP 4 bzw. 

DIN 18920 gewährleistet. 
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5.1.3 Schutzgut Tiere  
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und –mini-
mierung Rechnung und sollten daher verbindlich im Rahmen eines Bebauungspla-
nes festgesetzt werden: 

 Baumfäll- und Rodungsarbeiten sind zur Vermeidung artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestände gem. § 44 (1) BNatSchG außerhalb der Reproduktions-
zeiten von Fledermäusen und Brutvögeln durchzuführen, also nur während 
der Herbst-/Wintermonate im Zeitraum von Oktober bis Februar. Baumfäll- 
und Rodungsarbeiten sind ausnahmsweise in der Zeit von Februar bis Ok-
tober zulässig, wenn durch eine ökologische Baubegleitung die Vermeidung 
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausgeschlossen werden kann.  

 Die Baufeldräumung / Baufeldfreimachung ist zur Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände gem. § 44 (1) BNatSchG außerhalb der Zeit 
zwischen dem 1. März und dem 30. Juni durchzuführen. Eine Baufeldräu-
mung / Baufeldfreimachung ist ausnahmsweise in der Zeit zwischen dem 1. 
März und dem 30. Juni zulässig, wenn durch eine ökologische Baubeglei-
tung die Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausge-
schlossen werden kann. 

 Abschaltung der WEA in Zeiten erhöhter Fledermausaktivität und Kollisions-
gefahr. 

 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
zu berücksichtigen: 

 Beleuchtungen sollten abgesehen von Beleuchtung zu Wartungsarbeiten 
und der vorgeschriebenen Nachtbefeuerung nicht zulässig sein. 

 Die Gondeln der Windenergieanlagen sollten möglichst wenige Öffnungen 
aufweisen, durch die z. B. Fledermäuse ins Innere gelangen könnten.  

5.1.4 Schutzgut Boden  
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und –mini-
mierung Rechnung und sollten daher verbindlich im Rahmen nachfolgender Planun-
gen festgesetzt werden: 

 Die erforderlichen Zuwegungen sollten zu 100 % in Schotterbauweise was-
serdurchlässig befestigt. 

 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
zu berücksichtigen: 

 Zur Erschließung der Windenergieanlagen sollten nach Möglichkeit vorhan-
dene befestigte Wege genutzt werden. 

 Der Schutz des Oberbodens (§ 202 BauGB) sowie bei Erdarbeiten die ATV 
DIN 18300 bzw. 18320 und DIN 18915 werden beachtet. 

5.1.5 Schutzgut Wasser 
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu verringern, sollten folgende Maß-
nahmen zur Vermeidung durchgeführt und verbindlich im Rahmen nachfolgender 
Planungen festgesetzt werden: 
 
 Die erforderlichen Zuwegungen sollten zu 100 % in Schotterbauweise was-

serdurchlässig befestigt werden. 
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Weitere Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind: 

 Das anfallende Niederschlagswasser sollte innerhalb des Plangebietes ver-
sickern bzw. im Gebiet ( Gräben) verbleiben. 

 Der Flächenverbrauch sollte auf Mindestmaß reduziert werden. 
 Erforderliche Wasserhaltungsmaßnahmen sind zeitlich und örtlich zu be-

grenzen. 

5.1.6 Schutzgut Klima / Luft 
Es sind keine erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten, folglich sind auch 
keine Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahmen notwendig oder vorgesehen. 

5.1.7 Schutzgut Landschaft 
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft zu verringern, sollten folgende 
Maßnahmen zur Vermeidung durchgeführt werden: 

 Es sollten gedeckte, nicht reflektierende Farben für die Windenergieanlagen 
verwendet werden. 

 Es sollten Anlagen eines Anlagentyps (u. a. gleiche Drehrichtung und -ge-
schwindigkeit) verwendet werden. 

 Werbeanlagen und Werbeflächen sind (abgesehen vom Anlagentyp an der 
Gondel) sollten nicht zulässig sein. 

 Beleuchtungen sollten abgesehen von der erforderlichen Nachtkennzeich-
nung und Beleuchtungen zu Wartungsarbeiten nicht zulässig sein. 

5.1.8 Schutzgut Kultur und Sachgüter 
Es sind keine erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten, folglich sind auch 
keine weiteren Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahmen notwendig. 

5.2 Eingriffsdarstellung  
Entsprechend der §§ 14 und 15 (Eingriffsregelung) des BNatSchG muss ein unver-
meidbarer zulässiger Eingriff in die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und das 
Landschaftsbild durch geeignete Maßnahmen kompensiert werden. 
 
Durch die Darstellung der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Wapeldorf-Heubült“ wird ein Eingriff in Natur und Landschaft vorbereitet, welcher in 
seiner Dimensionierung noch nicht abschließend ermittelt werden kann. Die Anzahl 
möglicher geplanter Windenergieanlagen, deren Höhe sowie die beanspruchten Bi-
otoptypen, die Flächengrößen der Zuwegungen sowie der infrastrukturellen Einrich-
tungen sind zum jetzigen Planungszeitpunkt nicht abzubilden. Unabhängig davon 
ist bereits aktuell erkennbar, welche Schutzgüter bei Umsetzung des vorbereiteten 
Vorhabens erheblich betroffen sein können, so dass eine Kompensation zu leisten 
ist. 
 
Schutzgut Pflanzen 
Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. des Genehmi-
gungsverfahrens können auf Basis einer detaillierten Planung sowie Biotoptypen-
karten Eingriffsermittlungen durchgeführt werden. In der Gemeinde Rastede wird 
dazu üblicherweise das Bilanzierungsmodell des Niedersächsischen Städtetages 
von 2013 (Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 
Bauleitplanung) angewandt. In diesem Modell werden Eingriffsflächenwert und 
Kompensationsflächenwert ermittelt und gegenübergestellt. Zur Berechnung des 
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Eingriffsflächenwertes werden zunächst Wertfaktoren für die vorhandenen Biotopty-
pen vergeben und mit der Größe der Fläche multipliziert. Analog werden die Wert-
faktoren der Biotoptypen der Planungsfläche mit der Flächengröße multipliziert und 
anschließend wird die Differenz der beiden Werte gebildet.  

 
   a) Flächenwert des Ist-Zustandes: 
 

Größe der Eingriffsfläche in m² x Wert-
faktor des vorhandenen Biotoptyps  
 

   b) Flächenwert des Planungszustandes: Größe der Planungsfläche in m² x 
Wertfaktor des geplanten Biotoptyps  
 

c
) 

 

c)    Flächenwert des Planungszustandes 
    -  Flächenwert des Ist-Zustandes 
=     Flächenwert des Eingriffs (Maß für die Beeinträchtigung) 

 
 
Mit Hilfe dieses Wertes wird die Bilanzierung von Eingriff und Kompensation ermög-
licht. Durch die notwendigen Versiegelung und Inanspruchnahmen von Flächen 
werden Wertminderungen bei Umsetzung des Vorhabens verursacht. Für das 
Schutzgut Pflanzen ist daher eine Kompensation bereit zu stellen. 
 
Brutvögel 
Über konkrete Erfassungen zu Brutvogelvorkommen im Nahbereich geplanter An-
lagenstandorte sind auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung 
bzw. der Genehmigungsplanung im Detail die Betroffenheiten und Kollisionsgefähr-
dungen einzelner Arten zu betrachten. Zum jetzigen Zeitpunkt ist von erheblichen 
Beeinträchtigungen durch Kollisionen für Brutvögel auszugehen, die eine Kompen-
sationsverpflichtung bedingen. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt kann ebenfalls nicht sicher ausgeschlossen werden, dass 
störungssensible Arten nicht bei Umsetzung und Errichtung von Windenergieanla-
gen verdrängt werden können, so dass in diesem Rahmen von erheblichen Auswir-
kungen ausgegangen werden muss. Es ist entsprechend Kompensation zu leisten, 
deren Dimensionierung auf der nachfolgenden Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung bzw. der Genehmigungsebene zu ermitteln ist. 
 
Gastvögel 
Als Ergebnis der Auswirkungsprognose in Bezug auf Gastvogelarten wurde erheb-
liche Beeinträchtigung möglicher vorkommender Arten festgestellt. Von Kompensa-
tionsbedarf für Gastvögel ist daher derzeit auszugehen. 
 
Boden 
Durch die Inanspruchnahme und Versiegelung von Flächen ist eine erhebliche Be-
einträchtigung des Schutzgutes Boden zu erwarten. Es ist für das Schutzgut Boden 
Kompensation zu leisten, deren Dimensionierung auf der nachfolgenden Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsebene zu ermitteln ist. 
 
Wasser 
Zur innereren Erschließung der Windenergieanlagen können Verrohrungen von 
Gräben über Durchlässe erforderlich werden, was eine Kompensation für das 
Schutzgut Wasser erforderlich macht.  
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Landschaftsbild 
Die Ermittlung des Umfanges von Kompensationsmaßnahmen für Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbildes gestaltet sich schwierig, da die Beurteilung einer ästhe-
tischen Qualität sehr subjektiv ist und die Veränderung durch WEA sehr unter-
schiedlich wahrgenommen wird. 
 
Der Ausgleich der erheblichen Beeinträchtigungen bzw. die Wiederherstellung des 
Landschaftsbildes scheidet bei WEA, angesichts der heutigen Bauhöhen, aufgrund 
der optischen Wirkungen in der Regel aus (NLT 2014). Daher sollte die Kompensa-
tion von Eingriffen durch WEA generell über die Ersatzzahlung gemäß § 15 Abs. 6 
Satz 1 BNatSchG erfolgen. Eine Regelung der Kompensation über Ersatzgeldzah-
lung auf der Ebene der Bauleitplanung ist jedoch gemäß BauGB nicht festgelegt 
und somit besteht hierfür auch keine Rechtsgrundlage.  
 
Um daher dennoch einen Flächenbedarf in Hektar für Ersatzmaßnahmen in Abhän-
gigkeit von der Bedeutung des Landschaftsbildes ermitteln zu können, kann in An-
lehnung an die Methode von BREUER (2001) der Kompensationsbedarf analog zu 
der Flächengröße des erheblich beeinträchtigten Raumes festgelegt werden. Als 
erheblich beeinträchtigter Raum wird der Umkreis der 15-fachen Anlagenhöhe um 
den Geltungsbereich angesehen. 
 
Die Errichtung von Windenergieanlagen ist immer mit einem Eingriff in das Land-
schaftsbild verbunden, so dass entsprechende Kompensationsmaßnahmen durch-
zuführen sind. Die Ermittlung erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
bzw. der Genehmigungsplanung nach Konkretisierung des Vorhabenumfanges. 

5.3 Kompensation 
Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen 
durch Maßnahmen des Naturhaushaltes und der Landschaftspflege auszugleichen 
(Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Ausgeglichen ist 
eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Natur-
haushaltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild 
landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beein-
trächtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts 
in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 15 (1) und (2) BNatSchG).  
 
Obwohl durch die 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapel-
dorf-Heubült“ selbst nicht in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild eingegriffen 
werden kann, sondern nur durch dessen Realisierung, ist die Eingriffsregelung den-
noch von Belang, da nur bei ihrer Beachtung eine ordnungsgemäße Abwägung aller 
öffentlichen und privaten Belange möglich ist. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches sollten keine Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen 
werden, um keine Anziehungspunkte für Tiere und Pflanzen zu schaffen, die bei 
Umsetzung des Vorhabens beeinträchtigt werden. 
 
Somit sind Ersatzmaßnahmen auf externen Flächen vorzusehen. Diese Flächen 
sollten in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit den vom Eingriff beein-
trächtigten Funktionen des Naturhaushaltes stehen und nach Möglichkeit im selben 
Naturraum wie das eingriffsverursachende Projekt liegen. Letzteres ist nicht zwin-



Gemeinde Rastede – Umweltbericht zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans  
„Windenergie Wapeldorf / Heubült“  36 
 

 
 

Diekmann  Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
 

gend erforderlich und besonders bei Grenzlagen auch nicht immer möglich. Wichti-
ger ist in diesen Fällen daher der funktionale Zusammenhang insbesondere für Ar-
ten und Lebensgemeinschaften (Tiere und Pflanzen). 
 
Es sind Kompensationsmaßnahmen für die Schutzgüter Pflanzen, Tiere – Brut- und 
Gastvögel, Tiere – Fledermäuse, Boden, Wasser sowie Landschaftsbild beizubrin-
gen. Die abschließende Festsetzung zur Größenordnung sowie Lage und die kon-
kreten Maßnahmen obliegt der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
der Genehmigungsplanung. 
 
Nachfolgend werden allgemeine Hinweise zu möglichen Kompensationsmaßnah-
men genannt, die auf Ebene der nachgelagerten verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
der Genehmigungsplanung zu konkretisieren und festzusetzen sind: 

 Anpflanzen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern als flächige An-
pflanzung und / oder als Hecken, 

 Anpflanzen von Einzelbäumen als Hochstamm an geeigneten Stellen, 
 Neuanlage von Wallhecken, 
 Aufwertung von vorhandenen Wallhecken durch ergänzende Bepflanzung 

und Sanierung des Wallkörpers, 
 Anlage von Obstbaumwiesen, 
 Extensivierung von Grünland, 
 Umwandlung von Ackerflächen in Extensivgrünland, 
 Entwicklung von Feucht- / Nassgrünland, 
 Schaffung von aquatischen Lebensräumen durch z. B. Grabenaufweitun-

gen, Neuanlage von Gewässern, Senken etc.   

6.0 ANDERWEITIGE PLANUNGSMÖGLICHKEITEN 

6.1 Standort 
Die Gemeinde Rastede beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
den Windpark Wapeldorf / Heubült zu schaffen und führt zu diesem Zweck die 70. 
Änderung des Flächennutzungsplans „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ durch.  
 
Eine Weiterentwicklung der Windenergienutzung entspricht den klimapolitischen 
Zielen des Landes Niedersachsens, sowie dem raumordnerischen Ziel der Bünde-
lung von Windenergieanlagen in Windparks zum Schutz des Landschaftsbildes in 
anderen Teilen der Gemeinde. 
 
Das Plangebiet wurde als eine Eignungsfläche im Rahmen der Standortpotenzial-
studie (s. Kap. 2.4) ermittelt. Hierin wurden unter Berücksichtigung der aktuellen 
Raumanforderungen und bestehender Flächenrestriktionen sowie unter Einhaltung 
notwendiger Schutzabstände potenzielle Eignungsräume für die Windenergienut-
zung ermittelt. Die Fläche des Geltungsbereiches entspricht im Wesentlichen der 
Fläche 1 „Rastede Nord“ und der Fläche 2 „Bekhausen Nord“ der Standortpotenzi-
alstudie für Windparks aus dem Jahr 2016. Beide Flächen wurden als für die Wind-
energienutzung geeignet eingestuft.  
 
Darüber hinaus handelt es sich beim Plangebiet um einen landwirtschaftlich genutz-
ten Bereich mit überwiegend intensiver Nutzung, welcher ein vergleichsweise nied-
riges Konfliktpotenzial im Bereich von Natur und Landschaft erwarten lässt. 
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Alternativen zu diesem Standort bestehen über zwei weitere in der 
Standortpotenzialstudie ermittelten und geeignete Potenzialflächen für Wind-
energie. Diese werden jedoch zeitgleich zu diesem vorliegenden Verfahren über 
eine Bauleitplanung vorbereitet, um für die Errichtung von Windenergieanlagen zur 
Verfügung gestellt zu werden. 

6.2 Planinhalt 
Im Rahmen der vorliegenden 70. Änderung des Flächennutzungsplans "Windener-
gie Wapeldorf / Heubült" wird im Geltungsbereich eine Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung Windenergie überlagernd mit landwirtschaftlicher Nutzung dar-
gestellt. Weiterhin werden Gewässer II. Ordnung als Wasserflächen dargestellt. Es 
erfolgt eine Ausschlusswirkung im gesamten Gemeindegebiet für die Errichtung von 
Windenergieanlagen außerhalb der im Flächennutzungsplan und dessen Änderun-
gen dargestellten Sonderbauflächen für Windkraftanlagen (Ausschlusswirkung im 
Sinne von § 35 (3) Satz 3). 

7.0 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

7.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen 
Verfahren 

7.1.1 Analysemethoden und -modelle 
Aufgrund der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung wurden keine Analyseme-
thoden und –modelle herangezogen. Die Betrachtung und Darstellung der Umwelt-
auswirkungen erfolgte verbal-argumentativ. 

7.1.2 Fachgutachten 
Auf der Ebene der Änderung des Flächennutzungsplanes wurde eine Standortpo-
tenzialstudie für das Gemeindegebiet erstellt, auf deren Basis für Windenergienut-
zung geeignete Flächen ermittelt worden sind.  

7.1.3 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterla-
gen 
Es traten keine Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen auf. 

7.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 
Gemäß § 4c BauGB müssen die Kommunen die erheblichen Umweltauswirkungen 
überwachen (Monitoring), die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintre-
ten. Hierdurch sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen 
frühzeitig erkannt werden, um geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ermöglichen. 
Bei Umsetzung der Sonderbauflächen auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
sind die erheblichen Umweltauswirkungen durch die Gemeinde Rastede nach der 
Realisierung zu prüfen. 

8.0 ALLGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 
Für das geplante Vorhaben wird in der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Windenergie Wapeldorf-Heubült“ eine Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung 
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Windenergie überlagernd mit Flächen für die landwirtschaftliche Nutzung darge-
stellt. Weiterhin werden Flächen für Wasser abgebildet. Das Plangebiet umfasst 
eine Größe von 17,2 ha. 
 
Erhebliche negative Auswirkungen werden auf das Schutzgut Landschaft (Land-
schaftsbild) durch eine Veränderung des Landschaftserlebens vorbereitet. Des Wei-
teren sind erheblich negative Auswirkungen durch Flächenveränderung, -versiege-
lung bzw. -überbauung auf die Schutzgüter Pflanzen, Wasser und Boden zu erwar-
ten. Für das Schutzgut Tiere werden bei konkreter Umsetzung von Windenergiean-
lagen erhebliche Beeinträchtigungen durch erhöhte Kollisionsrisiken sowie Verdrän-
gungswirkungen prognostiziert. 
 
Weitere Schutzgüter werden durch die vorliegende Planung in ihrer Ausprägung 
nicht negativ beeinflusst. Insgesamt betrachtet werden durch die Realisierung der 
künftigen Bebauung in einem gewissen Umfang erhebliche negative Umweltauswir-
kungen vorbereitet. 
 
Umweltauswirkungen können durch die vorgeschlagenen Vermeidungs- und Mini-
mierungsmaßnahmen teilweise vermieden bzw. minimiert werden. Zu den Vermei-
dungs- und Minimierungsmaßnahen zählen u.a. der Einsatz von Schattenwächtern, 
die Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeit, wasserdurchlässige Befestigung 
der Zuwegungen, Abschaltzeiten für WEA in Zeiträumen mit erhöhtem Kollisionsri-
siko für Fledermäuse etc..  
 
Die verbleibenden erheblichen Beeinträchtigungen sind im Rahmen der verbindli-
chen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsplanung konkret zu ermitteln und über 
geeignete Kompensationsmaßnahmen zu kompensieren.  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung der Maßnahmen 
zur Vermeidung und Minimierung sowie unter der Voraussetzung der Bereitstellung 
adäquater Ersatzflächen durch die hier geplante Entwicklung keine erheblichen ne-
gativen Umweltauswirkungen im Geltungsbereich der 70. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf-Heubült“ zurück bleiben. 
 
Im Ergebnis der artenschutzrechtlichen Betrachtung wurde festgestellt, dass für Ar-
ten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie sowie die meisten europäische Vogelarten 
gem. Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie unter Berücksichtigung von Vermeidungs-
maßnahmen die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG nicht erfüllt werden. Bei 
nicht vermeidbaren Risiken für das Eintreten eines Verbotstatbestandes ist im Rah-
men der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungspla-
nung eine Ausnahme mit den dazugehörigen Ausnahmevoraussetzungen gem. § 
45 (7) BNatSchG darzulegen bzw. zu beantragen. 
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Vorlage-Nr.: 2019/060 
freigegeben am 13.03.2019 

 
GB 1 Datum: 11.03.2019 
Sachbearbeiter/in: Triebe, Tabea  
 

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 - 
Windenergie Wapeldorf/Heubült 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 25.03.2019 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen werden auf der 
Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sitzung des Ausschusses für 
Bau, Planung, Umwelt und Straßen am 25.03.2019 berücksichtigt. 

 
2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwägung wird bestätigt. 

 
3. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 11 – Windenergie Wapeldorf/ 

Heubült – mit örtlichen Bauvorschriften, Begründung und Umweltbericht wird 
gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 10 Abs. 1 BauGB be-
schlossen.  

 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Um die Potenzialflächen 1 „Rastede Nord“ und 2 „Bekhausen“ der „Standortpotenzi-
alstudie für Windparks“ auch auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung für die Er-
richtung von Windenergieanlagen vorzubereiten, wird der vorhabenbezogene Be-
bauungsplan Nr. 11 aufgestellt.  
 
Innerhalb dieser Flächen plant der Vorhabenträger Windkonzept Projektentwicklungs 
GmbH & Co.KG die Errichtung von 5 Windenergieanlagen.  
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 11 umfasst ein knapp 18 ha großes 
landwirtschaftlich genutztes Areal, welches – abgesehen von den konkreten Standor-
ten der Windenergieanlagen – auch künftig für diese Nutzung zur Verfügung steht. 
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Hierfür wird ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Windenergieanlagen“ über-
lagernd mit einer Fläche für die Landwirtschaft festgelegt. Zudem werden private Er-
schließungswege für die dauerhafte Erreichbarkeit der Windenergieanlagen festge-
legt.  
 
Im Zuge der bisherigen Beratungen wurden die geplanten Festsetzungen und Um-
weltauswirkungen bereits umfangreich erläutert (s. Vorlagen 2016/133 und 
2018/022). Die Umweltauswirkungen wurden auch in den Stellungnahmen beson-
ders hinterfragt. 
 
Im Zuge der öffentlichen Auslegung sind 25 Stellungnahmen eingereicht worden. 
Hierin wurde – wie auch zu der parallel in Aufstellung befindlichen 70. Änderung des 
Flächennutzungsplans – die grundsätzliche Standortfrage aufgeworfen. Auf die Aus-
führungen zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans (s. Vorlage 2019/017) wird 
insoweit verwiesen. Darüber hinaus wurden der Umfang und die Ergebnisse der Kar-
tierungen zu Brut- und Gastvögeln hinterfragt. 
 
Die Kartierungen wurden entsprechend des „Leitfadens Artenschutz zum niedersäch-
sischen Windenergieerlass“, die Beurteilungen der Vorkommen wurden entspre-
chend der NLT-Empfehlungen sowie weiterer fach- oder aufsichtsbehördlicher Emp-
fehlungen vorgenommen. Es ist insoweit nicht zu erkennen, dass die Belange der 
Brut- und Gastvögel nicht ordnungsgemäß berücksichtigt wurden.  
 
In den Stellungnahmen wurden auch die Lärmemissionen und der Schattenwurf so-
wie baubedingte Schäden, z. B. durch Grundwasserabsenkungen und die Anliefe-
rung mit Schwerlasttransporten, thematisiert. In den Abwägungsvorschlägen wird der 
Umgang mit diesen Themen unter Verweis auf die vorliegenden Gutachten umfas-
send erläutert und die hierzu vorgesehenen Vermeidungs- und Minimierungsmaß-
nahmen dargestellt.  
 
Alle Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge können der Anlage 1 entnommen 
werden. Hierin werden die privaten Interessen mit dem öffentlichen Interesse am 
Ausbau der Erneuerbaren Energien gegeneinander abgewogen. Im Zuge der Ge-
samtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerbaren Energien in 
Form von Windenergie Vorrang gewährt und die übrigen Belange werden zurückge-
stellt. Die vorliegende Planung wird insoweit bestätigt. 
 
Auf dieser Basis kann der Satzungsbeschluss gefasst werden.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Kosten für die Durchführung des Bauleitplanverfahrens werden vom Vorhaben-
träger getragen. 
 
 
Anlagen: 
 

1. Abwägungsvorschläge 
2. Planzeichnung 
3. Begründung inkl. aller Anlagen 
4. Umweltbericht mit Anlage 1+2 
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5. Anlagen 3-5 zum Umweltbericht 
6. Anlage 6 zum Umweltbericht 
7. Anlage 7 zum Umweltbericht 
8. Anlagen 8-10 zum Umweltbericht 
9. Anlagen 11-13 zum Umweltbericht 
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Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden keine Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 

1. Landkreis Wesermarsch 
Poggenburger Straße 15 
26919 Brake 
 

2. Gemeinde Jade 
Jader Straße 47 
26349 Jade 
 

3. Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Forstamt Weser-Ems in Oldenburg 
Gertrudenstraße 22 
26121 Oldenburg 
 

4. EWE NETZ GmbH 
Zum Stadtpark 2  
26655 Westerstede 
 

5. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg 
Theodor-Tantzen-Platz 8 
26122 Oldenburg 

 
6. Gemeinde Ovelgönne 

Rathausstraße 14 
26939 Ovelgönne 
 

7. Ericsson Service GmbH 
Prinzenallee 21 
40549 Düsseldorf 
 

8. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Dezernat 33, Luftverkehr – Standort Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
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Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 

1. Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

2. Landkreis Friesland 
Lindenallee 1 
26441 Jever 
 

3. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

4. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

5. Bundesnetzagentur 
Fehrbelliner Platz 3 
10707 Berlin 
 

6. Deutsche Telekom Technik GmbH 
Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth 
 

7. TenneT TSO GmbH 
Bernecker Straße 70 
95448 Bayreuth 
 

8. Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Bezirksstelle Oldenburg – Nord 
Im Dreieck 12 
26122 Oldenburg 
 

9. Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

  

 Die im Umweltbericht dargestellten Untersuchungsmethoden in Bezug auf 
das Artenspektrum, Anzahl der Begehungen sowie Erfassungsmethoden 
entsprechen den Vorgaben des Nds. Leitfadens zum Artenschutz (Wind-
energieerlass vom 24.02.2016) und wurden mit der Unteren Naturschutz-
behörde des Landkreises Ammerland abgestimmt. 
 
Gegebenenfalls unter der Beifügung von Nebenbestimmungen werden die 
erforderlichen Ausnahmezulassungen gem. § 45 Abs.7 Nr. 5 BNatSchG 
hinsichtlich des Regenbrachvogels, der Feldlerche und des Mäusebus-
sards für das nachfolgende immissionsschutzrechtliche Genehmigungsver-
fahren in Aussicht gestellt. 
 
Die Sicherung der Kompensationsmaßnahmen ist spätestens im immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren darzulegen. 
 
Ich rege einen Abgleich des Plangebiets (Flächenangaben) mit den ent-
sprechenden Potenzialflächen aus der Standortpotenzialstudie für Wind-
parks im Gebiet der Gemeinde Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 an. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Kapitel 3.2 der Begründung wird ausgeführt, dass das Vorsorgegebiet 
für Trinkwassergewinnung westlich an die Geltungsbereiche angrenzend 
festgelegt ist. Diese Festlegung gilt aber auch für die nördliche Fläche des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanentwurfes Nr. 11. Die Begründung ist 
daher zu korrigieren. 
 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Investor hat gegenüber der 
Gemeinde versichert, dass eine entsprechende Sicherung erfolgt ist.  
 
Die Anregung wurde dahingehend berücksichtigt, dass ein erneuter Ab-
gleich der Flächen stattgefunden hat. Im Bereich der 70. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes und folglich im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 11 
kommt es lediglich zu kleineren Abweichungen zwischen der Potenzialflä-
che und des Geltungsbereiches der Flächennutzungsplanänderung bzw. 
des Bebauungsplanes, was daran liegt, dass auf Ebene der Potenzialstudie 
eine Kartengrundlage in einem sehr großen und somit groben Maßstab ver-
wendet wurde. Die Kriterien der Studie wurden auf Ebene der Flächennut-
zungsplanänderung, bei der Abgrenzung des Geltungsbereiches verwen-
det. Auf Basis einer detaillierteren Plangrundlage wurde so der Geltungs-
bereich der Flächennutzungsplanänderung erstellt. Der Bebauungsplan 
wurde aus der Flächennutzungsplanänderung entwickelt. 
 
Der Anregung wird gefolgt, die Begründung wird redaktionell angepasst.  
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Eine textliche Festsetzung bezüglich Vorhaben, die nur zulässig sind, zu 
deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag ver-
pflichtet bzw. die zulässig werden, wenn der Vertrag entsprechend geän-
dert wird, ist gem. § 12 Abs. 3a BauGB vorzunehmen. 
 
Zur besseren Transparenz sollten Hinweise zu den Belangen des Boden-
schutzes/ Altablagerungen in das Plandokument aufgenommen werden. 
 
 
Die Planzeichnung ist um folgenden Vermerk zu ergänzen: "Gemäß § 9 
Abs. 6 a Satz 2 BauGB werden die Flächen im Plangebiet als Risikogebiet 
im Sinne des § 73 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
vermerkt." 
 
Meine untere Denkmalschutzbehörde bittet eine Beteiligung des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Denkmalschutz, Abteilung Archäologie, si-
cherzustellen. 
 
Eine vollumfängliche Überprüfung der Planunterlagen in textlicher Hinsicht 
wurde nicht vorgenommen und obliegt der Verantwortung der Gemeinde. 
 

Der Anregung wird gefolgt, eine entsprechende Festsetzung wird redaktio-
nell ergänzt.  
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die Hinweise werden mit auf der Planurkunde 
abgedruckt.  
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Der nebenstehende Vermerk wird auf der Pla-
nurkunde ergänzt.  
 
 
 
Der Anregung kann auf Ebene des bundesimmissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens gefolgt werden.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

 Landkreis Friesland 
Lindenallee 1 
26441 Jever 
 

  

 Zu der o. a. Bauleitplanung nimmt der Landkreis Friesland wie folgt Stel-
lung: 
 
Fachbereich Umwelt: 
Vorbemerkung: 
Im Bereich der Potenzialflächen Varel Süd und Rastede Nord wurden 2011 
und 2013 mehrfach Regenbrachvögel, auch in nach KRÜGER et al. (2013) 
national bedeutsamer Anzahl, nachgewiesen. Aus diesem Grund wurde mit 
unserer Stellungnahme vom 08.09.2016 zu der Bauleitplanung gefordert, 
eine Überprüfung wo, in welcher Anzahl und in welchem Zeitraum Regen-
brachvögel die Potenzialflächen und deren Umfeld auf dem Heim- und 
Wegzug nutzen und ob Windanlagen von dieser Art gemieden werden. 
 
 

  
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass, nachdem bei Raumnutzungsuntersu-
chungen im April 2016 mehrfach Regenbrachvögel in den Potenzialflächen 
Varel Süd und Rastede Nord registriert worden sind, großräumig überprüft 
werden sollte, ob es auch andere Flächen gibt, die von rastenden Regen-
brachvögeln genutzt werden. Daraufhin wurde ab Anfang Mai 2016 eine 
Untersuchung zum Vorkommen von Regenbrachvögeln in verschiedenen 
potenziell geeigneten Suchräumen in der näheren und weiteren Umgebung 
durchgeführt. 
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Stellungnahme: 
Das ökologische Gutachten wurde von dem Büro PD Dr. Klaus Handke er-
stellt.  
Der Heimzug wurde vom 04. - 20.05.2016 bei 9 Begehungen und bei 4 
Zufallsbeobachtungen vom 22.04. - 02.05. 2016 aufgenommen.  
 
Da die Regenbrachvögel von Anfang April bis zum 2. Maidrittel (42 Tage) 
ziehen, ist die systematische Erfassung des Heimzuges in einem Zeitraum 
von nur 17 Tagen nicht ausreichend. Zumal schon bei den Zufallsbeobach-
tungen im April eine nationale bzw. landesweite Bedeutung zu erkennen 
ist.  
 
Der Wegzug wurde vom 03.07. - 12.09.2016 bei 21 Terminen kartiert. 
 
Bei den 30 Zählterminen wurden an 23 Tagen insgesamt 472 Exemplare 
gezählt. Zudem wurden bei den 4 Zufallsbeobachtungen weitere 111 
Exemplare gezählt. 
 
Insgesamt wurden 30 mal Regenbrachvögel in mind. Regionaler Bedeu-
tung (> 5) registriert. Davon ergaben 2 Beobachtungen eine nationaler und 
12 Beobachtungen eine landesweite Bedeutung.  
 
Selbst die nicht im vollen Umfang durchgeführte Kartierung bestätigt die 
hohe Bedeutung des Plangebietes von Varel Süd bzw. Rastede Nord für 
den Regenbrachvogel. Dort wurden die höchsten Rastzahlen ermittelt. Auf 
dem Heimzug konzentrierten sich fast alle Beobachtungen auf diese beiden 
Gebiete. 
 
 
 
 
Trotz der Beobachtung von Regenbrachvögeln in Windparks kann laut Gut-
achten eine Verlagerung bzw. Verdrängung von größeren Trupps durch 
WEA nicht ausgeschlossen werden. Somit ist fraglich, ob der schmale Nie-
derungsstreifen der Wapel nach Bau der WEA überhaupt noch von Regen-
brachvögeln angesteuert wird, wenn dort within sichtbar die sie störenden 
Anlagen stehen. Aus dem Gutachten geht leider nicht hervor, welche Aus-
wirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die Ungestörtheit der 

Da die Untersuchung in 2016 (Heimzug) erst ab Anfang Mai untersucht wor-
den war, wurde 2017 eine ergänzende Untersuchung zum Regenbrachvo-
gel durchgeführt (PD Dr. Klaus Handke - Ökologische Gutachten (2017): 
Regenbrachvögel auf dem Heimzug im Bereich Jaderberg 2017. Ergeb-
nisse einer großräumigen Bestandsaufnahme). Diese umfasste das Unter-
suchungsgebiet aus 2016 zzgl. Bereiche im Altjührdener Moor. Es wurde 
2017 auf dem Heimzug an insg. 14 Tagen vom 08.04.2017 bis 19.05.2017 
erfasst. Zusätzlich flossen Daten von rastenden bzw. überfliegenden Re-
genbrachvögeln, die im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen am 
Seeadler im Zeitraum 31.03.2017 bis 13.05.2017 als Zufallsbeobachtungen 
(N = 58) in Jader-Außendeich, Bollenhagen, Varel Süd und Rastede Nord 
erhoben wurden, in diesen Bericht mit ein. 
 
 
Insgesamt umfassten die Untersuchungen in 2016 und 2017 insgesamt 44 
reguläre Termine, davon entfielen 23 Termine auf den Heimzug und 21 Ter-
mine auf den Wegzug. Zusätzlich gehen in 2016 Beobachtungen an weite-
ren drei Terminen auf dem Heimzug und 2017 Beobachtungen an weiteren 
zehn Terminen in die Bewertung mit ein, die im Rahmen der Raumnut-
zungsuntersuchungen für Greif- und Großvögel gemacht wurden.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass es sich bei diesen Erfassungen nicht um vollständige Kartierungen 
gemäß den Methodenstandards für Rastvögel handelt. Hintergrund der Fra-
gestellung war es, die Raumnutzung des Regenbrachvogels im betrachte-
ten Gebiet zu verdeutlichen.  
 
Bei den Kartierungen auf dem Wegzug hat das Teilgebiet Jader Marsch 
eine ähnliche Bedeutung wie die Wapelniederung erreicht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Aus dem in der Stellungnahme 
genannten Grund, dass eine Verlagerung / Verdrängung der Regenbrach-
vögel nicht gänzlich ausgeschlossen werden kann, wird für diese Art in die 
artenschutzrechtliche Ausnahme aufgrund der voraussichtlichen Annahme 
der Beschädigung der Ruhestätte gegangen. Zwar  wurden in 2017, wie 
auch schon 2016, im Rahmen der gesonderten Regenbrachvogel-Untersu-
chung rastende Regenbrachvögel in der Nähe zu Windenergieanlagen des 
Windparks Hohelucht nachgewiesen. Insgesamt wurden 2016 und 2017 
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Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilgebieten innerhalb der 
Niederung für diese Art haben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentliche Faktor, um Konflikte 
und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu minimieren. Von dem Bau von WEA sind deshalb Gebiete 
grundsätzlich auszuschließen, die eine besondere Bedeutung für Natur-
schutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktionen oder Werte 
mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder erheblich beeinträch-
tigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Einhaltung bestimmter Ab-
stände zu diesen Gebieten. In diesem Zusammenhang sind die Abstands-
regelungen aus der Arbeitshilfe des NLT „Naturschutz und Windenergie. 
Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege bei Standortplanung und Zulassung von Windenergieanlagen 
(Stand: Oktober 2014)" sowie der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogel-
schutzwarten „Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu bedeut-
samen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten 
(LAG VSW 2014)" zu beachten. 
 
Mit Schreiben vom 17.08.2018 hat die Staatliche Vogelschutzwarte eine 
Stellungnahme zu der Problematik Wapelniederung als Vogellebensraum 
konkurrierend zur Windparkplanung, hier insbesondere zum Gutachten 
„Regenbrachvögel auf dem Heimzug im Bereich Jaderberg 2016 abgege-
ben. 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht wird sich der Meinung der Fachbehörde für 
Naturschutz vollumfänglich angeschlossen. 
 

vier Regenbrachvogel-Trupps in der Nähe zu WEA nachgewiesen, davon 
drei mit landesweiter und einer mit lokaler Bedeutung. Im Jahr 2016 wurden 
im WP Hohelucht einmal 18 und einmal 2 Ex. registriert (= landesweit bzw. 
lokal bedeutsame Anzahl). 2017 wurden 14 Exemplare am 22.04. und 10 
Ex. am 02.05. in ca. 95 -150 m Entfernung zur nächstgelegenen WE des 
Windparks Hohelucht festgestellt (= jeweils landesweit bedeutsame An-
zahl). Sie suchten dort Nahrung auf einer kurzrasigen Weide. Nichtsdestot-
rotz ist der Kenntnistand zu dem Verhalten von Regenbrachvögeln gegen-
über Windenergieanlagen noch als lückig anzusehen und die Beobachtun-
gen in 2016 und 2017 geben lediglich Hinweise zu einem Verhalten, dass 
nicht mit Meidung einhergeht. Aus Vorsorgegründen wird dennoch für diese 
Art in die Ausnahme gegangen, auch wenn die Erfassungen zur Raumnut-
zung auf eine Nutzung von Windparks durch Regenbrachvögel hinweisen.    
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und auf die Abwägungsvor-
schläge zur Stellungnahme des NLWKN weiter unten verwiesen. 
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Siehe beigefügte Stellungnahme des NLWKN. 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement - Regi-
onalplanung: 
Die untere Landesplanungsbehörde des Landkreises Friesland weist da-
rauf hin, dass im Vorentwurf RROP 2018 angrenzend an die Landkreis-
grenze zum Ammerland ein Vorranggebiet Natur und Landschaft ausge-
wiesen ist. Die naturschutzfachliche Eignung ist daher in enger Absprache 
mit der unteren Naturschutzbehörde bzw. dem Landschaftsrahmenplan 
und aktuellen avifaunistischen Gutachten abzustimmen. 
 
 
 
 
Die Gebietskulisse Nr. 106 „Wapel und Niederungsbereiche" ist Teil der 
Entwicklungsfunktionsfähigkeit für den Biotopverbund und demnach auch 
Teil des regionalen Biotopverbundes Friesland. 
 
 
Fachbereich Zentrale Aufgaben, Wirtschaft, Finanzen, Personal: 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
Beigefügte Stellungnahme des NLWKN: 
 
Sie übersandten mir den Bericht von K. & P. Handke „Regenbrachvögel auf 
dem Heimzug im Bereich Jaderberg 2016 - Ergebnisse einer großräumigen 
Bestandsaufnahme" (v. 22.09.2016, 10 Seiten, Ganderkesee) verbunden 
mit der Bitte um eine fachliche Einschätzung und Stellungnahme. 
 
Dazu sei folgendes ausgeführt: 
 
Methodik 
Im Kapitel „Anlass“ schreiben die Gutachter, dass durch ihre Untersuchun-
gen u.a. überprüft werden solle, „ob Windenergieanlagen von dieser Art ge-
mieden werden". Allerdings ist die 2016 durchgeführte einfache Zählung 
von Regenbrachvögeln in verschiedenen Suchräumen zur Beantwortung 
einer solchen komplexen Fragestellung methodisch nicht ausgelegt bzw. 

 
 
 
 
Im Landschaftsrahmenplan ist der genannte Bereich Nr. 106 „Wapel mit 
Niederung“ auf dem Gebiet des Landkreises Friesland mit der Angabe „Be-
deutung für Biotopverbund, Gewässerschutz und Klimaschutzfunktion“ und 
„Entwicklung der Funktionsfähigkeit für den Biotopverbund, Erhöhung der 
Wasserretentionsfunktion“ in der Texttabelle enthalten. Der nördliche Teil-
bereich des Geltungsbereiches Nr. 11 grenzt zwar direkt an diesen Bereich 
an, es sind durch die Planung aber keine Beeinträchtigungen des Bio-
topverbundes, des Gewässerschutzes und der Klimaschutzfunktion zu er-
warten. 
 
Im Rahmen der vorliegenden Planung wurde der Bereich umfänglich 
avifaunistisch mit erfasst, bewertet und die Auswirkungen dargestellt. Kom-
pensationspflichtige Auswirkungen ergeben sich für diesen Bereich durch 
diese Planung nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie oben bereits ausgeführt, gibt es für Auswirkungen auf den Regenbrach-
vogel durch Windenergieanlagen in Form von Verdrängungseffekten bisher 
keine belastbaren Nachweise. Die oben aufgeführten Beobachtungen am 
vorhandenen Windpark Hohelucht, wonach viermal Trupps von Regen-
brachvögeln bis zu landesweiter Bedeutung in der Nähe der Windenergie-
anlagen festgestellt wurden, ersetzen keine jahrelangen systematischen 
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kann mit dem gewählten Untersuchungsdesign überhaupt keine belastba-
ren Ergebnisse liefern. Denn zum Zwecke der Feststellung eines Meidever-
haltens sind spezielle, systematische Untersuchungen (Vorher-Nachher-
Studien sowie Vergleich zw. Windpark- und Kontrollflächen) mit einem 
deutlich höheren Untersuchungsaufwand etc. von Nöten. Alle Aussagen 
der Gutachter diesbezüglich sind insofern als nicht abgesicherte Meinun-
gen aufzufassen. Die Untersuchungen von Handke & Handke liefern Er-
gebnisse zum Aufenthalt von Regenbrachvögeln während einer bestimm-
ten Anzahl an Terminen (30) in zuvor ausgewählten Zähl-/Untersuchungs-
gebieten nicht mehr und nicht weniger.  
 
Zum Untersuchungszeitraum: Die von Handke & Handke durchgeführten 
Zählungen begannen in den Untersuchungsgebieten am 4. Mai (2016), da-
mit jedoch etwa 4 Wochen zu spät, um den Heimzug der Art in Nordwest-
deutschland vollständig abbilden zu können. Es ist daher möglich, dass an 
einzelnen Tagen vor dem 4. Mai bereits Regenbrachvögel in deutlicher hö-
herer Anzahl die Gebiete zur Rast etc. nutzten, als die Ergebnisse ab dem 
4. Mai nahelegen. Daran ändern auch die nicht weiter spezifizierten und für 
die Auswertung mit einbezogenen „Zufallsbeobachtungen" nichts. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bewertung 
Die Verfasser wenden das Verfahren zur Bewertung von Gastvogellebens-
räumen in Niedersachsen (Krüger et al. 2013) falsch an. Nach Krüger et al. 
(2013) sind Lebensräume zu bewerten, nicht jedoch die jeweils einzelnen 
festgestellten Rasttrupps. Es ist im Sinne des Verfahrens - explizit! - unzu-
lässig, lediglich Truppgrößen zu bewerten und als ,,lokal“, „regional“ usw. 
bedeutsam einzustufen. Stattdessen müssen die während einer Zählung in 
einem zuvor definierten (und ökologisch sinnvoll abgegrenzten) Zählgebiet 
festgestellten lndividuenzahlen je Vogelart aufsummiert werden, die dabei 
ermittelte Maximalzahl aus den verschiedenen Zählungen ist für die Bewer-
tung zu Grunde zu legen. Es ist nicht meine Aufgabe die Bewertung neu 

Vorher-Nachher-Studien oder einen Vergleich zwischen Windpark- und 
Kontrollflächen. Sie geben aber Hinweise darauf, dass auch u. a. auch lan-
desweit bedeutsame Trupps die Nähe von Windenergieanlagen nicht 
grundsätzlich meiden. Aufgrund dessen werden diese Hinweise auch nicht 
für eine Argumentation für ein Weiterbestehen der Ruhestätte des Regen-
brachvogels herangezogen, sondern weiterhin aus Vorsorgegründen für 
diese Art die artenschutzrechtliche Ausnahme beantragt. 
 
 
 
 
Da 2016 der Heimzug erst ab Anfang Mai untersucht worden war, wurde 
2017 eine ergänzende Untersuchung zum Regenbrachvogel durchgeführt 
(PD Dr. Klaus Handke - Ökologische Gutachten (2017): Regenbrachvögel 
auf dem Heimzug im Bereich Jaderberg 2017. Ergebnisse einer großräumi-
gen Bestandsaufnahme). Diese umfasste das Untersuchungsgebiet aus 
2016 zzgl. Bereiche im Altjührdener Moor. Es wurde auf dem Heimzug an 
insg. 14 Tagen vom 08.04.2017 bis 19.05.2017 erfasst. Zusätzlich fließen 
Daten von rastenden bzw. überfliegenden Regenbrachvögeln, die im Rah-
men der Raumnutzungsuntersuchungen am Seeadler im Zeitraum 
31.03.2017 bis 13.05.2017 als Zufallsbeobachtungen (N = 58) in Jader-Au-
ßendeich, Bollenhagen, Varel Süd und Rastede Nord erhoben wurden, in 
diesen Bericht mit ein. Die Erfassungen beider Jahre zusammen bilden so-
mit eine gute Grundlage, um eine Aussage zu dem Vorkommen von Re-
genbrachvögeln und der Nutzungshäufigkeit von Flächen in dem betrach-
teten Raum treffen zu können. 
 
 
Selbstverständlich ist der Gutachter dazu in der Lage, ein Bewertungsver-
fahren nach KRÜGER et al. (2013) durchführen, wie auch im Gutachten von 
2017 zum Heimzug des Regenbrachvogels geschehen (S. 4, Tab. 1). Eine 
solche Bewertung war aber gar nicht Ziel der Untersuchung von 2016, dem 
ersten Gutachten zum Regenbrachvogel. Nachdem bei Raumnutzungsun-
tersuchungen im April 2016 mehrfach Regenbrachvögel in den Potenzial-
flächen Varel Süd und Rastede Nord registriert worden sind, sollte großräu-
mig überprüft werden, ob es auch andere Flächen gibt, die von rastenden 
Regenbrachvögeln genutzt werden. Grundlage dieser Untersuchungen wa-
ren Suchräume und keine exakt abgegrenzten Flächen, die Grundlage ei-
ner Bewertung nach KRÜGER et al. (2013) darstellen. Eine Bewertung war 
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durchzuführen, doch ist es so möglich, dass das Kriterium für nationale Be-
deutung häufiger und ggf. auch in weiteren Gebieten erreicht wurde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Interpretationen, naturschutzfachliche Aussagen 
Handke & Handke bestätigen die hohe - nationale - Bedeutung der Gebiete 
Varel Süd und Rastede Nord als Gastvogellebensräume für den Regen-
brachvogel. Dies ist insofern zu betonen, als dass die Gebiete auch im Rah-
men vorheriger Untersuchungen diese Bewertungsstufe erreichten und in-
sofern klar als ,,Gastvogellebensräume von nationaler Bedeutung" zu füh-
ren sind und von der Staatlichen Vogelschutzwarte im NLWKN auch ent-
sprechend geführt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nicht geplant und auch nicht sinnvoll, da es bei dieser Untersuchung nicht 
um einen Vergleich von definierten Flächen ging. Ziel der Untersuchung in 
2016 war es erst einmal, das Vorkommen von Regenbrachvögeln großflä-
chig nachzuweisen. In der Übersichtstabelle 2 im ersten Gutachten dienten 
die Angaben „landesweit“, „regional“ etc. daher nur als Orientierung, um zu 
zeigen, dass die verschiedenen Räume eine Mindestbedeutung für Regen-
brachvögel besitzen. Auf der Grundlage des ersten Gutachtens 2016 konn-
ten für die Heimzugsuntersuchungen im zweiten Gutachten 2017 vier Ge-
biete exakt abgegrenzt und mit vergleichbarem Aufwand untersucht wer-
den. So war auch eine Bewertung nach KRÜGER et al. (2013) (Summe aller 
gleichzeitig gezählten Vögel je Gebiet) möglich. So ergab sich die nationale 
Bedeutung für die Jadermarsch, das Altjührdener Moor, das Dringenburger 
Moor und die Wapelniederung in Tabelle 1 (Büro Handke 2017). Deutlich 
wurde mit dieser Untersuchung, dass nicht nur die Wapelniederung, son-
dern auch deren Umfeld sowie die Jadermarsch (incl. des WP Hohelucht) 
für den Regenbrachvogel eine sehr hohe Bedeutung aufweisen, da mehr-
fach landesweit und national bedeutsame Rastzahlen erreicht wurden. Das 
war eine wichtige Erkenntnis aus dieser Untersuchung. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Bewertungsverfahren für 
Gastvögel gemäß KRÜGER et al. (2013) war ursprünglich auf die Identifizie-
rung von international bedeutsamen Gastvogelgebieten nach der 
RAMSAR-Konvention ausgelegt. Grundsätzlich gilt die Vorgabe, dass 
Schwellenwerte in der Mehrzahl der untersuchten Jahre, z. B. in drei der 
letzten fünf Jahre, überschritten werden müssen, damit ein Gastvogelgebiet 
die entsprechende Bedeutung besitzt. Bei nur kurzzeitiger Untersuchungs-
dauer und –dichte sieht das Bewertungsverfahren vor, dass im Sinne des 
Vorsorgeprinzips davon ausgegangen werden muss, dass eine Bedeutung 
des Gebietes bereits bei nur einmaligem Überschreiten des Kriterienwertes 
gegeben ist. Diese Regelung ist im Rahmen der vorliegenden Eingriffspla-
nung KRÜGER et al. (2013) anzuwenden und wurde entsprechend auch an-
gewendet, wie aus den Unterlagen zu ersehen ist. Somit gilt also bereits die 
einmalig erreichte nationale Bedeutung für Teile der Wapelniederung, zu-
mindest als sog. „vorläufige“ Bewertung. Dies bestätigt demnach die von 
der staatlichen Vogelschutzwarte anscheinend nur intern vorliegende Be-
wertung, die aktuell nicht im Umweltdatenserver des niedersächsischen Mi-
nisteriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz dargestellt ist.  
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Handke & Handke formulieren pauschal und verallgemeinernd, dass sich 
eine Meidung vorhandener Windparks nicht ergeben habe, da sie in einem 
sieben Windkraftanlagen (WKA) umfassenden Windpark zweimal Regen-
brachvögel in kleiner Zahl gesehen hätten. Abgesehen von den eingangs 
hierzu gemachten Bemerkungen, bleiben die Gutachter die Auskunft schul-
dig, wie weit die Vögel jeweils von den Anlagen entfernt waren, ob zuvor 
stattgefundene Störereignisse die Vögel ggf. in den Bereich der WEA ge-
drängt haben usw. Insofern ist diesen Angaben wie auch der pauschalen 
Aussage, dass Stromleitungen von den Vögeln „toleriert" wurden, fachlich 
keine tiefere Bedeutung beizumessen.  
 
 
 
Nach Handke & Handke können Verdrängungseffekte auf den Regen-
brachvogel durch den Bau eines Windparks „nicht ausgeschlossen werden" 
- sie sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand sogar mehr als wahrschein-
lich bzw. vorauszusetzen (s. hierzu auch meine Stellungnahme v. 
6.6.2016). Dabei blenden Handke & Handke im Nachgang völlig aus, dass 
Gebiete, die als national bedeutsame Vogellebensräume identifiziert wur-
den, nach Empfehlungen des Niedersächsischen Landkreistages (NLT) 
und der Länder-Arbeitsgemeinschaft der Staatlichen Vogelschutzwarten 
von WKA freigehalten werden sollten (NLT 2014, LAG-VSW 2014). Dieser 
Grundsatz hat klar seine Berechtigung und im Fall der Wapelniederung 
kommt es so nicht überraschend zu einem Konflikt bzw. zur Überlagerung 
von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete entlang von Flüssen mit 
ihrem offenen Landschaftsbild und i. d. R. hohen Grünlandanteilen sind für 
viele Wasser- und Watvogelarten von großer Bedeutung als Brut- und/oder 
Gastvogellebensraum. Insofern ist aus naturschutzfachIichen Erwägungen 
heraus zu empfehlen, die Pläne der Windenergiewirtschaft in der Wapel-
niederung aufzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 

Wie oben bereits ausgeführt, wurden 2017, wie auch schon 2016, rastende 
Regenbrachvögel in der Nähe zu Windenergieanlagen des Windparks Ho-
helucht nachgewiesen. Insgesamt wurden 2016 und 2017 vier Regenbrach-
vogel-Trupps in der Nähe zu WEA nachgewiesen, davon drei mit landes-
weiter und einer mit lokaler Bedeutung. Im Jahr 2016 wurden im WP Hohe-
lucht einmal 18 und einmal 2 Ex. registriert (= landesweit bzw. lokal bedeut-
same Anzahl). 2017 wurden 14 Exemplare am 22.04. und 10 Ex. am 02.05. 
in ca. 95 -150 m Entfernung zur nächstgelegenen WE des Windparks Ho-
helucht festgestellt (= jeweils landesweit bedeutsame Anzahl). Sie suchten 
dort Nahrung auf einer kurzrasigen Weide. Selbstverständlich ersetzen 
diese Beobachtungen keine systematischen Vorher-Nachher-Studien oder 
einen Vergleich zwischen Windpark- und Kontrollflächen. Sie geben aber 
Hinweise darauf, dass u. a. auch landesweit bedeutsame Trupps die Nähe 
von Windenergieanlagen nicht grundsätzlich meiden. 
 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse.  
Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrachvo-
gel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch weder in den NLT-Empfehlun-
gen noch dem LAG-VSW-Papier als windkraftsensible Art enthalten. Neben 
den beiden genannten, jedoch unverbindlichen Fachpapieren liegt für Nie-
dersachsen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergieerlass 
(WEE) zum Thema Windkraft vor, der für diejenigen Behörden verbindlich 
anzuwenden ist, soweit sie als Immissionsschutz- und Bauaufsichtsbehör-
den, Naturschutzbehörden oder sonstige nachgeordnete Behörden bei der 
Genehmigung und Überwachung von Windenergieanlagen tätig werden. 
Auch in diesem Erlass ist eine Auflistung von WEA-empfindlichen Vogelar-
ten enthalten, für die artspezifische Empfehlungen für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze gege-
ben werden. In dieser Liste der WEA-sensiblen Vogelarten ist der Regen-
brachvogel ebenfalls nicht aufgeführt, wobei der Hinweis enthalten ist, dass 
die Liste nicht als abschließend zu betrachten ist. Ebenfalls sind avifaunis-
tisch wertvolle Bereiche bzw. national bedeutsame Vogellebensräume auch 
nicht in den gemäß Tab. 3 „Überblick zu harten Tabuzonen“ des Windener-
gieerlasses von Windenergie freizuhaltenden Gebieten enthalten.  
Nichtsdestotrotz wurde aus Vorsorgegesichtspunkten im Umweltbericht ein 
Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen Brachvogels durchge-
führt und entsprechende populationsstärkende Maßnahmen (artenschutz-
rechliche Ausnahme, FCS-Maßnahmen) vorgesehen. Der Gemeinde 
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Handke & Handke ziehen stattdessen einzig Ausgleichsmaßnahmen für die 
nicht weiter in Frage gestellte Realisierung des geplanten Windparks in Be-
tracht. Diese sollten „im Umfeld im Bereich von Niederungen und Marschen 
erfolgen". Allerdings stehen diese nicht unendlich zur Verfügung und es ist 
fraglich, ob der Verlust von derart wertvollen Rastlebensräumen überhaupt 
- und wie - kompensiert werden können. Das noch von Diekmann & Mose-
bach (2016) als möglicher Bereich für Ausgleichsmaßnahmen in Erwägung 
gezogene Dringenburger Moor hat sich durch die Zählungen von Handke 
& Handke als gar nicht von Regenbrachvögeln frequentierter Bereich er-
weisen (zumindest soweit auf den Karten erkennbar). Auf die sehr wahr-
scheinlich mangelnde Eignung dieses Moores als Gastvogellebensraum für 
die Art hatte ich bereits in meiner Stellungnahme v. 6.6.2016 hingewiesen 
und es zeigt sich dadurch einmal mehr, dass Bereiche mit einer derart ho-
hen Bedeutung für den Regenbrachvogel nicht beliebig oft vorhanden sind 
und insofern konsequenten Schutz genießen sollten.  
 
Überdies scheint zweifelhaft, inwiefern der potenzielle Verlust eines natio-
nal bedeutsamen Lebensraumes für Regenbrachvögel durch die von 
Handke & Handke als sinnvoll erachtete Anlage von 500-1.000 m² großen 
Blänken ausgeglichen werden kann, denn Regenbrachvögel benötigen in 
ihren Rast- und Durchzugslebensräumen primär Flächen zur Nahrungssu-
che (die nicht an Blänken erfolgt) und als solches Nahrungsgebiet wird die 
Wapelniederung von den Vögeln ja auch aufgesucht. Die vorgeschlagene 
Verortung der Ausgleichsmaßnahmen in das nicht im Nahbereich liegende 
EU-VSG „Marschen am Jadebusen" im Landkreis Friesland ist indes abzu-
lehnen. Die erwähnte Abschaltung von WEA - nur auf dem Heimzug - dürfte 
vermutlich ebenfalls keinen Ausgleich bringen, da ein Teil der Störwirkung 
der WEA auf die Vögel allein schon von ihrem bloßen Vorhandensein aus-
geht (Vertikalstrukturen).  
 
 
 
 
 
 
 

Rastede liegen somit keine Gründe vor, die gegen eine Weiterführung der 
Planung sprechen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 2016 wurden im Bereich des 
Dringenburger Moores auf dem Wegzug zwei kleine Regenbrachvogel-
trupps festgestellt. Da die Jader Marsch im Rahmen der Untersuchungen 
2016 und 2017 allerdings stärker - fast so stark wie die Wapelniederung 
selbst - von Regenbrachvögeln frequentiert wurde, sollen die Kompensati-
onsmaßnahmen in einem Bereich der Jader Marsch durchgeführt werden.  
Für den vorliegenden Windpark Wapeldorf-Heubült steht eine zusammen-
hängende Fläche mit einer Gesamtgröße von über 10 ha in der Jader 
Marsch zur Verfügung, auf der anteilig auf 9,6 ha Kompensationsflächen für 
den Regenbrachvogel vorgesehen sind. Diese zurzeit intensiv genutzten 
Grünlandflächen werden über entsprechende Bewirtschaftungsauflagen 
extensiviert, zusätzlich ist die Anlage einer Senke vorgesehen. 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Im Gegensatz zum verhältnismäßig tro-
ckenen Frühjahr 2017 zeigte sich bei der Raumnutzungsuntersuchung von 
2016 eine bevorzugte Nutzung von feuchtem Grünland, insbesondere am 
Rande feuchter Senken. Diese weithin sichtbaren Strukturen können daher 
eine optische Anziehungskraft auf die Regenbrachvögel auf dem Durchzug 
ausüben. Aus diesem Grund wird es als ausreichend angesehen, auf Flä-
chen geringerer Größe, jedoch in optimaler Lage und Ausformung Kompen-
sationsmaßnahmen durchzuführen. Die Flächen liegen innerhalb des Be-
reiches, der ebenfalls nachweislich als Rastgebiet für die Art von Bedeutung 
ist, wobei unmittelbar auf diesen Flächen bislang keine Regenbrachvögel 
kartiert wurden. Insofern ist hier eine Kompensation auf anteilig 9,6 ha für 
eventuell eintretende Beeinträchtigungen von Rastgebieten des Regen-
brachvogels auf dem Frühjahrszug möglich, da auf den Flächen ein zusätz-
liches geeignetes Rasthabitat hergestellt wird. Abschaltungen oder ein Mo-
nitoring für die Art sindnicht vorgesehen, da erhebliche Verdrängungswir-
kungen oder ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko nicht nachgewiesen 
wurden bzw. nicht wahrscheinlich sind und deshalb die Festlegung von Ab-
schaltzeiten und/oder ein Monitoring weder angemessen noch verhältnis-
mäßig wären. An den Kompensationsflächen wird daher festgehalten. 
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Zu guter Letzt ist das von Handke & Handke avisierte Monitoring von etwa-
igen Verdrängungseffekten eine vermutlich allein einem Gutachterbüro nut-
zende Maßnahme. Der Verlust eines bedeutenden Lebensraumes für Re-
genbrachvögel würde durch ein Monitoring nicht ausgeglichen und Auswir-
kungen von WEA auf Vögel - hier Regenbrachvögel - lassen sich heute 
schon an realisierten Windparks in von der Art ansonsten frequentierten 
Bereichen studieren.  
 
Bzgl. weiterer Aspekte erlaube ich mir auf meine Stellungnahme in selbiger 
Angelegenheit v. 6.6.2016 hinzuweisen, die fachlich so nach wie vor Gül-
tigkeit besitzen. 
 
Nachstehend ist die Stellungnahme des Landkreises Friesland zur 
frühzeitigen Beteiligung vom 14.09.2016 aufgeführt: 
 
Zu der o. a. Bauleitplanung nimmt der Landkreis Friesland wie folgt Stel-
lung:  
 
Fachbereich Zentrale Aufgaben, Wirtschaft, Finanzen, Personal: 
 
Das Plangebiet erstreckt sich auf Einwirkungsbereiche, die der zivilen Luft-
fahrt und dem Radarverkehr unterliegen und tangiert den Einflugsektor des 
Verkehrslandeplatzes WHV-Mariensiel. Luftfahrtrechtliche Belange sind zu 
berücksichtigen. 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement- Regional-
planung: 
 
Die Sondergebiete WEA 1 und WEA 2 im vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ befinden sich in   unmittel-
barer Nähe zur Grenze zum Landkreis Friesland. Die Sondergebiete WEA 
3, 4 und 5 befinden sich etwa 0,5 bis 1 km südlich der Kreisgrenze. Die 
Geltungsbereiche der der vorhabensbezogenen Bebauungspläne Nr. 13 
„Windenergie Lehmden“ und Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ befinden 
sich etwa 6km südlich der Kreisgrenze zum Landkreis Friesland. 
 
Bei unklaren Erkenntnislagen, hier z. B. Störwirkung von Windenergieanla-
gen auf den Regenbrachvogel, sollte aus Gründen der Rechtssicherheit da-
von ausgegangen werden, dass Störwirkungen von den Anlagen ausgehen 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Monitoringvorhaben dienen 
dazu Kenntnislücken, wie sie in diesem Fall in Bezug auf ein etwaiges 
Meideverhalten des Regenbrachvogels vorliegen, zu schliessen. Gemäß 
dem artenschutzrechtlichen Leitfaden zum niedersächsischen Windener-
gieerlass ist ein Monitoring ein geeignetes Konzept, um die Wirksamkeit 
von Maßnahmenkonzepten zu überprüfen. Ein Monitoring kann keinen Ver-
lust des Lebensraumes ausgleichen, dies wird auch nicht in den Gutachten 
impliziert. Da die Datenlage zu einem etwaigen Meideverhalten von Regen-
brachvögeln sehr lückig bis nicht vorhanden ist, können die Aussagen zu 
den gesicherten Erlenntnissen zu Auswirkungen von realisierten Windparks 
auf Regenbrachvögel nicht nachvollzogen werden. 
 
Nachstehend ist der Abwägungsvorschlag zur frühzeitigen Beteili-
gung aufgeführt: 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Luftfahrtbehörde hat keine 
Bedenken im Rahmen Ihrer Stellungnahme vorgebracht, so dass es offen-
bar keine Konflikte zwischen der vorliegende Planung und dem Verkehrs-
landeplatzes WHV-Mariensiel gibt. 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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und sich hiermit im Rahmen der Abwägung auseinandergesetzt werden. 
Ansonsten kann es im ungünstigsten Fall dazu kommen, dass im Rahmen 
der Genehmigungsverfahren nach BlmSchG keine Anlage realisiert werden 
kann und damit die Planrechtfertigung entfällt. Hinsichtlich der Einschät-
zung der Störwirkung und der Abwägung sollte auf Grund des interkommu-
nalen Charakters der Planung Übereinstimmung zwischen der Stadt Varel 
und der Gemeinde Rastede herrschen. Dieser Aspekt ist auch hinsichtlich 
der vorhabensbezogenen Bebauungspläne Nr. 13 „Windenergie Lehmden“ 
und Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ relevant.  
 
 
Bitte beachten Sie in diesem Zusammenhang auch die Stellungnahme der 
unteren Landesplanungsbehörde zur 25. und 35. Änderung des Flächen-
nutzungsplans der Stadt Varel sowie der Bebauungspläne Nr. 219a und 
219b der Gemeinde Varel (angefügt). 
 
Des Weiteren sind nördlich des Plangebiets auf dem Gebiet des Landkrei-
ses Friesland im RROP 2003 ein Vorsorgegebiet für Landwirtschaft sowie 
ein sich teilweise damit überlagerndes Vorsorgegebiet für Trinkwasser und 
ein Gebiet zur Verbesserung der Landschaftsstruktur und des Naturhaus-
haltes dargestellt. Dabei besteht insbesondere hinsichtlich der letzteren 
Darstellung gemäß des interkommunalen Abstimmungsgebots Koordinati-
onsbedarf zwischen der Stadt Varel und der Gemeinde Rastede, der inhalt-
lich als Abwägungsbelang einzustellen ist. Es muss gewährleistet sein, 
dass die Planung der Gemeinde Rastede nicht die Möglichkeiten des Land-
kreises Friesland beschränkt, Maßnahmen zur Verbesserung der Struktur-
vielfalt und Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes durchzuführen.  
 
Auch hinsichtlich des Vorsorgegebiets für Trinkwasser muss geprüft wer-
den, ob sich durch den Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / 
Heubült“ Störwirkungen auf eine künftige Nutzung der Vareler Flächen zur 
Trinkwasserversorgung ergeben. Auch diese Störwirkungen wären dann in 
die Abwägung einzustellen. Hinsichtlich der vorhabensbezogenen Bebau-
ungspläne Nr. 13 „Windenergie Lehmden“ und Nr. 12 „Windenergie  
Lehmdermoor“, die etwa 6km südlich der Kreisgrenze zum Landkreis Fries-
land liegen, sind hier keine Auswirkungen zu erwarten. Nordwestlich des 
Plangebiets ist auf dem Gebiet des Landkreises Friesland im RROP 2003 
ein Vorsorgegebiet Natur und Landschaft dargestellt. Andere raumbean-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die in der Stellungnahme 
erwähnte Vorgehensweise bereits angewendet. Da nicht sicher davon aus-
gegangen werden kann, dass die Windenergieanlagen die Ruhestätte des 
Regenbrachvogels nicht beeinträchtigen, wird auf Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung von einem Verbotstatbestand gem. § 44 (1) Nr. 3 
BNatSchG ausgegangen. 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme der unteren Landesplanungsbehörde wird zur Kenntnis 
genommen und im Rahmen der Abwägung beachtet. 
 
 
 
Die vorliegende Planung widerspricht den Ausführungen des RROP nicht. 
Was die kommunale Abstimmung angeht, so standen die Kommunen be-
reits im Vorfeld der Bauleitplanverfahren im Austausch zu den anstehenden 
Planungen. Ein Austausch hat hier folglich schon frühzeitig stattgefunden 
und keine Kommune hat grundsätzlich Bedenken gegen die „Nach-
barpläne“ geäußert. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf Rasteder Hoheitsgebiet wer-
den Baugrund- und Bodenuntersuchungen durchgeführt. Die Ergebnisse 
werden im Rahmen der Bauausführung berücksichtigt, sodass es keine Wi-
dersprüche zum Vorsorgegebiet für Trinkwasser geben wird. Die Stadt Va-
rel wird die gleichen Arbeiten im Rahmen der Windparkplanungen im Gebiet 
der Stadt Varel durchführen müssen. 
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spruchende Maßnahmen und Planungen sind so abzustimmen, dass die-
ses Gebiet in seiner Vorsorgebestimmung durch die Planungen der Ge-
meinde Rastede nicht beeinträchtigt wird. 
 
Zusammengefasst sieht die Untere Landesplanungsbehörde des Landkrei-
ses Friesland die Planungen der Gemeinde Rastede insbesondere hin-
sichtlich der nicht untersuchten Störwirkungen auf den Regenbrachvogel 
(vgl. auch Stellungnahme Varel). 
 
 
 
Daher betrachtet die Untere Landesplanungsbehörde die vorgelegten Un-
terlagen noch nicht als ausreichend und sieht noch bestehenden interkom-
munalen Abstimmungsbedarf zwischen der Stadt Varel und der Gemeinde 
Rastede. 
 
 
Fachbereich Umwelt: 
untere Naturschutzbehörde: 
 
Vorbemerkung: 
 
Die Stadt Varel und die Gemeinde Rastede planen die Errichtung eines ge-
meinsamen Windparks Varel-Süd / Rastede-Nord. 
 
Die Planungsunterlagen wurden für das Gesamtgebiet erarbeitet. 
 
Somit kann die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde für den Be-
bauungsplan Nr. 219 B Windpark „Neuenwege“ der Stadt Varel auch für die 
hier vorliegende Planung der Gemeinde Rastede angewendet werden. 
 
Das Kabinett hat am 14.12.2015 nach ca. zweijähriger Erarbeitungszeit in 
den Ministerien den gemeinsamen Runderlass des MU, ML, MS, MW und 
MI „Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen an Land in Nie-
dersachsen und Hinweise für die Zielsetzung und Anwendung“ (Windener-
gieerlass) beschlossen. Ebenso beschlossen wurde der Leitfaden „Umset-
zung des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windener-
gieanlagen in Niedersachsen“ (sog. Leitfaden Artenschutz).  
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Was die kommunale Abstim-
mung angeht, so standen die Kommunen bereits im Vorfeld der Bauleitplan-
verfahren im Austausch zu den anstehenden Planungen. Ein Austausch hat 
hier folglich schon frühzeitig stattgefunden und keine Kommune hat grund-
sätzlich Bedenken gegen die „Nachbarpläne“ geäußert. Die Bedenken des 
Landkreises Friesland werden somit nicht geteilt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Zwar kann durch die Planungen 
in Varel und Rastede ein optisch zusammenhängender Windpark entste-
hen, allerdings ist jede Kommune alleine für seine verbindliche Bauleitpla-
nung zuständig. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und sofern die Inhalte der Stel-
lungnahme Inhalte des Bebauungsplans Nr. 11 betreffen, entsprechend ab-
gewogen.  
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Sowohl der Windenergieerlass als auch der Leitfaden Artenschutz sind 
nunmehr verbindlich in einem nachgelagerten Genehmigungsverfahren zu 
beachten und sollen daher bereits in der weiteren Bauleitplanung Berück-
sichtigung finden. Der Windenergieerlass dient vorrangig dazu, den rechtli-
chen Rahmen hinsichtlich der Belange von Naturschutz und Landschafts-
pflege aufzuzeigen, macht jedoch in Bezug auf fachlich begründete Min-
destabstände von Windkraftanlagen zu Brutplätzen und Rastgebieten keine 
konkreten Angaben, sodass in diesem Fall weiterhin das NLT Papier „Na-
turschutz und Windenergie“ (Stand Oktober 2014) sowie die Arbeitshilfe der 
Ländergemeinschaft der Vogelschutzwarten (Stand April 2015) anzuwen-
den und zu beachten sind. 
 
Stellungnahme: 
Bei der Änderung eines Flächennutzungsplans für Konzentrationszonen  
für WEA ist eine vorbereitende Artenschutzprüfung (ASP) durchzuführen. 
ln den Fällen, in denen keine vollständige ASP durchgeführt wurde, müssen 
im Genehmigungsverfahren die "offenen Punkte" abgearbeitet  werden. 
 
 
 
 
 
 
Um eine naturschutzfachliche Stellungnahme zu dem Schutzgut Tiere ab-
geben zu können wurden die vorgelegten Fledermauskartierungen und die 
Brut- und Rastvogelerfassungen begutachtet. 
 
Nach dem Leitfaden zum Windenergieerlass sollten auf der Ebene der Re-
gional- und Flächennutzungsplanung für die·zur Ausweisung vorgesehe-
nen Potentialflächen geprüft werden, ob bedeutende Fledermausvorkom-
men bekannt sind und ob aufgrund der gebietsspezifischen, strukturellen 
Ausstattung der Flächen Aktivitätsschwerpunkte mit besonderer Bedeutung 
betroffen seien können. Da Informationen über bedeutende Fledermausle-
bensräume zumeist nicht von vornherein vorliegen, müssen entsprechend 
systematische Untersuchungen spätestens auf der Ebene des Zulassungs-
verfahrens für jedes Plangebiet durchgeführt werden. 
 
Für den avifaunistischen Untersuchungsbedarf auf dieser Planungsebene 
sieht der Leitfaden vor, dass vorrangig vorhandene Daten, insbesondere 

Der Hinweis wird beachtet und der Windenergieerlass im Rahmen der Bau-
leitplanung berücksichtigt. Zu Mindestabständen unter Berücksichtigung 
des NLT-Papiers bzw. der genannten Arbeitshilfe können auf Ebene der 
vorbereitenden Bauleitplanungen keine abschließenden Aussagen getrof-
fen werden, da konkrete Anlagenstandorte auf Flächennutzungsplanebene 
nicht dargestellt werden. Durch die zeitliche Trennung der verbindlichen 
und der vorbereitenden Bauleitplanung mit der dadurch bedingten Erstel-
lung zweier separater Umweltberichte bleiben die Aussagen daher gegen-
über dem Vorentwurf grober. 
 
 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen 
des Umweltberichtes wird eine artenschutzrechtgliche Betrachtung durch-
geführt, welche jedoch aufgrund der Tiefenschärfe der Darstellung der vor-
bereitenden Bauleitplanung nicht abschließend sein kann. Zu wesentlichen 
Elemente zur Beurteilung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände wie 
Anlagenstandorte, -typen sowie -höhen werden im Rahmen der 70. FNP-
Änderung keine Aussagen getroffen, so dass eine abschließende arten-
schutzrechtliche Prüfung erst im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen 
Bauleitplanung erfolgen kann. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gutachten zu den faunistischen Er-
fassungen entgegen dem Vorentwurfsstand nicht Bestandteil der Entwurfs-
fassung des Umweltberichtes der Flächennutzungsplanänderung sind. 
Dies liegt darin begründet, dass aufgrund der zeitlichen Trennung der Bau-
leitplanverfahren nunmehr ein separater Umweltbericht für die Ebene der 
Flächennutzungsplanänderung erstellt wird. Die Gutachten, die den Anfor-
derungen des Windenergieerlasses entsprechen, werden dem Umweltbe-
richt zur verbindlichen Bauleitplanung beigefügt. 
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der WEA-empfindlichen Brut- und Rastvogelarten (Abbildung 3 des Leitfa-
dens) ausgewertet werden. Da für gefährdete Brutvögel des Offenlandes 
häufig keine aktuellen Daten zur Verfügung stehen, sind in der Regel er-
gänzende Übersichtskartierungen erforderlich. Die Übersichtskartierung 
der Brutvögel sollte mind. 4 Bestandserfassungen auf der gesamten Flä-
che, verteilt auf die gesamte Brutzeit (Ende März bis Mitte Juli), umfassen. 
Hierbei sind insbesondere die gefährdeten Brutvögel des Offenlandes zu 
erfassen. 
 
Bei Flächennutzungsplänen für WEA-Konzentrationszonen sind die Stufen 
1-111 der ASP, soweit auf dieser Planungsebene bereits ersichtlich, im 
Rahmen der Umweltprüfung abzuarbeiten. Die Stufe I und Teile der Stufe 
II wurden abgearbeitet. 
  
Die in der Stufe II geforderte vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände 
(§ 44 (1) BNatSchG) ist im Detail noch durchzuführen. 
 
Die in der Stufe III geforderte Prüfung, ob die drei Ausnahmevoraussetzun-
gen des § 45 (7) Bundesnaturschutzgesetz (zwingende Gründe, Alternativ-
losigkeit und keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes) vorliegen, 
ist noch abzuarbeiten. 
 
Eine mögliche Verdrängung(§ 44 (2) Störungsverbot BNatSchG) einzelner 
Arten und die damit einhergehende Notwendigkeit zur Bereitstellung von 
entsprechenden Ausweichräumen in der Umgebung ist noch zu prüfen und 
darzulegen. 
 
Für eine vollständige ASP sind folgende Standards zur Sachverhaltsermitt-
lung der möglichen Betroffenheit von Windenergieanlagen-empfindlichen 
Arten gemäß Punkt 5 des Leitfadens einzuhalten: 
 
 
Für die Fledermausstandarduntersuchung ist eine Dauererfassung mit ge-
eigneten Systemen, eine stationäre Erfassung (Horchkasten) und eine mo-
bile Detektoruntersuchung erforderlich. ln der Zeit zwischen Mitte April bis 
Mitte Oktober sind an mind. 14 Terminen Begehungen durchzuführen. 
Für die Brutvogelkartierung sind 12 Bestandserfassungen auf der gesam-
ten Fläche, verteilt auf die gesamte Brutzeit (Mitte März- Mitte Juli) durch-
zuführen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt im Rahmen der arten-
schutzrechtlichen Betrachtung eine Darstellung der voraussichtlichen Ver-
botstatbestände auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung. Eine Dar-
stellung der Ausnahmevoraussetzungen sowie eine vertiefende Prüfung 
des Artenschutzes erfolgt auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bau-
leitplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die durchgeführten Untersu-
chungen entsprechen den nachfolgend genannten Anforderungen bzw. ge-
hen noch darüber hinaus. 
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ln Kombination mit der Bestandserfassung sollte ein Mindestmaß an Raum-
nutzungsanalyse innerhalb des Regeluntersuchungsgebietes für Greif- und 
Großvogelarten (1.000 m Radius) durchgeführt werden. Die Ergebnisse 
sind für die Entscheidung, ob eine vertiefende Raumnutzungskartierung er-
forderlich ist, mit heran zu ziehen. 
 
Für im Gebiet vorkommende kollisionsgefährdete oder störempfindliche 
Greif- und Großvogelarten sowie Gastvogelarten deren Brutplatz im Stan-
darduntersuchungsgebiet (500 m bzw. 1.000 m) liegt und die Standard-
raumnutzungskartierung ergeben hat, das regelmäßig genutzte Nahrungs-
habitate oder Flugrouten der Art vom Vorhaben betroffen sein können, sind 
artspezifisch und problembezogen vertiefte Raumnutzungsanalysen durch-
zuführen. 
 
Für die Rastvogelkartierung sind nach dem Leitfaden mind. 14-tägig bis 
max. wöchentlich eine Erhebung im gesamten Untersuchungsraum (1.000 
m Radius) im Regelfall von der ersten Juli- Woche bis zur letzten April-Wo-
che umfassen. 
 
Sollte von diesen Standards abgewichen werden, ist dies im Detail zu be-
gründen. 
 
 
 
Bei der Durchsicht der eingereichten Unterlagen wurden zunächst die ge-
wählten Grundlagen, d. h. die Methodiken, die Größe und Lage des Unter-
suchungsgebietes sowie die Kartiertermine mit den Forderungen des Wind-
energieerlasses und dem dazugehörigen Leitfaden abgeglichen. Brutvo-
gelerfassung: 
 
Um die Wertigkeit eines Gebietes als Brutvogellebensraum festzustellen, 
ist eine Bewertung nach Behm & Krüger (2013) durchzuführen. 
 
 
Das Bewertungssystem fordert für die Flächenabgrenzung, dass die abzu-
grenzenden Gebiete eine ökologische Einheit bilden sollen. Als Grenzen 
sollten primär natürliche Strukturen im Gelände aber auch anthropogene  
Strukturen herangezogen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die durchgeführten Gastvo-
gelerfassungen wurden in einem Zeitraum von Mitte Februar 2013 bis An-
fang Februar 2014 durchgeführt. Das dem Erfassungsumfang zum Zeit-
punkt der Kartierung zu Grunde gelegte NLT-Papier mit Stand von Oktober 
2011 führt zu den Zeiträumen der Gastvogelerfassungen aus, dass die 
Gastvogelerfassung wöchentlich eine Erhebung auf der gesamten Fläche 
von der ersten Juli-Woche bis zur letzten April-Woche umfassen sollte. Die 
Kartierungstermine, die für die vorliegende Planung wahrgenommen wor-
den ist, bilden diesen Untersuchungszeitraum sicher ab. 
 
 
 
 
 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Bewer-
tung erfolgte nach der in der Stellungnahme aufgeführten Bewertungsme-
thode. 
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Eine willkürliche Abgrenzung losgelöst von jeglichen landschaftlichen und 
ökologischen Gegebenheiten ist unzulässig. Somit ist das Untersuchungs-
gebiet komplett zu bewerten. Die gewählte Abgrenzung und Schaffung von 
Teilräumen und das Freilassen einiger Bereiche, insbesondere der Wind-
parkflächen ist im Detail zu begründen und auf das Bewertungsverfahren 
abzustellen. 
 
 
 
 
 
Nach den Abstandsempfehlungen  für Windenergieanlagen zu bedeutsa-
men Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten der 
Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 2014) und 
der Arbeitshilfe Naturschutz und Windenergie des Nds. Landkreistages 
(NLT 10.2014) ergeben sich folgende Abstände: 
 
Brutvogelgebiet mit regionaler Bedeutung 1.200 m. 
Zu Brutplätzen und Brutvorkommen der WEA-sensiblen Kiebitze und dem 
Mäusebussard 500 m. 
 
Gemäß Punkt4.3 des Windenergieerlasses stellt das Unterschreiten dieser 
fachlich vorgeschlagenen Schutzabstände eine Konfliktlage dar. Soweit der 
fachlich empfohlene Abstand unterschritten wird ist dies ein Anhalt dafür, 
dass eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos vorliegen könnte. Dies 
ist im Rahmen der Artenschutzprüfung abzuarbeiten. Zu prüfen ist ob Nah-
rungshabitate, Schlafplätze oder andere wichtige Habitate der betreffenden 
Art bzw. Artengruppe vorhanden sind, die regelmäßig angeflogen werden 
(Raumnutzungsanalyse für die zwei betroffenen Arten im Radius von 
l.OOOm) Rastvogelerfassung:  
 
Siehe beigefügte Stellungnahme des NLWKN.  
 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht wird sich der Meinung der Fachbehörde für 
Naturschutz angeschlossen. 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das gesamte Untersuchungs-
gebiet für die Vogelwelt ist 18 km² groß (2.000-m-Radius um das Plange-
biet). Eine Unterteilung war aus methodischen Gründen geboten. Bei der 
Abgrenzung der Teilgebiete wurde sich an die in der Stellungnahme er-
wähnten Kriterien gehalten - von einer willkürlichen Abgrenzung kann also 
nicht die Rede sein. In den freigelassenen Bereichen ist die Dichte an ge-
fährdeten und damit bewertungsrelevanten Arten sehr gering - diese Ge-
biete liegen somit durchweg unterhalb einer lokalen Bedeutung. Sämtliche 
bewertungsrelevanten Teilbereiche wurden im Rahmen des avifaunisti-
schen Gutachtens ausführlich beschrieben. 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass es sich bei den angegebenen Abständen um Emp-
fehlungen handelt. Die Ermittlung und Darstellung möglicher artenschutz-
rechtlicher Konflikte erfolgt konkret auf Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung, in welcher die Anlagenstandorte, -typen sowie -höhen festgesetzt 
werden. 
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Aus Sicht der unteren Wasserbehörde, der unteren Abfallbehörde, der un-
teren Immissionsschutzbehörde und der unteren Bodenschutzbehörde be-
stehen keine Bedenken. 
 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement- Brand-
schutz: Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement-
Städtebaurecht: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
Anlage, Stellungnahme zur 25. und 35. FNP-Änderung sowie der Be-
bauungspläne Nr. 219a und 219b der Stadt Varel vom 19.09.2016: 
 
Stellungnahme der Unteren Landesplanungsbehörde 
 
Wegen des engen zeitlichen und inhaltlichen Zusammenhangs sowie der  
nahezu gleichlautenden Begründungen insbesondere in den Änderungs-
verfahren zum Flächennutzungsplan wird von Seiten der unteren Landes-
planungsbehörde eine einheitliche Stellungnahme abgegeben, soweit  
nicht gesondert bemerkt. 
 
Die von den Planungen betroffenen Flächen sind im Jahr 2013 zunächst im 
Rahmen der Potenzialstudie der Stadt Varel als mögliche geeignete Poten-
zialflächen benannt worden. Hierbei wurde die grundsätzliche Eig-nung an-
hand einer Aufsummierung von Wertungskriterien hinsichtlich ihrer Emp-
findlichkeiten festgestellt. Bei den grundsätzlich geeigneten Bereichen 
(Stufe I) wurde jedoch keine weitere Festlegung getroffen, in welcher Rei-
henfolge die Inanspruchnahme der Flächen erfolgen soll. 
 
Mag dies auf Ebene der Potenzialstudie noch hinnehmbar sein, so muss 
nach Auffassung unteren Landesplanungsbehörde die Erforderlichkeit ·der 
Planung und damit die Reihenfolge der Standortrealisierung sehr wohl be-
gründet werden. Zu erläutern und städtebaulich zu rechtfertigen ist bei-
spielsweise, warum die Fläche 3 „Almsee“ nicht den Vorrang er-hält, ob-
gleich sie ähnlich groß ist und an einen schon bestehenden Windpark an-
gegrenzt. Sie würde überdies eher dem Kriterium der Konzentration von 

Untere Wasserbehörde, untere Abfallbehörde, untere Immissionsschutzbe-
hörde und der untere Bodenschutzbehörde: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement- Brand-
schutz: Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement-
Städtebaurecht: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Ausführungen beziehen 
sich sowohl auf die Verfahrensunterlagen zur Bauleitplanung im Bereich 
Varel-Rosenberg sowie Varel-Neuenkruge als auch auf die Potenzialstudie 
der Stadt Varel, die nicht Gegenstand der vorgelegten Unterlagen zur Bau-
leitplanung im Bereich Windenergie Wapeldorf-Heubült waren. Die Unterla-
gen entfalteten für das Planvorhaben Windenergie Wapeldorf-Heubült 
keine Relevanz. Die Gemeinde Rastede hat eine gemeindeeigene 
Standortpotenzialstudie für Windenergieanlagenstandorte durchgeführt, 
welche alleinig Gegenstand der Verfahrensunterlagen zur Flächennut-
zungsplanänderung ist, da in diesem Rahmen die Potenzialflächen, welche 
nunmehr durch die vorliegende Bauleitplanung konkretisiert werden, ermit-
telt wurden. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte beziehen sich jedoch 
auf die Potenzialfläche der Stadt Varel, so dass die angesprochene The-
matik in Bezug auf die Bauleitplanung der Gemeinde Rastede außen vor 
bleibt. 
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Windenergieanlagen entsprechen als die erstmalige Entwicklung der bei-
den neuen Standorte. 
 
In beiden Planungen wird zudem auf den seit Februar 2016 gültigen Wind-
energieerlass hingewiesen. Dies geschieht allerdings nur selektiv in Bezug 
auf die Bewertung des Gastvogelvorkommens „Regenbrachvogel“- siehe 
hier auch die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde. Auch nur in 
Bezug auf diesen Punkt wird die Potenzialstudie der Gemein-de Rastede 
bzw. Aussagen daraus in Bezug zur eigenen Planung gesetzt, obwohl das 
interkommunale Vorgehen ein Kern der Planrechtfertigung darstellen soll. 
Im Fall der Fläche „Rosenberge“ (25. FNP-Änderung) wird zudem die Flä-
che anhand des Wegfalls nur eines Kriteriums vergrößert und erlangt erst 
hierdurch eine Eignung für bis zu zwei Anlagen. 
 
Für die Stadt Varel sieht das RROP 2003 eine mindestens installierte Leis-
tung von 6 MW vor. Diese Leistung ist mit mittlerweile rund 30 MW mehr 
als erreicht. Für nunmehr neue Planungen gelten entsprechend höhere An-
forderungen an die Erforderlichkeit. 
 
Diese insbesondere, da sich durch den Windenergieerlass 2016 auch die 
Rechtslage bedeutsam geändert hat. Ein selektives Zitieren bzw. Anwen-
den des Windenergieerlasses ist aus meiner Sicht hier unzureichend. 
 
Da es sich in diesem Verfahrensschritt um die frühzeitige Beteiligung der 
Behörden handelt, werden für das Planverfahren folgende Anforderungen 
gestellt: 
 
Zum einen muss sich die Stadt Varel damit auseinandersetzen, wie sich die 
eigene Potenzialstudie im Verhältnis zum Windenergieerlass und den dort 
genannten Kriterien bzw. Abständen verhält. Sie kann dabei auch an ihrer 
Potenzialstudie festhalten, sollte dann allerdings die Kriterien Windenergie-
erlass / Potenzialstudie (tabellarisch) gegenüber stellen, die heutigen Aus-
prägungen bzw. deren wesentlichen Änderungen benennen und nachvoll-
ziehbar dokumentieren, warum sie welche Wahl bezogen auf harte und wei-
che Kriterien getroffen hat. Ein selektives Vorgehen auf ein einzelnes Kri-
terium (Gastvögel) oder eine Ausprägung (Wegfall Wohn-nutzung) ist nicht 
ausreichend. Zudem muss die Stadt ihre Standortwahl in Bezug auf die üb-
rigen Potenzialflächen weiter ausführen. „Zufällige“ Eigentumsverhältnisse 
allein können nur das letzte Kriterium bei sonst gleichen Bedingungen sein. 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Da mit den beiden Planungen 
die Bauleitplanungen zu den Windparkvorhaben im Stadtgebiet Varel ge-
meint sind, betrifft die Stellungnahme nicht die vorgelegten Planunterlagen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Belange der Stadt Varel sind 
nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung der Gemeinde Rastede. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Standortpoten-
zialstudie sowie der Bauleitplanung zur Windenergie im Bereich Wapeldorf-
Heubült der Gemeinde Rastede wurde der zum Zeitpunkt der Erstellung der 
Unterlagen gültige Windenergieerlass durchgängig beachtet und angewen-
det. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, bezieht sich allerdings nicht auf 
das Gemeindegebiet Rastede. Wie die Stadt Varel in ihrer Standortpoten-
zialstudie mit Kriterien, Abständen und einer Standortwahl umgeht, unter-
liegt der Abstimmung der Stadt Varel.  
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Ferner sollte zur besseren Nachvollziehbarkeit der Planung die interkom-
munale Abstimmung weiter ausgeführt werden, gerade weil es nach eige-
nen Angaben tragendes Element der planerischen Rechtfertigung werden 
soll. Beispielweise ist aus den vorlegten Unterlagen, gerade auf FNP-
Ebene, nicht nachvollziehbar, wie die Flächenabgrenzung auf Seiten der 
Gemeinde Rastede erfolgt ist und ob hier z. B. gleiche Kriterien an-gelegt 
worden sind. Nicht zu erkennen ist zudem, ob durch das Zusammenlegen 
von angrenzenden Flächen eine bessere Ausnutzung der vorhandenen 
Flächen ermöglicht wird. 
 
Überdies sollte sie bei unklaren Erkenntnislagen, hier z. B: Störwirkung von 
Windenergieanlagen auf den Regenbrachvogel, aus Gründen der Rechts-
sicherheit davon ausgehen, dass Störwirkungen von den Anlagen ausge-
hen und sich hiermit im Rahmen der Abwägung auseinander-setzen. An-
sonsten kann es im ungünstigsten Fall dazu kommen, dass im Rahmen der 
Genehmigungsverfahren nach BlmSchG keine Anlage realisiert werden 
kann und damit die Planrechtfertigung entfällt. 
 
 
 
Zusammengefasst betrachtet die untere Landesplanungsbehörde die vor-
gelegten Unterlagen noch nicht als ausreichend und sieht in der Begrün-
dung zur Planung noch erhebliche und mit Bedenken versehene Lücken. 
 
 
 
 
 
Hinweis der Gemeinde Rastede: In der Stellungnahme fehlten die Sei-
ten 2, 4, 6 der Anlage. Die Stellungnahme wurde durch das betreuende 
Planungsbüro auf Wunsch der Gemeinde Rastede mit der Stellung-
nahme des Landkreises Friesland zu den Windparkplanungen der 
Stadt Varel für nördlich angrenzende Gebiete vervollständigt. 
 
Anlage, Stellungnahme des NLWKN, Staatliche Vogelschutzwarte, 
vom 06.06.2016: 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Kommunen standen bereits 
im Vorfeld der Bauleitplanverfahren im Austausch zu den anstehenden Pla-
nungen. Ein Austausch hat hier folglich schon frühzeitig stattgefunden und 
keine Kommune hat grundsätzlich Bedenken gegen die „Nachbarpläne“ ge-
äußert. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis kann auf die Ausführungen und Auswirkungen der Windpark-
planung der Gemeinde Rastede im Bereich Wapeldorf-Heubült bezogen 
werden. Im Rahmen der Ermittlung der Auswirkungen des Vorhabens auf 
den Regenbrachvogel wird vorsorglich aufgrund einer unklaren Erkenntnis-
lage von einer artenschutzrechtlich relevanten Störwirkung ausgegangen. 
Die genaue Abarbeitung des Tatbestandes sowie der Umgang damit erfolgt 
auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung und sind nicht Inhalt der Unter-
lagen zur Flächennutzungsplanänderung.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Bezug auf die Verfahrensun-
terlagen der Gemeinde Rastede erfolgt im Rahmen der verbindlichen Bau-
leitplanung eine Ergänzung des Umweltberichtes und der artenschutzrecht-
lichen Prüfung um die Informationen zu den Kompensationsflächen und -
maßnahmen, der Raumnutzungserfassung des Baumfalken, der arten-
schutzrechtlichen Ausnahmevoraussetzungen sowie der zusätzlichen Er-
fassungen des Regenbrachvogels. 
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Mit Schreiben vom 08.03.2016 baten Sie um eine Stellungnahme bzgl. der 
naturschutzfachlichen Bedeutung der Wapelniederung auf dem Gebiet der 
Stadt Varel vor dem Hintergrund einer Standortsuche für Windenergieanla-
gen (WEA) bzw. im Zusammenhang mit der Fortschreibung des Flächen-
nutzungsplanes. Grundlage meiner Stellungnahme sind die mündlichen 
Ausführungen des Planungsbüros Diekmann & Mosebach zur avifaunisti-
schen Bedeutung des Gebietes (gemeinsame Besprechung am 16.11.2015 
hier im Hause) sowie die von DIEKMANN & MOSEBACH (2016)1 erarbei-
tete Synopsis zum Thema „Bedeutung als Vogellebensraum und Lösungs-
möglichkeiten etwaiger naturschutzfachlicher Konflikte“.  
 
Andere Unterlagen, z. B. die avifaunistischen Fachbeiträge aus dem Raum 
(SINNING 20132, DIEKMANN & MOSEBACH 20143, liegen mir nicht vor. 
 
 
 
 
1. Bedeutung der Wapelniederung als Vogellebensraum 
 
Im Rahmen von avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt 
(SINNING 2013 u. DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & 
MOSEBACH 2016), dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem 
Herrenmoor im Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade 
im Osten sowie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvögeln 
als Rast- und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Gebiet 
sowohl im Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 2013) im 
westlichen Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEKMANN & 
MOSEBACH 2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung als Gastvogel-
lebensraum. 
 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Untersuchungen zwar dem vorge-
schriebenen Maß für Gastvogeluntersuchungen bei Planungen und Vorha-
ben entsprechen (NLT 20144), die Datenbasis insgesamt dennoch als ver-
gleichsweise dünn zu bezeichnen ist. Die fachlichen Vorgaben sehen vor, 
dass u. a. die Gastvogelbestände im Planungsgebiet für ein Jahr im wö-
chentlichen Turnus zu erfassen sind (NLT 2014). Regenbrachvögel ziehen 
im Binnenland Niedersachsens im Frühjahr in einem kurzen Zeitfenster von 
Anfang April bis zum 2. Maidrittel (6 Wochen) sowie nach der Brutzeit von 
Anfang Juli bis Anfang September (10 Wochen) durch (ZANG 19955. Dies 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die in der Stellungnahmen erwähnte Unterlage DIEKMANN & MOSE-
BACH (2016) in den Verfahrensunterlagen zu der Bauleitplanung Wind-
energie Wapeldorf-Heubült der Gemeinde Rastede nicht enthalten war, da 
sie in Bezug auf die vorliegende Planung keine Relevanz entfaltet haben.  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die notwendigen avifaunistischen Gutachten, die für eine Beurteilung 
der Auswirkungen des Vorhabens auf die Fauna herangezogen wurden, 
vollständig den Verfahrensunterlagen zum Bauleitplanverfahren im Bereich 
Wapeldorf-Heubült beigefügt waren. 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Informati-
onen stimmen mit den Angaben in den Verfahrensunterlagen überein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Datenbasis entspricht dem 
niedersachsenweiten Standard für Gastvogelerfassungen im Rahmen von 
Windparkplanungen. Wie im Weiteren in der Stellungnahme ausgeführt 
wird, ist dieser Standard bei Eingriffsplanungen fachlich akzeptabel. Er wird 
allgemein angewendet und ist deshalb nicht als „dünn“ zu bezeichnen. Er-
gänzt wurden die durchgeführten Untersuchungen mit Sondererfassungen 
des Regenbrachvogels in 2016 durch das Büro Handke, um mehr Informa-
tionen zu dem Vorkommen, den bevorzugten Aufenthaltsorten und dem 
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entspricht einer Gesamtzeit von 16 Wochen, knapp ein Drittel eines Jahres. 
Im Zeitraum von etwa 115 Tagen, an denen Regenbrachvogel-Vorkommen 
damit in etwa möglich sind, fanden somit „nur“ 16 Zählungen statt (13,9 %). 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14% Abdeckung als stichproben-
artig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände er-
mittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung lie-
gen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere Fre-
quenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbilden-
der Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmäßig 
(alljährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufwiese. Vor die-
sem Hintergrund konstatieren KRÜGER et al. (20136), dass einjährige Un-
tersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fachlich akzeptabel 
sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchsten Wertstufen  
auch bei „nur“ einmaligem Erreichen zu Grunde gelegt werden müssen (als 
vorläufige Bewertung, ansonsten gilt die für die Bewertung von Gastvogel-
lebensräumen die Vorgabe, dass Schwellenwerte in der Mehrzahl der un-
tersuchten Jahre, z. B. in dreien der letzten fünf, überschritten  werden müs-
sen; KRÜGER et al. 2013). 
 
Für Relativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrach-
vogel Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) 
als auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal regis-
triert worden seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Rede 
stehenden Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogelle-
bensraum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weiterer 
Untersuchungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapelniede-
rung sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil erreichen 
landesweite Bedeutung. 
 
2. Avifaunistisch bedeutende Vogellebensräume und Windkraft 
 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentliche Faktor, um Konflikte 
und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu minimieren. Von dem Bau von WEA sollten deshalb Ge-
biete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere Bedeu-
tung für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktio-

Zugverhalten des Regenbrachvogels zu erhalten. Die Unterlagen dazu wer-
den im nächsten Verfahrensschritt den Verfahrensunterlagen beigefügt. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Eingriffsermitt-
lung sowie der artenschutzrechtlichen Prüfung wird im Sinne einer worst-
case-Betrachtung das einmalig festgestellte Vorkommen des Regenbrach-
vogels in einer Truppstärke nationaler Bedeutung herangezogen und be-
achtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgte in der Beurteilung 
und bei der Herangehensweise zu den Auswirkungen des Regenbrachvo-
gels keine Relativierung aufgrund der einmaligen Feststellung des national 
bedeutsamen Vorkommens. Die weiterführenden Untersuchungen haben 
des Weiteren gezeigt, dass auch in 2016 Bestände in der Größenordnung 
mit nationaler Bedeutung im Bereich der Wapelniederung festgestellt wer-
den konnten. Es erfolgt ebenso eine Berücksichtigung der in 2013/2014  
einmalig festgestellten Truppstärke mit landesweiter Bedeutung für den 
südlich gelegenen Teilbereich des Plangebietes. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Potenzialstudie 
der Gemeinde Rastede wurde der naturschutzfachliche Belang eines Gast-
vogellebensraums mit nationaler Bedeutung weder als harte noch als wei-
che Tabuzone für die Ermittlung von Potenzialflächen berücksichtigt. Bei 
der Beurteilung der Eignung der Potenzialfläche wurden die zum damaligen 
Zeitpunkt bereits vorliegenden Erfassungsergebnisse zu den Gastvogelkar-
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nen oder Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder er-
heblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Einhal-
tung bestimmter Abstände zu diesen Gebieten. 
 
Zwei Windpark-Potenzialflächen der Stadt Varel, nämlich Teilfläche „B 
Neuenwege“ sowie Teilfläche „A Rosenberg-Süd“, liegen in einem Bereich 
der Wapelniederung mit nationaler Bedeutung für GastvögeL Auch eine 
Windparkpotential-Fläche der Gemeinde Rastede, nämlich „Rastede Nord“, 
befindet sich in diesem Bereich. Ferner liegt die Potenzialfläche „Bekhau-
sen- Nord“ der Gemeinde Rastede in einem Bereich mit landesweiter Be-
deutung. 
 
Hinsichtlich der naturschutzfachlichen lmplikationen aus den o. s. Gebiets-
bewertungen sind bei avifaunistisch bedeutenden Brut- und Gastvogelle-
bensräumen zunächst zwei Quellen von Bedeutung. Zum einen handelt es 
sich um die Arbeitshilfe „Naturschutz und Windenergie. Hinweise zur Be-
rücksichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei Standort-
planung und Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2014)“ 
des Niedersächsischen Landkreistages - kurz NLT-Papier (NLT 2014)- und 
zum anderen um die „Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu 
bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen  ausgewählter Vogel-
arten“ der Länder-Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 
20147 ln diesen beiden Papieren ist der fachliche Rahmen für die Planung 
und Genehmigung von Windparks in der Nähe von Vogellebensräumen ab-
gesteckt. 
 
 

 
 

tierungen berücksichtigt. Die nationale Bedeutung für den Regenbrachvo-
gel führte aufgrund nicht gesicherter Erkenntnisse zu Verdrängungswirkun-
gen nicht zu einem Ausschluss der ermittelten Potenzialflächen. 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die aufge-
führte Literatur wurde neben weiterer Literatur wie u. a. dem Nds. Wind-
energieerlass bei der Erstellung der Verfahrensunterlagen sowie bei der 
Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens herangezogen und beachtet. 
Es handelt sich generell um Empfehlungen, welche einzelfallbezogen über-
prüft werden müssen. Dies ist in den Verfahrensunterlagen geschehen. 
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Allgemein gilt, dass wertvolle Vogellebensräume und Zugwege von WEA 
frei gehalten werden sollten (HÖTKER et al. 20048, GLOVE et al. 2013, NLT 
2014, LAG-VSW 2014); übrigens nicht nur in Deutschland oder in Europa, 
sondern überall auf der Welt (z.B. COMMONWEALTH OF AUSTRALIA 
20159). Dieser Grundsatz hat eindeutig seine Berechtigung und im Fall der 
Wapelniederung kommt es nicht überraschend zu einem Konflikt, bzw. zur 
Überlagerung von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete entlang von 
Flüssen mit ihrem offenen Landschaftsbild und i. d. R. hohen Grünlandan-
teilen sind für viele Wasser- und Watvogelarten von großer Bedeutung als 
Brut- und / oder Gastvogellebensraum. 
 
Neben den beiden o. g. Fachpapieren liegt für Niedersachsen seit kurzem 
ein Erlass zum Thema Windkraft vor (Niedersächsischer Windenergieer-
lass, am 25.02.2016 in Kraft getreten). Dieser betont vor allem den Weg 
der Einzelfallprüfung bzw. die Überprüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände, wobei zwangsläufig fachlich getragene, lebensraumbezo-
gene Ansätze in den Hintergrund treten. 
 
Gleichwohl spricht der Erlass bei den WEA-empfindlichen Vogelarten für 
die Planungsebene artspezifischen Empfehlungen für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze Bedeu-
tung zu. Bedauerlicherweise ist die Liste der WEA-sensiblen Vogelarten im 
Erlass unvollständig,  so fehlt z. B. der RegenbrachvogeL Dies nicht des-
wegen, weil die Art gegenüber Windenergieanlagen irrelevant wäre, son-
dern die Art in Niedersachsen sehr selten ist und der Erlass nicht auf alle 
Einzelfälle ausgelegt ist.  
 
Der ökologisch nahverwandte Große Brachvogel indes ist enthalten (und 
kann stellvertretend betrachtet werden) und für diesen werden Prüfradien 
von 500 m und 1.000 m um WEA genannt. Das Einhalten der empfohlenen 
Abstände indiziert das Fehlen eines relevanten Tötungs- oder Störungsrisi-
kos, d. h. bei Einhaltung der entsprechenden Empfehlungen wird im Regel-
fall ein Eintritt der Verbotstatbe- stände des § 44 Abs. 1 u. 2 BNatSchG 
vermieden.  
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auflistung der im Windener-
gieerlass als sensibel gegenüber Windkraftanlagen eingestuften Vogelar-
ten ist gemäß den textlichen Ausführungen nicht als abschließend anzuse-
hen. Dennoch wurde in den letztjährigen Veröffentlichungen bspw. des Nie-
dersächsischen Landkreistages in 2011 oder 2014 der Regenbrachvogel 
als windkraftsensible Art nie thematisiert. Die Art ist zuvor in Bezug auf Ef-
fekte durch WEA nie in Erscheinung getreten. Der Regenbrachvogel gilt 
zwar als eine seltene Art in Niedersachsen, dennoch ist der Seeadler mit 
42 Brutpaaren, der Fischadler mit 14 Brutpaaren oder der Wachtelkönig mit 
270 Revieren in Niedersachsen im Windenergieerlass als windkraftsensible 
Arten aufgeführt und diese Arten gelten ebenfalls als selten. Die Häufigkeit 
allein ist demzufolge kein alleiniger Grund als windkraftsensible Art einge-
stuft bzw. aufgelistet zu werden. Für den Regenbrachvogel lassen sich auf-
grund dessen keine Rückschlüsse zu einer Empfindlichkeit gegenüber 
Windkraftanlagen ziehen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Durch die geringe Literatur-
dichte zum Verhalten des Regenbrachvogels gegenüber Windkraftanlagen 
wird in den Unterlagen das Verhalten des Großen Brachvogels aus Vorsor-
geaspekten herangezogen. Die Verbotstatbestände werden entsprechend 
in den Unterlagen beachtet und dargestellt. 
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3.Betroffenheit des Regenbrachvogels 
 
Über den Regenbrachvogel und seine Sensitivität gegenüber Windkraftan-
lagen ist wenig bekannt. Aus Deutschland sind bislang keine an Windkraft-
anlagen verunglückte Regenbrachvögel gemeldet geworden, aus Frank-
reich liegen zwei Feststellungen vor (DÜRR 2015a10. Bzgl. des Meidever-
haltens von Regenbrachvögeln gegenüber Windkraftanlagen liegt nur eine 
ältere Studie vor, deren Ergebnisse nicht auf heutige Anlagenhöhen über-
tragen werden kann. Bei einer 42 m hohen Windkraftanlage mieden die Vö-
gel einen Radius von 100 m um die Anlage (zit. in DIEKMANN & MOSE-
BACH 2016). 
 
Es erscheint in diesem Fall hilfreich, im Sinne eines Analogieschlusses al-
ternativ für den Großen Brachvogel ermittelte Abstandswerte heranzuzie-
hen. Große Brachvögel verunglückten nachweislich dreimal in Deutschland 
und siebenmal im übrigen Europa an WEA (DÜRR 2015a, b11). 
 
Hieraus ergibt sich - wie beim Regenbrachvogel - zunächst unmittelbar 
keine erhöhte Betroffenheit. Allerdings spiegelt die Anzahl der Fundmel-
dungen in der Schlagopferkartei lediglich die Erfassungsintensität und Mel-
debereitschaft wider, nicht jedoch das Ausmaß des Problems (DÜRR 
2016). So liegen immer noch zu wenig systematische Untersuchungen zum 
Vogelschlag vor, die zentrale Fundkartei stellt lediglich Zufallsfunde zusam-
men. Letztlich bedeutet dies, dass das artenschutzrechtliche Tötungsverbot 
aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sehr wohl durchaus erfüllt sein könnte, da 
die zusätzlich zur natürlichen Sterblichkeit auftretende betriebsbedingte 
Mortalität selbstredend das „allgemeine Lebensrisiko“  der Individuen über-
steigen kann. 
 
Hinsichtlich des Meideabstandes von Großen Brachvögeln wurden von 
HÖTKER (200612) 25 Studien mit entsprechenden Angaben gefunden, die 
jedoch an anderen Anlagentypen erhoben wurden, heterogenes Untersu-
chungsdesign besaßen und auch deutliche Qualitätsunterschiede aufwei-
sen. Der mittlere minimale Abstand von Großen Brachvögeln außerhalb der 
Brutzeit betrug 222m (Spanne: 50-650 m) bei erheblicher Standardabwei-
chung (als Maß der Streuung) von +/- 178 m (HÖTKER 2006). 
 
Allerdings ist der Minimalabstand zur Bemessung der Empfindlichkeit von 
Vögeln gegenüber Störreizen nur bedingt aussagekräftig. Vögel zeigen 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird sich für den Regen-
brachvogel, wie in den Unterlagen dargestellt, an der Schwesternart Großer 
Brachvogel orientiert. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der artenschutz-
rechtlichen Prüfung wurden sämtliche Verbote des § 44 (1) BNatSchG für 
den Regenbrachvogel überprüft. Das Ergebnis ergab lediglich eine vorsorg-
lich angenommene artenschutzrechtlich relevante Schädigung einer Ruhe-
stätte. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgte in den Unterlagen 
eine Auswertung, Betrachtung und fachliche Auseinandersetzung der in der 
genannten Literatur Hötker et al. (2006) aufgeführten Meideabstände. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die angeführte Literatur bezieht 
sich auf überwinternde Gastvögel, unter Annahme einer Nicht-Gewöhnung 
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eine breite Amplitude von Meideverhalten; dieses ist von der artspezifi-
schen Empfindlichkeit, der individuellen Körperkondition und Erfahrung, der 
Nahrungsverfügbarkeit im Rastgebiet, der Truppgröße etc. abhängig (Über-
sicht: KRÜGER 201613. Selbst wenn sich einzelne Individuen einer Art z. B. 
bis auf 200 m einer WEA annähern, bedeutet das nicht, dass dieser Ab-
stand auf die Mehrheit der Individuen der lokalen Rastpopulation dieser Vo-
gelart übertragbar ist. Für diese kann der Abstand beispielsweise bei 400-
500 m liegen- ein Wert, den HÖTKER et al. (2004) sowie HÖTKER (2006) 
als Synthese für empfindlichere Arten als realistische Größe für Planungen 
ableiten. Tatsächlich ist jedoch das Verhalten des Gros der örtlichen Rast-
bestände einer Art entscheidend (REES 201214, Extremwerte (Minima wie 
Maxima) hingegen, oft hervorgerufen durch wenige Individuen, sind es 
nicht. 
 
GOVE et al. (2013)15 bezifferten nach umfangreicher Literaturauswertung 
für rastende /durchziehende Watvögel den Bereich vollständiger Meidung 
um WEA vorsorglich auf etwa 300 m, den Störbereich auf etwa 600 m. Als 
Vorsorge-Werte für die Bemessung der lokalen Bestandsreduktiongaben 
sie 100 % im Bereich von 0-300 m um die Anlagen und 50 % im Bereich 
von 300-600 man. 
 
Die vom Gutachter zu Grunde gelegten Daten sind demnach nicht aufrecht 
zu erhalten. Es ist von einer erheblich weiträumigeren Beeinträchtigung des 
Rastgebietes für Regenbrachvögel als jeweils auf nur 200 m um eine WEA 
bzw. um einen Windpark (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) auszugehen. 
Dadurch wird die Wapelniederung für die Art auf deutlich größerer Fläche 
als insgesamt 165 ha (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) potenziell entwer-
tet. 
 
Fraglich ist, ob der schmale Niederungsstreifen nach Bau der WEA über-
haupt noch von Regenbrachvögeln angesteuert wird, wenn dort weithin 
sichtbar die sie störenden Anlagen stehen. Überdies bleibt ungeklärt, wel-
che Auswirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die Ungestörtheit 
der Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilgebieten innerhalb 
der Niederung für die Art haben etc. 
 
 

an Windenergieanlagen wird ein vorsorglicher kompletter Meidungsabstand 
„in der Größenordnung von 300 m“ sowie ein Störbereich von etwa 600 m 
auf der Grundlage von vorliegenden Studien formuliert. Die beispielhaft an-
geführten Studien stammen aus den Jahren 1991 bis 2006, hierbei wird 
nicht angeführt, auf welche Arten von überwinternden Wasser- und Watvö-
geln sich die Angaben beziehen. Es ist hieraus nicht ersichtlich, dass Er-
kenntnisse zum Regenbrachvogel vorliegen, die eine weiträumigere poten-
zielle Beeinträchtigung des Rastgebietes der Regenbrachvögel als max. 
200 m (als Ergebnis des Analogieschlusses zum Großen Brachvogel) plau-
sibel erscheinen lassen, zumal es sich bei dem Auftreten des Regenbrach-
vogels (trotz der bewertungsrelevanten Größe)  um sehr kleine bis kleine 
Trupps handelt. Somit liegt auch keine potenzielle Entwertung auf größerer 
Fläche vor. Die weiterführenden Untersuchungen zum Regenbrachvogel in 
2016 haben gezeigt, dass Regenbrachvögel auch im direkten Umfeld der 
Windenergieanlagen des Windparks Hohelucht im Vareler Stadtgebiet an-
getroffen worden sind. Diese Erkenntnisse sowie die defizitäre Literatur in 
Bezug auf diese Art rechtfertigen den für die Beurteilung zu Grunde geleg-
ten Verdrängungsansatz von 200 m, an dem auch im Weiteren festgehalten 
wird. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Vom Gutachterbüro Handke 
wird dazu ein Monitoring vorgeschlagen, welches die Auswirkungen auf den 
Regenbrachvogel nach Errichtung der Windenergieanlagen ermittelt. Sollte 
es als Ergebnis des Monitorings erwiesenermaßen zu bisher nicht kalku-
lierten bzw. prognostizierten Effekten auf diese Art kommen, so ist im Rah-
men des Genehmigungsbescheides die Genehmigungsbehörde jederzeit 
in der Lage, die Auflagen in Bezug auf den Betrieb der WEA zu ändern.  
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt. Es sind aus gutachterlicher Sicht keine un-
überwindbaren naturschutzfachlichen Wertigkeiten bzw. Auswirkungen der 
WEA auf die Schutzgüter vorhanden, so dass die Planung zur Errichtung 
von WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült weiter verfolgt wird. 
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Wir empfehlen deswegen dringend, die Pläne der Windenergiewirtschaft in 
der Wapelniederung in Übereinstimmung mit den Empfehlungen der Län-
der-Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarte in Deutschland aufzuge-
ben. 
 
 
4. Umfang und Wirksamkeit als „vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men“ deklarierte Maßnahmen 
 
Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplanten WEA die Be-
deutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für Regenbrachvögel 
zerstören würden, steht - das entnehmen wir dem Schriftwechsel - auch für 
den Investor, dessen Gutachter und Rechtsberater außer Frage. Diese 
messen den betroffenen Flächen die Bedeutung einer „Ruhestätte“ im 
Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Dieser Bewertung wird meiner-
seits nicht widersprochen. 
 
Strittig sind hingegen das im Falle einer windenergiewirtschaftlichen Nut-
zung zu erwartende Ausmaß der Flächen- bzw. Funktionsverluste dieses  
national und landesweit bedeutenden Gebietes  für rastende Regenbrach-
vögel sowie die Anforderungen, die für vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu erfüllen sind, soll ein Verstoß ge-
gen  das artenschutzrechtliche Verbot  des § 44 Nr. 1 Abs. 3 BNatSchG 
abgewendet werden. 
 
Meines Erachtens wird - wie dargelegt - bereits die Größe der Flächen- und 
Funktionsverluste seitens des Gutachters nicht vollumfänglich erkannt. In-
sofern sollte das Gutachterbüro gebeten werden, den rechnerischen An-
satz an die vorstehend genannten Auswirkungsradien anzupassen und 
eine berichtigte Berechnung vorzulegen. 
 
 
 
 
 
Als dann wäre seitens des Gutachterbüros darzulegen, wie die Flächen- 
und Funktionsverluste mit „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ tatsäch-
lich bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbesondere 
folgende Bedingungen zugrunde zu legen16: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. In den vor-
gelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvogel keine vor-
gezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder beschrieben. Unter 
dem Ansatz der sogenannten „überschießenden Ausnahme“ (vgl. „Hin-
weise zu artenschutzrechtlichen Ausnahmen vom Tötungsverbot bei wind-
energieempfindlichen Vogelarten bei der Bauleitplanung und Genehmigung 
von Windenergieanlagen“, Ministerium für ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz, Baden Württemberg) wird die Ausnahme gem. § 45 (7) 
BNatSchG für die Art beantragt. Zu begründen ist dies damit, dass weiter-
führende Gespräche mit dem Landkreis Ammerland in Bezug auf das ar-
tenschutzrechtliche Vorgehen geführt worden sind. Aus Gründen der vom 
Landkreis gesehenen höheren Rechtssicherheit wurde der Weg der „über-
schießenden Ausnahme“ für die Planungen im Gemeindegebiet Rastede 
mit der dazugehörigen Darstellung der Ausnahmen für einzelne Arten vor-
gesehen und in den Unterlagen dargestellt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie oben bereits dargestellt, ist 
nicht ersichtlich, dass Erkenntnisse zum Regenbrachvogel vorliegen, die 
eine weiträumigere potenzielle Beeinträchtigung des Rastgebietes der Re-
genbrachvögel als max. 200 m (Ergebnis des Analogieschlusses zum Gro-
ßen Brachvogel) plausibel erscheinen lassen, zumal es sich bei dem Vor-
kommen der Art in der Wapelniederung um sehr kleine bis kleine Trupps 
handelt. Somit liegt auch keine potenzielle Entwertung auf größerer Fläche 
vor. Eine erneute oder angepasste Berechnung von Auswirkungsradien ist 
daher aus gutachterlicher Sicht nicht erforderlich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es sind in den vorgelegten Ver-
fahrensunterlagen aufgrund der Darlegung der Ausnahmen, wie oben dar-
gelegt, keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder an-
gesprochen, so dass die aufgeführten Punkte in der Stellungnahme keine 
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Die Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion der 
betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen an der 
konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich verbunden 
sein und die betroffenen Individuen unverzüglich aufnehmen können, wenn 
die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört werden. 
 
Für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, 
Habitatbestandteile oder Habitateigenschaften infrage, die vergleichsweise 
kurzfristig herstellbar sind. ln jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von ver-
mutlich mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management not-
wendig sein. 
 
Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der Aus-
dehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer Größe in 
qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die vorherige Populations-
größe nicht vermindert wird. 
 
Die betroffenen Individuen müssen die im räumlichen Zusammenhang neu 
geschaffene Lebensstätte nachweislich angenommen haben oder ihre zeit-
nahe Besiedlung muss unter Berücksichtigung der besten verfügbaren wis-
senschaftlichen Erkenntnisse mit einer hohen Erfolgssicherheit at- testiert 
sein. Stets bedarf es dazu einer am Einzelfall orientierten Wirksamkeits-
prognose. 
 
Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, wird man kaum von 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen können. Daran ändern 
auch ein vereinbartes Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesse-
rungsvorbehalte nichts. Ein Monitoring darf nur dazu dienen, Unsicher- hei-
ten Rechnung zu tragen, die sich aus nicht behebbaren Erkenntnislücken 
ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 
Ein Hinweis auf die Notwendigkeit eines Risikomanagements ist ein Hin-
weis auf eine fehlende Erfolgssicherheit 
 
Die bisher vom Gutachterbüro dargelegten Überlegungen weisen in dieser 
Hinsicht beträchtliche Defizite oder Unsicherheiten auf, die an der Mach-
barkeit und Wirksamkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmenzweifeln las-
sen. Im Einzelnen: 
 

Relevanz für das Planvorhaben zum Windpark Wapeldorf-Heubült haben. 
Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen dienen gemäß § 44 (5) BNatSchG 
der Abwendung des Eintretens eines artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
standes nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG. Die Bereitstellung dieser vorgezo-
genen Ausgleichsmaßnahmen kann nur bei Anwendung des § 44 (5) 
BNatSchG erfolgen und nicht im Falle der in den vorgelegten Unterlagen 
vorgesehenen Beantragung der Ausnahme.  
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Für den Suchraum „Dringenburger Moor“ als Gebiet, in dem vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden könnten, steht der Nachweis 
aus, ob er bislang von Regenbrachvögeln genutzt wurde bzw. wird und so-
mit grundsätzlich überhaupt die Eignung als Ausweichraum besitzt. Werden 
die Flächen bereits von der Art genutzt, ist zu klären, ob und unter welchen 
Bedingungen die Flächenweitere Individuen aufnehmen können. 
 
Zwar ist mit dem Gebiet der räumliche Zusammenhang gewährleistet und 
hinsichtlich der Bodentypen ein geeignet erscheinender Bereich gefunden, 
allerdings liegen im zentralen Bereich die avisierten Flächen teils unmittel-
bar an Waldflächen, was ihre Eignung als Regenbrachvogel-Lebensraum 
stark einschränkt. 
 
Ein bloßes Beibehalten der Grünlandnutzung oder dessen befristete Erhal-
tung stellen keine Aufwertung dar und können insofern nicht als Ausgleichs-
leistung anerkannt werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr dauer-
haft zu erbringen jedenfalls für die Dauer der Schädigungen). Dauergrün-
land kann bereits aufgrund anderer umweltrelevanter und naturschutzrecht-
licher Vorschriften nicht ohne weiteres zerstört werden. 
 
Anders verhält es sich mit der vorgeschlagenen Umwandlung von Acker- in 
Grünland sowie von Intensiv- in Extensivgrünland. Aber auch auf damit 
würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr erreicht, als diese Vö-
gel bereits heute im Bereich der Wapelniederung vorfinden. 
 
Letztlich bleibt auch unklar, wie der 180 ha große Suchraum „Dingenburger 
Moor“ durch Maßnahmen auf nur 16 ha ökologisch und funktional so auf-
gewertet  werden soll, dass er in Gänze als Ausweichgebiet betrachtet bzw. 
angerechnet werden kann. Denn es steht nicht zu erwarten, dass sich die 
Flächen von 16 ha durch die beschriebenen Maßnahmen zu einem „Re-
genbrachvogel-Eldorado“ entwickelten, die eine derart hohe Qualität besä-
ßen und Attraktivität ausübten, dass sie auf die übrigen, umliegenden 164 
ha ausstrahlten und diese somit davon profitierten. Damit zeichnet sich ab, 
dass die Ausgleichsflächen die ökologische Funktion der in Anspruch ge-
nommenen Flächen als Ruhestätte nicht umfänglich werden erfüllen kön-
nen. 
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Das vom Gutachterbüro vorgeschlagene Monitoring an sich stellt keine vor-
gezogene Maßnahme dar. Überdies kommt ein Monitoring, z. B. der Re-
genbrachvogelbestände oder des Erfolgs der vorgeschlagenen Maßnah-
men nur dann in Frage, wenn es als Instrument der Nachsteuerung genutzt 
würde (im Falle z. B. des sich nicht einstellenden Erfolgs der Maßnahmen 
Rückbau von Anlagen, Vergrößerung der Maßnahmenkulisse o. Ä.) . 
 
Kurzum: Die geplanten Maßnahmen stellen gegenüber dem vorhandenen 
Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch qualitativ eine 
substantielle Aufwertung dar. 
 
 
5. Zusammenfassung 
 
Die Planungen zur Realisierung  von Windparks in der Wapelniederung im 
Grenzgebiet der Stadt Varel und der Gemeinde Rastede befinden sich der-
zeit noch auf der Ebene der Standortsuche. Ein dafür avisierter Raum -die 
Wapelniederung südlich von Neuenwege - ist ein Gastvogellebensraum 
von nationaler Bedeutung; In Teilen ist er Gastvogellebensraum von lan-
desweiter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das Vor-
kommen des Regenbrachvogels. 
 
Vor dem Hintergrund der Grundsätze für eine Standortsuche und der Prä-
misse einer Risiko- und Konfliktminimierung sollten die im Raum liegenden 
vier Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht gezogen 
werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gastvogellebensraum 
Wapelniederung liegen. 
 
 
 
Losgelöst davon und im Hinblick auf eine potenzielle artenschutzrechtliche 
Betroffenheit des Regenbrachvogels, geht das Gutachterbüro von einer Be-
deutung der betroffenen Flächen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
für die Art aus. Mit Bau und Betrieb von WEA würden bedeutende Teile der 
Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische Funktion als Rastgebiet / Ru-
hestätte für die Art verlieren (Verbotstatbestand). 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Informationen zu den 
avifaunistisch wertvollen Räumen stimmen mit den Angaben der Planunter-
lagen überein. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der vorliegen-
den Ebene nicht mehr um eine Standortsuche der Gemeinde Rastede han-
delt, sondern um die Umsetzung konkreter Planvorhaben.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. An der Weiterführung der Pla-
nung zur Errichtung von Windenergieanlagen wird seitens der Gemeinde 
Rastede festgehalten. Die in der Standortpotenzialstudie ermittelten zwei 
Potenzialflächen, die der vorliegenden Planung zu Grunde liegen, sind für 
die Entwicklung von Windenergiestandorten geeignet. Die umfangreichen 
Erfassungen weisen aus naturschutzfachlicher Sicht keine Konfliktlage auf, 
die einer Windenergienutzung zwingend im Wege steht. Weiterführende Er-
fassungen zum Regenbrachvogel haben die Annahme untermauert, dass 
die Art Windparks nicht zu meiden scheint. Über einen vorsorglichen Ansatz 
einer Verdrängungswirkung von 200 m, welche sich mangels Literatur zum 
Regenbrachvogel an der Schwesternart Großer Brachvogel orientiert, wird 
der prognostizierte Verlust an Ruheflächen ermittelt. Im Rahmen der Aus-
nahme wird anteilig eine Fläche von 9,6 ha als FCS-Maßnahmenfläche für 
den Regenbrachvogel mit attraktivitätssteigernden Maßnahmen bereitge-
stellt.  
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Um den Verbotstatbestand bezüglich des Verlusts der Ruhestätte abzu-
wenden, wurden vom Gutachterbüro einige Überlegungen für „vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen“ im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG angestellt. 
Jedoch sind die skizzierten Maßnahmen nicht überzeugend; sie beruhen 
überwiegend auf unbelegten Annahmen oder ein Erfolg ist gar unwahr-
scheinlich. Die Zweifel betreffen bereits wegen des zu gering gewählten 
Flächenansatzes und einer fraglichen Gebiets- und Maßnahmeneignung. 
 
 
Zudem sollte geprüft werden, ob sich die Konflikte, die sich in der Wapel-
niederung zwischen Windenergiewirtschaft und Vogelschutz auftun, tat-
sächlich „nur“ auf die Bedeutung des Gebietes als Rastplatz für Regen-
brachvögel beschränken, oder nicht doch, was wahrscheinlich ist, auch an-
dere Vogelarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
 
 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass in den vorgelegten Verfahrensunterlagen keine vorgezogenen Aus-
gleichsmaßnahmen für den Regenbrachvogel angesprochen oder vorgese-
hen werden. Das NLWKN kann keine Belege für die Auswirkungen auf den 
Regenbrachvogel liefern, welche einen anderen Flächenansatz für den vor-
sorglich angenommenen Verdrängungseffekt begründen. In Bezug auf die 
Gebiets- und Maßnahmeneignung wird ebenfalls darauf verwiesen, dass 
keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie in der artenschutzrechtli-
chen Prüfung dargelegt, entstehen bei Umsetzung des Vorhabens neben 
dem Regenbrachvogel artenschutzrechtlich relevante Auswirkungen auf 
die Feldlerche und den Mäusebussard aufgrund eines erhöhten Kollisions-
risikos. Weiterhin hat sich aus den mittlerweile abgeschlossenen Erfas-
sungen zur Raumnutzung des Baumfalken ergeben, dass zur Vermeidung 
eines erhöhten Kollisionsrisikos Abschaltzeiten mit einem begleitenden 
Monitoring notwendig werden. Dies wird im Rahmen des nächsten Verfah-
rensschrittes in den Unterlagen ergänzt. Für weitere Arten hat die Über-
prüfung keine artenschutzrechtliche Relevanz ergeben. 
 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                            31 
 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 

 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

  

 Das Plangebiet der o. g. Bauleitplanungen besteht aus zwei Teilflächen. 
Teilfläche 1 liegt ca. 250 m nördlich, Teilfläche 2 liegt ca. 250 m südlich der 
L 820 „Spohler Straße“ außerhalb einer gemäß § 4 (2) NStrG festgesetzten 
Ortsdurchfahrt. 
 
Die o. g. Bauleitplanungen dienen der Schaffung der planrechtlichen 
Grundlage zur Ausweisung von Flächen für die Errichtung eines Windparks. 
 
Das Plangebiet der Teilfläche 1 soll über einen Anschluss einer neuen Ge-
meindestraße (Planstraße) an die L 820 „Spohler Straße“ erschlossen wer-
den. Hierzu wird eine vorhandene private landwirtschaftliche Straße als öf-
fentliche Straßenverkehrsfläche gewidmet und entsprechend ausgebaut. 
 
Das Plangebiet der Teilfläche 2 wird an die Gemeindestraße „Vorderweg“ 
angeschlossen, die direkt in die L 820 „Spohler Straße“ einmündet. 
 
Die Belange des Landes Niedersachsen, vertreten durch die Niedersächsi-
sche Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr – Geschäftsbereich 
Oldenburg (NLStBV - OL), als Straßenbaulastträger der Landesstraße 820 
sind unmittelbar betroffen. 
 
Die NLStBV-OL hatte mit Datum vom 31.08.2016 im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu dem in Paral-
lelaufstellung befindlichen Bauleitplanverfahren der 70. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes sowie zu dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf/Heubült“ Stellung genommen. 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen sind korrekt.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Eine Abwägung der Gemeinde Rastede liegt vor. Die in meiner Stellung-
nahme gegebenen Anregungen und Hinweise werden im vorliegenden Ent-
wurf der o. g. Bauleitplanung zum Teil berücksichtigt. Die Stellungnahme 
hat, soweit sachlich noch zutreffend, weiterhin Bestand. 
 
Folgendes ist zu beachten: 

1. Für den Anschluss der neuen Gemeindestraße ist eine detaillierte 
Straßenfachplanung gemäß den Richtlinien für die Anlage von 
Landstraßen (RAL 2012) durchzuführen. 
 
Eine solche Straßenfachplanung wird gegenwärtig durch das Inge-
nieurbüro K+R Ingenieure erstellt. 
 
Am 21.08.2018 sind mir hierzu Planunterlagen des Ingenieurbüros 
K+R Ingenieure zur Vorabstimmung zugegangen. Nach erster 
Durchsicht der vorgelegten Unterlagen ist festzustellen, dass diese 
zu vervollständigen sind und zudem weitere Detailabstimmungen 
stattfinden müssen. 
 
Augenscheinlich liegt der geplante Gemeindestraßenanschluss im 
Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes. 
 
Die planungsrechtliche Absicherung der Maßnahme obliegt der 
Gemeinde. 
 

2. Für den Anschluss der neuen Gemeindestraße an die L 820 „Spoh-
ler Straße“ ist vor Baubeginn zwischen der Gemeinde und dem 
Land Niedersachsen (und nicht mit dem Landkreis Ammerland) 
eine Vereinbarung gem. § 34 (1) NStrG abzuschließen. 
 
Die detaillierte Straßenfachplanung gemäß den Richtlinien für die 
Anlage von Landstraßen (RAL 2012) wird Grundlage der Vereinba-
rung sein.  
 
Die Planung ist nach abgeschlossener Vorabstimmung mit der 
NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem zertifizierten Sicher-
heitsauditoren zu unterziehen. 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 1: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Das Fachbüro wird die 
erforderlichen Abstimmungen mit der zuständigen Behörde durchführen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: 
Der Anregung wird gefolgt. Die erforderliche Vereinbarung wird die Ge-
meinde Rastede mit dem Landkreis Ammerland vor Baubeginn abschlie-
ßen. Die für diese Vereinbarung erforderlichen Ausbauplanungen werden 
der NLStBV-OL zur Überprüfung vorgelegt. Die Planung wird nach erfolgter 
Vorabstimmung mit der NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem zer-
tifizierten Sicherheitsauditoren unterzogen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Nach Fertigstellung der Baumaßnahme sind dem Straßenbaulast-
träger gem. § 35 (3) des NStrG die Mehrkosten zu erstatten. Der 
Ablösungsbetrag für die erforderliche Mehrunterhaltung entspricht 
in etwa den Herstellungskosten der Maßnahme. 
 
Sämtliche Kosten für die Maßnahme sind von der Gemeinde zu 
übernehmen. 
 

3. Es werden keine konkreten Aussagen zum weiteren Transportweg 
der Material- und Anlagentransporte gemacht. 
 
Gemäß vorliegender Abwägung der Gemeinde Rastede wurde 
eine Anfahrtsprüfung durchgeführt, in der die für die Erschließung 
erforderlichen Maßnahmen dargestellt werden.  

 
Diese Anfahrtsprüfung ist der NLStBV – OL bisher nicht bekannt. 
 
Ich bitte um Vorlage einer Fahrtwegprüfung.  

 
Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung über die Abwägung meiner vor-
getragenen Anregungen und Hinweise. 
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der 
Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung von zwei Ablichtun-
gen der gültigen Bauleitplanungen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wurde ein Anfahrtsprüfung 
durchgeführt. Hierzu gibt es eine schriftliche Dokumentation, in der für die 
Erschließung erforderliche Maßnahmen festgehalten sind. Diese Anfahrts-
prüfung wird der Fachbehörde zur Verfügung gestellt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

  

 Aus Sicht des Fachbereiches Bauwirtschaft wird zu o.g. Vorhaben wie 
folgt Stellung genommen:  
 
Im Untergrund des Planungsgebietes sind uns keine löslichen Gesteine be-
kannt. Es besteht keine Erdfallgefahr (Gefährdungskategorie 0 gemäß Er-
lass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallge-
fährdeten Gebieten" vom 23.2.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Bei Bauvorha-
ben im Planungsbereich kann daher bezüglich der Erdfallgefährdung auf 
konstruktive Sicherungsmaßnahmen verzichtet werden.  

  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Nach den uns vorliegenden Unterlagen (Kartenserver des LBEG) steht im 
Planungsbereich setzungsempfindlicher Baugrund an. Es handelt sich hier-
bei um anthropogene Auffüllungen, Torf, Mudde, Schlick und Lockerge-
steine mit sehr geringer Steifigkeit.  
 
Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen 
der Baugrunderkundung zu prüfen und festzulegen.  
 
Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen 
Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen 
der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-1/NA:2010-
12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN 
EN 1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und 
nationalem Anhang DIN EN 1997-2/NA:2010-12 vorgegeben. Vorabinfor-
mationen zum Baugrund können dem Internet-Kartenserver des LBEG 
(www.lbeg.niedersachsen.de) entnommen werden.  
 
Diese Stellungnahme ersetzt keine geotechnische Erkundung des Bau-
grundes.  
 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen 
unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht.  
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis. Eine Baugrunderkundung (Geotechnische 
Bericht Stand Juli 2016, Ingenieurgeologie Dr. Lübbe) mit entsprechenden 
Hinweisen zur Gründung liegt bereits vor. Demnach ist eine Gründung der 
WEA bei entsprechender Bauweise möglich. 
 

 Bundesnetzagentur 
Fehrbelliner Platz 3 
10707 Berlin 
 

  

 Auf der Grundlage der von Ihnen zur Verfügung gestellten Angaben habe 
ich eine Überprüfung des angefragten Gebiets durchgeführt. Der beigefüg-
ten Anlage können Sie die Namen und Anschriften der in dem ermittelten 
Koordinatenbereich tätigen Richtfunkbetreiber entnehmen. Durch deren 
rechtzeitige Einbeziehung in die weitere Planung ist es ggf. möglich, Stö-
rungen des Betriebs von Richtfunkstrecken zu vermeiden. 
 
Gemäß § 16 Abs. 4 Satz 2 BDSG weise ich darauf hin, dass Sie nach § 16 
Abs. 4 Satz 1 BDSG die in diesem Schreiben übermittelten personenbezo-
genen Daten grundsätzlich nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen dür-
fen, zu dessen Erfüllung sie Ihnen übermittelt werden. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Richtfunktrassenbetrei-
ber haben im Rahmen der Planung eine eigene Stellungnahme abgegeben. 
Dieser Stellungnahme wurde eine Abwägung gegenüber gestellt, die Richt-
funktrassenbetreiber wurden somit im Rahmen der Planung und der Abwä-
gung berücksichtigt. 
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Ich empfehle Ihnen, die Informationen zur Bauleitplanung im Zusammen-
hang mit Richtfunkstrecken sowie die zusätzlichen Hinweise auf der Inter-
netseite der Bundesnetzagentur www.bundesnetzagentur.de/bauleitpla-
nung im weiteren Verfahren zu berücksichtigen. 
 
Sollten Ihrerseits noch Fragen offen sein, so steht Ihnen für Rückfragen die 
Bundesnetzagentur, Referat 226 (Richtfunk), unter der o. a. Telefonnum-
mer zur Verfügung. 
 
Betreiber von Richtfunkstrecken 

Eingangsnummer 23369 
Für Baubereich: Rastede, Landkreis Ammerland 

Gebiete 1: Wapel (WEA1 und 2) 
Planrechteck im ermittelten 
Koordinaten-Bereich 
(WGS 84 in Grad/Min./Sek.): 

NW: 8E0825 53N2019 
SO: 8E0904 53N2000 

 
Betreiber und Anschrift: 
Es sind derzeit keine Betreiber von Richtfunkstrecken im Prüfgebiet tätig. 
 
Betreiber von Richtfunkstrecken 

Eingangsnummer 23369 
Für Baubereich: Rastede, Landkreis Ammerland 

Gebiet 2: Birkhauser Bäke (WEA 
3, 4, 5) 

Planrechteck im ermittelten 
Koordinaten-Bereich 
(WGS 84 in Grad/Min./Sek.): 

NW: 8E0858 53N1948 
SO: 8E0918 53N1922 

 
Betreiber und Anschrift: 

Deutsche Telekom 
Technik GmbH, Zent-
ralbetrieb Technik 

Ziegelleite 2-4 
 

95448 Bayreuth 

Ericsson Services 
GmbH 

Prinzenallee 21 40549 Düsseldorf 
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 Deutsche Telekom Technik GmbH 

Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth 
 

  

 Vielen Dank für Ihr Schreiben vom 20.07.2018.; 70. Änderung des Flächen-
nutzungsplans "Windenergie Wapeldorf/Heubütt" und Aufstellung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes Nr.11 mit örtlichen Bauvorhaben.  
Aktenzeichen: 1.20/Planung 
 
Die Planungszone Wapel oberhalb des Modelflugplatzes ist frei von Richt-
funk. Aber in der oberen Spitze der Planungszone am Bekhauser Bäke ver-
läuft unsere Richtfunkstrecke HH0746-HH1448. 
 
Um das Funkfeld nicht zu beeinträchtigen muss ein Abstand von 25m 
rechts und links der Richtfunktrasse eingehalten werden. Es ist noch ein 
Bild beigefügt in dem alle Richtfunkstrecken, die im Bereich er Gemeinde 
Rastede verlaufen, dargestellt sind. 
 
Wir bitten Sie, dies in bei der Standortplanungen zu berücksichtigen. 
 
In der Anlage "WP Wapeldorf_Trassenschutz Report" finden Sie in der Da-
tei „Trassendaten.csv“ die Daten der beschriebenen Richtfunkstrecke. 
 
Die beigefügten Shapes sind im Koordinatensystem WGS84 und können in 
ein GeoDaten Programm geladen werden. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die genannten Richtfunkt-
rassen verlaufen alle in einem ausreichenden Abstand zu den geplanten 
Windenergieanlagenstandorten, so dass es zu keiner Beeinträchtigung 
kommt 
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Die Telekom hat auch bei der Fa. Ericsson Services GmbH weitere Verbindun-
gen angemietet. Die Daten dieser Strecken stehen uns leider nicht zur Verfü-
gung.  
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Wir weisen darauf hin, dass diese Stellungnahme nur für Richtfunkverbindun-
gen des Telekom – Netzes gilt. Bitte beziehen Sie, falls nicht schon geschehen, 
die Firma Ericsson Services GmbH, in Ihre Anfrage ein. 
 

 TenneT TSO GmbH 
Bernecker Straße 70 
95448 Bayreuth 
 

  

 Stellungnahme vom 25.06.2016 (Herr Legler) behält weiterhin ihre Gültig-
keit. 
 
Wir bitten Sie, uns an diesem Verfahren auch weiterhin zu beteiligen. 
 
Stellungnahme vom 25.06.2016: 
Der von ihnen geplante Windpark befindet sich südlich unserer obigen 
Höchstspannungsfreileitung (380-kV-Leitung Unterweser - Conneforde, 
Mast 63 - 66 (LH-14-302). Bei Ihrer weiteren Planung sind nach der DIN 
EN50341-1 die folgenden Punkte zu berücksichtigen: 
 
 
Zwischen Windenergieanlagen und Freileitungen unserer Gesellschaft sind 
folgende horizontale Mindestabstände zwischen Rotorblattspitze in un-
günstigster Stellung und äußerstem ruhenden Leiter einzuhalten: 
 
Nach DIN EN 50341-2-4 (VDE 0201-2): 2015-05 (Entwurf} sind zwischen 
dem äußersten ruhenden Leiter der Freileitung und der Turmachse der 
Windenergieanlage mindestens folgende Abstände einzuhalten: 
 
αWEA = 0,5 x DWEA + αRaum + αLTG  
 
Dabei ist  

 αWEA der waagerechte Abstand zwischen äußerstem ruhendem 
Leiter der Freileitung und Turmachse der Windenergieanlage, 
 

 DWEA der Durchmesser des Rotors der Windenergieanlage, 
 αLTG der waagerechte spannungsabhängige Mindestabstand (> 

110-kV = 30 m) und 
 αRaum der Arbeitsraum für Montagekrane für Errichtung und be-

triebsbedingte Arbeiten an der Windenergieanlage (liegen für den 

  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Abstand zwischen der bestehenden Freileitung und der nächstgelege-
nen geplanten Windenergieanlage beträgt rund 400 m (etwa das Vierfache 
des Rotordurchmessers). Gemäß der nebenstehenden Formel ist ein Min-
destabstand von 96,3 m erforderlich. Dieser Abstand wird auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung deutlich eingehalten.  
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Arbeitsraum aRaum keine Angaben vor, kann ein Wert von 25 m 
angenommen werden). 

 
Ist der Abstand zwischen der Freileitung und der Windenergieanlage klei-
ner als 3 x Rotordurchmesser, ist zu prüfen, ob die Seile der Freileitung in 
der Nachlaufströmung der Windenergieanlage liegen. 
 
Wenn sichergestellt ist, dass die Freileitung unterhalb der Nachlaufströ-
mung der Windenergieanlage liegt und der Mindestabstand zwischen der 
Rotorblattspitze in ungünstigster Stellung und dem äußeren ruhenden Lei-
ter > 1x Rotordurchmesser beträgt, kann auf die schwingungsdämpfenden 
Maßnahmen verzichtet werden. 
 
Zur detaillierten Bearbeitung ist uns die Lage der Windenergieanlagen (Ko-
ordinaten) sowie die Standorte mit N.N.-Angaben anzugeben. 
 
Zu Ihrer Information erhalten Sie Bestandspläne, aus denen Sie den Lei-
tungsverlauf entnehmen können. 
 
Nur bei Einhaltung der vorgenannten Punkte bestehen gegen eine eventu-
elle Durchführung keine Bedenken. 
 
An der weiteren Planung, spätestens beim Baugenehmigungsverfahren bit-
ten wir Sie uns zu beteiligen. 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Koordinaten sind den Plan-
unterlagen vom vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu entnehmen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Bezirksstelle Oldenburg – Nord 
Im Dreieck 12 
26122 Oldenburg 
 

  

 Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 11 Windenergie Wa-
peldorf/Heubült sollen-zwei Sondergebiete im Bereich Heubült und Wapel-
dorf mit der Zweckbestimmung Windenergien (SO WEA) ausgewiesen wer-
den. In den beiden Sondergebieten sind insgesamt 5 Windenergieanlagen 
geplant. 
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Außerhalb des Plangebietes werden für die vorliegende Planung ca. 10 ha 
landwirtschaftliche Nutzflächen für Kompensationsmaßnahmen bean-
sprucht. Die externe Kompensation soll in der Gemarkung Jade der Ge-
meinde Jade im Landkreis Wesermarsch erfolgen.  
 
Wir gehen davon aus, dass die Inanspruchnahme von landwirtschaftlich 
genutzten Flächen für die die Kompensationsmaßnahmen in enger Abstim-
mung mit den Bewirtschaftern vor Ort erfolgt und nicht zu betrieblichen Eng-
pässen führt. 
 
 
 
Als Kompensationsziel wird die Extensivierung von zuvor intensiv genutz-
ten Grünland zu extensiven Dauergrünland genannt. Die Fläche kann als 
Mähwiese mit bis zu 2 Schnitten im Jahr landwirtschaftlich genutzt werden. 
Aus landwirtschaftlicher und agrarstruktureller Sicht ist es daher vor dem 
Hintergrund wachsender Flächenknappheit zu begrüßen, wenn die Kom-
pensationsflächen in landwirtschaftlicher Nutzung verbleiben können und 
der Landwirtschaft nicht dauerhaft entzogen werden. 
 
Die Bewirtschaftung der zu den Kompensationsflächen benachbarten Nutz-
flächen darf durch die Maßnahmen jedoch nicht beeinträchtigt werden. Dies 
ist insbesondere dann gegeben, wenn innerhalb der Kompensationsflächen 
die im Umweltbericht genannten weiterführenden Maßnahmen wie die Auf-
weitung von Gräben in Kombination mit einem Anstau des Wassers, der 
Anlage von Senken und dauerhaften Kleingewässern realisiert werden. Als 
Kompensationsziel wird im Umweltbericht in diesem Zusammenhang u. a. 
die Steigerung der Attraktivität der Kompensationsfläche als Rastplatz für 
Gänse genannt. Hiermit einhergehende Gänsefraßschäden auf zu der 
Kompensationsfläche benachbarten landwirtschaftlichen Nutzflächen sind 
zu vermeiden bzw. gegebenenfalls zu entschädigen. 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und darauf hingewiesen, dass 
für die vorliegende Planung lediglich ein Kompensationsbedarf von insge-
samt 9,6 ha benötigt wird.  
 
 
Eine Sicherung von Kompensationsflächen ist nur mit Einverständnis der 
Landeigentümer und durch langfristige vertragliche Regelungen möglich. 
Dabei wird sichergestellt, dass die Nutzung der Flächen dem Kompensati-
onsziel nicht widerspricht. Die geltenden Nutzungsbedingungen und Bewirt-
schaftungsauflage sind dem Landeigentümer und dem jeweiligen Pächter 
der Kompensationsflächen bekannt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Kompensationsflächen ver-
bleiben in einer, wenngleich auch mit Bewirtschaftungsauflagen versehe-
nen, landwirtschaftlichen Nutzung und werden ihr nicht dauerhaft entzogen.  
 
 
 
 
 
Bei den vorgesehenen Maßnahmen handelt sich um eine Extensivierung 
der Flächen sowie die Anlage einer Senke/Blänke. Der Anstau von Wasser 
ist zwar als mögliches Entwicklungsziel angegeben, wird allerdings nicht in 
die Umsetzung kommen. Der Umweltbericht wird dahingehend verdeutli-
chend angepasst, dass allein eine Grünlandextensivierung sowie die An-
lage einer Senke durchgeführt werden.. Es ist daher nicht von Beeinträch-
tigungen auf angrenzende Flächen auszugehen. Im Umweltbericht ist nicht 
genannt, dass die Kompensationsfläche als Rastplatz für Gänse aufgewer-
tet werden soll, sondern lediglich beschrieben, dass die Flächen bereits ak-
tuell von rastenden Gänsen aufgesucht werden. Sollte es zu entsprechen-
den nachweisbaren Schäden kommen, welche entschädigungspflichtig 
sind, so kann der Flächeneigentümer bei der zuständigen Stelle entspre-
chende Forderungen einreichen. Entschädigungspflichten in Verbindung 
mit der Anlage der Kompensationsflächen entstehen jedoch für die Kom-
mune bzw. den Investor nicht. 
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Aus landwirtschaftlicher Sicht sind grundsätzlich Kompensationsmaßnah-
men, die dazu führen, das Kompensationsflächen dauerhaft einer landwirt-
schaftlichen Nutzung entzogen werden und/oder zu einer Beeinträchtigung 
der Bewirtschaftung benachbarter landwirtschaftlicher Nutzflächen führen 
zu vermeiden. 
 
Aus allgemeiner landwirtschaftlicher Sicht bestehen grundsätzlich keine 
Bedenken gegen die o. g. Bauleitplanung. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die genannte Kompensations-
fläche wird auch zukünftig mit den entsprechenden genannten Bewirtschaf-
tungsauflagen landwirtschaftlich genutzt werden. Der Umweltbericht wird 
diesen Aspekt noch einmal verdeutlichend aufnehmen. 
 
 
 

 Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 

  

 In unserem Schreiben vom 25.08.2016 - Tia-456 /16/Sa/sbe - haben wir 
bereits eine Stellungnahme zu dem oben genannten Vorhaben abgegeben. 
 
Bedenken und Anregungen werden daher, soweit unsere damaligen Hin-
weise beachtet werden, nicht mehr vorgetragen. 
 
Stellungnahme vom 25.08.2016 
Wir haben die Aufstellung des oben genannten Bebauungsplanes zur 
Kenntnis genommen. Lediglich im Bereich der Zuwegung befinden sich 
Versorgungsanlagen des OOWV. 
 
Bei der oben genannten Planung ist auf die Versorgungsanlagen des 
OOWV Rücksicht zu nehmen. Die Versorgungsanlagen dürfen, außer in 
den Kreuzungsbereichen, nicht mit einer geschlossenen Fahrbahndecke 
überbaut werden. Die vorhandenen Leitungen müssen eine frostfreie Über-
deckung von mindestens 1,0 m behalten. Der seitliche Sicherheitsabstand 
zur Leitungsachse muss mindestens 3,0 m zu beiden Seiten der Leitung 
betragen. 
 
Um Beachtung des DVGW Arbeitsblattes W 400-1wird gebeten. 
 
Im Hinblick auf den der Gemeinde obliegenden Brandschutz (Grundschutz) 
weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass die Löschwasservorhaltung kein 
gesetzlicher Bestandteil der öffentlichen Wasserversorgung ist. Die öffent-
liche Wasserversorgung als Aufgabe der Daseinsvorsorge wird durch die 

  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die genaue Lage der Leitung wird im Rahmen der Erschließungsarbeiten 
berücksichtig. Die Erschließung erfolgt in Abstimmung mit dem OOWV. Die 
geltenden Normen werden im Rahmen der Ausführungsplanung berück-
sichtigt. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen  
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gesetzlichen Aufgabenzuweisungen des Niedersächsischen Brandschutz-
gesetzes (NBrandSchG) nicht berührt, sondern ist von der kommunalen 
Löschwasserversorgungspflicht zu trennen. 
 
Eine Pflicht zur vollständigen oder teilweisen Sicherstellung der Löschwas-
serversorgung über das öffentliche Wasserversorgungsnetz (leitungsge-
bunden) besteht durch den OOWV nicht. Allerdings können im Zuge der 
geplanten Rohrverlegungsarbeiten Unterflurhydranten für einen anteiligen 
Löschwasserbezug eingebaut werden. Lieferung und Einbau der Feuer-
löschhydranten regeln sich nach den bestehenden Verträgen. Wir bitten, 
die von Ihnen gewünschten Unterflurhydranten nach Rücksprache mit dem 
Brandverhütungsingenieur in den genehmigten Bebauungsplan einzutra-
gen. 
 
Da unter Berücksichtigung der baulichen Nutzung und der Gefahr der 
Brandausbreitung unterschiedliche Richtwerte für den Löschwasserbedarf 
bestehen (DVGW-Arbeitsblatt W 405), ist frühzeitig beim OOWV der mög-
liche Anteil (rechnerischer Wert) des leitungsgebundenen Löschwasseran-
teils zu erfragen, um planungsrechtlich die Erschließung als gesichert an-
erkannt zu bekommen. 
  
Evtl. Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten können nur zu Lasten des Ver-
anlassers oder nach den Kostenregelungen bestehender Verträge durch-
geführt werden. 
 
 
 
Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsanlagen in dem anliegen-
den Lageplan ist unmaßstäblich. Die genaue Lage der Leitungen gibt Ihnen 
der Dienststellenleiter Herr Kaper von unserer Betriebsstelle in Wes-
terstede, Telefon 04488 845211, in der Örtlichkeit an. 
 
Nach endgültiger Planfassung und Beschluss als Satzung wird um eine 
Ausfertigung eines genehmigten Bebauungsplanes gebeten. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Ausführungs-
planung wird es Abstimmungen mit dem OOWV geben. Sollten Umlegungs-
arbeiten erforderlich werden, so sind die Kosten hierfür vom Windparkbe-
treiber zu übernehmen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die genaue Lage der Leitungen 
wird abgefragt und im Rahmen der Ausführungsplanung berücksichtigt. 
 



VBB Nr. 11  Behörden-/TÖB-Beteiligung 
 

 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 

Anregungen von Bürgern 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         1 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 Bürger 1 (BUND KG Ammerland):   
 Für die Zusendung der Unterlagen zu den o. g. Vorhaben bedanken wir uns. 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zu den im Betreff genannten Ver-
fahren der Gemeinde Rastede geben wir im Namen des Bund für Umwelt 
und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Niedersachsen 
e.V., Goebenstraße 3a, 30161 Hannover, vertreten durch den Vorstand, 
und der BUND Kreisgruppe Ammerland, Zu den Wischen 5, 26655 Wes-
terstede, vertreten durch den Vorstand, folgende Stellungnahme ab. 
 
Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 19.09.2016 dargestellt, halten 
wird insbesondere die Standorte Lehmdermoor und Wapeldorf/Heubült aus 
naturschutzfachlichen Gründen für die Errichtung von Windenergieanlagen 
für vollkommen ungeeignet und schädlich. Wir halten es deshalb für gebo-
ten, von diesem Standorten Abstand zu nehmen. 
 
Ansonsten schließen wir uns vollumfänglich der Stellungnahme des NABU 
Rastede vom 21.08.2018 an und machen sie auch für uns zu Eigen. 
 
(Die Stellungnahme des NABU Rastede vom 21.08.2018 inklusive vier wei-
teren Anlagen ist weiter unten in dieser Tabelle unter „Bürger 2“ abge-
druckt). 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde kann bei der vor-
liegenden Planung keine Nicht-Eignung oder Schädigungen von Rechten 
Dritter erkennen. Die Planung beruht auf den aktuellen Rechtsgrundlagen 
und fachlich anerkannten Bewertungsgrundlagen. Aus diesem Grund hält 
die Gemeinde an der vorliegenden Planung fest. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf die nachfolgende Abwä-
gung zu der Stellungnahme des NABU verwiesen. 

 Bürger 2 (NABU Rastede):   
 Stellungnahme zur 70., 71. und 72. Änderung des Flächennutzungs-

planes und der vorhabenbezogenen Bebauungspläne 11, 12 und 13 
der Gemeinde Rastede 
 
Hiermit nehmen der NABU Niedersachsen e.V., der NABU Oldenburger 
Land e.V. und der NABU Rastede zur 70., 71. und 72. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes und der vorhabenbezogenen Bebauungspläne 11, 12 
und 13 der Gemeinde Rastede wie folgt Stellung: 
 
Zunächst möchten wir uns für die Übersendung der gedruckten Ausferti-
gung unserer Eingabe aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und 
der aktuellen Maßnahmen-CD bedanken! Wie schon in der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung von uns vorgetragen, hat die Gemeinde Rastede mit 
den Änderungen ihres Flächennutzungsplanes und der entsprechenden 
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vorhabenbezogenen Bebauungspläne, mit denen sie den Bau und den Be-
trieb von Windenergieanlagen (WEA) in Rastede-Wapeldorf, -Bekhausen 
sowie -Delfshausen ermöglichen will, im Rahmen ihrer Abwägungen zur 
Flächennutzungsplanung grundsätzlich dafür Sorge zu tragen, dass durch 
Bau und Betrieb von WEA keine artenschutzrechtlichen Verbote gem. § 44 
BNatSchG verletzt werden. Im Folgenden wird von uns geprüft, ob die na-
turschutzfachlichen und rechtlichen Voraussetzungen für die vorgesehenen 
Maßnahmen ausreichen oder es zu Kollisionen mit dem Naturschutzrecht 
kommt. 
 
Zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans „Windeneregie Wapel-
dorf/Heubült“ und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans 11: 
In den Abwägungsvorschlägen 2018 (Diekmann & Mosebach, S. 47) wird 
davon gesprochen, dass die „Standortpotenzialstudie für Windparks“ des 
Planungsbüros Diekmann & Mosebach „bezogen auf die vorliegende Pla-
nung keine Relevanz entfaltet habe“. Das ist nachweislich falsch. In der Be-
gründung zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans vom Januar 2018 
(Diekmann & Mosebach) wird unter 3.4 folgendes zitiert: „Die Standortwahl 
zur bauleitplanerischen Vorbereitung eines weiteren Windparks im Gemein-
degebiet von Rastede im Rahmen der 70. Änderung des Flächennutzungs-
planes „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ erfolgt auf Grundlage der Stan-
dortempfehlungen der „Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet 
der Gemeinde Rastede“ (Diekmann & Mosebach, März 2016 und Aktuali-
sierung Oktober 2016) die anlässlich der regional anhaltenden Nachfrage 
nach neuen Standorten für die Erschließung von Windparks erarbeitet 
wurde“.  
 
Wie aus diesem Gutachten und den im Weiteren noch behandelten vorha-
benbezogenen Bebauungsplänen (VBB) mit Umweltbericht eindeutig her-
vorgeht, sind die gesamten Plangebiete 1.1 und 1.2 („Rastede Nord“) Gast-
vogel-Lebensraum von nationaler Bedeutung, die Plangebiete 2.1 und 2.2 
(„Bekhausen Nord“) Gastvogel-Lebensraum von landesweiter Bedeutung. 
Außerdem sind die Plangebiete gem. RROP des Landkreises Ammerland 
tlw. als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft bzw. als Vorsorgegebiet 
für Grünlandbewirtschaftung gekennzeichnet.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der zitierte Abwägungsvorschlag bezieht sich lediglich auf die Tatsache, 
dass die Standortpotenzialstudie nicht Bestandteil der Verfahrensunterla-
gen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 ist. Hingegen ist sie 
Bestandteil der Unterlagen zur 70. Änderung des Flächennutzungsplanes 
und damit selbstverständlich Grundlage der Standortdarstellung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Im Rahmen von avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt 
(SINNING 2013 u. DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & 
MOSEBACH 2016), dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem 
Herrenmoor im Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade 
im Osten sowie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvögeln 
als Rast- und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Gebiet so-
wohl im Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 2013) im westli-
chen Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEKMANN & MOSE-
BACH 2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung.  
 
Die Untersuchungen entsprachen zwar dem vorgeschriebenen Maß für 
Gastvogeluntersuchungen bei Planungen und Vorhaben entsprechend NLT 
2014, die Datenbasis muss insgesamt dennoch als etwas „dünn“ bezeich-
net werden. Fachliche Vorgaben sehen vor, dass u. a. die Gastvogelbe-
stände im Planungsgebiet für ein Jahr im wöchentlichen Turnus zu erfassen 
sind (NLT 2014). Regenbrachvögel ziehen im Binnenland Niedersachsens 
im Frühjahr in einem kurzen Zeitfenster von Anfang April bis zum 2. Maidrit-
tel (sechs Wochen) sowie nach der Brutzeit von Anfang Juli bis Anfang Sep-
tember (10 Wochen) durch (ZANG 19951). Dies entspricht einer Gesamtzeit 
von 16 Wochen, knapp einem Drittel eines Jahres. Im Zeitraum von etwa 
115 Tagen, an denen Regenbrachvogel-Vorkommen damit in etwa möglich 
sind, fanden somit lediglich 16 Zählungen statt (13,9 %). 
 
 
 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14 % Abdeckung als stichproben-
artig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände er-
mittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung lie-
gen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere Fre-
quenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbildender 
Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmäßig (all-
jährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufweisen würde. Vor 
diesem Hintergrund konstatieren (KRÜGER et al. 20132), dass einjährige 
Untersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fachlich akzepta-
bel sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchsten Wertstufen 
auch bei „nur“ einmaligem Erreichen zu Grunde gelegt werden müssen (als 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wurde 2016 eine gesonderte 
Untersuchung zum Regenbrachvogel durchgeführt, 2017 wurde ergänzend 
der Frühjahrsdurchzug erfasst. Diese Untersuchungen sind Bestandteil der 
öffentlich ausgelegten Unterlagen (Anlagen Nr. 6 und Nr. 7 zum Umweltbe-
richt). Es wurde 2016 an 30 regulären Terminen erfasst, 2017 an weiteren 
14 Terminen. Zusätzlich fließen weitere Daten von rastenden bzw. überflie-
genden Regenbrachvögeln, die im Rahmen der Raumnutzungsuntersu-
chungen am Seeadler 2016 und 2017 anfielen, in diese Berichte mit ein. 
Somit liegt eine umfangreiche Datenbasis vor. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die notwendigen avifaunistischen Gutachten, die für eine Beurteilung 
der Auswirkungen des Vorhabens auf die Fauna herangezogen wurden, 
vollständig den Verfahrensunterlagen zum Bauleitplanverfahren im Bereich 
Wapeldorf-Heubült beigefügt waren. Die Datenbasis (Erfassungen im wö-
chentlichen Turnus) entspricht dem Leitfaden Artenschutz zum niedersäch-
sischen Windenergieerlass für Gastvogelerfassungen im Rahmen von 
Windparkplanungen, dort sind mindestens 14-tägige bis wöchentliche Er-
fassungen gefordert. Wie im Weiteren in der Stellungnahme ausgeführt 
wird, ist dieser Standard bei Eingriffsplanungen fachlich akzeptabel. Er wird 
allgemein angewendet und ist deshalb nicht als „dünn“ zu bezeichnen. Er-
gänzt wurden die durchgeführten Untersuchungen mit Sondererfassungen 
des Regenbrachvogels in 2016 und 2017 durch das Büro Handke, um mehr 
Informationen zu dem Vorkommen, den bevorzugten Aufenthaltsorten und 
dem Zugverhalten des Regenbrachvogels zu erhalten.  
 
Die zitierte Regelung im Rahmen des Gastvogel-Bewertungsverfahrens 
nach KRÜGER et al. (2013) ist im Rahmen der vorliegenden Eingriffsplanung 
anzuwenden und wurde entsprechend auch angewendet, wie aus den Un-
terlagen zu ersehen ist, somit gilt also bereits die einmalig erreichte natio-
nale Bedeutung für Teile der Wapelniederung, zumindest gemäß Bewer-
tungsverfahren als sog. „vorläufige“ Bewertung. Bei den gesonderten Re-
genbrachvogel-Erfassungen 2016 wurden im nördlichen Teilbereich des 
Geltungsbereiches mehrere Trupps mit max. landesweiter Bedeutung 
nachgewiesen, im südlichen Teilbereich gab es keine Nachweise. 2017 
wurde im nördlichen Teilbereich des Geltungsbereiches 4x lokal und 1x re-
gional bedeutsame Trupps und südlichen Teilbereich je 1x regional und lan-
desweit bedeutsame Trupps festgestellt. 
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vorläufige Bewertung, ansonsten gilt für die Bewertung von Gastvogelle-
bensräumen die Vorgabe, dass Schwellenwerte in der Mehrzahl der unter-
suchten Jahre, z. B. in dreien der letzten fünf, überschritten werden müssen 
(KRÜGER et.al.2013). Für Relativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, 
dass beim Regenbrachvogel Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 
2011 (SINNING 2013) als auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) 
jeweils nur einmal registriert worden seien, gibt es insofern keine fachliche 
Grundlage. Die in Rede stehenden Bereiche haben nach KRÜGER et al. 
(2010) als Gastvogellebensraum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich 
der Ergebnisse weiterer Untersuchungen nationale Bedeutung. Der östli-
che Teil der Wapelniederung sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 
gelegene Teil erreichen immerhin noch landesweite Bedeutung. 
 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentlichste Faktor, die möglichen 
Konflikte und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu umgehen. Von dem Bau von WEA sollten deshalb 
Gebiete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere Bedeu-
tung für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktio-
nen oder Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder er-
heblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Einhal-
tung bestimmter Abstände zu diesen Gebieten. Die Windparkpotential-Flä-
che „Rastede Nord“, befindet sich in einem solchen Bereich. Ferner liegt die 
Potenzialfläche „Bekhausen-Nord“ in einem Bereich mit landesweiter Be-
deutung. Hinsichtlich der Gebietsbewertungen bei avifaunistisch bedeuten-
den Brut- und Gastvogellebensräumen sind zunächst zwei Quellen von Be-
deutung. Zum einen handelt es sich um die Arbeitshilfe „Naturschutz und 
Windenergie. Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege bei Standortplanung und Zulassung von Windenergiean-
lagen (Stand: Oktober 2014)“ des Niedersächsischen Landkreistages – kurz 
NLT-Papier (NLT 2014) – und zum anderen um die „Abstandsempfehlun-
gen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogellebensräumen sowie 
Brutplätzen ausgewählter Vogelarten“ der Länderarbeitsgemeinschaft der 
Vogelschutzwarten (LAG VSW 20143). In beiden Papieren ist der fachliche 
Rahmen für die Planung und Genehmigung von Windparks in der Nähe von 
Vogellebensräumen dargelegt.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse.  
Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrachvo-
gel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch weder in den NLT-Empfehlun-
gen noch dem LAG-VSW-Papier als windkraftsensible Art enthalten. Neben 
den beiden genannten Fachpapieren liegt für Niedersachsen seit Februar 
2016 der Niedersächsische Windenergieerlass zum Thema Windkraft vor, 
der für diejenigen Behörden verbindlich anzuwenden ist, soweit sie als Im-
missionsschutz- und Bauaufsichtsbehörden, Naturschutzbehörden oder 
sonstige nachgeordnete Behörden bei der Genehmigung und Überwa-
chung von Windenergieanlagen tätig werden. Auch in diesem Erlass ist eine 
Auflistung von WEA-empfindlichen Vogelarten enthalten, für die artspezifi-
sche Empfehlungen für die planerische Berücksichtigung der Hauptaktivi-
tätszentren um Brut- und Rastplätze gegeben werden. In dieser Liste der 
WEA-sensiblen Vogelarten ist der Regenbrachvogel ebenfalls nicht aufge-
führt, wobei der Hinweis enthalten ist, dass die Liste nicht als abschließend 
zu betrachten ist. Ebenfalls sind avifaunistisch wertvolle Bereiche bzw. na-
tional bedeutsame Vogellebensräume auch nicht in den gemäß Tab. 3 
„Überblick zu harten Tabuzonen“ des Windenergieerlasses von Windener-
gie freizuhaltenden Gebieten enthalten (S. 209f). In Kapitel 2.10 „Weiche 
Tabuzonen“ des WEE wird ausgesagt, dass eine ungeprüfte, unbegründete 
Übernahme pauschaler Mindestabstände aus anderen Plänen, Arbeitshil-
fen oder anderen Quellen nicht zulässig ist (S. 193). Um solche pauschalen 
Mindestabstände handelt es sich jedoch bei den in beiden genannten Pa-
pieren aufgeführten Abständen.  
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Wertvolle Vogellebensräume und Zugwege sollten von WEA frei gehalten 
werden (Hötger et. al. 2004, GLOVE et al. 2013, NLT 2014, LAG-VSW 
2014); übrigens nicht nur in Deutschland oder in Europa, sondern überall 
auf der Welt (z. B. COMMONWEALTH OF AUSTRALIA 2015). Dieser ele-
mentare Grundsatz hat seine Berechtigung. So kommt es nicht überra-
schend im Fall der Wapelniederung zu einem Konflikt bzw. zur Überlage-
rung von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete entlang von Flüssen 
mit ihrem offenen Landschaftsbild und i.d.R. hohen Grünlandanteilen sind 
für viele Wasser- und Watvogelarten von großer Bedeutung als Brut- und/ 
oder Gastvogellebensraum. 
 
Neben den beiden o. g. Fachpapieren liegt für Niedersachsen ein Erlass 
zum Thema Windkraft vor (Niedersächsischer Windenergieerlass, am 
25.02.2016 in Kraft getreten). Dieser betont vor allem den Weg der Einzel-
fallprüfung bzw. die Überprüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände, wobei zwangsläufig fachlich getragene, lebensraumbezogene An-
sätze in den Hintergrund treten. 
 
Gleichwohl bringt der Erlass bei den WEA-empfindlichen Vogelarten artspe-
zifische Empfehlungen für die Planungsebene für die planerische Berück-
sichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze. Bedauerli-
cherweise ist die Liste der WEA-sensiblen Vogelarten im Erlass unvollstän-
dig, so fehlt z. B. der Regenbrachvogel. Dies nicht deswegen, weil die Art 
Windenergieanlagen tolerieren würde, sondern die Art ist in Niedersachsen 
sehr selten und der Erlass nicht auf alle Einzelfälle ausgelegt. Der ökolo-
gisch verwandte Große Brachvogel indes ist enthalten, kann stellvertretend 
betrachtet werden. Für diesen werden Prüfradien von 500 m und 1.000 m 
um WEA genannt. Das Einhalten der empfohlenen Abstände indiziert das 

Nichtsdestotrotz wurde aus Vorsorgegesichtspunkten im Umweltbericht ein 
Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen Brachvogels durchge-
führt und entsprechende Maßnahmen (Beantragung einer artenschutz-
rechtlichen Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG, FCS-Maßnahmen) vorge-
sehen, was aber nicht heißt, dass Verdrängungseffekte mehr als wahr-
scheinlich oder sogar vorauszusetzen wären. Vielmehr können solche le-
diglich nicht ausgeschlossen werden. Dies entspricht dem Ansatz der so-
genannten „überschießenden Ausnahme“ (vgl. „Hinweise zu artenschutz-
rechtlichen Ausnahmen vom Tötungsverbot bei windenergieempfindlichen 
Vogelarten bei der Bauleitplanung und Genehmigung von Windenergiean-
lagen“, Ministerium für ländlichen Raum und Verbraucherschutz, Baden 
Württemberg). Zu begründen ist dieses Vorgehen damit, dass Gespräche 
mit dem Landkreis Ammerland in Bezug auf das artenschutzrechtliche Vor-
gehen geführt worden sind. Aus Gründen der vom Landkreis gesehenen 
höheren Rechtssicherheit wurde der Weg der „überschießenden Aus-
nahme“ für die Planungen im Gemeindegebiet Rastede mit der dazugehö-
rigen Darstellung der Ausnahmen für einzelne Arten vorgesehen und in den 
Unterlagen dargestellt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie oben erwähnt, wurde ein Analogieschluss in Bezug auf den Umgang 
mit dem Regenbrachvogelvorkommen vorgenommen.  
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Fehlen eines relevanten Tötungs- oder Störungsrisikos, d. h. bei Einhaltung 
der entsprechenden Empfehlungen wird im Regelfall ein Eintritt der Ver-
botstatbestände des § 44 Abs. 1 u. 2 BNatSchG vermieden. 
 
Über den Regenbrachvogel und seine Sensitivität gegenüber Windkraftan-
lagen ist wenig bekannt. Hierbei ist hilfreich, die alternativ für den Großen 
Brachvogel ermittelte Abstandswerte heranzuziehen. Große Brachvögel 
verunglückten nachweislich dreimal in Deutschland und siebenmal im übri-
gen Europa an WEA (DÜRR 2015a, b11). Hieraus ergibt sich – wie beim 
Regenbrachvogel – zunächst keine erhöhte Betroffenheit. Allerdings spie-
gelt die Anzahl der Fundmeldungen in der Schlagopferkartei lediglich die 
Erfassungsintensität und Meldebereitschaft wider, nicht jedoch das Aus-
maß des Problems (DÜRR 2016). So liegen immer noch zu wenig systema-
tische Untersuchungen zum Vogelschlag vor, die zentrale Fundkartei stellt 
lediglich Zufallsfunde zusammen. Letztlich bedeutet dies, dass das arten-
schutzrechtliche Tötungsverbot aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sehr wohl 
durchaus erfüllt sein könnte, da die zusätzlich zur natürlichen Sterblichkeit 
auftretende betriebsbedingte Mortalität das „allgemeine Lebensrisiko“ der 
Individuen übersteigen kann. Hinsichtlich des Meideabstandes von Großen 
Brachvögeln wurden von HÖTKER (2006) 25 Studien mit entsprechenden 
Angaben gefunden, die jedoch an anderen Anlagentypen erhoben wurden, 
heterogenes Untersuchungsdesign besaßen und auch deutliche Qualitäts-
unterschiede aufweisen. Der mittlere minimale Abstand von Großen Brach-
vögeln außerhalb der Brutzeit betrug 222 m (Spanne: 50-650 m) bei erheb-
licher Standardabweichung (als Maß der Streuung) von +/- 178 m (HÖT-
KER 2006, GOVE et al. 2013) bezifferten nach umfangreicher Literaturaus-
wertung für rastende/durchziehende Watvögel den Bereich vollständiger 
Meidung um WEA vorsorglich auf etwa 300 m, den Störbereich auf etwa 
600 m. Als Vorsorge-Werte für die Bemessung der lokalen Bestandsreduk-
tion gaben sie 100 % im Bereich von 0-300 m um die Anlagen und 50 % im 
Bereich von 300-600 m an. 
 
Die Datengrundlagen des Planungsbüros sind demnach nicht aufrechtzuer-
halten. Es ist von einer erheblich weiträumigeren Beeinträchtigung des 
Rastgebietes für Regenbrachvögel als jeweils auf nur 200 m um eine WEA 
bzw. um einen Windpark (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) auszugehen. 
Dadurch wird die Wapelniederung für die Art auf deutlich größerer Fläche 

 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, die geschilderten Sachver-
halte sind dem bearbeitenden Planungsbüro bekannt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Standortpotenzialstudie für Windparks in der Gemeinde Rastede 
(DIEKMANN & MOSEBACH 2016) ist in Bezug auf den Regenbrachvogel ein 
Vorbehalt formuliert worden, mit dem Hinweis, dass die Empfindlichkeit der 
Art gegenüber Windenergieanlagen nicht bekannt ist, von 200 m ist dort 
nicht die Rede. Im Umweltbericht wird die Abgrenzung des angenommenen 
Einwirkungsbereiches des geplanten Windparks auf die Rastgebiete des 
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als insgesamt 165 ha (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) potenziell entwer-
tet.  
 
 
 
 
Fraglich ist, ob der schmale Niederungsstreifen nach Bau der WEA über-
haupt noch von Regenbrachvögeln angesteuert wird, wenn dort weithin 
sichtbar störende Anlagen stehen. Überdies bleibt ungeklärt, welche Aus-
wirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die Ungestörtheit der 
Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilgebieten innerhalb der 
Niederung für die Art haben etc.  
 
Handke (2016, 2017) bestätigt in seinen Raumnutzungsgutachten für die 
Rast- und Zugzeit des Regenbrachvogels die bis zur nationalen Bedeutung 
reichenden Individuenzahlen in der Wapelniederung westlich und östlich 
der A 29.  
 
 
 
 
 
 
Umfang und Wirksamkeit der als „Ausgleichsmaßnahme“ deklarierten 
Maßnahme Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplanten 
WEA die Bedeutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für Regen-
brachvögel zerstören würden, steht offenbar auch für den Investor fest. Man 
misst den betroffenen Flächen die Bedeutung einer Ruhestätte im Sinne 
von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Diese Einschätzung wird hier geteilt. 
Strittig sind hingegen das zu erwartende Ausmaß der Flächen- bzw. Funk-
tionsverluste dieses national und landesweit bedeutenden Gebietes für ras-
tende Regenbrachvögel sowie die Anforderungen, die für vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu erfüllen sind, 
um einen Verstoß gegen das artenschutzrechtliche Verbot des § 44 Nr. 1 
Abs. 3 BNatSchG zu vermeiden. 
 
 
 

Regenbrachvogels erläutert. Diese stützt sich auf Beobachtungen in dem 
betreffenden Landschaftsraum. Hier wird aufgrund der Ergebnisse der ge-
sonderten Regenbrachvogel-Erfassungen eine vorsorgliche Meidedistanz 
von 150 m zu den nächstgelegenen WEA zugrunde gelegt (Abstände zu 
WEA im bestehenden Windpark Hohelucht betrugen 90 bis 150 m). 
 
Eine vollständige Entwertung des Raumes, auch durch eine eventuelle Bar-
rierewirkung eines Windparks, ist nicht zu erwarten. Windenergieanlagen 
können dazu führen, dass die Vögel ausweichen und die Anlagen umflie-
gen, wenn der Park nicht sowieso unterhalb des Rotors durchflogen wird. 
Eine Barrierewirkung würde sich dagegen ergeben, wenn der Windpark 
eine Wirkung dergestalt entfaltet, dass die Vögel bspw. daran gehindert 
werden, ein Schutzgebiet zu erreichen oder zwischen Nahrungs- und Rast-
plätzen, die sich jeweils in einem Schutzgebiet befinden, zu wechseln (vgl. 
Nds. OVG, Urteil vom 24. März 2003 1 LB 3571/01). Die bloße Erschwe-
rung, das Schutzgebiet zu erreichen, kann demgegenüber nicht genügen 
(vgl. OVG NRW, Urteil vom 30. Juli 2009). Das Plangebiet befindet sich 
nicht in direkter Linie zwischen zwei Vogelschutzgebieten. Da sich das 
nächstgelegene, von Rastvögeln stark frequentierte Vogelschutzgebiet 
nördlich des Geltungsbereiches am Jadebusen befindet und sich im Lan-
desinneren keine Rast- oder Nahrungsgebiete in einem Schutzgebiet befin-
den, ist bei Umsetzung des Projektes keine Barrierewirkung zu erwarten.  
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. In den vor-
gelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvogel keine vor-
gezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder beschrieben. Wie 
weiter oben bereits ausgeführt, wurden aber aus Vorsorgegesichtspunkten 
populationsstärkende Maßnahmen (artenschutzrechtliche Ausnahme gem. 
§ 45 (7) BNatSchG, FCS-Maßnahmen) für den Regenbrachvogel vorgese-
hen, obwohl der Regenbrachvogel weder in den genannten Fachpublikati-
onen noch im Windenergieerlass als windkraftsensible Art erwähnt ist und 
auch keine diesbezüglichen Erkenntnisse vorliegen. Dies geschieht im Um-
weltbericht auf der Grundlage eines Analogieschlusses zu der verwandten 
Art des Großen Brachvogels. Dies bedeutet aber nicht, dass negative Aus-
wirkungen vorauszusetzen oder wahrscheinlich sind. Vielmehr können sol-
che lediglich nicht ausgeschlossen werden. (Prinzip der „überschießenden“ 
Ausnahme“/höhere Rechtssicherheit, siehe weiter oben.) 
 

https://openjur.de/suche/1+LB+3571%2F01/


Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         8 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

U. E. wird bereits die Größe der Flächen- und Funktionsverluste nicht voll-
umfänglich erkannt. Sodann wäre noch überzeugend darzulegen, wie die 
Flächen- und Funktionsverluste mit der Ausgleichsmaßnahme tatsächlich 
bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbesondere fol-
gende Bedingungen wesentlich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion der 
betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen an der 
konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich verbunden 
sein. Die betroffenen Individuen müssen unverzüglich aufgenommen wer-
den können, wenn die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört werden. 
 
b) Für Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, Habitatbe-
standteile oder –eigenschaften infrage, die vergleichsweise kurzfristig her-
stellbar sind. In jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von vermutlich mehre-
ren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management notwendig sein. 
 
c) Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der 
Ausdehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer 
Größe in qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die Populations-
größe nicht dezimiert wird. 
 
d) Die betroffenen Individuen müssen den im räumlichen Zusammenhang 
neu geschaffenen Lebensraum nachweislich angenommen haben oder ihre 
zeitnahe Besiedlung muss unter Berücksichtigung der besten verfügbaren 
wissenschaftlichen Erkenntnisse mit einer hohen Erfolgssicherheit attestiert 
sein. Stets bedarf es dazu einer am Einzelfall orientierten Wirksamkeits-
prognose. 
 

Im Gegensatz zum verhältnismäßig trockenen Frühjahr 2017 zeigte sich bei 
der Raumnutzungsuntersuchung von 2016 eine bevorzugte Nutzung von 
feuchtem Grünland, insbesondere am Rande feuchter Senken. Diese weit-
hin sichtbaren Strukturen können daher eine optische Anziehungskraft auf 
die Regenbrachvögel auf dem Durchzug ausüben. Aus diesem Grund wird 
es als ausreichend angesehen, auf Flächen geringerer Größe, jedoch in 
optimaler Lage und Ausformung Kompensationsmaßnahmen durchzufüh-
ren. Die Flächen liegen innerhalb des Bereiches, der ebenfalls nachweislich 
als Rastgebiet für die Art von Bedeutung ist, wobei unmittelbar auf diesen 
Flächen bislang keine Regenbrachvögel kartiert wurden. Insofern ist hier 
eine Kompensation auf anteilig 9,6 ha für eventuell eintretende Beeinträch-
tigungen von Rastgebieten des Regenbrachvogels auf dem Frühjahrszug 
möglich, da auf den Flächen ein zusätzliches geeignetes Rasthabitat her-
gestellt wird.  
 
Die unter Punkte a) bis e) der Stellungnahme geschilderten Anforderungen 
beziehen sich auf vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnah-
men), nicht auf die im Rahmen der Planung durchzuführenden FCS-Maß-
nahmen. Dennoch soll hier etwas dazu gesagt werden: Ein direkter funkti-
onaler oder räumlicher Bezug zur betroffenen Ruhestätte und Wiederher-
stellung ihrer ökologischen Funktion (für dieselben betreffenden Individuen) 
ist bei FCS-Maßnahmen nicht gefordert. Das Ziel von FCS-Maßnahmen ist 
es, dass die Population der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbrei-
tungsgebiet in einem günstigen Erhaltungszustand verweilt (vgl. auch 
BVerwG 09.06.2010, 9A 20.08). Die Maßnahmen zielen also insoweit da-
rauf ab, dass das Nettoergebnis für die betroffene Art bzw. deren Populati-
onen mindestens neutral bleibt (aus FELLENBERG, NuR 2016). 
 
Diese Anforderung der schnellen Herstellbarkeit erfüllen auch die genann-
ten FCS-Maßnahmen. Durch die Anlage von Senken werden die extensiv 
genutzten Grünlandflächen für die Zugvögel von weitem erkennbar sein und 
das neue Rasthabitat wird unmittelbar nach Herrichtung zur Verfügung ste-
hen und genutzt werden können.   
 
Wie die Untersuchungen 2016 und 2017 zeigen, nutzen die Tiere nachweis-
lich z.B. auch Ackerflächen zur Rast- und Nahrungssuche und halten sich 
auch in relativer Nähe von vorhandenen WEA auf. Eine gesicherte Abgren-
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e) Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, kann man nicht von 
einer gelungenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen. Soweit erkennbar, 
werden weder Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesserungsvorbe-
halte zur Erfolgskontrolle eingesetzt. Ein Monitoring sollte dazu dienen, Un-
sicherheiten zu erkennen, die sich aus nicht behebbaren Erkenntnislücken 
ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 
Hinsichtlich der vom Gutachterbüro dargelegten Überlegungen sind be-
trächtliche Defizite oder Unsicherheiten erkennbar, die an der Machbarkeit 
bzw. Wirksamkeit der Ausgleichsmaßnahme zweifeln lassen. Dazu wird 
ausgeführt: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Grundsätzlich mag die Jader Marsch bzw. Teile davon den Lebens-
bedingungen des Regenbrachvogels in seiner Aufenthaltsdauer als 
Rastvogel bzw. Durchzügler geeignet sein. Die Frage, die zu klären 
ist, ob und unter welchen Bedingungen die als „populationsstär-
kende“ FSC-Maßnahme mit 9,6 ha herzustellende extensiv ge-
nutzte Grünlandfläche rechtzeitig geschaffen werden kann, welche 
Vorbelastungen die vergleichsweise kleine Fläche hat, ob das Um-
feld ähnlichen Anforderungen wie in der Wapelniederung entspricht 
und nicht zuletzt, ob gerade diese Fläche von den Vögeln ange-
nommen wird. 
 
 
 

 Mit der Grünlandfläche in der Jader Marsch (der genaue Standort 
wird nicht angegeben, Nähe Hohelucht?) ist keineswegs der räum-
liche Zusammenhang gewährleistet. Es dürften zwischen den prä-
ferierten WKA-Flächen in der Wapelniederung und der Jader 
Marsch mindestens vier km Luftlinie liegen. Außerdem wurden auf 
der noch mit Senken herzurichtenden Fläche bislang keine Regen-

zung der „zerstörten“ Habitatgröße ist daher kaum möglich. Es wird von ei-
ner Anziehungswirkung der vorgesehenen FCS-Maßnahmen in der Jader-
marsch ausgegangen, die sich in grundsätzlich geeigneten und auch be-
reits durch die Art frequentierten Bereichen befinden (Grünlandareal im 
Landschaftsschutzgebiet). Der Raum wird daher nachweislich durch die Art 
angenommen. Es wird nicht davon ausgegangen, dass die Tiere sich aus-
schließlich auf den Kompensationsflächen niederlassen, sondern auch ver-
stärkt in deren Umgebung. Durch die Extensivierung unmittelbar auf der 
Fläche wird das Nahrungsangebot deutlich verbessert und somit die Popu-
lation (durchziehende Tiere) gestärkt.  
 
Es ist aufgrund der obigen Schilderungen nicht ersichtlich, warum ein Erfolg 
der Maßnahme nicht hinreichend wahrscheinlich sein soll.  
 
Es obliegt der Genehmigungsbehörde, Auflagen etc. zu erlassen. Diese Re-
gelungen sind kein möglicher Inhalt und Gegenstand einer gemeindlichen 
Bauleitplanung.  
 
In unmittelbarer Nähe der Kompensationsflächen wurden sowohl auf dem 
Wegzug im Sommer 2016 als auch auf dem Heimzug 2017 mehrere ras-
tende Trupps von Regenbrachvögeln nachgewiesen, die Jader Marsch be-
sitzt insgesamt eine ähnliche Bedeutung für die Art wie die Wapelniede-
rung. Eine hohe Eignung der Flächen ist somit gegeben. Außerdem wurden 
die Kompensationsflächen im Vorfeld hinsichtlich ihrer Eignung und Auf-
wertbarkeit mit dem Landkreis Wesermarsch abgestimmt. Die Flächen lie-
gen im Landschaftsschutzgebiet (LSG) "Marschen am Jadebusen - Ost", 
das vorrangig der Sicherung und Entwicklung eines günstigen Erhaltungs-
zustandes der wertgebenden Arten sowie ihrer Lebensräume des im Gebiet 
des Landkreises Wesermarsch liegenden Teils  des Vogelschutzgebietes V 
64 (DE 2514-431) „Marschen am Jadebusen“ dient.  
 
Dem Umweltbericht sind die Flurstücke der Abbildung 25 sowie einer ent-
sprechende Übersichtskarte zur Lage aller Kompensationsflächen im Raum 
der Abbildung 23 zu entnehmen. Die Kompensationsflächen wurden auf-
grund der Ergebnisse der Erfassungen in den Jahren 2016 und 2017 vom 
Büro Handke zu der großräumigeren Verteilung der Regenbrachvögel zwi-
schen Jadebusen und Wapelniederung als geeignet eingestuft. Die Kom-
pensationsflächen befinden sich zwischen bereits genutzten Rastplätzen 
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brachvögel kartiert. Insofern ist die angedachte Kompensation kei-
neswegs als gesichert anzusehen und bedarf einer Überprüfung, 
bevor mit dem Wege- und Anlagenbau begonnen wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Es wird auch der derzeitige Zustand der Fläche in der Jader Marsch 
nicht beschrieben. Eine bloße Erhaltung der Grünlandnutzung oder 
dessen befristete Erhaltung stellen keine Aufwertung dar und kön-
nen insofern nicht als Ausgleichsleistung angesehen werden. Die 
Ausgleichsleistungen sind vielmehr für die Dauer der Schädigun-
gen zu erbringen. Dauergrünland darf aufgrund anderer umweltre-
levanter und naturschutzrechtlicher Vorschriften nicht ohne weite-
res zerstört werden. Bei einer möglichen Umwandlung von Acker- 
in Extensivgrünland verhält es sich anders. Aber selbst damit würde 
grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr erreicht, als diese 
bereits heute in der Wapelniederung vorfinden. 
 

 Weiterhin bleibt unklar, wie nur 9,6 ha Grünland ökologisch und 
funktional so aufgewertet werden sollen, dass diese als Ausweich-
gebiet betrachtet bzw. angerechnet werden können. Es ist höchst 
zweifelhaft, dass sich auf einer Fläche von nicht einmal 200 x 500 
m (100.000 m²) durch die beschriebene Maßnahme ein für Regen-
brachvögel attraktiver Standort entwickelt. Damit ist sehr zweifel-
haft, dass die Ausgleichsfläche je die ökologische Funktion der be-
anspruchten WKA-Flächen als Ruhestätte umfänglich wird erfüllen 
können. 

des Regenbrachvogels und sind daher über die entsprechenden Aufwer-
tungen in der Lage populationsstabilisierend zu wirken. Eine bereits vor-
handene aktuelle Nutzung der Flächen als Rastgebiet würde der Möglich-
keit der Aufwertung der Flächen zur Stärkung der Population entgegenste-
hen. Bei den FCS-Maßnahmen handelt es sich um Maßnahmen, die eine 
Stabilisierung der Population in ihrem Verbreitungsgebiet durch Verbesse-
rung von bisher ungeeigneten Lebensräumen erzeugen und nicht einen 
vorhandenen Zustand fixieren. Die genannte Entfernung zwischen den 
Windenergieanlagen und den Flächen für die FCS-Maßnahmen stellt kein 
rechtliches Problem dar und steht der Eignung der Flächen nicht entgegen. 
Die Flächen werden sowohl als Kompensationsflächen als auch für FCS-
Maßnahmen als geeignet angesehen. Die für diese Einschätzung erforder-
lichen Prüfungen wurden über die Bestandserfassungen der Biotopstruktu-
ren auf den Flächen sowie die Erfassungen zu dem Raumverhalten der Re-
genbrachvögel bereits durchgeführt. Einer erneuten Überprüfung bedarf es 
nicht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Kapitel 5.3.3. – Beschreibung 
der Kompensationsflächen wird eine Darstellung des aktuellen Bestandes 
der Biotoptypen in Text und zeichnerischer Darstellung vorgenommen. 
Durch die vorgesehenen Maßnahmen der Grünlandextensivierung in Zu-
sammenhang mit der Anlage einer Senke werden die Flächen für die ge-
nannten und verrechneten Schutzgüter aufgewertet. Ein reiner Erhalt und 
Sicherung der bisherigen Nutzung ist damit nicht vorgesehen. Eine Siche-
rung der Flächen erfolgt gemäß den gesetzlichen Vorgaben für die Dauer 
des Eingriffs. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die genannten FCS-Maßnahmen populationsstärkend funktionieren. 
Ein gleichwertiger funktionaler und/oder flächenmäßiger Ersatz der bean-
spruchten Ruhestätte ist dabei nicht Intention dieser Maßnahmen. Das Ziel 
von FCS-Maßnahmen ist es, dass die Population der betroffenen Art in ih-
rem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung in einem 
günstigen Erhaltungszustand verweilt (vgl. auch BVerwG 09.06.2010, 9A 
20.08). Die Maßnahmen zielen also insoweit darauf ab, dass das Nettoer-
gebnis für die betroffene Art bzw. deren Populationen mindestens neutral 
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 Der Vorschlag in Anlage 10 UB, vorsorglich eine Ausnahme gem. 
§ 45 (7) BNatSchG (Ausnahme vom Tötungsverbot) im Genehmi-
gungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz für den 
prognostizierten Verlust des Rastplatzes des Regenbrachvogels zu 
beantragen, zeigt einmal mehr die Hilflosigkeit der Planer und der 
Gemeinde und die Absurdität, die selbst ermittelten, ausschließen-
den Kriterien für den Bau von WEA in der Wapelniederung, unge-
achtet der öffentlichen Ablehnung eines solchen Schritts zugunsten 
eines ausschließlich profitorientierten Investors durchzusetzen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Somit ist festzustellen, dass die geplanten Maßnahmen gegenüber dem 
derzeitigen Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch 
qualitativ einen adäquaten Ausgleich darstellen. 
 
 
Wie auch von den an der Planung beteiligten Büros kartiert, sollten u. E. 
neben den intensiven Betrachtungen zum Regenbrachvogel die weiteren 
im Niederungsgebiet der Wapel vorkommenden Brut- und Rastvogelarten 
erwähnt werden, die zwar keine landesweite oder nationale, aber regionale 
und lokale Bedeutung erreichen und somit das Bild eines hochsensiblen 
Natur- und Lebensraumes abrunden. So erreichen uns Belegfotos von grö-
ßeren Ansammlungen nahrungsuchender Weißstörche, werden uns von 
Beobachtungen der Rote-Listen-Arten der in Niedersachsen und Bremen 

bleibt (aus FELLENBERG, NuR 2016). Die Eignung der Flächen und der da-
zugehörigen Maßnahmen wurde über umfangreiche Untersuchungen im 
Vorfeld bestätigt, so dass eine für die Planung ausreichende Sicherheit für 
eine zukünftige Nutzung der Flächen durch Regenbrachvögel besteht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Vorsorgeprinzip wird in dem 
Fall der Beantragung der Ausnahme (richtigerweise allerdings in Bezug auf 
die Beschädigung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätte, nicht in Bezug auf 
das Tötungsverbot) für die Art Regenbrachvogel zur Anwendung gebracht, 
da im Sinne des Naturschutzes eine worst-case-Betrachtung angezeigt ist. 
Wie dargestellt, bestehen Prognoseunsicherheiten in Bezug auf eine tat-
sächlich Meidung des Gebietes von Regenbrachvögeln bei Nutzung der 
Flächen als Windpark. Nichts anderes ist auch in der Standortpotenzialstu-
die für Windparks in der Gemeinde Rastede (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) 
enthalten, dort ist in Bezug auf den Regenbrachvogel ein Vorbehalt formu-
liert worden, mit dem Hinweis, dass die Empfindlichkeit der Art gegenüber 
Windenergieanlagen nicht bekannt ist. Eine Hilflosigkeit der Planer bzw. der 
Gemeinde liegt diesem Vorgehen damit nicht zu Grunde. Das Vorgehen ist 
der planerischen Weitsicht und dem Verantwortungsbewusstsein der Kom-
mune geschuldet. Im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfahrens wur-
den sämtliche öffentliche Belange dargestellt und in Bezug auf die Verein-
barkeit bei Umsetzung des Vorhabens bewertet. Ein Ausschluss der Flä-
cheneignung für die Windparknutzung ist demzufolge nicht abzuleiten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie den oben ausgeführten Er-
läuterungen zu entnehmen ist, ist die fachliche Eignung der geplanten Maß-
nahmen begründet, so dass an den Flächen und Maßnahmen festgehalten 
wird. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die im Rahmen der Bauleit-
planung durchgeführten Brut- und Rastvogelerfassungen und Raumnut-
zungserfassungen gehen mit den Anforderungen des Artenschutzleitfadens 
zum niedersächsischen Windenergieerlass konform. Alle im Rahmen der 
Erfassungen ermittelten Arten wurden aufgeführt und unter Berücksichti-
gung ihrer Planungsrelevanz weiter betrachtet. Das Vorkommen und die 
Wertigkeiten der genannten Arten wurden im Rahmen des Umweltberichtes 
damit bereits entsprechend berücksichtigt. Sämtliche Auswirkungen auf die 
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gefährdeten Brutvogelarten, u. a. von Seeadlerüberflügen (Rote-Liste-Sta-
tus (RL) 2), Weißstörchen (RL 3), Wanderfalken (RL 3), Rohrweihen (RL V), 
Turmfalken (RL V) und den weniger im Bestand, aber durch WEA gefähr-
deten Mäusebussarden und Sperbern berichtet.  
 
 
 
Der nach erfolgreichem Schlupf (mündl. F.-O. Müller, NABU Wesermarsch) 
aufgegebene Seeadlerhorst befindet sich innerhalb des empfohlenen Such-
raums (NLT 2014: 6 km) nur ~ 4,153 km und nicht wie bei Diekmann & 
Mosebach ~ 6 km vom geplanten WEA-Standort Rastede Nord entfernt. 
 
Die Untersuchung der Brutvögel im unmittelbaren Plangebiet ergab nach 
Diekmann & Mosebach (2014, „Varel Süd“) keine relevanten Daten, obwohl 
mehrere Brutpaare Rohrammer und Schwarzkehlchen im bzw. am Rande 
des Planbereichs festgestellt wurden. Obwohl das Schwarzkehlchen inzwi-
schen aus der Roten Liste entlassen worden ist, ist sie wie auch die Rohr-
ammer eine geschützte Art. Die Schwarzkehlchen-Bestände gehen aktuell 
wieder leicht zurück (eigene Beobachtungen NABU Rastede). Im Untersu-
chungsgebiet wurden nach Handke 2016 (Untersuchung an Greif- und 
Großvogelarten in Rastede-Nord) 15 Greif- und Großvogelarten nachge-
wiesen: Mäusebussard, Wespenbussard, Turmfalke, Baumfalke, Sperber, 
Rohrweihe, Rotmilan, Schwarzmilan, Seeadler, Graureiher, Silberreiher, 
Kranich, Weißstorch und Schwarzstorch. Neben den täglich anwesenden 
Arten Mäusebussard und Turmfalke wurden vor allem Graureiher regelmä-
ßig im Untersuchungsgebiet beobachtet. Auch die Rohrweihe wurde als 
Nahrungsgast an den meisten Beobachtungstagen (9 Termine) notiert. Der 
Weißstorch trat als regelmäßiger Gast erst nach der ersten Grünlandmahd 
(ab Juni) im Gebiet an fünf Terminen auf. 
 
Als potenzielle Schlagopfer durch WEA sind Mäusebussard, Baumfalke, 
Turmfalke, Waldohreule in der Literatur bekannt (Dürr 2013), Kiebitze allen-
falls in der Zeit der Balzflüge und während des Zugs.  
 
Zum Tötungsrisiko von durch WEA gefährdeten Vogelarten liegt ein diffe-
renziertes Gutachten für den vergleichbaren Landkreis Osnabrück vor 
(Schreiber et al., 2016, “Abschaltzeiten für Windkraftanlagen zur Vermei-
dung und Verminderung von Vogelkollisionen“), dass insbesondere für die 

Avifauna wurden im Rahmen der Eingriffsregelung bzw. der artenschutz-
rechtlichen Prüfung gemäß den rechtlichen Vorgaben ermittelt und bewer-
tet. Für die Angaben der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, 
d.h. konkrete Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie Auf-
zeichnungen in Karten. (Weiter unten werden an entsprechender Stelle 
Ausführungen zu einzelnen Arten gemacht.) 
 
Im Seeadler-Bericht aus 2016 ist lediglich geschrieben, dass sich ein See-
adlerbrutpaar innerhalb eines Radius von 4 bis 6 km um die geplanten 
Windparks angesiedelt hat. 
 
 
Die genannten Singvogelarten Rohrammer und Schwarzkehlchen reagie-
ren nicht empfindlich auf Windenergieanlagen, daher sind sie für die Ein-
griffsbewertung bzw. für eine Kompensation nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wie in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung zum Umweltbericht 
(Anlage 8 zum Umweltbericht) ausgeführt, sind Abschaltungen für Feldler-
che und Mäusebussard nicht zielführend: 
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konkret im Bereich Wapelniederung vorkommenden Brut- und Gastvogel-
arten Feldlerche, Mäusebussard, Rohrweihe, Baumfalke, Waldohreule, 
Rot- und Schwarzmilan, Turmfalke, Weißstorch und Seeadler Möglichkei-
ten der Kollisionsvermeidung aufzeigt. 
 
 
Im Folgenden werden einige Beispiele zitiert: 
Sofern sich bei der Feldlerche ein Revier mit dem Wirkraum des Rotors 
überschneidet, ist von einem signifikant erhöhten Tötungsrisiko auszuge-
hen. Für eine weitgehende Vermeidung dieses Risikos sind Abschaltungen 
von Mitte März bis Mitte Juni erforderlich, die tageszeitlich zumindest bis 
zum frühen Nachmittag reichen müssen. Von der Abschaltung ausgenom-
men werden können höchstens Phasen mit starkem Wind, mindestens 
mässigem Niederschlag und niedrigen Temperaturen. Eine Tabelle gibt 
wieder, welche Minderungen des Kollisionsrisikos im Mittel erreichbar sind, 
wenn in bestimmtem Umfang die Anlagen während der Stunden mit den für 
den Feldlerchengesang günstigsten Bedingungen abgeschaltet würden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Weiterhin kommen Abschaltungen als konfliktvermeidende Maßnahmen 
nicht in Betracht, denn zu berücksichtigen ist dabei eine Korrelation zwi-
schen dem Effekt von Abschaltzeiten, d. h. der Beantwortung der Frage-
stellung, ob es möglich ist, über Abschaltzeiten das Kollisionsrisiko der im 
Nahbereich vorkommenden gefährdeten Arten unter die Signifikanz-
schwelle zu senken und der Wirtschaftlichkeit des Vorhabens. 
Die Feldlerche hat aufgrund ihres Verhaltens eine hohe bis sehr hohe Ge-
fährdungsphase für ungefähr vier Dekaden ab Anfang April. Dieser geht 
voraus bzw. schließt sich eine jeweils dreidekadige Phase mit mäßig bis 
hohem Gefährdungspotenzial an (SCHREIBER 2016), so dass eine Zeit von 
ca. dreieinhalb Monaten eine mindestens mäßige Kollisionsgefährdung be-
inhaltet. Tageszeitlich sind die Vormittagsstunden von besonderer Bedeu-
tung. Geringer Wind, geringe Bewölkung, hohe bis mittlere Temperaturen 
und wenig Niederschlag begünstigen die Gesangsaktivitäten der Art 
(SCHREIBER 2016).  
Beim Mäusebussard sind laut SCHREIBER (2016) die Monate März, April 
und Mai als Monate mit einem hohen bis sehr hohen Gefährdungspotenzial 
einzustufen, denen sich die Zeit von Anfang Juni bis Ende der zweiten De-
kade August als mit mäßig bis hoher Gefährdung anschließt. Tageszeitlich 
liegen die Schwerpunkte der Flugaktivitäten der Art in der Mitte des Tages. 
Witterungsmäßig sind leichte Winde, niedrige Bewölkung und wenig Regen 
sowie höhere Temperaturen förderlich (SCHREIBER 2016). 
Nach den oben dargestellten Informationen zu den artspezifischen Verhal-
ten ergäben sich aufgrund der Dauer und Überlappung durchgängige Ab-
schaltzeiten über drei Monate von mindestens Anfang März bis Ende Mai, 
ggf. mit Erweiterungen bis zum 20. August. Dies bedingte ein Abschaltvo-
lumen von rund 552 Stunden pro Windenergieanlage bei dem kürzeren 
Zeitraum bis Ende Mai und 1.038 Stunden bei Abschaltmodalitäten bis in 
den August. Damit gäbe es erhebliche Ertragseinbußen.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die ungefährdete Art Mäusebussard in 
einer so hohen Anzahl im Gebiet vorkommt, dass davon auszugehen ist, 
dass es zu Erweiterungen der über SCHREIBER (2016) vorgeschlagenen 
Zeiten kommen kann, um die unterschiedlichen Brutzeitpunkte der jeweili-
gen Exemplare ausreichend berücksichtigen zu können. Aufgrund der un-
terschiedlichen Aktivitätszeiten der Arten wäre ca. ein Viertel des Tages-
zeitraumes betroffen und durch die Aktivitätsreichweite der Arten auch 
sämtliche Anlagen. Zusätzlich dazu kommen die Abschaltzeiten für Fleder-
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Beim Baumfalken dürfte mit dem Freihalten von 500 m-Abständen von 
WKA zu Brutplätzen des Baumfalken sowie dem Freihalten von Flugwegen 
zu Nahrungsgebieten im 3 km-Radius (NLT 2014, LAG VSW 2015) bereits 
ein großer Schritt zum Schutz dieses Greifvogels getan sein (vgl. Langge-
mach und Dürr 2014). 
 
 
 
 
 
 
Während der Brutzeit des Mäusebussards lässt sich das Kollisionsrisiko 
um etwa ein Drittel senken, wenn die Anlagen während der 400 risikoreichs-
ten Stunden abgeschaltet bleiben. Falls darauf verzichtet werden soll, sind 
10 ha optimierter Nahrungsflächen pro betroffenem Brutpaar vorzusehen. 
Diese Flächen müssen von der Lage her weiter als 500 m von den WKA 
entfernt sein und so platziert sein, dass die WKA auf dem Weg von und zu 
den Nestern nicht durchflogen werden müssen (vgl. Schreiber et al. 2016). 
 
 

mäuse sowie für die gefährdete Art Baumfalke hinzu, welche innerhalb ei-
nes vollständig anderen Zeitraumes im späteren Sommer bzw. Herbst lie-
gen.  
Die Abschaltzeiten für die wesentlich gefährdeteren Fledermäuse, für den 
Baumfalken sowie Abschaltzeiten, welche durch den Schattenwächter aus-
gelöst werden, bedingen neben der in der Nacht aus Immissionsschutz-
gründen gedrosselt laufenden Anlage WEA5 bereits deutliche Ertragsmin-
derungen für den Windparkbetreiber. Bei so weitreichenden Abschaltungen 
wie oben erläutert, würde die Wirtschaftlichkeit des Projektes gemäß den 
obigen Erläuterungen nicht mehr gegeben sein. Demgegenüber wird bei 
Realisierung des Projektes mit dem Mäusebussard eine Art betroffen, die 
lokal in einem günstigen Erhaltungszustand ist und für die trotzdem, ebenso 
wie für die Feldlerche, zusätzlich populationsstärkende Maßnahmen vorge-
sehen werden. Zusätzliche Abschaltzeiten für die hier betrachteten Arten 
Mäusebussard und Feldlerche stellen daher keine zumutbare Alternative 
dar.“ 
 
Für den Baumfalken werden im Umweltbericht Vermeidungsmaßnahmen 
in Form von Abschaltzeiten genannt. Hierbei müssen WEA, die im Umkreis 
von 500 m um den Horst eines Baumfalken stehen, um das Kollisionsrisiko 
für den Baumfalken unter die Signifikanzschwelle zu bringen ab dem Zeit-
punkt drei Wochen nach dem Schlupf der Jungen für sechs Wochen tags-
über abgeschaltet werden, bis die Jungen abgezogen sind. Der konkrete 
Zeitraum ist abhängig vom Schlupftermin. Weiterhin werden Anforderungen 
an ein erforderliches Monitoring des Baumfalken genannt. Diese Maßnah-
men werden im Rahmen des nachgelagerten BImSchG-Verfahrens ver-
bindlich geregelt. 
 
Die Forderung von 10 ha Kompensationsfläche pro betroffenem Brutpaar 
des Mäusebussards ist fachlich nicht zu bestätigen. SCHREIBER kann die 
Flächengröße von 10 ha auch in der zitierten Quelle aus 2016 fachlich nicht 
begründen (SCHREIBER 2016, S. 27f). Die Kompensationsflächen für den 
Mäusebussard liegen in ausreichender Entfernung zu den geplanten Wind-
parks. 
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Ähnliche Abschaltmaßnahmen sind erforderlich beim Turmfalken, wobei 
hier für 400 Stunden nur ca. 20 % des Tötungsrisikos gemindert wird. 
 
 
 
 
 
Die Waldohreule wird durch ihre nächtlichen Beuteflüge ebenfalls durch 
WEA gefährdet, insbesondere dann, wenn ihr Nistplatz, wie dargestellt, am 
Rande der Wapelniederung liegt.  
 
 
Der Weißstorch ist eine der am stärksten durch Kollisionen mit WKA ge-
fährdeten Arten. In der aktuellen Fundstatistik werden für Deutschland 52 
Kollisionsopfer genannt, von denen 13 aus Niedersachsen stammen. Aus 
dem europäischen Ausland sind weitere 42 Fälle bekannt. Die Beobachtun-
gen des Absturzes eines Jungvogels deuten auf Verwirbelungen als Ab-
sturzursache hin. Mehrere Funde mit ähnlichem Verletzungsbild sprechen 
für regelmäßige Abstürze mit dieser Ursache. Ob es aerodynamisch tat-
sächlich Wirbelschleppen sind, wird kontrovers diskutiert, was aber die Ver-
luste insgesamt nicht in Frage stellt (LANGGEMACH UND DÜRR 2015). 
 
Ein dem Brutgeschehen zuzurechnendes Tötungsrisko ergibt sich grund-
sätzlich ab der Ankunft im Revier (ab Ende Februar) bis zum Abzug (spä-
testens September). Während der gesamten Brutzeit muss das Tötungsri-
siko als hoch eingestuft werden. Das Risiko erhöht sich für die Störche be-
sonders bei der Verfolgung von Rivalen, Thermikflügen und in den ersten 
Wochen nach dem Ausfliegen der Jungstörche (Schreiber et al., 2016). 
 
Im Ergebnis kommt auch Handke (s.o.) zu dem Schluss, dass es ohne z. T. 
längere Abschaltzeiten zu gefährlichen Kollisionen von Greif- und Großvö-
geln kommen wird. 
 
 
 
 

Der Turmfalke, welcher in 2013 in einem Mindestabstand von ca. 705 m 
gebrütet hat, nutzt die Teilflächen des Geltungsbereiches des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes regelmäßig. Im Rahmen der Raumnutzungsun-
tersuchungen an Greif- und Großvogelarten 2016 wurde jedoch festgestellt, 
dass er sich hauptsächlich unterhalb der Rotorhöhe fliegend im Gebiet be-
wegt, so dass kein erhöhtes Kollisionsrisiko erkennbar ist. 
 
Die Waldohreule stellt gemäß Windenergieerlass keine windkraftsensible 
Art dar, es gibt auch keine aktuellen Kenntnisse für eine Empfindlichkeit 
oder eine besonders hohe Kollisionsgefährdung, da die Art meist niedrig 
fliegend über ihren Nahrungsflächen jagt. 
 
Für den Weißstorch ist nach den Ergebnissen der Raumnutzungsuntersu-
chung 2016 das Kollisionsrisiko gering, da er zum einen nicht im Untersu-
chungsgebiet brütet. Aufgrund dieser Tatsache sind die genannten Verhal-
tensweisen, die eine höhere Kollisionsgefährdung nach sich ziehen kön-
nen, hier nicht wahrscheinlich. Zum anderen wurde der Weißstorch im Rah-
men der Raumnutzungsuntersuchungen an Greif- und Großvogelarten 
2016 nur in verhältnismäßig geringen Zeiträumen in Höhenklasse II (Rotor-
bereich) nachgewiesen (22 Min. von 136 Std.).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
HANDKE (2016) trifft als Ergebnis der Raumnutzungsuntersuchung die Aus-
sage, dass nur für Mäusebussard und Baumfalke eine erhöhte Gefährdung 
durch den geplanten Windpark vorliegt und empfiehlt für den selteneren 
Baumfalken ca. sechswöchige Abschaltzeiten während der Endphase der 
Brut für die dem Horst nächstgelegenen Anlage. (Ausführlicheres zum 
Baumfalken siehe weiter oben.)  
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Wir werden im Weiteren auf die Einbeziehung der beiden Gutachten beste-
hen. Weiterhin sollte es im Zusammenhang mit der Wirtschaftlichkeitsprü-
fung Bestandteil der weiteren Planungsschritte sein. 
 
Schlagopfer Fledermäuse 
Es ist nachgewiesen, dass bundesweit besonders während der Zugzeiten 
im Frühjahr und Spätsommer, aber auch standortspezifisch ganzjährig mit 
erhöhten Schlagopferzahlen bei einigen Fledermausarten zu rechnen ist. 
Seit 2002 wird zur Dokumentation von Verlusten an WEA von der Staatli-
chen Vogelschutzwarte des Landesamtes für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz Brandenburg eine Fundkartei geführt, deren Funde im We-
sentlichen auf zufälligen Kontrollen beruhen. Entsprechend dem Stand 
Sommer 2017 stellen Großer Abendsegler (Nyctalus noctula), Kleiner 
Abendsegler (N. leislerii), Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus), Zwei-
farbfledermaus (Vespertilio murinus), Zwergfledermaus (Pipistrellus pi-
pistrellus), Rauhautfledermaus (P. nathusii) und Mückenfledermaus (P. 
pygmaeus) mit 94,4 % die am häufigsten in der Bundesrepublik verunglück-
ten Arten dar. Diese sieben, von 25 in der BRD vorkommenden Fleder-
mausarten, jagen artspezifisch im freien Luftraum und gelangen somit leicht 
in Reichweite der Rotorblätter. Zudem ist für mindestens fünf dieser Arten 
bekannt, dass sie saisonal migrieren und deshalb zusätzlich eine hohe art-
spezifische Gefährdung besteht. Während der Zugzeit ist auf Grund des 
vermutlich breitbandig stattfinden Zuges (Meschede et al. 2017) an allen 
Windparks mit Schlagopfern zu rechnen. Ohne Abschaltzeiten ist in 
Deutschland von einem Schlagopferaufkommen von bis zu einer viertel 
Million Fledermäuse pro Jahr auszugehen ist (vgl. VOIGT et al. 2015). 
 
Wie aus dem Fachbeitrag Fledermäuse (Diekmann & Mosebach „Varel 
Süd“, 2013 und Frey et al., 2016, Anl. 9, Fledermäuse Süd) hervorgeht, sind 
auf den überplanten Flächen Bereiche untersucht worden, die als Funkti-
onsräume hoher und mittlerer Bedeutung für diese Artengruppe relevant 
sind. Insbesondere sind die Kollisionskonflikte im Sommer und Spätsom-
mer/Herbst am größten. Bei einem etwaigen Betrieb von WEA innerhalb 
oder näher als 200 m plus Rotorlänge zu diesen Funktionsräumen sind da-
nach einzig Abschaltzeiten als geeignete Vermeidungs- bzw. Verminde-
rungsmaßnahmen möglich und daher frühzeitig einzuplanen. Die Sommer-
populationen mit dem Nachwuchs als auch die durchziehenden Arten 

Die Gutachten von Schreiber und Handke sind im Umweltbericht bzw. in 
der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung zum Umweltbericht (Anlage 
8 zum Umweltbericht) bereits einbezogen worden. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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Abendsegler, Rauhaut- und Mückenfledermaus sind einem erhöhten Kolli-
sionsrisiko ausgesetzt. Dieses kann nur durch ein zeitlich befristetes Ab-
schalten der WEA bei Temperaturen über 10°C Umgebungstemperatur und 
Windgeschwindigkeiten unter 7,5 m/s vermieden bzw. vermindert werden. 
Eine Kompensation ist auf andere Weise nicht möglich. Die Aufgabe eines 
möglichen Betreibers wird es sein, diese Abschaltzeiten einzuhalten und für 
Nachprüfungen zu dokumentieren. 
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede avisierte Raum zur Realisierung 
von Windparks in der Wapelniederung ist ein Gastvogellebensraum von na-
tionaler Bedeutung; in Teilen ist er Gastvogel-Lebensraum von landeswei-
ter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das Vorkommen 
des Regenbrachvogels als Rast- und Zugvogel. Vor dem Hintergrund der 
Prämisse einer Risiko-und Konfliktminimierung sollten die im Raum liegen-
den Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht gezogen 
werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gastvogellebensraum 
Wapelniederung liegen. Losgelöst davon und im Hinblick auf eine potenzi-
elle artenschutzrechtliche Betroffenheit des Regenbrachvogels, geht das 
Gutachterbüro von einer Bedeutung der betroffenen Flächen im Sinne des 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für die Art aus. Mit Bau und Betrieb von WEA 
würden bedeutende Teile der Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische 
Funktion als Rastgebiet/Ruhestätte für die Art verlieren (Verbotstatbe-
stand). Um den Verbotstatbestand bezüglich des Verlusts der Ruhestätte 
abzuwenden, wurde vom Gutachterbüro eine Ausgleichsmaßnahme in der 
Jader Marsch in einer Größenordnung von 9,6 ha vorgeschlagen. Jedoch 
ist die skizzierten Maßnahme nicht überzeugend; sie beruht überwiegend 
auf unbelegten Annahmen oder der Erfolg scheint eher unwahrscheinlich. 
Die Zweifel machen sich fest an dem zu gering gewählten Flächenansatz 
und dem fehlenden räumlichen Zusammenhang. Außerdem ist die Gebiets- 
und Maßnahmeneignung insgesamt fraglich. Zudem wird von uns nach wie 
vor vertreten, dass sich die Konflikte, die sich in der Wapelniederung zwi-
schen Windenergiewirtschaft und Vogelschutz auftun, nicht nur auf die Be-
deutung des Gebietes als Rastplatz für Regenbrachvögel beschränken, 
sondern es sind, wie beschrieben, auch andere Vogelarten in artenschutz-
rechtlich relevanter Weise betroffen. Die Erwirkung einer Ausnahme vom 
Tötungsverbot stellt den Naturschutz völlig auf den Kopf und wird von uns 
mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln bekämpft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und der Anregung nicht ge-
folgt.  
 
 
 
 
 
 
Zum Regenbrachvogel ist weiter oben bereits ausführlich ausgeführt wor-
den, auch zu der sog. „überschießenden Ausnahme“ für den Verbotstatbe-
stand der Beschädigung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätte. Die für den 
Regenbrachvogel vorgesehenen FCS-Maßnahmen besitzen eine ausrei-
chende Prognosesicherheit und sind geeignet, die negativen Auswirkungen 
des Vorhabens entsprechend den spezifischen Gegebenheiten auszuglei-
chen. 
Auch zur Eignung wurde weiter oben weiter ausgeführt. Die Eignung der 
Flächen und der dazugehörigen Maßnahmen wurde über umfangreiche Un-
tersuchungen (Bestandserfassungen der Biotopstrukturen auf den Flächen 
sowie die Erfassungen zu dem Raumverhalten der Regenbrachvögel) im 
Vorfeld bestätigt, so dass eine für die Planung ausreichende Sicherheit für 
eine zukünftige Nutzung der Flächen durch Regenbrachvögel besteht.  
 
 
Die Darstellung der Wertigkeiten des Untersuchungsraumes bzw. des Gel-
tungsbereiches als auch der erheblichen Umweltauswirkungen, auch für die 
weiteren festgestellten Vogelarten, geschieht umfänglich in den Verfah-
rensunterlagen; dort sind auch die erforderlichen Vermeidungs- und Kom-
pensationsmaßnahmen festgesetzt.  
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Deshalb wird dringend empfohlen, die Windenergiepläne in der Wapelnie-
derung auszusetzen. Der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes 
und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 11 der 
Gemeinde Rastede kann aus den vorgenannten Gründen nicht zuge-
stimmt werden. 
 
Zur 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 12 „Windenergie Lehmder-
moor“: 
Grundlage unserer Stellungnahme sind eigene Beobachtungen im Rahmen 
der Stellungnahmen zum ROV und BVWP zur A 20, dem Gutachten des 
Planungsbüros Diekmann & Mosebach vom 08.03.2016 und mehrjährige 
mit vielen Beweisfotos unterlegte Beobachtungen einer ornithologisch sehr 
engagierten Anwohnerin aus dem Alten Lehmdermoorweg. Der Bereich 
Lehmdermoor wird zwischen Lehmdermoorgraben und Geestrandtief im 
Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland als Vor-
sorgegebiet für Günlandbewirtschaftung ausgewiesen. Daraus folgt natur-
gegeben, dass es sich um einen potenziellen Lebensraum für die überwie-
gend stark gefährdeten Wiesenvögel, die in den letzten 20 Jahren um ca. 
80 % im Bestand abgenommen haben, handelt; wir es also hier mit einem 
hochsensiblen Natur- undLebensraum zu tun haben. Das Planungsbüro hat 
als wertgebende Arten (RL = Rote Liste der in Niedersachsen und Bremen 
gefährdeten Brutvogelarten, s. S. 8) dort Braunkehlchen (RL 2), Gartenrot-
schwanz (RL V) und Rauchschwalbe (RL 3) festgestellt. Zu denken gibt, 
dass weitere wichtige wertgebende Vogelarten keine Erwähnung finden, die 
von der niedrigen Empfindlichkeit (Punktzahl 5) zu einer hohen Empfindlich-
keit (Punktzahl 15) führen müssen. So sind auch hier wie in der Wapelnie-
derung große Ansammlungen von Regenbrachvögeln als Gastvögel beo-
bachtet worden. Auch der in unserem Raum sehr seltene Ortolan (RL 2) ist 
in den letzten beiden Jahren in der Brutzeit festgestellt worden (Belegfoto). 
Ferner sind im Planungsgebiet Braunkehlchen (RL 2), Rotmilan (RL 2), 
Seeadler (RL 2), Rohrweihe (RL V), Weißstorch (RL 3), Wanderfalke (RL 
3), Turmfalke (2015: RL V) auf der Nahrungssuche beobachtet und z. T. 
fotografiert worden. Sogar der Wachtelkönig (RL 2) ist hier in der Brutzeit 
verhört worden. Die Aufzählung mag nicht vollständig sein, zumal wir davon 
ausgehen, dass auch Kiebitz (RL 3), Feldlerche (RL 3), Mehlschwalbe (RL 
3), Wiesenpieper (RL 3), Goldammer (RL V), die schilfbewohnenden Arten 

 
Aus diesen Gründen hält die Gemeinde an ihren Planungen fest. 
 
 
 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 71. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan und wird im Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens abgearbei-
tet. 
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Teich-, Schilf- und Sumpfrohrsänger und viele andere in den übrigen 
Rasteder Moorgebieten brütenden Offenlandbzw. Halboffenlandarten (z. B. 
Fitis, Zilpzalp, Neuntöter, Dorngrasmücke, Schwarzkehlchen, Wachtel) ih-
ren Lebensraum in diesem Moorgebiet haben, um nur einige der wichtigsten 
Vertreter zu nennen. Die Aufzählung allein der z. T. auf Fotos dokumentier-
ten Rote-Listen-Arten rechtfertigt u. E. eine Einstufung des Gebietes in die 
höhere Wertstufe 15 (hohe Empfindlichkeit), erst recht, wenn das seit 2015 
in Delfshausen brütende Storchenpaar in die Betrachtung einbezogen wor-
den wäre. Der bei Sinning 2017 im Jahre 2016 mit Flugbewegungen kar-
tierte Weißstorch von der Jaderlangstraße war nämlich nicht der einzige 
Brutvogel im Raum Delfshausen und muß von Sinning übersehen worden 
sein. Auf dem Grundstück Delfshausen, Dörpstraat 152 (s. Anlage 4) brütet 
nach Aussagen des Grundeigentümers H. Bargmann ein Storchenpaar be-
reits seit 2015! Auch in 2018 wurde durch den NABU Rastede hier wieder 
eine Brut festgestellt (K. Hinsch, H. Vollstädt, S. Lorenz). In der Karte zur 
Anlage 4 ist der Neststandort nit dem 1.000-m-Radius eingezeichnet. Da-
nach läge nur noch die mit WEA 3 bezeichnete Windkraftanlage knapp au-
ßerhalb dieses Schutzbereichs (s. NLT 2014).  
 
Bei der diesjährigen Gastvogelzählung des NABU Rastede im Lehmder 
Moor (H. Vollstädt, S. Lorenz, Anlage 2) konnten signifikant hohe Gastvo-
gelbestände festgestellt werden. So finden sich in Anlage 1 Belegfotos vom 
21.02.2018 aus dem Bereich Delfshausen Nord, die Bläss- und Weisswan-
gengänse in Vergesellschaftung in einer Größenordnung von >1.500 Indi-
viduen zeigen. Insbesondere konnte damit nachgewiesen werden, dass es 
sich bei den Weißwangengänsen mit einer  
 
Maxima von 1.100 Individuen im Lehmder Moor nach NLWKN und KRÜ-
GER et al. 2013 um ein Rastgebiet von landesweiter Bedeutung handelt. 
Die Gewöhnungsfähigkeit von Gänsen an WKA ist zwar gegeben, aber die 
Wechselsituation zwischen Nahrungs- und Schlafplätzen im Gebiet wird 
auch von Gutachtern häufig unterschätzt. Die Flüge von den Nahrungsflä-
chen zu den Schlafgewässern finden überwiegend in der Dämmerung statt, 
wo die Sicht der Tiere stärker eingeschränkt ist. Die Gänse fliegen in die 
Nacht hinein und sind dabei nur in geringer Höhe unterwegs. Hier besteht 
ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko. Außerdem ist der Jungvogelanteil 
zu bedenken, der über keine Erfahrungen mit WKA verfügt.  
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Sinning 2017 weist in seiner AVIFAUNA „WP Delfshausen“ (Brut- und Rast-
vogelerfassungen 2015/2016/2017) insgesamt 12 planungsrelevante Vo-
gelarten (mind. gefährdet nach den Roten Listen, als geschützt nach EU-
Vogelschutz-Richtlinie Anhang I) nach. Als Randbrüter außerhalb des 1.000 
m-Radius wurden im Norden des Untersuchungsgebiets außerdem die 
Rohrweihe mit einem Brutverdacht festgestellt. Bezogen auf die Rastvögel 
kommt dem Gebiet nach Sinning sogar internationale Bedeutung zu! Dabei 
erreicht die Weißwangengans den erforderlichen Schwellenwert für diese 
Einstufung. Aber auch die Rastbestände von Bläss- und Graugans, Kampf-
läufer, Kiebitz und Pfeifente sind nach dem Gutachten signifikant, wobei der 
Kampfläufer eine vom Aussterben bedrohte Art ist. 
 
Fledermäuse im WP Delfshausen 
Mindestens die hier heimischen Fledermausarten Großer Abendsegler 
(Nyctalus noctula), Kleiner Abendsegler (N. leislerii), Breitflügelfledermaus 
(Eptesicus serotinus), Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) und Mü-
ckenfledermaus (P. pygmaeus) sind durch die geplanten Windenergieanla-
gen, besonders in der Zugzeit, stark gefährdet. WEA stellen eine akute Ge-
fährdung für die sich im freien Luftraum bewegenden Fledermäuse dar und 
gelten global als eine Hauptgefährdungsursache für diese Tierarten 
(O‘SHEA et al. 2016). Ohne Abschaltzeiten ist in Deutschland von einem 
Schlagopferaufkommen von bis zu einer viertel Million Fledermäuse pro 
Jahr auszugehen (vgl. VOIGT et al. 2015). Als Schlüsselarten für viele ver-
schiedene Lebensraumtypen zählen Fledermäuse deshalb zu den streng 
zu schützenden Arten der FFH-Richtlinie der Europäischen Union (Anhänge 
II u. IV). Sie unterliegen gem. Bundesnaturschutzgesetz besonders stren-
gem Schutz. Im Gutachten von Sinning (Fledermäuse, WP Delfshausen, 
01/2017) werden die schon zum WP Wapeldorf-Heubült gemachten Be-
obachtungen bestätigt. Auch hier werden die Abschaltzeiten für die einzel-
nen Anlagen in mehreren Tabellen dargestellt. Danach sollen in nieder-
schlagslosen Nächten mit Windgeschwindigkeiten unter 6 m/s in Gondel-
höhe bei Temperaturen > 10° C Abschaltungen erfolgen. Richtigerweise 
wird darauf hingewiesen, dass insbesondere für die Abenseglerarten und 
die Rauhautfledermaus Abschaltungen bei höheren Windgeschwindigkei-
ten (allgemein wird hier von 7,5 m/s ausgegangen) erforderlich werden. Da 
insbesondere die Abendseglerarten bereits in der Dämmerung ausfliegen, 
sind die Abschaltzeiten bereits vor völliger Dunkelheit festzulegen bzw. an-
zupassen (J. Gebhard, W. Bogdanowicz: Großer Abendsegler in: Handbuch 
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der Säugetiere Europas, Band 4/2: Fledertiere). Eine Kompensation auf an-
dere Weise ist auch hier nicht möglich. Zur Überprüfung der festgelegten 
Abschaltzeiten und Windgeschwindigkeiten ist ein zweijähriges Gondelmo-
nitoring durchzuführen (vgl. MU NIEDERSACHSEN 2016). Das Monitoring 
umfasst automatische Messungen der Fledermausaktivitäten im Gondelbe-
reich nach den Bedingungen des Forschungsprojekt des BMU („Entwick-
lung von Methoden zur Untersuchung und Reduktion des Kollisionsrisikos 
von Fledermäusen an Onshore-Windenergieanlagen“ (BRINKMANN et al. 
2011). Die Aufgabe eines möglichen Betreibers wird es sein, die Abschalt-
zeiten einzuhalten und für Nachprüfungen zu dokumentieren. 
 
Generell zur Windkraft in Moorgebieten haben der NABU Oldenburger 
Land und der NABU Rastede bereits 2012/2013 vor der Umsetzung der De-
tails zur landkreisweiten Windkraft-Potenzialstudie im Bereich der Rasteder 
Geestrandmoore gewarnt. Darin waren große Flächen entlang des Gee-
strandes als potenzielle Standorte für Windparks vorgesehen. Die Gee-
strandmoore verfügen über noch weitgehend unberührte Landschaften - mit 
die letzten in Rastede angesichts des immensen Flächenverbrauchs der 
letzten Jahre. Der ursprünglich richtige Gedanke, Windkraft als Teil der er-
neuerbaren Energien mit Blickrichtung auf den sich abzeichnenden Klima-
wandel zu fördern, gerät leider immer mehr in den Hintergrund. Investment-
gesellschaften locken an windexponierten Standorten Kapitalanleger und 
Grundeigentümer mit hohen, staatlich geförderten Renditen und versuchen 
dann, ihr Konzept auf politischer Ebene durchzusetzen.  
 
Dies versucht jetzt offenbar erneut ein „Investor“ in Rastede umzusetzen. 
Dass damit Moorlandschaften zu einem Industriegebiet degradiert werden, 
wird offenbar von der Ratsmehrheit billigend in Kauf genommen. 40-Ton-
ner-LKW tragende massive Zuwegungen für die riesigen Bauteile müssen 
geschaffen und der moorige Untergrund bis in große Tiefen standfest für 
die bis 200 Meter hohen Türme gemacht werden. Allein die erforderlichen 
Entwässerungsmaßnahmen werden unübersehbare Folgen für die dort 
wohnenden Menschen und vom Aussterben bedrohten Tier- und Pflanzen-
arten haben. Aber auch der Moorkörper wird durch die Gründungsarbeiten 
und das Durchstossen des mineralischen Untergrunds auf Dauer durch die 
fehlende Wasserzirkulation, Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche 
Moorrenaturierung, zerstört. Eine Moorregeneration wird dadurch weitge-
hend unmöglich gemacht. Das Ammerländer Geestgebiet erreicht mit über 
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20 m bei Rastede seine größten Höhen. Im Rasteder/Delfshauser Moor – 
also im Planungsbereich – liegen Geländehöhen unter NN bei einem extrem 
gespannten Grundwasserleiter und einem mittleren Grundwasserstand von 
etwa - 0,70 cm (siehe Anlage 3: Karte Grundwasserstände LBEG 2017). 
Durch den Bodenaustausch im Bereich der Zuwegungen und folgender Flä-
chenverdichtung sind durch Moorbodenverdrängung und Schwingungen er-
hebliche Schäden abzusehen. Die engen und tonnagebeschränkten 
Moorstrassen können den zu erwartenden Bauverkehr nicht aufnehmen. 
Schwingungen durch Schwerlasten übertragen sich über den Moorboden in 
weite Bereiche. Somit sind bei den geplanten Baumaßnahme auch im er-
weiterten Baubereich (~4 km) auf Grund von Grund- und Oberflächenwas-
serveränderungen sowie Einflüsse durch Einfahrung von Schwerlasten 
massive Geländeschädigungen wahrscheinlich. 
 
Zudem würde eine bisher relativ unberührte Naturlandschaft in eine Indust-
rielandschaft unter dem Deckmantel des Klimaschutzes verwandelt. Dass 
man seitens der Gemeinde den Wünschen eines Investors soweit entge-
genkommen will, mitten in eine Moorfläche und Erholungslandschaft einen 
wahren „Flickenteppich“ aus Beton, breiten Schotterstrassen usw. zu hin-
terlassen, ist schwer nachzuvollziehen. So sind Naturschutz und Energie-
wende nicht vereinbar! Der hemmungslose Naturverbrauch geht ungeach-
tet aller wissenschaftlichen Erkenntnisse und Warnungen, u. a. der Natur-
schutzverbände, unvermindert weiter. Für die Gewinnmaximierung einiger 
Investmentfonds und -anleger sollte uns unsere Natur und Lebensgrund-
lage zu schade sein! Auch nachfolgende Generationen haben Anspruch auf 
eine unverbrauchte und unverstellte Moorlandschaft! 
 
Wie heißt es so poetisch im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP, 
D2.10 2) des Landkreises Ammerland: „Überwiegend als Grünland genutzte 
Fluß- und Bäkenniederungen, die in der zeichnerischen Darstellung als Vor-
sorgegebiete für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und –entwicklung darge-
stellt sind, sollen durch Maßnahmen, die den Naturhaushalt in seiner Funk-
tionsfähigkeit oder das Bild der Landschaft erheblich stören, grundsätzlich 
nicht beeinträchtigt werden. Negative Entwicklungen in diesen Bereichen, 
z. B. ...die Anlegung von Containerflächen, sind grundsätzlich auszuschlie-
ßen.“  
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Interessanterweise heißt es in der Anlage 6 zu Vorlage 2018/025 der Ge-
meinde Rastede „Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 Windenergie 
Lehmdermoor., Umweltbericht“ auf Seite 54: „Delfshausen ist ein typisches 
Moorkolonistendorf mit z.T. noch erhaltenen streifenförmigen Flurformen. 
Eine prägende Birkenallee und z.T. ältere, tlw. auch reetgedeckt, Wohnhäu-
ser sowie Feldscheunen verleihen dem Dorf eine besondere Eigenart. 
Durch Freiflächen zwischen den einzelnen Häusern sowie ansprechend ge-
staltete, vielseitige Gärten, bewahrt sich das Dorf z.T. einen ursprü ngli-
chen, fast historisch anmutenden Charakter. Der hohe Strukturreichtum ver-
leiht dem Dorf eine besondere Schönheit und Eigenart. Aufgrund dessen 
wird diese Landschaftseinheit mit einer „hohen Bedeutung“ für das Land-
schaftsbild eingestuft.“ 
 
Und: auch wenn es Investoren und unkritische Politiker nicht gerne hören: 
Moore, also auch das Lehmder Moor, sind mit die letzten relativ ungestörten 
Rückzugsgebiete bedrohter Pflanzen- und Tier-, insbesondere Vogelarten, 
die Gefahr laufen, aus der Roten Liste gefährdeter Brutvögel alsausgestor-
ben herauszufallen. 
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede angedachte Bereich zur Reali-
sierung von Windparks im Lehmder Moor stellt sich als Gastvogellebens-
raum von landesweiter Bedeutung, nach Sinning 2017 sogar von internati-
onaler Bedeutung dar. Ausschlaggebend für eine entsprechende Bewer-
tung ist eine Rastmaxima von 1.100 Weißwangengänsen, ungeachtet der 
auch hier immer wieder einfliegenden Regenbrachvögel. Es wird beschrie-
ben, dass auch andere wertgebende Vogel- und verschiedene Fledermaus-
arten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. Zum anderen 
wird hier eine der letzten unverbauten, intakten Moorlandschaften zu einer 
Industrielandschaft mit einem Moorkolonistendorf am Rande durch fünf 
hochaufragende WEA bis zur Unkenntlichkeit verändert. Vor diesem Hinter-
grund sollten die beplanten Windenergie-Potenzialflächen im Delfshauser 
Raum naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht gezogen werden, weil sie 
mitten in einem bedeutenden Gastvogellebensraum und dem Lebensraum 
von weiteren kollisionsgefährdeten Großvögeln (u. a. Rotmilan, Weißstorch 
und Seeadler) liegen. Nicht nachvollziehbar ist der Einwand, dass die Land-
schaft im Lehmdermoor durch die „kommende A 20“ ohnehin eine starke 
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Veränderung erfahren wird. Ob diese Autobahn, deren erster Abschnitt der-
zeit nicht etwa von den betroffenen Gemeinden, die das höchste Interesse 
an der Erhaltung ihrer natürlichen Landschaft und der Lebensqualität ihrer 
Bewohner haben müßte, sondern von einem Naturschutzverband beklagt 
wird, die vielen (juristischen) Hürden bis zum vollständigen Plazet aller sie-
ben Abschnitte jemals schaffen sollte, ist derzeit mehr als fraglich. Darauf 
zu vertrauen, ist höchst fahrlässig und zeigt einmal mehr die Gleichgültigkeit 
der Gemeinde gegenüber Natur und Landschaft. 
 
Der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 12 der Gemeinde Rastede 
kann aus den vorgenannten Gründen nicht zugestimmt werden. 
 
Zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 13 „Windenergie 
Lehmden“: 
Gegen die hier angedachte Planung bestehen grundsätzlich keine Beden-
ken. Allerdings befindet sich nordwestlich an die Potenzialfläche angren-
zend ein älterer Waldbestand und westlich der Kreisstrasse schließt das 
Gelände des Golfplatzes an. Der NABU Rastede hat in Abstimmung mit 
dem Vorstand des Golfclubs in den Jahren 2016/2017 zur Verbesserung 
der Lebensräume auf dem Clubgelände eine große Anzahl von Nisthilfen 
für Brutvogel- und Fledermausfauna installiert. Hierdurch könnte eine Neu-
bewertung der Avifauna und des Untersuchungsraums zu den geplanten 
WEA erforderlich werden.  
 
Zum anderen ist der Brutvogelbestand vom Büro Sinning 2013 mit acht Be-
gehungen zwischen Ende März und Mitte Juli 2011 erfasst worden, der 
Rastvogelbestand von Mitte August 2011 bis Ende März 2012 mit insge-
samt 15 Begehungen. Gegen die seinerzeitige Erfassungsmethode und der 
Ergebnisbewertung bestehen keine Einwände, es liegen inzwischen aller-
dings sechs bis sieben Jahre zwischen den Erfassungen und der jetzigen 
aktuellen Situation. In der Literatur wird allgemein von einem „Verfallsda-
tum“ für avifaunistische Bestandsdaten von fünf Jahren ausgegangen, da 
sich innerhalb dieser Zeitspanne eine totale Veränderung in der Artenzu-
sammensetzung ergeben kann. Deshalb wäre hier wie auch die Kartierung 
der Fledermausbestände aus dem Jahr 2011 (Sinning 06/2013) nochmals 
zu aktualisieren. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 72. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 13 und wird im Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens ab-
gearbeitet. 
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Immisionsschutzrechtliche Prüfungen 
Für alle vorgenannten Bebauungspläne bleiben ohnehin die immisions-
schutzrechtlichen Prüfungen abzuwarten, die übrigens auch für die 
Repoweringpläne in Lehmden bei einer Anlagenhöhe > 50 m gelten. 
 
Bewertungen durch unabhängiges Gutachten 
Bei Durchsicht und Prüfung der uns zur Verfügung gestellten Unterlagen ist 
sichtbar geworden, dass das mit der Planung beauftragte Büro die Kartie-
rungen vor Ort sowie die Abfassung der verschiedenen Gutachten vorge-
nommen hat als auch an den Bewertungen der Eingaben im Rahmen der 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung maßgeblich beteiligt war. Um dem 
Verdacht zu begegnen, dass die vorgenommenen Bewertungen der Einga-
ben im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und die im Zuge 
der aktuellen Öffentlichkeitsbeteiligung vorgebrachten Einwände im Zweifel 
zugunsten des Auftraggebers qualifiziert worden sind bzw. werden, emp-
fehlen wir die Einholung der Stellungnahme einer unabhängigen staatlichen 
Stelle, dem NLWKN, Fachbehörde Staatliche Vogelschutzwarte. In mögli-
chen juristischen Auseinandersetzungen könnte das Fehlen eines unab-
hängigen Gutachtens eine nicht unerhebliche Rolle spielen und als Ver-
säumnis gewertet werden. 
 
Urteile und Beschlüsse aus jüngster Zeit 
Ohne es vorwegnehmen zu wollen, ob es im Falle einer Genehmigung der 
Windkraftplanungen der Gemeinde durch den Landkreis Ammerland zu ei-
ner Klage kommen sollte, möchten wir doch auf mehrere Verwaltungsge-
richtsurteile aus jüngerer Zeit in Bezug auf die Komplexibität der Genehmi-
gungsverfahren von Windparks in den verschiedenen Bundesländern hin-
weisen und damit auf die schwierige Rechtslage, der sich auch die Kommu-
nen gegenübersehen bzw., wie im folgenden Beispiel, aussetzen: 
 
- Ganz aktuell (03.08.2018) hat das VG Oldenburg auf Antrag der Rechts-
anwältin Dr. Jutta Engbers (Friesoythe), dem Landesverband der Bürgerini-
tiativen Umweltschutz (LBU) eine vollstreckbare Ausfertigung seines Be-
schlusses vom 8. Februar 2018 (Az.: 12 B 67/18) erteilt. Mit diesem Be-
schluss ist der (Weiter-) Bau und Betrieb der damals trotz des Bauverbots 
teilweise errichteten acht WEA im Windpark Wehrder vor Mooriem bis zu 
einer endgültigen Entscheidung untersagt worden. Die „Windpark Wehrder 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Feststellung, dass immissi-
onsschutzrechtlichen Prüfungen erforderlich wird, ist korrekt. Dieses Ver-
fahren wird im Anschluss an das Bauleitplanverfahren durchgeführt. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Alle vorliegenden Gutachten 
und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorga-
ben und fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. 
Weiterhin wurden die Eingaben der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
neutral bearbeitet und entsprechen dem üblichen Vorgehen sowie der Mei-
nung der Politik der Gemeinde Rastede im Bauleitplanverfahren. Die ge-
nannten Institutionen wurden im Rahmen der Verfahrensschritte durch die 
Gemeinde beteiligt und konnten Stellungnahmen zu der Planung abgeben. 
Ein Versäumnis lässt sich aus dem gewählten Vorgehen nicht ableiten. 
  
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise auf die Urteile werden zur Kenntnis genommen. Zu der Auf-
listung ist zu sagen, dass in der Regel jedes Planverfahren für sich genom-
men ein „Unikat“ ist und jede mögliche Gerichtsentscheidung immer eine 
„Einzelfallentscheidung“, welche in den wenigsten Fällen Allgemeingültig-
keit erlangt und somit nicht ohne weiteres übertragbar ist. 
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GmbH“ als Betreiber setzte sich jedoch über den Beschluss des Verwal-
tungsgerichts Oldenburg hinweg und baute mit Genehmigung, Duldung und 
Unterstützung des Landkreises Wesermarsch vier der ursprünglich acht ge-
nehmigten Anlagen trotz diverser Anzeigen bei Landkreis und Polizei weiter 
vollständig auf. Vier weitere Anlagen wurden als halbhohe Stümpfe in die 
Landschaft gestellt. 
 
- In seinem Urteil vom 17.03.2016, Az. 22 B 14.1875 und 22 B 14.1876, 
fasst der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) die bisherige 
Rechtsprechung zur Problematik über das Vorkommen von Rotmilanen im 
Bereich von Windrädern zusammen und wies die Klage eines Betreibers 
auf eine Baugenehmigung ab. Zusätzlich urteilte der BayVGH über die Ab-
stände kollisionsgefährdeter Vogelarten zu Windrädern. Diese würden nicht 
mehr der Anlage 2 des noch geltenden Windkrafterlasses in Bayern ent-
sprechen. Ab sofort müssen in Bayern die aktuellen Abstandsempfehlun-
gen der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten („Helgolän-
der Papier“, 04/2015) angewandt werden. Damit gibt das BayVGH klare 
rechtliche Vorgaben für die künftige Genehmigungspraxis in Bayern. Die 
Entscheidung des höchsten bayerischen Verwaltungsgerichtes könnte 
auch Präzedenzfall zum Thema „Windkraft versus Artenschutz“ für ganz 
Deutschland werden. Entsprechende Bestrebungen sind derzeit in Bayern 
im Gange, das Helgoländer Papier für alle Bundesländer als verbindlich mit 
Gesetzeskraft zu installieren.  
 
- In seinem Urteil vom 8.11.2017 hat das Oberverwaltungsgericht Lüne-
burg (OVG) die Beschwerde eines Windkraftbetreibers zurückgewiesen. Im 
Windpark Culturweg in der Gemeinde Ovelgönne waren vom Landkreis 
Wesermarsch insgesamt neun Windkraftanlagen Ende 2016 genehmigt 
worden. Gegen diese Genehmigungen hatte der NABU Widerspruch einge-
legt und gleichzeitig beim Verwaltungsgericht (VG) Oldenburg in einem Eil-
verfahren einen Baustopp beantragt. Das VG Oldenburg hatte diesem An-
trag stattgegeben und die Errichtung der Anlagen mit Beschluss vom 
28.04.2017 untersagt. Gegen den Beschluss des VG Oldenburg war der 
Windkraftbetreiber in die Beschwerde beim OVG gegangen. Die neun be-
reits genehmigten Windkraftanlagen dürfen aus artenschutzrechtlichen 
Gründen weiterhin nicht errichtet werden, weil durch den Windpark seltene 
und streng geschützte Vogelarten gefährdet werden. 
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- Das VG Oldenburg hat im Februar 2018 in einer Eilentscheidung Ro-
dungsarbeiten zum Windpark Bakum (Kreis Vechta) gestoppt. Die Belange 
des Artenschutzrechts und konkret die Auswirkungen der Anlagen auf Vö-
gel und Fledermäuse seien völlig unzureichend bewertet worden (NWZ-On-
line vom 15.02.2018).  
 
- Der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Württemberg hat im Januar 
2018 das Urteil des VG Stuttgart bestätigt, das eine ohne UVP errichtete 
Windkraftanlage in einem von brütenden Rot- und Schwarzmilanen, Baum-
falken und Wespenbussarden besiedelten Gebiet bei Schwäbisch Hall („Or-
lach 6“) dauerhaft stillgelegt hatte. VGH: “...Das wirtschaftliche Interesse sei 
„wegen der im Falle einer signifikanten Erhöhung des Tötungsrisikos dro-
henden irreversiblen Zustände geringer zu gewichten“. Artenschutz sei 
„nicht etwa ein privater Belang, sondern ebenfalls von hohem öffentlichen 
Interesse“. 
 
- Im jüngsten Fall hat sich der Stadtrat Jever gegen weitere Windräder im 
Stadtgebiet ausgesprochen (NWZ vom 17.03.2018). Dabei ging es um den 
Bau von neun 150 Meter hohen Windkraftanlagen, die im Abstand von 500 
Metern zu Wohnhäusern errrichtet werden sollten.  
 
Zu erwähnen wäre in diesem Zusammenhang noch der Kabinettsbeschluß 
der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, die zugunsten der Akzep-
tenz von WEA einen Vorsorgeabstand von 1.500 m zu Wohngebieten im 
Landesentwicklungsplan festgelegt hat (Landtag NRW, Vorlage 17/415). 
Auch die Regierung Schleswig-Holsteins wird künftig einen Regelabstand 
von WEA zu Ortslagen von 1.000 m vorschreiben (Koalitionsvertrag S.-H., 
MP Günther). 
 
Wir bitten um sorgfältige Prüfung unserer Stellungnahme und verbleiben. 
 
Anlage 1: 3 Belegfotos vom 21.02.2018 
Anlage 2: Kartierung Vollstädt/Lorenz v. 21.2.2018 
Anlage 3: Karte Grundwasserstände LBEG 
Anlage 4: Karte Sinning mit Weißstorch Delfshausen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise auf andere politische Entscheidungen werden zur Kenntnis 
genommen. Da es keinerlei Landesvorgaben zu Mindestabständen gibt, 
liegt die Entscheidung, über einzuhaltende Abstände, also die Planungsho-
heit allein bei der Gemeinde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anlagen 1-4 werden zur Kenntnis genommen. 
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Kopien gelangen an die Fraktionsvorsitzenden der im Rasteder Gemeinde-
rat vertretenen Parteien und an den Landkreis Ammerland als Genehmi-
gungsbehörde 
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1 ZANG, H. (1995): Regenbrachvogel (Numenius phaeopus.) in: Zang, H., G. Groß-
kopf & H. Heckenroth (Hrsg.): Die Vögel Niedersachsens und des Landes Bremen 
– Austernfischer bis Schnepfen. Nat.schutz Landsch.pfl. Niedersachs. B, H. 2.5. 
2 KRÜGER, T., J. LUDWIG, P. SÜDBECK, J. BLEW & B. OLTMANNS (2013): Quan-
titative Kriterien zur Bewertung von Gastvogellebensräumen in Niedersachsen, 3. 
Fassung, Stand 2013. Inform.d. Nat.schutz Niedersachsen 33: 70-87. 
3 LAG VSW, Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (2014): Abstands-
empfehlungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogellebensräumen sowie 
Brutplätzen ausgewählter Vogelarten. Ber. Vogelschutz 51: 15-42. 
4 KRÜGER, T., Nipkow, M. (2015): Rote Liste der in Niedersachsen und Bremen 
gefährdeten Brutvogelarten, 8. Fassung, Stand 2015. Inform. d. Nat.schutz Nieder-
sachsen 35(4) (4/15): 181-256. 
 

 Bürger 3:   
 Mit dieser Stellungnahme beziehe ich mich auf die seit dem 11. d.M. öffent-

lich ausgelegten Unterlagen für die benannten 3 Gebiete. Meine Ausführun-
gen gelten für diese Gebiete gemeinsam. 
 
Insbesondere die Begründungen, die Umweltberichte mit den Fachbeiträ-
gen und die dort bereits eingegangenen Stellungnahmen verschiedener 
Bürger habe ich zur Kenntnis genommen. 
 
Ich fordere Sie hiermit auf, den Umfang der gesamten Planung mit zusam-
men 10 Windkraftanlagen (WKA) zu überdenken. Meines EracMens wird 
bei entsprechender Umsetzung ein mehrfaches als die geplanten 50% 
Energieerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen erreicht. Damit ist Ihre 
Planung überdimensioniert. Im März 2016 wurden Daten veröffentlicht, 
nach denen in 2014 bereits 43% des Energieverbrauchs in der Gemeinde 
aus erneuerbaren Energiequellen stammen. Wenn Investoren unter Ihrer 
Mitwirkung die Möglichkeit erhalten, 10 WKAs a 2.300kW zu errichten, so 
ist das nicht zielkonform. Meine Forderung lautet daher, verringern Sie die 
Anzahl der Gebiete, in denen WK-Parks erstellt werden können. 
 
 
 
 
 
 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die deutsche Bundesregierung 
hat mit dem Klimaschutzplan 2050 vom November 2016 ihre anspruchsvol-
len nationalen Klimaschutzziele bestätigt und weiter präzisiert: Deutschland 
hält am bestehenden nationalen Ziel fest, seine Treibhausgas-Emissionen 
bis zum Jahr 2020 um mindestens 40 % zu mindern. Bereits im Dezember 
2014 hatte die Bundesregierung das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 
verabschiedet, um mit zusätzlichen Maßnahmen die absehbare Lücke in 
der Zielerreichung zu schließen. Die Umsetzung des Aktionsprogramms 
Klimaschutz 2020 wird seit 2015 in jährlichen Klimaschutzberichten über-
prüft. Nach dem aktuellen Projektionsbericht zur zukünftigen Entwicklung 
der Treibhausgas-Emissionen wird dieses Ziel mit den bisherigen Maßnah-
men bis 2020 nicht erreicht (Quelle: Umweltbundesamt). Laut Windenergie-
erlass des Landes Niedersachsen handelt es sich bei der Windenergie um 
eine kostengünstige, etablierte und klimafreundliche Technologie deren 
weiterer Ausbau wesentlicher Bestandteil der deutschen und niedersächsi-
schen Energie- und Klimapolitik ist. Niedersachsen besitzt auf Grund seiner 
geografischen Lage und Topografie dabei gute Vorrausetzungen für die 
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Meines Erachtens kann die Gemeinde auf einen WK-Park mit den Flächen 
in Wapeldorf / Heubült verrichten, ohne Gefahr zu laufen, das erklärte Ziel 
zu verfehlen. Die dafür vorgesehenen Flächen nördlich und südlich der 
L820 'Spohler Straße' erscheinen mir als die in mehrfacher Hinsicht umstrit-
tensten zu sein. Eine vergleichende Darstellung aller 3 Gebiete könnte hilf-
reich sein. 
 
 
 
Des weiteren schlage ich folgendes vor: Betreiber von WKAs in den be-
nannten Gebieten werden vertraglich verpflichtet, jährlich wiederkehrende 
Zahlungen i.H.v. mindestens 1.0% aus den Erlösen des Energieverkaufs 
bzw. der Energieeinspeisungsvergütung an eine neutrale Naturschutzbe-
hörde zu entrichten. Ersatzweise verpflichtet sich die Gemeinde Rastede 
selbst zu entsprechenden Zahlungen aus dem dann verbesserten Gewer-
besteueraufkommen. Diese Zahlungen sollen u.a. dazu dienen, in den Jah-
ren der Nutzung von WKAs die Einhaltung der verschiedenen umweltrele-
vanten Auflagen durch Fachkräfte der Naturschutzverbände zu gewährleis-
ten. 
 

Nutzung von Windenergie wodurch dem Land Niedersachsen eine beson-
dere Bedeutung beim Ausbau der Windenergie in Deutschland zu kommt, 
die über die Deckung des niedersächsischen Strombedarfs hinausgeht 
(Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz, 
2016). Es ist daher nicht Planungsziel, nur so viel erneuerbare Energie zu 
produzieren, wie im eigenen Gemeindegebiet gebraucht wird. Die Ge-
meinde Rastede hat sich mit der Durchführung sowohl der Standortpoten-
zialstudie als auch der Bauleitplanungen zu den verschiedenen Windparks 
im Gemeindegebiet dazu entschlossen, einen aktiven Beitrag zum Errei-
chen des Klimaschutzzieles des Bundes zu leisten. 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die für die Errichtung von Windenergiean-
lagen vorgesehenen Areale wurden über die Standortpotenzialstudie als 
bestgeeignete Flächen ermittelt. Weiterführende Untersuchungen und Gut-
achten im Rahmen der Bauleitplanungen zeigen des Weiteren keine un-
überwindbaren Raumwiderstände auf, so dass an der Fortführung der Pla-
nung festgehalten wird. Eine vergleichende Darstellung ist unter dem Ge-
sichtspunkt der Bereitstellung substanziellen Raumes für die Windenergie 
nicht zielführend. 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt, da dem rechtlich zwingende Hindernisse 
entgegenstehen. Die Erteilung einer Genehmigung für den Betrieb einer 
Windkraftanlage von einer Zahlung des Betreibers abhängig zu machen, 
die an Dritte erfolgt, ist unzulässig. Es gibt keine gesetzliche Grundlage für 
eine solche Abgabe. Nur auf gesetzlicher Grundlage dürfen Abgaben erho-
ben werden.  
Die Erteilung einer Genehmigung darf auch nicht von einem Entgelt abhän-
gig gemacht werden. Die Erbringung von entgeltlichen Leistungen durch 
den Betreiber einer Windkraftanlage kann nur im Rahmen eines städtebau-
lichen Vertrages oder eines Erschließungsvertrages geregelt werden. Hier-
nach sind regelmäßig Entgelte für den Betrieb der Anlagen nicht zulässig. 
Eine ersatzweise Verpflichtung der Gemeinde zu Zahlungen für den Natur-
schutz, ist gesetzlich nicht vorgesehen. Demgemäß kann auch die Gemein-
devertretung in ihrem Haushalt keine Abgabenlast zur Zahlung an Natur-
schutzverbände vorsehen.  
Der Vorschlag basiert auf einer gesetzlich nicht vorgesehenen Abgabenlast 
und postuliert demgemäß eine unzulässige Abgabenerhebung. 
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 Bürger 4:   
 Als Bürger des Ortes Connefordel / Almsee bin ich zwar durch lmmisionen 

wie Lärm und Schattenwurf wohl nicht betroffen; jedoch die Zerstörung mei-
nes heimatlichen Landschaftsbildes ist vorprogrammiert. 
 
Das in der amtlichen Bekanntmachung vom 03.07.2018 genannte Ziel der 
Konzentrationswirkung für Windkraftanlagen im Gemeindegebiet wird mit 
der Ausweisung weiterer Windparkflächen nicht erreicht und steht somit 
dem § 35 Abs. 3 Bau Ges. Buch entgegen. 
 
 
 
 
Zudem sei die Frage erlaubt, ob weitere Windenergieanlagen der geplanten 
Größenordnung energiepolitisch sinnvoll sind zumal der davon erzeugte 
Strom unstet ist, nicht kostengünstig gespeichert werden kann und längst 
noch nicht dahin abgeführt werden kann, wo er gebraucht wird.  
 
 
 
 
 
Außerordentlich beklagenswert ist für mich die Tatsache, mit welcher Leich-
tigkeit von Seiten des Rates und der Verwaltung in den letzten beiden Jah-
ren gegen den Willen der betroffenen Bürger entschieden wurde.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich lehne daher die oben unter 1.) und 2.) genannten Punkte entschieden 
ab. 

 Die mit der Errichtung von Windenergieanlagen verbunden Eingriffe in das 
Landschaftsbild wurden im Umweltbericht bewertet und entsprechende 
Kompensationsmaßnahmen zum Ausgleich ermittelt.  
 
Die Feststellung, dass die vorliegende Planung keine Konzentrationswir-
kung entfaltet ist nicht korrekt. Durch die Flächennutzungsplanänderungen 
für die Windenergienutzung bestimmt die Gemeinde Rastede Flächen, auf 
denen Windenergieanlagen errichtet werden sollen. Im gesamten übrigen 
Gemeindegebiet werden diesen Anlagen ausgeschlossen. Ohne diese Pla-
nung der Gemeinde wären diese Anlagen im gesamten Gemeindegebiet 
als privilegierte Anlagen zulässig.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die geplanten Anlagen mit 
Höhen von rund 150 m können einen Beitrag zur Energiewende leisten und 
sind daher auch energiepolitisch sinnvoll. Die Unstetigkeit des Stromflusses 
von Windkraftanlagen, der Weitertransport des Stroms und die Speicher-
möglichkeiten von Strom sind Themen, die mit Nachdruck, vor allem auf 
Bundesebene „bearbeitet“ werden müssen. Diese Themen sind nicht Ge-
genstand der vorliegenden Bauleitplanung.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die politischen Gremien der Ge-
meinde haben sich nicht leichtfertig für die vorliegende Planung entschie-
den. Die Gemeinde hat sich intensiv mit dem Thema erneuerbare Energien 
und hier vor allem auch mit dem Thema Windenergie beschäftigt. Die Ge-
meinde Rastede führt diese Planung durch, um ihren Beitrag zur Energie-
wende zu leisten und auf diesem Weg Kohle- und Atomkraftwerke überflüs-
sig zu machen und somit vor allem die mit diesen Kraftwerken und deren 
Abfallprodukten verbunden Gefahren zu vermeiden. Es liegt in der Natur 
der Sache, dass sich die Beeinträchtigung einiger weniger nicht ganz ver-
hindern lassen, was einigen Bürgern ungerecht erscheinen mag. 
 
Die Ablehnung wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hält aus den 
oben genannten Gründen an der vorliegenden Planung fest. 

 Bürger 5:   
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 Die folgenden Anregungen und Hinweise - wie Sie sie in Ihrem Schreiben 
vom 05.07.2018 zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nennen - reiche 
ich zur Entscheidungsfindung der politischen Gremien der Gemeinde 
Rastede, also der Ratsherren und zur Absicherung der Durchsetzung mei-
ner späteren rechtlichen Forderungen ein. 
 
Ich beziehe mich vollumfänglich auf meine bereits in der frühzeitigen Öffent-
lichkeitsbeteiligung eingereichten Einwendungen. Ihre Abwägungen auf 
meine Einwendungen gem. Ihrem Schreiben vom 05.07.2018 konnten mich 
nicht überzeugen. Die Windkraftanlagen werden den dörflichen Charakter 
von Wapeldorf zu einem Gewerbegebiet/Industriegebiet wechseln. 
 
Die Immissionen der Anlagen werden auf die 203 Einwohner (Stand 
2017,Statistisches Jahrbuch der Gemeinde Rastede) von Wapeldorf und 
auch auf die Anwohner der umliegenden Ortschaften einwirken. Auch wenn 
die derzeitigen gesetzlichen Bestimmungen für Windkraftanlagen eingehal-
ten werden, sollte dies bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt wer-
den. 

 
Die Schallbelastungen der Anlagen sind theoretische Werte, die durch Wet-
tereinflüsse (Wind), Bebauung usw. abweichen werden. 
 
Die Schallpegel Addition ist nicht berücksichtigt. Bei der Einwirkung von 
mehreren Schallquellen ergibt sich eine Zunahme des Schalls. Es kann 
nicht von der größten Schallquelle ausgegangen werden. Hier führe ich als 
weitere Schallquelle die BAB 29 an. Im Schallgutachten wird der Schall von 
einer Anlage berücksichtigt, nicht ab der von mehreren Anlagen mit glei-
chem Schallpegel. Z. B. führt die Addition von nur zwei gleichen Schallpe-
geln zu einem um drei Dezibel höheren Wert. 
 
 
 
 
 
 
 

 Die einführenden Worte werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Planung beruht auf den ak-
tuellen Rechtsgrundlagen und fachlich anerkannten Bewertungsgrundla-
gen. Aus diesem Grund hält die Gemeinde an der vorliegenden Planung 
fest. 
 
 
 
Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 
geplanten Anlagen erstellt. Es wurden die für alle Anlagen maximal zuläs-
sige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pegel nicht überschreiten, 
um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstgelegenen schutzbedürfti-
gen Nutzungen nicht zu überschreiten.  
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. be-
triebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung in 
Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und insbe-
sondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Gegen den Körper-
schall gibt es technische Vorkehrungen. Bereits 1994 Schrieb G. Böhmeke 
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Beeinträchtigung durch Körperschall, der durch das Fundament der WEA 
über den Boden übertragen und über z. B. die Wasserleitung in mein Haus 
getragen werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beeinträchtigungen durch Schattenwurf und Effekte durch Spiegelungen 
bei Sonnenschein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Grundwasserabsenkung während der Bauphase kann zu Schäden an 
meinem Gebäude und an meinem Pflanzenbestand führen. Diesen Hinweis 
haben Sie ja bereits zur Kenntnis genommen und zu Gebäudeschäden bei 

in einem Aufsatz „Maßnahmen gegen Körperschall an Windkraftanlagen“ 
dazu folgendes: „Der unvermeidliche Körperschall des Getriebes und Ge-
nerators kann durch Körperschallentkopplung wirkungsvoll vom Turm fern-
gehalten werden. Die Entkopplung kann durch eine flächige, elastische La-
gerung der gesamten Getriebe/Generatoreinheit auf einer Grundplatte er-
folgen. Die Lagerung auf Elastomeren hat sich gegen alle anderen federn-
den Bauteile durchgesetzt. Stahlfedern scheiden wegen ihrer zahlreichen 
Eigenfrequenzen im abzutrennenden Bereich aus. Alternativ realisiert wer-
den doppelwandige Getriebegehäuse mit Sandfüllung, Gußeisen-Flansch-
ringen am Turmkopf, doppelwandige sandgefüllte Turmbereiche, Auftragen 
von Entdröhnmasse auf die Turmwände und Anschweißen von speziellen 
Schwingungsdämpfer-Elementen. Im Einzelfall kann eine Kombination 
aus Entkopplung durch Elastomerteile und Zusatzmassen im Unterbau 
sinnvoll sein.“ 
 
 
 
Zum Thema Schattenwurf 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Wind-
energieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so 
dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 
30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bil-
den zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bun-
desländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissi-
onsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Zum Thema „Disco-Effekt“ (Spiegelungen/Reflektionen bei Sonnenschein) 
Um diesen Effekt auszuschließen sind die Windenergieanlagen in einem 
mattierten Farbton herzustellen. 
 
Zum Thema Grundwasserabsenkung 
Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) voraus-
sichtlich nicht dauerhaft durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung wird nur 
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Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der Genehmigungs-
behörde mitgeteilt. Zu den Pflanzenbeständen teilten Sie mit, dass diese 
anpassungsfähig seien und trockenere Phasen überdauern. Diese Meinung 
teile ich nicht und sehe mich in diesem trockenen Sommer 2018 bestätigt. 
Es verwundert mich, dass bei der gleichen Anregung eines anderen Bür-
gers mitgeteilt wird, der Sachverhalt wird im Rahmen der verbindlichen Bau-
leitplanung genauer betrachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wertminderung meiner Immobilie. Dr. Axel Tausendpfund von der Eigentü-
mergemeinschaft Haus und Grund beziffert die Wertminderung durch 
WEA´s auf 20 - 30 % bis hin zur Unverkäuflichkeit. 
 
Die Vermietung kann ebenfalls durch die Anlagen schwieriger werden und 
zu finanziellen Einbußen führen. 

für die Dauer des Baus der Fundamente temporär durchgeführt (Dauer ge-
schätzt: 4 Wochen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grundwassersitua-
tion ist im Rahmen der Genehmigungsplanung neben ausführlichen Re-
cherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der Bau von 
Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels 
dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen bereits im Vorfeld 
der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasserschwankungen und 
Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Sämtliche Arbeiten zur Was-
serhaltung werden überwacht und mit der Unteren Wasserbehörde des 
Landkreises Ammerland abgestimmt.  
 
Außerdem kann in Bezug auf mögliche Schäden an Gebäuden bei entspre-
chenden Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der Ge-
nehmigungsbehörde bestimmt werden. 
 
Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. Po-
sitiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des Was-
sers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer Grundwas-
serabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbestände hin-
gegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre eine Absen-
kung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflanzenbestände 
anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein im Sommer wit-
terungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
 
 
Zum Thema Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
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wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 

 Bürger 6:   
 Mit der Aufstellung des o.g. Bebauungsplanes beabsichtigt die Gemeinde 

Rastede auf ihrem Gemeindegebiet einen Windpark zu errichten. Gegen 
diesen reichen wir folgende Einwendungen ein. 
 
Was passiert bei Feuer? Bisher konnten Brände hier in Wapeldorf /Heubült 
die Brände nicht oder nur unzureichend gelöscht werden, weil keine ausrei-
chende Menge Wasser zur Verfügung stand. Was ändert sich beim Bau der 
Windenergieanlagen? Sollen mehr Hydranten errichtet werden? Wer be-
zahlt die Einsätze der Feuerwehren? Grade in trockenen Sommern, wie die-
sen besteht die große Gefahr, dass unsere Häuser bei einem Flächenbrand 
mit zu Schaden kommen.(Moorbrände sind kaum zu löschen!) 
 

  
 
 
 
Im Rahmen des Antrages nach Bundesimmissionsschutzgesetz wird das 
erforderliche Brandschutzgutachten der Genehmigungsbehörde vorgelegt. 
Die Löschwasserversorgung des Plangebietes wird entsprechend den An-
forderungen des vorbeugenden Brandschutzes in Abstimmung mit der zu-
ständigen Brandschutzdienststelle des Landkreises Ammerland, den Frei-
willigen Feuerwehren der Gemeinde Rastede und dem Oldenburgisch-Ost-
friesischen Wasserverband (OOWV) sichergestellt. Auf diese Weise wird 
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Der Wertverlust unseres Hofes steht nach wie vor im Raum. Es ist mittler-
weile nachgewiesen, dass die Akzeptanz der Windenergieanlagen in der 
Bevölkerung abgenommen hat.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

sichergestellt, dass sich ein Feuer, im Falle eines Brandes einer Windener-
gieanlage, nicht ausbreiten kann. 
 
Zum Thema Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
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Lärm und lnfraschall machen nachweislich krank. Die Universität Mainz hat 
inzwischen an Hand von Studien nachgewiesen, dass Herzzellen durch Inf-
raschall geschädigt werden. Sollten wir unseren Hof einmal verkaufen müs-
sen, wird dies einen erheblichen finanziellen Verlust nach sich ziehen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Zum Thema Schall 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Windenergieanlagen mit ei-
ner Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen dem immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BImSchG. Im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass die Windenergieanlagen 
hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrieben werden, dass die Im-
missionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächstgelegenen schutzwürdigen 
Nutzungen eingehalten werden. So wird sichergestellt, dass durch die 
Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden 
Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen wer-
den, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen wi-
dersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes in-
sofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufgenom-
men wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der Be-
trieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte ge-
sichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
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Die Zuwegung zu den Windenergieanlagen liegt direkt gegenüber unserer 
Hofeinfahrt. Wer kommt für die Schäden an der Einfahrt auf? Die LKW mit 
den Baumaterialien und auch die Schwertransporte mit den Windenergie-
anlagen sind definitiv zu breit für den Vorderweg. Wir befürchten, dass diese 
immer über meine Einfahrt ausholen werden, um auf die Zuwegung zu kom-
men. Wer kommt für die Schäden auf? Da in den Einwendungen unter-
schiedlich geantwortet wurde, was mit den Schäden an Privathäusern und 
Wegen passiert, bitten wir gleich darum, dass unser Hof mit aufgenommen 
wird. 
 
 
 
 

des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit uner dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde bewusst. 
Daher wird im Vorfeld auch durch ein Beweissicherungsverfahren der Zu-
stand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Erforderlichen-
falls werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. Die 
Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. Beweissicherungsver-
fahren für Privatgebäude sind privatrechtliche Angelegenheiten, die zwi-
schen dem Vorhabenträger und den Anliegern privat geklärt werden müs-
sen. 
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Da in der Landwirtschaft der Flächenbedarf sehr hoch geworden ist, ist es 
verwunderlich, dass hier ein Flächenverbrauch von 6000m2 Vollversiege-
lung und für die Zuwegung noch einmal 12.395m2 verbaut werden soll. Zu-
dem kommen die Kompensationsflächen, auch diese fallen dauerhaft zur 
Futtergewinnung aus. Kann das im Sinne einer Koalition von CDU und Grü-
nen sein? 
 
Wir fühlen uns in unseren Nachbarschaftsrechten erheblich eingeschränkt. 
BGB §§906,1004 drittschützende Norm. 
 
Das Schallgutachten ist falsch. Wir beantragen ein unabhängiges Gutach-
ten neu erstellen zu lassen. Was ist bei ihnen eine unzulässige Lärmbeläs-
tigung? Jeder Mensch hat ein anderes Lärmempfinden, so dass es hier 
keine Vereinheitlichung geben kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auch der Schattenwurf wirkt sich unterschiedlich auf den einzelnen Men-
schen aus. Auch wenn es am Tag nur ein Schattenwurf von ca. 30 min ge-
ben darf, wirkt dieser sich nachteilig auf die Gesundheit aus. 

Die Gemeinde Rastede kann den Vorhabenträger nicht zur Durchführung 
von Beweissicherungsverfahren an privaten Anlagen verpflichten. Die Ge-
meinde Rastede stellt jedoch in Aussicht, die privaten Eigentümer bei der 
Forderung eines Beweissicherungsverfahrens zu unterstützen.  
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Flächeninan-
spruchnahme führt nicht dazu, dass es zu Problemen für die Ansässigen 
Landwirte kommt.  
 
 
 
 
 
 
 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
gig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windener-
gieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Wind-
energieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so 
dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 
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Auch das Greifvogel Gutachten ziehen wir in Zweifel. Auch hier fordern wir 
ein unabhängiges Gutachten. Als die Vogelzähler unterwegs waren, muss-
ten wir sie erst auf den Adler aufmerksam machen. Der Seeadler ist täglich 
hier in Wapeldorf /Heubült zu sehen. Er fliegt regelmäßig über das Gebiet 
der geplanten Windenergieanlagen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bil-
den zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bun-
desländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissi-
onsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt. Auch die Greifvogel-Gutachten sind durch 
ein unabhängiges Gutachterbüro erstellt worden. Grundsätzlich stellen Be-
standsaufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. Um die Beurteilungs-
grundlagen zu vereinfachen, reichen einjährige Erfassungen zur Beurtei-
lung von Eingriffen jedoch aus. Im vorliegenden Fall liegt mit einem voll-
ständigen Untersuchungsjahr zu Brut- und Gastvögeln und mit den zusätz-
lich durchgeführten Sonderuntersuchungen des unabhängigen Gut-
achtachterbüros Handke zum Thema Seeadler, Raumnutzung von Greif- 
und Großvögeln und des Regenbrachvogels in den Jahren 2016 und 2017 
eine extrem hohe Untersuchungsdichte vor. Somit sind die Daten in jedem 
Fall ausreichend für eine Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf 
die vorkommenden Arten. Für regelmäßige überfliegende Seeadler in 2016 
und 2017 gibt es keinerlei fachlich fundierte Grundlagen. Für die Angaben 
der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, d.h. konkrete Angaben 
zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie Aufzeichnungen in Karten. 
Durch das Gutachterbüro Handke wurden in 2016 an 50 Terminen mit 443 
Stunden Seeadler und andere Großvögel von März bis Juni untersucht, an 
weiteren 21 Terminen Regenbrachvögel (Mai bis August), sowie an weite-
ren 25 Terminen mit 125 h von Juli bis September Baumfalken. Somit waren 
die Fachgutachter an ca. 96 Terminen zwischen März und September im 
Bereich der Windparkfläche Süd anwesend. Dies entspricht durchschnitt-
lich einem Begutachten der Flächen an jedem zweiten Tag. Dabei wurde 
ein juveniler  Seeadler einmal überfliegend und zweimal in der Nähe beo-
bachtet. Während der 45 Beobachtungstage mit insg. 384 Stunden im Jahr 
2017 wurde lediglich an einem Termin dreimal ein Seeadler in der Nähe 
des Geltungsbereiches mit einer Gesamtbeobachtungszeit von rund 23 Mi-
nuten beobachtet, was 0,1 % der Gesamtbeobachtungszeit entspricht. Die 
Beobachtungsintensitäten und –punkte für die Raumnutzungsuntersuchun-
gen in 2016 wurden auf Basis langjähriger Erfahrungen des Gutachterbüros 
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Wer garantiert uns, dass im Sommer während des Fledermausfluges die 
Anlagen abgeschaltet werden? Wer kontrolliert das? Und sind die Anlagen 
dann nicht noch unrentabler. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Denn Herr Schröder hat schon den Landbesitzern gegenüber geäußert, 
dass die Windenergieanlagen, die er hier zu bauen beabsichtigt, jetzt schon 
unwirtschaftlich sind. Warum wollen wir unsere Natur, unsere Landschaft 
und die Gesundheit der Anwohner für unwirtschaftliche Anlagen aufs Spiel 
setzen. 
 
 
 
 
 

Handke in Abstimmung mit den Landkreisen des betroffenen Raumes ge-
wählt, so dass an den Aussagen der Gutachten zu den Vorkommen und 
Verteilung von Vogelarten im Raum keine Zweifel bestehen. Als Ergebnis 
der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen zum Seeadler 2016 und 
2017 gibt es auch keine Hinweise auf attraktive Nahrungsgebiete südlich 
des Untersuchungsgebiets, die ein regelmäßiges Queren der Windparkflä-
chen wahrscheinlich machen würden. Die Haupt-Jagdgebiete des Seead-
lerpaares befinden sich nördlich am Jadebusen und östlich an der Jade, 
einem Teichgebiet bei Bollenhagen und westlich Jaderaußendeich. In der 
Windparkfläche selbst wurden keine Nahrungsflüge beobachtet. Da hier au-
ßerdem keine Seeadler in Höhenklasse II (in Rotorhöhe) registriert wurden, 
wird das Kollisionsrisiko für den Seeadler als gering eingeschätzt. 
 
Insgesamt ist auf Grundlage der durchgeführten Untersuchungen nicht er-
sichtlich, dass für den Seeadler ein erhöhtes Kollisionsrisiko bei Umsetzung 
des Vorhabens besteht.  
 
Die Programmierung der Steuerung der Windenergieanlagen kann durch 
die Genehmigungsbehörde vom Betreiber als Nachweis des ordnungsge-
mäßen Betriebes in Bezug auf die vorgesehenen Abschaltzeiten während 
des erhöhten Fledermausauskommens angefordert werden. Der Betreiber 
wird zu den üblichen Geschäftszeiten erreichbar sein.  
 
Ob die zitierte Aussage des Investors von ihm getätigt wurde und auch so 
gemeint oder zu verstehen war, kann nicht beurteilt werden. Es liegen der 
Gemeinde dazu keine Informationen vor. 
 
 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Wind-
energieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so 
dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 
30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bil-
den zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bun-
desländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissi-
onsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
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Die Bedrängungswirkung der Anlagen ist zu hoch und nicht genügend für 
uns beachtet worden. Wer kontrolliert die Abschaltungen bei Schattenwurf? 
Schattenwurf hat auch eine krankmachende Wirkung. Dies ist nicht ausrei-
chend bedacht worden. 
 
Warum entscheidet sich die Gemeinde nicht dafür den Abstand zu Wohn-
gebäuden auf 1000m zu erhöhen? Sie haben ja die Höhe der Anlagen 
schon bestimmen können, warum nicht auch den Abstand? 
 
 
 
 
 
 
 
Was passiert bei der Grundwasserabsenkung? Wer kontrolliert die Auswir-
kungen? Sind die Auswirkungen auf das Oberflächenwasser genügend be-
rücksichtigt worden? Der Bau der Windenergieanlagen verursacht Lärm. 
Wer schützt uns davor? Der Vorderweg ist nur für eine Last von 5t ausge-
legt. Ist dies hinreichend beachtet worden? Warum halten Sie sich nicht an 
die Vorgaben des Landesraumordnungsprogrammes? Der Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen? Wo ist diese Kenntnis eingeflossen. LROP: Zu den 
entgegenstehenden öffentlichen Belangen kann auch gehören, wenn durch 
Ziele der Raumordnung oder durch Darstellungen im Flächennutzungsplan 
eine Ausweisung für die Windenergie an anderer Stelle erfolgt ist usw. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Eine mögliche bedrängende Wirkung kommt nur dann in Betracht, wenn 
mehrere Windparks eine Wohnnutzung von mehreren Seiten einkesseln 
würden. Dies ist im vorliegenden Planfall eindeutig nicht der Fall. Eine wei-
tergehende Betrachtung ist daher nicht erforderlich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in Niedersachsen etablier-
ten Abstände (häufig 500 m) resultieren aus Erfahrungswerten und dem 
Erfordernis der Windenergie substanziell Raum einzuräumen. Die Einhal-
tung der gesetzlichen Vorgaben bezogen auf Schall und Schatten wird über 
entsprechende Fachgutachten geprüft und im Rahmen des BImSch-Ver-
fahren werden ggf. erforderliche Abschaltzeiten zur Einhaltung der gesetz-
lichen Vorgaben als Auflage zur Genehmigung gemacht. Die Anlagen sind 
dann so zu programmieren und zu betrieben, dass die Vorgaben eingehal-
ten werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die erforderliche Grundwasser-
absenkung wird nach Aussage des Gutachters (BÖKER UND PARTNER, An-
lage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) voraussichtlich nicht dauerhaft 
durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung wird nur für die Dauer des Baus 
der Fundamente temporär durchgeführt (Dauer geschätzt: 4 Wochen). Zur 
Erfassung der kleinräumigen Grundwassersituation ist im Rahmen der Ge-
nehmigungsplanung neben ausführlichen Recherchen (Untere Wasserbe-
hörde, NLWKN, OOWV, GLD) der Bau von Grundwassermessstellen im 
Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels dieser Messstellen und ggfs. 
einem Pumpversuch sollen bereits im Vorfeld der Maßnahme Daten zur 
Varianz der Grundwasserschwankungen und Reichweite der Absenkung 
ermittelt werden. Das anfallende Wasser kann bei Vorliegen der Einleitpa-
rameter in die Wapel abgeleitet werden. Dazu wird wahrscheinlich eine Ent-
eisenung des gepumpten Wasser notwendig. Sämtliche Arbeiten zur Was-
serhaltung werden überwacht und mit der Unteren Wasserbehörde des 
Landkreises Ammerland abgestimmt.  
 
Außerdem kann in Bezug auf mögliche Schäden an Gebäuden bei entspre-
chenden Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der Ge-
nehmigungsbehörde bestimmt werden. 
 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         45 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch die Planungen für den Windpark wird die Dorfgemeinschaft stark ge-
spalten. Nachbarn reden nicht mehr miteinander oder streiten. Ihre Antwort 
darauf ist schon sehr seltsam. Wir fühlen uns durch die Planung sehr wohl 
in unrechtmäßiger Weise beeinträchtigt und in unseren persönlichen Rech-
ten verletzt. 
 
 
 
 
Wir bitten um persönliche Antworten. 
 

Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. Po-
sitiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des Was-
sers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer Grundwas-
serabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbestände hin-
gegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre eine Absen-
kung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflanzenbestände 
anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein im Sommer wit-
terungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesellschaftlicher Wandel geht 
immer mit Kontroversen und unterschiedlichen Ansichten einher. Die Ge-
meinde sieht jeden Bürger selbst in der Pflicht, seinen Mitmenschen und 
insbesondere Nachbarn mit angemessenen Verhalten gegenüberzutreten 
und unterschiedliche Interessen und Meinungen, zu der jeder Mensch das 
Recht hat, zu respektieren und letztendlich auch zu akzeptieren. Niemand 
wird durch die Planung in unrechtmäßiger Weise beeinträchtigt oder in sei-
nen persönlichen Rechten verletzt. 

 Bürger 7:   
 Die folgenden Anregungen und Hinweise - wie Sie sie in Ihrem Schreiben 

vom 05.07.2018 zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nennen - reiche 
ich zur Entscheidungsfindung der politischen Gremien der Gemeinde 
Rastede, also der Ratsherren und zur Absicherung und Durchsetzung mei-
ner späteren rechtlichen Forderungen ein. 
 
Ich beziehe mich vollumfänglich auf meine bereits in der frühzeitigen Öffent-
lichkeitsbeteiligung eingereichten Einwendungen. Ihre Abwägungen auf 
meine Einwendungen gem. Ihrem Schreiben vom 05.07.2018 konnten mich 
nicht überzeugen. Vielleicht mögen viele identische "Anregungen" einge-
reicht worden sein, lapidare Zurückweisungen oder bloße Zur-Kennnisnah-
men machen es nun auch nicht besser, Ihr Vorhaben zu verstehen. 
 
Darüber hinaus möchte ich konkrete Werte hinsichtlich der Schallbelastun-
gen erfahren. Ihre Werte sind rein theoretischer Natur. Was passiert bei 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         46 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

heftigem Sturm, was bei Orkanen? Wie entwickelt sich der die Schalldyna-
mik bei mehreren, parallel betriebenen Anlagen? Wie entwickelt sich der 
Schall unter Berücksichtigung und Addition des Schalls der A29? 
 
Wie verhält sich die Schallpegelabnahme im Mitwindbereich, wie im Gegen-
windbereich? 
 
Haben Sie neben den aerodynamisch erzeugten Geräuschen die mecha-
nisch erzeugten Geräusche vermessen? Wie? 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich befürchte durch die Baumaßnahmen erheblich beeinträchtigt zu wer-
den? Was passiert mit meinem Haus? Mit meinen Pflanzen? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

geplanten Anlagen (mit allen Geräuschen) erstellt. Es wurden die für alle 
Anlagen maximal zulässige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pegel 
nicht überschreiten, um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstgelege-
nen schutzbedürftigen Nutzungen nicht zu überschreiten. Bei Starkwind o-
der Sturm sind die Windgeräusche lauter, als der Schall der Anlagen, so 
dass die Anlagen dann gar nicht mehr wahrgenommen werden können. 
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. be-
triebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung in 
Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und insbe-
sondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) voraus-
sichtlich nicht dauerhaft durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung wird nur 
für die Dauer des Baus der Fundamente temporär durchgeführt (Dauer ge-
schätzt: 4 Wochen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grundwassersitua-
tion ist im Rahmen der Genehmigungsplanung neben ausführlichen Re-
cherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der Bau von 
Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels 
dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen bereits im Vorfeld 
der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasserschwankungen und 
Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Sämtliche Arbeiten zur Was-
serhaltung werden überwacht und mit der Unteren Wasserbehörde des 
Landkreises Ammerland abgestimmt.  
 
Außerdem kann in Bezug auf mögliche Schäden an Gebäuden bei entspre-
chenden Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der Ge-
nehmigungsbehörde bestimmt werden. 
 
Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
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Ich befürchte einen massiven Wertverlust meines Hauses. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. Po-
sitiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des Was-
sers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer Grundwas-
serabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbestände hin-
gegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre eine Absen-
kung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflanzenbestände 
anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein im Sommer wit-
terungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
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Ich denke, dass der Schall ein nächtliches Schlafen unmöglich machen 
wird. Kann ich mein Haus dann schallschutztechnisch sanieren lassen, wer 
zahlt dies? 
 
 
 
In einem ebenen Gelände (zo = 0,05 m) nimmt die Windgeschwindigkeit 
beim Übergang von der Höhe 65 m auf eine Höhe von 120 m um den Faktor 
1,086 zu. Die vom idealen Rotor aus dem Wind entnehmbare Leistung ist 
proportional zur dritten Potenz der Windgeschwindigkeit. Der höhenbeding-
ten Zunahme der Windgeschwindigkeit um den Faktor 1,086 entspricht so-
mit theoretisch eine Zunahme der erzeugbaren Leistung um den Faktor 
1,0863 = 1,28. Warum führt man in der Gemeinde Rastede nicht mehr 
repowering durch? 
 
Die Windkraftanlagen werden den dörflichen Charakter von Wapeldorf zu 
einem Gewerbegebiet/Industriegebiet wechseln. 
 
 
 
 
Der Schattenwurf, bzw. die Spiegelungen beeinträchtigen mich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Durch die Bundesimmissionsschutzrechtliche Genehmigung wird sicherge-
stellt, dass die Anlagen nur einen Schall erzeugen werden, der die erforder-
lichen gesetzlichen Grenzwerte an den umliegenden schutzbedürftigen 
Nutzungen einhält. Eine schallschutztechnische Sanierung ist aufgrund der 
Einhaltung der gesetzlichen Grenzwerte nicht erforderlich.  
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde führt, 
für den einzig vorhandenen Windpark im Gemeindegebiet ein Repowering 
durch. Weitere Repoweringmöglichkeiten ergeben sich aktuell im Gemein-
degebiet nicht.  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Eingriff in das Landschafts-
bild ist bei einer Windparkplanung unvermeidbar, das Ortsbild wird verän-
dert. Die Gemeinde Rastede ist sich dieses Umstands bewusst und hält zu 
Gunsten der Energiewende dennoch an der vorliegenden Planung fest. 
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht kein 
Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. In dem Bebauungsplan 
wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Windenergieanlagen mit 
Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so dass eine astrono-
misch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 30 Minuten pro Tag 
nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bilden zwischenzeitlich 
den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bundesländern gemäß der 
Empfehlung des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) zur An-
wendung kommen.  
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Ich bitte Sie, diese vorgebrachten "Anregungen" entsprechend zu würdigen. 
 
Der Stellungnahme wurde eine DOC-Datei (30,0 KG) beigefügt. 
 
Inhalt der beigefügten DOC-Datei: 
 
Stellungnahme zur Offenlegung des Programms zur Dorfentwicklung 
Rastede-Nord der Gemeinde Rastede – Entwurf Juni 2016 
 
das o.g. Programm kann im Rathaus Rastede eingesehen und für den pri-
vaten Gebrauch im Portal mittels Internet gelesen werden. Nach dem Lesen 
des Programms werden für uns folgende Probleme nicht abschließend ab-
gearbeitet und sollten in der folgenden Arbeitskreissitzung besprochen und 
beachtet werden. 
 
Darstellungen zur Grundversorgung und Wirtschaftsstruktur 
Im Programm werden umfassende Untersuchungen zur Versorgung und 
Infrastruktur gemacht. Die Sicherung der Grundversorgung mit einem leis-
tungsfähigen Internet in ländlichen Regionen ist unbedingt erforderlich. 
 
Im Projekt 2, Seite 101, wird darauf eingegangen. Wir erachten es für un-
bedingt erforderlich, dass dieses Projekt in die Prioritätenliste 8.2, Seite 
148, aufgenommen wird. 
 
Gerade für die Entwicklung der ländlichen Region mit einer gezielten Ver-
jüngung der Bevölkerung durch Zuzüge, ist dies ein bedeutsames Entschei-
dungskriterium für den Zuzug. Die berufliche Entwicklung oder eine Selbst-
ständigkeit erfordern eine intakte und schnelle Kommunikation. 
 
Darstellungen zum Klimaschutz 

Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Zum Thema „Disco-Effekt“ (Spiegelungen/Reflektionen bei Sonnenschein) 
Um diesen Effekt auszuschließen sind die Windenergieanlagen in einem 
mattierten Farbton herzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Inhalte der Dorfer-
neuerung sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die In-
halte der Bauleitplanung stehen den Zielender Dorferneuerung allerdings 
nicht entgegen.  
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Inhalte der Dorfer-
neuerung sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die In-
halte der Bauleitplanung stehen den Zielender Dorferneuerung allerdings 
nicht entgegen.  
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Die Hauptkriterien für eine gezielte Dorfentwicklung sind die Verbesserung 
des Wohnumfeldes und der Erhalt des ländlich dörflichen Charakters. 
 
Die Darlegungen dazu werden einmal als „nebensächlich“, Seite 64, ange-
führt und mit einer aktuellen Förderperiode aber zum zentralen Thema er-
hoben. 
 
Die Maßnahme 20 – Nutzung/Errichtung von Anlagen zur Erzeugung er-
neuerbarer Energien – wird als eine wesentlich angesehen. Die Gemeinde 
Rastede ist diesbezüglich bereits gut aufgestellt. 
 
Mit dem Projekt 63, Seite 144, wird der Ausbau der Windenergie in der 
Dorfregion Rastede- Nord geplant. 4 Flächen wurden als Ergebnis einer 
Studie zu möglichen Standorten für Windparks (Fassung vom 14.03.2016) 
als geeignet befunden. 2 Flächen befinden sich im Bereich Wapeldorf/Heu-
bült/Bekhausen. Diese Anlagen werden somit in meiner „unmittelbaren 
Nachbarschaft“ geplant. Die Nachbargemeinde Varel plant auf angrenzen-
den Flächen ebenso den Bau von Windenergieanlagen. Es wird nun von 
den betroffenen Bürgern eine Akzeptanz gefordert, welche wir nicht teilen. 
 
Wir haben erst aus diesen Programm erfahren, dass Windenergieanlagen 
gebaut, bzw. noch geplant werden sollen. Wir gehen davon aus, dass in der 
Studie umfassende Untersuchungen nach dem in Niedersachsen geltenden 
Recht gemacht wurden. Inwieweit die Bewohner schon einbezogen wurden, 
können wir den Darlegungen nicht entnehmen. 
 
Wir hoffen, dass die Auswirkungen auf den Menschen sehr tiefgründig ge-
prüft worden und somit keine Auswirkungen, wie Lärm oder der sogenannte 
Schattenwurf für die Bürger auftreten werden. 
 
Zur Thematik Infraschall: Die Schallimmissionsprognose nach dB (A) ge-
mäß TA Lärm ist zur Ermittlung von real auftretenden Schallpegeln tieffre-
quenter Geräusche in einer Entfernung von bis zu 2 km nicht geeignet. Die 
dort auftretenden Schallpegel bedeuten real eine permanente Geräuschbe-
lästigung mit gesundheitlichen Folgen. Insofern besteht aktuell kein Anwoh-
nerschutz in der Nähe großer Windkraftanlagen. Aus diesem Grund liegt 
dem Petitionsausschuß des Bundestages ein Antrag vor, Windparks nur im 
Abstand von der 10- fachen Höhe zu Wohnbebauungen zu genehmigen. In 

 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde ist bezüglich der Nutzung regenerativer Energien gut aufge-
stellt, allerdings hat sich die Politik zum Ziel gesetzt, den Anteil der Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien zu steigern. Dies ist heute nicht der 
Fall und hier spielen die geplanten Windparks eine entscheidende Rolle. 
Die Gemeinde hält daher an den Planungen fest. Dass alle Bewohner der 
Gemeinde diese Pläne befürworten wäre wünschenswert, auch im Sinne 
der nachfolgenden Generationen. Das diese Zustimmung erfahrungsge-
mäß nicht von allen Bürgern besteht, liegt in der Natur der Sache. Die Ge-
meinde hält dennoch an den Planungen fest, um ihren Beitrag zur Energie-
wende zu leisten. 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Windpotenzialstu-
die der Gemeinde bildet die Grundlage für Bauleitplanung zur Schaffung 
von Planungsrecht für die Errichtung Windenergieanlagen. Im Rahmen der 
Studie wurden für die Errichtung von Windenergieanlagen grundsätzlich ge-
eignete Flächen identifiziert. Im Rahmen der Bauleitplanung und des an-
schließenden BImSch-Verfahrens werden alle rechtlichen Vorgaben ge-
prüft und berücksichtigt, so dass die Errichtung der geplanten Anlagen er-
folgen kann und das natürlich unter Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 
zum Schutz der umliegenden Anwohner und der Natur. 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
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gleicher Weise fordert die WHO (Weltgesundheitsbehörde) jetzt den Ab-
stand zu Windparks auf mindestens 2 km festzulegen. In Europa wird viel-
fach ein Abstand von mindestens 2 km bereits umgesetzt. Für die Abwen-
dung von Infraschallwirkungen ist sogar ein Abstand von etwa 10 km zu 
Wohnbebauungen erforderlich. Für die sehr großen Megawatt-Windkraftan-
lagen mit Gesamthöhen über 180 Meter müssen also Standorte gesucht 
werden in deren Umkreis von etwa 10 km keine Dörfer und Städte liegen. 
Das schränkt die Möglichkeiten verantwortungsvoller Windkraftnutzung in 
Deutschland deutlich ein. Windkraft-Anlagen geringerer Höhen, z.B. bis 
etwa 50 Meter Gesamthöhe und einer Leistung bis 250 Kilowatt, benötigen 
dagegen zur Abwendung von Gesundheitsgefahren nur einen Abstandsra-
dius von etwa 2 km entsprechend der Forderung der Weltgesundheitsbe-
hörde um auch im Bereich von Infraschallwirkungen auf der sicheren Seite 
zu sein. Solche kleineren Anlagen können dezentral zur Energieversorgung 
gut beitragen, eine Nutzung von Waldflächen scheidet dabei aufgrund der 
Höhe bereits physikalisch aus. 
 
 
 
 
 
 
Wir sehen weiterhin große Auswirkungen auf das Landschaftsbild und dem 
damit verbundenen Landschaftserleben. Der Blick in der vertrauten Umge-
bung wird zerstört. 
 
 
 
 
 
Genauso sind die Auswirkungen auf die Natur und Tierwelt, hier insbeson-
dere der Vogelwelt beachtlich. Viele Vögel, wie Seeadler, Fledermäuse, 
Störche und den seltenen Regenbrachvogel werden in ihrer Lebensweise 
gestört. 
 
 
 
 

Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit uner dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Orts- und Landschaftsbild 
wird sich in diesem Teil der Gemeinde durch die Windparkplanung verän-
dern. Die Gemeinde ist sich dieses Umstands bewusst und gibt der Ent-
wicklung der erneuerbaren Energien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das 
Landschaftsbild werden im Rahmen der Planung nach fachlich anerkannten 
Methoden bewertet und der Eingriff wird durch Maßnahmen an anderer 
Stelle kompensiert.  
 
Alle im Rahmen der durchgeführten Brut- und Rastvogelerfassungen und 
Raumnutzungserfassungen ermittelten Arten, auch die in der Stellung-
nahme namentlich genannten Arten, wurden unter Berücksichtigung ihrer 
Planungsrelevanz im Rahmen des Umweltberichtes (Eingriffsregelung, ar-
tenschutzrechtliche Prüfung) entsprechend betrachtet. Sämtliche Auswir-
kungen auf die Fauna wurden gemäß der rechtlichen Vorgaben ermittelt 
und bewertet. In den Verfahrensunterlagen sind auch die erforderlichen 
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Vermeidungsmaßnahmen genannt (hier: für Fledermäuse) und Kompensa-
tionsmaßnahmen (hier: für Kiebitz, Feldlerche, Mäusebussard) bzw. für den 
Regenbrachvogel vorsorgliche Maßnahmen festgesetzt, so dass keine er-
heblichen Umweltauswirkungen verbleiben.  
Zur Vermeidung von erheblichen Beeinträchtigungen durch Schlag von Fle-
dermäusen werden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens Abschaltzei-
ten der Anlagen festgelegt werden. Außerdem kann die Genehmigungsbe-
hörde ein nachfolgendes zweijähriges akustisches Gondelmonitoring ge-
mäß Nds. Windenergieerlass beauflagen, mit dem geprüft werden kann, 
wie hoch das Schlagrisiko tatsächlich ist. 
Als Ergebnis der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen zum See-
adler 2016 und 2017 wurde eine geringe Frequentierung der Windparkflä-
che in Form von nur wenigen Überflügen festgestellt, die auch nicht in Ro-
torhöhe stattfanden. Außerdem wurden keine Nahrungsflüge über der 
Windparkfläche beobachtet. Weiterhin gibt es auch keine Hinweise auf at-
traktive Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein regel-
mäßiges Queren der Windparkflächen wahrscheinlich machen. Die Haupt-
Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nördlich am Jadebusen und 
östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollenhagen und westlich von 
Jaderaußendeich. Für den Seeadler ist auf Grundlage der durchgeführten 
ausführlichen Untersuchungen in 2016 und 2017 nicht ersichtlich, dass ein 
erhöhtes Kollisionsrisiko bei Umsetzung des Vorhabens besteht.  
Im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen für Greif- und Großvögel 
wurden von Anfang bis Ende Juni im Untersuchungsgebiet an acht Termi-
nen Weißstörche in allen Höhenklassen beobachtet. Die Störche nutzten 
das Gebiet zum Durchfliegen oder zur Nahrungssuche, insbesondere auf 
gemähtem Grünland. An 22 Minuten von 136 Beobachtungsstunden wur-
den Weißstörche in Höhenklasse II (potenzieller Rotorbereich) beobachtet. 
Das Kollisionsrisiko ist als gering zu bewerten, da der Weißstorch nicht im 
Untersuchungsgebiet brütet und nur unregelmäßig in verhältnismäßig ge-
ringen Zeiträumen in Höhenklasse II nachgewiesen worden sind (in 22 Min. 
von 136 Std.). Entsprechend sind Abschaltzeiten oder sonstige Maßnah-
men nicht erforderlich. 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse.  
Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrachvo-
gel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch weder in den einschlägigen 
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Mit der Renaturierung der Wapel wird dieser Bereich ökologisch aufgewer-
tet. Warum dann eine Abwertung durch WKA? Des Weiteren befinden sich 
in unmittelbarer Nähe Anlagen für den Mobilfunk. Wird dies beachtet? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fachempfehlungen (NLT-Empfehlungen, LAG-VSW-Papier) als windkraft-
sensible Art enthalten. Neben den beiden genannten Fachpapieren liegt für 
Niedersachsen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergieerlass 
zum Thema Windkraft vor, der für diejenigen Behörden verbindlich anzu-
wenden ist, soweit sie als Immissionsschutz- und Bauaufsichtsbehörden, 
Naturschutzbehörden oder sonstige nachgeordnete Behörden bei der Ge-
nehmigung und Überwachung von Windenergieanlagen tätig werden. Auch 
in diesem Erlass ist eine Auflistung von WEA-empfindlichen Vogelarten ent-
halten, für die artspezifische Empfehlungen für die planerische Berücksich-
tigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze gegeben wer-
den. In dieser Liste der WEA-sensiblen Vogelarten ist der Regenbrachvogel 
ebenfalls nicht aufgeführt, wobei der Hinweis enthalten ist, dass die Liste 
nicht als abschließend zu betrachten ist. Nichtsdestotrotz wurde aus Vor-
sorgegesichtspunkten im Umweltbericht ein Analogieschluss zu der ver-
wandten Art des Großen Brachvogels durchgeführt und entsprechende 
Maßnahmen (artenschutzrechtliche Ausnahme, FCS-Maßnahmen) zur 
Kompensation von eventuellen Verdrängungswirkungen vorgesehen, was 
aber nicht heißt, dass Verdrängungseffekte mehr als wahrscheinlich oder 
sogar vorauszusetzen seien. Vielmehr können solche lediglich nicht ausge-
schlossen werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült bzw. der in der Standortpotenzialstudie 
ermittelten Potenzialflächen. Da in der Fachliteratur Störungsempfindlich-
keiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, ist si-
cher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die nicht 
bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorgesehe-
nen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder kom-
pensiert werden. Auswirkungen auf Fische und Amphibien durch Wirkfak-
toren, die durch Windenergieanlagen verursacht werden, sind derzeit nicht 
bekannt. Für die im Bereich Wapeldorf-Heubült geplanten Anlagen kann si-
cher ausgeschlossen werden, dass es zu Beeinträchtigungen des Berei-
ches der renaturierten Wapel kommt. 
 
Zum Thema Mobilfunk: 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         54 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 
 
 
 
 
Der Verein für Modellflug grenzt an die dargestellten Windflächen an. Den 
Erhalt des Vereins erachten wir für sehr wichtig, da er zu unserem dörflichen 
Leben gehört! 
 
Da die Gemeinde Rastede an anderen, teilweise vorbelasteten Gebieten, 
eine positive Entwicklung erneuerbarer Energien durchführen kann, bitten 
wir Sie den Standort Rastede/ Nord nicht weiter zu verfolgen und aufzuge-
ben. 
 
 
Wir bitten Sie, unsere Hinweise bei der fortführenden Bearbeitung der Dorf-
entwicklung Rastede-Nord zu berücksichtigen und erlauben uns, diese Fra-
gen noch einmal in der öffentlichen Sitzung im August zu stellen. 
 
 
 
Nachstehend ist die Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung vom 
18.09.2016 aufgeführt: 
 
Hiermit äußern wir uns gem. § 3 Abs. 1BauGB zu den o.g. Planungen. Die 
vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 haben wir gelesen. 
Dabei sind uns folgende Hinweise, bzw. Fragen aufgefallen: 
 
Die für die Antragstellung verwandten Aufnahmen und Zeichnungen sind 
veraltet und entsprechen nicht mehr den aktuellen Erfordernissen. Werden 
Sie aktuelle Aufzeichnungen und Aufnahmen bei allen für die Entscheidung 
mitwirkenden Behörden und Organisationen, sowie Beteiligten nach-
reichen? 
 
 
 
 

Im Rahmen des Planverfahrens wurden Mobilfunkbetreiber beteiligt. Es 
wurden im Rahmen der Beteiligung keine Bedenken von Seiten der Mobil-
funkbetreiber vorgebracht, so dass die Gemeinde davon ausgehen kann, 
dass es hier zu keinerlei Beeinträchtigung kommen wird. 
 
 
Durch eine neue Aufstiegserlaubnis inkl. der Herrichtung einer neuen Start- 
und Landebahn ist der Erhalt des Vereins gesichert worden. 
 
 
Der Standort Rastede Nord ist einer von drei Bereichen (neben Lehmden 
und Lehmdermoor), für die eine Windenergienutzung grundsätzlich in 
Frage kommt. Um der Windenergie substanziell Raum einzuräumen und 
einen umfangreichen Beitrag zur Energiewende zu leisten, hält die Ge-
meinde an den Planungen für alle Standorte fest. 
 
 
 
 
 
 
 
Nachstehend ist der Abwägungsvorschlag zur frühzeitigen Beteili-
gung aufgeführt: 
 
 
 
 
 
Die Aussage wird zurück gewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Die im 
ersten Verfahrensschritt den Unterlagen beigefügten Gutachten und Unter-
suchungen der Brut- und Gastvögel stammen aus dem Jahr 2013 und wur-
den nach den auch heute noch geltenden methodischen Standards von un-
abhängigen Fachleuten erarbeitet. Seit Februar 2016 ist gemäß Windener-
gieerlass Niedersachsen bei der Brutvogelkartierung zusätzlich eine Raum-
nutzungsuntersuchung für Groß- und Greifvögel durchzuführen. Diese Un-
tersuchung wurde daher während der Brutzeit 2016 ergänzend durchge-
führt. Gemäß dem Leitfaden Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung 
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Das Schallgutachten ist wissenschaftlich falsch. Werden Sie ein wissen-
schaftlich- korrektes, neutrales Schallgutachten von einem unabhängigen, 
nicht in den Diensten des Investors stehenden, Gutachter erstellen lassen? 
 
 
 
Eine Ausgleichsfläche für den Regenbrachvogel ist durch die geplante Au-
tobahn nicht realisierbar. Wo und wie wollen Sie diese doch artenschutz-
verträglich realisieren? 
  
 
 
 
 
 
 
 
Die stattgefundene Datenerhebung der Seeadlerdaten, bzw. die Verifizie-
rung des verstorbenen Nachwuchses auf dem Seeadlerhorst mittels Droh-
nen des Investors (lt. Eigener Aussage) verstößt gegebenenfalls gegen das 
Artenschutzgesetz, könnte somit rechtswidrig sein und damit nicht verwert-
bar sein.  
 
 
 
 
 
 
 
Wie haben Sie konkret die Daten über die Seeadler gesammelt? 
 
 

und Genehmigung von Windenergieanlagen in Niedersachsen (Anlage 2 
des Windenergieerlasses) dürfen die Untersuchungsergebnisse zur Fauna 
nicht älter als sieben Jahre sein und sollten optimaler Weise nicht älter als 
fünf Jahre sein. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gutachtens ist daher ent-
behrlich, da die vorliegenden Gutachten ausreichend aktuell sind.  
 
Die Aussage wird zurück gewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Alle 
vorliegenden Gutachten und Untersuchungen wurden nach aktuell gelten-
den gesetzlichen Vorgaben und fachlichen Standards von unabhängigen 
Fachleuten erarbeitet. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gutachtens ist ent-
behrlich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Verfahrensun-
terlagen zum ersten Verfahrensschritt war zwar der Bereich des Dringen-
burger Moors als möglicher Bereich für die Schaffung eines Ersatzlebens-
raumes für den Regenbrachvogel angesprochen worden, allerdings keine 
konkreten Flächen festgesetzt. Im Rahmen des Umweltberichtes für die 
Flächennutzungsplanänderung werden im Weiteren – der Ebene des De-
taillierungsgrades entsprechend – keine Flächen für Kompensationsmaß-
nahmen dargestellt. Eine Festsetzung von Kompensationsflächen erfolgt 
erst im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Datenerhebung im Rah-
men der Raumnutzungserfassung zum Seeadler verstieß zu keinem Zeit-
punkt gegen geltendes Recht. Die Beobachtungspunkte sowie das Verhal-
ten der Gutachter vor Ort waren so ein- und ausgerichtet, dass keine Stö-
rungen aus das Brutpaar verursacht wurden. Ob eine Drohne durch den 
Investor zum Einsatz kam bzw. diese Aussage von ihm getätigt wurde und 
auch so gemeint oder zu verstehen war, kann nicht beurteilt werden. Es 
liegen der Gemeinde dazu keine Informationen vor. Die Datenerhebung 
fand in Rücksprache mit dem Landkreisen Ammerland, Friesland und We-
sermarsch statt und sind in Art und Umfang ausreichend und den gesetzli-
chen Vorgaben entsprechend, so dass sie verwendet werden können. 
 
Die Methodik der Raumnutzungserfassung zum Seeadler ist dem den Un-
terlagen beigeführten Gutachten des Büros Handke zu den Seeadlerun-
tersuchungen zu entnehmen und wurde in Anlehnung an die Vorgaben 
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Wieso arbeitet das Kartierungsbüro bez. Registrierung der Tierbestände, 
etc. laut eigener Aussage FÜR den Investor? Wie können Sie hier absolute 
Neutralität zu Gunsten aller Beteiligten gewährleisten? 
 
 
 
 
 
 
 
Lt. Aussage des Planungsbüros gab es mehrere Anfragen, bevor die Ge-
meinde sich zur Durchführung einer Windpotentialstudie entschlossen hat. 
Ihrer Aussage nach haben Sie zuerst die Studie veranlasst und erst darauf-
hin wurden mögliche Investoren aktiv. Was stimmt denn nun, wie war die 
Chronologie? 
 
Wir bitten Sie, uns schriftlich auf unsere Fragen und Hinweise zu antworten 
und diese bei der weiteren Planentwicklung zu beachten. 

zur Raumnutzungserfassung des Windenergieerlasses in Abstimmung mit 
den beteiligten Landkreisen erarbeitet. Auf Grund der ausführlichen Be-
schreibung in diesem Bericht wird auf eine Methodikbeschreibung an die-
ser Stelle verzichtet. Das Gutachten ist Bestandteil der Verfahrensunterla-
gen der verbindlichen Bauleitplanung. Durch die zeitliche Trennung der 
Bauleitplanverfahren zur Flächennutzungsplanänderung und zum vorha-
benbezogenen Bebauungsplan erfolgt im Umweltbericht zur Flächennut-
zungsplanänderung lediglich eine zusammenfassende Darlegung zu Vor-
kommen von Arten im Raum. 
 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme un-
terstellt wird, wird zurück gewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und Un-
tersuchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben und 
fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Da ab-
schließend nicht die Gemeinde, sondern der Landkreis für die Genehmi-
gung des Windparks zuständig ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale Be-
urteilung und Bewertung durch die beauftragten Gutachter und Büros der 
Planung zu Grunde liegt. 
 
 
Wie bekannt ist, wurde durch den Landkreis Ammerland eine kreisweite 
Studie zur Ermittlung von Windparkstandorten durchgeführt. Im Anschluss 
hat sich die Gemeinde Rastede dazu entschlossen, für das Gemeindege-
biet eine detailliertere Untersuchung/Studie durchzuführen. Bereits auf Ba-
sis der kreisweiten Studie haben Investoren Faunakartierung von potenzi-
ellen Räumen auf eigenes Risiko durchgeführt, ohne zu wissen, ob die zu-
ständige Gemeinde tatsächlich ein Bauleitplanverfahren einleiten wird. 
Nachdem die Studie der Gemeinde Rastede politisch verabschiedet wurde, 
haben unterschiedliche Investoren Interesse bekundet, an bestimmten 
Standorten Windparks zu errichten.  

 Bürger 8:   
 Die folgenden Anregungen und Hinweise - wie Sie sie in Ihrem Schreiben 

vom 05.07.2018 zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nennen - reiche 
ich zur Entscheidungsfindung der politischen Gremien der Gemeinde 
Rastede, also der Ratsherren und zur Absicherung und Durchsetzung mei-
ner späteren rechtlichen Forderungen ein. 
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Ich beziehe mich vollumfänglich auf meine bereits in der frühzeitigen Öffent-
lichkeitsbeteiligung eingereichten Einwendungen. Ihre Abwägungen auf 
meine Einwendungen gem. Ihrem Schreiben vom 05.07.2018 konnten mich 
nicht überzeugen. Vielleicht mögen viele identische "Anregungen" einge-
reicht worden sein, lapidare Zurückweisungen oder bloße Zur-Kennnisnah-
men machen es nun auch nicht besser, Ihr Vorhaben zu verstehen. 
 
 
 
 
 
Darüber hinaus möchte ich konkrete Werte hinsichtlich der Schallbelastun-
gen erfahren. Ihre Werte sind rein theoretischer Natur. Was passiert bei 
heftigem Sturm, was bei Orkanen? Wie entwickelt sich der die Schalldyna-
mik bei mehreren, parallel betriebenen Anlagen? Wie entwickelt sich der 
Schall unter Berücksichtigung und Addition des Schalls der A29? 
 
Wie verhält sich die Schallpegelabnahme im Mitwindbereich, wie im Gegen-
windbereich? 
 
Haben Sie neben den aerodynamisch erzeugten Geräuschen die mecha-
nisch erzeugten Geräusche vermessen? Wie? 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich befürchte durch die Baumaßnahmen erheblich beeinträchtigt zu wer-
den? Was passiert mit meinem Haus? Mit meinen Pflanzen? 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahr-
genommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aus-
sage nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der 
Gemeinde entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregun-
gen in der Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. 
Abwägung bedingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder 
Abwägungsdefizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
 
Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 
geplanten Anlagen (mit allen Geräuschen) erstellt. Es wurden die für alle 
Anlagen maximal zulässige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pegel 
nicht überschreiten, um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstgelege-
nen schutzbedürftigen Nutzungen nicht zu überschreiten. Bei Starkwind o-
der Sturm sind die Windgeräusche lauter, als der Schall der Anlagen, so 
dass die Anlagen dann gar nicht mehr wahrgenommen werden können. 
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. be-
triebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung in 
Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und insbe-
sondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) voraus-
sichtlich nicht dauerhaft durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung wird nur 
für die Dauer des Baus der Fundamente temporär durchgeführt (Dauer ge-
schätzt: 4 Wochen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grundwassersitua-
tion ist im Rahmen der Genehmigungsplanung neben ausführlichen Re-
cherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der Bau von 
Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels 
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Ich befürchte einen massiven Wertverlust meines Hauses. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen bereits im Vorfeld 
der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasserschwankungen und 
Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Sämtliche Arbeiten zur Was-
serhaltung werden überwacht und mit der Unteren Wasserbehörde des 
Landkreises Ammerland abgestimmt.  
 
Außerdem kann in Bezug auf mögliche Schäden an Gebäuden bei entspre-
chenden Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der Ge-
nehmigungsbehörde bestimmt werden. 
 
Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. Po-
sitiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des Was-
sers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer Grundwas-
serabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbestände hin-
gegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre eine Absen-
kung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflanzenbestände 
anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein im Sommer wit-
terungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
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Ich denke, dass der Schall ein nächtliches Schlafen unmöglich machen 
wird. Kann ich mein Haus dann schallschutztechnisch sanieren lassen, wer 
zahlt dies? 
 
 
 
In einem ebenen Gelände (zo = 0,05 m) nimmt die Windgeschwindigkeit 
beim Übergang von der Höhe 65 m auf eine Höhe von 120 m um den Faktor 
1,086 zu. Die vom idealen Rotor aus dem Wind entnehmbare Leistung ist 
proportional zur dritten Potenz der Windgeschwindigkeit. Der höhenbeding-
ten Zunahme der Windgeschwindigkeit um den Faktor 1,086 entspricht so-
mit theoretisch eine Zunahme der erzeugbaren Leistung um den Faktor 
1,0863 = 1,28. Warum führt man in der Gemeinde Rastede nicht mehr 
repowering durch? 
 
Die Windkraftanlagen werden den dörflichen Charakter von Wapeldorf zu 
einem Gewerbegebiet/Industriegebiet wechseln. 
 
 

Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Durch die Bundesimmissionsschutzrechtliche Genehmigung wird sicherge-
stellt, dass die Anlagen nur einen Schall erzeugen werden, der die erforder-
lichen gesetzlichen Grenzwerte an den umliegenden schutzbedürftigen 
Nutzungen einhält. Eine schallschutztechnische Sanierung ist aufgrund der 
Einhaltung der gesetzlichen Grenzwerte nicht erforderlich.  
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde führt, 
für den einzig vorhandenen Windpark im Gemeindegebiet ein Repowering 
durch. Weitere Repoweringmöglichkeiten ergeben sich aktuell im Gemein-
degebiet nicht.  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Eingriff in das Landschafts-
bild ist bei einer Windparkplanung unvermeidbar, das Ortsbild wird verän-
dert. Die Gemeinde Rastede ist sich dieses Umstands bewusst und hält zu 
Gunsten der Energiewende dennoch an der vorliegenden Planung fest. 
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Der Schattenwurf, bzw. die Spiegelungen beeinträchtigen mich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich bitte Sie, diese vorgebrachten "Anregungen" entsprechend zu würdigen. 
 
Der Stellungnahme wurde eine DOC-Datei (30,0 KG) beigefügt. 
 
Inhalt der beigefügten DOC-Datei: 
 
Stellungnahme zur Offenlegung des Programms zur Dorfentwicklung 
Rastede-Nord der Gemeinde Rastede – Entwurf Juni 2016 
 
Das o.g. Programm kann im Rathaus Rastede eingesehen und für den pri-
vaten Gebrauch im Portal mittels Internet gelesen werden. Nach dem Lesen 
des Programms werden für uns folgende Probleme nicht abschließend ab-
gearbeitet und sollten in der folgenden Arbeitskreissitzung besprochen und 
beachtet werden. 
 
Darstellungen zur Grundversorgung und Wirtschaftsstruktur 
Im Programm werden umfassende Untersuchungen zur Versorgung und 
Infrastruktur gemacht. Die Sicherung der Grundversorgung mit einem leis-
tungsfähigen Internet in ländlichen Regionen ist unbedingt erforderlich. 

 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht kein 
Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. In dem Bebauungsplan 
wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Windenergieanlagen mit 
Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so dass eine astrono-
misch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 30 Minuten pro Tag 
nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bilden zwischenzeitlich 
den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bundesländern gemäß der 
Empfehlung des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) zur An-
wendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Zum Thema „Disco-Effekt“ (Spiegelungen/Reflektionen bei Sonnenschein) 
Um diesen Effekt auszuschließen sind die Windenergieanlagen in einem 
mattierten Farbton herzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Inhalte der Dorfer-
neuerung sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die In-
halte der Bauleitplanung stehen den Zielender Dorferneuerung allerdings 
nicht entgegen.  
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Inhalte der Dorfer-
neuerung sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die In-
halte der Bauleitplanung stehen den Zielender Dorferneuerung allerdings 
nicht entgegen.  
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Im Projekt 2, Seite 101, wird darauf eingegangen. Wir erachten es für un-
bedingt erforderlich, dass dieses Projekt in die Prioritätenliste 8.2, Seite 
148, aufgenommen wird. 
 
Gerade für die Entwicklung der ländlichen Region mit einer gezielten Ver-
jüngung der Bevölkerung durch Zuzüge, ist dies ein bedeutsames Entschei-
dungskriterium für den Zuzug. Die berufliche Entwicklung oder eine Selbst-
ständigkeit erfordern eine intakte und schnelle Kommunikation. 
 
 
 
Darstellungen zum Klimaschutz 
Die Hauptkriterien für eine gezielte Dorfentwicklung sind die Verbesserung 
des Wohnumfeldes und der Erhalt des ländlich dörflichen Charakters. 
 
Die Darlegungen dazu werden einmal als „nebensächlich“, Seite 64, ange-
führt und mit einer aktuellen Förderperiode aber zum zentralen Thema er-
hoben. 
 
Die Maßnahme 20 – Nutzung/Errichtung von Anlagen zur Erzeugung er-
neuerbarer Energien – wird als eine wesentlich angesehen. Die Gemeinde 
Rastede ist diesbezüglich bereits gut aufgestellt. 
 
Mit dem Projekt 63, Seite 144, wird der Ausbau der Windenergie in der 
Dorfregion Rastede- Nord geplant. 4 Flächen wurden als Ergebnis einer 
Studie zu möglichen Standorten für Windparks (Fassung vom 14.03.2016) 
als geeignet befunden. 2 Flächen befinden sich im Bereich Wapeldorf/Heu-
bült/Bekhausen. Diese Anlagen werden somit in meiner „unmittelbaren 
Nachbarschaft“ geplant. Die Nachbargemeinde Varel plant auf angrenzen-
den Flächen ebenso den Bau von Windenergieanlagen. Es wird nun von 
den betroffenen Bürgern eine Akzeptanz gefordert, welche wir nicht teilen. 
 
Wir haben erst aus diesen Programm erfahren, dass Windenergieanlagen 
gebaut, bzw. noch geplant werden sollen. Wir gehen davon aus, dass in der 
Studie umfassende Untersuchungen nach dem in Niedersachsen geltenden 
Recht gemacht wurden. Inwieweit die Bewohner schon einbezogen wurden, 
können wir den Darlegungen nicht entnehmen. 

 
 
 
 
 
Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
Rastede durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich die-
ses Umstands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren Ener-
gien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild werden im Rah-
men der Planung nach fachlich anerkannten Methoden bewertet und der 
Eingriff wird durch Maßnahmen an anderer Stelle kompensiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde ist bezüglich der Nutzung regenerativer Energien gut aufge-
stellt, allerdings hat sich die Politik zum Ziel gesetzt, den Anteil der Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien zu steigern. Dies ist heute nicht der 
Fall und hier spielen die geplanten Windparks eine entscheidende Rolle. 
Die Gemeinde hält daher an den Planungen fest. Das alle Bewohner der 
Gemeinde diese Pläne befürworten wäre wünschenswert, auch im Sinne 
der nachfolgenden Generationen. Dass diese Zustimmung erfahrungsge-
mäß nicht von allen Bürgern besteht, liegt in der Natur der Sache. Die Ge-
meinde hält dennoch an den Planungen fest, um ihren Beitrag zur Energie-
wende zu leisten. 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Windpotenzialstu-
die der Gemeinde bildet die Grundlage für Bauleitplanung zur Schaffung 
von Planungsrecht für die Errichtung Windenergieanlagen. Im Rahmen der 
Studie wurden für die Errichtung von Windenergieanlagen grundsätzlich ge-
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Wir hoffen, dass die Auswirkungen auf den Menschen sehr tiefgründig ge-
prüft worden und somit keine Auswirkungen, wie Lärm oder der sogenannte 
Schattenwurf für die Bürger auftreten werden. 
 
 
Zur Thematik Infraschall: Die Schallimmissionsprognose nach dB (A) ge-
mäß TA Lärm ist zur Ermittlung von real auftretenden Schallpegeln tieffre-
quenter Geräusche in einer Entfernung von bis zu 2 km nicht geeignet. Die 
dort auftretenden Schallpegel bedeuten real eine permanente Geräuschbe-
lästigung mit gesundheitlichen Folgen. Insofern besteht aktuell kein Anwoh-
nerschutz in der Nähe großer Windkraftanlagen. Aus diesem Grund liegt 
dem Petitionsausschuß des Bundestages ein Antrag vor, Windparks nur im 
Abstand von der 10- fachen Höhe zu Wohnbebauungen zu genehmigen. In 
gleicher Weise fordert die WHO (Weltgesundheitsbehörde) jetzt den Ab-
stand zu Windparks auf mindestens 2 km festzulegen. In Europa wird viel-
fach ein Abstand von mindestens 2 km bereits umgesetzt. Für die Abwen-
dung von Infraschallwirkungen ist sogar ein Abstand von etwa 10 km zu 
Wohnbebauungen erforderlich. Für die sehr großen Megawatt-Windkraftan-
lagen mit Gesamthöhen über 180 Meter müssen also Standorte gesucht 
werden in deren Umkreis von etwa 10 km keine Dörfer und Städte liegen. 
Das schränkt die Möglichkeiten verantwortungsvoller Windkraftnutzung in 
Deutschland deutlich ein. Windkraft-Anlagen geringerer Höhen, z.B. bis 
etwa 50 Meter Gesamthöhe und einer Leistung bis 250 Kilowatt, benötigen 
dagegen zur Abwendung von Gesundheitsgefahren nur einen Abstandsra-
dius von etwa 2 km entsprechend der Forderung der Weltgesundheitsbe-
hörde um auch im Bereich von Infraschallwirkungen auf der sicheren Seite 
zu sein. Solche kleineren Anlagen können dezentral zur Energieversorgung 
gut beitragen, eine Nutzung von Waldflächen scheidet dabei aufgrund der 
Höhe bereits physikalisch aus. 
 
 
 
 
 
 

eignete Flächen identifiziert. Im Rahmen der Bauleitplanung und des an-
schließenden BImSch-Verfahrens werden alle rechtlichen Vorgaben ge-
prüft und berücksichtigt, so dass die Errichtung der geplanten Anlagen er-
folgen kann und das natürlich unter Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 
zum Schutz der umliegenden Anwohner und der Natur. 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit uner dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
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Wir sehen weiterhin große Auswirkungen auf das Landschaftsbild und dem 
damit verbundenen Landschaftserleben. Der Blick in der vertrauten Umge-
bung wird zerstört. 
 
 
 
 
 
Genauso sind die Auswirkungen auf die Natur und Tierwelt, hier insbeson-
dere der Vogelwelt beachtlich. Viele Vögel, wie Seeadler, Fledermäuse, 
Störche und den seltenen Regenbrachvogel werden in ihrer Lebensweise 
gestört. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Orts- und Landschaftsbild 
werden sich in diesem Teil der Gemeinde durch die Windparkplanung ver-
ändern. Die Gemeinde ist sich dieses Umstands bewusst und gibt der Ent-
wicklung der erneuerbaren Energien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das 
Landschaftsbild werden im Rahmen der Planung nach fachlich anerkannten 
Methoden bewertet und der Eingriff wird durch Maßnahmen an anderer 
Stelle kompensiert.  
 
Alle im Rahmen der durchgeführten Brut- und Rastvogelerfassungen und 
Raumnutzungserfassungen ermittelten Arten, auch die in der Stellung-
nahme namentlich genannten Arten, wurden unter Berücksichtigung ihrer 
Planungsrelevanz im Rahmen des Umweltberichtes (Eingriffsregelung, ar-
tenschutzrechtliche Prüfung) entsprechend betrachtet. Sämtliche Auswir-
kungen auf die Fauna wurden gemäß der rechtlichen Vorgaben ermittelt 
und bewertet. In den Verfahrensunterlagen sind auch die erforderlichen 
Vermeidungsmaßnahmen genannt (hier: für Fledermäuse) und Kompensa-
tionsmaßnahmen festgesetzt, so dass keine erheblichen Umweltauswirkun-
gen verbleiben.  
Zur Vermeidung von erheblichen Beeinträchtigungen durch Schlag von Fle-
dermäusen werden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens Abschaltzei-
ten der Anlagen festgelegt werden. Außerdem kann die Genehmigungsbe-
hörde ein nachfolgendes zweijähriges akustisches Gondelmonitoring ge-
mäß Nds. Windenergieerlass beauflagen, mit dem geprüft werden kann, 
wie hoch das Schlagrisiko tatsächlich ist. 
Als Ergebnis der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen zum See-
adler 2016 und 2017 wurde eine geringe Frequentierung der Windparkflä-
che in Form von nur wenigen Überflügen festgestellt, die auch nicht in Ro-
torhöhe stattfanden. Außerdem wurden keine Nahrungsflüge über der 
Windparkfläche beobachtet. Weiterhin gibt es auch keine Hinweise auf at-
traktive Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein regel-
mäßiges Queren der Windparkflächen wahrscheinlich machen. Die Haupt-
Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nördlich am Jadebusen und 
östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollenhagen und westlich von 
Jaderaußendeich. Für den Seeadler ist auf Grundlage der durchgeführten 
ausführlichen Untersuchungen in 2016 und 2017 nicht ersichtlich, dass ein 
erhöhtes Kollisionsrisiko bei Umsetzung des Vorhabens besteht.  
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Im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen für Greif- und Großvögel 
wurden von Anfang bis Ende Juni im Untersuchungsgebiet an acht Termi-
nen Weißstörche in allen Höhenklassen beobachtet. Die Störche nutzten 
das Gebiet zum Durchfliegen oder zur Nahrungssuche, insbesondere auf 
gemähtem Grünland. An 22 Minuten von 136 Beobachtungsstunden wur-
den Weißstörche in Höhenklasse II (potenzieller Rotorbereich) beobachtet. 
Das Kollisionsrisiko ist als gering zu bewerten, da der Weißstorch nicht im 
Untersuchungsgebiet brütet und nur unregelmäßig in verhältnismäßig ge-
ringen Zeiträumen in Höhenklasse II nachgewiesen worden sind (in 22 Min. 
von 136 Std.). Entsprechend sind Abschaltzeiten oder sonstige Maßnah-
men nicht erforderlich. 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse.  
Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrachvo-
gel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch weder in den einschlägigen 
Fachempfehlungen (NLT-Empfehlungen, LAG-VSW-Papier) als windkraft-
sensible Art enthalten. Neben den beiden genannten Fachpapieren liegt für 
Niedersachsen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergieerlass 
zum Thema Windkraft vor, der für diejenigen Behörden verbindlich anzu-
wenden ist, soweit sie als Immissionsschutz- und Bauaufsichtsbehörden, 
Naturschutzbehörden oder sonstige nachgeordnete Behörden bei der Ge-
nehmigung und Überwachung von Windenergieanlagen tätig werden. Auch 
in diesem Erlass ist eine Auflistung von WEA-empfindlichen Vogelarten ent-
halten, für die artspezifische Empfehlungen für die planerische Berücksich-
tigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze gegeben wer-
den. In dieser Liste der WEA-sensiblen Vogelarten ist der Regenbrachvogel 
ebenfalls nicht aufgeführt, wobei der Hinweis enthalten ist, dass die Liste 
nicht als abschließend zu betrachten ist. Nichtsdestotrotz wurde aus Vor-
sorgegesichtspunkten im Umweltbericht ein Analogieschluss zu der ver-
wandten Art des Großen Brachvogels durchgeführt und entsprechende 
Maßnahmen (artenschutzrechtliche Ausnahme, FCS-Maßnahmen) zur 
Kompensation von eventuellen Verdrängungswirkungen vorgesehen, was 
aber nicht heißt, dass Verdrängungseffekte mehr als wahrscheinlich oder 
sogar vorauszusetzen seien. Vielmehr können solche lediglich nicht ausge-
schlossen werden. 
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Mit der Renaturierung der Wapel wird dieser Bereich ökologisch aufgewer-
tet. Warum dann eine Abwertung durch WKA? Des Weiteren befinden sich 
in unmittelbarer Nähe Anlagen für den Mobilfunk. Wird dies beachtet? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Verein für Modellflug grenzt an die dargestellten Windflächen an. Den 
Erhalt des Vereins erachten wir für sehr wichtig, da er zu unserem dörflichen 
Leben gehört! 
 
Da die Gemeinde Rastede an anderen, teilweise vorbelasteten Gebieten, 
eine positive Entwicklung erneuerbarer Energien durchführen kann, bitten 
wir Sie den Standort Rastede/ Nord nicht weiter zu verfolgen und aufzuge-
ben. 
 
Wir bitten Sie, unsere Hinweise bei der fortführenden Bearbeitung der Dorf-
entwicklung Rastede-Nord zu berücksichtigen und erlauben uns, diese Fra-
gen noch einmal in der öffentlichen Sitzung im August zu stellen. 
 
Die oben erwähnte Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung vom 
18.09.2016 ist bereits am Ende der Anregungen von Bürger 7 aufge-
führt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült bzw. der in der Standortpotenzialstudie 
ermittelten Potenzialflächen. Da in der Fachliteratur Störungsempfindlich-
keiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, ist si-
cher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die nicht 
bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorgesehe-
nen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder kom-
pensiert werden. Auswirkungen auf Fische und Amphibien durch Wirkfak-
toren, die durch Windenergieanlagen verursacht werden, sind derzeit nicht 
bekannt. Für die im Bereich Wapeldorf-Heubült geplanten Anlagen kann si-
cher ausgeschlossen werden, dass es zu Beeinträchtigungen des Berei-
ches der renaturierten Wapel kommt. 
 
Zum Thema Mobilfunk: 
Im Rahmen des Planverfahrens wurden Mobilfunkbetreiber beteiligt. Es 
wurden im Rahmen der Beteiligung keine Bedenken von Seiten der Mobil-
funkbetreiber vorgebracht, so dass die Gemeinde davon ausgehen kann, 
dass es hier zu keinerlei Beeinträchtigung kommen wird. 
 
 
 
Durch eine neue Aufstiegserlaubnis inkl. der Herrichtung einer neuen Start- 
und Landebahn ist der Erhalt des Vereins gesichert worden. 
 
 
Der Standort Rastede Nord ist einer von drei Bereichen (neben Lehmden 
und Lehmdermoor), für die eine Windenergienutzung grundsätzlich in 
Frage kommt. Um der Windenergie substanziell Raum einzuräumen und 
einen umfangreichen Beitrag zur Energiewende zu leisten, hält die Ge-
meinde an den Planungen für alle Standorte fest. 
 
 
 
 
Der entsprechende Abwägungsvorschlag zur frühzeitigen Beteiligung 
ist ebenfalls am Ende der Anregungen von Bürger 7 aufgeführt. 
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 Bürger 9:   
 Im Jahre 2012 bin ich in die Gemeinde Rastede, Ortsteil Heubült, gezogen. 

Hauptgrund meiner damaligen Entscheidung war seinerzeit die Affinität zur 
Natur, die ruhige ländliche Lage, Schaffung einer Altersversorgung sowie 
die Möglichkeit der Ruhe und Erholung im unmittelbaren Umfeld meines 
Grundstückes. 
 
Ich veräußerte mein damaliges, erfolgreiches Unternehmen und suchte ge-
nau diese Ruhe, um gesundheitliche Genesung zu erfahren, aufgrund vie-
len Stresses, eines überstandenen Herzinfarktes und hohen Blutdruckes 
notwendig. 
 
Die Errichtung von Windkraftanlagen beeinträchtigt mein Recht auf Unver-
sehrtheit der Gesundheit. 
 
 
 
Bezüglich der geplanten Bebauung und Flächennutzungsplanänderung un-
mittelbar vor meiner Haustür werde ich mich natürlich juristisch vertreten 
lassen und gegebenenfalls klagen. 
 
Ich erkläre ausdrücklich, dass ich mich durch die Errichtung und den Betrieb 
der geplanten Windkraftanlagen persönlich betroffen fühle. Bei der Abwä-
gung sind sowohl öffentliche als auch private Belange zu berücksichtigen. 
Vor allem letzteres kann ich für mich aus den veröffentlichten Unterlagen 
nicht erkennen. Ich fühle mich in meinen Nachbarschaftsrechten verletzt. 
Aus diesem Grunde erhebe ich vorab die folgenden Einwendungen, detail-
lierte Ausführungen behalte ich mir ausdrücklich vor : 
 

- Angst vor Schall und Infraschall und den daraus resultierenden ge-
sundheitlichen Beeinträchtigungen, es gibt inzwischen im internati-
onalen Bereich ausreichend Forschungsergebnisse, in welchen 
eingeschätzt wird, dass bei einer dauerhaften tieffrequenten Ge-
räuscheinwirkung auf den menschlichen Körper mit gesundheitli-
chen Folgen zu rechnen ist 

 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Recht auf Unversehrtheit wird durch die Errichtung von windenergie-
anlagen nicht beeinträchtigt, da bei der Planung, der Errichtung und dem 
Betrieb die gesetzlichen Vorgaben u. a. zum schutz der Anlieger eingehal-
ten werden. Es kommt daher zu keiner unzulässigen Beeinträchtigung. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
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- Angst vor Gesundheitsschäden durch Lärm und Lärmbelästigung 

insbesondere in der Nacht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus. 
 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
gig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windener-
gieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
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-  Erheblicher Wertverlust des Hauses und des Grundstückes, wel-
ches ein großer Teil meiner Altersvorsorge darstellt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
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-  Ich befürchte erhebliche Sichtbelästigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Angst vor bedrückender Wirkung der Windkraftanlagen 

 
 
 

- Ein für mich bedeutender Verlust der Lebensqualität und Erholung, 
gerade auch im gesundheitlichen Sinne 

 
 
 

- Ich befürchte, dass gefährdete Arten wie Seeadler, Wanderfalke 
und seltene Fledermäuse sowie andere Vogelarten und Säugetiere 
Schaden erleiden oder hier sogar gegen §§ 44 ff Bundesnatur-
schutzgesetz ( Tötungsverbot geschützter Arten ) verstoßen wird,  
hierzu habe ich eine Auflistung und Fotos diverser Arten dokumen-
tiert, sollte hier eine hohe Wahrscheinlichkeit entstehen, dass 
streng geschützten Tiere durch den Betrieb von Windkraftanlage 
sterben, behalte ich mir jetzt bereits vor, einen Strafantrag gegen 
den Betreiber zu stellen 

- Ich befürchte, dass Flora und Fauna erhebliche Schäden erleiden 
 
 
 
 
 
 
 

 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht kein 
Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. In dem Bebauungsplan 
wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Windenergieanlagen mit 
Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so dass eine astrono-
misch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 30 Minuten pro Tag 
nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bilden zwischenzeitlich 
den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bundesländern gemäß der 
Empfehlung des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) zur An-
wendung kommen.  
 
Eine mögliche bedrängende Wirkung kommt nur dann in Betracht, wenn 
mehrere Windparks eine Wohnnutzung von mehreren Seiten einkesseln 
würden. Dies ist im vorliegenden Planfall eindeutig nicht der Fall. Eine wei-
tergehende Betrachtung ist daher nicht erforderlich. 
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht kein 
Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. Durch die vorliegenden 
Fachguten ist die Verträglichkeit der Windparks mit den umliegenden Nut-
zungen nachgewiesen, die gesetzlichen Vorgaben werden eingehalten. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Alle im Rahmen der durch-
geführten Brut- und Rastvogelerfassungen und Raumnutzungserfassungen 
ermittelten Arten, auch die in der Stellungnahme namentlich genannten Ar-
ten, wurden unter Berücksichtigung ihrer Planungsrelevanz in den Verfah-
rensunterlagen entsprechend betrachtet. Sämtliche Auswirkungen auf die 
Fauna wurden gemäß den rechtlichen Vorgaben ermittelt und bewertet. In 
den Verfahrensunterlagen sind auch die erforderlichen Vermeidungsmaß-
nahmen genannt (hier: für Fledermäuse) und Kompensationsmaßnahmen 
(hier: für Kiebitz, Feldlerche, Mäusebussard) bzw. für den Regenbrachvogel 
vorsorgliche Maßnahmen festgesetzt, so dass keine erheblichen Umwelt-
auswirkungen verbleiben.  
 
Als Ergebnis der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen zum See-
adler 2016 und 2017 wurde eine geringe Frequentierung der Windparkflä-
che in Form von nur wenigen Überflügen festgestellt, die auch nicht in Ro-
torhöhe stattfanden. Außerdem wurden keine Nahrungsflüge über der 
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- Angst vor Schadenfälle durch Sturm und Eisschlag 
 
 
 
 
 
 
 
 

Windparkfläche beobachtet. Weiterhin gibt es auch keine Hinweise auf at-
traktive Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein regel-
mäßiges Queren der Windparkflächen wahrscheinlich machen. Die Haupt-
Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nördlich am Jadebusen und 
östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollenhagen und westlich von 
Jaderaußendeich. Für den Seeadler ist auf Grundlage der durchgeführten 
ausführlichen Untersuchungen in 2016 und 2017 nicht ersichtlich, dass ein 
erhöhtes Kollisionsrisiko bei Umsetzung des Vorhabens besteht.  
 
Der Wanderfalke wurde im Rahmen der avifaunistischen Erfassungen als 
seltener Wintergast bewertet, Brutreviere wurden nicht festgestellt. Auswir-
kungen auf die Art sind somit nicht zu erwarten. 
 
Auswirkungen auf Säugetiere sind außer bei den Fledermäusen nicht zu 
erwarten, da es keine Hinweise auf Empfindlichkeiten gibt. Untersuchungen 
(Umfragen unter Jägern, Untersuchungen des Institutes für Wildtierfor-
schung (IWFo) an der Tierärztlichen Hochschule in Hannover) haben hin-
sichtlich möglicher Störwirkungen auf Wild- und Nutztiere keine besonderen 
Empfindlichkeiten dieser festgestellt. Nutztiere (Pferde, Kühe, Schafe, etc.) 
werden auf Koppeln, Weiden oder in Ställen in der Nähe von WEA gehalten. 
Verhaltensauffälligkeiten konnten nicht festgestellt werden. Die Tiere pas-
sen sich neuen Gegebenheiten i. d. R. schnell an. Der Gewöhnungseffekt 
tritt auch bei Wildtieren nach kurzer Zeit ein. Auch Rehe, Füchse und Hasen 
nehmen die Anlagen nicht als Bedrohung wahr und zeigen kein Meidever-
halten.  
 
Eine Dokumentation in Form von Auflistungen oder Fotos wurde der Ge-
meinde nicht übergeben. 
 
Grundsätzlich besteht bei Windenergieanlagen eine potenzielle Gefähr-
dung durch Eisabwurf. Bei Temperaturen um und unterhalb des Gefrier-
punktes kann es bei einer entsprechenden Luftfeuchtigkeit an den Vorder-
seiten der Rotorblätter von Windenergieanlagen zur Bildung von Eis, Rau-
reif oder Schneeablagerungen kommen. Insbesondere bei den derzeit üb-
lichen Windenergieanlagen mit Nabenhöhen über 100 m erfolgt die Eisbil-
dung bereits durch das Durchlaufen der Rotorblätter durch Gebiete mit ho-
her Feuchtigkeit, z. B. bei tief hängenden Wolken und bei Hochnebel. Auf-
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grund der Drehbewegung der Rotorblätter können die gebildeten Eisabla-
gerungen mehr als über 100 m weit geschleudert werden, was eine wesent-
liche Gefährdung von Personen und Sachen und insgesamt eine Beein-
trächtigung der öffentlichen Sicherheit in besiedelten Gebieten oder im Be-
reich von Verkehrswegen darstellt.  
Aufgrund der Besonderheiten einer Windenergieanlage mit drehendem Ro-
tor ergeben sich daher neben den erforderlichen Abstandsflächen gem. 
NBauO zudem Forderungen zur Abstandshaltung wegen Eisabwurfgefahr. 
Gemäß Anlage 1 Nr. 2.7.9 der aktuellen Liste der Technischen Baubestim-
mungen ist die Richtlinie „Windenergieanlagen; Einwirkungen und Standsi-
cherheitsnachweise für Turm und Gründung“ in Verbindung mit der dazu-
gehörigen Anlage 1 Nr. 2.7/12 Ziffer 2 gelten Abstände größer als 1,5 x 
(Rotordurchmesser + Nabenhöhe) zu Verkehrswegen und Gebäuden in der 
Regel als ausreichend anzusehen. Diese Abstände können unterschritten 
werden, sofern Einrichtungen installiert werden, durch die der Betrieb der 
Windenergieanlage bei Eisansatz sicher ausgeschlossen werden kann o-
der durch die ein Eisansatz verhindert werden kann. Eine gutachterliche 
Stellungnahme eines Sachverständigen zur Funktionssicherheit dieser Ein-
richtungen ist als Teil der Bauvorlagen vorzulegen. 
Die im Plangebiet vorgesehenen Windenenergieanlagen sind, sofern Ab-
stände z. B. zu Verkehrswegen dies erfordern, mit einem automatischen 
Eiserkennungs- und Maschinenabschaltsystem auszustatten. Die Funkti-
onsweise dieser Systeme stellt sich wie folgt dar. Möglicher Eisansatz wird 
durch das Betriebsführungssystem der Windenergieanlagen erkannt, in 
dem die aktuellen Werte für Leistung und Windgeschwindigkeit der Anlagen 
erfasst und mit dem vorgegebenen Betriebskennfeld verglichen werden. 
Eine entsprechende Abweichung deutet auf eine Verschlechterung der Ro-
torblattdynamik durch Eisansatz hin – es erfolgt eine Abschaltung der An-
lage. Aufgrund der hohen Empfindlichkeit der aerodynamischen Profile wird 
die Windenergieanlage bereits abgeschaltet bevor das Eis in einer gefähr-
denden Dicke auf dem Rotorblatt abgelagert wird. Zusätzlich werden auch 
Turm- und Treibstangenschwingungen erkannt, die durch vereisungsbe-
dingte Zusatzmassen am Rotor entstehen. Auch sie führen zu einer Ab-
schaltung der Anlage. Die Anlage wird erst nach einem manuellen Reset 
wieder in Betrieb gesetzt. 
Der Einsatz eines Eiserkennungs- und Maschinenabschaltsystem ist durch 
einen Hinweis im Bebauungsplan kenntlich gemacht und wird im Rahmen 
des BImSch-Genehmigungsverfahrens sichergestellt. 
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- Ich erziele nachweislich seit Jahren Einkünfte aus Ferienwoh-

nungsvermietung, hier sehe ich ebenfalls negative Auswirkungen 
auf den Erholungswert für die Gäste und sehe meine Einnahmen 
gefährdet 

- Existenzangst 
 
 
 
 
 
 
 

 
- Angst vor der Zerstörung des Landschaftbildes und unserer Kultur-

landschaft 
 
 
 
 
 
 

- Mein Haus und das Nebengebäude verfügen über ein Reetdach mit 
Heidefirst, im Falle eines Gondel- oder Flügelbrandes, welche er-
fahrungsgemäß jederzeit durch den laufenden Betrieb oder Blitz-
schlag verursacht werden können, sehe ich mein Eigentum und so-
gar mein Leben in Gefahr,  
Brände dieser Art verursachen laut Feuerwehr oft weitere Feuer-
herde, welche schwer oder nicht kontrollierbar sein sollen, wenn 
eine Brandlöschung laut Handlungsanweisung der Feuerwehr fast 
unmöglich ist, werden so ggf. ebenso umliegende Häuser, und so-
mit auch mein Haus, mit erfasst. 
 

- Der Abstand der Windkraftanlagen zu meinem Haus bzw. Ferien-
wohnung ist zu gering 

 
 

 
Laut Statistischem Bundesamt (Fachserie 6 Reihe 7.1 Binnenhandel, 
Gastgewerbe, Tourismussind - Ergebnisse der Monatserhebung im Tou-
rismus) sind die Übernachtungszahlen in Ostfriesland, wo ebenfalls viele 
Windparks vorhanden sind, in den Sommermonaten 2015 (Mai bis Okto-
ber) gegenüber dem Jahr 2014 um 1,6 % gestiegen. Im Oktober 2015 be-
trug der Anstieg im Vergleich zum Vorjahr 5,6%. Ein Ausbleiben von Ur-
laubern ist daher nicht zu erkennen. Für viele Besucher sind Windenergie-
anlagen fester und typischer Bestandteil norddeutscher Landschaften.  
Für eine Attraktivität einer Region als Urlaubsregion für Touristen sind viele 
Faktoren entscheidend und offensichtlich sind andere Faktoren, als das 
Vorhandensein von Windenergieanlagen in der Region, von größerer Be-
deutung. 
 
Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
Rastede durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich die-
ses Umstands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren Ener-
gien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild der Kulturland-
schaft werden im Rahmen der Planung nach fachlich anerkannten Metho-
den bewertet und der Eingriff wird durch Maßnahmen an anderer Stelle 
kompensiert. 
 
Im Rahmen des Antrages nach Bundesimmissionsschutzgesetz wird das 
erforderliche Brandschutzgutachten der Genehmigungsbehörde vorgelegt. 
Die Löschwasserversorgung des Plangebietes wird entsprechend den An-
forderungen des vorbeugenden Brandschutzes in Abstimmung mit der zu-
ständigen Brandschutzdienststelle des Landkreises Ammerland, den Frei-
willigen Feuerwehren der Gemeinde Rastede und dem Oldenburgisch-Ost-
friesischen Wasserverband (OOWV) sichergestellt. Auf diese Weise wird 
sichergestellt, dass sich ein Feuer, im Falle eines Brandes einer Windener-
gie, nicht ausbreiten kann. 
 
 
Der Abstand ist nicht zu gering. Der Abstand der Geltungsbereiche zu den 
umliegenden Wohngebäuden beträgt mindestens 550 m, einheitlich für alle 
derzeit in Planung befindlichen Windparks in der Gemeinde Rastede. 
 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         73 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

Aus vorstehenden Gründen lehne ich die Errichtung der geplanten Windan-
lagen, die 70. Änderung des Flächennutzungsplans sowie den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Nr. 11 ab, die Einwendungen sind meine per-
sönlichen und keine gleichförmigen Einwendungen und stehen vorbehalt-
lich weiterer vertiefender Einwendungen.  
 
Eine Genehmigung der Anlagen stellt für mich eine Verletzung mehrerer 
öffentlicher und natürlich meiner privaten Belange dar. 
 
Im Falle der Errichtung der Windkraftanlagen durch die Versagung der Wür-
digung meiner persönlichen Argumente gegen die Errichtung erwarte ich 
Schadenersatz durch den Projektierer / Betreiber der geplanten Anlagen 
und werde dieses ggf. einklagen. 
 
Ich hoffe, dass meine Einwendungen nicht nur Berücksichtigung finden, 
sondern von dem Vorhaben abgesehen wird, für ein Gespräch stehe ich 
jederzeit zur Verfügung. 
 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hält aus 
den oben genannten Gründen an der Planung fest. Dem Einwender stehen 
natürlich weitere rechtliche Schritte gegen diese Planung zu.  
 

 Bürger 10:    
 Ich habe die Planungsunterlagen gelesen. 

 
Der bestehende Windpark Liethe soll auf Repowering und Neubau von 
Windkraftanlagen vorrangig geprüft und umgesetzt werden. 
 
Es soll auf die Lebensqualität und Gesundheit der Menschen in höchstem 
Maße Rücksicht genommen werden. 
 
Studien und Erfahrungsberichte über gesundheitliche Belastungen aktuel-
len Datums sollen bei der Umsetzung der Vorhaben mit einfließen.(Lärm, 
Schattenwurf, Infraschall) Der Bereich der sich dort befindenden Tier-und 
Pflanzenwelt darf nicht zerstört werden. (Kollission von Vögeln mit den Ro-
torblättern der WKA, seltene Pflanzen werden durch den Umbruch des Bo-
dens und der Versiegelung entfernt. 
 
Ich bitte den Rat der Gemeinde Rastede die o.g. Planungen nicht umzuset-
zen. 
 

  
 
Im Rahmen der Planung wurden alle rechtlichen Vorgaben eingehalten. Die 
unvermeidbaren Eingriffe in Natur und Landschaft wurden im Rahmen der 
Planung bewertet und diese werden im Rahmen von Kompensationsmaß-
nahmen ausgeglichen.  
 
 
Zum Thema Schall 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Windenergieanlagen mit ei-
ner Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen dem immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BImSchG. Im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass die Windenergieanlagen 
hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrieben werden, dass die Im-
missionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächstgelegenen schutzwürdigen 
Nutzungen eingehalten werden. So wird sichergestellt, dass durch die 
Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden 
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Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen wer-
den, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen wi-
dersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes in-
sofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufgenom-
men wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der Be-
trieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte ge-
sichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
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Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit uner dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Schatten 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Wind-
energieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so 
dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 
30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bil-
den zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bun-
desländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissi-
onsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge 
der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der erneuer-
baren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. 
 
 

 Bürger 11:   
 Wir haben massive Bedenken gegen den weiteren Ausbau von Windener-

gieanlagen (WEA) in den Dörfern im Norden der Gemeinde Rastede. Der 
Ausbau der Windenergie wird mit schweren Schäden für Mensch und Natur 
teuer bezahlt. 
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Die unsozialen EEG-Gesetze und die Windindustrie stehen am Abgrund. 
Sehr beunruhigend finden wir nach wie vor den in unseren Augen unverant-
wortlichen Umgang mit Infraschall (Niederfrequenter Schall) aller Verant-
wortlichen. In einer solche Situation, in der die Gefahrlosigkeit nicht belegt 
ist und sich die Hinweise für eine Gesundheitsgefährdung häufen, muss Ri-
sikovorsorge betrieben werden. Windenergieanlagen erzeugen Infraschall. 
Bis vor etwa 10 Jahren galt auch bei Hörforschern als anerkannter Kennt-
nisstand der Wissenschaft, dass Infraschall, d.h. der aufgrund seiner sehr 
tiefen Frequenz "unhörbare Schall", für den Menschen gefahrlos sei, getreu 
dem Motto: Schall den man nicht hört, kann auch nicht schaden. Seit eini-
gen Jahren setzt allerdings ein Umdenken ein, was sich auch in einem be-
reits 2007 erschienenen Artikel des Robert-Koch-Instituts (RKI) wiederspie-
gelt. Das RKI ist dem Bundesministerium für Gesundheit direkt unterstellt. 
Die Aufgaben des RKI umfassen sowohl die Beobachtung des Auftretens 
von Krankheiten und relevanten Gesundheitsgefahren in der Bevölkerung 
als auch die Ableitung und wissenschaftliche Begründung der erforderli-
chen Maßnahmen zum wirkungsvollen Schutz der Gesundheit der Bevölke-
rung. Das RKI schreibt u.a.: ...Probleme mit tieffrequenten Schallimmissio-
nen sind z.B. bekannt geworden im Zusammenhang mit dezentralen Heiz-
kraftwerken sowie im städtischen Bereich mit Schwerlastverkehr. Ein wei-
teres Beispiel sind die Emissionen von Windkraftanlagen, die teilweise sehr 
nah an Wohnbereichen aufgestellt sind. Vor dem Hintergrund der breiten 
Anwendungsmöglichkeiten und der gegenwärtigen technischen Entwick-
lung besteht Handlungsbedarf, um die Belastungen des Privatbereichs ge-
nauer und differenzierter zu betrachten, insbesondere unter Berücksichti-
gung von Risikogruppen, wie z.B. Kinder und Jugendliche. Die wissen-
schaftliche Literaturlage zum Thema "Lärmwirkung auf Schwangere", ins-
besondere nicht -arbeitsmedizinische Literatur speziell zum Thema "tieffre-
quenter Schall", ist ausgesprochen dürftig. Besonders kritisch müssen die 
Auswirkungen von Lärm auf den Schlaf von Schwangeren, Wöchnerinnen 
und Müttern in der postnatalen Phase gesehen werden. Auf europäischer 
Ebene wird für schwangere Arbeitnehmerinnen in der Rahmenrichtlinie 
89/391/EWG festgelegt, dass sie keine Tätigkeiten verrichten sollten, die zu 
starker niederfrequenter Vibration führen können, da sich hierdurch das Ri-
siko einer Fehl- oder Frühgeburt erhöhen kann. Im privaten Bereich liegen 
keine Schutzempfehlungen für tieffrequenten Schall bzw. Infraschall vor. 

 
Zum Thema Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit uner dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
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...Die besondere Qualität von Infraschall (unter 16 bzw. 20 HZ) bedarf je-
doch verstärkter Aufmerksamkeit, da bisher nur wenige gesicherte Erkennt-
nisse, nicht zuletzt wegen einer noch nicht optimalen Erfassungsmethodik, 
über das Auftreten und die Wirkung von Infraschall vorliegen. Es muss ins-
gesamt ein deutlicher Mangel an umweltmedizinisch orientierten wissen-
schaftlichen Studien zu tieffrequentem Schall konstatiert werden. Im Ver-
gleich zum normalen Hörbereich liegen nur wenige gesicherte Erkenntnisse 
über Auftreten und Wirkung von tieffrequentem Schall vor. Es besteht gro-
ßer Handlungs- und Forschungsbedarf. .... Auszug aus dem 2007 veröffent-
lichen Artikel des Robert-Koch-Instituts "Infraschall und tieffrequenter Schall 
- ein Thema für den umweltbezogenen Gesundheitsschutz in Deutsch-
land?" 
 
Die amerikanischen Hörforscher Alec Salt von der Universität Washington 
in St. Louis und James Kaltenbach vom Lerner Forschungsinstitut in Cleve-
land schreiben u.a. 2011 in der Fachzeitschrift Bulletin of Science, Techno-
logy & Society:. Daher kommen wir zu dem Schluss, dass Behauptungen 
wie "Es gibt keinen nennenswerten Infraschall beim derzeitigen Design von 
Windenergieanlagen" unzweifelhaft falsch sind. Eine wissenschaftliche Ba-
sis für die Möglichkeit, dass solcher Schall Auswirkungen auf den Men-
schen haben kann, ergibt sich aus der Tatsache, dass Infraschall das 
menschliche Stammhirn beeinflusst. (Anm.: Das Stammhirn ist für die es-
senziellen Lebensfunktionen zuständig und steuert u.a. Herzfrequenz, Blut-
druck, Atmung sowie wichtige Reflexe. Das Stammhirn bildet die Schnitt-
stelle zwischen dem übrigen Gehirn und dem Rückenmark). Die Möglich-
keit, dass niederfrequente Teile des Schalls sowohl zu starken Störungen 
des Befindens als auch zu anderen Problemen führen, über die Menschen 
berichten, die Windenergieanlagen ausgesetzt sind, kann nicht einfach ab-
gestritten werden. . Bis heute gibt es keine publizierte Studien, die zeigen, 
dass die langfristige Belastung mit Infraschall Menschen nicht schadet. Im 
Gegenteil gibt es zahlreiche Berichte, die stark darauf hinweisen, dass Men-
schen, die in der Nähe von Windenergieanlagen wohnen, krank werden, mit 
einer Vielzahl von Symptomen, wobei chronische Schlafstörungen beson-
ders häufig sind. Die Tatsache, dass solche Berichte ignoriert werden, weil 
der Infraschall von Windturbinen ja unter dem hörbarem Niveau sei, scheint 
die Physiologie des Ohrs völlig zu ignorieren. Signalwege von den äußeren 
Haarzellen des menschlichen Ohrs zum Gehirn existieren, durch die nicht 
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hörbarer Infraschall die Funktion des Gehirns beeinflussen kann. Aus unse-
rer Perspektive gibt es zunehmend Belege für die Ansicht, dass sich Infra-
schall negativ auf Menschen auswirken kann. Diese Hinweise erfordern 
mehr wissenschaftliche Studien zu diesen Thema. 
 
Auszug aus dem 2011 veröffentlichen Artikel der amerikanischen Hörfor-
scher Salt und Kaltenbach "Infrasound from wind turbines could affect hu-
mans" Bulletin of Science, Technology & Society (2011) 
 
Auch die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm sind ein Witz, da die Vorga-
ben und Bestimmungen mehrere Jahrzehnte alt sind. Wurden existierende 
Schallvorbelastungen durch die Bundesautobahn A 29 und dem Modellflug-
platz Wapeldorf und Schallbelastungen anderer Windkraftplanungen be-
rücksichtigt ? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit dem Bau und Betrieb von Windenergieanlagen werden bedeutende 
Teile der Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische Funktion als Rastge-
biet/Ruhestätte für den Regenbrachvogel verlieren. Die Bereiche der Wa-
pelniederungen sind von nationaler Bedeutung für den Regenbrachvogel 
als Rast- und Durchzugsgebiet. Auch als Gastvogellebensraum hat sie na-
tionale Bedeutung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Planungen werden vor dem Hintergrund geltenden Rechts durchge-
führt.  
Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 
geplanten Anlagen (mit allen Geräuschen) erstellt. Es wurden die für alle 
Anlagen maximal zulässige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pegel 
nicht überschreiten, um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstgelege-
nen schutzbedürftigen Nutzungen nicht zu überschreiten. Bei Starkwind o-
der Sturm sind die Windgeräusche lauter, als der Schall der Anlagen, so 
dass die Anlagen dann gar nicht mehr wahrgenommen werden können. 
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. be-
triebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung in 
Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und insbe-
sondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
Für die Wapelniederung wurde als Ergebnis der Avifauna-Erfassungen auf 
Grundlage der festgestellten rastenden Regenbrachvögel eine nationale 
Bedeutung als Gastvogellebensraum formuliert. Weitere Gastvogelarten er-
reichten diese hohe Bedeutung nicht. 
 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse.  
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Gerade in diesem Moment beim Schreiben dieser Zeilen höre ich bei geöff-
netem Fenster wie ein großer Gänseschwarm sich auf die Weiden zur Ruhe 
begibt. Genau dort sollen 2 WEA gebaut werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wir wünschen uns das unsere Bedenken und Anregungen bei ihren verant-
wortungsvollen Entscheidungen berücksichtigt werden. 
 
Zum Schluss: 
Warum denkt eigentlich keiner daran mal irgendwelche interessanten An-
reize zu schaffen um Strom ein zu sparen? 
 

Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrachvo-
gel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch weder in den einschlägigen 
Fachempfehlungen (NLT-Empfehlungen, LAG-VSW-Papier) als windkraft-
sensible Art enthalten. Neben den beiden genannten Fachpapieren liegt für 
Niedersachsen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergieerlass 
zum Thema Windkraft vor, der für diejenigen Behörden verbindlich anzu-
wenden ist, soweit sie als Immissionsschutz- und Bauaufsichtsbehörden, 
Naturschutzbehörden oder sonstige nachgeordnete Behörden bei der Ge-
nehmigung und Überwachung von Windenergieanlagen tätig werden. Auch 
in diesem Erlass ist eine Auflistung von WEA-empfindlichen Vogelarten ent-
halten, für die artspezifische Empfehlungen für die planerische Berücksich-
tigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze gegeben wer-
den. In dieser Liste der WEA-sensiblen Vogelarten ist der Regenbrachvogel 
ebenfalls nicht aufgeführt, wobei der Hinweis enthalten ist, dass die Liste 
nicht als abschließend zu betrachten ist. Ebenfalls sind avifaunistisch wert-
volle Bereiche bzw. national bedeutsame Vogellebensräume auch nicht in 
den gemäß Tab. 3 „Überblick zu harten Tabuzonen“ des Windenergieerlas-
ses von Windenergie freizuhaltenden Gebieten enthalten.  
Nichtsdestotrotz wurde aus Vorsorgegesichtspunkten im Umweltbericht ein 
Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen Brachvogels durchge-
führt und entsprechende Maßnahmen (artenschutzrechtliche Ausnahme, 
FCS-Maßnahmen) zur Kompensation von eventuellen Verdrängungswir-
kungen vorgesehen, was aber nicht heißt, dass Verdrängungseffekte mehr 
als wahrscheinlich oder sogar vorauszusetzen seien. Vielmehr können sol-
che lediglich nicht ausgeschlossen werden. 
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge 
der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der erneuer-
baren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. 
 
 

 Bürger 12:   
 Hiermit erkläre ich ausdrücklich, dass ich mich durch die Errichtung und den 

Betrieb der geplanten Windkraftanlagen der Firma Windkonzept Projektent-
wicklungs GmbH & Co. KG im Rasteder Norden, aber auch durch den ge-
nerellen Ausbau der Windenergieanlagen (WEA) persönlich betroffen fühle. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Im Folgenden finden Sie meine Einwendungen, Fragen sowie neue Studien 
und Anregungen bezüglich WEA. 
 

1. Allgemeines 
Aufgrund der Tatsache, dass 58 von 87 Quellen der Potenzialstudien 
älter als 10 Jahre sind, zweifele ich die Repräsentativität und Validität 
an und fordere eine Überarbeitung der Studien und Berichte bzw. eine 
Einstellung des Verfahrens. Neue Studien und Quellen sind verfügbar 
und im Internet einzusehen (siehe Punkt 2 Gesundheit). 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. S. 10 „In 
dem Zusammenhang wird auch auf die Veröffentlichung des Niedersächsi-
schen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz "Fragen und Ant-
worten zum Windenergieerlass" vom 14.12.2015 zu Ziffer 3 -> bezug auf 
veraltete Quellen siehe Studien Infraschall (unter 2. Gesundheit). 
 
Potenzialstudie S. 1 Begründung zum Bau: anhaltende Nachfrage. Ist 
diese Nachfrage mit Zahlen belegt? Und wie wurde diese ermittelt? 
 
Ich zweifele an, dass die Gemeinde alle möglichen Alternativen zur Ener-
giegewinnung berücksichtigt hat, da von vornherein nur WEA betrachtet 
wurden. Daraus resultiert der begründete Zweifel, dass die WEA nicht zum 
Wohl des Bürgers aufgestellt werden, sondern im Interesse von ausgewähl-
ten Einzelnen. Dies kollidiert mit dem §1 der Nds. Kommunalverfassung. 
Hiermit beziehe ich mich auf das Grundgesetz §1 „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar“ und fordere eine Abwägung, um sicherzustellen, 
dass mein Recht nicht unter dem Recht Dritter leidet. 
 
 
 
 

 
 
 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt. Es handelt sich bei diesen Quellen u.a. um 
Daten zu Auswirkungen von WEA insbesondere auf die Fauna, deren In-
formationen über mehr als zehn Jahre Bestand und Gültigkeit haben kön-
nen, sofern beispielsweise nicht aktuellere Fachliteratur o.ä. den Inhalt der 
Quellen plausibel widerlegen. 
 
Zudem werden Quellen der Rahmenplanungen (Regionales Raumord-
nungsprogramm, Flächennutzungsplan etc.) sowie behördlicher Verord-
nungen (Verordnungen über Landschaftsschutzgebiete und Naturschutz-
gebiete) genannt, die aufgrund ihrer Eigenschaft Gültigkeit über Jahrzehnte 
hin besitzen können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Für die Erstellung einer 
Standortpotenzialstudie für Windparks spielen konkrete Zahlen bezüglich 
der anhaltenden Nachfrage keine Rolle.  
 
Laut Windenergieerlass des Landes Niedersachsen handelt es sich bei der 
Windenergie u.a. um eine etablierte und klimafreundliche Technologie de-
ren weiterer Ausbau wesentlicher Bestandteil der deutschen und nieder-
sächsischen Energie- und Klimapolitik ist. Niedersachsen besitzt auf Grund 
seiner geografischen Lage und Topografie dabei über gute Vorrausetzun-
gen für die Nutzung von Windenergie wodurch dem Land Niedersachsen 
eine besondere Bedeutung beim Ausbau der Windenergie in Deutschland 
zu kommt, die über die Deckung des niedersächsischen Strombedarfs hin-
ausgeht (Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klima-
schutz, 2016). Gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB gehören Windenergieanla-
gen zu den im Außenbereich privilegierten Vorhaben. Sie sind somit überall 
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Potenzialstudie S. 75 „Die Potenzialfläche „Bekhausen Nord“ ist aufgrund 
ihrer Gesamtgröße für sich betrachtet nicht geeignet für die Ausweisung ei-
nes Windparks. Innerhalb der Fläche könnten maximal zwei Windenergie-
anlagen errichtet werden. Da diese Fläche jedoch im räumlichen Zusam-
menhang mit der Potenzialfläche 1 „Rastede Nord“ betrachtet werden kann 
(der Abstand beträgt ca. 550 m), wird sie im Rahmen der vorliegenden Stu-
die nicht von der vertiefenden Betrachtung der Potenzialfläche ausge-
schlossen.“ -> Wie weit dürfen Windräder auseinander stehen um einen 
Windpark zu bilden, in wie weit spielt räumliche Trennung eine Rolle? Auf 
welche rechtliche Grundlage wird der Zusammenschluss der WEA zum 
Windpark gestützt? 
 
 
 
 
 
 
 

 FALSCHE DOKUMENTE! 
08 Anlage 4a WP_Wapeldorf-Heubült Rev10_Wapeldorf-
Süd_A3M5000 
09 Anlage 4b Kurzbeschreibung_BPlan_W-Sued 
o der Plan sowie die Kurzbeschreibung sind für 3 WEA in Be-

khausen Nord erstellt worden, obwohl nur max. 2 errichtet wer-
den dürfen (siehe oben). Woher die Unterlagen? Formfehler?! 
 
 

 02 70. FNP-Änd Wapeldorf-Heubült PZ 180123 
o muss hier die obere Fläche nicht auch in 2 Teilflächen eingeteilt 

werden? In Potenzialstudie genannt: Rastede Nord 1.1 und 1.2 
(Einteilung wurde bei den Teilflächen Bekhausen Nord ge-
macht). 
 

dort zulässig wo öffentliche Belange nicht entgegenstehen und die Erschlie-
ßung gesichert ist. Eine Betrachtung von Alternativen zur Energiegewin-
nung zum Wohl von einzelnen Bürgern sieht die deutschen und niedersäch-
sischen Energie- und Klimapolitik nicht vor. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Einen verbindlich aus rechtlicher 
Sicht vorgeschriebenen Maximalabstand zwischen Windenergieanlagen in-
nerhalb eines Windparks zur Bildung eines Windparks existiert nicht. Ge-
nerell ist der Abstand von Windenergieanlagen innerhalb eines Windparks 
maßgeblich von der Hauptwindrichtung abhängig. Für den Abstand der 
WEA zueinander wird als gängiger Wert aus der Praxis der 5-fache Rotor-
durchmesser in Hauptwindrichtung und 3-fache Rotordurchmesser in Ne-
benwindrichtung angenommen (vgl. Umweltbundesamt (2013): Potenzial 
der Windenergie an Land, S. 16). An Waldstandorten können höhere Ab-
stände erforderlich werden. Es handelt sich bei diesem Wert jedoch ledig-
lich um einen optimalen Abstand für die maximale, wirtschaftliche Auslas-
tung der einzelnen Windenergieanlagen. In der Potenzialflächenstudie wird 
bei einer Anlagenhöhe von 150 m ein Rotordurchmesser von max. 100 m 
angenommen. Der Abstand von 550 m zwischen den Potenzialflächen 1 
„Rastede Nord“ und 2 „Bekhausen Nord“ lässt bei Zugrundelegung der Ab-
standempfehlung aus wirtschaftlicher Sicht die Wirkung als zusammenhän-
genden Windpark zu.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es gibt für die Planungen in Wa-
peldorf-Heubült für jede der der Teilflächen der FNP-Änderung einen eige-
nen Plan und eine eigene Beschreibung (Anlagen 3a bis 4b). Insgesamt 
sollen 5 Anlagen errichtet werden, 2 in der nördlichen Teilfläche und 3 in 
der südlichen Teilfläche. 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt, die Einteilung in kleine Flächen ist nicht 
erforderlich, die planerische Steuerung für diesen Standort kann insgesamt 
durch eine FNP-Änderung durchgeführt werden. 
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 BEBAUUNGSPLAN FALSCHE UNTERLAGEN: 
02 BP WP Wapeldorf-Heubült PZ 180608 (Entwurf 30.01.2018!!!) 
08 Anlage 4a WP_Wapeldorf-Heubült Rev10_Wapeldorf-
Süd_A3M5000 (2016) 
o Bekhausen Nord wieder mit 3 WEA eingezeichnet, (auch unter-

schiedliche Bezeichnung der WEA mal 3,4,5 dann 1,2,3 siehe 
Bilder unten). Potenzialstudie sagt EINDEUTIG, dass nur max. 
2 Anlagen hier aufgestellt werden dürfen, siehe oben. 
FORMFEHLER?! 
 

 
Bekhausen Nord WEA 3,4,5  

 

 
 
Die Unterlagen sind nicht fehlerhaft. Die Unterlagen waren zum Teil schon 
Anfang 2018 als Vorlage für die politische Beratung fertig gestellt worden. 
Durch Abstimmungen zwischen der Verwaltung und dem Investor hat die 
Beteiligung dann erst deutlich zeitversetzt stattgefunden. Sowohl der Be-
bauungsplan, als auch der Vorhabenplan stammen aus dem Januar 2018. 
 
 
Ein Formfehler liegt somit nicht vor. 
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Bekhausen Nord WEA 1,2,3 
 
Hiermit fordere ich, dass die bereitgestellten Unterlagen auf ihre Richtigkeit 
überprüft werden sowie die gesamte (nicht 100% professionelle) Planung 
überarbeitet wird bzw. das Verfahren eingestellt wird. Bei Gelegenheit soll-
ten die Dokumente auch bitte auf Rechtschreib- und Grammatikfehler 
durchgeschaut werden. Hiermit rege ich an das Projekt einzustellen. Allein 
aus Kostengründen – schließlich müssen auch die zu erwartenden Kosten 
der Klagen berücksichtigt werden – wäre dies sowohl für die Gemeinde als 
auch für den Bürger vorteilhafter. 
 

 Des Weiteren hätte auch die Potenzialstudie angeglichen werden 
können -> von 200m auf 150m auf S.1 ist geschrieben, dass die 
Studie sich auf die 3 Gebiete Lehmden, Delfshausen und Ipweger-
moor bezieht. Dann wurden aufgrund fehlender Gründe (ich bitte 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Sachverhalt wird durch den 
Bürger nicht richtig dargestellt. Im Rahmen der Erstellung der Standortpo-
tenzialstudie für Windparks wird das gesamte Gemeindegebiet auf mögli-
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diese nachzureichen oder deutlich zu machen, falls ich diese über-
sehen habe) weitere Bereiche unter neuen Voraussetzungen (Re-
duzierung der Narbenhöhe (?)) als Potenzialflächen identifiziert (5 
Flächen). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Auch ist es mir nicht schlüssig, wann der Typ der WEA (Enercon E-
82 E2) bestimmt wurde, da bis zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Umweltberichtes noch nicht bekannt war, um welchen Anlagentyp 
es sich handeln wird. Ist für eine Planung nicht genau diese Infor-
mation ausschlaggebend? 
 

Hiermit fordere ich, dass eine Klärung des Punktes erfolgt und die erforder-
lichen Prüfungen und Untersuchungen auf Basis des Anlagentypes Ener-
con E-82 E2 erstellt werden. 
 
 
 
 
Begründung zur Änderung Nr. 70 des Flächennutzungsplanes S. 14 
„D. h. im gesamten Gemeindegebiet sind außerhalb der im Flächennut-
zungsplan und dessen Änderungen dargestellten Sonderbauflächen für 
Windkraftanlagen keine weiteren Windenergieanlagen gem. § 35 (1) Nr. 5 
BauGB zulässig (Ausschlusswirkung im Sinne von § 35 (3) Satz 3).“ -> in 
wie weit ist darauf Verlass? Ist die angebliche Nachfrage dann gesättigt? 
 

che Standorte für Windparks unter Zugrundelegung von 150 m hohen Wind-
energieanlagen untersucht. Die drei von dem Bürger genannten potenziel-
len Standorte für die Windenergiegewinnung „Lehmden“, „Delfshausen“ 
und „Ipwegermoor“ resultierten aus dem seitens des Landkreises Ammer-
land erstellten Standortkonzeptes Windenergie aus dem Jahr 2013, welche 
Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von 200 m zugrunde legte. Wie 
auf Seite 1 der Potenzialstudie dargestellt, wird im Rahmen des Standort-
konzeptes Windenergie 2013 (LK Ammerland) darauf hingewiesen, dass 
sich größere Flächenpotenziale bei der Annahme geringerer Gesamthöhen 
von Windenergieanlagen ergeben. Da die Gemeinde Rastede zudem die 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild minimieren wollte, wurde in der kom-
munalen Standortpotenzialstudie der Gemeinde Rastede eine Gesamthöhe 
von Windenergieanlagen von bis zu 150 m zugrunde gelegt. Insgesamt ist 
festzuhalten, dass die Flächengröße und der Flächenzuschnitt der Potenzi-
alflächen für Windenergieanlagen abhängig von der Höhe der zu errichten-
den Windenergieanlagen ist, da die Auswirkungen der Anlagen u.a. im Zu-
sammenhang mit der Anlagenhöhe stehen.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Für die Erstellung der Standort-
potenzialstudie für Windparks ist die Kenntnis über einen bestimmten Anla-
gentyp nicht entscheidend. Maßgeblich sind diesbezüglich die maximale 
Gesamthöhe sowie der Rotordurchmesser der geplanten Windenergiean-
lagen. 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt. Für die Erstellung der Standortpotenzial-
studie für Windparks ist die Kenntnis über einen bestimmten Anlagentyp 
nicht entscheidend. Maßgeblich sind diesbezüglich die maximale Gesamt-
höhe sowie der Rotordurchmesser der geplanten Windenergieanlagen. Bei-
des wurde im Rahmen der Standortpotenzialstudie definiert und berück-
sichtigt.  
 
 
Durch die Planungen der Gemeinde Rastede zu allen Windparks soll eine 
Konzentrationswirkung hergestellt werden. Durch die Flächennutzungs-
planänderungen für die Windenergienutzung bestimmt die Gemeinde 
Rastede Flächen, auf denen Windenergieanlagen errichtet werden sollen. 
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Hiermit fordere ich eine schriftliche und verpflichtende Bestätigung, dass 
keine weiteren Windenergieanlagen gem. § 35 (1) Nr. 5 BauGB in der Ge-
meinde Rastede zulässig sind. 
 

2. Gesundheit 
 

Potenzialstudie S. 7 „Nachgewiesene, wissenschaftlich gesicherte Er-
kenntnisse für negative Wirkungen von Infraschall unterhalb dieser Grenze 
liegen nicht vor (UMWELTBUNDESAMT 2015). Nach heutigem Stand der 
Wissenschaft sind schädliche Wirkungen durch Infraschall bei Windener-
gieanlagen somit nicht zu erwarten (LANDESANSTALT FÜR UMWELT, 
MESSUNGEN UND NATURSCHUTZ BADEN-WÜRTTEMBERG 2015).“ -
> 
Neue Studien zeigen auf, dass Infraschall sehr wohl das menschliche Zent-
ralhirn beeinflusst. 
https://docs.wind-watch.org/ICBEN-2017_Koch_4163.pdf, 
https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fnins.2018.00582/abstract 
 
Umweltbericht zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans S. 11 Da-
her ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut 
Mensch durch Infraschall auszugehen. -> Falsch. Belegt durch Studien. 
 
Ich fordere und erwarte deshalb unter Berufung auf mein Grundrecht auf 
körperliche Unversehrtheit die Versagung der Errichtung der Windkraftan-
lagen. Hiermit stelle ich klar, dass wenn während der Inbetriebnahme und 
des Betriebs der Anlagen Gesundheitsschäden entstehen sollten, ich die 
Gemeinde auf Schadensersatz verklagen werde. 
 
Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Tieffre-
quente Geräusche/ Infraschall Zu den möglichen Infraschallimmissionen, 
die von Windenergieanlagen ausgehen können, wurden in der Vergangen-
heit umfangreiche Untersuchungen vorgenommen.“ -> wo genau können 
diese Untersuchungen eingesehen werden? Widerspricht sich mit der Po-
tenzialstudie, wo geschrieben ist, dass man keine Beeinträchtigung erwar-
tet und dadurch keine weiteren Untersuchungen veranlasst hat. 
 
 
 

Im gesamten übrigen Gemeindegebiet werden diesen Anlagen ausge-
schlossen. Ohne diese Planung der Gemeinde wären diese Anlagen im ge-
samten Gemeindegebiet als privilegierte Anlagen zulässig.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Standortpotenzialstudie für 
Windparks wurde im Jahre 2016 fertiggestellt. Die in der Studie berücksich-
tigten Daten und Informationen zum Thema Infraschall bezogen sich auf 
Quellen mit einem Stand der Veröffentlichung bis 2015. Die von dem Bürger 
genannten Informationsquellen wurden erst im Jahre 2017 und 2018 veröf-
fentlicht, sodass die Inhalte dieser Literatur nicht in der Studie abgebildet 
werden konnten. Insgesamt lässt sich aus der genannten Literatur zudem 
nicht ableiten, dass ein Nachweis für eine wissenschaftlich gesicherte Er-
kenntnis für negative Wirkungen des durch Windenergieanalgen verursach-
ten Infraschalls erbracht wurde.   
 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
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Hiermit fordere ich die Unterlagen der Infraschallimmissionenuntersuchung 
an. 
 

3. Naturschutz 
 

Begründung zur Änderung Nr. 70 des Flächennutzungsplanes S. 12 
„Das Bodenmanagement ist nach Abstimmung mit dem Landkreis Ammer-
land voraussichtlich durch den Verursacher der Verschmutzung bzw. den 
Landeigentümer, auf dessen Land sich die Deponie befindet, durchzufüh-
ren. Eine Klärung des Sachverhalts erfolgt, soweit es im Rahmen eines 
Bauleitplanverfahrens erforderlich ist, im Verfahren des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Nr. 11.“ -> Ist dies nicht Teil des Risikomanagements 
von einem Projekt? Sind weitere genauere Schritte geplant? 
 
Hiermit fordere ich die Sicherstellung, dass die Umwelt sowie der Mensch 
nicht durch fehlerhafte und ungenaue Planung gefährdet werden. Falls den-
noch Verschmutzungen o.ä. anfallen werde ich den NABU sowie andere 
Gesellschaftsorgane einschalten und die Gemeinde, das Planungsbüro so-
wie den Landeigentümer verklagen. 
 
Potenzialstudie S. 75 Aufgrund der mittleren Empfindlichkeit des Raumes 
bezüglich einer Windenergiegewinnung ist zunächst eine Eignung des Rau-
mes für die Errichtung von WEA gegeben.  
 
Auf welcher Grundlage sind die Empfindlichkeitstabelle und ihre Gewich-
tung gestützt? Welche wissenschaftlichen Studien/akademischen Quellen 
wurden genutzt? Hiermit fordere ich eine Erläuterung der Tabellen um die 
Richtigkeit und Repräsentativität nachvollziehen zu können. 

vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Den vorstehenden Ausführungen ist zu 
entnehmen, dass eine solche Untersuchung nicht erforderlich ist. 
 
 
 
Weder dem Landkreis noch der Gemeinde liegen Anhaltspunkte vor, dass 
es vor Ort tatsächliche eine „wilde Mülldeponie“ gibt. Sollte dies der Fall 
sein, dann wären schon heute Folgen vor Ort erkennbar, oder aber, die 
Deponie ist so abgedichtet, dass keine Gefahr für die Umwelt besteht. 
Wenn es tatsächlich eine Deponie geben sollte und diese durch die Bau-
maßnahmen angetastet werden sollte, dann sind entsprechende Siche-
rungsmaßnahmen vorzunehmen. Grundsätzlich sind bei geplanten Bau-
maßnahmen oder Erdarbeiten die Vorschriften des vorsorgenden Boden-
schutzes zu beachten, d. h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so 
zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen 
werden. Grundstückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnahmen 
zur Abwehr der von ihrem Grundstück drohenden schädlichen Bodenver-
änderung zu ergreifen (Grundpflichten gem. § 4 BBodSchG). 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Wie in Kapitel 6.5 der Standortpotenzialstudie für Windparks dargestellt, er-
folgt die Bewertung der Empfindlichkeit der einzelnen Potenzialflächen auf 
der Grundlage der verbleibenden, planungsrelevanten Belange innerhalb 
dieser Flächen. Dafür wurden die verbleibenden Belange im Bereich der 
identifizierten Potenzialflächen mit Punkten (Punktzahl zwischen 5 (ent-
spricht einer geringen Empfindlichkeit bezüglich Windenergiegewinnung) 
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„Die Folgen des nach Auffassung des Autors unüberlegten und übereilten 
Ausbaus erneuerbarer Energien für die Vögel sind immer dramatischer und 
machen die Einhaltung der von den EU-Regierungen formulierten Biodiver-
sitätsziele inzwischen unmöglich. Unbesehen der Notwendigkeit eines ef-
fektiven Klimaschutzes zur Abwendung der Folgen des globalen Klimawan-
dels entpuppt sich die Energiewende immer mehr als aktuell eine der 
größten Gefahren für den Schutz der biologischen Vielfalt, dies umso 
mehr, als sich die Effekte mit den Auswirkungen einer verfehlten Land-
wirtschaftspolitik multiplizieren. Es wurde versäumt, rechtzeitig Belas-
tungsgrenzen für die Natur durch die Folgen des Ausbaus erneuerbarer 
Energien (Energiemais, Windkraft) zu definieren und wirksame Regelungs-
mechanismen für den Fall der Überschreitung festzulegen. Die „New Green 
Economy“ und „Grünes Wachstum“ sind eine Sackgasse. Nach Auffassung 
des Autors muss gerade der Naturschutz eine Abkehr vom illusionistischen 
Wachstumsparadigma und damit einen grundsätzlichen gesellschaftlichen 
Wandel fordern.“ - Martin Flade (http://www.lbvlandshut. de/Energie-Bio-
diversitaet.pdf) 
 
Aufgrund des oben genannten Textes fordere ich, dass der Rat sowie das 
Planungsbüro das Vorhaben sowie die Energiewende überdenken und 
überlegen, welche Energiegewinnung die beste für Rastede bzw. den Pla-
neten ist. Lassen Sie sich nicht von green washing täuschen. Auch Mojib 
Latif (Klimaforscher) bestätigt diese Aussage: „Ich hasse es selbst, es so 
deutlich zu sagen, aber es gibt im Moment keinen Klimaschutz. Alle reden 
darüber, aber wir haben totalen Stillstand in Deutschland.“ Rastede kann 

und 15 (entspricht einer hohen Empfindlichkeit bezüglich Windenergiege-
winnung) gewichtet und näher erläutert (Erläuterung der Bewertung der ein-
zelnen Belange siehe Kapitel 6.2 bis 6.4 der Standortpotenzialstudie). Die 
Bewertung erfolgte in Fünferschritten. Anschließend wurden die vergebe-
nen Punkte für jede Teilfläche aufsummiert, um somit die Empfindlichkeit 
der Potenzialflächen gegenüber der Windenergie zu beurteilen. Die Emp-
findlichkeitseinstufung stellte eine Empfehlung aus planerischer Sicht dar, 
die u.a. auf Basis von Fachliteratur, Fachplanungen, langjährigen Erfah-
rungswerten und Fachwissen der Planer hergeleitet wurde. Ein Abwä-
gungsprozess innerhalb der Gemeinde Rastede bestätigte die in der Studie 
zugrunde gelegten Gewichtungen der Belange.  
 
Das angeführte Zitat ist eine Zusammenfassung eines Artikels, der sich zu 
einem großen Teil auf die Auswirkungen der Veränderungen in der Land-
wirtschaft und in der Landschaft allgemein durch die Energiewende bezieht 
(v. a. großflächiger Anbau von Mais zur Energiegewinnung mittels Biogas-
anlagen, Einstellung des Flächenstilllegungsprogrammes im Jahr 2007, in-
tensivierte Forstwirtschaft, Verlust von dörflichen Lebensräumen). Die 
Windenergie wird dort als einer von mehreren Punkten angesprochen. 
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und sollte als Vorbild fungieren und sich nach Innovationen umschauen und 
im besten Interesse zum Wohl der Bürger handeln. 
 
Wirtschaftlichkeit 
Begründung zur Änderung Nr. 70 des Flächennutzungsplanes S.6 „Mit 
Windenergieanlagen lässt sich grundsätzlich in wirtschaftlich tragfähiger 
Weise regenerativer Strom erzeugen.“  
 
Auf Basis mehrerer Artikel aus belegten Quellen ist anzunehmen, dass die 
Windenergiebranche in naher Zukunft so nicht mehr existiert bzw. mit gro-
ßen finanziellen Problemen (gerade nach Ablauf der Subventionen; + Stich-
wort Phantomstrom) kämpfen muss. -> Wie wird die Wartung und Instand-
haltung gewährleistet, wenn die Branche insolvent ist, ist dann auch ein kor-
rekter Abbau gewährleistet, wenn sich die Bedingungen in der Branche/In-
dustrie/Wirtschaft ändern? Aufgrund der instabilen Lage kommt die Frage 
auf, wie die Rückbaukosten kalkuliert werden? 
 
Hiermit fordere ich eine schriftliche und verbindliche Bestätigung der Ge-
meinde an, dass der Haushalt der Gemeinde keinen betriebswirtschaftli-
chen Schaden davon trägt. Falls dies nicht gegeben wird, werde ich recht-
liche Schritte einleiten und den Bund der Steuerzahler zu Hilfe nehmen. 
 
Aus den genannten Gründen lehne ich den Antrag der Firma Windkonzept 
Projektentwicklungs GmbH & Co. KG im Rasteder Norden, auf Errichtung 
und Betrieb von vier oder 5 (ich gehe davon aus, dass 4 stimmt) WEA, Typ 
Enercon E-82 E2 mit einer Nabenhöhe von 108 m, im Rasteder Norden, 
ausdrücklich ab.  
 
Eine Genehmigung zur Errichtung der genannten zwei WKA stellt für mich 
eine Verletzung mehrerer öffentlicher und meiner privaten Belange dar. 
 
Aufgrund der schlechten Qualität der Unterlagen (erstellt vom Pla-
nungsbüro Diekmann und Mosebach) sowie der zweifelhaften Recher-
chen stelle ich die Richtigkeit und Repräsentativität sowie Validität al-
ler Flächennutzungs- und Bebauungspläne zu den WEA in Frage.  
 
Aufgrund der digitalen Übermittlung verzichte ich auf eine handschriftliche 
Signatur. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vom Planungsbüro zur Verfügung gestellten Unterlagen sind von keiner 
schlechten Qualität. Alle relevanten Aspekte zur Beurteilung und politischen 
Beratung sind enthalten und kompetent aufgearbeitet. 
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 Bürger 13:   
 Ich beabsichtige meinen Lebensabend in meinem Elternhaus in Bekhau-

sen, Barkenweg 5, in etwa 3 bis 5 Jahren zu verbringen. 
 
Aus diesem Grund erkläre ich hiermit ausdrücklich, dass ich mich durch die 
Errichtung und den Betrieb der geplanten Windkraftanlagen persönlich be-
troffen fühle. 
 
Ich erhebe nachstehende Einwendungen gegen das oben genannte Pro-
jekt: 
 

 Angst vor Lärm und Zunahme der Lärmbelästigung, insbesondere 
auf die Störung meiner Nachtruhe 

 Angst vor Schall und Infraschall und den daraus entstehenden Ge-
sundheitsbeeinträchtigungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berücksichti-
gung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) für alle 
geplanten Anlagen erstellt. Es wurden dir für alle Anlagen maximal zuläs-
sige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pegel nicht überschreiten, 
um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstgelegenen schutzbedürfti-
gen Nutzungen nicht zu überschreiten.  
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. be-
triebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung in 
Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und insbe-
sondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
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 Angst vor Gesundheitsschäden 
 
 
 
 

 Angst vor Verlust der Lebensqualität 
 
 
 
 

 Angst vor dem Verlust des Erholungswertes 
 
 
 

einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Gesetzliche Vorgaben wurden so definiert, dass Gesundheitsschäden ver-
hindert werden. Da die vorliegende Planung sicherstellt, dass alle gesetzli-
chen Vorgaben insbesondere die Grenzwerte für Schall und Schatten ein-
gehalten werden, sind Gesundheitsschäden ausgeschlossen. 
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht kein 
Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. Die gesetzliche Verträg-
lichkeit der Planung wurde durch die vorliegenden Planunterlagen nachge-
wiesen. 
 
Die Erholungsnutzung im Geltungsbereich und seiner unmittelbaren Umge-
bung ist aufgrund der geringen Erschließung sowie der Nähe zur Autobahn 
und der Spohler Straße von untergeordneter Bedeutung. In die Planflächen 
führen einige landwirtschaftliche Stichwege. Besondere Anziehungspunkte 
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 Angst vor der Zerstörung des Landschaftsbildes 
 
 
 
 
 
 
 

 Angst vor der bedrohlichen und bedrückenden Wirkung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

für Erholungssuchende, wie z.B. Seen, Wälder, Brücken etc., sind in der 
Umgebung des Plangebietes nicht vorhanden. Aus diesem Grund werden 
lediglich weniger erhebliche Auswirkungen auf die Erholungsnutzung prog-
nostiziert. 
 
Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
Rastede durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich die-
ses Umstands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren Ener-
gien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild der vorliegenden 
Kulturlandschaft werden im Rahmen der Planung nach fachlich anerkann-
ten Methoden bewertet und der Eingriff wird durch Maßnahmen an anderer 
Stelle kompensiert. 
 
Eine Umzingelung einzelner Wohnhäuser findet durch die Planung nicht 
statt. Von einer unzulässigen Beeinträchtigung und optisch bedrängenden 
Wirkung ist daher nicht auszugehen. 
 
Nach derzeitigem Kenntnistand existieren keine empirischer Untersuchun-
gen zu den Auswirkungen einer Umzingelungswirkung auf den Menschen.  
 
Ein für das Ministerium für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung 
Mecklenburg-Vorpommern erstelltes Gutachten zur „Umfassung von Ort-
schaften durch Windenergieanlagen“ befasst sich für die Definition des ma-
ximal zulässigen Umfassungswinkels ausschließlich mit Siedlungen, wobei 
als Siedlung Gebiete verstanden werden, die nach der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) dem Wohnen (WR, WA, MD, MI), der Erholung, dem Tou-
rismus und der Gesundheit (SO) dienen, einschließlich ihres Abstandspuf-
fers. Dieses Vorgehen basiert auf der Auswertung von Literatur und bishe-
riger Rechtsprechungen zum Thema "Umzinglung", die sich auf der Ebene 
der Regional- und Bauleitplanung ebenfalls mit der „Einkreisung“ von Sied-
lungen bzw. Ortschaften befasst. Splittersiedlungen und Einzelgehöfte im 
Außenbereich, einschließlich ihrer Mindestabstände zu den Windparks blei-
ben dabei jedoch unberücksichtigt, da sie im Gegensatz zu den o.g. Sied-
lungsbereichen und aufgrund der Privilegierung von Windenergieanlagen 
im Außenbereich, einen geringen Schutzanspruch aufweisen. Dieser 
Schutzanspruch geht auch nach Ansicht der Gemeinde nicht über die Wah-
rung des aus schalltechnischer Sicht notwendigen Schutzabstandes und 
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 Angst vor der Zerstörung unserer Kulturlandschaft 
 Angst vor Veränderungen der Umwelt für Tiere 
 Die Befürchtung, dass Flora und Fauna erhebliche Schäden erlei-

den 
 
 
 
 

 Ich befürchte Sichtbelästigungen 
 Befürchtungen aus wirtschaftlicher Sicht, sind die momentanen 

 
 
 
 
 
 
 
 

die Verhinderung einer unzumutbaren optisch bedrängenden Wirkung auf-
grund der Nähe der WEA zu Gebäuden hinaus.  
 
In einer Entscheidung des OVG Lüneburg wurde festgehalten, dass eine 
unzulässige optisch bedrängende Wirkung nur dann vorliegt, wenn von 
Windenergieanlagen eine nicht vermeidbare, permanent „erdrückende“ 
Wirkung für die Hausbewohner ausgehe, etwa durch eine dichte „Einkes-
selung“ oder eine so große Nähe, dass man einer sich massiv aufdrängen-
den optischen Belästigung nicht ausweichen kann1. Gemäß einem früheren 
Urteil kommt eine erdrückende Wirkung durch eine genehmigte Windener-
gieanlage dann in Betracht, wenn Nachbargrundstücke derart abgeriegelt 
werden, dass ein Gefühl des „Eingemauertseins“ oder einer „Gefängnissi-
tuation“ entsteht.2 Dies ist hier nicht der Fall, zumal ein Abstand eingehalten 
wird, ab dem man eine optisch bedrängende Wirkung i. d. R. ausschließen 
kann (s.o.). 
 
Sämtliche Auswirkungen des Vorhabens auf die verschiedenen Schutzgü-
ter wie Pflanzen und Tiere werden in den Verfahrensunterlagen im Umwelt-
bericht betrachtet und bewertet. Zusätzlich wird eine artenschutzrechtliche 
Prüfung der vorkommenden Arten durchgeführt (Anlage 10 zum Umweltbe-
richt). Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung erfolgt nach den ge-
setzlichen Vorgaben für die erheblichen Beeinträchtigungen eine Kompen-
sation, so dass keine erheblichen Umweltauswirkungen verbleiben. 
 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht kein 
Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. In dem Bebauungsplan 
wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Windenergieanlagen mit 
Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so dass eine astrono-
misch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 30 Minuten pro Tag 
nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bilden zwischenzeitlich 
den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bundesländern gemäß der 
Empfehlung des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) zur An-
wendung kommen.  
 

                                                           
1 OVG LÜNEBURG, Beschl. v. 13.12.2006 – 7 ME 271/04 – juris 
2 vgl. OVG LÜNEBURG, Beschl. v. 15.03.2004 – 1 ME 45/04 – juris  
 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         93 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

Entwicklungen in dem Energiesektor. Wie mehrere wissenschaftliche Arti-
kel und aktuelle Medienberichte zeigen, ist anzunehmen, dass die Branche 
mehr als instabil ist und dadurch Wartungen sowie der Prozess der Stillle-
gung, in naher Zukunft nicht mehr gewährleistet werden kann. Kann die Ge-
meinde zu 100% sicherstellen, dass der Betrieb der Windräder 1. wirtschaft-
lich ist 2. auf Dauer gewährleistet werden kann und 3. keine Altlasten ent-
stehen? 
 
Die Fläche Heubült erfüllt grundsätzlich nicht die Voraussetzung für eine 
Windkraftanlage. 
 
 
Die Gemeinde Rastede verfügt inzwischen über genügend Windkraftanla-
gen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus den hier genannten Gründen lehne ich die Errichtung der geplanten 
Windkraftanlagen ausdrücklich ab. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Aussage wird widersprochen. Die Potenzialstudie sowie die Bebau-
ungsplanunterlagen zeigen, dass die Fläche der 70. Flächennutzungs-
planänderung für die Errichtung von Windenergieanlagen geeignet ist. 
 
Die Gemeinde ist bezüglich der Nutzung regenerativer Energien gut aufge-
stellt, allerdings hat sich die Politik zum Ziel gesetzt, den Anteil der Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien zu steigern. Die Gemeinde hält da-
her an den Planungen fest. Dass alle Bewohner der Gemeinde diese Pläne 
befürworten wäre wünschenswert, auch im Sinne der nachfolgenden Ge-
nerationen. Das diese Zustimmung erfahrungsgemäß nicht von allen Bür-
gern besteht, liegt in der Natur der Sache. Die Gemeinde hält dennoch an 
den Planungen fest, um ihren Beitrag zur Energiewende zu leisten. 
 

 Bürger 14:    
 Hiermit erkläre ich ausdrücklich, dass ich mich durch die Errichtung und den 

Betrieb der geplanten Windkraftanlagen der Firma Windkonzept Projektent-
wicklungs GmbH & Co. KG im Rasteder Norden persönlich betroffen fühle. 
Auch als Geschäftsführer stehe ich gegenüber meinen Angestellten in der 
Verpflichtung, deren Unversehrtheit sicherzustellen. Im Folgenden finden 
Sie meine Einwendungen, Fragen sowie neue Studien und Anregungen be-
züglich WEA. 
 
1. Gesundheit 
Potenzialstudie S. 7 "Nachgewiesene, wissenschaftlich gesicherte Erkennt-
nisse für negative Wirkungen von Infraschall unterhalb dieser Grenze liegen 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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nicht vor (UMWELTBUNDESAMT 2015). Nach heutigem Stand der Wis-
senschaft sind schädliche Wirkungen durch Infraschall bei Windenergiean-
lagen somit nicht zu erwarten (LANDESANSTALT FÜR UMWELT, MES-
SUNGEN UND NATURSCHUTZ BADENWÜRTTEMBERG 2015)." 
 
Aufgrund neuer Studien ist dieser Punkt nicht korrekt und muss neu erho-
ben bzw. überprüft werden. Aus einer Studie von einen Kollektiv von Wis-
senschaftlern von der Charité Berlin, Klinikum Hamburg-Eppendorf, und der 
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt geht hervor, dass der Infraschall 
jenseits der Hörschwelle einer WEA die Hirnströme massiv verändern kann. 
Hier sehe ich mich, meine Familie sowie meine Mitarbeiter einer fahrlässi-
gen Gefährdung ausgesetzt. Es ist bewiesen, dass der Schall unter 8HZ die 
Bereiche der Emotionen im Gehirn aktiviert. Falls daraus Einschränkungen 
in der Produktivität meiner Mitarbeiter hervorgehen sollten, sehe ich mich 
gezwungen, das Planungsbüro und die Gemeinde Rastede auf Schadens-
ersatz zu verklagen. Des Weiteren würde ich mich gezwungen sehen, mei-
nen Betrieb an einem anderen Standort neu anzusiedeln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Abstand von 550m ist für mich unzumutbar, da der medizinisch begrün-
dete Mindestabstand das 10-fache der WEA Höhe beträgt (bei einer Nar-
benhöhe von 108m wären das 1080m) und folglich Gesundheitsschäden 
entstehen können. Falls dies nicht korrigiert wird, werde ich wie oben be-
schrieben rechtliche Schritte einleiten.  
 
 
 

Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in Niedersachsen etablier-
ten Abstände (häufig 500 m) resultieren aus Erfahrungswerten und dem 
Erfordernis der Windenergie substanziell Raum einzuräumen. Die Einhal-
tung der gesetzlichen Vorgaben bezogen auf Schall und Schatten wird über 
entsprechende Fachgutachten geprüft und im Rahmen des BImSch-Ver-
fahrens werden ggf. erforderliche Abschaltzeiten zur Einhaltung der gesetz-
lichen Vorgaben als Auflage zur Genehmigung gemacht. Die Anlagen sind 
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Auch betreibe ich einen landwirtschaftlichen Betrieb mit Bullen, Mutterkü-
hen sowie deren Kälbern. Bis dato sind noch keine (ernstzunehmenden)  
Studien über den Einfluss von Infraschall auf Tiere veröffentlicht. Falls sich 
aber bestätigen sollte, dass die Tiere negativ vom Infraschall beeinflusst 
werden, sehe ich mich gezwungen, auf Schadensersatz zu klagen. Auch 
müsste man hier einen Standortwechsel in Betracht ziehen. 
 
Folglich wurde der heutige Stand der Wissenschaft nicht in das Projekt mit 
einbezogen, weshalb die Untersuchungen und somit die Unterlagen über-
holt sind. Hiermit fordere ich den gesetzlichen Text an, der Sie dazu er-
mächtigt, die Windanlagen zu bauen, obwohl es längst Zweifel in Form von 
wissenschaftlichen Studien bezüglich Infraschall gibt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

dann so zu programmieren und zu betrieben, dass die Vorgaben eingehal-
ten werden. 
 
Zum Thema Infraschall siehe vorherige Seite. 
Für den Schutz von Tieren vor Schattenschlag und Schallimmissionen gibt 
es über das Artenschutzrechtes hinaus keine gesetzliche Grundlage. Die 
Artenschutzrechtlichen Belange wurden im Rahmen der speziellen Arten-
schutzrechtlichen Prüfung beachtet.  
 
 
WEA sind im Außenbereich gleichberechtigte Nutzungen mit der landwirt-
schaftlichen Tierhaltung, daher sieht die Rechtsprechung WEA-Betreiber 
nicht in der Pflicht, ihre Interessen pauschal zu Gunsten einer anderen Nut-
zung zurückzustellen, sondern konkurrierenden Nutzungen müssen ein re-
lativ hohes Maß an zumutbaren Belastungen hinnehmen. 
 
Im Rahmen einer Einzelfallbeurteilung ist eine Abwägung des Gebots der 
Rücksichtnahme zweier im Außenbereich privilegierter, konkurrierender 
Nutzungen erforderlich [OVG NRW, 7 B 665/02 vom 17.5.02]. Durch die 
Absicht der Gemeinde, eine Sonderbaufläche für Windenergie auszuwei-
sen, und über die Ausweisung im Flächennutzungsplan die Errichtung von 
Windenergieanlagen im übrigen Gemeindegebiet auszuschließen, ist diese 
Abwägung erfolgt, im Plangebiet zugunsten der Windenergie vor anderen 
im Außenbereich typischen Nutzungen. Dabei sieht die Gemeinde es je-
doch nicht als erwiesen an, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Nutz-
zieren durch die Planung erfolgen.  
 
Es gibt nach Wissen der Gemeinde keine wissenschaftlichen Untersuchun-
gen über die Wirkung von Schattenwurf und Schall auf Tierbestände der 
landwirtschaftlichen Tierhaltung. Die bisherige Praxiserfahrung aus Regio-
nen mit intensiver Tierhaltung und WEA, wo sich Tierställe in wenigen hun-
dert Metern Entfernung ab etwa 300 m befinden oder Hofstellen-WEA so-
gar in unmittelbarer Nähe, zeigen jedoch keine Probleme auf – in diesem 
Gebieten hätten relevante Beeinträchtigungen der Tiergesundheit oder des 
Masterfolges den Landwirten oder den Veterinären unweigerlich auffallen 
müssen, wenn sie verbreitet auftreten würden. In Bezug auf Schattenwurf 
ist außerdem zu beachten, dass viele Stallbauten keine Fenster oder Licht-
bänder und die Tiere meist keinen Zugang zu Freiluftbereichen haben, so 
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2. Qualität der Unterlagen 
Nach Betrachtung der Unterlagen fielen mir direkt Unstimmigkeiten bezüg-
lich der Inhalte auf. Von daher sehe ich die Unterlagen als unzureichend 
und nicht aussagekräftig an. Hiermit fordere ich korrekt ausgearbeitete Un-
terlagen, am besten ohne Rechtschreibfehler, an. Des Weiteren ist es sehr 
schwierig, die tatsächlichen Abstände der WEA zu unseren Gebäuden zu 
erkennen, hiermit fordere ich eine detailliertere Karte, mit der man die 550m 
überprüfen kann. 
 
 

dass die Tiere in diesen Fällen gar nicht von Schattenwurf betroffen sein 
können.  
  
Die Rechtsprechung hat in Bezug auf Pferde entschieden, dass eine erheb-
liche Beeinträchtigung nachgewiesen sein muss (was bisher in keinem Fall 
gelang), um berücksichtigt werden zu können. Ein Gutachten der Universi-
tät Bielefeld (Anja Seddig: Gutachten Windenergieanlagen und Pferde, 
17.04.2004) kommt zu dem Ergebnis, dass ausgehend von der Evolution 
und der Sinnesphysiologie von Pferden eine schnelle Gewöhnung der 
Pferde an die von Windenergieanlagen ausgehenden Reize zu erwarten 
sind.. Heftige Reaktionen sind auch unter Berücksichtigung empirisch ge-
wonnener Daten nicht zu befürchten. Dieser Ansicht sind auch die Verwal-
tungsgerichte Aachen und München, deren Urteile wie folgt lauten:  
„Dass die Pferde optischen und akustischen Reizen in einer Weise ausge-
setzt wären, die für sie eine Gesundheitsgefahr darstellten und ihre Eignung 
und Brauchbarkeit zu Betriebszwecken aufheben würden, ist nicht anzu-
nehmen.“ (VG Aachen · Beschluss vom 5. Juli 2012 · Az. 6 L 14/12)  
 „Unzumutbare Beeinträchtigungen ergeben sich aus dem Betrieb der ge-
planten Windenergieanlage auch nicht mit Blick auf den Pferdezuchtbetrieb 
der Klägerin und die dort gehaltenen Pferde“ (VG München Urteil vom 16. 
Juli 2013 Az. M 1 K 13.2056). 
 
Bei Zuchttieren und Haustieren, die in der Nähe des Wohnhauses gehalten 
werden, wird zudem darauf hingewiesen, dass die einzelnen Windenergie-
anlagen gem. Bebauungsplan mit Schattenwurfabschaltmodulen auszu-
statten sind, so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stun-
den im Jahr und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. 
 
 
Die willkürliche Behauptung, ohne Belege, dass die Unterlagen unstimmig 
sind, wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede teilt diese Auf-
fassung keinesfalls, die Unterlagen sind vollumfänglich und aussagekräftig 
und sind eine fachlich fundierte Grundlage für politische Entscheidungen. 
Der Anregung detailliertere Karten zur Verfügung zu stellen wird nicht ge-
folgt, die vorliegenden Karten sind vollkommend ausreichend und maßstäb-
lich erarbeitet worden, so dass die Abstände aus den Karten gemessen 
werden können. 
 

http://openjur.de/gericht-279.html
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3. Wirtschaftlichkeit 
Als Kaufmann erschließt es sich mir absolut nicht, wie man zum heutigen 
Zeitpunkt noch in WEA investieren kann. Aktuelle Medienberichten zu folge 
ist die Branche der alternativen Energie mehr als instabil. Daher fordere ich 
eine Prüfung der Wirtschaftlichkeit des Projektes um negative Auswirkun-
gen auf den Gemeinde Haushalt zu vermeiden. 
 
 
Auch würde ich gerne wissen, wer die 30m Straße bezahlt, die nötig ist, um 
von der Spohler Straße auf das südliche Bebauungsgebiet zu gelangen. 
Falls hier Steuergelder fließen, werde ich mir rechtlichen Beistand einholen 
sowie den Bund der Steuerzahler einschalten. 
 
Des Weiteren befürchte ich eine Wert- und Nutzungsbeeinträchtigung mei-
nes Grundstückes und meiner Immobilien. Ich fordere daher entsprechende 
Schutzmaßnahmen und eine angemessene Entschädigung. 
 
Aufgrund der digitalen Übermittlung verzichte ich auf eine handschriftliche 
Signatur. 
 

 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hat kei-
nen Grund die Wirtschaftlichkeit der vorliegenden Planung in Frage zu stel-
len. Der Vorhabenträger hat gegenüber der Gemeinde schriftlich versichert, 
mit den geplanten Anlagenhöhen von 150 m wirtschaftlich erfolgreich arbei-
ten zu können. Die Kosten für erforderliche Infrastruktureinrichtungen wer-
den durch den Vorhabenträger getragen. 
 
 
 
 
 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
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eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 

 Bürger 15:   
 Da ich doch sehr enttäuscht darüber bin, daß ein Planungsbüro meinen 

Brief vom 19.09.2016 beantworttet hat, werde ich nachstehend meine Ein-
wände wiederholen. 
 
Ich bitte Sie, diese Einwände zu berücksichtigen und nicht nur zur Kenntnis 
zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 

1.) Grundwassersenkung: wenn das erfolgt, wie sollen dann alle alten 
und neu gepflanzten Bäume an ihr Wasser kommen, vor allem die 
Sträucher und Bäume die auf den geschützten Wallhecken stehen? 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahrge-
nommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussage 
nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Gemeinde 
entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in der 
Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwägung be-
dingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Abwägungs-
defizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
 
 
Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) voraus-
sichtlich nicht dauerhaft durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung wird nur 
für die Dauer des Baus der Fundamente temporär durchgeführt (Dauer ge-
schätzt: 4 Wochen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grundwassersitua-
tion ist im Rahmen der Genehmigungsplanung neben ausführlichen Re-
cherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der Bau von 
Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels 
dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen bereits im Vorfeld 
der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasserschwankungen und 
Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Sämtliche Arbeiten zur Was-
serhaltung werden überwacht und mit der Unteren Wasserbehörde des 
Landkreises Ammerland abgestimmt.  
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2.) Es wurden täglich Vögel gesehen, die nicht von dem Planungsbüro 
berücksichtigt wurden z.B. Rotmilan, Schleiereule, die gefährden 
Vögel der Kategorie 3, da sind die Rauchschwalbe, die Mehl-
schwalbe(beide Schwalbenarte brüten bei uns am Haus, in der Ga-
rage und im Stall. Der Storch, der auch endlich wieder bei uns auf 
den Weiden zu finden ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. Po-
sitiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des Was-
sers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer Grundwas-
serabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbestände hin-
gegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre eine Absen-
kung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflanzenbestände 
anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein im Sommer wit-
terungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
 
Für die Angaben der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, d.h. 
konkrete Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie Aufzeich-
nungen in Karten. 
Die genannten Arten wurden sehr wohl im Rahmen der Planung berück-
sichtigt. Um Arten zu erfassen, die an Gebäude gebunden sind, wie Rauch- 
und Mehlschwalbe oder Schleiereule, wurden die in Frage kommenden 
landwirtschaftlichen Höfe aufgesucht und die besetzten Nester ausgezählt. 
Darüber hinaus erfolgte dort, wo es erforderlich war, eine Befragung der 
Anwohner. Da einige wenige Höfe nicht aufgesucht werden konnten, wurde 
in diesen Fällen die Anzahl der Rauchschwalben-Paare geschätzt. Die 
Schleiereule kam mit einem Brutpaar in einer Scheune auf einem Hofgrund-
stück in Wapeldorf am südwestlichen Rand des Untersuchungsraumes vor. 
Die Entfernung dieses Brutplatzes zur geplanten Windparkfläche betrug 
mehr als 1.600 m. Der Rotmilan wurde im Rahmen der Erfassungen im April 
2013 einmalig auf dem Durchzug beobachtet, im Rahmen der ergänzenden 
Raumnutzungskartierung 2016 wurden insgesamt drei Überflüge über den 
Teilflächen festgestellt; die Art ist im Untersuchungsgebiet und dessen Um-
gebung allerdings kein Brutvogel. Im Rahmen der Raumnutzungsuntersu-
chungen für Greif- und Großvögel wurden von Anfang bis Ende Juni im Un-
tersuchungsgebiet an acht Terminen Weißstörche in allen Höhenklassen 
beobachtet. Die Störche nutzten das Gebiet zum Durchfliegen oder zur 
Nahrungssuche, insbesondere auf gemähtem Grünland. An 22 Minuten von 
136 Beobachtungsstunden wurden Weißstörche in Höhenklasse II (poten-
zieller Rotorbereich) beobachtet. Das Kollisionsrisiko ist als gering zu be-
werten, da der Weißstorch nicht im Untersuchungsgebiet brütet und nur un-
regelmäßig in verhältnismäßig geringen Zeiträumen in Höhenklasse II 
nachgewiesen worden sind (in 22 Min. von 136 Std.). Entsprechend sind 
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3.) Die nachbarliche Rücksichtnahme 
 
 
4.) Die optisch bedrängte Wirkung der Windräder 
 
 
 
 
5.) Die zusätzliche ständige Beschallung. 
 
 
 
 
 
 
 
6.) Hier zieht doch niemand mehr her, wenn bei uns die Windmühlen gebaut 
werden. 
7.) Urlaub macht bei uns dann bestimmt keiner mehr. 
 
 
 
 
 
 

Abschaltzeiten oder sonstige Maßnahmen weder erforderlich noch ange-
messen. 
 
Grundsätzlich stellen Bestandsaufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. 
Um die Beurteilungsgrundlagen zu vereinfachen, reichen einjährige Erfas-
sungen zur Beurteilung von Eingriffen jedoch aus. Im vorliegenden Fall liegt 
mit einem vollständigen Untersuchungsjahr und mit den zusätzlich durch-
geführten Sonderuntersuchungen zum Thema Seeadler, Raumnutzung von 
Greif- und Großvögeln und des Regenbrachvogels in den Jahren 2016 und 
2017 eine extrem hohe Untersuchungsdichte vor. Somit sind die Daten in 
jedem Fall ausreichend für eine Bewertung der Auswirkungen des Vorha-
bens auf die vorkommenden Arten. 
 
3) Die nachbarliche Rücksichtnahme ist durch die Einhaltung gesetzlicher 
Vorgaben gewahrt. 
 
4) Eine mögliche bedrängende Wirkung kommt nur dann in Betracht, wenn 
mehrere Windparks eine Wohnnutzung von mehreren Seiten einkesseln 
würden. Dies ist im vorliegenden Planfall eindeutig nicht der Fall. Eine wei-
tergehende Betrachtung ist daher nicht erforderlich. 
 
5) Das Schallgutachten wurde durch einen Fachgutachter unter Berück-
sichtigung der Vorbelastung (anderer bereits vorhandener Schallquellen) 
für alle geplanten Anlagen erstellt. Es wurden dir für alle Anlagen maximal 
zulässige Pegel ermittelt. Die Anlagen dürfen diese Pegel nicht überschrei-
ten, um die gesetzlichen Grenzwerte an den nächstgelegenen schutzbe-
dürftigen Nutzungen nicht zu überschreiten.  
 
6 und 7) Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es be-
steht kein Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. Ob sich jemand 
subjektiv durch Windkraftanlagen gestört fühlt und deswegen evtl. keinen 
Urlaub mehr in der Region machen wird, oder deswegen nicht mehr in die 
Region ziehen wird, ist nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung.  
 
Laut Statistischem Bundesamt (Fachserie 6 Reihe 7.1 Binnenhandel, Gast-
gewerbe, Tourismussind - Ergebnisse der Monatserhebung im Tourismus) 
sind die Übernachtungszahlen in Ostfriesland, wo ebenfalls viele Wind-
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8.) Eine Autobahn haben wir schon, die zweite soll gebaut werden und dann 
noch Windräder. 
 
 
 
 
 
 
 
 
9.) Laut Aussage von Frau Lammers, haben sie als Gemeinde keinen finan-
ziellen Vorteil. 
 
 
 
10.) Sogar die Politiker, z.B. der CDU-Energieexperte Jens Koeppen ist für 

einen Ausbaustopp von Windkraftanlagen -NWZ vom 6.08.2018 -. 
 
 
11.) Wieso beführworten Sie diese Anlagen ? 
 
Wie können sie es als Bürgermeister, der für die Ängste und Nöte seiner 
Bürger zuständig ist,  
 
Da Sie, als Bürgermeister angeblich keine Entscheidung über dieses Pro-
jekt haben, bitte ich Sie, diese meine Bedenken, an den Rat der Gemeinde 
weiterzuleiten. Die Firma Diekmann und Mosebach schreibt zwar zu meiner 

parks vorhanden sind, in den Sommermonaten 2015 (Mai bis Oktober) ge-
genüber dem Jahr 2014 um 1,6 % gestiegen. Im Oktober 2015 betrug der 
Anstieg im Vergleich zum Vorjahr 5,6%. Ein Ausbleiben von Urlaubern ist 
daher nicht zu erkennen. Für viele Besucher sind Windenergieanlagen fes-
ter und typischer Bestandteil norddeutscher Landschaften.  
Für eine Attraktivität einer Region als Urlaubsregion für Touristen sind viele 
Faktoren entscheidend und offensichtlich sind andere Faktoren, als das 
Vorhandensein von Windenergieanlagen in der Region, von größerer Be-
deutung. 
 
8) Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm er-
folgt nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird 
nach den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichti-
gung von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrs-
lärm nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbe-
lärm. Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände 
d.h. betriebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichti-
gung in Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und 
insbesondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
9) Die Behauptung wird zur Kenntnis genommen. Neben der Erzielung von 
Gewerbesteuerinnahmen verfolgt die Gemeinde Rastede darüber hinaus 
das übergeordnete Ziel einen hohen Anteil des Energieverbrauchs der Ge-
meinde durch erneuerbare Energien zu decken. 
 
10) Die Meinung eines Politikers zum Ausbau der Windenergie wird zur 
Kenntnis genommen.  
 
11) siehe 9) sowie: Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplan-
verfahrens intensiv mit allen öffentlichen und privaten Belangen auseinan-
der gesetzt. Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem 
Ausbau der erneuerbaren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und 
die übrigen Belange werden zurückgestellt. 
 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         102 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

Bitte an Sie: Nicht der Bürgermeister, sondern der Rat der Gemeinde 
Rastede entscheidet über hier vorliegende Planung. 
 
Trotzdem meine ich, daß Sie eine Führsorgepflicht uns gegenüber haben. 
 
Es gibt noch so viele Gründe gegen die Windmühlen, aber die sind Ihnen 
sicherlich auch bekannt. 
 
Anliegend finden Sie ein Heft der Bundesinitiative Vernunftkraft e.V.. Wenn 
Sie dieses Heft mit Verstand durchlesen, können Sie nicht für die Windkraft-
anlagen sein. 

 Bürger 16:   
 Wir haben die Planunterlagen der o.g. Flächennutzungsplanänderung und 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplan gelesen. 
 
Leben in Rastede ein Stück Lebensqualität It. Internetseite der Ge-
meinde Rastede. Hiermit ist, mit der o.g. Planung der Windkraftanlagen 
unserer Meinung nach der Norden der Gemeinde Rastede nicht gemeint. 
 
Wir bitten darum, das vorrangig der bestehende Windpark Liethe in Bezug 
auf Neubau von Windkraftanlagen und Repowering eingehend geprüft und 
umgesetzt wird.  
 
 
 
Durch die sehr große Geräuschbelastung der Spohler Strasse durch den 
hohen LKW Verkehr von der A 28 in Richtung Wesermarsch und umgekehrt 
in Richtung Westerstede, der hier direkt verlaufenden Autobahn A 29 sind 
wir hier belastet. 
 
Zusätzliche Geräusche durch Windkraftanlagen wodurch wir laut Geräu-
schimmissionsgutachten betroffen sind sind wir nicht bereit hinzunehmen. 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde führt, 
für den einzig vorhandenen Windpark im Gemeindegebiet ein Repowering 
durch. Weitere Repoweringmöglichkeiten ergeben sich aktuell im Gemein-
degebiet nicht, daher plant die Gemeinde darüber hinaus auch weitere 
Windparks, um ihren Beitrag zur Energiewende zu leisten.  
 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
gig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windener-
gieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
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Auch das Schattenwurfgutachten weißt aus, das wir davon betroffen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die davon ausgehenden gesundheitlichen Belastungen (Geräuschimmis-
sion,Schattenwurf, Infraschall) sind auch nicht ausgeräumt. 
 
 
 
Für den Bau der Windkraftanlagen wird eine große Fläche versiegelt und 
somit über Jahrzehnte der Pflanzen- und Tierwelt entzogen. 
 
 
 

Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. be-
triebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung in 
Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und insbe-
sondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Wind-
energieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so 
dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 
30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bil-
den zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bun-
desländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissi-
onsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
 
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Den Planunterlagen sind Fachgutachten beigefügt, in denen alle drei The-
men ausführlich behandelt werden. Alle rechtlichen Vorgaben u. a. zum 
Schall und Schattenwurf werden im Rahmen der Planung berücksichtigt 
und im Betrieb des Windparks eingehalten. 
 
Eine Versiegelung von Flächen geschieht zum einen für die Fundamente 
der Windenergieanlagen, zum anderen werden die erforderlichen Kranstell-
flächen und die Zuwegungen teilversiegelt (Schotter, wassergebundene 
Decke). Die für die Errichtung der Anlagen zusätzlich erforderlichen Monta-
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Das Kollisionsrisiko mit den geplanten Windkraftanlagen der hier vorkom-
menden seltenen Vogelarten z.b. Seeadler (fliegt täglich in Wapeldorf ei-
gene Beobachtung) ist sehr groß. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

geplätze werden nach Beendigung der Bauarbeiten rekultiviert. Die dazwi-
schen liegenden Flächen können auch weiterhin landwirtschaftlich genutzt 
werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich stellen Bestands-
aufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. Um die Beurteilungsgrundla-
gen zu vereinfachen, reichen einjährige Erfassungen zur Beurteilung von 
Eingriffen jedoch aus. Im vorliegenden Fall liegt mit einem vollständigen 
Untersuchungsjahr und mit den zusätzlich durchgeführten Sonderuntersu-
chungen zum Thema Seeadler, Raumnutzung von Greif- und Großvögeln 
und des Regenbrachvogels in den Jahren 2016 und 2017 eine extrem hohe 
Untersuchungsdichte vor. Somit sind die Daten in jedem Fall ausreichend 
für eine Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die vorkommen-
den Arten. Für regelmäßige überfliegende Seeadler in 2016 und 2017 gibt 
es keinerlei fachlich fundierte Grundlagen. Durch das Gutachterbüro 
Handke wurden in 2016 an 50 Terminen mit 443 Stunden Seeadler und 
andere Großvögel von März bis Juni untersucht, an weiteren 21 Terminen 
Regenbrachvögel (Mai bis August), sowie an weiteren 25 Terminen mit 125 
h von Juli bis September Baumfalken. Somit waren die Fachgutachter an 
ca. 96 Terminen zwischen März und September im Bereich der Windpark-
fläche Süd anwesend. Dies entspricht durchschnittlich einem Begutachten 
der Flächen an jedem zweiten Tag. Dabei wurde ein juveniler Seeadler ein-
mal überfliegend und zweimal in der Nähe beobachtet. Während der 45 Be-
obachtungstage mit insg. 384 Stunden im Jahr 2017 wurde lediglich an ei-
nem Termin dreimal ein Seeadler in der Nähe des Geltungsbereiches mit 
einer Gesamtbeobachtungszeit von rund 23 Minuten beobachtet, was 
0,1 % der Gesamtbeobachtungszeit entspricht.  Die Beobachtungsintensi-
täten und –punkte für die Raumnutzungsuntersuchungen in 2016 wurden 
auf Basis langjähriger Erfahrungen des Gutachterbüros Handke in Abstim-
mung mit den Landkreisen des betroffenen Raumes gewählt, so dass an 
den Aussagen der Gutachten zu den Vorkommen und Verteilung von Vo-
gelarten im Raum keine Zweifel bestehen. Als Ergebnis der umfangreichen 
Raumnutzungsuntersuchungen zum Seeadler 2016 und 2017 gibt es auch 
keine Hinweise auf attraktive Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungs-
gebiets, die ein regelmäßiges Queren der Windparkflächen wahrscheinlich 
machen. Die Haupt-Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nörd-
lich am Jadebusen und östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollen-
hagen und westlich Jaderaußendeich. In der Windparkfläche selbst wurden 
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Wir bitten den Rat der Gemeinde Rastede, die o.g. Planung nicht umzuset-
zen. 

keine Nahrungsflüge beobachtet. Da hier außerdem keine Seeadler in Hö-
henklasse II (in Rotorhöhe) registriert wurden, wird das Kollisionsrisiko für 
den Seeadler als gering eingeschätzt. 
 
Für die Angaben der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, d.h. 
konkrete Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie Aufzeich-
nungen in Karten. Es ist auf Grundlage der durchgeführten Untersuchungen 
nicht ersichtlich, dass für den Seeadler ein erhöhtes Kollisionsrisiko bei Um-
setzung des Vorhabens besteht.  
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der erneuerbaren 
Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange wer-
den zurückgestellt. 
 

 Bürger 17:   
 Wir haben die Planunterlagen der o.g. Flächennutzungsplanänderung und 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplan gelesen. 
 
Leben in Rastede ein Stück Lebensqualität It. Internetseite der Ge-
meinde Rastede. Hiermit ist, mit der o.g. Planung der Windkraftanlagen 
unserer Meinung nach der Norden der Gemeinde Rastede nicht gemeint. 
 
Wir bitten darum, das vorrangig der bestehende Windpark Liethe in Bezug 
auf Neubau von Windkraftanlagen und Repowering eingehend geprüft und 
umgesetzt wird.  
 
Durch die sehr große Geräuschbelastung der Spohler Strasse durch den 
hohen LKW Verkehr von der A 28 in Richtung Wesermarsch und umgekehrt 
in Richtung Westerstede, der hier direkt verlaufenden Autobahn A 29 sind 
wir hier belastet. 
 
Zusätzliche Geräusche durch Windkraftanlagen wodurch wir laut Geräu-
schimmissionsgutachten betroffen sind sind wir nicht bereit hinzunehmen. 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde führt, 
für den einzig vorhandenen Windpark im Gemeindegebiet ein Repowering 
durch. Weitere Repoweringmöglichkeiten ergeben sich aktuell im Gemein-
degebiet nicht, daher plant die Gemeinde darüber hinaus auch weitere 
Windparks, um ihren Beitrag zur Energiewende zu leisten.  
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
gig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windener-
gieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
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Auch das Schattenwurfgutachten weißt aus, das wir davon betroffen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die davon ausgehenden gesundheitlichen Belastungen (Geräuschimmis-
sion,Schattenwurf, Infraschall) sind auch nicht ausgeräumt. 
 
 
 

Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Eine gemeinschaftliche Beurteilung von Straßen- und Verkehrslärm erfolgt 
nicht. Gewerbelärm, zu dem auch Windenergieanlagen gehören wird nach 
den Vorgaben der TA Lärm beurteilt. Diese sieht keine Berücksichtigung 
von Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen vor. Ebenso wird Verkehrslärm 
nach ganz anderen Grundsätzen ermittelt und beurteilt als Gewerbelärm. 
Lediglich bei nicht unerheblichen Verkehr auf z.B. Betriebsgelände d.h. be-
triebseigener Lärm ist hier ggf. für eine Ermittlung und Berücksichtigung in 
Erwägung zu ziehen. Dies liegt jedoch bei Windenergieanlagen und insbe-
sondere in der Nachtzeit nicht vor. 
 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Wind-
energieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so 
dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 
30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bil-
den zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bun-
desländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissi-
onsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
 
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Den Planunterlagen sind Fachgutachten beigefügt, in denen alle drei The-
men ausführlich behandelt werden. Alle rechtlichen Vorgaben u. a. zum 
Schall und Schattenwurf werden im Rahmen der Planung berücksichtigt 
und im Betrieb des Windparks eingehalten. 
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Für den Bau der Windkraftanlagen wird eine große Fläche versiegelt und 
somit über Jahrzehnte der Pflanzen- und Tierwelt entzogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Kollisionsrisiko mit den geplanten Windkraftanlagen der hier vorkom-
menden seltenen Vogelarten z.b. Seeadler (fliegt täglich in Wapeldorf ei-
gene Beobachtung) ist sehr groß. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eine Versiegelung von Flächen geschieht zum einen für die Fundamente 
der Windenergieanlagen, zum anderen werden die erforderlichen Kranstell-
flächen und die Zuwegungen teilversiegelt (Schotter, wassergebundene 
Decke). Die für die Errichtung der Anlagen zusätzlich erforderlichen Monta-
geplätze werden nach Beendigung der Bauarbeiten rekultiviert. Die dazwi-
schen liegenden Flächen können auch weiterhin landwirtschaftlich genutzt 
werden. Die Beeinträchtigungen der Schutzgüter durch Boden(teil)versie-
gelung werden bilanziert und entsprechend durch Aufwertungen auf den 
Kompensationsflächen ersetzt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich stellen Bestands-
aufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. Um die Beurteilungsgrundla-
gen zu vereinfachen, reichen einjährige Erfassungen zur Beurteilung von 
Eingriffen jedoch aus. Im vorliegenden Fall liegt mit einem vollständigen 
Untersuchungsjahr und mit den zusätzlich durchgeführten Sonderuntersu-
chungen zum Thema Seeadler, Raumnutzung von Greif- und Großvögeln 
und des Regenbrachvogels in den Jahren 2016 und 2017 eine extrem hohe 
Untersuchungsdichte vor. Somit sind die Daten in jedem Fall ausreichend 
für eine Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die vorkommen-
den Arten. Für regelmäßige überfliegende Seeadler in 2016 und 2017 gibt 
es keinerlei fachlich fundierte Grundlagen. Durch das Gutachterbüro 
Handke wurden in 2016 an 50 Terminen mit 443 Stunden Seeadler und 
andere Großvögel von März bis Juni untersucht, an weiteren 21 Terminen 
Regenbrachvögel (Mai bis August), sowie an weiteren 25 Terminen mit 125 
h von Juli bis September Baumfalken. Somit waren die Fachgutachter an 
ca. 96 Terminen zwischen März und September im Bereich der Windpark-
fläche Süd anwesend. Dies entspricht durchschnittlich einem Begutachten 
der Flächen an jedem zweiten Tag. Dabei wurde ein juveniler Seeadler ein-
mal überfliegend und zweimal in der Nähe beobachtet. Während der 45 Be-
obachtungstage mit insg. 384 Stunden im Jahr 2017 wurde lediglich an ei-
nem Termin dreimal ein Seeadler in der Nähe des Geltungsbereiches mit 
einer Gesamtbeobachtungszeit von rund 23 Minuten beobachtet, was 
0,1 % der Gesamtbeobachtungszeit entspricht.  Die Beobachtungsintensi-
täten und –punkte für die Raumnutzungsuntersuchungen in 2016 wurden 
auf Basis langjähriger Erfahrungen des Gutachterbüros Handke in Abstim-
mung mit den Landkreisen des betroffenen Raumes gewählt, so dass an 
den Aussagen der Gutachten zu den Vorkommen und Verteilung von Vo-
gelarten im Raum keine Zweifel bestehen. Als Ergebnis der umfangreichen 
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Wir bitten den Rat der Gemeinde Rastede, die o.g. Planung nicht umzuset-
zen. 

Raumnutzungsuntersuchungen zum Seeadler 2016 und 2017 gibt es auch 
keine Hinweise auf attraktive Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungs-
gebiets, die ein regelmäßiges Queren der Windparkflächen wahrscheinlich 
machen. Die Haupt-Jagdgebiete des Seeadlerpaares befinden sich nörd-
lich am Jadebusen und östlich an der Jade, einem Teichgebiet bei Bollen-
hagen und westlich von Jaderaußendeich. In der Windparkfläche selbst 
wurden keine Nahrungsflüge beobachtet. Da hier außerdem keine Seeadler 
in Höhenklasse II (in Rotorhöhe) registriert wurden, wird das Kollisionsrisiko 
für den Seeadler als gering eingeschätzt. 
 
Für die Angaben der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, d.h. 
konkrete Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie Aufzeich-
nungen in Karten. Es ist auf Grundlage der durchgeführten Untersuchungen 
nicht ersichtlich, dass für den Seeadler ein erhöhtes Kollisionsrisiko bei Um-
setzung des Vorhabens besteht.  
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der erneuerbaren 
Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange wer-
den zurückgestellt. 
 

 Bürger 18:   
 Die Unterlagen für die obengenannte Planung habe ich im Rahmen der öf-

fentlichen Auslegung eingesehen und gelesen. Es erkennbar, dass seit Be-
ginn der Planung viele Hausaufgaben gemacht und einige Bestandteile 
nachgeliefert bzw. vervollständigt wurden. 
 
Alle Bedenken konnten damit jedoch nicht vollständig ausgeräumt werden. 
Meine Bedenken insbesondere für den Fortbestand des Modellflugsport-
clubs Hahn e.V Wapeldorf lege ich im Folgenden dar. 
 
Wie bereits aus den vorhergegangenen Verfahrensschritten bekannt ist, be-
findet sich das Vereineinsgelände des Modellflugsport-Club Hahn e.V. Wa-
peldorf mit seinem Flugbereich in der dargestellten Windflächen. 
 
Gem. §16 bzw. §21 LuftVO sind Baumaßnahmen im Bereich 500m um das 
Aufstiegsgelände meldepflichtig. 

  
 
 
 
 
Der Fortbestand des Modellflugsportclubs Hahn e.V Wapeldorf ist durch 
vertragliche Vereinbarungen zwischen dem Investor und dem Modellflug-
sportclub abgesichert worden. Die Kosten für nötigen Arbeiten zur Neuge-
staltung der Start- und Landebahn werden durch den Investor übernom-
men. 
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Bereits die Planungen auf Friesländer Seite stellen somit eine Bedrohung 
für die Fortführung des Flugbetriebs dar. Durch die geplanten Bauvorhaben, 
und insbesondere in Kombination mit den geplanten Anlagen auf Frieslän-
der Seite, ist die bisherige Aufstiegserlaubnis und damit die Existenz dieses 
1962 gegründeten Rasteder Traditionsvereins extrem gefährdet. 
 
Die im Verein betriebene Jugendarbeit kommt auch dem Vareler und 
Rasteder Raum mit Firmen wie Premium Aerotec, Deharde aber auch Bro-
etje Automation, die stets über Fachkräftemangel und fehlenden Nach-
wuchs klagen, zu Gute. 
 
Trotz vielversprechender Gespräche zwischen Modellflugverein und dem 
Vertreter der Investoren zu Beginn diesen Jahres, was dann auch zum po-
sitiven Ratsbeschluss bzw. zur Vorführung der Planung /Flächennutzungs-
planänderung beitrug, liegt dieses Vertragswerk bis heute nicht vor. Gerne 
wollte der Investor, seiner Aussage nach, die Vertragsinhalte auch im Rah-
men des städtebaulichen Vertrags aufnehmen bzw. widergespiegelt sehen. 
 
Alle bisher besprochenen Rahmenbedingungen / bisherigen Absprachen 
beruhen bis dato nur auf Vertrauensbasis und sind in jedem Fall vor der 
Erteilung einer abschließenden Genehmigung der WEA zu finalisieren. 
 
Den aufgezeigten Kompromiss gilt es immer noch zuverlässig sicherzustel-
len, um das entgegengebrachte Vertrauen zu untermauern. 
 
Ohne abgeschlossene schriftliche Vereinbarung muss der Modellflugverein 
nach wie vor um seinen Fortbestand fürchten. Zunächst geht der Modell-
flugverein, auch nach neuer Zusammensetzung der vertretenen Investoren, 
natürlich von der positiven Umsetzung der gemachten Zusagen aus, fordert 
diese aber auch entsprechend explizit ein. 
 
Basieren auf diesen positiven Gesprächen sieht die Stadt Varel die Proble-
matik um den Modellflugplatz bereits als geklärt an, was dort am 31.07.2018 
zum Ratsbeschluss führte, keine Stellungnahme in Rahmen der aktuellen 
Öffentlichkeitsbeteiligung abzugeben. Hier betrachtet man die Angelegen-
heit als rein privatrechlichen Vertrag zwischen Investor und Modellflugver-
ein. Auch wenn dem so wäre, zieht es notwendige baurechtliche Schritte 
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nach sich um diese angenommene positive Klärung auch in die Realität 
umzusetzen. 
 
Wenn der Flugbetrieb in Zukunft, wie in der Vergangenheit und unterbre-
chungsfrei sichergestellt werden soll, ist es notwendig, dass auch die bau-
rechtliche Genehmigung für die neue Aufstiegsfläche (Start-/Landebahn) 
und die damit verbundenen Maßnahmen (z.B. Schutzzaun mit 2.5m Höhe 
im Außenbereich, Nutzungsänderung des jetzigen Grünlands, Zuwegung 
und Parkflächen, Ist-Bestand etc.) vor Baubeginn der WEA vorliegen. 
 
Nur so kann gewährleistet werden, dass die neue Startfläche zur Verfügung 
stehen kann, wenn die alte Aufstiegserlaubnis infolge des Baubeginns der 
WEA erlischt. 
 
Da hier ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen Errichtung des Wind-
parks und den Baumaßnahmen des Investors für die Ausweichfläche des 
Modellflugvereins besteht, ist sicherzustellen, dass die Genehmigungsbe-
hörden eine getrennte Betrachtung der Bauvorhaben zulassen. 
 
Bisher gibt es, meines Wissens nach, nur eine informelle Auskunft des 
Landkreises Ammerland, dass die Genehmigung des neuen Geländes für 
den Modellflugverein, unter Erbringung weiterer Rahmenbedingungen 
durch den Investor und die Gemeinde Rastede, u.a. bzgl. des Ist-Bestands, 
generell als genehmigungsfähig angesehen wird. Eine Genehmigung der 
WEA vor einer abgeschlossenen Absicherung dieser Lösung mit all den be-
nötigten Genehmigungen ist für den Modellflugverein nicht akzeptabel. 
 
In der Vergangenheit war eine mangelnde Transparenz / unzureichende 
Einbindung des Modellflugvereins zu beklagen. So gab es mehrfache Ver-
änderungen / Aktualisierung der Stellungnahme durch die Luftfahrtbehörde 
des Landes, die nur teilweise begründet bzw. nachvollziehbar waren. Häu-
fig wechselnde Zuständigkeit / Bearbeiter mit neuen geänderten Interpreta-
tionen führten zum Teil zu inhaltlichen Widersprüchen. So ist z.B. in einer 
Stellungnahme die Verschiebung des Startgeländes ca. 200m nach Osten 
und ca. 100m nach Süden unter Einhaltung eines Mindestabstands von 
50m zur L820 vorgesehen worden, was geographisch gar nicht umsetzbar 
gewesen wäre. 
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Dies wurde dann später durch entsprechenden Einsatz von Gemeinde und 
Modellflugverein, unter Beteiligung des Investors, zum jetzt gefundenen 
Kompromiss geführt, um eine praktikable Lösung herbeizuführen (Verschie-
bung nach Nordosten, 90° Drehung mit den WEA im Rücken, Flugbereich 
in Richtung Jaderberg). Hier sollte ein gesteigertes Augenmerk auf eine 
möglicherweise erneute, veränderte Stellungnahme der Luftfahrtbehörde 
gelegt und der Modellflugverein entsprechend eingebunden werden. Kri-
tisch zu sehen ist hier der Einfluss der Neuregelungen auf Europäischer 
Ebene durch die EASA in der zweiten Jahreshälfte 2018. Erfahrungsgemäß 
führt diese bei der Übertragung in nationales Recht häufig zu Unklarheiten 
und Verzögerungen. Während der bestehende Modellflugplatz Luftfahrt-
rechtlich vermutlich eine Art Bestandsschutz und entsprechende Über-
gangsregelungen genießen könnte besteht das Risiko, dass die unter Vor-
behalt erteilte neue Aufstiegserlaubnis wie ein vollständig neuer Modellflug-
platz behandelt würde. 
 
Wie für den Genehmigungsprozess des Windparks vor Abschluss des Ver-
fahrens alle notwendigen Unterlagen zu Papier zu bringen sind, ist einzu-
fordern, dass auch alle Ungewissheiten für den Modellflugverein VOR Ge-
nehmigung des Windparks abschließend ausgeräumt worden sind. 
 
 

 Bürger 19:   
 Wir erklären hiermit ausdrücklich, dass wir uns durch die Errichtung und den 

Betrieb der geplanten Windkraftanlagen persönlich betroffen fühlen. Wir er-
heben nachstehende Einwendungen gegen das oben genannte Projekt: 
 

 Angst vor Lärm und Zunahme der Lärmbelästigung, insbesondere 
auf die Störung unserer Nachtruhe 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
gig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windener-
gieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
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 Angst vor Schall und Infraschall und den daraus entstehenden Ge-
sundheitsbeeinträchtigungen 

 Angst vor Gesundheitsschäden 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit uner dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
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 Angst vor Verlust der Lebensqualität 
 
 
 
 

 Angst vor dem Verlust des Erholungswertes 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Angst vor der Zerstörung des Landschaftsbildes 
 Angst vor der bedrohlichen und bedrückenden Wirkung 
 Angst vor der Zerstörung unserer Kulturlandschaft 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht kein 
Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. Die gesetzliche Verträg-
lichkeit der Planung wurde durch die vorliegenden Planunterlagen nachge-
wiesen. 
 
Die Erholungsnutzung im Geltungsbereich und seiner unmittelbaren Umge-
bung ist aufgrund der geringen Erschließung sowie der Nähe zur Autobahn 
und der Spohler Straße von untergeordneter Bedeutung. In die Planflächen 
führen einige landwirtschaftliche Stichwege. Besondere Anziehungspunkte 
für Erholungssuchende, wie z.B. Seen, Wälder, Brücken etc., sind in der 
Umgebung des Plangebietes nicht vorhanden. Aus diesem Grund werden 
lediglich weniger erhebliche Auswirkungen auf die Erholungsnutzung prog-
nostiziert. 
 
Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
Rastede durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich die-
ses Umstands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren Ener-
gien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild der vorliegenden 
Kulturlandschaft werden im Rahmen der Planung nach fachlich anerkann-
ten Methoden bewertet und der Eingriff wird durch Maßnahmen an anderer 
Stelle kompensiert. 
 
Zur bedrückenden Wirkung 
Eine Umzingelung einzelner Wohnhäuser findet durch die Planung nicht 
statt. Von einer unzulässigen Beeinträchtigung und optisch bedrängenden 
Wirkung ist daher nicht auszugehen. 
 
Nach derzeitigem Kenntnistand existieren keine empirischer Untersuchun-
gen zu den Auswirkungen einer Umzingelungswirkung auf den Menschen.  
 
Ein für das Ministerium für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung 
Mecklenburg-Vorpommern erstelltes Gutachten zur „Umfassung von Ort-
schaften durch Windenergieanlagen“  befasst sich für die Definition des ma-
ximal zulässigen Umfassungswinkels ausschließlich mit Siedlungen, wobei 
als Siedlung Gebiete verstanden werden, die nach der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) dem Wohnen (WR, WA, MD, MI), der Erholung, dem Tou-
rismus und der Gesundheit (SO) dienen, einschließlich ihres Abstandspuf-
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 Angst vor Veränderungen der Umwelt für Tiere 
 Die Befürchtung, dass Flora und Fauna erhebliche Schäden erlei-

den 
 
 
 

 Angst um das Wohl unserer Kinder 
 

fers. Dieses Vorgehen basiert auf der Auswertung von Literatur und bishe-
riger Rechtsprechungen zum Thema "Umzinglung", die sich auf der Ebene 
der Regional- und Bauleitplanung ebenfalls mit der „Einkreisung“ von Sied-
lungen bzw. Ortschaften befasst. Splittersiedlungen und Einzelgehöfte im 
Außenbereich, einschließlich ihrer Mindestabstände zu den Windparks blei-
ben dabei jedoch unberücksichtigt, da sie im Gegensatz zu den o.g. Sied-
lungsbereichen und aufgrund der Privilegierung von Windenergieanlagen 
im Außenbereich, einen geringen Schutzanspruch aufweisen. Dieser 
Schutzanspruch geht auch nach Ansicht der Gemeinde nicht über die Wah-
rung des aus schalltechnischer Sicht notwendigen Schutzabstandes und 
die Verhinderung einer unzumutbaren optisch bedrängenden Wirkung auf-
grund der Nähe der WEA zu Gebäuden hinaus.  
 
In einer Entscheidung des OVG Lüneburg wurde festgehalten, dass eine 
unzulässige optisch bedrängende Wirkung nur dann vorliegt, wenn von 
Windenergieanlagen eine nicht vermeidbare, permanent „erdrückende“ 
Wirkung für die Hausbewohner ausgehe, etwa durch eine dichte „Einkes-
selung“ oder eine so große Nähe, dass man einer sich massiv aufdrängen-
den optischen Belästigung nicht ausweichen kann3. Gemäß einem frühe-
ren Urteil kommt eine erdrückende Wirkung durch eine genehmigte Wind-
energieanlage dann in Betracht, wenn Nachbargrundstücke derart abgerie-
gelt werden, dass ein Gefühl des „Eingemauertseins“ oder einer „Gefäng-
nissituation“ entsteht.4 Dies ist hier nicht der Fall, zumal ein Abstand einge-
halten wird, ab dem man eine optisch bedrängende Wirkung i. d. R. aus-
schließen kann (s.o.). 
 
Die Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt werden in den Verfahrens-
unterlagen umfassend dargestellt und bewertet. Sämtliche erheblichen Be-
einträchtigungen werden, soweit eine Vermeidung nicht möglich ist, gemäß 
den gesetzlichen Vorgaben ermittelt und kompensiert bzw. eine arten-
schutzrechtliche Ausnahme vorgesehen. 
 
Das Wohl der Kinder ist durch die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 
geschützt. 

                                                           
3 OVG LÜNEBURG, Beschl. v. 13.12.2006 – 7 ME 271/04 – juris 
4 vgl. OVG LÜNEBURG, Beschl. v. 15.03.2004 – 1 ME 45/04 – juris  
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 Ich befürchte Sichtbelästigungen 
 Befürchtungen aus wirtschaftlicher Sicht, sind die momentanen 

 
Entwicklungen in dem Energiesektor. Wie mehrere wissenschaftliche Arti-
kel und aktuelle Medienberichte zeigen, ist anzunehmen, dass die Branche 
mehr als instabil ist und dadurch Wartungen sowie der Prozess der Stillle-
gung, in naher Zukunft nicht mehr gewährleistet werden kann. Kann die Ge-
meinde zu 100% sicherstellen, dass der Betrieb der Windräder 1. wirtschaft-
lich ist 2. auf Dauer gewährleistet werden kann und 3. keine Altlasten ent-
stehen? 
 
Die Fläche Heubült erfüllt grundsätzlich nicht die Voraussetzung für eine 
Windkraftanlage. Die Gemeinde Rastede verfügt inzwischen über genü-
gend Windkraftanlagen. Aus den hier genannten Gründen lehne wir die Er-
richtung der geplanten Windkraftanlagen ausdrücklich ab. 
 

 
Eine gewisse subjektive Beeinträchtigung ist hinzunehmen. Es besteht kein 
Anspruch auf die Unveränderlichkeit der Umwelt. In dem Bebauungsplan 
wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Windenergieanlagen mit 
Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so dass eine astrono-
misch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 30 Minuten pro Tag 
nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bilden zwischenzeitlich 
den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bundesländern gemäß der 
Empfehlung des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) zur An-
wendung kommen.  
 
 
Der Aussage wird widersprochen. Die Potenzialstudie sowie die Bebau-
ungsplanunterlagen zeigen, dass die Fläche der 70. Flächennutzungs-
planänderung für die Errichtung von Windenergieanlagen geeignet ist. 
 
Die Gemeinde ist bezüglich der Nutzung regenerativer Energien gut aufge-
stellt, allerdings hat sich die Politik zum Ziel gesetzt, den Anteil der Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien zu steigern. Die Gemeinde hält da-
her an den Planungen fest. Dass alle Bewohner der Gemeinde diese Pläne 
befürworten wäre wünschenswert, auch im Sinne der nachfolgenden Ge-
nerationen. Das diese Zustimmung erfahrungsgemäß nicht von allen Bür-
gern besteht, liegt in der Natur der Sache. Die Gemeinde hält dennoch an 
den Planungen fest, um ihren Beitrag zur Energiewende zu leisten. 
 

 Bürger 20:   
 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 2 BauGB zu den o.g. Planungen. Die 

vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 20.2.2018 wurden gelesen und 
folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwicklung 
zu beachten: 
 
Zu geringer Abstand zu den Häusern, vordern wir 1000m Abstand zu den 
Häusern fordern. 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine abschließende Prüfung 
möglicher Abstände zu Wohnbebauungen, die es ermöglicht, durch Aus-
weisung weiterer Windparks der Windenergie substanziell Raum zu geben 
und Aufstellungskonstellationen von min. 3 WEA pro Planfläche zuzulas-
sen, hat im Rahmen der Standortpotenzialstudie (Standortpotenzialstudie 
für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede, 2016) stattgefunden. 
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Das Schallgutachten ist wissenschaftlich falsch. Werden Sie ein wissen-
schaftlich korrektes, neutrales Schallgutachten von einem unabhängigen, 
nicht in den Diensten des Investors stehenden, Gutachter erstellen lassen? 
 
 
 
 
 
 
Schlagschatten, dadurch Infragschall 24 stündiger Lärm, was die Anwohner 
krank machen. Blinklicht –Befeuerung was als stören ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Diese Abstände werden im Rahmen der vorliegenden Planung berücksich-
tigt. Eine Erhöhung der Abstände ist nicht beabsichtigt. 
 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme un-
terstellt wird, wird zurückgewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und Unter-
suchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben und 
fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Da ab-
schließend nicht die Gemeinde, sondern der Landkreis für die Genehmi-
gung des Windparks zuständig ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale Be-
urteilung und Bewertung durch die beauftragten Gutachter und Büros der 
Planung zu Grunde liegt. 
 
Schall 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
gig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windener-
gieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
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Wertverlust der Immobilie, was danach unter Wert nur zu verkaufen sind. 
 
 
 
 
 

des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Befeuerung 
Im Rahmen des Durchführungsvertrages zwischen der Gemeinde Rastede 
und dem Vorhabenträger wird der Einsatz einer bedarfsgerechten Befeue-
rung vereinbart. Ziel ist es, die Befeuerung so zu steuern, dass diese nur 
bei tatsächlichem Überflug eines Flugobjektes zum Einsatz gebracht wer-
den muss. In der übrigen Nachtzeit bleibt der Windpark dann „unbeleuch-
tet“, eine dauerhafte blinkende Kennzeichnung wird so vermieden. 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
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Flora und Fauna wird auf Dauer vernichtet, Seeadler, Regenbrachvögel, 
Weiß- Störche, Fledermäuse und mehr brüten im Gebiet, wo die Anlagen 
entstehen sollen. 
 
 
 
 

migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es kann nicht von einer dau-
erhaften Vernichtung von Fauna und Flora die Rede sein. Vielmehr werden 
für einzelne Arten zum Teil erhebliche Beeinträchtigungen erwartet. Für 
diese Arten erfolgt nach den gesetzlichen Vorgaben eine Kompensation, so 
dass keine erheblichen Umweltauswirkungen verbleiben. Die namentlich 
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Es ist ja bekannt, dass sich auf Vareler Seite in Hohelucht ein Seeadlerhorst 
befindet. 
 
Das Seeadlerpaar hat Anfang des Jahres 2016 aus wohl nicht ganz genau 
bekannten Gründen ihre Brut verloren. Man vermutet u. a. dass die Jungen 
erfroren sein könnten. Beim Besuch der Wildtierauffangstation in Rastede 
wurde auf Fragen von uns die Vermutung aufgestellt, dass das Seeadler-
männchen noch relativ jung sei und die Aufzucht der Brut auf Grund seiner 
Unerfahrenheit und fehlenden nötigen Reife nicht gut ausging. Man darf da-
von ausgehen das dieses Pärchen weitere Versuche starten wird. 
 
Unseres Wissens besteht für ein Adlerhorst Bestandsschutz von mehreren 
Jahren. Damit wäre eine Bebauung mit WEA um diesen Seeadlerhorst nicht 
angebracht. 
 
In den letzten Wochen ist das Seeadlerpärchen beim Überflug von Heubült 
und Wapeldorf mehrfach von Einwohnern dieser Dörfer gesehen worden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

genannten Arten brüten nicht im Untersuchungsraum, sondern wurden ent-
weder als Gastvogel (Regenbrachvogel, Weißstorch), Nahrungsgäste bzw. 
Durchzügler (Fledermäuse) oder Überflieger (Seeadler) nachgewiesen.  
 
Das Seeadlerbrutpaar zusätzlich zu den Erfassungen 2016 auch 2017 er-
neut untersucht, in 2017 war die Brut erfolgreich.  
 
Der Seeadlerhorst befindet sich in über 4 km Entfernung zum vorliegenden 
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11. 
Grundsätzlich stellen Bestandsaufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. 
Um die Beurteilungsgrundlagen zu vereinfachen, reichen grundsätzlich ein-
jährige Erfassungen zur Beurteilung von Eingriffen aus. Im vorliegenden 
Fall liegt mit einem vollständigen Untersuchungsjahr zur Avifauna und mit 
den zusätzlich durchgeführten Sonderuntersuchungen zum Thema Seead-
ler und des Regenbrachvogels in den Jahren 2016 und 2017 sowie der 
Raumnutzung von Greif- und Großvögeln 2016 eine extrem hohe Untersu-
chungsdichte vor. Somit sind die Daten in jedem Fall ausreichend für eine 
Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die vorkommenden Arten.  
Durch das Gutachterbüro Handke wurden in 2016 an 50 Terminen mit 443 
Stunden Seeadler und andere Großvögel von März bis Juni untersucht, an 
weiteren 21 Terminen Regenbrachvögel (Mai bis August), sowie an weite-
ren 25 Terminen mit 125 h von Juli bis September Baumfalken. Somit waren 
die Fachgutachter an ca. 96 Terminen zwischen März und September im 
Bereich der Windparkfläche Süd anwesend. Dies entspricht durchschnitt-
lich einem Begutachten der Flächen an jedem zweiten Tag. Dabei wurde 
ein juveniler  Seeadler einmal überfliegend und zweimal in der Nähe beo-
bachtet. Während der 45 Beobachtungstage mit insg. 384 Stunden im Jahr 
2017 wurde lediglich an einem Termin dreimal ein Seeadler in der Nähe 
des Geltungsbereiches mit einer Gesamtbeobachtungszeit von rund 23 Mi-
nuten beobachtet, was 0,1 % der Gesamtbeobachtungszeit entspricht. Die 
Beobachtungsintensitäten und –punkte für die Raumnutzungsuntersuchun-
gen in 2016/17 wurden auf Basis langjähriger Erfahrungen des Gutachter-
büros Handke in Abstimmung mit den Landkreisen des betroffenen Raumes 
gewählt, so dass an den Aussagen der Gutachten zu den Vorkommen und 
Verteilung von Vogelarten im Raum keine Zweifel bestehen. Als Ergebnis 
der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen zum Seeadler 2016 und 
2017 gibt es auch keine Hinweise auf attraktive Nahrungsgebiete südlich 
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Das vom Planungsbüro Diekmann & Mosebach beauftragte Beobachtungs-
team war scheinbar immer dann auf Posten, wenn die Seeadler sich woan-
ders aufgehalten haben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Bedeutung der Wapelniederung als Vogellebensraum 
Im Rahmen von avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt 
(SINNING 2013 u. DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & 
MOSEBACH 2016), dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem 
Herrenmoor im Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade 
im Osten sowie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvögeln 
als Rast- und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Gebiet so-
wohl im Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 2013) im westli-
chen Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEKMANN & MOSE-
BACH 2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung als Gastvogellebens-
raum.  
 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Untersuchungen zwar dem vorge-
schriebenen Maß für Gastvogeluntersuchungen bei Planungen und Vorha-

des Untersuchungsgebiets, die ein regelmäßiges Queren der Windparkflä-
chen wahrscheinlich machen. Die Haupt-Jagdgebiete des Seeadlerpaares 
befinden sich nördlich am Jadebusen und östlich an der Jade, einem Teich-
gebiet bei Bollenhagen und westlich von Jaderaußendeich. In der Wind-
parkfläche selbst wurden keine Nahrungsflüge beobachtet. Da hier außer-
dem keine Seeadler in Höhenklasse II (in Rotorhöhe) registriert wurden, 
wird das Kollisionsrisiko für den Seeadler als gering eingeschätzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Raumnutzungserfassungen, 
die durch das Büro Handke aus Ganderkesee durchgeführt wurden, sind 
von den Investoren und nicht vom Planungsbüro Diekmann • Mosebach & 
Partner beauftragt worden. Die Erfassungen sind aus fachlicher Sicht um-
fassend und ausreichend. In Bezug auf das Erfassungsdesign erfolgten im 
Vorfeld intensive Absprachen zwischen dem Gutachter und den unteren 
Naturschutzbehörden der Landkreise Ammerland, Friesland und Weser-
marsch hinsichtlich der Erfassungszeiträume, den -intensitäten und den Be-
obachtungspunkten. Relevant für die Beurteilung der Raumnutzung des 
Seeadlers sind Nahrungsflüge und Überflüge im Bereich der Windparkflä-
chen, die vom Gutachterbüro über ein abgestimmtes Erfassungsraster er-
mittelt worden sind. Weitere Überflüge sind nicht auszuschließen, da sich 
jedoch eine fachlich versierte Ableitung zur Häufigkeit der Raumnutzung 
aus den Erfassungszeiträumen ableiten lassen, ist nicht von einer regelmä-
ßigen Nutzung des Seeadlers auszugehen. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die in kursiv dargestellte 
Teil der Stellungnahme führt die Stellungnahme des NLWKN, Staatliche 
Vogelschutzwarte, vom 06.06.2016 in Auszügen auf und bezieht sich somit 
auf den bereits durchgeführten Verfahrensstand der frühzeitigen Beteili-
gung. 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         121 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

ben entsprechen (NLT 20144), die Datenbasis insgesamt dennoch als ver-
gleichsweise dünn zu bezeichnen ist. Die fachlichen Vorgaben sehen vor, 
dass u. a. die Gastvogelbestände im Planungsgebiet für ein Jahr im wö-
chentlichen Turnus zu erfassen sind (NLT 2014). 
 
Regenbrachvögel ziehen im Binnenland Niedersachsens im Frühjahr in ei-
nem kurzen Zeitfenster von Anfang April bis zum 2. Maidrittel (6 Wochen) 
sowie nach der Brutzeit von Anfang Juli bis Anfang September (10 Wochen) 
durch (ZANG 19955. Dies entspricht einer Gesamtzeit von 16 Wochen, 
knapp ein Drittel eines Jahres. 
 
Im Zeitraum von etwa 115 Tagen, an denen Regenbrachvogel-Vorkommen 
damit in etwa möglich sind, fanden somit „nur“ 16 Zählungen statt (13,9 %). 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14% Abdeckung als stichproben-
artig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände er-
mittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung lie-
gen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere Fre-
quenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbildender 
Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmäßig (all-
jährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufwiese. Vor diesem 
Hintergrund konstatieren KRÜGER et al. (20136), dass einjährige Untersu-
chungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fachlich akzeptabel sind, 
geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchsten Wertstufen auch bei 
„nur“ einmaligem Erreichen zu Grunde gelegt werden müssen (als vorläu-
fige Bewertung, ansonsten gilt die für die Bewertung von Gastvogellebens-
räumen die Vorgabe, dass Schwellenwerte in der Mehrzahl der untersuch-
ten Jahre, z. B. in dreien der letzten fünf, überschritten werden müssen; 
KRÜGER et al. 2013). 
 
Für Relativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrach-
vogel Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) als 
auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal registriert 
worden seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Rede ste-
henden Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogellebens-
raum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weiterer Un-
tersuchungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapelniederung 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Datenbasis entspricht dem 
niedersachsenweiten Standard für Gastvogelerfassungen im Rahmen von 
Windparkplanungen. Wie im Weiteren in der Stellungnahme ausgeführt 
wird, ist dieser Standard bei Eingriffsplanungen fachlich akzeptabel. Er wird 
allgemein angewendet und ist deshalb nicht als „dünn“ zu bezeichnen.  
Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wurde 2016 eine gesonderte 
Untersuchung zum Regenbrachvogel durchgeführt, 2017 wurde ergänzend 
der Frühjahrsdurchzug erfasst. Diese Untersuchungen sind Bestandteil der 
öffentlich ausgelegten Unterlagen (Anlagen Nr. 6 und Nr. 7 zum Umweltbe-
richt). Es wurde 2016 an 30 regulären Terminen erfasst, 2017 an weiteren 
14 Terminen. Zusätzlich fließen weitere Daten von rastenden bzw. überflie-
genden Regenbrachvögeln, die im Rahmen der Raumnutzungsuntersu-
chungen am Seeadler 2016 und 2017 anfielen, in diese Berichte mit ein. 
Somit liegt eine umfangreiche Datenbasis vor. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die zitierte Regelung im Rahmen des Gastvogel-Bewertungsverfahrens 
nach KRÜGER et al. (2013) ist im Rahmen der vorliegenden Eingriffsplanung 
anzuwenden und wurde entsprechend auch angewendet, wie aus den Un-
terlagen zu ersehen ist, somit gilt also bereits die einmalig erreichte natio-
nale Bedeutung für Teile der Wapelniederung, zumindest gemäß Bewer-
tungsverfahren als sog. „vorläufige“ Bewertung. Bei den gesonderten Re-
genbrachvogel-Erfassungen 2016 wurden im nördlichen Teilbereich des 
Geltungsbereiches mehrere Trupps mit max. landesweiter Bedeutung 
nachgewiesen, im südlichen Teilbereich gab es keine Nachweise. 2017 
wurde im nördlichen Teilbereich des Geltungsbereiches 4x lokal und 1x re-
gional bedeutsame Trupps und südlichen Teilbereich je 1x regional und lan-
desweit bedeutsame Trupps festgestellt. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgte in der Beurteilung 
und bei der Herangehensweise zu den Auswirkungen des Regenbrachvo-
gels keine Relativierung aufgrund der einmaligen Feststellung des national 
bedeutsamen Vorkommens. Die weiterführenden Untersuchungen haben 
des Weiteren gezeigt, dass auch in 2016 Bestände in der Größenordnung 
mit nationaler Bedeutung im Bereich der Wapelniederung (aber außerhalb 
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sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil erreichen lan-
desweite Bedeutung. 
 
 
2. Avifaunistisch bedeutende Vogellebensräume und Windkraft 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentliche Faktor, um Konflikte und 
Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu minimieren. Von dem Bau von WEA sollten deshalb Ge-
biete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere Bedeutung 
für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktionen o-
der Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder erheblich 
beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Einhaltung be-
stimmter Abstände zu diesen Gebieten. 
 
Zwei Windpark-Potenzialflächen der Stadt Varel, nämlich Teilfläche „B Neu-
enwege“ sowie Teilfläche „A Rosenberg-Süd“, liegen in einem Bereich der 
Wapelniederung mit nationaler Bedeutung für GastvögeL Auch eine Wind-
parkpotential-Fläche der Gemeinde Rastede, nämlich „Rastede Nord“, be-
findet sich in diesem Bereich. Ferner liegt die Potenzialfläche „Bekhausen- 
Nord“ der Gemeinde Rastede in einem Bereich mit landesweiter Bedeu-
tung. 
 
 
 
Hinsichtlich der naturschutzfachlichen lmplikationen aus den o. s. Gebiets-
bewertungen sind bei avifaunistisch bedeutenden Brut und Gastvogelle-
bensräumen zunächst zwei Quellen von Bedeutung. Zum einen handelt es 
sich um die Arbeitshilfe „Naturschutz und Windenergie. Hinweise zur Be-
rücksichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei Standort-
planung und Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2014)“ 
des Niedersächsischen Landkreistages - kurz NLT-Papier (NLT 2014)- und 
zum anderen um die „Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu 
bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogel-
arten“ der Länder- Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 
20147 ln diesen beiden Papieren ist der fachliche Rahmen für die Planung 
und Genehmigung von Windparks in der Nähe von Vogellebensräumen ab-
gesteckt. 
 

des Geltungsbereiches) festgestellt werden konnten. Es erfolgt ebenso eine 
Berücksichtigung der in 2013/2014 einmalig festgestellten Truppstärke mit 
landesweiter Bedeutung für den südlich gelegenen Teilbereich des Plange-
bietes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Potenzialstudie 
der Gemeinde Rastede wurde der naturschutzfachliche Belang eines Gast-
vogellebensraums mit nationaler Bedeutung weder als harte noch als wei-
che Tabuzone für die Ermittlung von Potenzialflächen berücksichtigt. Bei 
der Beurteilung der Eignung der Potenzialfläche wurden die zum damaligen 
Zeitpunkt bereits vorliegenden Erfassungsergebnisse zu den Gastvogelkar-
tierungen berücksichtigt. Die nationale Bedeutung für den Regenbrachvo-
gel führte aufgrund nicht gesicherter Erkenntnisse zu Verdrängungswirkun-
gen nicht zu einem Ausschluss der ermittelten Potenzialflächen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführte Literatur wurde 
neben weiterer Literatur wie u. a. dem Nds. Windenergieerlass bei der Er-
stellung der Verfahrensunterlagen sowie bei der Beurteilung der Auswirkun-
gen des Vorhabens herangezogen und beachtet. Es handelt sich generell 
um Empfehlungen, welche einzelfallbezogen überprüft werden müssen. 
Dies ist in den Verfahrensunterlagen geschehen. 
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3. Umfang und Wirksamkeit als „vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men“ deklarierte Maßnahmen 
Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplanten WEA die Be-
deutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für Regenbrachvögel 
zerstören würden, steht - das entnehmen wir dem Schriftwechsel - auch für 
den Investor, dessen Gutachter und Rechtsberater außer Frage. Diese 
messen den betroffenen Flächen die Bedeutung einer „Ruhestätte“ im 
Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Dieser Bewertung wird meiner-
seits nicht widersprochen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Strittig sind hingegen das im Falle einer windenergiewirtschaftlichen Nut-
zung zu erwartende Ausmaß der Flächen- bzw. Funktionsverluste dieses 
national und landesweit bedeutenden Gebietes für rastende Regenbrach-
vögel sowie die Anforderungen, die für vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu erfüllen sind, soll ein Verstoß gegen 
das artenschutzrechtliche Verbot des § 44 Nr. 1 Abs. 3 BNatSchG abge-
wendet werden. 
 
Meines Erachtens wird - wie dargelegt - bereits die Größe der Flächen- und 
Funktionsverluste seitens des Gutachters nicht vollumfänglich erkannt. In-
sofern sollte das Gutachterbüro gebeten werden, den rechnerischen Ansatz 
an die vorstehend genannten Auswirkungsradien anzupassen und eine be-
richtigte Berechnung vorzulegen. 
 
 
 

 
 
Für den Regenbrachvogel wird aus Vorsorgegesichtspunkten im Umwelt-
bericht ein Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen Brachvogels 
durchgeführt und aufgrund von nicht auszuschließenden Verdrängungswir-
kungen entsprechende Maßnahmen (Beantragung einer artenschutzrechli-
chen Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG, FCS-Maßnahmen) vorgesehen, 
was aber nicht heißt, dass Verdrängungseffekte mehr als wahrscheinlich 
oder sogar vorauszusetzen seien. Dies entspricht dem Ansatz der soge-
nannten „überschießenden Ausnahme“ (vgl. „Hinweise zu artenschutz-
rechtlichen Ausnahmen vom Tötungsverbot bei windenergieempfindlichen 
Vogelarten bei der Bauleitplanung und Genehmigung von Windenergiean-
lagen“, Ministerium für ländlichen Raum und Verbraucherschutz, Baden 
Württemberg). Dies wurde auch in Gesprächen mit dem Landkreis Ammer-
land in Bezug auf das artenschutzrechtliche Vorgehen abgestimmt. Aus 
Gründen der vom Landkreis gesehenen höheren Rechtssicherheit wurde 
der Weg der „überschießenden Ausnahme“ für die Planungen im Gemein-
degebiet Rastede mit der dazugehörigen Darstellung der Ausnahmen für 
einzelne Arten vorgesehen und in den Unterlagen dargestellt.  
 
In den vorgelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvogel 
keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder beschrie-
ben.  
 
 
Im Entwurf des Umweltberichtes werden die aktuellen Erkenntnisse aus 
den gesonderten Regenbrachvogel-Erfassungen 2016 und 2017 berück-
sichtigt. 2017 wurden, wie auch schon 2016, im Rahmen der gesonderten 
Regenbrachvogel-Untersuchungen rastende Regenbrachvögel in der Nähe 
zu Windenergieanlagen des Windparks Hohelucht nachgewiesen. Insge-
samt wurden 2016 und 2017 vier Regenbrachvogel-Trupps in der Nähe zu 
WEA nachgewiesen, davon drei mit landesweiter und einer mit lokaler Be-
deutung. Im Jahr 2016 wurden im WP Hohelucht einmal 18 und einmal 2 
Ex. registriert (= landesweit bzw. lokal bedeutsame Anzahl). 2017 wurden 
14 Exemplare am 22.04. und 10 Ex. am 02.05. in ca. 95 -150 m Entfernung 
zur nächstgelegenen WE des Windparks Hohelucht festgestellt (= jeweils 
landesweit bedeutsame Anzahl). Sie suchten dort Nahrung auf einer kurz-
rasigen Weide. Zur Berechnung der Flächen- bzw. Funktionsverluste wird 
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Als dann wäre seitens des Gutachterbüros darzulegen, wie die Flächen- 
und Funktionsverluste mit „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ tatsäch-
lich bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbesondere 
folgende Bedingungen zugrunde zu legen16: 
 
Die Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion der 
betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen an der 
konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich verbunden 
sein und die betroffenen Individuen unverzüglich aufnehmen können, wenn 
die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört werden.  
 
Für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, 
Habitatbestandteile oder Habitateigenschaften infrage, die vergleichsweise 
kurzfristig herstellbar sind. ln jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von ver-
mutlich mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management not-
wendig sein. 
 
Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der Aus-
dehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer Größe in 
qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die vorherige Populations-
größe nicht vermindert wird. Die betroffenen Individuen müssen die im 
räumlichen Zusammenhang neu geschaffene Lebensstätte nachweislich 
angenommen haben oder ihre zeitnahe Besiedlung muss unter Berücksich-
tigung der besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse mit einer 
hohen Erfolgssicherheit attestiert sein. Stets bedarf es dazu einer am Ein-
zelfall orientierten Wirksamkeitsprognose. 
 
Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, wird man kaum von 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen können. Daran ändern 
auch ein vereinbartes Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesse-
rungsvorbehalte nichts. Ein Monitoring darf nur dazu dienen, Unsicherhei-
ten Rechnung zu tragen, die sich aus nicht behebbaren Erkenntnislücken 
ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 
Ein Hinweis auf die Notwendigkeit eines Risikomanagements ist ein Hin-
weis auf eine fehlende Erfolgssicherheit  
 

demnach im Umweltbericht eine vorsorgliche Meidedistanz von 150 m zu 
den nächstgelegenen WEA zugrunde gelegt. 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. In den vor-
gelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvogel keine vor-
gezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder beschrieben. Wie 
weiter oben bereits ausgeführt, wurden aber, obwohl der Regenbrachvogel 
weder in den genannten Fachpublikationen noch im Windenergieerlass als 
windkraftsensible Art erwähnt ist und auch keine diesbezüglichen Erkennt-
nisse vorliegen, aus Vorsorgegesichtspunkten entsprechende Maßnahmen 
(artenschutzrechtliche Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG, FCS-Maßnah-
men) für den Regenbrachvogel vorgesehen. Dies bedeutet aber nicht, dass 
negative Auswirkungen vorauszusetzen oder wahrscheinlich sind. Vielmehr 
können solche lediglich nicht ausgeschlossen werden. (Prinzip der „über-
schießenden“ Ausnahme“/höhere Rechtssicherheit, siehe weiter oben.) 
 
Es sind in den vorgelegten Verfahrensunterlagen aufgrund der Darlegung 
der Ausnahmen, wie oben dargelegt, keine vorgezogenen Ausgleichsmaß-
nahmen vorgesehen oder angesprochen, so dass die aufgeführten Punkte 
in der Stellungnahme keine Relevanz für das Planvorhaben zum Windpark 
Wapeldorf-Heubült haben. Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen dienen 
gemäß § 44 (5) BNatSchG der Abwendung des Eintretens eines arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbestandes nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG. Die 
Bereitstellung dieser vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen kann nur bei 
Anwendung des § 44 (5) BNatSchG erfolgen und nicht im Falle der in den 
vorgelegten Unterlagen vorgesehenen Beantragung der Ausnahme. Im vor-
liegenden Fall sind stattdessen sog. FCS-Maßnahmen vorgesehen. 
 
 
 
Die nachfolgenden Punkte der Stellungnahme beziehen sich auf vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen), nicht auf die im Rahmen 
der Planung durchzuführenden FCS-Maßnahmen. Aus diesem Grund wird 
hier auf die einzelnen Hinweise zum Suchraum Dringenburger Moor nicht 
weiter eingegangen. 
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Die bisher vom Gutachterbüro dargelegten Überlegungen weisen in dieser 
Hinsicht beträchtliche Defizite oder Unsicherheiten auf, die an der Machbar-
keit und Wirksamkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmenzweifeln lassen. 
Im Einzelnen: Für den Suchraum „Dringenburger Moor“ als Gebiet, in dem 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden könnten, steht 
der Nachweis aus, ob er bislang von Regenbrachvögeln genutzt wurde bzw. 
wird und somit grundsätzlich überhaupt die Eignung als Ausweichraum be-
sitzt. Werden die Flächen bereits von der Art genutzt, ist zu klären, ob und 
unter welchen Bedingungen die Flächenweitere Individuen aufnehmen kön-
nen. 
 
Zwar ist mit dem Gebiet der räumliche Zusammenhang gewährleistet und 
hinsichtlich der Bodentypen ein geeignet erscheinender Bereich gefunden. 
 
Allerdings liegen im zentralen Bereich die avisierten Flächen teils unmittel-
bar an Waldflächen, was ihre Eignung als Regenbrachvogel-Lebensraum 
stark einschränkt. 
 
Ein bloßes Beibehalten der Grünlandnutzung oder dessen befristete Erhal-
tung stellen keine Aufwertung dar und können insofern nicht als Ausgleichs-
leistung anerkannt werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr dauer-
haft zu erbringen jedenfalls für die Dauer der Schädigungen). Dauergrün-
land kann bereits aufgrund anderer umweltrelevanter und naturschutzrecht-
licher Vorschriften nicht ohne weiteres zerstört werden. 
 
Anders verhält es sich mit der vorgeschlagenen Umwandlung von Acker- in 
Grünland sowie von Intensiv- in Extensivgrünland. Aber auch auf damit 
würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr erreicht, als diese Vö-
gel bereits heute im Bereich der Wapelniederung vorfinden. 
 
Letztlich bleibt auch unklar, wie der 180 ha große Suchraum „Dingenburger 
Moor“ durch Maßnahmen auf nur 16 ha ökologisch und funktional so aufge-
wertet werden soll, dass er in Gänze als Ausweichgebiet betrachtet bzw. 
angerechnet werden kann. Denn es steht nicht zu erwarten, dass sich die 
Flächen von 16 ha durch die beschriebenen Maßnahmen zu einem „Regen-
brachvogel- Eldorado“ entwickelten, die eine derart hohe Qualität besäßen 
und Attraktivität ausübten, dass sie auf die übrigen, umliegenden 164 ha 
ausstrahlten und diese somit davon profitierten. Damit zeichnet sich ab, 

 
2016 wurden im Bereich des Dringenburger Moores im Rahmen der Son-
deruntersuchungen auf dem Wegzug zwei kleine Regenbrachvogeltrupps 
festgestellt. Da die Jader Marsch im Rahmen der Untersuchungen 2016 
und 2017 allerdings stärker - fast so stark wie die Wapelniederung selbst - 
von Regenbrachvögeln frequentiert wurde, sollen die FCS-Maßnahmen in 
einem Bereich der Jader Marsch durchgeführt werden. Für den vorliegen-
den Windpark Wapeldorf-Heubült steht eine zusammenhängende Fläche 
mit einer Gesamtgröße von über 10 ha in der Jader Marsch zur Verfügung, 
auf der anteilig auf 9,6 ha Kompensationsflächen für den Regenbrachvogel 
vorgesehen sind. Diese zurzeit intensiv genutzten Grünlandflächen werden 
über entsprechende Bewirtschaftungsauflagen extensiviert, zusätzlich ist 
die Anlage einer Senke vorgesehen. Die Flächen liegen innerhalb des Be-
reiches, der ebenfalls nachweislich als Rastgebiet für die Art von Bedeutung 
ist, wobei unmittelbar auf diesen Flächen bislang keine Regenbrachvögel 
kartiert wurden. Insofern ist hier eine Kompensation auf anteilig 9,6 ha für 
eventuell eintretende Beeinträchtigungen von Rastgebieten des Regen-
brachvogels auf dem Frühjahrszug möglich, da auf den Flächen ein zusätz-
liches geeignetes Rasthabitat hergestellt wird.  
 
Ein Monitoring für die Art ist nicht vorgesehen, da erhebliche Verdrängungs-
wirkungen oder ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko nicht nachgewiesen 
wurden bzw. nicht wahrscheinlich sind und deshalb die Festlegung eines 
Monitorings weder angemessen noch verhältnismäßig wären. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         126 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

dass die Ausgleichsflächen die ökologische Funktion der in Anspruch ge-
nommenen Flächen als Ruhestätte nicht umfänglich werden erfüllen kön-
nen.  
 
Das vom Gutachterbüro vorgeschlagene Monitoring an sich stellt keine vor-
gezogene Maßnahme dar. Überdies kommt ein Monitoring, z. B. der Re-
genbrachvogelbestände oder des Erfolgs der vorgeschlagenen Maßnah-
men nur dann in Frage, wenn es als Instrument der Nachsteuerung genutzt 
würde (im Falle z. B. des sich nicht einstellenden Erfolgs der Maßnahmen 
Rückbau von Anlagen, Vergrößerung der Maßnahmenkulisse o. Ä.). 
 
Kurzum: Die geplanten Maßnahmen stellen gegenüber dem vorhandenen 
Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch qualitativ eine 
substantielle Aufwertung dar. 
 
4. Zusammenfassung 
Die Planungen zur Realisierung von Windparks in der Wapelniederung im 
Grenzgebiet der Stadt Varel und der Gemeinde Rastede befinden sich der-
zeit noch auf der Ebene der Standortsuche. Ein dafür avisierter Raum -die 
Wapelniederung südlich von Neuenwege - ist ein Gastvogellebensraum von 
nationaler Bedeutung; In Teilen ist er Gastvogellebensraum von landeswei-
ter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das Vorkommen 
des Regenbrachvogels. 
 
Vor dem Hintergrund der Grundsätze für eine Standortsuche und der Prä-
misse einer Risiko- und Konfliktminimierung sollten die im Raum liegenden 
vier Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht gezogen 
werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gastvogellebensraum 
Wapelniederung liegen. Losgelöst davon und im Hinblick auf eine potenzi-
elle artenschutzrechtliche Betroffenheit des Regenbrachvogels, geht das 
Gutachterbüro von einer Bedeutung der betroffenen Flächen im Sinne des 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für die Art aus. Mit Bau und Betrieb von WEA 
würden bedeutende Teile der Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische 
Funktion als Rastgebiet / Ruhestätte für die Art verlieren (Verbotstatbe-
stand). Um den Verbotstatbestand bezüglich des Verlusts der Ruhestätte 
abzuwenden, wurden vom Gutachterbüro einige Überlegungen für „vorge-
zogene Ausgleichsmaßnahmen“ im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG angestellt. 
Jedoch sind die skizzierten Maßnahmen nicht überzeugend; sie beruhen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Informationen zu den 
avifaunistisch wertvollen Räumen stimmen mit den Angaben der Planunter-
lagen überein. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der vorliegen-
den Ebene nicht mehr um eine Standortsuche der Gemeinde Rastede han-
delt, sondern um die Umsetzung konkreter Planvorhaben.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. An der Weiterführung der Pla-
nung zur Errichtung von Windenergieanlagen wird seitens der Gemeinde 
Rastede festgehalten. Die in der Standortpotenzialstudie ermittelten zwei 
Potenzialflächen, die der vorliegenden Planung zu Grunde liegen, sind für 
die Entwicklung von Windenergiestandorten geeignet. Die umfangreichen 
Erfassungen weisen aus naturschutzfachlicher Sicht keine Konfliktlage auf, 
die einer Windenergienutzung zwingend im Wege steht. Weiterführende Er-
fassungen zum Regenbrachvogel haben die Annahme untermauert, dass 
die Art Windparks nicht zu meiden scheint. Über einen vorsorglichen Ansatz 
einer Verdrängungswirkung von 200 m, welche sich mangels Literatur zum 
Regenbrachvogel an der Schwesternart Großer Brachvogel orientiert, wird 
der prognostizierte Verlust an Ruheflächen ermittelt. Im Rahmen der Aus-
nahme wird anteilig eine Fläche von 9,6 ha als FCS-Maßnahmenfläche für 
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überwiegend auf unbelegten Annahmen oder ein Erfolg ist gar unwahr-
scheinlich. Die Zweifel betreffen bereits wegen des zu gering gewählten 
Flächenansatzes und einer fraglichen Gebiets- und Maßnahmeneignung. 
 
 
 
 
 
 
Zudem sollte geprüft werden, ob sich die Konflikte, die sich in der Wapel-
niederung zwischen Windenergiewirtschaft und Vogelschutz auftun, tat-
sächlich „nur“ auf die Bedeutung des Gebietes als Rastplatz für Regen-
brachvögel beschränken, oder nicht doch, was wahrscheinlich ist, auch an-
dere Vogelarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Schallgutachten ist falsch, ich bitte um ein neues Schallgutachten von 
einem unabhängigen Schallgutachter. Das Thema Infraschall wird von vie-
len Instituten untersucht. Garantieren Sie mir, dass der von den Windkraft-
anlagen erzeugte Infraschall sich nicht auf meine Gesundheit auswirkt! Das 
Thema tieffrequente Töne ist meines Erachtens nach gar nicht behandelt 
worden. Auch diese Töne gefährden die Gesundheit. Und diese Töne ge-
hen durch Mauem. Wie gesichert ist, dass ich diese Töne nicht wahrneh-
men werde? 
 
 
 
 
 
 
 
 

den Regenbrachvogel mit attraktivitätssteigernden Maßnahmen bereitge-
stellt. Es wird darauf hingewiesen, dass in den vorgelegten Verfahrensun-
terlagen keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen für den Regenbrach-
vogel angesprochen oder vorgesehen werden. Das NLWKN kann keine Be-
lege für die Auswirkungen auf den Regenbrachvogel liefern, welche einen 
anderen Flächenansatz für den vorsorglich angenommenen Verdrängungs-
effekt begründen. In Bezug auf die Gebiets- und Maßnahmeneignung wird 
ebenfalls darauf verwiesen, dass keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnah-
men vorgesehen werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie in der artenschutzrechtli-
chen Prüfung dargelegt, entstehen bei Umsetzung des Vorhabens neben 
dem Regenbrachvogel artenschutzrechtlich relevante Auswirkungen auf 
den Kiebitz aufgrund geringer Verdrängungswirkungen sowie auf die Feld-
lerche und den Mäusebussard aufgrund eines jeweils erhöhten Kollisions-
risikos. Weiterhin hat sich aus den mittlerweile abgeschlossenen Erfassun-
gen zur Raumnutzung des Baumfalken ergeben, dass zur Vermeidung ei-
nes erhöhten Kollisionsrisikos Abschaltzeiten mit einem begleitenden Mo-
nitoring notwendig werden. Dies wird im Rahmen des nächsten Verfahrens-
schrittes in den Unterlagen ergänzt. Für weitere Arten hat die Überprüfung 
keine artenschutzrechtliche Relevanz ergeben. 
 
 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme un-
terstellt wird, wird zurückgewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und Unter-
suchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben und 
fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Da ab-
schließend nicht die Gemeinde, sondern der Landkreis für die Genehmi-
gung des Windparks zuständig ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale Be-
urteilung und Bewertung durch die beauftragten Gutachter und Büros der 
Planung zu Grunde liegt. 
 
Schall 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
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gig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windener-
gieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit uner dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         129 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich sehe jedoch große Auswirkungen auf das Landschaftsbild und das da-
mit verbundenen Landschaftserlebnis. Der Anblick der vertrauten Umge-
bung wird zerstört. Während man sich immer mit der "Parklandschaft Am-
merland" schmückt, soll hier ein weiteres Stück Windpark-Landschaft ge-
schaffen werden. Es findet aufgrund der Anlagengröße, zusätzlich zu den 
auf Friesländer Seite der Wapel geplanten Anlagen ein deutlich optischer 
Eingriff in die Parklandschaft Ammerland statt. Diese grüne Landschaft ist 
ein hohes Gut zur Regeneration der Menschen in dieser Umgebung, ein 
Ausgleich zu Eingriffen wie der nahegelegenen Autobahn. 
 
Im Rahmen der Dorferneuerungsplanung im Bereich "Rastede Nord" wurde 
z.B. die alte Mühle in Heubült als Anziehungspunkt für Radtouristen identi-
fiziert, deren Überbleibsel sich harmonisch in die Landschaft schmiegen. 
Auch dieser Anblick würde durch die Errichtung von Windenergieanlagen in 
diesem Bereich deutlich verfälscht und stört das Landschaftserlebnis des 
im Norden nicht unerheblichen Tourismus. 
 
Wir haben massive Bedenken gegen den weiteren Ausbau von Windener-
gieanlagen (WEA) in den Dörfern im Norden der Gemeinde Rastede.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen bei Errich-
tung der Windenergieanlagen wurden im Rahmen des Umweltberichtes er-
mittelt, dargestellt und bewertet. Es erfolgt für die Beeinträchtigung auf das 
Landschaftsbild eine Kompensation. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ergeben sich aus dem Vor-
handensein der Mühle und dem vorgesehenen Bau der Windenergieanla-
gen keine rechtlichen Diskrepanzen. Die Windenergieplanung schließt eine 
weitere Dorfentwicklung und Verbesserung der Lebensbedingungen im 
ländlichen Raum nicht aus. Windenergieanlagen stellen nach Ansicht der 
Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente in der modernen 
Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil sondern zugleich 
auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere Generation befassen 
muss. Als Ergänzung stehen sie dem Erhalt der sonstigen Dorfstrukturen 
und typischen Ortsbilder nicht entgegen. Windenergieanlagen können nach 
Ansicht der Gemeinde auch die Forderung nach dem Erhalt an typischen 
Landschaftsstrukturen nicht mindern. Aus Sicht der Gemeinde spricht 
nichts dagegen, die Landschaft um die Windparks herum landschaftlich 
schön, typisch und strukturreich zu gestalten. Solange Windparks die Land-
schaft nicht durch Allgegenwärtigkeit, Übermaß und allseits bedrückende 
Nähe dominieren, was sie nach Ansicht der Gemeinde Rastede mit den 
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Aus unserer Sicht sprechen viele Argumente gegen WEA  
- Es findet keine Verbesserung des Wohnumfeldes statt  
 
 
 
 
 
 
- Die Lebensbedingungen werden unattraktiver für die Bewohner 
 
 
 
 
 
 
- Der dörfliche Charakter wird nicht erhalten. Das Ortsbild wird nachhaltig 
negativ beeinflusst 
 
 
 
 
- WEA stellen keine traditionellen Werte da und sind auch keine typischen 
Elemente eines Dorfes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

vorliegenden Planungen nicht tun werden, da die Planflächen jeweils ver-
hältnismäßig klein sind - ist ein Nebeneinander der Ziele der Dorferneue-
rung und den Anforderungen an eine moderner Energiegewinnung möglich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Ziel der Planung ist nicht 
eine direkte Verbesserung des Wohnumfeldes. Die Gemeinde Rastede 
führt diese Planung durch, um einen Beitrag zur Energiewende zu leisten 
und auf diesem Weg Kohle- und Atomkraftwerke überflüssig zu machen 
und somit vor allem die mit diesen Kraftwerken und deren Abfallprodukten 
verbunden Gefahren zu vermeiden. Indirekt führt diese Energiewende folg-
lich zu einer Verbesserung des Wohnumfeldes. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Energiewende macht es er-
forderlich, dass in geeigneten Räumen Windenergieanlagen errichtet wer-
den. Die Gemeinde ist sich dabei bewusst, dass dies immer zu (subjektiv 
empfundenen) Lasten Einzelner führen kann. Die Gemeinde gibt hier dem 
gesamtgesellschaftlichen Ziel der Energiewende allerdings den Vorrang vor 
Einzelinteressen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Eingriff in das Landschafts-
bild ist bei einer Windparkplanung unvermeidbar, das Ortsbild wird verän-
dert. Die Gemeinde Rastede ist sich dieses Umstands bewusst und hält zu 
Gunsten der Energiewende dennoch an der vorliegenden Planung fest. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Windenergieanlagen stellen 
nach Ansicht der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente 
in der modernen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil 
sondern zugleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere Ge-
neration befassen muss. Als Ergänzung stehen sie dem Erhalt der sonsti-
gen Dorfstrukturen und typischen Ortsbilder nicht entgegen. Solange Wind-
parks die Landschaft nicht durch Allgegenwärtigkeit, Übermaß und allseits 
bedrückende Nähe dominieren, was sie nach Ansicht der Gemeinde 
Rastede mit den vorliegenden Planungen nicht tun werden, da die Planflä-
chen jeweils verhältnismäßig klein sind - ist ein Nebeneinander der Ziele 
der Dorferneuerung und den Anforderungen an eine modernere Energiege-
winnung möglich. 
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Das innerörtliche Gemeinschaftsleben wird nicht gestärkt, sondern spaltet 
sich in Befürworter und Gegner 
 
 
 
 
 
 
 
Die regionale Identität und die unverwechselbare Eigenart einer Ländlichen 
Siedlung wird nicht gewahrt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da derzeit erneuerbare Energie in Millionenhöhe vernichtet wird (EWE und 
andere Medien ), weil weder Speicher noch Transport, den erzeugten 
Strommengen entsprechen, ersuche ich Sie, diesen Punkt in die Planung 
mit einzubeziehen. Erst wenn Windenergie nachweislich sinnvoll genutzt 
wird und die finanzielle Belastung durch „Stromvernichtung“ und Weiterzah-
lung von abgeschalteten oder reduzierten Anlagen unterbunden ist, kann 
diese Planung im Sinne der Bürger weitergeführt werden. 
 
Mit der Renaturierung der Wapel wird dieser Bereich ökologisch aufgewer-
tet. Hier gilt es auch wasserschutzrechtliche Belange zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesellschaftlicher Wandel geht 
immer mit Kontroversen und unterschiedlichen Ansichten einher. Die Ge-
meinde sieht jeden Bürger selbst in der Pflicht, seinen Mitmenschen und 
insbesondere Nachbarn mit angemessenen Verhalten gegenüberzutreten 
und unterschiedliche Interessen und Meinungen, zu der jeder Mensch das 
Recht hat, zu respektieren und letztendlich auch zu akzeptieren. Niemand 
wird durch die Planung in unrechtmäßiger Weise beeinträchtigt oder in sei-
nen persönlichen Rechten verletzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Windparkplanungen widerspre-
chen der Identität und Eigenart nicht grundsätzlich. Der vorgenommene 
Eingriff wird bewertet und im Rahmen der Eingriffsbilanzierung gemäß der 
gesetzlichen Vorgaben berücksichtigt. Es besteht kein Anspruch auf die Un-
veränderlichkeit der Landschaft. Windenergieanlagen stellen nach Ansicht 
der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente in der moder-
nen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil sondern zu-
gleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere Generation be-
fassen muss. Als Ergänzung (in gesteuerten Maßen) stehen sie dem Erhalt 
der sonstigen Dorfstrukturen und typischen Ortsbilder, und damit auch der 
Eigenart einer ländlichen Siedlung, nicht entgegen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Finanzierung dieses Projek-
tes ist nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die Themen 
EEG, Speicherung und Weitertransport kann die Gemeinde Rastede im 
Rahmen dieser Planung nicht beantworten. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült bzw. der in der Standortpotenzialstudie 
ermittelten Potenzialflächen. Da in der Fachliteratur Störungsempfindlich-
keiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, ist si-
cher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die nicht 
bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorgesehe-
nen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder kom-
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Des Weiteren befinden sich in unmittelbarer Nähe Anlagen für den Mobil-
funk. Wird dies beachtet?  
 
 
 
 
 
Ein Verein für Modellflug grenzt an die dargestellten Windflächen an. 
 
 
 
Durch Bohrung der Fundamente werden die Wasseradern für das Trink-
wasser gefährdet. Trinkwasser ist das Gold für den Menschen und Natur, 
ohne Wasser kein Leben. 
 
 
 
 
 
Durch Aufstellen der Anlagen im Gebiet, wo früher eine Müllkuhle war, kön-
nen alte Substanzen ans Tagelicht kommen, was dann ins Trinkwasser ge-
langen kann. 
 
 
 
 
Wir fordern Sie auf, eine Bürgerbefragung und Beteiligung zur Erstellung 
zum Windpark mit ins Boot zu nehmen. 
 

pensiert werden. Auswirkungen auf Fische und Amphibien durch Wirkfak-
toren, die durch Windenergieanlagen verursacht werden, sind derzeit nicht 
bekannt. Für die im Bereich Wapeldorf-Heubült geplanten Anlagen kann si-
cher ausgeschlossen werden, dass es zu Beeinträchtigungen des Berei-
ches der renaturierten Wapel kommt. 
Belange des Wasserrechtes sind dazu im Rahmen der Bauleitplanung nicht 
zu beachten. 
 
 
Zum Thema Mobilfunk: 
Im Rahmen des Planverfahrens wurden Mobilfunkbetreiber beteiligt. Es 
wurden im Rahmen der Beteiligung keine Bedenken von Seiten der Mobil-
funkbetreiber vorgebracht, so dass die Gemeinde davon ausgehen kann, 
dass es hier zu keinerlei Beeinträchtigung kommen wird. 
 
 
Durch eine neue Aufstiegserlaubnis inkl. der Herrichtung einer neuen Start- 
und Landebahn ist der Erhalt des Vereins gesichert worden. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Plangebiet befindet sich 
nicht innerhalb eines Trinkwassergewinnungsgebietes. Im Rahmen des 
bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist ein was-
serrechtlicher Antrag zur Errichtung der Anlagen beim zuständigen Land-
kreis einzureichen, der eine erhebliche, nicht zu kompensierende Beein-
trächtigung ausschließt. Erst nach Genehmigung durch den Landkreis kann 
mit dem Bau begonnen werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Investor hat Kontakt zu dem 
Eigentümer aufgenommen. Dem Eigentümer sind keinerlei Hinweise auf 
eine Deponie bekannt. Sollte im Zuge der Erschließungsplanung eine De-
ponie zu Tage treten, oder sollte von der Deponie bereits heute eine Gefahr 
für das Grundwasser ausgehen, so wird der Landeigentümer eine Sanie-
rung der Fläche vornehmen müssen.  
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Alle Bürger haben die Gelegenheit sich im 
Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu beteiligen. Eine gesonderte Beteili-
gung darüber hinaus hält die Gemeinde für nicht erforderlich. 
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Damit könnte man ja eine Lösung finden, wo wir als Anwohner mit leben 
könnten. 
 
Es kann nicht sein, das die Ausgleichfläche für die Anlagen im Gebiet sein 
soll, wo die Autobahn A20 später hinkommt. 
 
 
 
 
 
 
Aus den genannten Gründen lehne ich die 70. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Rastede ab.  
 
Aus den genannten Gründen lehne ich die Vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan Nr. 11 mit örtlichen Bauvorschriften der Gemeinde Rastede ab. 
 
Eine Genehmigung stellt für mich eine Verletzung mehrerer öffentlicher und 
meiner privaten Belange dar. 
 
Ich bitte Sie, meine Hinweise bei der fortführenden der Bearbeitung der Pla-
nung zu berücksichtigen. 
 
 

 
 
 
Im Rahmen der Verfahrensunterlagen zum ersten Verfahrensschritt war 
zwar der Bereich des Dringenburger Moors als möglicher Bereich für die 
Schaffung eines Ersatzlebensraumes für den Regenbrachvogel angespro-
chen worden, allerdings wurden keine konkreten Flächen festgesetzt. Eine 
Ersatzfläche im Dringenburger Moor wird nunmehr im Rahmen der verbind-
lichen Bauleitplanung nicht mehr anvisiert, so dass eine mögliche Diskre-
panz zum geplanten Autobahnabschnitt der A20 nicht mehr besteht.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der erneuerbaren 
Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange wer-
den zurückgestellt. 
 

 Bürger 21:   
 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 2 BauGB zu den o.g. Planungen. Die 

vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 20.2.2018 wurden gelesen und 
folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwicklung 
zu beachten: 
 
Zu geringer Abstand zu den Häusern, vordern wir 1000m Abstand zu den 
Häusern fordern. 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine abschließende Prüfung 
möglicher Abstände zu Wohnbebauungen, die es ermöglicht, durch Aus-
weisung weiterer Windparks der Windenergie substanziell Raum zu geben 
und Aufstellungskonstellationen von min. 3 WEA pro Planfläche zuzulas-
sen, hat im Rahmen der Standortpotenzialstudie (Standortpotenzialstudie 
für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede, 2016) stattgefunden. 
Diese Abstände werden im Rahmen der vorliegenden Planung berücksich-
tigt. Eine Erhöhung der Abstände ist nicht beabsichtigt. 
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Das Schallgutachten ist wissenschaftlich falsch. Werden Sie ein wissen-
schaftlich korrektes, neutrales Schallgutachten von einem unabhängigen, 
nicht in den Diensten des Investors stehenden, Gutachter erstellen lassen? 
 
 
 
 
 
 
Schlagschatten, dadurch Infragschall 24 stündiger Lärm, was die Anwohner 
krank machen. Blinklicht –Befeuerung was als stören ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme un-
terstellt wird, wird zurückgewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und Unter-
suchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben und 
fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Da ab-
schließend nicht die Gemeinde, sondern der Landkreis für die Genehmi-
gung des Windparks zuständig ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale Be-
urteilung und Bewertung durch die beauftragten Gutachter und Büros der 
Planung zu Grunde liegt. 
 
Schall 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
gig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windener-
gieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
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Wertverlust der Immobilie, was danach unter Wert nur zu verkaufen sind. 
 
 
 
 
 

einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Befeuerung 
Im Rahmen des Durchführungsvertrages zwischen der Gemeinde Rastede 
und dem Vorhabenträger wird der Einsatz einer bedarfsgerechten Befeue-
rung vereinbart. Ziel ist es, die Befeuerung so zu steuern, dass diese nur 
bei tatsächlichem Überflug eines Flugobjektes zum Einsatz gebracht wer-
den muss. In der übrigen Nachtzeit bleibt der Windpark dann „unbeleuch-
tet“, eine dauerhafte blinkende Kennzeichnung wird so vermieden. 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
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Flora und Fauna wird auf Dauer vernichtet, Seeadler, Regenbrachvögel, 
Weiß- Störche, Fledermäuse und mehr brüten im Gebiet, wo die Anlagen 
entstehen sollen. 
 
 
 
 
 
 
Es ist ja bekannt, dass sich auf Vareler Seite in Hohelucht ein Seeadlerhorst 
befindet. 
 

migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es kann nicht von einer dau-
erhaften Vernichtung von Fauna und Flora die Rede sein. Vielmehr werden 
für einzelne Arten zum Teil erhebliche Beeinträchtigungen erwartet. Für 
diese Arten erfolgt nach den gesetzlichen Vorgaben eine Kompensation, so 
dass keine erheblichen Umweltauswirkungen verbleiben. Die namentlich 
genannten Arten brüten nicht im Untersuchungsraum, sondern wurden ent-
weder als Gastvogel (Regenbrachvogel, Weißstorch), Nahrungsgäste bzw. 
Durchzügler (Fledermäuse) oder Überflieger (Seeadler) nachgewiesen.  
 
Das Seeadlerbrutpaar zusätzlich zu den Erfassungen 2016 auch 2017 er-
neut untersucht, in 2017 war die Brut erfolgreich.  
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Das Seeadlerpaar hat Anfang des Jahres 2016 aus wohl nicht ganz genau 
bekannten Gründen ihre Brut verloren. Man vermutet u. a. dass die Jungen 
erfroren sein könnten. Beim Besuch der Wildtierauffangstation in Rastede 
wurde auf Fragen von uns die Vermutung aufgestellt, dass das Seeadler-
männchen noch relativ jung sei und die Aufzucht der Brut auf Grund seiner 
Unerfahrenheit und fehlenden nötigen Reife nicht gut ausging. Man darf da-
von ausgehen das dieses Pärchen weitere Versuche starten wird. 
 
Unseres Wissens besteht für ein Adlerhorst Bestandsschutz von mehreren 
Jahren. Damit wäre eine Bebauung mit WEA um diesen Seeadlerhorst nicht 
angebracht. 
 
In den letzten Wochen ist das Seeadlerpärchen beim Überflug von Heubült 
und Wapeldorf mehrfach von Einwohnern dieser Dörfer gesehen worden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Seeadlerhorst befindet sich in über 4 km Entfernung zum vorliegenden 
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11. 
Grundsätzlich stellen Bestandsaufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. 
Um die Beurteilungsgrundlagen zu vereinfachen, reichen grundsätzlich ein-
jährige Erfassungen zur Beurteilung von Eingriffen aus. Im vorliegenden 
Fall liegt mit einem vollständigen Untersuchungsjahr zur Avifauna und mit 
den zusätzlich durchgeführten Sonderuntersuchungen zum Thema Seead-
ler und des Regenbrachvogels in den Jahren 2016 und 2017 sowie der 
Raumnutzung von Greif- und Großvögeln 2016 eine extrem hohe Untersu-
chungsdichte vor. Somit sind die Daten in jedem Fall ausreichend für eine 
Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die vorkommenden Arten. 
Für regelmäßige überfliegende Seeadler in 2016 und 2017 im Bereich des 
Geltungsbereiches gibt es keinerlei fachlich fundierte Grundlagen. Für die 
Angaben der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, d.h. konkrete 
Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie Aufzeichnungen in 
Karten.  
Durch das Gutachterbüro Handke wurden in 2016 an 50 Terminen mit 443 
Stunden Seeadler und andere Großvögel von März bis Juni untersucht, an 
weiteren 21 Terminen Regenbrachvögel (Mai bis August), sowie an weite-
ren 25 Terminen mit 125 h von Juli bis September Baumfalken. Somit waren 
die Fachgutachter an ca. 96 Terminen zwischen März und September im 
Bereich der Windparkfläche Süd anwesend. Dies entspricht durchschnitt-
lich einem Begutachten der Flächen an jedem zweiten Tag. Dabei wurde 
ein juveniler  Seeadler einmal überfliegend und zweimal in der Nähe beo-
bachtet. Während der 45 Beobachtungstage mit insg. 384 Stunden im Jahr 
2017 wurde lediglich an einem Termin dreimal ein Seeadler in der Nähe 
des Geltungsbereiches mit einer Gesamtbeobachtungszeit von rund 23 Mi-
nuten beobachtet, was 0,1 % der Gesamtbeobachtungszeit entspricht. Die 
Beobachtungsintensitäten und –punkte für die Raumnutzungsuntersuchun-
gen in 2016/17 wurden auf Basis langjähriger Erfahrungen des Gutachter-
büros Handke in Abstimmung mit den Landkreisen des betroffenen Raumes 
gewählt, so dass an den Aussagen der Gutachten zu den Vorkommen und 
Verteilung von Vogelarten im Raum keine Zweifel bestehen. Als Ergebnis 
der umfangreichen Raumnutzungsuntersuchungen zum Seeadler 2016 und 
2017 gibt es auch keine Hinweise auf attraktive Nahrungsgebiete südlich 
des Untersuchungsgebiets, die ein regelmäßiges Queren der Windparkflä-
chen wahrscheinlich machen. Die Haupt-Jagdgebiete des Seeadlerpaares 
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Das vom Planungsbüro Diekmann & Mosebach beauftragte Beobachtungs-
team war scheinbar immer dann auf Posten, wenn die Seeadler sich woan-
ders aufgehalten haben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Bedeutung der Wapelniederung als Vogellebensraum 
Im Rahmen von avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt 
(SINNING 2013 u. DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & 
MOSEBACH 2016), dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem 
Herrenmoor im Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade 
im Osten sowie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvögeln 
als Rast- und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Gebiet so-
wohl im Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 
2013) im westlichen Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEK-
MANN & MOSEBACH 2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung als 
Gastvogellebensraum.  
 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Untersuchungen zwar dem vorge-
schriebenen Maß für Gastvogeluntersuchungen bei Planungen und Vorha-
ben entsprechen (NLT 20144), die Datenbasis insgesamt dennoch als ver-
gleichsweise dünn zu bezeichnen ist. Die fachlichen Vorgaben sehen vor, 

befinden sich nördlich am Jadebusen und östlich an der Jade, einem Teich-
gebiet bei Bollenhagen und westlich von Jaderaußendeich. In der Wind-
parkfläche selbst wurden keine Nahrungsflüge beobachtet. Da hier außer-
dem keine Seeadler in Höhenklasse II (in Rotorhöhe) registriert wurden, 
wird das Kollisionsrisiko für den Seeadler als gering eingeschätzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Raumnutzungserfassungen, 
die durch das Büro Handke aus Ganderkesee durchgeführt wurden, sind 
von den Investoren und nicht vom Planungsbüro Diekmann • Mosebach & 
Partner beauftragt worden. Die Erfassungen sind aus fachlicher Sicht um-
fassend und ausreichend. In Bezug auf das Erfassungsdesign erfolgten im 
Vorfeld intensive Absprachen zwischen dem Gutachter und den unteren 
Naturschutzbehörden der Landkreise Ammerland, Friesland und Weser-
marsch hinsichtlich der Erfassungszeiträume, den -intensitäten und den Be-
obachtungspunkten. Relevant für die Beurteilung der Raumnutzung des 
Seeadlers sind Nahrungsflüge und Überflüge im Bereich der Windparkflä-
chen, die vom Gutachterbüro über ein abgestimmtes Erfassungsraster er-
mittelt worden sind. Weitere Überflüge sind nicht auszuschließen, da sich 
jedoch eine fachlich versierte Ableitung zur Häufigkeit der Raumnutzung 
aus den Erfassungszeiträumen ableiten lassen, ist nicht von einer regelmä-
ßigen Nutzung des Seeadlers auszugehen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die in kursiv dargestellte 
Teil der Stellungnahme führt die Stellungnahme des NLWKN, Staatliche 
Vogelschutzwarte, vom 06.06.2016 in Auszügen auf und bezieht sich somit 
auf den bereits durchgeführten Verfahrensstand der frühzeitigen Beteili-
gung. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Datenbasis entspricht dem 
niedersachsenweiten Standard für Gastvogelerfassungen im Rahmen von 
Windparkplanungen. Wie im Weiteren in der Stellungnahme ausgeführt 
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dass u. a. die Gastvogelbestände im Planungsgebiet für ein Jahr im wö-
chentlichen Turnus zu erfassen sind (NLT 2014). 
 
Regenbrachvögel ziehen im Binnenland Niedersachsens im Frühjahr in ei-
nem kurzen Zeitfenster von Anfang April bis zum 2. Maidrittel (6 Wochen) 
sowie nach der Brutzeit von Anfang Juli bis Anfang September (10 Wochen) 
durch (ZANG 19955. Dies entspricht einer Gesamtzeit von 16 Wochen, 
knapp ein Drittel eines Jahres. 
 
Im Zeitraum von etwa 115 Tagen, an denen Regenbrachvogel-Vorkommen 
damit in etwa möglich sind, fanden somit „nur“ 16 Zählungen statt (13,9 %). 
 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14% Abdeckung als stichproben-
artig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände er-
mittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung lie-
gen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere Fre-
quenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbildender 
Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmäßig (all-
jährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufwiese. Vor diesem 
Hintergrund konstatieren KRÜGER et al. (20136), dass einjährige Untersu-
chungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fachlich akzeptabel sind, 
geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchsten Wertstufen auch bei 
„nur“ einmaligem Erreichen zu Grunde gelegt werden müssen (als vorläu-
fige Bewertung, ansonsten gilt die für die Bewertung von Gastvogellebens-
räumen die Vorgabe, dass Schwellenwerte in der Mehrzahl der untersuch-
ten Jahre, z. B. in dreien der letzten fünf, überschritten werden müssen; 
KRÜGER et al. 2013). 
 
Für Relativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrach-
vogel Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) als 
auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal registriert 
worden seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Rede ste-
henden Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogellebens-
raum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weiterer Un-
tersuchungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapelniederung 
sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil erreichen lan-
desweite Bedeutung. 

wird, ist dieser Standard bei Eingriffsplanungen fachlich akzeptabel. Er wird 
allgemein angewendet und ist deshalb nicht als „dünn“ zu bezeichnen.  
Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wurde 2016 eine gesonderte 
Untersuchung zum Regenbrachvogel durchgeführt, 2017 wurde ergänzend 
der Frühjahrsdurchzug erfasst. Diese Untersuchungen sind Bestandteil der 
öffentlich ausgelegten Unterlagen (Anlagen Nr. 6 und Nr. 7 zum Umweltbe-
richt). Es wurde 2016 an 30 regulären Terminen erfasst, 2017 an weiteren 
14 Terminen. Zusätzlich fließen weitere Daten von rastenden bzw. überflie-
genden Regenbrachvögeln, die im Rahmen der Raumnutzungsuntersu-
chungen am Seeadler 2016 und 2017 anfielen, in diese Berichte mit ein. 
Somit liegt eine umfangreiche Datenbasis vor. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die zitierte Regelung im Rahmen des Gastvogel-Bewertungsverfahrens 
nach KRÜGER et al. (2013) ist im Rahmen der vorliegenden Eingriffsplanung 
anzuwenden und wurde entsprechend auch angewendet, wie aus den Un-
terlagen zu ersehen ist, somit gilt also bereits die einmalig erreichte natio-
nale Bedeutung für Teile der Wapelniederung, zumindest gemäß Bewer-
tungsverfahren als sog. „vorläufige“ Bewertung. Bei den gesonderten Re-
genbrachvogel-Erfassungen 2016 wurden im nördlichen Teilbereich des 
Geltungsbereiches mehrere Trupps mit max. landesweiter Bedeutung 
nachgewiesen, im südlichen Teilbereich gab es keine Nachweise. 2017 
wurde im nördlichen Teilbereich des Geltungsbereiches 4x lokal und 1x re-
gional bedeutsame Trupps und südlichen Teilbereich je 1x regional und lan-
desweit bedeutsame Trupps festgestellt. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgte in der Beurteilung 
und bei der Herangehensweise zu den Auswirkungen des Regenbrachvo-
gels keine Relativierung aufgrund der einmaligen Feststellung des national 
bedeutsamen Vorkommens. Die weiterführenden Untersuchungen haben 
des Weiteren gezeigt, dass auch in 2016 Bestände in der Größenordnung 
mit nationaler Bedeutung im Bereich der Wapelniederung (aber außerhalb 
des Geltungsbereiches) festgestellt werden konnten. Es erfolgt ebenso eine 
Berücksichtigung der in 2013/2014 einmalig festgestellten Truppstärke mit 
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2. Avifaunistisch bedeutende Vogellebensräume und Windkraft 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentliche Faktor, um Konflikte und 
Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu minimieren. Von dem Bau von WEA sollten deshalb Ge-
biete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere Bedeutung 
für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktionen o-
der Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder erheblich 
beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Einhaltung be-
stimmter Abstände zu diesen Gebieten. 
 
Zwei Windpark-Potenzialflächen der Stadt Varel, nämlich Teilfläche „B Neu-
enwege“ sowie Teilfläche „A Rosenberg-Süd“, liegen in einem Bereich der 
Wapelniederung mit nationaler Bedeutung für GastvögeL Auch eine Wind-
parkpotential-Fläche der Gemeinde Rastede, nämlich „Rastede Nord“, be-
findet sich in diesem Bereich. Ferner liegt die Potenzialfläche „Bekhausen- 
Nord“ der Gemeinde Rastede in einem Bereich mit landesweiter Bedeu-
tung. 
 
 
 
Hinsichtlich der naturschutzfachlichen lmplikationen aus den o. s. Gebiets-
bewertungen sind bei avifaunistisch bedeutenden Brut und Gastvogelle-
bensräumen zunächst zwei Quellen von Bedeutung. Zum einen handelt es 
sich um die Arbeitshilfe „Naturschutz und Windenergie. Hinweise zur Be-
rücksichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei Standort-
planung und Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2014)“ 
des Niedersächsischen Landkreistages - kurz NLT-Papier (NLT 2014)- und 
zum anderen um die „Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu 
bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogel-
arten“ der Länder- Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 
20147 ln diesen beiden Papieren ist der fachliche Rahmen für die Planung 
und Genehmigung von Windparks in der Nähe von Vogellebensräumen ab-
gesteckt. 
 

landesweiter Bedeutung für den südlich gelegenen Teilbereich des Plange-
bietes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Potenzialstudie 
der Gemeinde Rastede wurde der naturschutzfachliche Belang eines Gast-
vogellebensraums mit nationaler Bedeutung weder als harte noch als wei-
che Tabuzone für die Ermittlung von Potenzialflächen berücksichtigt. Bei 
der Beurteilung der Eignung der Potenzialfläche wurden die zum damaligen 
Zeitpunkt bereits vorliegenden Erfassungsergebnisse zu den Gastvogelkar-
tierungen berücksichtigt. Die nationale Bedeutung für den Regenbrachvo-
gel führte aufgrund nicht gesicherter Erkenntnisse zu Verdrängungswirkun-
gen nicht zu einem Ausschluss der ermittelten Potenzialflächen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführte Literatur wurde 
neben weiterer Literatur wie u. a. dem Nds. Windenergieerlass bei der Er-
stellung der Verfahrensunterlagen sowie bei der Beurteilung der Auswirkun-
gen des Vorhabens herangezogen und beachtet. Es handelt sich generell 
um Empfehlungen, welche einzelfallbezogen überprüft werden müssen. 
Dies ist in den Verfahrensunterlagen geschehen. 
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3. Umfang und Wirksamkeit als „vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men“ deklarierte Maßnahmen 
Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplanten WEA die Be-
deutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für Regenbrachvögel 
zerstören würden, steht - das entnehmen wir dem Schriftwechsel - auch für 
den Investor, dessen Gutachter und Rechtsberater außer Frage. Diese 
messen den betroffenen Flächen die Bedeutung einer „Ruhestätte“ im 
Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Dieser Bewertung wird meiner-
seits nicht widersprochen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Strittig sind hingegen das im Falle einer windenergiewirtschaftlichen Nut-
zung zu erwartende Ausmaß der Flächen- bzw. Funktionsverluste dieses 
national und landesweit bedeutenden Gebietes für rastende Regenbrach-
vögel sowie die Anforderungen, die für vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu erfüllen sind, soll ein Verstoß gegen 
das artenschutzrechtliche Verbot des § 44 Nr. 1 Abs. 3 BNatSchG abge-
wendet werden. 
 
Meines Erachtens wird - wie dargelegt - bereits die Größe der Flächen- und 
Funktionsverluste seitens des Gutachters nicht vollumfänglich erkannt. In-
sofern sollte das Gutachterbüro gebeten werden, den rechnerischen Ansatz 
an die vorstehend genannten Auswirkungsradien anzupassen und eine be-
richtigte Berechnung vorzulegen. 
 
Als dann wäre seitens des Gutachterbüros darzulegen, wie die Flächen- 
und Funktionsverluste mit „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ tatsäch-
lich bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbesondere 
folgende Bedingungen zugrunde zu legen16: 
 

Für den Regenbrachvogel wird aus Vorsorgegesichtspunkten im Umwelt-
bericht ein Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen Brachvogels 
durchgeführt und aufgrund von nicht auszuschließenden Verdrängungswir-
kungen entsprechende Maßnahmen (Beantragung einer artenschutzrechli-
chen Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG, FCS-Maßnahmen) vorgesehen, 
was aber nicht heißt, dass Verdrängungseffekte mehr als wahrscheinlich 
oder sogar vorauszusetzen seien. Dies entspricht dem Ansatz der soge-
nannten „überschießenden Ausnahme“ (vgl. „Hinweise zu artenschutz-
rechtlichen Ausnahmen vom Tötungsverbot bei windenergieempfindlichen 
Vogelarten bei der Bauleitplanung und Genehmigung von Windenergiean-
lagen“, Ministerium für ländlichen Raum und Verbraucherschutz, Baden 
Württemberg). Dies wurde auch in Gesprächen mit dem Landkreis Ammer-
land in Bezug auf das artenschutzrechtliche Vorgehen abgestimmt. Aus 
Gründen der vom Landkreis gesehenen höheren Rechtssicherheit wurde 
der Weg der „überschießenden Ausnahme“ für die Planungen im Gemein-
degebiet Rastede mit der dazugehörigen Darstellung der Ausnahmen für 
einzelne Arten vorgesehen und in den Unterlagen dargestellt.  
 
In den vorgelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvogel 
keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder beschrie-
ben.  
 
 
 
 
 
Im Entwurf des Umweltberichtes werden die aktuellen Erkenntnisse aus 
den gesonderten Regenbrachvogel-Erfassungen 2016 und 2017 berück-
sichtigt. 2017 wurden, wie auch schon 2016, im Rahmen der gesonderten 
Regenbrachvogel-Untersuchungen rastende Regenbrachvögel in der Nähe 
zu Windenergieanlagen des Windparks Hohelucht nachgewiesen. Insge-
samt wurden 2016 und 2017 vier Regenbrachvogel-Trupps in der Nähe zu 
WEA nachgewiesen, davon drei mit landesweiter und einer mit lokaler Be-
deutung. Im Jahr 2016 wurden im WP Hohelucht einmal 18 und einmal 2 
Ex. registriert (= landesweit bzw. lokal bedeutsame Anzahl). 2017 wurden 
14 Exemplare am 22.04. und 10 Ex. am 02.05. in ca. 95 -150 m Entfernung 
zur nächstgelegenen WE des Windparks Hohelucht festgestellt (= jeweils 
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Die Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion der 
betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen an der 
konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich verbunden 
sein und die betroffenen Individuen unverzüglich aufnehmen können, wenn 
die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört werden.  
 
Für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, 
Habitatbestandteile oder Habitateigenschaften infrage, die vergleichsweise 
kurzfristig herstellbar sind. ln jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von ver-
mutlich mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management not-
wendig sein. 
 
Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der Aus-
dehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer Größe in 
qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die vorherige Populations-
größe nicht vermindert wird. Die betroffenen Individuen müssen die im 
räumlichen Zusammenhang neu geschaffene Lebensstätte nachweislich 
angenommen haben oder ihre zeitnahe Besiedlung muss unter Berücksich-
tigung der besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse mit einer 
hohen Erfolgssicherheit attestiert sein. Stets bedarf es dazu einer am Ein-
zelfall orientierten Wirksamkeitsprognose. 
 
Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, wird man kaum von 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen können. Daran ändern 
auch ein vereinbartes Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesse-
rungsvorbehalte nichts. Ein Monitoring darf nur dazu dienen, Unsicherhei-
ten Rechnung zu tragen, die sich aus nicht behebbaren Erkenntnislücken 
ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 
Ein Hinweis auf die Notwendigkeit eines Risikomanagements ist ein Hin-
weis auf eine fehlende Erfolgssicherheit  
 
Die bisher vom Gutachterbüro dargelegten Überlegungen weisen in dieser 
Hinsicht beträchtliche Defizite oder Unsicherheiten auf, die an der Machbar-
keit und Wirksamkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmenzweifeln lassen. 
Im Einzelnen: Für den Suchraum „Dringenburger Moor“ als Gebiet, in dem 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden könnten, steht 
der Nachweis aus, ob er bislang von Regenbrachvögeln genutzt wurde bzw. 

landesweit bedeutsame Anzahl). Sie suchten dort Nahrung auf einer kurz-
rasigen Weide. Zur Berechnung der Flächen- bzw. Funktionsverluste wird 
demnach im Umweltbericht eine vorsorgliche Meidedistanz von 150 m zu 
den nächstgelegenen WEA zugrunde gelegt. 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. In den vor-
gelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvogel keine vor-
gezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder beschrieben. Wie 
weiter oben bereits ausgeführt, wurden aber, obwohl der Regenbrachvogel 
weder in den genannten Fachpublikationen noch im Windenergieerlass als 
windkraftsensible Art erwähnt ist und auch keine diesbezüglichen Erkennt-
nisse vorliegen, aus Vorsorgegesichtspunkten entsprechende Maßnahmen 
(artenschutzrechtliche Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG, FCS-Maßnah-
men) für den Regenbrachvogel vorgesehen. Dies bedeutet aber nicht, dass 
negative Auswirkungen vorauszusetzen oder wahrscheinlich sind. Vielmehr 
können solche lediglich nicht ausgeschlossen werden. (Prinzip der „über-
schießenden“ Ausnahme“/höhere Rechtssicherheit, siehe weiter oben.) 
 
Es sind in den vorgelegten Verfahrensunterlagen aufgrund der Darlegung 
der Ausnahmen, wie oben dargelegt, keine vorgezogenen Ausgleichsmaß-
nahmen vorgesehen oder angesprochen, so dass die aufgeführten Punkte 
in der Stellungnahme keine Relevanz für das Planvorhaben zum Windpark 
Wapeldorf-Heubült haben. Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen dienen 
gemäß § 44 (5) BNatSchG der Abwendung des Eintretens eines arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbestandes nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG. Die 
Bereitstellung dieser vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen kann nur bei 
Anwendung des § 44 (5) BNatSchG erfolgen und nicht im Falle der in den 
vorgelegten Unterlagen vorgesehenen Beantragung der Ausnahme. Im vor-
liegenden Fall sind stattdessen sog. FCS-Maßnahmen vorgesehen. 
 
Die nachfolgenden Punkte der Stellungnahme beziehen sich auf vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen), nicht auf die im Rahmen 
der Planung durchzuführenden FCS-Maßnahmen. Aus diesem Grund wird 
hier auf die einzelnen Hinweise zum Suchraum Dringenburger Moor nicht 
weiter eingegangen. 
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wird und somit grundsätzlich überhaupt die Eignung als Ausweichraum be-
sitzt. Werden die Flächen bereits von der Art genutzt, ist zu klären, ob und 
unter welchen Bedingungen die Flächenweitere Individuen aufnehmen kön-
nen. 
 
Zwar ist mit dem Gebiet der räumliche Zusammenhang gewährleistet und 
hinsichtlich der Bodentypen ein geeignet erscheinender Bereich gefunden. 
 
Allerdings liegen im zentralen Bereich die avisierten Flächen teils unmittel-
bar an Waldflächen, was ihre Eignung als Regenbrachvogel-Lebensraum 
stark einschränkt. 
 
Ein bloßes Beibehalten der Grünlandnutzung oder dessen befristete Erhal-
tung stellen keine Aufwertung dar und können insofern nicht als Ausgleichs-
leistung anerkannt werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr dauer-
haft zu erbringen jedenfalls für die Dauer der Schädigungen). Dauergrün-
land kann bereits aufgrund anderer umweltrelevanter und naturschutzrecht-
licher Vorschriften nicht ohne weiteres zerstört werden. 
 
Anders verhält es sich mit der vorgeschlagenen Umwandlung von Acker- in 
Grünland sowie von Intensiv- in Extensivgrünland. Aber auch auf damit 
würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr erreicht, als diese Vö-
gel bereits heute im Bereich der Wapelniederung vorfinden. 
 
Letztlich bleibt auch unklar, wie der 180 ha große Suchraum „Dingenburger 
Moor“ durch Maßnahmen auf nur 16 ha ökologisch und funktional so aufge-
wertet werden soll, dass er in Gänze als Ausweichgebiet betrachtet bzw. 
angerechnet werden kann. Denn es steht nicht zu erwarten, dass sich die 
Flächen von 16 ha durch die beschriebenen Maßnahmen zu einem „Regen-
brachvogel- Eldorado“ entwickelten, die eine derart hohe Qualität besäßen 
und Attraktivität ausübten, dass sie auf die übrigen, umliegenden 164 ha 
ausstrahlten und diese somit davon profitierten. Damit zeichnet sich ab, 
dass die Ausgleichsflächen die ökologische Funktion der in Anspruch ge-
nommenen Flächen als Ruhestätte nicht umfänglich werden erfüllen kön-
nen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2016 wurden im Bereich des Dringenburger Moores im Rahmen der Son-
deruntersuchungen auf dem Wegzug zwei kleine Regenbrachvogeltrupps 
festgestellt. Da die Jader Marsch im Rahmen der Untersuchungen 2016 
und 2017 allerdings stärker - fast so stark wie die Wapelniederung selbst - 
von Regenbrachvögeln frequentiert wurde, sollen die FCS-Maßnahmen in 
einem Bereich der Jader Marsch durchgeführt werden. Für den vorliegen-
den Windpark Wapeldorf-Heubült steht eine zusammenhängende Fläche 
mit einer Gesamtgröße von über 10 ha in der Jader Marsch zur Verfügung, 
auf der anteilig auf 9,6 ha Kompensationsflächen für den Regenbrachvogel 
vorgesehen sind. Diese zurzeit intensiv genutzten Grünlandflächen werden 
über entsprechende Bewirtschaftungsauflagen extensiviert, zusätzlich ist 
die Anlage einer Senke vorgesehen. Die Flächen liegen innerhalb des Be-
reiches, der ebenfalls nachweislich als Rastgebiet für die Art von Bedeutung 
ist, wobei unmittelbar auf diesen Flächen bislang keine Regenbrachvögel 
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Das vom Gutachterbüro vorgeschlagene Monitoring an sich stellt keine vor-
gezogene Maßnahme dar. Überdies kommt ein Monitoring, z. B. der Re-
genbrachvogelbestände oder des Erfolgs der vorgeschlagenen Maßnah-
men nur dann in Frage, wenn es als Instrument der Nachsteuerung genutzt 
würde (im Falle z. B. des sich nicht einstellenden Erfolgs der Maßnahmen 
Rückbau von Anlagen, Vergrößerung der Maßnahmenkulisse o. Ä.). 
 
Kurzum: Die geplanten Maßnahmen stellen gegenüber dem vorhandenen 
Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch qualitativ eine 
substantielle Aufwertung dar. 
 
 
4. Zusammenfassung 
Die Planungen zur Realisierung von Windparks in der Wapelniederung im 
Grenzgebiet der Stadt Varel und der Gemeinde Rastede befinden sich der-
zeit noch auf der Ebene der Standortsuche. Ein dafür avisierter Raum -die 
Wapelniederung südlich von Neuenwege - ist ein Gastvogellebensraum von 
nationaler Bedeutung; In Teilen ist er Gastvogellebensraum von landeswei-
ter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das Vorkommen 
des Regenbrachvogels. 
 
Vor dem Hintergrund der Grundsätze für eine Standortsuche und der Prä-
misse einer Risiko- und Konfliktminimierung sollten die im Raum liegenden 
vier Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht gezogen 
werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gastvogellebensraum 
Wapelniederung liegen. Losgelöst davon und im Hinblick auf eine potenzi-
elle artenschutzrechtliche Betroffenheit des Regenbrachvogels, geht das 
Gutachterbüro von einer Bedeutung der betroffenen Flächen im Sinne des 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für die Art aus. Mit Bau und Betrieb von WEA 
würden bedeutende Teile der Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische 
Funktion als Rastgebiet / Ruhestätte für die Art verlieren (Verbotstatbe-
stand). Um den Verbotstatbestand bezüglich des Verlusts der Ruhestätte 
abzuwenden, wurden vom Gutachterbüro einige Überlegungen für „vorge-
zogene Ausgleichsmaßnahmen“ im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG angestellt. 
Jedoch sind die skizzierten Maßnahmen nicht überzeugend; sie beruhen 
überwiegend auf unbelegten Annahmen oder ein Erfolg ist gar unwahr-
scheinlich. Die Zweifel betreffen bereits wegen des zu gering gewählten 
Flächenansatzes und einer fraglichen Gebiets- und Maßnahmeneignung. 

kartiert wurden. Insofern ist hier eine Kompensation auf anteilig 9,6 ha für 
eventuell eintretende Beeinträchtigungen von Rastgebieten des Regen-
brachvogels auf dem Frühjahrszug möglich, da auf den Flächen ein zusätz-
liches geeignetes Rasthabitat hergestellt wird.  
 
Ein Monitoring für die Art ist nicht vorgesehen, da erhebliche Verdrängungs-
wirkungen oder ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko nicht nachgewiesen 
wurden bzw. nicht wahrscheinlich sind und deshalb die Festlegung eines 
Monitorings weder angemessen noch verhältnismäßig wären. 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Informationen zu den 
avifaunistisch wertvollen Räumen stimmen mit den Angaben der Planunter-
lagen überein. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der vorliegen-
den Ebene nicht mehr um eine Standortsuche der Gemeinde Rastede han-
delt, sondern um die Umsetzung konkreter Planvorhaben.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. An der Weiterführung der Pla-
nung zur Errichtung von Windenergieanlagen wird seitens der Gemeinde 
Rastede festgehalten. Die in der Standortpotenzialstudie ermittelten zwei 
Potenzialflächen, die der vorliegenden Planung zu Grunde liegen, sind für 
die Entwicklung von Windenergiestandorten geeignet. Die umfangreichen 
Erfassungen weisen aus naturschutzfachlicher Sicht keine Konfliktlage auf, 
die einer Windenergienutzung zwingend im Wege steht. Weiterführende Er-
fassungen zum Regenbrachvogel haben die Annahme untermauert, dass 
die Art Windparks nicht zu meiden scheint. Über einen vorsorglichen Ansatz 
einer Verdrängungswirkung von 200 m, welche sich mangels Literatur zum 
Regenbrachvogel an der Schwesternart Großer Brachvogel orientiert, wird 
der prognostizierte Verlust an Ruheflächen ermittelt. Im Rahmen der Aus-
nahme wird anteilig eine Fläche von 9,6 ha als FCS-Maßnahmenfläche für 
den Regenbrachvogel mit attraktivitätssteigernden Maßnahmen bereitge-
stellt. Es wird darauf hingewiesen, dass in den vorgelegten Verfahrensun-
terlagen keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen für den Regenbrach-
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Zudem sollte geprüft werden, ob sich die Konflikte, die sich in der Wapel-
niederung zwischen Windenergiewirtschaft und Vogelschutz auftun, tat-
sächlich „nur“ auf die Bedeutung des Gebietes als Rastplatz für Regen-
brachvögel beschränken, oder nicht doch, was wahrscheinlich ist, auch an-
dere Vogelarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
Das Schallgutachten ist falsch, ich bitte um ein neues Schallgutachten von 
einem unabhängigen Schallgutachter. Das Thema Infraschall wird von vie-
len Instituten untersucht. Garantieren Sie mir, dass der von den Windkraft-
anlagen erzeugte Infraschall sich nicht auf meine Gesundheit auswirkt! Das 
Thema tieffrequente Töne ist meines Erachtens nach gar nicht behandelt 
worden. Auch diese Töne gefährden die Gesundheit. Und diese Töne ge-
hen durch Mauem. Wie gesichert ist, dass ich diese Töne nicht wahrneh-
men werde? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

vogel angesprochen oder vorgesehen werden. Das NLWKN kann keine Be-
lege für die Auswirkungen auf den Regenbrachvogel liefern, welche einen 
anderen Flächenansatz für den vorsorglich angenommenen Verdrängungs-
effekt begründen. In Bezug auf die Gebiets- und Maßnahmeneignung wird 
ebenfalls darauf verwiesen, dass keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnah-
men vorgesehen werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie in der artenschutzrechtli-
chen Prüfung dargelegt, entstehen bei Umsetzung des Vorhabens neben 
dem Regenbrachvogel artenschutzrechtlich relevante Auswirkungen auf 
den Kiebitz aufgrund geringer Verdrängungswirkungen sowie auf die Feld-
lerche und den Mäusebussard aufgrund eines jeweils erhöhten Kollisions-
risikos. Weiterhin hat sich aus den mittlerweile abgeschlossenen Erfassun-
gen zur Raumnutzung des Baumfalken ergeben, dass zur Vermeidung ei-
nes erhöhten Kollisionsrisikos Abschaltzeiten mit einem begleitenden Mo-
nitoring notwendig werden. Dies wird im Rahmen des nächsten Verfahrens-
schrittes in den Unterlagen ergänzt. Für weitere Arten hat die Überprüfung 
keine artenschutzrechtliche Relevanz ergeben. 
 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme un-
terstellt wird, wird zurückgewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und Unter-
suchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben und 
fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Da ab-
schließend nicht die Gemeinde, sondern der Landkreis für die Genehmi-
gung des Windparks zuständig ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale Be-
urteilung und Bewertung durch die beauftragten Gutachter und Büros der 
Planung zu Grunde liegt. 
 
Schall 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
gig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windener-
gieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
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Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
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Ich sehe jedoch große Auswirkungen auf das Landschaftsbild und das da-
mit verbundenen Landschaftserlebnis. Der Anblick der vertrauten Umge-
bung wird zerstört. Während man sich immer mit der "Parklandschaft Am-
merland" schmückt, soll hier ein weiteres Stück Windpark-Landschaft ge-
schaffen werden. Es findet aufgrund der Anlagengröße, zusätzlich zu den 
auf Friesländer Seite der Wapel geplanten Anlagen ein deutlich optischer 
Eingriff in die Parklandschaft Ammerland statt. Diese grüne Landschaft ist 
ein hohes Gut zur Regeneration der Menschen in dieser Umgebung, ein 
Ausgleich zu Eingriffen wie der nahegelegenen Autobahn. 
 
 
Im Rahmen der Dorferneuerungsplanung im Bereich "Rastede Nord" wurde 
z.B. die alte Mühle in Heubült als Anziehungspunkt für Radtouristen identi-
fiziert, deren Überbleibsel sich harmonisch in die Landschaft schmiegen. 
Auch dieser Anblick würde durch die Errichtung von Windenergieanlagen in 
diesem Bereich deutlich verfälscht und stört das Landschaftserlebnis des 
im Norden nicht unerheblichen Tourismus. 
 
Wir haben massive Bedenken gegen den weiteren Ausbau von Windener-
gieanlagen (WEA) in den Dörfern im Norden der Gemeinde Rastede.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus unserer Sicht sprechen viele Argumente gegen WEA  
 

lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen bei Errich-
tung der Windenergieanlagen wurden im Rahmen des Umweltberichtes er-
mittelt, dargestellt und bewertet. Es erfolgt für die Beeinträchtigung auf das 
Landschaftsbild eine Kompensation. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ergeben sich aus dem Vor-
handensein der Mühle und dem vorgesehenen Bau der Windenergieanla-
gen keine rechtlichen Diskrepanzen. Die Windenergieplanung schließt eine 
weitere Dorfentwicklung und Verbesserung der Lebensbedingungen im 
ländlichen Raum nicht aus. Windenergieanlagen stellen nach Ansicht der 
Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente in der modernen 
Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil sondern zugleich 
auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere Generation befassen 
muss. Als Ergänzung stehen sie dem Erhalt der sonstigen Dorfstrukturen 
und typischen Ortsbilder nicht entgegen. Windenergieanlagen können nach 
Ansicht der Gemeinde auch die Forderung nach dem Erhalt an typischen 
Landschaftsstrukturen nicht mindern. Aus Sicht der Gemeinde spricht 
nichts dagegen, die Landschaft um die Windparks herum landschaftlich 
schön, typisch und strukturreich zu gestalten. Solange Windparks die Land-
schaft nicht durch Allgegenwärtigkeit, Übermaß und allseits bedrückende 
Nähe dominieren, was sie nach Ansicht der Gemeinde Rastede mit den 
vorliegenden Planungen nicht tun werden, da die Planflächen jeweils ver-
hältnismäßig klein sind - ist ein Nebeneinander der Ziele der Dorferneue-
rung und den Anforderungen an eine moderner Energiegewinnung möglich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Ziel der Planung ist nicht 
eine direkte Verbesserung des Wohnumfeldes. Die Gemeinde Rastede 
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- Es findet keine Verbesserung des Wohnumfeldes statt  
 
 
 
 
 
 
- Die Lebensbedingungen werden unattraktiver für die Bewohner 
 
 
 
 
- Der dörfliche Charakter wird nicht erhalten. Das Ortsbild wird nachhaltig 
negativ beeinflusst 
 
- WEA stellen keine traditionellen Werte da und sind auch keine typischen 
Elemente eines Dorfes 
 
 
 
 
 
 
 
 
– Das innerörtliche Gemeinschaftsleben wird nicht gestärkt, sondern spaltet 
sich in Befürworter und Gegner 
 
 
 
 
 

führt diese Planung durch, um einen Beitrag zur Energiewende zu leisten 
und auf diesem Weg Kohle- und Atomkraftwerke überflüssig zu machen 
und somit vor allem die mit diesen Kraftwerken und deren Abfallprodukten 
verbunden Gefahren zu vermeiden. Indirekt führt diese Energiewende folg-
lich zu einer Verbesserung des Wohnumfeldes. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Energiewende macht es er-
forderlich, dass in geeigneten Räumen Windenergieanlagen errichtet wer-
den. Die Gemeinde ist sich dabei bewusst, dass dies immer zu (subjektiv 
empfundenen) Lasten Einzelner führen kann. Die Gemeinde gibt hier dem 
gesamtgesellschaftlichen Ziel der Energiewende allerdings den Vorrang vor 
Einzelinteressen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Eingriff in das Landschafts-
bild ist bei einer Windparkplanung unvermeidbar, das Ortsbild wird verän-
dert. Die Gemeinde Rastede ist sich dieses Umstands bewusst und hält zu 
Gunsten der Energiewende dennoch an der vorliegenden Planung fest. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Windenergieanlagen stellen 
nach Ansicht der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente 
in der modernen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil 
sondern zugleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere Ge-
neration befassen muss. Als Ergänzung stehen sie dem Erhalt der sonsti-
gen Dorfstrukturen und typischen Ortsbilder nicht entgegen. Solange Wind-
parks die Landschaft nicht durch Allgegenwärtigkeit, Übermaß und allseits 
bedrückende Nähe dominieren, was sie nach Ansicht der Gemeinde 
Rastede mit den vorliegenden Planungen nicht tun werden, da die Planflä-
chen jeweils verhältnismäßig klein sind - ist ein Nebeneinander der Ziele 
der Dorferneuerung und den Anforderungen an eine modernere Energiege-
winnung möglich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesellschaftlicher Wandel geht 
immer mit Kontroversen und unterschiedlichen Ansichten einher. Die Ge-
meinde sieht jeden Bürger selbst in der Pflicht, seinen Mitmenschen und 
insbesondere Nachbarn mit angemessenen Verhalten gegenüberzutreten 
und unterschiedliche Interessen und Meinungen, zu der jeder Mensch das 
Recht hat, zu respektieren und letztendlich auch zu akzeptieren. Niemand 
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– Die regionale Identität und die unverwechselbare Eigenart einer Ländli-
chen Siedlung wird nicht gewahrt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da derzeit erneuerbare Energie in Millionenhöhe vernichtet wird (EWE und 
andere Medien ), weil weder Speicher noch Transport, den erzeugten 
Strommengen entsprechen, ersuche ich Sie, diesen Punkt in die Planung 
mit einzubeziehen. Erst wenn Windenergie nachweislich sinnvoll genutzt 
wird und die finanzielle Belastung durch „Stromvernichtung“ und Weiterzah-
lung von abgeschalteten oder reduzierten Anlagen unterbunden ist, kann 
diese Planung im Sinne der Bürger weitergeführt werden. 
 
Mit der Renaturierung der Wapel wird dieser Bereich ökologisch aufgewer-
tet. Hier gilt es auch wasserschutzrechtliche Belange zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

wird durch die Planung in unrechtmäßiger Weise beeinträchtigt oder in sei-
nen persönlichen Rechten verletzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Windparkplanungen widerspre-
chen der Identität und Eigenart nicht grundsätzlich. Der vorgenommene 
Eingriff wird bewertet und im Rahmen der Eingriffsbilanzierung gemäß der 
gesetzlichen Vorgaben berücksichtigt. Es besteht kein Anspruch auf die Un-
veränderlichkeit der Landschaft. Windenergieanlagen stellen nach Ansicht 
der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente in der moder-
nen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil sondern zu-
gleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere Generation be-
fassen muss. Als Ergänzung (in gesteuerten Maßen) stehen sie dem Erhalt 
der sonstigen Dorfstrukturen und typischen Ortsbilder, und damit auch der 
Eigenart einer ländlichen Siedlung, nicht entgegen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Finanzierung dieses Projek-
tes ist nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die Themen 
EEG, Speicherung und Weitertransport kann die Gemeinde Rastede im 
Rahmen dieser Planung nicht beantworten. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült bzw. der in der Standortpotenzialstudie 
ermittelten Potenzialflächen. Da in der Fachliteratur Störungsempfindlich-
keiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, ist si-
cher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die nicht 
bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorgesehe-
nen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder kom-
pensiert werden. Auswirkungen auf Fische und Amphibien durch Wirkfak-
toren, die durch Windenergieanlagen verursacht werden, sind derzeit nicht 
bekannt. Für die im Bereich Wapeldorf-Heubült geplanten Anlagen kann si-
cher ausgeschlossen werden, dass es zu Beeinträchtigungen des Berei-
ches der renaturierten Wapel kommt. 
Belange des Wasserrechtes sind dazu im Rahmen der Bauleitplanung nicht 
zu beachten. 
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Des Weiteren befinden sich in unmittelbarer Nähe Anlagen für den Mobil-
funk. Wird dies beachtet?  
 
 
 
 
 
Ein Verein für Modellflug grenzt an die dargestellten Windflächen an. 
 
 
Durch Bohrung der Fundamente werden die Wasseradern für das Trink-
wasser gefährdet. Trinkwasser ist das Gold für den Menschen und Natur, 
ohne Wasser kein Leben. 
 
 
 
 
 
Durch Aufstellen der Anlagen im Gebiet, wo früher eine Müllkuhle war, kön-
nen alte Substanzen ans Tagelicht kommen, was dann ins Trinkwasser ge-
langen kann. 
 
 
 
 
Wir fordern Sie auf, eine Bürgerbefragung und Beteiligung zur Erstellung 
zum Windpark mit ins Boot zu nehmen. 
 
Damit könnte man ja eine Lösung finden, wo wir als Anwohner mit leben 
könnten. 
 
Es kann nicht sein, das die Ausgleichfläche für die Anlagen im Gebiet sein 
soll, wo die Autobahn A20 später hinkommt. 
 
 

 
 
 
Zum Thema Mobilfunk: 
Im Rahmen des Planverfahrens wurden Mobilfunkbetreiber beteiligt. Es 
wurden im Rahmen der Beteiligung keine Bedenken von Seiten der Mobil-
funkbetreiber vorgebracht, so dass die Gemeinde davon ausgehen kann, 
dass es hier zu keinerlei Beeinträchtigung kommen wird. 
 
 
Durch eine neue Aufstiegserlaubnis inkl. der Herrichtung einer neuen Start- 
und Landebahn ist der Erhalt des Vereins gesichert worden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Plangebiet befindet sich 
nicht innerhalb eines Trinkwassergewinnungsgebietes. Im Rahmen des 
bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist ein was-
serrechtlicher Antrag zur Errichtung der Anlagen beim zuständigen Land-
kreis einzureichen, der eine erhebliche, nicht zu kompensierende Beein-
trächtigung ausschließt. Erst nach Genehmigung durch den Landkreis kann 
mit dem Bau begonnen werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Investor hat Kontakt zu dem 
Eigentümer aufgenommen. Dem Eigentümer sind keinerlei Hinweise auf 
eine Deponie bekannt. Sollte im Zuge der Erschließungsplanung eine De-
ponie zu Tage treten, oder sollte von der Deponie bereits heute eine Gefahr 
für das Grundwasser ausgehen, so wird der Landeigentümer eine Sanie-
rung der Fläche vornehmen müssen. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Alle Bürger haben die Gelegenheit sich im 
Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu beteiligen. Eine gesonderte Beteili-
gung darüber hinaus hält die Gemeinde für nicht erforderlich. 
 
 
 
Im Rahmen der Verfahrensunterlagen zum ersten Verfahrensschritt war 
zwar der Bereich des Dringenburger Moors als möglicher Bereich für die 
Schaffung eines Ersatzlebensraumes für den Regenbrachvogel angespro-
chen worden, allerdings wurden keine konkreten Flächen festgesetzt. Eine 
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Aus den genannten Gründen lehne ich die 70. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Rastede ab.  
 
Aus den genannten Gründen lehne ich die Vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan Nr. 11 mit örtlichen Bauvorschriften der Gemeinde Rastede ab. 
 
Eine Genehmigung stellt für mich eine Verletzung mehrerer öffentlicher und 
meiner privaten Belange dar. 
 
Ich bitte Sie, meine Hinweise bei der fortführenden der Bearbeitung der Pla-
nung zu berücksichtigen. 
 

Ersatzfläche im Dringenburger Moor wird nunmehr im Rahmen der verbind-
lichen Bauleitplanung nicht mehr anvisiert, so dass eine mögliche Diskre-
panz zum geplanten Autobahnabschnitt der A20 nicht mehr besteht.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Gemeinderat hat sich während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit 
allen öffentlichen und privaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der 
Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der erneuerbaren 
Energien durch Windkraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange wer-
den zurückgestellt. 
 

 Bürger 22:   
 Mit der Aufstellung des o.g. Bebauungspläne beabsichtigt die Gemeinde 

Rastede auf ihrem Gemeindegebiet einen Windpark zu errichten. 
 
Die Gemeinde Rastede hält trotz Vorwürfe von den von der Planung be-
troffenen Bürger im Rasteder Norden an der Planung fest. Hinweise aus der 
Beteiligung nach § 3 (1) BauGB werden mehrheitlich ignoriert und nicht im 
weiteren Planverfahren berücksichtigt. Die Bürger werden in ihrer Lebens-
qualität eingeschränkt und befürchten gesundheitliche Schäden. 
 
Die städtebauliche Entwicklung im gemeindlichen Norden der Gemeinde 
Rastede wird bei den Bürgern sehr kritisch verfolgt und negativ empfunden. 
 
Autobahnen, Eisenbahnverbindungen, Bundesstraßen und als neue Stör-
quelle, Windenergieanlagen (WEA) werden das Leben hier beeinflussen. 
Die gemeindliche Entwicklung ist in diesem Bereich nicht abzusehen, es 
gibt kein Konzept dafür. Es werden vermutlich aus Grundlage der günstigen 
Infrastruktur Gewerbeflächen als Folgeplanung entwickelt. 
 
Ein aktuelles städtebauliches Entwicklungskonzept kann die Gemeinde 
Rastede nicht vorlegen; sie hält an ihrer sogenannten Briefmarkenplanung 
fest und löst ihre Probleme im Parallelverfahren; mittlerweile über 70 mal. 

  
 
 
Die Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung wurden in die Abwägung 
eingestellt und soweit diese von Gewicht waren auch in der Planung be-
rücksichtigt. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Eine 12. Änderung des FNP aus dem Jahre 1998 hatte sich sich bereits mit 
der Thematik Windenergie gefasst und eine Ausschlusswirkung festgelegt. 
In der Bauausschusssitzung am 31.03.2014 wurde der Beschluss befasst, 
weitere Planungsüberlegungen zur Entwicklung und Maßnahmen – Ausbau 
Wind – bis zur Bekanntgabe der des überarbeitenden EEG auszusetzen. 
Unverständlich bleiben jedoch die Aktivitäten der Gemeinde Rastede mit 
einem potentiellen Investor hinsichtlich von Planungsabsichten von WEA im 
Rasteder Norden. Im April 2014 gibt es in der Rasteder Rundschau entspre-
chende Veröffentlichungen. Die Besonderheit besteht darin, das der Vorha-
benträger noch heute im Verfahren involviert ist, bzw. in Firmenkonstrukten 
mitwirkt. Auch private Untersuchungen wurden im Vorfeld zu Belangen des 
Naturschutzes durchgeführt. 
 
Die Gemeinde Rastede hat, statt auf der Ebene des FNP für die Nutzung 
von Windenergie vorzubereiten, eine Studie dafür in Auftrag gegeben – die 
Standortpotenzialstudie für Windparks. Es kann nicht nachvollzogen wer-
den, wann der Bauausschuss sich mit der Erarbeitung dieser Studie befasst 
hat und den Startschuss zur Erarbeitung gab. Da die Gemeinde wiederholt 
erklärt hat, dass die Öffentlichkeit von Anfang an in das Verfahren einge-
bunden war, großer Wert auf Transparenz gelegt wurde und umfassende 
Informationen gab, gibt es hierzu weder von der Verwaltung noch von poli-
tischen Gremien eine umfassende Erklärung dazu. 
 
 
 
Die Studie als Basis für die Erarbeitung der Planung zu verwenden, halte 
ich für rechtswidrig. Die Studie ist nicht rechtmäßig in der Gemeinde erar-
beitet wurden. 
 
In der Begründung zum FNP wird im Abschnitt 4.1 der geforderte Umwelt-
bericht auf eine grobe Darstellung reduziert, weil die Anzahl der Anlagen, 
der Anlagentyp u.s.w. noch nicht feststehen. Da die Gemeinde ein Parallel-
verfahren gem. § 8 (3) BauGB anwendet, sind jedoch alle Details bekannt. 
Es kann also auch auf Ebene der FNP-Planung ein umfassender Umwelt-
bericht abgeliefert werden. Somit wird auch der Genehmigungsbehörde, die 
die FNP Änderung prüfen muss, aussagefähige Unterlagen zur verfügung 
gestellt. 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Nach der EEG-Novelle hat die Gemeinde eine Potenzialstudie in Auftrag 
gegeben, um zu ermitteln, welche Flächen in der Gemeinde für eine Wind-
energienutzung geeignet sein könnten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Rastede hat schon 2012 die Beratungen über die Potenzial-
studie des Landkreises Ammerland öffentlich geführt (Vorlage 2012/147). 
Diese Beratungen wurden 2013 fortgeführt (Vorlage 2013/018). Nachdem 
das dortige Ergebnis vorlag, wurde 2015 eine gemeindeeigene Studie be-
auftragt, da die Gemeinde keine 200 m hohe WEA (Landkreisstudie) son-
dern nur 150 m hohe WEA zulassen möchte. Die Ergebnisse wurden im 
März 2016 vorgestellt (Vorlage 2016/035) und im Mai 2016 bestätigt (Vor-
lage 2016/089). 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Studie ist ein belastbares 
Fundament für die Flächennutzungsplanänderungen Nr. 70 – 72. 
 
 
Da die Planung in einem Parallelverfahren durchgeführt wird und zum Be-
bauungsplan Nr. 11 ein detaillierter Umweltbericht vorliegt, liegt dieser auch 
der Genehmigungsbehörde zur Stellungnahme vor.  
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Eine Änderung des FNP mit dem Ziel, die Ansiedlung von Windparks ab-
schließend zu regeln, wäre das einzige rechtmäßige Verfahren dafür gewe-
sen. 
 
Die Gemeinde hätte die Entwicklung von Windparks auch nach § 5 (2b) 
BauGB in einem sachlichen Flächennutzungsplan rechtssicher darlegen 
können. 
 
Die 70. Änderung des FNP lässt eindeutig erkennen, dass die vom Vorha-
benträger favorisierten Standorte der WEA Planinhalt sind. Die Vermutung 
einer Gefälligkeitsplanung zugunsten eines Investors konnte bisher nicht 
entkräftet werden. Zu unterschiedlich sind die Aussagen; einmal hieß es, 
der Investor (Vorhabenträger) hat das Windhundprinzip gewonnen oder 
weil er doch soviel vorbereitet hatte. 
 
Die zur Planung gehörenden Studien, Berichte und beigefügten Anlagen 
wurden auf unterschiedlicher Basis erarbeitet, die Anzahl der WEA sind 
nicht einheitlich. Die Vareler WEA werden nur teilweise berücksichtigt; ein-
mal sind 9 WEA bzw. 5 WEA Basis für die jeweiligen Untersuchungen. Be-
sonders bei der Ermittlung der Auswirkungen der WEA auf das Land-
schaftsbild wurden nur die 5 WEA auf dem Gebiet von Rastede einbezogen. 
Damit wird das Ergebnis verfälscht; gerade die Anlagen an der Gemeinde-
grenze zu Varel beeinträchtigen das Landschaftsbild nachhaltig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auch wurden die o. g. Gutachten von unterschiedlichen Vorhabenträgem in 
Auftrag gegeben. Der Wechsel von Investoren ist aus den vorgelegten Un-
terlagen nicht zu erkennen. Warum hält die Gemeinde an einem Investor 
fest, der mehrfach durch neue Firmenbildung eine Investitionsunsicherheit 
erkennen lässt?  

 
Der Anregung wird indirekt gefolgt. Das gleiche Ziel verfolgt die Gemeinde, 
nur dass die Gemeinde für jeden Standort eine eigene Flächennutzungs-
planänderung durchführt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hat sich aber für 
einen anderen Weg entschieden. 
 
 
Inhalt der Flächennutzungsplanänderung sind Flächen, die im Rahmen der 
Potenzialstudie ermittelt wurden. Laut dieser Studie sind diese Flächen 
grundsätzlich für die Errichtung von Windenergieanlagen geeignet. 
 
 
 
 
Bei der Ermittlung der Auswirkungen wurden in der Tat unterschiedliche 
Anlagenzahlen zugrunde gelegt. Dies geschah in Hinblick auf die Berück-
sichtigung der größtmöglichen Auswirkungen der Windparkplanungen der 
Gemeinde Rastede und der Stadt Varel. In Bezug auf Schall- und Schat-
tenwurfimmissionen wurden die geplanten Anlagen auf Vareler Stadtgebiet 
auf Initiative der Investoren miteinbezogen, um unter dem Gesichtspunkt 
des Zusammenwirkens aller geplanten Anlagen zu ermitteln, ob die beiden 
Parks im Zusammenwirken immissionstechnisch überhaupt realisierbar 
sind. Entsprechend wurden die geplanten Windparks auf Vareler Stadtge-
biet auch bei der Berücksichtigung der sog. kumulierenden Vorhaben im 
Umweltbericht miteinbezogen. Umgekehrt wurden die Vorhaben bei der 
Landschaftsbildbewertung nicht berücksichtigt, da diese nur im Fall von be-
reits bestehenden oder genehmigten Anlagen als sog. Vorbelastung anzu-
setzen wären und sich daraus ein geringerer Kompensationsbedarf für das 
Landschaftsbild im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 11 „Wapeldorf-Heubült“ ergeben hätte. 
 
Einige der faunistischen Gutachten wurden 2013 im Auftrag eines weiteren 
Investors durchgeführt, der angrenzend auf Vareler Stadtgebiet einen 
Windpark plant. Da diese Untersuchungen (damals im 2.000 m-Umkreis er-
fasst) auch den Bereich Wapeldorf-Heubült ganz (im Fall der Brut- und 
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Was regelt der Durchführungsvertrag?  
 
 
 
Aus den Begründungen kann nicht entnommen werden, inwieweit die Ge-
meinde eine Abstandsregelung zwischen WEA zur Wohnbebauung festlegt. 
Die Hinweise zu einer Vergrößerung der Abstände auf 800 - 1000 m im 
Verfahren nach § 3 (1) BauGB wurden ohne erklärende Begründung nicht 
in die Planung aufgenommen. Aus Veröffentlichungen zu Abständen ist ein 
neuer allgemeine Trend bei den Planungen bei WEA zu erkennen. Eine Er-
höhung des Abstandes auf mindestens 1000 m ist planungsrechtlich sinn-
voll. In Bayern gelten Abstände von 800 m unproblematisch und NRW 1500 
m. Dem Bundestag liegt eine Petition vor, in der mindestens 1500 m bzw. 
das 10-fache der Gesamtanlagenhöhe zur Wohnbebauung gefordert wer-
den.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Planzeichnungen sind so aufgeteilt, bzw. gegliedert worden, dass die 
angrenzende Wohnbebauung nicht vollständig mit dargestellt wurde. Die 
Abstand zur Bebauung ist somit nicht nachmessbar.  
 
 
Der Übersichtplan ist unmaßstäblich. 
 
 
Im Geräuschimmissionsgutachten Anlage 2 zur Begründung wird ein Ab-
stand von 530 m angeführt. Die Anlage 12 des Gutachtens beinhaltet Blätter 
1 -3 mit der umgebenden Bebauung. Tatsächlich sind 6 Blätter in unter-
schiedlichen Maßstäben vorhanden. Auch hier lassen sich die Abstände zur 
Wohnbebauung nicht nachprüfen. Die genaue Wiedergabe der Pläne auf 

Gastvögel) bzw. teilweise (Fledermäuse) umfassen, konnten diese im Rah-
men der vorliegenden Planung verwendet werden. 
 
Die städtebaulichen Verträge, also auch der Durchführungsvertrag, wurden 
im öffentlichen Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen am 
19.02.2018 vorgestellt (Vorlage 2018/024). 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jede Gemeinde ist verpflichtet, 
der Windenergie in substanzieller Weise Raum zu verschaffen. Das Land 
Niedersachsen setzt hierzu im Windenergieerlass konkrete Forderungen 
fest. Es ist zu bezweifeln, dass diese Ziele mit derart großen Schutzabstän-
den zu erreichen sind. Insoweit hat sich die Gemeinde Rastede schon mit 
Aufstellung der Standortpotenzialstudie gegen derart große Schutzab-
stände entschieden. Die jeweiligen Abstände zu den Gebäuden werden in 
der Begründung aufgeführt und sind auch der Standortpotenzialstudie der 
Gemeinde zu entnehmen. Die Abwägung in Bezug auf die in der Stellung-
nahme genannten Abstände aus dem ersten Verfahrensschritt lautet wie 
folgt: „Die Gemeinde Rastede hat sich im Rahmen der Potenzialstudie 
(Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede, 
2016) für bestimmte Abstände zur Wohnbebauung entschieden. Diese Ab-
stände werden im Rahmen der vorliegenden Planung berücksichtigt. Eine 
Erhöhung der Abstände ist nicht beabsichtigt.“ Eine erklärende Begründung 
ist im Rahmen des weiteren Verfahrens für Anregungen, die keine Berück-
sichtigung fanden, in den Verfahrensunterlagen nicht erforderlich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Sämtliche nahgelegene Wohn-
bebauung entlang der Spohler Straße sowie entlang des Vorderweges sind 
in der maßstäblichen Planzeichnung enthalten, so dass der Abstand nach-
vollzogen werden kann.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Im Gutachten wurden die nächstgelegenen schutzwürdigen Nutzungen be-
rücksichtigt. Weiter entfernte Nutzungen können außer Acht gelassen wer-
den, da hier der Geräuschpegel niedriger ist, als bei näher zu den Anlagen 
gelegene schutzwürdige Nutzungen  
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dem Computer und in den Planunterlagen ist verzerrt; außerdem sind nicht 
alle Grundstücke in die Bewertung einbezogen worden. Warum wurde z.B. 
Bereich Autohaus Mönnich, die Willielmshavener Straße oder Mitteldörper 
Weg 1 nicht beachtet. Das Gutachten ist zu überarbeiten. 
 
Planzeichnung zum vB-Plan Nr. 11 
Textliche Festsetzung 5: 
Die immissionsschutzrechtlichen Festsetzungen sind zweifelsfrei als 
Rechtsnorm zu formulieren. Ein allgemeiner Querverweis auf die TA-Lärm 
ist unzureichend. 
 
Nachrichtliche Übernahme und Hinweis: 
Die Kompensationsflächen sind rechtsverbindlicher Bestandteil des Planes. 
Rechtseindeutig ist eine zeichnerische Darstellung auf dem Plan. Somit 
kann der Nachweis zum funktionalen Zusammenhang von Eingriffsort und 
Ausgleichsfläche abgeleitet werden. 
 
 
Einige planungsrechtliche Voraussetzungen und Regelungen werden in 
den Durchführungsvertrag und städtebauliche Verträge verlagert. Diese 
sind nicht Bestandteil der vorgelegten Planunterlagen. Lediglich existieren 
nur Muster von städtebaulichen Verträgen, aufzufinden im Bürgerinformati-
onssystem. Somit kann nicht nachgesehen werden, inwieweit die tatsächli-
che Sicherung von Festsetzungen erfolgt ist. Die Gemeinde ist hier in der 
Pflicht den Nachweis darüber zu erbringen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die angesprochene Festsetzung ist zweifelsfrei formuliert. Der zulässige 
Schallleistungspegel der Anlagen ist für die Tag- und Nachtzeit benannt. 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Kompensationsflächen können nicht 
festgesetzt werden, da sich diese nicht im Gebiet der Gemeinde Rastede 
befinden und die Gemeinde außerhalb des Gemeindegebietes keine Pla-
nungshoheit besitzt. Die Kompensationsflächen werden vertraglich gesi-
chert. 
 
In den zugehörigen Verträgen werden lediglich Inhalte geregelt, die nicht 
durch den Bebauungsplan selbst geregelt werden können. Eine Verlage-
rung von Inhalten des Bebauungsplanes in Verträge ist nicht zulässig. 
 
 

 Bürger 23:   
 Die Standortwahl für Windparks: Vor dem Bau von Windenergieanlagen 

sollten Gebiete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere 
Bedeutung für Natur und Landschaft haben und deren Funktion oder Werte 
mit dem Bau oder Betrieb von Windenergieanlagen zerstört oder erheblich 
beeinträchtigt werden.  
 
Leider halten Sie sich nicht daran. 
 
In der frühzeitigen Bürgerbeteiligung wurde ausdrücklich von Ihnen Herr 
von Essen, erwähnt, dass die Gemeinde Windenergieanlagen bauen las-
sen will, um Atom, bzw. Kernkraftwerke und Kohlekraftwerke abschalten zu 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in der Standortpotenzialstu-
die der Gemeinde ermittelten zwei Potenzialflächen, die der vorliegenden 
Planung zu Grunde liegen, sind für die Entwicklung von Windenergiestan-
dorten geeignet. An der Weiterführung der Planung zur Errichtung von 
Windenergieanlagen wird seitens der Gemeinde Rastede festgehalten. 
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können? Wie viele davon sind in der Gemeinde ansässig? Wie viele sind 
überhaupt abgeschaltet worden oder wie hat die Gemeinde Rastede darauf 
Einfluss? 
 
Weiter wurde gefragt, ob die Windenergieanlagen abgestellt werden, wenn 
der Boden darunter bearbeitet wird. Diese Frage ist gar nicht beantwortet 
worden. Es finden sich bei der Bodenbearbeitung immer mehr Störche ein, 
die durch die Anlagen getötet werden können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Reg. Raumordnungsprogramm des Landkreises werden keine Ziele der 
Raumordnung zum Ausbau oder zur Steuerung der Windenergienutzung 
definiert. Es ist aber festgelegt, dass Windenergieanlagen unter dem Ge-
sichtspunkt der Umweltverträglichkeit und der sozialen Akzeptanz auf ge-
eignete Standorte zu konzentrieren sind.. Dabei müssen nicht alle ermittel-
ten Potenzialflächen ausgewiesen werden, da zur Erreichung eines ausrei-
chenden substantiellen Raumes dieses nicht nötig ist. Von einer sozialen 
Akzeptanz ist bei Windenergieanlagen schon lange keine Rede mehr. Es 
gibt in Deutschland weit mehr als 800 Bürgerinitiativen gegen Windenergie. 
Zu den entgegenstehenden öffentlichen Belangen kann auch gehören, 
wenn durch die Ziele der Raumordnung oder durch Darstellungen im Flä-
chennutzungsplan eine Ausweisung für die Windenergie an anderer Stelle 
erfolgt ist. (LROP §35Abs. 3 Satz 3 BauBG). 
 
Die Zulässigkeit von Windenergieanlagen im Aussenbereich setzt voraus, 
dass öffentliche Belange nicht entgegenstehen, dazu gehören nach § 35 
Abs.3 Satz 1 Nr. 5 BauGB dass die Windenergieanlagen die Belange des 

 
 
 
 
Die Frage wurde bereits in der Abwägung zur frühzeitigen Beteiligung fol-
gendermaßen beantwortet: 
„Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Aus der durchgeführten Raum-
nutzungserfassung für Greif- und Großvögel wurden außer dem Mäusebus-
sard und dem Baumfalken keine Arten festgestellt, welche den Raum so 
regelmäßig nutzen, dass von einer erhöhten Kollisionsgefahr auszugehen 
ist. Es sind daher keine Auflagen in Bezug auf Abschaltung der WEA in 
Zeiten von Bodenbearbeitung vorgesehen.“ 
Von Anfang bis Ende Juni wurden im Untersuchungsgebiet an 8 Terminen 
Weißstörche in allen Höhenklassen beobachtet. Die Störche nutzten das 
Gebiet zum Durchfliegen oder zur Nahrungssuche, insbesondere auf ge-
mähtem Grünland. Das Kollisionsrisiko ist als gering zu bewerten, da der 
Weißstorch nicht im Untersuchungsgebiet brütet und nur unregelmäßig in 
verhältnismäßig geringen Zeiträumen in Höhenklasse II (potenzieller Rotor-
bereich) nachgewiesen worden sind (in 22 Min. von 136 Std.). Entspre-
chend sind Abschaltzeiten weder erforderlich noch angemessen. 
 
Der Anregung wurde durch die Aufstellung der Standortpotenzialstudie für 
Windparks gefolgt. Im Rahmen der Studie wurden geeignete Standorte 
identifiziert. Die Nichtakzeptanz der Windenergie liegt darin begründet, 
dass keiner für die nächste Generation und das ungelöste Endlagerproblem 
für Kernenergie mitdenkt. Alle denken immer nur an ihren eigenen Lebens-
horizont (der bei einer Havarie des Kernkraftwerkes Unterwesen schneller 
hätte da sein können, als man das für möglich gehalten hätte.) Die Ge-
meinde Rastede übernimmt Verantwortung indem sie umfangreiche Flä-
chen für die Windenergie bereitstellt und nicht nur das Mindestmaß. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Erstellung der 
Standortpotenzialstudie für Windparks wird das gesamte Gemeindegebiet 
auf mögliche Standorte für Windparks unter Zugrundelegung von 150 m 
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Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht beeinträchtigt. ( siehe 
NLWKN) Hier stören sie im großen Ausmaß den Naturschutz. Zur Erhöhung 
der sozialen Akzeptanz sollen nur Flächen mobilisiert werden, auf denen 
Anlagen mit hoher Leistung konzentriert werden können. Herr Schröder hat 
öffentlich schon bekannt gegeben, dass er unwirtschaftliche Anlagen in Wa-
peldorfIHeubült bauen lässt. Und für größere Anlagen, so hat der Landkreis 
festgesellt ist unser Gebiet nicht geeignet. Welche Gebiete sind eigentlich 
noch untersucht worden? In der Studie der Gemeinde Rastede werden ge-
nau die gleichen Räume untersucht, die auch in der Studie des Landkreises 
Ammerland zu finden sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unzumutbare Umweltbelastungen sind zu unterlassen - Bundesemmisions-
gesetz. Grundsätzlich ist das Repowering-Potenzial in Niedersachsen um-
fänglich zu nutzen, um den zusätzlichen Flächenverbrauch zu begrenzen. 
Nds. MB Nr. 7/2016 
 
Weiterhin kann man beim Raumordnungsverfahren des Landkreises nach-
lesen: Intakte Ortsränder sind zur Bewahrung des Siedlungscharakters und 
als Einbindungen der Siedlungen in die freie Landschaft grundsätzlich zu 
erhalten und von neuer Bebauung frei zu halten. 
 
Ebenso wird dort das Thema Naturräume bearbeitet: In den Naturräumen 
sind die typischen naturbetonten Ökosysteme ein einer solche ,Größenord-
nung, Verteilung im Raum und Vernetzung zu sichern, dass darin die cha-
rakteristischen Pflanzen- und Tierarten und - Gesellschaften in langfristig 
überlebensfähiger Population bestehen können und die Eigenart und volle 
natürliche Leistungskraft des Naturraumes gewahrt bleiben können. 
 

hohen Windenergieanlagen untersucht. Das von dem Landkreis Ammer-
land im Jahre 2013 erstellte Standortkonzept Windenergie überprüfte die 
Flächen des gesamten Landkreises auf Eignungsräume für die Windener-
gienutzung und damit einschließlich des Gebietes der Gemeinde Rastede. 
Der Landkreis setzte bei seinen Untersuchungen eine Gesamthöhe der 
Windenergieanlagen von 200 m voraus. Wie auf Seite 1 der Potenzialstudie 
dargestellt, wird im Rahmen des Standortkonzeptes Windenergie 2013 (LK 
Ammerland) darauf hingewiesen, dass sich größere Flächenpotenziale bei 
der Annahme geringerer Gesamthöhen von Windenergieanlagen ergeben. 
Da die Gemeinde Rastede über die im Standortkonzept herausgefilterten 
Eignungsräume weitere Standorte für die Windenergienutzung herausstel-
len wollte, wurde in der kommunalen Standortpotenzialstudie der Ge-
meinde Rastede eine Gesamthöhe von Windenergieanlagen von bis zu 150 
m zugrunde gelegt. Diese Höhenvorgabe geschah vor dem Hintergrund, 
den Eingriff in das Landschaftsbild zu verringern. Insgesamt ist festzuhal-
ten, dass die Flächengröße und der Flächenzuschnitt der Potenzialflächen 
für Windenergieanlagen abhängig von der Höhe der zu errichtenden Wind-
energieanlagen ist, da die Auswirkungen der Anlagen u.a. im Zusammen-
hang mit der Anlagenhöhe stehen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen auf die Tier- 
und Pflanzenwelt werden in den Verfahrensunterlagen umfassend darge-
stellt und bewertet. Sämtliche erheblichen Beeinträchtigungen werden, so-
weit eine Vermeidung nicht möglich ist, gemäß den gesetzlichen Vorgaben 
ermittelt und kompensiert bzw. eine artenschutzrechtliche Ausnahme vor-
gesehen. 
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Auch hier wird massiv gegen das Raumordnungsprogramm verstoßen. 
 
Im Landkreis Ammerland gilt: Moorschutz ist auch gleich Klimaschutz, da 
mit der Moordegeneration eine enorme C02 und Lachgas- Freisetzung ein-
hergeht. Der Erhalt der Restmoor- und Grünlandflächen wirkt sich auch auf 
die C02 Bilanz aus. 
 
Die Windenergieanlagen sollen zum Teil auf Moorböden gebaut werden. Ist 
der Gemeinde Rastede die C02 Bilanz egal? 
 
 
In den Einwendungen zur frühzeitigen Bürgerbeteiligung ist uns aufgefallen, 
das sehr oft die Antwort kam: „Zur Kenntnis genommen", leider konnten wir 
nicht feststellen, wo diese Kenntnis in den Abwägungen eingeflossen ist. 
Auch hier hätten wir uns mehr Transparenz gewünscht. 
 
 
 
 
 
 
Des Weiteren wurde in vielen Einwendungen die Frage nach dem lnfra-
schall gestellt. Woher nehmen sie die Gewissheit, dass Infraschall nicht 
krank macht? Diese Frage wird nie beantwortet. 
 
Nur weil man Infraschall angeblich nicht wahrnimmt, heißt es nicht, dass er 
nicht krank macht. Radioaktive Strahlung nimmt man auch nicht wahr!!! 
 
Ärzte für Emissionsschutz weisen jetzt schon darauf hin, dass das Windtur-
binensyndrom für die Bevölkerung ein größeres Ausmaß an Erkrankten 
bringen wird, als Krebs. 10-30 % der Menschen reagieren empfindsam auf 
den Schall. Die Ärztekammer Niedersachsen weist auf die schädlichen Aus-
wirkungen auf das vegetative Nervensystem hin. 
 
Die Universität Mainz hat vor kurzem in einer Studie festgestellt, dass Infra-
schall von Windenergieanlagen die Herzzellen zerstören. Menschen neh-
men den Schall tatsächlich nicht nur über das Gehör war, sondern auch 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die derzeit auf den Flächen 
stattfindende intensive Landwirtschaft mit im südlichen Teilbereich durch-
geführter Ackernutzung führt auf den Moorstandorten nachgewiesenerma-
ßen zur Mineralisation des Torfkörpers und damit schrittweisen Abbau und 
Reduzierung des Moorbodens. Gemäß den Angaben des NABU Positions-
papiers:“ Moore – Lebensräume mit hoher Bedeutung für Natur- und Klima-
schutz“ sind in Niedersachsen rund 95% der Moorstandorte gestört bzw. 
genutzt, wozu auch der hier dargestellte Geltungsbereich zu zählen ist.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahrge-
nommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussage 
nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Gemeinde 
entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in der 
Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwägung be-
dingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Abwägungs-
defizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
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über den Körper. Infraschall der Windenergieanlagen pulsiert rhythmisch, 
dadurch wirkt er auch auf die Knochen und diese Vibration geht dann weiter 
in das Innenohr, mit allen negativen Veränderungen(Störung des Gleichge-
wichtes usw.) Man hat morphologische Veränderungen schon an Tieren ge-
messen. Dort hat man Veränderungen am Herzen, dem lnnenohr und wei-
teren Zellen an Ratten festgestellt. 
 
In der Ludwig Maximilian Universität München wurde von den Neurobiolo-
gen festgestellt, dass das lnnenohr (Cochlea) stimuliert wird. Die Zeit, die 
das lnnenohr braucht, um sich zu erholen von den tieffrequenten Tönen ist 
doppelt so lang, wie die Einwirkzeit. 
 
Wissenschaftliche Untersuchungen werden bestätigt durch Prof. Dr.Rainer 
Mausfeld von der Uni Kiel, von Dr. E.Weiler St. Wendel, Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe und das Robert Koch Institut. 
 
Bestätigt wird das Ganze auch von dem Lärmpsychologen Dirk Schrecken-
berg, Zentrum für angewandte Psychologie und Sozialforschung Bochum. 
 
2014 hat auch das Bundesumweltamt schon festgestellt, dass die Wind-
energieanlagen das mentale Wohlbefinden beeinträchtigt. 
 
Einige Bundesländer haben das auch schon erkannt und haben einen Min-
destabstand zur Wohnbebauung von über 1000m-2000m festgelegt. 
 
Dänemark ist da schon viel weiter .Die haben die Krankmachende Wirkung 
schon erkannt. Die Vibrationen sind sogar durch Wände hindurch spürbar. 
Es gibt also keinerlei Schutz vor den Krankmachenden Einflüssen der Wind-
energieanlagen. 
 
Haben wir als Menschen außerhalb des Hauptortes Rastede kein Recht auf 
den Schutz unserer Gesundheit? 
 
Weiter heißt es bei der Beweissicherung an privaten Gebäuden: einmal 
muss sich der Vorhabenträger im Rahmen eines Beweissicherungsverfah-
rens kümmern. Ein Sachverständiger wird eine Bestandsaufnahme durch-
führen und die durch den Bau entstandenen Schäden werden durch den 
Vorhabenträger beglichen. 

Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
 
 
 
 
 
Jede Gemeinde ist verpflichtet, der Windenergie in substanzieller Weise 
Raum zu verschaffen. Das Land Niedersachsen setzt hierzu im Windener-
gieerlass konkrete Forderungen fest. Es ist zu bezweifeln, dass diese 
Ziele mit derart großen Schutzabständen zu erreichen sind. Insoweit hat 
sich die Gemeinde Rastede schon mit Aufstellung der Standortpotenzial-
studie gegen derart große Schutzabstände entschieden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde bewusst. 
Daher wird im Vorfeld auch durch ein Beweissicherungsverfahren der Zu-
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Dann heißt es einige Seiten weiter: Beweissicherungsverfahren für Privat-
gebäude sind privatrechtliche Angelegenheiten, die zwischen Vorhabenträ-
ger und Anlieger privat geklärt werden müssen. 
 
 
Was stimmt da denn nun? Und wenn wir das privat klären lassen müssen, 
unterstützt uns dann jemand aus dem Gemeinderat dabei? Oder interes-
siert es dann niemanden mehr? Denn bisher haben wir auch noch nicht viel 
Unterstützung seitens der Gemeinderatsmitglieder erhalten( siehe A20: die 
Autobahn soll durch Wapeldorf /HeubüIt gehen, dass betrifft ja keine Ge-
meindegebiet!) 
 
Die Genehmigungsbehörde kann dazu nach BlMSchG Beweisssicherungs-
maßnahmen sowie Koordinierung in Bezug auf Baustellenabläufe zur Ver-
meidung von Auswirkungen bestimmen. Werden sie die Genehmigungsbe-
hörde dahingehend bitten?  
 
Auch zum Thema Vorsorgegebiet Wasser gibt es unterschiedliche Antwor-
ten. Welche sind denn da richtig.  
 
Flächennutzungsplan: 
Umweltbericht: (Teil II der Begründung): dort heißt es unter 
 
1.2 Da konkrete Standorte von Windenergieanlagen sowie deren Zuwe-
gung nicht bekannt sind( also keine Angabe zum Flächenbedarf?) . Wenn 
Standort und Größe und Zuwegung noch nicht bekannt sind, wie kann dann 
ein Schallgutachten, eine Schattenwurfgutachten und ein Umweltgutachten 
und so weiter erstellt werden? 
 
 
 
 
 
 

stand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Erforderlichen-
falls werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. Die 
Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt.  
 
Beweissicherungsverfahren für Privatgebäude sind privatrechtliche Ange-
legenheiten, die zwischen dem Vorhabenträger und den Anliegern privat 
geklärt werden müssen. 
 
 
Die Planungen der A20 sind nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitpla-
nung. 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Rastede kann den Vorhabenträger nicht zur Durchführung 
von Beweissicherungsverfahren an privaten Anlagen verpflichten. Die Ge-
meinde Rastede stellt jedoch in Aussicht, die privaten Eigentümer bei der 
Forderung eines Beweissicherungsverfahrens zu unterstützen.  
 
Das Vorsorgegebiet für Trinkwassergewinnung grenzt an die Flächen der 
70. Flächennutzungsplanänderung an. 
 
 
 
 
Wie es in der Begründung und im Umweltbericht korrekt dargestellt wird, ist 
der gesamte Themenkomplex Schall, Schatten und Infraschall nicht Gegen-
stand der vorbereitenden Bauleitplanung (Flächennutzungsplanänderung), 
da auf dieser Planungsebene weder die korrekten Anlagenstandorte, noch 
die konkreten Anlagentypen feststehen. Aus diesem Grund können auf die-
ser Planungsebene auch keinerlei Gutachten vorgelegt werden. Der Um-
weltbericht jedoch ist Bestandteil der Unterlagen, der Detaillierungsgrad der 
Betrachtungen im Umweltbericht ist entsprechend des Charakters der vor-
bereitenden Bauleitplanung gröber. Weiter ins Detail geht der Umweltbe-
richt zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan, Nr. 11, weil dort die Anla-

genstandorte festgesetzt werden. 
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2.2. Landschaftsrahmenplan: Hier wird ganz deutlich der Naturraumbezug 
festgestellt. Wallhecken in großer Dichte, diese sind unter Schutz gestellt, 
auch wenn die Zufahrt zu den Windenergieanlagen 5m vom Fuß einer Wall-
hecke entfernt gebaut wird, wird durch Baulärm und Erschütterungen die 
Lebensgemeinschaft Wallhecke deutlich gestört. Wollen sie das wirklich zu-
lassen? 
 
 
 
 
 
 
Weiterhin wird auf den Moor/Marschboden hingewiesen. S.O. Moor bindet 
C02 . Sollte dass nicht Beachtung in der C02 Bilanz der Gemeinde finden?  
 
 
 
 
 
 
 
Außerdem kommt dem Gebiet eine besondere Bedeutung als Grundwas-
serneubildungsgebiet zu. Was ist mit den zu erwartenden Chromaten, die 
in den Boden eingebracht werden? Man muss sich dabei vor Augen halten, 
um welche Betonmassen es sich hier handelt. Die Anlagen stehen auf ei-
nem Stahlbeton Fundament und auch der Turm der Anlagen besteht aus 
Stahlbeton. Damit der Boden diese Mengen an Beton tragen kann, wird 
Schottergranulat in die Bohrlöcher gepresst und verdichtet. Dadurch kommt 
es auf jeden Fall schon einmal zur Beeinträchtigung des Wasserhaushaltes. 
Durch das Einbringen riesiger Betonmengen kommt es zu Chromat Abson-
derungen - und die landen im Grundwasser. Dann wird auch noch das 
Grundwasser abgesenkt, die Oberflächen versiegelt und die Fließge-
schwindigkeit und Richtung des Grundwassers grundlegend verändert. 
 

 

 
Die konkrete Erschließung des Änderungsbereiches der 70. FNP-Änderung 
ist nicht Gegenstand der vorbereitenden Bauleitplanung, konkrete Aussa-
gen hierzu finden sich im Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 11. Dort wird dargestellt, dass im Vorfeld der Planungen eine 
Abstimmung zur Verlegung der Zuwegung für den südlichen Teilbereich da-
hingehend erfolgte, dass ein Abstand von 5 m zu der vorhandenen Wallhe-
cke eingehalten wurde, um diese nicht zu beeinträchtigen. Die temporären 
Beeinträchtigungen der Wallhecken-Lebensgemeinschaft durch Baulärm 
und Erschütterungen werden durch entsprechende textliche Festsetzungen 
im vorhabenbezogenen Bebauungsplan zur Baufeldräumung und Gehöl-
zentfernung außerhalb für Tiere sensibler Zeiten weitgehend vermieden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die derzeit auf den Flächen 
stattfindende intensive Landwirtschaft mit im südlichen Teilbereich durch-
geführter Ackernutzung führt auf den Moorstandorten nachgewiesenerma-
ßen zur Mineralisation des Torfkörpers und damit schrittweisen Abbau und 
Reduzierung des Moorbodens. Gemäß den Angaben des NABU Positions-
papiers:“ Moore – Lebensräume mit hoher Bedeutung für Natur- und Klima-
schutz“ sind in Niedersachsen rund 95% der Moorstandorte gestört bzw. 
genutzt, wozu auch der hier dargestellte Geltungsbereich zu zählen ist.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die wasserschutzrechtli-
chen Belange werden im Rahmen der nachfolgenden Genehmigungspla-
nung detailliert beachtet. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist 
nicht ersichtlich, wie die Gründung (Tief- oder Flachgründung) hergestellt 
werden soll, konkrete Aussagen hierzu finden sich aber in der Begründung 
bzw. im Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11.  
Gemäß den Vorgaben der EU-Richtlinien ist ab 17. Januar 2005 Beton 
chromatarm herzustellen. Es dürfen nur höchstens noch zwei Milligramm 
Chromat pro Kilogramm Zement (2 ppm) enthalten sein. 
Für die Gründung der Windenergieanlagen wird voraussichtlich eine Pfahl-
gründung durchgeführt. Bei den vorgesehenen Pfählen handelt es sich um 
Vollverdrängungsrammpfähle. Der verdrängte Boden umschließt diese 
Pfähle wieder vollflächig. Das vorhandene Schichtgefüge bleibt nahezu er-
halten.  
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Durch die Pfahlgründung entstehen Durchbrüche durch die einzelnen Was-
ser führenden Schichten. Dadurch kommt es zu Einträgen der sulfatsauren 
Böden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wie im Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 
ausgeführt, sind im Rahmen der konkreten Umsetzung der Baumaßnah-
men, u. a. zur Vermeidung von erhöhten Sulfatkonzentrationen und beton-
schädlicher Stoffe, die Säureneutralisationskapazitäten sowie die Puffer-
möglichkeiten zur Vermeidung eines Absenkens des pH-Wertes über die 
Beprobung des Bodens zu ermitteln. Es wird empfohlen, vor Beginn der 
Baumaßnahmen mittels Feldmethoden der Kalkgehalt des Bodens zu prü-
fen. Weiterhin sind bei Umsetzung des Vorhabens (Genehmigungsebene) 
die vorgeschlagenen Maßnahmen gem. Geofakten 25 des LBEG zu beach-
ten. Der Investor wird u. a. diesbezüglich ein Konzept zur Umsetzung einer 
Bodenkundlichen Baubegleitung (BBB) während der laufenden Baumaß-
nahme erarbeiten. Vor Beginn der Baumaßnahme wird das Konzept der 
Unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises Ammerland abgestimmt. 
Die Konzepterstellung und Überwachung erfolgt durch einen durch den 
Bundesverband Boden zertifizierten Baubegleiter. 
Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) voraus-
sichtlich nicht dauerhaft durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung wird nur 
für die Dauer des Baus der Fundamente temporär durchgeführt (Dauer ge-
schätzt: 4 Wochen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grundwassersitua-
tion ist im Rahmen der Genehmigungsplanung neben ausführlichen Re-
cherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der Bau von 
Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels 
dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen bereits im Vorfeld 
der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasserschwankungen und 
Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Sämtliche Arbeiten zur Was-
serhaltung werden überwacht und mit der Unteren Wasserbehörde des 
Landkreises Ammerland abgestimmt. Ein erheblicher Einfluss auf den 
Grundwasserhaushalt wird daher derzeit nicht gesehen. 
Eine Versiegelung von Flächen geschieht zum einen für die Fundamente 
der Windenergieanlagen, zum anderen werden die erforderlichen Kranstell-
flächen und die Zuwegungen teilversiegelt (Schotter, wassergebundene 
Decke). Die Beeinträchtigungen auf den Boden und die Pflanzen durch Bo-
den(teil)versiegelung werden bilanziert und entsprechend durch Aufwertun-
gen auf den Kompensationsflächen ersetzt. Die für die Errichtung der Anla-
gen zusätzlich erforderlichen Montageplätze werden nach Beendigung der 
Bauarbeiten rekultiviert. Die dazwischen liegenden Flächen können auch 
weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden.  
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2.3. Die Windenergieanlagen sollen in ein avifaunistisch wertvolles Gebiet 
gebaut werden, die Gebiete haben regionale und nationale Bedeutung für 
Brut- und Rastvögel. Dafür soll dann eine Ausnahme vom Tötungsverbot 
eingeholt werden? Warum nutzt die Gemeinde Rastede diese Gebiete nicht 
zur Werbung nach außen? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4. Das gesamte Gemeindegebiet ist nach geeigneten Standorten für 
Windenergieanlagen untersucht worden? Wo liegen diese anderen Ge-
biete, die untersucht worden sind. Und für wen wurde diese Studie erstellt? 
Diese Studie beinhaltet auch die Komponenten für die Studie der Stadt Va-
rel. Hat man sich die Kosten dafür geteilt? Oder hat Herr Schröder diese in 
Auftrag gegeben? Wer hat die Studie denn nun bezahlt? Herr Henkel hat 
immer behauptet, dass der Investor die Studie bezahlt hat? Hätte nicht erst 
die Gemeinde diese bezahlen müssen? 

 
Eine z. B. regionale Bedeutung als Brutvogellebensraum bedeutet nicht per 
se, dass die der Bewertung zugrunde liegenden gefährdeten Brutvogelar-
ten auch empfindlich gegenüber Windenergieanlagen reagieren oder durch 
diese beeinträchtigt werden. Aufgrund der nationalen Bedeutung der Wa-
pelniederung als Gastvogellebensraum des Regenbrachvogels wurde hin-
gegen im Rahmen der vorliegenden Planung im Sinne des Vorsorgeprin-
zips die Maßnahme der artenschutzrechtlichen Ausnahme gewählt. Dies 
geschieht vorsorglich aufgrund der Tatsache, dass Unsicherheiten in Bezug 
auf eine tatsächliche Meidung des Gebietes von Regenbrachvögeln bei 
Nutzung der Flächen als Windpark bestehen. Das Vorgehen ist folglich der 
planerischen Weitsicht und dem Verantwortungsbewusstsein der Kom-
mune geschuldet.  
Die Voraussetzungen zur Erteilung einer Ausnahme für den Regenbrach-
vogel, den Mäusebussard und die Feldlerche werden im Entwurf in den 
Planunterlagen dargestellt. Sie wurden im Vorfeld mit dem Landkreis Am-
merland, welcher auf Genehmigungsebene die Ausnahme letztendlich er-
teilen muss, abgestimmt.  
Der Mäusebussard ist so weit verbreitet und allgegenwärtig, dass Planun-
gen ohne eine Beeinträchtigung, gleich an welcher Stelle im Gemeindege-
biet, schlicht unmöglich sind. Aufgrund des nicht zu verhindernden Kollisi-
onsrisikos der Art wird der Weg der artenschutzrechtlichen Ausnahme be-
schritten. Die Feldlerche steigt zur Zeit ihres Singfluges während der Balz- 
und Brutzeit bis in Rotorhöhe auf und kann dadurch verunglücken. Da die 
Art ihre Reviere von Jahr zu Jahr an unterschiedlichen Standorten bildet, 
sind Vermeidungsmaßnahmen durch Verschiebung der Anlagenstandorte 
nicht zielführend, und so wird auch hier der Weg der artenschutzrechtlichen 
Ausnahme beschritten. Für beide Arten werden populationsstärkende Maß-
nahmen ergriffen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Erstellung der 
Standortpotenzialstudie für Windparks wird das gesamte Gemeindegebiet 
Rastede auf mögliche Standorte für Windparks unter Zugrundelegung von 
150 m hohen Windenergieanlagen untersucht. Standorte außerhalb des 
Gemeindegebietes waren nicht Gegenstand der Untersuchungen. Auftrag-
geber der Studie ist die Gemeinde Rastede. Die Kosten für die Studie wur-
den 2015 von der Gemeinde getragen. Im Zuge der städtebaulichen Ver-
träge verpflichten sich die Vorhabenträger, diese Kosten nachträglich zu 
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3.2. Der Bau der Windenergieanlagen hat erhebliche Auswirkungen auf das 
Schutzgut Pflanzen. 
 
 
Ausnahmevoraussetzungen des 45 Abs. 7 BNatSchG: -wenn keine zumut-
bare Alternativen gegeben sind. Es sind durchaus Alternativen gegeben: Es 
müssen keine weiteren Anlagen in der Gemeinde gebaut werden. Die Ge-
meinde Rastede hat eine Ausschlusswirkung hervorgebracht, als der Wind-
park auf der Liethe gebaut wurde. Am 31.03 .2014 hat die Gemeinde den 
Beschluss zur Zurückstellung von weiteren Planungsüberlegungen zur Ent-
wicklung und Maßnahme Ausbau Windenergie bis Bekanntgabe des über-
arbeiteten EEG gefasst. Wann wurde dieser Beschluss aufgehoben? 
 
 
Ende März 2014 haben Sie Herr von Essen und Herr Schröder einen ge-
meinsamen Auftritt beim Ellernmahl. Hier wurden bereits konkrete Vorstel-
lungen zur Planung von Windparks deutlich. Wie ist das zu bewerten? 
 
 
 
In einer nicht öffentlichen Sitzung hatte am 19.05.2015 der Verwaltungsau-
schuß die Gemeindeverwaltung damit beauftragt von einem Planungsbüro 
eine Standortpotentialstudie erarbeiten zu lassen. Dieser Beschluß war ge-
heim gehalten worden. Sieht so Transparenz und Informationspoitik aus? 
 
 
 
 
 
 

erstatten (Vorlage 2018/024). Tatsächlich wurden im Rahmen der Erstel-
lung der Standortpotenzialstudie verfügbare Daten aus dem Stadtgebiet 
Varel bezüglich Informationen zu avifaunistischen Kartierungen von Brut- 
und Gastvögeln herangezogen. Es handelt sich um Daten zur lokalen 
Avifauna im Grenzgebiet der Gemeinde Rastede und der Stadt Varel. Eine 
Berücksichtigung dieser verfügbaren Daten ist unabhängig der Klärung der 
Finanzierung aus fachlicher Sicht zu begrüßen.  
 
Der Hinweis ist richtig, die erheblichen Auswirkungen werden, wie im Um-
weltbericht dargestellt, über entsprechende Vermeidungs-, Minimierungs- 
und Kompensationsmaßnahmen behandelt. 
 
Bei der Beschlussfassung zur Änderung des FNP hat die Gemeinde auf der 
Basis der Standortpotenzialstudie bereits eine Abwägung alternativer 
Standorte durchgeführt, mit dem Ergebnis, dass die Gemeinde Rastede be-
absichtigt, alle für die Windenergienutzung ermittelten Potenzialflächen, für 
die im Rahmen der Studie eine geringe bis mittlere Empfindlichkeit gegen-
über der Windenergienutzung festgestellt wurde, als Windparks im Flä-
chennutzungsplan auszuweisen. Die Gemeinde hat sich klar dafür ent-
schieden, nicht nur den bestehenden Windpark zu repowern, sondern auch 
weitere Flächen für die Errichtung von Windenergieanlagen vorzubereiten.  
 
Zunächst ist festzustellen, dass der Verwaltungsausschuss die Gemeinde-
verwaltung nicht beauftragt hat, sondern vielmehr einen Beschluss gefasst 
hat, der das Planungsbüro mit der Erarbeitung der Studie beauftragt. Dieser 
Beschluss wird entsprechend den Regularien des Kommunalverfassungs-
gesetzes von der Verwaltung ausgeführt. 
 
Ebenfalls entsprechend den Regularien des Kommunalverfassungsrechtes 
sind Auftragsvergaben und die den vorgelegten Angeboten entsprechen-
den Kalkulationsgrundlagen nicht öffentlich zu behandeln. Hierbei gibt es 
auch keinen Ermessensspielraum. Insofern ist das Wort „geheim“ unzutref-
fend, denn das würde ja bedeuten, dass insgesamt keine Erkenntnis hin-
sichtlich einer Auftragsvergabe öffentlich bekannt sein dürfte. Wie sich aus 
der vorliegenden Stellungnahme ergibt, ist dies aber offensichtlich nicht der 
Fall. 
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Warum hat das Planungsbüro fast ein Jahr gebraucht um mit der Studie 
anzufangen? Im Umweltbericht Teil II der Begründung steht: Die Gemeinde 
hat 2016 in einer aktuellen Studie das gesamte Gemeindegebiet auf die 
Eignung ..... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Brut - und Gastvogelvorkommen sind von 2013/2014. Wann werden aktu-
elle Beobachtungen angestellt? Wir haben hier im Bereich Wapeldorf/Heu-
bült eine Waldohreule, die sich auch im Windenergieanlagengebiet wieder 
findet. Diese scheint übersehen worden zu sein? 
 
 

Der Hinweis auf die vermeintlich fehlende Informationspolitik ist unzutref-
fend. In einer Vielzahl von öffentlichen Beratungen und entsprechenden 
Presseinformationen – mindestens seit dem Jahr 2012 – ist immer wieder 
unmissverständlich zum Ausdruck gebracht worden, dass Windenergie 
weiterentwickelt werden soll. Lediglich bedingt durch z. B. sich verändernde 
Rechtsprechung, Grundlagen eines Erlasses für die Entwicklung von Wind-
energie oder auch Auswirkungen der Neufassung des Erneuerbare Ener-
gien Gesetzes hat dies dazu geführt, dass die Bearbeitung nicht so schnell 
begonnen werden konnte wie ursprünglich geplant. Auf die veröffentlichten 
Niederschriften öffentlicher Ausschussberatungen wird insoweit verwiesen. 
Weiterhin wird auf die Presseveröffentlichungen verwiesen, z. B. Nordwest-
Zeitung vom 15.10.2015, die sich speziell mit der Windpotenzialstudie be-
schäftigt. 
 
Das Planungsbüro brauchte nicht ein Jahr, um mit der Studie zu beginnen, 
sondern vielmehr ein Jahr, um die Studie zu erstellen und abzuschließen. 
Aus der Darstellung im Umweltbericht ergibt sich, dass qualitative Aussa-
gen zum Bereich Natur und Landschaft nur möglich sind, wenn entspre-
chend qualitative Arbeitsgrundlagen erarbeitet werden. Diese ziehen sich 
allerdings aufgrund von Vegetationsperioden oder Brutzeiten über einen 
Zeitraum von bis zu einem Jahr hin. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Beginn der Bearbeitung der 
Studie erfolgte bereits im Jahre 2015, zeitnah nach Beschluss der Gemein-
deverwaltung. Die Erstellung eines komplexen Fachwerkes wie einer 
Standortpotenzialstudie für Windparks erfordert eine gewisse Bearbei-
tungszeit. Mit Fertigstellung der Studie im März 2016 betrug die Bearbei-
tungszeit keine zehn Monate, was komplett den fachlichen Anforderungen 
entspricht. Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichtes Lüneburg (OVG 
Lüneburg 12 KN 64/14 vom 23.06.2016), machten eine Aktualisierung von 
Teilen der vorliegenden Studie im Oktober 2016 erforderlich.  
 
Gemäß dem Leitfaden Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung und 
Genehmigung von Windenergieanlagen in Niedersachsen (Anlage 2 des 
Windenergieerlasses) dürfen die Untersuchungsergebnisse zur Fauna 
nicht älter als sieben Jahre sein und sollten optimaler Weise nicht älter als 
fünf Jahre sein. Aktuelle Beobachtungen sind daher entbehrlich, da die im 
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Das Schlagrisiko für Bussard und Falke ist enorm. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für den Kiebitz hat man sich in dem Umweltbericht als Konfliktvermeidung 
das Vergrämen während der Brutzeit ausgedacht. Ist das im Sinne des Na-
turschutzes? 
 
 
 
 
 
 

Rahmen der Bauleitplanung durchgeführten Brut- und Rastvogelerfassun-
gen zusammen mit den ergänzend durchgeführten Raumnutzungserfas-
sungen 2016 und 2017 mit den Anforderungen des Artenschutzleitfadens 
zum niedersächsischen Windenergieerlass konform gehen. 
 
Die Waldohreule stellt gemäß Windenergieerlass keine windkraftsensible 
Art dar, es gibt auch keine aktuellen Kenntnisse für eine Empfindlichkeit 
oder eine besonders hohe Kollisionsgefährdung, da die Art meist niedrig 
über ihren Nahrungsflächen jagt. Die in 2013 bei den Brutvogelerfassungen 
festgestellte Waldohreule mit Revier an der L820, welche sich zum damali-
gen Erfassungszeitpunkt in einem Abstand von mindestens 295 m zu der 
nächstgelegenen geplanten Windenergieanlage befindet, wurde bei den 
Raumnutzungserfassungen nicht innerhalb der Teilbereiche der Bauleitpla-
nung festgestellt.  
 
HANDKE (2016) trifft als Ergebnis der Raumnutzungsuntersuchung die Aus-
sage, dass für Mäusebussard und Baumfalke eine erhöhte Gefährdung 
durch den geplanten Windpark vorliegt und empfiehlt für den Baumfalken 
ca. sechswöchige Abschaltzeiten während der Endphase der Brut für die 
dem Horst nächstgelegenen Anlage. Wie in der speziellen artenschutz-
rechtlichen Prüfung zum Umweltbericht (Anlage 8) ausgeführt, sind Ab-
schaltungen für den Mäusebussard hingegen nicht zielführend. Wie weiter 
oben bereits ausgeführt, ist der Mäusebussard so weit verbreitet und allge-
genwärtig, dass Planungen ohne eine Beeinträchtigung, gleich an welcher 
Stelle im Gemeindegebiet, schlicht unmöglich sind. Aufgrund des nicht zu 
verhindernden Kollisionsrisikos der Art wird der Weg der artenschutzrecht-
lichen Ausnahme beschritten und es werden für den Mäusebussard insg. 
acht Hektar an populationsstärkenden Maßnahmen durchgeführt. 
 
Durch einen Bau der Anlagen außerhalb der Brutzeit könnten u. a. Störun-
gen von (boden-)brütenden Vogelarten wie dem Kiebitz vollständig vermie-
den werden. Falls dies jedoch aus logistischen Gründen nicht möglich ist 
(der Bau der Anlagen erstreckt sich über einen längeren Zeitraum, so dass 
ein Bau außerhalb der Brutzeit aufgrund witterungsbedingter Zwangs-
punkte nicht durchgeführt werden kann), ist durch eine kontinuierliche öko-
logische Baubegleitung (z. B. mit Begehungen der Eingriffsflächen, recht-
zeitige Anbringung/ Durchführung von Vergrämungsmaßnahmen vor Be-
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Bei der Feldlerche(rote Liste) wollen Sie Herr Bürgermeister von Essen eine 
Ausnahme vom Tötungsverbot beantragen? Auch hier gilt als Ausnahme-
voraussetzung, dass es keine Alternative gibt! Und das zwingende Gründe 
des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich sozialer und wirt-
schaftlicher Art oder im Interesse der Gesundheit des Menschen dafür spre-
chen. Es sprechen eher soziale und wirtschaftliche Interessen und die Ge-
sundheit des Menschen dagegen. Herr Schröder hat auf einer seiner Ver-
sammlungen den Landbesitzern schon mitgeteilt, dass die Anlagen, die er 
aufbauen lassen will, nicht wirtschaftlich sind. Wollen wir dann diese Anla-
gen überhaupt aufbauen lassen, wenn sie nicht zur Energiewende beitra-
gen, sondern nur Umwelt und Natur zerstören? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ginn der Brutzeit o. ä.) sicherzustellen, dass sich kein Brutpaar auf den Bau-
flächen, Lagerflächen oder Zuwegungen ansiedelt. Durch die Vergrä-
mungsmaßnahmen wird eine Schädigung der Fortpflanzungsstätten wäh-
rend der Bauzeit, soweit diese innerhalb der Brutzeit liegt, vermieden.  
Durch die räumlich (nur im Nahbereich der im Bau befindlichen Anlagen-
standorte und Zuwegungen) und zeitlich begrenzte Vergrämung der Art 
während der Bauphase in angrenzende Bereiche bleibt die ökologische 
Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang zudem weiterhin gewahrt. 
Mit dieser Maßnahme, die nur zum Tragen kommt, falls überhaupt Kiebitze 
im Bereich der Anlagen brüten und auch nur, falls der Anlagenbau in der 
Brutzeit dieser Art liegt, werden Beeinträchtigungen des Kiebitzes vermie-
den. 
 
Für die geplanten Windenergieanlagen sprechen nach aktuellem Kenntnis-
stand zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses. Auch 
zumutbare Alternativen, die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen 
der relevanten Arten führen könnten, sind in der Gemeinde Rastede nicht 
ersichtlich. Unter Berücksichtigung der fachgutachterlich aufgezeigten 
FCS-Maßnahmen ist weiterhin hinreichend sichergestellt, dass sich die Er-
haltungszustände der Population der Feldlerche durch die Umsetzung der 
Planung nicht verschlechtern werden. Diese Ausnahmevoraussetzungen 
u. a. für die Feldlerche werden in den Planunterlagen umfassend dargestellt 
(in Anlage 10 zum Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 11). Sie wurden im Vorfeld mit dem Landkreis Ammerland, welcher auf 
Genehmigungsebene die Ausnahme letztendlich erteilen muss, abge-
stimmt.  
Ob die zitierte Aussage des Investors von ihm getätigt wurde und auch so 
gemeint oder zu verstehen war, kann nicht beurteilt werden. Es liegen der 
Gemeinde dazu keine Informationen vor. Es ist aber zu vermuten, dass ein 
Investor ein unrentables Vorhaben nicht durchführen würde. 
Eine Zerstörung von Umwelt und Natur liegt nicht vor, da die Auswirkungen 
auf die Tier- und Pflanzenwelt in den Verfahrensunterlagen umfassend dar-
gestellt und bewertet werden. Sämtliche erheblichen Beeinträchtigungen 
werden, soweit eine Vermeidung nicht möglich ist, gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben ermittelt und kompensiert bzw. eine artenschutzrechtliche Aus-
nahme mit begleitenden Maßnahmen vorgesehen. 
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6000m2 Land wird versiegelt für die Windenergieanlagen und 12.395m2 für 
die Zuwegung. Die Landwirte haben in diesem Jahr darüber gesprochen, 
dass sie nicht genügend Futter für ihre Tiere haben . Aber diese Flächen 
sollen dann auch noch aus der Futterherstellung herausgenommen wer-
den? Und die Kompensationsflächen auch ja noch dazu. Woher kommt in 
Zukunft das Futter für die Tiere? Lassen wir es teuer einfliegen? 
 
Tier-Pflanzenwelt werden erheblich geschädigt. 
 
 
 
 
 
Der Knöterich ist 15m2, das Laichkraut und Sumpfblutauge mit lm2 stehen 
auf der Vorwarnliste. Wer garantiert dafür, dass wenn die Bäke verrohrt 
wird, diese Pflanzen nicht ganz verschwinden? 
 
 
Auch im Bereich der Wapel, wurde nicht auf das renaturierte Teilstück ein-
gegangen. Dort hält sich der Eisvogel auf. Dieser ist sehr empfindlich, was 
Bodenerschütterungen anbelangt. Es wurde nicht überprüft, ob der Eisvo-
gel durch den Bau der Windenergieanlagen nachhaltig gestört wird. 
 
 
 
Nahe der südlichen Zuwegung ist eine Strauch-Baum-Wallhecke, diese ist 
nach §22Abs.3BNatSchG ein geschütztes Biotop. Erst im Nachgang wird 
man erfahren, ob dieses Biotop nachhaltig geschädigt wurde. Und dann?  
 
 
 
 
 
 
Die Kartierungen sind 2013/14 erstellt worden, die Studie aber erst 2016 in 
Auftrag gegeben. Wie geht das? 
 
 

Die Bereitstellung von Flächen für die Windparkinfrastrukur bzw. die Anla-
gen selbst sowie von Kompensationsflächen durch Flächeneigentümer ge-
schieht freiwillig, hier ist außerdem zu vermuten, dass dadurch keine unzu-
mutbaren Härten für Landwirte entstehen, da für diese Flächenbereitstel-
lungen entsprechende Nutzungsentschädigungen gezahlt werden. 
 
 
Die Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt werden in den Verfahrens-
unterlagen umfassend dargestellt und bewertet. Sämtliche erheblichen Be-
einträchtigungen werden, soweit eine Vermeidung nicht möglich ist, gemäß 
den gesetzlichen Vorgaben ermittelt und kompensiert bzw. eine arten-
schutzrechtliche Ausnahme mit begleitenden Maßnahmen vorgesehen. 
 
Die genannten Pflanzenarten befinden sich in bzw. an einem Graben, der 
nicht verrohrt wird, da die Zuwegung zum nördlichen Teilbereich an ihm 
entlang läuft, ihn aber nicht quert. Aus diesem Grund ist nicht zu befürchten, 
dass diese Pflanzenarten beeinträchtigt werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült. Da in der Fachliteratur Störungsemp-
findlichkeiten von bspw. Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt 
sind, ist sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftre-
ten. 
 
Die konkrete Erschließung des Änderungsbereiches der 70. FNP-Änderung 
ist nicht Gegenstand der vorbereitenden Bauleitplanung, konkrete Aussa-
gen hierzu finden sich im Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 11. Dort wird dargestellt, dass im Vorfeld der Planungen eine 
Abstimmung zur Verlegung der Zuwegung für den südlichen Teilbereich da-
hingehend erfolgte, dass ein Abstand von 5 m zu der vorhandenen Wallhe-
cke (geschützter Landschaftsbestandteil) eingehalten wurde, um diese 
nicht zu beeinträchtigen.  
 
Für die Erstellung einer Studie sind keine umfänglichen Kartierungen durch-
zuführen. Im Rahme einer Studie wird auf zugängliche, vorhandene Daten 
zurückgegriffen. Wenn ein Investor bestimmte Bereiche Kartieren lässt, in 
der Hoffnung, dass diese Bereiche zukünftig evtl. als Windparkflächen in 
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Das Greifvogelkartierungsbüro Handke hat im Jahr 2016 eine erfolglose Ad-
lerbrut festgestellt. Hat jemand eventuell einmal darüber nachgedacht, dass 
der Überflug mit einer Drohne die Ursache für den Abbruch der Brut die 
Ursache gewesen sein kann? 
 
 
Die Brutvogelkartierung geht von April bis Juli, aber welchen Jahres? 
 
Wo saßen die Vogelbeobachter? Auf der Karte ist dies schlecht zu erken-
nen? Zumal die Karte  nicht maßstabsgetreu ist. 
 
 
 
 
Die Kraniche, die an der Bäke saßen, sind gar nicht aufgeführt. Wurden 
diese übersehen? Die hydrologischen und bodenkundlichen Gutachten sind 
wann und von wem durchgeführt? Unter dem Thema Schutzgut Boden 
heißt es, sollen vorhandene Wege genutzt werden. Die Gemeinde möchte 
aber extra eine Zuwegung für den Investor bauen lassen. Warum? Welche 
wirtschaftlichen Interessen stehen für die Gemeinde dahinter? Sollte sich 
die Gemeinde nicht eher um den Erhalt der Natur kümmern? 
 
 
Wie sieht es mit der Kompensation vom Wasser aus?  
Und mit der Kompensation vom Landschaftsbild? Wie wird das geregelt? 
Durch Ausgleichszahlungen? Vermutlich wird die Kompensation für Arten, 
Lebensgemeinschaften und Landschaftsbild anderen Menschen zugute-
kommen, während die hier lebenden Menschen mit dem Lärm, den Umwelt-
schäden usw. leben müssen?  
 
 
 
 
 

Frage kommen, so ist das jedem Investor selbst überlassen und geschieht 
auf eigenen unternehmerisches Risiko.  
 
 
Zu Überflügen Dritter mittels Drohnen hat die Gemeinde keine Erkennt-
nisse. Der Seeadler hat in 2017 erfolgreich gebrütet und zwei Jungvögel 
großgezogen. Die Einschätzung eventueller Beeinträchtigungen des See-
adlers gründet sich auf die durchgeführten umfangreichen Raumnutzungs-
untersuchungen zum Seeadler in 2016 und 2017. 
 
Die Brutvogelerfassungen wurden 2013 durchgeführt. 
 
Eine Brutvogelerfassung geschieht nicht von einzelnen Standorten aus, 
sondern die Kartierer durchstreifen das Gebiet, um alle relevanten Brutvö-
gel mit ihren revieranzeigenden Verhaltensweisen beobachten bzw. ihre 
Lautäußerungen (u. a. Gesang, Warnrufe) hören und entsprechend notie-
ren zu können. 
 
Im Rahmen der 2016 durchgeführten ergänzenden Raumnutzungsuntersu-
chung an Greif- und Großvogelarten (s. Anlage 3 zum Umweltbericht zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11) wurden an drei Terminen 
(10.05.2016, 13.05.2016, 20.05.2016) in der Nähe der Windparkfläche Kra-
niche beobachtet, die das Gebiet überflogen. Die größte beobachtete 
Gruppe bestand aus fünf Individuen. Die Art brütet nicht in der Umgebung 
der Potenzialfläche. 
 
 
Die hydrologischen und bodenkundlichen Gutachten sind in Anlage 11: IN-
GENIEURGEOLOGIE DR. LÜBBE (2016): Geotechnischer Bericht, Anlage 12: 
BÖKER UND PARTNER (2017): Windpark Wapeldorf-Nord –Beschreibung des 
Standortes aus bodenschutz- und wasserrechtlicher Sicht und Anlage 13: 
BÖKER UND PARTNER (2017): Windpark Wapeldorf-Süd –Beschreibung des 
Standortes aus bodenschutz- und wasserrechtlicher Sicht, dem Umweltbe-
richt zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 beigefügt. 
 
Zur Kompensation des Schutzgutes Wasser wird eine 650 m² große Blänke 
auf einer Kompensationsfläche angelegt (siehe Umweltbericht zum vorha-
benbezogenen Bebauungsplan Nr. 11).  
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Warum wollen wir in unserem Gebiet Kiebitz, Baumfalke, Feldlerche töten? 
Diese Tiere stehen auf der roten Liste. Gartenrotschwanz und Waldohreule 
auf der Vorwarnliste. Es wird immer wieder darüber geklagt, dass die Insek-
ten verschwinden, wollen wir den Verlust dieser Tierarten auch noch bekla-
gen? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Streng geschützte Vogelarten fallen den Windenergieanlagen zum Opfer. 
Baumfalke, Turmfalke, Mäusebussard, Sperber, Waldohreule, Schleier-
eule, Waldkauz, Kiebitz, Teichhuhn, Blaukehlchen, Grünspecht usw. 
 
In Schleswig Holstein fallen 1600 Bussarde pro Jahr den Windenergieanla-
gen zum Opfer, sind diese Anlagen es wert? 
 

Zur Kompensation des Schutzgutes Landschaft werden anteilig insg. 
8,15 Hektar an Kompensationsflächen herangezogen (siehe Umweltbericht 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11). 
Bei diesen Kompensationsflächen handelt es sich um eine Fläche von ins-
gesamt ca. 11,71 ha Größe aus mehreren, zusammenhängenden Flurstü-
cken nordöstlich der Altendeicher Straße in der Gemarkung Jaderalten-
deich der Gemeinde Jade im Landkreis Wesermarsch in ca. 5 km Entfer-
nung. Kompensationsflächen können nicht direkt im Windparkbereich lie-
gen, da die Tiere ja ansonsten von den Anlagen beeinträchtigt werden 
könnten - und dies will man ja gerade auf den Kompensationsflächen ver-
meiden bzw. kompensieren. Weiterhin müssen sie in einem Bereich liegen, 
der in einem geeigneten Rastlebensraum des Regenbrachvogels liegt und 
müssen aufwertbar sein und zur Verfügung stehen. Diese Voraussetzun-
gen besitzen die o.g. Flächen.   
 
Ein Tötungsrisiko bedeutet nicht zwangsläufig, dass auch Tiere verunfallen, 
und „töten wollen“ ist demnach der falsche Begriff. Für die Brutvogelart Kie-
bitz ist kein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko vorhanden, für den Baumfal-
ken werden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bei Vorliegen eines 
Revieres im Bereich des Windparks Abschaltzeiten der Anlagen vorgese-
hen werden. Für die Feldlerche werden populationsstützende Maßnahmen 
außerhalb des Windparkes vorgesehen. Bei Gartenrotschwanz und Wal-
dohreule gibt es keine Erkenntnisse, dass diese Arten empfindlich gegen-
über Windenergieanlagen reagieren oder einem signifikant erhöhten Tö-
tungsrisiko unterliegen. Somit liegt kein „Verlust“ der genannten Tierarten 
im Sinne von „Verlust der Art“ vor. Wie richtigerweise angesprochen, ist die 
wichtigste Ursache für die Gefährdung von Vogelarten der Kulturlandschaft 
die intensive landwirtschaftliche Nutzung, die einher geht mit einer Verar-
mung an Arten, u. a. der Insekten, die wichtig sind als Nahrung für Vögel, 
v. a. auch bei der Aufzucht der Vogeljungen.  
 
Zum Tötungsrisiko und den zur Kompensation durchzuführenden Maßnah-
men in Bezug auf die Brutvogelarten Mäusebussard, Baumfalke, Wal-
dohreule und Kiebitz wurde weiter oben bereits ausgeführt. Der Turmfalke, 
welcher in 2013 in einem Mindestabstand von ca. 705 m gebrütet hat, nutzt 
die Teilflächen des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes regelmäßig. Im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen an 
Greif- und Großvogelarten 2016 wurde jedoch festgestellt, dass er sich 
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Beim Kiebitz hat man auch festgestellt, dass dieser sich von den Anlagen 
gestört fühlt, deshalb sollte dort ein Abstand über 5OOm eingehalten wer-
den. Der Regenbrachvogel wird nachhaltig vergrämt, denn da ja bisher an-
geblich die Standorte noch nicht festgelegt sind, können auch keine Ab-
stände gemessen bzw. eingehalten werden(siehe Flächennutzungsplan). 
Das gleiche gilt für den Großen Brachvogel, auch wenn dieser nur mit einem 
kleinen Trupp gesichtet wurde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Alle gemessenen Abstände sind nur Ca. Abstände. Keiner kann im Moment 
abschätzen, wie sich die Tiere wirklich verhalten werden. Und wenn sie ver-
trieben wurden, wird das dauerhaft sein. In der Rio Konvention verpflichten 

hauptsächlich unterhalb der Rotorhöhe fliegend im Gebiet bewegt, so dass 
kein erhöhtes Kollisionsrisiko erkennbar ist. Die Schleiereule kam mit einem 
Brutpaar in einer Scheune auf einem Hofgrundstück in Wapeldorf am süd-
westlichen Rand des Untersuchungsraumes vor. Die Entfernung dieses 
Brutplatzes zur geplanten Windparkfläche betrug mehr als 1.600 m. Die 
Brutreviere von Sperber, Waldkauz, Teichhuhn und Grünspecht wurden in 
z. T. weit über 500 m Entfernung nachgewiesen, so dass hier ebenfalls 
keine Beeinträchtigungen vorliegen, für das Blaukehlchen gibt es keine Er-
kenntnisse zu besonderen Empfindlichkeiten gegenüber Windenergieanla-
gen (siehe spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, Anlage 10 zum Umwelt-
bericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11). 
 
Der Kiebitz ist eine Art, welche Windparks generell nicht meidet, allerdings 
wächst die Entfernung des Kiebitz zu WEA mit zunehmender WEA-Höhe. 
Von einer Verdrängung wird laut HÖTKER (2006) bei einem Abstand von 
unter 135 m ausgegangen, Reichenbach (2003) schlägt als Kompensati-
onsbedarf für Arten mit geringer bis mittlerer Empfindlichkeit wie dem Kie-
bitz vor, für alle Brutpaare innerhalb von 50 m von der nächsten Windener-
gieanlage von einer Funktionsminderung der Hälfte ihres Territoriums und 
für alle Kiebitzpaare bis zu einer Entfernung von 100 m von der nächsten 
Anlage von einer Funktionsminderung eines Viertels ihres Territoriums aus-
zugehen. Das betroffene Brutpaar des Kiebitzes innerhalb eines Abstandes 
von ca. 50 m zur nächsten Windenergieanlage wird demgemäß kompen-
siert (siehe Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 11). 
 
Der Weg der artenschutzrechtlichen Ausnahme in Verbindung mit popula-
tionsstärkenden Maßnahmen kann zwar nicht im Flächennutzungsplan ab-
schließend dargestellt werden, da es sich hierbei lediglich um die vorberei-
tende Bauleitplanung handelt. Dagegen wird in der verbindlichen Bauleit-
planung (vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 11), in dem die Anlagen-
standorte bereits feststehen, eine genaue Bewertung der Beeinträchtigun-
gen durchgeführt. Das gleiche gilt sinngemäß für eventuelle Beeinträchti-
gungen anderer Arten wie dem Großen Brachvogel. 
 
Da sich z. B. Reviere und Bestände von Vogelarten von Jahr zu Jahr än-
dern, reicht gemäß anerkanntem Standard eine einjährige Erfassung in der 
Regel aus, um eine Bewertung der Auswirkungen auf u. a. das Schutzgut 
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sich alle Vertragspartner zur Erhaltung aller Bestandteile einer biologischen 
Vielfalt! Hier wird um des Profites wegen, die Rio Konvention ausgehebelt. 
 
Die Erhaltung aller Vogel- und Pflanzenarten sollte in der Gemeinde im Vor-
dergrund stehen. Auch die Fledermäuse sind 2013 schon beobachtet wor-
den, die Planung angeblich erst 2016? Außerdem sind Fledermäuse hier zu 
jeder Jahreszeit gesehen worden, riskiert die Gemeinde die Tötung dieser 
Tiere? Denn das Abschalten, während der Flugzeiten funktioniert auch an 
anderen Windparks nicht. Es finden sich 1-10 Tote Tiere pro Anlage. In der 
Kartierung heißt es:" Dabei wurde darauf geachtet, dass möglichst alle 
Teilstrecken bei den Begehungsterminen aufgesucht wurde." Warum wurde 
nicht darauf geachtet, dass immer alle Strecken aufgesucht wurden? Was 
heißt möglichst? Eine Hälfte? Ein Viertel? Weniger oder mehr? Das Gebiet 
der geplanten Windenergieanlagen weißt eine hohe Dichte an Fledermäu-
sen auf. Es ist ein wertvolles Gebiet und hat eine hohe bis sehr hohe Be-
deutung für Fledermäuse. Es zeigt sich eine hohe Aktivität im gesamten 
Untersuchungsraum. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tiere vorzunehmen. Die Kompensation der prognostizierten erheblichen 
negativen Umweltauswirkungen trägt dazu bei, die Artenvielfalt zu erhalten. 
 
Einige der faunistischen Gutachten wurden 2013 im Auftrag eines weiteren 
Investors durchgeführt, der angrenzend auf Vareler Stadtgebiet einen 
Windpark plant. Da diese Untersuchungen auch den Bereich Wapeldorf-
Heubült im Fall der Fledermäuse teilweise umfassen, konnten diese im 
Rahmen der vorliegenden Planung verwendet werden. 2016 wurden die 
Fledermäuse ergänzend im Bereich des südlichen Teilbereiches des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 erfasst. 
Weder im Flächennutzungsplan noch im vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan können Abschaltzeiten festgesetzt werden. Zur Vermeidung von er-
heblichen Beeinträchtigungen durch Schlag von Fledermäusen werden im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens Abschaltzeiten der Anlagen festge-
legt werden. Außerdem kann die Genehmigungsbehörde ein nachfolgen-
des zweijähriges akustisches Gondelmonitoring gemäß Nds. Windenergie-
erlass beauflagen, mit dem geprüft werden kann, wie hoch das Schlagrisiko 
tatsächlich ist. Entscheidend sind dann tatsächlich die Regelungen im Ge-
nehmigungsbescheid.  
Abschaltungen von Windenergieanlagen stellen ein geeignetes Mittel zur 
Vermeidung von signifikant erhöhten Tötungsrisiken für Fledermäuse dar, 
wenn sie denn auf entsprechenden Erfassungen bzw. Fachgutachten ge-
gründet sind, die Abschaltzeiten im Genehmigungsbescheid entsprechend 
festgelegt und kontrolliert werden und im Rahmen eines Monitorings nach 
Errichtung der Anlagen die Wirkung der Abschaltzeiten ordnungsgemäß 
und nach dem anerkannten Stand der Technik kontrolliert wurden. 
Die zitierten 1-10 toten Fledermäuse pro Anlage sind vermutlich falsch ver-
standen worden. Bei solchen Angaben handelt es sich um errechnete 
durchschnittliche Schlagopferzahlen an Windenergieanlagen ohne Ab-
schaltungen der Anlagen.  
Der Satz „Dabei wurde darauf geachtet, dass möglichst alle Teilstrecken 
bei den Begehungsterminen aufgesucht wurde.“ ist falsch zitiert und lautet 
folgendermaßen: „Es wurde darauf geachtet, dass möglichst alle Teilstre-
cken bei den verschiedenen Begehungsterminen abends, nachts und ggf. 
in den Morgenstunden aufgesucht wurden.“ Dies bedeutet, dass die einzel-
nen Teilstrecken zu den unterschiedlichen Nachtzeiten besucht werden. 
Das ist aber immer nur in verschiedenen Begehungen möglich. Es wurde 
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Die Wapelrenaturierung ist in keinem Gutachten vorgekommen? Auch hier 
kommt es zu Störungen. Eventuell steht ja auch eine Erweiterung an und 
dann? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bodenversiegelung ist auch nicht hinzunehmen. Auch auf den Schot-
terwegen wächst nichts mehr. Die Partei der Grünen hat sich doch sehr 
gegen Bodenversiegelung ausgesprochen. Was ist jetzt damit? 
 
Des Weiteren wird angesprochen, dass Windenergieanlagen zur Verbesse-
rung der Luftqualität beitragen. Atomare Energie setzt auch keine Luftqua-
lität herab. Entsorgung und Herstellung der Windenergieanlagen sind nicht 
umweltfreundlich. 
 
 
 
 Außerdem hat man ja jetzt auch festgestellt, dass die Anlagen den Wind in 
seiner Stärke verändern. Woher nehmen sie die Gewissheit, dass die Anla-
gen nicht auch Auswirkungen auf das Wetter in Zukunft haben werden? 
 
Im geplanten Windpark laufen im Übrigen keine Bahnlinien durch. 
 
Wer garantiert uns eine unabhängige Baubegleitung? 
 

natürlich immer alles besucht, es ist aber logistisch nicht machbar, dass 
man in einer Nacht alle Teilstrecken abends, nachts und morgens aufsucht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült bzw. der in der Standortpotenzialstudie 
ermittelten Potenzialflächen. Da in der Fachliteratur Störungsempfindlich-
keiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, ist si-
cher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die nicht 
bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorgesehe-
nen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder kom-
pensiert werden. Auswirkungen auf Fische und Amphibien durch Wirkfak-
toren, die durch Windenergieanlagen verursacht werden, sind derzeit nicht 
bekannt. Für die im Bereich Wapeldorf-Heubült geplanten Anlagen kann si-
cher ausgeschlossen werden, dass es zu Beeinträchtigungen des Berei-
ches der renaturierten Wapel kommt. Von einer geplanten Erweiterung lie-
gen der Gemeinde aktuell keine Erkenntnisse vor. 
 
Die Beeinträchtigungen auf den Boden und die Pflanzen durch Bo-
den(teil)versiegelung werden bilanziert und entsprechend durch Aufwertun-
gen auf den Kompensationsflächen ersetzt.  
 
Windenergieanlagen können zur Verbesserung der Luftqualität beitragen, 
wenn die Windenergie einen Beitrag zur Energiewende leistet und dafür 
fossile Kraftwerke abgeschaltet werden können. Bei der Atomenergie ist die 
Endlagerfrage, obwohl man die se Energie seit 1954 nutz, bis heute nicht 
geklärt und das Problem wird von Generation zu Generation weiter gescho-
ben.  
 
Das Wetter ändert sich durch den Eingriff des Menschen schon seit Jahren. 
Das Wetter wird sich durch den Klimawandel mit wissenschaftlich bestätig-
ter hoher Wahrscheinlichkeit weiter ändern und der Ausbau der erneuerba-
ren Energien ist Teil der Strategie dies zu verhindern. 
 
 
Eine Baubegleitung kann im Genehmigungsbescheid festgesetzt werden. 
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Was sind funktionale Zusammenhänge? Die Natur soll in die Wesermarch 
verlegt werden? Wollen wir in Rastede keine Tiere und Pflanzen schützen? 
Warum haben dann diese Tiere den Raum in der Wesermarsch nicht schon 
längst für sich entdeckt? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie oft ist diese Fläche schon für andere Maßnahme als Ausgleichsfläche 
in Anspruch genommen worden? Werden diese Fläche auch in Zukunft kon-
trolliert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wenn schon tausende von Gänsen dort sitzen, wie sollen sich dort noch 
andere Tierarten ansiedeln? Wie kommen unsere Tiere dort hin? Und die 
Pflanzen? Demnach können also willkürlich alle Tier -und Pflanzenarten ge-
mischt werden? 
 
 

Der Begriff funktionale Zusammenhänge bedeutet in diesem Zusammen-
hang, dass der Kompensationsbereich aufgrund geeigneter Ausstattung 
und seiner Lage im Austausch mit dem Windparkbereich steht und aus die-
sem Grund trotz der Entfernung von ca. 4 km zur Kompensation der u. a. 
beeinträchtigten Tiere und Pflanzen geeignet ist. Kompensationsflächen 
können nicht direkt im Windparkbereich liegen, da die Tiere ja ansonsten 
von den Anlagen beeinträchtigt werden könnten - und dies will man ja ge-
rade auf den Kompensationsflächen vermeiden bzw. kompensieren. Wa-
rum gerade auf diesen Flächen z. B. noch keine oder kaum Kiebitze und 
Regenbrachvögel vorkommen, kann nur vermutet werden. Vermutlich ist 
ein Grund die intensive landwirtschaftliche Nutzung. Im Übrigen wurden die 
Kompensationsflächen im Vorfeld hinsichtlich ihrer Eignung und Aufwert-
barkeit mit dem Landkreis Wesermarsch abgestimmt. Die Flächen liegen 
im Landschaftsschutzgebiet (LSG) "Marschen am Jadebusen - Ost", das 
vorrangig der Sicherung und Entwicklung eines günstigen Erhaltungszu-
standes der wertgebenden Arten sowie ihrer Lebensräume des im Gebiet 
des Landkreises Wesermarsch liegenden Teils des Vogelschutzgebietes V 
64 (DE 2514-431) „Marschen am Jadebusen“ dient und auch aus diesem 
Grund gut geeignet sind bzw. weitere positive Effekte auslösen können.  
 
Diese Flächen haben selbstverständlich vorher keine Ausgleichsflächen  
dargestellt. Die Gemeinde überwacht gemäß § 4c Bausetzbuch die erheb-
lichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleit-
pläne eintreten (Monitoring). Gemäß der Ausführungen in Kap. 7.2 des Um-
weltberichtes zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 wird auch 
die Durchführung der im vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetz-
ten Kompensationsmaßnahmen ein Jahr nach Umsetzung der Baumaß-
nahme bzw. Durchführung der Kompensationsmaßnahmen erstmalig kon-
trolliert. Nach weiteren drei Jahren wird eine erneute Überprüfung stattfin-
den. Sollte diese nicht durchgeführt worden sein, wird die Gemeinde deren 
Realisierung über geeignete Maßnahmen sicherstellen. 
 
Nordische Gänse halten sich im Winterhalbjahr als Gastvögel auf den Flä-
chen auf. Dies bedeutet nicht, dass dort kein Lebensraum für die Im Früh-
jahr und Sommer auf dem jeweiligen Durchzug rastenden Regenbrachvö-
gel ist oder die im Frühjahr/Sommer brütenden Arten wie z. B. Kiebitz und 
Feldlerche nicht dort auch ihren Lebensraum einnehmen können. Vögel 
sind naturgemäß sehr mobil und finden neue, geeignete Lebensräume 
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Naturschutzrechtliche Kompensation auf externen Flächen muss unter Gel-
tung von § 1 a Abs.3 BauBG durch geeignete Maßnahmen sichergestellt 
werden, dass die Eingriffe in den Naturhaushalt unbefristet ausgeglichen 
werden.  
 
Seltsam ist es bei den einzelnen Studien auch, dass es in einem Satz heißt 
es gibt erhebliche Störungen, dann im nächsten Absatz, es gibt keine. In 
der textlichen Festsetzung ,,Planzeichnung" ist von fachkundigen Personen 
die Rede? Was sind fachkundliche Personen? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Seeadler ist von Beobachtungspunkten in Aussendeich und Bollenha-
gen beobachtet worden. Was haben diese Punkte mit Wapeldorf /Heubült 
zu tun? Auch mit den besten Ferngläsern kann ich den Seeadler dann nicht 
bei uns beobachten. 
 
 
 
 
 

meist sehr schnell. Pflanzenarten wandern oft aus der Umgebung (z. B. an-
grenzende Gräben) ein oder entwickeln sich bei günstigen Bedingungen 
zum Teil aus der Samenbank im Boden; zum Teil dienen auch Tiere als 
„Träger“ von Samen oder Pflanzenteilen. In der (Natur-) Landschaft bilden 
viele verschiedene Tier- und Pflanzenarten in einem gemeinsamen Bereich 
ein vielfältiges und vielschichtiges Ökosystem und stehen dort auch in Be-
ziehung zueinander. 
 
Eine Sicherung der Kompensationsflächen erfolgt gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben für die Dauer des Eingriffs. 
 
 
 
Leider kann ohne die Angabe einer konkreten Quelle und einer konkreten 
Textstelle hierauf nicht exakt geantwortet werden. Es ist zu vermuten, dass 
nach der allgemeinen Darstellung von möglichen Auswirkungen von Stö-
rungen durch Windenergieanlagen, z. B. auf Vögel, im Anschluss daran auf 
die konkrete Situation im Eingriffsgebiet eingegangen wird und dort auf-
grund z. B. von eingehaltenen Sicherheitsabständen keine erheblichen Stö-
rungen vorliegen. 
In der Planzeichnung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 ist 
in der textlichen Festsetzung Nr. 7 der Satz enthalten: „Unmittelbar vor den 
Fällarbeiten sind die Bäume durch eine sachkundige Person auf die Bedeu-
tung für höhlenbewohnende Vogelarten sowie auf das Fledermausvorkom-
men zu überprüfen.“ Eine sachkundige Person ist eine Person, die eine 
ausreichende Sachkunde bzw. Sachkenntnis besitzt, also in diesem Fall 
eine Person, die sich sowohl mit Vögeln als auch Fledermäusen entspre-
chend auskennt und Erfahrungen in solchen Überprüfungen hat. 
 
Die Raumnutzungsuntersuchungen zum Seeadler sind für mehrere Wind-
parkplanungen in der Umgebung zeitgleich durchgeführt worden. Die Kar-
ten und Abbildungen in den Seeadler-Gutachten stellen somit auch teil-
weise die anderen Beobachtungspunkte dar. Für die Untersuchung in 
Rastede Nord wurden ein Beobachtungspunkt westlich des Seeadlerhors-
tes und zwei Punkte an den beiden Teilbereichen der Windparkfläche ein-
gerichtet, von denen aus vor allem die Freiflächen vollständig einsehbar 
waren. Die Auswertung für die vorliegende Windparkplanung bezieht sich 
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Im NLT 10.2014 wird ein Abstand von Windenergieanlagen zu Gebieten mit 
regionaler und Landesweiter und nationaler Bedeutung von 1200m gefor-
dert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Büro Handke: Thema Regenbrachvogel: Legt man den Analogieschluss 
Gr.Brachvogel- Regenbrachvogel, sind die vom Büro zu Grunde gelegten 
Daten nicht aufrecht zu erhalten. Es ist von großräumigen Beeinträchtigun-
gen und Barriere Wirkung auszugehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

folglich vor allem auf diese Beobachtungspunkte. Im Übrigen wird die Be-
obachtung von Vögeln außer mit Ferngläsern bei Bedarf auch mit Fernroh-
ren, sog. Spektiven, mit größerer Vergrößerung durchgeführt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei dem angegebenen Abstand 
um eine Empfehlung handelt. Neben dem NLT-Papier liegt für Niedersach-
sen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergieerlass zum 
Thema Windkraft vor, der für diejenigen Behörden verbindlich anzuwenden 
ist, soweit sie als Immissionsschutz- und Bauaufsichtsbehörden, Natur-
schutzbehörden oder sonstige nachgeordnete Behörden bei der Genehmi-
gung und Überwachung von Windenergieanlagen tätig werden. In Kapitel 
2.10 „Weiche Tabuzonen“ des WEE wird ausgesagt, dass eine ungeprüfte, 
unbegründete Übernahme pauschaler Mindestabstände aus anderen Plä-
nen, Arbeitshilfen oder anderen Quellen nicht zulässig ist (S. 193). Um sol-
che pauschalen Mindestabstände handelt es sich jedoch bei den genann-
ten Abstand von 1.200 m. Vielmehr müssen diese Empfehlungen einzelfall-
bezogen überprüft werden. Dies ist in den Verfahrensunterlagen gesche-
hen. Die aufgeführte Literatur wurde neben weiterer Literatur wie u. a. dem 
Nds. Windenergieerlass (WEE) bei der Erstellung der Verfahrensunterla-
gen sowie bei der Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens herange-
zogen und beachtet. 
 
Für Auswirkungen auf den Regenbrachvogel durch Windenergieanlagen in 
Form von Verdrängungseffekten gibt es keine belastbaren Erkenntnisse. 
Da keine Erkenntnisse zu negativen Auswirkungen auf den Regenbrachvo-
gel vorliegen, ist der Regenbrachvogel auch in den einschlägigen Fachpa-
pieren (NLT-Empfehlungen, LAG-VSW-Papier) als windkraftsensible Art 
enthalten. Neben den beiden genannten Fachpapieren liegt für Niedersach-
sen seit Februar 2016 der Niedersächsische Windenergieerlass (WEE) 
zum Thema Windkraft vor (s. o.). Auch in diesem Erlass ist eine Auflistung 
von WEA-empfindlichen Vogelarten enthalten, für die artspezifische Emp-
fehlungen für die planerische Berücksichtigung der Hauptaktivitätszentren 
um Brut- und Rastplätze gegeben werden. In dieser Liste der WEA-sensib-
len Vogelarten ist der Regenbrachvogel ebenfalls nicht aufgeführt, wobei 
der Hinweis enthalten ist, dass die Liste nicht als abschließend zu betrach-
ten ist. Nichtsdestotrotz wurde aus Vorsorgegesichtspunkten im Umweltbe-
richt ein Analogieschluss zu der verwandten Art des Großen Brachvogels 
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Für den Suchraum Außendeich als Gebiet, in den vorgezogenen Aus-
gleichsmaßnahmen durchgeführt werden können, stehen die Nachweise 
aus, ob das Gebiet überhaupt vom Regenbrachvogel genutzt wird und somit 
überhaupt eine Eignung als Ausgleichsfläche gegeben ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

durchgeführt und entsprechende Maßnahmen (artenschutzrechtliche Aus-
nahme, FCS-Maßnahmen) vorgesehen, was aber nicht heißt, dass Ver-
drängungseffekte mehr als wahrscheinlich oder sogar vorauszusetzen 
seien. Vielmehr können solche lediglich nicht ausgeschlossen werden. 
Windenergieanlagen können sich in Bezug auf die Barrierewirkung derge-
stalt auswirken, dass die Vögel ausweichen und die Anlagen umfliegen, 
wenn der Park nicht sowieso unterhalb des Rotors durchflogen wird. Eine 
Barrierewirkung würde sich dagegen beispielsweise ergeben, wenn der 
Windpark eine Wirkung dergestalt entfaltet, dass die Vögel bspw. daran ge-
hindert werden, ein Schutzgebiet zu erreichen oder zwischen Nahrungs- 
und Rastplätzen, die sich jeweils in einem Schutzgebiet befinden, zu wech-
seln (vgl. Nds. OVG, Urteil vom 24. März 2003 1 LB 3571/01). Die bloße 
Erschwerung, das Schutzgebiet zu erreichen, kann demgegenüber nicht 
genügen (vgl. OVG NRW, Urteil vom 30. Juli 2009). Das Plangebiet befindet 
sich nicht in direkter Linie zwischen zwei Vogelschutzgebieten. Da sich das 
nächstgelegene, von Rastvögeln stark frequentierte Vogelschutzgebiet 
nördlich des Geltungsbereiches am Jadebusen befindet und sich im Lan-
desinneren keine Rast- oder Nahrungsgebiete in einem Schutzgebiet befin-
den, ist bei Umsetzung des Projektes keine Barrierewirkung zu erwarten.  
 
Die für diese Einschätzung erforderlichen Prüfungen wurden über die Be-
standserfassungen der Biotopstrukturen auf den Flächen sowie die Erfas-
sungen zu dem Raumverhalten der Regenbrachvögel bereits durchgeführt 
und im Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 do-
kumentiert. Die Kompensationsflächen wurden aufgrund der Ergebnisse 
der Erfassungen in den Jahren 2016 und 2017 vom Büro Handke zu der 
großräumigeren Verteilung der Regenbrachvögel zwischen Jadebusen und 
Wapelniederung als geeignet eingestuft. Bezüglich der Rasthabitate erwie-
sen sich die Regenbrachvögel nämlich als sehr flexibel. Eine Präferenz für 
feuchte Flächen, wie es 2016 den Anschein hatte, war im trockenen Früh-
jahr 2017 nicht erkennbar. Sie nutzen viele Grünlandlebensräume, Acker-
flächen und sogar Kiesinseln als Nahrungs- bzw. Ruheraum. In unmittelba-
rer Nähe der Kompensationsflächen wurden sowohl auf dem Wegzug im 
Sommer 2016 als auch auf dem Heimzug 2017 mehrere rastende Trupps 
von Regenbrachvögeln nachgewiesen, die Jader Marsch besitzt insgesamt 
eine ähnliche Bedeutung für die Art wie die Wapelniederung. Die Kompen-
sationsflächen befinden sich zwischen bereits genutzten Rastplätzen des 
Regenbrachvogels und sind daher gut geeignet. Außerdem wurden die 

https://openjur.de/suche/1+LB+3571%2F01/
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Für welche Firma sind die Gutachten und Studien angefertigt worden? Es 
gibt da zwei Firmen die genannt werden? Haben wir mehr als einen Vorha-
benträger? 
 
 
 
 
Außerdem plant das Büro Diekmann und Mosebach mal mit 9 Anlagen mal 
mit 5 Anlagen. Wie kann das sein? Dann können alle Gutachten nicht mehr 
stimmen und müssten neu angelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schön, dass uns die Gemeindevertreter 6 Wochen die Auslegung ermög-
licht haben. Schade nur dass davon 4 Wochen noch in den Sommerferien 
waren, so dass viele Menschen im Urlaub waren und die 6 Wochen Frist 
nicht nutzen konnten. 
 

Kompensationsflächen im Vorfeld hinsichtlich ihrer Eignung und Aufwert-
barkeit mit dem Landkreis Wesermarsch abgestimmt. 
 
Einige der faunistischen Gutachten wurden 2013 im Auftrag eines weiteren 
Investors durchgeführt, der angrenzend auf Vareler Stadtgebiet einen 
Windpark plant. Da diese Untersuchungen (damals im 2.000 m-Umkreis er-
fasst) auch den Bereich Wapeldorf-Heubült ganz (im Fall der Brut- und 
Gastvögel) bzw. teilweise (Fledermäuse) umfassen, konnten diese im Rah-
men der vorliegenden Planung verwendet werden. 
 
Hintergrund für die zum Teil unterschiedliche Darstellung in den Unterlagen 
sind die verschiedenen Planungsstände bzw. der jeweilige Anlass für die 
Untersuchungen. Bei den Bestandserfassungen ist entscheidend, dass die 
Anforderungen an die Untersuchungsgebiete und den Erfassungsumfang 
bzw. die Methodik erfüllt sind. Dies ist bei allen Unterlagen der Fall. Bei der 
Ermittlung der Auswirkungen wurden unterschiedliche Anlagenzahlen zu-
grunde gelegt. Dies geschah in Hinblick auf die Berücksichtigung der größt-
möglichen Auswirkungen der Windparkplanungen der Gemeinde Rastede 
und der Stadt Varel. In Bezug auf Schall- und Schattenwurfimmissionen 
wurden die geplanten Anlagen auf Vareler Stadtgebiet auf Initiative der In-
vestoren miteinbezogen, um unter dem Gesichtspunkt des Zusammenwir-
kens aller geplanten Anlagen zu ermitteln, ob die beiden Parks im Zusam-
menwirken immissionstechnisch überhaupt realisierbar sind. Entsprechend 
wurden die geplanten Windparks auf Vareler Stadtgebiet auch bei der Be-
arbeitung der sog. kumulierenden Vorhaben im Umweltbericht miteinbezo-
gen. Umgekehrt wurden diese Vorhaben bei der Landschaftsbildbewertung 
nicht berücksichtigt, da diese nur im Fall von bereits bestehenden oder ge-
nehmigten Anlagen als sog. Vorbelastung anzusetzen wären und sich dar-
aus ein geringerer Kompensationsbedarf für das Landschaftsbild im Rah-
men des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Wapeldorf-Heu-
bült“ ergeben hätte. 
 
Die Gemeinde hat sich für eine sechswöchige Beteiligungsfrist entschie-
den, weil die Planunterlagen so umfangreich waren. Die Gemeinde hat hie-
rauf auch schriftlich hingewiesen 
 
 
Schreiben vom 29.06.2018 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         179 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

Wir bitten um persönliche Antworten und verbleiben mit freundlichen Grü-
ßen 
 
Anlage: Stellungnahme des NABU Rastede u. des NLWKNs 
 
(Die vollständige Stellungnahme des NABU Rastede vom 21.08.2018 ist 
oben in dieser Tabelle unter „Bürger 2“ abgedruckt). 
 
Stellungnahme des NABU Rastede: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Rastede 
kann aus den vorgenannten Gründen in der vorliegenden Form nicht 
zugestimmt werden. 
 
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede angedachte Bereich zur Reali-
sierung von Windparks im Lehmdermoor dürfte ein Gastvogellebensraum 
von noch zu bestimmender Bedeutung sein. Ausschlaggebend für eine ent-
sprechende Bewertung könnte das Vorkommen des Regenbrachvogels 

 
„Auslegungsdauer gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
hier: 70. FNPÄ und vorhabenbezogener Bebauungsplan 11 – Windpark 
Wapeldorf/ Heubült 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ist die reguläre Auslegungsdauer von einem Mo-
nat bei Vorliegen eines wichtigen Grundes für die Dauer einer angemesse-
nen Frist zu verlängern (s. Anlage: BT-Drs. 18/10942). Die wichtigen 
Gründe müssen dabei in der Komplexität der Planung liegen; äußere Um-
stände – z. B. Weihnachts- oder Sommerferien – sind nicht relevant.  
 
Das o. g. Bauleitplanverfahren, mit dem Flächen für die Windenergienut-
zung bereitgestellt und die Konzentrationswirkung erweitert werden soll, hat 
eine besondere Komplexität inne. Die Verfahrensunterlagen, insbesondere 
zu den Belangen und Natur, Landschaft und Artenschutz sind sehr umfang-
reich und spezifisch. 
 
Somit liegen wichtige Gründe für eine Verlängerung der Auslegungsdauer 
vor. Die Auslegung für das o. g. Bauleitplanverfahren wird daher für die 
Dauer von 6 Wochen durchgeführt.  
 
Anlage: BT-Drs. 18/10942“ 
 
Andernfalls wäre die Beteiligung mit einer einmonatigen Frist durchgeführt 
worden. 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 71. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan und wird im Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens abgearbei-
tet. 
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sein. Es wird beschrieben, dass auch andere wertgebende Vogelarten in 
artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. Vor diesem Hinter-
grund sollten die beplanten Windenergie- Potenzialflächen naturschutz-
fachlich nicht mehr in Betracht gezogen werden, weil sie möglicherweise 
mitten in einem bedeutenden Gastvogellebensraum und dem Lebensraum 
von weiteren kollisionsgefährdeten Großvögeln (U. a. Rotmilan, Weißstorch 
und Seeadler) liegen. Es wird dringend empfohlen, die diesbezügliche Da-
tenlage in der kommenden Zug- und Brutzeit zu aktualisieren. 
 
Zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanung „Windenergie 
Lehmden": 
Gegen die hier angedachte Planung bestehen grundsätzlich keine Beden-
ken. Allerdings befindet sich nordwestlich an die Potenzialfläche angren-
zend ein bisher nicht untersuchter älterer Waldbestand und westlich der 
Kreisstrasse schließt das Gelände des Golfplatzes an. Der NABU Rastede 
ist mit dem Vorstand des Golfclubs in Gesprächen wegen einer Verbesse-
rung der Lebensräume für die dortige Avi- und Fledermausfauna. Bevor 
eine Erweiterung des bestehenden Windparks (Repowering) in Betracht ge-
zogen wird, sind die in der Standortstudie nicht untersuchten Wald- und 
Waldrandbereiche für die genannte Fauna nachzukartieren. Hier könnte 
eine Neubewertung der Abstände zu den geplanten WEA erforderlich wer-
den. 
 
 
Türme gemacht werden. Allein die erforderlichen Entwässerungsmaßnah-
men werden unübersehbare Folgen für die dort wohnenden Menschen und 
vom Aussterben bedrohten Tier- und Pflanzenarten haben. Aber auch der 
Moorkörper wird durch die Gründungsarbeiten und das Durchstossen des 
mineralischen Untergrunds auf Dauer durch die fehlende Wasserzirkula-
tion, Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche Moorrenaturierung, zerstört. 
Eine Moorregeneration wird dadurch weitgehend unmöglich gemacht. Zu-
dem würde eine bisher relativ unberührte Naturlandschaft in eine Industrie-
landschaft unter dem Deckmantel des Klimaschutzes verwandelt. Dass 
man seitens der Gemeinde den Wünschen eines Investors soweit entge-
genkommen will, mitten in eine Moorfläche und Erholungslandschaft einen 
wahren „Flickenteppich“ aus Beton, breiten Schotterstrassen usw. zu hin-
terlassen, ist schwer nachzuvollziehen. So sind Naturschutz und Energie-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 72. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan und wird im Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens abgearbei-
tet. 
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wende nicht vereinbar! Der hemmungslose Naturverbrauch geht ungeach-
tet aller wissenschaftlichen Erkenntnisse und Warnungen, u. a. der Natur-
schutzverbände, unvermindert weiter. Für die Gewinnmaximierung einiger 
Investmentfonds und -anleger sollte uns unsere Natur und Lebensgrund-
lage zu schade sein! Auch nachfolgende Generationen haben Anspruch auf 
eine unverbrauchte und unverstellte Moorlandschaft! 
 
Wie heißt es so poetisch im RROP (D2.10 2) des Landkreises Ammerland: 
„Überwiegend als Grünland genutzte Fluß- und Bäkenniederungen, die in 
der zeichnerischen Darstellung als Vorsorgegebiete für Grünlandbewirt-
schaftung, -pflege und –entwicklung dargestellt sind, sollen durch Maßnah-
men, die den Naturhaushalt in seiner Funktionsfähigkeit oder das Bild der 
Landschaft erheblich stören, grundsätzlich nicht beeinträchtigt werden. Ne-
gative Entwicklungen in diesen Bereichen, z. B. ...die Anlegung von Contai-
nerflächen, sind grundsätzlich auszuschließen.“  
Und: auch wenn es Investoren und unkritische Politiker nicht gerne hören: 
Moore, also auch das Lehmder Moor, sind mit die letzten relativ ungestörten 
Rückzugsgebiete bedrohter Pflanzen- und Tier-, insbesondere Vogelarten, 
die Gefahr laufen, aus der Roten Liste gefährdeter Brutvögel als ausgestor-
ben herauszufallen. 
Die Bedeutung der Potenzialfläche für dort vorkommende Fledermausarten 
wurde durch das Planungsbüro in der Standortstudie nicht geprüft. Da min-
destens die hier heimischen Fledermausarten Großer Abendsegler, Kleiner 
Abendsegler und Breitflügelfledermaus durch Windkraftanlagen, auch in 
der Zugzeit, stark gefährdet sind, ist eine entsprechende Kartierung zwin-
gend erforderlich und durch ein Fachbüro nachzuholen. 
 
Planungsgebiet Braunkehlchen (RL 2), Rotmilan (RL 2), Seeadler (RL 2), 
Rohrweihe (RL V), Weißstorch (RL 3), Wanderfalke (RL 3), Turmfalke 
(2015: RL V) auf der Nahrungssuche beobachtet und z. T. fotografiert wor-
den. Sogar der Wachtelkönig (RL 2) ist hier in der Brutzeit verhört worden. 
Die Aufzählung mag nicht vollständig sein, zumal wir davon ausgehen, dass 
auch Kiebitz (RL 3), Feldlerche (RL 3), Mehlschwalbe (RL 3), Wiesenpieper 
(RL 3), Goldammer (RL V), die schilfbewohnenden Arten Teich-, Schilf- und 
Sumpfrohrsänger und viele andere in den übrigen Rasteder Moorgebieten 
brütenden Offenland- bzw. Halboffenlandarten (z. B. Fitis, Zilpzalp, Neuntö-
ter, Dorngrasmücke, Schwarzkehlchen, Wachtel) ihren Lebensraum in die-
sem Moorgebiet haben, um nur einige der wichtigsten Vertreter zu nennen. 
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Die Aufzählung allein der z. T. auf Fotos dokumentierten Rote-Listen-Arten 
rechtfertigt U. E. eine Einstufung des Gebietes in die höhere Wertstufe 15 
(hohe Empfindlichkeit). Wir empfehlen in diesem Zusammenhang dringend, 
die Datenlage in der kommenden Zug- und Brutzeit auf eine aktuelle, wis-
senschaftlich fundierte Grundlage zu stellen, bevor es hier zu vorschnellen 
Entscheidungen kommt, die einer möglichen rechtlichen Auseinanderset-
zung nicht standhalten können. Der NABU Rastede wird ebenfalls die not-
wendigen ornithologischen Daten im Lehmdermoor aktualisieren. 
 
Generell zur Windkraft in Moorgebieten haben der NABU Oldenburger 
Land und der NABU Rastede bereits 201212013 vor der Umsetzung der 
Details zur landkreisweiten Windkraft- Potenzialstudie im Bereich der 
Rasteder Geestrandmoore gewarnt. Darin waren große Flächen entlang 
des Geestrandes als potenzielle Standorte für Windparks vorgesehen. Die 
Geestrandmoore verfügen über noch weitgehend unberührte Landschaften 
- mit die letzten in Rastede angesichts des immensen Flächenverbrauchs 
der letzten Jahre. Der ursprünglich richtige Gedanke, Windkraft als Teil der 
erneuerbaren Energien mit Blickrichtung auf den sich abzeichnenden Kli-
mawandel zu fördern, gerät leider immer mehr in den Hintergrund. Invest-
mentgesellschaften locken an windexponierten Standorten Kapitalanleger 
und Grundeigentümer mit hohen, staatlich geförderten Renditen und versu-
chen dann, ihr Konzept auf politischer Ebene durchzusetzen. Dies versucht 
derzeit ein offenbar nur vermittelnder Investor in Rastede umzusetzen. 
Dass damit Moorlandschaften zu einem Industriegebiet degradiert werden, 
wird billigend in Kauf genommen. 40-Tonner-LKW tragende massive Zuwe-
gungen für die riesigen Bauteile müssen geschaffen und der moorige Un-
tergrund bis in große Tiefen standfest für die bis 200 Meter hohen 
 
Wie das Planungsbüro in seiner Präsentation unter VI. ausdrücklich hin-
weist, müssen die Flächen im weiteren Planungsprozeß ggf. einer vertieften 
artenschutzrechtlichen Betrachtung unterzogen werden. Der Versuch dazu 
sollte mit dieser Abhandlung unternommen werden.  
 
Die Bedeutung der Potenzialfläche für dort vorkommende Fledermausarten 
wurde durch das Planungsbüro in der Standortstudie nicht geprüft. Da min-
destens die hier heimischen Fledermausarten Großer Abendsegler, Kleiner 
Abendsegler und Breitflügelfledermaus durch Windkraftanlagen, auch in 
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der Zugzeit, stark gefährdet sind, ist eine entsprechende Kartierung zwin-
gend erforderlich und durch ein Fachbüro nachzuholen. 
 
Des weiteren erfordert der unmittelbar angrenzende Modellflugplatz eine 
Prüfung, in der die Belange des dortigen Vereins (Einschränkungen des 
Flugbetriebs bis hin zur Aufgabe des Platzes) zu prüfen sind. 
 
Der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Rastede 
kann aus den vorgenannten Gründen nicht zugestimmt werden. 
 
Zur 71. Änderung des FIächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdenmoor“: 
Grundlage unserer Stellungnahme sind eigene Beobachtungen im Rahmen 
der Stellungnahmen zum ROV und BVWP zur A 22/20, dem Gutachten des 
Planungsbüros Diekmann & Mosebach vom 08.03.2016 und mehrjährige 
mit vielen Beweisfotos unterlegten Beobachtungen einer ornithologisch 
sehr engagierten Anwohnerin aus dem Alten Lehmdermoorweg.  
 
Der Bereich Lehmdermoor wird zwischen Lehmdermoorgraben und Gee-
strandtief im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreis Ammer-
land als Vorsorgegebiet für Günlandbewirtschaftung ausgewiesen. Daraus 
folgt naturgegeben, dass es sich um einen potenziellen Lebensraum für die 
überwiegend stark gefährdeten Wiesenvögel, die in den letzten 20 Jahren 
um ca. 80 % im Bestand abgenommen haben, handelt; wir es also hier mit 
einem hochsensiblen Natur- und Lebensraum zu tun haben. Das Planungs-
büro hat als wertgebende Arten (Rote-Listen-Arten4) dort Braunkehlchen 
(RL 2), Gartenrotschwanz (RL V) und Rauchschwalbe (RL 3) festgestellt. 
Zu denken gibt, dass weitere wichtige wertgebende Vogelarten keine Er-
wähnung finden, die von der niedrigen Empfindlichkeit (Punktzahl 5) zu ei-
ner hohen Empfindlichkeit (Punktzahl 15) führen müssen. So sind auch hier 
wie in der Wapelniederung große Ansammlungen von Regenbrachvögeln 
als Gastvögel beobachtet worden. Auch der in unserem Raum sehr seltene 
Ortolan (RL 2) ist in den letzten beiden Jahren in der Brutzeit festgestellt 
worden (Belegfoto). Ferner sind im 
 
Diese würden nicht mehr der Anlage 2 des noch geltenden Windkrafterlas-
ses in Bayern entsprechen. Ab sofort müssen in Bayern die aktuellen Ab-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hier handelt es sich um die 71. Flächennutzungsplanänderung. Dieser Teil 
der Stellungnahme wird im Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens 
abgearbeitet. 
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standsempfehlungen der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogel-
schutzwarten (s. o., Stand April 201 5) angewandt werden. Damit gibt das 
BayVGH klare rechtliche Vorgaben für die künftige Genehmigungspraxis in 
Bayern. Die Entscheidung des höchsten bayerischen Verwaltungsgerichtes 
könnte auch Präzedenzfall zum Thema ,,Windkraft versus Artenschutz" für 
ganz Deutschland werden.  
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede avisierte Raum zur Realisierung 
von Windparks in der Wapelniederung ist ein Gastvogellebensraum von na-
tionaler Bedeutung; in Teilen ist er Gastvogel- Lebensraum von landeswei-
ter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das Vorkommen 
des Regenbrachvogels. Vor dem Hintergrund der Prämisse einer Risiko- 
und Konfliktminimierung sollten die im Raum liegenden vier Potenzialflä-
chen naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht gezogen werden, weil sie 
zum Teil mitten im bedeutenden Gastvogellebensraum Wapelniederung lie-
gen. 
Losgelöst davon und im Hinblick auf eine potenzielle artenschutzrechtliche 
Betroffenheit des Regenbrachvogels, geht das Gutachterbüro von einer Be-
deutung der betroffenen Flächen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
für die Art aus. Mit Bau und Betrieb von WEA würden bedeutende Teile der 
Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische Funktion als RastgebietlRuhe-
stätte für die Art verlieren (Verbotstatbestand). Um den Verbotstatbestand 
bezüglich des Verlusts der Ruhestätte abzuwenden, wurden vom Gut-
achterbüro einige Überlegungen für ,,vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men" im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG angestellt. Jedoch sind die skizzierten 
Maßnahmen nicht überzeugend; sie beruhen überwiegend auf unbelegten 
Annahmen oder der Erfolg ist eher unwahrscheinlich. Die Zweifel machen 
sich fest an dem zu gering gewählten Flächenansatz und einer fraglichen 
Gebiets- und Maßnahmeneignung. 
 
Zudem sollte die Prüfung erweitert werden, ob sich die Konflikte, die sich in 
der Wapelniederung zwischen Windenergiewirtschaft und Vogelschutz auf-
tun, tatsächlich ,,nur“ auf die Bedeutung des Gebietes als Rastplatz für Re-
genbrachvögel beschränken oder wie beschrieben, auch andere Vogelar-
ten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Hier handelt es sich anscheinend unvermittelt um eine Stellungnahme zur 
70. Flächennutzungsplanänderung oder zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 11. Da dieser Teil der Stellungnahme aus z. T. unzusammen-
hängenden Teilen bzw. Teilsätzen der Stellungnahme des Bürgers 2 be-
steht, wird auf den dortigen Abwägungsvorschlag verwiesen. 
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Falle z. B. des sich nicht einstellenden Erfolgs der Maßnahmen Rückbau 
von Anlagen, Vergrößerung der Maßnahmenkulisse o. ä.). 
 
Mithin ist festzustellen, dass die geplanten Maßnahmen gegenüber 
dem derzeitigen Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantita-
tiv noch qualitativ eine substanzielle Aufwertung darstellen. Deshalb 
wird dringend empfohlen, die Windenergiepläne in der Wapelniede-
rung in Übereinstimmung mit den Empfehlungen der Länderarbeitsge-
meinschaft der Vogelschutzwarten in Deutschland, dem sogen. ,,Hel-
goländer Papier", aufzugeben. 
 
Wie auch vom Planungsbüro kartiert, sollten U. E. neben den intensiven 
Betrachtungen zum Regenbrachvogel die weiteren im Niederungsgebiet 
der Wapel vorkommenden Brut- und Rastvogelarten erwähnt werden, die 
zwar keine landesweite oder nationale, aber regionale und lokale Bedeu-
tung erreichen und somit das Bild eines hochsensiblen Natur- und Lebens-
raumes abrunden. So erreichen uns Belegfotos von größeren Ansammlun-
gen Nahrung suchender Weißstörche, werden uns von Beobachtungen der 
Rote-Listen-Arten der in Niedersachsen und Bremen gefährdeten Brutvo-
gelarten4, U. a. von Seeadlerüberflügen (Rote-Liste-Status (RL) 2), Weiß-
störchen (RL 3), Wanderfalken (RL 3), Rohrweihen (RL V), Turmfalken (RL 
V) und den weniger im Bestand, aber durch WEA gefährdeten Mäusebus-
sarden und Sperbern berichtet. Der nach erfolgreichem Schlupf (mündl. F.-
0. Müller, NABU Wesermarsch) aufgegebene Seeadlerhorst befindet sich 
innerhalb des empfohlenen Suchraums (6 km) nur -4,153 km und nicht wie 
bei Diekmann & Mosebach -6 km vom geplanten WEA-Standort Rastede 
Nord entfernt. 
 
Auf ein aktuelles Urteil sei noch hingewiesen: In seinem Urteil vom 
17.03.2016, Az. 22 B 14.1875 und 22 B 14.1876, fasst der Bayerische Ver-
waltungsgerichtshof (BayVGH) die bisherige Rechtsprechung zur Proble-
matik über das Vorkommen von Rotmilanen im Bereich von Windrädern zu-
sammen und wies die Klage eines Betreibers auf eine Baugenehmigung ab. 
Zusätzlich urteilte der BayVGH über die Abstände kollisionsgefährdeter Vo-
gelarten zu Windrädern. 
 
genbrachvögeln genutzt wurde bzw. wird und somit grundsätzlich über-
haupt die Eignung als Ausweichraum besitzt. Werden die Flächen bereits 
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von der Art genutzt, ist zu klären, ob und unter welchen Bedingungen die 
Flächen weitere Individuen aufnehmen können.  
 
2. Zwar ist mit dem Gebiet der räumliche Zusammenhang gewährleistet und 
hinsichtlich der Bodentypen ein geeignet erscheinender Bereich gefunden, 
allerdings liegen im zentralen Bereich die avisierten Flächen z. T. unmittel-
bar an Waldflächen, was ihre Eignung als Regenbrachvogel-Lebensraum 
erheblich minimiert. 
 
3. Eine bloße Erhaltung der Grünlandnutzung oder dessen befristete Erhal-
tung stellen keine Aufwertung dar und können insofern nicht als Ausgleichs-
leistung angesehen werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr dauer-
haft zu erbringen (jedenfalls für die Dauer der Schädigungen). Dauergrün-
land kann bereits aufgrund anderer umweltrelevanter und naturschutzrecht-
licher Vorschriften nicht ohne weiteres zerstört werden.  
 
4. Bei der vorgeschlagenen Umwandlung von Acker- in Grünland sowie von 
Intensiv- in Extensivgrünland verhält es sich anders. Aber auch damit würde 
grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr erreicht, als diese bereits 
heute in der Wapelniederung vorfinden.  
 
5. Weiterhin bleibt unklar, wie der 180 ha große Suchraum „Dingenburger 
Moor" durch Maßnahmen auf nur 16 ha ökologisch und funktional so aufge-
wertet werden soll, dass er in Gänze als Ausweichgebiet betrachtet bzw. 
angerechnet werden kann. Es ist höchst zweifelhaft, dass sich die Flächen 
von 16 ha durch die beschriebenen Maßnahmen zu einem für Regenbrach-
vögel attraktiven Standort mit einer Ausstrahlung auf die umliegenden 164 
ha entwickeln. Damit zeichnet sich ab, dass die Ausgleichsflächen die öko-
logische Funktion der beanspruchten Flächen als Ruhestätte nicht umfäng-
lich werden erfüllen können.  
 
6. Das vorgeschlagene Monitoring an sich stellt keine vorgezogene Maß-
nahme dar. Überdies kommt ein Monitoring z. B. der Regenbrachvogelbe-
stände oder des Erfolgs der vorgeschlagenen Maßnahmen nur in Frage, 
wenn es als Instrument der Nachsteuerung genutzt würde (im  
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ansetzen und mit ihr räumlich verbunden sein. Die betroffenen lndividuen 
müssen unverzüglich aufgenommen werden können, wenn die bisherigen 
Habitate geschädigt oder zerstört werden.  
 
b) Für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, 
Habitatbestandteile oder -eigenschaften infrage, die vergleichsweise kurz-
fristig herstellbar sind. In jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von vermut-
lich mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management notwen-
dig sein. 
  
c) Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der 
Ausdehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer 
Größe in qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die Populations-
größe nicht dezimiert wird. 
 
d) Die betroffenen lndividuen müssen den im räumlichen Zusammenhang 
neu geschaffenen Lebensraum nachweislich angenommen haben oder ihre 
zeitnahe Besiedlung muss unter Berücksichtigung der besten verfügbaren 
wissenschaftlichen Erkenntnisse mit einer hohen Erfolgssicherheit attestiert 
sein. Stets bedarf es dazu einer am Einzelfall orientierten Wirksamkeits-
prognose. 
 
e) Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, wird man nicht von 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen können. Daran ändern 
auch ein vereinbartes Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesse-
rungsvorbehalte nichts. Ein Monitoring darf nur dazu dienen, Unsicherhei-
ten zu erkennen, die sich aus nicht behebbaren Erkenntnislücken ergeben, 
sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Ein Hin-
weis auf die Notwendigkeit eines Risikomanagements ist ein Hinweis auf 
eine fehlende Erfolgssicherheit. 
 
Hinsichtlich der vom Gutachterbüro dargelegten Überlegungen sind be-
trächtliche Defizite oder Unsicherheiten erkennbar, die an der Machbarkeit 
bzw. Wirksamkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen zweifeln lassen. 
Dazu führen wir aus: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         188 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

1. Für den Suchraum „Dringenburger Moor" als Gebiet, in dem vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden könnten, steht der Nachweis 
aus, ob er bislang von Re- 
 
Fraglich ist, ob der schmale Niederungsstreifen nach Bau der WEA über-
haupt noch von Regenbrachvögeln angesteuert wird, wenn dort weithin 
sichtbar die sie störenden Anlagen stehen. Überdies bleibt ungeklärt, wel-
che Auswirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die Ungestörtheit 
der Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilgebieten innerhalb 
der Niederung für die Art haben etc. 
 
Umfang und Wirkung der als „vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen“ 
deklarierten Maßnahmen 
 
Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplanten WEA die Be-
deutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für Regenbrachvögel 
zerstören würden, steht offenbar auch für den Investor fest. Man misst den 
betroffenen Flächen die Bedeutung einer Ruhestätte im Sinne von § 44 Abs. 
1 Nr. 3 BNatSchG zu. Diese Einschätzung wird hier geteilt.  
 
Strittig sind hingegen das zu erwartende Ausmaß der Flächen- bzw. Funk-
tionsverluste dieses national und landesweit bedeutenden Gebietes für ras-
tende Regenbrachvögel sowie die Anforderungen, die für vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen im Sinne 5 44 Abs. 5 BNatSchG zu erfüllen sind, 
um einen Verstoß gegen das artenschutzrechtliche Verbot des § 44 Nr. 1 
Abs. 3 BNatSchG zu vermeiden. 
 
Unseres Erachtens wird bereits die Größe der Flächen- und Funktionsver-
luste seitens des Gutachters nicht vollumfänglich erkannt. Insofern sollte 
das Planungsbüro gebeten werden, den rechnerischen Ansatz an die vor-
stehend genannten Auswirkungsradien anzupassen und eine berichtigte 
Berechnung vorzulegen. 
 
Sodann wäre seitens des Büros darzulegen, wie die Flächen- und Funkti-
onsverluste mit ,,vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen" tatsächlich bewäl-
tigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbesondere folgende Be-
dingungen wesentlich: 
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a) Die Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion 
der betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen an 
der konkret betroffenen Population 
 
eines relevanten Tötungs- oder Störungsrisikos, d.h. bei Einhaltung der ent-
sprechenden Empfehlungen wird im Regelfall ein Eintritt der Verbotstatbe-
stände des § 44 Abs. 1 U. 2 BNatSchG vermieden. 
 
Über den Regenbrachvogel und seine Sensitivität gegenüber Windkraftan-
lagen ist wenig bekannt. Hierbei ist hilfreich, die alternativ für den Großen 
Brachvogel ermittelte Abstandswerte heranzuziehen. Große Brachvögel 
verunglückten nachweislich dreimal in Deutschland und siebenmal im übri-
gen Europa an WEA (DÜRR 2015a, b l l ) . Hieraus ergibt sich - wie beim 
Regenbrachvogel - zunächst keine erhöhte Betroffenheit. Allerdings spie-
gelt die Anzahl der Fundmeldungen in der Schlagopferkartei lediglich die 
Erfassungsintensität und Meldebereitschaft wider, nicht jedoch das Aus-
maß des Problems (DÜRR 2016). So liegen immer noch zu wenig systema-
tische Untersuchungen zum Vogelschlag vor, die zentrale Fundkartei stellt 
lediglich Zufallsfunde zusammen. Letztlich bedeutet dies, dass das arten-
schutzrechtliche Tötungsverbot aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sehr wohl 
durchaus erfüllt sein könnte, da die zusätzlich zur natürlichen Sterblichkeit 
auftretende betriebsbedingte Mortalität das ,,allgemeine Lebensrisiko" der 
Individuen übersteigen kann. 
 
Hinsichtlich des Meideabstandes von Großen Brachvögeln wurden von 
HÖTKER (2006) 25 Studien mit entsprechenden Angaben gefunden, die 
jedoch an anderen Anlagentypen erhoben wurden, heterogenes Untersu-
chungsdesign besaßen und auch deutliche Qualitätsunterschiede aufwei-
sen. Der mittlere minimale Abstand von Großen Brachvögeln außerhalb der 
Brutzeit betrug 222 m (Spanne: 50-650 m) bei erheblicher Standardabwei-
chung (als Maß der Streuung) von +I- 178 m (HÖTKER 2006). GOVE et al. 
(2013) bezifferten nach umfangreicher Literaturauswertung für rastendet-
durchziehende Watvögel den Bereich vollständiger Meidung um WEA vor-
sorglich auf etwa 300 m, den Störbereich auf etwa 600 m. Als Vorsorge-
Werte für die Bemessung der lokalen Bestandsreduktion gaben sie 100 % 
im Bereich von 0-300 m um die Anlagen und 50 % im Bereich von 300-600 
m an. 
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Die Datengrundlagen des Planungsbüros sind demnach nicht aufrechtzuer-
halten. Es ist von einer erheblich weiträumigeren Beeinträchtigung des 
Rastgebietes für Regenbrachvögel als jeweils auf nur 200 m um eine WEA 
bzw. um einen Windpark (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) auszugehen. 
Dadurch wird die Wapelniederung für die Art auf deutlich größerer Fläche 
als insgesamt 165 ha (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) potenziell entwer-
tet. 
 
 

 
 
Wertvolle Vogellebensräume und Zugwege sollten von WEA frei gehalten 
werden (Hötger et. al. 2004, GLOVE et al. 2013, NLT 2014, LAG-VSW 
2014); übrigens nicht nur in Deutschland oder in Europa, sondern überall 
auf der Welt (z. B. COMMONWEALTH OF AUSTRALIA 2015). Dieser ele-
mentare Grundsatz hat seine Berechtigung. So kommt es nicht überra-
schend im Fall der Wapelniederung zu einem Konflikt bzw. zur Überlage-
rung von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete entlang von Flüssen 
mit ihrem offenen Landschaftsbild und i.d.R. hohen Grünlandanteilen sind 
für viele Wasser- und Watvogelarten von großer Bedeutung als Brut- und/ 
oder Gastvogellebensraum. 
 
Neben den beiden o. g. Fachpapieren liegt für Niedersachsen ein Erlass 
zum Thema Windkraft vor (Niedersächsischer Windenergieerlass, am 
25.02.2016 in Kraft getreten). Dieser betont vor allem den Weg der Einzel-
fallprüfung bzw. die Überprüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände, wobei zwangsläufig fachlich getragene, lebensraumbezogene An-
sätze in den Hintergrund treten. 
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Gleichwohl spricht der Erlass bei den WEA-empfindlichen Vogelarten für 
die Planungsebene artspezifischen Empfehlungen für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze Bedeu-
tung zu. Bedauerlicherweise ist die Liste der WEA-sensiblen Vogelarten im 
Erlass unvollständig, so fehlt z. B. der Regenbrachvogel. Dies nicht deswe-
gen, weil die Art Windenergieanlagen tolerieren würde, sondern die Art ist 
in Niedersachsen sehr selten und der Erlass nicht auf alle Einzelfälle aus-
gelegt. Der ökologisch verwandte Große Brachvogel indes ist enthalten, 
kann stellvertretend betrachtet werden. Für diesen werden Prüfradien von 
500 m und 1.000 m um WEA genannt. Das Einhalten der empfohlenen Ab-
stände indiziert das Fehlen 
 
chen zugrunde gelegt werden müssen (als vorläufige Bewertung, ansons-
ten gilt für die Bewertung von Gastvogellebensräumen die Vorgabe, dass 
Schwellenwerte in der Mehrzahl der unter-suchten Jahre, z. B. in dreien der 
letzten fünf, überschritten werden müssen (KRÜGER et.al.2013). 
 
Für Relativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrach-
vogel Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) als 
auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal registriert 
worden seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Rede ste-
henden Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogellebens-
raum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weiterer Un-
tersuchungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapelniederung 
sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil erreichen lan-
desweite Bedeutung. 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentliche Faktor, um Konflikte und 
Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu minimieren. Von dem Bau von WEA sollten deshalb Ge-
biete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere Bedeutung 
für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktionen o-
der Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder erheblich 
beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Einhaltung be-
stimmter Abstände zu diesen Gebieten. 
Die Windparkpotential-Fläche „Rastede Nord", befindet sich in einem sol-
chen Bereich. Ferner liegt die Potenzialfläche „Bekhausen-Nord" in einem 
Bereich mit landesweiter Bedeutung. Hinsichtlich der Gebietsbewertungen 
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bei avifaunistisch bedeutenden Brut- und Gastvogellebensräumen sind zu-
nächst zwei Quellen von Bedeutung. Zum einen handelt es sich um die Ar-
beitshilfe „Naturschutz und Windenergie. Hinweise zur Berücksichtigung 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei Standortplanung und Zu-
lassung von Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2014)" des Niedersäch-
sischen Landkreistages - kurz NLT-Papier (NLT 2014) - und zum anderen 
um die ,,Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen 
Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten" der Län-
derarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 2014). In beiden 
Papieren ist der fachliche Rahmen für die Planung und Genehmigung von 
Windparks in der Nähe von Vogellebensräumen dargelegt. 
 
Bestandserfassungen wurde ermittelt (SINNING 2013 U. DIEKMANN & 
MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & MOSEBACH 2016), dass die Nie-
derung der Wapel in etwa zwischen dem Herrenmoor im Westen, den Ort-
schaften Neuenwege im Norden und Jade im Osten sowie der K 130 im 
Süden in weiten Teilen von Regenbrachvögeln als Rast- und Durchzugsge-
biet genutzt wird.  
 
Dabei erreichte das Gebiet sowohl im Verlauf der Untersuchung irn Jahr 
2011 (SINNING 201 3) im westlichen Bereich als auch bei der Studie im 
Jahr 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 201 3) im Zentrum jeweils nationale 
Bedeutung. Die Untersuchungen entsprachen zwar dem vorgeschriebenen 
Maß für Gastvogeluntersuchungen bei Planungen und Vorhaben entspre-
chend NLT 20144, die Datenbasis muss insgesamt dennoch als etwas dünn 
bezeichnet werden. 
 
Fachliche Vorgaben sehen vor, dass U. a. die Gastvogelbestände im Pla-
nungsgebiet für ein Jahr im wöchentlichen Turnus zu erfassen sind (NLT 
2014). Regenbrachvögel ziehen im Binnenland Niedersachsens im Früh-
jahr in einem kurzen Zeitfenster von Anfang April bis zum 2. Maidrittel (6 
Wochen) sowie nach der Brutzeit von Anfang Juli bis Anfang September (10 
Wochen) durch (ZANG 1995). Dies entspricht einer Gesamtzeit von 16 Wo-
chen, knapp einem Drittel eines Jahres. Im Zeitraum von etwa 11 5 Tagen, 
an denen Regenbrachvogel-Vorkommen damit in etwa möglich sind, fan-
den somit lediglich 16 Zählungen statt (1 3,9 %).  
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Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14 % Abdeckung als stichproben-
artig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände er-
mittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung lie-
gen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere Fre-
quenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbildender 
Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmäßig (all-
jährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufweisen würde. Vor 
diesem Hintergrund konstatieren (KRÜGER et al. 2013), dass einjährige 
Untersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fachlich akzepta-
bel sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchsten Wertstufen 
auch bei „nur“ einmaligem Errei- 
 
Stellungnahme zur 70., 71. und 72. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Gemeinde 
Rastede 
 
Hiermit nehmen der NABU Niedersachsen e.V. und der NABU Rastede zur 
70., 71. und 72. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Rastede wie folgt Stellung: 
 
Die Gemeinde Rastede will mit den Änderungen ihres Flächennutzungspla-
nes den Bau und den Betrieb von Windenergieanlagen (WEA) in Rastede-
Wapeldorf und -Bekhausen sowie Rastede- Delfshausen ermöglichen. 
 
Unabdingbare Aufgabe der Gemeinde und gesetzliches Erfordernis ist es 
dabei, im Rahmen ihrer Abwägung zur Flächennutzungsplanung dafür 
Sorge zu tragen, dass Bau und Betrieb von WEA keine artenschutzrechtli-
chen Verbote des § 44 BNatSchG verletzen. Hierzu verweist der NLT (Ok-
tober 2014, Naturschutz und Windenergie) auf mehrere Gerichtsurteile hin, 
u.a.: „Gibt es Anhaltspunkte für das Vorhandensein gefährdeter Arten, wird 
dem im Rahmen der Ermittlungen nachzugehen sein (BVerwG, Beschluss 
vom 21.02.1997, Hessischer VGH, Urteil vom 24.11.2003)“  
 
Zur 70. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Wapel-
dorf/Heubült“ 
 
Grundlage unserer Stellungnahme ist die „Standortpotenzialstudie für 
Windparks" des Planungsbüros Diekmann & Mosebach vom 14.03.2016 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         194 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

und Beobachtungen dortiger Anlieger. Wie aus dem Gutachten hervorgeht, 
sind die gesamten Plangebiete 1 .I und 1.2 („Rastede Nord“) Gastvogel-
Lebensraum von nationaler Bedeutung, die Plangebiete 2.1 und 2.2 („Be-
khausen Nordi“) Gastvogel-Lebensraum von landesweiter Bedeutung. 
Außerdem sind die Plangebiete gern. RROP des Landkreises Ammerland 
tlw. als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft bzw. als Vorsorgegebiet 
für Grünlandbewirtschaftung gekennzeichnet. Im Rahmen von avifaunisti-
schen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auf den folgenden Seiten der Stellungnahme werden unkommentiert (und 
in verkehrter Reihenfolge) Teile der Abwägungstabelle aufgeführt. Hierauf 
ist somit nicht weiter einzugehen.  
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 Bürger 24:   
 Ich bin Eigentümerin der Landwirtschaft xxxxxx unter der o. g. Adresse. Wir 

betreiben dort Putenaufzucht und Putenmast sowie eine Biogasanlage. ln 
den Umweltberichten zu o.g. vorhabenbezogenen Bebauungsplänen ist als 
Kompensationsmaßnahme die Aufwertung des Flurstücks 51 der Flur 27, 
Gemarkung Wiefelstede, mit verschiedenen Optionen vorgesehen. U. a. 
wird eine Aufforstung vorgeschlagen. 
 
Durch die Ausweisung dieses direkt an unsere Hofstelle angrenzenden 
Flurstücks als Kompensationsflächen befürchten wir Einschränkungen in 
unseren betrieblichen Entwicklungsmöglichkeiten und darüber hinausge-
hend auch nachträgliche Auflagen zum bereits vorhandenen Stallbetrieb. 
Zum Beispiel könnte gefordert werden, dass teure Biofilter nachgerüstet 
werden müssen, um die von den Putenställen Emissionen auf die dann 
neue Kompensationsfläche zu reduzieren. 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Aufforstung wird als mög-
liches Entwicklungsziel für Teilbereiche vorgeschlagen. Im Rahmen der 
Kompensation für den Windpark wird lediglich die Extensivierung von Grün-
land sowie Anlage von Senken vorgesehen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es handelt sich bei den geplan-
ten Kompensationsmaßnahmen um Grünlandextensivierung inkl. der An-
lage von Senken. Es handelt sich hierbei nicht um Maßnahmen, die bspw. 
gegenüber Ammoniakemissionen empfindlich sind und dadurch die weitere 
Entwicklung des angrenzenden Betriebes einschränken könnte. 
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Daher fordere ich zur Sicherstellung des weiteren Betriebs meiner Landwirt-
schaft, das Flurstück 51 der Flur 27 nicht als Kompensationsfläche festzu-
setzen. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Wie oben bereits ausgeführt, sind durch 
die vorgesehenen Maßnahmen keine Einschränkungen für eine betriebli-
che Weiterentwicklung zu befürchten. 

 Bürger 25:   
 Ich befürchte durch das Bauvorhaben am Vorderweg schaden am meinem 

Besitz durch die Baumaßnahmen im allgemeinen, also durch die Grund-
wasserabsenkung, Vibrationen von der Baustelle und durch die Baufahr-
zeuge die den Vorderweg nutzen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Zum Thema Grundwasserabsenkung 
Die erforderliche Grundwasserabsenkung wird nach Aussage des Gutach-
ters (BÖKER UND PARTNER, Anlage 12 zum Umweltbericht BP Nr. 11) voraus-
sichtlich nicht dauerhaft durchgeführt, sondern eine Wasserhaltung wird nur 
für die Dauer des Baus der Fundamente temporär durchgeführt (Dauer ge-
schätzt: 4 Wochen). Zur Erfassung der kleinräumigen Grundwassersitua-
tion ist im Rahmen der Genehmigungsplanung neben ausführlichen Re-
cherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der Bau von 
Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels 
dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen bereits im Vorfeld 
der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasserschwankungen und 
Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Sämtliche Arbeiten zur Was-
serhaltung werden überwacht und mit der Unteren Wasserbehörde des 
Landkreises Ammerland abgestimmt.  
 
Außerdem kann in Bezug auf mögliche Schäden an Gebäuden bei entspre-
chenden Verdachtsmomenten eine Beweissicherung von Seiten der Ge-
nehmigungsbehörde bestimmt werden. 
 
Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/ Grüppenab-
schnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre 
Maßnahme handelt, sind signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. Po-
sitiv hat sich in vergleichbaren Projekten die Wiederversickerung des Was-
sers in unmittelbarer Nähe gezeigt. Eine Auswirkung z. B. einer Grundwas-
serabsenkung in der Bauphase auf weiter entfernte Pflanzenbestände hin-
gegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre eine Absen-
kung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflanzenbestände 
anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein im Sommer wit-
terungsbedingt auftreten können, meist überdauern.  
 
Zum Thema Beweissicherung 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde bewusst. 
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Des weiteren befürchte ich eine Wertminderung meiner Immobilie durch die 
Windkraftanlagen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Daher wird im Vorfeld auch durch ein Beweissicherungsverfahren der Zu-
stand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Erforderlichen-
falls werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. Die 
Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. Beweissicherungsver-
fahren für Privatgebäude sind privatrechtliche Angelegenheiten, die zwi-
schen dem Vorhabenträger und den Anliegern privat geklärt werden müs-
sen. 
 
Die Gemeinde Rastede kann den Vorhabenträger nicht zur Durchführung 
von Beweissicherungsverfahren an privaten Anlagen verpflichten. Die Ge-
meinde Rastede stellt jedoch in Aussicht, die privaten Eigentümer bei der 
Forderung eines Beweissicherungsverfahrens zu unterstützen.  
 
 
 
Zum Thema Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
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Ich zweifle die Ergebnisse des Schallgutachtens zu den Windkraftanlagen 
an, da ich von Fehlern bei der Erstellung ausgehe. Auch rechne ich mit Inf-
raschall durch die Windräder und insgesamt durch die erhöhte Schallbelas-
tung, zusätzlich zur BAB 29, mit deutlichen Einschränkungen der Lebens-
qualität. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Zum Thema Schall 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Windenergieanlagen mit ei-
ner Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen dem immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BImSchG. Im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass die Windenergieanlagen 
hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrieben werden, dass die Im-
missionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächstgelegenen schutzwürdigen 
Nutzungen eingehalten werden. So wird sichergestellt, dass durch die 
Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden 
Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen wer-
den, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen wi-
dersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes in-
sofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufgenom-
men wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 



Abwägung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                         210 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der Be-
trieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte ge-
sichert werden kann.  
 
Zum Thema Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
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Bei dem Schattenwurfgutachten fehlt mir die Einbeziehung den Mondes in 
die Zeiten, das es auch durch Mondlicht zu Flackerlicht Erscheinungen 
kommen kann. Die Windräder werden nur Tagsüber bei Schattenwurf an-
gehalten, aber nicht abends bzw. Nachts. 
 
 
 
 
 
 
Es fehlt mir auch ein Hinweis darauf wie der Vorderweg nach den Bauar-
beiten wieder hergerichtet wird. Er ist jetzt schon in einem unschönen Zu-
stand, durch die Baufahrzeuge wird sich dieser Zustand weiter verschlech-
tern, soll der Vorderweg nach den Bauarbeiten wieder in den jetzigen Zu-
stand zurückversetzt werden oder werden auch die bereits jetzt vorhande-
nen Schäden vom Bauträger beseitigt oder sollen am ende die Anwohner 
für die Kosten anteilig mit herangezogen werden?  
 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Einbeziehung des Mondschattens ist 
nicht erforderlich oder in irgendwelchen Regelwerken vorgesehen. Da das 
Licht des Mondes (Mondnacht 0,36 lx) um ein vielfaches schwächer als das 
Sonnenlicht (Sonne im Zenit 130.000 lx) ist, ist auch der Schatten, der durch 
Mondlicht erzeugt werden könnte, um ein Vielfaches schwächer und er-
reicht bei Weitem nicht die Reichweite von Schattenwurf durch Sonnenlicht. 
Von daher kann sicher davon ausgegangen werden, dass Schattenwurf 
durch Mondlicht nicht an Immissionspunkten ankommt oder gar Belästigun-
gen erzeugt. 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde bewusst. 
Daher wird im Vorfeld auch durch ein Beweissicherungsverfahren der Zu-
stand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Erforderlichen-
falls werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. Die 
Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt 
 

 
 
 
 



Gemeinde Rastede

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült"

mit örtlichen Bauvorschriften

PRÄAMBEL UND AUSFERTIGUNG

VERFAHRENSVERMERKE

PLANUNTERLAGE

PLANVERFASSER

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült" mit
örtlichen Bauvorschriften wurde ausgearbeitet vom Planungsbüro Diekmann • Mosebach & Partner.

Rastede, ..................                                                                                    .......................................
                                                                                                                       Dipl. Ing. O. Mosebach
                                                                                                                             (Planverfasser)

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am .................... die Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült" mit örtlichen
Bauvorschriften beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gem. § 2 Abs.1 BauGB am ....................
ortsüblich bekanntgemacht.

Rastede, ..................                                                                                       ............................
                                                                                                                            Bürgermeister

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am .................... dem Entwurf des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült" mit örtlichen
Bauvorschriften und der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
beschlossen. Ort und Dauer der Auslegung wurden am .................... ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült" mit örtlichen
Bauvorschriften und der Begründung sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden, umweltbezogenen
Stellungnahmen haben vom .................... bis zum ....................  gem. § 3  Abs. 2 BauGB öffentlich
ausgelegen.

Rastede, ..................                                                                                       ............................
                                                                                                                            Bürgermeister

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Gemeinde Rastede hat den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf /
Heubült" mit örtlichen Bauvorschriften nach Prüfung der Stellungnahmen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in seiner
Sitzung am .................... als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung beschlossen.

Rastede, ..................                                                                                        .............................
                                                                                                                            Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG

Der Satzungsbeschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült"
mit örtlichen Bauvorschriften ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am .................... ortsüblich bekannt gemacht
worden.
Der Bebauungsplan ist damit am .................... in Kraft getreten.

Rastede, ..................                                                                                       ............................
                                                                                                                            Bürgermeister

VERLETZUNG VON VORSCHRIFTEN

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 "Windenergie
Wapeldorf / Heubült" mit örtlichen Bauvorschriften ist die Verletzung von Vorschriften beim Zustandekommen
des Bebauungsplanes und der Begründung nicht geltend gemacht worden.

Rastede, .....................                                                                                    ............................
                                                                                                                            Bürgermeister

BEGLAUBIGUNG

Diese Ausfertigung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült" mit
örtlichen Bauvorschriften stimmt mit der Urschrift überein.

Rastede, ................                                                                                           ............................
                                                                                                                            Bürgermeister

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 58 (2) Satz 1 Nr. 2 des
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) sowie § 84 der Niedersächsischen
Bauordnung (NBauO) in den jeweils aktuellen Fassungen hat der Rat der Gemeinde Rastede diesen
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült", bestehend aus der
Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen sowie den örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen.

Rastede, den .....................

................................
Bürgermeister

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1.000
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung,

©  2016

Landesamt für Geoinformation
und Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion Oldenburg-Cloppenburg

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom ...........................). Sie ist
hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Westerstede, den..................................................

........................................................................
Dipl. Ing. Alfred Menger
(Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur) (Siegel)

..........................................
       (Unterschrift)

Örtliche Bauvorschriften

1. Der räumliche  Geltungsbereich  der örtlichen Bauvorschriften  entspricht dem Geltungsbereich  des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült".

2. Anlagentyp:
Die Windenergieanlagen müssen als geschlossene Körper errichtet werden.

3. Farbgebung:
Die einzelnen Bauteile der Windenergieanlagen  (WEA) sind in einem mattierten, weißen bis hellgrauen Farbton
anzulegen.

Ausnahmsweise  können  im unteren Bereich des Windenergieanlagenturmes  mattierte grüne Farbtöne gewählt
werden. Hierbei ist eine Abstufung der Farbtöne von dunkel- auf hellgrün, jeweils von unten ausgehend,  bis zu
einer Höhe von maximal 20,00 m zulässig.

Die Außenfassaden  von Umspannwerken  und Nebenanlagen  (Hochbauten wie z.B. erforderliche
Kompaktstationen) sind mit einem dauerhaft mattierten hellgrauen oder schilfgrünen Anstrich zu versehen.

4. Werbeanlagen:
Innerhalb des Geltungsbereiches  sind Werbeanlagen  und Werbeflächen  nicht zulässig.  Ausgenommen  ist die
Eigenwerbung  des Herstellers,  bezogen auf den installierten  Anlagentyp. Die Werbeaufschrift  ist auf die
Anlagengondel zu beschränken. Lichtwerbung oder die Beleuchtung der Werbeschrift ist unzulässig.

5. Lichtanlagen:
Beleuchtungskörper  an baulichen Anlagen und als eigenständige  Außenleuchten  sind nicht zulässig.
Ausgenommen  ist die notwendige Beleuchtung für Wartungsarbeiten  sowie Kennzeichnungen  gemäß
Luftverkehrsgesetz.

6. Ordnungswidrig  handelt, wer diesen örtlichen  Bauvorschriften  zuwiderhandelt.  Ordnungswidrigkeiten
können mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden (§ 80 Abs. 3 und 5 NBauO).

Textliche Festsetzungen

1. Innerhalb des Plangebeites  sind nur solche Nutzungen zulässig,  zu deren Durchführung  sich der
Vorhabenträger  im Durchführungsvertrag  verpflichtet.  Änderungen  des Durchführungsvertrages  oder Abschluss
eines neuen Durchführungsvertrages sind zulässig.

2. Innerhalb der festgesetzten  Sondergebiete  (SO WEA 1-5) mit der Zweckbestimmung  Windenergieanlagen
(WEA) gem. § 11 BauNVO sind auf den festgesetzten  überbaubaren  Grundstücksflächen  folgende Nutzungen
zulässig:

 Windenergieanlagen (WEA)
 notwendige Infrastrukturanlagen
 landwirtschaftliche Nutzungen

Die Mittelpunkte der überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Koordinaten nach ETRS89 / UTM wie
folgt festgesetzt.

     Rechtswert Hochwert
WEA 1 32443044 5909888
WEA 2 32443280 5909811
WEA 3 32443563 5909175
WEA 4 32443454 5908939
WEA 5 32443517 5908708

3. Bei der Ermittlung der gem. § 16 (2) Nr. 1 BauNVO festgesetzten  Grundfläche  (GR) sind die notwendigen
Aufstell- und Erschließungsflächen  innerhalb der überbaubaren  Grundstücksfläche  je
Windenergieanlagenstandort  zu berücksichtigen.  Überschreitungen  der festgesetzten  Grundfläche  (GR) nach §
19 (4) BauNVO sind nicht zulässig.

4. Die maximale Bauhöhe  der geplanten Windenergieanlagen  beträgt gem. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO 150 m. Es
gelten folgende Höhenbezugspunkte (§ 18 (1) BauNVO):

Oberer Bezugspunkt für Windenergieanlagen: Nabenhöhe der Anlage plus halbem Rotordurchmesser
(senkrechte Rotorspitze)
Oberer Bezugspunkt für Stromübergabestation: Oberkante der Anlage
Unterer Bezugspunkt: Oberkante der nächstgelegenen privaten Erschließungsstraße der jeweiligen
Windenergieanlage

5. Die gemäß § 9 (1) Nr. 11 BauGB festgesetzten  privaten Verkehrsflächen  (Erschließungswege)  sowie die
Erschließungswege  innerhalb der überbaubaren  Grundstücksflächen  sind zu 100 % aus wasserdurchlässigem
Material (Schotterbauweise) gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB zu erstellen.

6. Innerhalb der festgesetzten  Sondergebiete  2-5 (SO WEA 2-5) mit der Zweckbestimmung  Windenergieanlagen
(WEA) gem. § 11 BauNVO dürfen Windenergieanlagen  mit einem maximalen Schallleistungspegel  (inkl.
Sicherheitszuschlag) für die maßgeblichen Nachtzeit (22 bis 6 Uhr) von 103,3 dB(A) betrieben werden.

Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes  1 (SO WEA 1) mit der Zweckbestimmung  Windenergieanlagen
(WEA) gem. § 11 BauNVO dürfen Windenergieanlagen  mit einem maximalen Schallleistungspegel  (inkl.
Sicherheitszuschlag) für die maßgeblichen Nachtzeit (22 bis 6 Uhr) von 101,6 dB(A) betrieben werden.

Die Windenergieanlagen  sind hinsichtlich des Schallleistungspegels  so zu betreiben, dass die
Immissionsrichtwerte gem. TA-Lärm eingehalten werden.

7. Im Geltungsbereich  des vorhabenbezogenen  Bebauungsplanes  Nr. 11 sind gem. § 12 Abs. 3a BauGB nur
solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet.

8. Als Maßnahmen  zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  gem. § 9 (1) Nr.
20 BauGB ist die Baufeldräumung/Baufeldfreimachung  (ausgenommen Gehölzentfernungen)  zur Vermeidung
artenschutzrechtlicher  Verbotstatbestände  gem. § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG) außerhalb  der
Zeit zwischen dem 1. März und dem 15. Juli durchzuführen.  Eine Baufeldräumung/Baufeldfreimachung  ist
ausnahmsweise  in der Zeit zwischen dem 1. März und dem 15. Juli zulässig,  wenn durch eine ökologische
Baubegleitung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausgeschlossen werden können.

9. Als Maßnahmen  zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  gem. § 9 (1) Nr.
20 BauGB sind Baumfäll- und Rodungsarbeiten  zur Vermeidung artenschutzrechtlicher  Verbotstatbestände
gem. § 44 (1) BNatSchG außerhalb  der Zeit zwischen dem 1. März und dem 30. September durchzuführen.
Unmittelbar  vor den Fällarbeiten  sind die Bäume durch eine sachkundige Person auf die Bedeutung für
höhlenbewohnende  Vogelarten sowie auf das Fledermausvorkommen  zu überprüfen.  Sind Individuen/Quartiere
vorhanden, so sind die Arbeiten umgehend einzustellen und das weitere Vorgehen ist mit der unteren
Naturschutzbehörde abzustimmen.

Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise

1. Folgende Flächen werden als Kompensationsflächen  für den vorhabenbezogenen  Bebauungsplan  Nr. 11
"Windenergie Wapeldorf / Heubült" in Anspruch genommen.
• Flurstück 167, 168, 285/166, 280/161, 286/166 und 279/161, Flur 2, Gemarkung Jaderaltendeich 
(Gesamtfläche 10,0682 ha, anteilig auf 9,6 ha)
Diese Flächen sind rechtsverbindliche  Bestandteile  des Geltungsbereiches  des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes  Nr. 11 "Windenergie  Wapeldorf  / Heubült". Auf den bezeichneten  Flächen werden
Maßnahmen  zur Kompensation  der unvermeidbaren  zulässigen  Eingriffe auf verschiedene  Schutzgüter  in die
Natur und Landschaft nach Maßgabe des Umweltberichtes umgesetzt.

2. Bei Bauhöhen  von über 100 m über Grund ist eine Tag/Nacht-Kennzeichnung  der Windenergieanlagen  als
Luftfahrthindernis  gemäß der Allgemeinen  Verwaltungsvorschrift  (AVV) zur Kennzeichnung  von
Luftfahrthindernissen  des Bundesministeriums  für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen  (in der aktuell gültigen
Fassung). Nach § 14 i. V. m. § 31 und § 12 Luftverkehrsgesetz  (LuftVG) bedürfen die Anlagen zudem der
Erteilung einer Genehmigung durch die zuständige Luftfahrtbehörde.

Im Rahmen des Durchführungsvertrages  zwischen der Gemeinde Rastede und dem Vorhabenträger  soll der
Einsatz einer bedarfsgerechten  Befeuerung vereinbart werden. Ziel ist es, die Befeuerung so zu steuern, dass
diese nur bei tatsächlichem  Überflug eines Flugobjektes  zum Einsatz gebracht werden muss. In der übrigen
Nachtzeit  bleibt der Windpark dann „unbeleuchtet“,  eine dauerhafte blinkende Kennzeichnung  wird so
vermieden.

3. Die innerhalb der sonstigen Sondergebiete  (SO WEA 1-5) zulässigen  Windenergieanlagen  sind mit
Schattenwurfabschaltmodulen  auszustatten,  sofern die Schattenwurfzeiten  an den relevanten Immissisonsorten
überschritten  werden. Die zum Zeitpunkt der Planaufstellung  vertretbaren Schattenwurfzeiten  betragen 30
Minuten pro Tag und 30 Stunden je Jahr.

4. Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel  (Granaten, Panzerfäuste,  Minen etc.) gefunden werden, ist umgehend die
zuständige  Polizeidienststelle,  das Ordnungsamt  oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst  der zentralen
Polizeidirektion zu benachrichtigen.

5. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten  ur- oder frühgeschichtliche  Bodenfunde (das können u. a. sein:
Tongefäßscherben,  Holzkohleansammlungen,  Schlacken sowie auffällige  Bodenverfärbungen  u.
Steinkonzentrationen,  auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind dieses gem. § 14 (1) des
Nds. Denkmalschutzgesetzes  (NDSchG) meldepflichtig  und müssen dem Nds. Landesamt für Denkmalpflege,
Stützpunkt  Oldenburg,  Ofener Straße 15, 26121 Oldenburg unverzüglich  gemeldet werden. Meldepflichtig  ist
der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer.  Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 (2) des
NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert  zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist
Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde  vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. Sämtliche
Erdarbeiten im Geltungsbereich  bedürfen einer denkmalrechtlichen  Genehmigung gem. § 13 NDSchG, diese
kann verwehrt werden oder mit Auflagen verbunden sein.

6. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten weitere Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, so ist
unverzüglich die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Ammerland zu benachrichtigen.

7. Hinsichtlich der Gefahr des Eisabwurfs durch Windenergieanlagen  wird auf den Runderlass des Nieders.
Sozialministeriums  vom 12.06.2009 (Nds.MBI. 2009, S. 651 und die hierzu geltenden technischen Regeln als
Technische Baubestimmungen  hingewiesen.  Unter der aufgeführten  Ziffer 2.7.12 ist die Richtlinie
"Windenergieanlagen,  Einwirkungen  und Standsicherheitsnachweis  für Turm und Gründung"  aufgeführt.
Gemäß Punkt 2 sind Abstände wegen der Gefahr des Eisabwurfes zu Verkehrswegen  und Gebäuden
einzuhalten.  Falls erforderlich, sind die zulässigen  Windenergieanlagen  zur Gefahrenabwehr  mit automatischen
Eiserkennungssystemen  auszustatten,  die im Falle der Eiserkennung auf den Rotorblättern  zur Abschaltung
der Anlagen führen.

8. Gemäß § 9 Abs. 6 a (2) BauGB werden die Flächen im Plangebiet als Risikogebiet  im Sinne des § 73 Abs. 1 (1)
des Wasserhaushaltsgesetz vermerkt.

9. Rechtsgrundlagen für diesen Bebauungsplan sind:
Baugesetzbuch  (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634)
Baunutzungsverordnung  (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetztes vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1057)
§ 58 des Niedersächsischen  Kommunalverfassungsgesetzes  (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.12.2014 (Nds. GVBI. S. 434)
Planzeichenverordnung  1990 (PlanzV) vom 18.12.1990  (BGBI. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes zur Umsetzung der RL 2014/52/EU im Städtebaurecht  und zur Stärkung des neuen
Zusammenlebens in der Stadt vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1057)
Niedersächsische  Bauordnung  (NBauO) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 03.04.2012 (Nds. GVBI. S.
46), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.09.2017 (Nds. GVBI. S. 338)
Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 29.07.2009 (BGBI. I S. 2542),
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 15.09.2017 (BGBI. I S. 3434)
Niedersächsisches  Ausführungsgesetz  zum Bundesnaturschutzgesetz  (NAGBNatSchG)  in der Fassung der
Bekanntmachung vom 19.02.2010 (Nds. GVBI. S. 104)

Gemeinde Rastede

Landkreis Ammerland

Übersichtsplan unmaßstäblich
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2. Maß der baulichen Nutzung

Grundfläche (GR) als Höchstmaß, s. textl. FestsetzungGR  1.200 m²

3. Bauweise, Baugrenzen

Baugrenze

4. Verkehrsflächen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

7. Sonstige Planzeichen

PLANZEICHENERKLÄRUNG

1. Art der baulichen Nutzung

Sondergebiet (SO)
Zweckbestimmung: Windenergieanlagen (WEA)

Standorte der geplanten Windenergieanlagen

Private Verkehrsflächen (Erschließungswege)

6. Flächen für die Landwirtschaft und Wald

Flächen für die Landwirtschaft

maximale Höhe baulicher Anlagen (H), z. B. 150 m H  150 m

8. Informelle Darstellung

Vorgesehene Wege und Kranaufstellflächen innerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen

Straßenverkehrsflächen

Flächen für Wald

5. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz

und die Regelung des Wasserabflusses

Wasserfläche

Gewässerräumstreifen (5 m zum Gewässer)

Straßenbegrenzungslinie
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1.0 ANLASS UND ZIEL DER PLANUNG 
Die Gemeinde Rastede beabsichtigt anlässlich aktueller Entwicklungsvorhaben und 
dem Willen der Gemeinde Rastede einen Beitrag zur Energiewende zu leisten, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung eines Windparks im nördlichen Ge-
meindegebiet zu schaffen und führt zu diesem Zweck die Aufstellung des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ durch. 

Aufgrund der anhaltenden regionalen Nachfrage nach neuen Standorten für Windener-
gieanlagen hat die Gemeinde Rastede die „Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede“ (DIEKMANN & MOSEBACH, 2016) erarbeiten lassen, in der 
das gesamte Gemeindegebiet hinsichtlich möglicher, für Windenergienutzungen geeig-
neter Standorte untersucht worden ist. 

Die Potenzialstudie, aus dem Jahr 2016, dient als fachliche Grundlage für die in der 
Flächennutzungsplanänderung Nr. 70 erfolgende Ausweisung eines weiteren Sonder-
gebietes „Windenergie“ im nördlichen Teil des Gemeindegebietes, die eine Ausschluss-
wirkung nach § 35 (3) Satz 3 BauGB entfaltet. Mit der Flächennutzungsplanänderung 
Nr. 70 wird das Planungsziel einer städtebaulich geordneten und verträglichen Entwick-
lung der Windenergienutzung innerhalb des Gemeindegebietes Rastede verfolgt, 
wodurch ein Beitrag zur Förderung regenerativer Energien im Sinne von § 1 (6) Nr. 7f 
BauGB geleistet werden soll. Durch den vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ wird auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung die Errichtung eines Windparks planungsrechtlich abgesichert. 

Im Rahmen der o. g. Standortpotenzialstudie wurden in einem ersten Arbeitsschritt die 
„harten“ Tabuzonen herausgearbeitet. Nachfolgend wurden unter Berücksichtigung ak-
tueller Raumanforderungen und bestehender Flächenrestriktionen sowie unter Einhal-
tung notwendiger Schutzabstände zu Siedlungsräumen usw. verschiedene Potenzialflä-
chen für Windenergienutzungen ermittelt. 

Dem Ergebnis der Studie zufolge weist das Gemeindegebiet fünf Potenzialräume auf, 
die sich in unterschiedlicher Weise als geeignet für Windenergienutzungen darstellen. 
Obwohl gemäß der Studie verschieden Flächen, unterschiedlich für eine Windenergie-
nutzung geeignet sind, hat sich der Rat der Gemeinde Rastede dazu entschieden nicht 
alle Flächen gleichzeitig einer Windenergienutzung zuzuführen, sondern lediglich die 
Potenzialflächen 1-4 zu entwickeln. 

Neben einem bereits vorgeprägten Standort (Potenzialfläche 4), an dem sich heute be-
reits ein Windpark befindet (Windpark Liethe) und der weiter ausgebaut bzw. repowert 
werden soll, beabsichtigt die Gemeinde drei weitere Potenzialflächen im Rahmen von 
Flächennutzungsplanänderungen für eine Windenergienutzung planungsrechtlich vor-
zubereiten. Im Rahmen der vorliegenden Flächennutzungsplanänderungen werden die 
Potenzialflächen „Rastede Nord“ (Potenzialfläche 1) und „Bekhausen Nord“ (Potenzial-
fläche 2) aufgrund der räumlichen Nähe gemeinsam planungsrechtlich vorbereitet. Die 
Stadt Varel beabsichtigt auf angrenzenden Flächen ebenfalls zwei Teilbereiche pla-
nungsrechtlich für die Windenergienutzung vorzubereiten, so dass hier kommunal über-
greifend ein größerer Windpark entstehen könnte. 

Seitens eines Vorhabenträgers ist die Entwicklung eines Windparks mit sieben Wind-
energieanlagen verteilt auf drei Teilflächen geplant. Zwei dieser Teilflächen befinden 
sich im Hoheitsgebiet der Gemeinde Rastede, wo fünf der geplanten sieben Anlagen 
errichtet werden sollen. Neben der parallel erfolgenden 70. Änderung des Flächennut-
zungsplanes wird die konkrete Gebietsentwicklung über den vorliegenden vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ und das nachgela-
gert bundesimmissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren gesteuert. 

Die Standortverträglichkeit der geplanten Windenergieanlagen bezüglich der umliegen-
den Wohnnutzungen wird durch die Erarbeitung entsprechender Fachgutachten (Lärm, 
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Schattenwurf) geprüft. In der Abwägung gem. § 1 (7) BauGB sind gleichermaßen die 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB zu 
berücksichtigen (vgl. § 1a BauGB). Diese werden im Umweltbericht zum vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ umfassend be-
schrieben und bewertet. Der notwendige Ausgleich erfolgt über geeignete Maßnahmen 
auf externen Kompensationsflächen. Die umweltbezogenen Auswirkungen des Planvor-
habens werden im Umweltbericht gem. § 2a BauGB dokumentiert. Der Umweltbericht 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ ist 
verbindlicher Bestandteil der Begründung und als Teil II dieser Begründung beigefügt. 

2.0 RAHMENBEDINGUNGEN 

2.1 Kartenmaterial 
Die Planzeichnung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Windenergie 
Wapeldorf / Heubült“ wurde unter Verwendung einer amtlichen Plangrundlage, die vom 
Vermessungsbüro Menger aus Westerstede im Maßstab 1 : 1.000 zur Verfügung gestellt 
wurde, im Maßstab 1 : 2.500 erstellt. 

2.2 Räumlicher Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Windenergie 
Wapeldorf / Heubült“ liegt im Norden der Gemeinde Rastede, nördlich und südlich der 
Spohler Straße. Das Plangebiet umfasst ein ca. 17,7 ha großes Areal. Die genauen 
Grenzen des Plangebiets sind der Planzeichnung zu entnehmen. 

2.3 Nutzungsstruktur / Städtebauliche Situation 
Das Plangebiet gliedert sich in zwei Teilflächen nördlich und südlich der Spohler Straße. 
Der nördliche Teilbereich grenzt unmittelbar an das Hoheitsgebiet der Stadt Varel. In-
nerhalb der Teilflächen befinden sich keinerlei bauliche Anlagen, alle Flächen werden 
derzeit landwirtschaftlich genutzt. Die nördliche Teilfläche wird durch die Wapel (Gewäs-
ser II. Ordnung) begrenzt, die südliche Teilfläche wird durch Bekhauser Bäke (Gewässer 
II. Ordnung) gequert. Größere Gehölzstrukturen sind in keiner der beiden Teilflächen 
vorhanden. Die nächstgelegenen Gebäude mit Wohnnutzungen befinden sich in einer 
Entfernung von 550 m gemessen von der Geltungsbereichsgrenze des Bebauungspla-
nes Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“. In etwa 400 m nördlich der nördlichen 
Teilfläche verläuft eine Freileitung. Das Gebäude, welches sich nördlich der Spohler 
Straße zwischen den beiden Teilflächen des Bebauungsplanes befindet, wird durch ei-
nen Modellflugsportclub (Modellflugsport Club MFSC Hahn e.V. Wapeldorf) genutzt. 

3.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 
Nach § 1 BauGB unterliegen Bauleitpläne einer Anpassung an die Ziele der Raumord-
nung. Aus den Vorgaben der übergeordneten Planungen ist die kommunale Planung zu 
entwickeln bzw. hierauf gemäß § 1 (4) BauGB abzustimmen. 

3.1 Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 
Das Landesraumordnungsprogramm 2017 (LROP-VO 2017) stellt die für das Plangebiet 
geltenden planerischen Ziele der Landesplanung dar. 

Die LROP-VO 2017 trifft für das Plangebiet keine speziellen zeichnerischen Aussagen. 
Im näheren Umfeld wird die geplante Bundesautobahn 20 (BAB 20) dargestellt. Die ge-
plante Trasse liegt südlich des Geltungsbereichs der 70. Flächennutzungsplanänderung 
sowie des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf - 
Heubült“. 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“            3 
 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

In der beschreibenden Darstellung der LROP-VO 2017 wird zum Punkt Energie erläu-
tert, dass die Nutzung einheimischer Energieträger und erneuerbarer Energien unter-
stützt werden soll. Die Träger der Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass der 
Anteil einheimischer Energieträger und erneuerbarer Energien unter Berücksichtigung 
der regionalen Gegebenheiten insbesondere der Windenergie, der Solarenergie, der 
Wasserkraft, der Geothermie sowie von Biomasse und Biogas raumverträglich ausge-
baut wird. 

Für die Nutzung von Windenergie geeignete raumbedeutsame Standorte sind zu sichern 
und unter Berücksichtigung der Repowering-Möglichkeiten in den Regionalen Raumord-
nungsprogrammen als Vorranggebiete oder Eignungsgebiete Windenergienutzung fest-
zulegen. 

Mit der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzung durch den vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült" für die Errichtung von 
Windenergieanlagen innerhalb der Gemeinde Rastede werden die Ziele der Raumord-
nung beachtet. 

3.2 Regionales Raumordnungsprogramm 
Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Ammerland aus dem Jahr 
1996 wird der vorliegenden Bauleitplanung zu Grunde gelegt.  

In der zeichnerischen Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms wird das 
Plangebiet als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft gekennzeichnet. Der textlichen 
Ausführung zum RROP ist hierzu zu entnehmen, dass diese Darstellung für Gebiete und 
Landschaftsteile getroffen wurde, die wegen ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit eine 
besondere Bedeutung für das Landschaftsbild besitzen oder die wegen ihrer ökologi-
schen Bedeutung für den Naturhaushalt und als Lebensraum für die Tier- und Pflanzen-
welt wichtige Bereiche darstellen. Diese Gebiete sind vor Beeinträchtigungen zu schüt-
zen und - soweit erforderlich - durch Landschaftsschutzgebietsverordnungen zu sichern, 
zu pflegen und zu entwickeln. Sie erfüllen teilweise die Funktion von ökologischen Puf-
fer- und Entwicklungsflächen für die dargestellten Vorranggebiete für Natur und Land-
schaft. Da es sich hier um ein Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft und kein Vor-
ranggebiet handelt, unterliegt dieser Belang der Abwägung. Es handelt sich hierbei um 
einen Grundsatz der Raumordnung, nicht um ein Ziel der Raumordnung.  

Im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland werden keine 
Ziele der Raumordnung zum Ausbau oder zur Steuerung der Windenergienutzung defi-
niert. Es ist aber festgelegt, dass Windenergieanlagen unter den Gesichtspunkten der 
Umweltverträglichkeit und sozialen Akzeptanz auf geeignete Standorte zu konzentrieren 
sind. Die Gemeinde Rastede gibt hier, wie auch der Landkreis Ammerland in seinem 
Standortkonzept Windenergie aus dem Jahr 2013, dem Ziel des LROP, dem Ausbau 
regenerativer Energien, den Vorrang vor dem Grundsatz der Raumordnung. 

Der Bereich der Bekhauser Bäke ist als Gebiet zur Verbesserung der Landschaftsstruk-
tur und des Naturhaushaltes dargestellt (linienhafte Darstellung). Diese Darstellung ent-
hält Gewässer und Gewässerabschnitte erhalten, die aktuell eine Bedeutung als Le-
bensräume für anspruchsvollere Tier- und Pflanzenarten der Fließgewässer aufweisen, 
jedoch durch Gewässerausbau bzw. -belastung gestört oder geschädigt sind. Sie sind 
zur Wiederherstellung ihrer ökologischen Funktionsfähigkeit auf der Grundlage entspre-
chender Renaturierungskonzepte naturnah umzugestalten bzw. durch entsprechende 
Maßnahmen zu reaktivieren. Die planungsrechtliche Vorbereitung eines Windparkstan-
dortes widerspricht der getroffenen Darstellung nicht, eine Renaturierung ist auch im 
Einklang mit einem Windpark möglich. 

Westlich angrenzend befinden sich Gebiete, die als Vorsorgegebiet für die Landwirt-
schaft aufgrund eines hohen, natürlichen, standortgebundenen landwirtschaftlichen Er-
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tragspotenzials gekennzeichnet sind. Zusätzlich ist dieser Raum als Gebiet zur Verbes-
serung der Landschaftsstruktur und des Naturhaushaltes und außerdem als Vorsorge-
gebiet für die Trinkwassergewinnung dargestellt. Die Darstellung als Vorsorgegebiet für 
die Trinkwassergewinnung gilt auch für die nördliche Teilfläche des Geltungsbereichs. 

Die im Westen verlaufende Bundesautobahn 29 (BAB 29) und die Anschlussstelle Ja-
derberg sind entsprechend im RROP dargestellt. Die Spohler Straße (L 820), welche 
zwischen den beiden Teilbereichen der Flächennutzungsplanänderung verläuft, ist als 
Hauptverkehrsstraße von regionaler Bedeutung gekennzeichnet. Parallel dazu ist eine 
Fernwasserleitung dargestellt. 

Der vorliegende vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / 
Heubült“ entspricht den Zielen des RROP. Folglich ist die Planung mit den Zielen der 
Raumordnung gem. § 1 (4) BauGB vereinbar. 

3.3 Vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rastede (Stand 18.06.1993) 
wird der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Windener-
gie Wapeldorf / Heubült“ abgesehen von den Gewässern II. Ordnung (Wapel und Be-
khauser Bäke) als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Die beiden Gewässer sind 
als Wasserflächen dargestellt. 

Zur bauleitplanerischen Vorbereitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ wird parallel gem. § 8 (3) BauGB die Flächen-
nutzungsplanänderung Nr. 70, in der die Darstellung einer Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung „Windenergie“ vorgesehen ist, durchgeführt.  

Für das Plangebiet liegt kein verbindlicher Bebauungsplan vor. 

4.0 ÖFFENTLICHE BELANGE 

4.1 Belange von Natur und Landschaft 
Gleichzeitig mit der Änderung Nr. 70 des Flächennutzungsplanes wird der vorhabenbe-
zogene Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ im Parallelverfahren 
gem. § 8 (3) BauGB aufgestellt. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung wurde 
gem. § 2 (4) Satz 1 BauGB i. V. m. § 2a Nr. 2 BauGB ein Umweltbericht mit einer um-
fassenden Beschreibung und Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen für 
das gesamte Planvorhaben im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ erstellt. Dieser Umweltbericht wird 
auch für die Änderung des Flächennutzungsplanes herangezogen. Aufgabe des Um-
weltberichts ist es, die Belange des Umwelt- und Naturschutzes sowie der Landschafts-
pflege so umfassend zu berücksichtigen, dass die Beeinträchtigungen des Naturhaus-
haltes, die mit der Realisierung des Vorhabens verbunden sind, sofern möglich, vermie-
den, minimiert oder kompensiert werden können. Dies ist auf Grundlage der angewand-
ten Eingriffsregelung im Rahmen des Umweltberichts geschehen. Der Umweltbericht ist 
verbindlicher Bestandteil der Begründung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ und dieser Begründung als Teil II beigefügt. 

Die mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft werden im Rah-
men des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heu-
bült“ kompensiert. Die Durchführung der Kompensation wird über entsprechende Rege-
lungen in einem städtebaulichen Vertrag zwischen der Gemeinde Rastede und den Vor-
habenträgern sichergestellt. 
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4.2 Belange des Denkmalschutzes 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege zu beachten. Folglich wird nachrichtlich auf die 
Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Bodenfunden im Zuge von Bauausführun-
gen mit folgendem Text hingewiesen: 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 
(das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie 
auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 
Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes 
(NDSchG) meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde 
des Landkreises Ammerland oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmal-
pflege – Referat Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441/799-
2120 unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Ar-
beiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des 
NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, 
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher 
die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

4.3 Belange des Bodenschutzes / Altablagerungen / Kampfmittel 
Im Rahmen des Altlastenprogramms des Landes Niedersachsen haben die Landkreise 
gezielte Nachermittlungen über Altablagerungen innerhalb ihrer Grenzen durchgeführt 
und entsprechendes Datenmaterial gesammelt. Dieses wurde vom Niedersächsischen 
Landesamt für Wasser und Abfall (NLWA) bewertet. Nach diesen Unterlagen liegen im 
Plangebiet keine Altablagerungen vor.  

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten weitere Hinweise auf Altablagerungen 
zutage treten, so ist unverzüglich die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Am-
merland zu benachrichtigen. 

Grundsätzlich sind bei geplanten Baumaßnahmen oder Erdarbeiten die Vorschriften des 
vorsorgenden Bodenschutzes zu beachten, d. h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat 
sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. 
Grundstückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von 
ihrem Grundstück drohenden schädlichen Bodenveränderung zu ergreifen (Grundpflich-
ten gem. § 4 BBodSchG). 

4.4 Belange des Immissionsschutzes 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind die mit der Planung verbundenen, unterschiedli-
chen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so dass Konfliktsituatio-
nen vermieden und die städtebauliche Ordnung sichergestellt wird. Es sind die allge-
meinen Anforderungen und die Belange des Umweltschutzes gem. § 1 (6) Nr. 1 BauGB 
zu beachten. Schädliche Umwelteinwirkungen sind bei der Planung nach Möglichkeit zu 
vermeiden (§ 50 BImSchG). Die mit dem Planvorhaben verfolgte Nutzung von Wind-
energieanlagen ist allgemein mit Emissionsentwicklungen verbunden. Neben den Be-
triebsgeräuschen (Schallentwicklung) ist durch die rotierenden Anlagen mit Schatten-
wurf zu rechnen, der sich beeinträchtigend auf den Menschen auswirken kann.  

4.4.1 Schallimmissionen 
Zur Prüfung der mit dem Planvorhaben verbundenen Schallimmissionen wurde durch 
das Ingenieurbüro PLANkon, Oldenburg ein Geräuschimmissionsgutachten (Bericht-
Nr.: PK 2016015-SLG-A, 05.02.2018, s. Anlage) erstellt. Hierbei wurde ein Gutachten 
für die neun Windenergieanlagen im Bereich des Standortes Varel-Rosenberg / -Neu-
enwege/ Rastede- Wapeldorf / Heubült erstellt. Die Aussagen des Gutachtens beziehen 
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sich somit nicht nur auf die geplanten Windenergieanlagen in diesem vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan. 

Als immissionsrelevante Windenergieanlagen wurden hierbei die Anlagen vom Typ 
ENERCON E-82 E2 (TES) mit 108,4 m Nabenhöhe und einer Nennleistung von 
2.300 kW zugrunde gelegt. Für die Berechnungen wurde generell ein Schallleistungs-
pegel von 101,8 dB (A) (Ergebniszusammenfassung der Fa. Kötter - Auszug aus dem 
Bericht Nr. 214585-01.01) berücksichtigt. Da die Windenergieanlage am Standort SO 
WEA 1 nachts (22-6 Uhr) in einer schallreduzierter Betriebsweise gefahren werden 
muss, hat diese Windenergieanlagen nachts einen Schallpegel von 99,4 dB(A) (Mess-
bericht der Fa. Kötter - Auszug aus dem Bericht Nr. 213498-02.02). 

Der Gutachter hat in seiner aktuellen Untersuchung die LAI (Die Bund/Länder-Arbeits-
gemeinschaft für Immissionsschutz) „Hinweise zum Schallschutz bei Windkraftanlagen 
(WKA)“ in der Fassung von 2017 berücksichtigt. Das Berechnungsverfahren ist bei der 
Berücksichtigung der LAI 2017 etwas verändert und setzt sich in der Planungspraxis 
aktuell durch. Diese LAI Hinweise, sind aufgrund eines noch nicht dazu vorliegenden 
Erlasses in Niedersachsen rechtlich noch nicht verbindlich eingeführt worden. Dennoch 
werden von vielen Landkreisen schon die Berechnungen nach neuer LAI gefordert, ob-
wohl die genauen Festsetzungen zur Anwendung in Niedersachsen noch nicht vorlie-
gen. Um der aktuellen Praxis Rechnung zu tragen, hat der Gutachter die LAI im Stand 
2017 daher schon heute zu Grunde gelegt.  

Die geplanten Windparkstandorte Varel - Rosenberg/ Neuenwege sowie Rastede – Wa-
peldorf / Heubült befinden sich weit außerhalb des Einwirkungsbereiches der bestehen-
den Windparks Conneforde, Gemeinde Wiefelstede und Varel-Hohelucht. Im näheren 
Umfeld sind keine weiteren Windenergieanlagen beantragt oder genehmigt, die ansons-
ten als Vorbelastung zu berücksichtigen wären. Die im Bereich Varel-Neuenwege be-
findliche Biogasanlage wurde als mögliche Schallvorbelastung geprüft und als nicht re-
levant eingestuft. 

Die maßgeblichen Immissionsorte sind die nächstgelegenen Wohngebäude im Außen-
bereich und an den Ortsrändern für die, entsprechend ihrer vornehmlichen Lage im Au-
ßenbereich, der Richtwert der TA-Lärm für Dorf- oder Mischgebiete zugrunde gelegt 
wurde (Richtwert Tag/Nacht in dB(A) 60/45). Für das Wohnhaus Wiesenweg 1, Varel 
soll die Wohnnutzung aufgegeben werden. Ein entsprechender Bauantrag wurde ge-
stellt. Das Gebäude wird daher nicht mehr als Immissionsort berücksichtigt. 

Anhand des rechnerischen Beurteilungsverfahrens wurde die Schallimmissionsbelas-
tung an den relevanten Immissionsorten mit dem Ergebnis geprüft, dass an allen Immis-
sionspunkten der zulässige Richtwert von 45 dB (A) nicht überschritten wird. Als Immis-
sionspunkt mit dem höchsten Immissionspegel sowie dem geringsten Abstand zum 
Richtwert ergibt sich in der Berechnung der Gesamtbelastung der Immissionspunkt 
Spohler Straße 105, Rastede-Wapeldorf. 

An diesem Immissionspunkt gibt es eine zulässige Überschreitung von 0,3 dB(A). Diese 
Überschreitung ist trotz Ausweisung im Berechnungsausdruck mit „nicht eingehalten“ 
noch zulässig, da gem. TA Lärm der Nachweis gegenüber gerundeten Werten erfolgt 
und 45,3 dB(A) gerundet 45 dB(A) ergibt und damit der Richtwert zwar erreicht aber 
eingehalten ist.  

Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass die neun geplanten Anlagen tagsüber bei 
Volllast betrieben werden können und lediglich eine Anlage nachts in einem schallopti-
mierten Modus laufen muss. Die anderen acht Anlagen können auch nachts bei Volllast 
betrieben werden. 

Innerhalb der festgesetzten Sondergebiete 2-5 (SO WEA 2-5) mit der Zweckbestim-
mung Windenergieanlagen (WEA) gem. § 11 BauNVO dürfen Windenergieanlagen mit 
einem maximalen Schallleistungspegel (inkl. Sicherheitszuschlag) für die maßgeblichen 
Nachtzeit (22 bis 6 Uhr) von 103,3 dB(A) betrieben werden.  
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Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes 1 (SO WEA 1) mit der Zweckbestimmung 
Windenergieanlagen (WEA) gem. § 11 BauNVO dürfen Windenergieanlagen mit einem 
maximalen Schallleistungspegel (inkl. Sicherheitszuschlag) für die maßgeblichen Nacht-
zeit (22 bis 6 Uhr) von 101,6 dB(A) betrieben werden. 

Tieffrequente Geräusche/ Infraschall 
Zu den möglichen Infraschallimmissionen, die von Windenergieanlagen ausgehen kön-
nen, wurden in der Vergangenheit umfangreiche Untersuchungen vorgenommen. 
Grundsätzlich strahlen Windenergieanlagen, wie jedes andere hohe Bauwerk auch 
durch Wirbelbildung Infraschall aus. Als Infraschall wird Schall im Frequenzbereich 
< 20 Hz bezeichnet. Wahrnehmbar durch das menschliche Ohr ist dieser Frequenzbe-
reich erst ab einem Schallpegel von 71 dB (Hörschwellenpegel im Infraschallbereich 
gem. DIN 45680), Gesundheitsgefährdungen können erst ab einem Pegel von 120 dB 
erwartet werden (DEWI, Deutsches Windenergieinstitut Wilhelmshaven). Der Infra-
schallpegel nimmt mit zunehmender Entfernung ab. Bei Messung an vergleichbaren 
Windenergieanlagen wurde festgestellt, dass die abgestrahlten Schallpegel im Infra-
schallbereich (< 20 Hz) bei den durch die Wohnnutzung eingehaltenen Abständen weit 
unterhalb der Wahrnehmbarkeitsschwelle liegen. 

4.4.2 Schattenwurf der Windenergieanlagen 
Zur Prüfung der mit dem Planvorhaben verbundenen Schattenwurfbelastung wurde 
durch das Ingenieurbüro PLANkon, Oldenburg ein Schattenwurfgutachten für die neun 
Windenergieanlagen im Bereich des Standortes Varel-Rosenberg / -Neuenwege/ 
Rastede – Wapeldorf / Heubült (Bericht-Nr.: PK 2016015-STG, 31.05.2016, s. Anlage) 
erarbeitet. Die Aussagen des Gutachtens beziehen sich somit nicht nur auf die fünf ge-
planten Windenergieanlagen in diesem Bebauungsplan. 

Die Schattenwurfberechnung erfolgte unter Berücksichtigung aller immissionsrelevan-
ten Windenergieanlagen (WEA) im Untersuchungsraum. Diese umfassen die neun 
Windenergieanlagen der Typ ENERCON E-82 E2 (TES) mit 108,4 m Nabenhöhe. Als 
maßgebliche Immissionsorte (IO) wurden die nächstgelegenen Wohngebäude in der 
Umgebung ausgewählt, für die von erhöhter potenzieller Schattenwurfimmission ausge-
gangen werden kann.  

Im 2002 sind durch einen Erlass des Niedersächsischen Umweltministeri-ums die „Hin-
weise zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von Windenergieanla-
gen" für Niedersachsen als Grundlage im Genehmigungsverfahren festgelegt worden. 

Im Rahmen des Schattenwurfgutachtens zeigt sich, dass eine Überschreitung des Jah-
resrichtwertes von 30 Stunden für die astronomisch mögliche Beschattungsdauer an 
insgesamt 34 der 41 betrachteten Immissionspunkte zu erwarten ist. An diesen Immis-
sionspunkten sollte das Jahresmaximum auf 30 Stunden pro Jahr begrenzt werden. 

Eine Überschreitung des Tagesrichtwertes von 30 Minuten astronomisch möglicher Be-
schattungsdauer ist an 22 Immissionspunkten durch die Gesamtbelastung mit den vor-
handenen Windenergieanlagen zu erwarten. An diesen 22 Immissionspunkten sollte das 
Tagesmaximum auf 30 Minuten pro Tag begrenzt werden. 

Bei dem Immissionspunkt mit der höchsten astronomisch möglichen Beschattungszeit 
pro Jahr handelt es sich um das Wohngebäude Wiesenweg 1, Rosenberg (IP E). Für 
diesen IP ergeben sich astronomisch möglichen Beschattungszeiten von 122:04 Stun-
den pro Jahr. Bei den Immissionspunkten mit der höchsten astronomisch möglichen Be-
schattungszeit je Tag handelt es sich ebenfalls um das Wohngebäude Wiesenweg 1, 
Rosenberg (IP E). Für diese IP ergibt sich eine astronomisch mögliche Beschattungszeit 
von 1:19 Stunden je Tag. Diese Zeiten können jedoch nur bei wolken- bzw. dunstfreiem 
Himmel und ungünstigster Rotorstellung (Rotor senkrecht zur Richtung Sonne – Be-
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trachter) erreicht werden. Angesichts der zu erwartenden Beschattungszeiten unter Be-
rücksichtigung der tatsächlichen Sonnenscheindauer und der Windrichtungsverteilung 
reduzieren sich die Beschattungszeiten deutlich.  

Aufgrund der Überschreitungen an den Immissionspunkten ist eine Verminderung der 
Beeinträchtigungen durch Rotorschattenwurf herbeizuführen. Hierbei ist das Betriebs-
führungssystem der Windenergieanlagen so anzupassen oder durch Zusatzgeräte so 
auszustatten, dass die Windenergieanlage bei Überschreitungen zeitweise abgeschaltet 
werden. 

Hieraus wird ersichtlich, dass anhand der Programmierung der astronomisch möglichen 
Schattenwurfzeiten sowie der Messung der tatsächlichen Sonneneinstrahlung eine Ab-
schaltung bei Überschreitung der zulässigen Werte gewährleistet ist. Die Aktivierung der 
Schattenabschaltung wird von der Datenfernübertragung protokolliert und über mehrere 
Jahre gespeichert. Der Einsatz der Schattenwurfabschaltmodule entsprechend den In-
halten des Gutachtens wird im Rahmen des Durchführungsvertrages zum Bebauungs-
plan verbindlich geregelt. Den Belangen des Immissionsschutzes wird auf diese Weise 
Rechnung getragen. 

4.5 Belange der Luftfahrt 
Bei Bauhöhen von über 100 m über Grund wird generell eine Tag/Nacht-Kennzeichnung 
als Luftfahrthindernis sowohl für den militärischen als auch für den zivilen Flugbetrieb 
gemäß der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von Luftfahrt-
hindernissen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen in der 
aktuell gültigen Fassung notwendig. Nach § 14 i. V. m. § 31 und § 12 Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG) bedürfen die Anlagen zudem der Erteilung einer Genehmigung durch die zu-
ständige Luftfahrtbehörde. Die Anforderungen der militärischen und zivilen Luftfahrt an 
die Kennzeichnungs- und Genehmigungspflicht der geplanten Windenergieanlagen 
werden im Rahmen des BImSch - Genehmigungsverfahrens berücksichtigt. Die Geneh-
migungspflicht bei Bauwerkshöhen über 100 m/Grund nach § 14 LuftVG wird im Bebau-
ungsplan nachrichtlich übernommen. 

Im Rahmen des Durchführungsvertrages zwischen der Gemeinde Rastede und dem 
Vorhabenträger wird der Einsatz einer bedarfsgerechten Befeuerung vereinbart. Ziel ist 
es, die Befeuerung so zu steuern, dass diese nur bei tatsächlichem Überflug eines Flug-
objektes zum Einsatz gebracht werden muss. In der übrigen Nachtzeit bleibt der Wind-
park dann „unbeleuchtet“, eine dauerhafte blinkende Kennzeichnung wird so vermieden. 

Bezüglich umliegender Radarstationen wurde durch die Airbus Defence and Space 
GmbH eine signaturtechnische Untersuchung durchgeführt. Diese Untersuchung kommt 
für die Radarstationen Wittmundhafen und Brockzetel zu folgendem Ergebnis: 

Zum Radar Wittmundhafen: 

Unter Abwägung der verschiedenen untersuchten Überflugpfade ist die Realisierung der 
geplanten WEAs als Enercon E82 E2 radartechnisch zulässig, da keine relevanten Ziel-
verlustwahrscheinlichkeiten festzustellen sind, die zu einen Trackabbruch für ein LFZ 
mit einem RQS von 3 m² (Klasse Cessna oder größer) führen. Eine Fremdabschaltung 
für die geplanten WEAs ist daher nicht notwendig. 

Zum Radar Brockzetel: 

Für die untersuchte Frequenz von 3,1 GHz ist eine Reichweitenreduktion auf minimal 
98,31 % des ungestörten Falls zu erwarten. Damit ist keine Reichweitenreduktion mess-
bar. Eine Reichweitenreduktion ist erst bei unter 96,2 % des ungestörten Falles gege-
ben. Die Planung ist bezüglich des LV-Radars Brockzetel radartechnisch zulässig. Es 
ist keine messbare Reichweitenminderung zu erwarten. 
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4.6 Belange der Verkehrssicherheit / Eisabwurf 
Grundsätzlich besteht bei Windenergieanlagen eine potenzielle Gefährdung durch Eis-
abwurf. Bei Temperaturen um und unterhalb des Gefrierpunktes kann es bei einer ent-
sprechenden Luftfeuchtigkeit an den Vorderseiten der Rotorblätter von Windenergiean-
lagen zur Bildung von Eis, Raureif oder Schneeablagerungen kommen. Insbesondere 
bei den derzeit üblichen Windenergieanlagen mit Nabenhöhen über 100 m erfolgt die 
Eisbildung bereits durch das Durchlaufen der Rotorblätter durch Gebiete mit hoher 
Feuchtigkeit, z. B. bei tief hängenden Wolken und bei Hochnebel. Aufgrund der Dreh-
bewegung der Rotorblätter können die gebildeten Eisablagerungen mehr als über 100 m 
weit geschleudert werden, was eine wesentliche Gefährdung von Personen und Sachen 
und insgesamt eine Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit in besiedelten Gebieten 
oder im Bereich von Verkehrswegen darstellt.  

Aufgrund der Besonderheiten einer Windenergieanlage mit drehendem Rotor ergeben 
sich daher neben den erforderlichen Abstandsflächen gem. NBauO zudem Forderungen 
zur Abstandshaltung wegen Eisabwurfgefahr. Gemäß Anlage 1 Nr. 2.7.9 der aktuellen 
Liste der Technischen Baubestimmungen ist die Richtlinie „Windenergieanlagen; Ein-
wirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“ in Verbindung mit 
der dazugehörigen Anlage 1 Nr. 2.7/12 Ziffer 2 gelten Abstände größer als 1,5 x (Rotor-
durchmesser + Nabenhöhe) zu Verkehrswegen und Gebäuden in der Regel als ausrei-
chend anzusehen. Diese Abstände können unterschritten werden, sofern Einrichtungen 
installiert werden, durch die der Betrieb der Windenergieanlage bei Eisansatz sicher 
ausgeschlossen werden kann oder durch die ein Eisansatz verhindert werden kann. 
Eine gutachterliche Stellungnahme eines Sachverständigen zur Funktionssicherheit die-
ser Einrichtungen ist als Teil der Bauvorlagen vorzulegen. 

Die im Plangebiet vorgesehenen Windenenergieanlagen sind, sofern Abstände z. B. zu 
Verkehrswegen dies erfordern, mit einem automatischen Eiserkennungs- und Maschi-
nenabschaltsystem auszustatten. Die Funktionsweise dieser Systeme stellt sich wie 
folgt dar. Möglicher Eisansatz wird durch das Betriebsführungssystem der Windenergie-
anlagen erkannt, in dem die aktuellen Werte für Leistung und Windgeschwindigkeit der 
Anlagen erfasst und mit dem vorgegebenen Betriebskennfeld verglichen werden. Eine 
entsprechende Abweichung deutet auf eine Verschlechterung der Rotorblattdynamik 
durch Eisansatz hin – es erfolgt eine Abschaltung der Anlage. Aufgrund der hohen Emp-
findlichkeit der aerodynamischen Profile wird die Windenergieanlage bereits abgeschal-
tet bevor das Eis in einer gefährdenden Dicke auf dem Rotorblatt abgelagert wird. Zu-
sätzlich werden auch Turm- und Treibstangenschwingungen erkannt, die durch verei-
sungsbedingte Zusatzmassen am Rotor entstehen. Auch sie führen zu einer Abschal-
tung der Anlage. Die Anlage wird erst nach einem manuellen Reset wieder in Betrieb 
gesetzt. 

Der Einsatz eines Eiserkennungs- und Maschinenabschaltsystem ist durch einen Hin-
weis im Bebauungsplan kenntlich gemacht und wird im Rahmen des BImSch-Genehmi-
gungsverfahrens sichergestellt. 

4.7 Belange des Modellflugsportclubs 
Südlich der nördlichen Teilfläche befindet sich das Gelände eines Modellflugsportclubs 
(Modellflugsport Club MFSC Hahn e.V. Wapeldorf). Das Gelände umfasst im Wesentli-
chen ein Vereinsheim und eine Start- und Landebahn. Der Club besitzt eine Aufstiegs-
erlaubnis für den heutigen Betrieb.  

Mit der derzeit vorliegenden Planung würde der Club die Aufstiegserlaubnis für die heu-
tige Start- und Landebahn verlieren. Die Gemeinde Rastede hat sich klar für den Erhalt 
dieses Clubs ausgesprochen. Im Einvernehmen zwischen dem Modellflugsportclubs 
und dem Vorhabenträger wurde eine Verlagerung der Start- und Landebahn vereinbart. 
Für eine neue Start- und Landebahn, östlich der heutigen liegt eine Aufstiegserlaubnis 
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der Luftfahrtbehörde vor. Diese Erlaubnis enthält eine aufschiebende Wirkung. Das be-
deutet, dass der Club die heutige Start- und Landebahn weiter nutzen kann, bis für die 
geplanten Windenergieanlagen die BImSch-Genehmigungen vorliegen. Sobald die Ge-
nehmigungen vorliegen, tritt die neue Aufstiegserlaubnis in Kraft, so dass der Fortbe-
stand des Clubs aus Sicht der Luftverkehrsbehörde abgesichert ist. Etwaige privatrecht-
liche Vereinbarungen zur Verlagerung der Start- und Landebahn müssen zwischen dem 
Club und dem Vorhabenträger abgeschlossen werden und sind nicht Gegenstand der 
Bauleitplanung.  

5.0 INHALTE DES BEBAUUNGSPLANES 

5.1 Vorhaben- und Erschließungsplan 
Dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ ist 
ein Vorhaben- und Erschließungsplan und eine Vorhabenbeschreibung gem. § 12 (3) 
BauGB beigefügt. In den entsprechenden Unterlagen ist das Vorhaben eindeutig be-
schrieben.  

5.2 Art der baulichen Nutzung 
Anlässlich des aktuellen Entwicklungsvorhabens werden mit dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült" die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für die Errichtung eines Windparks mit fünf Windenergieanlagen ge-
schaffen, um die Windenergienutzung in der Gemeinde Rastede im Sinne von § 1 (6) 
Nr. 7f BauGB (Nutzung erneuerbarer Energien) weiterzuentwickeln. 

Im Rahmen der vorliegenden Planung werden daher die Anlagenstandorte inkl. der von 
den Rotoren überstrichenen Flächen als sonstige Sondergebiete (SO) mit der Zweck-
bestimmung „Windenergieanlagen“ gem. § 11 (2) BauNVO festgesetzt.  

Zur Realisierung der geplanten Maßnahmen sollen fünf Windenergieanlagen errichtet 
werden. In dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / 
Heubült“ werden jeweils im Bereich der geplanten Anlagenstandorte überbaubare 
Grundstücksflächen in Anlehnung an einen Kreisradius entsprechend dem maximal zu-
lässigen Rotordurchmesser festgelegt. 

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind die für den Betrieb der Windener-
gieanlagen notwendigen baulichen Anlagen und technischen Einrichtungen unterzubrin-
gen. Zur Steuerung einer zweckgebundenen Nutzung sind auf den festgesetzten über-
baubaren Grundstücksflächen ausschließlich folgende Nutzungen zulässig: 

 Windenergieanlagen (WEA) 

 notwendige Infrastrukturanlagen 

 landwirtschaftliche Nutzungen 

Die Flächen außerhalb der überbaubaren Bereiche werden als Flächen für die Landwirt-
schaft festgesetzt, um die Bewirtschaftung der Freiflächen zwischen den Anlagenstand-
orten weiterhin sicherzustellen. 

5.3 Maß der baulichen Nutzung 
Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes (SO WEA) wird das Maß der baulichen 
Nutzung über die Festlegung einer maximal zulässigen Grundfläche (GR) gem. § 16 (2) 
Nr. 1 BauNVO je Anlagenstandort bestimmt.  

Zur Begrenzung der Flächenversiegelung auf das notwendige Mindestmaß wird, bezo-
gen auf die einzelnen überbaubaren Grundstücksflächen eine nutzungsspezifische 
Grundfläche (GR) festgesetzt, die sich aus dem Flächenanteil für die notwendigen Auf-
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stell- und Erschließungsflächen (Fundament, Kranstellflächen etc.) im Bereich der ein-
zelnen Anlagenstandorte ergibt. Die im Bebauungsplan gesondert, außerhalb der über-
baubaren Flächen gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB, als private Verkehrsflächen festgesetzten 
Erschließungswege sind hierbei nicht zu berücksichtigen. Eine Überschreitung der fest-
gesetzten Grundfläche (GR) von 1.200 m² nach § 19 (4) BauNVO wird zur Minimierung 
der Flächenversiegelung nicht zugelassen.  

Innerhalb des Sondergebietes (SO WEA) wird das Maß der baulichen Nutzung zudem 
über die Festsetzung der Höhe der Windenergieanlagen gem. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO 
definiert. Die maximale Bauhöhe der neu geplanten Windenergieanlagen beträgt jeweils 
150 m.  

Für die festgesetzten Höhen gelten folgende Bezugspunkte gem. § 18 (1) BauNVO: 

 Oberer Bezugspunkt: Nabenhöhe der Anlage plus halbem Rotordurchmesser 
(senkrechte Rotorspitze) 

 Unterer Bezugspunkt: Oberkante der nächstgelegenen privaten Erschließungs-
straße der jeweiligen Windenergieanlage. 

5.4 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden innerhalb des 
Sondergebietes (SO WEA) über die Festsetzung von Baugrenzen gem. § 23 (3) 
BauNVO so definiert, dass sie für die Errichtung der geplanten Windenergieanlagen 
ausreichend dimensioniert sind. Dementsprechend werden um die insgesamt fünf neu 
geplanten Windenergieanlagenstandorte überbaubare Grundstücksflächen angeordnet. 
Hierdurch werden sowohl der Anlagenstandort selbst als auch die Projektionsfläche, die 
durch den Rotor überstrichen wird, abgedeckt.  

Durch die Festsetzung überbaubarer Grundstücksflächen werden die Standorte der An-
lagen exakt definiert. 

5.5 Öffentliche Verkehrsfläche 
Die äußere Erschließung erfolgt für die nördliche Teilfläche über die Spohler Straße 
(L 820). Von dieser öffentlichen Straße werden die einzelnen Anlagen durch private 
landwirtschaftliche Straßen / Genossenschaftswege erschlossen. Um die Anbindung an 
das überörtliche Straßennetz möglich zu machen, muss ein Teil (hier 30,0 m) der priva-
ten landwirtschaftliche Straßen als öffentliche Straßenverkehrsfläche gewidmet und ge-
mäß der Vorgaben der NLStBV ausgebaut werden. Die ersten 30,0 m der landwirtschaft-
lichen Straße, die an die Spohler Straße grenzen, werden daher als öffentliche Ver-
kehrsfläche gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB festgesetzt. 

5.6 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
Die innere Erschließung der Anlagenstandorte erfolgt durch private landwirtschaftliche 
Straßen / Genossenschaftswege. Die neu zu schaffenden Wegetrassen wurden so ge-
wählt, dass einerseits vorhandene Gräben und Wallhecken geschützt werden und 
gleichzeitig die landwirtschaftlichen Flächen nicht zu stark durchschnitten werden und 
somit die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der Flächen nicht beeinträchtigt wird.  

Die planungsrechtliche Absicherung dieser Wege erfolgt über die Festsetzung von Ver-
kehrsflächen besonderer Zweckbestimmung gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB. Zu diesen Er-
schließungsflächen gehören nicht nur die privaten Verkehrswege, sondern auch die den 
Anlagen jeweils zugeordneten Kranstellflächen. Diese sowie die übrigen privaten Ver-
kehrsflächen sind entsprechend ihrem Nutzungszweck und zur Minimierung der Versie-
gelung aus wasserdurchlässigem Material (Schotterbauweise) herzustellen. 
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5.7 Wasserflächen 
Die im Geltungsbereich verlaufenden Gewässer II. Ordnung, die Wapel im nördlichen 
Bereich und die Bekhauser Bäke im Süden, werden im Bebauungsplan gem. § 9 (1) Nr. 
16 BauGB als Wasserflächen festgesetzt. Die entlang der Gewässer einzuhaltenden 
Gewässerräumstreifen werden nachrichtlich in die Planzeichnung des Bebauungspla-
nes übernommen. Im Zuge der Erschließungsplanung sind die ggf. notwendigen was-
serrechtlichen Genehmigungsverfahren durchzuführen. 

5.8 Fläche für die Landwirtschaft und Wald 
Die überwiegenden Flächen innerhalb des Geltungsbereichs sind heute landwirtschaft-
liche Flächen und sollen als solche auch in Zukunft genutzt werden. Aus diesem Grund 
werden diese Flächen um die Windenergieanlagenstandorte und die notwendigen Er-
schließungswege entsprechend der gegenwärtigen Nutzung für die weitere Bewirtschaf-
tung für landwirtschaftliche Zwecke gesichert. Den landwirtschaftlichen Belangen und 
den Entwicklungsinteressen der örtlichen Landwirte wird somit Rechnung getragen. 

Am nördlichen Rand der südlichen Teilfläche befindet sich, überwiegend außerhalb des 
Geltungsbereichs, ein naturnahes Feldgehölz, welches aufgrund seiner Ausprägung als 
Wald einzustufen ist. Die Teilfläche dieses Feldgehölzes innerhalb des Geltungsbe-
reichs wird entsprechend als Wald gem. § 9 (1) Nr. 18b BauGB festgesetzt und somit 
planungsrechtlich gesichert. 

6.0 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN  
Im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf 
/ Heubült“ werden örtliche Bauvorschriften gem. § 84 der Niedersächsischen Bauord-
nung (NBauO) entsprechend des Planvorhabens definiert, die für den gesamten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes gelten. Sie umfassen gestalterische Vorgaben be-
züglich der Farbgebung, Werbeanlagen und der Lichtanlagen, um im Hinblick auf das 
Landschaftsbild und die Fernwirkung eine verträgliche Gestaltung der Anlagenstandorte 
zu sichern. 

Der räumliche Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften entspricht dem Geltungs-
bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / 
Heubült“. 

Anlagentyp 

Die Windenergieanlagen müssen als geschlossene Körper errichtet werden. 

Farbgebung 

Die einzelnen Bauteile der Windenergieanlagen (WEA) sind in einem mattierten, weißen 
bis hellgrauen Farbton anzulegen.  

Ausnahmsweise können im unteren Bereich des Windenergieanlagenturms mattierte 
grüne Farbtöne gewählt werden. Hierbei ist eine Abstufung der Farbtöne von dunkel- 
auf hellgrün, jeweils von unten ausgehend, bis zu einer Höhe von maximal 20,00 m 
zulässig. 

Die Außenfassaden von Umspannwerken und Nebenanlagen (Hochbauten wie z.B. er-
forderliche Kompaktstationen) sind mit einem dauerhaft mattierten hellgrauen oder 
schilfgrünen Anstrich zu versehen. 

Werbeanlagen 

Innerhalb des Geltungsbereiches sind Werbeanlagen und Werbeflächen nicht zulässig. 
Ausgenommen ist die Eigenwerbung des Herstellers, bezogen auf den installierten An-
lagentyp. Die Werbeaufschrift ist auf die Anlagengondel zu beschränken. Lichtwerbung 
oder die Beleuchtung der Werbeschrift ist unzulässig. 
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Lichtanlagen 
Beleuchtungskörper an baulichen Anlagen und als eigenständige Außenleuchten sind 
nicht zulässig. Ausgenommen ist die notwendige Beleuchtung für Wartungsarbeiten so-
wie Kennzeichnungen gemäß Luftverkehrsgesetz. 

 

7.0 VERKEHRLICHE UND TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 
 
 Äußere Erschließung 

Die Verkehrsanbindung des Plangebietes erfolgt für die nördliche Teilfläche über die 
Spohler Straße (L 820) und für die südliche Teilfläche über den Vorderweg. 
 

 Gas- und Stromversorgung, Schmutz- und Abwasserversorgung, Wasserver-
sorgung, Abfallbeseitigung 
Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes bezüglich der o. g. Aspekte ist entspre-
chend der angestrebten Nutzungsform nicht erforderlich. 
 

 Oberflächenentwässerung 
Die Oberflächenentwässerung erfolgt über Anschluss an das vorhandene Entwäs-
serungssystem. 
 

 Fernmeldetechnische Versorgung 
Die fernmeldetechnische Versorgung des Plangebietes wird innerhalb der Ausfüh-
rungsplanung geregelt. 
 

 Sonderabfälle 
Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzu-
führen. 
 

 Brandschutz  
Die Löschwasserversorgung wird entsprechend den jeweiligen Anforderungen im 
Zuge der Ausführungsplanung sichergestellt. 
 

 Anbindung an das öffentliche Stromnetz 
Die Anbindung an das öffentliche Stromnetz ist im Rahmen der konkreten Planungen 
sicherzustellen.  

8.0 VERFAHRENSGRUNDLAGEN /-VERMERKE 

8.1 Rechtsgrundlagen 
 
 BauGB   (Baugesetzbuch), 
 BauNVO  (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke: 

Baunutzungsverordnung), 
 PlanzV  (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die 

Darstellung des Planinhaltes: Planzeichenverordnung), 
 NBauO  (Niedersächsische Bauordnung), 
 BNatSchG  (Bundesnaturschutzgesetz), 
 NAGBNatSchG (Nieders. Ausführungsgesetz z. Bundesnaturschutzgesetz), 
 NKomVG (Nieders. Kommunalverfassungsgesetz). 
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8.2 Planverfasser 
Die Ausarbeitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Windenergie Wa-
peldorf / Heubült“ erfolgte im Auftrag der Windkonzept Projektentwicklungs GmbH & Co. 
KG für die Gemeinde Rastede durch 
 
 

Diekmann • 
Mosebach 
& Partner 

Regionalplanung 
Stadt- und Landschaftsplanung 
Entwicklungs- und Projektmanagement 

Oldenburger Straße 86  -  26180 Rastede 
Telefon (0 44 02) 9116-30 

Telefax (0 44 02) 9116-40 

www.diekmann-mosebach.de 

mail: info@diekmann-mosebach.de  
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Anlagen 
 

 „Schattenwurfgutachten für den Betrieb von 9 Windenergieanlagen Typ Enercon E-82 
E2 (2,3 MW) mit 108,4 m Nabenhöhe am Standort 26313 Varel-Rosenberg / Neuen-
wege und 26180 Rastede-Heubült“, Berichtsnummer PK 2016015-STG, 31.05.2016, 
PLANkon, Blumenstraße 26, 26121 Oldenburg 
 

 „Geräuschimmissionsgutachten für den Betrieb von 9 Windenergieanlagen Typ Enercon 
E-82 E2 (2,3 MW, TES) mit 108,4 m Nabenhöhe am Standort 26313 Varel-Rosenberg / 
Neuenwege und 26180 Rastede-Heubült“, Berichtsnummer PK 2016015-SLG-A, 
05.02.2018, PLANkon, Blumenstraße 26, 26121 Oldenburg 

 
 Anlage 3a: Vorhaben- und Erschließungsplan „Errichtung von 2 Windenergieanlagen des 

Typs ENERCON E-82 E2 / 108,38mNh“. 
 

 Anlage 3b: Vorhabenbeschreibung „Kurzbeschreibung“ (Teilfläche Nord) 
 

 Anlage 4a: Vorhaben- und Erschließungsplan „Errichtung von 3 Windenergieanlagen des 
Typs ENERCON E-82 E2 / 108,38mNh“. 
 

 Anlage 4b: Vorhabenbeschreibung „Kurzbeschreibung“ (Teilfläche Süd) 
 

 Anlage 5: Signaturtechnisches Gutachten zur Planung von Windenergieanlagen im Be-
reich Wapeldorf-Heubült im Einflussbereich der militärischen Radaranlagen Brockzetel 
und Wittmund (Gutachten Nr.: TAEYO2-333/16) 
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Kurzbeschreibung 
 
 
Einleitung 
Es ist geplant in der Gemeinde Rastede im Landkreis Ammerland 2 Windenergiean-
lagen der Firma ENERCON vom Typ E-82 E2 mit einer Nabenhöhe von 108,38 m zu 
errichten. Die Anlagen haben eine Nennleistung von je 2.300 kW und werden getrie-
belos mit einem Dreiblattrotor betrieben. Die Gesamthöhe beträgt 149,38m. 
Die Baugrundstücke sind die Flurstücke 60/1 und 71 Flur 2 der Gemarkung Rastede 
in 26180 Rastede. 
Da die geplanten Windenergieanlagen eine Gesamthöhe größer als 50m haben wer-
den, ist ein Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG durchzuführen. 
 
Erschließung 
Die Anbindung des Windparks erfolgt von der L 820 / Spohler Straße. Von dort aus 
folgt die Zuwegung über bestehende Wirtschaftswege, die entsprechend der ENER-
CON-Spezifikation ausgebaut bzw. verlängert werden. 
Innerhalb des Windparks werden die Erschließungswege zur Schonung der landwirt-
schaftlichen Nutzung soweit wie möglich am Parzellenrand und auf bestehenden 
Wegen geführt.  
Der genaue Verlauf der Zuwegung ist den beigefügten Lageplänen zu entnehmen. 
Die Baugrunduntersuchung empfiehlt eine Pfahlgründung für beide Anlagen. 
 
Brandschutz 
Für die ENERCON Windenergieanlagen wurde ein ausführliches Sicherheitskonzept 
erarbeitet, das dem BImSchG-Antrag beiliegt. 
Des Weiteren können die Windenergieanlagen von der Feuerwehr über die ausge-
bauten Erschließungswege erreicht werden. 
 
Schallemission 
In Bezug auf die Schallimmission werden die zulässigen Werte gemäß TA-Lärm zu-
grunde gelegt. 
 

Nutzung nachts 
Allgemeines Wohngebiet 40 dB(A) 

Dorf- und Mischgebiet 45 dB(A) 

Gewerbegebiet 50 dB(A) 

 
Diese Immissionswerte sind an den nächstgelegenen Immissionspunkten zu unter-
schreiten. 
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Als Nachweis, dass die Richtwerte gemäß TA-Lärm eingehalten werden, wurde ein 
Gutachten bezüglich der Schallimmission erstellt und ist ebenfalls dem BImSchG-
Antrag zu entnehmen. 
 
Schattenwurf 
Ein einheitliches Berechnungsverfahren zur Ermittlung der Rotorschattenwurfdauer 
sowie ein Beurteilungsrahmen sind bisher nicht rechtlich verbindlich festgelegt wor-
den. Normen und Richtlinien sowie Orientierungswerte fehlen. 
Der Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI) empfiehlt einen Richtwert von ma-
ximal 30 Stunden pro Jahr bzw. 30 Minuten pro Tag in Bezug auf die astronomisch 
mögliche Schattenwurfdauer. 
Als Nachweis bezüglich des Schattenwurfs wurde ebenfalls ein Gutachten erstellt, 
welches dem besagtem BImSchG-Antrag zu entnehmen ist. 
 
Naturschutz 
Die Unterlagen zur Beurteilung des Eingriffes in Natur und Landschaft sowie zum 
Bodenschutz sind im Landschaftspflegerischen Begleitplan erfasst und erforderliche 
Ausgleichsmaßnahmen sind ebenfalls im BImSchG-Antrag beigefügt. 
 
UVP 
Die Unterlagen zur standortbezogenen Prüfung der Umweltverträglichkeit der geplan-
ten Windenergieanlagen sind bereits im Rahmen des BImSchG-Antrages beantragt. 
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Kurzbeschreibung 
 
 
Einleitung 
Es ist geplant in der Gemeinde Rastede im Landkreis Ammerland 3 Windenergiean-
lagen der Firma ENERCON vom Typ E-82 E2 mit einer Nabenhöhe von 108,38 m zu 
errichten. Die Anlagen haben eine Nennleistung von je 2.300 kW und werden getrie-
belos mit einem Dreiblattrotor betrieben. Die Gesamthöhe beträgt 149,38m. 
Die Baugrundstücke sind die Flurstücke 34/7, 27/8, 28/12 Flur 4 der Gemarkung 
Rastede in 26180 Rastede. 
Da die geplanten Windenergieanlagen eine Gesamthöhe größer als 50m haben wer-
den, ist ein Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG durchzuführen. 
 
Erschließung 
Die Anbindung des Windparks erfolgt vom Vorderweg, welcher von der L820 südlich 
abzweigt. Von dort aus folgt die Zuwegung über eine landwirtschaftliche Ackerfläche, 
die entsprechend der ENERCON-Spezifikation ausgebaut wird. 
Innerhalb des Windparks werden die Erschließungswege zur Schonung der landwirt-
schaftlichen Nutzung soweit wie möglich am Parzellenrand und auf bestehenden 
Wegen geführt.  
Der genaue Verlauf der Zuwegung ist den beigefügten Lageplänen zu entnehmen. 
Die Baugrunduntersuchung empfiehlt eine Pfahlgründung für beide Anlagen. 
 
Brandschutz 
Für die ENERCON Windenergieanlagen wurde ein ausführliches Sicherheitskonzept 
erarbeitet, das dem BImSchG-Antrag beiliegt. 
Des Weiteren können die Windenergieanlagen von der Feuerwehr über die ausge-
bauten Erschließungswege erreicht werden. 
 
Schallemission 
In Bezug auf die Schallimmission werden die zulässigen Werte gemäß TA-Lärm zu-
grunde gelegt. 
 

Nutzung nachts 
Allgemeines Wohngebiet 40 dB(A) 

Dorf- und Mischgebiet 45 dB(A) 

Gewerbegebiet 50 dB(A) 

 
Diese Immissionswerte sind an den nächstgelegenen Immissionspunkten zu unter-
schreiten. 
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Als Nachweis, dass die Richtwerte gemäß TA-Lärm eingehalten werden, wurde ein 
Gutachten bezüglich der Schallimmission erstellt und ist ebenfalls dem BImSchG-
Antrag zu entnehmen. 
 
Schattenwurf 
Ein einheitliches Berechnungsverfahren zur Ermittlung der Rotorschattenwurfdauer 
sowie ein Beurteilungsrahmen sind bisher nicht rechtlich verbindlich festgelegt wor-
den. Normen und Richtlinien sowie Orientierungswerte fehlen. 
Der Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI) empfiehlt einen Richtwert von ma-
ximal 30 Stunden pro Jahr bzw. 30 Minuten pro Tag in Bezug auf die astronomisch 
mögliche Schattenwurfdauer. 
Als Nachweis bezüglich des Schattenwurfs wurde ebenfalls ein Gutachten erstellt, 
welches dem besagtem BImSchG-Antrag zu entnehmen ist. 
 
Naturschutz 
Die Unterlagen zur Beurteilung des Eingriffes in Natur und Landschaft sowie zum 
Bodenschutz sind im Landschaftspflegerischen Begleitplan erfasst und erforderliche 
Ausgleichsmaßnahmen sind ebenfalls im BImSchG-Antrag beigefügt. 
 
UVP 
Die Unterlagen zur standortbezogenen Prüfung der Umweltverträglichkeit der geplan-
ten Windenergieanlagen sind bereits im Rahmen des BImSchG-Antrages beantragt. 
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1 Zielsetzung 
 

Status des Berichtes: 
 

Der vorliegende Abschlussbericht fasst die bis zum Zeitpunkt des Berichtsdatums 

erarbeiteten Ergebnisse und Erkenntnisse zusammen. Die Inhalte basieren auf den 

zum Zeitpunkt der Bearbeitung uns bekannten und durch uns abschätzbaren 

Forderungen und Vorstellungen der technischen Entscheidungsträger der Genehmi-

gungsbehörden sowie des aktuellen Standes von Wissenschaft und Technik. 

Bekannte geplante Windenergieanlagen werden in dieser Analyse als Bestandsanla-

gen berücksichtigt. 

 

Zielsetzung der Untersuchung: 
 

Die vorliegende Untersuchung bewertet den möglichen technischen Einfluss von fünf 

geplanten Windenergieanlagen im Bereich Wapeldorf auf die Radarabdeckung des 

3D-LV-Radars am Standort Brockzetel sowie des Radars am Standort Wittmund. 

Geplant sind Anlagen vom Typ Enercon E-82 E2 mit ca. 108 m Nabenhöhe. 

 

Die Daten und Informationen der Windenergieanlagen bzgl. der Gondel- und 

Säulendimensionen sowie bzgl. der Rotorblätter wurden dem Verfasser des Gutach-

tens auf der Grundlage einer Vertraulichkeitserklärung vom Hersteller der Windener-

gieanlagen zur Verfügung gestellt.  

 

Eine betriebliche Bewertung, die eine nichttechnische Folgenabschätzung für die 

Nutzer der Radarsysteme bedeutet, erfolgt im vorliegenden technischen Bericht 

nicht. 
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1.1 Bewertung bzgl. des Radars Brockzetel/3D-LV Radar 

 
Berücksichtigt wurden hierbei insbesondere die Topografie und die exakten Höhen-

positionen des Radarsystems sowie der geplanten und vorhandenen Windenergiean-

lagen. Weiter sind Ergebnisse aus der letzten Sondervermessung bei der Überprü-

fung der Ergebnisse berücksichtigt worden. 

In der vorliegenden Untersuchung zum LV-Radar werden die technischen Betriebs-

parameter der Radarortungsanlage Brockzetel, die einer Sicherheitseinstufung 

unterliegen, zugrunde gelegt. Eine ausführliche Beschreibung der technischen 

Betriebsparameter und Aufgabenstellungen der Systeme erfolgt aus diesem Grund in 

den schriftlichen Unterlagen nicht. 

 
Die Beurteilung möglicher Störeinflüsse von Windenergieparks erfolgt grundsätzlich 

unter folgenden Kriterien für Radarsysteme:  

 

 Messtechnisch feststellbare Radarverschattungen durch die geplanten WEAs 
 Gerichtete Reflexionen 
 Streufelderscheinungen, insbesondere infolge von Wechselwirkungen zwi-

schen den vorhandenen sowie geplanten Windenergieanlagen 
 Bewertung der Streufeldintensität für einzelne WEAs als auch für mehrere 

WEAs unter Berücksichtigung deren Wechselwirkung 
 Messtechnisch feststellbare Radarverschattungen durch die geplanten WEAs 

im Falle der notwendigen Berücksichtigung vorhandener räumlich vor- oder 
nachgelagerter WEAs im Hinblick auf 3D-Radarsysteme 

 Konkrete Parameter des LV-Radarsystems: Antennenposition, Antennenhöhe, 
Azimutauflösung, Betriebsfrequenzbereich 

 Anforderungen der DFS zur Vermeidung radarwirksamer Verschattungen 
 
Die Bewertung der Ergebnisse zum radarwirksamen Verschattungseinfluss bei 

Luftverteidigungsradarsystemen erfolgt im Hinblick auf die Möglichkeiten einer 

messtechnischen Erfassbarkeit dieser Einflüsse. Eine Beurteilung, ob diese Einflüsse 

zu betrieblich relevanten Störungen der Radarortungsanlage von Typ HADR führen, 

erfolgt im Rahmen dieser Untersuchung nicht, da hierzu u. a. eine sehr konkrete 

Bewertung der Aufgaben des Radarortungssystems erforderlich ist. 



Airbus Defence and Space GmbH          Signaturtechnisches Gutachten  Seite: 6 
Labor für Signaturtechnik           Bremen, den 12.09.2016  
 

 
Die Weitergabe sowie Vervielfältigung dieser Unterlage ist nicht gestattet, soweit nicht ausdrücklich zugestanden. Zuwiderhand-
lungen verpflichten zu Schadensersatz. Insbesondere die Veröffentlichung in öffentlich zugänglichen Medien setzt eine explizite 
schriftliche Zustimmung durch Airbus Defence and Space voraus. Alle Rechte für den Fall der Patenterteilung oder Ge-
brauchsmuster – Eintragung vorbehalten. Quellenangabe: Alle genutzten Darstellungen sind durch Airbus Defence and Space, 
bzw. den Bearbeiter erzeugt worden. Bei Luftaufnahmen wird teilweise auf Google Earth Abbildungen zurückgegriffen. 

 

Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass eine Minderung der messtechnisch mit Hilfe 

von RASS oder SASS-C ermittelbaren Entdeckungswahrscheinlichkeit zur Überprü-

fung von Radarverschattungen in der vorliegenden Untersuchung als nicht feststell-

bar erachtet wird, wenn die Reichweitenminderung geringer ist als der radiale 

Abstand bzw. Versatz zweier Rangefenster von ca. 5 NM. Das ungestörte Feld dient 

dabei als Bezug. Die Radarreichweite ist dabei auf 100 % normiert. Die LFZ-Position 

wird in 130 NM angenommen. Eine messbare Beeinflussung liegt danach bei einer 

Reichweitenminderung auf unter 96,2 % vor. 

 

Potentiell störrelevant sind im Standortbereich des geplanten Windparks neben der 

Säulen- und der Nabenkonstruktion die Rotorblätter. Radarwirksame Verschattungen 

können infolge zu geringer Distanzen zum Radaranlagenstandort vorliegen. Streufel-

der und gerichtete Reflexionen durch metallische Blitzschutzstrukturen bewirken 

darüber hinaus unter Umständen eine unzuverlässige bzw. ungenaue LFZ-

Positionsbestimmung.  

 

Zielsetzung: 
 

Es werden im Ergebnis Vorschläge formuliert und begründet, an welchen Orten die 

geplanten Windenergieanlagen unter den genannten radartechnischen Kriterien als 

zulässig erachtet werden. Das Gutachten dient zur Vorlage und Entscheidungs-

grundlage im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bei der zuständigen Wehrbe-

reichsverwaltung (WBV) als Betreiber der Radaranlagen Brockzetel. Eine Bewertung 

der Radaranlagen erfolgt nicht. 

 

  



Airbus Defence and Space GmbH          Signaturtechnisches Gutachten  Seite: 7 
Labor für Signaturtechnik           Bremen, den 12.09.2016  
 

 
Die Weitergabe sowie Vervielfältigung dieser Unterlage ist nicht gestattet, soweit nicht ausdrücklich zugestanden. Zuwiderhand-
lungen verpflichten zu Schadensersatz. Insbesondere die Veröffentlichung in öffentlich zugänglichen Medien setzt eine explizite 
schriftliche Zustimmung durch Airbus Defence and Space voraus. Alle Rechte für den Fall der Patenterteilung oder Ge-
brauchsmuster – Eintragung vorbehalten. Quellenangabe: Alle genutzten Darstellungen sind durch Airbus Defence and Space, 
bzw. den Bearbeiter erzeugt worden. Bei Luftaufnahmen wird teilweise auf Google Earth Abbildungen zurückgegriffen. 

1.2 Bewertung bzgl. des Radars Wittmund 

 

Das vorliegende Gutachten bewertet bzgl. der Radaranlage am Flugplatz Wittmund 

für den Radargerätetyp ASR-S die radartechnischen Störwirkungen des Windparks 

Wapeldorf-Heubült bezüglich der Planung von fünf Windenergieanlagen vom Typ 

Enercon E-82 E2 mit einer Nabenhöhe von 108,4 m unter Berücksichtigung der 

Vorbelastung im Hinblick auf die Möglichkeit von Flugzielverlusten im Falle eines 

Überfluges über die untersuchte geplante Windenergieanlagenanordnung. 

 

Der geplante Windpark Wapeldorf-Heubült befindet sich südöstlich des Radarstan-

dortes Wittmund in einer Entfernung von ca. 41 km. 

 

Die Untersuchung beurteilt für die geplanten WEAs die Auswirkungen auf mögliche 

LFZ-Zielverluste in Abhängigkeit von der räumlichen Anordnung der geplanten WEAs 

sowie die Störwirkungen, die durch die geplanten WEA-Anlagentypen zu erwarten 

sind. Das Ziel der Untersuchung ist die Identifizierung eines Restrisikos im Hinblick 

auf LFZ-Zielverluste gegenüber der heutigen Situation. 

 

Bezüglich der Begrifflichkeiten und Definitionen sei auf die Festlegungen gemäß 

Anhang A verwiesen. 

 

Zielsetzung: 
 

Es wird im Ergebnis begründet, an welchen Orten die geplanten Windenergieanlagen 

einen Einfluss auf die Radarbilddarstellung haben. 

 

Das Gutachten dient zur Vorlage und als Entscheidungsgrundlage im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens bei dem zuständigen BAIUDBw (Bundesamt für Infrastruk-

tur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr) sowie dem AFSBw (Amt 

für Flugsicherung der Bundeswehr) als „Betreiber“ der FS-Radaranlage auf der 

Liegenschaft in Wittmund. Als Bezugsradarsystem wird das dort vorhandene ASR-S 

herangezogen. Eine Bewertung der Radaranlagen erfolgt nicht. Die angewandten 

Kriterien setzen voraus, dass eine Filterung von Windenergieanlagen zur Unter-
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scheidung von Flugzielen durch den Radarsensor – wie es bei digitalen Radarsyste-

men zur Flugsicherung möglich ist – nicht erfolgt und sind damit auf alle Radarsys-

teme dieses Typs oder vergleichbarer Systeme anwendbar. 

 

Eine Überprüfung der Anforderungen der Hindernisfreiheit gemäß der ICAO –

Convention Annex 14 –, die die grundsätzlich zulässige Bauhöhe von Objekten 

beliebiger Art festlegt, erfolgt im Rahmen des Gutachtens nicht. Diese ist für jeden 

Umgebungsort eines Flugplatzes festgelegt und unveränderlich. Sie dient dem 

Schutz von Luftfahrzeugen im Flug und steht nicht im Zusammenhang mit der 

radartechnischen Problematik, die Gegenstand des Gutachtens ist. 

 

Vorbemerkung zur Wechselwirkung zwischen WEA und Radaranlagen der 
militärischen Flugsicherung 
 

Die Analyse eines möglichen Störpotentials durch die Planung von fünf Windener-

gieanlagen vom Typ Enercon E-82 E2 mit einer Nabenhöhe von 108,4 m im Gebiet 

Wapeldorf-Heubült, südöstlich der Liegenschaft Wittmund im Nahbereich der 

militärischen Flugsicherungsanlagen, wurde erforderlich aufgrund von Bedenken der 

zuständigen Genehmigungsbehörden, insbesondere der militärischen Flugsicherung. 

 

Entsprechende Bedenken wurden im Zusammenhang mit Windenergieanlagen seit 

ca. 1998 im Umfeld von Luftverteidigungsradaranlagen stets geäußert und im 

Rahmen einer umfangreichen, durch Flugvermessungen gestützten Untersuchung 

unter Leitung des Luftwaffenführungskommandos bestätigt, vgl. Abschlussbericht: 

“Einfluss von Hindernissen…“ vom 15.02.2004. Dabei wurden gezielt für in Betrieb 

befindliche 3D-Radaranlagen Kriterien und Lösungen für WEAs bzgl. der radartech-

nisch zulässigen Dimensionen und räumlicher Anordnungen ausgearbeitet und 

nachgewiesen. 

 

Vergleichbare durch systematische Flugvermessungen messtechnisch bestätigte 

und verifizierte Kriterien liegen für 2D-Radaranlagen im Rahmen der Förderstudie 

des BMU seit September 2011 vor:  
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o Dabei erfolgten an verschiedenen militärischen Flugplätzen die Aufzeichnung 

von Störeinflüssen von Windenergieanlagen auf das Radarsystem ASR 910 

über einen langen Zeitraum unter sehr unterschiedlichen Wetter- bzw. Wind-

bedingungen. Durch diese Ergebnisse konnten verschiedenen Windenergie-

anlagentypen unterschiedliche Störpotentiale bzw. Störhäufigkeiten zugeord-

net werden. 

o Auf der Grundlage von Auswertungen zu WEA-Darstellungs- bzw. Störhäufig-

keiten sowie auf der Grundlage der Auswertung von LFZ-Überquerungen über 

WEA-Anordnungen konnten Kriterien für radartechnisch zulässige Anordnun-

gen am Beispiel vorhandener Windenergieanlagenanordnungen und WEA-

Typen festgelegt werden. 

 

Liegen für konkrete, geplante WEA-Typen keine im Rahmen von messtechnischen 

Untersuchungen ermittelten, belastbaren Ergebnisse zur radarwirksamen Darstel-

lungs- oder Störhäufigkeit vor, wird ersatzweise für die Beurteilung dieser Störhäufig-

keit eine „Worst-Case“-Betrachtung unter der Annahme der größeren Störhäufigkei-

ten geringfügig kleinerer messtechnisch untersuchter WEA-Rotoren durchgeführt. 

 

Durch die Bewegung der Rotoren einer WEA wird für den Radarsensor ein Reflexi-

onsobjekt mit einem starken dynamischen Radarquerschnitt bzw. Radarreflexionsin-

tensität generiert. Die Charakteristik eines dynamischen Radarquerschnittes ist 

einem bewegten Luftfahrzeug sehr ähnlich, so dass für den Radarsensor des eines 

ASR-S oder vergleichbarer moderner Flugsicherungsradaranlagen eine Unterschei-

dung gegenüber einem Luftfahrzeug (LFZ) erschwert wird. 

 

Die Störeinflüsse von Windenergieanlagen bei 2D-Radaranlagen zur Flugsicherung 

sind im Schwerpunkt durch zwei unterschiedliche Erscheinungen beschreibbar: 

 

a. Jede Windenergieanlage, unabhängig von ihrer Dimension und Rotorblattform, 

erzeugt mit einer individuellen Häufigkeit auf dem Radarschirm eine ortsfeste 

Zieldarstellung. In der Umgebung eines Radaranlagenstandortes sind über die-

se Erscheinung prinzipiell alle vorhandenen Windenergieanlagen sichtbar. Beim 

ASR-S ist die Darstellung dieser Plots üblicherweise nicht eingeschaltet. Die 
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Darstellungshäufigkeit von WEAs ist somit kein direktes Maß für deren Störwir-

kung. In der Umgebung des Flugplatzes bzw. im Überwachungsbereich des 

Radars ist bereits eine größere Anzahl von Windenergieanlagen vorhanden. 

Zusätzliche Windenergieanlagen können beim ASR-S zu LFZ-Plotausfällen so-

wie hierdurch bedingte Trackabbrücke generieren. In seltenen Fällen können 

WEA-Plots zu einer Trackablenkung bzw. Falschtracks führen. 

 

WEA-Plots verursachen in der Radardarstellung bei Windstille – wenn der 

Windenergieanlagenrotor nicht dreht – keine LFZ-Plotausfälle. Sie sind durch 

technische Maßnahmen bei Windenergieanlagen nicht lösbar, da hierzu eine 

Minderung der Reflexionsintensität von Windenergieanlagen über mehrere De-

kaden, d. h. mehr als 30 dB (Faktor 1000), notwendig wäre, die technisch nicht 

möglich ist. Zugleich muss darauf hingewiesen werden, dass die Radardarstel-

lung zugleich die Einblendung von einfachen Karten, z. B. Küstenlinien, als Ori-

entierungshilfe in gleicher Weise ermöglicht. 

 

b. Beim Überflug über Windparks oder über mehrere räumlich eng angeordnete 

Windenergieanlagen zeigen sich Schwächungen der Primärzieldarstellung bei 

der Überwachung von LFZ-Bewegungen im direkten Umgebungsgebiet um und 

über WEAs für alle Flughöhen. Eine falsche Trackgenerierung ist ebenfalls 

möglich. 

 

Dieser Sachverhalt kann für die Flugsicherung eine schwerwiegende Problema-

tik eines nicht akzeptablen LFZ-Zielverlustes bewirken und ist der Schwerpunkt 

der technischen Beurteilung des vorliegenden Gutachtens. Diese Problematik 

wird sehr stark bestimmt durch die räumliche Anordnung der geplanten Wind-

energieanlagen sowie die technischen Parameter der Windenergieanlagen, die 

die Störwirkung bestimmen. Durch technische Maßnahmen bei den Windener-

gieanlagen sowie durch deren räumliche Anordnungen im Hinblick auf mögliche 

Überflugszenarien von LFZs sind hier Maßnahmen zur Problemlösung oder 

Problemminderung möglich. Diese Maßnahmen sind im Hinblick auf künftige 

digital arbeitende Radarsysteme zur Flugsicherung besonders vorteilhaft, weil 

eine Unterscheidung zwischen einer WEA und einem LFZ unterstützt wird. 
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In diesem Zusammenhang kann festgestellt werden, dass abhängig von der 

Verweildauer eines LFZs im Fall des Überfluges im entsprechend betroffenen 

Luftraumgebiet oberhalb einzelner WEAs oder kleiner isoliert stehender Wind-

parks diese nicht zwangsläufig als Ursache entsprechender Störungen wirksam 

werden, wenn die Verweildauer eines LFZ oberhalb dieses Gebietes geringer 

ist als drei Antennenumdrehungszeiten.  

 

Zusätzlich wurden im vorliegenden Gutachten technische Erkenntnisse aus nachste-

henden Dokumentationen und Besprechungen berücksichtigt: 

 

 Abschlussbericht: Einfluss von Hindernissen auf HF-gestützte Führungsmittel 

vom 15.02.2004 

 Feldstudie RAF AWC „The Effects of Wind turbine Farms on ATC Radar“ vom 

10.05.2005 

 Messtechnische Untersuchung an Windenergierotorblättern zur Ermittlung von 

reflexionsdämpfenden Möglichkeiten vom 04.06.2003 und 15.01.2004. 

 Report DoD USA „ THE EFFECS OF WIND TURBINE FARMS ON MILITARY 

READINESS 2006“ 

 aktuelle Empfehlungen von EUROCONTROL gemäß Doc ID 0.3 vom 

18.05.2008 

 BMVg IT 4 – Schutzbereich von Funkstellen (allgemeiner Umdruck Nr. 51) 

 Besprechung und Vortrag bei „EUROCONTROL / Wind energy task group“ 

vom 01.03.2006 „Potential effects of wind turbines and justiciable solutions“. 

 Technische Dokumentation zum 2D-Radar „ASR-S“ des Herstellers 

 Technische Dokumentation des AFSBw zum ASR 910  

 Ergebnisse einer BMU-Studie zum Störeinfluss von WEAs auf Radarsysteme 

zur Flugsicherung – Ergebnispräsentation von 09.12.2008 . 

 ICAO EUR Doc. 15 2nd Edition, September 2009 

 ICAO – Doc 8071 – Manual on Testing of Radio Navigation Aids; Vol. III 

 EUROCONTROL-Doc. “Assessment Methodology to Determine the Impact of 

Wind Turbines on ATC Surveillance Systems, Edition Number 0.4 (3.2.3 ff)” 
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 EUROCONTROL-Doc. "Wind farm impact assessment technique and mitiga-

tion measures, Edition 0.5 

 Besprechung mit AFSBw im Rahmen des BMU – Fördervorhabens „ Fortfüh-

rung WEA – Radarverträglichkeit“ vom 11.+12.05.2010 

 Eurocontrol “ Guidelines from Wind turbine task force “ Version 1.0 from May 

2010  

 Abschlussbericht des BMU-Fördervorhaben „Fortführung WEA – Radarver-

träglichkeit“ von September 2011 

 Datenaufzeichnung und Auswertung am Radar in Wittmund vom Typ ASR-S 

am Beispiel eines vorhandenen Windparks im Dezember 2015 

 Besprechung beim Luftfahrtamt der Bundeswehr Referat 3 II e bzgl. der Be-

wertung für das ASR-S vom 19.01.2016 

 Datenaufzeichnung und Auswertung am Radar in Schleswig vom Typ ASR-S 

am Beispiel zweier vorhandener Windparks im Juli 2016 

 

Neuere messtechnische Untersuchungen konzentrieren sich auf vergleichende 

Detailuntersuchungen zu konkreten Bestandsparks, werden daher nicht explizit 

aufgeführt und dienen der Verifikation der Ergebnisse der genannten Grundlagenun-

tersuchungen. 

 

Zur Bewertungsmethodik: 
 

Die technischen Erfordernisse für die Planung von Windenergieanlagen im Gebiet 

Wapeldorf-Heubült erfolgen unter den Randbedingungen des Radarsystems ASR-S 

oder funktionsgleicher anderer Radarsysteme. Grundlage sind die WEA-Standorte 

gemäß der Koordinaten aus Tabelle 1. 

 

I. 

Die Bewertung der WEAs erfolgt unter der Maßgabe, dass die zu betrachtenden 

durch WEAs beeinflussten Zellen in einem definierten Polar Flächenraster (DCM- 

Zellen) vorliegen, welcher auf den Radarstandort ausgerichtet ist. Beim ASR-S weist 

jede dieser DCM-Zellen in einer Entfernung zwischen 12,3 km und 70 km zum 
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Radargerät 299,7 m x 1,8° auf. Bei Entfernungen von weniger als 12,3 km beträgt die 

Dimension der DCM-Zellen 299,7 m x 3,6°. 

 

II: 

Die für die Bewertung angenommene LFZ-Überfluggeschwindigkeit wird mit 

180 km/h (50 m/s) angegeben, dabei wird ein störrelevanter Trackverlust bei weniger 

als drei Antennenumdrehungen ausgeschlossen. 

 

Die Beurteilung der LFZ-Verweildauer im Falle eines Überflugs über die Gesamtan-

ordnung der projektierten WEA-Standorte gemäß Tabelle 1 führt auf eine Zunahme 

der Flugzielverluste infolge der durch WEAs beeinflussten DCM-Zellen (im Folgen-

den als Störzellen bezeichnet). Nach der Errichtung der WEAs sind bei Überflügen 

Flugzielverluste mit unterschiedlichen Wahrscheinlichkeiten in Abhängigkeit der 

Überflugrichtung zu erwarten. Bei diesem Bewertungsverfahren wurden der Gelän-

deeinfluss sowie die reale Erfassbarkeit von Windenergieanlagen entsprechend der 

Ergebnisse der BMU-Studie aus 2011 berücksichtigt. 

 

III. 

Die tatsächliche Störrelevanz innerhalb einer Störzelle wird durch die Position bzw. 

die Anordnung der WEAs innerhalb und außerhalb der betrachteten Störzelle 

bestimmt. Zudem sind die Intensität und die zeitliche Änderung der Radarreflektivität 

bzw. des RQS (Radarrückstreuquerschnitt) einer WEA maßgeblich. 

 

Von Bedeutung ist jedoch, dass der RQS für die geplante WEA eine Größenordnung 

zeigt, die deutlich über der Detektionsschwelle des ASR-S sowie anderer moderner 

2D-Radarsysteme liegt, so dass eine Bewertung der WEA-Erfassung durchgeführt 

werden muss. 

 

Ein LFZ-Trackverlust ist gemäß den Forderungen und Festlegungen der 
Flugsicherung ab der dritten durch eine WEA gestörten Detektion gegeben.  
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Bei Radaranlagen der Flugsicherung wird für eine sichere Flugzielerfassung eine 

Wahrscheinlichkeit (PD LFZ) von mindestens 90 % gefordert, die realiter diffizil zu 

erreichen ist. 

 

Der oben gewählte Ansatz stellt im Hinblick auf die Bewertung von Überflügen über 

WEA einen Worst-case Ansatz dar. 

 

So wäre eine LFZ-Zielverlustwahrscheinlichkeit von unter 10 % für die o. g. Forde-

rung von mindestens 90 % für die PD LFZ rechnerisch ohne Wirkung. Dieser Ansatz 

wird jedoch im vorliegenden Fall nicht verfolgt, weil eine Anhebung der Falschalarm-

rate (FAR) in diesem Zusammenhang ebenfalls zu berücksichtigen ist. 
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2 Gesamtbeurteilung/Zusammenfassung der Ergebnisse 

2.1 Radar Brockzetel 

 

Die nachstehend dargestellte geplante WEA-Anordnung stellt für die Radaranlage 

Brockzetel eine der bisherigen Betriebssituation gleichwertige Situation dar. 

 

 
 
Abbildung 1: Grafische Übersicht auf die gekennzeichneten Windenergieanlagen (rot=Bestand, 

grün=Planung). Die Einstrahlungsrichtungen bzgl. des Radars Brockzetel sind durch 

gelbe Linien gekennzeichnet. Das Planungsgebiet ist im rechten Bildbereich in der 

Mitte zu sehen. 
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Abbildung 2: Grafische Detailansicht auf die geplanten Windenergieanlagen (grün) 

 

Durch die geplanten WEA erfolgt zusammen mit den Bestandsanlagen eine lokale 

Änderung der WEA-Verdichtung mit Wechselwirkungen untereinander. Die Einstrah-

lungsrichtungen bzgl. des Radars Brockzetel sind gelb gekennzeichnet. 

 

Bei der Realisierung der Planungsstandorte sind Ortsabweichungen gegenüber den 

Koordinaten gemäß Tabelle 4 in der Größenordnung des Säulendurchmessers im 

unteren Höhenbereich ohne Einfluss auf die Ergebnisse in allen Richtungen zulässig. 

 

Für die vorliegende Radaranlage Brockzetel, die als 3D-Radaranlage zur Luftvertei-

digung dient, ergibt sich für keine der untersuchten WEA-Anordnungen eine messba-

re Minderung der Radarerfassung. Das Kriterium ist hierzu 96,2% als messtechni-

sche Nachweisgrenze. 

 

Ebenfalls sind die Forderungen bzw. Empfehlungen gemäß des Dokuments "EURO-

CONTROL Guidelines Edition 1.1" ,  Table 3 : "Move wind turbine out of  radar line of 

sight " durch die Planungen im radartechnische Sinne erfüllt. 
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Die Streufeldeinflüsse, bedingt durch die zukünftige Windparksituation mit den 

geplanten und den vorhandenen WEAs, weisen eine geringe Intensitätszunahme 

auf, infolge derer jedoch keine feststellbaren Auswirkungen wie Zielerfassungsverlus-

te oder Fehler bei Laufzeit- bzw. Distanzmessungen auf das Radarsystem zu 

erwarten sind. Eine messbare Störung des Radars Brockzetel in der Planungssituati-

on kann ausgeschlossen werden. 

 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass Untersuchungen bei 3D- 

Radarsystemen nur unter Berücksichtigung der Topografie sowie der Höhenposition 

der Radarantenne und der WEA eine Aussage zu Reichweitenänderungen ermögli-

chen und die hier vorgestellten Ergebnisse nur für die betrachteten Planungsstandor-

te gemäß Tabelle 4 gültig sind. 
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2.2 Radar Wittmund 

 

Um eine Situation sicherzustellen, die auch bei Errichtung der geplanten WEAs für 

die Radaranlage in Wittmund eine der bisherigen Betriebssituation gleichwertige 

Beeinflussung schafft, ist die nachstehende Anordnung der grün gekennzeichneten 

WEAs gemäß Abbildung 3 und Tabelle 1 zulässig: 

 

 
Abbildung 3: Detailübersicht der geplanten Windenergieanlagen (grün). Die Einstrahlungsrichtun-

gen bzgl. der Radaranlage Wittmund sind gelb dargestellt. 

 

Die Standorte der geplanten Windenergieanlagen (grün) sind gekennzeichnet. Die 

Einstrahlungsrichtungen bzgl. des Radars Wittmund sind gelb gekennzeichnet.  
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Tabelle 1:  Koordinatenübersicht über die geplanten Windenergieanlagen (grün) sowie die 

Vorbelastung (blau/magenta/rot). Die grün gekennzeichneten geplanten WEAs sind 

radartechnisch zulässig. 

 

Bei der Realisierung der Planungsstandorte sind Ortsabweichungen in allen Richtun-

gen gegenüber den Koordinaten gemäß Tabelle 1 in der Größenordnung des 

Säulendurchmessers – im unteren Höhenbereich – ohne Einfluss auf die Ergebnisse 

in allen Richtungen zulässig. 

 

 

Zusätzlicher Handlungsbedarf für die zulässigen geplanten Windenergieanlagen 

besteht bei den festgestellten Einflüssen nicht. 

 

  

Standort Anlage WGS 84 Nord WGS 84 Ost
Naben-höhe 

[m]
Elevation [°] Distanz [m] Winkel [°]

Planung Wapeldorf-Heubült

Wapeldorf 01 Enercon E-82 E2   53° 20’  6,30”    8°  8’ 40,79” 108,38 -0,0178 39914,96 126,9168

Wapeldorf 02 Enercon E-82 E2   53° 20’  3,90”    8°  8’ 53,59” 108,38 -0,0188 40148,42 126,7962

Wapeldorf 03 Enercon E-82 E2   53° 19’ 43,43”    8°  9’  9,24” 108,38 -0,0212 40762,96 127,2588

Wapeldorf 04 Enercon E-82 E2   53° 19’ 35,76”    8°  9’  3,56” 108,38 -0,0217 40825,34 127,6124

Wapeldorf 05 Enercon E-82 E2   53° 19’ 28,27”    8°  9’  7,11” 108,38 -0,0224 41019,92 127,8107

Planung Lehmden

Lehmden 01 Enercon E-82 E2   53° 16’ 58,08”    8° 11’ 25,57” 108,38 -0,051 45953,05 130,3822

Lehmden 02 Enercon E-82 E2   53° 16’ 49,22”    8° 11’ 26,92” 108,38 -0,0525 46151,36 130,6193

Lehmden 03 Enercon E-82 E2   53° 16’ 53,60”    8° 11’ 42,66” 108,38 -0,0542 46283,34 130,2559

Planung Delfshausen

Delfshausen 01 Enercon E-82 E2   53° 18’  8,66”    8° 14’  3,17” 108,38 -0,0552 46871,19 126,0269

Delfshausen 02 Enercon E-82 E2   53° 18’  7,58”    8° 14’ 21,07” 108,38 -0,0568 47157,86 125,82

Delfshausen 04 Enercon E-82 E2   53° 17’ 59,61”    8° 14’ 24,88” 108,38 -0,0577 47360,8 126,0098

Delfshausen 05 Enercon E-82 E2   53° 18’  4,80”    8° 14’ 46,94” 108,38 -0,059 47595,39 125,5621

Delfshausen 03 Enercon E-82 E2   53° 18’ 14,86”    8° 14’ 41,36” 108,38 -0,0574 47329,29 125,3312

Bestand

Liethe 01 NEG Micon NM54   53° 16’ 43,08”    8° 11’ 11,34” 70 -0,1113 46059,45 131,0332

Liethe 02 NEG Micon NM54   53° 16’ 41,32”    8° 11’ 24,13” 70 -0,1122 46273,24 130,8895

Liethe 03 NEG Micon NM54   53° 16’ 34,98”    8° 11’ 18,14” 70 -0,1124 46319,78 131,1622

Liethe 04 NEG Micon NM54   53° 16’ 31,20”    8° 11’  7,11” 70 -0,1121 46244,98 131,4386

Liethe 05 NEG Micon NM54   53° 16’ 29,83”    8° 11’ 26,81” 70 -0,1134 46545,62 131,1775

Liethe 06 NEG Micon NM54   53° 16’ 24,06”    8° 11’ 11,50” 70 -0,113 46452,99 131,5744

Liethe 07 NEG Micon NM54   53° 16’ 22,74”    8° 11’ 33,94” 70 -0,1145 46790 131,2708

Liethe 08 NEG Micon NM54   53° 16’ 20,90”    8° 11’ 22,04” 70 -0,1139 46663,55 131,5031

Lehmden B01 Enercon E-58   53° 17’  2,11”    8° 11’ 11,67” 59 -0,1234 45676,76 130,475

Rosenberg 01 Enercon E-82 E2   53° 20’ 54,00”    8°  7’ 41,75” 108,38 -0,0033 38155,89 126,1491

Rosenberg 02 Enercon E-82 E2   53° 20’ 58,71”    8°  7’ 57,74” 108,38 -0,0052 38308,06 125,7108
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Bewertung: 
 

Grundlage sind die technischen Erfordernisse des Radarsystems ASR-S oder 

funktionsgleicher anderer Radarsysteme, sowie die WEA-Standorte gemäß  

Tabelle 1. 

 

Untersucht wurde die geplante Situation unter Berücksichtigung der benachbarten 

Vorbelastung. Aufgrund des ausreichend großen Abstandes zu den benachbarten 

WEAs kann die Planung gesondert betrachtet werden. 

 

Auf der Grundlage aller durchgeführten Überflugbewertungen bzgl. zu erwartender 

Zielverlustwahrscheinlichkeiten von LFZ kann festgestellt werden, dass durch die 

geplante Situation ein Störzellengebiet vorliegt, bei dem bzgl. der Radaranlage 

Wittmund bei allen Überflugrichtungen die Zielverlustwahrscheinlichkeiten für ein LFZ 

mit einem RQS von 3 m2 ausreichend gering sind. 

 

Eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % für ein LFZ mit einem RQS von 

3 m2 nicht mehr als zweimal in Folge gegeben. Ein LFZ-Zielverlust/Trackverlust ist 

gemäß den Forderungen und Festlegungen der Flugsicherung erst ab der dritten 

durch eine WEA gestörten Detektion gegeben. 

 

Im Zusammenhang mit dem Flugpfad D sei darauf hingewiesen, dass bei tangential 

orientierten Flugpfaden relativ zum Standort des Radarsystems generell Einschrän-

kungen bei der Darstellung von LFZ-Bewegungen aufgrund fehlender radialer 

Dopplerinformationen vorliegen. 

 

Es muss stets dabei deutlich unterschieden werden zwischen der grundsätzlich 

angegebenen Möglichkeit für einen LFZ-Trackverlust, der als Kumulation verschie-

dener Ergebnisse angegeben wird, und der Wahrscheinlichkeit, dass ein LFZ-

Zielverlust bei einer bestimmten Detektion eintritt. In dem Zusammenhang ist zu 

beachten, wie lange ein derartiger Verlust gegeben ist. 
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Die Berechnungen beruhen auf der Annahme der Hauptwindrichtung für das 

Windparkgebiet von ca. 230° (Jahresmittel).  

 

Eine ausführliche technische Bewertung der Überflugproblematik, der Radardarstel-

lung sowie unterstützender bzw. kompensierender Maßnahmen erfolgt in Kapitel 7. 

 

Empfehlung: 
 

Unter Abwägung der verschiedenen untersuchten Überflugpfade ist die 
Realisierung der geplanten WEAs als Enercon E82 E2 radartechnisch zulässig, 
da keine relevanten Zielverlustwahrscheinlichkeiten festzustellen sind, die zu 
einen Trackabbruch für ein LFZ mit einem RQS von 3 m2 (Klasse Cessna oder 
größer) führen. Eine Fremdabschaltung für die geplanten WEAs ist daher nicht 
notwendig. 
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2.3 Zusammenfassung 

 

Auf der Grundlage der vorgenannten Feststellungen und unter Beachtung der 
Empfehlung werden die geplanten WEA-Typen an den geplanten Standorten 
sowie in der vorgesehenen angegebenen Bauhöhe – vgl. Tabelle 4 sowie 
Anhang auf Seite 73 – als radartechnisch vertretbar und zulässig betrachtet. 
 

Hinweis:  
Sämtliche Ergebnisse sind unter den für die untersuchten WEA-Standorte angege-
benen Randbedingungen gültig. Ein Übertrag der Ergebnisse auf andere Windener-
gieanlagen oder auf andere Standorte ist nur mit Einschränkungen möglich. Bei 
Änderungen der WEA-Konstruktionen oder bei abweichenden Geländeprofilen 
verlieren die ermittelten Ergebnisse ihre Gültigkeit. 
 
Alle Untersuchungen, wie theoretische Analysen, Berechnungen und messtechni-
sche Untersuchungen, wurden durch den Unterzeichner persönlich überwacht bzw. 
durchgeführt. Der Schwerpunkt der Unterstützung durch Dipl. Math. O. Stelzner und 
Dipl. Ing. M. Gottschalk liegt in der Durchführung der Simulationsverfahren nach 
festgelegten Prozessen. 
 
Alle genutzten Hilfsmittel sind Eigentum der Airbus Defence and Space GmbH, 
Betrieb Bremen. Sie entsprechen dem aktuellen Stand der Wissenschaft, der Lehre 
und den Erfahrungen der Praxis. 
 

 

 

 

Dr.-Ing. A. Frye, 12.09.2016 

 

Öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger für 

Hochfrequenz- und Signaturtechnik 
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3 Untersuchung bzgl. Radar Brockzetel 

3.1 Aufgabenbeschreibung 

 

Südöstlich des Radarstandortes Brockzetel ist in einer Distanz von ca. 35 km 

Entfernung die Errichtung von fünf Windenergieanlagen des Typs Enercon E-82 E2 

mit ca. 108 m Nabenhöhe vorgesehen. Berücksichtigt werden ebenfalls diverse 

Bestandsanlagen, die in einem radarwirksamen Zusammenhang mit den Planungs-

anlagen stehen. Die Bestandsanlagen befinden sich in ca. 33 km bis ca. 43 km 

Entfernung vom Radar Brockzetel. 

 

Geplante Anlagen: 
Die technischen Parameter der geplanten Anlagen sind auf Seite 72 aufgeführt. Die 

ermittelten Ergebnisse in diesem Gutachten behalten auch bei einem ggf. kleineren 

Rotordurchmesser ihre Gültigkeit ohne Einschränkungen. 

 
Für die Rotorblätter der geplanten Anlagen wird von einem Blitzschutzkonzept 

ausgegangen, das ein Leiterband bzw. eine axial geführte Leiterschiene im Rotor-

blatt sowie metallische Rezeptoren u. a. im Bereich der Blattspitze vorsieht. Gemäß 

durchgeführter messtechnischer Untersuchungen im Zusammenhang mit anderen 

Projekten konnte nachgewiesen werden, dass ein derartiges Blitzschutzkonzept ein 

geringeres radartechnisches Störpotential zeigt als äußere metallische Kantenprofile, 

insbesondere eine geringere Streufeldintensität infolge eines geringeren Metallanteils 

im Rotorblatt.  

 

Das Ausmaß der möglichen Einflüsse durch Rotorblätter wird im Folgenden für ein 

Blitzschutzkonzept berücksichtigt, das diesen axial verlaufenden Leiter vorsieht. 

 
Die Angaben zu den Planungs- und Bestandsanlagen wurden vom Kunden zur 

Verfügung gestellt.  

 

Ziel dieser Untersuchung ist es, unter den Kriterien, die in den nachstehenden 

Kapiteln genannt sind, eine Aussage über die durch die geplanten WEA erzeugten 

und zu erwartenden radarverschattungswirksamen Störeinflüsse und daraus 



Airbus Defence and Space GmbH          Signaturtechnisches Gutachten  Seite: 24 
Labor für Signaturtechnik           Bremen, den 12.09.2016  
 

 
Die Weitergabe sowie Vervielfältigung dieser Unterlage ist nicht gestattet, soweit nicht ausdrücklich zugestanden. Zuwiderhand-
lungen verpflichten zu Schadensersatz. Insbesondere die Veröffentlichung in öffentlich zugänglichen Medien setzt eine explizite 
schriftliche Zustimmung durch Airbus Defence and Space voraus. Alle Rechte für den Fall der Patenterteilung oder Ge-
brauchsmuster – Eintragung vorbehalten. Quellenangabe: Alle genutzten Darstellungen sind durch Airbus Defence and Space, 
bzw. den Bearbeiter erzeugt worden. Bei Luftaufnahmen wird teilweise auf Google Earth Abbildungen zurückgegriffen. 

folgender Reichweitenminderungen zu erarbeiten und, soweit erforderlich, Maßnah-

men zu deren Beseitigung und deren Wirksamkeit aufzuzeigen.  
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3.2 Referenzuntersuchung 

 

Die vorliegende Untersuchung berücksichtigt neben den durchgeführten Simulations-

rechnungen zusätzlich Erkenntnisse aus rechnergestützten und messtechnischen 

Analysen von anderen Windkraftvorhaben im Nahbereich unterschiedlichster 

Radarortungssysteme. Der Schwerpunkt der vorliegenden messtechnischen 

Grundlagen und Referenzen bezieht sich auf 3D-Radarsysteme zur Luftverteidigung. 

Bei der Modellierung sowie der rechnergestützten Strahlungsfeldanalyse der 

vorliegenden WEA-Anordnung wurden die gleichen Verfahren aus den nachstehend 

genannten Vorhaben in weiterentwickelter Version genutzt. 

 

Grundlagen dieser Untersuchungen sind u. a.: 
 

1) Computergestützte Strahlungsfeldanalysen der DASA/EADS zur 

Beurteilung der Einflüsse einzelner Windkraftanlagen im Nahbe-

reich des militärischen Radarsensors Auenhausen/NRW. Die Resul-

tate wurden in einem Bericht vom September 1998 zusammenge-

fasst. 

2) Flugvermessungen zur Verschattungswirkung von Windkraftanla-

gen im Nahbereich des Radarsensors Auenhausen im Jahr 1996. 

3) Technische Vorgaben der Bundeswehr an die Untersuchung von 

Windenergieanlagen zum Radarsensor Brockzetel vom September 

1998.  

4) Durchgeführte computergestützte Strahlungsfeldanalyse der DA-

SA/EADS zur Beurteilung der Einflüsse einzelner Windkraftanlagen 

mit Nabenhöhen von 98 m über Grund. Dabei wurden gezielt unter-

schiedliche Distanzen zu einer Radarortungsanlage bewertet. Die 

Resultate wurden in einem Bericht vom Januar 1999 zusammenge-

fasst. Die gewählten Modellparameter bei der Nachbildung dieser 

Windenergieanlagen entsprechen den Parametern der Untersu-

chungen nach a und b zu Auenhausen, da hierbei jeweils eine sehr 

gute Übereinstimmung zwischen den computergestützten Strah-

lungsfeldanalysen sowie den Flugvermessungen festgestellt wurde. 
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5) Durchgeführte Flugvermessungen zum Radarsensor Brockze-

tel/Niedersachsen vom April 1999. 

6) Computergestützte Strahlungsfeldanalysen der DASA im Rahmen 

einer Machbarkeitsanalyse für ein Aufstellungskonzept eines Wind-

energieparks. Die Resultate zu radartechnisch möglichen Anord-

nungen einer größeren Anzahl von Windenergieanlagen im Nahbe-

reich des Radarsensors Brockzetel wurden dabei in einem Bericht 

im Mai 1999 zusammengefasst. 

7) Interpretation und Beteiligung an der Auswertung von Flugvermes-

sungen im Rahmen der „Arbeitsgruppe Messtechnik“ – 1999 bis 

2003 – unter Leitung des Luftwaffenführungskommandos. 

8) Computergestützte Feldanalysen der EADS in Abstimmung mit der 

Erprobungsstelle WTD 81 der Bundeswehr in Greding zur Beurtei-

lung des Einflusses von Windenergieanlagen bei unterschiedlichen 

Radarbetriebsfrequenzen im Jahr 2003. 

9) Untersuchung von Windenergieanlagen-Anordnungen im Einfluss-

bereich/Arbeitsbereich von Luftverteidigungsanlagen der Typen 

MPR, HADR und RRP 117 mit unterschiedlichen Frequenzen in den 

Jahren 2002 bis 2005. 

10) Untersuchung von Windenergieanlagen-Anordnungen im Einfluss-

bereich/Arbeitsbereich von Navigationsanlagen des Typs DVOR in 

Deutschland im Jahr 2004.  

11) Untersuchung von WEA Anordnungen in großer Distanz sowie de-

ren Einfluss auf Luftverteidigungsradaranlagen des Typs HADR und 

Vergleich mit Flugverkehrsaufzeichnungen in den Jahren 2008 und 

2009. 

12) Report DoD USA „ THE EFFECS OF WIND TURBINE FARMS ON 

MILITARY READINESS 2006“. 

13) Eurocontrol “ Guidelines from Wind turbine task force “ Version 1.0 

14) ICAO EUR Doc. 15 2nd Edition, September 2009. 

15) ICAO – Doc 8071 – Manual on Testing of Radio Navigation Aids; 

Vol. III. 
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16) Präsentation "Beurteilung von WEA, Version 1.2 " des Kdo LRÜ 

vom 22.03.2011 

17) Sondervermessung des Radars Auenhausen zum Einfluss von 

Windenergieanlagen – nicht öffentlich - im Auftrag des Einsatzfüh-

rungsdienstes der Luftwaffe, Ausfertigung Januar 2013 
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3.3 Untersuchungsverfahren 

 

Das eingesetzte numerische Untersuchungsverfahren zur Strahlungsfeldanalyse im 

Raum basiert bzgl. der Nachbildung der Windenergieanlagen auf dem mathemati-

schen Verfahren der Momentenmethode. 

 

Bei den Untersuchungen der Abschattungswirkungen sowie der Wechselwirkungen 

der Windenergieanlagen untereinander wurden die Feldberechnungen bei jeder 

einzelnen Konfiguration einer Windenergieanlage oder einer Gruppe von Windener-

gieanlagen für verschiedene Raumgebiete sowie unterschiedliche Höhen durchge-

führt. In der vorliegenden Untersuchung wurde der Schwerpunkt auf einen sehr 

niedrigen Elevationswinkel von 0,2°…0,22° gelegt. Dabei wurde diese leicht geneigte 

Analyseebene derart im Raum bzgl. der Höhen angeordnet, dass der Höhenbereich 

der Gondeln, d. h. der Bereich, in dem die intensivsten Störungen hervorgerufen 

werden können, abgetastet wird. 

 

Grundsätzlich wird bei den numerischen Analysen als Worst-case-Ansatz das 

Raumgebiet der Gondel zusammen mit dem Turm als verschattungsrelevante 

Objektstruktur nachgebildet, die sich im Falle einer vollständigen Rotation ergibt. 

Damit sind zusätzlich die ungünstigsten Randbedingungen, die sich bei wechselnden 

Windrichtungen ergeben können, berücksichtigt. 

 

Das elektromagnetische Strahlungsfeld wird im gesamten Entfernungsbereich 

zwischen dem LFZ und der Radarortungsanlage berechnet. Für jede einzelne 

Analyse wird auf dieser Grundlage die Intensitätsverteilung des Feldes in einem 

400 m breiten und 50 km langen Feldgebiet – ausgehend von der Radarortungsanla-

ge – dargestellt. Dieses Feldgebiet stellt somit den letzten Streckenabschnitt der vom 

LFZ reflektierten Radarwelle dar. In den Abbildungen sind somit die Feldstärkevertei-

lungen der letzten 50 km mit der Radarortungsanlage als Zielpunkt angegeben. 

 

Das Raumgebiet um das Radarsystem wird mit unterschiedlichen Feldpunktdichten 

analysiert, um eine gesicherte Datenbasis für die Beurteilung der zu erwartenden 

Einflüsse auf die Empfangsfeldstärke zu haben. 
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Grundsätzlich wird bei den Feldberechnungen eine normierte elektrische Feldstärke 

bei Annahme vertikaler Polarisation ausgewiesen. Die Darstellung der Ergebnisse 

erfolgt durch als Farbflächen gekennzeichnete Feldstärkeverteilungen sowie durch 

3D-Konturdarstellungen, die die räumliche Ausdehnung des Streufeldes in der 

direkten Umgebung der streuenden Struktur der Windenergieanlage deutlich 

machen. 

 

Ein Einfluss auf die Radarortungssysteme wird als messtechnisch mit z. B. SASS-C 

(vgl. Anhang auf Seite 71) nachweisbar beurteilt, wenn die Feldstärkeminderungen 

am Ort der Empfangsantenne zu einer Reichweitenminderung auf unter 96,2 % 

gegenüber dem ungestörten Fall (100 %) führen. Die Beurteilung von messbaren 

Reflexions- und Streufeldeinflüssen orientiert sich an Änderungen der Empfangsfeld-

stärke, die eine gleiche Größenordnung erreichen. 

 

Eine Bewertung, ob die messbaren Einflüsse eine Beeinträchtigung des Betriebes 

des Radarortungsverfahren bedeuten, erfolgt in Rahmen dieser Untersuchung nicht.  
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3.4 Technische Analyse für das 3D-LV-Radar Brockzetel 

 

Die Analyseergebnisse zeigen als Grundsatzbetrachtung auf der Grundlage von 

Ausbreitungsrechnungen im Betriebsfrequenzbereich von ca. 3,1 GHz die durch 

Windenergieanlagen verursachten Streufeldeinflüsse sowie radarwirksame Verschat-

tungen und den Einfluss auf mögliche Reichweitenminderungen. 

 

Die nachstehenden Untersuchungen zur Beurteilung des Einflusses von WEAs auf 

das Radarstrahlungsfeld wurden unter Berücksichtigung der Generatorbauform, den 

vorhandenen Blitzschutzkonzepten, der Säulendimensionierung und den Nabenhö-

hen sowie für Teilanordnungen der WEAs mit den stärksten radialen Verdichtungen 

durchgeführt. Die Ergebnisse sind damit übertragbar auf die gesamte Planung. Ein 

geringfügig größerer Rotordurchmesser bewirkt keine Abweichungen von den 

nachfolgenden Analyseergebnissen. 

 

Diese Ergebnisse basieren auf einem statischen Modell, das die Windenergieanla-

gen in ihrer Gesamthöhe inkl. Rotor berücksichtigt. Als Worst-Case-Annahme wird 

dabei die Kombination aus quer gestellter Gondeldimension und einer Rotororientie-

rung gewählt, bei der die Rotorachse auf den Radarsensor zeigt. 
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3.4.1 Künftige Situation mit der geplanten WEA 

 

1. WEA-Zweifachanordnung der geplanten Situation gemäß Tabelle 2. Die 

Analysen werden für die dort aufgeführten Standorte bei einer Distanz von ca. 

34,4 km zur Radaranlage Brockzetel durchgeführt.  

 
Tabelle 2:  Teilanordnung T1 

 

 

2. WEA-Zehnfachanordnung der geplanten Situation gemäß Tabelle 3. Die 

Analysen werden für die dort aufgeführten Standorte bei einer Distanz von ca. 

39 km zur Radaranlage Brockzetel durchgeführt.  

 
Tabelle 3:  Teilanordnung T2 

 

Abbildung 4 gibt die untersuchte Kubatur der Naben- und Generatorbauform wieder. 

Die Abmessungen der nachgebildeten Generatorgondel sowie der Durchmesser des 

jeweiligen oberen Säulenanschlusses sind angegeben. 

T1
WEAs Anlage NH [m] Entfernung [m]

Rosenberg 01 Enercon E-82 E2 108,38 33474,52

Wapeldorf 02 Enercon E-82 E2 108,38 35321

34397,76

T2
WEAs Anlage NH [m] Entfernung [m]

Wapeldorf 02 Enercon E-82 E2 108,38 35321

Wapeldorf 01 Enercon E-82 E2 108,38 35074,79

Delfshausen 03 Enercon E-82 E2 108,38 42581,04

Wapeldorf 03 Enercon E-82 E2 108,38 35852,8

Delfshausen 05 Enercon E-82 E2 108,38 42808,51

Delfshausen 02 Enercon E-82 E2 108,38 42339,78

Delfshausen 01 Enercon E-82 E2 108,38 42027,11

Wapeldorf 04 Enercon E-82 E2 108,38 35861,39

Delfshausen 04 Enercon E-82 E2 108,38 42511,38

Wapeldorf 05 Enercon E-82 E2 108,38 36022,39

39040,02
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Abbildung 4: Schematische Objektgeometrie für die geplante WEA-Bauform Enercon E-82 E2 mit 

ca. 82 m Rotor, wie für die Analysen berücksichtigt 

 

Die nachstehende Abbildung bietet eine Übersicht des erstellten 3D-CAD-

Datensatzmodells für die geplanten Windenergieanlagenstandorte in der Übersicht 

und aus der Perspektive der Radaranlage Brockzetel, stets in Kombination von frei 

verfügbaren Luftbildern, die auf den Radarhöhendatensatz projiziert wurden. 
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Abbildung 5: Luftaufnahme der Standorte der geplanten, grün gekennzeichneten Windenergieanla-

gen (rechts Mitte im Bild) sowie der rot gekennzeichneten Bestandsanlagen. Die Ein-

strahlungsrichtungen bzgl. des Radars Brockzetel sind gelb gekennzeichnet. 

 

 
Abbildung 6: Detailansicht der Standorte der geplanten, grün gekennzeichneten Windenergieanla-

gen. Die Einstrahlungsrichtungen bzgl. des Radars Brockzetel sind gelb gekennzeich-

net. 
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3.5 Randbedingungen für Analysen zu einem 3D-LV-Radar 

 

In früheren Untersuchungen konnte nachgewiesen werden, welche räumliche 

Ausdehnung das Streufeld einer Windenergieanlage typischerweise hat. Sie zeigen, 

dass sich das Strahlungsfeld in großen Distanzen hinter einer verschattenden 

Windenergieanlage rekonstruiert. Bei der Beurteilung der Feldstärkeminderung ist 

daher zwischen dem Primärpfad vom Radarsystem zum Luftfahrzeug und dem 

Sekundärpfad des Signals vom reflektierenden Luftfahrzeug zurück zum Radarsys-

tem zu unterscheiden. Die Ursache von möglichen Reichweitenreduktionen ist im 

vorliegenden Fall der durch die Windenergieanlage hervorgerufene Verschattungs-

einfluss im Sekundärpfad, bzw. die von der Windenergieanlage in Richtung Radaror-

tungsanlage zeigende Verschattungswirkung. 

 

Die Bewertung der Ergebnisse zur Verschattung erfolgt im Hinblick auf die Möglich-

keiten einer messtechnischen Erfassbarkeit dieser Einflüsse. Eine Beurteilung, ob 

diese Einflüsse zu betrieblich relevanten Störungen der Radarortungsanlage führen, 

erfolgt im Rahmen dieser Untersuchung nicht, da hierzu u. a. eine sehr konkrete 

Bewertung der Aufgaben des Radarortungssystems erforderlich ist. 

 

Es sei darauf hingewiesen, dass eine Minderung der messtechnisch mit Hilfe von 

SASS-C ermittelbaren Entdeckungswahrscheinlichkeit zur Überprüfung von Radar-

verschattungen in der vorliegenden Untersuchung als nicht feststellbar erachtet wird, 

wenn die Reichweitenminderung geringer ist als der radiale Abstand bzw. Versatz 

zweier Rangefenster von 5 NM. Das ungestörte Feld dient dabei als Bezug. Die 

Radarreichweite ist dabei auf 100 % normiert. Die LFZ Position wird in ca. 130 NM 

angenommen. Eine messbare Beeinflussung liegt danach bei einer Reichweitenmin-

derung auf unter  96,2 % vor. Dieser Wert wird nachstehend als Entscheidungskrite-

rium herangezogen. 

 

Die Auswirkung durch eine oder mehrere Windenergieanlagen wird im dreidimensio-

nalen Raum ermittelt.  
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Die nachstehende Abbildung 7 stellt schematisch einen zweidimensionalen Flächen-

ausschnitt dar, der unter einem Elevationswinkel vom Luftfahrzeug herunter bis zur 

exakten Höhenposition der Radarantenne zeigt. Als Höhenposition am Ort der 

Radarortungsanlage wird die Unterkante der Radarantenne gewählt. Alle Feldstärken 

sind normiert und in dBV/m angegeben. 

 

Die normierten Feldstärkewerte (der Referenzfall ohne WEA) gemäß Abbildung 7 

sind die Grundlage für die Untersuchungen. Die analysierten Ergebnisse aus Kapitel 

3 sind gültig für Elevationswinkel bei 0,2 °. 

 

 
Abbildung 7: Schematische Darstellung: Anordnung von Radar und WEA sowie Lage des in dieser 

Untersuchung dargestellten Luftraums mit einer Ausdehnung von (hier) 50 km x 

400 m Breite. Das LFZ wird in einer Distanz von bis zu 130 NM angenommen.  

 

Untersucht wird das gesamte elektromagnetische Ausbreitungsfeld, das vom 

erfassten LFZ in großer Distanz zurück zur Radaranlage zeigt („Sekundärpfad“). 

Bildhaft dargestellt ist in der vorliegenden Untersuchung (wenn nicht anders angege-
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ben) stets ein Feldgebiet für den Sekundärpfad im Streckenabschnitt vor der 

Radaranlage, das das vom LFZ reflektierte Signal zur Radaranlage bis 50 km 

Längenausdehnung und in einer Breite von 400 m darstellt. Der grau dargestellte 

Ausschnitt des Feldgebietes wird zusätzlich mehreren Detailanalysen als Variations-

rechnung unterzogen, um eine ausreichende Datenbasis für die zu erwartenden 

Einflüsse auf die Empfangsverhältnisse des Radarsensors zu erhalten. 

 

 
Abbildung 8: Feldgebiet von 50 km x 400 m in der schematischen Übersicht für das Radar 

Brockzetel 
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Das Untersuchungsgebiet ist in der Übersicht dargestellt. Der Feldstärkeverlauf ist 

farblich in verschiedenen Abstufungen angegeben. Der Ort des geplanten Windparks 

wurde in Abbildung 8 schematisch in der geplanten Distanz zu den Radarsystemen 

als schwarze Ellipse gekennzeichnet. Die gemittelte Distanz des gesamten zukünfti-

gen Windparks zum Radar Brockzetel liegt bei ca. 36 km. 

Durch die Analyse der Feldverteilung im Raum sind Rückschlüsse auf die Rück-

streuung, die eine Falschzielerzeugung generieren kann, und Verschattungen, die 

Zielverluste generieren können, möglich. 

Aus der Gesamtanzahl der geplanten und vorhandenen WEA sind exemplarisch die 

ungünstigsten Anordnungen ausgewählt und unter Berücksichtigung von Wechsel-

wirkungen analysiert worden. 

 

Die Nachbildung der Windenergieanlage erfolgt gemäß Abbildung 4. Die Strahlfelda-

nalyse erfolgt für die vorgenannten Anlagentypen und Standortkombinationen. 

 

 
Abbildung 9:  Untersuchte Planungsstandorte (grün) mit Radarbezug (gelb) 

 

Die  Abbildung 10 gibt die Strahlungsfeldverteilungen als Referenz im Fall ohne 

Windenergieanlagen zum Vergleich für die Frequenz von ca. 3,1 GHz wieder. Die 
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Werte sind normiert und dienen einer vergleichenden Betrachtung am Ort der 

Empfangsantenne als Referenzwert. 

 

Bei der Betriebsfrequenz der Radaranlage Brockzetel gilt für den Fall ohne 
WEA im Rahmen der Simulation zum Strahlungsfeld der Referenzwert von: 

 
-16,227 dBV/m (normierte Empfangsfeldstärke) 

 

 
Abbildung 10: Das dargestellte Raumgebiet mit einer Elevation von 0,2° ohne WEA-Einfluss sowie 

ohne Berücksichtigung der Topografie bzw. der relevanten Höhenunterschiede zwi-

schen dem Radarstandort und den geplanten WEA-Standorten in der Konturdarstel-

lung der normierten Feldstärkenverteilung für die Betriebsfrequenz des Radars Brock-

zetel 
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Die nachfolgenden Untersuchungsergebnisse unter Berücksichtigung des Einflusses 

von Windenergieanlagen zeigen am Ort des Radarsensors von den o. g. Werten 

ohne WEA abweichende, üblicherweise geringere Feldstärkewerte. Diese Differenz 

der Werte wird in eine zu erwartende äquivalente Reduktion der Reichweite umge-

rechnet. 
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3.6 Bewertung des Einflusses von Einzelanlagen und Gruppierungen 

 

Die Nachbildung einer Windenergieanlage erfolgt schematisch betrachtet gemäß 

Abbildung 4. Die Strahlfeldanalyse erfolgt für die vorgenannten Anlagentypen und 

Standortkombinationen. 

 

Die Ergebnisse gemäß Abbildung 11 bis Abbildung 12 geben für die Frequenz von 

ca. 3,1 GHz der militärischen Radaranlage Brockzetel die Ergebnisse der künftigen 

Situation für die Anordnung mit den geplanten Windenergieanlagen und den Be-

standsanlagen wieder. 

 

Im direkten Vergleich mit der Referenz ohne WEA sind der jeweilige radartechnisch 

wirksame Verschattungseffekt von einer WEA-Struktur bis zur Radarortungsanlage 

sowie die von der WEA verursachten Streufelder erkennbar. Deutlich sichtbar wird 

ebenfalls die unterschiedliche Ausdehnung und Ausprägung des Streufeldes infolge 

von Reflexions- und Beugungserscheinungen an den verschiedenen WEA-Struk-

turen in Abhängigkeit von der Distanz zum Radarsensor. 

 

Die Auswertung der Analysen für den Ort der empfangenden Radarortungsanlage 

erfolgt mittels der Feldpunktgitter, über das die Orte der berechneten Feldstärkewer-

te festgelegt sind. 
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3.6.1 Künftige Situation mit den geplanten WEA 

 

WEA-Zweifachanordnung der geplanten Situation gemäß Tabelle 2. Die Analysen 

werden für die dort aufgeführten Standorte bei einer Distanz von ca. 34,4 km zur 

Radaranlage Brockzetel durchgeführt.  

 
Abbildung 11: Reflexions- und Streufeldausbildung für die geplanten Windenergieanlagen als 

Zweifach-Anordnung im Einflussbereich der Radaranlage Brockzetel mit Berücksichti-

gung der Topografie 

 

Aus den abgebildeten Werten der Abbildung 11 mit -16,352 dBV/m errechnet sich 

gegenüber der Referenz gemäß der genannten Kriterien eine Reichweite von 

98,57 %. 
Der Verschattungseinfluss ist messtechnisch nicht feststellbar, das Kriterium ist 

erfüllt. 
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WEA-Zehnfachanordnung der geplanten Situation gemäß Tabelle 3. Die Analysen 

werden für die dort aufgeführten Standorte bei einer Distanz von ca. 39 km zur 

Radaranlage Brockzetel durchgeführt.  

 
Abbildung 12: Reflexions- und Streufeldausbildung für die geplanten Windenergieanlagen als 

Zehnfach-Anordnung im Einflussbereich der Radaranlage Brockzetel mit Berücksich-

tigung der Topografie 

 

Aus den abgebildeten Werten der Abbildung 12 mit -16,375 dBV/m errechnet sich 

gegenüber der Referenz gemäß der genannten Kriterien eine Reichweite von 

98,31 %. 
Der Verschattungseinfluss ist messtechnisch nicht feststellbar, das Kriterium ist 

erfüllt. 
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3.6.2 Bewertung der Darstellung der normierten Feldstärkenverteilungen 

 

Abbildung 10 zeigt als Konturdarstellung den Intensitätsverlauf der Feldstärke des 

elektromagnetischen Ausbreitungsfeldes. Sie zeigt als Referenz ohne WEA die 

kontinuierlichen Minderungen der Reflexionsfeldstärke eines vom Radarsensor 

angestrahlten Flugzeuges. Dabei wird das Luftfahrzeug bei einer Elevation von 0,2° 

gegenüber der Höhenposition der Antenne angenommen. 

Bei Berücksichtigung einer oder mehrerer WEA in der geplanten Distanz zum 

Radarsystem sowie unter Berücksichtigung der geplanten Bauhöhe der WEAs 

zeigen sich Einflüsse auf die Ausbreitung des elektromagnetischen Feldes. Dabei 

"greift" das elektromagnetische Feld aufgrund von Beugungs- bzw. Streuprozessen 

um das Hindernis herum. Es liegt somit im Hochfrequenzfeld keine vollständige 

Unterdrückung des elektromagnetischen Feldes entsprechend einer geometrischen 

Verschattung vor. 

Abbildung 11 bis Abbildung 12 zeigen, dass bei einer Distanz zwischen WEA und 

Radarstandort von ca. 35 km nur Verschattungserscheinungen vorliegen, die am Ort 

der Radarantenne einer Reichweitenminderung von 100 % (ideal) auf minimal 

98,31 % entsprechen und somit messtechnisch durch Flugvermessungen und 

Random-Traffic Aufzeichnungen nicht nachweisbar sind. Es zeigen sich weiter 

Streufelderscheinungen, insbesondere in seitlichen Richtungen. Zugleich ist den 

Abbildungen zu entnehmen, dass die Analysen in diesen Fällen Reflexionen durch 

die WEA zeigen, die zurück in Richtung des Luftfahrzeuges wirken. 
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3.6.3 Beurteilung 

 

Für die Untersuchung der geplanten WEA des Anlagentyps Enercon E-82 E2 mit ca. 

108 m Nabenhöhe liegen gemäß den Untersuchungsergebnissen bei Berücksichti-

gung der Geländetopografie in keinem der untersuchten Fälle Verschattungen und 

Reichweitenminderungen vor, die das Kriterium von 96,2 % verletzen. 

 

Im direkten Vergleich mit der Referenz ohne WEA sind der jeweilige radartechnisch 

wirksame Verschattungseffekt von einer WEA-Struktur bis zur Radarortungsanlage 

sowie die von der WEA verursachten Streufelder im Nahbereich erkennbar. Deutlich 

sichtbar wird ebenfalls die unterschiedliche Ausdehnung und Ausprägung des 

Streufeldes infolge von Reflexions- und Beugungserscheinungen an den verschiede-

nen WEA-Strukturen in Abhängigkeit von der Distanz zum Radarsensor. 

 

Die Auswertung der Analyse für den Ort der empfangenden Radarortungsanlage 

erfolgt mittels der Feldpunktgitter, über das die Orte der berechneten Feldstärkewer-

te festgelegt sind. 

 

Die Koordinaten der geplanten WEA sowie die jeweiligen Entfernungen, die Eleva-

tion und Azimutwinkelbezüge zum Radar Brockzetel sind der Tabelle 4 zu entneh-

men. Die Koordinaten aller in diesem Gutachten relevanten Windenergieanlagen 

sind im Anhang auf Seite 73 aufgelistet. 

 

 
Tabelle 4: Koordinatenübersicht über die Planungsanlagen des Windparks 

 

Abbildung 13 gibt die Perspektive der geplanten Windenergieanlagen über Azimut 

und Elevation bzgl. der Gondelpositionen für das Radar wieder. Der Bereich der 

gemäß der Ergebnisse nach Abbildung 11 bis Abbildung 12 untersuchten Anordnun-

gen ist farbig hinterlegt. 

Standort Anlage WGS 84 Nord WGS 84 Ost Nabenhöhe [m] Elevation [°] Distanz [m] Winkel [°]

Wapeldorf 01 Enercon E-82 E2   53° 20’  6,30”    8°  8’ 40,79” 108,38 0,0404 35074,79 114,5366

Wapeldorf 02 Enercon E-82 E2   53° 20’  3,90”    8°  8’ 53,59” 108,38 0,0389 35321 114,4837

Wapeldorf 03 Enercon E-82 E2   53° 19’ 43,43”    8°  9’  9,24” 108,38 0,0365 35852,8 115,2066

Wapeldorf 04 Enercon E-82 E2   53° 19’ 35,76”    8°  9’  3,56” 108,38 0,0363 35861,39 115,6212

Wapeldorf 05 Enercon E-82 E2   53° 19’ 28,27”    8°  9’  7,11” 108,38 0,0356 36022,39 115,906
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Abbildung 13: Perspektive zur Gondelanordnung gemäß Azimut und Elevation für die Position des 

Radars Brockzetel. Der Bereich der analysierten Anordnungen ist orange gekenn-

zeichnet. 

 

Bei den analysierten Teilanordnungen wird grundsätzlich neben anderen Parametern 

der Radaranlage stets die Breite der Antennenkeule berücksichtigt. Bei den jeweili-

gen Teilanalysen wird das LFZ mittig bzgl. des jeweils analysierten Azimutabschnit-

tes in großer Entfernung angenommen und der hervorgerufene Verschattungsein-

fluss im Sekundärpfad, bzw. die von den Windenergieanlagen in Richtung Radaror-

tungsanlage zeigende Verschattungswirkung, analysiert. Die Auswahl der untersuch-

ten Teilanordnungen basiert auf der Auswertung der geplanten Standorte unter dem 

Aspekt der geringsten Azimutabstände und der damit verbundenen stärksten 

Verschattungserscheinungen bzw. Reichweitenminderungen. 

 

Befindet sich ein LFZ hinter einer WEA-Anordnung mit geringen Azimutabständen, 

so werden bedingt durch die direkten Verschattungen sowie stärkeren Wechselwir-

kungen untereinander die größten Verschattungserscheinungen bzw. Reichweiten-
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minderungen auftreten. Verschiebt sich die LFZ-Azimutposition aus diesem Bereich 

mit geringen Azimutabständen der WEAs heraus, nimmt der Verschattungseinfluss 

grundsätzlich ab. 

 

Die Detailanalysen, bei denen das LFZ hinter einer WEA-Verdichtung mit geringen 

Azimutabständen angeordnet ist, geben den jeweiligen Worst-Case-Fall einer 

Verdichtung wieder. Die Azimutbreite der ausgewählten WEA-Teilanordnungen ist 

somit nicht zwingend identisch mit der Azimutauflösung des Radargerätes. 

 

Die nachstehende Abbildung 14 zeigt eine Zusammenstellung der Ergebnisse zu den 

ermittelten Reichweitenminderungen mit Berücksichtigung der Topografie. 

 

 
Abbildung 14: Übersicht über die zu erwartende Reichweitenreduktion bei den angegebenen 

WEA-Konstellationen mit Berücksichtigung der Topografie 
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4 Aufgabenbeschreibung FS-Radar Wittmund 
 

Beschreibung der grundsätzlichen Problematik: 
 

Beim Überflug über Windparks oder über mehrere Windenergieanlagen zeigen sich 

selbst bei modernen 2D-Radaranlagen, wie dem ASR-S Schwächungen der Primär-

zieldarstellung bei der Überwachung von LFZ-Bewegungen oder LFZ-Zielverluste für 

alle Flughöhen im direkten Umgebungsgebiet um WEAs. Es muss jedoch auch 

festgestellt werden, dass abhängig von der Verweildauer eines LFZs im entspre-

chend belasteten Luftraumgebiet oberhalb einzelner WEAs oder kleinerer isoliert 

stehender Windparks, diese nicht zwangsläufig als Ursache entsprechender Störun-

gen wirksam werden. Abhängig von der zeitlichen Charakteristik der radarwirksamen 

Reflexionen, der Form und Materialität der Rotorblätter, kann eine deutlich geringere 

Störwirkung vorliegen. 

 

Dagegen kann durch eine geringe Anzahl zusätzlicher WEAs eine räumliche 

Verknüpfung bisher „isolierter“ WEA-Gruppierungen geschaffen werden. In diesem 

Fall wird ein durch Störungen belastetes ausgedehntes Gebiet geschaffen, das 

vorher nicht wirksam war. 

 

Ursache für mögliche Flugzielverluste ist die intensive Oberflächenreflexion sowie 

der dynamische RQS-Anteil von sehr großen Bauwerken mit bewegten Komponen-

ten wie z. B. den Rotorblättern von Windkraftanlagen. Die bewegten Komponenten 

können aufgrund des dynamischen RQS und dessen Dopplercharakters nicht durch 

Verfahren wie Festzielunterdrückung in einem fest definierten Umgebungsbereich 

herausgefiltert werden. Dadurch wird eine Flugzielverfolgung / „Trackbildung“ in 

einem Umgebungsbereich oberhalb des Hindernisses stark eingeschränkt oder 

sogar fehlerhaft, da der RQS einer WEA den RQS eines LFZ deutlich übertrifft.  
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Bei LFZs wird daher die Trackbildung bzw. die Primärzieldarstellung deutlich 

beeinträchtigt, wenn die „Verweildauer“ dieses LFZs im durch die o. g. Reflexionsstö-

rungen betroffenen Gebiet einen ausreichenden Zeitraum, z. B. zwei Antennenum-

drehungszeiten, überschreitet. Die Bewertung von WEAs erfolgt unter der Maßgabe, 

dass die zu betrachtenden Störzellen in einem definierten Polar Flächenraster (DCM- 

Zellen) vorliegen, welcher auf den Radarstandort ausgerichtet ist. 

 

Die Wirkungsintensität dieser DCM-Zelle wird bestimmt durch die Reflexionsintensität 

und die bzgl. des Radarstandorts radialen Geschwindigkeitskomponenten des 

Rotorblattes. Da kleinere WEAs größere Rotorgeschwindigkeiten zeigen, stellt sich 

die Problematik für unterschiedlich große WEAs sehr ähnlich dar.  

 

Zudem sind die Anzahl und die Anordnung der WEAs innerhalb sowie außerhalb der 

betrachteten DCM-Zellen maßgeblich. 

 

Eine herabgesetzte Reflektivität oder eine herabgesetzte radiale Geschwindigkeits-

komponente der Rotoren der zu berücksichtigenden WEAs mindert zwangsläufig die 

Wirkungsintensität bzw. Relevanz einer Störzelle. 

 

In diesem Zusammenhang ist die RQS-Bewertung eines WEA-Typs von besonderer 

Bedeutung, da bei einer WEA bauartbedingt nicht zwangsläufig eine 100%-ige 

Störwirkung angenommen werden kann. 

 

Die DCM-Zelle mit 1,8° Breite und einer ca. 300 m großen radialen Ausdehnung (bei 

Entfernungen von weniger als 12,3 km beträgt die Dimension der DCM-Zellen ca. 

300 m x 3,6°) im Bereich des Windparks beim ASR-S, ist in allen Flughöhen wirk-

sam. Eine Filterung auf der Grundlage der charakteristischen Störeinflüsse der 

Windenergieanlagen unter Berücksichtigung des dynamischen Radarquerschnittes 

ist bisher mit 2D-Radaranlagen nicht möglich. 
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Im Hinblick auf moderne künftige Flugsicherungsradaranlagen kann eine Verbesse-

rung der Primärzieldarstellung durch Verfahren wie 

 

 verbesserte Tracker-Routinen, 

 verbesserte räumliche Auflösung, sowie 

 „adaptives Beamforming“  

 

erwartet werden.  

 

Aufgrund fehlender messtechnischer Nachweise unter betrieblichen Bedingungen 

wird bei der vorliegenden Windparkbewertung auf diese künftigen Möglichkeiten 

nicht zurückgegriffen. 

 

Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass im Falle radarreflexionsarmer Rotorblätter 

bei WEAs die Voraussetzungen für eine gute Wirksamkeit WEA-optimierter „Tracker- 

Routinen“ gegeben wird, da die Intensitätsunterschiede zwischen dem dynamischen 

RQS eines WEA-Rotors und einem LFZ in gleicher Distanz und Richtung ausrei-

chend herabgesetzt sind. 
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5 Untersuchungsverfahren FS-Radar Wittmund 
 

Für die vorliegende Untersuchung der WEA-Anordnung im Gebiet DEWI-Testfeld 

wird ein Bewertungsverfahren zugrunde gelegt, das sich auf die Auswertung von 

Beobachtungen des ASR-S auf der Grundlage heute bekannter Parameter stützt. 

 

Bewertungsprozedur: 
 

1. Um jede WEA wird als ein möglicher Ort für Reflexionen ein Ortskreis mit der 

Größe des Rotordurchmessers angelegt. 

 

2. Das Umgebungsgebiet um einen Radarstandort wird ab einer Entfernung 

zwischen 12,3 km und 70 km zum Radargerät in einem polaren Koordinaten-

system durch DCM-Zellen mit jeweils 299,7 m radialer Ausdehnung, sowie mit 

einer Azimutausdehnung von 1,8° – bezogen auf den Radarstandort – geglie-

dert. Bei Entfernungen von weniger als 12,3 km beträgt die Dimension der 

DCM-Zellen 299,7 m x 3,6°. 

 

3. Jede DCM-Zelle in dem sich der Ortskreis einer Windkraftanlage befindet, 

sowie die beiden benachbarten Zellen im Azimut werden markiert. Die Festle-

gung, ob eine derart markierte DCM-Zelle als Störzelle interpretiert wird, setzt 

eine ausreichende Reflexionsintensität, d. h. „Radarquerschnitt“ der WEAs vo-

raus, vgl. hierzu Kapitel 6. 

 

4. Für jede markierte DCM-Zelle wird die Wahrscheinlichkeit der Darstellung 

eines LFZ mit einem Radarrückstreuquerschnitt von 1 m2 und 3 m2 ermittelt 

und anschließend in einer Grafik farbig kodiert. 

 

5. Es werden vier verschiedene Überflugpfade über das Gebiet mit farbig kodier-

ten DCM-Zellen gelegt. Dabei werden bezogen auf das Radargerät ein Über-

flug Radial, einer Tangential und zwei unterschiedliche Diagonalüberflüge be-

trachtet. Die einzelnen Überflugpfade werden derart gewählt, dass jeweils die 

größte Lateraldimension der Störzellen der geplanten WEA abgedeckt wird. 
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Diese Überflugpfade stellen damit ein sogenanntes „Worst-Case“-Szenario 

dar. Als Referenzgeschwindigkeit eines LFZ wird 180 km/h gewählt. Damit 

sind die typischen Reisefluggeschwindigkeiten auch kleiner LFZ berücksich-

tigt. 

 

6. Für jeden Überflugpfad wird die Zielverlustwahrscheinlichkeit an diskreten 

Punkten berechnet. Die für die Bewertung angenommene LFZ-

Überfluggeschwindigkeit beträgt hierbei 180 km/h (50 m/s). Eine Zielverlust-

wahrscheinlichkeit von 50 % sollte hierbei nicht überschritten werden. 

 

7. Zulässig sind Erfassungsverluste bei maximal zwei direkt aufeinander folgen-

den Antennenorientierungen in Richtung WEA oder Windpark. 

 

8. Die räumliche Separation zu einer benachbarten WEA-Gruppierung muss 

einen Abstand zeigen, der über mindestens drei Antennenumdrehungen eine 

störfreie neue Detektion des LFZ gewährleistet. 

 

 

Bei Windenergieanlagen mit sehr großen Rotordurchmessern von über 100 m und 

geringerer Rotordrehzahl wurde festgestellt, dass eine durchgehende Störung trotz 

eines sehr großen Radarquerschnittwertes infolge langsamer Drehgeschwindigkeiten 

des Rotors bei bestimmten Windrichtungen nicht gegeben ist. Die Störwirkung ist in 

dem Fall herabgesetzt. 

 

Wird die vertikale Orientierung eines Rotorblattes ausgeschlossen, liegt in dem Fall 

ein offenbar ausreichend reduzierter dynamischer Radarquerschnitt bzw. Radarrefle-

xionsintensität vor. Dadurch ist der zulässige Grenzwert für die Reflexionsintensität 

festgelegt. Eine WEA, deren dynamischer Radarquerschnitt diesen Grenzwert nicht 

überschreitet, generiert keinen zusätzlichen Störeinfluss. 
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6 Radarquerschnittanalyse 
 

Der dynamische Radarquerschnitt zeigt abhängig von der Orientierung der Rotorblät-

ter während der Umdrehung sehr unterschiedliche Werte, die bei vertikaler Orientie-

rung eines Rotorblattes oder einer Rotorblattkante stets einen maximalen Reflexi-

onswert für die z. B. bei vertikaler Polarisation arbeitende Radarantenne zeigen. 

 

Der RQS bzw. Rückstrahlfläche eines Objektes ist eine objektspezifische Größe, die 

für die Entdeckungswahrscheinlichkeit eines Objektes durch ein Radargerät ein 

wesentlicher Parameter ist. Sie ist abhängig von der Kubatur und der Wellenlänge 

bzw. vom Verhältnis der Strukturabmessungen des Körpers zur Wellenlänge. 

Quantitativ gibt der Radarquerschnitt eine effektive Fläche an, die die einlaufende 

Welle einfängt und isotrop in den Raum abstrahlt. 

 

Der Radarquerschnitt σ ist definiert als 

 

𝜎 = 4𝜋𝑅²
𝑃𝑠
𝑃𝑖

 

 

Dabei ist Pi die Leistungsdichte auf dem Radarziel und Ps die gestreute Leistungs-

dichte in einem Abstand R vom Radarziel. 

 

Für eine WEA erfolgt die Berechnung des RQS auf der Grundlage einer computer-

gestützten 3D-CAD Nachbildung gemäß beigestellter Konstruktionsunterlagen des 

Herstellers. Der RQS ist nur gültig für die Untersuchungsfrequenz sowie die angege-

bene nachgebildete Objektkubatur bzw. Oberflächenformgebung und Dimension 

unter Berücksichtigung der Materialien und Bauweisen sowie ggf. Mehrfachreflexio-

nen zwischen Oberflächensegmenten. 
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Zur Gegenüberstellung mit einer WEA sind zur Orientierung typische RQS-Werte von 

Objekten nachstehend angegeben: 

 

Vogel  0,01 m2 

Mensch  1 m2 

Einmotoriges Sportflugzeug … leichtes Jagdflugzeug  < 3 m2 

schweres Kampfflugzeug < 5 m2 

Verkehrsflugzeug  40 m2 

Jumbojet / A 380  100 m2 

 

Für ein großes Kampfflugzeug kann in dem Zusammenhang ein RQS von 5 bis 6 m2 

angegeben werden. Ein Transportflugzeug zeigt einen RQS in der Größenordnung 

von ca. 100 m2, ein kleines Passagierflugzeug zeigt einen RQS von ca. 10 m2, ein 

Mensch/Ultraleichtfluggerät zeigt einen RQS in der Größenordnung von ca. 1 m2. 
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6.1 Ermittlung des RQS der WEA 
 

Die Ermittlung des RQS berücksichtigt die nachstehenden technischen Aspekte: 

 

1. Die Objektstruktur einer WEA wird von der elektromagnetischen Welle nicht 

kohärent (phasengleich) erreicht. Grundsätzlich liegen gekrümmte Wellenfron-

ten vor. Eine phasengleiche Erfassung eines Abschnittes eines Rotorblattes 

zum Beispiel liegt vor, wenn die Distanzunterschiede kleiner sind als 1/8 der 

Wellenlänge. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 15: Schemabild zur Wellenfront. 

 

2. Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass die Radareinstrahlung auf die Wind-

energieanlage durch die Hauptkeule / Hauptrichtung innerhalb der Hauptkeule 

nicht mit gleicher Intensität erfolgt. Die Breite der Hauptkeule (Half power 

beam) wird für ca. 2,7 GHz–Systeme mit ca. 3° Breite angenommen. So liegt 

bei ca. 13 km Distanz eine Fläche von ca. 680 m Durchmesser im Raum vor. 

 

Die Ermittlung des RQSdyn. der Rotoren für die geplanten Windenergieanlagen wurde 

nachstehend für eine Frequenz von ca. 2,7 GHz ermittelt. Der RQS über phi/deg wird 

für eine vollständige Rotordrehung stets zwischen 0° und 360° bei einem Elevati-

onswinkel von 0° bzgl. der Radarantenne und Rotornabe dargestellt. Der Winkel 

zwischen Rotorachse und dem Richtungsvektor zur Radaranlage ist bei den nachfol-
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genden Ergebnissen mit 280° angenommen, da dieser Fall die Situation für die 

Berücksichtigung der Hauptwindrichtung im Windpark darstellt. 

 

Die Abbildung 16 und Abbildung 17 geben beispielhaft einen WEA-Rotor aus zwei 

verschiedenen Perspektiven an. 

 
Abbildung 16: Rotoransicht bei 0° Winkel zwischen Rotorachse und Bezugsrichtung zum Radar 

 
Abbildung 17: Rotoransicht bei 90° Winkel zwischen Rotorachse und Bezugsrichtung zum Radar 
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Dabei wird die Oberfläche der Objektstruktur durch eine ausreichend große Anzahl 

ebener Dreieckflächenelemente nachgebildet – „trianguliert“. Zur Vermeidung 

unphysikalischer singulärer Einzelwerte, die bei jeweils rot angegebenen RQS-

Rohdaten vorliegen, wird zur Bewertung ein Winkelintervall über 2° festgelegt. Die 

Mittelwerte aus diesem Bereich sind durch die blaue Linie gekennzeichnet und 

werden nachfolgend zur Beurteilung herangezogen. 

 

Die berücksichtigten Dimensionen für die geplanten Anlagen Enercon E-82 E2 sind: 

 

 Rotordurchmesser: max. ca. 82 m 

 Säulenquerschnitt oben: ca. 2,4 m 

 Gondeldimension: ca. 5,53 x 11,57 m 

 Betriebsrotordrehzahl: 6,0-18,5 U/min 

 

 

Unter Berücksichtigung der Antennenumdrehungszeit des Radarsystems ASR-S ist 

die Möglichkeit einer Detektion der WEA mit einer zeitlichen Rate von ca. 

5 Sekunden gegeben. Zugleich muss für die Reflexionsintensität der WEA eine 

ausreichende Intensität vorliegen. Diese unterliegt unter Berücksichtigung der 

Rotordrehzahl ebenfalls einer zeitlichen Änderung. 
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Enercon E-82 E2: 

 
Abbildung 18: RQSdyn. über eine Rotordrehung für den geplanten Typ Enercon E-82 E2 
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7 Bewertung des Gesamteinflusses der WEA-Gruppe 
bzgl. „Störzellen“ 

 

Ein Radargerät vom Typ ASR-S besitzt zur Unterdrückung von stationären Zielen 

„mit Dopplerverschiebung“ eine sogenannte Doppler-Clutter-Map (DCM-Map). Jede 

dieser DCM-Zellen hat in einer Entfernung zwischen 12,3 km und 70 km zum 

Radargerät eine Ausdehnung von ca. 300 m im Radial und 1,8° im Azimut – bezogen 

auf den Radarstandort. Bei Entfernungen von weniger als 12,3 km beträgt die 

Dimension der DCM-Zellen ca. 300 m x 3,6°. Zur Ermittlung der Luftraumgebiete 

(DCM-Zellen), in denen ein möglicher Zielverlust nicht ausgeschlossen werden kann, 

wird nicht nur der Standort der WEA-Säule selbst betrachtet, sondern es wird 

zusätzlich um jeden WEA-Standort ein „Ortskreis“ mit der Größe des Rotordurch-

messers eingetragen. Hierdurch werden alle potentiellen Reflexionsorte vom Rotor 

berücksichtigt. 

 

Nachfolgend wird für jede betroffene DCM-Zelle, sowie die seitlich jeweils angren-

zenden Zellen, die Darstellungswahrscheinlichkeit für bestimmte Radarrückstreu-

querschnitte des Ziels berechnet. Die Darstellungswahrscheinlichkeit eines LFZ mit 

einem RQS von 1 m2 bzw. 3 m2 für jede betroffene DCM-Zelle ist im Kapitel 7.2 

dargestellt. 

 

Über diese betroffenen DCM-Zellen werden verschiedene Flugpfade gelegt. Die 

gewählten Flugpfade stellen jeweils die ungünstigsten Überflugpfade für die jeweilige 

Überflugrichtung dar, die bezogen auf die Störzellenanordnung möglich ist. Es sei 

darauf hingewiesen, dass abhängig vom Flugpfad im Detail deutlich unkritischere 

Überflugszenarien vorliegen. In der Regel hat eine Abweichung vom hier angenom-

menen Worst-Case-Überflugpfad eine oft sogar deutlich günstigere Situation zur 

Folge, bezogen auf die resultierende Störwahrscheinlichkeit. Oft sind Abweichungen 

von nur 50 m bis 100 m ausreichend, um die Problematik entscheidend zu entschär-

fen. Dies gilt in umso höherem Maße bei separiert gelegenen Störzellen und umso 

weniger, je verdichteter das Störzellengebiet beschaffen ist. 
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Die Überflugpfade kennzeichnen infolge der festgelegten Überfluggeschwindigkeit 

von 50 m/s durch blaue Punkte die Detektionsereignisse, die infolge der zeitlichen 

Abtastung durch die drehende Radarantenne möglich sind. Der Abstand der Detekti-

onspunkte kann beim ASR-S mit 250 m angegeben werden. 

 

Eine vergleichbare Überflugbetrachtung für eine deutlich höhere Überfluggeschwin-

digkeit von z. B. 100 m/s  360 km/h kann bei ausschließlicher Betrachtung des 

jeweils zweiten blauen Punktes erfolgen.  

 

Für die vorliegende WEA-Anordnung werden vier verschiedene Überflugpfade 

jeweils in unterschiedlichen Richtungen analysiert. Die einzelnen durch WEAs 

belasteten Störzellen bilden eine gemeinsame Störzone. Einschwenkvorgänge 

wurden ebenfalls untersucht, führen im vorliegenden Fall jedoch nicht zu abweichen-

den Ergebnissen, da die gewählten Überpflugpfade die ungünstigsten Situationen 

wiedergeben. 

 

Die Bewertung der einzelnen Überflugszenarien entlang der gekennzeichneten 

Flugpfade orientiert sich an den blau gekennzeichneten Detektionsorten. An diesen 

Orten wird für die Überflugbewertung die LFZ-Position angenommen, an der ein LFZ 

durch die Radarortungsanlage erfasst und ggf. zeit- und ortsgleich mit der nächstge-

legenen Windenergieanlage detektiert wird. Diese zeit- und ortsgleiche Detektion 

kann zu einem LFZ-Zielverlust mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit führen, die 

sehr stark durch die Störintensität der Windenergieanlagen bestimmt wird.  

 

Der Flugpfad eines LFZ unterliegt beim Überflug in das Luftraumgebiet oberhalb der 

Windenergieanlagen gemäß den Forderungen und Festlegungen der Flugsicherung 

ab der dritten durch eine WEA gestörten Detektion einer unbestimmten Verlustwahr-

scheinlichkeit bzgl. der LFZ-Zielerkennung. 
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Weiter kann auf dieser Grundlage eine Aussage getroffen werden, mit welcher 

Wahrscheinlichkeit grundsätzlich von einem Zielverlust sowie einem Trackverlust 

während eines Überfluges ausgegangen werden kann. Nach einem Trackverlust sind 

in direkter Folge drei ungestörte Detektionsereignisse notwendig, um eine neue LFZ-

Trackgenerierung zu ermöglichen. 

 

Abhängig von der Störintensität und der Länge des Flugpfades oberhalb eines 

Windenergieanlagengebietes ist weiter eine Aussage möglich, mit welcher Wahr-

scheinlichkeit Zielverluste unterschiedlicher Länge – zeitlich und räumlich – zu 

erwarten sind. Insbesondere bei der Planung von zusätzlichen Windenergieanlagen 

im räumlichen Zusammenhang mit bestehenden Anlagen oder bei Repowering-

Vorhaben kommt diesem Aspekt eine besondere Bedeutung zu, um die Änderung 

und die Auswirkung für die Flugsicherung zu beurteilen: 

 

 Der Zeitabschnitt eines LFZ-Zielverlustes ist somit nicht zwangsläufig iden-

tisch mit dem Zeitraum, den ein LFZ für den Überflug über ein Störzellenge-

biet benötigt.  

 Auch sind die notwendigen Separationsabstände zwischen benachbarten 

WEA-Gebieten ebenfalls nicht identisch mit drei Detektionsabständen.  

 

Beide Sachverhalte werden durch die Störintensität der einzelnen WEA und deren 

räumlicher Anordnung bestimmt, die räumliche Lücken bei den Störzellen bewirken 

können.  

 

Diese Ergebnisse sind nachstehend für jedes Überflugszenario angegeben.  
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7.1 Bewertung bzgl. der Radaranlage vom Typ ASR-S 
 

Zur Darstellung der geplanten Situation nach Errichtung aller Windenergieanlagen 

wird für jede WEA als ein möglicher Ort für Reflexionen ein Ortskreis mit der Größe 

des Rotordurchmessers angelegt und in Form eines Kreises um den Mittelpunkt des 

WEA-Fußpunktes dargestellt. 

 

Das Umgebungsgebiet um einen Radarstandort wird ab einer Entfernung zwischen 

12,3 km und 70 km zum Radargerät in einem polaren Koordinatensystem durch 

DCM-Zellen mit jeweils ca. 300 m radialer Ausdehnung, sowie mit einer Azimutaus-

dehnung von 1,8° – bezogen auf den Radarstandort – gegliedert. Bei Entfernungen 

von weniger als 12,3 km beträgt die Dimension der DCM-Zellen ca. 300 m x 3,6°. 

 

Jede DCM-Zelle in dem sich der Ortskreis einer Windkraftanlage befindet, sowie die 

beiden benachbarten Zellen im Azimut werden markiert. Die Festlegung, ob eine 

derart markierte DCM-Zelle als Störzelle interpretiert wird, setzt eine ausreichende 

Reflexionsintensität, d. h. „Radarquerschnitt“ der WEAs voraus. 
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Abbildung 19: Übersicht über die Gesamtanordnung der geplanten WEA (grün) sowie der Bestands-

anlagen (rot). Die betroffenen DCM-Zellen bezüglich des Radars Wittmund sind rot 

gekennzeichnet. Die Ortskreise um jede WEA sind in der jeweiligen Farbe visualisiert. 
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7.2 Geplante Situation 
 

Die Abbildung 20 und die Abbildung 21 zeigen die geplante Situation. Die farbige 

Kodierung der Darstellungswahrscheinlichkeit eines LFZ mit einem Radarrückstreu-

querschnitt von 1 m2 ist in Abbildung 20 dargestellt. Die Abbildung 21 zeigt die 

Darstellungswahrscheinlichkeit eines LFZ mit einem Radarrückstreuquerschnitt von 

3 m2. 

 

 
Abbildung 20: Übersicht über die geplante Situation. Farbig kodiert sind die DCM-Zellen nach der 

Wahrscheinlichkeit der Darstellung eines LFZ mit einem RQS von 1 m2. Zusätzlich 

sind die „Worst-Case“-Überflugpfade durch blaue Linien dargestellt. Die Ermittlung der 

Zielverlustwahrscheinlichkeit erfolgt an den blauen Punkten. 
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Abbildung 21: Übersicht über die geplante Situation. Farbig kodiert sind die DCM-Zellen nach der 

Wahrscheinlichkeit der Darstellung eines LFZ mit einem RQS von 3 m2. Zusätzlich 

sind die „Worst-Case“-Überflugpfade durch blaue Linien dargestellt. Die Ermittlung der 

Zielverlustwahrscheinlichkeit erfolgt an den blauen Punkten. 

 

Die Farbkodierung der Darstellungswahrscheinlichkeit eines LFZ geschieht nach 

folgender Systematik: 

 

   0 % - 19 % = rot 

 20 % - 49 % = orange 

 50 % - 89 % = gelb 

 90 % - 100 % = grün 
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Die gewählten Überflugpfade (blaue Linien) über den geplanten Windpark stellen ein 

sogenanntes „Worst-Case“-Szenario dar. Dabei wird die Zielverlustwahrscheinlich-

keit eines LFZ an den mit blauen Punkten gekennzeichneten Orten ermittelt. 

 

Die Pfade sind hierbei: 

 

 A = Diagonal A 

 B = Diagonal B 

 C = Radial 

 D = Tangential 

 

Die Überfluggeschwindigkeit des LFZ wird mit 50 m/s angenommen. 

 
 

Flugpfad A: Diagonal A von Nord nach Süd oder in umgekehrter Richtung 
 

Beim Flugpfad A sind 10 Detektionen, entsprechend einer Flugpfadlänge von 

2.500 m, belastet. Für ein LFZ mit einem RQS von 1 m2 sowie 3 m2 liegt bei keiner 

Detektionen eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % vor. 

 

 

Flugpfad B: Diagonal B von West nach Ost oder in umgekehrter Richtung 
 

Beim Flugpfad B sind 9 Detektionen, entsprechend einer Flugpfadlänge von 2.250 m, 

belastet. Für ein LFZ mit einem RQS von 1 m2 sowie 3 m2 liegt bei keiner Detektio-

nen eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % vor. 

 

 

Flugpfad C: Radial von Nordwest nach Südost oder in umgekehrter Richtung 
 

Beim Flugpfad C sind 6 Detektionen, entsprechend einer Flugpfadlänge von 

1.500 m, belastet. Für ein LFZ mit einem RQS von 1 m2 sowie 3 m2 liegt bei keiner 

Detektionen eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % vor. 
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Flugpfad D: Tangential von Südwest nach Nordost oder in umgekehrter 
Richtung 
 

Beim Flugpfad D sind 20 Detektionen, entsprechend einer Flugpfadlänge von 

5.250 m, belastet. Für ein LFZ mit einem RQS von 1 m2 sowie 3 m2 liegt bei keiner 

Detektionen eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % vor. 
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Abbildung 22: Zielverlustwahrscheinlichkeit bei der jeweiligen Detektion (Pfad A) 

 

 
Abbildung 23: Zielverlustwahrscheinlichkeit bei der jeweiligen Detektion (Pfad B) 
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Abbildung 24: Zielverlustwahrscheinlichkeit bei der jeweiligen Detektion (Pfad C) 

 

 
Abbildung 25: Zielverlustwahrscheinlichkeit bei der jeweiligen Detektion (Pfad D) 
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7.3 Beurteilung der verschiedenen Überflugs-Szenarien: 
 

Bei allen hier durchgeführten Untersuchungen ist zu beachten, dass es sich 
um sogenannte „Worst-Case“-Szenarien handelt. Das bedeutet, dass ein 
etwaiger realer Überflug genau diese hier dargestellten Richtungen aufweisen 
müsste. Dabei ist bei einer auch nur geringfügigen Abweichung von wenigen 
Metern von diesem Worst-Case-Szenario von einer zum Teil sehr viel geringe-
ren Zielverlustwahrscheinlichkeit auszugehen. 
 

Grundlage sind die technischen Erfordernisse des Radarsystems ASR-S oder 

funktionsgleicher anderer Radarsysteme, sowie die WEA-Standorte gemäß  

Tabelle 1. 

 

Untersucht wurde die geplante Situation unter Berücksichtigung der benachbarten 

Vorbelastung. Aufgrund des ausreichend großen Abstandes zu den benachbarten 

WEAs kann die Planung gesondert betrachtet werden. 

 

Auf der Grundlage aller durchgeführten Überflugbewertungen bzgl. zu erwartender 

Zielverlustwahrscheinlichkeiten von LFZ kann festgestellt werden, dass durch die 

geplante Situation ein Störzellengebiet vorliegt, bei dem bzgl. der Radaranlage 

Wittmund bei allen Überflugrichtungen die Zielverlustwahrscheinlichkeiten für ein LFZ 

mit einem RQS von 3 m2 ausreichend gering sind. 

 

Eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % für ein LFZ mit einem RQS von 

3 m2 nicht mehr als zweimal in Folge gegeben. Ein LFZ-Zielverlust/Trackverlust ist 

gemäß den Forderungen und Festlegungen der Flugsicherung erst ab der dritten 

durch eine WEA gestörten Detektion gegeben. 

 

Im Zusammenhang mit dem Flugpfad D sei darauf hingewiesen, dass bei tangential 

orientierten Flugpfaden relativ zum Standort des Radarsystems generell Einschrän-

kungen bei der Darstellung von LFZ-Bewegungen aufgrund fehlender radialer 

Dopplerinformationen vorliegen. 
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Es muss stets dabei deutlich unterschieden werden zwischen der grundsätzlich 

angegebenen Möglichkeit für einen LFZ-Trackverlust, der als Kumulation verschie-

dener Ergebnisse angegeben wird, und der Wahrscheinlichkeit, dass ein LFZ-

Zielverlust bei einer bestimmten Detektion eintritt. In dem Zusammenhang ist zu 

beachten, wie lange ein derartiger Verlust gegeben ist. 

 

Die Berechnungen beruhen auf der Annahme der Hauptwindrichtung für das 

Windparkgebiet von ca. 230° (Jahresmittel).  
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Anhang A: Abkürzungen 
 
AntUk  = Antennenunterkante 
ASR   = Airport Surveillance Radar (Primärradar) 2D-Radar  
DCM = Doppler Clutter Map 
GND  =  Geländehöhe 
LFZ  = Luftfahrzeug 
LV-Radar = Radar zur Luftverteidigung;   3D-Radar 
MoM  = Momentenmethode ; Analyseverfahren zur  
   Hochfrequenzausbreitung  
MPR  = Typenbezeichnung eines Radargerätes zur Luftverteidigung 
NH  = Nabenhöhe  
Plot = Punkt- bzw. Positionsdarstellung auf dem Radarsichtschirm 
Radar  = Radio Detection and Ranging 
RASS =  Verfahren/Tool zur messtechnischen Bewertung von Radarsystemen 
RQS/RCS = Radar-Cross-Section  
   (Radarquerschnitt/Radarreflexionsintensität) 
RQSdyn. = dynamischer RQS; zeitlich sich ändernde Reflexionsbeiträge  
   von bewegten Objekten 
Reichweiten- 
minderung = Maß für die Beschränkung/Minderung der radarwirksamen  
   Einsehbarkeit in definierte Luftraumsektionen. Die ideale  
   Betriebsbedingung liegt vor für einen Wert von 100 %. 
SASS-C = Software von EUROCONTROL zur Radardatenaufzeichnung 

und Analyse bzgl. Positionsgenauigkeit in Range und Azimut 
sowie bzgl. der Probability of Detection für PSR und SSR 

SSR/IFF = Secondary Surveillance Radar  (Sekundärradar)  
Störhäufigkeit = Häufigkeit der Detektion und LFZ – ähnlichen Darstellung einer WEA  
  auf dem Radarschirm der ASR 910. 
Track = Spur 
UTD   =  Uniform Theorie of Diffraction: Analyseverfahren zur  
   Hochfrequenzausbreitung  
WEA  =  Windenergieanlage 
LFZ- 
Zielverlust =  Bei ausschließlicher Bewertung der Primärradarerfassung liegt  

ein LFZ-Zielverlust vor, wenn in unmittelbarer Folge die Darstellung ei-
ner LFZ-Position durch WEA beeinträchtigt wird, und in dem Zusam-
menhang keine eindeutige Zuordnung/Identifikation zwischen darge-
stelltem Ziel und einem LFZ herstellbar ist. 
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Anhang B: Technische Parameter der geplanten WEA 
Nachstehend sind die radartechnisch relevanten WEA-Parameter der Planungsanla-

gen zusammengestellt: 
 

Enercon E-82 E2: 

 Rotordurchmesser: ca. 82 m  

 Nabenhöhe: ca. 108 m 

 Säulenquerschnitt oben: ca. 2,4 m 

 Gondeldimension: ca. 5,53 m x 11,57 m 
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Anhang C: Koordinaten 
Nachstehend sind die Koordinaten (WGS 84) aufgeführt, die diesem Gutachten für 

die Analyse zugrunde liegen. Die Planungsanlagen sind grün gekennzeichnet. 

 

 
Tabelle 5: Verwendete Koordinaten 

 

 

 

Bezeichnung WGS 84 Nord WGS 84 Ost Anlagentyp
Nabenhöhe ü. 

Grund [m]

Windpark Wapeldorf-Heubült

Wapeldorf 01 53° 20’  6,30” 8°  8’ 40,79” Enercon E-82 E2 108,38

Wapeldorf 02 53° 20’  3,90” 8°  8’ 53,59” Enercon E-82 E2 108,38

Wapeldorf 03 53° 19’ 43,43” 8°  9’  9,24” Enercon E-82 E2 108,38

Wapeldorf 04 53° 19’ 35,76” 8°  9’  3,56” Enercon E-82 E2 108,38

Wapeldorf 05 53° 19’ 28,27” 8°  9’  7,11” Enercon E-82 E2 108,38

Lehmden 01 53° 16’ 58,08” 8° 11’ 25,57” Enercon E-82 E2 108,38

Lehmden 02 53° 16’ 49,22” 8° 11’ 26,92” Enercon E-82 E2 108,38

Lehmden 03 53° 16’ 53,60” 8° 11’ 42,66” Enercon E-82 E2 108,38

Delfshausen 01 53° 18’  8,66” 8° 14’  3,17” Enercon E-82 E2 108,38

Delfshausen 02 53° 18’  7,58” 8° 14’ 21,07” Enercon E-82 E2 108,38

Delfshausen 04 53° 17’ 59,61” 8° 14’ 24,88” Enercon E-82 E2 108,38

Delfshausen 05 53° 18’  4,80” 8° 14’ 46,94” Enercon E-82 E2 108,38

Delfshausen 03 53° 18’ 14,86” 8° 14’ 41,36” Enercon E-82 E2 108,38

Rosenberg 01 53° 20’ 54,00” 8°  7’ 41,75” Enercon E-82 E2 108,38

Rosenberg 02 53° 20’ 58,71” 8°  7’ 57,74” Enercon E-82 E2 108,38
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1.0 EINLEITUNG  
 
Zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes (§ 1 (6) Nr. 7 BauGB) ist im Rahmen 
der Bauleitplanung eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen er-
heblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Entsprechend der Anlage zum Bauge-
setzbuch zu § 2 (4) und § 2a BauGB werden die ermittelten Umweltauswirkungen im Um-
weltbericht, welcher neben den umweltbezogenen Auswirkungen des Planvorhabens 
gem. § 2a BauGB auch die Inhalte eines landschaftsökologischen Fachbeitrages enthält, 
beschrieben und bewertet (§ 2 (4) Satz 1 BauGB).  
 
Gemäß § 50 Abs. 1 Satz 1 UVPG ist bei der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von 
Bebauungsplänen die Umweltverträglichkeitsprüfung einschließlich der Vorprüfung nach 
den §§ 1 und 2 Absatz 1 und 2 sowie nach den §§ 3 bis 13 UVPG im Aufstellungsverfahren 
als Umweltprüfung sowie die Überwachung nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs 
durchzuführen.  
 
Eine Vorprüfung nach diesem Gesetz kann nach § 50 Abs. 1 Satz 2 UVPG entfallen, 
wenn für den aufzustellenden Bebauungsplan eine Umweltprüfung nach den Vorschriften 
des Baugesetzbuchs durchgeführt wird.  
 
Eine UVP-Pflicht besteht gemäß § 10 UVPG (4) auch, wenn mehrere Vorhaben derselben 
Art von einem oder mehreren Vorhabenträgern durchgeführt werden, die in einem engen 
Zusammenhang stehen und zusammen die maßgeblichen Größen- oder Leistungswerte 
erreichen oder überschreiten. Ein enger Zusammenhang liegt vor, wenn 
 

1. sich der Einwirkungsbereich der Vorhaben überschneidet und 
2. die Vorhaben funktional und wirtschaftlich aufeinander bezogen sind. 

 
Dabei müssen technische und sonstige Anlagen zusätzlich mit gemeinsamen betriebli-
chen oder baulichen Einrichtungen verbunden sein.  
 
Bestehende Vorhaben sind auch kumulierende Vorhaben im Sinne dieser Regelung. Al-
lerdings bleibt der, in den jeweiligen Anwendungsbereich der Richtlinien 85/337/EWG und 
97/11/EG fallende, aber vor Ablauf der jeweiligen Umsetzungsfristen  genehmigte Be-
stand, hinsichtlich des Erreichens oder Überschreitens der Größen- oder Leistungswerte 
und der Prüfwerte unberücksichtigt (§ 10 Abs. 6 UVPG). 
 
Gemäß § 11 UVPG (1) liegt außerdem ein sog. hinzutretendes kumulierendes Vorhaben 
vor, wenn zu einem beantragten oder bestehenden Vorhaben (früheren Vorhaben) nach-
träglich ein kumulierendes Vorhaben hinzutritt. § 12 UVPG trifft zusätzlich Aussagen zu 
kumulierenden Vorhaben, bei denen das frühere Vorhaben noch im Zulassungsverfahren 
ist.  
 
Neben der hier vorliegenden Bauleitplanung der Gemeinde Rastede bestehen seitens der 
Stadt Varel aktuell konkrete Planungen zur Ausweisung von weiteren Windparks. Der ge-
plante Windpark "Neuenwege" in der Stadt Varel grenzt direkt nördlich an den nördlichen 
Teilbereich der hier vorliegenden Planung und der Windpark "Rosenberg" befindet sich 
auf dem Stadtgebiet Varel in ca. 0,7 km Entfernung im Westen. Diese Planungen werden 
als kumulierende Vorhaben im Umweltbericht zur vorliegenden Bauleitplanung "Wind-
energie Wapeldorf / Heubült" berücksichtigt.  
 
Der vorliegende Umweltbericht zur Planung "Windenergie Wapeldorf-Heubült" trägt somit 
auf der Ebene des vorhabenbezogenen Bebauungsplans den Ansprüchen des UVPG 
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Rechnung tragen, indem im vorliegenden Umweltbericht eine Umweltprüfung nach den 
Vorschriften des Baugesetzbuchs durchgeführt wird, die zugleich den Anforderungen ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung entspricht.  

1.1 Beschreibung des Planvorhabens / Angaben zum Standort 
 
Die Gemeinde Rastede hat 2016 in einer aktuellen Standortpotenzialstudie das gesamte 
Gemeindegebiet auf die Eignung im Hinblick auf die Windenergienutzung untersuchen 
lassen (vgl. PLANUNGSBÜRO DIEKMANN & MOSEBACH 2016).  
 
Zur bauleitplanerischen Vorbereitung des Vorhabens wird der Flächennutzungsplan der 
Gemeinde geändert und der Änderungsbereich als Sonderbaufläche (SO) mit der Zweck-
bestimmung Windenergie gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit 
überlagernder Fläche für die Landwirtschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB sowie einem 
Bereich mit der Abgrenzung von Gewässern II. Ordnung dargestellt. Die weitere Gebiets-
entwicklung erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung mit der Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült" mit ört-
lichen Bauvorschriften. Im Folgenden wird das Planvorhaben des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült" beschrieben. 
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes liegt im Norden des Ge-
meindegebietes nördlich der Ortschaft Bekhausen und hat eine Größe von insgesamt ca. 
18 ha, wobei es einen nördlichen Teilbereich direkt an der Gemeindegrenze mit einer Flä-
chengröße von ca. 9,5 ha und einen südlich gelegenen Teilbereich mit einer Fläche von 
ca. 8,5 ha gibt. Genaue Angaben zum Standort sowie eine detaillierte Beschreibung des 
städtebaulichen Umfeldes, der Art des Vorhabens und den Darstellungen sind den ent-
sprechenden Kapiteln der Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 
zu entnehmen. Die Fläche des Geltungsbereiches entspricht im Wesentlichen den Flä-
chen 1 „Rastede-Nord“ und 2 „Bekhausen-Nord“ der Standortpotenzialstudie. 

1.2 Umfang des Vorhabens und Angaben zu Bedarf an Grund und Boden 
Mit der vorliegenden Bauleitplanung „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ werden Maßnah-
men vorbereitet, die mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden sind.  
 
Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 18 ha.  
 
In der 70. FNP-Änderung der Gemeinde Rastede, die in einem separaten Verfahren 
durchgeführt wird, wird der Änderungsbereich als Sonderbaufläche (SO) mit der Zweck-
bestimmung „Windenergieanlagen“ gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) dargestellt. Innerhalb dieser Fläche ist die Errichtung von Windenergieanlagen 
(WEA) entsprechend den Festsetzungen des parallel aufgestellten vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ zulässig. Konkret vorgese-
hen sind 5 x 2,3 MW Windenergieanlagen des Typs Enercon E-82 E2 mit einer Naben-
höhe von 108,40 m bei einer Gesamthöhe von 149,40 m. Diese halten jeweils einen 
Schutzabstand zu den im Umfeld gelegenen Wohnhäusern ein. Die Erschließung erfolgt 
über die Festsetzung öffentlicher und privater Verkehrsflächen. Der überwiegende Be-
reich des Plangebietes verbleibt unverändert in landwirtschaftlicher Nutzung.  
 
Zur Begrenzung der Flächenversiegelung auf das notwendige Mindestmaß wird bezogen 
auf die einzelnen überbaubaren Grundstücksflächen eine jeweils nutzungsspezifische 
Grundfläche (GR) von 1.200 m² festgesetzt, die sich aus dem Flächenanteil für die not-
wendigen Aufstell- und Erschließungsflächen im Bereich innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen ergibt. Eine Überschreitung gemäß § 19 (4) BauNVO ist über eine 
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textliche Festsetzung ausgeschlossen. Die zulässige Höhe der geplanten Windenergie-
anlagen ist auf 150 m begrenzt. Zudem sind Wasserflächen, hier: Gewässer II. Ordnung, 
und Flächen für Wald ausgewiesen.  
 
Die mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 maximal zulässige Versiegelung 
(Voll- und Teilversiegelung) im Bereich der Bau- und Verkehrsflächen beträgt insgesamt 
ca. 1,78 ha. 

2.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 
Die in einschlägigen Fachplänen und Fachgesetzen formulierten Ziele, die für den vorlie-
genden Planungsraum relevant sind, werden unter Kap. 3.0 „Planerische Vorgaben und 
Hinweise“ der Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 umfassend 
dargestellt (Landesraumordnungsprogramm (LROP), Regionales Raumordnungspro-
gramm (RROP), vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung). Im Folgenden werden 
zusätzlich die planerischen Vorgaben und Hinweise aus naturschutzfachlicher Sicht dar-
gestellt (Landschaftsprogramm, Landschaftsrahmenplan (LRP), naturschutzfachlich wert-
volle Bereiche / Schutzgebiete, artenschutzrechtliche Belange). 

2.1 Niedersächsisches Landschaftsprogramm 
Entsprechend der Einteilung des Niedersächsischen Landschaftsprogramms von 1989 
befindet sich das Plangebiet in der naturräumlichen Region Ostfriesisch-Oldenburgische 
Geest. Als vorrangig schutz- und entwicklungsbedürftig werden beispielsweise Eichen-
mischwälder mittlerer Standorte, Weiden-Auewälder, nährstoffarme Seen und Weiher so-
wie nährstoffarme Feuchtwiesen genannt. Als besonders schutz- und entwicklungsbedürf-
tig gelten bodensaure Buchenwälder, Birken-Bruchwälder, Bäche sowie nährstoffreiches 
Feuchtgrünland. Schutzbedürftig, z. T. auch entwicklungsbedürftig sind Feuchtgebüsche, 
Gräben, Grünland mittlerer Standorte, dörfliche Ruderalfluren und sonstige wildkrautrei-
che Äcker. 

2.2 Landschaftsrahmenplan (LRP) 
Der Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Ammerland liegt mit Stand 1995 vor. 
Zum Plangebiet werden nachfolgende Aussagen getroffen: 
 
Die Plangebiete gehören zur naturräumlichen Einheit Wapel – Jührdener Moorgeest 
(Karte 4 – Naturräumliche Einheiten). 
 
In Karte 5 (Lebensraumkomplexe und Biotoptypen) ist im Bereich der Plangebiete eine 
mäßig intensive bis intensive Grünlandnutzung überwiegend weiträumiger Weide- und 
Mähweideflächen mit weitgehend strukturarmen Grabensystemen, Wirtschaftsgrünland 
und artenarmes Intensivgrünland dargestellt. Diese sind zudem als eingeschränkt bzw. 
stark eingeschränkt eingestuft (Karte 7 – Lebensraumkomplexe und Biotoptypen – Wich-
tige Bereiche). Die Bäke, die durch den südlichen Geltungsbereich verläuft, besitzt natur-
nahe Reste der Vegetation und Gewässerstruktur.  
 
Südlich des Plangebietes „ Wapeldorf / Heubült“ befinden sich Wallheckengebiete mit ho-
her Dichte (Karte 6 – Wallheckengebiete). 
 
Gemäß Karte 8 (Vielfalt, Eigenart und Schönheit) liegen beide Teilgebiete des Geltungs-
bereiches in einem Niederungsareal, welches überwiegend als Grünland genutzt wird und 
zum Teil durch einen weiten Blick geprägt ist (Landschaftsbildeinheit 1). 
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Laut Karte 9 (Vielfalt, Eigenart und Schönheit – wichtige Bereiche) befindet sich südlich 
der Plangebiete ein Wallheckengebiet mit gut ausgeprägten Wallheckenstrukturen. Nord-
östlich des nördlichen Plangebietes befinden sich Bereiche mit deutlichem Naturraumbe-
zug. 
 
Im Bereich des nördlichen Geltungsbereiches finden sich zum Teil feuchte bis nasse 
(Moor-) Marschböden (Karte 10 – Boden, wichtige Bereiche). 
 
Laut Karte 11 (Fließgewässer) verlaufen nördlich des nördlichen Geltungsbereiches sowie 
durch das südliche Plangebiet Gewässer der Güteklasse II – III (kritisch belastet). 
 
Karte 12 (Grundwasser) stellt für den größten Bereich der Plangebiete eine mittlere 
Grundwasserneubildungsrate von > 100 bis 200 mm/a dar. Im Süden wird die Neubil-
dungsrate mit > 300 – 400 mm/a etwas höher dargestellt.  
 
Karte 13 (Grundwasser) kennzeichnet die Plangebiete und deren Umgebung als Bereiche 
mit einem geringen Schutzpotenzial.  
 
Laut Karte 14 (Grundwasser) liegen die Plangebiete zum Teil in einem Gebiet mit beson-
derer Bedeutung für Wassergewinnung. 
 
In den Plangebieten kommt überwiegend ein Niederungs-/ Bäkentalklima vor (Karte 15 – 
Luft und Klima). 
 
In Karte 16 (Entwicklungsziele und Maßnahmen) ist im Bereich der Plangebiete ein Gebiet 
zur Erhaltung und Entwicklung von Bäkentälern dargestellt, wobei für die dort verlaufende 
Bäke die Ausweisung als geschützter Landschaftsbestandteil als erforderlich angesehen 
wird. 

2.3 Naturschutzfachlich wertvolle Bereiche / Schutzgebiete 
Die folgenden Informationen wurden dem Kartenserver des Niedersächsischen Ministeri-
ums für Umwelt und Klimaschutz entnommen (MU 2016).  
 
Schutzgebiete 
Der Geltungsbereich befindet sich nicht in einem europäischen Schutzgebiet nach Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie. Das EU-Vogelschutzgebiet (V64 „Marschen am Jadebusen“) be-
findet sich mehr als 3,2 km von der Grenze des Geltungsbereiches in nordöstlicher Rich-
tung entfernt (s. Abb. 1). Das nächstgelegene FFH-Gebiet befindet sich nordöstlich in ca. 
7 km Entfernung, es handelt sich um das FFH-Gebiet „Nationalpark Niedersächsisches 
Wattenmeer“.  
 
In einer Entfernung von 2,8 km liegt westlich des Geltungsbereichs das Naturschutzgebiet 
„Jaderberg“ (NSG WE 00094) (s. Abb. 1). Dieser nordöstlich von Jaderberg gelegene Be-
reich ist gut 18 ha groß und dient der Sicherung einer alten Graureiher-Kolonie, die seit 
mindestens 50 Jahren in den großen Kronen eines Hofgehölzes existiert (MU 2016).  
 
Das Landschaftsschutzgebiet „Jader Moormarsch“ (LSG BRA 00023) schließt östlich an 
das o.g. Naturschutzgebiet an. Nördlich des o.g. Landschaftsschutzgebietes grenzen die 
Landschaftsschutzgebiete „Marschen am Jadebusen – Ost“ (LSG BRA 00027) und „Mar-
schen am Jadebusen - West (LSG FRI 00126) an. Nordöstlich des Geltungsbereiches in 
ca. 2,8 km Entfernung befindet sich ein weiteres Landschaftsschutzgebiet, das LSG „Reit-
brake Hohelucht“ (LSG FRI 00065).  
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Nördlich des letztgenannten Landschaftsschutzgebietes befinden sich zwei geschützte 
Landschaftsbestandteile, die „Hofstelle Habers und Gramberg“ (GLB FRI 00039) und der 
„Hofbusch Bruns“ (GLB FRI 00038). 
 
Das nächstgelegene Naturdenkmal (2 Eichen, Kennzeichen: ND BRA 00021) befindet 
sich in ca. 2,2 km in östlicher Richtung. 
 

 
 

 
 
 
 
 
Abb. 1: Schutzgebiete in der Umgebung des Geltungsbereichs (ohne Wallhecken, vgl. 

Text) (unmaßstäblich) 

Zur Umsetzung des o. g. EU-Vogelschutzgebietes V64 wurde durch den Landkreis Fries-
land die Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes „Marschen am Jadebusen-West“ 
durchgeführt. 
 
Weitere faunistisch, vegetationskundlich oder historisch wertvolle Bereiche oder Vorkom-
men, die einen nationalen oder internationalen Schutzstatus bedingen, liegen nach der-
zeitigem Informationsstand nicht vor. 
 

  

Wapeldorf / Heubült 
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Avifaunistisch wertvolle Bereiche 
Die vorliegenden avifaunistischen Daten wurden von der Fachbehörde für Naturschutz 
(NLWKN) des Landes Niedersachsen gebietsbezogen bewertet. Diese Bewertung er-
folgte getrennt für Brut- und Gastvögel nach einem standardisierten Bewertungsverfahren. 
Stand der hier veröffentlichten Bewertungen ist für die Gastvögel 2006 und für die Brutvö-
gel 2010 (mit Ergänzungen 2013). Die erfassten Vogelvorkommen werden unterteilt in 
Bereiche von internationaler, nationaler, landesweiter, regionaler und lokaler Bedeutung.  
 
Im Bereich des EU-Vogelschutzgebietes befinden sich wertvolle Bereiche für Gastvögel, 
die von internationaler oder nationaler (vorläufige Einstufung) Bedeutung sind. In östlicher 
Richtung in mehreren Kilometern Entfernung befinden sich noch weitere für Brutvögel 
wichtige Bereiche, die außerhalb des Vogelschutzgebietes liegen. Diese besitzen z.T. 
eine lokale Bedeutung. 
 
Über die durchgeführten Kartierungen zu den Brut- und Gastvogelvorkommen in 2013 / 
2014 konnten weitere Wertigkeiten innerhalb des Geltungsbereiches festgestellt werden. 
So wurde für den südlichen Teilbereich ein avifaunistisch wertvoller Bereich für Brutvögel 
mit regionaler Bedeutung festgestellt. Für Gastvögel wurde für die nördliche Teilfläche ein 
avifaunistisch wertvoller Lebensraum mit nationaler Bedeutung und für die südliche Teil-
fläche ein Lebensraum mit landesweiter Bedeutung abgegrenzt. Die genauen Darstellun-
gen zu den Flächen sind in den Anlagen 1 und 4 im Anhang zum Umweltbericht sowie im 
Kap. 3.2.2 zu finden. 

2.4 Standortpotenzialstudie für Windparks, Gemeinde Rastede (2016)  
Die Gemeinde Rastede hat 2016 in einer aktuellen Standortpotenzialstudie das gesamte 
Gemeindegebiet auf die Eignung im Hinblick auf die Windenergienutzung untersuchen 
lassen (vgl. PLANUNGSBÜRO DIEKMANN & MOSEBACH 2016). 
 
Im Rahmen dieser Standortpotenzialstudie für Windenergieparks wurde das gesamte Ge-
meindegebiet von Rastede unabhängig von den vorherrschenden, unterschiedlichen 
Windverhältnissen in vier Arbeitsschritten auf seine grundsätzliche Eignung als Windener-
gieanlagenstandort untersucht, um geeignete Flächen für die Darstellung von Sonderbau-
flächen für Windenergieanlagen zu bestimmen (s. Tab. 1). 
 
Die Ermittlung möglicher Standorte erfolgt in drei Arbeitsschritten: 
 
Tab. 1: Arbeitsschritte der Standortpotenzialstudie für Windparks (2016) 

Vorauswahl nach Ausschlusskriterien  
 

Arbeitsschritt 1 
Ausschluss aufgrund harter Ausschlusskriterien 

 Ausschluss aufgrund weicher Ausschlusskriterien 

Standortdiskussion  
 

Arbeitsschritt 2 Bewertung der verbleibenden Potenzialflächen aufgrund ge-
wichteter Belange (Punktesystem)  

Standortbeschreibung und -empfehlung 
 Arbeitsschritt 3 Verbal-argumentative Diskussion der verbleibenden Flächen  

 
Vorauswahl nach Ausschlusskriterien 
Vorhandene Nutzungsansprüche und Festlegungen im Flächennutzungsplan wie 
z. B. Siedlungsbereiche und Verkehrswege sowie naturschutzrechtliche Auflagen 
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und Restriktionen (Schutzgebiete) schließen die Windenergienutzung auf einem we-
sentlichen Teil des Gemeindegebietes aus (Arbeitsschritt 1).  
 
Standortdiskussion 
Die nach Ausschluss von harten und weichen Ausschlussflächen verbleibenden Flächen 
wurden daraufhin untersucht, welche weiteren Belange betroffen sind, die möglicherweise 
zu Konflikten mit der Windenergienutzung führen, diese aber nicht von vornherein aus-
schließen. Diese wurden nach einem auf die Gemeinde Rastede bezogenen Punktraster 
bewertet und in Empfindlichkeitsstufen eingeordnet. Je mehr und je gewichtiger die be-
troffenen Belange sind, desto empfindlicher ist die Fläche gegenüber einer Windenergie-
nutzung (Arbeitsschritt 2).   
 
Standortbeschreibung und -empfehlung  
Im Rahmen der Standortbeschreibung und -empfehlung wird dargestellt, welche Flä-
chen/Bereiche als potenzielle Standorte für Windparks in Frage kommen. Nach den Ar-
beitsschritten 1 und 2 verbliebene Flächen werden in einem dritten Arbeitsschritt u. a. hin-
sichtlich der betroffenen Belange, welche nicht zum Ausschluss geführt haben, ihrer 
Größe, ihrer Umgebung etc. näher beschrieben und bezüglich der Eignung für Windener-
gienutzung verbal-argumentativ bewertet. 
 
Die Flächen des hier vorliegenden Plangebietes befindet sich innerhalb der Potenzialflä-
che 1 „Rastede-Nord“ und 2 „Bekhausen-Nord“ aus der Standortpotenzialstudie aus dem 
Jahr 2016. 

 
Beide Potenzialflächen sind in der Bewertung in jeweils zwei Teilflächen unterteilt (1.1, 
1.2 sowie 2.1 und 2.2), welche mit maximal 25 Punkten als geeignet für die Windenergie 
eingestuft wurden.  

2.5 Artenschutzrechtliche Belange 
§ 44 BNatSchG in Verbindung mit Art. 12 und 13 der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-
Richtlinie) und Art. 5 der Vogelschutzrichtlinie (V-RL) begründen ein strenges Schutzsys-
tem für bestimmte Tier- und Pflanzenarten (Tier und Pflanzenarten, die in Anhang A oder 
B der Europäischen Artenschutzverordnung - (EG) Nr. 338/97 - bzw. der EG-Verordnung 
Nr. 318/2008 in der Fassung vom 31.03.2008 zur Änderung der EG-Verordnung Nr. 
338/97 - aufgeführt sind, Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, alle 
europäischen Vogelarten, besonders oder streng geschützte Tier- und Pflanzenarten der 
Anlage 1 der Bundesartenschutzverordnung - BArtSchV). Danach ist es verboten, 
 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fan-
gen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-
rungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch 
die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören 
und 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder 
zu zerstören. 
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Zwar ist die planende Gemeinde nicht unmittelbar Adressat dieser Verbote, da mit der 
Bauleitplanung in der Regel nicht selbst die verbotenen Handlungen durchgeführt bezie-
hungsweise genehmigt werden. Allerdings ist es geboten, den besonderen Artenschutz 
bereits in der Bauleitplanung angemessen zu berücksichtigen, da ein vorhabenbezogener 
Bebauungsplan bzw. eine Flächennutzungsplanänderung, die wegen dauerhaft entge-
genstehender rechtlicher Hinderungsgründe (hier entgegenstehende Verbote des beson-
deren Artenschutzes bei der Umsetzung) nicht verwirklicht werden können, vollzugsunfä-
hig sind. 
 
Diese Belange des Artenschutzes werden in einer speziellen artenschutzrechtlichen Prü-
fung (saP) berücksichtigt, in der die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG, die durch das Vorhaben erfüllt werden könnten, bezüglich der im Planungs-
raum vorkommenden gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (alle europäischen Vo-
gelarten, Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie) ermittelt und dargestellt werden müssen. 
Diese spezielle artenschutzrechtliche Prüfung befindet sich in Anlage 10 dieses Umwelt-
berichtes.  

3.0 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 
Die Bewertung der Umweltauswirkungen des vorliegenden Planvorhabens erfolgt anhand 
einer Bestandsaufnahme bezogen auf die einzelnen, im Folgenden aufgeführten Schutz-
güter. Durch eine umfassende Darstellung des gegenwärtigen Umweltzustandes ein-
schließlich der besonderen Umweltmerkmale im unbeplanten Zustand sollen die umwelt-
relevanten Wirkungen der Bebauungsplanaufstellung herausgestellt werden. Hierbei wer-
den die negativen sowie positiven Auswirkungen der Umsetzung der Planung auf die 
Schutzgüter dargestellt und hinsichtlich ihrer Erheblichkeit soweit wie möglich bewertet. 
Ferner erfolgt eine Prognose der Umweltauswirkungen bei Durchführung und Nichtdurch-
führung der Planung („Nullvariante“). 
 
Die Bewertung der Umweltauswirkungen richtet sich nach folgender Skala:  
 
- sehr erheblich, 
- erheblich, 
- weniger erheblich, 
- nicht erheblich.  
 
Hierbei werden Eingriffe als kompensationspflichtig bewertet, die entweder „sehr erheb-
lich“ oder „erheblich“ sind. 
 
Zum besseren Verständnis der Einschätzung der Umweltauswirkungen wird im Folgenden 
ein kurzer Abriss über die durch die Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Nr. 11 verursachten Veränderungen von Natur und Landschaft gegeben. 
 
Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 "Windenergie Wa-
peldorf / Heubült“ werden Sondergebiete mit der Zweckbestimmung Windenergieanlagen 
(SO WEA 1 bis SO WEA 5) festgesetzt. Dabei werden in diesem ca. 18 ha großen Plan-
gebiet vorwiegend Grünländereien sowie Ackerflächen überplant.  
 
Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 „Windenergie Wapel-
dorf / Heubült" sieht durch die Festsetzung von Sondergebieten mit fünf überbaubaren 
Grundstücksflächen mit einer Grundfläche (GR) von ≤ 1.200 m² je Windenergieanlage. 
Eine Überschreitung der Grundfläche gemäß § 19 (4) BauNVO ist gemäß der textlichen 
Festsetzung nicht zulässig, demzufolge wird durch das Sondergebiet eine Versiegelung 
von insgesamt maximal 6.000 m² ermöglicht. Die zulässige Gesamthöhe der Windener-
gieanlagen wird auf ≤ 150,00 m festgesetzt. 
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Die erforderlichen Erschließungswege, dargestellt als private Verkehrsflächen bzw. in ei-
nem Teilbereich entlang der Spohler Straße als Straßenverkehrsfläche, sind gemäß textli-
cher Festsetzung zu 100 % wasserdurchlässig auszuführen. Insgesamt ist eine Teilver-
siegelung durch die Erschließungsflächen von ca. 12.395 m² zulässig.  

3.1 Schutzgut Mensch 
Eine intakte Umwelt stellt die Lebensgrundlage für den Menschen dar. Im Zusammenhang 
mit der Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind 
gesundheitliche Aspekte sowie solche, die im Zusammenhang mit Erholung stehen, von 
Bedeutung. Bei der Betrachtung des Schutzgutes Mensch sind daher Auswirkungen durch 
Lärm, Gerüche und andere Immissionen sowie die Aspekte Erholungsfunktion und Wohn-
qualität zu untersuchen. Der Aspekt der Erholung steht wiederum in engem Zusammen-
hang mit dem Schutzgut Landschaft. 

3.1.1 Gesundheitliche Aspekte 
Bezüglich Immissionen, die von den geplanten Windenergieanlagen (WEA) verursacht 
werden können, sind Auswirkungen durch Lärm- und Schattenwurf zu erwarten.  
 
Schallgutachten 
Zur Prüfung der mit dem Planvorhaben verbundenen Schallimmissionen wurde durch das 
Ingenieurbüro PLANkon, Oldenburg ein Geräuschimmissionsgutachten (s. Anlage 1 zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“) erstellt.  
 
Die maßgeblichen Immissionsorte sind die nächstgelegenen Wohngebäude im Außenbe-
reich und an den Ortsrändern für die, entsprechend ihrer vornehmlichen Lage im Außenbe-
reich, der Richtwert der TA-Lärm für Dorf- oder Mischgebiete zugrunde gelegt wurde (Richt-
wert Tag/Nacht in dB(A) 60/45). Der Gutachter hat in seiner aktuellen Untersuchung bereits 
die LAI „Hinweise zum Schallschutz bei Windkraftanlagen (WKA)“ in der Fassung von 2017 
berücksichtigt. Weitere Details gehen aus Kap. 4.4.1 der Begründung zum vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült" hervor.  
 
Anhand des rechnerischen Beurteilungsverfahrens wurde die Schallimmissionsbelastung 
an den relevanten Immissionsorten mit dem Ergebnis geprüft, dass die WEA 5 für den 
Standort bei Berechnung nach den neuen Regularien der LAI nachts im Modus 2.000 kW 
betrieben werden muss, um eine Überschreitung des zulässigen Immissionspegels zu 
vermeiden. Alle anderen WEA können unverändert nachts und tags unter Volllast betrie-
ben werden. Unter den oben genannten Betriebseinschränkungen wird an allen Immissi-
onspunkten der zulässige Richtwert von 45 dB (A) nicht überschritten. 
 
Daher ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen durch Schall auszugehen.  
 
Infraschall 
Als Infraschall wird der Bereich des Lärmspektrums unterhalb einer Frequenz von 20 Hz 
definiert. Infraschall ist ein in der Natur allgegenwärtiges Phänomen für das es verschie-
dene natürliche und künstliche Quellen wie z.B. Wind, Gewitter, Meeresbrandung, Stra-
ßenverkehr, Pumpen, Kompressoren etc.. Bei sehr hohen Schallleistungspegeln kann Inf-
raschall vom Menschen wahrgenommen werden und auch gesundheitsschädliche Wir-
kung entfalten. Die von WEA erzeugten messbaren Schalldruckpegel liegen bereits ab ca. 
250 m Abstand zur WEA deutlich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle für Infraschall, 
wie im Rahmen mehrerer Messungen und Studien verschiedener Bundesländer an unter-
schiedlichen WEA hinsichtlich des von ihnen ausgehenden Infraschalls ergeben haben. 
In dem Zusammenhang wird auch auf die Veröffentlichung des Niedersächsischen Minis-
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teriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz "Fragen und Antworten zum Windenergie-
erlass" vom 14.12.2015 zu Ziffer 3 ("Gehen Gesundheitsgefährdungen von Infraschalle-
missionen der Anlagen aus?") verwiesen, wo es heißt: "Unterhalb der Hörschwelle des 
Menschen konnten bisher keine Wirkungen des Infraschalls auf den Menschen belegt 
werden." Im täglichen Umfeld des Menschen ist eine Vielzahl von natürlichen oder künst-
lichen Quellen für Infraschall verantwortlich, deren Schallpegel teilweise sogar deutlich 
höher sein können, als die von WEA erzeugten Schallpegel. In der üblichen Entfernung 
von 500 m und mehr zwischen WEA und Immissionsorten (Wohnhäusern) erzeugt eine 
WEA "lediglich einen Bruchteil des in der Umgebung messbaren Infraschalls" (vgl. Baye-
rischer VGH, Beschluss vom 08.06.2015 - 22 CD 15.868 -, zitiert nach juris.) 
 
Da die neu geplanten WEA min. 500 m von den nächsten Wohnbebauungen entfernt lie-
gen, kann davon ausgegangen werden, dass der Infraschall keinen relevanten Einfluss 
hat. Daher ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen durch Infraschall auszugehen.  
 
Schattenwurfgutachten 
Zur Prüfung der mit dem Planvorhaben verbundenen Schattenwurfbelastung wurde durch 
das Ingenieurbüro PLANkon, Oldenburg ein Schattenwurfgutachten (s. Anlage 1 zum vor-
habenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 "Wapeldorf / Heubült") erarbeitet. Seit dem Mai 
2002 sind durch einen Erlass des Niedersächsischen Umweltministeriums die "Hinweise 
zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von Windenergieanlagen" für 
Niedersachsen als Grundlage im Genehmigungsverfahren festgelegt worden. 
 
Die Schattenwurfberechnung erfolgte unter Berücksichtigung aller immissionsrelevanten 
Windenergieanlagen (WEA) im Untersuchungsraum. Diese umfassen die neun Windener-
gieanlagen des Typs ENERCON E-82 E2 (TES) mit 108,4 m Nabenhöhe. Als maßgebli-
che Immissionsorte (IO) wurden die nächstgelegenen Wohngebäude in der Umgebung 
ausgewählt, für die von erhöhter potenzieller Schattenwurfimmission ausgegangen wer-
den kann.  
 
Die Grundberechnungen gehen dabei von dem ungünstigsten Fall aus, dass die Sonne 
immer scheint, der Rotor sich kontinuierlich dreht und, in Bezug auf den betrachteten Im-
missionspunkt, senkrecht zu den Sonnenstrahlen steht. Dabei werden der jahres- und 
tageszeitliche (astronomische) Sonnenstand, der geplante Standort und die Größe der 
WEA berücksichtigt.  
 
Im Rahmen des Schattenwurfgutachtens zeigt sich, dass eine Überschreitung des Jah-
resrichtwertes von 30 Stunden für die astronomisch mögliche Beschattungsdauer an ins-
gesamt 34 der 41 betrachteten Immissionspunkte zu erwarten ist. An diesen Immissions-
punkten sollte das Jahresmaximum auf 30 Stunden pro Jahr begrenzt werden. 
 
Eine Überschreitung des Tagesrichtwertes von 30 Minuten astronomisch möglicher Be-
schattungsdauer ist an 22 Immissionspunkten durch die Gesamtbelastung mit den vor-
handenen Windenergieanlagen zu erwarten. An diesen 22 Immissionspunkten sollte das 
Tagesmaximum auf 30 Minuten pro Tag begrenzt werden. 
 
Zur Verminderung der Beeinträchtigungen durch Rotorschattenwurf und Einhaltung der 
Richtwerte ist das Betriebsführungssystem der Windenergieanlagen so anzupassen oder 
durch Zusatzgeräte  so auszustatten, dass die Windenergieanlage bei Überschreitungen 
zeitweise abgeschaltet werden (Abschaltautomatik). 
 
Erschütterungen, Vibrationen 
Baubedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch können temporär im Bereich der 
geplanten Standorte der Windenergieanlagen, im Zuge des Ausbaus der erforderlichen 
Wege sowie der Anlage der Vormontageflächen und Kranstellflächen auftreten. Durch den 
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Baustellenbetrieb, den Einsatz von Baumaschinen und Lastwagen kann es zu einer Ver-
lärmung in den angrenzenden Bereichen während der Bauphase kommen. Weitere Be-
einträchtigungen können durch Staubentwicklung, Erschütterungen, Beunruhigung durch 
Baufahrzeuge etc. entstehen.  
 
Da die Wirkfaktoren lediglich über einem kurzen Zeitraum erfolgen, sind erhebliche Be-
einträchtigungen auf den Menschen nicht zu erwarten. Die Genehmigungsbehörde kann 
dazu im Verfahren nach BImSchG Beweissicherungsmaßnahmen sowie Koordinierungen 
in Bezug auf die Baustellenabläufe zur Verminderung von Auswirkungen bestimmen.  
 
 
Unter Berücksichtigung der möglichen Vermeidungsmaßnahmen (Abschaltautomatik) ist 
von keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch auszugehen. 

3.1.2 Erholung 
Bestehende Erholungseinrichtungen sind durch das geplante Vorhaben nicht betroffen. In 
min. 1 km Entfernung westlich und südlich des Plangebietes liegt ein Vorsorgegebiet für 
ruhige Erholung, das sich von Lehmdermoor über Delfshausen bis zur Rasteder Bäke 
erstreckt (LK AMMERLAND 1996). Die visuellen Wirkungen der geplanten Anlagen reichen 
bis in diesen Landschaftsbereich hinein und werden durch das weithin offene Gelände mit 
nur wenigen Gehölzstrukturen in diesem Bereich kaum abgemildert. In dem besonders 
betroffenen Bereich liegt auch die geplante Trasse der A 20. Vor diesem Hintergrund ist 
die Wirkung des Windparks auf dieses Areal nicht als erheblich zu bezeichnen, da diese 
zukünftig hinter der Wirkung der Autobahn zurücktritt. 
 
Die Erholungsnutzung im Geltungsbereich und seiner unmittelbaren Umgebung ist auf-
grund der geringen Erschließung sowie der Nähe zur Autobahn und der Spohler Straße 
von untergeordneter Bedeutung. In die Planflächen führen einige landwirtschaftliche 
Stichwege. Besondere Anziehungspunkte für Erholungssuchende, wie z.B. Seen, Wälder, 
Brücken etc., sind in der Umgebung des Plangebietes nicht vorhanden.  
 
Bei der Betrachtung der kumulierenden Vorhaben im Raum ist zu berücksichtigen, dass 
in unmittelbarer Nähe die Einrichtung von zwei weiteren Windparks auf Vareler Stadtge-
biet geplant ist. Der Windpark Neuenwege der Stadt Varel grenzt unmittelbar an den nörd-
lichen Teilbereich der vorliegenden Bauleitplanung, so dass die Wirkung der Windener-
gieanlagen deutlicher hervortritt.  
 
Die Erholungseignung einer Landschaft wird darüber hinaus entscheidend durch das 
Landschaftsbild geprägt. Insofern gelten die in Kapitel 3.7 getroffenen Aussagen zum 
Schutzgut Landschaft auch auf die naturbezogene Erholung des Menschen. Insgesamt 
werden für das Schutzgut Mensch jedoch durch das Vorhaben weniger erhebliche nega-
tive Umweltauswirkungen in Bezug auf die Erholung vorbereitet, da der Raum eine ge-
ringe Erholungsnutzung aufgrund der anthropogenen Vorprägung bietet. 

3.2 Schutzgut Pflanzen und Tiere 

3.2.1 Pflanzen 
Als wichtige Bestandteile des Ökosystems auf der Erde sind die Tiere und Pflanzen an-
zusehen. Sie tragen zum Funktionieren des Naturhaushaltes, zur Erhaltung der Luft- und 
Wasserqualität und zur Schönheit des Landschaftsbildes bei. Daneben sind sie Nahrungs-
grundlage für Menschen. Durch den Verlust an biologischer Vielfalt bei Tier- und Pflan-
zengruppen werden Funktionen des Ökosystems nachhaltig beeinträchtigt. 
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Im Plangebiet wurde eine Bestandserfassung der Biotoptypen durchgeführt, um Aussa-
gen über den Zustand von Natur und Landschaft zu erhalten. Durch das Vorhandensein 
bestimmter Biotope, ihre Ausprägung und die Vernetzung untereinander sowie mit ande-
ren Biotopen können Informationen über schutzwürdige Bereiche gewonnen werden.  
 
Die Bestandsaufnahme erfolgte im Rahmen einer Geländebegehung, bei der alle relevan-
ten Biotopstrukturen erfasst wurden. Die Kartierung wurde im Mai 2016 durchgeführt.  
 
In die Karte 1 aufgenommen wurden ferner die Biotoptypen und die Baumarten der Ge-
hölzstrukturen. Einzelbäume und –sträucher wurden erfasst, sofern sie markant oder prä-
gend für das Landschaftsbild sind und i. d. R. Stammholz von mindestens 0,2 m im Durch-
messer aufweisen. Außerdem wurden die nach § 30 BNatSchG geschützten Biotope so-
wie die gefährdeten und besonders geschützten Arten kartiert.  
 
Die im Folgenden vorgenommene Typisierung der Biotope und die Zuordnung der Codes 
(Großbuchstaben hinter dem Biotoptyp) beziehen sich auf den Kartierschlüssel für Bio-
toptypen in Niedersachsen (DRACHENFELS 2011). 
 
Übersicht der Biotoptypen  
 
Im Planungsgebiet und der unmittelbaren Umgebung sind Biotoptypen aus folgenden 
Gruppen vertreten: 

 Gebüsche und Gehölzbestände, 
 Binnengewässer, 
 Acker- und Gartenbaubiotope, 
 Grünland, 
 Stauden- und Ruderalfluren, 
 Gebäude-, Verkehrs- und Industrieflächen, 
 Grünanlagen. 

Lage, Verteilung und Ausdehnung der Biotoptypen sind Plan 1 zu entnehmen. 
 
Beschreibung der Biotoptypen des nördlichen Teilbereiches 
Wälder, Gebüsche und Kleingehölze 
Das Plangebiet ist von einer offenen Wiesenlandschaft geprägt. Gehölze kommen nur in 
Form von Baumgruppen und Einzelbäumen und – sträuchern (HBE, BE) im Gebiet vor. 
Es handelt sich um kleinflächige Bestände bzw. um linienhaft ausgeprägte Gehölzstruk-
turen an einigen der Gräben, die die Flurstücke begrenzen.  
 
Überwiegend kommt die invasive Späte Traubenkirsche (Prunus serotina) als Gehölzart 
vor. Außerdem sind vereinzelt Moorbirken (Betula pubescens) und Ebereschen (Sorbus 
aucuparia) vertreten. Die Bäume erreichen Stammdurchmesser von maximal 0,2 m. Am 
dichtesten mit Gehölzen bewachsen ist der Grabenrand an der geplanten Zuwegung. Ein 
Brombeergestrüpp (BRR) durchwächst einen Graben im westlichen Teil des Plangebie-
tes.  
 
Gewässer 
Die Flurstücke des Plangebietes und im Bereich der geplanten Zuwegung werden von 
Gräben unterschiedlicher Breite und Tiefe durchzogen und entwässert.  
 
Die ständig Wasser führenden Haupt-Vorfluter (FGR) sind zwischen 1,5 und 3 m breit bei 
einer Sohlbreite von 0,5 bis 2 m. Die Tiefe beträgt bis maximal 0,9 m unter der Gelände-
höhe, teilweise nur 0,5 m. Während der Erfassungsperiode betrug der Wasserstand zwi-
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schen 0,05 und 0,2 m. Die Ufersäume dieser Gräben werden überwiegend von Grünland-
arten eingenommen. Abschnittsweise, teilweise auch nur eingestreut kommen Röhrichtar-
ten wie Rohrglanzgras (Phalaris arundinacea), Schilf (Phragmites australis) und Flatter-
binse (Juncus effusus) vor. Die Wasservegetation ist zumeist artenarm und beschränkt 
sich auf Wasserstern (Callitriche palustris agg.) und Kleine Wasserlinse (Lemna minor). 
Die kleineren, teilweise nur grüppenartig ausgeprägten Gräben werden den sonstigen 
Gräben (FGZ) zugeordnet. Gräben mit unbeständiger Wasserführung werden mit dem 
Zusatzkürzel „u“ gekennzeichnet. 
 
Nur der Graben an der geplanten Zuwegung zeigt ein größeres Artenspektrum. Hier kom-
men außer den bereits genannten Arten die Gliederbinse (Juncus articulatus), der Flu-
tende Schwaden (Glyceria fluitans), der Sumpf-Hornklee (Lotus pedunculatus) und die 
Schnabelsegge (Carex rostrata) vor. Im Wasser ist ein fleckenhaft verteiltes, insgesamt 
etwa 15 m² großes Vorkommen des stark gefährdeten Knöterich-Laichkrautes 
(Potamogeton polygonifolius) vorhanden. Außerdem tritt das auf der Vorwarnliste geführte 
Sumpf-Blutauge in einem etwa 1 m² großen Bestand auf.  
 
Die Wapel verläuft an der Nordgrenze des Plangebietes. Sie hat eine Breite von etwa 9 m 
an der Böschungsoberkante und eine Sohlbreite von etwa 6 m. Sie ist rund 2 m tief ins 
Gelände eingeschnitten. Der Wasserstand betrug zum Kartierungszeitpunkt etwa 0,4 m. 
In diesem Bachabschnitt kommen nur wenige Wasserpflanzen vor, darunter das Kamm-
Laichkraut (Potamogeton pectinatus). Die Wapel wird als mäßig ausgebauter Tiefland-
bach mit Sandsubstrat (FMS) eingestuft.  
 
Gehölzfreie Biotope der Sümpfe und Niedermoore 
Schmale Röhrichtstreifen mit Rohrglanzgras und Schilf kommen an mehreren Grabenab-
schnitten vor. Zur Differenzierung von den übrigen Gräben wurden diese mit dem Neben-
code NRG bei Dominanz von Rohrglanzgras und mit Nebencode NRS bei häufigem Vor-
kommen von Schilf gekennzeichnet.  
 
Grünland 
Das gesamte Plangebiet wird von Intensivgrünland feuchter Standorte (GIF) eingenom-
men. Hier überwiegen die produktiven Arten des Wirtschaftsgrünlandes wie Wiesen-
Fuchsschwanz (Alopecurus pratensis), Weidelgras (Lolium perenne), Lieschgras (Phleum 
pratense) sowie Rispengräser (Poa spp.). Diese Flächen werden dem Intensivgrünland 
feuchter Standorte (GIF) zugeordnet. An begleitenden Krautarten kommen Kriechender 
Hahnenfuß (Ranunculus repens), Wiesen-Schaumkraut (Cardamine pratensis), Weißklee 
(Trifolium repens), Gewöhnliches Hornkraut (Cerastium holosteoides) und Sauerampfer 
(Rumex acetosa) vor.  
 
An den Grabenrändern werden schmale Streifen extensiver bewirtschaftet. Hier kommen 
auch Arten des mesophilen Grünlandes wie Rotes Straußgras (Agrostis capillaris) und 
Rotschwingel (Festuca rubra) häufiger vor, stellenweise auch die Flatterbinse und der Flu-
tende Schwaden.  
 
Westlich des Plangebietes kommen Grasäcker (GA) mit Dominanz von Weidelgras vor.  
 
Siedlungsbiotope/Verkehrsflächen 
Südlich des Plangebietes befindet sich ein Modellflugplatz (OVF), dessen Außenanlagen 
von Scherrasen (GR) geprägt sind. 
 



Gemeinde Rastede –  
Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ 14 
 

 
Diekmann  Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

Beschreibung der Biotoptypen des südlichen Teilbereiches 
Gebüsche und Gehölzbestände 
In der Nähe der Zuwegung verläuft ein Strauch-Baum-Wallhecke (HWM). Hierbei handelt 
es sich um einen nach § 22 Abs. 3 NAGBNatSchG geschützten Biotoptyp. Der Wall hat 
eine Breite von etwa 4 m und im westlichen Bereich eine Höhe von 1,2 m. Er ist locker mit 
Stiel-Eiche (Quercus robur), Hänge-Birke (Betula pendula) und Wald-Kiefer (Pinus syl-
vestris) bewachsen. Diese haben Stammdurchmesser von 0,2 bis 0,6 m. Vorkommende 
Sträucher sind Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) und Grau-Weide (Salix cinerea). 
Im östlichen Drittel ist der Wall mit 0,5 m deutlich flacher und verfügt über deutlich spora-
discheren Baum- und Strauchbewuchs als im Westen. In diesem Abschnitt lagerte zum 
Kartierzeitpunkt Gehölzrückschnitt auf dem Wall. Die Ackernutzung nördlich und südlich 
der Wallhecke reicht bis an den Wallfuß heran. Die Bäume der Wallhecke verfügen über 
ausladende Kronen, die auch nach Norden in den Bereich der Zuwegung hineinragen 
(Abb. 2). 
 

 
Abb. 2: Blick auf die Wallhecke an deren Nordseite die Zuwegung in das Plangebiet ver-

läuft. 11.05.2016, Foto: Stutzmann. 

Das Plangebiet samt Zuwegung verfügt über mehrere Baumreihen (HBA). Zwei davon 
liegen im Plangebiet. Eine verläuft im Bereich der Zuwegung entlang des Vorderwegs und 
grenzt so von Süden her an die oben beschriebene Baum-Strauch-Wallhecke. Sie ist aus 
Stiel-Eiche und Hänge-Birke mit Stammdurchmessern bis 0,2 m aufgebaut. Direkt nörd-
lich der nördlichen Zuwegung verläuft eine zweite Baumreihe. Hier wachsen Stiel-Eiche, 
Hänge-Birke, Zitterpappel (Populus tremula), sowie Schwarzer Holunder (Sam-
bucus nigra) in der Strauchschicht. Insbesondere einige der Stiel-Eichen haben mit 
Stammdurchmessern bis 1,0 m bereits ein hohes Alter erreicht. Auch in diesem Fall ragen 
die Äste, wie bei der Wallhecke in den Bereich der Zuwegung hinein (Abb. 3). Die anderen 
Baumreihen liegen nahe der Bekhauser Bäke. Eine aus Schwarz-Erlen mit Stammdurch-
messern von 0,05 bis 0,5 m bestehende verläuft am West- bzw. Nordufer des Baches. 
Davon zweigt ein kurzer Abschnitt entlang eines Grabens ab, der ebenfalls nur aus 
Schwarz-Erlen aufgebaut ist. Die Stammdurchmesser betragen hier maximal 0,2 m. 
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Abb. 3: Blick von Westen auf den Einzelbaum und die Baumreihe die nördlich der 

Zuwegung ins Plangebiet verlaufen. 11.05.2016, Foto: Stutzmann. 

Das Plangebiet verfügt über mehrere Einzelbäume (HBE) und Einzelsträucher (BE) ent-
lang der Wege und der Gräben. Bei den Bäumen handelt es sich um Weide (Salix spp.), 
Stieleiche, Schwarzerle, Gewöhnliche Traubenkirsche (Prunus padus), Eingriffeligen 
Weißdorn (Crataegus monogyna) und Eberesche (Sorbus aucuparia). Die vorkommen-
den Sträucher sind Schwarzer Holunder und Grau-Weide. Einige der Einzelbäume stehen 
entlang der nördlichen Zuwegung. Insbesondere der direkt an der Spohler Straße ste-
hende Eingriffelige Weißdorn verschmälert den Zugang zur Zuwegung in das Plangebiet 
deutlich. Er hat einen Stammdurchmesser von etwa 0,3 m. Einige Meter weiter östlich 
wächst eine Stiel-Eiche mit einem Stammdurchmesser von etwa 0,7 m deren ausladende 
Äste in die Zuwegung hineinragen (Abb. 3).  
 
An der nördlichsten Spitze des Plangebiets liegt ein naturnahes Feldgehölz (HN), in dem 
Schwarzer Holunder und Gewöhnlicher Hasel (Corylus avellana) in Reihe wachsen. Wei-
terhin kommen Schwarz-Erle (Alnus glutinosa), Grau-Weide, Schlehe (Prunus spinosa), 
Eingriffeliger Weißdorn und das Europäische Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) vor. 
In der Krautschicht wachsen nitrophile Arten wie Kletten-Labkraut (Galium aparine), 
Giersch (Aegopodium podagraria) und Große Brennnessel (Urtica dioica). In den lichten 
Bereichen stehen insbesondere Draht-Schmiele (Deschampsia flexuosa) und Rotes 
Straußgras (Agrostis capillaris). 
 
Binnengewässer 
Das Plangebiet wird von zahlreichen Gräben durchzogen und von der Bekhauser Bäke 
durchflossen. Die Gräben sind alle unbefestigt und als nährstoffreiche Gräben (FGR) ein-
zustufen. Keiner der erfassten Gräben verfügt über ausgeprägte Wasservegetation. Der 
Graben ganz im Norden des Plangebiets entlang der nördlichen Zuwegung führte zum 
Kartierzeitpunkt kein Wasser und wurde als zeitweise trockenfallend (u) eingestuft. Im 
Uferbereich der Gräben kommen Feuchtezeiger wie Rasen-Schmiele (Deschampsia ce-
spitosa) und Flatter-Binse (Juncus effusus), außerdem Arten des umgebenden Grünlands 
und nitrophile Arten wie Kletten–Labkraut und Große Brennnessel vor. 
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Die Bekhauser Bäke (Abb. 4) ist als Mäßig ausgebauter Tieflandbach mit Sandsubstrat 
(FMS) einzustufen. Sie ist im betrachteten Abschnitt begradigt, aber nicht befestigt. Der 
Flutende Schwaden (Glyceria fluitans) konnte als Wasserpflanze nachgewiesen werden. 
Im Uferbereich wachsen Feuchtezeiger wie Wiesen-Schaumkraut (Cardamine pratensis) 
und Scharbockskraut (Ranunculus ficaria), Nährstoffzeiger wie Gewöhnlicher Hohlzahn 
(Galeopsis tetrahit) und Große Brennnessel sowie Grünlandarten wie der Wiesen-Fuchs-
schwanz (Alopecurus pratensis). 
 

 
Abb. 4: Bekhauser Bäke mit einer Erlen-Baumreihe. 11.05.2016, Foto: Stutzmann. 

Acker und Gartenbaubiotope 
Das Plangebiet beinhaltet zahlreiche Äcker. Laut der Bodenschätzung kommen Moorbö-
den, Böden aus lehmigem Sand und Moor, Moorboden auf Sand und reine Sandböden 
vor. Teilweise war zum Kartierzeitpunkt bereits Mais (m) als Kulturpflanze zu erkennen, 
teilweise fehlte die diesjährige Feldfrucht noch. 
 
Die an den Vorderweg angrenzenden Äcker entlang der südlichen Zuwegung konnten als 
Sandacker (AS) eingestuft werden. Alle anderen Äcker wurden als Mischtypen aus Sand-
acker und Mooracker (AS/AM und AM/AS) ausgewiesen. Auch die Ackerflächen, die laut 
der Bodenschätzung einen Moorboden aufweisen, hatten durch Zersetzung des Moorkör-
pers und Vermischung der Bodenschichten einen hohen mineralischen Anteil. Deshalb 
wurde von der Einstufung als reine Mooräcker abgesehen. Ein Teil der Ackerflächen nörd-
lich der Bekhauser Bäke scheint erst kürzlich durch Grünlandumbruch gewonnen worden 
zu sein. Sie waren zum Kartierzeitpunkt lediglich grobschollig gepflügt und zeigten noch 
Reste der früheren Vegetationsdecke. So waren Grünlandarten wie Knick-Fuchsschwanz 
(Alopecurus geniculatus), Wiesen-Rispengras (Poa pratensis) und Kriechender Hahnen-
fuß (Ranunculus repens) auf den Flächen sichtbar. Während der Kartierung fanden in 
diesem Bereich weitere Bodenbearbeitungsmaßnahmen statt, so dass von einer zeitna-
hen Acker- oder Grasackernutzung auszugehen ist.  
 
Grünland 
Die südlichste erfasste Grünlandfläche verläuft entlang der südlichen Zuwegung und liegt 
zu einem kleinen Teil innerhalb des Plangebiets. Durch einen in den Vorjahren durchge-
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führten Umbruch und Neueinsaat wird sie von Ausdauerndem Weidelgras (Lolium pe-
renne) dominiert. Teilbereiche der Fläche zeigen bereits eine deutliche Zunahme von 
Feuchte zeigenden Arten wie Knick-Fuchsschwanz, Kriechendem Hahnenfuß (Ranuncu-
lus repens) und Flutendem Schwaden (Glyceria fluitans). Dementsprechend wurden der 
Fläche mit Grünland-Einsaat (GA) und sonstiges feuchtes Intensivgrünland (GIF) zwei 
Hauptcodes zugewiesen. 
 
Nördlich dieser Fläche verläuft ein Grünlandabschnitt der ebenfalls intensiv bewirtschaftet 
wird, aber als deutlich trockener einzustufen ist. Dominierende Arten sind hier das Aus-
dauernde Weidelgras und Wiesen-Rispengras. Mesophile Arten fehlen fast vollständig, 
lediglich Exemplare aus der Artengruppe des Echten Löwenzahns (Taraxacum offi-
cinale agg.) kommen relativ häufig vor. Weiterhin wachsen Störzeiger wie Wiesen-Ampfer 
(Rumex x pratensis) und Knäuelgras (Dactylis glomerata). Die Fläche wurde als Intensiv-
grünland trockener Mineralböden (GIT) eingestuft. 
 
Weiter nördlich befinden sich mehrere Weidegrünländer, deren östliche Bereiche jeweils 
innerhalb des Plangebiets liegen.  
 
Dominierende Süßgräser sind Ausdauerndes Weidelgras, Wiesen-Fuchsschwanz, Wie-
sen-Rispengras und Weiche Trespe (Bromus hordeaceus). In kleiner Stetigkeit kommen 
Ruchgras (Anthoxanthum odoratum) und Draht-Schmiele als Magerkeitszeiger vor. Rela-
tiv häufige Feuchtezeiger sind Großer Sauerampfer (Rumex acetosa) und Kriechender 
Hahnenfuß. Insgesamt wurden die Flächen als beweidetes artenarmes Extensivgrünland 
feuchter Standorte (GEFw) eingestuft. 
 
Westlich des oben beschriebenen Feldgehölzes liegt eine weitere Grünlandfläche die bis 
an die Spohler Straße heranreicht. Dominierendes Gras ist im Osten die Draht-Schmiele, 
daneben kommt als weiterer Magerkeitszeiger Ruchgras vor. Die Fläche weist einen deut-
lichen Aspekt von Wiesen-Schaumkraut auf. Weitere Feuchtezeiger sind der Große Sau-
erampfer und der Kriechende Hahnenfuß. Nach Westen hin scheint die Fläche trockener 
und nährstoffreicher zu werden. Feuchte- und Magerkeitszeiger nehmen ab und werden 
durch Wiesen-Fuchsschwanz, Wiesen-Rispengras und Weiche Trespe ergänzt, kommen 
aber bis südlich die beschriebene Baumreihe beginnt noch häufig vor. Der gesamte Be-
reich wird dementsprechend als artenarmes Extensivgrünland feuchter Standorte (GEF) 
eingestuft. Mit Beginn der südlichen Baumreihe und dem Ende des dort verlaufenden Gra-
bens fehlen Feuchtezeiger fast vollständig, nur der Große Sauerampfer kommt noch zer-
streut vor. Stattdessen treten vermehrt nitrophile Arten wie Wiesen-Kerbel (Anthriscus syl-
vestris), Knäuelgras und Große Brennnessel auf. Die Fläche wurde als Extensivgrünland 
trockener Mineralböden mit halbruderaler Gras- und Staudenflur eingestuft (GET/UHM). 
Südlich dieses Bereichs sind auch die dortigen Weiden deutlich trockener einzustufen als 
die Anfangs beschriebenen Grünlandflächen. Zwar kommen hier mit Gewöhnlicher Schaf-
garbe (Achillea millefolium), Echtem Löwenzahn, Kriechendem Hahnenfuß, Gänseblüm-
chen (Bellis perennis) und Weiß-Klee einige Arten des mesophilen Grünlands vor, aller-
dings nicht in zahlreichen, auf der Fläche verteilten Exemplaren. Dementsprechend sind 
die Weiden als artenarmes Extensivgrünland trockener Mineralböden einzustufen 
(GETw). Dominierende Gräser sind Ausdauerndes Weidelgras, Weiche Trespe und Wie-
sen-Rispengras. 
 
Stauden- und Ruderalfluren, Gebäude-, Verkehrs- und Industrieflächen, Grünanlagen 
Nordöstlich des Plangebiets verläuft die Spohler Straße, sie ist asphaltiert und verfügt 
über einen ebenso asphaltierten Fußweg (OVSa). 
 
Die nördliche Zuwegung zweigt von der Spohler Straße ab. Der westliche Abschnitt der 
Zuwegung ist bereits jetzt als Weg einzustufen. Der erste Abschnitt weist durch häufige 
Mahd und häufiges Betreten eine Trittrasenvegetation auf. Es kommen Arten wie 
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Breit-Wegerich (Plantago major), Einjähriges Rispengras (Poa annua) und Weiß-Klee vor. 
Der vegetationslose Anteil des Weges ist nur gering, weshalb er als Weg mit Trittrasen 
(OVW/GRT) eingestuft wurde. Nördlich schließt an den Weg ein privates Wohngrundstück 
an, an dessen Grenze eine Zierhecke (BZH) gepflanzt wurde. 
 
Der nächste Abschnitt des Weges ist stark von den Arten der dortigen Weide geprägt und 
wurde als Weg mit beweidetem artenarmen Extensivgrünland feuchter Standorte 
(OVW/GEFw) eingestuft. 
 
Der von Norden nach Süden verlaufende Vorderweg, von dem die südliche Zuwegung 
abzweigt, wurde als gepflasterte Straße (OVSv) eingestuft. Die Straße wird von einem 
halbruderalen Vegetationssaum begleitet, der zumindest im Bereich der Zuwegung als 
solcher kartiert wurde. Diese halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte 
(UHM) wird von Grünlandarten wie Ausdauerndem Weidelgras und Wiesen-Fuchs-
schwanz, sowie nitrophilen Arten wie Knäuelgras gebildet. 
 
Nach § 30 BNatSchG i.V. mit § 24 NAGBNatSchG geschützte Biotope im Plangebiet 
Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG bzw. § 24 NAGBNatSchG konnten 
im Untersuchungsraum im Rahmen der Bestanderfassungen nicht festgestellt werden. 
 
Gefährdete und besonders geschützte Pflanzenarten  
Im Untersuchungsraum konnten während der einmaligen Begehung des Geländes eine 
nach der Roten Liste der Farn- und Blütenpflanzen in Niedersachsen und Bremen (GARVE 
2004) gefährdete Pflanzenart sowie eine Art auf der Vorwarnliste nachgewiesen werden. 
 
Von den gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG besonders geschützten Pflanzenarten wur-
den keine im Untersuchungsgebiet festgestellt. Streng geschützte Pflanzenarten gemäß 
§ 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG wurden ebenfalls nicht nachgewiesen. 
 
In folgender Tabelle sind die Arten aufgelistet, Plan 1 stellt deren Fundorte und Häufigkei-
ten dar. In der Karte sind die Standorte der Pflanzenarten eingetragen, die die ungefähre 
Lage und Ausdehnung der zum Zeitpunkt der Bestandskartierung angetroffenen Wuchs-
orte der Arten darstellen. Eine flächendeckende detaillierte pflanzensoziologische Unter-
suchung wurde nicht durchgeführt. Aufgrund der Flächennutzungen im Plangebiet sind 
weitere Vorkommen geschützter oder seltener Pflanzen unwahrscheinlich, wenn auch 
nicht ganz auszuschließen. 
 
Tab. 2: Liste der im Untersuchungsbereich nachgewiesenen Pflanzenarten der Roten Liste 

der Farn- und Blütenpflanzen in Niedersachsen und Bremen (GARVE 2004) und der 
besonders geschützten Pflanzenarten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG  
Rote-Liste-Regionen: K = Küste, NB = Niedersachsen und Bremen; § = besonders ge-
schützte Art gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG. 

 
Deutscher 
Name 

Wissenschaftlicher 
Name RL-Status 

§ 7 
BNatSchG 

Knöterich-
Laichkraut 

Potamogeton polygonifo-
lius T 3, NB - - 

Sumpf-Blut-
auge Potentilla palustris T V, NB V - 

 
Die gefährdeten Arten konnten nur sporadisch und ausschließlich innerhalb oder in den 
Randbereichen eines Grabens nachgewiesen werden. Auf den das Untersuchungsgebiet 
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prägenden landwirtschaftlichen Nutzflächen wurden keine gefährdeten bzw. besonders 
geschützten Arten festgestellt. 
 
Bewertung der Umweltauswirkungen  
Zur Ermittlung des Eingriffes in Natur und Landschaft wird das Bilanzierungsmodell des 
NIEDERSÄCHSISCHEN STÄDTETAGES von 2013 (Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung) angewendet. 
 
In diesem Modell werden Eingriffsflächenwert und Kompensationsflächenwert ermittelt 
und gegenübergestellt. Zur Berechnung des Eingriffsflächenwertes werden zunächst 
Wertfaktoren für die vorhandenen Biotoptypen vergeben und mit der Größe der Fläche 
multipliziert. Analog werden die Wertfaktoren der Biotoptypen der Planungsfläche mit der 
Flächengröße multipliziert und anschließend wird die Differenz der beiden Werte gebildet.  
 
Es werden 6 Wertfaktoren unterschieden:  
 

Wertfaktor Beispiele Biotoptypen 
5 = sehr hohe Bedeutung Wiesentümpel; gesetzlich geschütztes Biotop  
4 = hohe Bedeutung naturnahes Feldgehölz,  
3 = mittlere Bedeutung Strauchhecke 
2 = geringe Bedeutung Intensivgrünland 
1 = sehr geringe Bedeutung Weg (wasserdurchlässig) 
0 = weitgehend ohne Bedeutung versiegelte Fläche 

 
In der Liste II des Bilanzierungsmodells (Übersicht über die Biotoptypen in Niedersachsen) 
sind den einzelnen Biotoptypen entsprechende Wertfaktoren zugeordnet. Für die im Plan-
gebiet vorhandenen bzw. geplanten Biotope ergeben sich folgende Wertstufen (in Anleh-
nung an die Liste II des Bilanzierungsmodells): 
 
Tab. 3: Im Geltungsbereich erfasste Biotoptypen und deren Bewertung 

Biotoptyp / Bezeichnung  Wert-
faktor 

Anmerkungen 

Mäßig ausgebauter Tieflandbach 
mit Sandsubstrat (FMS) 

4 hohe Bedeutung für Arten und Lebensge-
meinschaften 

Naturnahes Feldgehölz (HN) 4 hohe Bedeutung für Arten und Lebensge-
meinschaften 

Baumreihe (HBA) 3 mittlere Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften  

Rubus-/Lianengestrüpp (BRR) 3 mittlere Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Einzelbaum (HBE)  3 mittlere Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Sonstiges feuchtes Extensivgrün-
land 

3 mittlere Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Einzelstrauch (BE) 3 mittlere Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften  

Halbruderale Gras- und Stauden-
flur mittlerer Standorte (UHM) 

3 mittlere Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Nährstoffreicher Graben (FGR) 2 geringe Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Sonstiges feuchtes Intensivgrün-
land (GIF) 

2 geringe Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Intensivgrünland trockener Mineral-
böden (GIT) 

2 geringe Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Grünlandeinsaat (GA) 1 sehr geringe Bedeutung für Arten und Le-
bensgemeinschaften 
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Biotoptyp / Bezeichnung  Wert-
faktor 

Anmerkungen 

Acker (Am, Ag) 1 sehr geringe Bedeutung für Arten und Le-
bensgemeinschaften 

Weg (Schotterbauweise) (OVW) 1 sehr geringe Bedeutung für Arten und Le-
bensgemeinschaften 

Straße, Versiegelte Fläche (X) 0 weitgehend ohne Bedeutung 
 
Durch die Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 werden die 
Errichtung und der Betrieb von fünf WEA planungsrechtlich ermöglicht. Dadurch werden 
vorwiegend Grünland- und Ackerflächen in einer Größe von maximal 18.315 m² überplant. 
Durch die geplanten und planungsrechtlich vorbereiteten Versiegelungsmöglichkeiten ge-
hen somit Lebensräume von Pflanzen verloren. Es werden erhebliche negative Umwelt-
auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen verursacht.  
 
Die in der Bauphase voraussichtlich notwendigen Grundwasserabsenkungen in den Bau-
gruben werden keine erheblichen Auswirkungen auf etwaige Pflanzenbestände im nähe-
ren Umfeld der Standorte haben. Pflanzen sind anpassungsfähig und können auch tro-
ckenere Phasen, die allein natürlich im Sommer witterungsbedingt auftreten könne, über-
stehen. Zumal sind die Grundwasserabsenkungen kurzfristig auf die Bauphase be-
schränkt.  

3.2.2 Tiere 
Im Rahmen der vorliegenden Windparkplanung wurden Erfassungen von Brut- und Gast-
vögeln für eine potenzielle Windparkfläche „Varel – Süd / Heubült“ an der kommunalen 
Grenze der Stadt Varel mit der Gemeinde Rastede durchgeführt. Der südliche Teilbereich 
der damaligen potenziellen Fläche ist annähernd deckungsgleich mit der nördlichen Teil-
fläche der hier vorliegenden Windparkplanung, so dass die dazugehörigen Erfassungen 
herangezogen werden können. In Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde 
wurde der Erfassungsumfang für die Kartierungen, die in 2013/2014 durchgeführt worden 
sind, gemäß den Hinweisen des NIEDERSÄCHSISCHEN LANDKREISTAGES (2011) vorgenom-
men. Die vollständigen Gutachten sind in Anlage 1 und Anlage 2 zu finden. 
 
Im Rahmen der avifaunistischen Erfassungen wurde der Radius von 2.000 m um den 
nördlichen Teilbereich des Plangebietes gefasst. Dieser Radius umfasst ebenfalls den 
südlichen Teilbereich der hier vorliegenden Bauleitplanung und deckt den mittlerweile für 
avifaunistische Kartierungen zu Grunde zu legenden Untersuchungsradius von 500 m um 
das jeweilige Plangebiet gemäß dem aktuellen Anforderungen dem Leitfaden „Umsetzung 
des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen in Nie-
dersachsen“ in Anlage 2 des Windenergieerlasses (MU, 2016b) vollständig ab (vgl. Abb. 
5). 
 
Zusätzlich dazu wurde aufgrund des Vorkommens eines Seeadlerhorstes im Bereich Ja-
derberg eine Raumnutzungserfassung in 2016 durch das Büro Handke, Ganderkesee, 
durchgeführt. Diese umfasste neben den Beobachtungen der Flugbewegungen des See-
adlers auch die Raumnutzung der Greif- und Großvögel innerhalb der beiden Teilflächen 
des Geltungsbereiches der vorliegenden Planung (im Gutachten genannt: Rastede-Nord). 
Die Raumnutzungsuntersuchung des Seeadlers wurde aufgrund von einem vorzeitigen 
Brutabbruch und erfolgloser Brut Ende April / Anfang Mai eingestellt und 2017 in Abspra-
che mit der unteren Naturschutzbehörde mit gleicher Methode wieder aufgenommen. Im 
Jahr 2017 war der Brutversuch des Seeadlers zum ersten Mal erfolgreich, so dass eine 
vollständige Raumnutzungsuntersuchung während einer ganzen Brutsaison erfolgte. Die 
Ergebnisse zur Seeadlererfassung sowie zu den Raumnutzungsuntersuchungen der 
Greif- und Großvögel sind ausführlich in den Anlagen 3 bis 5 zu finden und werden bei 
der Eingriffsfolgenermittlung und -bewertung berücksichtigt. 
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Im Rahmen der Bestandserfassungen wurden im Untersuchungsgebiet auch mehrfach 
Regenbrachvögel in z.T. bedeutenden Anzahlen angetroffen. Da auch 2016 im Rahmen 
des Seeadlermonitorings Regenbrachvögel im April registriert wurden, galt es zu überprü-
fen, wo, in welcher Anzahl und in welchen Zeiträumen Regenbrachvögel die Potenzialflä-
chen und deren Umfeld auf dem Heim- und Wegzug nutzen und ob Windenergieanlagen 
von der Art ggf. gemieden werden. Der Regenbrachvogel gehört zu den Vogelarten, zu 
deren Vorkommen in Mitteleuropa noch viele Wissenslücken bestehen. Da 2016 der 
Heimzug der Tiere erst ab Anfang Mai und ohne Berücksichtigung des Altjührdener Moo-
res untersucht worden war, wurde die Bestandserfassung von Regenbrachvögeln auf dem 
Heimzug (bis Mitte Mai 2017) erneut nach gleicher Methode durchgeführt. Die Gutachten 
zu den Jahren 2016 sowie 2017 sind den Anlagen 6 und 7 zu entnehmen.  
 
Im Jahr 2013 wurden auch Fledermäuse in einem Untersuchungsgebiet von 1.000 m um 
den nördlichen Teilbereich der Planflächen untersucht. Für den südlichen Teilbereich, der 
sich nicht innerhalb dieses Untersuchungsradius befand, erfolgte 2016 eine Erfassung der 
Fledermäuse. Diese Gutachten sind vollständig durch die Anlagen 8 und 9 dem Umwelt-
bericht beigefügt. 
 
Die jeweils vollständigen faunistischen Fachbeiträge befinden sich, wie bereits erwähnt, 
im Anhang (s. Anlage 1 bis 9). Im Folgenden werden die grundlegenden Aussagen der 
Gutachten der Übersichtlichkeit halber im laufenden Text zusammengefasst. 
 
Tiere – Avifauna  
Methodik  
Für das vorliegende Planungsvorhaben wurde im Rahmen der Brut- und Gastvogelerfas-
sung - ausgehend von der potenziellen Eingriffsfläche - ein Untersuchungsraum mit einem 
Radius von 2.000 m zugrunde gelegt (vgl. Abb. 5). In Anlehnung an die o. a. Empfehlun-
gen des NIEDERSÄCHSISCHEN LANDKREISTAGES (2011) entspricht dies dem erforderlichen 
Anforderungsprofil für ornithologische Untersuchungen bei Berücksichtigung des Hinwei-
ses, dass für die Ermittlung von Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
Erhebungen in einem Gebiet erforderlich sind, die der Größe des zerstörten oder sonst 
erheblich beeinträchtigten Lebensraumes der jeweiligen Population angemessen ist. 
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Abb. 5: Übersicht zu dem untersuchten Raum der Avifauna mit dem zum damaligen Zeit-

punkt geplanten Windpark „Varel-Süd / Heubült“ sowie der ungefähren Abgren-
zung der hier vorliegenden Plangebiete (unmaßstäblich) 

 
Die für die Erfassung der Vogelwelt erforderlichen fachlichen Anforderungsprofile lauten 
folgendermaßen: 
 
Brutvögel: Kartierung des Brutvogelbestandes im Zeitraum von ca. Anfang April bis ca. 
Mitte Juli e. J. im Verlauf von 10 Ganzflächenbegehungen, wobei die Termine auf die 
gesamte Brutzeit zu verteilen sind. Den Schwerpunkt bilden Erhebungen zu Vorkommen, 
Häufigkeit und Verbreitung der seit Jahren bundesweit stark rückläufigen Wiesenbrutvögel 
(vgl. z. B. BAUER & BERTHOLD 1996, KRÜGER & SÜDBECK 2004). 
 
Gastvögel: In der Durchzugs- und Rastperiode (möglichst vom 01.07. bis zum 30.06. des 
Folgejahres) sind wöchentlich Begehungen durchzuführen. Dabei kann im Mai/Juni auf 
Begehungen verzichtet werden. Nebenergebnisse im Rahmen der Brutvogelkartierung 
sind in dieser Zeit ausreichend. 
 
Die Termine für die Brutvogelbestandsaufnahmen sind der in der Anlage 1 enthaltenen 
Tabelle 1 und die Termine für die Gastvogelerhebungen der in Anlage 4 enthaltenen Ta-
belle 3 zu entnehmen. 
 

Grobe Abgrenzung der 
Geltungsbereiche der 
vorliegenden Planung 
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Die Erfassung der Brutvogelfauna erfolgte innerhalb des geplanten Windparks sowie in-
nerhalb eines umliegenden Radius von 2.000 m. Für planungsrelevante und / oder wert-
gebende Vogelarten wurde eine flächendeckende Revierkartierung durchgeführt (siehe 
unten). Einbezogen wurden auch einige für den Raum charakteristische Zeigerarten. Die 
vermuteten Revierzentren oder festgestellten Brutplätze wurden punktgenau ermittelt. 
Das methodische Vorgehen folgte den Empfehlungen zur Revierkartierung in SÜDBECK et 
al. (2005) sowie BIBBY et al. (1995). Für folgende Artengruppen wurde eine flächende-
ckende und quantitative Revierkartierung durchgeführt: 

 Arten der Roten Liste und der Vorwarnliste Niedersachsens (KRÜGER & OLTMANNS 
2007), 

 Arten der Roten Liste und der Vorwarnliste Deutschlands (SÜDBECK et al. 2007), 
 Streng geschützte Arten gemäß § 7 BNatSchG, 
 Arten der EU-Vogelschutzrichtlinie Anh. I (79/409/EWG), 
 folgende charakteristische Zeigerarten des Offenlandes, der Röhrichte und der 

Gewässer: Blaukehlchen, Rohrammer, Sumpfrohrsänger, Reiherente und Grau-
gans 

Alle übrigen häufigen und mittelhäufigen Arten wurden halbquantitativ unter Angabe von 
Häufigkeitsklassen erfasst. 
 
Ab Mitte März 2016 erfolgte eine Raumnutzungsuntersuchung zum Seeadler, der im Be-
reich Jaderberg einen Brutstandort bezogen hatte. Dabei wurden die Flugbewegungen 
von bestimmten, zuvor ausgewählten, festen Beobachtungspunkten aus, von denen man 
eine gute Sicht entweder auf den Horststandort (Seeadler) oder auf den Luftraum im Be-
reich der Planfläche hat, beobachtet (Vantage-Point-Methode) (vgl. Abb. 6).  

Abb. 6: Übersichtskarte zu den Beobachtungspunkten für die vorliegende Bauleit-
planung in Bezug auf den Seeadlerhorst (unmaßstäblich) 
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Die Raumnutzungsuntersuchung für den Seeadler wurde Ende April / Anfang Mai 2016 
wegen Aufgabe der Brut vorzeitig beendet. Da aber davon auszugehen war, dass 2017 
ein erneuter Brutversuch erfolgen würde, wurde die Raumnutzungsuntersuchung in Ab-
sprache mit der unteren Naturschutzbehörde ab Mitte März 2017 mit derselben Methode 
wieder aufgenommen. In 2017 war der Brutversuch des Seeadlerpaares schließlich das 
erste Mal erfolgreich, so dass eine vollständige Untersuchung der Raumnutzung des Brut-
paares während der gesamten Brut- und Jungenaufzuchtsphase erfolgen konnte.  
 
Innerhalb der Beobachtungstage wurde versucht, möglichst verschiedene Tageszeiten 
mit den Untersuchungen abzudecken. Jede Beobachtung ist mit Angaben zum Verhalten, 
zur Flughöhe und -richtung, Uhrzeit, Beobachtungsdauer etc. genau protokolliert und in 
Geländekarten eingetragen worden. Die Flughöhe wurde in Anlehnung an die geplanten 
WEA in drei Höhenklassen eingeteilt (vgl. Anlage 4 und Anlage 5). 
 
Zu Beginn der Raumnutzungsuntersuchungen wurden in Absprache mit der unteren Na-
turschutzbehörde ausschließlich Flugbewegungen von Seeadlern dokumentiert. Ab dem 
29.04.2016 erfolgte eine Ausweitung des Untersuchungsprogramms zum Seeadler für die 
Beobachtungspunkte an den Potenzialflächen Varel-Süd und Rastede-Nord auf alle Greif- 
und Großvogelarten bis Ende Juni. Diese Ergebnisse zu der Raumnutzung von Greif- und 
Großvogelarten ist der Anlage 3 zu entnehmen. Nach Feststellung eines Baumfalken-
Nestes am 21.05.2016 wurden die Raumnutzungsuntersuchungen intensiviert, d.h. vom 
Beobachtungspunkt für den Geltungsbereich aus wurden zweimal wöchentlich die Flug-
bewegungen des Baumfalken für durchschnittlich fünf Stunden protokolliert, um festzu-
stellen, in welchem Umfang der Baumfalke den Geltungsbereich als Nahrungsgast nutzt 
bzw. durchfliegt. Die Raumnutzung des Baumfalken wurde bis Mitte September kontrol-
liert. 
 
Die Erfassung der Gastvögel erfolgte gemäß den Empfehlungen des Niedersächsischen 
Landkreistages (NLT 2011) im wöchentlichen Rhythmus flächendeckend auf der Wind-
parkfläche und innerhalb eines umliegenden Radius von 2.000 m (vgl. Abb. 5). Die Kar-
tierungen erstreckten sich über einen Zeitraum von einem Jahr, so dass alle saisonalen 
Aspekte im Zug- und Rastgeschehen hinreichend Berücksichtigung finden. Während der 
Brutzeit wurde auf zusätzliche Kontrollen verzichtet, da nennenswerte Gastvogelbestände 
und Vorkommen planungsrelevanter Arten im Rahmen der Brutvogelbestandsaufnahme 
erfasst wurden.  
 
Es wurden die im Gebiet rastenden und / oder nahrungssuchenden Durchzügler und Win-
tergäste gezählt, größere Ansammlungen mit einem Spektiv eingesehen und sämtliche 
Nachweise flächenbezogen in eine Karte (M 1 : 10.000) eingetragen. Die Anzahl der ras-
tenden Vögel und ihre räumliche Verteilung wurden für ausgewählte planungsrelevante 
Arten im Anhang der Anlage 2 dokumentiert (s. Plan-Nr. 1a und 1b der Anlage 2). Die 
naturschutzfachliche Bewertung der erhobenen Daten erfolgt nach dem in Niedersachsen 
geltenden Bewertungsverfahren (KRÜGER et al. 2013, BURDORF et al. 1997). 
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Zur Untersuchung und Erweiterung des Wissens über das Verhalten rastender Regen-
brachvögel wurden in 2016 aufgrund der früheren Sichtungen und anhand von Luftbildern 
zunächst Suchräume festgelegt, die während des Zugzeitraumes täglich, bzw. mehrmals 
die Woche über mehrere Stunden systematisch nach rastenden Regenbrachvögeln ab-
gesucht wurden (vgl. Abb. 7).  

Abb. 7: Übersicht zu den auf rastende Regenbrachvögel überprüften Suchräumen 
(unmaßstäblich) 

 
Zusätzlich wurden dabei Daten aus weiteren Untersuchungen für andere Windparkpla-
nungen (z.B. Jaderaußendeich, Gemeinde Jade) berücksichtigt und auch der vorhandene 
Windpark Hohelucht untersucht, um ggf. Rückschlüsse hinsichtlich eines evtl. Meidever-
haltens des Regenbrachvogels gegenüber Windenergieanlagen zu ziehen. Außerdem 
flossen zusätzlich Daten von rastenden bzw. überfliegenden Regenbrachvögeln ein, die 
im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen am Seeadler im Zeitraum von Ende März 
bis Anfang Mai als Zufallsbeobachtungen erhoben worden waren. Die Untersuchungser-
gebnisse sind in den Anlagen 6 und 7 ausführlich dargestellt. 
 
Ergebnisse der Brutvogelerfassung  
Im Erfassungsjahr 2013 wurden im untersuchten Raum insgesamt 68 Vogelarten mit si-
cherem Brutstatus (Brutnachweis und Brutverdacht) nachgewiesen. Das festgestellte Ar-
tenspektrum umfasst somit rund 34 % der rezenten autochthonen Brutvogelfauna Nieder-
sachsens, die von KRÜGER & OLTMANNS (2007) mit insgesamt 197 Arten angegeben wird. 
Damit ist der untersuchte Raum - verglichen mit anderen im nordwestdeutschen Raum 
gelegenen Untersuchungsräumen ähnlicher Größe - von mittlerem bis geringem Arten-
reichtum. Im Zuge der Revierkartierung ließen sich insgesamt 23 Brutvogelarten feststel-
len, die entweder gefährdet sind, auf den Vorwarnlisten für Niedersachsen oder Deutsch-
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land geführt werden oder nach den Regelungen des speziellen Artenschutzes streng ge-
schützt sind (s. Tab. 4). Die räumliche Lage der Revierzentren ist Plan-Nr. 1 im Anhang 
der Anlage 1 zu entnehmen. 
 
Die zum damaligen Zeitpunkt der Untersuchung gültige Rote Liste der in Niedersachsen 
und Bremen gefährdeten Brutvögel wurde 2015 abgelöst. Einige der im damaligen Bericht 
genannten Schutzkategorien wurden für einige Arten geändert, worauf im Folgenden hin-
gewiesen wird. 
 
Zum damaligen Zeitpunkt galten neun der nachgewiesenen Arten in Niedersachsen als 
gefährdet (Rote-Liste-Status 3), darunter sechs Spezies, die entweder im Offenland- oder 
Halboffenland brüten oder dort ihr Nahrungs- oder Jagdhabitat haben. Nach der aktuell 
gültigen Roten Liste 2015 sind sowohl der Gartenrotschwanz als auch die Waldohreule 
und der Grünspecht nicht mehr als gefährdete Art geführt. 
 
Auffällig ist das Fehlen oder nur sehr geringe Auftreten typischer Offenlandbrüter. Aus-
nahme ist der Kiebitz, der mit insgesamt 19 Brutpaaren überwiegend auf Maisäckern brü-
tete. Die räumlichen Schwerpunkte brütender Kiebitze fanden sich in der westlichen Wa-
pelniederung im Bereich Herrenmoor (6 Brutpaare), im ehemaligen Neuenweger Moor 
unmittelbar südlich der Kreisstraße 340, in der Niederung der Bekhauser Bäke sowie in 
der nordöstlichen Wapelniederung. 
 
Der Kiebitz ist die einzige im Gebiet nachgewiesene deutschlandweit stark gefährdete 
Brutvogelart (Rote-Liste-Status 2). Bundesweit gefährdet (Rote-Liste-Status 3) sind 
Baumfalke und Feldlerche, die mit jeweils einem Brutpaar in der Niederung der Bekhauser 
Bäke vorkamen. 
 
Es wurden zum damaligen Zeitpunkt drei Arten der niedersächsischen Vorwarnliste fest-
gestellt. Zu nennen sind Turmfalke, Waldkauz und Baumpieper. Hierbei handelt es sich 
um Spezies, deren Bestände merklich zurückgehen, die aber aktuell noch nicht gefährdet 
sind. Nach der aktuellen Roten Liste der gefährdeten Brutvögel 2015 sind mit Gartenrot-
schwanz und Waldohreule zwei weitere Arten in der Vorwarnliste geführt, die in der vor-
herigen Roten Liste noch als gefährdet eingestuft waren. 
 
Nach § 7 (2) Nr. 14 BNatSchG streng geschützt sind die im Gebiet auftretenden Greifvo-
gelarten Baumfalke, Turmfalke, Mäusebussard und Sperber. Hinzu kommen die Eulenar-
ten Waldohreule, Schleiereule und Waldkauz sowie Kiebitz, Teichhuhn und mit Blaukehl-
chen und Grünspecht zwei Singvogelarten (s. Tab. 4). 
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Tab. 4: Übersicht der im Untersuchungsraum festgestellten planungsrelevanten, wertge-
benden und / oder streng geschützten sowie für den Raum charakteristischen Brut-
vogelarten (nur Brutnachweise und Brutverdachte) 

Lfd
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1 Austernfischer Haematopus ostralegus - - - - - b 7 

2 Baumfalke Falco subbuteo 3 3 3 3 - s 1 

3 Baumpieper Anthus trivialis V V V V - b 4 

4 Blaukehlchen Luscinia svecica V - V - x s 4 

5 Feldlerche Alauda arvensis 3 3 3 3 - b 1 

6 Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus - 3 3 3 - b 83 

7 Graugans Anser anser - - - - - b 3 

8 Grünspecht Picus viridis - 3 3 3 - s 4 

9 Kiebitz Vanellus vanellus 2 3 3 3 - s 19 

10 Mäusebussard Buteo buteo - - - - - s 15 

11 Pirol Oriolus oriolus V 3 3 2 - b 1 

12 Rauchschwalbe Hirundo rustica V 3 3 3 - b 13
9 

13 Reiherente Aythya fuligula - - - - - b 1 

14 Rohrammer Emberiza schoeniclus - - - - - b 16 

15 Schleiereule Tyto alba - - - - - s 1 

16 Schwarzkehlchen Saxicola rubicola V - - - - b 25 

17 Sperber Accipiter nisus - - - - - s 2 

18 Sumpfrohrsänger Acrocephalus palustris - - - - - b 8 

19 Teichhuhn Gallinula chloropus - - - - - s 3 

20 Turmfalke Falco tinnunculus - V V V - s 3 

21 Waldkauz Strix aluca - V V V - s 1 

22 Waldohreule Asio otus - 3 3 3 - s 5 

23 Wiesenpieper Anthus pratensis V 3 3 3 - b 1 

 
Erläuterungen zu Tab. 4 
Spalten RL D – Rote Liste der in Deutschland gefährdeten Brutvogelarten (SÜDBECK et al. 2007) Gefähr-
dungskategorien: 1 - vom Erlöschen bedroht, 2 - stark gefährdet, 3 - gefährdet, V - Vorwarnliste, R - extrem 
selten. – derzeit nicht gefährdet 
Spalte RL Nds. – Rote Liste der in Niedersachsen gefährdeten Brutvogelarten (KRÜGER & OLTMANNS 2007) 
Gefährdungskategorien s. RL D 
Spalten RL TW / WM – Rote Liste der in den Rote-Liste-Regionen „Tiefland West“ und „Watten und Mar-
schen“ gefährdeten Brutvogelarten (KRÜGER & OLTMANNS 2007), Gefährdungskategorien s. RL D 
Spalte VS-RL - EU-Vogelschutzrichtlinie, x - Anhang I-Art der EU-Vogelschutzrichtlinie 
Spalte § 7 BNatSchG: s - streng geschützte Art, b - besonders geschützte Art 
 
Bezüglich der ausführlichen Beschreibung der Bestandssituation der Avifauna im Unter-
suchungsgebiet wird auf den anliegenden ornithologischen Fachbetrag im Anhang (An-
lage 1) verwiesen.  
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Bewertung der Brutvögel  
Die Bewertung des Untersuchungsgebietes hinsichtlich seiner übergeordneten Bedeu-
tung als Brutvogellebensraum wird auf Grundlage des in Niedersachsen angewandten 
quantitativen Verfahrens nach BEHM & KRÜGER (2013) durchgeführt. Es handelt sich um 
ein Punkt-Werte-Verfahren, in das die folgenden Parameter eingehen 

 Vorkommen gefährdeter Arten, 
 Anzahl der Brutpaare, 
 und Größe des Betrachtungsraums. 

Maßgeblich ist die nachgewiesene Anzahl an bestandsbedrohten Brutpaaren (Rote-Liste-
Status: 1-3). Den einzelnen Arten werden entsprechend der Höchstzahlen der erfassten 
Brutpaare und entsprechend ihres Rote-Liste-Status Punktwerte zugeordnet. 
 
Durch die Änderung der aktuellen Roten Liste Niedersachsen mit dem Wegfall der Einstu-
fung der Arten Gartenrotschwanz, Grünspecht und Waldohreule in die Gefährdungskate-
gorie 3 würde sich die Bewertung der avifaunistisch wertvollen Bereiche dahingehend än-
dern, dass die im Rahmen des Gutachtens abgegrenzten Räume geringwertiger einge-
stuft würden bzw. teilweise gänzlich ohne Bedeutung wären. Da die Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Brutvögel art- und projektspezifisch beurteilt werden, wird an der Dar-
stellung und Einstufung des Gutachtens festgehalten. 
 
Innerhalb des Untersuchungsgebietes wurden neun zu bewertende Teilräume gemäß den 
Kriterien nach BEHM & KRÜGER (2013) abgegrenzt. Die Bewertung ergab in fünf Teilräu-
men eine regionale Bedeutung als Vogelbrutgebiet. Vier weitere Teilgebiete sind nach den 
vorliegenden Ergebnissen zumindest von lokaler Bedeutung. Die beiden Teilbereiche be-
finden sich zum Teil in einem Brutvogelgebiet von regionaler Bedeutung. Innerhalb der 
geplanten Windparkfläche wurden keine gefährdeten Brutvogelarten nachgewiesen. Die 
räumliche Lage der bewerteten Brutvogel-Teilräume kann der folgenden Abbildung ent-
nommen werden (vgl. Abb. 8). 
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Abb. 8 Räumliche Lage der bewerteten Brutvogel-Teilgebiete (nach BEHM & KRÜGER 2013) 
mit grober Abgrenzung des Geltungsbereiches (rote Umgrenzungen) (Karte un-
maßstäblich) 

Hinsichtlich der ausführlichen Ergebnisse wird auf den anliegenden ornithologischen 
Fachbetrag im Anhang (Anlage 1) verwiesen.  
 
Ergebnisse der Raumnutzungsuntersuchung zum Seeadler 
Bei den Beobachtungen des Seeadlers im Jahr 2016 wurde festgestellt, dass die Tiere 
von ihrem Neststandort in Jaderberg bevorzugt nach Norden in Richtung Jadebusen ab-
geflogen sind. Im Bereich der Windparkflächen gab es keine Beobachtungen des Seead-
lerpaares. 
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Im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchung 2017 wurden im Untersuchungsraum 
Rastede-Nord / Varel-Süd insgesamt 68 Streckenflüge des Seeadlers mit einer Gesamt-
dauer von 6,5 Stunden registriert. Davon wurden drei Streckenflüge am selben Tag 
(21.06.2017) innerhalb bzw. knapp außerhalb des 1.000m-Radius um die nördliche Teil-
fläche des vorliegenden Bebauungsplans beobachtet. In der Nähe der südlichen Teilflä-
che nahe Bekhausen wurde an keinem Termin ein Adler festgestellt. Alle drei Beobach-
tungen betrafen einen adulten Seeadler, der in der Wapelniederung nach Nahrung suchte 
und dabei in Höhenklasse I (unterhalb Rotoren) und II (in Rotorblatthöhe) flog. Die Ge-
samtflugzeit betrug 22:30 Minuten. Da an diesem Termin zeitgleich fünf Seeadler am See-
adlerhorst bzw. in dessen Nähe gesichtet wurden, kann nicht mit Sicherheit gesagt, wer-
den, ob der beobachtete, nahrungssuchende Seeadler zum Brutpaar Jaderberg gehört, 
da sich auch Seeadler im Bereich der Wesermarsch angesiedelt haben. Details zu den 
beobachteten Flugbewegungen gehen aus Abbildung 3 in Anlage 5 hervor. Insgesamt 
entsprechen diese drei Flugbewegungen einem Anteil von 0,1 % der Gesamtbeobach-
tungszeit. Dabei hielt sich der Seeadler insgesamt 17 Minuten in der kritischen Höhen-
klasse II auf. Die Seeadler flogen vom Horst aus vor allem Richtung Jadebusen (51 % der 
Streckenflüge), 35 % der Streckenflüge erfolgten nach Osten zu dort liegenden Jagdge-
bieten. 9 % aller beobachteten Streckenflüge waren vom Horst aus nach Südwesten in 
Richtung der Potenzialfläche gerichtet. Von den dort liegenden Beobachtungspunkten 
konnten jedoch nur fünf Flugbewegungen beobachtet werden.  
 
Es gibt aufgrund der Untersuchungen von 2016 und 2017 keine Hinweise auf attraktive 
Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein regelmäßiges Queren der 
Potenzialflächen wahrscheinlich machen. In den Potenzialflächen selbst wurden keine 
Nahrungsflüge beobachtet. Da hier außerdem keine Seeadler in Höhenklasse II (in Rotor-
höhe) registriert wurden, wird das Kollisionsrisiko für den Seeadler in den Potenzialflächen 
als gering eingeschätzt. 
 
Ergebnisse der Raumnutzungskartierung von Groß- und Greifvogelarten 
Der Geltungsbereich der vorliegenden Bauleitplanung wurde von mehreren Greif- und 
Großvogelarten frequentiert, wobei die Nutzung des Plangebietes durch den Mäusebus-
sard am häufigsten war. Es wurden neben dieser Art weitere 14 Arten festgestellt: Wes-
penbussard, Turmfalke, Baumfalke, Sperber, Rohrweihe, Rotmilan, Schwarzmilan, See-
adler (juvenil), Graureiher, Silberreiher, Kranich, Weißstorch und Schwarzstorch. Neben 
den täglich anwesenden Arten Mäusebussard und Turmfalke wurden vor allem Graureiher 
regelmäßig im Untersuchungsgebiet beobachtet. Auch die Rohrweihe wurde als Nah-
rungsgast an den meisten Beobachtungstagen (9 Termine) notiert. Der Weißstorch trat 
als regelmäßiger Gast erst nach der ersten Grünlandmahd (ab Juni) im Gebiet an fünf 
Terminen auf. 
 
Ergebnisse der Raumnutzungskartierung des Baumfalken  
Das Baumfalkenpaar hat zunächst im Bereich der Potenzialfläche ein Krähennest in einer 
Erlenreihe seit dem 21.05.2016 als Brutplatz genutzt. Nach diesem gescheiterten ersten 
Brutversuch bezog das Paar ein zweites Nest etwas südlich der Potenzialfläche. Die Lage 
der Horststandorte sowie weitere Details zur Biologie und Lebensweise des Baumfalken 
gehen aus der Anlage 3 hervor. Ab dem 19.08.2016 war ein Jungvogel auf dem Nest 
sichtbar, welches heftig gegenüber Mäusebussard, Habicht, Turmfalke, Elster und Raben-
krähe verteidigt wurde. Ab dem 07.09.2016 wurde kein Jungvogel mehr beobachtet. Of-
fensichtich starb der Jungvogel aus unbekannten Gründen vor dem Ausfliegen. Die Akti-
vität der Altvögel im Umfeld des Horstes nahm daraufhin deutlich ab. Der letzte Altvogel 
wurde am 12.09.2016 am Nest beobachtet.  
 
Insgesamt wurden 124 Stunden und 25 Minuten beobachtet. Innerhalb dieser Zeit wurden 
nur zu 3,2% der Beobachtungsstunden Flugbewegungen (Streckenflüge und Flüge am 
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Nest) registriert. Ab Juni waren ein bis zwei Altvögel regelmäßig über längere Zeiträume 
sitzend auf abgestorbenen Erlenästen in der Umgebung des Nestes zu sehen. Die Aktivi-
tät erhöhte sich erst im August deutlich, als der Jungvogel schon relativ groß war.  
 
Die Baumfalken bewegten sich im Untersuchungsgebiet überwiegend in Höhenklasse 
(HK) I (unterhalb Rotorhöhe). Erst ab dem 8. August wurden insgesamt 13 Streckenflüge 
des Baumfalken in den Höhenklassen II (Rotorhöhe) und III (über Rotorhöhe) im Gel-
tungsbereich beobachtet. Auf die HK II entfielen dabei rund 14,4 % der Beobachtungen. 
Das entspricht einem Anteil von 0,46 % an der Gesamtbeobachtungszeit von 12,25 Stun-
den. Im September wurden die Altvögel relativ gleichmäßig in allen Höhenklassen regis-
triert.  
 
Ergebnisse der Gastvogelerfassung 
Im Erfassungszeitraum von Anfang Februar 2013 bis Ende Januar 2014 wurden im Un-
tersuchungsraum 27 Vogelarten nachgewiesen, die in Niedersachsen nach KRÜGER et al. 
(2013) für die Bewertung von Gastvogellebensräumen herangezogen werden (s. Tab. 4). 
Zusätzlich wurden mindestens 30 weitere Arten registriert, die sich regelmäßig oder zeit-
weise in den Offenbereichen des Gebietes zur Nahrungssuche aufhielten oder als Durch-
zügler auftraten. Zusammengenommen wurden so 57 Vogelarten innerhalb des rund 
1.800 ha großen Untersuchungsgebietes erfasst. Zieht man von dieser Zahl die ganzjäh-
rig im Gebiet präsenten Arten ab (Jahresvögel), so verbleiben 43 Arten mit dem Status 
Durchzügler oder Wintergast. Die bewertungsrelevanten Arten sind in den Plänen-Nr. 1a 
und 1b in der Anlage 2 dargestellt. 
 
Im Verhältnis zu einigen in der Region bedeutenden Gastvogelgebieten (z. B. Jader 
Marsch) wurde das untersuchte Gebiet in vergleichsweise geringem Umfang von wertbe-
stimmenden Wasser- und Watvogelarten als Rast- oder Nahrungsgebiet genutzt. Erwar-
tungsgemäß wurden die weitgehend offenen Niederungen von Wapel und Bekhauser 
Bäke regelmäßiger und häufiger von dieser Artengruppe frequentiert als der angrenzende 
stärker durch Gehölze gegliederte Raum der höheren Geest. Stetige Arten, die an mehr 
als zwei Drittel aller Erfassungstage im Gebiete angetroffen wurden, waren Großer Brach-
vogel, Stockente und Sturmmöwe sowie mit etwas geringerer Stetigkeit (40 Prozent der 
Erfassungstage) auch Kiebitz, Lach- und Silbermöwe. Zu den eher selten erfassten Arten 
zählen unter anderem Blässgans, Saatgans, Pfeifente, Bekassine, Goldregenpfeifer und 
Silberreiher (s. Tab. 5). Alle Gastvögel wurden überwiegend in kleinen bis mittleren 
Trupps gesichtet. 
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Tab. 5: Übersicht der im Untersuchungsraum nachgewiesenen Gastvogelarten 

Nr. Deutscher 
Artname 

Wissenschaftlicher 
Artname 

Ta-
ges-
max. 

HF FQ VS-
RL 

§ 7 (2) 
BNat 
SchG 

1 Bekassine Gallinago gallinago 26 5 12% - s 
2 Blässgans Anser albifrons 345 4 10% x b 
3 Blässhuhn Fulica atra 6 1 2% - b 
4 Bruchwasserläufer Tringa glareola 1 1 2% x s 
5 Goldregenpfeifer Pluvialis apricaria 17 1 2% x s 
6 Graugans Anser anser 30 4 10% - b 
7 Graureiher Ardea cinerea 6 15 36% - b 
8 Großer Brachvogel Numenius arquata 103 31 74% - s 
9 Heringsmöwe Larus fuscus 15 2 5% - b 
10 Höckerschwan Cygnus olor 7 7 17% - b 
11 Kiebitz Vanellus vanellus 2.383 19 45% - s 
12 Kormoran Phalacrocorax carbo 1 1 2% - b 
13 Krickente Anas crecca 16 4 10% - b 
14 Lachmöwe Larus ridibundus 249 18 43% - b 
15 Pfeifente Anas penelope 146 4 10% - b 
16 Regenbrachvogel Numenius phaeopus 58 8 19% - b 
17 Reiherente Aythya fuligula 2* k.A. k.A. - b 
18 Saatgans Anser fabalis 25 1 2% - b 
19 Schnatterente Anas strepera 2 2 5% - b 
20 Silbermöwe Larus argentatus 95 18 43% - b 
21 Silberreiher Casmerodius albus 1 1 2% x s 
22 Singschwan Cygnus cygnus 17 4 10% x s 
23 Stockente Anas platyrhynchos 464 29 69% - b 
24 Sturmmöwe Larus canus 632 29 69% - b 
25 Waldschnepfe Scolopax rusticola 3* k.A. k.A. - b 
26 Waldwasserläufer Tringa ochropus 1* k.A. k.A. - s 
27 Zwergschwan Cygnus bewickii 4 2 5% x b 

Hinweise zur Tabelle 

Tagesmax.Tagesmaximum, d. h. maximale Anzahl der an einem Erfassungstermin während der 
Gastvogelkartierung festgestellten Individuen, * = Nachweis während der Brutvogelerfassung 

HF Häufigkeit (= Anzahl der Termine, an denen eine Art im Untersuchungsgebiet während der Gastvo-
gelkartierung festgestellt wurde), n = 42 

k.A. keine Angabe (für sonstige Arten oder Arten mit sehr geringer Stetigkeit, sehr geringen Indivi-
duenzahlen oder überfliegend und nicht im Gebiet rastend) 

FQ Frequenz (prozentuale Angabe der Häufigkeit während der Gastvogelkartierung), 
n = 42  

VS-RL Art des Anhangs I der EU-Vogelschutzrichtlinie 
- = nein, x = ja 

§ 7 BNatSchG Schutzstatus gemäß § 7 (2) Bundesnaturschutzgesetz  
s = streng geschützt, b = besonders geschützt 
 
Die Untersuchung hat gezeigt, dass Limikolen- und Möwenarten sowie die Stockente die 
häufigsten und am stetesten angetroffenen Gastvögel im Gebiet waren. Zu nennen sind 
als Arten Großer Brachvogel und Kiebitz sowie Sturm- und Silbermöwe und ferner auch 
Lachmöwe. Der in Nordwestdeutschland in niedrigen Gesamtbeständen auftretende Re-
genbrachvogel wurde im untersuchten Raum zeitweise mit relativ hohen Individuenzahlen 
festgestellt. Weitere planungsrelevante Arten sind Bläss-, Saat- und Graugans sowie 
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Sing- und Zwergschwan. Diese Arten wurden jedoch nur kurzzeitig und in geringen An-
zahlen beobachtet. Räumlicher Schwerpunkt der genannten Arten waren die weitgehend 
offenen Niederungen der Wapel, in der sich die geplante Windparkfläche befindet sowie 
der Bekhauser Bäke im südlichen Untersuchungsraum. Es sind Wechselbeziehungen zwi-
schen den Niederungen und der nordöstlich angrenzenden Jader Marsch anzunehmen. 
Die an die Niederungen angrenzende meist kleinparzellierte und halboffene Geest wurde 
in lediglich geringem Umfang von Gastvögeln frequentiert. 
 
Bewertung der Gastvögel 
Für die Bewertung der Gastvogelbestände wurden die „Quantitativen Kriterien zur Bewer-
tung von Gastvogellebensräumen in Niedersachsen, 3. Fassung“ nach KRÜGER et al. 
(2013) verwendet. 
 
Nachfolgend wird auf die unterschiedliche Bedeutung der im Untersuchungsraum liegen-
den Teilgebiete als Gastvogellebensraum eingegangen. Legt man für die Teilgebiete des 
Untersuchungsraumes die jeweiligen artbezogenen Tagesmaxima nach KRÜGER et al. 
(2013) zu Grunde, so werden für vier Vogelarten die zur Einstufung eines Gebietes als 
Gastvogellebensraum festgelegten Schwellenwerte überschritten. Die höchste Bewertung 
ergibt sich für den Regenbrachvogel, der einmal mit nationaler Bedeutung im Westen des 
Untersuchungsraumes in der Wapelniederung nachgewiesen wurde. Für die gleiche Art 
wurde zudem an sieben Beobachtungstagen landesweite und an fünf Tagen regionale 
Bedeutung erreicht. Tageshöchstzahlen der Sturmmöwe begründen einmal regionale und 
zwei Mal lokale Bedeutung, während für die Silbermöwe vier Mal lokale Bedeutung er-
reicht wird. Vom Kiebitz wurden einmal Rastbestände von lokaler Bedeutung erfasst. Die 
ermittelten Wertstufen sind somit folgendermaßen verteilt: 
 

1 x nationale Bedeutung (Regenbrachvogel), 
7 x landesweite Bedeutung (Regenbrachvogel), 
6 x regionale Bedeutung (5 x Regenbrachvogel, 1 x Sturmmöwe) und 
7 x lokale Bedeutung (4 x Silbermöwe, 2 x Sturmmöwe, 1 x Kiebitz). 

 
Für diese bewertungsrelevanten Arten werden die folgenden dargestellten bedeutsamen 
Gastvogellebensräume abgegrenzt. 
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Abb. 9: Bedeutsame Gastvogellebensräume nach KRÜGER et al. (2013) mit grober 

Abgrenzung des Geltungsbereiches (rote Umgrenzungen, Karte unmaßstäb-
lich) 

 
Die flächenbezogene Bewertung der Rastvogelbestände nach der Methode von KRÜGER 
et al. (2013) ergibt für die Niederung der Wapel, in der sich auch das Areal des vorhande-
nen Windparks befindet, eine nationale Bedeutung als Gastvogellebensraum. Maßgeblich 
hierfür sind die Höchstzahlen des Regenbrachvogels. Für die Sturmmöwe wird in diesem 
Teilraum eine regionale und für die Arten Kiebitz und Silbermöwe eine lokale Bedeutung 
erreicht. Die Tagesmaxima von Gänsen, Schwänen und Enten lagen dagegen weit unter-
halb lokaler Bedeutung. 
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Ergebnisse der Untersuchung von Regenbrachvögeln 
2016 konzentrierten sich die Regenbrachvogelbeobachtungen auf dem Heimzug (Früh-
jahr) in einem relativ kurzen Zeitraum von ca. 4 Wochen (22.04.2016 – 20.05.2016) auf 
die Wapelniederung. In dieser Zeit des Heimzugs wurden die Tiere hier regelmäßig, aber 
in unterschiedlich hoher Anzahl jeweils außerhalb der Geltungsbereiche rastend gesich-
tet. Darüber hinaus wurden auch Beobachtungen östlich des Windparks Hohelucht 
(1 x 15 Exemplare (Ex)) sowie westlich des Windparks Jaderaußendeich (1 x 13 Ex) je-
weils im Abstand von 900 m gemacht. Die durchschnittliche Truppstärke lag auf dem 
Heimzug bei 22,2 Exemplaren. Generell wurden die Regenbrachvögel auf dem Heimzug 
auf feuchten und trockenen Äckern, in niedrigwüchsigem Feuchtgrünland und in hoch-
wüchsigem Intensivgrünland angetroffen. Die meisten Beobachtungen wurden in struktur-
armen, offenen Flächen gemacht.   
 
Auf dem Wegzug (03.07.2016 – 30.08.2016) waren die Anzahlen bzw. Truppstärken mit 
durchschnittlich 7,4 Exemplaren erheblich kleiner als auf dem Heimzug. Die Vögel wurden 
dann ausschließlich in sehr kurzer Vegetation auf frisch gemähten und i.d.R. trockenen 
Flächen beobachtet. Im Gegensatz zum Heimzug konzentrierten sich die Beobachtungen 
nicht mehr so stark auf die Wapelniederung, sondern es wurden in allen Suchräumen 
Regenbrachvögel angetroffen, insbesondere im Bereich Jadermarsch und Jaderaußen-
deich. Während auf dem Heimzug (April/Mai) lediglich zwei Beobachtungen von Regen-
brachvögeln im Umfeld bestehender Windparks gemacht wurden, konnten sie auf dem 
Wegzug sogar zweimal innerhalb des WP Hohelucht in einem Abstand von ca. 80 m zur 
nächsten WEA registriert werden.  
 
Auch im Jahr 2017 konzentrierten sich die Beobachtungen von Regenbrachvögeln auf 
dem Heimzug auf die Wapelniederung, wobei die Jadermarsch hinzukommt (inkl. des 
Windparks Hohelucht). In der Wapelniederung wurden die meisten national und landes-
weit bedeutsamen Rastzahlen westlich der A 29 ermittelt. Nördlich der L 820 im Osten der 
A 29 liegt ein weiterer Schwerpunkt, allerdings nur mit Zahlen bis max. 9 Exemplaren. 
Innerhalb des nördlichen Teilgebietes der Planflächen wurden einmal drei Exemplare an-
getroffen. Die Bedeutung der Wapelniederung für den Regenbrachvogel wurde 2017 be-
stätigt, allerdings ergibt sich eine ähnliche Bedeutung auch für den Bereich der Jader-
marsch.  
 
Bezüglich der Rasthabitate erwiesen sich die Regenbrachvögel als sehr flexibel. Eine Prä-
ferenz für feuchte Flächen, wie es 2016 den Anschein hatte, war im trockenen Frühjahr 
2017 nicht erkennbar. Sie nutzen viele Grünlandlebensräume, Ackerflächen und sogar 
Kiesinseln als Nahrungs- bzw. Ruheraum.  
 
Erstmals wurden 2017 auch auf dem Heimzug Regenbrachvögel in unmittelbarer Nähe 
von Windenergieanlagen registriert. Mehrere Beobachtungen belegen - wie auch bereits 
2016 - dass Regenbrachvögel sehr nah (95 – 150 m) an WEA rasten und diese nicht 
weiträumig meiden. Die detaillierten Ergebnisse der Untersuchungen gehen aus Anlage 7 
hervor.  
 
Auswirkungen auf Brut- und Gastvögel 
Für die Einschätzung des Konfliktpotenzials des geplanten Windenergiestandortes wird 
nachfolgend zunächst ein kurzer Überblick über den Stand des Wissens zur spezifischen 
Empfindlichkeit des ermittelten – und als potentiell planungsrelevant einzustufenden – Ar-
tenspektrums gegeben. Da in der Fachliteratur Störungsempfindlichkeiten von Brutvö-
geln, die über 500 m hin- ausgehen, nicht bekannt sind, wird im Folgenden lediglich auf 
diejenigen planungsrelevanten Arten eingegangen, die innerhalb von 500 m um die Po-
tenzialfläche vorkamen. 
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Kollisionen 
Für die überwiegende Zahl von Vogelarten stellen Kollisionen mit WEA insbesondere im 
Vergleich mit anderen Ursachen des Vogelschlags (Straßenverkehr, Hochspannungsfrei-
leitungen) wahrscheinlich ein relativ geringes Problem dar. Entscheidend ist dabei die 
Lage des Windparks; so ist das Kollisionsrisiko in Mitteleuropa in Feuchtgebieten am 
höchsten. Andererseits dürfte die Zahl an gefundenen Kleinvögeln mit großer Wahr-
scheinlichkeit nicht der Anzahl tatsächlicher Vogelschlagopfer entsprechen, da Kleinvögel 
in Windparks mit unterschiedlich hohen Vegetationsstrukturen leicht übersehen werden 
können (vgl. WINKELMANN 1990).  
 
Da die Fundkartei von DÜRR (2017a) hauptsächlich nur auf Zufallsfunden beruht, kann die 
nachgewiesene Häufigkeit von Schlagopfern lediglich als Hinweis dienen, d. h. wenn eine 
Art gar nicht oder mit wenigen Individuen in der Kartei verzeichnet ist, bedeutet dies nicht 
automatisch, dass sie keiner höheren Schlagwahrscheinlich unterliegt. Grundsätzlich wird 
nur ein Bruchteil der Schlagopfer an Windenergieanlagen aufgefunden, da aufgrund von 
verschiedenen Parametern die Findewahrscheinlichkeit gering ist (wenige systematische 
Untersuchungen, Schwierigkeit des Auffindens in höherer Vegetation, Abtrag der Opfer 
durch Prädatoren (Fuchs etc.) usw.  
 
Die Kollisionsraten, die im Rahmen von vorhandenen Untersuchungen ermittelt wurden, 
zeigen eine enorme Streuung zwischen den Windparks. In einigen Parks gab es keine 
oder fast keine Kollisionen, in anderen traten Kollisionen mit einer Häufigkeit von mehr als 
60 pro Jahr und Turbine auf (HÖTKER 2006), wobei der Mittelwert bei 6,9 Opfern pro WEA 
und Jahr und der Median bei 1,8 lag. 
 
Entscheidend ist dabei die Lage des Windparks: das Kollisionsrisiko ist in Mitteleuropa in 
Feuchtgebieten am höchsten, in den USA und Spanien kam es zu besonders hohen Ver-
lusten an kahlen Gebirgsrücken und Geländekanten. Im Allgemeinen sollen durch Kollisi-
onen Großvögel stärker betroffen sein als Kleinvögel. In den USA waren hauptsächlich 
Greifvögel betroffen, in Spanien überwiegend Gänsegeier. Dies kann damit zusammen-
hängen, dass Großvögel beim Auftreffen auf Hindernisse schwerfälliger als Kleinvögel re-
agieren. 
 
Weiterhin lässt sich für Windparks, die sich in der risikoarmen Normallandschaft befanden, 
ein Zusammenhang zwischen Kollisionsrate und Anlagengröße feststellen, welcher sta-
tistisch gesichert ist. HÖTKER (2006) konnte in seinen Modellberechnungen nachweisen, 
dass ein Repowering bezüglich der Kollisionen mit Vögeln in allen Fällen negative Aus-
wirkungen zeigte. Große Windkraftanlagen erzeugen generell mehr Opfer als niedrigere. 
Es wurde nachgewiesen, dass das Risiko von Kollisionen in den Zugzeiten und bei 
schlechten Wetterbedingungen (Nebel, Wind) generell erhöht ist. 
 
Insgesamt scheinen Kollisionen unter den Gastvögeln eher bei den rastenden Vögeln als 
auf dem Zug zu geschehen (BIOCONSULT & ARSU 2010). 
 
Die Populationen häufiger Arten wie Lachmöwe oder Mäusebussard sind i. d. R. leichter 
in der Lage, Anflugopfer wieder auszugleichen. Problematisch sind Anflüge von gefähr-
deten und/oder seltenen Arten an Windenergieanlagen, wie z. B. von Rotmilan, Seeadler, 
Wiesenweihe, Weißstorch, zumal wenn es in der Brutzeit durch den Verlust von Altvögeln 
zusätzlich zu indirekten Verlusten an Gelegen bzw. Jungvögeln kommt. Für den Rotmilan 
z. B. gibt es Hinweise, dass sich die Tiere in ihrem Revier an die WEA gewöhnen und 
daher keinen besonders großen Sicherheitsabstand einhalten. Aus diesem Grund steigt 
die Wahrscheinlichkeit, dass die Vögel in die Rotoren geraten, wenn sie, z. B. durch die 
Beutejagd, Balzflüge sowie Beuteübergabemanöver abgelenkt sind. Daher sollten auch 
auf keinen Fall - z. B. im Rahmen von Kompensationsmaßnahmen - direkt unter den WEA 
für die Vögel (oder auch für Fledermäuse) attraktive Nahrungshabitate angelegt werden. 
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Die Kollisionsgefahr (und auch die Störung) von Vögeln werden vorrangig durch die Wahl 
des Standortes beeinflusst. Eine Planung von Windenergieanlagen zieht jedoch selbst in 
avifaunistisch wertvollen Gebieten nicht zwangsläufig erhebliche Beeinträchtigungen 
nach sich, da neben der Bedeutung - oder sogar noch vor dieser - vor allem die unter-
schiedlichen Empfindlichkeiten der Arten berücksichtigt werden müssen (SINNING 2002). 
 
Von den unmittelbar in den Plangebieten vorkommenden Brutvogelarten gilt keine der 
angetroffenen Arten (Kiebitz, Schwarzkehlchen und Rohrammer) als schlaggefährdet.  
 
Die im Nahbereich der südlichen Planfläche in der Niederung der Bekhauser Bäke vor-
kommende Feldlerche stellt jedoch aufgrund ihrer arttypischen Verhaltensweise eine kol-
lisionsgefährdete Art dar, da sie bei ihren revieranzeigenden Singflügen in die Höhe der 
Rotoren aufsteigt, ohne ein ausgeprägtes Meideverhalten gegenüber WEA an den Tag zu 
legen. Es wird ein Radius von 120 m zu Grunde gelegt (Meideabstand nach HÖTKER 2006, 
vgl. Tab. 6) bei dem sich für diese Art eine erhöhte Kollisionsgefahr ergibt. Ein Brutpaar 
einer Feldlerche kam 2013 innerhalb eines Abstandes von ca. 110 m zu einer geplanten 
Anlage vor, so dass hier von einem erhöhten Kollisionsrisiko ausgegangen werden kann.  
 
Die Raumnutzungserfassung von Groß- und Greifvögeln in 2016 hat weiterhin eine er-
höhte Nutzung des Raumes des Windparks durch den Mäusebussard ergeben. Der Mäu-
sebussard führt die deutsche Schlagopferkartei an Windenergieanlagen an (DÜRR 2017a). 
Die Art ist zwar relativ häufig und nicht auf den Roten Listen der gefährdeten Tierarten 
geführt, sie ist aber gemäß Bundesnaturschutzgesetz streng geschützt.  
 
Für schlaggefährdete Greifvogelarten wird gemäß NLT-Papier (2014) ein Mindestabstand 
von 500 m empfohlen. Darüber hinaus wird im Leitfaden zur Umsetzung bei der Planung 
und Genehmigung von Windenergieanlagen in Niedersachsen (MU 2016b) ausgeführt, 
dass das Einhalten der empfohlenen Mindestabstände nach der aktuellen Rechtspre-
chung das Fehlen eines relevanten Tötungsrisikos indiziert. Soweit der fachlich empfoh-
lene Abstand unterschritten wird, könnte dies ein Anhalt für eine signifikante Erhöhung 
des Tötungsrisikos sein. Im Rahmen der Brutvogelerfassung wurde der Mäusebussard 
vier Mal als Brutvogel im Umkreis von 500 m um die Planflächen herum festgestellt. Für 
diese vier Brutpaare wird daher von einem erhöhten Kollisionsrisiko ausgegangen.  
 
Die Waldohreule wurde 2013 bei den Brutvogelerfassungen u. a. mit einem Revier an 
der L820 festgestellt, welches sich in einem Abstand von mindestens 295 m zu der nächst-
gelegenen geplanten Windenergieanlage befand. Die Art stellt gemäß Windenergieerlass 
keine windkraftsensible Art dar, es gibt auch keine aktuellen Kenntnisse für eine Empfind-
lichkeit oder eine besonders hohe Kollisionsgefährdung, da die Art meist niedrig über ihren 
Nahrungsflächen jagt.  
 
Der Turmfalke, welcher in 2013 in einem Mindestabstand von ca. 705 m gebrütet hat, 
nutzt die Teilflächen des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
regelmäßig. Dabei wurde jedoch festgestellt, dass er sich hauptsächlich tieffliegend im 
Gebiet bewegt, so dass kein erhöhtes Kollisionsrisiko erkennbar ist (vgl. Anlage 3). 
 
Die Raumnutzungsuntersuchung des Seeadlers 2016 und 2017 ergab keine Hinweise 
auf attraktive Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebietes, die ein regelmäßiges 
Queren der Potenzialflächen und eine damit bedingt erhöhte Kollisionsgefährdung wahr-
scheinlich machen. In den Potenzialflächen selbst wurden keine Nahrungsflüge beobach-
tet. Da hier außerdem keine Seeadler in Höhenklasse II (Rotorhöhe) registriert wurden, 
wird das Kollisionsrisiko für den Seeadler in den Geltungsbereichen als nicht signifikant 
erhöht eingeschätzt.  
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Außerhalb der Planflächen, aber im 1.000 m-Radius wurden zweimal ein Seeadler in Hö-
henklasse II beobachtet und auch ein jagender Vogel bzw. Vogel bei der Nahrungssuche 
festgestellt. Auch diese Aktivität ist in Relation zu den 45 Beobachtungstagen mit 384 
Beobachtungsstunden an den Potenzialflächen als gering einzuschätzen. Das Kollisions-
risiko für den Seeadler ist durch die Planung daher nicht als signifikant erhöht anzusehen.  
 
Auch in Bezug auf den Baumfalken ist das Kollisionsrisiko nach Einschätzung des Gut-
achters als gering anzusehen. Allein aufgrund der Angaben aus der Literatur kann ein 
erhöhtes Kollisionsrisiko jedoch nicht gänzlich ausgeschlossen bzw. und als signifikant 
unerheblich eingestuft werden. Vom Baumfalken sind aus Deutschland 13 Totfunde do-
kumentiert (DÜRR, 2017a), weitere aus Spanien (7), Frankreich (7) und den Niederlanden 
(1). Regelmäßiger Aufenthalt in Rotorhöhe durch Balz, Thermikkreisen, Streckenflüge und 
Jagd ist in der Literatur belegt. Nach der Raumnutzungsuntersuchung 2016 war der 
Baumfalke am Nest überwiegend in HK I und vor allem außerhalb der Planfläche aktiv. 
Flüge gingen meist in nördliche, nordwestliche und südwestliche Richtung. Flüge in Ro-
torhöhe fanden erst ab dem 08. August 2016 nach dem Schlupf der Jungen statt. Daher 
ergibt sich ein erhöhtes Kollisionsrisiko für den Baumfalken nach den Erkenntnissen vor 
Ort erst dann, wenn die Brut erfolgreich war und die Jungen etwas älter sind.  
 
Über die Raumnutzungserfassungen wurden keine weiteren Arten ermittelt, deren Nut-
zung des Raumes ein erhöhtes Kollisionsrisiko mit sich bringt. 
 
Zusammenfassend sind durch das geplante Vorhaben erhebliche negative Auswirkungen 
durch Erhöhung der Kollisionsgefahr für Feldlerche, Mäusebussard und Baumfalken als 
Brutvogel zu erwarten.  
 
Störungen und Verdrängungen von Vögeln durch WEA 
Bei der Errichtung von Windenergieanlagen werden neben dem Vogelschlagrisiko auch 
Probleme infolge von indirekten Beeinträchtigungen durch Vertreibungswirkungen und da-
mit verbundenem Lebensraumverlust gesehen. Im Vordergrund steht dabei die Eigen-
schaft von Windkraftanlagen, die Offenheit der Landschaft zu unterbrechen. Hinzu kommt 
evtl. der Effekt, dass kleinere Vögel den Schattenwurf der Rotoren mit dem eines Greifvo-
gels verwechseln und dadurch aufgescheucht werden. Dies führt nach Auffassung der 
Autoren verschiedener Untersuchungen dazu, dass insbesondere Wiesenbrüter und ras-
tende/durchziehende Wasser- und Watvögel größere Abstände zu den Anlagen einhalten, 
wodurch für bestimmte Vogelarten der Wert bestimmter Flächen als Brut- und/oder Rast-
habitat völlig ausfällt bzw. eingeschränkt wird (siehe folgende Unterkapitel). 
 
1. Störungen von Brutvögeln 
Erforderlich ist also die Berücksichtigung der eingriffsspezifischen Empfindlichkeit der Ar-
ten. Je größer die Empfindlichkeit der Art, desto größer ist der potenzielle Beeinträchti-
gungsradius um die Windenergieanlagen und desto weitgehender ist die Wirkung auf die 
Brutpaare innerhalb dieses Radius (INSTITUT FÜR VOGELFORSCHUNG & ARSU GmbH 
2000). HÖTKER et al. (2004) und HÖTKER (2006) haben bestehende Untersuchungen zu 
Störwirkungen durch Windenergieanlagen artbezogen ausgewertet. Bei den Abständen, 
die von den Vogelarten zur Brutzeit zu Windenergieanlagen eingehalten wurden, gibt es 
deutliche Unterschiede. So liegt der Mittelwert der ermittelten Abstände z. B. beim Fitis 
und Zilpzalp bei 42 m und bei der Uferschnepfe bei 369 m. In jüngerer Zeit zeigen einige 
Untersuchungen, dass sich Brutvögel in gewisser Weise an die WEA gewöhnen können 
und z. T. geringere Abstände einhalten (u. a. MÖCKEL & WIESNER 2007, ARSU 2008, 
STEINBORN 2011). 
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Im Allgemeinen sind Singvogelarten als wenig empfindlich gegenüber Windenergieanla-
gen in Bezug auf Verdrängungswirkungen einzustufen (vgl. u. a. REICHENBACH et al. 2004, 
MÖCKEL & WIESNER 2007). 
 
Für viele Brutvogelarten wirken höhere Windenergieanlagen weniger abschreckend als 
kleine. „21 von 29 untersuchten Arten zeigten die Tendenz, sich näher an größeren als an 
kleineren Anlagen anzusiedeln. Dies galt auch für die sonst eher als empfindlich einge-
stuften Watvogelarten Uferschnepfe, Großer Brachvogel und Rotschenkel“ (HÖTKER 
2006). Diese Ergebnisse waren statistisch allerdings nicht signifikant.  
 
Störungen von Brutvögeln im Untersuchungsgebiet 
Bei den Abständen, die von den Vogelarten zur Brutzeit zu Windenergieanlagen einge-
halten wurden, gibt es deutliche Unterschiede, wie der nachfolgenden Tabelle zu entneh-
men ist. (s. Tab. 6).  
Tab. 6: Minimalabstände ausgewählter innerhalb eines 500 m Radius vorkommender 

Vogelarten zu Windkraftanlagen in m – während der Brutzeit  
Auswertung verschiedener Studien. SD = Standardabweichung 
(Aus: HÖTKER 2006) 
 

Art 
 

 Anzahl 
Studien 

Median Mittel-
wert 

SD 

Austernfischer Haematopus ostralegus 9 50 81 106 
Blaukehlchen Luscinia svecica 8 25 63 92 
Feldlerche Alauda arvensis 26 105 120 116 
Kiebitz Vanellus vanellus 21 125 134 119 
Rohrammer Emberiza schoeniclus 16 50 86 139 
Schwarzkehlchen Saxicola torquata 5 50 104 150 

 
Innerhalb des 500 m Radius um den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ wurden Brutreviere der gefährdeten 
Brutvogelarten Kiebitz und Feldlerche sowie verschiedener ungefährdeter Brutvogelarten 
wie Schwarz- und Blaukehlchen, Mäusebussard, Waldohreule, Gartenrotschwanz sowie 
Austernfischer und Rohrammer festgestellt.  
 
Im vorliegenden Fall ist lediglich für den Kiebitz mit Auswirkungen durch Verdrängungs-
wirkungen zu rechnen.  
 
Der Kiebitz ist eine Art, welche Windparks generell nicht meidet, allerdings wächst die 
Entfernung des Kiebitz zu WEA mit zunehmender WEA-Höhe. Von einer Verdrängung 
wird laut HÖTKER (2006) bei einem Abstand von unter 135 m ausgegangen. Es befinden 
sich insgesamt drei Brutpaare innerhalb des betrachteten Raumes, wobei sich zwei der 
drei Paare außerhalb des Radius von 135 m um die geplanten WEA-Standorte befinden. 
Der nächstgelegene Brutplatz zu einer Windenergieanlage beträgt ca. 50 m. 
 
Es ist davon auszugehen, dass ein Brutpaar eines Kiebitz dauerhaft verdrängt wird, da 
der Minimalabstand zu einer WEA unterschritten wird. 
 
Die sonstigen nachgewiesenen Brutvogelarten reagieren entweder mit Meideabständen 
von max. 50 m wenig empfindlich (z. B. nach REICHENBACH et al. 2004: Austernfischer, 
Blau- und Schwarzkehlchen), sind im aktuellen Windenergieerlass (MU, 2016b) nicht als 
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störempfindliche Art aufgeführt und / oder sind nicht gefährdet, so dass im Analogie-
schluss für die weiteren nachgewiesenen Sing- und Greifvögel keine erhebliche Verdrän-
gungswirkung durch das geplante Vorhaben zu erwarten ist. 
 
Insgesamt sind für ein Brutpaar des Kiebitz Verdrängungswirkungen durch die Windener-
gieanlagen nicht auszuschließen. Dies führt folglich zu einer erheblichen Beeinträchtigung 
dieser Art. 
 
2. Störungen von Gastvögeln 
Aus der Literaturstudie von HÖTKER (2006) geht hervor, dass negative Auswirkungen von 
WEA vor allem außerhalb der Brutzeit dominieren. In Bezug auf die im Mittel eingehalte-
nen Abstände zu Windenergieanlagen hielten v. a. Vogelarten der offenen Landschaft, 
also Gänse, Enten und Watvögel, im Allgemeinen mehrere Hundert Meter Abstand ein 
(s. Tab. 7). Dies bedeutet, dass unter Umständen traditionelle Rast- und Nahrungsplätze 
von Gastvögeln durch die Errichtung von Windkraftanlagen verloren gehen können. Grau-
reiher, Greifvögel, Austernfischer, Möwen, Stare und Krähen konnten dagegen oft dicht 
an WEA oder sogar innerhalb von Windparks beobachtet werden (HÖTKER 2006).  
 
Es darf bei der Betrachtung der Minimalabstände nicht vernachlässigt werden, dass bei 
der kleinräumigen Verteilung von Vögeln auch die Habitatpräferenzen der einzelnen Arten 
eine Rolle spielen. Dies bedeutet z. B., dass Vögel bei Vorliegen von attraktiven Nah-
rungsflächen unter Umständen sich mehr an Windenergieanlagen annähern, als sie dies 
unter „normalen“ Umständen täten. 
 
In Tab. 7 sind die abgeschätzten Störwirkungen von Windenergieanlagen auf ausge-
wählte Vögel innerhalb des Geltungsbereiches außerhalb der Brutzeit dargestellt. Insge-
samt lässt sich gemäß HÖTKER (2006) für die Planung ein Mindestabstand von 400 bis 
500 m von Windenergieanlagen zu Rastplätzen empfindlicher Arten ableiten. 
 
Tab. 7: Minimalabstände der im Geltungsbereich vorkommenden Vogelarten zu 

Windkraftanlagen in m – außerhalb der Brutzeit  
Auswertung verschiedener Studien. SD = Standardabweichung 
(Aus: HÖTKER 2006)  

Art  Anzahl 
Studien Median Mittel-

wert SD 

Brachvogel Numenius arquata 25 200 222 178 
Gänse  15 300 347 230 
Kiebitz Vanellus vanellus 36 175 273 390 
Lachmöwe Larus ridibundus 16 0 91 205 
Schwäne  8 125 150 139 
Silbermöwe Larus argentatus 5 200 285 323 
Stockente Anas platyrhynchos 9 200 161 139 
Sturmmöwe Larus canus 7 100 118 139 

 
Direkt innerhalb des Geltungsbereiches des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes traten insgesamt lediglich acht Gastvogeltrupps auf, wobei es sich um klei-
nere Ansammlungen von Kiebitz (32 Individuen), Sturmmöwe (35 bzw. 55 Individuen), 
Regenbrachvogel (2 Individuen), Lachmöwe (45 Individuen) sowie um einen 35-köpfigen 
Trupp vom Großen Brachvogel und einen Trupp der Saatkrähe (40 Individuen) handelte. 
 
Eine etwas häufigere Frequentierung konnte im südlichen Teilbereich des Plangebietes 
festgestellt werden. 
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Innerhalb der jeweiligen artspezifischen Meidungsabstände sind folgende Arten in den 
jeweils genannten Truppstärken erfasst worden: 
 
Für den Kiebitz als Rastvogel ergibt sich laut obenstehender Tabelle ein Mittelwert von 
ca. 270 m (Median 175 m) Abstandseinhaltung zu Windenergieanlagen. In einer Quellen-
studie von REICHENBACH et al. (2004) werden Verdrängungen von 100 m bis 500 m ange-
geben. MÖCKEL & WIESNER (2007) beobachteten bei großen Trupps Abstände von min-
destens 300 m, oft sogar 500 m und mehr, kleinere Trupps wurden dagegen gelegentlich 
in einer geringeren Entfernung zu WEA angetroffen, u. a. von 80 m, 100 m oder 100 bis 
200 m. ARSU (2011) konnte in einer Langzeituntersuchung im Vorher-Nachher-Vergleich 
und gleichzeitiger Erfassung von Kontrollflächen für den Kiebitz signifikante Meidungsef-
fekte bis 200 m zu WEA, in einzelnen Jahren bis zu 400 m nachweisen. Für kleinere und 
mittlere Kiebitztrupps, wie sie im näheren Umfeld des Geltungsbereichs nachgewiesen 
wurden, ist im Allgemeinen von Meidungsabständen zu Windenergieanlagen von ca. 
200 m auszugehen (STEINBORN et al. 2011). Innerhalb dieses Radius befinden sich sechs 
Kiebitztrupps in Stärken zwischen 5 und 80 Individuen. 
 
Für Gänse im Allgemeinen wurden gemäß den Auswertungen von HÖTKER (2006) im Mit-
tel Abstände von ca. 350 m (Median 300  m) zu Windenergieanlagen ermittelt. Gänse 
konnten im Geltungsbereich und seiner näheren Umgebung überwiegend als kleine 
Trupps mit maximal 60 Individuen nachgewiesen werden. Es wurden innerhalb eines Ra-
dius von 350 m um die geplanten Anlagen insgesamt drei Trupps mit Blässgans (1x60 
Individuen), Graugans (1x30 Individuen) und Saatgans (1x25 Individuen) festgestellt. 
 
Auch die Nutzung der näheren Umgebung der geplanten Windenergieanlagen (350 m-
Radius) durch Lachmöwen war sehr gering. Es wurden zwei kleine Trupps mit bis zu 60 
Individuen innerhalb des Meideabstandes von 100m nachgewiesen.  
 
Das Vorkommen von Silbermöwen mit einem durchschnittlichen Meideabstand von 285 
m (HÖTKER 2006) betrifft insgesamt zwei kleine Trupps, welche sich mit 10 bzw. 13 Indi-
viduen innerhalb dieses Radius um die geplanten WEA befinden. 
 
Trupps von Sturmmöwen, welche eine durchschnittlichen Meideabstand von 118 m (HÖT-
KER 2006) einhalten, wurden mit insgesamt fünf Trupps mit maximal 55 Individuen inner-
halb dieses Radius um die geplanten WEA angetroffen. 
 
An Großen Brachvögeln wurden während des Untersuchungszeitraumes nur kleine 
Trupps im Erfassungsgebiet gesichtet. Innerhalb eines Abstandes von 200 m zu den ge-
planten Anlagen wurden insgesamt 13 Trupps zwischen einem Individuum und 35 Indivi-
duen gesichtet. Die Schwesterart Regenbrachvogel konnte innerhalb des 200 m Radius 
mit zwei Trupps mit 2 bzw. 16 Individuen erfasst werden. 
 
Bezüglich der Stockente wird eine Meideabstand von 161 m in der Literatur angegeben. 
Innerhalb dieses Radius befand sich im nördlichen Teilbereich ein Trupp mit 120 Indivi-
duen sowie im südlichen Teilbereich ein Trupp mit 14 Vögeln. 
 
Innerhalb des in der Literatur angegebenen Meideabstandes von 150 m (HÖTKER 2006) 
konnte bei den durchgeführten Erfassungen ein Trupp mit 17 Singschwänen festgestellt 
werden. 
 
Unter Zugrundelegung der aus der Literatur entnommenen Abstände der jeweiligen Arten 
kann zwar von eine gewissen Verdrängungswirkung der vorkommenden Arten ausgegan-
gen werden, diese ist allerdings für diese verhältnismäßig kleinen Trupps als nicht erheb-
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lich anzusehen. Von den betrachteten Trupps wurden keine in einer bewertungsrelevan-
ten Truppgröße festgestellt, welche sich durch eine Verdrängung auf die Wertigkeit der 
avifaunistisch wertvollen Bereiche auswirken würde. Allerdings kann im Hinblick auf eine 
kumulative Betrachtung zusammen mit dem geplanten Windpark „Neuenwege“ und „Ro-
senberg“ der Stadt Varel von einer voraussichtlichen Entwertung des Raumes für den 
Regenbrachvogel ausgegangen werden. Dies führt folglich zu einer erheblichen Beein-
trächtigung dieser Art. 
 
3. Störungen von Zugvögeln/Barrierewirkung 
Die geplanten fünf ca. 150 m hohen Windkraftanlagen stellen grundsätzlich vertikale Hin-
dernisse in der Offenlandschaft dar, von denen Scheucheffekte auf Brut- und Gastvögel 
ausgehen können. Gerade Offenlandvögel meiden vertikale Strukturen wie Windenergie-
anlagen. Überdies können die Anlagen als Barriere wirken, die Vögel bei der Nahrungs-
suche oder beim Wechsel der Rastplätze behindern können. Das Plangebiet ist, wie die 
Darstellung der Nutzungsverteilung der Trupps unter Punkt 2 zeigt, kein bedeutendes Ge-
biet mit einer Frequentierung von zahlenmäßig großen Trupps.  
 
Eine Barrierewirkung ergibt sich, wenn der Windpark eine Wirkung dergestalt entfaltet, 
dass die Vögel bspw. daran gehindert werden, ein Schutzgebiet zu erreichen oder zwi-
schen Nahrungs- und Rastplätzen, die sich jeweils in einem Schutzgebiet befinden, zu 
wechseln (vgl. Nds. OVG, Urteil vom 24. März 2003 1 LB 3571/01 ). Die bloße Erschwe-
rung, das Schutzgebiet zu erreichen, kann demgegenüber nicht genügen (vgl. OVG NRW, 
Urteil vom 30. Juli 2009). Windenergieanlagen können sich in Bezug auf die Barrierewir-
kung dergestalt auswirken, dass die Vögel ausweichen und die Anlagen umfliegen, wenn 
der Park nicht sowieso unterhalb des Rotors durchflogen wird.  
 
Das Plangebiet befindet sich weder in direkter Linie zwischen zwei Vogelschutzgebieten, 
noch ziehen Gänse bei Ortswechseln allein in einem schmalen Korridor zwischen Schlaf- 
und zu Nahrungsplätzen bzw. umgekehrt. Die Darstellungen in KRUCKENBERG (2013) zu 
Flugbewegungen in Ostfriesland verdeutlichen zudem, dass Vögel in die Nahrungsgebiete 
morgens einfliegen und abends zurückkehren. Dabei nehmen sie jedoch unterschiedliche 
Wege (KRUCKENBERG 2013). 
 
Da sich das nächstgelegene, von Rastvögeln stark frequentierte Vogelschutzgebiet nörd-
lich des Geltungsbereiches am Jadebusen befindet und sich im Landesinneren keine stark 
traditionellen Rast-, Schlaf- oder Nahrungsplätze befinden, zu denen ein regelmäßiger 
Austausch stattfindet, ist bei Umsetzung des Projektes keine Barrierewirkung zu erwarten.  
 
Insgesamt sind durch die vorliegende Planung keine erheblichen Beeinträchtigungen von 
ziehenden bzw. überfliegenden Gastvögeln zu erwarten. 
 
 
Tiere – Fledermäuse 
Wie oben bereits erwähnt, befinden sich die vollständigen Fachbeiträge zu den Fleder-
mäusen im Anhang (s. Anlage 8 bzw. 9). Im Folgenden werden die grundlegenden Aus-
sagen der Übersichtlichkeit halber im laufenden Text zusammengefasst.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Aussagen zu den Fledermäusen jeweils getrennt, 
bezogen auf den nördlichen und auf den südlichen Teilbereich, dargestellt werden, da die 
Teilbereiche nicht zeitgleich untersucht worden sind, 
 
 
 
 

https://openjur.de/suche/1+LB+3571%2F01/
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Teilbereich Nord 
Methodik  
Das Untersuchungsgebiet (UG) erstreckt sich zwischen den Ortschaften Rosenberg im 
Nordwesten, Wapeldorf im Südwesten, Heubült im Südosten und Neuenwege im Nordos-
ten. Die nördliche Grenze wird vom Verwalterweg gebildet, im Osten verläuft die Grenze 
etwa entlang der Oldenburger Straße (K340) und Wilhelmshavener Straße (K130/L285), 
im Süden etwa entlang der Spohler Straße (L820), im Westen verläuft der Beekenweg. D 
den westlichen Teil des UG quert in nordsüdliche Richtung die A29. Das UG ist geprägt 
durch kleinflächige Acker und vor allem Grünland (vorwiegend Wiesen, vereinzelt Weiden) 
in Verbindung mit Baumhecken und vereinzelt kleinen Gehölzen. Innerhalb dieses Gebie-
tes wurden alle Wege, soweit möglich, per Fahrrad befahren (vgl. Karte 4 in Anlage 8). 
 
Der Untersuchungsraum für die Erfassung der Fledermausfauna umfasste alle fleder-
mausspezifischen Raum- und Landschaftsstrukturen innerhalb und um das Planungsge-
biet im engeren Sinn. Hierzu gehören auch die um das Planungsgebiet gelegenen Sied-
lungsräume und Gehölzstrukturen, die als potenzielle Quartierstandorte in Frage kom-
men. Die Untersuchungsfläche für die Bewertung der Fledermausfauna ist auf den Karten 
in der Anlage gekennzeichnet, es wurde jedoch stellenweise über den vorgesehenen Ra-
dius hinaus untersucht (Beekenweg), da dieser Weg die einzige Verbindung in Richtung 
Rosenberg darstellte. Auf eine Quartiersuche von Tieren, die nicht ins UG einfliegen, 
wurde aus Zeitgründen verzichtet, da sie für die Planung nicht bedeutend sind. 
 

 
Abb. 10: Übersicht zu dem untersuchten Raum der Fledermäuse mit dem zum dama-

ligen Zeitpunkt geplanten Windpark „Varel-Süd / Heubült“ (rote Umgrenzun-
gen) sowie der ungefähren Abgrenzung der Teilräume das vorliegenden Gel-
tungsbereiches (schwarze Umgrenzungen, Karte unmaßstäblich) 
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Zur Untersuchung der Fledermausfauna wurden insgesamt 19 Begehungen verteilt auf 
die Monate April bis Mitte Oktober 2013 vorgenommen. (nach Rahmel et al. 2004, NLT 
2011). 
 
Dabei kamen zur visuellen Beobachtung ein Fernglas und ein Fledermaus-Detektor des 
Typs Pettersson D-240x (Mischer + Zeitdehner) sowie während der Dunkelphase der Fle-
dermausdetektor in Verbindung mit einem Handscheinwerfer zum Einsatz. Des Weiteren 
wurde zusätzlich ein Avisoft Ultrasoundgate 116hn bzw. Elekon Batlogger M (ab Mitte 
Mai) mitgeführt, welche die Möglichkeit bieten, Fledermausrufe in Realzeit aufzunehmen 
sowie diese mit GPS-Daten zu koppeln.  
 
Neben dem Detektor wurden automatische Ultraschall-Aufzeichnungsgeräte (“Horchkis-
ten“) eingesetzt, um die Aktivität am potentiellen Standort kontinuierlich über die ganze 
Nacht zu messen. In allen Erfassungsnächten wurden jeweils sechs Horchkisten (HK) in 
der Windparkpotenzialfläche aufgestellt.  
 
Neben den Detektorbegehungen und den Horchkisten wurde zusätzlich von Mitte April bis 
Mitte Oktober ein Titley AnaBat-System zur automatischen Langzeiterfassung eingesetzt, 
welches durchgängig Fledermausaktivitäten aufzeichnete.  
 
Bei den Detektor-Begehungen wurde bei allen Beobachtungen von Fledermäusen ver-
sucht, deren Verhalten nach "Flug auf einer Flugstraße" oder "Jagdflug" zu unterscheiden. 
Für die Bewertung der Beobachtungen  wurden folgende Kriterien herangezogen: 
 
Funktionselement Flugstraße: An mindestens zwei Begehungsterminen oder unter-
schiedlichen Nachtzeiten bzw. Dämmerungsphasen Beobachtung von mindestens zwei 
Tieren, die zielgerichtet und ohne Jagdverhalten vorbei fliegen. 
 
Funktionsraum Jagdgebiet: Als Jagdgebiet gilt jede Fläche, in dem eine Fledermaus 
eindeutig im Jagdflug beobachtet wurde. 
 
 
Ergebnisse der Fledermauserfassung Teilbereich Nord  
Insgesamt konnten im UG fünf Fledermausarten plus die beiden Artengruppen Bartfleder-
maus und Langohr, die mit Hilfe von Detektoren nicht weiter differenziert werden können, 
sicher nachgewiesen werden (vgl. Tab. 8). Dabei dominierten vor allem diese Arten das 
Bild: Breitflügelfledermaus, Großer Abendsegler und Rauhautfledermaus.  
 
Tab. 8: Im UG Nord vorkommende Arten und ihr Gefährdungsstatus nach den Roten 

Listen Niedersachsens (NLWKN in Vorb.) und Deutschlands (MEINIG et al. 
2009). 

3.2.2.1.1.1.1.1.1 Art Nachweisstatus Rote Liste 
Nds. 

Rote Liste 
Deutschland 

Großer Abendsegler (Nyctalus noctula) Detektor, Sicht 3  V 
Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) Detektor, Sicht 2 G 
Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) Detektor, Sicht - - 
Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) Detektor, Sicht R - 
Wasserfledermaus (Myotis daubentonii) Detektor, Sicht V - 
Bartfledermaus spec. (Myotis mystaci-
nus/brandtii)1 

Detektor, Sicht D/3 V/V 

Langohr spec. (Plecotus auritus/austriacus) 1 Detektor, Sicht V/R V/2 
 
Legende:  2 = stark gefährdet 3 = gefährdet  
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 V = Arten der Vorwarnliste 
 D = Daten unzureichend 
 G = Gefährdung anzunehmen, Status aber unbekannt 
 R = Art mit eingeschränktem Verbreitungsgebiet 
1) Die Geschwisterarten M. mystacinus & M. brandtii und Plecotus auritus/austriacus können aufgrund ähnlicher 
Rufcharakteristika im Freiland bisher nicht sicher unterscheiden werden.  
 
Die meisten Fledermausarten stehen immer noch auf der Roten Liste Niedersachsens 
(NLWKN in Vorb.). Zwar hat es seit Beginn der 1990er Jahre Zunahmen der Bestände 
z.B. bei Mausohr, Wasser- und Zwergfledermaus gegeben, doch stehen, ausgenommen 
Wasser- und Zwergfledermaus, weiterhin fast alle heimischen Arten auch auf der Roten 
Liste Niedersachsens bzw. Deutschlands, wobei einige Arten in niedrigere Gefährdungs-
kategorien eingestuft wurden (MEINIG et al. 2009, NLWKN in Vorb.). Alle Fledermausarten 
zählen in Deutschland nach §1 BArtSchV zu den besonders geschützten Arten und auf-
grund ihrer Zugehörigkeit zum Anhang IV der FFH-RL zu den streng geschützten Arten 
nach § 7 (2) Nr. 14 BNatSchG. Von den im UG gefundenen fünf Arten werden mindestens 
drei in der Roten Liste in der Kategorie „gefährdet” aufgeführt (vgl. Tab. 8). Allerdings 
lassen die unzureichenden und lückenhaften Grundlagenkenntnisse über Vorkommen 
und Häufigkeit von Fledermausarten in den einzelnen Regionen die Rote Liste eher als 
groben Hinweis über den Kenntnisstand der jeweiligen Fledermausfauna erscheinen, 
denn als deren reale Gefährdungseinschätzung (vgl. LIMPENS & ROSCHEN 1996). So ha-
ben neue Erkenntnisse über Bestandsveränderungen und Verbreitung auf Bundesebene 
und in Niedersachsen zu Rückstufungen einiger Arten geführt (MEINIG et al. 2009, NLWKN 
in Vorb.).  
 
Von den Arten und Artengruppen wurden insgesamt 640 Beobachtungen registriert. Mit 
327 Kontakten war die Breitflügelfledermaus die am häufigsten angetroffene Art, gefolgt 
von dem Großen Abendsegler (193 Kontakten). In weitem Abstand folgten die Rauhaut-
fledermaus (51 Kontakte) und die Zwergfledermaus (37 Kontakte). Seltener, aber regel-
mäßig angetroffen wurde das Langohr spec. (15 Kontakte) und die Bartfledermaus spec. 
(9 Kontakte). Die Wasserfledermaus wurde mit zwei Kontakten nachgewiesen. 
 
Der Große Abendsegler (im Folgenden nur Abendsegler genannt) ist die zweithäufigste 
beobachtete Art im UG. Im Frühjahr wurden Abendsegler nur relativ selten festgestellt, ab 
der letzten Frühjahrs-Begehung (19.5.) und im Sommer dagegen regelmäßig. Die Be-
obachtungen konzentrierten sich in beiden Jahreszeiten auf den Norden und Osten des 
UG im Bereich Wilhelmshavener Straße/An der Wapel sowie der Oldenburger Straße, im 
Sommer des Weiteren in der Neuenweger Straße. Im Süden und Westen wurden Abend-
segler nur selten angetroffen. Im Spätsommer/Herbst hingegen, wo Abendsegler eben-
falls regelmäßig erfasst wurden, verteilte sich die Vielzahl an Beobachtungen auf das ge-
samte UG mit kleinen Schwerpunkten im östlichen Bereich des UG, vor allem entlang der 
Wilhelmshavener Straße/An der Wapel. Im Spätsommer/Herbst schwankte die Aktivität 
der Abendsegler zwischen hohen Kontaktzahlen (~ 20 Kontakte am 3. und 21.9.) und 
recht niedrigen Kontaktzahlen (≤ 5 Kontakte Anfang August, 26.8.). Die Mitte August so-
wie Anfang und Mitte September auftretenden Maxima deuten auf ein Zugereignis zusätz-
lich zu einer Lokalpopulation hin. Im Gegensatz zum Frühjahr und Sommer wurden 
Abendsegler im Spätsommer/Herbst auch regelmäßig in offenen Bereichen angetroffen. 
 
Die Breitflügelfledermaus ist die bei weitem am häufigsten beobachtete Art im UG. Mit 
Ausnahme der ersten Frühlings-Hälfte und zwei Terminen Ende September/Anfang Okto-
ber (26.9. und 2.10.) wurde die Breitflügelfledermaus mit relativ hohen Beobachtungszah-
len über die komplette Saison im Gebiet nachgewiesen. Hierbei wurden die mit Hecken 
und Bäumen gesäumten Wege bevorzugt bejagt.  Im Frühjahr konzentrierten sich die 
Tiere vornehmlich auf die Bereiche „Koppelberg“ im Süden und entlang der Straße An der 
Wapel im Osten. Im Sommer wurden zusätzlich in den Bereichen „Friesenberg“ im Nord-
westen, Erlenweg im Südosten sowie im Bereich Oldenburger Straße und Neuenweger 
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Straße regelmäßig Breitflügelfledermäuse angetroffen. Im Herbst verteilten sich die Be-
obachtungen auf das gesamte UG, ein Schwerpunkt war wiederum der Bereich „Friesen-
berg“ und die Neuenweger Straße, zusätzlich wurden regelmäßig Breitflügelfledermäuse 
im Mitteldörper Weg im Süden angetroffen. Die Breitflügelfledermaus war über die ge-
samte Saison die häufigste gefundene Art im UG, was auf Wochenstuben im Umfeld 
schließen lässt. Allerdings konnten im näheren Umfeld des UG keine Quartiere gefunden 
werden. 
 
Die Rauhautfledermaus ist im UG die dritthäufigste Art, die während der Saison unregel-
mäßig und größtenteils mit wenig Kontakten auftrat. Im Frühjahr wurden Rauhautfleder-
mäuse vornehmlich im Osten (entlang der Oldenburger Straße (K340) und in der Straße 
An der Wapel) erfasst, im Sommer im Osten (Neuenweger Straße, An der Wapel) sowie 
im Nordwesten im Bereich „Friesenberg“. Im Spätsommer/Herbst traten Rauhautfleder-
mäuse vereinzelt, aber flächendeckend auf, mit einem leichten Schwerpunkt im Norden 
(„Friesenberg“) sowie im Osten entlang der Oldenburger Straße (K340) und der Wilhelms-
havener Straße (K130/L825). Die Aktivitätsmaxima Ende September und Anfang Oktober 
deuten auf durchziehende Tiere hin. 
 
Die Zwergfledermaus, die in Deutschland zu den häufigsten Fledermausarten zählt, 
kommt im UG nur relativ selten vor. Allerdings wird sie in Nordniedersachsen in weiten 
Teilen von der Rauhautfledermaus ersetzt. Die Zwergfledermaus wurde die gesamte Sai-
son über größtenteils mit nur wenigen Kontakten festgestellt. Die Nachweise konzentrie-
ren sich auf den nördlichen und östlichen Bereich des UG.  
 
Neben den bislang hier behandelten und für Windkraft relevanten Arten wurden noch ver-
einzelte Nachweise von Langohren, Bart- und Wasserfledermäusen erbracht. Bartfleder-
mäuse wurden vor allem im nord-östlichen Bereich (Oldenburger Straße (K340)/Wil-
helmshavener Straße (K130/L825) und den von diesen Hauptstraßen in nord-östliche 
Richtung abgehenden Nebenstraßen) erfasst. Langohren wurden die gesamte Saison 
über regelmäßig mit wenigen Kontakten gefunden. Der Vorkommensschwerpunkt lag am 
Wiesenweg im Nordwesten sowie im Osten des UG. Wasserfledermäuse wurden aus-
schließlich an einem Termin (16.4.) im Osten am Übergang Pumpgraben Neudorf/Neu-
dorfer Hauptpumpgraben erfasst. Neben den sicher bestimmten Arten/Artengruppen 
(Bartfledermäuse und Langohren) konnten vereinzelt Tiere nicht näher bestimmt werden 
(Myotis spec. bzw. Fledermaus). 
 
Die Fledermausaktivität im Gebiet wird überwiegend von der Breitflügelfledermaus und 
von Abendseglern bestimmt, während die Rauhautfledermaus erstaunlich selten war. Al-
lerdings ist bei der Rauhautfledermaus, wie beim Abendsegler, von im Herbst durchzie-
henden Tieren auszugehen.  
 
Betrachtet man die drei Perioden, so zeigt der Gesamtindex für jede einzelne Jahreszeit 
eine hohe bis sehr hohe Bedeutung des UG als Ganzes. Im Frühjahr wurde schon eine 
hohe Aktivität der eingriffsrelevanten Arten (insbesondere Abendsegler und Breitflügelfle-
dermaus) festgestellt. Insgesamt orientierten sich die Fledermäuse im Frühjahr an dörfli-
chen Strukturen, während offene Flächen nicht bejagt wurden. Im Sommer fand man die 
höchsten Aktivitäten. Im Spätsommer/Herbst lag der Index mit leichten Abstrichen eben-
falls auf einem sehr hohen Niveau. Während auch im Sommer eher an Hecken gejagt 
wurde, aber auch Tiere im offenen Gelände angetroffen wurden, verteilt sich die Fleder-
mausaktivität ab Spätsommer nahezu im gesamten UG. 
 
Weiterhin ist festzuhalten, dass die durch die Horchkisten erfassten Aktivitäten an allen 
Standorten ein relativ homogenes Bild vermittelten: Im Frühling und im Großteil des Som-
mers war die Aktivität sehr niedrig. Erst ab der dritten Julidekade schnellt die Aktivität auf 
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ein hohes bis sehr hohes Niveau, das jedoch im August und September nicht kontinuier-
lich gehalten wird. Während am 1.8., 21.8., 3.9. und 21.9. an den meisten Standorten eine 
hohe bis sehr hohe Aktivität festgestellt wurde, sank das Aktivitätsniveau Mitte und Ende 
August größtenteils deutlich ab. Am 9.9 kam es zu einem Aktivitätseinbruch, an allen 
sechs Standorten lag nur eine Aktivität von geringer Bedeutung vor. In der darauffolgen-
den Untersuchungsnacht (21.9.) wurde noch einmal an vier Standorten eine hohe bis sehr 
hohe Aktivität festgestellt, in den abschließenden drei Nächten sank die Aktivität auf ein 
geringes Niveau ab (mit Ausnahme von HK2 am 8.10.). 
 
Die vorherrschenden Arten waren Breitflügelfledermaus, Rauhautfledermaus und Abend-
segler. Diese Arten sind flächendeckend vertreten, wobei sich räumliche Schwerpunkte 
der einzelnen Arten ergaben. Während am HK-Standort 1 die Rauhautfledermaus am 
häufigsten erfasst wurde, war an den anderen fünf Standorten die Breitflügelfledermaus 
die dominierende Art. Alle drei Arten konnten ab Ende Juli  bis zum 21.9. regelmäßig an 
den HK-Standorten erfasst werden. Saisonale Schwerpunkte lassen sich beim Abendseg-
ler und der Rauhautfledermaus feststellen. Rauhautfledermäuse treten vermehrt ab dem 
21.8. an allen Standorten auf, an fünf Standorten waren Rauhautfledermäuse die domi-
nierende Art in dieser Nacht. Beim Abendsegler lässt sich ein zeitlicher Schwerpunkt im 
Herbst (Ende August, Anfang September) ausmachen. Die Phänologie dieser beiden Ar-
ten deutet auf ein herbstliches Zugereignis hin. 
 
Bemerkenswert ist, dass an den meisten HK-Standorten die Tiere die gesamte Nacht über 
jagten und zwar zu allen Jahreszeiten. Dabei zeigt die Fledermausaktivität während der 
Nacht ein Muster, das sich an den meisten Standorten wiederholt: Abendsegler treten in 
den frühen Abendstunden (insbesondere im Herbst) auf, während die anderen häufigen 
Arten wie Breitflügel- und Rauhautfledermaus etwas später in das UG kommen, dann aber 
zumeist während der gesamten Nachtstunden im UG jagen. In den letzten Untersu-
chungsnächten waren vorwiegend Abendsegler und Rauhautfledermäuse aktiv. 
 
Insgesamt konnte bei den Erfassungen mit den AnaBats festgestellt werden, dass am 
Standort des AnaBats regelmäßig Fledermäuse angetroffen worden sind, wenngleich in 
geringen Kontaktzahlen. Bezüglich der Artenzusammensetzung unterscheidet sich der 
Standort nicht von den HK-Standorten. Die Phänologie insbesondere der Rauhautfleder-
maus deutet auf Zuggeschehen hin. 
 
Teilbereich Süd 
Methodik  
Das Untersuchungsgebiet (UG) erstreckt sich zwischen Neuenwege im Nordwesten, Heu-
bült im Osten, Hahn- Lehmden im Süden und Wapeldorf im Westen. Die nördliche Grenze 
verläuft entlang der Spohler Straße (L820), im Osten begrenzt der Grabenweg das UG, 
im Süden verläuft die Grenze entlang der Dringenburger Straße (K130) und im westlichen 
Bereich bildet die A29 die Grenze (vgl. Abb. 11).  
 
Das UG ist geprägt durch Ackerflächen (Mais) und durch Grünland (vorwiegend Wiesen, 
vereinzelt Weiden) in Verbindung mit Baumhecken. Das UG wird von der Bekhauser Bäke 
gequert und ist von vielen Gräben durchzogen. Innerhalb des UG wurden, soweit möglich, 
die meisten Wege per Fahrrad befahren.  
 
Der Untersuchungsraum für die Erfassung der Fledermausfauna umfasste alle fleder-
mausspezifischen Raum- und Landschaftsstrukturen innerhalb und um das Eingriffsgebiet 
im engeren Sinn. Hierzu gehören auch die um das Planungsgebiet gelegenen Siedlungs-
räume, die als potenzielle Quartierstandorte in Frage kommen. Die Untersuchungsfläche 
für die Bewertung der Fledermaus-fauna ist auf den beiliegenden Karten gekennzeichnet, 
es wurde jedoch stellenweise über den vorgesehenen Radius hinaus untersucht. Auf eine 
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Quartiersuche von Tieren, die nicht ins UG einfliegen, wurde aus Zeitgründen verzichtet, 
da sie für die Planung nicht bedeutend sind. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Abb. 11: Übersichtskarte zu dem Fledermaus-Untersuchungsgebiet Teilbereich Süd 

(unmaßstäblich) 

 
Zur Untersuchung der Fledermausfauna wurden im Bereich des potenziellen Windkrafts-
tandortes "Wapeldorf-Heubült" insgesamt 14 Begehungen verteilt auf die Monate April bis 
Mitte Oktober 2016 vorgenommen (nach Nds. Ministerium für Umwelt, Energie und Kli-
maschutz 2016).  

 
Für die Erfassung wurde während der Dunkelphase ein Fledermausdetektor des Typs 
Pettersson D-240x (Mischer + Zeitdehner) in Verbindung mit einem Handscheinwerfer 
eingesetzt. Neben der üblichen Detektorbegehung wurde bei jeder Begehung ein auto-
matisches Aufzeichnungsgerät (Batlogger der Firma ELEKON) mitgeführt, welcher die 
Möglichkeit bietet, kontinuierlich Fledermausrufe in Realzeit aufzunehmen sowie diese mit 
GPS Daten zu koppeln. Dies hat den Vorteil, dass eine Nachbestimmung fraglicher Fle-
dermauskontakte möglich ist und eine Dokumentation auch der im Freiland erhobenen 
Detektordaten gewährleistet ist. Diese Aufnahmen wurden anschließend mit den im Feld 
notierten Aufzeichnungen abgeglichen.  
 
Das Untersuchungsgebiet wurde unter für Fledermäuse möglichst optimalen Witterungs-
bedingungen jeweils mit dem Fahrrad systematisch während der Nacht abgefahren bzw. 
zu Fuß begangen. Dabei wurde darauf geachtet, dass möglichst alle Teilstrecken bei den 
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verschiedenen Begehungsterminen abends, nachts und in den Morgenstunden aufge-
sucht wurden.  
 
Das UG wurde an allen Terminen von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang untersucht. 
Auf die zweite Oktoberbegehung konnte aus fachlicher Sicht verzichtet werden, da die 
erste Oktoberbegehung keinen einzigen Fledermauskontakt erbrachte. Zudem wurde am 
Auslesetermin am 13.10. (auch geplanter Begehungstermin) festgestellt, dass auch nach 
der ersten Oktoberbegehung insgesamt nur noch 18 Kontakte am AnaBat-Standort ver-
zeichnet wurden und damit eine weitere Begehung wiederum keine oder nur ganz verein-
zelte Kontakte erbracht hätten. Die spätere Auswertung des AnaBat-Standortes, die vier 
Fledermäuse ergab, bestätigte diese These exakt. 
 
Neben dem Detektor wurden automatische Ultraschall-Aufzeichnungsgeräte (“Horchkis-
ten“) eingesetzt, um die Aktivität am potentiellen Standort kontinuierlich über die ganze 
Nacht zu messen. Bei diesen Horchkisten (automatische Erfassungsanlagen) handelt es 
sich um AnaBat Express-Geräte (Titley Electronics), die nach dem Teilersystem arbeiten. 
Dieses Detektorsystem empfängt während der gesamten Aufstellungszeit einer Nacht alle 
Ultraschalllaute von Fledermäusen über das gesamte Frequenzband, was eine Analyse 
der Rufe am Computer ermöglicht (Softwareprogramm AnaLookW von Titley Electronics). 
Der Bestimmungsgrad ist dabei für die einzelnen Artengruppen unterschiedlich. So kön-
nen die Pipistrellen eindeutiger bestimmt werden, während dies für die Gruppe Nyctaloid 
(Abendsegler, Kleinabendsegler, Breitflügelfledermaus, Zweifarbfledermaus) nicht gilt. Al-
lerdings ist der Auswerteaufwand geringer, da u.a. Störgeräusche wie Wind, Regen oder 
Heuschrecken nicht oder nur selten aufgezeichnet werden.  
 
In allen Erfassungsnächten wurden jeweils 4 Horchkisten (HK) in der Windparkpotenzial-
fläche aufgestellt. Eine kontinuierliche “Überwachung“ mit Horchkisten erhöht gegenüber 
einer stichprobenartigen Begehung mit dem Detektor die Wahrscheinlichkeit, eine unre-
gelmäßig über die Nacht verteilte Rufaktivität und entsprechende Flugaktivität zu erfas-
sen. Die Standorte der Horchkisten sind in der Abb. 11 dargestellt. 
 
Neben den Detektorbegehungen und den Horchkisten wurde zusätzlich ab Anfang April 
bis Mitte November ein AnaBat-SD2-System (Titley Electronics) zur automatischen Lang-
zeiterfassung eingesetzt, welches durchgängig Fledermausaktivitäten aufzeichnete. Das 
AnaBat-Gerät wurde am 31.3.2016 an einem Baum innerhalb einer an der Bekhauser 
Bäke gelegenen Baumreihe installiert. Der Abbau des AnaBat-Gerätes erfolgte am 
16.11.2016. 
 
Analog zu den Erfassungen im Teilbereich Nord wurden die Beobachtungen anhand der 
oben bereits genannten Kriterien bewertet. 
 
Ergebnisse der Fledermauserfassung Teilbereich Süd  
Insgesamt konnten im UG fünf Fledermausarten und zwei Artengruppen (Bartfledermaus 
und Langohr) sicher nachgewiesen werden (vgl. Tab. 9). Beide Bartfledermaus- und Lang-
ohrarten lassen sich per Detektor nicht unterscheiden. Infolge der bislang bekannten Ver-
breitung ist aber da-von auszugehen, dass es sich bei den hiesigen Langohr-Funden um 
das Braune Langohr (Plecotus auritus) handelt. 
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Tab. 9: Im UG Süd vorkommende Arten und ihr Gefährdungsstatus nach den Roten 

Listen Niedersachsens (NLWKN in Vorb.) und Deutschlands (MEINIG et al. 
2009). 

3.2.2.1.1.1.1.1.2 Art Nachweisstatus Rote Liste 
Nds. 

Rote Liste 
Deutschland 

Großer Abendsegler (Nyctalus noctula) De, B, AE, A, S 3  V 
Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) De, B, AE, A, S 2 G 
Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) De, B, AE, A, S - - 
Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) De, B, AE, A, S R - 
Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus) AE, A R D 
Bartfledermaus spec. (Myotis mystaci-
nus/brandtii)1 

De, B D/3 V/V 

Langohr spec. (Plecotus auritus/austriacus) 1 DE, B, AE, A V/R V/2 
 
Legende:  De = Detektor  

B = Batlogger  
AE = AnaBat Express (HK)  
A = AnaBat  
S = Sicht 

 
 2 = stark gefährdet 3 = gefährdet  
 V = Arten der Vorwarnliste 
 D = Daten unzureichend 
 G = Gefährdung anzunehmen, Status aber unbekannt 
 R = Art mit eingeschränktem Verbreitungsgebiet 
* = die beiden Langohrarten als auch die beiden Bartfledermausarten lassen sich per Detektor nicht 
unterscheiden 
 
Anders als z.B. bei avifaunistischen Untersuchungen sind die Beobachtungszahlen bei 
Bestandsaufnahmen von Fledermäusen nicht als absolute Häufigkeiten anzusehen. Die 
Daten werden als “Beobachtungshäufigkeiten” angegeben; der Begriff “Aktivitätsdichte” 
soll hier vermieden werden, da er methodisch bedingt problematisch ist (unterschiedliche 
Begehungshäufigkeit und unterschiedliche Verweildauer pro Begehung, vgl. auch LIM-
PENS & ROSCHEN 1996). Alle Fledermausbeobachtungen sind deshalb ein relatives Maß 
und als Mindestanzahl zu werten. 
 
Von den Arten wurden insgesamt 569 Beobachtungen registriert. Mit 267 Kontakten war 
die Breitflügelfledermaus die am häufigsten angetroffene Art, gefolgt vom Großen Abend-
segler (109 Kontakte). Die Zwergfledermaus (84 Kontakte) und die Rauhautfledermaus 
(63 Kontakte) traten regelmäßig, aber seltener im Gebiet auf, ebenso die Bartfledermaus 
(22 Kontakte) und das Langohr (18 Kontakte). Ein Teil der Aufnahmen konnte nur bis zur 
Gattung Myotis (6 Kontakte) bestimmt werden. 
 
Der Große Abendsegler (im Folgenden nur Abendsegler genannt) ist im UG die zweit-
häufigste Art und wurde im Großteil der Nächte nachgewiesen. Im Frühjahr verteilten sich 
Abendsegler über das gesamte UG und wurden weitestgehend an baum- und strauchbe-
standenen Straßen im Siedlungsbereich erfasst. Im Sommer, wo Abendsegler mit Aus-
nahme des 8.6. nur mit wenigen Kontakten auftraten, und Herbst gelangen bei den Bege-
hungen ebenfalls wenige Nachweise an Feldwegen und in offenen Bereichen. Die Aktivität 
im Herbst schwankte sehr, in der letzten Untersuchungsnacht wurden keine Abendsegler 
gehört. Die erhöhten Aktivitäten im Frühjahr sowie in der 3. Augustdekade und Mitte Sep-
tember deuten darauf hin, dass Abendsegler das UG auf ihren Frühjahrs- und Herbstwan-
derungen queren. Im Sommer wurde im Osten des UG ein Quartierverdacht festgestellt.  
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Die Breitflügelfledermaus als häufigste Art im UG trat regelmäßig auf, lediglich in der 
ersten und letzten Untersuchungsnacht gelang kein Nachweis dieser Art. Breitflügelfle-
dermäuse verteilten sich, wie Abendsegler, während der gesamten Saison über das UG, 
wobei sie vorwiegend entlang baum- und strauchbestandenen Straßen und Wegen sowie 
in Siedlungsbereichen jagten. Die Aktivität lag im Frühjahr deutlich höher als im Sommer 
und Spätsommer.  
 
Die Rauhautfledermaus wurde im Großteil der Untersuchungsnächte erfasst, jedoch wei-
testgehend mit geringen Kontaktzahlen. Die wenigen Kontakte im Frühjahr und Sommer 
verteilten sich über das gesamte UG, mit einer leichten Konzentration im Osten während 
des Frühjahrs. Im Spätsommer/Herbst breiteten sich Rauhautfledermäuse über das ge-
samte Gebiet aus. In der 3. Augustdekade sowie Mitte September wurden, wie beim 
Abendsegler, erhöhte Aktivitäten dieser Art registriert, die auf ein Zugereignis dieser Art 
hindeuten. Im Herbst wurde jeweils ein Balzquartier am Dachsweg sowie dem parallel zur 
Wilhelmshavener Straße verlaufenden Weg im Südosten des UG festgestellt, zwei weite-
rer Balzquartiere befanden sich im Südwesten des UG im Vorderweg.  
 
Die Zwergfledermaus, die in Deutschland zu den häufigsten Fledermausarten zählt, ist 
im UG die dritthäufigste Art. Neben der Rauhautfledermaus tritt die Zwergfledermaus als 
einzige Art während der 1. Untersuchungsnacht auf. Zwergfledermäuse waren sowohl im 
Frühjahr als auch im Sommer und Herbst im ganzen UG anzutreffen, wobei sich die Akti-
vität während der Detektorrunde vor allem auf die Siedlungsbereiche und Straßen mit 
Baumbestand konzentrierte. Offene Bereiche wurden, wie bei den anderen Arten, gemie-
den. 
 
Neben den bislang hier behandelten und für Windkraft relevanten Arten wurden noch ver-
einzelte Nachweise von Langohren und Bartfledermäusen erbracht. Langohren wurden, 
mit Ausnahme des Frühjahrs, regelmäßig mit wenigen Kontakten festgestellt. Die Nach-
weise verteilten sich dabei über das UG und gelangen vornehmlich in der Nähe von baum-
bestandenen Straßen/Wegen. Bartfledermäuse wurden etwas häufiger, jedoch unregel-
mäßiger als Langohren im Gebiet erfasst, die Nachweise verteilten sich dabei über das 
gesamte UG.  
 
Insgesamt lässt sich feststellen, dass sich die Aktivität der Fledermäuse im Gebiet vor-
nehmlich auf die Siedlungsbereiche und entlang von baumbestandenen Straßen/Wegen 
konzentriert. Auf den großen offenen Flächen wurden Fledermäuse bei den Begehungen 
nur selten festgestellt. 
 
Betrachtet man die drei Perioden, so liegt der Gesamtindex der einzelnen Jahreszeiten 
auf einem mittleren oder hohen Niveau. Man findet die höchste Aktivität der eingriffsrele-
vanten Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Rauhaut- und Zwergfledermaus) im Frühjahr 
(10,1), im Sommer und Herbst liegt der Index mit 5 bzw. 5,8 auf einem mittleren Niveau. 
Im Einzelnen liegt die Fledermausaktivität bei den Begehungen fast immer bei mittlerer 
bis sehr hoher Bedeutung, lediglich in der ersten und letzten Untersuchungsnacht er-
reichte die Aktivität nur ein geringes Niveau. Nach der ersten, sehr kalten Nacht mit ge-
ringer Aktivität folgten drei gute Nächte mit hoher Aktivität. Nachfolgend wurden im Som-
mer mittlere Aktivitäten erreicht. Im Spätsommer/Herbst wechseln sich mittlere und hohe 
Aktivitäten ab. Die letzte Untersuchungsnacht stach hervor, da im Gegensatz zu den an-
deren Untersuchungsnächten keine Fledermäuse erfasst werden konnten. 
 
Die hohe Bedeutung des Gesamt-UG spiegelt sich allerdings nicht in den Daten der 
Horchkisten wieder, auf denen meist eine deutlich niedrigere Aktivität im Frühjahr und 
Sommer nachgewiesen wurde. Nur im Herbst zeigten alle vier HK-Standorte in vier der 
sechs Untersuchungsnächte einen ähnlichen Aktivitätslevel wie bei den Detektorrunden. 
Hier sei darauf hingewiesen, dass die Begehungen zeigen, dass die hohe Bedeutung des 
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Gesamtgebietes im Frühjahr und die mittlere Bedeutung im Sommer weitestgehend auf 
der Aktivität entlang der mit Bäumen gesäumten Wege/Straßen und in den Siedlungsbe-
reichen beruht. 
 
Insgesamt ist festzuhalten, dass die durch Horchkisten erfassten Aktivitäten an allen 
Standorten ein relativ homogenes Bild vermitteln: Der Großteil der Saison war geprägt 
von Nächten mit geringer Fledermausaktivität, lediglich an drei Terminen (HK 1, 3 und 4) 
bzw. 6 Terminen (HK 2) erreichte die Aktivität ein mittleres bzw. hohes Niveau. Im Frühjahr 
und Sommer lag die Aktivität an den Standorten 1, 3 und 4 auf einem niedrigen Niveau. 
Eine Ausnahme bildete der Standort 2, an dem der Gesamtindex im Frühjahr hingegen 
ein mittleres Niveau erreichte und der Sommerindex aufgrund einer Nacht mit mittlerer 
Aktivität 1,6 erreichte (an den Standorten 1, 3 und 4 lag der Sommerindex bei 0,5). Erst 
im Spätsommer/Herbst nahm die Aktivität deutlich zu. Dabei wurden einheitlich an allen 
Standorten, wie bei den Detektorrunden, eine erhöhte Aktivität zwischen dem 24.8. und 
13.9 festgestellt.  
 
Die vorherrschenden Arten waren der Abendsegler und die Rauhautfledermaus, diese 
Arten waren flächendeckend vertreten. Aktivitätspeaks, die auf den Durchzug von Fleder-
mäusen auf ihren jahreszeitlichen Wanderungen zurückzuführen sind, konnten für die 
Rauhautfledermaus im Frühjahr sowie Herbst beobachtet werden. Des Weiteren durch-
zieht der Abendsegler auf seinen Herbstwanderungen das Gebiet. 
 
Bei Betrachtung der Fledermausaktivität während der Nacht (vgl. Anhang) zeigt sich ein 
Muster, das sich an den meisten Standorten wiederholt: in den frühen Abendstunden tre-
ten vorwiegend zuerst Abendsegler auf, während die anderen häufigen Arten wie Breitflü-
gel- und Rauhautfledermaus etwas später in das UG kommen. In den Morgenstunden 
jagen vorwiegend Abendsegler und Rauhautfledermäuse. Eine ± durchgehende Aktivität 
aller im Gebiet vorkommenden Arten konnte größtenteils nur in der dritten Augustdekade 
bis Ende September verzeichnet werden. 
 
Insgesamt konnte am AnaBat-Standort eine kontinuierliche Zunahme der Aktivität über 
die Saison beobachtet werden. Dem durch geringe Fledermausaktivität geprägtem Früh-
jahr schloss sich ein Sommer mit z.T. deutlich erhöhten Aktivitäten sowie starken Aktivi-
täts-Schwankungen an. Im Spätsommer/Herbst gipfelte die Aktivität auf einem hohen bis 
sehr hohen Aktivitätslevel, das bis Mitte September anhielt. Ab Anfang Oktober wurden 
nur noch vereinzelt Fledermäuse am AnaBat-Standort erfasst. 
 
Bewertung der Fledermausvorkommen für beide Teilbereiche 
Die durch die Untersuchung ermittelten Arten repräsentieren das typische Artenspektrum 
der Offenlandgebiete (Abendsegler, Breitflügel-, Rauhaut- und Zwergfledermaus). Im 
nördlichen Gebiet konnten lediglich fünf Arten nachgewiesen werden, wobei es eine ent-
sprechende Rolle für ziehende Rauhautfledermäuse und mit Abstrichen für Abendsegler 
spielt. Die Mückenfledermaus wurde im südlichen Bereich nur selten festgestellt. Die Ar-
tengruppen Bartfledermaus und Langohr traten vermehrt im südlichen UG auf, die Aktivität 
konzentrierte sich dabei weitestgehend auf wegbegleitende Strukturen und Siedlungsbe-
reiche. Nicht angetroffen wurde der Kleinabendsegler, obwohl dieser zumindest in Einzel-
kontakten erwartet werden kann. Für den Wert des südlichen Gebietes spricht aber, dass 
es eine entsprechende Rolle für ziehende Rauhaut- und Mückenfledermäuse spielt. Ob 
dies auch für den Abendsegler zutrifft, ist nach der vorliegenden Datenlage unklar. Aus 
benachbarten Gebieten bzw. anderen Jahren (z.B. Krögershamm, Varel-Süd) konnte je-
doch ein Zug des Abendsegler belegt werden (BACH & FREY 2013, BACH et al. 2016). 
 



Gemeinde Rastede –  
Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ 53 
 

 
Diekmann  Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

Der im Gutachten (vgl. Anlage 8 und 9) ermittelte Gesamt-Index von 7,1 bzw. 7 weist den 
Untersuchungsraum als ein Gebiet mit „sehr hoher bis hoher Bedeutung“ aus. Die ermit-
telte Wertstufe bezieht sich nur auf die planungs- und konfliktrelevanten Arten Abendseg-
ler, Mücken-, Zwerg-, Rauhaut- und Breitflügelfledermaus. 
 
Die Gesamtbewertung des Gebietes bedeutet allerdings nicht, dass zumindest im Früh-
jahr und Sommer alle Teilflächen des UG gleiche Wertigkeiten aufweisen, was bereits die 
Nachweiskarten der einzelnen Arten verdeutlichen und wie die weiter unten benannten 
Funktionsräume zeigen (vgl. Karten in Anlage 8 und 9).  
 
Es wurde an allen Standorten im südlichen und nördlichen UG Jagdflüge von Zwerg-, 
Rauhaut-, Breitflügelfledermaus und Abendsegler festgestellt, wenngleich in z.T. stark un-
terschiedlichem Umfang. Die Ergebnisse an den Horchkistenstandorten zeigen, dass es 
an allen untersuchten Stellen Fledermausaktivität gab. 
 
Grundsätzlich ist bei der durchgeführten Erfassung zu berücksichtigen, dass die tatsäch-
liche Anzahl der Tiere, die ein bestimmtes Jagdgebiet, ein Quartier oder eine Flugstraße 
im Laufe der Zeit nutzen, nicht genau feststellbar oder abschätzbar ist. Gegenüber den 
stichprobenartigen Beobachtungen kann die tatsächliche Zahl der Tiere, die diese unter-
schiedlichen Teillebensräume nutzen, deutlich höher liegen. Diese generelle Unterschät-
zung der Fledermausanzahl wird bei der Zuweisung der Funktionsräume allgemeiner und 
besonderer Bedeutung berücksichtigt. 
 
Wie oben dargestellt wurde, existieren erhebliche Schwankungen in der saisonalen Nut-
zung des UG, so dass die zu erwartende Eingriffswirkung für die einzelnen Jahreszeiten 
differiert. Deshalb wird nachfolgend eine saisonale Bewertung durchgeführt. Aus den 
oben angeführten Definitionen ergeben sich für das Untersuchungsgebiet Funktions-
räume (Jagdgebiete) von hoher, mittlerer und geringer Bedeutung und Quartiere von ho-
her bis mittlerer Bedeutung, die nachfolgend beschrieben werden und in den Karten in der 
Anlage 8 und 9 dargestellt sind. 
 
Funktionsräume hoher Bedeutung: 
Frühjahr 
 
Teilbereich Nord 
Großer Bereich entlang der Oldenburger Straße (K340) und der Wilhelmshavener Straße 
(K130) in Verbindung mit der Neuenweger Straße und der Straße An der Wapel im nord-
östlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von fünf Arten (Abend-
segler, Zwerg-, Breitflügel-, Rauhaut- und Wasserfledermaus) und einer Artengruppe 
(Bartfledermaus spec.), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breit-
flügel-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus 
haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) . 
 
Bereiche des Vorderweges und einem Teilstück des nördlich des Vorderweges verlaufen-
den Privatweges im südlichen Bereich des UG-Abschnitt: Regelmäßig intensiv genutztes 
Jagdgebiet von zwei Arten (Abendsegler und Breitflügelfledermaus) und einer Arten-
gruppe (Langohr spec.), darunter zwei eingriffsrelevante Arten (Abendsegler und Breitflü-
gelfledermaus), von denen eine einen besonders hohen Gefährdungsstatus hat (Breitflü-
gelfledermaus).  
 
Teilbereich Süd 
Straße „Zwischen den Wällen“ und Dachsweg sowie Teilbereich der Wilhelmshavener 
Straße (L825) und dem parallel dazu verlaufenden Feldweg im Südosten des UG: Regel-
mäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von fünf Arten (Abendsegler, Bart-, Breitflügel-, 
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Zwerg-, Rauhautfledermaus), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflü-
gel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungs-
status haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus).  
 
Teilbereiche der Dringenburger Straße (K130), der Straße „Zum Hörn“ sowie der Straße 
„Auf dem Knollen“ im Süden des UG: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von drei 
planungsrelevanten Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwergfledermaus), von denen eine 
einen besonders hohen Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfledermaus).  
 
Sommer 
 
Teilbereich Nord 
Großer Bereich entlang der Oldenburger Straße (K340) und der Wilhelmshavener Straße 
(K130) in Verbindung mit der Neuenweger Straße/Plattebergstraße, der Straße An der 
Wapel, der Jaderberger Straße und dem Erlenweg im östlichen UG-Abschnitt: Regelmä-
ßig intensiv genutztes Jagdgebiet von vier Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und 
Rauhautfledermaus) und zwei Artengruppen (Bartfledermaus spec. und Langohr spec.), 
darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfle-
dermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- 
und Rauhautfledermaus). 
 
Großer Bereich entlang des Bültersweges und Verwalterweges (westlich der A29) in Ver-
bindung mit dem Beekenweg, dem Wiesenweg und einem Teilstück des südlich des 
Bültersweges gelegenen Feldweges im nordwestlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig inten-
siv genutztes Jagdgebiet von vier Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhaut-
fledermaus) und einer Artengruppe (Langohr spec.), darunter vier eingriffsrelevante Arten 
(Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von denen zwei einen beson-
ders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus). 
 
Bereich um den HK-Standort 1: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von vier ein-
griffsrelevanten Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von 
denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhaut-
fledermaus). 
 
Bereich um den HK-Standort 4: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von vier ein-
griffsrelevanten Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von 
denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhaut-
fledermaus). 
 
Bereich um den HK-Standort 6: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von drei ein-
griffsrelevanten Arten (Abendsegler, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von denen zwei 
einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus). 
 
Teilbereich Süd 
Straße „Zwischen den Wällen“ und Dachsweg sowie Teilbereich der Wilhelmshavener 
Straße (L825) im Südosten des UG: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von vier 
Arten (Abendsegler, Bart-, Breitflügel-, Zwergfledermaus), darunter drei eingriffsrelevante 
Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwergfledermaus), von denen eine einen besonders ho-
hen Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfledermaus).  
 
Teilbereiche der Dringenburger Straße (K130), der Straße „Zum Hörn“ sowie der Straße 
„Auf dem Knollen“ im Süden des UG: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von 
sechs Arten (Abendsegler, Langohr, Bart-, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), da-
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runter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfleder-
maus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, 
Rauhautfledermaus).  
 
Abendsegler-Quartierverdacht an der Wilhelmshavener Straße (L825) im Osten des UG.  
 
Spätsommer/Herbst 
 
Teilbereich Nord 
Großer Bereich entlang der Oldenburger Straße (K340) in Verbindung mit einem Teilstück 
des Bültersweges, der Neuenweger Straße und der Plattenbergstraße, entlang der  Wil-
helmshavener Straße (K130) in Verbindung mit der Straße An der Wapel und einem Be-
reich an der Spohler Straße (L820)/Wilhelmshavener Straße (K130/L825)/Jaderberger 
Straße und dem Erlenweg im östlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig intensiv genutztes 
Jagdgebiet von vier Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus) und 
zwei Artengruppen (Bartfledermaus spec. und Langohr spec.), darunter vier eingriffsrele-
vante Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von denen zwei 
einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus). 
 
Großer Bereich entlang dem Bültersweg und dem Verwalterweg (westlich der A29) in Ver-
bindung mit dem Wiesenweg, dem Beekenweg und dem südlich des Bültersweg verlau-
fenden Feldweg im nordwestlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig intensiv genutztes Jagd-
gebiet von vier Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus) und ei-
ner Artengruppe (Langohr spec.), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, 
Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Ge-
fährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus). 
 
Bereiche des Mitteldörper Weges im südwestlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig intensiv 
genutztes Jagdgebiet von drei eingriffsrelevanten Arten (Abendsegler, Zwerg- und Breit-
flügelfledermaus), von denen eine einen besonders hohen Gefährdungsstatus hat (Breit-
flügelfledermaus). 
 
Großer Bereich, vom Behntweg (nördlich der Wapel) ausgehend in südliche Richtung bis 
zum Vorderweg, inklusive dem nördlich des Vorderweges gelegenen Privatweg und den 
HK-Standorten 1 und 2 sowie die östlich dieses Bereichs gelegenen HK-Standorte 4 und 
6: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von vier Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breit-
flügel- und Rauhautfledermaus) und zwei Artengruppen (Bartfledermaus spec. und Lang-
ohr spec.), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und 
Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben 
(Breitflügel- und Rauhautfledermaus). 
 
Teilbereich Süd 
Straße „Zwischen den Wällen“ und Dachsweg im Südosten des UG: Regelmäßig intensiv 
genutztes Jagdgebiet von vier eingriffsrelevanten Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Rau-
haut-, Zwergfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus ha-
ben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus).  
 
Teilbereiche der Wilhelmshavener Straße (L825) und des westlich abgehenden Feldwe-
ges im Osten des UG: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von sechs Arten 
(Abendsegler, Langohr, Bart-, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), darunter vier ein-
griffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen 
zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfleder-
maus).  
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Standort der HK 2 und des AnaBat-Gerätes und deren Umfeld einschließlich Teilbereiche 
der Bekhauser Bäke: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von sechs Arten (Abend-
segler, Langohr [nur HK 2], Breitflügel-, Mücken- [nur AnaBat], Zwerg-, Rauhautfleder-
maus), darunter fünf eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Mücken-, Zwerg-
, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben 
(Breitflügel-, Rauhautfledermaus).  
 
Zwei Rauhautfledermaus-Balzquartiere am parallel zur A29 verlaufenden Vorderweg im 
Südwesten des UG.  
 
Rauhautfledermaus-Balzquartier im parallel zur Wilhelmshavener Straße (L825) verlau-
fen-den Feldweg im Südosten des UG.  
 
Rauhautfledermaus-Balzquartier im Dachsweg im Südosten des UG.  
 
Rauhautfledermaus-Balzquartier im Bereich Wilhelmshavener Straße (L825)/An der Wa-
pel im Nordosten des UG.  
 
Funktionsräume mittlerer Bedeutung: 
Frühjahr 
 
Teilbereich Nord 
Bereiche des Bültersweges und Verwalterweges (östlich und westlich der A29) im nord-
westlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von vier Arten (Abendsegler, 
Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus) und einer Artengruppe (Langohr spec.), da-
runter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfleder-
maus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- 
und Rauhautfledermaus). 
 
Teilbereich Süd 
Parallel zur A29 verlaufender Vorderweg und Teilstück des sich nördlich anschließenden 
Feldweges im Westen des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von drei eingriffsrele-
vanten Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen be-
sonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus).  
 
Kreuzungsbereich im Nordosten des UG mit Teilbereichen der Spohler Straße (L820) und 
der Wilhelmshavener Straße (L825): Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von vier Arten 
(Abendsegler, Langohr, Breitflügel-, Zwergfledermaus), darunter drei eingriffsrelevante 
Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwergfledermaus), von denen eine einen besonders ho-
hen Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfledermaus).  
 
Teilbereiche der Wilhelmshavener Straße (L825) und dem westlich abgehenden Feldweg 
im Osten des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von vier Arten (Abendsegler, Bart-, 
Breitflügel-, Rauhautfledermaus), darunter drei eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, 
Breit-flügel-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungs-
status haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus).  
 
Standort der HK 2 und des AnaBat-Gerätes und deren direktes Umfeld sowie Teilbereich 
der Bekhauser Bäke: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von fünf Arten (Abendsegler, 
Langohr, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), darunter vier eingriffsrelevante Arten 
(Abendsegler, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), von denen zwei einen besonders 
hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus)  
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Sommer 
 
Teilbereich Nord 
Bereiche des Vorderweges und einem Teilstück des nördlich des Vorderweges verlaufen-
den Privatweges im südlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von vier 
Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus) und einer Artengruppe 
(Bartfledermaus spec.), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breit-
flügel- und Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungs-
status haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus). 
 
Teilbereich Süd 
Parallel zur A29 verlaufender Vorderweg im Westen des UG: Regelmäßig genutztes Jagd-
gebiet von vier Arten (Abendsegler, Bart-, Breitflügel-, Zwergfledermaus), darunter drei 
eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwergfledermaus), von denen eine ei-
nen besonders hohen Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfledermaus).  
 
Teilbereich der Wilhelmshavener Straße (L825) im Nordosten des UG: Regelmäßig ge-
nutztes Jagdgebiet von fünf Arten (Abendsegler, Langohr, Bart-, Breitflügel-, Zwergfleder-
maus), darunter drei eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwergfleder-
maus), von denen eine einen besonders hohen Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfleder-
maus).  
 
Standort des AnaBat-Gerätes und dem direkten Umfeld sowie Teilbereich der Bekhauser 
Bäke: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von fünf Arten (Abendsegler, Langohr, Breitflü-
gel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, 
Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Ge-
fährdungs-status haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus)  
 
Spätsommer/Herbst 
 
Teilbereich Nord 
Bereiche des Bültersweges (östlich der A29) und Behntweges im nördlichen UG-Ab-
schnitt: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von drei eingriffsrelevanten Arten (Abendseg-
ler, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefähr-
dungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus). 
 
Teilbereich Süd 
Parallel zur A29 verlaufender Vorderweg und Teilbereich des sich nördlich anschließen-
den Feldweges im Westen des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von sechs Arten 
(Abendsegler, Langohr, Bart-, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), darunter vier ein-
griffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), von denen 
zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfleder-
maus).  
 
Teilbereiche der Spohler Straße (L820) und der Wilhelmshavener Straße (L825) im Nord-
osten des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von fünf Arten (Abendsegler, Langohr, 
Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abend-
segler, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen 
Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus).  
 
Teilbereich der Wilhelmshavener Straße (L825) sowie der parallel verlaufende Feldweg 
im Südosten des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von sechs Arten (Abendsegler, 
Langohr, Bart-, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), darunter vier eingriffsrelevante 
Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), von denen zwei einen be-
sonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus).  



Gemeinde Rastede –  
Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ 58 
 

 
Diekmann  Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

 
Teilbereiche der Dringenburger Straße (K130), der Straße „Zum Hörn“ sowie der Straße 
„Auf dem Knollen“ im Süden des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von sechs Arten 
(Abendsegler, Langohr, Bart-, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), darunter vier ein-
griffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen 
zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfleder-
maus).  
 
Standorte der HK 1, HK 3 und HK 4 und deren Umfeld: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet 
von sechs Arten (Abendsegler, Langohr, Mücken- [nur HK 1], Breitflügel-, Zwerg-, Rau-
haut-fledermaus), darunter fünf eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Mücken-, Breitflü-
gel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungs-
status haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus).  
 
Funktionsräume geringer Bedeutung: 
Große offene Bereiche des UG 
 
Auswirkungen auf Fledermäuse/Konfliktanalyse 
Die sich aus Planungen zur Windenergie ergebenden potentiellen Konflikte sind unter 
zwei differenten Gesichtspunkten zu betrachten. Es handelt sich hierbei um den Verlust 
von Lebensraum durch anlage- und betriebsbedingte Lebensraumverluste (Eingriffsrege-
lung) und um die Problematik von Schlag streng geschützter Arten an WEA (Artenschutz).  
Beide Aspekte werden nachfolgend betrachtet. 
 
Bau- und anlagebedingte Auswirkungen  
Durch den Bau der geplanten Anlagen, die notwendigen Zuwegungen und Kranstellplätze 
werden landwirtschaftliche Flächen sowie einige wenige Gehölzstrukturen in Anspruch 
genommen. Die Verluste dieser Biotoptypen sind aus fledermauskundlicher Sicht und auf-
grund der Größe der Eingriffsfläche nicht direkt als erhebliche Beeinträchtigung anzuse-
hen. Quartiere sind bei Durchführung des Vorhabens nicht betroffen. 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 
Betriebsbedingte Auswirkungen sind dann zu erwarten, wenn entweder Lebensraum in 
größerem Umfang nicht mehr nutzbar ist oder von den Tieren aufgrund von Meideverhal-
ten nicht mehr aufgesucht wird und damit faktisch verloren geht oder wenn sich die Gefahr 
einer Tötung durch Kollision oder Barotrauma für eine Art signifikant erhöht. 
 
Die Untersuchungsflächen befinden sich im Zuggebiet von Abendseglern, Mücken- und 
Rauhautfledermäusen sowie in Jagdgebieten der Arten während der Sommer- und 
Herbstzeit (vgl. Anlage 8 und 9). Es sind somit erhöhte Aktivitäten im Gesamtraum regis-
triert.  
 
Die im Untersuchungsgebiet vorkommenden Arten Abendsegler, Zwerg-, Rauhaut-, Mü-
cken- und Breitflügelfledermaus weisen gemäß dem Windenergieerlass des Landes Nie-
dersachsen (MU, 2016b) ein erhöhtes Kollisionsrisiko gegenüber Windenergieanlagen 
auf, so dass bei Umsetzung des Projektes von erheblichen Beeinträchtigungen auf das 
Schutzgut Tiere – Fledermäuse auszugehen ist. 

3.2.3 Sonstige Fauna 
Detaillierte Kartierungen sonstiger Faunengruppen wurden im Rahmen der Bearbeitung 
des Umweltberichtes nicht durchgeführt, da die Wahrscheinlichkeit einer Betroffenheit 
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weiterer Tierarten durch das geplante Vorhaben als gering einzuschätzen ist. Umweltaus-
wirkungen auf andere Tiergruppen sind somit nicht zu erwarten. 

3.3 Biologische Vielfalt 

Zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes (§ 1 (6) Nr. 7 BauGB) ist im Rahmen 
der Bauleitplanung eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen er-
heblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Dabei sind u. a. insbesondere die Aus-
wirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwi-
schen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt zu berücksichtigen. 
 
Auf Basis der Ziele des Übereinkommens der Biologischen Vielfalt (Rio-Konvention von 
1992) sind folgende Aspekte im Rahmen des vorliegenden Umweltberichtes zu prüfen: 
 

 Artenvielfalt und 
 Ökosystemschutz. 

 
Allgemeines 
Das Übereinkommen trat am 29.12.1993 völkerrechtlich in Kraft. Deutschland ist dabei 
seit 1994 Vertragspartei. Der Begriff "biologische Vielfalt" im Sinne des Übereinkommens 
umfasst drei verschiedene Ebenen: 
 

 die Vielfalt an Ökosystemen, 
 die Artenvielfalt und 
 die genetische Vielfalt innerhalb von Arten.  

 
Im Konventionstext ist dabei der Begriff „biologische Vielfalt“ wie folgt definiert: 
 
„Variabilität unter lebenden Organismen jeglicher Herkunft, darunter unter anderem Land-
, Meer- und sonstige aquatische Ökosysteme und die ökologischen Komplexe, zu denen 
sie gehören. Dies umfasst die Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen den Arten und die 
Vielfalt der Ökosysteme.“ 
 
In der Rio-Konvention verpflichten sich die Vertragsparteien zur Erhaltung aller Bestand-
teile der biologischen Vielfalt, der aus ethischen und moralischen Gründen ein Eigenwert 
zuerkannt wird. Die biologische Vielfalt ermöglicht es den auf der Erde vorkommenden 
Arten und Lebensgemeinschaften in ihrem Fortbestand bei sich wandelnden Umweltbe-
dingungen zu sichern. Dabei ist eine entsprechende Vielfältigkeit von Vorteil, da dann in-
nerhalb dieser Bandbreite Organismen vorkommen, die mit geänderten äußeren Einflüs-
sen besser zurechtkommen und so das Überleben der Population sichern können. Die 
biologische Vielfalt stellt damit das Überleben einzelner Arten sicher. Um das Überleben 
einzelner Arten zu sichern ist ein Ökosystemschutz unabdingbar. Nur durch den Schutz 
der entsprechenden spezifischen Ökosysteme ist eine nachhaltige Sicherung der biologi-
schen Vielfalt möglich. 
 
Biologische Vielfalt im Rahmen des Umweltberichtes 
Als Kriterien zur Beurteilung der Vielfalt an Lebensräumen und Arten wird die Vielfalt an 
Biotoptypen und die damit verbundene naturraum- und lebensraumtypische Artenvielfalt 
betrachtet, wobei Seltenheit, Gefährdung und die generelle Schutzverantwortung auf in-
ternationaler Ebene zusätzlich eine Rolle spielen.  
 
Als Kriterien zur Beurteilung der Vielfalt an Lebensräumen und Arten wird die Vielfalt an 
Biotoptypen und die damit verbundene naturraum- und lebensraumtypische Artenvielfalt 
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betrachtet, wobei Seltenheit, Gefährdung und die generelle Schutzverantwortung auf in-
ternationaler Ebene zusätzlich eine Rolle spielen.  
 
Das Vorkommen der verschiedenen Arten und Lebensgemeinschaften wurde in den vo-
rangegangenen Kapiteln zu den Schutzgütern Pflanzen und Tiere ausführlich dargestellt. 
Ebenso werden hier die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter Pflanzen und 
Tiere betrachtet und bewertet sowie gefährdete Arten und die verschiedenen Lebens-
raumtypen gezeigt.  
 
Unter Berücksichtigung der prognostizierten Auswirkungen des Vorhabens werden für die 
Biologische Vielfalt insgesamt keine erheblichen negativen Auswirkungen durch die Rea-
lisierung der Planung erwartet. 
 
Eine Verringerung der Artenvielfalt tritt durch die Planung nicht ein, da keine bestehenden 
Populationen seltener oder für den Naturraum besonders repräsentativer Arten in ihrem 
Erhaltungszustand beeinträchtigt werden. Die Kompensation der prognostizierten erheb-
lichen negativen Umweltauswirkungen trägt dazu bei, die Artenvielfalt zu erhalten. Die 
Auswirkungen können daher als nicht erheblich betrachtet werden, da stabile sich repro-
duzierende Populationen im Sinne der biologischen Vielfalt erhalten bleiben. 
 
Die geplante Realisierung des Windparks ist damit mit den betrachteten Zielen der Arten-
vielfalt sowie des Ökosystemschutzes der Rio-Konvention von 1992 vereinbar und wider-
spricht nicht der Erhaltung der biologischen Vielfalt bzw. beeinflusst diese nicht im nega-
tiven Sinne. 

3.4 Schutzgut Boden 

Der Boden nimmt mit seinen vielfältigen Funktionen eine zentrale Stellung im Ökosystem 
ein, u. a. ist er Träger der Vegetation, Filter von Luft und Wasser, Lebensraum von Orga-
nismen, die u. a. Abbauprozesse im Boden durchführen, besitzt Bedeutung als Puffer und 
als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte.  
 
Durch die Festsetzung eines Sondergebietes werden die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für eine Änderung der Flächennutzung und Versiegelung am geplanten Standort 
geschaffen. Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 werden Vollversiege-
lungsmöglichkeiten in einem Umfang von insgesamt ca. 0,6 ha und Teilversiegelungen 
mit einer Gesamtfläche von 1,23 ha ermöglicht.  
 
In der aktuell vom LBEG neu erstellten Bodenkarte von Niedersachsen im Maßstab 
1 : 50.000 (BK 50) ist für den Nordteil des Vorhabengebietes eine mittlere Organomarsch 
mit Kleimarschauflage sowie im Westen mittleres Erdniedermoor und im südlichen Be-
reich ein mittleres Erdhochmoor dargestellt (vgl. Abb.12). 
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Abb. 12: Bodentypen im Untersuchungsgebiet (Quelle: LBEG 2018), umrandete Be-
reiche: Geltungsbereiche (unmaßstäblich) 

 
Aufgrund der Überformung des Bodens durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung 
ist im Bereich des Plangebietes ein anthropogen veränderter Bodenaufbau vorhanden 
und aufgrund der Nutzung von einer Vorbelastung des Bodens mit Beeinträchtigungen 
der natürlichen Bodenfunktionen auszugehen. Die Wertigkeit des Bodens hinsichtlich der 
Belange von Natur und Landschaft ist daher mit allgemeiner  Bedeutung einzustufen und 
die Bedeutung des Schutzgutes Boden wird aufgrund dessen als eingeschränkt einge-
stuft.  
 
Im Bereich des Plangebietes werden gemäß Kartenserver des LBEG (2018) potenziell 
sulfatsaure Böden dargestellt. Das Gefährdungspotenzial sulfatsaurer Böden ergibt sich 
durch  

 extreme Versauerung (pH <4,0–2,5) des Bodens bzw. Baggergutes mit der Folge 
von Pflanzenschäden,  

 deutlich erhöhte Sulfatkonzentrationen im Bodenwasser bzw. Sickerwasser, 
 erhöhte Schwermetallverfügbarkeit bzw. -löslichkeit und erhöhte Schwermetall-

konzentrationen im Sickerwasser,  
 hohe Gehalte an betonschädlichen Stoffen (SO4-, Säuren),  
 hohe Korrosionsgefahr für Stahlkonstruktionen. 

Insgesamt führen diese Eigenschaften bei Auftreten zu Problemen bei der Behandlung 
von Bodenmaterial in den betroffenen Regionen. Eine Bewertung von Böden vor einer 
Baumaßnahme dient der Abschätzung des Versauerungspotenzials des umzulagernden 
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Materials. Es sind im Rahmen der konkreten Umsetzung der Baumaßnahmen die Säure-
neutralisationskapazitäten sowie die Puffermöglichkeiten zur Vermeidung eines Absen-
kens des pH-Wertes über die Beprobung des Bodens zu ermitteln. Es wird geraten, dass 
vor Beginn der Baumaßnahmen mittels Feldmethoden der Kalkgehalt des Bodens geprüft 
werden sollte. Es sind bei Umsetzung des Vorhabens die vorgeschlagenen Maßnahmen 
gem. Geofakten 25 des LBEG zu beachten. 
 
Die Bodeneigenschaften, Bodenqualitäten und Bodenfunktionen (z. B. Grundwasserneu-
bildung, Grundwasserschutzfunktion) gehen durch die ermöglichten Versiegelungen im 
Bereich der Fundamente der WEA vollständig verloren. Es sind allerdings hier lediglich 
kleine Flächengrößen betroffen. Die größeren Anteile der Erschließungsflächen zu den 
WEA (Zuwegungen, Kranstellflächen) werden zu 100 % in Schotterbauweise ausgeführt.  
 
Gemäß des vorliegenden geotechnischen Berichtes im Rahmen der Windparkplanung 
von Ingenieurgeologie Dr. Lübbe (s. Anlage 11) ist aufgrund der geologischen und boden-
kundlichen Standortverhältnisse für die Gründung der WEA eine Pfahlgründung notwen-
dig.  
 
Nach den Ergebnissen der Baugrunduntersuchungen stehen im nördlichen Geltungsbe-
reich ab der Gründungssohle des Fundamentes bis ca. 16,0 m bzw. 17,0 m mäßig tragfä-
hige Schluffe an, die nicht in der Lage sind, die hohen und dynamischen Lasten der Wind-
energieanlage setzungsarm aufzunehmen. Darunter stehen bis zur maximalen Auf-
schlusstiefe von 30,0 m unter GOK mitteldicht gelagerte, tragfähige Sande mit Schluffzwi-
schenlagen an.  
 
Für die Standorte der südlichen Anlagen stehen ab der Gründungssohle bis ca. 6,50 m 
bzw. 11,50 m locker gelagerte Sande und z. T. mächtige Schlufflagen an. Bei der WEA 5 
sind in diese Sande noch in tieferen Bereichen organische Schluffe oder Torf eingelagerte 
(vgl. CPT 3-1: 7,80 m bis 9,00 m u. GOK) an, die für eine Flachgründung der Windener-
gieanlage nicht sicher ausreichend tragfähig sind. Darunter folgen bis zur maximalen Auf-
schlusstiefe von 30,0 m unter GOK gut tragfähige, überwiegend mitteldicht bis dicht gela-
gerte Sande an (vgl. Anlage 11). 
 
Für eine sichere und setzungsarme Gründung wird eine Pfahlgründung bis in die unteren 
Sande empfohlen. 
 
Die vollständig versiegelten Flächen beziehen sich allein auf die Fundamentbereiche, 
während die Zuwegungen allein wasserdurchlässig befestigt werden. Nichtsdestotrotz 
wird eine Fläche von ca. 1,7 ha Boden verändert und es sind besonders schutzwürdige 
Böden durch das Planvorhaben betroffen. Insgesamt ist daher von erheblichen Beein-
trächtigungen für das Schutzgut Boden auszugehen. 

3.5 Schutzgut Wasser  
Oberflächengewässer 
Die Flurstücke des Plangebietes und im Bereich der geplanten Zuwegung werden von 
Gräben unterschiedlicher Breite und Tiefe durchzogen und entwässert. Diese sind anth-
ropogenen Ursprungs, besitzen eine Entwässerungsfunktion und sind meist mit Regelpro-
fil ausgebaut. 
 
Die führenden Gräben sind zwischen 1,5 und 2,5 breit bei einer Sohlbreite von 0,3 bis 1,0 
m. Die Tiefe beträgt bis maximal 1 m unter der Geländehöhe, teilweise nur 0,5 m. Wäh-
rend der Erfassungsperiode betrug der Wasserstand zwischen 0 und 0,1 m.  
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An der Nordgrenze des südlichen Plangebietes verläuft die Wapel. Sie hat eine Breite von 
etwa 8 m an der Böschungsoberkante und eine Sohlbreite von etwa 6 m. Sie ist rund 2 m 
tief ins Gelände eingeschnitten. Der Wasserstand ist durch überwiegend noch aus Holz 
gebaute Stauwehre regelbar. Der Wasserstand betrug zum Kartierungszeitpunkt etwa 0,4 
m. Das Gewässer II. Ordnung der Flussgebietseinheit Weser, Bearbeitungsgebiet Unter-
weser gehört zu den Marschgewässern ohne Priorität.  
 
Den südlichen Teilbereich des Geltungsbereiches zerschneidet die Bekhauser Bäke, ein 
weiteres Gewässer II. Ordnung. Das Gewässer ist als mäßig ausgebauter Tieflandbach 
mit Sandsubstrat einzustufen, welches zwar begradigt ist, aber keine Uferbefestigungen 
innerhalb des Geltungsbereiches aufweist. Die Bekhauser Bäke fliesst nordöstlich des 
nördlichen Geltungsbereiches in die Wapel. 
 
Im Bereich der neu zu erstellenden Zuwegungen bzw. der Fundamente der WEA sind 
mehrere Verrohrungen im Bereich der Gräben erforderlich. Weiterhin quert im südlichen 
Geltungsbereich die Zuwegung zur WEA 5 die Bekhauser Bäke, welche aufgrund dessen 
auf einer Länge von ca. 6 m zu verrohren ist. Es sind daher insgesamt betrachtet erhebli-
che Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser - Oberflächengewässer zu erwarten.  
 
Grundwasser 
Die vorliegende niedrige Grundwasserneubildungsrate im Plangebiet (51 – 100 mm Jah-
resmittel) ist auf die geringe Durchlässigkeit der Torfböden im Gebiet zurückzuführen. 
Durch das geringe Schutzpotenzial ist die Empfindlichkeit gegenüber Schadstoffeinträgen 
insgesamt als hoch einzustufen (Datenserver des niedersächsischen Landesamtes für 
Bergbau, Energie und Geologie (NIBIS), LBEG 2018). 
 
Das Untersuchungsgebiet liegt hydrologisch gesehen im Raum 01 (Nord- und mitteldeut-
sches Lockergesteinsgebiet), Teilraum 015 (Nord- und mitteldeutsches Mittelpleistozän) 
bzw. Teilraum 01501 (Oldenburgisch-Ostfriesische Geest).  
 
Es ist allgemein von hohen Grundwasserständen im Bereich der Niederung der Wapel am 
Übergang von der Geest zur Marsch auszugehen. Dieser obere Grundwasserkörper steht 
in feuchten Jahreszeiten direkt unterhalb der Oberfläche an. Im Sommer liegen die Flur-
abstände zwischen 0,4 und 1,0 m unter GOK. Gemäß NIBIS liegen die Wasserstände bei 
0,0 – 1,0 mNN. Es ist nicht von einer Versalzung der Grundwässer auszugehen. 
 
Dieser Grundwasserkörper (allgemein: Jade Lockergestein links) stellt den eigentlichen 
Grundwasserleiter dar. Laut Informationen des LBEG (NIBIS Kartenserver) werden die 
oberflächennahen Schichten als „gering durchlässig“ eingestuft. Die Grundwasserneubil-
dung liegt im Bereich zwischen 51 bis 100 mm/a (gering). Die Hydrogeologie wird jedoch 
maßgeblich durch die unmittelbar anstehenden Torfe bestimmt. Diese überdecken das 
Untersuchungsgebiet großräumig und wirken bei Baumaßnahmen entscheidend auf die 
notwendigen Wasserhaltungsmaßnahmen. Im tieferen Untergrund liegen nach den vorlie-
genden Unterlagen (NIBIS) eher ungeschichtete sandige Formationen vor (vgl. Anlage 12 
und 13). 
 
Grundwasser wurde bei den durchgeführten Bohrungen bereits geländenah ab 0,40 m 
bzw. 1,00 m unter GOK angetroffen (vgl. Geotechnischer Bericht in Anlage 11). Die Torfe 
und die Sande neigen beim Anschnitt im Wasser gesättigten Zustand zum Fließen. Ein 
Bodenaushub ist daher nur im Schutze einer ausreichend dimensionierten geschlossenen 
Wasserhaltung, z. B. durch eingefräste Horizontaldränage oder Vakuumfilter, möglich. Die 
Wasserabsenkung muss bis mindestens 0,50 m unter Aushubsohle reichen. Bei einer 
Baugrubentiefe bis ca. 3,10 m entspricht dies einer Absenktiefe bis mindestens 3,60 m 
unter GOK. 
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Am Standort der WEA 1 weichen die Verhältnisse von den übrigen Standorten ab. In der 
Baugrubensohle sind überwiegend bindige, Wasser stauende Schluffe zu erwarten. Was-
ser führende Sandschichten wurden nur untergeordnet erkundet. Zur Trockenhaltung der 
Baugrube ist hier ggf. eine offene Wasserhaltung mit Ringdränage, Stichdräns und Pum-
pensumpf ausreichend. 
 
Aufgrund der speziellen Geologie (rel. undurchlässige Torfe) sind Auswirkungen durch die 
Entnahme ausschließlich auf den Nahbereich der Fundamente zu erwarten (vgl. Anlage 
12 und 13). Die Planungsgruppe kann auf entsprechende Erfahrungen in vergleichbaren 
Projekten in der näheren Umgebung zurückgreifen.  
 
Durch die Absenkungen ist das Trockenfallen von Graben-/Grüppenabschnitten in unmit-
telbarer Nähe denkbar. Da es sich um eine temporäre Maßnahme handelt, sind signifi-
kante Auswirkungen nicht zu erwarten. Positiv hat sich in vergleichbaren Projekten die 
Wiederversickerung des Wassers in unmittelbarer Nähe gezeigt. 
 
Bei der Beprobung des Grundwassers ist aufgrund des Gehaltes an Kalklösender Koh-
lensäure von 16 mg/l das Grundwasser der Expositionsklasse XA1 zuzuordnen. Das 
Grundwasser ist nach DIN 4030 als schwach betonangreifend einzustufen.  
 
Durch die geringen Versiegelungsmöglichkeiten mit einem Großteil an wasserdurchlässig 
befestigten Flächen sowie die allein kleinräumig verursachten temporären Auswirkungen 
während der Bauphase sind insgesamt durch das Vorhaben keine erheblichen negativen 
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser - Grundwasser zu erwarten. 

3.6 Schutzgut Klima / Luft  
Klimatisch ist der Untersuchungsraum vorwiegend atlantisch geprägt. Die Nähe zur Nord-
see und die überwiegende Luftzufuhr aus westlichen Richtungen verursachen ein mariti-
mes Klima, das sich durch relativ niedrige Temperaturschwankungen im Tages- und Jah-
resverlauf, eine hohe Luftfeuchtigkeit sowie häufige Bewölkung und Nebelbildung aus-
zeichnet. Die Sommer sind daher mäßig warm und die Winter verhältnismäßig mild. Die 
Niederschläge verteilen sich gleichmäßig über das Jahr und erreichen 670 – 800 mm/a 
(Landschaftsrahmenplan, LK AMMERLAND 1995). 
 
Die Luft besitzt Bedeutung als Lebensgrundlage für Mensch, Tiere und Pflanzen. Durch 
Luftverunreinigungen werden neben der menschlichen Gesundheit weitere Schutzgüter 
wie Pflanzen, Tiere, Kultur- und Sachgüter beeinträchtigt sowie Belastungen des Klimas 
sowohl auf der kleinräumigen als auch auf der regionalen bis zur globalen Ebene verur-
sacht. Bei der Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen der geplanten Bauflächen 
auf die Schutzgüter Luft und Klima sind somit eventuelle mit der Umsetzung der Planung 
einhergehenden Luftverunreinigungen (v. a. Rauch, Stäube, Gase und Geruchsstoffe) mit 
Folgen für das Kleinklima von Bedeutung.  
 
Indirekt führen die Windenergieanlagen zu Verbesserungen der Luftqualität, da durch sie 
die mit Schadstoffausstoß verbundene fossile sowie die atomare Energiegewinnung ver-
ringert werden kann. Herstellung, Errichtung und Abbau der Windenergieanlagen verlau-
fen jedoch nicht vollständig schadstofffrei (Emissionen beim Bau von Windenergieanla-
gen, Emissionen von Baufahrzeugen). Der Betrieb der Windenergieanlagen emittiert je-
doch keine der genannten Stoffe. Weiterhin werden durch das Vorhaben keine großflä-
chigen Versieglungen verursacht. Somit sind erhebliche negative Umweltauswirkungen 
auf die Schutzgüter Luft und Klima durch das geplante bzw. die kumulierenden Vorhaben 
nicht zu erwarten. 
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3.7 Schutzgut Landschaft  
Windenergieanlagen (WEA) können durch ihr Erscheinungsbild eine wesentliche Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes darstellen. Aufgrund ihrer Höhe reichen die negativen 
landschaftsbildwirksamen Auswirkungen über den eigentlichen Standort hinaus. Wind-
energieparks sollten daher auf Standorten verwirklicht werden, auf denen die negativen 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild möglichst gering sind. Besonders geeignet sind 
vorhandene Standorte, wenn sich zwischenzeitlich keine neuen Erkenntnisse ergeben ha-
ben, die gegen den Standort sprechen. 
 
Für alle Windenergieanlagen gilt grundsätzlich, dass sie das Landschaftsbild erheblich 
verändern. Die Masten sowie ihre Rotoren sind, insbesondere in Landschaften wie der 
hier beschriebenen relativ ebenen Marschlandschaft, bereits aus großer Distanz zu er-
kennen. 
 
Trotz der vorhandenen Vorbelastungen des Landschaftsbildes aufgrund der technischen 
Überprägungen in räumlicher Umgebung und der überwiegend intensiven landwirtschaft-
lichen Nutzung bedingt der Bau von fünf neuen Windenergieanlagen (verbunden mit der 
weiteren Errichtung von vier WEA auf Vareler Stadtgebiet in der näheren Umgebung) eine 
Veränderung des Landschaftsbildes. Durch die Höhe der Anlagen (max. 150 m) werden 
sie weiträumig in die Landschaft hinein wirken. 
 
Die Eingriffserheblichkeit im landschaftsästhetischen Sinn ergibt sich einerseits aus der 
Intensität des Eingriffs, andererseits aus der Empfindlichkeit der Landschaft im Eingriffs-
bereich. 
 
Die Beeinträchtigungsintensität (Wahrnehmung) nimmt mit zunehmender Entfernung vom 
Planungsbereich ab. Insbesondere Siedlungslagen/Gebäude und vorhandene Gehölze 
können die Wahrnehmungsintensität (Fernwirkung) der Windenergieanlagen vermindern. 
Im Allgemeinen ist die Fernwirkung und damit der Einwirkungsbereich (= der vom Ein-
griffsobjekt ästhetisch beeinträchtigte Landschaftsbereich) umso größer, je höher das Ein-
griffsobjekt, aber auch je auffälliger es ist (hier z. B. durch die Bewegung bzw. die Dichte 
der aufgestellten Masten). 
 
Bei der Bewertung bzw. Einschätzung der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes dürften 
zudem Einstellung und subjektive Wahrnehmung des Betrachters eine große Rolle spie-
len. Das landschaftsästhetische Empfinden kann deshalb nicht objektiv erfasst werden. 

3.7.1 Methodik 
Bestandsaufnahme und Bewertung 
Gemäß der Empfehlungen des Niedersächsischen Landkreistages (NLT 2014) wird das 
Landschaftsbild innerhalb des vom Eingriff erheblich beeinträchtigten Raumes der Metho-
dik von KÖHLER & PREIß (2000) entsprechend erfasst und fünf Wertstufen zugeordnet.  
 
Da in KÖHLER & PREIß (2000) keine genauen Angaben zur Größe des Wirkraumes getrof-
fen werden, wird nach BREUER (2001: 240) als der vom Eingriff betroffene Raum ein Ra-
dius der 50- bis 100fachen Anlagenhöhe betrachtet, im vorliegenden Fall würde das einem 
Umkreis von 7,5 bis 15,0 km entsprechen (weiterer Untersuchungsraum). Die Intensität 
der Wahrnehmbarkeit der Windenergieanlagen nimmt dabei mit weiterer Entfernung im-
mer mehr ab. Als erheblich beeinträchtigt ist nach Breuer daher das Landschaftsbild min-
destens im Umkreis der 15fachen Anlagenhöhe anzusehen, im vorliegenden Fall sind dies 
2.250 m. Dieser Raum stellt das engere Untersuchungsgebiet für das Landschaftsbild dar 
(s. Plan 2).  
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Von den naturräumlichen Landschaftseinheiten ausgehend, wurden Landschaftsbildein-
heiten im engeren Untersuchungsgebiet abgegrenzt, die im Gelände als Einheit erlebbar 
sind. Die Differenzierung in Wertstufen erfolgt anhand nachfolgender Skala: 
 
Bedeutung für das Landschaftsbild sehr hoch, 
Bedeutung für das Landschaftsbild hoch, 
Bedeutung für das Landschaftsbild mittel, 
Bedeutung für das Landschaftsbild gering, 
Bedeutung für das Landschaftsbild sehr gering. 
 
Außerdem wurden prägende Landschaftsbildelemente erfasst und sofern vorhanden 
ebenfalls in Plan 2 dargestellt. Prägende Landschaftsbildelemente sind Bestandteile, die 
sich positiv oder negativ auf das Landschaftsbild auswirken. Störelemente des engeren 
Untersuchungsgebietes sind z. B. die bestehenden Windenergieanlagen. 
 

3.7.2 Beschreibung und Bewertung des Landschaftsbildes 
 
Weiterer Untersuchungsraum (15fache bis 100fache Anlagenhöhe) 
Der weitere Untersuchungsraum für das Landschaftsbild (15fache bis 100fache Anlagen-
höhe) umfasst im Norden teilweise den Jadebusen, im Nordwesten die Orte Zetel und 
Neuenburg, im Südwesten reicht dieser bis zur Stadtgrenze von Westerstede, im Süden 
fast bis zum Zwischenahner Meer sowie im Osten bis nach Rüdershausen. 
 
Der östliche Teil des Untersuchungsraumes, welcher in der naturräumlichen Region der 
Watten und Marschen (Binnendeichsflächen) liegt, zeichnet sich vorwiegend durch relativ 
waldarme (ehemalige) Hochmoorlandschaften aus. Die meisten Moore sind abgetorft oder 
in Abtorfung begriffen und in landwirtschaftlicher Kultur. Besonders prägend ist das weit-
maschige Netz der Grünland-Graben-Areale. Der westliche Teil des Untersuchungsgebie-
tes liegt in der naturräumlichen Region Ostfriesisch-Oldenburgischen Geest. Diese Geest-
bereiche zeichnen sich durch einen höheren Gehölzreichtum im Allgemeinen sowie meh-
reren größeren Waldbereichen bei Zetel, Bockhorn, Varel, Wiefelstede und Rastede im 
Besonderen aus. Auch Wallhecken und Feldhecken sind verbreitet, was zu einer z. T. 
relativ starken „Kammerung“ der Landschaft führt. Weiterhin nimmt hier die ackerbauliche 
Nutzung deutlich zu.  
 
Der gesamte Raum wird durch die Autobahn A 29 von Norden nach Süden durchschnit-
ten, in diesem Bereich verläuft auch die Bahnlinie Oldenburg-Wilhelmshaven. Weitere Be-
einträchtigungen sind durch mehrere Elektrizitäts-Freileitungen, nicht regionaltypische 
Bauformen (Gewerbe- und Industriegebiete) sowie Windparks gegeben. Vorhandene 
Windparks stehen im Gebiet der angrenzenden Kommunen. Außerdem sind weitere 
Windparks in der Gemeinde Rastede, der Gemeinde Jade, der Stadt Varel sowie der Ge-
meinde Ovelgönne im Planverfahren (Erweiterungen des Windparks Liethe, Neuplanun-
gen Delfshausen, Bollenhagen, Neuenwege, Rosenberg, sowie Barghorn).  
 
Engeres Untersuchungsgebiet (15fache Anlagenhöhe) 
Das engere Untersuchungsgebiet umfasst einen Umkreis der 15fachen Anlagenhöhe, im 
vorliegenden Fall also 2.250 m. Dies entspricht nach BREUER (2001: 240) dem durch die 
Errichtung des geplanten Windparks erheblich beeinträchtigten Raum. 
 
Das Landschaftsbild im engeren UG ist vor allem auf der Geest durch eine überwiegend 
intensive landwirtschaftliche Nutzung, einigen Gehölzstrukturen, meist gehölzumstan-
dene Hofstellen und Grundstücke sowie zahlreiche Gräben zu charakterisieren.  
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Für die Abgrenzung und Bewertung der Landschaftsbildeinheiten des engeren Untersu-
chungsgebietes wurden die Darstellungen der Landschaftsrahmenpläne (LANDKREIS AM-
MERLAND 1995 UND LANDKREIS WESERMARSCH 2015) ausgewertet. Darüber hinaus er-
folgte im Mai 2016 eine Landschaftsbildkartierung.  
 
Das UG wurde in zehn Landschaftsbildeinheiten unterteilt (vgl. Plan 2), die nachfolgend 
beschrieben und bewertet werden. 
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 1 „Steenmoor“ 
Die Einheit findet sich an der südwestlichen Grenze des Untersuchungsraumes in der 
naturräumlichen Einheit „Ostfriesisch-Oldenburgische Geest“. Diese Landschaftsbildein-
heit ist gekennzeichnet durch Weiträumigkeit und Gehölzarmut (s. Abb. 13). Die landwirt-
schaftliche Nutzung der Flächen ist aufgrund der ackerbaulichen Nutzung sowie der In-
tensivgrünländer als relativ intensiv anzusehen. Vereinzelte Gehöfte sind straßenseitig 
zumeist eingegrünt.  

 
Abb. 13: Blick auf landwirtschaftliche Nutzflächen 

Die Natürlichkeit ist durch die relativ intensive Nutzung der landwirtschaftlichen Flächen 
stark eingeschränkt. Der Grad an standörtlicher Vielfalt und historischer Kontinuität in der 
betrachteten Landschaftsbildeinheit ist als gering anzusehen. Dennoch sind natürliche 
Prozesse sowie der Wandel der Jahreszeiten anhand der Ackerfrüchte und Bewirtschaf-
tung noch erlebbar. Hinzu kommt, dass der Mensch sich an die moderne Art der Landnut-
zung gewöhnt hat und diese als "normal" empfindet. Die Landschaftsbildeinheit weist da-
her eine „mittlere Bedeutung“ auf. 
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 2 „Herrenmoor“ 
Das Gebiet um das Herrenmoor und Wapeldorfer Plaggen liegt an der westlichen Grenze 
des UG. Hinsichtlich der Weiträumigkeit, Gehölzarmut und landwirtschaftlicher Nutzung 
ähnelt sie der Landschaftsbildeinheit Nr. 1. Lediglich die hindurchfließende Wapel gibt 
dieser Einheit ein leicht verändertes Bild im Vergleich zur Landschaftsbildeinheit Nr. 1 
(s. Abb. 14). Die Wapel ist auf der westlichen Seite der Autobahn begradigt und hat 
dadurch etwas von ihrer Ursprünglichkeit und Natürlichkeit verloren. Die Niederung ist nur 
noch erschwert erkennbar. Zudem reichen die landwirtschaftlichen Nutzflächen bis an die 
schmalen Saumstrukturen der Wapel heran. 
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Abb. 14: Blick von der Wapel in südlicher Richtung 

Die Natürlichkeit ist durch die relativ intensive Nutzung der landwirtschaftlichen Flächen 
als eingeschränkt zu betrachten. Der Grad an standörtlicher Vielfalt und historischer Kon-
tinuität ist als gering anzusehen. Dennoch sind natürliche Prozesse sowie der Wandel der 
Jahreszeiten anhand der Ackerfrüchte und Bewirtschaftung noch erlebbar. Hinzukommt, 
dass der Mensch sich an die moderne Art der Landnutzung gewöhnt hat und diese als 
"normal" empfindet. Die Landschaftsbildeinheit weist daher eine „mittlere Bedeutung“ auf. 
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 3 „Gebiete mit erhöhtem Wallheckenvorkommen“ 
An der Bundesautobahn A 29 befinden sich einige Bereiche, die eine höhere Strukturie-
rung durch Wallhecken aufweisen. Die landwirtschaftliche Nutzung ist dennoch als über-
wiegend intensiv einzustufen. Die bebauten Bereiche besitzen ebenfalls eine gliedernde 
Wirkung der Landschaft. Die Wallhecken sind Zeugen vergangener Landnutzung und so-
mit auch von historischem Wert (s. Abb. 15). Sie verleihen der Landschaftsbildeinheit bzw. 
seinen Teilflächen eine gewisse historische Kontinuität und Vielfalt. Durch die angren-
zende Bundesautobahn A 29 besteht allerdings eine Vorbelastung durch Geräuschimmis-
sion und Zerschneidung der Landschaft. Daher kommt auch dieser Landschaftsbildeinheit 
lediglich einer „mittleren Bedeutung“ zu.  
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Abb. 15: Gebiet um Wapeldorf 

 
Landschaftsbildeinheit Nr. 4 „Rosenberg bis Neuenwege sowie Bekhausen und 
Umgebung“ 
Diese Landschaftsbildeinheit beinhaltet die Siedlungsbereiche von Rosenberg bis Neuen-
wege im Norden des Untersuchungsgebiets sowie von Bekhausen und Umgebung im 
Südosten. In dieser Einheit findet sich eine relativ intensive landwirtschaftliche Nutzung 
mit Acker- sowie Grünlandflächen (s. Abb. 16 und Abb. 17).  
 

 
Abb. 16: Grünländer bei Hünerberg 
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Abb. 17: Blick auf Biogasanlage in Neuenwege 

Einige Wallhecken und andere Gehölzstrukturen gliedern die Landschaft. Darüber hinaus 
sind eine lockere Bebauung mit eingestreuten Hofstellen sowie tlw. langgestreckte Stra-
ßensiedlungen charakteristisch. Die Natürlichkeit ist durch die relativ intensive Nutzung 
der landwirtschaftlichen Flächen als eingeschränkt zu betrachten. Eine wesentliche Be-
einträchtigung geht von der Bundesautobahn A 29 aus, die diese Landschaftsbildeinheit 
im Norden mittig zerschneidet. Entsprechend der dargestellten Nutzungsformen wird 
diese Landschaftsbildeinheit mit einer „mittleren Bedeutung“ für das Landschaftsbild ein-
gestuft und bewertet.  
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 5 „Jethauser Moor um Neudorf“ 
Diese Landschaftsbildeinheit befindet sich im Nordosten des Betrachtungsraumes und 
wird der naturräumlichen Einheit „Ostfriesisch-Oldenburgische Geest“ zugeordnet. Hier 
kommt verbreitet Hochmoorgrünland mit einem relativ hohen Anteil an extensiveren Grün-
land vor (s. Abb. 18). Tiefumbruch des Bodens findet nicht statt. Eine historisch kleinteilige 
Strukturierung ist hier noch erkennbar, Hecken, Baumreihen sowie kleine Wäldchen be-
dingen eine hohe Natürlichkeit und Vielfalt. Die für Moorgebiete typischen Straßensied-
lungen und Wege bedingen eine hohe historische Kontinuität dieser Landschaftsbildein-
heit. Vereinzelt vorkommende Weidetiere sowie die an die naturräumliche Situation ange-
passte Landbewirtschaftung (Weiden und Mähwiesennutzung) vermitteln zudem den Ein-
druck landschaftlicher Idylle und Ruhe. Teilweise liegt in dieser Landschaftsbildeinheit der 
durch die vorhandenen Windenergieanlagen des Windparks Hohelucht erheblich vorbe-
lastete Raum, der mit einer „sehr geringen Bedeutung“ für das Landschaftsbild bewertet 
wird. Die verbleibenden Bereiche besitzen aufgrund der beschriebenen Strukturvielfalt 
eine „hohe Bedeutung“ für das Landschaftsbild. 
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Abb. 18: Jethauser Moor 

 
Landschaftsbildeinheiten Nr. 6 und 7 „Niederungsbereich der Wapel“ 
Die Einheiten befinden sich im Untersuchungsraum östlich der Bundesautobahn A 29 und 
liegen zum Großteil in der naturräumlichen Einheit „Ostfriesisch-Oldenburgische Geest“. 
Der östliche Bereich um die Wapel liegt teilweise in der Einheit „Watten und Marschen“. 
Die Niederung ist deutlich durch ihre tiefere Lage im Gelände erkennbar. Die hindurchflie-
ßende Wapel besitzt auf dieser Seite der Autobahn zum Teil noch einen naturnahen Ver-
lauf.  

 
Abb. 19: Blick auf die Wapel mit angrenzenden Grünlandflächen 

 
Entsprechend der noch erhaltenen besonderen Eigenart und Naturnähe sowie eine klein-
teiligere Strukturierung der Landschaftsbildeinheit 6 im Vergleich zur Einheit 7 wird die 
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Niederung der unveränderten Wapel (Landschaftsbildeinheit Nr. 6) mit einer „hohen Be-
deutung“ für das Landschaftsbild eingestuft und bewertet. Teilweise liegt in dieser Land-
schaftsbildeinheit ebenfalls der durch die vorhandenen Windenergieanlagen des Wind-
parks Hohelucht erheblich vorbelastete Raum, der mit einer „sehr geringen Bedeutung“ 
für das Landschaftsbild bewertet wird. 
 
Der westliche Teil der Wapelniederung östlich der Autobahn, der der Landschaftsbildein-
heit Nr. 7 zugeordnet wird, ist begradigt und hat dadurch an Naturnähe und historischer 
Kontinuität im Vergleich zum östlichen Teils der Wapelniederung verloren. Aufgrund des-
sen wird diesem Bereich eine „mittlere Bedeutung“ zugesprochen. 
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 8 „Westlich Jaderberg“ 
Diese Landschaftsbildeinheit liegt im Osten des Betrachtungsraumes und wird wieder der 
naturräumlichen Einheit „Ostfriesisch-Oldenburgische Geest“ zugeordnet. In dieser Ein-
heit findet sich eine relativ intensive landwirtschaftliche Nutzung mit Acker- sowie Grün-
landflächen. Der Grünlandanteil ist etwas höher als der Ackeranteil.  

 
Abb. 20: Blick Richtung Bahnstrecke Oldenburg - Wilhelmshaven 

Nur wenige Gehölze gliedern hier die Landschaft, wodurch ein weiträumiger Charakter 
entsteht. Einige wenige Gehöfte finden sich zerstreut in der Landschaft. Die Natürlichkeit 
und historische Kontinuität ist durch die relativ intensive Nutzung der landwirtschaftlichen 
Flächen als eingeschränkt zu betrachten. Entsprechend der dargestellten Nutzungsfor-
men wird diese Landschaftsbildeinheit mit einer „mittleren Bedeutung“ für das Land-
schaftsbild eingestuft und bewertet.  
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 9 „Ortschaft Jaderberg“ 
Jaderberg liegt an der östlichen Grenze des Betrachtungsraumes und befindet sich zum 
größten Teil in der naturräumlichen Einheit „Ostfriesisch-Oldenburgische Geest“. Die 
Wohnhäuser gehören zumeist älteren Baujahren an, jedoch finden sich auch Neubauge-
biete an den Ortsrändern. Die für Norddeutschland typische Klinkerbauweise wird auch 
hier beibehalten und verleiht den Ortschaften die regionaltypische Eigenart.  
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Abb. 21: Beispiel der Wohnhäuser in Jaderberg (außerhalb des Untersuchungsrau-

mes) 

 
Die Siedlungsbereiche weisen die derzeit typischen Strukturen und Elemente hinsichtlich 
Gebäudedichte, -anordnung und Gartengestaltung auf. Trotz der überwiegend verwende-
ten Klinkerbauweise ist kein besondere im historischen Sinne dörfliche Idylle zu erkennen. 
Wie oftmals üblich, überwiegen wenig naturnah gestaltete und daher auch relativ struktur-
arme Gartengestaltungen mit Rasenflächen und hohen Anteilen immergrünen Hecken 
ohne Blütenreichtum und besondere ästhetische Eigenart oder Vielfalt. Als Vorbelastung 
ist die durch die Ortschaft verlaufende Bahnstrecke Oldenburg – Wilhelmshaven anzuse-
hen sowie ein Funkmast im Bereich der Bahnschienen. Mehrere Eichen, die als Natur-
denkmale ausgewiesen wurden, bereichern das Ortsbild. Die Landschaftsbildeinheit der 
Siedlungsbereiche ist insgesamt gesehen aufgrund ihres "Normalcharakters" ohne be-
sonders hervorzuhebende negative sowie positive Einflüsse auf das Landschaftsbild von 
„mittlerer Bedeutung“. 
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 10 „Gewerbe“ 
Westlich von Jaderberg besteht ein großflächiges Gewerbegebiet. Großflächige Versie-
gelungen und teilweise relativ hohe weithin sichtbare, nur wenig eingegrünte Gebäude 
beeinträchtigen hier das Landschaftsbild wesentlich. Aufgrund der geringen Natürlichkeit, 
Eigenart und Vielfalt besitzt diese Einheit eine „geringe Bedeutung“ für das Landschafts-
bild. 
 
Für alle Windenergieanlagen gilt grundsätzlich, dass sie das Landschaftsbild erheblich 
verändern. Die Masten sowie ihre Rotoren sind, insbesondere in Landschaften wie der 
hier beschriebenen relativ ebenen Landschaft, bereits aus großer Distanz zu erkennen. 
Insgesamt ist von erheblichen negativen Umweltauswirkungen auf das Landschaftsbild 
durch die Errichtung von WEA auszugehen. 
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3.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
Zum derzeitigen Zeitpunkt sind keine Informationen zu Kultur- und Sachgütern innerhalb 
des Geltungsbereiches bekannt.  
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denkmal-
schutzes und der Denkmalpflege zu beachten. Folglich wird nachrichtlich auf die Melde-
pflicht von ur- und frühgeschichtlichen Bodenfunden im Zuge von Bauausführungen mit 
folgendem Text hingewiesen: „Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder 
frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohlean-
sammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, 
auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des 
Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen dem Niedersächsi-
schen Landesamt für Denkmalpflege – Stützpunkt Oldenburg – Archäologische Denkmal-
pflege oder der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises unverzüglich gemeldet 
werden. Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bo-
denfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werk-
tagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, 
wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.“ 
 
Unter Berücksichtigung der o. g. Vermeidungsmaßnahme ist von keinen erheblichen ne-
gativen Auswirkungen, auch nicht durch die kumulierenden Vorhaben, auf das Schutzgut 
Kultur- und sonstige Sachgüter auszugehen. 

3.9 Wechselwirkungen  
Die Schutzgüter beeinflussen sich in einem Ökosystem gegenseitig, so dass die Wech-
selwirkungen der einzelnen Schutzgüter untereinander bei der Betrachtung der umweltre-
levanten Auswirkungen von Bedeutung sind.  
 
In den geplanten Bauflächen führt die vorgesehene Überbauung von Boden zwangsläufig 
zu einem Verlust der Funktionen dieser Böden, wozu auch die Speicherung von Nieder-
schlagswasser zählt. Hierdurch erhöht sich der Oberflächenwasserabfluss, während die 
Versickerung unterbunden wird. Aufgrund des relativ geringen Umfangs der zu versie-
gelnden Flächen sowie der geforderten Minimierungsmaßnahme der Versickerung des 
anfallenden Niederschlagswassers im Geltungsbereich sind hier keine erheblichen nega-
tiven Auswirkungen durch sich negativ verstärkende Wechselwirkungen zu erwarten. Wei-
terhin bringt die Überbauung von Boden negative Auswirkungen auf Pflanzen und Tiere 
mit sich, da Lebensräume zerstört werden. Da dieser Verlust relativ kleinflächig ist, ist 
auch hier von keinen erheblichen sich verstärkenden Auswirkungen auszugehen. ist von 
keinen erheblichen sich verstärkenden negativen Auswirkungen auszugehen. 

3.10 Kumulierende Wirkungen 

Neben der hier vorliegenden Bauleitplanung bestehen seitens der Stadt Varel aktuell kon-
krete Planungen zur Ausweisung weiteren Flächen für die Windparknutzung innerhalb ei-
nes Radius von 2.000 m um den vorliegenden Geltungsbereich. Für diese Planungen 
wurden mit nur geringer zeitlicher Verschiebung Bauleitplanverfahren begonnen. Es han-
delt sich dabei um die geplante Entwicklung des Windparks Neuenwege, welcher mit sei-
nem Geltungsbereich direkt nördlich an den hier vorliegenden Geltungsbereich angrenzt 
sowie um den nordwestlich gelegenen Windpark Rosenberg.  
 
Diese angrenzenden Planungen werden als kumulierende Vorhaben im Umweltbericht 
zur Bauleitplanung "Windenergie Wapeldorf / Heubült" berücksichtigt. Sie befinden sich 
innerhalb eines Radius von ca. 2.000 m um die Planfläche.  
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Abb. 22: Kumulierende Planungen (unmaßstäblich). 

 
Tab. 10: Darstellung und Einschätzung möglicher kumulierender Wirkungen 

Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 
Mensch   
Erholung Die Landschaft weist keine besonders ausge-

prägte oder ausgewiesene Erholungsfunktion im 
Vergleich zu umliegenden Landschaften auf, zu-
mal diese auch durch die Autobahn A29 bereits 
stark eingeschränkt und belastet ist. Eine Erho-
lungsnutzung ist grundsätzlich auch weiterhin 
möglich, wobei dies auch vom Empfinden des ein-
zelnen Erholungssuchenden abhängt, ob er die 
WEA und deren Geräusche, die im Nahbereich zu 
hören sein werden, als störend empfindet. Für die 
Menschen aus den umliegenden Ortschaften ver-
kleinert sich der Bereich der durch WEA unbeein-
trächtigten Landschaft im Nahbereich. Die Auswir-
kungen werden angesichts der Autobahn jedoch 
als weniger erheblich eingestuft. 
Es wird auch auf die Ausführungen weiter unten 
bei "Landschaft" verwiesen.  

weniger erheblich 
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Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 
Gesundheit - 
Lärm 

Das Geräuschsemmissionsgutachten berücksich-
tigt kumulierend die nahgelegenen Windparkpla-
nungen der Stadt Varel und Gemeinde Rastede. 
Die Richtwerte gem. TA-Lärm durch den Betrieb 
aller WEA in den geplanten Windparks dürfen an 
den Immissionspunkten (umliegende Wohnbebau-
ung) nicht überschritten werden 

nicht erheblich  

Gesundheit - 
Schattenwurf 

Bei Überschreitung der vertretbaren Schatten-
wurfzeiten erfolgt eine Abschaltung, so dass keine 
kumulierenden Wirkungen auftreten. 

nicht erheblich  

Pflanzen Da Pflanzen auf ihren Wuchsort festgelegt sind 
und bei den Windparkvorhaben keine nachhalti-
gen Änderungen des Grundwasserstandes vorge-
nommen werden, sind jeweils nur die unmittelbar 
überplanten Standorte betroffen. Durch kumulie-
rende Vorhaben werden die Auswirkungen nicht 
verstärkt oder zusätzlich beeinflusst. 

nicht erheblich 

Tiere Zum jetzigen Zeitpunkt ist von einer kumulieren-
den Wirkung in Bezug auf eine Störwirkung für 
den Rastplatz des Regenbrachvogels auszuge-
hen.   

erheblich 

 Die Betroffenheiten der Fledermäuse sind auf-
grund der erfassten Jagdräume sowie der Zugzei-
ten bereits durch die Einzelvorhaben als erheblich 
einzustufen. 

nicht erheblich bei 
Vermeidungs-
maßnahmen 

Biologische 
Vielfalt 

Keine kumulierenden Auswirkungen auf die biolo-
gische Vielfalt bei Umsetzung des Vorhabens er-
sichtlich. 

nicht erheblich 

Boden Durch die relativ kleinflächigen Bodenversiegelun-
gen sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
durch kumulierende Vorhaben zu erwarten.  

nicht erheblich 

Wasser Da mit den Windparkvorhaben keine Änderungen 
des Grundwasserstandes (mit Ausnahme evtl. 
kurzzeitiger Wasserhaltungsmaßnahmen während 
der Bauphase) erfolgen und vorhandene Gräben 
in ihrer wasserführenden Funktion nicht großflä-
chig beeinträchtigt werden, sind auch keine Aus-
wirkungen auf das Schutzgut durch kumulierende 
Vorhaben zu erwarten.  

nicht erheblich 

Luft Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Luft zu erwarten.  

nicht erheblich 

Klima Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Klima zu erwarten.  

nicht erheblich 

Landschaft Die kumulierenden Windparkvorhaben befinden 
sich in unmittelbarer Nähe zueinander, so dass 
sich ihre Einwirkungsbereiche auf das Land-
schaftsbild stark überschneiden. Insgesamt ent-
steht dadurch je nach Betrachtungsstandort op-
tisch der Eindruck eines größeren zusammenhän-
genden Windparks mit 9 WEA. Die Nähe der ku-
mulierenden Vorhaben trägt durch die Konzentra-
tionswirkung somit zur Minimierung des Eingriffs 
in das Landschaftsbild bei. Nichts desto trotz ver-
längert sich die durch WEA geprägte Horizontlinie 
und vergrößert sich der beeinträchtigte Raum, von 
dem aus WEA zu sehen sind. Die Ortschaft Wa-
peldorf und insbesondere die Siedlung am Kop-
pelberg wird bei Realisierung der Windparkpla-
nungen "Rosenberg", "Neuenwege"(Stadt Varel) 

weniger erheblich 
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Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 
und "Wapeldorf/Heubült" (Gem. Rastede) von 
Windparks umgeben.  

Kultur- und 
Sachgüter 

Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Kultur- und Sachgüter zu erwarten, da im Betrach-
tungsraum keine besonderen Baudenkmale oder 
in sonstiger Weise bemerkenswerte Bauten und 
andere kulturhistorische Sachgüter vorhanden 
sind, deren Ansicht durch mehrere Windparks ver-
stärkt beeinträchtigt würde.  

nicht erheblich 

 

3.11 Zusammengefasste Umweltauswirkungen  
Durch das geplante Vorhaben im Rahmen der Aufstellung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans Nr. 11 werden weniger erhebliche negative Umweltauswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch (im Hinblick auf die Erholung) durch die geplante Überbauung vorbe-
reitet. Erhebliche negative Auswirkungen sind jedoch auf die Schutzgüter  Pflanzen, Bo-
den, Wasser und Landschaft zu erwarten. Ebenfalls erhebliche negative Auswirkungen 
sind auf das Schutzgut Tiere - Vögel und Tiere - Fledermäuse zu erwarten.  
 
Weitere Schutzgüter werden durch die vorliegende Planung in ihrer Ausprägung nicht ne-
gativ beeinflusst. Insgesamt betrachtet werden durch den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan bzw. durch die Realisierung der künftigen Bebauung in einem gewissen Umfang 
erhebliche negative Umweltauswirkungen vorbereitet. 
Tab. 11: Zu erwartende Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter und ihre Bewer-

tung 

••• sehr erheblich/ •• erheblich/ • weniger erheblich / - nicht erheblich 
 
Kompensationspflichtig werden lediglich Eingriffe, die entweder sehr erheblich oder er-
heblich sind. 

Schutzgut Beurteilung der Umweltauswirkungen Erheblichkeit 
Mensch  Keine erheblichen Auswirkungen in Bezug auf 

Schall / Schatten 
 Weniger erhebliche negative Auswirkungen auf die 

Erholungsnutzung  

• 

Pflanzen  Verlust von Pflanzen/Pflanzenlebensräumen •• 
Tiere  erhebliche negative Auswirkungen auf Brutvögel,  

Gastvögel und Fledermäuse 
•• 

Boden  erhebliche negative Auswirkungen •• 
Wasser  erhebliche negative Auswirkungen •• 

Klima und 
Luft 

 keine erheblichen negativen Auswirkungen - 

Landschaft   erhebliche Beeinträchtigungen durch Vergrößerung 
des landschaftsästhetisch beeinträchtigten Be-
reichs  

•• 

Kultur- und 
sonstige 

Sachgüter 

 keine erheblichen negativen Auswirkungen - 

Wechselwir-
kungen 

 keine erheblichen sich verstärkenden Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Schutzgütern 

- 
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4.0 ENTWICKLUNGSPROGNOSE DES UMWELTZUSTANDES  

4.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Planungsdurchführung 
Bei der Umsetzung des Planvorhabens ist mit den in Kap. 3.0 genannten Umweltauswir-
kungen zu rechnen.  
 
Es wird durch die Realisierung der Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 11 die Errichtung von fünf Windenergieanlagen im Planungsraum ermöglicht. 
Dazu werden Erschließungswege als private Verkehrsflächen festgesetzt. Die übrigen 
Flächen im Planungsraum werden weiterhin überwiegend landwirtschaftlich als Grünland 
genutzt. 
 
Im Zuge der Realisierung der Planung können auf der Grundlage von Vermeidungs-, Mi-
nimierungs- und Kompensationsmaßnahmen die ermittelten erheblichen negativen Aus-
wirkungen auf die Schutzgüter vermieden, minimiert bzw. kompensiert werden (siehe 
Kap. 5.0). Erforderliche Kompensationsmaßnahmen für verbleibende Beeinträchtigungen 
werden in Kapitel 5.3 dargestellt. 

4.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung – Nullvariante 
Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die derzeit bestehenden Nutzungen wahr-
scheinlich unverändert erhalten. Die Flächen würden weiterhin vorwiegend als Grünland 
bzw. Acker genutzt werden.  

5.0 VERMEIDUNG, MINIMIERUNG UND KOMPENSATION NACHTEILIGER UM-
WELTAUSWIRKUNGEN 
Gemäß § 15 (1) des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ist der Verursacher eines 
Eingriffs verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unter-
lassen. „Beeinträchtigungen sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem 
Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind. Soweit Beeinträchtigungen nicht 
vermieden werden können, ist dies zu begründen.“ 
 
Das geplante Vorhaben wird unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft auslösen. Diese sind aber bereits durch die Standortwahl im Vorfeld möglichst mi-
nimiert worden, da diese Fläche zu einer Konzentration von Windenergieanlagen in einem 
für Natur und Landschaft weniger wertvollen Raum führt (vgl. hierzu Kap. 2.4). Weitere 
Vermeidungs-/Minimierungsmaßnahmen werden im Folgenden dargestellt. 
 
Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen durch 
Maßnahmen des Naturhaushaltes und der Landschaftspflege vorrangig auszugleichen 
(Ausgleichsmaßnahmen) oder in sonstiger Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahmen). 
Ausgeglichen (Ausgleichsmaßnahmen) ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die 
beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes wiederhergestellt sind und das Land-
schaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. In sonstiger Weise 
kompensiert (Ersatzmaßnahmen) ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beein-
trächtigten Funktionen des Naturhaushaltes in gleichwertiger Weise ersetzt sind oder das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. ... (§ 15 (1) und (2) BNatSchG). 
 
Obwohl durch die Aufstellung des Bebauungsplanes selbst nicht in den Naturhaushalt und 
das Landschaftsbild eingegriffen werden kann, sondern nur durch dessen Realisierung, 
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ist die Eingriffsregelung dennoch von Bedeutung, da nur bei ihrer Beachtung eine ord-
nungsgemäße Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange möglich ist. 
 
Zur Vermeidung bzw. Verminderung von Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes werden die im folgenden Kap. 5.1 beschriebenen Aussagen ge-
troffen. In Kap. 5.3 werden die Maßnahmen zur Kompensation der nicht zu vermeidenden 
negativen Auswirkungen auf Natur und Landschaft dargestellt. 

5.1 Vermeidung / Minimierung 
Grundlegende Vermeidungsmaßnahme ist die Auswahl des Standortes, die nach einer 
Abwägung auf der Grundlage der Standortpotenzialstudie erfolgt ist (s. Kap. 2.4). Damit 
wurde der Standort ausgewählt, der die beste Ausnutzung der Fläche (Ertrag) und gleich-
zeitig geringe Auswirkungen auf Natur und Landschaft erwarten lässt.  

5.1.1 Schutzgut Mensch  
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch zu verringern, werden folgende Maßnah-
men zur Vermeidung festgesetzt bzw. sind als örtliche Bauvorschriften oder Hinweise in 
der Planzeichnung enthalten: 
 

 Innerhalb der festgesetzten Sondergebiete 2-5 (SO WEA 2-5) mit der Zweckbe-
stimmung Windenergieanlagen (WEA) gem. § 11 BauNVO dürfen Windenergie-
anlagen mit einem maximalen Schallleistungspegel (inkl. Sicherheitszuschlag) für 
die maßgeblichen Nachtzeit (22 bis 6 Uhr) von 103,3 dB(A) betrieben werden.  
 
Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes 1 (SO WEA 1) mit der Zweckbestim-
mung Windenergieanlagen (WEA) gem. § 11 BauNVO dürfen Windenergieanla-
gen mit einem maximalen Schallleistungspegel (inkl. Sicherheitszuschlag) für die 
maßgeblichen Nachtzeit (22 bis 6 Uhr) von 101,6 dB(A) betrieben werden. 
 
Die Windenergieanlagen sind hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betrei-
ben, dass die Immissionsrichtwerte gem. TA-Lärm eingehalten werden. 

 Die Windenergieanlagen müssen mit einem runden Trägerturm, der sich nach 
oben verjüngt, errichtet werden. 

 Die einzelnen Bauteile der Windenergieanlagen (WEA) sind in einem mattierten, 
weißen bis hellgrauen Farbton anzulegen. 

 Die Außenfassaden von Umspannwerken und Nebenanlagen (Hochbauten wie 
z.B. erforderliche Kompaktstationen) sind mit einem dauerhaft mattierten hell-
grauen oder schilfgrünen Anstrich zu versehen. 

 Innerhalb des Geltungsbereiches sind Werbeanlagen und Werbeflächen nicht zu-
lässig. Ausgenommen ist die Eigenwerbung des Herstellers, bezogen auf den in-
stallierten Anlagentyp. Die Werbeaufschrift ist auf die Anlagengondel zu beschrän-
ken. Lichtwerbung oder die Beleuchtung der Werbeschrift ist unzulässig. 

 Beleuchtungskörper an baulichen Anlagen und als eigenständige Außenleuchten 
sind nicht zulässig. Ausgenommen ist die notwendige Beleuchtung für Wartungs-
arbeiten sowie Kennzeichnungen gemäß Luftverkehrsgesetz. 

 Die innerhalb der sonstigen Sondergebiete (SO WEA 1-5) zulässigen Windener-
gieanlagen sind mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten, sofern die Schat-
tenwurfzeiten an den relevanten Immissionsorten überschritten werden. Die zum 
Zeitpunkt der Planaufstellung vertretbaren Schattenwurfzeiten betragen 30 Minu-
ten pro Tag und 30 Stunden je Jahr. 
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Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zu be-
rücksichtigen: 
 

 Eine Genehmigung der zuständigen Luftfahrtbehörde vorausgesetzt, verpflichtet 
sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag gegenüber der Gemeinde, dass 
eine bedarfsgerechte Nachtbefeuerung zum Einsatz kommt. 

5.1.2 Schutzgut Pflanzen 
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und –minimierung 
Rechnung und werden daher verbindlich festgesetzt: 

 Die erforderlichen Zuwegungen werden zu 100 % in Schotterbauweise wasser-
durchlässig befestigt. 

Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zu be-
rücksichtigen: 

 Der Schutz der Gehölze wird während der Bauphase gemäß RAS-LP 4 bzw. DIN 
18920 gewährleistet. 

 Sollten sich nach den durchgeführten Erfassungen zu den gefährdeten bzw. be-
sonders geschützten Pflanzen neue Wuchsstandorte ergeben haben, welche im 
Bereich von zu verrohrenden Grabenabschnitten liegen, so sind die Pflanzen über 
eine ökologische Baubegleitung an unbeeinträchtigte Standorte umzusiedeln. 

5.1.3 Schutzgut Tiere  
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und –minimierung 
Rechnung und werden daher verbindlich festgesetzt: 

 Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB ist die Baufeldräumung/Baufeldfreima-
chung (ausgenommen Gehölzentfernungen) zur Vermeidung artenschutzrechtli-
cher Verbotstatbestände gem. § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) au-
ßerhalb der Zeit zwischen dem 1. März und dem 15. Juli durchzuführen. Eine Bau-
feldräumung/Baufeldfreimachung ist ausnahmsweise in der Zeit zwischen dem 
1. März und dem 15. Juli zulässig, wenn durch eine ökologische Baubegleitung 
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausgeschlossen werden können.  

 Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB sind Baumfäll- und Rodungsarbeiten 
zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gem. § 44 (1) 
BNatSchG außerhalb der Zeit zwischen dem 1. März und dem 30.September 
durchzuführen. Unmittelbar vor den Fällarbeiten sind die Bäume durch eine sach-
kundige Person auf die Bedeutung für höhlenbewohnende Vogelarten sowie auf 
das Fledermausvorkommen zu überprüfen. Sind Individuen/Quartiere vorhanden, 
so sind die Arbeiten umgehend einzustellen und das weitere Vorgehen ist mit der 
unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.  
 

Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zu be-
rücksichtigen: 

 Beleuchtungen sind abgesehen von Beleuchtung zu Wartungsarbeiten und der 
vorgeschriebenen Nachtbefeuerung nicht zulässig. 

 Um das Kollisionsrisiko für den Baumfalken unter die Signifikanzschwelle zu brin-
gen, müssen WEA im Umkreis von 500 m um den Horst eines Baumfalken ab dem 
Zeitpunkt drei Wochen nach dem Schlupf der Jungen für sechs Wochen tagsüber 
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abgeschaltet werden, bis die Jungen abgezogen sind. Der konkrete Zeitraum ist 
abhängig vom Schlupftermin.  
 
Zur Vermeidung oder evtl. Verkürzung von Abschaltzeiten ist ein Monitoring zur 
Feststellung der Baumfalkenbrut und des Schlupfzeitpunktes der Jungen sowie 
auch einer evtl. Brutaufgabe oder –verlagerung unerlässlich. Ein solches Monito-
ring sollte umfassen:  
 Erfassung des Neststandorte im Umkreis von 1000 m um die Potenzialfläche 

im Zeitraum Mitte April bis Mitte Mai. Bei einer Entfernung des Baumfalkennes-
tes von mehr als 500 m zwischen WEA und Nest kann ein weiteres Monitoring 
entfallen. 

 Kontrolle des Brutverlaufs (1 x wöchentlich) nach Beginn der Brut 
 Raumnutzungsuntersuchungen von einem Punkt aus, nachdem die Jungen ca. 

3 Wochen alt sind (2 x wöchentlich im Zeitraum Mitte Juli – September)  
 
Bei Aufgabe der Brut würden sich die Abschaltzeiten entsprechend verringern. 
Sollte im Bereich des 1000 m-Radius zwei Jahre in Folge keine Baumfalkenbrut 
ermittelt werden, erübrigen sich weitere Untersuchungen und Abschaltzeiten.  

 Die Gondeln der Windenergieanlagen sollten möglichst wenige Öffnungen aufwei-
sen, durch die z. B. Fledermäuse ins Innere gelangen könnten. 

Vermeidungs-/Minimierungsmaßnahmen Fledermäuse 
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und –minimierung 
Rechnung: 
 

 Abschaltung der WEA in Zeiten erhöhter Fledermausaktivität und Kollisionsgefahr: 
Abschaltzeiten sind auf der nördlichen Teilfläche von August bis Mitte Oktober not-
wendig. Diese Abschaltzeiten sollten im August bis Ende September ganznächtig, 
im Oktober von etwa 1 Std. vor Sonnenuntergang bis etwa Mitternacht bei jeweils 
Temperaturen über 10 °C (Umgebungstemperatur) und bei Windgeschwindigkei-
ten unter 7,5 m/s. erfolgen. Abschaltzeiten sind auf der südlichen Teilfläche zwi-
schen Mitte August bis Mitte September bei jeweils Temperaturen über 10 °C (Um-
gebungstemperatur) und bei Windgeschwindigkeiten unter 7,5 m/s. ganznächtig 
notwendig.  

 
Da die vorgeschlagenen Abschaltzeiten das Vorsorgeprinzip berücksichtigen sowie eine 
gewisse Prognoseunsicherheit beinhalten, sollte dem Antragsteller die Möglichkeit gege-
ben werden, die Erweiterung der zulässigen Betriebszeiträume mit Hilfe eines Monitorings 
zu prüfen. Es wird ein nachfolgendes zweijähriges akustisches Gondelmonitoring gemäß 
Nds. Windenergieerlass empfohlen, mit dem geprüft werden kann, wie hoch das Schlag-
risiko tatsächlich ist. Die oben genannten Abschaltzeiten sind grobe Vorgaben, um dem 
Artenschutz Rechnung zu tragen. Sie sind im Genehmigungsbescheid nach BImSchG 
verbindlich zu bestimmen. 

 
Während der ggf. beauflagten Phasen einer vorsorglichen Abschaltung, können die 
WEA generell ab einer Windgeschwindigkeit von 7,5 m (in Gondelhöhe gemessen) 
wieder in Betrieb gehen, da bei Windgeschwindigkeiten über 7,5 m/s nur noch ein 
geringes Risiko von Fledermausschlag besteht. 
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5.1.4 Schutzgut Boden  
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und –minimierung 
Rechnung und werden daher verbindlich festgesetzt: 

 Die erforderlichen Zuwegungen werden zu 100 % in Schotterbauweise wasser-
durchlässig befestigt. 

 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zu be-
rücksichtigen: 
 

 Der Schutz des Oberbodens (§ 202 BauGB) sowie bei Erdarbeiten die ATV DIN 
18300 bzw. 18320 und DIN 18915 werden beachtet. 

 Während der Bauarbeiten sollte eine bodenkundliche Baubegleitung durchgeführt 
werden, deren grundsätzliches Ziel die Vermeidung und Minimierung möglicher 
Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen im Zuge der Baumaßnah-
men ist. 

 Sollten Böden mit sulfatsauren Eigenschaften anfallen, sind diese durch Zugabe 
von Kalk zu neutralisieren. 

 Nach Rückbau der Kranstellflächen wird die Bodenfunktion wieder hergestellt. 
 Die im Vorentwurf vorgesehene Zuwegung zur WEA 3 wurde verlegt, so dass we-

niger Fläche in Anspruch genommen wird. 

5.1.5 Schutzgut Wasser 
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu verringern, werden folgende Maßnah-
men zur Vermeidung durchgeführt und festgesetzt: 
 

 Die erforderlichen Zuwegungen werden zu 100 % in Schotterbauweise wasser-
durchlässig befestigt. 

 
Weitere Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind: 

 Das anfallende Niederschlagswasser wird innerhalb des Plangebietes versickert 
bzw. verbleibt im Gebiet ( Gräben). 

 Erforderliche Wasserhaltungsmaßnahmen sind zeitlich und örtlich begrenzt.  
 Während der Baumaßnahme sollen sämtliche Baumaßnahmen zur Wasserhal-

tung im Rahmen der bodenkundlichen Baubegleitung überwacht werden. 
 Für die Fundamente und Pfähle sind Betonfestigkeitsklassen zu verwenden, wel-

che Auswaschungen vermeiden. 
 Es wird die Verwendung auswaschungsstabiler Betonpfähle vorgesehen. 
 Der Flächenverbrauch wird auf Mindestmaß reduziert. So wurde die Querung der 

Bekhauser Bäke verlegt, um über eine rechtwinklige Überfahrung weniger Länge 
verrohren zu müssen. 

 Erforderliche Wasserhaltungsmaßnahmen sind zeitlich und örtlich begrenzt.  

5.1.6 Schutzgut Klima / Luft 
Es sind keine erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten, folglich sind auch keine 
Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahmen notwendig oder vorgesehen. Durch Maß-
nahmen zum Ausgleich von Beeinträchtigungen anderer Schutzgüter können allerdings 
zusätzlich positive Wirkungen auf die Schutzgüter Klima und Luft erreicht werden. 
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5.1.7 Schutzgut Landschaft 
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft zu verringern, werden folgende Maß-
nahmen zur Vermeidung durchgeführt: 
 

 Es werden gedeckte, nicht reflektierende Farben für die Windenergieanlagen ver-
wendet. 

 Werbeanlagen und Werbeflächen sind (abgesehen vom Anlagentyp an der Gon-
del) nicht zulässig. 

 Beleuchtungen sind abgesehen von Beleuchtung zu Wartungsarbeiten und der 
vorgeschriebenen Nachtbefeuerung nicht zulässig. 

 Es werden Anlagen eines Anlagentyps (u. a. gleiche Drehrichtung und -geschwin-
digkeit) verwendet werden. 

5.1.8 Schutzgut Kultur und Sachgüter 
Im Vorfeld der Planungen erfolgte eine Abstimmung zur Verlegung der Zuwegung für den 
südlichen Teilbereich dahingehend, dass ein Abstand von 5 m zu der vorhandenen Wall-
hecke eingehalten wurde, um diese nicht zu beeinträchtigen. 
 
Es sind dadurch keine erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten, folglich sind 
auch keine weiteren Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahmen notwendig. 

5.2 Eingriffsbilanzierung und Kompensation  

5.2.1 Bilanzierung Biotoptypen  
Entsprechend der §§ 14 und 15 (Eingriffsregelung) des BNatSchG muss ein unvermeid-
barer zulässiger Eingriff in die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und das Land-
schaftsbild durch geeignete Maßnahmen kompensiert werden. 
 
Für die Eingriffsbilanzierung werden die Flächen zu Grunde gelegt, die mit dem vorliegen-
den Bebauungsplan im Vergleich mit dem jetzigen Zustand eine Veränderung erfahren. 
Zur Ermittlung des Eingriffes in Natur und Landschaft wird das Bilanzierungsmodell des 
Niedersächsischen Städtetages von 2013 (Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung) angewandt. In diesem Modell werden Eingriffs-
flächenwert und Kompensationsflächenwert ermittelt und gegenübergestellt. Zur Berech-
nung des Eingriffsflächenwertes werden zunächst Wertfaktoren für die vorhandenen Bio-
toptypen vergeben und mit der Größe der Fläche multipliziert. Analog werden die Wert-
faktoren der Biotoptypen der Planungsfläche mit der Flächengröße multipliziert und an-
schließend wird die Differenz der beiden Werte gebildet.  
 

   a) Flächenwert des Ist-Zustandes: 
 

Größe der Eingriffsfläche in m² x Wert-
faktor des vorhandenen Biotoptyps  
 

   b) Flächenwert des Planungszustandes: Größe der Planungsfläche in m² x Wert-
faktor des geplanten Biotoptyps  
 

c)    Flächenwert des Planungszustandes 
    -  Flächenwert des Ist-Zustandes 
=     Flächenwert des Eingriffs (Maß für die Beeinträchtigung) 
 

Mit Hilfe dieses Wertes wird die Bilanzierung von Eingriff und Kompensation ermöglicht. 
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Tab. 12: Berechnung des Flächenwertes des Eingriffs: 

IST-Zustand 
 

Planung 
 

Biotoptyp Fläche 
(m²) 

Wert- 
faktor 

Flächen- 
wert 

Biotoptyp Fläche 
(m²) 

Wert- 
faktor 

Flächen- 
wert 

Nordbereich 
FMS 1.633 4 6.532 FMS 1.633 4 6.532 
BE 80 3 240 BE 50 3 150 

BRR 148 3 444 FGR 1.617 2 3.234 
FGR 1.785 2 3.570 GIF 74.520 2 149.040 
GIF 80.851 2 161.702 GA 10.212 1 10.212 
GA 10.212 1 10.212 OVW*3 4.277 1 4.277 

    X*4 2.400 0 0 
Südbereich 

FMS 2.131 4 8.524 FMS 2.075 4 8.300 
HN 55 4 220 HN 55 4 220 

HBE*1 40 3 120 HBE 10 3 30 
HBE*2 30 3 90 HBA 656 3 1.968 
HBA 676 3 2.028 GEF 2.881 3 8.643 
GEF 2.923 3 8.769 FGR 905 2 1.810 
UHM 43 3 129 A 65.710 1 65.710 
FGR 1.455 2 2.910 OVW*3 7.481 1 7.481 
GIT 939 2 1.878 X*4 3.600 0 0 
A 75.151 1 75.151     

Flächenwert Ist-Zustand: 282.519 Flächenwert Planung: 267.607 
 

*1 Einzelbäume mit > 0,3 m Stammdurchmesser werden mit 20 m2 Grundfläche berücksichtigt. 
Der Flächenwert wird nicht zur Grundfläche dazugezählt. 

*2 Einzelbäume mit < 0,3 m Stammdurchmesser werden mit 10 m2 Grundfläche berücksichtigt. 
Der Flächenwert wird nicht zur Grundfläche dazugezählt. 

*3 Gemäß textlicher Festsetzung Nr. 5 sind die privaten Verkehrsflächen zu 100 % wasserdurch-
lässig zu versiegeln. Für die demzufolge geschotterten Bereiche wird die Wertstufe 1 ange-
setzt. 

*4 Vollständig versiegelte Fläche der ausgewiesenen Sondergebiete WEA 1 bis WEA 5 (Grund-
fläche GR ≤ 1.200 m²). Eine Überschreitung gemäß § 19 (4) BauNVO ist nicht zulässig. 

 
 
 Flächenwert Planung = 267.607 
- Flächenwert Ist-Zustand = 282.519 
= Flächenwert des Eingriffs =  - 14.912 

 
Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 ergibt sich somit ein Flächenwert von 
– 14.912 für den Eingriff in Natur und Landschaft, der kompensiert werden muss. Dies 
entspricht einer Flächengröße von ca. 14.912 m² bei Aufwertung um einen Wertfaktor. 

5.2.2 Tiere 
Brutvögel 
Als Ergebnis der Auswirkungsprognose in Bezug auf Brutvogelarten wurde für den Kiebitz 
eine erhebliche Beeinträchtigung in Form von geringen Verdrängungswirkungen durch die 
Windenergieanlagen festgestellt. Weiterhin wurden für die Arten Mäusebussard und Feld-
lerche ein erhöhtes Kollisionsrisiko abgeleitet. 
 
REICHENBACH (2003) schlägt als Kompensationsbedarf für Arten mit geringer bis mittlerer 
Empfindlichkeit wie dem Kiebitz vor, für alle Brutpaare innerhalb von 50 m von der nächs-
ten Windenergieanlage von einer Funktionsminderung der Hälfte ihres Territoriums und 
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für alle Kiebitzpaare bis zu einer Entfernung von 100 m von der nächsten Anlage von einer 
Funktionsminderung eines Viertels ihres Territoriums auszugehen (l. c.: 182).  
 
Bei einer angenommenen durchschnittlichen Reviergröße von jeweils 2 ha ergibt sich hie-
raus für das Kiebitzpaar innerhalb von 50 m bzw. 60 m zur nächsten Anlage ein Kompen-
sationsbedarf von 1 ha. 
 
Des Weiteren wird für die kollisionsgefährdete Feldlerche ein Kompensationsflächenbe-
darf in ihrer durchschnittlichen Reviergröße von 2 ha vorgesehen.    
 
Mit der sogenannten PROGRESS-Studie wurde erstmals zumindest rechnerisch für den 
Mäusebussard eine mögliche Populationsrelevanz durch Kollisionen der Art mit WEA fest-
gestellt. Das heisst Verluste an WEA durch Kollisionen können einen Einfluss auf die Be-
standsgröße der Art haben. Zum Ausgleich von Verlusten durch Kollisionen sollten im 
Rahmen von Windparkplanungen daher populationsstärkende Maßnahmen an anderer 
Stelle als Kompensation durchgeführt werden. Hierfür gibt es jedoch hinsichtlich des er-
forderlichen Umfangs keine konkreten fachlichen Empfehlungen. Die Dichte der Besied-
lung einer Landschaft durch den Mäusebussard ist jedoch stark vom Nahrungsangebot 
abhängig (MEBS 1964). Insofern ist davon auszugehen, dass über eine Verbesserung des 
Nahrungsangebotes eine Stärkung der Mäusebussardpopulation und ein Ausgleich von 
Verlusten möglich sind. Im Rahmen der vorliegenden Planung wird daher pro Mäusebus-
sardbrutpaar 2 ha, also insgesamt 8 ha Kompensationsfläche vorgesehen, auf denen 
durch Extensivierungsmaßnahmen die Populationen von Kleinsäugern (Feldmäuse) und 
somit die Nahrungsverfügbarkeit für den Mäusebussard im Umkreis erhöht wird.  
 
Gastvögel 
Als Ergebnis der Auswirkungsprognose (s. Kap. 3.2.2) in Bezug auf Gastvogelarten wur-
den keine erhebliche Beeinträchtigung der Rastplatzfunktion der vorkommenden Arten 
festgestellt.  
 
Für den Regenbrachvogel wird jedoch aufgrund der kumulierenden Wirkung der benach-
barten Windparkvorhaben der Gemeinde Rastede und der Stadt Varel eine voraussichtli-
che Verringerung der Frequentierung der Nutzung des Rastplatzes an der Wapel bzw. der 
Bekhauser Bäke erwartet.  

 
Zur Empfindlichkeit des Regenbrachvogels gegenüber Windenergieanlagen liegen so gut 
wie keine (veröffentlichten) Informationen vor. Bei REICHENBACH et al. (2004) wird von 
einer geringen bis mittleren Empfindlichkeit der Art mit Meidedistanzen bis zu einer Ent-
fernung von 100 m ausgegangen. Es handelt sich allerdings um eine Tendenzaussage 
anhand nur einer Untersuchung aus der Krummhörn/Ostfriesland mit einer kleinen Daten-
basis und in einem Windpark mit für heutige Verhältnisse kleinen Anlagen.  

 
Um die mögliche Beeinträchtigung der Art zu beurteilen, kann hilfsweise ein Analogie-
schluss zum Großen Brachvogel (als Gastvogel) als Art mit ähnlichen ökologischen An-
sprüchen und aufgrund des Vorkommens beider Arten in gemischten Trupps herangezo-
gen werden. Für den Großen Brachvogel sind Verdrängungswirkungen durch Windener-
gieanlagen von etwa 200 m bekannt (HÖTKER 2006), von Schlagopfern dieser Art durch 
Windenergieanlagen sind in Deutschland vier Exemplare und in den Niederlanden sieben 
Exemplare bekannt. Ausgehend von diesem Analogieschluss wäre eine potenzielle Ver-
drängung des Regenbrachvogels durch Windenergieanlagen nicht auszuschließen. 
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Im Rahmen der 2016 und 2017 durchgeführten Raumnutzungsuntersuchung des Regen-
brachvogels im Bereich der Wapelniederung und der Jader-Marsch wurden Regenbrach-
vögel in Abständen von 90 m bis 150 m zum nächstgelegenen Windpark Hohelucht (Stadt 
Varel) mit 100 - 150 m hohen WEA festgestellt. 
 
In der Wapelniederung wurden die meisten national und landesweit bedeutsamen Rast-
zahlen des Regenbrachvogels westlich der A 29 ermittelt. Nördlich der L 820 - im Osten 
der A 29 - liegt ein weiterer Schwerpunkt, allerdings nur mit Zahlen bis max. 9 Exemplaren. 
Innerhalb des nördlichen Teilgebietes der Planflächen wurden einmal drei Exemplare an-
getroffen. Die Bedeutung der Wapelniederung für den Regenbrachvogel, die sich bei den 
Kartierungen in 2013/2014 dargestellt haben, wurde in den zusätzlichen Erfassungen be-
stätigt. Bezüglich der Rasthabitate erwiesen sich die Regenbrachvögel als sehr flexibel 
und nutzten sowohl Grünland- als auch Ackerflächen zur Rast. Eine Präferenz für feuchte 
Flächen, wie es bei den Untersuchungen in 2016 den Anschein hatte, war im trockenen 
Frühjahr 2017 nicht erkennbar. Erstmals wurden 2017 auch auf dem Heimzug Regen-
brachvögel in unmittelbarer Nähe von Windenergieanlagen registriert. Aufgrund der Er-
gebnisse der Raumnutzungsuntersuchung wird von einer Meidedistanz von 150 m zu den 
nächstgelegenen WEA ausgegangen (Abstände zu WEA im Windpark Hohelucht betru-
gen 90 bis 150 m). Unter der Annahme, dass dieser Umgebungsradius um die Planflä-
chen als Rastfläche (zumindest teilweise) ihre Funktion verliert, ergibt sich eine potenziell 
beeinträchtigte Gesamtfläche von ca. 76 ha. Die Regenbrachvögel nutzen auf ihrem 
Durchzug tageweise jeweils nur einen kleinen Bruchteil dieses Gebietes.  
 
Im Gegensatz zum verhältnismäßig trockenen Frühjahr 2017 zeigte sich bei der Raum-
nutzungsuntersuchung von 2016 eine bevorzugte Nutzung von feuchtem Grünland insbe-
sondere am Rande feuchter Senken. Diese weithin sichtbaren Strukturen können daher 
eine optische Anziehungskraft auf die Regenbrachvögel auf dem Durchzug ausüben. Aus 
diesem Grund wird es als ausreichend angesehen, auf Flächen geringerer Größe jedoch 
in optimaler Lage und Ausformung Kompensationsmaßnahmen durchzuführen. Im vorlie-
genden Fall stehen dazu Flächen in der Jader Marsch als zusammenhängende Fläche 
mit einer Gesamtgröße von über 10 ha zur Verfügung. Die Flächen liegen innerhalb des 
Bereiches, der ebenfalls nachweislich als Rastgebiet für die Art von Bedeutung ist, wobei 
unmittelbar auf diesen Flächen bislang keine Regenbrachvögel kartiert wurden. Insofern 
ist hier eine Kompensation auf anteilig 9,6 ha für eventuell eintretende Beeinträchtigungen 
von Rastgebieten im Planbereich für den Regenbrachvogel möglich. 

5.2.3 Boden 
Auf einer Fläche von ca. 17.758 m² erfolgt die Neuversiegelung bzw. Überbauung offener 
Bodenbereiche. Bezogen auf das Schutzgut Boden stellt dies einen erheblichen Eingriff 
dar. Die Beeinträchtigung des Schutzgutes „Boden“ kann gem. dem Eingriffsmodell nach 
dem NIEDERSÄCHSISCHEN STÄDTETAG (2013) zusammen zu den Wertverlusten für das 
Schutzgut Pflanzen ausgeglichen werden, da die Kompensationsmaßnahmen, welche 
eine Verbesserung der Biotoptypen mit sich bringen multifunktional ebenfalls eine Ver-
besserung der Bodenfunktionen über bspw. eine Verringerung von Nährstoffeinträgen o-
der Bodenbearbeitung mit sich bringen. Da sich der Kompensationsbedarf des Schutzgu-
tes Pflanzen auf eine Fläche von 14.912 m² beläuft, der Eingriff in das Schutzgut Boden 
jedoch auf einer Fläche von 17.758 m² stattfindet, wird die Differenz von 2.846 m² dieser 
beiden Flächen für die restliche Kompensation des Schutzgutes Boden zusätzlich bereit 
gestellt. 

5.2.4 Wasser 
Zur innereren Erschließung der Windenergieanlagen sind Verrohrungen von Gräben über 
Durchlässe erforderlich. Der für das Schutzgut Wasser erforderliche Ausgleichbedarf ori-
entiert sich an der Länge der geplanten Verrohrungen im Bereich der Bekhauser Bäke 
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sowie der übrigen Gräben im Plangebiet und beläuft sich somit aufgrund der Breite der zu 
verrohrenden Gräben auf eine Fläche von ca. 606 m².  

5.2.5 Landschaftsbild 
Die Ermittlung des Umfanges von Kompensationsmaßnahmen für Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes gestaltet sich schwierig, da die Beurteilung einer ästhetischen Qua-
lität sehr subjektiv ist und die Veränderung durch WEA sehr unterschiedlich wahrgenom-
men wird. 
 
Der Ausgleich der erheblichen Beeinträchtigungen bzw. die Wiederherstellung des Land-
schaftsbildes scheidet bei WEA, angesichts der heutigen Bauhöhen, aufgrund der opti-
schen Wirkungen in der Regel aus (NLT 2014). Daher sollte die Kompensation von Ein-
griffen durch WEA generell über die Ersatzzahlung gemäß § 15 Abs. 6 Satz 1 BNatSchG 
erfolgen. Eine Regelung der Kompensation über Ersatzgeldzahlung auf der Ebene der 
Bauleitplanung ist jedoch gemäß BauGB nicht festgelegt und somit besteht hierfür auch 
keine Rechtsgrundlage.  
 
Um daher dennoch einen Flächenbedarf in Hektar für Ersatzmaßnahmen in Abhängigkeit 
von der Bedeutung des Landschaftsbildes ermitteln zu können, wird in Anlehnung an die 
Methode von BREUER (2001) der Kompensationsbedarf analog zu der Flächengröße des 
erheblich beeinträchtigten Raumes festgelegt. Als erheblich beeinträchtigter Raum wird 
der Umkreis der 15-fachen Anlagenhöhe um den Geltungsbereich angesehen. 
 
Für die Ermittlung des Flächenbedarfs in Hektar für Ersatzmaßnahmen wird nach der in 
der nachfolgenden Tabelle (s. Tab. 12) dargestellten flächenanteiligen Berechnung vor-
gegangen. Die sichtverschatteten Bereiche werden von der erheblich beeinträchtigten 
Fläche entsprechend abgezogen. Hierbei wird die Fläche des erheblich beeinträchtigten 
Raumes je nach Wertstufe (Bedeutung) und Anzahl der Windkraftanlagen mit einem er-
rechneten Faktor multipliziert. Dabei werden folgende Faktoren nach BREUER (2001) an-
genommen: 
 
 sehr hohe Bedeutung für das Landschaftsbild: für 1 WKA = 0,4 % und für jede wei-

tere WKA 0,12 % (für 5 WEA = 0,86%), 
 hohe Bedeutung für das Landschaftsbild: für 1 WKA = 0,3 % und für jede weitere 

WKA 0,09 % (für 5 WEA = 0,57%),, 
 mittlere Bedeutung für das Landschaftsbild: für 1 WKA = 0,2 % und für jede weitere 

WKA 0,06 % (für 5 WEA = 0,44%),, 
 geringe Bedeutung für das Landschaftsbild: für 1 WKA = 0,1 % und für jede weitere 

WKA 0,03 % (für 5 WEA = 0,22%). 
 
Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 werden zur Bilanzierung der Eingriffe 
in das Landschaftsbild die fünf Windenergieanlagen WEA 1 bis WEA 5 zu Grunde gelegt, 
um die Eingriffsintensität des gesamten Windparks zu bestimmen. Damit ergibt sich ein 
Gesamtkompensationsbedarf für das Landschaftsbild für alle WEA.  
 
Bestehende und geplante Windparks, die von dem Bebauungsplan unberührt bleiben, ge-
hen hingegen als vorbelastete Bereiche von geringer Bedeutung in die Bewertung ein. Für 
den betroffenen vorbelasteten Raum wird ebenfalls die 15-fache Anlagenhöhe angenom-
men.  
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Tab. 13: Ermittlung des Flächenbedarfs in Hektar für Ersatzmaßnahmen bei drei 
Windkraftanlagen (in Anlehnung an BREUER 2001) 

Bedeutung für das Landschaftsbild sehr hoch 
Fläche des erheblich beeinträchtigten Raumes in ha 0 
Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in % 0,86 % 
Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in ha 0 
Bedeutung für das Landschaftsbild hoch 
Fläche des erheblich beeinträchtigten Raumes in ha 228,15 
Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in % 0,57 % 
Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in ha 1,3 
Bedeutung für das Landschaftsbild mittel 
Fläche des erheblich beeinträchtigten Raumes in ha 1556,97 
Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in % 0,44 % 
Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in ha 6,85 
Bedeutung für das Landschaftsbild gering 
Fläche des erheblich beeinträchtigten Raumes in ha 0,86 
Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in % 0,22 % 
Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in ha 0,0019 

 
Die Kompensationsermittlung ergibt einen Kompensationsbedarf von ca. 8,15 ha für die 
fünf Windenergieanlagen des Windparks Wapeldorf-Heubült. Die sichtverschatteten Be-
reiche wurden bei der Berechnung bereits abgezogen. 

5.2.6 Kompensationsbedarf insgesamt 
Nach dem angewandten Bilanzierungsmodell des Niedersächsischen Städtetages sind 
neben den vom Eingriff betroffenen Biotoptypen bei Eingriffen in Bereiche, die einen be-
sonderen Schutzbedarf aufweisen, besondere Ausgleichsmaßnahmen planerisch vorzu-
sehen und verbal zu begründen. Ein besonderer Schutzbedarf für das Schutzgut Arten 
und Lebensgemeinschaften liegt z. B. bei Vorkommen von gefährdeten Tier- oder Pflan-
zenarten vor. Der Bedarf an Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe in das Landschaftsbild 
ist ebenfalls verbal zu begründen. 
 
Im Folgenden wird der durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 verursachte 
Kompensationsbedarf zusammengestellt (s. Tab. 14): 
 
Tab. 14: Übersicht des Kompensationsbedarfes der verschiedenen Schutzgüter 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Kompensation für das Schutzgut Tiere - Gastvögel kann über eine multifunktionale 
Wirkung zugleich als Maßnahme zur Kompensation der negativen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Pflanzen und Tiere - Brutvögel, Boden, Wasser und Landschaft fungieren. Es 

Schutzgut Kompensationsbedarf 
Pflanzen –  
Biotoptypen  14.912 m² 

Tiere – Brutvögel 
Tiere – Gastvögel  

 

8,0 ha 
9,6 ha 

Boden 2.846 m² (gesamt 17.758 m²) 

Wasser 606 m² 

Landschaft  8,15 ha 



Gemeinde Rastede –  
Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ 89 
 

 
Diekmann  Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

sind somit insgesamt Kompensationsflächen mit einer Größenordnung von 9,6 ha bereit 
zu stellen. 

5.3 Kompensation 
Der Verursacher von Eingriffen ist zu verpflichten, unvermeidbare Beeinträchtigungen 
durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vorrangig auszuglei-
chen. Können beeinträchtigte Funktionen nicht oder nicht in angemessener Zeit wieder 
hergestellt werden (Ausgleichsmaßnahmen), sind diese in sonstiger Weise zu kompen-
sieren (Ersatzmaßnahmen). In sonstiger Weise kompensiert ist eine Beeinträchtigung, 
wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes in gleichwertiger 
Weise ersetzt und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 15 (2) 
BNatSchG). Da Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen in das Schutzgut Arten und 
Lebensgemeinschaften sowie Landschaft nicht im Plangebiet selbst durchgeführt werden 
können, sind Ersatzmaßnahmen auf externen Flächen vorzusehen. 
 
Obwohl durch den Bebauungsplan selbst nicht in den Naturhaushalt und das Landschafts-
bild eingegriffen werden kann, sondern nur durch dessen Realisierung, ist die Eingriffsre-
gelung dennoch von Belang, da nur bei ihrer Beachtung eine ordnungsgemäße Abwägung 
aller öffentlichen und privaten Belange möglich ist. 
 

5.3.1 Ausgleichsmaßnahmen  
Innerhalb des Geltungsbereiches werden keine Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen. 

5.3.2 Ersatzmaßnahmen 
Als Kompensationsziel wird die Extensivierung von zuvor intensiv genutztem Grünland 
vorgesehen. Artenreiche Wiesen sind in intensiv bewirtschafteten Agrarlandschaften sel-
ten geworden. Die in Wiesenflächen vorkommenden Pflanzen beleben das Landschafts-
bild und sind als Lebensraum und Nahrungsbiotop für Flora und Fauna u. a. wegen der 
Seltenheit derartiger Strukturen von großer Bedeutung. Das Bodenleben profitiert durch 
die geringere Nutzung und den Verzicht auf Pestizide. Durch extensive Pflege können 
sich Blühhorizonte entwickeln und sich über einen längeren Zeitraum standortgerechte 
Artenzusammensetzungen einstellen. Die Voraussetzung für eine optimale Entwicklung 
dieser Extensivwiese ist der Ausschluss jeglicher Nutzung mit Ausnahme der nachfolgend 
aufgeführten (s. Kap. 5.3.4) erforderlichen und gezielten Pflegemaßnahmen. Dies bedeu-
tet, dass die Kompensationsflächen zwar weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden, die 
Art der Bewirtschaftung jedoch naturschutzfachlichen Anforderungen unterliegt. Im vorlie-
genden Fall ist die Fläche ausschließlich als Mähwiese zu nutzen und die erwähnten Pfle-
gemaßnahmen bestehen u. a. in Auflagen zu Düngung, Nutzungshäufigkeit und -zeit-
raum. Außerdem ist die Anlage einer Senke/Blänke auf einer der Kompensationsflächen 
geplant. 
 
Da Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen in die Schutzgüter nicht im Plangebiet 
selbst durchgeführt werden können, sind Ersatzmaßnahmen auf externen Flächen vorzu-
sehen. Diese Flächen sollten in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit den vom 
Eingriff beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes stehen und nach Möglichkeit im 
selben Naturraum wie das eingriffsverursachende Projekt liegen. Letzteres ist nicht zwin-
gend erforderlich und besonders bei Grenzlagen auch nicht immer möglich. Wichtiger ist 
in diesen Fällen daher der funktionale Zusammenhang insbesondere für Arten und Le-
bensgemeinschaften (Tiere und Pflanzen). 
 
Weiterhin besteht im vorliegenden Fall ein enger zeitlicher Zusammenhang zwischen drei 
parallel durchgeführten Bauleitplanungen für drei Windparkstandorte im Gemeindegebiet 
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von Rastede, im Rahmen derer drei vorhabenbezogene Bebauungspläne für denselben 
Vorhabenträger aufgestellt werden sollen. Neben der vorliegenden Bauleitplanung betrifft 
dies den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" und 
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 13 "Windenergie Lehmden". Aufgrund die-
ser engen zeitlichen Verbindung und der Gleichartigkeit des Vorhabentyps (Windpark), 
welcher durch die Bauleitplanung vorbereitet wird, werden die genannten Kompensations-
flächen, anteilig für alle drei Windparkplanungen der Gemeinde Rastede herangezogen. 
Die Anteile und Eignung der jeweiligen Flurstücke sind dabei abhängig vom Kompensati-
onsziel (s. Tab. 15). Vor diesem Hintergrund und in Abstimmung mit der unteren Natur-
schutzbehörde des Landkreises Ammerland ist zudem dieselbe Kompensationsfläche 
aufgrund der Mehrfachwirkung für mehrere Arten mit ähnlichen Ansprüchen, die durch 
eines der o. g. Planverfahren betroffen sind, verwendbar (s. Tab. 15). 
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Abb. 23: Übersicht zu der Lage und Nummerierung der Kompensationsflächen zum Geltungsbereich 
(unmaßstäblich)  

5.3.3 Beschreibung der Kompensationsflächen  
Im Folgenden werden die Kompensationsflächen für den geplanten Windpark Wapeldorf-
Heubült im Detail beschrieben.  
 
Gemarkung Jaderaltendeich, Flur 2, Flurstücke: 167, 168, 284/165, 281/162, 285/166, 
280/161, 286/166 sowie 279/161 - Einführung und Überblick 
Bei diesen Kompensationsflächen handelt es sich um eine Fläche von insgesamt 
ca. 11,71 ha Größe aus mehreren, zusammenhängenden Flurstücken nordöstlich der 
Altendeicher Straße in der Gemarkung Jaderaltendeich der Gemeinde Jade im Landkreis 
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Wesermarsch. Sie befinden sich damit in der naturräumlichen Region Watten und Mar-
schen, stehen aber in einem funktionalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen, die 
ca. 5 km entfernt liegen.  
 
Beansprucht werden durch die vorliegende Planung die Flurstücke 167, 168, 285/166, 
280/161, 286/166 und 279/161 mit einer Gesamtfläche 10,0682 ha, wovon anteilig 9,6 ha 
genutzt werden müssen. 
 
Die Kompensationsflächen wurden im Vorfeld hinsichtlich ihrer Eignung und Aufwertbar-
keit mit dem Landkreis Wesermarsch abgestimmt. Die Flächen liegen im Landschafts-
schutzgebiet (LSG) "Marschen am Jadebusen - Ost", das vorrangig der Sicherung und 
Entwicklung eines günstigen Erhaltungszustandes der wertgebenden Arten sowie ihrer 
Lebensräume des im Gebiet des Landkreises Wesermarsch liegenden Teils  des Vogel-
schutzgebietes V 64 (DE 2514-431) „Marschen am Jadebusen“ dient.  
 
Die Kompensationsmaßnahmen dürfen den in der LSG-Verordnung genannten Schutz-
zwecken und Erhaltungszielen nicht entgegenstehen. Der besondere Schutzzweck für 
das Schutzgebiet liegt in der Sicherung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhal-
tungszustandes durch:  
 

I. den Schutz und die  Entwicklung der Lebensräume, insbesondere der wertgeben-
den Arten des Vogelschutzgebietes (Allgemeine Erhaltungsziele) durch den Er-
halt: 

 
a) der offenen, unverbauten und unzerschnittenen Landschaft mit freien Sichtverhält-

nissen als Lebensgrundlage der wertgebenden Arten und als grundlegender Be-
standteil der charakteristischen Eigenart des Landschaftsbildes, 

b) des Nutzungsmosaiks aus unterschiedlich ausgeprägter Grünland- und Ackerbe-
wirtschaftung für den Wiesenvogelschutz und als Nahrungsgrundlage für Rastvö-
gel, 

c) der Vernetzungselemente und Flugkorridore zum Wattenmeer und zu sonstigen 
Nahrungs- und Ruhestätten wertgebender Arten, 

d) und die Entwicklung der Kleibodenentnahmestellen als Vogellebensräume und 
e) Entwicklung zu beruhigten Rast- und Brutgebieten mit Flachwasserzonen, und die 

Entwicklung naturnaher Stillgewässer, strukturreicher Gräben und 
f) sonstiger naturnaher Gewässer, 
g) und die Sicherung der salzarmen Zuwässerung und deren Entwicklung, 
h) des charakteristischen Landschaftsbildes der Marsch und ihrer Randbereiche als 

Voraussetzung für die ruhige Erholung in Natur und Landschaft 
i) und die Entwicklung störungsarmer Brut-, Rast- und Nahrungsräume sowie 

 
II. die Erhaltung und Förderung eines langfristig überlebensfähigen Bestandes ins-

besondere der wertgebenden Arten des Vogelschutzgebietes V 64 nach Art. 4 
Abs. 1 Anlage 1 und Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie (2009/147 EG) sowie 
der sonstigen Arten des Vogelschutzgebietes V 64 nach Art. 4 Abs. 1 Anlage 1 
und Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie (2009/147 EG). 

 
Die wertgebenden Arten des Gebietes sind: Weißwangengans, Blässgans, Löffler, Gold-
regenpfeifer, Pfeifenten, Großer Brachvogel, Dunkler Wasserläufer, Lachmöwe, Mantel-
möwe, Silbermöwe und Sturmmöwe als Gastvögel, sowie Kiebitz und Rotschenkel als 
Brutvögel. Gemäß Hinweis des Landkreises Wesermarsch finden in dem Bereich der Ja-
der-Marsch außerdem Schutzmaßnehmen für die gefährdete Wiesenvogelart Ufer-
schnepfe statt (Gelegeschutz).  
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Gemäß § 3 Abs. 2 c) der LSG-Verordnung ist es u.a. verboten, die Bodengestalt durch 
Abgraben oder Aufschütten zu verändern. Von diesem Verbot sind nach § 4 Abs. 1 f) je-
doch Maßnahmen freigestellt, zu deren Durchführung eine gesetzliche Verpflichtung be-
steht, sofern die Verträglichkeit mit dem Schutzzweck nach § 34 BNatSchG (Verträglich-
keit mit den Erhaltungszielen des Vogelschutzgebietes) besteht. Die unten näher be-
schriebenen Kompensationsmaßnahmen beinhalten die Anlage von tlw. wasserführen-
den, flachen Senken und Blänken. Sie stellen somit eine Veränderung der Bodengestalt 
im Vergleich zum jetzigen Zustand dar. Die Maßnahmen dienen der Herrichtung von at-
traktiven Rast- und Nahrungsflächen für den Regenbrachvogel als Gastvogel. Die Le-
bensraumansprüche dieser Art decken sich mit den Ansprüchen der wertbestimmenden 
und sonstigen im Vogelschutzgebiet vorkommenden Wiesenvogelarten (z.B. Kiebitz, Ufer-
schnepfe etc.). Daher steht die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen den Erhal-
tungszielen des Vogelschutzgebietes nicht entgegen, sondern trägt vielmehr zur Verbes-
serung der Habitate der wertbestimmenden Vogelarten bei.  
 
Bestandsbeschreibung der Kompensationsflächen 
Im Folgenden wird die Fläche hinsichtlich ihrer Biotopausstattung beschrieben und ihre 
Aufwertungspotenziale dargestellt.  
 
Das Gebiet bei Jaderaltendeich ist von Grünlandbewirtschaftung geprägt. Die Flurstücke 
werden von Gräben und Grüppen unterschiedlicher Tiefe und Ausprägung begrenzt. 
Nordwestlich und östlich grenzen weitere Grünlandflächen an die hier betrachteten Flur-
stücke an. Im Nordosten begrenzt die Jade die Flächen.  
 
Biotoptypen:  
Intensivgrünland feuchter Standorte (GIF) 
Nährstoffreicher Graben (FGR)  
u = unbeständige Wasserführung 
Nährstoffreicher Graben mit Schilfbestand (FGR/NRS) 
Rohrglanzgrasröhricht (NRG) 
Hausgarten mit Großbäumen (PHG) 
 
Die hier betrachteten Flurstücke werden auf der ganzen Fläche von Intensivgrünland ein-
genommen. Es handelt sich um einen Marschbodenstandort mit humosem Oberboden. 
Daher erfolgt eine Zuordnung zum Biotoptyp Intensivgrünland feuchter Standorte (GIF).  
 

 
Abb. 24: Das Plangebiet wird flächig von Intensivgrünland feuchter Standorte (GIF) 

eingenommen.  
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Abb. 25: Kartenskizze (ohne Maßstab) zur Verteilung der Biotoptypen auf den Flur-

stücken in der Flur 2, Gemarkung Jaderaltendeich, und seiner Umgebung.  
Erläuterung zur Abbildung: 
FGR = Nährstoffreicher Graben, GIF = sonstiges feuchtes Intensivgrünland, NRS = Schilf-Landröhricht, PHG = 
Hausgarten mit Großbäumen; Zusätze: u = unbeständig, zeitweise trockenfallend; Angaben in Klammern (Ca.-
Angaben): Breite der Böschungsoberkante/Breite der Sohle/Tiefe/Wassertiefe zum Zeitpunkt der Bestandsauf-
nahme. 
 
Deutlich vorherrschende Grasart des Grünlandes ist das Weidelgras (Lolium perenne), 
eingestreut kommen der Wiesen-Fuchsschwanz (Alopecurus pratensis), das Gewöhnli-
che Rispengras (Poa trivialis), das Wollige Honiggras (Holcus lanatus) und das Knaulgras 
(Dactylis glomerata) vor. Als Arten des mesophilen Grünlandes sind der Rotschwingel 
(Festuca rubra) und das Pfennigkraut (Lysimachia nummularia) in den Randbereichen 
vertreten.  
 
Die krautige Vegetation ist relativ artenarm, in geringer Anzahl vertreten sind Kriechender 
Hahnenfuß (Ranunculus repens), Löwenzahn (Taraxacum officinale agg.) und Gewöhnli-
ches Hornkraut (Cerastium holosteoides).  
 
Innerhalb der Grünlandfläche befinden sich bis zu 0,3 m tiefe Senken, die jedoch keine 
von der Umgebung abweichende Artenkombination aufweisen, vermutlich also nur kurz-
zeitig unter Wasser stehen. Dies lässt auf eine effektiv funktionierende Drainierung des 
Gebietes schließen. Die zusammenhängenden Flurstücke werden zur Mahd genutzt.  
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Abb. 26: Das Gelände weist Senken mit einer Tiefe bis 0,3 m auf.  

 
Die Flächen werden durch nährstoffreiche Gräben (FGR) entwässert, die von Südwesten 
nach Nordosten zur Jade hin verlaufen. Sie sind abschnittsweise dicht mit Schilf (Phrag-
mites australis) bewachsen (FGR/NRS). Einige Teilstücke weisen auch eine artenreichere 
Röhrichtvegetation auf, in der Strand-Simse (Bolboschoenus maritimus), Ufer-Segge 
(Carex riparia), Aufrechter Igelkolben (Sparganium erectum) und Wasserschwaden (Gly-
ceria maxima) vorkommen. Auf dem Uferstreifen wachsen Knaulgras (Dactylis glome-
rata), Brennnesseln (Urtica dioica) und vereinzelt Rohr-Schwingel (Festuca arundinacea).  
 

 
Abb. 27: In den randlichen Gräben (FGR) wechseln sich Abschnitte mit Schilfbestän-

den (FGR/NRS) und Teilstücke mit anderen Röhrichtarten ab.  

Die Gräben haben eine Breite von 2 bis 3 m bei einer Sohlbreite von 0,6 bis 1 m. Die Tiefe 
beträgt etwa 1 m unter der Geländehöhe, nur wenige Grabenabschnitte führten zum Kar-
tierungszeitpunkt Wasser, der maximale Wasserstand lag bei 0,2 m. Das Gelände fällt auf 
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den letzten etwa 50 Metern zur Jade hin um etwa einen Meter ab. Dadurch erfolgt eine 
sehr effektive Entwässerung der Flächen bis hin zum Trockenfallen der Gräben.  
 

 
Abb. 28: An der Jade befindet sich ein schmaler Streifen mit Rohglanzgras-Röhricht 

(NRG), der mit dem Grünland gemäht wird.  

An der Altendeicher Straße befindet sich ein Hausgrundstück, auf dem noch Grundmau-
ern eines ehemaligen Wohngebäudes stehen. Auf dem Grundstück befinden sich etliche 
große Bäume und Kleingehölze (PHG). Vertreten sind Eichen (Quercus robur), Erlen (Al-
nus glutinosa), Kastanien (Aesculus hippocastanum), Fichten (Picea spec.) und eine Flat-
ter-Ulme (Ulmus laevis). Die Bäume erreichen Stammdurchmesser bis 0,8 m. Besonders 
erwähnenswert ist eine als Habitatbaum geeignete Esche (Fraxinus excelsior) mit einem 
Stammdurchmesser von 1,5 m.  
 

 
Abb. 29: Hausgrundstück mit Großbäumen (PHG) an der Altendeicher Straße. 
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In einer Entfernung von 120 m von der Nordgrenze der Flurstücke verläuft eine Hochspan-
nungsleitung. 
 
Entwicklungsmöglichkeiten:  
Eine Aufwertung der Grünlandbereiche zu Extensivgrünland (GEF) ist durch Extensivie-
rung der Nutzung, Einstellung der Düngung und Reduzierung der Entwässerung durch 
Entfernen evtl. vorhandener Drainagen möglich. Das Artenpotenzial hierzu ist in den Flä-
chen selbst sowie in den angrenzenden Gräben partiell vorhanden.  
 
Durch weitergehende Maßnahmen wie Aufweitung von Gräben, Anlage von flachen Sen-
ken oder Stillgewässern ließe sich auf dem Flurstück auch ein ökologisch höherwertiger 
Biotopkomplex aus Flutrasen und anderen Feuchtwiesen-Biotopen, Tümpeln und Klein-
gewässern entwickeln.  
 
Eignung und Aufwertungsfaktoren: 
Als Kompensationsfläche aus vegetationskundlicher und ornithologischer Sicht gut geeig-
net. Die vereinzelt vorhandenen Kennarten des mesophilen Grünlandes in der Umgebung 
können sich bei extensiver Nutzung und Reduzierung der Düngung und Entwässerung 
ausbreiten, so dass eine Entwicklung zum Extensivgrünland (GEF) möglich ist. Der derzeit 
vorhandene Biotoptyp des Intensivgrünlandes (GIF = Wertstufe II) ließe sich mit den ge-
nannten Maßnahmen zum Extensivgrünland (GEF = Wertstufe III) aufwerten. Damit ergibt 
sich eine Aufwertung um 1 Wertstufe.  
 
Bei Durchführung weitergehender Maßnahmen wie der Aufweitung von Gräben in Kom-
bination mit einem Anstau des Wassers, der Anlage von Senken und dauerhaften Klein-
gewässern können Biotopstrukturen entstehen, die im Mittel überwiegend der Wertstufe 
IV zugeordnet werden können (SEZ, VE, NR). Dadurch wäre eine Aufwertung um 2 Wert-
stufen möglich.  
 
Die Anlage von Grabenaufweitungen, Senken und Kleingewässern bedeutet auch eine 
weitere Steigerung der Attraktivität des Gebietes als Brut- und Rastgebiet für Wiesenvö-
gel. Die Flächen werden schon im aktuellen Zustand von rastenden Gänsen aufgesucht. 
Auch wurden Bekassinen bei der Begehung festgestellt. Dies macht die grundsätzliche 
Eignung des Gebietes für Wiesenvögel deutlich. Unabhängig davon bewirkt eine Extensi-
vierung der Flächen auch eine Habitatverbesserung für Kleinsäuger, die hier ausreichend 
Nahrung in Form von Samen und Insekten finden können. Ein Anstieg der Kleinsäuger-
populationen kommt wiederum insbesondere Greifvögeln zugute.  
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Abb. 30: Rastende Gänse auf der Nordseite der Jade. Auch die hier betrachteten Flä-

chen werden von Gänsen zur Rast genutzt.  

 
Ein Anstau von Wasser auf den Kompensationsflächen wird allerdings nicht durchgeführt, 
sondern es wird eine Senke/Blänke angelegt (siehe folgendes Kapitel). 

5.3.4 Beschreibung der durchzuführenden Kompensationsmaßnahmen  
Als Kompensationsziel wird primär die Extensivierung von zuvor intensiv genutztem Grün-
land vorgesehen. Artenreiche Wiesen sind in intensiv bewirtschafteten Agrarlandschaften 
selten geworden. Die in Wiesenflächen vorkommenden Pflanzen beleben das Land-
schaftsbild und sind als Lebensraum und Nahrungsbiotop für Flora und Fauna u. a. wegen 
der Seltenheit derartiger Strukturen von großer Bedeutung. Das Bodenleben profitiert 
durch die geringere Nutzung und den Verzicht auf Pestizide. Durch extensive Pflege kön-
nen sich Blühhorizonte entwickeln und sich über einen längeren Zeitraum standortge-
rechte Artenzusammensetzungen einstellen. Die Voraussetzung für eine optimale Ent-
wicklung dieser Extensivwiese ist der Ausschluss jeglicher Nutzung mit Ausnahme der 
nachfolgend aufgeführten erforderlichen und gezielten Pflegemaßnahmen. Dies bedeutet, 
dass die Kompensationsflächen zwar weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden, die Art 
der Bewirtschaftung jedoch naturschutzfachlichen Anforderungen unterliegt. Im vorliegen-
den Fall ist die Fläche ausschließlich als Mähwiese zu nutzen und die erwähnten Pflege-
maßnahmen bestehen u. a. in Auflagen zu Düngung, Nutzungshäufigkeit und -zeitraum. 
Außerdem ist die Anlage einer Senke/Blänke auf einer der Kompensationsflächen ge-
plant. 
 
Extensivierung von Grünland 
Zur Erreichung des angestrebten Entwicklungszieles sind folgende Nutzungs- und Bewirt-
schaftungsauflagen zu beachten, die in Absprache mit der unteren Naturschutzbehörde 
an örtliche Gegebenheiten bzw. betriebliche Aspekte angepasst werden können: 
 

 Die Fläche ist ausschließlich als Dauergrünland zu nutzen. 
 Umbruch, Neuansaaten sind nicht zulässig. 
 Die Fläche ist ausschließlich als Mähwiese zu nutzen; eine Beweidung soll nicht 

stattfinden, um einer Verbinsung vorzubeugen. 
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 Es dürfen nicht mehr als 2 Schnitte pro Kalenderjahr durchgeführt werden. Der 
Schnitt darf nur von innen nach außen oder von einer zur anderen Seite durchge-
führt werden. Das gesamte Mähgut ist abzufahren. Liegenlassen von Mähgut im 
Schwad ist unzulässig. 

 In der Zeit vom 1. Januar bis zum 15. Juni eines Jahres darf keine Mahd stattfin-
den. 

 Die Fläche muss jährlich bewirtschaftet werden und „kurzrasig“ in den Winter ge-
hen. 

 Pro Jahr darf nicht mehr als 80 kg N/ha Gesamtstickstoff (Wirtschafts- oder Han-
delsdünger) aufgebracht werden. (Erhaltungsdüngung). 

 In der Zeit vom 01. März bis 15. Juni eines jeden Jahres sind jegliche maschinelle 
Arbeiten (z. B. Walzen, Schleppen) auf der Fläche unzulässig. 

 In der Zeit vom 01. März bis 15. Juni eines jeden Jahres ist jegliches Aufbringen 
von Düngemitteln auf die Fläche unzulässig. 

 Jegliches Aufbringen von Pestiziden ist unzulässig. Die Bekämpfung von Tipula 
und Feldmäusen kann bei Vorliegen von Warndienstmeldungen des Pflanzen-
schutzamtes und nach Rücksprache mit der unteren Naturschutzbehörde durch-
geführt werden. 

 Jegliche Einrichtung zusätzlicher Entwässerungseinrichtungen ist unzulässig.  
Über die Unterhaltung hinausgehende Aufreinigung bestehender Entwässerungs-
einrichtungen (Gräben, Grüppen etc.) ist unzulässig. Grabenaushub ist unverzüg-
lich einzuschlichten. 

 Veränderungen der Bodengestalt durch Verfüllen, Einplanieren etc. sind unzuläs-
sig. Unberührt hiervon ist die ordnungsgemäße Unterhaltung von Flächenzufahr-
ten und Überfahrten. 

 Die Errichtung von Mieten, die Lagerung von Silage sowie die Lagerung von Heu-
ballen und das Abstellen von Geräten sind unzulässig. 

 Das Aufkommen von Gehölzbeständen ist zu unterbinden. 
 
Anlage von temporär wasserführenden Klein(st)gewässern (Senken und Blänken)  
Die Herrichtung von Senken und Blänken soll durch Abschieben des Oberbodens um etwa 
30 – 50 Zentimeter durchgeführt werden. Es wird eine 650 m² große Blänke vorgesehen.  
 
Es ist davon auszugehen, dass diese dann tiefer liegenden Bereiche zeitweilig wasser-
führend oder zumindest ganzjährig feuchter als die umliegenden Bereiche sind. Senken, 
die auf etwa 10 cm unter mittlerem Sommerwasserwasserstand ausgeschoben werden 
(ein Austrocknen nicht ausgeschlossen), bilden insbesondere für Amphibien einen geeig-
neten Laichplatz (erwärmt sich im Frühjahr schnell, gutes Nahrungsbiotop). Die Senken 
und Blänken sind sehr flach auszuschieben (Böschungsneigung 1 : 6 – 1 : 8), so dass 
sanfte Übergänge zu den umliegende Bereichen entstehen (vgl. Abb. 31).  
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Abb. 31: Schematischer Schnitt einer Senke 

 
Die neu geschaffenen, aquatischen Bereiche stellen einen Siedlungsraum für feuchtelie-
bende Pflanzen bereit und schaffen Lebensbedingungen für eine biotopspezifische 
Fauna. Für diesen Bereich typische Pflanzen werden sich von selbst ansiedeln (Entwick-
lung in natürlicher Sukzession). Hinsichtlich der Biotopfunktion (z. B. Lebensraum und 
Standort einer wertvollen Fauna und Flora) und ihre ästhetische Wirkung (Vielfalt an Struk-
turen, Artenvielfalt und Wohlfahrtswirkung) wird der gesamte Bereich optimiert. Der bei 
der Anlage der Gewässer anfallende Bodenaushub ist abzufahren. 
 
Folgende Punkte sind bei der Anlage, Gestaltung und Entwicklung zu beachten: 

 Die Uferlinien werden langgestreckt und geschwungen gestaltet, um eine mög-
lichst große Kontaktzone zwischen aquatischem und terrestrischem Lebensraum 
zu erhalten. 

 Ausgedehnte Flachwasser- und Flachuferbereiche sind vorzusehen. 
 Ausgedehnte, wechselfeuchte Uferbereiche (Sumpfzonen) für Röhrichte, Rieder, 

Uferstaudenfluren etc. sind durch eine entsprechende Ufer- bzw. Geländegestal-
tung zu schaffen. 

 Abwechslungsreiche, vielfältige Übergänge sind zu anderen Biotopstrukturen vor-
zusehen. 

 Eine abwechslungsreiche Modellierung des Gewässeruntergrunds und der Ufer-
bereiche (Baggerrohschnitt) ist vorzunehmen. 

 Der anfallende Bodenaushub ist abzufahren. 
 
Mit den vorgesehenen Maßnahmen auf den Kompensationsflächen wird ein vollständiger 
Ausgleich der ermittelten Kompensationsdefizite für das Schutzgut Tiere - Gastvögel ge-
währleistet. 
 
Die vorgesehenen und oben beschriebenen Kompensationsmaßnahmen für das Schutz-
gut Tiere - Gastvögel als flächenmäßig größten Bedarf bewirken über multifunktionale 
Wirkungen ebenfalls eine Wertsteigerung der Flächen für die Schutzgüter Pflanzen, Tiere 
- Brutvögel, Boden, Wasser und Landschaftsbild. Neben großflächigen Extensivierungen 
von Grünland wird die Neuanlage von Senken vorgesehen. 
 
Die multifunktionale Wirkung der vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen für die ver-
schiedenen Schutzgüter ergibt sich bspw. bei einer Grünlandextensivierung aus der ver-
änderten Bewirtschaftung und dem darauf resultierenden Zielbiotop und soll im Folgenden 
kurz erläutert werden. Durch eine extensivere Nutzung stellt sich auf den Grünlandflächen 
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eine höhere Artenvielfalt gerade in Bezug auf das Kräuterreichtum für das Schutzgut 
Pflanzen ein. Durch die spätere Mahd der Flächen und dem größeren Anteil an krautigen 
Pflanzen entwickeln sich Blühhorizonte, welche zum einen das Landschaftsbild bzw. des-
sen Wahrnehmung verbessern und zum anderen die Artenvielfalt für das Schutzgut Tiere 
in Bezug auf das Insektenreichtum erhöhen. Eine Erhöhung der Insektenanzahl und –
arten bedingt ein vergrößertes Nahrungsangebot für Vögel bspw. während der Aufzuchts-
zeit, wodurch Bruterfolge gesteigert werden können. Durch eine Verringerung des Einsat-
zes von Bodenbearbeitungen und Düngung wird eine Erhöhung der Vitalität und Arten-
vielfalt der Bodenlebewesen bedingt. Verringerte Bodenbearbeitungen bzw. Schleppen 
oder Walzen in Zeiträumen, in denen der Boden aufgrund von geringerer Feuchtigkeit 
einer geringeren Verdichtungsgefahr ausgesetzt ist, führen zu einem Erhalt des Porenvo-
lumens in der Bodenstruktur und damit ebenfalls zu verbesserten Lebensbedingungen für 
das Bodenleben.  
 
Über die multifunktionale Wirkung der Ersatzmaßnahmen können die ermittelten Kompen-
sationsbedarfe für das Schutzgut Pflanzen, Boden, Tiere – Brutvögel, Landschaftsbild und 
Wasser ebenfalls abgegolten werden. 
 
Nachfolgende Tabelle stellt die Inanspruchnahme der einzelnen Flurstücke durch die 
Kompensationsbedarfe der verschiedenen Schutzgüter dar. 
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Tab. 15: Übersicht über die externe Kompensationsflächen und deren Zuordnung zu den parallel durchgeführten Windparkplanungen in der Gemeinde Rastede  

 
 
 
 
 

 

 
Anmerkung: 
Die Flurstücke 51, Flur 27, Gemarkung Borbeckerfeld und 279/161, Flur 2, Gemarkung Jaderaltendeich werden nicht in voller Flächengröße für die Kompensation benötigt. Es verbleiben Restflächen, welche vom Vorhabenträger 
gegeben falls für die Kompensation anderer Vorhaben herangezogen werden können. 

Nr. Gemarkung Flur 
Flur-
stück Gesamtfläche 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 11 
"Windenergie Wapeldorf / Heubült" 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 
"Windenergie Lehmdermoor" 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 13 
"Windenergie Lehmden" 

        ha Kompensationszweck 
Anrechnung 
gesamt (ha)  Kompensationszweck 

Anrechnung 
gesamt (ha)  Kompensationszweck 

Anrechnung ge-
samt (ha)  

1 Borbeckerfeld 
(Wiefelstede) 27 51 5,77 - - 

Landschaftsbild, Mäusebussard, 
anteilig für Pflanzen Pflanzen/Bo-
den (1,6611 ha),  
 

3,1419 Landschaftsbild (2,16 ha) 
Pflanzen/Boden (1,418 ha) 2,16 

2 Rastede 4 126 1,64 - - Landschaftsbild 1,64 - - 

3 Jaderalten-
deich 2 

167 3,7694 

Regenbrachvogel, Landschafts-
bild, Mäusebussard, anteilig für 
Brutvögel: Kiebitz (1 ha), Feldler-
che (2 ha), anteilig für Pflanzen / 
Boden (1,7758 ha), anteilig für 
Wasser (606 m²) 

3,7694 anteilig für Wasser (585 m²) 0,558 - - 

168 1,8399 Regenbrachvogel, Mäusebus-
sard 1,8399 

Gastvögel (Blässgans, anteilig für 
Kiebitz 1ha) 
Brutvögel (Kiebitz: 1 ha), anteilig 
für Wasser (1370,5 m²) 

1,72 - - 

284/165 0,9689 - - 

Landschaftsbild, Gastvögel 
(Blässgans), anteilig für Mäuse-
bussard (0,8581 ha), anteilig für 
Wasser (1.264,5 m²) 

0,9689 - - 

281/162 0,6747 - - 

anteilig für Gastvögel (Blässgans: 
0,5111 ha), anteilig für Wasser 
(372 m²), anteilig für Landschafts-
bild (0,4392 ha) 

0,6747 - - 

285/166 1,2957 Regenbrachvogel, Landschafts-
bild, Mäusebussard 1,2957  - 

anteilig für Brutvögel (Feld-
lerche, anteilig für Kiebitz 0,5 
ha), anteilig für Wasser 
(280 m²) 

1,2957 

280/161 0,9418 Regenbrachvogel, Landschafts-
bild,  0,9418 anteilig für Wasser (500 m²) 0,05 anteilig für Brutvögel (Feldler-

che) 0,7043 

286/166 1,2595 
Regenbrachvogel, Landschafts-
bild, anteilig für Mäusebussard 
(1,095) 

1,2595 anteilig für Wasser (500 m²) 0,05 - - 

279/161 0,9619 
anteilig für Regenbrachvogel 
(0,4937 ha), Landschaftsbild 
(0,8836 ha) 

0,8836 -  -   -   -  

Kompensationsflächen gesamt: 19,1218       
        

Summe Landschaftsbild (ha): 16,06 Summe Landschaftsbild: 8,15 Summe Landschaftsbild: 5,75 Summe Landschaftsbild: 2,16 
Summe Brutvögel (ha): 14,0 Summe Brutvögel: 8,0 Summe Brutvögel: 4,0 Summe Brutvögel:  2,0 
Summe Gastvögel (ha): 12,8 Summe Gastvögel: 9,6 Summe Gastvögel:  3,2   
Summe Pflanzen / Boden (ha): 4,8549 Summe Pflanzen / Boden: 1,7758 Summe Pflanzen / Boden: 1,6611 Summe Pflanzen / Boden 1,418 
Summe Wasser (ha): 0,6806 Summe Wasser: 0,0606 Summe Wasser: 0,4592 Summe Wasser: 0,028 
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6.0 ANDERWEITIGE PLANUNGSMÖGLICHKEITEN 

6.1 Standort 
Die Gemeinde Rastede beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den 
Windpark Wapeldorf / Heubült zu schaffen und stellt zu diesem Zweck den vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Nr. 11 „ Windenergie Wapeldorf / Heubült“ mit örtlichen Bauvor-
schriften auf.  
 
Eine Weiterentwicklung der Windenergienutzung entspricht den klimapolitischen Zielen 
des Landes Niedersachsens sowie dem raumordnerischen Ziel der Bündelung von Wind-
energieanlagen in Windparks zum Schutz des Landschaftsbildes in anderen Teilen der 
Gemeinde. 
 
Das Plangebiet wurde als eine Eignungsfläche im Rahmen der Standortpotenzialstudie 
(s. Kap. 2.4) ermittelt. Hierin wurden unter Berücksichtigung der aktuellen Raumanforde-
rungen und bestehender Flächenrestriktionen sowie unter Einhaltung notwendiger 
Schutzabstände potenzielle Eignungsräume für die Windenergienutzung ermittelt. Die 
Fläche des Geltungsbereiches entspricht im Wesentlichen der Fläche 1 „Rastede - Nord“ 
und der Fläche 2 „Bekhausen – Nord“ der Standortpotenzialstudie für Windparks der Ge-
meinde Rastede aus dem Jahr 2016. Beide Flächen wurden als für die Windenergienut-
zung geeignet eingestuft.  
 
Darüber hinaus handelt es sich beim Plangebiet um einen landwirtschaftlich genutzten 
Bereich mit überwiegend intensiver Nutzung, welcher ein vergleichsweise niedriges Kon-
fliktpotenzial im Bereich von Natur und Landschaft erwarten lässt. 
 
Alternativen zu diesem Standort bestehen über die anderen beiden in der 
Standortpotenzialstudie ermittelten Potenzialflächen für Windenergie. Diese werden 
jedoch zeitgleich zu diesem vorliegenden Verfahren über eine Bauleitplanung vorbereitet, 
um für die Errichtung von Windenergieanlagen zur Verfügung gestellt zu werden. 

6.2 Planinhalt 
Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wird eine für das Plangebiet unter Berück-
sichtigung technischer, immissionsschutzrechtlicher, naturschutzfachlicher Belange und 
aller betroffenen Schutzgüter optimale und effiziente Anlagenkonfiguration mit modernen, 
leistungsstarken WEA verfolgt.  
 
Mit der Planung wird jeweils standortbezogen für die einzelnen WEA eine maximale über-
baubare Grundfläche von 1.200 m² pro WEA festgesetzt, wodurch die Flächenversiege-
lung auf das für den Nutzungszweck notwendige Maß beschränkt wird. Die Erschlie-
ßungswege werden wasserdurchlässig in Schotterbauweise hergestellt, wodurch dem An-
spruch eines möglichst verträglichen Umgangs mit Grund und Boden ebenso entsprochen 
wird. Zudem erfolgt zum Schutz des Landschaftsbildes eine Beschränkung der maximalen 
Bauhöhe der WEA auf 150,00 m sowie eine Festlegung der Bau- bzw. Farbgestaltung 
über die örtlichen Bauvorschriften.  Auch in Bezug auf die einzelnen Schutzgüter stellt das 
Planvorhaben unter Berücksichtigung aller Vermeidungs- und Kompensationsmaßnah-
men, wie in den vorranggegangenen Kapiteln dargelegt, eine verträgliche Lösung dar. 
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7.0 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

7.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen 
Verfahren 

7.1.1 Analysemethoden und -modelle 
Die Eingriffsregelung für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie 
Wapeldorf / Heubült“ wurde für das Schutzgut Pflanzen auf Basis des Städtetagmodells 
von 2013 (Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bau-
leitplanung) abgehandelt. Weiterhin wurde eine Bewertung des Landschaftsbildes nach 
der Methode KÖHLER & PREISS (2000) und dessen Bilanzierung der voraussichtlichen Um-
weltauswirkungen in Anlehnung an BREUER (2001) vorgenommen. Zusätzlich wurde für 
die übrigen Schutzgüter eine verbal-argumentative Eingriffsbetrachtung vorgenommen. 

7.1.2 Fachgutachten 
Zur Beurteilung der Auswirkungen auf die Fauna wurde neben Fachbeiträgen für Brut- 
und Gastvögel und Fledermäuse auch eine Raumnutzungsuntersuchung des Seeadlers 
und rastender Regenbrachvögel sowie der Greif- und Großvögel im Geltungsbereich er-
arbeitet. Zudem wurden Gutachten zu Schall- und Schattenwurfemissionen und Geotech-
nische Gutachten erstellt. Es liegt weiterhin eine Beurteilung aus bodenschutz- und was-
serrechtlicher Sicht vor. Ebenfalls wurde für das Bauleitplanverfahren eine spezielle ar-
tenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt. 

7.1.3 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen 
Es stand grundsätzlich umfassendes und ausreichend aktuelles Datenmaterial zur Verfü-
gung, so dass keine Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen auftraten. 

7.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 
Gemäß § 4c BauGB müssen die Kommunen die erheblichen Umweltauswirkungen über-
wachen (Monitoring), die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten. Hier-
durch sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig er-
kannt werden, um geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ermöglichen. Im Rahmen der 
vorliegenden Planung wurden zum Teil erhebliche negative und weniger erhebliche Um-
weltauswirkungen festgestellt.  
 
Zur Überwachung der prognostizierten Umweltauswirkungen der Planung wird innerhalb 
von zwei Jahren nach Satzungsbeschluss eine Überprüfung durch die Gemeinde Rastede 
stattfinden, die feststellt, ob sich unvorhergesehene erhebliche negative Auswirkungen 
abzeichnen. Gleichzeitig wird die Durchführung der im Bebauungsplan festgesetzten 
Kompensationsmaßnahmen ein Jahr nach Umsetzung der Baumaßnahme bzw. Durch-
führung der Kompensationsmaßnahmen erstmalig kontrolliert. Nach weiteren drei Jahren 
wird eine erneute Überprüfung stattfinden. Sollte diese nicht durchgeführt worden sein, 
wird die Gemeinde deren Realisierung über geeignete Maßnahmen sicherstellen. 

8.0 ALLGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 
Für das geplante Vorhaben wird in dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 
„Windenergie Wapeldorf / Heubült“ ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Wind-
energieanlagen dargestellt. Durch das Vorhaben ist von einer Umgestaltung von Flächen 
in einer Größenordnung von 1,78 ha durch Voll- und Teilversiegelung auszugehen.  
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Erhebliche negative Auswirkungen sind auf das Schutzgut Landschaft und auch auf das 
Schutzgut Pflanzen, Wasser – Oberflächenwasser, Boden und Tiere zu erwarten. Mit der 
Aufstellung des Bebauungsplanes werden weniger erhebliche negative Umweltauswir-
kungen auf das Schutzgut Mensch - Erholung verursacht.  
 
Weitere Schutzgüter werden durch die vorliegende Planung in ihrer Ausprägung nicht ne-
gativ beeinflusst. Insgesamt betrachtet werden durch die Realisierung der künftigen Be-
bauung in einem gewissen Umfang erhebliche negative Umweltauswirkungen vorbereitet. 
 
Erhebliche negative Umweltauswirkungen können durch die beschriebenen Vermei-
dungs- und Minimierungsmaßnahmen teilweise gänzlich wie z. B. bei dem Schutzgut 
Tiere – Fledermäuse vermieden bzw. minimiert werden.  
 
Die verbleibenden erheblichen Beeinträchtigungen werden über geeignete Kompensati-
onsmaßnahmen auf Flächen in einer Größenordnung von 9,6 ha, die sich außerhalb des 
Geltungsbereiches befinden, vorgesehen. Diese Grünlandflächen werden über entspre-
chende Bewirtschaftungsauflagen extensiviert und wasserbauliche Maßnahmen wie die 
Anlage von Senken sind vorgesehen. Sie werden lagenau verortet, die durchzuführenden 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen beschrieben und die Bereiche als verbindlich fest-
gesetzte Kompensationsflächen in die Bauleitplanung eingestellt.  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minimierung und Ersatz durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan  
Nr. 11 keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen im Geltungsbereich zurück blei-
ben. 
 
Im Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung wurde festgestellt, dass für alle betrach-
teten Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie sowie die meisten europäische Vogelar-
ten gem. Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie unter Berücksichtigung der Vermeidungs-
maßnahmen die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG nicht erfüllt werden. 
 
Für die Arten Mäusebussard und Feldlerche ist von einem nicht vermeidbaren erhöhten 
Kollisionsrisiko auszugehen. Für den Regenbrachvogel ist kumulierend mit den Windpark-
planungen der Stadt Varel vorsorglich von einer Beschädigung der Ruhestätte auszuge-
hen. Es wird daher vorgesehen, für diese Arten die Ausnahme nach § 45 (7) BNatSchG 
zu beantragen. Die dafür notwendigen Ausnahmevoraussetzungen werden im Rahmen 
der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung dargelegt. 
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Anlage 8:  Planungsbüro Diekmann & Mosebach (2013): Fachbeitrag Fledermäuse zum potenzi-
ellen Windparkstandort „Varel-Süd“ Stadt Varel.  
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Anlage 9: Planungsbüro Diekmann & Mosebach (2016): Fachbeitrag Fledermäuse zum potenzi-
ellen Windparkstandort Wapeldorf-Heubült 
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Anlage 10: Diekmann• Mosebach & Partner (2018): Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 
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Anlage 11: Ingenieurgeologie Dr. Lübbe (2016): Geotechnischer Bericht 
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Anlage 12: Böker und Partner (2017): Windpark Wapeldorf-Nord –Beschreibung des Standortes 

aus bodenschutz- und wasserrechtlicher Sicht 
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Anlage 13: Böker und Partner (2017): Windpark Wapeldorf-Süd –Beschreibung des Standortes 

aus bodenschutz- und wasserrechtlicher Sicht 
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Biotoptypenkürzel nach „Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen" (DRACHENFELS 2011)

Gebüsche und Gehölzbestände
BRR Rubus-/Lianengestrüpp
HWM § Strauch-Baum-Wallhecke
HN Naturnahes Feldgehölz
HBA Baumreihe
HBE Sonstiger Einzelbaum / Baumgruppe
BE Einzelstrauch

§ geschützter Biotoptyp nach § 22 Abs. 3 NAGBNatSchG

Binnengewässer
FGR Nährstoffreicher Graben
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FMS Mäßig ausgebauter Tieflandbach mit Sandsubstrat
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Gehölzfreie Biotope der Sümpfe und Niedermoore
NSB Binsen- und Simsenried nährstoffreicher Standorte
NRS Schilf-Landröhricht
NRG Rohrglanzgras-Landröhricht

Grünland
GA Grünland-Einsaat
GET Artenarmes Extensivgrünland trockener Mineralböden
GEF Sonstiges feuchtes Extensivgrünland
GIT Intensivgrünland trockener Mineralböden
GIF Sonstiges feuchtes Intensivgrünland
Zusätze: w = Beweidung

Acker und Gartenbaubiotope
A Acker
AS Sandacker
AM Mooracker
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Gebäude-, Verkehrs- und Industrieflächen
OVF Flugplatz: hier Modellflugplatz
OVS Straße
OVW Weg
Zusätze: v = Pflaster mit engen Fugen

Stauden- und Ruderalfluren
UHM Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte

Grünanlagen
BZH Zierhecke
GR Scherrasen
GRT Trittrasen

Abkürzungen für Gehölzarten

Bi Birke Betula spp.
Eb Eberesche Sorbus aucuparia
Ei Stiel-Eiche Quercus robur
Er Schwarz-Erle Alnus glutinosa
Ho Schwarzer Holunder Sambucus nigra
Ki Wald-Kiefer Pinus sylvestris
Pz Zitterpappel Populus tremula
Sl Schlehe Prunus spinosa
Tk Echte Traubenkirsche Prunus padus
Ts Späte Traubenkirsche Prunus serotina
Wd Weißdorn Crataegus spp.
We Weide Salix spp.

Quelle/Kartengrundlage: Amtliche Karte (AK 5)

07/16, 01/18

05/16, 11/16

Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Einzelbaum, Einzelstrauch
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nach § 22 Abs. 3 NAGBNatSchG geschützte Wallhecke§
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Gefährdete und/oder besonders geschützte Pflanzenarten

Liste der nachgewiesenen Pflanzenarten der Roten Liste der gefährdeten Farn- und Blütenpflanzen in
Niedersachsen und Bremen (5. Fassung, Stand 01.03.2004) und der gemäß § 7 Abs. 2 BNatSchG
besonders geschützten Farn- und Blütenpflanzen sowie der nach BArtSchV besonders geschützten
Moosarten.

Deutscher Artname Wissenschaftl. Artname Rote-Liste-Status

Pp Knöterich-Laichkraut Potamogeton polygonifolius T3, NB 3
Ppa   Sumpf-Blutauge Potentilla palustris K V, NB V

Rote-Liste-Status:
T = Region Tiefland, NB = Niedersachsen und Bremen

Gefährdungskategorien: 3 = gefährdet, V = Art der Vorwarnliste

Häufigkeitsangaben:
Deckung in m²: I = <1m², III = >5-25m²

Vorkommen flächig verteilt
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1 ANLASS UND AUFGABENSTELLUNG 

Die Innovent Planungs-GmbH & Co.-KG beabsichtigt die Errichtung von Windenergieanlagen in 
der Wapelniederung zwischen der Ortschaft Jaderberg und der Autobahn 29 unweit der An-
schlussstelle Jaderberg. Das Vorhaben liegt auf den Gebieten der Stadt Varel (Landkreis Fries-
land) und der Gemeinde Rastede (Landkreis Ammerland). Um Aussagen über die Folgewirkun-
gen des geplanten Vorhabens auf die lokale Avifauna treffen zu können, wurde eine Bestands-
erfassung der Brutvögel im Bereich der geplanten Windparkfläche und dessen Umfeld im Zeit-
raum von Anfang April bis Mitte Juli 2013 durchgeführt. Im vorliegenden Bericht werden die Er-
gebnisse dieser Untersuchung dargestellt und erläutert. Dabei wird auch auf die Wertigkeit ein-
zelner Teilräume und auf die im Hinblick auf den geplanten Windpark relevanten Brutvorkom-
men eingegangen. Die Lage der angenommenen Revierzentren der Brutvögel sind in Plan-Nr. 1 
(Anhang) zu entnehmen. 

Die vorliegende Untersuchung bildet die Grundlage für die Prognose der Auswirkungen des 
Windpark-Betriebs auf die Brutvogelfauna. Diese Wirkungsprognose ist vor allem im Hinblick 
auf die Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes relevant. Zu nennen sind die Eingriffs-
regelung (§ 15ff BNatSchG) und der spezielle Artenschutz (§ 44 BNatSchG). 

Im Rahmen von Windparkplanungen gehört die Berücksichtigung der Folgewirkungen auf Brut- 
und Gastvögel seit geraumer Zeit zu den relevanten Belangen in der Genehmigungspraxis. So 
wurden bereits mit Beginn des Ausbaus der Windkraftnutzung deren Auswirkungen auf den 
Naturhaushalt, insbesondere die Folgewirkungen für Vögel und Landschaftsbild, intensiv disku-
tiert (vgl. REICHENBACH 2003). Als mögliche nachteilige Auswirkungen von Windkraftanlangen 
auf Vögel werden in der einschlägigen Literatur Vertreibungseffekte, Barrierewirkungen zwi-
schen Teillebensräumen und Risiken durch Kollision mit den sich drehenden Rotorblättern ge-
nannt (vgl. z. B. STEINBORN et al. 2011, HÖTKER et al. 2006, REICHENBACH 2003). Die Diskussi-
on um nachteilige Effekte der Windkraftnutzung auf Brut- und Gastvögel hat seitdem eine Viel-
zahl von Untersuchungen nach sich gezogen. Dabei wurde zunehmend festgestellt, dass mög-
liche negative Auswirkungen vor allem artspezifisch zu betrachten sind (vgl. z. B. KETZENBERG 

et al. 2002, REICHENBACH et al. 2004). Bei der Planung von Windenergiestandorten ist daher 
seit geraumer Zeit eine detaillierte Betrachtung der lokalen Avifauna unerlässlich. In Nieder-
sachsen orientiert sich die Berücksichtigung der naturschutzfachlichen Belange unter anderem 
an den Empfehlungen des Niedersächsischen Landkreistages (NLT 2011). Die im so genannten 
NLT-Papier „Naturschutz und Windenergie“ formulierten Anforderungen zur Erfassung der 
maßgeblichen Schutzgüter wurden auch dieser Untersuchung zugrunde gelegt.  
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2 FACHPLANERISCHE BELANGE 

Nach den Empfehlungen des Niedersächsischen Landesbetriebs für Wasserwirtschaft, Küsten- 
und Naturschutz (NLWKN; BREUER & SÜDBECK 2002) ist beim Bau von Windkraftanlagen im 
Rahmen der Eingriffsregelung eine systematische, problemorientierte und der Planungsebene 
angemessene Erfassung von Natur und Landschaft in dem von dem Bauvorhaben betroffenen 
Raum durchzuführen. Die hierfür erforderliche Standortuntersuchung beinhaltet die Erhebung 
von Daten der in dem betreffenden Gebiet vorkommenden Biotoptypen einschließlich der Auf-
kommen an Brut- und Gastvögeln sowie Fledermäusen. 

Nach den Hinweisen des NIEDERSÄCHSISCHEN LANDKREISTAGES (NLT 2011) zur „Berücksichti-
gung des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie zur Durchführung der Umweltprüfung 
und Umweltverträglichkeitsprüfung bei Standortplanung und Zulassung von Windenergieanla-
gen (Stand: Oktober 2011)“ ist das Untersuchungsgebiet (s. Kapitel 3) unter Berücksichtigung 
der relevanten naturräumlichen Bedingungen und der zu vermutenden tierökologischen Funkti-
onen einzelfallbezogen abzugrenzen. Als Anhaltswert sollte es je einzelner WEA ca. die 10-
fache Anlagenhöhe umfassen, bei Windparks ab sechs WEA ca. 2.000 m in einem Umkreis von 
den äußeren Anlagenstandorten gemessen. Bei Vogelarten mit großen Raumansprüchen sind 
die Interaktionsräume (Wander- und Zugkorridore) zu berücksichtigen. 

Nach den Empfehlungen des NIEDERSÄCHSISCHEN LANDKREISTAGES (2011) sollte die Brutvogel-
Bestandsaufnahme in Abhängigkeit von der strukturellen Ausstattung des Gebietes 5 bis 10 
Begehungen auf der gesamten Fläche, verteilt auf die gesamte Brutzeit (Ende März bis Mitte 
Juli), umfassen. Zwischen den einzelnen Erfassungstagen sollten Abstände von mindestens 
sieben Tagen liegen. Die ermittelten Brutvogelreviere und Neststandorte sind als Punktangaben 
in Kartenausschnitten darzustellen. 

Die Ergebnisse sind nach dem in Niedersachsen geltenden Bewertungsverfahren für die Ab-
grenzung bedeutender Vogellebensräume zu bewerten (BEHM & KRÜGER 2013, KRÜGER et al. 
2010), um den Anforderungen der Leitlinie des NIEDERSÄCHSISCHEN UMWELTMINISTERIUMS 
(1993) entsprechen zu können. Danach wird für Brutvögel die vorkommende Vogelgemein-
schaft anhand der Kriterien „Gefährdungsstatus nach Roten Listen“ und „Bestandsgröße“ in 
einem einfachen Punktwertverfahren (Methodik s. Kapitel 4.2) beurteilt.  

Für in besonderem Maße planungsrelevante Brutvogelarten sowie für Brutkolonien von Kormo-
ran, Graureiher, Möwen und Seeschwalben sollen nach dem Niedersächsischen Landkreistag 
(NLT 2011) bei der Standortplanung Mindestabstände zu den Brutplätzen eingehalten werden. 
Es handelt sich dabei in erster Linie um Arten des Anhangs I der europäischen Vogelschutz-
richtlinie, die aufgrund ihrer besonderen Gefährdung oder Seltenheit eine hohe Schutzbedürf-
tigkeit aufweisen sowie um weitere Arten mit hoher (angenommener) Empfindlichkeit gegenüber 
den Wirkungen eines Windparks. Für Niedersachsen werden 33 Vogelarten aufgeführt, die als 
in besonderem Maße planungsrelevant eingestuft werden und für die entsprechende Mindest-
abstände zu berücksichtigen sind, Die Aufstellung entspricht weitestgehend den Empfehlungen 
der LÄNDERARBEITSGEMEINSCHAFT DER VOGELSCHUTZWARTEN (2007). In der vorliegenden Un-
tersuchung ist der Baumfalke von dieser Regelung betroffen. 
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3 UNTERSUCHUNGSGEBIET 

3.1 LAGE IM RAUM 

Der geplante Windpark liegt etwa 600 m nördlich der Autobahn-Anschlussstelle Jaderberg in-
nerhalb der Niederung der Wapel. Die Autobahn 29 verläuft westlich in etwas mehr als 100 m 
Entfernung und die Bahnlinie Oldenburg-Wilhelmshaven ca. 2 km im Osten. Etwa 2 km östlich 
liegt die Ortschaft Jaderberg. Annähernd mittig und in Ost-West-Richtung durchlaufen die zeit-
weise stark befahrenen Landesstraßen 820 / 862 den Untersuchungsraum. Die geplante Wind-
parkfläche und ihr näheres Umfeld werden als Intensivgrünland genutzt. Die ornithologischen 
Bestandserfassungen erfolgten innerhalb dieser Fläche sowie auf den angrenzenden, von dem 
Vorhaben nicht unmittelbar betroffenen Bereichen in einem Umkreis von 2.000 m (s. Abb. 1). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Untersuchungsraum Brutvögel, M 1: 30.000 

3.2 VORHANDENE SCHUTZGEBIETE MIT AVIFAUNISTISCHER RELEVANZ 

Innerhalb des Untersuchungsraumes und in seiner näheren Umgebung befinden sich weder 
Schutzgebiete mit avifaunistischer Relevanz noch für Brutvögel wertvolle Bereiche, die bei der 
Staatlichen Vogelschutzwarte registriert sind (MU-Datenserver 2014). 

Kartengrundlage: LGLN,
Ausschnitt aus der TK 25
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3.3 NATURRAUM UND BIOTOPSTRUKTUR 

Das Untersuchungsgebiet befindet sich größtenteils innerhalb der naturräumlichen Haupteinheit 
„Oldenburger Geest“ (vgl. MEYNEN & SCHMIDTHÜSEN 1964). Lediglich ein Abschnitt der Wapel-
niederung im Nordosten des Untersuchungsraumes (etwa jenseits der Kreisstraße 130) ist der 
naturräumlichen Haupteinheit „Wesermarschen“ zuzurechnen (ebd.). 

Der Untersuchungsraum ist geprägt von dem Gegensatz zwischen den tief liegenden Niede-
rungen von Wapel, Bekhauser und Dringenburger Bäke einerseits und den angrenzenden san-
digen Geestbereichen auf höherem Geländeniveau andererseits. Die genannten Niederungsbe-
reiche sind gekennzeichnet durch einen offeneren Landschaftscharakter (der jedoch stellenwei-
se von kleineren Feldgehölzen und Einzelbäumen unterbrochen wird) und vorherrschende 
Grünlandwirtschaft. Teilbereiche der Niederungen werden jedoch für den Maisanbau genutzt, 
so beispielsweise im Süden auf der Ostseite der Bekhauser Bäke oder im Westen in der Wa-
pelniederung. Im nordöstlichen Untersuchungsraum nimmt die Wapelniederung mehr und mehr 
Marschencharakter an, was durch höher anstehendes Grundwasser und schilfbestandene Sei-
tengräben zum Ausdruck kommt. In diesem Abschnitt der Niederung wird kein Ackerbau betrie-
ben. Das Grünland wird ganz überwiegend intensiv genutzt, wobei der Mähwiesenanteil den 
Anteil an Weidefläche leicht überwiegt. Nordöstlich der Kreisstraße 130 (K 130) befindet sich 
innerhalb der Wapelniederung auf einer Fläche von knapp 8 ha eine junge Pflanzung aus Laub-
gehölzen, die dem Ortsrand von Jaderberg vorgelagert ist. 

Die Geestbereiche zeichnen sich durch einen halboffenen Landschaftscharakter mit Wallhe-
cken, Baumreihen und gehölzbestandenen Einzelhöfen aus. Häufig kommen ältere Stieleichen 
vor. Die landwirtschaftliche Fläche ist meist kleinparzelliert und wird zu annähernd gleichen An-
teilen als Intensivgrünland und Acker genutzt. Auf den ackerbaulich genutzten Flächen ist Mais 
die vorherrschende Feldfrucht. Die Flächen mit Maisanbau konzentrieren sich südwestlich der 
Kreisstraße K 130/ K 340 bei Neuenwege und Heubült, in der nördlichen Hälfte von Rosenberg, 
in Wapeldorf westlich der Autobahn A 29 und am Rand der Niederung der Bekhauser Bäke im 
südlichen Untersuchungsraum. Dem Ortsrand von Jaderberg sind beidseitig der Landesstraße 
L 820 Baumschulflächen, ein kleinerer Wald sowie weiter östlich ein Gewerbegebiet vorgela-
gert. Im südöstlichen Untersuchungsraum befinden sich einige kleinere Stillgewässer, so z. B. 
am Südrand des Gewerbegebietes „Am Esch“ und entlang eines Grabens zwischen Landes-
straße L 825 und Bahnlinie. Diese Teiche haben größtenteils flache Ufer und sind von Röhrich-
ten und feuchten Hochstauden umgeben. Im gleichen Raum befinden sich auch zwei weitere 
von Gehölzen umgebene Teiche. 

3.4 KLIMA UND WITTERUNGSVERLAUF IM UNTERSUCHUNGSJAHR 

Aufgrund seiner Nähe zur Küste gehört das Untersuchungsgebiet zum maritimen Klimakreis, für 
den kühle Sommer und milde Winter charakteristisch sind. Die geringe Höhe des Marschenlan-
des ü. NN bewirkt zudem eine vermehrte Luftzufuhr aus westlichen Richtungen und eine ge-
steigerte Intensität der Luftbewegung. 

Im Frühjahr 2013 folgte auf einen ungewöhnlich langen und streckenweise sehr kalten Winter, 
der sich bis Ende März mit Minustemperaturen hinzog, zunächst ein trockener April. Aufgrund 
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der lang anhaltend kalten Witterung begann das Brutgeschäft im Jahr 2013 mit erheblicher zeit-
licher Verzögerung von mindestens 10 bis 14 Tagen. So setzte die Balz der Kiebitze im unter-
suchten Raum erst Anfang April sehr zögerlich ein. Der Mai als Haupt-Brutmonat der einheimi-
schen Vogelarten war demgegenüber in Nordwestdeutschland mit regional über 120 mm Nie-
derschlag ein überdurchschnittlich nasser und kalter Frühlingsmonat. Diese Tendenz hielt auch 
im Juni an. Hinzu kamen häufig starke Winde mit teils stürmischen Böen, die vor allem für 
baumbrütende Vogelarten zu Beeinträchtigungen des Bruterfolgs führen können. Der anfänglich 
trockene April hat sich vermutlich negativ auf das Brutgeschäft von Wiesenlimikolen, die auf 
stocherfähige Böden besonders zu Beginn der Brutsaison angewiesen sind, ausgewirkt. Ande-
rerseits erfolgte die erste Mahd im Grünland aufgrund des verzögerten Aufwuchses größtenteils 
erst Anfang Juni, so dass einzelne am Boden brütende Arten hiervon gegebenenfalls profitieren 
konnten.  
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4 METHODIK 

4.1 UNTERSUCHUNGSUMFANG / ERFASSUNG 

Die Erfassung der Brutvogelfauna erfolgte innerhalb des geplanten Windparks sowie innerhalb 
eines umliegenden Radius von 2.000 m. 

Für planungsrelevante und / oder wertgebende Vogelarten wurde eine flächendeckende Re-
vierkartierung durchgeführt (siehe unten). Einbezogen wurden auch einige für den Raum cha-
rakteristische Zeigerarten. Die vermuteten Revierzentren oder festgestellten Brutplätze wurden 
punktgenau ermittelt. Das methodische Vorgehen folgte den Empfehlungen zur Revierkartie-
rung in SÜDBECK et al. (2005) sowie BIBBY et al. (1995). Für folgende Artengruppen wurde eine 
flächendeckende und quantitative Revierkartierung durchgeführt: 

 Arten der Roten Liste und der Vorwarnliste Niedersachsens (KRÜGER & OLTMANNS 2007), 

 Arten der Roten Liste und der Vorwarnliste Deutschlands (SÜDBECK et al. 2007), 

 Streng geschützte Arten gemäß § 7 BNatSchG, 

 Arten der EU-Vogelschutzrichtlinie Anh. I (79/409/EWG), 

 folgende charakteristische Zeigerarten des Offenlandes, der Röhrichte und der Gewässer: 
Blaukehlchen, Rohrammer, Sumpfrohrsänger, Reiherente und Graugans 

Alle übrigen häufigen und mittelhäufigen Arten wurden halbquantitativ unter Angabe von Häu-
figkeitsklassen erfasst. 

Die Kartierungen erfolgten vorzugsweise an niederschlagsfreien und windarmen Tagen durch 
Verhören und visuelle Ansprache im Gelände. Die Untersuchungsfläche wurde so abgelaufen 
oder mit dem Fahrrad abgefahren, dass alle Bereiche eingesehen bzw. auf singende Vögel 
verhört werden konnten. Dabei wurde auf brutvogeltypische Verhaltensweisen geachtet (z. B. 
Reviergesang, Nestbau und Fütterung), die es erlauben, von einer Reproduktion im Untersu-
chungsgebiet auszugehen. Erfasst wurden auch Durchzügler und Nahrungsgäste, die während 
der Brutperiode gesichtet wurden. Zur Erfassung von Eulen und dämmerungsaktiven Arten er-
folgten gesonderte Begehungen, die nach Sonnenuntergang begonnen und bis maximal Mitter-
nacht durchgeführt wurden. Dabei wurden gezielt Bereiche aufgesucht, die von ihrer Biotopaus-
stattung Vorkommen von relevanten Arten erwarten ließen. Zusätzlich wurde an einigen Stellen, 
an denen im Frühjahr rufende Eulen verhört werden konnten oder an denen Sichtbeobachtun-
gen erfolgten, in der Zeit ab Anfang Juni weitere Kontrollen zur Erfassung bettelrufender Jung-
vögel durchgeführt.  

Um Arten zu erfassen, die an Gebäude gebunden sind, wie Rauch- und Mehlschwalbe oder 
auch Schleiereule, wurden die in Frage kommenden landwirtschaftlichen Höfe aufgesucht und 
die besetzten Nester ausgezählt. Darüber hinaus erfolgte dort, wo es erforderlich war, eine Be-
fragung der Anwohner. Da einige wenige Höfe nicht aufgesucht werden konnten, wurde in die-
sen Fällen die Anzahl der Rauchschwalben-Paare geschätzt.  

Zum Nachweis von schwer erfassbaren Arten (z. B. Eulen, Wachtel) wurde an geeigneten Stel-
len eine Klangattrappe eingesetzt. Alle Beobachtungen wurden möglichst lagetreu in 
Kartenblätter (Grundlage TK 25) im Maßstab 1: 7.500 eingetragen.  
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Die Kartierungen wurden im Zeitraum von Ende März bis Anfang Juli 2013 durchgeführt. Ent-
sprechend den Empfehlungen des Niedersächsischen Landkreistages (NLT) „Naturschutz und 
Windenergie“ erfolgten zehn Begehungen bei Tag (s. Tabelle 1). Weitere Begehungen erfolgten 
in der Abend- und / oder Morgendämmerung, um dämmerungsaktive Arten wie Eulen oder die 
Wachtel erfassen zu können. 

Tabelle 1 Erfassung der Brutvögel – Untersuchungstermine 2013 

Durch- 
gang 

Datum Zeitraum Wetter (Bewölkung, Temperatur, Windrichtung, Windgeschwindig-
keit nach Beaufort) 

Bemerkungen 

1 21.03. 20.20-22.20 Stark bewölkt (80%), -1°, NO 2 Abendbegehung 

1 22.03. 20.10-22.15 Stark bewölkt (80%), 1- -2°, um O 1-2 gegen Ende O  3-4 Abendbegehung 

1 28.03. 06.00-12.00 Anfangs wolkenlos, später bedeckt, -2-1°, NO 2-4  

1 29.03. 06.00-12.15 Bedeckt, zeitweise leichter Schneefall, -2-2°, NW 0-2  

1 02.04. 07.30-11.30 Wolkenlos, 1-4°, O 2  

2 07.04. 21.15-00.15 Sternenklar, 5- -2°, Windstärke 1 Abendbegehung 

2 08.04. 07.00-12.30 Wechselnde Bewölkung (40-100%), -1-7°, O 2-4  

2 09.04. 06.30-11.45 Meist mittel bewölkt (60%), gegen Ende bedeckt, 1-6°, SO 2-4  

2 11.04. 07.00-11.00 Bedeckt (100%), gelegentlich Nieselregen, 6-8°, O 1  

3 16.04. 06.20-13.10 Anfangs wolkenlos mit Nebel, später zuziehend bis auf 70% Bewölkung,  
12-18°, SW 1, im Verlauf bis auf SW 3-4 auffrischend 

 

3 17.04. 06.15-10.30 Heiter & sonnig, 10-17°, SW 1-2  

3 17.04. 07.00-11.00 Gering bewölkt (10-30%), 10-15°, SW 3  

4 24.04. 21.35-23.40 Bedeckt, 12°, W 2-3 Abendbegehung 

4 25.04. 06.15-13.00 Mittel bewölkt (60%) bis bedeckt, 10-18°, SW 0-1  

4 26.04. 06.00-10.15 Bedeckt & diesig, ab 09 Uhr 00 leichter Regen, 9-12°, NW 1  

4 27.04. 06.15-10.45 Bedeckt (100%), 6-9°, NO 2  

5 03.05. 06.00-10.00 Wechselnd bewölkt (30-60%), 11-17°, O 2  

5 06.05. 06.15-12.45 Heiter & sonnig, 10-19°, SO 1  

5 07.05. 06.00-10.50 Heiter & sonnig, 10-18°, SO 0- 1  

6 15.05. 06.00-12.00 Mittel bewölkt (30-60%), 9-17°, SW 3-4 (teils 5)  

6 16.05. 06.00-11.00 Wechselnd bewölkt (0-60%), 9-16°, O 2-3  

7 27.05. 10.00-13.00 Bedeckt, leichter Regen, 12°, NW 3-4  

7 28.05. 09.00-14.30 Gering bewölkt (20-30%), 10-19°, SO 1-2  

7 30.05. 06.00-10.00 Bedeckt (100%), 14-16°, NO 1  

8 07.06. 04.15-10.30 Heiter & sonnig, 11-20°, SO 1-2  

8 18.06. 21.00-00.35 Mittel bewölkt (bis 70%), 23°, windstill Abendbegehung 

8 19.06. 06.30-10.30 Wolkenlos, 19-25°, SO 2  
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Durch- 
gang 

Datum Zeitraum Wetter (Bewölkung, Temperatur, Windrichtung, Windgeschwindig-
keit nach Beaufort) 

Bemerkungen 

9 28.06. 01.30-03.30 Bedeckt (100%), 13°, W 3 Nachtbegehung 

10 08.07. 06.30-09.30 Wolkenlos, 15-20°, NW 1-2  

10 08.07. 05.45-12.15 Wolkenlos, zu Beginn leichter Nebel, 15-24°, NW 1-2  

10 09.07. 00.00-01.00 Wechselnd bewölkt (30-60%), 12-14°, NW 1 Nachtbegehung 

 

4.2 NATURSCHUTZFACHLICHE BEWERTUNG 

Die Bewertung des Untersuchungsgebietes hinsichtlich seiner übergeordneten Bedeutung als 
Brutvogellebensraum wird auf Grundlage des in Niedersachsen angewandten quantitativen Ver-
fahrens nach BEHM & KRÜGER (2013) durchgeführt. Es handelt sich um ein Punkt-Werte-
Verfahren, in das die folgenden Parameter eingehen 

 Vorkommen gefährdeter Arten, 

 Anzahl der Brutpaare 

 und Größe des Betrachtungsraums 

Maßgeblich ist die nachgewiesene Anzahl an bestandsbedrohten Brutpaaren (Rote-Liste-
Status: 1-3). Den einzelnen Arten werden entsprechend der Höchstzahlen der erfassten Brut-
paare und entsprechend ihres Rote-Liste-Status Punktwerte zugeordnet (s. Tabelle 2). 

Tabelle 2 Punktwerte für Vogel-Brutpaare nach BEHM & KRÜGER (2013) 

Rote-Liste-Kategorie 
RL 1 RL 2 RL 3 

Anzahl 
Brutpaare 

Punkte Punkte Punkte 

1 10,0 2,0 1,0 
2 13,0 3,5 1,8 
3 16,0 4,8 2,5 
4 19,0 6,0 3,1 
5 21,5 7,0 3,6 
6 24,0 8,0 4,0 
7 26,0 8,8 4,3 
8 28,0 9,6 4,6 
9 30,0 10,3 4,8 
10 32,0 11,0 5,0 

jedes weitere Paar 1,5 0,5 0,1 
 

Als Bewertungsgrundlage dienen die aktuellen Roten Listen für Niedersachsen und Bremen 
(KRÜGER & OLTMANNS 2007) und Deutschland (SÜDBECK et al. 2007). Die Punktwerte für die 
einzelnen Vorkommen werden pro Gebiet zu einer Gesamtpunktzahl aufsummiert und auf eine 
Standardflächengröße von 1 km² normiert. Es ist zu beachten, dass eine optimale Gebietsgröße 
zirka 0,8 bis 2 km² umfassen sollte. Die Verbreitung der Arten und ihre zum Teil regional unter-
schiedlichen Gefährdungseinstufungen werden berücksichtigt, indem die Bewertung für jedes 
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Gebiet dreistufig durchgeführt wird. Sie erfolgt sowohl auf Grundlage der regionalen Gefähr-
dungseinstufungen (KRÜGER & OLTMANNS 2007), der Roten Liste Niedersachsen (KRÜGER & 
OLTMANNS 2007) als auch auf Basis der Roten Liste Deutschlands (SÜDBECK et al. 2007). 

Der größte Teil des untersuchten Raumes liegt innerhalb der Rote-Liste-Region „Tiefland-
West“. Lediglich der nordöstliche Abschnitt der Wapelniederung ist Teil der Rote-Liste-Region 
„Watten und Marschen“ (NLWKN, ArcGis-Shape „Naturräume in Niedersachsen“). 

5 ERGEBNISSE 

5.1 ÜBERSICHT 

Im Erfassungsjahr 2013 wurden im untersuchten Raum insgesamt 68 Vogelarten mit sicherem 
Brutstatus (Brutnachweis und Brutverdacht) nachgewiesen (s. Tabellen 3 und 4). Das festge-
stellte Artenspektrum umfasst somit rund 34 % der rezenten autochthonen Brutvogelfauna Nie-
dersachsens, die von KRÜGER & OLTMANNS (2007) mit insgesamt 197 Arten angegeben wird. 
Damit ist der untersuchte Raum - verglichen mit anderen im nordwestdeutschen Raum gelege-
nen Untersuchungsräumen ähnlicher Größe - von mittlerem bis geringem Artenreichtum. Im 
Zuge der Revierkartierung ließen sich insgesamt 23 Brutvogelarten feststellen, die entweder 
gefährdet sind, auf den Vorwarnlisten für Niedersachsen oder Deutschland geführt werden oder 
nach den Regelungen des speziellen Artenschutzes streng geschützt sind (s. Tabelle 3). In Ta-
belle 3 sind auch einige für den Raum charakteristischen Zeigerarten enthalten (s. hierzu auch 
Kap. 4.1). Die räumliche Lage der Revierzentren ist Plan-Nr. 1 im Anhang zu entnehmen. 

Neun der nachgewiesenen Arten gelten in Niedersachsen als gefährdet (Rote-Liste-Status 3), 
darunter sechs Spezies, die entweder im Offenland- oder Halboffenland brüten oder dort ihr 
Nahrungs- oder Jagdhabitat haben. Zu nennen sind in der Reihenfolge der Häufigkeit ihres 
Vorkommens die Arten Rauchschwalbe, Kiebitz, Waldohreule, Baumfalke, Wiesenpieper und 
Feldlerche. Mit den Arten Gartenrotschwanz, Pirol und Grünspecht sind drei gefährdete Spezies 
auf Gehölze als Lebensraum angewiesen. Bemerkenswert ist die hohe Brutdichte des Garten-
rotschwanzes im Bereich der altholzreichen höheren Geestareale. Auffällig ist das Fehlen oder 
nur sehr geringe Auftreten typischer Offenlandbrüter. Ausnahme ist der Kiebitz, der mit insge-
samt 19 Brutpaaren überwiegend auf Maisäckern brütete. Die räumlichen Schwerpunkte brü-
tender Kiebitze fanden sich in der westlichen Wapelniederung im Bereich Herrenmoor (6 Brut-
paare), im ehemaligen Neuenweger Moor unmittelbar südlich der Kreisstraße 340, in der Niede-
rung der Bekhauser Bäke sowie in der nordöstlichen Wapelniederung. 

Der Kiebitz ist die einzige im Gebiet nachgewiesene deutschlandweit stark gefährdete Brutvo-
gelart (Rote-Liste-Status 2). Bundesweit gefährdet (Rote-Liste-Status 3) sind Baumfalke und 
Feldlerche, die mit jeweils einem Brutpaar in der Niederung der Bekhauser Bäke vorkamen. 

Es wurden drei Arten der niedersächsischen Vorwarnliste festgestellt. Zu nennen sind Turmfal-
ke, Waldkauz und Baumpieper. Hierbei handelt es sich um Spezies, deren Bestände merklich 
zurückgehen, die aber aktuell noch nicht gefährdet sind. 

Nach § 7 (2) Nr. 14 BNatSchG streng geschützt sind die im Gebiet auftretenden Greifvogelarten 
Baumfalke, Turmfalke, Mäusebussard und Sperber. Hinzu kommen die Eulenarten Waldohreu-
le, Schleiereule und Waldkauz sowie Kiebitz, Teichhuhn und zwei Singvogelarten (s. Tabelle 3). 
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Tabelle 3 Übersicht der im Untersuchungsraum festgestellten planungsrelevanten, wertge-
benden und / oder streng geschützten sowie für den Raum charakteristischen 
Brutvogelarten (nur Brutnachweise und Brutverdachte) 

Lfd. 
Nr. 

Deutscher 
Artname 

Wissenschaftlicher 
Artname 

R
L 

D
 

R
L 

N
ds

 

R
L 

TW
 

R
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W
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at
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hG
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nz

ah
l B

ru
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1 Austernfischer Haematopus ostralegus - - - - - b 7 

2 Baumfalke Falco subbuteo 3 3 3 3 - s 1 

3 Baumpieper Anthus trivialis V V V V - b 4 

4 Blaukehlchen Luscinia svecica V - V - x s 4 

5 Feldlerche Alauda arvensis 3 3 3 3 - b 1 

6 Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus - 3 3 3 - b 83 

7 Graugans Anser anser - - - - - b 3 

8 Grünspecht Picus viridis - 3 3 3 - s 4 

9 Kiebitz Vanellus vanellus 2 3 3 3 - s 19 

10 Mäusebussard Buteo buteo - - - - - s 15 

11 Pirol Oriolus oriolus V 3 3 2 - b 1 

12 Rauchschwalbe Hirundo rustica V 3 3 3 - b 139 

13 Reiherente Aythya fuligula - - - - - b 1 

14 Rohrammer Emberiza schoeniclus - - - - - b 16 

15 Schleiereule Tyto alba - - - - - s 1 

16 Schwarzkehlchen Saxicola rubicola V - - - - b 25 

17 Sperber Accipiter nisus - - - - - s 2 

18 Sumpfrohrsänger Acrocephalus palustris - - - - - b 8 

19 Teichhuhn Gallinula chloropus - - - - - s 3 

20 Turmfalke Falco tinnunculus - V V V - s 3 

21 Waldkauz Strix aluca - V V V - s 1 

22 Waldohreule Asio otus - 3 3 3 - s 5 

23 Wiesenpieper Anthus pratensis V 3 3 3 - b 1 

 

Erläuterungen zu Tabelle 3 
Spalten RL D – Rote Liste der in Deutschland gefährdeten Brutvogelarten (SÜDBECK et al. 2007) 
Gefährdungskategorien: 1 - vom Erlöschen bedroht, 2 - stark gefährdet, 3 - gefährdet, V - Vorwarnliste, 
R - extrem selten. – derzeit nicht gefährdet 

Spalte RL Nds. – Rote Liste der in Niedersachsen st gefährdeten Brutvogelarten (KRÜGER & 
OLTMANNS 2007) 
Gefährdungskategorien s. RL D 

Spalten RL TW / WM – Rote Liste der in den Rote-Liste-Regionen „Tiefland West“ und „Watten 
und Marschen“ gefährdeten Brutvogelarten (KRÜGER & OLTMANNS 2007) 
Gefährdungskategorien s. RL D 
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Spalte VS-RL - EU-Vogelschutzrichtlinie 
x - Anhang I-Art der EU-Vogelschutzrichtlinie 

Spalte § 7 BNatSchG 
s - streng geschützte Art, b - besonders geschützte Art 

 

Tabelle 4 Übersicht der im Untersuchungsraum festgestellten häufigen und mittelhäufigen 
Brutvogelarten 

 Deutscher Artname Wissenschaftlicher Artname Häufigkeitsklasse / 
Anzahl Brutpaare 

Arten des Offenlandes 

1 Dorngrasmücke Sylvia communis E 

2 Fasan Phasianus colchicus C 

Arten des Halboffenlandes 

3 Bachstelze Motacilla alba D 

4 Feldsperling Passer montanus D 

5 Goldammer Emberiza citrinella 107 

6 Rabenkrähe Corvus corone D 

7 Star  Sturnus vulgaris E 

Arten der Siedlungen und der gehölzbestimmten Siedlungsrandbereiche 

8 Gelbspötter Hippolais icterinus 12 

9 Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros D 

10 Haussperling Passer domesticus F 

11 Dohle Coloeus monedula D 

12 Elster Pica pica D 

13 Grünfink Carduelis chloris E 

14 Klappergrasmücke Sylvia curruca D 

15 Mehlschwalbe Delichon urbicon E 

16 Türkentaube Streptopelia decaocto C 

Arten der Röhrichte und Gewässer 

17 Nilgans Alopochen aegyptiaca A 

18 Brandgans Tadorna tadorna B 

19 Stockente Anas platyrhynchos C 

Arten der gehölzbestimmten Lebensräume 

20 Amsel  Turdus merula G 

21 Blaumeise Parus caeruleus F 

22 Buchfink Fringilla coelebs G 

23 Buntspecht Dendrocopus major E 

24 Eichelhäher Garrulus glandarius D 

25 Fitis Phylloscopus trochilus D 

26 Gartenbaumläufer Certhia brachydactyla D 

27 Gartengrasmücke Sylvia borin D 

28 Gimpel Pyrrhula pyrrhula C 

29 Grauschnäpper Muscicapa striata C 
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 Deutscher Artname Wissenschaftlicher Artname Häufigkeitsklasse / 
Anzahl Brutpaare 

30 Heckenbraunelle Prunella modularis E 

31 Hohltaube Columba oenas C 

32 Kleiber Sitta europaea E 

33 Kohlmeise Parus major G 

34 Misteldrossel Turdus viscivorus D 

35 Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla F 

36 Ringeltaube Columba palumbus E 

37 Rotkehlchen Erithacus rubecula F 

38 Schwanzmeise Aegithalos caudatus C 

39 Singdrossel Turdus philomelos D 

40 Sommergoldhähnchen Regulus ignicapilla C 

41 Stieglitz Carduelis carduelis C 

42 Sumpfmeise Parus palustris D 

43 Tannenmeise Parus ater C 

44 Zaunkönig Troglodytes troglodytes G 

45 Zilpzalp Phylloscopus collybita G 

 Legende: 
Häufigkeitsklassen:  A: 1 Brutpaar, B: 2 bis 3 BP, C: 4 bis 7 BP, D: 8 bis 20 BP, E: 21 bis 50 BP, F: 51 bis 

150 BP G: 151 bis 400 BP, H: 401 bis 1.000 BP 

 Abundanzklassen nach „ADEBAR“-Vogelmonitoring Deutschland (2005-2007) 

 

In den vorstehenden Tabellen sind nur Arten aufgeführt, deren Verhalten eindeutig auf eine Brut 
im Erfassungsjahr hindeutet. Durchzügler, Nahrungsgäste und Brutzeitfeststellungen werden in 
Kap. 5.3 behandelt. 

 

5.2 POTENZIELL PLANUNGSRELEVANTE BRUTVOGELARTEN UND IHRE 
VORKOMMEN IM UNTERSUCHUNGSRAUM 

Nachfolgend werden die Ergebnisse der Brutvogelerfassung näher erläutert. Dabei wird auf 
ausgewählte potenziell planungsrelevante Brutvögel nach Art und Vorkommen innerhalb des 
Untersuchungsraumes eingegangen. Die Planungsrelevanz bemisst sich dabei an möglichen 
anlage- und betriebsbedingten Empfindlichkeiten gegenüber WEA. Hierzu zählen vor allem 
Vergrämungswirkungen durch die sich drehenden Rotoren oder artspezifisch erhöhte Kollisi-
onsgefährdungen, auf die in der einschlägigen Literatur (z. B. REICHENBACH et al. 2004, 
KETZENBERG et al. 2002 oder DÜRR 2013) sowie im „NLT-Papier“ (NLT 2011) in der Vergangen-
heit vielfach hingewiesen wurde. 

Erläuterungen zu den Abkürzungen des Gefährdungsstatus der beschriebenen Arten finden 
sich im Anschluss an Tabelle 3 in Kapitel 5.1. 

Bei den nachfolgenden Artbeschreibungen wird auch auf Brutvorkommen der Spezies innerhalb 
des geplanten Windparks eingegangen. 
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Die Artbeschreibungen erfolgen in der Reihenfolge der Häufigkeit ihres Auftretens. 

5.2.1 ARTEN DES OFFENLANDES 

Kiebitz (Vanellus vanellus) 

Rote-Liste Nds.: 31 / Rote-Liste D: 2 / streng geschützt nach § 7 BNatSchG 

Habitatansprüche: Der Kiebitz ist ein Bewohner offener Landschaften, der zu Beginn der Brut-
zeit auf kurzrasige oder lückige Vegetation angewiesen ist. Als Brutplätze werden feuchte Wie-
sen und Weiden und seit einigen Jahrzehnten auch Ackerflächen genutzt (vgl. z. B. KOOIKER 

& BUCKOW 1997, MELTER 2004 in KRÜGER & SÜDBECK 2004).  

Status und Bestand: Der Kiebitz ist in Mitteleuropa ein verbreiteter Brut- und Sommervogel 
(BAUER et al. 2005). In Niedersachsen ist der Bestand seit den 1980er Jahren stark rückläufig 
und umfasst derzeit noch etwa 25.000 Brutpaare (Stand 2005, NLWKN 2010). Der Erhaltungs-
zustand wird deshalb landesweit als ungünstig bewertet (ebd.). Da ein Drittel des deutschen 
Gesamtbestandes in Niedersachsen brütet, kommt diesem Bundesland eine hohe Verantwor-
tung hinsichtlich des Brut- und Arealerhalts in Deutschland und Europa zu (ebd.). Im Rahmen 
der niedersächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz wird der Kiebitz in der „Liste der 
Brutvogelarten mit höchster Priorität für Erhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen“ geführt 
(NLWKN / MU 2011). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: Der Kiebitz brütete im Gebiet fast ausschließlich auf 
Maisäckern. Insgesamt wurden 19 Brutpaare nachgewiesen. Die Art kommt an vier Stellen in 
kleineren Kolonien vor: Vier Brutpaare wurden im ehemaligen Neuenweger Moor festgestellt 
(Abstand zur Windparkfläche: ca. 700 m). Weitere drei Brutpaare kamen südlich der Windpark-
fläche in etwa 800 m Entfernung in der Niederung der Bekhauser Bäke vor, und in der nordöst-
lichen Wapelniederung (in etwa 900 m Entfernung zur geplanten Windparkfläche) brüteten zwei 
weitere Paare. Das größte Brutvorkommen des Kiebitzes wurde in etwa 1.500 m Entfernung zur 
geplanten Windparkfläche in der Wapelniederung im äußersten Westen des Untersuchungs-
raumes nachgewiesen. 

 

Feldlerche (Alauda arvensis) 

Rote-Liste Nds.: 3 / Rote-Liste D: 3 / besonders geschützt nach § 7 BNatSchG 

Habitatansprüche: Die Feldlerche bevorzugt zur Brutzeit offenes Gelände mit niedriger und ab-
wechslungsreich strukturierter Vegetation (NLWKN 2010:150). Sehr intensiv bewirtschaftete 
Grünlandflächen sowie Äcker mit Anbau von Wintergetreide oder Mais werden gemieden. 

Status und Bestand: Die Feldlerche ist ein in weiten Teilen Mitteleuropas verbreiteter Brut- und 
Sommervogel, der seit den 1970er Jahren dramatische Bestandsrückgänge von z. T. 50-90% 
erlitten hat (BAUER et al. 2005). Der niedersächsische Brutbestand wird auf noch etwa 180.000 
Paare geschätzt (Stand 2005, NLWKN 2010). Der Erhaltungszustand der Art wird in Niedersach-
sen zurzeit als ungünstig bewertet (ebd.). Im Rahmen der niedersächsischen Strategie zum 

                                                 
1 Die Abkürzungen der Statusangaben der Roten Listen finden sich in der Legende zu Tabelle 3. 
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Arten- und Biotopschutz wird die Feldlerche in der „Liste der Brutvogelarten mit höchster Priori-
tät für Erhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen“ geführt (NLWKN / MU 2011). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: Die Feldlerche kam mit lediglich einem Brutpaar in der 
Niederung der Bekhauser Bäke unweit der Siedlung Heubült vor. 

Wiesenpieper (Anthus pratensis) 

Rote-Liste Nds.: 3 / Rote-Liste D: V / besonders geschützt nach § 7 BNatSchG 

Habitatansprüche: Besiedelt werden weitgehend offene und gehölzarme Landschaften unter-
schiedlicher Ausprägung, wie beispielsweise extensiv genutztes Grünland mit nicht zu hohem 
Aufwuchs. Wichtige Bestandteile des Bruthabitats sind feuchte Böden mit gleichzeitigem Vor-
kommen schütterer und deckungsreicher Vegetation sowie ein abwechslungsreiches Bodenre-
lief und Ansitzwarten (SÜDBECK et al. 2005:482). 

Status und Bestand: Der Wiesenpieper ist ein Charaktervogel der offenen Grünlandgebiete 
Norddeutschlands einschließlich der Vordeichsflächen. Der niedersächsische Brutbestand wird 
mit 30.000 Paaren angegeben (KRÜGER & OLTMANNS 2005). Der starke Bestandsrückgang seit 
den 60er Jahren hat sich in den letzten beiden Jahrzehnten etwas abgeschwächt (ebd.) 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: Der Wiesenpieper kam mit lediglich einem Brutpaar in 
der Wapelniederung am nordöstlichen Rand des Untersuchungsraumes vor. 

5.2.2 SONSTIGE ARTEN DES OFFENLANDES UND HALBOFFENER 
LEBENSRÄUME 

In diesem Kapitel sind auch Arten aufgeführt, die das Offenland als Teillebensraum (z. B. als 
Nahrungshabitat) nutzen, sich aber ansonsten auch in anderen Lebensraumtypen aufhalten 
(z. B. Bruthabitat in Gehölzen oder im Siedlungsbereich). 

 

Mäusebussard (Buteo buteo) 

Rote-Liste Nds.: - / Rote-Liste D: - / streng geschützt nach § 7 BNatSchG 

Habitatansprüche: Der Mäusebussard benötigt weite offene Flächen als Jagdgebiet. Die höchs-
ten Siedlungsdichten werden in reich gegliederten Landschaften mit ausgewogenen Anteilen 
von Acker und Grünland erreicht (MEBS 2012). Die Nester werden in älteren Bäumen von Wald-
randbereichen oder Feldgehölzen angelegt. Als Nahrung dienen tagaktive Kleinsäuger.  

Status und Bestand: Nach KRÜGER & OLTMANNS (2007) kommen in Niedersachsen etwa 
10.000 Brutpaare vor (Stand: 2005). Der Mäusebussard ist demnach der häufigste Greifvogel 
Niedersachsens. Der Bestandstrend der letzten Jahrzehnte ist positiv (ebd.). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: Es wurden insgesamt 15 Horstpaare nachgewiesen, de-
ren Brutplätze sich unregelmäßig auf die halboffenen Geestbereiche verteilten. Eine geringere 
Brutdichte war in dem Areal westlich der Autobahn A 29 zu verzeichnen. Die der geplanten 
Windparkfläche nächstgelegenen Brutreviere befanden sich ca. 250 m nördlich, ca. 300 m süd-
lich und ca. 500 m nordwestlich. Die geplante Windparkfläche ist somit Teil des potenziellen 
Jagdhabitats von drei Mäusebussard-Paaren. 
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Waldohreule (Asio otus)  

Rote-Liste Nds.: 3 / Rote-Liste D: - / streng geschützt nach § 7 BNatSchG 

Habitatansprüche: Die Nistplätze der Waldohreule liegen in Feldgehölzen oder an strukturierten 
Waldrändern. Bevorzugt werden als Brutplatz oder in seiner näheren Umgebung Nadelgehölze, 
die ausreichend Deckung bieten. Jagdhabitat ist offenes oder halboffenes Gelände mit niedriger 
Vegetation (SÜDBECK et al. 2005). 

Status und Bestand: Die Waldohreule kommt in Niedersachsen mit noch etwa 4.500 Brutpaaren 
vor (Stand: 2005). Der Brutbestand war lange Zeit sehr stark rückläufig. Seit 1980 ist eine leich-
te Abschwächung dieser Entwicklung erkennbar (KRÜGER & OLTMANNS 2007). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: Es wurden fünf Brutpaare nachgewiesen. Der nächst 
gelegene Brutplatz zur geplanten Windparkfläche befand sich südlich in einem kleinen Wäld-
chen an der Landesstraße L 820 in etwa 270 m Entfernung. Es ist davon auszugehen, dass das 
Grünland der Wapelniederung und damit auch im Bereich der geplanten Windparks als Jagd-
habitat genutzt wird. Die weiteren Brutplätze verteilen sich auf kleine Waldstücke und größere 
Hofgehölze östlich der Autobahn A 29. 

 

Turmfalke (Falco tinnunculus) 

Rote-Liste Nds.: V / Rote-Liste D: - / streng geschützt nach § 7 BNatSchG 

Habitatansprüche: Turmfalken brüten in der offenen und halboffenen Feldflur. Sie nutzen Ge-
bäude, Strom- und andere Masten sowie die Nester von Krähen und anderen Baumbrütern als 
Brutplatz. Als Jagdgebiete dienen freie Flächen (Grünland, Äcker, etc.) mit niedriger Vegetation. 
Erbeutet werden vor allem Kleinsäuger. Das Nest wird in Einzelbäumen, Feldgehölzen, an 
Waldrändern oder in Gebäuden angelegt.  

Status und Bestand: Nach KRÜGER (2007) sind die Brutbestände in der Region des alten Ol-
denburger Landes von Jahr zu Jahr stark fluktuierend. Der Bestand wird derzeit auf weniger als 
1.000 Brutpaare geschätzt (ebd.). In Niedersachsen hat sich der Bestand in den letzten beiden 
Jahrzehnten stabilisiert – er liegt bei etwa 4.500 Brutpaaren (Stand: 2005, KRÜGER & OLTMANNS 
2007). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: Es wurden drei Brutvorkommen festgestellt, die sich im 
weiteren Umfeld der geplanten Windparkfläche befinden. Die Brutplätze lagen südwestlich in 
ca. 600 m, nordöstlich in etwa 700 m und südöstlich in ca. 1.000 m Entfernung zum geplanten 
Windpark. Eine Nutzung des Grünlandes im Bereich der geplanten Windparkfläche ist als wahr-
scheinlich anzunehmen. 

 

Sperber (Accipiter nisus) 

Rote-Liste Nds.: - / Rote-Liste D: - / streng geschützt nach § 7 BNatSchG 

Habitatansprüche: Der Sperber brütet bevorzugt in der gehölzreichen Halboffenlandschaft. Das 
Nest wird zumeist am Rand von Baumbeständen angelegt, die ausreichend Deckung aufweisen 
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und über genügend Raum für den An- und Abflug verfügen. Als Nahrung dienen vorwiegend 
Singvögel, die im Jagdflug erbeutet werden. 

Status und Bestand: Die Bestandsgröße des Sperbers wird für Niedersachsen mit etwa 3.000 
Revierpaaren angegeben (Stand: 2005; KRÜGER & OLTMANNS 2007). Die Bestandsentwicklung 
in den letzten Jahrzehnten ist stark positiv (ebd.). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: Der Sperber brütete mit einem Paar im äußersten Norden 
des Untersuchungsraumes (etwa 1.900 m von der geplanten Windparkfläche entfernt). 

 

Baumfalke (Falco subbuteo) 

Rote-Liste Nds.: 3 / Rote-Liste D: 3 / streng geschützt nach § 7 BNatSchG 

Habitatansprüche: Baumfalken bevorzugen als Bruthabitat halboffene bis offene (oft gewässer-
reiche) Landschaften. Als Nistplatz werden gerne alte Krähennester angenommen, die sich am 
Rand von lichten Kiefernwäldern befinden. Es werden jedoch auch Brutplätze in Feldgehölzen, 
Baumgruppen oder auf Strommasten bezogen. Wichtig ist das Vorhandensein kleinvogelreicher 
Jagdhabitate in der näheren Umgebung in einem Umkreis bis etwa 6 km um den Brutplatz 
(SÜDBECK et al. 2005). Die maximale Größe des Jagdreviers wird mit 30 km² angegeben (FLADE 
1994). 

Status und Bestand: In Niedersachsen kommen noch ca. 300 Brutpaare vor (KRÜGER & 
OLTMANNS 2007, Stand: 2005). Der bis in die 80er Jahre andauernde starke Bestandsrückgang 
konnte in den letzten Jahrzehnten gestoppt werden. 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: Das einzige Brutvorkommen des Baumfalken fand sich 
am südlichen Rand des Untersuchungsraumes am Rand der Niederung der Bekhauser Bäke in 
einer Wallhecke. Der Abstand des Brutplatzes von der geplanten Windparkfläche betrug mehr 
als 1.600 m. Baumfalken sind mäßig häufig als Schlagopfer von WEA betroffen. Bislang sind in 
der zentralen Schlagopferkartei für Deutschland acht Meldungen erfolgt (vgl. DÜRR 2013). 

 

Schleiereule (Tyto alba) 

Rote-Liste Nds.: - / Rote-Liste D: - / streng geschützt nach § 7 BNatSchG 

Habitatansprüche: Jagdhabitat der Schleiereule ist eine offene bis halboffene Feldflur mit ho-
hem Grünlandanteil. Als Kulturfolger brütet die Art in Gebäuden (beispielsweise Scheunen, 
Dachböden oder Kirchtürme) mit Einflugmöglichkeit (SÜDBECK et al. 2005). 

Status und Bestand: Der niedersächsische Bestand der Schleiereule wird mit 2.500 Revierpaa-
ren angegeben (Stand 2005). Die Bestandsentwicklung in den letzten Jahrzehnten ist deutlich 
positiv (KRÜGER & OLTMANNS 2007). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: Die Schleiereule kam mit einem Brutpaar in einer Scheu-
ne auf einem Hofgrundstück in Wapeldorf am südwestlichen Rand des Untersuchungsraumes 
vor. Die Entfernung dieses Brutplatzes zur geplanten Windparkfläche betrug mehr als 1.600 m. 
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5.2.3 ARTEN DER GEWÄSSER 

Graugans (Anser anser) 

Rote-Liste Nds.: - / Rote-Liste D: - / besonders geschützt nach § 7 BNatSchG 

Habitatansprüche: Die Graugans brütet in meist flachen Uferzonen natürlicher und künstlicher 
Binnengewässer mit reich strukturierter Vegetation. Bei flugfähigen Individuen können Schlaf-
plätze und Nahrungsflächen mehrere Kilometer auseinander liegen (SÜDBECK et al. 2005). 

Status und Bestand: Die Graugans kommt in Niedersachsen mit etwa 2.500 Brutpaaren vor 
(Stand: 2005). Die Bestandsentwicklung der letzten Jahrzehnte ist deutlich positiv (KRÜGER & 
OLTMANNS 2007). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: Die Graugans kam mit drei Brutpaaren im südöstlichen 
Untersuchungsraum vor. Bruthabitate waren ein breiterer Graben zwischen Landesstraße L 825 
und Bahnlinie sowie drei zusammen liegende Teiche wenige hundert Meter weiter nördlich. Die 
minimale Entfernung der Brutplätze zur geplanten Windparkfläche lag bei mehr als 1.600 m. 

5.3 DURCHZÜGLER, NAHRUNGSGÄSTE UND BRUTZEITFESTSTELLUNGEN 

Im der folgenden Tabelle 5 werden potenziell planungsrelevante Arten kurz beschrieben, für die 
eine Brut und ein längerer Aufenthalt im Untersuchungsraum entweder auszuschließen ist, weil 
es sich um Durchzügler oder eindeutige Nahrungsgäste handelt oder die lediglich mit einer 
Brutzeitfeststellung nachgewiesen wurden. 

Tabelle 5 Durchzügler, Nahrungsgäste und Brutzeitfeststellungen 

Art An-
zahl 

Status Datum Vorkommen im Unter-
suchungsraum 

Informationen 

Rohrweihe 1 
1 
1 

DZ/NG 
DZ/NG 
DZ/NG 

08.04. 
07.05. 
08.07. 

Nördliches UG bei Neudorf 
Niederung der Bekhauser Bäke 
westlich Neuenwege 

Flugrichtung: O 
 
Flugrichtung: SO 

Rotmilan 1 DZ 16.04. Nördliche Wapelniederung kreisend 
Weißstorch 1 NG 

NG 
17.04. 
28.05. 

Rosenberg, westl. Autobahn 29 
Südwestlich von Jaderberg 

kreisend 
kreisend 

Schnatterente 1 DZ 11.04. Wapel, südwestlich der KREIS-
STRAßE 130 

 

Schnatterente 2 BZ/NG 28.05. Graben südlich Herrenmoor  
Höckerschwan 1 DZ 02.04. Acker, Bereich Neuenweger Moor  
Kuckuck 1 BZ/DZ 07.05. Hofgrundstück nördlich Heubült Rufendes ♂ 
Braunkehlchen 1 

1 
3 

DZ 
DZ 
DZ 

27.04. 
03.05. 
10.05. 

Zentrales UG, am Nordrand der 
Wapelniederung 
westl. UG, Wapelniederung 

 

Wiesenschaf-
stelze 

1 DZ/BZ April Nordöstliche Wapelniederung  

DZ - Durchzügler, BZ - Brutzeitfeststellung, NG - Nahrungsgast, UG - Untersuchungsgebiet 
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6 GEBIETSBEWERTUNG 

Innerhalb des Untersuchungsgebietes wurden neun zu bewertende Teilräume gemäß den Kri-
terien nach BEHM & KRÜGER (2013) abgegrenzt. Die Bewertung ergab in fünf Teilräumen eine 
regionale Bedeutung als Vogelbrutgebiet. Vier weitere Teilgebiete sind nach den vorliegenden 
Ergebnissen zumindest von lokaler Bedeutung. Innerhalb der geplanten Windparkfläche wurden 
keine gefährdeten Brutvogelarten nachgewiesen. Sie befindet sich somit außerhalb der bewer-
teten Teilgebiete und weist nach dem hier angewendeten Verfahren einen Wert unterhalb von 
lokaler Bedeutung auf. Die räumliche Lage der einzelnen fortlaufend nummerierten Teilgebiete 
kann der folgenden Abbildung entnommen werden (vgl. Abbildung 2). 
 

 

 

Abbildung 2 Räumliche Lage der bewerteten Brutvogel-Teilgebiete (nach BEHM & KRÜGER 2013) 
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Nachfolgend werden die Teilgebiete, für die eine formale Bewertung nach dem Gefährdungs-
status der festgestellten wertgebenden Vogelarten erfolgte, kurz vorgestellt. In die Wertung ge-
hen nur Brutnachweise und Brutverdachte ein, nicht jedoch Brutzeitfeststellungen. Dabei wird 
das Punkt-Wert-Verfahren nach BEHM & KRÜGER (2013) angewendet (s. Kap. 4.2). Aus Grün-
den der Nachvollziehbarkeit werden die jeweils festgestellten bewertungsrelevanten Arten mit 
Angaben zur Abundanz und zum Gefährdungsstatus sowie mit Zuweisung der Punktwerte in 
entsprechenden Bewertungstabellen aufgeführt. Zur besseren Anschauung erfolgt für die be-
werteten Teilräume eine kurze Beschreibung der Lage und Habitatstrukturen, der bewertungs-
relevanten Arten und ihrer Verteilung im Raum (s. Kapitel 6.1). 

TEILGEBIET 1 „WAPELDORF OST / BEKHAUSER BÄKE“  
Lage und Biotopstruktur: Dieser ca. 121 ha große Teilraum, umfasst große Teile der Niederung 
der Bekhauser Bäke. Gehölze (meist Stieleichen) stehen auf den Hofgrundstücken im Westen 
und auf den Wallhecken, die das hofnahe kleinparzellierte Grün- und Ackerland gliedern. Die 
Niederung der Bekhauser Bäke ist bis auf eine schmale Parzelle im Zentrum des Gebietes 
weitgehend gehölzfrei. Die landwirtschaftliche Fläche wird überwiegend intensiv als Grünland 
genutzt. Der größte Teil des Grünlandes wird von Rindern beweidet. Ein kleinerer Anteil wird als 
Mähwiese genutzt. In der Niederung der Bekhauser Bäke wurde auf einigen Parzellen Mais 
angebaut. Entlang der Gräben oder der landwirtschaftlichen Wege wachsen vereinzelt Sträu-
cher. An der Landesstraße L 820, die das Gebiet im nördlichen Drittel quert, befindet sich auf 
gehölzbewachsenem Grundstück ein Modellflugplatz. 

Bestand und Bewertung: Der Untersuchungsteilraum 1 erreicht eine regionale Bedeutung als 
Vogelbrutgebiet (s. Tabelle 6). Es kommen insgesamt sechs gefährdete Spezies vor, wobei 
Gartenrotschwanz, Kiebitz und Rauchschwalbe maßgeblichen Anteil am Gesamtwert des Ge-
bietes haben. Des Weiteren wurde als Offenlandart in der Niederung der Bekhauser Bäke die 
Feldlerche (1 Brutpaar) angetroffen. Der Grünspecht (1 Brutpaar) hatte sein Revier in dem ge-
hölzreichen Areal am westlichen Rand der Niederung, während die Waldohreule mit je einem 
Brutpaar in dem Wäldchen an der Landesstraße L 820 und auf einem gehölzreichen Hofgrund-
stück am westlichen Gebietsrand vorkam. 

Eine hohe Brutdichte wurde an den Siedlungsrändern und den angrenzenden von Gehölzen 
gegliederten Grünlandparzellen von der Goldammer erreicht. Des Weiteren kam das auf der 
Vorwarnliste der gefährdeten Arten Deutschlands geführte Schwarzkehlchen mit drei Brutpaa-
ren im Gebiet vor. An einigen Gräben In der Niederung war weiterhin die Rohrammer mit vier 
Brutpaaren vertreten. Hier hatten auch zwei Austerfischerpaare ihr Revier. Der streng geschütz-
te Mäusebussard brütete in dem Wäldchen des Modellfluggeländes im Norden an der Landes-
straße L 820. 
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Tabelle 6 Bewertung von Teilgebiet 1 "Wapeldorf Ost / Bekhauser Bäke" 

 Deutschland Niedersachsen Naturräumliche Region 
Tiefland West 

Art Anzahl 
Brutpaare  

Gefährdung 
Rote Liste Punkte Gefährdung 

Rote Liste Punkte Gefährdung 
Rote Liste Punkte 

Teilgebiet 1 „Wapeldorf Ost / Bekhauser Bäke“ 
Flächengröße: 1,21 km² 
Biotoptypen / Nutzung: Niederung der Bekhauser Bäke mit überwiegendem Maisanbau und Teilflächen in in-
tensiver Grünlandnutzung sowie Teile der Wapelniederung mit Intensivgrünland, an den Niederungsrändern 
Streusiedlung mit landwirtschaftlichen Höfen, teils alter Baumbestand auf den Hofgrundstücken, hofnahes Grün- 
und Ackerland wird durch Wallhecken gegliedert 

Feldlerche 1 3 1,0 3 1,0 3 1,0 

Gartenrotschwanz 7 - 0,0 3 4,3 3 4,3 

Grünspecht 1 - 0,0 3 1,0 3 1,0 

Kiebitz 3 2 4,8 3 2,5 3 2,5 

Rauchschwalbe 25 V 0,0 3 5,1 3 5,1 

Waldohreule 2 - 0,0 3 1,8 3 1,8 

Gesamtpunkte 5,8  15,7  15,7 

Endpunkte (Gesamtpunkte : Flächenfaktor 1,21) 4,79  12,98  12,98 

Mindestpunktzahlen: 
ab 4 Punkten lokal, ab 9 Punkten regional, ab 16 Punkten landesweit, ab 25 Punkten national bedeutend [WILMS et al. 1997] 

Ergebnis: Der Teilraum 1 ist von regionaler Bedeutung als Vogelbrutgebiet. 

 

TEILGEBIET 2 „BEKHAUSEN NORD“ 
Lage und Biotopstruktur: Das etwa 100 ha große Teilgebiet 2 liegt am südwestlichen Rand des 
Untersuchungsraumes unweit der Ortschaft Rastederberg. Es beinhaltet die locker bebauten 
und von älterem Baumbestand dominierten Bereiche beidseitig der Landesstraße L 825 und der 
Kreisstraße K 130. In den Übergangsbereichen zwischen Siedlung und Niederung kommen 
Wallhecken mit alten Eichen vor. Die landwirtschaftliche Fläche befindet sich zu annähernd 
gleichen Teilen in Grünland- und Ackernutzung. Als Feldfrucht dominiert Mais. Das Grünland 
wird überwiegend als Mähwiese bewirtschaftet. Lediglich einige hofnahe Parzellen werden be-
weidet. 

Bestand und Bewertung: Der Teilraum 2 ist von regionaler Bedeutung als Vogelbrutgebiet 
(s. Tabelle 7). Den größten Anteil an dieser Einstufung haben die Vorkommen der gefährdeten 
Arten Gartenrotschwanz und Rauchschwalbe mit jeweils 14 Brutpaaren. Bemerkenswert sind 
darüber hinaus die singulären Brutvorkommen der Arten Baumfalke (auf einer alten Stieleiche 
in einer Wallhecke am Ende eines landwirtschaftlichen Weges) und Pirol (in dem Gehölz mit 
Wallhecke im Südwesten an dem landwirtschaftlichen Weg „Zum Hörn“ unweit der Kreißstraße 
K 130). Weitere gefährdete Arten waren der Grünspecht mit je einem Brutpaar im westlichen 
sowie im östlichen Drittel des Gebietes sowie der Kiebitz mit einem Brutpaar auf einem Mais-
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acker im Norden unweit der Landesstraße L 825. Als weitere häufige Charakterart der halboffe-
nen Feldflur kam die Goldammer mit zwölf Brutpaaren vor. 

Tabelle 7 Bewertung von Teilgebiet 2 „Bekhausen Nord“ 

 Deutschland Niedersachsen Naturräumliche Region 
Tiefland West 

Art Anzahl 
Brutpaare  

Gefährdung 
Rote Liste Punkte Gefährdung 

Rote Liste Punkte Gefährdung 
Rote Liste Punkte 

Teilgebiet 2 „Bekhausen Nord“ 
Flächengröße: 1,02 km² 
Biotoptypen / Nutzung: Streusiedlung am Niederungsrand mit Hofgrundstücken (hier häufig alter Baumbe-
stand), Wallhecken und kleinparzellierten, landwirtschaftlich intensiv genutzten Parzellen 

Baumfalke 1 3 1,0 3 1,0 3 1,0 

Gartenrotschwanz 14 - 0,0 3 5,4 3 5,4 

Grünspecht 2 - 0,0 3 1,8 3 1,8 

Kiebitz 1 2 2,0 3 1,0 3 1,0 

Pirol 1 V 0,0 3 1,0 3 1,0 

Rauchschwalbe 14 V 0,0 3 5,4 3 5,4 

Gesamtpunkte 3,0  15,6  15,6 

Endpunkte (Gesamtpunkte : Flächenfaktor 1,02) 2,94  15,29  15,29 

Mindestpunktzahlen: 
ab 4 Punkten lokal, ab 9 Punkten regional, ab 16 Punkten landesweit, ab 25 Punkten national bedeutend [WILMS et al. 1997] 

Ergebnis: Der Teilraum 2 ist von regionaler  Bedeutung als Vogelbrutgebiet. 

 

TEILGEBIET 3 „JADERBERG WEST / HEUBÜLT“ 
Lage und Biotopstruktur: Das Teilgebiet 3 ist etwa 90 ha groß und erstreckt sich in dem halbof-
fenen bis offenen Grünlandbereich zwischen Landesstraße L 825 und der im Osten verlaufen-
den Bahnlinie Oldenburg-Wilhelmshaven. Die Siedlung „Heubült“, die Landesstraße L 862 und 
das Gewerbegebiet „Am Esch“ markieren die nördliche Grenze dieses Teilraumes. Das Gebiet 
wird überwiegend als Grünland genutzt, das im Zentrum und im äußersten Nordosten durch 
Wallhecken, gehölzbestandene Hofgrundstücke und Baumreihen gegliedert wird. Im Südteil 
stocken ein kleiner Nadelwald und ein Laubwäldchen mittleren Alters. Auf einem kleineren Teil 
der landwirtschaftlichen Fläche (am Grabenweg sowie unmittelbar an die tangierende Bahnlinie 
angrenzend) wird Mais angebaut. 

Bestand und Bewertung: Der Teilraum 3 erreicht eine regionale Bedeutung als Vogelbrutgebiet 
(s. Tabelle 8). Diese Einstufung begründet sich auf die Vorkommen von vier gefährdeten Spe-
zies, von denen der Gartenrotschwanz mit 13 Brutpaaren die höchsten Abundanzen erreicht. 
Die Rauchschwalbe kommt mit drei Brutpaaren auf zwei Höfen in der Siedlung Heubült und an 
der Landesstraße L 825 und die Waldohreule mit einem Brutpaar in dem kleinen Nadelwald im 
Südteil vor. Jeweils ein Kiebitz-Brutpaar wurde auf dem Maisacker am Grabenweg sowie auf 
einer weiteren kleineren Ackerparzelle am östlichen Rand unweit der Bahnlinie nachgewiesen. 
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Weitere bemerkenswerte Arten waren die in hoher Brutdichte vorkommende Goldammer (14 
Brutpaare), das Schwarzkehlchen als Art der bundesweiten Vorwarnliste (4 Brutpaare), das 
Blaukehlchen (2 Brutpaare an Gräben im Ostteil) sowie die streng geschützten Greifvogelarten 
Mäusebussard (2 Brutpaare) sowie Turmfalke und Sperber (je 1 Brutpaar). 

Tabelle 8 Bewertung von Teilgebiet 3 „Jaderberg West / Heubült“ 

 Deutschland Niedersachsen Naturräumliche Region 
Tiefland West 

Art Anzahl 
Brutpaare  

Gefährdung 
Rote Liste Punkte Gefährdung 

Rote Liste Punkte Gefährdung 
Rote Liste Punkte 

Teilgebiet 3 „Jaderberg West / Heubült“ 
Flächengröße: 0,96 km² 
Biotoptypen / Nutzung: Überwiegend strukturiertes Grünland mit Wallhecken, kleinen Wäldern (teils Nadel-, teils 
Laubwald) und eingestreuten Hofgrundstücken mit altem Baumbestand 

Gartenrotschwanz 13 - 0,0 3 5,3 3 5,3 

Kiebitz 2 2 3,5 3 1,8 3 1,8 

Rauchschwalbe 3 V 0,0 3 2,5 3 2,5 

Waldohreule 1 - 0,0 3 1,0 3 1,0 

Gesamtpunkte 3,5  10,6  10,6 

Endpunkte (Gesamtpunkte : Flächenfaktor 1,00) 3,50  10,6  10,6 

Mindestpunktzahlen: 
ab 4 Punkten lokal, ab 9 Punkten regional, ab 16 Punkten landesweit, ab 25 Punkten national bedeutend [WILMS et al. 1997] 

Ergebnis: Der Teilraum 3 ist von regionaler  Bedeutung als Vogelbrutgebiet. 

 

TEILGEBIET 4 „JADERBERG NORD / WAPELNIEDERUNG“ 

Lage und Biotopstruktur: Der Untersuchungsteilraum 4 ist etwa 90 ha groß und umfasst einen 
Teil der südlichen Wapelniederung, im Norden angrenzende locker besiedelte Bereiche entlang 
der Straße „An der Wapel“ sowie Teile der Wohngebiete am westlichen Rand der Ortschaft Ja-
derberg. Die Kreisstraße 130bildet die westliche Grenze des Gebietes. Die landwirtschaftliche 
Fläche wird überwiegend als Intensivgrünland genutzt. Lediglich im Süden an der L 862 und im 
Norden befinden sich einzelne Maisäcker. Am südlichen Rand der Wapelniederung wurde auf 
einer Fläche von etwa 8 ha Größe eine junge Pflanzung mit Laubgehölzen angelegt. Auf den 
Grundstücken der Einzelhöfe im Norden und auch am Ortsrand von Jaderberg kommen größe-
re Gehölze und teilweise auch Heckenstrukturen vor. An der Wapel im Norden des Gebietes 
befindet sich ein aufgelassenes Baumschulgelände. 

Bestand und Bewertung: Der Untersuchungsteilraum 4 erreicht regionale Bedeutung als Vogel-
brutgebiet (s. Tabelle 9). Es kommen insgesamt vier gefährdete Arten vor. Hiervon erreichen 
die Rauchschwalbe mit 16 Brutpaaren (verteilt auf zwei Höfe im Nordwesten und am nördlichen 
Rand der Siedlung Heubült) und der Gartenrotschwanz mit acht Brutpaaren die höchsten Brut-
dichten. Zwei Brutpaare des Kiebitzes kommen auf einem Maisacker im Norden vor, und ein 
Waldohreulen-Brutpaar hatte sein Revier auf einem gehölzreichen Hofgrundstück im südlichen 
Abschnitt der Straße „An der Wapel“. In den Gehölzen am Rand der Wapelniederung brüteten 
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zwei Paare des Mäusebussards, während auf einem Hofgrundstück im südlichen Abschnitt der 
Straße „An der Wapel“ der Brutnachweis eines Turmfalkenpaares erfolgte. Beide Arten sind 
streng geschützt. Weitere bemerkenswerte Art war der Austernfischer, der vergesellschaftet mit 
zwei Kiebitz-Brutpaaren auf einem Acker im Nordteil des Gebietes vorkam. 

Tabelle 9 Bewertung von Teilgebiet 4 „Jaderberg Nord / Wapelniederung“ 

 Deutschland Niedersachsen Naturräumliche Region 
Watten und Marschen 

Art Anzahl 
Brutpaare  

Gefährdung 
Rote Liste Punkte Gefährdung 

Rote Liste Punkte Gefährdung 
Rote Liste Punkte 

Teilgebiet 4 „Jaderberg Nord / Wapelniederung“ 
Flächengröße: 0,90 km² 
Biotoptypen / Nutzung: Wapelniederung mit Intensivgrünland, randlich Siedlungsstrukturen: im Westen und 
Nordwesten Einzelhofgrundstücke mit Altbäumen, im Südosten aufgelockerter Ortsrand von Jaderberg mit He-
cken, Baumreihen und Einzelbäumen 

Gartenrotschwanz 8 - 0,0 3 4,6 3 4,6 

Kiebitz 2 2 3,5 3 1,8 3 1,8 

Rauchschwalbe 16 V 0,0 3 5,6 3 5,6 

Waldohreule 1 - 0,0 3 1,0 3 1,0 

Gesamtpunkte 3,5  13,0  13,0 

Endpunkte (Gesamtpunkte : Flächenfaktor 1,00) 3,5  13,00  13,00 

Mindestpunktzahlen: 
ab 4 Punkten lokal, ab 9 Punkten regional, ab 16 Punkten landesweit, ab 25 Punkten national bedeutend [WILMS et al. 1997] 

Ergebnis: Der Teilraum 4 ist von regionaler Bedeutung als Vogelbrutgebiet. 

 

TEILRAUM 5 „NEUENWEGE / NEUDORF“ 
Lage und Biotopstruktur: Dieser ca. 124 ha große Teilraum liegt am nördlichen Rand des Unter-
suchungsraumes. Kennzeichnend sind kleinparzellierte Grünlandschläge, die in Teilen ein be-
wegtes Mikrorelief aufweisen und überwiegend von Rindern beweidet werden. Ein geringerer 
Flächenanteil dient als Mähwiese. Das Grünlandareal wird von drei parallelen Straßen und Er-
schließungswegen gequert, an deren Rändern sich große Einzelhausgrundstücke, landwirt-
schaftliche Höfe mit teils älterem Gehölzbestand und kleinere Waldstücke befinden. Im Süden 
reicht dieser Teilraum bis an die Wapelniederung heran. Die Ortschaft Neuenwege bildet seine 
nordwestliche Grenze. 

Bestand und Bewertung: Der Bewertungsteilraum 5 erreicht lokale Bedeutung als Vogelbrutge-
biet (s. Tabelle 10). Es wurden insgesamt drei landesweit gefährdete Brutvogelarten nachge-
wiesen. Hervorzuheben ist die hohe Brutdichte des Gartenrotschwanzes, der mit 15 Brutpaaren 
den größten Anteil an der Gebietseinstufung hat. Auf einem Hof am Rand der Wapelniederung 
konnten sieben Brutnachweise der Rauchschwalbe erbracht werden. Die  Waldohreule kam mit 
einem Brutpaar auf einem gehölzreichen Hofgrundstück im Ostteil des Gebietes vor. 
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An streng geschützten Arten kamen der Mäusebussard mit drei Brutpaaren sowie Sperber, 
Waldkauz und Teichhuhn mit je einem Brutpaar im Gebiet vor. Bemerkenswert ist auch die ho-
he Brutdichte der Goldammer mit 16 Brutpaaren.  

Tabelle 10: Bewertung von Teilgebiet 5 "Neuenwege / Neudorf" 

 Deutschland Niedersachsen Naturräumliche Region 
Tiefland West 

Art Anzahl 
Brutpaare  

Gefährdung 
Rote Liste Punkte Gefährdung 

Rote Liste Punkte Gefährdung 
Rote Liste Punkte 

Teilgebiet 5 „Neuenwege / Neudorf“ 
Flächengröße: 1,24 km² 
Biotoptypen / Nutzung: kleinparzelliertes, teils reliefiertes Grünland, entlang der Straßen „Hoheluchter Straße“, 
„Am Felde“ und „Neuenweger Straße“ lockere Bebauung mit größeren gehölzreichen Grundstücken, teils ältere 
Eichen 

Gartenrotschwanz 15 - 0,0 3 5,5 3 5,5 

Rauchschwalbe 7 V 0,0 3 4,3 3 4,3 

Waldohreule 1 - 0,0 3 1,0 3 1,0 

Gesamtpunkte 0,0  10,8  10,8 

Endpunkte (Gesamtpunkte : Flächenfaktor 1,24) 0,0  8,71  8,71 

Mindestpunktzahlen: 
ab 4 Punkten lokal, ab 9 Punkten regional, ab 16 Punkten landesweit, ab 25 Punkten national bedeutend [WILMS et al. 1997] 

Ergebnis: Der Teilraum 5 ist von lokaler Bedeutung als Vogelbrutgebiet. 

 

TEILGEBIET 6 „NEUENWEGER MOOR“ 
Lage und Biotopstruktur: Das knapp 100 ha große Teilgebiet 6 liegt im Zentrum des Untersu-
chungsraumes nördlich der geplanten Windparkfläche am Rand der Wapelniederung. Es unter-
liegt intensiver Grünland- und Ackernutzung, wobei Maisanbau überwiegt. Eingestreut sind ei-
nige landwirtschaftliche Höfe mit teils altem Baumbestand. Im Gebiet finden sich auch die 
Standorte einer Biogasanlage und eines agrarindustriell geprägten landwirtschaftlichen Hofes. 
Im Südosten ist die Wapelniederung mit geringer Fläche Teil des Gebietes. Das dort vorhande-
ne tief liegende Grünland-Graben-Areal wird überwiegend intensiv als Mähwiese genutzt. An 
der Kreisstraße K 340 liegt ein Hofgrundstück mit waldähnlichem Charakter.  

Bestand und Bewertung: Der Teilraum 6 hat regionale Bedeutung als Vogelbrutgebiet (s. Tabel-
le 11). Eine landesweite Bedeutung wurde nur knapp verfehlt. Maßgeblich für die Einstufung 
des Gebietes ist die hohe Brutdichte der gefährdeten Rauchschwalbe, die mit insgesamt 50 
Brutpaaren im Gebiet vorkam. Die Brutpaare verteilten sich auf vier Milchviehbetriebe. Ein 
Maisacker unmittelbar südlich der Kreisstraße war Bruthabitat einer kleinen Kiebitzkolonie. Von 
dieser ebenfalls gefährdeten Art waren dort vier Brutpaare vertreten. Weitere wertgebende Art 
war der Gartenrotschwanz, der mit drei Paaren auf gehölzreichen Einzelgrundstücken vorkam. 

Als weitere Arten wurden in sehr geringen Brutdichten Goldammer und Schwarzkehlchen fest-
gestellt (jeweils 1 Brutpaar). 
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Tabelle 11 Bewertung von Teilgebiet 6 „Neuenweger Moor“  

 Deutschland Niedersachsen Naturräumliche Region 
Tiefland West 

Art Anzahl 
Brutpaare  

Gefährdung 
Rote Liste Punkte Gefährdung 

Rote Liste Punkte Gefährdung 
Rote Liste Punkte 

Teilgebiet 6 „Neuenweger Moor“ 
Flächengröße: 0,97 km² 
Biotoptypen / Nutzung: im Nordwesten vorwiegend Ackerland mit dominierendem Maisanbau am Rand der 
Wapelniederung, im Südosten Wapelniederung mit Intensivgrünland, landwirtschaftliche Einzelhöfe mit teils altem 
Eichenbestand 

Gartenrotschwanz 3 - 0,0 3 2,5 3 2,5 

Kiebitz 4 2 6,0 3 3,1 3 3,1 

Rauchschwalbe 50 V 0,0 3 9,0 3 9,0 

Gesamtpunkte 6,0  14,6  14,6 

Endpunkte (Gesamtpunkte : Flächenfaktor 1,00) 6,00  14,60  14,60 

Mindestpunktzahlen: 
ab 4 Punkten lokal, ab 9 Punkten regional, ab 16 Punkten landesweit, ab 25 Punkten national bedeutend [WILMS et al. 1997] 

Ergebnis: Der Teilraum 6 ist von regionaler Bedeutung als Vogelbrutgebiet. 

 

TEILGEBIET 7 „ROSENBERG“ 

Lage und Biotopstruktur: Das etwa 170 ha große Teilgebiet 7 liegt unmittelbar westlich der Au-
tobahn A 29. Es handelt sich um ein halboffenes Areal mit kleinparzellierter landwirtschaftlich 
genutzter Fläche, die von Wallhecken, Baumreihen, einem Baumschulgelände im Norden sowie 
von Einzelhöfen mit altem Baumbestand strukturiert wird. Im Norden des Gebietes dominiert 
Maisanbau, während im Südteil Intensivgrünland den größten Flächenanteil einnimmt. 

Bestand und Bewertung: Teilraum 7 erreicht lokale Bedeutung als Vogelbrutgebiet (s. Tabelle 
12). Mit Gartenrotschwanz (9 Brutpaare) und Rauchschwalbe (22 Brutpaare, verteilt auf vier 
Höfe) kommen lediglich zwei gefährdete Arten vor. 

Einzige streng geschützte Art im Gebiet war der Mäusebussard, für den in einer Wallhecke im 
Süden Brutverdacht bestand. Weitere bemerkenswerte Arten waren Hohltaube (1 Brutpaar in 
einem älteren Gehölz im äußersten Norden des Gebietes) sowie Goldammer mit ebenfalls ei-
nem Brutpaar am südlichen Gebietsrand. 
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Tabelle 12 Bewertung von Teilgebiet 7 „Rosenberg“ 

 Deutschland Niedersachsen Naturräumliche Region 
Tiefland West 

Art Anzahl 
Brutpaare  

Gefährdung 
Rote Liste Punkte Gefährdung 

Rote Liste Punkte Gefährdung 
Rote Liste Punkte 

Teilgebiet 7 „Rosenberg“ 
Flächengröße: 1,72 km² 
Biotoptypen / Nutzung: halboffenes Areal mit kleinparzelliertem Grünland, Wallhecken, Baumreihen sowie Ein-
zelhöfen mit teils altem Baumbestand, nördlich der K 107 dominiert Maisanbau 

Gartenrotschwanz 9 - 0,0 3 4,8 3 4,8 

Rauchschwalbe 22 V 0,0 3 6,2 3 6,2 

Gesamtpunkte 0,0  11,0  9,3 

Endpunkte (Gesamtpunkte : Flächenfaktor 1,72) 0,0  6,40  6,40 

Mindestpunktzahlen: 
ab 4 Punkten lokal, ab 9 Punkten regional, ab 16 Punkten landesweit, ab 25 Punkten national bedeutend [WILMS et al. 1997] 

Ergebnis: Der Teilraum 7 ist von lokaler Bedeutung als Vogelbrutgebiet. 

 

TEILGEBIET 8 „WAPELNIEDERUNG / HERRENMOOR“ 

Lage und Biotopstruktur: Das Teilgebiet 8 ist ca. 80 ha groß und liegt am westlichen Rand des 
Untersuchungsraumes. Es wird von Westen nach Osten von der Wapel durchflossen. Die an 
dieses Fließgewässer angrenzenden Parzellen sowie auch die östliche Gebietshälfte werden 
intensiv als Mähgrünland bewirtschaftet. Im Westteil herrscht Maisanbau vor. Innerhalb dieses 
ackerbaulich genutzten Areals wird eine kleine etwa 0,7 ha große Parzelle von Schafen bewei-
det. Unmittelbar östlich grenzt ein Feldgehölz an. Ein weiteres schmales Feldgehölz, das über-
wiegend aus Fichten besteht, befindet sich am südlichen Gebietsrand. Das Gebiet wird zentral 
von einer Hochspannungs-Freileitung gequert. 

Bestand und Bewertung: Der Teilraum 8 erreicht lokale Bedeutung als Vogelbrutgebiet (s. Ta-
belle 13). Für diese Einstufung ist hauptsächlich eine kleine Kiebitz-Kolonie (6 Brutpaare) auf 
den Maisäckern ausschlaggebend. Daneben kommt am nordöstlichen Gebietsrand in den Ge-
hölzen an der Wapel der Gartenrotschwanz mit einem Brutpaar vor. Als weitere bemerkenswer-
te Art ist auf einem Maisacker in der Nähe der Wapel der Austernfischer mit einem Brutpaar 
vertreten  
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Tabelle 13 Bewertung von Teilgebiet 8 „Wapelniederung / Herrenmoor“  

 Deutschland Niedersachsen Naturräumliche Region 
Tiefland West 

Art Anzahl 
Brutpaare  

Gefährdung 
Rote Liste Punkte Gefährdung 

Rote Liste Punkte Gefährdung 
Rote Liste Punkte 

Teilgebiet 8 „Wapelniederung / Herrenmoor“ 
Flächengröße: 0,79 km² 
Biotoptypen / Nutzung: im Zentrum und im Westen des Gebietes großflächig Maisanbau, im Norden an der 
Wapel und im Osten Intensivgrünland in vorwiegender Mahdnutzung, im Westen außerdem kleine Parzelle mit 
Schafweide und Obstbäumen, im Süden schmale Nadelwaldparzelle 

Gartenrotschwanz 1 - 0,0 3 1,0 3 1,0 

Kiebitz 6 2 8,0 3 4,0 3 4,0 

Gesamtpunkte 8,0  5,0  5,0 

Endpunkte (Gesamtpunkte : Flächenfaktor 1,00) 8,00  5,00  5,00 

Mindestpunktzahlen: 
ab 4 Punkten lokal, ab 9 Punkten regional, ab 16 Punkten landesweit, ab 25 Punkten national bedeutend [WILMS et al. 1997] 

Ergebnis: Der Teilraum 8 ist von lokaler Bedeutung als Vogelbrutgebiet. 

 

TEILGEBIET 9 „WAPELDORF WEST“ 

Lage und Biotopstruktur: Dieser Teilraum, der eine Größe von 125 ha aufweist, erstreckt sich 
am südwestlichen Rand des Untersuchungsraumes. Er umfasst das halboffene Areal zwischen 
Landesstraße L 820 im Norden und Kreisstraße K 130 im Süden. Maisanbau und Grünlandwirt-
schaft sind hier zu annähernd gleichen Flächenanteilen vertreten. Das Gebiet beinhaltet auch 
Teile der Niederungen von Wapel im Norden und Dringenburger Bäke im Westen. Diese Flä-
chen werden ausschließlich als Intensivgrünland genutzt. Der Teilraum wird durch eine locker 
angeordnete Einzelhausbebauung mit größeren gehölzbestandenen Grundstücken und durch 
Wallhecken strukturiert.  

Bestand und Bewertung: Teilraum 9 ist von lokaler Bedeutung als Vogelbrutgebiet (s. Tabelle 
14). Eine regionale Bedeutung wurde nur knapp verfehlt. Es wurden drei landesweit gefährdete 
Brutvogelarten festgestellt, von denen der Gartenrotschwanz mit zwölf Brutpaaren und die 
Rauchschwalbe mit acht Brutnachweisen (verteilt auf drei Höfe) den größten Anteil an der Ge-
bietsbewertung haben. Mit einem Brutpaar kam der auf älteren Baumbestand angewiesene 
Grünspecht vor. 

Einzige streng geschützte Art im Gebiet war der Mäusebussard, der in einer Wallhecke im süd-
lichen Drittel des Gebietes horstete. Bemerkenswert ist des Weiteren die hohe Brutdichte der 
Goldammer, die mit insgesamt 15 Brutpaaren im Gebiet vertreten war. 
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Tabelle 14 Bewertung von Teilgebiet 9 „Wapeldorf West“ 

 Deutschland Niedersachsen Naturräumliche Region 
Tiefland West 

Art Anzahl 
Brutpaare  

Gefährdung 
Rote Liste Punkte Gefährdung 

Rote Liste Punkte Gefährdung 
Rote Liste Punkte 

Teilgebiet 9 „Wapeldorf West“ 
Flächengröße: 1,25 km² 
Biotoptypen / Nutzung: halboffenes Areal mit kleinparzelliertem Grün- und Ackerland, Wallhecken, Baumreihen 
sowie Einzelhöfen mit teils altem Baumbestand, nördlich der Landesstraße 820 Randbereich der Wapelniederung 
mit Grünland 

Gartenrotschwanz 12 - 0,0 3 5,2 3 5,2 

Grünspecht 1 - 0,0 3 1,0 3 1,0 

Rauchschwalbe 8 V 0,0 3 4,6 3 4,6 

Gesamtpunkte 0,0  10,8  10,8 

Endpunkte (Gesamtpunkte : Flächenfaktor 1,25) 0,00  8,64  8,64 

Mindestpunktzahlen: 
ab 4 Punkten lokal, ab 9 Punkten regional, ab 16 Punkten landesweit, ab 25 Punkten national bedeutend [WILMS et al. 1997] 

Ergebnis: Der Teilraum 9 ist von lokaler Bedeutung als Vogelbrutgebiet. 
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7 ZUSAMMENFASSENDE EINSCHÄTZUNG 

Die flächenhafte Bewertung der Brutvogelbestände des Untersuchungsraumes nach der Me-
thode von BEHM & KRÜGER (2013) ergab großflächige Areale, die von regionaler oder lokaler 
Bedeutung als Vogelbrutgebiete sind. 

Ausschlaggebend für die Gebietsbewertung sind in erster Linie die hohen Brutdichten der ge-
fährdeten Arten Rauchschwalbe und Gartenrotschwanz und in drei Teilräumen auch vom Kie-
bitz. 

Die in der Wapelniederung liegende geplante Windparkfläche erreicht aufgrund des Fehlens 
gefährdeter Brutvogelarten keine lokale Bedeutung.  

Hervorzuheben ist der Brutverdacht eines Baumfalken-Paares am südlichen Rand des Untersu-
chungsraumes. Baumfalken haben einen großen Aktionsradius und das Brut- und Jagdhabitat 
dieser Art kann weit auseinander liegen. 

Auffällig ist des Weiteren, dass sich die Vorkommen wertgebender Arten im Untersuchungs-
raum überwiegend auf die höher gelegene halboffene Geest mit ihren Wallhecken und Altei-
chenbeständen konzentrierten. Hier war der Gartenrotschwanz die häufigste wertgebende Art. 
In mittleren Brutdichten kam die Rauchschwalbe auf einigen Aussiedlerhöfen vor. Weitere mit-
telhäufig vorkommende Arten waren Mäusebussard, Turmfalke, Waldohreule und Grünspecht, 
während Pirol und Baumfalke zu den selteneren Spezies zählten. Das Offenland wies zumeist 
nur geringe Brutdichten wertgebender Brutvogelarten auf. Die Wapelniederung (einschließlich 
der Niederungen der Wapel-Zuflüsse) wurde nur in geringem Ausmaß von Wiesenlimikolen und 
auf Offenland angewiesene Singvogelarten frequentiert. Ursache ist vermutlich die intensive 
Grünlandwirtschaft. Ausnahme sind lediglich einige isolierte Flächen mit Ackerbruten des Kie-
bitzes. 

Im Untersuchungsraum befinden sich keine bei der Staatlichen Vogelschutzwarte des NLWKN 
registrierten avifaunistisch wertvollen Bereiche. 
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8 HINWEISE FÜR DIE WEITERE PLANUNG 

Für die nachfolgende artenschutzrechtliche Prüfung ist ein besonderes Augenmerk auf die in 
Tabelle 15 aufgeführten Brutvogelarten zu richten. Es sind tatsächlich und potenziell empfindli-
che Arten aufgeführt, die ihr Bruthabitat im näheren Umfeld des geplanten Windparks haben 
oder Spezies mit großem Aktionsradius, die den Windpark entweder zur Nahrungssuche fre-
quentieren oder diesen auf dem Weg in ihre Nahrungsgebiete queren (Barrierewirkung). Es 
handelt sich um streng geschützte Greifvogel- und Eulenarten, die in unterschiedlichem Aus-
maß durch Kollision mit den sich drehenden Rotoren gefährdet sind (vgl. hierzu DÜRR 2013). 

Als Brutvogelart, für die entsprechend der „Arbeitshilfe Naturschutz und Windenergie“ (NLT 
2011) das Einhalten eines Mindestabstandes von Windenergieanlagen zum Brutplatz empfoh-
len wird, wurde der Baumfalke im Gebiet nachgewiesen2. Grund für die Abstandsempfehlungen 
des NLT ist die Tatsache, dass entweder ein Kollisionsrisiko besteht oder dass es zu Vergrä-
mungs- oder Barrierewirkungen durch die WEA kommen kann. Der Brutplatz des Baumfalken 
lag am südlichen Rand des Untersuchungsraumes in mehr als 1.600 m Entfernung zum geplan-
ten Windpark. Jagdflüge über der Wapelniederung wurden nicht beobachtet. Bedeutende Jagd-
gebiete nördlich der geplanten Windparkfläche sind nicht bekannt. Es ist daher nicht von einer 
nennenswerten Barrierewirkung des geplanten Windparks für den Baumfalken auszugehen. 

Für Mäusebussard, Turmfalke und auch für die Waldohreule ist hingegen anzunehmen, dass 
sie die geplante Windparkfläche und ihre nähere Umgebung regelmäßig als Jagdgebiete aufsu-
chen. 

Tabelle 15 Nach Artenschutzrecht besonders zu beachtende Brutvogelarten 

Art Anzahl betroffener 
Brutpaare 

Mögliche Beeinträchtigung Quelle 

Mäusebussard 3 Kollision DÜRR (2013) 
Turmfalke 2 Kollision DÜRR (2013) 
Baumfalke 1 Kollision DÜRR (2013) 
Waldohreule 1 Kollision DÜRR (2013) 

 

                                                 
2 Für den Baumfalken wird das Einhalten eines Abstandes von 1.000 m vom Brutplatz und von 4.000 m für Jagdge-
biete (einschließlich der Flugwege dorthin) empfohlen (NLT 2011, Anhang 1). 



Geplanter Windpark Varel-Süd / Heubült – Avifaunistischer Fachbeitrag Brutvögel Seite 31 
 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

9 QUELLEN 

BAUER, H.-G., E. BEZZEL & W. FIEDLER (2005): Das Kompendium der Vögel Mitteleuropas – Nonpasseri-
formes. Wiesbaden. 

BEHM, K. & TH. KRÜGER (2013): Verfahren zur Bewertung von Vogelbrutgebieten in Niedersachsen. In: 
Inform.dienst Naturschutz Niedersachs. 33. Jg. Nr. 2 / 2013, Schr.reihe des NLWKN, Hannover. 

BIBBY, C. J., N. D. BURGESS & D. A. HILL (1995): Methoden der Feldornithologie. Bestandserfassung in 
der Praxis. - Neumann-V., Radebeul. 

BREUER, W. & P. SÜDBECK (2002): Standortplanungen von Windenergieanlagen in Niedersachsen - An-
forderungen und Erfahrungen hinsichtlich des Schutzes bedeutender Vogellebensräume. - Ta-
gungsband zur Fachtagung "Windenergie und Vögel - Ausmaß und Bewältigung eines Konflik-
tes", 29.-30.11.2001, Berlin. - www.tu.berlin.de.tagungsband. 

DÜRR, T. (2013): Vogelverluste an Windenergieanlagen in Deutschland – Daten aus der zentralen Fund-
kartei der Staatl. Vogelschutzwarte im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
Brandenburg, Stand: 07.10.2013 

HÖTKER, H., H. JEROMIN & K.-M. THOMSEN (2006): Auswirkungen von Windkraftanlagen auf Vögel und 
Fledermäuse – eine Literaturstudie. - In: Inform.d. Naturschutz Niedersachs. 26: 38-46. 

KETZENBERG, C., K.-M. EXO, M. REICHENBACH & M. CASTOR (2002) Einfluss von Windenergieanlagen auf 
Brutvögel des Offenlandes. In: Natur und Landschaft, 77. Jg., S. 144-153 

KRÜGER, T. & B. OLTMANNS (2007): Rote Liste der in Niedersachsen und Bremen gefährdeten Brutvögel. 
7. Fassung, Stand 2007. - In: Inform.d. Naturschutz Niedersachs. 27: 131-175. 

LÄNDERARBEITSGEMEINSCHAFT DER VOGELSCHUTZWARTEN (2007): Abstandsregelungen für Windenergiean-
lagen zu bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten. – In: 
Berichte zum Vogelschutz, Heft 44, 151-153. 

MEYNEN, E. & J. SCHMITHÜSEN (1962): Handbuch der naturräumlichen Gliederung Deutschlands – Band 
II. Selbstverlag der Bundesanstalt für Landeskunde und Raumforschung, Bad Godesberg. 

NIEDERSÄCHSISCHES UMWELTMINISTERIUM (1993): Leitlinie zur Anwendung der Eingriffsregelung des Nie-
dersächsischen Naturschutzgesetzes bei der Errichtung von Windenergieanlagen. – In: In-
form.dienst Natursch.Nds. 13, S. 170-174. 

NLT - NIEDERSÄCHSISCHER LANDKREISTAG (2011): Naturschutz und Windenergie - Hinweise zur Berück-
sichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie zur Durchführung der Umwelt-
prüfung und Umweltverträglichkeitsprüfung bei Standortplanung und Zulassung von Windener-
gieanlagen (Stand: Oktober 2011). 

REICHENBACH M., K. HANDKE & F. SINNING (2004): Der Stand des Wissens zur Empfindlichkeit von Vogel-
arten gegenüber Störungswirkungen von Windenergieanlagen. - In: Bremer Beiträge für Natur-
kunde und Naturschutz 7: 229-243. 

REICHENBACH M. (2003): Auswirkungen von Windenergieanlagen auf Vögel - Ausmaß und planerische 
Bewältigung. - In: Landschaftsentwicklung u. Umweltforschung (Schriftenr. der Fakultät Archi-
tektur Umwelt Gesellschaft, TU Berlin) Nr. 123: 1-211. 

STEINBORN, H., M. REICHENBACH & H. TIMMERMANN (2011): Windkraft-Vögel-Lebensräume. Ergebnisse 
einer siebenjährigen Studie zum Einfluss von Windkraftanlagen und Habitatparametern auf 
Wiesenvögel. Oldenburg. 



Geplanter Windpark Varel-Süd / Heubült – Avifaunistischer Fachbeitrag Brutvögel Seite 32 

 
Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

SÜDBECK, P., H. ANDRETZKE, S. FISCHER, K. GEDEON, T. SCHIKORE, K. SCHRÖDER & C. SUDFELDT  (2005): 
Methodenstandards zur Erfassung der Brutvögel Deutschlands. - Radolfzell. 

SÜDBECK P., H.-G. BAUER, M. BOSCHERT, P. BOYE & W. KNIEF (2007): Rote Liste der Brutvögel Deutsch-
lands. 4. Fassung, 30. November 2007. - In: Ber. Vogelschutz 44: 23-81. 

WILMS, U., K. BEHM-BERKELMANN & H. HECKENROTH (1997): Verfahren zur Bewertung von 
Vogelbrutgebieten in Niedersachsen. - In: Vogelk. Ber. Niedersachs. 29: 103-111. 

Internet 
MU – MINISTERIUM FÜR UMWELT, ENERGIE UND KLIMASCHUTZ (2014): Interaktive Karte Schutzge-
biete. 

Gesetze und Verordnungen 

BNatSchG - Gesetz zur Neuregelung des Rechts von Naturschutz und Landschaftspflege i. d. 
Fass. d. Bekanntmachung vom 29.07.2009, BGBl. I, S. 2542. 

 



Avifaunistischer Fachbeitrag zum geplanten 
„Windpark Varel-Süd / Heubült“, 
Stadt Varel/ Gemeinde Rastede

Bestand Brutvögel (Aves)Planart:

Datum Unterschrift

Bearbeitet:

Gezeichnet:

Geprüft:

11/13

11/13

02/14

Maßstab Projekt:

Plan-Nr.

13-1745

1

10/02/2014

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(
!(

!(!(

!(

!(

!(
!(

!(

!(
!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(
!(

!(
!(

!(

!(

!(
!(

!(

!(
!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(
!(

!(!(!(!(!(

!(

!(

!(

!(
!(

!(
!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(
!(

!(

!(

!(

!(
!(

!(

!(

!(
!(

!(

!(
!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!( !(

!(

!(
!(

!(

!(
!(

!(

!(

!(
!(

!( !(

!(
!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(
!(
!(

!(

!(

!(!(!(
!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(
!(

!(

!(
!(

!(
!(

!(

!(!(

!(

!(

!(

!(

!(!(
!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(
!(

!(

!(

!(

!(

!(
!(!(

!(

!(
!(

!(

!(

!(
!(

!(
!(

!(

!(

!(

!(
!(!(

!(

!(

!( !(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(
!(!(

!(
!(

!(

!(

!(

!(

!(

!( !(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(

!(!(
!(!(

!(

!(

!(

!(

14 x

5 x

11 x
4 x

18 x

6 x

12 x

10 x

7 x

8 x

4 x

3 x RS

5 x

5 x

6 x

2 x

4 x

10 x

Gr
Gr Gr

Gr

GrGr

Gr

Gr

Rs

A 29

L 820

L 820

K 130

L 825

Wapel

Wapel

K 340

B
ek

ha
us

er
 B

äk
e

L 862

Bekhauser B
äke

Wz

Se

Au

Mb

Mb

Au

Tf

Bp

Bp

Bp

Tr

Tr

Tr

Ro

Ro

Ro
Ro

Mb

Mb

Mb

Mb

Mb

Au

Au

Sp

Tf

Tf

Sp

Su Su
SuSuSu

Su

Su

Su

Au

Au

Au

Ro

Ro

Ro

Ro

Ro

Ro

Ro

Ro

Ro

Ro
Ro

Ro

Mb

Mb

Bp

Mb

Mb

Mb

Mb

Mb

Mb

Swk

Swk

Rei
Swk

Swk

Swk

Swk

Swk

Swk

Swk

Swk

Blk

Blk

Blk

Blk

Gra

Gra

Gra

Swk

Swk

Swk

Swk
Swk

Swk

Swk

Swk

Swk

Swk
Swk

Swk

Swk

Swk

W

P

Wo

Wo

Wo

Ki
Ki

Ki
Ki

Gr

Gr

Rs

Rs

Rs

Gr

Gr

Rs

Rs
Rs

Rs

Gr

Gr

Gr

Gr

Ki
Ki

Ki Ki
Ki

Ki

Rs

Rs

Gr
Gr

Gr

Gr

Gr

GrGr

Gr

Ki

Ki

Rs

Rs

Rs

Rs

Gr
Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr
Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Ki

Ki

Ki

Ki

KiKi

Fl

Bf

Gü

Gü

Gü
Rs

Gü

Rs

Gr
Gr

Gr

Wo

Wo

Rs

Rs

Rs

Rs

Rs

Rs

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr
Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr
Gr

Gr
Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

Gr

GrGr

Gr

Gr

1:7.500

0 500 1.000 1.500250
Meter

Diekmann & Mosebach

Oldenburger Straße 86      26180  Rastede     Tel. (04402)  91 16 30      Fax  91 16 40 
 

Regionalplanung, Stadt- und Landschaftsplanung
Entwicklungs- und Projektmanagement

Wilczek, Zilz

Hellebusch

Diekmann

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung

Avifaunistischer Fachbeitrag zum geplanten „Windpark Varel-Süd / Heubült“, Stadt Varel/ Gemeinde Rastede
Bestand Brutvögel (Aves)

Planzeichenerklärung
Untersuchungsgebiet Brutvögel
(2.000 m- Radius)
Potenzielle Windparkfläche
"Varel-Süd/Heubült"

!( Brutvögel der Roten Liste

!( nicht gefährdete oder geschützte Brutvogalarten

 Deutscher  
Name 

Wissenschaftlicher 
Artname 

RL 
WM 
2007 

RL 
Nds. 
2007 

RL D 
2007 

BNatSchG 
BartSchV 
2009 

       

Au Austernfischer Haematopus  
ostralegus 

/ / / § 

Bf Baumfalke Falco subbuteo 3 3 3 §§ 

Blk Blaukehlchen Luscinia svecia / / V §§ 

Bp Baumpieper Anthus trivialis V / V § 

Fl Feldlerche Alauda arvensis 3 3 3 § 

Gr Gartenrotschwanz Phoenicurus  
phoenicurus 

3 3 / § 

Gü Grünspecht Picus viridis 3 3 3 § 

Gra Graugans Anser anser / / / § 

Ki Kiebitz Vanellus vanellus 3 3 2 §§ 

Mb Mäusebussard Buteo buteo / / / §§ 

P Pirol Oriolus oriolus 2 3 V § 

Rs Rauchschwalbe Hirundo rustica 3 3 V § 

Rei Reiherente Aythya fuligula / / / § 

Ro Rohrammer Emberiza schoeniclus / / / § 

Se Schleiereule Tyto alba / / / §§ 

Swk Schwarzkehlchen Saxicola rubicola / / V § 

Sp Sperber Accipiter nisus / / / §§ 

Su Sumpfrohrsänger Acrocephalus palustris / / / § 

Tr Teichhuhn Gallinula chloropus V V V §§ 

Tf Turmfalke Falco tinnunculus V V /  §§ 

Wz Waldkauz Strix aluco V V / §§ 

Wo Waldohreule Asio otus 3 3 / §§ 

W Wiesenpieper Anthus pratensis 3 3 V § 

 

Hinweis:  Die Symbole repräsentieren jeweils das Revierzentrum eines 
Brutpaares der betreffenden Art. 

  Dargestellt sind nur Brutnachweise und Brutverdachte, nicht  
                     jedoch Brutzeitfesstellungen. 
 
 
RL WM:  Rote Liste der in der naturräumlichen Region Watten und 

Marschen gefährdeten Brutvogelarten. 

Stand: 2007 
 
RL Nds.:  Rote Liste der in Niedersachsen und Bremen gefährdeten 

Brutvogelarten. Stand: 2007  
 
RL D:   Rote Liste der Brutvögel Deutschlands. 

Stand: 2007 
 
Gefährdungsgrade:  1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 

3 = gefährdet, V = Art der Vorwarnliste, / = nicht 
gefährdet, R = extrem selten 

 
BNatSchG/BArtSchV: Stand: 2009 
§ = besonders geschützte Art gem. § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG 
§§ = streng geschützte Art gem. § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG bzw. gem. Anlage 1 
Spalte 3 BArtSchV. 
 
 
Quelle: Erhebungen der Brutvögel  im Auftrag des Planungsbüros Diekmann &  
             Mosebach im Zeitraum von Anfang April bis Mitte Juli 2013. 
 

Ausgewählte Brutvögel im Untersuchungsgebiet

Artangabe mit Anzahl der Brutpaare (Brutkolonie)1

2010c

http://www.edocprinter.de/buyonline2.html
http://www.edocprinter.de/buyonline1.html
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1.0 Anlass und Aufgabenstellung 
Die Innovent GmbH beabsichtigt die Errichtung von Windenergieanlagen in der Wapel-
niederung zwischen der Ortschaft Jaderberg und der Autobahn 29 unweit der Anschluss-
stelle Jaderberg. Das Vorhaben liegt auf den Gebieten der Stadt Varel (Landkreis Fries-
land) und der Gemeinde Rastede (Landkreis Ammerland). Um Aussagen über die Folge-
wirkungen des geplanten Vorhabens auf die lokale Avifauna treffen zu können, wurde ei-
ne Bestandserfassung der Gastvögel auf der Fläche des geplanten Windparks und des-
sen Umfeld im Zeitraum von Mitte Februar 2013 bis Anfang Februar 2014 durchgeführt. 
Im vorliegenden Bericht werden die Ergebnisse dieser Untersuchung dargestellt und er-
läutert. Dabei werden auch Teilräume abgegrenzt und hinsichtlich ihrer Bedeutung als 
Gastvogel-Lebensräume bewertet. Die Fundorte der bewertungsrelevanten Gastvögel 
und die Bewertung ihrer Lebensräume sind in Plan-Nr. 1a und 1b im Anhang dargestellt.  
Die vorliegende Untersuchung bildet die Grundlage für die Prognose der Auswirkungen 
des Windpark-Betriebs auf die Gastvogelfauna. Diese Wirkungsprognose ist vor allem im 
Hinblick auf die Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes relevant. Zu nennen sind 
die Eingriffsregelung (§ 15ff BNatSchG) und der spezielle Artenschutz (§ 44 BNatSchG). 
In Niedersachsen orientiert sich die Berücksichtigung der naturschutzfachlichen Belange 
im Rahmen von Windpark-Planungen unter anderem an den Empfehlungen des Nieder-
sächsischen Landkreistages (NLT 2011). Die im so genannten NLT-Papier „Naturschutz 
und Windenergie“ formulierten Anforderungen zur Erfassung der maßgeblichen Schutzgü-
ter wurden auch dieser Untersuchung zugrunde gelegt. 
 

2.0 Fachplanerische Belange 
Im Rahmen von Windparkplanungen gehört die Berücksichtigung der Folgewirkungen auf 
Brut- und Gastvögel seit geraumer Zeit zu den relevanten Belangen in der Genehmi-
gungspraxis. So wurden bereits mit Beginn des Ausbaus der Windkraftnutzung deren 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt, insbesondere die Folgewirkungen für Vögel und 
Landschaftsbild, intensiv diskutiert (vgl. REICHENBACH 2003). Als mögliche nachteilige 
Auswirkungen von Windkraftanlangen auf Vögel werden in der einschlägigen Literatur 
Vertreibungseffekte, Barrierewirkungen zwischen Teillebensräumen und Risiken durch 
Kollision mit den sich drehenden Rotorblättern genannt (vgl. z. B. STEINBORN et al. 2011, 
HÖTKER et al. 2006, REICHENBACH 2003). Die Diskussion um nachteilige Effekte der 
Windkraftnutzung auf Brut- und Gastvögel hat seitdem eine Vielzahl von Untersuchungen 
nach sich gezogen. Dabei wurde zunehmend festgestellt, dass mögliche negative Auswir-
kungen vor allem artspezifisch zu betrachten sind (vgl. z. B. KETZENBERG et al. 2002, 
REICHENBACH et al. 2004). Bei der Planung von Windenergiestandorten ist daher seit ge-
raumer Zeit eine detaillierte Betrachtung der lokalen Avifauna unerlässlich. 
Nach den Empfehlungen des Niedersächsischen Landesbetriebes für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz (NLWKN; BREUER & SÜDBECK 2002) ist beim Bau von Windkraft-
anlagen im Rahmen der Eingriffsregelung eine systematische, problemorientierte und der 
Planungsebene angemessene Erfassung von Natur und Landschaft in dem von dem Bau-
vorhaben betroffenen Raum durchzuführen. Die hierfür erforderliche Standortuntersu-
chung beinhaltet die Erhebung von Daten über die in dem betreffenden Gebiet vorkom-
menden Biotoptypen einschließlich der Aufkommen an Brut- und Gastvögeln sowie Fle-
dermäusen (s. NLT 2011). 
Nach den Hinweisen des Niedersächsischen Landkreistages (NLT 2011) zur Berücksichti-
gung des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie zur Durchführung der Umwelt-
prüfung und Umweltverträglichkeitsprüfung bei Standortplanung und Zulassung von 
Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2011), ist das Untersuchungsgebiet unter Berück-
sichtigung der relevanten naturräumlichen Bedingungen und der zu vermutenden tieröko-
logischen Funktionen einzelfallbezogen abzugrenzen. Als Anhaltswert sollte es je einzel-
ner WEA ca. die 10-fache Anlagenhöhe, bei Windparks ab sechs WEA zirka 2.000 m in 
einem Umkreis von den äußeren Anlagenstandorten gemessen, umfassen. Bei Vogelar-
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ten mit großen Raumansprüchen sind die Interaktionsräume (Wander- und Zugkorridore) 
zu berücksichtigen. Des Weiteren sollte das Aufkommen an Gastvögeln im wöchentlichen 
Turnus über ein Jahr erfasst werden. Bei diesem Vorgehen sind mindestens 42 reguläre 
Begehungen anzusetzen, wobei vorausgesetzt wird, dass während der Haupt-Brutsaison 
(Mai und Juni) auftretende Gastvogelbestände im Rahmen der Brutvogelkartierungen mit 
aufgenommen werden.  
Die Anzahl der rastenden Vögel und die räumliche Verteilung der rastenden Vogeltrupps 
sind in Karten zu dokumentieren. Die Ergebnisse sind nach dem in Niedersachsen gelten-
den quantitativen Verfahren zur Beurteilung von Gastvogellebensräumen gemäß  KRÜGER 
et al. (2013) zu bewerten (s. auch Kapitel 7.1). 
 

3.0 Untersuchungsgebiet 
 

3.1 Lage im Raum 
Der geplante Windpark liegt etwa 600 m nördlich der Autobahn-Anschlussstelle Jaderberg 
innerhalb der Niederung der Wapel. Die Autobahn 29 verläuft ungefähr 100 m westlich 
und die Bahnlinie Oldenburg-Wilhelmshaven ca. 2 km weiter östlich. Etwa 2 km östlich 
liegt die Ortschaft Jaderberg. Die geplante Windparkfläche und ihr näheres Umfeld wer-
den als Intensivgrünland genutzt. Die ornithologischen Bestandserfassungen erfolgten in-
nerhalb dieser Fläche sowie auf den angrenzenden, von dem Vorhaben nicht unmittelbar 
betroffenen Bereichen in einem Umkreis von 2.000 m (s. Abb. 1). Das der Untersuchung 
zugrunde liegende Gebiet umfasst somit ungefähr 1.800 ha. 
 

3.2 Vorhandene Schutzgebiete mit avifaunistischer Relevanz 
Innerhalb des Untersuchungsraumes und in seiner näheren Umgebung befinden sich kei-
ne EU-Vogelschutzgebiete oder avifaunistisch bedeutsame Bereiche (MU 2014). 
 

3.1 Naturraum 
Das Untersuchungsgebiet befindet sich größtenteils innerhalb der naturräumlichen Haupt-
einheit 603 „Oldenburger Geest“ (vgl. MEYNEN & SCHMIDTHÜSEN 1964). Lediglich ein Ab-
schnitt der Wapelniederung im Nordosten des Untersuchungsraumes (jenseits der Kreis-
straße 130) ist der naturräumlichen Haupteinheit 612 „Wesermarschen“ zuzurechnen 
(ebd.). 
 

3.1 Biotop- und Nutzungsstruktur 
Der Untersuchungsraum ist geprägt von dem Gegensatz zwischen den tief liegenden Nie-
derungen von Wapel, Bekhauser und Dringenburger Bäke einerseits und den angrenzen-
den sandigen Geestbereichen auf höherem Geländeniveau andererseits. Die genannten 
Niederungsbereiche sind geprägt durch einen offeneren Landschaftscharakter (der jedoch 
stellenweise von kleineren Feldgehölzen und Einzelbäumen unterbrochen wird) und vor-
herrschende Grünlandwirtschaft. Teilbereiche der Niederungen werden jedoch für den 
Maisanbau genutzt, so beispielsweise im Süden auf der Ostseite der Bekhauser Bäke o-
der im Westen in der Wapelniederung. Im nordöstlichen Untersuchungsraum nimmt die 
Wapelniederung mehr und mehr Marschencharakter an, was durch höher anstehendes 
Grundwasser und schilfbestandene Seitengräben zum Ausdruck kommt. In diesem Ab-
schnitt der Niederung wird kein Ackerbau betrieben. Das Grünland wird ganz überwiegend 
intensiv genutzt, wobei der Mähwiesenanteil die Weidefläche leicht überwiegt. Nordöstlich 
der Kreisstraße 130 befindet sich innerhalb der Wapelniederung auf einer Fläche von 
knapp 8 ha eine junge Pflanzung aus Laubgehölzen, die dem besiedelten Bereich der 
Ortschaft Jaderberg vorgelagert ist. 
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Abbildung 1 Untersuchungsraum Gastvögel, M 1: 30.000 

 
Die Geestbereiche zeichnen sich durch einen halboffenen Landschaftscharakter mit Wall-
hecken, Baumreihen und gehölzbestandenen Einzelhöfen aus. Häufig kommen ältere 
Stieleichen vor. Die landwirtschaftliche Fläche ist meist klein parzelliert und wird zu annä-
hernd gleichen Anteilen als Intensivgrünland und Acker genutzt. Auf den ackerbaulich ge-
nutzten Flächen ist Mais die vorherrschende Feldfrucht. Die Flächen mit Maisanbau kon-
zentrieren sich südwestlich der K 130 / K 340 bei Neuenwege und Heubült, in der nördli-
chen Hälfte von Rosenberg, in Wapeldorf westlich der A 29 und am Rand der Niederung 
der Bekhauser Bäke im südlichen Untersuchungsraum. Dem Ortsrand von Jaderberg sind 
beidseitig der L 820 Baumschulflächen, ein kleinerer Wald sowie weiter östlich ein Gewer-
begebiet vorgelagert. Im südöstlichen Untersuchungsraum befinden sich einige kleinere 
Stillgewässer, so z. B. am Südrand des Gewerbegebietes „Am Esch“ und entlang eines 
Grabens zwischen Landesstraße 825 und Bahnlinie. Diese Teiche haben größtenteils fla-
che Ufer und sind von Röhrichten und feuchten Hochstauden umgeben. Im gleichen 
Raum befinden sich auch zwei weitere von Gehölzen umgebene Teiche. 
Der Untersuchungsraum wird in Nord-Süd-Richtung von der Autobahn 29 gequert. Am 
östlichen Rand tangiert die Bahnlinie Oldenburg-Wilhelmshaven das Gebiet. Annähernd 
mittig durchläuft die zeitweise stark befahrene Landesstraße 820 den Untersuchungs-
raum.  
 

Kartengrundlage: LGLN,
Ausschnitt aus der TK 25
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4.0 Untersuchungszeitraum und Witterungsverlauf 
Die im wöchentlichen Turnus durchgeführten Begehungen wurden Mitte Februar 2013 be-
gonnen (7. Kalenderwoche) und Anfang Februar 2014 (6. Kalenderwoche) beendet. In 
den Monaten Mai und Juni wurden die im Untersuchungsraum anwesenden Gastvögel im 
Rahmen der Brutvogelkartierung mit aufgenommen. 
Aufgrund seiner Nähe zur Küste gehört das Untersuchungsgebiet zum maritimen Klima-
kreis, für den kühle Sommer und milde Winter charakteristisch sind. Die geringe Höhe der 
Marsch bewirkt zudem eine vermehrte Luftzufuhr aus westlichen Richtungen und eine ge-
steigerte Intensität der Luftbewegung. 
Im Frühjahr 2013 folgte auf einen ungewöhnlich langen und streckenweise sehr kalten 
Winter, der sich bis Ende März mit Minustemperaturen hinzog, zunächst ein trockener Ap-
ril. Aufgrund der lang anhaltend kalten Witterung war in vielen allen Regionen Deutsch-
lands eine erhebliche zeitliche Verzögerung des Zuggeschehens zu beobachten. Wegen 
der bis in das Frühjahr hineinreichenden Frostperiode unterbrachen zahlreiche Vogelarten 
ihren Heimzug in die angestammten Brutreviere. So kam es regional zu ungewöhnlich 
großen Ansammlungen von Zugvögeln (Zugstau). Das Brutgeschäft begann im Jahr 2013 
infolgedessen mit zeitlicher Verzögerung von bis zu 14 Tagen. Der Mai war demgegen-
über in Nordwestdeutschland mit regional über 120 mm Niederschlag ein überdurch-
schnittlich nasser und kalter Frühlingsmonat. Diese Tendenz hielt auch im Juni an. Der 
Hoch- und Spätsommer war im Nordwesten verhältnismäßig niederschlagsarm und son-
nenreich ausgeprägt. Eine zunehmend wechselhafte, von Tiefdruckwetterlagen bestimmte 
Witterung mit zeitweise ausgiebigen Niederschlägen löste spätestens ab der zweiten Sep-
temberwoche die bis dahin andauernde Schönwetterperiode ab. Die Monate Oktober, No-
vember und Dezember sowie die erste Hälfte des Januar waren die meiste Zeit durch mil-
de Temperaturen oberhalb des Gefrierpunktes, mäßige Winde aus westlichen bis südli-
chen Richtungen bei durchschnittlichen Niederschlagsmengen gekennzeichnet. Diese 
Witterung setzte sich nach einem kurzen Wintereinbruch mit leichtem bis mittlerem Frost 
und Schneefall ab Anfang Februar fort. 

Tabelle 1 Untersuchungstermine Gastvögel 
         
lfd. 
Nr. 

Kalender- 
woche Datum Uhrzeit Witterung im Untersuchungszeitraum 

1   7. KW 14.02.2013 13.25-16.35 Sonnig mit Schleierwolken (0-20%), 0°, SO 4 
2   8. KW 21.02.2013 12.45-16.15 Wechselnd bis stark bewölkt (50-70%), 1°, NO 3 
3   9. KW 27.02.2013 13.30-17.20 Wechselnd bewölkt (30-50%), 5-4°, NO 1-2 
4 10. KW 04.03.2013 08.30-12.30 Frühnebel (Sicht: 500-1.000 m, dann sonnig (0-20%), -2-+2°, NO 2 
5 11. KW 13.03.2013 09.30-13.45 Sonnig (0-10%), 0-3°, SO 1-2 
6 12. KW 19.03.2013 09.20-14.00 Bedeckt (100%), 0-2°, SO 2-3 
7 13. KW 28.03.2013 06.00-14.45 Anfangs wolkenlos, ab 11 Uhr stark bewölkt, -2-+1°, NO 2-4 
8 14. KW 05.04.2013 08.00-12.00 Stark bewölkt (80-100%), 5°, NO 3 
9 15. KW 09.04.2013 06.20-13.00 Stark bewölkt (60-100%), 0°-1°, SO 2-4 

10 16. KW 16.04.2013 06.20-14.25 Stark bewölkt (70-80%), 12-18°,SW 3-4 
11 17. KW 25.04.2013 06.15-13.00 Stark bewölkt (60-100%), 10-16°, SW 0-1 
 
12 27. KW 08.07.2013 06.30-09.30 Wolkenlos, 15-20°, NW 1-2 
13 28. KW 14.07.2013 16.15-20.30 Wechselnd bewölkt, später aufgelockert, 20-18°, NW 3-4 
14 29. KW 19.07.2013 09.50-14.50 Wechselnd bis stark bewökt (50-80°), 22-27°, NO 4-5 
15 30. KW 28.07.2013 09.30-12.00 Wolkenlos, 24°, S 2 
16 31. KW 01.08.2013 09.00-11.50 Wechselnd bis stark bewölkt (50-80%), 20-26°, SW 3-4 
17 32. KW 10.08.2013 16.30-19.20 Stark bewölkt (90-100°), ein Schauer, 21-17°, W 4-5 
18 33. KW 16.08.2013 09.30-12.45 Wechselnd bewölkt (40-50%), 20-25°, SW 4-5 
19 34. KW 21.08.2013 10.15-15.30 Gering bewölkt (20-40%), 21-24°, SW 1-2 
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lfd. 
Nr. 

Kalender- 
woche Datum Uhrzeit Witterung im Untersuchungszeitraum 

20 35. KW 27.08.2013 12.30-18.30 Stark bewölkt (70-90%), 24-21°, SO 3-2-1 
21 36. KW 05.09.2013 09.50-15.45 Gering bewölkt (10%), 22-28°, SO 3-4 
22 37. KW 12.09.2013 08.20-13.30 Stark bewölkt (90%), Schauer, 14-21°, NO 0-1 
23 38. KW 19.09.2013 09.30-18.00 Wechselnd bewölkt (30-60%), später zunehmend, 18°, W 3-5 
24 39. KW 27.09.2013 11.30-17.30 Wechselnd bewölkt (30-50%), 15-24°, WNW 0-1-2 
25 40. KW 03.10.2013 09.30-13.30 Gering bewölkt (20%), 14°, SO 2-3 
26 41. KW 11.10.2013 14.45-18.10 Bedeckt (100%), 15-14°, NO 5-6 
27 42. KW 16.10.2013 10.20-13.50 Bedeckt (100%), 12-13°, N 2-3 
28 43. KW 23.10.2013 09.10-13.00 Stark bewölkt (80-100%), 16-20°, S 4-5 
29 44. KW 29.10.2013 13.55-17.10 Wechselnd bewölkt (30-50%), 13-10°, SW 4-3-2 
30 45. KW 07.11.2013 13.00-16.00 Gering bewölkt (20-40%), 12°, SW 3 
31 46. KW 14.11.2013 10.15-13.00 Bedeckt (100%), regnerisch, 6°, S 3 
32 47. KW 23.11.2013 09.45-12.45 Stark bewölkt (60-90%), 6°, NO 2 
33 48. KW 28.11.2013 11.30-15.00 Bedeckt (100%), 10-9°, NW 3 
34 49. KW 04.12.2013 10.00-13.30 Bedeckt (100%), 6-8°, SW 5 
35 50. KW 10.12.2013 10.30-14.00 Bedeckt (100%), 9°, W 3 
36 51. KW 16.12.2013 12.15-14.30 Wechselnd bewölkt (50-70%), 12°, SW 3 
37 52. KW 23.12.2013 09.00-12.00 Wechselnd bewölkt (30-50%), 4-8°, SW 4 
38   1. KW 03.01.2014 09.15-13.00 Bedeckt (100%), teils leichter Regen, 9°, S 4 
39   2. KW 10.01.2014 09.30-12.45 Stark bewölkt (60-80%), 10°, SSW 3 
40   3. KW 16.01.2014 10.30-13.00 Bedeckt (100%), 8°, SW 2-3 
41   4. KW 24.01.2014 11.15-13.45 Bedeckt (100%), -3°, O 3-4 
42   5. KW 04.02.2014 10.35-17.00 Wechselnd bewölkt bis bedeckt (20-100%), leicht diesig, 6-8°, 

SW 3-4, gegen Ende abnehmend 
 
 

5.0 Methodik 
Die Erfassung der Gastvögel erfolgte gemäß den Empfehlungen des Niedersächsischen 
Landkreistages (NLT 2011) im wöchentlichen Rhythmus flächendeckend auf der Wind-
parkfläche und innerhalb eines umliegenden Radius von 2.000 m. Die Kartierungen er-
streckten sich über einen Zeitraum von einem Jahr, so dass alle saisonalen Aspekte im 
Zug- und Rastgeschehen hinreichend Berücksichtigung finden. Während der Brutzeit wur-
de auf zusätzliche Kontrollen verzichtet, da nennenswerte Gastvogelbestände und Vor-
kommen planungsrelevanter Arten im Rahmen der Brutvogelbestandsaufnahme erfasst 
wurden.  
Es wurden die im Gebiet rastenden und / oder nahrungssuchenden Durchzügler und Win-
tergäste gezählt, größere Ansammlungen mit einem Spektiv eingesehen und sämtliche 
Nachweise flächenbezogen in eine Karte (M 1 : 10.000) eingetragen. Die relevanten 
Rastplätze waren über ein verzweigtes Wirtschaftswegenetz überwiegend gut zu errei-
chen und die zahlenmäßig begrenzten Vogelschwärme waren von exponierten Punkten 
aus gut einzusehen. Einzelne nicht für PKW zugängliche Bereiche wurden zu Fuß aufge-
sucht. 
Die Anzahl der rastenden Vögel und ihre räumliche Verteilung wurden für ausgewählte 
planungsrelevante Arten im Anhang dokumentiert (s. Plan-Nr. 1a und 1b). 
Die naturschutzfachliche Bewertung der erhobenen Daten erfolgt nach dem in Nieder-
sachsen geltenden Bewertungsverfahren (KRÜGER et al. 2013, BURDORF et al. 1997). 
Wenn die vorgegebenen quantitativen Kriterien (= Höchstzahlen der jeweiligen Art in ei-
nem Gebiet) erfüllt sind, führt diese Bewertung zur Abgrenzung von Gastvogel-
Lebensräumen lokaler, regionaler, landesweiter, nationaler oder internationaler Bedeu-
tung (s. Kapitel 7.1). 
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6.0 Untersuchungsergebnisse 

 
6.1 Ergebnisse in der Übersicht 

Im Erfassungszeitraum von Anfang Februar 2013 bis Ende Januar 2014 wurden im Un-
tersuchungsraum 27 Vogelarten nachgewiesen, die in Niedersachsen nach KRÜGER et al. 
(2013) für die Bewertung von Gastvogellebensräumen herangezogen werden (s. Tabellen 
2 und 3). Zusätzlich wurden mindestens 30 weitere Arten registriert, die sich regelmäßig 
oder zeitweise in den Offenbereichen des Gebietes zur Nahrungssuche aufhielten oder 
als Durchzügler auftraten (s. Kapitel 6.3 und Tabelle 4). Zusammengenommen wurden so 
57 Vogelarten innerhalb des rund 1.800 ha großen Untersuchungsgebietes erfasst. Zieht 
man von dieser Zahl die ganzjährig im Gebiet präsenten Arten ab (Jahresvögel), so 
verbleiben 43 Arten mit dem Status Durchzügler oder Wintergast. Die bewertungsrelevan-
ten Arten sind in den (Verbreitungs-) Plänen-Nr. 1a und 1b im Anhang dargestellt. 
Im Verhältnis zu einigen in der Region bedeutenden Gastvogelgebieten (z. B. Jader 
Marsch) wurde das untersuchte Gebiet in vergleichsweise geringem Umfang von wertbe-
stimmenden Wasser- und Watvogelarten als Rast- oder Nahrungsgebiet genutzt. Erwar-
tungsgemäß wurden die weitgehend offenen Niederungen von Wapel und Bekhauser Bä-
ke regelmäßiger und häufiger von dieser Artengruppe frequentiert als der angrenzende 
stärker durch Gehölze gegliederte Raum der höheren Geest. 
Stetige Arten, die an mehr als zwei Drittel aller Erfassungstage im Gebiete angetroffen 
wurden, waren Großer Brachvogel, Stockente und Sturmmöwe sowie mit etwas geringe-
rer Stetigkeit (40 Prozent der Erfassungstage) auch Kiebitz, Lach- und Silbermöwe. Zu 
den eher selten erfassten Arten zählen unter anderem Blässgans, Saatgans, Pfeifente, 
Bekassine, Goldregenpfeifer und Silberreiher (s. Tabelle 2). Alle Gastvögel wurden über-
wiegend in kleinen bis mittleren Trupps gesichtet. Vom Kiebitz konnte jedoch ausnahms-
weise an einem Termin eine außergewöhnlich hohe Anzahl an im Gebiet rastenden Indi-
viduen festgestellt werden. So hielten sich am 19.03.2013 rund 2.400 Kiebitze sowohl in 
der Wapelniederung als auch auf den angrenzenden Geestflächen auf. Diese hohe An-
zahl rastender Kiebitze ging im Wesentlichen auf eine zwischenzeitige Unterbrechung des 
Frühjahrszuges durchziehender Vögel zurück, die infolge der ungewöhnlich lang anhal-
tenden Frostperiode in der zweiten Märzhälfte 2013 in vielen Regionen Deutschlands ih-
ren Weiterzug unterbrachen und so regional in ungewöhnlich großen Ansammlungen auf-
traten. Es sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass die zweite Märzhälfte 
bei durchschnittlichem Witterungsverlauf gewöhnlich den Beginn der Brutsaison der hei-
mischen Kiebitze kennzeichnet. 
Auffallend ist, dass die nachgewiesenen Gastvogelarten (auch die häufig vorkommenden) 
in meist geringen bis höchstens mittleren Truppgrößen vorkamen. So erreichten die Ta-
geshöchstzahlen der Limikolen Großer Brachvogel und Kiebitz nur in Ausnahmefällen 
(s. o.) 100 bzw. 700 oder mehr Individuen. Bemerkenswert sind die Vorkommen des Re-
genbrachvogels während des Heimzugs im April und während des Wegzugs im Juli. Die 
höchste in der Wapelniederung erfasste Individuenzahl (Tagesmaximum) für diese Art er-
füllt das Kriterium für eine nationale Bedeutung als Gastvogel-Lebensraum. 
Häufig im Gebiet vertretene, jedoch nicht wertgebende Wintergäste sind unter anderem 
Mäusebussard, Rabenkrähe, Saatkrähe und Star. In mittlerer bis geringer Häufigkeit ka-
men innerhalb der Wapelniederung die Arten Wanderfalke, Bekassine, Krickente, Pfeif-
ente und Silberreiher vor. Hervorzuheben sind des Weiteren Blässgans, Saatgans und 
Graugans, die in Niederung der Bekhauser Bäke südlich von Heubült auftraten. Die drei 
Gänsearten hielten sich dort in überwiegend geringen Anzahlen im Oktober auf abgeern-
teten Maisäckern sowie sporadisch während der Winter- und Frühjahrsmonate auf. Eben-
falls im Nordteil der Niederung der Bekhauser Bäke wurden im Februar 2013 auf Grün-
land rastende und äsende Singschwäne (max. 17 Ind.) und Zwergschwäne gesichtet 
(max. 4 Ind.). 
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Tabelle 2: Übersicht der im Untersuchungsraum nachgewiesenen Gastvogelarten 

Nr. Deutscher 
Artname 

Wissenschaftlicher 
Artname 

Tages-
max. 

HF FQ VS-RL § 7 (2) 
BNatSchG 

1 Bekassine Gallinago gallinago 26 5 12% - s 

2 Blässgans Anser albifrons 345 4 10% x b 

3 Blässhuhn Fulica atra 6 1 2% - b 

4 Bruchwasserläufer Tringa glareola 1 1 2% x s 

5 Goldregenpfeifer Pluvialis apricaria 17 1 2% x s 

6 Graugans Anser anser 30 4 10% - b 

7 Graureiher Ardea cinerea 6 15 36% - b 

8 Großer Brachvogel Numenius arquata 103 31 74% - s 

9 Heringsmöwe Larus fuscus 15 2 5% - b 

10 Höckerschwan Cygnus olor 7 7 17% - b 

11 Kiebitz Vanellus vanellus 2.383 19 45% - s 

12 Kormoran Phalacrocorax carbo 1 1 2% - b 

13 Krickente Anas crecca 16 4 10% - b 

14 Lachmöwe Larus ridibundus 249 18 43% - b 

15 Pfeifente Anas penelope 146 4 10% - b 

16 Regenbrachvogel Numenius phaeopus 58 8 19% - b 

17 Reiherente Aythya fuligula 2* k.A. k.A. - b 

18 Saatgans Anser fabalis 25 1 2% - b 

19 Schnatterente Anas strepera 2 2 5% - b 

20 Silbermöwe Larus argentatus 95 18 43% - b 

21 Silberreiher Casmerodius albus 1 1 2% x s 

22 Singschwan Cygnus cygnus 17 4 10% x s 

23 Stockente Anas platyrhynchos 464 29 69% - b 

24 Sturmmöwe Larus canus 632 29 69% - b 

25 Waldschnepfe Scolopax rusticola 3* k.A. k.A. - b 

26 Waldwasserläufer Tringa ochropus 1* k.A. k.A. - s 

27 Zwergschwan Cygnus bewickii 4 2 5% x b 

Hinweise zur Tabelle 

Tagesmax. Tagesmaximum, d. h. maximale Anzahl der an einem Erfassungstermin während der 
Gastvogelkartierung festgestellten Individuen, * = Nachweis während der Brutvogelerfas-
sung 

HF Häufigkeit (= Anzahl der Termine, an denen eine Art im Untersuchungsgebiet während 
der Gastvogelkartierung festgestellt wurde), n = 42 

k.A. keine Angabe (für sonstige Arten oder Arten mit sehr geringer Stetigkeit, sehr geringen 
Individuenzahlen oder überfliegend und nicht im Gebiet rastend) 

FQ Frequenz (prozentuale Angabe der Häufigkeit während der Gastvogelkartierung), 
n = 42  

VS-RL Art des Anhangs I der EU-Vogelschutzrichtlinie 
- = nein, x = ja 

§ 7 BNatSchG Schutzstatus gemäß § 7 (2) Bundesnaturschutzgesetz  
s = streng geschützt, b = besonders geschützt 
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Tabelle 3: Liste der im Untersuchungsraum nachgewiesenen bewertungsrelevanten Wasser- und Watvogelarten, Begehung 1-21 
Angegeben sind die an den einzelnen Zählterminen für die jeweiligen Arten ermittelten Individuensummen im gesamten Untersuchungsraum 

Begehungstermin: 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 
Kalenderwoche: 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13. 14. 15. 16. 17. 27. 28. 29. 30. 31. 32. 33. 34. 35. 36. 

Vogelart KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW 
Höckerschwan, Cygnus olor 2 - 2 - 2 7 3 - - 1 - 4 - - - - - - - - - 

Singschwan, Cygnus cygnus 12 17 10 - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Zwergschwan, Cygnus bewickii - 4 4 - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Blässgans, Anser albifrons - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Saatgans, Anser fabalis rossicus - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Graugans, Anser anser - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Stockente, Anas platyrhynchos 375 55 37 - 72 25 230 - 23 - - - - - - 6 - - 6 6 - 

Pfeifente, Anas penelope - - - - - - - - 23 - - - - - - - - - - - - 

Krickente, Anas crecca - - - - - - 13 16 - - - - - - - - - - - - - 

Reiherente, Aythya fuligula - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Schnatterente, Anas strepera - - - - - - - - 2 - - - - - - - - - - - - 

Blässhuhn, Fulica atra - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Kormoran, Phalacrocorax carbo - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Graureiher, Ardea cinerea - - - - - - - - - - - 3 1 1 - - - 1 1 1 6 

Silberreiher, Casmerodius albus - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Gr. Brachvogel, Numenius arquata - - - - 3 17 - - 64 9 4 41 60 75 5 - 13 - 8 13 32 

Regenbrachvogel, Numenius phaeopus - - - - - - - - 8 25 13 58 13 19 - - 24 1 - - - 

Kiebitz, Vanellus vanellus 11 - 23 5 491 2.383 705 403 182 - - 309 218 193 - 5 107 - 230 86 - 

Goldregenpfeifer, Pluvialis apricaria - - - - - 17 - - - - - - - - - - - - - - - 

Bekassine, Gallinago gallinago - - - - - - 16 - - - - - - - - - - - - - - 

Waldschnepfe, Scolopax rusticola - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Waldwasserläufer, Tringa ochropus - - - - - - - - - 1 - - - - - - - - - - - 

Bruchwasserläufer, Tringa glareola - - - - - - - - - 1 - - - - - - - - - - - 

Sturmmöwe, Larus canus 262 340 - - 50 133 110 15 342 55 - - 230 92 - - - - 46 120 30 

Lachmöwe, Larus ridibundus - - - - - - - - 71 45 - 186 249 80 - - - - 10 30 20 

Silbermöwe, Larus argentatus - 17 - 5 9 84 - 88 20 37 - - 24 34 - - - - - - - 

Heringsmöwe, Larus fuscus - - - - - - - - - - - 15 - - - - - - 7 - - 
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Fortsetzung Tabelle 3 
Begehungstermin: 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42  

Kalenderwoche: 37. 38. 39. 40. 41. 42. 43. 44. 45. 46. 47. 48. 49. 50. 51. 52. 1. 2. 3. 4. 5.  
Vogelart KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW KW  
Höckerschwan, Cygnus olor - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 1 

Singschwan, Cygnus cygnus - - - - - - - - - 2 - - - - - - - - - -  - 

Zwergschwan, Cygnus bewickii - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Blässgans, Anser albifrons - - - - - 28 60 - - - - - - - - - 25 - - - 365 - 

Saatgans, Anser fabalis rossicus - - - - - - 25 - - - - - - - - - - - - - - - 

Graugans, Anser anser - - - - - - 30 - - - 29 - - - - - - 2 - 2 - 12 

Stockente, Anas platyrhynchos 87 9 44 - 35 32 44 42 121 12 - 11 55 69 28 32 12 12 33 105 464 - 

Pfeifente, Anas penelope - - - - - - - - - - - - - - - 2 - - 9 - 146 - 

Krickente, Anas crecca - - 3 - - - - - - - - - - - - - - - - - - 4 

Reiherente, Aythya fuligula - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 2 

Schnatterente, Anas strepera - - 2 - - - - - - - - - - - - - - - - - - 1 

Blässhuhn, Fulica atra - - - - - - - - - - - - - - 6 - - - - - - - 

Kormoran, Phalacrocorax carbo 1 - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Graureiher, Ardea cinerea 3 - - - - - - - - - - - 1 1 3 - - 2 1 - 2 - 

Silberreiher, Casmerodius albus - - - - - - - - - - - - - - - - - 1 - - 1 - 

Gr. Brachvogel, Numenius arquata 19 36 32 17 33 32 32 38 50 55 5 7 - 3 48 4 - 13 - 15 103 8 

Regenbrachvogel, Numenius phaeopus - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 74 

Kiebitz, Vanellus vanellus - - 56 90 - - - 22 - - - - - - - - - - - - 24 172 

Goldregenpfeifer, Pluvialis apricaria - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Bekassine, Gallinago gallinago 8 26 2 - - - - - - - - - - - - 1 - - - - - 6 

Waldschnepfe, Scolopax rusticola - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 3 

Waldwasserläufer, Tringa ochropus - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -- - 1 

Bruchwasserläufer, Tringa glareola - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Sturmmöwe, Larus canus - 20 110 79 45 - 150 215 258 494 632 454 507 - 151 63 182 129 51 88 397 32 

Lachmöwe, Larus ridibundus 169 55 20 108 46 - 150 5 60 110 - - 15 - - - - - - - - - 

Silbermöwe, Larus argentatus - - - - - - - - - 82 6 16 22 - 33 95 55 67 61 - 16 54 

Heringsmöwe, Larus fuscus - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 23 

 Beobachtungen während der Brutvogelerfassung, keine Tagesmaxima 
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6.2 Phänologie ausgewählter Gastvogelarten 
Das Rast- und Zuggeschehen folgt in der Regel charakteristischen raum-zeitlichen Mus-
tern, die durch den artspezifischen Lebenszyklus der jeweiligen Vogelart bedingt sind. Von 
Bedeutung sind insbesondere die Zeiträume des Frühjahrs- und Herbstzuges, die Mauser 
und die Überwinterung. Die für das Untersuchungsgebiet charakteristischen Gastvogelar-
ten wurden dem entsprechend in unterschiedlichen Zeiträumen und Individuenzahlen 
nachgewiesen. Nachfolgend wird für vier ausgewählte Gastvogelarten auf das zeitliche 
Auftreten im Untersuchungsgebiet näher eingegangen. 
 
Regenbrachvogel (Numenius phaeopus) 
In Norddeutschland konzentrieren sich die Rastvorkommen des Regenbrachvogels auf 
das Wattenmeer sowie die küstennahen Grünlandmarschen. Schlafplätze größerer Trupps 
finden sich häufig im Bereich der Flussmündungen. Die Art kommt regelmäßig auch im 
Binnenland, dann aber in geringeren Anzahlen vor. Der Regenbrachvogel ist Langstre-
ckenzieher. Rastende Trupps sind hauptsächlich im April und Mai sowie in der Zeit zwi-
schen Mitte Juli und Anfang September zu beobachten. Der Rastbestand in Niedersach-
sen ist mit 800 Individuen recht niedrig (KRÜGER et al. 2013). Dennoch wird der Erhal-
tungszustand des Regenbrachvogels als Gastvogel in Niedersachsen wird als günstig be-
urteilt (NLWKN 2011:37). 
Regenbrachvögel wurden während des Heimzugs im Frühjahr zwischen dem 09.04. und 
10.05.2013 sowie auf dem Wegzug im Hochsommer zwischen dem 08.07. und 
16.08.2013 im Gebiet gesichtet. Die Tagesmaxima bewegten sich zwischen einem und 58 
Individuen am 08.07. (s. Abb. 2). An diesem Tag wurde für den Regenbrachvogel in der 
Wapelniederung nationale Bedeutung erreicht, wobei sich die gesichteten Trupps auf den 
im westlichen Untersuchungsraum gelegenen Teil der Niederung konzentrierten. Die Beo-
bachtungen erfolgten fast ausschließlich auf Grünland. Das in Abbildung 2 skizzierte Auf-
treten des Regenbrachvogels im Untersuchungsraum zeigt einen für küstennahe Mar-
schen und Niederungen typischen zeitlichen Verlauf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 2 Regenbrachvogel - Tagesmaxima im Erfassungszeitraum 
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Sturmmöwe (Larus canus) 
Sturmmöwen sind Koloniebrüter mit einem Verbreitungsschwerpunkt auf den ostfriesi-
schen Inseln. Die Kolonien werden mit dem Flüggewerden der Jungen zwischen Anfang 
und Ende Juni verlassen (SÜDBECK 2005:360). Die Art ist im nordwestdeutschen Tiefland 
ganzjährig anzutreffen (SVENSSON 2009:180). Sie halten sich im Winter auch im Binnen-
land auf, meist in Flussauen oder in der Nähe größerer Stillgewässer. Ihre Nahrung su-
chen die Vögel im Watt, aber auch auf Grünland- und Ackerflächen. Als Schlafplatz wer-
den überwiegend offene Wasserflächen genutzt (ZANG 1991). Der Gesamtbestand der 
Sturmmöwe als Gastvogel in Niedersachsen liegt bei geschätzten 60.000 Individuen 
(KRÜGER et al. 2013). 
Sturmmöwen traten nahezu ganzjährig mit hoher Stetigkeit im Gebiet auf (s. Abb. 3). Le-
diglich in den Sommermonaten konnte die Art an einigen Beobachtungstagen nicht ge-
sichtet werden. Die Tageshöchstzahlen bewegten sich überwiegend unterhalb von 250 
Individuen. An acht Beobachtungstagen wurden größere Ansammlungen der Sturmmöwe 
im Gebiet festgestellt. An einem Tag (04.12.) wurde regionale Bedeutung in der Wapel-
niederung erreicht. Sturmmöwen kamen im gesamten Gebiet vor, wobei die Niederungen 
von Wapel und Bekhauser Bäke einen eindeutigen räumlichen Schwerpunkt bildeten. Dort 
wurde kurzgrasiges Grünland zur Nahrungsaufnahme bevorzugt aufgesucht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 3 Sturmmöwe - Tagesmaxima im Erfassungszeitraum 
 
Kiebitz (Vanellus vanellus) 
Außerhalb der Brutzeit nutzen Kiebitze sowohl Grünland- als auch Ackerflächen zur Rast 
und Nahrungssuche. Größere Trupps benötigen dabei weite offene und unverbaute Land-
schaften. Niedersächsische Brutvögel sind überwiegend Kurzstreckenzieher, die sich im 
Winter in Westeuropa aufhalten. In milden Wintern bleibt ein Teil der Vögel in Nordwest-
deutschland. Im Winter angetroffene Kiebitze können auch Gastvögel nord- und nordost-
europäischer Provenienz sein. Schwerpunktvorkommen des Kiebitzes als Rastvogel lie-
gen in Niedersachsen in der Region ‚Watten und Marschen‘, den Flussmarschen, in ge-
hölzfreien Moorgebieten und in der Börde (NLWKN 2011b). KRÜGER et al. (2013) geben 
den landesweiten Rastbestand mit 150.000 Individuen an. 
Als Gastvögel traten Kiebitze vor allem während des Frühjahrszuges häufig im Gebiet auf. 
(s. Abbildung 4). Vor allem in der zweiten Märzhälfte und während der ersten Aprilbege-
hung wurden zahlreiche, jedoch meist kleinere oder mittelgroße Trupps (< 200 Individuen) 
festgestellt. Die Tageshöchstzahl für das Gebiet wurde mit fast 3.000 Individuen am 
19.03.2013 erreicht. An diesem Tag wurde auch der Schwellenwert für eine lokale Bedeu-
tung in der Wapelniederung überschritten. Es ist anzunehmen, dass es sich dabei um 
Durchzügler handelte, die ihren Heimzug in östliche Brutgebiete aufgrund des strengen 
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Frostes zwischenzeitig unterbrochen hatten. So ist das außergewöhnlich hohe Kiebitzauf-
kommen im Frühjahr 2013 unter anderem diesem als „Zugstau“ bekannten Phänomen ge-
schuldet. Es ist jedenfalls davon auszugehen, dass das Zuggeschehen während des 
Heimzugs in anderen Jahren schneller und mit durchschnittlich geringeren Rastzahlen ab-
läuft. Auffallend ist des Weiteren, dass zur Zeit des Herbstzuges nur an drei Beobach-
tungstagen in der zweiten Septemberhälfte und Ende Oktober Kiebitze in geringen Anzah-
len (< 100 Individuen) gesichtet wurden.  
Die im Gebiet rastenden Kiebitze hielten sich vorwiegend auf Grünlandflächen in den Nie-
derungen von Wapel und Bekhauser Bäke auf. Ein hiervon abweichendes Rastverhalten 
zeigten die während der zweiten Märzhälfte und der ersten Aprilbegehung beobachteten 
Trupps. Während der vier Begehungen in diesem Zeitraum waren die rastenden Kiebitze 
nahezu gleichmäßig in kleinen Trupps im gesamten Untersuchungsraum verteilt. Teilweise 
konnte beobachtet werden, dass die Vögel ungewöhnlich geringe Abstände zu vertikalen 
Strukturen einhielten. Auch diese Phänomene sind mit einiger Wahrscheinlichkeit  auf den 
oben erwähnten „Zugstau“ zurückzuführen. Es ist jedenfalls davon auszugehen, dass die 
Niederungen von Wapel und Bekhuser Bäke in Jahren mit durchschnittlichem Witterungs-
verlauf den räumlichen Schwerpunkt rastender Kiebitze bilden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 4: Kiebitz - Tagesmaxima im Erfassungszeitraum 
 
Silbermöwe (Larus argentatus) 
Zur Brutzeit besiedelt das Gros der Silbermöwen Dünengebiete und Salzwiesen von Nord- 
und Ostsee (SÜDBECK et al. 2005). Außerhalb der Brutzeit werden das Watt und seichte 
Küstengewässer zur Nahrungsaufnahme aufgesucht (BAUER et al. 2005). Ein Teil der Vö-
gel hält sich auch im küstennahen Binnenland auf. Hier sind Äcker und kurzgrasiges 
Grünland die hauptsächlichen Nahrungsflächen. Der landesweite Rastbestand wird zur 
Zeit mit 62.000 Vögeln angegeben (KRÜGER et al. 2013). 
Mit Ausnahme der Sommermonate kommt die Silbermöwe mit mittlerer bis hoher Stetig-
keit im Gebiet vor (s. Abb. 5). Höchstzahlen wurden im November und Dezember sowie 
Ende März / Anfang April erreicht. Der Schwellenwert für eine lokale Bedeutung wurde an 
vier Beobachtungstagen überschritten. 
Eine eindeutige Präferenz zeigten die im Gebiet beobachteten Silbermöwen für kurzgrasi-
ges Grünland im Bereich der Niederungen von Wapel und Bekhauser Bäke. Es kann ver-
mutet werden, dass regelmäßige Einflüge von Nordosten aus Richtung der Jader Marsch 
erfolgen. 
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Abbildung 5 Silbermöwe - Tagesmaxima im Erfassungszeitraum 

 
6.3 Greifvögel und sonstige Gastvogelarten 

Die im Folgenden betrachteten Arten sind nicht relevant für die Gebietsbewertung nach 
KRÜGER et al. (2013). 
An Greifvögeln, die sich im Offenland als Nahrungsgäste aufhielten, wurden im Gebiet die 
Arten Mäusebussard, Turmfalke, Wanderfalke, Kornweihe, Rohrweihe, Rotmilan, Habicht 
und Sperber nachgewiesen. Häufigste und stetigste Art war dabei der Mäusebussard, der 
regelmäßig mit etwa 5 bis 10 Exemplaren im Untersuchungsgebiet vertreten war. Die Art 
ist, ebenso wie Turmfalke und Sperber, auch Brutvogel im Gebiet. Anzunehmen ist, dass 
zumindest einige dieser Individuen sich ganzjährig im Untersuchungsraum aufhalten. Da-
von auszugehen ist auch, dass im Spätherbst / Winter Zuzug von Individuen aus nördli-
chen und nordöstlichen Populationen erfolgt. Räumliche Schwerpunkte waren für den 
Mäusebussard nicht auszumachen. 
Vom Rotmilan liegen sechs Nachweise vor. Fünf Beobachtungen dieses Kurzstrecken-
ziehers erfolgten während der Zugzeit im März / April. Der Durchzug nördlicher und nord-
östlicher Populationen kann bis Ende April andauern (vgl. SÜDBECK et al. 2005:242). Eine 
weitere Sichtung fand Anfang Juli statt. Die Beobachtungen verteilen sich ohne erkennba-
re Zugrouten oder -korridore im Areal östlich der A 29. 
Turmfalken hielten sich nach Beendigung der Brutzeit im Spätsommer / Herbst noch re-
gelmäßig in der Wapelniederung auf. Zur Nahrungssuche wurden auch die geplante 
Windparkfläche und ihre nähere Umgebung aufgesucht. 
Als typischer Wintergast wurde die Kornweihe viermal im Gebiet gesichtet. Alle Beobach-
tungen erfolgten in der Zeit zwischen November und Februar in den Niederungen von 
Wapel und Bekhauser Bäke. Für den Wanderfalken liegen vier Winternachweise – davon 
eine Beobachtung im Bereich des geplanten Windparks - aus der zentralen und westli-
chen Wapelniederung vor. 
Die oben besprochenen Greifvögel sowie sonstige im Gebiet nachgewiesene Durchzügler, 
Winter- oder Nahrungsgäste sind in Tabelle 4 aufgelistet. Die neben den genannten Grei-
fen in Tabelle 4 aufgeführten Vogelarten sind entweder aufgrund ihrer geringen Stetigkeit 
im Gebiet oder wegen ihrer geringen Empfindlichkeit gegenüber den Auswirkungen von 
Windenergieanlagen von untergeordneter Bedeutung. 
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Tabelle 4 Liste der Greifvögel und sonstigen im Offenland nachgewiesenen 
Durchzügler, Nahrungs- und Wintergäste 

Artname Stetigkeit Bemerkungen 

Greifvögel 
Rotmilan, Milvus milvus gering Seltener Durchzügler, sechs Nachweise überflie-

gender bzw. nahrungssuchender Exemplare 
Wanderfalke, Falco peregrinus gering Seltener Wintergast 
Rohrweihe, Circus aeruginosus gering Seltener Durchzügler, eine Beobachtung am 

08.04. nördlich der Wapelniederung bei Neudorf, 
Flugrichtung NO 

Kornweihe, Circus cyaneus gering Seltener Wintergast 
Mäusebussard, Buteo buteo hoch stetiger und häufiger Jahresvogel / Wintergast, in 

den Wintermonaten vermutl. Zuzug aus östl. / 
nordöstl. Regionen 

Habicht, Accipiter gentilis gering Seltener Jahresvogel, eine Beobachtung Ende 
Nov. am nördl. Rand der Wapelniederung 

Sperber, Accipiter nisus mittel Mittlere Nachweishäufigkeit, Jahresvogel im Ge-
biet 

Turmfalke, Falco tinnunculus mittel stetiger Jahresvogel / Wintergast 

Durchzügler, Wintergäste und Jahresvögel 
Bachstelze, Motacilla alba mittel Durchzug kleinerer Trupps im Frühjahr / Herbst 
Bluthänfling, Carduelis cannabina mittel Durchzug kleinerer Trupps im Frühjahr / Herbst 
Buchfink, Fringilla coelebs hoch Stetiger und häufiger Wintergast 
Dohle, Corvus monedula mittel Jahresvogel 
Elster, Pica pica hoch Jahresvogel 

Fasan, Phasianus colchicus hoch Jahresvogel 
Feldlerche, Alauda arvensis gering Durchzug kleinerer Trupps im Frühjahr / Herbst 
Feldsperling, Passer montanus hoch Jahresvogel 
Goldammer, Emberiza citrinella mittel Jahresvogel 
Grünfink, Carduelis chloris mittel Jahresvogel 
Hohltaube, Columba oenas mittel Jahresvogel 
Misteldrossel, Turdus viscivorus mittel Jahresvogel 
Nilgans, Alopochen aegyptiaca gering Jahresvogel, in geringen Abundanzen hauptsäch-

lich in der Wapelniederung 
Rabenkrähe, Corvus corone corone hoch Jahresvogel 
Ringeltaube, Columba palumbus hoch Jahresvogel 
Rotdrossel, Turdus iliacus gering Durchzug kleinerer Trupps im Frühjahr / Herbst 
Saatkrähe, Corvus frugilegus hoch ganzjährig Nahrungsgäste in kleinen Trupps  
Singdrossel, Turdus philomelos Mittel Durchzug kleinerer Trupps im Frühjahr / Herbst 
Star, Sturnus vulgaris hoch Außerhalb der Wintermonate regelmäßiger Nah-

rungsgast auf Grünlandflächen, Truppgröße meist 
50 bis 150 Expl., am 07.11. einmal 300 Expl. 

Stieglitz, Carduelis carduelis mittel Durchzug kleinerer Trupps im Frühjahr / Herbst, 
auch Wintergast (nordöstl. Wapelniederung) 

Wacholderdrossel, Turdus pilaris mittel Häufiger Durchzügler im Herbst / Wintergast, Ta-
geshöchstzahl im Herbst (Ende Oktober) bis 400 
Expl., in den Wintermonaten stetig, aber in gerin-
gerer Häufigkeit (Tagesmax. < 100 Expl.) 

Wiesenpieper, Anthus pratensis gering Durchzug kleinerer Trupps im Frühjahr / Herbst 
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7.0 Bewertung 
 

7.1 Methodische Hinweise 
Für die Bewertung der Gastvogelbestände wurden die „Quantitativen Kriterien zur Bewer-
tung von Gastvogellebensräumen in Niedersachsen, 3. Fassung“ nach KRÜGER et al. 
(2013) verwendet. Dieses Bewertungsverfahren bezieht sich – von wenigen Ausnahmen 
abgesehen - auf Wasser- und Watvögel. Für jede Vogelart (teilweise auch Unterart) aus 
dieser Gruppe werden Mindestbestandszahlen angegeben, aus denen sich für ein Gebiet 
eine lokale, regionale, landesweite, nationale oder internationale Bedeutung ableitet. Die 
Angabe der Bestandszahlen erfolgt separat für die Regionen „Watten und Marschen“, 
„Tiefland“ und „Bergland mit Börden“. Die Kriterien errechnen sich aus den geschätzten 
landesweiten, nationalen und internationalen Bestandszahlen einer Art, die für bestimmte 
Arten mit einem Verantwortungsfaktor verrechnet wurden. Dieser Verantwortungsfaktor 
wurde für Arten definiert, die mit einem besonders hohen Individuenanteil am nationalen 
Bestand in Niedersachsen vertreten sind ( 20%, dies gilt beispielsweise für die meisten 
nordischen Gänsearten). Für alle Bewertungsebenen gilt, dass ein Gebiet nur dann eine 
bestimmte Bedeutung erreicht, wenn für mindestens eine Art das entsprechende Kriterium 
in der Mehrzahl der untersuchten Jahre, z. B. in drei von fünf Jahren, erreicht wird. Bei nur 
kurzzeitiger Untersuchungsdauer, wie es z. B. bei Eingriffsplanungen die Regel ist, muss 
jedoch im Sinne des Vorsorgeprinzips davon ausgegangen werden, dass eine Bedeutung 
des Gebietes auch bei nur einmaligem Überschreiten des Kriterienwertes gegeben ist 
(vorläufige Bedeutung). Die Ergebnisse aus einjährigen Untersuchungen werden aus 
pragmatischen Gründen von den Naturschutzbehörden als ausreichend angesehen. 
Die Zuordnung der quantitativen Kriterien zu den Wertstufen nach KRÜGER et al. (2013.) 
zeigt Tabelle 5. 
 
Tabelle 5 Quantitative Kriterien und Wertstufen nach KRÜGER et al. (2013) 

Gastvogelgebiet... Gebiet beherbergt... 

...von lokaler Bedeutung ...25% der Wasser- oder Watvögel des landesweiten 
Kriterienwertes der entsprechenden Region 

...von regionaler Bedeutung ...50% der Wasser- oder Watvögel des landesweiten 
Kriterienwertes der entsprechenden Region 

...von landesweiter Bedeutung ...2% des durchschnittlich maximalen landesweiten 
Bestandes 

...von nationaler Bedeutung ...1% des durchschnittlichen maximalen nationalen 
Bestandes 

...von internationaler Bedeutung ...1% der Individuen einer biogeographischen Popula-
tion 

 
7.2 Bewertung des Untersuchungsraumes 

Nachfolgend wird auf die unterschiedliche Bedeutung der im Untersuchungsraum liegen-
den Teilgebiete als Gastvogellebensraum eingegangen. Tabelle 9 zeigt die Ergebnisse in 
der Übersicht. Es ist zu beachten, dass sich die in Tabelle 9 angegebenen Bestandszah-
len in den meisten Fällen durch Addition mehrerer Gastvogeltrupps an einem Beobach-
tungstag in einem Teilraum ergeben. 
Legt man für die Teilgebiete des Untersuchungsraumes die jeweiligen artbezogenen Ta-
gesmaxima nach KRÜGER et al. (2013) zu Grunde, so werden für vier Vogelarten die zur 
Einstufung eines Gebietes als Gastvogellebensraum festgelegten Schwellenwerte über-
schritten (s. Tabelle 6). Die höchste Bewertung ergibt sich für den Regenbrachvogel, der 
ein Mal mit nationaler Bedeutung im Westen des Untersuchungsraumes in der Wapelnie-
derung nachgewiesen wurde. Für die gleiche Art wurde zudem an sieben Beobachtungsta-
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gen landesweite und an fünf Tagen regionale Bedeutung erreicht. Tageshöchstzahlen der 
Sturmmöwe begründen ein Mal regionale und zwei Mal lokale Bedeutung, während für die 
Silbermöwe vier Mal lokale Bedeutung erreicht wird. Vom Kiebitz wurden einmal Rastbe-
stände von lokaler Bedeutung erfasst. Die ermittelten Wertstufen sind somit folgenderma-
ßen verteilt: 
1 x nationale Bedeutung (Regenbrachvogel), 
7 x landesweite Bedeutung (Regenbrachvogel), 
6 x regionale Bedeutung (5 x Regenbrachvogel, 1 x Sturmmöwe) und 
7 x lokale Bedeutung (4 x Silbermöwe, 2 x Sturmmöwe, 1 x Kiebitz). 
Für diese bewertungsrelevanten Arten werden die folgenden dargestellten bedeutsamen 
Gastvogellebensräume abgegrenzt. 
 

 

 
Abbildung 6 Bedeutsame Gastvogellebensräume nach KRÜGER et al. (2013) 
 
 
 



Geplanter Windpark Varel-Süd / Heubült – Avifaunistischer Fachbeitrag Gastvögel                     17 

 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

Teilraum 1: Grünland in der nordöstlichen Wapelniederung 
Dieses rund 205 ha große Gebiet umfasst den im nordöstlichen Untersuchungsraum ge-
legenen Abschnitt der Wapelniederung. Vorherrschend ist intensiv genutztes Grünland, 
das von Marschgräben unterbrochen wird. Im Norden geht dieser Teilraum in die Jader 
Marsch über. 
Maßgeblich für die Einstufung dieses Teilraumes sind die beobachteten Höchstzahlen des 
Regenbrachvogels. Des Weiteren wurden hier mit mittlerer Stetigkeit kleinere Trupps von 
Kiebitzen und Großen Brachvögeln erfasst. Die Tagesmaxima beider Arten bewegten sich 
jedoch deutlich unterhalb des Schwellenwertes, der für eine lokale Bedeutung maßgeblich 
ist. Sonstige im Teilgebiet unregelmäßig beobachtete Gastvogelarten waren Stockente, 
Pfeifente und Krickente sowie Sturmmöwe, Bekassine, Graureiher und Silberreiher. Die 
letztgenannten Arten wurden nur in geringen bis sehr geringen Anzahlen im Gebiet ange-
troffen. 
Teilgebiet 1 erreicht landesweite Bedeutung als Gastvogellebensraum. 
 
Teilraum 2: Westliche und zentrale Wapelniederung mit nördlich angrenzendem e-
hemaligen Neuenweger Moor 
Dieser etwa 470 ha große Teilraum umfasst die Wapelniederung im zentralen und westli-
chen Untersuchungsraum sowie das sich im Norden anschließende Areal des ehemaligen 
Neuenweger Moores. 
Das Gebiet wird überwiegend als Intensivgrünland genutzt. Bereiche mit Maisanbau lie-
gen im äußersten Westen und nördlich im ehemaligen Neuenweger Moor. Der letztge-
nannte Teilbereich ist von halboffenem Charakter. Er wird durch einzelne Hofstellen mit äl-
teren Gehölzen gegliedert. Die Wapel verläuft in diesem Teilraum als schmaler Tiefland-
bach von etwa 2 bis 4 m Breite. Die Fläche des geplanten Windparks liegt im Zentrum 
dieses Bewertungsteilraumes. 
An einem Beobachtungstag Anfang Juli wurde die erforderliche Mindestanzahl an rasten-
den Regenbrachvögeln, die für eine nationale Bedeutung als Gastvogelgebiet maß-
geblich ist, überschritten (s. Tabelle 6). So wurden am 08.07.2013 insgesamt 52 Individu-
en gezählt. An vier weiteren Beobachtungstagen wurden für diese Limikolenart die 
Schwellenwerte für eine landesweite und an weiteren zwei Tagen für eine regionale Be-
deutung erreicht. Eine ebenfalls regionale Bedeutung ergibt sich für die Sturmmöwe aus 
der Tageshöchstzahl von Anfang Dezember. Diese Art war - mit Ausnahme der Sommer-
monate – in geringen bis mittleren Anzahlen steter Gastvogel im Gebiet. Lokal bedeutsam 
ist dieser Teilraum darüber hinaus für die Arten Kiebitz und Silbermöwe. Mit hoher Stetig-
keit und geringen Anzahlen war auch der Große Brachvogel im Gebiet vertreten. Steter 
Gast war vor allem während der Wintermonate die Stockente, die sich in kleinen bis mit-
telgroßen Trupps an der Wapel und ihren Seitengräben aufhielt. An weiteren Arten, die mit 
geringer bis mittlerer Stetigkeit bei durchweg geringen Tagesmaxima vorkamen, sind 
Lachmöwe, Heringsmöwe, Graureiher und Pfeifente zu nennen. 
Teilgebiet 2 erreicht eine nationale Bedeutung als Gastvogellebensraum. 
 
Teilraum 3: Grünland und Acker in der Niederung der Bekhauser Bäke 
Dieser rund 230 ha große Teilraum erstreckt sich im Süden des Untersuchungsraumes 
entlang der Bekhauser Bäke und bezieht auch das östlich der Landesstraße 825 liegende 
Grünland ein. Grünlandnutzung dominiert im Norden, Osten und Südwesten, während in 
den übrigen Bereichen Maisanbau vorherrscht. Mit Ausnahme einiger Gehölze an den 
Wirtschaftswegen und entlang der Bekhauser Bäke und einiger Gräben ist das Teilgebiet 
von offenem Charakter.  
Die höchste Wertigkeit in diesem Teilraum ging auf mehrere Trupps von Regenbrachvö-
geln zurück, die sich im zentralen und östlichen Bereich aufhielten. Mit insgesamt 17 Indi-
viduen am 16.04.2013 wurde landesweite Bedeutung erreicht. An einem weiteren Beo-
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bachtungstag Anfang Juli wurde für diese Art der Schwellenwert für eine regionale Bedeu-
tung überschritten. Regelmäßige Nahrungsgäste, deren Tagesmaxima sich jedoch unter-
halb von lokaler Bedeutung bewegten, waren Kiebitz, Großer Brachvogel und Sturmmö-
we. Hervorzuheben sind zwei gemischte Trupps von Sing- und Zwergschwänen, die in 
sehr geringen Anzahlen im Februar 2013 das Grünland im nördlichen Gebietsteil (unweit 
der Landesstraße 820) zur Nahrungsaufnahme nutzten. Im Spätherbst hielten sich des 
Weiteren nahrungssuchende Bläss-, Grau- und Saatgänse auf abgeernteten Maisäckern 
auf. Die Größe dieser Trupps lag durchweg bei weniger als 100 Individuen. 
Teilgebiet 2 erreicht eine landesweite Bedeutung als Gastvogellebensraum. 
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Tabelle 6 Gebietsbewertung nach KRÜGER et al. (2013) 
Art Erforderliche Mindestanzah

nach KRÜGER et al. (2013) 
Bedeutung Tagesmaxima im Teilraum

(Anzahl Individuen) 
Datum Teilraum 

Regenbrachvogel  50 
 10 
 
 
 
 
 
 
 5 

national 
landesweit 
 
 
 
 
 
 
regional 

 52 
 24 
 19 
 12 
 11 
 17 
 16 
 13 
 9 
 8 
 8 
 5 
 6 

08.07.2013 
10.08.2013
27.04.2013
17.04.2013
19.07.2013
16.04.2013
17.05.2013
14.07.2013 
03.05.2013
10.05.2013
16.04.2013
19.04.2013
08.07.2013 

Teilgebiet 2: Wapelniederung mit ehemal. Neuenweger Moor 
 
 
 
 
Teilgebiet 3 Niederung der Bekhauser Bäke 
 
Teilgebiet 1: Wapelniederung Nordost 
Teilgebiet 2: Wapelniederung mit ehemal. Neuenweger Moor 
 
Teilgebiet 1: Wapelniederung Nordost 
 
Teilgebiet 3 Niederung der Bekhauser Bäke 

Kiebitz  680 lokal  726 19.03.2013 Teilgebiet 2: Wapelniederung mit ehemal. Neuenweger Moor 

Silbermöwe  65 lokal  103 
 72 
 68 
 67 

10.01.2014
19.03.2013
23.12.2013
14.11.2013 

Teilgebiet 2: Wapelniederung mit ehemal. Neuenweger Moor 

Sturmmöwe  500 

 250 

regional 

lokal 

 502 

 425 
 384 

04.12.2013 

28.11.2013
14.11.2013 

Teilgebiet 2: Wapelniederung mit ehemal. Neuenweger Moor 
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7.3 Zusammenfassende Einschätzung 

Die Untersuchung hat gezeigt, dass Limikolen- und Möwenarten sowie die Stockente die 
häufigsten und am stetesten angetroffenen Gastvögel im Gebiet waren. Zu nennen sind 
Großer Brachvogel und Kiebitz sowie Sturm- und Silbermöwe und ferner auch Lachmöwe. 
Der in Nordwestdeutschland in niedrigen Geamtbeständen auftretende Regenbrachvogel 
wurde im untersuchten Raum zeitweise mit relativ hohen Individuenzahlen festgestellt. 
Weitere planungsrelevante Arten sind Bläss-, Saat- und Graugans sowie Sing- und 
Zwergschwan. Diese Arten wurden jedoch nur kurzzeitig und in geringen Anzahlen beo-
bachtet. Räumlicher Schwerpunkt der genannten Arten waren die weitgehend offenen 
Niederungen der Wapel, in der sich die geplante Windparkfläche befindet sowie der Bek-
hauser Bäke im südlichen Untersuchungsraum. Es sind Wechselbeziehungen zwischen 
den Niederungen und der nordöstlich angrenzenden Jader Marsch anzunehmen. Die an 
die Niederungen angrenzende meist kleinparzellierte und halboffene Geest wurde in ledig-
lich geringem Umfang von Gastvögeln frequentiert. 
Die flächenbezogene Bewertung der Rastvogelbestände nach der Methode von KRÜGER 
et al. (2013) ergibt für die Niederung der Wapel, in der sich auch das Areal des vorhande-
nen Windparks befindet, eine nationale Bedeutung als Gastvogellebensraum. Maßgeblich 
hierfür sind die Höchstzahlen des Regenbrachvogels. Für die Sturmmöwe wird in diesem 
Teilraum regionale und für die Arten Kiebitz und Silbermöwe lokale Bedeutung erreicht. 
Die Tagesmaxima von Gänsen, Schwänen und Enten lagen dagegen weit unterhalb loka-
ler Bedeutung. 
 

8.0 Hinweise für die weitere Planung 
Mögliche artenschutzrechtliche Betroffenheiten der wertgebenden Gastvogelarten Regen-
brachvogel und Kiebitz bei Realisierung des Vorhabens sind zu überprüfen, wobei das 
Kollisionsrisiko für beide Arten als eher gering einzuschätzen ist (vgl. DÜRR 2013). Zu be-
achten ist daher schwerpunktmäßig die Scheuch- und Barrierewirkung eines zukünftigen 
Windparks. Einzubeziehen ist die geringe Stetigkeit der rastenden Bestände und das er-
wähnte Zugstau-Phänomen der sich im Gebiet konzentrierenden Kiebitze im Spätwinter 
2013. Die Wahrscheinlichkeit des Eintretens von artenschutzrechtlichen Konflikten wird als 
eher gering eingeschätzt. 
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1 EINLEITUNG 

Gemäß dem Leitfaden zur Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung und 
Genehmigung von Windenergieanlagen in Niedersachsen vom 24.02.2016 muss ergänzend 
zu der Brutvogeluntersuchung eine Raumnutzungsuntersuchung durchgeführt werden. 

Da sich im Umkreis von 4-5 km um die Potenzialfläche Rastede Nord ein Seeadlerpaar 
angesiedelt hat, war es erforderlich, die Raumnutzungsuntersuchung in besonderer Weise 
an diese Art anzupassen. Umfang und Methoden der Untersuchung erfolgten in enger 
Abstimmung mit dem Büro DIEKMANN UND MOSEBACH und den zuständigen Behörden der 
Landkreise Friesland und Ammerland. 

Der vorliegende Bericht fasst die Ergebnisse der Raumnutzungsuntersuchung zusammen. 
Da mit dem Baumfalken eine windkraftsensible Brutvogelart nachgewiesen worden ist, sind 
die Raumnutzungsuntersuchungen bis zum Ende der Baumfalkenbrut fortgesetzt worden. 
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2 UNTERSUCHUNGSGEBIET 

Für die Standard-Raumnutzungsuntersuchung wurden zwei Beobachtungspunkte im Bereich 
der Potenzialfläche Rastede-Nord eingerichtet, sowie ein Beobachtungspunkt westlich des 
Seeadlerhorstes, um zu bestimmen, ob die Seeadler regelmäßig in Richtung der 
Potenzialfläche abfliegen. Zusätzlich fließen die Ergebnisse eines weiteren 
Beobachtungspunktes für die Potenzialfläche Varel-Süd in diese Untersuchung mit ein, da 
von diesem Punkt aus der nördliche Bereich der Potenzialfläche Rastede-Nord einzusehen 
ist. Die Lage der Raumnutzungspunkte ist in Abbildung 1 dargestellt. 

 
Abbildung 1:  Lage der Beobachtungspunkte für die Raumnutzungsuntersuchung mit Seeadler 

Beobachtungspunkten und Seeadlerhorst 

 

Zum besseren Verständnis der Ergebnisse aus der Seeadler-Raumnutzungsuntersuchung 
werden alle Flugbewegungen des Seeadlerpaares, d.h. auch die Ergebnisse aus den 
Untersuchungen für die Windparkplanung Varel-Süd, Bollenhagen und Jader Außendeich, 
dargestellt (siehe Abb. 7). 
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3 METHODIK 

Für die Erfassung von Greifvögeln und sonstigen Großvögeln wie Graureiher, Silberreiher 
oder Kranich im Bereich Rastede-Nord wurde die sog. „Vantage-Point-Methode“ verwendet. 
Diese Art der Erhebung ist bei Windparkplanungen in Großbritannien Standard (vgl. 
SCOTTISH NATURAL HERITAGE (SNH) 2005) und ist vom Gutachter auch in Deutschland schon 
im Zusammenhang mit der Kartierung von Rot- und Schwarzmilanen, Uhus, 
Schwarzstörchen sowie Rohr- und Wiesenweihen verwendet worden (z.B. HANDKE & 
REICHENBACH 2006). Im neuen Leitfaden zur Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung 
und Genehmigung von Windenergieanlagen in Niedersachsen ist diese Methode als 
Standarduntersuchung vorgesehen. Die Erfassung erfolgt von festen Beobachtungspunkten 
(Vantage Points) aus (s. Abbildung 1), die so angelegt sind, dass möglichst große Teile des 
Untersuchungsraumes von dort aus eingesehen werden können.  

Für die Untersuchung im Bereich Rastede-Nord wurden zwei Beobachtungspunkte 
eingerichtet, von denen aus vor allem die Freiflächen vollständig einsehbar waren. Ein 
zusätzlicher Punkt wurde im Westen des Seeadlerhorstes eingerichtet, um zu ermitteln, ob 
der Seeadler in Richtung der Potenzialfläche von Rastede-Nord abfliegt. Nach dem Abbruch 
der Seeadlerbrut wurde dieser Punkt ab dem 10.5. aufgegeben. Die Punkte sind immer 
gleichzeitig besetzt worden. Von jedem der Punkte aus wurde die gesamte Potenzialfläche 
bis ca. 1,5 km Entfernung mit dem Fernglas oder Spektiv immer wieder systematisch 
abgesucht.  

Die Raumnutzungsuntersuchung erfolgte in der Zeit vom 18.3. – 27.06.16 an 13 Terminen. 
Pro Termin und Punkt sind im Zeitraum 18.3. bis 28.4.16 durchschnittlich vierstündige und 
vom 07.5. bis 27.06.16 durchschnittlich sechsstündige Planbeobachtungen durchgeführt 
worden (s. Tabelle 1), sodass je Punkt im Untersuchungsgebiet ca. 61 – 69 
Beobachtungsstunden für die Auswertung zur Verfügung stehen. Am Seeadlerhorst (Punkt 
RN 3) wurde bis Anfang Mai ca. 27 Stunden beobachtet. Die Beobachtungszeit betrug 
insgesamt 225 Stunden. Davon wurden an 136 Stunden auch alle Greif- und Großvogelarten 
erfasst und digitalisiert. 

Zu Beginn der Raumnutzungsuntersuchungen wurden in Absprache mit der 
Naturschutzbehörde ausschließlich Flugbewegungen von Seeadlern dokumentiert. Ab dem 
29.04.2016 erfolgte eine Ausweitung des Untersuchungsprogramms für die 
Beobachtungspunkte an den Potenzialflächen Varel-Süd und Rastede-Nord auf alle Greif- 
und Großvogelarten. 

Innerhalb der 12 Beobachtungstage wurde versucht, möglichst verschiedene Tageszeiten 
mit den Untersuchungen abzudecken. Jede Beobachtung ist mit Angaben zum Verhalten, 
zur Flughöhe und -richtung, Uhrzeit, Beobachtungsdauer etc. genau protokolliert und in 
Geländekarten eingetragen worden. Die Flughöhe wurde in Anlehnung an die geplanten 
WEA in drei Höhenklassen eingeteilt: 

 Höhenklasse I: unter Rotorhöhe 

 Höhenklasse II: in Rotorhöhe   

 Höhenklasse III: über Rotorhöhe 
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Alle im Gelände erhobenen Beobachtungen wurden in eine georeferenzierte 
Kartengrundlage eingetragen und hieraus Karten mit allen Flugbewegungen (getrennt nach 
Arten und Höhenklassen) erstellt. 

Die Daten wurden hinsichtlich der räumlichen Verteilung der Flugbewegungen, getrennt nach 
Arten und Höhenklassen ausgewertet. 

Da mit gleicher Methodik auch die angrenzende Potenzialfläche Varel-Süd untersucht wurde, 
konnten auch die Beobachtungen von einem Beobachtungspunkt dieser Fläche (VS 1) mit in 
die Untersuchung einbezogen werden. Da die Raumnutzungsuntersuchungen in Varel-Süd 
an anderen Terminen erfolgten als in Rastede-Nord, wurde der Punkt VS 1 nicht gleichzeitig 
mit den Beobachtungspunkten in Rastede-Nord besetzt. Daraus ergeben sich pro Woche 
zwei Beobachtungstage. 

Ein besonderer Schwerpunkt der Raumnutzungsuntersuchung war der Seeadler. Ein 
zusätzlicher Beobachtungspunkt wurde deshalb westlich des Seeadlerhorstes eingerichtet 
(RN 3). 

Entsprechend des Verhaltens und der Brutbiologie des Seeadlers wurde in enger 
Abstimmung mit den Naturschutzbehörden der Landkreise Wesermarsch, Ammerland und 
Friesland ein differenziertes Untersuchungsprogramm aufgestellt (Tabelle 1). Bis April 
erfolgte die Kartierung einmal pro Dekade à vier Stunden, im Mai und Juni wöchentlich à 
sechs Stunden. Da die Seeadlerbrut Anfang Mai abgebrochen wurde und im Verlauf der 
nachfolgenden zwei Monate keine sonstigen windkraftsensiblen Greif- und Großvogelarten 
regelmäßig aufgetreten sind, wurden die Untersuchungen Ende Juni in Absprache mit der 
Naturschutzbehörde eingestellt. 

Tabelle 1:  Raumnutzungs-Untersuchungsprogramm 2016 für die Standorte Jader Außendeich, Varel-
Süd und Rastede-Nord unter besonderer Berücksichtigung des Seeadlers 

 Jader 
Außendeich    

x 1) 

Rastede-
Nord 

Varel-
Süd 

Bollen-
hagen 

Zusätzliche 
Dauerbeobachtung am 
Horst 

Bemerkung 

Anzahl der 
Beobachtungspunkte 

4 (x²) 3 (x²) 3 (x²)    

D
ek

ad
en

 

Februar 1 1 x 1 h - -   Balz, Brutphase 

 2 1 x 1 h - -   Balz, Brutphase 

 3 1 x 1 h - -   Balz, Brutphase 

März 1 1 x 1 h     Brutphase 

  Beginn der Brutvogelkartierung in Jader Außendeich 

 2 4 x 4 h 3 x 4 h 3 x 4 h 2 x 4 h  Brutphase 

 3 4 x 4 h 3 x 4 h 3 x 4 h 2 x 4 h 2 x 6 h Brutphase 

April 1 4 x 4 h 3 x 4 h 3 x 4 h 2 x 4 h 2 x 6 h Brutphase 

 2 4 x 4 h 3 x 4 h 3 x 4 h 2 x 4 h 2 x 6 h Brutphase 

 3 4 x 4 h 3 x 4 h 3 x 4 h 2 x 4 h 2 x 6 h Brutphase 

Mai 1 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Aufzuchtphase 
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 2 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Aufzuchtphase 

 3 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Aufzuchtphase 

  4 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Aufzuchtphase 

W
oc

he
n 

Juni 1 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden 
der Jungvögel  

 2 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden 
der Jungvögel  

 3 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden 
der Jungvögel  

 4 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden 
der Jungvögel  

  Beginn der Rastvogelkartierung in Jader Außendeich * 

Juli 1 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden 
der Jungvögel  

 2 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden 
der Jungvögel  

 3 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden 
der Jungvögel  

 4 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden 
der Jungvögel  

August  x³ 1       

 2 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h   Flüggewerden 
der Jungvögel  

 3      Flüggewerden 
der Jungvögel  

 4 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h   Flüggewerden 
der Jungvögel  

September 1      Flüggewerden 
der Jungvögel  

 2 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h   Flüggewerden 
der Jungvögel  

 3      Flüggewerden 
der Jungvögel  

 4 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h   Flüggewerden 
der Jungvögel  

 Termine  24 20 20 20 15  

 Summe h  464 330 330 220 180  

 

*  Ab dem 30.6.16 wurden die Untersuchungen aufgrund der abgebrochenen Seeadlerbrut in Absprache 
mit den Naturschutzbehörden eingestellt 

X 1 in diesem Gebiet sind in Absprache mit der Naturschutzbehörde wegen der Unübersichtlichkeit der 
Fläche (viele Waldgebiete) 4 Punkte erforderlich 

X ² Einer der Punkte liegt in Sichtweite des Seeadlerhorstes 

X ³ Sollten die Vögel abwandern, kann der Untersuchungsaufwand in Absprache mit den 
Naturschutzbehörden reduziert werden 
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Nach Feststellung eines Baumfalken-Nestes am 21.05.2016 wurden die 
Raumnutzungsuntersuchungen intensiviert, d.h. vom Punkt RN 1 aus wurden zweimal 
wöchentlich die Flugbewegungen des Baumfalken durchschnittlich 5 h lang protokolliert, um 
festzustellen, in welchem Umfang der Baumfalke die Potenzialfläche als Nahrungsgast nutzt 
bzw. durchfliegt. Von diesem Punkt aus waren der Horst und vor allem Flugbewegungen in 
Richtung der Potenzialfläche gut einsehbar, sodass auf die Einrichtung weiterer 
Beobachtungspunkte verzichtet werden konnte. 
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3.1 KARTIERTERMINE 

Die Kartiertermine sind Tabelle 2 für Rastede Nord /Varel Süd bzw. Tabelle 3 (Raumnutzung 
Baumfalke Rastede Nord) zu entnehmen. 

Tabelle 2: Verteilung der Geländestunden 2016 (in Stunden und Minuten) auf Tage und 
Beobachtungspunkte. Angabe des Datums für die Raumnutzungsuntersuchung in Rastede-
Nord (Varel-Süd). Punkt 3 wurde ab dem 10.05.16 aufgegeben. Ab dem 29.04.2016 wurden 
alle Greif- und Großvogelarten dokumentiert (Beobachtungszeit ca. 136 Stunden). 

Datum RN (VS) 

RN 1 RN 2 VS 1 

(Varel-
Süd) 

 RN 3 

(Seeadler-
horst) 

Summe 

 

18.03.2016 (19.03.2016) 4,25 4,00 3,40 5,35 17,40 

28.03.2016 (29.03.2016) 3,50 3,40 4,10 3,45 15,25 

Summe März 8,15 7,40 7,50 9,20 33,05 

         

Datum RN (VS) RN 1 RN 2 VS 1 VS 3 Summe 

03.04.2016 (06.04.2016) 4,15 4,00 4,00 3,55 16,10 

17.04.2016 (16.04.2016) 4,15 4,15 4,10 4,00 16,40 

28.04.2016 (29.04.2016) 3,55 3,55 4,10 4,00 16,00 

Summe April 12,25 12,10 12,20 11,55 48,50 

         

Datum RN (VS) RN 1 RN 2 VS 1 VS 3 Summe 

07.05.2016 (10.05.2016) 6,20 6,10 6,00 6,20 24,50 

13.05.2016 6,20 6,00 - - 12,20 

21.05.2016 (20.05.2016) 6,00 6,00 6,15 - 18,15 

28.05.2016 (26.05.2016) 5,30 5,30 5,45 - 16,45 

Summe Mai 24,10 23,40 18,00 6,20 72,10 

      

Datum RN (VS) RN 1 RN 2 VS 1 VS 3 Summe 

04.06.2016 (05.06.2016) 6,00 5,50 6,00 - 17,50 

10.06.2016 (14.05.2016) 6,00 6,00 6,00 - 18,00 

18.06.2016 (23.06.2016) 6,00 6,00 6,00 - 18,00 

27.06.2016 (30.06.2016) 6,05 6,00 5,00 - 17,05 

Summe Juni 24,05 23,50 23,00 - 70,55 

      

Gesamtsumme (h) 68,55 67,20 61,10 27,35 225 
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Tabelle 3: Ergänzende Raumnutzungsuntersuchungen am Baumfalken – Verteilung der 
Beobachtungsstunden im Zeitraum 30.5.- 12.09.2016  

 
 Datum  Zeit 

(Std.:Min.) 

1 30.05.2016 03:00 

2 03.06.2016 05:00 

3 07.06.2016 05:00 
4 13.06.2016 05:00 
5 21.06.2016 06:00 

6 02.07.2016 05:00 

7 05.07.2016 04:30 

8 08.07.2016 05:00 

9 12.07.2016 06.25 

10 16.07.2016 05:00 
11 20.07.2016 05:00 
12 26.07.2016 06:00 

13 29.07.2016 04:00 

14 01.08.2016 05:00 
15 04.08.2016 05:00 
16 08.08.2016 05:00 
17 11.08.2016 05:00 
18 14.08.2016 05:00 
19 19.08.2016 05:00 
20 22.08.2016 05:00 
21 25.08.2016 05:00 
22 28.08.2016 04:30 

23 01.09.2016 05:00 
24 07.09.2016 05:00 
25 12.09.2016 05:00 
Summe  124:25 
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4 ERGEBNISSE 

4.1 Übersicht 

Im Untersuchungsgebiet wurden die folgenden 15 Greif- und Großvogelarten nachgewiesen 
(siehe Tabelle 3): Mäusebussard, Wespenbussard, Turmfalke, Baumfalke, Sperber, 
Rohrweihe, Rotmilan, Schwarzmilan, Seeadler, Graureiher, Silberreiher, Kranich, Weißstorch 
und Schwarzstorch. Neben den täglich anwesenden Arten Mäusebussard und Turmfalke 
wurden vor allem Graureiher regelmäßig im Untersuchungsgebiet beobachtet. Auch die 
Rohrweihe wurde als Nahrungsgast an den meisten Beobachtungstagen (9 Termine) notiert. 
Der Weißstorch trat als regelmäßiger Gast erst nach der ersten Grünlandmahd (ab Juni) im 
Gebiet an fünf Terminen auf. 

Tabelle 3: Übersicht über die im Untersuchungsgebiet im Zeitraum vom 29.04.2016 – 30.06.2016 
nachgewiesenen Greif- und Großvogelarten – Differenzierung von Anzahl / Dauer (m = 
Minuten, s = Sekunden) der Beobachtungen in den Höhenklassen I, II und III; bei 
Höhenklassenwechsel sind Mehrfachnennungen möglich 

 

Nr Art Anzahl 

Beobachtungen 

Anzahl 

Individuen 
/ Beob. 

Höhenklasse 

 I 

 

Höhenklasse 

 II 

 

Höhenklasse 
III 

 

1 Mäusebussard Regelmäßig ab 
dem 07.05. 

(Max. 21 / Tag) 

Max. 5 - - - 

2 Turmfalke Regelmäßig ab 
dem 07.05. 

(Max. 9 / Tag) 

Max. 2 - - - 

3 Wespen-
bussard 

1 1 1x / 0m 40s - - 

4 Baumfalke * 19 2 17x / 20m 26s 3x / 6m 55s - 

5 Rohrweihe 12 2 10x / 20m 55s 2x / 1m 30s 1x / 6m 0s 

6 Rotmilan 12 2 10x / 31m 4s 9x / 20m 56s 1x / 1m 33s 

7 Schwarzmilan 2 1 - 2x / 8m 50s 1x / 2m 33s 

8 Seeadler 2 1 1x / 8m 21s 1x / 5m 20s - 

9 Sperber 1 1 1x / 2m 33s - - 

10 Graureiher 53 3 37x / 92m 51s 17x / 27m 12s - 

11 Silberreiher 2 1 1x / 4m 0s 1x / 2m 0s - 

12 Kranich 4 5 - 2x / 6m 1s 2x / 6m 30s 

13 Weißstorch 11 8 8x / 13m 37s 10x / 22m 30s 9 x / 30m 42s 

14 Schwarzstorch 1 1 1x / 1m 20s   

 

 

*    Diese Untersuchung wurde bis September fortgesetzt.  
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KURZBESCHREIBUNG DER ARTEN 

 

Schwarzmilan 

Am 07.05.2016 und am 13.05.2016 wurden im Bereich der Potenzialflächen ein 
Schwarzmilan in den Höhenklassen I und II beobachtet. Diese Art ist im 
Untersuchungsgebiet und dessen Umgebung kein Brutvogel (s. Abb. 2). 
 

 
Abbildung 2:  Darstellung aller Schwarzmilan-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse 

von drei Beobachtungspunkten 
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Rotmilan 

An zwei Terminen wurden im Untersuchungsgebiet Rotmilane in ca. 50 Minuten in allen drei 
Höhenklassen beobachtet. Die Art ist im Untersuchungsgebiet und dessen Umgebung kein 
Brutvogel (s. Abb. 3). 

 

 
Abbildung 3:  Darstellung aller Rotmilan-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse von 

drei Beobachtungspunkten 
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Rohrweihe 

An insgesamt neun Terminen wurden bei der Raumnutzungsuntersuchung Rohrweihen im 
Bereich der Potenzialfläche über kurze Zeiträume in allen Höhenklassen beobachtet 
(weniger als 30 Minuten in 136 Beobachtungsstunden). Hauptsächlich wurden Rohrweihen 
im Untersuchungsgebiet in Höhenklasse I bei der Nahrungssuche beobachtet. Diese Art ist 
im Untersuchungsgebiet Nahrungsgast und brütet außerhalb (s. Abb. 4). 
 

 
Abbildung 4:  Darstellung aller Rohrweihen-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse von 

drei Beobachtungspunkten 
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Baumfalke 

Am 21.05.2016 wurde eine Baumfalkenbrut in einem Krähennest registriert. Bis zum 
28.06.2016 wurden dort regelmäßig Baumfalken beobachtet, die immer unter Rotorhöhe den 
Horst aus Südwesten anflogen bzw. von dort abflogen (s. Abbildung 5). Baumfalken wurden 
von VS 1 und RN 2 aus auch 2x nördlich der Spohler Straße in Höhenklasse II beobachtet. 

 
Abbildung 5:  Darstellung aller Baumfalken-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse von 

drei Beobachtungspunkten 

 

Mäusebussard 

Der Mäusebussard brütet in mehreren Paaren in bzw. am Rand der geplanten Windparks 
und nutzt das Untersuchungsgebiet regelmäßig zur Nahrungssuche, Balz und zum 
Durchfliegen. Täglich wurden bis zu 29 Beobachtungen von ca. 1-5 Ex. in allen 
Höhenklassen beobachtet. 

 

Turmfalke 

Wie der Mäusebussard brütet auch der Turmfalke in mehreren Paaren im Bereich der 
Potenzialfläche und war bei den Raumnutzungsuntersuchungen regelmäßig bei der 
Nahrungssuche und bei Durchflügen zu beobachten. Täglich wurden bis zu 10 
Beobachtungen von 1-2 Ex. gemacht, die sich hauptsächlich in Höhenklasse I aufhielten. 
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Seeadler 

Nur einmal wurde bei der Raumnutzungsuntersuchung über der Potenzialfläche am 
16.04.2016 ein juveniler Seeadler (mit braunem Schwanz) in den Höhenklassen I und II 
registriert. Die Seeadler des Brutpaares durchflogen das Untersuchungsgebiet nicht (siehe 
Abb. 7 und 8). Bei den Raumnutzungsuntersuchungen (incl. der Untersuchungen der 
Potenzialflächen Varel-Süd, Bollenhagen und Jader Außendeich) ergab sich eine bevorzugte 
Flugrichtung nach Norden in Richtung des Jadebusens (s. Abb. 6 u. 7). Anfang Mai erfolgte 
eine Aufgabe der Brut aus unbekannten Gründen. 

 

 
Abbildung 6:  Darstellung aller Flugbewegungen des Seeadlers – Ergebnisse von 

Raumnutzungsuntersuchungen an 12 Beobachtungspunkten 
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Abbildung 7:  Darstellung aller Seeadler-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse von 

drei Beobachtungspunkten 
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Kranich 

An drei Terminen (10.05.2016, 13.05.2016 20.05.2016) wurden während der 
Raumnutzungsuntersuchung in der Nähe der Potenzialfläche Kraniche beobachtet, die das 
Gebiet in den Höhenklassen I und II überflogen. Die größte beobachtete Gruppe bestand 
aus fünf Individuen (s. Abb. 8). Die Art brütet nicht in der Umgebung der Potenzialfläche. 
 

 
Abbildung 8:  Darstellung aller Kranich-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse von drei 

Beobachtungspunkten 
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Weißstorch 

Von Anfang bis Ende Juni wurden im Untersuchungsgebiet regelmäßig, d.h. an 8 Terminen, 
Weißstorche in allen Höhenklassen beobachtet. Die Störche nutzten das Gebiet zum 
Durchfliegen oder zur Nahrungssuche, insbesondere auf gemähtem Grünland (s. Abb. 9). An 
22 Minuten von 136 Beobachtungsstunden wurden Weißstorche in Höhenklasse II 
beobachtet. 

 
Abbildung 9:  Darstellung aller Weißstorch-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse von 

drei Beobachtungspunkten 
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Schwarzstorch 
Am 27.06.2016 wurde an der südlichen Potenzialfläche ein Schwarzstorch in Höhenklasse 

beobachtet (s. Abb. 10). Dabei handelt es sich um einen seltenen Durchzügler, der nicht in 

der Umgebung der Potenzialfläche brütet. 

 
Abbildung 10:  Darstellung aller Schwarzstorch-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse 

von drei Beobachtungspunkten 
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Silberreiher 

Am 07.05.2016 und 30.06.2016 wurden bei der Raumnutzungsuntersuchung Silberreiher 
beobachtet, die das Untersuchungsgebiet in den Höhenklassen I und II durchflogen (s. Abb. 
11). Silberreiher sind inzwischen ganzjährig im nordwestdeutschen Raum anzutreffen, brüten 
hier aber noch nicht. 

 

 
Abbildung 11:  Darstellung aller Silberreiher-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse von 

drei Beobachtungspunkten 

 

  



Untersuchung an Greif- und Großvogelarten in Rastede-Nord 2016 Seite 21 

PD Dr. Klaus Handke – Ökologische Gutachten 
 

Graureiher 

Graureiher wurden während der Raumnutzungsuntersuchungen regelmäßig in 1 bis max. 3 
Exemplaren in den Höhenklassen I und II beobachtet. Sie nutzten das Gebiet in erster Linie 
zum Durchfliegen oder hielten sich zur Nahrungssuche am Boden auf (s. Abb. 12). In 27 
Minuten von 136 Beobachtungsstunden wurden Graureiher in Höhenklasse II registriert. 

 

 
Abbildung 12:  Darstellung aller Graureiher-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse von 

drei Beobachtungspunkten 
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Sperber 

An 18.06.2016 wurde im Untersuchungsgebiet einmalig ein Sperber in Höhenklasse I 
beobachtet. Diese Art brütet im Untersuchungsgebiet vermutlich nicht (s. Abb. 13). 

 

 
Abbildung 13:  Darstellung aller Sperber-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse von drei 

Beobachtungspunkten 
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Wespenbussard 

Am 13.05.2016 wurde in der Nähe der südlichen Potenzialfläche ein Wespenbussard in 

Höhenklasse I beobachtet (s. Abb. 14). Diese Art brütet nicht in der Umgebung der 

Potenzialfläche. 

 

 

Abbildung 14:  Darstellung aller Wespenbussard-Flugbewegungen im Raum Rastede-Nord – Ergebnisse 
von drei Beobachtungspunkten 
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4.2 Sonderuntersuchung Baumfalke 
 
4.2.1 Allgemeine Angaben zur Biologie  

(Quelle: BAUER ET AL. 1993, GLUTZ VON BLOTZHEIM ET AL. 1971, KLAMMER 2011) 
 
Baumfalken besetzen ihre Reviere ab Mitte April bis Mitte Mai und verhalten sich nach der 

kurzen Balz sehr heimelig. Die Vögel bauen kein eigenes Nest, sondern nutzen Nester von 

Krähen, Elstern oder Bussarden in Baumreihen, kleinen Gehölzen, auf Stromleitungen und 

am Waldrand, möglichst mit freiem Anflug. Es besteht eine hohe Treue zum Brutort, aber 

nicht zum Nest. 

Hauptlegezeit ist im Zeitraum Mitte Mai bis Ende Juni, d.h erst einige Wochen nach der 

Revierbesetzung. Die Eier werden überwiegend vom Weibchen 28-31 Tage lang bebrütet. 

Die Nestlingsdauer beträgt 35-40 Tage. Erst drei Wochen nach Verlassen des Nestes 

können sich die Jungvögel bis zu einen Kilometer vom Nest entfernen. Mit flüggen 

Jungvögeln ist ab Ende Juli, meist aber im August bis Anfang September zu rechnen. Von 

den Altvögeln verlässt das Weibchen zuerst die Familie, während das Männchen die Jungen 

weiter bis zum Wegzug im September betreut. Für Niedersachsen wird der Bestand mit 700 

Paaren angegeben (KRÜGER & NIPKOW 2015). Die Bestandssituation ist stabil bis leicht 

positiv.  

Baumfalken fliegen mit einer Geschwindigkeit von bis zu 150 km/h und jagen u.a. 

Schwalben, Mauersegler, Fledermäuse und Libellen bis in 500 m Höhe. Auch bei Balzflügen 

werden Höhen bis 500 m erreicht. Die Nahrungssuche kann bis zu 6 km vom Nestbereich 

entfernt erfolgen. Baumfalken sind Zugvögel, die in Afrika überwintern. 

 
4.2.2. Brutverlauf im UG 
 
Das Baumfalkenpaar brütete seit 21.5.16 in einem Krähennest in einer Erlenreihe im Bereich 

der Potenzialfläche. Dabei kam es im Juni zunächst einer Aufgabe der Brut (1. Brutversuch) 

und zu einer Verlagerung des Horststandortes in ein Krähennest in ähnlicher Höhe etwas 

südlich der Potenzialfläche (2. Brutversuch). Die Lage der beiden Horststandorte ist 

Abbildung 15 zu entnehmen. 

Ab dem 19.8.16 war ein Jungvogel auf dem Nest sichtbar, das heftig gegenüber 

Mäusebussard, Habicht, Turmfalke, Elster und Rabenkrähe verteidigt wurde. 

Ab dem 7.9.16 wurde kein Jungvogel mehr beobachtet. Offensichtlich starb der Jungvogel 

vor dem Ausfliegen (Ursache unklar). Die Aktivität der Altvögel nahm daraufhin deutlich ab. 

Die letzten Altvögel wurden am Neststandort am 12.9.16 beobachtet. 
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Abbildung 15: Lage der beiden Horststandorte des Baumfalken 

 

 

4.2.3. Raumnutzung am Neststandort des Baumfalken 
Insgesamt wurde 124 Stunden und 25 Minuten beobachtet. Innerhalb von nur 3,2 % dieser 

Zeit wurden Flugbewegungen (Streckenflüge und Flüge am Nest) registriert. Die Verteilung 

der Flugbewegungen in den einzelnen Monaten geht aus Abbildung 16 hervor. Ab Juni 

waren 1-2 Altvögel regelmäßig über längere Zeiträume sitzend auf abgestorbenen 

Erlenästen in der Umgebung des Nestes zu sehen. 
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Abbildung 16: Verteilung der Flugzeiten des Baumfalken (in Sekunden) im Zeitraum Juni bis 
September auf Höhenklassen I, II und III 

 

In Abbildung 17 ist die prozentuale Verteilung der Gesamtflugzeiten auf die Höhenklassen I, 
II und III dargestellt. 

 

Abbildung 17: Verteilung der Gesamtflugzeiten des Baumfalken im Zeitraum Juni – September 
auf die Höhenklassen I, II und III 

Den prozentualen Anteil der Flugaktivität in den einzelnen Höhenklassen und Monaten zeigt 
Abbildung 16. Die Aktivität erhöhte sich erst im August deutlich, als der Jungvogel schon 
relativ groß war. Erst ab 8. August wurden Baumfalken auch in den Höhenklassen II und III 
in der Nestumgebung beobachtet (Abbildung 16). Mit dem Verschwinden des Jungvogels im 
September nahm die Flugaktivität dann wieder deutlich ab. 

Baumfalken bewegten sich im UG überwiegend in HK I (siehe Abbildung 17 und 18). Auf die 
HK II entfielen nur rund 14,4 % der Beobachtungen. Das entspricht einem Anteil von 0,46 % 
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am Gesamtbestand von 124,25 Stunden. Nur im September wurden die Vögel in ähnlicher 
Häufigkeit in allen Höhenklassen registriert (siehe Abb. 18). 

 

 
Abbildung 18: Prozentuale Verteilung der Flugzeiten in den Monaten Juni - September auf die 
Höhenklassen I, I und III 

 

 
Abbildung 19: Streckenflüge des Baumfalken im August/September 2016 

Die Streckenflüge der Baumfalken sind in Abbildung 19 dargestellt. Nicht dargestellt sind 
zahlreiche An- und Abflüge zum bzw. vom Nest von 3 bis max. 10 Sekunden Dauer, die 
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fast immer in nördliche, nordwestliche und südwestliche Richtung in sehr geringer 
Höhe erfolgten (Baumhöhe und niedriger). Die Beobachtungen der 
Raumnutzungsuntersuchungen an Großvogelarten im Zeitraum April – Juni erbrachten 2x 
Beobachtungen in Höhenklasse I und II nördlich der Spohler Straße ca. 900 m vom Nest 
entfernt (siehe Abbildung 5). Dies deutet darauf hin, dass die Vögel in den ersten Monaten 
der Untersuchung in größerer Entfernung zum Nest gejagt haben dürften. Weitere 
Streckenflüge im Bereich der Potenzialfläche, auch in HK II und III, wurden erst ab dem 8. 
August beobachtet (insgesamt 13 x, siehe Abbildung 19). 
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FOLGERUNGEN 

Kollisionsrisiko: 

Aus den vorliegenden Daten ergibt sich ein erhöhtes Kollisionsrisiko für den Baumfalken 
sowie den Mäusebussard, der ebenfalls im Gebiet brütet und das Gebiet regelmäßig auch in 
Höhenklasse II durchfliegt bzw. dort Nahrung sucht und balzt. Von dieser Art liegen bisher 
390 Totfunde an Windenergieanlagen vor (DÜRR 2016). Der Mäusebussard gilt mit einem 
bundesweiten Bestand von 80.000 – 135.000 Brutpaaren allerdings als nicht gefährdet 
(GEDEON et al. 2014), ist aber als stark geschützte Art in der Bundesartenschutzverordnung 
aufgeführt. 

Der Turmfalke brütet ebenfalls im Gebiet, flog aber überwiegend in Höhenklasse I.  

Auch für die übrigen festgestellten Arten ist das Kollisionsrisiko nach unserer Einschätzung 
gering, da sie nicht im Untersuchungsgebiet brüten bzw. nur unregelmäßig oder selten (z.B. 
Wespenbussard, Schwarzstorch, Seeadler, Kranich und Silberreiher) in verhältnismäßig 
geringen Zeiträumen in Höhenklasse II nachgewiesen worden sind (z.B. Rotmilan ca. 20 
Min. von 136 Std., Schwarzmilan knapp 9 Min. von 136 Std., Rohrweihe 1 Min. von 136 Std., 
Baumfalke knapp 7 Min. von 136 Std., Graureiher 27 Min. von 136 Std., Weißstorch 22 Min. 
von 136 Std.). 

Für den Baumfalken kann ein erhöhtes Kollisionsrisiko allein aufgrund der Angaben aus der 
Literatur nicht ausgeschlossen werden. Daher werden aktuell Abstände von 500 m zu 
besetzten Brutplätzen empfohlen (LÄNDERARBEITSGEMEINSCHAFT DER VOGELSCHUTZWARTEN 

2014). 

Vom Baumfalken sind aus Deutschland 12 Totfunde dokumentiert (DÜRR 2016), weitere aus 
Spanien (7), Frankreich (4) und den Niederlanden (1). Regelmäßiger Aufenthalt in Rotorhöhe 
durch Balz, Thermikkreisen, Streckenflüge und Jagd ist durch die Arbeit von FIUCZYNSKI et 
al. (2009) belegt. Auch unsere Untersuchungen bestätigen Flüge in Rotorhöhe, allerdings in 
der Nestumgebung erst nach dem Schlupf der Jungen ab dem 8. August. Vorher wurden die 
Vögel im Umfeld des Nestes nur in Höhenklasse I registriert. Die Vögel flogen bis Juli meist 
sehr niedrig in nördliche, nordwestliche und südwestliche Richtung ab. Untersuchungen von 
KLAMMER (unveröff.) bei 76 Bruten in Windparks ergaben innerhalb von 10 Jahren überhaupt 
keine Verluste. Nach unseren Untersuchungen war der Baumfalke am Nest überwiegend in 
HK I und vor allem außerhalb der Potenzialfläche aktiv. Daher ergibt sich ein erhöhtes 
Kollisionsrisiko erst dann, wenn die Jungen etwas älter sind (hier: ab dem 8.8.16). Danach 
wurde auch die Potenzialfläche 13x in Rotorhöhe durchflogen, auch für mehrere Minuten. Im 
September hielten sich die Baumfalken sogar in ähnlicher Häufigkeit in den Höhenklassen I, 
II und III auf. 

 

Abschaltzeiten 

Um das Risiko eines potenziellen Verlustes durch Kollisionen zu verringern, sollte die dem 
Horst am nächsten stehende Anlage zumindest bei erhöhter Aktivität der Altvögel (ca. 3 
Wochen nach Schlupf der Jungen) tagsüber abgeschaltet werden, bis die Jungen 
abgezogen sind.  Dieser Zeitraum erstreckt sich abhängig vom Brutbeginn auf den Zeitraum 
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Mitte Juli bis Ende August bzw. Anfang August bis Mitte September für maximal ca. 6 
Wochen. 

 

Monitoring 

Wegen der potenziellen Gefährdung durch WEA und der damit verbundenen Abschaltzeiten 
ist ein Monitoring unerlässlich. Nur so lassen Abschaltzeiten vermeiden oder verkürzen. 

Ein solches Monitoring sollte umfassen: 

 Erfassung des Neststandortes im Umkreis von 1000 m um die Potenzialfläche im 
Zeitraum Mitte April bis Mitte Mai. Die Untersuchungen 2016 und der Vergleich mit 
der Erfassung von 2013 zeigen, dass der Baumfalke dort drei verschiedene Nester 
als Horststandort genutzt hat, die unterschiedlich weit von der Potenzialfläche 
entfernt waren. Bei einer Entfernung von mehr als 500 m zwischen WEA und Nest 
würden Abschaltzeiten und ein weiteres Monitoring entfallen. 

 Kontrolle des Brutverlaufs (1x wöchentlich) nach Beginn der Brut 

 Raumnutzungsuntersuchungen von einem Punkt aus, nachdem die Jungen ca. 3 
Wochen alt sind (2x wöchentlich im Zeitraum Mitte Juli – September) 

 

Bei Aufgabe der Brut würden sich die Abschaltzeiten entsprechend verringern. Sollte 
zweimal in Folge keine Brut ermittelt werden, würden sich die Abschaltzeiten erübrigen. 

 

Verdrängung / Störungen 

Hinweis auf Verdrängung des Baumfalken gibt es nicht. So sind zahlreiche Bruten auch 
innerhalb von Windparks belegt (KLAMMER in Vorber., KLAMMER 2011). Empfindlich reagiert 
der Baumfalke allerdings auf Störungen innerhalb der Brutzeit. Deswegen müssten die 
Bauarbeiten für den Windpark unbedingt im Zeitraum 1.10. – 15.4. erfolgen. 
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5 ZUSAMMENFASSUNG 

Ab dem 28.04.2016 wurden im Untersuchungsgebiet 14 Greif- und Großvogelarten 
nachgewiesen. 

Im Verlauf der Untersuchungen wurden mit Ausnahme von Mäusebussard und Turmfalke 
keine Greif- und Großvogelarten regelmäßig registriert, die im Untersuchungsgebiet brüten 
bzw. dort regelmäßig in Höhenklasse II anzutreffen sind. 

Obwohl ein Seeadlerpaar in ca. 4-5 Kilometer Entfernung zum Untersuchungsgebiet bis 
Anfang Mai gebrütet hat, liegt von dieser Art nur eine Beobachtung vor. Diese betrifft jedoch 
einen nicht geschlechtsreifen Jungvogel, der nicht zu dem Brutpaar gehört. 

Eine erhöhte Gefährdung der aufgeführten Arten durch den geplanten Windpark ist mit 
Ausnahme von Mäusebussard und Baumfalke auf Grundlage der vorliegenden 
Beobachtungen nicht gegeben. Der Mäusebussard sucht im Untersuchungsgebiet 
regelmäßig nach Nahrung bzw. balzt dort und durchfliegt das Gebiet in Höhenklasse II. Der 
ebenfalls dort brütende Turmfalke wurde überwiegend jagend in Höhenklasse I registriert. 
Alle übrigen Greif- und Großvogelarten traten nur unregelmäßig oder kurzzeitig in HK II auf 
und brüteten 2016 nicht im Gebiet. 

Neben Mäusebussard und Turmfalke brütete seit Ende Mai ein Baumfalke im 
Untersuchungsgebiet, dessen Raumnutzung von einem Beobachtungspunkt in der 
Horstumgebung zweimal wöchentlich bis zum Ende der Brutzeit Mitte September untersucht 
wurde.  

Das Brutpaar machte einen Brutversuch im Mai und verlegte sein Nest in dergleichen 
Baumreihe im Juni nach Süden. Nur in 3,2 % der Gesamtbeobachtungszeit von 124,25 
Stunden wurden fliegende Baumfalken beobachtet. Bis Ende Juni flog der Baumfalke im UG 
nur in Höhenklasse I von Nest weg bzw. zum Nest, meist in nördlicher, nordwestlicher und 
südwestlicher Richtung. In Höhenklasse II wurden Baumfalken 2x nördlich der Spohler 
Straße beobachtet. 

Erst mit dem Heranwachsen des einzigen Jungvogels wurden ab dem 8.August auch Flüge 
in den Höhenklassen II und III im zentralen UG registriert. 13 x wurden Streckenflüge in HK II 
im August/September ermittelt. Im September wurden die Baumfalken in ähnlicher Häufigkeit 
in den Höhenklassen I, II und III registriert. Die Brut ging im September verloren. 

Um Kollisionsverluste auszuschließen, werden ein Monitoring sowie ca. sechswöchige 
Abschaltzeiten während der Endphase der Brut von derjenigen Anlage, die dem Horst am 
nächsten steht, empfohlen. Sollte der Baumfalke weiter als 500 m entfernt zu den Anlagen 
brüten, sind keine Abschaltzeiten erforderlich. Dies gilt auch bei Aufgabe der Brut. 
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1 EINLEITUNG 

Dieser Bericht fasst die Ergebnisse von Raumnutzungsuntersuchungen an vier 
Windenergiepotenzialflächen (Varel-Süd, Rastede-Nord, Bollenhagen und Jaderaußendeich) 
aus dem Jahr 2016 zusammen, um einen Überblick über alle Untersuchungen zu geben. Die 
Untersuchungsmethodik wird dargestellt und diskutiert, um damit die Ergebnisse auch für 
künftige Untersuchungen nutzbar zu machen. Für die einzelnen Potenzialstandorte erfolgt 
eine getrennte Darstellung, meist im Zusammenhang mit Raumnutzungsuntersuchungen 
bzw. Brutvogelerhebungen. 

Die Untersuchungen waren erforderlich, da sich ein Seeadlerbrutpaar innerhalb eines Radius 
von 4 bis 6 km um die geplanten Windparks angesiedelt hat. Gemäß dem Leitfaden zur 
Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen 
in Niedersachsen vom 24.02.2016 ist daher eine vertiefende Raumnutzungsuntersuchung 
erforderlich. 

Umfang und Methodik der Untersuchung wurden zwischen den beteiligten 
Naturschutzbehörden der Landkreise Friesland, Ammerland und Wesermarsch abgestimmt. 
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2 UNTERSUCHUNGSGEBIET 

In Abbildung 1 sind der Horststandort des Seeadlerpaares sowie die 
Raumnutzungsbeobachtungspunkte dargestellt. Es erfolgte immer eine parallele 
Beobachtung an der Potenzialfläche sowie auf der Seite des Horstes, die in Richtung der 
Potenzialfläche liegt. Die Anzahl der Beobachtungspunkte an den Potenzialflächen war 
abhängig von der Größe und Einsehbarkeit der Flächen (3 Punkte in Jaderaußendeich, je 2 
Punkte in Varel-Süd und Rastede-Nord sowie 1 Punkt in Bollenhagen). 

 
Abbildung 1: Lage des Seeadlerhorstes und der 12 Beobachtungspunkte 
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3 METHODIK 

Für die Erfassung des Seeadlers im Bereich der Potenzialflächen von Varel-Süd, Rastede-
Nord, Bollenhagen und Jaderaußendeich wurde die sog. „Vantage-Point-Methode“ 
verwendet. Diese Art der Erhebung ist bei Windparkplanungen in Großbritannien Standard 
(vgl. SCOTTISH NATURAL HERITAGE (SNH) 2005) und ist vom Gutachter auch in Deutschland 
schon im Zusammenhang mit der Kartierung von Rot- und Schwarzmilanen, Uhus, 
Schwarzstörchen sowie Rohr- und Wiesenweihen verwendet worden (z.B. HANDKE & 
REICHENBACH 2006). Im neuen Leitfaden zur Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung 
und Genehmigung von Windenergieanlagen in Niedersachsen ist diese Methode als 
Standarduntersuchung vorgesehen. Die Erfassung erfolgt von festen Beobachtungspunkten 
(Vantage Points) aus (s. Abb. 1), die so angelegt sind, dass möglichst große Teile des 
Untersuchungsraumes von dort aus eingesehen werden können.  

Für die Untersuchung im Bereich Varel-Süd und Rastede-Nord wurden je zwei 
Beobachtungspunkte an den Potenzialflächen und ein Beobachtungspunkt westlich des 
Seeadlerhorstes eingerichtet, von denen aus vor allem die Freiflächen vollständig einsehbar 
waren. Diese Punkte wurden eingerichtet, um zu ermitteln, ob der Seeadler in Richtung der 
Potenzialflächen abfliegt. Die Untersuchung in Bollenhagen erfolgte mit einem 
Beobachtungspunkt an der Potenzialfläche und einem Punkt im Nordosten des 
Seeadlerhorstes. Für die Untersuchung in Jaderaußendeich wurden 3 Punkte an der 
Potenzialfläche und ein Beobachtungspunkt im Nordosten des Seeadlerhorstes eingerichtet.  

Aus logistischen Gründen war es nicht möglich, alle 12 Beobachtungspunkte gleichzeitig zu 
besetzten. Allerdings wurden immer alle Punkte eines Potenzialgebietes zeitgleich besetzt. 
In der Regel erfolgten die Beobachtungen möglichst gleichzeitig in einem Gebiet im 
Südwesten (Rastede-Nord, Varel-Süd) und einem Gebiet im Osten (Bollenhagen, 
Jaderaußendeich) des Seeadlerhorstes. 

Um die Aktivitäten des Seeadlers im Tagesverlauf zu dokumentieren, wurden halb- bis 
ganztägige Zusatzuntersuchungen einmal pro Dekade in Horstnähe (Standorte VS 3 / RN 3) 
im Zeitraum 31.3. – 6.5.16 durchgeführt. Die Termine der Zusatzuntersuchungen wurden so 
gewählt, dass zusammen mit den Raumnutzungsuntersuchungen im Abstand von 2-3 Tagen 
Beobachtungen am Horst erfolgten. Vor Beginn der Raumnutzungsuntersuchungen erfolgten 
zusätzlich an folgenden Terminen einstündige Horstkontrollen von Punkt J 1 aus: 12.02., 
21.02., 28.02., 06.03. und 13.03.2016. 

Nach Abbruch der Seeadlerbrut Ende April wurden die Beobachtungspunkte am 
Horststandort aufgegeben. Für die Raumnutzungsuntersuchung in Jaderaußendeich wurde 
der Beobachtungspunkt vom Norden des Seeadlerhorstes an die Potenzialfläche verlegt. 

Insgesamt ergeben sich aus den Raumnutzungsuntersuchungen und den 
Zusatzuntersuchungen über 700 Beobachtungsstunden verteilt auf 44 Beobachtungstermine. 

Die Termine sowie die Beobachtungszeiträume der Raumnutzungsuntersuchung in Varel-
Süd, Rastede-Nord, Bollenhagen und Jaderaußendeich sind den Tabellen 1 und 2 zu 
entnehmen. 
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Tabelle 1:  Übersicht über die Untersuchungstermine bis zur Umstellung des 
Untersuchungsprogramms nach Abbruch der Brut. Grau unterlegt: zeitgleich besetzte 
Punkte im Westen und nördlich bzw. südlich des Horstes. 

Jader Außendeich Varel Süd Rastede Nord Bollenhagen 

4 Punkte à 4 h 3 Punkte à 4 h 3 Punkte à 4 h 2 Punkte à 4 h 

21.03.16 19.03.16 18.03.16 21.03.16 

28.03.16 29.03.16 28.03.16 29.03.16 

02.04.16 06.04.16 03.04.16 06.04.16 

13.04.16 16.04.16 17.04.16 17.04.16 

22.04.16 29.04.16 28.04.16 28.04.16 

 

Tabelle 2:  Übersicht über die Untersuchungstermine nach Umstellung des 
Untersuchungsprogramms nach Abbruch der Brut. 

Jader Außendeich Varel Süd Rastede Nord Bollenhagen 

4 Punkte à 6 h 3 Punkte à 6 h 3 Punkte à 6 h 2 Punkte à 6 h 

02.05.2016  07.05.2016 06.05.2016 

10.05.2016 10.05.16 13.05.2016 13.05.2016 

    

4 Punkte à 6 h 2 Punkte à 6 h 2 Punkte à 6 h 1 Punkt à 6 h 

21.05.2016 20.05.2016 21.05.2016 21.05.2016 

30.05.2016 26.05.2016 28.05.2016 31.05.2016 

05.06.2016 05.06.2016 04.06.2016 06.06.2016 

12.06.2016 14.06.2016 10.06.2016 10.06.2016 

20.06.2016 23.06.2016 18.06.2016 16.06.2016 

26.06.2016 30.06.2016 27.06.2016 29.06.2016 

 

Innerhalb der Beobachtungstage wurde versucht, möglichst verschiedene Tageszeiten mit 
den Untersuchungen abzudecken. Jede Beobachtung ist mit Angaben zum Verhalten, zur 
Flughöhe und -richtung, Uhrzeit, Beobachtungsdauer etc. genau protokolliert und in 
Geländekarten eingetragen worden. Die Flughöhe wurde in Anlehnung an die geplanten 
WEA in drei Höhenklassen eingeteilt: 

 Höhenklasse I: unter Rotorhöhe 

 Höhenklasse II: in Rotorhöhe   

 Höhenklasse III: über Rotorhöhe 

Alle im Gelände erhobenen Beobachtungen wurden in eine georeferenzierte 
Kartengrundlage eingetragen und hieraus Karten mit allen Flugbewegungen (getrennt nach 
Arten und Höhenklassen) erstellt. Aus diesen Daten werden für die Ergebnisdarstellung nur 
die Streckenflüge herangezogen. Lokale Flüge, dies sind kurze Flüge am Horststandort, 
werden nicht berücksichtigt, da diese für die Bewertung des Flugverhaltens in 
Zusammenhang mit den geplanten Windparks nicht relevant sind. 
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Die Daten wurden hinsichtlich der räumlichen Verteilung der Flugbewegungen, getrennt nach 
Höhenklassen ausgewertet. 

Die Konzeption der Untersuchung erfolgte in Abstimmung mit den zuständigen 
Naturschutzbehörden so, dass die Untersuchungsergebnisse für die 
Standardraumnutzungsuntersuchung nutzbar waren, aber auch der Biologie und dem 
Verhalten des Seeadlers entsprechen. Dazu gab es einen methodischen Vorschlag des 
Landkreises Wesermarsch. So wurde in jahreszeitlich unterschiedlicher Intensität 
beobachtet: Stichproben am Horst (Februar / Anfang März); 4-stündige Beobachtungen je 
Dekade im März / April und wöchentliche Beobachtungen à 6 Stunden im Mai / Juni.  

Da die Seeadlerbrut Anfang Mai abgebrochen wurde, wurden die Untersuchungen Ende Juni 
in Absprache mit der Naturschutzbehörde eingestellt. 

Tabelle 3:  Raumnutzungs-Untersuchungsprogramm 2016 für die Standorte Jader Außendeich, 

Varel-Süd und Rastede-Nord unter besonderer Berücksichtigung des Seeadlers 

 Jader 

Außendeich    

x 
1)
 

Rastede-

Nord 

Varel-

Süd 

Bollen-

hagen 

Zusätzliche 

Dauerbeob-

achtung 

Bemerkung 

Anzahl der 
Beobachtungspunkte 

4 (x²) 3 (x²) 3 (x²)    

D
e
k
a
d

e
n

 

Februar 1 1 x 1 h - -   Balz, Brutphase 

 2 1 x 1 h - -   Balz, Brutphase 

 3 1 x 1 h - -   Balz, Brutphase 

März 1 1 x 1 h     Brutphase 

  Beginn der Brutvogelkartierung in Jader Außendeich 

 2 4 x 4 h 3 x 4 h 3 x 4 h 2 x 4 h  Brutphase 

 3 4 x 4 h 3 x 4 h 3 x 4 h 2 x 4 h 2 x 6 h Brutphase 

April 1 4 x 4 h 3 x 4 h 3 x 4 h 2 x 4 h 2 x 6 h Brutphase 

 2 4 x 4 h 3 x 4 h 3 x 4 h 2 x 4 h 2 x 6 h Brutphase 

 3 4 x 4 h 3 x 4 h 3 x 4 h 2 x 4 h 2 x 6 h Brutphase 

Mai 1 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Aufzuchtphase 

 2 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Aufzuchtphase 

 3 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Aufzuchtphase 

  4 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Aufzuchtphase 

W
o

c
h

e
n

 

Juni 1 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden der 
Jungvögel  

 2 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden der 
Jungvögel  

 3 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden der 
Jungvögel  

 4 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden der 
Jungvögel  

  Beginn der Rastvogelkartierung in Jader Außendeich * 
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Juli 1 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden der 
Jungvögel  

 2 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden der 
Jungvögel  

 3 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden der 
Jungvögel  

 4 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h 2 x 6 h 2 x 6 h Flüggewerden der 
Jungvögel  

August  x³ 1       

 2 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h   Flüggewerden der 
Jungvögel  

 3      Flüggewerden der 
Jungvögel  

 4 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h   Flüggewerden der 
Jungvögel  

September 1      Flüggewerden der 
Jungvögel  

 2 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h   Flüggewerden der 
Jungvögel  

 3      Flüggewerden der 
Jungvögel  

 4 4 x 6 h 3 x 6 h 3 x 6 h   Flüggewerden der 
Jungvögel  

 Termine  24 20 20 20 15  

 Summe h  464 330 330 220 180  

 

* Ab dem 30.6.16 wurden die Untersuchungen aufgrund der abgebrochenen Seeadlerbrut in 
Absprache mit den Naturschutzbehörden eingestellt. 

Insgesamt wurden bis zum 13.05.2016 an 20 Beobachtungsterminen 35 Streckenflüge mit 
einer Gesamtflugzeit von 2 Stunden und 41 Minuten registriert, die für die Auswertung zur 
Verfügung stehen. 

Ergänzend muss erwähnt werden, dass wir bei unseren Untersuchungen durch Marcus 
Säfken, der die Seeadler in seiner Funktion als Nationalpark- und Landschaftswart täglich 
beobachtet hat und uns über Aktivitäten der Seeadler stets auf dem Laufenden hielt, 
unterstützt wurden. 
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4 ERGEBNISSE 

Einführung 

Die erste Beobachtung der Seeadler am Horst erfolgte am 12.02.2016. Danach wurden 
regelmäßig, d.h. bis Ende April an insgesamt 18 Tagen 1 – 2 adulte Seeadler beobachtet. 
Ende April (um den 30.04.2016) ist die Brut aus unbekannten Gründen abgebrochen 
worden.  

Bis Mitte Mai erfolgten an vier Tagen weitere Beobachtungen, bei denen meist beide 
Seeadler beobachtet wurden. Die Tiere hielten sich zu dieser Zeit nicht mehr unmittelbar am 
Horst auf oder verließen den Horststandort gemeinsam für längere Zeit. 

Am 16.04.2016 wurde am Horststandort ein dritter adulter Seeadler gesichtet, der vom 
Brutpaar heftig attackiert wurde. 

In Abbildung 2 sind alle Flugbewegung des Seeadlers getrennt nach Höhenklassen 
dargestellt. In dieser Abbildung sowie in den folgenden Diagrammen werden nur die 
Streckenflüge der Seeadler berücksichtigt. 

 
Abbildung 2: Darstellung aller Flugbewegungen der Seeadler getrennt nach Höhenklassen 

 

Verhalten des Seeadlers am Horst 

Bis zum Abbruch der Brut Ende April war an allen Beobachtungsterminen ein adulter 
Seeadler auf dem Horst zu sehen. Der zweite Seeadler hielt sich meist in der Nähe des 
Horstes am westlichen Rand des Pappelwaldes auf und war vom Beobachtungspunkt im 
Westen des Horstes gut zu beobachten. 1 – 2-mal pro Tag verließ ein adulter Seeadler den 
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Horststandort, meist in Richtung Norden, für einen längeren Zeitraum. Bei Abflug oder 
Rückkehr eines Seeadlers zum Horst waren meist laute Rufe der Tiere zu hören. 

Nach Abbruch der Brut um den 30.04.2016 war kein brütender Seeadler mehr auf dem Horst 
zu sehen. Die Tiere hielten sich anfangs noch in der Nähe des Horstes auf, verließen bis 
Mitte Mai jedoch immer häufiger den Horststandort für längere Zeit. So war beispielsweise 
an einem Beobachtungstermin am 06.05.2016 über einen Zeitraum von 6 Stunden kein 
Seeadler am Horststandort zu sehen. 

 

Verlauf der Brut 

Geht man von einem Brutbeginn Mitte Februar (erste Beobachtung der Seeadler am Horst 
am 12.02.2016) und einer Brutdauer von ca. 40 Tagen aus (BAUER ET AL. 2005), müssten die 
Seeadlerjungen etwa in der dritten Märzdekade geschlüpft sein (BAUER ET AL. 2005). Die 
Jungen waren also zum Zeitpunkt der Nestaufgabe ca. 4-5 Wochen alt. 

 

Tageszeitliche Aktivität 

In Abbildung 3 ist die Verteilung der Streckenflüge des Seeadlers über den Tag dargestellt. 
Beobachtet wurde im Zeitraum von 6 – 20 Uhr. Auffällig ist eine verstärkte Flugaktivität in 
dem Zeitraum zwischen 10 und 12 Uhr. Morgens (zwischen 6 und 8 Uhr) und nach 18 Uhr 
wurden keine Streckenflüge des Seeadlers beobachtet.  

 
Abbildung 3: Darstellung der Tageszeitlichen Aktivität des Seeadlers 2016 mit Anzahl und Dauer [Min.] 
der beobachteten Streckenflüge 
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Streckenflüge in den verschiedenen Höhenklassen 

Abbildung 3 zeigt die Verteilung der beobachteten Streckenflüge auf die verschiedenen 
Höhenklassen. Hierzu wurden 35 beobachtete Streckenflüge ausgewertet. Die Seeadler 
wurden in allen drei Höhenklassen beobachtet. Für die Beobachtungszeit ergibt sich 
folgende Verteilung: 

Höhenklasse I  40 % 

Höhenklasse II 35 % 

Höhenklasse III 25 % 

 
Abbildung 4: Verteilung der Streckenflüge auf die Höhenklassen mit Anzahl und Dauer [Min.] der 
Beobachtungen 

 

Anzahl der Flugbewegungen pro Tag 

Abbildung 5 zeigt die Anzahl der beobachteten Streckenflüge im Beobachtungszeitraum 
umgerechnet auf 10 Beobachtungstunden. Auffällig ist eine Häufig der Beobachtungen in der 
zweiten Märzdekade (März II) und ein Anstieg der Aktivität in der ersten und zweiten 
Aprildekade (April I und II). Dieser Anstieg hängt vermutlich mit dem Schlüpfen der Jungen 
gegen Ende März zusammen. In der dritten Aprildekade (April III) und der ersten und zweiten 
Maiwoche (Mai I und II) ist die Aktivität verhältnismäßig gering. Dies erklärt sich sicherlich mit 
der Aufgabe der Brut. 
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Abbildung 5: Anzahl der beobachteten Streckenflüge pro 10 Beobachtungsstunden 

 

Flugverhalten im benachbarten Windpark Hohelucht 

Während des gesamten Beobachtungszeitraumes wurde keine Flugbewegung durch den 
Windpark Hohelucht, der sich in einer Entfernung von ca. 500 Meter zum Horststandort 
befindet, registriert. 
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5 DISKUSSION UND FOLGERUNGEN 

Methodik 

Die Ergebnisse zeigen, dass methodisch ein erheblicher Aufwand erforderlich ist, um eine 
aussagekräftige Anzahl an Streckenflügen für die Auswertung zu erhalten, da 
durchschnittlich pro Beobachtungstermin nur 1,8 Streckenflüge ermittelt wurden. 

Entgegen dem Untersuchungsprogramm der staatlichen Vogelschutzbehörde Niedersachsen 
waren bereits im März und April und auch über den ganzen Tag Streckenflüge zu 
registrieren. Eine bevorzugte Aktivität ergab sich aus unseren Daten am späten Vormittag 
zwischen 10 und 12 Uhr. Allerdings beziehen sich diese Aussagen nur auf den Zeitraum 
März / April, da die Brut dann abgebrochen wurde und damit die Beobachtungen reduziert 
und schließlich eingestellt wurden. 

 

Aufgabe der Brut 

Im Gegensatz zum Vorjahr 2015 hat das Seeadlerbrutpaar im Jahr 2016 über einen langen 
Zeitraum gebrütet (10-12 Wochen). Aus dem Verhalten des Paares ergaben sich auch 
Hinweise auf einen Schlupf der Jungen etwa gegen Ende März. Warum es ca. 2 Wochen 
später zur Aufgabe der Brut kam, ist unklar. Mögliche Ursachen könnten die Unerfahrenheit 
des Brutpaares, Störungen durch andere Seeadler (einmal beobachtet) oder die sehr kalte 
Witterung in der zweiten Aprilhälfte sein. 

 

Bevorzugte Nahrungsgebiete der Seeadler 

Unsere Untersuchungen belegen, dass die Seeadler bevorzugt nach Norden abgeflogen 
sind und vermutlich am Jadebusen, wo sich sehr viele Nahrungstiere, insbesondere Wasser-
, Wat- und Möwenvögel konzentrieren. Mehrfach wurden Seeadler auch an der Pütte an der 
Ölstraße beobachtet, wo viele Wasservögel ruhen und rasten. Zweimal wurden Blässrallen 
als Beutetiere vom Seeadler eingetragen. 

 

Bedeutung der Potenzialflächen für das Seeadlerpaar 

Trotz umfangreicher Raumnutzungsuntersuchungen gab es keine Beobachtung des 
Seeadlerbrutpaares in einer der Potenzialflächen. Daraus ist zu folgern, dass diese Gebiete 
zumindest zu Beginn der Brutzeit für jagende und durchfliegende Seeadler keine bzw. eine 
geringe Bedeutung hat. 

 

Potenzielle Gefährdung durch den angrenzenden Windpark Hohelucht 

Unsere Untersuchungen belegen, dass Seeadler regelmäßig in Rotorhöhe in der 
Horstumgebung geflogen sind. Allerdings ergab sich aus den bisherigen Beobachtungen 
eine vollständige Meidung des benachbarten Windparks Hohelucht. 
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6 ZUSAMMENFASSUNG 

2016 hat ein Seeadlerpaar in der Nähe von Jaderberg bis Ende April gebrütet. Danach 
wurde die Brut aus unbekannten Gründen abgebrochen.  

Von 12 Beobachtungspunkten aus wurden Raumnutzungen an 44 Tagen über 700 
Beobachtungstunden durchgeführt. Von den 35 beobachteten Streckenflügen ergab sich 
eine bevorzugte Flugrichtung nach Norden in Richtung Jadebusen. 

Seeadler wurden in allen Höhenklassen beobachtet und mieden den benachbarten Windpark 
Hohelucht. In keiner der 4 Potenzialflächen wurden Seeadler des Brutpaares beobachtet.  

Die Methodik dieser Untersuchung hat sich nach unserer Erfahrung bewährt. 
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1 Einleitung 

Anlass dieser Untersuchung ist eine Windparkplanung im Raum Rastede Nord (LK 
Ammerland). 

Im Jahr 2015 hat sich ein Seeadlerbrutpaar innerhalb eines Radius von 6 km um den 
geplanten Windpark Rastede Nord angesiedelt. Gemäß dem Leitfaden zur Umsetzung 
des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen in 
Niedersachsen vom 24.02.2016 ist daher eine vertiefende Raumnutzungsuntersuchung 
erforderlich.  

In 2017 war der Brutversuch des Seeadlerpaares zum ersten Mal erfolgreich, während in 
den vergangenen zwei Jahren die Raumnutzungsuntersuchungen aufgrund fehlenden 
Bruterfolges jeweils vorzeitig abgebrochen wurden.  

Der vorliegende Bericht fasst die Ergebnisse der Seeadler-Raumnutzungsuntersuchung 
2017 im Bereich des geplanten Windparks Rastede Nord zusammen. Dabei wurden auch 
die Ergebnisse aus den Jahren 2015 und 2016 berücksichtigt. Zudem fließen die 
Ergebnisse der Raumnutzungsuntersuchung aus drei weiteren Projekten (Varel Süd, 
Jaderaußendeich und Bollenhagen) die ebenfalls im Radius von 6 km um den 
Seeadlerhorst liegen, in diesen Bericht ein. Ein ausführlicher Bericht zur Raumnutzung 
des Seeadlers, der die Ergebnisse für alle vier Projekte in gleicher Intensität 
zusammenfasst, ist in Vorbereitung. 

Umfang und Methodik der Untersuchung wurden zwischen den beteiligten 
Naturschutzbehörden der Landkreise Friesland, Ammerland und Wesermarsch 
abgestimmt.  

2 Methodik und Untersuchungsgebiet 

Für die Erfassung des Seeadlers im Bereich der Potenzialflächen von Rastede Nord, 
Varel Süd, Jaderaußendeich und im Windpark Bollenhagen wurde die sog. „Vantage-
Point-Methode“ verwendet. Diese Art der Erhebung ist bei Windparkplanungen in 
Großbritannien Standard (vgl. SCOTTISH NATURAL HERITAGE (SNH) 2005) und ist vom 
Gutachter auch in Deutschland schon im Zusammenhang mit der Kartierung von Rot- und 
Schwarzmilanen, Uhus, Schwarzstörchen sowie Rohr- und Wiesenweihen verwendet 
worden (z.B. HANDKE & REICHENBACH 2006). Im neuen Leitfaden zur Umsetzung des 
Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen in 
Niedersachsen ist diese Methode als Standarduntersuchung vorgesehen. Die Erfassung 
erfolgt von festen Beobachtungspunkten (Vantage Points) aus, die so angelegt sind, dass 
möglichst große Teile des Untersuchungsraumes von dort aus eingesehen werden 
können.  

Für die Untersuchung in Rastede Nord wurden ein Beobachtungspunkt westlich 

des Seeadlerhorstes und 2 Punkte an den Potenzialflächen eingerichtet, von denen 

aus vor allem die Freiflächen vollständig einsehbar waren. Der Beobachtungspunkt 

am Horst wurde eingerichtet, um zu ermitteln, ob die Seeadler in Richtung der 
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Potenzialflächen abfliegen. Für die Untersuchung in Bereich Varel Süd wurden 
ebenfalls zwei Beobachtungspunkte an den Potenzialflächen und der Beobachtungspunkt 
westlich des Seeadlerhorstes eingerichtet. Die Untersuchung in Bollenhagen erfolgte mit 
einem Beobachtungspunkt am bestehenden Windpark und einem Punkt im Südosten des 
Seeadlerhorstes. Für Jaderaußendeich wurden 3 Punkte an der Potenzialfläche und ein 
Punkt nordöstlich des Seeadlerhorstes eingerichtet. 

 
Abbildung 1: Lage der Beobachtungspunkte der Raumnutzungsuntersuchung am Seeadler 2016 und 

2017 

Aus logistischen Gründen war es nicht möglich, alle 12 Beobachtungspunkte gleichzeitig 
zu besetzten. Allerdings wurden immer alle Punkte eines Potenzialgebietes zeitgleich 
besetzt. In der Regel erfolgten die Beobachtungen möglichst gleichzeitig in einem Gebiet 
im Südwesten (Rastede-Nord, Varel-Süd) und einem Gebiet im Osten (Bollenhagen, 
Jaderaußendeich) des Seeadlerhorstes. 

Um die Aktivitäten des Seeadlers im Tagesverlauf zu dokumentieren, wurden ergänzend 
halb- bis ganztägige Zusatzuntersuchungen einmal pro Dekade in Horstnähe (Standorte 
VS 3 / RN 3) ab Mitte Mai durchgeführt. Die Termine der Zusatzuntersuchungen wurden 
so gewählt, dass zusammen mit den Raumnutzungsuntersuchungen im Abstand von 2-3 
Tagen Beobachtungen am Horst erfolgten. Vor Beginn der 
Raumnutzungsuntersuchungen erfolgten zusätzlich 4 einstündige Horstkontrollen. 

Innerhalb der Beobachtungstage wurde versucht, möglichst verschiedene Tageszeiten mit 
den Untersuchungen abzudecken.  
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Jede Beobachtung ist mit Angaben zum Verhalten, zur Flughöhe und -richtung, Uhrzeit, 
Beobachtungsdauer etc. genau protokolliert und in Geländekarten eingetragen worden. 
Die Angabe der Flughöhe erfolgte in drei Höhenklassen, die so definiert wurden, dass sie 
für die Anlagentypen aller Projekte gültig sind: 

 Höhenklasse I: unter Rotorhöhe (< 30 m) 

 Höhenklasse II: in Rotorhöhe (30-150 m) 

 Höhenklasse III: über Rotorhöhe (>150 m) 

Im Gelände wurde die Flughöhe mittels Baumhöhen als Orientierungshilfe abgeschätzt. 
Für mittelalte Baumbestände wurde dabei eine Höhe von ca. 30 angenommen. 

Die Konzeption der Untersuchung erfolgte in Abstimmung mit den zuständigen 
Naturschutzbehörden der Landkreise Wesermarsch, Ammerland und Friesland so, dass 
sie sowohl der Biologie und dem Verhalten des Seeadlers entspricht als auch die 
Anforderungen an eine intensive Raumnutzungskartierung erfüllt. Dazu gab es einen 
methodischen Vorschlag des Landkreises Wesermarsch. So wurde in jahreszeitlich 
unterschiedlicher Intensität beobachtet: Stichproben am Horst (Februar / Anfang März); 4-
stündige Beobachtungen je Dekade im März / April und wöchentliche Beobachtungen à 6 
Stunden von Mai bis September (Tabelle 1). 

Da die Seeadlerbrut Ende April / Anfang Mai 2016 abgebrochen wurde, wurden die 
Untersuchungen Ende Juni 2016 in Absprache mit den Naturschutzbehörden eingestellt. 
2017 wurden die Untersuchungen in Absprache mit den Naturschutzbehörden mit gleicher 
Methode wieder aufgenommen, um eine vollständige Brut zu dokumentieren. 
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Tabelle 1: Raumnutzungs-Untersuchungsprogramm 2017 für die Standorte Jaderaußendeich, 

Bollenhagen, Varel-Süd und Rastede-Nord unter besonderer Berücksichtigung des Seeadlers 

 

Jader 

Außendeich 

Rastede-

Nord Varel-Süd 

Bollen-

hagen 

Zusätzliche 

Dauerbeob-

achtung Bemerkung 

Anzahl der 
Beobachtungs-
punkte 4  3  3  2 1  

Februar 
4 x 1 h 

(Horstkontrolle) 

Balz, Brutphase 

März  
Brutphase 

5 x 4 h  

an 4 Punkten 

5 x 4 h 

an 3 Punkten 

5 x 4 h 

an 3 Punkten 

5 x 4 h 

an 2 Punkten 
5 x 12 h  

April 
Brutphase 

Mai 

18 x 6 h  

an 4 Punkten 

18 x 6 h  

an 3 Punkten 

18 x 6 h  

an 3 Punkten 

18 x 6 h  

an 2 Punkten 
18 x 12 h 

Aufzuchtphase 

Juni Flüggewerden der 
Jungvögel  

Juli  Flüggewerden der 
Jungvögel  

August Flüggewerden der 
Jungvögel  

September Flüggewerden der 
Jungvögel  

Termine (ohne 
Horstkontrolle) 23 23 23 23 23  

Summe h 500 384 384 256 276 Gesamt: 1800 h 

2.1 Hinweise zur Auswertung  

Alle im Gelände erhobenen Beobachtungen wurden in eine georeferenzierte 
Kartengrundlage eingetragen und hieraus Karten mit allen Flugbewegungen erstellt. Aus 
diesen Daten wurden für die Ergebnisdarstellung nur die Streckenflüge herangezogen. 
Lokale Flüge, dies sind kurze Flüge am Horststandort, wurden nicht berücksichtigt, da 
diese für die Bewertung des Flugverhaltens in Zusammenhang mit den geplanten 
Windparks nicht relevant sind. 

Die Daten wurden hinsichtlich der räumlichen Verteilung der Flugbewegungen, getrennt 
nach Höhenklassen ausgewertet. Zusätzlich sind die Flugbewegungen im Hinblick auf die 
Flugrichtungen ausgewertet worden. Hierzu wurde jeder Beobachtung die 
Himmelsrichtung zugewiesen, in die der Adler vom Horst aus betrachtet abflog bzw. aus 
der er zum Horst zurückkehrte. 
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Da sich die Untersuchungsgebiete von Rastede Nord und Varel Süd zum Teil 
überschneiden, werden sowohl die Beobachtungen als auch die Zeiten der Raumnutzung 
an den Punkten VS 1 und VS 3 bei der Bewertung mit berücksichtigt. Die 
Raumnutzungsuntersuchungen in den beiden Projekten wurden in der Regel an 
unterschiedlichen Tagen durchgeführt. Nur einmal mussten die Untersuchungen 
witterungsbedingt auf einen Termin gelegt werden (03.07.17). 

2.2 Bisherige Untersuchungen am Seeadler / Quellen 

Nachfolgend ein kurzer Überblick über die bisher am Seeadler Jaderberg durchgeführten 
Untersuchungen, die für die Windparkplanung Rastede Nord von Belang sind: 

2015  

 Raumnutzungsuntersuchungen am Horst 

An zwei Beobachtungspunkten in Horstnähe wurde an acht Terminen im Zeitraum 
3.2.-13.3. jeweils 12 Stunden beobachtet mit einer Gesamtbeobachtungsdauer 
von 96 Stunden (DIEKMANN & MOSEBACH 2015) 

2016 

 Horstkontrolle 

4 x 1 Stunde im Februar / Anfang März 

 Zusatzuntersuchungen am Horst 

5 x 12 Stunden von Ende März bis Anfang Mai (ganztägige Beobachtungen) 

20 x 4-6 Stunden von Ende März bis Anfang Mai  

Summe: über 250 Beobachtungsstunden 

 Raumnutzungsuntersuchungen in den geplanten Windparks 

Raumnutzungsuntersuchungen an acht Punkten in den geplanten Windparks 
Rastede Nord, Varel Süd, Jaderaußendeich und in Bollenhagen von Ende März 
bis Ende Juni an 12-14 Terminen. Das Untersuchungsprogramm wurde mit den 
Naturschutzbehörden der Landkreise Wesermarsch, Ammerland und Friesland 
abgestimmt und nach Aufgabe der Brut abgebrochen. 

Summe: über 450 Beobachtungsstunden 

(HANDKE 2016a) 

 Raumnutzungsuntersuchungen in Rastede Nord 

Für Rastede Nord wurden zwei Beobachtungspunkte an den Potenzialflächen und 
ein Beobachtungspunkt westlich des Horstes eingerichtet. Dort wurde an 12 
Terminen bis Ende Juni an ca. 164 Stunden beobachtet. Danach wurde die 
Untersuchung nach Abbruch der Brut beendet. Die Ergebnisse sind bei HANDKE 
(2016b) zusammengefasst. 
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2017 

 Horstkontrolle 

4 x 1 Stunde im Februar / Anfang März 

 Zusatzuntersuchungen am Horst 

(1 Beobachtungspunkt je Projekt und zusätzliche Dauerbeobachtung am 
Seeadlerhorst) 

Ganztägige Beobachtungen: 23 x 12 Stunden vom 13.3. bis 11.9.;  

Summe: 276 Beobachtungsstunden 

Halbtägige Beobachtungen: 69 x 4 - 6 Stunden vom 13.3. bis 22.9.; 

Summe: 384 Beobachtungsstunden 

 Raumnutzungsuntersuchungen in den geplanten Windparks 

Raumnutzungsuntersuchungen an acht Punkten in den geplanten Windparks 
Rastede Nord, Varel Süd, Jaderaußendeich und Bollenhagen von Ende März bis 
Ende September an 23 Terminen 

Summe: 1200 Beobachtungsstunden 

 Raumnutzungsuntersuchungen in Rastede Nord 

Für Rastede Nord wurden zwei Beobachtungspunkte an den Potenzialflächen und 
ein Beobachtungspunkt westlich des Horstes eingerichtet. Dort wurde an 23 
Terminen zwischen dem 17.03.17 und dem 27.09.17 an 384 Stunden beobachtet 
(Tabelle 2). 
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2.3 Kartiertermine 

Tabelle 2: Beobachtungstermine der Raumnutzungsuntersuchung in Rastede Nord 2017  

 
Die Kartiertermine der Raumnutzungsuntersuchung in Varel Süd sind im Anhang 
zusammengestellt. 

 

 

 

 

Wetterdaten

(Bedeckung, Temp., Windrichtung- 
u. stärke, Niederschlag) VP 1 VP 2 VP 3

1 17.03.17 10:00-14:00 60%, 7°C,  W 4-5 04:00 04:00 04:15
2 28.03.17 11:30-15:30 0%, 13-15°C, SW 2 04:20 04:10 04:00
3 07.04.17 7:20-11:20 95-80%, 7-12°C, NW 5-6 04:00 04:00 04:25
4 18.04.17 16:00-20:00 40%, 7°C, NO 4-5 04:00 04:00 03:55
5 28.04.17 9:10-13:10 90-95%, 7°C, W 2-3 04:00 04:00 04:20
6 05.05.17 8:30-14:30 100%, 8°C, NO 2-3 06:05 06:00 05:50

7 12.05.17 6:45-12:45
100%, 13°C, O 1-2, zeitw. 
leichter Regen 06:00 05:55 05:30

8 18.05.17 7:00-13:00 50-100%, 18-22°C, S 3-4 06:05 06:00 06:05
9 25.05.17 10:00-16:00 90%, 14-19°C, NW 3-5 06:15 06:05 05:50
10 03.06.17 7:40-13:45 80%, 18-24°C, OSO-S 2-3 05:50 06:05 06:00
11 11.06.17 8:00-14:00 20%, 18-24°C, W 1-2 06:10 06:00 05:55
12 16.06.17 8:00-14:00 20-60%, 17°C, W-NW 3-5 06:00 06:00 06:00
13 22.06.17 7:30-13:30 0%, 18-28°C, S-SO-NO 1-4 06:10 06:00 05:50
14* 03.07.17 10:00-16:00 90-80%, 16-20°C, SW 3-4 06:00 06:00 06:00
15 07.07.17 8:35-15:00 60-95%, 20°C, W-NW 1-3 06:20 06:00 06:05
16 14.07.17 9:00-15:00 80%, 14°C, SO-SW 3-4 05:40 06:00 06:00
17 21.07.17 9:00-15:00 40%, 16-21°C, SW-N-O 2-3 06:00 06:00 06:00
18 28.07.17 10:50-17:10 100-60%, 17-18°C, SW 3-4 06:20 06:00 06:00
19 04.08.17 8:00-14:00 100-60%, 17°C, SW 5 05:45 05:45 06:10
20 16.08.17 9:00-15:00 20-60%, 18-22°C, NW-NO 1 05:45 05:45 06:15
21 29.08.17 9:00-15:00 0-10%, 16-27°C, S-SW 2-3 05:45 05:45 06:10
22 18.09.17 8:00-14:00 60%, 7-14°C, SO 2 06:00 06:10 05:40
23 27.09.17 10:00-15:50 100%, 15°C, O 2-3 05:30 06:20 05:50

Summe: 128:00 128:00 128:05

* Die Raumnutzungsuntersuchung am 03.07. erfolgte aufgrund einer wetterbedingten Verschiebung des 

ursprünglichen Termins zeitgleich mit der Raumnutzungsuntersuchung in Varel Süd. Da die Beobachtungs- 

punkte RN3 und VS3 identisch sind, wurde an diesem Termin ein zusätzlicher Beobachtungspunkt im Nordosten 

des Seeadlerhorstes (J1)besetzt.

Nr. Datum Uhrzeit

Beobachtungsdauer [hh:mm]

Gesamt: 384:05 h
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3 Ergebnisse 

3.1 Brutverlauf des Seeadlers 2015 bis 2017 

2015: keine Brut 

2015 gab es keinerlei Hinweis auf eine Brut (Balzflüge, Kopulation, Begrünung des 
Horstes, Eintrag von Nistmaterial). Es wurden nur zweimal in den Pappelwald 
einfliegende Seeadler beobachtet. Der Pappelwald diente nach Einschätzung von 
DIEKMANN & MOSEBACH (2015) in dem Jahr lediglich als Schlaf- und Ruheplatz. 

2016: Brut abgebrochen 

Ab dem 12. Februar sind regelmäßig an 18 Tagen ein bis zwei adulte Seeadler am Horst 
beobachtet worden (u.a. mit Balz, Eintragen von Nistmaterial). Um den 30.4. wurde die 
Brut aus unbekannten Gründen abgebrochen. Ab Mitte Mai sind Seeadler nicht mehr 
regelmäßig im Horstbereich gesehen worden. 

2017: erfolgreiche Brut mit 2 Jungvögeln 

Ab Mitte Februar wurden regelmäßig ein bis zwei Seeadler am Horst mit Brutaktivitäten 
(Horstbau, Balz) und ab dem 7.4. zwei Jungvögel beobachtet; ab Ende Juni erfolgten 
erste Flugbeobachtungen der Jungvögel. Die Jungvögel hielten sich bis September noch 
im Horstbereich auf (letzte Beobachtung am 19.09.2017). 

3.2 Raumnutzung des Seeadlers zwischen Horst und der Potenzialfläche 

Rastede Nord 

2016 wurde an 13 Tagen im Zeitraum 18.3.-27.6. im Untersuchungsgebiet Rastede Nord 
nur einmal ein junger, nicht geschlechtsreifer Seeadler nachgewiesen, der jedoch nicht 
zum Brutpaar aus Jaderberg gehörte (HANDKE 2016b). Am Horst gab es keine Hinweise 
auf Streckenflüge in Richtung des geplanten WP Varel Süd. (HANDKE 2016b). 

2017 wurden an 23 Terminen während der Raumnutzungsuntersuchung in Rastede Nord 
im Zeitraum 17.3.-27.9. insgesamt 28 Streckenflüge registriert. Im Rahmen der 
Raumnutzungsuntersuchung in Varel Süd wurden an 22 weiteren Terminen im Zeitraum 
14.3.-19.9.17 noch einmal 40 Streckenflüge dokumentiert. Die insgesamt 68 
Streckenflüge haben eine Gesamtdauer von ca. 6:30 Stunden. Die räumliche Verteilung 
aller Flugbewegungen zeigt Karte 1. Drei der 68 Streckenflüge wurden innerhalb bzw. 
knapp außerhalb am Rand des 1000 m Radius um die Potenzialfläche Varel Süd 
beobachtet. Alle drei Beobachtungen erfolgten am 21.06.17 und betrafen eine adulten 
Seeadler, der in der Wapelniederung jagte bzw. nach Nahrung suchte. An diesem Termin 
konnten einmalig 5 Seeadler zeitgleich von VP3 (am Seeadlerhorst) aus beobachtet 
werden. Es ist damit nicht klar, ob es sich bei dem jagenden Seeadler an der Wapel um 
einen Seeadler des Brutpaares Jaderberg handelt. Insgesamt wurde der Seeadler für ca. 
22:30 Minuten im Bereich des 1000-m Radius um die Potenzialfläche gesichtet. Davon 
entfallen 5:40 Minuten auf Höhenklasse I und 16:50 Minuten auf die kritische 
Höhenklasse II. Die Verteilung der Gesamtflugzeit auf die drei Höhenklassen ist in 
Abbildung 2 dargestellt. 
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Abbildung 2: Verteilung der beobachteten Gesamtflugzeit auf die Höhenklassen 

In Abbildung 3 ist die räumliche Verteilung der 3 Flugbewegungen dargestellt. Die 
Beobachtungen erfolgten an der nördlichen Potenzialfläche. Am Beobachtungspunkt RN 
1 an der südlichen Potenzialfläche wurde während der Raumnutzungsuntersuchung nie 
ein Seeadler gesichtet.  

 
Abbildung 3: Raumnutzungsuntersuchung Rastede Nord: Seeadlerflüge im 1000-m Radius um die 

Potenzialfläche 
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3.3 Hinweise auf Jagdgebiete des Seeadlerpaares 

Insgesamt wurden im Rahmen der gesamten Untersuchung für die vier Windparks 
Jaderaußendeich, Varel Süd, Rastede Nord und Bollenhagen rund 220 Streckenflüge von 
Seeadlern beobachtet (Karte 2). Die Hälfte der Streckenflüge der Seeadler waren in 
Richtung Jadebusen gerichtet. Auch in Richtung Jaderaußendeich und Bollenhagen 
wurden regelmäßig Flüge beobachtet, hier befindet sich mit der Jade ein attraktives 
Nahrungsgebiet für den Seeadler. Auch ein Teichgebiet nordwestlich des Windparks 
Bollenhagen wurde von den Seeadlern mehrmals zur Jagd nach Gänsen aufgesucht 
(Abbildung 5). Nach Südwesten, wo auch die Potenzialflächen Varel Süd und Rastede 
Nord liegen, waren 9% aller Flüge gerichtet. Allerdings wurde der Seeadler von den 
Beobachtungspunkten an den Potenzialflächen Varel Süd und Rastede Nord aus nur 5-
mal gesichtet. Davon erfolgten 2 Beobachtungen in weiter Entfernung außerhalb der 
Untersuchungsgebiete. In Richtung Süden sind nur verhältnismäßig wenige Streckenflüge 
beobachtet worden (Abbildung 4). 

 
Abbildung 4: Flugrichtungen des Seeadlers 2017: Auswertung aller Streckenflüge (N=219) mit Angabe 

des prozentualen Anteils der Flüge 

Im Verlauf der Gesamtuntersuchung 2017 ergaben sich aufgrund konkreter 
Beobachtungen von den Raumnutzungspunkten bzw. aufgrund von häufigen 
Streckenflügen in Richtung potenziell geeigneter Nahrungsgebiete (Jadebusen) Hinweise 
auf bevorzugte Jagdgebiete des Seeadlers: 

Jadebusen: Regelmäßig wurden Flüge in Richtung Jadebusen beobachtet. Mehrmals 
konnte dokumentiert werden, dass die Seeadler mit Beute aus Richtung Jadebusen den 
Horst anflogen. 
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Teiche bei Bollenhagen: Mehrmals konnten Flüge in Richtung der Teichanlage 
beobachtet werden. Zweimal sind Beuteflüge adulter Seeadler aus der Teichanlage in 
Richtung Horst dokumentiert worden. 

Pütte bei Diekmannshausen: Mehrmals sind jagende (d.h. auf potenzielle Beute 
stoßende) Seeadler an der Pütte beobachtet worden.  

Jade: Mehrmals sind an der Jade jagende Seeadler beobachtet worden. 

Jaderaußendeich: Viermal sind im Bereich Jaderaußendeich nahrungssuchende 
Seeadler gesichtet worden. Einmal konnte dort ein Seeadler auf der Jagd nach Gänsen 
nachgewiesen werden. 

Wapelniederung: Am 21.06. ist viermal ein Seeadler nahrungssuchend über der 
Wapelniederung beobachtet worden. Einmal konnte ein dort jagender Seeadler 
nachgewiesen werden. 

Die Lage dieser Jagdgebiete ist in Abbildung 5 dargestellt. Eine klare Abgrenzung der 
Gebiete ist auf Basis der Beobachtungen nicht möglich, da es sich zum Einen (außer bei 
der Pütte und der Teichanlage) nicht um klar abgrenzbare Bereiche handelt und zum 
Anderen viele Flugbewegungen aus größerer Entfernung beobachtet wurden.  

 
Abbildung 5: Seeadler Raumnutzung 2017 - Jagdgebiete des Seeadlers 

Die oben aufgeführten Jagdgebiete können aufgrund der räumlichen Verteilung unserer 
Untersuchungsgebiete und damit der Beobachtungspunkte nicht vollständig sein. Es ist 
daher wahrscheinlich, dass die Seeadler darüber hinaus weitere Nahrungsgebiete 
aufsuchen, die außerhalb der von uns durch die Raumnutzungsuntersuchung 
abgedeckten Projektgebiete liegen. 
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4 Fazit und Folgerungen 

Erstmals konnte 2017 eine erfolgreiche Seeadlerbrut mit deren Flugbewegungen im 
Raum Jaderberg großräumig dokumentiert werden. 

Während der 45 Beobachtungstage (in Rastede Nord und Varel Süd) wurden an einem 
Termin (21.06.) 3-mal ein Seeadler in der Nähe (im Bereich des 1000-m Radius) der 
Potenzialfläche Rastede Nord beobachtet. Insgesamt haben diese 3 Flugbewegungen 
eine Dauer von ca. 22:30 Minuten, das entspricht ca. 0,1% der Gesamtbeobachtungszeit 
an den Beobachtungspunkten RN 1; RN 2 und VS 1. Dabei hielt sich der Seeadler für ca. 
17 Minuten in der kritischen Höhenklasse II auf. In 2016 wurde von diesen 3 Punkten aus 
an 25 Tagen in ca. 190 Stunden einmal ein Seeadler in der Nähe der Potenzialfläche 
gesehen. 

Die Seeadler fliegen vom Horst aus vor allem Richtung Jadebusen (51% der 
Streckenflüge); 35% der Streckenflüge erfolgten nach Osten. Dort liegen Jagdgebiete an 
der Jade, in einem Teichgebiet bei Bollenhagen sowie im Südwesten der Potenzialfläche 
Jaderaußendeich. 9% aller beobachteten Streckenflüge waren nach Südwesten, in 
Richtung der Potenzialflächen Varel Süd und Rastede gerichtet. Von den dortigen 
Beobachtungspunkten aus konnten jedoch nur 5 Flugbewegungen gesichtet werden. 

Unsere Untersuchung zeigt, dass die Seeadler nicht regelmäßig den Untersuchungsraum 
durchfliegen. Bei einer erfolgreichen Brut sind 3 Streckenflüge an einem von 45 
Beobachtungstagen in Relation zur Gesamtzahl von 68 Streckenflügen im Rahmen der 
der Raumnutzungsuntersuchungen in Varel Süd und Rastede Nord (und 219 
Streckenflügen im Rahmen der Gesamtuntersuchung) als gering zu betrachten. Mit 
gelegentlichen Durchflügen von Seeadlern ist bei dieser Beobachtungsintensität praktisch 
überall im weiteren Umfeld des Horstes zu rechnen. Hinzu kommt, dass in der 
Wesermarsch und auf der Ostseite der Weser weitere Seeadler brüten. Nicht immer sind 
einzelne Beobachtungen eindeutig dem Seeadlerpaar Jaderberg zuzuordnen. So wurden 
am 21.06. im Untersuchungsraum Varel Süd / Rastede Nord 5 Seeadler zeitgleich 
registriert.  

Es gibt aufgrund der Untersuchungen von 2016 und 2017 keine Hinweise auf attraktive 
Nahrungsgebiete südlich des Untersuchungsgebiets, die ein regelmäßiges queren der 
Potenzialflächen wahrscheinlich machen. In den Potenzialflächen selbst wurden keine 
Nahrungsflüge beobachtet. Da hier außerdem keine Seeadler in Höhenklasse II (in 
Rotorhöhe) registriert wurden, schätzen wir das Kollisionsrisiko für den Seeadler in den 
Potenzialflächen als gering ein. 

Außerhalb der Potenzialflächen, aber im 1000-m Radius, wurde zweimal ein Seeadler in 
Höhenklasse II beobachtet und auch ein jagender Vogel bzw. Vogel bei der 
Nahrungssuche festgestellt. Auch diese Aktivität ist in Relation zu den 45 
Beobachtungstagen mit 384 Beobachtungsstunden an den Potenzialflächen Rastede 
Nord als gering einzuschätzen. 
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Anhang 

 
Tab A 1: Beobachtungstermine der Raumnutzungsuntersuchung in Varel Süd 2017 

 
 

Wetterdaten

(Bedeckung, Temp., Windrichtung- 
u. stärke, Niederschlag) VP 1 VP 2 VP 3

1 14.03.17 9:00-13:00 85-60%, 6-13°C, SW 2 04:00 04:00 04:00

2 22.03.17 10:35-14:35 5-20%, 10°C, SW 2 04:00 04:00 04:00

3 31.03.17 13:15-17:15 70%, 20°C, SW 1-2 04:05 04:00 04:00

4 11.04.17 6:50-10:50 20-75%, 4-7°C, WSW 1-2 04:00 04:00 04:20

5 21.04.17 8:00-12:00 60-100%, 9-11°C, WSW 2-3 04:20 04:30 04:00

6 29.04.17 6:30-12:30 10-80%, 2-9°C, NW 1-2 06:00 06:00 06:25

7 06.05.17 10:00-16:00 100%, 10-16°C, SO 3 06:00 06:00 05:50

8 13.05.17 11:00-17:00 25-70%, 18-20°C, SSO 2-4 05:40 06:00 05:45

9 19.05.17 7:00-13:00 100%, 13-19°C, SO 0-4, ab 
11:45 Uhr leichter Regen 06:05 06:00 06:00

10 24.05.17 7:30-13:45 50-95%, 15°C, NW 3-4 06:05 06:00 06:00

11 30.05.17 9:00-15:00 30-80%, 21-25°C, SW 3-4 06:10 06:00 06:00

12 07.06.17 5:30-11:30 85-90%, 11-13°C, SW 5, ab 
8:00 Uhr Schauer 06:00 06:00 05:50

13 14.06.17 15:30-21:30 15%, 19-15°C, NO 3 06:00 06:00 05:55

14 21.06.17 9:00-15:00 40-20%, 15-20°C, N 1-2 06:00 06:00 05:50

15 26.06.17 8:50-15:15 60%, 16-20°C, W 2 06:00 06:25 05:50

16 03.07.17 10:00-16:00 90-80%, 16-20°C, SW 3-4 06:00 06:00 05:45

17 12.07.17 9:00-14:30 100%, 15-16°C, S 2, leichter 
Regen 05:35 05:45 05:20

18 17.07.17 9:00-15:00 10-50%, 16-20°C, NW-W 2-3 06:25 06:25 06:00

19 23.07.17 9:00-13:00 100%, 17-20°C, SW 3-4, ab 
13:00 Gewitter 03:45 04:00

* 04.08.17 8:00-12:00 50-100%, 16-18°C, SW 4-5, 
8:00-8:30 Uhr Schauer 04:00

20 07.08.17 10:00-16:00 10%, 20-24°C, SW 3 06:30 06:30 06:55

21 22.08.17 11:00-17:00 90%, 17°C, N 3-4 06:40 06:25 06:55

22 04.09.17 8:00-14:00 65-95%, 16-18°C, NW-N 1-2 06:15 06:05 06:40

23 19.09.17 8:00-14:00 10-17%, 9-16°C, W 2 06:25 05:55 06:40

Summe: 128:00 128:00 128:00

*  Am 23.7. konnten Aufgrund eines  unvorhersehbaren Personalausfa l l s  VP2 nichts  besetzt 

werden. Die Raumnutzungsuntersuchung an diesem Punkt wurde am 4.8. nachgeholt. Zur 

gleichen Zei t fand auch eine Raumnutzungsuntersuchug in Rastede Nord s tatt.

Nr. Datum Uhrzeit

Beobachtungsdauer [hh:mm]

Gesamt: 384 h
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ANLASS 

Im Bereich der Potenzialflächen Varel Süd und Rastede Nord wurden 2011 und 2013 
mehrfach Regenbrachvögel, auch in nach KRÜGER et al. (2013) national bedeutsamer 
Anzahl, nachgewiesen (DIEKMANN & MOSEBACH 2014). Da auch 2016 im Rahmen des 
Seeadlermonitorings dort im April Regenbrachvögel registriert wurden, sollte überprüft 
werden, wo, in welcher Anzahl und in welchem Zeitraum Regenbrachvögel die 
Potenzialflächen und deren Umfeld auf dem Heim- und Wegzug nutzen und ob Windanlagen 
von dieser Art gemieden werden. 

Der Regenbrachvogel gehört zu den Vogelarten, zu deren Vorkommen in Mitteleuropa noch 
viele Wissenslücken bestehen. Das zeigt eine Durchsicht der Fachliteratur (z.B. ZANG in 
Zang et al. (1995), GLUTZ VON BLOTZHEIM et al. (1977). Erst die Untersuchung von 
KRUCKENBERG et al. (2012) konnte den Kenntnisstand über diese Art in 
Nordwestdeutschland erheblich verbessern. Die Untersuchung zeigte, dass die Art in 
Niedersachsen deutlich häufiger ist, als bisher angenommen. Allerdings gibt es bisher keine 
Untersuchungen zum Auftreten der Art im weiteren Umfeld der Potenzialflächen Varel Süd  
und Rastede Nord und zu den Auswirkungen von WEA auf diese Art. Außerdem bezog sich 
diese Untersuchung nur auf den Heimzug. 

 

UNTERSUCHUNGSGEBIET 

Gemeinsam mit dem Büro DIEKMANN & MOSEBACH wurden aufgrund von früheren 
Kartierungen und Luftbildern Suchräume festgelegt. Zusätzlich wurden auch Daten aus den 
Potenzialflächen in Jader-Außendeich berücksichtigt sowie der bestehende Windpark 
Hohelucht untersucht (siehe Abbildung 1).  
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Abbildung 1:  Schematisierte Suchräume nach Regenbrachvögeln im Frühjahr (Heimzug) und 
Sommer/Herbst (Wegzug) 2016 und Lage der beiden vorhanden Windparks 
Hohelucht und Jaderaußendeich 

1 Dringenburger Moor  
2 Altjührdener Moor  
3. Wapelniederung, PZF Varel Süd, westlich BAB, PZF Varel Süd/Rastede 

Nord, östlich BAB und PZF Rastede Nord, südwestlich Heubült 
4. bestehender Windpark Hohelucht,  Eytingsgroden, Jader Marsch 
5. Jader Außendeich 
6. Kreuzmoor 
 

Vom 4.-20.5.16 wurden von 1-2 Personen die Suchräume Varel Süd und Rastede Nord 
sowie weitere Referenzräume an neun Tagen systematisch nach Regenbrachvögeln auf 
dem Heimzug abgesucht (vgl. Tabelle 1). Kartiert wurde vom PKW aus unter Zuhilfenahme 
eines Swarovski-Spektivs. Dabei wurde immer wieder angehalten und potenzielle Rastplätze 
wurden abgesucht. Teilgebiet 3 wurde fast immer kontrolliert. Die Beobachtungen in den 
übrigen Gebieten variierten (siehe Tabelle 1). Im Frühjahr 2016 war es oft sehr aufwändig, 
die Vögel im hohen Gras zu entdecken. 

Zusätzlich sind Zufallsbeobachtungen aus dem Zeitraum 22.4. – 2.5.16 aus den 
Raumnutzungsuntersuchungen in Jader-Außendeich, Bollenhagen, Varel Süd und Rastede 
Nord seit Mitte April in diese Untersuchung mit eingearbeitet worden. Auf dem Wegzug 
erfolgten Kontrollen im Zeitraum 3.7. – 12.9.16 an 21 Terminen. Dabei wurden immer alle in 
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Abbildung 1 dargestellten Gebiete mit gleicher Methodik kartiert. Die Vögel waren in dieser 
Zeit auf den gemähten Flächen viel einfacher zu entdecken. Mit den Untersuchungen wurde 
Anfang Juli begonnen, weil in diesem Zeitraum bei anderen Raumnutzungsuntersuchungen 
erste Regenbrachvögel beobachtet worden sind. 

 
Tabelle 1:  Übersicht über die auf das Vorkommen von Regenbrachvögeln überprüften Gebiete 

(siehe Abb. 1) und Termine mit Angabe zur Beobachtungsdauer 

   

 
 

ERGEBNISSE 

Übersicht 

Von insgesamt 30 Zählterminen (4.5.-12.9.16) liegen von 23 Tagen Nachweise von 
insgesamt 472 Ex. vor (siehe Tabelle 2). Außerdem wurden bei den 
Raumnutzungsuntersuchungen in Varel Süd, Rastede Nord und Jader Außendeich im 
Zeitraum 22.4.16 – 2.5.16 durch Zufallsbeobachtungen weitere 111 Ex. gezählt. Somit 
wurden für diese Untersuchung 51 Beobachtungen mit 583 Vögeln ermittelt. Insgesamt 

Anzahl Datum 1 2 3 4 5 6

Beobachtungszeit 

Gelände hh:mm

1 04.05.16 X (X) (X) 07:30

2 05.05.16 X (X) X X 07:00

3 06.05.16 X (X) X 04:00

4 07.05.16 X 01:00

5 09.05.16 X X X X 07:00

6 10.05.16 X X X X 06:00

7 15.05.16 X (X) 04:15

8 18.05.16 X (X) X 04:00

9 20.05.16 X (X) X 05:00

1 03.07.16 X X X X X X 10:20

2 05.07.16 X X X X X X 01:10

3 05.07.16 X X X X X X 04:00

4 07.07.16 X X X X X X 10:00

5 10.07.16 X X X X X X 06:00

6 12.07.16 X X X X X X 06:00

7 15.07.16 X X X X X X 06:00

8 18.07.16 X X X X X X 03:30

9 21.07.16 X X X X X X 06:00

10 26.07.16 X X X X X X 02:00

11 31.07.16 X X X X X X 04:30

12 07.08.16 X X X X X X 03:40

13 10.08.16 X X X X X X 04:00

14 15.08.16 X X X X X X 02:30

15 19.08.16 X X X X X X 03:10

16 21.08.16 X X X X X X 02:30

17 25.08.16 X X X X X X 02:30

18 29.08.16 X X X X X X 03:30

19 02.09.16 X X X X X X 03:30

20 05.09.15 X X X X X X 03:30

21 12.09.16 X X X X X X 03:30

X = Untersuchte Teilgebiete        (X) = stichprobenartig erfasst

Heimzug

Wegzug
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wurden 29 mal Regenbrachvögel in mind. Regionaler Bedeutung (über 5 Ex.) registriert. 
Davon entfielen 2 Beobachtungen auf nationale und 12 Beobachtungen auf landesweite 
Bedeutung (siehe Tabelle 2). Die durchschnittliche Truppgröße lag bei 11,4 Vögeln 
(Heimzug: 22,2 Ex., Wegzug 7,4 Ex.). 

Wegen der Unterschiede zwischen Heim- und Wegzug werden diese Zeiträume nachfolgend 
getrennt behandelt. 

 

Heimzug 

Die Regenbrachvögel konzentrierten sich im Bereich Varel Süd / Rastede Nord in einem 
relativ kurzen Zeitraum von ca. 4 Wochen (22.4.-20.5.16) (siehe Abbildung 2). 

Außerhalb der Potenzialflächen in Varel Süd / Rastede Nord wurden östlich des WP 
Hohelucht 1 x 15 und westlich des WP Jader Außendeich 1 x 13 Regenbrachvögel rastend 
nachgewiesen. Innerhalb des WP Hohelucht gab es keine Beobachtungen von 
regenbrachvögeln. Auffällig war, dass die Vögel sehr regelmäßig, aber in unterschiedlich 
hoher Anzahl rastend beobachtet wurden. Das spricht für eine regelmäßige Nutzung als 
Rastplatz, allerdings nur für einen jeweils sehr kurzen Zeitraum. 

Regenbrachvögel wurden auf feuchten und trockenen Ackerflächen, in niedrigwüchsigem 
Feuchtgrünland und in hochwüchsigem Intensivgrünland registriert. 5 x in 153 Ex. wurden 
Regenbrachvögel im Grünland und 5 x in 87 Ex. auf Ackerflächen nachgewiesen. Es fällt auf, 
dass – entgegen der Untersuchungen von KRUCKENBERG ET AL. (2012) und DIEKMANN & 

MOSEBACH (2014) - verhältnismäßig viele Vögel auch auf Ackerflächen beobachtet wurden. 

Die meisten Beobachtungen sind in strukturarmen, offenen Flächen gemacht worden. An der 
Pütte südlich Wapeler Groden wurden keine Regenbrachvögel beobachtet. Bei den 
Zählungen zeigte es sich wie bei KRUCKENBERG (2015), dass Regenbrachvögel in der hohen 
Vegetation schwierig zu finden sind. Oft machen sich die Tiere nur durch Rufe oder kurzes 
Auffliegen auf sich aufmerksam. Nur einmal waren die Regenbrachvögel mit Großen 
Brachvögeln vergesellschaftet. 

 

Eine Übersicht über die Ergebnisse gibt Tabelle 2. 

 
Tabelle 2:  Vorkommen der Regenbrachvögel im Bereich der Teilgebiete 1 - 6 im Frühjahr (Heimzug) 

und Sommer/Herbst 2016 (Wegzug) mit Angaben zu Truppgröße, Datum und Lebensraum 

(überfliegende Tiere in Klammern) 

 

Termin Bedeutung nach 
Krüger et al. (2013) 

Anzahl Gebiet Standort 

Zufallsbeobachtungen von Regenbrachvögeln im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen 

22.04.2016 landesweit 15 4 Grünland 

22.04.2016 landesweit 13 5 Grünland 

29.04.2016 national 79 3 Grünland 
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02.05.2016  (4) 5  

Beginn der gezielten Suche nach Regenbrachvögeln 

04.05.2016 landesweit 27 (42) 3 Acker 

05.05.2016 regional 5 3 Acker 

05.05.2016 landesweit 11 3 Acker 

05.05.2016 landesweit 37 3 Acker 

06.05.2016 landesweit 34 3 Grünland 

10.05.2016 landesweit 12 3 Grünland 

15.05.2016 regional 7 3 Acker 

03.07.16 lokal 3 3 frisch gemähtes Grünland 

03.07.16 lokal 1 2 frisch gemähtes Grünland 
03.07.16 regional 7 4 frisch gemähtes Grünland 
03.07.16 lokal 2 4 frisch gemähtes Grünland 
03.07.16 regional 6 4 frisch gemähtes Grünland 
03.07.16 regional 6 4 frisch gemähtes Grünland 
03.07.16 regional 8 4 frisch gemähtes Grünland 
03.07.16 lokal 4 4 frisch gemähtes Grünland 
03.07.16 lokal 1 4 frisch gemähtes Grünland 
05.07.16 landesweit 13 3 frisch gemähtes Grünland 
05.07.16 regional 5 3 frisch gemähtes Grünland 
05.07.16 landesweit 14 3 frisch gemähtes Grünland 
05.07.16 lokal 2 5 frisch gemähtes Grünland 
05.07.16 regional 5 5 frisch gemähtes Grünland 
05.07.16 landesweit 18 4 frisch gemähtes Grünland 
05.07.16 regional 7 4 frisch gemähtes Grünland 
07.07.16 national 75 3 frisch gemähtes Grünland 
07.07.16 lokal 1 4 frisch gemähtes Grünland 
10.07.16 regional 5 3 frisch gemähtes Grünland 
10.07.16 lokal  2 3 frisch gemähtes Grünland 
10.07.16 regional 8 4 frisch gemähtes Grünland 
12.07.16 regional 8 5 frisch gemähtes Grünland 
12.07.16 regional 6 4 frisch gemähtes Grünland 
15.07.16 landesweit 12 5 frisch gemähtes Grünland 
15.07.16 regional 8 4 frisch gemähtes Grünland 
18.07.16 lokal 3 3 frisch gemähtes Grünland 
18.07.16 lokal 4 4 frisch gemähtes Grünland 
18.07.16 lokal 1 4 frisch gemähtes Grünland 
21.07.16 lokal 3 3 frisch gemähtes Grünland 
21.07.16 lokal 2 5 frisch gemähtes Grünland 
26.07.16 lokal 2 4 frisch gemähtes Grünland 
07.08.16 regional 8 4 frisch gemähtes Grünland 
10.08.16 lokal 4 6 frisch gemähtes Grünland 
10.08.16 lokal 1 2 frisch gemähtes Grünland 
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10.08.16 lokal 1 6 frisch gemähtes Grünland 
10.08.16 lokal 1 1 frisch gemähtes Grünland 
16.08.16 lokal 4 1 frisch gemähtes Grünland 
19.08.16 regional 9 4 frisch gemähtes Grünland 
30.08.16 landesweit 24 3 frisch gemähtes Grünland 
30.08.16 lokal 3 4 frisch gemähtes Grünland 

 
 
 

                                                       
   
 

 

 

Abbildung 2: Rastplätze der Regenbrachvögel auf dem Heimzug 2016 

  

 

Wegzug 

Regenbrachvögel wurden im Vergleich zum Heimzug über einen deutlich längeren Zeitraum 
von ca. 8 Wochen vom 3.7. bis 30.8. gezählt. Von 21 Zählungen liegen von 15 Tagen 40 
nachweise mit 317 Ex. vor. Häufig waren die Vögel mit Großen Brachvögeln 
vergesellschaftet. Die Truppgrößen waren mit durchschnittlich 7,4 Ex. erheblich kleiner als 
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auf dem Heimzug. Regenbrachvögel wurden dann ausschließlich in sehr kurzer Vegetation 
auf frisch gemähten und in der Regel trockenen Flächen beobachtet. 

Im Gegensatz zum Heimzug konzentrierten sich die Beobachtungen nicht mehr so stark auf 
die Wapelniederung. Es wurden in allen Suchräumen Regenbrachvögel beobachtet (siehe 
Abbildung 3). Vor allem im Bereich Jader Marsch und Jader Außendeich (Gebiete 4 und 5) 
wurden mehrfach Regenbrachvögel gezählt. 10 x wurden Regenbrachvögel in gebiet 3, 19 x 
in gebiet 4 und 5 x in gebiet 5 beobachtet. Die Moorgebiete Dringenburger Moor (2 Ex.), 
Altjürdener Moor (2 Ex.) und Kreuzmoor (2 Ex.) hatten hingegen für diese Art nur eine 
geringe Bedeutung 

 

Abbildung 3: Rastplätze der Regenbrachvögel auf dem Wegzug 2016 

 

Aufenthalt innerhalb bzw. am Rand von Windparks 

 

SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die einjährigen Untersuchungen bestätigen die hohe Bedeutung von Varel Süd bzw. 
Rastede Nord für den Regenbrachvogel. Dort wurden die höchsten Rastzahlen ermittelt. Auf 
dem Heimzug konzentrierten sich fast alle Beobachtungen auf diese beiden Gebiete in der 
Wapelniederung. 
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Die Untersuchungen zeigen aber auch, dass auf dem Wegzug auch andere Gebiete im 
Umfeld für den Regenbrachvogel Bedeutung haben. Dies betrifft neben der Wapelniederung 
vor allem die Jader Marsch. Aus Moorgebieten (z.B. Dringenburger, Altjührdener und 
Kreuzmoor) liegen nur wenige Rastzahlen vor. 

Eine Meidung vorhandener Windparks ergab sich nicht. So wurden im WP Hohelucht mit 7 
WEA einmal 18 und einmal 2 Ex. registriert (=landesweit und lokal bedeutsame Anzahlen). 
Auch Stromleitungen wurden toleriert. 

Bezüglich der Rastlebensräume ergaben sich zwischen Heim- und Wegzug deutliche 
Unterschiede. Im Frühjahr rasteten die Vögel vor allem auf feuchtem Grünland und 
Ackerflächen, oft in der Nähe wassergefüllter Senken und in höherer Vegetation. Im Sommer 
wurden die Vögel ausschließlich auf frisch gemähten Wiesen angetroffen. Weiden wurden 
grundsätzlich gemieden. 

Trotz der Beobachtung von Regenbrachvögeln in Windparks kann eine Verlagerung / 
Verdrängung zumindest von größeren Trupps wenigstens auf dem Heimzug, wo sich die 
Tiere auf die beiden Potenzialflächen in der Wapelniederung konzentrierten, nicht 
ausgeschlossen werden. Daher sind Ausgleichsmaßnahmen mit einem Monitoring 
erforderlich. Gegebenenfalls sind Abschaltzeiten auf dem Heimzug notwendig. 

Ausgleichsmaßnahmen sollten im Umfeld im Bereich von Niederungen und Marschen 
erfolgen, d.h. in Flächen, in denen bereits jetzt Regenbrachvögel rasten. Sinnvoll erscheint 
die Anlage von Blänken (ca. 500 – 1000 m²) in großen, strukturarmen, möglichst 
gehölzfreien Gebieten und in größerer Entfernung (mind. 250 m) von viel befahrenen 
Straßen (z.B. entlang der Ölstraße). 

Ein großräumiges Monitoring sollte auf dem Heim- und Wegzug überprüfen, ob es zur 
Verdrängung von Regenbrachvögeln durch WEA kommt. Sollte dies wider Erwarten 
eintreten, sind Abschaltzeiten und ggfs. zusätzliche Ausgleichsmaßnahmen (Anlage von 
Blänken) erforderlich. 

Ausgleichsmaßnehmen auf dem Wegzug machen u.E. keinen Sinn, da kurzrasige, frisch 
gemähte, trockenere Wiesen großräumig im Umfeld der geplanten Windparks vorhanden 
sind. 

Ein dreijähriges Monitoring sollte im Abstand von 2 -3 Tagen auf dem Heimzug (d.h. ca. 4 
Wochen von Mitte April bis Mitte Mai) und auf dem Wegzug (Ende Juni bis Mitte August) die 
rastenden Regenbrachvögel großräumig erfassen. Dies sollte die Grundlage sein, um 
mögliche Verdrängungseffekte zu dokumentieren. Sollte dies der Fall sein, können aufgrund 
der Verdrängungseffekte Dauer der Abschaltzeiten und weitere Blänkenanlagen festgelegt 
werden. 

 

 

 



Seite 10 Regenbrachvögel auf dem Heim- und Wegzug im Bereich Jaderberg 2016 

PD Dr. Klaus Handke – Ökologische Gutachten 

LITERATUR 

DIEKMANN & MOSEBACH (2014): Brutvögel zum geplanten „Windpark Varel-Süd / Heubült“ 
Stadt Varel/Geminde Rastede. Avifaunistischer Fachbeitrag i.A. der Innovent 
Planungs-GmbH & Co. KG. 

KRUCKENBERG, H., REICHERT, G. & T. PENKERT (2012): Rastbestände, räumliche Verteilung 
und Habitatwahl des Regenbrachvogels Numenius phaeops im Landkreis Leer im 
Frühjahr 2011. Vogelkdl. Ber. Nieders. 43(1): 95-103. 

KRUCKENBERG, H. (2015): Heimliche Durchzügler im späten Frühjahr: Regenbrachvögel. Der 
Falke 62(4): 39-42. 

VON BLOTZHEIM, U.N.G., BAUER, K.M. & E. BEZZEL (1977): Handbuch der Vögel 
Mitteleuropas, Bd 7: 265-287. 

ZANG, H. (1995): Regenbrachvogel. In: ZANG, H., GROßKOPF, G. & H. HECKENROTH (1995): 
Die Vögel Niedersachsens, Austernfischer bis Schnepfen. Naturschutz und 
Landschaftspfl. in Nieders. B, H. 2.5: 233-236. 



Regenbrachvögel auf dem Heimzug im 
Bereich Jaderberg 2017 

 
- Ergebnisse einer großräumigen Bestandsaufnahme - 

 
 
 
  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
PD Dr. Klaus und Pia Handke 
Ökologische Gutachten 
Riedenweg 19 
27777 Ganderkesee 
K.Handke@oekologische-gutachten.de 
 
Stand: 06.06.2017 

mailto:Handke@oekologische-gutachten.de
kobbe
Textfeld
Anlage 7 zu Vorlage 2019/060



Seite 2 Regenbrachvögel auf dem Heimzug im Bereich Jaderberg 2017 

PD Dr. Klaus Handke – Ökologische Gutachten 

ANLASS 

Im Bereich der Potenzialflächen Varel Süd und Rastede Nord wurden 2011, 2013 und 2016 
mehrfach Regenbrachvögel, auch in nach KRÜGER et al. (2013) national bedeutsamer 
Anzahl, nachgewiesen (DIEKMANN & MOSEBACH 2014, HANDKE & HANDKE 2016). Da 2016 der 
Heimzug erst ab Anfang Mai und ohne Berücksichtigung des Altjührdener Moores untersucht 
worden war, sollte 2017 erneut überprüft werden, wo, in welcher Anzahl und in welchem 
Zeitraum Regenbrachvögel die Potenzialflächen und deren Umfeld auf dem Heimzug nutzen 
und ob Windanlagen von dieser Art gemieden werden. 

Der Regenbrachvogel gehört zu den Vogelarten, zu deren Vorkommen in Mitteleuropa noch 
viele Wissenslücken bestehen. Das zeigt eine Durchsicht der Fachliteratur (z.B. ZANG in 
Zang et al. (1995), GLUTZ VON BLOTZHEIM et al. (1977). Erst die Untersuchung von 
KRUCKENBERG et al. (2012) konnte den Kenntnisstand über diese Art in 
Nordwestdeutschland erheblich verbessern. Die Untersuchung zeigte, dass die Art in 
Niedersachsen deutlich häufiger ist, als bisher angenommen. Allerdings gibt es bisher keine 
Untersuchungen zum Auftreten der Art im weiteren Umfeld der Potenzialflächen Varel Süd  
und Rastede Nord und zu den Auswirkungen von WEA auf diese Art. Außerdem bezog sich 
diese Untersuchung nur auf den Heimzug. 

 

UNTERSUCHUNGSGEBIET 

Gemeinsam mit dem Büro DIEKMANN & MOSEBACH wurden aufgrund von früheren 
Kartierungen und Luftbildern Suchräume festgelegt. Zusätzlich wurden auch Daten aus den 
Potenzialflächen in Jader-Außendeich berücksichtigt sowie der bestehende Windpark 
Hohelucht untersucht (siehe Abbildung 1).  
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Abbildung 1:  Schematisierte Suchräume nach Regenbrachvögeln im Frühjahr (Heimzug) 2017 
und Lage der PZF Varel Süd (orange) und Rastede Nord (hellgrün) 

1 Altjührdener Moor, Dringenburger Moor und Wapelniederung 
2 Jadermarsch mit WP Hohelucht  
3 Jader Außendeich 
4 Kreuzmoor 

 

METHODIK 

Vom 08.04.2017 bis 19.05.2017 wurden von jeweils einer Person die o.g. Teilflächen incl. 
der PZF Varel Süd und Rastede Nord sowie weitere Referenzräume an insgesamt 14 Tagen 
systematisch nach Regenbrachvögeln auf dem Heimzug abgesucht (vgl. Tabelle 1). 
Zusätzlich fließen Daten von rastenden bzw. überfliegenden Regenbrachvögeln, die im 
Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen am Seeadler im Zeitraum 31.03.2017 bis 
13.05.2017 als Zufallsbeobachtungen (N = 58) in Jader-Außendeich, Bollenhagen, Varel Süd 
und Rastede Nord erhoben wurden, in diesen Bericht mit ein. Eine Übersicht über alle 
Beobachtungen gibt Karte 1 im Anhang. Kartiert wurde vom PKW aus unter Zuhilfenahme 
eines Swarovski-Spektivs. Dabei wurde immer wieder angehalten und alle potenziellen 
Rastplätze wurden abgesucht.  
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ERGEBNISSE 

Übersicht  

Von 14 regulären Zählterminen (08.04. – 19.05.2017) liegen an 13 Terminen Nachweise von 
insgesamt 463 Ex. (zzgl. 24 Überflieger) vor (siehe Tabelle 1). Außerdem wurden durch 
Zufallsbeobachtungen im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen in Varel Süd, Rastede 
Nord, Ölstraße und Jader Außendeich an weiteren 10 Tagen 69 rastende und 254 
überfliegende Ex. gezählt. Somit basiert diese Untersuchung auf 100 Beobachtungen mit 
810 Vögeln (rastend und überfliegend). Somit ist die Art an 23 Tagen im Zeitraum 31.03. bis 
19.5.17 – d.h. über einen Zeitraum von 50 Tagen - nachgewiesen worden.  

 
Tabelle 1:  Ergebnisse der systematischen Regenbrachvogelerfassung im Zeitraum 08.04. – 

19.05.2017 (überfliegende Tiere in Klammern); Summe aller rastenden (überfliegenden 
Tiere) pro Termin; Abgrenzung der Teilgebiete siehe Abbildung 1 und Karte 1 im Anhang 

 
 

  

Termin 1 2 3 4 Summe
Altjührdener Moor, 

Dringenburger Moor 

und Wapelniederung

Jadermarsch 
mit WP 
Hohelucht

Jader Außendeich Kreuzmoor

1 08.04.2017 6 0 0 0 6

2 11.04.2017 9 0 0 0 9

3 15.04.2017 36 0 0 0 36

4 19.04.2017 17 (3) 25 0 0 42(3)

5 22.04.2017 54 14 0 0 68

6 26.04.2017 40 66 0 0 106

7 30.04.2017 54 6 0 0 60

8 02.05.2017 41 29 0 0 70

9 07.05.2017 27 0 0 0 27

10 09.05.2017 (21) 11 0 0 11 (21)

11 11.05.2017 8 2 0 0 10

12 13.05.2017 0 12 0 0 12

13 15.05.2017 6 0 0 0 6

14 19.05.2017 0 0 0 0 0

Summe 298 (24) 165 0 0 463 (24)

Bewertung nach Krüger et al. (2013)

lokal 0-4

regional 5-9

landesweit 10-49

national 50-2699

Teilgebiet Nr. 
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In Karte 1 im Anhang sind alle rastenden und überfliegenden Tiere aus den systematischen 
Zählungen sowie aus den Zufallsbeobachtungen dokumentiert. Dabei wird deutlich, dass 
sich die Rastplätze der Regenbrachvögel auf die Wapelniederung (Teilgebiet 1) und die 
Jadermarsch (incl. des Windparks Hohelucht) (Teilgebiet 2) konzentrieren. Im Raum Jader-
Außendeich und Kreuzmoor wurden im Frühjahr 2017 überhaupt keine rastenden 
Regenbrachvögel nachgewiesen. 

Die meisten Regenbrachvögel rasteten auf Grünland, seltener auf Ackerflächen. Eine 
Bindung an feuchte Flächen war nicht erkennbar. Einmal wurden 37 Regenbrachvögel auch 
auf einer Kiesinsel auf der Pütte im Norden der Ölstraße registriert. 

Zweimal rasteten Vögel im Windpark Hohelucht (22.4./14 Ex.) und 2.5.17(10 Ex.) in ca. 95 -
150 m Entfernung zur nächstgelegenen WEA (siehe Foto). Sie suchten dort Nahrung auf 
einer kurzrasigen Weide. 

 

 
Abfliegende Regenbrachvögel am 2.5.2017 im WP Hohelucht (Foto: P. Handke) 
 
An drei Terminen wurden im Rahmen der systematischen Erfassungen national 
bedeutsame, 8 x landesweit und 3 x regional bedeutsame Rastzahlen nachgewiesen (siehe 
Tab. 1). Das unterstreicht die hohe Bedeutung von Teilgebiet 1 und 2 für diese Art. 
Nachfolgend werden die Ergebnisse für beide Gebiete getrennt behandelt. 

 
Teilgebiet 1 (Wapelniederung, Dringenburger und Altjührdener Moor) (siehe Karten 2 
und 3 im Anhang) 

Hier wurden an 21 Tagen Regenbrachvögel beobachtet (siehe Tabelle 2). 

Regenbrachvögel konzentrieren sich auf die Wapelniederung westlich der A 29. Das gilt für 
rastende und fliegende Vögel. Dort wurden die meisten national und landesweit 
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bedeutsamen Rastzahlen ermittelt. Nördlich der L 820 im Osten der A 29 liegt ein weiterer 
Schwerpunkt, allerdings nur mit Zahlen bis max. 9 Ex. Südlich der L 820 wurden nur 2x 
rastende (15 bzw. 7 Ex.) und 2x fliegende Vögel (12 Ex.) registriert. 
 

Tabelle 2:  Ergebnisse der Regenbrachvogelerfassung im Zeitraum 31.03.–19.05.2017 in Teilgebiet 1 
- Wapelniederung, Dringenburger und Altjührdener Moor (systematische Zählung und 
Zufallsfunde); aufgeführt sind alle Einzeltrupps und deren Bedeutung nach Krüger et al. 
(2013)  

fett = rastende Tiere; normal = überfliegend 

 
 

Datum Anzahl 

Bewertung 
nach Krüger 
et al. (2013) 

systematische 
Zählung Zufallsfunde 

31.03.2017 3 lokal 
 

x 

07.04.2017 1 lokal 
 

x 

08.04.2017 6 regional x 
 11.04.2017 9 regional x 
 15.04.2017 8 regional x 
 15.04.2017 25 landesweit x 
 15.04.2017 3 lokal x 
 18.04.2017 17 landesweit 

 
x 

19.04.2017 16 landesweit x 
 19.04.2017 1 lokal x 
 19.04.2017 2 lokal x 
 19.04.2017 1 lokal x 
 21.04.2017 1 lokal 

 
x 

21.04.2017 3 lokal 
 

x 

21.04.2017 3 lokal 
 

x 

21.04.2017 1 lokal 
 

x 

21.04.2017 1 lokal 
 

x 

21.04.2017 1 lokal 
 

x 

21.04.2017 3 lokal 
 

x 

22.04.2017 52 national x 
 22.04.2017 1 lokal x 
 22.04.2017 1 lokal x 
 26.04.2017 8 regional x 
 26.04.2017 31 landesweit x 
 26.04.2017 1 lokal x 
 28.04.2017 7 regional 

 
x 

29.04.2017 1 lokal 
 

x 

29.04.2017 3 lokal 
 

x 
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Tab. 2: Fortsetzung 

Datum Anzahl 

Bewertung 
nach Krüger 
et al. (2013 

Systematische 
Zählung Zufallsfunde 

29.04.2017 7 regional 
 

x 

29.04.2017 2 lokal 
 

x 

29.04.2017 2 lokal 
 

x 

29.04.2017 14 landesweit 
 

x 

29.04.2017 25 landesweit 
 

x 

29.04.2017 10 landesweit 
 

x 

29.04.2017 11 landesweit 
 

x 

30.04.2017 6 regional x 
 30.04.2017 25 landesweit x 
 30.04.2017 6 regional x 
 30.04.2017 17 landesweit x 
 02.05.2017 21 landesweit x 
 02.05.2017 20 landesweit x 
 05.05.2017 1 lokal 

 
x 

05.05.2017 12 landesweit 
 

x 

05.05.2017 15 landesweit 
 

x 

06.05.2017 1 lokal 
 

x 

06.05.2017 1 lokal 
 

x 

06.05.2017 1 lokal 
 

x 

06.05.2017 6 regional 
 

x 

06.05.2017 8 regional 
 

x 

06.05.2017 9 regional 
 

x 

06.05.2017 9 regional 
 

x 

06.05.2017 10 landesweit 
 

x 

06.05.2017 12 landesweit 
 

x 

06.05.2017 13 landesweit 
 

x 

06.05.2017 16 landesweit 
 

x 

06.05.2017 14 landesweit 
 

x 

07.05.2017 20 landesweit 
 

x 

07.05.2017 25 landesweit x 
 07.05.2017 2 lokal x 
 09.05.2017 21 landesweit x 
 11.05.2017 8 regional x 
 13.05.2017 1 lokal 

 
x 

13.05.2017 1 lokal 
 

x 

13.05.2017 1 lokal 
 

x 

15.05.2017 3 lokal x 
 15.05.2017 3 lokal x 
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Teilgebiet 2 (Jadermarsch incl. Windpark Hohelucht) (siehe Karten 4 und 5 im Anhang) 

Hier wurden an 13 Tagen einmal 68 fliegende Vögel (nationale Bedeutung) und bei den 
regelmäßigen Zählungen 9 x landesweit bedeutsame Zahlen registriert. Es gibt drei 
Schwerpunkte: am Ostufer der Wapel / südl. des Alten Wapeler Grodens, beidseits der 
Altendeicher Str. und am Windpark Hohelucht. 
Tabelle 3:  Ergebnisse der Regenbrachvogelerfassung im Zeitraum 07.04.–19.05.2017 in Teilgebiet 2 

- Jadermarsch incl. Windpark Hohelucht (systematische Zählung und Zufallsfunde); 
aufgeführt sind alle Einzeltrupps und deren Bedeutung nach Krüger et al. (2013)  

fett = rastende Tiere; normal = überfliegend 

Datum Anzahl 

Bewertung 
nach Krüger 
et al. (2013) 

systematische 
Zählung Zufallsfunde 

10.04.2017 8 regional 
 

x 

19.04.2017 11 landesweit x 
 19.04.2017 14 landesweit x 
 21.04.2017 68 national 

 
x 

21.04.2017 2 lokal 
 

x 

21.04.2017 1 lokal 
 

x 

22.04.2017 14 landesweit x 
 26.04.2017 37 landesweit x 
 26.04.2017 22 landesweit x 
 26.04.2017 2 lokal x 
 26.04.2017 3 lokal x 
 26.04.2017 2 lokal x 
 29.04.2017 12 landesweit 

 
x 

30.04.2017 4 lokal x 
 30.04.2017 2 lokal x 
 02.05.2017 10 landesweit x 
 02.05.2017 19 landesweit x 
 05.05.2017 7 regional 

 
x 

06.05.2017 2 lokal 
 

x 

06.05.2017 5 regional 
 

x 

06.05.2017 5 regional 
 

x 

06.05.2017 5 regional 
 

x 

06.05.2017 5 regional 
 

x 

06.05.2017 7 regional 
 

x 

06.05.2017 8 regional 
 

x 

06.05.2017 8 regional 
 

x 

06.05.2017 26 landesweit 
 

x 

09.05.2017 11 landesweit x 
 11.05.2017 2 lokal x 
 13.05.2017 12 landesweit x 
 



Regenbrachvögel auf dem Heimzug im Bereich Jaderberg 2017 Seite 9 

PD Dr. Klaus Handke – Ökologische Gutachten 
 

Vergleich des Heimzugs 2017 mit den Untersuchungsergebnissen aus 2016 
 
Die Zugperiode setzte 2017 drei Wochen früher ein und erstreckte sich mit ca. 7 Wochen 
vom 31.3. – 13.5.2017 deutlich länger als 2016. 

Bezüglich der Rasthabitate sind Regenbrachvögel nach den Untersuchungen von 2017 sehr 
flexibel und nutzen eine Vielzahl von Lebensräumen (hoch- und kurzrasige Wiesen, Weiden, 
Ackerflächen, Kiesinseln), die auch trocken sein können. Eine Präferenz für feuchte Flächen, 
wie es 2016 den Anschein hatte, war im trockenen Frühjahr 2017 nicht erkennbar. 

Im Gegensatz zum Vorjahr wurden 2017 keine rastenden Regenbrachvögel im Bereich 
Jader Außendeich und im Dringenburger Moor festgestellt. Auch im Kreuzmoor, wo bereits 
2016 nur einzelne Tiere gesehen wurden, konnten 2017 keine Regenbrachvögel 
nachgewiesen werden.  

Die Bedeutung der Wapelniederung für den Regenbrachvogel wurde bestätigt, allerdings 
ergibt sich eine fast ähnliche Bedeutung auch für den Bereich der Jadermarsch. 

Erstmals wurden auch auf dem Heimzug Regenbrachvögel in unmittelbarer Nähe von 
Windanlagen registriert. 

 

FOLGERUNGEN UND ZUSAMMENFASSUNG 

Die Bedeutung der Wapelniederung für den Regenbrachvogel hat sich erneut bestätigt. 
Allerdings kommt auch der Jadermarsch eine ähnlich hohe Bedeutung zu. 

In der Wapelniederung haben vor allem die westlich der A 29 gelegenen Flächen eine hohe 
Bedeutung als Rastplatz. Diese Gebiete, zum Teil sogar einzelne Parzellen, werden immer 
wieder von den Regenbrachvögeln aufgesucht. Dort hielten sich einzelne Trupps auch über 
einen Zeitraum von mehreren Tagen auf. 

Mehrere Beobachtungen belegen - wie auch bereits 2016 - dass Regenbrachvögel auch 
sehr nah (95 – 150 m) an WEA rasten und diese nicht meiden. Ein Trupp hielt sich dort auf 
einer Weide neben einer Windanlage auf. 

Bezüglich der Rasthabitate sind Regenbrachvögel wenig anspruchsvoll und nutzen viele 
Grünlandlebensräume, Ackerflächen und sogar Kiesinseln als Nahrungs- bzw. Ruheraum. 
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1. EINLEITUNG 
 

Trotz des rechtlichen Schutzes von Fledermäusen seit dem Jahr 1936 erlitten Fledermäuse nach 1950 

auch in Deutschland zum Teil drastische Bestandsrückgänge (KULZER et al. 1987; ROER 1977). Als 

Ursache sind vorwiegend komplex zusammenwirkende, anthropogen verursachte Faktoren zu 

nennen. Hierzu gehören u. a. Quartierverlust durch Dachsanierung oder Störung von Winterquartieren, 

schleichende Vergiftung durch Biozide und deren Abbauprodukte in der Nahrung, vor allem aber 

Verlust von Lebensräumen sowie Nahrungsverlust als Folge der Uniformierung der Landschaft. Dies 

führte dazu, dass Fledermäuse zu der Tiergruppe mit dem höchsten Anteil gefährdeter Arten der 

heimischen Fauna zählen (KAULE 1986) und, wenngleich für einige Arten in der vergangenen Zeit eine 

gewisse Stabilisierung und Erholung der Bestände beobachtet wurde, die meisten heimischen 

Fledermausarten in die Rote Liste Niedersachsens bzw. fast alle in die Rote Liste Deutschlands 

aufgenommen werden mussten (NLWKN in Vorb., MEINIG et al. 2009). Aus diesem Grunde hat die 

Bundesrepublik Deutschland im Laufe der vergangenen Jahren eine Reihe von internationalen 

Konventionen zum Schutze der Fledermäuse ratifiziert, u.a. 1991 das "Abkommen zur Erhaltung der 

Fledermäuse in Europa" (Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1993, Teil II: 1106-1112) und räumt demnach 

dem Fledermausschutz auch hohen politischen Stellenwert ein. Schon aus diesen nur kurz skizzierten 

Fakten zur Situation der Fledermausbestände und der Verpflichtungen zu deren Schutz lässt sich die 

Forderung ableiten, Fledermäuse bei Eingriffsvorhaben, die erhebliche Beeinträchtigungen dieser 

Tiergruppe erwarten lassen, grundsätzlich zu berücksichtigen. 

Die Notwendigkeit der Berücksichtigung von Fledermäusen im Rahmen von Eingriffsplanungen lässt 

sich aus den gesetzlichen Grundlagen ableiten. Darüber hinaus sind viele Fledermausarten geeignet, 

Funktionsbeziehungen zwischen verschiedenen Landschaftselementen aufzuzeigen. Auf diese Weise 

sollen sich Erkenntnisse in die Planung einbringen lassen, die nicht oder nur unzureichend über eine 

alleinige Betrachtung von Biotoptypen berücksichtigt werden (BRINKMANN 1998). 

Zu den abwägungsrelevanten Belangen für die Begründung des jeweiligen Planungsvorhabens 

gehören u. a. alle besonders geschützten, streng geschützten (gemäß Anhang IV der FFH-Richtlinie) 

oder vom Aussterben bedrohten Tierarten, da die Artenschutzbestimmungen nach § 44 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Eingriffsregelung zu berücksichtigen sind. Zu 

überplanende Bereiche sind demnach in jedem Fall auf das Vorkommen solcher Arten hin zu 

untersuchen und in Hinblick auf ihre Bedeutung einzuschätzen. Von Belang sind allerdings nicht nur 

die durch die Artenschutzbestimmungen geschützten Tiere, sondern vielmehr alle 

Tierartenvorkommen, deren Kenntnis die Planungsentscheidung beeinflusst. 
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1.1 ZIELSETZUNG DER UNTERSUCHUNG 

 
Zielsetzung der vorliegenden Untersuchung ist die Erfassung und Bewertung der 

Fledermausvorkommen im Rahmen der Eingriffsbewertung in den potenziellen Windparkflächen 

"Varel-Süd", Stadt Varel. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der Erfassung des für Windkraftplanungen 

relevanten Artenspektrums und der Suche nach Jagdgebieten und Flugrouten in einem 

Untersuchungsraum mit einem Radius von ca. 1.000 m um die Potenzialfläche. Die Suche nach 

Fledermausquartieren wurde durchgeführt, hatte aber nachrangige Bedeutung. 

Die erfassten Daten werden dargestellt, bewertet und es wird eine Konfliktanalyse durchgeführt. 
 

2. GRUNDSÄTZLICHES ZUM KONFLIKTFELD FLEDERMÄUSE UND 

WINDKRAFTNUTZUNG 
 

Der mögliche Einfluss von Windenergieanlagen auf die Vogelwelt wird seit vielen Jahren bei 

Errichtung und Betrieb berücksichtigt und mehr oder minder intensiv untersucht (BACH et al. 1999). In 

den letzten Jahren wird erhöhte Aufmerksamkeit auf die Belange des Fledermausschutzes gelegt 

(VERBOOM & LIMPENS 2001, BACH & RAHMEL 2004, RAHMEL et al. 2004, RODRIGUES et al. 2008). Dies 

zeigt auch eine verstärkte Berücksichtigung der Belange von Fledermäuse in der EU (RODRIGUES et al. 

2008). Nachfolgend wird ein Überblick über reale und potenziell zu erwartende Gefährdungen und 

Beeinträchtigungen gegeben (vgl. DÜRR & BACH 2004, BACH & RAHMEL 2004, ARNETT et al. 2008, 

RYDELL et al. 2010). 

Direkter Verlust von Quartieren und Teillebensräumen 

Die Errichtung von Windenergieanlagen kann den direkten Verlust von Quartieren, z. B. durch 

Entfernen von Bäumen etc., durch den Bau der Anlagen selbst oder den Bau der notwendigen 

Infrastruktur u. a. durch Rodungen von Waldstücken, Feldgehölzen oder Hecken nach sich ziehen. So 

kann der Ausbau der Zufahrtswege von Graswegen zu geschotterten Wegen eine Reduzierung der 

Insektenfauna zur Folge haben, was auch zu einer Verringerung der Fledermausaktivität führen kann. 

Auch sind dadurch Teile von Jagdgebieten oder Flugstraßen potenziell betroffen. 

Indirekter Verlust von Quartieren; Verlust von Teillebensräumen 

Da Windenergieanlagen bislang in Norddeutschland in der Regel in offenen, waldlosen oder -armen 

Landschaftsbereichen geplant werden, ist die direkte Zerstörung von Baumquartieren nicht 

wahrscheinlich. Durch Windenergieanlagen sind vor allem Arten betroffen, die vorwiegend im offenen 

Luftraum jagen. Dies sind vor allem Großer Abendsegler (Nyctalus noctula), Rauhaut- und 

Zwergfledermaus (Pipistrellus nathusii, P. pipistrellus), Kleinabendsegler (Nyctalus leisleri), 

Zweifarbfledermaus (Vespertilio murinus) und Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) (BRINKMANN 

et al. 2011a).  
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Auch ohne die Quartieraufgabe kann der Verlust von Teillebensräumen durch den Bau der Anlage 

oder deren notwendiger Infrastruktur situationsabhängig ebenso schwerwiegend sein und sollte 

vermieden werden. 

 

Verlust des Jagdgebietes 

Wurde bei kleinen Windenergieanlagen der ersten Generation noch von einer Scheuchwirkung 

ausgegangen, lässt sich bei der zunehmenden Höhe moderner Windenergieanlagen ein 

Jagdgebietsverlust bei Breitflügelfledermäusen nicht mehr beobachten (BACH 2002). Sowohl die 

nennenswerte Anzahl der Totfunde dieser Art als auch die der Abendseglerarten und 

Zweifarbfledermaus schließen einen bedeutenden Jagdgebietsverlust durch Meidung mittlerweile aus 

(NIERMANN et al. 2011). 

  

Barriereeffekt: Verlust oder Verlagerung von Flugkorridoren 

Es ist ebenfalls damit zu rechnen, dass Fledermäuse Flugstraßen bzw. Flugkorridore innerhalb von 

Windparks verlagern oder aufgeben, was im Extremfall zur Aufgabe von Quartieren führen könnte. In 

einer im Landkreis Cuxhaven durchgeführten Untersuchung konnte festgestellt werden, dass die 

Breitflügelfledermaus ihre Jagdaktivität innerhalb des Windparks mit kleinen WEA (Nabenhöhe 30m) 

stark reduzierte. Die durch den Windpark führende Flugstraße wurde jedoch auch weiterhin genutzt. 

Auch Zwergfledermäuse nutzten ihre Flugstraße weiterhin (BACH 2002). 

 

Für die wahrscheinlich am stärksten betroffenen hochfliegenden Arten Großer Abendsegler und 

Kleinabendsegler liegen keine systematisch erhobenen Daten vor. In einer Untersuchung im Landkreis 

Stade (BACH, SCHIKORE mündl.) konnte allerdings beobachtet werden, dass Abendsegler die 

bestehenden WEA umflogen. Dabei hielten sie einen Abstand von mehr als 100 m ein. Mit negativen 

Auswirkungen durch WEA ist für beide Abendseglerarten zu rechnen, wobei im Einzelfall zu klären ist, 

ob solche Ausweichmanöver z.B. beim Abendsegler als erhebliche Beeinträchtigung einzustufen sind. 

Kollisionen von Fledermäusen mit Rotoren  

Die Rotoren der modernen WEA, besonders der leistungsstärkeren Großanlagen, drehen sich 

langsamer als die Rotoren der vorhergehenden Anlagengeneration. Einerseits sollten Fledermäuse 

diesem Hindernis leicht ausweichen können, andererseits erreichen die Flügelspitzen auch bei 

langsam drehenden Rotoren Geschwindigkeiten von über 200 km/h. Weder diese hohe 

Geschwindigkeit noch die Dimension der Rotoren können Fledermäuse mit Hilfe ihrer Ultraschall-

Echoortung erfassen. LONG et al. (2009) konnten in einer Studie an Kleinwindkraftanlagen zeigen, 

dass eine höhere Zahl an Rotorblättern eine bessere Wahrnehmbarkeit durch Fledermäuse zur Folge 

hat. Die Autoren sind der Meinung, dass zudem breitere Rotorblätter diese Wahrnehmbarkeit fördern 

würden. 
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Fledermausschlag an WEA ist ein weltweit bekanntes Phänomen, das unter tierökologischen und 

rechtlichen Gesichtspunkten von Fachleuten diskutiert wird. Insgesamt ist Fledermausschlag in 

Europa bislang bei 27 Arten, in Deutschland bei 17 Arten festgestellt worden. 

Der herbstlichen Zugzeit scheint für das Kollisionsrisiko von Fledermäusen mit Rotoren eine 

besondere Bedeutung zuzukommen, da Fledermausschlag bislang vorwiegend während dieser Phase 

des Jahres stattzufinden scheint (JOHNSON et al. 2000, 2003, TRAPP et al. 2002, DÜRR & BACH 2004, 

RYDELL et al. 2010). In dieser Zeit passieren ziehende Tiere Gebiete, die sie weniger gut kennen als 

ihre sommerlichen Jagdlebensräume. Hierfür würden auch die Ergebnisse von BLOHM & HEISE (2009) 

sprechen, die in drei Gebieten in Brandenburg keinen negativen Einfluss auf die lokalen 

Quartierbestände des Großen Abendseglers feststellen konnten. Hierbei muss allerdings betont 

werden, dass die Quartiere im Radius von 10 km umgeben von Windparks waren, die 

Hauptjagdgebiete und Flugwege aber nicht von den Windparkflächen tangiert wurden (BLOHM & HEISE 

2009). Zudem durchfliegt eine sehr viel größere Anzahl von Tieren Zuggebiete oder -korridore, als dort 

während der Sommermonate Mai bis Juli auftreten. Möglicherweise wird in „Rastgebieten“ oder sogar 

während des Zuges bei einem entsprechenden Nahrungsangebot auch verstärkt gejagt. Zufallsfunde 

aus Australien (HALL & RICHARDS 1972), Spanien (ALCALDE 2003) und Fledermausfunde während 

systematischer Vogelschlaguntersuchungen in Schweden (AHLÉN 2002), Deutschland (DÜRR 2001, 

TRAPP et al. 2002, SEICHE et al. 2007, NIERMANN et al. 2011), Österreich (TRAXLER et al. 2004) und den 

USA (JOHNSON et al. 2000, 2003, KEELEY 2001, OSBORNE et al. 1996, ARNETT et al. 2008) zeigen, dass 

im Vergleich zu den übrigen Jahreszeiten während der Zugzeiten im August/September eine deutlich 

erhöhte Anzahl von Fledermaus-Schlagopfern festzustellen ist. Die meisten bekannten Totfunde 

stammen von ziehenden Arten aus der spätsommerlichen bzw. herbstlichen Zugzeit. Es sind aber 

auch Arten betroffen, die nicht als typische „ziehende Fledermausarten“ eingestuft werden, wie 

beispielsweise die Zwergfledermaus (vgl. DÜRR & BACH 2004, BEHR & V. HELVERSEN 2005 & 2006, 

BRINKMANN et al. 2006, DÜRR 2007, RYDELL et al. 2010). Auch sprechen relativ frühe Funde und ein in 

einigen Gebieten hoher Prozentsatz an Jungtieren des Abendseglers dafür, dass ebenso lokale 

Populationen beeinträchtigt werden. 

 
Kollisionen können zudem verstärkt in der Periode direkt nach dem Bau und der Inbetriebnahme von 

Anlagen auftreten. Hiervon wären besonders Jungtiere, denen es noch an Flugerfahrung bzw. 

Kenntnis der lokalen Gegebenheiten und Gefahren mangelt, betroffen. Die Wahrscheinlichkeit für 

Kollisionen von Jungtieren mit WEA ist abhängig von der Jahreszeit und müsste in der Periode Ende 

Juni/Juli besonders hoch sein. Diese Hypothese ist aber nicht gesichert, da Jungtiere i.d.R. nicht 

überproportional verunfallen. 

 
Bei hoch fliegenden Fledermausarten wird in den letzten Jahren verstärkt Fledermausschlag durch 

Rotoren festgestellt. Hierbei werden die Tiere sowohl direkt von den Rotoren getroffen (eigene Beob., 

AHLÉN 2002), als auch durch Luftturbulenzen an den Rotoren verletzt (TRAPP et al. 2002, BAERWALD et 

al. 2008). HORN et al. (2008) konnten zeigen, dass die meisten Fledermäuse weniger beim schnellen 
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direkten Durchflug als vielmehr bei Jagdflügen im Bereich der Rotoren verunfallen.  HORN et al. (2008) 

konnten jagende Tiere bei Windgeschwindigkeiten von 8,6 m/s nachweisen. Auch AHLÉN et al. (2009) 

und ADOMEIT et al. (2011) konnten zeigen, dass Fledermäuse um die Rotoren jagen. 

 
Insgesamt übertrifft die Zahl der an WEA geschlagenen Fledermäuse i. d. R. deutlich die der Vögel 

(JOHNSON et al. 2000, DÜRR & BACH 2004, DÜRR 2007). Gefunden werden vor allem Individuen 

ziehender Arten, wie die beiden Abendsegler-Arten und Rauhautfledermaus sowie die i.d.R. nicht 

ziehende Zwergfledermaus (DÜRR & BACH 2004, ENDL et al. 2005, BEHR & HELVERSEN 2005 & 2006, 

BRINKMANN et al. 2006, SEICHE et al. 2007). Nach Untersuchungen von BEHR & v. HELVERSEN (2006) 

aus Baden-Württemberg ist die Zahl der Totfunde (v.a. Zwergfledermaus) bis Mitte Juli ebenfalls nicht 

unbeträchtlich, so dass hier auch die Lokalpopulation der Zwergfledermäuse betroffen sein dürfte. 

Auch in anderen Ländern (Frankreich, Portugal) treten vermehrt Totfunde im Mai auf (RYDELL et al. 

2010). 

 
Bei umfangreichen Untersuchungen in den USA wurden ca. 90 % der Schlagopfer zwischen Mitte Juli 

und Ende September gefunden, davon etwa 50 % im August, wobei der starke Anstieg an Totfunden 

im Spätsommer nicht auf eine Zunahme von verunfallten Jungtieren zurückzuführen war (ARNETT et al. 

2008). Untersuchungen aus dem Jahr 2004 in den USA (ARNETT et al. 2005) zeigen, dass vorwiegend 

adulte Männchen erschlagen wurden. Im Gegensatz zu früheren Studien (JOHNSON et al. 2003) wurde 

hier festgestellt, dass Tiere vor allem in den ersten beiden Stunden nach Sonnenuntergang im 

Nahbereich der WEA jagen und dabei mit den sich drehenden Rotoren kollidieren. Grund für die 

intensive Jagdaktivität war eine hohe Insektendichte im Bereich der WEA. Dabei wurde die meiste 

Aktivität von Fledermäusen in windarmen Nächten registriert, in denen die Rotoren bei nahezu 

maximaler Geschwindigkeit drehten, ohne jedoch nennenswerten Energieertrag zu erbringen. Die 

hohe Aktivität korrelierte mit der Zahl der Totfunde, welche am folgenden Morgen erfasst wurde. Dies 

geschah vornehmlich an Tagen kurz vor oder nach Starkwindereignissen. Dabei wurden an allen sich 

drehenden WEA Totfunde festgestellt, während die einzige nicht in Betrieb befindliche WEA keine 

Totfunde hervorrief. Eine Beleuchtung der WEA hatte zwar Einfluss auf ein erhöhtes 

Insektenaufkommen, nicht jedoch auf eine erhöhte Fledermausaktivität und die Schlagrate. 

 
Bislang konnte in keiner Untersuchung geklärt werden, ob es sich bei den Schlagopfern während der 

Zugzeit um Tiere der Lokalpopulation oder um ziehende Tiere handelte. RYDELL et al. (2010) zeigen 

jedoch, dass in vielen Untersuchungen Schlagopfer auch außerhalb der Zugzeiten auftreten. Der 

registrierte Zeitraum mit den  meisten Totfunden fällt jedoch mit den Zugzeiten der betroffenen Arten 

zusammen. Warum Totfunde vorwiegend während des Herbstzuges, aber nur selten während des 

Frühjahreszuges auftreten, ist bislang ungeklärt. Es deutet sich aber an, dass Fledermäuse im 

Frühling auf anderen Routen ziehen oder ein anderes Zugverhalten zeigen. Es scheint, dass der 

Frühjahrszug konzentriert an wenigen Tagen stattfindet. Dagegen verweilen die Fledermäuse im 

Herbst viel länger in Gebieten entlang ihres Zugweges. So findet gerade bei den 

Rauhautfledermäusen und Abendseglern die Paarung während des Herbstzuges statt. 
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 An Offenlandstandorten erfolgen die Schlagereignisse vornehmlich im Spätsommer/Herbst. Bei 1.376 

durchgeführten Kontrollen in Brandenburg vom Februar bis Dezember wurden im Zeitraum zwischen 

Anfang Mai und Ende November verunglückte Fledermäuse gefunden (DÜRR & BACH 2004). Die Zahl 

der Funde stieg Anfang August merklich an und erreichte Ende August die höchsten Werte. Ab Anfang 

Oktober wurden nur noch Einzelfunde registriert. Auch unter Berücksichtigung der Tatsache, dass in 

bisherigen Untersuchungen während der Zugzeiten vielfach intensiver untersucht wurde als während 

des übrigen Jahres, zeichnet sich unabhängig davon in den Monaten August und September ein 

deutlich erhöhtes Schlagrisiko für Fledermäuse ab. 

 
Ähnlich wie in den USA belegen verschiedene Studien aus Europa, dass in nahezu allen Windparks 

Fledermausschlag stattfindet (ALCALDE 2003, BEHR & VAN HELVERSEN 2005, DÜRR 2001, ENDL et al. 

2005, KUSENBACH 2004, TRAPP et al. 2002, TRAXLER et al. 2004). Dabei zeigt sich, dass unabhängig 

vom Anlagentyp prinzipiell mit Fledermausschlag zu rechnen ist (DÜRR & BACH 2004). Zwei 

Ausnahmen stellen die Untersuchungen von Windparks entlang der schleswig-holsteinischen 

Westküste und der niedersächsischen Küste dar, in denen keine Fledermäuse gefunden wurden 

(GRÜNKORN et al. 2005, VAUK et al. 1990). Im Gegensatz dazu wurden im Binnenland und hier vor 

allem an Standorten im oder am Wald oder an Hecken hohe Schlagraten festgestellt (BEHR & VAN 

HELVERSEN 2005, BRINKMANN et al. 2006, ENDL et al. 2005). Neue Untersuchungen an kleinen WEA 

an der Nordseeküste zeigen, dass hier nur wenige Tiere verunfallen (BACH & BACH 2008). 

 
Auffällig ist aus den bisherigen Untersuchungen, dass Abendsegler vor allem im nördlichen und 

nordöstlichen Deutschland verunfallen, während sie im Süden als Schlagopfer nicht in dem Maße in 

Erscheinung treten, obwohl sie auch hier zumindest im Spätsommer/Herbst in großer Zahl vorkommen 

(NIERMANN et al. 2011). Im Süden treten dagegen vor allem die Zwergfledermaus und der 

Kleinabendsegler als Schlagopfer auf (BEHR & VAN HELVERSEN 2005, BRINKMANN et al. 2006). Ein vom 

BMU finanziertes Projekt zu diesem Thema untersuchte verschiedene Windparks verteilt über ganz 

Deutschland und stellte unterschiedliche Schlagraten in den verschiedenen Naturräumen fest 

(BRINKMANN et al. 2011b). Allerdings muss hier betont werden, dass die untersuchten Windparks nicht 

repräsentativ ausgewählt wurden und damit ihre Aussagen nur eingeschränkt übertragbar sind. 

Bislang traten Breitflügelfledermäuse nur in geringer Anzahl in der Schlagstatistik von DÜRR (z.B. 

2007) auf, da die bisherigen Untersuchungen vornehmlich in Bereichen mit geringer bis fehlender 

Breitflügelpopulation stattfanden. Neue Untersuchungen des o. g. BMU-Projektes in Norddeutschland 

zeigen aber, dass Breitflügelfledermäuse vermehrt als Schlagopfer auftreten, und dies an Anlagen mit 

Nabenhöhen über 90m (NIERMANN et al. 2011), daher wird diese Art als planungsrelevant  eingestuft 

(BRINKMANN et al. 2011a). 

 
In den USA konnte festgestellt werden, dass sich die Fledermaus-Schlagrate mit zunehmender 

Nabenhöhe vergrößert. Dies wird zurückgeführt auf die größere vom Rotor durchschnittene Fläche 

(ARNETT et al. 2008, BARCLAY et al. 2007). 
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Die tatsächliche Schlaghäufigkeit von Fledermäusen an WEA ist nur schwer bestimmbar. Von den 

getöteten Fledermäusen wird nur ein gewisser Anteil gefunden, so dass deren tatsächliche Anzahl 

abgeschätzt werden muss. Gründe hierfür sind die in der Regel räumlich und zeitlich begrenzte 

Absuche sowie standortspezifische Fundwahrscheinlichkeiten, die sich aus den Suchbedingungen am 

Boden und der Verschleppung von Kadavern durch Prädatoren bzw. Aasfresser zusammensetzen. 

Aus diesen Gründen wurde vielfach versucht, eine standortbezogene Schlagwahrscheinlichkeit zu 

ermitteln. Hierbei ergaben sich z.T. erhebliche Schwankungsbreiten in den Schätzungen. An 

Waldstandorten in den USA wurden Werte von 0,6-0,7 Tiere/WEA/Tag für die Zugzeit berechnet, was 

einer Größenordnung >50 Tiere/WEA/Jahr an exponierten Standorten entsprechen würde. An weniger 

exponierten Standorten wurden Schlagraten zwischen 0,7-10 Tiere/WEA/Jahr geschätzt. TRAXLER et 

al. (2004) geben für drei Windparks in Österreich eine berechnete Kollisionsrate von 5,33 

Tiere/WEA/Jahr an. Untersuchungen aus Baden-Württemberg zeigen, dass die 

Schlagwahrscheinlichkeit keine jährliche Konstante aufweist, sondern in unterschiedlichen 

Untersuchungsjahren bei gleicher Methode unterschiedlich viele Tiere gefunden werden (BEHR & v. 

HELVERSEN 2006, BRINKMANN et al. 2006). Die Ergebnisse des BMU-Projektes verdeutlichen, dass die 

Schlaghäufigkeit an WEA, welche in größerer Entfernung zu Strukturen wie Hecken und  Waldrändern 

etc. stehen, bislang unterschätzt wurde (NIERMANN et al. 2011). In diesem Projekt wurde innerhalb 

Deutschlands eine durchschnittliche Schlagrate von 9,5 Fledermäusen je WEA im 

Untersuchungszeitraum von 95 Tagen (Schwankungen von 0-57,5 Tieren) ermittelt (NIERMANN et al. 

2011). RYDELL et al. (2010) gehen von einer mittleren Schlagrate von 0,9 Tieren/WEA/Jahr in 

“Nordeuropa“ aus. 

 
Nach BEHR & v. HELVERSEN (2006) und BRINKMANN et al. (2006) zeigen Untersuchungen in Baden-

Württemberg, dass gerade an Waldstandorten vermutlich auch die Lokalpopulationen im 

Sommer/Spätsommer betroffen sind. So wurden in beiden Untersuchungen eine hohe Zahl jagender 

Kleinabendsegler und Zwergfledermäuse über den Baumkronen in Nabenhöhe beobachtet, was auch 

dem Anteil der anschließend gefundenen Schlagopfer entsprach. Auch in anderen Teilen Europas 

wurde Fledermausschlag bei jagenden Tieren beobachtete (AHLÉN 2002). 

 
Über den Einfluss des Fledermausschlags auf Populationen lassen sich keine Aussagen machen (vgl. 

auch HÖTKER et al. 2006), nicht zuletzt, da bislang erstaunlich wenig über die Dimension des 

Fledermauszuges und die Größe der Fledermauspopulationen bekannt ist. 

 
Unter dem Aspekt der Eingriffsregelung sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass eine 

Kompensation von Schlagopfern im Sinne des § 15 BNatSchG nicht denkbar ist. Bei streng 

geschützten Arten, zu denen alle Fledermäuse gehören, treffen die Sachverhalte des § 44 BNatSchG 

zu. 
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3. UNTERSUCHUNGSGEBIET UND METHODE 
 

3.1 Untersuchungsgebiet 
 
Das Untersuchungsgebiet (UG) erstreckt sich zwischen den Ortschaften Rosenberg im Nordwesten, 

Wapeldorf im Südwesten, Heubült im Südosten und Neuenwege im Nordosten. Die nördliche Grenze 

wurde vom Verwalterweg gebildet, im Osten verlief die Grenze etwa entlang der Oldenburger Straße 

(K340) und Wilhelmshavener Straße (K130/L285), im Süden etwa entlang der Spohler Straße (L820), 

im Westen verlief der Beekenweg. Durch den westlichen Teil des UG verläuft in nordsüdliche Richtung 

die A29. Das UG war geprägt durch kleinflächige Acker und vor allem Grünland (vorwiegend Wiesen, 

vereinzelt Weiden) in Verbindung mit Baumhecken und vereinzelt kleinen Gehölzen. Innerhalb dieses 

Gebietes wurden alle Wege, soweit möglich, per Fahrrad befahren (Karte 4). 

 
Der Untersuchungsraum für die Erfassung der Fledermausfauna umfasste alle fledermausspezifischen 

Raum- und Landschaftsstrukturen innerhalb und um das Planungsgebiet im engeren Sinn. Hierzu 

gehören auch die um das Planungsgebiet gelegenen Siedlungsräume und Gehölzstrukturen, die als 

potenzielle Quartierstandorte in Frage kommen. Die Untersuchungsfläche für die Bewertung der 

Fledermausfauna ist auf den beiliegenden Karten gekennzeichnet, es wurde jedoch stellenweise über 

den vorgesehenen Radius hinaus untersucht (Beekenweg), da  dieser Weg die einzige Verbindung in 

Richtung Rosenberg darstellte. Auf eine Quartiersuche von Tieren, die nicht ins UG einfliegen, wurde 

aus Zeitgründen verzichtet, da sie für die Planung nicht bedeutend sind. 
 

3.2 Methode  
 
3.2.1 Erfassungsmethode 

 
Die Freilandarbeiten wurden von M.Sc. Biol. Kerstin Frey durchgeführt. 

Zur Untersuchung der Fledermausfauna wurden im Bereich des potenziellen Windkraftstandortes 

"Varel-Süd" insgesamt 19 Begehungen verteilt auf die Monate April bis Mitte Oktober 2013 

vorgenommen. (nach RAHMEL et al. 2004, NLT 2011). 

Für die Fahrraderfassung wurden während der Hellphase (ab Ende September) zusätzlich zur 

visuellen Beobachtung ein Fernglas und ein Fledermaus-Detektor des Typs Pettersson D-240x 

(Mischer + Zeitdehner) eingesetzt. Während der Dunkelphase kam der o.g. Fledermausdetektor in 

Verbindung mit einem Handscheinwerfer zum Einsatz. Des Weiteren wurde zusätzlich ein Avisoft 

Ultrasoundgate 116hn bzw. Elekon Batlogger M (ab Mitte Mai) mitgeführt, welche die Möglichkeit 

bieten, Fledermausrufe in Realzeit aufzunehmen sowie diese mit GPS Daten zu koppeln. Dies hat den 

Vorteil, dass eine Nachbestimmung fraglicher Fledermauskontakte möglich ist und eine 

Dokumentation auch der im Freiland erhobenen Detektordaten gewährleistet ist.  

Das UG wurde in der Nacht per Fahrrad flächendeckend befahren. Dabei wurde das 

Untersuchungsgebiet unter für Fledermäuse möglichst optimalen Witterungsbedingungen jeweils 
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systematisch während der Nacht abgefahren. Es wurde darauf geachtet, dass möglichst alle 

Teilstrecken bei den verschiedenen Begehungsterminen abends, nachts und ggf. in den 

Morgenstunden aufgesucht wurden. Die mit dem Fahrrad beprobten Wege sind Karte 4 (s. Anhang) zu 

entnehmen. 

Tab. 1: Begehungstermine mit Witterungsbedingungen im Untersuchungsgebiet 
(Detektorbegehungen 2013) 

Monat Datum Witterungsbedingungen (Temp. bei SU) 
April 16.4. 12°C, mäßiger Wind, bewölkt 

 23.4. 9°C, leichter-mittlerer Wind, Schleierwolken, später 4°C 
Mai 7.5. 13°C, mittlerer Wind, bewölkt, kurz vor Beginn der 

Kartierung starker Regenschauer, zwischendurch 
Nieselregen (10 Min.) 

 19.5. 11°C, leichter Wind, bewölkt und diesig 
 30.5. 14°C, mäßiger Wind, bewölkt 

Juni 11.6. 11°C, leichter Wind, klar 
 30.6. 15°C, leichter Wind, bewölkt 

Juli 22.7. 21°C, leichter Wind, teilweise bewölkt 
August 1.8. 24°C, leichter Wind, klar 

 9.8. 19°C, leichter Wind, bewölkt 
 15.8. 16°C, leichter Wind, teilweise bewölkt 
 21.8. 16°C, leichter Wind, teilweise bewölkt 
 26.8. 17°C, leichter Wind, klar, später 7°C 

September 3.9. 17°C, leichter Wind, bewölkt 
 9.9. 12°C, leichter Wind, bewölkt, später klar,  zu Beginn leichter 

Regen, ab 4:30 Uhr Regen 
 21.9. 16°C, leichter-mittlerer Wind, bewölkt 
 26.9. 10°C, leichter Wind, bewölkt, später klar, später 5°C 

Oktober 2.10. 9°C, mittlerer-stärkerer Wind, klar, später 5°C 
 8.10. 14°C, leichter Wind, bewölkt 

 Legende: SU = Sonnenuntergang 

 

An den meisten Terminen wurde das UG von Sonnenuntergang bis ca. 5 Uhr morgens untersucht, an 

anderen Terminen, vor allem April/Anfang Mai und im September, wurde nur die erste Nachthälfte 

begangen, beginnend etwa bei Sonnenuntergang. Ab den letzten Septemberterminen wurde schon ca. 

3 Stunden vor Sonnenuntergang begonnen, da aus dieser Jahreszeit bekannt ist, dass Abendsegler 

bereits während der Nachmittagsstunden jagen. 

 

Es mussten mehrere Begehungen unter nicht optimalen Witterungsbedingungen (zu kühl) stattfinden, 

da das Wetter keine Besserung in der nahen Zukunft zeigte. Insbesondere das Frühjahr war bis in den 

Juni hinein deutlich zu kühl. Andererseits spiegeln die Begehungen damit die tatsächlich vorhandenen 

verschiedenen Witterungsbedingungen im Verlauf der Saison wieder (s. Tab.1). 

 

Neben dem Detektor wurden automatische Ultraschall-Aufzeichnungsgeräte (“Horchkisten“) 

eingesetzt, um die Aktivität am potentiellen Standort kontinuierlich über die ganze Nacht zu messen. 
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Diese Horchkisten (automatische Erfassungsanlagen) bestehen aus einem Detektor (Ciel-electronique 

CDP 102 R3 - 2-Kanal-Mischersystem), welcher auf zwei Kanälen unterschiedliche Frequenzen 

abtasten kann, und einem MP3-Player mit Zeitstempel (TrekStore i.Beat organic 2.0). Eine solche 

Horchkiste empfängt während der gesamten Aufstellungszeit einer Nacht alle Ultraschalllaute im 

eingestellten Frequenzfenster. Eine sichere Artbestimmung anhand der aufgezeichneten Laute ist nur 

in wenigen Fällen möglich (z.B. Großer Abendsegler und Breitflügelfledermaus, Zwerg- und 

Rauhautfledermaus), doch erlaubt der Einsatz dieser Geräte die Ermittlung von Flug- oder 

Aktivitätsdichten. Bei der Auswertung wird neben der reinen Zählung der Lautsequenzen noch notiert, 

ob es sich um lange Sequenzen handelt, feeding-buzzes (Hinweis bzw. Beleg für Jagdflug) enthalten 

sind und ob mehrere Individuen gleichzeitig flogen. 

 

In allen Erfassungsnächten wurden jeweils sechs Horchkisten (HK) in der Windparkpotenzialfläche 
aufgestellt. Eine kontinuierliche “Überwachung“ mit Horchkisten erhöht gegenüber einer 
stichprobenartigen Begehung mit dem Detektor die Wahrscheinlichkeit, eine unregelmäßig über die 
Nacht verteilte Rufaktivität und entsprechende Flugaktivität zu erfassen. Die Standorte der Horchkisten 
sind in der Karte 4 dargestellt. 

 

Neben den Detektorbegehungen und den Horchkisten wurde zusätzlich von Mitte April bis Mitte 

Oktober ein Titley AnaBat-System zur automatischen Langzeiterfassung eingesetzt, welches 

durchgängig Fledermausaktivitäten aufzeichnete. Das Anabat-Gerät wurde am 28.4.2013  im Garten 

von Herrn Fangmann, wohnhaft im Behntweg 2, installiert (Abb. 1). Der Standort des AnaBat-Gerätes 

befindet sich im nördlichen Bereich des UG (siehe Karte 4).  

 

 
Abb. 1: Standort des AnaBat-Gerätes im UG „Varel-Süd“. 
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Um das AnaBat-Gerät vor Witterung zu schützen, wurde es in einem Vogelkasten aufbewahrt, in dem 

im Boden eine Öffnung für das Mikrofon eingelassen war. Unterhalb des Bodens war eine ca. 

20x25 cm große, kunststoffbeschichtete Pressholzplatte als Reflektor angebracht, um seitlich bzw. von 

oben auftreffende Ultraschalllaute zum Mikrofon zu leiten. Das Vogelhaus wurde im südlichen Bereich 

des Gartens an einem Pfahl befestigt, die Ausrichtung erfolgte in südliche Richtung. In regelmäßigen 

Abständen wurden die Speicherkarte und der Blockakku getauscht. Der Abbau des AnaBat-Gerätes 

erfolgte am 18.10.2013. 

 

Die Auswertung der Daten erfolgte mit der dazu gehörigen Auswertesoftware AnaLookW. Diese 

kontinuierliche Erfassung der Fledermausaktivität an einem Standort ermöglicht es, die Ergebnisse der 

stichprobenartigen Begehung besser zu beurteilen. 

 

Die akustische Artbestimmung erfolgte nach den arttypischen Ultraschall-Ortungsrufen der 

Fledermäuse (AHLÉN 1990a, b; LIMPENS & ROSCHEN 1994, SKIBA 2009). In wenigen Fällen konnten die 

Tiere mit dem Detektor nur bis zur Gattung bestimmt werden (Bartfledermäuse, Langohren). Die 

Detektor-Fahrradmethode bietet den Vorteil, qualitativ gute Aussagen über die Verteilung 

verschiedener Fledermausarten in größeren Gebieten zu erhalten. Schwerpunkt der vorliegenden 

Erfassung war es, das für die Eingriffsbewertung von Windkraftanlagen relevante Artenspektrum, 

Flugstraßen, Jagdgebiete und ggf. auch Quartiere zu ermitteln. Letzteres konnte wegen des dafür 

notwendigen relativ hohen Zeitaufwandes in den frühen Morgenstunden und der begrenzten Zahl 

kompletter Erfassungsnächte nur eingeschränkt erfolgen. Auch war dies nicht Schwerpunkt der 

Untersuchung. Im August/September wurde das Gebiet aber nach balzenden Tieren (Zwerg-, 

Rauhautfledermaus, Abendseglerarten) abgesucht. 

 

Bei den Detektor-Begehungen wurde bei allen Beobachtungen von Fledermäusen versucht, deren 

Verhalten nach "Flug auf einer Flugstraße" oder "Jagdflug" zu unterscheiden. Für die Bewertung der 

Beobachtungen (Kap. 5) wurden folgende Kriterien herangezogen: 

 

 Funktionselement Flugstraße: An mindestens zwei Begehungsterminen oder unterschiedlichen 

Nachtzeiten bzw. Dämmerungsphasen Beobachtung von mindestens zwei Tieren, die zielgerichtet 

und ohne Jagdverhalten vorbei fliegen. 

 Funktionsraum Jagdgebiet: Als Jagdgebiet gilt jede Fläche, in dem eine Fledermaus eindeutig im 

Jagdflug beobachtet wurde. 

 

3.2.2 Bewertungsverfahren 

 
Für die Bewertung von Landschaftsausschnitten mit Hilfe fledermauskundlicher Daten gibt es bisher 

keine standardisierten Bewertungsverfahren. Das hier angewendete Verfahren für die Linientransekt- 
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und Horchkistenerfassung basiert darauf, die Zahl von Fledermauskontakten im Detektor für 

ausgewählte Arten zu summieren und durch die Zahl der Beobachtungsstunden zu teilen. Hieraus 

ergibt sich ein Index. Dieser Index wird ins Verhältnis zu Erfahrungswerten von 

Begegnungshäufigkeiten mit Fledermäusen in norddeutschen Landschaften gesetzt. Nach diesen 

Erfahrungswerten sind die nachfolgenden Wertstufen und dazugehörige Schwellenwerte definiert: 

 
Fledermauskontakt  
bei Detektorerfassung der 
Zielarten 

Aktivitätsindex 
bezogen auf h 

Wertstufe 

im Schnitt alle 10 Minuten > 5,9 sehr hohe Fledermaus-Aktivität/Bedeutung 
im Schnitt alle 15 Minuten 3,6-5,9 hohe Fledermaus-Aktivität/Bedeutung 
im Schnitt alle 20 Minuten 2,6-3,5 mittlere Fledermaus-Aktivität/Bedeutung 

im Schnitt alle 30 Minuten 1,6-2,5 geringe bis mittlere Fledermaus-
Aktivität/Bedeutung 

im Schnitt alle 60 Minuten < 1,6 geringe Fledermaus-Aktivität/Bedeutung 
 
In die Bewertung fließen zudem die Kriterien „Gefährdung“ und die Verteilung der Arten im 

Untersuchungsgebiet ein. Aus der nachgewiesenen Verteilung der Arten im Raum werden 

Funktionsräume abgeleitet. 

Als Definition für die Funktionsräume unterschiedlicher Bedeutung werden folgende Definitionen 

zugrunde gelegt: 

Funktionsraum hoher Bedeutung 
 Quartiere aller Arten, gleich welcher Funktion. 

 Gebiete mit vermuteten oder nicht genau zu lokalisierenden Quartieren. 

 Alle essentiellen Habitate: regelmäßig genutzte Flugstraßen und Jagdgebiete von Arten mit hohem 

Gefährdungsstatus [stark gefährdet] in Deutschland oder Niedersachsen. 

 Flugstraßen mit hoher bis sehr hoher Fledermaus-Aktivität. 

 Jagdhabitate, unabhängig vom Gefährdungsgrad der Arten, mit hoher oder sehr hoher Fledermaus-

Aktivität. 

Funktionsraum mittlere Bedeutung 
 Flugstraßen mit mittlerer Fledermaus-Aktivität oder wenigen Beobachtungen einer Art mit 

besonders hohem Gefährdungsstatus (s.o.). 

 Jagdgebiete, unabhängig vom Gefährdungsgrad der Arten, mit mittlerer Fledermaus-Aktivität oder 

wenigen Beobachtungen einer Art mit besonders hohem Gefährdungsstatus (s.o.). 

Funktionsraum geringer Bedeutung 
 Flugstraßen mit geringer Fledermaus-Aktivität oder vereinzelte Beobachtungen einer Art mit hohem 

Gefährdungsstatus (s.o.). 

 Jagdgebiete mit geringer Fledermaus-Aktivität oder vereinzelte Beobachtungen einer Art mit hohem 

Gefährdungsstatus (s.o.). 
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4. ERGEBNISSE 
 

4.1 Übersicht 
 
Insgesamt konnten im UG fünf Fledermausarten plus die beiden Artengruppen Bartfledermaus und 

Langohr, die mit Hilfe von Detektoren nicht weiter differenziert werden können, sicher nachgewiesen 

werden (vgl. Tab. 2). Dabei dominierten vor allem diese Arten das Bild: Breitflügelfledermaus, Großer 

Abendsegler und Rauhautfledermaus.  

 

Tab. 2: Im UG vorkommende Arten und ihr Gefährdungsstatus nach den Roten Listen 
Niedersachsens (NLWKN in Vorb.) und Deutschlands (MEINIG et al. 2009). 

Art Nachweisstatus Rote Liste 
Nds. 

Rote Liste 
Deutschland 

Großer Abendsegler (Nyctalus noctula) Detektor, Sicht 3  V 
Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) Detektor, Sicht 2 G 
Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) Detektor, Sicht - - 
Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) Detektor, Sicht R - 
Wasserfledermaus (Myotis daubentonii) Detektor, Sicht V - 
Bartfledermaus spec. (Myotis 
mystacinus/brandtii)1 

Detektor, Sicht D/3 V/V 

Langohr spec. (Plecotus auritus/austriacus) 1 Detektor, Sicht V/R V/2 
 
Legende:  2 = stark gefährdet 3 = gefährdet V = Arten der Vorwarnliste  
 G = Gefährdung anzunehmen, Status aber unbekannt R = Art mit eingeschränktem 
Verbreitungsgebiet 
1) Die Geschwisterarten M. mystacinus & M. brandtii und Plecotus auritus/austriacus können aufgrund ähnlicher 
Rufcharakteristika im Freiland bisher nicht sicher unterscheiden werden.  
 

Die meisten Fledermausarten stehen immer noch auf der Roten Liste Niedersachsens (NLWKN in 

Vorb.). Zwar hat es seit Beginn der 1990er Jahre Zunahmen der Bestände z.B. bei Mausohr, Wasser- 

und Zwergfledermaus gegeben, doch stehen, ausgenommen Wasser- und Zwergfledermaus, 

weiterhin fast alle heimischen Arten auch auf der Roten Liste Niedersachsens bzw. Deutschlands, 

wobei einige Arten in niedrigere Gefährdungskategorien eingestuft wurden (MEINIG et al. 2009, 

NLWKN in Vorb.). Alle Fledermausarten zählen in Deutschland nach §1 BArtSchV zu den besonders 

geschützten Arten und aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum Anhang IV der FFH-RL zu den streng 

geschützten Arten nach § 7 (2) Nr. 14 BNatSchG. Von den im UG gefundenen fünf Arten werden 

mindestens drei in der Roten Liste in der Kategorie „gefährdet” aufgeführt (vgl. Tab. 2). Allerdings 

lassen die unzureichenden und lückenhaften Grundlagenkenntnisse über Vorkommen und Häufigkeit 

von Fledermausarten in den einzelnen Regionen die Rote Liste eher als groben Hinweis über den 

Kenntnisstand der jeweiligen Fledermausfauna erscheinen, denn als deren reale 

Gefährdungseinschätzung (vgl. LIMPENS & ROSCHEN 1996). So haben neue Erkenntnisse über 

Bestandsveränderungen und Verbreitung auf Bundesebene und in Niedersachsen zu Rückstufungen 

einiger Arten geführt (MEINIG et al. 2009, NLWKN in Vorb.). Allerdings ist die neue bundesweite 

Einstufung nicht in jeder Hinsicht fachlich nachvollziehbar. So ist die Einstufung der 
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Fransenfledermaus als nicht gefährdet fachlich nicht haltbar, auch die Einstufung der Nymphen-, der 

Bechstein- und der Rauhautfledermaus lassen sich fachlich nicht begründen. Daher ist die aktuelle 

Rote Liste aus Sicht des Gutachters mit Vorsicht zu behandeln. 

 

4.2 Beobachtungshäufigkeiten und Raumnutzung 
 
Anders als z.B. bei avifaunistischen Untersuchungen sind die Beobachtungszahlen bei 

Bestandsaufnahmen von Fledermäusen nicht als absolute Häufigkeiten anzusehen. Die Daten werden 

als “Beobachtungshäufigkeiten” angegeben; der Begriff “Aktivitätsdichte” soll hier vermieden werden, 

da er methodisch bedingt problematisch ist (unterschiedliche Begehungshäufigkeit und 

unterschiedliche Verweildauer pro Begehung, vgl. auch LIMPENS & ROSCHEN 1996). Alle 

Fledermausbeobachtungen sind deshalb ein relatives Maß und als Mindestanzahl zu werten. 

 
Tab. 3: Beobachtungshäufigkeit und jahreszeitliches Vorkommen der nachgewiesenen Arten 

(Detektornachweise)  
(Nn = Nyctalus noctula/Großer Abendsegler, Es = Eptesicus serotinus/Breitflügelfledermaus, Pn = 

Pipistrellus nathusii/Rauhautfledermaus, Pp = P. pipistrellus/Zwergfledermaus, Mdau = M. 

daubentonii/Wasserfledermaus, Mmb = M. mystacinus/brandtii/ Bartfledermaus spec., Plec = Plecotus 

spec./Langohr spec., Ms = Myotis spec.). 

 
Frühjahrsbefunde    
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 
planungsrelevanter Arten 

Feldbefunde  
sonstige Arten 

16.4. 4 12 3,0 2 Nn, 2 Es, 8 Pn 2 Mdau 
23.4. 4 1 0,3 1 Pp  
7.5. 4 25 6,3 3 Nn, 22 Es 4 Plec 
19.5. 6 69 11,5 28 Nn, 35 Es, 4 Pn, 2 Pp  1 Mmb 

Frühjahresindex      5,3   
    Sommerbefunde    
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 
planungsrelevanter Arten 

Feldbefunde  
sonstige Arten 

30.5. 5 56 11,2 16 Nn, 37 Es, 1 Pn, 2 Pp  1 Mmb, 1 Plec 
11.6. 5 53 10,6 9 Nn, 34 Es, 5 Pn, 5 Pp  2 Mmb, 1 Plec 
30.6. 5 25 5,0 9 Nn, 12 Es, 1 Pn, 3 Pp   
22.7. 5 31 6,2 8 Nn, 19 Es, 2 Pn, 2 Pp  

Sommerindex      8,3   
      Spätsommer/ 

Herbstbefunde 
   

Datum Σ  
Std. 

Σ  
Rufe 

Index  
Rufe / h 

Feldbefunde 
planungsrelevanter Arten 

Feldbefunde  
sonstige Arten 

1.8. 4 26 6,5 5 Nn, 12 Es, 9 Pp 3 Mmb 
9.8. 4 14 3,5 1 Nn, 12 Es, 1 Pp 2 Mmb 
15.8. 6 32 5,3 11 Nn, 19 Es, 2 Pp 2 Ms 
21.8. 6 37 6,2 16 Nn, 17 Es, 3 Pn, 1 Pp  1 Ms, 1 Plec 
26.8 6 33 5,5 4 Nn, 23 Es, 2 Pn, 4 Pp  2 Ms 
3.9. 4 41 10,3 18 Nn, 22 Es, 1 Pn 1 Ms, 1 Plec 
9.9. 6 23 3,8 8 Nn, 14 Es, 1 Pp  
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21.9.* 3 55 18,3 21 Nn, 24 Es, 10 Pn 1 Plec 
26.9.* 3 17 5,7 13 Nn, 1 Pn, 3 Pp 3 Plec 
2.10.* 3 21 7,0 9 Nn, 1 Es, 10 Pn, 1 Pp  2 Plec 
8.10.* 3 37 12,3 12 Nn, 22 Es, 3 Pn 1 Plec 

Herbstindex       7,7   
* = die Stunden zählen mit dem Auftauchen bzw. dem erwarteten Auftauchen der ersten Abendsegler 
 
Von den Arten und Artengruppen wurden insgesamt 640 Beobachtungen registriert (Tab. 3 + Anhang 

I). Mit 327 Kontakten war die Breitflügelfledermaus die am häufigsten angetroffene Art, gefolgt von 

dem Großen Abendsegler (193 Kontakten). In weitem Abstand folgten die Rauhautfledermaus (51 

Kontakte) und die Zwergfledermaus (37 Kontakte). Seltener, aber regelmäßig angetroffen wurde das 

Langohr spec. (15 Kontakte) und die Bartfledermaus spec. (9 Kontakte). Die Wasserfledermaus wurde 

mit 2 Kontakten nachgewiesen. 

 

Nachfolgend werden die jahreszeitliche Verteilung der Arten und ihre Raumnutzung gemeinsam 

dargestellt (siehe auch Karten 1-3). 
 

Der Große Abendsegler (im Folgenden nur Abendsegler genannt) ist die zweithäufigste beobachtete 

Art im UG. Im Frühjahr (Karte 1) wurden Abendsegler nur relativ selten festgestellt (Tab. 3), ab der 

letzten Frühjahrs-Begehung (19.5.) und im Sommer dagegen regelmäßig (Karte 2). Die 

Beobachtungen konzentrierten sich in beiden Jahreszeiten auf den Norden und Osten des UG im 

Bereich Wilhelmshavener Straße/An der Wapel sowie der Oldenburger Straße, im Sommer des 

Weiteren in der Neuenweger Straße. Im Süden und Westen wurden Abendsegler nur selten 

angetroffen. Im Spätsommer/Herbst hingegen, wo Abendsegler ebenfalls regelmäßig erfasst wurden,  

verteilte sich die Vielzahl an Beobachtungen auf das gesamte UG mit kleinen Schwerpunkten im 

östlichen Bereich des UG, vor allem entlang der Wilhelsmhavener Straße/An der Wapel. Im 

Spätsommer/Herbst schwankte die Aktivität der Abendsegler zwischen hohen Kontaktzahlen (~ 20 

Kontakte am 3. und 21.9.) und recht niedrigen Kontaktzahlen (≤ 5 Kontakte Anfang August, 26.8.). Die 

Mitte August sowie Anfang und Mitte September auftretenden Maxima deuten auf ein Zugereignis 

zusätzlich zu einer Lokalpopulation  hin. Im Gegensatz zum Frühjahr und Sommer wurden 

Abendsegler im Spätsommer/Herbst auch regelmäßig in offenen Bereichen angetroffen. 

 

Die Breitflügelfledermaus ist die bei weitem am häufigsten beobachtete Art im UG. Mit Ausnahme 

der ersten Frühlings-Hälfte und zwei Terminen Ende September/Anfang Oktober (26.9. und 2.10.) 

wurde die Breitflügelfledermaus mit relativ hohen Beobachtungszahlen über die komplette Saison im 

Gebiet nachgewiesen. Hierbei wurden die mit Hecken und Bäumen gesäumten Wege bevorzugt 

bejagt.  Im Frühjahr konzentrierten sich die Tiere vornehmlich auf die Bereiche „Koppelberg“ im Süden 

und entlang der Straße An der Wapel im Osten. Im Sommer wurden zusätzlich in den Bereichen 

„Friesenberg“ im Nordwesten, Erlenweg im Südosten sowie im Bereich Oldenburger Straße und 

Neuenweger Straße regelmäßig Breitflügelfledermäuse angetroffen. Im Herbst verteilten sich die 

Beobachtungen auf das gesamte UG, ein Schwerpunkt war wiederum der Bereich „Friesenberg“ und 
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die Neuenweger Straße, zusätzlich wurden regelmäßig Breitflügelfledermäuse im Mitteldörper Weg im 

Süden angetroffen. Die Breitflügelfledermaus war über die gesamte Saison die häufigste gefundene 

Art im UG, was auf Wochenstuben im Umfeld schließen lässt. Allerdings konnten im näheren Umfeld 

des UG keine Quartiere gefunden werden. 

 

Die Rauhautfledermaus ist im UG die dritthäufigste Art, die während der Saison unregelmäßig und 

größtenteils mit wenig Kontakten auftrat. Im Frühjahr wurden Rauhautfledermäuse vornehmlich im 

Osten (entlang der Oldenburger Straße (K340) und in der Straße An der Wapel) erfasst, im Sommer 

im Osten (Neuenweger Straße, An der Wapel) sowie im Nordwesten im Bereich „Friesenberg“. Im 

Spätsommer/Herbst traten Rauhautfledermäuse vereinzelt, aber flächendeckend auf, mit einem 

leichten Schwerpunkt im Norden („Friesenberg“) sowie im Osten entlang der Oldenburger Straße 

(K340) und der Wilhelmshavener Straße (K130/L825). Die Aktivitätsmaxima Ende September und 

Anfang Oktober deuten auf durchziehende Tiere hin. 

 

Die Zwergfledermaus, die in Deutschland zu den häufigsten Fledermausarten zählt, kommt im UG 

nur relativ selten vor. Allerdings wird sie in Nordniedersachsen in weiten Teilen von der 

Rauhautfledermaus ersetzt. Die Zwergfledermaus wurde die gesamte Saison über größtenteils mit nur 

wenigen Kontakten festgestellt. Die Nachweise konzentrieren sich auf den nördlichen und östlichen 

Bereich des UG.  

 

Neben den bislang hier behandelten und für Windkraft relevanten Arten (siehe Kap. 2) wurden noch 

vereinzelte Nachweise von Langohren, Bart- und Wasserfledermäusen erbracht. Bartfledermäuse 

wurden vor allem im nord-östlichen Bereich (Oldenburger Straße (K340)/Wilhelmshavener Straße 

(K130/L825) und den von diesen Hauptstraßen in nord-östliche Richtung abgehenden Nebenstraßen) 

erfasst. Langohren wurden die gesamte Saison über regelmäßig mit wenigen Kontakten gefunden. 

Der Vorkommensschwerpunkt lag am Wiesenweg im Nordwesten sowie im Osten des UG. 

Wasserfledermäuse wurden ausschließlich an einem Termin (16.4.) im Osten am Übergang 

Pumpgraben Neudorf/Neudorfer Hauptpumpgraben erfasst. Neben den sicher bestimmten 

Arten/Artengruppen (Bartfledermäuse und Langohren) konnten vereinzelt Tiere nicht näher bestimmt 

werden (Myotis spec. bzw. Fledermaus).  

 

Für eine Bewertung des gesamten Untersuchungsgebietes wird ein Verfahren angewendet, das mit 

Indices aus der Gesamtnachweishäufigkeit bzw. einer Nachweishäufigkeit während verschiedener 

Jahreszeiten operiert (s.o.) und dabei sowohl die Zahl an Fledermauskontakten als auch die Anzahl an 

Beobachtungsstunden berücksichtigt. Diese Indices erlauben die Einschätzung der Ergebnisse der 

Horchkistendaten (s.u.) im Vergleich mit den Detektordaten. Der Index ergibt sich dabei aus der 

Summe der Kontakte der vier Zielarten Abendsegler, Breitflügel-, Rauhaut- und Zwergfledermaus 

geteilt durch die Summe der Beobachtungsstunden, in der Fledermausaktivität nachweisbar gewesen 

wäre. Die Fledermausaktivität im Gebiet wird überwiegend von der Breitflügelfledermaus und von 
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Abendseglern bestimmt, während die Rauhautfledermaus erstaunlich selten war. Allerdings ist bei der 

Rauhautfledermaus, wie beim Abendsegler, von im Herbst durchziehenden Tieren auszugehen.  

 

Betrachtet man die drei Perioden, so zeigt der Gesamtindex für jede einzelne Jahreszeit eine hohe bis 

sehr hohe Bedeutung des UG als Ganzes. Im Frühjahr wurde schon eine hohe Aktivität der 

eingriffsrelevanten Arten (insbesondere Abendsegler und Breitflügelfledermaus) festgestellt. 

Insgesamt orientierten sich die Fledermäuse im Frühjahr an dörflichen Strukturen während offene 

Flächen nicht bejagt wurden. Im Sommer fand man die höchsten Aktivitäten. Im Spätsommer/Herbst 

lag der Index mit leichten Abstrichen ebenfalls auf einem sehr hohen Niveau. Während auch im 

Sommer eher  an Hecken gejagt wurde, aber auch Tiere im Offenen angetroffen wurden, verteilt sich 

die Fledermausaktivität ab Spätsommer nahezu im gesamten UG. Im Einzelnen liegt die 

Fledermausaktivität bei den Begehungen fast immer bei hoher oder sehr hoher Bedeutung. Lediglich 

an zwei Terminen (16.4. und 9.8.) lag die Bedeutung auf einem mittleren Niveau und an einem Termin 

(23.4.) auf einem geringen Niveau.  

 

Die hohe Bedeutung des Gesamt-UG spiegelt sich nicht ganz in den Daten der Horchkisten wieder, 

auf denen in allen drei Perioden eine z.T. deutlich niedrigere Aktivität nachgewiesen wurde. Hier sei 

darauf hingewiesen, dass die Begehungen zeigen, dass die hohe Bedeutung des Gesamtgebietes auf 

der Aktivität entlang der mit Hecken/Bäumen gesäumten Wege beruht. 

 

4.3 Ergebnisse der Horchkisten 
 
Aus den Untersuchungen mit Horchkisten innerhalb der überplanten Flächen ergeben sich folgende 

Befunde (zu den Aufstellorten der Horchkisten siehe Karte 4). Dabei muss betont werden, dass die 

Aufstellorte der Horchkisten-Standorte zwischen den Terminen leicht variieren können, was auch an 

entsprechender Stelle vermerkt ist. Grund hierfür ist die Beweidung von Flächen. 

 

Horchkisten-Standort 1 

HK-Standort 1 befand sich am westlichsten Zipfel der Potenzialfläche. Die HK wurde in der Nähe der 

nördlich verlaufenden Wapel am Rande einer Wiese platziert. 

 

Tab. 4: Ergebnisse des Horchkisten-Standortes 1: 

Frühjahresbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

16.4. 4,5 0 0 o.B. 
23.4. 4,5 0 0 o.B. 
7.5. 4,75 1 0,2 1 Rufsequenz Zwergfledermaus 
19.5. 8 3 0,4 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 2 Rufsequenzen 

Rauhautfledermaus 
Frühjahresindex 0,2  
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Sommerbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

30.5. 7,25 3 0,4 3 Rufsequenzen Abendsegler 
11.6. 7 4 0,6 3 Rufsequenzen Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz 

Rauhautfledermaus 
30.6. 7 4 0,6 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz 

Rauhautfledermaus, 2 Rufsequenzen Zwergfledermaus 
22.7. 8 212 26,5 4 Rufsequenzen Abendsegler, 12 Rufsequenzen 

Breitflügelfledermaus, 193 Rufsequenzen Rauhautfledermaus, 3 
Rufsequenzen Zwergfledermaus 

Sommerindex 7,0  
 Spätsommer- und Zugzeitbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ 

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

1.8. 4,5 32 7,1 1 Rufsequenz Abendsegler, 11 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Nyctaloid, 16 Rufsequenzen 
Rauhautfledermaus, 3 Rufsequenzen Zwergfledermaus 

9.8. 4,5 8 1,8 2 Rufsequenzen Abendsegler, 4 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

15.8. 9,3 21 2,3 8 Rufsequenzen Abendsegler, 7 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 6 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

21.8. 9,5 26 2,7 4 Rufsequenzen Abendsegler, 7 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 15 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

26.8. 10 58 5,8 10 Rufsequenzen Abendsegler, 4 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Nyctaloid, 41 Rufsequenzen 
Rauhautfledermaus, 2 Rufsequenzen Zwergfledermaus 

3.9. 4,5 156 34,7 45 Rufsequenzen Abendsegler, 9 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 102 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

9.9. 10 10 1,0 3 Rufsequenzen Abendsegler, 2 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 5 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

21.9. * 4 115 28,8 
 

16 Rufsequenzen Abendsegler, 18 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Nyctaloid, 78 Rufsequenzen 
Rauhautfledermaus, 2 Rufsequenzen Zwergfledermaus 

26.9. * 4 0 0 o.B. 
2.10. * 3 4 1,3 4 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
8.10. * 3 4 1,3 1 Rufsequenz Abendsegler, 3 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

Herbstindex 7,9  
* = ab dem Erscheinen des ersten Abendseglers gerechnet 

 

Dieser Standort zeigt starke Schwankungen in der Aktivität, im Frühjahr und den Großteils des 

Sommers lag sie auf einem geringen Niveau. Erst Ende Juli steigt die Aktivität auf ein sehr hohes 

Niveau an, das allerdings nur bis Anfang August anhält, anschließend jedoch wieder stark abfällt. Erst 

Ende August erreicht die Aktivität erneut ein hohes bis sehr hohes Level, das (mit Ausnahme des 9.9.) 

bis zum 21.9. anhält und zum Ende der Saison wieder auf ein geringes Niveau absinkt. Ab Mitte Mai 

waren Abendsegler, Breitflügel- und Rauhautfledermäuse regelmäßig, aber in unterschiedlicher 

Intensität an diesem Standort aktiv. Die dominierende Art ist, im Gegensatz zu den anderen 

Standorten, die Rauhautfledermaus. Zwergfledermäuse wurden unregelmäßig und mit jeweils wenig 

Kontakten erfasst. Das vermehrte Auftreten von Rauhautfledermäusen Ende August und Anfang/Mitte 
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September sowie von Abendseglern Anfang September deuten ggf. auf ein Zugereignis dieser beiden 

Arten hin. 

 
Horchkisten-Standort 2 

HK 2 wurde auf einer Wiese aufgestellt, die südlich der unteren Biegung der Wapel innerhalb der 

Potenzialfläche liegt. Die HK wurde an der nördlichsten, kleinen Baumreihe auf der Wiese platziert. Im 

Laufe der Saison musste die HK an einigen Terminen aufgrund der Beweidung auf die westlich 

gelegene Nachbarwiese verschoben werden. 

 

Tab. 5: Ergebnisse des Horchkisten-Standortes 2  

Frühjahresbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

16.4. 4,5 2 0,4 2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
23.4. 4,5 0 0 o.B. 
7.5. 4,75 10 2,1 2 Rufsequenzen Abendsegler, 6 Rufsequenzen 

Rauhautfledermaus, 2 Rufsequenzen Zwergfledermaus 
19.5. 8 7 0,9 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 6 Rufsequenzen 

Rauhautfledermaus 
Frühjahresindex 0,9  
 Sommerbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

30.5. 7,25 5 0,7 1 Rufsequenz Abendsegler, 2 Rufsequenzen Breitflügelfledermaus, 
2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

11.6. 7 1 0,1 1 Rufsequenz Abendsegler 
30.6. 7 0 0 o.B. 
22.7. 8 47 5,9 3 Rufsequenzen Abendsegler, 35 Rufsequenzen 

Breitflügelfledermaus, 6 Rufsequenzen Rauhautfledermaus, 3 
Rufsequenzen Zwergfledermaus 

Sommerindex 1,7  
 Spätsommer- und Zugzeitbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ 

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

1.8. 4,5 27 6,0 9 Rufsequenzen Abendsegler, 17 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Zwergfledermaus 

9.8. 4,5 11 2,4 1 Rufsequenz Abendsegler, 8 Rufsequenzen Breitflügelfledermaus, 
1 Rufsequenz Rauhautfledermaus, 1 Rufsequenz 
Zwergfledermaus 

15.8. 9,3 119 12,8 5 Rufsequenzen Abendsegler, 110 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus, 3 
Rufsequenzen Zwergfledermaus 

21.8. 9,5 58 6,1 4 Rufsequenzen Abendsegler, 17 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 37 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

26.8. 10 34 3,4 7 Rufsequenzen Abendsegler, 6 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 17 Rufsequenzen Rauhautfledermaus, 4 
Rufsequenzen Zwergfledermaus 

3.9. 4,5 142 31,6 70 Rufsequenzen Abendsegler, 63 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 9 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

9.9. 10 11 1,1 4 Rufsequenzen Abendsegler, 4 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 3 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
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21.9. * 4 41 10,3 5 Rufsequenzen Abendsegler, 20 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 16 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

26.9. * 4 2 0,5 1 Rufsequenz Abendsegler, 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 
2.10. * 3 0 0 o.B. 
8.10. * 3 8 2,7 2 Rufsequenzen Abendsegler, 2 Rufsequenzen 

Breitflügelfledermaus, 4 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
Herbstindex 7,0  

* = ab dem Erscheinen des ersten Abendseglers gerechnet 

 

HK-Standort 2 zeigt, wie der vorherige Standort, z.T. deutliche Aktivitäts-Schwankungen. Zwar werden 

im Frühjahr und Sommer schon alle vier planungsrelevanten Arten festgestellt, doch lag die Aktivität 

bis Ende Juni auf einem geringen bis gering-mittlerem Niveau. Ende Juli stieg, wie an Standort 1, die 

Aktivität deutlich an, hervorgerufen durch ein erhöhtes Auftreten der Breitflügelfledermaus. Ab Anfang 

August wechselten sich Nächte mit hohen bis sehr hohen Aktivitäten mit Nächten mit geringer-mittlerer 

Aktivität ab. Bis Mitte August dominierte die Breitflügelfledermaus, den Rest des Monats trat vor allem 

die Rauhautfledermaus in den Vordergrund. Anfang September (3.9.) und Mitte September (21.9.) 

erreichte die Aktivität noch einmal ein sehr hohes Niveau, wobei an beiden Terminen 

Breitflügelfledermäuse aktivitätsbestimmend waren. Am 3.9. traten des Weiteren vermehrt 

Abendsegler auf, wie schon am Standort 1 beobachtet werden konnte. Ab Ende September sank die 

Aktivität wieder auf ein mittleres bis geringes Niveau. 

 
Horchkisten-Standort 3 

Dieser Standort ist der südlichste Standort innerhalb der Potenzialfläche. Die HK wurde an den Rand 

eines Grabens platziert. Der Standort, der sich nord-westlich des Modellflugplatzes (an der Spohler 

Straße (L820) gelegen) befindet, ist hauptsächlich im Einflussbereich von Grünflächen umgeben 

gewesen. 

 
Tab. 6: Ergebnisse des Horchkisten-Standortes 3  

Frühjahresbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

16.4. 4 0 0 o.B. 
23.4. 4 0 0 o.B. 
7.5. 4,5 3 0,7 1 Rufsequenz Abendsegler, 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 1 

Rufsequenz Rauhautfledermaus 
19.5. 8 3 0,4 3 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

Frühjahresindex 0,3  
 Sommerbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

30.5. 7,25 4 0,6 1 Rufsequenz Abendsegler, 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 2 
Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

11.6. 7 2 0,3 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz 
Rauhautfledermaus 

30.6. 7 1 0,1 1 Rufsequenz Abendsegler 
22.7. 8 41 5,1 5 Rufsequenzen Abendsegler, 30 Rufsequenzen 
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Breitflügelfledermaus, 6 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
Sommerindex 1,5  
 Spätsommer- und Zugzeitbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ 

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

1.8. 4,25 27 6,4 3 Rufsequenzen Abendsegler, 23 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Zwergfledermaus 

9.8. 4,25 5 1,2 5 Rufsequenzen Breitflügelfledermaus 
15.8. 9,3 19 2,0 7 Rufsequenzen Abendsegler, 9 Rufsequenzen 

Breitflügelfledermaus, 3 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
21.8. 9,5 50 5,3 15 Rufsequenzen Abendsegler, 16 Rufsequenzen 

Breitflügelfledermaus, 18 Rufsequenzen Rauhautfledermaus, 1 
Rufsequenz Zwergfledermaus 

26.8. 10 29 2,9 11 Rufsequenzen Abendsegler, 6 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 12 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

3.9. ° - - - - 
9.9. 10 6 0,6 3 Rufsequenzen Abendsegler, 2 Rufsequenzen 

Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 
21.9. * 4 9 2,3 1 Rufsequenz Abendsegler, 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 7 

Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
26.9. * 4 1 0,3 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 
2.10. * 3 1 0,3 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 
8.10. * 3 1 0,3 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 

Herbstindex 2,2  
* = ab dem Erscheinen des ersten Abendseglers gerechnet  ° = MP3-Player ausgefallen  

 

Hier zeichnet sich für das Frühjahr und den Sommer das gleiche Aktivitätsmuster ab wie an den 

Standorten 1 und 2, jedoch werden an diesem Standort geringere Aktivitäten erreicht als an den 

vorangegangenen. Bis Ende Juni lag die Aktivität hier auf einem geringen Niveau und stieg erst Ende 

Juli auf ein hohes Niveau an. Im August schwankte die Aktivität zwischen geringem bis sehr hohem 

Niveau. Stetig und aktivitätsbestimmend war an diesem Standort die Breitflügelfledermaus, die ab 

Mitte/Ende August vom Abendsegler und der Rauhautfledermaus abgelöst wurde. Ab dem 9.9. sank 

die Aktivität auf ein geringeres Niveau, das bis zum Ende der Saison anhielt. 

 
Horchkisten-Standort 4 

Dieser HK-Standort befindet sich auf derselben Wiese wie Standort 3, die HK wurde weiter nördlich in 

unmittelbarer Nähe der Wapel an einem Graben aufgestellt. 

 
Tab. 7: Ergebnisse des Horchkisten-Standortes 4 

Frühjahresbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

16.4. 4 1 0,3 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus 
23.4. 4 0 0 o.B. 
7.5. 4,5 2 0,4 2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
19.5. 8 3 0,4 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 2 Rufsequenzen 

Rauhautfledermaus 
Frühjahresindex 0,3  
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Sommerbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

30.5. 7,25 5 0,7 3 Rufsequenzen Breitflügelfledermaus, 2 Rufsequenz 
Rauhautfledermaus 

11.6. 7 2 0,3 2 Rufsequenzen Abendsegler 
30.6. 7 0 0 o.B. 
22.7. 8 161 20,1 4 Rufsequenzen Abendsegler, 141 Rufsequenzen 

Breitflügelfledermaus, 13 Rufsequenzen Rauhautfledermaus, 3 
Rufsequenzen Zwergfledermaus 

Sommerindex 5,3  
 Spätsommer- und Zugzeitbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ 

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

1.8. 4,25 34 8,0 2 Rufsequenzen Abendsegler, 31 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 

9.8. 4,25 13 3,1 7 Rufsequenzen Abendsegler, 5 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 

15.8. 9,3 49 5,3 27 Rufsequenzen Abendsegler, 21 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Pipistrellus spec. 

21.8. 9,5 53 5,6 10 Rufsequenzen Abendsegler, 8 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 34 Rufsequenzen Rauhautfledermaus, 1 
Rufsequenz Zwergfledermaus 

26.8. 10 19 1,9 9 Rufsequenzen Abendsegler, 2 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 7 Rufsequenzen Rauhautfledermaus, 1 
Rufsequenz Pipistrellus spec. 

3.9. 4,25 65 15,3 19 Rufsequenzen Abendsegler, 38 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 8 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

9.9 10 8 0,8 1 Rufsequenz Abendsegler, 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 6 
Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

21.9. * 4 40 10,0 7 Rufsequenzen Abendsegler, 17 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 16 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

26.9. * 4 3 0,8 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 2 Rufsequenzen 
Rauhautfledermaus 

2.10. * 3 1 0,3 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 
8.10. * 3 1 0,3 1 Rufsequenz Abendsegler 

Herbstindex 4,7  
* = ab dem Erscheinen des ersten Abendseglers gerechnet 
 

Von April bis Ende Mai wurden an diesem Standort ausschließlich Breitflügel- und 

Rauhautfledermäuse nachgewiesen. Der Abendsegler tritt erstmalig Mitte Juni auf. Wie bereits an den 

vorherigen drei Standorten lag die Aktivität an den ersten sieben Terminen auf einem geringen Niveau 

und erreichte erst im Juli ein sehr hohes Niveau. Die sehr hohe Aktivität Ende Juli und Anfang August 

ist auf die Breitflügelfledermaus zurückzuführen, die an diesem Standort ausgiebig jagte. Im August 

schwankte die Aktivität zwischen geringem bis sehr hohem Niveau. Ab Mitte August traten neben 

Breitflügelfledermäusen auch vermehrt Abendsegler und Rauhautfledermäuse auf. Der September 

zeichnete sich durch Wechsel von sehr hoher Aktivität und geringer Aktivität aus. An den letzten drei 

Terminen lag die Aktivität nur noch auf einem geringen Niveau. 
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Horchkisten-Standort 5 

Dies ist der östlichste Standort der sechs HK. Die HK wurde am Graben einer Wiese, die nordöstlich 

des Modellflugplatzes liegt, aufgestellt. 

 
Tab. 8: Ergebnisse des Horchkisten-Standortes 5 

Frühjahresbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

16.4. 4 3 0,8 1 Rufsequenz Abendsegler, 2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
23.4. 4 0 0 o.B. 
7.5. 4,5 1 0,2 1 Rufsequenz Abendsegler 
19.5. 8 2 0,3 2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

Frühjahresindex 0,3  
 Sommerbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

30.5. 7,25 3 0,4 2 Rufsequenzen Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz 
Rauhautfledermaus 

11.6. 7 0 0 o.B. 
30.6. 7 0 0 o.B. 
22.7. 8 34 4,3 7 Rufsequenzen Abendsegler, 26 Rufsequenzen 

Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 
Sommerindex 1,2  
 Spätsommer- und Zugzeitbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ 

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

1.8. 4,25 21 4,9 5 Rufsequenzen Abendsegler, 15 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 

9.8. 4,25 6 1,4 3 Rufsequenzen Abendsegler, 2 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Zwergfledermaus 

15.8. 9,3 22 2,4 5 Rufsequenzen Abendsegler, 16 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Zwergfledermaus 

21.8. 9,5 42 4,4 8 Rufsequenzen Abendsegler, 3 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 31 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

26.8. 10 18 1,8 6 Rufsequenzen Abendsegler, 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 
11 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

3.9. 4,25 9 2,1 7 Rufsequenzen Abendsegler, 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 
1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 

9.9. 10 8 0,8 3 Rufsequenzen Abendsegler, 3 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus,      2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

21.9. * 4 7 1,8 3 Rufsequenzen Breitflügelfledermaus, 4 Rufsequenzen 
Rauhautfledermaus 

26.9. * 4 3 0,8 1 Rufsequenz Abendsegler, 2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
2.10. * 3 0 0 o.B. 
8.10. * 3 1 0,3 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 

Herbstindex 1,9  
* = ab dem Erscheinen des ersten Abendseglers gerechnet 
 

Die sehr hohen Aktivitäten, die an den Standorten 1-4 gelegentlich vorkamen, konnten an diesem 

Standort nicht nachgewiesen werden. In drei Nächten (22.7., 1.8. und 21.8.) wurde ein hohes 

Aktivitätsniveau erreicht, in den restlichen Nächten lag die Aktivität maximal auf einem geringen-
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mittleren Niveau. Die dominierende Art an diesem Standort war die Breitflügelfledermaus, die vor 

allem am 22.7., 1.8. und 15.8. vermehrt jagte. Rauhautfledermäuse traten regelmäßig, jedoch 

größtenteils nur in geringen Zahlen auf. Lediglich an zwei Terminen Ende August (21.8 und 26.8.) trat 

diese Art vermehrt auf. Abendsegler wurden ab Ende Juli bis Anfang September regelmäßig erfasst, 

jedoch nur in geringen Zahlen. Die Zwergfledermaus trat, wie an den Standorten 3 und 4, nur 

sporadisch auf. 

 

Horchkisten Standort-6 

Dies ist der nördlichste Standort der sechs HK. Die HK wurde süd-westlich des „Pumpgraben Neudorf“ 

und nördlich der Wapel aufgestellt. Der Standort lag ein Stück in einer Wiese hinein, die südlich an ein 

Maisfeld grenzte. 

 
Tab. 9: Ergebnisse des Horchkisten-Standortes 6 

Frühjahresbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

16.4. 4 2 0,5 2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
23.4. 4 0 0 o.B. 
7.5. 4 1 0,3 1 Rufsequenz Abendsegler 
19.5. 8 1 0,1 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus 

Frühjahresindex 0,2  
 Sommerbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ  

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

30.5. 7,25 1 0,1 1 Rufsequenz Abendsegler 
11.6. 7 1 0,1 1 Rufsequenz Abendsegler 
30.6. 7 3 0,4 1 Rufsequenz Abendsegler, 1 Rufsequenz Breitflügelfledermaus, 1 

Rufsequenz Rauhautfledermaus 
22.7. 8 337 42,1 9 Rufsequenzen Abendsegler, 326 Rufsequenzen 

Breitflügelfledermaus, 2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
Sommerindex 10,7  
 Spätsommer- und Zugzeitbefunde 
Datum Σ  

Std. 
Σ 

Rufe 
Index  

Rufe / h 
Feldbefunde 

1.8. 4 156 39,0 6 Rufsequenzen Abendsegler, 149 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Zwergfledermaus 

9.8. 4 9 2,3 2 Rufsequenzen Abendsegler, 7 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus 

15.8. 9 22 2,4 9 Rufsequenzen Abendsegler, 11 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus,  2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

21.8. 9,5 68 7,2 4 Rufsequenzen Abendsegler, 40 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 22 Rufsequenzen Rauhautfledermaus, 2 
Rufsequenzen Zwergfledermaus 

26.8. 10 25 2,5 12 Rufsequenzen Abendsegler, 2 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 11 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

3.9. 4 139 34,8 16 Rufsequenzen Abendsegler, 121 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 1 Rufsequenz Rauhautfledermaus, 1 
Rufsequenz Zwergfledermaus 

9.9. 10 8 0,8 5 Rufsequenzen Abendsegler, 3 Rufsequenzen 
Rauhautfledermaus 
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21.9. * 4 15 3,8 4 Rufsequenzen Abendsegler, 5 Rufsequenzen 
Breitflügelfledermaus, 6 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 

26.9. * 4 1 0,3 1 Rufsequenz Abendsegler 
2.10. * 3 2 0,7 2 Rufsequenzen Rauhautfledermaus 
8.10. *° - - - - 
Herbstindex 9,4  

* = ab dem Erscheinen des ersten Abendseglers gerechnet  ° = MP3-Player ausgefallen 
 

Am sechsten Standort zeigte sich das gleiche Aktivitätsmuster wie an den anderen fünf Standorten. 

Für das Frühjahr und den Sommer, in denen nur vereinzelt Abendsegler, Rauhaut- und 

Breitflügelfledermäuse (erst ab 30.6.) aktiv waren, lag das Aktivitätsniveau auf einem geringen Level. 

Erst im Juli kletterte die Aktivität durch das stark erhöhte Vorkommen von Breitflügelfledermäusen auf 

ein sehr hohes Niveau an. Im August unterlag das Niveau starken Schwankungen, es wurden sowohl 

sehr hohe als auch geringe-mittlere Aktivitäten erreicht. Ein ähnliches Muster zeigte sich ebenfalls im 

September, in denen sich Nächte mit hoher bzw. sehr hoher Aktivität mit Nächten mit geringer Aktivität 

abwechselten. Die mit weitem Abstand am häufigsten angetroffene Art an diesem Standort sowie im 

Vergleich zu den anderen Standorten ist die Breitflügelfledermaus, die ab Ende Juni bis Ende 

September regelmäßig erfasst wurde. Abendsegler und Rauhautfledermäuse waren an diesem 

Standort regelmäßig, aber nur in geringer Dichte aktiv. 

 

Insgesamt ist festzuhalten, dass die durch die Horchkisten erfassten Aktivitäten an allen Standorten 

ein relativ homogenes Bild vermittelten: Im Frühling und im Großteil des Sommers war die Aktivität 

sehr niedrig. Erst ab der dritten Julidekade schnellt die Aktivität auf ein hohes bis sehr hohes Niveau, 

das jedoch im August und September nicht kontinuierlich gehalten wird. Während am 1.8., 21.8., 3.9. 

und 21.9. an den meisten Standorten eine hohe bis sehr hohe Aktivität festgestellt wurde, sank das 

Aktivitätsniveau Mitte und Ende August größtenteils deutlich ab. Am 9.9 kam es zu einem 

Aktivitätseinbruch, an allen sechs Standorten lag nur eine Aktivität von geringer Bedeutung vor. In der 

darauffolgenden Untersuchungsnacht (21.9.) wurde noch einmal an vier Standorten eine hohe bis sehr 

hohe Aktivität festgestellt, in den abschließenden drei Nächten sank die Aktivität auf ein geringes 

Niveau ab (mit Ausnahme von HK2 am 8.10.). 

 

Die vorherrschenden Arten waren die Breitflügelfledermaus, die Rauhautfledermaus und der 

Abendsegler. Diese Arten sind flächendeckend vertreten, wobei sich räumliche Schwerpunkte der 

einzelnen Arten ergaben. Während am HK-Standort 1 die Rauhautfledermaus am häufigsten erfasst 

wurde, war an den anderen fünf Standorten die Breitflügelfledermaus die dominierende Art. Alle drei 

Arten konnten ab Ende Juli  bis zum 21.9. regelmäßig an den HK-Standorten erfasst werden. 

Saisonale Schwerpunkte lassen sich beim Abendsegler und der Rauhautfledermaus feststellen. 

Rauhautfledermäuse treten vermehrt ab dem 21.8. an allen Standorten auf,  an fünf Standorten waren 

Rauhautfledermäuse die dominierende Art in dieser Nacht. Beim Abendsegler lässt sich ein zeitlicher 

Schwerpunkt im Herbst (Ende August, Anfang September) ausmachen. Die Phänologie dieser beiden 

Arten deutet auf ein herbstliches Zugereignis hin. 
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Bemerkenswert ist, dass an den meisten HK-Standorten die Tiere die gesamte Nacht über jagten und 

zwar zu allen Jahreszeiten. Dabei zeigt die Fledermausaktivität während der Nacht ein Muster, das 

sich an den meisten Standorten wiederholt: Abendsegler treten in den frühen Abendstunden 

(insbesondere im Herbst) auf, während die anderen häufigen Arten wie Breitflügel- und 

Rauhautfledermaus etwas später in das UG kommen, dann aber zumeist während der gesamten 

Nachtstunden im UG jagen. In den letzten Untersuchungsnächten waren vorwiegend Abendsegler und 

Rauhautfledermäuse aktiv. 

 

4.4 Ergebnisse des automatischen Monitorings 
 
Am Standort des AnaBat-Gerätes wurden in dem Untersuchungszeitraum (28.4.-17.10.2013) 

insgesamt vier Arten sicher nachgewiesen. Neben den Arten Abendsegler, Breitflügelfledermaus, 

Rauhaut- und Zwergfledermaus wurden Fledermäuse erfasst, die nicht bis zur Art bestimmt werden 

konnten und daher den Artengruppen „Nyctaloid“, Myotis oder Pipistrellus zugeordnet wurden. In 

einem Fall konnte keine Art- oder Gruppenzugehörigkeit bestimmt werden, diese wurde lediglich als 

„Fledermaus“ aufgeführt. 

 

Von den festgestellten Arten wurden insgesamt 309 Aktivitäten registriert. Mit 112 Kontakten war die 

Rauhautfledermaus die am häufigsten angetroffene Art, dicht gefolgt von der Breitflügelfledermaus (94 

Kontakte). Abendsegler und Zwergfledermaus wurden selten erfasst (17 und 13 Kontakte). Neben 

diesen sicher bestimmten Arten ergaben sich eine Reihe Kontakte der Gattung Myotis (29 Kontakte) 

und Pipistrellus (3 Kontakte), die nur bis zur Gattung, oder Tiere, welche nur als Gruppe („Nyctaloid“ 

als Gruppe für Breitflügel-, Zweifarbfledermaus, Abendsegler und Kleinabendsegler; 40 Kontakte) 

bestimmt werden konnten.  

 

Die Gesamtaktivität der Fledermäuse lag während der gesamten Saison auf einem niedrigen Level, es 

wurden max. 11 Kontakte pro Nacht verzeichnet (Abb. 2). Fledermäuse wurden in 108 der insgesamt 

173 Untersuchungsnächte erfasst, wobei im Großteil der Nächte (n = 87) die Anzahl der Kontakte 

unter 5 Kontakte/Nacht lag. 
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Abb. 2: Verteilung der Fledermaus-Aktivitäten am Standort des AnaBat-Gerätes im UG „Varel-Süd“ in 2013. 
 

Die Gesamtaktivität in den einzelnen Monaten unterschieden sich von Mai bis August nur geringfügig (Mai: 66 Kontakte, Juni: 64 Kontakte, Juli: 77 Kontakte, 

August: 69 Kontakte). Die dominierenden Arten an diesem Standort waren die Rauhaut- und die Breitflügelfledermaus, Abendsegler hingegen traten selten und 

(mit einer Ausnahme) nur als Einzelkontakt auf. Breitflügelfledermäuse waren ab Mai regelmäßig aktiv, ihre Aktivität stieg kontinuierlich bis Juli an. Während 

Rauhautfledermäuse im Mai vermehrt erfasst wurden, nahm die Präsenz dieser Art von Juni bis Juli stark ab. Rauhautfledermäuse wurden in diesen Monaten nur 

noch vereinzelt angetroffen, zwischen Ende Juni und Mitte Juli fehlten sie ganz. Die Abwesenheit dieser Art wurde (mit Ausnahme eines Kontaktes) auch in der 

ersten Augusthälfte festgestellt. Erst ab Ende August waren Rauhautfledermäuse wieder regelmäßig aktiv. Ab September nahm die Gesamtaktivität stark ab (27 

Kontakte). Die Rauhautfledermaus trat in den Vordergrund, die anderen Arten hingegen traten hingegen nur noch sporadisch auf. Dieser Verlauf der Phänologie 

der Rauhautfledermaus ist ein Indiz dafür, dass diese Art das UG auf dem Zug besucht.
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Insgesamt ist festzustellen, dass am Standort des AnaBats regelmäßig Fledermäuse angetroffen 

worden sind, wenngleich in geringen Kontaktzahlen. Bezüglich der Artenzusammensetzung 

unterscheidet sich der Standort nicht von den HK-Standorten. Die Phänologie insbesondere der 

Rauhautfledermaus deutet auf Zuggeschehen hin. 
 

 

 

5. BEWERTUNG DER BEFUNDE 
 
5.1 Bewertung des Artenspektrums 
 
Die durch die Untersuchung ermittelten Arten repräsentieren das typische Artenspektrum der 

Offenlandgebiete (Abendsegler, Breitflügel-, Rauhaut- und Zwergfledermaus). Im UG konnten nur fünf 

Arten nachgewiesen werden, obwohl im weiteren Umfeld Nachweise von einer Reihe weiterer Arten 

existieren. Die relative Artenarmut ist vermutlich ein Zeichen für die Strukturarmut im UG. U.a. wären 

der Kleinabendsegler, die Mücken- und Zweifarbfledermaus zu erwarten gewesen, Arten die in 

Einzeltieren immer wieder in der norddeutschen Tiefebene zu finden sind. Für den Wert des Gebietes 

spricht aber, dass es eine entsprechende Rolle für ziehende Rauhautfledermäuse und mit Abstrichen 

für Abendsegler spielt. 

Der im Ergebnisteil errechnete Gesamt-Index von 7,1 (Frühjahr, Sommer, Herbst: 5,3; 8,3; 7,7; s. Tab. 

3) weist den Untersuchungsraum als ein Gebiet mit „sehr hoher Bedeutung“ aus. Die ermittelte 

Wertstufe bezieht sich nur auf die planungs- und konfliktrelevanten Arten Abendsegler, Zwerg-, 

Rauhaut- und Breitflügelfledermaus. 

Die Gesamtbewertung des Gebietes bedeutet allerdings nicht, dass zumindest im Frühjahr und 

Sommer alle Teilflächen des UG gleiche Wertigkeiten aufweisen, was bereits die Nachweiskarten der 

einzelnen Arten verdeutlichen und wie die weiter unten benannten Funktionsräume zeigen (vgl. Karte 

1-3). Im relativen Vergleich zueinander lassen sich die weiter unten dargestellten Bewertungen zu den 

Horchkisten auf den Windparkflächen auf diese Weise aber besser interpretieren. 

 

5.2 Bewertung nach dem Gefährdungspotenzial 
 
Für das Bundesland Niedersachsen liegen für die häufigeren Arten verwertbare Daten bzgl. deren 

Verbreitung vor. Abgesicherte Daten zu Bestandsveränderungen existieren nicht. 

Immerhin konnten zwei in Niedersachsen stark gefährdete Arten festgestellt werden (die Kategorie „R“ 

zählt nach BOYE et al. 1998 zu den stark gefährdeten bzw. vom Aussterben bedrohten Arten). Da es 

sich bei den Langohren mit aller Wahrscheinlichkeit um das Braune Langohr handelt, wird das Graue 

Langohr (Rote Liste Kategorie „R“) hier nicht berücksichtigt! Hier ist vor allem die Breitflügelfledermaus 

hervorzuheben, die im Laufe der letzten Jahre vermehrt Probleme mit Dachsanierungen (Sommer- 

und Winterquartiere) bekam, als auch mit einer Reduzierung der Nahrungsmöglichkeiten. Diese Art 

jagt bevorzugt in ländlicher Umgebung und hier z.T. über Weiden, wo sie von der Insektenproduktion 

der sich zersetzenden Kuhfladen etc. profitiert. Die zunehmende Stallhaltung und 

Schädlingsbekämpfung reduziert das Nahrungsangebot dieser Fledermausart. Ebenfalls 
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hervorzuheben ist hier die Rauhautfledermaus, die gerade im Spätsommer/Herbst eine der verstärkt 

auftretenden und jagenden Fledermausarten im Offenland und entlang von Wegen des UG war. 

 

5.3 Bewertung der Horchkistenbefunde 
 
Es wurde an allen Standorten Jagdflug von Zwerg-, Rauhaut-, Breitflügelfledermaus und Abendsegler 

festgestellt, wenngleich in z.T. stark unterschiedlichem Umfang. 

Für die Bewertung der Horchkistenbefunde finden die weiter oben angeführten Wertstufen 

Anwendung. Die Ergebnisse an den Horchkistenstandorten zeigen, dass es an allen untersuchten 

Stellen Fledermausaktivität gab. 

 

Tabelle 10: Aktivitätsindizes auf der Grundlage der Horchkistenbefunde 
 

Horchkistenstandort Frühjahr Sommer Herbst 
HK 1 0,2 

geringe Bedeutung 
7,0 

sehr hohe 
Bedeutung 

7,9 
sehr hohe 
Bedeutung 

HK 2 0,9 
geringe Bedeutung 

1,7 
geringe-mittlere 

Bedeutung 

7,0 
sehr hohe 
Bedeutung 

HK 3 0,3 
geringe Bedeutung 

1,5 
geringe Bedeutung 

2,2 
geringe-mittlere 

Bedeutung 
HK 4 0,3 

geringe Bedeutung 
5,3 

hohe Bedeutung 
4,7 

hohe Bedeutung 
HK 5 0,3 

geringe Bedeutung 
1,2 

geringe Bedeutung 
1,9 

geringe-mittlere 
Bedeutung 

HK 6 0,2 
geringe Bedeutung 

10,7 
sehr hohe 
Bedeutung 

9,4 
sehr hohe 
Bedeutung 

Gesamt 0,4 
geringe Bedeutung 

4,6 
hohe Bedeutung 

5,5 
hohe Bedeutung 

 

In Tabelle 10 sind die gemittelten Aktivitäten als Index und die daraus resultierende Bewertung für die 

einzelnen HK-Standorte nach Jahreszeit wiedergegeben. Der Gesamtindex am Ende der Tabelle gibt 

einen Anhalt über die Gesamtbewertung aller HK-Standorte in den jeweiligen Jahreszeiten. Der 

Gesamtindex zeigt eine Steigerung im Laufe des Jahres: Während im Frühjahr (0,4) nur eine geringe 

Bedeutung erzielt wurde, steigt diese im Sommer und im Spätsommer/Herbst auf eine hohe 

Bedeutung an (4,6 und 5,5). Dabei fällt auf, dass sich ausschließlich im Frühjahr ein homogenes Bild 

ergibt. Im Sommer und Spätsommer/Herbst hingegen schwankte die Bedeutung der einzelnen 

Standorte zwischen geringer bis sehr hoher Bedeutung.   

 

Dass die Gesamtbewertung nicht zwingend für alle Standorte gilt zeigt sich, wenn man sich die 

Bewertung der einzelnen Horchkisten-Standorte ansieht.  

Im Frühjahr ist die Aktivität an allen Standorten als gering zu bewerten. 

Im Sommer ändert sich das Bild deutlich, jetzt besitzt das UG für Fledermäuse insgesamt eine hohe 

Bedeutung. Während an den Standorten 2, 3 und 5 nur eine geringe oder geringe-mittlere Bedeutung 
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vorliegt, weichen die Standorte 1, 4 und 6 mit einer hohen bzw. einer sehr hohen Bedeutung hiervon 

ab. 

 

Im Spätsommer/Herbst steigt der Gesamtindex noch einmal an, bleibt jedoch auf einem hohen 

Niveau. Wie in den meisten anderen Untersuchungen jagen Fledermäuse jetzt verstärkt in den 

Offenflächen, hervorgerufen durch ein höheres Insektenaufkommen und gleichmäßigerer Verteilung 

der Insekten in der Landschaft, was u.a. durch das Ernten der Felder und Mähen der Wiesen 

begünstigt wird. Zudem ist die Zahl jagender Fledermäuse infolge des Flüggewerdens der Jungtiere 

(hier Breitflügelfledermaus, Abendsegler und vermutlich Rauhautfledermaus) und dem Fledermauszug 

(insbesondere Rauhautfledermaus) im UG höher.  

 

Insgesamt weist das UG eine hohe Bedeutung auf, die sich jedoch nicht an allen Standorten 

wiederspiegelt. An vier Standorten (1, 2, 4, 6) liegt die Aktivität auf einem Niveau hoher bis sehr hoher 

Bedeutung. Die anderen beiden Standorte (3 und 5) hingegen besitzen, nachdem auch im Sommer 

die Aktivität auf einem geringen Niveau lag, eine geringe-mittlere Bedeutung.   

 

Der Vergleich der gemittelten Aktivitätsindices der HK (gesamt 3,5) mit dem Index der 

Detektornachweise für das Gesamtgebiet, der 7,1 betrug, zeigt, dass die direkten Standorte im 

Vergleich zu der Gesamtfläche eine geringere Fledermausaktivität aufweisen. Dies gilt sowohl für den 

Durchschnitt im Jahr als auch im direkten Vergleich der einzelnen Jahreszeiten. Betrachtet man 

jedoch die einzelnen HK-Standorte getrennt, zeigt sich, dass die Standorte 1, 4 und 6 im Sommer 

einen deutlich höheren Index aufweisen als die anderen drei Standorte und sich mit einem Index von 

7,0 (HK 1), 5,3 (HK 4) und 10,7 (HK 6) dem Index der Detektornachweise (8,3) nähern oder 

übersteigen. Ein ähnliches Bild ergibt sich für den Herbst. An drei Standorten lag der gemittelte 

Aktivitätsindex z.T. deutlich niedriger als der gemittelte Aktivitätsindex der Detektorbegehung. Der 

gemittelte Aktivitätsindex an den Standorten 1 und 2 (7,9 und 7,0) lag etwa im Rahmen des 

gemittelten Aktivitätsindex der Detektorbegehungen (7,7). Standort 6 wies als Einziger eine deutlich 

höhere Aktivität (9,4) als der Durchschnitt der herbstlichen Detektorbegehungen auf (7,7).  

 

5.4 Funktionsräume von hoher, mittlerer und geringer Bedeutung 
 
Grundsätzlich ist bei der durchgeführten Erfassung zu berücksichtigen, dass die tatsächliche Anzahl 

der Tiere, die ein bestimmtes Jagdgebiet, ein Quartier oder eine Flugstraße im Laufe der Zeit nutzen, 

nicht genau feststellbar oder abschätzbar ist. Gegenüber den stichprobenartigen Beobachtungen kann 

die tatsächliche Zahl der Tiere, die diese unterschiedlichen Teillebensräume nutzen, deutlich höher 

liegen. Diese generelle Unterschätzung der Fledermausanzahl wird bei der Zuweisung der 

Funktionsräume allgemeiner und besonderer Bedeutung berücksichtigt. 

Wie oben dargestellt wurde, existieren erhebliche Schwankungen in der saisonalen Nutzung des UG, 

so dass die zu erwartende Eingriffswirkung für die einzelnen Jahreszeiten differiert. Deshalb wird 

nachfolgend eine saisonale Bewertung durchgeführt. Aus den oben angeführten Definitionen ergeben 



Fachbeitrag Fledermäuse zum geplanten „Windpark Varel-Süd", Stadt Varel 32 

 
Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

sich für das Untersuchungsgebiet Funktionsräume (Jagdgebiete) von hoher, mittlerer und geringer 

Bedeutung, die nachfolgend beschrieben werden und in den Karten 1-3 dargestellt sind. 

 

Funktionsräume hoher Bedeutung: 
Frühjahr 

 Großer Bereich entlang der Oldenburger Straße (K340) und der Wilhelmshavener Straße (K130) in 

Verbindung mit der Neuenweger Straße und der Straße An der Wapel im nordöstlichen UG-

Abschnitt: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von fünf Arten (Abendsegler, Zwerg-, 

Breitflügel-, Rauhaut- und Wasserfledermaus) und einer Artengruppe (Bartfledermaus spec.), 

darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel-, Rauhautfledermaus), von 

denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) 

(Karte 1). 

 Bereiche des Vorderweges und einem Teilstück des nördlich des Vorderweges verlaufenden 

Privatweges im südlichen Bereich des UG-Abschnitt: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet 

von zwei Arten (Abendsegler und Breitflügelfledermaus) und einer Artengruppe (Langohr spec.), 

darunter zwei eingriffsrelevante Arten (Abendsegler und Breitflügelfledermaus), von denen eine 

einen besonders hohen Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfledermaus) (Karte 1). 

 

Sommer 

 Großer  Bereich entlang der Oldenburger Straße (K340) und der Wilhelmshavener Straße (K130) in 

Verbindung mit der Neuenweger Straße/Plattebergstraße, der Straße An der Wapel, der 

Jaderberger Straße und dem Erlenweg im östlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig intensiv genutztes 

Jagdgebiet von vier Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus) und zwei 

Artengruppen (Bartfledermaus spec. und Langohr spec.), darunter vier eingriffsrelevante Arten 

(Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders 

hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus) (Karte 2). 

 Großer Bereich entlang des Bültersweges und Verwalterweges (westlich der A29) in Verbindung 

mit dem Beekenweg, dem Wiesenweg und einem Teilstück des südlich des Bültersweges 

gelegenen Feldweges im nordwestlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet 

von vier Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus) und einer Artengruppe 

(Langohr spec.), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und 

Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben 

(Breitflügel- und Rauhautfledermaus) (Karte 2). 

 Bereich um den HK-Standort 1: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von vier 

eingriffsrelevanten Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von denen 

zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus) 

(Karte 2, HK 1, Tab. 4). 

 Bereich um den HK-Standort 4: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von vier 

eingriffsrelevanten Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von denen 
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zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus) 

(Karte 2, HK 4, Tab. 7). 

 Bereich um den HK-Standort 6: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von drei 

eingriffsrelevanten Arten (Abendsegler, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von denen zwei einen 

besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus) (Karte 2, HK 6, 

Tab. 9). 

 

Spätsommer/Herbst 

 Großer Bereich entlang der Oldenburger Straße (K340) in Verbindung mit einem Teilstück des 

Bültersweges, der Neuenweger Straße und der Plattenbergstraße, entlang der  Wilhelmshavener 

Straße (K130) in Verbindung mit der Straße An der Wapel und einem Bereich an der Spohler 

Straße (L820)/Wilhelmshavener Straße (K130/L825)/Jaderberger Straße und dem Erlenweg im 

östlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von vier Arten (Abendsegler, 

Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus) und zwei Artengruppen (Bartfledermaus spec. und 

Langohr spec.), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und 

Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben 

(Breitflügel- und Rauhautfledermaus) (Karte 3). 

 Großer Bereich entlang dem Bültersweg und dem Verwalterweg (westlich der A29) in Verbindung 

mit dem Wiesenweg, dem Beekenweg und dem südlich des Bültersweg verlaufenden Feldweg im 

nordwestlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von vier Arten 

(Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus) und einer Artengruppe (Langohr spec.), 

darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), 

von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und 

Rauhautfledermaus) (Karte 3). 

 Bereiche des Mitteldörper Weges im südwestlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig intensiv genutztes 

Jagdgebiet von drei eingriffsrelevanten Arten (Abendsegler, Zwerg- und Breitflügelfledermaus), von 

denen eine einen besonders hohen Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfledermaus) (Karte 3). 

 Großer Bereich, vom Behntweg (nördlich der Wapel) ausgehend in südliche Richtung bis zum 

Vorderweg, inklusive dem nördlich des Vorderweges gelegenen Privatweg und den HK-Standorten 

1 und 2 sowie die östlich dieses Bereichs gelegenen HK-Standorte 4 und 6: Regelmäßig intensiv 

genutztes Jagdgebiet von vier Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus) 

und zwei Artengruppen (Bartfledermaus spec. und Langohr spec.), darunter vier eingriffsrelevante 

Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von denen zwei einen 

besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus) (Karte 3, HK 1, 

HK 2, HK 4, HK 6, Tab. 4, Tab. 5, Tab. 7, Tab. 9). 
 

Funktionsräume mittlerer Bedeutung: 
Frühjahr 

 Bereiche des Bültersweges und Verwalterweges (östlich und westlich der A29) im nordwestlichen 

UG-Abschnitt: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von vier Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- 
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und Rauhautfledermaus) und einer Artengruppe (Langohr spec.), darunter vier eingriffsrelevante 

Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus), von denen zwei einen 

besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel- und Rauhautfledermaus) (Karte 1). 
 

Sommer 

 Bereiche des Vorderweges und einem Teilstück des nördlich des Vorderweges verlaufenden 

Privatweges im südlichen UG-Abschnitt: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von vier Arten 

(Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und Rauhautfledermaus) und einer Artengruppe (Bartfledermaus 

spec.), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Zwerg-, Breitflügel- und 

Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben 

(Breitflügel- und Rauhautfledermaus) (Karte 2). 

 

Spätsommer/Herbst 

 Bereiche des Bültersweges (östlich der A29) und Behntweges im nördlichen UG-Abschnitt: 

Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von drei eingriffsrelevanten Arten (Abendsegler, Breitflügel- und 

Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben 

(Breitflügel- und Rauhautfledermaus) (Karte 3). 

 

Funktionsräume geringer Bedeutung: 
Frühjahr 

 Große offene Bereiche südwestlich der A29, im Südosten und im Zentrum des UG. 

 

Sommer 

 Große offene Bereiche im Südwesten und Südosten des UG. 

 

Spätsommer/Herbst 

 Kleine offene Bereiche innerhalb des UG. 
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6. KONFLIKTANALYSE 
 

Als methodische Grundlage für die Ermittlung und Bewertung der Leistungsfähigkeit des 

Naturhaushaltes durch einen geplanten Eingriff werden beispielhaft die “Naturschutzfachlichen 

Hinweise zur Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung” (BREUER 1994) in Verbindung 

mit der “Leitlinie zur Anwendung der Eingriffsregelung des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes 

bei der Errichtung von Windenergieanlagen” (NDS. UMWELTMINISTERIUM 1993) zugrunde gelegt. Dabei 

wurden die Kriterien zur Bewertung des Schutzgutes “Arten- und Lebensgemeinschaften” (Tab. 9 in 

BREUER 1994), wie in Kapitel 3.2 beschrieben, auf die spezielle Situation einer Fledermauserfassung 

hin abgewandelt. Des Weiteren wird sich in der Behandlung der Konflikte nach NLT (in Vorb.) 

orientiert. 

 

Nach den anerkannten Regeln der Naturschutzgesetze kommt der Vermeidung von 

Beeinträchtigungen Priorität zu. Nach dem Vermeidungsgebot soll die Leistungsfähigkeit des 

Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes nicht mehr als unbedingt notwendig beeinträchtigt 

werden. Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind in geeigneter Weise auszugleichen. “Ausgleich” 

bedeutet, dass die verloren gegangene Funktion des Naturhaushaltes, z.B. “Lebensraum für 

bestimmte Tier- und Pflanzenarten” am Eingriffsort innerhalb des Plangebietes wiederhergestellt 

werden muss. Ist der Ausgleich nicht möglich, muss abgewogen werden, ob die Belange des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege den Vorrang vor den anderen Belangen haben. Ist der 

Eingriff nicht ausgleichbar aber vorrangig, so hat der Verursacher Ersatzmaßnahmen durchzuführen. 

Diese liegen in der Regel außerhalb des Eingriffsortes, sollten aber innerhalb des vom Eingriff 

betroffenen Naturraumes liegen. 

 
6.1  Darstellung der Konfliktbereiche sowie Vermeidung und Verminderung von 
Beeinträchtigungen 
 
Konfliktbereiche zwischen Windkraftanlagenplanung und Lebensräumen von Fledermäusen können 

sich prinzipiell dann ergeben, wenn Quartiere vernichtet oder beeinträchtigt werden. Auch die 

Durchschneidung von Fledermaus-Flugstraßen stellt ggf. einen erheblichen Eingriff dar. Diese Aspekte 

beträfen vornehmlich die Lokalpopulation (Sommeraspekt). Die größte Beeinträchtigung von 

Fledermäusen besteht aber nach heutiger Kenntnis im Schlagrisiko (siehe hierzu detaillierte 

Erörterung in Kapitel 2). Im Rahmen des besonderen Artenschutzes ist nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG vor allem diesem Belang (Tötungsverbot) Rechnung zu tragen. Als Maßgabe wird hier das 

signifikant erhöhte Kollisionsrisiko zugrunde gelegt. Ein potenziell signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko 

liegt nicht nur in Bereichen hoher Bedeutung, sondern auch in Bereichen mit mittlerer Bedeutung vor, 

da hier mit regelmäßig erhöhter Aktivität zu rechnen ist. 

 

 

 

 



Fachbeitrag Fledermäuse zum geplanten „Windpark Varel-Süd", Stadt Varel 36 

 
Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

In dieser Untersuchung wurden keine spezifisch geplanten WEA-Standorte untersucht, sondern es 

wurde die Eignung der ausgewiesenen Potenzialfläche für Windenergie auf die Aktivität von 

Fledermäusen überprüft. Daher beziehen sich die hier möglichen Aussagen auf größere 

zusammenhängende Räume, nicht auf direkte Standorte. 

 

Die Befunde im UG zeigen, dass sich die Fledermausaktivitäten jahreszeitlich und räumlich stark 

unterscheiden. Daher ist eine Betrachtung, sowohl nach Raum als auch nach Jahreszeit von Nöten, 

um mögliche Beeinträchtigungen im Sinne des § 44 BNatSchG zu ermitteln. Die Flächen wurden im 

Rahmen der Bewertung (Kapitel 5) in drei unterschiedliche Wertstufen unterteilt, die sich v.a. nach 

dem Vorkommen und der Aktivität der o.g. planungsrelevanten Arten ergeben. Flächen mit einer 

mittleren und hohen Bedeutung als Jagdgebiete bedeuten, dass hier die Aktivität entsprechend hoch 

ist. Ein Errichten von WEA in diesen Räumen würde infolge der hohen Fledermausaktivität ein 

erhöhtes Schlagrisiko nach sich ziehen.  

 

Sofern in dem untersuchten Gebiet bei Varel-Süd WEA errichtet werden sollen, sind folgende 

generelle Vorgaben als Ausschlussgebiete bzw. im Sinne einer Vermeidung in allen Gebieten nach 

NLT (in Vorb.) einzuhalten: 

 Abstand von 250m (200m Abstand plus einer angenommenen Rotorlänge von 50m) zu allen 

ausgewiesenen Funktionsräumen mittlerer und hoher Bedeutung. 

 Ein etwaiger Betrieb von WEA innerhalb oder näher als 250m zu den aufgezeigten 

Funktionsräumen mittlerer und hoher Bedeutung wird zwangsläufig Abschaltzeiten bei 

Windgeschwindigkeiten unter 7,5 m/s in den betroffenen und genauer festzulegenden 

Zeitfenstern zur Folge haben. 

 Da es sich um ein Gebiet handelt, welches vor allem im Herbst von durchziehenden 

Fledermäusen gequert wird (vornehmlich Rauhautfledermaus, aber auch Abendsegler, vgl. 

auch BACH & BACH 2009), sind nach Datenlage Abschaltzeiten im August bis Mitte Oktober 

notwendig. Diese Abschaltzeiten sollten im August bis Ende September ganznächtig, im 

Oktober von etwa 1 Std. vor Sonnenuntergang bis etwa Mitternacht erfolgen (vgl. 

Aktivitätsdaten der HK im Anhang). 

 

Für den Fall, dass WEA in den Problemzonen (s. Karte 5-7) gebaut werden und im Rahmen der 

Vermeidung Abschaltzeiten einzuhalten sind, wird ein nachfolgendes zweijähriges Betriebsmonitoring 

bestehend aus einem akustischem Monitoring gekoppelt mit einer Schlagopfersuche (vgl. RODRIGUES 

et al. 2008) empfohlen. Hiermit kann geprüft werden, wie hoch der Schlag tatsächlich ist. Die oben 

genannten Abschaltzeiten (August bis Mitte Oktober bzw. windabhängige Abschaltzeiten) sind grobe 

Vorgaben, um dem Artenschutz Rechnung zu tragen. Diese Vorgaben enthalten einen Puffer, da die 

genauen Aktivitätsverteilungen auf Nabenhöhe sehr standortabhängig variieren können und bislang 

nur bedingt von anderen Standorten oder von Bodenerfassungen übertragbar sind. Das 

vorgeschlagene Monitoring bietet die Möglichkeit, ggf. die von der Genehmigungsbehörde 
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vorgegebenen Abschaltzeiten zu verifizieren und auf die jeweiligen standortspezifischen Bedingungen 

einzugrenzen. 

 

6.2  Kompensationsmaßnahmen 
 
Sofern die erheblichen Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, sind diese zu 

kompensieren, d.h. es darf nach Beendigung des Eingriffes keine erhebliche Beeinträchtigung der 

Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes zurückbleiben. 

 

Für die Beeinträchtigungen durch Schlag während der Zugzeit können Kompensationsmaßnahmen 

nicht herangezogen werden, da hier neben jagenden Tieren auch mit durchfliegenden Tieren 

gerechnet werden muss, die nicht über Kompensationsflächen zu leiten sind! Daher sind die Anlagen 

während der Zugzeit abzuschalten (s.o.). Kompensationsmaßnahmen für die Beeinträchtigungen der 

übrigen Zeit sind zweifelhaft, da deren Wirkung (das Weglocken der Tiere von den Anlagen) nicht 

sicher gewährleistet werden kann. 
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7. ZUSAMMENFASSUNG 
 

Im Jahr 2013 wurde die Fledermausfauna im Umfeld der Windkraft-Potenzialfläche Varel-Süd (Stadt 

Varel) erfasst. Dabei wurde der Schwerpunkt auf die Raumnutzung der auftretenden Arten gelegt. 

Insgesamt konnten mit der Detektor-Methode fünf Fledermausarten plus die beiden Artengruppen 

Bartfledermaus und Langohr sicher nachgewiesen werden. Darunter befinden sich vier 

eingriffssensible Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwerg- und Rauhautfledermaus). Insgesamt war die 

Aktivität der Fledermäuse in den drei unterschiedlichen Untersuchungszeiträumen hoch bis sehr hoch, 

allerdings konzentrierte sich die Aktivität im Frühjahr und Sommer stark auf Wege und Straßen mit 

Baumbestand oder Heckenstrukturen. In dieser Zeit wurden die Freiflächen weniger genutzt als im 

Spätsommer/Herbst, dies zeigen auch die Horchkistenbefunde. Zum Herbst hin änderte sich das Bild. 

Nun jagten viele Tiere auch über den offenen Grünlandflächen. Vor allem Abendsegler, Rauhaut- und 

Breitflügelfledermäuse wurden nahezu überall angetroffen. Nach Datenlage ist auch zu vermuten, 

dass die im Herbst auftretenden Rauhautfledermäuse zu einem Großteil durchziehende Tiere oder 

Tiere aus der näheren Umgebung sind. 

 

Infolge der Aktivität der Fledermäuse auf den überplanten Flächen werden Bereiche dargestellt, die als 

Funktionsräume hoher und mittlerer Bedeutung für diese Artengruppe relevant sind. 

 

Laut NLT (in Vorb.) müssen die geplanten WEA einen Mindestabstand von insgesamt 250 m 

(s. Kap.6.1) zu Jagdgebieten hoher und mittlerer Bedeutung einhalten. Falls innerhalb des 250 m-

Radius gebaut werden sollte, sind einzig Abschaltzeiten als geeignete Vermeidungs-/Verminderungs-

maßnahmen möglich und daher frühzeitig mit einzuplanen. Auch aufgrund des Vorhandenseins von 

durchziehenden Arten (Rauhautfledermaus, Abendsegler) erhöht sich die Zahl der Individuen im 

Gebiet, dies zeigt sich in der stark erhöhten Aktivität im Offenland im Herbst, was wiederum zu einem 

erhöhten Kollisionsrisiko führt. Dieses erhöhte Kollisionsrisiko kann nur durch ein zeitlich befristetes 

Abschalten der WEA vermieden/vermindert werden. Eine Kompensation ist hierfür nicht möglich. 

 

Daher wird ein zweijähriges Monitoring zur Ermittlung der genauen zeitlichen Begrenzung der 

Abschaltzeiten vorgeschlagen. 
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Anhang 1: Grunddaten der Detektorbegehungen d = Displaylaute (Sozialrufe) 
 

Art / Datum 16.4. 23.4. 7.5. 19.5. 30.5. 11.6. 30.6. 22.7. 1.8. 9.8. 15.8. 21.8. 26.8. 3.9. 9.9. 21.9. 26.9. 2.10. 8.10. ∑ 
Abendsegler  2  3 27 + 1 

d 
16 9 8 + 1 

d 
8 5 1 11 16 4 18 8 21 13 9 12 193 

Breitflügelfledermaus  2  22 35 37 34 12 19 12 12 19 17 23 22 14 24  1 22 327 

Zwergfledermaus   1  2 2 5 3 2 9 1 2 1 4  1  3 1  37 

Rauhautfledermaus 8   4 1 4 + 1 
d 

1 2    3 2 1  10 1 10 3 51 

Wasserfledermaus 2                   2 

Bartfledermaus spec.    1 1 2   3 2          9 

Langohr spec.   4  1 1      1  1  1 3 2 1 15 

Myotis spec.           2 1 2 1      6 

 14 1 29 70 58 56 25 31 29 16 34 39 35 43 23 56 20 23 38 640 
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Anhang 2: Grunddaten der Horchkistenerfassung (Nn = Nyctalus noctula, Es = Eptesicus serotinus, Nyc = Nyctaloid, Pn = Pipistrellus nathusii, Pp = P. pipistrellus, 
Pip = P. spec., Mdau = Myotis daubentonii , Mmb = M. mystacinus/brandtii, Ms = M. spec., Flm = Fledermaus spec.)  

Standort 1 16.4. 23.4. 7.5. 19.5. 30.5. 11.6. 30.6. 22.7. 1.8. 9.8. 15.8. 21.8. 26.8. 3.9. 9.9 21.9. 26.9. 2.10. 8.10. 
Bis 19:00 Uhr                   o.B. 
20:00 Uhr               o.B. 8 Nn, 

1 Nyc 
o.B. 1 Pn 1 Nn, 

2 Pn 
21:00 Uhr  o.B. o.B.         o.B. 1 Nn o.B. 30 Nn, 

1 Pn 
3 Nn, 
4 Pn 

8 Nn, 
17 Es, 
4 Pn 

o.B. 1 Pn 1 Pn 

22:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. 3 Nn, 
1 Pn 

2 Nn, 
2 Pn 

4 Nn, 
5 Pn 

13 Nn, 
6 Es, 

28 Pn, 
2 Pn d, 
2 Ms 

1 Es 1 Es, 5 
Pn 

o.B. 2 Pn o.B. 

23:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Es o.B. 2 Nn, 
5 Es, 1 

Pn 

7 Es, 
10 Pn 

1 Nn, 
3 Es, 2 

Pn 

3 Nn, 
2 Es, 1 

Pn 

1 Nn, 
3 Es 

3 Nn, 
16 Pn, 
1 Pp, 1 

Pp d 

1 Nn, 
2 Es, 

13 Pn, 
1 Pn d 

o.B. 30 Pn, 
1 Pn d 

o.B. o.B. o.B. 

24:00 Uhr  o.B. o.B. 1 Pp, 1 
Mdau 

o.B. o.B. 2 Es 1 Es, 1 
Pp 

5 Es, 
39 Pn, 
1 Pp 

2 Es, 6 
Pn, 1 
Ms 

o.B. 2 Nn 1 Es, 2 
Pn, 1 
Flm 

2 Nn, 
2 Es, 
14 Pn 

1 Nn, 
14 Pn,  

o.B. 37 Pn, 
2 Pp, 1 

Pn d  

o.B.   

1:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. 1 Es, 2 
Pn 

o.B. 1 Pn o.B. 31 Pn 1 Nyc, 
1 Es, 1 
Pp, 1 
Pp d 

1 Es 1 Es, 2 
Pn 

1 Pn 1 Nn, 
1 Es, 2 
Pn, 1 
Ms 

1 Es, 
41 Pn, 
1 Pn d 

1 Pn     

2:00 Uhr     o.B. 2 Nn o.B. 1 Pp 2 Nn, 
2 Es, 

98 Pn, 
9 Ms 

1 Nn, 
1 Es, 1 

Pp 

1 Nn 1 Pn 1 Es, 2 
Pn 

1 Nyc, 
3 Pn 

 o.B.     

3:00 Uhr     o.B. o.B. o.B. 1 Pn 22 Pn, 
4 Ms  

  1 Es 7 Pn 1 Es, 1 
Pn 

 o.B.     

4:00 Uhr     o.B. 1 Nn o.B. o.B. 2 Pn, 2 
Pp 

  2 Es 1 Es, 1 
Pn 

o.B.  1 Es     

5:00 Uhr     o.B. o.B. o.B. o.B. o.B.   1 Es, 1 
Pn 

1 Es o.B.  o.B.     

6:00 Uhr     o.B. o.B.   o.B.   o.B. o.B. o.B.  o.B.     
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7:00 Uhr           o.B. o.B. o.B.  o.B.     
Standort 2 16.4. 23.4. 7.5. 19.5. 30.5. 11.6. 30.6. 22.7. 1.8. 9.8. 15.8. 21.8. 26.8. 3.9. 9.9. 21.9. 26.9. 2.10. 8.10. 
Bis 19:00 Uhr                   1 Nn 
20:00 Uhr               o.B. 1 Nn 1 Nn o.B. 1 Es 
21:00 Uhr  o.B. o.B.         o.B. 1 Nn o.B. 35 Nn, 

1 Pn 
3 Nn, 
1 Es 

3 Nn, 
16 Es, 
1 Pn 

o.B. o.B. 1 Es, 2 
Pn 

22:00 Uhr  1 Pn o.B. 2 Nn, 
1 Pn 

o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Es 4 Nn 1 Nn, 
8 Es, 3 

Pn 

3 Nn, 
4 Es, 1 
Pp, 2 
Ms 

33 Nn, 
49 Es, 
1 Pn 

1 Nn, 
3 Es, 2 

Pn 

1 Nn, 
4 Es 

o.B. o.B. 1 Nn 

23:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. 1 Pn o.B. o.B. o.B. 1 Nn, 
8 Es 

2 Nn, 
15 Es, 
1 Ms 

6 Es 12 Es 4 Es, 1 
Mmb, 
1 Ms 

2 Es, 1 
Pn, 2 

Pp 

2 Nn, 
11 Es, 
4 Pn, 1 

Ms 

o.B. 4 Pn 1 Pn o.B. 2 Pn 

24:00 Uhr  1 Pn o.B. 2 Pp, 1 
Pn 

1 Pn 1 Nn, 
1 Es, 2 

Pn 

o.B. o.B. 23 Es, 
2 Pn, 1 

Pp 

2 Nn, 
1 Es 

1 Nn, 
2 Ms, 
1 Flm 

5 Es, 1 
Ms 

1 Nn, 
1 Es, 3 

Pn 

2 Nn, 
2 Pn 

3 Es, 2 
Pn, 1 
Ms 

o.B. 11 Pn    

1:00 Uhr  o.B. o.B. 3 Pn 1 Pn, 1 
Plec 

o.B. o.B. o.B. 3 Es, 2 
Pn 

1 Nn, 
1 Es 

1 Es, 1 
Pp 

6 Es 2 Es, 6 
Pn 

3 Pn, 1 
Ms 

1 Pn, 1 
Ms 

1 Pn     

2:00 Uhr    1 Pn 2 Pn 1 Es o.B. o.B. 1 Nn, 
1 Es, 1 

Pp 

4 Nn, 
1 Pp, 1 

Ms 

1 Pn 1 Es, 1 
Pn 

1 Es, 5 
Pn 

4 Pn  o.B.     

3:00 Uhr     1 Pn o.B. o.B. o.B. 2 Pn, 1 
Pp 

  31 Es, 
2 Ms 

1 Nn, 
9 Pn 

1 Nn, 
2 Pn, 1 

Pp 

 o.B.     

4:00 Uhr     o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Nn   8 Es, 3 
Pp 

11 Pn 1 Nn, 
3 Pn 

 o.B.     

5:00 Uhr     1 Es o.B. 1 Nn o.B. o.B.   1 Nn, 
47 Es 

1 Es 2 Pn  o.B.     

6:00 Uhr     o.B. o.B.   o.B.   o.B. o.B. o.B.  o.B.     
7:00 Uhr           o.B. o.B. o.B.  o.B.     
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Standort 3 16.4. 23.4. 7.5. 19.5. 30.5. 11.6. 30.6. 22.7. 1.8. 9.8. 15.8. 21.8. 26.8. 3.9. 9.9. 21.9. 26.9. 2.10. 8.10. 
Bis 19:00 Uhr                   o.B. 
20:00 Uhr               o.B. 1 Nn o.B. o.B. 1 Pn 
21:00 Uhr  o.B. o.B.         o.B. o.B. o.B. ° 3 Nn 2 Pn o.B. o.B. o.B. 
22:00 Uhr  1 Ms o.B. 1 Nn, 

1 Es 
o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. 11 Nn, 

5 Es, 1 
Pp 

1 Nn, 
1 Pn 

° 2 Es, 1 
Pn 

1 Es, 1 
Pn 

1 Pn 1 Pn o.B. 

23:00 Uhr  o.B. o.B. 1 Pn 1 Pn 1 Nn, 
1 Pn 

o.B. 1 Nn 13 Es, 
1 Pn 

3 Nn, 
12 Es 

2 Es 1 Nn, 
4 Es 

1 Nn, 
7 Es 

2 Nn, 
2 Es, 1 
Pn, 1 
Flm 

° o.B. 4 Pn o.B. o.B. o.B. 

24:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. 1 Pn 1 Pn o.B. o.B. 2 Nn, 
11 Es 

10 Es 2 Es 4 Nn, 
1 Es, 1 
Pn, 1 
Ms 

1 Nn, 
1 Es, 1 

Pn 

3 Nn, 
1 Es 

° o.B. o.B. o.B.   

1:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Es o.B. o.B. 5 Es, 2 
Pn 

1 Es 1 Es 1 Es 1 Nn, 
2 Pn 

1 Nn, 
2 Es 

° o.B.     

2:00 Uhr     o.B. o.B. 1 Pn o.B. 3 Nn, 
2 Pn 

1 Pp o.B. 1 Es, 1 
Pn, 1 
Pn d 

3 Es, 4 
Pn, 1 
Ms 

3 Pn  o.B.     

3:00 Uhr     1 Pn o.B. 1 Es o.B. 1 Pn   1 Es 4 Pn 2 Nn, 
3 Pn 

 o.B.     

4:00 Uhr     o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Es   o.B. 1 Nn, 
7 Pn 

2 Nn, 
1 Es, 2 

Pn 

 o.B.     

5:00 Uhr     o.B. o.B. o.B. o.B. o.B.   1 Nn, 
1 Es 

o.B. 2 Pn  o.B.     

6:00 Uhr     o.B. o.B.   o.B.   1 Nn o.B. o.B.  o.B.     
7:00 Uhr           o.B. o.B. o.B.  o.B.     

° = MP3-Player ausgefallen 
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Standort 4 16.4. 23.4. 7.5. 19.5. 30.5. 11.6. 30.6. 22.7. 1.8. 9.8. 15.8. 21.8. 26.8. 3.9. 9.9 21.9. 26.9. 2.10. 8.10. 
Bis 19:00 Uhr                   o.B. 
20:00 Uhr               o.B. 2 Nn o.B. o.B. 1 Nn 
21:00 Uhr  o.B. o.B.         o.B. o.B. o.B. 5 Nn, 

1 Pn 
1 Nn 4 Nn, 

16 Es 
1 Pn 1 Pn o.B. 

22:00 Uhr  1 Es o.B. 1 Pn o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Nn, 
1 Es 

5 Nn, 
1 Es 

5 Nn, 
2 Es 

3 Nn 14 Nn, 
33 Es 

o.B. 1 Nn, 
1 Es, 2 
Pn, 2 
Pn d 

1 Pn o.B. o.B. 

23:00 Uhr  o.B. o.B. 1 Pn o.B. 1 Es o.B. o.B. 2 Nn, 
38 Es 

2 Nn, 
25 Es 

3 Nn, 
2 Es, 1 

Ms 

15 Nn, 
9 Es 

4 Es, 2 
Pn 

3 Nn, 
1 Es 

1 Es, 4 
Pn 

2 Pn 5 Pn 1 Es o.B. o.B. 

24:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Nn, 
92 Es, 
1 Pn, 2 

Pp 

2 Es, 1 
Pn 

3 Nn, 
2 Es 

1 Nn 1 Nn, 
2 Pn 

3 Nn, 
2 Pn, 1 

Pip 

3 Es, 3 
Pn 

4 Pn 7 Pn o.B.   

1:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. 1 Ms 2 Pn o.B. o.B. 10 Es, 
2 Pn, 1 
Pp, 1 
Ms 

2 Es, 1 
Ms 

1 Pn 1 Nn, 
1 Es 

1 Es, 2 
Pn, 1 

Pp 

4 Pn 1 Es o.B.     

2:00 Uhr     1 Pn o.B. o.B. o.B. 1 Es, 7 
Pn 

2 Es o.B. 1 Es 2 Nn, 
1 Es, 4 

Pn 

o.B.  o.B.     

3:00 Uhr     1 Pn 2 Es o.B. o.B. 3 Pn   1 Pip 1 Nn, 
5 Pn 

o.B.  1 Es     

4:00 Uhr     o.B. o.B. 1 Nn o.B. 1 Nn   6 Es 12 Pn 1 Es, 1 
Pn 

 o.B.     

5:00 Uhr     1 Es o.B. 1 Nn o.B. o.B.   4 Nn, 
2 Es 

1 Nn, 
7 Pn 

o.B.  o.B.     

6:00 Uhr     o.B. o.B.   o.B.   1 Nn, 
1 Es 

o.B. o.B.  o.B.     

7:00 Uhr           o.B. o.B. o.B.  o.B.     
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Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

 
Standort 5 16.4. 23.4. 7.5. 19.5. 30.5. 11.6. 30.6. 22.7. 1.8. 9.8. 15.8. 21.8. 26.8. 3.9. 9.9. 21.9. 26.9. 2.10. 8.10. 
Bis 19:00 Uhr                   o.B. 
20:00 Uhr               o.B. o.B. 1 Nn o.B. 1 Pn 
21:00 Uhr  o.B. o.B.         o.B. o.B. o.B. 1 Nn 3 Nn, 

2 Pn 
3 Es 1 Pn o.B. o.B. 

22:00 Uhr  1 Nn, 
2 Pn 

o.B. 1 Nn o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. 2 Nn o.B. o.B. 7 Nn, 
2 Es, 2 

Pn 

1 Nn, 
1 Pn 

6 Nn, 
1 Es, 1 

Pn 

3 Es 1 Pn 1 Pn o.B. o.B. 

23:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. 1 Pn o.B. o.B. o.B. 6 Es 1 Nn, 
12 Es 

2 Nn, 
1 Ms 

1 Nn, 
2 Es 

1 Es, 2  
Pn 

1 Nn o.B. o.B. 1 Pn o.B. o.B. o.B. 

24:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Pn o.B. o.B. 3 Nn, 
17 Es 

1 Nn, 
3 Es 

1 Nn, 
1 Pp 

1 Nn, 
4 Es, 1 
Pp, 1 
Flm 

1 Pn, 1 
Ms 

3 Nn, 
3 Pn 

o.B. o.B. 2 Pn o.B.   

1:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. o.B. 2 Es o.B. o.B. 1 Nn, 
2 Es 

1 Nn, 
1 Pn 

1 Es 1 Es 4 Pn 2 Pn o.B. o.B.     

2:00 Uhr     o.B. o.B. o.B. 1Ms 1 Nn o.B. 1 Es o.B. 4 Pn o.B.  o.B.     
3:00 Uhr     o.B. o.B. o.B. o.B. 2 Nn, 

1 Es, 1 
Pn 

  o.B. 9 Pn 1 Es, 3 
Pn 

 o.B.     

4:00 Uhr     1 Pn o.B. o.B. o.B. o.B.   9 Es 1 Nn, 
8 Pn 

2 Pn  o.B.     

5:00 Uhr     o.B. o.B. o.B. o.B. o.B.   1 Nn 1 Pn o.B.  o.B.     
6:00 Uhr     o.B. o.B.   o.B.   2 Nn o.B. 1 Nn  o.B.     
7:00 Uhr           o.B. o.B. o.B.  o.B.     
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Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

 
Standort 6 16.4. 23.4. 7.5. 19.5. 30.5. 11.6. 30.6. 22.7. 1.8. 9.8. 15.8. 21.8. 26.8. 3.9. 9.9. 21.9. 26.9. 2.10. 8.10. 
Bis 19:00 Uhr                   ° 
20:00 Uhr               o.B. 4 Nn, 

2 Es 
1 Nn o.B. ° 

21:00 Uhr  o.B. o.B.         o.B. o.B. o.B. 7 Nn, 
7 Es 

5 Nn 3 Es o.B. 1 Pn ° 

22:00 Uhr  2 Pn o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Es 4 Nn, 
1 Es 

2 Nn, 
36 Es, 
10 Pn, 
1 Pp 

6 Nn, 
3 Pn 

8 Nn, 
114 

Es, 1 
Pp 

o.B. 1 Pn, 1 
Ms 

o.B. 1 Pn ° 

23:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. 4 Nn, 
90 Es 

3 Nn, 
128 

Es, 1 
Pp 

4 Es 1 Nn, 
2 Es, 1 

Pn 

3 Es 1 Nn, 
1 Es, 2 

Pn 

1 Nn 1 Pn 5 Pn o.B. o.B. ° 

24:00 Uhr  o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Nn 1 Es 2 Nn, 
179 Es 

1 Nn, 
20 Es 

1 Nn, 
1 Es 

1 Es 3 Pn 3 Nn, 
1 Es, 1 

Pn 

1 Pn 2 Pn o.B. o.B.   

1:00 Uhr  o.B. o.B. 1 Nn o.B. o.B. 1 Ms 1 Nn, 
1 Pn 

54 Es 1 Es 1 Nn 1 Nn, 
3 Es 

1 Nn 1 Pn o.B. o.B.     

2:00 Uhr     o.B. 1 Nn o.B. o.B. 1 Nn, 
3 Es, 2 

Pn 

2 Nn 1 Es 2 Es 1 Es, 3 
Pn, 1 

Pp 

o.B.  o.B.     

3:00 Uhr     1 Pn o.B. o.B. o.B. 1 Nn   2 Es, 1 
Pn 

3 Pn 3 Pn  o.B.     

4:00 Uhr     o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Nn   o.B. 3 Pn o.B.  o.B.     
5:00 Uhr     o.B. o.B. o.B. o.B. o.B.   1 Nn, 

1 Ms 
o.B. 1 Pn  o.B.     

6:00 Uhr     o.B. o.B.   o.B.   2 Nn 1 Nn 2 Nn  o.B.     
7:00 Uhr           o.B. o.B. o.B.  o.B.     

° = MP3-Player ausgefallen 
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1 EINLEITUNG 

Trotz des rechtlichen Schutzes von Fledermäusen seit dem Jahr 1936 erlitten Fledermäuse nach 
1950 auch in Deutschland zum Teil drastische Bestandsrückgänge (KULZER et al. 1987; ROER 
1977). Als Ursache sind vorwiegend komplex zusammenwirkende, anthropogen verursachte Fak-
toren zu nennen. Hierzu gehören u. a. Quartierverlust durch Dachsanierung oder Störung von Win-
terquartieren, schleichende Vergiftung durch Biozide und deren Abbauprodukte in der Nahrung, 
vor allem aber Verlust von Lebensräumen sowie Nahrungsverlust als Folge der Uniformierung der 
Landschaft. Dies führte dazu, dass Fledermäuse zu der Tiergruppe mit dem höchsten Anteil ge-
fährdeter Arten der heimischen Fauna zählen (KAULE 1986) und, wenngleich für einige Arten in der 
vergangenen Zeit eine gewisse Stabilisierung und Erholung der Bestände beobachtet wurde, die 
meisten heimischen Fledermausarten in die Rote Liste Niedersachsens bzw. fast alle in die Rote 
Liste Deutschlands aufgenommen werden mussten (NLWKN in Vorb., BOYE et al. 1998). Aus die-
sem Grunde hat die Bundesrepublik Deutschland im Laufe der vergangenen Jahre eine Reihe von 
internationalen Konventionen zum Schutze der Fledermäuse ratifiziert, u.a. 1991 das "Abkommen 
zur Erhaltung der Fledermäuse in Europa" (Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1993, Teil II: 1106-1112) 
und räumt demnach dem Fledermausschutz auch hohen politischen Stellenwert ein. Schon aus 
diesen, nur kurz skizzierten Fakten zur Situation der Fledermausbestände und der Verpflichtungen 
zu deren Schutz, lässt sich die Forderung ableiten, Fledermäuse bei Eingriffsvorhaben, die erheb-
liche Beeinträchtigungen dieser Tiergruppe erwarten lassen, grundsätzlich zu berücksichtigen.  
 
Die Notwendigkeit der Berücksichtigung von Fledermäusen im Rahmen von Eingriffsplanungen 
lässt sich aus den gesetzlichen Grundlagen ableiten. Darüber hinaus sind viele Fledermausarten 
geeignet, Funktionsbeziehungen zwischen verschiedenen Landschaftselementen aufzuzeigen. Auf 
diese Weise sollen sich Erkenntnisse in die Planung einbringen lassen, die nicht oder nur unzurei-
chend über eine alleinige Betrachtung von Biotoptypen berücksichtigt werden (BRINKMANN 1998). 
 
Zu den abwägungsrelevanten Belangen für die Begründung des jeweiligen Planungsvorhabens 
gehören u. a. alle besonders geschützten, streng geschützten (gemäß Anhang IV der FFH-
Richtlinie) oder vom Aussterben bedrohten Tierarten, da die Artenschutzbestimmungen nach § 44 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Eingriffsregelung zu berücksichtigen sind. Zu über-
planende Bereiche sind demnach in jedem Fall auf das Vorkommen solcher Arten hin zu untersu-
chen und in Hinblick auf ihre Bedeutung einzuschätzen. Von Belang sind allerdings nicht nur die 
durch die Artenschutzbestimmungen geschützten Tiere, sondern vielmehr alle Tierartenvorkom-
men, deren Kenntnis die Planungsentscheidung beeinflusst. 
 

1.1 Zielsetzung der Untersuchung 

Zielsetzung der vorliegenden Untersuchung ist die Erfassung und Bewertung der Fledermausvor-
kommen im Rahmen der Eingriffsbewertung in der potenziellen Windparkfläche "Wapeldorf-
Heubült". Dabei liegt der Schwerpunkt auf der Erfassung des für Windkraftplanungen relevanten 
Artenspektrums und der Suche nach Jagdgebieten und Flugrouten in einem Untersuchungsraum 
mit einem Radius von ca. 1.000 m um die Potenzialfläche. Die Suche nach Fledermausquartieren 
wurde durchgeführt, hatte aber nachrangige Bedeutung. Die erfassten Daten werden dargestellt, 
bewertet und es wird eine Konfliktanalyse durchgeführt. 
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2 GRUNDSÄTZLICHES ZUM KONFLIKTFELD FLEDERMÄUSE UND WINDKRAFT-
NUTZUNG 

Der mögliche Einfluss von Windenergieanlagen auf die Vogelwelt wird seit vielen Jahren bei Er-
richtung und Betrieb berücksichtigt und mehr oder minder intensiv untersucht (BACH et al. 1999). In 
den letzten Jahren wird erhöhte Aufmerksamkeit auf die Belange des Fledermausschutzes gelegt 
(VERBOOM & LIMPENS 2001, BACH & RAHMEL 2004, RAHMEL et al. 2004, RODRIGUES et al. 2008). 
Dies zeigt auch eine verstärkte Berücksichtigung der Belange von Fledermäuse in der EU (RODRI-
GUES et al. 2008). Nachfolgend wird ein Überblick über reale und potenziell zu erwartende Gefähr-
dungen und Beeinträchtigungen gegeben (vgl. DÜRR & BACH 2004, BACH & RAHMEL 2004, ARNETT 
et al. 2008, RYDELL et al. 2010). 

Direkter Verlust von Quartieren und Teillebensräumen 

Die Errichtung von Windenergieanlagen kann den direkten Verlust von Quartieren, z. B. durch Ent-
fernen von Bäumen etc., durch den Bau der Anlagen selbst oder den Bau der notwendigen Infra-
struktur u. a. durch Rodungen von Waldstücken, Feldgehölzen oder Hecken nach sich ziehen. So 
kann der Ausbau der Zufahrtswege von Graswegen zu geschotterten Wegen eine Reduzierung 
der Insektenfauna zur Folge haben, was auch zu einer Verringerung der Fledermausaktivität füh-
ren kann. Auch sind dadurch Teile von Jagdgebieten oder Flugstraßen potenziell betroffen. Hier 
sei auch darauf hingewiesen, dass nach § 44 (1) Satz 3 Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Um-
feld der geplanten WEA aus „Fledermausschutzgründen“ nicht aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört werden dürfen. Hierunter fallen jegliche Arten von Quartieren, u.a. Wochen-
stuben und Balzquartiere. 

Indirekter Verlust von Quartieren; Verlust von Teillebensräumen 

Da Windenergieanlagen bislang in Norddeutschland in der Regel in offenen, waldlosen oder 
-armen Landschaftsbereichen geplant werden, ist die direkte Zerstörung von Baumquartieren nicht 
wahrscheinlich. Durch Windenergieanlagen sind vor allem Arten betroffen, die vorwiegend im offe-
nen Luftraum jagen. Dies sind vor allem Großer Abendsegler (Nyctalus noctula), Rauhaut- und 
Zwergfledermaus (Pipistrellus nathusii, P. pipistrellus), Kleinabendsegler (Nyctalus leisleri), Zwei-
farbfledermaus (Vespertilio murinus) und Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) (BRINKMANN 
et al. 2011a). Auch ohne die Quartieraufgabe kann der Verlust von Teillebensräumen durch den 
Bau der Anlage oder deren notwendiger Infrastruktur situationsabhängig ebenso schwerwiegend 
sein und sollte vermieden werden. 
 

Verlust des Jagdgebietes 

Wurde bei kleinen Windenergieanlagen der ersten Generation noch von einer Scheuchwirkung 
ausgegangen, lässt sich bei der zunehmenden Höhe moderner Windenergieanlagen ein Jagdge-
bietsverlust bei Breitflügelfledermäusen nicht mehr beobachten (BACH 2002). Sowohl die nen-
nenswerte Anzahl der Totfunde dieser Art als auch die der Abendseglerarten und Zweifarbfleder-
maus schließen einen bedeutenden Jagdgebietsverlust durch Meidung mittlerweile aus (NIERMANN 
et al. 2011). 
 
Barriereeffekt: Verlust oder Verlagerung von Flugkorridoren 
Es ist ebenfalls damit zu rechnen, dass Fledermäuse Flugstraßen bzw. Flugkorridore innerhalb 
von Windparks verlagern oder aufgeben, was im Extremfall zur Aufgabe von Quartieren führen 
könnte. In einer im Landkreis Cuxhaven durchgeführten Untersuchung konnte festgestellt werden, 
dass die Breitflügelfledermaus ihre Jagdaktivität innerhalb des Windparks mit kleinen WEA (Na-
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benhöhe 30m) stark reduzierte. Die durch den Windpark führende Flugstraße wurde jedoch auch 
weiterhin genutzt. Auch Zwergfledermäuse nutzten ihre Flugstraße weiterhin (BACH 2002). 
 
Für die wahrscheinlich am stärksten betroffenen hochfliegenden Arten Großer Abendsegler und 
Kleinabendsegler liegen keine systematisch erhobenen Daten vor. In einer Untersuchung im Land-
kreis Stade (BACH, SCHIKORE mündl.) konnte allerdings beobachtet werden, dass Abendsegler die 
bestehenden WEA umflogen. Dabei hielten sie einen Abstand von mehr als 100 m ein. Mit negati-
ven Auswirkungen durch WEA ist für beide Abendseglerarten zu rechnen, wobei im Einzelfall zu 
klären ist, ob solche Ausweichmanöver z.B. beim Abendsegler als erhebliche Beeinträchtigung 
einzustufen sind. 

Kollisionen von Fledermäusen mit Rotoren  

Die Rotoren der modernen WEA, besonders der leistungsstärkeren Großanlagen, drehen sich 
langsamer als die Rotoren der vorhergehenden Anlagengeneration. Einerseits sollten Fledermäu-
se diesem Hindernis leicht ausweichen können, andererseits erreichen die Flügelspitzen auch bei 
langsam drehenden Rotoren Geschwindigkeiten von über 200 km/h. Weder diese hohe Geschwin-
digkeit noch die Dimension der Rotoren können Fledermäuse mit Hilfe ihrer Ultraschall-Echoortung 
erfassen. LONG et al. (2009) konnten in einer Studie an Kleinwindkraftanlagen zeigen, dass eine 
höhere Zahl an Rotorblättern eine bessere Wahrnehmbarkeit durch Fledermäuse zur Folge hat. 
Die Autoren sind der Meinung, dass zudem breitere Rotorblätter diese Wahrnehmbarkeit fördern 
würden. 
 
Fledermausschlag an WEA ist ein weltweit bekanntes Phänomen, das unter tierökologischen und 
rechtlichen Gesichtspunkten von Fachleuten diskutiert wird. Insgesamt ist Fledermausschlag in 
Europa bislang bei 23 Arten, in Deutschland bei 16 Arten festgestellt worden. 
 
Der herbstlichen Zugzeit scheint für das Kollisionsrisiko von Fledermäusen mit Rotoren eine be-
sondere Bedeutung zuzukommen, da Fledermausschlag bislang vorwiegend während dieser Pha-
se des Jahres stattzufinden scheint (JOHNSON et al. 2000, 2003, TRAPP et al. 2002, DÜRR & BACH 
2004, RYDELL et al. 2010). In dieser Zeit passieren ziehende Tiere Gebiete, die sie weniger gut 
kennen als ihre sommerlichen Jagdlebensräume. Hierfür würden auch die Ergebnisse von BLOHM 
& HEISE (2009) sprechen, die in drei Gebieten in Brandenburg keinen negativen Einfluss auf die 
lokalen Quartierbestände des Großen Abendseglers feststellen konnten. Hierbei muss allerdings 
betont werden, dass die Quartiere im Radius von 10 km umgeben von Windparks waren, die 
Hauptjagdgebiete und Flugwege aber nicht von den Windparkflächen tangiert wurden (BLOHM & 
HEISE 2009). Zudem durchfliegt eine sehr viel größere Anzahl von Tieren Zuggebiete oder -
korridore, als dort während der Sommermonate Mai bis Juli auftreten. Möglicherweise wird in 
„Rastgebieten“ oder sogar während des Zuges bei einem entsprechenden Nahrungsangebot auch 
verstärkt gejagt. Zufallsfunde aus Australien (HALL & RICHARDS 1972), Spanien (ALCALDE 2003) 
und Fledermausfunde während systematischer Vogelschlaguntersuchungen in Schweden (AHLÉN 
2002), Deutschland (DÜRR 2001, TRAPP et al. 2002, SEICHE et al. 2007, NIERMANN et al. 2011), Ös-
terreich (TRAXLER et al. 2004) und den USA (JOHNSON et al. 2000, 2003, KEELEY 2001, OSBORNE 
et al. 1996, ARNETT et al. 2008) zeigen, dass im Vergleich zu den übrigen Jahreszeiten während 
der Zugzeiten im August/September eine deutlich erhöhte Anzahl von Fledermaus-Schlagopfern 
festzustellen ist. Die meisten bekannten Totfunde stammen von ziehenden Arten aus der spät-
sommerlichen bzw. herbstlichen Zugzeit. Es sind aber auch Arten betroffen, die nicht als typische 
„ziehende Fledermausarten“ eingestuft werden, wie beispielsweise die Zwergfledermaus (vgl. 
DÜRR & BACH 2004, BEHR & V. HELVERSEN 2005 & 2006, BRINKMANN et al. 2006, DÜRR 2007, 
RYDELL et al. 2010). Auch sprechen relativ frühe Funde und ein in einigen Gebieten hoher Pro-
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zentsatz an Jungtieren des Abendseglers dafür, dass ebenso lokale Populationen beeinträchtigt 
werden. 
 
Kollisionen können zudem verstärkt in der Periode direkt nach dem Bau und der Inbetriebnahme 
von Anlagen auftreten. Hiervon wären besonders Jungtiere, denen es noch an Flugerfahrung bzw. 
Kenntnis der lokalen Gegebenheiten und Gefahren mangelt, betroffen. Die Wahrscheinlichkeit für 
Kollisionen von Jungtieren mit WEA ist abhängig von der Jahreszeit und müsste in der Periode 
Ende Juni/Juli besonders hoch sein. Diese Hypothese ist aber nicht gesichert, da Jungtiere i.d.R. 
nicht überproportional verunfallen. 
 
Bei hoch fliegenden Fledermausarten wird in den letzten 10 Jahren verstärkt Fledermausschlag 
durch Rotoren festgestellt. Hierbei werden die Tiere sowohl direkt von den Rotoren getroffen (ei-
gene Beob., AHLÉN 2002), als auch durch Luftturbulenzen an den Rotoren verletzt (TRAPP et al. 
2002, BAERWALD et al. 2008). HORN et al. (2008) konnten zeigen, dass die meisten Fledermäuse 
weniger beim schnellen direkten Durchflug als vielmehr bei Jagdflügen im Bereich der Rotoren 
verunfallen. HORN et al. (2008) konnte jagende Tiere bei Windgeschwindigkeiten von 8,6 m/s 
nachweisen. Auch AHLÉN et al. (2009) und ADOMEIT et al. (2011) konnten zeigen, dass Fleder-
mäuse um die Rotoren jagen. 
 
Insgesamt übertrifft die Zahl der an WEA geschlagenen Fledermäuse i. d. R. deutlich die der Vögel 
(JOHNSON et al. 2000, DÜRR & BACH 2004, DÜRR 2007). Gefunden werden vor allem Individuen 
ziehender Arten, wie die beiden Abendsegler-Arten und Rauhautfledermaus sowie die i.d.R. nicht 
ziehende Zwergfledermaus (DÜRR & BACH 2004, ENDL et al. 2005, BEHR & HELVERSEN 2005 & 
2006, BRINKMANN et al. 2006, SEICHE et al. 2007). Nach Untersuchungen von BEHR & v. HELVER-
SEN (2006) aus Baden-Württemberg ist die Zahl der Totfunde (v.a. Zwergfledermaus) bis Mitte Juli 
ebenfalls nicht unbeträchtlich, so dass hier auch die Lokalpopulation der Zwergfledermäuse betrof-
fen sein dürfte. Auch in anderen Ländern (Frankreich, Portugal) treten vermehrt Totfunde im Mai 
auf (RYDELL et al. 2010). 
 
Bei umfangreichen Untersuchungen in den USA wurden ca. 90 % der Schlagopfer zwischen Mitte 
Juli und Ende September gefunden, davon etwa 50 % im August, wobei der starke Anstieg an Tot-
funden im Spätsommer nicht auf eine Zunahme von verunfallten Jungtieren zurückzuführen war 
(ARNETT et al. 2008). Untersuchungen aus dem Jahr 2004 in den USA (ARNETT et al. 2005) zei-
gen, dass vorwiegend adulte Männchen erschlagen wurden. Im Gegensatz zu früheren Studien 
(JOHNSON et al. 2003) wurde hier festgestellt, dass Tiere vor allem in den ersten beiden Stunden 
nach Sonnenuntergang im Nahbereich der WEA jagen und dabei mit den sich drehenden Rotoren 
kollidieren. Grund für die intensive Jagdaktivität war eine hohe Insektendichte im Bereich der WEA. 
Dabei wurde die meiste Aktivität von Fledermäusen in windarmen Nächten registriert, in denen die 
Rotoren bei nahezu maximaler Geschwindigkeit drehten, ohne jedoch nennenswerten Energieer-
trag zu erbringen. Die hohe Aktivität korrelierte mit der Zahl der Totfunde, welche am folgenden 
Morgen erfasst wurde. Dies geschah vornehmlich an Tagen kurz vor oder nach Starkwindereignis-
sen. Dabei wurden an allen sich drehenden WEA Totfunde festgestellt, während die einzige nicht 
in Betrieb befindliche WEA keine Totfunde hervorrief. Eine Beleuchtung der WEA hatte zwar Ein-
fluss auf ein erhöhtes Insektenaufkommen, nicht jedoch auf eine erhöhte Fledermausaktivität und 
die Schlagrate. Neben der „Insektenjagdtheorie“ gehen CRYAN et al. (2014) davon aus, dass die 
Tiere die WEA als Bäume betrachten und von der Lee-Seite anfliegen um dort u.a. nach Quartie-
ren zu suchen. BAERWALD & BARCLAY (2009) dagegen zeigen, dass es sich in Kanada vornehmlich 
um durchfliegende, ziehende Tiere handelt, zumal dort auch keine Lokalpopulationen betroffen zu 
sein scheinen. Vermutlich ist in Europa davon auszugehen, dass es eine Kombination aus den drei 
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oben genannten Faktoren ist, die dazu führt, dass Fledermäuse in den Gefahrenbereich der Roto-
ren kommen. 
 
Bislang konnte in keiner Untersuchung geklärt werden, ob es sich bei den Schlagopfern während 
der Zugzeit um Tiere der Lokalpopulation oder um ziehende Tiere handelte. RYDELL et al. (2010) 
zeigen jedoch, dass in vielen Untersuchungen Schlagopfer auch außerhalb der Zugzeiten auftre-
ten. Der registrierte Zeitraum mit den meisten Totfunden fällt jedoch mit den Zugzeiten der betrof-
fenen Arten zusammen. Warum Totfunde vorwiegend während des Herbstzuges, aber nur selten 
während des Frühjahreszuges auftreten, ist bislang ungeklärt. Es deutet sich aber an, dass Fle-
dermäuse im Frühling auf anderen Routen ziehen oder ein anderes Zugverhalten zeigen. So zieht 
Lasiurus cinereus in den USA im Frühjahr verstärkt flächig über einen breiten Landschaftsaus-
schnitt verteilt und zeitlich weniger konzentriert als im Herbst (JOHNSON et al. 2003). Dies gilt ver-
mutlich in gleichem Maße für Abendsegler und Rauhautfledermäuse in Europa. 
 
An Offenlandstandorten erfolgen die Schlagereignisse vornehmlich im Spätsommer/Herbst. Bei 
1.376 durchgeführten Kontrollen in Brandenburg vom Februar bis Dezember wurden im Zeitraum 
zwischen Anfang Mai und Ende November verunglückte Fledermäuse gefunden (DÜRR & BACH 
2004). Die Zahl der Funde stieg Anfang August merklich an und erreichte Ende August die höchs-
ten Werte. Ab Anfang Oktober wurden nur noch Einzelfunde registriert. Auch unter Berücksichti-
gung der Tatsache, dass in bisherigen Untersuchungen während der Zugzeiten vielfach intensiver 
untersucht wurde als während des übrigen Jahres, zeichnet sich unabhängig davon in den Mona-
ten August und September ein deutlich erhöhtes Schlagrisiko für Fledermäuse ab. 
 
Ähnlich wie in den USA belegen verschiedene Studien aus Europa, dass in nahezu allen Wind-
parks Fledermausschlag stattfindet (ALCALDE 2003, BEHR & VAN HELVERSEN 2005, DÜRR 2001, 
ENDL et al. 2005, KUSENBACH 2004, TRAPP et al. 2002, TRAXLER et al. 2004). Dabei zeigt sich, dass 
unabhängig vom Anlagentyp prinzipiell mit Fledermausschlag zu rechnen ist (DÜRR & BACH 2004). 
Zwei Ausnahmen stellen die Untersuchungen von Windparks entlang der schleswig-holsteinischen 
Westküste und der niedersächsischen Küste dar, in denen keine Fledermäuse gefunden wurden 
(GRÜNKORN et al. 2005, VAUK et al. 1990). Im Gegensatz dazu wurden im Binnenland und hier vor 
allem an Standorten im oder am Wald oder an Hecken hohe Schlagraten festgestellt (BEHR & VAN 
HELVERSEN 2005, BRINKMANN et al. 2006, ENDL et al. 2005). Untersuchungen an kleinen WEA an 
der Nordseeküste zeigen, dass hier nur wenige Tiere verunfallen (BACH & BACH 2008). 
 
Auffällig ist aus den bisherigen Untersuchungen, dass Abendsegler vor allem im nördlichen und 
nordöstlichen Deutschland verunfallen, während sie im Süden als Schlagopfer nicht in dem Maße 
in Erscheinung treten, obwohl sie auch hier zumindest im Spätsommer/Herbst in großer Zahl vor-
kommen (NIERMANN et al. 2011). Im Süden treten dagegen vor allem die Zwergfledermaus und der 
Kleinabendsegler als Schlagopfer auf (BEHR & VAN HELVERSEN 2005, BRINKMANN et al. 2006). Ein 
vom BMU finanziertes Projekt zu diesem Thema untersuchte verschiedene Windparks verteilt über 
ganz Deutschland und stellte unterschiedliche Schlagraten in den verschiedenen Naturräumen fest 
(BRINKMANN et al. 2011b). Allerdings muss hier betont werden, dass die untersuchten Windparks 
nicht repräsentativ ausgewählt wurden und damit ihre Aussagen nur eingeschränkt übertragbar 
sind. Bislang traten Breitflügelfledermäuse nur in geringer Anzahl in der Schlagstatistik von DÜRR 
(z.B. 2007) auf, da die bisherigen Untersuchungen vornehmlich in Bereichen mit geringer bis feh-
lender Breitflügelpopulation stattfanden. Neue Untersuchungen des o. g. BMU-Projektes in Nord-
deutschland zeigen aber, dass Breitflügelfledermäuse vermehrt als Schlagopfer auftreten, und dies 
an Anlagen mit Nabenhöhen über 90m (NIERMANN et al. 2011), daher wird diese Art als planungs-
relevant eingestuft (BRINKMANN et al. 2011a). 
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In den USA konnte festgestellt werden, dass sich die Fledermaus-Schlagrate mit zunehmender 
Nabenhöhe vergrößert. Dies wird zurückgeführt auf die größere vom Rotor durchschnittene Fläche 
(ARNETT et al. 2008, BARCLAY et al. 2007). 
 
Die tatsächliche Schlaghäufigkeit von Fledermäusen an WEA ist nur schwer bestimmbar. Von den 
getöteten Fledermäusen wird nur ein gewisser Anteil gefunden, so dass deren tatsächliche Anzahl 
abgeschätzt werden muss. Gründe hierfür sind die in der Regel räumlich und zeitlich begrenzte 
Absuche sowie standortspezifische Fundwahrscheinlichkeiten, die sich aus den Suchbedingungen 
am Boden und der Verschleppung von Kadavern durch Prädatoren bzw. Aasfresser zusammen-
setzen. 
 
Aus diesen Gründen wurde vielfach versucht, eine standortbezogene Schlagwahrscheinlichkeit zu 
ermitteln. Hierbei ergaben sich z.T. erhebliche Schwankungsbreiten in den Schätzungen. An 
Waldstandorten in den USA wurden Werte von 0,6-0,7 Tiere/WEA/Tag für die Zugzeit berechnet, 
was einer Größenordnung >50 Tiere/WEA/Jahr an exponierten Standorten entsprechen würde. An 
weniger exponierten Standorten wurden Schlagraten zwischen 0,7-10 Tiere/WEA/Jahr geschätzt. 
TRAXLER et al. (2004) geben für drei Windparks in Österreich eine berechnete Kollisionsrate von 
5,33 Tiere/WEA/Jahr an. Untersuchungen aus Baden-Württemberg zeigen, dass die Schlagwahr-
scheinlichkeit keine jährliche Konstante ist, sondern in unterschiedlichen Untersuchungsjahren bei 
gleicher Methode unterschiedlich viele Tiere gefunden werden (BEHR & v. HELVERSEN 2006, 
BRINKMANN et al. 2006). Die Ergebnisse des BMU-Projektes verdeutlichen, dass die Schlaghäufig-
keit an WEA, welche in größerer Entfernung zu Strukturen wie Hecken und Waldrändern etc. ste-
hen, bislang unterschätzt wurde (NIERMANN et al. 2011). In diesem Projekt wurde innerhalb 
Deutschlands eine durchschnittliche Schlagrate von 9,5 Fledermäusen je WEA im Untersuchungs-
zeitraum von 95 Tagen (Schwankungen von 0-57,5 Tieren) ermittelt (NIERMANN et al. 2011). 
RYDELL et al. (2010) gehen von einer mittleren Schlagrate von 0,9 Tieren/WEA/Jahr in “Nordeuro-
pa“ aus.  
 
Nach BEHR & v. HELVERSEN (2006) und BRINKMANN et al. (2006) zeigen Untersuchungen in Ba-
den-Württemberg, dass gerade an Waldstandorten vermutlich auch die Lokalpopulationen im 
Sommer/Spätsommer betroffen sind. So wurden in beiden Untersuchungen eine hohe Zahl jagen-
der Kleinabendsegler und Zwergfledermäuse über den Baumkronen in Nabenhöhe beobachtet, 
was auch dem Anteil der anschließend gefundenen Schlagopfer entsprach. Auch in anderen Tei-
len Europas wurde Fledermausschlag bei jagenden Tieren beobachtet (AHLÉN 2002). 
 
Über den Einfluss des Fledermausschlags auf Populationen lassen sich keine Aussagen machen 
(vgl. auch HÖTKER et al. 2006), nicht zuletzt, da bislang erstaunlich wenig über die Dimension des 
Fledermauszuges und die Größe der Fledermauspopulationen bekannt ist. Auswertungen von 77 
WEA aus dem nordniedersächsischen Küstenraum (BACH et al. 2014) belegen, dass mit einem 
mittleren Schlagaufkommen von etwa 2,8-3 Tieren/WEA/Jahr zu rechnen ist, was bei einer mo-
mentanen Zahl von 2.300 bestehenden küstennahen WEA (Liste der einzelnen Windparks in Nie-
dersachsen und der Anzahl der einzelnen WEA in den Projekten stammt von 
www.thewindpower.net/zones_en_2_niedersachsen.php, Stand 2013) einem Schlagaufkommen 
von ca. 6.440-6.900 Tiere jährlich entspricht, unter der Voraussetzung, dass keine der WEA mit 
Abschaltzeiten belegt wäre! 
 
Unter dem Aspekt der Eingriffsregelung sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass eine Kom-
pensation von Schlagopfern im Sinne des § 15 BNatSchG nicht denkbar ist. Bei streng geschütz-
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ten Arten, zu denen alle Fledermäuse gehören, treffen die Sachverhalte des § 44 BNatSchG ohne 
Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen daher überwiegend zu. 
 

3 UNTERSUCHUNGSGEBIET UND METHODE 

3.1 Untersuchungsgebiet 

Das Untersuchungsgebiet (UG) erstreckt sich zwischen Neuenwege im Nordwesten, Heubült im 
Osten, Hahn- Lehmden im Süden und Wapeldorf im Westen. Die nördliche Grenze verläuft entlang 
der Spohler Straße (L820), im Osten begrenzt der Grabenweg das UG, im Süden verläuft die 
Grenze entlang der Dringenburger Straße (K130) und im westlichen Bereich bildet die A29 die 
Grenze. 
 
Das UG ist geprägt durch Ackerflächen (Mais) und durch Grünland (vorwiegend Wiesen, vereinzelt 
Weiden) in Verbindung mit Baumhecken. Das UG wird von der Bekhauser Bäke gequert und ist 
von vielen Gräben durchzogen. Innerhalb des UG wurden, soweit möglich, die meisten Wege per 
Fahrrad befahren (Karte 1). 
 
Der Untersuchungsraum für die Erfassung der Fledermausfauna umfasste alle fledermausspezifi-
schen Raum- und Landschaftsstrukturen innerhalb und um das Eingriffsgebiet im engeren Sinn. 
Hierzu gehören auch die um das Planungsgebiet gelegenen Siedlungsräume, die als potenzielle 
Quartierstandorte in Frage kommen. Die Untersuchungsfläche für die Bewertung der Fledermaus-
fauna ist auf den beiliegenden Karten gekennzeichnet, es wurde jedoch stellenweise über den 
vorgesehenen Radius hinaus untersucht. Auf eine Quartiersuche von Tieren, die nicht ins UG ein-
fliegen, wurde aus Zeitgründen verzichtet, da sie für die Planung nicht bedeutend sind.  

3.2 Methode 

3.2.1 Erfassungsmethode 
Zur Untersuchung der Fledermausfauna wurden im Bereich des potenziellen Windkraftstandortes 
"Wapeldorf-Heubült" insgesamt 14 Begehungen verteilt auf die Monate April bis Mitte Oktober 
2016 vorgenommen (nach Nds. Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz 2016). 
 
Für die Erfassung wurde während der Dunkelphase ein Fledermausdetektor des Typs Pettersson 
D-240x (Mischer + Zeitdehner) in Verbindung mit einem Handscheinwerfer eingesetzt. Neben der 
üblichen Detektorbegehung wurde bei jeder Begehung ein automatisches Aufzeichnungsgerät 
(Batlogger der Firma ELEKON) mitgeführt, welcher die Möglichkeit bietet, kontinuierlich Fleder-
mausrufe in Realzeit aufzunehmen sowie diese mit GPS Daten zu koppeln. Dies hat den Vorteil, 
dass eine Nachbestimmung fraglicher Fledermauskontakte möglich ist und eine Dokumentation 
auch der im Freiland erhobenen Detektordaten gewährleistet ist. Diese Aufnahmen wurden an-
schließend mit den im Feld notierten Aufzeichnungen abgeglichen. 
 
Das Untersuchungsgebiet wurde unter für Fledermäuse möglichst optimalen Witterungsbedingun-
gen jeweils mit dem Fahrrad systematisch während der Nacht abgefahren bzw. zu Fuß begangen. 
Dabei wurde darauf geachtet, dass möglichst alle Teilstrecken bei den verschiedenen Begehungs-
terminen abends, nachts und in den Morgenstunden aufgesucht wurden.  
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Das UG wurde an allen Terminen von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang untersucht. Auf die 
zweite Oktoberbegehung konnte aus fachlicher Sicht verzichtet werden, da die erste Oktoberbe-
gehung keinen einzigen Fledermauskontakt erbrachte (siehe Kap. 4.2 und 4.3). Zudem wurde am 
Auslesetermin am 13.10. (auch geplanter Begehungstermin) festgestellt, dass auch nach der ers-
ten Oktoberbegehung insgesamt nur noch 18 Kontakte am AnaBat-Standort verzeichnet wurden 
und damit eine weitere Begehung wiederum keine oder nur ganz vereinzelte Kontakte erbracht 
hätten. Die spätere Auswertung des AnaBat-Standortes, die vier Fledermäuse ergab, bestätigte 
diese These exakt. 

Tab. 1: Begehungstermine mit Witterungsbedingungen im Untersuchungsgebiet (Detektorbegehun-
gen 2016). 

Monat Datum Witterungsbedingungen (Temp. bei SU) 
April 21.4. 8°C, leichter Wind, teilweise bewölkt, gegen Mitternacht 4° C * 
Mai 5.5 14°C, leichter Wind, Schleierwolken 
 18.5. 15°C, leichter Wind, bewölkt 
Juni 8.6. 14°C, leichter-mittlerer Wind, bewölkt 
 27.6. 15°C, leichter Wind, bewölkt 
Juli 13.7. 14°C, leichter Wind, bewölkt 
 26.7. 20°C, leichter Wind, teilweise bewölkt 
August 8.8. 16°C, leichter-mittlerer Wind, bewölkt 
 16.8. 18°C, leichter-mittlerer Wind, klar 
 24.8. 24°C, leichter Wind, klar 
September 31.8. 17°C, teilweise bewölkt,  leichter Wind 
 13.9. 25°C, leichter Wind, klar 
 22.9. 15°C, leichter Wind, teilweise bewölkt 
Oktober 5.10. 10°C, mittlerer Wind, teilweise bewölkt 

Legende: SU = Sonnenuntergang * = infolge der extrem niedrigen Temperatur wurde die Bege-
hung gegen Mitternacht beendet. 
 
Neben dem Detektor wurden automatische Ultraschall-Aufzeichnungsgeräte (“Horchkisten“) einge-
setzt, um die Aktivität am potentiellen Standort kontinuierlich über die ganze Nacht zu messen. Bei 
diesen Horchkisten (automatische Erfassungsanlagen) handelt es sich um AnaBat Express-Geräte 
(Titley Electronics), die nach dem Teilersystem arbeiten. Dieses Detektorsystem empfängt wäh-
rend der gesamten Aufstellungszeit einer Nacht alle Ultraschalllauter von Fledermäusen über das 
gesamte Frequenzband, was eine Analyse der Rufe am Computer ermöglicht (Softwareprogramm 
AnaLookW von Titley Electronics). Der Bestimmungsgrad ist dabei für die einzelnen Artengruppen 
unterschiedlich. So können die Pipistrellen eindeutiger bestimmt werden, während dies für die 
Gruppe Nyctaloid (Abendsegler, Kleinabendsegler, Breitflügelfledermaus, Zweifarbfledermaus) 
nicht gilt. Allerdings ist der Auswerteaufwand geringer, da u.a. Störgeräusche wie Wind, Regen 
oder Heuschrecken nicht oder nur selten aufgezeichnet werden. 
 
In allen Erfassungsnächten wurden jeweils 4 Horchkisten (HK) in der Windparkpotenzialfläche auf-
gestellt. Eine kontinuierliche “Überwachung“ mit Horchkisten erhöht gegenüber einer stichproben-
artigen Begehung mit dem Detektor die Wahrscheinlichkeit, eine unregelmäßig über die Nacht ver-
teilte Rufaktivität und entsprechende Flugaktivität zu erfassen. Die Standorte der Horchkisten sind 
in der Karte 1 dargestellt. 
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Neben den Detektorbegehungen und den Horchkisten wurde zusätzlich ab Anfang April bis Mitte 
November ein AnaBat-SD2-System (Titley Electronics) zur automatischen Langzeiterfassung ein-
gesetzt, welches durchgängig Fledermausaktivitäten aufzeichnete. Das AnaBat-Gerät wurde am 
31.3.2016 an einem Baum innerhalb einer an der Bekhauser Bäke gelegenen Baumreihe installiert 
(Abb. 1). Der Standort des AnaBat-Gerätes befindet sich im mittleren Bereich des UG, am Rande 
der Potenzialfläche (siehe Karte 1). Um das AnaBat-Gerät vor Witterung zu schützen, wurde es in 
einem Vogelkasten untergebracht. Der Vogelkasten wurde an einem Baum in der Reihe befestigt, 
die Ausrichtung erfolgte in nord-westliche Richtung. In regelmäßigen Abständen wurden die Spei-
cherkarte und der Blockakku getauscht. Der Abbau des AnaBat-Gerätes erfolgte am 16.11.2016. 
 

 

Abb. 1: Standort und Umgebung des AnaBat-Gerätes im UG „Wapeldorf-Heubült“. 

Die Auswertung der Daten erfolgte ebenfalls mit der dazu gehörigen Auswertesoftware AnaLookW. 
Diese kontinuierliche Erfassung der Fledermausaktivität an einem Standort ermöglicht es, die Er-
gebnisse der stichprobenartigen Begehung besser zu beurteilen. 
 
Die akustische Artbestimmung erfolgte nach den arttypischen Ultraschall-Ortungsrufen der Fle-
dermäuse (Ahlén 1990a, b; Skiba 2009). In wenigen Fällen konnten die Tiere mit dem Detektor nur 
bis zur Gattung bestimmt werden (Bartfledermäuse und Langohren). Die Detektor-Fahrradmethode 
bietet den Vorteil, qualitativ gute Aussagen über die Verteilung verschiedener Fledermausarten in 
größeren Gebieten zu erhalten. Schwerpunkt der vorliegenden Erfassung war es, das für die Ein-
griffsbewertung von Windkraftanlagen relevante Artenspektrum, Flugstraßen, Jagdgebiete und ggf. 
auch Quartiere zu ermitteln. Letzteres konnte wegen des dafür notwendigen relativ hohen Zeitauf-
wandes in den frühen Morgenstunden und der begrenzten Zahl an Erfassungsnächten nur einge-
schränkt erfolgen. Auch war dies nicht Schwerpunkt der Untersuchung.  
 
Bei den Detektor-Begehungen wurde bei allen Beobachtungen von Fledermäusen versucht, deren 
Verhalten nach "Flug auf einer Flugstraße" oder "Jagdflug" zu unterscheiden. Für die Bewertung 
der Beobachtungen (Kap. 5) wurden folgende Kriterien herangezogen: 
 

 Funktionselement Flugstraße: An mindestens zwei Begehungsterminen oder unter-
schiedlichen Nachtzeiten bzw. Dämmerungsphasen Beobachtung von mindestens zwei 
Tieren, die zielgerichtet und ohne Jagdverhalten vorbei fliegen. 

  

 Funktionsraum Jagdgebiet: Als Jagdgebiet gilt jede Fläche, in dem eine Fledermaus ein-
deutig im Jagdflug beobachtet wurde. 

 



Fachbeitrag Fledermäuse zum potenziellen Windparkstandort Wapeldorf-Heubült 10 
 

 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
 17.11.2016 

3.2.2 Bewertungsverfahren 
Für die Bewertung von Landschaftsausschnitten mit Hilfe fledermauskundlicher Daten gibt es bis-
her keine standardisierten Bewertungsverfahren. Das hier angewendete Verfahren für die Linient-
ransekt- und Horchkistenerfassung basiert darauf, die Zahl von Fledermauskontakten im Detektor 
für ausgewählte Arten zu summieren und durch die Zahl der Beobachtungsstunden zu teilen. Hie-
raus ergibt sich ein Index. Dieser Index wird ins Verhältnis zu Erfahrungswerten von Begegnungs-
häufigkeiten mit Fledermäusen in norddeutschen Landschaften gesetzt. Nach diesen Erfahrungs-
werten sind die nachfolgenden Wertstufen und dazugehörige Schwellenwerte definiert: 
 

Fledermauskontakt bei  
Detektorerfassung der Zielarten 

Aktivitätsin-
dex bezo-
gen auf h 

 Wertstufe 

im Schnitt alle 10 Minuten > 6  hohe Fledermaus-Aktivität / signifikant erhöhtes  
Kollisionsrisiko ist zu erwarten 

im Schnitt alle 10-20 Minuten 3 - 6  mittlere Fledermaus-Aktivität / signifikant erhöhtes 
Kollisionsrisiko ist nicht auszuschließen 

im Schnitt alle 20-60 Minuten < 3  geringe Fledermaus-Aktivität / geringes 
Kollisionsrisiko 

 
In die Bewertung fließen zudem die Kriterien „Gefährdung“ und die Verteilung der Arten im Unter-
suchungsgebiet ein. Aus der nachgewiesenen Verteilung der Arten im Raum werden Funktions-
räume abgeleitet. 
 
Als Definition für die Funktionsräume unterschiedlicher Bedeutung werden folgende Definitionen 
zugrunde gelegt: 
 

Funktionsraum hoher Bedeutung 
 Quartiere aller Arten, gleich welcher Funktion. 

 Gebiete mit vermuteten oder nicht genau zu lokalisierenden Quartieren. 

 Alle essentiellen Habitate: regelmäßig genutzte Flugstraßen und Jagdgebiete von Arten mit 
hohem Gefährdungsstatus [stark gefährdet] in Deutschland oder Niedersachsen. 

 Flugstraßen mit hoher bis sehr hoher Fledermaus-Aktivität. 

 Jagdhabitate, unabhängig vom Gefährdungsgrad der Arten, mit hoher oder sehr hoher Fle-
dermaus-Aktivität. 

Funktionsraum mittlere Bedeutung 
 Flugstraßen mit mittlerer Fledermaus-Aktivität oder wenigen Beobachtungen einer Art mit 

besonders hohem Gefährdungsstatus (s.o.). 

 Jagdgebiete, unabhängig vom Gefährdungsgrad der Arten, mit mittlerer Fledermaus-
Aktivität oder wenigen Beobachtungen einer Art mit besonders hohem Gefährdungsstatus 
(s.o.). 

Funktionsraum geringer Bedeutung 
 Flugstraßen mit geringer Fledermaus-Aktivität oder vereinzelte Beobachtungen einer Art 

mit hohem Gefährdungsstatus (s.o.). 
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 Jagdgebiete mit geringer Fledermaus-Aktivität oder vereinzelte Beobachtungen einer Art 
mit hohem Gefährdungsstatus (s.o.). 

 

4 ERGEBNISSE 

4.1 Übersicht 

Insgesamt konnten im UG fünf Fledermausarten und zwei Artengruppen (Bartfledermaus und 
Langohr) sicher nachgewiesen werden (vgl. Tab. 2). Beide Bartfledermaus- und Langohrarten las-
sen sich per Detektor nicht unterscheiden. Infolge der bislang bekannten Verbreitung ist aber da-
von auszugehen, dass es sich bei den hiesigen Langohr-Funden um das Braune Langohr 
(Plecotus auritus) handelt. 
 

Tab. 2: Im UG vorkommende Arten und ihr Gefährdungsstatus nach den Roten Listen Niedersach-
sens (NLWKN in Vorb.) und Deutschlands (Meinig et al. 2009). 

Art Nachweisstatus Rote Liste 
Nds. 

Rote Liste 
Deutschland 

Großer Abendsegler (Nyctalus noctula) De, B, AE, A, S 3 V 
Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) De, B, AE, A, S 2 G 
Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) De, B, AE, A, S - - 
Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) De, B, AE, A, S R - 
Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus) AE, A R D 
Bartfledermaus (Myotis mystacinus/brandtii)* De, B,  D/3 V/V 
Langohr (Plecotus auritus/austriacus)* De, B, AE, A V/R V/2 

Legende:  De = Detektor  B = Batlogger  AE = AnaBat Express (HK)  A = AnaBat 

  S = Sicht 

  2 = stark gefährdet 3 = gefährdet V = Arten der Vorwarnliste D = Daten unzu-
  reichend G = Gefährdung anzunehmen, Status aber unbekannt R = Art mit 
  eingeschränk tem Verbreitungsgebiet 

* = die beiden Langohrarten als auch die beiden Bartfledermausarten lassen sich per Detektor 
nicht unterscheiden.  
 
Die meisten Fledermausarten stehen immer noch auf der Roten Liste Niedersachsens (NLWKN in 
Vorb.). Zwar hat es seit Beginn der 1990er Jahre Zunahmen der Bestände z.B. bei Mausohr, Was-
ser- und Zwergfledermaus gegeben, doch stehen, ausgenommen Wasser- und Zwergfledermaus, 
weiterhin fast alle heimischen Arten auch auf der Roten Liste Niedersachsens bzw. Deutschlands, 
wobei einige Arten in niedrigere Gefährdungskategorien eingestuft wurden (Meinig et al. 2009, 
NLWKN in Vorb.). Alle Fledermausarten zählen in Deutschland nach §1 BArtSchV zu den beson-
ders geschützten Arten und aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum Anhang IV der FFH-RL zu den 
streng geschützten Arten nach § 7 (2) Nr. 14 BNatSchG. Von den im UG gefundenen sieben Arten 
werden vier in der Roten Liste mindestens in der Kategorie „gefährdet” aufgeführt (vgl. Tab. 2). Al-
lerdings lassen die unzureichenden und lückenhaften Grundlagenkenntnisse über Vorkommen und 
Häufigkeit von Fledermausarten in den einzelnen Regionen die Rote Liste eher als groben Hinweis 
über den Kenntnisstand der jeweiligen Fledermausfauna erscheinen, denn als deren reale Gefähr-
dungseinschätzung (vgl. Limpens & Roschen 1996). So haben neue Erkenntnisse über Bestands-
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veränderungen und Verbreitung auf Bundesebene und in Niedersachsen zu Rückstufungen einiger 
Arten geführt (Meinig et al. 2009, NLWKN in Vorb.). Allerdings ist die neue bundesweite Einstufung 
nicht in jeder Hinsicht fachlich nachvollziehbar. So ist die Einstufung der Fransenfledermaus als 
„nicht gefährdet“ fachlich nicht haltbar, auch die Einstufung der Nymphen-, der Bechstein- und der 
Rauhautfledermaus lassen sich fachlich nicht begründen. Daher ist die aktuelle Rote Liste aus 
Sicht des Gutachters mit Vorsicht zu behandeln. 
 

4.2 Beobachtungshäufigkeit und Raumnutzung 

Anders als z.B. bei avifaunistischen Untersuchungen sind die Beobachtungszahlen bei Bestands-
aufnahmen von Fledermäusen nicht als absolute Häufigkeiten anzusehen. Die Daten werden als 
“Beobachtungshäufigkeiten” angegeben; der Begriff “Aktivitätsdichte” soll hier vermieden werden, 
da er methodisch bedingt problematisch ist (unterschiedliche Begehungshäufigkeit und unter-
schiedliche Verweildauer pro Begehung, vgl. auch LIMPENS & ROSCHEN 1996). Alle Fledermausbe-
obachtungen sind deshalb ein relatives Maß und als Mindestanzahl zu werten. 
 

Tab. 3: Beobachtungshäufigkeit und jahreszeitliches Vorkommen der nachgewiesenen Arten (Detek-
tornachweise) (Nn = Nyctalus noctula/Großer Abendsegler, Es = Eptesicus 

serotinus/Breitflügelfledermaus, Pn = Pipistrellus nathusii/Rauhautfledermaus, Pp = P. 

pipistrellus/Zwergfledermaus, Mmb = Myotis mystacinus/brandtii/Bartfledermaus, Ms = M. 
spec.,  Plec = Plecotus spec./Langohr). 

Frühjahrsbefunde    

Datum Σ  
Std. 

Σ  
Rufe 

Index  
Rufe / h 

Feldbefunde 
planungsrelevanter Arten 

Feldbefunde  
sonstige Arten 

21.4. 4 7 1,8 2 Pn, 5 Pp - 
5.5. 6 67 11,2 14 Nn, 40 Es, 5 Pn, 8 Pp 2 Mmb, 1 Plec 
18.5. 6 88 14,7 15 Nn, 65 Es, 5 Pn, 3 Pp 1 Mmb 
Frühjahresindex 10,1    
    
Sommerbefunde    

Datum Σ  
Std. 

Σ  
Rufe 

Index  
Rufe / h 

Feldbefunde 
planungsrelevanter Arten 

Feldbefunde  
sonstige Arten 

8.6. 6 55 9,2 18 Nn, 27 Es, 2 Pn, 8 Pp 2 Mmb, 1 Plec 
27.6. 6 23 3,8 1 Nn, 11 Es, 11 Pp 4 Mmb, 1 Plec 
13.7. 6 20 3,3 2 Nn, 13 Es, 1 Pn, 4 Pp 3 Mmb, 1 Plec 
26.7. 6 28 4,7 4 Nn, 13 Es, 2 Pn, 9 Pp 1 Plec 
8.8. 6 25 4,2 7 Nn, 8 Es, 1 Pn, 9 Pp 2 Mmb, 1 Plec 
Sommerindex 5    
      
Spätsommer/ Herbstbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h 

Feldbefunde 
planungsrelevanter Arten 

Feldbefunde 
sonstige Arten 

16.8. 6 34 5,7 4 Nn, 21 Es, 9 Pp 5 Plec, 3 Ms 
24.8. 6 60 10 17 Nn, 29 Es, 14 Pn 5 Mmb, 1 Plec 
31.8. 6 24 4 3 Nn, 10 Es, 8 Pn, 3 Pp 2 Mmb, 2 Plec 
13.9. 6 60 10 17 Nn, 15 Es, 16 Pn, 12 Pp 1 Mmb, 2 Plec, 2 Ms 
22.9. 6 32 5,3 7 Nn, 15 Es, 7 Pn, 3 Pp 2 Plec, 1 Ms 
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5.10. 6 0 0 o.B. - 
Herbstindex  5,8    

*= die Stunden zählen mit dem Auftauchen bzw. dem erwarteten Auftauchen der ersten Abendseg-
ler 
 
Von den Arten wurden insgesamt 569 Beobachtungen registriert (Tab. 3 + Anhang I). Mit 267 Kon-
takten war die Breitflügelfledermaus die am häufigsten angetroffene Art, gefolgt vom Großen 
Abendsegler (109 Kontakte). Die Zwergfledermaus (84 Kontakte) und die Rauhautfledermaus (63 
Kontakte) traten regelmäßig, aber seltener im Gebiet auf, ebenso die Bartfledermaus (22 Kontakte) 
und das Langohr (18 Kontakte). Ein Teil der Aufnahmen konnte nur bis zur Gattung Myotis (6 Kon-
takte) bestimmt werden. 
 
Nachfolgend werden die jahreszeitliche Verteilung der Arten und ihre Raumnutzung gemeinsam 
dargestellt (siehe auch Karten 2-4). 
 
Der Große Abendsegler (im Folgenden nur Abendsegler genannt) ist im UG die zweithäufigste 
Art und wurde im Großteil der Nächte nachgewiesen. Im Frühjahr verteilten sich Abendsegler über 
das gesamte UG und wurden weitestgehend an baum- und strauchbestandenen Straßen im Sied-
lungsbereich erfasst. Im Sommer, wo Abendsegler mit Ausnahme des 8.6. nur mit wenigen Kon-
takten auftraten, und Herbst gelangen bei den Begehungen ebenfalls wenige Nachweise an Feld-
wegen und in offenen Bereichen. Die Aktivität im Herbst schwankte sehr, in der letzten Untersu-
chungsnacht wurden keine Abendsegler gehört. Die erhöhten Aktivitäten im Frühjahr sowie in der 
3. Augustdekade und Mitte September deuten darauf hin, dass Abendsegler das UG auf ihren 
Frühjahrs- und Herbstwanderungen queren. Im Sommer wurde im Osten des UG ein Quartierver-
dacht festgestellt. 
 
Die Breitflügelfledermaus als häufigste Art im UG trat regelmäßig auf, lediglich in der ersten und 
letzten Untersuchungsnacht gelang kein Nachweis dieser Art. Breitflügelfledermäuse verteilten 
sich, wie Abendsegler, während der gesamten Saison über das UG, wobei sie vorwiegend entlang 
baum- und strauchbestandenen Straßen und Wegen sowie in Siedlungsbereichen jagten. Die Ak-
tivität lag im Frühjahr deutlich höher als im Sommer und Spätsommer. 
 
Die Rauhautfledermaus wurde im Großteil der Untersuchungsnächte erfasst, jedoch weitestge-
hend mit geringen Kontaktzahlen. Die wenigen Kontakte im Frühjahr und Sommer verteilten sich 
über das gesamte UG, mit einer leichten Konzentration im Osten während des Frühjahrs. Im Spät-
sommer/Herbst breiteten sich Rauhautfledermäuse über das gesamte Gebiet aus. In der 3. Au-
gustdekade sowie Mitte September wurden, wie beim Abendsegler, erhöhte Aktivitäten dieser Art 
registriert, die auf ein Zugereignis dieser Art hindeuten (siehe auch Dauererfassung Kap. 4.4). Im 
Herbst wurde jeweils ein Balzquartier im Dachsweg sowie dem parallel zur Wilhelmshavener Stra-
ße verlaufenden Weg im Südosten des UG festgestellt, zwei weiterer Balzquartiere befanden sich 
im Südwesten des UG im Vorderweg. 
 
Die Zwergfledermaus, die in Deutschland zu den häufigsten Fledermausarten zählt, ist im UG die 
dritthäufigste Art. Neben der Rauhautfledermaus tritt die Zwergfledermaus als einzige Art während 
der 1. Untersuchungsnacht auf. Zwergfledermäuse waren sowohl im Frühjahr als auch im Sommer 
und Herbst im ganzen UG anzutreffen, wobei sich die Aktivität während der Detektorrunde vor al-
lem auf die Siedlungsbereiche und Straßen mit Baumbestand konzentrierte. Offene Bereiche wur-
den, wie bei den anderen Arten, gemieden. 
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Neben den bislang hier behandelten und für Windkraft relevanten Arten (siehe Kap. 2) wurden 
noch vereinzelte Nachweise von Langohren und Bartfledermäusen erbracht. Langohren wurden, 
mit Ausnahme des Frühjahrs, regelmäßig mit wenigen Kontakten festgestellt. Die Nachweise ver-
teilten sich dabei über das UG und gelangen vornehmlich in der Nähe von baumbestandenen 
Straßen/Wegen. Bartfledermäuse wurden etwas häufiger, jedoch unregelmäßiger als Langohren 
im Gebiet erfasst, die Nachweise verteilten sich dabei über das gesamte UG. 
 
Insgesamt lässt sich feststellen, dass sich die Aktivität der Fledermäuse im Gebiet vornehmlich auf 
die Siedlungsbereiche und entlang von baumbestandenen Straßen/Wegen konzentriert. Auf den 
großen offenen Flächen wurden Fledermäuse bei den Begehungen nur selten festgestellt. 
 
 
Für eine Bewertung des gesamten Untersuchungsgebietes wird ein Verfahren angewendet, das 
mit Indices aus der Gesamtnachweishäufigkeit bzw. einer Nachweishäufigkeit während verschie-
dener Jahreszeiten operiert (s.o.) und dabei sowohl die Zahl an Fledermauskontakten als auch die 
Anzahl an Beobachtungsstunden berücksichtigt. Diese Indices erlauben die Einschätzung der Er-
gebnisse der Horchkistendaten (s.u.) im Vergleich mit den Detektordaten. Der Index ergibt sich 
dabei aus der Summe der Kontakte der hiesigen fünf Zielarten Abendsegler, Breitflügel-, Mücken-, 
Rauhaut- und Zwergfledermaus geteilt durch die Summe der Beobachtungsstunden, in der Fle-
dermausaktivität nachweisbar gewesen wäre. 
 
Betrachtet man die drei Perioden, so liegt der Gesamtindex der einzelnen Jahreszeiten auf einem 
mittleren oder hohen Niveau. Man findet die höchste Aktivität der eingriffsrelevanten Arten (Abend-
segler, Breitflügel-, Rauhaut- und Zwergfledermaus) im Frühjahr (10,1), im Sommer und Herbst 
liegt der Index mit 5 bzw. 5,8 auf einem mittleren Niveau. Im Einzelnen liegt die Fledermausaktivi-
tät bei den Begehungen fast immer bei mittlerer bis sehr hoher Bedeutung, lediglich in der ersten 
und letzten Untersuchungsnacht erreichte die Aktivität nur ein geringes Niveau. Nach der ersten, 
sehr kalten Nacht  mit geringer Aktivität folgten drei gute Nächte mit hoher Aktivität. Nachfolgend 
wurden im Sommer mittlere Aktivitäten erreicht. Im Spätsommer/Herbst wechseln sich mittlere und 
hohe Aktivitäten ab. Die letzte Untersuchungsnacht stach hervor, da im Gegensatz zu den anderen 
Untersuchungsnächten keine Fledermäuse erfasst werden konnten.  
 
Die hohe Bedeutung des Gesamt-UG spiegelt sich allerdings nicht in den Daten der Horchkisten 
wieder, auf denen meist eine deutlich niedrigere Aktivität im Frühjahr und Sommer nachgewiesen 
wurde (s. Kap. 4.3 und 5.3). Nur im Herbst zeigten alle vier HK-Standorte in vier der sechs Unter-
suchungsnächte einen ähnlichen Aktivitätslevel wie bei den Detektorrunden. Hier sei darauf hin-
gewiesen, dass die Begehungen zeigen, dass die hohe Bedeutung des Gesamtgebietes im Früh-
jahr und die mittlere Bedeutung im Sommer weitestgehend auf der Aktivität entlang der mit Bäu-
men gesäumten Wege/Straßen und in den Siedlungsbereichen beruht (Karte 2-4). 

4.3 Ergebnisse der Horchkisten 

Aus den Untersuchungen mit Horchkisten (HK) innerhalb der überplanten Fläche ergeben sich fol-
gende Befunde (zu den Aufstellorten der Horchkisten siehe Karte 1).  
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Horchkisten-Standort 1 

Der Standort dieser HK befindet sich im südlichen Bereich der Potenzialfläche. Die HK wurde auf 
einem Maisacker aufgestellt. Mit zunehmender Wuchshöhe vom Mais wurde die HK an den Rand 
verschoben. 
 
Das Frühjahr und der Sommer waren an diesem Standort durch eine geringe Aktivität geprägt, 
welche bis in den August hinein anhielt (Tab. 4). Erst ab der 3. Septemberdekade jagten vermehrt 
Fledermäuse an diesem Standort, die Aktivität lag in drei aufeinanderfolgenden Untersuchungs-
nächten auf einem hohen Niveau. Ende September ging die Aktivität stark zurück, in der letzten 
Untersuchungsnacht konnten keine Fledermäuse nachgewiesen werden.  
 
Die aktivitätsbestimmende Art an diesem Standort war der Abendsegler (168 Kontakte), die Rau-
hautfledermaus trat ebenfalls vermehrt auf (115 Kontakte). Breitflügel- und Zwergfledermäuse tra-
ten unregelmäßig mit wenigen Kontakten auf, die Mückenfledermaus wurde einmalig im Spät-
sommer erfasst (24.8.). Die Aktivitätspeaks des Abendseglers und der Rauhautfledermaus in der 
dritten Augustdekade und Mitte September zeigen, dass das UG von beiden Arten auf ihren 
Herbstwanderungen gequert wird. Der kleine Aktivitätspeak der Rauhautfledermaus Anfang Mai 
deutet darauf hin, dass die Rauhautfledermäuse auch im Frühjahr das Gebiet auf ihren Wande-
rungen durchfliegen. Neben den planungsrelevanten Arten wurden im Sommer und Herbst noch 
Langohren an diesem Standort angetroffen (siehe Anhang). 
 

Tab. 1: Ergebnisse des Horchkisten-Standortes 1 (Nn = Nyctalus noctula / Großer Abendsegler, Es = 
Eptesicus serotinus / Breitflügelfledermaus, Ny = Nyctaloid, Pn = Pipistrellus nathusii / Rauhautfle-
dermaus, Pp = P. pipistrellus / Zwergfledermaus, Ppyg = P. pygmaeus / Mückenfledermaus). 

Frühjahresbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 

21.4. 4,5* 0 0 o.B. 
5.5. 8,5 12 1,4 4 Nn, 8 Pn 
18.5. 8 5 0,6 1 Nn, 1 Es, 3 Pn 
Frühjahresindex 0,8  
 
Sommerbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 

8.6. 7 7 1 5 Nn, 1 Pn, 1 Pp 

27.6. 7 5 0,7 4 Es, 1 Pn 
13.7. 7 5 0,7 4 Nn, 1 Ny 
26.7. 8 3 0,4 1 Nn, 1 Ny, 1 Pn 
8.8. 8,5 0 0 o.B. 
Sommerindex 0,5  
 
Spätsommer- und Zugzeitbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 

16.8. 9 3 0,3 2 Nn, 1 Pp 
24.8. 9,5 65 6,8 23 Nn, 2 Es, 8 Ny, 30 Pn, 1 Pp, 1 Ppyg 
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31.8. 10 67 6,7 8 Nn, 2 Es, 3 Ny, 53 Pn, 1 Pp 
13.9. 11 141 12,8 115 Nn, 2 Es, 11 Ny, 13 Pn 
22.9. 11,5 11 1 5 Nn, 1 Ny, 5 Pn 
5.10. 12,5 0 0 o.B. 
Herbstindex 4,5  

* = Abbruch wegen Kälte (4°C) 
 

Horchkisten-Standort 2 

HK 2 steht in der Mitte der Potenzialfläche nördlich der Bekhauser Bäke am Rande eines Mais-
ackers.   
Während in der ersten Untersuchungsnacht keine Fledermäuse am Standort 2 erfasst wurden, 
stieg die Aktivität in den darauffolgenden Nächten an und erreichte ein mittleres Niveau, das bis 
Anfang Juni anhielt (Tab. 5). Den restlichen Sommer über lag die Aktivität nur auf einem geringen 
Level. Am 24.8. wurde erstmals ein hohes Aktivitätsniveau erreicht, dass bis Mitte September ge-
halten wurde. Ende September wurden nur noch wenige Fledermäuse erfasst, in der letzten 
Untersuchungsnacht konnten, wie an Standort 1, keine Fledermäuse nachgewiesen werden. 
 
Die aktivitätsbestimmenden Arten an diesem Standort waren der Abendsegler und die Rauhautfle-
dermaus, die im Großteil der Nächte nachgewiesen wurden (Tab. 5). Im Frühjahr und Herbst wur-
den für beide Arten Aktivitätspeaks festgestellt, die zeigen, dass Abendsegler und Rauhautfleder-
mäuse im Frühjahr und Herbst auf ihren Wanderungen das UG queren. Neben Abendseglern und 
Rauhautfledermäusen wurden des Weiteren Breitflügel- und Zwergfledermäuse am Standort 2 
nachgewiesen. Breitflügelfledermäuse traten zwar unregelmäßiger auf als Zwergfledermäuse, die 
Anzahl der Kontakte der Breitflügelfledermaus lag mit 117 Kontakten jedoch deutlich höher als bei 
der Zwergfledermaus (27 Kontakte). In vier Nächten wurden Langohren erfasst (z.B. am 5.5 mit 13 
Kontakten), die jedoch nicht planungsrelevant sind (siehe Anhang).  
 

Tab. 2: Ergebnisse des Horchkisten-Standortes 2 (Nn = Nyctalus noctula/Großer Abendsegler, Es = 
Eptesicus serotinus/Breitflügelfledermaus, Ny = Nyctaloid, Pn = Pipistrellus 
nathusii/Rauhautfledermaus, Pp = P. pipistrellus/Zwergfledermaus). 

Frühjahresbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 

21.4. 4,5* 0 0 o.B. 
5.5. 8,5 45 5,3 3 Nn, 7 Es, 1 Ny, 35 Pn, 3 Pp 
18.5. 8 42 5,3 8 Nn, 7 Es, 3 Ny, 24 Pn 
Frühjahresindex 4,1  
 
Sommerbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 

8.6. 7 26 3,7 10 Nn, 16 Pn 

27.6. 7 4 0,6 4 Pp 
13.7. 7 6 0,9 3 Nn, 1 Es, 1 Pn, 1 Pp 
26.7. 8 23 2,9 6 Nn, 10 Es, 4 Ny, 1 Pn, 2 Pp 
8.8. 8,5 2 0,2 1 Ny, 1 Pp 
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Sommerindex 1,6  
 
Spätsommer- und Zugzeitbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 

16.8. 9 15 1,7 6 Nn, 2 Es, 3 Ny, 2 Pn, 2 Pp 
24.8. 9,5 165 17,4 52 Nn, 25 Es, 45 Ny, 41 Pn, 2 Pp 
31.8. 10 74 7,4 6 Nn, 1 Es, 3 Ny, 63 Pn, 1 Pp 
13.9. 11 341 31 147 Nn, 68 Es, 86 Ny, 30 Pn, 10 Pp 
22.9. 11,5 13 1,1 2 Nn, 10 Pn, 1 Pp 
5.10. 12,5 0 0 o.B. 
Herbstindex 9,6  

* = Abbruch wegen Kälte (4°C) 
 

Horchkisten-Standort 3 

Dieser Standort befindet sich im Nordwesten der Potenzialfläche am Rande einer Wiese. 
 
Wie bereits am HK-Standort 1 und 2 überwogen Nächte mit einer geringen Fledermausaktivität 
(Tab. 6). Im Frühjahr und Sommer wurde in allen Nächten nur eine geringe Aktivität festgestellt. 
Erst am 24.8. erreichte die Aktivität einen hohen Level, hervorgerufen durch vermehrt jagende 
Abendsegler und Rauhautfledermäuse. Die Aktivitätspeaks des Abendseglers und der Rauhautfle-
dermaus sprechen deutlich dafür, dass beide Arten das UG auf ihren Herbstwanderungen durch-
fliegen. Ab Ende August konnte eine kontinuierliche Abnahme der Aktivität verzeichnet werden. 
Am 31.8. lag die Aktivität zwar noch auf einem hohen Niveau, der Index lag jedoch mit 8,2 schon 
niedriger als am 24.8. (10,6). Mitte September war die Aktivität auf ein mittleres Niveau gesunken, 
wohingegen am Standort 1 und 2 noch eine hohe bzw. sehr hohe Aktivität festgestellt werden 
konnte. Ende September jagten nur noch vereinzelt Fledermäuse an diesem Standort und in der 
letzten Untersuchungsnacht wurden, wie an den anderen beiden Standorten, keine Fledermäuse 
nachgewiesen. 
 
Am häufigsten angetroffen wurden am HK-Standort 3 die Rauhautfledermaus, dicht gefolgt von 
Abendseglern. Neben diesen beiden aktivitätsbestimmenden Arten traten unregelmäßig und mit 
nur wenigen Kontakten (Ausnahme: 24.8.) Breitflügelfledermäuse auf sowie Zwergfledermäuse, 
die ausschließlich im Herbst erfasst wurden. Weiterhin konnte jeweils ein Langohr, die jedoch nicht 
planungsrelevant sind, in vier Nächten nachgewiesen werden. 
 

Tab. 3: Ergebnisse des Horchkisten-Standortes 3 (Nn = Nyctalus noctula/Großer Abendsegler, Es = 
Eptesicus serotinus/Breitflügelfledermaus, Ny = Nyctaloid, Pn = Pipistrellus 
nathusii/Rauhautfledermaus, Pp = P. pipistrellus/Zwergfledermaus). 

Frühjahresbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 

21.4. 4,5* 1 0,2 1 Pn 
5.5. 8,5 6 0,7 3 Nn, 3 Pn 
18.5. 8 12 1,5 4 Nn, 1 Es, 3 Ny, 4 Pn 
Frühjahresindex 0,9  
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Sommerbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 

8.6. 7 6 0,9 5 Nn, 1 Pn 
27.6. 7 1 0,1 1 Pn 
13.7. 7 3 0,4 1 Nn, 1 Es, 1 Pn 
26.7. 8 7 0,9 5 Nn, 2 Es 
8.8. 8,5 0 0 o.B. 
Sommerindex 0,5  
 
Spätsommer- und Zugzeitbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 

16.8. 9 9 1 3 Nn, 1 Es, 2 Ny, 2 Pn, 1 Pp 
24.8. 9,5 101 10,6 45 Nn, 14 Es, 5 Ny, 34 Pn, 3 Pp 
31.8. 10 82 8,2 12 Nn, 1 Es, 2 Ny, 67 Pn 
13.9. 11 51 4,6 31 Nn, 5 Es, 1 Ny, 13 Pn, 1 Pp 
22.9. 11,5 11 1 4 Nn, 7 Pn 
5.10. 12,5 0 0 o.B. 
Herbstindex 4  
* = Abbruch wegen Kälte (4°C) 
 

Horchkisten-Standort 4 

Dieser Standort befindet sich im Nordosten der Potenzialfläche am Rande einer Wiese. 
 
Wie an den Standorten 1 und 3 lag die Aktivität an diesem Standort im Frühjahr und Sommer ma-
ximal auf einem niedrigen Niveau und erreichte wie alle vorangegangenen Standorte erstmals am 
24.8. ein hohes Niveau (Tab. 7). Das hohe Niveau hielt bis Ende August an, es konnte jedoch 
schon der Beginn der kontinuierlichen Aktivitätsabnahme beobachtet werden, die bereits am 
Standort 3 registriert wurde. Während die Aktivität Mitte September auf einem mittleren Niveau lag, 
erreichte sie Ende September maximal einen niedrigen Level. Wie an den anderen drei Standorten 
wurden in der letzten Untersuchungsnacht keine Fledermäuse nachgewiesen.  
 
An diesem Standort zählten der Abendsegler und die Rauhautfledermäuse zu den aktivitätsbe-
stimmenden Arten, die weitestgehend regelmäßig erfasst werden konnten. Für beide Arten wurden 
im Herbst Aktivitätspeaks beobachtet, die zeigen, dass das UG von Abendseglern und Rauhaut-
fledermäusen auf ihren Herbstwanderungen gequert wird. Breitflügel- und Zwergfledermäuse fehl-
ten im Frühjahr und traten ab dem Sommer unregelmäßig mit wenigen Kontakten auf. Neben den 
vier planungsrelevanten Arten wurde Ende September ein Langohr nachgewiesen (siehe Anhang). 
 

Tab. 4: Ergebnisse des Horchkisten-Standortes 4 (Nn = Nyctalus noctula/Großer Abendsegler, Es = 
Eptesicus serotinus/Breitflügelfledermaus, Ny = Nyctaloid, Pn = Pipistrellus 
nathusii/Rauhautfledermaus, Pp = P. pipistrellus/Zwergfledermaus, Pip = P. spec.). 

Frühjahresbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 
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21.4. 4,5* 1 0,2 1 Pn 
5.5. 8,5 12 1,4 5 Nn, 7 Pn 
18.5. 8 14 1,8 7 Nn, 3 Ny, 4 Pn 
Frühjahresindex 1,3  
 
Sommerbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 

8.6. 7 3 0,4 2 Nn, 1 Pn 

27.6. 7 0 0 o.B. 
13.7. 7 3 0,4 1 Nn, 1 Es, 1 Ny 
26.7. 8 9 1,1 4 Nn, 4 Es, 1 Pp 
8.8. 8,5 3 0,4 1 Es, 2 Pn 
Sommerindex 0,5  
 
Spätsommer- und Zugzeitbefunde 

Datum Σ 
Std. 

Σ 
Rufe 

Index 
Rufe / h Feldbefunde 

16.8. 9 8 0,9 6 Nn, 1 Pn, 1 Pp 
24.8. 9,5 86 9,1 47 Nn, 9 Es, 2 Ny, 27 Pn, 1 Pp 
31.8. 10 63 6,3 14 Nn, 2 Ny, 46 Pn, 1 Pp 
13.9. 11 51 4,6 36 Nn, 4 Es, 3 Ny, 7 Pn, 1 Pp 
22.9. 11,5 11 1 3 Nn, 1 Es, 6 Pn, 1 Pip 
5.10. 12,5 0 0 o.B. 
Herbstindex 3,4  

* = Abbruch wegen Kälte (4°C) 
 

Insgesamt ist festzuhalten, dass die durch Horchkisten erfassten Aktivitäten an allen Standorten 
ein relativ homogenes Bild vermitteln: Der Großteil der Saison war geprägt von Nächten mit gerin-
ger Fledermausaktivität, lediglich an drei Terminen (HK 1, 3 und 4) bzw. 6 Terminen (HK 2) er-
reichte die Aktivität ein mittleres bzw. hohes Niveau. Im Frühjahr und Sommer lag die Aktivität an 
den Standorten 1, 3 und 4 auf einem niedrigen Niveau. Eine Ausnahme bildete der Standort 2, an 
dem der Gesamtindex im Frühjahr hingegen ein mittleres Niveau erreichte und der Sommerindex 
aufgrund einer Nacht mit mittlerer Aktivität 1,6 erreichte (an den Standorten 1, 3 und 4 lag der 
Sommerindex bei 0,5). Erst im Spätsommer/Herbst nahm die Aktivität deutlich zu. Dabei wurden 
einheitlich an allen Standorten, wie bei den Detektorrunden (siehe Kap. 4.2), eine erhöhte Aktivität 
zwischen 24.8. und 13.9 festgestellt. 
 
Die vorherrschenden Arten waren der Abendsegler und die Rauhautfledermaus, diese Arten waren 
flächendeckend vertreten. Aktivitätspeaks, die auf den Durchzug von Fledermäusen auf ihren jah-
reszeitlichen Wanderungen zurückzuführen sind, konnten für die Rauhautfledermaus im Frühjahr 
sowie Herbst beobachtet werden. Des Weiteren durchzieht der Abendsegler auf seinen Herbst-
wanderungen das Gebiet. 
 
Bei Betrachtung der Fledermausaktivität während der Nacht (vgl. Anhang) zeigt sich ein Muster, 
das sich an den meisten Standorten wiederholt: in den frühen Abendstunden treten vorwiegend 
zuerst Abendsegler auf, während die anderen häufigen Arten wie Breitflügel- und Rauhautfleder-
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maus etwas später in das UG kommen. In den Morgenstunden jagen vorwiegend Abendsegler und 
Rauhautfledermäuse. Eine ± durchgehende Aktivität aller im Gebiet vorkommenden Arten konnte 
größtenteils nur in der dritten Augustdekade bis Ende September verzeichnet werden. 
 

4.4 Befunde des AnaBat-Systems 

Insgesamt wurden am AnaBat-Standort 7.458 Fledermauskontakte aufgenommen (Tab. 8). Die mit 
Abstand häufigste Art mit 2.803 Kontakten war die Zwergfledermaus, gefolgt von der Rauhautfle-
dermaus (2.176 Kontakte). Die Gruppe Nyctaloid, bestehend aus beiden Abendseglerarten, Breit-
flügel- und Zweifarbfledermaus,  (727 Kontakte), der Abendsegler (424 Kontakte) und die Breitflü-
gelfledermaus (274 Kontakte) traten deutlich seltener auf. Die Mückenfledermaus wurde fünf Mal 
nachgewiesen. Neben diesen schlaggefährdeten Arten traten noch insgesamt 1.039 nicht näher 
bestimmbare Kontakte der Gattung Myotis spec. sowie neun Langohren auf (Tab. 8). 
 

Tab. 5: Aktivität an dem AnaBat-Standort 

Art Anzahl Kontakte 
Abendsegler 424 
Breitflügelfledermaus 274 
Nyctaloid 727 
Rauhautfledermaus 2.176 
Zwergfledermaus 2.803 
Mückenfledermaus 5 
Pipistrellus spec. 1 
Myotis spec. 1.039 
Langohr spec. 9 
Gesamtergebnis 7.458 
Anzahl untersuchter 
Nächte 

229 

Kontakte/Nacht 32,6 
 
Betrachtet man die saisonale Verteilung der Aktivitäten, so fällt auf, dass die Aktivität über einen 
Großteil des Frühjahrs auf einem geringen Niveau lag (Abb. 2). Im Frühjahr stachen lediglich die 
Nächte 5.-10.Mai heraus (zwischen 52 und 162 Kontakten), größtenteils hervorgerufen durch in-
tensiv jagende/ziehende Rauhautfledermäuse. Eine deutliche Zunahme der Aktivität, die für den 
Sommer aufgrund der besseren Witterungsbedingungen und anderen Faktoren angenommen 
wird, konnte im Gebiet bedingt festgestellt werden. Zum Sommer hin nahm die Aktivität zwar zu, 
sie unterlag jedoch z.T. großen Schwankungen. In knapp 40% der Nächte lag die Aktivität mindes-
tens auf einem mittleren Niveau. Von Mitte August bis Mitte September überwogen Nächte mit ho-
hen Aktivitäten, bis in die 2. Septemberdekade jagten vermehrt Rauhaut- und Zwergfledermäuse 
und z.T. Abendsegler am AnaBat-Standort. In diesem Zeitraum wurden mehrere Aktivitätspeaks 
von Abendseglern und Rauhautfledermäusen festgestellt. Ab Mitte September nahm die Aktivität 
stark ab und erreichte bis Ende Oktober maximal ein geringes Niveau. 
 
Während in der ersten Aprilhälfte neben Rauhautfledermäusen regelmäßig Fledermäuse der Gat-
tung Myotis spec. jagten, dominierte ab Mitte April bis in die 2. Maidekade eindeutig die Rauhaut-
fledermaus am AnaBat-Standort, um anschließend wiederum von Tieren der Gattung Myotis spec. 
abgelöst zu werden. Abendsegler, Breitflügel- und Zwergfledermäuse wurden im Frühjahr unre-
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gelmäßig mit wenigen Kontakten angetroffen. Vereinzelt jagten des Weiteren Langohren am 
AnaBat-Standort. Im Sommer dominierten Zwergfledermäuse und Fledermäuse der Gattung 
Myotis spec., Abendsegler und Breitflügelfledermäuse wurden deutlich seltener angetroffen. Die im 
Frühjahr dominierenden Rauhautfledermäuse jagten über den Sommer unregelmäßig und mit we-
nigen Kontakten. Dies änderte sich zum Spätsommer/Herbst, wo Rauhautfledermäuse neben den 
Zwergfledermäusen zu den dominierenden Arten zählten. Beide Arten wurden regelmäßig mit z.T. 
hohen Aktivitäten bis Mitte September erfasst, Breitflügelfledermäuse und Abendsegler sowie Fle-
dermäuse der Gattung Myotis spec. spielten eine untergeordnete Rolle. Für den Rest der Saison 
jagten noch vereinzelt Fledermäuse am AnaBat-Standort. 
 
In der zeitlichen Verteilung ergeben sich drei Schwerpunkte: zum einen zeigt die starke Aktivität 
der Rauhautfledermaus Ende April/Anfang Mai einen klaren Durchzug dieser Art während des 
Frühjahrszuges an, zum anderen wird im Spätsommer/Herbst die Bedeutung des UG für ziehende 
Rauhautfledermäuse deutlich (Mitte August bis mindestens Mitte September). Die Bedeutung für 
den Fledermauszug wird auch durch das Auftreten der Mückenfledermaus im Herbst gestützt. Ei-
nen dritten Aktivitätsschwerpunkt gibt es im Juni, hervorgerufen durch hohe Aktivitäten von Tieren 
der Gattung Myotis und zum Teil von Zwergfledermäusen. Insgesamt zeigt sich, dass zwischen 
Ende April und Mitte September regelmäßig Termine mit mittleren und sogar hohen Aktivitäten und 
keine längeren Zeiträume mit nur geringer Aktivität auftreten. So erreichten knapp 40% der Som-
mernächte mindestens ein mittleres Aktivitätsniveau. Dies steht im Gegensatz zu den Horchkis-
tenbefunden. 
 
Insgesamt konnte am AnaBat-Standort eine kontinuierliche Zunahme der Aktivität über die Saison 
beobachtet werden. Dem durch geringe Fledermausaktivität geprägtem Frühjahr schloss sich ein 
Sommer mit z.T. deutlich erhöhten Aktivitäten sowie starken Aktivitäts-Schwankungen an. Im 
Spätsommer/Herbst gipfelte die Aktivität auf einem hohen bis sehr hohen Aktivitätslevel, das bis 
Mitte September anhielt. Ab Anfang Oktober wurden nur noch vereinzelt Fledermäuse am AnaBat-
Standort erfasst. 
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Abb. 2: Phänologie der Fledermausaktivität am AnaBat-Standort in Wapeldorf-Heubült im Jahr 2016 (grüner Balken =  Grenze zur mittleren Aktivi-

tät/Bedeutung, roter Balken = Grenze zur hohen Aktivität/Bedeutung)
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5 BEWERTUNG DER BEFUNDE 

5.1 Bewertung des Artenspektrums 

Die durch die Untersuchung ermittelten Arten repräsentieren das typische Artenspektrum der Of-
fenlandgebiete (Abendsegler, Breitflügelfledermaus, Rauhautfledermaus und Zwergfledermaus). 
Die Mückenfledermaus wurde nur selten festgestellt. Die Artengruppen Bartfledermaus und Lang-
ohr traten vermehrt im UG auf, die Aktivität konzentrierte sich dabei weitestgehend auf wegbeglei-
tende Strukturen und Siedlungsbereiche. Nicht angetroffen wurde der Kleinabendsegler, obwohl 
dieser zumindest in  Einzelkontakten erwartet werden kann. Für den Wert des Gebietes spricht 
aber, dass es eine entsprechende Rolle für ziehende Rauhaut- und Mückenfledermäuse spielt. Ob 
dies auch für den Abendsegler zutrifft, ist nach der vorliegenden Datenlage unklar. Aus benachbar-
ten Gebieten bzw. anderen Jahren (z.B. Krögershamm, Varel-Süd) konnte jedoch ein Zug des 
Abendsegler belegt werden (BACH & FREY 2013, BACH et al. 2016). 
 
Der im Ergebnisteil errechnete Gesamt-Index von 7 (Frühjahr, Sommer, Herbst: 10,1; 5; 5,8; s. 
Tab. 3) für die Begehungen weist den Untersuchungsraum insgesamt als ein Gebiet mit „hoher 
Bedeutung“ aus. Die ermittelte Wertstufe bezieht sich nur auf die planungs- und konfliktrelevanten 
Arten Abendsegler, Mücken-, Zwerg-, Rauhaut- und Breitflügelfledermaus.  
 
Die Gesamtbewertung des Gebietes bedeutet allerdings nicht, dass alle Teilflächen des UG 
gleiche Wertigkeiten aufweisen, was sowohl die Nachweiskarten der einzelnen Arten als auch die 
Horchkisten- und AnaBat-Daten eindeutig belegen und wie die weiter unten benannten Funktions-
räume zeigen (vgl. Karte 2-4). Im relativen Vergleich zueinander lassen sich die weiter unten dar-
gestellten Bewertungen zu den Horchkisten auf den Windparkflächen auf diese Weise aber besser 
interpretieren. 

5.2 Bewertung nach dem Gefährdungspotenzial 

Für das Bundesland Niedersachsen liegen für die häufigeren Arten verwertbare Daten bzgl. deren 
Verbreitung vor. Abgesicherte Daten zu Bestandsveränderungen existieren nicht. 
 
Immerhin konnten drei in Niedersachsen stark gefährdete Arten (bei dem Langohr handelt es sich 
vermutlich um das Braune Langohr!) festgestellt werden (die Kategorie „R“ zählt nach BOYE et al. 
1998 zu den stark gefährdeten bzw. vom Aussterben bedrohten Arten). Hier ist vor allem die Breit-
flügelfledermaus hervorzuheben, die im Laufe der letzten Jahre vermehrt Probleme mit Dachsanie-
rungen (Sommer- und Winterquartiere) bekam, als auch mit einer Reduzierung der Nahrungsmög-
lichkeiten. Diese Art jagt bevorzugt in ländlicher Umgebung und hier z.T. über Weiden, wo sie von 
der Insektenproduktion der sich zersetzenden Kuhfladen etc. profitiert. Die zunehmende Stallhal-
tung und Schädlingsbekämpfung reduziert das Nahrungsangebot dieser Fledermausart. Ebenfalls 
hervorzuheben ist hier die Rauhautfledermaus, die neben der Breitflügelfledermaus zu den durch 
WEA schlaggefährdeten Arten zählen. 

5.3 Bewertung der Horchkistenbefunde 

Es wurde an allen Standorten Jagdflug von Rauhaut-, Zwerg-, Breitflügelfledermaus und Abend-
segler festgestellt, wenngleich in jeweils stark unterschiedlichem Umfang. 
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Für die Bewertung der Horchkistenbefunde finden die weiter oben angeführten Wertstufen Anwen-
dung. In Tabelle 9 sind die gemittelten Aktivitäten als Index und die daraus resultierende Bewer-
tung für jede einzelne Untersuchungsnacht an jedem Standort wiedergegeben. Die Ergebnisse an 
den Horchkistenstandorten zeigen, dass es an allen untersuchten Stellen Fledermausaktivität gab 
(Tab. 9). 
 

Tab. 6: Aktivitätsindices und Bewertung der Horchkistenbefunde 

Standorte 
April Mai Juni Juli August September Oktober 

21.4. 5.5. 18.5. 8.6. 27.6. 13.7. 26.7. 8.8. 16.8. 24.8. 31.8. 13.9. 22.9. 5.10. 

1 0 1,4 0,6 1 0,7 0,7 0,4 0 0,3 6,8 6,7 12,8 1 0 

2 0 5,3 5,3 3,7 0,6 0,9 2,9 0,2 1,7 17,4 7,4 31 1,1 0 

3 0,2 0,7 1,5 0,9 0,1 0,4 0,9 0 1 10,6 8,2 4,6 1 0 

4 0,2 1,4 1,8 0,4 0 0,4 1,1 0,4 0,9 9,1 6,3 4,6 1 0 
 
Die Bewertungstabelle zeigt für alle Standorte weitestgehend ein homogenes Bild, lediglich in drei 
Nächten im Frühjahr und Sommer unterschied sich die Aktivität am Standort 2 von den anderen 
drei Standorten. Von diesen drei Terminen an Standort 2 abgesehen, zeigen alle Aktivitäten an al-
len Standorten fast die gesamte Saison eine geringe Bedeutung für Fledermäuse an. Eine Aus-
nahme hierzu bildet aber der Zeitraum zwischen etwa Mitte August und Mitte September, wo größ-
tenteils hohe Aktivitäten (hohe Bedeutung) auftreten. 
 
Der Vergleich der gemittelten Aktivitätsindices aller HK (gesamt 2,6) mit dem Index der Detektor-
nachweise für das Gesamtgebiet, der 7 betrug, zeigt, dass die direkten Standorte im Vergleich zu 
der Gesamtfläche eine deutlich geringere Fledermausaktivität aufweisen. 
 

5.4 Funktionsräume von hoher, mittlerer und geringer Bedeutung 

Grundsätzlich ist bei der durchgeführten Erfassung zu berücksichtigen, dass die tatsächliche An-
zahl der Tiere, die ein bestimmtes Jagdgebiet, ein Quartier oder eine Flugstraße im Laufe der Zeit 
nutzen, nicht genau feststellbar oder abschätzbar ist. Gegenüber den stichprobenartigen Beobach-
tungen kann die tatsächliche Zahl der Tiere, die diese unterschiedlichen Teillebensräume nutzen, 
deutlich höher liegen. Diese generelle Unterschätzung der Fledermausanzahl wird bei der Zuwei-
sung der Funktionsräume allgemeiner und besonderer Bedeutung berücksichtigt. 
 
Wie oben dargestellt wurde, existieren erhebliche Schwankungen in der saisonalen Nutzung des 
UG, so dass die zu erwartende Eingriffswirkung für die einzelnen Jahreszeiten differiert. Deshalb 
wird nachfolgend eine saisonale Bewertung durchgeführt. Aus den oben angeführten Definitionen 
ergeben sich für das Untersuchungsgebiet Funktionsräume (Jagdgebiete und Quartiere von hoher 
und mittlerer Bedeutung), die nachfolgend beschrieben werden und in den Karten 2-4 dargestellt 
sind. 
 

Zu dem Bereich rund um die Potenzialfläche sind keine Aussagen möglich, da in diesem Bereich 
keine Horchkisten gesetzt wurden und diese Flächen auch nicht begehbar waren! 
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Funktionsräume hoher Bedeutung: 

Frühjahr 
 Straße „Zwischen den Wällen“ und Dachsweg sowie Teilbereich der Wilhelmshavener 

Straße (L825) und dem parallel dazu verlaufenden Feldweg im Südosten des UG: Regel-
mäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von fünf Arten (Abendsegler, Bart-, Breitflügel-, 
Zwerg-, Rauhautfledermaus), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflü-
gel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungs-
status haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) (Karte 2). 

 Teilbereiche der Dringenburger Straße (K130), der Straße „Zum Hörn“ sowie der Straße 
„Auf dem Knollen“ im Süden des UG: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von drei 
planungsrelevanten Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwergfledermaus), von denen eine 
einen besonders hohen Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfledermaus) (Karte 2). 

 
Sommer 

 Straße „Zwischen den Wällen“ und Dachsweg sowie Teilbereich der Wilhelmshavener 
Straße (L825) im Südosten des UG: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von vier Ar-
ten (Abendsegler, Bart-, Breitflügel-, Zwergfledermaus), darunter drei eingriffsrelevante Ar-
ten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwergfledermaus), von denen eine einen besonders hohen 
Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfledermaus) (Karte 3). 

 Teilbereiche der Dringenburger Straße (K130), der Straße „Zum Hörn“ sowie der Straße 
„Auf dem Knollen“ im Süden des UG: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von sechs 
Arten (Abendsegler, Langohr, Bart-, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), darunter vier 
eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen 
zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) 
(Karte 3). 

 Abendsegler-Quartierverdacht an der Wilhelmshavener Straße (L825) im Osten des UG 
(Karte 3). 

 
Spätsommer/Herbst 

 Straße „Zwischen den Wällen“ und Dachsweg im Südosten des UG: Regelmäßig intensiv 
genutztes Jagdgebiet von vier eingriffsrelevanten Arten (Abendsegler, Breitflügel-, 
Rauhaut-, Zwergfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus 
haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) (Karte 4). 

 Teilbereiche der Wilhelmshavener Straße (L825) und des westlich abgehenden Feldweges 
im Osten des UG: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von sechs Arten (Abendseg-
ler, Langohr, Bart-, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), darunter vier eingriffsrelevan-
te Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen be-
sonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) (Karte 4). 

 Standort der HK 2 und des AnaBat-Gerätes und deren Umfeld einschließlich Teilbereiche 
der Bekhauser Bäke: Regelmäßig intensiv genutztes Jagdgebiet von sechs Arten (Abend-
segler, Langohr [nur HK 2], Breitflügel-, Mücken- [nur AnaBat], Zwerg-, Rauhautfleder-
maus), darunter fünf eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Mücken-, Zwerg-, 
Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben 
(Breitflügel-, Rauhautfledermaus) (HK 2, AnaBat, Karte 4). 

 Zwei Rauhautfledermaus-Balzquartiere am parallel zur A29 verlaufenden Vorderweg im 
Südwesten des UG (Karte 4). 

 Rauhautfledermaus-Balzquartier im parallel zur Wilhelmshavener Straße (L825) verlaufen-
den Feldweg im Südosten des UG (Karte 4). 
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 Rauhautfledermaus-Balzquartier im Dachsweg im Südosten des UG (Karte 4). 

 Rauhautfledermaus-Balzquartier im Bereich Wilhelmshavener Straße (L825)/An der Wapel  
im Nordosten des UG (Karte 4). 

 

Funktionsräume mittlerer Bedeutung: 

Frühjahr 
 Parallel zur A29 verlaufender Vorderweg und Teilstück des sich nördlich anschließenden 

Feldweges im Westen des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von drei eingriffsrelevan-
ten Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders 
hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) (Karte 2). 

 Kreuzungsbereich im Nordosten des UG mit Teilbereichen der Spohler Straße (L820) und 
der Wilhelmshavener Straße (L825): Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von vier Arten 
(Abendsegler, Langohr, Breitflügel-, Zwergfledermaus), darunter drei eingriffsrelevante Ar-
ten (Abendsegler, Breitflügel-,  Zwergfledermaus), von denen eine einen besonders hohen 
Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfledermaus) (Karte 2) 

 Teilbereiche der Wilhelmshavener Straße (L825) und dem westlich abgehenden Feldweg 
im Osten des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von vier Arten (Abendsegler, Bart-, 
Breitflügel-, Rauhautfledermaus), darunter drei eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Breit-
flügel-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus 
haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) (Karte 2). 

 Standort der HK 2 und des AnaBat-Gerätes und deren direktes Umfeld sowie Teilbereich 
der Bekhauser Bäke: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von fünf Arten (Abendsegler, 
Langohr, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), darunter vier eingriffsrelevante Arten 
(Abendsegler, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), von denen zwei einen besonders 
hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) (HK 2, AnaBat, Kar-
te 2). 

 
Sommer 

 Parallel zur A29 verlaufender Vorderweg im Westen des UG: Regelmäßig genutztes Jagd-
gebiet von vier Arten (Abendsegler, Bart-, Breitflügel-, Zwergfledermaus), darunter drei ein-
griffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwergfledermaus), von denen eine einen 
besonders hohen Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfledermaus) (Karte 3). 

 Teilbereich der Wilhelmshavener Straße (L825) im Nordosten des UG: Regelmäßig genutz-
tes Jagdgebiet von fünf Arten (Abendsegler, Langohr, Bart-, Breitflügel-, Zwergfledermaus), 
darunter drei eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwergfledermaus), von de-
nen eine einen besonders hohen Gefährdungsstatus hat (Breitflügelfledermaus) (Karte 3). 

 Standort des AnaBat-Gerätes und dem direkten Umfeld sowie Teilbereich der Bekhauser 
Bäke: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von fünf Arten (Abendsegler, Langohr, Breitflügel-
, Zwerg-, Rauhautfledermaus), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflü-
gel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungs-
status haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) (AnaBat, Karte 3). 

 
Spätsommer/Herbst 

 Parallel zur A29 verlaufender Vorderweg und Teilbereich des sich nördlich anschließenden 
Feldweges im Westen des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von sechs Arten 
(Abendsegler, Langohr, Bart-, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), darunter vier ein-
griffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), von denen 
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zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) 
(Karte 4). 

 Teilbereiche der Spohler Straße (L820) und der Wilhelmshavener Straße (L825) im Nord-
osten des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von fünf Arten (Abendsegler, Langohr, 
Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), darunter vier eingriffsrelevante Arten (Abendseg-
ler, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Ge-
fährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) (Karte 4). 

 Teilbereich der Wilhelmshavener Straße (L825) sowie der parallel verlaufende Feldweg im 
Südosten des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von sechs Arten (Abendsegler, 
Langohr, Bart-, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), darunter vier eingriffsrelevante 
Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Rauhaut-, Zwergfledermaus), von denen zwei einen be-
sonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) (Karte 4). 

 Teilbereiche der Dringenburger Straße (K130), der Straße „Zum Hörn“ sowie der Straße 
„Auf dem Knollen“ im Süden des UG: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet von sechs Arten 
(Abendsegler, Langohr, Bart-, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), darunter vier ein-
griffsrelevante Arten (Abendsegler, Breitflügel-, Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen 
zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) 
(Karte 4). 

 Standorte der HK 1, HK 3 und HK 4 und deren Umfeld: Regelmäßig genutztes Jagdgebiet 
von sechs Arten (Abendsegler, Langohr, Mücken- [nur HK 1], Breitflügel-, Zwerg-, Rauhaut-
fledermaus), darunter fünf eingriffsrelevante Arten (Abendsegler, Mücken-, Breitflügel-, 
Zwerg-, Rauhautfledermaus), von denen zwei einen besonders hohen Gefährdungsstatus 
haben (Breitflügel-, Rauhautfledermaus) (HK 1 + 3 + 4, Karte 4). 

 

Funktionsräume geringer Bedeutung: 

Frühjahr 
 Große offene Bereiche des UG. 

Sommer 
 Große offene Bereiche des UG. 

Spätsommer/Herbst 
 Große offene Bereiche des UG. 

6 KONFLIKTANALYSE 

Als methodische Grundlage für die Ermittlung und Bewertung der Leistungsfähigkeit des Natur-
haushaltes durch einen geplanten Eingriff werden beispielhaft die “Naturschutzfachlichen Hinweise 
zur Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung” (BREUER 1994) in Verbindung mit der 
“Leitlinie zur Anwendung der Eingriffsregelung des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes bei 
der Errichtung von Windenergieanlagen” (NDS. UMWELTMINISTERIUM 1993) zugrunde gelegt. Dabei 
wurden die Kriterien zur Bewertung des Schutzgutes “Arten- und Lebensgemeinschaften” (Tab. 9 
in BREUER 1994), wie in Kapitel 3.2 beschrieben, auf die spezielle Situation einer Fledermauser-
fassung hin abgewandelt. Des Weiteren wird sich in der Behandlung der Konflikte u.a. nach NIE-
DERSÄCHSISCHES MINISTERIUM FÜR UMWELT, ENERGIE UND KLIMASCHUTZ (2016) orientiert.   
 
Nach den anerkannten Regeln der Naturschutzgesetze kommt der Vermeidung von Beeinträchti-
gungen Priorität zu. Nach dem Vermeidungsgebot soll die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes 
und des Landschaftsbildes nicht mehr als unbedingt notwendig beeinträchtigt werden. Unvermeid-
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bare Beeinträchtigungen sind in geeigneter Weise auszugleichen. “Ausgleich” bedeutet, dass die 
verloren gegangene Funktion des Naturhaushaltes, z.B. “Lebensraum für bestimmte Tier- und 
Pflanzenarten” am Eingriffsort innerhalb des Plangebietes wiederhergestellt werden muss. Ist der 
Ausgleich nicht möglich, muss abgewogen werden, ob die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege den Vorrang vor den anderen Belangen haben. Ist der Eingriff nicht ausgleich-
bar aber vorrangig, so hat der Verursacher Ersatzmaßnahmen durchzuführen. Diese liegen in der 
Regel außerhalb des Eingriffsortes, sollten aber innerhalb des vom Eingriff betroffenen Naturrau-
mes liegen. 

6.1 Darstellung der Konfliktbereiche sowie Vermeidung und Verminderung von 
Beeinträchtigungen 

Konfliktbereiche zwischen Windkraftanlagenplanung und Lebensräumen von Fledermäusen kön-
nen sich prinzipiell dann ergeben, wenn Quartiere vernichtet oder beeinträchtigt werden. Auch die 
Durchschneidung von Fledermaus-Flugstraßen stellt ggf. einen erheblichen Eingriff dar. Diese As-
pekte beträfen vornehmlich die Lokalpopulation (Sommeraspekt). Die größte Beeinträchtigung von 
Fledermäusen besteht aber nach heutiger Kenntnis im Schlagrisiko (siehe hierzu die detaillierte 
Erörterung in Kapitel 2). Im Rahmen des besonderen Artenschutzes ist nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG vor allem diesem Belang (Tötungsverbot) Rechnung zu tragen. Als Maßgabe wird hier 
das signifikant erhöhte Kollisionsrisiko zugrunde gelegt, also ein Kollisionsrisiko, welches über ein 
zufälliges Ereignis hinausgeht. Dies ist dann gegeben, wenn mit regelmäßigem Schlag gerechnet 
werden muss.  
 
Unter Berücksichtigung des Vermeidungs- und Minimierungsgebotes wird die Potenzialfläche so 
eingeschränkt, dass keine großflächige Überlagerung mit wichtigen Fledermausjagdgebieten vor-
liegt. Der Windenergieerlass des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klima-
schutz (2016) sieht vor, dass im Falle, dass WEA im Bereich von Aktionsschwerpunkten von ein-
griffssensiblen Arten (z.B. Breitflügel- und Rauhautfledermaus) errichtet werden, ein signifikant er-
höhtes Kollisionsrisiko gegeben ist. Um dies zu vermeiden, wurde schon im NLT (2014) vorge-
schlagen, ein Abstand von mindestens 200m plus Rotorradius zu allen wichtigen Funktionsräumen 
(Quartiere, Flugstraßen, Jagdhabitate) einzuhalten. Dieser Abstand ist u.a. durch die Tatsache be-
dingt, dass die neu aufgebauten WEA mit ihren Stellflächen und Brachen und damit einhergehend 
neue Nahrungsquellen darstellen, welche für Fledermäusen ein zusätzliches Jagdhabitat darstellt 
und damit Tiere anziehen wird. Zudem haben hohe Strukturen gerade bei baumbewohnenden Ar-
ten (wie Rauhautfledermaus und Abendsegler) einen Anlockungseffekt, wie eigene Erfahrungen 
zeigen und Studien (Jameson & Willis 2014, Roeleke et al. 2016) bestätigen. Dieser Anlockungsef-
fekt kann neben der Suche nach Insekten auch darin bestehen, dass baumbewohnende Fleder-
mäuse die WEA nach Quartiermöglichkeiten untersuchen (Cryan et al. 2014) und damit in den Ge-
fahrenbereich kommen. Bei dieser Planung wird ein Abstand von 200m plus Rotorradius als aus-
reichend gesehen, um die Fledermäuse aus den Jagdgebieten von der WEA fernzuhalten. 
 
Generell ist zu bedenken, dass sich die tatsächliche Anzahl der Tiere, die dieses Gebiet nutzen, 
nicht genau bestimmen oder abschätzen lässt. Gegenüber den stichprobenartigen Beobachtungen 
kann die Zahl der Tiere, wie weiter oben bereits angeführt, im Jagdgebiet deutlich höher liegen als 
es die Ergebnisse darstellen. 
 
In dieser Untersuchung wurden keine spezifisch geplanten WEA-Standorte untersucht, sondern es 
wurde die Eignung der ausgewiesenen Potenzialfläche für Windenergie auf die Aktivität von Fle-
dermäusen überprüft. Daher beziehen sich die hier möglichen Aussagen auf größere zusammen-
hängende Räume, nicht auf direkte Standorte. 
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Die Befunde im UG zeigen, dass sich die Fledermausaktivitäten sowohl jahreszeitlich und räumlich 
stark unterscheiden. Daher ist eine Betrachtung, sowohl nach Raum als auch nach Jahreszeit von 
Nöten, um mögliche Beeinträchtigungen im Sinne des § 44 BNatSchG zu ermitteln. Die Flächen 
wurden im Rahmen der Bewertung (Kapitel 5) in drei unterschiedliche Wertstufen unterteilt, die 
sich v.a. nach dem Vorkommen und der Aktivität der o.g. planungsrelevanten Arten ergeben. Flä-
chen mit einer mittleren und hohen Bedeutung als Jagdgebiete bedeuten, dass hier die Aktivität 
entsprechend hoch ist. Ein Errichten von WEA in diesen Räumen würde infolge der hohen Fleder-
mausaktivität ein signifikant erhöhtes Schlagrisiko (s.o.) nach sich ziehen. 
 
Nach der Eingriffsregelung und dem besonderen Artenschutz sind zuerst Vermeidungsmaßnah-
men vorzusehen, d. h. im konkreten Fall Maßnahmen, die das Kollisionsrisiko unter die 
Erheblichkeits- bzw. Signifikanzschwelle senken. Neben dem völligen Verzicht auf die Errichtung 
von Anlagen, sind alternativ, basierend auf den Ergebnissen der vorliegenden Untersuchung,  
 

1. eine Verschiebung geplanter WEA, 
2. eine Einschränkung in der Betriebszeit der WEA  

 
als zielführende Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen anzusehen. Sofern also in dem un-
tersuchten Gebiet WEA errichtet werden sollen, sind folgende oben teilweise schon angeführte 
generelle Vorgaben als Ausschlussgebiete bzw. im Sinne einer Vermeidung in allen Gebieten 
nach Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz (2016) und NLT 
(2014) einzuhalten: 

 Abstand von 250m (200m Abstand plus einer angenommenen Rotorlänge von 50m) zu al-
len ausgewiesenen Funktionsräumen mittlerer und hoher Bedeutung sowie Quartieren 
(Karten 5-7). 

 Ein etwaiger Betrieb von WEA innerhalb oder näher als 200m plus Rotorlänge zu den auf-
gezeigten Funktionsräumen mittlerer und hoher Bedeutung wird zwangsläufig ganznächtige 
Abschaltzeiten bei Temperaturen über 10°C (Umgebungstemperatur!) und Windgeschwin-
digkeiten unter 7,5m/s in den betroffenen und genauer festzulegenden Zeitfenstern zur 
Folge haben. 

 Da es sich um ein Gebiet handelt, das vor allem im Herbst von durchziehenden Fleder-
mäusen gequert wird (Rauhaut- und Mückenfledermaus sowie vermutlich auch Abendseg-
ler, siehe Daten Detektormethode, HK, AnaBat; vgl. auch Bach & Bach 2009), sind nach 
Datenlage ganznächtige (Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang) Abschaltzeiten zwischen 
Mitte August und Ende September notwendig. 

Bisherige Erkenntnisse zeigen, dass im Frühjahr das Kollisionsrisiko sehr gering ist. Daher ist im 
Frühjahr trotz eines Jagdgebietes mittlerer Bedeutung an Horchkisten-Standort 2 nicht mit einem 
erhöhten Kollisionsrisiko zu rechnen und somit keine Vermeidungsmaßnahmen (z.B. Abschaltzei-
ten) vorzusehen. 
 
Für den Fall, dass WEA in den Problemzonen (s. Karte 5-7) gebaut werden und im Rahmen der 
Vermeidung Abschaltzeiten einzuhalten sind, wird ein nachfolgendes zweijähriges Betriebsmonito-
ring an WEA, die im vorsorglichen Abschaltmodus laufen (vgl. Niedersächsischen Ministeriums für 
Umwelt, Energie und Klimaschutz 2016), empfohlen. 
 
Die oben genannten Abschaltzeiten sind grobe Vorgaben, um dem besonderen Artenschutz nach 
§44 BNatSchG Rechnung zu tragen. Diese Vorgaben enthalten einen Puffer, da die genauen Akti-
vitätsverteilungen auf Nabenhöhe sehr standortabhängig variieren können und bislang nur bedingt 
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von anderen Standorten oder von Bodenerfassungen übertragbar sind. Das vorgeschlagene Moni-
toring bietet die Möglichkeit, ggf. die von der Genehmigungsbehörde vorgegebenen Abschaltzeiten 
zu verifizieren und auf die jeweiligen standortspezifischen Bedingungen einzugrenzen. 
 
 

6.2 Kompensationsmaßnahmen 

Sofern erhebliche Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, sind diese zu kompensie-
ren, d.h. es darf nach Beendigung des Eingriffes keine erhebliche Beeinträchtigung der Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushaltes zurückbleiben.  
 
 
Für die Beeinträchtigungen durch Schlag im Sommer und Spätsommer/Herbst bzw. während der 
Zugzeit können die Kompensationsmaßnahmen nicht herangezogen werden, da hier neben ja-
genden Tieren auch mit durchfliegenden Tieren gerechnet werden muss, die nicht über Kompen-
sationsflächen zu leiten sind! Daher sind die Anlagen während der Zugzeit abzuschalten (s.o.). 
Kompensationsmaßnahmen für die Beeinträchtigungen der übrigen Zeit sind zweifelhaft, da deren 
Wirkung (das Weglocken der Tiere von den Anlagen) nicht sicher gewährleistet werden kann. 
 
Es sei an dieser Stelle noch einmal darauf hingewiesen, dass eine Kompensation von Schlagop-
fern im Sinne des § 15 BNatSchG nicht denkbar ist. Bei streng geschützten Arten, zu denen alle 
Fledermäuse gehören, treffen die Sachverhalte des § 44 BNatSchG zu. 

7 ZUSAMMENFASSUNG 

Im Jahr 2016 wurde die Fledermausfauna zwischen April und Oktober im Umfeld der geplanten 
Windkraft-Potenzialfläche Wapeldorf-Heubült (Gemeinde Rastede) erfasst. Dabei wurde der 
Schwerpunkt auf die Raumnutzung der auftretenden Arten gelegt. Insgesamt konnten mit der De-
tektor-Methode (inkl. Dauererfassung) fünf eingriffssensible Fledermausarten (Abendsegler, Breit-
flügel-, Zwerg-, Mücken- und Rauhautfledermaus) sowie zwei Artengruppen (Bartfledermaus und 
Langohr) sicher nachgewiesen werden.  
 
Insgesamt war die Aktivität der Fledermäuse in den drei unterschiedlichen Untersuchungszeiträu-
men mittel (Sommer, Herbst) bzw. hoch (Frühjahr), allerdings konzentrierte sich die Aktivität stark 
auf Wege und Straßen mit Baumbestand oder Heckenstrukturen sowie die Siedlungsbereiche. Im 
Frühjahr und Sommer wurden die Grünland- und Ackerflächen weniger genutzt als im Spätsom-
mer/Herbst, dies zeigen auch die Horchkistenbefunde. Zum Herbst hin jagten vermehrt Tiere auch 
über den offenen Grünland- und Ackerflächen. Abendsegler, Rauhaut-, Zwerg- und Breitflügelfle-
dermäuse wurden nahezu überall im UG angetroffen. Im Frühjahr und Herbst zeigte sich, dass das 
UG von ziehenden Tieren gequert wird. Während im Frühjahr ein leichter Zug des Abendseglers 
festgestellt werden konnte, war die Frühjahrswanderung der Rauhautfledermaus deutlich ausge-
prägt. Im Herbst wurde das Gebiet von Rauhautfledermäusen und Abendseglern durchzogen. 
Auch ist anzunehmen, dass die Mückenfledermaus das UG auf ihren Wanderungen durchzieht. 
 
Infolge der Aktivität der Fledermäuse auf den überplanten Flächen werden Bereiche dargestellt, 
die als Funktionsräume hoher und mittlerer Bedeutung für diese Artengruppe relevant sind. Bei ei-
nem etwaigen Betrieb von WEA innerhalb oder näher als 200 m plus Rotorlänge zu diesen aufge-
zeigten Funktionsräumen sind einzig Abschaltzeiten als geeignete Vermeidungs-
/Verminderungsmaßnahme möglich (NIEDERSÄCHSISCHEN MINISTERIUMS FÜR UMWELT, ENERGIE 
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UND KLIMASCHUTZ 2016) und daher frühzeitig mit einzuplanen (s. Kap. 6.1). Durch die Gefährdung 
der Sommerpopulation als auch aufgrund des Vorhandenseins von durchziehenden Arten (Abend-
segler, Rauhaut- und Mückenfledermaus) ergibt sich ein  erhöhtes Kollisionsrisiko. Dieses kann 
nur durch ein zeitlich befristetes Abschalten der WEA bei Temperaturen über 10°C (Umgebungs-
temperatur!) und Windgeschwindigkeiten unter 7,5m/s vermieden/vermindert werden. Eine Kom-
pensation hierfür ist nicht möglich. 
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Anhang 1: Grunddaten der Detektorbegehungen BQ = Balzquartier, QV = Quartierverdacht, d = Displaylaute (Balzrufe) 
 
Art / Datum 21.4. 5.5. 18.5. 8.6. 27.6. 13.7. 26.7. 8.8. 16.8. 24.8. 31.8. 13.9. 22.9. 5.10. ∑ 

Abendsegler   14 15 18 
1 
+ QV 

2 4 7 4 17 3 17 7  109 

Breitflügelfledermaus   40 65 27 11 13 13 8 21 29 10 15 15  267 
Zwergfledermaus  5 8 3 8 11 4 9 9 9  3 12 3  84 

Rauhautfledermaus 2 5 5 2  1 2 1  14 8 
16 
+ 5 BQ 

7  63 

Myotis spec.         3   2 1  6 
Bartfledermaus  2 1 2 4 3  2  5 2 1   22 
Langohr  1  1 1 1 1  5 1 2 2 2  17 
 7 70 89 58 28 24 29 27 42 66 28 65 35 0 568 
 



Fachbeitrag Fledermäuse zum potenziellen Windparkstandort Wapeldorf-Heubült  
Anhang 2 
 

 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
 17.11.2016 

Anhang 2: Grunddaten der Horchkistenerfassung (Nn = Nyctalus noctula, Ny = Nyctaloid, Es = Eptesicus serotinus, Pn = Pipistrellus nathusii, Pp = P. pipistrellus, 
Ppyg = P. pygmaeus, Pip = P. spec., Mmb = M. mystacinus/brandtii, Ms = Myotis spec., Plec = Plecotus spec., Flm = Fledermaus spec., o.B. = ohne 
Beobachtung, d = Display/Soziallaute) 

 
Standort 1 21.4. 5.5. 18.5. 8.6. 27.6. 13.7. 26.7. 8.8. 16.8. 24.8. 31.8. 13.9. 22.9. 5.10. 
Bis 19:00 Uhr              o.B. 
20:00 Uhr             2 Nn o.B. 

21:00 Uhr  o.B.        o.B. o.B. o.B. 
5 Nn, 2 Es, 
1 Ny 

3 Nn o.B. 

22:00 Uhr  o.B. 2 Nn o.B.   o.B. o.B. o.B. o.B. 4 Nn, 1 Es 
6 Nn, 2 Es, 
2 Ny, 2 Pn, 1 Pp 

45 Nn, 6 Ny, 
1 Pn 

o.B. o.B. 

23:00 Uhr o.B. 1 Nn 1 Pn o.B. o.B. 3 Nn o.B. o.B. 1 Nn 
5 Nn, 1 Ny 
1 Pn, 1 Ppyg, 
1 Plec 

1 Ny, 8 Pn 
41 Nn, 3 Ny, 
3 Pn 

1 Ny, 1 Pn o.B. 

24:00 Uhr  o.B. 1 Nn 2 Pn 2 Nn, 1 Pp 4 Es o.B. 1 Ms o.B. o.B. 
2 Nn, 1 Ny, 
1 Ms 

8 Pn 10 Nn, 3 Pn 1 Pn o.B. 

1:00 Uhr  -* 3 Pn 1 Ms o.B. 1 Pn 
1 Nn, 
1 Ny 

1 Ny o.B. o.B. 
4 Nn, 1 Ny, 
4 Pn, 1 Pp 

4 Pn 1 Nn 2 Pn o.B. 

2:00 Uhr  -* 1 Pn 1 Es 1 Nn, 1 Pn, 1 Ms o.B. 
1 Ms, 
1 Plec 

o.B. o.B. 1 Pp 
4 Nn, 5 Ny, 
2 Pn 

2 Pn 1 Nn, 1 Pn o.B. o.B. 

3:00 Uhr  -* 2 Pn o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Nn o.B. o.B. 9 Pn 6 Pn 6 Nn, 1 Plec 1 Pn o.B. 

4:00 Uhr  -* 1 Pn o.B. 1 Nn, 1 Ms o.B. o.B. 1 Pn o.B. o.B. 
2 Nn,1 Es, 
5 Pn 

17 Pn 5 Nn, 1 Pn o.B. o.B. 

5:00 Uhr  -* 1 Pn 1 Nn 1 Nn o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Nn 1 Nn, 8 Pn 5 Pn 1 Ny, 2 Pn o.B. o.B. 
6:00 Uhr  -* o.B. o.B.   o.B. o.B. o.B. o.B. 1 Nn, 1 Pn 2 Pn 1 Pn, 1 Pip o.B. o.B. 

7:00 Uhr -*        o.B. o.B. 1 Pn 
1 Nn, 1 Pn, 
1 Pip d 

o.B. o.B. 
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Standort 2 21.4. 5.5. 18.5. 8.6. 27.6. 13.7. 26.7. 8.8. 16.8. 24.8. 31.8. 13.9. 22.9. 5.10. 
Bis 19:00 Uhr              o.B. 
20:00 Uhr             1 Nn o.B. 

21:00 Uhr  o.B.        o.B. o.B. o.B. 
10 Nn, 9 Es,  
13 Ny, 2 Pn,  
1 Pp 

1 Pn o.B. 

22:00 Uhr  o.B. 3 Es o.B.   o.B. o.B. o.B. o.B. 
4 Nn, 6 Es, 
2 Pn 

2 Nn, 1 Es,  
1 Ny, 3 Pn 

42 Nn, 28 Es,  
25 Ny,1 Pn,  
2 Pp 

2 Pn o.B. 

23:00 Uhr o.B. 
2 Nn,  
1 Pn, 
1 Pp 

3 Nn, 2 Es, 2 Ny,  
3 Pn 

o.B. o.B. 1 Es 
1 Nn, 8 Es, 1 
Ns 

1 Ny 
2 Es,  
1 Ny,  
1 Pn 

5 Nn, 2 Es, 
1 Pn, 2 Plec 

1 Nn, 1 Pn,  
1 Ms 

15 Nn, 9 Es,  
12 Ny, 1 Pn,  
1 Pp 

1 Pp o.B. 

24:00 Uhr  o.B. 
1 Nn,  
4 Pn, 1 Ms 

1 Nn, 3 Es, 4 Pn 6 Nn o.B. 
1 Nn,  
1 Pn,  
1 Pp, 1 Ms 

2 Nn, 1 Es,  
1 Ns, 1 Pp,  
5 Ms 

o.B. 
2 Nn,  
2 Ny,  
1 Pp 

6 Nn, 2 Es, 
4 Ny 

2 Nn, 8 Pn 
40 Nn, 5 Es,  
10 Ny, 6 Pn,  
2 Pp 

2 Pn o.B. 

1:00 Uhr  -* 
8 Pn,  
1 Pp 

5 Pn, 1 Ms 21 Ms 3 Pp 
1 Ms,  
1 Plec 

1 Es, 1 Ns,  
4 Ms, 2 Plec 

o.B. 2 Nn 
5 Nn, 2 Ny,  
3 P, 1 Pp, 
2 Ms 

1 Nn, 1 Ny,  
5 Pn, 2 Ms 

12 Nn,   
15 Es, 7 Ny, 
4 Pn 

4 Pn o.B. 

2:00 Uhr  -* 
5 Pn, 1 Ms,  
2 Plec 

4 Nn, 1 Es, 1 Ny,  
9 Pn, 1 Ms 

2 Nn, 
4 Ms 

1 Pp 1 Ms 
1 Nn, 1 Pp,  
2 Ms 

o.B. 1 Nn 
7 Nn, 14 Es,  
27 Ny, 6 Pn 

1 Ny, 5 Pn 
3 Nn, 1 Es, 
6 Ny 

1 Pn o.B. 

3:00 Uhr  -* 7 Pn 1 Pn 
10 Pn, 
13 Ms 

o.B. o.B. 1 Nn, 1 Pn 1 Pp 1 Pp 5 Nn, 8 Pn 5 Pn 
15 Nn, 1 Es,  
5 Ny, 1 Pn,  
1 Pp 

1 Nn o.B. 

4:00 Uhr  -* 
9 Pn,  
1 Pn d, 
 7 Plec 

2 Pn 
2 Nn,  
6 Pn,  
2 Ms 

o.B. 1 Nn 1 Ns, 1 Ms 1 Ms o.B. 
3 Nn, 4 Ny,  
13 Pn 

24 Pn, 1 Pp 
8 Nn, 4 Ny, 
2 Pn 

o.B. o.B. 

5:00 Uhr  -* 
1 Ny,  
1 Pp, 
 4 Plec 

1 Es o.B. o.B. 1 Nn 1 Nn o.B. o.B. 
16 Nn,  
1 Es, 6 Ny,  
8 Pn, 1 Pp 

8 Pn 
2 Nn, 4 Ny, 
2 Pn, 1 Pp 

o.B. o.B. 

6:00 Uhr  -* o.B. o.B.   o.B. o.B. o.B. 1 Nn, 1 Pn 1 Nn, 2 Ny 4 Pn 11 Pn, 2 Pp o.B. o.B. 
7:00 Uhr -*        o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. o.B. 



Fachbeitrag Fledermäuse zum potenziellen Windparkstandort Wapeldorf-Heubült  
Anhang 2 
 

 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
 17.11.2016 

 
Standort 3 21.4. 5.5. 18.5. 8.6. 27.6. 13.7. 26.7. 8.8. 16.8. 24.8. 31.8. 13.9. 22.9. 5.10. 
Bis 19:00 
Uhr 

             o.B. 

20:00 Uhr             2 Nn o.B. 

21:00 Uhr  o.B.        o.B. o.B. o.B. 
6 Nn, 4 Es, 
1 Pn 

2 Pn o.B. 

22:00 Uhr  o.B. 1 Nn o.B.   o.B. o.B. o.B. 
2 Nn,  
1 Es,  
1 Ny 

8 Nn, 9 Es,  
1 Ny, 2 Pn 

5 Nn, 3 Pn, 
1 Plec 

4 Nn, 2 Pn, 
1 Pp 

o.B. o.B. 

23:00 Uhr o.B. 
2 Nn, 
1 Ms 

1 Nn, 1 Es, 
1 Ny, 2 Pn 

1 Nn o.B. 1 Es 
2 Nn, 2 Es, 
1 Ms 

o.B. o.B. 
10 Nn, 2 Ny, 
1 Pn 

3 Nn, 1 Es, 
1 Ny, 4 Pn, 
2 Ms 

2 Nn o.B. o.B. 
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1.0 ANLASS UND AUFGABENSTELLUNG  
Die Gemeinde Rastede beabsichtigt anlässlich aktueller Entwicklungsvorhaben und auf-
grund des kommunalen Willens einen Beitrag zur Energiewende zu leisten, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung eines Windparks im nördlichen Ge-
meindegebiet zu schaffen und stellt zu diesem Zweck den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 11 „Wapeldorf-Heubült“ auf.   
 
Auf Ebene des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden in der vorliegenden spe-
ziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (im Folgenden auch kurz saP genannt) die Aus-
wirkungen der konkreten Standorte von fünf geplanten Windenergieanlagen auf die Vor-
kommen von Flora und Fauna im Wirkbereich berücksichtigt.  
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 „Wapeldorf-
Heubült“ umfasst eine Fläche von ca. 18 ha, die nur zu einem geringen Teil für die neu-
en Windenergieanlagenstandorte und deren Erschließung baulich beansprucht wird. Im 
Rahmen faunistischer Erfassungen wurden besonders oder streng geschützte Tierarten 
gemäß § 7 (2) Nr. 13 und 14 BNatSchG festgestellt, deren Vorkommen zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt ein potenzielles Planungshemmnis darstellen. Um dieses Planungshin-
dernis zu beseitigen, ist ein Nachweis zu erbringen, dass die Vorschriften des europäi-
schen Artenschutzrechtes eingehalten werden. Dieser Nachweis soll im Rahmen der 
vorliegenden speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung erbracht werden. 

2.0 HINWEISE ZUR SPEZIELLEN ARTENSCHUTZRECHTLICHEN PRÜFUNG 

2.1 Zielsetzungen 
In der vorliegenden speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung werden die artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG, die durch das Vorhaben erfüllt 
werden können, im Hinblick auf die im Rahmen von Bestandserfassungen nachgewie-
senen gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (alle europäischen Vogelarten, Arten 
des Anhangs IV FFH-Richtlinie) ermittelt und dargestellt. 
 
Werden die Verbotstatbestände erfüllt, wird im Weiteren geprüft, ob die naturschutz-
rechtlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme von den Verbotsbeständen nach § 44 
BNatSchG gegeben sind (Prognose zu einer Ausnahme nach § 45 BNatSchG).  

2.2 Rechtliche Grundlagen 
Im Folgenden wird ein kurzer Überblick über die in der saP zu berücksichtigenden recht-
lichen Rahmenbedingungen gegeben. Der textliche Inhalt ist u. a. den „Hinweise zur 
Aufstellung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung (saP)“ des BAYERISCHEN STAATSMINISTERIUMS von 03/2011 sowie den Voll-
zugshinweisen zum Artenschutzrecht der LANA (Länderarbeitsgemeinschaft Natur-
schutz, Landschaftspflege und Erholung) (LANA 2010) entnommen. 
 
Die generellen artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 sind folgen-
dermaßen gefasst: 
 
"Es ist verboten, 
 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fan-
gen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
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2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelar-
ten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn 
sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert, 

 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen o-
der zu zerstören  

 

(Zugriffsverbote)." 
 
Diese Verbote werden um den für Eingriffsvorhaben relevanten Absatz 5 des 
§ 44 BNatSchG ergänzt, mit dem bestehende und von der Europäischen Kommission 
anerkannte Spielräume bei der Auslegung der artenschutzrechtlichen Vorschriften der 
FFH-Richtlinie genutzt und rechtlich abgesichert werden, um akzeptable und im Vollzug 
praktikable Ergebnisse bei der Anwendung der Verbotsbestimmungen des Absatzes 1 
zu erzielen: 
 
 
„(5) Für nach § 15 Absatz 1 unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Natur 
und Landschaft, die nach § 17 Absatz 1 oder Absatz 3 zugelassen oder von einer Be-
hörde durchgeführt werden, sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1 gel-
ten die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5. 
Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europä-
ische Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 
Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen 

 
1. das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn 

die Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und 
Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und 
diese Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten 
Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann, 

2. das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und der Entnah-
me, Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Absatz 1 
Nummer 1 nicht vor, wenn die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen 
einer erforderlichen Maßnahme, die auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder 
Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen vor Entnahme, Beschädigung oder 
Zerstörung und die Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- o-
der Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt wer-
den und diese Beeinträchtigungen unvermeidbar sind, 

3. das Verbot nach Absatz 1 Nummer 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion 
der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

 
 
Entsprechend obigem Abs. 5 gelten die artenschutzrechtlichen Verbote bei nach § 15 
BNatSchG zulässigen Eingriffen in Natur und Landschaft sowie nach den Vorschriften 
des Baugesetzbuches zulässigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 nur für die 
in Anhang IV der FFH-RL aufgeführte Tier- und Pflanzenarten sowie für die europäi-
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schen Vogelarten. Eine Rechtverordnung nach § 54 Absatz 1 Nr. 2 (nationale Verant-
wortungsarten) existiert aktuell noch nicht. 
 
Bezüglich der Tierarten nach Anhang IV a) FFH-RL sowie der europäischen Vogelarten 
nach Art. 1 VRL ergibt sich somit aus § 44 Abs.1, Nr. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG für 
nach zulässige Vorhaben im Sinne des §18 (2) BNatSchG folgende Verbote: 
 
 Zugriffsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG): Nachstellen, Fangen, Verletzen oder 

Töten von Tieren bzw. Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwick-
lungsformen. 

 Schädigungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG): Beschädigung 
oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten und damit verbundene ver-
meidbare Verletzung oder Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungsformen. Abwei-
chend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem 
Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang gewahrt wird. 

 Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG): Erhebliches Stören von Tieren 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-
rungszeiten. Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die Störung zu kei-
ner Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population führt. 

 
Bezüglich der Pflanzenarten nach Anhang IV b) FFH-RL ergibt sich aus § 44 Abs.1 
Nr. 4 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG folgendes Verbot: 
 
 Schädigungsverbot: Beschädigen oder Zerstören von Standorten wild lebender 

Pflanzen oder damit im Zusammenhang stehendes vermeidbares Beschädigen oder 
Zerstören von Exemplaren wild lebender Pflanzen bzw. ihrer Entwicklungsformen. 
Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die ökologische Funktion des von 
dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Standorts im räumlichen Zusammenhang 
gewahrt wird. 

 
Wird trotz der Durchführung von Vorkehrungen zur Vermeidung der Verbotstatbestand 
gemäß § 44 (1) 3 (Schädigung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten) erfüllt, so können 
gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG, soweit erforderlich, auch vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen festgesetzt werden. Diese entsprechen den sogenannten CEF-Maßnahmen – 
(measures that ensure the continued ecological functionality) der Interpretationshilfe der 
EU-KOMMISSION (2007) zur Umsetzung der Anforderungen der Artikel 12, 13 und 16 der 
FFH-RL.  
 
Diese dienen dem Erhalt des derzeitigen (günstigen) Erhaltungszustandes der betroffe-
nen Art. Diese Maßnahmen müssen aus den spezifischen Empfindlichkeiten und ökolo-
gischen Erfordernissen der jeweiligen betroffenen Art bzw. Population abgeleitet wer-
den, d. h. sie sind an der jeweiligen Art und an der Funktionalität auszurichten. Auch 
hinsichtlich der zeitlichen Komponente ist zu beachten, dass keine Zeitlücke (time-lag) 
entsteht, in der eine irreversible Schwächung der Population zu befürchten ist, d. h. die-
se neu geschaffenen Lebensstätten müssen funktionsfähig sein, ehe der Eingriff vorge-
nommen wird. 
 
Werden die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG bezüglich der 
gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten erfüllt, müssen, um die Planung unverändert 
fortführen zu können, Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG nachge-
wiesen werden. 
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Einschlägige Ausnahmevoraussetzungen liegen u. a. vor wenn: 
 

o zumutbare Alternativen [die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der 
relevanten Arten führen] nicht gegeben sind,  

o zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich 
solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art vorliegen oder im Interesse der Ge-
sundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Landes-
verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich güns-
tigen Auswirkungen auf die Umwelt gegeben sind, 

o sich der Erhaltungszustand der Populationen der betroffenen Arten nicht ver-
schlechtert und  

o bezüglich der Arten des Anhangs IV FFH-RL der günstige Erhaltungszustand 
der Populationen der Art gewahrt bleibt. 

 
Um eine Verschlechterung des Erhaltungszustands einer Population zu vermeiden, kön-
nen nach Auffassung der EU-Kommission auch spezielle kompensatorische Maßnah-
men eingesetzt werden. Diese Maßnahmen werden häufig „Maßnahmen zur Sicherung 
des Erhaltungszustands“ oder auch „FCS-Maßnahmen“ (measures to ensure a fa-
vourable conservation status) genannt, da sie dazu dienen sollen, einen günstigen Er-
haltungszustand (Favourable Conservation Status) zu bewahren. Diese Maßnahmen zur 
Sicherung des Erhaltungszustands der betroffenen Populationen sind zwar weder in der 
FFH-RL noch im BNatSchG explizit erwähnt und somit nicht verbindlich vorgeschrieben. 
Entsprechend den Empfehlungen der EU-Kommission sind sie jedoch zweckmäßig, um 
eine Ausnahme insbesondere hinsichtlich der Bewahrung eines guten Erhaltungszu-
stands zu rechtfertigen. Die EU-Kommission nennt folgende Anforderungen für derartige 
FCS-Maßnahmen: 
 
 Die Maßnahmen müssen die negativen Auswirkungen des Vorhabens den spezifi-

schen Gegebenheiten entsprechend ausgleichen. 
 Die Maßnahmen müssen eine hohe Erfolgschance / Wirksamkeit aufweisen und auf 

bewährten Fachpraktiken basieren. 
 Sie müssen die Möglichkeit garantieren, dass eine Art einen guten Erhaltungszu-

stand erreichen kann. 
 Sie müssen möglichst schon vor oder spätestens zum Zeitpunkt der Zerstörung einer 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätte Wirkung zeigen (ob gewisse zeitliche Verzögerun-
gen hingenommen werden können oder nicht, ist in Abhängigkeit von den betroffe-
nen Arten und Habitaten zu beurteilen) (vgl. EU-KOMMISSION 2007: 70ff). 

 
Aus Gründen der Praktikabilität und in Abgrenzung zu den „vorgezogenen Ausgleichs-
maßnahmen“ wird in Abhängigkeit von den betroffenen Habitaten und Arten durchaus 
eine gewisse Verzögerung zwischen Eingriffszeitpunkt und voller Wirksamkeit einer 
FCS-Maßnahme akzeptiert werden können (vgl. auch EU-KOMMISSION 2007: 70ff). Vo-
raussetzung hierfür ist aber, dass der Erhaltungszustand einer Art nicht bereits derart 
schlecht ist und die Wiederherstellbarkeit der erforderlichen Habitatstrukturen derart un-
günstig ist, dass vorübergehende Funktionsverminderungen eine irreversible Auswir-
kung auf den Erhaltungszustand der Art haben, d. h. in überschaubaren Zeiträumen, 
bzw. mit einer ausreichenden Sicherheit nicht wieder ausgeglichen werden können 
(RUNGE et al. 2010). 

2.3 Methodisches Vorgehen 
Nachfolgend findet eine artenschutzrechtliche Prüfung erfolgt unter Berücksichtigung 
des Leitfadens zur Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung 
von Windenergieanlagen in Niedersachsen im Anhang des Windenergieerlasses Nie-
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dersachsen (MU Niedersachsen 2016). Dieser enthält eine (nicht abschließende) Auflis-
tung WEA-empfindlicher Brut- und Rastvogelarten in Niedersachsen mit Angaben zu 
Prüfradien bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen. Die Angaben 
zu Prüfradien beruhen auf Empfehlungen der Nds. Fachbehörde für Naturschutz 
(NLWKN). Die nachfolgend dargestellten Prüfschritte werden in Anlehnung an die „Hin-
weise zur Aufstellung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutz-
rechtlichen Prüfung (saP)“ des Bayerischen Staatsministeriums mit Stand 03/2011, den 
Leitfaden zur Berücksichtigung des Artenschutzes bei Aus- und Neubau von Bun-
deswasserstraßen (BMVBS 2009) durchgeführt. Weitere Grundlage sind die Hinweise 
der LANA (Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung) 
zur Anwendung des europäischen Artenschutzrechts bei der Zulassung von Vorhaben 
und bei Planungen (LANA 2010). 
 
In einem ersten Arbeitsschritt erfolgt die Darstellung der Wirkfaktoren, die von dem Vor-
haben ausgehen und Auswirkungen auf die im Planungsraum vorkommenden Arten ha-
ben können. Weiterhin werden Möglichkeiten zur Vermeidung und Minimierung von Be-
einträchtigungen aufgeführt. Anschließend erfolgt eine Einschätzung der Auswirkungen 
der Wirkfaktoren unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnah-
men. 
 
Im Rahmen einer Voruntersuchung wird eine Vorauswahl der untersuchungsrelevanten 
Arten getroffen (Abschichtung des Artenspektrums). Es erfolgt eine tabellarische Zu-
sammenfassung der zu untersuchenden Tier- und Pflanzenarten, die in dem Untersu-
chungsraum nachgewiesen wurden und ggf. der Arten, die potenziell vorkommen könn-
ten.  
 
Als nächster Arbeitsschritt erfolgt eine Konfliktanalyse mit dem Ziel zu untersuchen, ob 
Verbotstatbestände einschlägig sind. Bei der Beurteilung, ob artenschutzrechtliche Ver-
botstatbestände erfüllt sind, werden die genannten Vorkehrungen zur Vermeidung und 
Minimierung von Beeinträchtigungen mit einbezogen. 
 
Sind Verbotstatbestände einschlägig, ist im Rahmen der weiteren Planung zu prüfen, ob 
die naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme von den Verboten gem. 
§ 45 Abs. 7 BNatSchG gegeben sind. 
 
Die Abgrenzung des Untersuchungs- bzw. Betrachtungsraumes erfolgte vorhabenbezo-
gen und entsprechend der prognostizierten Auswirkungen und Beeinträchtigungen auf 
die einzelnen betroffenen Arten durch die jeweiligen Fachgutachter.   

2.3.1 Datengrundlagen und Abgrenzung der Untersuchungsgebiete  
Für das Plangebiet liegt umfangreiches Datenmaterial zu Flora und Fauna vor. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wurde im Mai 2016 eine detaillierte Biotoptypenkartie-
rung im Plangebiet durchgeführt. Außerdem wurden die nach § 30 BNatSchG geschütz-
ten Biotope sowie die gefährdeten und besonders geschützten Arten nach GARVE (2004) 
erfasst. Die Typisierung und Bezeichnung der Biotope wurde in Anlehnung an den „Kar-
tierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen“ (DRACHENFELS 2011) vorgenommen. 
 
Darüber hinaus wurden Erfassungen von Brut- und Gastvögeln für eine potenzielle 
Windparkfläche an der kommunalen Grenze der Stadt Varel und der Gemeinde Rastede 
durchgeführt. Der südliche Teilbereich dieser interkommunalen potenziellen Windpark-
fläche ist annähernd deckungsgleich mit der nördlichen Teilfläche des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Nr. 11, so dass die damaligen Erfassungen herangezogen wer-
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den können. In Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Am-
merland wurde der Erfassungsumfang für die Kartierungen, die in 2013/2014 durchge-
führt worden sind, gemäß den Hinweisen des NIEDERSÄCHSISCHEN LANDKREISTAGES 
(2011) vorgenommen. Die avifaunistischen Erfassungen wurden somit in einem Radius 
von 2.000 m um den nördlichen Teilbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült" gefasst. Dieser Radius umfasst ebenfalls den 
südlichen Teilbereich der hier vorliegenden Bauleitplanung und deckt den - gemäß dem 
Niedersächsischen Windenergieerlass - mittlerweile für avifaunistische Kartierungen zu 
Grunde zu legenden Untersuchungsradius von 500 m um das jeweilige Plangebiet voll-
ständig ab. 
 
Zusätzlich zu den o. g. avifaunistischen Untersuchungen wurde aufgrund des Vorkom-
mens eines Seeadlerhorstes im Bereich Jaderberg in den Jahren 2016 und 2017 eine 
Raumnutzungserfassung durchgeführt. Darüber hinaus wurde die Raumnutzung aller 
Greif- und Großvögel innerhalb der beiden Teilflächen des Geltungsbereiches der vor-
liegenden Planung untersucht. Weitere Untersuchungen befassten sich 2016 und 2017 
mit der Identifizierung von Rastgebieten des Regenbrachvogels im Bereich der Wapel-
niederung und Bekhauser Bäke, dem Altjürdener Moor, Dringenburger Moor, 
Kreuzmoor, Jadermarsch und Jaderaußendeich.  
 
2013 erfolgte eine Untersuchung von Fledermäusen in einem Untersuchungsgebiet von 
1.000 m um den nördlichen Teilbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 
11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült". Für den südlichen Teilbereich (inkl. 1.000 m-
Radius) erfolgte die Erfassung der Fledermäuse im Jahr 2016.  
 
Sämtliche genannten Gutachten sind Bestandteil der Unterlagen zum Umweltbericht 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült". 

2.3.2 Projektbezogene Wirkfaktoren 
Durch das Planvorhaben der Errichtung eines Windparks entstehen Beeinträchtigungen 
auf die zu untersuchenden Schutzgüter. Auslöser dieser Beeinträchtigungen sind vorha-
benbedingte Wirkfaktoren. In Tab. 1 bis Tab. 3 werden die wichtigsten Wirkfaktoren zu-
sammengestellt, die Beeinträchtigungen und Störungen der streng bzw. besonders ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten verursachen können. 
 
Baubedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Die baubedingten Auswirkungen umfassen die Faktoren, die während der Realisierung 
der Planung auf die Umwelt wirken. Von den baubedingten Auswirkungen sind möglich-
erweise verschiedene Pflanzen- und Tierarten betroffen. Es handelt sich allerdings vor-
wiegend um zeitlich befristete Beeinträchtigungen, die mit der Beendigung der Bauaktivi-
täten enden, aber auch nachwirken können. 
 
Tab. 1: Baubedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die einzelnen Arten 
Baustelleneinrichtung, Herstel-
lung von Zuwegungen, Kran-
stellflächen und Vormontage-/ 
Lagerplätzen 

Vorhandene Vegetationsbestände und Lebensräume für 
Tiere werden durch Maschineneinsatz (z.B. Bodenab-
trag etc.) und Übererdung (ggf. temporär) zerstört. 

Stoffliche Einträge 
Schadstoffeinträge durch Bau-
materialien und Baumaschinen 

Stoffeinträge stellen eine potenzielle Gefährdung der 
Lebensraumqualität für Pflanzen und Tiere dar. Durch 
Materialien und Maschinen, die dem neusten Stand der 
Technik entsprechen, wird diese potenzielle Gefährdung 
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Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die einzelnen Arten 
minimiert.  

Lärmimmissionen, visuelle Ef-
fekte (temporäre Lärmbelastung 
durch Baustellenbetrieb) 

Für die Fauna kann dies zu einer zeitweiligen (temporä-
ren) Beunruhigung kommen.  

 
 

Anlagebedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Anlagebedingte Wirkfaktoren werden in diesem Fall durch die Bebauung an sich verur-
sacht. Es handelt sich um dauerhafte Auswirkungen.  
 
Tab. 2: Anlagebedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die einzelnen Arten 
Versiegelung bisher unversiegelter 
Flächen durch die notwendigen An-
lagen- und Erschließungsflächen 

Vorhandene Vegetationsbestände und Lebensräume 
für Tiere werden zerstört.  

Zerschneidungseffekte durch die 
Windenergieanlagen (Barriere- 
wirkungen und Flächenzerschnei-
dungen) 

Biotopverbundwirkungen können beeinträchtigt wer-
den. Infolge von Zerschneidungen können Räume 
verengt werden, was einen Funktionsverlust des Le-
bensraumes für Pflanzen und Tiere bedeuten kann. Es 
können Barrieren für die Ausbreitung bzw. Wanderung 
von Tierarten entstehen. 

Errichtung von vertikalen Hinder-
nissen  

Vertikale Bauten können eine Scheuchwirkung auf die 
Fauna verursachen. 

 
 
Betriebsbedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Belastungen und Beeinträchtigungen, die durch die Windenergienutzung hervorgerufen 
werden, werden als betriebsbedingte Auswirkungen zusammengefasst. Die von der 
Windenergienutzung ausgehenden Wirkungen sind grundsätzlich als langfristig einzu-
stufen. 
Tab. 3: Betriebsbedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die einzelnen Arten 
Schallemissionen Für die Fauna kann dies zu einer Beunruhigung bzw. zur 

Meidung von Gebieten führen.  
Schattenwurf  Es können Beeinträchtigungen der Fauna auf die stör-

empfindliche Arten entstehen, die mit Meidung, Flucht 
oder Abwanderung reagieren können. 

Vertreibungswirkungen durch 
betriebene Windenergieanlagen 
(Bewegung der Rotorblätter) 

Direkte Beeinträchtigungen von Lebensraumfunktionen 
für die Fauna durch Vertreibungswirkungen. Lebensräu-
me werden zerstört oder zerschnitten. Dies ist besonders 
relevant für die Artengruppen Vögel und Fledermäuse.  

Tötung durch Kollision oder Ba-
rotrauma (Luftdruckverände-
rungen) an betriebenen Wind-
energieanlagen (Bewegung der 
Rotorblätter) 

Ein betriebsbedingtes Tötungsrisiko besteht für die Arten-
gruppen Vögel, Fledermäuse und (Flug)Insekten. 

2.3.3 Vermeidungsmaßnahmen 
Allgemeine Vermeidungsmaßnahmen  
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Um Gefährdungen von Pflanzen- und Tierarten zu vermeiden oder zu mindern, werden 
folgende Vorkehrungen zur Vermeidung und Minimierung im Rahmen der Planung ein-
bezogen. Die Ermittlung der Verbotstatbestände in Kapitel 3.0 erfolgt unter Berücksichti-
gung dieser Vorkehrungen. 
 
Vorkehrungen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen setzen am Projektvorhaben an. 
Sie führen dazu, dass Projektwirkungen entweder vollständig unterbleiben oder soweit 
abgemildert werden, dass - auch individuenbezogen - keine erhebliche Einwirkung auf 
geschützte Arten erfolgt. 
 
Folgende Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen sind im Rahmen der 
Projektplanung zu beachten, um Gefährdungen von Tier- und Pflanzenarten nach 
§ 7 BNatSchG zu vermeiden oder zu mindern:  
 
 Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft gem. 9 (1) Nr. 20 BauGB ist die Baufeldräumung/Baufeldfreimachung 
(ausgenommen Gehölzentfernungen) zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Ver-
botstatbestände gem. § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) außerhalb der 
Zeit zwischen dem 1. März und dem 15. Juli durchzuführen. Eine Baufeldräu-
mung/Baufeldfreimachung ist ausnahmsweise in der Zeit zwischen dem 1. März und 
dem 15. Juli zulässig, wenn durch eine ökologische Baubegleitung artenschutzrecht-
licher Verbotstatbestände ausgeschlossen werden können.  

 Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft gem. 9 (1) Nr. 20 BauGB sind Baumfäll- und Rodungsarbeiten zur Ver-
meidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gem. § 44 (1) BNatSchG außer-
halb der Zeit zwischen dem 1. März und dem 30.September durchzuführen. Unmit-
telbar vor den Fällarbeiten sind die Bäume durch eine sachkundige Person auf die 
Bedeutung für höhlenbewohnende Vogelarten sowie auf das Fledermausvorkommen 
zu überprüfen. Sind Individuen/Quartiere vorhanden, so sind die Arbeiten umgehend 
einzustellen und das weitere Vorgehen ist mit der Unteren Naturschutzbehörde ab-
zustimmen.  

 Erhalt vorhandener Gehölzstrukturen: Während der Bauarbeiten ist darauf zu ach-
ten, dass die angrenzenden und vorhandenen Gehölze und Einzelbäume nicht mehr 
als notwendig beeinträchtigt werden (z. B. durch Baufahrzeuge). Zur Vermeidung 
von Schäden sind deshalb Schutzmaßnahmen gem. RAS-LP 4 und DIN 18920 vor-
zusehen.  

 Verwendung gedeckter, nicht reflektierender Farben für die Windenergieanlagen.  

 Verwendung von Anlagen eines Anlagentyps (u. a. gleiche Höhe, gleiche Drehrich-
tung und -geschwindigkeit). 

 Synchrone Schaltung der notwendigen Befeuerung. 

 Möglichst geringe Beeinträchtigung durch die notwendige Befeuerung nach den 
neuesten Erkenntnissen und dem neusten Stand der Technik. 

 Vermeidung von Lärm: Durch den Einsatz von Geräten nach dem neuesten Stand 
der Technik werden Störungen vermindert. 

 Die Gondeln der Windenergieanlagen sollten möglichst wenige Öffnungen aufwei-
sen, durch die z. B. Fledermäuse ins Innere gelangen könnten. 

 Keine Anlage von attraktiven Jagdgebieten für Fledermäuse im (Nah-)Bereich der 
WEA (z. B. Entwicklung zu Ruderalflächen nach eingestellter landwirtschaftlicher 
Flächennutzung). 
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 Beleuchtungen sind abgesehen von Beleuchtung zu Wartungsarbeiten und der vor-
geschriebenen Hinderniskennzeichnung nicht zulässig. 
 

2.3.3.1 Vermeidungs-/Minimierungsmaßnahmen für Fledermäuse 
Aufgrund der Ergebnisse der fledermauskundlichen Fachbeiträge kann nicht mit hinrei-
chender Sicherheit ausgeschlossen werden, dass es durch die Umsetzung des geplan-
ten Vorhabens zu Fledermausschlag kommen könnte.  

 
Abschaltung der WEA in Zeiten erhöhter Fledermausaktivität und Kollisionsgefahr: Ab-
schaltzeiten sind auf der nördlichen Teilfläche von August bis Mitte Oktober notwendig. 
Diese Abschaltzeiten sollten im August bis Ende September ganznächtig, im Oktober 
von etwa 1 Std. vor Sonnenuntergang bis etwa Mitternacht bei jeweils Temperaturen 
über 10 °C (Umgebungstemperatur) und bei Windgeschwindigkeiten unter 7,5 m/s. er-
folgen. Abschaltzeiten sind auf der südlichen Teilfläche zwischen Mitte August bis Mitte 
September bei jeweils Temperaturen über 10 °C (Umgebungstemperatur) und bei Wind-
geschwindigkeiten unter 7,5 m/s. ganznächtig notwendig.  
 
Da die vorgeschlagenen Abschaltzeiten das Vorsorgeprinzip berücksichtigen sowie eine 
gewisse Prognoseunsicherheit beinhalten, sollte dem Antragsteller die Möglichkeit ge-
geben werden, die Erweiterung der zulässigen Betriebszeiträume mit Hilfe eines Monito-
rings zu prüfen. Es wird ein nachfolgendes zweijähriges akustisches Gondelmonitoring 
gemäß Nds. Windenergieerlass empfohlen, mit dem geprüft werden kann, wie hoch das 
Schlagrisiko tatsächlich ist. Die oben genannten Abschaltzeiten sind grobe Vorgaben, 
um dem Artenschutz Rechnung zu tragen. Sie sind im Genehmigungsbescheid nach 
BImSchG verbindlich zu bestimmen. 
 
Während der ggf. beauflagten Phasen einer vorsorglichen Abschaltung, können die 
WEA generell ab einer Windgeschwindigkeit von 7,5 m (in Gondelhöhe gemessen) wie-
der in Betrieb gehen, da bei Windgeschwindigkeiten über 7,5 m/s nur noch ein geringes 
Risiko von Fledermausschlag besteht.  

2.3.3.2 Vermeidungsmaßnahmen für den Baumfalken 
Im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchung von Groß- und Greifvögeln wurde 2016 ein 
Brutpaar des Baumfalken im Nahbereich der Planfläche festgestellt und dessen Raum-
nutzungsverhalten während der Brut und Jungenaufzucht beobachtet. Dabei wurde eine 
erhöhte Flugaktivität der Altvögel während der Jungenaufzucht wenige Wochen nach 
dem Schlupf bis zum Ausfliegen der Jungvögel registriert. Ein erhöhtes Kollisionsrisiko 
ist daher bei entsprechender Nähe des Nestes zu WEA nicht auszuschließen. Um das 
Kollisionsrisiko für den Baumfalken unter die Signifikanzschwelle zu bringen, sollten 
WEA im Umkreis von 500 m um den Horst eines Baumfalken ab drei Wochen nach dem 
Schlupf der Jungen für sechs Wochen tagsüber abgeschaltet werden, bis die Jungen 
abgezogen sind. Der konkrete Zeitraum ist abhängig vom Schlupftermin.  
 
Zur Festlegung der Erforderlichkeit von Abschaltzeiten und deren mögliche zeitliche 
Eingrenzung ist ein Monitoring unerlässlich. Das Monitoring dient der Feststellung, ob 
ein Baumfalke im Nahbereich brütet, zur Feststellung des Schlupftermins der Jungen 
sowie auch einer evtl. Brutaufgabe oder -verlagerung des Neststandortes und erneuten 
Brut. Ein solches Monitoring sollte umfassen: 

 Erfassung des Neststandorte im Umkreis von 1.000 m um den südlichen Geltungs-
bereich im Zeitraum Mitte April bis Mitte Mai. Bei einer Entfernung des Baumfalken-
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nestes von mehr als 500 m zwischen WEA und Nest kann ein weiteres Monitoring 
entfallen. 

 Kontrolle des Brutverlaufs (1 x wöchentlich) nach Beginn der Brut. 

 Raumnutzungsuntersuchungen von einem festgelegten Punkt aus, nachdem die 
Jungen ca. 3 Wochen alt sind (2 x wöchentlich im Zeitraum Mitte Juli – September).  

 
Bei Aufgabe der Brut würden sich die Abschaltzeiten entsprechend verringern. Sollte im 
Bereich des 1.000 m-Radius zwei Jahre in Folge keine Baumfalkenbrut ermittelt werden, 
erübrigen sich weitere Untersuchungen und Abschaltzeiten.  

3.0 BESTAND SOWIE DARLEGUNG DER BETROFFENHEIT DER ARTEN 

3.1 Prüfung der Zulässigkeit des Eingriffs  
Gemäß § 15 Abs. 5 BNatSchG darf ein Eingriff nicht zugelassen oder durchgeführt wer-
den, wenn die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist 
auszugleichen oder zu ersetzen sind und die Belange des Naturschutzes und der Lan-
despflege bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Be-
langen im Range vorgehen.  
 
In diesem Zusammenhang wird auf die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 11 „Wapeldorf-Heubült“ inklusive des Umweltberichts verwiesen, in der 
diese Ausführungen dargestellt werden. Es handelt sich bei der vorliegenden Planung 
um einen zulässigen Eingriff gemäß § 15 Abs. 5 BNatSchG.  

3.2 Bestand und Betroffenheit der Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 

3.2.1 Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 
Im Geltungsbereich wurden in 2016 Bestandserfassungen in Form einer Biotoptypenkar-
tierung in Anlehnung an den „Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen“ (DRA-
CHENFELS 2011) durchgeführt.  
 
Streng geschützte Pflanzenarten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG sowie Pflanzenar-
ten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie (FFH-RL) sind nicht festgestellt worden. Ein ar-
tenschutzrechtlicher Verbotstatbestand lässt sich aufgrund dessen nicht konstatieren. 

3.2.2 Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 

3.2.2.1 Säugetiere 
Alle Fledermausarten zählen in Deutschland nach § 1 BArtSchV zu den besonders ge-
schützten Arten und aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum Anhang IV der FFH-RL zu den 
streng geschützten Arten nach § 7 (2) Nr. 14 BNatSchG.  
 
Im Untersuchungsgebiet konnten bei den Erfassungen in 2013 und 2016 insgesamt fünf 
Fledermausarten plus die beiden Artengruppen Bartfledermaus und Langohr, die mit Hil-
fe von Detektoren nicht weiter differenziert werden können, sicher nachgewiesen wer-
den. Dabei dominierten vor allem folgende Arten das Bild: Breitflügelfledermaus, Großer 
Abendsegler und Rauhautfledermaus.  
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Tab. 4: Im Untersuchungsgebiet vorkommende Arten und ihr Gefährdungsstatus nach den 

Roten Listen Niedersachsens (NLWKN in Vorb.) und Deutschlands (MEINIG et al. 
2009). 

Art 
Rote  
Liste 
Nds. 

Rote Liste 
Deutschland 

Großer Abendsegler (Nyctalus noctula) 3  V 
Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) 2 G 
Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) - - 
Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) R - 
Wasserfledermaus (Myotis daubentonii) V - 
Bartfledermaus spec. (Myotis mystaci-
nus/brandtii)1 

D/3 V/V 

Langohr spec. (Plecotus auritus/austriacus) 1 V/R V/2 
 
Legende:  2 = stark gefährdet 3 = gefährdet  
 V = Arten der Vorwarnliste 
 G = Gefährdung anzunehmen, Status aber unbekannt 
 R = Art mit eingeschränktem Verbreitungsgebiet 
1) Die Geschwisterarten M. mystacinus & M. brandtii und Plecotus auritus/austriacus können aufgrund ähnlicher Ruf-
charakteristika im Freiland bisher nicht sicher unterscheiden werden.  

 
Als konfliktträchtig werden die Arten angesehen, die aufgrund ihrer Verbreitungssituation 
in Niedersachsen und ihres Jagdverhaltens unter Berücksichtigung der aktuellen 
Schlagstatistik (DÜRR 2017a) als typische oder potenzielle Schlagopfer anzusehen sind. 
Darunter fallen Abendsegler, Breitflügelfledermaus, Rauhautfledermaus und Zwergfle-
dermaus, für die generell zunächst davon auszugehen ist, dass es ein erhöhtes Konflikt-
potenzial gibt. Die Arten Wasserfledermaus, Große und Kleine Bartfledermaus und 
Braunes bzw. Graues Langohr gelten nicht als schlaggefährdet.  
 
Vorkommen von vereinzelten Balzquartieren der Rauhautfledermaus wurden 2016 in der 
näheren Umgebung im Bereich des Vorder- und Barkenweges festgestellt. Für den 
Abendsegler besteht ein Quartierverdacht im Bereich der L825. Der Abstand zum Gel-
tungsbereich beträgt mindestens 600 m.  
 
Vorkommen weiterer geschützter Säugetierarten gemäß § 7 BNatSchG im Plangebiet 
sind derzeit nicht bekannt und aufgrund der Habitatstrukturen auch nicht zu erwarten, so 
dass im Folgenden ausschließlich die im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen Fle-
dermausarten betrachtet werden. 
 
Prüfung der Verbotstatbestände nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG (Zugriffsverbot)  
Baubedingte Wirkfaktoren auf Fledermäuse wie Flächenbeanspruchung, Schadstoffein-
träge oder Lärmbelästigung führen zu keinen nachweisbaren Beeinträchtigungen bzw. 
Tötungen von Individuen. Alle aufgefundenen Quartiere befanden sich mindestens 600 
m von der Windparkfläche entfernt, insofern werden diese nicht durch das Vorhaben be-
einträchtigt. 
 
In Bezug auf jagendes oder ziehendes Verhalten kann eine Kollision der nachgewiese-
nen schlaggefährdeten Fledermausarten mit den Windenergieanlagen nicht ausge-
schlossen werden. Daher sind als Vermeidungsmaßnahme die WEA in Zeiten hoher 
Fledermausaktivität abzuschalten. Diese allgemeinen Abschaltzeiten (vgl. Kap. 2.3.3.1) 
sind mit einem betriebsbegleitenden Monitoring zur ggf. möglichen Modifikation der Ab-
schaltzeiträume für alle WEA vorgesehen.  
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Bei den Arten Wasserfledermaus, Bartfledermaus und Langohr ist eine Tötung unwahr-
scheinlich, da es sich bei diesen Arten zum einen nicht um schlaggefährdete Arten han-
delt und zum anderen keine Zeiten erhöhten Zugaufkommens festgestellt wurden. 

 
Demgemäß wird festgestellt, dass unter Berücksichtigung der entsprechenden Vermei-
dungsmaßnahmen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nicht erfüllt 
werden.  

 
Prüfung der Verbotstatbestände nach § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG (Störungsverbot)  
In Bezug auf das Störungsverbot für Fledermäuse sind akustische sowie visuelle Effekte 
vorstellbar. Da sich Fledermäuse vorrangig über Echoortung orientieren, werden visuelle 
Effekte keinen Einfluss auf Arten haben, die in der näheren Umgebung nachgewiesen 
worden sind. Des Weiteren sind keine Empfindlichkeiten gegenüber WEA bekannt und 
somit kann eine Störung durch eine Verringerung des Jagderfolgs ausgeschlossen wer-
den.  
 
Bei Umsetzung des Vorhabens kommt es baubedingt zu temporären Verlärmungen, die 
jedoch keine störenden Wirkungen auf die angetroffenen Arten während ihrer sensiblen 
Zeiten haben. Die in der Regel vor allem tagsüber durchgeführten Baumaßnahmen sind 
von den vermuteten Quartieren der Rauhautfledermaus und des Abendseglers ausrei-
chend weit entfernt. Eine Störung kann daher ausgeschlossen werden. 

 
Eine erhebliche Störung gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Verbotstatbestand der er-
heblichen Störung während Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wander-
zeiten) liegt somit nicht vor.  

 
Prüfung der Verbotstatbestände nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG (Schädigungsver-
bot) 
Im Untersuchungsgebiet konnten keine Fledermausquartiere gefunden werden. In der 
näheren Umgebung wurden Verdachtsquartiere festgestellt, welche jedoch bei Umset-
zung des Vorhabens nicht beeinträchtigt werden. 
 
Somit sind die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Beschädigung oder 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) nicht einschlägig. 

3.2.2.2 Amphibien und Reptilien 
Für den Geltungsbereich ist ein Vorkommen von Amphibien und Reptilien des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie nicht bekannt. Aufgrund der Strukturen und Nutzungen im Plange-
biet wird ein Vorkommen von Amphibien und Reptilien gemäß Anhang IV der FFH-
Richtlinie zum gegenwärtigen Kenntnisstand ausgeschlossen.  
 

3.2.2.3 Insekten 
Für den Geltungsbereich ist ein Vorkommen von Insekten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie nicht bekannt. Aufgrund der Strukturen und Nutzungen im Plangebiet wird ein 
Vorkommen von diesen Insektenarten gemäß Anhang IV der FFH-Richtlinie zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt ausgeschlossen.  



Gemeinde Rastede –  
saP zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült" 13 

 

 
Diekmann  Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

3.3 Bestand und Betroffenheit der Arten nach Vogelschutzrichtlinie 
Eingrenzung der zu betrachtenden Arten 
Generell gehören alle europäischen Vogelarten, d. h. sämtliche wildlebende Vogelarten, 
die in EU-Mitgliedstaaten heimisch sind, zu den gemeinschaftlich geschützten Arten. Um 
das Spektrum der zu berücksichtigenden Vogelarten im Rahmen der speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung einzugrenzen, werden bei der artspezifischen Betrachtung 
folgende Gruppen berücksichtigt: 
 

 streng geschützte Vogelarten, 
 Arten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie, 
 Vogelarten, die auf der Roten Liste geführt werden, 
 Koloniebrüter, 
 Vogelarten mit spezielleren Lebensraumansprüchen (u. a. hinsichtlich Fortpflan-

zungsstätte), 
 laut einschlägiger Fachliteratur mit einer mittleren oder hohen Empfindlichkeit 

gegenüber Windenergieanlagen reagierende Arten  
 besonders kollisionsgefährdete Großvogel-Arten und 
 Gastvogelarten, die mit besonders hohen Individuenzahlen nachgewiesen wur-

den. 
 
Unter Berücksichtigung dieser Kriterien wird eine Vorentscheidung für die artbezogene 
Betrachtung vorgenommen. Ein Ausschluss von Arten kann in dem Fall erfolgen, wenn 
die Wirkungsempfindlichkeiten der Arten vorhabenspezifisch so gering sind, dass mit 
hinreichender Sicherheit davon ausgegangen werden kann, dass keine Verbotstatbe-
stände ausgelöst werden können (Relevanzschwelle). 

3.3.1 Brutvögel 
Die Erfassung der Brutvögel erfolgte nach der erweiterten Revierkartierung (vgl. BIBBY et 
al. 1995, FISCHER et al. 2005) mit 10 Ganzflächenerhebungen von Anfang April bis Mitte 
Juli. Die Erfassung der Brutvogelfauna erfolgte innerhalb des geplanten Windparks so-
wie innerhalb eines umliegenden Radius von 2.000 m in 2013. Den Schwerpunkt bilden 
Erhebungen zu Vorkommen, Häufigkeit und Verbreitung der seit Jahren bundesweit 
stark rückläufigen Wiesenbrutvögel. Weiterhin wurde eine Raumnutzungsuntersuchung 
sowohl für den Seeadler in 2016 und 2017 als auch für Greif- und Großvögel in 2016 
durchgeführt.  
 
Folgende Arten werden aufgrund der unter Kap. 3.3 aufgeführten Kriterien artenschutz-
rechtlich betrachtet.  
 
Abschichtung des im Detail zu prüfenden Artenspektrums 
Die Planungsrelevanz zur Betrachtung der europäischen Vogelarten ergibt sich aus 
dem Artenschutzleitfaden im Anhang zum Windenergieerlass (MU NIEDERSACHSEN 
2016), in dem gegenüber Tötung oder Störung windkraftsensible Vogelarten aufgeführt 
sind. Die im Artenschutzleitfaden aufgeführten Untersuchungsradien (Radius 1) ent-
sprechen den Mindestabständen gemäß den Empfehlungen der Länderarbeitsgemein-
schaft der Vogelschutzwarten im sog. "Helgoländer Papier" (LAG VSW 2014), die auch 
in die "Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei 
Standortplanung und Zulassung von Windenergieanlagen" des Nds. Landkreistages 
(NLT 2014) Eingang gefunden haben. Für verschiedene Arten wie Weißstorch, Rotmi-
lan, Wespenbussard, Rohrweihe, Baumfalke, Fischadler und Schwarzstorch begründen 
sie sich durch ein erhöhtes Kollisionsrisiko.  
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Darüber hinaus ist der Eintritt des Verbotstatbestands der Tötung gem. § 44 (1) Nr. 1 
auch in größeren Entfernungen zu WEA durch Kollisionen denkbar, sofern sich die WEA 
im Bereich essentieller Nahrungsflächen und Jagdgebiet sowie Flugrouten und Wander-
korridoren befinden. Dies trifft erfahrungsgemäß in besonderem Maße auf Groß- und 
Greifvögel zu, während für die meisten Sing- und Kleinvögel, wie mittlerweile durch zahl-
reiche Studien bestätigt wurde (s. GRÜNKORN et al. 2016), kein erhöhtes Kollisionsrisiko 
besteht.  
 
Arten wie der Mäusebussard und der Turmfalke werden hingegen im Artenschutzleitfa-
den Nds. nicht unter den schlaggefährdeten Arten aufgeführt. Diese Arten sind jedoch 
gemäß dem gegenwärtigen Kenntnisstand, der sich auch in der brandenburgischen 
Schlagopferfundkartei der staatlichen Vogelschutzwarte Brandenburg wiederspiegelt 
(DÜRR 2017b), ebenfalls als kollisionsgefährdete Arten anzusehen und hinsichtlich ihrer 
tatsächlichen Gefährdung im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung im Detail zu 
behandeln.  
 

Tab. 5: Übersicht der im Untersuchungsraum festgestellten planungsrelevanten und / 
oder streng geschützten Brutvogelarten (nur Brutnachweise und Brutverdachte) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutscher 
Artname 

Wissenschaftlicher 
Artname 

R
L 

D
 

R
L 

N
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R
L 

TW
 

R
L 

W
M

 

VS
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§ 
7 

BN
at

Sc
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Baumfalke Falco subbuteo 3 3 3 3 - s 

Baumpieper Anthus trivialis V V V V - b 

Blaukehlchen Luscinia svecica V - V - x s 

Feldlerche Alauda arvensis 3 3 3 3 - b 

Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus - 3 3 3 - b 

Grünspecht Picus viridis - 3 3 3 - s 

Kiebitz Vanellus vanellus 2 3 3 3 - s 

Mäusebussard Buteo buteo - - - - - s 

Pirol Oriolus oriolus V 3 3 2 - b 

Rauchschwalbe Hirundo rustica V 3 3 3 - b 

Schleiereule Tyto alba - - - - - s 

Schwarzkehlchen Saxicola rubicola V - - - - b 

Sperber Accipiter nisus - - - - - s 

Teichhuhn Gallinula chloropus - - - - - s 

Turmfalke Falco tinnunculus - V V V - s 

Waldkauz Strix aluca - V V V - s 

Waldohreule Asio otus - 3 3 3 - s 

Wiesenpieper Anthus pratensis V 3 3 3 - B 
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Erläuterungen zu Tab. 5: 
Spalten RL D – Rote Liste der in Deutschland gefährdeten Brutvogelarten (SÜDBECK et al. 
2007): Gefährdungskategorien: 1 - vom Erlöschen bedroht, 2 - stark gefährdet, 3 - gefährdet, V 
- Vorwarnliste, R - extrem selten. – derzeit nicht gefährdet 
 
Spalte RL Nds. – Rote Liste der in Niedersachsen gefährdeten Brutvogelarten (KRÜGER & 
OLTMANNS 2007): Gefährdungskategorien s. RL D 
 
Spalten RL TW / WM – Rote Liste der in den Rote-Liste-Regionen „Tiefland West“ und 
„Watten und Marschen“ gefährdeten Brutvogelarten (KRÜGER & OLTMANNS 2007): Gefähr-
dungskategorien s. RL D 
 
Spalte VS-RL - EU-Vogelschutzrichtlinie: x - Anhang I-Art der EU-Vogelschutzrichtlinie 
Spalte § 7 BNatSchG: s - streng geschützte Art, b - besonders geschützte Art 
 
Weitere betrachtungsrelevante Arten konnten über die durchgeführte Raumnutzungs-
untersuchung im Plangebiet festgestellt werden. 
Tab. 6: Übersicht zu den über die Raumnutzungsuntersuchung im Plangebiet gesichteten 

planungsrelevanten Greif und Großvogelarten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Folgende Abstände (gemäß der vom Vorhabenträger geplanten Anlagenkonfiguration) 
werden von den neu geplanten Windenergieanlagen zu den vorkommenden Brutvö-
geln voraussichtlich eingehalten: 

Deutscher 
Artname 

Wissenschaftlicher 
Artname 

Graureiher Ardea cinerea 

Kranich Grus grus 

Rohrweihe Circus aeruginosus 

Rotmilan Milvus milvus 

Schwarzmilan Milvus migrans 

Schwarzstorch Ciconia nigra 

Seeadler Haliaeetus albicilla 

Silberreiher Ardea alba 

Weißstorch Ciconia ciconia 

Wespenbussard Pernis apivorus 
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Tab. 7: Übersicht zu den artenschutzrechtlich zu betrachtenden Brutvogelarten und der 
voraussichtliche Abstand ihrer Reviere zu den geplanten WEA  

Art Kürzester Abstand zu 
einer geplanten Wind-
energieanlage in m 

Prüfradius in m* / 
Abstandsempfehlung 
NLT 2014 in m 

Baumfalke Falco subbuteo 640 500 / 3.000 
Baumpieper Anthus trivialis 1.345 - 
Blaukehlchen Luscinia svecica 265 - 
Feldlerche Alauda arvensis 110 - 
Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus 220 - 
Graugans Anser anser 1.270 - 
Grünspecht Picus viridis 805 - 
Kiebitz Vanellus vanellus 50 500 / 1.000 
Mäusebussard Buteo buteo 280 500 
Pirol Oriolus oriolus 690 - 
Rauchschwalbe Hirundo rustica 645 - 
Schleiereule Tyto alba 1.800 - 
Schwarzkehlchen Saxicola rubicola 125 - 
Sperber Accipiter nisus 2.315 - 
Teichhuhn Gallinula chloropus 1.475 - 
Turmfalke Falco tinnunculus 705 - 
Waldkauz Strix aluca 2.310 - 
Waldohreule Asio otus 295 500 
Wiesenpieper Anthus pratensis 2.065 - 
* aus Leitfaden – Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergiean-
lagen in Niedersachsen (2016) 
 
Da in der Fachliteratur Störungsempfindlichkeiten von Brutvögeln, die über 500 m 
hin- ausgehen, nicht bekannt sind, wird im Folgenden lediglich auf diejenigen pla-
nungsrelevanten Arten eingegangen, die einen Abstand von 500 m um die geplanten 
WEA unterschreiten. 
 
Die in grau hinterlegten Arten werden daher in der artenspezifischen Betrachtung wei-
ter berücksichtigt. Bei den übrigen Arten können Beeinträchtigungen ausgeschlossen 
werden, da die Abstände zwischen den Arten und den geplanten Windenergieanlagen 
entsprechend groß sind, so dass die Wirkfaktoren nicht mehr wirken.  
 
Weitergehende Ausführungen zu den Arten: 
 
Die Waldohreule wurde 2013 bei den Brutvogelerfassungen u. a. mit einem Revier an 
der L820 festgestellt, welches sich in einem Abstand von mindestens 295 m zu der 
nächstgelegenen geplanten Windenergieanlage befand. Die Art stellt gemäß Wind-
energieerlass keine windkraftsensible Art dar, es gibt auch keine aktuellen Kenntnisse 
für eine Empfindlichkeit oder eine besonders hohe Kollisionsgefährdung, da die Art 
meist niedrig über ihren Nahrungsflächen jagt. Eine artenschutzrechtliche Relevanz 
dieser Art kann daher ausgeschlossen werden. 
 
Blaukehlchen, Gartenrotschwanz, Schwarzkehlchen 
Von diesen in den Plangebieten unmittelbar vorkommenden Brutvogelarten, die sich 
innerhalb eines Radius von unter 500 m zum Geltungsbereich befinden, gilt keine der 
angetroffenen Arten als schlaggefährdet. Ein artenschutzrechtlicher Verbotstatbestand 
kann daher für diese Arten sicher ausgeschlossen werden.  
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Greif- und Großvögel 
Für die im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchung 2016 im Plangebiet gesichteten 
Greif- und Großvögel konnte überwiegend keine artenschutzrechtliche Relevanz ermit-
telt werden. Ein erhöhtes Kollisionsrisiko kann lediglich für die Arten Mäusebussard 
und Baumfalke nicht ausgeschlossen werden.  
 
Gemäß den vorherigen Ausführungen erfolgt daher eine artspezifische Betrachtung der 
Arten Feldlerche, Kiebitz, Mäusebussard und Baumfalke als Brutvogel. 
 
Die Erhaltungszustände der nachfolgend im Detail zu betrachtenden Brutvogelarten in 
Niedersachsen wurden, sofern dort aufgeführt, aus den Vollzugshinweisen zum Schutz 
von Brutvogelarten in Niedersachsen, Teil 2: Wertbestimmende Brutvogelarten der EU-
Vogelschutzgebiete mit Priorität für Erhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
(NLWKN 2011) entnommen. Zur Beurteilung der Erhaltungszustände der lokalen Po-
pulation bei der artspezifischen Betrachtung der Brutvogelarten wurden die Erhal-
tungszustände anhand der Roten Listen und vorliegender Literatur eingestuft. 
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Kiebitz (Vanellus vanellus) 
 Europäische Vogelart   VS-RL Anhang I – Art  Streng geschützt gem. BNatSchG/BArtSchV 

 

1 
 

 

Grundinformationen: 
Rote-Liste Status Deutschland: 2 Rote-Liste Status Niedersachsen: 3 
Art im UG:  nachgewiesen  potenziell möglich 
Erhaltungszustand der Art in Niedersachsen: 

  günstig   stabil   ungünstig 
 Kiebitze besiedeln als Brutgebiet flache, weithin offene, baumarme und wenig strukturierte Flächen 

mit fehlender oder kurzer Vegetation (BAUER et al. 2005a). Besonders günstig für den Kiebitz ist ein 
Nutzungsmosaik aus Wiesen und Weiden. Seit einigen Jahrzehnten werden darüber hinaus auch 
intensiv genutzte Ackerflächen besiedelt, die vor der Bestellung oder in früheren Stadien der Vege-
tationsentwicklung ähnliche Strukturen besitzen. Das Nest wird am Boden angelegt und in jeder 
Brutsaison erneut gebaut. 

 Lokale Population:  
Vom Kiebitz wurden innerhalb des 2.000 m – Untersuchungsgebietes 18 Brutpaare erfasst, wobei 
der geringste Abstand zu einer geplanten Windenergieanlage 50 m beträgt. 
 

Der Erhaltungszustand der lokalen Population wird bewertet mit:  
 

 sehr gut (A)         gut (B)  mittel – schlecht (C)  

2.1 Prognose der Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sowie der Schädi-
gungsverbote nach Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

 Die Gefahr der Tötung über Kollision oder Barotrauma ist vermutlich während der Zug- und Über-
winterungszeit im Allgemeinen für Vögel größer als während der Brutphase. So wurde bei den Un-
tersuchungen von MÖCKEL & WIESNER (2007) an Kiebitzen etwa ein Drittel der Totfunde während 
der Brutsaison der Vögel festgestellt. Zwei Drittel waren der Zug- und Winterzeit einzuordnen. Auch 
wenn eine Kollision für Brutvögel nicht gänzlich ausgeschlossen werden kann, geht das Kollisions-
risiko nach heutigem Stand des Wissens nicht über das allgemeine Lebensrisiko hinaus.  
Für den Kiebitz sind 19 Schlagopfer in Deutschland bekannt (DÜRR 2017b, Stand: 01. August 
2017).  
Die Möglichkeit der Schädigung der Fortpflanzungsstätten des Bodenbrüters ist zwar gegeben, 
kann jedoch durch die Vermeidungsmaßnahme der Baufeldfreimachung und des Bau der Anlagen 
außerhalb der Brutzeit vollständig vermieden werden. Falls dies jedoch aus logistischen Gründen 
nicht möglich ist (der Bau der Anlagen erstreckt sich über einen längeren Zeitraum, so dass ein 
Bau außerhalb der Brutzeit aufgrund witterungsbedingter Zwangspunkte nicht durchgeführt werden 
kann), ist durch eine kontinuierliche ökologische Baubegleitung (z. B. mit Begehungen der Eingriffs-
flächen, rechtzeitige Anbringung/ Durchführung von Vergrämungsmaßnahmen vor Beginn der 
Brutzeit o. ä.) sicherzustellen, dass sich kein Brutpaar auf den Bauflächen, Lagerflächen oder Zu-
wegungen ansiedelt. Durch die Vergrämungsmaßnahmen wird eine Schädigung der Fortpflan-
zungsstätten während der Bauzeit, soweit diese innerhalb der Brutzeit liegt, vermieden.  
Durch die räumlich (nur im Nahbereich der im Bau befindlichen Anlagenstandorte und Zuwegun-
gen) und zeitlich begrenzte Vergrämung der Art während der Bauphase in angrenzende Bereiche 
bleibt die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zu-
sammenhang zudem weiterhin gewahrt. 
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen:  
- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art oder kontinuierliche ökologische Baubegleitung 

(z. B. Begehungen i. V. m. Vergrämungsmaßnahmen auf den Bau- und Nebenflächen 
vor Beginn sowie während der Brutzeit), wenn ein Beginn der Maßnahmen vor der Brut-
zeit nicht möglich ist. 

 
 CEF-Maßnahmen erforderlich: 

 

Zugriffsverbot ist erfüllt:   ja  nein  
Schädigungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 
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Kiebitz (Vanellus vanellus) 
 Europäische Vogelart   VS-RL Anhang I – Art  Streng geschützt gem. BNatSchG/BArtSchV 

2.2 Prognose des Störungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG  

 Durch das geplante Vorhaben ist anlage- und betriebsbedingt nicht von negativen Effekten auf die 
Bestände des Kiebitz auszugehen, da zwar Verdrängungswirkungen auf die Art durch WEA be-
kannt sind, es allerdings durch die geringe Frequentierung des Plangebietes nicht zu einer erhebli-
chen Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes der lokalen Population kommt. Baubedingte Aus-
wirkungen sind aufgrund der vorgesehenen Bauausschusszeiten ausgeschlossen. Insgesamt ist 
eine Beeinträchtigung des Erhaltungszustands der lokalen Population der Art auch unter Berück-
sichtigung der im Rahmen des Umweltberichtes zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans ab-
gearbeiteten Eingriffsregelung nicht zu befürchten. 
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen:  
- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art oder kontinuierliche ökologische Baubegleitung  

(z. B. Begehungen i. V. m. Vergrämungsmaßnahmen auf den Bau- und Nebenflächen vor 
Beginn sowie während der Brutzeit), wenn ein Beginn der Maßnahmen vor der Brutzeit 
nicht möglich ist. 

 

Störungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 
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Feldlerche (Alauda arvensis) 
 Europäische Vogelart   VS-RL Anhang I – Art  Streng geschützt gem. BNatSchG/BArtSchV 

 

1 
 

 

Grundinformationen: 
Rote-Liste Status Deutschland: - Rote-Liste Status Niedersachsen: 3 
Art im UG:  nachgewiesen  potenziell möglich 

Erhaltungszustand der Art in Niedersachsen: 
  günstig  stabil  ungünstig 

 Feldlerchen sind Brutvögel im offenen Gelände mit weitgehend freiem Horizont auf trockenen bis 
wechselfeuchten Böden in niedriger sowie abwechslungsreich strukturierter Gras- und Kraut-
schicht (BAUER et al. 2005b). Das Nest wird am Boden angelegt und in jeder Brutsaison erneut ge-
baut. 

 Lokale Population:  
Die Feldlerche wurde im Untersuchungsgebiet lediglich mit einem Brutpaar im Bereich der Be-
khauser Bäke im Bereich der südlichen Teilfläche des Windparkplangebietes kartiert. Für Nieder-
sachsen und Bremen beläuft sich ihr Gesamtbestand auf 140.000 Brutpaare mit abnehmender 
Entwicklungstendenz (KRÜGER & NIPKOW 2015).  
 

Der Erhaltungszustand der lokalen Population wird bewertet mit:  
 

 sehr gut (A)         gut (B)  mittel – schlecht (C)  

2.1 Prognose der Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sowie der Schädi-
gungsverbote nach Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

 Die Feldlerche gehört aufgrund ihrer arttypischen Verhaltensweise zu einer kollisionsgefährdeten 
Art, da sie bei ihren revieranzeigenden Singflügen in die Höhe der Rotoren aufsteigt, ohne ein 
ausgeprägtes Meideverhalten gegenüber WEA an den Tag zu legen. So wurden bei Untersuchun-
gen in Brandenburg regelmäßig zum Singflug aufsteigende Feldlerchen neben einem Mast der 
WEA beobachtet, die auf Höhe der sich drehenden Rotoren sangen (MÖCKEL & WIESNER 2007). In-
folge dessen sind Feldlerchen einer erhöhten Gefahr durch Kollisionen ausgesetzt. Gemäß der 
bundesweiten Funddatei von Kollisionen mit WEA ist die Feldlerche mit 102 Funden vertreten 
(DÜRR 2017b).  Ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko besteht, wenn ein Revier sich mit dem Ro-
torradius überschneidet. Die Reviergröße liegt in geeigneten Habitaten und hoher Brutpaardichte 
oft weit unter einem ha, im Mittel aber um 2 ha, was bei der Annahme, dass sich der Neststandort 
im Zentrum des Revieres befindet, einem Radius von ca. 79 m entspricht. Zu diesem wäre der Ro-
torradius der WEA zu addieren, um den Bereich zu identifizieren, in dem ein erhöhtes Kollisionsri-
siko besteht. Da die Art mit einem Revier innerhalb des Geltungsbereiches der südlichen Teilflä-
che des geplanten Windparks kartiert wurde, ist somit von einem erhöhten Kollisionsrisiko auszu-
gehen.  
Das erhöhte Kollisionsrisiko kann nicht vermieden werden, so dass für diese Art eine Ausnahme 
gem. § 45 (7) BNatSchG beantragt wird. Die Ausnahmevoraussetzungen werden im Kap. 4.0 dar-
gelegt. 
Weiterhin ist die Möglichkeit der Schädigung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die boden-
brütende Art während der Bauzeit grundsätzlich vorhanden, Diese kann jedoch durch eine Bau-
feldfreimachung und einen Bau des Windparks außerhalb der Brutzeit der Art vermieden werden. 
Da dies jedoch aus logistischen Gründen nicht immer möglich ist (der Bau der Anlagen erstreckt 
sich über einen längeren Zeitraum, so dass ein Bau außerhalb der Brutzeit aufgrund witterungs-
bedingter Zwangspunkte nicht durchgeführt werden kann), ist durch eine ökologische Baubeglei-
tung (z. B. mit Begehungen der Eingriffsflächen, rechtzeitige Anbringung/Durchführung von Ver-
grämungsmaßnahmen vor Beginn der Brutzeit o. ä.) sicherzustellen, dass kein Brutpaar auf oder 
in unmittelbarer Nähe zu den Bauflächen, Lagerflächen oder Zuwegungen einen Brutplatz anlegt. 
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen: 
- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art oder kontinuierliche ökologische Baubegleitung 

(z. B. Begehungen i. V. m. Vergrämungsmaßnahmen auf den Bau- und Nebenflächen vor 
Beginn sowie während der Brutzeit), wenn ein Beginn der Maßnahmen vor der Brutzeit 
nicht möglich ist. 

 

 CEF-Maßnahmen erforderlich: 
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Zugriffsverbot ist erfüllt:   ja  nein  
Schädigungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 

2.2 Prognose des Störungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG  
 Durch das geplante Vorhaben ist anlage- und betriebsbedingt nicht von negativen Effekten auf die 

Bestände der Feldlerche auszugehen, da keine weitreichenden Verdrängungswirkungen auf die 
Art durch WEA bekannt sind, welche Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der lokalen Popu-
lation haben. Baubedingte Auswirkungen sind aufgrund der vorgesehenen Bauausschlusszeiten 
auszuschließen. Insgesamt ist eine Beeinträchtigung des Erhaltungszustands der lokalen Popula-
tion der Art nicht zu befürchten. 
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen: 
- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art oder kontinuierliche ökologische Baubegleitung 

(z. B. Begehungen i. V. m. Vergrämungsmaßnahmen auf den Bau- und Nebenflächen vor 
Beginn sowie während der Brutzeit), wenn ein Beginn der Maßnahmen vor der Brutzeit 
nicht möglich ist. 

 

Störungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 

 Ausnahme gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG 

 Ausnahme erforderlich: 
- im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach BImSchG ist eine Ausnahme von den 

Verboten des § 44 BNatSchG zu erwirken. 
 FCS-Maßnahmen erforderlich: 

- Aufgrund des erhöhten Kollisionsrisikos für die Feldlerche sind populationsstärkende 
Maßnahmen (sog. FCS-Maßnahmen) in der flächenmäßigen Größenordnung eines 
durchschnittlichen Feldlerchenbrutrevieres (2 ha) vorzusehen. Die im Rahmen der Ein-
griffsregelung vorgesehenen Kompensationsflächen und -maßnahmen sind als FCS-
Maßnahmen geeignet und anrechenbar. 

 

 Ausnahmevoraussetzungen 
Folgende Ausnahmevoraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 Satz 5 BNatSchG sind erfüllt: 
 

 es ist keine zumutbare Alternative [die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der rele-
vanten Arten führt] gegeben, 

 es liegen zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich sol-
cher sozialer oder wirtschaftlicher Art, vor und 

 der Erhaltungszustand der Populationen der betroffenen Art verschlechtert sich nicht.  
 

Die Ausnahmevoraussetzungen werden im Kap. 4.0 dargelegt.  
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1 
 

 

Grundinformationen: 
Rote-Liste Status Deutschland: - Rote-Liste Status Niedersachsen: - 
Art im UG:  nachgewiesen  potenziell möglich 

Erhaltungszustand der Art in Niedersachsen: 
  günstig   stabil   ungünstig 
 Der Mäusebussard baut sein Nest in Bäumen und ist allgemein häufig bzw. weit verbreitet. Als 

Fortpflanzungsstätte wird das genutzte Nisthabitat im Umkreis von bis zu 100 m um den aktuell 
nachgewiesenen Horststandort / das Revierzentrum aufgefasst. Als Jagdgebiet werden offene 
Flächen in der weiteren Umgebung der Nester, kahler Boden oder kurze Vegetation bei entspre-
chendem Nahrungsangebot bevorzugt (BAUER et al. 2005a). Das Nest wird häufig in der nächsten 
Brutsaison vom Mäusebussard selbst oder anderen Folgenutzern erneut genutzt (TRAUTNER et al. 
2006).  

 Lokale Population:  
Im Untersuchungsraum wurden 15 Mäusebussardreviere nachgewiesen, wovon der nächstgele-
gene Brutplatz im Jahr 2013 innerhalb eines Abstands von ca. 150 m zur Windparkfläche lag. Die 
Brutreviere befinden sich über den gesamten Untersuchungsraum verteilt bevorzugt in kleinen 
Gehölzbeständen bzw. Wäldchen. 
Der Erhaltungszustand der lokalen Population wird bewertet mit:  
 

 sehr gut (A)         gut (B)  mittel – schlecht (C)  

2.1 Prognose der Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sowie der Schädi-
gungsverbote nach Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

 Aufgrund der nicht vorhandenen Scheu der Art gegenüber Windenergieanlagen ist die Wahr-
scheinlichkeit einer anlage- oder betriebsbedingten Kollision mit Windenergieanlagen im Allge-
meinen denkbar, zumal der Mäusebussard in der von der Staatlichen Vogelschutzwarte im Lan-
desamt für Umwelt Brandenburg geführten Statistik über die Vogelverluste an Windenergieanla-
gen in Deutschland besonders häufig geführt ist. Demnach führt der Mäusebussard mit 496 Tot-
funden die aktuelle Fundkartei an (DÜRR 2017b, Stand: 01. August 2017). Bei dieser Fundkartei 
handelt es sich um eine Auflistung derjenigen Schlagopfer von Windkraftanlagen, die beim Lan-
desamt für Umwelt gemeldet worden sind. Diese Statistik ist allerdings ungenau, da sie von der 
Melde- und Suchbereitschaft in den einzelnen Bundesländern und Regionen abhängt; hinzu 
kommt, dass größere und damit auffälligere Vögel eher aufgefunden werden als kleinere, so dass 
im Verhältnis eher große Vogelarten wie Greif- und sonstige Großvögel in der Datei dominieren 
werden. 
Ob eine signifikante Erhöhung der Kollisionswahrscheinlichkeit bzw. ein signifikant erhöhtes Tö-
tungsrisiko durch ein Barotrauma i. S. der Rechtsprechung vorliegt, ist eine Rechtsfrage, die fach-
gutachterlich nicht abschließend bewertet werden kann. Der Mäusebussard wird weder in den 
einschlägigen Fachkonventionen (Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten: Abstands-
empfehlungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen 
ausgewählter Vogelarten, LAG-VSW 2014, NLT-Papier Windenergie und Naturschutz, NLT 2014) 
noch im niedersächsischen Leitfaden Artenschutz zum Windenergieerlass (MU 2016) als wind-
kraftsensible Vogelart eingestuft. 
Aufgrund des Vorliegens von mindestens vier betroffenen Brutpaaren in einem Umkreis von 500 
m um die geplanten Anlagen und mit einer relativ hohen Brutplatzdichte ist eine signifikante Erhö-
hung des Kollisionsrisikos für den Mäusebussard nicht auszuschließen. Das erhöhte Kollisionsrisi-
ko kann nicht vermieden werden, so dass für diese Art eine Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG 
beantragt wird. Die Ausnahmevoraussetzungen werden im Kap. 4.0 erläutert 
Die direkte bau- oder anlagenbedingte Inanspruchnahme von Brutplätzen bzw. -revieren (Fort-
pflanzungsstätten) durch das geplante Vorhaben kann aufgrund der Entfernung von Gehölzen au-
ßerhalb der Brutzeit ausgeschlossen werden. 
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen: 
 

- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art oder kontinuierliche ökologische Baubegleitung 
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(z. B. Begehungen i. V. m. Vergrämungsmaßnahmen auf den Bau- und Nebenflächen 
vor Beginn sowie während der Brutzeit), wenn ein Beginn der Maßnahmen vor der Brut-
zeit nicht möglich ist. 

 CEF-Maßnahmen erforderlich 
 

Zugriffsverbot ist erfüllt:   ja  nein  
Schädigungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 
 

2.2 Prognose des Störungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG  

 Zur Einschätzung der Empfindlichkeit der Art existieren widersprüchliche Ergebnisse, die Mehr-
zahl der Studien zeigt jedoch, dass für den Mäusebussard während der Brutzeit keine Beeinträch-
tigungen (bezogen auf Nahrungsreviere, Brutplätze wurden nicht untersucht) bestehen (REICHEN-
BACH et al. 2004), so dass bei dieser weit verbreiteten und häufigen Art eine signifikante Störung 
nicht zu erwarten ist. Baubedingte Störungen sind aufgrund der Entfernung möglicher Horststan-
dorte von der Planfläche nicht zu erwarten und können durch zeitliche Koordinierung der Bautätig-
keiten ausgeschlossen werden. Diesbezüglich sollten die Bautätigkeiten vor Brutbeginn begonnen 
und möglichst kontinuierlich durchgeführt werden (permanenter Betrieb auf der Baustelle). Sollte 
sich trotz Bautätigkeiten ein Mäusebussard im Nahbereich (500 m-Radius um die Planfläche) an-
siedeln, ist von keiner Störung auszugehen.   

Insgesamt ist eine Beeinträchtigung des Erhaltungszustands der lokalen Population der Art nicht 
zu befürchten.  
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen:  
- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art oder kontinuierliche ökologische Baubegleitung 

(z. B. Begehungen i. V. m. Vergrämungsmaßnahmen auf den Bau- und Nebenflächen 
vor Beginn sowie während der Brutzeit), wenn ein Beginn der Maßnahmen vor der Brut-
zeit nicht möglich ist. 

 

Störungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

 Ausnahme gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG 

 Ausnahme erforderlich: 
- im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach BImSchG ist eine Ausnahme von den 

Verboten des § 44 BNatSchG zu erwirken. 
 FCS-Maßnahmen erforderlich: 

- Zur Unterstützung der Population können die im Rahmen der Eingriffsregelung vorge-
sehenen Kompensationsflächen auch als populationsstärkende Maßnahmen für den 
Mäusebussard angerechnet werden. Die Maßnahmen umfassen die Herrichtung von 
Extensivgrünland. Die Maßnahme dient der Verbesserung der Nahrungsverfügbarkeit 
für den Mäusebussard über die Förderung der Population von Kleinsäugetieren (Mäu-
sen), die auf den extensiv genutzten Flächen bessere Lebensbedingungen vorfinden, 
als auf den konventionell genutzten landwirtschaftlichen Flächen. 

 Ausnahmevoraussetzungen 
Folgende Ausnahmevoraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 Satz 5 BNatSchG sind erfüllt: 
 

 es ist keine zumutbare Alternative [die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der re-
levanten Arten führt] gegeben, 

 es liegen zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich sol-
cher sozialer oder wirtschaftlicher Art, vor und 

 der Erhaltungszustand der Populationen der betroffenen Art verschlechtert sich nicht.  
 

Die Ausnahmevoraussetzungen werden in Kap. 4.0 dargelegt 
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Grundinformationen: 
Rote-Liste Status Deutschland: - Rote-Liste Status Niedersachsen: - 
Art im UG:  nachgewiesen  potenziell möglich 

Erhaltungszustand der Art in Niedersachsen: 
  günstig   stabil   ungünstig 
 Die Reviere werden von dieser Art ab Mitte April bis Mitte Mai besetzt. Es findet kein eigener 

Nestbau statt. Als Nistplatz werden Nester von Krähen, Elstern oder Bussarden in Baumreihen, 
kleinen Gehölzen, auf Stromleitungen und am Waldrand, möglichst mit freiem Anflug, genutzt. Es 
besteht eine hohe Treue zum Brutort, aber nicht zum Nest. 

Erst einige Wochen nach der Revierbesetzung werden Mitte Mai bis Ende Juni Eier gelegt und ca. 
28-31 Tage bebrütet. Nach weiteren 35-40 Tage Nestlingszeit werden die Jungen flügge, halten 
sich aber noch weitere 3 Wochen im Nahbereich des Nestes (< 1 km) auf. Die flüggen Jungvögel 
(ab Ende Juli, meist aber erst im August / Anfang September, je nach Brutbeginn), werden bis 
zum Abzug von den Altvögeln betreut. Baumfalken sind Zugvögel, die in Afrika überwintern. 

Für Niedersachsen wird der Bestand mit 700 Paaren angegeben (KRÜGER & NIPKOW 2015). Die 
Bestandssituation ist stabil bis leicht positiv. 
 

 Lokale Population:  
Im Untersuchungsraum wurde ein Baumfalkenrevier in 70-80 m Entfernung zur nächsten WEA in 
einer Erle einer Baumreihe nachgewiesen. 
 
Der Erhaltungszustand der lokalen Population wird bewertet mit:  
 

 sehr gut (A)         gut (B)  mittel – schlecht (C) (wegen Absterben der Brut) 

2.1 Prognose der Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sowie der Schädi-
gungsverbote nach Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

 Für den Baumfalken kann ein erhöhtes Kollisionsrisiko allein aufgrund der Angaben aus der Lite-
ratur nicht ausgeschlossen werden. Daher werden aktuell Abstände von 500 m zu besetzten Brut-
plätzen empfohlen (LÄNDERARBEITSGEMEINSCHAFT DER VOGELSCHUTZWARTEN 2014). 

Vom Baumfalken sind aus Deutschland 13 Totfunde dokumentiert (DÜRR 2017b), weitere aus 
Spanien (7), Frankreich (7) und den Niederlanden (1). Regelmäßiger Aufenthalt in Rotorhöhe 
durch Balz, Thermikkreisen, Streckenflüge und Jagd ist durch die Arbeit von FIUCZYNSKI et al. 
(2009) belegt. Auch die Untersuchungen 2016 bestätigen Flüge in Rotorhöhe, allerdings in der 
Nestumgebung erst nach dem Schlupf der Jungen ab dem 8. August. Vorher wurden die Vögel im 
Umfeld des Nestes nur in Höhen unterhalb der Rotorhöhe registriert. Die Vögel flogen bis Juli 
meist sehr niedrig in nördliche, nordwestliche und südwestliche Richtung ab. Untersuchungen von 
KLAMMER (unveröff.) bei 76 Bruten in Windparks ergaben innerhalb von 10 Jahren überhaupt keine 
Verluste. Nach unseren Untersuchungen war der Baumfalke am Nest überwiegend in HK I (unter-
halb Rotorhöhe) und vor allem außerhalb der Potenzialfläche aktiv. Daher ergibt sich ein erhöhtes 
Kollisionsrisiko erst dann, wenn die Jungen etwas älter sind. Danach wurde auch die Potenzialflä-
che 13 x in Rotorhöhe durchflogen, auch für mehrere Minuten. Im September hielten sich die 
Baumfalken sogar in ähnlicher Häufigkeit in den Höhenklassen I, II (Rotorhöhe) und III (> Rotor-
höhe) auf. 

Die direkte bau- oder anlagenbedingte Inanspruchnahme von Brutplätzen bzw. -revieren (Fort-
pflanzungsstätten) durch das geplante Vorhaben kann aufgrund der Entfernung ausgeschlossen 
werden. 
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen: 
- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art oder kontinuierliche ökologische Baubegleitung 

(z. B. Begehungen i. V. m. Vergrämungsmaßnahmen auf den Bau- und Nebenflächen 
vor Beginn sowie während der Brutzeit), wenn ein Beginn der Maßnahmen vor der Brut-
zeit nicht möglich ist. 

- Abschaltung der WEA tagsüber im Umkreis von 500 m um den Neststandort zur Zeit der 
Nestlingsphase und Jungenaufzucht des Baumfalken bis zum Verlassen des Revieres 
(ab ca. 3 Wochen nach Schlupf der Jungen für 6 Wochen). Zur Überprüfung des Brutsta-
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tus' und der tatsächlichen Gefährdung ist ein Monitoring durchzuführen, bei dem in Ab-
stimmung mit der UNB jährlich geprüft wird, ob eine Baumfalkenbrut im Umfeld der WEA 
stattfindet und wann die konfliktreiche Zeit ist. 

 
Ein solches Monitoring sollte umfassen: 

- Erfassung des Neststandortes im Umkreis von 1.000 m um die Potenzialfläche im Zeit-
raum Mitte April bis Mitte Mai. Bei einer Entfernung von mehr als 500 m zwischen WEA 
und Nest würden Abschaltzeiten und ein weiteres Monitoring entfallen. 

- Kontrolle des Brutverlaufs (1x wöchentlich) nach Beginn der Brut. 
- Raumnutzungsuntersuchungen von einem Punkt aus, nachdem die Jungen ca. 3 Wo-

chen alt sind (2x wöchentlich im Zeitraum Mitte Juli – September). 
- Bei Aufgabe der Brut würden sich die Abschaltzeiten entsprechend verringern.  
- Sollte zweimal in Folge keine Brut ermittelt werden, würden sich das Monitoring und die 

Abschaltzeiten erübrigen. 
 

 CEF-Maßnahmen erforderlich 
 
Zugriffsverbot ist erfüllt:   ja  nein  
Schädigungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 
 

2.2 Prognose des Störungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG  
 Hinweis auf Verdrängung des Baumfalken gibt es nicht. So sind zahlreiche Bruten auch innerhalb 

von Windparks belegt (KLAMMER in Vorb., KLAMMER 2011). Empfindlich reagiert der Baumfalke al-
lerdings auf Störungen innerhalb der Brutzeit. Daher sollten, sofern ein Bau außerhalb der Brutzeit 
der Art aus logistischen, bautechnischen oder das Gesamtprojekt gefährdenden finanziellen 
Gründen nicht möglich ist, die Bautätigkeit bereits vor dem Beginn der Brutzeit begonnen und kon-
tinuierlich durchgeführt werden (permanenter Betrieb auf der Baustelle). So ist das Baumfalken-
paar in der Lage, einen Brutplatz in der Umgebung in ausreichendem Abstand zu wählen, bei dem 
es sich nicht gestört fühlt. Sollte sich während der Bauphase dennoch ein Baumfalkenpaar inner-
halb des 500 m-Radius zur Brut ansiedeln, ist von keiner Störung auszugehen.  
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen:  
- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art im Zeitraum 1.10. – 15.4. oder, sofern nicht 

möglich, Beginn des Baus vor Brutbeginn und kontinuierliche Bautätigkeit auf der Bau-
stelle. 

-  
Störungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 
 

 

3.3.2 Gastvögel 
Im Erfassungszeitraum von Anfang Februar 2013 bis Ende Januar 2014 wurden im Un-
tersuchungsraum 27 Vogelarten nachgewiesen, die in Niedersachsen nach KRÜGER et 
al. (2013) für die Bewertung von Gastvogellebensräumen herangezogen werden (s. Tab. 
8). Zusätzlich wurden mindestens 30 weitere Arten registriert, die sich regelmäßig oder 
zeitweise in den Offenbereichen des Gebietes zur Nahrungssuche aufhielten oder als 
Durchzügler auftraten. Zusammengenommen wurden so 57 Vogelarten innerhalb des 
rund 1.800 ha großen Untersuchungsgebietes erfasst. Nach Abzug der ganzjährig im 
Gebiet präsenten Arten (Jahresvögel), verbleiben 43 Arten mit dem Status Durchzügler 
oder Wintergast. 
 
Im Verhältnis zu einigen in der Region bedeutenden Gastvogelgebieten (z. B. Jader 
Marsch) wurde das untersuchte Gebiet in vergleichsweise geringem Umfang von wert-
bestimmenden Wasser- und Watvogelarten als Rast- oder Nahrungsgebiet genutzt. Er-
wartungsgemäß wurden die weitgehend offenen Niederungen von Wapel und Bekhau-
ser Bäke regelmäßiger und häufiger von dieser Artengruppe frequentiert als der angren-
zende stärker durch Gehölze gegliederte Raum der höheren Geest.  
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Tab. 8: Übersicht der im Untersuchungsraum nachgewiesenen Gastvogelarten 

 

Nr. Deutscher 
Artname 

Wissenschaftlicher 
Artname 

Ta-
ges-
max. 

HF FQ VS-
RL 

§ 7 (2) 
BNatSchG 

1 Bekassine Gallinago gallinago 26 5 12% - s 

2 Blässgans Anser albifrons 345 4 10% x b 

3 Blässhuhn Fulica atra 6 1 2% - b 

4 Bruchwasserläufer Tringa glareola 1 1 2% x s 

5 Goldregenpfeifer Pluvialis apricaria 17 1 2% x s 

6 Graugans Anser anser 30 4 10% - b 

7 Graureiher Ardea cinerea 6 15 36% - b 

8 
Großer Brachvo-
gel Numenius arquata 103 31 74% - s 

9 Heringsmöwe Larus fuscus 15 2 5% - b 

10 Höckerschwan Cygnus olor 7 7 17% - b 

11 Kiebitz Vanellus vanellus 2.383 19 45% - s 

12 Kormoran Phalacrocorax carbo 1 1 2% - b 

13 Krickente Anas crecca 16 4 10% - b 

14 Lachmöwe Larus ridibundus 249 18 43% - b 

15 Pfeifente Anas penelope 146 4 10% - b 

16 Regenbrachvogel Numenius phaeopus 58 8 19% - b 

17 Reiherente Aythya fuligula 2* k.A. k.A. - b 

18 Saatgans Anser fabalis 25 1 2% - b 

19 Schnatterente Anas strepera 2 2 5% - b 

20 Silbermöwe Larus argentatus 95 18 43% - b 

21 Silberreiher Casmerodius albus 1 1 2% x s 

22 Singschwan Cygnus cygnus 17 4 10% x s 

23 Stockente Anas platyrhynchos 464 29 69% - b 

24 Sturmmöwe Larus canus 632 29 69% - b 

25 Waldschnepfe Scolopax rusticola 3* k.A. k.A. - b 

26 Waldwasserläufer Tringa ochropus 1* k.A. k.A. - s 

27 Zwergschwan Cygnus bewickii 4 2 5% x b 
Hinweise zur Tabelle 

Tagesmax. Tagesmaximum, d. h. maximale Anzahl der an einem Erfassungstermin während der Gastvogelkartierung 
festgestellten Individuen, * = Nachweis während der Brutvogelerfassung 

HF Häufigkeit (= Anzahl der Termine, an denen eine Art im Untersuchungsgebiet während der 
Gastvogelkartierung festgestellt wurde), n = 42 

k.A. keine Angabe (für sonstige Arten oder Arten mit sehr geringer Stetigkeit, sehr geringen Individuenzahlen 
oder überfliegend und nicht im Gebiet rastend) 

FQ Frequenz (prozentuale Angabe der Häufigkeit während der Gastvogelkartierung), 
n = 42  

VS-RL Art des Anhangs I der EU-Vogelschutzrichtlinie 
- = nein, x = ja 

§ 7 BNatSchG Schutzstatus gemäß § 7 (2) Bundesnaturschutzgesetz  
s = streng geschützt, b = besonders geschützt 
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Die Untersuchung hat gezeigt, dass Limikolen- und Möwenarten sowie die Stockente die 
häufigsten und am stetesten angetroffenen Gastvögel im Gebiet waren. Stetige Arten, 
die an mehr als zwei Drittel aller Erfassungstage im Gebiete angetroffen wurden, waren 
Großer Brachvogel, Stockente und Sturmmöwe sowie mit etwas geringerer Stetigkeit (40 
Prozent der Erfassungstage) auch Kiebitz, Lach- und Silbermöwe. Zu den eher selten 
erfassten Arten zählen unter anderem Blässgans, Saatgans, Pfeifente, Bekassine, Gold-
regenpfeifer und Silberreiher (s. Tab. 8). Alle Gastvögel wurden überwiegend in kleinen 
bis mittleren Trupps gesichtet. 
 
Der in Nordwestdeutschland in niedrigen Gesamtbeständen auftretende Regenbrachvo-
gel wurde im untersuchten Raum zeitweise mit relativ hohen Individuenzahlen festge-
stellt. Weitere planungsrelevante Arten sind Bläss-, Saat- und Graugans sowie Sing- und 
Zwergschwan. Diese Arten wurden jedoch nur kurzzeitig und in geringen Anzahlen beo-
bachtet. Räumlicher Schwerpunkt der genannten Arten waren die weitgehend offenen 
Niederungen der Wapel, in der sich die geplante Windparkfläche befindet sowie der Be-
khauser Bäke im südlichen Untersuchungsraum. Es sind Wechselbeziehungen zwischen 
den Niederungen und der nordöstlich angrenzenden Jader Marsch anzunehmen. Die an 
die Niederungen angrenzende meist kleinparzellierte und halboffene Geest wurde in le-
diglich geringem Umfang von Gastvögeln frequentiert. 
 
Die flächenbezogene Bewertung der Rastvogelbestände nach der Methode von KRÜGER 
et al. (2013) ergibt für die Niederung der Wapel und der Bekhauser Bäke eine nationale 
sowie landesweite Bedeutung als Gastvogellebensraum. Maßgeblich hierfür sind die 
einmaligen Höchstzahlen des Regenbrachvogels. Für die Sturmmöwe wird in diesem 
Teilraum regionale und für die Arten Kiebitz und Silbermöwe lokale Bedeutung erreicht. 
Die Tagesmaxima von Gänsen, Schwänen und Enten lagen dagegen weit unterhalb lo-
kaler Bedeutung. 
 
 
Prognose der Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sowie der Schädi-
gungsverbote nach Nr. 3  
Für Gastvögel spielt im Hinblick auf den Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 die 
Zerstörung oder Beschädigung der Ruhestätte eine Rolle.  
 
Ruhestätten umfassen Orte, die für ruhende bzw. nicht aktive Einzeltiere oder Tiergrup-
pen zwingend erforderlich sind. Sie dienen v. a. der Thermoregulation, der Rast, dem 
Schlaf oder der Erholung, der Zuflucht sowie der Winterruhe bzw. dem Winterschlaf (ge-
kürzt nach EU-Kommission 2007 zitiert in STMI Bayern 2007). In STMI Bayern (2007) 
sind folgende Beispiele genannt: 
 
 Winterquartiere oder Zwischenquartiere von Fledermäusen 
 Winterquartiere von Amphibien (an Land, Gewässer) 
 Sonnplätze der Zauneidechse 
 Schlafhöhlen von Spechten 
 regelmäßig aufgesuchte Schlafplätze durchziehender nordischer Gänse oder Kra-

niche 
 wichtige Rast- und Mausergebiete für Wasservögel 

 
Der Begriff der Ruhestätte kann aber auch gemäß BMVBS (2009) weiter gefasst werden 
und so z. B. für Blässgans, Saatgans als Durchzügler und Wintergäste den Verbund von 
Nahrungsflächen (z. B. ruhige Acker- und Grünlandflächen) mit Schlaf- und Trinkplätzen 
(störungsarme Gewässer) umfassen. Bei der Brandgans als Gastvogel würden in dem 
weiter gefassten Rahmen die Ruhestätte den Verbund aus feindsicheren Sandbänken 
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und seichten Wasserflächen, sogenannten "Mauserzentren", in denen die mausernden 
und vorübergehend flugunfähigen Tiere sich sammeln und ruhen, sowie die zur Nah-
rungssuche aufgesuchten angrenzenden Flachwasserbereiche und Schlickbänke um-
fassen. 
 
Wie in STMI Bayern (2007) festgestellt, ist von einer Beschädigung oder Zerstörung ei-
ner Lebensstätte nicht nur dann auszugehen, wenn sie direkt (physisch) vernichtet wird, 
sondern auch, wenn durch andere vorhabenbedingte Einflüsse wie beispielsweise Lärm 
oder Schadstoffimmissionen die Funktion in der Weise beeinträchtigt wird, dass sie von 
den Individuen der betroffenen Art nicht mehr dauerhaft besiedelbar ist. 
 
Nicht bewertungsrelevante Arten  
Für alle Gastvögel, die hier nicht in entsprechend bewertungsrelevanten Größenordnun-
gen auftraten, wird davon ausgegangen, dass selbst bei einer artspezifischen Meidung 
des Gebietes durch eine Erhöhung der Verdrängungswirkung, keine Beeinträchtigungen 
gegeben sein werden, die ein artenschutzrechtliches Verbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG verursachen. 
 
Der Verlust an Grünlandflächen, die bisher als Rastflächen genutzt wurden, durch die 
reine Überbauung der neuen Anlagen, Lagerflächen und Zuwegungen wird den generell 
flächenhaft nutzbaren Raum für die Gastvögel nicht wesentlich verringern, so dass über 
einen Flächenverlust im Zuge der Realisierung des Vorhabens kein artenschutzrechtli-
cher Verbotstatbestand der Zerstörung oder Beschädigung einer Ruhestätte eintritt. 
 
Aufgrund des Meidungsverhaltens der jeweiligen Arten zu den Windenergieanlagen ist 
von einer erhöhten Kollisionsgefahr, die über das allgemeine Lebensrisiko hinausgeht, 
nicht auszugehen. Der § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist daher nicht einschlägig. 
 
Die Verbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 BNatSchG sind für die nicht bewertungsre-
levanten Arten nicht einschlägig. 
 
Bewertungsrelevante Arten  
Kiebitz: 
Für den Kiebitz als Rastvogel ergibt sich gemäß den Auswertungen von HÖTKER (2006) 
ein Mittelwert von ca. 270 m (Median 175 m) Abstandseinhaltung zu Windenergieanla-
gen. In einer Quellenstudie von REICHENBACH et al. (2004) werden Verdrängungen von 
100 m bis 500 m angegeben. MÖCKEL & WIESNER (2007) beobachteten bei großen 
Trupps Abstände von mindestens 300 m, oft sogar 500 m und mehr, kleinere Trupps 
wurden dagegen gelegentlich in einer geringeren Entfernung zu WEA angetroffen, u. a. 
von 80 m, 100 m oder 100 bis 200 m. ARSU (2011) konnte in einer Langzeituntersu-
chung im Vorher-Nachher-Vergleich und gleichzeitiger Erfassung von Kontrollflächen für 
den Kiebitz signifikante Meidungseffekte bis 200 m zu WEA nachweisen, in einzelnen 
Jahren bis zu 400 m. Für kleinere und mittlere Kiebitztrupps, wie sie im näheren Umfeld 
des Geltungsbereichs nachgewiesen wurden, ist im Allgemeinen von Meidungsabstän-
den zu Windenergieanlagen von ca. 200 m auszugehen (STEINBORN et al. 2011). Inner-
halb dieses Radius wurden bei der Gastvogelerfassung sechs Kiebitztrupps in Stärken 
zwischen 5 und 80 Individuen festgestellt. 
 
Eine hohe Frequentierung des Plangebietes, welche Voraussetzung für das Vorliegen 
eines Rastgebietes von essentieller Bedeutung ist, ist für diese Art nicht anzunehmen. 
Es ist von keiner Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Rastpopulation des 
Kiebitzes durch Verdrängungswirkung auszugehen. Aufgrund des Meidungsverhaltens 
der Art zu den Windenergieanlagen ist darüber hinaus auch von keiner erhöhten Kollisi-
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onsgefahr, die über das allgemeine Lebensrisiko hinausgeht, auszugehen. Die Verbots-
tatbestände der Tötung und Schädigung gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 BNatSchG 
sind daher nicht einschlägig. 
 
Sturmmöwe / Silbermöwe: 
Trupps von Sturmmöwen, welche einen durchschnittlichen Meideabstand von 118 m 
(HÖTKER 2006) einhalten, wurden insgesamt fünf Mal mit maximal 55 Individuen inner-
halb dieses Radius um die geplanten WEA angetroffen. Das Vorkommen von Silbermö-
wen mit einem durchschnittlichen Meideabstand von 285 m (HÖTKER 2006) betrifft ins-
gesamt zwei kleine Trupps, welche sich mit 10 bzw. 13 Individuen innerhalb dieses Ra-
dius um die geplanten WEA befinden.  
 
REICHENBACH et al. (2004) stuft die Empfindlichkeit der Arten als gering bis mittel ein. 
Insgesamt ist eine Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes durch Scheucheffekte für 
die Möwenart nicht zu erwarten. Eine Beeinträchtigung der Rastbereiche ist daher nicht 
anzunehmen. Aufgrund des Meidungsverhaltens der Art zu den Windenergieanlagen ist 
von einer erhöhten Kollisionsgefahr, die über das allgemeine Lebensrisiko hinausgeht 
und sich populationsschädigend auswirkt, nicht auszugehen. 
 
Die Verbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 BNatSchG sind für die oben betrachteten 
Arten nicht einschlägig. 
 
Regenbrachvogel 
Es ist nicht auszuschließen, dass es sich bei den Niederungen der Wapel (und der Be-
khauser Bäke) um eine essentiell und regelmäßig benötigte Rastfläche für die Art han-
delt. Somit lässt sich das Vorliegen einer Ruhestätte im artenschutzrechtlichen Sinn 
nicht ausschließen. Durch das Errichten von Windenergieanlagen könnten Teile der Ru-
hestätte durch Verdrängungswirkungen ihre ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang verlieren. 
 
Zur Empfindlichkeit des Regenbrachvogels gegenüber Windenergieanlagen liegen so 
gut wie keine (veröffentlichten) Informationen vor. Bei REICHENBACH et al. (2004) wird 
von einer geringen bis mittleren Empfindlichkeit der Art ausgegangen, mit Meidedistan-
zen bis zu einer Entfernung von 100 m. Es handelt sich allerdings um eine Tendenzaus-
sage anhand nur einer Untersuchung aus der Krummhörn/Ostfriesland mit einer kleinen 
Datenbasis und in einem Windpark mit für heutige Verhältnisse kleinen Anlagen.  
 
Um die mögliche Beeinträchtigung der Art zu beurteilen, kann hilfsweise ein Analogie-
schluss zum Großen Brachvogel (als Gastvogel) als Art mit ähnlichen ökologischen An-
sprüchen und aufgrund des Vorkommens beider Arten in gemischten Trupps herange-
zogen werden. Für den Großen Brachvogel sind Verdrängungswirkungen durch Wind-
energieanlagen von etwa 200 m bekannt (HÖTKER 2006), von Schlagopfern dieser Art 
durch Windenergieanlagen sind in Deutschland vier Exemplare und in den Niederlanden 
sieben Exemplare bekannt. Ausgehend von diesem Analogieschluss wäre eine potenzi-
elle Verdrängung des Regenbrachvogels durch Windenergieanlagen nicht auszuschlie-
ßen. 
 
Im Rahmen der 2016 und 2017 durchgeführten Raumnutzungsuntersuchung des Re-
genbrachvogels im Bereich der Wapelniederung und der Jader-Marsch wurden Regen-
brachvögel in Abständen von 90 m bis 150 m zum nächstgelegenen Windpark Hohe-
lucht (Stadt Varel) mit 100 - 150 m hohen WEA festgestellt.  
 
Schlagopfer an Windenergieanlagen sind aus Deutschland nicht bekannt, in Frankreich 
wurden zwei Exemplare gemeldet (DÜRR 2017c). Weder in der aktuellen Arbeitshilfe des 
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niedersächsischen Landkreistages „Naturschutz und Windenergie“ (NLT 2014) noch im 
Windenergie-Erlass des Landes Niedersachsen bzw. dem dort beigefügten Leitfaden 
zum Artenschutz (MU 2016) ist der Regenbrachvogel als windkraftsensible Art genannt. 
 
In der Wapelniederung wurden die meisten national und landesweit bedeutsamen Rast-
zahlen des Regenbrachvogels westlich der A 29 ermittelt. Nördlich der L 820 - im Osten 
der A 29 - liegt ein weiterer Schwerpunkt, allerdings nur mit Zahlen bis max. 9 Exempla-
ren. Innerhalb des nördlichen Teilgebietes der Planflächen wurden einmal drei Exempla-
re angetroffen. Die Bedeutung der Wapelniederung für den Regenbrachvogel, die sich 
bei den Kartierungen in 2013/2014 dargestellt haben, wurde in den zusätzlichen Erfas-
sungen bestätigt. Bezüglich der Rasthabitate erwiesen sich die Regenbrachvögel als 
sehr flexibel und nutzten sowohl Grünland- als auch Ackerflächen zur Rast. Eine Präfe-
renz für feuchte Flächen, wie es bei den Untersuchungen in 2016 den Anschein hatte, 
war im trockenen Frühjahr 2017 nicht erkennbar. Erstmals wurden 2017 auch auf dem 
Heimzug Regenbrachvögel in unmittelbarer Nähe von Windenergieanlagen registriert. 
Aufgrund der Ergebnisse der Raumnutzungsuntersuchung wird von einer Meidedistanz 
von 150 m zu den nächstgelegenen WEA ausgegangen (Abstände zu WEA im Wind-
park Hohelucht betrugen 90 bis 150 m). Unter der Annahme, dass dieser Umgebungs-
radius um die Planflächen als Rastfläche (zumindest teilweise) ihre Funktion verliert, 
ergibt sich eine potenziell beeinträchtigte Gesamtfläche von ca. 76 ha. Die Regenbrach-
vögel nutzen auf ihrem Durchzug tageweise jeweils nur einen kleinen Bruchteil dieses 
Gebietes.  
 
Für den zu prognostizierenden Verlust des Rastplatzes des Regenbrachvogels ist daher 
auf Ebene des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens für den Windpark nach Bun-
desimmissionsschutzgesetz vorsorglich eine Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG zu er-
wirken. Im Rahmen der Planung werden vorsorglich populationsstärkende Maßnahmen 
(FCS-Maßnahmen) vorgesehen. Hierzu wird im Bereich der Jader-Marsch ein ca. 9,6 ha 
großes Areal als Extensivgrünland mit feuchten Senken hergerichtet, die dem Regen-
brachvogel als geeigneter Rastplatz dienen sollen. Die Maßnahme wird im Umweltbe-
richt zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 "Windenergie Wapeldorf / Heu-
bült" beschrieben.  
 
Prognose des Störungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 
Handlungen, die Vertreibungseffekte entfalten und Fluchtreaktionen auslösen, können 
von dem Verbot der Störung erfasst sein, wenn sie zu einer entsprechenden Beunruhi-
gung europäischer Vogelarten führen.  
 
In Betracht kommen diverse Faktoren wie z. B. Lärm, Vibration oder schnelle Bewe-
gung. Eine erhebliche Auswirkung besteht, wenn durch die Störung der Bestand oder 
die Verbreitung europäischer Vogelarten nachteilig beeinflusst werden. Maßstab ist die 
Auswirkung auf das lokale Vorkommen einer Art, nicht auf Individuen (LANA 2010).  
 
Die Arten, welche den Raum des Geltungsbereiches zur Rast nutzen, werden nach 
Durchführung des Vorhabens ihren artspezifischen Meideabstand zu den Anlagen ein-
halten. Dazu sind sie in der Lage, da die Umgebung des Windparks sich hinsichtlich der 
naturräumlichen Strukturen und Landnutzungen nicht von der umliegenden Landschaft 
in dem Maße unterscheidet. So werden die Vögel nicht von den einzigen ihnen in der 
Region zur Verfügung stehenden Flächen verdrängt, da Alternativflächen bestehen. Ei-
ne artenschutzrechtlich relevante Störung findet demzufolge nicht statt. Sollten in der 
Nähe rastende Tiere durch bspw. Bauarbeiten oder Wartungsarbeiten kurzzeitig aufge-
scheucht werden, so führt dies nicht zu einer Beeinträchtigung der lokalen Population, 
da solche Fälle lediglich einzeln auftreten bzw. zeitlich eingeschränkt zu sehen sind. 
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Durch die o.g. potenziellen Verdrängungswirkungen durch die Windenergieanlagen 
könnte daher theoretisch neben der möglichen Beschädigung der Ruhestätte außerdem 
der Verbotstatbestand der Störung für den Regenbrachvogel erfüllt sein.  

 
Gegen das zusätzliche Vorliegen des Störungsverbotes ist Folgendes anzuführen: 

 
1. „Werden Tiere an ihren Fortpflanzungs- und Ruhestätten gestört, kann dies zur 

Folge haben, dass diese Stätten für sie nicht mehr nutzbar sind. Insofern erge-
ben sich zwischen dem „Störungstatbestand“ und dem Tatbestand der „Be-
schädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten“ zwangsläufig Überschnei-
dungen. Bei der Störung von Individuen an ihren Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten ist dann von der Beschädigung einer solchen Stätte auszugehen, wenn die 
Wirkung auch nach Wegfall der Störung fortbesteht (z. B. dauerhafte Aufgabe 
der Quartiertradition einer Fledermaus-Wochenstube) bzw. betriebsbedingt an-
dauert (z. B. Geräuschimmissionen an Straßen).“ (Rd.Erl. vom 13.04.2010 zum 
Artenschutz bei Planungs- oder Zulassungsverfahren d. Ministeriums für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz NRW). 

 
Dieser Fall ist hier gegeben, da die (potenzielle) Störung der Regenbrachvögel betriebs-
bedingt andauert (durch Bewegung der Rotoren). 

 
2. „Störungen, die zum dauerhaften Verlust der Funktionsfähigkeit einer Fortpflan-

zungs- und Ruhestätte führen, werden artenschutzrechtlich nicht dem Stö-
rungsverbot zugeordnet, sondern als Verbot der Zerstörung oder Beschädigung 
von Fortpflanzungs- und Ruhestätte behandelt.“ (LANDESBETRIEB STRAßENBAU 
UND VERKEHR SCHLESWIG-HOLSTEIN - AMT FÜR PLANFESTSTELLUNG ENERGIE 
(2013): Beachtung des Artenschutzrechtes bei der Planfeststellung). 

 
Dieser Argumentation wird gefolgt, da im vorliegenden Fall das Bestehen einer Ruhe-
stätte im Sinne des § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG nicht auszuschließen und folglich anzu-
nehmen ist und somit Störungen dem Verbotstatbestand der Beschädigung von Fort-
pflanzungs- und Ruhestätte gemäß § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG zugeordnet werden. Somit 
ist das Vorliegen des Verbotstatbestandes der Störung nicht zu formulieren  
 
Für die betrachteten Arten sind die Verbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG nicht ein-
schlägig. 

3.4 Sonstige streng geschützte Arten  
Da es in Deutschland bislang keine Rechtsverordnung gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 gibt 
(s. Kap. 2.2), werden hilfsweise auch die lediglich national streng geschützten Arten 
nach § 44 in der saP mit abgeprüft. Außerdem werden auch Anhang II-Arten der FFH-
Richtlinie beleuchtet, um nicht einen Biodiversitätsschaden nach  19 BNatSchG zu ris-
kieren. 
 
Vorkommen von streng geschützte Tierarten oder Anhang II-Arten der FFH-Richtlinie, 
die nicht gleichzeitig nach Anhang IV der FFH-Richtlinie oder gem. Art. 1 Vogelschutz-
richtlinie geschützt sind (z.B. streng geschützte Libellenarten), sind im Untersuchungs-
raum nicht bekannt und ein Vorkommen solcher Arten ist aufgrund der Biotopausprä-
gungen vor Ort auch nicht zu erwarten. Insofern ist nicht von der Erfüllung von Verbots-
tatbeständen oder dem potenziellen Eintritt von Biodiversitätsschäden durch die Planung 
auszugehen.  
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4.0 DARLEGUNG DER AUSNAHMEVORAUSSETZUNGEN 
Nachfolgend werden die Ausnahmevoraussetzungen von den Verboten des § 44 
BNatSchG dargelegt.  

4.1 Zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses  
Für die geplanten WEA sprechen nach aktuellem Kenntnisstand zwingende Gründe des 
überwiegenden öffentlichen Interesses. 

 
Öffentliche Interessen können grundsätzlich alle am Gemeinwohl orientierten öffentli-
chen Interessen gleich welcher Art sein. Ein privates Interesse des Investors oder Be-
treibers an der Errichtung und dem Betrieb von WEA zur Gewinnerzielung und Energie-
gewinnung steht einem zugleich auch öffentlichen Interesse am Ausbau der Windener-
gie nicht entgegen (MÜLLER-MITSCHKE 2015). Das hohe öffentliche Interesse am Ausbau 
der Windenergie wird bereits durch die im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) veran-
kerten Ausbauziele, die Privilegierungsentscheidung in § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB sowie 
die explizite Benennung als hervorgehobener abwägungserheblicher Belang in § 1 Nr. 7 
lit. f) BauGB und in § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG belegt. 

 
Die Notwendigkeit des beschleunigten Ausstiegs aus der Kernenergie sowie aus der 
Nutzung fossiler Energien zum Schutz des Klimas ist aufgrund der aktuellen Entwicklun-
gen in Bezug auf (Natur- und Atom-) Katastrophen und der absehbaren Folgen des Kli-
mawandels nicht mehr von der Hand zu weisen. Allein hieraus lässt sich bei langfristiger 
Betrachtung ein zwingendes öffentliches Interesse am Ausbau einer der saubersten, er-
neuerbaren Energieformen (Windenergie) ableiten, dass es lokal auf geeigneten Stand-
orten umzusetzen gilt. Die Nutzung der Windenergie bildet somit einen wesentlichen 
Bestandteil einer nachhaltigen Energiepolitik.  

 
Auf Länderebene unterstreichen u. a. die Arbeitshilfe "Naturschutz und Windenergie" 
des Niedersächsischen Landkreistages (NLT 2014) sowie vor allem der 2016 in Kraft 
getretene niedersächsische Windenergieerlass diese Intension. Der Windenergieerlass 
soll u. a. dazu dienen, den weiteren für die Umsetzung der Energiewende erforderlichen 
Ausbau der Windenergienutzung (Ziel der niedersächsischen Landesregierung an Zu-
bau bis 2050: 20 Gigawatt) umwelt- und sozialverträglich und wirtschaftlich zu gestalten. 

 
MÜLLER-MITSCHKE (2015) führt in ihrem Fachartikel in Natur und Recht hierzu aus: "Mit 
Windenergieanlagen werden regenerative Energiequellen genutzt und Energie umwelt- 
und klimafreundlich, insbesondere ohne Emissionen umweltschädlicher klimarelevanter 
Gase, erzeugt. Dies dient insgesamt dem wichtigen umweltpolitischen Ziel des Klima-
schutzes. Im Grundgesetzt wird in Artikel 20 a dem Klimaschutz als Bestandteil der na-
türlichen Lebensgrundlagen Gewicht zugemessen. Dem Aufbau einer nachhaltigen 
Energieversorgung, insbesondere durch die Nutzung erneuerbarer Energien, kommt ei-
ne besondere Bedeutung zu. Dies ergibt sich aus § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG. Der Aus-
bau erneuerbarer Energien trägt dazu bei, die Folgeschäden der Klimaveränderungen in 
Natur und Landschaft zu mindern. Das Ziel einer nachhaltigen Energieversorgung durch 
die Nutzung erneuerbarer Energien ergibt sich auch aus gesetzlichen Normierungen des 
Bundes und der Bundesländer und darauf aufbauenden politischen Konzepten. Die Er-
richtung und der Betrieb von WEA liegen somit (auch) im öffentlichen Interesse. Die öf-
fentlichen Interessen am Klimaschutz und der Versorgung mit generativen Energien sind 
auch zwingend. Ein durch Vernunft und Verantwortungsbewusstsein geleitetes staatli-
ches Handeln liegt vor, da es sich vor dem Hintergrund der dargestellten Rechtsgrund-
lagen um Belange mit normativem Gewicht handelt."  

 
Auch LUKAS (2016) weist darauf hin, dass durch die höchstrichterliche Rechtsprechung 
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bereits geklärt ist, dass Gründe des öffentlichen Interesses einen zwingenden Charakter 
im Sinne der europäischen Naturschutzrichtlinien haben, wenn Hauptzweck der Maß-
nahme die Verwirklichung des öffentlichen Interesses ist (BVerwG, Urteil vom 
27,01.2000 - 4 C 2.99, juris, RN. 39) und führt hierzu aus: "Windenergieprojekte werden 
zum Zweck der regenerativen Energiegewinnung umgesetzt, die gleichzeitige Verfol-
gung wirtschaftlicher Interessen ist unschädlich." (LUKAS 2016). 

 
Für Niedersachsen kann der vom Niedersächsischen Ministerium für Umwelt, Energie 
und Klimaschutz in Zusammenarbeit mit weiteren Ministerien erarbeitete Windenergieer-
lass als Richtschnur für die landesweit gültigen Ausbauziele herangezogen werden1. Der 
Windenergieerlass soll u. a. dazu dienen, den weiteren für die Umsetzung der Energie-
wende erforderlichen Ausbau der Windenergienutzung umwelt- und sozialverträglich 
und wirtschaftlich zu gestalten. Gemäß Windenergieerlass will das Land Niedersachsen 
den Anteil der Nutzung erneuerbarer Energien schrittweise auf 100 % erhöhen. Aus die-
sem Grund sollen bis 2050 mindestens 20 Gigawatt Windkraftleistung in Niedersachsen 
errichtet werden können. Im Windenergieerlass heißt es hierzu: "Für die Träger der Re-
gionalplanung und Gemeinden bedeutet dies, dass sie mindestens 7,35 % ihrer jeweili-
gen Potenzialfläche (…) als Vorranggebiete für die Windenergienutzung vorsehen müss-
ten. Dabei sind planerisch bereits ausgewiesene Flächen für die Windenergienutzung 
einzurechnen." Die Potenzialfläche wird im Erlass als die Fläche definiert, die nach Ab-
zug der harten Tabuzonen, der FFH-Gebiete und Waldflächen sowie der Industrie- und 
Gewerbegebietsflächen von der kommunalen Fläche übrig bleibt. 

 
Durch die zusätzliche Ausweisung neuer Standorte im Bereich der im Rahmen der 
Standortpotenzialstudie 2016 (PLANUNGSBÜRO DIEKMANN UND MOSEBACH 2016) ermittel-
ten Potenzialflächen 1 bis 4 kann die Gemeinde Rastede max. 4,8 % der nach Abzug 
der harten Ausschlussflächen, FFH-Gebiete sowie Wald übrig bleibenden Gemeindeflä-
che der Windenergie zur Verfügung stellen (inkl. vorh. Windparks). Vor diesem Hinter-
grund wird deutlich, dass die Gemeinde Rastede auch durch die Ausweisung von allen 
Windenergiestandorten im Bereich der durch sie ermittelten Potenzialflächen bereits un-
ter dem (freilich theoretischen, die örtlichen Gegebenheiten nicht berücksichtigenden 
und daher nicht verbindlichen) Zielwert von 7,35 % der Potenzialfläche gem. Windener-
gieerlass zurück bleibt. Umso eher ist sie daher gewillt, die von ihr ermittelten Potenzial-
flächen 1-4, welche auf Studienebene mit geringer und mittlerer Empfindlichkeit gegen-
über Windenergieanlagen bewertet wurden, als Windparkstandort auszuweisen.  

 
Aufgrund der oben genannten Kriterien kann im vorliegenden Planfall davon ausgegan-
gen werden, dass die Belange der Windenergie auch unter Berücksichtigung der weite-
ren Ausführungen und der Durchführung von populationsstärkenden Maßnahmen (FCS-
Maßnahmen) überwiegen. Durch letztere kann sichergestellt werden, dass es zu keiner 
Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Arten kommt, da mögliche kompensato-
rische Maßnahmen (s. u.) außerhalb des Plangebietes zeitnah einen hohen Wirkungs-
grad entfalten können (erfolgreiche Brut). 
 
Der oben erläuterte Ausnahmegrund nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist auch für europäi-
sche Vogelarten europarechtskonform. § 45 Abs. 7 Nr. 5 BNatSchG steht dabei nach 

                                                
 
1 Gemeinsamer  Runderlass' des niedersächsische Ministerium für Umwelt, Energie und Klima-
schutz (MU), niedersächsischen Ministerien für Wirtschaft und Verkehr (MW), Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (ML), Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (MS) und 
Inneres und Sport (MI) -  Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen an Land in Nie-
dersachsen und Hinweise für die Zielsetzung und Anwendung (Windenergieerlass). 24.02.2016. 
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heute gefestigter allgemeiner Ansicht auch insofern im Einklang mit Art. 9 der Vogel-
schutzrichtlinie (VRL), als dort Gründe sozialer und wirtschaftlicher Art nicht ausdrücklich 
genannt sind. Art. 9 VRL muss nämlich in Verbindung mit den Zielvorgaben des Art. 2 
VRL gelesen werden und schließt Gründe sozialer und wirtschaftlicher Art als Rechtfer-
tigung für eine Ausnahme gerade nicht aus. 

 
Aus diesem Grunde ist die Rechtmäßigkeit von Art. 45 Abs. 7 BNatSchG insbesondere 
vom BVerwG nicht angezweifelt worden und der Ausnahmegrund kann ebenso für euro-
päische Vogelarten herangezogen werden. 

4.2 Keine zumutbaren Alternativen 
Für das Gemeindegebiet wurde 2016 eine Entwicklungsplanung Windenergie erarbeitet 
in der das Gebiet der Gemeinde flächendeckend untersucht wurde. Als Ergebnis haben 
sich vier Potenzialflächen für Windenergie ergeben, wobei in einer Potenzialfläche be-
reits ein Windpark auf einer Teilfläche vorhanden ist.  

 
Für diese vier Potenzialflächen hat die Gemeinde Rastede in der Verwaltungsaus-
schusssitzung am 09.08.2016 die Aufstellungsbeschlüsse zur Änderung des Flächen-
nutzungsplans und parallelen Aufstellung von vorhabenbezogenen Bebauungsplänen 
beschlossen, um Konzentrationszonen für Windenergie gem. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB 
zu schaffen und den Ausschluss von Windenergienutzung für andere Bereiche des Ge-
meindegebietes zu erwirken.  

 
Die Potenzialflächen 1 und 2 sind dabei zu einem Planverfahren "Windpark Wapeldorf / 
Heubült" zusammengefasst worden. In der gleichen Sitzung wurden die Beschlüsse zur 
Durchführung der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 (1) und § 4 (1) Baugesetzbuch 
(BauGB) gefasst.  

 
Eine fünfte Potenzialfläche "Ipweger Moor" wird seitens der Gemeinde nicht weiterver-
folgt. In der Studie heißt es hierzu: "Besonders ist hier die Bedeutung für rastende 
Blässgänse herauszustellen. Die Potenzialfläche ist umgeben von international bedeu-
tenden Rastvogelflächen der Blässgans. Entsprechende Wertigkeiten konnten im Rah-
men der Erhebungen in den Jahren 2014/2015 innerhalb der Potenzialfläche nicht be-
stätigt werden. Allerdings ist nicht auszuschließen, dass Blässgänse bei einer möglichen 
Errichtung eines Windparks im Bereich der Potenzialfläche „Ipweger Moor“ den Nahbe-
reich von Windenergieanlagen meiden werden. Zudem befindet sich die Potenzialfläche 
direkt im Bereich eines bedeutenden Flugkorridors der Blässgänse. Die Errichtung von 
WEA würde eine Barrierewirkung in diesem Bereich erwirken. Diesbezüglich sind arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände zu erwarten. Des Weiteren befindet sich im Bereich 
des Naturschutzgebietes „Barkenkuhlen“ [ca. 900 m nordöstlich der Potenzialfläche] ein 
bedeutsamer Kornweihen-Schlafplatz. […] Aufgrund der hohen Bedeutung für Natur und 
Landschaft sowie für die Avifauna und einer daraus resultierenden sehr hohen Empfind-
lichkeit der Potenzialfläche, weist diese Fläche, in Relation zu den weiteren Potenzialflä-
chen, die geringste Eignung für eine Windenergienutzung auf." 

 
Bei der Beschlussfassung zur Änderung des FNP hat somit auf der Basis der Standort-
potenzialstudie bereits eine Abwägung alternativer Standorte stattgefunden mit dem Er-
gebnis, dass die Gemeinde Rastede beabsichtigt, alle für die Windenergienutzung ermit-
telten Potenzialflächen, für die im Rahmen der Studie eine geringe bis mittlere Empfind-
lichkeit gegenüber der Windenergienutzung festgestellt wurde, als Windparks im Flä-
chennutzungsplan auszuweisen.  

 
Durch die beabsichtigten Ausschlusswirkung für Windenergie außerhalb dieser geplan-
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ten Konzentrationszonen und den Beschluss, alle als geeignet erscheinenden Potenzial-
flächen umzusetzen, sind weitere räumliche Alternativen zur Umsetzung der Planung 
somit nicht vorhanden. Die Alternativenprüfung kann sich im Weiteren daher auf die Prü-
fung technischer Alternativen zur Umsetzung beschränken. Hinsichtlich der zu betrach-
tenden Arten, für die eine Ausnahme beantragt wird (Feldlerche, Mäusebussard, Re-
genbrachvogel) ist jedoch aus tierökologischen Gesichtspunkten aufgrund der großen 
Aktionsräume bspw. des Mäusebussards sowie der Varianzen der Reviere der Feldler-
che nicht erkennbar und auch nicht quantifizierbar, dass bestimmte technische Ausfüh-
rungen von Windenergieanlagen (z.B. geringere Höhe, geringerer Rotordurchmesser, 
anderer WEA-Typ) sich merklich eingriffsmindernd auf das Eintreten von Verbotstatbe-
stände auswirken. 
 
Zumutbare konfliktvermeidende Maßnahmen sind nicht vorhanden. Managementmaß-
nahmen wie Ablenkflächen oder Abschaltzeiten bspw. während Mahdzeiträumen, wel-
che für Arten wie Weißstorch oder Rotmilan durchaus wirksam sind und auch schon 
Eingang in den artenschutzrechtlichen Leitfaden des Windenergieerlasses gefunden ha-
ben und auch in diesem Projekt für den Baumfalken angewendet werden, sind aufgrund 
der artspezifischen Gefährdungen, Nutzungen bzw. Ansprüche nicht sinnhaft. Die Feld-
lerche steigt zur Zeit ihres Singfluges während der Balz- und Brutzeit bis in Rotorhöhe 
auf und verunglückt dadurch. Nahrungs- bzw. nutzungsrelevante Maßnahmen werden 
daher bei dieser Art keine Verringerung des Kollisionsrisikos bedingen.  
  
Der Mäusebussard frisst vorrangig Kleinsäuger und ist in seiner Nutzungshäufigkeit ei-
nes Areals nicht abhängig von den Bewirtschaftungszeitpunkten auf Grünlandflächen. Er 
bevorzugt sowohl die freie Landschaft zur Jagd als auch Gehölze als Ansitzwarten, so 
dass eine Strukturveränderung bspw. der Mastfüße nicht zu einer geringeren Nutzung 
des Raumes oder Verdrängung der Art führen würde. 
 
Auch der Regenbrachvogel nutzt den Raum so großflächig und unspezifisch, dass auch 
hier Möglichkeiten der Vermeidung über Ablenkräume oder Anlagenkonstellationsverän-
derungen nicht gegeben sind. 

 
Weiterhin kommen Abschaltungen als konfliktvermeidende Maßnahmen nicht in Be-
tracht, denn zu berücksichtigen ist dabei eine Korrelation zwischen dem Effekt von Ab-
schaltzeiten, d. h. der Beantwortung der Fragestellung, ob es möglich ist, über Abschalt-
zeiten das Kollisionsrisiko der im Nahbereich vorkommenden gefährdeten Arten unter 
die Signifikanzschwelle zu senken und der Wirtschaftlichkeit des Vorhaben.  
 
Die Feldlerche hat aufgrund ihres Verhaltens eine hohe bis sehr hohe Gefährdungspha-
se für ungefähr vier Dekaden ab Anfang April. Dieser geht voraus bzw. schließt sich eine 
jeweils dreidekadige Phase mit mäßig bis hohem Gefährdungspotenzial an (SCHREIBER, 
2016), so dass eine Zeit von ca. dreieinhalb Monaten eine mindestens mäßige Kollisi-
onsgefährdung beinhaltet. Tageszeitlich sind die Vormittagsstunden von besonderer 
Bedeutung. Geringer Wind, geringe Bewölkung, hohe bis mittlere Temperaturen und 
wenig Niederschlag begünstigen die Gesangsaktivitäten der Art (SCHREIBER, 2016).  
 
Beim Mäusebussard sind laut SCHREIBER (2016) die Monate März, April und Mai als 
Monate mit einem hohen bis sehr hohen Gefährdungspotenzial einzustufen, denen sich 
die Zeit von Anfang Juni bis Ende der zweiten Dekade August als mit mäßig bis hoher 
Gefährdung anschließt. Tageszeitlich liegen die Schwerpunkte der Flugaktivitäten der 
Art in der Mitte des Tages. Witterungsmäßig sind leichte Winde, niedrige Bewölkung und 
wenig Regen sowie höhere Temperaturen förderlich (SCHREIBER, 2016). 
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Nach den oben dargestellten Informationen zu den artspezifischen Verhalten ergäben 
sich aufgrund der Dauer und Überlappung durchgängige Abschaltzeiten über drei Mona-
te von mindestens Anfang März bis Ende Mai, ggf. mit Erweiterungen bis zum 20. Au-
gust. Dies bedingte ein Abschaltvolumen von rund 552 Stunden pro Windenergieanlage 
bei dem kürzeren Zeitraum bis Ende Mai und 1.038 Stunden bei Abschaltmodalitäten bis 
in den August. Damit gäbe es erhebliche Ertragseinbußen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die ungefährdete Art Mäusebussard in einer so hohen 
Anzahl im Gebiet vorkommt, dass davon auszugehen ist, dass es zu Erweiterungen der 
über SCHREIBER (2016) vorgeschlagenen Zeiten kommen kann, um die unterschiedli-
chen Brutzeitpunkte der jeweiligen Exemplare ausreichend berücksichtigen zu können. 
Aufgrund der unterschiedlichen Aktivitätszeiten der Arten wäre ca. ein Viertel des Ta-
geszeitraumes betroffen und durch die Aktivitätsreichweite der Arten auch sämtliche An-
lagen. Zusätzlich dazu kommen die Abschaltzeiten für Fledermäuse sowie für die ge-
fährdete Art Baumfalke hinzu, welche innerhalb eines vollständig anderen Zeitraumes im 
späteren Sommer bzw. Herbst liegen.  
 
Die Abschaltzeiten für die wesentlich gefährdeteren Fledermäuse, für den Baumfalken 
sowie Abschaltzeiten, welche durch den Schattenwächter ausgelöst werden, bedingen 
neben der in der Nacht aus Immissionsschutzgründen gedrosselt laufenden Anlage 
WEA5 bereits deutliche Ertragsminderungen für den Windparkbetreiber. Bei so weitrei-
chenden Abschaltungen wie oben erläutert, würde die Wirtschaftlichkeit des Projektes 
gemäß den obigen Erläuterungen nicht mehr gegeben sein. Demgegenüber wird bei 
Realisierung des Projektes mit dem Mäusebussard eine Art betroffen, die lokal in einem 
günstigen Erhaltungszustand sind und für die trotzdem, ebenso wie für die Feldlerche, 
zusätzlich populationsstärkende Maßnahmen vorgesehen werden. 
  
Zusätzliche Abschaltzeiten für die hier betrachteten Arten Mäusebussard und Feldlerche 
stellen daher keine zumutbare Alternative dar.  

 
Vor diesem Hintergrund sind zumutbare Alternativen, die zu keinen oder geringeren Be-
einträchtigungen der relevanten Arten führen könnten, nicht ersichtlich.  

4.3 Bewahrung des Erhaltungszustands der Populationen der betroffenen Arten 
Eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG darf nur erteilt werden, wenn sich 
der Erhaltungszustand der Populationen der betroffenen Arten innerhalb ihres natürli-
chen Verbreitungsgebietes nicht verschlechtert, soweit Art. 16 FFH-RL keine weiterge-
henden Anforderungen stellt. Art. 16 der FFH-RL spricht vom Verweilen in einem günsti-
gen Erhaltungszustand. LUKAS (2016) weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass 
Planer bei einem ungünstigen Erhaltungszustand mit erhöhtem Darstellungsaufwand 
den Beleg der Neutralität des Eingriffs liefern müssen. Durch den Eingriff darf die Wie-
derherstellung des günstigen Erhaltungszustands, sofern dieser vor dem Eingriff bereits 
ungünstig war, nicht behindert werden.  
 
Betroffene Arten 
 
Feldlerche  
Von den artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen ist in erster Linie die Feldlerche 
aufgrund ihrer artspezifischen Verhaltensweisen (Singflug) durch ein signifikant erhöhtes 
Kollisionsrisiko betroffen. Im Bereich der Planfläche konnte von der Art lediglich eine 
einmalige Brutzeitfeststellung gemacht werden, eine mögliche Brut im Bereich des 
Windparks in anderen Jahren ist jedoch nicht auszuschließen.  
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Der Erhaltungszustand der Feldlerche in Niedersachsen gilt als ungünstig (NLWKN 
2010). Da im gesamten Untersuchungsgebiet nur ein Brutpaar festgestellt wurde, ist 
auch auf lokaler Ebene von einem ungünstigen Erhaltungszustand auszugehen.  
 
Aufgrund der Tatsache, dass die Art im Untersuchungsjahr nicht gebrütet hat und in un-
mittelbarer Nähe zum Plangebiet bereits WEA vorhanden sind, ist nicht zwangsläufig 
von einer weiteren Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Art durch Umsetzung 
der Planung auszugehen. Dennoch dürfte die Errichtung weiterer WEA der Wiederher-
stellung eines günstigen Erhaltungszustandes auch nicht dienlich sein. Daher werden 
Maßnahmen zur Verbesserung des Erhaltungszustandes der Population getroffen wer-
den. 
 
Eine Maßnahme ist u. a. eine extensive Grünlandnutzung mit begrenzter Weidetierdich-
te (max. 2-3 Tiere/ha) während der Brutzeit und angepassten Mahdterminen (erster 
Schnitt ab Mitte Juni, NLWKN 2010). Diese Maßnahme findet im Rahmen der Eingriffs-
regelung zur Windparkplanung bereits Anwendung und ist im Genehmigungsverfahren 
zusätzlich als FCS-Maßnahme als Maßnahme zur Sicherung des Erhaltungszustands 
der Population bei Erteilung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme vorzusehen. Als 
anzusetzende Größenordnung wird eine durchschnittliche Reviergröße der Feldlerche 
von zwei Hektar angesetzt.  
 
Mäusebussard 
Für den Mäusebussard kann die Wahrscheinlichkeit eines signifikant erhöhten Kollisi-
onsrisikos mit Windenergieanlagen nach aktuellem Kenntnisstand nicht sicher ausge-
schlossen werden. Der Mäusebussard ist die häufigste Greifvogelart Deutschlands und 
weit verbreitet. Er weist einen günstigen Erhaltungszustand in Europa, in Deutschland 
und im Untersuchungsgebiet auf, so dass von einer damit einhergehenden stabilen Po-
pulation ausgegangen werden kann. 
 
Im Rahmen des von der Bundesregierung geförderten Verbundvorhabens „Ermittlung 
der Kollisionsraten von (Greif)Vögeln und Schaffung planungsbezogener Grundlagen für 
die Prognose und Bewertung des Kollisionsrisikos durch Windenergieanlagen (PRO-
GRESS)“ (GRÜNKORN et al. 2016) wurde mittels systematischer Untersuchungen in 
mehreren Bundesländern in Norddeutschland versucht, repräsentative Daten der Kollisi-
onsraten von Vögeln an Windenergieanlagen zu erhalten und hieraus grundlegende 
Aussagen und Empfehlungen zur Konfliktbeurteilung und Konfliktbewältigung im Zuge 
der Standortfindung des Windenergieausbaus abzuleiten. Untersuchte Artengruppen 
waren Greifvögel, Großvögel und potenziell gefährdete Brut- und Rastvogelarten. Im ak-
tuellen Schlussbericht des Projektes sind u. a. auch Aussagen zum Mäusebussard ent-
halten. „Die Ergebnisse von PROGRESS weisen auf hohe Kollisionsraten und potenziell 
bestandswirksame Auswirkungen des Ausmaßes bisheriger Windenergienutzung hin. 
Vor dem Hintergrund des großen Bestands des Mäusebussards in Deutschland tritt 
dadurch keine akute Bestandsgefährdung auf, aber zumindest regional sind starke Be-
standsrückgänge dokumentiert. In welchem Maße diese durch Windenergienutzung 
und/oder andere Faktoren verursacht werden, bedarf dringend näherer Untersuchungen. 
Bei der Planung von weiteren Windparks bestehen durch die großflächige Verbreitung 
dieser Art Probleme bei der Konfliktvermeidung bzw. -minderung und es ist zu prüfen, 
wie diese in Genehmigungsverfahren berücksichtigt werden können. Wichtiger als bei 
den anderen Arten wird es beim Mäusebussard voraussichtlich sein, die mit der Errich-
tung von Windenergieanlagen verbundenen Eingriffe so auszugleichen, dass sie auch 
der betroffenen Art dienlich sind und den Bestand des Mäusebussards stützen.“ (A. a. 
O: 268). Aus Vorsorgeaspekten werden aufgrund der Häufigkeit und deutlichen Nutzung 
des Projektraumes durch den Mäusebussard daher insgesamt  8 ha Flächen mit Bewirt-
schaftungsauflagen versehen, um populationsstabilisierend zu wirken. 
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Unter Berücksichtigung der fachgutachterlich aufgezeigten FCS-Maßnahmen ist hinrei-
chend sichergestellt, dass sich die Erhaltungszustände der Population der Art durch die 
Umsetzung der Planung nicht verschlechtern werden. 
 
Insgesamt ist aufgrund der obigen Ausführungen zu den Ausnahmevorausset-
zungen nach der aktuellen Kenntnislage davon auszugehen, dass eine objektive 
Ausnahmelage für die genannten Brutvogelarten vorliegt. 
 
Regenbrachvogel 
Es ist nicht auszuschließen, dass es sich bei den Niederungen der Wapel (und der Be-
khauser Bäke) um eine essentiell und regelmäßig benötigte Rastfläche handelt. Somit 
lässt sich das Vorliegen einer Ruhestätte im artenschutzrechtlichen Sinn nicht aus-
schließen. Durch das Errichten von Windenergieanlagen könnten Tiere sich gestört füh-
len, was zu einer Verdrängungswirkung führen könnte, die sich u. U. negativ auf den Er-
haltungszustand der Art auswirken könnte, sofern sie keine bzw. nicht ausreichend ge-
eigneten Ausweichräume in der Umgebung findet. Aus Vorsorgegesichtspunkten ist das 
Vorliegen des Verbotstatbestandes anzunehmen.  
 
In Bezug auf den Regenbrachvogel ist gemäß den Beobachtungen des Gutachters vor 
allem im während des Frühjahrszuges (April/Mai) das Vorhandensein von feuchten Flä-
chen mit gut stocherbaren Böden mit ausreichendem Nahrungsangebot von entschei-
dender Bedeutung für die Frequentierung. Ebenfalls scheint die Nähe zu einem Fließ-
gewässer (Wapel, Jade) eine Rolle zu spielen. Dabei ist nicht ganz klar, ob dies wegen 
der feuchteren Bodenverhältnisse im Niederungsbereich so ist, oder aufgrund der Ei-
genschaften der Flüsse als Landmarken, die den Vögeln auf dem Zug bei der Orientie-
rung helfen. Da die Vögel sich im Sommer auf dem Wegzug jedoch wesentlich weiter 
und nicht so konzentriert im Gebiet verteilen, spricht einiges für die Bodenverhältnisse.  
 
Gemäß den durchgeführten Raumnutzungsuntersuchungen sind FCS-Maßnahmen für 
den Regenbrachvogel daher auch nur für den Frühjahrszug erforderlich, da im Frühjahr 
ein konzentrierteres Auftreten entlang der Wapel zu beobachten ist, so dass eine Stö-
rung mit u. U. negativen Effekten auf die Population nicht gänzlich auszuschließen ist.  
 
Im Sommer verteilen sich die Tiere wesentlich großräumiger sowohl entlang der Wapel 
als auch auf Flächen in der Jadermarsch. Die Tiere nutzen dort hauptsächlich frisch ge-
mähte Grünländer. Von einer Störung der rastenden Tiere durch Windenergieanlagen, 
die sich negativ auf den Erhaltungszustand der Art auswirkt ist im Sommer aufgrund der 
großräumigen Verteilung und der vorhandenen Ausweichmöglichkeiten im Raum daher 
nicht auszugehen.  
 
Es werden auf insgesamt 9,6 ha Fläche Maßnahmen vorgesehen, welche das Areal als 
Rastmöglichkeit für den Regenbrachvogel aufwerten.  
 
Insgesamt ist aufgrund der obigen Ausführungen zu den Ausnahmevorausset-
zungen nach der aktuellen Kenntnislage davon auszugehen, dass eine objektive 
Ausnahmelage für die genannte Rastvogelart vorliegt. 

4.3.1 Maßnahmen zur Stärkung der Population (FCS-Maßnahmen) 
Um eine Verschlechterung des Erhaltungszustands einer Population zu vermeiden, kön-
nen nach Auffassung der EU-Kommission (2007) spezielle kompensatorische Maßnah-
men eingesetzt werden. Diese Maßnahmen werden häufig „Maßnahmen zur Sicherung 
des Erhaltungszustands“ oder auch „FCS-Maßnahmen“ (measures to ensure a favourab-
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le conservation status) genannt, da sie dazu dienen sollen, einen günstigen Erhaltungs-
zustand (Favourable Conservation Status) zu bewahren. Diese Maßnahmen zur Siche-
rung des Erhaltungszustands der betroffenen Populationen sind zwar weder in der FFH-
RL noch im BNatSchG explizit erwähnt und somit nicht verbindlich vorgeschrieben. Ent-
sprechend den Empfehlungen der EU-Kommission sind sie jedoch zweckmäßig, um eine 
Ausnahme insbesondere hinsichtlich der Bewahrung eines guten Erhaltungszustands zu 
rechtfertigen. Die EU-Kommission nennt folgende Anforderungen für derartige FCS-
Maßnahmen: 
 
 Die Maßnahmen müssen die negativen Auswirkungen des Vorhabens entspre-

chend den spezifischen Gegebenheiten ausgleichen. 
 Die Maßnahmen müssen eine hohe Erfolgschance / Wirksamkeit aufweisen und auf 

bewährten Fachpraktiken basieren. 
 Sie müssen die Möglichkeit garantieren, dass eine Art einen guten Erhaltungszu-

stand erreichen kann.  
 Sie müssen möglichst schon vor oder spätestens zum Zeitpunkt der Zerstörung ei-

ner Fortpflanzungs- oder Ruhestätte Wirkung zeigen (hierzu wird jedoch einschrän-
kend angemerkt, dass es in einigen Fällen sein kann, dass die FCS-Maßnahmen 
zum Zeitpunkt, zu dem die Beschädigung erfolgt, noch nicht voll funktionstüchtig 
sind. Es hänge jeweils von der Art ab, ob ein Ausgleich unverzüglich vorzunehmen 
sei, oder ob ein gewisse Verzögerung akzeptiert werden könne – dies sei bei der 
Entscheidung über die Genehmigung jeweils zu berücksichtigen) (vgl. EU-
KOMMISSION 2007: 70ff).  

 
Im Unterschied zu CEF-Maßnahmen („Measures to ensure the „continued ecological 
functionality“) ist bei FCS-Maßnahmen der konkret-individuelle Bezug zum Eingriffsort 
bzw. zur betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte sowie auch der Zeitpunkt der Her-
stellung bzw. Wirkung der Maßnahme etwas gelockert. Maßgeblich ist nicht mehr der 
örtlich betroffene Funktionsraum der jeweiligen Tier- bzw. Pflanzenart (Teilpopulation), 
sondern die damit funktional verbundene (Meta-) Population sowie der Erhaltungszu-
stand der Populationen der jeweiligen Art im natürlichen Verbreitungsgebiet. 
 
Es werden für die drei vorgenannten Arten, für welche eine Ausnahme erteilt werden 
soll, die zusammenhängenden Flurstücke 167, 168, 285/166, 280/161, 286/166 sowie 
279/161 jeweils in der Gemarkung Jaderaltendeich, Flur 2 für populationsstabilisierende 
Maßnahmen auf einer Flächengröße von insgesamt 9,6 ha herangezogen. 
 
Für die Feldlerche wird eine extensive Grünlandnutzung mit angepassten Mahdterminen 
(erster Schnitt ab Mitte Juni, NLWKN 2010) als FCS-Maßnahme durchgeführt. Als Grö-
ßenordnung sind 2 ha als durchschnittliche Reviergröße der Feldlerche anzusetzen, da 
im vorliegenden Fall ein Brutpaar durch die Planung betroffen sein kann. Auf dafür her-
zurichtenden und hinsichtlich habitatstruktureller Voraussetzung geeigneten Flächen 
(keine nahen Vertikalstrukturen/Gehölzreihen, Wälder etc, ) wird durch die Extensivie-
rung eine erhöhte Attraktivität für die Art hergestellt, die zu einem erhöhten Bruterfolg auf 
diesen Flächen führt.  
 
Durch die Festlegung von Mahd- bzw. Bewirtschaftungsterminen im Vergleich zu den 
konventionell genutzten landwirtschaftlichen Flächen (vgl. Ausführungen im Umweltbe-
richt) werden etwaige Gelegeverluste durch Befahren der Flächen während der Brutzeit 
vermieden. Eine Verringerung der Düngung und Mahd trägt außerdem zum floristischen 
und faunistischen Artenreichtum auf den Flächen bei, was sich günstig auf die Nah-
rungsverfügbarkeit auch für die Feldlerche auswirkt (Samen, Insekten). Dies trägt zu ei-
nem höheren Bruterfolg der Art bei und damit zu Stabilisierung der Population. Hierdurch 
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wird sichergestellt, dass sich der Erhaltungszustand der Art im Bezugsraum nicht ver-
schlechtert bzw. dass die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes er-
möglicht wird. Diese Maßnahme findet auch im Rahmen der Eingriffsregelung zur Wind-
parkplanung Anwendung und ist im Genehmigungsverfahren zusätzlich als FCS-
Maßnahme als Maßnahme zur Sicherung des Erhaltungszustands der Population bei Er-
teilung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme vorzusehen. 
 
Hinsichtlich der besseren Nahrungsverfügbarkeit auf extensiv genutzten Flächen gilt 
ähnliches auch für den Mäusebussard, wobei es bei dieser Art nicht darauf ankommt, 
dass die Kompensationsflächen einen Offenlandcharakter haben. Insofern sind die im 
Rahmen der Eingriffsregelung vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen für die Art auf 
jeden Fall auch für die für die Art benötigten 8 ha als FCS-Maßnahmen anwendbar.  
 
Für den Regenbrachvogel werden in diesem Bereich auf 9,6 ha Fläche Blänken auf 
Grünlandflächen angelegt, in denen der Boden im Vergleich zu der umliegenden land-
wirtschaftlichen Fläche dadurch länger die besonders geeigneten feuchten Bodenver-
hältnisse aufweist. Wichtig ist weiterhin, dass die Flächen kurzrasig und verhältnismäßig 
feucht sind. Eine Weidenutzung wird auf den Flächen ausgeschlossen, da diese zu einer 
Verdichtung der obersten Bodenschicht führen würde, was die Stocherfähigkeit des Bo-
dens und damit die Attraktivität der Flächen als Nahrungs- und Rastflächen für den Re-
genbrachvogel senken würde. Weitergehende Anpassungen der Bewirtschaftung oder 
Extensivierungen der Flächen sind für die Art nach gutachterlicher Einschätzung speziell 
nicht erforderlich. Die einzelnen Bewirtschaftungsmaßnahmen sind dem Umweltbericht 
zu entnehmen. 

5.0 FAZIT 
In der vorliegenden saP wurden die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach 
§ 44 BNatSchG, die durch das Vorhaben erfüllt werden können, bezüglich der im Pla-
nungsraum gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (alle europäischen Vogelarten, Ar-
ten des Anhangs IV FFH-Richtlinie) geprüft und dargestellt.  
 
Als konfliktvermeidende Maßnahme zur Reduktion von Beeinträchtigungen ist die Bau-
feldfreimachung außerhalb der Brutzeit zu beachten. Im Herbst/Winter vor der eigentli-
chen Baumaßnahme sind, falls erforderlich, Gehölze (potenzielle Brutplätze) zu entfer-
nen. Durch einen Bau der Anlagen außerhalb der Brutzeit könnte eine eventuelle Schä-
digung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie Störungen von (boden-)brütenden 
Vogelarten vollständig vermieden werden. Sollte dies jedoch aus logistischen Gründen 
nicht möglich sein, ist durch eine ökologische Baubegleitung (z. B. mit Begehungen der 
Eingriffsflächen, rechtzeitige Anbringung/ Durchführung von aktiven Vergrämungsmaß-
nahmen vor Beginn der Brutzeit o. ä.) sicherzustellen, dass kein Vogel auf den Bauflä-
chen, Lagerflächen oder Zuwegungen einen Brutplatz anlegen kann. 
 
Weiterhin sind in Bezug auf die Fledermäuse nächtliche Abschaltzeiten in Phasen hoher 
Fledermausaktivitäten vorzusehen, die das Kollisionsrisiko unter die Erheblichkeits-
schwelle bringen, so dass das Verbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 für Fledermäuse nicht ein-
schlägig ist. Mit einem nachfolgenden Monitoring können diese Abschaltzeiten überprüft 
und anhand der Ergebnisse ggf. weiter angepasst werden.  
 
Für den Baumfalken sind ebenfalls Abschaltzeiten tagsüber währen der Jungenaufzucht 
ca. 3 Wochen nach Schlüpf der Jungen bis zum Verlassen des Reviers nach ca. 6 Wo-
chen vorzusehen, um Kollisionsverluste auszuschließen. Die Abschaltung betrifft die 
WEA in 500 m Entfernung zum Horst des Baumfalken. Durch ein Monitoring ist jeweils 
festzustellen, ob und wo eine Baumfalkenbrut erfolgt und wie die genauen Abschaltzei-
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ten in Abhängigkeit vom Brutverlauf festzulegen sind. Sollte der Baumfalke weiter als 
500 m entfernt zu den WEA brüten oder die Brut vorzeitig beenden (z.B. bei Tod der 
Jungen), erübrigt sich die Abschaltung. Nach zwei Jahren ohne Brutnachweis des 
Baumfalken im Umkreis der WEA (1.000 m) erübrigt sich auch das Monitoring.  
 
Gemäß Ergebnis der vorliegenden Prüfung der Betroffenheit der Arten nach Anhang IV 
der FFH-Richtlinie sowie der Arten der EU-Vogelschutzrichtlinie ist es erforderlich, im 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren für zwei Brutvogelarten (Mäusebussard, Feld-
lerche sowie Regenbrachvogel) eine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG von den 
Verboten des § 44 BNatSchG zu beantragen, da für die Feldlerche sowie für den Mäu-
sebussard eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG sowie für den Regenbrachvogel das Schädigungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 
Nr. 3 unter Berücksichtigung der aktuellen Datenlage nicht sicher auszuschließen ist. 
 
Die dazu notwendigen Ausnahmevoraussetzungen: 
 

 es ist keine zumutbare Alternative [die zu keinen oder geringeren Beeinträch-
tigungen der relevanten Arten führt] gegeben, 

 es liegen zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses, ein-
schließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, vor, 

 der Erhaltungszustand der Populationen der betroffenen Art verschlechtert 
sich nicht  

 
wurden ausführlich dargelegt. 
 
Für alle sonstigen planungsrelevanten Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie sowie 
für europäische Vogelarten gem. Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie kann ausgeschlos-
sen werden, dass die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG erfüllt werden. 
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I. VERANLASSUNG UND BEAUFTRAGUNG 

Im Landkreis Ammerland soll in der Gemeinde Rastede zwischen den Dörfern 
Wapeldorf im Westen und Heubült im Osten ein Windpark bestehend aus insge-
samt fünf Windenergieanlagen vom Typ Enercon E-82 mit 108 m Nabenhöhe 
errichtet werden. Der Windpark ist zweigeteilt die Anlagen WEA 1 Nord und 
WEA 2 Nord befinden sich nördlich und die Anlagen WEA 1 Süd bis WEA 3 Süd 
südlich der Landstraße L 820. 

Unser Büro wurde mit Schreiben vom 20.05.2016 von der Windkonzept Projek-
tentwicklungs GmbH & Co, KG, Frau Lydia Eilers-Schröder, beauftragt, auf der 
Grundlage unseres Angebotes vom 18.05.2016 den Baugrund an den geplanten 
Standorten und den Kranstellflächen zu untersuchen und für die Gründung zu 
beurteilen. 

 

1. Unterlagen 

Zur Durchführung der Untersuchungen erhielten wir folgende Unterlagen: 

 Übersichtskarte, Lage der Windparks, Maßstab 1 : 50.000, 

 Lageplan Wapeldorf Nord + Süd vom 30.05.2016, Maßstab 1 : 5 000. 

 Fundamentdatenblatt E-82 E2/BF/107/23/01 + E-82 E3/BF/107/23/01, 
Flachgründung mit Auftrieb, vom 28.10.2010, Revision 1.0/28.10.2010. 

 Fundamentdatenblatt E-82 E2/BF/107/23/01 + E-82 E3/BF/107/23/01, 
Tiefgründung mit Auftriebswirkung vom 13.01.2011, Revision 2.0/ 
07.03.2011. 

 

2. Angaben zum Bauwerk 

Der Fundamentdurchmesser beträgt bei einer Flachgründung mit Auftrieb 
18,00 m. Die Fundamentunterkante liegt bei 2,65 m unter Gelände. Nach den 
vorliegenden statischen Unterlagen muss der Baugrund eine Mindestbodenpres-
sung von 288 kN/m2 (Fundamentvariante mit Auftrieb) aufnehmen können. 

Für geotechnische Nachweise sind im Datenblatt folgende charakteristischen 
Lastfälle angegeben (Tabelle 1.1): 
 

Lastfall aero masse) Fxy [kN] 
Fz [kN] 
ohne 

Auftrieb 

Fz [kN] 
mit 

Auftrieb 

Mxy 
[kNm] 

Mz 
[kNm] 

DLC 1.0 (1.00/1.00) 564 -24578 -17962 47567 - 

DLC 6.2 (1.10/1.00) 974 -24466 -17850 84204 3120 
Alle Lasten ohne Teilsicherheitsbeiwert ( F = 1,0). 

Tabelle 1.1: Charakteristische Lastfälle für Fundamente mit Auftrieb. 
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Für die elastische Fundamenteinspannung zwischen Fundament und Baugrund 
ist eine Mindestdrehfedersteifigkeit des Gesamtsystems (Turm und Gründung) 
von kphi,dyn = 100 000 MNm/rad bzw. kphi,stat = 10 000 MNm/rad einzuhal-
ten. Der Ersatzradius für den gleich steifen Kreis ist mit r = 8,84 m angegeben. 

Bei einer Pfahlgründung beträgt der Fundamentdurchmesser 17,00 m. Die Fun-
damentunterkante liegt bei 3,00 m unter Gelände. Es sind folgende Pfahlvari-
anten mit den entsprechenden Bemessungswerten der axialen Pfahllasten 
vorgesehen (Tabelle 1.2): 
 

Variante Pfahltyp Anzahl Pfähle Druck (kN) Zug (kN) 

1 Fertigrammpfähle 40/40 cm 54 1123 224 

2 Fertigrammpfähle 45/45 cm 36 1684 331 

3 
Fertigrammpfähle 45/45 cm 

oder  
Ortbetonrammpfähle d = 51 cm 

30 2025 401 

4 Ortbetonrammpfähle d = 51 cm 24 2517 487 

Tabelle 1.2: Pfahlvarianten und Bemessungspfahllasten. 

 
Die maximal zulässige Schiefstellung infolge Baugrundsetzung in 20 Jahren 
bezogen auf den Außendurchmesser beträgt delta s  40,0 mm.  

Die UTM-Koordinaten des Anlagenmittelpunktes wurden den Unterlagen und die 
ungefähre Geländehöhe der Topographischen Karte TK 50 wie folgt entnommen 
(vgl. Tabelle 2): 
 
Anlagennummer Rechtswert Hochwert Geländehöhe mNN 

WEA 1, Nord 443044 5909888 0,5 
WEA 2, Nord 443280 5909811 0,0 
WEA 1, Süd 443562 5909175 1,5 
WEA 2, Süd 443454 5908939 1,5 
WEA 3, Süd 443517 5908707 2,0 

Tabelle 2:  Koordinaten und ungefähre Geländehöhe. 

 

II. DURCHGEFÜHRTE UNTERSUCHUNGEN 

Der Standortmittelpunkt wurde über den Auftraggeber eingemessen und aus-
gepflockt. Zur Erkundung der Baugrundverhältnisse wurde am 20.06.2016 an 
den Anlagenmittelpunkten jeweils eine Rammkernsondierung (RKS 1 Nord bis 
RKS 3 Süd, Ø 80 mm/60 mm) bis 10,00 m unter Gelände abgeteuft.  

Durch die Fugro Consult GmbH, Lilienthal, wurden in einem Abstand von ca. 
9,0 m vom Mittelpunkt entfernt und in etwa gleichmäßig um den Umfang ver-
teilt drei elektrische Drucksondierungen bis 24,0 m bzw. 30,0 m unter Gelände 
durchgeführt (CPT 1-1 (Nord) bis CPT 3-3 (Süd)). Der im tieferen Untergrund 
anstehende Baugrund aus Sand wurde mit den Drucksondierungen ausreichend 
tief erkundet.  
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Für die Kranstellflächen (KAF) wurden jeweils zwei elektrische Drucksondierun-
gen (CPT K 1-4 (Nord) bis CPT K 3-5 (Süd)) jeweils bis 10,0 m unter Ansatzpunkt 
abgeteuft.  

Die Lage der Sondieransatzpunkte ist in den Anlage 1.1-1.2 dargestellt. Die 
Bodenprofile wurden entsprechend DIN EN ISO 14688-1/2 ingenieurgeologisch 
vor Ort angesprochen und in Schichtenverzeichnissen aufgenommen. Die Er-
gebnisse sind in Anlage 2.1-2.8 als Bohrprofile nach DIN 4023 und als Druck-
sondierdiagramme (CPT nach DIN 4094) dargestellt. Die Drucksondierprotokolle 
liegen in Anlage 3 vor. 

An insgesamt 13 repräsentativ ausgewählten Bodenproben wurden die Wasser-
gehalte nach DIN 18121 (Anlage 4) und an sieben Bodenproben die Körnungs-
linien nach DIN 18123 durch Siebanalyse nach nassem Abtrennen der Feinan-
teile bzw. durch Sedimentation ermittelt (Anlage 5.1-5.2). 

Die RKS 2 (WEA 1) wurde für den Bereich Süd exemplarisch zu einem provisori-
schen Grundwasserpegel ausgebaut, um eine Grundwasserprobe zu entnehmen 
und im Labor auf den chemischen Angriffsgrad nach DIN 4030 analysieren zu 
lassen. Die Analysenergebnisse liegen in Anlage 7 vor. 

Da im Bereich „Nord“ der Wasserandrang im Bohrloch aus den bindigen Böden 
(Klei, Torfmudde) äußerst gering war, konnte hier keine Grundwasserprobe 
entnommen und analysiert werden.  

Die Ermittlung der äußeren Pfahltragfähigkeit ist als Anlage 6.1-6.15 beigefügt. 

Die Hydraulische Berechnung liegt in Anlage 8 vor. 

 

III. BODEN- UND GRUNDWASSERVERHÄLTNISSE 

1. Boden 

Nach der Kartenserie Geologie vom Landesamt für Bergbau, Energie und Geo-
logie (LBEG), Maßstab 1 : 50 000, sind im nördlichen Untersuchungsgebiet unter 
holozänen Deckschichten aus Klei und Torf entweder Beckensedimente aus 
„Lauenburger Ton“ oder fluviatile Sande aus der Weichsel-Kaltzeit zu 
erwarten.  

Im Südlichen Bereich stehen unter Torfabdeckungen glazifluviatile Sande aus 
der Drenthe-Kaltzeit an.  

Das Gelände ist in etwa eben. Die Geländehöhen betragen etwa zwischen 
0,0 mNN (WEA 2-Nord) und 2,0 mNN (WEA 3 Süd).   

Nach den vorliegenden Bohrprofilen und den Drucksondierdiagrammen kann die 
grundsätzliche Bodenschichtung an den geplanten Anlagenstandorten wie 
folgt zusammengefasst werden (vgl. Tabelle 3.1-3.2): 
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WEA 1 Nord und WEA 2 Nord: 
 

Tiefe 
(bis m u. GOK 
min./max.) 

Mächtigkeit 
(m) 

Bodenschicht 
(Spitzendruck qc in MN/m2) 

nicht bindig/ 
bindig 

Baugrund-
eigenschaften 

0,20/0,25 0,20-0,25 Oberboden: Schluff, humos 
(-) bindig nicht geeignet 

3,40/3,80 3,20-3,55 

Torf, Klei und Torfmudde: 
Torf, Schluff, schwach tonig, 

Pflanzenreste oder Schluff, stark 
humos 

weich oder steifplastisch  
qc < 1,0 

bindig nicht geeignet 

6,50/8,50 
(WEA 2, Nord) 

3,10-5,10 

Feinsand, mittelsandig, schwach 
schluffig 

locker bis mitteldicht 
qc = 5-10 

nicht bindig geeignet 

16,0/17,0 9,50-14,0 

Schluff, feinsandig, schwach 
tonig 

steifplastisch 
qc = 2-2,5 

bindig mäßig 
tragfähig 

> 30,0 > 22,0 
Sand und Schluff 

mitteldicht/halbfest 
qc  10 

nicht bindig/ 
bindig gut 

Tabelle 3.1: Generelle Bodenschichtung an den Standorten der WEA 1 Nord und WEA 2 
Nord. 

 

WEA 1 Süd bis WEA 3 Süd: 
 

Tiefe 
(bis m u. GOK 
min./max.) 

Mächtigkeit 
(m) 

Bodenschicht 
(Spitzendruck qc in MN/m2) 

nicht bindig/ 
bindig 

Baugrund-
eigenschaften 

0,40/0,50 0,40-0,50 
Oberboden: Feinsand, schluffig, 

humos  
(-) 

nicht bindig nicht geeignet 

1,20 
WEA 3, Süd 

0,60 

Schluff: 
Schluff, feinsandig, 

Pflanzenreste  
weich  

qc = 2-3 

bindig nicht geeignet 

8,50/11,5 8,00-11,10 

Feinsand, mittelsandig, schwach 
schluffig; Muddezwischenlagen 

möglich 
locker qc = 5-7 

und  
WEA 2, Süd: Schluff, weich –

steif, qc = 1-3 

nicht bindig/ 
bindig 

mäßig 
geeignet 

16,0/17,0 9,50-14,0 

Schluff, feinsandig, schwach 
tonig 

steifplastisch 
qc = 2-2,5 

bindig mäßig 
tragfähig 

> 30,0 > 22,0 
Sand und Schluff. 

mitteldicht/halbfest 
qc  10-25 

nicht bindig/ 
bindig gut 

Tabelle 3.2: Generelle Bodenschichtung an den Standorten der WEA 1 Süd bis WEA 3 
Süd. 
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Die Drucksondierungen reichen bis maximal 30,0 m unter GOK. In tieferen Pro-
filabschnitten (> 10,0 m unter GOK) wurden keine unkonsolidierten Weich-
schichten wie Auesedimente oder humose Böden wie Torf bzw. Mudde erbohrt. 
Der tiefere Baugrund besteht aus dicht gelagerten Sanden. Der Baugrund ist 
entsprechend Enercon-Spezifikation ausreichend tief erkundet.  

 

Kranstellfläche 

Auf der Grundlage der durchgeführten Drucksondierungen bis 10,0 m unter Ge-
ländeoberkante (GOK) und der Bohrsondierungen an den Anlagenstandorten 
können die Bodenprofile an den Kranstellflächen wie folgt beschrieben und 
bewertet werden: 

WEA 1 Nord und WEA 2 Nord: 

Oberboden/Mutterboden:  

- Petrographie: Schluff, humos. 
- Farbe: braun. 
- bis Meter unter Gelände (min./max.): 0,20. 
- Mächtigkeit: 0,20 m. 
- Konsistenz: weich. 
- Baugrundeigenschaften: nicht geeignet. 

 
Klei, Torf, Torfmudde:  

- Petrographie: Schluff, feinsandig, schwach tonig, organisch oder Torf oder 
schluffig, stark humos/organisch. 

- Farbe: braun, dunkelbraun. 
- bis Meter unter Gelände (min./max.): 2,50/3,00. 
- Mächtigkeit: 2,30 m bis 2,80 m. 
- Konsistenz: weich bis steifplastisch. 
- Baugrundeigenschaften: wenig geeignet. 

 
Sand und Schluff:  

- Petrographie: Schluff, feinsandig, schwach tonig in Wechsellagerung mit 
Feinsand, mittelsandig, schwach schluffig. 

- Farbe: braun. 
- bis Meter unter Gelände (min./max.): > maximale Aufschlusstiefe von 

10,0 m unter GOK. 
- Mächtigkeit: > 7,00 m. 
- Lagerungsdichte/Konsistenz: locker bis knapp mitteldicht/steifplastisch. 
- Baugrundeigenschaften: geeignet. 
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WEA 1 Süd bis  WEA 3 Süd: 

Oberboden/Mutterboden:  

- Petrographie: Schluff oder Feinsand, humos. 
- Farbe: braun. 
- bis Meter unter Gelände (min./max.): 0,40/0,70. 
- Mächtigkeit: 0,40 m bis 0,70 m. 
- Konsistenz/Lagerungsdichte: weich/locker. 
- Baugrundeigenschaften: nicht geeignet. 

 
Sand mit Schluffzwischenlagen:  

- Petrographie: Feinsand, mittelsandig, schwach schluffig mit Schluffzwi-
schenlagen. 

- Farbe: braun. 
- bis Meter unter Gelände (min./max.): > maximale Aufschlusstiefe von 

10,0 m unter GOK. 
- Mächtigkeit: > 9,00 m. 
- Lagerungsdichte: bis 6,0 m bzw. 9,0 m unter GOK locker, dann knapp 

mitteldicht. 
- Baugrundeigenschaften: geeignet. 

 

2. Grundwasser 

Nach Ende der Bohrarbeiten im Juni 2016 wurde Grundwasser bereits gelände-
nah ab 0,40 m bzw. 1,00 m unter Gelände gemessen.  

Das erbohrte Grundwasser ist einem oberen, zusammenhängenden Grundwas-
serkörper zuzuordnen. 

Die Wasserführung in den oberflächennahen Sanden kann jahreszeitlich und je 
nach den vorausgehenden Niederschlagsmengen schwanken. Nach ergiebigen 
Regenperioden muss mit einem deutlichen Anstieg gerechnet werden. In fla-
chen Geländebereichen kann sich das Grundwasser auch als sogenannte „Blän-
ken“ auf der Geländeoberfläche ausbreiten.  

Die Gründungstiefe der geplanten WEA beträgt je nach Gründungsart 2,65 m 
bzw. 3,00 m unter Gelände. Die Fundamente stehen voraussichtlich ständig 
unter Grundwassereinfluss stehen. Daher ist die auftriebssichere Fundament-
variante erforderlich.  

 

3. Erdbebenzone 

Der Landkreis Ammerland (Regierungsbezirk Weser-Ems) befindet sich nach 
DIN 4149 in der Erdbebenzone A. Seismische Aktivitäten und daraus folgende 
Einwirkungen auf Gebäude sind in diesem Bereich nicht zu erwarten und wer-
den daher für die weiteren Ausführungen nicht berücksichtigt.   
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4. Bodenmechanische Laborversuche 

Zur Überprüfung der Bodenansprache am Bohrkern und zur Klassifizierung der 
anstehenden Bodenarten, wurden an 13 ausgewählten Bodenproben die Was-
sergehalte und an sieben Bodenproben die Körnungslinien nach nassem Abtren-
nen der Feinanteile bzw. durch Sedimentation bestimmt. Nach der Laborme-
thode „Sieblinienauswertung“ wurden die kf-Werte nach HAZEN ermittelt. 

In Tabelle 4 sind die Ergebnisse zusammengefasst: 
 

Standort,  
Probenummer 

Entnahme-
tiefe  

(m u. GOK) 

Wasser-
gehalt 
(M.-%) 

Anteil 
< 0,063 

mm 
Bodenart 

kf-Wert 
(HAZEN) 

(m/s) 
WEA 1 Nord, B1 0,25-1,30 474,5 n. b.* Torf n. b. 
WEA 1 Nord, B2 2,00-3,80 39,2 n. b. Klei n. b. 

WEA 1 Nord, B3 4,00-4,80 36,5 ca. 70 
Schluff, feinsandig, 

schwach tonig 
1,1 x 10-7 

WEA 1 Nord, B4 5,10-5,90 29,6 n. b. Schluff n. b. 

WEA 1 Nord, B5 5,90-6,40 20,3 8,2 
Feinsand, stark 
mittelsandig, 

schwach schluffig 
5,6 x 10-5 

WEA 1 Nord, B6 6,40-7,90 19,7 n. b. Schluff n. b. 
WEA 1 Nord, B7 7,90-9,40 30,2 n. b. Schluff n. b. 

WEA 1 Nord, B8 9,40-10,00 20,6 5,9 
Feinsand, stark 
mittelsandig, 

schwach schluffig 
6,8 x 10-5 

WEA 1 Süd, B5 3,50-4,60 18,2 7,1 
Feinsand, stark 
mittelsandig, 

schwach schluffig 
6,2 x 10-5 

WEA 1 Süd, B6 4,60-6,00 18,0 5,5 
Feinsand, stark 
mittelsandig, 

schwach schluffig 
7,5 x 10-5 

WEA 2 Süd, B3 5,00-7,40 17,7 4,5 
Feinsand, stark 

mittelsandig 
8,8 x 10-5 

WEA 3 Süd, B10 6,70-7,80 42,2 n. b. Schluff, humos n. b. 

WEA 3 Süd, B12 8,40-10,00 21,3 6,2 
Feinsand, 

mittelsandig, 
schwach schluffig 

5,1 x 10-5 

*n. b. = nicht bestimmt. 

Tabelle 4: Ergebnisse der Wassergehaltsbestimmungen und Körnungsanalysen. 

 
Nach DIN 18130 werden in Abhängigkeit vom Durchlässigkeitsbeiwert (kf-Wert) 
folgende Durchlässigkeitsbereiche unterschieden (Tabelle 5): 
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kf-Wert (m/s) Bereich 
unter 10-8 sehr schwach durchlässig 

10-8 bis 10-6 schwach durchlässig 

über 10-6 bis 10-4 durchlässig 

über 10-4 bis 10-2 stark durchlässig 

über 10-2 sehr stark durchlässig 

Tabelle 5: Durchlässigkeitsbereiche nach DIN 18300. 

 

Die anstehenden schwach schluffigen, mittelsandigen Feinsande sind mit kf-
Werten von im Mittel 6,7 x 10-5 m/s durchlässig. 

Die  Schluffe  sind  mit  kf  =  1,1  x  10-7 m/s schwach durchlässig und wirken 
Wasser stauend. 

 

5. Bodenklassifizierung nach DIN 18300: 2002/DIN 18196 

Für die Ausschreibung der Erdarbeiten können die angetroffenen Bodenarten 
wie folgt klassifiziert werden (vgl. Tabelle 6): 
 

Bezeichnung 
Bodenklasse nach  
DIN 18300: 2002 

Bodengruppe nach  
DIN 18196 

Mutterboden/Oberboden 1 OH 

Torf, Torfmudde 2 HN, HZ 

Klei, Schluff, schwach 
tonig, Pflanzenreste, 
organisch 

4 
bei starker Vernässung  

(Ic < 0,5) und dynamischer 
Beanspruchung in Klasse 2 

übergehend 

UL, OU, OT 

Feinsand, mittelsandig, 
schwach schluffig 3 SE, SU 

Schluff, feinsandig, 
schwach tonig 

4 
bei starker Vernässung  

(Ic < 0,5) und dynamischer 
Beanspruchung in Klasse 2 

übergehend 

UL, UM 

Tabelle 6: Bodenklassifizierung nach DIN 18300: 2002/DIN 18196. 

 

6. Bodenkennwerte 

Die Bodenkennwerte wurden nach der Bodenansprache und den durchgeführten 
klassifizierenden Laborversuchen (Körnungsanalysen) zugewiesen. Danach kön-
nen in Anlehnung an TÜRKE (1998), EAU (2012) und eigenen Erfahrungswerten 
die in Tabelle 7 aufgeführten statischen und dynamischen Bodenkennwerte bei 
erdstatischen Berechnungen zugrunde gelegt werden. 
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Bezeichnung Boden-
gruppe 

Lagerungs-
dichte/ 

Konsistenz 

Wichte 
erdfeucht/   
unter Auf-

trieb 

Reibungs-
winkel 

Kohäsion Steife-
modul 

statisch/ 
dynamisch 

Poisson-
zahl (-) 

 DIN  
18196 

 cal / cal ´ 
kN/m3  

cal  
 

cal-c´ 
kN/m² 

Es 
[MN/m²] 

 

Oberboden, 
Mutterboden 

OH locker 16/6 
keine Angaben, da bautechnisch nicht 

relevant 

Torf, Torfmudde HN, HZ -/ weich 11-13/1-3 15 5 
0,4-1 
4-8 

- 

Klei 
UL, OU, 

OT 
-/ weich 14/4 15 15 

0,5-3 
5-10 

- 

Schluff, 
feinsandig, 
schwach tonig 

UL, UM -/ steif 18/8 27,5 5-10 8-10 0,45 

locker/- 17-18/9-10 32,5 0 
20-40/ 
110-160 

0,35 

mitteldicht/- 
18-19/10-

11 
32,5-35 0 

40-60/ 
160-210 

0,32 Sand SE, SU 

dicht/- 19-20/11 35-37,5 0 
60-100/  
210-300 

0,30 

Tabelle 7: Bodenkennwerte in Anlehnung an TÜRKE (1998), EAU (2012), Grundbau Taschenbuch, 
Ergebnissen der Drucksondierungen und eigenen Erfahrungswerten. 

 

Die dynamischen Bodenkennwerte für die Berechnung der Drehfedersteifigkeit 
des Baugrundes wurden nach den Ergebnissen der statischen Baugrundunter-
suchung in Anlehnung an das Grundbau Taschenbuch abgeschätzt. 

 

IV. GRÜNDUNGEN 

1. Geotechnische Kategorie  

Bei der Baugrunduntersuchung wurden durchschnittliche Baugrund- und Grund-
wasserverhältnisse aus holozänen, organischen Deckschichten über eiszei-
tlichen Sanden und Schluffen angetroffen (Geotechnische Kategorie GK 2 in 
Anlehnung an DIN 4020). 

Bei Windenergieanlagen handelt es sich um Bauwerke mit hohen und dynami-
schen Lasten, hohem Sicherheitsanspruch und ungewöhnlichen Lastkombina-
tionen (Geotechnische Kategorie GK 3 in Anlehnung an DIN 4020).  

 

2. Auswertung und Bewertung  

Die Gründungsebene der geplanten Windenergieanlagen befindet sich nach den 
vorliegenden Unterlagen bei einer Flachgründung in einer Tiefe von 2,65 m und 
bei einer Pfahlgründung bei 3,00 m unter Geländeoberkante (GOK). 
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WEA 1 Nord und WEA 2 Nord: 

Nach den Ergebnissen der Baugrunduntersuchungen stehen ab der Gründungs-
sohle bis ca. 16,0 m bzw. 17,0 m mäßig tragfähige Schluffe an, die nicht in der 
Lage sind, die hohen und dynamischen Lasten der Windenergieanlage setzungs-
arm aufzunehmen. 

Darunter stehen bis zur maximalen Aufschlusstiefe von 30,0 m unter GOK 
mitteldicht gelagerte, tragfähige Sande mit Schluffzwischenlagen an. 

Für eine sichere und setzungsarme Gründung empfehlen wir eine Pfahlgründung 
bis in diese Sande. 

Alternativ kann von einem Spezialtiefbauunternehmen die Möglichkeit einer 
Baugrundverbesserung mit Materialzugabe (RSV, Impact) geprüft werden. 

 

WEA 1 Süd bis WEA 3 Süd: 

Nach den Ergebnissen der Baugrunduntersuchungen stehen ab der Gründungs-
sohle bis ca. 6,50 m bzw. 11,50 m locker gelagerte Sande und z. T. mächtige 
Schlufflagen an. Bei der WEA 3 Süd sind in diese Sande noch in tieferen Berei-
chen organische Schluffe oder Torf eingelagerte (vgl. CPT 3-1: 7,80 m bis 
9,00 m u. GOK) an, die für eine Flachgründung der Windenergieanlage nicht 
sicher ausreichend tragfähig sind. Darunter folgen bis zur maximalen Auf-
schlusstiefe von 30,0 m unter GOK gut tragfähige, überwiegend mitteldicht bis 
dicht gelagerte Sande an. Wir empfehlen daher auch für diese Standorte eine 
Pfahlgründung bis in die unteren Sande. 

Alternativ kann auch hier eine Baugrundverbesserung von einem Spezialtief-
bauunternehmen bemessen werden. Dabei sind insbesondere bei WEA 3 Süd die 
humosen Einlagerungen zu beachten, die eine Vermörtelung der Säulen erfor-
dern. 

Für eine Pfahlgründung sind laut Fundamentdatenblatt der E-82, 107 m, ent-
weder Fertigbetonrammpfähle mit quadratischem Querschnitt und einer Sei-
tenlänge von 40 cm bzw. 45 cm oder Ortbetonrammpfähle mit geradem Schaft 
und einem Durchmesser d = 51 cm vorgesehen.  

Der Nachweis erfolgt mit den nachfolgend angegebenen Bemessungswerte der 
Pfahllasten nach EA-Pfähle, 2012. 

Unter Beachtung einer ausreichenden Einbindelänge, der Durchstanzsicherheit 
und der Teilsicherheitsbeiwerte ergeben für die unterschiedlichen Pfahlvarian-
ten folgende Pfahlabsetztiefen (Tabelle 8.1-8.5): 
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WEA 1 Nord: 
 

Variante Pfahltyp Pfahlanzahl 
Fd 

Druck(kN) 
Fd 

(Zug) 
Pfahlabsetztiefe 

(m u. GOK) 

1 
Fertigrammpfahl 

40/40 
54 1123 224 18,0 

2 
Fertigrammpfahl 

45/45 
36 1684 331 19,0 

Fertigrammpfahl 
45/45 oder  

26,0 
3 

Ortbetonrammpfah
l d = 51 cm 

30 2025 401 
26,0 

4 
Ortbetonrammpfah

l d = 51 cm 
24 2517 487 29,0 

Tabelle 8.1: Rechnerisch ermittelte Pfahlabsetztiefen WEA 1 Nord(m u. GOK). 

 
WEA 2 Nord: 
 

Variante Pfahltyp Pfahlanzahl 
Fd 

Druck(kN) 
Fd 

(Zug) 
Pfahlabsetztiefe 

(m u. GOK) 

1 
Fertigrammpfahl 

40/40 
54 1123 224 18,0 

2 
Fertigrammpfahl 

45/45 
36 1684 331 19,0 

Fertigrammpfahl 
45/45 oder  

20,0 
3 

Ortbetonrammpfah
l d = 51 cm 

30 2025 401 
20,0 

4 
Ortbetonrammpfah

l d = 51 cm 
24 2517 487 23,0 

Tabelle 8.2: Rechnerisch ermittelte Pfahlabsetztiefen WEA 2 Nord(m u. GOK). 

 
WEA 1 Süd: 
 

Variante Pfahltyp Pfahlanzahl 
Fd 

Druck(kN) 
Fd 

(Zug) 
Pfahlabsetztiefe 

(m u. GOK) 

1 
Fertigrammpfahl 

40/40 
54 1123 224 12,0 

2 
Fertigrammpfahl 

45/45 
36 1684 331 16,0 

Fertigrammpfahl 
45/45 oder  

21,0 
3 

Ortbetonrammpfah
l d = 51 cm 

30 2025 401 
18,0 

4 
Ortbetonrammpfah

l d = 51 cm 
24 2517 487 27,0 

Tabelle 8.3: Rechnerisch ermittelte Pfahlabsetztiefen WEA 1 Süd(m u. GOK). 
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WEA 2 Süd: 
 

Variante Pfahltyp Pfahlanzahl 
Fd 

Druck(kN) 
Fd 

(Zug) 
Pfahlabsetztiefe 

(m u. GOK) 

1 
Fertigrammpfahl 

40/40 
54 1123 224 16,0 

2 
Fertigrammpfahl 

45/45 
36 1684 331 18,5 

Fertigrammpfahl 
45/45 oder  

22,0 
3 

Ortbetonrammpfah
l d = 51 cm 

30 2025 401 
21,0 

4 
Ortbetonrammpfah

l d = 51 cm 
24 2517 487 26,0 

Tabelle 8.4: Rechnerisch ermittelte Pfahlabsetztiefen WEA 2 Süd(m u. GOK). 

 
WEA 3 Süd: 
 

Variante Pfahltyp Pfahlanzahl 
Fd 

Druck(kN) 
Fd 

(Zug) 
Pfahlabsetztiefe 

(m u. GOK) 

1 
Fertigrammpfahl 

40/40 
54 1123 224 13,5 

2 
Fertigrammpfahl 

45/45 
36 1684 331 15,0 

Fertigrammpfahl 
45/45 oder  

17,0 
3 

Ortbetonrammpfah
l d = 51 cm 

30 2025 401 
16,5 

4 
Ortbetonrammpfah

l d = 51 cm 
24 2517 487 20,0 

Tabelle 8.5: Rechnerisch ermittelte Pfahlabsetztiefen WEA 3 Süd (m u. GOK). 

 

Der rechnerische Nachweis der äußeren Pfahltragfähigkeit liegt als Anlage 6.1-
6.15 bei.  

 

3. Hinweise zur Pfahlgründung 

Die genannten zulässigen Belastungen gelten für einfache Rammpfähle nach 
DIN 1054. 

Nach den vorliegenden statischen Unterlagen liegt die Fundamentunterkante 
bei 3,00 m u. GOK. Die Pfahlköpfe binden in die Fundamentplatte ein. Außer-
dem werden die Pfähle unter einer Neigung eingebracht. Bei der Berechnung 
der zulässigen Pfahlbelastungen wurde die Pfahlfußtiefe angegeben. Für die 
tatsächlichen erforderlichen Pfahllängen ist die Tiefenlage der Fundament-
unterkante, die Einbindelängen der Pfähle in die Fundamentplatte und die Nei-
gung der Pfähle noch zu berücksichtigen. Die von uns angegebenen Absetz-
tiefen beziehen sich auf  
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Geländeoberkante = Oberkante Drucksondierung. 

Beim Rammen sind Rammprotokolle zu führen, die an den Bodengutachter zur 
Prüfung zu überstellen sind.  

 

V. KRANAUFSTELLFLÄCHEN 

Der Herstellung der Kranstellflächen kommt auch aus sicherheitstechnischen 
Gründen besondere Bedeutung zu. Die zum Einsatz kommenden Kräne haben 
eine Stützlast bis ca. 180,0 t, die über Lastverteilerplatten auf die Kranstell-
fläche übertragen werden. Diese hohen Flächenpressungen erfordern einen 
tragfähigen Baugrund. 

 

WEA 1 Nord und WEA 2 Nord: 

Die Kranaufstellflächen befinden sich auf bisher unbefestigten Flächen. Die 
Mächtigkeit des oberen nicht tragfähigen Oberbodens, der Torfe, Torfmudde 
und des Kleis beträgt ca. 3,00 m.  

Für eine standsichere Gründung sind diese Böden unter Berücksichtigung eines 
seitlichen Überstandes im Lastausbreitungsbereich von 45° restlos bis auf die 
darunter anstehenden Schluffe oder Sande abzuschieben. 

Für die Befestigung bzw. für den Bodenaustausch kann für die unteren Lagen 
verdichtet eingebauter Füllsand (SE, SW, gem. DIN 18196) und für die oberen 
Lagen eine 0,20 m bis 0,30 m mächtige Schottertragschicht (Ev2  100 MN/m2, 
Ev2/Ev1  2,30) eingebaut werden. 

Ein Bodenaustausch ist erfahrungsgemäß häufig nicht wirtschaftlich. Daher 
kann alternativ erwogen werden, nur die oberen, bis ca. 1,10 m bis 1,30 m 
mächtigen, deutlich torfig-humosen Böden (Torf, Torfmudde) bis auf den 
anstehenden Klei abzuschieben. Die Befestigung kann darauf mit mehreren 
Schotter- und Geotextillagen z. B. wie folgt ausgeführt werden: 

 Verlegen eines kombinierten Geogitters mit Geovlies (z. B. Combigrid 
60/60/R 156) als Basisbewehrung, 

 Einbringen einer ersten Schotterlage in einer Stärke von ca. 0,30 m 
(z. B. Mineralgemisch oder güteüberwachtes Betonrecycling 0/45), 

 Einbau eines weiteren Geogitters (z. B. Secugrid 30/30 Q1) als 
Sekundärbewehrung, 

 Einbau einer zweiten Schotterlage in einer Stärke von 0,30 m (z. B. 
Mineralgemisch oder güteüberwachtes Betonrecycling 0/45). 

Die einzelnen Einbaulagen sind bis auf mitteldichte Lagerung zu verdichten. Die 
Verdichtung kann durch Lastplattendruckversuche überprüft werden (Verdich-
tungsanforderungen s. Kap. VI.3). 

Wegen der verbleibenden Weichschichten besteht bei dieser Variante ein Rest-
risiko hinsichtlich unerwartet hoher oder ungleichmäßiger Setzungen. Unter 
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den Aufstandsflächen des Krans sind zusätzlich ausreichend dimensionierte 
Lastverteilungsmatten erforderlich. 

 

Rammebenen: 

Um die Befahrbarkeit und eine stabile Aufstandsfläche für die Rammarbeiten 
zu gewährleisten sind auch zum Einbringen der Pfähle folgende Stabilisierungs-
maßnahmen erforderlich: 

 Verlegen eines kombinierten Geogitters mit Geovlies (z. B. Combigrid 
40/40 Q6/R 151) auf OK Gelände, 

 Einbringen einer ca. 0,50 m mächtigen Lastverteilungsschicht aus Schot-
ter  (z. B. Mineralgemisch oder güteüberwachtes Betonrecycling 0/45) 
und gut verdichten. 

Das Combigrid ist gemäß den Empfehlungen für den Entwurf und die Berech-
nung von Erdkörpern mit Bewehrungen aus Geokunststoffen EBGEO zu 
verlegen. 

 

WEA 1 Süd bis WEA 3 Süd: 

An diesen Standorten ist der 0,40 m bis 0,50 m mächtige, humose Oberboden 
im Baufeld restlos bis auf die dann anstehenden graubraunen Sande abzuschie-
ben. Falls weitere humose oder weiche Böden angetroffen werden, so sind 
diese zusätzlich zu entfernen. 

Für die Befestigung bzw. für den Bodenaustausch kann für die unteren Lagen 
verdichtet eingebauter Füllsand (SE, SW, gem. DIN 18196) und für die oberen 
Lagen eine 0,30 m mächtige Schottertragschicht (Ev2  100 MN/m2,  Ev2/Ev1  
2,30) eingebaut werden. 

Zusätzlich sind unter den Kranpratzen ausreichend dimensionierte Lastvertei-
lungsmatten vorzusehen. 

 

VI. HINWEISE ZUR BAUAUSFÜHRUNG 

1. Baugrube, Böschungen 

Die planmäßige Gründungstiefe der Fundamente beträgt bei einer Pfahlgrün-
dung 3,00 m unter GOK. Unter Berücksichtigung der Sauberkeitsschicht ergibt 
sich eine Aushubtiefe bis ca. 3,10 m unter GOK.  

Für den Aushub der Baugruben gilt DIN 4124. In den oberflächennah anstehen-
den Sanden und im Schluff können die Böschungen ohne besondere Nachweise 
mit maximal 45° geneigt hergestellt werden.  

Werden Torfböden angeschnitten, ist die Standsicherheit der Böschung im Vor-
feld nicht sicher abzuschätzen. Ggf. handelt es sich um fließende Böden, die 
beim Aushub nicht standsicher sind. Dann müssten die Böschungen deutlich 
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abgeflacht werden, oder zusätzliche Stabilisierungsmaßnahmen (z. B. Bö-
schungsverbau) können notwendig werden. 

Die bereichsweise in der Baugrubensohle anstehenden Schluffe (WEA 1 Nord 
und WEA 2 Nord) sind wasser- und störungsempfindlich. Sie weichen bei Was-
serzutritt und dynamischer Belastung schnell und tiefgründig auf. Ein direktes 
Befahren ist daher bei nasser Witterung unbedingt zu vermeiden. Aufgeweichte 
Böden können nicht in der Gründungssohle verbleiben, sondern sind ggf. per 
Hand abzuschälen und gegen grobkörnige Böden (SE/SW, gem. DIN 18196) zu 
ersetzen. 

 

2. Wasserhaltung  

Grundwasser wurde bereits geländenah ab 0,40 m bzw. 1,00 m unter GOK 
angetroffen. Die Torfe und die Sande neigen beim Anschnitt im Wasser gesät-
tigten Zustand zum Fließen. Ein Bodenaushub ist daher nur im Schutze einer 
ausreichend dimensionierte geschlossene Wasserhaltung, z. B. durch einge-
fräste Horizontaldränage oder Vakuumfilter, möglich. Die Wasserabsenkung 
muss bis mindestens 0,50 m unter Aushubsohle reichen. Bei einer Baugruben-
tiefe bis ca. 3,10 m entspricht dies einer Absenktiefe bis mindestens 3,60 m 
unter GOK. 

Am Standort der WEA 1 Nord weichen die Verhältnisse von den übrigen 
Standorten ab. In der Baugrubensohle sind überwiegend bindige, Wasser 
stauende Schluffe zu erwarten. Wasser führende Sandschichten wurden nur 
untergeordnet erkundet. Zur Trockenhaltung der Baugrube ist hier ggf. eine 
offene Wasserhaltung mit Ringdränage, Stichdräns und Pumpensumpf 
ausreichend.  

Die Baugrund- und Grundwasserverhältnisse sind an den Standorten der WEA 2 
Nord bis WEA 3 Süd vergleichbar. Eine exemplarische hydraulische Berechnung 
zur Abschätzung der zufließenden Wassermengen für diese Standorte liegt in 
Anlage 8 bei.  

Nach den Körnungsanalysen kann für die Sande ein mittlerer kf-Wert von 6,7 x 
10-5 m/s angenommen werden. Die Sande sind damit durchlässig. Es muss mit 
einem ständigen Wasserandrang gerechnet werden. 

Für eine Wasserhaltung über Vakuumfilter (d = 0,05 m) wurde  die  zu  för-
dernde Wassermenge mit 19,2 m3/h = 460,8 m3/Tag ermittelt. Die Reichweite 
beträgt R = 78,6 m. 

Falls statt einer Pfahlgründung eine Baugrundverbesserung mit Schottersäulen 
ausgeführt werden sollte, ist wegen der erhöhten Durchlässigkeit mit deutlich 
höheren Wassermengen zu rechnen. 

Das natürliche Fließverhalten des Grundwassers kann mit Modell-artig ange-
setzten Kennwerten nicht immer zuverlässig dargestellt werden. Daher sind 
zwischen den rechnerisch ermittelten und den tatsächlich anfallenden 
Wassermengen auch deutliche Abweichungen nach oben oder unten mög-
lich. 
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3. Fundamentüberdeckung, Wiederverwendung Bodenaushub, Verdich-
tungsanforderungen 

Die Anfüllungen auf dem Fundamentsporn und die Arbeitsraumverfüllungen 
müssen eine Wichte von 18 kN/m3 im Trockenzustand erreichen bzw. über-
schreiten. 

Die bei WEA 1 Nord und WEA 2 Nord anfallenden bindigen und organischen Bö-
den aus Torf, Torfmudde und Klei sind nicht verdichtungsfähig und können da-
her für die Verfüllarbeiten nicht wieder verwendet werden. Entsprechende 
Austauschböden sind vorzuhalten. 

An der WEA 1 Süd bis WEA 3 Süd sind die unterhalb des humosen Oberbodens 
anfallenden schwach schluffigen Sande (SE, SU, gem. DIN 18196) bei günstigen 
Wassergehalten, d. h. erdfeucht, verdichtungsfähig und können außerhalb der 
Kranstellfläche für Verfüllarbeiten wieder verwendet werden.  

Für die Verfüllung des Arbeitsraumes in Bereich der Kranstellfläche sind grob-
körnige, verdichtungsfähige Sande (SE, SW, gem. DIN 18196) vorzuhalten. 

Um die geforderte Wichte zu erreichen, sind der Bodenaustausch sowie die 
Anfüllungen auf dem Fundamensporn und die Arbeitsraumverfüllungen lagen-
weise (d = max. 0,30 m) mit einem geeigneten Verdichtungsgerät (z. B. Flä-
chenrüttler) und mindestens drei bis fünf Übergängen je Lage gleichmäßig ver-
dichtet einzubauen.  

Für die Verdichtungsarbeiten gelten die Anforderungen der ZTVE-StB 2009. Die 
ausreichende Verdichtung der eingebrachten Böden (Gründungspolster, Ar-
beitsraumverfüllungen, Bodenaustausch) kann z. B. durch Rammsondierungen 
(z. B. DPH, gem. DIN EN ISO 22476-2) oder durch statische Lastplattendruckver-
suche (LPD nach DIN 18134) nachgewiesen werden. Dabei sind folgende An-
forderungen zu erfüllen: 

DPH ohne Grundwasser: mindestens 8 Schläge je 10 cm Eindringtiefe 

DPH mit Grundwasser: mindestens 5 Schläge je 10 cm Eindringtiefe 

LPD, auf Sand: Ev2  80 MN/m2, Ev2/Ev1  2,30 

Schottertragschichten im Bereich der Kranstellfläche (Mineralgemisch 0/45) 
sind mit einer Verdichtung auf mindestens 100 % der einfachen Proctordichte 
herzustellen. Zum Verdichtungsnachweis sind im statischen Lastplattendruck-
versuch (DIN 18134)  

Ev2  100 MN/m2 bei Ev2/Ev1  2,20 zu erreichen. 

Der Verdichtungserfolg ist durch den ausführenden Unternehmer im Rahmen 
der Erdbaukontrollprüfungen nachzuweisen und durch die Auftraggeberseite zu 
kontrollieren. 
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4. Betonaggressivität des Grundwassers 

Aufgrund des geringen Grundwasserandrangs konnte im Bereich der WEA 1 Nord 
und WEA 2 Nord keine Wasserprobe entnommen und im Labor auf Beton aggres-
sive Inhaltsstoffe untersucht werden.  

Für die Bereich der WEA 1 Süd bis WEA 3 Süd wurde aus einem provisorischen 
Grundwasserpegel an der WEA 2 Süd eine Wasserprobe entnommen und im 
Labor auf ihren chemischen Angriffsgrad analysiert. Aufgrund des Gehaltes an 
Kalklösender Kohlensäure von 16 mg/l ist das Grundwasser der Expositions-
klasse XA1 zuzuordnen. Das Grundwasser ist nach DIN 4030 als schwach Beton 
angreifend einzustufen. Die vollständigen Analysenergebnisse liegen in Anlage 7 
bei. 

Der Eisengehalt im Grundwasser wurde mit 5,6 mg/l ermittelt. 

 

5. Frischbetoneigengewicht  

Für die Aufnahme des Frischbetoneigengewichtes können folgende Empfehlun-
gen gegeben werden (Tabelle 9):  
 

Standort Boden in Aushubsohle Bewertung, Maßnahmen 

WEA 1 Nord Klei, steifplastisch 
mäßig tragfähig; 0,20 m 

Stabilisierungsschicht aus Schotter, 
Betonieren in Abschnitten 

WEA 2 Nord Klei, steifplastisch 

mäßig tragfähig; geringfügiger Boden-
austausch bis auf die Sande bei 3,40 m 
u. GOK; dann geeignet zur Aufnahme 

des Frischbetoneigengewichtes 

WEA 1 Süd 

WEA 2 Süd 
Sand 

ausreichend tragfähig zur Aufnahme des 
Frischbetoneigengewichtes 

WEA 3 Süd Sand und humose Schluffe 
mäßig tragfähig; 0,20 m 

Stabilisierungsschicht aus Schotter, 
Betonieren in Abschnitten 

Tabelle 9: Maßnahmen zur Aufnahme des Frischbetoneigengewichtes. 

 

VII. ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSSWORT 

Die Gründungsempfehlung für die Standorte können wie folgt zusammengefasst 
werden (Tabelle 10): 
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Standort, 
Anlagentyp 

Gründungstiefe  
(m u. GOK) 

Aushubtiefe 
(m u. GOK) Gründungsempfehlung 

WEA1 Nord, 
E-82, 108 mNH 3,00 3,30 

Pfahlgründung; 
offene Wasserhaltung; 

Stabilisierung Baugrubensohle 
mit 0,20 m STS; Betonieren in 

Abschnitten 

WEA 2 Nord, 
E-82, 108 mNH 3,00 3,40 

Pfahlgründung; 
geschlossene Wasserhaltung; 

BA Klei bis 3,40 m  
WEA 1 Süd,  

E-82, 108 mNH 3,00 3,10 Pfahlgründung; 
geschlossene Wasserhaltung; 

WEA 2 Süd,  
E-82, 108 mNH 3,00 3,10 Pfahlgründung; 

geschlossene Wasserhaltung; 

WEA 3 Süd,  
E-82, 108 mNH 3,00 3,30 

Pfahlgründung; 
geschlossene Wasserhaltung; 
Stabilisierung Baugrubensohle 
mit 0,20 m STS; Betonieren in 

Abschnitten 
* GOK = Geländeoberkante, STS = Schottertrag- oder –ausgleichsschicht, BA = Bodenaustausch 

Tabelle 10: Zusammenfassung der Gründungsempfehlungen.  
 
Die vorliegende Baugrund- und Gründungsbeurteilung beschreibt die in unmit-
telbarer Umgebung der punktuellen Bodenaufschlüsse festgestellten Baugrund-
verhältnisse in geologischer, bodenmechanischer und hydrogeologischer Hin-
sicht und ist nur für diese gültig. Interpolationen zwischen den Aufschlusspunk-
ten sind nicht statthaft. Die bautechnischen Aussagen beziehen sich auf den 
zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Beurteilung bekannten Planungsstand und 
auf die Ergebnisse der Aufschlussbohrungen. Bei einer wesentlichen Pla-
nungsänderung, wie z. B. veränderte Höhenlage des Bauwerkes, oder von den 
vorstehenden Angaben abweichend festgestellte Baugrundverhältnisse, sollten 
die getroffenen Aussagen und Empfehlungen überprüft und ggf. an die geänder-
ten Randbedingungen angepasst werden. 

Sämtliche Aussagen, Bewertungen und Empfehlungen basieren auf dem im Be-
richt beschriebenem Erkundungsrahmen und erheben keinen Anspruch auf eine 
vollständige repräsentative Beurteilung der Fläche. 

Unser Büro ist rechtzeitig für Baugrubenabnahmen zu benachrichtigen.  

Falls sich Fragen ergeben, die in der vorliegenden Baugrundbeurteilung nicht 
oder abweichend erörtert wurden, ist der Baugrundgutachter zu einer ergän-
zenden Stellungnahme aufzufordern.  

 
Vechta, den 27. Juli 2016 

 

 

Dipl.-Geol. Dr. Joachim Lübbe Dipl.-Geol. Petra Müller 

Der Bericht wird dem Auftraggeber auch im pdf-Format zur Verfügung gestellt. 

Die EDV-Version ist nur in Verbindung mit einer original unterschriebenen Druckversion in Papierform gültig. 

Hörmeyer
Müller

Hörmeyer
Lübbe
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ANLAGE 1.1-1.2 

Lagepläne 
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ANLAGE: 1.1

Projekt:
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Windkonzept Projektentwicklungs
GmbH & Co. KG            
Mansholter Straße 30             
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ANLAGE 2.1-2.8 

Bohrprofile nach DIN 4023 und Drucksondierdiagramme nach DIN 4094 
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Höhe:   1 : 200

WP Wapeldorf-Heubuelt
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Bohrprofile nach DIN 4023 und Druckson-

   

dierdiagramme nach DIN EN ISO 22476-1

RKS: Rammkernsondierung WEA
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Grundwasser m u.GOK0.40
Datum15.06.16

UKF: Unterkante Fundament
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-3,00 m = UKF

WEA 3, Süd

   
Titel:

Projekt: 1075-16-1

Anlage: 2.6

LEGENDE:

Bearbeiter:

Maßstab:

Dipl.-Geol. P. Müller

Höhe:   1 : 200

WP Wapeldorf-Heubuelt
WEA 3, Süd

Bohrprofile nach DIN 4023 und Druckson-

   

dierdiagramme nach DIN EN ISO 22476-1

RKS: Rammkernsondierung WEA
CPT: Drucksondierung

Grundwasser m u.GOK1.00
Datum20.06.16

UKF: Unterkante Fundament

Auftraggeber: Windkonzept Projektenwicklungs

26215 Wiefelstede
Mansholter Straße 30
GmbH & Co. KG
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Titel:

Projekt: 1075-16-1

Anlage: 2.7

LEGENDE:

Bearbeiter:

Maßstab:

Dipl.-Geol. P. Müller

Höhe:   1 : 100

WP Wapeldorf-Heubuelt
Kranaufstellflächen, Süd

   

Drucksondierdiagramme nach DIN EN ISO 22476-1

CPT: Drucksondierung

Auftraggeber: Windkonzept Projektenwicklungs

26215 Wiefelstede
Mansholter Straße 30
GmbH & Co. KG
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Titel:

Projekt: 1075-16-1

Anlage: 2.8

LEGENDE:

Bearbeiter:

Maßstab:

Dipl.-Geol. P. Müller

Höhe:   1 : 100

WP Wapeldorf-Heubuelt
Kranaufstellflächen, Süd

   

Drucksondierdiagramme nach DIN EN ISO 22476-1

CPT: Drucksondierung

Auftraggeber: Windkonzept Projektenwicklungs

26215 Wiefelstede
Mansholter Straße 30
GmbH & Co. KG
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ANLAGE 3 

Drucksondierprotokolle 
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ANLAGE 4 

Wassergehalte, DIN 18121 

 



BESTIMMUNG DES WASSERGEHALTES

nach DIN 18121

Bauvorhaben: Kontr.-Nr.: 1075-16-1
WP Wapeldorf-Heubült Anlage: 4

EDV-Nr.:
Probe entnommen von: Markert am: 20.06.2016
Analysen durchgeführt von: Müller am: 18.07.2016

Nr. Probenbezeichnung
Gewicht 

des 
Behälters

Gewicht der Probe + 
Behälter Wassergehalt

feucht trocken
[g] [g] [g] [%]

1 WEA 1 Nord, RKS 1 Nord, B1, 0,25-1,30 m  (Torf) 16,91 105,50 32,33 474,5

2 WEA 1 Nord, RKS 1 Nord, B2, 2,00-3,80 m (Klei) 3,32 53,76 39,55 39,2

3 WEA 1 Nord, RKS 1 Nord, B3, 4,00-4,80 (Schluff) 3,45 73,53 54,80 36,5

4 WEA 1 Nord, RKS 1 Nord, B4, 5,10-5,90 m (Schluff) 3,33 70,77 55,37 29,6

5 WEA 1 Nord,, RKS 1 Nord, B5, 5,90-6,40 m (Sand) 15,97 194,12 164,03 20,3

6 WEA 1 Nord, RKS 1 Nord, B6, 6,40-7,90 m (Schluff) 3,39 95,48 80,33 19,7

7 WEA 1 Nord, RKS 1 Nord, B7, 7,90-9,40 m (Schluff) 3,39 66,66 51,98 30,2

8 WEA 1 Nord, RKS 1 Nord, B8, 9,40-10,00 m (Sand) 12,39 226,25 189,79 20,6

9 WEA 1 Süd, RKS 1 Süd, B5, 3,50-4,60 m (Sand) 16,24 206,88 177,54 18,2

10 WEA 1 Süd, RKS 1 Süd, B6, 4,60-6,00 m (Sand) 15,72 239,29 205,23 18,0

11 WEA 2 Süd, RKS 2 Süd, B3, 5,00-7,40 m (Sand) 15,93 214,63 184,68 17,7

12 WEA 3 Süd, RKS 3 Süd, B 10, 6,70-7,80 m (Schluff, humos) 3,35 95,69 66,95 45,2

13 WEA 3 Süd, RKS 3 Süd, B12, 8,40-10,00 m (Sand) 12,24 217,80 181,69 21,3
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ANLAGE 5.1-5.2 

Körnungslinien, DIN 18123 

 



Schlämmkorn Siebkorn
Schluffkorn Sandkorn Kieskorn

Feinstes Steine
Fein- Mittel- Grob- Fein- Mittel- Grob- Fein- Mittel- Grob-

Korndurchmesser d in mm
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Bezeichnung:
Bodenart:
Tiefe:
U/Cc
Entnahmestelle:
kf (Hazen)
T/U/S/G [%]:

U, t',
_
fs

4,00-4,80 m
9.2/1.9

WEA 1 Nord, B3
 1.1 · 10 -7

7.1/92.9/ - / - 

fS, m
_
s, u'

5,90-6,40 m
2.7/1.2

WEA 1 Nord, B5
 5.6 · 10 -5

 - /8.2/91.8/ - 

fS, m
_
s, u'

9,40-10,00 m
2.4/1.1

WEA 1 Nord, B8
 6.8 · 10 -5

 - /5.9/94.1/ - 

B
ericht:

1075-16-1
A

nlage:
5.1Bemerkungen:

Ingenieurgeologie Dr. Lübbe
Füchteler Straße 29

49377 Vechta
Tel.: 04441-97975-0 Fax.: 04441-97975-29

Prüfungsnummer:  1075-16-1

Probe entnommen am:  20.06.2016

Art der Entnahme:  gestört

Arbeitsweise:  DIN 18123, nass, Sediment

Körnungslinie
WP Wapeldorf-Heubült, Nord

Bearbeiter:  Müller Datum:  21.07.2016



Schlämmkorn Siebkorn
Schluffkorn Sandkorn Kieskorn

Feinstes Steine
Fein- Mittel- Grob- Fein- Mittel- Grob- Fein- Mittel- Grob-
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Bezeichnung:
Bodenart:
Tiefe:
U/Cc
Entnahmestelle:
kf (Hazen)
T/U/S/G [%]:

fS, m
_
s, u'

3,50-4,60 m
2.6/1.1

WEA 1 Süd, B5
 6.2 · 10 -5

 - /7.1/92.9/ - 

fS, m
_
s, u'

4,60-6,00 m
2.5/1.1

WEA 1 Süd, B6
 7.5 · 10 -5

 - /5.5/94.5/ - 

fS, m
_
s

5,00-7,40 m
2.3/1.1

WEA 2 Süd, B3
 8.8 · 10 -5

 - /4.5/95.5/ - 

fS, ms, u'
8,40-12,00 m

2.1/0.9
WEA 3 Süd, B12

 5.1 · 10 -5

 - /6.2/93.8/ - 

B
ericht:

1075-16-1
A

nlage:
5.2Bemerkungen:

Ingenieurgeologie Dr. Lübbe
Füchteler Straße 29

49377 Vechta
Tel.: 04441-97975-0 Fax.: 04441-97975-29

Prüfungsnummer:  1075-16-1

Probe entnommen am:  20.06.2016

Art der Entnahme:  gestört

Arbeitsweise:  DIN 18123, nass

Körnungslinie
WP Wapeldorf-Heubült, Süd

Bearbeiter:  Müller Datum:  21.07.2016
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ANLAGE 6.1-6.15 

Nachweis äußere Pfahltragfähigkeit 



b = 0.40 m

0.400 16.00

0.400 16.50 2.073 1.296 1.296 1.296 1.14

0.400 17.00 2.145 1.341 1.341 1.341 1.12

0.400 17.50 2.217 1.386 1.386 1.386 1.10

0.400 18.00 2.289 1.431 1.431 1.431 1.09

b
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

Bindige und nichtbindige Böden im Einflussbereich des Spitzendrucks

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.2 0.4 0.6 0.8 1.0 1.2 1.4 1.6 1.8 2.0 2.2

0.0    0.0

0.5    0.5

1.0    1.0

1.5    1.5

2.0    2.0

2.5    2.5

3.0    3.0

3.5    3.5

4.0    4.0

4.5    4.5

5.0    5.0

5.5    5.5

RkRs,k Rb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 16.50 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 1.296

1.14

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 1 Nord
Fertigrammpfahl
Stahlbeton und Spannbeton
Verhältniswert (min, max) = 0.50
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahlbreite = 0.400 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500
(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000

System

0.00

3.00

16.00

20.00

26.00

0.5

2.5

4.5

6.5

8.5

10.5

12.5

14.5

16.5

18.5

20.5

22.5

24.5

26.5

28.5

30.5

32.5

L = 18.00 mL = 17.50 mL = 17.00 mL = 16.50 mL = 16.00 m

Fundament

U, st

Sand, md

Sand, lo-md

Sand, md

qc = cu,k = 0.0

cu,k = 100.0 kN/m²

qc = 12.5 MN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc = 10.0 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 100.0 0.400 0.675 0.0328 0.0375 U, st
12.5 0.0 4.700 7.633 0.0633 0.0900 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand, lo-md
10.0 0.0 4.150 6.367 0.0492 0.0700 Sand, md

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 100.0 0.400 0.675 0.0328 0.0375 U, st
12.5 0.0 4.700 7.633 0.0633 0.0900 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand, lo-md
10.0 0.0 4.150 6.367 0.0492 0.0700 Sand, md

Anlage: 6.1

Projekt-Nr.: 1075-16-1



b = 0.45 m

0.450 17.00 2.585 1.616 1.616 1.616 1.32

0.450 18.00 2.740 1.713 1.713 1.713 1.28

0.450 19.00 2.701 1.688 1.688 1.688 1.13

0.450 20.00 2.661 1.663 1.663 1.663 0.96

0.450 21.00 2.648 1.655 1.655 1.655 0.86

0.450 22.00 2.738 1.711 1.711 1.711 0.85

0.450 23.00 2.828 1.768 1.768 1.768 0.84

0.450 24.00 2.922 1.826 1.826 1.826 0.83

0.450 25.00 3.113 1.945 1.945 1.945 0.90

0.450 26.00 3.303 2.065 2.065 2.065 0.97

0.450 27.00 3.481 2.175 2.175 2.175 0.99

b
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.5 1.0 1.5 2.0 2.5 3.0

0.0    0.0

0.5    0.5

1.0    1.0

1.5    1.5

2.0    2.0

2.5    2.5

3.0    3.0

3.5    3.5

4.0    4.0

4.5    4.5

5.0    5.0

5.5    5.5

RkRs,k Rb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 18.00 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 1.713

1.28

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 1 Nord
Fertigrammpfahl
Stahlbeton und Spannbeton
Verhältniswert (min, max) = 0.50
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahlbreite = 0.450 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500
(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

14.9 16.9 18.9 20.9 22.9 24.9 26.9 28.9
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

1.8 1.8

2.0 2.0

2.2 2.2

2.4 2.4

0.2

0.4

0.6

0.8

1.0

1.2

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

16.00

20.00

26.00

0.5

2.5

4.5

6.5

8.5

10.5

12.5

14.5

16.5

18.5

20.5

22.5

24.5

26.5

28.5

30.5

32.5

34.5

L = 27.00 m
L = 26.00 m
L = 25.00 m
L = 24.00 m
L = 23.00 m
L = 22.00 m
L = 21.00 m
L = 20.00 m
L = 19.00 m
L = 18.00 m
L = 17.00 m

Fundament

U, st

Sand, md

Sand, lo-md

Sand, md

qc = cu,k = 0.0

cu,k = 100.0 kN/m²

qc = 12.5 MN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc = 10.0 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 100.0 0.400 0.675 0.0328 0.0375 U, st
12.5 0.0 4.700 7.633 0.0633 0.0900 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand, lo-md
10.0 0.0 4.150 6.367 0.0492 0.0700 Sand, md

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 100.0 0.400 0.675 0.0328 0.0375 U, st
12.5 0.0 4.700 7.633 0.0633 0.0900 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand, lo-md
10.0 0.0 4.150 6.367 0.0492 0.0700 Sand, md

Anlage: 6.2

Projekt-Nr.: 1075-16-1



D = 0.51 m

0.510 25.00 3.464 2.165 2.165 2.165 0.80

0.510 26.00 3.659 2.287 2.287 2.287 0.81

0.510 27.00 3.843 2.402 2.402 2.402 0.80

0.510 28.00 3.982 2.489 2.489 2.489 0.80

0.510 29.00 4.121 2.575 2.575 2.575 0.79

0.510 30.00 4.260 2.662 2.662 2.662 0.78

D
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.5 1.0 1.5 2.0 2.5 3.0 3.5 4.0

0.0    0.0

1.0    1.0

2.0    2.0

3.0    3.0

4.0    4.0

5.0    5.0

6.0    6.0

RkRs,kRb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 26.00 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 2.287

0.81

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 1 Nord
Simplexpfahl
Verhältniswert (min, max) = 0.75
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahldurchmesser = 0.510 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500

(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

23.9 24.9 25.9 26.9 27.9 28.9 29.9 30.9
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

1.8 1.8

2.0 2.0

2.2 2.2

2.4 2.4

2.6 2.6

2.8 2.8

0.2

0.4

0.6

0.8

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

16.00

20.00

26.00

0.5

2.5

4.5

6.5

8.5

10.5

12.5

14.5

16.5

18.5

20.5

22.5

24.5

26.5

28.5

30.5

32.5

34.5

36.5

38.5

L = 30.00 m
L = 29.00 m
L = 28.00 m
L = 27.00 m
L = 26.00 m
L = 25.00 m

Fundament

U, st

Sand, md

Sand, lo-md

Sand, md

qc = cu,k = 0.0

cu,k = 100.0 kN/m²

qc = 12.5 MN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc = 10.0 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 100.0 0.000 0.000 0.0468 0.0468 U, st
12.5 0.0 5.350 8.217 0.1071 0.1071 Sand, md
7.5 0.0 4.300 5.550 0.0663 0.0663 Sand, lo-md
10.0 0.0 4.825 6.883 0.0867 0.0867 Sand, md

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 100.0 0.000 0.000 0.0468 0.0468 U, st
12.5 0.0 5.350 8.217 0.1071 0.1071 Sand, md
7.5 0.0 4.300 5.550 0.0663 0.0663 Sand, lo-md
10.0 0.0 4.825 6.883 0.0867 0.0867 Sand, md

Anlage: 6.3

Projekt-Nr.: 1075-16-1



b = 0.40 m

0.400 16.00

0.400 16.50

0.400 17.00

0.400 17.50 1.976 1.235 1.235 1.235 0.68

0.400 18.00 2.016 1.260 1.260 1.260 0.67

0.400 18.50 2.166 1.354 1.354 1.354 0.77

0.400 19.00 2.386 1.491 1.491 1.491 0.92

0.400 19.50 2.605 1.628 1.628 1.628 1.03

0.400 20.00 2.794 1.746 1.746 1.746 1.11

b
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

Bindige und nichtbindige Böden im Einflussbereich des Spitzendrucks

Bindige und nichtbindige Böden im Einflussbereich des Spitzendrucks

Bindige und nichtbindige Böden im Einflussbereich des Spitzendrucks

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.2 0.4 0.6 0.8 1.0 1.2 1.4 1.6 1.8 2.0 2.2

0.0    0.0

0.5    0.5

1.0    1.0

1.5    1.5

2.0    2.0

2.5    2.5

3.0    3.0

3.5    3.5

4.0    4.0

4.5    4.5

5.0    5.0

5.5    5.5

RkRs,kRb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 18.00 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 1.260

0.67

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 2 Nord
Fertigrammpfahl
Stahlbeton und Spannbeton
Verhältniswert (min, max) = 0.50
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahlbreite = 0.400 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500
(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000

System

0.00

3.00

17.00

20.00

0.5

2.0

3.5

5.0

6.5

8.0

9.5

11.0

12.5

14.0

15.5

17.0

18.5

20.0

21.5

23.0

24.5

L = 20.00 m
L = 19.50 m
L = 19.00 m
L = 18.50 m
L = 18.00 m
L = 17.50 m
L = 17.00 m
L = 16.50 m
L = 16.00 m

Fundament

U, st

Sand, lo

Sand, md-d

qc = cu,k = 0.0

cu,k = 150.0 kN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc = 17.5 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 150.0 0.625 0.975 0.0425 0.0500 U, st
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand, lo
17.5 0.0 5.438 9.206 0.0838 0.1181 Sand, md-d

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 150.0 0.625 0.975 0.0425 0.0500 U, st
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand, lo
17.5 0.0 5.438 9.206 0.0838 0.1181 Sand, md-d

Anlage: 6.4

Projekt-Nr.: 1075-16-1



b = 0.45 m

0.450 18.00 2.396 1.498 1.498 1.498 0.85

0.450 18.50 2.643 1.652 1.652 1.652 1.01

0.450 19.00 2.890 1.806 1.806 1.806 1.13

0.450 19.50 3.137 1.960 1.960 1.960 1.24

0.450 20.00 3.345 2.090 2.090 2.090 1.31

0.450 20.50 3.500 2.187 2.187 2.187 1.31

0.450 21.00 3.607 2.254 2.254 2.254 1.29

0.450 21.50 3.713 2.321 2.321 2.321 1.28

0.450 22.00 3.820 2.387 2.387 2.387 1.26

b
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.5 1.0 1.5 2.0 2.5 3.0

0.0    0.0

0.5    0.5

1.0    1.0

1.5    1.5

2.0    2.0

2.5    2.5

3.0    3.0

3.5    3.5

4.0    4.0

4.5    4.5

5.0    5.0

5.5    5.5

RkRs,kRb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 18.50 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 1.652

1.01

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 2 Nord
Fertigrammpfahl
Stahlbeton und Spannbeton
Verhältniswert (min, max) = 0.50
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahlbreite = 0.450 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500
(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

17.1 18.1 19.1 20.1 21.1 22.1
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

1.8 1.8

2.0 2.0

2.2 2.2

2.4 2.4

2.6 2.6

0.2

0.4

0.6

0.8

1.0

1.2

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

17.00

20.00

0.5

2.0

3.5

5.0

6.5

8.0

9.5

11.0

12.5

14.0

15.5

17.0

18.5

20.0

21.5

23.0

24.5

26.0

27.5

L = 22.00 m
L = 21.50 m
L = 21.00 m
L = 20.50 m
L = 20.00 m
L = 19.50 m
L = 19.00 m
L = 18.50 m
L = 18.00 m

Fundament

U, st

Sand, lo

Sand, md-d

qc = cu,k = 0.0

cu,k = 150.0 kN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc = 17.5 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 150.0 0.625 0.975 0.0425 0.0500 U, st
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand, lo
17.5 0.0 5.438 9.206 0.0838 0.1181 Sand, md-d

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 150.0 0.625 0.975 0.0425 0.0500 U, st
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand, lo
17.5 0.0 5.438 9.206 0.0838 0.1181 Sand, md-d

Anlage: 6.5

Projekt-Nr.: 1075-16-1



D = 0.51 m

0.510 18.00 2.562 1.601 1.601 1.601 0.65

0.510 19.00 3.000 1.875 1.875 1.875 0.82

0.510 20.00 3.373 2.108 2.108 2.108 0.94

0.510 21.00 3.618 2.261 2.261 2.261 0.86

0.510 22.00 3.821 2.388 2.388 2.388 0.91

0.510 23.00 4.025 2.515 2.515 2.515 0.91

0.510 24.00 4.228 2.642 2.642 2.642 0.89

D
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.5 1.0 1.5 2.0 2.5 3.0 3.5

0.0    0.0

1.0    1.0

2.0    2.0

3.0    3.0

4.0    4.0

5.0    5.0

6.0    6.0

RkRs,k Rb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 19.00 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 1.875

0.82

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 2 Nord
Simplexpfahl
Verhältniswert (min, max) = 0.50
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahldurchmesser = 0.510 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500

(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

16.7 17.7 18.7 19.7 20.7 21.7 22.7 23.7 24.7
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

1.8 1.8

2.0 2.0

2.2 2.2

2.4 2.4

2.6 2.6

2.8 2.8

0.2

0.4

0.6

0.8

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

17.00

20.00

0.5

2.0

3.5

5.0

6.5

8.0

9.5

11.0

12.5

14.0

15.5

17.0

18.5

20.0

21.5

23.0

24.5

26.0

27.5

29.0

30.5

L = 24.00 m
L = 23.00 m
L = 22.00 m
L = 21.00 m
L = 20.00 m
L = 19.00 m
L = 18.00 m

Fundament

U, st

Sand, lo

Sand, md-d

qc = cu,k = 0.0

cu,k = 150.0 kN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc = 17.5 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 150.0 0.000 0.000 0.0550 0.0550 U, st
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0625 0.0625 Sand, lo
17.5 0.0 5.438 9.206 0.1269 0.1269 Sand, md-d

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 150.0 0.000 0.000 0.0550 0.0550 U, st
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0625 0.0625 Sand, lo
17.5 0.0 5.438 9.206 0.1269 0.1269 Sand, md-d

Anlage: 6.6

Projekt-Nr.: 1075-16-1



b = 0.40 m

0.400 11.00 1.669 1.043 1.043 1.043 1.35

0.400 11.50 1.732 1.082 1.082 1.082 1.34

0.400 12.00 1.794 1.121 1.121 1.121 1.32

0.400 12.50 1.857 1.160 1.160 1.160 1.30

0.400 13.00 1.919 1.199 1.199 1.199 1.28

0.400 13.50 1.981 1.238 1.238 1.238 1.27

0.400 14.00 2.044 1.277 1.277 1.277 1.25

0.400 14.50 2.106 1.316 1.316 1.316 1.24

0.400 15.00 2.169 1.355 1.355 1.355 1.22

b
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.2 0.4 0.6 0.8 1.0 1.2 1.4 1.6 1.8 2.0

0.0    0.0

0.5    0.5

1.0    1.0

1.5    1.5

2.0    2.0

2.5    2.5

3.0    3.0

3.5    3.5

4.0    4.0

4.5    4.5

5.0    5.0

5.5    5.5

RkRs,k Rb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 11.50 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 1.082

1.34

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 1 Süd
Fertigrammpfahl
Stahlbeton und Spannbeton
Verhältniswert (min, max) = 0.50
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahlbreite = 0.400 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500
(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

10.1 11.1 12.1 13.1 14.1 15.1
0.0 0.0

0.1 0.1

0.2 0.2

0.3 0.3

0.4 0.4

0.5 0.5

0.6 0.6

0.7 0.7

0.8 0.8

0.9 0.9

1.0 1.0

1.1 1.1

1.2 1.2

1.3 1.3

1.4 1.4

1.5 1.5

0.2

0.4

0.6

0.8

1.0

1.2

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

9.00

23.00

0.5

2.0

3.5

5.0

6.5

8.0

9.5

11.0

12.5

14.0

15.5

17.0

18.5

20.0

21.5

23.0

24.5

26.0

27.5

29.0

L = 15.00 m
L = 14.50 m
L = 14.00 m
L = 13.50 m
L = 13.00 m
L = 12.50 m
L = 12.00 m
L = 11.50 m
L = 11.00 m

Fundament

Sand, lo

Sand, md

Sand/Schluff, md-hf

qc = cu,k = 0.0

qc = 5.0 MN/m²

qc = 11.0 MN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
5.0 0.0 0.000 0.000 0.0233 0.0333 Sand, lo
11.0 0.0 4.370 6.873 0.0548 0.0780 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand/Schluff, md-hf

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
5.0 0.0 0.000 0.000 0.0233 0.0333 Sand, lo
11.0 0.0 4.370 6.873 0.0548 0.0780 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand/Schluff, md-hf

Anlage: 6.7

Projekt-Nr.: 1075-16-1



b = 0.45 m

0.450 15.00 2.594 1.621 1.621 1.621 1.41

0.450 15.50 2.664 1.665 1.665 1.665 1.40

0.450 16.00 2.735 1.709 1.709 1.709 1.38

0.450 16.50 2.805 1.753 1.753 1.753 1.37

0.450 17.00 2.875 1.797 1.797 1.797 1.36

0.450 17.50 2.945 1.841 1.841 1.841 1.34

0.450 18.00 3.015 1.885 1.885 1.885 1.33

0.450 18.50 3.086 1.929 1.929 1.929 1.32

0.450 19.00 3.156 1.972 1.972 1.972 1.31

0.450 19.50 3.226 2.016 2.016 2.016 1.30

0.450 20.00 3.296 2.060 2.060 2.060 1.29

0.450 20.50 3.366 2.104 2.104 2.104 1.28

0.450 21.00 3.432 2.145 2.145 2.145 1.27

b
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.5 1.0 1.5 2.0 2.5 3.0

0.0    0.0

0.5    0.5

1.0    1.0

1.5    1.5

2.0    2.0

2.5    2.5

3.0    3.0

3.5    3.5

4.0    4.0

4.5    4.5

5.0    5.0

5.5    5.5

RkRs,k Rb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 15.50 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 1.665

1.40

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 1 Süd
Fertigrammpfahl
Stahlbeton und Spannbeton
Verhältniswert (min, max) = 0.50
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahlbreite = 0.450 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500
(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

13.7 14.7 15.7 16.7 17.7 18.7 19.7 20.7 21.7
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

1.8 1.8

2.0 2.0

2.2 2.2

2.4 2.4

0.2

0.4

0.6

0.8

1.0

1.2

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

9.00

23.00

0.5

2.0

3.5

5.0

6.5

8.0

9.5

11.0

12.5

14.0

15.5

17.0

18.5

20.0

21.5

23.0

24.5

26.0

27.5

29.0

L = 21.00 m
L = 20.50 m
L = 20.00 m
L = 19.50 m
L = 19.00 m
L = 18.50 m
L = 18.00 m
L = 17.50 m
L = 17.00 m
L = 16.50 m
L = 16.00 m
L = 15.50 m
L = 15.00 m

Fundament

Sand, lo

Sand, md

Sand/Schluff, md-hf

qc = cu,k = 0.0

qc = 5.0 MN/m²

qc = 11.0 MN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
5.0 0.0 0.000 0.000 0.0233 0.0333 Sand, lo
11.0 0.0 4.370 6.873 0.0548 0.0780 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand/Schluff, md-hf

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
5.0 0.0 0.000 0.000 0.0233 0.0333 Sand, lo
11.0 0.0 4.370 6.873 0.0548 0.0780 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand/Schluff, md-hf

Anlage: 6.8

Projekt-Nr.: 1075-16-1



D = 0.51 m

0.510 18.00 3.307 2.067 2.067 2.067 0.80

0.510 19.00 3.459 2.162 2.162 2.162 0.84

0.510 20.00 3.611 2.257 2.257 2.257 0.84

0.510 21.00 3.694 2.309 2.309 2.309 0.82

0.510 22.00 3.722 2.326 2.326 2.326 0.79

0.510 23.00 3.749 2.343 2.343 2.343 0.77

0.510 24.00 3.792 2.370 2.370 2.370 0.75

0.510 25.00 3.898 2.436 2.436 2.436 0.75

0.510 26.00 4.004 2.502 2.502 2.502 0.74

0.510 27.00 4.110 2.569 2.569 2.569 0.74

0.510 28.00 4.216 2.635 2.635 2.635 0.74

D
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.5 1.0 1.5 2.0 2.5 3.0 3.5 4.0

0.0    0.0

1.0    1.0

2.0    2.0

3.0    3.0

4.0    4.0

5.0    5.0

6.0    6.0

RkRs,kRb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 19.00 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 2.162

0.84

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 1 Süd
Simplexpfahl
Verhältniswert (min, max) = 0.75
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahldurchmesser = 0.510 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500

(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

15.9 17.9 19.9 21.9 23.9 25.9 27.9 29.9
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

1.8 1.8

2.0 2.0

2.2 2.2

2.4 2.4

2.6 2.6

2.8 2.8

0.2

0.4

0.6

0.8

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

9.00

23.00

0.5

2.5

4.5

6.5

8.5

10.5

12.5

14.5

16.5

18.5

20.5

22.5

24.5

26.5

28.5

30.5

32.5

34.5

L = 28.00 m
L = 27.00 m
L = 26.00 m
L = 25.00 m
L = 24.00 m
L = 23.00 m
L = 22.00 m
L = 21.00 m
L = 20.00 m
L = 19.00 m
L = 18.00 m

Fundament

Sand, lo

Sand, md

Sand/Schluff, md-hf

qc = cu,k = 0.0

qc = 5.0 MN/m²

qc = 11.0 MN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
5.0 0.0 0.000 0.000 0.0442 0.0442 Sand, lo
11.0 0.0 5.035 7.417 0.0948 0.0948 Sand, md
7.5 0.0 4.300 5.550 0.0663 0.0663 Sand/Schluff, md-hf

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
5.0 0.0 0.000 0.000 0.0442 0.0442 Sand, lo
11.0 0.0 5.035 7.417 0.0948 0.0948 Sand, md
7.5 0.0 4.300 5.550 0.0663 0.0663 Sand/Schluff, md-hf

Anlage: 6.9

Projekt-Nr.: 1075-16-1



b = 0.40 m

0.400 16.00 1.869 1.168 1.168 1.168 1.39

0.400 16.50 1.941 1.213 1.213 1.213 1.37

0.400 17.00 2.013 1.258 1.258 1.258 1.35

0.400 17.50 2.085 1.303 1.303 1.303 1.33

0.400 18.00 2.157 1.348 1.348 1.348 1.31

0.400 18.50 2.229 1.393 1.393 1.393 1.30

0.400 19.00 2.301 1.438 1.438 1.438 1.28

b
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.2 0.4 0.6 0.8 1.0 1.2 1.4 1.6 1.8 2.0 2.2

0.0    0.0

0.5    0.5

1.0    1.0

1.5    1.5

2.0    2.0

2.5    2.5

3.0    3.0

3.5    3.5

4.0    4.0

4.5    4.5

5.0    5.0

5.5    5.5

RkRs,k Rb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 16.50 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 1.213

1.37

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 2 Süd
Fertigrammpfahl
Stahlbeton und Spannbeton
Verhältniswert (min, max) = 0.50
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahlbreite = 0.400 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500
(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

15.3 15.8 16.3 16.8 17.3 17.8 18.3 18.8 19.3
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

0.2

0.4

0.6

0.8

1.0

1.2

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

11.50

28.00

0.5

2.5

4.5

6.5

8.5

10.5

12.5

14.5

16.5

18.5

20.5

22.5

24.5

26.5

28.5

30.5

32.5

34.5

L = 19.00 mL = 18.50 mL = 18.00 mL = 17.50 mL = 17.00 mL = 16.50 mL = 16.00 m

Fundament

Sand, Schluff, weich

Sand, md

Sand/Schluff, md-hf

qc = cu,k = 0.0

qc = cu,k = 0.0

qc = 12.5 MN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, Schluff, weich
12.5 0.0 4.700 7.633 0.0633 0.0900 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand/Schluff, md-hf

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, Schluff, weich
12.5 0.0 4.700 7.633 0.0633 0.0900 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand/Schluff, md-hf

Anlage: 6.10

Projekt-Nr.: 1075-16-1



b = 0.45 m

0.450 18.00 2.599 1.624 1.624 1.624 1.51

0.450 18.50 2.680 1.675 1.675 1.675 1.49

0.450 19.00 2.761 1.725 1.725 1.725 1.48

0.450 19.50 2.842 1.776 1.776 1.776 1.46

0.450 20.00 2.923 1.827 1.827 1.827 1.44

0.450 20.50 3.004 1.877 1.877 1.877 1.43

0.450 21.00 3.085 1.928 1.928 1.928 1.42

0.450 21.50 3.166 1.979 1.979 1.979 1.40

0.450 22.00 3.247 2.029 2.029 2.029 1.39

0.450 22.50 3.328 2.080 2.080 2.080 1.38

0.450 23.00 3.409 2.130 2.130 2.130 1.37

b
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.5 1.0 1.5 2.0 2.5 3.0

0.0    0.0

0.5    0.5

1.0    1.0

1.5    1.5

2.0    2.0

2.5    2.5

3.0    3.0

3.5    3.5

4.0    4.0

4.5    4.5

5.0    5.0

5.5    5.5

RkRs,k Rb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 18.50 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 1.675

1.49

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 2 Süd
Fertigrammpfahl
Stahlbeton und Spannbeton
Verhältniswert (min, max) = 0.50
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahlbreite = 0.450 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500
(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

16.9 17.9 18.9 19.9 20.9 21.9 22.9 23.9
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

1.8 1.8

2.0 2.0

2.2 2.2

2.4 2.4

0.2

0.4

0.6

0.8

1.0

1.2

1.4

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

11.50

28.00

0.5

2.5

4.5

6.5

8.5

10.5

12.5

14.5

16.5

18.5

20.5

22.5

24.5

26.5

28.5

30.5

32.5

34.5

L = 23.00 mL = 22.50 mL = 22.00 mL = 21.50 mL = 21.00 mL = 20.50 mL = 20.00 mL = 19.50 mL = 19.00 mL = 18.50 mL = 18.00 m

Fundament

Sand, Schluff, weich

Sand, md

Sand/Schluff, md-hf

qc = cu,k = 0.0

qc = cu,k = 0.0

qc = 12.5 MN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, Schluff, weich
12.5 0.0 4.700 7.633 0.0633 0.0900 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand/Schluff, md-hf

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, Schluff, weich
12.5 0.0 4.700 7.633 0.0633 0.0900 Sand, md
7.5 0.0 3.600 5.100 0.0350 0.0500 Sand/Schluff, md-hf

Anlage: 6.11

Projekt-Nr.: 1075-16-1



D = 0.51 m

0.510 20.00 3.137 1.961 1.961 1.961 0.82

0.510 21.00 3.308 2.068 2.068 2.068 0.79

0.510 22.00 3.480 2.175 2.175 2.175 0.83

0.510 23.00 3.652 2.282 2.282 2.282 0.87

0.510 24.00 3.823 2.389 2.389 2.389 0.87

0.510 25.00 3.995 2.497 2.497 2.497 0.85

0.510 26.00 4.068 2.543 2.543 2.543 0.83

D
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.5 1.0 1.5 2.0 2.5 3.0 3.5 4.0

0.0    0.0

1.0    1.0

2.0    2.0

3.0    3.0

4.0    4.0

5.0    5.0

6.0    6.0

RkRs,k Rb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 21.00 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 2.068

0.79

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 2 Süd
Simplexpfahl
Verhältniswert (min, max) = 0.75
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahldurchmesser = 0.510 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500

(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

18.7 19.7 20.7 21.7 22.7 23.7 24.7 25.7 26.7
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

1.8 1.8

2.0 2.0

2.2 2.2

2.4 2.4

2.6 2.6

2.8 2.8

0.2

0.4

0.6

0.8

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

11.50

28.00

0.5

2.5

4.5

6.5

8.5

10.5

12.5

14.5

16.5

18.5

20.5

22.5

24.5

26.5

28.5

30.5

32.5

34.5

L = 26.00 m
L = 25.00 m
L = 24.00 m
L = 23.00 m
L = 22.00 m
L = 21.00 m
L = 20.00 m

Fundament

Sand, Schluff, weich

Sand, md

Sand/Schluff, md-hf

qc = cu,k = 0.0

qc = cu,k = 0.0

qc = 12.5 MN/m²

qc = 7.5 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, Schluff, weich
12.5 0.0 5.350 8.217 0.1071 0.1071 Sand, md
7.5 0.0 4.300 5.550 0.0663 0.0663 Sand/Schluff, md-hf

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, Schluff, weich
12.5 0.0 5.350 8.217 0.1071 0.1071 Sand, md
7.5 0.0 4.300 5.550 0.0663 0.0663 Sand/Schluff, md-hf

Anlage: 6.12

Projekt-Nr.: 1075-16-1



b = 0.40 m

0.400 13.00 1.756 1.098 1.098 1.098 1.49

0.400 13.50 1.943 1.215 1.215 1.215 1.52

0.400 14.00 2.043 1.277 1.277 1.277 1.50

0.400 14.50 2.183 1.364 1.364 1.364 1.48

0.400 15.00 2.284 1.427 1.427 1.427 1.45

b
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.2 0.4 0.6 0.8 1.0 1.2 1.4 1.6 1.8 2.0 2.2

0.0    0.0

0.5    0.5

1.0    1.0

1.5    1.5

2.0    2.0

2.5    2.5

3.0    3.0

3.5    3.5

4.0    4.0

4.5    4.5

5.0    5.0

5.5    5.5

RkRs,k Rb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 13.50 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 1.215

1.52

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 3 Süd
Fertigrammpfahl
Stahlbeton und Spannbeton
Verhältniswert (min, max) = 0.50
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahlbreite = 0.400 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500
(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

12.5 12.7 12.9 13.1 13.3 13.5 13.7 13.9 14.1 14.3 14.5 14.7 14.9 15.1
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

0.2

0.4

0.6

0.8

1.0

1.2

1.4

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

9.00

14.00

21.00

0.5

2.0

3.5

5.0

6.5

8.0

9.5

11.0

12.5

14.0

15.5

17.0

18.5

20.0

21.5

23.0

24.5

26.0

L = 15.00 m
L = 14.50 m
L = 14.00 m
L = 13.50 m
L = 13.00 m

Fundament

Sand, lo, Torf

Sand, md

Sand, md-d

Sand, md

qc = cu,k = 0.0

qc = cu,k = 0.0

qc = 10.0 MN/m²

qc = 20.0 MN/m²

qc = 15.0 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, lo, Torf
10.0 0.0 4.150 6.367 0.0492 0.0700 Sand, md
20.0 0.0 5.625 9.512 0.0900 0.1263 Sand, md-d
15.0 0.0 5.250 8.900 0.0775 0.1100 Sand, md

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, lo, Torf
10.0 0.0 4.150 6.367 0.0492 0.0700 Sand, md
20.0 0.0 5.625 9.512 0.0900 0.1263 Sand, md-d
15.0 0.0 5.250 8.900 0.0775 0.1100 Sand, md

Anlage: 6.13

Projekt-Nr.: 1075-16-1



b = 0.45 m

0.450 15.00 2.784 1.740 1.740 1.740 1.66

0.450 15.50 2.897 1.811 1.811 1.811 1.64

0.450 16.00 3.011 1.882 1.882 1.882 1.61

0.450 16.50 3.124 1.953 1.953 1.953 1.59

0.450 17.00 3.238 2.024 2.024 2.024 1.57

0.450 17.50 3.352 2.095 2.095 2.095 1.55

0.450 18.00 3.465 2.166 2.166 2.166 1.53

b
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.5 1.0 1.5 2.0 2.5 3.0 3.5

0.0    0.0

0.5    0.5

1.0    1.0

1.5    1.5

2.0    2.0

2.5    2.5

3.0    3.0

3.5    3.5

4.0    4.0

4.5    4.5

5.0    5.0

5.5    5.5

RkRs,k Rb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 15.50 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 1.811

1.64

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 3 Süd
Fertigrammpfahl
Stahlbeton und Spannbeton
Verhältniswert (min, max) = 0.50
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahlbreite = 0.450 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500
(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

14.3 14.8 15.3 15.8 16.3 16.8 17.3 17.8 18.3
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

1.8 1.8

2.0 2.0

2.2 2.2

2.4 2.4

0.2

0.4

0.6

0.8

1.0

1.2

1.4

1.6

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

9.00

14.00

21.00

0.5

2.0

3.5

5.0

6.5

8.0

9.5

11.0

12.5

14.0

15.5

17.0

18.5

20.0

21.5

23.0

24.5

26.0

L = 18.00 m
L = 17.50 m
L = 17.00 m
L = 16.50 m
L = 16.00 m
L = 15.50 m
L = 15.00 m

Fundament

Sand, lo, Torf

Sand, md

Sand, md-d

Sand, md

qc = cu,k = 0.0

qc = cu,k = 0.0

qc = 10.0 MN/m²

qc = 20.0 MN/m²

qc = 15.0 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, lo, Torf
10.0 0.0 4.150 6.367 0.0492 0.0700 Sand, md
20.0 0.0 5.625 9.512 0.0900 0.1263 Sand, md-d
15.0 0.0 5.250 8.900 0.0775 0.1100 Sand, md

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, lo, Torf
10.0 0.0 4.150 6.367 0.0492 0.0700 Sand, md
20.0 0.0 5.625 9.512 0.0900 0.1263 Sand, md-d
15.0 0.0 5.250 8.900 0.0775 0.1100 Sand, md

Anlage: 6.14

Projekt-Nr.: 1075-16-1



D = 0.51 m

0.510 16.00 3.229 2.018 2.018 2.018 1.20

0.510 16.50 3.342 2.089 2.089 2.089 1.14

0.510 17.00 3.456 2.160 2.160 2.160 1.08

0.510 17.50 3.570 2.231 2.231 2.231 1.03

0.510 18.00 3.683 2.302 2.302 2.302 0.97

0.510 18.50 3.795 2.372 2.372 2.372 0.91

0.510 19.00 3.888 2.430 2.430 2.430 0.90

0.510 19.50 3.980 2.488 2.488 2.488 0.92

0.510 20.00 4.073 2.545 2.545 2.545 0.92

D
[m]

Länge
[m]

Rk
[MN]

Rd
[MN]

RE,k
[MN]

zul V
[MN]

s
[cm]

zul V = RE,k = Rk / ( P · (G,Q)) = Rk / (1.600 · 1.000) = Rk / 1.60   [ (G,Q) = 1.000]

0.0 0.5 1.0 1.5 2.0 2.5 3.0 3.5 4.0

0.0    0.0

1.0    1.0

2.0    2.0

3.0    3.0

4.0    4.0

5.0    5.0

6.0    6.0

RkRs,k Rb,k

Widerstandssetzungslinie
für Pfahllänge = 16.50 m

Pfahlwiderstand Rk [MN]

P
fa

hl
se

tz
un

g 
s 

[c
m

]

RE,k = 2.089

1.14

Berechnungsgrundlagen
WP Wapeldorf, WEA 3 Süd
Simplexpfahl
Verhältniswert (min, max) = 0.75
Interpolation Mantelreibung:
   bei qc < 7.5 MN/m² aktiviert
   bei cu,k < 60 kN/m² deaktiviert
Pfahldurchmesser = 0.510 m

P = 1.60
G = 1.00
Q = 1.00

Anteil Veränderliche Lasten = 0.500

(G,Q) = 0.500 · Q + (1 - 0.500) · G

(G,Q) = 1.000
Rd
Setzung

15.1 16.1 17.1 18.1 19.1 20.1
0.0 0.0

0.2 0.2

0.4 0.4

0.6 0.6

0.8 0.8

1.0 1.0

1.2 1.2

1.4 1.4

1.6 1.6

1.8 1.8

2.0 2.0

2.2 2.2

2.4 2.4

2.6 2.6

2.8 2.8

0.2

0.4

0.6

0.8

1.0

Pfahllänge [m]
R

d 
[M

N
]

Setzungen [cm]

System

0.00

3.00

9.00

14.00

21.00

0.5

2.0

3.5

5.0

6.5

8.0

9.5

11.0

12.5

14.0

15.5

17.0

18.5

20.0

21.5

23.0

24.5

26.0

L = 20.00 m
L = 19.50 m
L = 19.00 m
L = 18.50 m
L = 18.00 m
L = 17.50 m
L = 17.00 m
L = 16.50 m
L = 16.00 m

Fundament

Sand, lo, Torf

Sand, md

Sand, md-d

Sand, md

qc = cu,k = 0.0

qc = cu,k = 0.0

qc = 10.0 MN/m²

qc = 20.0 MN/m²

qc = 15.0 MN/m²

qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, lo, Torf
10.0 0.0 4.825 6.883 0.0867 0.0867 Sand, md
20.0 0.0 6.313 10.181 0.1419 0.1419 Sand, md-d
15.0 0.0 5.875 9.550 0.1275 0.1275 Sand, md

Boden qc cu,k qb,k35 qb,k10 qs(sg*),k qs(sg),k
[MN/m²] [kN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] [MN/m²] Bezeichnung

0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Fundament
0.0 0.0 0.000 0.000 0.0000 0.0000 Sand, lo, Torf
10.0 0.0 4.825 6.883 0.0867 0.0867 Sand, md
20.0 0.0 6.313 10.181 0.1419 0.1419 Sand, md-d
15.0 0.0 5.875 9.550 0.1275 0.1275 Sand, md

Anlage: 6.15

Projekt-Nr.: 1075-16-1
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ANLAGE 7 

Analysenergebnis Grundwasser 



Die Prüfergebnisse beziehen sich ausschließlich auf die genannten Prüfgegenstände. Ohne schriftliche Genehmigung der GBA darf der Prüfbericht nicht auszugsweise vervielfältigt werden.

Uwe Markert - Baugrund
Baugrunduntersuchungen - Altlastenerkundung
Markert

Fischerkoppel 11

Eckernförde24340

Prüfbericht-Nr.: 2016P509059 / 1
Uwe Markert - Baugrund Baugrunduntersuchungen - Altlastenerkundung

22.06.2016

Wapeldorf - Süd

Wasser

BS 21 Pumpbrunnen Tiefe: 2,0 - 3,0 m

Analytik gem. Vorgabe des Auftraggebers

Glas- und PE-Flaschen

ca. 1,5 L

16506201

durch den Auftraggeber

Auftraggeber

GBA Gesellschaft für Bioanalytik mbH

22.06.2016 - 28.06.2016

siehe letzte Seite

Wenn nicht anders vereinbart, werden Feststoffproben drei Monate und 
Wasserproben bis zwei Wochen nach Prüfberichtserstellung aufbewahrt.

Auftraggeber

Eingangsdatum
Projekt
Material
Kennzeichnung
Auftrag
Verpackung
Probenmenge
Auftragsnummer
Probenahme
Probentransport
Labor
Analysenbeginn / -ende
Methoden
Unteraufträge
Bemerkung

Probenaufbewahrung

Pinneberg, 28.06.2016

i. A. Gesine Blinde
Projektbearbeitung



Prüfbericht-Nr.: 2016P509059 / 1

Wapeldorf - Süd

16506201
001

Wasser
BS 21
Pumpbrunnen
Tiefe: 2,0 - 3,0 m

ca. 1,5 L
22.06.2016
22.06.2016

 
6,5

unauffällig
23
3,0
5,0
0,0
5,0

<0,20
43
92
16
5,6

Auftrag

Probe-Nr.
Material

Probenbezeichnung

Probemenge
Probenahme

Probeneingang
Analysenergebnisse Einheit

mg KMnO4/L
°dH
°dH
°dH

mg/L
mg/L
mg/L
mg/L
mg/L
mg/L



Prüfbericht-Nr.: 2016P509059 / 1

Wapeldorf - Süd

Angewandte Verfahren und Bestimmungsgrenzen

Parameter Bestimmungs- Einheit Methode

grenze



Ohne schriftliche Genehmigung der GBA darf der Bericht nicht auszugsweise vervielfältigt werden.
Die Prüfergebnisse beziehen sich ausschließlich auf die genannten Prüfgegenstände.

Anlage zu Prüfbericht

Probe-Nr.: /

Probenbezeichnung:

Tabelle 1: Expositionsklassen für Betonkorrosion durch chemischem Angriff durch Grundwasser
nach DIN 4030 Teil 1 (06/2008), Tabelle 4

2016P509059

16506201 001

  BS 21 Pumpbrunnen Tiefe: 2,0 - 3,0 m

Messwert Einheit

Expositionsklasse

XA1 XA2 XA3

6,5 - 5,5 < 5,5 - 4,5 < 4,5 - 4,0

15 - 40 > 40 - 100 > 100

15 - 30 > 30 - 60 > 60 -100

300 - 1000 >1000-3000 > 3000

200 - 600 > 600 - 3000 > 3000 - 6000

--- --- ---

--- --- ---

--- --- ---

--- --- ---

Kurzbeurteilung:

6,5pH-Wert

Kohlendioxid, kalklösend 16 mg/L

<0,20Ammonium mg/L

5,0Magnesium mg/L

mg/L43Sulfat

92 mg/LChlorid

3,0 °dHGesamthärte

5,0 °dHHärtehydrogencarbonat

23Permanganat-Verbrauch mg KMnO4/L

Das Wasser ist in die Expositionsklasse XA1 einzustufen.
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ANLAGE 8 

Hydraulische Berechnung 

 

 

 



  
 

 
Anlage: 8
Projekt-Nr.: 1075-16-1

Hydraulische Berechnung

Aufsteller
Antragsteller
Baugrundstück Flurstück WP Varel-Rosenberg

Flur WEA 2 Nord bis WEA 3 Süd
Gemarkung

Absenkverfahren Filter, d = 0,05 m

1.00 Technische Daten (freier Grundwasserspiegel)
1.01 Geländehöhe 0,00 m üNN

1.02
Grundwasserspiegel in Ruhe 
Datum: Juni 2016 -0,40 m üNN

1.03
niedrigster Grundwasserspiegel, 
geschätzt -1,00 m üNN

1.04 Bodenart Feinsand
1.05 Durchlässigkeitsbeiwert kf 6,70E-05 m/s
1.06 Konstruktionsunterkante ((KUK) m üNN
1.07 Baugrubensohle (BGS) -3,10 m üNN
1.08 Absenkziel Mitte BGS -3,60 m üNN
1.09 Absenkziel in Absenkanlage -3,60 m üNN
1.10 Unterkante Filterstrecke -8,00 m üNN
1.11 Oberkante Wasserstauer m üNN
1.12 Länge Filterstrecke 1,00 m
1.13 Absenktiefe (Differenz 1.02-1.08) (S) 3,20 m

1.14
wirksame Absenktiefe (Differenz 
1.03-1.07) (sw) 2,10 m

1.15
Eintauchtiefe bei GW in Ruhe 
(Differenz 1.02-1.10) (H) 7,60 m

1.16
Eintauchtiefe bei Absenkung 
(Differenz 1.08-1.10) (h) 4,40 m

1.17 Baugrube: Länge (L1) m
Durchmesser, i. M. (Fundament + 
Arbeitsraum + Böschung) (L2) 22,00 m
Fläche (F) 380,13 m2

1.18 Brunnendurchmesser 2r 0,050 m

1.19
Zuschlag für unvollkommenen 
Brunnen (30 %) 30 %

2.00 Grundwasserabsenkung für Baugruben

2.01 Reichweite der Absenkung (nach Sichardt)

R = 3000 x s x  kf R 78,58 m

wirksame Reichweite Rw 51,57 m
Rw = 3000 x sw x  kf

2.02 Radius der Baugruben RA 11,00 m

2.03 Zuflusswassermenge bei Baugruben (Dupuit-Thiem)

Q =  x kf x (H2 -h2)/lnR-lnRA Q = 0,004111 m3/s 14,8 m3/h

bei unvollkommenen Brunnen + 30 % 0,005344 m3/s 19,2 m3/h

Fassungsvermögen eines Brunnens/Saugfilters

q = 2/15 x  x r x h x kf q = 0,000377 m3/s

überschlägige Anzahl der Brunnen/Filter:

Q/q 14 Stück



BÖKER und ARTNERP
Par tne rs cha f t  mi t  beschränk te r  Beru f s haf tung

Be ra t ende  Ingen i eu r e  u nd  Geo logen

Windpark Wapeldorf-Nord 

Beschreibung des Standortes aus bodenschutz- und

wasserrechtlicher Sicht

Antragsteller

Windkonzept Projektentwicklungs GmbH & Co. KG

Mansholter Straße 30, 26215 Wiefelstede

Oldenburg, 4.12.2017

Böker und Partner

Dr. Dieter Cordes



BÖKER und ARTNERP
Par tne rs cha f t  mi t  beschränk te r  Beru f s haf tung

Be ra t ende  Ingen i eu r e  u nd  Geo logen

Beschreibung der geplanten Maßnahmen

1. VORBEMERKUNGEN 

In  der  Gemeinde  Gemeinde  Rastede  ist  nördlich  der  Ortschaft  Wapeldorf  der  Bau  eines

Windparks (Wapeldorf-Nord; 2 Anlagen) geplant.

Im Vorfeld sind auf Ebene des vorliegenden Bebauungsplanes aufgrund von Erfahrungen zu

anderen  Windparks  im  selben  bzw.  angrenzenden  Naturraum  die  boden-  und

wasserschutzrechtlichen Aspekte beim Bau der Anlagen zu betrachten.

2. KURZE BESCHREIBUNG DER MASSNAHMEN

Die WEA 1 Nord und WEA 2 Nord sollen mittels Pfähle in Tiefen zwischen 18 bis 29 m unter

Geländeoberkante (GOK) gegründet werden. Die Fundamentunterkanten liegen bei rd. 3 m

unter GOK. Für die Kranstellfächen soll der Boden nicht ausgetauscht werden. Aufgrund des

hohen  Grundwasserstandes  wird  bei  der  Anlage  von  Baugruben  eine  Wasserhaltung

notwendig. 

Die  Zuwegungen  zu  den  Anlageplätzen  müssen  neu  erstellt  werden.  Dabei  wird  der

vorhandene Boden nicht ausgetauscht, sondern ein Paket von Geotextilien und Schotter-Sand-

Gemische aufgebracht. 

Die Energie wird mittels Erdkabeln zu Umspannwerken bzw. Schaltanlagen transportiert.

3. BESCHREIBUNG DER VORHANDENEN BÖDEN

Die Anlagen befinden sich im Bereich der Wapelniederung am Übergang der Oldenburgisch-

Ostfriesischen Geest in die Wesermarsch. 

Gemäß der  Baugrunduntersuchungen liegen im Plangebiet  unter  den rd.  0,2 m mächtigen

Oberböden bis zu 3,0 m mächtige Klei-, Torf- und Torfmuddeschichten vor. Darunter folgen

Schluffe und Feinsande. 

Die geologische Karte beschreibt das Gebiet mit Niedermoortorfen über fluviatilen Sanden.

Bodenkundlich liegen Erd-Niedermoore vor. Im tieferen Untergrund (> 2 m) können Böden mit

sulfatsauren Eigenschaften auftreten.

Die Böden weisen allgemein eine hohe Empfindlichkeit gegenüber Verdichtungen auf.



BÖKER und ARTNERP
Par tne rs cha f t  mi t  beschränk te r  Beru f s haf tung
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4. BESCHREIBUNG DER GRUNDWASSERSITUATION

Das Untersuchungsgebiet liegt hydrologisch gesehen im Raum 01 (Nord- und mitteldeutsches

Lockergesteinsgebiet), Teilraum 015 (Nord- und mitteldeutsches Mittelpleistozän) bzw. Teilraum

01501 (Oldenburgisch-Ostfriesische Geest).

Es ist allgemein von hohen Grundwasserständen im Bereich der Niederung der Wapel am

Übergang von der Geest zur Marsch auszugehen. Dieser obere Grundwasserkörper steht in

feuchten Jahreszeiten direkt unterhalb der Oberfläche an. Im Sommer liegen die Flurabstände

zwischen 0,4 und 1,0 m unter GOK. Gemäß NIBIS liegen die Wasserstände bei 0,0 – 1,0

mNN. Es ist nicht von einer Versalzung der Grundwässer auszugehen.

Dieser  Grundwasserkörper  (allgemein:  Jade  Lockergestein  links)  stellt  den  eigentlichen

Grundwasserleiter  dar.  Laut  Informationen  des  LBEG  (NIBIS  Kartenserver)  werden  die

oberflächennahen Schichten als „gering durchlässig“ eingestuft. Die Grundwasserneubildung

liegt im Bereich zwischen 51 bis 100 mm/a (gering).

Die Hydrogeologie wird jedoch maßgeblich durch die unmittelbar anstehenden Torfe bestimmt.

Diese  überdecken  das  Untersuchungsgebiet  großräumig  und  wirken  bei  Baumaßnahmen

entscheidend auf die notwendigen Wasserhaltungsmaßnahmen. Im tieferen Untergrund liegen

nach  die  vorliegenden  Unterlagen  (NIBIS)  eher  ungeschichtete  sandige  Formationen  vor.

Auswirkungen auf die Nutzung der Grundwassers sind nicht zu befürchten.

5. BODENSCHUTZKONZEPT

Der  Antragsteller  wird  bereits  in  der  Planungs-  und  Projektierungsphase  ein  Konzept  zur

Umsetzung der Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) während der laufenden Baumaßnahme

erarbeiten. Grundlage des Konzeptes ist das BVB Merkblatt 2 und die GeoBerichte 28. Vor

Beginn der Baumaßnahme wird das Konzept der Unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises

Ammerland abgestimmt.

Die Konzepterstellung und Überwachung erfolgt durch einen durch den Bundesverband Boden

zertifizierten Baubegleiter.

Grundsätzliches  Ziel  der  BBB  ist  die  Vermeidung  oder  Minderung  möglicher

Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen im Zuge von Baumaßnahmen.

Zuwegungen

Der vorhandene Boden verbleibt und wird überbaut. Die Aufbaumaterialien werden hinsichtlich

ihre  Eignung  (LAGA-Richtlinie)  überprüft.  Nach  Rückbau  der  Zuwegungen  wird  die

Bodenfunktion wieder hergestellt.
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Anlagen

Im Bereich der Anlagen wird Boden bis zu einer Tiefe von 3,0 m ausgehoben. Dieses Material

kann zur Profilierung der Anlagen oder anderer Bereiche (Zuwegungen etc.) genutzt werden.

Sollten Böden mit sulfatsauren Eigenschaften anfallen, sind diese durch Zugabe von Kalk zu

neutralisieren.  Die  Fundamente  werden  nicht  komplett  zurückgebaut.  Die  Bereiche  der

Fundamente  werden durch eine mindestens einen Meter  mächtige Bodenschicht  nach dem

Rückbau rekultiviert.

Kranstellflächen

Die Kranstellflächen werden mit Schottertragschichten und Geotextilien befestigt. Es findet kein

Bodenaushub statt. Nach Rückbau der Stellflächen wird die Bodenfunktion wieder hergestellt.

Kabeltrassen

Die Kabeltrassen werden üblicherweise eingefräst. Auswirkungen auf den Boden treten somit

nur sehr kleinräumig auf  (Start-  und Zielgruben).  Das Bodenmaterial  wird am gleichen Ort

wieder eingebaut. 

6. KONZEPT ZUM SCHUTZ DES GRUNDWASSER

Aufgrund  des  hohen  Grundwasserstandes  ist  beim  Bau  der  Fundamente  der  Anlagen

erfahrungsgemäß eine Grundwasserhaltung notwendig. Dazu wird mittels Horizontaldränagen

der  Gründungsbereich  trocken  gelegt.  Ggfs.  werden  kurzfristig  auch  weitere  Maßnahmen

(Aushub kleinerer Bereiche und abschnittsweises Herstellen der Fundamente) notwendig, da die

Niedermoortorfe  nur  bis  in  die  Gründungstiefe  reichen und deshalb  der  Wasserdruck  der

unterlagernden Schichten beachtetet werden muss. 

Diese  Maßnahmen  werden  nur  temporär  durchgeführt  (Dauer  geschätzt:  4  Wochen).  Das

Wasser kann bei Vorliegen der Einleitparameter in die Wapel abgeleitet werden. Dazu wird

wahrscheinlich eine Enteisenung des gepumpten Wasser notwendig.

Aufgrund der  speziellen Geologie  (rel.  undurchlässige Torfe)  sind Auswirkungen durch die

Entnahme  ausschließlich  auf  den  Nahbereich  der  Fundamente  zu  erwarten.  Die

Planungsgruppe  kann  auf  entsprechende  Erfahrungen  in  vergleichbaren  Projekten  in  der

näheren Umgebung zurückgreifen.

Durch  die  Absenkungen  ist  das  Trockenfallen  von  Graben-/Grüppenabschnitten  in

unmittelbarer  Nähe  denkbar.  Da  es  sich  um  eine  temporäre  Maßnahme  handelt,  sind

signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. Positiv haben sich in vergleichbaren Projekten die

Wiederversickerung des Wassers in unmittelbarer Nähe gezeigt.
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Zur  Erfassung  der  kleinräumigen  Grundwassersituation  ist  neben  ausführlichen  Recherchen

(Untere  Wasserbehörde,  NLWKN, OOWV, GLD)  der  Bau  von Grundwassermessstellen  im

Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch

sollen bereits im Vorfeld der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasserschwankungen

und Reichweite der Absenkung ermittelt werden.

Sämtliche  Arbeiten  zur  Wasserhaltung  werden  ebenfalls  überwacht  und  mit  der  Unteren

Wasserbehörde des Landkreises  Ammerland abgestimmt.  In  die bestehenden Wasserrechte

wird nicht eingegriffen.
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Windpark Wapeldorf-Süd

Beschreibung des Standortes aus bodenschutz- und

wasserrechtlicher Sicht

Antragsteller

Windkonzept Projektentwicklungs GmbH & Co. KG

Mansholter Straße 30, 26215 Wiefelstede

Oldenburg, 4.12.2017

Böker und Partner

Dr. Dieter Cordes
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Beschreibung der geplanten Maßnahmen

1. VORBEMERKUNGEN 

In  der  Gemeinde  Gemeinde  Rastede  ist  nördlich  der  Ortschaft  Wapeldorf  der  Bau  eines

Windparks (Wapeldorf-Süd; 3 Anlagen) geplant.

Im Vorfeld sind auf Ebene des vorliegenden Bebauungsplanes aufgrund von Erfahrungen zu

anderen  Windparks  im  selben  bzw.  angrenzenden  Naturraum  die  boden-  und

wasserschutzrechtlichen Aspekte beim Bau der Anlagen zu betrachten.

2. KURZE BESCHREIBUNG DER MASSNAHMEN

Die WEA 01 Süd, WEA 02 Süd und WEA 03 Süd sollen mittels teils vermörtelten Pfählen in

Tiefen  zwischen  12  bis  29  m  unter  Geländeoberkante  (GOK)  gegründet  werden.  Die

Fundamentunterkanten liegen bei rd. 3 m unter GOK. Für die Kranstellfächen soll der Boden

nicht ausgetauscht werden. Aufgrund des hohen Grundwasserstandes wird bei der Anlage von

Baugruben eine Wasserhaltung notwendig. 

Die  Zuwegungen  zu  den  Anlageplätzen  müssen  neu  erstellt  werden.  Dabei  wird  der

vorhandene Boden nicht ausgetauscht, sondern ein Paket von Geotextilien und Schotter-Sand-

Gemische aufgebracht. 

Die Energie wird mittels Erdkabeln zu Umspannwerken bzw. Schaltanlagen transportiert.

3. BESCHREIBUNG DER VORHANDENEN BÖDEN

Die Anlagen befinden sich im Bereich der Niederung der Bekhäuser Bäke am Übergang der

Oldenburgisch-Ostfriesischen Geest in die Wesermarsch. 

Gemäß der Baugrunduntersuchungen liegen im Plangebiet unter den max 0,6 m mächtigen

Oberböden bis zur Endteufe der Erkundungen Feinsande vor, die geringmächtige schluffige

oder auch humose Lagen aufweisen. 

Die  geologische  Karte  beschreibt  das  Gebiet  mit  Niedermoortorfen  über  glazifluviatilen

Sanden.  Bodenkundlich  liegen  Gleye  mit  teils  mächtigen  Erd-Niedermoorauflage  vor.  Im

tieferen Untergrund (> 2 m) können Böden mit sulfatsauren Eigenschaften auftreten.

Die Böden weisen allgemein eine hohe Empfindlichkeit gegenüber Verdichtungen auf.
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4. BESCHREIBUNG DER GRUNDWASSERSITUATION

Das Untersuchungsgebiet liegt hydrologisch gesehen im Raum 01 (Nord- und mitteldeutsches

Lockergesteinsgebiet), Teilraum 015 (Nord- und mitteldeutsches Mittelpleistozän) bzw. Teilraum

01501 (Oldenburgisch-Ostfriesische Geest).

Es ist  allgemein von hohen Grundwasserständen im Bereich der  Niederung der  Bekhäuser

Bäke am Übergang von der Geest zur Marsch auszugehen. Dieser obere Grundwasserkörper

steht  in  feuchten  Jahreszeiten  direkt  unterhalb  der  Oberfläche  an.  Im  Sommer  liegen  die

Flurabstände zwischen 0,6 und 1,0 m unter GOK. Gemäß NIBIS liegen die Wasserstände bei

1,0 – 2,5 mNN. Es ist nicht von einer Versalzung der Grundwässer auszugehen.

Dieser  Grundwasserkörper  (allgemein:  Jade  Lockergestein  links)  stellt  den  eigentlichen

Grundwasserleiter  dar.  Laut  Informationen  des  LBEG  (NIBIS  Kartenserver)  werden  die

oberflächennahen Schichten als „gering durchlässig“ eingestuft. Die Grundwasserneubildung

liegt im Bereich zwischen 51 bis 100 mm/a (gering).

Die Hydrogeologie wird jedoch maßgeblich durch die unmittelbar anstehenden Torfe bestimmt.

Diese  überdecken  das  Untersuchungsgebiet  großräumig  und  wirken  bei  Baumaßnahmen

entscheidend auf die notwendigen Wasserhaltungsmaßnahmen. Im tieferen Untergrund liegen

nach  die  vorliegenden  Unterlagen  (NIBIS)  eher  ungeschichtete  sandige  Formationen  vor.

Auswirkungen auf die Nutzung der Grundwassers sind nicht zu befürchten.

5. BODENSCHUTZKONZEPT

Der  Antragsteller  wird  bereits  in  der  Planungs-  und  Projektierungsphase  ein  Konzept  zur

Umsetzung der Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) während der laufenden Baumaßnahme

erarbeiten. Grundlage des Konzeptes ist das BVB Merkblatt 2 und die GeoBerichte 28. Vor

Beginn der Baumaßnahme wird das Konzept der Unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises

Ammerland abgestimmt.

Die Konzepterstellung und Überwachung erfolgt durch einen durch den Bundesverband Boden

zertifizierten Baubegleiter.

Grundsätzliches  Ziel  der  BBB  ist  die  Vermeidung  oder  Minderung  möglicher

Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen im Zuge von Baumaßnahmen.

Zuwegungen

Der vorhandene Boden verbleibt und wird überbaut. Die Aufbaumaterialien werden hinsichtlich

ihre  Eignung  (LAGA-Richtlinie)  überprüft.  Nach  Rückbau  der  Zuwegungen  wird  die

Bodenfunktion wieder hergestellt.
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Anlagen

Im Bereich der Anlagen wird Boden bis zu einer Tiefe von 3,0 m ausgehoben. Dieses Material

kann zur Profilierung der Anlagen oder anderer Bereiche (Zuwegungen etc.) genutzt werden.

Sollten Böden mit sulfatsauren Eigenschaften anfallen, sind diese durch Zugabe von Kalk zu

neutralisieren.  Die  Fundamente  werden  nicht  komplett  zurückgebaut.  Die  Bereiche  der

Fundamente  werden durch eine mindestens einen Meter  mächtige Bodenschicht  nach dem

Rückbau rekultiviert.

Kranstellflächen

Die Kranstellflächen werden mit Schottertragschichten und Geotextilien befestigt. Es findet kein

Bodenaushub statt. Nach Rückbau der Stellflächen wird die Bodenfunktion wieder hergestellt.

Kabeltrassen

Die Kabeltrassen werden üblicherweise eingefräst. Auswirkungen auf den Boden treten somit

nur sehr kleinräumig auf  (Start-  und Zielgruben).  Das Bodenmaterial  wird am gleichen Ort

wieder eingebaut. 

6. KONZEPT ZUM SCHUTZ DES GRUNDWASSER

Aufgrund  des  hohen  Grundwasserstandes  ist  beim  Bau  der  Fundamente  der  Anlagen

erfahrungsgemäß eine Grundwasserhaltung notwendig. Dazu wird mittels Horizontaldränagen

der  Gründungsbereich  trocken  gelegt.  Ggfs.  werden  kurzfristig  auch  weitere  Maßnahmen

(Aushub kleinerer Bereiche und abschnittsweises Herstellen der Fundamente) notwendig, da die

Niedermoortorfe  nur  bis  in  die  Gründungstiefe  reichen und deshalb  der  Wasserdruck  der

unterlagernden Schichten beachtetet werden muss. 

Diese  Maßnahmen  werden  nur  temporär  durchgeführt  (Dauer  geschätzt:  4  Wochen).  Das

Wasser kann bei Vorliegen der Einleitparameter in die Wapel abgeleitet werden. Dazu wird

wahrscheinlich eine Enteisenung des gepumpten Wasser notwendig.

Aufgrund der  speziellen Geologie  (rel.  undurchlässige Torfe)  sind Auswirkungen durch die

Entnahme  ausschließlich  auf  den  Nahbereich  der  Fundamente  zu  erwarten.  Die

Planungsgruppe  kann  auf  entsprechende  Erfahrungen  in  vergleichbaren  Projekten  in  der

näheren Umgebung zurückgreifen.

Durch  die  Absenkungen  ist  das  Trockenfallen  von  Graben-/Grüppenabschnitten  in

unmittelbarer  Nähe  denkbar.  Da  es  sich  um  eine  temporäre  Maßnahme  handelt,  sind

signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. Positiv haben sich in vergleichbaren Projekten die

Wiederversickerung des Wassers in unmittelbarer Nähe gezeigt.
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Zur  Erfassung  der  kleinräumigen  Grundwassersituation  ist  neben  ausführlichen  Recherchen

(Untere  Wasserbehörde,  NLWKN, OOWV, GLD)  der  Bau  von Grundwassermessstellen  im

Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch

sollen bereits im Vorfeld der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasserschwankungen

und Reichweite der Absenkung ermittelt werden.

Sämtliche  Arbeiten  zur  Wasserhaltung  werden  ebenfalls  überwacht  und  mit  der  Unteren

Wasserbehörde des Landkreises  Ammerland abgestimmt.  In  die bestehenden Wasserrechte

wird nicht eingegriffen.
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/044 
freigegeben am 13.03.2019 

 
GB 1 Datum: 01.03.2019 
Sachbearbeiter/in: Triebe, Tabea  
 

71. Änderung des Flächennutzungsplans - Windenergie 
Lehmdermoor 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 25.03.2019 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belang gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen 
werden auf der Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sitzung des 
Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen vom 25.03.2019 berück-
sichtigt. 

 
2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwägung wird bestätigt. 

 
3. Die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes mit textlicher Darstellung nebst 

Begründung und Umweltbericht wird beschlossen. 
 

4. Der Aufstellungsbeschluss für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 15 
„Erweiterung – Windenergie Lehmdermoor“ wird bestätigt.  

 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Im März 2016 hatte sich die Gemeinde Rastede für die weitere Entwicklung von 
Windenergieflächen ausgesprochen, um einen Beitrag zur Energiewende zu leis-ten. 
Dieser Entscheidung hat die ebenfalls im Frühjahr 2016 vorgestellte „Standort-
potenzialflächenstudie für Windparks“ zugrunde gelegen, welche mit dem Ergebnis 
abschloss, dass im Gemeindegebiet fünf Potenzialflächen unterschiedlicher Eignung 
vorhanden sind (s. Vorlage 2016/035). 
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Im Rahmen der 71. Änderung des Flächennutzungsplans wurde im August 2016 das 
Bauleitplanverfahren für den nordöstlichen Bereich der Potenzialfläche 3 „Delfshau-
sen“ unter der Bezeichnung „Windenergie Lehmdermoor“ eingeleitet (s. Vorlage 
2016/134).  
 
Im Zuge der Fortführung des Bauleitplanverfahrens wurde der Geltungsbereich des 
Entwurfs vergrößert. Der Geltungsbereich umfasst nunmehr die gesamte in der 
„Standortpotenzialflächenstudie für Windparks“ ermittelte Potenzialfläche 3 „Delfs-
hausen“ mit einer Gesamtgröße von 28,6 Hektar (s. Vorlage 2018/019). 
 
Im Zuge der öffentlichen Auslegung sind 12 Stellungnahmen eingegangen. Hierin 
werden – wie schon im Zuge der frühzeitigen Beteiligung – insbesondere die Auswir-
kungen auf Mensch, Natur und Landschaft sowie die grundsätzliche Standorteignung 
für den Windpark Lehmdermoor hinterfragt. Auch die Lage des Windparks im Moor 
und die damit verbundenen Anforderungen an die Standsicherheit, Entwässerungs-
maßnahmen sowie die Auswirkungen auf das Moor und die dortige Tierwelt werden 
kritisch gesehen. Es wird gefordert, die Planungen nicht fortzuführen. 
 
Zur grundsätzlichen Standortfrage hat bereits die 2016 vorgestellte „Standortpotenzi-
alstudie“ umfangreiche Ausführungen enthalten, sodass im jetzigen Bauleitplanver-
fahren zur 71. Änderung des Flächennutzungsplans hierauf verwiesen wird. Viele der 
Fragen beziehungsweise Forderungen zu Schall- und Schattenemissionen beziehen 
sich inhaltlich auf den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 und werden in den 
dortigen Abwägungsvorschlägen umfassend bewertet.  
 
Von den Trägern öffentlicher Belange wurden ebenfalls Stellungnahmen eingeholt (§ 
4 Abs. 2 BauGB). Diese Stellungnahmen enthalten überwiegend redaktionelle Hin-
weise zu den Planunterlagen.  
 
Der Landkreis Ammerland hat in seiner Stellungnahme auf eine Ungenauigkeit beim 
Vergleich der Geltungsbereiche der Standortpotenzialstudie sowie der vorliegenden 
71. Änderung des Flächennutzungsplans hingewiesen. Eine Überprüfung hat erge-
ben, dass im Rahmen der Potenzialstudie eine Stallanlage versehentlich als Wohn-
haus berücksichtigt wurde, weshalb die Potenzialfläche kleiner ist, als die Fläche der 
71. Änderung des Flächennutzungsplans. Dies ist auf unterschiedliche Kartenmaß-
stäbe in den Planverfahren zurückzuführen.  
 
Alle Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge können der Anlage 1 entnommen 
werden. Hierin werden die privaten Interessen mit dem öffentlichen Interesse am 
Ausbau der Erneuerbaren Energien gegeneinander abgewogen.  
 
Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuer-
baren Energien in Form von Windenergie Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. Die vorliegende Planung wird insoweit bestätigt. 
 
Zur weiteren planungsrechtlichen Steuerung der Standorte von Windenergieanlagen 
innerhalb des Geltungsbereichs der 71. Änderung des Flächennutzungsplans wer-
den vorhabenbezogene Bebauungspläne aufgestellt. Der vorhabenbezogene Be-
bauungsplan Nr. 12 umfasst den nördlichen Teilbereich des Plangebietes. Für diesen 
wird der Satzungsbeschluss vorbereitet (s. Vorlage 2019/061).  
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Für den südlichen und westlichen Teilbereich des Plangebietes wurde bereits im 
Februar 2018 ein Aufstellungsbeschluss für den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 15 gefasst (s. Vorlage 2018/031). An den Planungsabsichten, die konkreten 
Standorte der Windenergieanlagen im Rahmen einer verbindlichen Bauleitplanung 
zu steuern, wird festgehalten.  
 
Auf dieser Basis kann der Feststellungsbeschluss gefasst werden.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Kosten für die Durchführung des Bauleitplanverfahrens werden vom Vorhaben-
träger getragen. 
 
 
Anlagen: 
 

1. Abwägungsvorschläge 
2. Planzeichnung 
3. Begründung 
4. Umweltbericht 
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Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden keine Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 

1. Landkreis Wesermarsch 
Poggenburger Straße 15 
26919 Brake 
 

2. Gemeinde Ovelgönne 
Rathausstraße 14 
26939 Ovelgönne 
 

3. Landwirtschaftskammer Niedersachsen,  
Forstamt Weser-Ems in Oldenburg 
Gertrudenstraße 22 
26121 Oldenburg 
 

4. TenneT TSO GmbH 
Eisenbahnlängsweg 2a 
31275 Lehrte 
 

5. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg 
Theodor-Tantzen-Platz 8 
26122 Oldenburg 
 

6. GASCADE Gastransport GmbH  
Kölnische Straße 108-112 
34119 Kassel 
 

7. Gastransport Nord GmbH 
Cloppenburger Straße 363 
26133 Oldenburg 
 

8. Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Vahrenwalder Straße 236 
30179 Hannover 
 

9. Exxon Mobil Production Deutschland GmbH 
Riethorst 12 
30633 Hannover 
 

10. Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 
 

11. DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GmbH 
Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth 
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Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 
 

1. Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 

 
2. Landkreis Friesland 

Lindenallee 1 
26441 Jever 
 

3. Gemeinde Jade 
Jader Straße 47 
26349 Jade 
 

4. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 
 

5. Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation,  
Post und Eisenbahnen 
Tulpenfeld 4 
53113 Bonn 
 

6. Avacon AG 
Watenstedter Weg 75 
38229 Salzgitter 
 

7. Niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

8. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

9. Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Bezirksstelle Oldenburg – Nord 
Im Dreieck 12 
26127 Oldenburg 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

  

 Mit der 70, 71. und 72. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemein-
de Rastede soll nach dem dokumentierten Willen der Gemeinde Rastede 
auf Basis der Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Ge-
meinde Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 die Darstellung von Sonder-
bauflächen mit den Wirkungen des Planvorbehalts des § 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB für die planerische Steuerung von Windenergieanlagen mittels 
textlicher Darstellung ausgestattet werden. 
 
Insofern ist es nicht nachvollziehbar, dass die textlichen Darstellungen 
unterschiedliche Fassungen insoweit haben, als dass im Zuge der 12. 
Änderung des Flächennutzungsplans dargestellte sonstige Sondergebiet 
mit der Zweckbestimmung Windenergieanlagen in der textlichen Darstel-
lung zur 70. und 71. Änderung des Flächennutzungsplans aufgezählt wird, 
in der textlichen Darstellung zur 72. Änderung des Flächennutzungsplans 
nicht. 
 
Des Weiteren bestehen Diskrepanzen dahingehend, als in der jeweiligen 
textlichen Darstellung Baugebiete aufgezählt werden (".sonstigen Sonder-
gebiete zur Steuerung von Windkraftanlagen."), während nach dem Willen 
der Gemeinde Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung Windenergie 
zeichnerisch festgesetzt werden sollen. Hinzu kommt ein fehlerhaftes 
Planzeichen "SO" (für "Sondergebiet") zur zeichnerischen Darstellung 
"Sonderbaufläche", für das gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO das Planzei-
chen "S" gilt.  
 
Die jeweilige Begründung benennt dazu die für eine Baufläche unpassen-
de Rechtsgrundlage § 1 Abs. 2 Nr. 10 BauNVO, die seit Ergänzung des 
Baugebiets-Katalogs des § 1 Abs. 2 BauNVO außerdem zur Nr. 11 ge-
worden ist. Das Wort "zulässig" ist in der jeweiligen textlichen Darstellung 
doppelt enthalten. In der 70, 71. und 72. Änderung des Flächennutzungs-
plans wird die textliche Darstellung im Singular benannt, in der Präam-
bel/Verfahrensleiste im Plural. Angesichts der immensen Bedeutung einer 
inhaltlich hinreichenden Bestimmtheit der textlichen Darstellung im Kontext 
zur zeichnerischen Darstellung für eine wirksame und möglichst gerichts-
feste Steuerung der Windenergie auf der Ebene der Bauleitplanung der 

  
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass die textliche Darstellung 
korrigiert wird. Natürlich möchte die Gemeinde hier keine unterschiedlich 
lautenden Formulierungen vornehmen, sondern ein einheitliches Vorgehen 
für alle drei Flächennutzungsplanänderungen (70., 71. Und 72.) 
 
 
 
 
Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass die redaktionellen Unstim-
migkeiten beseitigt werden. Es wird auf eine einheitliche Wortwahl und die 
Kennzeichnung „S“ für Sonderbauflächen geachtet.  
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt und die Rechtsgrundlage korrigiert.  
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Gemeinde Rastede sollten die zeichnerische und die textliche Darstellung 
jeweils gründlich überprüft werden.  
 
Hinsichtlich des Kriterienkatalogs in der Standortpotenzialstudie für Wind-
parks im Gebiet der Gemeinde Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 sollte 
bezüglich der Begründung/des Kommentars in der Tabelle 5 noch einmal 
überprüft werden, ob bei doppelten Nennungen der "weichen Ausschluss-
fläche" (z. B.: Gesetzlich geschütztes Biotop) in der zweiten Nennung nicht 
die "weiche Abstandszone" gemeint sein könnte, entsprechend der hori-
zontalen Tabellenüberschriften. 
 
Hinsichtlich der zeichnerischen Darstellung und der Flächenangaben rege 
ich einen Abgleich der Geltungsbereiche der 70, 71. und 72. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Gemeinde Rastede mit den Potenzialflächen 
aus der Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde 
Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 an.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis Nr. 2 enthält einen marginalen redaktionellen Fehler ("sind 
dieses") und sollte berichtigt werden.  
 
Die Planzeichnung ist um folgenden Vermerk zu ergänzen: "Gemäß § 5 
Absatz 4 a Satz 2 BauGB werden die Flächen im Geltungsbereich der 71. 
Änderung des Flächennutzungsplans als Risikogebiet im Sinne des § 73 
Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vermerkt."  
 
Meine Untere Abfallbehörde bittet um Aufnahme folgenden Hinweises auf 
dem Plandokument: "Altlasten: Altablagerungen sind nach Aktenlage im 
Geltungsbereich der 71. Änderung des Flächennutzungsplans keine be-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wurde dahingehend berücksichtigt, dass ein erneuter Ab-
gleich der Flächen sattgefunden hat. Im Bereich der 72. Änderung des 
Flächennutzungsplanes kommt es lediglich zu kleineren Abweichungen 
zwischen der Potenzialfläche und des Geltungsbereiches der Flächennut-
zungsplanänderung, was daran liegt, dass auf Ebene der Potenzialstudie 
eine Kartengrundlage in einem sehr großen und somit groben Maßstab 
verwendet wurde. Die Kriterien der Studie wurden auf Ebene der Flächen-
nutzungsplanänderung, bei der Abgrenzung des Geltungsbereiches ver-
wendet. Auf Basis einer detaillierteren Plangrundlage wurde so der Gel-
tungsbereich der Flächennutzungsplanänderung erstellt. 
 
Bei der 71. FNP-Änderung gibt es im Nordosten eine deutlichere Abwei-
chung zur Abgrenzung der Fläche der Potenzialstudie. Eine Überprüfung 
hat ergeben, dass hier im Rahmen der Studie eine Stallanlage versehent-
lich als Wohnhaus berücksichtigt wurde, weshalb die Potenzialfläche hier 
kleiner ist, als die Fläche der 71. FNP-Änderung. 
 
 
Der Anregung wird gefolgt und der Schreibfehler angepasst.  
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Der nebenstehende Vermerk wird auf der Pla-
nurkunde ergänzt.  
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt, der Hinweis wird aufgenommen.  
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
kannt. Sollten sich bei der weiteren Planung und den Erschließungsarbei-
ten Hinweise auf Altablagerungen ergeben, ist unverzüglich die Untere 
Abfallbehörde des Landkreises Ammerland zu informieren."  
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht weise ich auf die Stellungnahme meiner 
unteren Naturschutzbehörde zum in Aufstellung befindlichen vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Nr. 12 mit örtlichen Bauvorschriften hin. 
 
Die Aussagen in Kapitel 3.1 der Begründung sind nicht zutreffend. Für den 
westlichen Teilbereich des Geltungsbereiches ist in der zeichnerischen 
Darstellung der LROP-VO ein Vorranggebiet Torferhalt festgelegt. Eine 
der guten fachlichen Praxis entsprechende landwirtschaftliche Nutzung ist 
mit dieser Festlegung vereinbar, diese steht der Festsetzung für Flächen 
für die Landwirtschaft nicht entgegen. Auch die Nutzung der Windenergie 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB bleibt von der Festlegung unberührt. Den-
noch ist die Begründung zu ergänzen. 
 
Auch in Bezug auf die Festlegungen im RROP des Landkreises Ammer-
land (Kapitel 3.2 der Begründung) sind die Ausführungen zu ergänzen. Der 
gesamte Geltungsbereich der 71. Änderung des Flächennutzungsplans 
wird von einem Vorsorgegebiet für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und -
entwicklung überlagert. Der letzte Satz im Kapitel 3.2 der Begründung, 
wonach diese Planung den Zielen des RROP widerspreche und folglich 
mit den Zielen der Raumordnung vereinbar sei, beinhaltet einen inhaltli-
chen Widerspruch in sich und sollte korrigiert werden. 
 
Meine untere Bauaufsichtsbehörde weist der vollständigen Information 
halber darauf hin, dass die geplante Autobahn A20 etwa 400 m vom Gel-
tungsbereich entfernt liegt, die Baubeschränkungszone ca. 300 m. 
 
Eine vollumfängliche Überprüfung der Planunterlagen (Standortpotenzial-
studie, Begründung und Umweltbericht) in textlicher Hinsicht wurde nicht 
vorgenommen und obliegt der Verantwortung der Gemeinde. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt, die Begründung wird redaktionell angepasst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt, die Begründung wird redaktionell angepasst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Landkreis Friesland 

Lindenallee 1 
26441 Jever 
 

  

 Zu der o.a. Bauleitplanung nimmt der Landkreis Friesland wie folg Stel-
lung: 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement – Regio-
nalplanung: 
 
Die untere Landesplanungsbehörde des Landkreises Friesland weist da-
rauf hin, dass im Vorentwurf RROP 2018 angrenzend an die Landkreis-
grenze zum Ammerland ein Vorranggebiet Natur und Landschaft ausge-
wiesen ist. Grundlage ist hierfür die Gebietskulisse Nr. 106 ,,Wapel und 
Niederungsbereiche" aus dem aktuellen Landschaftsrahmenplan des LK 
Friesland aus dem Jahr 2017. Sie ist Teil der Entwicklungsfunktionsfähig-
keit für den Biotopverbund und demnach auch Teil des regionalen Bio-
topverbundes Friesland. Die naturschutzfachliche Eignung der in der Flä-
chen für die Windenergie ist daher in enger Absprache mit der unteren 
Naturschutzbehörde bzw. dem Landschaftsrahmenplan und aktuellen 
avifaunistischen Gutachten erneut zu prüfen. 
 

Fachbereich Umwelt: 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement – Brand-
schutz: 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement –
Städtebaurecht: 
Fachbereich Zentrale Aufgaben, Wirtschaft, Finanzen, Personal: 
untere Wasserbehörde: 
untere Naturschutzbehörde: 
untere Abfallbehörde: 
untere Immissionsschutzbehörde: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
Das Plangebiet liegt nicht in dem Bereich an der Grenze zum Landkreis 
Friesland. Der Hinweis betrifft die hier vorliegende Bauleitplanung dem-
nach nicht. 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Gemeinde Jade 

Jader Straße 47 
26349 Jade 
 

  

 Seitens der Gemeinde Jade bestehen keine Bedenken gegen die o.g. 
Bauleitplanungen. 
 
Vorsorglich möchte ich darauf hinweisen, dass in der Gemeinde Jade ein 
weiterer Windpark im Bereich Jaderaußendeich ausgewiesen werden soll. 
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, hat allerdings keinen Einfluss 
auf die hier vorliegende Planung.  

 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 
 

  

 An den von der Bundeswehr erteilten Informationen, welche in ihre Abwä-
gungsergebnisse eingeflossen sind, wird weiter festgehalten. Referenzen 
zur Ausrichtung künftiger Windenergieanlagen sind erfolgt. Bitte stellen 
Sie ihre Anträge auf Errichtung von Windenergieanlagen nach Bun-
desimmissionsschutzgesetz über die zuständigen Genehmigungsbehör-
den. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die erforderlichen Anträge zur 
Errichtung der Windenergieanlagen werden bei der zuständigen Geneh-
migungsbehörde gestellt.  

 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation,  
Post und Eisenbahnen 
Tulpenfeld 4 
53113 Bonn 
 

  

 Auf der Grundlage der von Ihnen zur Verfügung gestellten Angaben habe 
ich eine Überprüfung des angefragten Gebiets durchgeführt. Der beigefüg-
ten Anlage können Sie die Namen und Anschriften der in dem ermittelten 
Koordinatenbereich tätigen Richtfunkbetreiber entnehmen. Durch deren 
rechtzeitige Einbeziehung in die weitere Planung ist es ggf. möglich, Stö-
rungen des Betriebs von Richtfunkstrecken zu vermeiden. 
 
Gemäß § 16 Abs. 4 Satz 2 BDSG weise ich darauf hin, dass Sie nach § 16 
Abs. 4 Satz 1 BDSG die in diesem Schreiben übermittelten personenbe-
zogenen Daten grundsätzlich nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen 
dürfen, zu dessen Erfüllung sie Ihnen übermittelt werden. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Richtfunktrassenbe-
treiber haben im Rahmen der Planung eine eigene Stellungnahme abge-
geben. Dieser Stellungnahme wurde eine Abwägung gegenüber gestellt, 
die Richtfunktrassenbetreiber wurden somit im Rahmen der Planung und 
der Abwägung berücksichtigt. 
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 Abwägungsvorschläge 
 
 
Ich empfehle Ihnen, die Informationen zur Bauleitplanung im Zusammen-
hang mit Richtfunkstrecken sowie die zusätzlichen Hinweise auf der Inter-
netseite der Bundesnetzagentur 
www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung im weiteren Verfahren zu be-
rücksichtigen. 
 
Sollten Ihrerseits noch Fragen offen sein, so steht Ihnen für Rückfragen 
die Bundesnetzagentur, Referat 226 (Richtfunk), unter der o. a. Telefon-
nummer zur Verfügung. 
 
Betreiber von Richtfunkstellen: 

Eingangsnummer 23371 
Für Baubereich Rastede, Landkreis Ammerland 

Bebauungsplan Nr. 12 "Wind-
energie Lehmdermoor" 

Planrechteck im ermittelten 
Koordinaten-Bereich 
(WGS 84 in Grad/Min./Sek.): 

NW: 8E1326 53N1819 
SO: 8E1458 53N1755 

 

 

Betreiber und Anschrift: 
Es sind derzeit keine Betreiber von Richtfunkstellen im Prüfgebiet tätig. 
 

 Avacon Netz GmbH 
Watenstedter Weg 75 
38229 Salzgitter 
 

  

 Im Anfragebereich befinden sich keine Versorgungsanlagen von Avacon 
Netz GmbH/ Purena GmbH / WEVG GmbH & Co KG. 
 
Bitte beachten Sie, dass die Markierung dem Auskunftsbereich entspricht 
und dieser einzuhalten ist. 
 
26180 Rastede OT Lehmdermoor 
Alter Lehmdermoorweg 
 
Gesamtanzahl Pläne: 0 

 Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen. 
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 Abwägungsvorschläge 
 
Achtung: 
Im o. g. Auskunftsbereich können Versorgungsanlagen liegen, die nicht in 
der Rechtsträgerschaft der oben aufgeführten Unternehmen liegen. 
 
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung 
 

 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

  

 Das Plangebiet der o. g. Bauleitplanungen liegt ca. 570 m östlich der K 
131 „Lehmder Straße“ außerhalb einer gemäß § 4 (2) NStrG festgesetzten 
Ortsdurchfahrt. Die o. g. Bauleitplanungen dienen der Schaffung der plan-
rechtlichen Grundlage zur Ausweisung von Flächen für die Errichtung ei-
nes Windparks. Das Plangebiet soll über einen Anschluss einer neuen 
Gemeindestraße (Planstraße) an die K 131 „Lehmder Straße“ erschlossen 
werden. Hierzu wird eine vorhandene private landwirtschaftliche Straße als 
öffentliche Straßenverkehrsfläche gewidmet und entsprechend ausgebaut. 
 
Die Belange des Landkreises Ammerland, vertreten durch die Nieder-
sächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr – Geschäftsbe-
reich Oldenburg (NLStBV - OL) im Rahmen der technischen Verwaltung 
der Kreisstraßen, sind als Straßenbaulastträger der Kreisstraße 131 un-
mittelbar betroffen. 
 
Die NLStBV-OL hatte mit Datum vom 31.08.2016 im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu dem in Paral-
lelaufstellung befindlichen Bauleitplanverfahren der 71. Änderung des 
Flächennutzungsplanes sowie zu dem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ Stellung genommen. Eine Abwä-
gung der Gemeinde Rastede liegt vor. Die in meiner Stellungnahme gege-
benen Anregungen und Hinweise werden im vorliegenden Entwurf der o. 
g. Bauleitplanung zum Teil berücksichtigt. Die Stellungnahme hat, soweit 
sachlich noch zutreffend, weiterhin Bestand. Folgendes ist zu beachten: 
 
1. Für den Anschluss der neuen Gemeindestraße ist eine detaillierte Stra-
ßenfachplanung gemäß den Richtlinien für die Anlage von Landstraßen 

 Die Ausführungen sind korrekt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Das Fachbüro wird 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
(RAL 2012) durchzuführen. Eine solche Straßenfachplanung wird gegen-
wärtig durch das Ingenieurbüro K+R Ingenieure erstellt. Am 21.08.2018 
sind mir hierzu Planunterlagen des Ingenieurbüros K+R Ingenieure zur 
Vorabstimmung zugegangen. Nach erster Durchsicht der vorgelegten 
Unterlagen ist festzustellen, dass diese zu vervollständigen sind und zu-
dem weitere Detailabstimmungen stattfinden müssen. Augenscheinlich 
liegt der geplante Gemeindestraßenanschluss im Geltungsbereich des o. 
g. Bebauungsplanes. Die planungsrechtliche Absicherung der Maßnahme 
obliegt der Gemeinde. 
 
2. Für den Anschluss der neuen Gemeindestraße an die K 131 „Lehmder 
Straße“ ist vor Baubeginn zwischen der Gemeinde und dem Landkreis 
Ammerland eine Vereinbarung gem. § 34 (1) NStrG abzuschließen. Die 
detaillierte Straßenfachplanung gemäß den Richtlinien für die Anlage von 
Landstraßen (RAL 2012) wird Grundlage der Vereinbarung sein. Die Pla-
nung ist nach abgeschlossener Vorabstimmung mit der NLStBV-OL einem 
Sicherheitsaudit von einem zertifizierten Sicherheitsauditoren zu unterzie-
hen.  
 
Sämtliche Kosten für die Maßnahme sind von der Gemeinde zu überneh-
men. 
 
3. Es werden keine konkreten Aussagen zum weiteren Transportweg der 
Material- und Anlagentransporte gemacht. Gemäß vorliegender Abwägung 
der Gemeinde Rastede wurde eine Anfahrtsprüfung durchgeführt, in der 
die für die Erschließung erforderlichen Maßnahmen dargestellt werden. 
Diese Anfahrtsprüfung ist der NLStBV – OL bisher nicht bekannt. Ich bitte 
um Vorlage einer Fahrtwegprüfung. 
 
 
Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung über die Abwägung meiner vor-
getragenen Anregungen und Hinweise. 
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der 
Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung von zwei Ablich-
tungen der gültigen Bauleitplanungen. 
 
 
 
 

die erforderlichen Abstimmungen mit der zuständigen Behörde durchfüh-
ren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: 
Der Anregung wird gefolgt. Die erforderliche Vereinbarung wird die Ge-
meinde Rastede mit dem Landkreis Ammerland vor Baubeginn abschlie-
ßen. Die für diese Vereinbarung erforderlichen Ausbauplanungen werden 
der NLStBV-OL zur Überprüfung vorgelegt. Die Planung wird nach erfolg-
ter Vorabstimmung mit der NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem 
zertifizierten Sicherheitsauditoren unterzogen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 3: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wurde ein Anfahrtsprüfung 
durchgeführt. Hierzu gibt es eine schriftliche Dokumentation, in der für die 
Erschließung erforderliche Maßnahmen festgehalten sind. Diese Anfahrts-
prüfung wird der Fachbehörde zur Verfügung gestellt.  
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 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

  

 Aus Sicht des Fachbereiches Rohstoffwirtschaft wird zu o.g. Vorhaben 
wie folgt Stellung genommen:  
 
Aus lagerstättenkundlicher Sicht möchten wir darauf hinweisen, dass in-
nerhalb des von der o. g. Bauleitplanung betroffenen Gebietes ein Roh-
stoffgebiet „Ton“ liegt sowie ein Rohstoffsicherungsgebiet 1. Ordnung 
„Ton“ angrenzt. Diese Flächen sind vor die Rohstoffversorgung von über-
regionaler bzw. regionaler Bedeutung und sollten daher nicht überplant 
werden. Vor der Errichtung der Windkraftanlagen sollte der vorhandene 
Ton durch eine Tonabbauunternehmen / eine Ziegelei aus der Region 
sachgerecht entnommen und sinnvoll verwertet werden.  
 
Rohstoffsicherungskarten und andere geowissenschaftliche Themenkar-
ten können auch über den Kartenserver des LBEG 
(www.lbeg.niedersachsen.de – Karten, Daten und Publikationen – NIBIS 
KARTENSERVER) und über den Web Map Service (WMS) als Internet-
kartendienst (www.lbeg.niedersachsen.de - Karten, Daten und Publikatio-
nen – NIBIS KARTENSERVER - Web Map Services) eingesehen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. In den genannten Kartenwerken ist kein 
Rohstoffsicherungsgebiet im Plangebiet der 71. Flächennutzungsplanän-
derung oder des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 „Windener-
gie Lehmdermoor“ verzeichnet. Darüber hinaus führt der Geotechnische 
Bericht (s. Anlage 5 zum Umweltbericht des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“) für die geplanten Wind-
energieanlagenstandorte und Kranstellflächen folgendes aus: 
„Nach den vorliegenden Baugrunderkundungen stehen zunächst holozäne, 
organische Deckschichten aus Klei und Torf an. Der Baugrund darunter 
besteht aus Sand. In den oberen Bereichen sind in diese Sande Schluff-
zwischenlagen eingeschaltet. 
 
Im Bereich der Kranstellflächen wurde vom Hangenden zum Liegenden bis 
zur maximalen Aufschlusstiefe von 5,0 m unter GOK folgende Schichtab-
folge erkundet: 
Mutterboden/Oberboden, Klei und Torf: 
- … 
Decksand: 
- … 
Sand: 
- …“ 
Eine Bedeutung des Plangebietes für die Rohstoffversorgung mit Ton ist 
nicht erkennbar. Der Bau von Windenergieanlagen steht einem Abbau von 
Rohstoffen auf den angrenzenden Flächen ebenfalls nicht zwingend ent-
gegen. Daher wird an der Planung wie vorgesehen festgehalten 
Auch die übrigen Themenkarten des NIBIS-Kartenservers wurden ausge-
wertet und die Auswertung ergab keine der Planung entgegenstehenden 
Belange 
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 Abwägungsvorschläge 
Aus Sicht des Fachbereiches Landwirtschaft/Bodenschutz wird zu o.g. 
Vorhaben wie folgt Stellung genommen:  
 
Aufgrund der hohen Empfindlichkeit der Moor- und Marschböden im Plan-
gebiet gegenüber Verdichtungen und Strukturschäden betonen wir unse-
ren Rat, im Umweltbericht die Durchführung einer Bodenkundlichen Bau-
begleitung im Zuge der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 
anzuraten. Schließlich sind beide Umweltberichte Informationsgrundlagen 
für die zuständige Genehmigungsbehörde. Aus bodenschutzfachlicher 
Sicht sollte eine Bodenkundliche Baubegleitung stattfinden, um der Funk-
tions- und Nutzungserhaltung der angrenzenden Grünlandflächen zu die-
nen.  
 
Für Rückbaumaßnahmen der Zukunft ist sicherzustellen, dass die natürli-
chen Bodenfunktionen wieder hergestellt werden. Die Rückbautiefe der 
Fundamente zur Wiederherstellung der Bodenfunktionen gemäß Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sollte mindestens den effektiven Wurzel-
raum des Standortes bei Ackernutzung, zuzüglich eines Aufschlags von 4 
dm, mindestens jedoch 1,2 m, umfassen. Informationen zur effektiven 
Durchwurzelungstiefe im Trassenverlauf können dem Kartenserver des 
LBEG (http://nibis.lbeg.de/cardomap3/) entnommen werden. Bei der Wie-
derverfüllung sollte standorttypisches Material verwendet werden. Dabei ist 
die Verdichtung des Füllmaterials durch Baugeräte zu vermeiden bzw. auf 
ein Minimum zu beschränken. Da es in der Folge zu Sackungen kommen 
wird, ist eine leichte Geländeüberhöhung vorzunehmen. In aller Regel ist 
eine Schüttung des Materials ausreichend. Die Arbeiten sollten nur bei 
geeigneten Boden und Bodenwasserverhältnissen durchgeführt werden. 
Wir empfehlen diese Bestimmungen in die Planunterlagen zu überneh-
men.  
 
 
Aus Sicht des Fachbereiches Bauwirtschaft wird zu o.g. Vorhaben wie 
folgt Stellung genommen:  
 
Im Untergrund des Planungsgebietes sind uns keine löslichen Gesteine 
bekannt. Es besteht keine Erdfallgefahr (Gefährdungskategorie 0 gemäß 
Erlass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfall-
gefährdeten Gebieten" vom 23.2.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Bei Bau-
vorhaben im Planungsbereich kann daher bezüglich der Erdfallgefährdung 

Der Anregung wird gefolgt. In den Umweltbericht wird eine Empfehlung zur 
Durchführung einer Bodenkundlichen Baubegleitung im Zuge der Vermei-
dungs- und Verminderungsmaßnahmen aufgenommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es obliegt der Genehmi-
gungsbehörde im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach BImSchG 
entsprechende Nebenbestimmungen bzgl. des Rückbaus der WEA in den 
Genehmigungsbescheid aufzunehmen. Die Verpflichtung zum vollständi-
gen Rückbau wurde zusätzlich im Erschließungsvertrag, den die Gemein-
de mit dem Vorhabenträger abgeschlossen hat, geregelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen verzichtet werden.  
 
Nach den uns vorliegenden Unterlagen (Kartenserver des LBEG) steht im 
Planungsbereich setzungsempfindlicher Baugrund an. Es handelt sich 
hierbei um Torf, Mudde, Schlick und Lockergesteine mit sehr geringer 
Steifigkeit.  
 
Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rah-
men der Baugrunderkundung zu prüfen und festzulegen.  
 
Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen 
Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen 
der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-1/NA:2010-
12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN 
EN 1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und 
nationalem Anhang DIN EN 1997-2/NA:2010-12 vorgegeben. Vorabinfor-
mationen zum Baugrund können dem Internet-Kartenserver des LBEG 
(www.lbeg.niedersachsen.de) entnommen werden.  
 
Diese Stellungnahme ersetzt keine geotechnische Erkundung des Bau-
grundes.  
 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen 
unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht. 
 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis. Eine Baugrunderkundung (Geotechnische 
Bericht Stand Juli 2016, Ingenieurgeologie Dr. Lübbe) mit entsprechenden 
Hinweisen zur Gründung liegt bereits vor. Demnach ist eine Gründung der 
WEA bei entsprechender Bauweise möglich. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Überprüfung der bereits 
vorliegenden Baugrunduntersuchung an die genannten Anforderungen an 
die geotechnische Erkundung obliegt dem anschließenden Genehmi-
gungsverfahren. 
 
. 

 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Bezirksstelle Oldenburg – Nord 
Im Dreieck 12 
26127 Oldenburg 
 

  

 Im Rahmen der 71. Flächennutzungsplan-Änderung wird ein Sondergebiet 
im Bereich Lehmdermoor mit der Zweckbestimmung Windenergie (SO 
WEA) dargestellt. In dem Sondergebiet sind 2 Windenergieanlagen ge-
plant. 
 
Außerhalb des Plangebietes werden für die vorliegende Planung ca. 9 ha 
landwirtschaftliche Nutzflächen für Kompensationsmaßnahmen bean-
sprucht. Die externe Kompensation soll in der Gemarkung Jade, Gemein-
de Jade im Landkreis Wesermarsch sowie in der Gemarkung Rastede 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und darauf hingewiesen, dass 
für die vorliegende Planung lediglich ein Kompensationsbedarf von insge-
samt 5,75 ha benötigt wird.  
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und Wiefelstede im Landkreis Ammerland erfolgen. Wir gehen davon aus, 
dass die Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen für 
die die Kompensationsmaßnahmen in enger Abstimmung mit den Bewirt-
schaftern vor Ort erfolgt und nicht zu betrieblichen Engpässen führt. 
 
 
 
Aus allgemeiner landwirtschaftlicher Sicht bestehen grundsätzlich keine 
Bedenken gegen die o. g. Bauleitplanung. Diese Aussage gilt unter der 
Maßgabe, dass auf der Kompensationsfläche, Flurstück 51, Flur 4 in der 
Gemarkung Wiefelstede, keine Kompensationsmaßnahmen realisiert wer-
den, die den Belangen des benachbarten landwirtschaftlichen Betriebes 
Osterloh entgegenstehen. 
 

Eine Sicherung von Kompensationsflächen ist nur mit Einverständnis der 
Landeigentümer und durch langfristige vertragliche Regelungen möglich. 
Dabei wird sichergestellt, dass die Nutzung der Flächen dem Kompensati-
onsziel nicht widerspricht. Die geltenden Nutzungsbedingungen und Be-
wirtschaftungsauflage sind dem Landeigentümer und dem jeweiligen 
Pächter der Kompensationsflächen bekannt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Durchführung von Kom-
pensationsmaßnahmen steht den Belangen des benachbarten landwirt-
schaftlichen Betriebes nicht entgegen.  
 
 

 
 



Bebauungsplan Nr. 6, öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB  
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 Bürger 1 BUND KG Ammerland:   
 Für die Zusendung der Unterlagen zu den o. g. Vorhaben bedanken wir 

uns. Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zu den im Betreff genann-
ten Verfahren der Gemeinde Rastede geben wir im Namen des Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Nieder-
sachsen e.V., Goebenstraße 3a, 30161 Hannover, vertreten durch den 
Vorstand, und der BUND Kreisgruppe Ammerland, Zu den Wischen 5, 
26655 Westerstede, vertreten durch den Vorstand, folgende Stellungnah-
me ab. 
 
Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 19.09.2016 dargestellt, halten 
wird insbesondere die Standorte Lehmdermoor und Wapeldorf/Heubült 
aus naturschutzfachlichen Gründen für die Errichtung von Windenergiean-
lagen für vollkommen ungeeignet und schädlich. Wir halten es deshalb für 
geboten, von diesem Standorten Abstand zu nehmen. 
 
Ansonsten schließen wir uns vollumfänglich der Stellungnahme des NABU 
Rastede vom 21.08.2018 an und machen sie auch für uns zu Eigen. 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde kann bei der 
vorliegenden Planung keine Nicht-Eignung oder Schädigungen von Rech-
ten Dritter erkennen. Die Planung beruht auf den aktuellen Rechtsgrundla-
gen und fachlich anerkannten Bewertungsgrundlagen. Aus diesem Grund 
hält die Gemeinde an der vorliegenden Planung fest. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf die nachfolgende Ab-
wägung zu der Stellungnahme des NABU verwiesen. 

 Bürger 2 NABU Rastede:   
 Stellungnahme zur 70., 71. und 72. Änderung des Flächennutzungs-

planes und der vorhabenbezogenen Bebauungspläne 11, 12 und 13 
der Gemeinde Rastede 
 
Hiermit nehmen der NABU Niedersachsen e.V., der NABU Oldenburger 
Land e.V. und der NABU Rastede zur 70., 71. und 72. Änderung des 
Flächennutzungsplanes und der vorhabenbezogenen Bebauungspläne 11, 
12 und 13 der Gemeinde Rastede wie folgt Stellung: 
 
Zunächst möchten wir uns für die Übersendung der gedruckten Ausferti-
gung unserer Eingabe aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und 
der aktuellen Maßnahmen-CD bedanken! Wie schon in der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung von uns vorgetragen, hat die Gemeinde Rastede 
mit den Änderungen ihres Flächennutzungsplanes und der entsprechen-
den vorhabenbezogenen Bebauungspläne, mit denen sie den Bau und 
den Betrieb von Windenergieanlagen (WEA) in Rastede-Wapeldorf, -

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zur 71. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                              2 
 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
06.03.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

Bekhausen sowie -Delfshausen ermöglichen will, im Rahmen ihrer Abwä-
gungen zur Flächennutzungsplanung grundsätzlich dafür Sorge zu tragen, 
dass durch Bau und Betrieb von WEA keine artenschutzrechtlichen Verbo-
te gem. § 44 BNatSchG verletzt werden. Im Folgenden wird von uns ge-
prüft, ob die naturschutzfachlichen und rechtlichen Voraussetzungen für 
die vorgesehenen Maßnahmen ausreichen oder es zu Kollisionen mit dem 
Naturschutzrecht kommt. 
 
Zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans „Windeneregie Wapel-
dorf/Heubült“ und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans 11: 
 
In den Abwägungsvorschlägen 2018 (Diekmann & Mosebach, S. 47) wird 
davon gesprochen, dass die „Standortpotenzialstudie für Windparks“ des 
Planungsbüros Diekmann & Mosebach „bezogen auf die vorliegende Pla-
nung keine Relevanz entfaltet habe“. Das ist nachweislich falsch. In der 
Begründung zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans vom Januar 
2018 (Diekmann & Mosebach) wird unter 3.4 folgendes zitiert: „Die Stand-
ortwahl zur bauleitplanerischen Vorbereitung eines weiteren Windparks im 
Gemeindegebiet von Rastede im Rahmen der 70. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ erfolgt auf Grundlage 
der Standortempfehlungen der „Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede“ (Diekmann & Mosebach, März 2016 und 
Aktualisierung Oktober 2016) die anlässlich der regional anhaltenden 
Nachfrage nach neuen Standorten für die Erschließung von Windparks 
erarbeitet wurde“.  
 
Wie aus diesem Gutachten und den im Weiteren noch behandelten vor-
habenbezogenen Bebauungsplänen (VBB) mit Umweltbericht eindeutig 
hervorgeht, sind die gesamten Plangebiete 1.1 und 1.2 („Rastede Nord“) 
Gastvogel-Lebensraum von nationaler Bedeutung, die Plangebiete 2.1 und 
2.2 („Bekhausen Nord“) Gastvogel-Lebensraum von landesweiter Bedeu-
tung. Außerdem sind die Plangebiete gem. RROP des Landkreises Am-
merland tlw. als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft bzw. als Vorsor-
gegebiet für Grünlandbewirtschaftung gekennzeichnet. Im Rahmen von 
avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt (SINNING 2013 u. 
DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & MOSEBACH 2016), 

 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 70. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen Bebauungsplan und wird im 
Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens abgearbeitet. 
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dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem Herrenmoor im 
Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade im Osten so-
wie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvögeln als Rast- 
und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Gebiet sowohl im 
Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 2013) im westlichen 
Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 
2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung. Die Untersuchungen ent-
sprachen zwar dem vorgeschriebenen Maß für Gastvogeluntersuchungen 
bei Planungen und Vorhaben entsprechend NLT 2014, die Datenbasis 
muss insgesamt dennoch als etwas „dünn“ bezeichnet werden. Fachliche 
Vorgaben sehen vor, dass u. a. die Gastvogelbestände im Planungsgebiet 
für ein Jahr im wöchentlichen Turnus zu erfassen sind (NLT 2014). Re-
genbrachvögel ziehen im Binnenland Niedersachsens im Frühjahr in ei-
nem kurzen Zeitfenster von Anfang April bis zum 2. Maidrittel (sechs Wo-
chen) sowie nach der Brutzeit von Anfang Juli bis Anfang September (10 
Wochen) durch (ZANG 1995). Dies entspricht einer Gesamtzeit von 16 
Wochen, knapp einem Drittel eines Jahres. Im Zeitraum von etwa 115 
Tagen, an denen Regenbrachvogel-Vorkommen damit in etwa möglich 
sind, fanden somit lediglich 16 Zählungen statt (13,9 %). 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14 % Abdeckung als stichpro-
benartig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände 
ermittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung 
liegen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere 
Frequenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbil-
dender Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmä-
ßig (alljährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufweisen 
würde. Vor diesem Hintergrund konstatieren (KRÜGER et al. 2013), dass 
einjährige Untersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fach-
lich akzeptabel sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchs-
ten Wertstufen auch bei „nur“ einmaligem Erreichen zu Grunde gelegt 
werden müssen (als vorläufige Bewertung, ansonsten gilt für die Bewer-
tung von Gastvogellebensräumen die Vorgabe, dass Schwellenwerte in 
der Mehrzahl der untersuchten Jahre, z. B. in dreien der letzten fünf, über-
schritten werden müssen (KRÜGER et.al.2013). Für Relativierungen je-
denfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrachvogel Bestände von 
nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) als auch 2013 
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(DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal registriert worden 
seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Rede stehenden 
Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogellebensraum 
nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weiterer Untersu-
chungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapelniederung so-
wie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil erreichen im-
merhin noch landesweite Bedeutung. 
 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentlichste Faktor, die mögli-
chen Konflikte und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu umgehen. Von dem Bau von WEA sollten 
deshalb Gebiete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besonde-
re Bedeutung für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren 
Funktionen oder Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört 
oder erheblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die 
Einhaltung bestimmter Abstände zu diesen Gebieten. Die Windparkpoten-
tial-Fläche „Rastede Nord“, befindet sich in einem solchen Bereich. Ferner 
liegt die Potenzialfläche „Bekhausen-Nord“ in einem Bereich mit landes-
weiter Bedeutung. Hinsichtlich der Gebietsbewertungen bei avifaunistisch 
bedeutenden Brut- und Gastvogellebensräumen sind zunächst zwei Quel-
len von Bedeutung. Zum einen handelt es sich um die Arbeitshilfe „Natur-
schutz und Windenergie. Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege bei Standortplanung und Zulassung von 
Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2014)“ des Niedersächsischen 
Landkreistages – kurz NLT-Papier (NLT 2014) – und zum anderen um die 
„Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogel-
lebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten“ der Länderar-
beitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 2014). In beiden 
Papieren ist der fachliche Rahmen für die Planung und Genehmigung von 
Windparks in der Nähe von Vogellebensräumen dargelegt.  
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Wertvolle Vogellebensräume und Zugwege sollten von WEA frei gehalten 
werden (Hötger et. al. 2004, GLOVE et al. 2013, NLT 2014, LAG-VSW 
2014); übrigens nicht nur in Deutschland oder in Europa, sondern überall 
auf der Welt (z. B. COMMONWEALTH OF AUSTRALIA 2015). Dieser 
elementare Grundsatz hat seine Berechtigung. So kommt es nicht überra-
schend im Fall der Wapelniederung zu einem Konflikt bzw. zur Überlage-
rung von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete entlang von Flüssen 
mit ihrem offenen Landschaftsbild und i.d.R. hohen Grünlandanteilen sind 
für viele Wasser- und Watvogelarten von großer Bedeutung als Brut- und/ 
oder Gastvogellebensraum. 
 
Neben den beiden o. g. Fachpapieren liegt für Niedersachsen ein Erlass 
zum Thema Windkraft vor (Niedersächsischer Windenergieerlass, am 
25.02.2016 in Kraft getreten). Dieser betont vor allem den Weg der Einzel-
fallprüfung bzw. die Überprüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände, wobei zwangsläufig fachlich getragene, lebensraumbezogene 
Ansätze in den Hintergrund treten. 
 
Gleichwohl bringt der Erlass bei den WEA-empfindlichen Vogelarten art-
spezifische Empfehlungen für die Planungsebene für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze. Be-
dauerlicherweise ist die Liste der WEA-sensiblen Vogelarten im Erlass 
unvollständig, so fehlt z. B. der Regenbrachvogel. Dies nicht deswegen, 
weil die Art Windenergieanlagen tolerieren würde, sondern die Art ist in 
Niedersachsen sehr selten und der Erlass nicht auf alle Einzelfälle ausge-
legt. Der ökologisch verwandte Große Brachvogel indes ist enthalten, kann 
stellvertretend betrachtet werden. Für diesen werden Prüfradien von 500 
m und 1.000 m um WEA genannt. Das Einhalten der empfohlenen Ab-
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stände indiziert das Fehlen eines relevanten Tötungsoder Störungsrisikos, 
d. h. bei Einhaltung der entsprechenden Empfehlungen wird im Regelfall 
ein Eintritt der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 u. 2 BNatSchG vermie-
den. 
 
Über den Regenbrachvogel und seine Sensitivität gegenüber Windkraftan-
lagen ist wenig bekannt. Hierbei ist hilfreich, die alternativ für den Großen 
Brachvogel ermittelte Abstandswerte heranzuziehen. Große Brachvögel 
verunglückten nachweislich dreimal in Deutschland und siebenmal im 
übrigen Europa an WEA (DÜRR 2015a, b11). Hieraus ergibt sich – wie 
beim Regenbrachvogel – zunächst keine erhöhte Betroffenheit. Allerdings 
spiegelt die Anzahl der Fundmeldungen in der Schlagopferkartei lediglich 
die Erfassungsintensität und Meldebereitschaft wider, nicht jedoch das 
Ausmaß des Problems (DÜRR 2016). So liegen immer noch zu wenig 
systematische Untersuchungen zum Vogelschlag vor, die zentrale Fund-
kartei stellt lediglich Zufallsfunde zusammen. Letztlich bedeutet dies, dass 
das artenschutzrechtliche Tötungsverbot aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
sehr wohl durchaus erfüllt sein könnte, da die zusätzlich zur natürlichen 
Sterblichkeit auftretende betriebsbedingte Mortalität das „allgemeine Le-
bensrisiko“ der Individuen übersteigen kann. Hinsichtlich des Meideab-
standes von Großen Brachvögeln wurden von HÖTKER (2006) 25 Studien 
mit entsprechenden Angaben gefunden, die jedoch an anderen Anlagen-
typen erhoben wurden, heterogenes Untersuchungsdesign besaßen und 
auch deutliche Qualitätsunterschiede aufweisen. Der mittlere minimale 
Abstand von Großen Brachvögeln außerhalb der Brutzeit betrug 222 m 
(Spanne: 50-650 m) bei erheblicher Standardabweichung (als Maß der 
Streuung) von +/- 178 m (HÖTKER 2006, GOVE et al. 2013) bezifferten 
nach umfangreicher Literaturauswertung für rastende/durchziehende Wat-
vögel den Bereich vollständiger Meidung um WEA vorsorglich auf etwa 
300 m, den Störbereich auf etwa 600 m. Als Vorsorge-Werte für die Be-
messung der lokalen Bestandsreduktion gaben sie 100 % im Bereich von 
0-300 m um die Anlagen und 50 % im Bereich von 300-600 m an. 
 
Die Datengrundlagen des Planungsbüros sind demnach nicht aufrechtzu-
erhalten. Es ist von einer erheblich weiträumigeren Beeinträchtigung des 
Rastgebietes für Regenbrachvögel als jeweils auf nur 200 m um eine 
WEA bzw. um einen Windpark (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) auszu-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zur 71. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                              7 
 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
06.03.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

gehen. Dadurch wird die Wapelniederung für die Art auf deutlich größerer 
Fläche als insgesamt 165 ha (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) potenziell 
entwertet.  
 
Fraglich ist, ob der schmale Niederungsstreifen nach Bau der WEA über-
haupt noch von Regenbrachvögeln angesteuert wird, wenn dort weithin 
sichtbar störende Anlagen stehen. Überdies bleibt ungeklärt, welche Aus-
wirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die Ungestörtheit der 
Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilgebieten innerhalb der 
Niederung für die Art haben etc.  
 
Handke (2016, 2017) bestätigt in seinen Raumnutzungsgutachten für die 
Rast- und Zugzeit des Regenbrachvogels die bis zur nationalen Bedeu-
tung reichenden Individuenzahlen in der Wapelniederung westlich und 
östlich der A 29.  
 
Umfang und Wirksamkeit der als „Ausgleichsmaßnahme“ deklarier-
ten Maßnahme Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplan-
ten WEA die Bedeutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für 
Regenbrachvögel zerstören würden, steht offenbar auch für den Investor 
fest. Man misst den betroffenen Flächen die Bedeutung einer Ruhestätte 
im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Diese Einschätzung wird 
hier geteilt. Strittig sind hingegen das zu erwartende Ausmaß der Flächen- 
bzw. Funktionsverluste dieses national und landesweit bedeutenden Ge-
bietes für rastende Regenbrachvögel sowie die Anforderungen, die für 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu 
erfüllen sind, um einen Verstoß gegen das artenschutzrechtliche Verbot 
des § 44 Nr. 1 Abs. 3 BNatSchG zu vermeiden. 
 
U. E. wird bereits die Größe der Flächen- und Funktionsverluste nicht voll-
umfänglich erkannt. Sodann wäre noch überzeugend darzulegen, wie die 
Flächen- und Funktionsverluste mit der Ausgleichsmaßnahme tatsächlich 
bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbesondere fol-
gende Bedingungen wesentlich: 
 
a) Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion der 
betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen an 
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der konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich verbun-
den sein. Die betroffenen Individuen müssen unverzüglich aufgenommen 
werden können, wenn die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört 
werden. 
 
b) Für Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, Habitatbe-
standteile oder –eigenschaften infrage, die vergleichsweise kurzfristig 
herstellbar sind. In jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von vermutlich 
mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management notwendig 
sein. 
 
c) Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der 
Ausdehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer Grö-
ße in qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die Populationsgröße 
nicht dezimiert wird. 
 
d) Die betroffenen Individuen müssen den im räumlichen Zusammen-
hang neu geschaffenen Lebensraum nachweislich angenommen haben 
oder ihre zeitnahe Besiedlung muss unter Berücksichtigung der besten 
verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse mit einer hohen Erfolgssi-
cherheit attestiert sein. Stets bedarf es dazu einer am Einzelfall orientier-
ten Wirksamkeitsprognose. 
 
e) Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, kann man nicht 
von einer gelungenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen. Soweit erkenn-
bar, werden weder Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesserungs-
vorbehalte zur Erfolgskontrolle eingesetzt. Ein Monitoring sollte dazu die-
nen, Unsicherheiten zu erkennen, die sich aus nicht behebbaren Erkennt-
nislücken ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfü-
gung stehen. Hinsichtlich der vom Gutachterbüro dargelegten Überlegun-
gen sind beträchtliche Defizite oder Unsicherheiten erkennbar, die an der 
Machbarkeit bzw. Wirksamkeit der Ausgleichsmaßnahme zweifeln lassen.  
 
Dazu wird ausgeführt: 
 

 Grundsätzlich mag die Jader Marsch bzw. Teile davon den Le-
bensbedingungen des Regenbrachvogels in seiner Aufenthalts-
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dauer als Rastvogel bzw. Durchzügler geeignet sein. Die Frage, 
die zu klären ist, ob und unter welchen Bedingungen die als „po-
pulationsstärkende“ FSCMaßnahme mit 9,6 ha herzustellende ex-
tensiv genutzte Grünlandfläche rechtzeitig geschaffen werden 
kann, welche Vorbelastungen die vergleichsweise kleine Fläche 
hat, ob das Umfeld ähnlichen Anforderungen wie in der Wapelnie-
derung entspricht und nicht zuletzt, ob gerade diese Fläche von 
den Vögeln angenommen wird. 
 

 Mit der Grünlandfläche in der Jader Marsch (der genaue Standort 
wird nicht angegeben, Nähe Hohelucht?) ist keineswegs der 
räumliche Zusammenhang gewährleistet. Es dürften zwischen den 
präferierten WKA-Flächen in der Wapelniederung und der Jader 
Marsch mindestens vier km Luftlinie liegen. Außerdem wurden auf 
der noch mit Senken herzurichtenden Fläche bislang keine Re-
genbrachvögel kartiert. Insofern ist die angedachte Kompensation 
keineswegs als gesichert anzusehen und bedarf einer Überprü-
fung, bevor mit dem Wege- und Anlagenbau begonnen wird.  
 

 Es wird auch der derzeitige Zustand der Fläche in der Jader 
Marsch nicht beschrieben. Eine bloße Erhaltung der Grünlandnut-
zung oder dessen befristete Erhaltung stellen keine Aufwertung 
dar und können insofern nicht als Ausgleichsleistung angesehen 
werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr für die Dauer der 
Schädigungen zu erbringen. Dauergrünland darf aufgrund anderer 
umweltrelevanter und naturschutzrechtlicher Vorschriften nicht 
ohne weiteres zerstört werden. Bei einer möglichen Umwandlung 
von Acker- in Extensivgrünland verhält es sich anders. Aber selbst 
damit würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr er-
reicht, als diese bereits heute in der Wapelniederung vorfinden. 
 

 Weiterhin bleibt unklar, wie nur 9,6 ha Grünland ökologisch und 
funktional so aufgewertet werden sollen, dass diese als Aus-
weichgebiet betrachtet bzw. angerechnet werden können. Es ist 
höchst zweifelhaft, dass sich auf einer Fläche von nicht einmal 
200 x 500 m (100.000 m²) durch die beschriebene Maßnahme ein 
für Regenbrachvögel attraktiver Standort entwickelt. Damit ist sehr 
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zweifelhaft, dass die Ausgleichsfläche je die ökologische Funktion 
der beanspruchten WKA-Flächen als Ruhestätte umfänglich wird 
erfüllen können. 
 

 Der Vorschlag in Anlage 10 UB, vorsorglich eine Ausnahme gem. 
§ 45 (7) BNatSchG (Ausnahme vom Tötungsverbot) im Genehmi-
gungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz für 
den prognostizierten Verlust des Rastplatzes des Regenbrachvo-
gels zu beantragen, zeigt einmal mehr die Hilflosigkeit der Planer 
und der Gemeinde und die Absurdität, die selbst ermittelten, aus-
schließenden Kriterien für den Bau von WEA in der Wapelniede-
rung, ungeachtet der öffentlichen Ablehnung eines solchen 
Schritts zugunsten eines ausschließlich profitorientierten Investors 
durchzusetzen. 

 
 
Somit ist festzustellen, dass die geplanten Maßnahmen gegenüber dem 
derzeitigen Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch 
qualitativ einen adäquaten Ausgleich darstellen. 
 
Wie auch von den an der Planung beteiligten Büros kartiert, sollten u. E. 
neben den intensiven Betrachtungen zum Regenbrachvogel die weiteren 
im Niederungsgebiet der Wapel vorkommenden Brut- und Rastvogelarten 
erwähnt werden, die zwar keine landesweite oder nationale, aber regionale 
und lokale Bedeutung erreichen und somit das Bild eines hochsensiblen 
Natur- und Lebensraumes abrunden. So erreichen uns Belegfotos von 
größeren Ansammlungen nahrungsuchender Weißstörche, werden uns 
von Beobachtungen der Rote-Listen-Arten der in Niedersachsen und Bre-
men gefährdeten Brutvogelarten, u. a. von Seeadlerüberflügen (Rote-
Liste-Status (RL) 2), Weißstörchen (RL 3), Wanderfalken (RL 3), Rohr-
weihen (RL V), Turmfalken (RL V) und den weniger im Bestand, aber 
durch WEA gefährdeten Mäusebussarden und Sperbern berichtet. Der 
nach erfolgreichem Schlupf (mündl. F.-O. Müller, NABU Wesermarsch) 
aufgegebene Seeadlerhorst befindet sich innerhalb des empfohlenen 
Suchraums (NLT 2014: 6 km) nur ~ 4,153 km und nicht wie bei Diekmann 
& Mosebach ~ 6 km vom geplanten WEA-Standort Rastede Nord entfernt. 
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Die Untersuchung der Brutvögel im unmittelbaren Plangebiet ergab nach 
Diekmann & Mosebach (2014, „Varel Süd“) keine relevanten Daten, ob-
wohl mehrere Brutpaare Rohrammer und Schwarzkehlchen im bzw. am 
Rande des Planbereichs festgestellt wurden. Obwohl das Schwarzkehl-
chen inzwischen aus der Roten Liste entlassen worden ist, ist sie wie auch 
die Rohrammer eine geschützte Art. Die Schwarzkehlchen-Bestände ge-
hen aktuell wieder leicht zurück (eigene Beobachtungen NABU Rastede). 
Im Untersuchungsgebiet wurden nach Handke 2016 (Untersuchung an 
Greif- und Großvogelarten in Rastede-Nord) 15 Greif- und Großvogelarten 
nachgewiesen: Mäusebussard, Wespenbussard, Turmfalke, Baumfalke, 
Sperber, Rohrweihe, Rotmilan, Schwarzmilan, Seeadler, Graureiher, Sil-
berreiher, Kranich, Weißstorch und Schwarzstorch. Neben den täglich 
anwesenden Arten Mäusebussard und Turmfalke wurden vor allem Grau-
reiher regelmäßig im Untersuchungsgebiet beobachtet. Auch die Rohrwei-
he wurde als Nahrungsgast an den meisten Beobachtungstagen (9 Termi-
ne) notiert. Der Weißstorch trat als regelmäßiger Gast erst nach der ers-
ten Grünlandmahd (ab Juni) im Gebiet an fünf Terminen auf. 
 
Als potenzielle Schlagopfer durch WEA sind Mäusebussard, Baumfalke, 
Turmfalke, Waldohreule in der Literatur bekannt (Dürr 2013), Kiebitze 
allenfalls in der Zeit der Balzflüge und während des Zugs.  
 
Zum Tötungsrisiko von durch WEA gefährdeten Vogelarten liegt ein dif-
ferenziertes Gutachten für den vergleichbaren Landkreis Osnabrück vor 
(Schreiber et al., 2016, “Abschaltzeiten für Windkraftanlagen zur Vermei-
dung und Verminderung von Vogelkollisionen“), dass insbesondere für die 
konkret im Bereich Wapelniederung vorkommenden Brut- und Gastvogel-
arten Feldlerche, Mäusebussard, Rohrweihe, Baumfalke, Waldohreule, 
Rot- und Schwarzmilan, Turmfalke, Weißstorch und 
Seeadler Möglichkeiten der Kollisionsvermeidung aufzeigt. 
 
Im Folgenden werden einige Beispiele zitiert: 
 
Sofern sich bei der Feldlerche ein Revier mit dem Wirkraum des Rotors 
überschneidet, ist von einem signifikant erhöhten Tötungsrisiko auszuge-
hen. Für eine weitgehende Vermeidung dieses Risikos sind Abschaltun-
gen von Mitte März bis Mitte Juni erforderlich, die tageszeitlich zumindest 
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bis zum frühen Nachmittag reichen müssen. Von der Abschaltung ausge-
nommen werden können höchstens Phasen mit starkem Wind, mindes-
tens mässigem Niederschlag und niedrigen Temperaturen. Eine Tabelle 
gibt wieder, welche Minderungen des Kollisionsrisikos im Mittel erreichbar 
sind, wenn in bestimmtem Umfang die Anlagen während der Stunden mit 
den für den Feldlerchengesang günstigsten Bedingungen abgeschaltet 
würden. 
 
Beim Baumfalken dürfte mit dem Freihalten von 500 m-Abständen von 
WKA zu Brutplätzen des Baumfalken sowie dem Freihalten von Flugwe-
gen zu Nahrungsgebieten im 3 km-Radius (NLT 2014, LAG VSW 2015) 
bereits ein großer Schritt zum Schutz dieses Greifvogels getan sein (vgl. 
Langgemach und Dürr 2014). 
 
Während der Brutzeit des Mäusebussards lässt sich das Kollisionsrisiko 
um etwa ein Drittel senken, wenn die Anlagen während der 400 risiko-
reichsten Stunden abgeschaltet bleiben. Falls darauf verzichtet werden 
soll, sind 10 ha optimierter Nahrungsflächen pro betroffenem Brutpaar 
vorzusehen. Diese Flächen müssen von der Lage her weiter als 500 m 
von den WKA entfernt sein und so platziert sein, dass die WKA auf dem 
Weg von und zu den Nestern nicht durchflogen werden müssen (vgl. 
Schreiber et al. 2016). 
 
Ähnliche Abschaltmaßnahmen sind erforderlich beim Turmfalken, wobei 
hier für 400 Stunden nur ca. 20 % des Tötungsrisikos gemindert wird. 
 
Die Waldohreule wird durch ihre nächtlichen Beuteflüge ebenfalls durch 
WEA gefährdet, insbesondere dann, wenn ihr Nistplatz, wie dargestellt, 
am Rande der Wapelniederung liegt.  
 
Der Weißstorch ist eine der am stärksten durch Kollisionen mit WKA ge-
fährdeten Arten. In der aktuellen Fundstatistik werden für Deutschland 52 
Kollisionsopfer genannt, von denen 13 aus Niedersachsen stammen. Aus 
dem europäischen Ausland sind weitere 42 Fälle bekannt. Die Beobach-
tungen des Absturzes eines Jungvogels deuten auf Verwirbelungen als 
Absturzursache hin. Mehrere Funde mit ähnlichem Verletzungsbild spre-
chen für regelmäßige Abstürze mit dieser Ursache. Ob es aerodynamisch 
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tatsächlich Wirbelschleppen sind, wird kontrovers diskutiert, was aber die 
Verluste insgesamt nicht in Frage stellt (LANGGEMACH UND DÜRR 
2015). 
 
Ein dem Brutgeschehen zuzurechnendes Tötungsrisko ergibt sich grund-
sätzlich ab der Ankunft im Revier (ab Ende Februar) bis zum Abzug (spä-
testens September). Während der gesamten Brutzeit muss das Tötungsri-
siko als hoch eingestuft werden. Das Risiko erhöht sich für die Störche 
besonders bei der Verfolgung von Rivalen, Thermikflügen und in den ers-
ten Wochen nach dem Ausfliegen der Jungstörche (Schreiber et al., 
2016). 
  
Im Ergebnis kommt auch Handke (s.o.) zu dem Schluss, dass es ohne z. 
T. längere Abschaltzeiten zu gefährlichen Kollisionen von Greif- und Groß-
vögeln kommen wird. 
Wir werden im Weiteren auf die Einbeziehung der beiden Gutachten be-
stehen. Weiterhin sollte es im Zusammenhang mit der Wirtschaftlichkeits-
prüfung Bestandteil der weiteren Planungsschritte sein. 
 
Schlagopfer Fledermäuse 
Es ist nachgewiesen, dass bundesweit besonders während der Zugzeiten 
im Frühjahr und Spätsommer, aber auch standortspezifisch ganzjährig mit 
erhöhten Schlagopferzahlen bei einigen Fledermausarten zu rechnen ist. 
Seit 2002 wird zur Dokumentation von Verlusten an WEA von der Staatli-
chen Vogelschutzwarte des Landesamtes für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz Brandenburg eine Fundkartei geführt, deren Funde im 
Wesentlichen auf zufälligen Kontrollen beruhen. Entsprechend dem Stand 
Sommer 2017 stellen Großer Abendsegler (Nyctalus noctula), Kleiner 
Abendsegler (N. leislerii), Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus), 
Zweifarbfledermaus (Vespertilio murinus), Zwergfledermaus (Pipistrellus 
pipistrellus), Rauhautfledermaus (P. nathusii) und Mückenfledermaus (P. 
pygmaeus) mit 94,4 % die am häufigsten in der Bundesrepublik verun-
glückten Arten dar. Diese sieben, von 25 in der BRD vorkommenden Fle-
dermausarten, jagen artspezifisch im freien Luftraum und gelangen somit 
leicht in Reichweite der Rotorblätter. Zudem ist für mindestens fünf dieser 
Arten bekannt, dass sie saisonal migrieren und deshalb zusätzlich eine 
hohe artspezifische Gefährdung besteht. Während der Zugzeit ist auf 
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Grund des vermutlich breitbandig stattfinden Zuges (Meschede et al. 
2017) an allen Windparks mit Schlagopfern zu rechnen. Ohne Abschaltzei-
ten ist in Deutschland von einem Schlagopferaufkommen von bis zu einer 
viertel Million Fledermäuse pro Jahr auszugehen ist (vgl. VOIGT et al. 
2015). 
 
Wie aus dem Fachbeitrag Fledermäuse (Diekmann & Mosebach „Varel 
Süd“, 2013 und Frey et al., 2016, Anl. 9, Fledermäuse Süd) hervorgeht, 
sind auf den überplanten Flächen Bereiche untersucht worden, die als 
Funktionsräume hoher und mittlerer Bedeutung für diese Artengruppe 
relevant sind. Insbesondere sind die Kollisionskonflikte im Sommer und 
Spätsommer/Herbst am größten. Bei einem etwaigen Betrieb von WEA 
innerhalb oder näher als 200 m plus Rotorlänge zu diesen Funktionsräu-
men sind danach einzig Abschaltzeiten als geeignete Vermeidungs- 
bzw.Verminderungsmaßnahmen möglich und daher frühzeitig einzupla-
nen. Die Sommerpopulationen mit dem Nachwuchs als auch die durchzie-
henden Arten Abendsegler, Rauhaut- und Mückenfledermaus sind einem 
erhöhten Kollisionsrisiko ausgesetzt. Dieses kann nur durch ein zeitlich 
befristetes Abschalten der WEA bei Temperaturen über 10°C Umge-
bungstemperatur und Windgeschwindigkeiten unter 7,5 m/s vermieden 
bzw. vermindert werden. Eine Kompensation ist auf andere Weise nicht 
möglich. Die Aufgabe eines möglichen Betreibers wird es sein, diese Ab-
schaltzeiten einzuhalten und für Nachprüfungen zu dokumentieren. 
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede avisierte Raum zur Realisie-
rung von Windparks in der Wapelniederung ist ein Gastvogellebensraum 
von nationaler Bedeutung; in Teilen ist er Gastvogel-Lebensraum von 
landesweiter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das 
Vorkommen des Regenbrachvogels als Rast- und Zugvogel. Vor dem 
Hintergrund der Prämisse einer Risiko-und Konfliktminimierung sollten die 
im Raum liegenden Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in 
Betracht gezogen werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gast-
vogellebensraum Wapelniederung liegen. Losgelöst davon und im Hinblick 
auf eine potenzielle artenschutzrechtliche Betroffenheit des Regenbrach-
vogels, geht das Gutachterbüro von einer Bedeutung der betroffenen Flä-
chen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für die Art aus. Mit Bau 
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und Betrieb von WEA würden bedeutende Teile der Wapelniederung dau-
erhaft ihre ökologische Funktion als Rastgebiet/Ruhestätte für die Art ver-
lieren (Verbotstatbestand). Um den Verbotstatbestand bezüglich des Ver-
lusts der Ruhestätte abzuwenden, wurde vom Gutachterbüro eine Aus-
gleichsmaßnahme in der Jader Marsch in einer Größenordnung von 9,6 
ha vorgeschlagen. Jedoch ist die skizzierten Maßnahme nicht überzeu-
gend; sie beruht überwiegend auf unbelegten Annahmen oder der Erfolg 
scheint eher unwahrscheinlich. Die Zweifel machen sich fest an dem zu 
gering gewählten Flächenansatz und dem fehlenden räumlichen Zusam-
menhang. Außerdem ist die Gebiets- und Maßnahmeneignung insgesamt 
fraglich. Zudem wird von uns nach wie vor vertreten, dass sich die Konflik-
te, die sich in der Wapelniederung zwischen Windenergiewirtschaft und 
Vogelschutz auftun, nicht nur auf die Bedeutung des Gebietes als Rast-
platz für Regenbrachvögel beschränken, sondern 
es sind, wie beschrieben, auch andere Vogelarten in artenschutzrechtlich 
relevanter Weise betroffen. Die Erwirkung einer Ausnahme vom Tötungs-
verbot stellt den Naturschutz völlig auf den Kopf und wird von uns mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln bekämpft. 
 
Deshalb wird dringend empfohlen, die Windenergiepläne in der Wapelnie-
derung auszusetzen. Der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes 
und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 11 der 
Gemeinde Rastede kann aus den vorgenannten Gründen nicht zuge-
stimmt werden. 
 
Zur 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 12 „Windenergie 
Lehmdermoor“: 
Grundlage unserer Stellungnahme sind eigene Beobachtungen im Rah-
men der Stellungnahmen zum ROV und BVWP zur A 20, dem Gutachten 
des Planungsbüros Diekmann & Mosebach vom 08.03.2016 und mehrjäh-
rige mit vielen Beweisfotos unterlegte Beobachtungen einer ornithologisch 
sehr engagierten Anwohnerin aus dem Alten Lehmdermoorweg.  
 
Der Bereich Lehmdermoor wird zwischen Lehmdermoorgraben und Gee-
strandtief im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Am-
merland als Vorsorgegebiet für Günlandbewirtschaftung ausgewiesen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Darstellung des genannten Vorsorgegebietes für Grünlandbe-
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Daraus folgt naturgegeben, dass es sich um einen potenziellen Lebens-
raum für die überwiegend stark gefährdeten Wiesenvögel, die in den letz-
ten 20 Jahren um ca. 80 % im Bestand abgenommen haben, handelt; wir 
es also hier mit einem hochsensiblen Natur- und Lebensraum zu tun ha-
ben. 
 
 
 
 
Das Planungsbüro hat als wertgebende Arten (RL = Rote Liste der in Nie-
dersachsen und Bremen gefährdeten Brutvogelarten, s. S. 8) dort Braun-
kehlchen (RL 2), Gartenrotschwanz (RL V) und Rauchschwalbe (RL 3) 
festgestellt. Zu denken gibt, dass weitere wichtige wertgebende Vogelar-
ten keine Erwähnung finden, die von der niedrigen Empfindlichkeit (Punkt-
zahl 5) zu einer hohen Empfindlichkeit (Punktzahl 15) führen müssen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
So sind auch hier wie in der Wapelniederung große Ansammlungen von 
Regenbrachvögeln als Gastvögel beobachtet worden. Auch der in unse-
rem Raum sehr seltene Ortolan (RL 2) ist in den letzten beiden Jahren in 
der Brutzeit festgestellt worden (Belegfoto). Ferner sind im Planungsgebiet 
Braunkehlchen (RL 2), Rotmilan (RL 2), Seeadler (RL 2), Rohrweihe 
(RL V), Weißstorch (RL 3), Wanderfalke (RL 3), Turmfalke (2015: RL V) 
auf der Nahrungssuche beobachtet und z. T. fotografiert worden. Sogar 
der Wachtelkönig (RL 2) ist hier in der Brutzeit verhört worden. Die Auf-
zählung mag nicht vollständig sein, zumal wir davon ausgehen, dass auch 
Kiebitz (RL 3), Feldlerche (RL 3), Mehlschwalbe (RL 3), Wiesenpieper (RL 
3), Goldammer (RL V), die schilfbewohnenden Arten Teich-, Schilf- und 

wirtschaftung gemäß den Ausführungen des RROP nicht explizit mit einer 
Wertigkeit der Areale als Wiesenvogellebensraum einhergeht. Bereiche 
für die Grünlandbewirtschaftung können auch über Gehölzreihen einen 
Strukturreichtum aufweisen, welcher nicht mit einer hohen Qualität als 
Wiesenvogellebensraum einhergehen kann. Die Wertigkeiten für die Fau-
na, welche für eine Planung in einem solchen Vorsorgegebiet relevant 
sind, sind daher immer projektspezifisch zu ermitteln, wie es bei der vorge-
legten Planung der Fall war. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass im Umweltbericht bzw. den dazugehörigen faunistischen Gutachten 
weder Braunkehlchen noch Gartenrotschwanz als planungsrelevante bzw. 
generell vorkommende Arten festgestellt worden sind. Woher die Annah-
me zum Vorkommen der in der Stellungnahme genannten Arten stammt, 
ist unklar. Allerdings wurden im Rahmen der Standortpotenzialstudie der 
Gemeinde Rastede die in der Stellungnahme genannten Arten aufgeführt, 
da es auf dieser Ebene für die Teilfläche 3.3 entsprechende Informationen 
dazu gab, welche zu einer regionalen Bedeutung des Bereiches als Brut-
vogelgebiet führten. Es wird darauf hingewiesen, dass die Potenzialfläche 
hauptsächlich mit einer mittleren Empfindlichkeit (15-25 Punkte) eingestuft 
worden ist. Eine hohe Empfindlichkeit wurde erst ab einer Punktzahl von 
30 Punkten vergeben. Weitere Informationen zu planungsrelevanten bzw. 
wertgebenden Vogelarten gab es zum Zeitpunkt der Erstellung der Studie 
nicht, so dass die ermittelten Potenzialflächen sowohl in ihrer Abgrenzung 
als auch in ihrer Wertigkeit weiterhin Bestand haben. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird an dieser Stelle darauf 
hingewiesen, dass die im Rahmen der Bauleitplanung durchgeführten 
Brut- und Rastvogelerfassungen und Raumnutzungserfassung mit den 
Anforderungen des niedersächsischen Windenergieerlasses konform ge-
hen. Alle im Rahmen der Erfassungen ermittelten Arten wurden aufgeführt 
und unter Berücksichtigung ihrer Planungsrelevanz weiter betrachtet. 
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Sumpfrohrsänger und viele andere in den übrigen Rasteder Moorgebieten 
brütenden Offenland bzw. Halboffenlandarten (z. B. Fitis, Zilpzalp, Neuntö-
ter, Dorngrasmücke, Schwarzkehlchen, Wachtel) ihren Lebensraum in 
diesem Moorgebiet haben, um nur einige der wichtigsten Vertreter zu nen-
nen.  
 
Die Aufzählung allein der z. T. auf Fotos dokumentierten Rote-Listen-Arten 
rechtfertigt u. E. eine Einstufung des Gebietes in die höhere Wertstufe 15 
(hohe Empfindlichkeit), erst recht, wenn das seit 2015 in Delfshausen 
brütende Storchenpaar in die Betrachtung einbezogen worden wäre. Der 
bei Sinning 2017 im Jahre 2016 mit Flugbewegungen kartierte Weißstorch 
von der Jaderlangstraße war nämlich nicht der einzige Brutvogel im Raum 
Delfshausen und muß von Sinning übersehen worden sein. Auf dem 
Grundstück Delfshausen, Dörpstraat 152 (s. Anlage 4) brütet nach Aussa-
gen des Grundeigentümers H. Bargmann ein Storchenpaar bereits seit 
2015! Auch in 2018 wurde durch den NABU Rastede hier wieder eine Brut 
festgestellt (K. Hinsch, H. Vollstädt, S. Lorenz). In der Karte zur Anlage 4 
ist der Neststandort nit dem 1.000-m-Radius eingezeichnet. Danach läge 
nur noch die mit WEA 3 bezeichnete Windkraftanlage knapp außerhalb 
dieses Schutzbereichs (s. NLT 2014).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Bewertung des Gebietes 
auf Ebene der Standortpotenzialstudie wird, wie oben beschrieben, nicht 
durchgeführt. Die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung durchge-
führten Erfassungen nach den entsprechenden Methodenstandards führen 
bei den anerkannten Bewertungsmethoden für Brut- bzw. Rastvogelgebie-
te (BEHM & KRÜGER 2013, KRÜGER et al 2013)) für Brutvögel zur Darstel-
lung von Bereichen lokaler und regionaler Bedeutung sowie Bereichen 
unterhalb der lokalen Bedeutung und für Rastvögel zu einer lokalen Be-
deutung bzw. im Nordosten zu einer internationalen Bedeutung. Diese 
Einschätzungen sind ausführlich dem Umweltbericht sowie dem Fau-
nagutachten zu entnehmen. Eine Änderung der Wertigkeiten aufgrund der 
aufgeführten Vogelarten, welche teilweise lediglich als Nahrungsgäste vor 
Ort waren und damit keine Bewertungsrelevanz entfalten, wird nicht gese-
hen. Der genannte Weißstorchbrutplatz in der Dörpstraat 152 wurde vom 
Büro Sinning bei den Erfassungen ermittelt, jedoch konnte während der 
Erfassungsdurchgänge kein brütendes Paar dort festgestellt werden. Auch 
die Ergebnisse der Raumnutzungsanalyse zeigen deutlich, dass bei dem 
Erfassungspunkt 2 aus Süden kommend (oder in Richtung Süd abgehend) 
keine Flugbewegungen festgestellt wurden, die auf einen besetzten Horst 
hingewiesen hätten. Der Vergleich der Flugaktivität in Nestnähe des be-
setzten Horstes an der Jaderlangstraße und in der Nähe des angeblich 
besetzten Nestes an der Dörpstraat ist hierbei eindeutig. Auch in 2016 
wurde auf dem fraglichen Grundstück die Nisthilfe kartiert, sie wurde ent-
sprechend bei der Brutvogelkartierung März / April 2016 berücksichtigt. So 
wurde ab dem 09.03.2016 der Weißstorch in der Nähe des später besetz-
ten Horstes gesichtet und ab dem 15.03.2016 die Feststellung getroffen, 
dass der Horst besetzt war. Während der weiteren Kartierung in 2016 
wurde auf dem fraglichen Grundstück kein Weißstorch auf der Nisthilfe 
oder in der Nähe kartiert. Während der Rastvogelkartierung im Brutzeit-
raum am 29.04. und ab 04.07.2016 wurde dort ebenfalls kein Weißstorch 
kartiert. Trotz entsprechender Häufigkeit vor Ort und der Kenntnis über 
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Bei der diesjährigen Gastvogelzählung des NABU Rastede im Lehmder 
Moor (H. Vollstädt, S. Lorenz, Anlage 2) konnten signifikant hohe Gastvo-
gelbestände festgestellt werden. So finden sich in Anlage 1 Belegfotos 
vom 21.02.2018 aus dem Bereich Delfshausen Nord, die Bläss- und 
Weisswangengänse in Vergesellschaftung in einer Größenordnung von 
>1.500 Individuen zeigen. Insbesondere konnte damit nachgewiesen wer-
den, dass es sich bei den Weißwangengänsen mit einer Maxima von 
1.100 Individuen im Lehmder Moor nach NLWKN und KRÜGER et al. 
2013 um ein Rastgebiet von landesweiter Bedeutung handelt. Die Ge-
wöhnungsfähigkeit von Gänsen an WKA ist zwar gegeben, aber die 
Wechselsituation zwischen Nahrungs- und Schlafplätzen im Gebiet wird 
auch von Gutachtern häufig unterschätzt. Die Flüge von den Nahrungsflä-
chen zu den Schlafgewässern finden überwiegend in der Dämmerung 
statt, wo die Sicht der Tiere stärker eingeschränkt ist. Die Gänse fliegen in 
die Nacht hinein und sind dabei nur in geringer Höhe unterwegs. Hier be-
steht ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko. Außerdem ist der Jungvo-
gelanteil zu bedenken, der über keine Erfahrungen mit WKA verfügt.  
 
Sinning 2017 weist in seiner AVIFAUNA „WP Delfshausen“ (Brut- und 
Rastvogelerfassungen 2015/2016/2017) insgesamt 12 planungsrelevante 
Vogelarten (mind. gefährdet nach den Roten Listen, als geschützt nach 
EU-Vogelschutz-Richtlinie Anhang I) nach.  
 
Als Randbrüter außerhalb des 1.000 m-Radius wurden im Norden des 
Untersuchungsgebiets außerdem die Rohrweihe mit einem Brutverdacht 
festgestellt.  
 
 
Bezogen auf die Rastvögel kommt dem Gebiet nach Sinning sogar inter-

den möglichen Nistplatz konnte keine Brut des Weißstorches ermittelt 
werden. Sollte sich in den kommenden Jahren ein Weißstorch an dieser 
Stelle nach Umsetzung des Projektes dort ansiedeln, so ist die Genehmi-
gungsbehörde in der Lage entsprechende Vorkehrungen zu treffen, um 
einer etwaige Problematik zu entgegnen. Dies trifft ebenso auf alle ande-
ren derzeit aufgrund der natürlichen Dynamik von Populationen nicht ab-
sehbaren Entwicklungen zu. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Gastvogelbe-
obachtungen entsprechen der über die Erfassungen der Bauleitplanung 
ermittelten Nutzung des Raumes durch Gänse. Im Rahmen der durchge-
führten Erfassungen wurden Trupps mit 1.370 Weißwangengänsen bzw. 
1.890 Blässgänsen festgestellt. Die angesprochenen Wertigkeiten und das 
Vorkommen wurden im Rahmen des Umweltberichtes damit bereits ent-
sprechend berücksichtigt. Sämtliche Auswirkungen auf die Gastvögel wur-
den im Rahmen der Eingriffsregelung bzw. der artenschutzrechtlichen 
Prüfung gemäß den rechtlichen Vorgaben ermittelt und bewertet. Es be-
steht kein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko für die festgestellten Rast-
vogelarten. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Alle planungsrelevanten Arten 
wurden im Rahmen der Eingriffsregelung bzw. der artenschutzrechtlichen 
Abarbeitung dargestellt und in Bezug auf die Planungsrelevanz bewertet 
und berücksichtigt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Rohrweihe wurde in den 
faunistischen Erfassungen festgestellt und auch bei den Standardraum-
nutzungserfassungen festgestellt. Eine erhöhte Nutzung des Raumes und 
ein dadurch erhöhtes Kollisionsrisiko bestehen für diese Art nicht. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie geben die in den Gut-
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nationale Bedeutung zu! Dabei erreicht die Weißwangengans den erfor-
derlichen Schwellenwert für diese Einstufung. Aber auch die Rastbestände 
von Bläss- und Graugans, Kampfläufer, Kiebitz und Pfeifente sind nach 
dem Gutachten signifikant, wobei der Kampfläufer eine vom Aussterben 
bedrohte Art ist. 
 
Fledermäuse im WP Delfshausen 
Mindestens die hier heimischen Fledermausarten Großer Abendsegler 
(Nyctalus noctula), Kleiner Abendsegler (N. leislerii), Breitflügelfledermaus 
(Eptesicus serotinus), Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) und Mü-
ckenfledermaus (P. pygmaeus) sind durch die geplanten Windenergiean-
lagen, besonders in der Zugzeit, stark gefährdet. WEA stellen eine akute 
Gefährdung für die sich im freien Luftraum bewegenden Fledermäuse dar 
und gelten global als eine Hauptgefährdungsursache für diese Tierarten 
(O‘SHEA et al. 2016). Ohne Abschaltzeiten ist in Deutschland von einem 
Schlagopferaufkommen von bis zu einer viertel Million Fledermäuse pro 
Jahr auszugehen (vgl. VOIGT et al. 2015). Als Schlüsselarten für viele 
verschiedene Lebensraumtypen zählen Fledermäuse deshalb zu den 
streng zu schützenden Arten der FFH-Richtlinie der Europäischen Union 
(Anhänge II u. IV). Sie unterliegen gem. Bundesnaturschutzgesetz beson-
ders strengem Schutz. Im Gutachten von Sinning (Fledermäuse, WP 
Delfshausen, 01/2017) werden die schon zum WP Wapeldorf-Heubült 
gemachten Beobachtungen bestätigt. Auch hier werden die Abschaltzeiten 
für die einzelnen Anlagen in mehreren Tabellen dargestellt. Danach sollen 
in niederschlagslosen Nächten mit Windgeschwindigkeiten unter 6 m/s in 
Gondelhöhe bei Temperaturen > 10° C Abschaltungen erfolgen. Richtig-
erweise wird darauf hingewiesen, dass insbesondere für die Abenseglerar-
ten und die Rauhautfledermaus Abschaltungen bei höheren Windge-
schwindigkeiten (allgemein wird hier von 7,5 m/s ausgegangen) erforder-
lich werden. Da insbesondere die Abendseglerarten bereits in der Däm-
merung ausfliegen, sind die Abschaltzeiten bereits vor völliger Dunkelheit 
festzulegen bzw. anzupassen (J. Gebhard, W. Bogdanowicz: Großer 
Abendsegler in: Handbuch der Säugetiere Europas, Band 4/2: Fledertiere). 
Eine Kompensation auf andere Weise ist auch hier nicht möglich. Zur 
Überprüfung der festgelegten Abschaltzeiten und Windgeschwindigkeiten 
ist ein zweijähriges Gondelmonitoring durchzuführen (vgl. MU NIEDER-
SACHSEN 2016). Das Monitoring umfasst automatische Messungen der 

achten zum Umweltbericht dargestellten Arten und Wertigkeiten wieder. 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Kampfläufer in Deutschland allein 
als Brutvogel den Status „vom Aussterben bedrohte Art“ aufweist. Bei der 
Erfassungen wurde er lediglich als Rastvogel festgestellt. 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und geben inhaltlich den-
selben Stand wieder, wie er auch im Umweltbericht bzw. im Rahmen des 
fledermauskundlichen Gutachtens aufgezeigt worden ist. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die Mückenfledermaus gemäß den Ausführungen des 
Leitfadens Artenschutz des niedersächsischen Windenergieerlasses nicht 
per se eine kollisionsgefährdete Fledermausart ist. Die Kollisionsgefähr-
dung hängt bei dieser Art von Vorkommen und Verbreitung in dem be-
trachteten Raum ab. Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen zu 
den Fledermausvorkommen im Plangebiet wurde keine Kollisionsgefähr-
dung bei dieser Art aufgrund des geringen Vorkommens festgestellt. 
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Fledermausaktivitäten im Gondelbereich nach den Bedingungen des For-
schungsprojekt des BMU („Entwicklung von Methoden zur Untersuchung 
und Reduktion des Kollisionsrisikos von Fledermäusen an Onshore-
Windenergieanlagen“ (BRINKMANN et al. 2011). Die Aufgabe eines mög-
lichen Betreibers wird es sein, die Abschaltzeiten einzuhalten und für 
Nachprüfungen zu dokumentieren. 
 
Generell zur Windkraft in Moorgebieten haben der NABU Oldenburger 
Land und der NABU Rastede bereits 2012/2013 vor der Umsetzung der 
Details zur landkreisweiten Windkraft-Potenzialstudie im Bereich der 
Rasteder Geestrandmoore gewarnt. Darin waren große Flächen entlang 
des Geestrandes als potenzielle Standorte für Windparks vorgesehen. Die 
Geestrandmoore verfügen über noch weitgehend unberührte Landschaf-
ten - mit die letzten in Rastede angesichts des immensen Flächenver-
brauchs der letzten Jahre. Der ursprünglich richtige Gedanke, Windkraft 
als Teil der erneuerbaren Energien mit Blickrichtung auf den sich abzeich-
nenden Klimawandel zu fördern, gerät leider immer mehr in den Hinter-
grund. Investmentgesellschaften locken an windexponierten Standorten 
Kapitalanleger und Grundeigentümer mit hohen, staatlich geförderten 
Renditen und versuchen dann, ihr Konzept auf politischer Ebene durchzu-
setzen.  
 
Dies versucht jetzt offenbar erneut ein „Investor“ in Rastede umzusetzen. 
Dass damit Moorlandschaften zu einem Industriegebiet degradiert werden, 
wird offenbar von der Ratsmehrheit billigend in Kauf genommen. 40-
Tonner-LKW tragende massive Zuwegungen für die riesigen Bauteile 
müssen geschaffen und der moorige Untergrund bis in große Tiefen 
standfest für die bis 200 Meter hohen Türme gemacht werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Festlegung von Bestim-
mungen zu einem Monitoring mit den entsprechenden dazugehörigen 
Dokumentationen liegt im Zuständigkeitsbereich des Landkreises Ammer-
land als Genehmigungsbehörde.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede 
führt diese Planung durch, um ihren Beitrag zur Energiewende zu leisten 
und auf diesem Weg Kohle- und Atomkraftwerke überflüssig zu machen 
und somit vor allem die mit diesen Kraftwerken und deren Abfallprodukten 
verbunden Gefahren zu vermeiden. Die gesetzlichen Anforderungen bei 
der Planung zur Ausweisung von Windparks wurden dabei berücksichtigt 
und erfüllt. Räume, in denen eine Windenergienutzung in Widerspruch zu 
bestehenden Festsetzungen (z.B. im RROP), Verboten und Gesetzen 
steht (z.B. Naturschutzgebiete), sind im Rahmen der Standortpotenzialstu-
die für Windenergie der Gemeinde Rastede bereits ausgeschlossen wor-
den. Für den Bereich der Potenzialfläche „Delfshausen“ gab es für die 
Umsetzung von Windparkvorhaben keine entgegenstehenden Belange. 
Von einem Industriegebiet zu sprechen entbehrt jeder Grundlage, da bei 
einem Windpark sowohl die Umfänge der Versiegelungen als auch die 
baulichen Anlagen mitsamt ihren Emissionen selbst mit einem Industrie-
gebiet nicht gleichzusetzen sind. Die Gemeinde ist sich der Fahrzeugbe-
wegungen während der Bauphase bewusst. Dass kleinere Gemeindestra-
ßen für die Lasten, welche beim Transport von WEA-Bauteilen anfallen, 
nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde Rastede ebenfalls bewusst. Daher 
wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsverfahren der Zustand der 
Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Sofern erforderlich wer-
den Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. Die Kosten 
dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. Im Bereich der Zuwegungen 
wird die Lastverteilung auf der vorhandene Bodenschicht durch ein aufge-
brachtes Paket von Geotextilien und Schotter-Sand- Gemischen optimiert, 
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Allein die erforderlichen Entwässerungsmaßnahmen werden unüberseh-
bare Folgen für die dort wohnenden Menschen und vom Aussterben be-
drohten Tier- und Pflanzenarten haben. Aber auch der Moorkörper wird 
durch die Gründungsarbeiten und das Durchstossen des mineralischen 
Untergrunds auf Dauer durch die fehlende Wasserzirkulation, Grundvo-
raussetzung für eine erfolgreiche Moorrenaturierung, zerstört. Eine Moor-
regeneration wird dadurch weitgehend unmöglich gemacht.  
 
 
 
 
 
 
 
Das Ammerländer Geestgebiet erreicht mit über 20 m bei Rastede seine 
größten Höhen. Im Rasteder/Delfshauser Moor – also im Planungsbereich 
– liegen Geländehöhen unter NN bei einem extrem gespannten Grund-
wasserleiter und einem mittleren Grundwasserstand von etwa - 0,70 cm 
(siehe Anlage 3: Karte Grundwasserstände LBEG 2017). 
 
 
 
 
Durch den Bodenaustausch im Bereich der Zuwegungen und folgender 
Flächenverdichtung sind durch Moorbodenverdrängung und Schwingun-
gen erhebliche Schäden abzusehen.  
 

so dass Verdichtungen minimiert werden. Die Aufbaumaterialien werden 
hinsichtlich ihrer Eignung (LAGA-Richtlinie) überprüft. Nach Rückbau der 
Zuwegungen sind die natürlichen Bodenfunktionen wiederherstellbar. Der 
moorige Untergrund wird darüber hinaus nicht standfest gemacht, sondern 
die Fundamente standfest in dem mineralischen Untergrund, der sich na-
türlicherweise unter der Moorauflage befindet, verankert. Diese Vorge-
hensweise ist üblich und bewährt. Es wird im Weiteren darauf hingewie-
sen, dass die festgesetzte Höhe der Windenergieanlagen maximal 150 m 
beträgt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gemäß der vorliegenden Geo-
technischen Stellungnahme zum Schutzgut Boden und Wasser (s. Anlage 
6 zum Umweltbericht) sind durch die notwendigen Gründungsarbeiten 
keine dauerhaften und/oder erheblichen Auswirkungen auf das Grundwas-
ser im Hinblick auf den Grundwasserkörper, die Grundwasserdruckver-
hältnisse, Grundwasserstände oder die Grundwasserströmung (vertikal 
und horizontal) sowie die umliegenden Bodenschichten zu erwarten, da 
zwischen den vorliegenden Bodenschichten ein permanenter Wasseraus-
tausch stattfindet und keine getrennten Grundwasserkörper aufgrund von 
Sperrschichten im Boden vorliegen. Die für die Gründung notwendigen 
Pfähle verbleiben im Boden, da ein vollständiger Rückbau technisch und 
ökologisch nicht sinnhaft ist. Generell wird eine Moorrenaturierung auf-
grund der Lage von Fundamentpfählen im Untergrund nicht verhindert. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gemäß der den Verfahrensun-
terlagen beigefügten Geotechnischen Stellungnahme zum Schutzgut Bo-
den und Wasser vom Büro Dr. Lübbe weisen die abdeckenden Torf-
/Kleischichten nur eine geringe Scherfestigkeit und eine vergleichsweise 
hohe Durchlässigkeit auf. Anhand der vorliegenden Ergebnisse ist mit nur 
mit sehr geringen Druckdifferenzen des Grundwassers zwischen der Torf-
schicht und den darunter anstehenden Sanden zu rechnen. Von einem 
extrem gespannten Grundwasserleiter ist daher nicht auszugehen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt im Rahmen der Her-
stellung der Zuwegungen kein Bodenaustausch, sondern wie oben bereits 
dargelegt, wird die Lastverteilung auf der vorhandene Bodenschicht durch 
ein aufgebrachtes Paket von Geotextilien und Schotter-Sand- Gemischen 
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Die engen und tonnagebeschränkten Moorstrassen können den zu erwar-
tenden Bauverkehr nicht aufnehmen. Schwingungen durch Schwerlasten 
übertragen sich über den Moorboden in weite Bereiche. Somit sind bei den 
geplanten Baumaßnahme auch im erweiterten Baubereich (~4 km) auf 
Grund von Grund- und Oberflächenwasserveränderungen sowie Einflüsse 
durch Einfahrung von Schwerlasten massive Geländeschädigungen wahr-
scheinlich. 
 
 
 
 
 
 
Zudem würde eine bisher relativ unberührte Naturlandschaft in eine In-
dustrielandschaft unter dem Deckmantel des Klimaschutzes verwandelt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dass man seitens der Gemeinde den Wünschen eines Investors soweit 
entgegenkommen will, mitten in eine Moorfläche und Erholungslandschaft 
einen wahren „Flickenteppich“ aus Beton, breiten Schotterstrassen usw. 
zu hinterlassen, ist schwer nachzuvollziehen. So sind Naturschutz und 
Energiewende nicht vereinbar! Der hemmungslose Naturverbrauch geht 
ungeachtet aller wissenschaftlichen Erkenntnisse und Warnungen, u. a. 
der Naturschutzverbände, unvermindert weiter.  
 
 
 

optimiert, so dass Verdichtungen minimiert werden. Die Aufbaumaterialien 
werden hinsichtlich ihrer Eignung (LAGA-Richtlinie) überprüft. Nach Rück-
bau der Zuwegungen sind die natürlichen Bodenfunktionen wiederherstell-
bar. Neben diesem Wegeaufbau können über Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen sowie Optimierung der Baustellenverkehre  samt -abläufen Aus-
wirkungen auf den Untergrund verhindert bzw. minimiert werden, so dass 
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Vorfeld erfolgte eine Stre-
ckenprüfung zur Ermittlung der bestmöglichen Zuwegung unter Berück-
sichtigung der Wegebeschränkungen sowie der einzusetzenden Baustel-
lenfahrzeige. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und zu dem Begriff „Industrie-
landschaft“ auf die oben stehenden Abwägung zum Begriff „Industriege-
biet“ verwiesen. Dass es sich bei dem vorliegenden Plangebiet um eine 
relativ unberührte Naturlandschaft handelt, kann nicht nachvollzogen wer-
den. Die derzeit auf den Flächen stattfindende intensive Landwirtschaft mit 
teilweise durchgeführter Ackernutzung führt auf den Moorstandorten 
nachgewiesenermaßen zur Mineralisation des Torfkörpers und damit 
schrittweisen Abbau und Reduzierung des Moorbodens. Gemäß den An-
gaben des NABU Positionspapiers:“ Moore – Lebensräume mit hoher Be-
deutung für Natur- und Klimaschutz“ sind in Niedersachsen rund 95% der 
Moorstandorte gestört bzw. genutzt, wozu auch der hier dargestellte Gel-
tungsbereich zu zählen ist.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass konkrete Anträge zur Bauleitplanung an die Gemeinde gestellt wur-
den, die die Gemeinde nicht ablehnen kann, ohne sich damit binnen an-
gemessener Frist auseinandergesetzt zu haben (§ 12 Abs. 2 BauGB). Die 
Gemeinde hat sich vor dem Hintergrund der Notwendigkeit, die Windener-
gie zu steuern (durch Ausschluss von WEA außerhalb von ausgewiesenen 
Windparks) und gemäß der einschlägigen Rechtsprechung der Windener-
gie jedoch gleichzeitig ausreichend substanziell Raum geben zu müssen 
dazu entschieden, die Planverfahren zur Ausweisung weiterer Windparks 
in parallelen Verfahren zu beginnen. Eine Ablehnung entsprechender An-
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Für die Gewinnmaximierung einiger Investmentfonds und -anleger sollte 
uns unsere Natur und Lebensgrundlage zu schade sein! Auch nachfol-
gende Generationen haben Anspruch auf eine unverbrauchte und unver-
stellte Moorlandschaft! 
 
 
Wie heißt es so poetisch im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RROP, D2.10 2) des Landkreises Ammerland: „Überwiegend als Grün-
land genutzte Fluß- und Bäkenniederungen, die in der zeichnerischen 
Darstellung als Vorsorgegebiete für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und 
–entwicklung dargestellt sind, sollen durch Maßnahmen, die den Natur-
haushalt in seiner Funktionsfähigkeit oder das Bild der Landschaft erheb-
lich stören, grundsätzlich nicht beeinträchtigt werden. Negative Entwick-
lungen in diesen Bereichen, z. B. ...die Anlegung von Containerflächen, 
sind grundsätzlich auszuschließen.“  
 
Interessanterweise heißt es in der Anlage 6 zu Vorlage 2018/025 der Ge-
meinde Rastede „Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 Windenergie 
Lehmdermoor., Umweltbericht“ auf Seite 54: „Delfshausen ist ein typi-
sches Moorkolonistendorf mit z.T. noch erhaltenen streifenförmigen Flur-
formen. Eine prägende Birkenallee und z.T. ältere, tlw. auch reetgedeckt, 

träge zur Bauleitplanung ist vor dem Hintergrund der Rechtsprechung nur 
möglich, wenn nachweislich im Vorfeld objektive, vernünftige Gründe und 
entsprechend schwerwiegende Belange dagegen sprechen. Die Gemein-
de entspricht daher nicht allein Wünschen von Privatpersonen. Für jede 
Erschließung und Einrichtung eines jeden Windparks sind notwendiger-
weise Zufahren und Fundamente erforderlich. Diese werden in der vorlie-
genden Bauleitplanung in flächensparender Weise umgesetzt und nach 
Rückbau des Windparks auch bis auf die Pfähle zurück gebaut. Des Wei-
teren wird allein die Zuwegung, welche für eine Wartung während des 
Betriebs notwendig ist, aufrecht erhalten, während ggf. notwendige 
Baustraßen zurück gebaut werden. Die Umsetzung regenerativer Energien 
geht überall mit Beeinträchtigungen von den Schutzgütern einher, orientiert 
sich allerdings in der Planungs- und Genehmigungsphase selbstverständ-
lich an den gültigen Gesetzgebungen und den neuesten wissenschaftli-
chen Erkenntnissen.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es besteht kein Anspruch auf 
Unveränderlichkeit der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Treiben, sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist 
hinzunehmen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in der Stellungnahme zitier-
ten Aussagen stehen nicht im Widerspruch zueinander. 
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Wohnhäuser sowie Feldscheunen verleihen dem Dorf eine besondere 
Eigenart. Durch Freiflächen zwischen den einzelnen Häusern sowie an-
sprechend gestaltete, vielseitige Gärten, bewahrt sich das Dorf z.T. einen 
ursprü nglichen, fast historisch anmutenden Charakter. Der hohe Struktur-
reichtum verleiht dem Dorf eine besondere Schönheit und Eigenart. Auf-
grund dessen wird diese Landschaftseinheit mit einer „hohen Bedeutung“ 
für das Landschaftsbild eingestuft.“ 
 
Und: auch wenn es Investoren und unkritische Politiker nicht gerne hören: 
Moore, also auch das Lehmder Moor, sind mit die letzten relativ ungestör-
ten Rückzugsgebiete bedrohter Pflanzen- und Tier-, insbesondere Vogel-
arten, die Gefahr laufen, aus der Roten Liste gefährdeter Brutvögel als-
ausgestorben herauszufallen. 
 
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede angedachte Bereich zur Reali-
sierung von Windparks im Lehmder Moor stellt sich als Gastvogellebens-
raum von landesweiter Bedeutung, nach Sinning 2017 sogar von internati-
onaler Bedeutung dar. Ausschlaggebend für eine entsprechende Bewer-
tung ist eine Rastmaxima von 1.100 Weißwangengänsen, ungeachtet der 
auch hier immer wieder einfliegenden Regenbrachvögel. Es wird be-
schrieben, dass auch andere wertgebende Vogel- und verschiedene Fle-
dermausarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
Zum anderen wird hier eine der letzten unverbauten, intakten Moorland-
schaften zu einer Industrielandschaft mit einem Moorkolonistendorf am 
Rande durch fünf hochaufragende WEA bis zur Unkenntlichkeit verändert. 
Vor diesem Hintergrund sollten die beplanten Windenergie-
Potenzialflächen im Delfshauser Raum naturschutzfachlich nicht mehr in 
Betracht gezogen werden, weil sie mitten in einem bedeutenden Gastvo-
gellebensraum und dem Lebensraum von weiteren kollisionsgefährdeten 
Großvögeln (u. a. Rotmilan, Weißstorch und Seeadler) liegen. Nicht nach-
vollziehbar ist der Einwand, dass die Landschaft im Lehmdermoor durch 
die „kommende A 20“ ohnehin eine starke Veränderung erfahren wird. Ob 
diese Autobahn, deren erster Abschnitt derzeit nicht etwa von den be-
troffenen Gemeinden, die das höchste Interesse an der Erhaltung ihrer 
natürlichen Landschaft und der Lebensqualität ihrer Bewohner haben 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und der Anregung nicht 
gefolgt. Die dargestellten Wertigkeiten des Lebensraumes werden im 
Rahmen der Verfahrensunterlagen dargestellt, bewertet und die erhebli-
chen Umweltauswirkungen nach den gesetzlichen Vorgaben ermittelt, 
soweit möglich Vermeidungsmaßnahmen festgesetzt und nicht vermeidba-
re Beeinträchtigungen kompensiert. Im Rahmen der Ermittlung der Um-
weltauswirkungen ist eine kumulative Betrachtung weiterer Pläne und Pro-
jekte, die einen ausreichenden Planungsstand sowie mit dem Projekt über-
lappende Wirkräume haben, zwingend notwendig. Es ist zum jetzigen 
Zeitpunkt aufgrund des Planungszustandes davon auszugehen, dass die 
A20 in diesem Bereich verlaufen wird, so dass die angesprochene Vorge-
hensweise fachlich korrekt ist. Mit dem im Parallelverfahren in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplan Nr. 12 werden zwei Windenergieanlagen statt 
der in der Stellungnamen genannten fünf Anlagen festgesetzt.  
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müßte, sondern von einem Naturschutzverband beklagt wird, die vielen 
(juristischen) Hürden bis zum vollständigen Plazet aller sieben Abschnitte 
jemals schaffen sollte, ist derzeit mehr als fraglich. Darauf zu vertrauen, ist 
höchst fahrlässig und zeigt einmal mehr die Gleichgültigkeit der Gemeinde 
gegenüber Natur und Landschaft. 
 
Der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 12 der Gemeinde Rastede 
kann aus den vorgenannten Gründen nicht zugestimmt werden. 
 
Zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 13 „Windenergie 
Lehmden“: 
Gegen die hier angedachte Planung bestehen grundsätzlich keine Beden-
ken. Allerdings befindet sich nordwestlich an die Potenzialfläche angren-
zend ein älterer Waldbestand und westlich der Kreisstrasse schließt das 
Gelände des Golfplatzes an. Der NABU Rastede hat in Abstimmung mit 
dem Vorstand des Golfclubs in den Jahren 2016/2017 zur Verbesserung 
der Lebensräume auf dem Clubgelände eine große Anzahl von Nisthilfen 
für Brutvogel- und Fledermausfauna installiert. Hierdurch könnte eine 
Neubewertung der Avifauna und des Untersuchungsraums zu den geplan-
ten WEA erforderlich werden.  
 
Zum anderen ist der Brutvogelbestand vom Büro Sinning 2013 mit acht 
Begehungen zwischen Ende März und Mitte Juli 2011 erfasst worden, der 
Rastvogelbestand von Mitte August 2011 bis Ende März 2012 mit insge-
samt 15 Begehungen. Gegen die seinerzeitige Erfassungsmethode und 
der Ergebnisbewertung bestehen keine Einwände, es liegen inzwischen 
allerdings sechs bis sieben Jahre zwischen den Erfassungen und der jet-
zigen aktuellen Situation. In der Literatur wird allgemein von einem „Ver-
fallsdatum“ für avifaunistische Bestandsdaten von fünf Jahren ausgegan-
gen, da sich innerhalb dieser Zeitspanne eine totale Veränderung in der 
Artenzusammensetzung ergeben kann. Deshalb wäre hier wie auch die 
Kartierung der Fledermausbestände aus dem Jahr 2011 (Sinning 06/2013) 
nochmals zu aktualisieren. 
 
Immisionsschutzrechtliche Prüfungen 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 72. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen Bebauungsplan und wird im 
Rahmen des dortigen Beteiligungsverfahrens abgearbeitet. 
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Für alle vorgenannten Bebauungspläne bleiben ohnehin die immisions-
schutzrechtlichen Prüfungen abzuwarten, die übrigens auch für die 
Repoweringpläne in Lehmden bei einer Anlagenhöhe > 50 m gelten. 
 
 
 
Bewertungen durch unabhängiges Gutachten 
Bei Durchsicht und Prüfung der uns zur Verfügung gestellten Unterlagen 
ist sichtbar geworden, dass das mit der Planung beauftragte Büro die Kar-
tierungen vor Ort sowie die Abfassung der verschiedenen Gutachten vor-
genommen hat als auch an den Bewertungen der Eingaben im Rahmen 
der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung maßgeblich beteiligt war. Um 
dem Verdacht zu begegnen, dass die vorgenommenen Bewertungen der 
Eingaben im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und die im 
Zuge der aktuellen Öffentlichkeitsbeteiligung vorgebrachten Einwände im 
Zweifel zugunsten des Auftraggebers qualifiziert worden sind bzw. werden, 
empfehlen wir die Einholung der Stellungnahme einer unabhängigen staat-
lichen Stelle, dem NLWKN, Fachbehörde Staatliche Vogelschutzwarte. In 
möglichen juristischen Auseinandersetzungen könnte das Fehlen eines 
unabhängigen Gutachtens eine nicht unerhebliche Rolle spielen und als 
Versäumnis gewertet werden. 
 
Urteile und Beschlüsse aus jüngster Zeit 
Ohne es vorwegnehmen zu wollen, ob es im Falle einer Genehmigung der 
Windkraftplanungen der Gemeinde durch den Landkreis Ammerland zu 
einer Klage kommen sollte, möchten wir doch auf mehrere Verwaltungs-
gerichtsurteile aus jüngerer Zeit in Bezug auf die Komplexibität der Ge-
nehmigungsverfahren von Windparks in den verschiedenen Bundeslän-
dern hinweisen und damit auf die schwierige Rechtslage, der sich auch die 
Kommunen gegenübersehen bzw., wie im folgenden Beispiel, aussetzen: 
 
- Ganz aktuell (03.08.2018) hat das VG Oldenburg auf Antrag der 
Rechtsanwältin Dr. Jutta Engbers (Friesoythe), dem Landesverband der 
Bürgerinitiativen Umweltschutz (LBU) eine vollstreckbare Ausfertigung 
seines Beschlusses vom 8. Februar 2018 (Az.: 12 B 67/18) erteilt. Mit 
diesem Beschluss ist der (Weiter-) Bau und Betrieb der damals trotz des 
Bauverbots teilweise errichteten acht WEA im Windpark Wehrder vor 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Alle vorliegenden Gutachten 
und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorga-
ben und fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. 
Weiterhin wurden die Eingaben der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
neutral bearbeitet und entsprechen dem üblichen Vorgehen sowie der 
Meinung der Politik der Gemeinde Rastede im Bauleitplanverfahren. Die 
genannten Institutionen wurden im Rahmen der Verfahrensschritte durch 
die Gemeinde beteiligt und konnten Stellungnahmen zu der Planung ab-
geben. Ein Versäumnis lässt sich aus dem gewählten Vorgehen nicht ab-
leiten. 
  
 
 
 
 
 
Die Hinweise auf die Urteile werden zur Kenntnis genommen. Zu der Auf-
listung ist zu sagen, dass in der Regel jedes Planverfahren für sich ge-
nommen ein „Unikat“ und jede mögliche Gerichtsentscheidung immer eine 
„Einzelfallentscheidung“ ist, welche in den wenigsten Fällen Allgemeingül-
tigkeit erlangt und somit nicht ohne weiteres übertragbar ist. 
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Mooriem bis zu einer endgültigen Entscheidung untersagt worden. Die 
„Windpark Wehrder GmbH“ als Betreiber setzte sich jedoch über den Be-
schluss des Verwaltungsgerichts Oldenburg hinweg und baute mit Ge-
nehmigung, Duldung und Unterstützung des Landkreises Wesermarsch 
vier der ursprünglich acht genehmigten Anlagen trotz diverser Anzeigen 
bei Landkreis und Polizei weiter vollständig auf. Vier weitere Anlagen wur-
den als halbhohe Stümpfe in die Landschaft gestellt. 
 
- In seinem Urteil vom 17.03.2016, Az. 22 B 14.1875 und 22 B 14.1876, 
fasst der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) die bisherige 
Rechtsprechung zur Problematik über das Vorkommen von Rotmilanen im 
Bereich von Windrädern zusammen und wies die Klage eines Betreibers 
auf eine Baugenehmigung ab. Zusätzlich urteilte der BayVGH über die 
Abstände kollisionsgefährdeter Vogelarten zu Windrädern. Diese würden 
nicht mehr der Anlage 2 des noch geltenden Windkrafterlasses in Bayern 
entsprechen. Ab sofort müssen in Bayern die aktuellen Abstandsempfeh-
lungen der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten („Hel-
goländer Papier“, 04/2015) angewandt werden. Damit gibt das BayVGH 
klare rechtliche Vorgaben für die künftige Genehmigungspraxis in Bayern. 
Die Entscheidung des höchsten bayerischen Verwaltungsgerichtes könnte 
auch Präzedenzfall zum Thema „Windkraft versus Artenschutz“ für ganz 
Deutschland werden. Entsprechende Bestrebungen sind derzeit in Bayern 
im Gange, das Helgoländer Papier für alle Bundesländer als verbindlich 
mit Gesetzeskraft zu installieren.  
 
- In seinem Urteil vom 8.11.2017 hat das Oberverwaltungsgericht Lü-
neburg (OVG) die Beschwerde eines Windkraftbetreibers zurückgewie-
sen. Im Windpark Culturweg in der Gemeinde Ovelgönne waren vom 
Landkreis Wesermarsch insgesamt neun Windkraftanlagen Ende 2016 
genehmigt worden. Gegen diese Genehmigungen hatte der NABU Wider-
spruch eingelegt und gleichzeitig beim Verwaltungsgericht (VG) Oldenburg 
in einem Eilverfahren einen Baustopp beantragt. Das VG Oldenburg hatte 
diesem Antrag stattgegeben und die Errichtung der Anlagen mit Beschluss 
vom 28.04.2017 untersagt. Gegen den Beschluss des VG Oldenburg war 
der Windkraftbetreiber in die Beschwerde beim OVG gegangen. Die neun 
bereits genehmigten Windkraftanlagen dürfen aus artenschutzrechtlichen 
Gründen weiterhin nicht errichtet werden, weil durch den Windpark seltene 
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und streng geschützte Vogelarten gefährdet werden. 
 
- Das VG Oldenburg hat im Februar 2018 in einer Eilentscheidung Ro-
dungsarbeiten zum Windpark Bakum (Kreis Vechta) gestoppt. Die Belan-
ge des Artenschutzrechts und konkret die Auswirkungen der Anlagen auf 
Vögel und Fledermäuse seien völlig unzureichend bewertet worden (NWZ-
Online vom 15.02.2018).  
 
- Der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Württemberg hat im Janu-
ar 2018 das Urteil des VG Stuttgart bestätigt, das eine ohne UVP errichte-
te Windkraftanlage in einem von brütenden Rot- und Schwarzmilanen, 
Baumfalken und Wespenbussarden besiedelten Gebiet bei Schwäbisch 
Hall („Orlach 6“) dauerhaft stillgelegt hatte. VGH: “...Das wirtschaftliche 
Interesse sei „wegen der im Falle einer signifikanten Erhöhung des Tö-
tungsrisikos drohenden irreversiblen Zustände geringer zu gewichten“. 
Artenschutz sei „nicht etwa ein privater Belang, sondern ebenfalls von 
hohem öffentlichen Interesse“. 
 
- Im jüngsten Fall hat sich der Stadtrat Jever gegen weitere Windräder im 
Stadtgebiet ausgesprochen (NWZ vom 17.03.2018). Dabei ging es um 
den Bau von neun 150 Meter hohen Windkraftanlagen, die im Abstand von 
500 Metern zu Wohnhäusern errichtet werden sollten.  
 
Zu erwähnen wäre in diesem Zusammenhang noch der Kabinettsbeschluß 
der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, die zugunsten der Akzep-
tenz von WEA einen Vorsorgeabstand von 1.500 m zu Wohngebieten im 
Landesentwicklungsplan festgelegt hat (Landtag NRW, Vorlage 17/415). 
Auch die Regierung Schleswig-Holsteins wird künftig einen Regelab-
stand von WEA zu Ortslagen von 1.000 m vorschreiben (Koalitionsvertrag 
S.-H., MP Günther). 
 
Wir bitten um sorgfältige Prüfung unserer Stellungnahme und verbleiben. 
 
Anlage 1: 3 Belegfotos vom 21.02.2018 
Anlage 2: Kartierung Vollstädt/Lorenz v. 21.2.2018 
Anlage 3: Karte Grundwasserstände LBEG 
Anlage 4: Karte Sinning mit Weißstorch Delfshausen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise auf andere politische Entscheidungen werden zur Kenntnis 
genommen. Da es keinerlei Landesvorgaben zu Mindestabständen gibt, 
liegt die Entscheidung sowohl über einzuhaltende Abstände, als die Pla-
nungshoheit allein bei der Gemeinde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anlagen 1-4 werden zur Kenntnis genommen. 
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Kopien gelangen an die Fraktionsvorsitzenden der im Rasteder Gemein-
derat vertretenen Parteien und an den Landkreis Ammerland als Geneh-
migungsbehörde 
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 Bürger 3:   
 Mit dieser Stellungnahme beziehe ich mich auf die seit dem 11. d.M. öf-

fentlich ausgelegten Unterlagen für die benannten 3 Gebiete. Meine Aus-
führungen gelten für diese Gebiete gemeinsam. 
 
Insbesondere die Begründungen, die Umweltberichte mit den Fachbeiträ-
gen und die dort bereits eingegangenen Stellungnahmen verschiedener 
Bürger habe ich zur Kenntnis genommen. 
 
Ich fordere Sie hiermit auf, den Umfang der gesamten Planung mit zu-
sammen 10 Windkraftanlagen (WKA) zu überdenken. Meines Erachtens 
wird bei entsprechender Umsetzung ein mehrfaches als die geplanten 
50% Energieerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen erreicht. Damit 
ist Ihre Planung überdimensioniert. Im März 2016 wurden Daten veröffent-
licht, nach denen in 2014 bereits 43% des Energieverbrauchs in der Ge-
meinde aus erneuerbaren Energiequellen stammen. Wenn Investoren 
unter Ihrer Mitwirkung die Möglichkeit erhalten, 10 WKAs a 2.300kW zu 
errichten, so ist das nicht zielkonform. Meine Forderung lautet daher, ver-
ringern Sie die Anzahl der Gebiete, in denen WK-Parks erstellt werden 
können.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die deutsche Bundesregierung 
hat mit dem Klimaschutzplan 2050 vom November 2016 ihre anspruchs-
vollen nationalen Klimaschutzziele bestätigt und weiter präzisiert: Deutsch-
land hält am bestehenden nationalen Ziel fest, seine Treibhausgas-
Emissionen bis zum Jahr 2020 um mindestens 40 % zu mindern. Bereits 
im Dezember 2014 hatte die Bundesregierung das Aktionsprogramm Kli-
maschutz 2020 verabschiedet, um mit zusätzlichen Maßnahmen die ab-
sehbare Lücke in der Zielerreichung zu schließen. Die Umsetzung des 
Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 wird seit 2015 in jährlichen Klima-
schutzberichten überprüft. Nach dem aktuellen Projektionsbericht zur zu-
künftigen Entwicklung der Treibhausgas-Emissionen wird dieses Ziel mit 
den bisherigen Maßnahmen bis 2020 nicht erreicht (Quelle: Umweltbun-
desamt). Laut Windenergieerlass des Landes Niedersachsen handelt es 
sich bei der Windenergie um eine kostengünstige, etablierte und klima-
freundliche Technologie deren weiterer Ausbau wesentlicher Bestandteil 
der deutschen und niedersächsischen Energie- und Klimapolitik ist. Nie-
dersachsen besitzt auf Grund seiner geografischen Lage und Topografie 
dabei gute Vorrausetzungen für die Nutzung von Windenergie wodurch 
dem Land Niedersachsen eine besondere Bedeutung beim Ausbau der 
Windenergie in Deutschland zu kommt, die über die Deckung des nieder-
sächsischen Strombedarfs hinausgeht (Niedersächsisches Ministerium für 
Umwelt, Energie und Klimaschutz, 2016). Es ist daher nicht Planungsziel, 
nur so viel erneuerbare Energie zu produzieren, wie im eigenen Gemein-
degebiet gebraucht wird. Die Gemeinde Rastede hat sich mit der Durch-
führung sowohl der Standortpotenzialstudie als auch der Bauleitplanungen 
zu den verschiedenen Windparks im Gemeindegebiet dazu entschlossen, 
einen aktiven Beitrag zum Erreichen des Klimaschutzzieles des Bundes zu 
leisten. Die für die Errichtung von Windenergieanlagen vorgesehenen 
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Meines Erachtens kann die Gemeinde auf einen WK-Park mit den Flä-
chen in Wapeldorf / Heubült verrichten, ohne Gefahr zu laufen, das erklär-
te Ziel zu verfehlen. Die dafür vorgesehenen Flächen nördlich und südlich 
der L820 'Spohler Straße' erscheinen mir als die in mehrfacher Hinsicht 
umstrittensten zu sein. Eine vergleichende Darstellung aller 3 Gebiete 
könnte hilfreich sein. 
 
 
Des weiteren schlage ich folgendes vor: Betreiber von WKAs in den be-
nannten Gebieten werden vertraglich verpflichtet, jährlich wiederkehrende 
Zahlungen i.H.v. mindestens 1,0% aus den Erlösen des Energieverkaufs 
bzw. der Energieeinspeisungsvergütung an eine neutrale Naturschutzbe-
hörde zu entrichten. Ersatzweise verpflichtet sich die Gemeinde Rastede 
selbst zu entsprechenden Zahlungen aus dem dann verbesserten Gewer-
besteueraufkommen. Diese Zahlungen sollen u.a. dazu dienen, in den 
Jahren der Nutzung von WKAs die Einhaltung der verschiedenen umwelt-
relevanten Auflagen durch Fachkräfte der Naturschutzverbände zu ge-
währleisten. 
 

Areale wurden über die Standortpotenzialstudie als bestgeeignete Flächen 
ermittelt. Weiterführende Untersuchungen und Gutachten im Rahmen der 
Bauleitplanungen zeigen des Weiteren keine unüberwindbaren Raumwi-
derstände auf, so dass an der Fortführung der Planung festgehalten wird. 
Eine vergleichende Darstellung ist unter dem Gesichtspunkt der Bereitstel-
lung substanziellen Raumes für die Windenergie nicht zielführend. 
 
 
Die Anregungen sind nicht Gegenstand der hier vorliegenden 71. Flächen-
nutzungsplanänderung. Die Abwägung erfolgt daher in der Abwägungsta-
belle zur 70. Flächennutzungsplanänderung und nicht an dieser Stelle. 
 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt, da dem rechtlich zwingende Hindernisse 
entgegenstehen. Die Erteilung einer Genehmigung für den Betrieb einer 
Windkraftanlage von einer Zahlung des Betreibers abhängig zu machen, 
die an Dritte erfolgt, ist unzulässig. Es gibt keine gesetzliche Grundlage für 
eine solche Abgabe. Nur auf gesetzlicher Grundlage dürfen Abgaben er-
hoben werden.  
Die Erteilung einer Genehmigung darf auch nicht von einem Entgelt ab-
hängig gemacht werden. Die Erbringung von entgeltlichen Leistungen 
durch den Betreiber einer Windkraftanlage kann nur im Rahmen eines 
städtebaulichen Vertrages oder eines Erschließungsvertrages geregelt 
werden. Hiernach sind regelmäßig Entgelte für den Betrieb der Anlagen 
nicht zulässig. Eine ersatzweise Verpflichtung der Gemeinde zu Zahlungen 
für den Naturschutz, ist gesetzlich nicht vorgesehen. Demgemäß kann 
auch die Gemeindevertretung in ihrem Haushalt keine Abgabenlast zur 
Zahlung an Naturschutzverbände vorsehen.  
Der Vorschlag basiert auf einer gesetzlich nicht vorgesehenen Abgaben-
last und postuliert demgemäß eine unzulässige Abgabenerhebung.  
 
 
 

 Bürger 4:   
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 Unstrittig ist, das den Gemeinden mittels Paragraph 35 Abs. 3 S. 3 Bau 
GB, dem sogenannten Planungsvorbehalt das eigenverantwortliche Ge-
stalten eingeräumt wird, jedoch unter Beachtung folgender Maßgaben in 
Kurzform 
 
 - unter Einhaltung strenger Vorgaben kann die Gemeinde eigenverant-
wortlich gestalten, der Schwerpunkt liegt hier auf „ Einhaltung strenger 
Vorgaben „. Es sei hiermit gleichfalls nochmals darauf hingewiesen, das 
bei Verstoß gegen diese Regeln die Ausschlusswirkung nicht greift. Mit 
dem einher geht ein kompliziertes Planungs- und Abwägungsverfahren - 
wobei wir hier den Schwerpunkt auf Abwägungsverfahren legen und dies 
im nachfolgenden Schreiben noch näher begründen. 
 
Dem übergeordnet und zu beachtende Grundsätze, die im Verlauf des 
Abwägungsverfahrens zwingend zu beachten sind und die wir hiermit 
nochmals in's Gedächtnis rufen und deren Einhaltung wir hiermit einfor-
dern.  
 
1. Erklärung der UN - Konferenz für Umwelt und Entwicklung ( UNCED ) 
1992, demnach gilt das Vorsorgeprinzip in Europa. Danach sollen Schä-
den für die Umwelt bzw. die menschliche Gesundheit im VORAUS ( trotz 
unzureichender und noch nicht endgültig bestätigter Wissensbasis ) ver-
mieden oder weitestgehend verringert werden. 
 
In diesem Zusammenhang gibt jedoch die EU - Kommission dazu einen 
gemeinsamen Rahmen vor, der die Nutzen / Schaden Abwägung vor-
schreibt. 
 
Auch hier fordern wir die Einhaltung geltenden Rechtes. 
 
Zur Vervollständigung seien hier nochmals einige Schwerpunkte zur Nut-
zen I Schaden Abwägung , wie sie durch die EU Kommission vorgegeben 
werden, angeführt. 
 
- Die Anwendung des Prinzip sollte auf einer möglichst umfassenden wis-
senschaftlichen Bewertung beruhen, in der auch das Ausmaß der wissen-
schaftlichen Unsicherheit ermittelt wird. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass alle gesetzlichen Vorschriften im Rahmen des Planungsprozesses 
von der Gemeinde eingehalten und beachtet worden sind. Sämtliche öf-
fentlichen Belange wurden auf Grundlage aktueller Gutachten und Daten 
umfassend dargestellt, bewertet und die Auswirkungen bei Umsetzung des 
Projektes ermittelt. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in der Stellungnahme er-
wähnte Rio Erklärung über Umwelt und Entwicklung (Rio-Deklaration) ist 
das völkerrechtlich nicht bindende Ergebnis der UNCED, dessen Inhalte 
der 27 Grundsätze lediglich beachtet werden sollten. Unter Punkt 11 wird 
aufgeführt, dass die unterzeichnenden Staaten wirksame Umweltgesetze 
verabschieden werden. Deutschland ist diesem Punkt u. a. über das Bun-
desnaturschutzgesetz, welches den jeweiligen europarechtlichen Entwick-
lungen angepasst wird, nachgekommen. Diese Gesetzgebung bildet die 
Grundlage für die vorliegende Bauleitplanung, so dass den gesetzlichen 
Vorgaben vollumfänglich entsprochen wird und keine Ergänzungen der 
Unterlagen in Bezug auf die in der Stellungnahme genannten Punkte not-
wendig sind. 
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- Vor jeder Entscheidung für oder gegen eine Tätigkeit sollten Risiken und 
mögliche Folgen einer Untätigkeit bewertet werden. 
 
- Sobald das Ergebnis der Risikobewertung vorliegt, sollten alle Betroffe-
nen in die Untersuchung der verschiedenen Risikomanagementoptionen 
einbezogen werden. 
 
Die Vorschrift verlangt, das auch Risiken neuer Technologien mit gleicher 
Anstrengung wie deren Anwendung erforscht wird. 
 
Aus unserer Sicht und nach Durchsicht der uns zur Verfügung gestellten 
Unterlagen, wurde bei der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und 
der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 „ Wind-
energie Lehmdermoor „ in eklatanter Weise verstoßen und mit dem Be-
schluss des Verwaltungsausschusses der Gemeinde Rastede zur Ge-
nehmigung der Errichtung der WKA, diesen aus unserer Sicht groben 
Verstoß untermauert, was aus unserer laienhaften Sicht einer Rechtsbeu-
gung gleichkommt. 
 
Begründet sehen wir unsere Sichtweise der Sachlage in folgenden Punk-
ten: 
 
1. Abwägungsverfahren, hier wird in mehr als oberflächlichen / arroganten 
Art und Weise über die Sorgen und berechtigten lnteressen betroffener 
Bürger hinweggegangen, durch Formulierungen wie „ zur Kenntnis ge-
nommen „. 
 
 
 
 
 
 
2. Abwägungsverfahren - desweiteren wird bzw werden Abwägungen mit 
dem einfachen Verweis auf die Einhaltung geltender Gesetze , Richtlinien 
und Normen begründet, ohne das dies wirklich nachvollziehbar ausgeführt 
wird.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie oben bereits dargestellt, 
wurden sämtliche rechtlichen Vorgaben von der Gemeinde Rastede ein-
gehalten, so dass von einer Rechtsbeugung aus gemeindlicher Sicht nicht 
gesprochen werden kann.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahr-
genommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussa-
ge nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Ge-
meinde entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in 
der Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwä-
gung bedingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Ab-
wägungsdefizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Bezugnahme zu den je-
weiligen gesetzlichen Vorgaben und Richtlinien, welche die Grundlage der 
Verfahrensunterlagen bilden, ist diesen Verfahrensunterlagen über die 
Bezüge im Text zu entnehmen. Eine Auflistung sämtlicher angewendeter 
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Diese, an den Tag gelegte Vorgehens- und Verfahrensweise entspricht 
unter keinen Umständen den strengen Vorgaben, die in einem solchen 
Verfahren, wie zuvor bereits ausgeführt, einzuhalten sind. 
 
Das diesen strengen Vorgaben des Abwägungsverfahren ( Nutzen / Scha-
den ) nicht umfänglich nachgekommen wurde, werden wir im folgenden , 
aus unserer Sichtweise begründen. 
 
Wir leben in unmittelbarer Nähe des Planungsraumes und erheben hiermit 
fristgerecht folgende Einwendungen gegen das genannte Planungs- und 
Bauvorhaben.  
 
Hierzu jedoch als Einleitung und Handlungsrichtlinie sei gleichfalls auf den 
Paragraphen 1 der BIMSCH sowie auf die Definition des Begriffes „ Ge-
sundheit „ seitens der WHO verwiesen. 
 
- BIMSCH - G Paragraph 1 
Abs 1 Zweck des Gesetzes 
„Der Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den 
Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgü-
ter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen 
schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen ,, 
 
Abs 2 soweit es sich - Zitat - in Teilen ! 
- „ dem Schutz und der Vorsorge gegen Gefahren erhebliche Nachteile 
und erhebliche Belästigungen ..... . .“ 
- Definition der WHO „ Gesundheit ,, 
„ Gesundheit ist ein Zustand vollkommener körperlichen, geistigen und 
sozialen Wohlbefindens und nicht allein das Fehlen von Krankheit und 
Gebrechen „ 
 
Begründung: 
 
- wesentlicher Wertverlust unserer Immobilie und unseres Grundstückes 

Gesetze, Richtlinien und Normen ist daher aus Sicht der Gemeinde nicht 
zusätzlich im Rahmen der Abwägung erforderlich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und wie zuvor darauf hingewie-
sen, dass sämtliche Verfahrensschritte formalrechtlich einwandfrei durch-
geführt worden sind. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und darauf verwiesen, dass als 
Grundlage für die Bauleitplanung das BauGB gilt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
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Hier fordern wir die Erstellung unabhängiger Gutachten zu Lasten der 
Gemeinde oder des künftigen Bauträgers. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
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- Verlust an erheblicher Lebensqualität durch Bauverkehr von Schwerlast-
fahrzeugen und Gerät während der Bauphase und dauerhafte Beeinträch-
tigung durch den Betrieb der WKA. 
 
- Gebäude- Straßen- und Wegschäden durch starken Bauverkehr mit 
Schwerlasten, verursacht durch Schwingungsübertragung über weite Stre-
cken über den Moorboden. 
 
- Hier erwarten wir die Einleitung eines entsprechenden Beweissiche-
rungsverfahrens auf Kosten und zu Lasten der Gemeinde Rastede - hier 
ist die Gemeinde Rastede in der Pflicht, die lnteressen und Rechte der 
Betroffenen und geschädigten Anwohner gegenüber dem Bauträger zu 
vertreten. 
 
- Weiterhin ist zu berücksichtigen, das die Zufahrt zur geplanten Bau- und 
Betriebsstelle über einen Wirtschaftsweg längs des schwarzen Grabens 
führen soll, der zur Gemeindestrasse erklärt werden soll. Diese Zuwegung 
ist für einen Schwerlastverkehr völlig ungeeignet. Eine Schwerlastnutzung 
kann nur erfolgen, durch einen erheblichen und gesicherten Ausbau, der 
allerdings in Widerspruch zum Artenschutz steht. Im Bereich des schwar-
zen Grabens befindet sich der Lebensraum der artenrechtlich geschützten 
Süsswassermuschel, welche auf der roten Liste der zu schützenden Arten 
steht. Bei einem derartigen Ausbau und Eingriff ist von erheblichen Aus-
wirkungen auf den streng geschützten Muschelbestand auszugehen. 
 
Eine solche Maßnahme ist deshalb grundsätzlich abzulehnen und stellt im 
Sinne der geltenden Rechtssprechung einen Straftatbestand dar. 
 
 
 
 
 
 
 
- Zerstörung des Landschaftsbildes und schutzwürdigen Gebiete: 
Der Eingriff in das Lanschaftsbild wird in den Abwägungsvorschlägen be-
schrieben und als erheblich eingestuft. Trotz besseren Wissens gibt die 

Der Bau des Windparks ist zeitlich begrenzt. Kurzzeitige Beeinträchtigun-
gen sind hinzunehmen, wie es z.B. auch hinzunehmen wäre, wenn in ei-
nem Wohngebiet ein Haus gebaut würde oder andere Bauarbeiten auf 
Nachbargrundstücken stattfänden. Es besteht kein Anspruch auf Unver-
änderlichkeit der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Treiben, sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist daher 
hinzunehmen.  
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport 
von WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde 
Rastede bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsver-
fahren der Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. 
Sofern erforderlich werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nach-
gang erneuert. Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die für die Bauphase zu nut-
zenden Wege werden im Vorfeld des Vorhabens durch die Zulieferungs-
firma im Hinblick auf die Traglasten überprüft und – sofern notwendig – ein 
Aufbau des Weges durchgeführt, um eine gleichmäßigere Lastverteilung 
zu ermöglichen. Mit dem „Schwarzen Graben“ ist der Lehmdermoorgraben 
gemeint, welcher sich außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungs-
planes befindet. Der Graben wird durch die Bauleitplanung in seinem Zu-
stand nicht verändert, so dass keine Auswirkungen auf die Süßwassermu-
schel zu befürchten sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewäs-
serunterhaltung nicht Gegenstand der Bauleitplanung ist.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und stellt lediglich dann einen 
Straftatbestand dar, wenn es sich um einen unzulässigen, ungenehmigten 
Eingriff handeln würde bzw. der Eingriff im Rahmen der Bauleitplanung 
bzw. Genehmigungsplanung nicht ausreichend beachtet worden wäre. Da 
das Vorhaben sowohl über die Bauleitplanung der Gemeinde Rastede als 
auch über eine anschließende Genehmigung nach BImSchG des Land-
kreises Ammerland genehmigt wird, ist von keinem Straftatbestand aus-
zugehen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen der Errich-
tung von Windenergieanlagen auf das Landschafts- und Ortsbild sind der 
Gemeinde bewusst. Die Gemeinde hat sich jedoch dazu entschlossen, 
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Gemeinde der Errichtung eines Windparkes den Vorrang. Eine solche 
Vorgehensweise ist abzulehnen. 
 
 
 
 
 
 
 
- Beeinträchtigung von Brut- und Rastvogelplätzen, - die derzeitige be-
rücksichtigte Erfassung entspricht nicht den aktuellen Erkenntnissen. 
 
Schon im Winter / Frühjahr 2017/18 wurde vom NABU Rastede dokumen-
tiert, das sich das faktische Vogelschutzgebiet nördlich der Jade deutlich 
auf den südlichen Bereich - also im Bereich des geplanten Windpark und 
der ebenso geplanten A 20 ausgeweitet hat. 
 
Auf der Grundlage der geltenden Gesetze, Richtlinien und Normen, müs-
sen aktuelle Erkenntnisse zwingend berücksichtigt werden, was im vorlie-
genden Verfahren eindeutig nicht erfolgt ist. Aus diesem Grund ist das 
Vorhaben abzulehnen. 
 
 
 
 
 
- Verstoß gegen den Gleichstellungsgrundsatz durch mangelnde Anpas-
sung der Vorgaben an sinnvolle Schutzabstände ( s. Regelung Bayern V. 
17.1 1.2014:10-H- Regel, das bedeutet im vorliegenden Fall bei der vor-
gegebenen Bauhöhe von 150 Meter einen Schutzabstand zur Bebauung 
von 1,5 km ) 
 
Da diese Maßgabe des Bundesland Bayern sicher auch auf der Basis 
aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse beruht, stellt sich die Frage, 
warum in Bayern derartige Erkenntnisse berücksichtigt werden und im 
Landkreis Ammerland und im konkreten der Gemeinde Rastede nicht. 
Weiterhin ist zu berücksichtigen, das es sich bei dem betreffenden Bereich 

dem Belang der Windenergienutzung im Plangebiet den Vorrang vor dem 
Schutz des Landschaftsbildes zu geben.  
 
Der Eingriff in das Landschaftsbild sowie der Zustand der Landschaft wird 
im Umweltbericht ausführlich beschrieben und anhand anerkannter Me-
thoden im Sinne der Eingriffsregelung quantifiziert und bilanziert, um den 
erforderlichen Umfang an Kompensationsmaßnahmen zu ermitteln. Den 
gesetzlichen Anforderungen wird damit entsprochen 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in 2015/2016 zum Projekt-
vorhaben durchgeführten Kartierungen wurden nach den gültigen Erfas-
sungsmethoden des NLT-Papiers (2014) mit der daraufhin erfolgten Be-
wertung von Brut- und Gastvogelräumen nach aktuellen anzuwendenden 
Standards von BEHM & KRÜGER (2013) sowie KRÜGER et al. (2013) durch-
geführt. Sie ergaben für das unmittelbare Projektgebiet für Brutvögel ma-
ximal lokale und für Gastvögel maximal nationale Bedeutung. Damit ein 
Gebiet als ein faktisches Vogelschutzgebiet gilt, muss es die Kriterien für 
ein Vogelschutzgebiet erfüllen. Das vorliegende Plangebiet und seine Um-
gebung ist weder als Ramsar-Gebiet (Übereinkommen über Feuchtgebie-
te, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von interna-
tionaler Bedeutung) noch als ein IBA-Gebiet (Important Bird Area) in der 
überarbeiteten Gesamtliste von SÜDFELDT et al. (2002) geführt. Es gibt 
demzufolge keine Hinweise darauf, dass es sich bei dem Plangebiet um 
ein faktisches Vogelschutzgebiet handelt. Eine Ablehnung des Vorhabens 
ergibt sich für die Gemeinde nicht. 
 
Die vorliegende Planung richtet sich nach den niedersächsischen Vorga-
ben und gesetzlichen Rahmenbedingungen. Zur Information: Der Abstand 
von 10 H bezieht sich nur auf Siedlungen (Bebauungsplangebiete und im 
Zusammenhang bebaute Ortssteile gem. § 34 BauGB) und nicht auf 
Wohngebäude im Außenbereich. 
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nicht um einen klassischen Aussenbereich mit vereinzelten Gehöften han-
delt, sondern vornehmlich um eine Wohnbebauung. 
 
Diese Tatsache wird in der Abwägung garnicht oder nur ungenügend be-
rücksichtigt. 
 
Aus diesem Grund ist das Vorhaben abzulehnen. 
 
- Die Gründung der Fundamente der WKA soll mittels Grundwasserab-
senkung erfolgen, dies trotz der Tatsache, das das genannte Gebiet des 
Rasteder Moor auf einen gespannten Grundwasserleiter liegt. Diese Tat-
sache sollte und muss den entsprechenden Fachinstanzen bekannt sein, 
auch in Kenntnis der Sachlage , das eine, in der Vergangenheit durchge-
führte Baumaßnahme „ Sanierung der Trinkwasserleitung „ einhergehend 
mit einer Grundwasserabsenkung im Bereich Delfshausen seinerzeit zu 
erheblichen Schäden geführt hat.( s. hierzu auch damaliges Gutachten zu 
den Auswirkungen der Grundwasserabsenkung von Hr. Kurt Wöbken, 
Dipl. Ing. Itd. Baudirektor a. D. V. Januar 1996. 
 
Auch dieser Sachstand wurde in den vorliegenden Unterlagen und Abwä-
gungen nicht oder nur ungenügend berücksichtigt. 
 
Auf Grund dessen ist diese Maßnahme und das Vorhaben abzulehnen. 
 
- Gesundheitsgefährdungen und Beeinträchtigung durch Immission, ins-
besondere durch Schall /Luftschall, Körperschall, Infraschall , Schatten-
wurf, Eiswurf bedrängende Wirkung. 
 
Hier sei in diesem Zusammenhang vorab darauf verwiesen, das Bürger im 
Falle der Verletzung ihrer Nachbarschaftsrechte , was in diesem Fall zu-
treffend ist, drittschützende Normen.des BGB Paragraph 906, 1004 usw. 
in Anspruch nehmen können und wir hiermit ausdrücklich darauf verwei-
sen und uns vorbehalten von diesem Recht Gebrauch zu machen und 
dies unter der Maßgabe der Erreichung des einstweiligen Rechtsschutzes 
( Widerspruch/ Klage mit aufschiebender Wirkung bis zum Verwaltungsge-
richt zur Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung , solltet der An-
trag auf Sofortvollzug gestellt werden). 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Grundwasserab-
senkradien beim Bau von Windenergieanlagen sind i. Allg. auf 50-200 m 
beschränkt. Dem Gutachter ist die besondere Grundwassersituation im 
Gebiet bekannt und sämtliche Teilaspekte der Thematik zum Grundwas-
ser sind den Verfahrensunterlagen zu entnehmen. Gemäß der den Verfah-
rensunterlagen beigefügten Geotechnischen Stellungnahme zum Schutz-
gut Boden und Wasser vom Büro Dr. Lübbe weisen die abdeckenden Torf-
/Kleischichten nur eine geringe Scherfestigkeit und eine vergleichsweise 
hohe Durchlässigkeit auf. Anhand der vorliegenden Ergebnisse ist mit nur 
sehr geringen Druckdifferenzen des Grundwassers zwischen der Torf-
schicht und den darunter anstehenden Sanden zu rechnen. Von einem 
extrem gespannten Grundwasserleiter ist daher nicht auszugehen. Der 
Themenbereich der Auswirkungen der Umsetzung des Vorhabens auf das 
Grundwasser wurde dadurch ausreichend und umfassend im Rahmen der 
Bauleitplanung abgearbeitet. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Windenergieanlagen mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen dem immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BImSchG. Im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass die Windenergieanlagen 
hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrieben werden, dass die Im-
missionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächstgelegenen schutzwürdi-
gen Nutzungen eingehalten werden. So wird sichergestellt, dass durch die 
Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden 
Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen 
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Einige grundsätzliche Anmerkungen/ Erläuterungen zum Thema Schall: 
 
Sogenannte Schallgutachten in den Planungsunterlagen 
 
Bei diesem „ Gutachten „ handelt es sich lediglich um Schallprognosen 
bzw um die rechnerische Überprüfung von vorgelegten Schallprognosen/ 
Berechnungen in den Antragsunterlagen , die mittels Rechenmodellen 
erstellt werden, auf der Basis der BIMSCH und TA - Lärm sowie der gel-
tenden Normen. Alle diese Berechnungen basieren auf Rechenmodellen, 
It. geltenden Normen, immer noch auf der Basis der bodennahen Ausbrei-
tung, da bisher keine anderweitige Grundlage vorliegt und entsprechende 
Rechenmodelle in der Erarbeitung sind. 
 
Des Weiteren finden in den vorliegenden Unterlagen die Wechselwirkung 
der verschiedenen Schallarten und deren Auswirkung keinerlei Berück-
sichtig.  
 
- Verweis auf laufende Forschungsprojekte und Sachlagen sowie Argu-
mentationen. 
 
1. Untersuchung der Wechselwirkung zwischen Luftschall und Körper-
schall Forschungsprojekt des BMWl - erste Erkenntnisse 2019  
 
Diese Wechselwirkung ist unstrittig bekannt, wird aber in keiner Schall-
prognose berücksichtigt. 
 
„ Aus der Tatsache heraus ist auch zu erklären, das die Wechselwirkung 
von beiden Schallarten 
die Wahrnehmungsschwellen von Personen deutlich herabsetzt.“ 
 
Diese Wechselwirkung tritt dann an der vorhandenen Bausubstanz auf, 
wenn Körperschall und Luftschall auf das Gebäude treffen. 
 
In diesem Zusammenhang ist auch zu hinterfragen, wie im konkreten Fall 
die Entkoppelung der Gondel zum Turm an geplanter WKA umgesetzt ist, 
um die Ausbreitung von Körperschall ( eine Art seismische Welle ) auch 

werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen 
widersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes 
insofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufge-
nommen wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen und in Wechselwirkungen mit diesen, die 
der Behörde aufgrund vergangener Genehmigungen oder vorliegender 
sonstiger Anträge bekannt sind, beim Betrieb eines Windparks eingehalten 
werden können und/oder ob der Betrieb ggf. gesteuert werden muss, da-
mit die Einhaltung der Grenzwerte gesichert werden kann.  
 
Gegen den Körperschall gibt es technische Vorkehrungen. Bereits 1994 
Schrieb G. Böhmeke in einem Aufsatz „Maßnahmen gegen Körperschall 
an Windkraftanlagen“ dazu folgendes: „Der unvermeidliche Körperschall 
des Getriebes und Generators kann durch Körperschallentkopplung wir-
kungsvoll vom Turm ferngehalten werden. Die Entkopplung kann durch 
eine flächige, elastische Lagerung der gesamten Getrie-
be/Generatoreinheit auf einer Grundplatte erfolgen. Die Lagerung auf 
Elastomeren hat sich gegen alle anderen federnden Bauteile durchgesetzt. 
Stahlfedern scheiden wegen ihrer zahlreichen Eigenfrequenzen im abzu-
trennenden Bereich aus. Alternativ realisiert werden doppelwandige Ge-
triebegehäuse mit Sandfüllung, Gußeisen-Flanschringen am Turmkopf, 
doppelwandige sandgefüllte Turmbereiche, Auftragen von Entdröhnmasse 
auf die Turmwände und Anschweißen von speziellen Schwingungsdämp-
fer-Elementen. Im Einzelfall kann eine Kombination aus Entkopplung 
durch Elastomerteile und Zusatzmassen im Unterbau sinnvoll sein.“ 
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unter Berücksichtigung der geologischen und topographischen Gegeben-
heiten vor Ort verhindert bzw minimiert wird. 
 
2. Infraschall wird in den Prognosen garnicht berücksichtigt. 
 
„ Laut Umweltbundesamt noch erheblicher Forschungsbedarf ,,- erste 
Erkenntnisse 2019 3. Welche Schallarten gibt es und kommen bei Wind-
kraftanlagen zum Tragen 
 
- Schalldruckpegel / Schallleistung = Luftschall 
 
- Körperschall ( Übertragung von Vibrationen auf festen Untergrund und 
Weiterleitung über sehr großen Bereich, wie eine seismische Welle) 
 
- Infraschall ( tieffrequenter Schall kleiner 20 Hz) 
 
Alle Schallarten werden in den Prognosen, wenn überhaupt, nur einzeln 
bewertet, der Schwerpunkt der vorliegenden Prognosen liegt auf der Be-
wertung des Luftschall konkret dem Schallleistungspegel und Schalldruck-
pegel und wird in logarithmischer Darstellung angegeben. 
 
Diese Betrachtungsweise entspricht nicht mehr den neuesten wissen-
schaftlichen Erkenntnissen, auch wenn diese noch nicht endgültig belegt 
sein sollten und somit nicht den festgelegten Vorsorgeprinzipien. 
 
Es ist ebenfalls nicht erkennbar, welcher Grundschallpegel am konkreten 
Aufstellungsort zu Grunde gelegt wurde ( gilt für alle drei Schallarten ) und 
wie dieser sich gegebenenfalls im konkreten Fall auf den Summenschall-
pegel auswirkt. 
 
- Summenschallpegel ist das rechnerische Resultat ( Betonung auf rech-
nerisch ) des Schalldruckpegel bei Betrieb mehrerer Anlagen mit gleichen 
Grundschallpegel bei logarithmischer Bewertung ) 
 
- Beispiel:  2 Anlagen Anhebung um Ca. 7% 

3 Anlagen Anhebung um Ca. 10% 
 

 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit unter dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
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Im Resultat bewirkt dies, das das menschliche Ohr die Anhebung erheb-
lich stärker empfindet - konkret bei einer Verschiebung um 10 dB ( A ) = 
Verdopplung der Wahrnehmung. 
 
Auf Grund des geschilderten bzw dargelegten Sachverhalt und der Tatsa-
che, das aus unserer Betrachtung weder der Wechselwirkung noch den 
neuesten wissenschaftlichen Arbeiten im geplanten Vorhaben und in der 
Abwägung Rechnung getragen wird, ist dieses Vorhaben abzulehnen. 
 
Wir fordern auf Grund der geschilderten Sachverhalte und Einwendungen 
die Erstellung eines unabhängigen Gutachtens, in welchem auch die neu-
esten wissenschaftlichen Erkenntnisse berücksichtigt werden, auch wenn 
diese noch mit Unsicherheiten behaftet sind. Dies entspräche dann auch 
den Prinzipien der UN- Erklärung und den Vorgaben der EU Kommission. 
 
Ohne den Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede oder den Ge-
nehmigungsbehörden zu nahe treten zu wollen, kann ich mir nicht vorstel-
len, das die vorgelegten Gutachten / Prognosen sowie die angesichts der 
komplexen Thematik erarbeitete Abwägung zu 100% nachvollziehbar ist. 
 
 
Da die uns vorliegenden Unterlagen aus unserer Sicht nicht vollständig 
sind, stellen wir hiermit gleichfalls den Antrag auf Ablehnung des Bebau-
ungsplanes und der Errichtung der geplanten WKA. 
 
 
 
Für den Fall, dass entgegen aller Erkenntnisse und gegen die Betroffen-
heit der anwohnenden Bürger diesem Bauvorhaben statt gegeben wird, 
erwarten wir umfangreiche Unterstützung der Gemeinde Rastede, die 
rechtzeitige Einleitung von Bestandsaufnahmen und Beweissicherungsver-
fahren zu Lasten des Bauvorhabenträgers sowie Unterstützung bei der 
Durchsetzung dieser Forderung. Dieses nicht nur für die durch Schwerlast 
Betroffenen Zuwegungen zu dem geplanten Baugebiet, insbesondere aber 
für sämtliche Immobilien und Grundstücke in dem Gefährdungsradius von 
Ca. 6 km um die geplanten Bauvorhaben.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Aussage wird zurückgewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Alle 
vorliegenden Gutachten und Untersuchungen wurden nach aktuell gelten-
den gesetzlichen Vorgaben und fachlichen Standards von unabhängigen 
Fachleuten erarbeitet. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gutachtens ist 
entbehrlich. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Gemeinde hält an der Weiterführung 
der Planung fest, da alle gesetzlichen Vorgaben eingehalten worden sind 
und keine unüberwindbaren Raumwiderstände gegen die Verwirklichung 
des Vorhabens sprechen. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Der Gemeinderat hat sich während des 
Bauleitplanverfahrens intensiv mit allen öffentlichen und privaten Belangen 
auseinander gesetzt. Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter 
wird dem Ausbau der Erneuerbaren Energien durch Windkraft Vorrang 
gewährt und die übrigen Belange werden zurückgestellt. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Gemeinde Rastede kann den Vorha-
benträger nicht zur Durchführung von Beweissicherungsverfahren an pri-
vaten Anlagen verpflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch in Aus-
sicht, die privaten Eigentümer bei der Forderung eines Beweissicherungs-
verfahrens zu unterstützen.  
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Weiterhin erwarten wir, das Ersatz- und Kompensationsmassnahmen 
ortsnah durchgeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Um die tatsächlichen Auswirkungen und Beeinträchtigungen durch die 
Baumaßnahme und den Betrieb der WKA auf unsere Gesundheit und 
unsere Lebensqualität beurteilen zu können, ist ein Vergleich der künftigen 
mit den derzeitigen lmmissionsgrenzwerten erforderlich. Dieser Vergleich 
fehlt jedoch in den Planungsunterlagen. 
 
 
 
Wir stellen ausdrücklich fest, das für uns durch den Bau und den Betrieb 
der WKA in Zukunft Beeinträchtigungen auftreten können, von denen wir 
heute noch nicht absehen können, das und in welcher Form Sie auf - oder 
eintreten werden. Dies betrifft unsere materielle und persönliche Unver-
sehrtheit, unsere Gesundheit und unser Eigentum. 
 
Wir machen also auch unseren Einwand für die noch nicht absehbaren 
Tatbestände geltend, die direkt oder indirekt im Zusammenhang mit die-
sem Projekt stehen. 
 
Kopie an den Landkreis Ammerland als Genehmigungsbehörde 
 
 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es besteht keine gesetzliche Verpflich-
tung Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzuführen. Im Fall von 
Windparkplanungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, da durch eine 
Aufwertung von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete Arten ange-
zogen werden und geschädigt werden. Die Kompensationsflächen stehen 
in einem funktionalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen bzw. befin-
den sich in derselben naturräumlichen Einheit, so dass keine anderen 
Flächen als die bereits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Ermittlung des schalltechnischen 
Gutachtens erfolgte unter Berücksichtigung der Vorbelastungen, so dass 
ermittelt wurde, welchen Schalleistungspegel die Windenergieanlagen 
emittieren dürfen, um die Vorgaben der TA Lärm auf die umgebende 
Wohnbebauung einzuhalten. Ein Vergleich der Ist-Situation mit der zukünf-
tigen Situation ist nicht erforderlich. Durch die Planung werden keine 
Rechte verletzt, die gesetzlichen Grenzwerte werden eingehalten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jeder Bürger hat nach jeder 
Projektverwirklichung jederzeit die Möglichkeit bei der zuständigen Ge-
nehmigungsbehörde Fragen bzw. Forderungen nach Messungen bspw. 
von Lärmpegeln u. a. zu stellen, wenn er der Meinung ist, dass den ge-
setzlichen Vorgaben bzw. den Bestimmungen der Genehmigung nicht 
entsprochen wird. 
 
 
 
 
 

 Bürger 5:   
 Nachdem unsere Einwendung vom 9/2016 im Rahmen der frühzeitige 

Öffentlichkeitsbeteiligung keine oder nur ungenügende Berücksichtigung 
in den Gemeindegremien gefunden haben , erheben wir diese nachdrück-
lich und ergänzend erneut . 
 
Es ist ernüchternd - eher schon schockierend -, wie gewählte Vertreter 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahr-
genommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussa-
ge nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Ge-
meinde entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in 
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und Verwaltung in ihren Abwägungsvorschlägen ihrer Planung im derzeit 
gültigen rechtlichen Rahmen sehen, berechtigte 'Interessen und Sorgen 
von betroffenen Bürgern als „Hinweise zur Kenntnis nehmen ." 
 
Es ist mehr als ernüchternd, dass die Gemeinde Rastede sich in ihren 
Abwägungsvorschlägen darauf beruht, den gesetzlichen Anforderungen 
„"Genüge getan zu haben," „. 
 
So sieht keine sinnvolle und bürgernahe Planung aus . 
 
Und wer sich darauf beruft „Genüge getan zu haben „, muss sich fragen 
lassen, ob Er oder Sie noch bereit oder in der Lage ist, die Verantwortung, 
die übertragen wurde, noch im Sinne der Übertragenden wahrzunehmen! 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat, obwohl derzeitig 
etliche und wesentliche Rahmenbedingungen und Grenzwerte zur Errich-
tung von Windkraftanlagen(WKA) in der Veränderung und / oder in der 
Diskussion stehen, die Änderung der o.g. Baupläne zur Genehmigung der 
Errichtung von 3 bzw. 5 WKA beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nachdem der Ortsteil Delfshausen der Gemeinde Rastede schon durch 
die Planung der BAB 20 erheblich betroffen ist, wäre zu erwarten gewe-
sen, dass der Verwaltungsausschuss in diesem Fall einer besonderen 
Sorgfalts.-und Fürsorgepflicht nachkommt. Dieses ist ganz offensichtlich 
nicht erfolgt. 
 
Nach dem LK Ammerland 2013 eine Windpotentialstudie veröffentlicht hat, 
sind alle anderen Gemeinden noch in Wartestellung. Netzausbau und die 
Abnahme erzeugter Energie sind nicht gesichert. 
 

der Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwä-
gung bedingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Ab-
wägungsdefizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesetze oder Richtlinien wer-
den von Zeit zu Zeit geändert. Sollte dies der Fall sein, so gibt es Über-
gangsvorschriften, welche den Umgang mit laufenden Vorhaben in Bezug 
auf das zu berücksichtigende Gesetz / die zu berücksichtigende Richtlinie 
regeln. Von einer Planung abzusehen bzw. eine Planung auf unbestimmte 
Zeit zu vertagen, weil sich Grundlagen ändern, kann nicht Ziel einer kom-
munalen Entwicklung sein. Die Gemeinde Rastede hat sämtliche gesetzli-
chen Vorgaben im Rahmen des laufenden Bauleitplanverfahrens eingehal-
ten. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens besteht für die Genehmi-
gungsbehörde die Möglichkeit - auch im Nachgang zu einer Genehmigung 
– steuernd bzw. nachregulierend einzugreifen, wenn sich planungsrelevan-
te Kriterien / Anforderungen ändern sollten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Bauleitplanung 
wurde das Vorhaben der Autobahn im Rahmen der kumulativen Betrach-
tung von Projekten berücksichtigt, um so das Zusammenwirken beider 
Projekte auf die verschiedenen Schutzgüter darstellen zu können.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Weiterleitungs- und Spei-
cherproblematik ist nicht Gegenstand dieser Bauleitplanung. 
 
 



Abwägung zur 71. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                              46 
 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
06.03.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

Stromtrassen, die den erzeugten Windstrom weiterleiten können, werden 
vor 2025 nach öffentlichen Informationen nicht fertig sein. Über diesen 
Zeitraum müssen immer wieder Windparks abgeschaltet werden, da mehr 
Windstrom erzeugt wird, als die Netze aufnehmen können. 
 
Das die Gemeinde Rastede, wie sie in ihren Abwägungsvorschlägen ar-
gumentiert, einen Beitrag zur Energiewenden leisten möchte, ist zwar 
grundsätzlich verständlich, unter diesen Voraussetzungen allerdings hin-
terfragenswert und unter diesen Umständen nicht akzeptabel. 
 
Unabhängig von der Zerstörung eines höchst erhaltenswerten Land-
schaftsbildes muss das die Gemeinde Rastede, wie sie in ihren Abwä-
gungsvorschlägen argumentiert, einen Beitrag zur Energiewenden leisten 
möchte, ist zwar grundsätzlich verständlich, unter diesen Voraussetzungen 
allerdings hinterfragenswert und unter diesen Umständen nicht akzepta-
bel. 
 
Unabhängig von der Zerstörung eines höchst erhaltenswerten Land-
schaftsbildes muss doch die Frage gestellt werden, welches Planer auf 
den Gedanken kommen, in solchen vorliegenden höchst sensiblen hydro-
geologischen Bereichen, diese Bauvorhaben ...wie Windparks oder Auto-
bahn mit Tiefgründungen und Grundwasserabsenkungen durchführen zu 
können, Schwerlastverkehr über Moorstraßen fuhren zu wollen, alles aus 
der angestrebten theoretischen Machbarkeit heraus, ohne Berücksichti-
gung und entgegen der direkten Erfahrung, die schon andere, die dieses 
ebenso gesehen haben, schon zuvor gemacht haben. 
 
Wir verweisen in dieser Hinsicht auf den Oldenburgisch Ostfriesischen 
Wasserverband OOWV, der 1995 unter ähnlichen angenommenen Vo-
raussetzungen hier eine Grundwasserabsenkung vorgenommen hat, die 
zu erheblichen Schäden und Auswirkungen weit über den theoretisch an-
genommenen Bereich geführt hat, bis hin zum Abriss von Hausanschlüs-
sen durch plötzliche Versakungen und Setzungen. Das es durch die hier 
im Ortsteil Delfshausen verlegte Erdgasleitung mit Hausanschlüssen nicht 
zu einer größeren Katastrophe gekommen ist, ist ausschließlich einem 
glücklichen Umstand zu verdanken und nicht einer planerischen Voraus-
sicht! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der vorliegen-
den Bauplanung wurden sämtliche öffentlichen Belange berücksichtigt und 
sich mit den planungsspezifischen Fragestellungen und Anforderungen 
gemäß den gesetzlichen Vorgaben umfassend und aktuell auseinander 
gesetzt. Diese Auseinandersetzung führte zu dem Ergebnis, dass keine 
unüberwindbaren Planungshemmnisse, welche der Umsetzung der Bau-
leitplanung entgegenstehen, vorliegen. Aus Sicht der Gemeinde Rastede 
bestehen daher keine Gründe, die gegen das Projekt sprechen.  
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Wir leben in unmittelbarer Nähe des Planungsraumes und erheben 
hiermit fristgerecht folgende Einwendungen gegen das im Betreff 
genannte 'Planungs.- und Bauvorhaben: 
 
Begründung: 
 

1. Einen wesentlichen Wertverlust unserer Gebäude und Grundstü-
cke ! 
Wenn in den Abwägungsvorschlägen davon ausgegangen wird, 
dass dieses nur einer subjektiven Wahrnehmung entspricht, soll-
ten doch Nachfragen bei ortsansässigen lmmobilienmarklern er-
folgen, die dieses eindeutig widerlegen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
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2. Verlust an erheblicher Lebensqualität durch Bauverkehr von 
Schwerlastfahrzeugen und Schwerlastgeräten durch den Betrieb 
der WKA. 
Wenn in den Abwägungsvorschlägen erwidert wird, dass temporär 
Bauvorhaben hinzunehmen sind, ist doch klar erkennbar, dass es 
sich hier nicht um zeitlich begrenzte Beeinträchtigungen handelt.  
Kurzzeitliche Beeinträchtigungen, die hinzunehmen sind, wie in 
den Abwägungsvorschlägen entgegnet, entsprechen nicht den 
Tatsachen. Die zu erwartenden Beeinträchtigungen werden dau-
erhaft sein. 
 

3. Gebäude. - Straßen. - und Wegschäden durch starken Bauver-
kehr mit Schwerlastendurch weite Schwingungsübertragung über 
den Moorboden: Wenn die Gemeinde Rastede vom Vorhabenträ-
ger eine Bestandsaufnahme der betroffenen Gemeindestraßen 
und der Wirtschaftswege erwartet, ist es eine Verhöhnung der Be-
troffenen Anwohner, wenn diese von der Gemeinde aufgefordert 
werden , sich privat mit dem Vorhabenträger für eine solche in 
Verbindung zu setzen.  
 
 
 

4. Die Gemeinde ist nach den geschützten Süßwassermuscheln in 
diesem Bereich des „Schwarzen Grabens." Diese Muscheln ste-
hen auf der Roten Liste .  
 
 
 
Schon die gewöhnliche, regelmäßige Gewässerunterhaltung stellt 

 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Der Bau des Windparks ist zeitlich begrenzt. Kurzzeitige Beeinträchtigun-
gen sind hinzunehmen, wie es z.B. auch hinzunehmen wäre, wenn in ei-
nem Wohngebiet ein Haus gebaut würde oder andere Bauarbeiten auf 
Nachbargrundstücken stattfänden. Es besteht kein Anspruch auf Unver-
änderlichkeit der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Treiben, sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist daher 
hinzunehmen. Der Betrieb sowie die Anlage als solches wirken hingegen 
dauerhaft für die Zeit des Betriebes der Windenergieanlagen. Gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben werden die erheblichen Beeinträchtigungen ermit-
telt und über Ersatzflächen kompensiert. 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport 
von WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde 
Rastede bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsver-
fahren der Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. 
Sofern erforderlich werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nach-
gang erneuert. Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. 
Dieses Vorgehen entspricht der üblichen Vorgehensweise und findet kon-
kretisierend auf Ebene der Genehmigungsplanung statt. Die Gemeinde 
Rastede wird ihre gemeindlichen Interessen und Belange in diesem Rah-
men vertreten, ist jedoch nicht verantwortlich für Privateigentum Dritter. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Mit dem „Schwarzen Graben“ 
ist der Lehmdermoorgraben gemeint, welcher sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches befindet. Der Graben wird durch die Bauleitplanung in 
seinem Zustand nicht verändert, so dass keine Auswirkungen auf die 
Süßwassermuschel zu befürchten sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewässerunterhaltung nicht Gegen-
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keine privilegierte Nutzung im Sinne des Gesetzes dar. Bei einem 
Ausbau des Weges zur Gemeindestraße ist von erheblichen Aus-
wirkungen auf den Muschelbestand auszugehen, was bei diesen 
streng geschützten Arten einen Strafbestand darstellt. 
 

5. Erhebliche Gesundheitsgefährdungen durch Immissionen, 
insbesobere durch Schall und Schattenwurf:  
Beeinträchtigung des Schlafs, der Erholung, Entspannung und 
Ruhe  
Beeinträchtigung und des Leistungsvermögens, dadurch auch 
- Beeinträchtigung der Arbeitsleistung 
- Konzentrationsstörungen 
- Beeinträchtigung des psychischen Wohlbefindens aufgrund 

Lärm bedingter Nervosität etc. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

stand der Bauleitplanung ist. 
 
 
 
 
Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen 
dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BIm-
SchG. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass 
die Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrie-
ben werden, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächst-
gelegenen schutzwürdigen Nutzungen eingehalten werden. So wird si-
chergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes 
insofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufge-
nommen wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der 
Betrieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte 
gesichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
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6. mangelnde Anpassung der Vorgaben an sinnvollen Schutz-
abständen  
ehe Regelung Bayern vom 17.11.2014 : 10-H Regel, das bedeutet 
im vorliegenden Fall bei der vorgegebenen Bauhöhe von 150m ei-
nen  
Schutzabstand zur Wohnbebauung von 1,5km)  
Es handelt sich hier im betroffenen Bereich nicht um einen Au-
ßenbereich mit vereinzelten Gehöften, sondern um vornehmliche 
Wohnbebauung. 

 

oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit unter dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende Planung richtet 
sich nach den niedersächsischen Vorgaben und gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen. Zur Information: Der Abstand von 10 H bezieht sich nur auf 
Siedlungen (Bebauungsplangebiete und im Zusammenhang bebaute 
Ortssteile gem. § 34 BauGB) und nicht auf Wohngebäude im Außenbe-
reich. 
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Für den Fall, dass entgegen aller Erkenntnisse und gegen die Betroffen-
heit der anwohnenden Bürger diesem Bauvorhaben stattgegeben wird, 
erwarten wir: 
 
Eine umfangreiche Unterstützung der Gemeinde Rastede und rechtzeitige 
Bestandsaufnahme und - sicherungen vom Bauvorhabenträger. 
 
Dieses nicht nur für die durch Schwerlast betroffenen Zuwendung zu dem 
geplanten Baugebiet, insbesondere aber für sämtliche Immobilien und 
Grundstücke in dem Gefährdungsradius von ca.6km um die geplanten 
Bauvorhaben. 
 
Weiterhin erwarten wir, dass Ersatz -und Kompensationsmaßnahmen 
ortsnah durchgeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Um die tatsächlichen Auswirkungen und die Beeinträchtigungen durch die 
Baumaßnahme und den Betrieb der WKA auf unsere Gesundheit und 
unsere Lebensqualität beurteilen können, ist ein Vergleich der künftigen 
mit den derzeitigen Lärmimmissionsgrenzwerten erforderlich. Dieser Ver-
gleich fehlt jedoch in den Planungen. 
 
 
 
Wir stellen ausdrücklich fest, dass für uns durch den Bau und den Betrieb 
der WKA in Zukunft Beeinträchtigungen auftreten können, von denen wir 
heute noch nicht absehen können, dass und in welcher Form sie auf - bzw 
eintreten werden. 
 
Dies betrifft unsere materielle und persönliche Unversehrtheit, unsere 
Gesundheit und unser Eigentum. 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Gemeinde Rastede kann den Vorha-
benträger nicht zur Durchführung von Beweissicherungsverfahren an pri-
vaten Anlagen verpflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch in Aus-
sicht, die privaten Eigentümer bei der Forderung eines Beweissicherungs-
verfahrens zu unterstützen.  
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Es besteht keine gesetzliche Verpflich-
tung Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzuführen. Im Fall von 
Windparkplanungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, da durch eine 
Aufwertung von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete Arten ange-
zogen werden und geschädigt werden. Die Kompensationsflächen stehen 
in einem funktionalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen bzw. befin-
den sich in derselben naturräumlichen Einheit, so dass keine anderen 
Flächen als die bereits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Ermittlung des schalltechnischen 
Gutachtens erfolgte unter Berücksichtigung der Vorbelastungen, so dass 
ermittelt wurde, welchen Schalleistungspegel die Windenergieanlagen 
emittieren dürfen, um die Vorgaben der TA Lärm auf die umgebende 
Wohnbebauung einzuhalten. Ein Vergleich der Ist-Situation mit der zukünf-
tigen Situation ist nicht erforderlich. Durch die Planung werden keine 
Rechte verletzt, die gesetzlichen Grenzwerte werden eingehalten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jeder Bürger hat nach jeder 
Projektverwirklichung jederzeit die Möglichkeit bei der zuständigen Ge-
nehmigungsbehörde Fragen bzw. Forderungen nach Messungen bspw. 
von Lärmpegeln u. a. zu stellen, wenn er der Meinung ist, dass den ge-
setzlichen Vorgaben bzw. den Bestimmungen der Genehmigung nicht 
entsprochen wird. 
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Wir machen also auch unseren Einwand für die noch nicht absehbaren 
Tatbestände geltend, die direkt oder indirekt im Zusammenhang Projekt 
stehen. 
 
Kopie an den Landkreis Ammerland als Genehmigungsbehöprde 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 Bürger 6:   
 Hiermit möchte gegen den Bau der Windkraft fristgerecht Einwendung 

vorbringen. 
 
Durch den Bau der Anlagen hat es Auswirkung auf das Land und den 
Boden ,und der Umwelt Bei solcher Anlagen, wird den Boden,Wasser 
entzogen Grundwasserstandsveränderungen hervorgerufen. Beim Bau 
solcher Anlagen geht das nicht ohne Grundwassersenkung, das heißt, das 
den Moorboden Wasser entzogen , das Moor sinkt, das kann in Kilometer 
Entfernung noch zu Absackkungen führen, was nicht zu berechnen ist .Bei 
den Häuser können die Rammpfähle in Mitleidenschaft gezogen werden 
,Pflasterungen versacken,Und das Land sinkt. , ,. 
 
Durch das Ausbaggern der Erde ,und das Abpumpen des Moorwasser ist . 
...Sondermüll.. . 
 
 
 
Durch die Windkraft fallen die Immobilien Preise die Wohnqualität lässt 
nach.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Grundwasserab-
senkradien beim Bau von Windenergieanlagen sind i. Allg. auf 50-200 m 
beschränkt. Dem Gutachter ist die besondere Grundwassersituation im 
Gebiet bekannt und sämtliche Teilaspekte der Thematik zum Grundwas-
ser sind den Verfahrensunterlagen zu entnehmen. Der Themenbereich der 
Auswirkungen der Umsetzung des Vorhabens auf das Grundwasser wurde 
dadurch ausreichend und umfassend im Rahmen der Bauleitplanung ab-
gearbeitet. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Kausalität zwischen Ausbaggern von Material mit einer Absen-
kung von Wasser und der Einstufung eines Materials als Sondermüll nicht 
besteht. 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
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Durch den Lärm der Rotorblätter können sich Krankheiten einstellen , wie 
bei Menschen und Tieren. 
 
 
 
 
 
 
 
Und was für ein Material aufwand muss betrieben werden ,um eine feste 
Gründung zur Windkraft , Gewähr zu leisten.  
 
 
 
Die Brücken sind für so eine Belastung nicht ausgelegt, geschweige den 
die Straßen , wenn vielleicht es zu Ausbesserungsarbeiten kommt , aber 

des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt.  
 
Durch die vorliegende Planung und das nachgelagerte Genehmigungsver-
fahren wird die Eihaltung der gesetzlichen Grenzwerte sichergestellt. Diese 
Grenzwerte wurden eingeführt, um eben diese gesundheitsschädlichen 
Wirkungen zu verhindern. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens ist die Standsicherheit der Gründung der Windenergiean-
lagen nachzuweisen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Vorfeld der Planung ist eine 
Streckenprüfung durchgeführt worden, um alle Fahrtwege auf deren Eig-
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die Schäden die Später kommen , denn will es keiner gewesen 
sein...............  
 
 
 
 
Hinzu kommt wie viele Bäume an den Straßen gefällt werden müssen, um 
den Transport durchführen zu können. 
 
 
 
 
 
Wenn es zum Bau der Windkraftanlagen kommen sollte, fordere ich den 
Bauträger auf, den Ist- Zustand durch ein Gutachten auf meinem Hof und 
am Gebäude festzustellen....! 
 

nung zu überprüfen und entsprechende Maßnahmen für eine ausreichen-
de Sicherung der Wege und Brücken vorzusehen. Im Rahmen der Ge-
nehmigungsplanung erfolgt von Seiten der Genehmigungsbehörde eine 
entsprechende Beweissicherung als Nebenbestimmung, um etwaigen 
Schäden an Eigentum Dritter rechtlich begegnen zu können. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Sollten Bäume außerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes im Zuge der Ertüchtigung von 
Fahrtwegen entfernt werden müssen, so ist dies im Zuge des Genehmi-
gungsverfahrens u. a. kompensatorisch und artenschutzrechtlich abzuar-
beiten. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, ist jedoch nicht Gegenstand 
der Bauleitplanung. Im Rahmen der Genehmigungsplanung kann von Sei-
ten der Genehmigungsbehörde eine entsprechende Beweissicherung als 
Bedingung in die Genehmigung aufgenommen werden, um etwaigen 
Schäden an Eigentum Dritter rechtlich begegnen zu können.  
 

 Bürger 7:   
 Nachdem unsere Einwendungen vom 15. September 2016 im Rahmen 

der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung keine oder nur ungenügende 
Berücksichtigung in den Gemeindegremien gefunden haben, erheben wir 
diese nachdrücklich und ergänzend erneut. 
 
Es ist ernüchternd - eher schon schockierend -, wie gewählte Vertreter 
und Verwaltung in ihren Abwägungsvorschlägen ihre Planung im derzeit 
gültigen rechtlichen Rahmen sehen und berechtigte Interessen und Sor-
gen von betroffenen Bürgern ausschließlich als ,,Hinweise zur Kenntnis 
nehmen". Es ist mehr als ernüchternd, dass die Gemeinde Rastede sich in 
ihren Abwägungsvorschlägen darauf beruft, den gesetzlichen Anforderun-
gen Genüge getan zu haben. So sieht keine sinnvolle und bürgernahe 
Planung aus. Und wer sich darauf beruft ,,Genüge getan zu haben", muss 
sich fragen lassen, ob er oder sie noch bereit oder in der Lage ist, die Ver-
antwortung, die übertragen wurde, noch im Sinne der Übertragenden 
wahrzunehmen ! 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahr-
genommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussa-
ge nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Ge-
meinde entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in 
der Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwä-
gung bedingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Ab-
wägungsdefizit liegt eindeutig nicht vor.  
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Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat, obwohl derzeitig 
etliche und wesentliche Rahmenbedingungen und Grenzwerte zur Errich-
tung von Windkraftanlagen (WKA) in der Veränderung und/oder in der 
Diskussion stehen, die Änderung der o.g. Bauleitpläne zur Genehmigung 
der Errichtung von 3 bzw. 5 WKA beschlossen. 
 
 
 
 
 
Nachdem der Ortsteil Delfshausen der Gemeinde Rastede schon durch 
die Planung der BAB 20 erheblich betroffen ist, wäre zu erwarten gewe-
sen, dass der Verwaltungsausschuss in diesem Fall einer besonderen 
Sorgfalts- und Fürsorgepflicht nachkommt. Dieses ist ganz offensichtlich 
nicht erfolgt. Darüber hinaus findet bestehendes europäisches Recht keine 
Anwendung. 
 
Nachdem der LK Ammerland 201 3 eine Windpotentialstudie veröffentlich 
hat, sind alle anderen Gemeinden noch in Wartestellung. Netzausbau und 
die Abnahme erzeugter Energie sind nicht gesichert. Stromtrassen, die 
den erzeugten Windstrom weiterleiten können, werden vor 2025 nach 
öffentlichen Informationen nicht fertig sein. Über diesen Zeitraum müssen 
immer wieder Windparks abgeschaltet werden, weil mehr Windstrom er-
zeugt wird als die Netze aufnehmen können. 
 
Das die Gemeinde Rastede, wie sie in ihren Abwägungsvorschlägen ar-
gumentiert, eine Beitrag zur Energiewenden leisten möchte, ist zwar 
grundsätzlich verständlich, unter diesen Voraussetzungen allerdings hin-
terfragenswert und unter diesen Umständen nicht akzeptabel. 
 
Unabhängig von der Zerstörung eines höchst erhaltenswerten Land-
schaftsbildes muss doch die Frage gestellt werden, welche Planer auf den 
Gedanken kommen, in solchen vorliegenden höchst sensiblen hydrogeo-
logischen Bereichen, Bauvorhaben wie Windparks oder Autobahnen mit 
Tiefgründungen und Grundwasserabsenkungen durchführen zu können, 
Schwerlastverkehr über Moorstraßen führen zu wollen, alles aus der an-
gestrebten theoretischen Machbarkeit heraus, ohne Berücksichtigung und 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesetze oder Richtlinien wer-
den von Zeit zu Zeit geändert. Sollte dies der Fall sein, so gibt es Über-
gangsvorschriften, welche den Umgang mit laufenden Vorhaben in Bezug 
auf das zu berücksichtigende Gesetz / die zu berücksichtigende Richtlinie 
regeln. Von einer Planung abzusehen bzw. eine Planung auf unbestimmte 
Zeit zu vertagen, weil sich Grundlagen ändern, kann nicht Ziel einer kom-
munalen Entwicklung sein. Die Gemeinde Rastede hat sämtliche gesetzli-
chen Vorgaben im Rahmen des laufenden Bauleitplanverfahrens eingehal-
ten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Bauleitplanung 
wurde das Vorhaben der Autobahn im Rahmen der kumulativen Betrach-
tung von Projekten berücksichtigt, um so das Zusammenwirken beider 
Projekte auf die verschiedenen Schutzgüter darstellen zu können.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Weiterleitungs- und Spei-
cherproblematik ist nicht Gegenstand dieser Bauleitplanung. Eine Bauleit-
planung kann nur Flächennutzungen regeln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Gemeinderat hat sich 
während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit allen öffentlichen und pri-
vaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der Gesamtabwägung aller 
(Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerbaren Energien durch Wind-
kraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange werden zurückgestellt. 
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entgegen der direkten Erfahrungen, die schon andere, die dieses ebenso 
gesehen haben, schon zuvor gemacht haben. 
 
Wir verweisen in dieser Hinsicht auf den Oldenburgisch Ostfriesischen 
Wasserverband OOWV, der 1995 unter ähnlichen angenommenen Vo-
raussetzungen hier in unmittelbarer Nähe des geplanten Bebauungsberei-
ches eine Grundwasserabsenkung vorgenommen hat, die zu erheblichen 
Schäden und Auswirkungen weit über den theoretisch angenommenen 
Bereich geführt hat, bis hin zum Abriss von Hausanschlüssen durch plötz-
liche Versackungen und Setzungen. Das es durch die hier im Ortsteil 
Delfshausen verlegte Erdgasleitung mit Hausanschlüssen nicht zu einer 
größeren Katastrophe gekommen ist, ist nur ausschließlich einem glückli-
chen Umstand zu verdanken und nicht einer planerischen Voraussicht! 
 
Wir leben in unmittelbarer Nähe des Planungsraumes und erheben 
hiermit fristgerecht folgende Einwendungen gegen das im Betreff 
genannte Planungs- und Bauvorhaben: 
 
Begründung: 

 Einen wesentlichen Wertverlust unserer Gebäude und Grundstü-
cke: Wenn in den Abwägungsvorschlägen davon ausgegangen 
wird, dass dieses nur einer subjektiven Wahrnehmung entspricht, 
sollten doch Nachfragen bei ortsansässigen Immobilienmaklern 
erfolgen, die dieses  eindeutig widerlegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
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 Verlust an erheblicher Lebensqualität durch Bauverkehr von 
Schwerlastfahrzeugen und -gerät und Betrieb der WKA: Wenn in 
den Abwägungsvorschlägen erwidert wird, dass temporäre Bau-
vorhaben hinzunehmen sind, ist doch klar erkennbar, dass es sich 
hier nicht um zeitlich begrenzte Beeinträchtigungen handelt. Kurz-
zeitliche Beeinträchtigungen, die hinzunehmen sind, wie in den 
Abwägungsvorschlägen entgegnet, entsprechen nicht den Tatsa-
chen. Die zu erwartenden Beeinträchtigungen werden dauerhaft 
sein. 
 
 

 Gebäude-, Straßen- und Wegschäden durch starken Bauverkehr 
mit Schwerlasten durch weite Schwingungsübertragung über den 
Moorboden: Wenn die Gemeinde Rastede vom Vorhabenträger 
eine Bestandsaufnahme der betroffenen Gemeindestraßen und 
Wirtschaftswege erwartet, ist es eine Verhöhnung der betroffenen 
Anwohner, wenn diese von der Gemeinde aufgefordert werden, 
sich privat mit dem Vorhabenträger für eine solche in Verbindung 
zu setzen. Die Gemeinde ist nach den vorliegenden Erkenntnissen 

einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Der Bau des Windparks ist zeitlich begrenzt. Kurzzeitige Beeinträchtigun-
gen sind hinzunehmen, wie es z.B. auch hinzunehmen wäre, wenn in ei-
nem Wohngebiet ein Haus gebaut würde oder andere Bauarbeiten auf 
Nachbargrundstücken stattfänden. Es besteht kein Anspruch auf Unver-
änderlichkeit der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Treiben, sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist daher 
hinzunehmen. Der Betrieb sowie die Anlage als solches wirken hingegen 
dauerhaft für die Zeit des Betriebes der Windenergieanlagen. Gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben werden die erheblichen Beeinträchtigungen ermit-
telt und über Ersatzflächen kompensiert. 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport 
von WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde 
Rastede bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsver-
fahren der Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. 
Sofern erforderlich werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nach-
gang erneuert. Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. 
Dieses Vorgehen entspricht der üblichen Vorgehensweise und findet kon-
kretisierend auf Ebene der Genehmigungsplanung statt. Die Gemeinde 
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aufgefordert, die betroffenen Anwohner in Schutz zu nehmen. 
 
 

 Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass die Zufahrt zur geplanten 
Bau- und Betriebsstelle über einen Wirtschaftsweg längs des 
Schwarzen Grabens führen soll, der zur Gemeindestraße erklärt 
werden soll. Diese Zuwegung ist für einen Schwerlastverkehr völ-
lig ungeeignet. Eine Schwerlastnutzung kann nur erfolgen durch 
einen erheblichen und gesicherten Ausbau, der allerdings im Wi-
derspruch steht zum Schutz der artenrechtlich geschützten Süß-
wassermuschel in diesem Bereich des ,,Schwarzen Grabens". 
Diese Muscheln stehen auf der Roten Liste.  
 
Schon die gewöhnliche, regelmäßige Gewässerunterhaltung stellt 
keine privilegierte Nutzung im Sinne des Gesetzes dar. Bei einem 
Ausbau des Weges zur Gemeindestraße ist von erheblichen Aus-
wirkungen auf den Muschelbestand auszugehen, was bei diesen 
streng geschützten Arten einen Strafbestand darstellt. 
 

 Erhebliche Gesundheitsgefährdungen durch Immissionen, insbe-
sondere durch Schall, Infraschall und Schattenwurf:  
Beeinträchtigung des Schlafs, der Erholung, Entspannung und 
Ruhe 
Beeinträchtigung der Gesundheit und des Leistungsvermögens, 
dadurch auch 
 

o 1: Beeinträchtigung der Arbeitsleistung 
o 2: Konzentrationsstörungen 
o 3: Beeinträchtigung des psychischen Wohlbefindens auf-

grund Lärm bedingter Nervosität etc.  
 
 
 
 
 
 
 

Rastede wird ihre gemeindlichen Interessen und Belange in diesem Rah-
men vertrete, ist jedoch nicht verantwortlich für Privateigentum Dritter. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die für die Bauphase zu  
nutzenden Wege werden im Vorfeld des Vorhabens durch die Zuliefe-
rungsfirma im Hinblick auf die Traglasten überprüft und – sofern notwendig 
– ein Aufbau des Weges durchgeführt, um eine gleichmäßigere Lastvertei-
lung zu ermöglichen. Mit dem „Schwarzen Graben“ ist der Lehmdermoor-
graben gemeint, welcher sich außerhalb des Geltungsbereiches befindet. 
Der Graben wird durch die Bauleitplanung in seinem Zustand nicht verän-
dert, so dass keine Auswirkungen auf die Süßwassermuschel zu befürch-
ten sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewässerunterhaltung nicht Gegen-
stand der Bauleitplanung ist. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen 
dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BIm-
SchG. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass 
die Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrie-
ben werden, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächst-
gelegenen schutzwürdigen Nutzungen eingehalten werden. So wird si-
chergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes 
insofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufge-
nommen wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
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immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der 
Betrieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte 
gesichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit unter dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 



Abwägung zur 71. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                              60 
 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
06.03.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 
 
 

 Zerstörung des Landschaftsbildes und schutzwürdiger Gebiete: 
Der Eingriff in das Landschaftsbild wird in den Abwägungsvor-
schlägen beschrieben und als erheblich eingestuft. Die Gemein-
de gibt trotz der zuvor genannten Erkenntnisse der Errichtung ei-
nes Windparks den Vorrang und stuft ortsnahe Kompensations-
maßnahmen als ,,kontraproduktiv" ein. 
 
 
 
 
 
 
 

 mangelnde Anpassung der Vorgaben an sinnvollen Schutzabstän-
den (siehe Regelung Bayern vom 17.11.2014: 10-H-Regel, das 
bedeutet im vorliegenden Fall bei der vorgegeben Bauhöhe von 
150m einen Schutzabstand zur Wohnbebauung von 1,5km).  
Es handelt sich hier im betroffenen Bereich nicht um einen Au-
ßenbereich mit vereinzelten Gehöften sondern faktisch um eine 
vornehmliche Wohnbebauung.  
 
Wenn das Bundesland Bayern solche Vorgaben machen kann, 
stellt sich hier auch die Frage, warum das Land Niedersachsen 
und hier auch die Gemeinde Rastede und der Landkreis Ammer-
land nicht vergleichbare Schutzzonen vorgeben wollen. 
 
 
 

 Beeinträchtigung von Brut- und Rastvögelplätzen - die derzeitige 
Erfassung ist nicht aktuell: Schon im Winter/Frühjahr 2017/18 
wurde vom NABU Rastede dokumentiert, dass sich das faktische 
Vogelschutzgebiet nördlich der Jade deutlich auf den südlichen 
Bereich - also im Bereich des geplanten Windparks und der eben-

Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Einstufung einer „erhebli-
chen Beeinträchtigung“ für ein Schutzgut ist kein Ausschlussgrund, um 
das Vorhaben nicht weiterzuführen. Vielmehr sind die gesetzlichen Vorga-
ben u. a. zur Eingriffsregelung zu beachten und umzusetzen, wie es bei 
der vorliegenden Planung durchgeführt worden ist. Es besteht keine ge-
setzliche Verpflichtung Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzufüh-
ren. Im Fall von Windparkplanungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, 
da durch eine Aufwertung von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete 
Arten angezogen werden und geschädigt werden. Die Kompensationsflä-
chen stehen in einem funktionalen Zusammenhang mit den Eingriffsflä-
chen bzw. befinden sich in derselben naturräumlichen Einheit, so dass 
keine anderen Flächen als die bereits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende Planung richtet 
sich nach den niedersächsischen Vorgaben und gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen. Zur Information: Der Abstand von 10 H bezieht sich nur auf 
Siedlungen (Bebauungsplangebiete und im Zusammenhang bebaute 
Ortssteile gem. § 34 BauGB) und nicht auf Wohngebäude im Außenbe-
reich. 
 
 
Jede Gemeinde ist verpflichtet, der Windenergie in substanzieller Weise 
Raum zu verschaffen. Das Land Niedersachsen setzt hierzu im Windener-
gieerlass konkrete Forderungen fest. Es ist zu bezweifeln, dass diese Ziele 
mit derart großen Schutzabständen zu erreichen sind. Insoweit hat sich die 
Gemeinde Rastede schon mit Aufstellung der Standortpotenzialstudie 
gegen derart große Schutzabstände entschieden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in 2015/2016 zum Projekt-
vorhaben durchgeführten Kartierungen wurden nach den gültigen Erfas-
sungsmethoden des NLT-Papiers (2014) mit der daraufhin erfolgten Be-
wertung von Brut- und Gastvogelräumen nach aktuellen anzuwendenden 
Standards von BEHM & KRÜGER (2013) sowie KRÜGER et al. (2013) durch-
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so geplanten BAB 20 ausgeweitet hat. Weiterhin zu Ergänzung:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es brütet seit Jahren in unmittelbarer Nähe des Planungsgebietes 
ein Weißstorchpaar. Siehe auch Stellungsnahme des NABU 
Rastede vom 14.09.2016 ! 

 
 
 
 
 

 Wie auf der lnformationsveranstaltung am 13.09.2016 bekannt 
gemacht wurde, erfolgt die Gründung der Fundamente der WKA 
mit einer Grundwasserabsenkung. Spätestens, nachdem der 
OOWV 1995 eine Grundwasserabsenkung im gleichen Gebiet mit 
erheblichen Schädigungen an Gebäuden und Landschaft durch-
geführt hat, müsste allgemein bei den Fachinstanzen bekannt 
sein, dass das gesamte Gebiet des Rasteder Moores einem ge-
spannten Grundwasserleiter aufliegt ( siehe auch Gutachten zu 
den Auswirkungen der Grundwasserabsenkung im Raume Delfs-
hausen aus Anlass der Baumaßnahme ,,Sanierung der Trinkwas-
serleitung DN 300" von Kurt Wöbken Dipl.-lng, Itd. Baudirektor 
a.D. vom Januar 1996 - eine Kopie dieses Gutachtens wurde der 
Gemeinde zur Kenntnis überlassen !).  
Eine Absenkung des Grundwasserspiegels durch die angestreb-
ten Baumaßnahmen führt unweigerlich zu erheblichen Versackun-
gen und Gebäudeschäden. Das nicht nur in einem Absenkungs-
trichter in unmittelbarer Nähe des Bauvorhabens. sondern in ei-

geführt. Sie ergaben für das unmittelbare Projektgebiet für Brutvögel ma-
ximal lokale und für Gastvögel maximal nationale Bedeutung. Damit ein 
Gebiet als ein faktisches Vogelschutzgebiet gilt, muss es die Kriterien für 
ein Vogelschutzgebiet erfüllen. Das vorliegende Plangebiet und seine Um-
gebung ist weder als Ramsar-Gebiet (Übereinkommen über Feuchtgebie-
te, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von interna-
tionaler Bedeutung) noch als ein IBA-Gebiet (Important Bird Area) in der 
überarbeiteten Gesamtliste von SÜDFELDT et al. (2002) geführt. Es gibt 
demzufolge keine Hinweise darauf, dass es sich bei dem Plangebiet um 
ein faktisches Vogelschutzgebiet handelt. Eine Ablehnung des Vorhabens 
ergibt sich für die Gemeinde nicht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der bekannte Weißstorchbrut-
platz in der Dörpstraat 152 wurde vom Büro Sinning bei den Erfassungen 
berücksichtigt, jedoch konnte während der Erfassungsdurchgänge kein 
brütendes Paar dort festgestellt werden. Auch die Ergebnisse der Raum-
nutzungsanalyse zeigen deutlich, dass bei dem Erfassungspunkt 2 aus 
Süden kommend (oder in Richtung Süd abgehend) keine Flugbewegun-
gen festgestellt wurden, die auf einen besetzten Horst hingewiesen hätten.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Grundwasserabsenkradien 
beim Bau von Windenergieanlagen sind i. Allg. auf 50-200 m beschränkt. 
Dem Gutachter ist die besondere Grundwassersituation im Gebiet bekannt 
und sämtliche Teilaspekte der Thematik zum Grundwasser sind den Ver-
fahrensunterlagen zu entnehmen. Der Themenbereich der Auswirkungen 
der Umsetzung des Vorhabens auf das Grundwasser wurde dadurch aus-
reichend und umfassend im Rahmen der Bauleitplanung abgearbeitet. 
Gemäß der den Verfahrensunterlagen beigefügten Geotechnischen Stel-
lungnahme zum Schutzgut Boden und Wasser vom Büro Dr. Lübbe weist 
die abdeckenden Torf-/Kleischichten nur eine geringe Scherfestigkeit und 
eine vergleichsweise hohe Durchlässigkeit auf. Anhand der vorliegenden 
Ergebnisse ist mit nur mit sehr geringen Druckdifferenzen des Grundwas-
sers zwischen der Torfschicht und den darunter anstehenden Sanden zu 
rechnen. Von einem extrem gespannten Grundwasserleiter ist daher nicht 
auszugehen.  
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nem Bereich, der sich über das gesamte Rasteder Moor erstreckt. 
Wenn dies den planerischen Instanzen, der Gemeinde und dem 
Landkreis bisher nicht bekannt sein sollte, darf man erwarten, 
dass sie sich in entsprechende Kenntnis setzen. Wenn dieses 
nicht geschieht, muss man von grober Fahrlässigkeit ausgehen ! 

 
Für den Fall, entgegen aller Erkenntnisse und gegen die Betroffenheit der 
anwohnenden Bürger, dass diesem Bauvorhaben stattgegeben wird, er-
warten wir: 
 
Eine umfangreiche Unterstützung der Gemeinde Rastede und rechtzeitige 
Bestandsaufnahmen und -sicherungen vom Bauvorhabenträger. Dieses 
nicht nur für die durch Schwerlast betroffenen Zuwegungen zu dem ge-
planten Baugebiet, insbesondere aber für sämtliche Immobilien und 
Grundstücken in dem Gefährdungsradius von ca. 6km um die geplanten 
Bauvorhaben.  
 
Weiterhin erwarten wir, dass Ersatz- und Kompensationsmaßnahmen 
ortsnah durchgeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Um die tatsächlichen Auswirkungen und Beeinträchtigungen durch die 
Baumaßnahme und den Betrieb der WKA auf unsere Gesundheit und 
unsere Lebensqualität beurteilen zu können, ist ein Vergleich der künftigen 
mit den derzeitigen Lärmimmissionsgrenzwerten erforderlich. Dieser Ver-
gleich fehlt jedoch in den Planungsunterlagen. 
 
 
 
Wir stellen ausdrücklich fest, dass für uns durch den Bau und den Betrieb 
der WKA in Zukunft Beeinträchtigungen auftreten können, von denen wir 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede kann 
den Vorhabenträger nicht zur Durchführung von Beweissicherungsverfah-
ren an privaten Anlagen verpflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch 
in Aussicht, die privaten Eigentümer bei der Forderung eines Beweissiche-
rungsverfahrens zu unterstützen.  
 
 
Es besteht keine gesetzliche Verpflichtung Kompensationsmaßnahmen 
ortsnah durchzuführen. Im Fall von Windparkplanungen kann dies sogar 
kontraproduktiv sein, da durch eine Aufwertung von Flächen im Nahbe-
reich kollisionsgefährdete Arten angezogen werden und geschädigt wer-
den. Die Kompensationsflächen stehen in einem funktionalen Zusammen-
hang mit den Eingriffsflächen bzw. befinden sich in derselben naturräumli-
chen Einheit, so dass keine anderen Flächen als die bereits festgesetzten 
bereit zu stellen sind. 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Ermittlung des schalltechnischen 
Gutachtens erfolgte unter Berücksichtigung der Vorbelastungen, so dass 
ermittelt wurde, welchen Schalleistungspegel die Windenergieanlagen 
emittieren dürfen, um die Vorgaben der TA Lärm auf die umgebende 
Wohnbebauung einzuhalten. Ein Vergleich der Ist-Situation mit der zukünf-
tigen Situation ist nicht erforderlich. Durch die Planung werden keine 
Rechte verletzt, die gesetzlichen Grenzwerte werden eingehalten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jeder Bürger hat nach jeder 
Projektverwirklichung jederzeit die Möglichkeit bei der zuständigen Ge-
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heute noch nicht absehen können, dass und in welcher Form sie auf- oder 
eintreten werden. Dies betrifft unsere materielle und persönliche Unver-
sehrtheit, unsere Gesundheit und unser Eigentum. Wir machen also auch 
unseren Einwand für die noch nicht absehbaren Tatbestände geltend, die 
direkt oder indirekt im Zusammenhang mit diesem Projekt stehen. 
 
Kopien an den Landkreis Ammerland als Genehmigungsbehörde 
 
 

nehmigungsbehörde Fragen, Forderungen nach Messungen bspw. von 
Lärmpegeln u. a. zu stellen, wenn er der Meinung ist, dass den gesetzli-
chen Vorgaben bzw. den Bestimmungen der Genehmigung nicht entspro-
chen wird. 
 

 Bürger 8:   
 In Bezug auf ihr Schreiben vom 05.07.2018 teilen wir Ihnen mit, dass die 

von uns mit Schreiben vom 18.09.2016 vorgebrachten Einwände hinsicht-
lich des Flächennutzungsplanes Windenergie „Lehmdermoor“ und die 
Aufstellung des vorhabensbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 weiterhin 
Bestand haben. 
 
Die Abwägungsvorschläge mit dem Hinweis ,,Wird zur Kenntnis genom-
men" und einer kurzen Begründung, dass man nicht gewillt ist, bestimmte 
Einwände nicht zu akzeptieren, können unsere Bedenken gegen das ge-
samte Vorhaben ebenfalls nicht zerstreuen bzw. beseitigen. 
 
Ergänzend zu den bisherigen Einwendungen führen wir folgendes an:  
 
Im Gutachten ist unter Punkt 3.1.2. -Erholung- gesagt, die zu planenden 
und zu errichtenden Windmühlen würden hinter der Autobahn A 20 zurück 
treten. 
 
Diese A 20 ist nicht vorhanden, befindet sich einem Planungsverfahren 
und kann somit nicht als Grundlage einer Argumentation im Gutachten mit 
einbezogen werden. 
 
Nimmt man diese Betrachtungsweise aus dem Gutachten heraus und 
bewertet die Feststellung des Gutachters neu, gibt es im Umkehrschluss 
somit doch erhebliche Einwirkungen durch die Windenergieanlagen und 
Bedenken in Bezug auf das Landschaftsbild. 
 
Ebenfalls stören die bereits vorhandenen „Windparks“ im Bereich Jade 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und der Umweltbericht wird in 
diesem Punkt noch einmal dahingehend verdeutlicht, dass die Trasse der 
A20 nicht der ausschlaggebende Grund für eine Einstufung der weniger 
erheblichen Umweltauswirkungen in Bezug auf den Aspekt Erholung für 
das Schutzgut Mensch ist.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird in den aktuellen Ver-
fahrensunterlagen in Bezug auf das Schutzgut Landschaftsbild bereits von 
einer erheblichen Beeinträchtigung ausgegangen, welche entsprechend 
kompensiert werden muss. Der Umweltbericht wird die genannten Aspekte 
in Bezug auf eine klarere Formulierung überarbeiten. Bei den wesentlichen 
Aussagen zu den Umweltauswirkungen gibt es jedoch keine Änderungen. 
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und in naher Zukunft,die im Repowering errichteten Windmühlen in Hahn-
Lehmden. Der gesamte Erholungsbereich im Außenbezirk wird dadurch 
stark gestört. So eben durch den Gutachter festgestellten ungehinderten 
weiten Blick in die Landschaft hinein. 
 
Das erstellte Gutachten ist für uns durch die mangelnde Sorgfalt bei der 
Erstellung und der Bewertung der oben genannten Dinge inhaltlich falsch 
bzw. bezieht unzutreffende nicht vorhandene Umstände mit ein. 
 
Aus diesem Grunde kann und darf dieses Gutachten nicht Grundlage der 
vorgesehenen Planung sein. 
 
 
Hinsichtlich des Problems mit dem Grundwasser wird an dieser Stelle 
nochmals hingewiesen. 
 
„Die Planer bekommen das Wasser schon in Griff, kann hier ebenfalls 
nicht als Sachargument gelten. 
 
An dieser Stelle sei ebenfalls noch einmal, eine Lanze für die Natur und 
die Vogelwelt gebrochen: 
 
In unserem Wohnbereich und dadurch in der Nähe der geplanten Wind-
energieanlagen haben sich zwischenzeitlich viele Vögel einen Lebensbe-
reich geschaffen: 
 
Erwähnt sei der  
- Kiebitz (Rote Liste - Kategorie 2 - stark gefährdet), 
- Rauchschwalbe (Rote Liste - Kategorie 3 - gefährdet), 
- Star (Rote Liste - Kategorie 3 gefährdet), 
- Weißstorch (Rote Liste - Kategorie 3 gefährdet), 
- Rotmilan (Rote Liste - Vorwarnliste), 
- Gartenrotschwanz (Rote Liste - Vorwarnliste). 
 
Wo ist sie geblieben - Feldlerche - ? 
 
Die Fledermäuse? 

 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Der Umweltbericht ist gemäß den gesetz-
lichen Vorgaben des BauGB Bestandteil der Begründung und damit we-
sentliche Grundlage der Verfahrensunterlagen. Dass sich im Zuge der 
Beteiligungsverfahren Änderungen durch Hinweise aus der Bevölkerung 
und / oder von Seiten der Träger öffentlicher Belange ergeben oder As-
pekte klarer formuliert werden müssen, ist kein Mangel der Unterlagen, 
sondern Bestandteil des Planungsprozesses. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er haben sich aus den Gutach-
ten zu den hydrologischen Aspekten keine der Durchführung der Bauleit-
planung entgegenstehenden Belange ergeben. 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine grundlegende Diskussion zum 
Thema Artenschwund nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung 
ist. 
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Für den Mäusebussard soll eine Ausnahmegenehmigung der unteren 
Naturschutzbehörde eingeholt werden. 
 
Jeder Landkreis entscheidet so positiv für sich mit dieser Ausnahmege-
nehmigung. 
 
Der Gesamtbestand ist dabei uninteressant, wird außer Betracht gelassen 
und ist in der Begründung wahrscheinlich nicht von Bedeutung, weil für 
diese eine durch jeden einzelnen Landkreis isoliert zutreffende Entschei-
dung Vorrang hat und nicht eine landesweite Betrachtung. 
 
Ein Flugschlag durch die Rotoren hat der Vogel in Kauf zu nehmen. Die 
Menge der getöteten Brutvögel im Offshore Windpark bei Helgoland soll-
ten uns eine Mahnung sein. 
 
Einer beabsichtigten zu beantragenden Ausnahmegenehmigung wird an 
dieser Stelle bereits vehement im Sinne des Mäusebussards widerspro-
chen. 
 
Die Planung, Änderung und Einordnung und des Freigabe des Gebietes 
als Bebauungsplan mit vielleicht zwei oder drei Windkraftanlagen stellt 
einen zu großen Eingriff in die Natur und für uns Bewohner dar. Der zu 
erwartende Nutzen kann diese ganzen Eingriffe und Schäden nicht auf-
wiegen. 
 
Unser Antrag lautet daher: Stellen Sie das sinnlose Projekt ein. 
 
Die Gemeinde. Rastede wird hier an dieser Stelle keinen großen Beitrag 
für die erneuerbare Energie des Landes Niedersachsen erbringen können. 
 
Es werden lediglich die noch vorhandenen Naherholungsgebiete und Le-
bensräume zerstört. 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und darauf hingewiesen, dass 
der Landkreis nur über eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung 
entscheiden kann, wenn das Projekt den gesetzlich vorgegebenen Grün-
den entspricht. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und darauf verwiesen, dass 
gemäß den gesetzlichen Vorgaben der Erhaltungszustand der jeweiligen 
Art im Rahmen einer Beantragung einer Ausnahme von Seiten der Ge-
nehmigungsbehörde berücksichtigt werden muss. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Den artenschutzrechtlichen 
Anforderungen wurde mit der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung, 
welche Bestandteil der Verfahrensunterlagen ist, Genüge getan. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Allen gesetzlichen Vorgaben in Bezug auf 
die Eingriffsermittlung mitsamt den Kompensationserfordernissen sowie 
die Abarbeitung der artenschutzrechtlichen Belange wird mit den Inhalten 
der Verfahrensunterlagen entsprochen, so dass aus bauleitplanerischer 
Sicht keine Belange entgegenstehen. Der Gemeinderat hat sich während 
des Bauleitplanverfahrens intensiv mit allen öffentlichen und privaten Be-
langen auseinander gesetzt. Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-
)Güter wird dem Ausbau der Erneuerbaren Energien durch Windkraft Vor-
rang gewährt und die übrigen Belange werden zurückgestellt. Die Ge-
meinde Rastede wird daher an der vorliegenden Bauleitplanung festhalten. 
 

 Bürger 9:   
 Nachdem unsere Einwendungen vom 15. September 2016 im Rahmen 

der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung keine oder nur ungenügende 
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 

Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
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Berücksichtigung in den Gemeindegremien gefunden haben, erheben wir 
diese nachdrücklich und ergänzend erneut. 
 
Es ist ernüchternd - eher schon schockierend -, wie gewählte Vertreter 
und Verwaltung in ihren Abwägungsvorschlägen ihre Planung im derzeit 
gültigen rechtlichen Rahmen sehen und berechtigte Interessen und Sor-
gen von betroffenen Bürgern ausschließlich als ,,Hinweise zur Kenntnis 
nehmen". Es ist mehr als ernüchternd, dass die Gemeinde Rastede sich in 
ihren Abwägungsvorschlägen darauf beruft, den gesetzlichen Anforderun-
gen Genüge getan zu haben. So sieht keine sinnvolle und bürgernahe 
Planung aus. Und wer sich darauf beruft ,,Genüge getan zu haben", muss 
sich fragen lassen, ob er oder sie noch bereit oder in der Lage ist, die Ver-
antwortung, die übertragen wurde, noch im Sinne der Übertragenden 
wahrzunehmen ! 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat, obwohl derzeitig 
etliche und wesentliche Rahmenbedingungen und Grenzwerte zur Errich-
tung von Windkraftanlagen (WKA) in der Veränderung und/oder in der 
Diskussion stehen, die Änderung der o.g. Bauleitpläne zur Genehmigung 
der Errichtung von 3 bzw. 5 WKA beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nachdem der Ortsteil Delfshausen der Gemeinde Rastede schon durch 
die Planung der BAB 20 erheblich betroffen ist, wäre zu erwarten gewe-
sen, dass der Verwaltungsausschuss in diesem Fall einer besonderen 
Sorgfalts- und Fürsorgepflicht nachkommt. Dieses ist ganz offensichtlich 
nicht erfolgt. Darüber hinaus findet bestehendes europäisches Recht keine 
Anwendung. 

Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahr-
genommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussa-
ge nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Ge-
meinde entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in 
der Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwä-
gung bedingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Ab-
wägungsdefizit liegt eindeutig nicht vor. Der Gemeinderat hat sich während 
des Bauleitplanverfahrens intensiv mit allen öffentlichen und privaten Be-
langen auseinander gesetzt. Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-
)Güter wird dem Ausbau der Erneuerbaren Energien durch Windkraft Vor-
rang gewährt und die übrigen Belange werden zurückgestellt. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesetze oder Richtlinien wer-
den von Zeit zu Zeit geändert. Sollte dies der Fall sein, so gibt es Über-
gangsvorschriften, welche den Umgang mit laufenden Vorhaben in Bezug 
auf das zu berücksichtigende Gesetz / die zu berücksichtigende Richtlinie 
regeln. Von einer Planung abzusehen bzw. eine Planung auf unbestimmte 
Zeit zu vertagen, weil sich Grundlagen ändern, kann nicht Ziel einer kom-
munalen Entwicklung sein. Die Gemeinde Rastede hat sämtliche gesetzli-
chen Vorgaben im Rahmen des laufenden Bauleitplanverfahrens eingehal-
ten. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens besteht für die Genehmi-
gungsbehörde die Möglichkeit - auch im Nachgang zu einer Genehmigung 
– steuernd bzw. nachregulierend einzugreifen, wenn sich planungsrelevan-
te Kriterien / Anforderungen ändern sollten. Mit dem im Parallelverfahren in 
Aufstellung befindlichen vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 wer-
den zwei Windenergieanlagen statt der in der Stellungnamen genannten 
fünf Anlagen festgesetzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Weiterleitungs- und Spei-
cherproblematik ist nicht Gegenstand dieser Bauleitplanung. Eine Bauleit-
planung kann nur Flächennutzungen regeln. Der Gemeinderat hat sich 
während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit allen öffentlichen und pri-
vaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der Gesamtabwägung aller 
(Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerbaren Energien durch Wind-
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Nachdem der LK Ammerland 2013 eine Windpotentialstudie veröffentlich 
hat, sind alle anderen Gemeinden noch in Wartestellung. Netzausbau und 
die Abnahme erzeugter Energie sind nicht gesichert. Stromtrassen, die 
den erzeugten Windstrom weiterleiten können, werden vor 2025 nach 
öffentlichen Informationen nicht fertig sein. Über diesen Zeitraum müssen 
immer wieder Windparks abgeschaltet werden, weil mehr Windstrom er-
zeugt wird als die Netze aufnehmen können. 
 
Das die Gemeinde Rastede, wie sie in ihren Abwägungsvorschlägen ar-
gumentiert, eine Beitrag zur Energiewenden leisten möchte, ist zwar 
grundsätzlich verständlich, unter diesen Voraussetzungen allerdings hin-
terfragenswert und unter diesen Umständen nicht akzeptabel. 
 
Unabhängig von der Zerstörung eines höchst erhaltenswerten Land-
schaftsbildes muss doch die Frage gestellt werden, welche Planer auf den 
Gedanken kommen, in solchen vorliegenden höchst sensiblen hydrogeo-
logischen Bereichen, Bauvorhaben wie Windparks oder Autobahnen mit 
Tiefgründungen und Grundwasserabsenkungen durchführen zu können, 
Schwerlastverkehr über Moorstraßen führen zu wollen, alles aus der an-
gestrebten theoretischen Machbarkeilheraus, ohne Berücksichtigung und 
entgegen der direkten Erfahrungen, die schon andere, die dieses ebenso 
gesehen haben, schon zuvor gemacht haben. 
 
Wir verweisen in dieser Hinsicht auf den Oldenburgisch Ostfriesischen 
Wasserverband OOWV, der 1995 unter ähnlichen angenommenen Vo-
raussetzungen hier eine Grund- wasserabsenkung  vorgenommen hat, die 
zu erheblichen Schäden und Auswirkungen weit über den theoretisch an-
genommenen Bereich geführt hat, bis hin zum Abriss von Hausanschlüs-
sen durch plötzliche Versackungen und Setzungen. Das es durch die hier 
im Ortsteil Delfshausen verlegte Erdgasleitung mit Hausanschlüssen nicht 
zu einer größeren Katastrophe gekommen ist, ist nur ausschließlich einem 
glücklichen Umstand zu verdanken und nicht einer planerischen Voraus-
sicht! 
 
Wir leben in unmittelbarer Nähe des Planungsraumes und erheben  hier-
mit fristgerecht  folgende  Einwendungen gegen das im Betreff  genannte  

kraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange werden zurückgestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der vorliegen-
den Bauplanung wurden sämtliche öffentlichen Belange berücksichtigt und 
sich mit den planungsspezifischen Fragestellungen und Anforderungen 
gemäß den gesetzlichen Vorgaben umfassend und aktuell auseinander-
gesetzt. Diese Auseinandersetzung führte zu dem Ergebnis, dass keine 
unüberwindbaren Planungshemmnisse, welche der Umsetzung der Bau-
leitplanung entgegenstehen, vorliegen. Aus Sicht der Gemeinde Rastede 
bestehen daher keine Gründe, die gegen das Projekt sprechen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
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Planungs- und Bauvorhaben: 
 
Begründung: 
 
• Einen wesentlichen Wertverlust unserer Gebäude und Grund-
stücke: Wenn in den Abwägungsvorschlägen  davon ausgegan-
gen wird, dass dieses nur einer subjektiven Wahrnehmung ent-
spricht, sollten doch Nachfragen bei ortsansässigen Immobilien-
maklern erfolgen, die dieses eindeutig widerlegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
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• Verlust an erheblicher Lebensqualität durch Bauverkehr von 
Schwerlastfahrzeugen und -gerät und Betrieb der WKA: 
Wenn in den Abwägungsvorschlägen  erwidert wird, dass tempo-
räre Bauvorhaben hinzunehmen  sind, ist doch klar erkennbar, 
dass es sich hier nicht um zeitlich begrenzte Beeinträchtigungen 
handelt. Kurzzeitliche Beeinträchtigungen, die hinzunehmen  sind, 
wie in den Abwägungs- vorschlägen entgegnet, entsprechen nicht 
den Tatsachen. Die zu erwartenden Beeinträchtigungen werden 
dauerhaft sein. 
 
• Gebäude-, Straßen- und Wegschäden durch starken Bauverkehr 
mit Schwerlasten durch weite Schwingungsübertragung über den 
Moorboden: Wenn die Gemeinde Rastede vom Vorhabenträger 
eine Bestands- aufnahme der betroffenen Gemeindestraßen  und 
Wirtschaftswege erwartet, ist es eine Verhöhnung der betroffenen 
Anwohner, wenn diese von der Gemeinde aufgefordert werden, 
sich privat mit dem Vorhaben- träger für eine solche in Verbindung 
zu setzen. Die Gemeinde ist nach den vorliegenden Erkenntnissen 
aufgefordert, die betroffenen Anwohner in Schutz zu nehmen. 
 
 
• Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass die Zufahrt zur geplanten 
Bau- und Betriebsstelle über einen Wirtschaftsweg längs des 
Schwarzen Grabens führen soll, der zur Gemeindestraße erklärt 
werden soll. Diese Zuwegung ist für einen Schwerlastverkehr völ-
lig ungeeignet. Eine Schwerlastnutzung kann nur erfolgen durch 
einen erheblichen und gesicherten Ausbau, der allerdings im Wi-
derspruch steht zum Schutz der artenrechtlich geschützten Süß-
wassermuschel in diesem Bereich des "Schwarzen Grabens". 
Diese Muscheln stehen auf der Roten Liste.  
 
Schon die gewöhnliche, regelmäßige Gewässerunterhaltung  stellt 
keine privilegierte Nutzung im Sinne des Gesetzes dar. Bei einem 

auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Der Bau des Windparks ist zeitlich begrenzt. Kurzzeitige Beeinträchtigun-
gen sind hinzunehmen, wie es z.B. auch hinzunehmen wäre, wenn in ei-
nem Wohngebiet ein Haus gebaut würde oder andere Bauarbeiten auf 
Nachbargrundstücken stattfänden. Es besteht kein Anspruch auf Unver-
änderlichkeit der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Treiben, sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist daher 
hinzunehmen. Der Betrieb sowie die Anlage als solches wirken hingegen 
dauerhaft für die Zeit des Betriebes der Windenergieanlagen. Gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben werden die erheblichen Beeinträchtigungen ermit-
telt und über Ersatzflächen kompensiert. 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport 
von WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde 
Rastede bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsver-
fahren der Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. 
Sofern erforderlich werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nach-
gang erneuert. Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. 
Dieses Vorgehen entspricht der üblichen Vorgehensweise und findet kon-
kretisierend auf Ebene der Genehmigungsplanung statt. Die Gemeinde 
Rastede wird ihre gemeindlichen Interessen und Belange in diesem Rah-
men vertreten, ist jedoch nicht verantwortlich für Privateigentum Dritter. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die für die Bauphase zu nut-
zenden Wege werden im Vorfeld des Vorhabens durch die Zulieferungs-
firma im Hinblick auf die Traglasten überprüft und – sofern notwendig – ein 
Aufbau des Weges durchgeführt, um eine gleichmäßigere Lastverteilung 
zu ermöglichen. Mit dem „Schwarzen Graben“ ist der Lehmdermoorgraben 
gemeint, welcher sich außerhalb des Geltungsbereiches befindet. Der 
Graben wird durch die Bauleitplanung in seinem Zustand nicht verändert, 
so dass keine Auswirkungen auf die Süßwassermuschel zu befürchten 
sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewässerunterhaltung nicht Gegen-
stand der Bauleitplanung ist. 
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Ausbau des Weges zur Gemeindestraße  ist von erheblichen 
Auswirkungen auf den Muschel- bestand auszugehen, was bei 
diesen streng geschützten Arten einen Strafbestand darstellt. 
 
• Erhebliche Gesundheitsgefährdungen durch Immissionen, ins-
besondere durch Schall, Infraschall und Schattenwurf: 
Beeinträchtigung  des Schlafs, der Erholung, Entspannung und 
Ruhe Beeinträchtigung  der Gesundheit und des Leistungsvermö-
gens, dadurch auch 
1.  Beeinträchtigung  der Arbeitsleistung 
2.  Konzentrationsstörungen 
3.  Beeinträchtigung des psychischen Wohlbefindens aufgrund 
Lärm bedingter Nervosität etc. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen 
dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BIm-
SchG. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass 
die Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrie-
ben werden, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächst-
gelegenen schutzwürdigen Nutzungen eingehalten werden. So wird si-
chergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes 
insofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufge-
nommen wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der 
Betrieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte 
gesichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
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• Zerstörung des Landschaftsbildes und schutzwürdiger Gebiete: 
Der Eingriff in das Landschaftsbild wird in den Abwägungsvor-
schlägen beschrieben und als erheblich eingestuft. Die Gemeinde 
gibt trotz der zuvor genannten Erkenntnisse der Errichtung eines 
Windparks den Vorrang und stuft ortsnahe Kompensationsmaß-
nahmen als "kontra- produktiv" ein. 
 
 
 
 
 
 

schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit unter dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Einstufung einer „erhebli-
chen Beeinträchtigung“ für ein Schutzgut ist kein Ausschlussgrund, um 
das Vorhaben nicht weiterzuführen. Vielmehr sind die gesetzlichen Vorga-
ben u. a. zur Eingriffsregelung zu beachten und umzusetzen, wie es bei 
der vorliegenden Planung durchgeführt worden ist. Es besteht keine ge-
setzliche Verpflichtung Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzufüh-
ren. Im Fall von Windparkplanungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, 
da durch eine Aufwertung von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete 
Arten angezogen werden und geschädigt werden. Die Kompensationsflä-
chen stehen in einem funktionalen Zusammenhang mit den Eingriffsflä-
chen bzw. befinden sich in derselben naturräumlichen Einheit, so dass 
keine anderen Flächen als die bereits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
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• mangelnde Anpassung der Vorgaben an sinnvollen Schutzab-
ständen (siehe Regelung Bayern vom 17.11.2014: 10-H-Regel, 
das bedeutet im vorliegenden Fall bei der vorgegeben Bauhöhe 
von 150m einen Schutzabstand zur Wohnbebauung von 1,Skm). 
Es handelt sich hier im betroffenen Bereich nicht um einen Au-
ßenbereich mit vereinzelten Gehöften sondern um vornehmliche 
eine Wohnbebauung.  
 
 
Wenn das Bundesland Bayern solche Vorgaben machen kann, 
stellt sich hier auch die Frage, warum das Land Niedersachsen  
und hier auch die ) Gemeinde Rastede und der Landkreis Ammer-
land nicht vergleichbare Schutzzonen vorgeben können. 
 
 
 
• Beeinträchtigung  von Brut- und Rastvögelplätzen-die derzeitige 
Erfassung ist nicht aktuell: 
Schon im Winter/Frühjahr 2017/18 wurde vom NABU Rastede do-
kumentiert, dass sich das faktische Vogelschutzgebiet nördlich 
der Jade deutlich auf den südlichen Bereich - also im Bereich des 
geplanten Windparks und der ebenso geplanten BAB 20 ausge-
weitet hat. Weiterhin zu Ergänzung:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es brütet seit Jahren in unmittelbarer Nähe des Planungsgebietes  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende Planung richtet 
sich nach den niedersächsischen Vorgaben und gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen. Zur Information: Der Abstand von 10 H bezieht sich nur auf 
Siedlungen (Bebauungsplangebiete und im Zusammenhang bebaute 
Ortssteile gem. § 34 BauGB) und nicht auf Wohngebäude im Außenbe-
reich. 
 
 
 
Jede Gemeinde ist verpflichtet, der Windenergie in substanzieller Weise 
Raum zu verschaffen. Das Land Niedersachsen setzt hierzu im Windener-
gieerlass konkrete Forderungen fest. Es ist zu bezweifeln, dass diese Ziele 
mit derart großen Schutzabständen zu erreichen sind. Insoweit hat sich die 
Gemeinde Rastede schon mit Aufstellung der Standortpotenzialstudie 
gegen derart große Schutzabstände entschieden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in 2015/2016 zum Projekt-
vorhaben durchgeführten Kartierungen wurden nach den gültigen Erfas-
sungsmethoden des NLT-Papiers (2014) mit der daraufhin erfolgten Be-
wertung von Brut- und Gastvogelräumen nach aktuellen anzuwendenden 
Standards von BEHM & KRÜGER (2013) sowie KRÜGER et al. (2013) durch-
geführt. Sie ergaben für das unmittelbare Projektgebiet für Brutvögel ma-
ximal lokale und für Gastvögel maximal nationale Bedeutung. Damit ein 
Gebiet als ein faktisches Vogelschutzgebiet gilt, muss es die Kriterien für 
ein Vogelschutzgebiet erfüllen. Das vorliegende Plangebiet und seine Um-
gebung ist weder als Ramsar-Gebiet (Übereinkommen über Feuchtgebie-
te, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von interna-
tionaler Bedeutung) noch als ein IBA-Gebiet (Important Bird Area) in der 
überarbeiteten Gesamtliste von SÜDFELDT et al. (2002) geführt. Es gibt 
demzufolge keine Hinweise darauf, dass es sich bei dem Plangebiet um 
ein faktisches Vogelschutzgebiet handelt. Eine Ablehnung des Vorhabens 
ergibt sich für die Gemeinde nicht. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der bekannte Weißstorchbrut-
platz in der Dörpstraat 152 wurde vom Büro Sinning bei den Erfassungen 
ermittelt, jedoch konnte während der Erfassungsdurchgänge kein brüten-
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ein Weißstorchpaar. 
 
Siehe auch Stellungsnahme des NABU Rastede vom 14.09.2016! 
 
 
• Wie auf der Informationsveranstaltung am 13.09.2016 bekannt 
gemacht wurde, erfolgt die Gründung der Fundamente der WKA 
mit einer Grundwasserabsenkung. Spätestens, nachdem der 
OOWV 1995 eine Grundwasserabsenkung im gleichen Gebiet mit 
erheblichen Schädigungen an Gebäuden und Landschaft durch-
geführt hat, müsste  allgemein bei den Fachinstanzen bekannt 
sein, dass das gesamte Gebiet des Rasteder Moores auf einem 
gespannten Grundwasserleiter aufliegt ( siehe auch Gutachten zu 
den Auswirkungen der Grundwasserabsenkung im Raume Delfs-
hausen aus Anlass der Baumaßnahme ,,Sanierung der Trinkwas-
serleitung DN 300" von Kurt Wöbken Dipl.-lng, Itd. Baudirektor 
a.D. vom Januar 1996 - eine Kopie dieses Gutachtens wurde der 
Gemeinde zur Kenntnis überlassen !).  
Eine Absenkung des Grundwasserspiegels durch die angestreb-
ten Baumaßnahmen führt unweigerlich zu erheblichen Versackun-
gen und Gebäudeschäden. Das nicht nur in einem Absenkungs-
trichter in unmittelbarer Nähe des Bauvorhabens. sondern in ei-
nem Bereich, der sich über das gesamte Rasteder Moor erstreckt. 
Wenn dies den planerischen Instanzen, der Gemeinde und dem 
Landkreis bisher nicht bekannt sein sollte, darf man erwarten, 
dass sie sich in entsprechende Kenntnis setzen. Wenn dieses 
nicht geschieht, muss man von grober Fahrlässigkeit ausgehen ! 

 
Für den Fall, entgegen aller Erkenntnisse und gegen die Betroffenheit der 
anwohnenden Bürger, dass diesem Bauvorhaben stattgegeben wird, er-
warten wir: 
 
Eine umfangreiche Unterstützung der Gemeinde Rastede und rechtzeitige 
Bestandsaufnahmen und -sicherungen vom Bauvorhabenträger. Dieses 
nicht nur für die durch Schwerlast betroffenen Zuwegungen zu dem ge-
planten Baugebiet, insbesondere aber für sämtliche Immobilien und 
Grundstücken in dem Gefährdungsradius von ca. 6km um die geplanten 

des Paar dort festgestellt werden. Auch die Ergebnisse der Raumnut-
zungsanalyse zeigen deutlich, dass bei dem Erfassungspunkt 2 aus Süden 
kommend (oder in Richtung Süd abgehend) keine Flugbewegungen fest-
gestellt wurden, die auf einen besetzten Horst hingewiesen hätten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Grundwasserabsenkradien 
beim Bau von Windenergieanlagen sind i. Allg. auf 50-200 m beschränkt. 
Dem Gutachter ist die besondere Grundwassersituation im Gebiet bekannt 
und sämtliche Teilaspekte der Thematik zum Grundwasser sind den Ver-
fahrensunterlagen zu entnehmen. Der Themenbereich der Auswirkungen 
der Umsetzung des Vorhabens auf das Grundwasser wurde dadurch aus-
reichend und umfassend im Rahmen der Bauleitplanung abgearbeitet. 
Gemäß der den Verfahrensunterlagen beigefügten Geotechnischen Stel-
lungnahme zum Schutzgut Boden und Wasser vom Büro Dr. Lübbe weist 
die abdeckenden Torf-/Kleischichten nur eine geringe Scherfestigkeit und 
eine vergleichsweise hohe Durchlässigkeit auf. Anhand der vorliegenden 
Ergebnisse ist mit nur mit sehr geringen Druckdifferenzen des Grundwas-
sers zwischen der Torfschicht und den darunter anstehenden Sanden zu 
rechnen. Von einem extrem gespannten Grundwasserleiter ist daher nicht 
auszugehen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Gemeinde Rastede kann den Vorha-
benträger nicht zur Durchführung von Beweissicherungsverfahren an pri-
vaten Anlagen verpflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch in Aus-
sicht, die privaten Eigentümer bei der Forderung eines Beweissicherungs-
verfahrens zu unterstützen.  
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Bauvorhaben.  
 
Weiterhin erwarten wir, dass Ersatz- und Kompensationsmaßnahmen 
ortsnah durchgeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Um die tatsächlichen Auswirkungen und Beeinträchtigungen durch die 
Baumaßnahme und den Betrieb der WKA auf unsere Gesundheit und 
unsere Lebensqualität beurteilen zu können, ist ein Vergleich der künftigen 
mit den derzeitigen Lärmimmissionsgrenzwerten erforderlich. Dieser Ver-
gleich fehlt jedoch in den Planungsunterlagen. 
 
 
 
Wir stellen ausdrücklich fest, dass für uns durch den Bau und den Betrieb 
der WKA in Zukunft Beeinträchtigungen auftreten können, von denen wir 
heute noch nicht absehen können, dass und in welcher Form sie auf- oder 
eintreten werden. Dies betrifft unsere materielle und persönliche Unver-
sehrtheit, unsere Gesundheit und unser Eigentum. Wir machen also auch 
unseren Einwand für die noch nicht absehbaren Tatbestände geltend, die 
direkt oder indirekt im Zusammenhang mit diesem Projekt stehen. 
 
Kopien an den Landkreis Ammerland als Genehmigungsbehörde 
 

 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Es besteht keine gesetzliche Verpflich-
tung Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzuführen. Im Fall von 
Windparkplanungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, da durch eine 
Aufwertung von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete Arten ange-
zogen werden und geschädigt werden. Die Kompensationsflächen stehen 
in einem funktionalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen bzw. befin-
den sich in derselben naturräumlichen Einheit, so dass keine anderen 
Flächen als die bereits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Ermittlung des schalltechnischen 
Gutachtens erfolgte unter Berücksichtigung der Vorbelastungen, so dass 
ermittelt wurde, welchen Schalleistungspegel die Windenergieanlagen 
emittieren dürfen, um die Vorgaben der TA Lärm auf die umgebende 
Wohnbebauung einzuhalten. Ein Vergleich der Ist-Situation mit der zukünf-
tigen Situation ist nicht erforderlich. Durch die Planung werden keine 
Rechte verletzt, die gesetzlichen Grenzwerte werden eingehalten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jeder Bürger hat nach jeder 
Projektverwirklichung jederzeit die Möglichkeit bei der zuständigen Ge-
nehmigungsbehörde Fragen, Forderungen nach Messungen bspw. von 
Lärmpegeln u. a. zu stellen, wenn er der Meinung ist, dass den gesetzli-
chen Vorgaben bzw. den Bestimmungen der Genehmigung nicht entspro-
chen wird. 
 
 

 Bürger 10:   
 Nachdem unsere Einwendungen vom 15. September 2016 im Rahmen 

der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung keine oder nur ungenügende 
Berücksichtigung in den Gemeindegremien gefunden haben, erheben wir 
diese nachdrücklich und ergänzend erneut. 
 
Es ist ernüchternd - eher schon schockierend -, wie gewählte Vertreter 
und Verwaltung in ihren Abwägungsvorschlägen ihre Planung im derzeit 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
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gültigen rechtlichen Rahmen sehen und berechtigte Interessen und Sor-
gen von betroffenen Bürgern ausschließlich als ,,Hinweise zur Kenntnis 
nehmen". Es ist mehr als ernüchternd, dass die Gemeinde Rastede sich in 
ihren Abwägungsvorschlägen darauf beruft, den gesetzlichen Anforderun-
gen Genüge getan zu haben. So sieht keine sinnvolle und bürgernahe 
Planung aus. Und wer sich darauf beruft ,,Genüge getan zu haben", muss 
sich fragen lassen, ob er oder sie noch bereit oder in der Lage ist, die Ver-
antwortung, die übertragen wurde, noch im Sinne der Übertragenden 
wahrzunehmen ! 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat, obwohl derzeitig 
etliche und wesentliche Rahmenbedingungen und Grenzwerte zur Errich-
tung von Windkraftanlagen (WKA) in der Veränderung und/oder in der 
Diskussion stehen, die Änderung der o.g. Bauleitpläne zur Genehmigung 
der Errichtung von 3 bzw. 5 WKA beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nachdem der Ortsteil Delfshausen der Gemeinde Rastede schon durch 
die Planung der BAB 20 erheblich betroffen ist, wäre zu erwarten gewe-
sen, dass der Verwaltungsausschuss in diesem Fall einer besonderen 
Sorgfalts- und Fürsorgepflicht nachkommt. Dieses ist ganz offensichtlich 
nicht erfolgt. Darüber hinaus findet bestehendes europäisches Recht keine 
Anwendung. 
 
Nachdem der LK Ammerland 201 3 eine Windpotentialstudie veröffentlich 
hat, sind alle anderen Gemeinden noch in Wartestellung. Netzausbau und 
die Abnahme erzeugter Energie sind nicht gesichert. Stromtrassen, die 
den erzeugten Windstrom weiterleiten können, werden vor 2025 nach 

Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahr-
genommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussa-
ge nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Ge-
meinde entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in 
der Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwä-
gung bedingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Ab-
wägungsdefizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesetze oder Richtlinien wer-
den von Zeit zu Zeit geändert. Sollte dies der Fall sein, so gibt es Über-
gangsvorschriften, welche den Umgang mit laufenden Vorhaben in Bezug 
auf das zu berücksichtigende Gesetz / die zu berücksichtigende Richtlinie 
regeln. Von einer Planung abzusehen bzw. eine Planung auf unbestimmte 
Zeit zu vertagen, weil sich Grundlagen ändern, kann nicht Ziel einer kom-
munalen Entwicklung sein. Die Gemeinde Rastede hat sämtliche gesetzli-
chen Vorgaben im Rahmen des laufenden Bauleitplanverfahrens eingehal-
ten. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens besteht für die Genehmi-
gungsbehörde die Möglichkeit - auch im Nachgang zu einer Genehmigung 
– steuernd bzw. nachregulierend einzugreifen, wenn sich planungsrelevan-
te Kriterien / Anforderungen ändern sollten. Mit dem im Parallelverfahren in 
Aufstellung befindlichen vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 wer-
den zwei Windenergieanlagen statt der in der Stellungnamen genannten 
fünf Anlagen festgesetzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Bauleitplanung 
wurde das Vorhaben der Autobahn im Rahmen der kumulativen Betrach-
tung von Projekten berücksichtigt, um so das Zusammenwirken beider 
Projekte auf die verschiedenen Schutzgüter darstellen zu können.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Weiterleitungs- und Spei-
cherproblematik ist nicht Gegenstand dieser Bauleitplanung. Eine Bauleit-
planung kann nur Flächennutzungen regeln. 
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öffentlichen Informationen nicht fertig sein. Über diesen Zeitraum müssen 
immer wieder Windparks abgeschaltet werden, weil mehr Windstrom er-
zeugt wird als die Netze aufnehmen können. 
 
Das die Gemeinde Rastede, wie sie in ihren Abwägungsvorschlägen ar-
gumentiert, eine Beitrag zur Energiewenden leisten möchte, ist zwar 
grundsätzlich verständlich, unter diesen Voraussetzungen allerdings hin-
terfragenswert und unter diesen Umständen nicht akzeptabel. 
 
Unabhängig von der Zerstörung eines höchst erhaltenswerten Land-
schaftsbildes muss doch die Frage gestellt werden, welche Planer auf den 
Gedanken kommen, in solchen vorliegenden höchst sensiblen hydrogeo-
logischen Bereichen, Bauvorhaben wie Windparks oder Autobahnen mit 
Tiefgründungen und Grundwasserabsenkungen durchführen zu können, 
Schwerlastverkehr über Moorstraßen führen zu wollen, alles aus der an-
gestrebten theoretischen Machbarkeit heraus, ohne Berücksichtigung und 
entgegen der direkten Erfahrungen, die schon andere, die dieses ebenso 
gesehen haben, schon zuvor gemacht haben. 
 
Wir verweisen in dieser Hinsicht auf den Oldenburgisch Ostfriesischen 
Wasserverband OOWV, der 1995 unter ähnlichen angenommenen Vo-
raussetzungen hier in unmittelbarer Nähe des geplanten Bebauungsberei-
ches eine Grundwasserabsenkung vorgenommen hat, die zu erheblichen 
Schäden und Auswirkungen weit über den theoretisch angenommenen 
Bereich geführt hat, bis hin zum Abriss von Hausanschlüssen durch plötz-
liche Versackungen und Setzungen. Das es durch die hier im Ortsteil 
Delfshausen verlegte Erdgasleitung mit Hausanschlüssen nicht zu einer 
größeren Katastrophe gekommen ist, ist nur ausschließlich einem glückli-
chen Umstand zu verdanken und nicht einer planerischen Voraussicht! 
 
Wir leben in unmittelbarer Nähe des Planungsraumes und erheben 
hiermit fristgerecht folgende Einwendungen gegen das im Betreff 
genannte Planungs- und Bauvorhaben: 
 
Begründung: 

 Einen wesentlichen Wertverlust unserer Gebäude und Grundstü-
cke: Wenn in den Abwägungsvorschlägen davon ausgegangen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der vorliegen-
den Bauplanung wurden sämtliche öffentlichen Belange berücksichtigt und 
sich mit den planungsspezifischen Fragestellungen und Anforderungen 
gemäß den gesetzlichen Vorgaben umfassend und aktuell auseinander-
gesetzt. Diese Auseinandersetzung führte zu dem Ergebnis, dass es keine 
unüberwindbaren Planungshemmnisse, welche der Umsetzung der Bau-
leitplanung entgegenstehen, vorliegen. Aus Sicht der Gemeinde Rastede 
bestehen daher keine Gründe, die gegen das Projekt sprechen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor 
gesehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven 
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wird, dass dieses nur einer subjektiven Wahrnehmung entspricht, 
sollten doch Nachfragen bei ortsansässigen Immobilienmaklern 
erfolgen, die dieses eindeutig widerlegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Verlust an erheblicher Lebensqualität durch Bauverkehr von 
Schwerlastfahrzeugen und -gerät und Betrieb der WKA: Wenn in 
den Abwägungsvorschlägen erwidert wird, dass temporäre Bau-

als auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise 
steht die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf 
Genehmigungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzli-
chen Vorgaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanla-
gen objektiv keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Ver-
kehrswert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen 
Belange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung 
unmittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei 
subjektiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Ein-
zelnen eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung 
einzustellen wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit 
der Planung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. 
Ein enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigun-
gen des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Ge-
meinde Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass 
auch keine Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Der Bau des Windparks ist zeitlich begrenzt. Kurzzeitige Beeinträchtigun-
gen sind hinzunehmen, wie es z.B. auch hinzunehmen wäre, wenn in ei-
nem Wohngebiet ein Haus gebaut würde oder andere Bauarbeiten auf 
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vorhaben hinzunehmen sind, ist doch klar erkennbar, dass es sich 
hier nicht um zeitlich begrenzte Beeinträchtigungen handelt. Kurz-
zeitliche Beeinträchtigungen, die hinzunehmen sind, wie in den 
Abwägungsvorschlägen entgegnet, entsprechen nicht den Tatsa-
chen. Die zu erwartenden Beeinträchtigungen werden dauerhaft 
sein. 
s 
 

 Gebäude-, Straßen- und Wegschäden durch starken Bauverkehr 
mit Schwerlasten durch weite Schwingungsübertragung über den 
Moorboden: Wenn die Gemeinde Rastede vom Vorhabenträger 
eine Bestandsaufnahme der betroffenen Gemeindestraßen und 
Wirtschaftswege erwartet, ist es eine Verhöhnung der betroffenen 
Anwohner, wenn diese von der Gemeinde aufgefordert werden, 
sich privat mit dem Vorhabenträger für eine solche in Verbindung 
zu setzen. Die Gemeinde ist nach den vorliegenden Erkenntnissen 
aufgefordert, die betroffenen Anwohner in Schutz zu nehmen. 
 
 

 Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass die Zufahrt zur geplanten 
Bau- und Betriebsstelle über einen Wirtschaftsweg längs des 
Schwarzen Grabens führen soll, der zur Gemeindestraße erklärt 
werden soll. Diese Zuwegung ist für einen Schwerlastverkehr völ-
lig ungeeignet. Eine Schwerlastnutzung kann nur erfolgen durch 
einen erheblichen und gesicherten Ausbau, der allerdings im Wi-
derspruch steht zum Schutz der artenrechtlich geschützten Süß-
wassermuschel in diesem Bereich des ,,Schwarzen Grabens". 
Diese Muscheln stehen auf der Roten Liste.  
 
Schon die gewöhnliche, regelmäßige Gewässerunterhaltung stellt 
keine privilegierte Nutzung im Sinne des Gesetzes dar. Bei einem 
Ausbau des Weges zur Gemeindestraße ist von erheblichen Aus-
wirkungen auf den Muschelbestand auszugehen, was bei diesen 
streng geschützten Arten einen Strafbestand darstellt. 
 

 Erhebliche Gesundheitsgefährdungen durch Immissionen, insbe-
sondere durch Schall, Infraschall und Schattenwurf:  

Nachbargrundstücken stattfänden. Es besteht kein Anspruch auf Unver-
änderlichkeit der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Treiben, sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist daher 
hinzunehmen. Der Betrieb sowie die Anlage als solches wirken hingegen 
dauerhaft für die Zeit des Betriebes der Windenergieanlagen. Gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben werden die erheblichen Beeinträchtigungen ermit-
telt und über Ersatzflächen kompensiert. 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport 
von WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde 
Rastede bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsver-
fahren der Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. 
Sofern erforderlich werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nach-
gang erneuert. Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. 
Dieses Vorgehen entspricht der üblichen Vorgehensweise und findet kon-
kretisierend auf Ebene der Genehmigungsplanung statt. Die Gemeinde 
Rastede wird ihre gemeindlichen Interessen und Belange in diesem Rah-
men vertrete, ist jedoch nicht verantwortlich für Privateigentum Dritter. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die für die Bauphase zu nut-
zenden Wege werden im Vorfeld des Vorhabens durch die Zulieferungs-
firma im Hinblick auf die Traglasten überprüft und – sofern notwendig – ein 
Aufbau des Weges durchgeführt, um eine gleichmäßigere Lastverteilung 
zu ermöglichen. Mit dem „Schwarzen Graben“ ist der Lehmdermoorgraben 
gemeint, welcher sich außerhalb des Geltungsbereiches befindet. Der 
Graben wird durch die Bauleitplanung in seinem Zustand nicht verändert, 
so dass keine Auswirkungen auf die Süßwassermuschel zu befürchten 
sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewässerunterhaltung nicht Gegen-
stand der Bauleitplanung ist. 
 
 
 
 
Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen 
dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BIm-
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Beeinträchtigung des Schlafs, der Erholung, Entspannung und 
Ruhe 
Beeinträchtigung der Gesundheit und des Leistungsvermögens, 
dadurch auch 
 

o 1: Beeinträchtigung der Arbeitsleistung 
o 2: Konzentrationsstörungen 
o 3: Beeinträchtigung des psychischen Wohlbefindens auf-

grund Lärm bedingter Nervosität etc.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

SchG. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass 
die Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrie-
ben werden, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächst-
gelegenen schutzwürdigen Nutzungen eingehalten werden. So wird si-
chergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes 
insofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufge-
nommen wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der 
Betrieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte 
gesichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequen-
te Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pe-
gel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. 
Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme 
oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer 
Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infra-
schallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Ent-
fernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deut-
lich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben 
außerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
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 Zerstörung des Landschaftsbildes und schutzwürdiger Gebiete: 
Der Eingriff in das Landschaftsbild wird in den Abwägungsvor-
schlägen beschrieben und als erheblich eingestuft. Die Gemein-
de gibt trotz der zuvor genannten Erkenntnisse der Errichtung ei-
nes Windparks den Vorrang und stuft ortsnahe Kompensations-
maßnahmen als ,,kontraproduktiv" ein. 
 
 
 
 
 
 

 mangelnde Anpassung der Vorgaben an sinnvollen Schutzabstän-
den (siehe Regelung Bayern vom 17.11.2014: 10-H-Regel, das 
bedeutet im vorliegenden Fall bei der vorgegeben Bauhöhe von 
150m einen Schutzabstand zur Wohnbebauung von 1,5km).  
Es handelt sich hier im betroffenen Bereich nicht um einen Au-

der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 
MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 
MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass 
der von allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall 
weit unter dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante 
Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequen-
ten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnis-
stand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplan-
ten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich 
anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten 
betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende 
Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die 
Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Einstufung einer „erhebli-
chen Beeinträchtigung“ für ein Schutzgut ist kein Ausschlussgrund, um 
das Vorhaben nicht weiterzuführen. Vielmehr sind die gesetzlichen Vorga-
ben u. a. zur Eingriffsregelung zu beachten und umzusetzen, wie es bei 
der vorliegenden Planung durchgeführt worden ist. Es besteht keine ge-
setzliche Verpflichtung Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzufüh-
ren. Im Fall von Windparkplanungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, 
da durch eine Aufwertung von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete 
Arten angezogen werden und geschädigt werden. Die Kompensationsflä-
chen stehen in einem funktionalen Zusammenhang mit den Eingriffsflä-
chen bzw. befinden sich in derselben naturräumlichen Einheit, so dass 
keine anderen Flächen als die bereits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende Planung richtet 
sich nach den niedersächsischen Vorgaben und gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen. Zur Information: Der Abstand von 10 H bezieht sich nur auf 
Siedlungen (Bebauungsplangebiete und im Zusammenhang bebaute 
Ortssteile gem. § 34 BauGB) und nicht auf Wohngebäude im Außenbe-



Abwägung zur 71. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                              81 
 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
06.03.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

ßenbereich mit vereinzelten Gehöften sondern faktisch um eine 
vornehmliche Wohnbebauung.  
 
Wenn das Bundesland Bayern solche Vorgaben machen kann, 
stellt sich hier auch die Frage, warum das Land Niedersachsen 
und hier auch die Gemeinde Rastede und der Landkreis Ammer-
land nicht vergleichbare Schutzzonen vorgeben wollen. 
 
 
 
 

 Beeinträchtigung von Brut- und Rastvögelplätzen - die derzeitige 
Erfassung ist nicht aktuell: Schon im Winter/Frühjahr 2017118 
wurde vom NABU Rastede dokumentiert, dass sich das faktische 
Vogelschutzgebiet nördlich der Jade deutlich auf den südlichen 
Bereich - also im Bereich des geplanten Windparks und der eben-
so geplanten BAB 20 ausgeweitet hat.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weiterhin zu Ergänzung: Es brütet seit Jahren in unmittelbarer Nähe 
des Planungsgebietes ein Weißstorchpaar. Siehe auch Stellungsnah-
me des NABU Rastede vom 14.09.2016 ! 

 
 
 
 
 

reich. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jede Gemeinde ist verpflichtet, 
der Windenergie in substanzieller Weise Raum zu verschaffen. Das Land 
Niedersachsen setzt hierzu im Windenergieerlass konkrete Forderungen 
fest. Es ist zu bezweifeln, dass diese Ziele mit derart großen Schutzab-
ständen zu erreichen sind. Insoweit hat sich die Gemeinde Rastede schon 
mit Aufstellung der Standortpotenzialstudie gegen derart große Schutzab-
stände entschieden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in 2015/2016 zum Projekt-
vorhaben durchgeführten Kartierungen wurden nach den gültigen Erfas-
sungsmethoden des NLT-Papiers (2014) mit der daraufhin erfolgten Be-
wertung von Brut- und Gastvogelräumen nach aktuellen anzuwendenden 
Standards von BEHM & KRÜGER (2013) sowie KRÜGER et al. (2013) durch-
geführt. Sie ergaben für das unmittelbare Projektgebiet für Brutvögel ma-
ximal lokale und für Gastvögel maximal nationale Bedeutung. Damit ein 
Gebiet als ein faktisches Vogelschutzgebiet gilt, muss es die Kriterien für 
ein Vogelschutzgebiet erfüllen. Das vorliegende Plangebiet und seine Um-
gebung ist weder als Ramsar-Gebiet (Übereinkommen über Feuchtgebie-
te, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von interna-
tionaler Bedeutung) noch als ein IBA-Gebiet (Important Bird Area) in der 
überarbeiteten Gesamtliste von SÜDFELDT et al. (2002) geführt. Es gibt 
demzufolge keine Hinweise darauf, dass es sich bei dem Plangebiet um 
ein faktisches Vogelschutzgebiet handelt. Eine Ablehnung des Vorhabens 
ergibt sich für die Gemeinde nicht. 
  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der bekannte Weißstorchbrut-
platz in der Dörpstraat 152 wurde vom Büro Sinning bei den Erfassungen 
ermittelt, jedoch konnte während der Erfassungsdurchgänge kein brüten-
des Paar dort festgestellt werden. Auch die Ergebnisse der Raumnut-
zungsanalyse zeigen deutlich, dass bei dem Erfassungspunkt 2 aus Süden 
kommend (oder in Richtung Süd abgehend) keine Flugbewegungen fest-
gestellt wurden, die auf einen besetzten Horst hingewiesen hätten.  
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 Wie auf der lnformationsveranstaltung am 13.09.2016 bekannt 
gemacht wurde, erfolgt die Gründung der Fundamente der WKA 
mit einer Grundwasserabsenkung. Spätestens, nachdem der 
OOWV 1995 eine Grundwasserabsenkung im gleichen Gebiet mit 
erheblichen Schädigungen an Gebäuden und Landschaft durch-
geführt hat, müsste allgemein bei den Fachinstanzen bekannt 
sein, dass das gesamte Gebiet des Rasteder Moores einem ge-
spannten Grundwasserleiter aufliegt ( siehe auch Gutachten zu 
den Auswirkungen der Grundwasserabsenkung im Raume Delfs-
hausen aus Anlass der Baumaßnahme ,,Sanierung der Trinkwas-
serleitung DN 300" von Kurt Wöbken Dipl.-lng, Itd. Baudirektor 
a.D. vom Januar 1996 - eine Kopie dieses Gutachtens wurde der 
Gemeinde zur Kenntnis überlassen !).  
Eine Absenkung des Grundwasserspiegels durch die angestreb-
ten Baumaßnahmen führt unweigerlich zu erheblichen Versackun-
gen und Gebäudeschäden. Das nicht nur in einem Absenkungs-
trichter in unmittelbarer Nähe des Bauvorhabens. sondern in ei-
nem Bereich, der sich über das gesamte Rasteder Moor erstreckt. 
Wenn dies den planerischen Instanzen, der Gemeinde und dem 
Landkreis bisher nicht bekannt sein sollte, darf man erwarten, 
dass sie sich in entsprechende Kenntnis setzen. Wenn dieses 
nicht geschieht, muss man von grober Fahrlässigkeit ausgehen ! 

 
Für den Fall, entgegen aller Erkenntnisse und gegen die Betroffenheit der 
anwohnenden Bürger, dass diesem Bauvorhaben stattgegeben wird, er-
warten wir: 
 
Eine umfangreiche Unterstützung der Gemeinde Rastede und rechtzeitige 
Bestandsaufnahmen und -sicherungen vom Bauvorhabenträger. Dieses 
nicht nur für die durch Schwerlast betroffenen Zuwegungen zu dem ge-
planten Baugebiet, insbesondere aber für sämtliche Immobilien und 
Grundstücken in dem Gefährdungsradius von ca. 6km um die geplanten 
Bauvorhaben.  
 
Weiterhin erwarten wir, dass Ersatz- und Kompensationsmaßnahmen 
ortsnah durchgeführt werden. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Grundwasserabsenkradien 
beim Bau von Windenergieanlagen sind i. Allg. auf 50-200 m beschränkt. 
Dem Gutachter ist die besondere Grundwassersituation im Gebiet bekannt 
und sämtliche Teilaspekte der Thematik zum Grundwasser sind den Ver-
fahrensunterlagen zu entnehmen. Der Themenbereich der Auswirkungen 
der Umsetzung des Vorhabens auf das Grundwasser wurde dadurch aus-
reichend und umfassend im Rahmen der Bauleitplanung abgearbeitet. 
Gemäß der den Verfahrensunterlagen beigefügten Geotechnischen Stel-
lungnahme zum Schutzgut Boden und Wasser vom Büro Dr. Lübbe weist 
die abdeckenden Torf-/Kleischichten nur eine geringe Scherfestigkeit und 
eine vergleichsweise hohe Durchlässigkeit auf. Anhand der vorliegenden 
Ergebnisse ist mit nur mit sehr geringen Druckdifferenzen des Grundwas-
sers zwischen der Torfschicht und den darunter anstehenden Sanden zu 
rechnen. Von einem extrem gespannten Grundwasserleiter ist daher nicht 
auszugehen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Gemeinde Rastede kann den Vorha-
benträger nicht zur Durchführung von Beweissicherungsverfahren an pri-
vaten Anlagen verpflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch in Aus-
sicht, die privaten Eigentümer bei der Forderung eines Beweissicherungs-
verfahrens zu unterstützen.  
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Es besteht keine gesetzliche Verpflich-
tung Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzuführen. Im Fall von 
Windparkplanungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, da durch eine 
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Um die tatsächlichen Auswirkungen und Beeinträchtigungen durch die 
Baumaßnahme und den Betrieb der WKA auf unsere Gesundheit und 
unsere Lebensqualität beurteilen zu können, ist ein Vergleich der künftigen 
mit den derzeitigen Lärmimmissionsgrenzwerten erforderlich. Dieser Ver-
gleich fehlt jedoch in den Planungsunterlagen. 
 
 
 
Wir stellen ausdrücklich fest, dass für uns durch den Bau und den Betrieb 
der WKA in Zukunft Beeinträchtigungen auftreten können, von denen wir 
heute noch nicht absehen können, dass und in welcher Form sie auf- oder 
eintreten werden. Dies betrifft unsere materielle und persönliche Unver-
sehrtheit, unsere Gesundheit und unser Eigentum. Wir machen also auch 
unseren Einwand für die noch nicht absehbaren Tatbestände geltend, die 
direkt oder indirekt im Zusammenhang mit diesem Projekt stehen. 
 
Kopien an den Landkreis Ammerland als Genehmigungsbehörde 
 

Aufwertung von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete Arten ange-
zogen werden und geschädigt werden. Die Kompensationsflächen stehen 
in einem funktionalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen bzw. befin-
den sich in derselben naturräumlichen Einheit, so dass keine anderen 
Flächen als die bereits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Ermittlung des schalltechnischen 
Gutachtens erfolgte unter Berücksichtigung der Vorbelastungen, so dass 
ermittelt wurde, welchen Schalleistungspegel die Windenergieanlagen 
emittieren dürfen, um die Vorgaben der TA Lärm auf die umgebende 
Wohnbebauung einzuhalten. Ein Vergleich der Ist-Situation mit der zukünf-
tigen Situation ist nicht erforderlich. Durch die Planung werden keine 
Rechte verletzt, die gesetzlichen Grenzwerte werden eingehalten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jeder Bürger hat nach jeder 
Projektverwirklichung jederzeit die Möglichkeit bei der zuständigen Ge-
nehmigungsbehörde Fragen, Forderungen nach Messungen bspw. von 
Lärmpegeln u. a. zu stellen, wenn er der Meinung ist, dass den gesetzli-
chen Vorgaben bzw. den Bestimmungen der Genehmigung nicht entspro-
chen wird. 
 
 

 Bürger 11   
 In der oben genannten Angelegenheit vertreten wir unverändert die rechtli-

chen Interessen der Mandaten 1-4. Eine auf uns lautende schriftliche 
Vollmacht liegt lhnen vor (Anlage zu unserem Schreiben vom 29.09.2016). 
Zu dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 neh-
men wir namens und im Auftrage unserer Mandanten - wie folgt - Stellung: 
 
Unsere Mandanten sind Eigentümer verschiedener windenergetisch aus-
nutzbarer Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches lhrer mit der 71. 
Flächennutzungsplanänderung geplanten „Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung Windenergie" ,,Lehmdermoor" und sind an der best-
möglichen windenergetischen Nutzung der mit Ihrer 71. Flächennutzungs-
planänderung geplanten Sonderbaufläche für Windenergieanlagen inte-

 Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Natürlich ist auch die 
Gemeinde Rastede an eine optimalen Ausnutzung der Windpotenzialflä-
chen interessiert, was sich darin widerspiegelt, dass die Gemeinde einen 
überwiegenden Teil der in der Potenzialstudie ermittelten Flächen auch 
durch entsprechende Planverfahren (Flächennutzungsplanänderungen 
und Aufstellung von vorhabenbezogener Bebauungspläne) planungsrecht-
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ressiert. An dieser bestmöglichen windenergetischen Ausnutzung der von 
lhnen mit der vorgesehenen Flächennutzungsplanänderung dargestellten 
Konzentrationsfläche für Windkraftanlagen gern. § 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB müssen auch Sie interessiert sein.  
 
Der Vorhabenträger, der lhnen im vorliegenden Fall den Vorhaben- und 
Erschließungsplan im Sinne des § 12 BauGB vorgelegt hat (Firma Wind-
konzept Projektierungs GmbH & Co. KG), hat allerdings nicht zwangsläu-
fig ein gleichgerichtetes Interesse. Das zeigt sich auch an seiner Planung - 
dem ihnen von dem Vorhabenträger vorgelegten Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan. Denn dort ist zum einen der Standort der ,,WEA 02" innerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nicht soweit wie möglich 
nach Norden in die Ecke des Geltungsbereiches geschoben worden. Zum 
anderen ist ein unter Turbulenzgesichtspunkten, Windertragsgesichts-
punkten und allen anderen städtebaulich relevanten Gesichtspunkten voll-
kommen unnötig großer Abstand von 438 m zwischen den beiden Anla-
genstandorten (den Mastmittelpunkten der .WEA 01" und ,,WEA 02") ge-
wählt worden, der Standort der „WEA 01" also viel zu weit westlich gewählt 
worden. 
 
 
 
 
 
 
Windenergieanlagen müssen wegen der von ihnen ausgehenden Luftver-
wirbelungen (Turbulenzen) aus Standsicherheitsgründen Mindestabstände 
zu der jeweils nächsten benachbarten Windenergieanlage einhalten. Die-
ser vom jeweiligen Windenergieanlagentyp abhängige Abstand muss in 
Hauptwindrichtung nach einer verbreiteten Faustformel mindestens das 
2,8fache des Rotordurchrnessers der jeweiligen Windkraftanlage betra-
gen. Selbst unter Zugrundelegung des dreifachen Rotordurchmessers 
würde sich im vorliegenden Fall ein Mindestabstand zwischen den beiden 
von dem Vorhabenträger geplanten Windkraftanlagen des Typs ENER-
CON E-82 E2 von nur (3 X 82 rn =) 246 m und nicht in einer Größe von 
mehr als 300 m oder 400 m, hier sogar von 438 rn ergeben. Ertragsge-
sichtspunkte sprechen häufig dafür, einen größeren Abstand zwischen 

lich für eine Windenergienutzung vorbereitet. 
 
 
 
 
Das vorliegende Plankonzept ist aus Sicht der Gemeinde optimal, da 
durch die gewählte Anlagenkonstellation, was den Schall und den Schat-
tenwurf angeht, die Anlagen so positioniert wurden, dass es zu keinen 
oder nur sehr geringen Abschaltzeiten kommen wird. Ein möglichst unein-
geschränkter Betrieb der Anlagen sorgt für einen wirtschaftlichen Betrieb 
des Windparks. Alle fünf Anlagen mit den 150 m Gesamthöhe aus dem 
Grundkonzept stehen in Hauptwindrichtung. Keine der geplanten Anlagen 
„klaut“ einer Anderen den Wind. Die Gemeinde hat keinen Zweifel daran, 
dass das der Planung zu Grunde liegende Konzept für den vorliegenden 
Standort optimal ist. Eine jetzige Errichtung von zwei Anlagen ändert an 
diesem optimalen Konzept nichts. Die drei weiteren Anlagen aus dem 
Grundkonzept können im Rahmen einer weiteren Bauleitplanung pla-
nungsrechtlich gesichert und später errichtet werden, ohne dass dies zu 
einem Nachteil für angrenzende Flächeneigentümer führen würde. Im 
Sinne einer Gleichbehandlung der Flächeneigentümer und gleichzeitig 
optimalen Ausnutzung der Fläche, ohne zu starke Abschaltzeiten der An-
lagen zu haben und Anlagen so zu positionieren, dass Sie im Windschat-
ten anderer Anlagen stehen würden, hält die Gemeinde an der vorliegen-
den Planung fest. 
 
Der Feststellung, dass innerhalb der Fläche der 71. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes keine sinnvolle Anlagenkonstellation mehr errichtet 
werden kann, wenn die zwei Anlagen innerhalb des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 12 wie geplant und verortet errichtet werden würden, 
wird widersprochen. Der Gemeinde Rastede liegt ein Grundaufstellungs-
muster des Vorhabenträgers vor, das fünf Anlagenstandorte innerhalb des 
Plangebietes berücksichtigt. Die Standorte der beiden im vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan Nr. 12 festgesetzten Anlagen sind dabei unverän-
dert geblieben, so dass eine Erweiterung des Windparks von zwei auf fünf 
Windenergieanlagen folglich wirtschaftlich darstellbar ist. Die Gemeinde 
Rastede hat keine Zweifel daran, dass das grundlegende Aufstellungs-
muster mit fünf Anlagen optimal für die Fläche ist.  
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den geplanten Windkraftanlagen zu wählen als den unter Turbulenzinten-
sitätsgesichtspunkten zur Gewährleistung der Stand- und Betriebsfestig-
keit der Anlagen zwingend erforderlichen Mindestabstand. Das liegt an 
dem sogenannten Windparkeffekt, der darin besteht, dass der Windan-
strom auf die hinter den ersten in Windrichtung stehenden Windkraftanla-
gen auf die dahinter positionierten Windkraftanlagen geringer ist, je gerin-
ger dieser Abstand ist, was insbesondere in Hauptwindrichtung zu beach-
ten ist. Im vorliegenden Fall jedoch einen Abstand zwischen den Mastmit-
telpunkten von 438 m zu wählen, ist aber durch nichts gerechtfertigt und 
würde dazu führen, dass die mit Ihrer 71. Flächennutzungsplanänderung 
dargestellte Sonderbaufläche für Windenergieanlagen insgesamt nicht 
mehr sinnvoll und schon gar nicht bestmöglich ausgenutzt werden könnte. 
 
Wir fügen in der Anlage Beispiele für gesamtertragsoptimierte Konfigurati-
onen von Windenergieanlagen innerhalb des Geltungsbereiches der Son-
derbaufläche bei (erstellt von der Firma Pommer 8 Schwarz GmbH): Vari-
ante I: 5 X ENERCON E-92, 104 m NH, 150 m Gesamthöhe (Zeichnungs-
numrner 04, Anlage I), Variante 2: 5 X ENERCON E-82 E2, 1 08 m NH 1 
50 m Gesamthöhe (Zeichnungsnummer 05, Anlage 2). Variante 3: 6 X 
ENERCON E-82 E2, 108 m NH, 150 m Gesamthöhe (Zeichnungsnummer 
06, Anlage 3). Variante 4: 2 X ENERCON E-92, 104 m NH, und 4 X 
ENERCON E-82 E2, 108 m NH, Gesamthöhe jeweils 150 m (Zeichnungs-
nummer 07, Anlage 4). Es sind auch noch weitere Varianten möglich. In 
keiner dieser Varianten und keiner sinnvollen Gesamtplanung würde der 
Standort der „WEA 01" aber so weit westlich vorgesehen werden, wie dies 
mit dem von lhnen ausgelegten Planentwurf geschieht.  
 
 
 
 
 
 
 
Für den Vorhabenträger, die Firma Windkonzept Projektentwicklungs 
GmbH & Co. KG, wäre die mit dem Entwurf des Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes Nr. 12 erfolgende Planung wegen der sehr großen Ab-
stände der beiden Windenergieanlagenstandorte in Hauptwindrichtung 

 
Da der aktuelle Vorhabenträger nicht über den Zugriff auf alle Flächen 
innerhalb der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes verfügt und ande-
re Grundstückseigentümer bisher keine schriftliches Interesse (Antrag auf 
Einleitung eines Bauleitplanverfahrens) zur Errichtung von Windenergiean-
lagenbei der Gemeinde Rastede hinterlegt haben, hat sich die Gemeinde 
dazu entschlossen, sich im ersten Schritt, im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung zunächst „nur“ mit den zwei Anlagenstandorten zu befas-
sen. Ein dritter Anlagenstandort wurde im laufen Planungsprozess fallen 
gelassen, da benachbarte Flächeneigentümer eine nötige Baulast nicht 
erteilen wollten.  
 
 
Das vorliegende Plankonzept ist aus Sicht der Gemeinde optimal, da 
durch die gewählte Anlagenkonstellation, was den Schall und den Schat-
tenwurf angeht, die Anlagen so positioniert wurden, dass es zu keinen 
oder nur sehr geringen Abschaltzeiten kommen wird. Ein möglichst unein-
geschränkter Betrieb der Anlagen sorgt für einen wirtschaftlichen Betrieb 
des Windparks. Alle fünf Anlagen mit den 150 m Gesamthöhe aus dem 
Grundkonzept stehen in Hauptwindrichtung. Keine der geplanten Anlagen 
„klaut“ einer Anderen den Wind. Die Gemeinde hat keinen Zweifel daran, 
dass das der Planung zu Grunde liegende Konzept für den vorliegenden 
Standort optimal ist. Eine jetzige Errichtung von zwei Anlagen ändert an 
diesem optimalen Konzept nichts. Die drei weiteren Anlagen aus dem 
Grundkonzept können im Rahmen einer weiteren Bauleitplanung pla-
nungsrechtlich gesichert und später errichtet werden, ohne dass dies zu 
einem Nachteil für angrenzende Flächeneigentümer führen würde. Im 
Sinne einer Gleichbehandlung der Flächeneigentümer und gleichzeitig 
optimalen Ausnutzung der Fläche, ohne zu starke Abschaltzeiten der An-
lagen zu haben und Anlagen so zu positionieren, dass Sie im Windschat-
ten anderer Anlagen stehen würden, hält die Gemeinde an der vorliegen-
den Planung fest. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt, die Gemeinde hält an dem Grundmuster 
von fünf Windenergieanlagen fest und bereitet durch den vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan die Errichtung von Windenergieanlagen vor. Die 
gewählten Standorte verhindern dabei nicht die sinnvolle Ausnutzung der 
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untereinander optimal. Nicht sinnvoll ist diese Planung allerdings für die 
von lhnen für die gesamte Sonderbaufläche ausdrücklich vorgesehene 
verbindliche Bauleitplanung (vgl. den Entwurf der Begründung zum vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 ,,Windenergie Lehmdermoor" 
Seite 2: „Die Gemeinde entwickelt diese Teilfläche mit zwei Windenergie-
anlagen mit Blick auf die zukünftige Entwicklung der gesamten Potenzial-
fläche durch verbindliche Bebauungspläne"). Wenn Sie also wie geboten 
,die zukünftige Entwicklung der gesamten Potenzialfläche" im Blick haben 
und die verbindliche Bauleitplanung auf zwei Bauleitplanverfahren auftei-
len, müssen Sie die privaten Belange aller Grundstückseigentümer in der 
Sonderbaufläche aber auch in der gebotenen Weise in der Abwägung 
gem. 5 1 Abs. 7 BauGB berücksichtigen. Das geschieht mit dem ausge-
legten Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 aber 
nicht. Mit dem ausgelegten Entwurf und der dortigen, dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan des Vorhabenträgers folgenden Standortplanung wür-
den Sie einseitig die Interessen dieses Vorhabenträgers und der mit ihm 
vertraglich verbundenen Grundstückseigentümer zu Lasten aller anderen 
Grundstückseigentümer innerhalb des Geltungsbereichs der mit der 71. 
Flächennutzungsplanänderung dargestellten Sonderbaufläche bevorzu-
gen. Das wäre abwägungsfehlerhaft. 
 
Unsere Mandanten sind zur Entwicklung einer für die gesamte Sonderbau-
fläche optimalen bzw. zumindest sinnvollen Windenergieanlagenkonfigura-
tion gemeinsam mit lhnen und dem in der derzeit beplanten Teilfläche 
auftretenden Vorhabenträger gerne bereit und verweisen auf das bereits 
mit unserem Schreiben vom 19.09.2016 (am Ende unter Ziffer 5) unter-
breitete Gesprächsangebot. Der am westlichen Ende des Geltungsberei-
ches der Sonderbaufläche mögliche und sinnvolle Windenergieanlagen-
standort kann wegen der Eigentumsverhältnisse ohnehin nur gemeinsam 
von der Firma Windkonzept Projektentwicklungs GmbH & Co. KG und 
unseren Mandanten entwickelt und realisiert werden. Eine sinnvolle Über-
planung der gesamten Sonderbaufläche könnte und sollte also gerne er-
folgen. Sofern Sie aber an einer verbindlichen Bauleitplanung in zwei 
Schritten und mit zwei Bebauungsplänen für Teilgebiete (Teilgebiet I: Der 
jetzt vorgesehene Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 12) festhal-
ten wollen, müssten aus den oben genannten Gründen und zur Vermei-
dung der einseitigen Bevorzugung des jetzigen Vorhabenträgers und der 

Gesamtfläche und beschneiden keine benachbarten Flächeneigentümer.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dies ist, wie oben bereits erläutert nicht der Fall. Nicht nur, dass die be-
nachbarten Flächeneigentümer ihr Interesse an der Errichtung von Wind-
energieanlagen wahrnehmen könnten, sie blockieren durch ihre Haltung 
sogar die Errichtung weiteren Anlage, weshalb die Planung vom Vorent-
wurf zum nun ausgelegten Entwurf reduziert werden musste. Ein gemein-
sames Vorgehen, welches nicht nur im Interesse des aktuellen Vorhaben-
trägers gewesen wäre, sondern auch im Interesse der Gemeinde kam aus 
unterschiedlichen Gründen bis heute leider nicht zu Stande. Die Gemeinde 
hat sich daher erst einmal mit der kleinsten, umsetzbaren Version der 
Windparkplanung in Lehmdermoor befasst. 
 
 
Der aktuellen Planung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12, 
einer Teilfläche der 71. Flächennutzungsplanänderung liegt ein optimales 
Konzept zu Grunde (siehe oben).  
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mit ihm vertraglich verbundenen Grundstückseigentümer zu Lasten aller 
anderen Grundstückseigentümer innerhalb der Sonderbaufläche und zur 
Vermeidung von Abwägungsfehlern der Standort (und das Baufenster) der 
WEA 02 (bzw. das Sondergebiet „WEA 2') ganz in die nördliche Ecke des 
vorgesehenen Geltungsbereiches verschoben werden (hier werden nach 
dem derzeit ausgelegten Planentwurf einige Meter zukünftigen Abstandes 
zwischen den einzelnen Windenergieanlagen „verschenkt") und vor allem 
der Standort (und das Baufenster) der WEA 01 (bzw. das Sondergebiet 
,,WEA 7") nach Osten verschoben werden. Sollte der Vorhabenträger zu 
einer dementsprechenden Anpassung seines Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplanes nicht bereit sein, müssten Sie zur Erstellung einer abwä-
gungsfehlerfreien verbindlichen Bauleitplanung für die Sonderbaufläche 
aus dem derzeitigen Verfahren zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes (§ 12 BauGB) in das Verfahren zur Aufstellung eines 
gewöhnlichen Bebauungsplanes gemäß § 10 BauGB wechseln. Zur Ver-
meidung von Abwägungsfehlern darf keinesfalls der Vorhabenbezogene 
Bebauungsplan Nr. 12 in der derzeit als Entwurf ausgelegten Fassung 
beschlossen werden. 
 
 
Aufstellung der 71. Flächennutzungsplanänderung 
 
Insoweit sind redaktionelle Korrekturen der Begründung des Plans zu Sei-
te 1 letzter Absatz, Seite 2 erster Absatz und Seite 13 zweiter Absatz ge-
boten: Auch unsere Mandanten (und demnach also alle Eigentümer von 
Grundstücken in der Sonderbaufläche) haben ein großes Interesse an der 
Errichtung und dem Betrieb von Windenergieanlagen auf ihren Grundstü-
cken (also ein „Entwicklungsinteresse", vgl. bereits unser Schreiben vom 
19.09.2016). Die von lhnen beabsichtigte verbindliche Bauleitplanung hätte 
also auch jetzt bereits „aus einem Guss" und für die gesamte Sonderbau-
fläche erfolgen können (und müssen, um Abwägungsfehler auszuschlie-
ßen). Der Vorhabenträger ,,in der nördlichen Hälfte des Geltungsbereichs" 
plant zwei Windkraftanlagen (an suboptimalen Standorten) und nicht einen 
,,Windpark" ,,mit drei Windkraftanlagen" (so aber Seite I der Begründung 
der 71. Flächennutzungsplanänderung). 
 

Das vorliegende Plankonzept ist aus Sicht der Gemeinde optimal, da 
durch die gewählte Anlagenkonstellation, was den Schall und den Schat-
tenwurf angeht, die Anlagen so positioniert wurden, dass es zu keinen 
oder nur sehr geringen Abschaltzeiten kommen wird. Ein möglichst unein-
geschränkter Betrieb der Anlagen sorgt für einen wirtschaftlichen Betrieb 
des Windparks. Alle fünf Anlagen mit den 150 m Gesamthöhe aus dem 
Grundkonzept stehen in Hauptwindrichtung. Keine der geplanten Anlagen 
„klaut“ einer Anderen den Wind. Die Gemeinde hat keinen Zweifel daran, 
dass das der Planung zu Grunde liegende Konzept für den vorliegenden 
Standort optimal ist. Eine jetzige Errichtung von zwei Anlagen ändert an 
diesem optimalen Konzept nichts. Die drei weiteren Anlagen aus dem 
Grundkonzept können im Rahmen einer weiteren Bauleitplanung pla-
nungsrechtlich gesichert und später errichtet werden, ohne dass dies zu 
einem Nachteil für angrenzende Flächeneigentümer führen würde. Im 
Sinne einer Gleichbehandlung der Flächeneigentümer und gleichzeitig 
optimalen Ausnutzung der Fläche, ohne zu starke Abschaltzeiten der An-
lagen zu haben und Anlagen so zu positionieren, dass Sie im Windschat-
ten anderer Anlagen stehen würden, hält die Gemeinde an der vorliegen-
den Planung fest. 
 
 
 
Die Anregung wird dahingehend gefolgt, dass die Begründung redaktionell 
angepasst wird.  
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 Bürger 11   
 Durch die Einrichtung und den Betrieb eines Windparks in dem oben ge-

nannten Gebiet "Delfshausen" wären wir und unsere Kinder persönlich 
stark betroffen. 
 
Die nördliche Grenze des Plangebietes hat zu unserem Wohngebäude an 
der xxx in xxx einen Abstand von 530 Metern. Eine hohe Schallemission 
ist zu erwarten, die sich mit der geplanten BAB 20 dann noch aufaddieren 
wird. Außerdem befindet sich die Potenzialfläche genau südlich unserer 
Wohn- und Stallgebäude. Der eintretende  Schattenwurf ist bei der Pla-
nung zu berücksichtigen. Neben einer gesundheitlichen Beeinträchtigung 
unsererseits und unserer Tiere wird uns außerdem die Möglichkeit  zur 
Errichtung einer Photovoltaikanlage auf unseren vielen Gebäuden ge-
nommen. Die Wechselrichter vertragen ebenfalls keinen Schattenwurf. 
 
 
 
Für die Errichtung von Windkraftanlagen ist eine Absenkung des Grund-
wassers notwendig. Große Auswirkungen hatte die erfolgte Grundwasser-
absenkung im weiten Umfeld des Windparks "Bollenhagen" in der Ge-
meinde Jade auf bestehende Gebäude. Unsere Gebäude sind zu etwa 
80% auf Holzpfähle gegründet die übrigen auf Betonpfähle. Bei beiden 
Gründungsformen sind Schäden an Gebäuden und Güllekellern nicht aus-
zuschließen. 
 
 
Wir befinden uns mit unserem Milchviehbetrieb  mit Weidemilchgewinnung 
im Landschaftsschutzgebiet, im faktischen Vogelschutzgebiet (Planungs-
unterlagen der BAB 20) und starkfrequentierten Rastvogelgebiet (Veteri-
näramtJade-Weser bei Ausbruch von Vogelgrippe in Bezug auf unsere 
Hühner). Von unserem Haus und Hof lassen sich die Weißwangen- und 
Graugänse zu hunderten bis tausenden beobachten, wenn sie im Bereich 
Kreuzmoorstraße, Lehmder Straße, Hahner Bäke (Geestrandtief) und 
Jade rasten und zwischen den Gebieten entlang der Jade und der Hahner 
Bäke mehrmals täglich pendeln. Hier erwähnt das Planungsbüro auch 
Lücken in der Beobachtung, die in anderen Vogelbereichen noch nachzu-

  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im nachfolgenden Verfahren 
zum Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Wind-
energieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so 
dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 
30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte 
bilden zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen 
Bundesländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Im-
missionsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
 
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Grundwasserabsenkradien 
beim Bau von Windenergieanlagen sind i. Allg. auf 50-200 m beschränkt. 
Der Themenbereich der Auswirkungen der Umsetzung des Vorhabens auf 
das Grundwasser im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ausrei-
chend und umfassend abgearbeitet. Im Rahmen der Genehmigungspla-
nung erfolgt von Seiten der Genehmigungsbehörde eine entsprechende 
Beweissicherung als Nebenbestimmung, um etwaigen Schäden an Eigen-
tum Dritter rechtlich begegnen zu können. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Bedeutung des genannten 
Raumes ist bekannt und den Verfahrensunterlagen zu entnehmen. Die 
Wirkfaktoren des Vorhabens sind jedoch nicht weitreichend genug, um 
erhebliche Beeinträchtigungen auf die Avifauna zu verursachen. Lücken in 
den Erfassungen, welche geeignet sind, die Ergebnisse der Erfassungen 
für eine Eingriffsdarstellung und –bewertung nicht verwenden zu können, 
bestehen jedoch nicht. 
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holen wären. 
 
Zu denken geben uns auch die Äußerungen der Investoren und Landei-
gentümer, die die von der Gemeinde Rastede angestrebte Gesamthöhe 
der Anlagen von 150 Metern für zu niedrig halten und eine Narbenhöhe 
von 200 Metern anstreben. 
 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hat sich mit der 
Standortpotenzialstudie auf eine Gesamthöhe von zu errichtenden Wind-
energieanlagen von 150 m festgelegt. Die Beschränkung auf 150 m Ge-
samthöhe verbindet die Belange, auf der einen Seite viel Strom zu gewin-
nen und auf der anderen Seite das Wohnen und die Landschaft, welche in 
der Gemeinde Rastede geprägt ist durch den reizvollen Wechsel bewalde-
ter Geestrücken sowie wertvoller Moorflächen, vor starker Überprägung zu 
schützen. Die Gemeinde hält an dieser Höhenbeschränkung fest. 

 
 
 
 
 
 
 



71. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmdermoor"

Gemeinde Rastede

M 1 : 5.000

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 2017

Textliche Darstellung

Im Geltungsbereich des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Rastede sind außerhalb dieser 71. Änderung

des Flächennutzungsplanes und der im Zuge der 12., 70. und 72. Änderung des Flächennutzungsplanes

dargestellten Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung Windenergie und des sonstigen Sondergebietes mit

der Zweckbestimmung Windenergieanlagen keine weiteren Windenergieanlagen im bauplanungsrechtlichen

Außenbereich (§ 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB) zulässig. Dies betrifft sowohl Windenergieanlagen-Parks als auch

Einzelanlagen.

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ..................... dem Entwurf der 71.

Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmdermoor", den textlichen Darstellungen und der

Begründung  zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer

der öffentlichen Auslegung wurden am ....................... ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf der 71. Änderung

des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmdermoor" hat mit, den textlichen Darstellungen, der Begrü ndung

und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenenen Stellungnahmen vom .................. bis ............

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Rastede, ..................                                                                       .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Genehmigung

Die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmdermoor" ist mit Verfügung (Az.:...................)

vom heutigen Tage unter Auflagen / mit Maßgaben / Ausnahme der durch ............................ kenntlich gemachten

Teile gemäß § 6 BauGB genehmigt.

Westerstede, ..........................

   Landkreis Ammerland

    Landrat

            im Auftrage

.......................................

Präambel und Ausfertigung

Aufgrund des § 1 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 58 des Niedersächsischen

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Rastede in seiner Sitzung am

..................... die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmdermoor" bestehend aus der

Planzeichnung, den textlichen Darstellungen und der Begründung beschlossen.

Rastede, .................

................................

Bürgermeister

Verfahrensvermerke

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ................... die Aufstellung der 71.

Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmdermoor" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist

gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am ...................... ortsüblich bekannt gemacht.

Rastede, .......................                                                                  .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Feststellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Rastede hat nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die

71. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmdermoor" mit den textlichen Darstellungen und der

Begründung in seiner Sitzung am .....................  beschlossen.

Rastede, ...................                                                                      ................................

                                                                                                              Bürgermeister

(Siegel)

Die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmdermoor" wurde ausgearbeitet von

Diekmann • Mosebach & Partner, Rastede.

Bekanntmachung

Die Erteilung der Genehmigung der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmdermoor" ist

gemäß § 6 Abs. 5 BauGB am .................... ortsüblich bekannt gemacht worden. Die 71. Änderung des

Flächennutzungsplanes ist damit am ..................... wirksam geworden.

Rastede, ...............                                                                          .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb von einem Jahr nach Wirksamwerden der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie

Lehmdermoor" ist die Verletzung von Vorschriften beim Zustandekommen der der 71. Änderung des

Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmdermoor"  und der Begründung nicht geltend gemacht worden.

Rastede, ..................                                                                       .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Beitrittsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Rastede ist den in der Genehmigungsverfügung vom ..............(Az.: s.o.) aufgeführten

Maßgaben/Auflagen/Ausnahmen in seiner Sitzung am .................. beigetreten. Der betroffenen Öffentlichkeit

sowie den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde mit Schreiben vom ...............

gemäß § 4a Abs. 3, Satz 4 BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum .................... gegeben.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ................ ortsüblich bekannt gemacht.

Die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmdermoor" und die Begründung haben wegen

der Maßgaben /Auflagen gemäß § 4a Abs. 3, Satz 1 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB vom ................ bis ..................

öffentlich ausgelegen.

Rastede, ..................                                                                       .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Gemeinde Rastede

Landkreis Ammerland

71. Änderung des Flächennutzungsplanes

"Windenergie Lehmdermoor"

Kartengrundlage: Amtliche Karte 1 : 1.000 (ALK)
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Vermessungs- und  Katasterverwaltung,

©  2016
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und Landesvermessung Niedersachsen

Regionaldirektion  Oldenburg-Cloppenburg
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sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u.

Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 (1) des
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Denkmalpflege, Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, 26121 Oldenburg unverzüglich gemeldet werden.

Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind

nach § 14 (2) des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw.

für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit

gestattet.

3. Altlasten/Altablagerungen sind nach Aktenlage im Geltungsbereich der 71. Änderung des

Flächennutzungsplans keine bekannt. Sollten sich bei der weiteren Planung und den Erschließungsarbeiten

Hinweise auf Altablagerungen ergeben, ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde des Landkreises

Ammerland zu informieren.

4. Gemäß § 5 Abs. 4a (2) BauGB werden Flächen im Geltungsbereich der 71. Änderung des

Flächennutzungsplans als Risikogebiet im Sinne des § 73 Abs. 1 (1) des Wasserhaushaltsgesetztes (WHG)

vermerkt.
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1.0 ANLASS UND ZIEL DER PLANUNG 
 

Die Gemeinde Rastede beabsichtigt anlässlich aktueller Entwicklungsvorhaben und 
dem Willen der Gemeinde Rastede einen Beitrag zur Energiewende zu leisten, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung eines Windparks im östlichen Ge-
meindegebiet zu schaffen und führt zu diesem Zweck die 71. Änderung des Flächennut-
zungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ durch. 

Aufgrund der anhaltenden regionalen Nachfrage nach neuen Standorten für Windener-
gieanlagen hat die Gemeinde Rastede die „Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede“ (Diekmann & Mosebach, 2016) erarbeiten lassen, in der 
das gesamte Gemeindegebiet hinsichtlich möglicher, für Windenergienutzungen geeig-
neter Standorte untersucht worden ist. 

Die Standortpotenzialstudie dient als fachliche Grundlage für die in der 71. Änderung 
des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ erfolgende Ausweisung einer 
weiteren Sonderbaufläche im östlichen Teil des Gemeindegebietes, die eine Aus-
schlusswirkung nach § 35 (3) Satz 3 BauGB entfaltet. Mit der 71. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ wird das Planungsziel einer städte-
baulich geordneten und verträglichen Entwicklung der Windenergienutzung innerhalb 
des Gemeindegebietes Rastede verfolgt, wodurch ein Beitrag zur Förderung regenera-
tiver Energien im Sinne von § 1 (6) Nr. 7f BauGB geleistet werden soll. 

Im Rahmen der o. g. Standortpotenzialstudie wurden in einem ersten Arbeitsschritt die 
„harten“ Tabuzonen herausgearbeitet. Nachfolgend wurden unter Berücksichtigung ak-
tueller Raumanforderungen und bestehender Flächenrestriktionen sowie unter Einhal-
tung notwendiger Schutzabstände zu Siedlungsräumen usw. verschiedene Potenzialflä-
chen für Windenergienutzungen ermittelt.  

Dem Ergebnis der Studie zufolge weist das Gemeindegebiet fünf Potenzialräume auf, 
die sich in unterschiedlicher Weise als geeignet für Windenergienutzungen darstellen. 
Obwohl unterschiedliche Flächen, gemäß der Studie, unterschiedlich für eine Windkraft-
nutzung geeignet sind, hat sich der Rat der Gemeinde Rastede dazu entschieden nicht 
alle Flächen gleichzeitig einer Windkraftnutzung zuzuführen, sondern lediglich die Po-
tenzialflächen 1-4 zu entwickeln.  

Neben einem bereits vorgeprägten Standort (Potenzialfläche 4 „Liethe“), an dem sich 
heute bereits ein Windpark befindet (Windpark Liethe) und der weiter ausgebaut bzw. 
repowert werden soll, beabsichtigt die Gemeinde drei weitere Potenzialflächen im Rah-
men von Flächennutzungsplanänderungen für eine Windkraftnutzung planungsrechtlich 
vorzubereiten. Im Rahmen der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung wird die Po-
tenzialfläche „Delfshausen“ (Potenzialfläche 3) für eine Windparknutzung vorbereitet.  

Wie in der Standortpotenzialstudie für Windparks in der Gemeinde Rastede in Kapi-
tel 7.5 dargestellt wird, sollte die Potenzialfläche 5 „Ipweger Moor“ aufgrund der hohen 
Bedeutung für Natur und Landschaft sowie für die Avifauna und einer daraus resultie-
renden sehr hohen Empfindlichkeit der Potenzialfläche, nicht für die Errichtung von WEA 
herangezogen werden. Die Gemeinde hat sich daher dazu entschlossen, diese Fläche 
nicht für eine Windkraftnutzung vorzubereiten. 

Aktuell ist Seitens eines Vorhabenträgers konkret die Entwicklung eines Windparks mit 
zwei Windkraftanlagen in der nördlichen Hälfte des Geltungsbereichs der 71. Änderung 
des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ geplant. Weitere Flächenei-
gentümer haben Ihr Interesse bekundet, auf Ihren Flächen Windenergieanlagen errich-
ten zu wollen. Die konkrete Gebietsentwicklung erfolgt mit der Aufstellung von verbind-
lichen Bebauungsplänen. 
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Die Gemeinde Rastede möchte die Entwicklung der Windkraft im gesamten Gemeinde-
gebiet über vorbereitende und verbindliche Bauleitplanungen steuern. Unmittelbare An-
sprüche auf Erteilung einer Baugenehmigung aufgrund der Ausweisung im Flächennut-
zungsplan bestehen daher nicht. Zur Erfüllung des Entwicklungsgebotes wird für die 71. 
Änderung des Flächennutzungsplanes die Erstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 12 erfolgen, aufgrund dessen Baugenehmigungen erteilt werden kön-
nen. Die Bereiche des Geltungsbereichs der vorliegenden Flächennutzungsplanände-
rung, für die derzeit kein Entwicklungsinteresse seitens der Flächeneigentümer besteht 
bzw. für die sich bisher kein vorhabenbezogener Bebauungsplan in Aufstellung befindet, 
wird die Gemeinde über eine verbindliche, vorhabenbezogene Bauleitplanung entwi-
ckeln, sobald entsprechendes Interesse der Flächeneigentümer an die Gemeinde her-
angetragen wird.  

Die Standortverträglichkeit der geplanten Windenergieanlagen bezüglich der umliegen-
den Wohnnutzungen muss durch die Erarbeitung entsprechender Fachgutachten (Lärm, 
Schattenwurf) geprüft und auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. auf Ebene 
des bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens nachgewiesen wer-
den. In der Abwägung gem. § 1 (7) BauGB sind gleichermaßen die Belange des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen (vgl. 
§ 1a BauGB). Diese werden im Rahmen der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Windenergie Lehmdermoor“ überschlägig im Umweltbericht beschrieben bzw. bewer-
tet. Eine konkrete Eingriffsbilanzierung kann erst auf Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung bzw. im bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren erfol-
gen, da erst dort klar sein wird, welche Anlagentypen, an welchem genauen Standort 
errichtet werden sollen.  

Der notwendige Ausgleich muss im Detail auf der nachgelagerten Ebene ermittelt wer-
den. Der Ausgleich erfolgt dann über geeignete Maßnahmen auf externen Kompensati-
onsflächen.  

Die umweltbezogenen Auswirkungen des Planvorhabens werden im Umweltbericht 
gem. § 2a BauGB dokumentiert. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der 
Begründung und ist in den Unterlagen als Teil II der Begründung enthalten (vgl. § 2a 
Satz 3 BauGB). 

2.0 RAHMENBEDINGUNGEN 

2.1 Kartenmaterial 
Die Planzeichnung der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdermoor“ wurde unter Verwendung der automatisierten Liegenschaftskarte (ALK) 
im Maßstab 1 : 5.000 (Originalmaßstab 1 : 1.000) erstellt. 

2.2 Änderungsbereich 
Der Geltungsbereich der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdermoor“ liegt im Osten der Gemeinde Rastede, westlich der Jade, südöstlich 
Lehmder Straße und nördlich und südlich angrenzend an die Gewässer Südbäke und 
Lehmdermoorgraben. Das Plangebiet umfasst ein ca. 28,6 ha großes Areal und ent-
spricht in seinen äußeren Abgrenzungen der Potenzialfläche 3 „Delfshausen“ Die ge-
nauen Grenzen des Plangebiets sind der Planzeichnung zu entnehmen. 

2.3 Nutzungsstruktur / Städtebauliche Situation 
Das Plangebiet wird durch die vorhandenen Gewässer, Lehmdermoorgraben und Süd-
bäke, durchzogen. Der Bereich nordwestlich der beiden Gewässer ist vorwiegend durch 
Grünland geprägt und von weiteren kleineren Gräben durchzogen. Entlang der kleineren 
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Gräben befinden sich Einzelgehölze und teilweise „kurze“ Baumreihen. Südlich der Süd-
bäke befindet sich außerdem eine etwas größere Gehölzgruppe, allerdings direkt au-
ßerhalb des Geltungsbereichs  

Gebäude sind innerhalb des Geltungsbereichs nicht vorhanden. Die nächstgelegenen 
Gebäude mit Wohnnutzung befinden sich in einer Entfernung von 550 m gemessen vom 
Geltungsbereich der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmder-
moor“. 

3.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 
 
Nach § 1 BauGB unterliegen Bauleitpläne einer Anpassung an die Ziele der Raumord-
nung. Aus den Vorgaben der übergeordneten Planungen ist die kommunale Planung zu 
entwickeln bzw. hierauf gemäß § 1 (4) BauGB abzustimmen. 

3.1 Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 
Das Landesraumordnungsprogramm 2017 (LROP-VO 2017) stellt für das Plangebiet die 
planerischen Ziele der Landesplanung dar. 

Die LROP-VO 2017 trifft für den überwiegenden Teil des Plangebiet keine gesonderten 
Aussagen.  

Für den westlichen Teilbereich des Geltungsbereiches ist in der zeichnerischen Darstel-
lung der LROP-VO ein Vorranggebiet Torferhalt festgelegt. Eine der guten fachlichen 
Praxis entsprechende landwirtschaftliche Nutzung ist mit dieser Festlegung vereinbar, 
diese steht der Festsetzung für Flächen für die Landwirtschaft nicht entgegen. Ebenso 
ist eine Nutzung der Flächen durch Windenergieanlagen widerspruchsfrei möglich. 

Im näheren Umfeld wird in der LROP-VA 2017 die geplante Bundesautobahn 20 (BAB 
20) dargestellt. Die geplante Trasse liegt südlich des Geltungsbereichs der Flächennut-
zungsplanänderung. 

In der beschreibenden Darstellung der LROP-VO 2017 wird zum Punkt Energie erläu-
tert, dass die Nutzung einheimischer Energieträger und erneuerbarer Energien unter-
stützt werden soll. Die Träger der Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass unter 
Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten der Anteil einheimischer Energieträger 
und erneuerbarer Energien insbesondere der Windenergie, der Solarenergie, der Was-
serkraft, der Geothermie sowie von Biomasse und Biogas raumverträglich ausgebaut 
wird. 

Für die Nutzung von Windenergie geeignete raumbedeutsame Standorte sind zu sichern 
und unter Berücksichtigung der Repowering-Möglichkeiten in den Regionalen Raumord-
nungsprogrammen als Vorranggebiete oder Eignungsgebiete Windenergienutzung fest-
zulegen. 

Mit der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzung durch die Flächennutzungs-
planänderung 71 "Windenergie Lehmdermoor" für die Errichtung von Windkraftanlagen 
innerhalb der Gemeinde Rastede werden die Ziele der LROP-VO 2017 beachtet. 

3.2 Regionales Raumordnungsprogramm 
Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Ammerland aus dem Jahr 
1996 wird der vorliegenden Bauleitplanung zu Grunde gelegt. 

In der zeichnerischen Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms wird Plan-
gebiet als Vorsorgegebiet für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und -entwicklung ge-
kennzeichnet. Der textlichen Ausführung zum RROP ist hierzu zu entnehmen, dass 
überwiegend als Grünland genutzte Fluss- und Bäkenniederungen, die in der zeichneri-
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schen Darstellung als Vorsorgegebiete für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und –ent-
wicklung dargestellt sind, durch Maßnahmen, die den Naturhaushalt in seiner Funkti-
onsfähigkeit oder das Bild der Landschaft erheblich stören, grundsätzlich nicht beein-
trächtigt werden sollen. Negative Entwicklungen in diesen Bereichen, z. B. die Anlegung 
von Fischteichen, die Aufforstung mit gesellschaftsfremden Gehölzen oder die Anlegung 
von Containerflächen, sind grundsätzlich auszuschließen. 

Da es sich hier um ein Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft und kein Vorranggebiet 
handelt, unterliegt dieser Belang der Abwägung. Es handelt sich hierbei um einen 
Grundsatz der Raumordnung, nicht um ein Ziel der Raumordnung. 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland werden keine 
Ziele der Raumordnung zum Ausbau oder zur Steuerung der Windenergienutzung defi-
niert. Es ist aber festgelegt, dass Windenergieanlagen unter den Gesichtspunkten der 
Umweltverträglichkeit und sozialen Akzeptanz auf geeignete Standorte zu konzentrieren 
sind. Die Gemeinde Rastede gibt hier, wie auch der Landkreis Ammerland in seinem 
Standortkonzept Windenergie 2013, dem Ziel der LROP-VO, dem Ausbau regenerativer 
Energien den Vorrang vor dem Grundsatz der Raumordnung. 

Ein Teilbereich der Südbäke ist als Gebiet zur Verbesserung der Landschaftsstruktur 
und des Naturhaushaltes dargestellt (linienhafte Darstellung). Diese Darstellung haben 
Gewässer und Gewässerabschnitte enthalten, die noch eine aktuelle Bedeutung als Le-
bensräume für anspruchsvollere Tier- und Pflanzenarten der Fließgewässer aufweisen, 
jedoch durch Gewässerausbau bzw. -belastung gestört oder geschädigt sind. Sie sind 
zur Wiederherstellung ihrer ökologischen Funktionsfähigkeit auf der Grundlage entspre-
chender Renaturierungskonzepte naturnah umzugestalten bzw. durch entsprechende 
Maßnahmen zu reaktivieren. Die planungsrechtliche Vorbereitung eines Windparkstan-
dortes widerspricht der getroffenen Darstellung nicht, eine Renaturierung ist auch im 
Einklang mit einem Windpark möglich. 

Die vorliegende Planung der Flächennutzungsplanänderung Nr. 71 entspricht den Zie-
len des RROP. Folglich ist die Planung mit den Zielen der Raumordnung gem. § 1 (4) 
BauGB vereinbar. 

3.3 Standortkonzept Windenergie 2013 
Durch das Büro NWP aus Oldenburg wurde für den Landkreis Ammerland das Stand-
ortkonzept Windenergie 2013 erarbeitet. Ziel dieser Studie ist es, im Landkreis Ammer-
land für Windkraftnutzung geeignete Flächen zu identifizieren. 

Hierzu wurden für den gesamten Landkreis „harte“ und „weiche“ Tabuzonen für die 
Windenergienutzung dargestellt. Die in Betracht kommenden Flächen (Potenzialflä-
chen) wurden in Karten festgehalten. Anschließend fand eine Ermittlung der nach Abzug 
der „harten“ und „weichen“ Tabuzonen verbleibenden Potenzialflächen, Bewertung die-
ser im Hinblick auf Positivkriterien und potenzielle Konfliktlagen bei einer Realisierung 
und Betrieb von WEA statt. Eine detaillierte Darstellung der Flächenermittlung und der 
angesetzten Kriterien ist dem Standortkonzept Windenergie 2013 zu entnehmen.  

Für die Gemeinde Rastede wurden die Flächen „Ipwegermoor“, „Delfshausen“ und 
„Lehmden“ identifiziert. Der Standort „Lehmden“ wurde im Rahmen des Standortkon-
zepts bestätigt, hier befindet sich bereits heute in Windpark, der repowert werden 
könnte. Bei dem Standort „Delfshausen“ handelt es sich um einen bisher durch Wind-
kraftanlagen nicht genutzten Bereich. Die Flächen würden sich für die Errichtung eines 
Windparks grundsätzlich eignen. Eine genauere Betrachtung der Flächen „Ipweger-
moor“ zeigt, dass dieser Bereich aufgrund der hohen Bedeutung für die Vogelwelt für 
eine Windkraftnutzung nicht herangezogen werden sollten, bzw. herangezogen werden 
kann. 

Im Standortkonzept Windenergie 2013 ist zu der Fläche in Delfshausen ausgeführt, dass 
der Standort knapp eine ausreichende Größe für die Errichtung von drei großen WEA 
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(angenommene Größe im Standortkonzept Windenergie 2013 ist 200 m) aufweisen 
könnte. Nach dem örtlichen Habitatpotenzial sind in der Detailprüfung größere Vorkom-
men von gegenüber Windenergie empfindlichen Vogelarten/Wiesenvögeln zu erwarten. 
Da es sich um einen derzeit vergleichsweise ungestörten Bereich mit begrenztem Anla-
genpotenzial handelt, könnte zur Konzentration der zu erwartenden Vorbelastungen die 
Umsetzung einer konkreten Windenergieanlagenplanung bis zum Bau der geplanten 
Bundesautobahn A 20 zurückgestellt werden. 

Die Gemeinde Rastede hat zur genaueren Betrachtung der in Rastede ermittelten Po-
tenzialflächen das Planungsbüro Diekmann & Mosebach beauftragt, für das Gemeinde-
gebiet eine Standortpotenzialstudie für Windparks durchzuführen. Diese Studie liegt seit 
dem Frühjahr 2016 vor. Die Herangehensweise und die Ergebnisse werden im folgen-
den Kapitel ebenfalls erläutert. An dieser Stelle sei bereits darauf hingewiesen, dass 
sich die Fläche Delfshausen, bei angenommenen Anlagenhöhen von ca. 150 m, zur 
Errichtung eines Windparks mit fünf Windkraftanlagen eignet. Eine Konzentration von 
Windkraftanlagen ist in diesem Bereich folglich sehr wohl möglich und von der Ge-
meinde Rastede beabsichtigt. 

3.4 Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede  
Die Standortwahl zur bauleitplanerischen Vorbereitung eines weiteren Windparks im 
Gemeindegebiet von Rastede im Rahmen der 71. Änderung des Flächennutzungspla-
nes „Windenergie Lehmdermoor“ erfolgt auf Grundlage der Standortempfehlungen der 
„Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede“ (Diekmann & 
Mosebach, März 2016 und Aktualisierung Oktober 2016) die anlässlich der regional an-
haltenden Nachfrage nach neuen Standorten für die Erschließung von Windparks erar-
beitet wurde. 

Hinweis: 

Die inhaltliche Aktualisierung der Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der 
Gemeinde Rastede erfolgte ausschließlich in Bezug auf den das Urteil des OVG Lüne-
burg 12 KN 64/14 vom 23.06.2016, – hier die Bewertung der Vorranggebiete für Natur- 
und Landschaft, Erholung und Rohstoffsicherung aus dem Regionalen Raumordnungs-
programm des Landkreises Ammerland. Das OVG kommt u. a. in seinem Urteil zum 
Ergebnis, dass Vorranggebiete der Regionalplanung (Regionales Raumordnungspro-
gramm) nicht pauschal als hartes Ausschlusskriterium (Ausschlussfläche / Tabuzone) 
gewertet werden können. Vielmehr sind sowohl der Inhalt des Ziels der Raumordnung 
als auch die nachgeordnete Frage, auf welchen Flächen die Windenergie unter Berück-
sichtigung des Ziels der Raumordnung ausgeschlossen ist, durch den Plangeber zu prü-
fen. 

Wie im vorherigen Kapitel dargestellt, wurden durch das Standortkonzept Windenergie 
2013 für den Landkreis Ammerland für das Gemeindegebiet von Rastede drei Potenzi-
alflächen für die Errichtung von Windparks ermittelt. Bei der Ermittlung der Flächen 
wurde als Referenzgröße für die Standortbeurteilung im Sinne der Konzentrationswir-
kung und zur optimalen Nutzung der sich aufzeigenden Flächenpotenziale von leis-
tungsstarken Anlagen mit Gesamthöhe von 200 m ausgegangen. Im Ergebnis konnten 
für das Gemeindegebiet Rastede die drei genannten potenziellen Standorte für die 
Windenergiegewinnung herausgestellt werden. 

Im Rahmen des Standortkonzeptes Windenergie 2013 (LK Ammerland) wird darauf hin-
gewiesen, dass sich größere Flächenpotenziale bei der Annahme geringerer Gesamt-
höhen von Windenergieanlagen ergeben. Da die Gemeinde Rastede über die im Stand-
ortkonzept herausgefilterten Eignungsräume weitere leistungsfähige Standorte für die 
Windenergienutzung herausstellen möchte, wurde in der gemeindeeigenen Standortpo-
tenzialstudie eine Gesamthöhe von Windenergieanlagen von bis zu 150 m zugrunde 
gelegt. Mit Windenergieanlagen lässt sich grundsätzlich in wirtschaftlich tragfähiger 
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Weise regenerativer Strom erzeugen. Die Beschränkung auf 150 m Gesamthöhe ver-
bindet die Belange, auf der einen Seite viel Strom zu gewinnen und auf der anderen 
Seite das Wohnen und die Landschaft, welche in der Gemeinde Rastede geprägt ist 
durch den reizvollen Wechsel bewaldeter Geestrücken sowie wertvoller Moorflächen, 
vor starker Überprägung zu schützen. 

Im Rahmen der Standortpotenzialstudie wurden unter Berücksichtigung „harter“ und 
„weicher“ Tabuzonen und einem dokumentierten Abwägungsprozess trotz vorherr-
schender Flächenrestriktionen und raumbedeutsamer Belange insgesamt fünf Potenzi-
alflächen ermittelt, die sich hinsichtlich der Windenergienutzung aufgrund der Flächen-
größe und der betroffenen Belange in unterschiedlicher Weise eignen und entsprechend 
bewertet wurden. Es handelt sich im Einzelnen um folgende Flächen im Gemeindege-
biet: 

 Potenzialfläche 1 „Rastede Nord“ 

 Potenzialfläche 2 „Bekhausen Nord“ 

 Potenzialfläche 3 „Delfshausen“ 

 Potenzialfläche 4 „Liethe“ 

 Potenzialfläche 5 „Ipweger Moor“ 

Grundsätzlich kann sich die Gemeinde Rastede auf Basis der Standortpotenzialstudie 
vorstellen, für die Potenzialflächen 1-4 die planungsrechtlichen Voraussetzung zur Er-
richtung von Windkraftanlagen zu schaffen. Die Studie kommt für die genannten Flächen 
zu folgenden Ergebnissen: 

Potenzialfläche 4: Aufgrund der wenigen Raumwiderstände innerhalb der Potenzialflä-
che lässt sich an dieser Stelle eine Erweiterung des vorhandenen Windparks, ggf. in 
Verbindung mit einem sog. Repowering der bestehenden Anlagen, empfehlen. 

Potenzialflächen 1-3: Aufgrund der mittleren Empfindlichkeit des Raumes bezüglich ei-
ner Windenergiegewinnung ist zunächst von einer Eignung des Raumes für die Errich-
tung von WEA auszugehen. 

Die Potenzialfläche 5 weist eine hohe bzw. überwiegend sogar sehr hohe Empfindlich-
keit bezüglich einer Windenergienutzung auf. Die Flächen werden aufgrund der Wertig-
keit für Natur und Landschaft sowie insbesondere der hohen Bedeutung für die Avifauna 
nicht für eine Windparknutzung herangezogen. 

Bei allen Potenzialflächen müssen grundsätzlich einige Belange vor der Festlegung als 
Windparkfläche im Laufe eines folgenden Bauleitplan- und Genehmigungsverfahrens 
genauer überprüft bzw. abgeklärt werden. Hierzu zählen z. B. die artenschutzrechtlichen 
Belange gemäß § 44 BNatSchG, Belange der archäologischen Denkmalpflege oder 
auch erschließungstechnische Anforderungen etc.. 

Im Rahmen der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ 
soll die Potenzialfläche 3 laut Ratsbeschluss der Gemeinde Rastede für die Windener-
gienutzung in Anspruch genommen werden. Der Geltungsbereich bietet Platz für einen 
Windpark mit ca. fünf Anlagen. 

Auf Ebene von verbindlichen Bauleitplanungen müssen auf der konkreten Vorhaben-
ebene alle mit dem Vorhaben in Zusammenhang stehenden, möglichen Beeinträchti-
gungen von relevanten Arten (Pflanzen und Tiere) und weiteren Schutzgütern (z.B. 
Mensch, Landschaftsbild) beschrieben und bewertet werden. Soweit erforderlich müs-
sen Maßnahmen zur Vermeidung sowie Maßnahmen zur Kompensation von nichtver-
meidbaren Beeinträchtigungen festgelegt werden. Hinsichtlich der umweltrelevanten 
Auswirkungen der Flächennutzungsplanänderung sind diese im Rahmen eines Umwelt-
berichts in groben Zügen dargestellt worden. 
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Hinweis: 
Im Zuge der Bauleitplanung hat ein Abgleich der Flächen aus der Potenzialstudie und 
der Flächennutzungsplanänderung sattgefunden hat. Im Bereich der 70. Und 72. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes kommt es lediglich zu kleineren Abweichungen zwi-
schen der Potenzialfläche und des Geltungsbereiches der Flächennutzungsplanände-
rung, was daran liegt, dass auf Ebene der Potenzialstudie eine Kartengrundlage in ei-
nem sehr großen und somit groben Maßstab verwendet wurde. Die Kriterien der Studie 
wurden auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung, bei der Abgrenzung des Gel-
tungsbereiches verwendet. Auf Basis einer detaillierteren Plangrundlage wurde so der 
Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung erstellt. 
 
Bei der 71. FNP-Änderung gibt es im Nordosten eine deutlichere Abweichung zur Ab-
grenzung der Fläche der Potenzialstudie. Eine Überprüfung hat ergeben, dass hier im 
Rahmen der Studie eine Stallanlage versehentlich als Wohnhaus berücksichtigt wurde, 
weshalb die Potenzialfläche hier kleiner ist, als die Fläche der 71. FNP-Änderung.  
 

3.5 Substanzieller Raum für die Windkraft 
Die Gemeinde ist dazu verpflichtet zu überprüfen, ob sie mit den ausgewählten Flächen 
der Windenergie substanziell Raum eingeräumt hat. Bei dieser Überprüfung gibt es 
keine festen Richtwerte wie z. B. einen bestimmten Flächenanteil am Gemeindegebiet 
oder eine gewissen Zahl von möglichen Windkraftanlagen im Gemeindegebiet. Es han-
delt sich bei dieser Überprüfung immer um eine Einzelfallbetrachtung, bei der nicht nur 
quantitative, sondern auch qualitative Aspekte zu berücksichtigen sind (BVerwG 4 C 
15.01, BVerwG 4 C 7.09, BVerwG 4 CN 1.11). 

Die Beurteilung erfolgt anhand der folgenden Parameter: 

 Relation zur Größe des Planungsraums  

 Relation zu Potenzialflächen nach Abzug der harten Kriterien sowie Relation zu 
Potenzialflächen nach Abzug der harten und weichen Kriterien  

 Vergleich mit bestehenden Ausbauzielen und Richtwerten  

3.5.1 Relation zur Größe des Planungsraums und zu den verbleibenden Flächen 
nach Abzug harter und weicher Ausschlussflächen 
Die folgende Tabellen geben einen Überblick zu den Flächenrelationen und stellen den 
Anteil der Potenzialflächen an der Gemeindefläche (Planungsraum) sowie an den Flä-
chen, die nach Abzug ausschließlich harter sowie demgegenüber harter und weicher 
Ausschlussflächen übrig bleiben, dar. 

Die Gemeindefläche hat eine Größe von 12.300 ha. Nach Abzug harter Ausschlussflä-
chen (entsprechend der Bewertung der vorliegenden Standortpotenzialstudie) verbleibt 
eine Fläche von 2.704 ha, was einem Anteil von rund 22 % der gesamten Gemeindeflä-
che entspricht. Die harten Ausschlussflächen sind im Fall der Gemeinde Rastede über-
wiegend durch Abstände zu Wohnbebauung (Wohnbauflächen, Wohnhäuser im Außen-
bereich etc.) bedingt.  
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Tabelle 1: Darstellung von Flächenanteilen und Relationen 

 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wie in der Standortpotenzialstudie für Windparks in der Gemeinde Rastede in Kapi-
tel 7.5 dargestellt wird, sollte die Potenzialfläche 5 „Ipweger Moor“ aufgrund der hohen 
Bedeutung für Natur und Landschaft sowie für die Avifauna und einer daraus resultie-
renden sehr hohen Empfindlichkeit der Potenzialfläche, nicht für die Errichtung von WEA 
herangezogen werden. In der nachfolgenden Tabelle wird das Flächenpotenzial der 
restlichen Potenzialflächen 1-4 dargestellt. 

Tabelle 2: Betrachtung für Potenzialfläche 1-4 inkl. vorhandenen Windpark "Liethe" 
 

Fläche Anteil an Ge-
meindefläche 
(12.300 ha) 

Anteil an verbleibende 
Fläche nach Aus-
schluss harter Aus-
schlussflächen  

Potenzialflächen 1-4 inkl. 
Windpark 

115,2 ha 0,9 % 4,3 % 

 

Durch die zusätzliche Ausweisung neuer Standorte kann die Gemeinde Rastede somit 
max. 4,3 % der nach Abzug der harten Ausschlussflächen übrig bleibenden Gemeinde-
fläche der Windenergie zur Verfügung stellen (s. Tabelle:1 und 2). 

3.5.2 Vergleich mit bestehenden Ausbauzielen und Richtwerten  
Die Anforderung, der Windenergienutzung substanziell Raum zu geben kann auch unter 
dem Gesichtspunkt betrachtet werden, einen angemessenen Beitrag zu bestehenden 
Ausbauzielen erzielen zu können. 

Für Niedersachsen kann der vom niedersächsischen Ministerium für Umwelt, Energie 
und Klimaschutz in Zusammenarbeit mit weiteren Ministerien erarbeitete Windenergie-
erlass als Richtschnur für die landesweit gültigen Ausbauziele herangezogen werden2. 

                                                
1 Gemeinde Rastede (1998): Begründung zur 12. Flächennutzungsplanänderung 
2 Gemeinsamer Runderlass des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Kli-
maschutz (MU), der Niedersächsischen Ministerien für Wirtschaft und Verkehr (MW), Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (ML), Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (MS) und 

 
Fläche Anteil an Ge-

meindefläche 
(12.300 ha) 

Anteil an verbleibende 
Fläche nach Aus-
schluss harter Aus-
schlussflächen  

verbleibende Fläche nach 
Ausschluss harter Aus-
schlussflächen 

2.704 ha 22% 100 % 

Gesamtflächensumme nach 
Abzug harter und weicher 
Ausschlussflächen sowie 
kleiner oder ungünstig ge-
schnittener Flächen (Kleinst-
flächen), die keine Konzent-
rationswirkung zulassen ( 
Potenzialflächen)  

191,9 ha 1,6 % 7,1 % 

Fläche des bestehenden 
Windparks "Liethe"1  27 ha 0,2 % 1 % 

Flächengröße aller Potenzial-
flächen + bestehender Wind-
park  

218,9 ha 1,8 % 8,1 % 
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Gemäß Windenergieerlass will das Land Niedersachsen den Anteil der Nutzung erneu-
erbarer Energien schrittweise auf 100% erhöhen. Aus diesem Grund sollen bis 2050 
mindestens 20 Gigawatt Windkraftleistung in Niedersachsen errichtet werden können. 
Im Windenergieerlass heißt es hierzu: "Für die Träger der Regionalplanung und Ge-
meinden bedeutet dies, dass sie mindestens 7,35 % ihrer jeweiligen Potenzialfläche (…) 
als Vorranggebiete für die Windenergienutzung vorsehen müssten. Dabei sind plane-
risch bereits ausgewiesene Flächen für die Windenergienutzung einzurechnen." Die Po-
tenzialfläche definiert sich in diesem Fall als Planungsraum abzüglich der harten 
Tabuzonen, der FFH-Gebiete und Waldflächen sowie von Industrie- und Gewerbege-
bietsflächen. Da die Waldflächen im Rahmen der vorliegenden Standortpotenzialfläche 
nicht als hartes Ausschlusskriterium gewertet wurden, erfolgt eine entsprechende Be-
rücksichtigung in der nachfolgenden Tabelle. 

Tabelle 3: Darstellung von Flächenanteilen und Relationen unter Beachtung der Kriterien 
gem. WEA-Erlass Nds  

 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Durch die zusätzliche Ausweisung neuer Standorte kann die Gemeinde Rastede max. 
4,8 % der nach Abzug der harten Ausschlussflächen übrig bleibenden Gemeindefläche 
der Windenergie zur Verfügung stellen (s. Tabelle: 3).  

Der bezogen auf die verschiedenen Landkreise und Regionen in Niedersachsen regio-
nalisierte Flächenansatz weist für den Landkreis Ammerland einen Bedarf von 0,59 % 
der Landkreisfläche aus, der zur Erreichung der Ziele der Windenergie zur Verfügung 
gestellt werden sollte. Diese Angaben entfalten jedoch keine Rechtsverbindlichkeit son-
dern sollen lediglich der Orientierung der Planungsträger dienen.  

Anhand Tabelle 1 ist erkennbar, dass die Gemeinde Rastede mit ca. 0,16 % der Land-
kreisfläche, etwas über ein Viertel des gemäß WEA-Erlass Nds. (Stand 24.02.2016) 
empfohlenen Flächenanteils des Landkreises (0,59 %) für die Windenergienutzung zur 
Verfügung stellt. 

 

                                                
Inneres und Sport (MI) - Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen an Land in Nie-
dersachsen und Hinweise für die Zielsetzung und Anwendung (Windenergieerlass). 24.02.2016. 
 

 

Fläche 
Anteil an Ge-
meindefläche 
(12.300 ha) 

Anteil an Land-
kreisfläche  
(73.004,1 ha) 

Anteil an ver-
bleibende 
Fläche nach 
Ausschluss 
harter Aus-
schlussflä-
chen inkl. 
Wald 

verbleibende Flä-
che nach Aus-
schluss harter 
Ausschlussflä-
chen inkl. Wald 

2.376 ha 19,3% 3,2 % 100 % 

Flächengröße al-
ler Potenzialflä-
chen + bestehen-
der Windpark  

218,9 ha 1,8 % 0,3 % 9,2 % 

Potenzialflä-
chen 1-4 inkl. 
Windpark 

115,2 ha 0,9 % 0,16 % 4,8 % 
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3.6 Dorfentwicklung Rastede-Nord 
Die Gemeinde Rastede hat im September 2016 den Dorferneuerungsbericht „Dorfent-
wicklung Rastede-Nord“ verabschiedet. Die Inhalte werden hier im Einzelnen nicht wei-
ter dargestellt, aber der Bogen zwischen Dorfentwicklung und Windenergie gespannt. 

Im Rahmen der Dorfentwicklungsplanung erfolgt unter dem Projekt Nr. 63 der Hinweis 
auf die Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede mit 
Stand vom 14.03.2016. Diese wurde unabhängig von der Dorfentwicklungsplanung für 
das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Rastede erstellt und im März 2016 bereits 
der Öffentlichkeit im Rahmen der öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Bau, Pla-
nung, Umwelt und Straßen vorgestellt. 

Durch die einheitliche Untersuchung des gesamten Gemeindegebietes entspricht die 
Gemeinde Rastede den Vorgaben der Bundesregierung und den regionalplanerischen 
Vorgaben und Erfordernissen zur Energiewende. In diesem Rahmen wurde geprüft, in 
wie weit substantiell Raum für die Windenergie zur Verfügung gestellt werden kann. Die 
genaue einheitliche Vorgehensweise kann in der Studie nachgelesen werden. Die in der 
Studie als Ergebnis ermittelten Flächen, die in der Dorfentwicklungsplanung dargestellt 
werden, sind die einzigen Flächen, die nach Abzug aller nicht geeigneten Flächen für 
die Windenergienutzung in Frage kommen. Es haben insgesamt mehrere Informations-
veranstaltungen zur Windkraft in Rastede stattgefunden. Der Ausbau der Windenergie 
war mehrfach Thema in öffentlichen Sitzungen der Gemeinde Rastede. Das Thema 
wurde auch im Rahmen der Arbeitskreissitzungen der Dorfentwicklung wiederholend 
besprochen. Bevor die Gemeinde Rastede eine Standortpotenzialstudie für das ge-
samte Gemeindegebiet erarbeiten lies, wurden bereits mögliche Eignungsräume für 
Windkraft auf regionalplanerischer Ebene untersucht (siehe Windkraftstudie des Land-
kreises Ammerland). Diese kommt zu ähnlichen Ergebnissen. Daher sind die geeigne-
ten Flächen nicht neu und waren bereits bei Erarbeitung der „Dorfentwicklung Rastede-
Nord“ bekannt. 

Die Richtlinie zur aktuellen Förderperiode der Dorfentwicklungsplanung sieht außerdem 
vor, im Rahmen der Planungen zu prüfen, in wie weit in der Dorfregion Flächen für er-
neuerbare Energien bereitgestellt werden können. Dies ist im Fall der Gemeinde 
Rastede nicht gesondert auf Ebene der Dorferneuerung erfolgt, sondern bereits auf 
Ebene der davon unabhängigen Studie für Windenergie für das gesamte Gemeindege-
biet. 

In der „Dorferneuerung Rastede-Nord“ heißt es zum Projekt Nr. 63: „Die dargestellten 
Flächen für die Errichtung von Windenergieanlagen werden auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung geprüft. Hierbei sind die Grundsätze der Bauleitplanung, insbesondere 
die Erforderlichkeit und die nachhaltige städtebauliche Entwicklung zu berücksichtigen. 
Die Belange aus der Dorfentwicklung Rastede-Nord sollten ebenfalls auf Ebene der 
Bauleitplanung Berücksichtigung finden. Durch die Nutzung vorhandener Anlagenstand-
orte sollen weitere Beeinträchtigungen vermieden sowie die nachhaltige Nutzung vor-
handener Investitionen in die Raumstruktur sichergestellt werden. Der Arbeitskreis plä-
diert dafür, dass künftig nicht die Erschließung neuer Flächen im Vordergrund stehen 
soll, sondern vielmehr die effektive Nutzung planerisch abgestimmter Flächen durch 
Repowering-Maßnahmen. Vorrangig soll der vorhandene Windpark in Liethe in Bezug 
auf mögliche Kapazitätserweiterungen geprüft werden. Erst dann sollte die Ausweisung 
neuer Flächen für die Errichtung von Windenergieanlagen im Bereich Rastede – Nord 
in Betracht gezogen werden. 

Insgesamt ist in der Dorfregion Rastede-Nord ein nicht unbeträchtliches Potenzial zum 
Ausbau der Windenergie und damit der Beteiligung an der Energiewende gegeben, dass 
es für die Zukunft zu nutzen gilt.“ 

Den Forderungen des Arbeitskreises wird dahingehend gefolgt, dass der vorhandene 
Windpark Liethe derzeit für ein Repowering geprüft wird. Da die Gemeinde Rastede alle 
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in Frage kommenden Flächen (Potenzialflächen 1-4) planungsrechtlich für die Wind-
kraftnutzung vorbereiten will, hat sich die Gemeinde auch dazu entschlossen dies im 
Rahmen der Änderungen Nr. 70 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“, Nr. 71 „Windener-
gie Lehmdermoor“ und Nr. 72 „Windenergie Lehmden“ (Bereich des Windparks Liethe) 
zu tun. Alle diese genannten Änderungen des Flächennutzungsplanes befinden sich in 
Aufstellung. Ziel der Gemeinde ist es, alle Planverfahren möglichst gleichzeitig zum Ab-
schluss zu bringen. 

Das mit der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ 
verfolgten Ziel, der Steuerung der Windenergie im Gebiet der Gemeinde Rastede, steht 
den Zielen der „Dorferneuerung Rastede-Nord“ nicht entgegen. Vielmehr ist die Ener-
giewende als ein Ziel der Dorferneuerung bereits im Arbeitsprozess zur Erstellung der 
„Dorferneuerung Rastede-Nord“ deutlich herausgearbeitet und das vorhandene Flä-
chenpotenzial für die Windenergie erkannt worden. Der Gemeinde ist hierbei Bewusst, 
dass Windkraftanlagen zu einer Veränderung der Landschaft beitragen können. Die mit 
der Windkraft verbundenen Eingriffe werden im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung ermittelt und entsprechend der gesetzlichen Vorgaben bewertet und kompensiert. 

3.7 Vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rastede (Stand 18.06.1993) 
wird der Geltungsbereich der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdermoor“ abgesehen von den Gewässern II. Ordnung (Lehmdermoorgraben und 
Südbäke), als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Die beiden Gewässer sind als 
Wasserflächen dargestellt und als Gewässer II. Ordnung gekennzeichnet. 

Für das Plangebiet liegt kein verbindlicher Bebauungsplan vor. 

4.0 ÖFFENTLICHE BELANGE 

4.1 Belange von Natur und Landschaft 
Auf Basis der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ 
können z. B. verbindliche Bebauungspläne erarbeitet werden. Im Rahmen der konkreten 
Planung für das gesamte Gebiet, oder Teilräume, muss gem. § 2 (4) Satz 1 BauGB i. V. 
m. § 2a Nr. 2 BauGB ein Umweltbericht mit einer umfassenden Beschreibung und Be-
wertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen für das jeweilige Planvorhaben er-
folgen. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung durch diese 71. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes erfolgt eine grobe Darstellung, der mit dieser Änderung des Flächen-
nutzungsplanes möglicherweise verbundenen Umweltauswirkungen. Eine konkrete 
Darstellung ist erst dann möglich, wenn die Zahl der Anlagen, die Anlagentypen (Höhe 
der Anlage, Rotordurchmesser etc.), die Anlagenstandorte und die zugehörigen Zuwe-
gungen feststehen. 

Die umweltbezogenen Auswirkungen des Planvorhabens werden im Umweltbericht 
gem. § 2a BauGB dokumentiert. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der 
Begründung und ist den Unterlagen als Teil II der Begründung enthalten (vgl. § 2a Satz 
3 BauGB). 

4.2 Belange des Denkmalschutzes 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege zu beachten.  

Folglich wird nachrichtlich auf die Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Boden-
funden im Zuge von Bauausführungen mit folgendem Text hingewiesen: 
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Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 
(das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie 
auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 
Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes 
(NDSchG) meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde 
des Landkreises Ammerland oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmal-
pflege – Referat Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441/799-
2120 unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Ar-
beiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des 
NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, 
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher 
die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

4.3 Belange des Bodenschutzes / Altablagerungen / Kampfmittel 
Im Rahmen des Altlastenprogramms des Landes Niedersachsen haben die Landkreise 
gezielte Nachermittlungen über Altablagerungen innerhalb ihrer Grenzen durchgeführt 
und entsprechendes Datenmaterial gesammelt. Dieses wurde vom Niedersächsischen 
Landesamt für Wasser und Abfall (NLWA) bewertet. Nach diesen Unterlagen liegen im 
Plangebiet keine Altablagerungen vor.  

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten weitere Hinweise auf Altablagerungen 
zutage treten, so ist unverzüglich die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Am-
merland zu benachrichtigen. 

Grundsätzlich sind bei geplanten Baumaßnahmen oder Erdarbeiten die Vorschriften des 
vorsorgenden Bodenschutzes zu beachten, d. h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat 
sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. 
Grundstückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von 
ihrem Grundstück drohenden schädlichen Bodenveränderung zu ergreifen (Grundpflich-
ten gem. § 4 BBodSchG). 

4.4 Belange des Immissionsschutzes 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind die mit der Planung verbundenen, unterschiedli-
chen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so dass Konfliktsituatio-
nen vermieden und die städtebauliche Ordnung sichergestellt wird. Es sind die allge-
meinen Anforderungen und die Belange des Umweltschutzes gem. § 1 (6) Nr. 1 BauGB 
zu beachten. Schädliche Umwelteinwirkungen sind bei der Planung nach Möglichkeit zu 
vermeiden (§ 50 BImSchG). Die mit dem Planvorhaben verfolgte Nutzung von Wind-
energieanlagen ist allgemein mit Emissionsentwicklungen verbunden. Neben den Be-
triebsgeräuschen (Schallentwicklung) ist durch die rotierenden Anlagen mit Schatten-
wurf zu rechnen, der sich beeinträchtigend auf den Menschen auswirken kann. Da es 
sich bei der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“, 
um eine vorbereitende Bauleitplanung handelt und die geplanten Anlagentypen und An-
lagenstandorte auf dieser eben noch nicht feststehen, muss eine Beurteilung und Be-
rücksichtigung von Schall und Schatten im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
bzw. im Rahmen des Bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens 
erfolgen. 

4.5 Belange der Luftfahrt 
Bei Bauhöhen von über 100 m über Grund wird generell eine Tag/Nacht-Kennzeichnung 
als Luftfahrthindernis sowohl für den militärischen als auch für den zivilen Flugbetrieb 
gemäß der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von Luftfahrt-
hindernissen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen in der 
aktuell gültigen Fassung notwendig. Nach § 14 i. V. m. § 31 und § 12 Luftverkehrsgesetz 



Begründung zur 71. Änderung des Flächennutzungsplanes 13 

 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

(LuftVG) bedürfen die Anlagen zudem der Erteilung einer Genehmigung durch die zu-
ständige Luftfahrtbehörde. Die Anforderungen der militärischen und zivilen Luftfahrt an 
die Kennzeichnungs- und Genehmigungspflicht der geplanten Windenergieanlagen 
werden im Rahmen des BImSch - Genehmigungsverfahrens berücksichtigt. Die Geneh-
migungspflicht bei Bauwerkshöhen über 100 m/Grund nach § 14 LuftVG wird im vorha-
benbezogenen Bebauungsplan nachrichtlich übernommen. 

5.0 INHALT DER 71. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES  
„WINDENERGIE LEHMDERMOOR“ 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
Entsprechend dem beschriebenen Planungsziel und den Standortempfehlungen der zu-
grundeliegenden Standortpotenzialstudie beabsichtigt die Gemeinde Rastede, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für eine raumverträgliche Nutzung von Windener-
gieanlagen zu schaffen und bereitet hierfür im östlichen Randbereich der Gemeinde, 
westlich der Jade und südöstlich der Lehmder Straße eine geeignete Fläche für Wind-
energienutzungen vor. 

Der ausgewählte Standort befindet sich im Außenbereich gem. § 35 BauGB außerhalb 
der im Flächennutzungsplan bereits dargestellten Sonderbauflächen für Windenergie 
(12. Änderung des Flächennutzungsplanes „Liethe“, 1998). Da aufgrund einer gemeind-
lichen Ausschlusswirkung die Neuerrichtung von Windenergieanlagen außerhalb dieser 
Sonderbaufläche unzulässig ist, bedarf es einer Änderung des rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplanes. Der bislang überwiegend als Fläche für die Landwirtschaft, darge-
stellte Änderungsbereich wird daher im Weiteren als Sonderbaufläche (S) mit der 
Zweckbestimmung Windenergie (WEA) gemäß § 1 (2) Nr. 11 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) dargestellt. Innerhalb dieser Fläche ist die Installation von Windenergieanla-
gen zulässig. Der Ausschluss für das übrige Gemeindegebiet bleibt bestehen. Im Zuge 
der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ wird durch 
textliche Darstellung erneut eine Ausschlusswirkung nach § 35 (3) Satz 3 BauGB für das 
übrige Gemeindegebiet festgelegt. Demnach sind außerhalb der bisher dargestellten 
Sonderbauflächen für die Windenergienutzung (S Windenergie) und der im Rahmen 71. 
Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ dargestellten Son-
derbauflächen mit der Zweckbestimmung Windenergie (S WEA) keine weiteren Wind-
energieanlagen zulässig. Dies betrifft sowohl Windenergieanlagen-Parks als auch Ein-
zelanlagen. Bestehende Anlagen sind von dieser Bestimmung nicht betroffen. 

An dieser Stelle sei erneut darauf hingewiesen, dass die Gemeinde Rastede die Steue-
rung der Windkraft im gesamten Gemeindegebiet über vorbereitende und verbindliche 
Bauleitplanungen steuern möchte. Unmittelbare Ansprüche auf Erteilung einer Bauge-
nehmigung aufgrund der Ausweisung im Flächennutzungsplan bestehen daher nicht. 
Zur Erfüllung des Entwicklungsgebotes wird für die 71. Änderung des Flächennutzungs-
planes die Erstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 erfolgen, auf-
grund dessen Baugenehmigungen erteilt werden können. Die Bereiche des Geltungs-
bereichs der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung, für die derzeit kein Entwick-
lungsinteresse seitens der Flächeneigentümer besteht bzw. für die sich bisher kein vor-
habenbezogener Bebauungsplan in Aufstellung befindet, wird die Gemeinde über eine 
verbindliche, vorhabenbezogene Bauleitplanung entwickeln, sobald entsprechendes In-
teresse der Flächeneigentümer mit entsprechend konkreten Unterlagen an die Ge-
meinde herangetragen wird. Ein Entwicklungsinteresse wurde der Gemeinde bereits sig-
nalisiert, jedoch wurden bisher keine konkreten Planungsabsichten aufgezeigt.  
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5.2 Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasser-
schutz und die Regelung des Wasserabflusses 
Das im Geltungsbereich der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdermoor“ verlaufende Gewässer II. Ordnung werden in ihrem Bestand dargestellt. 
Auf die Darstellung von Gewässern III. Ordnung wurde verzichtet. Im Zuge der Erschlie-
ßungsplanung sind die ggf. notwendigen wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren 
durchzuführen. 

5.3 Fläche für die Landwirtschaft und Wald 
Das im Änderungsbereich neu ausgewiesene Sonderbaufläche Windenergie (S WEA)“ 
wird überlagernd als Fläche für die Landwirtschaft gem. § 5 (2) Nr. 9a BauGB dargestellt, 
um die bestehende landwirtschaftliche Flächennutzung weiterhin zu sichern. Die außer-
halb der überbaubaren Flächen der Windenergiestandorte und der notwendigen Er-
schließungswege gelegenen Bereiche sollen auch künftig landwirtschaftlich genutzt 
werden, so dass eine entsprechende Darstellung erfolgt. 

5.4 Ausschlusswirkung / textliche Darstellung 
Im Rahmen der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ 
wird die bestehende Ausschlusswirkung für Windkraftanlagen als textliche Darstellung 
inhaltlich übernommen. D. h. im gesamten Gemeindegebiet sind außerhalb der im Flä-
chennutzungsplan und dessen Änderungen dargestellten Sonderbauflächen mit der 
Zweckbestimmung Windenergie und des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbe-
stimmung Windenergieanlagen keine weiteren Windenergieanlagen gem. § 35 (1) Nr. 5 
BauGB zulässig (Ausschlusswirkung im Sinne von § 35 (3) Satz 3). Dieses gilt sowohl 
für Windenergieanlagenparks als auch für Einzelanlagen. Bestehende Anlagen sind auf-
grund des Bestandsschutzes von dieser Bestimmung nicht betroffen. Ebenfalls von die-
ser Regelung unberührt sind Windenergieanlagen als untergeordnete Nebenanlagen 
von privilegierten Nutzungen nach § 35 (1) BauGB, die überwiegend der Eigenenergie-
versorgung der jeweiligen Nutzung dienen und räumlich in angemessener Nähe unter-
gebracht sind. 

Städtebauliches Ziel dieser Ausschlusswirkung ist es weiterhin, im Sinne einer Konzent-
rationsplanung, außerhalb der durch die Potenzialstudie ermittelten Windparkstandorte 
keine weiteren, nach § 35 (1) Nr. 5 BauGB privilegierten Windenergieanlagen zuzulas-
sen, um einer Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch zahlreiche Einzelstandorte 
entgegenzuwirken. 

6.0 VERKEHRLICHE UND TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 
 

 Äußere Erschließung 
Die Verkehrsanbindung des Plangebietes erfolgt voraussichtlich über die Lehmder 
Straße (K 131). 
 

 Gas- und Stromversorgung, Schmutz- und Abwasserversorgung, Wasserver-
sorgung, Abfallbeseitigung 
Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes bezüglich der o. g. Aspekte ist entspre-
chend der angestrebten Nutzungsform nicht erforderlich. 
 

 Fernmeldetechnische Versorgung 
Die fernmeldetechnische Versorgung des Plangebietes wird innerhalb der Ausfüh-
rungsplanung geregelt. 
 

 Sonderabfälle 
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Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzu-
führen. 
 

 Brandschutz  
Die Löschwasserversorgung wird entsprechend den jeweiligen Anforderungen im 
Zuge der Ausführungsplanung sichergestellt. 
 

 Anbindung an das öffentliche Stromnetz 
Die Anbindung an das öffentliche Stromnetz ist im Rahmen der konkreten Planungen 
sicherzustellen.  
 

7.0 VERFAHRENSGRUNDLAGEN/-VERMERKE 

7.1 Rechtsgrundlagen 
 

 BauGB   (Baugesetzbuch), 

 BauNVO  (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke: 
Baunutzungsverordnung), 

 PlanzV  (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die 
Darstellung des Planinhaltes: Planzeichenverordnung), 

 NBauO  (Niedersächsische Bauordnung), 

 BNatSchG  (Bundesnaturschutzgesetz), 

 NAGBNatSchG (Nieders. Ausführungsgesetz z. Bundesnaturschutzgesetz), 

 NKomVG (Nieders. Kommunalverfassungsgesetz). 
 

7.2 Planverfasser 
 
Die Ausarbeitung der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdermoor“ erfolgte im Auftrag der Gemeinde Rastede durch 
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1.0 EINLEITUNG  
Zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes (§ 1 (6) Nr. 7 BauGB) ist im Rah-
men der Bauleitplanung eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussicht-
lichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Entsprechend der Anlage 
zum Baugesetzbuch zu § 2 (4) und § 2a BauGB werden die ermittelten Umweltaus-
wirkungen im Umweltbericht beschrieben und bewertet (§ 2 (4) Satz 1 BauGB).  

1.1 Beschreibung des Planvorhabens / Angaben zum Standort 
Zur bauleitplanerischen Vorbereitung des Vorhabens wird das Plangebiet als Son-
derbaufläche (SO) mit der Zweckbestimmung „Windenergie“ gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit überlagernder Fläche für die Landwirtschaft 
gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB dargestellt.  
 
Die weitere Gebietsentwicklung mit Konkretisierungen von Anlagenstandorten und 
Erschließungen erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Ge-
nehmigungsplanung.  
 
Die Gemeinde Rastede hat 2016 in einer aktuellen Standortpotenzialstudie das ge-
samte Gemeindegebiet Rastede auf die Eignung im Hinblick auf die Windenergie-
nutzung untersuchen lassen (vgl. PLANUNGSBÜRO DIEKMANN & MOSEBACH 2016). 
Die Fläche des Plangebietes entspricht der Potenzialfläche 3 „Delfshausen“ der 
Standortpotenzialstudie aus dem Jahr 2016. 
 
Der Geltungsbereich der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdermoor“ liegt im Nordosten des Gemeindegebietes nördlich der Ortschaft 
Delfshausen und hat eine Größe von ca. 28,6 ha. Genaue Angaben zum Standort 
sowie eine detaillierte Beschreibung des städtebaulichen Umfeldes, der Art des Vor-
habens und den Darstellungen sind den entsprechenden Kapiteln der Begründung 
zu entnehmen.  

1.2 Umfang des Vorhabens und Angaben zu Bedarf an Grund und Boden 
Mit der vorliegenden Bauleitplanung „Windenergie Lehmdermoor“ werden Maßnah-
men vorbereitet, die mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden sind.  
 
Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 28,6 ha. Die einzelnen Flächenauswei-
sungen umfassen: 
 
Sonderbauflächen (SO - WEA)  
überlagert mit Flächen für die Landwirtschaft   ca. 28,07 ha 
Fläche für die Wasserwirtschaft   ca. 0,55 ha 
 
Da konkrete Standorte von Windenergieanlagen sowie deren Zuwegungen auf die-
ser Planungsebene nicht bekannt sind, können zum derzeitigen Planungsstand 
keine Angaben zu dem beanspruchten Flächenbedarf gemacht werden.  

2.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 
Die in einschlägigen Fachplänen und Fachgesetzen formulierten Ziele, die für den 
vorliegenden Planungsraum relevant sind, werden unter Kap. 3.0 „Planerische Vor-
gaben und Hinweise“ der Begründung umfassend dargestellt (Landesraumord-
nungsprogramm (LROP), Regionales Raumordnungsprogramm (RROP), vorberei-
tende und verbindliche Bauleitplanung). Im Folgenden werden zusätzlich die plane-
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rischen Vorgaben und Hinweise aus naturschutzfachlicher Sicht dargestellt (Land-
schaftsprogramm, Landschaftsrahmenplan (LRP), naturschutzfachlich wertvolle Be-
reiche / Schutzgebiete, artenschutzrechtliche Belange). 

2.1 Niedersächsisches Landschaftsprogramm 
Entsprechend der Einteilung des Niedersächsischen Landschaftsprogramms von 
1989 befindet sich der Geltungsbereich in der naturräumlichen Region „Watten und 
Marschen - Binnendeichsflächen“. Als vorrangig schutz- und entwicklungsbedürftig 
werden beispielsweise Weiden-Auewälder, kleine Flüsse, Salzwiesen und nährstoff-
reiches Feuchtgrünland aufgeführt. Als besonders schutz- und entwicklungsbedürf-
tig werden Eichenmischwälder der großen Flussauen, Erlen- und Birken-Bruchwäl-
der, Bäche sowie nährstoffarme und nährstoffreiche Seen und Weiher genannt. Als 
schutzbedürftig, z. T. auch entwicklungsbedürftig sind Feuchtgebüsche, Gräben, 
Grünland mittlerer Standorte, Ruderalfluren und sonstige wildkrautreiche Sandäcker 
aufgeführt. 

2.2 Landschaftsrahmenplan (LRP) 
Der Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Ammerland liegt mit Stand 
1995 vor.  
 
Im LRP werden die naturräumlichen Regionen weiter unterteilt. Das Plangebiet be-
findet sich in der naturräumlichen Einheit "Delfshausen - Ipwegermoor", welches die 
Randmoore zwischen Marsch und Geest umfasst. Diese Einheit ist im Plangebiet 
geologisch durch brackige, limnische und telematische Ablagerungen (schluffiger, 
z. T. humoser Ton) und Hochmoor über glaziafluviatilen Ablagerungen (Sand, Kies) 
geprägt. Dementsprechend kommen feuchte, grundwasserbeeinflusste, staunasse 
und schluffige Tonböden sowie feuchte bis nasse, örtlich frische, meist entwässerte, 
nährstoffarme Hochmoorböden, örtlich Sandmischkulturen oder Torfstichflächen, 
meist mit Sand, örtlich mit Lehm im Untergrund vor. Die potenzielle natürliche Ve-
getation im Bereich der tonigen Ablagerungen ist Erlenbruchwald mit Übergängen 
zum Birkenbruch. Im Bereich der Hochmoore eine baumfreie oder fast baumlose 
Torfmoosdecke mit Heidekraut. Heute werden diese Bereiche extensiv bis tlw. mä-
ßig intensiv als feucht Mähweiden und Weiden und z.T. kleinstrukturiert genutzt. 
Reste einer naturnahen Hochmoorvegetation sind auf einzelnen Parzellen vorhan-
den (Stand 1995). Der Bereich ist durch Weiträumigkeit gekennzeichnet. Einige Ab-
schnitte des Lehmdermoorgrabens sowie der Südbäke mit Uferrandstreifen sind als 
naturnahe Bereiche mit Vorkommen gefährdeter Arten im LRP als "wichtige Berei-
che" für Arten und Lebensgemeinschaften genannt.  
 
Zu den vorrangig schutzbedürftigen Ökosystemtypen innerhalb der naturräumlichen 
Einheit "Delfshausen - Ipwegermoor" gehören: 

 Grünland feuchter bis nasser Standorte  
 Moorreste: offene Wasserfläche, vernässte Torfstiche, Schwingrasen, 

Moordegenerationsflächen mit Pfeifengras, Moorbirke, Heide 
 Naturnahe Fließgewässerabschnitte 

 
Zu den besonders schutzbedürftigen Ökosystemen gehören:  

 Überwiegend extensiv bis mäßig intensiv, teilweise intensiv genutzte klein-
strukturierte Grünlandflächen der Hochmoorbereiche, mesophiles Grünland 

 Fließgewässerabschnitte mit naturnahen Resten der Vegetation und Gewäs-
serstrukturen  

 Einzelgehöfte mit wertvollem Baumbestand.  
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Darüber hinaus ist Moorbirkenwald schutzbedürftig.  
 
In Karte 7 des LRP (Lebensraumkomplexe und Biotoptypen) ist das Gebiet hinsicht-
lich der Bedeutung für Arten und Lebensgemeinschaften den Wertstufen III (einge-
schränkt) und IV (stark eingeschränkt) eingestuft. Es ist eine mäßig intensive bis 
intensive Grünlandnutzung mit überwiegend weiträumigen Weide- und Mähweidflä-
chen und weitgehend strukturarmen Grabensystemen, Wirtschaftsgrünland und ar-
tenarmem Intensivgrünland vorhanden. Die im Gebiet vorkommenden Fließgewäs-
serabschnitte von Lehmdermoorgraben und Südbäke weisen noch naturnahe Reste 
von Vegetations- und Gewässerstrukturen auf.  
 
Gemäß Karte 8 des LRP (Vielfalt, Eigenart und Schönheit) liegt der Geltungsbereich 
in einem Niederungsbereich, welcher überwiegend als Grünland genutzt wird und 
zum Teil durch einen weiten Blick geprägt ist. In einem Großteil des Plangebietes 
ist der Naturraumbezug laut der Bewertung in Karte 9 (Vielfalt, Eigenart und Schön-
heit – wichtige Bereiche) deutlich und von besonderer Eigenart.  
 
Weiterhin liegt das Plangebiet zum größten Teil innerhalb feuchter bis nasser 
(Moor)Marschböden, die auf Karte 11 des LRP als wichtiger Bereich für das Schutz-
gut Boden dargestellt sind. Das Geestrandtief wird im LRP hingegen als Gewässer 
der Güteklasse III (stark verschmutzt) eingestuft.  
 
Das Zielkonzept (Karte 16) des LRP stellt das an den Geltungsbereich südlich an-
grenzende Gebiet südlich der Südbäke als schutzwürdig als Landschaftsschutzge-
biet dar. Für den Lehmdermoorgraben ist gemäß Zielkonzept die Ausweisung als 
geschützter Landschaftsbestandteil zur Erhaltung und Entwicklung der das Land-
schaftsbild prägenden, gliedernden und belebenden Fließgewässerabschnitte als 
Lebensraum der an diese Standorte gebundenen Tier- und Pflanzenarten erforder-
lich. Der westliche und nördliche Teil des Plangebietes liegen innerhalb eines Ge-
bietes, zur Erhaltung und Entwicklung als Wiesenvogellebensraum.  

2.3 Naturschutzfachlich wertvolle Bereiche / Schutzgebiete 
Die folgenden Informationen wurden den Umweltkarten der niedersächsischen Um-
weltverwaltung  (MU, 2016), sowie dem Wallheckenverzeichnissen und Katastern 
des Landkreises Ammerland entnommen.  
 
Schutzgebiete 
Der Geltungsbereich befindet sich nicht innerhalb oder in unmittelbarer Nähe zu ei-
nem Schutzgebiet. Das nächstgelegene EU-Vogelschutzgebiet (V64 „Marschen am 
Jadebusen“) befindet sich ca. in 4,2 km Entfernung nördlich der Grenze des Gel-
tungsbereiches.  
 
Nördlich und östlich der L 864 befindet sich das Landschaftsschutzgebiet (LSG) "Ja-
der Moormarsch" in Entfernung von ca. 560 m im Landkreis Wesermarsch. Diese 
beinhaltet auch das nächstgelegene EU-Vogelschutzgebiet "Marschen am Jadebu-
schen" (EU-Kennziffer DE 2514-431) in ca. 4 km Entfernung nördlich von Jaderal-
tendeich. Das Gebiet umfasst binnendeichs gelegenes an den Nationalpark Wat-
tenmeer angrenzendes, offenes und hauptsächlich durch Grünlandnutzung gepräg-
tes Marschland. Es wurde aufgrund der ökologischen Wechselbeziehungen mit dem 
Nationalpark Wattenmeer ausgewiesen, da es für Gastvogelarten des Offenlandes 
(Löffler, Watvögel, Möwen, Gänse und Enten) als Hochwasserrastplatz und Nah-
rungshabitat dient und ein bedeutender Lebensraum für Wiesenlimikolen ist.  
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Das nächstgelegene Naturschutzgebiet "Jaderberg" wurde zum Schutz einer dort 
brütenden Graureiherkolonie ausgewiesen und liegt in ca. 4,5 km Entfernung nörd-
lich von Jaderberg.  
 
Mehrere Gewässer beiderseits des Geestrandtiefs nördlich der Planfläche sind in 
den Umweltkarten der niedersächsischen Umweltverwaltung als geschützte Biotope 
verzeichnet (MU, 2016). 
 
Avifaunistisch wertvolle Bereiche  
Die Fachbehörde für Naturschutz (NLWKN) des Landes Niedersachsen wertet lau-
fend vorliegende avifaunistische Daten aus und führt für diese eine gebietsbezo-
gene Bewertung durch. Diese Bewertung erfolgte getrennt für Brut- und Gastvögel 
nach einem standardisierten Bewertungsverfahren (s. BURDORF et al. 1997, WILMS 
et al. 1997). Stand der hier veröffentlichten Bewertungen ist für die Gastvögel 2006 
und für die Brutvögel 2010 (mit Ergänzungen 2013). Die erfassten Vogelvorkommen 
werden unterteilt in Bereiche von internationaler, nationaler, landesweiter, regiona-
ler und lokaler Bedeutung.  
 
Das o. g. EU-Vogelschutzgebiet ist von internationaler Bedeutung für Gastvögel. 
Das Gebiet des Landschaftsschutzgebietes südlich des Vogelschutzgebietes ist ge-
mäß der Bewertung von 2006 von nationaler Bedeutung für Gastvögel. Weitere für 
Brutvögel wichtige Bereiche lokaler Bedeutung liegen in ca. 1,5 km Entfernung zur 
Planfläche innerhalb dieses Offenlandgebietes zwischen Nordbollenhagen und Ja-
derkreuzmoor.  
 
Im Rahmen der Autobahnplanung A 20 Abschnitt 2 Jaderberg (A 28) bis Schwei  
(B 437) wurden in den Jahren 2010-2012 Bestandserfassungen von Brut- und Gast-
vögeln innerhalb eines Korridors von 1.000 m um den geplanten Trassenverlauf der 
A 20 durchgeführt. Die Daten wurden ebenfalls mit den standardisierten Bewer-
tungsverfahren für Brut- bzw. Gastvogellebensräume in Niedersachsen bewertet (s. 
KRÜGER et al. 2010, WILMS et al. 1997). Demnach hat das Plangebiet selbst keine 
besondere Bedeutung als Brut- oder Gastvogellebensraum (< lokaler Bedeutung).  
 
Im Rahmen der Bestandserfassungen, die 2015 durchgeführt wurden, wurden zwei 
Brutvogellebensräume von lokaler Bedeutung südlich des Lehmdermoorgrabens 
und im Bereich von Delfshausen und Achtern Kamp (bis Achternkamp Straße) er-
mittelt, die auch in das südwestliche Plangebiet hineinragen. Weitere Gebiete regi-
onaler Bedeutung befinden sich am nördlichen und östlichen Rand des Untersu-
chungsgebietes nördlich des Geestrandtiefs und im Bereich der Jaderlangstraße.  

2.4 Standort-Potenzialstudie für Windparks, Gemeinde Rastede (2016)  
Die Gemeinde Rastede hat 2016 in einer aktuellen Standortpotenzialstudie das ge-
samte Gemeindegebiet auf die Eignung im Hinblick auf die Windenergienutzung un-
tersuchen lassen (vgl. PLANUNGSBÜRO DIEKMANN & MOSEBACH 2016). 
 
Im Rahmen dieser Standortpotenzialstudie für Windenergieparks wurde das ge-
samte Gemeindegebiet von Rastede unabhängig von den vorherrschenden, unter-
schiedlichen Windverhältnissen in vier Arbeitsschritten auf seine grundsätzliche Eig-
nung als Windenergieanlagenstandort untersucht, um geeignete Flächen für die 
Darstellung von Sonderbauflächen für Windenergie zu bestimmen (s. Tab. 1). 
 
Die Ermittlung möglicher Standorte erfolgt in drei Arbeitsschritten: 
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Tab. 1: Arbeitsschritte der Standortpotenzialstudie für Windenergie 

Vorauswahl nach Ausschlusskriterien  

 

Arbeitsschritt 1 
Ausschluss aufgrund harter Ausschlusskriterien  

 Ausschluss aufgrund weicher Ausschlusskriterien 

Standortdiskussion  

 Arbeitsschritt 2 Bewertung der verbleibenden Potenzialflächen aufgrund ge-
wichteter Belange (Punktesystem)  

Standortbeschreibung und -empfehlung 

 Arbeitsschritt 3 Verbal-argumentative Diskussion der verbleibenden Flächen  

 
Vorauswahl nach Ausschlusskriterien 
Vorhandene Nutzungsansprüche und Festlegungen im Flächennutzungsplan wie 
z. B. Siedlungsbereiche und Verkehrswege sowie naturschutzrechtliche Auflagen 
und Restriktionen (Schutzgebiete) schließen die Windenergienutzung auf einem we-
sentlichen Teil des Gemeindegebietes aus (Arbeitsschritt 1).  
 
Standortdiskussion 
Die nach Ausschluss von harten und weichen Ausschlussflächen verbleibenden Flä-
chen wurden daraufhin untersucht, welche weiteren Belange betroffen sind, die 
möglicherweise zu Konflikten mit der Windenergienutzung führen, diese aber nicht 
von vornherein ausschließen. Diese wurden nach einem auf die Gemeinde Rastede 
bezogenen Punktraster bewertet und in Empfindlichkeitsstufen eingeordnet. Je 
mehr und je gewichtiger die betroffenen Belange sind, desto empfindlicher ist die 
Fläche gegenüber einer Windenergienutzung (Arbeitsschritt 2).  
 
Standortbeschreibung und -empfehlung  
Im Rahmen der Standortbeschreibung und -empfehlung wurde in der Studie 
schließlich dargestellt, welche Flächen/Bereiche als potenzielle Standorte für Wind-
parks in Frage kommen. Die nach den Arbeitsschritten 1 und 2 verbliebenen Flä-
chen wurden in einem dritten Arbeitsschritt u. a. hinsichtlich der betroffenen Be-
lange, welche nicht zum Ausschluss geführt haben, ihrer Größe, ihrer Umgebung 
etc. näher beschrieben und bezüglich der Eignung für Windenergienutzung verbal-
argumentativ bewertet. 
 
Die Fläche des Geltungsbereiches befindet sich innerhalb der Potenzialfläche 3 
„Delfshausen“ der Standortpotenzialstudie. Die Potenzialfläche wurde aufgrund der 
unterschiedlich mit Punkten bewerteten Belange in drei Teilflächen aufgeteilt und 
weist großflächig eine mittlere Empfindlichkeit gegenüber einer Windenergienut-
zung auf. Lediglich eine ca. 0,6 ha große Teilfläche im Nordosten der Potenzialflä-
che wird laut Standortpotenzialstudie mit einer hohen Empfindlichkeit bewertet auf-
grund eines in der Nähe brütenden Weißstorch-Paares, das zur Nahrungssuche in 
das Gebiet kommt. In der Studie wird darauf verwiesen, dass bei einer Heranzie-
hung dieser Flächen für eine Windenergienutzung ggf. ergänzende und vertiefende 
Untersuchungen der Brutvögel und des Weißstorches erforderlich sind. Es wird 
ebenfalls der Hinweis gegeben, dass im Zusammenhang mit der geplanten Auto-
bahn A 20, deren geplante Trasse in unmittelbarer Nähe südlich der Potenzialfläche 
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verläuft, die Potenzialfläche durchaus geeignet für eine Windenergienutzung 
scheint, da so die Belastungen des Raumes gebündelt werden.  

2.5 Artenschutzrechtliche Belange 
§ 44 BNatSchG in Verbindung mit Art. 12 und 13 der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
(FFH-Richtlinie) und Art. 5 der Vogelschutzrichtlinie (V-RL) begründen ein strenges 
Schutzsystem für bestimmte Tier- und Pflanzenarten (Tier und Pflanzenarten, die in 
Anhang A oder B der Europäischen Artenschutzverordnung - (EG) Nr. 338/97 - bzw. 
der EG-Verordnung Nr. 318/2008 in der Fassung vom 31.03.2008 zur Änderung der 
EG-Verordnung Nr. 338/97 - aufgeführt sind, Tier- und Pflanzenarten des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie, alle europäischen Vogelarten, besonders oder streng ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten der Anlage 1 der Bundesartenschutzverordnung - 
BArtSchV). Danach ist es verboten, 
 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vo-
gelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt 
vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Popu-
lation einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer-
stören und 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwick-
lungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu be-
schädigen oder zu zerstören. 

 
Zwar ist die planende Gemeinde nicht unmittelbar Adressat dieser Verbote, da mit 
der Bauleitplanung in der Regel nicht selbst die verbotenen Handlungen durchge-
führt beziehungsweise genehmigt werden. Allerdings ist es geboten, den besonde-
ren Artenschutz bereits auf dieser Ebene angemessen zu berücksichtigen, da eine 
Bauleitplanung, die wegen dauerhaft entgegenstehender rechtlicher Hinderungs-
gründe (hier entgegenstehende Verbote des besonderen Artenschutzes bei der Um-
setzung) nicht verwirklicht werden kann, vollzugsunfähig ist. Im Rahmen der kon-
kreten nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanungen bzw. der Genehmigungspla-
nungen müssen die Belange des Artenschutzes weiter und im Detail berücksichtigt 
werden. In Kap. 3.2 und 3.3 erfolgt eine grobe Betrachtung der artenschutzrechtli-
chen Belange. 

3.0 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 
Die Bewertung der Umweltauswirkungen des vorliegenden Planvorhabens erfolgt 
anhand einer Bestandsaufnahme bezogen auf die einzelnen, im Folgenden aufge-
führten Schutzgüter. Durch eine umfassende Darstellung des gegenwärtigen Um-
weltzustandes einschließlich der besonderen Umweltmerkmale im unbeplanten Zu-
stand sollen die umweltrelevanten Wirkungen der 71. Änderung des Flächennut-
zungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ herausgestellt werden. Hierbei werden 
die negativen sowie positiven Auswirkungen der Umsetzung der Planung auf die 
Schutzgüter dargestellt und hinsichtlich ihrer Erheblichkeit soweit wie möglich be-
wertet. Ferner erfolgt eine Prognose der Umweltauswirkungen bei Durchführung 
und Nichtdurchführung der Planung („Nullvariante“). 
 
Die Bewertung der Umweltauswirkungen richtet sich nach folgender Skala:  
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- sehr erheblich, 
- erheblich, 
- weniger erheblich, 
- nicht erheblich.  
 
Hierbei werden Eingriffe als kompensationspflichtig bewertet, die entweder „sehr er-
heblich“ oder „erheblich“ sind. Die genauen Umfänge des Kompensationsbedarfes 
sind auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsebene zu 
ermitteln und bereit zu stellen. Im Rahmen der vorliegenden vorbereitenden Bauleit-
planung werden lediglich die zu erwartenden Umweltauswirkungen dargestellt. 
 
Zum besseren Verständnis der Einschätzung der Umweltauswirkungen wird im Fol-
genden ein kurzer Abriss über die durch die Darstellung der Flächennutzungs-
planänderung verursachten möglichen Veränderungen von Natur und Landschaft 
gegeben. Eine detaillierte abschließende Darlegung der Umweltauswirkungen in-
klusive der Eingriffsbilanzierung kann erst im Rahmen nachfolgender verbindlicher 
Bauleitplanungen, d. h. von Bebauungsplänen bzw. der Genehmigungsplanung er-
folgen, da dort konkrete Festsetzungen bzw. Beantragungen zu Anzahlen, Höhe 
und Rotordurchmesser der Windenergieanlagen sowie zu den zu versiegelnden Flä-
chen durch Infrastruktureinrichtungen und Zuwegungen erfolgen. 
 
Im Rahmen der Standortpotenzialstudie mit Stand Oktober 2016 wurde für den Be-
reich der Potenzialfläche 3 „Delfshausen“ allein aufgrund der Flächengröße ermit-
telt, dass ca. 4-5 WEA errichtet werden können. Es handelt sich hierbei um einen 
geschätzten Wert. Im Rahmen der Standortpotenzialstudie wurden Potenzialflächen 
auf Basis der Unterbringung von maximal 150 m hohen Windenergieanlagen ermit-
telt. 
 
Durch das Planvorhaben entstehen Beeinträchtigungen auf die zu untersuchenden 
Schutzgüter. Auslöser dieser Beeinträchtigungen sind vorhabenbedingte Wirkfakto-
ren. In Tab. 2 bis Tab. 4 werden die wichtigsten Wirkfaktoren zusammengestellt, die 
Beeinträchtigungen auf die verschiedenen Schutzgüter verursachen können. 

 
Baubedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Die baubedingten Auswirkungen umfassen die Faktoren, die während der Realisie-
rung der Planung auf die Umwelt wirken. Es handelt sich allerdings vorwiegend um 
zeitlich befristete Beeinträchtigungen, die mit der Beendigung der Bauaktivitäten en-
den, aber auch nachwirken können. 
 
Tab. 2: Baubedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die  
einzelnen Schutzgüter 

Baustelleneinrichtung, Herstel-
lung von Zuwegungen, Kran-
stellflächen und Vormontage-/ 
Lagerplätzen 

Vorhandene Vegetationsbestände und Lebensräume für 
Tiere werden durch Maschineneinsatz und Übererdung 
(ggf. temporär) in Anspruch genommen 

Stoffliche Einträge 
Schadstoffeinträge durch Bau-
materialien und Baumaschinen 

Stoffeinträge stellen eine potenzielle Gefährdung der Le-
bensraumqualität für Pflanzen, Tiere, Boden und Wasser 
dar.  

Lärmimmissionen, visuelle Ef-
fekte (temporäre Lärmbelastung 
durch Baustellenbetrieb) 

Das Schutzgut Mensch kann durch Lärm im Baustellen-
bereich betroffen sein. Für die Fauna können die Aktivi-
täten ebenfalls zu einer zeitweiligen (temporären) Beun-
ruhigung führen.  
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Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die  
einzelnen Schutzgüter 

Wasserhaltung in der Baugrube Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser und Boden sind 
möglich. 

 
Anlagebedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Anlagebedingte Wirkfaktoren werden in diesem Fall durch die Projektumsetzung an 
sich verursacht. Es handelt sich um dauerhafte Auswirkungen.  
 
Tab. 3: Anlagebedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die  
einzelnen Schutzgüter 

Versiegelung bisher unversiegelter 
Flächen durch die notwendigen An-
lagen- und Erschließungsflächen 

Vorhandene Vegetationsbestände und Lebensräume 
für Tiere werden in Anspruch genommen. Die Schutz-
güter Boden und Wasser können Veränderungen durch 
eine geänderte Grundwasserneubildung und Verände-
rungen der Oberflächenstruktur erfahren. In diesem Zu-
sammenhang ist auch das Schutzgut Klima und Luft so-
wie die Landschaftsbild in Bezug auf Veränderungen zu 
betrachten. 

Zerschneidungseffekte durch die 
Windenergieanlagen (Barrierewir-
kungen und Flächenzerschneidun-
gen) 

Infolge von Zerschneidungen werden Räume verengt, 
was einen Funktionsverlust des Lebensraumes für 
Pflanzen und Tiere bedeuten kann. Durch die Wind-
energieanlagen können großflächigere Barrieren für die 
Ausbreitung bzw. Wanderung von Pflanzen- und Tier-
arten entstehen.  

Errichtung von vertikalen Hinder-
nissen 

Vertikale Bauten können eine Scheuchwirkung auf die 
Fauna verursachen. Das Schutzgut Landschaftsbild 
wird wahrnehmbar verändert. Auswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch - Erholung sind möglich. 

 
Betriebsbedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Belastungen und Beeinträchtigungen, die durch die Windenergienutzung hervorge-
rufen werden, werden als betriebsbedingte Auswirkungen zusammengefasst. Die 
von der Windenergienutzung ausgehenden Wirkungen sind grundsätzlich als lang-
fristig für die Dauer des Betriebs einzustufen. 
 
Tab. 4: Betriebsbedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die  
einzelnen Schutzgüter 

Schallemissionen Auf den Mensch wirken Lärmimmissionen, so dass der 
Schutzanspruch der jeweiligen Nutzung geprüft werden 
muss. Für die Fauna können Lärmimmissionen zu einer 
Beunruhigung bzw. zur Meidung von Gebieten führen.  

Schattenwurf  Auf das Schutzgut Mensch kann es zu Auswirkungen 
durch Schattenschlag kommen. Es können Beeinträchti-
gungen der Fauna durch Beunruhigungen entstehen, auf 
die störempfindlichen Arten mit Meidung, Flucht oder Ab-
wanderung reagieren können.  

Vibration Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch, Boden und 
Tiere sind möglich. 

Vertreibungswirkungen durch 
betriebene Windenergieanlagen 
(Bewegung der Rotorblätter) 

Direkte Beeinträchtigungen von Lebensraumfunktionen 
für die Fauna durch Vertreibungswirkungen. Lebens-
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In den nachfolgenden Kapiteln werden die oben aufgeführten Wirkfaktoren mit ihrer 
Relevanz in Bezug auf die verschiedenen Schutzgüter erläutert und die möglichen 
Beeinträchtigungen dargestellt. Eine abschließende Einschätzung der Erheblichkeit 
der Umweltauswirkungen erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
der Genehmigungsplanung. 

3.1 Schutzgut Mensch 
Eine intakte Umwelt stellt die Lebensgrundlage für den Menschen dar. Im Zusam-
menhang mit der Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen auf das Schutzgut 
Mensch sind gesundheitliche Aspekte sowie solche, die im Zusammenhang mit Er-
holung stehen, von Bedeutung. Bei der Betrachtung des Schutzgutes Mensch sind 
daher Auswirkungen durch Lärm, Gerüche und andere Immissionen sowie die As-
pekte Erholungsfunktion und Wohnqualität zu untersuchen. Der Aspekt der Erho-
lung steht wiederum in engem Zusammenhang mit dem Schutzgut Landschaft.  
 
Auf Ebene dieser 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdermoor“ werden weder die Anlagenstandorte, noch die genaue Anzahl der 
Anlagen oder der Anlagentyp festgelegt. Die Gemeinde Rastede hat die Belange 
des Immissionsschutzes bereits insofern berücksichtigt, als dass Mindestabstände 
von 550 m zu Außenbereichswohnnutzungen, 700 m zu Wohnbauflächen und 550 
m zu gemischten Bauflächen eingehalten werden. Bei diesen Abständen handelt es 
sich um harte und weiche Tabuzonen, die auf Basis des vorbeugenden Immissions-
schutzes getroffen wurden, so dass in der Regel davon ausgegangen werden kann, 
dass außerhalb dieser Tabuzonen eine Vereinbarkeit von Wohnnutzungen einer-
seits und Windenergieanlagen andererseits hergestellt werden kann. 

3.1.1 Immissionen (Schall, Schatten, Vibration) 
Bezüglich Immissionen, die von den geplanten Windenergieanlagen (WEA) verur-
sacht werden, sind Auswirkungen durch Lärm- und Schattenwurf sowie Vibrationen 
beim Betrieb zu erwarten.  
 
Geräuschimmissionen können vor allem durch den Baustellenverkehr und den 
Betrieb der Windenergieanlagen entstehen. Zum Schutz des Menschen vor schäd-

räume werden zerstört oder zerschnitten. Dies ist beson-
ders relevant für die Artengruppen Vögel und Fleder-
mäuse. Optische Effekte wirken auch auf das Schutzgut 
Mensch und das Landschaftsbild. 

Tötung durch Kollision oder Ba-
rotrauma (Luftdruckveränderun-
gen) an betriebenen Windener-
gieanlagen (Bewegung der Ro-
torblätter) 

Ein betriebsbedingtes Tötungsrisiko durch Windenergie-
anlagen besteht für die Artengruppen Vögel, Fleder-
mäuse und (Flug)Insekten. 
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lichen Einwirkungen durch Schall (Immissionsschutz) sind Lärmgrenzwerte einzu-
halten. Die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) gibt entspre-
chende Grenzwerte an, die nicht überschritten werden sollten und deren Einhaltung 
vorhabenbezogen durch geeignete Messungen und Prognosen zu ermitteln und zu 
überprüfen ist. 
 
Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der 
Genehmigungsplanung sind daher konkrete vorhabenbezogene Schallgutachten zu 
erstellen, welche sowohl die konkreten Anlagenstandorte als auch die Emmissionen 
des jeweiligen festgesetzten bzw. beantragten Anlagentyps berücksichtigt. Dabei 
wird der jeweilige Immissionrichtwert (vgl. Tab. 5) für die zu betrachtenden 
Immissionspunkte der Umgebung zu Grunde gelegt. 
 
Tab. 5: Immissionsrichtwerte für verschiedene Siedlungstypen nach TA Lärm 

Siedlungstyp 
Immissionsrichtwerte 

tags nachts 

Industriegebiet 70 dB(A) 70 dB(A) 

Gewerbegebiet 65 dB(A) 50 dB(A) 

Dorfgebiet, Mischgebiet 60 dB(A) 45 dB(A) 

Allgemeines Wohngebiet, Kleinsied-
lungsgebiet 55 dB(A) 40 dB(A) 

Reines Wohngebiet 50 dB(A) 35 dB(A) 

 
Die maßgeblichen Immissionsorte, welche u. a. zu berücksichtigen sind und die ei-
nen entsprechenden Schutzanspruch genießen, sind die nächstgelegenen Wohn-
gebäude für die, entsprechend ihrer vornehmlichen Lage im Außenbereich, der 
Richtwert der TA-Lärm für Dorf- oder Mischgebiete zugrunde gelegt werden (Richt-
wert Tag/Nacht in dB(A) 60/45).  
 
Anhand rechnerischer Beurteilungsverfahren wird die Schallimmissionsbelastung 
an den relevanten Immissionsorten geprüft. Sofern die Immissionsrichtwerte unter 
Berücksichtigung von Vorbelastungen eingehalten werden, können die geplanten 
Windenergieanlagen unter Volllast laufen. Sollten Immissionsrichtwerte nicht sicher 
eingehalten werden können, so sind die Anlagen gedrosselt zu betreiben.  
 
Da die Einhaltung der gesetzlich vorgegebenen Richtwerte durch die TA Lärm 
Grundlage für eine Genehmigungsfähigkeit zum Betrieb von Windenergieanlagen 
ist, ist bei Umsetzung des Vorhabens von keinen erheblichen Beeinträchtigungen 
auf das Schutzgut Mensch durch Schall auszugehen. 

 
 
Infraschall 
Als Infraschall wird der Bereich des Lärmspektrums unterhalb einer Frequenz von 
20 Hz definiert. Infraschall ist ein in der Natur allgegenwärtiges Phänomen für das 
es verschiedene natürliche und künstliche Quellen wie z.B. Wind, Gewitter, Meeres-
brandung, Straßenverkehr, Pumpen, Kompressoren etc. gibt. Bei sehr hohen 
Schallleistungspegeln kann Infraschall vom Menschen wahrgenommen werden und 
auch gesundheitsschädliche Wirkung entfalten. Die von WEA erzeugten messbaren 
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Schalldruckpegel liegen bereits ab ca. 250 m Abstand zur WEA deutlich unterhalb 
der Wahrnehmungsschwelle für Infraschall, wie im Rahmen mehrerer Messungen 
und Studien verschiedener Bundesländer an unterschiedlichen WEA hinsichtlich 
des von ihnen ausgehenden Infraschalls ergeben haben. In dem Zusammenhang 
wird auch auf die Veröffentlichung des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz "Fragen und Antworten zum Windenergieerlass" vom 
14.12.2015 zu Ziffer 3 ("Gehen Gesundheitsgefährdungen von Infraschallemissio-
nen der Anlagen aus?") verwiesen, wo es am Ende heißt: "Unterhalb der Hör-
schwelle des Menschen konnten bisher keine Wirkungen des Infraschalls auf den 
Menschen belegt werden." Im täglichen Umfeld des Menschen ist eine Vielzahl von 
natürlichen oder künstlichen Quellen für Infraschall verantwortlich, deren Schallpe-
gel teilweise sogar deutlich höher sein können, als die von WEA erzeugten Schall-
pegel. In der üblichen Entfernung von 500 m und mehr zwischen WEA und Immis-
sionsorten (Wohnhäusern) erzeugt eine WEA "lediglich einen Bruchteil des in der 
Umgebung messbaren Infraschalls" (vgl. Bayerischer VGH, Beschluss vom 
08.06.2015 - 22 CD 15.868 -, zitiert nach juris.) 
 
Da die über die Standortpotenzialstudie ermittelte Potenzialfläche 3, welche über 
die hier vorliegende 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdermoor“ bauleitplanerisch vorbereitet wird, über den Abwägungsprozess der 
Gemeinde Rastede einen Abstand von min. 550 m von den nächsten Wohnbebau-
ungen einhält, kann davon ausgegangen werden, dass der Infraschall keinen rele-
vanten Einfluss hat. Daher ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen für das 
Schutzgut Mensch durch Infraschall auszugehen.  

 
Schattenwurfgutachten 
Je nach Anzahl der Rotoren und Rotordrehzahl, Bewölkungsgrad und Sonnenstand 
ergeben sich im Schattenbereich der Windenergieanlage stark wechselnde Licht-
verhältnisse durch den Schattenwurf des sich betriebsbedingt periodisch drehenden 
Rotors. Da das menschliche Auge auf den Wechsel der Helligkeit reagiert, kann der 
sich bewegende Schatten zu Belastungen führen, wenn Menschen ihm länger aus-
gesetzt sind.  
 
Der Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI 2002) hat „Hinweise zur Ermittlung 
und Beurteilung der optischen Immissionen von Windenergieanlagen“ (WEA-Schat-
tenwurf-Hinweise) verabschiedet. Demnach beträgt die astronomisch maximale Be-
schattungsdauer 30 Stunde pro Kalenderjahr bzw. 30 Minuten pro Tag, dieses ent-
spricht dem Immissionsschutzrichtwert für die tägliche Beschattungsdauer. Die me-
teorologisch wahrscheinliche Beschattungsdauer ist die Zeit, für die der Schatten-
wurf unter Berücksichtigung der üblichen Witterungsverhältnisse berechnet wird. 
Diese liegt bei 8 Stunden pro Jahr. Bei der Genehmigung von Windenergieanlagen 
ist sicherzustellen, dass der Immissionsrichtwert nicht überschritten wird. Grund-
sätzlich ist im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung  bzw. der Genehmigungs-
planung ein entsprechendes Gutachten vorzulegen (Schattenwurf-Analyse). 
 
Im Rahmen eines solchen Gutachtens wird auf Basis der Windenergieanlagenstan-
dorte und -höhen ein maximaler Einwirkbereich des Schattenwurfes auf die Immis-
sionspunkte ermittelt. Sofern eine Überschreitung des Jahresrichtwertes von  
30 Stunden und / oder der Tagesrichtwert von 30 Minuten der astronomisch mögli-
cher Beschattungsdauer für die astronomisch mögliche Beschattungsdauer an ei-
nem der betrachteten Immissionspunkte möglich ist, ist zur Verminderung der Be-
einträchtigungen durch Rotorschattenwurf und Einhaltung der Richtwerte das Be-
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triebsführungssystem der Windenergieanlagen so anzupassen oder durch Zusatz-
geräte so auszustatten, dass die Windenergieanlage bei Überschreitungen zeit-
weise abgeschaltet werden (Abschaltautomatik). 
 
Angesichts der zu erwartenden Beschattungszeiten unter Berücksichtigung der tat-
sächlichen Sonnenscheindauer und der Windrichtungsverteilung reduzieren sich die 
tatsächlichen Beschattungszeiten jedoch deutlich.  
 
Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen (Abschaltautomatik) ist von 
keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch durch Schatten-
wurf auszugehen. 
 
Vibrationen 
Durch die Kreisbewegung der Rotoren entstehen Schwingungen, die an den Turm 
weitergeleitet werden. Dadurch können am Turm Torsions- und Pendelbewegungen 
entstehen, die auf das Fundament übergehen und letztlich in den Boden übertragen 
werden. Da die Dimensionierung des Fundamentes auf die Größe der Anlage und 
den Anlagentyp sowie die vorliegende Bodenbeschaffenheit abgestimmt wird, sind 
bei ordnungsgemäßer Ausführung spürbare Bodenbewegungen nicht zu erwarten.  
 
Es ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch auszu-
gehen. 

3.1.2 Erholung 
Bestehende Erholungseinrichtungen sind durch das geplante Vorhaben nicht be-
troffen. In min. 1 km Entfernung westlich und südlich des Plangebietes liegt ein Vor-
sorgegebiet für ruhige Erholung, das sich von Lehmdermoor über Delfshausen bis 
zur Rasteder Bäke erstreckt (LK AMMERLAND, 1996). Die visuellen Wirkungen der 
geplanten Anlagen reichen bis in diesen Landschaftsbereich hinein und werden 
durch das weithin offene Gelände mit nur wenigen Gehölzstrukturen zumindest im 
nördlichen Teil des Vorsorgegebietes und nördlich der Südbäke kaum abgemildert. 
In dem besonders betroffenen Bereich liegt auch die geplante Trasse der A 20. Vor 
diesem Hintergrund ist die Wirkung des Windparks auf dieses Areal nicht als erheb-
lich zu bezeichnen, da diese zukünftig hinter der Wirkung der Autobahn zurücktritt. 
Die Erholungsnutzung im Geltungsbereich und seiner unmittelbaren Umgebung ist 
aufgrund der geringen Erschließung von untergeordneter Bedeutung. Der nächste 
Rad- und Wanderweg von regionaler Bedeutung gemäß RROP verläuft in ca. 530 m 
Entfernung von der Lehmderstraße (K31) kommend ein Stück über die Kreuzmoor-
straße (L 864) und biegt nördlich des Gebietes in die Kleistraße ein. In die Planflä-
chen führen einige landwirtschaftliche Stichwegen. Besondere Anziehungspunkte 
für Erholungssuchende, wie z.B. Seen, Wälder, Brücken etc., sind in der Umgebung 
des Plangebietes nicht vorhanden.  
 
Bei der Betrachtung der kumulierenden Vorhaben im Raum ist zu berücksichtigen, 
dass in etwa 3,3 km Entfernung südöstlich von Lehmden die Erweiterung des dort 
bereits vorhandenen Windparks geplant ist. Zwar überschneiden sich die hinsicht-
lich des Landschaftsbildes zu betrachtenden Wirkbereiche (15-fache Anlagenhöhe 
bei einer max. möglichen Höhe von 150 m) am Rande, die Entfernung zwischen den 
Windparks ist jedoch so groß, dass keine erhebliche Beeinträchtigung der Erho-
lungsnutzung durch eine übermäßige Dominanz der Windparks oder bedrängende 
Wirkung eintritt.  
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Die Erholungsnutzung im Geltungsbereich und seiner unmittelbaren Umgebung ist 
aufgrund der geringen Erschließung von untergeordneter Bedeutung. Besondere 
Anziehungspunkte für Erholungssuchende, wie z.B. Seen, Wälder, Brücken etc., 
sind in der Umgebung des Plangebietes nicht vorhanden.  
 
Die Erholungseignung einer Landschaft wird darüber hinaus entscheidend durch 
das Landschaftsbild geprägt. Insofern gelten die in Kapitel 3.9 getroffenen Aussa-
gen zum Schutzgut Landschaft auch auf die naturbezogene Erholung des Men-
schen. Insgesamt werden für das Schutzgut Mensch jedoch durch das Vorhaben 
weniger erhebliche Umweltauswirkungen in Bezug auf die Erholung vorbereitet, da 
der Raum eine geringe Erholungsnutzung aufgrund der anthropogenen Vorprägung 
bietet. 

3.2 Schutzgut Pflanzen  

Als wichtige Bestandteile des Ökosystems auf der Erde sind die Tiere und Pflanzen 
anzusehen. Sie tragen zum Funktionieren des Naturhaushaltes, zur Erhaltung der 
Luft- und Wasserqualität und zur Schönheit des Landschaftsbildes bei. Daneben 
sind sie Nahrungsgrundlage für Menschen. Durch den Verlust an biologischer Viel-
falt bei Tier- und Pflanzengruppen werden Funktionen des Ökosystems nachhaltig 
beeinträchtigt. 
 
Das Plangebiet liegt im Nordosten der Gemeinde Rastede in der Nähe der Lehmder 
Straße im Norden und Westen. Die Südbäke sowie der Lehmdermoorgraben als 
Gewässer 2. Ordnung queren und begleiten das Plangebiet. Der nördliche Teilbe-
reich ist vorwiegend durch intensiv genutzte Grünländer mit Weidenutzung geprägt, 
während südlich der Südbäke auch Ackerflächen sowie Grasackerbereiche vorhan-
den sind. Im gesamten Plangebiet kommen Gehölze verschiedener Ausprägung, d. 
h. Einzelsträucher und -bäume sowie Feldhecken vor. Die Flurstücksgrenzen wer-
den oftmals von Gräben 3. Ordnung begleitet.  
 
Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmi-
gungsplanung werden entsprechende konkrete Biotoptypenerfassungen zugrunde 
gelegt.  

Nach § 30 BNatSchG i.V. mit § 24 NAGBNatSchG geschützte Biotope im Plan-
gebiet 
Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG bzw. § 24 NAGBNatSchG 
konnten im Geltungsbereich im Rahmen der Bestanderfassungen für eine vorgese-
hene verbindliche Bauleitplanung im südöstlichen Plangebiet festgestellt werden. 
 
Es handelt sich dabei um ein Schilf-Landröhricht, welches dem gesetzlichen Schutz 
unterliegt. Sofern eine Beschädigung / Zerstörung der schutzwürdigen Bereiche un-
vermeidbar ist, ist ein Ausnahmeantrag gem. § 67 BNatSchG zu stellen.  

Gefährdete und besonders geschützte Pflanzenarten 
Im Untersuchungsraum konnte durch die bereits durchgeführten Bestandserfassung 
eine nach der Roten Liste der Farn- und Blütenpflanzen in Niedersachsen und Bre-
men (GARVE 2004) gefährdete Pflanzenart nachgewiesen werden. Dabei handelt es 
sich um den Gagelstrauch (Myrica gale), der an einem Graben am südlichen Rand 
im Westen des Geltungsbereichs festgestellt wurde. Mit dem Sumpf-Blutauge (Po-
tentilla palustris) wurde darüber hinaus eine Art der Vorwarnliste am Rande dessel-
ben Grabens weiter nördlich und innerhalb des Geltungsbereiches festgestellt.  
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Zu den gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG besonders geschützten Pflanzenarten 
gehört die Sumpf-Schwertlinie (Iris pseudacorus), die im Untersuchungsgebiet an 
der südlichen Grenze des Geltungsbereiches am Lehmdermoorgraben wächst. 
Streng geschützte Pflanzenarten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG wurden nicht 
nachgewiesen. 
 
Es sind für die Vorkommen im Rahmen nachfolgender konkretisierender Planungen 
Vermeidungsmaßnahmen vorzusehen, die eine Beschädigung / Zerstörung der 
schutzwürdigen Arten verhindern. 

Bewertung der Umweltauswirkungen  
Die im Plangebiet auftretenden flächigen landwirtschaftlich geprägten Biotopstruk-
turen wie die ackerbaulichen Bereiche sowie die Grünländer weisen eine geringe 
bis sehr geringe Bedeutung für das Schutzgut Pflanzen auf. Naturnahe Gehölzstruk-
turen sowie die Gewässer sind mit einer mittleren bis hohen Bedeutung einzustufen. 
 
Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmi-
gungsplanung ist das üblicherweise in der Gemeinde Rastede verwendete Bilanzie-
rungsmodell des Niedersächsischen Städtetages von 2013 (Arbeitshilfe zur Ermitt-
lung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung) für die Einstu-
fung der im Plangebiet vorkommende Biotopstrukturen heranzuziehen.  
 
Durch die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ 
wird es im Plangebiet möglich sein, Windenergieanlagen mitsamt deren notwendi-
gen Zuwegungen sowie Betriebsflächen zu errichten. Die dadurch bedingten Ver-
siegelungsmöglichkeiten sind in der Gesamtheit als erhebliche Umweltauswirkun-
gen auf das Schutzgut Pflanzen anzusehen.  
 
Artenschutzrechtliche Betrachtung 
Streng geschützte Pflanzenarten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG bzw. Pflanzen 
des Anhanges IV der FFH-Richtlinie sind aufgrund der naturräumlichen Ausstattung 
derzeit nicht zu erwarten. Hinweise auf Vorkommen dieser Arten liegen derzeit auch 
nicht vor. Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zu den Verboten des § 44 (1) 
Nr. 4 BNatSchG ist demgemäß nicht erforderlich. 

3.3 Schutzgut Tiere 

Bei der Umsetzung von Vorhaben für die Errichtung von Windenergieanlagen sind 
die Artengruppen Vögel und Fledermäuse primär betroffen. Neben Flächeninan-
spruchnahmen mit der direkten Inanspruchnahme oder Veränderungen von Le-
bensräumen sind auch gerade Auswirkungen durch Lärm, die Bauwerke als solches 
sowie die rotierenden Flügel im Betriebszustand dazu geeignet, erheblich negative 
Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere zu verursachen. 
 
Für diesen Umweltbericht können Erfassungen der Tierwelt zugrunde gelegt wer-
den, die für das gesamte Plangebiet durchgeführt worden sind. Eine konkrete Er-
mittlung der tatsächlichen Umweltauswirkungen erfolgt auf Ebene der nachfolgen-
den verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsebene erfolgen, da dort 
Anlagenstandorte sowie -typen bekannt sind. Es sind dazu, die entsprechenden 
Gültigkeiten vorausgesetzt, die Angaben des Windenergieerlasses Niedersachsens 
von 2016 zu beachten. 
 
Die Auswertung des Datenmaterials des NLWKN zu den avifaunistisch bedeutsa-
men Bereichen von Brut- und Gastvögeln ergab für das unmittelbare Plangebiet 
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keine Wertigkeiten. In Bezug auf avifaunistisch wertvolle Bereiche für Brutvögel be-
findet sich im südwestlichen Plangebiet ein Bereich mit lokaler Bedeutung. In Rah-
men der Bestandserfassungen wurden hinsichtlich der Brutvögel innerhalb des Un-
tersuchungsgebietes 2015/2016 Teilgebiete lokaler und regionaler Bedeutung iden-
tifiziert, wobei die Planfläche nur im Südwesten eine lokaler Bedeutung für Brutvögel 
aufweist. Im Osten ragt ein Teil der Planfläche in ein Gebiet hinein, das aufgrund 
seiner Funktion als Nahrungshabitat des Weißstorches von landesweiter Bedeutung 
ist.  
 
In diesem durch Gehölzstrukturen aber auch durch größere Grünlandfreiflächen ge-
prägten Bereich ist das Vorkommen typischer Gehölz- und auch Offenlandarten zu 
erwarten. Für Gänse ist der Bereich trotz der Vorkommen von Gehölzbeständen 
ebenfalls von Bedeutung wie die Erfassungen in 2016/2017 zu den Rastvögeln er-
geben haben, wenngleich bewertungsrelevante Truppgrößen innerhalb des Plange-
bietes nicht erreicht wurden.  
 
Aufgrund der vielen Gehölzbereiche kann das Vorkommen von Greifvögeln wie 
Mäusebussard und Eulenarten nicht ausgeschlossen werden.  
 
Insgesamt betrachtet kann das Brut- und Gastvogelvorkommen mit jeweils einer 
mittleren Bedeutung eingestuft werden. 
 
An Fledermäusen kommt das in der Region zu erwartenden Artenspektrum vor. Es 
konnten neun Fledermausarten nachgewiesen werden, darunter auch die planungs-
relevanten Arten Großer Abendsegler, Kleiner Abendsegler, Rauhautfledermaus, 
Breitflügelfledermaus und Zwergfledermaus.   
 
Den Untersuchungsergebnissen zufolge hat das Untersuchungsgebiet sowohl im 
Frühjahr (Anfang Mai), aber vor allem im Spätsommer/Herbst (Mitte August bis Mitte 
September) eine hohe Bedeutung für Rauhhautfledermäuse auf dem Zug. Von die-
ser Art wurden auch mehrere Balzquartiere in Bäumen im UG, jedoch außerhalb der 
Planfläche, festgestellt.  
 
Der Abendsegler trat von Anfang August bis Mitte September vermehrt auf, was auf 
ein ausgeprägtes Zuggeschehen und eine hohe Bedeutung des Gebietes zur Zug-
zeit auch für diese Art hinweist.  
 
Von der Breitflügelfledermaus wurden in Teilbereichen erhöhte Aktivitäten von Ende 
Juni bis Mitte September festgestellt.  
 
Aufgrund des Artenspektrums und der vorgefundenen Fledermausaktivität kann 
dem Plangebiet eine mittlere bis hohe Bedeutung als Fledermauslebensraum zuge-
ordnet werden. 

 
Auswirkungen auf Brut- und Gastvögel 
Kollisionen 
Für die überwiegende Zahl von Vogelarten stellen Kollisionen mit WEA insbeson-
dere im Vergleich mit anderen Ursachen des Vogelschlags (Straßenverkehr, Hoch-
spannungsfreileitungen) wahrscheinlich ein relativ geringes Problem dar. Anderer-
seits dürfte die Zahl an gefundenen Kleinvögeln mit großer Wahrscheinlichkeit nicht 
der Anzahl tatsächlicher Vogelschlagopfer entsprechen, da Kleinvögel in Windparks 
mit unterschiedlich hohen Vegetationsstrukturen leicht übersehen werden können 
(vgl. WINKELMANN 1990).  
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Da die Fundkartei von DÜRR (2017) hauptsächlich nur auf Zufallsfunden beruht, 
kann die nachgewiesene Häufigkeit von Schlagopfern lediglich als Hinweis dienen, 
d. h. wenn eine Art gar nicht oder mit wenigen Individuen in der Kartei verzeichnet 
ist, bedeutet dies nicht automatisch, dass sie keiner höheren Schlagwahrscheinlich-
keit unterliegt. Grundsätzlich wird nur ein Bruchteil der Schlagopfer an Windener-
gieanlagen aufgefunden, da aufgrund von verschiedenen Parametern die Finde-
wahrscheinlichkeit gering ist (wenige systematische Untersuchungen, Schwierigkeit 
des Auffindens in höherer Vegetation, Abtrag der Opfer durch Prädatoren (Fuchs 
etc.) usw.  

 
Die Kollisionsraten, die im Rahmen von vorhandenen Untersuchungen ermittelt wur-
den, zeigen eine enorme Streuung zwischen den Windparks. In einigen Parks gab 
es keine oder fast keine Kollisionen, in anderen traten Kollisionen mit einer Häufig-
keit von mehr als 60 pro Jahr und Turbine auf (HÖTKER 2006), wobei der Mittelwert 
bei 6,9 Opfern pro WEA und Jahr und der Median bei 1,8 lag. 
 
Entscheidend ist dabei die Lage des Windparks: das Kollisionsrisiko ist in Mitteleu-
ropa in Feuchtgebieten am höchsten, in den USA und Spanien kam es zu besonders 
hohen Verlusten an kahlen Gebirgsrücken und Geländekanten. Im Allgemeinen sol-
len durch Kollisionen Großvögel stärker betroffen sein als Kleinvögel. In den USA 
waren hauptsächlich Greifvögel betroffen, in Spanien überwiegend Gänsegeier. 
Dies kann damit zusammenhängen, dass Großvögel beim Auftreffen auf Hinder-
nisse schwerfälliger als Kleinvögel reagieren. 
 
Weiterhin lässt sich für Windparks, die sich in der risikoarmen Normallandschaft be-
fanden, ein Zusammenhang zwischen Kollisionsrate und Anlagengröße feststellen, 
welcher statistisch gesichert ist. HÖTKER (2006) konnte in seinen Modellberechnun-
gen nachweisen, dass ein Repowering bezüglich der Kollisionen mit Vögeln in allen 
Fällen negative Auswirkungen zeigte. Große Windkraftanlagen erzeugen mehr Op-
fer als niedrigere. Es wurde nachgewiesen, dass das Risiko von Kollisionen in den 
Zugzeiten und bei schlechten Wetterbedingungen (Nebel, Wind) generell erhöht ist. 
 
Insgesamt scheinen Kollisionen unter den Gastvögeln eher bei den rastenden Vö-
geln als auf dem Zug zu geschehen (BIOCONSULT & ARSU 2010). 
 
Die Populationen häufiger Arten wie Lachmöwe oder Mäusebussard sind i. d. R. 
leichter in der Lage, Anflugopfer wieder auszugleichen. Problematisch sind Anflüge 
von gefährdeten und/oder seltenen Arten an Windenergieanlagen, wie z. B. von 
Rotmilan, Seeadler, Wiesenweihe, Weißstorch, zumal es in der Brutzeit durch den 
Verlust von Altvögeln zusätzlich zu indirekten Verlusten an Gelegen bzw. Jungvö-
geln kommen kann. Für den Rotmilan gibt es Hinweise, dass sich die Tiere in ihrem 
Revier an die WEA gewöhnen und daher keinen besonders großen Sicherheitsab-
stand einhalten. Aus diesem Grund steigt die Wahrscheinlichkeit, dass die Vögel in 
die Rotoren geraten, wenn sie, z. B. durch die Beutejagd, Balzflüge sowie Beute-
übergabemanöver abgelenkt sind. Daher sollten auch auf keinen Fall - z. B. im Rah-
men von Kompensationsmaßnahmen - direkt unter den WEA für die Vögel (oder 
auch für Fledermäuse) attraktive Nahrungshabitate angelegt werden. 
 
Die Kollisionsgefahr (und auch die Störung) von Vögeln werden vorrangig durch die 
Wahl des Standortes beeinflusst. Eine Planung von Windenergieanlagen zieht je-
doch selbst in avifaunistisch wertvollen Gebieten nicht zwangsläufig erhebliche Be-
einträchtigungen nach sich, da neben der Bedeutung - oder sogar noch vor dieser - 
vor allem die unterschiedlichen Empfindlichkeiten der Arten berücksichtigt werden 
müssen (SINNING 2002).  
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Über konkrete Erfassungen zu Brutvogelvorkommen im Nahbereich geplanter An-
lagenstandorte wird auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung 
bzw. der Genehmigungsplanung im Detail die Betroffenheiten und Kollisionsgefähr-
dungen einzelner Arten betrachtet. Aufgrund der Ergebnisse der Bestandserfassun-
gen und Raumnutzungsuntersuchungen ist von erheblichen Beeinträchtigungen der 
Brutvögel Mäusebussard und Turmfalke durch Kollisionen auszugehen. 

Störungen und Verdrängungen von Vögeln durch WEA 
Bei der Errichtung von Windenergieanlagen werden neben dem Vogelschlagrisiko 
auch Probleme infolge von indirekten Beeinträchtigungen durch Vertreibungswir-
kungen und damit verbundenen Lebensraumverlust gesehen. Im Vordergrund steht 
dabei die Eigenschaft von Windkraftanlagen, die Offenheit der Landschaft zu unter-
brechen. Hinzu kommt evtl. der Effekt, dass kleinere Vögel den Schattenwurf der 
Rotoren mit dem eines Greifvogels verwechseln und dadurch aufgescheucht wer-
den. Dies führt nach Auffassung der Autoren verschiedener Untersuchungen dazu, 
dass insbesondere Wiesenbrüter und rastende/durchziehende Wasser- und Watvö-
gel größere Abstände zu den Anlagen einhalten, wodurch für bestimmte Vogelarten 
der Wert bestimmter Flächen als Brut- und/oder Rasthabitat völlig ausfällt bzw. ein-
geschränkt wird. 
 
1. Störungen von Brutvögeln 
Erforderlich ist also die Berücksichtigung der eingriffsspezifischen Empfindlichkeit 
der Arten. Je größer die Empfindlichkeit der Art, desto größer ist der potenzielle 
Beeinträchtigungsradius um die Windenergieanlagen und desto weitgehender ist 
die Wirkung auf die Brutpaare innerhalb dieses Radius (INSTITUT FÜR VOGELFOR-
SCHUNG & ARSU GMBH 2000). HÖTKER et al. (2004) und HÖTKER (2006) haben 
bestehende Untersuchungen zu Störwirkungen durch Windenergieanlagen artbezo-
gen ausgewertet. Bei den Abständen, die von den Vogelarten zur Brutzeit zu Wind-
energieanlagen eingehalten wurden, gibt es deutliche Unterschiede. So liegt der 
Mittelwert der ermittelten Abstände z. B. beim Fitis und Zilpzalp bei 42 m und bei 
der Uferschnepfe bei 369 m. In jüngerer Zeit zeigen einige Untersuchungen, dass 
sich Brutvögel in gewisser Weise wohl an die WEA gewöhnen können und z. T. 
geringere Abstände einhalten (u. a. MÖCKEL & WIESNER 2007, ARSU GMBH 2008, 
STEINBORN 2011). 
 
Im Allgemeinen sind Singvogelarten als wenig empfindlich gegenüber Windenergie-
anlagen in Bezug auf Verdrängungswirkungen einzustufen (vgl. u. a. REICHENBACH 
2006, MÖCKEL & WIESNER 2008). 
 
Für viele Brutvogelarten wirken höhere Windenergieanlagen weniger abschreckend 
als kleine. „21 von 29 untersuchten Arten zeigten die Tendenz, sich näher an grö-
ßeren als an kleineren Anlagen anzusiedeln. Dies galt auch für die sonst eher als 
empfindlich eingestuften Watvogelarten Uferschnepfe, Großer Brachvogel und Rot-
schenkel“ (HÖTKER 2006). Diese Ergebnisse waren statistisch allerdings nicht signi-
fikant.  
 
Da in der Fachliteratur Störungsempfindlichkeiten von Brutvögeln, die über 500 m 
hinausgehen, nicht bekannt sind, werden im Rahmen der konkreten Beurteilung der 
Auswirkungen lediglich diejenigen planungsrelevanten Arten berücksichtigt, die in-
nerhalb von 500 m um die jeweils geplanten Anlagenstandorte  Eine gewisse Ver-
treibungswirkung kann im vorligenden Fall beim Kiebitz anzunehmen. Damit muss 
in diesem Rahmen von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere – Brut-
vögel ausgegangen werden. 
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2. Störungen von Gastvögeln 
Aus der Literaturstudie (HÖTKER 2006) geht hervor, dass negative Auswirkungen 
von WEA vor allem außerhalb der Brutzeit dominieren. In Bezug auf die im Mittel 
eingehaltenen Abstände zu Windenergieanlagen hielten v. a. Vogelarten der offe-
nen Landschaft, also Gänse, Enten und Watvögel, im Allgemeinen mehrere Hundert 
Meter Abstand ein. Dies bedeutet, dass unter Umständen traditionelle Rast- und 
Nahrungsplätze von Gastvögeln durch die Errichtung von Windkraftanlagen verlo-
ren gehen können. Graureiher, Greifvögel, Austernfischer, Möwen, Stare und Krä-
hen konnten dagegen oft dicht an WEA oder sogar innerhalb von Windparks beo-
bachtet werden. Dies führte zum Teil zu höheren Kollisionsraten (HÖTKER 2006).  
 
Es darf bei der Betrachtung der Minimalabstände nicht vernachlässigt werden, dass 
bei der kleinräumigen Verteilung von Vögeln auch die Habitatpräferenzen der ein-
zelnen Arten eine Rolle spielen. Dies bedeutet z. B., dass Vögel bei Vorliegen von 
attraktiven Nahrungsflächen unter Umständen sich mehr an Windenergieanlagen 
annähern, als sie dies unter „normalen“ Umständen täten. 
 
Insgesamt lässt sich gemäß HÖTKER (2006) für die Planung ein Mindestabstand von 
400 bis 500 m von Windenergieanlagen zu Rastplätzen empfindlicher Arten ablei-
ten. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt lassen sich in Bezug auf Störwirkungen bei Gastvögeln er-
hebliche Auswirkungen bei Umsetzung des Vorhabens ableiten, da Gänsevorkom-
men in der näheren Umgebung bekannt sind. 
 
3. Störungen von Zugvögeln/ Barrierewirkung 
 
Die durch die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmder-
moor“ vorbereiteten Windkraftanlagen stellen grundsätzlich vertikale Hindernisse in 
der Offenlandschaft dar, von denen Scheucheffekte auf Brut- und Gastvögel ausge-
hen können. Gerade Offenlandvögel meiden vertikale Strukturen wie Windenergie-
anlagen. Überdies können die Anlagen als Barriere wirken, die Vögel bei der Nah-
rungssuche oder beim Wechsel der Rastplätze behindern können.  
 
Eine Barrierewirkung ergibt sich, wenn der Windpark eine Wirkung dergestalt ent-
faltet, dass die Vögel daran gehindert werden, das Schutzgebiet zu erreichen oder 
zwischen Nahrungs- und Rastplätzen, die sich jeweils in einem Schutzgebiet befin-
den, zu wechseln (vgl. Nds. OVG, Urteil vom 24. März 2003 1 LB 3571/01 ). Die 
bloße Erschwerung, das Schutzgebiet zu erreichen, kann demgegenüber nicht ge-
nügen (vgl. OVG NRW, Urteil vom 30. Juli 2009). Windenergieanlagen können in 
Bezug auf die Barrierewirkung sich dergestalt auswirken, dass die Vögel auswei-
chen und die Anlagen umfliegen, wenn nicht sowieso unterhalb des Rotors der Park 
durchflogen wird.  
 
Das Plangebiet befindet sich weder in direkter Linie zwischen zwei Vogelschutzge-
bieten, noch ziehen Gänse bei Ortswechseln allein in einem schmalen Korridor zwi-
schen Schlaf- und zu Nahrungsplätzen bzw. umgekehrt. Die Darstellungen in KRU-
CKENBERG (2013) zu Flugbewegungen in Ostfriesland verdeutlichen zudem, dass 
Vögel in die Nahrungsgebiete morgens einfliegen und abends zurückkehren. Dabei 
nehmen sie jedoch unterschiedliche Wege (KRUCKENBERG 2013). 
 
Da sich das nächstgelegene, von Rastvögeln stark frequentierte Vogelschutzgebiet 
nördlich des Geltungsbereiches im Jaderkreuzmoor befindet und im Landesinneren 

https://openjur.de/suche/1+LB+3571%2F01/
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keine stark traditionellen Rast-, Schlaf- oder Nahrungsplätze befinden, zu denen ein 
regelmäßiger Austausch stattfindet, ist bei Umsetzung des Projektes keine Barrier-
ewirkung zu erwarten.  
 
Insgesamt sind durch die vorliegende Planung keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen von ziehenden bzw. überfliegenden Gastvögeln zu erwarten. 
 
Auswirkungen auf Fledermäuse 
 
Die sich aus Planungen zur Windenergie ergebenden potentiellen Konflikte sind un-
ter zwei differenten Gesichtspunkten zu betrachten. Es handelt sich hierbei um: 
 
 den Verlust von Lebensraum durch anlage- und betriebsbedingte Lebensraumver-

luste (Eingriffsregelung) und  
 um die Problematik von Schlag streng geschützter Arten an WEA (Artenschutz).  
 
Bau- und anlagebedingte Auswirkungen  
Durch den Bau der geplanten Anlagen, die notwendigen Zuwegungen und Kran-
stellplätze werden voraussichtlich landwirtschaftliche Flächen, Gräben sowie Ge-
hölzstrukturen in Anspruch genommen. Die Verluste dieser Biotoptypen sind aus 
fledermauskundlicher Sicht und aufgrund der Größe der Eingriffsfläche nicht direkt 
als erhebliche Beeinträchtigung anzusehen. Quartiere in Gehölzen können aller-
dings bei Durchführung des Vorhabens ggf. betroffen sein. 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 
Betriebsbedingte Auswirkungen sind dann zu erwarten, wenn entweder Lebens-
raum in größerem Umfang nicht mehr nutzbar ist oder von den Tieren aufgrund von 
Meideverhalten nicht mehr aufgesucht wird und damit faktisch verloren geht oder 
wenn sich die Gefahr einer Tötung durch Kollision oder Barotrauma für eine Art sig-
nifikant erhöht. 
 
Im Hinblick auf das Kollisionsrisiko von den im Projektgebiet vorkommenden Arten 
sind insgesamt vier – Abendsegler, Kleinabendsegler, Rauhautfledermaus und 
Zwergfledermaus – potentiell während der Zugzeiten durch die Planung betroffen. 
Auch der Verlust von Quartieren kann zum derzeitigen Zeitpunkt nicht sicher aus-
geschlossen werden.  
 
Daher ist bei Umsetzung des Projektes von erheblichen Beeinträchtigungen auf das 
Schutzgut Tiere – Fledermäuse auszugehen. 

 
Sonstige Fauna 
 
Die Wahrscheinlichkeit einer Betroffenheit weiterer Tierarten durch das geplante 
Vorhaben ist als gering einzuschätzen.  
 
Artenschutzrechtliche Betrachtung 
Wie in Kap. 2.5 dargelegt, begründet § 44 BNatSchG ein strenges Schutzsystem für 
bestimmte Tier- und Pflanzenarten. Nachfolgend erfolgt eine grobe Betrachtung der 
artenschutzrechtlichen Belange. 
 
Tierarten des Anhanges IV der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
Aufgrund der vorhandenen Strukturen und Nutzungen innerhalb des Änderungsbe-
reiches und daran angrenzend wird ein Vorkommen von Tierarten gemäß Anhang 
IV der FFH-Richtlinie zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht ausgeschlossen, wobei es 
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sich lediglich um Fledermäuse handeln könnte. Fledermäuse sind in der Lage Rin-
denstrukturen älterer Bäume als Quartier zu beziehen, die während der Sommer-
monate genutzt und häufiger gewechselt werden.  
 
Eine Entfernung von Gehölzen darf daher, um eine Tötung von Individuen oder eine 
Beschädigung dieser Ruhestätte zu vermeiden, nur außerhalb der potenziellen Nut-
zungszeit, also von Anfang Oktober bis Ende Februar vorgenommen werden, um 
eventuell vorhandene Sommerlebensräume nicht zu zerstören (Vermeidungsmaß-
nahme). Bei Unsicherheiten in Bezug auf Quartiervorkommen sind ggf. vor Fällung 
von Gehölzen Begutachtungen durch eine fachkundige Person durchzuführen. 
 
In Bezug auf diese Tierart ist ebenfalls ein erhöhtes Zuggeschehen während des 
Frühjahrs bzw. des Herbstes nicht auszuschließen. Daher sind generelle Abschalt-
zeiten in den Zeiten erhöhter Fledermausaktivität vorzunehmen, um Tötungen durch 
Kollisionen oder Barotrauma von Individuen zu vermeiden. Im Rahmen der verbind-
lichen Bauplanung bzw. der Genehmigungsplanung sind diese Zeiten sowie weitere 
Bedingungen (z. B. Temperatur) gemäß dem aktuellen Wissenstand konkret zu be-
nennen. 
 
Geschützte wildlebende Vogelarten im Sinne von Art. 1 der Vogelschutzricht-
linie 
In den Planungsräumen können potenziell verschiedene europäische Vogelarten 
vorkommen, die hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zu be-
trachten sind. Es werden aufgrund der vorgeprägten Strukturen vornehmlich gehölz-
bewohnende Arten vorkommen. Diese Arten weisen eine breite ökologische 
Amplitude auf und sind in der Lage, bei Störungen auf Ersatzbiotope auszuweichen.  
 
Eine Entfernung von Gehölzen darf unabhängig davon aufgrund des möglichen Vor-
kommens von Nestern nur außerhalb der Brutzeit vorgenommen werden, um even-
tuell vorhandene Nistplätze nicht zu zerstören. Eine Baufeldfreimachung darf eben-
falls nur außerhalb der Brutzeit durchgeführt werden, um potenziell vorhandene Bo-
denbrüter nicht zu beeinträchtigen (Vermeidungsmaßnahmen). Verbote gem. § 44 
(1) Nr. 3 BNatSchG können somit vermieden werden. 
 
Sollten sich (permanente) Fortpflanzungsstätten innerhalb des im Windenergieer-
lass Niedersachsen aufgeführten artspezifischen Abstandes befinden oder Ruhe-
stätten in ihrer Funktionsfähigkeit durch bspw. Verdrängungswirkungen beschädigt 
werden, so können unter Anwendung des § 44 (5) BNatSchG vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) durchgeführt werden, um die ökologische 
Funktion im räumlichen Zusammenhang bei Umsetzung des Projektes zu gewähr-
leisten und einen Verbotstatbestand nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG zu vermeiden. 
 
In Bezug auf ein erhöhtes Kollisionsrisiko bei Arten, ist artspezifisch zu prüfen, in-
wiefern Maßnahmen ergriffen werden können, um Verbote nach § 44 (1) Nr. 1 
BNatSchG zu vermeiden. Diese können bspw. darin bestehen, dass Anlagenstand-
orte verschoben werden oder während Zeiten erhöhten Kollisionsrisikos z. B. in der 
Zeit der Jungenaufzucht der Betrieb von Windenergieanlagen eingestellt wird.  
 
Sollten Vermeidungsmaßnahmen nicht oder nicht in einem ausreichend abgesicher-
ten Umfang greifen und Verbotstatbestände nicht vermieden werden können, so ist 
eine Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG zu beantragen. Dazu sind die Ausnahme-
voraussetzungen gem. § 45 (7) BNatSchG im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung bzw. auf Ebene der Genehmigungsplanung darzustellen.  
 
Fazit 
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Im Ergebnis der Betrachtung bleibt festzustellen, dass die artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG unter Berücksichtigung der Vermeidungs-
maßnahmen nicht einschlägig sind. Gesonderte Festsetzungen oder weitere kon-
krete Vermeidungsmaßnahmen werden im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung bzw. auf Ebene der Genehmigungsplanung ergänzt. 
 
Sofern Verbotstatbestände nicht vermeiden werden können, ist unter Darlegung der 
gem. § 45 (7) BNatSchG genannten Ausnahmevoraussetzungen die Ausnahme im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung darzulegen bzw. auf Ebene der Geneh-
migungsplanung zu beantragen. 

3.4 Biologische Vielfalt 

Zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes (§ 1 (6) Nr. 7 BauGB) ist im Rah-
men der Bauleitplanung eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussicht-
lichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Dabei sind u. a. insbe-
sondere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt 
zu berücksichtigen. 
 
Auf Basis der Ziele des Übereinkommens der Biologischen Vielfalt (Rio-Konvention 
von 1992) sind folgende Aspekte im Rahmen des vorliegenden Umweltberichtes zu 
prüfen: 
 

 Artenvielfalt und 
 Ökosystemschutz. 

Allgemeines 

Das Übereinkommen über die biologische Vielfalt (CBD) wurde auf der Konferenz 
der Vereinten Nationen zu Umwelt und Entwicklung (UNCED) im Jahr 1992 in Rio 
de Janeiro ausgehandelt. Das Vertragswerk, auch Konvention zur biologischen Viel-
falt genannt, beinhaltet die Zustimmung von damals 187 Staaten zu folgenden drei 
übergeordneten Zielen: 
 

 die Erhaltung biologischer Vielfalt, 
 eine nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile sowie 
 die gerechte Aufteilung der Vorteile aus der Nutzung genetischer Ressourcen.  

 
Das Übereinkommen trat am 29.12.1993 völkerrechtlich in Kraft. Deutschland ist 
dabei seit 1994 Vertragspartei. Der Begriff "biologische Vielfalt" im Sinne des Über-
einkommens umfasst drei verschiedene Ebenen: 
 

 die Vielfalt an Ökosystemen, 
 die Artenvielfalt und 
 die genetische Vielfalt innerhalb von Arten.  

Im Konventionstext ist dabei der Begriff „biologische Vielfalt“ wie folgt definiert: 
 
„Variabilität unter lebenden Organismen jeglicher Herkunft, darunter unter anderem 
Land-, Meer- und sonstige aquatische Ökosysteme und die ökologischen Komplexe, 
zu denen sie gehören. Dies umfasst die Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen 
den Arten und die Vielfalt der Ökosysteme.“ 
 
In der Rio-Konvention verpflichten sich die Vertragsparteien zur Erhaltung aller Be-
standteile der biologischen Vielfalt, der aus ethischen und moralischen Gründen ein 
Eigenwert zuerkannt wird. Die biologische Vielfalt ermöglicht es den auf der Erde 
vorkommenden Arten und Lebensgemeinschaften in ihrem Fortbestand bei sich 
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wandelnden Umweltbedingungen zu sichern. Dabei ist eine entsprechende Vielfäl-
tigkeit von Vorteil, da dann innerhalb dieser Bandbreite Organismen vorkommen, 
die mit geänderten äußeren Einflüssen besser zurechtkommen und so das Überle-
ben der Population sichern können. Die biologische Vielfalt stellt damit das Überle-
ben einzelner Arten sicher. Um das Überleben einzelner Arten zu sichern ist ein 
Ökosystemschutz unabdingbar. Nur durch den Schutz der entsprechenden spezifi-
schen Ökosysteme ist eine nachhaltige Sicherung der biologischen Vielfalt möglich. 

Biologische Vielfalt im Rahmen des Umweltberichtes 
Als Kriterien zur Beurteilung der Vielfalt an Lebensräumen und Arten wird die Vielfalt 
an Biotoptypen und die damit verbundene naturraum- und lebensraumtypische Ar-
tenvielfalt betrachtet, wobei Seltenheit, Gefährdung und die generelle Schutzverant-
wortung auf internationaler Ebene zusätzlich eine Rolle spielen.  
 
Das Vorkommen der verschiedenen Arten und Lebensgemeinschaften wurde in den 
vorangegangenen Kapiteln zu den Schutzgütern Pflanzen und Tiere ausführlich dar-
gestellt. Ebenso werden hier die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter 
Pflanzen und Tiere betrachtet und bewertet sowie gefährdete Arten und die ver-
schiedenen Lebensraumtypen gezeigt.  
 
Unter Berücksichtigung der prognostizierten Auswirkungen des Vorhabens werden 
für die Biologische Vielfalt insgesamt keine erheblichen negativen Auswirkungen 
durch die Realisierung der Planung erwartet. 
 
Eine Verringerung der Artenvielfalt tritt durch die Planung nicht ein, da keine beste-
henden Populationen seltener oder für den Naturraum besonders repräsentativer 
Arten in ihrem Erhaltungszustand beeinträchtig werden. Die Kompensation der 
prognostizierten erheblichen negativen Umweltauswirkungen trägt dazu bei, die Ar-
tenvielfalt zu erhalten. Die Auswirkungen können daher als nicht erheblich betrach-
tet werden, da stabile sich reproduzierende Populationen im Sinne der biologischen 
Vielfalt erhalten bleiben. 
 
Die geplante Realisierung des Windparks ist damit mit den betrachteten Zielen der 
Artenvielfalt sowie des Ökosystemschutzes der Rio-Konvention von 1992 vereinbar 
und widerspricht nicht der Erhaltung der biologischen Vielfalt bzw. beeinflusst diese 
nicht im negativen Sinne. 

3.5 Schutzgut Boden 
Der Boden nimmt mit seinen vielfältigen Funktionen eine zentrale Stellung im Öko-
system ein, u. a. ist er Träger der Vegetation, Filter von Luft und Wasser, Lebens-
raum von Organismen, die u. a. Abbauprozesse im Boden durchführen, besitzt Be-
deutung als Puffer und als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte.  
 
Durch die Darstellung von Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung Windener-
gie werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für Versiegelungen im Gel-
tungsbereich geschaffen.  
 
 
In der aktuell vom LBEG neu erstellten Bodenkarte von Niedersachsen im Maßstab 
1 : 50.000 (BK 50) ist im Westen der Planfläche ein sehr tiefes Hochmoor mit 
Kleimarschauflage dargestellt. Daran schließt sich östlich ein Streifen sehr tiefes 
Niedermoor mit Kleimarschauflage an, bevor mittlere Kleimarsch im Osten der Flä-
che auftritt.  
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Gemäß NIBIS-Kartenserver des LBEG (2018) befinden sich im Geltungsbereich 
keine schutzwürdigen Böden. 
 
Aufgrund der Überformung des Bodens durch die intensive landwirtschaftliche Nut-
zung ist im Bereich des Plangebietes ein anthropogen veränderter Bodenaufbau 
vorhanden. Die natürlichen Bodenfunktionen sind durch eine intensive Grünlandnut-
zung durch regelmäßiges Düngen und Befahren oder intensive Weidenutzung (Ver-
dichtung) beeinträchtigt. Der Boden weist daher eine mittlere bzw. allgemeine Wer-
tigkeit hinsichtlich der Belange von Natur und Landschaft auf.   
 
Im Bereich des Plangebietes werden gemäß NIBIS-Kartenserver des LBEG poten-
ziell sulfatsaure Böden dargestellt. Das Gefährdungspotenzial sulfatsaurer Böden 
ergibt sich durch  

 extreme Versauerung (pH <4,0–2,5) des Bodens bzw. Baggergutes mit der 
Folge von Pflanzenschäden,  

 deutlich erhöhte Sulfatkonzentrationen im Bodenwasser bzw. Sickerwasser, 
 erhöhte Schwermetallverfügbarkeit bzw. -löslichkeit und erhöhte Schwerme-

tallkonzentrationen im Sickerwasser,  
 hohe Gehalte an betonschädlichen Stoffen (SO4-, Säuren),  
 hohe Korrosionsgefahr für Stahlkonstruktionen. 

 
Insgesamt führen diese Eigenschaften bei Auftreten zu Problemen bei der Behand-
lung von Bodenmaterial in den betroffenen Regionen. Eine Bewertung von Böden 
vor einer Baumaßnahme dient der Abschätzung des Versauerungspotenzials des 
umzulagernden Materials. Es sind im Rahmen der konkreten Umsetzung der Bau-
maßnahmen die Säureneutralisationskapazitäten sowie die Puffermöglichkeiten zur 
Vermeidung eines Absenkens des pH-Wertes über die Beprobung des Bodens zu 
ermitteln. Es wird angeraten, vor Beginn der Baumaßnahmen mittels Feldmethoden 
den Kalkgehalt des Bodens zu prüfen. Bei der Umsetzung des Vorhabens sind die 
vorgeschlagenen Maßnahmen gem. Geofakten 25 des LBEG zu beachten. 
 
Die Bodeneigenschaften, Bodenqualitäten und Bodenfunktionen (z. B. Grundwas-
serneubildung, Grundwasserschutzfunktion) gehen durch die ermöglichten Versie-
gelungen im Bereich der Fundamente der WEA vollständig verloren. Es sind aller-
dings hier lediglich kleine Flächengrößen zu erwarten, da die Fundamente für Wind-
energieanlagen jeweils eine nur kleinflächige Versiegelung bedeuten. Oftmals wer-
den die Erschließungsflächen zu den WEA (Zuwegungen, Kranstellflächen) zu 
100 % in Schotterbauweise ausgeführt. Dies ist jedoch im Rahmen der nachfolgen-
den verbindlichen Bauleitplanung bzw. im Zuge der Genehmigungsplanung konkret 
festzusetzen, um eingriffsmindernd betrachtet werden zu können. 
 
Zum jetzigen Planungszeitpunkt werden durch die ermöglichte Versiegelung u. a. in 
Bereichen mit schutzwürdigen Böden erhebliche Umweltauswirkungen verursacht. 

3.6 Schutzgut Wasser  

Oberflächengewässer 
Die Flurstücke des Plangebietes werden von Gräben unterschiedlicher Breite und 
Tiefe durchzogen und entwässert. Diese sind anthropogenen Ursprungs, besitzen 
eine Entwässerungsfunktion und sind meist mit Regelprofil ausgebaut. 
 
Die ständig wasserführenden Haupt-Vorfluter sind 4 bis 5 m breit bei einer Sohl-
breite von etwa 2 m. Die Tiefe beträgt zwischen 1,7 und 2,5 m, der Wasserstand lag 
während der Erfassungsperiode zwischen 0,5 und 1 m.  
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Die übrigen Gräben weisen eine geringere Tiefe und damit auch eine geringere 
Wasserführung auf. Teilweise sind sie von Grünland- oder Röhrichtarten bewach-
sen und führen nur unbeständig Wasser.  
 
Das Plangebiet wird von der Südbäke durchquert. Sie beginnt am Zusammenfluss 
des aus westlicher Richtung kommenden Lehmdermoorgrabens mit dem Südbäke-
Zuggraben aus Richtung Süden. Die Südbäke ist ein bis zu 7 m breiter Tieflandbach 
mit etwa 6 m breiter Sohle, die bis zu 2 m unterhalb der Geländeoberkante liegt. Der 
Wasserstand beträgt zwischen 0,5 und 0,8 m. 
 
Im Bereich der neu zu erstellenden Zuwegungen bzw. der Fundamente der WEA 
können Verrohrungen im Bereich der Gräben erforderlich werden. Es ist daher ins-
gesamt betrachtet eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser – 
Oberflächengewässer zu erwarten.  

Grundwasser 
Das Grundwasser steht im Plangebiet hoch an, die Grundwasseroberfläche liegt bei 
unter 1 m. Mit 51 – 100 mm/a weist das Gebiet zudem eine relativ niedrige Grund-
wasserneubildungsrate auf. Das Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung 
wird als mittel eingestuft, die Durchlässigkeit der oberen Gesteinsschichten ist ge-
ring. Der untere Teil des Grundwasserleiters ist zudem versalzen (NIBIS-Kartenser-
ver, LBEG 2018). Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Trinkwasserschutzge-
bietes. 
 
Im Zuge des Baustellenablaufs kann aufgrund der Lage der Grundwasseroberfläche 
für die Errichtung der Fundamente eine Grundwasserabsenkung nicht ausgeschlos-
sen werden. Die konkreten Auswirkungen dieser temporären Maßnahme wird im 
Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung sowie im Genehmigungs-
verfahren dargestellt und bewertet.  
 
Durch die geringen Versiegelungsmöglichkeiten mit einem Großteil an wasser-
durchlässig befestigten Flächen sind insgesamt durch das Vorhaben keine erhebli-
chen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser - Grundwasser zu erwar-
ten. 

3.7 Schutzgut Klima  
Klimatisch ist der Untersuchungsraum vorwiegend atlantisch geprägt. Die Nähe zur 
Nordsee und die überwiegende Luftzufuhr aus westlichen Richtungen verursachen 
ein maritimes Klima, das sich durch relativ niedrige Temperaturschwankungen im 
Tages- und Jahresverlauf, eine hohe Luftfeuchtigkeit sowie häufige Bewölkung und 
Nebelbildung auszeichnet. Die Sommer sind daher mäßig warm und die Winter ver-
hältnismäßig mild. Die Niederschläge verteilen sich gleichmäßig über das Jahr und 
erreichen 670 – 800 mm/a (LANDSCHAFTSRAHMENPLAN, LK AMMERLAND 1995). 
 
Kleinklimatische Einflüsse haben hier aufgrund der überwiegenden Einflüsse des 
Makroklimas, z.B. hohe Windgeschwindigkeiten, keine wesentliche Bedeutung.   
 
Windenergieanlagen erhöhen die Rauigkeit des Gebietes und verringern die Wind-
geschwindigkeit. Dadurch und durch Verwirbelungen und Turbulenzen kann es zu 
kleinklimatischen Veränderungen im Gebiet kommen, die aber großräumig keine 
Bedeutung haben. Aufgrund der flächenmäßig geringen Versiegelung wird sich das 
Lokalklima nicht wesentlich verändern. Es sind lediglich mikroklimatische Verände-
rungen im unmittelbaren Bereich der unterschiedlichen Oberflächen (Schotter, 
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Grünland etc.) zu erwarten. Somit sind durch die Umsetzung des Planvorhabens 
keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Klima zu erwarten. 

3.8 Schutzgut Luft 
Die Luft besitzt Bedeutung als Lebensgrundlage für Mensch, Tiere und Pflanzen. 
Durch Luftverunreinigungen werden neben der menschlichen Gesundheit weitere 
Schutzgüter wie Pflanzen, Tiere, Kultur- und Sachgüter beeinträchtigt sowie Belas-
tungen des Klimas sowohl auf der kleinräumigen als auch auf der regionalen bis zur 
globalen Ebene verursacht. Bei der Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen 
der geplanten Bauflächen auf die Schutzgüter Luft und Klima sind somit eventuelle 
mit der Umsetzung der Planung einhergehenden Luftverunreinigungen (v. a. Rauch, 
Stäube, Gase und Geruchsstoffe) mit Folgen für das Kleinklima von Bedeutung.  
 
Im großräumigen Kontext betrachtet führen WEA zu Verbesserungen der Luftquali-
tät, da durch sie die mit Schadstoffausstoß verbundene fossile sowie die atomare 
Energiegewinnung verringert werden kann. Herstellung, Errichtung und Abbau der 
WEA verlaufen jedoch nicht vollständig schadstofffrei (Emissionen beim Bau von 
Windenergieanlagen, Emissionen von Baufahrzeugen). Der Betrieb der Windener-
gieanlagen emittiert jedoch keine der genannten Stoffe. Somit sind durch die Um-
setzung des Planvorhabens keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft 
zu erwarten. 

3.9 Schutzgut Landschaft  
Windenergieanlagen (WEA) können durch ihr Erscheinungsbild eine wesentliche 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes darstellen. Aufgrund ihrer Höhe reichen die 
negativen landschaftsbildwirksamen Auswirkungen über den eigentlichen Standort 
hinaus. Windenergieparks sollten daher auf Standorten verwirklicht werden, auf de-
nen die negativen Auswirkungen auf das Landschaftsbild möglichst gering sind. Be-
sonders geeignet sind vorhandene Standorte, wenn sich zwischenzeitlich keine 
neuen Erkenntnisse ergeben haben, die gegen den Standort sprechen. 
 
Für alle Windenergieanlagen gilt grundsätzlich, dass sie das Landschaftsbild erheb-
lich verändern. Die Masten sowie ihre Rotoren sind, insbesondere in Landschaften 
wie der hier beschriebenen relativ ebenen Landschaft, bereits aus großer Distanz 
zu erkennen. 
 
Trotz der vorhandenen Vorbelastungen des Landschaftsbildes aufgrund der techni-
schen Überprägungen in räumlicher Umgebung (Hochspannungsleitungen) und der 
überwiegend intensiven landwirtschaftlichen Nutzung bedingt der Bau von neuen 
Windenergieanlagen eine Veränderung des Landschaftsbildes. Durch die Höhe der 
Anlagen (max. 150 m) werden sie weiträumig in die Landschaft hinein wirken. 
 
Die Eingriffserheblichkeit im landschaftsästhetischen Sinn ergibt sich einerseits aus 
der Intensität des Eingriffs, andererseits aus der Empfindlichkeit der Landschaft im 
Eingriffsbereich. 
 
Die Beeinträchtigungsintensität (Wahrnehmung) nimmt mit zunehmender Entfer-
nung vom Planungsbereich ab. Insbesondere Siedlungslagen/Gebäude und vor-
handene Gehölze können die Wahrnehmungsintensität (Fernwirkung) der Wind-
energieanlagen vermindern. Im Allgemeinen ist die Fernwirkung und damit der Ein-
wirkungsbereich (= der vom Eingriffsobjekt ästhetisch beeinträchtigte Landschafts-
bereich) umso größer, je höher das Eingriffsobjekt, aber auch je auffälliger es ist 
(hier z. B. durch die Bewegung bzw. die Dichte der aufgestellten Masten). 
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Bei der Bewertung bzw. Einschätzung der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
dürften zudem Einstellung und subjektive Wahrnehmung des Betrachters eine 
große Rolle spielen. Das landschaftsästhetische Empfinden kann deshalb nicht ob-
jektiv erfasst werden. 
 
Für alle Windenergieanlagen gilt grundsätzlich, dass sie das Landschaftsbild erheb-
lich verändern. Die Masten sowie ihre Rotoren sind, insbesondere in Landschaften 
wie der hier beschriebenen relativ ebenen Landschaft, bereits aus großer Distanz 
zu erkennen. Insgesamt ist von erheblichen negativen Umweltauswirkungen auf das 
Landschaftsbild auszugehen. 

3.10 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
Innerhalb des Plangebietes und in dessen Umgebung sind keine besonderen kultu-
rellen Sachgüter wie Bodendenkmale oder archäologische Denkmale und ähnliche 
kulturhistorische Elemente oder Baudenkmale bekannt, die durch die Windenergie 
beeinträchtigt werden könnten. Das nächste im Flächennutzungsplan verzeichnete 
Baudenkmal befindet sich in 2,3 km Entfernung südwestlich des Plangebietes an 
der Ecke Weißenmoorstraße - Südbäkerweg. Dieses ist jedoch ohne besondere 
Größe oder Fernwirkung und besitzt keine Sichtachsen in die Umgebung. Von einer 
Beeinträchtigung durch die Windräder ist nicht auszugehen, zumal der Bereich von 
hohen Bäumen geprägt ist, die keinen weiten Blick in die Landschaft oder die Wahr-
nehmung des Baudenkmals aus der Entfernung ermöglichen. Auch die Trinitatiskir-
che in Jaderaltendeich liegt mit knapp 5 km weit genug entfernt, um durch die Pla-
nung nicht mehr in beeinträchtigender Weise betroffen zu sein. In dieser Entfernung 
ist die Wahrnehmbarkeit des Windparks am Horizont bereits stark abgemildert. Wei-
tere Bau- oder Bodendenkmale, die durch die Planung tangiert werden könnten, 
sind nicht bekannt.  
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege zu beachten. Folglich wird nachrichtlich 
auf die Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Bodenfunden im Zuge von Bau-
ausführungen mit folgendem Text hingewiesen: „Sollten bei den geplanten Bau- und 
Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tonge-
fäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfär-
bungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht wer-
den, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) mel-
depflichtig und müssen dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – 
Stützpunkt Oldenburg – Archäologische Denkmalpflege oder der unteren Denkmal-
schutzbehörde des Landkreises unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig sind 
der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fund-
stellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach 
der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn 
nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.“ 
 
Unter Berücksichtigung der o.g. Vermeidungsmaßnahme ist von keinen erheblichen 
negativen Auswirkungen, auch nicht durch die kumulierenden Vorhaben, auf das 
Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter auszugehen. 

3.11 Wechselwirkungen  
Die Schutzgüter beeinflussen sich in einem Ökosystem gegenseitig, so dass die 
Wechselwirkungen der einzelnen Schutzgüter untereinander bei der Betrachtung 
der umweltrelevanten Auswirkungen von Bedeutung sind.  
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In den geplanten Bauflächen führt die ermöglichte Überbauung von Boden zwangs-
läufig zu einem Verlust der Funktionen dieser Böden, wozu auch die Speicherung 
von Niederschlagswasser zählt. Hierdurch erhöht sich der Oberflächenwasserab-
fluss, während die Versickerung unterbunden wird. Aufgrund des relativ geringen 
Umfangs der zu versiegelnden Flächen sowie der Minimierungsmaßnahme der Ver-
sickerung des anfallenden Niederschlagswassers im Geltungsbereich sind hier 
keine erheblichen negativen Auswirkungen durch sich negativ verstärkende Wech-
selwirkungen zu erwarten. Durch die Planung wird der Grundwasserstand im Gebiet 
nicht dauerhaft verändert. Kurzzeitige lokale Grundwasserabsenkungen während 
der Bauphase wirken sich nicht negativ auf die umliegende Vegetation aus, da diese 
durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung geprägt ist und keine schützenswer-
ten bzw. gegenüber einer zeitlich begrenzten Grundwasserabsenkung empfindlich 
reagierende Pflanzenbestände und Biotope im Gebiet und der näheren Umgebung 
vorhanden sind.  
 
Weiterhin bringt die Überbauung von Boden negative Auswirkungen auf Pflanzen 
und Tiere mit sich, da Lebensräume zerstört werden. Da dieser Verlust relativ klein-
flächig ist und die landwirtschaftliche Nutzung bereits heute das Lebensraumpoten-
zial im Gebiet für empfindliche Arten einschränkt, ist auch hier von keinen erhebli-
chen sich verstärkenden Auswirkungen auszugehen, die durch eine Verlagerung 
bzw. Verringerung von Tierpopulationen durch Beseitigung der Vegetation (Lebens-
stätten) ausgehen könnten.  
 
Insgesamt ist von keinen erheblichen sich verstärkenden Wechselwirkungen aus-
zugehen.  

3.12 Kumulierende Wirkungen 

Neben der hier vorliegenden Bauleitplanung befindet sich in der Gemeinde 
Ovelgönne der Windpark "Culturweg – Barghorn" in der Genehmigungsphase. Dar-
über hinaus ist im vergangenen Jahr der Windpark Bollenhagen in der Gemeinde 
Jade ans Netz gegangen. Die hinsichtlich des Landschaftsbildes näher zu betrach-
tenden Einwirkungsbereiche dieser Windparks (Radius der 15-fachen Anlagen-
höhe) überlagern sich zum Teil. Darüber hinaus verläuft die Trasse der geplanten 
Autobahn A 20 in nur 250 m Entfernung südlich des Geltungsbereiches der vorlie-
genden Bauleitplanung in Ost-West-Richtung. Der 2. Planungsabschnitt der A 20 
zwischen der A 29 bei Jaderberg und der B 437 bei Schwei befindet sich in der 
Planungsphase, das Planfeststellungsverfahren wurde noch nicht eingeleitet. Mit 
der landesplanerischen Feststellung vom 29. Januar 2009 ist das Raumordnungs-
verfahren jedoch abgeschlossen und die Trassenführung festgelegt worden.  
 
Diese angrenzenden Planungen werden als kumulierende Vorhaben im Umweltbe-
richt zur Bauleitplanung "Windpark Lehmdermoor" berücksichtigt. Sie befinden sich 
innerhalb eines Radius von ca. 5 km um die Planfläche. 
 
Tab. 6: Darstellung und Einschätzung möglicher kumulierender Wirkungen 

Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 

Mensch   

Erholung Die Landschaft weist keine besonders ausgeprägte 
oder ausgewiesene Erholungsfunktion im Vergleich 
zu umliegenden Landschaften auf. Eine Erholungs-
nutzung ist grundsätzlich auch weiterhin möglich, 

weniger erheblich 
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Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 
wobei dies auch vom Empfinden des einzelnen Er-
holungssuchenden abhängt, ob er die WEA und 
deren Geräusche, die im Nahbereich zu hören sein 
werden, als störend empfindet. Für die Menschen 
aus den umliegenden Ortschaften verkleinert sich 
der Bereich der durch WEA unbeeinträchtigten 
Landschaft im Nahbereich. Die Auswirkungen wer-
den angesichts der Autobahn jedoch als weniger 
erheblich eingestuft. 
Es wird auch auf die Ausführungen weiter unten 
bei "Landschaft" verwiesen. 

Gesundheit - 
Lärm 

Die Richtwerte gem. TA-Lärm durch den Betrieb 
der WEA dürfen an den Immissionspunkte (umlie-
gende Wohnbebauung) nicht überschritten werden. 
Die WEA sind daher so zu und nötigenfalls gedros-
selt zu betreiben, dass die Richtwerte jederzeit ein-
gehalten werden.  
Die weiteren geplanten Windparks in den Gemein-
den Ovelgönne und Jade sind so weit entfernt, 
dass sie sich akustisch nicht auf das Plangebiet 
und dessen Umgebung auswirken.  
Mit dem Bau der Autobahn wird das Gebiet zu-
künftig von erhöhtem Verkehrslärm betroffen sein, 
wobei die akustische Beeinträchtigung durch die 
Autobahn die Wahrnehmung der Windenergiean-
lagen bzw. deren evtl. als störend empfundene 
Wirkung voraussichtlich deutlich überlagern wird. 
Da Geräusche bzw. Schall sich nicht aufaddieren, 
sondern in der Wahrnehmung gegenseitig überla-
gert, treten hier keine kumulierenden Wirkungen 
auf. 

nicht erheblich  

Gesundheit - 
Schattenwurf 

Es treten in Bezug auf Schattenwurf keine kumu-
lierenden Wirkungen durch die Planungen auf, da 
die weiteren Projekte einen ausreichend großen 
Abstand zum Plangebiet aufweisen. 

nicht erheblich 

Pflanzen Da Pflanzen auf ihren Wuchsort festgelegt sind 
und den Windparkvorhaben keine Änderungen 
des Grundwasserstandes vorgenommen werden, 
sind jeweils die unmittelbar überplanten Standorte 
betroffen. Durch kumulierende Vorhaben werden 
die Auswirkungen nicht verstärkt oder zusätzlich 
beeinflusst. 

nicht erheblich 

Tiere Zum jetzigen Zeitpunkt sind keine kumulierenden 
Wirkungen in Bezug auf die Brut- und Rastvögel 
ersichtlich.   

nicht erheblich 

 Die Betroffenheiten der Fledermäuse sind aufgrund 
der erfassten Jagdräume sowie der Zugzeiten be-
reits durch die Einzelvorhaben als erheblich einzu-
stufen. 

nicht erheblich bei 
Vermeidungsmaß-
nahmen 

Biologische 
Vielfalt 

Keine kumulierenden Auswirkungen auf die biolo-
gische Vielfalt bei Umsetzung des Vorhabens er-
sichtlich. 

nicht erheblich 
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Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 

Boden Durch die relativ kleinflächigen Bodenversiegelun-
gen sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
durch kumulierende Vorhaben zu erwarten. 

nicht erheblich 

Wasser Da mit den Windparkvorhaben keine Änderungen 
des Grundwasserstandes (mit Ausnahme evtl. 
kurzzeitiger Wasserhaltungsmaßnahmen während 
der Bauphase) erfolgen und vorhandene Gräben 
grundsätzlich in ihrer wasserführenden Funktion 
nicht beeinträchtigt werden, sind keine Auswirkun-
gen auf das Schutzgut durch kumulierende Vorha-
ben zu erwarten. 

nicht erheblich 

Luft Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Luft zu erwarten, da WEA keine Schadstoffe oder 
sonstige Stoffe emittieren. 

keine erheblich 

Klima Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Klima zu erwarten. Mögliche klimatische bzw. lo-
kalklimatische Veränderungen durch den geplan-
ten Autobahnbau werden durch die WEA nicht be-
einflusst. 

nicht erheblich 

Landschaft Die kumulierenden Windparkvorhaben befinden 
sich in 3,6 km (Bollenhagen) bzw. 2,2 km 
(Ovelgönne) Entfernung vom Plangebiet. Die Ein-
wirkungsbereiche auf das Landschaftsbild über-
schneiden sich randlich. Durch die Planungen wer-
den an mehreren Stellen am Horizont die WEA der 
Windparks in Zukunft zu sehen sein. Durch die Ent-
fernung der Windparks untereinander entsteht hier 
jedoch keine übermäßig dominante und stark be-
einträchtigende Wirkung durch die Summe mehre-
rer Windparks auf den Landschaftsbetrachter. Die 
vom jeweiligen Standort jeweils weiter weg liegen-
den Parks sind wesentlich weniger stark wahr-
nehmbar. Es verbleibt ausreichend viel Horizontli-
nie, die nicht durch WEA geprägt ist und durch die 
gruppenweise Arrondierung der einzelnen WEAs in 
Parks mit deutlichem Landschaftsraum dazwischen 
fügen sie sich in ein für Norddeutschland mittler-
weile als typisch empfundenes Landschaftsbild ein. 
Auch die Kombination von Autobahn (A 20) und 
nahegelegener Windparkfläche stellt keine ein ge-
wisses Maß an Beeinträchtigung überschreitende 
Auswirkung auf das Landschaftsbild dar, was in 
dem unterschiedlichen Charakter der Bauvorha-
ben und ihrem bezogen auf den Landschaftsraum 
jeweils (visuell) verhältnismäßig geringen Flä-
chenbedarf begründet ist. Während die Autobahn 
vorwiegend aufgrund von Verkehrslärm auf das 
Landschaftsbild negativ wirkt, tritt bei WEA die vi-
suelle Beeinträchtigung (deren empfinden subjek-
tiv und durchaus unterschiedlich zu sehen ist) in 
den Vordergrund. Beide Wirkungen addieren sich 
nicht zwangsläufig auf. Es findet eine deutliche, 
optische Veränderung der Landschaft statt (Auto-
bahndamm, voraussichtlich zukünftig begrünt und 
WEA), die durch die Kombination der Vorhaben 

weniger erheblich 
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Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 
nicht zwangsläufig anders oder negativer zu be-
werten wäre, als wenn nur eines der Vorhaben 
verwirklicht würde. 

Kultur- und 
Sachgüter 

Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Kultur- und Sachgüter zu erwarten, da im Betrach-
tungsraum keine besonderen Baudenkmale oder 
in sonstiger Weise bemerkenswerte Bauten und 
andere kulturhistorische Sachgüter vorhanden 
sind, deren Ansicht durch mehrere Windparks o-
der die Kombination von Windpark und Auto-
bahntrasse verstärkt beeinträchtigt würde. 

nicht erheblich 

3.13 Zusammengefasste Umweltauswirkungen  
Folgende Tabelle gibt einen Überblick zu den zurzeit zu erwartenden Betroffenhei-
ten der verschiedenen Schutzgüter bei Umsetzung des geplanten Vorhabens, wel-
ches durch die 71. Flächennutzungsplanänderung vorbereitet wird.  
 
Tab. 7: Zu erwartende Umweltauswirkungen  

 
••• sehr erheblich/ •• erheblich/ • weniger erheblich / - nicht erheblich 
 
Weitere Schutzgüter werden durch die vorliegende Planung in ihrer Ausprägung 
nicht negativ beeinflusst. Insgesamt betrachtet werden durch die Realisierung bei 
Umsetzung des Vorhabens in einem gewissen Umfang erhebliche negative Umwelt-
auswirkungen vorbereitet. 

Schutzgut Beurteilung der Umweltauswirkungen Erheblichkeit 
Mensch  Keine erheblichen Auswirkungen in Bezug auf 

Schall / Schatten 
 Weniger erhebliche negative Auswirkungen auf die 

Erholungsnutzung  

• 

Pflanzen  Verlust von Pflanzen/Pflanzenlebensräumen •• 
Tiere  erhebliche negative Auswirkungen auf Brut- und 

Gastvögel sowie Fledermäuse 
•• 

Boden  erhebliche negativen Auswirkungen •• 
Wasser  erhebliche negative Auswirkungen •• 

Klima und 
Luft 

 keine erheblichen negativen Auswirkungen - 

Landschaft   erhebliche Beeinträchtigungen durch Vergrößerung 
des landschaftsästhetisch beeinträchtigten Be-
reichs  

•• 

Kultur- und 
sonstige 

Sachgüter 

 keine erheblichen negativen Auswirkungen - 

Wechselwir-
kungen 

 keine erheblichen sich verstärkenden Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Schutzgütern 

- 
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4.0 ENTWICKLUNGSPROGNOSE DES UMWELTZUSTANDES  

4.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Planungsdurchführung 
Bei der Umsetzung des Planvorhabens ist mit den in Kap. 3.0 genannten Umwelt-
auswirkungen zu rechnen.  
 
Es wird durch die Realisierung der 71. Flächennutzungsplanänderung "Windenergie 
Lehmdermoor" die Errichtung von Windenergieanlagen im Planungsraum ermög-
licht. Die für den Betrieb der Windenergieanlagen benötigten Flächenareale werden 
dadurch entsprechend baulich verändert. Die übrigen Flächen im Planungsraum 
werden weiterhin überwiegend landwirtschaftlich als Grünland genutzt. 
 
Im Zuge der Realisierung der Planung können auf der Grundlage von Vermeidungs-
, Minimierungsmaßnahmen die erheblichen negativen Auswirkungen auf die 
Schutzgüter Pflanzen, Tiere, Landschaft und Mensch tlw. vermieden und minimiert 
werden. Erforderliche Kompensationsmaßnahmen sind im Rahmen der nachfolgen-
den verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsplanung zu ermitteln und 
festzusetzen. 

4.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung – Nullvari-
ante 
Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die derzeit bestehenden Nutzungen im 
Plangebiet wahrscheinlich unverändert erhalten. Die Flächen werden weiterhin 
landwirtschaftlich als Grünland und Acker genutzt. 
 
Das Landschaftsbild und die Nutzungen werden sich zumindest bis zur Umsetzung 
des geplanten Baus der Autobahn A 20 im Nahbereich der Planfläche nicht verän-
dern. Spätestens mit Baubeginn der Autobahn werden das Landschaftsbild und der 
Landschaftsraum südlich des Plangebietes auch in Hinblick auf die übrigen Schutz-
güter jedoch deutlich verändert.  

5.0 VERMEIDUNG, MINIMIERUNG UND KOMPENSATION NACHTEILIGER UM-
WELTAUSWIRKUNGEN 
Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen 
durch Maßnahmen des Naturhaushaltes und der Landschaftspflege auszugleichen 
(Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Ausgeglichen ist 
eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Natur-
haushaltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild 
landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beein-
trächtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes 
in dem, betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 15 (1) und (2) BNatSchG). 
 
Obwohl durch die 71. Flächennutzungsplanänderung „Windenergie Lehmdermoor“ 
selbst nicht in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild eingegriffen werden kann, 
sondern nur durch dessen Realisierung, ist die Eingriffsregelung dennoch von Be-
deutung, da nur bei ihrer Beachtung eine ordnungsgemäße Abwägung aller öffent-
lichen und privaten Belange möglich ist. 
 
Das geplante Vorhaben wird unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft auslösen. Diese sind aber bereits durch die Standortwahl im Vorfeld 
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möglichst minimiert worden, da diese Fläche zu einer Konzentration von Windener-
gieanlagen in einem Raum führt, der für Natur und Landschaft nicht von erhöhter 
Bedeutung ist. Auch der Bau der A 20 unmittelbar südlich des Geltungsbereiches 
ist raumordnerisch bereits festgelegt. Somit befindet sich der Windpark in einem 
Raum, der zukünftig nicht von Beeinträchtigung frei bleiben wird. Die Vermeidungs-
/Minimierungsmaßnahmen für die Schutzgüter werden im Folgenden dargestellt. Ei-
nige der genannten Maßnahmen sind aufgrund gesetzlicher Bestimmungen ohnehin 
durchzuführen (z.B. Schallschutz) und sind somit keine Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Sie wer-
den vollständigkeitshalber und zum besseren Verständnis jedoch mit aufgeführt. Es 
obliegt der verbindlichen Bauleitplanung diese Vermeidungsmaßnahmen festzuset-
zen bzw. der Genehmigungsebene entsprechende eingriffsminimierende Maßnah-
men im Genehmigungsbescheid aufzunehmen. 

5.1 Vermeidung / Minimierung 

Grundlegende Vermeidungsmaßnahme ist die Auswahl des Standortes, die nach 
einer Abwägung auf der Grundlage der Standortpotenzialstudie erfolgt ist 
(s. Kap. 2.4). Damit wurde der Standort ausgewählt, der die beste Ausnutzung der 
Fläche (Ertrag) und gleichzeitig geringe Auswirkungen auf Natur und Landschaft 
erwarten lässt.  

5.1.1 Schutzgut Mensch  
 Die Windenergieanlagen sind als besondere Vorkehrung zum Schutz gegen 

schädliche Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundes - Immissionsschutzgesetzes 
gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB hinsichtlich des Schallleistungspegel so zu be-
treiben, dass die Immissionsrichtwerte gem. TA-Lärm eingehalten werden. 

 Die Windenergieanlagen sind mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustat-
ten, sofern die Schattenwurfzeiten an den relevanten Immissionsorten über-
schritten werden. Die zum Zeitpunkt der Planaufstellung vertretbaren Schat-
tenwurfzeiten betragen 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden je Jahr. 

5.1.2 Schutzgut Pflanzen 
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und –mini-
mierung Rechnung und sollten daher verbindlich im Rahmen eines Bebauungspla-
nes festgesetzt werden: 
 
 Die erforderlichen Zuwegungen werden zu 100 % in Schotterbauweise was-

serdurchlässig befestigt. 
 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
zu berücksichtigen: 
 
 Der Schutz der Gehölze wird während der Bauphase gemäß RAS-LP 4 bzw. 

DIN 18920 gewährleistet. 

5.1.3 Schutzgut Tiere  
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und –mini-
mierung Rechnung und werden daher verbindlich festgesetzt: 



Gemeinde Rastede –  
Umweltbericht zur 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor" 33 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

 Baumfäll- und Rodungsarbeiten sind zur Vermeidung artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestände gem. § 44 (1) BNatSchG außerhalb der Reproduktions-
zeiten von Fledermäusen und Brutvögeln durchzuführen, also nur während 
der Herbst-/Wintermonate im Zeitraum von Oktober bis Februar. Baumfäll- 
und Rodungsarbeiten sind ausnahmsweise in der Zeit von Februar bis Ok-
tober zulässig, wenn durch eine ökologische Baubegleitung die Vermeidung 
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausgeschlossen werden kann.  

 Die Baufeldräumung / Baufeldfreimachung ist zur Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände gem. § 44 (1) BNatSchG außerhalb der Zeit 
zwischen dem 1. März und dem 30. Juni durchzuführen. Eine Baufeldräu-
mung / Baufeldfreimachung ist ausnahmsweise in der Zeit zwischen dem 1. 
März und dem 30. Juni zulässig, wenn durch eine ökologische Baubeglei-
tung die Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausge-
schlossen werden kann. 

 Abschaltung der WEA in Zeiten erhöhter Fledermausaktivität und Kollisions-
gefahr 

 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
zu berücksichtigen: 

 Beleuchtungen sollten abgesehen von Beleuchtung zu Wartungsarbeiten 
und der vorgeschriebenen Nachtbefeuerung nicht zulässig sein. 

 Die Gondeln der Windenergieanlagen sollten möglichst wenige Öffnungen 
aufweisen, durch die z. B. Fledermäuse ins Innere gelangen könnten. 

5.1.4 Schutzgut Boden  
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und –mini-
mierung Rechnung und sollten daher verbindlich im Rahmen nachfolgender Planun-
gen festgesetzt werden: 

 Die erforderlichen Zuwegungen sollten zu 100 % in Schotterbauweise was-
serdurchlässig befestigt. 

 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
zu berücksichtigen: 

 Zur Erschließung der Windenergieanlagen sollten nach Möglichkeit vorhan-
dene befestigte Wege genutzt werden. 

 Während der Bauarbeiten sollte eine bodenkundliche Baubegleitung durch-
geführt werden, deren grundsätzliches Ziel die Vermeidung und Minimie-
rung möglicher Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen im 
Zuge der Baumaßnahmen ist. 

 Der Schutz des Oberbodens (§ 202 BauGB) sowie bei Erdarbeiten die ATV 
DIN 18300 bzw. 18320 und DIN 18915 werden beachtet. 

5.1.5 Schutzgut Wasser 
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu verringern, sollten folgende Maß-
nahmen zur Vermeidung durchgeführt und verbindlich im Rahmen nachfolgender 
Planungen festgesetzt werden: 
 
 Die erforderlichen Zuwegungen sollten zu 100 % in Schotterbauweise was-

serdurchlässig befestigt werden. 
 
Weitere Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind: 



Gemeinde Rastede –  
Umweltbericht zur 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor" 34 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

 Das anfallende Niederschlagswasser sollte innerhalb des Plangebietes ver-
sickern bzw. im Gebiet ( Gräben) verbleiben. 

 Der Flächenverbrauch sollte auf Mindestmaß reduziert werden. 
 Erforderliche Wasserhaltungsmaßnahmen sind zeitlich und örtlich zu be-

grenzen. 

5.1.6 Schutzgut Klima / Luft 
Es sind keine erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten, folglich sind auch 
keine Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahmen notwendig oder vorgesehen. 

5.1.7 Schutzgut Landschaft 
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft zu verringern, sollten folgende 
Maßnahmen zur Vermeidung durchgeführt werden: 
 
 Es sollten gedeckte, nicht reflektierende Farben für die Windenergieanlagen 

verwendet werden. 
 Es sollten Anlagen eines Anlagentyps (u. a. gleiche Drehrichtung und -ge-

schwindigkeit) verwendet werden. 
 Werbeanlagen und Werbeflächen sind (abgesehen vom Anlagentyp an der 

Gondel) sollten nicht zulässig sein. 
 Beleuchtungen sollten abgesehen von der erforderlichen Nachtkennzeich-

nung und Beleuchtungen zu Wartungsarbeiten nicht zulässig sein. 

5.1.8 Schutzgut Kultur und Sachgüter 
Es sind keine erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten, folglich sind auch 
keine weiteren Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahmen notwendig. 

5.2 Eingriffsdarstellung  

Entsprechend der §§ 14 und 15 (Eingriffsregelung) des BNatSchG muss ein unver-
meidbarer zulässiger Eingriff in die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und das 
Landschaftsbild durch geeignete Maßnahmen kompensiert werden. 
 
Durch die Darstellung der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdermoor“ wird ein Eingriff in Natur und Landschaft vorbereitet, welcher in sei-
ner Dimensionierung noch nicht abschließend ermittelt werden kann. Die Anzahl 
möglicher geplanter Windenergieanlagen, deren Höhe sowie die beanspruchten Bi-
otoptypen, die Flächengrößen der Zuwegungen sowie der infrastrukturellen Einrich-
tungen sind zum jetzigen Planungszeitpunkt nicht abzubilden. Unabhängig davon 
ist bereits aktuell erkennbar, welche Schutzgüter bei Umsetzung des vorbereiteten 
Vorhabens erheblich betroffen sein können, so dass eine Kompensation zu leisten 
ist. 
 
Schutzgut Pflanzen 
Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. des Genehmi-
gungsverfahrens können auf Basis einer detaillierten Planung sowie Biotoptypen-
karten Eingriffsermittlungen durchgeführt werden. In der Gemeinde Rastede wird 
dazu üblicherweise das Bilanzierungsmodell des Niedersächsischen Städtetages 
von 2013 (Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 
Bauleitplanung) angewandt. In diesem Modell werden Eingriffsflächenwert und 
Kompensationsflächenwert ermittelt und gegenübergestellt. Zur Berechnung des 
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Eingriffsflächenwertes werden zunächst Wertfaktoren für die vorhandenen Biotopty-
pen vergeben und mit der Größe der Fläche multipliziert. Analog werden die Wert-
faktoren der Biotoptypen der Planungsfläche mit der Flächengröße multipliziert und 
anschließend wird die Differenz der beiden Werte gebildet.  

 
   a) Flächenwert des Ist-Zustandes: 
 

Größe der Eingriffsfläche in m² x Wert-
faktor des vorhandenen Biotoptyps  
 

   b) Flächenwert des Planungszustandes: Größe der Planungsfläche in m² x 
Wertfaktor des geplanten Biotoptyps  
 

c
) 

 

c)    Flächenwert des Planungszustandes 
    -  Flächenwert des Ist-Zustandes 
=     Flächenwert des Eingriffs (Maß für die Beeinträchtigung) 

 
 
Mit Hilfe dieses Wertes wird die Bilanzierung von Eingriff und Kompensation ermög-
licht. Durch die notwendigen Versiegelung und Inanspruchnahmen von Flächen 
werden Wertminderungen bei Umsetzung des Vorhabens verursacht. Für das 
Schutzgut Pflanzen ist daher eine Kompensation bereit zu stellen. 
 
Brutvögel 
Über konkrete Erfassungen zu Brutvogelvorkommen im Nahbereich geplanter An-
lagenstandorte sind auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung 
bzw. der Genehmigungsplanung im Detail die Betroffenheiten und Kollisionsgefähr-
dungen einzelner Arten zu betrachten. Zum jetzigen Zeitpunkt ist von erheblichen 
Beeinträchtigungen durch Kollisionen für Brutvögel auszugehen, die eine Kompen-
sationsverpflichtung bedingen. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt kann ebenfalls nicht sicher ausgeschlossen werden, dass 
störungssensible Arten nicht bei Umsetzung und Errichtung von Windenergieanla-
gen verdrängt werden können, so dass in diesem Rahmen von erheblichen Auswir-
kungen ausgegangen werden muss. Es ist entsprechend Kompensation zu leisten, 
deren Dimensionierung auf der nachfolgenden Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung bzw. der Genehmigungsebene zu ermitteln ist. 
 
Gastvögel 
Als Ergebnis der Auswirkungsprognose in Bezug auf Gastvogelarten wurde erheb-
liche Beeinträchtigung möglicher vorkommender Arten festgestellt. Von Kompensa-
tionsbedarf für Gastvögel ist daher derzeit auszugehen. 
 
Boden 
Durch die Inanspruchnahme und Versiegelung von Flächen ist eine erhebliche Be-
einträchtigung des Schutzgutes Boden zu erwarten. Es ist für das Schutzgut Boden 
Kompensation zu leisten, deren Dimensionierung auf der nachfolgenden Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsebene zu ermitteln ist. 
 
Wasser 
Zur innereren Erschließung der Windenergieanlagen können Verrohrungen von 
Gräben über Durchlässe erforderlich werden, was eine Kompensation für das 
Schutzgut Wasser erforderlich macht.  
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Landschaftsbild 
Die Ermittlung des Umfanges von Kompensationsmaßnahmen für Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbildes gestaltet sich schwierig, da die Beurteilung einer ästhe-
tischen Qualität sehr subjektiv ist und die Veränderung durch WEA sehr unter-
schiedlich wahrgenommen wird. 
 
Der Ausgleich der erheblichen Beeinträchtigungen bzw. die Wiederherstellung des 
Landschaftsbildes scheidet bei WEA, angesichts der heutigen Bauhöhen, aufgrund 
der optischen Wirkungen in der Regel aus (NLT 2014). Daher sollte die Kompensa-
tion von Eingriffen durch WEA generell über die Ersatzzahlung gemäß § 15 Abs. 6 
Satz 1 BNatSchG erfolgen. Eine Regelung der Kompensation über Ersatzgeldzah-
lung auf der Ebene der Bauleitplanung ist jedoch gemäß BauGB nicht festgelegt 
und somit besteht hierfür auch keine Rechtsgrundlage.  
 
Um daher dennoch einen Flächenbedarf in Hektar für Ersatzmaßnahmen in Abhän-
gigkeit von der Bedeutung des Landschaftsbildes ermitteln zu können, kann in An-
lehnung an die Methode von BREUER (2001) der Kompensationsbedarf analog zu 
der Flächengröße des erheblich beeinträchtigten Raumes festgelegt werden. Als 
erheblich beeinträchtigter Raum wird der Umkreis der 15-fachen Anlagenhöhe um 
den Geltungsbereich angesehen. 
 
Die Errichtung von Windenergieanlagen ist immer mit einem Eingriff in das Land-
schaftsbild verbunden, so dass entsprechende Kompensationsmaßnahmen durch-
zuführen sind. Die Ermittlung erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
bzw. der Genehmigungsplanung nach Konkretisierung des Vorhabenumfanges. 

5.3 Kompensation 
Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen 
durch Maßnahmen des Naturhaushaltes und der Landschaftspflege auszugleichen 
(Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Ausgeglichen ist 
eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Natur-
haushaltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild 
landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beein-
trächtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts 
in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 15 (1) und (2) BNatSchG).  
 
Obwohl durch die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmdermoor“ selbst nicht in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild eingegrif-
fen werden kann, sondern nur durch dessen Realisierung, ist die Eingriffsregelung 
dennoch von Belang, da nur bei ihrer Beachtung eine ordnungsgemäße Abwägung 
aller öffentlichen und privaten Belange möglich ist. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches sollten keine Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen 
werden, um keine Anziehungspunkte für Tiere und Pflanzen zu schaffen, die bei 
Umsetzung des Vorhabens beeinträchtigt werden. 
 
Somit sind Ersatzmaßnahmen auf externen Flächen vorzusehen. Diese Flächen 
sollten in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit den vom Eingriff beein-
trächtigten Funktionen des Naturhaushaltes stehen und nach Möglichkeit im selben 
Naturraum wie das eingriffsverursachende Projekt liegen. Letzteres ist nicht zwin-
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gend erforderlich und besonders bei Grenzlagen auch nicht immer möglich. Wichti-
ger ist in diesen Fällen daher der funktionale Zusammenhang insbesondere für Ar-
ten und Lebensgemeinschaften (Tiere und Pflanzen). 
 
Es sind Kompensationsmaßnahmen für die Schutzgüter Pflanzen, Tiere – Brut- und 
Gastvögel, Tiere – Fledermäuse, Boden, Wasser sowie Landschaftsbild beizubrin-
gen. Die abschließende Festsetzung zur Größenordnung sowie Lage und die kon-
kreten Maßnahmen obliegt der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
der Genehmigungsplanung. 
 
Nachfolgend werden allgemeine Hinweise zu möglichen Kompensationsmaßnah-
men genannt, die auf Ebene der nachgelagerten verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
der Genehmigungsplanung zu konkretisieren und festzusetzen sind: 

 Anpflanzen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern als flächige An-
pflanzung und / oder als Hecken, 

 Anpflanzen von Einzelbäumen als Hochstamm an geeigneten Stellen, 
 Neuanlage von Wallhecken, 
 Aufwertung von vorhandenen Wallhecken durch ergänzende Bepflanzung 

und Sanierung des Wallkörpers, 
 Anlage von Obstbaumwiesen, 
 Extensivierung von Grünland, 
 Umwandlung von Ackerflächen in Extensivgrünland, 
 Entwicklung von Feucht- / Nassgrünland, 
 Schaffung von aquatischen Lebensräumen durch z. B. Grabenaufweitungen, 

Neuanlage von Gewässern, Senken etc.   
 

6.0 ANDERWEITIGE PLANUNGSMÖGLICHKEITEN 

6.1 Standort 

Die Gemeinde Rastede beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die bauleitplanerische Vorbereitung der Potenzialfläche 3 „Delfshausen“ zu schaffen 
und stellt zu diesem Zweck die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes „Wind-
energie Lehmdermoor“ auf. 
 
Eine Weiterentwicklung der Windenergienutzung entspricht den klimapolitischen 
Zielen des Landes Niedersachsens, sowie dem raumordnerischen Ziel der Bünde-
lung von Windenergieanlagen in Windparks zum Schutz des Landschaftsbildes in 
anderen Teilen der Gemeinde. Das Plangebiet der vorliegenden Bauleitplanung 
wurde als eine Eignungsfläche im Rahmen der Standortpotenzialstudie (s. Kap. 2.5) 
ermittelt. Hierin wurden unter Berücksichtigung der aktuellen Raumanforderungen 
und bestehender Flächenrestriktionen sowie unter Einhaltung notwendiger Schutz-
abstände potenzielle Eignungsräume für die Windenergienutzung ermittelt. Die Flä-
che des Geltungsbereiches entspricht der Fläche 3 „Delfshausen“ der Standortpo-
tenzialstudie für Windparks von 2016. 
 
Darüber hinaus handelt es sich beim Plangebiet um einen intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Bereich, welcher ein vergleichsweise niedriges Konfliktpotenzial im Be-
reich von Natur und Landschaft erwarten lässt. Angesichts der Planungen zum Bau 
der A 20 in geringer Entfernung zum Plangebiet erfüllt der Standort zudem den 
planerischen Grundsatz, beeinträchtigende Planungen nach Möglichkeit zu 
bündeln, um so andere, von Beeinträchtigung weitgehend freie Räume nicht in 
Anspruch zu nehmen.  
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Alternativen zu diesem Standort bestehen über die anderen beiden in der 
Standortpotenzialstudie ermittelten Potenzialflächen für Windenergie. Diese werden 
jedoch zeitgleich zu diesem vorliegenden Verfahren ebenfalls über eine 
Bauleitplanung vorbereitet, um für die Errichtung von Windenergieanlagen zur 
Verfügung gestellt zu werden. 

6.2 Planinhalt 

Im Rahmen der erfolgenden Bauleitplanung wird im Geltungsbereich eine Sonder-
baufläche mit der Zweckbestimmung Windenergie überlagernd mit landwirtschaftli-
cher Nutzung dargestellt. Weiterhin werden Waldflächen sowie Wasserflächen dar-
gestellt. Es erfolgt eine Ausschlusswirkung im gesamten Gemeindegebiet für die 
Errichtung von Windenergieanlagen außerhalb der im Flächennutzungsplan und 
dessen Änderungen dargestellten Sonderbauflächen für Windkraftanlagen (Aus-
schlusswirkung im Sinne von § 35 (3) Satz 3).  

7.0 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

7.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen 
Verfahren 

7.1.1 Analysemethoden und -modelle 
Aufgrund der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung wurden keine Analyseme-
thoden und –modelle herangezogen. Die Betrachtung und Darstellung der Umwelt-
auswirkungen erfolgte verbal-argumentativ. 

7.1.2 Fachgutachten 
Auf der Ebene der Änderung des Flächennutzungsplanes wurde eine Standortpo-
tenzialstudie für das Gemeindegebiet erstellt, auf deren Basis für Windenergienut-
zung geeignete Flächen ermittelt worden sind.  

7.1.3 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterla-
gen 
Es traten keine Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen auf. 

7.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 

Gemäß § 4c BauGB müssen die Kommunen die erheblichen Umweltauswirkungen 
überwachen (Monitoring), die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintre-
ten. Hierdurch sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen 
frühzeitig erkannt werden, um geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ermöglichen. 
Bei Umsetzung der Sonderbauflächen auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
sind die erheblichen Umweltauswirkungen durch die Gemeinde Rastede nach der 
Realisierung zu prüfen.  

8.0 ALLGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 
Für das geplante Vorhaben wird in der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Windenergie Lehmdermoor“ eine Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung 
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Windenergie überlagernd mit Flächen für die landwirtschaftliche Nutzung darge-
stellt. Weiterhin werden Flächen für Wald und Wasser abgebildet. Das Plangebiet 
umfasst eine Größe von 28,6 ha. 
 
Erhebliche negative Auswirkungen werden auf das Schutzgut Landschaft (Land-
schaftsbild) durch eine Veränderung des Landschaftserlebens vorbereitet. Des Wei-
teren sind erheblich negative Auswirkungen durch Flächenveränderung, -versiege-
lung bzw. -überbauung auf die Schutzgüter Pflanzen, Wasser und Boden zu erwar-
ten. Für das Schutzgut Tiere werden bei konkreter Umsetzung von Windenergiean-
lagen erhebliche Beeinträchtigungen durch erhöhte Kollisionsrisiken sowie Verdrän-
gungswirkungen prognostiziert. 
 
Weitere Schutzgüter werden durch die vorliegende Planung in ihrer Ausprägung 
nicht negativ beeinflusst. Insgesamt betrachtet werden durch die Realisierung der 
künftigen Bebauung in einem gewissen Umfang erhebliche negative Umweltauswir-
kungen vorbereitet. 
 
Umweltauswirkungen können durch die vorgeschlagenen Vermeidungs- und Mini-
mierungsmaßnahmen teilweise vermieden bzw. minimiert werden. Zu den Vermei-
dungs- und Minimierungsmaßnahen zählen u.a. der Einsatz von Schattenwächtern, 
die Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeit, wasserdurchlässige Befestigung 
der Zuwegungen, Abschaltzeiten für WEA in Zeiträumen mit erhöhtem Kollisionsri-
siko für Fledermäuse etc..  
 
Die verbleibenden erheblichen Beeinträchtigungen sind im Rahmen der verbindli-
chen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsplanung konkret zu ermitteln und über 
geeignete Kompensationsmaßnahmen zu kompensieren.  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung der Maßnahmen 
zur Vermeidung und Minimierung sowie unter der Voraussetzung der Bereitstellung 
adäquater Ersatzflächen durch die hier geplante Entwicklung keine erheblichen ne-
gativen Umweltauswirkungen im Geltungsbereich der 71. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes „Windenergie Lehmdermoor“ zurück bleiben. 
 
Im Ergebnis der artenschutzrechtlichen Betrachtung wurde festgestellt, dass für Ar-
ten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie sowie die meisten europäische Vogelarten 
gem. Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie unter Berücksichtigung von Vermeidungs-
maßnahmen die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG nicht erfüllt werden. Bei 
nicht vermeidbaren Risiken für das Eintreten eines Verbotstatbestandes ist im Rah-
men der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungspla-
nung eine Ausnahme mit den dazugehörigen Ausnahmevoraussetzungen gem. § 
45 (7) BNatSchG darzulegen bzw. zu beantragen. 
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B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/061 
freigegeben am 14.03.2019 

 
GB 1 Datum: 11.03.2019 
Sachbearbeiter/in: Triebe, Tabea  
 

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 - 
Windenergie Lehmdermoor 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 25.03.2019 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen werden auf der 
Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sitzung des Ausschusses für 
Bau, Planung, Umwelt und Straßen am 25.03.2019 berücksichtigt. 

 
2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwägung wird bestätigt. 

 
3. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 12 – Windenergie Lehmdermoor – 

mit örtlichen Bauvorschriften, Begründung und Umweltbericht wird gemäß § 1 
Abs. 3 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen.  

 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Mit der 71. Flächennutzungsplanänderung wird die Potenzialfläche 3 „Delfshausen“ 
der Standortpotenzialflächenstudie für Windparks in ihrer gesamten Größe für eine 
entsprechende Nutzung vorbereitet. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung er-
folgt die weitere Beplanung in mehreren Abschnitten durch die Aufstellung von meh-
reren Bebauungsplänen, da verschiedene Vorhabenträger Zugriff auf entsprechende 
Teilflächen haben.  
 
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 soll der nördliche Teilbereich 
der Potenzialfläche für die Errichtung von 2 Windenergieanlagen durch den Vorha-
benträger Windkonzept Projektentwicklungs GmbH & Co.KG ausgewiesen werden.  
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Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 12 umfasst ein ca. 15,5 ha großes land-
wirtschaftlich genutztes Areal, welches – abgesehen von den konkreten Standorten 
der Windenergieanlagen – auch künftig für diese Nutzung zur Verfügung steht. Hier-
für wird ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Windenergieanlagen“ überla-
gernd mit einer Fläche für die Landwirtschaft festgelegt. Zudem werden private Er-
schließungswege für die dauerhafte Erreichbarkeit der Windenergieanlagen festge-
legt. 
 
Im Zuge der bisherigen Beratungen wurden die geplanten Festsetzungen und Um-
weltauswirkungen bereits umfangreich erläutert (s. Vorlagen 2016/135 und 
2018/025). Die Umweltauswirkungen wurden auch in den Stellungnahmen beson-
ders hinterfragt. 
 
Im Zuge der öffentlichen Auslegung sind 12 Stellungnahmen eingereicht worden. 
Hierin wurde – wie auch zu der parallel in Aufstellung befindlichen 71. Änderung des 
Flächennutzungsplans – die grundsätzliche Standortfrage aufgeworfen. Auf die Aus-
führungen zur 71. Änderung des Flächennutzungsplans (s. Vorlage 2019/044) wird 
insoweit verwiesen. 
 
Darüber hinaus wurden der Umfang und die Ergebnisse der Kartierungen zu Brut- 
und Gastvögeln hinterfragt. Die Kartierungen wurden entsprechend des „Leitfadens 
Artenschutz zum niedersächsischen Windenergieerlass“, die Beurteilungen der Vor-
kommen wurden entsprechend der NLT-Empfehlungen sowie weiterer fach- oder 
aufsichtsbehördlicher Empfehlungen vorgenommen. Es ist insoweit nicht zu erken-
nen, dass die Belange der Brut- und Gastvögel nicht ordnungsgemäß berücksichtigt 
worden.  
 
In den Stellungnahmen wurden auch die Lärmemissionen und der Schattenwurf, 
baubedingte Schäden, z. B. durch Grundwasserabsenkungen und die Anlieferung 
mit Schwerlasttransporten, sowie die Lage des Windparks im Moor thematisiert. In 
den Abwägungsvorschlägen wird der Umgang mit diesen Themen unter Verweis auf 
die vorliegenden Gutachten umfassend erläutert und die hierzu vorgesehenen Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen dargestellt.  
 
Alle Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge können der Anlage 1 entnommen 
werden. Hierin werden die privaten Interessen mit dem öffentlichen Interesse am 
Ausbau der Erneuerbaren Energien gegeneinander abgewogen.  
 
Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuer-
baren Energien in Form von Windenergie Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. Die vorliegende Planung wird insoweit bestätigt. 
 
Auf dieser Basis kann der Satzungsbeschluss gefasst werden.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Kosten für die Durchführung des Bauleitplanverfahrens werden vom Vorhaben-
träger getragen. 
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Anlagen: 
 

1. Abwägungsvorschläge 
2. Planzeichnung 
3. Begründung inkl. aller Anlagen 
4. Umweltbericht mit Anlage 1 
5. Anlagen 2-7 zum Umweltbericht 
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Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden keine Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 
 

1. Gemeinde Jade 
Jader Straße 47 
26349 Jade 
 

2. Gemeinde Ovelgönne 
Rathausstraße 14 
26939 Ovelgönne 
 

3. Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Vahrenwalder Str. 236 
30179 Hannover 
 

4. Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Forstamt Weser-Ems 
Gertrudenstraße 22 
26121 Oldenburg 
 

5. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg 
Theodor-Tantzen-Platz 8 
26122 Oldenburg 
 

6. Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 
 

7. Landkreis Wesermarsch 
Poggenburger Straße 15 
26919 Brake 
 

8. TenneT TSO GmbH 
Eisenbahnlängsweg 2a 
31275 Lehrte 
 

9. GASCADE Gastransport GmbH  
Kölnische Straße 108-112 
34119 Kassel 
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Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 
 

1. Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

2. Landkreis Friesland 
Lindenallee 1 
26441 Jever 
 

3. Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation,  
Post und Eisenbahnen 
Tulpenfeld 4 
53113 Bonn 
 

4. Avacon Netz GmbH 
Watenstedter Weg 75 
38229 Salzgitter 
 

5. Niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

6. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

7. Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Bezirksstelle Oldenburg – Nord 
Im Dreieck 12 
26127 Oldenburg 
 

8. Gastransport Nord GmbH 
Cloppenburger Straße 363 
26133 Oldenburg 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

  

 Stellungnahme: 
Bauleitplanung; Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 
12 mit örtlichen Bauvorschriften (parallel zur 71. Änderung des Flächen-
nutzungsplans "Windenergie Lehmdermoor"); Beteiligung der Träger öf-
fentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Die im Umweltbericht dargestellten Untersuchungsmethoden in Bezug auf 
das Artenspektrum, die Anzahl der Begehungen sowie die Erfassungsme-
thoden entsprechen den Vorgaben des Nds. Leitfadens zum Artenschutz 
(Windenergieerlass vom 24.02.2016) und wurden mit der Unteren Natur-
schutzbehörde des Landkreises Ammerland abgestimmt. 
 
Gegebenenfalls unter der Beifügung von Nebenbestimmungen wird die 
erforderliche Ausnahmezulassung gem. § 45 Abs.7 Nr. 5 BNatSchG hin-
sichtlich des Mäusebussards für das nachfolgende immissionsschutz-
rechtliche Genehmigungsverfahren in Aussicht gestellt. 
 
Die Sicherung der Kompensationsmaßnahmen ist spätestens im immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren darzulegen.  
 
 
 
Ich rege einen Abgleich des Plangebiets (Geltungsbereich) mit der ent-
sprechenden Potenzialfläche aus der Standortpotenzialstudie für Wind-
parks im Gebiet der Gemeinde Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 an. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Vorhabenträger hat gegen-
über der Gemeinde versichert, dass eine entsprechende Sicherung erfolgt 
ist. Im Genehmigungsverfahren werden die Unterlagen vorzulegen sein. 
 
 
Die Anregung wurde dahingehend berücksichtigt, dass ein erneuter Ab-
gleich der Flächen sattgefunden hat. Im Bereich der 72. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes kommt es lediglich zu kleineren Abweichungen zwi-
schen der Potenzialfläche und des Geltungsbereiches der Flächennut-
zungsplanänderung, was daran liegt, dass auf Ebene der Potenzialstudie 
eine Kartengrundlage in einem sehr großen und somit groben Maßstab ver-
wendet wurde. Die Kriterien der Studie wurden auf Ebene der Flächennut-
zungsplanänderung, bei der Abgrenzung des Geltungsbereiches verwen-
det. Auf Basis einer detaillierteren Plangrundlage wurde so der Geltungs-
bereich der Flächennutzungsplanänderung erstellt. 
 
Bei der 71. FNP-Änderung gibt es im Nordosten eine deutlichere Abwei-
chung zur Abgrenzung der Fläche der Potenzialstudie. Eine Überprüfung 
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Eine textliche Festsetzung bezüglich Vorhaben, die nur zulässig sind, zu 
deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag 
verpflichtet bzw. die zulässig werden, wenn der Vertrag entsprechend ge-
ändert wird, ist gem. § 12 Abs. 3a BauGB vorzunehmen. 
 
Zur besseren Transparenz sollten Hinweise zu den Belangen des Boden-
schutzes/ Altablagerungen in das Plandokument aufgenommen werden. 
 
Die Aussagen im Kapitel 3.1 der Begründung sind nicht zutreffend. Für 
den westlichen Teilbereich des Geltungsbereiches ist in der zeichneri-
schen Darstellung der LROP-VO ein Vorranggebiet Torferhalt festgelegt. 
Eine der guten fachlichen Praxis entsprechende landwirtschaftliche Nut-
zung ist mit dieser Festlegung vereinbar, diese steht der Festsetzung von 
Flächen für die Landwirtschaft nicht entgegen. Auch die Nutzung der 
Windenergie nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB bleibt von der Festlegung un-
berührt. Dennoch ist die Begründung zu ergänzen. 
 
Meine untere Bauaufsichtsbehörde weist der vollständigen Information 
halber darauf hin, dass die geplante Autobahn A 20 etwa 400 m vom Gel-
tungsbereich entfernt liegt, die Baubeschränkungszone ca. 300 m. 
 

hat ergeben, dass hier im Rahmen der Studie eine Stallanlage versehent-
lich als Wohnhaus berücksichtigt wurde, weshalb die Potenzialfläche hier 
kleiner ist, als die Fläche der 71. FNP-Änderung. Der Geltungsbereich der 
71. Flächennutzungsplanänderung wurde unter Anwendung derselben Kri-
terien wie in der Standortpotenzialstudie für Windparks in der Gemeinde 
Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 jedoch auf der Grundlage der Liegen-
schaftskarte (ALKIS) in größerem Maßstab neu konstruiert. Die Standort-
potenzialstudie wurde auf der Basis der Topographischen Karte (Maßstab 
1:25.000) erstellt und weist dementsprechend grobmaßstäbliche Ungenau-
igkeiten auf, die auf der Ebene der Bauleitplanung zu geringfügigen Anpas-
sungen an tatsächliche Grenzverläufe und Abstandsradien zu eingetrage-
nen Gebäuden etc. führen können. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ umfasst nur eine Teilfläche der 71. Flä-
chennutzungsplanänderung und wurde aus dieser abgeleitet.  
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt, eine entsprechende Festsetzung wird redaktio-
nell ergänzt.  
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die Hinweise werden mit auf der Planurkunde 
abgedruckt.  
 
Der Anregung wird gefolgt, die Begründung wird redaktionell angepasst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Planzeichnung ist um folgenden Vermerk zu ergänzen: "Gemäß § 9 
Abs. 6 a Satz 2 BauGB werden die Flächen im Plangebiet als Risikogebiet 
im Sinne des § 73 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
vermerkt." 
 
Eine vollumfängliche Überprüfung der Planunterlagen in textlicher Hinsicht 
wurde nicht vorgenommen und obliegt der Verantwortung der Gemeinde. 
 

Der Anregung wird gefolgt. Der nebenstehende Vermerk wird auf der Pla-
nurkunde ergänzt.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 Landkreis Friesland 
Lindenallee 1 
26441 Jever 

  

 Zu der o.a. Bauleitplanung nimmt der Landkreis Friesland wie folg Stel-
lung: 
 
Aus Sicht der unteren Wasserbehörde, der unteren Naturschutzbehörde, 
der unteren Abfallbehörde, der unteren Immissionsschutzbehörde und der 
unteren Bodenschutzbehörde bestehen keine Bedenken gegen das Vor-
haben.  

  
 
 
Die Stellungnahme des Landkreises Friesland wird zur Kenntnis genom-
men.  
  

 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation,  
Post und Eisenbahnen 
Tulpenfeld 4 
53113 Bonn 
 

  

 Auf der Grundlage der von Ihnen zur Verfügung gestellten Angaben habe 
ich eine Überprüfung des angefragten Gebiets durchgeführt. Der beige-
fügten Anlage können Sie die Namen und Anschriften der in dem ermittel-
ten Koordinatenbereich tätigen Richtfunkbetreiber entnehmen. Durch de-
ren rechtzeitige Einbeziehung in die weitere Planung ist es ggf. möglich, 
Störungen des Betriebs von Richtfunkstrecken zu vermeiden. 
 
Gemäß § 16 Abs. 4 Satz 2 BDSG weise ich darauf hin, dass Sie nach § 
16 Abs. 4 Satz 1 BDSG die in diesem Schreiben übermittelten personen-
bezogenen Daten grundsätzlich nur für den Zweck verarbeiten oder nut-
zen dürfen, zu dessen Erfüllung sie Ihnen übermittelt werden. 
 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Richtfunktrassenbetrei-
ber haben im Rahmen der Planung eine eigene Stellungnahme abgegeben. 
Dieser Stellungnahme wurde eine Abwägung gegenüber gestellt, die Richt-
funktrassenbetreiber wurden somit im Rahmen der Planung und der Abwä-
gung berücksichtigt. 
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Ich empfehle Ihnen, die Informationen zur Bauleitplanung im Zusammen-
hang mit Richtfunkstrecken sowie die zusätzlichen Hinweise auf der Inter-
netseite der Bundesnetzagentur www.bundesnetzagentur.de/bauleitpla-
nung im weiteren Verfahren zu berücksichtigen. 
 
Sollten Ihrerseits noch Fragen offen sein, so steht Ihnen für Rückfragen 
die Bundesnetzagentur, Referat 226 (Richtfunk), unter der o. a. Telefon-
nummer zur Verfügung. 
 
Betreiber von Richtfunkstellen: 

Eingangsnummer 23371 
Für Baubereich Rastede, Landkreis Ammerland 

Bebauungsplan Nr. 12 "Wind-
energie Lehmdermoor" 

Planrechteck im ermittelten 
Koordinaten-Bereich 
(WGS 84 in Grad/Min./Sek.): 

NW: 8E1326 53N1819 
SO: 8E1458 53N1755 

 

 

Betreiber und Anschrift: 
Es sind derzeit keine Betreiber von Richtfunkstellen im Prüfgebiet tätig. 
 

 Avacon NETZ GMBH 
Watenstedter Weg 75 
38229 Salzgitter 
 

  

 Im Anfragebereich befinden sich keine Versorgungsanlagen von Avacon 
Netz GmbH/ Purena GmbH / WEVG GmbH & Co KG. 
 
Bitte beachten Sie, dass die Markierung dem Auskunftsbereich entspricht 
und dieser einzuhalten ist. 
 
26180 Rastede OT Lehmdermoor 
Alter Lehmdermoorweg 
 
Gesamtanzahl Pläne: 0 
 
Achtung: 

 Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen.  
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Im o. g. Auskunftsbereich können Versorgungsanlagen liegen, die nicht in 
der Rechtsträgerschaft der oben aufgeführten Unternehmen liegen. 
 
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung 
 
 

 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

  

 Das Plangebiet der o. g. Bauleitplanungen liegt ca. 570 m östlich der K 
131 „Lehmder Straße“ außerhalb einer gemäß § 4 (2) NStrG festgesetz-
ten Ortsdurchfahrt.  
Die o. g. Bauleitplanungen dienen der Schaffung der planrechtlichen 
Grundlage zur Ausweisung von Flächen für die Errichtung eines Wind-
parks.  
Das Plangebiet soll über einen Anschluss einer neuen Gemeindestraße 
(Planstraße) an die K 131 „Lehmder Straße“ erschlossen werden. Hierzu 
wird eine vorhandene private landwirtschaftliche Straße als öffentliche 
Straßenverkehrsfläche gewidmet und entsprechend ausgebaut. 
 
Die Belange des Landkreises Ammerland, vertreten durch die Nieder-
sächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr – Geschäftsbe-
reich Oldenburg (NLStBV - OL) im Rahmen der technischen Verwaltung 
der Kreisstraßen, sind als Straßenbaulastträger der Kreisstraße 131 un-
mittelbar betroffen.   
 
Die NLStBV-OL hatte mit Datum vom 31.08.2016 im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu dem in Pa-
rallelaufstellung befindlichen Bauleitplanverfahren der 71. Änderung des 
Flächennutzungsplanes sowie zu dem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ Stellung genommen. Eine Abwä-
gung der Gemeinde Rastede liegt vor. Die in meiner Stellungnahme gege-
benen Anregungen und Hinweise werden im vorliegenden Entwurf der o. 
g. Bauleitplanung zum Teil berücksichtigt.  
Die Stellungnahme hat, soweit sachlich noch zutreffend, weiterhin Be-
stand.  
Folgendes ist zu beachten: 

  
 
Die Ausführungen sind korrekt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1. Für den Anschluss der neuen Gemeindestraße ist eine detaillierte 
Straßenfachplanung gemäß den Richtlinien für die Anlage von 
Landstraßen (RAL 2012) durchzuführen.   
 
Eine solche Straßenfachplanung wird gegenwärtig durch das Inge-
nieurbüro K+R Ingenieure erstellt.  
Am 21.08.2018 sind mir hierzu Planunterlagen des Ingenieurbüros 
K+R Ingenieure zur Vorabstimmung zugegangen. Nach erster 
Durchsicht der vorgelegten Unterlagen ist festzustellen, dass diese 
zu vervollständigen sind und zudem weitere Detailabstimmungen 
stattfinden müssen.  
 
Augenscheinlich liegt der geplante Gemeindestraßenanschluss im 
Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes. Die planungsrechtli-
che Absicherung der Maßnahme obliegt der Gemeinde.  
 

2. Für den Anschluss der neuen Gemeindestraße an die K 131 
„Lehmder Straße“ ist vor Baubeginn zwischen der Gemeinde und 
dem Landkreis Ammerland eine Vereinbarung gem. § 34 (1) NStrG 
abzuschließen.  
Die detaillierte Straßenfachplanung gemäß den Richtlinien für die 
Anlage von Landstraßen (RAL 2012) wird Grundlage der Vereinba-
rung sein.  
Die Planung ist nach abgeschlossener Vorabstimmung mit der 
NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem zertifizierten Sicher-
heitsauditoren zu unterziehen. Sämtliche Kosten für die Maß-
nahme sind von der Gemeinde zu übernehmen.   
 
 

3. Es werden keine konkreten Aussagen zum weiteren Transportweg 
der Material- und Anlagentransporte gemacht.  
 
Gemäß vorliegender Abwägung der Gemeinde Rastede wurde 
eine Anfahrtsprüfung durchgeführt, in der die für die Erschließung 
erforderlichen Maßnahmen dargestellt werden.  
Diese Anfahrtsprüfung ist der NLStBV – OL bisher nicht bekannt. 
Ich bitte um Vorlage einer Fahrtwegprüfung.    
 

 
Zu 1: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Das Fachbüro wird die 
erforderlichen Abstimmungen mit der zuständigen Behörde durchführen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: 
Der Anregung wird gefolgt. Die erforderliche Vereinbarung wird die Ge-
meinde Rastede mit dem Landkreis Ammerland vor Baubeginn abschlie-
ßen. Die für diese Vereinbarung erforderlichen Ausbauplanungen werden 
der NLStBV-OL zur Überprüfung vorgelegt. Die Planung wird nach erfolgter 
Vorabstimmung mit der NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem zer-
tifizierten Sicherheitsauditoren unterzogen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 3: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wurde ein Anfahrtsprüfung 
durchgeführt. Hierzu gibt es eine schriftliche Dokumentation, in der für die 
Erschließung erforderliche Maßnahmen festgehalten sind. Diese Anfahrts-
prüfung wird der Fachbehörde zur Verfügung gestellt.  
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 Abwägungsvorschläge 
Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung über die Abwägung meiner vor-
getragenen Anregungen und Hinweise.   
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der 
Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung von zwei Ablich-
tungen der gültigen Bauleitplanungen. 
 

 
 
 
 
 

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

  

 Aus Sicht des Fachbereiches Rohstoffwirtschaft wird zu o.g. Vorhaben 
wie folgt Stellung genommen:  
 
Aus lagerstättenkundlicher Sicht möchten wir darauf hinweisen, dass in-
nerhalb des von der o. g. Bauleitplanung betroffenen Gebietes ein Roh-
stoffgebiet „Ton“ liegt sowie ein Rohstoffsicherungsgebiet 1. Ordnung 
„Ton“ angrenzt. Diese Flächen sind vor die Rohstoffversorgung von über-
regionaler bzw. regionaler Bedeutung und sollten daher nicht überplant 
werden. Vor der Errichtung der Windkraftanlagen sollte der vorhandene 
Ton durch eine Tonabbauunternehmen / eine Ziegelei aus der Region 
sachgerecht entnommen und sinnvoll verwertet werden.  
 
Rohstoffsicherungskarten und andere geowissenschaftliche Themenkar-
ten können auch über den Kartenserver des LBEG (www.lbeg.niedersach-
sen.de – Karten, Daten und Publikationen – NIBIS KARTENSERVER) 
und über den Web Map Service (WMS) als Internetkartendienst 
(www.lbeg.niedersachsen.de - Karten, Daten und Publikationen – NIBIS 
KARTENSERVER - Web Map Services) eingesehen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. In den genannten Kartenwerken ist kein 
Rohstoffsicherungsgebiet im Plangebiet der 71. Flächennutzungsplanände-
rung oder des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 „Windenergie 
Lehmdermoor“ verzeichnet. Darüber hinaus führt der Geotechnische Be-
richt (s. Anlage 5 zum Umweltbericht des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“) für die geplanten Windenergie-
anlagenstandorte und Kranstellflächen folgendes aus: 
„Nach den vorliegenden Baugrunderkundungen stehen zunächst holozäne, 
organische Deckschichten aus Klei und Torf an. Der Baugrund darunter be-
steht aus Sand. In den oberen Bereichen sind in diese Sande Schluffzwi-
schenlagen eingeschaltet. 
 
Im Bereich der Kranstellflächen wurde vom Hangenden zum Liegenden 
bis zur maximalen Aufschlusstiefe von 5,0 m unter GOK folgende Schich-
tabfolge erkundet: 
Mutterboden/Oberboden, Klei und Torf: 
- … 
Decksand: 
- … 
Sand: 
- …“ 
Eine Bedeutung des Plangebietes für die Rohstoffversorgung mit Ton ist 
nicht erkennbar. Der Bau von Windenergieanlagen steht einem Abbau von 
Rohstoffen auf den angrenzenden Flächen ebenfalls nicht zwingend entge-
gen. Daher wird an der Planung wie vorgesehen festgehalten 
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Aus Sicht des Fachbereiches Landwirtschaft/Bodenschutz wird zu o.g. 
Vorhaben wie folgt Stellung genommen:  
 
Aufgrund der hohen Empfindlichkeit der Moor- und Marschböden im Plan-
gebiet gegenüber Verdichtungen und Strukturschäden betonen wir unse-
ren Rat, im Umweltbericht die Durchführung einer Bodenkundlichen Bau-
begleitung im Zuge der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 
anzuraten. Schließlich sind beide Umweltberichte Informationsgrundlagen 
für die zuständige Genehmigungsbehörde. Aus bodenschutzfachlicher 
Sicht sollte eine Bodenkundliche Baubegleitung stattfinden, um der Funk-
tions- und Nutzungserhaltung der angrenzenden Grünlandflächen zu die-
nen.  
 
Für Rückbaumaßnahmen der Zukunft ist sicherzustellen, dass die natürli-
chen Bodenfunktionen wieder hergestellt werden. Die Rückbautiefe der 
Fundamente zur Wiederherstellung der Bodenfunktionen gemäß Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sollte mindestens den effektiven Wurzel-
raum des Standortes bei Ackernutzung, zuzüglich eines Aufschlags von 4 
dm, mindestens jedoch 1,2 m, umfassen. Informationen zur effektiven 
Durchwurzelungstiefe im Trassenverlauf können dem Kartenserver des 
LBEG (http://nibis.lbeg.de/cardomap3/) entnommen werden. Bei der Wie-
derverfüllung sollte standorttypisches Material verwendet werden. Dabei 
ist die Verdichtung des Füllmaterials durch Baugeräte zu vermeiden bzw. 
auf ein Minimum zu beschränken. Da es in der Folge zu Sackungen kom-
men wird, ist eine leichte Geländeüberhöhung vorzunehmen. In aller Re-
gel ist eine Schüttung des Materials ausreichend. Die Arbeiten sollten nur 
bei geeigneten Boden und Bodenwasserverhältnissen durchgeführt wer-
den. Wir empfehlen diese Bestimmungen in die Planunterlagen zu über-
nehmen.  
 
Aus Sicht des Fachbereiches Bauwirtschaft wird zu o.g. Vorhaben wie 
folgt Stellung genommen:  
 

Auch die übrigen Themenkarten des NIBIS-Kartenservers wurden ausge-
wertet und die Auswertung ergab keine der Planung entgegenstehenden 
Belange 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. In den Umweltbericht wird eine Empfehlung zur 
Durchführung einer Bodenkundlichen Baubegleitung im Zuge der Vermei-
dungs- und Verminderungsmaßnahmen aufgenommen.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es obliegt der Genehmi-
gungsbehörde im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach BImSchG 
entsprechende Nebenbestimmungen bzgl. des Rückbaus der WEA in den 
Genehmigungsbescheid aufzunehmen. 
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Im Untergrund des Planungsgebietes sind uns keine löslichen Gesteine 
bekannt. Es besteht keine Erdfallgefahr (Gefährdungskategorie 0 gemäß 
Erlass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfall-
gefährdeten Gebieten" vom 23.2.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Bei Bau-
vorhaben im Planungsbereich kann daher bezüglich der Erdfallgefährdung 
auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen verzichtet werden.  
 
Nach den uns vorliegenden Unterlagen (Kartenserver des LBEG) steht im 
Planungsbereich setzungsempfindlicher Baugrund an. Es handelt sich 
hierbei um Torf, Mudde, Schlick und Lockergesteine mit sehr geringer 
Steifigkeit.  
 
Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rah-
men der Baugrunderkundung zu prüfen und festzulegen.  
 
Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen 
Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen 
der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-1/NA:2010-
12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN 
EN 1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und 
nationalem Anhang DIN EN 1997-2/NA:2010-12 vorgegeben. Vorabinfor-
mationen zum Baugrund können dem Internet-Kartenserver des LBEG 
(www.lbeg.niedersachsen.de) entnommen werden.  
 
Diese Stellungnahme ersetzt keine geotechnische Erkundung des Bau-
grundes.  
 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen 
unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis. Eine Baugrunderkundung (Geotechnische 
Bericht Stand Juli 2016, Ingenieurgeologie Dr. Lübbe) mit entsprechenden 
Hinweisen zur Gründung liegt bereits vor. Demnach ist eine Gründung der 
WEA bei entsprechender Bauweise möglich. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Überprüfung der bereits 
vorliegenden Baugrunduntersuchung an die genannten Anforderungen an 
die geotechnische Erkundung obliegt dem anschließenden Genehmigungs-
verfahren.  

 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Bezirksstelle Oldenburg – Nord 
Im Dreieck 12 
26122 Oldenburg 
 

  

 Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 12 Windenergie 
Lehmdermoor soll ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Windener-
gie (SO WEA) ausgewiesen werden. In dem Sondergebiet sind insgesamt 
2 Windenergieanlagen geplant. 
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Außerhalb des Plangebietes werden für die vorliegende Planung ca. 9 ha 
landwirtschaftliche Nutzflächen für Kompensationsmaßnahmen bean-
sprucht. Die externe Kompensation soll in der Gemarkung Jade der Ge-
meinde Jade im Landkreis Wesermarsch sowie in den Gemarkungen Wie-
felstede und Rastede, Landkreis Ammerland, erfolgen. Wir gehen davon 
aus, dass die Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen 
für die die Kompensationsmaßnahmen in enger Abstimmung mit den Be-
wirtschaftern vor Ort erfolgt und nicht zu betrieblichen Engpässen 
führt. 
 
Kompensationsfläche in der Gemarkung Jade 
 
Als Kompensationsziel wird die Extensivierung von zuvor intensiv genutz-
ten Grünland zu extensiven Dauergrünland genannt. Das extensive Grün-
land kann als Mähwiese mit bis zu 2 Schnitten im Jahr landwirtschaftlich 
genutzt werden. Aus landwirtschaftlicher und agrarstruktureller Sicht ist es 
daher vor dem Hintergrund wachsender Flächenknappheit zu begrüßen, 
wenn die Kompensationsflächen in landwirtschaftlicher Nutzung verblei-
ben können und der Landwirtschaft nicht dauerhaft entzogen werden. 
 
Die Bewirtschaftung der zu den Kompensationsflächen benachbarten 
Nutzflächen darf durch die Maßnahmen jedoch nicht beeinträchtigt wer-
den. Dies ist insbesondere dann gegeben, wenn inner-halb der Kompen-
sationsflächen die im Umweltbericht genannten weiterführenden Maßnah-
men wie die Aufweitung von Gräben in Kombination mit einem Anstau des 
Wassers, der Anlage von Senken und dauerhaften Kleingewässern reali-
siert werden. Als Kompensationsziel wird im Umweltbericht in diesem Zu-
sammenhang u. a. die Steigerung der Attraktivität der Kompensationsflä-
che als Rastplatz für Gänse genannt.  
 
Hiermit einhergehende Gänsefraßschäden auf zu der Kompensationsflä-
che benachbarten landwirtschaftlichen Nutzflächen sind gegebenenfalls 
zu entschädigen. 
 
 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und darauf hingewiesen, dass 
für die vorliegende Planung lediglich ein Kompensationsbedarf von insge-
samt 5,75 ha benötigt wird.  
 
Eine Sicherung von Kompensationsflächen ist nur mit Einverständnis der 
Landeigentümer und durch langfristige vertragliche Regelungen möglich. 
Dabei wird sichergestellt, dass die Nutzung der Flächen dem Kompensati-
onsziel nicht widerspricht. Die geltenden Nutzungsbedingungen und Bewirt-
schaftungsauflage sind dem Landeigentümer und dem jeweiligen Pächter 
der Kompensationsflächen bekannt.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Kompensationsflächen ver-
bleiben in einer, wenngleich auch mit Bewirtschaftungsauflagen versehe-
nen, landwirtschaftlichen Nutzung und werden ihr nicht dauerhaft entzogen.  
 
 
 
 
 
Bei den vorgesehenen Maßnahmen handelt sich um Extensivierung der 
Flächen sowie die Anlage von Senken/Blänken. Der Anstau von Wasser ist 
zwar als mögliches Entwicklungsziel angegeben, wird allerdings nicht in die 
Umsetzung kommen. Der Umweltbericht wird dahingehend verdeutlichend 
angepasst. Es ist daher nicht von Beeinträchtigungen auf angrenzende Flä-
chen auszugehen.  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Sollte es zu entsprechenden 
nachweisbaren Schäden kommen, welche entschädigungspflichtig sind, so 
kann der Flächeneigentümer bei der zuständigen Stelle entsprechende For-
derungen einreichen. Entschädigungspflichten in Verbindung mit der An-
lage der Kompensationsflächen entstehen jedoch für die Kommune bzw. 
den Investor nicht. 
 
 



Abwägung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)           11 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
06.03.2019 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Aus landwirtschaftlicher Sicht sind grundsätzlich Kompensationsmaßnah-
men, die dazu führen, dass Kompensationsflächen dauerhaft einer land-
wirtschaftlichen Nutzung entzogen werden und/oder zu einer Beeinträchti-
gung der Bewirtschaftung benachbarter landwirtschaftlicher Nutzflächen 
führen zu vermeiden. 
 
Kompensationsfläche in der Gemarkung Rastede 
 
Als Kompensationsziel wird die Extensivierung von zuvor intensiv genutz-
ten Grünland zu extensiven Dauergrünland genannt. Die Fläche soll vor 
diesem Hintergrund extensiv genutzt werden, wobei zukünftig keine Dün-
gung erfolgen soll. Ob die Kompensationsfläche auch weiterhin landwirt-
schaftlich genutzt werden kann, ist dem Umweltbericht nicht zu entneh-
men. 
 
Kompensationsfläche in der Gemarkung Wiefelstede (Flur 27, Flurstück 
51) 
 
Als Kompensationsziel wird die Extensivierung von zuvor intensiv genutz-
ten Grünland zu extensiven Dauergrünland genannt. Die Fläche soll vor 
diesem Hintergrund extensiv genutzt werden, wobei zukünftig keine Dün-
gung erfolgen soll. Ob die Kompensationsfläche auch weiterhin landwirt-
schaftlich genutzt werden kann, ist dem Umweltbericht ebenfalls nicht zu 
entnehmen. 
 
Zur möglichen Entwicklung der auf dieser Fläche vorgesehenen Kompen-
sationsmaßnahmen wird auf den Seiten 76 und 77 des Umweltberichtes 
folgendes ausgeführt: 
 
"Durch weitergehende Maßnahmen wie die Anlage von Kleingewässern 
(SEZ) in den tiefer liegenden Bereichen im Süden des Flurstückes ließen 
sich ggf. lokal ökologisch höherwertige Biotopstrukturen entwickeln. Sinn-
voll wäre zudem die Anlage von Wallhecken (HWM) zur Erhöhung der 
Strukturvielfalt. Für Teilbereiche im Norden und Nordwesten wäre auch 
eine flächige Aufforstung zur Entwicklung eines Eichen- Mischwaldes 
(WQ) möglich." (Seite 76). 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die genannte Kompensations-
fläche wird auch zukünftig mit den entsprechenden genannten Bewirtschaf-
tungsauflagen landwirtschaftlich genutzt werden. Der Umweltbericht wird 
diesen Aspekt noch einmal verdeutlichend aufnehmen.  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die genannte Kompensations-
fläche wird auch zukünftig mit den entsprechenden genannten Bewirtschaf-
tungsauflagen landwirtschaftlich genutzt werden. Der Umweltbericht wird 
diesen Aspekt noch einmal verdeutlichend aufnehmen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es handelt sich bei den Zitaten 
aus dem Umweltbericht um aufgezeigte Entwicklungsmöglichkeiten. Im 
Weiteren wird im Umweltbericht beschrieben, dass auf dem Flurstück 51, 
Flur 27, Gemarkung Wiefelstede, als Kompensationsmaßnahme die Exten-
sivierung von Grünland und Anlage von Senken vorgesehen ist. Eine Auf-
forstung ist für die genannte Fläche nicht vorgesehen. Auch besteht das 
Kompensationsziel nicht darin, typischerweise nährstoffarme Biotope her-
zustellen. Somit werden keine stickstoffempfindlichen Biotope entwickelt 
und es kommt zu keinerlei Einschränkungen des betroffenen landwirt-
schaftlichen Betriebes. Der Umweltbericht wird zu diesem Aspekt verdeut-
lichend angepasst. 
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"Bei Durchführung weitergehender Maßnahmen wie die Anlage von Klein-
gewässern (SEZ), der Anlage von Wallhecken (HWM) oder einer Auffors-
tung (WQ) können Biotopstrukturen entwickelt werden, die der Wertstufe 
IV zuzuordnen sind. Dadurch wäre teilweise eine Aufwertung um zwei 
Wertstufen möglich." (Seite 77). 
 
Die in der Gemarkung Wiefelstede gelegene Kompensationsfläche grenzt 
westlich an die Hofstelle des landwirtschaftlichen Betriebes Osterloh mit 
umfangreicher Mastputenhaltung an. Auf der Hofstelle befinden sich vier 
Geflügelställe. Südöstlich der Kompensationsfläche grenzt ein weiterer, 
von der Hofstelle ausgelagerter Betriebsstandort mit zwei weiteren Geflü-
gelställen an. Im Rahmen der Genehmigungsverfahren zur Errichtung der 
Mastputenställe wurden Immissionsschutzgutachten u. a. zur Beurteilung 
der Stickstoffdeposition im Umfeld der Stallgebäude angefertigt. Anhand 
der vorgenannten Immissionsschutzgutachten ist bekannt, dass durch die 
benachbarte Mastputenhaltung im Bereich der Kompensationsfläche eine 
flächendeckend hohe Stickstoffdeposition verursacht wird. Die Kompensa-
tionsfläche ist daher u. E. zur Realisierung von stickstoffempfindlichen 
Ökosystemen (insbesondere Wald) und sonstigen stickstoffempfindlichen 
Biotopen nicht geeignet. In diesem Zusammenhang wäre des Weiteren zu 
prüfen, ob der betroffene landwirtschaftliche Betrieb in seiner gegebenen-
falls noch möglichen betrieblichen Entwicklung zur Erweiterung oder Um-
strukturierung der Tierhaltung durch die vorgesehene Kompensationsflä-
che zusätzlich eingeschränkt wird. 
 
Aus allgemeiner landwirtschaftlicher Sicht bestehen grundsätzlich keine 
Bedenken gegen die o. g. Bauleitplanung. Diese Aussage gilt unter der 
Maßgabe, dass auf der Kompensationsfläche, Flur-stück 51, Flur 4 in der 
Gemarkung Wiefelstede, keine Kompensationsmaßnahmen realisiert wer-
den, die den Belangen des benachbarten landwirtschaftlichen Betriebes 
Osterloh entgegenstehen. 
 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und der Anregung, wie oben er-
läutert, gefolgt. 

 Gastransport Nord GmbH 
Cloppenburger Straße 363 
26133 Oldenburg 
 

  

 Vielen Dank für die uns zur Verfügung gestellten Unterlagen. 
 
Diese Antwort gilt auch für FNP 71.  
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Nach unserer Prüfung befinden sich in diesem Bereich keine Erdgas- 
Hochdruckleitung der Gastransport Nord GmbH. 
 
Weiterhin haben wir keine Anregungen und Bedenken. 
 
Aufgrund der Nichtbetroffenheit bitten wir für dieses laufende Verfahren 
aus der Beteiligung genommen zu werden. 
 
Erfolgt die Nichtbetroffenheitsfestellung bereits bei der "frühzeitigen 
Auschreibung Träger öffentlicher Belange" nach § 4 (1) oder § 13, bitten 
wir für weitere Anschreiben dieses Verfahrens, z. B. die "öffentliche Aus-
schreibung" nach § 4 (2), aus der Beteiligung genommen zu werden. 
 
Bitte nutzen Sie zukünftig gerne unser Postfach Netzauskunft@gtg-
nord.de für weitere Anfragen und informieren Sie Ihre Kollegen über die 
Möglichkeit. Eine Eingangsbestätigung der GTG Nord zeigt Ihnen den 
Empfang an. 
 

 
 



Bebauungsplan Nr. 12, öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB  
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Anregungen von Bürgern 
 
von folgenden Bürgern wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
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 Bürger 1 BUND KG Ammerland:   
 Für die Zusendung der Unterlagen zu den o. g. Vorhaben bedanken wir 

uns. Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zu den im Betreff genann-
ten Verfahren der Gemeinde Rastede geben wir im Namen des Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Nieder-
sachsen e.V., Goebenstraße 3a, 30161 Hannover, vertreten durch den 
Vorstand, und der BUND Kreisgruppe Ammerland, Zu den Wischen 5, 
26655 Westerstede, vertreten durch den Vorstand, folgende Stellung-
nahme ab. 
 
Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 19.09.2016 dargestellt, halten 
wird insbesondere die Standorte Lehmdermoor und Wapeldorf/Heubült 
aus naturschutzfachlichen Gründen für die Errichtung von Windenergiean-
lagen für vollkommen ungeeignet und schädlich. Wir halten es deshalb für 
geboten, von diesem Standorten Abstand zu nehmen. 
 
Ansonsten schließen wir uns vollumfänglich der Stellungnahme des 
NABU Rastede vom 21.08.2018 an und machen sie auch für uns zu Ei-
gen. 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde kann bei der vor-
liegenden Planung keine Nicht-Eignung oder Schädigungen von Rechten 
Dritter erkennen. Die Planung beruht auf den aktuellen Rechtsgrundlagen 
und fachlich anerkannten Bewertungsgrundlagen. Aus diesem Grund hält 
die Gemeinde an der vorliegenden Planung fest. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf die nachfolgende Abwä-
gung zu der Stellungnahme des NABU verwiesen. 

 Bürger 2 NABU Rastede:   
 Stellungnahme zur 70., 71. und 72. Änderung des Flächennutzungs-

planes und der vorhabenbezogenen Bebauungspläne 11, 12 und 13 
der Gemeinde Rastede 
 
Hiermit nehmen der NABU Niedersachsen e.V., der NABU Oldenburger 
Land e.V. und der NABU Rastede zur 70., 71. und 72. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes und der vorhabenbezogenen Bebauungspläne 11, 
12 und 13 der Gemeinde Rastede wie folgt Stellung: 
 
Zunächst möchten wir uns für die Übersendung der gedruckten Ausferti-
gung unserer Eingabe aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und 
der aktuellen Maßnahmen-CD bedanken! Wie schon in der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung von uns vorgetragen, hat die Gemeinde 
Rastede mit den Änderungen ihres Flächennutzungsplanes und der ent-
sprechenden vorhabenbezogenen Bebauungspläne, mit denen sie den 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12, öffentliche Auslegung (Verfahren gem. § 3 (2) BauGB)                 2 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
06.03.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

Bau und den Betrieb von Windenergieanlagen (WEA) in Rastede-Wapel-
dorf, -Bekhausen sowie -Delfshausen ermöglichen will, im Rahmen ihrer 
Abwägungen zur Flächennutzungsplanung grundsätzlich dafür Sorge zu 
tragen, dass durch Bau und Betrieb von WEA keine artenschutzrechtli-
chen Verbote gem. § 44 BNatSchG verletzt werden. Im Folgenden wird 
von uns geprüft, ob die naturschutzfachlichen und rechtlichen Vorausset-
zungen für die vorgesehenen Maßnahmen ausreichen oder es zu Kollisio-
nen mit dem Naturschutzrecht kommt. 
 
Zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans „Windeneregie Wapel-
dorf/Heubült“ und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans 11: 
 
In den Abwägungsvorschlägen 2018 (Diekmann & Mosebach, S. 47) wird 
davon gesprochen, dass die „Standortpotenzialstudie für Windparks“ des 
Planungsbüros Diekmann & Mosebach „bezogen auf die vorliegende Pla-
nung keine Relevanz entfaltet habe“. Das ist nachweislich falsch. In der 
Begründung zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans vom Januar 
2018 (Diekmann & Mosebach) wird unter 3.4 folgendes zitiert: „Die Stand-
ortwahl zur bauleitplanerischen Vorbereitung eines weiteren Windparks im 
Gemeindegebiet von Rastede im Rahmen der 70. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ erfolgt auf Grundlage 
der Standortempfehlungen der „Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede“ (Diekmann & Mosebach, März 2016 und 
Aktualisierung Oktober 2016) die anlässlich der regional anhaltenden 
Nachfrage nach neuen Standorten für die Erschließung von Windparks er-
arbeitet wurde“.  
 
Wie aus diesem Gutachten und den im Weiteren noch behandelten vorha-
benbezogenen Bebauungsplänen (VBB) mit Umweltbericht eindeutig her-
vorgeht, sind die gesamten Plangebiete 1.1 und 1.2 („Rastede Nord“) 
Gastvogel-Lebensraum von nationaler Bedeutung, die Plangebiete 2.1 
und 2.2 („Bekhausen Nord“) Gastvogel-Lebensraum von landesweiter Be-
deutung. Außerdem sind die Plangebiete gem. RROP des Landkreises 
Ammerland tlw. als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft bzw. als Vor-
sorgegebiet für Grünlandbewirtschaftung gekennzeichnet. Im Rahmen 
von avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt (SINNING 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 70. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen Bebauungsplan und wird im Rah-
men des dortigen Beteiligungsverfahrens abgearbeitet. 
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2013 u. DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & MOSE-
BACH 2016), dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem Her-
renmoor im Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade im 
Osten sowie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvögeln 
als Rast- und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Gebiet 
sowohl im Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 2013) im 
westlichen Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEKMANN & 
MOSEBACH 2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung. Die Untersu-
chungen entsprachen zwar dem vorgeschriebenen Maß für Gastvogelun-
tersuchungen bei Planungen und Vorhaben entsprechend NLT 2014, die 
Datenbasis muss insgesamt dennoch als etwas „dünn“ bezeichnet wer-
den. Fachliche Vorgaben sehen vor, dass u. a. die Gastvogelbestände im 
Planungsgebiet für ein Jahr im wöchentlichen Turnus zu erfassen sind 
(NLT 2014). Regenbrachvögel ziehen im Binnenland Niedersachsens im 
Frühjahr in einem kurzen Zeitfenster von Anfang April bis zum 2. Maidrittel 
(sechs Wochen) sowie nach der Brutzeit von Anfang Juli bis Anfang Sep-
tember (10 Wochen) durch (ZANG 1995). Dies entspricht einer Gesamt-
zeit von 16 Wochen, knapp einem Drittel eines Jahres. Im Zeitraum von 
etwa 115 Tagen, an denen Regenbrachvogel-Vorkommen damit in etwa 
möglich sind, fanden somit lediglich 16 Zählungen statt (13,9 %). 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14 % Abdeckung als stichpro-
benartig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände 
ermittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung 
liegen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere 
Frequenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbil-
dender Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmä-
ßig (alljährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufweisen 
würde. Vor diesem Hintergrund konstatieren (KRÜGER et al. 2013), dass 
einjährige Untersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fach-
lich akzeptabel sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchs-
ten Wertstufen auch bei „nur“ einmaligem Erreichen 
zu Grunde gelegt werden müssen (als vorläufige Bewertung, ansonsten 
gilt für die Bewertung von Gastvogellebensräumen die Vorgabe, dass 
Schwellenwerte in der Mehrzahl der untersuchten Jahre, z. B. in dreien 
der letzten fünf, überschritten werden müssen (KRÜGER et.al.2013). Für 
Relativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrachvo-
gel Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) als 
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auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal regis-
triert worden seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in 
Rede stehenden Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvo-
gellebensraum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse 
weiterer Untersuchungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wa-
pelniederung sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene 
Teil erreichen immerhin noch landesweite Bedeutung. 
 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentlichste Faktor, die mögli-
chen Konflikte und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege zu umgehen. Von dem Bau von WEA soll-
ten deshalb Gebiete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine be-
sondere Bedeutung für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und 
deren Funktionen oder Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA 
zerstört oder erheblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig 
auch die Einhaltung bestimmter Abstände zu diesen Gebieten. Die Wind-
parkpotential-Fläche „Rastede Nord“, befindet sich in einem solchen Be-
reich. Ferner liegt die Potenzialfläche „Bekhausen-Nord“ in einem Bereich 
mit landesweiter Bedeutung. Hinsichtlich der Gebietsbewertungen bei 
avifaunistisch bedeutenden Brut- und Gastvogellebensräumen sind zu-
nächst zwei Quellen von Bedeutung. Zum einen handelt es sich um die 
Arbeitshilfe „Naturschutz und Windenergie. Hinweise zur Berücksichtigung 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei Standortplanung und 
Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2014)“ des Nieder-
sächsischen Landkreistages – kurz NLT-Papier (NLT 2014) – und zum 
anderen um die „Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu be-
deutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelar-
ten“ der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 
2014). In beiden Papieren ist der fachliche Rahmen für die Planung und 
Genehmigung von Windparks in der Nähe von Vogellebensräumen darge-
legt.  
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Wertvolle Vogellebensräume und Zugwege sollten von WEA frei gehalten 
werden (Hötger et. al. 2004, GLOVE et al. 2013, NLT 2014, LAG-VSW 
2014); übrigens nicht nur in Deutschland oder in Europa, sondern überall 
auf der Welt (z. B. COMMONWEALTH OF AUSTRALIA 2015). Dieser ele-
mentare Grundsatz hat seine Berechtigung. So kommt es nicht überra-
schend im Fall der Wapelniederung zu einem Konflikt bzw. zur Überlage-
rung von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete entlang von Flüs-
sen mit ihrem offenen Landschaftsbild und i.d.R. hohen Grünlandanteilen 
sind für viele Wasser- und Watvogelarten von großer Bedeutung als Brut- 
und/ oder Gastvogellebensraum. 
 
Neben den beiden o. g. Fachpapieren liegt für Niedersachsen ein Erlass 
zum Thema Windkraft vor (Niedersächsischer Windenergieerlass, am 
25.02.2016 in Kraft getreten). Dieser betont vor allem den Weg der Einzel-
fallprüfung bzw. die Überprüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände, wobei zwangsläufig fachlich getragene, lebensraumbezogene An-
sätze in den Hintergrund treten. 
 
Gleichwohl bringt der Erlass bei den WEA-empfindlichen Vogelarten art-
spezifische Empfehlungen für die Planungsebene für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze. Be-
dauerlicherweise ist die Liste der WEA-sensiblen Vogelarten im Erlass un-
vollständig, so fehlt z. B. der Regenbrachvogel. Dies nicht deswegen, 
weil die Art Windenergieanlagen tolerieren würde, sondern die Art ist in 
Niedersachsen sehr selten und der Erlass nicht auf alle Einzelfälle ausge-
legt. Der ökologisch verwandte Große Brachvogel indes ist enthalten, 
kann stellvertretend betrachtet werden. Für diesen werden Prüfradien von 
500 m und 1.000 m um WEA genannt. Das Einhalten der empfohlenen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12, öffentliche Auslegung (Verfahren gem. § 3 (2) BauGB)                 6 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
06.03.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

Abstände indiziert das Fehlen eines relevanten Tötungsoder Störungsrisi-
kos, d. h. bei Einhaltung der entsprechenden Empfehlungen wird im Re-
gelfall ein Eintritt der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 u. 2 BNatSchG 
vermieden. 
 
Über den Regenbrachvogel und seine Sensitivität gegenüber Windkraft-
anlagen ist wenig bekannt. Hierbei ist hilfreich, die alternativ für den Gro-
ßen Brachvogel ermittelte Abstandswerte heranzuziehen. Große Brachvö-
gel verunglückten nachweislich dreimal in Deutschland und siebenmal im 
übrigen Europa an WEA (DÜRR 2015a, b11). Hieraus ergibt sich – wie 
beim Regenbrachvogel – zunächst keine erhöhte Betroffenheit. Allerdings 
spiegelt die Anzahl der Fundmeldungen in der Schlagopferkartei lediglich 
die Erfassungsintensität und Meldebereitschaft wider, nicht jedoch das 
Ausmaß des Problems (DÜRR 2016). So liegen immer noch zu wenig 
systematische Untersuchungen zum Vogelschlag vor, die zentrale Fund-
kartei stellt lediglich Zufallsfunde zusammen. Letztlich bedeutet dies, dass 
das artenschutzrechtliche Tötungsverbot aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
sehr wohl durchaus erfüllt sein könnte, da die zusätzlich zur natürlichen 
Sterblichkeit auftretende betriebsbedingte Mortalität das „allgemeine Le-
bensrisiko“ der Individuen übersteigen kann. Hinsichtlich des Meideab-
standes von Großen Brachvögeln wurden von HÖTKER (2006) 25 Stu-
dien mit entsprechenden Angaben gefunden, die jedoch an anderen Anla-
gentypen erhoben wurden, heterogenes Untersuchungsdesign besaßen 
und auch deutliche Qualitätsunterschiede aufweisen. Der mittlere mini-
male Abstand von Großen Brachvögeln außerhalb der Brutzeit betrug 222 
m (Spanne: 50-650 m) bei erheblicher Standardabweichung (als Maß der 
Streuung) von +/- 178 m (HÖTKER 2006, GOVE et al. 2013) bezifferten 
nach umfangreicher Literaturauswertung für rastende/durchziehende Wat-
vögel den Bereich vollständiger Meidung um WEA vorsorglich auf etwa 
300 m, den Störbereich auf etwa 600 m. Als Vorsorge-Werte für die Be-
messung der lokalen Bestandsreduktion gaben sie 100 % im Bereich von 
0-300 m um die Anlagen und 50 % im Bereich von 300-600 m an. 
 
Die Datengrundlagen des Planungsbüros sind demnach nicht aufrechtzu-
erhalten. Es ist von einer erheblich weiträumigeren Beeinträchtigung des 
Rastgebietes für Regenbrachvögel als jeweils auf nur 200 m um eine 
WEA bzw. um einen Windpark (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) auszu-
gehen. Dadurch wird die Wapelniederung für die Art auf deutlich größerer 
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Fläche als insgesamt 165 ha (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) potenziell 
entwertet.  
 
Fraglich ist, ob der schmale Niederungsstreifen nach Bau der WEA über-
haupt noch von Regenbrachvögeln angesteuert wird, wenn dort weithin 
sichtbar störende Anlagen stehen. Überdies bleibt ungeklärt, welche Aus-
wirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die Ungestörtheit der 
Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilgebieten innerhalb der 
Niederung für die Art haben etc.  
 
Handke (2016, 2017) bestätigt in seinen Raumnutzungsgutachten für die 
Rast- und Zugzeit des Regenbrachvogels die bis zur nationalen Bedeu-
tung reichenden Individuenzahlen in der Wapelniederung westlich und 
östlich der A 29.  
 
Umfang und Wirksamkeit der als „Ausgleichsmaßnahme“ deklarier-
ten Maßnahme Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplan-
ten WEA die Bedeutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für 
Regenbrachvögel zerstören würden, steht offenbar auch für den Investor 
fest. Man misst den betroffenen Flächen die Bedeutung einer Ruhestätte 
im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Diese Einschätzung wird 
hier geteilt. Strittig sind hingegen das zu erwartende Ausmaß der Flächen- 
bzw. Funktionsverluste dieses national und landesweit bedeutenden Ge-
bietes für rastende Regenbrachvögel sowie die Anforderungen, die für 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu 
erfüllen sind, um einen Verstoß gegen das artenschutzrechtliche Verbot 
des § 44 Nr. 1 Abs. 3 BNatSchG zu vermeiden. 
 
U. E. wird bereits die Größe der Flächen- und Funktionsverluste nicht voll-
umfänglich erkannt. Sodann wäre noch überzeugend darzulegen, wie die 
Flächen- und Funktionsverluste mit der Ausgleichsmaßnahme tatsächlich 
bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbesondere fol-
gende Bedingungen wesentlich: 
 
a) Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion der 
betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen an 
der konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich verbun-
den sein. Die betroffenen Individuen müssen unverzüglich aufgenommen 
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werden können, wenn die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört 
werden. 
 
b) Für Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, Habitatbe-
standteile oder –eigenschaften infrage, die vergleichsweise kurzfristig her-
stellbar sind. In jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von vermutlich meh-
reren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management notwendig 
sein. 
 
c) Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der 
Ausdehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer 
Größe in qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die Populations-
größe nicht dezimiert wird. 
 
d) Die betroffenen Individuen müssen den im räumlichen Zusammen-
hang neu geschaffenen Lebensraum nachweislich angenommen haben 
oder ihre zeitnahe Besiedlung muss unter Berücksichtigung der besten 
verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse mit einer hohen Erfolgssi-
cherheit attestiert sein. Stets bedarf es dazu einer am Einzelfall orientier-
ten Wirksamkeitsprognose. 
 
e) Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, kann man nicht 
von einer gelungenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen. Soweit erkenn-
bar, werden weder Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesserungs-
vorbehalte zur Erfolgskontrolle eingesetzt. Ein Monitoring sollte dazu die-
nen, Unsicherheiten zu erkennen, die sich aus nicht behebbaren Erkennt-
nislücken ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfü-
gung stehen. Hinsichtlich der vom Gutachterbüro dargelegten Überlegun-
gen sind beträchtliche Defizite oder Unsicherheiten erkennbar, die an der 
Machbarkeit bzw. Wirksamkeit der Ausgleichsmaßnahme zweifeln lassen.  
 
Dazu wird ausgeführt: 
 

 Grundsätzlich mag die Jader Marsch bzw. Teile davon den Le-
bensbedingungen des Regenbrachvogels in seiner Aufenthalts-
dauer als Rastvogel bzw. Durchzügler geeignet sein. Die Frage, 
die zu klären ist, ob und unter welchen Bedingungen die als „po-
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pulationsstärkende“ FSCMaßnahme mit 9,6 ha herzustellende ex-
tensiv genutzte Grünlandfläche rechtzeitig geschaffen werden 
kann, welche Vorbelastungen die vergleichsweise kleine Fläche 
hat, ob das Umfeld ähnlichen Anforderungen wie in der Wapelnie-
derung entspricht und nicht zuletzt, ob gerade diese Fläche von 
den Vögeln angenommen wird. 
 

 Mit der Grünlandfläche in der Jader Marsch (der genaue Standort 
wird nicht angegeben, Nähe Hohelucht?) ist keineswegs der 
räumliche Zusammenhang gewährleistet. Es dürften zwischen 
den präferierten WKA-Flächen in der Wapelniederung und der Ja-
der Marsch mindestens vier km Luftlinie liegen. Außerdem wurden 
auf der noch mit Senken herzurichtenden Fläche bislang keine 
Regenbrachvögel kartiert. Insofern ist die angedachte Kompensa-
tion keineswegs als gesichert anzusehen und bedarf einer Über-
prüfung, bevor mit dem Wege- und Anlagenbau begonnen wird.  
 

 Es wird auch der derzeitige Zustand der Fläche in der Jader 
Marsch nicht beschrieben. Eine bloße Erhaltung der Grünlandnut-
zung oder dessen befristete Erhaltung stellen keine Aufwertung 
dar und können insofern nicht als Ausgleichsleistung angesehen 
werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr für die Dauer der 
Schädigungen zu erbringen. Dauergrünland darf aufgrund anderer 
umweltrelevanter und naturschutzrechtlicher Vorschriften nicht 
ohne weiteres zerstört werden. Bei einer möglichen Umwandlung 
von Acker- in Extensivgrünland verhält es sich anders. Aber selbst 
damit würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr er-
reicht, als diese bereits heute in der Wapelniederung vorfinden. 
 

 Weiterhin bleibt unklar, wie nur 9,6 ha Grünland ökologisch und 
funktional so aufgewertet werden sollen, dass diese als Ausweich-
gebiet betrachtet bzw. angerechnet werden können. Es ist höchst 
zweifelhaft, dass sich auf einer Fläche von nicht einmal 200 x 500 
m (100.000 m²) durch die beschriebene Maßnahme ein für Re-
genbrachvögel attraktiver Standort entwickelt. Damit ist sehr zwei-
felhaft, dass die Ausgleichsfläche je die ökologische Funktion der 
beanspruchten WKA-Flächen als Ruhestätte umfänglich wird er-
füllen können. 
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 Der Vorschlag in Anlage 10 UB, vorsorglich eine Ausnahme gem. 

§ 45 (7) BNatSchG (Ausnahme vom Tötungsverbot) im Genehmi-
gungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz für 
den prognostizierten Verlust des Rastplatzes des Regenbrachvo-
gels zu beantragen, zeigt einmal mehr die Hilflosigkeit der Planer 
und der Gemeinde und die Absurdität, die selbst ermittelten, aus-
schließenden Kriterien für den Bau von WEA in der Wapelniede-
rung, ungeachtet der öffentlichen Ablehnung eines solchen 
Schritts zugunsten eines ausschließlich profitorientierten Investors 
durchzusetzen. 

 
Somit ist festzustellen, dass die geplanten Maßnahmen gegenüber dem 
derzeitigen Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch 
qualitativ einen adäquaten Ausgleich darstellen. 
 
Wie auch von den an der Planung beteiligten Büros kartiert, sollten u. E. 
neben den intensiven Betrachtungen zum Regenbrachvogel die weiteren 
im Niederungsgebiet der Wapel vorkommenden Brut- und Rastvogelarten 
erwähnt werden, die zwar keine landesweite oder nationale, aber regio-
nale und lokale Bedeutung erreichen und somit das Bild eines hochsen-
siblen Natur- und Lebensraumes abrunden. So erreichen uns Belegfotos 
von größeren Ansammlungen nahrungsuchender Weißstörche, werden 
uns von Beobachtungen der Rote-Listen-Arten der in Niedersachsen und 
Bremen gefährdeten Brutvogelarten, u. a. von Seeadlerüberflügen (Rote-
Liste-Status (RL) 2), Weißstörchen (RL 3), Wanderfalken (RL 3), Rohrwei-
hen (RL V), Turmfalken (RL V) und den weniger im Bestand, aber durch 
WEA gefährdeten Mäusebussarden und Sperbern berichtet. Der nach er-
folgreichem Schlupf (mündl. F.-O. Müller, NABU Wesermarsch) aufgege-
bene Seeadlerhorst befindet sich innerhalb des empfohlenen Suchraums 
(NLT 2014: 6 km) nur ~ 4,153 km und nicht wie bei Diekmann & Mose-
bach ~ 6 km vom geplanten WEA-Standort Rastede Nord entfernt. 
 
Die Untersuchung der Brutvögel im unmittelbaren Plangebiet ergab nach 
Diekmann & Mosebach (2014, „Varel Süd“) keine relevanten Daten, ob-
wohl mehrere Brutpaare Rohrammer und Schwarzkehlchen im bzw. am 
Rande des Planbereichs festgestellt wurden. Obwohl das Schwarzkehl-
chen inzwischen aus der Roten Liste entlassen worden ist, ist sie wie 
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auch die Rohrammer eine geschützte Art. Die Schwarzkehlchen-Bestände 
gehen aktuell wieder leicht zurück (eigene Beobachtungen NABU 
Rastede). Im Untersuchungsgebiet wurden nach Handke 2016 (Untersu-
chung an Greif- und Großvogelarten in Rastede-Nord) 15 Greif- und 
Großvogelarten nachgewiesen: Mäusebussard, Wespenbussard, Turm-
falke, Baumfalke, Sperber, Rohrweihe, Rotmilan, Schwarzmilan, Seead-
ler, Graureiher, Silberreiher, Kranich, Weißstorch und Schwarzstorch. Ne-
ben den täglich anwesenden Arten Mäusebussard und Turmfalke wurden 
vor allem Graureiher regelmäßig im Untersuchungsgebiet beobachtet. 
Auch die Rohrweihe wurde als Nahrungsgast an den meisten Beobach-
tungstagen (9 Termine) notiert. Der Weißstorch trat als regelmäßiger Gast 
erst nach der ersten Grünlandmahd (ab Juni) im Gebiet an fünf Terminen 
auf. 
 
Als potenzielle Schlagopfer durch WEA sind Mäusebussard, Baumfalke, 
Turmfalke, Waldohreule in der Literatur bekannt (Dürr 2013), Kiebitze al-
lenfalls in der Zeit der Balzflüge und während des Zugs.  
 
Zum Tötungsrisiko von durch WEA gefährdeten Vogelarten liegt ein dif-
ferenziertes Gutachten für den vergleichbaren Landkreis Osnabrück vor 
(Schreiber et al., 2016, “Abschaltzeiten für Windkraftanlagen zur Vermei-
dung und Verminderung von Vogelkollisionen“), dass insbesondere für die 
konkret im Bereich Wapelniederung vorkommenden Brut- und Gastvogel-
arten Feldlerche, Mäusebussard, Rohrweihe, Baumfalke, Waldohreule, 
Rot- und Schwarzmilan, Turmfalke, Weißstorch und 
Seeadler Möglichkeiten der Kollisionsvermeidung aufzeigt. 
 
Im Folgenden werden einige Beispiele zitiert: 
 
Sofern sich bei der Feldlerche ein Revier mit dem Wirkraum des Rotors 
überschneidet, ist von einem signifikant erhöhten Tötungsrisiko auszuge-
hen. Für eine weitgehende Vermeidung dieses Risikos sind Abschaltun-
gen von Mitte März bis Mitte Juni erforderlich, die tageszeitlich zumindest 
bis zum frühen Nachmittag reichen müssen. Von der Abschaltung ausge-
nommen werden können höchstens Phasen mit starkem Wind, mindes-
tens mässigem Niederschlag und niedrigen Temperaturen. Eine Tabelle 
gibt wieder, welche Minderungen des Kollisionsrisikos im Mittel erreichbar 
sind, wenn in bestimmtem Umfang die Anlagen während der Stunden mit 
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den für den Feldlerchengesang günstigsten Bedingungen abgeschaltet 
würden. 
 
Beim Baumfalken dürfte mit dem Freihalten von 500 m-Abständen von 
WKA zu Brutplätzen des Baumfalken sowie dem Freihalten von Flugwe-
gen zu Nahrungsgebieten im 3 km-Radius (NLT 2014, LAG VSW 2015) 
bereits ein großer Schritt zum Schutz dieses Greifvogels getan sein (vgl. 
Langgemach und Dürr 2014). 
 
Während der Brutzeit des Mäusebussards lässt sich das Kollisionsrisiko 
um etwa ein Drittel senken, wenn die Anlagen während der 400 risiko-
reichsten Stunden abgeschaltet bleiben. Falls darauf verzichtet werden 
soll, sind 10 ha optimierter Nahrungsflächen pro betroffenem Brutpaar 
vorzusehen. Diese Flächen müssen von der Lage her weiter als 500 m 
von den WKA entfernt sein und so platziert sein, dass die WKA auf dem 
Weg von und zu den Nestern nicht durchflogen werden müssen (vgl. 
Schreiber et al. 2016). 
 
Ähnliche Abschaltmaßnahmen sind erforderlich beim Turmfalken, wobei 
hier für 400 Stunden nur ca. 20 % des Tötungsrisikos gemindert wird. 
 
Die Waldohreule wird durch ihre nächtlichen Beuteflüge ebenfalls durch 
WEA gefährdet, insbesondere dann, wenn ihr Nistplatz, wie dargestellt, 
am Rande der Wapelniederung liegt.  
 
Der Weißstorch ist eine der am stärksten durch Kollisionen mit WKA ge-
fährdeten Arten. In der aktuellen Fundstatistik werden für Deutschland 52 
Kollisionsopfer genannt, von denen 13 aus Niedersachsen stammen. Aus 
dem europäischen Ausland sind weitere 42 Fälle bekannt. Die Beobach-
tungen des Absturzes eines Jungvogels deuten auf Verwirbelungen als 
Absturzursache hin. Mehrere Funde mit ähnlichem Verletzungsbild spre-
chen für regelmäßige Abstürze mit dieser Ursache. Ob es aerodynamisch 
tatsächlich Wirbelschleppen sind, wird kontrovers diskutiert, was aber die 
Verluste insgesamt nicht in Frage stellt (LANGGEMACH UND DÜRR 
2015). 
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Ein dem Brutgeschehen zuzurechnendes Tötungsrisko ergibt sich grund-
sätzlich ab der Ankunft im Revier (ab Ende Februar) bis zum Abzug (spä-
testens September). Während der gesamten Brutzeit muss das Tötungsri-
siko als hoch eingestuft werden. Das Risiko erhöht sich für die Störche 
besonders bei der Verfolgung von Rivalen, Thermikflügen und in den ers-
ten Wochen nach dem Ausfliegen der Jungstörche (Schreiber et al., 
2016). 
  
Im Ergebnis kommt auch Handke (s.o.) zu dem Schluss, dass es ohne z. 
T. längere Abschaltzeiten zu gefährlichen Kollisionen von Greif- und 
Großvögeln kommen wird. 
Wir werden im Weiteren auf die Einbeziehung der beiden Gutachten be-
stehen. Weiterhin sollte es im Zusammenhang mit der Wirtschaftlichkeits-
prüfung Bestandteil der weiteren Planungsschritte sein. 
 
Schlagopfer Fledermäuse 
Es ist nachgewiesen, dass bundesweit besonders während der Zugzeiten 
im Frühjahr und Spätsommer, aber auch standortspezifisch ganzjährig mit 
erhöhten Schlagopferzahlen bei einigen Fledermausarten zu rechnen ist. 
Seit 2002 wird zur Dokumentation von Verlusten an WEA von der Staatli-
chen Vogelschutzwarte des Landesamtes für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz Brandenburg eine Fundkartei geführt, deren Funde im 
Wesentlichen auf zufälligen Kontrollen beruhen. Entsprechend dem Stand 
Sommer 2017 stellen Großer Abendsegler (Nyctalus noctula), Kleiner 
Abendsegler (N. leislerii), Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus), 
Zweifarbfledermaus (Vespertilio murinus), Zwergfledermaus (Pipistrellus 
pipistrellus), Rauhautfledermaus (P. nathusii) und Mückenfledermaus (P. 
pygmaeus) mit 94,4 % die am häufigsten in der Bundesrepublik verun-
glückten Arten dar. Diese sieben, von 25 in der BRD vorkommenden Fle-
dermausarten, jagen artspezifisch im freien Luftraum und gelangen somit 
leicht in Reichweite der Rotorblätter. Zudem ist für mindestens fünf dieser 
Arten bekannt, dass sie saisonal migrieren und deshalb zusätzlich eine 
hohe artspezifische Gefährdung besteht. Während der Zugzeit ist auf 
Grund des vermutlich breitbandig stattfinden Zuges (Meschede et al. 
2017) an allen Windparks mit Schlagopfern zu rechnen. Ohne Abschalt-
zeiten ist in Deutschland von einem Schlagopferaufkommen von bis zu ei-
ner viertel Million Fledermäuse pro Jahr auszugehen ist (vgl. VOIGT et 
al. 2015). 
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Wie aus dem Fachbeitrag Fledermäuse (Diekmann & Mosebach „Varel 
Süd“, 2013 und Frey et al., 2016, Anl. 9, Fledermäuse Süd) hervorgeht, 
sind auf den überplanten Flächen Bereiche untersucht worden, die als 
Funktionsräume hoher und mittlerer Bedeutung für diese Artengruppe re-
levant sind. Insbesondere sind die Kollisionskonflikte im Sommer und 
Spätsommer/Herbst am größten. Bei einem etwaigen Betrieb von WEA in-
nerhalb oder näher als 200 m plus Rotorlänge zu diesen Funktionsräumen 
sind danach einzig Abschaltzeiten als geeignete Vermeidungs- bzw.Ver-
minderungsmaßnahmen möglich und daher frühzeitig einzuplanen. Die 
Sommerpopulationen mit dem Nachwuchs als auch die durchziehenden 
Arten Abendsegler, Rauhaut- und Mückenfledermaus sind einem erhöh-
ten Kollisionsrisiko ausgesetzt. Dieses kann nur durch ein zeitlich befriste-
tes Abschalten der WEA bei Temperaturen über 10°C Umgebungstempe-
ratur und Windgeschwindigkeiten unter 7,5 m/s vermieden bzw. vermin-
dert werden. Eine Kompensation ist auf andere Weise nicht möglich. Die 
Aufgabe eines möglichen Betreibers wird es sein, diese Abschaltzeiten 
einzuhalten und für Nachprüfungen zu dokumentieren. 
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede avisierte Raum zur Realisie-
rung von Windparks in der Wapelniederung ist ein Gastvogellebensraum 
von nationaler Bedeutung; in Teilen ist er Gastvogel-Lebensraum von lan-
desweiter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das Vor-
kommen des Regenbrachvogels als Rast- und Zugvogel. Vor dem Hinter-
grund der Prämisse einer Risiko-und Konfliktminimierung sollten die im 
Raum liegenden Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in Be-
tracht gezogen werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gastvo-
gellebensraum Wapelniederung liegen. Losgelöst davon und im Hinblick 
auf eine potenzielle artenschutzrechtliche Betroffenheit des Regenbrach-
vogels, geht das Gutachterbüro von einer Bedeutung der betroffenen Flä-
chen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für die Art aus. Mit Bau 
und Betrieb von WEA würden bedeutende Teile der Wapelniederung dau-
erhaft ihre ökologische Funktion als Rastgebiet/Ruhestätte für die Art ver-
lieren (Verbotstatbestand). Um den Verbotstatbestand bezüglich des Ver-
lusts der Ruhestätte abzuwenden, wurde vom Gutachterbüro eine Aus-
gleichsmaßnahme in der Jader Marsch in einer Größenordnung von 9,6 
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ha vorgeschlagen. Jedoch ist die skizzierten Maßnahme nicht überzeu-
gend; sie beruht überwiegend auf unbelegten Annahmen oder der Erfolg 
scheint eher unwahrscheinlich. Die Zweifel machen sich fest an dem zu 
gering gewählten Flächenansatz und dem fehlenden räumlichen Zusam-
menhang. Außerdem ist die Gebiets- und Maßnahmeneignung insgesamt 
fraglich. Zudem wird von uns nach wie vor vertreten, dass sich die Kon-
flikte, die sich in der Wapelniederung zwischen Windenergiewirtschaft und 
Vogelschutz auftun, nicht nur auf die Bedeutung des Gebietes als Rast-
platz für Regenbrachvögel beschränken, sondern 
es sind, wie beschrieben, auch andere Vogelarten in artenschutzrechtlich 
relevanter Weise betroffen. Die Erwirkung einer Ausnahme vom Tötungs-
verbot stellt den Naturschutz völlig auf den Kopf und wird von uns mit al-
len zur Verfügung stehenden Mitteln bekämpft. 
 
Deshalb wird dringend empfohlen, die Windenergiepläne in der Wapelnie-
derung auszusetzen. Der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes 
und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 11 
der Gemeinde Rastede kann aus den vorgenannten Gründen nicht 
zugestimmt werden. 
 
Zur 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 12 „Windenergie 
Lehmdermoor“: 
Grundlage unserer Stellungnahme sind eigene Beobachtungen im Rah-
men der Stellungnahmen zum ROV und BVWP zur A 20, dem Gutachten 
des Planungsbüros Diekmann & Mosebach vom 08.03.2016 und mehrjäh-
rige mit vielen Beweisfotos unterlegte Beobachtungen einer ornithologisch 
sehr engagierten Anwohnerin aus dem Alten Lehmdermoorweg.  
 
Der Bereich Lehmdermoor wird zwischen Lehmdermoorgraben und Gee-
strandtief im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Am-
merland als Vorsorgegebiet für Günlandbewirtschaftung ausgewiesen. 
Daraus folgt naturgegeben, dass es sich um einen potenziellen Lebens-
raum für die überwiegend stark gefährdeten Wiesenvögel, die in den letz-
ten 20 Jahren um ca. 80 % im Bestand abgenommen haben, handelt; wir 
es also hier mit einem hochsensiblen Natur- und Lebensraum zu tun ha-
ben.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Darstellung des genannten Vorsorgegebietes für Grünlandbewirt-
schaftung gemäß den Ausführungen des RROP nicht explizit mit einer Wer-
tigkeit der Areale als Wiesenvogellebensraum einhergeht. Bereiche für die 
Grünlandbewirtschaftung können auch über Gehölzreihen einen Struktur-
reichtum aufweisen, welcher nicht mit einer hohen Qualität als Wiesenvo-
gellebensraum einhergehen kann. Die Wertigkeiten für die Fauna, welche 
für eine Planung in einem solchen Vorsorgegebiet relevant sind, sind daher 
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Das Planungsbüro hat als wertgebende Arten (RL = Rote Liste der in Nie-
dersachsen und Bremen gefährdeten Brutvogelarten, s. S. 8) dort Braun-
kehlchen (RL 2), Gartenrotschwanz (RL V) und Rauchschwalbe (RL 3) 
festgestellt. Zu denken gibt, dass weitere wichtige wertgebende Vogelar-
ten keine Erwähnung finden, die von der niedrigen Empfindlichkeit (Punkt-
zahl 5) zu einer hohen Empfindlichkeit (Punktzahl 15) führen müssen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
So sind auch hier wie in der Wapelniederung große Ansammlungen von 
Regenbrachvögeln als Gastvögel beobachtet worden. Auch der in unse-
rem Raum sehr seltene Ortolan (RL 2) ist in den letzten beiden Jahren in 
der Brutzeit festgestellt worden (Belegfoto). Ferner sind im Planungsge-
biet Braunkehlchen (RL 2), Rotmilan (RL 2), Seeadler (RL 2), Rohr-
weihe (RL V), Weißstorch (RL 3), Wanderfalke (RL 3), Turmfalke 
(2015: RL V) auf der Nahrungssuche beobachtet und z. T. fotografiert 
worden. Sogar der Wachtelkönig (RL 2) ist hier in der Brutzeit verhört 
worden. Die Aufzählung mag nicht vollständig sein, zumal wir davon aus-
gehen, dass auch Kiebitz (RL 3), Feldlerche (RL 3), Mehlschwalbe (RL 3), 
Wiesenpieper (RL 3), Goldammer (RL V), die schilfbewohnenden Arten 
Teich-, Schilf- und Sumpfrohrsänger und viele andere in den übrigen 
Rasteder Moorgebieten brütenden Offenlandbzw. Halboffenlandarten (z. 
B. Fitis, Zilpzalp, Neuntöter, Dorngrasmücke, Schwarzkehlchen, Wachtel) 
ihren Lebensraum in diesem Moorgebiet haben, um nur einige der wich-
tigsten Vertreter zu nennen.  
 

immer projektspezifisch zu ermitteln, wie es bei der vorgelegten Planung 
der Fall war. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass im Umweltbericht bzw. den dazugehörigen faunistischen Gutachten 
weder Braunkehlchen noch Gartenrotschwanz als planungsrelevante bzw. 
generell vorkommende Arten festgestellt worden sind. Woher die Annahme 
zum Vorkommen der in der Stellungnahme genannten Arten stammt, ist 
unklar. Allerdings wurden im Rahmen der Standortpotenzialstudie der Ge-
meinde Rastede die in der Stellungnahme genannten Arten aufgeführt, da 
es auf dieser Ebene für die Teilfläche 3.3 entsprechende Informationen 
dazu gab, welche zu einer regionalen Bedeutung des Bereiches als Brutvo-
gelgebiet führten. Es wird darauf hingewiesen, dass die Potenzialfläche 
hauptsächlich mit einer mittleren Empfindlichkeit (15-25 Punkte) eingestuft 
worden ist. Eine hohe Empfindlichkeit wurde erst ab einer Punktzahl von 30 
Punkten vergeben. Weitere Informationen zu planungsrelevanten bzw. 
wertgebenden Vogelarten gab es zum Zeitpunkt der Erstellung der Studie 
nicht, so dass die ermittelten Potenzialflächen sowohl in ihrer Abgrenzung 
als auch in ihrer Wertigkeit weiterhin Bestand haben. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird an dieser Stelle darauf 
hingewiesen, dass die im Rahmen der Bauleitplanung durchgeführten Brut- 
und Rastvogelerfassungen und Raumnutzungserfassung mit den Anforde-
rungen des niedersächsischen Windenergieerlasses konform gehen. Alle 
im Rahmen der Erfassungen ermittelten Arten wurden aufgeführt und unter 
Berücksichtigung ihrer Planungsrelevanz weiter betrachtet. 
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Die Aufzählung allein der z. T. auf Fotos dokumentierten Rote-Listen-Ar-
ten rechtfertigt u. E. eine Einstufung des Gebietes in die höhere Wertstufe 
15 (hohe Empfindlichkeit), erst recht, wenn das seit 2015 in Delfshausen 
brütende Storchenpaar in die Betrachtung einbezogen worden wäre. Der 
bei Sinning 2017 im Jahre 2016 mit Flugbewegungen kartierte Weißstorch 
von der Jaderlangstraße war nämlich nicht der einzige Brutvogel im Raum 
Delfshausen und muß von Sinning übersehen worden sein. Auf dem 
Grundstück Delfshausen, Dörpstraat 152 (s. Anlage 4) brütet nach Aussa-
gen des Grundeigentümers H. Bargmann ein Storchenpaar bereits seit 
2015! Auch in 2018 wurde durch den NABU Rastede hier wieder eine Brut 
festgestellt (K. Hinsch, H. Vollstädt, S. Lorenz). In der Karte zur Anlage 4 
ist der Neststandort nit dem 1.000-m-Radius eingezeichnet. Danach läge 
nur noch die mit WEA 3 bezeichnete Windkraftanlage knapp außerhalb 
dieses Schutzbereichs (s. NLT 2014).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Bewertung des Gebietes 
auf Ebene der Standortpotenzialstudie wird, wie oben beschrieben, nicht 
durchgeführt. Die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung durchge-
führten Erfassungen nach den entsprechenden Methodenstandards führen 
bei den anerkannten Bewertungsmethoden für Brut- bzw. Rastvogelgebiete 
(BEHM & KRÜGER 2013, KRÜGER et al 2013)) für Brutvögel zur Darstellung 
von Bereichen lokaler und regionaler Bedeutung sowie Bereichen unterhalb 
der lokalen Bedeutung und für Rastvögel zu einer lokalen Bedeutung bzw. 
im Nordosten zu einer internationalen Bedeutung. Diese Einschätzungen 
sind ausführlich dem Umweltbericht sowie dem Faunagutachten zu entneh-
men. Eine Änderung der Wertigkeiten aufgrund der aufgeführten Vogelar-
ten, welche teilweise lediglich als Nahrungsgäste vor Ort waren und damit 
keine Bewertungsrelevanz entfalten, wird nicht gesehen. Der genannte 
Weißstorchbrutplatz in der Dörpstraat 152 wurde vom Büro Sinning bei den 
Erfassungen ermittelt, jedoch konnte während der Erfassungsdurchgänge 
kein brütendes Paar dort festgestellt werden. Auch die Ergebnisse der 
Raumnutzungsanalyse zeigen deutlich, dass bei dem Erfassungspunkt 2 
aus Süden kommend (oder in Richtung Süd abgehend) keine Flugbewe-
gungen festgestellt wurden, die auf einen besetzten Horst hingewiesen hät-
ten. Der Vergleich der Flugaktivität in Nestnähe des besetzten Horstes an 
der Jaderlangstraße und in der Nähe des angeblich besetzten Nestes an 
der Dörpstraat ist hierbei eindeutig. Auch in 2016 wurde auf dem fraglichen 
Grundstück die Nisthilfe kartiert, sie wurde entsprechend bei der Brutvogel-
kartierung März / April 2016 berücksichtigt. So wurde ab dem 09.03.2016 
der Weißstorch in der Nähe des später besetzten Horstes gesichtet und ab 
dem 15.03.2016 die Feststellung getroffen, dass der Horst besetzt war. 
Während der weiteren Kartierung in 2016 wurde auf dem fraglichen Grund-
stück kein Weißstorch auf der Nisthilfe oder in der Nähe kartiert. Während 
der Rastvogelkartierung im Brutzeitraum am 29.04. und ab 04.07.2016 
wurde dort ebenfalls kein Weißstorch kartiert. Trotz entsprechender Häufig-
keit vor Ort und der Kenntnis über den möglichen Nistplatz konnte keine 
Brut des Weißstorches ermittelt werden. Sollte sich in den kommenden Jah-
ren ein Weißstorch an dieser Stelle nach Umsetzung des Projektes dort 
ansiedeln, so ist die Genehmigungsbehörde in der Lage entsprechende 
Vorkehrungen zu treffen, um einer etwaige Problematik zu entgegnen. Dies 
trifft ebenso auf alle anderen derzeit aufgrund der natürlichen Dynamik von 
Populationen nicht absehbaren Entwicklungen zu. 
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Bei der diesjährigen Gastvogelzählung des NABU Rastede im Lehmder 
Moor (H. Vollstädt, S. Lorenz, Anlage 2) konnten signifikant hohe Gastvo-
gelbestände festgestellt werden. So finden sich in Anlage 1 Belegfotos 
vom 21.02.2018 aus dem Bereich Delfshausen Nord, die Bläss- und 
Weisswangengänse in Vergesellschaftung in einer Größenordnung von 
>1.500 Individuen zeigen. Insbesondere konnte damit nachgewiesen wer-
den, dass es sich bei den Weißwangengänsen mit einer Maxima von 
1.100 Individuen im Lehmder Moor nach NLWKN und KRÜGER et al. 
2013 um ein Rastgebiet von landesweiter Bedeutung handelt. Die Ge-
wöhnungsfähigkeit von Gänsen an WKA ist zwar gegeben, aber die 
Wechselsituation zwischen Nahrungs- und Schlafplätzen im Gebiet wird 
auch von Gutachtern häufig unterschätzt. Die Flüge von den Nahrungsflä-
chen zu den Schlafgewässern finden überwiegend in der Dämmerung 
statt, wo die Sicht der Tiere stärker eingeschränkt ist. Die Gänse fliegen in 
die Nacht hinein und sind dabei nur in geringer Höhe unterwegs. Hier be-
steht ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko. Außerdem ist der Jungvo-
gelanteil zu bedenken, der über keine Erfahrungen mit WKA verfügt.  
 
Sinning 2017 weist in seiner AVIFAUNA „WP Delfshausen“ (Brut- und 
Rastvogelerfassungen 2015/2016/2017) insgesamt 12 planungsrelevante 
Vogelarten (mind. gefährdet nach den Roten Listen, als geschützt nach 
EU-Vogelschutz-Richtlinie Anhang I) nach.  
 
Als Randbrüter außerhalb des 1.000 m-Radius wurden im Norden des Un-
tersuchungsgebiets außerdem die Rohrweihe mit einem Brutverdacht 
festgestellt.  
 
 
Bezogen auf die Rastvögel kommt dem Gebiet nach Sinning sogar inter-
nationale Bedeutung zu! Dabei erreicht die Weißwangengans den erfor-
derlichen Schwellenwert für diese Einstufung. Aber auch die Rastbe-
stände von Bläss- und Graugans, Kampfläufer, Kiebitz und Pfeifente sind 
nach dem Gutachten signifikant, wobei der Kampfläufer eine vom Ausster-
ben bedrohte Art ist. 
 
Fledermäuse im WP Delfshausen 
Mindestens die hier heimischen Fledermausarten Großer Abendsegler 
(Nyctalus noctula), Kleiner Abendsegler (N. leislerii), Breitflügelfledermaus 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Gastvogelbe-
obachtungen entsprechen der über die Erfassungen der Bauleitplanung er-
mittelten Nutzung des Raumes durch Gänse. Im Rahmen der durchgeführ-
ten Erfassungen wurden Trupps mit 1.370 Weißwangengänsen bzw. 1.890 
Blässgänsen festgestellt. Die angesprochenen Wertigkeiten und das Vor-
kommen wurden im Rahmen des Umweltberichtes damit bereits entspre-
chend berücksichtigt. Sämtliche Auswirkungen auf die Gastvögel wurden 
im Rahmen der Eingriffsregelung bzw. der artenschutzrechtlichen Prüfung 
gemäß den rechtlichen Vorgaben ermittelt und bewertet. Es besteht kein 
signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko für die festgestellten Rastvogelarten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Alle planungsrelevanten Arten 
wurden im Rahmen der Eingriffsregelung bzw. der artenschutzrechtlichen 
Abarbeitung dargestellt und in Bezug auf die Planungsrelevanz bewertet 
und berücksichtigt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Rohrweihe wurde in den 
faunistischen Erfassungen festgestellt und auch bei den Standardraumnut-
zungserfassungen festgestellt. Eine erhöhte Nutzung des Raumes und ein 
dadurch erhöhtes Kollisionsrisiko bestehen für diese Art nicht. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie geben die in den Gut-
achten zum Umweltbericht dargestellten Arten und Wertigkeiten wieder. Es 
wird darauf hingewiesen, dass der Kampfläufer in Deutschland allein als 
Brutvogel den Status „vom Aussterben bedrohte Art“ aufweist. Bei der Er-
fassungen wurde er lediglich als Rastvogel festgestellt. 
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(Eptesicus serotinus), Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) und Mü-
ckenfledermaus (P. pygmaeus) sind durch die geplanten Windenergiean-
lagen, besonders in der Zugzeit, stark gefährdet. WEA stellen eine akute 
Gefährdung für die sich im freien Luftraum bewegenden Fledermäuse dar 
und gelten global als eine Hauptgefährdungsursache für diese Tierarten 
(O‘SHEA et al. 2016). Ohne Abschaltzeiten ist in Deutschland von einem 
Schlagopferaufkommen von bis zu einer viertel Million Fledermäuse pro 
Jahr auszugehen (vgl. VOIGT et al. 2015). Als Schlüsselarten für viele 
verschiedene Lebensraumtypen zählen Fledermäuse deshalb zu den 
streng zu schützenden Arten der FFH-Richtlinie der Europäischen Union 
(Anhänge II u. IV). Sie unterliegen gem. Bundesnaturschutzgesetz beson-
ders strengem Schutz.  
Im Gutachten von Sinning (Fledermäuse, WP Delfshausen, 01/2017) wer-
den die schon zum WP Wapeldorf-Heubült gemachten Beobachtungen 
bestätigt. Auch hier werden die Abschaltzeiten für die einzelnen Anlagen 
in mehreren Tabellen dargestellt. Danach sollen in niederschlagslosen 
Nächten mit Windgeschwindigkeiten unter 6 m/s in Gondelhöhe bei Tem-
peraturen > 10° C Abschaltungen erfolgen. Richtigerweise wird darauf hin-
gewiesen, dass insbesondere für die Abenseglerarten und die Rauhautfle-
dermaus Abschaltungen bei höheren Windgeschwindigkeiten (allgemein 
wird hier von 7,5 m/s ausgegangen) erforderlich werden. Da insbesondere 
die Abendseglerarten bereits in der Dämmerung ausfliegen, sind die Ab-
schaltzeiten bereits vor völliger Dunkelheit festzulegen bzw. anzupassen 
(J. Gebhard, W. Bogdanowicz: Großer Abendsegler in: Handbuch der 
Säugetiere Europas, Band 4/2: Fledertiere). Eine Kompensation auf an-
dere Weise ist auch hier nicht möglich. Zur Überprüfung der festgelegten 
Abschaltzeiten und Windgeschwindigkeiten ist ein zweijähriges Gondel-
monitoring durchzuführen (vgl. MU NIEDERSACHSEN 2016). Das Moni-
toring umfasst automatische Messungen der Fledermausaktivitäten im 
Gondelbereich nach den Bedingungen des Forschungsprojekt des BMU 
(„Entwicklung von Methoden zur Untersuchung und Reduktion des Kollisi-
onsrisikos von Fledermäusen an Onshore-Windenergieanlagen“ (BRINK-
MANN et al. 2011). 
 
Die Aufgabe eines möglichen Betreibers wird es sein, die Abschaltzeiten 
einzuhalten und für Nachprüfungen zu dokumentieren. 
Generell zur Windkraft in Moorgebieten haben der NABU Oldenburger 
Land und der NABU Rastede bereits 2012/2013 vor der Umsetzung der 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und geben inhaltlich densel-
ben Stand wieder, wie er auch im Umweltbericht bzw. im Rahmen des fle-
dermauskundlichen Gutachtens aufgezeigt worden ist. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass die Mückenfledermaus gemäß den Ausführungen des Leit-
fadens Artenschutz des niedersächsischen Windenergieerlasses nicht per 
se eine kollisionsgefährdete Fledermausart ist. Die Kollisionsgefährdung 
hängt bei dieser Art von Vorkommen und Verbreitung in dem betrachteten 
Raum ab. Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen zu den Fleder-
mausvorkommen im Plangebiet wurde keine Kollisionsgefährdung bei die-
ser Art aufgrund des geringen Vorkommens festgestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Festlegung von Bestimmun-
gen zu einem Monitoring mit den entsprechenden dazugehörigen Doku-
mentationen liegt im Zuständigkeitsbereich des Landkreises Ammerland als 
Genehmigungsbehörde.  
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Details zur landkreisweiten Windkraft-Potenzialstudie im Bereich der 
Rasteder Geestrandmoore gewarnt. Darin waren große Flächen entlang 
des Geestrandes als potenzielle Standorte für Windparks vorgesehen. Die 
Geestrandmoore verfügen über noch weitgehend unberührte Landschaf-
ten - mit die letzten in Rastede angesichts des immensen Flächenver-
brauchs der letzten Jahre. Der ursprünglich richtige Gedanke, Windkraft 
als Teil der erneuerbaren Energien mit Blickrichtung auf den sich abzeich-
nenden Klimawandel zu fördern, gerät leider immer mehr in den Hinter-
grund. Investmentgesellschaften locken an windexponierten Standorten 
Kapitalanleger und Grundeigentümer mit hohen, staatlich geförderten 
Renditen und versuchen dann, ihr Konzept auf politischer Ebene durchzu-
setzen. Dies versucht jetzt offenbar erneut ein „Investor“ in Rastede um-
zusetzen.  
 
Dass damit Moorlandschaften zu einem Industriegebiet degradiert wer-
den, wird offenbar von der Ratsmehrheit billigend in Kauf genommen. 40-
Tonner-LKW tragende massive Zuwegungen für die riesigen Bauteile 
müssen geschaffen und der moorige Untergrund bis in große Tiefen 
standfest für die bis 200 Meter hohen Türme gemacht werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede 
führt diese Planung durch, um ihren Beitrag zur Energiewende zu leisten 
und auf diesem Weg Kohle- und Atomkraftwerke überflüssig zu machen 
und somit vor allem die mit diesen Kraftwerken und deren Abfallprodukten 
verbunden Gefahren zu vermeiden. Die gesetzlichen Anforderungen bei der 
Planung zur Ausweisung von Windparks wurden dabei berücksichtigt und 
erfüllt. Räume, in denen eine Windenergienutzung in Widerspruch zu be-
stehenden Festsetzungen (z.B. im RROP), Verboten und Gesetzen steht 
(z.B. Naturschutzgebiete), sind im Rahmen der Standortpotenzialstudie für 
Windenergie der Gemeinde Rastede bereits ausgeschlossen worden. Für 
den Bereich der Potenzialfläche „Delfshausen“ gab es für die Umsetzung 
von Windparkvorhaben keine entgegenstehenden Belange. Von einem In-
dustriegebiet zu sprechen entbehrt jeder Grundlage, da bei einem Windpark 
sowohl die Umfänge der Versiegelungen als auch die baulichen Anlagen 
mitsamt ihren Emissionen selbst mit einem Industriegebiet nicht gleichzu-
setzen sind. Die Gemeinde ist sich der Fahrzeugbewegungen während der 
Bauphase bewusst. Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche 
beim Transport von WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der 
Gemeinde Rastede ebenfalls bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Be-
weissicherungsverfahren der Zustand der Straßen, über die die Transporte 
führen, geprüft. Sofern erforderlich werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt o-
der im Nachgang erneuert. Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger 
auferlegt. Im Bereich der Zuwegungen wird die Lastverteilung auf der vor-
handene Bodenschicht durch ein aufgebrachtes Paket von Geotextilien und 
Schotter-Sand- Gemischen optimiert, so dass Verdichtungen minimiert wer-
den. Die Aufbaumaterialien werden hinsichtlich ihrer Eignung (LAGA-Richt-
linie) überprüft. Nach Rückbau der Zuwegungen sind die natürlichen Bo-
denfunktionen wiederherstellbar. Der moorige Untergrund wird darüber hin-
aus nicht standfest gemacht, sondern die Fundamente standfest in dem mi-
neralischen Untergrund, der sich natürlicherweise unter der Moorauflage 
befindet, verankert. Diese Vorgehensweise ist üblich und bewährt. Es wird 
im Weiteren darauf hingewiesen, dass die festgesetzte Höhe der Windener-
gieanlagen maximal 150 m beträgt. 
 
 
 



Abwägung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12, öffentliche Auslegung (Verfahren gem. § 3 (2) BauGB)                 21 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
06.03.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

Allein die erforderlichen Entwässerungsmaßnahmen werden unüberseh-
bare Folgen für die dort wohnenden Menschen und vom Aussterben be-
drohten Tier- und Pflanzenarten haben. Aber auch der Moorkörper wird 
durch die Gründungsarbeiten und das Durchstossen des mineralischen 
Untergrunds auf Dauer durch die fehlende Wasserzirkulation, Grundvo-
raussetzung für eine erfolgreiche Moorrenaturierung, zerstört. Eine Moor-
regeneration wird dadurch weitgehend unmöglich gemacht.  
 
 
 
 
 
 
 
Das Ammerländer Geestgebiet erreicht mit über 20 m bei Rastede seine 
größten Höhen. Im Rasteder/Delfshauser Moor – also im Planungsbereich 
– liegen Geländehöhen unter NN bei einem extrem gespannten Grund-
wasserleiter und einem mittleren Grundwasserstand von etwa - 0,70 cm 
(siehe Anlage 3: Karte Grundwasserstände LBEG 2017).  
 
 
 
 
Durch den Bodenaustausch im Bereich der Zuwegungen und folgender 
Flächenverdichtung sind durch Moorbodenverdrängung und Schwingun-
gen erhebliche Schäden abzusehen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die engen und tonnagebeschränkten Moorstrassen können den zu erwar-
tenden Bauverkehr nicht aufnehmen. Schwingungen durch Schwerlasten 
übertragen sich über den Moorboden in weite Bereiche. Somit sind bei 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gemäß der vorliegenden Geo-
technischen Stellungnahme zum Schutzgut Boden und Wasser (s. Anlage 
6 zum Umweltbericht) sind durch die notwendigen Gründungsarbeiten 
keine dauerhaften und/oder erheblichen Auswirkungen auf das Grundwas-
ser im Hinblick auf den Grundwasserkörper, die Grundwasserdruckverhält-
nisse, Grundwasserstände oder die Grundwasserströmung (vertikal und 
horizontal) sowie die umliegenden Bodenschichten zu erwarten, da zwi-
schen den vorliegenden Bodenschichten ein permanenter Wasseraus-
tausch stattfindet und keine getrennten Grundwasserkörper aufgrund von 
Sperrschichten im Boden vorliegen. Die für die Gründung notwendigen 
Pfähle verbleiben im Boden, da ein vollständiger Rückbau technisch und 
ökologisch nicht sinnhaft ist. Generell wird eine Moorrenaturierung aufgrund 
der Lage von Fundamentpfählen im Untergrund nicht verhindert. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gemäß der den Verfahrensun-
terlagen beigefügten Geotechnischen Stellungnahme zum Schutzgut Bo-
den und Wasser vom Büro Dr. Lübbe weisen die abdeckenden Torf-/Klei-
schichten nur eine geringe Scherfestigkeit und eine vergleichsweise hohe 
Durchlässigkeit auf. Anhand der vorliegenden Ergebnisse ist mit nur mit 
sehr geringen Druckdifferenzen des Grundwassers zwischen der Torf-
schicht und den darunter anstehenden Sanden zu rechnen. Von einem ext-
rem gespannten Grundwasserleiter ist daher nicht auszugehen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt im Rahmen der Her-
stellung der Zuwegungen kein Bodenaustausch, sondern wie oben bereits 
dargelegt, wird die Lastverteilung auf der vorhandene Bodenschicht durch 
ein aufgebrachtes Paket von Geotextilien und Schotter-Sand- Gemischen 
optimiert, so dass Verdichtungen minimiert werden. Die Aufbaumaterialien 
werden hinsichtlich ihrer Eignung (LAGA-Richtlinie) überprüft. Nach Rück-
bau der Zuwegungen sind die natürlichen Bodenfunktionen wiederherstell-
bar. Neben diesem Wegeaufbau können über Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen sowie Optimierung der Baustellenverkehre  samt -abläufen Auswir-
kungen auf den Untergrund verhindert bzw. minimiert werden, so dass 
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Vorfeld erfolgte eine Stre-
ckenprüfung zur Ermittlung der bestmöglichen Zuwegung unter Berücksich-
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den geplanten Baumaßnahme auch im erweiterten Baubereich (~4 km) 
auf Grund von Grund- und Oberflächenwasserveränderungen sowie Ein-
flüsse durch Einfahrung von Schwerlasten massive Geländeschädigungen 
wahrscheinlich. 
 
Zudem würde eine bisher relativ unberührte Naturlandschaft in eine In-
dustrielandschaft unter dem Deckmantel des Klimaschutzes verwandelt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dass man seitens der Gemeinde den Wünschen eines Investors soweit 
entgegenkommen will, mitten in eine Moorfläche und Erholungslandschaft 
einen wahren „Flickenteppich“ aus Beton, breiten Schotterstrassen usw. 
zu hinterlassen, ist schwer nachzuvollziehen. So sind Naturschutz und 
Energiewende nicht vereinbar! Der hemmungslose Naturverbrauch geht 
ungeachtet aller wissenschaftlichen Erkenntnisse und Warnungen, u. a. 
der Naturschutzverbände, unvermindert weiter.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

tigung der Wegebeschränkungen sowie der einzusetzenden Baustellen-
fahrzeige. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und zu dem Begriff „Industrie-
landschaft“ auf die oben stehenden Abwägung zum Begriff „Industriege-
biet“ verwiesen. Dass es sich bei dem vorliegenden Plangebiet um eine 
relativ unberührte Naturlandschaft handelt, kann nicht nachvollzogen wer-
den. Die derzeit auf den Flächen stattfindende intensive Landwirtschaft 
mit teilweise durchgeführter Ackernutzung führt auf den Moorstandorten 
nachgewiesenermaßen zur Mineralisation des Torfkörpers und damit 
schrittweisen Abbau und Reduzierung des Moorbodens. Gemäß den An-
gaben des NABU Positionspapiers:“ Moore – Lebensräume mit hoher Be-
deutung für Natur- und Klimaschutz“ sind in Niedersachsen rund 95% der 
Moorstandorte gestört bzw. genutzt, wozu auch der hier dargestellte Gel-
tungsbereich zu zählen ist.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass konkrete Anträge zur Bauleitplanung an die Gemeinde gestellt wur-
den, die die Gemeinde nicht ablehnen kann, ohne sich damit binnen ange-
messener Frist auseinandergesetzt zu haben (§ 12 Abs. 2 BauGB). Die Ge-
meinde hat sich vor dem Hintergrund der Notwendigkeit, die Windenergie 
zu steuern (durch Ausschluss von WEA außerhalb von ausgewiesenen 
Windparks) und gemäß der einschlägigen Rechtsprechung der Windener-
gie jedoch gleichzeitig ausreichend substanziell Raum geben zu müssen 
dazu entschieden, die Planverfahren zur Ausweisung weiterer Windparks 
in parallelen Verfahren zu beginnen. Eine Ablehnung entsprechender An-
träge zur Bauleitplanung ist vor dem Hintergrund der Rechtsprechung nur 
möglich, wenn nachweislich im Vorfeld objektive, vernünftige Gründe und 
entsprechend schwerwiegende Belange dagegen sprechen. Die Gemeinde 
entspricht daher nicht allein Wünschen von Privatpersonen. Für jede Er-
schließung und Einrichtung eines jeden Windparks sind notwendigerweise 
Zufahren und Fundamente erforderlich. Diese werden in der vorliegenden 
Bauleitplanung in flächensparender Weise umgesetzt und nach Rückbau 
des Windparks auch bis auf die Pfähle zurück gebaut. Des Weiteren wird 
allein die Zuwegung, welche für eine Wartung während des Betriebs not-
wendig ist, aufrecht erhalten, während ggf. notwendige Baustraßen zurück 
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Für die Gewinnmaximierung einiger Investmentfonds und -anleger sollte 
uns unsere Natur und Lebensgrundlage zu schade sein! Auch nachfol-
gende Generationen haben Anspruch auf eine unverbrauchte und unver-
stellte Moorlandschaft! 
 
Wie heißt es so poetisch im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RROP, D2.10 2) des Landkreises Ammerland: „Überwiegend als Grün-
land genutzte Fluß- und Bäkenniederungen, die in der zeichnerischen 
Darstellung als Vorsorgegebiete für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und 
–entwicklung dargestellt sind, sollen durch Maßnahmen, die den Natur-
haushalt in seiner Funktionsfähigkeit oder das Bild der Landschaft erheb-
lich stören, grundsätzlich nicht beeinträchtigt werden. Negative Entwick-
lungen in diesen Bereichen, z. B. ...die Anlegung von Containerflächen, 
sind grundsätzlich auszuschließen.“  
 
Interessanterweise heißt es in der Anlage 6 zu Vorlage 2018/025 der Ge-
meinde Rastede „Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 Windener-
gie Lehmdermoor., Umweltbericht“ auf Seite 54: „Delfshausen ist ein typi-
sches Moorkolonistendorf mit z.T. noch erhaltenen streifenförmigen Flur-
formen. Eine prägende Birkenallee und z.T. ältere, tlw. auch reetgedeckt, 
Wohnhäuser sowie Feldscheunen verleihen dem Dorf eine besondere Ei-
genart. Durch Freiflächen zwischen den einzelnen Häusern sowie anspre-
chend gestaltete, vielseitige Gärten, bewahrt sich das Dorf z.T. einen ur-
sprünglichen, fast historisch anmutenden Charakter. Der hohe Struktur-
reichtum verleiht dem Dorf eine besondere Schönheit und Eigenart. Auf-
grund dessen wird diese Landschaftseinheit mit einer „hohen Bedeutung“ 
für das Landschaftsbild eingestuft.“ 
 
Und: auch wenn es Investoren und unkritische Politiker nicht gerne hören: 
Moore, also auch das Lehmder Moor, sind mit die letzten relativ ungestör-
ten Rückzugsgebiete bedrohter Pflanzen- und Tier-, insbesondere Vogel-
arten, die Gefahr laufen, aus der Roten Liste gefährdeter Brutvögel als 
ausgestorben herauszufallen. 

gebaut werden. Die Umsetzung regenerativer Energien geht überall mit Be-
einträchtigungen von den Schutzgütern einher, orientiert sich allerdings in 
der Planungs- und Genehmigungsphase selbstverständlich an den gültigen 
Gesetzgebungen und den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es besteht kein Anspruch auf 
Unveränderlichkeit der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Treiben, sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist hin-
zunehmen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in der Stellungnahme zitier-
ten Aussagen stehen nicht im Widerspruch zueinander. 
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Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede angedachte Bereich zur Reali-
sierung von Windparks im Lehmder Moor stellt sich als Gastvogellebens-
raum von landesweiter Bedeutung, nach Sinning 2017 sogar von internati-
onaler Bedeutung dar. Ausschlaggebend für eine entsprechende Bewer-
tung ist eine Rastmaxima von 1.100 Weißwangengänsen, ungeachtet der 
auch hier immer wieder einfliegenden Regenbrachvögel. Es wird be-
schrieben, dass auch andere wertgebende Vogel- und verschiedene Fle-
dermausarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
Zum anderen wird hier eine der letzten unverbauten, intakten Moorland-
schaften zu einer Industrielandschaft mit einem Moorkolonistendorf am 
Rande durch fünf hochaufragende WEA bis zur Unkenntlichkeit verändert. 
Vor diesem Hintergrund sollten die beplanten Windenergie-Potenzialflä-
chen im Delfshauser Raum naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht ge-
zogen werden, weil sie mitten in einem bedeutenden Gastvogellebens-
raum und dem Lebensraum von weiteren kollisionsgefährdeten Großvö-
geln (u. a. Rotmilan, Weißstorch und Seeadler) liegen. Nicht nachvollzieh-
bar ist der Einwand, dass die Landschaft im Lehmdermoor durch die 
„kommende A 20“ ohnehin eine starke Veränderung erfahren wird. Ob 
diese Autobahn, deren erster Abschnitt derzeit nicht etwa von den be-
troffenen Gemeinden, die das höchste Interesse an der Erhaltung ihrer 
natürlichen Landschaft und der Lebensqualität ihrer Bewohner haben 
müßte, sondern von einem Naturschutzverband beklagt wird, die vielen 
(juristischen) Hürden bis zum vollständigen Plazet aller sieben Abschnitte 
jemals schaffen sollte, ist derzeit mehr als fraglich. Darauf zu vertrauen, 
ist höchst fahrlässig und zeigt einmal mehr die Gleichgültigkeit der Ge-
meinde gegenüber Natur und Landschaft. 
 
Der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 12 der Gemeinde Rastede 
kann aus den vorgenannten Gründen nicht zugestimmt werden. 
 
Zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 13 „Windenergie 
Lehmden“: 

 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und der Anregung nicht ge-
folgt. Die dargestellten Wertigkeiten des Lebensraumes werden im Rahmen 
der Verfahrensunterlagen dargestellt, bewertet und die erheblichen Um-
weltauswirkungen nach den gesetzlichen Vorgaben ermittelt, soweit mög-
lich Vermeidungsmaßnahmen festgesetzt und nicht vermeidbare Beein-
trächtigungen kompensiert. Im Rahmen der Ermittlung der Umweltauswir-
kungen ist eine kumulative Betrachtung weiterer Pläne und Projekte, die 
einen ausreichenden Planungsstand sowie mit dem Projekt überlappende 
Wirkräume haben, zwingend notwendig. Es ist zum jetzigen Zeitpunkt auf-
grund des Planungszustandes davon auszugehen, dass die A20 in diesem 
Bereich verlaufen wird, so dass die angesprochene Vorgehensweise fach-
lich korrekt ist. Es wird darauf hingewiesen, dass über die hier vorgelegte 
Planung lediglich zwei Windenergieanlagen statt der in der Stellungnahme 
genannten fünf Anlagen festgesetzt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Dieser Teil der Stellungnahme bezieht sich auf die 72. Flächennutzungs-
planänderung sowie den dazugehörigen Bebauungsplan und wird im Rah-
men des dortigen Beteiligungsverfahrens abgearbeitet. 
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Gegen die hier angedachte Planung bestehen grundsätzlich keine Beden-
ken. Allerdings befindet sich nordwestlich an die Potenzialfläche angren-
zend ein älterer Waldbestand und westlich der Kreisstrasse schließt das 
Gelände des Golfplatzes an. Der NABU Rastede hat in Abstimmung mit 
dem Vorstand des Golfclubs in den Jahren 2016/2017 zur Verbesserung 
der Lebensräume auf dem Clubgelände eine große Anzahl von Nisthilfen 
für Brutvogel- und Fledermausfauna installiert. Hierdurch könnte eine 
Neubewertung der Avifauna und des Untersuchungsraums zu den geplan-
ten WEA erforderlich werden.  
 
Zum anderen ist der Brutvogelbestand vom Büro Sinning 2013 mit acht 
Begehungen zwischen Ende März und Mitte Juli 2011 erfasst worden, der 
Rastvogelbestand von Mitte August 2011 bis Ende März 2012 mit insge-
samt 15 Begehungen. Gegen die seinerzeitige Erfassungsmethode und 
der Ergebnisbewertung bestehen keine Einwände, es liegen inzwischen 
allerdings sechs bis sieben Jahre zwischen den Erfassungen und der jet-
zigen aktuellen Situation. In der Literatur wird allgemein von einem „Ver-
fallsdatum“ für avifaunistische Bestandsdaten von fünf Jahren ausgegan-
gen, da sich innerhalb dieser Zeitspanne eine totale Veränderung in der 
Artenzusammensetzung ergeben kann. Deshalb wäre hier wie auch die 
Kartierung der Fledermausbestände aus dem Jahr 2011 (Sinning 
06/2013) nochmals zu aktualisieren. 
 
Immisionsschutzrechtliche Prüfungen 
Für alle vorgenannten Bebauungspläne bleiben ohnehin die immisions-
schutzrechtlichen Prüfungen abzuwarten, die übrigens auch für die 
Repoweringpläne in Lehmden bei einer Anlagenhöhe > 50 m gelten. 
 
 
 
Bewertungen durch unabhängiges Gutachten 
Bei Durchsicht und Prüfung der uns zur Verfügung gestellten Unterlagen 
ist sichtbar geworden, dass das mit der Planung beauftragte Büro die Kar-
tierungen vor Ort sowie die Abfassung der verschiedenen Gutachten vor-
genommen hat als auch an den Bewertungen der Eingaben im Rahmen 
der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung maßgeblich beteiligt war. Um 
dem Verdacht zu begegnen, dass die vorgenommenen Bewertungen der 
Eingaben im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Alle vorliegenden Gutachten 
und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorga-
ben und fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme un-
terstellt wird, wird zurückgewiesen. Da abschließend nicht die Gemeinde, 
sondern der Landkreis für die Genehmigung des Windparks zuständig ist, 
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im Zuge der aktuellen Öffentlichkeitsbeteiligung vorgebrachten Einwände 
im Zweifel zugunsten des Auftraggebers qualifiziert worden sind bzw. wer-
den, empfehlen wir die Einholung der Stellungnahme einer unabhängigen 
staatlichen Stelle, dem NLWKN, Fachbehörde Staatliche Vogelschutz-
warte. In möglichen juristischen Auseinandersetzungen könnte das Feh-
len eines unabhängigen Gutachtens eine nicht unerhebliche Rolle spielen 
und als Versäumnis gewertet werden. 
 
 
Urteile und Beschlüsse aus jüngster Zeit 
Ohne es vorwegnehmen zu wollen, ob es im Falle einer Genehmigung der 
Windkraftplanungen der Gemeinde durch den Landkreis Ammerland zu 
einer Klage kommen sollte, möchten wir doch auf mehrere Verwaltungs-
gerichtsurteile aus jüngerer Zeit in Bezug auf die Komplexibität der Ge-
nehmigungsverfahren von Windparks in den verschiedenen Bundeslän-
dern hinweisen und damit auf die schwierige Rechtslage, der sich auch 
die Kommunen gegenübersehen bzw., wie im folgenden Beispiel, ausset-
zen: 
 
- Ganz aktuell (03.08.2018) hat das VG Oldenburg auf Antrag der 
Rechtsanwältin Dr. Jutta Engbers (Friesoythe), dem Landesverband der 
Bürgerinitiativen Umweltschutz (LBU) eine vollstreckbare Ausfertigung 
seines Beschlusses vom 8. Februar 2018 (Az.: 12 B 67/18) erteilt. Mit die-
sem Beschluss ist der (Weiter-) Bau und Betrieb der damals trotz des 
Bauverbots teilweise errichteten acht WEA im Windpark Wehrder vor 
Mooriem bis zu einer endgültigen Entscheidung untersagt worden. Die 
„Windpark Wehrder GmbH“ als Betreiber setzte sich jedoch über den Be-
schluss des Verwaltungsgerichts Oldenburg hinweg und baute mit Geneh-
migung, Duldung und Unterstützung des Landkreises Wesermarsch vier 
der ursprünglich acht genehmigten Anlagen trotz diverser Anzeigen bei 
Landkreis und Polizei weiter vollständig auf. Vier weitere Anlagen wurden 
als halbhohe Stümpfe in die Landschaft gestellt. 
 
- In seinem Urteil vom 17.03.2016, Az. 22 B 14.1875 und 22 B 14.1876, 
fasst der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) die bisherige 
Rechtsprechung zur Problematik über das Vorkommen von Rotmilanen im 
Bereich von Windrädern zusammen und wies die Klage eines Betreibers 
auf eine Baugenehmigung ab. Zusätzlich urteilte der BayVGH über die 

ist sichergestellt, dass eine neutrale Beurteilung und Bewertung durch die 
beauftragten Gutachter und Büros der Planung zu Grunde liegt. Weiterhin 
wurden die Eingaben der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung neutral be-
arbeitet und entsprechen dem üblichen Vorgehen sowie der Meinung der 
Politik der Gemeinde Rastede im Bauleitplanverfahren. Die genannten In-
stitutionen wurden im Rahmen der Verfahrensschritte durch die Gemeinde 
beteiligt und konnten Stellungnahmen zu der Planung abgeben. Ein Ver-
säumnis lässt sich aus dem gewählten Vorgehen nicht ableiten. 
 
 
Die Hinweise auf die Urteile werden zur Kenntnis genommen. Zu der Auf-
listung ist zu sagen, dass in der Regel jedes Planverfahren für sich genom-
men ein „Unikat“ und jede mögliche Gerichtsentscheidung immer eine „Ein-
zelfallentscheidung“ ist, welche in den wenigsten Fällen Allgemeingültigkeit 
erlangt und somit nicht ohne weiteres übertragbar ist. 
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Abstände kollisionsgefährdeter Vogelarten zu Windrädern. Diese würden 
nicht mehr der Anlage 2 des noch geltenden Windkrafterlasses in Bayern 
entsprechen. Ab sofort müssen in Bayern die aktuellen Abstandsemp-
fehlungen der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten 
(„Helgoländer Papier“, 04/2015) angewandt werden. Damit gibt das 
BayVGH klare rechtliche Vorgaben für die künftige Genehmigungspraxis 
in Bayern. Die Entscheidung des höchsten bayerischen Verwaltungsge-
richtes könnte auch Präzedenzfall zum Thema „Windkraft versus Arten-
schutz“ für ganz Deutschland werden. Entsprechende Bestrebungen sind 
derzeit in Bayern im Gange, das Helgoländer Papier für alle Bundesländer 
als verbindlich mit Gesetzeskraft zu installieren.  
 
- In seinem Urteil vom 8.11.2017 hat das Oberverwaltungsgericht Lüne-
burg (OVG) die Beschwerde eines Windkraftbetreibers zurückgewiesen. 
Im Windpark Culturweg in der Gemeinde Ovelgönne waren vom Land-
kreis Wesermarsch insgesamt neun Windkraftanlagen Ende 2016 geneh-
migt worden. Gegen diese Genehmigungen hatte der NABU Widerspruch 
eingelegt und gleichzeitig beim Verwaltungsgericht (VG) Oldenburg in ei-
nem Eilverfahren einen Baustopp beantragt. Das VG Oldenburg hatte die-
sem Antrag stattgegeben und die Errichtung der Anlagen mit Beschluss 
vom 28.04.2017 untersagt. Gegen den Beschluss des VG Oldenburg war 
der Windkraftbetreiber in die Beschwerde beim OVG gegangen. Die neun 
bereits genehmigten Windkraftanlagen dürfen aus artenschutzrechtlichen 
Gründen weiterhin nicht errichtet werden, weil durch den Windpark sel-
tene und streng geschützte Vogelarten gefährdet werden. 
 
- Das VG Oldenburg hat im Februar 2018 in einer Eilentscheidung Ro-
dungsarbeiten zum Windpark Bakum (Kreis Vechta) gestoppt. Die Be-
lange des Artenschutzrechts und konkret die Auswirkungen der Anlagen 
auf Vögel und Fledermäuse seien völlig unzureichend bewertet worden 
(NWZ-Online vom 15.02.2018).  
 
- Der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Württemberg hat im Ja-
nuar 2018 das Urteil des VG Stuttgart bestätigt, das eine ohne UVP er-
richtete Windkraftanlage in einem von brütenden Rot- und Schwarzmila-
nen, Baumfalken und Wespenbussarden besiedelten Gebiet bei Schwä-
bisch Hall („Orlach 6“) dauerhaft stillgelegt hatte. VGH: “...Das wirtschaftli-
che Interesse sei „wegen der im Falle einer signifikanten Erhöhung des 
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Tötungsrisikos drohenden irreversiblen Zustände geringer zu gewichten“. 
Artenschutz sei „nicht etwa ein privater Belang, sondern ebenfalls von ho-
hem öffentlichen Interesse“. 
 
- Im jüngsten Fall hat sich der Stadtrat Jever gegen weitere Windräder im 
Stadtgebiet ausgesprochen (NWZ vom 17.03.2018). Dabei ging es um 
den Bau von neun 150 Meter hohen Windkraftanlagen, die im Abstand 
von 500 Metern zu Wohnhäusern errrichtet werden sollten.  
 
Zu erwähnen wäre in diesem Zusammenhang noch der Kabinettsbe-
schluß der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, die zugunsten 
der Akzeptenz von WEA einen Vorsorgeabstand von 1.500 m zu Wohn-
gebieten im Landesentwicklungsplan festgelegt hat (Landtag NRW, Vor-
lage 17/415). Auch die Regierung Schleswig-Holsteins wird künftig ei-
nen Regelabstand von WEA zu Ortslagen von 1.000 m vorschreiben (Ko-
alitionsvertrag S.-H., MP Günther). 
 
Wir bitten um sorgfältige Prüfung unserer Stellungnahme und verbleiben. 
 
Anlage 1: 3 Belegfotos vom 21.02.2018 
Anlage 2: Kartierung Vollstädt/Lorenz v. 21.2.2018 
Anlage 3: Karte Grundwasserstände LBEG 
Anlage 4: Karte Sinning mit Weißstorch Delfshausen 
 
Kopien gelangen an die Fraktionsvorsitzenden der im Rasteder Gemein-
derat vertretenen Parteien und an den Landkreis Ammerland als Geneh-
migungsbehörde 

 
 
 
 
Die Hinweise auf andere politische Entscheidungen werden zur Kenntnis 
genommen. Da es keinerlei Landesvorgaben zu Mindestabständen gibt, 
liegt die Entscheidung sowohl über einzuhaltende Abstände, als die Pla-
nungshoheit allein bei der Gemeinde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anlagen 1-4 werden zur Kenntnis genommen. 
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 Bürger 3:   
 Mit dieser Stellungnahme beziehe ich mich auf die seit dem 11. d.M. öf-

fentlich ausgelegten Unterlagen für die benannten 3 Gebiete. Meine Aus-
führungen gelten für diese Gebiete gemeinsam. 
 
Insbesondere die Begründungen, die Umweltberichte mit den Fachbeiträ-
gen und die dort bereits eingegangenen Stellungnahmen verschiedener 
Bürger habe ich zur Kenntnis genommen. 
 
Ich fordere Sie hiermit auf, den Umfang der gesamten Planung mit zu-
sammen 10 Windkraftanlagen (WKA) zu überdenken. Meines Erachtens 
wird bei entsprechender Umsetzung ein mehrfaches als die geplanten 
50% Energieerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen erreicht. Damit 
ist Ihre Planung überdimensioniert. Im März 2016 wurden Daten veröffent-
licht, nach denen in 2014 bereits 43% des Energieverbrauchs in der Ge-
meinde aus erneuerbaren Energiequellen stammen. Wenn Investoren un-
ter Ihrer Mitwirkung die Möglichkeit erhalten, 10 WKAs a 2.300kW zu er-
richten, so ist das nicht zielkonform. Meine Forderung lautet daher, verrin-
gern Sie die Anzahl der Gebiete, in denen WK-Parks erstellt werden kön-
nen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die deutsche Bundesregierung 
hat mit dem Klimaschutzplan 2050 vom November 2016 ihre anspruchsvol-
len nationalen Klimaschutzziele bestätigt und weiter präzisiert: Deutschland 
hält am bestehenden nationalen Ziel fest, seine Treibhausgas-Emissionen 
bis zum Jahr 2020 um mindestens 40 % zu mindern. Bereits im Dezember 
2014 hatte die Bundesregierung das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 
verabschiedet, um mit zusätzlichen Maßnahmen die absehbare Lücke in 
der Zielerreichung zu schließen. Die Umsetzung des Aktionsprogramms 
Klimaschutz 2020 wird seit 2015 in jährlichen Klimaschutzberichten über-
prüft. Nach dem aktuellen Projektionsbericht zur zukünftigen Entwicklung 
der Treibhausgas-Emissionen wird dieses Ziel mit den bisherigen Maßnah-
men bis 2020 nicht erreicht (Quelle: Umweltbundesamt). Laut Windenergie-
erlass des Landes Niedersachsen handelt es sich bei der Windenergie um 
eine kostengünstige, etablierte und klimafreundliche Technologie deren 
weiterer Ausbau wesentlicher Bestandteil der deutschen und niedersächsi-
schen Energie- und Klimapolitik ist. Niedersachsen besitzt auf Grund seiner 
geografischen Lage und Topografie dabei gute Vorrausetzungen für die 
Nutzung von Windenergie wodurch dem Land Niedersachsen eine beson-
dere Bedeutung beim Ausbau der Windenergie in Deutschland zu kommt, 
die über die Deckung des niedersächsischen Strombedarfs hinausgeht 
(Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz, 
2016). Es ist daher nicht Planungsziel, nur so viel erneuerbare Energie zu 
produzieren, wie im eigenen Gemeindegebiet gebraucht wird. Die Ge-
meinde Rastede hat sich mit der Durchführung sowohl der Standortpoten-
zialstudie als auch der Bauleitplanungen zu den verschiedenen Windparks 
im Gemeindegebiet dazu entschlossen, einen aktiven Beitrag zum Errei-
chen des Klimaschutzzieles des Bundes zu leisten. Die für die Errichtung 
von Windenergieanlagen vorgesehenen Areale wurden über die Standort-
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Meines Erachtens kann die Gemeinde auf einen WK-Park mit den Flä-
chen in Wapeldorf / Heubült verrichten, ohne Gefahr zu laufen, das er-
klärte Ziel zu verfehlen. Die dafür vorgesehenen Flächen nördlich und 
südlich der L820 'Spohler Straße' erscheinen mir als die in mehrfacher 
Hinsicht umstrittensten zu sein. Eine vergleichende Darstellung aller 3 Ge-
biete könnte hilfreich sein. 
 
Des weiteren schlage ich folgendes vor: Betreiber von WKAs in den be-
nannten Gebieten werden vertraglich verpflichtet, jährlich wiederkehrende 
Zahlungen i.H.v. mindestens 1.0% aus den Erlösen des Energieverkaufs 
bzw. der Energieeinspeisungsvergütung an eine neutrale Naturschutzbe-
hörde zu entrichten. Ersatzweise verpflichtet sich die Gemeinde Rastede 
selbst zu entsprechenden Zahlungen aus dem dann verbesserten Gewer-
besteueraufkommen. Diese Zahlungen sollen u.a. dazu dienen, in den 
Jahren der Nutzung von WKAs die Einhaltung der verschiedenen umwelt-
relevanten Auflagen durch Fachkräfte der Naturschutzverbände zu ge-
währleisten. 
 

potenzialstudie als bestgeeignete Flächen ermittelt. Weiterführende Unter-
suchungen und Gutachten im Rahmen der Bauleitplanungen zeigen des 
Weiteren keine unüberwindbaren Raumwiderstände auf, so dass an der 
Fortführung der Planung festgehalten wird. Eine vergleichende Darstellung 
ist unter dem Gesichtspunkt der Bereitstellung substanziellen Raumes für 
die Windenergie nicht zielführend. 
 
Die Anregungen sind nicht Gegenstand der hier vorliegenden 71. Flächen-
nutzungsplanänderung und des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 
12 „Windenergie Lehmdermoor“. Die Abwägung folgt daher in der Abwä-
gungstabelle zur 70. Flächennutzungsplanänderung und nicht an dieser 
Stelle. 
 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt, da dem rechtlich zwingende Hindernisse 
entgegenstehen. Die Erteilung einer Genehmigung für den Betrieb einer 
Windkraftanlage von einer Zahlung des Betreibers abhängig zu machen, 
die an Dritte erfolgt, ist unzulässig. Es gibt keine gesetzliche Grundlage für 
eine solche Abgabe. Nur auf gesetzlicher Grundlage dürfen Abgaben erho-
ben werden.  
Die Erteilung einer Genehmigung darf auch nicht von einem Entgelt abhän-
gig gemacht werden. Die Erbringung von entgeltlichen Leistungen durch 
den Betreiber einer Windkraftanlage kann nur im Rahmen eines städtebau-
lichen Vertrages oder eines Erschließungsvertrages geregelt werden. Hier-
nach sind regelmäßig Entgelte für den Betrieb der Anlagen nicht zulässig. 
Eine ersatzweise Verpflichtung der Gemeinde zu Zahlungen für den Natur-
schutz, ist gesetzlich nicht vorgesehen. Demgemäß kann auch die Gemein-
devertretung in ihrem Haushalt keine Abgabenlast zur Zahlung an Natur-
schutzverbände vorsehen.  
Der Vorschlag basiert auf einer gesetzlich nicht vorgesehenen Abgabenlast 
und postuliert demgemäß eine unzulässige Abgabenerhebung.  
 

 Bürger 4:   
 Unstrittig ist, das den Gemeinden mittels Paragraph 35 Abs. 3 S. 3 Bau 

GB, dem sogenannten Planungsvorbehalt das eigenverantwortliche Ge-
stalten eingeräumt wird, jedoch unter Beachtung folgender Maßgaben in 
Kurzform 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass alle gesetzlichen Vorschriften im Rahmen des Planungsprozesses 
von der Gemeinde eingehalten und beachtet worden sind. Sämtliche öffent-
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 - unter Einhaltung strenger Vorgaben kann die Gemeinde eigenverant-
wortlich gestalten, der Schwerpunkt liegt hier auf „ Einhaltung strenger 
Vorgaben „. Es sei hiermit gleichfalls nochmals darauf hingewiesen, das 
bei Verstoß gegen diese Regeln die Ausschlusswirkung nicht greift. Mit 
dem einher geht ein kompliziertes Planungs- und Abwägungsverfahren - 
wobei wir hier den Schwerpunkt auf Abwägungsverfahren legen und dies 
im nachfolgenden Schreiben noch näher begründen. 
 
Dem übergeordnet und zu beachtende Grundsätze, die im Verlauf des 
Abwägungsverfahrens zwingend zu beachten sind und die wir hiermit 
nochmals in's Gedächtnis rufen und deren Einhaltung wir hiermit einfor-
dern.  
 
1. Erklärung der UN - Konferenz für Umwelt und Entwicklung ( UNCED ) 
1992, demnach gilt das Vorsorgeprinzip in Europa. Danach sollen Schä-
den für die Umwelt bzw. die menschliche Gesundheit im VORAUS ( trotz 
unzureichender und noch nicht endgültig bestätigter Wissensbasis ) ver-
mieden oder weitestgehend verringert werden. 
 
In diesem Zusammenhang gibt jedoch die EU - Kommission dazu einen 
gemeinsamen Rahmen vor, der die Nutzen / Schaden Abwägung vor-
schreibt. 
 
Auch hier fordern wir die Einhaltung geltenden Rechtes. 
 
Zur Vervollständigung seien hier nochmals einige Schwerpunkte zur Nut-
zen I Schaden Abwägung , wie sie durch die EU Kommission vorgegeben 
werden, angeführt. 
 
- Die Anwendung des Prinzip sollte auf einer möglichst umfassenden wis-
senschaftlichen Bewertung beruhen, in der auch das Ausmaß der wissen-
schaftlichen Unsicherheit ermittelt wird. 
 
- Vor jeder Entscheidung für oder gegen eine Tätigkeit sollten Risiken und 
mögliche Folgen einer Untätigkeit bewertet werden. 
 

lichen Belange wurden auf Grundlage aktueller Gutachten und Daten um-
fassend dargestellt, bewertet und die Auswirkungen bei Umsetzung des 
Projektes ermittelt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in der Stellungnahme er-
wähnte Rio Erklärung über Umwelt und Entwicklung (Rio-Deklaration) ist 
das völkerrechtlich nicht bindende Ergebnis der UNCED, dessen Inhalte der 
27 Grundsätze lediglich beachtet werden sollten. Unter Punkt 11 wird auf-
geführt, dass die unterzeichnenden Staaten wirksame Umweltgesetze ver-
abschieden werden. Deutschland ist diesem Punkt u. a. über das Bun-
desnaturschutzgesetz, welches den jeweiligen europarechtlichen Entwick-
lungen angepasst wird, nachgekommen. Diese Gesetzgebung bildet die 
Grundlage für die vorliegende Bauleitplanung, so dass den gesetzlichen 
Vorgaben vollumfänglich entsprochen wird und keine Ergänzungen der Un-
terlagen in Bezug auf die in der Stellungnahme genannten Punkte notwen-
dig sind. 
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- Sobald das Ergebnis der Risikobewertung vorliegt, sollten alle Betroffe-
nen in die Untersuchung der verschiedenen Risikomanagementoptionen 
einbezogen werden. 
 
Die Vorschrift verlangt, das auch Risiken neuer Technologien mit gleicher 
Anstrengung wie deren Anwendung erforscht wird. 
 
Aus unserer Sicht und nach Durchsicht der uns zur Verfügung gestellten 
Unterlagen, wurde bei der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und 
der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 „ Wind-
energie Lehmdermoor „ in eklatanter Weise verstoßen und mit dem Be-
schluss des Verwaltungsausschusses der Gemeinde Rastede zur Geneh-
migung der Errichtung der WKA, diesen aus unserer Sicht groben Verstoß 
untermauert, was aus unserer laienhaften Sicht einer Rechtsbeugung 
gleichkommt. 
 
Begründet sehen wir unsere Sichtweise der Sachlage in folgenden Punk-
ten: 
 
1. Abwägungsverfahren, hier wird in mehr als oberflächlichen / arroganten 
Art und Weise über die Sorgen und berechtigten lnteressen betroffener 
Bürger hinweggegangen, durch Formulierungen wie „ zur Kenntnis ge-
nommen „. 
 
 
 
 
 
 
2. Abwägungsverfahren - desweiteren wird bzw werden Abwägungen mit 
dem einfachen Verweis auf die Einhaltung geltender Gesetze , Richtlinien 
und Normen begründet, ohne das dies wirklich nachvollziehbar ausgeführt 
wird.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie oben bereits dargestellt, 
wurden sämtliche rechtlichen Vorgaben von der Gemeinde Rastede einge-
halten, so dass von einer Rechtsbeugung aus gemeindlicher Sicht nicht ge-
sprochen werden kann.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahrge-
nommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussage 
nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Gemeinde 
entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in der 
Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwägung be-
dingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Abwägungs-
defizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Bezugnahme zu den je-
weiligen gesetzlichen Vorgaben und Richtlinien, welche die Grundlage der 
Verfahrensunterlagen bilden, ist diesen Verfahrensunterlagen über die Be-
züge im Text zu entnehmen. Eine Auflistung sämtlicher angewendeter Ge-
setze, Richtlinien und Normen ist daher aus Sicht der Gemeinde nicht zu-
sätzlich im Rahmen der Abwägung erforderlich. 
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Diese, an den Tag gelegte Vorgehens- und Verfahrensweise entspricht 
unter keinen Umständen den strengen Vorgaben, die in einem solchen 
Verfahren, wie zuvor bereits ausgeführt, einzuhalten sind. 
 
Das diesen strengen Vorgaben des Abwägungsverfahren ( Nutzen / Scha-
den ) nicht umfänglich nachgekommen wurde, werden wir im folgenden , 
aus unserer Sichtweise begründen. 
 
Wir leben in unmittelbarer Nähe des Planungsraumes und erheben hiermit 
fristgerecht folgende Einwendungen gegen das genannte Planungs- und 
Bauvorhaben.  
 
Hierzu jedoch als Einleitung und Handlungsrichtlinie sei gleichfalls auf den 
Paragraphen 1 der BIMSCH sowie auf die Definition des Begriffes „ Ge-
sundheit „ seitens der WHO verwiesen. 
 
- BIMSCH - G Paragraph 1 
Abs 1 Zweck des Gesetzes 
„Der Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den 
Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgü-
ter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen 
schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen ,, 
 
Abs 2 soweit es sich - Zitat - in Teilen ! 
- „ dem Schutz und der Vorsorge gegen Gefahren erhebliche Nachteile 
und erhebliche Belästigungen ..... . .“ 
- Definition der WHO „ Gesundheit ,, 
„ Gesundheit ist ein Zustand vollkommener körperlichen, geistigen und so-
zialen Wohlbefindens und nicht allein das Fehlen von Krankheit und Ge-
brechen „ 
 
Begründung: 
 
- wesentlicher Wertverlust unserer Immobilie und unseres Grundstückes 
Hier fordern wir die Erstellung unabhängiger Gutachten zu Lasten der Ge-
meinde oder des künftigen Bauträgers. 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und wie zuvor darauf hingewie-
sen, dass sämtliche Verfahrensschritte formalrechtlich einwandfrei durch-
geführt worden sind. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und darauf verwiesen, dass als 
Grundlage für die Bauleitplanung das BauGB gilt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
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- Verlust an erheblicher Lebensqualität durch Bauverkehr von Schwerlast-
fahrzeugen und Gerät während der Bauphase und dauerhafte Beeinträch-
tigung durch den Betrieb der WKA. 
 

die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
 
Der Bau des Windparks ist zeitlich begrenzt. Kurzzeitige Beeinträchtigun-
gen sind hinzunehmen, wie es z.B. auch hinzunehmen wäre, wenn in einem 
Wohngebiet ein Haus gebaut würde oder andere Bauarbeiten auf Nachbar-
grundstücken stattfänden. Es besteht kein Anspruch auf Unveränderlichkeit 
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- Gebäude- Straßen- und Wegschäden durch starken Bauverkehr mit 
Schwerlasten, verursacht durch Schwingungsübertragung über weite 
Strecken über den Moorboden. 
 
- Hier erwarten wir die Einleitung eines entsprechenden Beweissiche-
rungsverfahrens auf Kosten und zu Lasten der Gemeinde Rastede - hier 
ist die Gemeinde Rastede in der Pflicht, die lnteressen und Rechte der 
Betroffenen und geschädigten Anwohner gegenüber dem Bauträger zu 
vertreten. 
 
- Weiterhin ist zu berücksichtigen, das die Zufahrt zur geplanten Bau- und 
Betriebsstelle über einen Wirtschaftsweg längs des schwarzen Grabens 
führen soll, der zur Gemeindestrasse erklärt werden soll. Diese Zuwegung 
ist für einen Schwerlastverkehr völlig ungeeignet. Eine Schwerlastnutzung 
kann nur erfolgen, durch einen erheblichen und gesicherten Ausbau, der 
allerdings in Widerspruch zum Artenschutz steht. Im Bereich des schwar-
zen Grabens befindet sich der Lebensraum der artenrechtlich geschützten 
Süsswassermuschel, welche auf der roten Liste der zu schützenden Arten 
steht. Bei einem derartigen Ausbau und Eingriff ist von erheblichen Aus-
wirkungen auf den streng geschützten Muschelbestand auszugehen. 
 
 
Eine solche Maßnahme ist deshalb grundsätzlich abzulehnen und stellt im 
Sinne der geltenden Rechtssprechung einen Straftatbestand dar. 
 
 
 
 
 
 
 
- Zerstörung des Landschaftsbildes und schutzwürdigen Gebiete: 
Der Eingriff in das Lanschaftsbild wird in den Abwägungsvorschlägen be-
schrieben und als erheblich eingestuft. Trotz besseren Wissens gibt die 
Gemeinde der Errichtung eines Windparkes den Vorrang. Eine solche 
Vorgehensweise ist abzulehnen. 
 
 

der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und gesellschaftliche Treiben, 
sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist daher hinzunehmen.  
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde Rastede 
bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsverfahren der 
Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Sofern erfor-
derlich werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. 
Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die für die Bauphase zu nutzen-
den Wege werden im Vorfeld des Vorhabens durch die Zulieferungsfirma 
im Hinblick auf die Traglasten überprüft und – sofern notwendig – ein Auf-
bau des Weges durchgeführt, um eine gleichmäßigere Lastverteilung zu 
ermöglichen. Mit dem „Schwarzen Graben“ ist der Lehmdermoorgraben ge-
meint, welcher sich außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungspla-
nes befindet. Der Graben wird durch die Bauleitplanung in seinem Zustand 
nicht verändert, so dass keine Auswirkungen auf die Süßwassermuschel zu 
befürchten sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewässerunterhal-
tung nicht Gegenstand der Bauleitplanung ist.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und stellt lediglich dann einen 
Straftatbestand dar, wenn es sich um einen unzulässigen, ungenehmigten 
Eingriff handeln würde bzw. der Eingriff im Rahmen der Bauleitplanung 
bzw. Genehmigungsplanung nicht ausreichend beachtet worden wäre. Da 
das Vorhaben sowohl über die Bauleitplanung der Gemeinde Rastede als 
auch über eine anschließende Genehmigung nach BImSchG des Landkrei-
ses Ammerland genehmigt wird, ist von keinem Straftatbestand auszuge-
hen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen der Errich-
tung von Windenergieanlagen auf das Landschafts- und Ortsbild sind der 
Gemeinde bewusst. Die Gemeinde hat sich jedoch dazu entschlossen, dem 
Belang der Windenergienutzung im Plangebiet den Vorrang vor dem Schutz 
des Landschaftsbildes zu geben.  
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- Beeinträchtigung von Brut- und Rastvogelplätzen, - die derzeitige be-
rücksichtigte Erfassung entspricht nicht den aktuellen Erkenntnissen. 
 
Schon im Winter / Frühjahr 2017/18 wurde vom NABU Rastede dokumen-
tiert, das sich das faktische Vogelschutzgebiet nördlich der Jade deutlich 
auf den südlichen Bereich - also im Bereich des geplanten Windpark und 
der ebenso geplanten A 20 ausgeweitet hat. 
 
Auf der Grundlage der geltenden Gesetze, Richtlinien und Normen, müs-
sen aktuelle Erkenntnisse zwingend berücksichtigt werden, was im vorlie-
genden Verfahren eindeutig nicht erfolgt ist. Aus diesem Grund ist das 
Vorhaben abzulehnen. 
 
 
 
 
 
 
- Verstoß gegen den Gleichstellungsgrundsatz durch mangelnde Anpas-
sung der Vorgaben an sinnvolle Schutzabstände ( s. Regelung Bayern V. 
17.1 1.2014:10-H- Regel, das bedeutet im vorliegenden Fall bei der vor-
gegebenen Bauhöhe von 150 Meter einen Schutzabstand zur Bebauung 
von 1,5 km ) 
 
Da diese Maßgabe des Bundesland Bayern sicher auch auf der Basis ak-
tueller wissenschaftlicher Erkenntnisse beruht, stellt sich die Frage, wa-
rum in Bayern derartige Erkenntnisse berücksichtigt werden und im Land-
kreis Ammerland und im konkreten der Gemeinde Rastede nicht. Weiter-
hin ist zu berücksichtigen, das es sich bei dem betreffenden Bereich nicht 
um einen klassischen Aussenbereich mit vereinzelten Gehöften handelt, 
sondern vornehmlich um eine Wohnbebauung. 
 

Der Eingriff in das Landschaftsbild sowie der Zustand der Landschaft wird 
im Umweltbericht ausführlich beschrieben und anhand anerkannter Metho-
den im Sinne der Eingriffsregelung quantifiziert und bilanziert, um den er-
forderlichen Umfang an Kompensationsmaßnahmen zu ermitteln. Den ge-
setzlichen Anforderungen wird damit entsprochen 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in 2015/2016 zum Projekt-
vorhaben durchgeführten Kartierungen wurden nach den gültigen Erfas-
sungsmethoden des NLT-Papiers (2014) mit der daraufhin erfolgten Bewer-
tung von Brut- und Gastvogelräumen nach aktuellen anzuwendenden Stan-
dards von BEHM & KRÜGER (2013) sowie KRÜGER et al. (2013) durchgeführt. 
Sie ergaben für das unmittelbare Projektgebiet für Brutvögel maximal lokale 
und für Gastvögel maximal nationale Bedeutung. Damit ein Gebiet als ein 
faktisches Vogelschutzgebiet gilt, muss es die Kriterien für ein Vogelschutz-
gebiet erfüllen. Das vorliegende Plangebiet und seine Umgebung ist weder 
als Ramsar-Gebiet (Übereinkommen über Feuchtgebiete, insbesondere als 
Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung) 
noch als ein IBA-Gebiet (Important Bird Area) in der überarbeiteten Ge-
samtliste von SÜDFELDT et al. (2002) geführt. Es gibt demzufolge keine Hin-
weise darauf, dass es sich bei dem Plangebiet um ein faktisches Vogel-
schutzgebiet handelt. Eine Ablehnung des Vorhabens ergibt sich für die 
Gemeinde nicht. 
 
 
Die vorliegende Planung richtet sich nach den niedersächsischen Vorgaben 
und gesetzlichen Rahmenbedingungen. Zur Information: Der Abstand von 
10 H bezieht sich nur auf Siedlungen (Bebauungsplangebiete und im Zu-
sammenhang bebaute Ortssteile gem. § 34 BauGB) und nicht auf Wohnge-
bäude im Außenbereich. 
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Diese Tatsache wird in der Abwägung garnicht oder nur ungenügend be-
rücksichtigt. 
 
Aus diesem Grund ist das Vorhaben abzulehnen. 
 
- Die Gründung der Fundamente der WKA soll mittels Grundwasserab-
senkung erfolgen, dies trotz der Tatsache, das das genannte Gebiet des 
Rasteder Moor auf einen gespannten Grundwasserleiter liegt. Diese Tat-
sache sollte und muss den entsprechenden Fachinstanzen bekannt sein, 
auch in Kenntnis der Sachlage , das eine, in der Vergangenheit durchge-
führte Baumaßnahme „ Sanierung der Trinkwasserleitung „ einhergehend 
mit einer Grundwasserabsenkung im Bereich Delfshausen seinerzeit zu 
erheblichen Schäden geführt hat.( s. hierzu auch damaliges Gutachten zu 
den Auswirkungen der Grundwasserabsenkung von Hr. Kurt Wöbken, 
Dipl. Ing. Itd. Baudirektor a. D. V. Januar 1996. 
 
Auch dieser Sachstand wurde in den vorliegenden Unterlagen und Abwä-
gungen nicht oder nur ungenügend berücksichtigt. 
 
Auf Grund dessen ist diese Maßnahme und das Vorhaben abzulehnen. 
 
- Gesundheitsgefährdungen und Beeinträchtigung durch Immission, ins-
besondere durch Schall /Luftschall, Körperschall, Infraschall , Schatten-
wurf, Eiswurf bedrängende Wirkung. 
 
Hier sei in diesem Zusammenhang vorab darauf verwiesen, das Bürger im 
Falle der Verletzung ihrer Nachbarschaftsrechte , was in diesem Fall zu-
treffend ist, drittschützende Normen.des BGB Paragraph 906, 1004 usw. 
in Anspruch nehmen können und wir hiermit ausdrücklich darauf verwei-
sen und uns vorbehalten von diesem Recht Gebrauch zu machen und 
dies unter der Maßgabe der Erreichung des einstweiligen Rechtsschutzes 
( Widerspruch/ Klage mit aufschiebender Wirkung bis zum Verwaltungs-
gericht zur Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung , solltet der 
Antrag auf Sofortvollzug gestellt werden). 
 
Einige grundsätzliche Anmerkungen/ Erläuterungen zum Thema Schall: 
 
Sogenannte Schallgutachten in den Planungsunterlagen 

 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Grundwasserabsenkra-
dien beim Bau von Windenergieanlagen sind i. Allg. auf 50-200 m be-
schränkt. Dem Gutachter ist die besondere Grundwassersituation im Gebiet 
bekannt und sämtliche Teilaspekte der Thematik zum Grundwasser sind 
den Verfahrensunterlagen zu entnehmen. Gemäß der den Verfahrensun-
terlagen beigefügten Geotechnischen Stellungnahme zum Schutzgut Bo-
den und Wasser vom Büro Dr. Lübbe weisen die abdeckenden Torf-/Klei-
schichten nur eine geringe Scherfestigkeit und eine vergleichsweise hohe 
Durchlässigkeit auf. Anhand der vorliegenden Ergebnisse ist mit nur sehr 
geringen Druckdifferenzen des Grundwassers zwischen der Torfschicht 
und den darunter anstehenden Sanden zu rechnen. Von einem extrem ge-
spannten Grundwasserleiter ist daher nicht auszugehen. Der Themenbe-
reich der Auswirkungen der Umsetzung des Vorhabens auf das Grundwas-
ser wurde dadurch ausreichend und umfassend im Rahmen der Bauleitpla-
nung abgearbeitet. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Windenergieanlagen mit ei-
ner Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen dem immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BImSchG. Im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass die Windenergieanlagen 
hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrieben werden, dass die Im-
missionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächstgelegenen schutzwürdigen 
Nutzungen eingehalten werden. So wird sichergestellt, dass durch die 
Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit an den umliegenden 
Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigungen hervorgerufen wer-
den, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben und Bestimmungen wi-
dersprechen. 
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Bei diesem „ Gutachten „ handelt es sich lediglich um Schallprognosen 
bzw um die rechnerische Überprüfung von vorgelegten Schallprognosen/ 
Berechnungen in den Antragsunterlagen , die mittels Rechenmodellen er-
stellt werden, auf der Basis der BIMSCH und TA - Lärm sowie der gelten-
den Normen. Alle diese Berechnungen basieren auf Rechenmodellen, It. 
geltenden Normen, immer noch auf der Basis der bodennahen Ausbrei-
tung, da bisher keine anderweitige Grundlage vorliegt und entsprechende 
Rechenmodelle in der Erarbeitung sind. 
 
Des Weiteren finden in den vorliegenden Unterlagen die Wechselwirkung 
der verschiedenen Schallarten und deren Auswirkung keinerlei Berück-
sichtig.  
 
- Verweis auf laufende Forschungsprojekte und Sachlagen sowie Argu-
mentationen. 
 
1. Untersuchung der Wechselwirkung zwischen Luftschall und Körper-
schall Forschungsprojekt des BMWl - erste Erkenntnisse 2019  
 
Diese Wechselwirkung ist unstrittig bekannt, wird aber in keiner Schall-
prognose berücksichtigt. 
 
„ Aus der Tatsache heraus ist auch zu erklären, das die Wechselwirkung 
von beiden Schallarten 
die Wahrnehmungsschwellen von Personen deutlich herabsetzt.“ 
 
Diese Wechselwirkung tritt dann an der vorhandenen Bausubstanz auf, 
wenn Körperschall und Luftschall auf das Gebäude treffen. 
 
In diesem Zusammenhang ist auch zu hinterfragen, wie im konkreten Fall 
die Entkoppelung der Gondel zum Turm an geplanter WKA umgesetzt ist, 
um die Ausbreitung von Körperschall ( eine Art seismische Welle ) auch 
unter Berücksichtigung der geologischen und topographischen Gegeben-
heiten vor Ort verhindert bzw minimiert wird. 
 
2. Infraschall wird in den Prognosen garnicht berücksichtigt. 
 

Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes in-
sofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufgenom-
men wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen und in Wechselwirkungen mit diesen, die 
der Behörde aufgrund vergangener Genehmigungen oder vorliegender 
sonstiger Anträge bekannt sind, beim Betrieb eines Windparks eingehalten 
werden können und/oder ob der Betrieb ggf. gesteuert werden muss, damit 
die Einhaltung der Grenzwerte gesichert werden kann.  
 
Gegen den Körperschall gibt es technische Vorkehrungen. Bereits 1994 
Schrieb G. Böhmeke in einem Aufsatz „Maßnahmen gegen Körperschall 
an Windkraftanlagen“ dazu folgendes: „Der unvermeidliche Körperschall 
des Getriebes und Generators kann durch Körperschallentkopplung wir-
kungsvoll vom Turm ferngehalten werden. Die Entkopplung kann durch eine 
flächige, elastische Lagerung der gesamten Getriebe/Generatoreinheit auf 
einer Grundplatte erfolgen. Die Lagerung auf Elastomeren hat sich gegen 
alle anderen federnden Bauteile durchgesetzt. Stahlfedern scheiden wegen 
ihrer zahlreichen Eigenfrequenzen im abzutrennenden Bereich aus. Alter-
nativ realisiert werden doppelwandige Getriebegehäuse mit Sandfüllung, 
Gußeisen-Flanschringen am Turmkopf, doppelwandige sandgefüllte Turm-
bereiche, Auftragen von Entdröhnmasse auf die Turmwände und An-
schweißen von speziellen Schwingungsdämpfer-Elementen. Im Einzelfall 
kann eine Kombination aus Entkopplung durch Elastomerteile und Zu-
satzmassen im Unterbau sinnvoll sein.“ 
 
 
 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
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„ Laut Umweltbundesamt noch erheblicher Forschungsbedarf ,,- erste Er-
kenntnisse 2019 3. Welche Schallarten gibt es und kommen bei Wind-
kraftanlagen zum Tragen 
 
- Schalldruckpegel / Schallleistung = Luftschall 
 
- Körperschall ( Übertragung von Vibrationen auf festen Untergrund und 
Weiterleitung über sehr großen Bereich, wie eine seismische Welle) 
 
- Infraschall ( tieffrequenter Schall kleiner 20 Hz) 
 
Alle Schallarten werden in den Prognosen, wenn überhaupt, nur einzeln 
bewertet, der Schwerpunkt der vorliegenden Prognosen liegt auf der Be-
wertung des Luftschall konkret dem Schallleistungspegel und Schalldruck-
pegel und wird in logarithmischer Darstellung angegeben. 
 
Diese Betrachtungsweise entspricht nicht mehr den neuesten wissen-
schaftlichen Erkenntnissen, auch wenn diese noch nicht endgültig belegt 
sein sollten und somit nicht den festgelegten Vorsorgeprinzipien. 
 
Es ist ebenfalls nicht erkennbar, welcher Grundschallpegel am konkreten 
Aufstellungsort zu Grunde gelegt wurde ( gilt für alle drei Schallarten ) und 
wie dieser sich gegebenenfalls im konkreten Fall auf den Summenschall-
pegel auswirkt. 
 
- Summenschallpegel ist das rechnerische Resultat ( Betonung auf rech-
nerisch ) des Schalldruckpegel bei Betrieb mehrerer Anlagen mit gleichen 
Grundschallpegel bei logarithmischer Bewertung ) 
 
- Beispiel:  2 Anlagen Anhebung um Ca. 7% 

3 Anlagen Anhebung um Ca. 10% 
 

Im Resultat bewirkt dies, das das menschliche Ohr die Anhebung erheb-
lich stärker empfindet - konkret bei einer Verschiebung um 10 dB ( A ) = 
Verdopplung der Wahrnehmung. 
 
Auf Grund des geschilderten bzw dargelegten Sachverhalt und der Tatsa-
che, das aus unserer Betrachtung weder der Wechselwirkung noch den 

(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
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neuesten wissenschaftlichen Arbeiten im geplanten Vorhaben und in der 
Abwägung Rechnung getragen wird, ist dieses Vorhaben abzulehnen. 
 
Wir fordern auf Grund der geschilderten Sachverhalte und Einwendungen 
die Erstellung eines unabhängigen Gutachtens, in welchem auch die neu-
esten wissenschaftlichen Erkenntnisse berücksichtigt werden, auch wenn 
diese noch mit Unsicherheiten behaftet sind. Dies entspräche dann auch 
den Prinzipien der UN- Erklärung und den Vorgaben der EU Kommission. 
 
Ohne den Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede oder den Ge-
nehmigungsbehörden zu nahe treten zu wollen, kann ich mir nicht vorstel-
len, das die vorgelegten Gutachten / Prognosen sowie die angesichts der 
komplexen Thematik erarbeitete Abwägung zu 100% nachvollziehbar ist. 
 
Da die uns vorliegenden Unterlagen aus unserer Sicht nicht vollständig 
sind, stellen wir hiermit gleichfalls den Antrag auf Ablehnung des Bebau-
ungsplanes und der Errichtung der geplanten WKA. 
 
 
 
Für den Fall, dass entgegen aller Erkenntnisse und gegen die Betroffen-
heit der anwohnenden Bürger diesem Bauvorhaben statt gegeben wird, 
erwarten wir umfangreiche Unterstützung der Gemeinde Rastede, die 
rechtzeitige Einleitung von Bestandsaufnahmen und Beweissicherungs-
verfahren zu Lasten des Bauvorhabenträgers sowie Unterstützung bei der 
Durchsetzung dieser Forderung. Dieses nicht nur für die durch Schwerlast 
Betroffenen Zuwegungen zu dem geplanten Baugebiet, insbesondere 
aber für sämtliche Immobilien und Grundstücke in dem Gefährdungsra-
dius von Ca. 6 km um die geplanten Bauvorhaben.  
 
Weiterhin erwarten wir, das Ersatz- und Kompensationsmassnahmen 
ortsnah durchgeführt werden. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die Aussage wird zurückgewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Alle vor-
liegenden Gutachten und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden 
gesetzlichen Vorgaben und fachlichen Standards von unabhängigen Fach-
leuten erarbeitet. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gutachtens ist entbehr-
lich. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Gemeinde hält an der Weiterführung 
der Planung fest, da alle gesetzlichen Vorgaben eingehalten worden sind, 
die Unterlagen vollständig sind und keine unüberwindbaren Raumwider-
stände gegen die Verwirklichung des Vorhabens sprechen. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Der Gemeinderat hat sich während des 
Bauleitplanverfahrens intensiv mit allen öffentlichen und privaten Belangen 
auseinander gesetzt. Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter 
wird dem Ausbau der Erneuerbaren Energien durch Windkraft Vorrang ge-
währt und die übrigen Belange werden zurückgestellt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede kann 
den Vorhabenträger nicht zur Durchführung von Beweissicherungsverfah-
ren an privaten Anlagen verpflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch 
in Aussicht, die privaten Eigentümer bei der Forderung eines Beweissi-
cherungsverfahrens zu unterstützen.  
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Es besteht keine gesetzliche Verpflichtung 
Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzuführen. Im Fall von Windpark-
planungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, da durch eine Aufwertung 
von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete Arten angezogen werden 
und geschädigt werden. Die Kompensationsflächen stehen in einem funkti-
onalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen bzw. befinden sich in der-
selben naturräumlichen Einheit, so dass keine anderen Flächen als die be-
reits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
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Um die tatsächlichen Auswirkungen und Beeinträchtigungen durch die 
Baumaßnahme und den Betrieb der WKA auf unsere Gesundheit und un-
sere Lebensqualität beurteilen zu können, ist ein Vergleich der künftigen 
mit den derzeitigen lmmissionsgrenzwerten erforderlich. Dieser Vergleich 
fehlt jedoch in den Planungsunterlagen. 
 
 
 
Wir stellen ausdrücklich fest, das für uns durch den Bau und den Betrieb 
der WKA in Zukunft Beeinträchtigungen auftreten können, von denen wir 
heute noch nicht absehen können, das und in welcher Form Sie auf - oder 
eintreten werden. Dies betrifft unsere materielle und persönliche Unver-
sehrtheit, unsere Gesundheit und unser Eigentum. 
 
Wir machen also auch unseren Einwand für die noch nicht absehbaren 
Tatbestände geltend, die direkt oder indirekt im Zusammenhang mit die-
sem Projekt stehen. 
 
Kopie an den Landkreis Ammerland als Genehmigungsbehörde 
 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Ermittlung des schalltechnischen Gut-
achtens erfolgte unter Berücksichtigung der Vorbelastungen, so dass ermit-
telt wurde, welchen Schalleistungspegel die Windenergieanlagen emittie-
ren dürfen, um die Vorgaben der TA Lärm auf die umgebende Wohnbebau-
ung einzuhalten. Ein Vergleich der Ist-Situation mit der zukünftigen Situa-
tion ist nicht erforderlich. Durch die Planung werden keine Rechte verletzt, 
die gesetzlichen Grenzwerte werden eingehalten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jeder Bürger hat nach jeder 
Projektverwirklichung jederzeit die Möglichkeit bei der zuständigen Geneh-
migungsbehörde Fragen bzw. Forderungen nach Messungen bspw. von 
Lärmpegeln u. a. zu stellen, wenn er der Meinung ist, dass den gesetzlichen 
Vorgaben bzw. den Bestimmungen der Genehmigung nicht entsprochen 
wird. 
 
 
 
 
 

 Bürger 5:   
 Nachdem unsere Einwendung vom 9/2016 im Rahmen der frühzeitige Öf-

fentlichkeitsbeteiligung keine oder nur ungenügende Berücksichtigung in 
den Gemeindegremien gefunden haben , erheben wir diese nachdrücklich 
und ergänzend erneut . 
 
Es ist ernüchternd - eher schon schockierend -, wie gewählte Vertreter 
und Verwaltung in ihren Abwägungsvorschlägen ihrer Planung im derzeit 
gültigen rechtlichen Rahmen sehen, berechtigte 'Interessen und Sorgen 
von betroffenen Bürgern als „Hinweise zur Kenntnis nehmen ." 
 
Es ist mehr als ernüchternd, dass die Gemeinde Rastede sich in ihren Ab-
wägungsvorschlägen darauf beruht, den gesetzlichen Anforderungen 
„"Genüge getan zu haben," „. 
 
So sieht keine sinnvolle und bürgernahe Planung aus . 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahrge-
nommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussage 
nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Gemeinde 
entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in der 
Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwägung be-
dingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Abwägungs-
defizit liegt eindeutig nicht vor.  
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Und wer sich darauf beruft „Genüge getan zu haben „, muss sich fragen 
lassen, ob Er oder Sie noch bereit oder in der Lage ist, die Verantwortung, 
die übertragen wurde, noch im Sinne der Ubertragenden wahrzunehmen! 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat, obwohl derzeitig 
etliche und wesentliche Rahmenbedingungen und Grenzwerte zur Errich-
tung von Windkraftanlagen(WKA) in der Veränderung und / oder in der 
Diskussion stehen, die Änderung der o.g. Baupläne zur Genehmigung der 
Errichtung von 3 bzw. 5 WKA beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nachdem der Ortsteil Delfshausen der Gemeinde Rastede schon durch 
die Planung der BAB 20 erheblich betroffen ist, wäre zu erwarten gewe-
sen, dass der Verwaltungsausschuss in diesem Fall einer besonderen 
Sorgfalts.-und Fürsorgepflicht nachkommt. Dieses ist ganz offensichtlich 
nicht erfolgt. 
 
Nach dem LKAmmerland 20 13 eine Windpotentialstudie veröffentlicht 
hat, sind alle anderen Gemeinden noch in Wartestellung. Netzausbau und 
die Abnahme erzeugter Energie sind nicht gesichert. 
 
Stromtrassen, die den erzeugten Windstrom weiterleiten können, werden 
vor 2025 nach öffentlichen Informationen nicht fertig sein. Über diesen 
Zeitraum müssen immer wieder Windparks abgeschaltet werden, da mehr 
Windstrom erzeugt wird, als die Netze aufnehmen können. 
 
Das die Gemeinde Rastede, wie sie in ihren Abwägungsvorschlägen ar-
gumentiert, einen Beitrag zur Energiewenden leisten möchte, ist zwar 
grundsätzlich verständlich, unter diesen Voraussetzungen allerdings hin-
terfragenswert und unter diesen Umständen nicht akzeptabel. 
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesetze oder Richtlinien werden 
von Zeit zu Zeit geändert. Sollte dies der Fall sein, so gibt es Übergangs-
vorschriften, welche den Umgang mit laufenden Vorhaben in Bezug auf das 
zu berücksichtigende Gesetz / die zu berücksichtigende Richtlinie regeln. 
Von einer Planung abzusehen bzw. eine Planung auf unbestimmte Zeit zu 
vertagen, weil sich Grundlagen ändern, kann nicht Ziel einer kommunalen 
Entwicklung sein. Die Gemeinde Rastede hat sämtliche gesetzlichen Vor-
gaben im Rahmen des laufenden Bauleitplanverfahrens eingehalten. Im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens besteht für die Genehmigungsbe-
hörde die Möglichkeit - auch im Nachgang zu einer Genehmigung – steu-
ernd bzw. nachregulierend einzugreifen, wenn sich planungsrelevante Kri-
terien / Anforderungen ändern sollten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Bauleitplanung 
wurde das Vorhaben der Autobahn im Rahmen der kumulativen Betrach-
tung von Projekten berücksichtigt, um so das Zusammenwirken beider Pro-
jekte auf die verschiedenen Schutzgüter darstellen zu können.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Weiterleitungs- und Spei-
cherproblematik ist nicht Gegenstand dieser Bauleitplanung. 
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Unabhängig von der Zerstörung eines höchst erhaltenswerten Land-
schaftsbildes muss das die Gemeinde Rastede, wie sie in ihren Abwä-
gungsvorschlägen argumentiert, einen Beitrag zur Energiewenden leisten 
möchte, ist zwar grundsätzlich verständlich, unter diesen Voraussetzun-
gen allerdings hinterfragenswert und unter diesen Umständen nicht ak-
zeptabel. 
 
Unabhängig von der Zerstörung eines höchst erhaltenswerten Land-
schaftsbildes muss doch die Frage gestellt werden, welches Planer auf 
den Gedanken kommen, in solchen vorliegenden höchst sensiblen hydro-
geologischen Bereichen, diese Bauvorhaben ...wie Windparks oder Auto-
bahn mit Tiefgründungen und Grundwasserabsenkungen durchführen zu 
können, Schwerlastverkehr über Moorstraßen fuhren zu wollen, alles aus 
der angestrebten theoretischen Machbarkeit heraus, ohne Berücksichti-
gung und entgegen der direkten Erfahrung, die schon andere, die dieses 
ebenso gesehen haben, schon zuvor gemacht haben. 
 
Wir verweisen in dieser Hinsicht auf den Oldenburgisch Ostfriesischen 
Wasserverband OOWV, der 1995 unter ähnlichen angenommenen Vo-
raussetzungen hier eine Grundwasserabsenkung vorgenommen hat, die 
zu erheblichen Schäden und Auswirkungen weit über den theoretisch an-
genommenen Bereich geführt hat, bis hin zum Abriss von Hausanschlüs-
sen durch plötzliche Versakungen und Setzungen. Das es durch die hier 
im Ortsteil Delfshausen verlegte Erdgasleitung mit Hausanschlüssen nicht 
zu einer größeren Katastrophe gekommen ist, ist ausschließlich einem 
glücklichen Umstand zu verdanken und nicht einer planerischen Voraus-
sicht! 
 
Wir leben in unmittelbarer Nähe des Planungsraumes und erheben 
hiermit fristgerecht folgende Einwendungen gegen das im Betreff ge-
nannte 'Planungs.- und Bauvorhaben: 
 
 
Begründung: 
 

1. Einen wesentlichen Wertverlust unserer Gebäude und Grundstü-
cke ! 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der vorliegen-
den Bauplanung wurden sämtliche öffentlichen Belange berücksichtigt und 
sich mit den planungsspezifischen Fragestellungen und Anforderungen ge-
mäß den gesetzlichen Vorgaben umfassend und aktuell auseinander ge-
setzt. Diese Auseinandersetzung führte zu dem Ergebnis, dass keine un-
überwindbaren Planungshemmnisse, welche der Umsetzung der Bauleit-
planung entgegenstehen, vorliegen. Aus Sicht der Gemeinde Rastede be-
stehen daher keine Gründe, die gegen das Projekt sprechen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
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Wenn in den Abwägungsvorschlägen davon ausgegangen wird, 
dass dieses nur einer subjektiven Wahrnehmung entspricht, soll-
ten doch Nachfragen bei ortsansässigen lmmobilienmarklern erfol-
gen, die dieses eindeutig widerlegen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
 
 
Der Bau des Windparks ist zeitlich begrenzt. Kurzzeitige Beeinträchtigun-
gen sind hinzunehmen, wie es z.B. auch hinzunehmen wäre, wenn in einem 
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2. Verlust an erheblicher Lebensqualität durch Bauverkehr von 
Schwerlastfahrzeugen und Schwerlastgeräten durch den Betrieb 
der WKA. 
Wenn in den Abwägungsvorschlägen erwidert wird, dass temporär 
Bauvorhaben hinzunehmen sind, ist doch klar erkennbar, dass es 
sich hier nicht um zeitlich begrenzte Beeinträchtigungen handelt.  
Kurzzeitliche Beeinträchtigungen, die hinzunehmen sind, wie in 
den Abwägungsvorschlägen entgegnet, entsprechen nicht den 
Tatsachen. Die zu erwartenden Beeinträchtigungen werden dau-
erhaft sein. 
 

3. Gebäude. - Straßen. - und Wegschäden durch starken Bauver-
kehr mit Schwerlastendurch weite Schwingungsübertragung über 
den Moorboden: Wenn die Gemeinde Rastede vom Vorhabenträ-
ger eine Bestandsaufnahme der betroffenen Gemeindestraßen 
und der Wirtschaftswege erwartet, ist es eine Verhöhnung der Be-
troffenen Anwohner, wenn diese von der Gemeinde aufgefordert 
werden , sich privat mit dem Vorhabenträger für eine solche in 
Verbindung zu setzen.  
 
 
 

4. Die Gemeinde ist nach den geschützten Süßwassermuscheln in 
diesem Bereich des „Schwarzen Grabens." Diese Muscheln ste-
hen auf der Roten Liste . Schon die gewöhnliche, regelmäßige 
Gewässerunterhaltung stellt keine privilegierte Nutzung im Sinne 
des Gesetzes dar. Bei einem Ausbau des Weges zur Gemein-
destraße ist von erheblichen Auswirkungen auf den Muschelbe-
stand auszugehen, was bei diesen streng geschützten Arten ei-
nen Strafbestand darstellt. 
 

5. Erhebliche Gesundheitsgefährdungen durch Immissionen, 
insbesobere durch Schall und Schattenwurf:  
Beeinträchtigung des Schlafs, der Erholung, Entspannung und 
Ruhe  
Beeinträchtigung und des Leistungsvermögens, dadurch auch 
- Beeinträchtigung der Arbeitsleistung 
- Konzentrationsstörungen 

Wohngebiet ein Haus gebaut würde oder andere Bauarbeiten auf Nachbar-
grundstücken stattfänden. Es besteht kein Anspruch auf Unveränderlichkeit 
der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und gesellschaftliche Treiben, 
sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist daher hinzunehmen. 
Der Betrieb sowie die Anlage als solches wirken hingegen dauerhaft für die 
Zeit des Betriebes der Windenergieanlagen. Gemäß den gesetzlichen Vor-
gaben werden die erheblichen Beeinträchtigungen ermittelt und über Er-
satzflächen kompensiert. 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde Rastede 
bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsverfahren der 
Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Sofern erfor-
derlich werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. 
Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. Dieses Vorgehen 
entspricht der üblichen Vorgehensweise und findet konkretisierend auf 
Ebene der Genehmigungsplanung statt. Die Gemeinde Rastede wird ihre 
gemeindlichen Interessen und Belange in diesem Rahmen vertreten, ist je-
doch nicht verantwortlich für Privateigentum Dritter. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Mit dem „Schwarzen Graben“ 
ist der Lehmdermoorgraben gemeint, welcher sich außerhalb des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes befindet. Der Graben wird durch die Bau-
leitplanung in seinem Zustand nicht verändert, so dass keine Auswirkungen 
auf die Süßwassermuschel zu befürchten sind. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die Gewässerunterhaltung nicht Gegenstand der Bauleitplanung ist. 
 
 
 
Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen 
dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BIm-
SchG. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass 
die Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrie-
ben werden, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächst-
gelegenen schutzwürdigen Nutzungen eingehalten werden. So wird sicher-
gestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und Nacht-
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- Beeinträchtigung des psychischen Wohlbefindens aufgrund 
Lärm bedingter Nervosität etc. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

zeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästi-
gungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorga-
ben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes in-
sofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufgenom-
men wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der Be-
trieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte ge-
sichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
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6. mangelnde Anpassung der Vorgaben an sinnvollen Schutz-
abständen  siehe Regelung Bayern vom 1 7.1 1.20 14 : 10-H Re-
gel, das bedeutet im vorliegenden Fall bei der vorgegebenen Bau-
höhe von 150m einen Schutzabstand zur Wohnbebauung von 
1,5km)  
Es handelt sich hier im betroffenen Bereich nicht um einen Außen-
bereich mit vereinzelten Gehöften, sondern um vomehmliche 
Wohnbebauung. 

 
Für den Fall, dass entgegen aller Erkenntnisse und gegen die Betroffen-
heit der anwohnenden Bürger diesem Bauvorhaben stattgegeben wird, er-
warten wir: 
 
Eine umfangreiche Unterstützung der Gemeinde Rastede und rechtzeitige 
Bestandsaufnahme und - sicherungen vom Bauvorhabenträger. 
 
Dieses nicht nur für die durch Schwerlast betroffenen Zuwendung zu dem 
geplanten Baugebiet, insbesondere aber für sämtliche Immobilien und 
Grundstücke in dem Gefährdungsradius von ca.6km um die geplanten 
Bauvorhaben. 
 
 

Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende Planung richtet 
sich nach den niedersächsischen Vorgaben und gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen. Zur Information: Der Abstand von 10 H bezieht sich nur auf 
Siedlungen (Bebauungsplangebiete und im Zusammenhang bebaute Orts-
steile gem. § 34 BauGB) und nicht auf Wohngebäude im Außenbereich. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede kann 
den Vorhabenträger nicht zur Durchführung von Beweissicherungsverfah-
ren an privaten Anlagen verpflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch 
in Aussicht, die privaten Eigentümer bei der Forderung eines Beweissiche-
rungsverfahrens zu unterstützen.  
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Weiterhin erwarten wir , dass Ersatz -und Kompensationsmaßnahmen 
ortsnah durchgeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Um die tatsächlichen Auswirkungen und die Beeinträchtigungen durch die 
Baumaßnahme und den Betrieb der WKA auf unsere Gesundheit und un-
sere Lebensqualität beurteilen können, ist ein Vergleich der künftigen mit 
den derzeitigen Lärmimmissionsgrenzwerten erforderlich. Dieser Ver-
gleich fehlt jedoch in den Planungen. 
 
 
 
Wir stellen ausdrücklich fest, dass für uns durch den Bau und den Betrieb 
der WKA in Zukunft Beeinträchtigungen auftreten können, von denen wir 
heute noch nicht absehen können, dass und in welcher Form sie auf - b m 
eintreten werden.. 
 
Dies betrifft unsere materielle und persönliche Unversehrtheit, unsere Ge-
sundheit und unser Eigentum. 
 
Wir machen also auch unseren Einwand für die noch nicht absehbaren 
Tatbestände geltend, die direkt oder indirekt im Zusammenhang Projekt 
stehen. 
 
Kopie an den Landkreis Ammerland als Genehmigungsbehörde 
 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es besteht keine gesetzliche Verpflichtung 
Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzuführen. Im Fall von Windpark-
planungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, da durch eine Aufwertung 
von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete Arten angezogen werden 
und geschädigt werden. Die Kompensationsflächen stehen in einem funkti-
onalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen bzw. befinden sich in der-
selben naturräumlichen Einheit, so dass keine anderen Flächen als die be-
reits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Ermittlung des schalltechnischen Gut-
achtens erfolgte unter Berücksichtigung der Vorbelastungen, so dass ermit-
telt wurde, welchen Schalleistungspegel die Windenergieanlagen emittie-
ren dürfen, um die Vorgaben der TA Lärm auf die umgebende Wohnbebau-
ung einzuhalten. Ein Vergleich der Ist-Situation mit der zukünftigen Situa-
tion ist nicht erforderlich. Durch die Planung werden keine Rechte verletzt, 
die gesetzlichen Grenzwerte werden eingehalten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jeder Bürger hat nach jeder 
Projektverwirklichung jederzeit die Möglichkeit bei der zuständigen Geneh-
migungsbehörde Fragen bzw. Forderungen nach Messungen bspw. von 
Lärmpegeln u. a. zu stellen, wenn er der Meinung ist, dass den gesetzlichen 
Vorgaben bzw. den Bestimmungen der Genehmigung nicht entsprochen 
wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Bürger 6:   
 Hiermit möchte gegen den Bau der Windkraft fristgerecht Einwendung 

vorbringen. 
 
Durch den Bau der Anlagen hat es Auswirkung auf das Land und den Bo-
den ,und der Umwelt Bei solcher Anlagen, wird den Boden,Wasser entzo-
gen Grundwasserstandsveränderungen hervorgerufen. Beim Bau solcher 

  
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Grundwasserabsenkra-
dien beim Bau von Windenergieanlagen sind i. Allg. auf 50-200 m be-
schränkt. Dem Gutachter ist die besondere Grundwassersituation im Gebiet 
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Anlagen geht das nicht ohne Grundwassersenkung, das heißt, das den 
Moorboden Wasser entzogen , das Moor sinkt, das kann in Kilometer Ent-
fernung noch zu Absackkungen führen, was nicht zu berechnen ist .Bei 
den Häuser können die Rammpfähle in Mitleidenschaft gezogen werden 
,Pflasterungen versacken,Und das Land sinkt. , ,. 
 
Durch das Ausbaggern der Erde ,und das Abpumpen des Moorwasser ist 
. ...Sondermüll.. . 
 
 
 
Durch die Windkraft fallen die Immobilien Preise die Wohnqualität lässt 
nach.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

bekannt und sämtliche Teilaspekte der Thematik zum Grundwasser sind 
den Verfahrensunterlagen zu entnehmen. Der Themenbereich der Auswir-
kungen der Umsetzung des Vorhabens auf das Grundwasser wurde 
dadurch ausreichend und umfassend im Rahmen der Bauleitplanung abge-
arbeitet. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Kausalität zwischen Ausbaggern von Material mit einer Absen-
kung von Wasser und der Einstufung eines Materials als Sondermüll nicht 
besteht. 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
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Durch den Lärm der Rotorblätter können sich Krankheiten einstellen , wie 
bei Menschen und Tieren. 
 
 
 
 
 
 
 
Und was für ein Material aufwand muss betrieben werden ,um eine feste 
Gründung zur Windkraft , Gewähr zu leisten.  
 
 
 
Die Brücken sind für so eine Belastung nicht ausgelegt, geschweige den 
die Straßen , wenn vielleicht es zu Ausbesserungsarbeiten kommt , aber 
die Schäden die Später kommen , denn will es keiner gewesen 
sein...............  
 
 
 
 
Hinzu kommt wie viele Bäume an den Straßen gefällt werden müssen, um 
den Transport durchführen zu können. 
 
 
 
 
Wenn es zum Bau der Windkraftanlagen kommen sollte, fordere ich den 
Bauträger auf, den Ist- Zustand durch ein Gutachten auf meinem Hof und 
am Gebäude festzustellen....! 

eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt.  
 
Durch die vorliegende Planung und das nachgelagerte Genehmigungsver-
fahren wird die Eihaltung der gesetzlichen Grenzwerte sichergestellt. Diese 
Grenzwerte wurden eingeführt, um eben diese gesundheitsschädlichen 
Wirkungen zu verhindern. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Genehmigungs-
verfahrens ist die Standsicherheit der Gründung der Windenergieanlagen 
nachzuweisen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Vorfeld der Planung ist eine 
Streckenprüfung durchgeführt worden, um alle Fahrtwege auf deren Eig-
nung zu überprüfen und entsprechende Maßnahmen für eine ausreichende 
Sicherung der Wege und Brücken vorzusehen. Im Rahmen der Genehmi-
gungsplanung erfolgt von Seiten der Genehmigungsbehörde eine entspre-
chende Beweissicherung als Nebenbestimmung, um etwaigen Schäden an 
Eigentum Dritter rechtlich begegnen zu können. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Sollten Bäume außerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes im Zuge der Ertüchtigung von 
Fahrtwegen entfernt werden müssen, so ist dies im Zuge des Genehmi-
gungsverfahrens u. a. kompensatorisch und artenschutzrechtlich abzuar-
beiten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, ist jedoch nicht Gegenstand der 
Bauleitplanung. Im Rahmen der Genehmigungsplanung kann von Seiten 
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 der Genehmigungsbehörde eine entsprechende Beweissicherung als Be-
dingung in die Genehmigung aufgenommen werden, um etwaigen Schäden 
an Eigentum Dritter rechtlich begegnen zu können.  
 

 Bürger 7:   
 Nachdem unsere Einwendungen vom 15. September 2016 im Rahmen 

der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung keine oder nur ungenügende 
Berücksichtigung in den Gemeindegremien gefunden haben, erheben wir 
diese nachdrücklich und ergänzend erneut. 
 
Es ist ernüchternd - eher schon schockierend -, wie gewählte Vertreter 
und Verwaltung in ihren Abwägungsvorschlägen ihre Planung im derzeit 
gültigen rechtlichen Rahmen sehen und berechtigte Interessen und Sor-
gen von betroffenen Bürgern ausschließlich als ,,Hinweise zur Kenntnis 
nehmen". Es ist mehr als ernüchternd, dass die Gemeinde Rastede sich 
in ihren Abwägungsvorschlägen darauf beruft, den gesetzlichen Anforde-
rungen Genüge getan zu haben. So sieht keine sinnvolle und bürgernahe 
Planung aus. Und wer sich darauf beruft ,,Genüge getan zu haben", muss 
sich fragen lassen, ob er oder sie noch bereit oder in der Lage ist, die Ver-
antwortung, die übertragen wurde, noch im Sinne der Übertragenden 
wahrzunehmen ! 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat, obwohl derzeitig 
etliche und wesentliche Rahmenbedingungen und Grenzwerte zur Errich-
tung von Windkraftanlagen (WKA) in der Veränderung und/oder in der 
Diskussion stehen, die Änderung der o.g. Bauleitpläne zur Genehmigung 
der Errichtung von 3 bzw. 5 WKA beschlossen. 
 
 
 
 
Nachdem der Ortsteil Delfshausen der Gemeinde Rastede schon durch 
die Planung der BAB 20 erheblich betroffen ist, wäre zu erwarten gewe-
sen, dass der Verwaltungsausschuss in diesem Fall einer besonderen 
Sorgfalts- und Fürsorgepflicht nachkommt. Dieses ist ganz offensichtlich 
nicht erfolgt. Darüber hinaus findet bestehendes europäisches Recht 
keine Anwendung. 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahrge-
nommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussage 
nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Gemeinde 
entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in der 
Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwägung be-
dingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Abwägungs-
defizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesetze oder Richtlinien werden 
von Zeit zu Zeit geändert. Sollte dies der Fall sein, so gibt es Übergangs-
vorschriften, welche den Umgang mit laufenden Vorhaben in Bezug auf das 
zu berücksichtigende Gesetz / die zu berücksichtigende Richtlinie regeln. 
Von einer Planung abzusehen bzw. eine Planung auf unbestimmte Zeit zu 
vertagen, weil sich Grundlagen ändern, kann nicht Ziel einer kommunalen 
Entwicklung sein. Die Gemeinde Rastede hat sämtliche gesetzlichen Vor-
gaben im Rahmen des laufenden Bauleitplanverfahrens eingehalten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Bauleitplanung 
wurde das Vorhaben der Autobahn im Rahmen der kumulativen Betrach-
tung von Projekten berücksichtigt, um so das Zusammenwirken beider Pro-
jekte auf die verschiedenen Schutzgüter darstellen zu können.  
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Nachdem der LK Ammerland 201 3 eine Windpotentialstudie veröffentlich 
hat, sind alle anderen Gemeinden noch in Wartestellung. Netzausbau und 
die Abnahme erzeugter Energie sind nicht gesichert. Stromtrassen, die 
den erzeugten Windstrom weiterleiten können, werden vor 2025 nach öf-
fentlichen Informationen nicht fertig sein. Über diesen Zeitraum müssen 
immer wieder Windparks abgeschaltet werden, weil mehr Windstrom er-
zeugt wird als die Netze aufnehmen können. 
 
Das die Gemeinde Rastede, wie sie in ihren Abwägungsvorschlägen ar-
gumentiert, eine Beitrag zur Energiewenden leisten möchte, ist zwar 
grundsätzlich verständlich, unter diesen Voraussetzungen allerdings hin-
terfragenswert und unter diesen Umständen nicht akzeptabel. 
 
Unabhängig von der Zerstörung eines höchst erhaltenswerten Land-
schaftsbildes muss doch die Frage gestellt werden, welche Planer auf den 
Gedanken kommen, in solchen vorliegenden höchst sensiblen hydrogeo-
logischen Bereichen, Bauvorhaben wie Windparks oder Autobahnen mit 
Tiefgründungen und Grundwasserabsenkungen durchführen zu können, 
Schwerlastverkehr über Moorstraßen führen zu wollen, alles aus der an-
gestrebten theoretischen Machbarkeit heraus, ohne Berücksichtigung und 
entgegen der direkten Erfahrungen, die schon andere, die dieses ebenso 
gesehen haben, schon zuvor gemacht haben. 
 
Wir verweisen in dieser Hinsicht auf den Oldenburgisch Ostfriesischen 
Wasserverband OOWV, der 1995 unter ähnlichen angenommenen Vo-
raussetzungen hier in unmittelbarer Nähe des geplanten Bebauungsberei-
ches eine Grundwasserabsenkung vorgenommen hat, die zu erheblichen 
Schäden und Auswirkungen weit über den theoretisch angenommenen 
Bereich geführt hat, bis hin zum Abriss von Hausanschlüssen durch plötz-
liche Versackungen und Setzungen. Das es durch die hier im Ortsteil 
Delfshausen verlegte Erdgasleitung mit Hausanschlüssen nicht zu einer 
größeren Katastrophe gekommen ist, ist nur ausschließlich einem glückli-
chen Umstand zu verdanken und nicht einer planerischen Voraussicht! 
 
Wir leben in unmittelbarer Nähe des Planungsraumes und erheben 
hiermit fristgerecht folgende Einwendungen gegen das im Betreff ge-
nannte Planungs- und Bauvorhaben: 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Weiterleitungs- und Spei-
cherproblematik ist nicht Gegenstand dieser Bauleitplanung. Eine Bauleit-
planung kann nur Flächennutzungen regeln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Gemeinderat hat sich 
während des Bauleitplanverfahrens intensiv mit allen öffentlichen und pri-
vaten Belangen auseinander gesetzt. Im Zuge der Gesamtabwägung aller 
(Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuerbaren Energien durch Wind-
kraft Vorrang gewährt und die übrigen Belange werden zurückgestellt. 
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Begründung: 
 Einen wesentlichen Wertverlust unserer Gebäude und Grundstü-

cke: Wenn in den Abwägungsvorschlägen davon ausgegangen 
wird, dass dieses nur einer subjektiven Wahrnehmung entspricht, 
sollten doch Nachfragen bei ortsansässigen Immobilienmaklern 
erfolgen, die dieses  eindeutig widerlegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
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 Verlust an erheblicher Lebensqualität durch Bauverkehr von 
Schwerlastfahrzeugen und -gerät und Betrieb der WKA: Wenn in 
den Abwägungsvorschlägen erwidert wird, dass temporäre Bau-
vorhaben hinzunehmen sind, ist doch klar erkennbar, dass es sich 
hier nicht um zeitlich begrenzte Beeinträchtigungen handelt. Kurz-
zeitliche Beeinträchtigungen, die hinzunehmen sind, wie in den 
Abwägungsvorschlägen entgegnet, entsprechen nicht den Tatsa-
chen. Die zu erwartenden Beeinträchtigungen werden dauerhaft 
sein. 
 
 

 Gebäude-, Straßen- und Wegschäden durch starken Bauverkehr 
mit Schwerlasten durch weite Schwingungsübertragung über den 
Moorboden: Wenn die Gemeinde Rastede vom Vorhabenträger 
eine Bestandsaufnahme der betroffenen Gemeindestraßen und 
Wirtschaftswege erwartet, ist es eine Verhöhnung der betroffenen 
Anwohner, wenn diese von der Gemeinde aufgefordert werden, 
sich privat mit dem Vorhabenträger für eine solche in Verbindung 
zu setzen. Die Gemeinde ist nach den vorliegenden Erkenntnis-
sen aufgefordert, die betroffenen Anwohner in Schutz zu nehmen. 
 
 

 Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass die Zufahrt zur geplanten 
Bau- und Betriebsstelle über einen Wirtschaftsweg längs des 
Schwarzen Grabens führen soll, der zur Gemeindestraße erklärt 
werden soll. Diese Zuwegung ist für einen Schwerlastverkehr völ-
lig ungeeignet. Eine Schwerlastnutzung kann nur erfolgen durch 
einen erheblichen und gesicherten Ausbau, der allerdings im Wi-
derspruch steht zum Schutz der artenrechtlich geschützten Süß-
wassermuschel in diesem Bereich des ,,Schwarzen Grabens". 
Diese Muscheln stehen auf der Roten Liste.  
 
Schon die gewöhnliche, regelmäßige Gewässerunterhaltung stellt 
keine privilegierte Nutzung im Sinne des Gesetzes dar. Bei einem 
Ausbau des Weges zur Gemeindestraße ist von erheblichen Aus-
wirkungen auf den Muschelbestand auszugehen, was bei diesen 
streng geschützten Arten einen Strafbestand darstellt. 
 

Der Bau des Windparks ist zeitlich begrenzt. Kurzzeitige Beeinträchtigun-
gen sind hinzunehmen, wie es z.B. auch hinzunehmen wäre, wenn in einem 
Wohngebiet ein Haus gebaut würde oder andere Bauarbeiten auf Nachbar-
grundstücken stattfänden. Es besteht kein Anspruch auf Unveränderlichkeit 
der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und gesellschaftliche Treiben, 
sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist daher hinzunehmen. 
Der Betrieb sowie die Anlage als solches wirken hingegen dauerhaft für die 
Zeit des Betriebes der Windenergieanlagen. Gemäß den gesetzlichen Vor-
gaben werden die erheblichen Beeinträchtigungen ermittelt und über Er-
satzflächen kompensiert. 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde Rastede 
bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsverfahren der 
Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Sofern erfor-
derlich werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. 
Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. Dieses Vorgehen 
entspricht der üblichen Vorgehensweise und findet konkretisierend auf 
Ebene der Genehmigungsplanung statt. Die Gemeinde Rastede wird ihre 
gemeindlichen Interessen und Belange in diesem Rahmen vertrete, ist je-
doch nicht verantwortlich für Privateigentum Dritter. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die für die Bauphase zu nutzen-
den Wege werden im Vorfeld des Vorhabens durch die Zulieferungsfirma 
im Hinblick auf die Traglasten überprüft und – sofern notwendig – ein Auf-
bau des Weges durchgeführt, um eine gleichmäßigere Lastverteilung zu 
ermöglichen. Mit dem „Schwarzen Graben“ ist der Lehmdermoorgraben ge-
meint, welcher sich außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungspla-
nes befindet. Der Graben wird durch die Bauleitplanung in seinem Zustand 
nicht verändert, so dass keine Auswirkungen auf die Süßwassermuschel zu 
befürchten sind.  
 
Es wird darauf verwiesen, dass die Gewässerunterhaltung nicht Gegen-
stand der Bauleitplanung ist. 
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 Erhebliche Gesundheitsgefährdungen durch Immissionen, insbe-
sondere durch Schall, Infraschall und Schattenwurf:  
Beeinträchtigung des Schlafs, der Erholung, Entspannung und 
Ruhe 
Beeinträchtigung der Gesundheit und des Leistungsvermögens, 
dadurch auch 
 

o 1: Beeinträchtigung der Arbeitsleistung 
o 2: Konzentrationsstörungen 
o 3: Beeinträchtigung des psychischen Wohlbefindens auf-

grund Lärm bedingter Nervosität etc.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen 
dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BIm-
SchG. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass 
die Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrie-
ben werden, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächst-
gelegenen schutzwürdigen Nutzungen eingehalten werden. So wird sicher-
gestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und Nacht-
zeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästi-
gungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorga-
ben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes in-
sofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufgenom-
men wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der Be-
trieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte ge-
sichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
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 Zerstörung des Landschaftsbildes und schutzwürdiger Gebiete: 
Der Eingriff in das Landschaftsbild wird in den Abwägungsvor-
schlägen beschrieben und als erheblich eingestuft. Die Ge-
meinde gibt trotz der zuvor genannten Erkenntnisse der Errich-
tung eines Windparks den Vorrang und stuft ortsnahe Kompensa-
tionsmaßnahmen als ,,kontraproduktiv" ein. 
 
 
 
 
 
 
 

 mangelnde Anpassung der Vorgaben an sinnvollen Schutzabstän-
den (siehe Regelung Bayern vom 17.11.2014: 10-H-Regel, das 

Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Einstufung einer „erhebli-
chen Beeinträchtigung“ für ein Schutzgut ist kein Ausschlussgrund, um das 
Vorhaben nicht weiterzuführen. Vielmehr sind die gesetzlichen Vorgaben u. 
a. zur Eingriffsregelung zu beachten und umzusetzen, wie es bei der vor-
liegenden Planung durchgeführt worden ist. Es besteht keine gesetzliche 
Verpflichtung Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzuführen. Im Fall 
von Windparkplanungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, da durch 
eine Aufwertung von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete Arten an-
gezogen werden und geschädigt werden. Die Kompensationsflächen ste-
hen in einem funktionalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen bzw. 
befinden sich in derselben naturräumlichen Einheit, so dass keine anderen 
Flächen als die bereits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende Planung richtet 
sich nach den niedersächsischen Vorgaben und gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen. Zur Information: Der Abstand von 10 H bezieht sich nur auf 
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bedeutet im vorliegenden Fall bei der vorgegeben Bauhöhe von 
150m einen Schutzabstand zur Wohnbebauung von 1,5km).  
Es handelt sich hier im betroffenen Bereich nicht um einen Außen-
bereich mit vereinzelten Gehöften sondern faktisch um eine vor-
nehmliche Wohnbebauung.  
 
Wenn das Bundesland Bayern solche Vorgaben machen kann, 
stellt sich hier auch die Frage, warum das Land Niedersachsen 
und hier auch die Gemeinde Rastede und der Landkreis Ammer-
land nicht vergleichbare Schutzzonen vorgeben wollen. 
 
 
 

 Beeinträchtigung von Brut- und Rastvögelplätzen - die derzeitige 
Erfassung ist nicht aktuell: Schon im Winter/Frühjahr 2017/18 
wurde vom NABU Rastede dokumentiert, dass sich das faktische 
Vogelschutzgebiet nördlich der Jade deutlich auf den südlichen 
Bereich - also im Bereich des geplanten Windparks und der 
ebenso geplanten BAB 20 ausgeweitet hat. Weiterhin zu Ergän-
zung:  
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
Es brütet seit Jahren in unmittelbarer Nähe des Planungsgebietes 
ein Weißstorchpaar. Siehe auch Stellungsnahme des NABU 
Rastede vom 14.09.2016 ! 

 
 
 
 
 

Siedlungen (Bebauungsplangebiete und im Zusammenhang bebaute Orts-
steile gem. § 34 BauGB) und nicht auf Wohngebäude im Außenbereich. 
 
 
 
 
Jede Gemeinde ist verpflichtet, der Windenergie in substanzieller Weise 
Raum zu verschaffen. Das Land Niedersachsen setzt hierzu im Windener-
gieerlass konkrete Forderungen fest. Es ist zu bezweifeln, dass diese 
Ziele mit derart großen Schutzabständen zu erreichen sind. Insoweit hat 
sich die Gemeinde Rastede schon mit Aufstellung der Standortpotenzial-
studie gegen derart große Schutzabstände entschieden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in 2015/2016 zum Projekt-
vorhaben durchgeführten Kartierungen wurden nach den gültigen Erfas-
sungsmethoden des NLT-Papiers (2014) mit der daraufhin erfolgten Bewer-
tung von Brut- und Gastvogelräumen nach aktuellen anzuwendenden Stan-
dards von BEHM & KRÜGER (2013) sowie KRÜGER et al. (2013) durchgeführt. 
Sie ergaben für das unmittelbare Projektgebiet für Brutvögel maximal lokale 
und für Gastvögel maximal nationale Bedeutung. Damit ein Gebiet als ein 
faktisches Vogelschutzgebiet gilt, muss es die Kriterien für ein Vogelschutz-
gebiet erfüllen. Das vorliegende Plangebiet und seine Umgebung ist weder 
als Ramsar-Gebiet (Übereinkommen über Feuchtgebiete, insbesondere als 
Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung) 
noch als ein IBA-Gebiet (Important Bird Area) in der überarbeiteten Ge-
samtliste von SÜDFELDT et al. (2002) geführt. Es gibt demzufolge keine Hin-
weise darauf, dass es sich bei dem Plangebiet um ein faktisches Vogel-
schutzgebiet handelt. Eine Ablehnung des Vorhabens ergibt sich für die 
Gemeinde nicht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der bekannte Weißstorchbrut-
platz in der Dörpstraat 152 wurde vom Büro Sinning bei den Erfassungen 
mit berücksichtigt, jedoch konnte während der Erfassungsdurchgänge 
kein brütendes Paar dort festgestellt werden. Auch die Ergebnisse der 
Raumnutzungsanalyse zeigen deutlich, dass bei dem Erfassungspunkt 2 
aus Süden kommend (oder in Richtung Süd abgehend) keine Flugbewe-
gungen festgestellt wurden, die auf einen besetzten Horst hingewiesen 
hätten.  
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 Wie auf der lnformationsveranstaltung am 13.09.2016 bekannt ge-

macht wurde, erfolgt die Gründung der Fundamente der WKA mit 
einer Grundwasserabsenkung. Spätestens, nachdem der OOWV 
1995 eine Grundwasserabsenkung im gleichen Gebiet mit erhebli-
chen Schädigungen an Gebäuden und Landschaft durchgeführt 
hat, müsste allgemein bei den Fachinstanzen bekannt sein, dass 
das gesamte Gebiet des Rasteder Moores einem gespannten 
Grundwasserleiter aufliegt ( siehe auch Gutachten zu den Auswir-
kungen der Grundwasserabsenkung im Raume Delfshausen aus 
Anlass der Baumaßnahme ,,Sanierung der Trinkwasserleitung DN 
300" von Kurt Wöbken Dipl.-lng, Itd. Baudirektor a.D. vom Januar 
1996 - eine Kopie dieses Gutachtens wurde der Gemeinde zur 
Kenntnis überlassen !).  
Eine Absenkung des Grundwasserspiegels durch die angestreb-
ten Baumaßnahmen führt unweigerlich zu erheblichen Versackun-
gen und Gebäudeschäden. Das nicht nur in einem Absenkungs-
trichter in unmittelbarer Nähe des Bauvorhabens. sondern in ei-
nem Bereich, der sich über das gesamte Rasteder Moor erstreckt. 
Wenn dies den planerischen Instanzen, der Gemeinde und dem 
Landkreis bisher nicht bekannt sein sollte, darf man erwarten, 
dass sie sich in entsprechende Kenntnis setzen. Wenn dieses 
nicht geschieht, muss man von grober Fahrlässigkeit ausgehen ! 

 
Für den Fall, entgegen aller Erkenntnisse und gegen die Betroffenheit der 
anwohnenden Bürger, dass diesem Bauvorhaben stattgegeben wird, er-
warten wir: 
 
Eine umfangreiche Unterstützung der Gemeinde Rastede und rechtzeitige 
Bestandsaufnahmen und -sicherungen vom Bauvorhabenträger. Dieses 
nicht nur für die durch Schwerlast betroffenen Zuwegungen zu dem ge-
planten Baugebiet, insbesondere aber für sämtliche Immobilien und 
Grundstücken in dem Gefährdungsradius von ca. 6km um die geplanten 
Bauvorhaben.  
 
Weiterhin erwarten wir, dass Ersatz- und Kompensationsmaßnahmen 
ortsnah durchgeführt werden. 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Grundwasserabsenkradien 
beim Bau von Windenergieanlagen sind i. Allg. auf 50-200 m beschränkt. 
Dem Gutachter ist die besondere Grundwassersituation im Gebiet bekannt 
und sämtliche Teilaspekte der Thematik zum Grundwasser sind den Ver-
fahrensunterlagen zu entnehmen. Der Themenbereich der Auswirkungen 
der Umsetzung des Vorhabens auf das Grundwasser wurde dadurch aus-
reichend und umfassend im Rahmen der Bauleitplanung abgearbeitet. Ge-
mäß der den Verfahrensunterlagen beigefügten Geotechnischen Stellung-
nahme zum Schutzgut Boden und Wasser vom Büro Dr. Lübbe weist die 
abdeckenden Torf-/Kleischichten nur eine geringe Scherfestigkeit und eine 
vergleichsweise hohe Durchlässigkeit auf. Anhand der vorliegenden Ergeb-
nisse ist mit nur mit sehr geringen Druckdifferenzen des Grundwassers zwi-
schen der Torfschicht und den darunter anstehenden Sanden zu rechnen. 
Von einem extrem gespannten Grundwasserleiter ist daher nicht auszuge-
hen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede kann 
den Vorhabenträger nicht zur Durchführung von Beweissicherungsverfah-
ren an privaten Anlagen verpflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch 
in Aussicht, die privaten Eigentümer bei der Forderung eines Beweissi-
cherungsverfahrens zu unterstützen.  
 
 
Es besteht keine gesetzliche Verpflichtung Kompensationsmaßnahmen 
ortsnah durchzuführen. Im Fall von Windparkplanungen kann dies sogar 
kontraproduktiv sein, da durch eine Aufwertung von Flächen im Nahbereich 
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Um die tatsächlichen Auswirkungen und Beeinträchtigungen durch die 
Baumaßnahme und den Betrieb der WKA auf unsere Gesundheit und un-
sere Lebensqualität beurteilen zu können, ist ein Vergleich der künftigen 
mit den derzeitigen Lärmimmissionsgrenzwerten erforderlich. Dieser Ver-
gleich fehlt jedoch in den Planungsunterlagen. 
 
 
 
Wir stellen ausdrücklich fest, dass für uns durch den Bau und den Betrieb 
der WKA in Zukunft Beeinträchtigungen auftreten können, von denen wir 
heute noch nicht absehen können, dass und in welcher Form sie auf- oder 
eintreten werden. Dies betrifft unsere materielle und persönliche Unver-
sehrtheit, unsere Gesundheit und unser Eigentum. Wir machen also auch 
unseren Einwand für die noch nicht absehbaren Tatbestände geltend, die 
direkt oder indirekt im Zusammenhang mit diesem Projekt stehen. 
 
Kopien an den Landkreis Ammerland als Genehmigungsbehörde 
 
 

kollisionsgefährdete Arten angezogen werden und geschädigt werden. Die 
Kompensationsflächen stehen in einem funktionalen Zusammenhang mit 
den Eingriffsflächen bzw. befinden sich in derselben naturräumlichen Ein-
heit, so dass keine anderen Flächen als die bereits festgesetzten bereit zu 
stellen sind. 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Ermittlung des schalltechnischen Gut-
achtens erfolgte unter Berücksichtigung der Vorbelastungen, so dass ermit-
telt wurde, welchen Schalleistungspegel die Windenergieanlagen emittie-
ren dürfen, um die Vorgaben der TA Lärm auf die umgebende Wohnbebau-
ung einzuhalten. Ein Vergleich der Ist-Situation mit der zukünftigen Situa-
tion ist nicht erforderlich. Durch die Planung werden keine Rechte verletzt, 
die gesetzlichen Grenzwerte werden eingehalten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jeder Bürger hat nach jeder 
Projektverwirklichung jederzeit die Möglichkeit bei der zuständigen Geneh-
migungsbehörde Fragen, Forderungen nach Messungen bspw. von Lärm-
pegeln u. a. zu stellen, wenn er der Meinung ist, dass den gesetzlichen 
Vorgaben bzw. den Bestimmungen der Genehmigung nicht entsprochen 
wird. 
 
 

 Bürger 8:   
 In Bezug auf ihr Schreiben vom 05.07.2018 teilen wir Ihnen mit, dass die 

von uns mit Schreiben vom 18.09.2016 vorgebrachten Einwände hinsicht-
lich des Flächennutzungsplanes Windenergie „Lehmdermoor“ und die 
Aufstellung des vorhabensbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 weiterhin 
Bestand haben. 
 
Die Abwägungsvorschläge mit dem Hinweis ,,Wird zur Kenntnis genom-
men" und einer kurzen Begründung, dass man nicht gewillt ist, bestimmte 
Einwände nicht zu akzeptieren, können unsere Bedenken gegen das ge-
samte Vorhaben ebenfalls nicht zerstreuen bzw. beseitigen. 
 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Ergänzend zu den bisherigen Einwendungen führen wir folgendes an:  
 
Im Gutachten ist unter Punkt 3.1.2. -Erholung- gesagt, die zu planenden 
und zu errichtenden Windmühlen würden hinter der Autobahn A 20 zurück 
treten. 
 
Diese A 20 ist nicht vorhanden, befindet sich einem Planungsverfahren 
und kann somit nicht als Grundlage einer Argumentation im Gutachten mit 
einbezogen werden. 
 
Nimmt man diese Betrachtungsweise aus dem Gutachten heraus und be-
wertet die Feststellung des Gutachters neu, gibt es im Umkehrschluss so-
mit doch erhebliche Einwirkungen durch die Windenergieanlagen und Be-
denken in Bezug auf das Landschaftsbild. 
 
Ebenfalls stören die bereits vorhandenen „Windparks“ im Bereich Jade 
und in naher Zukunft,die im Repowering errichteten Windmühlen in Hahn-
Lehmden. Der gesamte Erholungsbereich im Außenbezirk wird dadurch 
stark gestört. So eben durch den Gutachter festgestellten ungehinderten 
weiten Blick in die Landschaft hinein. 
 
Das erstellte Gutachten ist für uns durch die mangelnde Sorgfalt bei der 
Erstellung und der Bewertung der oben genannten Dinge inhaltlich falsch 
bzw. bezieht unzutreffende nicht vorhandene Umstände mit ein. 
 
Aus diesem Grunde kann und darf dieses Gutachten nicht Grundlage der 
vorgesehenen Planung sein. 
 
 
Hinsichtlich des Problems mit dem Grundwasser wird an dieser Stelle 
nochmals hingewiesen. 
 
„Die Planer bekommen das Wasser schon in Griff, kann hier ebenfalls 
nicht als Sachargument gelten. 
 
An dieser Stelle sei ebenfalls noch einmal, eine Lanze für die Natur und 
die Vogelwelt gebrochen: 
 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und der Umweltbericht wird in 
diesem Punkt noch einmal dahingehend verdeutlicht, dass die Trasse der 
A20 nicht der ausschlaggebende Grund für eine Einstufung der weniger er-
heblichen Umweltauswirkungen in Bezug auf den Aspekt Erholung für das 
Schutzgut Mensch ist.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird in den aktuellen Verfah-
rensunterlagen in Bezug auf das Schutzgut Landschaftsbild bereits von ei-
ner erheblichen Beeinträchtigung ausgegangen, welche entsprechend 
kompensiert werden muss. Der Umweltbericht wird die genannten Aspekte 
in Bezug auf eine klarere Formulierung überarbeiten. Bei den wesentlichen 
Aussagen zu den Umweltauswirkungen gibt es jedoch keine Änderungen. 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Der Umweltbericht ist gemäß den gesetz-
lichen Vorgaben des BauGB Bestandteil der Begründung und damit we-
sentliche Grundlage der Verfahrensunterlagen. Dass sich im Zuge der Be-
teiligungsverfahren Änderungen durch Hinweise aus der Bevölkerung und 
/ oder von Seiten der Träger öffentlicher Belange ergeben oder Aspekte 
klarer formuliert werden müssen, ist kein Mangel der Unterlagen, sondern 
Bestandteil des Planungsprozesses. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es haben sich aus den Gutach-
ten zu den hydrologischen Aspekten keine der Durchführung der Bauleit-
planung entgegenstehenden Belange ergeben. 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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In unserem Wohnbereich und dadurch in der Nähe der geplanten Wind-
energieanlagen haben sich zwischenzeitlich viele Vögel einen Lebensbe-
reich geschaffen: 
 
Erwähnt sei der  
- Kiebitz (Rote Liste - Kategorie 2 - stark gefährdet), 
- Rauchschwalbe (Rote Liste - Kategorie 3 - gefährdet), 
- Star (Rote Liste - Kategorie 3 gefährdet), 
- Weißstorch (Rote Liste - Kategorie 3 gefährdet), 
- Rotmilan (Rote Liste - Vorwarnliste), 
- Gartenrotschwanz (Rote Liste - Vorwarnliste). 
 
Wo ist sie geblieben - Feldlerche - ? 
 
Die Fledermäuse? 
 
Für den Mäusebussard soll eine Ausnahmegenehmigung der unteren Na-
turschutzbehörde eingeholt werden. 
 
Jeder Landkreis entscheidet so positiv für sich mit dieser Ausnahmege-
nehmigung. 
 
Der Gesamtbestand ist dabei uninteressant, wird außer Betracht gelassen 
und ist in der Begründung wahrscheinlich nicht von Bedeutung, weil für 
diese eine durch jeden einzelnen Landkreis isoliert zutreffende Entschei-
dung Vorrang hat und nicht eine landesweite Betrachtung. 
 
Ein Flugschlag durch die Rotoren hat der Vogel in Kauf zu nehmen. Die 
Menge der getöteten Brutvögel im Offshore Windpark bei Helgoland soll-
ten uns eine Mahnung sein. 
 
 
Einer beabsichtigten zu beantragenden Ausnahmegenehmigung wird an 
dieser Stelle bereits vehement im Sinne des Mäusebussards widerspro-
chen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine grundlegende Diskussion zum 
Thema Artenschwund nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung 
ist. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und darauf hingewiesen, dass 
der Landkreis nur über eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung 
entscheiden kann, wenn das Projekt den gesetzlich vorgegebenen Grün-
den entspricht. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und darauf verwiesen, dass ge-
mäß den gesetzlichen Vorgaben der Erhaltungszustand der jeweiligen Art 
im Rahmen einer Beantragung einer Ausnahme von Seiten der Genehmi-
gungsbehörde berücksichtigt werden muss. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Den artenschutzrechtlichen An-
forderungen wurde mit der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung, wel-
che Bestandteil der Verfahrensunterlagen ist, Genüge getan. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Die Planung, Änderung und Einordnung und des Freigabe des Gebietes 
als Bebauungsplan mit vielleicht zwei oder drei Windkraftanlagen stellt ei-
nen zu großen Eingriff in die Natur und für uns Bewohner dar. Der zu er-
wartende Nutzen kann diese ganzen Eingriffe und Schäden nicht aufwie-
gen. 
 
Unser Antrag lautet daher: Stellen Sie das sinnlose Projekt ein. 
 
Die Gemeinde. Rastede wird hier an dieser Stelle keinen großen Beitrag 
für die erneuerbare Energie des Landes Niedersachsen erbringen kön-
nen. 
 
Es werden lediglich die noch vorhandenen Naherholungsgebiete und Le-
bensräume zerstört. 
 

 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Allen gesetzlichen Vorgaben in Bezug auf 
die Eingriffsermittlung mitsamt den Kompensationserfordernissen sowie die 
Abarbeitung der artenschutzrechtlichen Belange wird mit den Inhalten der 
Verfahrensunterlagen entsprochen, so dass aus bauleitplanerischer Sicht 
keine Belange entgegenstehen. Der Gemeinderat hat sich während des 
Bauleitplanverfahrens intensiv mit allen öffentlichen und privaten Belangen 
auseinander gesetzt. Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter 
wird dem Ausbau der Erneuerbaren Energien durch Windkraft Vorrang ge-
währt und die übrigen Belange werden zurückgestellt. Die Gemeinde 
Rastede wird daher an der vorliegenden Bauleitplanung festhalten. 
 

 Bürger 9:   
 Nachdem unsere Einwendungen vom 15. September 2016 im Rahmen 

der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung keine oder nur ungenügende 
Berücksichtigung in den Gemeindegremien gefunden haben, erheben wir 
diese nachdrücklich und ergänzend erneut. 
 
Es ist ernüchternd - eher schon schockierend -, wie gewählte Vertreter 
und Verwaltung in ihren Abwägungsvorschlägen ihre Planung im derzeit 
gültigen rechtlichen Rahmen sehen und berechtigte Interessen und Sor-
gen von betroffenen Bürgern ausschließlich als ,,Hinweise zur Kenntnis 
nehmen". Es ist mehr als ernüchternd, dass die Gemeinde Rastede sich 
in ihren Abwägungsvorschlägen darauf beruft, den gesetzlichen Anforde-
rungen Genüge getan zu haben. So sieht keine sinnvolle und bürgernahe 
Planung aus. Und wer sich darauf beruft ,,Genüge getan zu haben", muss 
sich fragen lassen, ob er oder sie noch bereit oder in der Lage ist, die Ver-
antwortung, die übertragen wurde, noch im Sinne der Übertragenden 
wahrzunehmen ! 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat, obwohl derzeitig 
etliche und wesentliche Rahmenbedingungen und Grenzwerte zur Errich-
tung von Windkraftanlagen (WKA) in der Veränderung und/oder in der 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahrge-
nommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussage 
nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Gemeinde 
entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in der 
Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwägung be-
dingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Abwägungs-
defizit liegt eindeutig nicht vor. Der Gemeinderat hat sich während des Bau-
leitplanverfahrens intensiv mit allen öffentlichen und privaten Belangen aus-
einander gesetzt. Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird 
dem Ausbau der Erneuerbaren Energien durch Windkraft Vorrang gewährt 
und die übrigen Belange werden zurückgestellt. 
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Diskussion stehen, die Änderung der o.g. Bauleitpläne zur Genehmigung 
der Errichtung von 3 bzw. 5 WKA beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nachdem der Ortsteil Delfshausen der Gemeinde Rastede schon durch 
die Planung der BAB 20 erheblich betroffen ist, wäre zu erwarten gewe-
sen, dass der Verwaltungsausschuss in diesem Fall einer besonderen 
Sorgfalts- und Fürsorgepflicht nachkommt. Dieses ist ganz offensichtlich 
nicht erfolgt. Darüber hinaus findet bestehendes europäisches Recht 
keine Anwendung. 
 
Nachdem der LK Ammerland 2013 eine Windpotentialstudie veröffentlich 
hat, sind alle anderen Gemeinden noch in Wartestellung. Netzausbau und 
die Abnahme erzeugter Energie sind nicht gesichert. Stromtrassen, die 
den erzeugten Windstrom weiterleiten können, werden vor 2025 nach öf-
fentlichen Informationen nicht fertig sein. Über diesen Zeitraum müssen 
immer wieder Windparks abgeschaltet werden, weil mehr Windstrom er-
zeugt wird als die Netze aufnehmen können. 
 
Das die Gemeinde Rastede, wie sie in ihren Abwägungsvorschlägen ar-
gumentiert, eine Beitrag zur Energiewenden leisten möchte, ist zwar 
grundsätzlich verständlich, unter diesen Voraussetzungen allerdings hin-
terfragenswert und unter diesen Umständen nicht akzeptabel. 
 
Unabhängig von der Zerstörung eines höchst erhaltenswerten Land-
schaftsbildes muss doch die Frage gestellt werden, welche Planer auf den 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesetze oder Richtlinien werden 
von Zeit zu Zeit geändert. Sollte dies der Fall sein, so gibt es Übergangs-
vorschriften, welche den Umgang mit laufenden Vorhaben in Bezug auf das 
zu berücksichtigende Gesetz / die zu berücksichtigende Richtlinie regeln. 
Von einer Planung abzusehen bzw. eine Planung auf unbestimmte Zeit zu 
vertagen, weil sich Grundlagen ändern, kann nicht Ziel einer kommunalen 
Entwicklung sein. Die Gemeinde Rastede hat sämtliche gesetzlichen Vor-
gaben im Rahmen des laufenden Bauleitplanverfahrens eingehalten. Im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens besteht für die Genehmigungsbe-
hörde die Möglichkeit - auch im Nachgang zu einer Genehmigung – steu-
ernd bzw. nachregulierend einzugreifen, wenn sich planungsrelevante Kri-
terien / Anforderungen ändern sollten. Es wird darauf hingewiesen, dass im 
vorliegenden Bauleitplanverfahren zwei Windenergieanlagen festgesetzt 
werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Weiterleitungs- und Spei-
cherproblematik ist nicht Gegenstand dieser Bauleitplanung. Eine Bauleit-
planung kann nur Flächennutzungen regeln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der vorliegen-
den Bauplanung wurden sämtliche öffentlichen Belange berücksichtigt und 
sich mit den planungsspezifischen Fragestellungen und Anforderungen ge-
mäß den gesetzlichen Vorgaben umfassend und aktuell auseinanderge-
setzt. Diese Auseinandersetzung führte zu dem Ergebnis, dass keine un-
überwindbaren Planungshemmnisse, welche der Umsetzung der Bauleit-
planung entgegenstehen, vorliegen. Aus Sicht der Gemeinde Rastede be-
stehen daher keine Gründe, die gegen das Projekt sprechen.  
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Gedanken kommen, in solchen vorliegenden höchst sensiblen hydrogeo-
logischen Bereichen, Bauvorhaben wie Windparks oder Autobahnen mit 
Tiefgründungen und Grundwasserabsenkungen durchführen zu können, 
Schwerlastverkehr über Moorstraßen führen zu wollen, alles aus der an-
gestrebten theoretischen Machbarkeilheraus, ohne Berücksichtigung und 
entgegen der direkten Erfahrungen, die schon andere, die dieses ebenso 
gesehen haben, schon zuvor gemacht haben. 
 
Wir verweisen in dieser Hinsicht auf den Oldenburgisch Ostfriesischen 
Wasserverband OOWV, der 1995 unter ähnlichen angenommenen Vo-
raussetzungen hier eine Grund- wasserabsenkung  vorgenommen hat, die 
zu erheblichen Schäden und Auswirkungen weit über den theoretisch an-
genommenen Bereich geführt hat, bis hin zum Abriss von Hausanschlüs-
sen durch plötzliche Versackungen und Setzungen. Das es durch die hier 
im Ortsteil Delfshausen verlegte Erdgasleitung mit Hausanschlüssen nicht 
zu einer größeren Katastrophe gekommen ist, ist nur ausschließlich einem 
glücklichen Umstand zu verdanken und nicht einer planerischen Voraus-
sicht! 
 
Wir leben in unmittelbarer Nähe des Planungsraumes und erheben  hier-
mit fristgerecht  folgende  Einwendungen gegen das im Betreff  genannte  
Planungs- und Bauvorhaben: 

 
Begründung: 
 
• Einen wesentlichen Wertverlust unserer Gebäude und Grundstü-
cke: Wenn in den Abwägungsvorschlägen  davon ausgegangen 
wird, dass dieses nur einer subjektiven Wahrnehmung entspricht, 
sollten doch Nachfragen bei ortsansässigen Immobilienmaklern 
erfolgen, die dieses eindeutig widerlegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
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• Verlust an erheblicher Lebensqualität durch Bauverkehr von 
Schwerlastfahrzeugen und -gerät und Betrieb der WKA: 
Wenn in den Abwägungsvorschlägen  erwidert wird, dass tempo-
räre Bauvorhaben hinzunehmen  sind, ist doch klar erkennbar, 
dass es sich hier nicht um zeitlich begrenzte Beeinträchtigungen 
handelt. Kurzzeitliche Beeinträchtigungen, die hinzunehmen  sind, 
wie in den Abwägungs- vorschlägen entgegnet, entsprechen nicht 
den Tatsachen. Die zu erwartenden Beeinträchtigungen werden 
dauerhaft sein. 
 
 
• Gebäude-, Straßen- und Wegschäden durch starken Bauverkehr 
mit Schwerlasten durch weite Schwingungsübertragung über den 
Moorboden: Wenn die Gemeinde Rastede vom Vorhabenträger 

Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
 
Der Bau des Windparks ist zeitlich begrenzt. Kurzzeitige Beeinträchtigun-
gen sind hinzunehmen, wie es z.B. auch hinzunehmen wäre, wenn in einem 
Wohngebiet ein Haus gebaut würde oder andere Bauarbeiten auf Nachbar-
grundstücken stattfänden. Es besteht kein Anspruch auf Unveränderlichkeit 
der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und gesellschaftliche Treiben, 
sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist daher hinzunehmen. 
Der Betrieb sowie die Anlage als solches wirken hingegen dauerhaft für die 
Zeit des Betriebes der Windenergieanlagen. Gemäß den gesetzlichen Vor-
gaben werden die erheblichen Beeinträchtigungen ermittelt und über Er-
satzflächen kompensiert. 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde Rastede 
bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsverfahren der 
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eine Bestands- aufnahme der betroffenen Gemeindestraßen  und 
Wirtschaftswege erwartet, ist es eine Verhöhnung der betroffenen 
Anwohner, wenn diese von der Gemeinde aufgefordert werden, 
sich privat mit dem Vorhaben- träger für eine solche in Verbin-
dung zu setzen. Die Gemeinde ist nach den vorliegenden Er-
kenntnissen aufgefordert, die betroffenen Anwohner in Schutz zu 
nehmen. 
 
• Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass die Zufahrt zur geplanten 
Bau- und Betriebsstelle über einen Wirtschaftsweg längs des 
Schwarzen Grabens führen soll, der zur Gemeindestraße erklärt 
werden soll. Diese Zuwegung ist für einen Schwerlastverkehr völ-
lig ungeeignet. Eine Schwerlastnutzung kann nur erfolgen durch 
einen erheblichen und gesicherten Ausbau, der allerdings im Wi-
derspruch steht zum Schutz der artenrechtlich geschützten Süß-
wassermuschel in diesem Bereich des "Schwarzen Grabens". 
Diese Muscheln stehen auf der Roten Liste.  
 
Schon die gewöhnliche, regelmäßige Gewässerunterhaltung  stellt 
keine privilegierte Nutzung im Sinne des Gesetzes dar. Bei einem 
Ausbau des Weges zur Gemeindestraße  ist von erheblichen Aus-
wirkungen auf den Muschel- bestand auszugehen, was bei diesen 
streng geschützten Arten einen Strafbestand darstellt. 
 
• Erhebliche Gesundheitsgefährdungen durch Immissionen, ins-
besondere durch Schall, Infraschall und Schattenwurf: 
Beeinträchtigung  des Schlafs, der Erholung, Entspannung und 
Ruhe Beeinträchtigung  der Gesundheit und des Leistungsvermö-
gens, dadurch auch 
1.  Beeinträchtigung  der Arbeitsleistung 
2.  Konzentrationsstörungen 
3.  Beeinträchtigung des psychischen Wohlbefindens aufgrund 
Lärm bedingter Nervosität etc. 
 
 
 
 
 

Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Sofern erfor-
derlich werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. 
Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. Dieses Vorgehen 
entspricht der üblichen Vorgehensweise und findet konkretisierend auf 
Ebene der Genehmigungsplanung statt. Die Gemeinde Rastede wird ihre 
gemeindlichen Interessen und Belange in diesem Rahmen vertreten, ist je-
doch nicht verantwortlich für Privateigentum Dritter. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die für die Bauphase zu nutzen-
den Wege werden im Vorfeld des Vorhabens durch die Zulieferungsfirma 
im Hinblick auf die Traglasten überprüft und – sofern notwendig – ein Auf-
bau des Weges durchgeführt, um eine gleichmäßigere Lastverteilung zu 
ermöglichen. Mit dem „Schwarzen Graben“ ist der Lehmdermoorgraben ge-
meint, welcher sich außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungspla-
nes befindet. Der Graben wird durch die Bauleitplanung in seinem Zustand 
nicht verändert, so dass keine Auswirkungen auf die Süßwassermuschel zu 
befürchten sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewässerunterhaltung nicht Gegen-
stand der Bauleitplanung ist. 
 
 
 
 
Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen 
dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BIm-
SchG. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass 
die Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrie-
ben werden, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächst-
gelegenen schutzwürdigen Nutzungen eingehalten werden. So wird sicher-
gestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und Nacht-
zeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästi-
gungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorga-
ben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes in-
sofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufgenom-
men wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
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Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 
Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der Be-
trieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte ge-
sichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
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• Zerstörung des Landschaftsbildes und schutzwürdiger Gebiete: 
Der Eingriff in das Landschaftsbild wird in den Abwägungsvor-
schlägen beschrieben und als erheblich eingestuft. Die Gemeinde 
gibt trotz der zuvor genannten Erkenntnisse der Errichtung eines 
Windparks den Vorrang und stuft ortsnahe Kompensationsmaß-
nahmen als "kontra- produktiv" ein. 
 
 
 
 
 
 
 
• mangelnde Anpassung der Vorgaben an sinnvollen Schutzab-
ständen (siehe Regelung Bayern vom 17.11.2014: 10-H-Regel, 
das bedeutet im vorliegenden Fall bei der vorgegeben Bauhöhe 
von 150m einen Schutzabstand zur Wohnbebauung von 1,Skm). 
Es handelt sich hier im betroffenen Bereich nicht um einen Au-
ßenbereich mit vereinzelten Gehöften sondern um vornehmliche 
eine Wohnbebauung.  
 
Wenn das Bundesland Bayern solche Vorgaben machen kann, 
stellt sich hier auch die Frage, warum das Land Niedersachsen  
und hier auch die ) Gemeinde Rastede und der Landkreis Ammer-
land nicht vergleichbare Schutzzonen vorgeben können. 
 
 
 
 
• Beeinträchtigung  von Brut- und Rastvögelplätzen-die derzeitige 
Erfassung ist nicht aktuell: 

dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Einstufung einer „erhebli-
chen Beeinträchtigung“ für ein Schutzgut ist kein Ausschlussgrund, um das 
Vorhaben nicht weiterzuführen. Vielmehr sind die gesetzlichen Vorgaben u. 
a. zur Eingriffsregelung zu beachten und umzusetzen, wie es bei der vor-
liegenden Planung durchgeführt worden ist. Es besteht keine gesetzliche 
Verpflichtung Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzuführen. Im Fall 
von Windparkplanungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, da durch 
eine Aufwertung von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete Arten an-
gezogen werden und geschädigt werden. Die Kompensationsflächen ste-
hen in einem funktionalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen bzw. 
befinden sich in derselben naturräumlichen Einheit, so dass keine anderen 
Flächen als die bereits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende Planung richtet 
sich nach den niedersächsischen Vorgaben und gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen. Zur Information: Der Abstand von 10 H bezieht sich nur auf 
Siedlungen (Bebauungsplangebiete und im Zusammenhang bebaute Orts-
steile gem. § 34 BauGB) und nicht auf Wohngebäude im Außenbereich. 
 
 
 
Jede Gemeinde ist verpflichtet, der Windenergie in substanzieller Weise 
Raum zu verschaffen. Das Land Niedersachsen setzt hierzu im Windener-
gieerlass konkrete Forderungen fest. Es ist zu bezweifeln, dass diese Ziele 
mit derart großen Schutzabständen zu erreichen sind. Insoweit hat sich die 
Gemeinde Rastede schon mit Aufstellung der Standortpotenzialstudie ge-
gen derart große Schutzabstände entschieden. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in 2015/2016 zum Projekt-
vorhaben durchgeführten Kartierungen wurden nach den gültigen Erfas-
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Schon im Winter/Frühjahr 2017/18 wurde vom NABU Rastede do-
kumentiert, dass sich das faktische Vogelschutzgebiet nördlich 
der Jade deutlich auf den südlichen Bereich - also im Bereich des 
geplanten Windparks und der ebenso geplanten BAB 20 ausge-
weitet hat. Weiterhin zu Ergänzung:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es brütet seit Jahren in unmittelbarer Nähe des Planungsgebietes  
ein Weißstorchpaar. 
 
Siehe auch Stellungsnahme des NABU Rastede vom 14.09.2016! 
 
 
 
 
• Wie auf der Informationsveranstaltung am 13.09.2016 bekannt 
gemacht wurde, erfolgt die Gründung der Fundamente der WKA 
mit einer Grundwasserabsenkung. Spätestens, nachdem der 
OOWV 1995 eine Grundwasserabsenkung im gleichen Gebiet mit 
erheblichen Schädigungen an Gebäuden und Landschaft durch-
geführt hat, müsste  allgemein bei den Fachinstanzen bekannt 
sein, dass das gesamte Gebiet des Rasteder Moores auf einem 
gespannten Grundwasserleiter aufliegt ( siehe auch Gutachten zu 
den Auswirkungen der Grundwasserabsenkung im Raume Delfs-
hausen aus Anlass der Baumaßnahme ,,Sanierung der Trinkwas-
serleitung DN 300" von Kurt Wöbken Dipl.-lng, Itd. Baudirektor 
a.D. vom Januar 1996 - eine Kopie dieses Gutachtens wurde der 
Gemeinde zur Kenntnis überlassen !).  

sungsmethoden des NLT-Papiers (2014) mit der daraufhin erfolgten Bewer-
tung von Brut- und Gastvogelräumen nach aktuellen anzuwendenden Stan-
dards von BEHM & KRÜGER (2013) sowie KRÜGER et al. (2013) durchgeführt. 
Sie ergaben für das unmittelbare Projektgebiet für Brutvögel maximal lokale 
und für Gastvögel maximal nationale Bedeutung. Damit ein Gebiet als ein 
faktisches Vogelschutzgebiet gilt, muss es die Kriterien für ein Vogelschutz-
gebiet erfüllen. Das vorliegende Plangebiet und seine Umgebung ist weder 
als Ramsar-Gebiet (Übereinkommen über Feuchtgebiete, insbesondere als 
Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung) 
noch als ein IBA-Gebiet (Important Bird Area) in der überarbeiteten Ge-
samtliste von SÜDFELDT et al. (2002) geführt. Es gibt demzufolge keine Hin-
weise darauf, dass es sich bei dem Plangebiet um ein faktisches Vogel-
schutzgebiet handelt. Eine Ablehnung des Vorhabens ergibt sich für die 
Gemeinde nicht. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der bekannte Weißstorchbrut-
platz in der Dörpstraat 152 wurde vom Büro Sinning bei den Erfassungen 
ermittelt, jedoch konnte während der Erfassungsdurchgänge kein brüten-
des Paar dort festgestellt werden. Auch die Ergebnisse der Raumnutzungs-
analyse zeigen deutlich, dass bei dem Erfassungspunkt 2 aus Süden kom-
mend (oder in Richtung Süd abgehend) keine Flugbewegungen festgestellt 
wurden, die auf einen besetzten Horst hingewiesen hätten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Grundwasserabsenkradien 
beim Bau von Windenergieanlagen sind i. Allg. auf 50-200 m beschränkt. 
Dem Gutachter ist die besondere Grundwassersituation im Gebiet bekannt 
und sämtliche Teilaspekte der Thematik zum Grundwasser sind den Ver-
fahrensunterlagen zu entnehmen. Der Themenbereich der Auswirkungen 
der Umsetzung des Vorhabens auf das Grundwasser wurde dadurch aus-
reichend und umfassend im Rahmen der Bauleitplanung abgearbeitet. Ge-
mäß der den Verfahrensunterlagen beigefügten Geotechnischen Stellung-
nahme zum Schutzgut Boden und Wasser vom Büro Dr. Lübbe weist die 
abdeckenden Torf-/Kleischichten nur eine geringe Scherfestigkeit und eine 
vergleichsweise hohe Durchlässigkeit auf. Anhand der vorliegenden Ergeb-
nisse ist mit nur mit sehr geringen Druckdifferenzen des Grundwassers zwi-
schen der Torfschicht und den darunter anstehenden Sanden zu rechnen. 
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Eine Absenkung des Grundwasserspiegels durch die angestreb-
ten Baumaßnahmen führt unweigerlich zu erheblichen Versackun-
gen und Gebäudeschäden. Das nicht nur in einem Absenkungs-
trichter in unmittelbarer Nähe des Bauvorhabens. sondern in ei-
nem Bereich, der sich über das gesamte Rasteder Moor erstreckt. 
Wenn dies den planerischen Instanzen, der Gemeinde und dem 
Landkreis bisher nicht bekannt sein sollte, darf man erwarten, 
dass sie sich in entsprechende Kenntnis setzen. Wenn dieses 
nicht geschieht, muss man von grober Fahrlässigkeit ausgehen ! 

 
Für den Fall, entgegen aller Erkenntnisse und gegen die Betroffenheit der 
anwohnenden Bürger, dass diesem Bauvorhaben stattgegeben wird, er-
warten wir: 
 
Eine umfangreiche Unterstützung der Gemeinde Rastede und rechtzeitige 
Bestandsaufnahmen und -sicherungen vom Bauvorhabenträger. Dieses 
nicht nur für die durch Schwerlast betroffenen Zuwegungen zu dem ge-
planten Baugebiet, insbesondere aber für sämtliche Immobilien und 
Grundstücken in dem Gefährdungsradius von ca. 6km um die geplanten 
Bauvorhaben.  
 
Weiterhin erwarten wir, dass Ersatz- und Kompensationsmaßnahmen 
ortsnah durchgeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Um die tatsächlichen Auswirkungen und Beeinträchtigungen durch die 
Baumaßnahme und den Betrieb der WKA auf unsere Gesundheit und un-
sere Lebensqualität beurteilen zu können, ist ein Vergleich der künftigen 
mit den derzeitigen Lärmimmissionsgrenzwerten erforderlich. Dieser Ver-
gleich fehlt jedoch in den Planungsunterlagen. 
 
 
 

Von einem extrem gespannten Grundwasserleiter ist daher nicht auszuge-
hen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Gemeinde Rastede kann den Vorha-
benträger nicht zur Durchführung von Beweissicherungsverfahren an priva-
ten Anlagen verpflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch in Aussicht, 
die privaten Eigentümer bei der Forderung eines Beweissicherungsverfah-
rens zu unterstützen.  
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Es besteht keine gesetzliche Verpflichtung 
Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzuführen. Im Fall von Windpark-
planungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, da durch eine Aufwertung 
von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete Arten angezogen werden 
und geschädigt werden. Die Kompensationsflächen stehen in einem funkti-
onalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen bzw. befinden sich in der-
selben naturräumlichen Einheit, so dass keine anderen Flächen als die be-
reits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Ermittlung des schalltechnischen Gut-
achtens erfolgte unter Berücksichtigung der Vorbelastungen, so dass ermit-
telt wurde, welchen Schalleistungspegel die Windenergieanlagen emittie-
ren dürfen, um die Vorgaben der TA Lärm auf die umgebende Wohnbebau-
ung einzuhalten. Ein Vergleich der Ist-Situation mit der zukünftigen Situa-
tion ist nicht erforderlich. Durch die Planung werden keine Rechte verletzt, 
die gesetzlichen Grenzwerte werden eingehalten. 
 



Abwägung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12, öffentliche Auslegung (Verfahren gem. § 3 (2) BauGB)                 74 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
06.03.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

Wir stellen ausdrücklich fest, dass für uns durch den Bau und den Betrieb 
der WKA in Zukunft Beeinträchtigungen auftreten können, von denen wir 
heute noch nicht absehen können, dass und in welcher Form sie auf- oder 
eintreten werden. Dies betrifft unsere materielle und persönliche Unver-
sehrtheit, unsere Gesundheit und unser Eigentum. Wir machen also auch 
unseren Einwand für die noch nicht absehbaren Tatbestände geltend, die 
direkt oder indirekt im Zusammenhang mit diesem Projekt stehen. 
 
Kopien an den Landkreis Ammerland als Genehmigungsbehörde 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jeder Bürger hat nach jeder 
Projektverwirklichung jederzeit die Möglichkeit bei der zuständigen Geneh-
migungsbehörde Fragen, Forderungen nach Messungen bspw. von Lärm-
pegeln u. a. zu stellen, wenn er der Meinung ist, dass den gesetzlichen 
Vorgaben bzw. den Bestimmungen der Genehmigung nicht entsprochen 
wird. 
 
 

 Bürger 10:   
 Nachdem unsere Einwendungen vom 15. September 2016 im Rahmen 

der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung keine oder nur ungenügende 
Berücksichtigung in den Gemeindegremien gefunden haben, erheben wir 
diese nachdrücklich und ergänzend erneut. 
 
Es ist ernüchternd - eher schon schockierend -, wie gewählte Vertreter 
und Verwaltung in ihren Abwägungsvorschlägen ihre Planung im derzeit 
gültigen rechtlichen Rahmen sehen und berechtigte Interessen und Sor-
gen von betroffenen Bürgern ausschließlich als ,,Hinweise zur Kenntnis 
nehmen". Es ist mehr als ernüchternd, dass die Gemeinde Rastede sich 
in ihren Abwägungsvorschlägen darauf beruft, den gesetzlichen Anforde-
rungen Genüge getan zu haben. So sieht keine sinnvolle und bürgernahe 
Planung aus. Und wer sich darauf beruft ,,Genüge getan zu haben", muss 
sich fragen lassen, ob er oder sie noch bereit oder in der Lage ist, die Ver-
antwortung, die übertragen wurde, noch im Sinne der Übertragenden 
wahrzunehmen ! 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat, obwohl derzeitig 
etliche und wesentliche Rahmenbedingungen und Grenzwerte zur Errich-
tung von Windkraftanlagen (WKA) in der Veränderung und/oder in der 
Diskussion stehen, die Änderung der o.g. Bauleitpläne zur Genehmigung 
der Errichtung von 3 bzw. 5 WKA beschlossen. 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese in Abwägungen üblichen 
Formulierungen zeigen neutral auf, dass der entsprechende thematische 
Punkt der Stellungnahme von der Politik der Gemeinde als solcher wahrge-
nommen wurde. Eine Oberflächlichkeit oder Arroganz ist dieser Aussage 
nicht zu entnehmen und dieser Interpretation wird von Seiten der Gemeinde 
entschieden widersprochen. Ein Hinweggehen über Anregungen in der 
Stellungnahme, die eine konkrete Auseinandersetzung bzw. Abwägung be-
dingen, ist dadurch nicht erfolgt. Ein Abwägungsausfall, oder Abwägungs-
defizit liegt eindeutig nicht vor.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesetze oder Richtlinien werden 
von Zeit zu Zeit geändert. Sollte dies der Fall sein, so gibt es Übergangs-
vorschriften, welche den Umgang mit laufenden Vorhaben in Bezug auf das 
zu berücksichtigende Gesetz / die zu berücksichtigende Richtlinie regeln. 
Von einer Planung abzusehen bzw. eine Planung auf unbestimmte Zeit zu 
vertagen, weil sich Grundlagen ändern, kann nicht Ziel einer kommunalen 
Entwicklung sein. Die Gemeinde Rastede hat sämtliche gesetzlichen Vor-
gaben im Rahmen des laufenden Bauleitplanverfahrens eingehalten. Im 
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Nachdem der Ortsteil Delfshausen der Gemeinde Rastede schon durch 
die Planung der BAB 20 erheblich betroffen ist, wäre zu erwarten gewe-
sen, dass der Verwaltungsausschuss in diesem Fall einer besonderen 
Sorgfalts- und Fürsorgepflicht nachkommt. Dieses ist ganz offensichtlich 
nicht erfolgt. Darüber hinaus findet bestehendes europäisches Recht 
keine Anwendung. 
 
Nachdem der LK Ammerland 201 3 eine Windpotentialstudie veröffentlich 
hat, sind alle anderen Gemeinden noch in Wartestellung. Netzausbau und 
die Abnahme erzeugter Energie sind nicht gesichert. Stromtrassen, die 
den erzeugten Windstrom weiterleiten können, werden vor 2025 nach öf-
fentlichen Informationen nicht fertig sein. Über diesen Zeitraum müssen 
immer wieder Windparks abgeschaltet werden, weil mehr Windstrom er-
zeugt wird als die Netze aufnehmen können. 
 
Das die Gemeinde Rastede, wie sie in ihren Abwägungsvorschlägen ar-
gumentiert, eine Beitrag zur Energiewenden leisten möchte, ist zwar 
grundsätzlich verständlich, unter diesen Voraussetzungen allerdings hin-
terfragenswert und unter diesen Umständen nicht akzeptabel. 
 
Unabhängig von der Zerstörung eines höchst erhaltenswerten Land-
schaftsbildes muss doch die Frage gestellt werden, welche Planer auf den 
Gedanken kommen, in solchen vorliegenden höchst sensiblen hydrogeo-
logischen Bereichen, Bauvorhaben wie Windparks oder Autobahnen mit 
Tiefgründungen und Grundwasserabsenkungen durchführen zu können, 
Schwerlastverkehr über Moorstraßen führen zu wollen, alles aus der an-
gestrebten theoretischen Machbarkeit heraus, ohne Berücksichtigung und 
entgegen der direkten Erfahrungen, die schon andere, die dieses ebenso 
gesehen haben, schon zuvor gemacht haben. 
 

Rahmen des Genehmigungsverfahrens besteht für die Genehmigungsbe-
hörde die Möglichkeit - auch im Nachgang zu einer Genehmigung – steu-
ernd bzw. nachregulierend einzugreifen, wenn sich planungsrelevante Kri-
terien / Anforderungen ändern sollten. Es wird darauf hingewiesen, dass im 
vorliegenden Bauleitplanverfahren zwei Windenergieanlagen festgesetzt 
werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Bauleitplanung 
wurde das Vorhaben der Autobahn im Rahmen der kumulativen Betrach-
tung von Projekten berücksichtigt, um so das Zusammenwirken beider Pro-
jekte auf die verschiedenen Schutzgüter darstellen zu können.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Weiterleitungs- und Spei-
cherproblematik ist nicht Gegenstand dieser Bauleitplanung. Eine Bauleit-
planung kann nur Flächennutzungen regeln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der vorliegen-
den Bauplanung wurden sämtliche öffentlichen Belange berücksichtigt und 
sich mit den planungsspezifischen Fragestellungen und Anforderungen ge-
mäß den gesetzlichen Vorgaben umfassend und aktuell auseinander ge-
setzt. Diese Auseinandersetzung führte zu dem Ergebnis, dass es keine 
unüberwindbaren Planungshemmnisse, welche der Umsetzung der Bauleit-
planung entgegenstehen, vorliegen. Aus Sicht der Gemeinde Rastede be-
stehen daher keine Gründe, die gegen das Projekt sprechen.  
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Wir verweisen in dieser Hinsicht auf den Oldenburgisch Ostfriesischen 
Wasserverband OOWV, der 1995 unter ähnlichen angenommenen Vo-
raussetzungen hier in unmittelbarer Nähe des geplanten Bebauungsberei-
ches eine Grundwasserabsenkung vorgenommen hat, die zu erheblichen 
Schäden und Auswirkungen weit über den theoretisch angenommenen 
Bereich geführt hat, bis hin zum Abriss von Hausanschlüssen durch plötz-
liche Versackungen und Setzungen. Das es durch die hier im Ortsteil 
Delfshausen verlegte Erdgasleitung mit Hausanschlüssen nicht zu einer 
größeren Katastrophe gekommen ist, ist nur ausschließlich einem glückli-
chen Umstand zu verdanken und nicht einer planerischen Voraussicht! 
 
Wir leben in unmittelbarer Nähe des Planungsraumes und erheben 
hiermit fristgerecht folgende Einwendungen gegen das im Betreff ge-
nannte Planungs- und Bauvorhaben: 
 
Begründung: 

 Einen wesentlichen Wertverlust unserer Gebäude und Grundstü-
cke: Wenn in den Abwägungsvorschlägen davon ausgegangen 
wird, dass dieses nur einer subjektiven Wahrnehmung entspricht, 
sollten doch Nachfragen bei ortsansässigen Immobilienmaklern 
erfolgen, die dieses eindeutig widerlegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
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 Verlust an erheblicher Lebensqualität durch Bauverkehr von 
Schwerlastfahrzeugen und -gerät und Betrieb der WKA: Wenn in 
den Abwägungsvorschlägen erwidert wird, dass temporäre Bau-
vorhaben hinzunehmen sind, ist doch klar erkennbar, dass es sich 
hier nicht um zeitlich begrenzte Beeinträchtigungen handelt. Kurz-
zeitliche Beeinträchtigungen, die hinzunehmen sind, wie in den 
Abwägungsvorschlägen entgegnet, entsprechen nicht den Tatsa-
chen. Die zu erwartenden Beeinträchtigungen werden dauerhaft 
sein. 
 
 

 Gebäude-, Straßen- und Wegschäden durch starken Bauverkehr 
mit Schwerlasten durch weite Schwingungsübertragung über den 
Moorboden: Wenn die Gemeinde Rastede vom Vorhabenträger 
eine Bestandsaufnahme der betroffenen Gemeindestraßen und 
Wirtschaftswege erwartet, ist es eine Verhöhnung der betroffenen 
Anwohner, wenn diese von der Gemeinde aufgefordert werden, 
sich privat mit dem Vorhabenträger für eine solche in Verbindung 
zu setzen. Die Gemeinde ist nach den vorliegenden Erkenntnis-
sen aufgefordert, die betroffenen Anwohner in Schutz zu nehmen. 
 
 

wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Der Bau des Windparks ist zeitlich begrenzt. Kurzzeitige Beeinträchtigun-
gen sind hinzunehmen, wie es z.B. auch hinzunehmen wäre, wenn in einem 
Wohngebiet ein Haus gebaut würde oder andere Bauarbeiten auf Nachbar-
grundstücken stattfänden. Es besteht kein Anspruch auf Unveränderlichkeit 
der eigenen Umgebung. Das wirtschaftliche und gesellschaftliche Treiben, 
sofern es sich im gesetzlichen Rahmen bewegt, ist daher hinzunehmen. 
Der Betrieb sowie die Anlage als solches wirken hingegen dauerhaft für die 
Zeit des Betriebes der Windenergieanlagen. Gemäß den gesetzlichen Vor-
gaben werden die erheblichen Beeinträchtigungen ermittelt und über Er-
satzflächen kompensiert. 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde Rastede 
bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsverfahren der 
Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Sofern erfor-
derlich werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. 
Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. Dieses Vorgehen 
entspricht der üblichen Vorgehensweise und findet konkretisierend auf 
Ebene der Genehmigungsplanung statt. Die Gemeinde Rastede wird ihre 
gemeindlichen Interessen und Belange in diesem Rahmen vertrete, ist je-
doch nicht verantwortlich für Privateigentum Dritter. 
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 Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass die Zufahrt zur geplanten 
Bau- und Betriebsstelle über einen Wirtschaftsweg längs des 
Schwarzen Grabens führen soll, der zur Gemeindestraße erklärt 
werden soll. Diese Zuwegung ist für einen Schwerlastverkehr völ-
lig ungeeignet. Eine Schwerlastnutzung kann nur erfolgen durch 
einen erheblichen und gesicherten Ausbau, der allerdings im Wi-
derspruch steht zum Schutz der artenrechtlich geschützten Süß-
wassermuschel in diesem Bereich des ,,Schwarzen Grabens". 
Diese Muscheln stehen auf der Roten Liste.  
 
Schon die gewöhnliche, regelmäßige Gewässerunterhaltung stellt 
keine privilegierte Nutzung im Sinne des Gesetzes dar. Bei einem 
Ausbau des Weges zur Gemeindestraße ist von erheblichen Aus-
wirkungen auf den Muschelbestand auszugehen, was bei diesen 
streng geschützten Arten einen Strafbestand darstellt. 
 

 Erhebliche Gesundheitsgefährdungen durch Immissionen, insbe-
sondere durch Schall, Infraschall und Schattenwurf:  
Beeinträchtigung des Schlafs, der Erholung, Entspannung und 
Ruhe 
Beeinträchtigung der Gesundheit und des Leistungsvermögens, 
dadurch auch 
 

o 1: Beeinträchtigung der Arbeitsleistung 
o 2: Konzentrationsstörungen 
o 3: Beeinträchtigung des psychischen Wohlbefindens auf-

grund Lärm bedingter Nervosität etc.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die für die Bauphase zu nutzen-
den Wege werden im Vorfeld des Vorhabens durch die Zulieferungsfirma 
im Hinblick auf die Traglasten überprüft und – sofern notwendig – ein Auf-
bau des Weges durchgeführt, um eine gleichmäßigere Lastverteilung zu 
ermöglichen. Mit dem „Schwarzen Graben“ ist der Lehmdermoorgraben ge-
meint, welcher sich außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungspla-
nes befindet. Der Graben wird durch die Bauleitplanung in seinem Zustand 
nicht verändert, so dass keine Auswirkungen auf die Süßwassermuschel zu 
befürchten sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewässerunterhaltung nicht Gegen-
stand der Bauleitplanung ist. 
 
 
 
 
Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterliegen 
dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 4 BIm-
SchG. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass 
die Windenergieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so betrie-
ben werden, dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm an den nächst-
gelegenen schutzwürdigen Nutzungen eingehalten werden. So wird sicher-
gestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und Nacht-
zeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästi-
gungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorga-
ben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird den Belangen des Schallschutzes in-
sofern Rechnung getragen, dass ein Hinweis im Bebauungsplan aufgenom-
men wird, der auf die gesetzlichen Vorgaben verweist. 
 
Darüber hinaus wurde im Rahmen eines Schallgutachtens nachgewiesen, 
dass der Betrieb der Windenergieanlagen innerhalb des Plangebietes aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich ist.  
 
Die Genehmigungsbehörde gemäß BImSchG (der Landkreis) prüft, ob die 
gesetzlichen Grenzwerte bei Realisierung der Planung und unter Berück-
sichtigung aller Vorbelastungen, die der Behörde aufgrund vergangener 



Abwägung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12, öffentliche Auslegung (Verfahren gem. § 3 (2) BauGB)                 79 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
06.03.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Genehmigungen oder vorliegender sonstiger Anträge bekannt sind, beim 
Betrieb eines Windparks eingehalten werden können und/oder ob der Be-
trieb ggf. gesteuert werden muss, damit die Einhaltung der Grenzwerte ge-
sichert werden kann.  
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Einstufung einer „erhebli-
chen Beeinträchtigung“ für ein Schutzgut ist kein Ausschlussgrund, um das 
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 Zerstörung des Landschaftsbildes und schutzwürdiger Gebiete: 
Der Eingriff in das Landschaftsbild wird in den Abwägungsvor-
schlägen beschrieben und als erheblich eingestuft. Die Ge-
meinde gibt trotz der zuvor genannten Erkenntnisse der Errich-
tung eines Windparks den Vorrang und stuft ortsnahe Kompensa-
tionsmaßnahmen als ,,kontraproduktiv" ein. 
 
 
 
 
 
 

 mangelnde Anpassung der Vorgaben an sinnvollen Schutzabstän-
den (siehe Regelung Bayern vom 17.11.2014: 10-H-Regel, das 
bedeutet im vorliegenden Fall bei der vorgegeben Bauhöhe von 
150m einen Schutzabstand zur Wohnbebauung von 1,5km).  
Es handelt sich hier im betroffenen Bereich nicht um einen Außen-
bereich mit vereinzelten Gehöften sondern faktisch um eine vor-
nehmliche Wohnbebauung.  
 
Wenn das Bundesland Bayern solche Vorgaben machen kann, 
stellt sich hier auch die Frage, warum das Land Niedersachsen 
und hier auch die Gemeinde Rastede und der Landkreis Ammer-
land nicht vergleichbare Schutzzonen vorgeben wollen. 
 
 

 Beeinträchtigung von Brut- und Rastvögelplätzen - die derzeitige 
Erfassung ist nicht aktuell: Schon im Winter/Frühjahr 2017118 
wurde vom NABU Rastede dokumentiert, dass sich das faktische 
Vogelschutzgebiet nördlich der Jade deutlich auf den südlichen 
Bereich - also im Bereich des geplanten Windparks und der 
ebenso geplanten BAB 20 ausgeweitet hat.  

 
 
 
 
 
 

Vorhaben nicht weiterzuführen. Vielmehr sind die gesetzlichen Vorgaben u. 
a. zur Eingriffsregelung zu beachten und umzusetzen, wie es bei der vor-
liegenden Planung durchgeführt worden ist. Es besteht keine gesetzliche 
Verpflichtung Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzuführen. Im Fall 
von Windparkplanungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, da durch 
eine Aufwertung von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete Arten an-
gezogen werden und geschädigt werden. Die Kompensationsflächen ste-
hen in einem funktionalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen bzw. 
befinden sich in derselben naturräumlichen Einheit, so dass keine anderen 
Flächen als die bereits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende Planung richtet 
sich nach den niedersächsischen Vorgaben und gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen. Zur Information: Der Abstand von 10 H bezieht sich nur auf 
Siedlungen (Bebauungsplangebiete und im Zusammenhang bebaute Orts-
steile gem. § 34 BauGB) und nicht auf Wohngebäude im Außenbereich. 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Gemeinde Rastede kann den Vorha-
benträger nicht zur Durchführung von Beweissicherungsverfahren an priva-
ten Anlagen verpflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch in Aussicht, 
die privaten Eigentümer bei der Forderung eines Beweissicherungsverfah-
rens zu unterstützen.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in 2015/2016 zum Projekt-
vorhaben durchgeführten Kartierungen wurden nach den gültigen Erfas-
sungsmethoden des NLT-Papiers (2014) mit der daraufhin erfolgten Bewer-
tung von Brut- und Gastvogelräumen nach aktuellen anzuwendenden Stan-
dards von BEHM & KRÜGER (2013) sowie KRÜGER et al. (2013) durchgeführt. 
Sie ergaben für das unmittelbare Projektgebiet für Brutvögel maximal lokale 
und für Gastvögel maximal nationale Bedeutung. Damit ein Gebiet als ein 
faktisches Vogelschutzgebiet gilt, muss es die Kriterien für ein Vogelschutz-
gebiet erfüllen. Das vorliegende Plangebiet und seine Umgebung ist weder 
als Ramsar-Gebiet (Übereinkommen über Feuchtgebiete, insbesondere als 
Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung) 
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Weiterhin zu Ergänzung: Es brütet seit Jahren in unmittelbarer Nähe 
des Planungsgebietes ein Weißstorchpaar. Siehe auch Stellungs-
nahme des NABU Rastede vom 14.09.2016 ! 

 
 
 
 
 

 Wie auf der lnformationsveranstaltung am 13.09.2016 bekannt ge-
macht wurde, erfolgt die Gründung der Fundamente der WKA mit 
einer Grundwasserabsenkung. Spätestens, nachdem der OOWV 
1995 eine Grundwasserabsenkung im gleichen Gebiet mit erhebli-
chen Schädigungen an Gebäuden und Landschaft durchgeführt 
hat, müsste allgemein bei den Fachinstanzen bekannt sein, dass 
das gesamte Gebiet des Rasteder Moores einem gespannten 
Grundwasserleiter aufliegt ( siehe auch Gutachten zu den Auswir-
kungen der Grundwasserabsenkung im Raume Delfshausen aus 
Anlass der Baumaßnahme ,,Sanierung der Trinkwasserleitung DN 
300" von Kurt Wöbken Dipl.-lng, Itd. Baudirektor a.D. vom Januar 
1996 - eine Kopie dieses Gutachtens wurde der Gemeinde zur 
Kenntnis überlassen !).  
Eine Absenkung des Grundwasserspiegels durch die angestreb-
ten Baumaßnahmen führt unweigerlich zu erheblichen Versackun-
gen und Gebäudeschäden. Das nicht nur in einem Absenkungs-
trichter in unmittelbarer Nähe des Bauvorhabens. sondern in ei-
nem Bereich, der sich über das gesamte Rasteder Moor erstreckt. 
Wenn dies den planerischen Instanzen, der Gemeinde und dem 
Landkreis bisher nicht bekannt sein sollte, darf man erwarten, 
dass sie sich in entsprechende Kenntnis setzen. Wenn dieses 
nicht geschieht, muss man von grober Fahrlässigkeit ausgehen ! 

 

noch als ein IBA-Gebiet (Important Bird Area) in der überarbeiteten Ge-
samtliste von SÜDFELDT et al. (2002) geführt. Es gibt demzufolge keine Hin-
weise darauf, dass es sich bei dem Plangebiet um ein faktisches Vogel-
schutzgebiet handelt. Eine Ablehnung des Vorhabens ergibt sich für die 
Gemeinde nicht. 
  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der bekannte Weißstorchbrut-
platz in der Dörpstraat 152 wurde vom Büro Sinning bei den Erfassungen 
ermittelt, jedoch konnte während der Erfassungsdurchgänge kein brüten-
des Paar dort festgestellt werden. Auch die Ergebnisse der Raumnut-
zungsanalyse zeigen deutlich, dass bei dem Erfassungspunkt 2 aus Sü-
den kommend (oder in Richtung Süd abgehend) keine Flugbewegungen 
festgestellt wurden, die auf einen besetzten Horst hingewiesen hätten.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Grundwasserabsenkradien 
beim Bau von Windenergieanlagen sind i. Allg. auf 50-200 m beschränkt. 
Dem Gutachter ist die besondere Grundwassersituation im Gebiet bekannt 
und sämtliche Teilaspekte der Thematik zum Grundwasser sind den Ver-
fahrensunterlagen zu entnehmen. Der Themenbereich der Auswirkungen 
der Umsetzung des Vorhabens auf das Grundwasser wurde dadurch aus-
reichend und umfassend im Rahmen der Bauleitplanung abgearbeitet. Ge-
mäß der den Verfahrensunterlagen beigefügten Geotechnischen Stellung-
nahme zum Schutzgut Boden und Wasser vom Büro Dr. Lübbe weist die 
abdeckenden Torf-/Kleischichten nur eine geringe Scherfestigkeit und eine 
vergleichsweise hohe Durchlässigkeit auf. Anhand der vorliegenden Ergeb-
nisse ist mit nur mit sehr geringen Druckdifferenzen des Grundwassers zwi-
schen der Torfschicht und den darunter anstehenden Sanden zu rechnen. 
Von einem extrem gespannten Grundwasserleiter ist daher nicht auszuge-
hen.  
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Für den Fall, entgegen aller Erkenntnisse und gegen die Betroffenheit der 
anwohnenden Bürger, dass diesem Bauvorhaben stattgegeben wird, er-
warten wir: 
 
Eine umfangreiche Unterstützung der Gemeinde Rastede und rechtzeitige 
Bestandsaufnahmen und -sicherungen vom Bauvorhabenträger. Dieses 
nicht nur für die durch Schwerlast betroffenen Zuwegungen zu dem ge-
planten Baugebiet, insbesondere aber für sämtliche Immobilien und 
Grundstücken in dem Gefährdungsradius von ca. 6km um die geplanten 
Bauvorhaben.  
 
Weiterhin erwarten wir, dass Ersatz- und Kompensationsmaßnahmen 
ortsnah durchgeführt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Um die tatsächlichen Auswirkungen und Beeinträchtigungen durch die 
Baumaßnahme und den Betrieb der WKA auf unsere Gesundheit und un-
sere Lebensqualität beurteilen zu können, ist ein Vergleich der künftigen 
mit den derzeitigen Lärmimmissionsgrenzwerten erforderlich. Dieser Ver-
gleich fehlt jedoch in den Planungsunterlagen. 
 
 
 
Wir stellen ausdrücklich fest, dass für uns durch den Bau und den Betrieb 
der WKA in Zukunft Beeinträchtigungen auftreten können, von denen wir 
heute noch nicht absehen können, dass und in welcher Form sie auf- oder 
eintreten werden. Dies betrifft unsere materielle und persönliche Unver-
sehrtheit, unsere Gesundheit und unser Eigentum. Wir machen also auch 
unseren Einwand für die noch nicht absehbaren Tatbestände geltend, die 
direkt oder indirekt im Zusammenhang mit diesem Projekt stehen. 
 
Kopien an den Landkreis Ammerland als Genehmigungsbehörde 
 

 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Gemeinde Rastede kann den Vorha-
benträger nicht zur Durchführung von Beweissicherungsverfahren an priva-
ten Anlagen verpflichten. Die Gemeinde Rastede stellt jedoch in Aussicht, 
die privaten Eigentümer bei der Forderung eines Beweissicherungsverfah-
rens zu unterstützen.  
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Es besteht keine gesetzliche Verpflichtung 
Kompensationsmaßnahmen ortsnah durchzuführen. Im Fall von Windpark-
planungen kann dies sogar kontraproduktiv sein, da durch eine Aufwertung 
von Flächen im Nahbereich kollisionsgefährdete Arten angezogen werden 
und geschädigt werden. Die Kompensationsflächen stehen in einem funkti-
onalen Zusammenhang mit den Eingriffsflächen bzw. befinden sich in der-
selben naturräumlichen Einheit, so dass keine anderen Flächen als die be-
reits festgesetzten bereit zu stellen sind. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Ermittlung des schalltechnischen Gut-
achtens erfolgte unter Berücksichtigung der Vorbelastungen, so dass ermit-
telt wurde, welchen Schalleistungspegel die Windenergieanlagen emittie-
ren dürfen, um die Vorgaben der TA Lärm auf die umgebende Wohnbebau-
ung einzuhalten. Ein Vergleich der Ist-Situation mit der zukünftigen Situa-
tion ist nicht erforderlich. Durch die Planung werden keine Rechte verletzt, 
die gesetzlichen Grenzwerte werden eingehalten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Jeder Bürger hat nach jeder 
Projektverwirklichung jederzeit die Möglichkeit bei der zuständigen Geneh-
migungsbehörde Fragen, Forderungen nach Messungen bspw. von Lärm-
pegeln u. a. zu stellen, wenn er der Meinung ist, dass den gesetzlichen 
Vorgaben bzw. den Bestimmungen der Genehmigung nicht entsprochen 
wird. 
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 Bürger 11:   
 hiermit gebe ich folgende Stellungnahme zu o. g. Bauleitplanverfahren ab: 

 
Ich bin Eigentümerin der Landwirtschaft xxx unter der o. g. Adresse. Wir 
betreiben dort Putenaufzucht und Putenmast sowie eine Biogasanlage. In 
den Umweltberichten zu o.g. vorhabenbezogenen Bebauungsplänen ist 
als Kompensationsmaßnahme die Aufwertung des Flurstücks 51 der Flur 
27, Gemarkung Wiefelstede, mit verschiedenen Optionen vorgesehen. u. 
a. wird eine Aufforstung vorgeschlagen. 
 
Durch die Ausweisung dieses direkt an unsere Hofstelle angrenzenden 
Flurstücks als Kompensationsflächen befürchten wir Einschränkungen in 
unseren betrieblichen Entwicklungsmöglichkeiten und darüber hinausge-
hend auch nachträgliche Auflagen zum bereits vorhandenen Stallbetrieb. 
Zum Beispiel könnte gefordert werden, dass teure Biofilter nachgerüstet 
werden müssen, um die von den Putenställen Emissionen auf die dann 
neue Kompensationsfläche zu reduzieren. 
 
Daher fordere ich zur Sicherstellung des weiteren Betriebs meiner Land-
wirtschaft, das Flurstück 51 der Flur 27 nicht als Kompensationsfläche 
festzusetzen. 
 

  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und der Anregung nicht gefolgt. 
Es handelt sich in den Umweltberichten um aufgezeigte Entwicklungsmög-
lichkeiten. Im Weiteren wird im Umweltbericht beschrieben, dass auf dem 
Flurstück 51, Flur 27, Gemarkung Wiefelstede, als Kompensationsmaß-
nahme die Extensivierung von Grünland und Anlage von Senken vorgese-
hen ist. Eine Aufforstung ist für die genannte Fläche nicht vorgesehen. Auch 
besteht das Kompensationsziel nicht darin, typischerweise nährstoffarme 
Biotope herzustellen. Somit werden keine stickstoffempfindlichen Biotope 
entwickelt und es kommt derzeit zu keinerlei Einschränkungen des betroffe-
nen landwirtschaftlichen Betriebes. Der Umweltbericht wird zu diesem As-
pekt verdeutlichend angepasst. An der Festsetzung der genannten Kom-
pensationsfläche wird hingegen festgehalten. 
 
 

 Bürger 12:   
 In der oben genannten Angelegenheit vertreten wir unverändert die recht-

lichen Interessen der Mandaten 1-4. Eine auf uns lautende schriftliche 
Vollmacht liegt lhnen vor (Anlage zu unserem Schreiben vom 
29.09.2016). Zu dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 12 nehmen wir namens und im Auftrage unserer Mandanten - wie folgt 
- Stellung: 
 
Unsere Mandanten sind Eigentümer verschiedener windenergetisch aus-
nutzbarer Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches lhrer mit der 71. 
Flächennutzungsplanänderung geplanten „Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung Windenergie" ,,Lehmdermoor" und sind an der best-
möglichen windenergetischen Nutzung der mit Ihrer 71. Flächennutzungs-
planänderung geplanten Sonderbaufläche für Windenergieanlagen inte-
ressiert. An dieser bestmöglichen windenergetischen Ausnutzung der von 

 Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Natürlich ist auch die 
Gemeinde Rastede an eine optimalen Ausnutzung der Windpotenzialflä-
chen interessiert, was sich darin widerspiegelt, dass die Gemeinde einen 
überwiegenden Teil der in der Potenzialstudie ermittelten Flächen auch 
durch entsprechende Planverfahren (Flächennutzungsplanänderungen 
und Aufstellung von vorhabenbezogener Bebauungspläne) planungsrecht-
lich für eine Windenergienutzung vorbereitet. 
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lhnen mit der vorgesehenen Flächennutzungsplanänderung dargestellten 
Konzentrationsfläche für Windkraftanlagen gern. § 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB müssen auch Sie interessiert sein.  
 
Der Vorhabenträger, der lhnen im vorliegenden Fall den Vorhaben- und 
Erschließungsplan im Sinne des § 12 BauGB vorgelegt hat (Firma Wind-
konzept Projektierungs GmbH & Co. KG), hat allerdings nicht zwangsläu-
fig ein gleichgerichtetes Interesse. Das zeigt sich auch an seiner Planung 
- dem ihnen von dem Vorhabenträger vorgelegten Vorhaben- und Er-
schließungsplan. Denn dort ist zum einen der Standort der ,,WEA 02" in-
nerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nicht soweit wie 
möglich nach Norden in die Ecke des Geltungsbereiches geschoben wor-
den. Zum anderen ist ein unter Turbulenzgesichtspunkten, Windertrags-
gesichtspunkten und allen anderen städtebaulich relevanten Gesichts-
punkten vollkommen unnötig großer Abstand von 438 m zwischen den 
beiden Anlagenstandorten (den Mastmittelpunkten der .WEA 01" und 
,,WEA 02") gewählt worden, der Standort der „WEA 01" also viel zu weit 
westlich gewählt worden. 
 
 
 
 
 
Windenergieanlagen müssen wegen der von ihnen ausgehenden Luftver-
wirbelungen (Turbulenzen) aus Standsicherheitsgründen Mindestab-
stände zu der jeweils nächsten benachbarten Windenergieanlage einhal-
ten. Dieser vom jeweiligen Windenergieanlagentyp abhängige Abstand 
muss in Hauptwindrichtung nach einer verbreiteten Faustformel mindes-
tens das 2,8fache des Rotordurchrnessers der jeweiligen Windkraftanlage 
betragen. Selbst unter Zugrundelegung des dreifachen Rotordurchmes-
sers würde sich im vorliegenden Fall ein Mindestabstand zwischen den 
beiden von dem Vorhabenträger geplanten Windkraftanlagen des Typs 
ENERCON E-82 E2 von nur (3 X 82 rn =) 246 m und nicht in einer Größe 
von mehr als 300 m oder 400 m, hier sogar von 438 rn ergeben. Ertrags-
gesichtspunkte sprechen häufig dafür, einen größeren Abstand zwischen 
den geplanten Windkraftanlagen zu wählen als den unter Turbulenzinten-
sitätsgesichtspunkten zur Gewährleistung der Stand- und Betriebsfestig-
keit der Anlagen zwingend erforderlichen Mindestabstand. Das liegt an 

 
 
 
 
Das vorliegende Plankonzept ist aus Sicht der Gemeinde optimal, da durch 
die gewählte Anlagenkonstellation, was den Schall und den Schattenwurf 
angeht, die Anlagen so positioniert wurden, dass es zu keinen oder nur sehr 
geringen Abschaltzeiten kommen wird. Ein möglichst uneingeschränkter 
Betrieb der Anlagen sorgt für einen wirtschaftlichen Betrieb des Windparks. 
Alle 5 Anlagen mit den 150 m Gesamthöhe aus dem Grundkonzept stehen 
in Hauptwindrichtung. Keine der geplanten Anlagen „klaut“ einer Anderen 
den Wind. Die Gemeinde hat keinen Zweifel daran, dass das der Planung 
zu Grunde liegende Konzept für den vorliegenden Standort optimal ist. Eine 
jetzige Errichtung von zwei Anlagen ändert an diesem optimalen Konzept 
nichts. Die drei weiteren Anlagen aus dem Grundkonzept können im Rah-
men einer weiteren Bauleitplanung planungsrechtlich gesichert und später 
errichtet werden, ohne dass dies zu einem Nachteil für angrenzende Flä-
cheneigentümer führen würde. Im Sinne einer Gleichbehandlung der Flä-
cheneigentümer und gleichzeitig optimalen Ausnutzung der Fläche, ohne 
zu starke Abschaltzeiten der Anlagen zu haben und Anlagen so zu positio-
nieren, dass Sie im Windschatten anderer Anlagen stehen würden hält die 
Gemeinde an der vorliegenden Planung fest.  
 
Der Feststellung, dass innerhalb der Fläche der 71. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes keine sinnvolle Anlagenkonstellation mehr errichtet werden 
kann, wenn die zwei Anlagen innerhalb des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 12 wie geplant und verortet errichtet werden würden, wird 
widersprochen. Der Gemeinde Rastede liegt ein Grundaufstellungsmuster 
des Vorhabenträgers vor, das fünf Anlagenstandorte innerhalb des Plange-
bietes berücksichtigt. Die Standorte der beiden im vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan Nr. 12 festgesetzten Anlagen sind dabei unverändert geblie-
ben, so dass eine Erweiterung des Windparks von zwei auf fünf Windener-
gieanlagen folglich wirtschaftlich darstellbar ist. Die Gemeinde Rastede hat 
keine Zweifel daran, dass das grundlegende Aufstellungsmuster mit fünf 
Anlagen optimal für die Fläche ist.  
 
Da der aktuelle Vorhabenträger nicht über den Zugriff auf alle Flächen in-
nerhalb der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes verfügt und andere 
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dem sogenannten Windparkeffekt, der darin besteht, dass der Windan-
strom auf die hinter den ersten in Windrichtung stehenden Windkraftanla-
gen auf die dahinter positionierten Windkraftanlagen geringer ist, je gerin-
ger dieser Abstand ist, was insbesondere in Hauptwindrichtung zu beach-
ten ist. Im vorliegenden Fall jedoch einen Abstand zwischen den Mastmit-
telpunkten von 438 m zu wählen, ist aber durch nichts gerechtfertigt und 
würde dazu führen, dass die mit Ihrer 71. Flächennutzungsplanänderung 
dargestellte Sonderbaufläche für Windenergieanlagen insgesamt nicht 
mehr sinnvoll und schon gar nicht bestmöglich ausgenutzt werden könnte. 
 
Wir fügen in der Anlage Beispiele für gesamtertragsoptimierte Konfigurati-
onen von Windenergieanlagen innerhalb des Geltungsbereiches der Son-
derbaufläche bei (erstellt von der Firma Pommer 8 Schwarz GmbH): Vari-
ante I: 5 X ENERCON E-92, 104 m NH, 150 m Gesamthöhe (Zeichnungs-
numrner 04, Anlage I), Variante 2: 5 X ENERCON E-82 E2, 1 08 m NH 1 
50 m Gesamthöhe (Zeichnungsnummer 05, Anlage 2). Variante 3: 6 X 
ENERCON E-82 E2, 108 m NH, 150 m Gesamthöhe (Zeichnungsnummer 
06, Anlage 3). Variante 4: 2 X ENERCON E-92, 104 m NH, und 4 X 
ENERCON E-82 E2, 108 m NH, Gesamthöhe jeweils 150 m (Zeichnungs-
nummer 07, Anlage 4). Es sind auch noch weitere Varianten möglich. In 
keiner dieser Varianten und keiner sinnvollen Gesamtplanung würde der 
Standort der „WEA 01" aber so weit westlich vorgesehen werden, wie dies 
mit dem von lhnen ausgelegten Planentwurf geschieht.  
 
 
 
 
 
 
 
Für den Vorhabenträger, die Firma Windkonzept Projektentwicklungs 
GmbH & Co. KG, wäre die mit dem Entwurf des Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes Nr. 12 erfolgende Planung wegen der sehr großen Ab-
stände der beiden Windenergieanlagenstandorte in Hauptwindrichtung 
untereinander optimal. Nicht sinnvoll ist diese Planung allerdings für die 
von lhnen für die gesamte Sonderbaufläche ausdrücklich vorgesehene 
verbindliche Bauleitplanung (vgl. den Entwurf der Begründung zum vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 ,,Windenergie Lehmdermoor" 

Grundstückseigentümer bisher keine schriftliches Interesse (Antrag auf Ein-
leitung eines Bauleitplanverfahrens) zur Errichtung von Windenergieanla-
genbei der Gemeinde Rastede hinterlegt haben, hat sich die Gemeinde 
dazu entschlossen, sich im ersten Schritt, im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung zunächst „nur“ mit den zwei Anlagenstandorten zu befas-
sen. Ein dritter Anlagenstandort wurde im laufen Planungsprozess fallen 
gelassen, da benachbarte Flächeneigentümer eine nötige Baulast nicht er-
teilen wollten.  
 
 
Das vorliegende Plankonzept ist aus Sicht der Gemeinde optimal, da durch 
die gewählte Anlagenkonstellation, was den Schall und den Schattenwurf 
angeht, die Anlagen so positioniert wurden, dass es zu keinen oder nur sehr 
geringen Abschaltzeiten kommen wird. Ein möglichst uneingeschränkter 
Betrieb der Anlagen sorgt für einen wirtschaftlichen Betrieb des Windparks. 
Alle fünf Anlagen mit den 150 m Gesamthöhe aus dem Grundkonzept ste-
hen in Hauptwindrichtung. Keine der geplanten Anlagen „klaut“ einer Ande-
ren den Wind. Die Gemeinde hat keinen Zweifel daran, dass das der Pla-
nung zu Grunde liegende Konzept für den vorliegenden Standort optimal 
ist. Eine jetzige Errichtung von zwei Anlagen ändert an diesem optimalen 
Konzept nichts. Die drei weiteren Anlagen aus dem Grundkonzept können 
im Rahmen einer weiteren Bauleitplanung planungsrechtlich gesichert und 
später errichtet werden, ohne dass dies zu einem Nachteil für angrenzende 
Flächeneigentümer führen würde. Im Sinne einer Gleichbehandlung der 
Flächeneigentümer und gleichzeitig optimalen Ausnutzung der Fläche, 
ohne zu starke Abschaltzeiten der Anlagen zu haben und Anlagen so zu 
positionieren, dass Sie im Windschatten anderer Anlagen stehen würden, 
hält die Gemeinde an der vorliegenden Planung fest. 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt, die Gemeinde hält an dem Grundmuster 
von fünf Windenergieanlagen fest und bereitet durch den vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan die Errichtung von Windenergieanlagen vor. Die ge-
wählten Standorte verhindern dabei nicht die sinnvolle Ausnutzung der Ge-
samtfläche und beschneiden keine benachbarten Flächeneigentümer.  
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Seite 2: „Die Gemeinde entwickelt diese Teilfläche mit zwei Windenergie-
anlagen mit Blick auf die zukünftige Entwicklung der gesamten Potenzial-
fläche durch verbindliche Bebauungspläne"). Wenn Sie also wie geboten 
,die zukünftige Entwicklung der gesamten Potenzialfläche" im Blick haben 
und die verbindliche Bauleitplanung auf zwei Bauleitplanverfahren auftei-
len, müssen Sie die privaten Belange aller Grundstückseigentümer in der 
Sonderbaufläche aber auch in der gebotenen Weise in der Abwägung 
gem. 5 1 Abs. 7 BauGB berücksichtigen. Das geschieht mit dem ausge-
legten Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 aber 
nicht. Mit dem ausgelegten Entwurf und der dortigen, dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan des Vorhabenträgers folgenden Standortplanung wür-
den Sie einseitig die Interessen dieses Vorhabenträgers und der mit ihm 
vertraglich verbundenen Grundstückseigentümer zu Lasten aller anderen 
Grundstückseigentümer innerhalb des Geltungsbereichs der mit der 71. 
Flächennutzungsplanänderung dargestellten Sonderbaufläche bevorzu-
gen. Das wäre abwägungsfehlerhaft. 
 
Unsere Mandanten sind zur Entwicklung einer für die gesamte Sonder-
baufläche optimalen bzw. zumindest sinnvollen Windenergieanlagenkonfi-
guration gemeinsam mit lhnen und dem in der derzeit beplanten Teilfläche 
auftretenden Vorhabenträger gerne bereit und verweisen auf das bereits 
mit unserem Schreiben vom 19.09.2016 (am Ende unter Ziffer 5) unter-
breitete Gesprächsangebot. Der am westlichen Ende des Geltungsberei-
ches der Sonderbaufläche mögliche und sinnvolle Windenergieanlagen-
standort kann wegen der Eigentumsverhältnisse ohnehin nur gemeinsam 
von der Firma Windkonzept Projektentwicklungs GmbH & Co. KG und un-
seren Mandanten entwickelt und realisiert werden. Eine sinnvolle Überpla-
nung der gesamten Sonderbaufläche könnte und sollte also gerne erfol-
gen. Sofern Sie aber an einer verbindlichen Bauleitplanung in zwei Schrit-
ten und mit zwei Bebauungsplänen für Teilgebiete (Teilgebiet I: Der jetzt 
vorgesehene Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 12) festhalten 
wollen, müssten aus den oben genannten Gründen und zur Vermeidung 
der einseitigen Bevorzugung des jetzigen Vorhabenträgers und der mit 
ihm vertraglich verbundenen Grundstückseigentümer zu Lasten aller an-
deren Grundstückseigentümer innerhalb der Sonderbaufläche und zur 
Vermeidung von Abwägungsfehlern der Standort (und das Baufenster) 
der WEA 02 (bzw. das Sondergebiet „WEA 2') ganz in die nördliche Ecke 
des vorgesehenen Geltungsbereiches verschoben werden (hier werden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dies ist, wie oben bereits erläutert nicht der Fall. Nicht nur, dass die be-
nachbarten Flächeneigentümer ihr Interesse an der Errichtung von Wind-
energieanlagen wahrnehmen könnten, sie blockieren durch ihre Haltung 
sogar die Errichtung weiteren Anlage, weshalb die Planung vom Vorentwurf 
zum nun ausgelegten Entwurf reduziert werden musste. Ein gemeinsames 
Vorgehen, welches nicht nur im Interesse des aktuellen Vorhabenträgers 
gewesen wäre, sondern auch im Interesse der Gemeinde kam aus unter-
schiedlichen Gründen bis heute leider nicht zu Stande. Die Gemeinde hat 
sich daher erst einmal mit der kleinsten, umsetzbaren Version der Wind-
parkplanung in Lehmdermoor befasst. 
 
 
 
Der aktuellen Planung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12, 
einer Teilfläche der 71. Flächennutzungsplanänderung liegt ein optimales 
Konzept zu Grunde (siehe oben).  
 
Das vorliegende Plankonzept ist aus Sicht der Gemeinde optimal, da durch 
die gewählte Anlagenkonstellation, was den Schall und den Schattenwurf 
angeht, die Anlagen so positioniert wurden, dass es zu keinen oder nur sehr 
geringen Abschaltzeiten kommen wird. Ein möglichst uneingeschränkter 
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nach dem derzeit ausgelegten Planentwurf einige Meter zukünftigen Ab-
standes zwischen den einzelnen Windenergieanlagen „verschenkt") und 
vor allem der Standort (und das Baufenster) der WEA 01 (bzw. das Son-
dergebiet ,,WEA 7") nach Osten verschoben werden. Sollte der Vorhaben-
träger zu einer dementsprechenden Anpassung seines Vorhaben- und Er-
schließungsplanes nicht bereit sein, müssten Sie zur Erstellung einer ab-
wägungsfehlerfreien verbindlichen Bauleitplanung für die Sonderbauflä-
che aus dem derzeitigen Verfahren zur Aufstellung eines vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes (§ 12 BauGB) in das Verfahren zur Aufstellung 
eines gewöhnlichen Bebauungsplanes gemäß § 10 BauGB wechseln. Zur 
Vermeidung von Abwägungsfehlern darf keinesfalls der Vorhabenbezo-
gene Bebauungsplan Nr. 12 in der derzeit als Entwurf ausgelegten Fas-
sung beschlossen werden. 
 
Aufstellung der 71. Flächennutzungsplanänderung 
 
Insoweit sind redaktionelle Korrekturen der Begründung des Plans zu 
Seite 1 letzter Absatz, Seite 2 erster Absatz und Seite 13 zweiter Absatz 
geboten: Auch unsere Mandanten (und demnach also alle Eigentümer 
von Grundstücken in der Sonderbaufläche) haben ein großes Interesse an 
der Errichtung und dem Betrieb von Windenergieanlagen auf ihren Grund-
stücken (also ein „Entwicklungsinteresse", vgl. bereits unser Schreiben 
vom 19.09.2016). Die von lhnen beabsichtigte verbindliche Bauleitplanung 
hätte also auch jetzt bereits „aus einem Guss" und für die gesamte Son-
derbaufläche erfolgen können (und müssen, um Abwägungsfehler auszu-
schließen). Der Vorhabenträger ,,in der nördlichen Hälfte des Geltungsbe-
reichs" plant zwei Windkraftanlagen (an suboptimalen Standorten) und 
nicht einen ,,Windpark" ,,mit drei Windkraftanlagen" (so aber Seite I der 
Begründung der 71. Flächennutzungsplanänderung). 
 

Betrieb der Anlagen sorgt für einen wirtschaftlichen Betrieb des Windparks. 
Alle fünf Anlagen mit den 150 m Gesamthöhe aus dem Grundkonzept ste-
hen in Hauptwindrichtung. Keine der geplanten Anlagen „klaut“ einer Ande-
ren den Wind. Die Gemeinde hat keinen Zweifel daran, dass das der Pla-
nung zu Grunde liegende Konzept für den vorliegenden Standort optimal 
ist. Eine jetzige Errichtung von zwei Anlagen ändert an diesem optimalen 
Konzept nichts. Die drei weiteren Anlagen aus dem Grundkonzept können 
im Rahmen einer weiteren Bauleitplanung planungsrechtlich gesichert und 
später errichtet werden, ohne dass dies zu einem Nachteil für angrenzende 
Flächeneigentümer führen würde. Im Sinne einer Gleichbehandlung der 
Flächeneigentümer und gleichzeitig optimalen Ausnutzung der Fläche, 
ohne zu starke Abschaltzeiten der Anlagen zu haben und Anlagen so zu 
positionieren, dass Sie im Windschatten anderer Anlagen stehen würden, 
hält die Gemeinde an der vorliegenden Planung fest. 
 
 
Die Anregung wird dahingehend gefolgt, dass die Begründung redaktionell 
angepasst wird.  
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Gemeinde Rastede

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor"

mit örtlichen Bauvorschriften

PRÄAMBEL UND AUSFERTIGUNG

VERFAHRENSVERMERKE

PLANUNTERLAGE

PLANVERFASSER

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" mit örtlichen
Bauvorschriften wurde ausgearbeitet vom Planungsbüro Diekmann • Mosebach & Partner.

Rastede, ..................                                                                                    .......................................
                                                                                                                       Dipl. Ing. O. Mosebach
                                                                                                                             (Planverfasser)

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am .................... die Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" mit örtlichen Bauvorschriften
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gem. § 2 Abs.1 BauGB am .................... ortsüblich
bekanntgemacht.

Rastede, ..................                                                                                       ............................
                                                                                                                            Bürgermeister

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am .................... dem Entwurf des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" mit örtlichen Bauvorschriften und
der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und
Dauer der Auslegung wurden am .................... ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" mit örtlichen Bauvorschriften und
der Begründung sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden, umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom
.................... bis zum ....................  gem. § 3  Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Rastede, ..................                                                                                       ............................
                                                                                                                            Bürgermeister

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Gemeinde Rastede hat den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 "Windenergie
Lehmdermoor" mit örtlichen Bauvorschriften nach Prüfung der Stellungnahmen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in
seiner Sitzung am .................... als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung beschlossen.

Rastede, ..................                                                                                        .............................
                                                                                                                            Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG

Der Satzungsbeschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" mit
örtlichen Bauvorschriften ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am .................... ortsüblich bekannt gemacht worden.
Der Bebauungsplan ist damit am .................... in Kraft getreten.

Rastede, ..................                                                                                       ............................
                                                                                                                            Bürgermeister

VERLETZUNG VON VORSCHRIFTEN

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 "Windenergie
Lehmdermoor" mit örtlichen Bauvorschriften ist die Verletzung von Vorschriften beim Zustandekommen des
Bebauungsplanes und der Begründung nicht geltend gemacht worden.

Rastede, .....................                                                                                    ............................
                                                                                                                            Bürgermeister

BEGLAUBIGUNG

Diese Ausfertigung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" mit
örtlichen Bauvorschriften stimmt mit der Urschrift überein.

Rastede, ................                                                                                           ............................
                                                                                                                            Bürgermeister

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 58 (2) Satz 1 Nr. 2 des
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) sowie § 84 der Niedersächsischen Bauordnung
(NBauO) in den jeweils aktuellen Fassungen hat der Rat der Gemeinde Rastede diesen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor", bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen
Festsetzungen sowie den örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen.

Rastede, den .....................

................................
Bürgermeister

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1.000
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung,

©  2016

Landesamt für Geoinformation
und Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion Oldenburg-Cloppenburg

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom ...........................). Sie ist
hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Westerstede, den..................................................

........................................................................
Dipl. Ing. Alfred Menger
(Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur) (Siegel)

..........................................
       (Unterschrift)

Gemeinde Rastede

Landkreis Ammerland

Übersichtsplan unmaßstäblich

M 1:2.500
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12

"Windenergie Lehmdermoor"

mit örtlichen Bauvorschriften

2. Maß der baulichen Nutzung

Grundfläche (GR) als Höchstmaß, s. textl. FestsetzungGR  1.700 m²

3. Bauweise, Baugrenzen

Baugrenze

4. Verkehrsflächen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

6. Sonstige Planzeichen

PLANZEICHENERKLÄRUNG

1. Art der baulichen Nutzung

Sondergebiet (SO)
Zweckbestimmung: Windenergieanlagen (WEA)

Standorte der geplanten Windenergieanlagen (WEA 1 bis WEA 2)

Private Verkehrsflächen (Erschließungswege)

5. Flächen für die Landwirtschaft und Wald

Flächen für die Landwirtschaft

maximale Höhe baulicher Anlagen (H), z. B. 150 m H  150 m

7. Informelle Darstellung

Vorgesehene Wege und Kranaufstellflächen innerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen

Straßenverkehrsflächen

Gewässerräumstreifen (5 m zu Gewässer II. Ordnung)

Örtliche Bauvorschriften

Textliche Festsetzungen

1. Innerhalb des Plangebeites  sind nur solche Nutzungen zulässig,  zu deren Durchführung  sich der Vorhabenträger  im
Durchführungsvertrag  verpflichtet.  Änderungen  des Durchführungsvertrages  oder Abschluss eines neuen Durchführungsvertrages  sind
zulässig.

2. Innerhalb der festgesetzten Sondergebiete  (SO WEA 1-2) mit der Zweckbestimmung  Windenergieanlagen  (WEA) gem. § 11 BauNVO
sind auf den festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen folgende Nutzungen zulässig:

 Windenergieanlagen (WEA)
 notwendige Infrastrukturanlagen
 landwirtschaftliche Nutzungen

Die Mittelpunkte der überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Koordinaten nach ETRS89 / UTM wie folgt festgesetzt.
     Rechtswert Hochwert

WEA 1 32449299 5906148
WEA 2 32449677 5906369

3. Bei der Ermittlung der gem. § 16 (2) Nr. 1 BauNVO festgesetzten  Grundfläche  (GR) sind die notwendigen Aufstell- und
Erschließungsflächen  innerhalb der überbaubaren  Grundstücksfläche  je Windenergieanlagenstandort  zu berücksichtigen.
Überschreitungen der festgesetzten Grundfläche (GR) nach § 19 (4) BauNVO sind nicht zulässig.

4. Die maximale Bauhöhe der geplanten Windenergieanlagen  beträgt gem. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO 150 m. Es gelten folgende
Höhenbezugspunkte (§ 18 (1) BauNVO):

  Oberer Bezugspunkt für Windenergieanlagen: Nabenhöhe der Anlage plus halbem Rotordurchmesser (senkrechte Rotorspitze)
  Oberer Bezugspunkt für Stromübergabestation: Oberkante der Anlage
Unterer Bezugspunkt: Oberkante der nächstgelegenen privaten Erschließungsstraße der jeweiligen Windenergieanlage

5. Die gemäß § 9 (1) Nr. 11 BauGB festgesetzten  privaten Verkehrsflächen  (Erschließungswege)  sowie die Erschließungswege  innerhalb
der überbaubaren  Grundstücksflächen  sind zu 100 % aus wasserdurchlässigem  Material (Schotterbauweise)  gemäß § 9 (1) Nr. 20
BauGB zu erstellen.

6. Innerhalb der festgesetzten Sondergebiete  (SO WEA 1-2) mit der Zweckbestimmung  Windenergieanlagen  (WEA) gem. § 11 BauNVO
dürfen Windenergieanlagen  mit einem maximalen Schallleistungspegel  (inkl. Sicherheitszuschlag)  für die maßgeblichen  Nachtzeit (22
bis 6 Uhr) von 103,3 dB(A) betrieben werden. Die Windenergieanlagen  sind hinsichtlich des Schallleistungspegels  so zu betreiben,
dass die Immissionsrichtwerte gem. TA-Lärm eingehalten werden.

7. Im Geltungsbereich  des vorhabenbezogenen  Bebauungsplanes  Nr. 12 sind gem. § 12 Abs. 3a BauGB nur solche Vorhaben zulässig,
zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet.

8. Als Maßnahmen  zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB ist die
Baufeldräumung/Baufeldfreimachung  (ausgenommen  Gehölzentfernungen)  zur Vermeidung artenschutzrechtlicher  Verbotstatbestände
gem. § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG) außerhalb  der Zeit zwischen dem 1. März und dem 15. Juli durchzuführen.  Eine
Baufeldräumung/Baufeldfreimachung  ist ausnahmsweise  in der Zeit zwischen dem 1. März und dem 15. Juli zulässig,  wenn durch eine
ökologische Baubegleitung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausgeschlossen werden können.

9. Als Maßnahmen  zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB sind
Baumfäll-  und Rodungsarbeiten  zur Vermeidung artenschutzrechtlicher  Verbotstatbestände  gem. § 44 (1) BNatSchG außerhalb  der
Zeit zwischen dem 1. März und dem 30. September  durchzuführen.  Unmittelbar  vor den Fällarbeiten  sind die Bäume durch eine
sachkundige  Person auf die Bedeutung für höhlenbewohnende  Vogelarten sowie auf das Fledermausvorkommen  zu überprüfen.  Sind
Individuen/Quartiere  vorhanden, so sind die Arbeiten umgehend einzustellen und das weitere Vorgehen ist mit der unteren
Naturschutzbehörde abzustimmen.

1. Der räumliche  Geltungsbereich  der örtlichen Bauvorschriften  entspricht dem Geltungsbereich  des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor".

2. Anlagentyp:
Die Windenergieanlagen müssen als geschlossene Körper errichtet werden.

3. Farbgebung:
Die einzelnen Bauteile der Windenergieanlagen (WEA) sind in einem mattierten, weißen bis hellgrauen Farbton anzulegen.

Ausnahmsweise  können im unteren Bereich des Windenergieanlagenturms  mattierte grüne Farbtöne gewählt werden. Hierbei ist eine
Abstufung der Farbtöne von dunkel- auf hellgrün, jeweils von unten ausgehend, bis zu einer Höhe von maximal 20,00 m zulässig.

Die Außenfassaden  von Umspannwerken  und Nebenanlagen  (Hochbauten wie z.B. erforderliche Kompaktstationen)  sind mit einem
dauerhaft mattierten hellgrauen oder schilfgrünen Anstrich zu versehen.

4. Werbeanlagen:
Innerhalb des Geltungsbereiches  sind Werbeanlagen  und Werbeflächen  nicht zulässig.  Ausgenommen  ist die Eigenwerbung des
Herstellers,  bezogen auf den installierten Anlagentyp. Die Werbeaufschrift  ist auf die Anlagengondel  zu beschränken.  Lichtwerbung
oder die Beleuchtung der Werbeschrift ist unzulässig.

5. Lichtanlagen:
Beleuchtungskörper  an baulichen Anlagen und als eigenständige  Außenleuchten  sind nicht zulässig.  Ausgenommen  ist die  notwendige
Beleuchtung für Wartungsarbeiten sowie Kennzeichnungen gemäß Luftverkehrsgesetz.

6. Ordnungswidrig  handelt, wer diesen örtlichen Bauvorschriften  zuwiderhandelt.  Ordnungswidrigkeiten  können mit einer Geldbuße bis zu
500.000 € geahndet werden (§ 80 Abs. 3 und 5 NBauO).

6. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten weitere Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, so ist unverzüglich die untere
Bodenschutzbehörde des Landkreises Ammerland zu benachrichtigen.

7. Rechtsgrundlagen für diesen Bebauungsplan sind:
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634) Baunutzungsverordnung
(BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetztes
vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1057)
§ 58 des Niedersächsischen  Kommunalverfassungsgesetzes  (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576),  zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.12.2014 (Nds. GVBI. S. 434)
Planzeichenverordnung  1990 (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur
Umsetzung der RL 2014/52/EU im Städtebaurecht  und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens  in der Stadt vom 04.05.2017
(BGBI. I S. 1057)
Niedersächsische  Bauordnung (NBauO) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 03.04.2012 (Nds. GVBI. S. 46), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 25.09.2017 (Nds. GVBI. S. 338)
Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert
durch das Gesetz vom 15.09.2017 (BGBI. I S. 3434)
Niedersächsisches  Ausführungsgesetz  zum Bundesnaturschutzgesetz  (NAGBNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
19.02.2010 (Nds. GVBI. S. 104)

8. Gemäß § 9 Abs. 6 a (2) BauGB werden die Flächen im Plangebiet als Risikogebiet im Sinne des § 73 Abs. 1 (1) des
Wasserhaushaltsgesetz vermerkt.

9. Folgende Flächen werden als Kompensationsflächen  für den vorhabenbezogenen  Bebauungsplan  Nr. 12 "Windenergie
Lehmdermoor" in Anspruch genommen.
• Flurstück 51, Flur 27, Gemarkung Wiefelstede (Gesamtfläche: 5,77 ha, anteilig auf 3,1419 ha),
• Flurstück 126, Flur 4, Gemarkung Rastede (Gesamtfläche: 1,64 ha, siehe unteren Kartenausschnitt)
• Flurstück 167 (Gesamtfläche 3,7694 ha, anteilig auf 0,558 ha), 168 (Gesamtfläche 1,8399 ha, anteilig auf 1,72 ha), 284/165
(Gesamtfläche: 0,9689 ha), 281/162 (Gesamtfläche: 0,6747 ha), 280/161 (Gesamtfläche: 0,9418 ha, anteilig auf 0,05 ha), 286/166
(Gesamtfläche: 1,2595 ha, anteilig auf 0,05 ha), Flur 2, Gemarkung Jaderaltendeich

Diese Flächen sind rechtsverbindliche  Bestandteile des Geltungsbereiches  des vorhabenbezogenen  Bebauungsplanes  Nr. 12
"Windenergie Lehmdermoor".  Auf den bezeichneten Flächen werden Maßnahmen zur Kompensation der unvermeidbaren
zulässigen Eingriffe auf verschiedene Schutzgüter in die Natur und Landschaft nach Maßgabe des Umweltberichtes umgesetzt.

Straßenbegrenzungslinie

Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise

1. Bei Bauhöhen  von über 100 m über Grund ist eine Tag/Nacht-Kennzeichnung  der Windenergieanlagen  als Luftfahrthindernis  gemäß
der Allgemeinen  Verwaltungsvorschrift  (AVV) zur Kennzeichnung  von Luftfahrthindernissen  des Bundesministeriums  für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen  (in der aktuell gültigen Fassung). Nach § 14 i. V. m. § 31 und § 12 Luftverkehrsgesetz  (LuftVG) bedürfen die
Anlagen zudem der Erteilung einer Genehmigung  durch die zuständige  Luftfahrtbehörde.  Im Rahmen des Durchführungsvertrages
zwischen der Gemeinde Rastede und dem Vorhabenträger  soll der Einsatz einer bedarfsgerechten  Befeuerung vereinbart  werden. Ziel
ist es, die Befeuerung so zu steuern, dass diese nur bei tatsächlichem Überflug eines Flugobjektes zum Einsatz gebracht werden muss.

2. Die innerhalb der sonstigen Sondergebiete  (SO WEA 1-2) zulässigen  Windenergieanlagen  sind mit Schattenwurfabschaltmodulen
auszustatten,  sofern die Schattenwurfzeiten  an den relevanten Immissisonsorten  überschritten  werden. Die zum Zeitpunkt der
Planaufstellung vertretbaren Schattenwurfzeiten betragen 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden je Jahr.

3. Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel  (Granaten, Panzerfäuste,  Minen etc.) gefunden werden, ist umgehend die zuständige
Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst der Zentralen Polizeidirektion zu benachrichtigen.

4. Hinsichtlich der Gefahr des Eisabwurfs  durch Windenergieanlagen  wird auf den Runderlass des Nieders. Sozialministeriums  vom
12.06.2009 (Nds.MBI. 2009, S. 651 und die hierzu geltenden technischen Regeln als Technische Baubestimmungen  hingewiesen.
Unter der aufgeführten  Ziffer 2.7.12 ist die Richtlinie "Windenergieanlagen,  Einwirkungen  und Standsicherheitsnachweis  für Turm und
Gründung"  aufgeführt.  Gemäß  Punkt 2 sind Abstände  wegen der Gefahr des Eisabwurfs zu Verkehrswegen  und Gebäuden
einzuhalten.  Falls erforderlich,  sind die zulässigen  Windenergieanlagen  zur Gefahrenabwehr  mit automatischen
Eiserkennungssystemen auszustatten, die im Falle der Eiserkennung auf den Rotorblättern zur Abschaltung der Anlagen führen.

5. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten  ur- oder frühgeschichtliche  Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben,
Holzkohleansammlungen,  Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen  u. Steinkonzentrationen,  auch geringe Spuren solcher
Funde) gemacht werden, sind dieses gem. § 14 (1) des Nds. Denkmalschutzgesetzes  (NDSchG) meldepflichtig  und müssen dem Nds.
Landesamt für Denkmalpflege,  Stützpunkt  Oldenburg,  Ofener Straße 15, 26121 Oldenburg unverzüglich  gemeldet werden.
Meldepflichtig  ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer.  Bodenfunde  und Fundstellen  sind nach § 14 (2) des
NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert  zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn
nicht die Denkmalschutzbehörde  vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. Sämtliche  Erdarbeiten im Geltungsbereich  bedürfen einer
denkmalrechtlichen Genehmigung gem. § 13 NDSchG, diese kann verwehrt werden oder mit Auflagen verbunden sein
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1.0 ANLASS UND ZIEL DER PLANUNG 
Die Gemeinde Rastede beabsichtigt anlässlich aktueller Entwicklungsvorhaben und 
dem Willen der Gemeinde Rastede einen Beitrag zur Energiewende zu leisten, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung eines Windparks im östlichen Ge-
meindegebiet zu schaffen und führt zu diesem Zweck die Aufstellung des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ durch. 
Aufgrund der anhaltenden regionalen Nachfrage nach neuen Standorten für Windener-
gieanlagen hat die Gemeinde Rastede die „Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede“ (DIEKMANN & MOSEBACH, 2016) erarbeiten lassen, in der 
das gesamte Gemeindegebiet hinsichtlich möglicher, für Windenergienutzungen geeig-
neter Standorte untersucht worden ist. 
Die Potenzialstudie aus dem Jahr 2016 dient als fachliche Grundlage für die in der Flä-
chennutzungsplanänderung Nr. 71 erfolgende Ausweisung einer weiteren Sonderbau-
fläche „Windenergie“ im nördlichen Teil des Gemeindegebietes, die eine Ausschlusswir-
kung nach § 35 (3) Satz 3 BauGB entfaltet. Mit der Flächennutzungsplanänderung Nr. 
71 wird das Planungsziel einer städtebaulich geordneten und verträglichen Entwicklung 
der Windenergienutzung innerhalb des Gemeindegebietes Rastede verfolgt, wodurch 
ein Beitrag zur Förderung regenerativer Energien im Sinne von § 1 (6) Nr. 7f BauGB 
geleistet werden soll. Durch den vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 
12 „Windenergie Lehmdermoor“ wird auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung die 
Errichtung eines Windparks planungsrechtlich abgesichert. 
Im Rahmen der o. g. Standortpotenzialstudie wurden in einem ersten Arbeitsschritt die 
„harten“ Tabuzonen herausgearbeitet. Nachfolgend wurden unter Berücksichtigung ak-
tueller Raumanforderungen und bestehender Flächenrestriktionen sowie unter Einhal-
tung notwendiger Schutzabstände zu Siedlungsräumen usw. verschiedene Potenzialflä-
chen für Windenergienutzungen ermittelt.  
Dem Ergebnis der Studie zufolge weist das Gemeindegebiet fünf Potenzialräume auf, 
die sich in unterschiedlicher Weise als geeignet für Windenergienutzungen darstellen. 
Obwohl gemäß der Studie verschieden Flächen, unterschiedlich für eine Windenergie-
nutzung geeignet sind, hat sich der Rat der Gemeinde Rastede dazu entschieden nicht 
alle Flächen gleichzeitig einer Windenergienutzung zuzuführen, sondern lediglich die 
Potenzialflächen 1-4 zu entwickeln. 
Neben einem bereits vorgeprägten Standort (Potenzialfläche 4 „Liethe“), an dem sich 
heute bereits ein Windpark befindet (Windpark Liethe) und der weiter ausgebaut bzw. 
repowert werden soll, beabsichtigt die Gemeinde drei weitere Potenzialflächen im Rah-
men von Flächennutzungsplanänderungen für eine Windenergienutzung planungsrecht-
lich vorzubereiten. Im Rahmen der parallel durchgeführten Flächennutzungsplanände-
rung wird der nördliche Teil der Potenzialfläche „Delfshausen“ (Potenzialfläche 3) für 
eine Windparknutzung vorbereitet. Die Entwicklung in diesem Bereich beschränkt sich 
zunächst auf die nördliche Hälfte der Potenzialfläche, da die Gemeinde Rastede für jede 
Windparkplanung eine vorbereitende und eine verbindliche Bauleitplanung im Parallel-
verfahren durchführen möchte und der aktuelle Vorhabenträger nur über die Flächen 
nördlich der Südbäke (einen Bereich im Westen ausgenommen) und des Lehmdermo-
orgrabens verfügen kann. Die Gemeinde fasst für die durch diesen Bebauungsplan nicht 
abgedeckten Bereiche der Potenzialfläche einen Aufstellungsbeschluss, um die Ent-
wicklung dieser Flächen ebenfalls über eine verbindliche Bauleitplanung zu steuern. 
Seitens eines Vorhabenträgers ist die Entwicklung eines Windparks mit zwei Windener-
gieanlagen geplant. Neben der parallel erfolgenden Änderung Nr. 71 des Flächennut-
zungsplanes wird die konkrete Gebietsentwicklung über den vorliegenden vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ und das nachgelagert 
bundesimmissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren (Verfahren nach BIm-
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SchG) gesteuert. Die Gemeinde entwickelt diese Teilfläche mit zwei Windenergieanla-
gen mit Blick auf eine zukünftige Entwicklung der gesamten Potenzialfläche durch ver-
bindliche Bebauungspläne. Die gesamte Potenzialfläche eignet sich für die Errichtung 
von etwa fünf Windenergieanlagen und die vorliegende Planung stellt den ersten Ent-
wicklungsschritt dar. Der Planung liegt ein Gesamtkonzept mit fünf Windenergieanlagen 
für die Potenzialfläche zu Grunde. 
Das zu Grunde liegende Plankonzept ist aus Sicht der Gemeinde optimal, da durch die 
gewählte Anlagenkonstellation, was den Schall und den Schattenwurf angeht, die Anla-
gen so positioniert werden können, dass es zu keinen oder nur sehr geringen Abschalt-
zeiten kommen wird. Ein möglichst uneingeschränkter Betrieb der Anlagen sorgt für ei-
nen wirtschaftlichen Betrieb des Windparks. Alle fünf Anlagen mit den 150 m Gesamt-
höhe aus dem Grundkonzept stehen in Hauptwindrichtung. Keine der geplanten Anla-
gen „klaut“ einer Anderen den Wind. Die Gemeinde hat keinen Zweifel daran, dass das 
der Planung zu Grunde liegende Konzept für den vorliegenden Standort optimal ist. Eine 
jetzige Errichtung von zwei Anlagen ändert an diesem optimalen Konzept nichts. Die 
drei weiteren Anlagen aus dem Grundkonzept können im Rahmen einer weiteren Bau-
leitplanung planungsrechtlich gesichert und später errichtet werden, ohne dass dies zu 
einem Nachteil für angrenzende Flächeneigentümer führen würde. Im Sinne einer 
Gleichbehandlung der Flächeneigentümer und gleichzeitig optimalen Ausnutzung der 
Fläche, ohne zu starke Abschaltzeiten der Anlagen zu haben und Anlagen so zu positi-
onieren, dass Sie im Windschatten anderer Anlagen stehen würden, ist das vorliegende 
Grundkonzept mit fünf Anlagen für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 als 
optimal anzusehen.  
Die Standortverträglichkeit der geplanten Windenergieanlagen bezüglich der umliegen-
den Wohnnutzungen wird durch die Erarbeitung entsprechender Fachgutachten (Lärm, 
Schattenwurf) geprüft. In der Abwägung gem. § 1 (7) BauGB sind gleichermaßen die 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB zu 
berücksichtigen (vgl. § 1a BauGB). Diese werden im Umweltbericht zum vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ umfassend beschrieben 
und bewertet. Der notwendige Ausgleich erfolgt über geeignete Maßnahmen auf exter-
nen Kompensationsflächen. Die umweltbezogenen Auswirkungen des Planvorhabens 
werden im Umweltbericht gem. § 2a BauGB dokumentiert, der Umweltbericht zum vor-
habenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ ist verbindlicher 
Bestandteil der Begründung und als Teil II dieser Begründung beigefügt. 

2.0 RAHMENBEDINGUNGEN 

2.1 Kartenmaterial 
Die Planzeichnung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 „Windenergie 
Lehmdermoor“ wurde unter Verwendung einer amtlichen Plangrundlage, die vom Ver-
messungsbüro Menger aus Westerstede im Maßstab 1 : 1.000 zur Verfügung gestellt 
wurde, im Maßstab 1 : 2.500 erstellt. 

2.2 Räumlicher Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 „Windenergie 
Lehmdermoor“ liegt im Osten der Gemeinde Rastede, westlich der Jade, südöstlich 
Lehmder Straße und nördlich der Gewässer Südbäke und Lehmdermoorgraben. Das 
Plangebiet umfasst ein ca. 15,5 ha großes Areal. Die genauen Grenzen des Plangebiets 
sind der Planzeichnung zu entnehmen. 

2.3 Nutzungsstruktur / Städtebauliche Situation 
Das Plangebiet wird durch die vorhandenen Gewässer, Lehmdermoorgraben und Süd-
bäke, im Süden begrenzt. Der Bereich nordwestlich der beiden Gewässer ist vorwiegend 
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durch Grünland geprägt und von weiteren kleineren Gräben durchzogen. Entlang der 
kleineren Gräben befinden sich Einzelgehölze und teilweise kurze Baumreihen. 
Gebäude sind innerhalb des Geltungsbereichs nicht vorhanden. Die nächstgelegenen 
Gebäude mit Wohnnutzung befinden sich in einer Entfernung von 550 m gemessen vom 
Rand des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 „Wind-
energie Lehmdermoor“. 

3.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 
Nach § 1 BauGB unterliegen Bauleitpläne einer Anpassung an die Ziele der Raumord-
nung. Aus den Vorgaben der übergeordneten Planungen ist die kommunale Planung zu 
entwickeln bzw. hierauf gemäß § 1 (4) BauGB abzustimmen. 

3.1 Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 
Das Landesraumordnungsprogramm 2017 (LROP-VO 2017) stellt für das Plangebiet die 
planerischen Ziele der Landesplanung dar. 
Die LROP-VO 2017 trifft für den überwiegenden Teil des Plangebietes keine gesonder-
ten Aussagen.  
Für den westlichen Teilbereich des Geltungsbereiches ist in der zeichnerischen Darstel-
lung der LROP-VO ein Vorranggebiet Torferhalt festgelegt. Eine der guten fachlichen 
Praxis entsprechende landwirtschaftliche Nutzung ist mit dieser Festlegung vereinbar, 
diese steht der Festsetzung für Flächen für die Landwirtschaft nicht entgegen. Ebenso 
ist eine Nutzung der Flächen durch Windenergieanlagen widerspruchsfrei möglich. 
Im näheren Umfeld wird in der LROP-VA 2017 die geplante Bundesautobahn 20 (BAB 
20) dargestellt. Die geplante Trasse liegt südlich des Geltungsbereichs der Flächennut-
zungsplanänderung. 
In der beschreibenden Darstellung der LROP-VO 2017 wird zum Punkt Energie erläu-
tert, dass die Nutzung einheimischer Energieträger und erneuerbarer Energien unter-
stützt werden soll. Die Träger der Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass unter 
Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten der Anteil einheimischer Energieträger 
und erneuerbarer Energien insbesondere der Windenergie, der Solarenergie, der Was-
serkraft, der Geothermie sowie von Biomasse und Biogas raumverträglich ausgebaut 
wird. 
Für die Nutzung von Windenergie geeignete raumbedeutsame Standorte sind zu sichern 
und unter Berücksichtigung der Repowering-Möglichkeiten in den Regionalen Raumord-
nungsprogrammen als Vorranggebiete oder Eignungsgebiete Windenergienutzung fest-
zulegen. 
Mit der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzung durch den vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" für die Errichtung von Wind-
energieanlagen innerhalb der Gemeinde Rastede werden die Ziele der Raumordnung 
beachtet. 

3.2 Regionales Raumordnungsprogramm 
Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Ammerland aus dem Jahr 
1996 wird der vorliegenden Bauleitplanung zu Grunde gelegt. 
In der zeichnerischen Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms wird Plan-
gebiet als Vorsorgegebiet für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und -entwicklung ge-
kennzeichnet. Der textlichen Ausführung zum RROP ist hierzu zu entnehmen, dass 
überwiegend als Grünland genutzte Fluss- und Bäkenniederungen, die in der zeichneri-
schen Darstellung als Vorsorgegebiete für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und –ent-
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wicklung dargestellt sind, durch Maßnahmen, die den Naturhaushalt in seiner Funkti-
onsfähigkeit oder das Bild der Landschaft erheblich stören, grundsätzlich nicht beein-
trächtigt werden sollen. Negative Entwicklungen in diesen Bereichen, z. B. die Anlegung 
von Fischteichen, die Aufforstung mit gesellschaftsfremden Gehölzen oder die Anlegung 
von Containerflächen, sind grundsätzlich auszuschließen. 
Da es sich hier um ein Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft und kein Vorranggebiet 
handelt, unterliegt dieser Belang der Abwägung. Es handelt sich hierbei um einen 
Grundsatz der Raumordnung, nicht um ein Ziel der Raumordnung. 
Im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland werden keine 
Ziele der Raumordnung zum Ausbau oder zur Steuerung der Windenergienutzung defi-
niert. Es ist aber festgelegt, dass Windenergieanlagen unter den Gesichtspunkten der 
Umweltverträglichkeit und sozialen Akzeptanz auf geeignete Standorte zu konzentrieren 
sind. Die Gemeinde Rastede gibt hier, wie auch der Landkreis Ammerland in seinem 
Standortkonzept Windenergie 2013, dem Ziel der LROP-VO, dem Ausbau regenerativer 
Energien den Vorrang vor dem Grundsatz der Raumordnung. 
Ein Teilbereich der Südbäke ist als Gebiet zur Verbesserung der Landschaftsstruktur 
und des Naturhaushaltes dargestellt (linienhafte Darstellung). Diese Darstellung haben 
Gewässer und Gewässerabschnitte enthalten, die noch eine aktuelle Bedeutung als Le-
bensräume für anspruchsvollere Tier- und Pflanzenarten der Fließgewässer aufweisen, 
jedoch durch Gewässerausbau bzw. -belastung gestört oder geschädigt sind. Sie sind 
zur Wiederherstellung ihrer ökologischen Funktionsfähigkeit auf der Grundlage entspre-
chender Renaturierungskonzepte naturnah umzugestalten bzw. durch entsprechende 
Maßnahmen zu reaktivieren. Die planungsrechtliche Vorbereitung eines Windparkstan-
dortes widerspricht der getroffenen Darstellung nicht, eine Renaturierung ist auch im 
Einklang mit einem Windpark möglich. 
Der vorliegende vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 12 „Windenergie Lehmder-
moor“ entspricht den Zielen des RROP. Folglich ist die Planung mit den Zielen der 
Raumordnung gem. § 1 (4) BauGB vereinbar. 

3.3 Vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rastede (Stand 18.06.1993) 
wird der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 „Windener-
gie Lehmdermoor“ abgesehen von den Gewässern II. Ordnung (Lehmdermoorgraben 
und Südbäke), die das Plangebiet im Süden begrenzen, als Fläche für die Landwirt-
schaft dargestellt. Die beiden Gewässer sind als Wasserflächen dargestellt und als Ge-
wässer II. Ordnung gekennzeichnet. 
Zur bauleitplanerischen Vorbereitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 
„Windenergie Lehmdermoor“ wird parallel gem. § 8 (3) BauGB diese Flächennutzungs-
planänderung Nr. 71, in der die Darstellung eines Sonderbaugebietes mit der Zweckbe-
stimmung „Windenergie“ vorgesehen ist, durchgeführt. 
Für das Plangebiet liegt kein verbindlicher Bebauungsplan vor. 

4.0 ÖFFENTLICHE BELANGE 

4.1 Belange von Natur und Landschaft 
Gleichzeitig mit der Änderung des Flächennutzungsplanes wird der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ im Parallelverfahren gem. 
§ 8 (3) BauGB aufgestellt. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung wurde gem. § 2 
(4) Satz 1 BauGB i. V. m. § 2a Nr. 2 BauGB ein Umweltbericht mit einer umfassenden 
Beschreibung und Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen für das ge-
samte Planvorhaben im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
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Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ erstellt. Dieser Umweltbericht wird auch für die Än-
derung des Flächennutzungsplanes herangezogen. Aufgabe des Umweltberichts ist es, 
die Belange des Umwelt- und Naturschutzes sowie der Landschaftspflege so umfassend 
zu berücksichtigen, dass die Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes, die mit der Rea-
lisierung des Vorhabens verbunden sind, sofern möglich, vermieden, minimiert oder 
kompensiert werden können. Dies ist auf Grundlage der angewandten Eingriffsregelung 
im Rahmen des Umweltberichts geschehen. Der Umweltbericht zu dem vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ ist verbindlicher Bestandteil 
der Begründung der vorliegenden Planung.  
Die mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft werden im Rah-
men des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ 
kompensiert. Die Durchführung der Kompensation wird über entsprechende Regelun-
gen in einem städtebaulichen Vertrag zwischen der Gemeinde Rastede und den Vorha-
benträgern sichergestellt. 

4.2 Belange des Denkmalschutzes 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege zu beachten.  
Folglich wird nachrichtlich auf die Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Boden-
funden im Zuge von Bauausführungen mit folgendem Text hingewiesen: 
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 
(das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie 
auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 
Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes 
(NDSchG) meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde 
des Landkreises Ammerland oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmal-
pflege – Referat Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441/799-
2120 unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Ar-
beiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des 
NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, 
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher 
die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

4.3 Belange des Bodenschutzes / Altablagerungen / Kampfmittel 
Im Rahmen des Altlastenprogramms des Landes Niedersachsen haben die Landkreise 
gezielte Nachermittlungen über Altablagerungen innerhalb ihrer Grenzen durchgeführt 
und entsprechendes Datenmaterial gesammelt. Dieses wurde vom Niedersächsischen 
Landesamt für Wasser und Abfall (NLWA) bewertet. Nach diesen Unterlagen liegen im 
Plangebiet keine Altablagerungen vor.  
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten weitere Hinweise auf Altablagerungen 
zutage treten, so ist unverzüglich die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Am-
merland zu benachrichtigen. 
Grundsätzlich sind bei geplanten Baumaßnahmen oder Erdarbeiten die Vorschriften des 
vorsorgenden Bodenschutzes zu beachten, d. h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat 
sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. 
Grundstückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von 
ihrem Grundstück drohenden schädlichen Bodenveränderung zu ergreifen (Grundpflich-
ten gem. § 4 BBodSchG). 
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4.4 Belange des Immissionsschutzes 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind die mit der Planung verbundenen, unterschiedli-
chen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so dass Konfliktsituatio-
nen vermieden und die städtebauliche Ordnung sichergestellt wird. Es sind die allge-
meinen Anforderungen und die Belange des Umweltschutzes gem. § 1 (6) Nr. 1 BauGB 
zu beachten. Schädliche Umwelteinwirkungen sind bei der Planung nach Möglichkeit zu 
vermeiden (§ 50 BImSchG). Die mit dem Planvorhaben verfolgte Nutzung von Wind-
energieanlagen ist allgemein mit Emissionsentwicklungen verbunden. Neben den Be-
triebsgeräuschen (Schallentwicklung) ist durch die rotierenden Anlagen mit Schatten-
wurf zu rechnen, der sich beeinträchtigend auf den Menschen auswirken kann.  

4.4.1 Schallimmissionen 
Zur Prüfung der mit dem Planvorhaben verbundenen Schallimmissionen wurde durch 
das Ingenieurbüro PLANkon, Oldenburg ein Geräuschimmissionsgutachten (Bericht-
Nr.: PK 2016039-SLG-A, 06.02.2018, s. Anlage) erstellt. Hierbei wurde ein Gutachten 
für zwei Windenergieanlagen im Bereich des Standortes Lehmdermoor erstellt. 
Als immissionsrelevante Windenergieanlagen wurden hierbei die Anlagen vom Typ 
ENERCON E-82 E2 (TES) mit 108,4 m Nabenhöhe und einer Nennleistung von 
2.300 kW zugrunde gelegt. Für die Berechnungen wurde ein Schallleistungspegel von 
101,8 dB (A) (Ergebniszusammenfassung der Fa. Kötter - Auszug aus dem Bericht Nr. 
214585-01.01) berücksichtigt. 
Der Gutachter hat in seiner aktuellen Untersuchung die LAI „Hinweise zum Schallschutz 
bei Windkraftanlagen (WKA)“ in der Fassung von 2017 berücksichtigt. Das Berech-
nungsverfahren ist bei der Berücksichtigung der LAI 2017 etwas verändert und dieses 
Verfahren setzt sich in der Planungspraxis aktuell durch. Diese LAI Hinweise, sind auf-
grund eines noch nicht dazu vorliegenden Erlasses in Niedersachsen rechtlich noch 
nicht verbindlich eingeführt worden. Dennoch werden von vielen Landkreisen schon die 
Berechnungen nach neuer LAI gefordert, obwohl die genauen Festsetzungen zur An-
wendung in Niedersachsen noch nicht vorliegen. Um der aktuellen Praxis Rechnung zu 
tragen, hat der Gutachter die LAI im Stand 2017 daher schon heute zu Grunde gelegt.  
Im näheren Umfeld zu den geplanten Windenergieanlagen bestehen aktuell keine wei-
teren Windenergieanlagen. Als schalltechnische Vorbelastung auszuschließen sind auf-
grund der großen Distanz zum geplanten Windenergie-Standort der mind. 3,7 km süd-
westlich gelegene Windpark Liethe, der ca. 6 km nordöstlich geplante Windpark Varel / 
Rastede sowie der 3,8 km weiter nördlich genehmigte Windpark Nordbollenhagen. Als 
Vorbelastung wurde der ca. 2,2 km südöstlich beantragte Windpark Ovelgönne-Cultur-
weg überprüft. Die Berechnung ergibt jedoch, dass der hier untersuchte Planungsstand-
ort gem. TA Lärm außerhalb des Einwirkungsbereiches des geplanten Windparks 
Ovelgönne-Culturweg liegt. Von anderen zu berücksichtigenden Vorbelastungen wird 
nicht ausgegangen.  
Die maßgeblichen Immissionsorte sind die nächstgelegenen Wohngebäude im Außen-
bereich und an den Ortsrändern für die, entsprechend ihrer vornehmlichen Lage im Au-
ßenbereich, der Richtwert der TA-Lärm für Dorf- oder Mischgebiete zugrunde gelegt 
wurde (Richtwert Tag/Nacht in dB(A) 60/45).  
Anhand des rechnerischen Beurteilungsverfahrens wurde die Schallimmissionsbelas-
tung an den relevanten Immissionsorten mit dem Ergebnis geprüft, dass an allen Immis-
sionspunkten der zulässige Richtwert von 45 dB (A) eingehalten wird. Als Immissions-
punkt mit dem höchsten Immissionspegel sowie dem geringsten Abstand zum Richtwert 
ergibt sich in der Berechnung der Gesamtbelastung der Immissionspunkt Lehmder Str. 
3, Jaderkreuzmoor.  
Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die zwei geplanten Anlagen tagsüber und 
auch nachts bei Volllast betrieben werden können. 
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Innerhalb der festgesetzten Sondergebiete (SO WEA 1-2) mit der Zweckbestimmung 
Windenergieanlagen (WEA) gem. § 11 BauNVO dürfen Windenergieanlagen mit einem 
maximalen Schallleistungspegel (inkl. Sicherheitszuschlag) für die maßgeblichen Nacht-
zeit (22 bis 6 Uhr) von 103,3 dB(A) betrieben werden. Die Windenergieanlagen sind 
hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben, dass die Immissionsrichtwerte 
gem. TA-Lärm eingehalten werden. 
 
Tieffrequente Geräusche/ Infraschall 
Zu den möglichen Infraschallimmissionen, die von Windenergieanlagen ausgehen kön-
nen, wurden in der Vergangenheit umfangreiche Untersuchungen vorgenommen. 
Grundsätzlich strahlen, wie jedes andere hohe Bauwerk auch Windenergieanlagen 
durch Wirbelbildung Infraschall aus. Als Infraschall wird Schall im Frequenzbereich < 20 
Hz bezeichnet. Wahrnehmbar durch das menschliche Ohr ist dieser Frequenzbereich 
erst ab einem Schallpegel von 71 dB (Hörschwellenpegel im Infraschallbereich gem. 
DIN 45680), Gesundheitsgefährdungen können erst ab einem Pegel von 120 dB erwar-
tet werden (DEWI, Deutsches Windenergieinstitut Wilhelmshaven). Der Infraschallpegel 
nimmt mit zunehmender Entfernung ab. Bei Messung an vergleichbaren Windenergie-
anlagen wurde festgestellt, dass die abgestrahlten Schallpegel im Infraschallbereich (< 
20 Hz) bei den durch die Wohnnutzung eingehaltenen Abständen weit unterhalb der 
Wahrnehmbarkeitsschwelle liegen.  

4.4.2 Schattenwurf der Windenergieanlagen 
Zur Prüfung der mit dem Planvorhaben verbundenen Schattenwurfbelastung wurde 
durch das Ingenieurbüro PLANkon, Oldenburg ein Schattenwurfgutachten (Bericht-Nr.: 
PK 2016039, 05.02.2018, s. Anlage) für die zwei Windenergieanlagen im Bereich des 
Standortes Lehmdermoor erarbeitet.  
Die Schattenwurfberechnung erfolgte unter Berücksichtigung aller immissionsrelevan-
ten Windenergieanlagen (WEA) im Untersuchungsraum. Diese umfassen die zwei 
Windenergieanlagen der Typ ENERCON E-82 E2 (TES) mit 108,4 m Nabenhöhe. Als 
maßgebliche Immissionsorte (IO) wurden die nächstgelegenen Wohngebäude in der 
Umgebung ausgewählt, für die von erhöhter potenzieller Schattenwurfimmission ausge-
gangen werden kann. 
Im Mai 2002 sind durch einen Erlass des Niedersächsischen Umweltministeriums die 
"Hinweise zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von Windenergie-
anlagen" für Niedersachsen als Grundlage im Genehmigungsverfahren festgelegt wor-
den. 
Im Rahmen des Schattenwurfgutachtens zeigte sich, dass eine Überschreitung des Jah-
resrichtwertes von 30 Stunden für die astronomisch mögliche Beschattungsdauer an 
insgesamt vier der 15 betrachteten Immissionspunkte zu erwarten ist. An diesen Immis-
sionspunkten sollte das Jahresmaximum auf 30 Stunden pro Jahr begrenzt werden. 
Eine Überschreitung des Tagesrichtwertes von 30 Minuten astronomisch möglicher Be-
schattungsdauer ist an vier Immissionspunkten durch die Gesamtbelastung mit den vor-
handenen Windenergieanlagen zu erwarten. An diesen vier Immissionspunkten sollte 
das Tagesmaximum auf 30 Minuten pro Tag begrenzt werden. 
Bei dem Immissionspunkt mit der höchsten astronomisch möglichen Beschattungszeit 
pro Jahr handelt es sich um das Wohngebäude Kreuzmoorstraße 42, Jaderkreuzmoor 
(IP F). Für diesen IP ergeben sich astronomisch möglichen Beschattungszeiten von 
47:35 Stunden pro Jahr. Bei den Immissionspunkten mit der höchsten astronomisch 
möglichen Beschattungszeit je Tag handelt es sich ebenfalls um das Wohngebäude 
Kreuzmoorstraße 42, Jaderkreuzmoor (IP F). Für diese IP ergibt sich eine astronomisch 
mögliche Beschattungszeit von 53 Minuten je Tag. Diese Zeiten können jedoch nur bei 
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wolken- bzw. dunstfreiem Himmel und ungünstigster Rotorstellung (Rotor senkrecht zur 
Richtung Sonne – Betrachter) erreicht werden. Angesichts der zu erwartenden Beschat-
tungszeiten unter Berücksichtigung der tatsächlichen Sonnenscheindauer und der 
Windrichtungsverteilung reduzieren sich die Beschattungszeiten deutlich.  
Aufgrund der Überschreitungen an den Immissionspunkten ist eine Verminderung der 
Beeinträchtigungen durch Rotorschattenwurf herbeizuführen. Hierbei ist das Betriebs-
führungssystem der Windenergieanlagen so anzupassen oder durch Zusatzgeräte so 
auszustatten, dass die Windenergieanlage bei Überschreitungen zeitweise abgeschaltet 
wird. 
Hieraus wird ersichtlich, dass anhand der Programmierung der astronomisch möglichen 
Schattenwurfzeiten sowie der Messung der tatsächlichen Sonneneinstrahlung eine Ab-
schaltung bei Überschreitung der zulässigen Werte gewährleistet ist. Die Aktivierung der 
Schattenabschaltung wird von der Datenfernübertragung protokolliert und über mehrere 
Jahre gespeichert. Der Einsatz der Schattenwurfabschaltmodule entsprechend den In-
halten des Gutachtens wird im Rahmen des Durchführungsvertrages zum vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ verbindlich geregelt. Den 
Belangen des Immissionsschutzes wird auf diese Weise Rechnung getragen. 

4.5 Belange der Luftfahrt 
Bei Bauhöhen von über 100 m über Grund wird generell eine Tag/Nacht-Kennzeichnung 
als Luftfahrthindernis sowohl für den militärischen als auch für den zivilen Flugbetrieb 
gemäß der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von Luftfahrt-
hindernissen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen in der 
aktuell gültigen Fassung notwendig. Nach § 14 i. V. m. § 31 und § 12 Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG) bedürfen die Anlagen zudem der Erteilung einer Genehmigung durch die zu-
ständige Luftfahrtbehörde. Die Anforderungen der militärischen und zivilen Luftfahrt an 
die Kennzeichnungs- und Genehmigungspflicht der geplanten Windenergieanlagen 
werden im Rahmen des BImSch - Genehmigungsverfahrens berücksichtigt. Die Geneh-
migungspflicht bei Bauwerkshöhen über 100 m über Grund nach § 14 LuftVG wird im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ nachrichtlich 
übernommen. 
Im Rahmen des Durchführungsvertrages zwischen der Gemeinde Rastede und dem 
Vorhabenträger wird soll der Einsatz einer bedarfsgerechten Befeuerung vereinbart wer-
den. Ziel ist es, die Befeuerung so zu steuern, dass diese nur bei tatsächlichem Überflug 
eines Flugobjektes zum Einsatz gebracht werden muss. In der übrigen Nachtzeit bleibt 
der Windpark dann „unbeleuchtet“, eine dauerhafte blinkende Kennzeichnung wird so 
vermieden. 
Bezüglich umliegender Radarstationen wurde durch die Airbus Defence and Space 
GmbH eine Signaturtechnische Untersuchung durchgeführt. Diese Untersuchung 
kommt für die Radarstationen Wittmundhafen und Brockzetel zu folgendem Ergebnis. 
Zum Radar Wittmundhafen: 
Unter Abwägung der verschiedenen untersuchten Überflugpfade ist die Realisierung der 
geplanten WEAs als Enercon E82 E2 radartechnisch zulässig, da keine relevanten Ziel-
verlustwahrscheinlichkeiten festzustellen sind, die zu einen Trackabbruch für ein LFZ 
mit einem RQS von 3 m² (Klasse Cessna oder größer) führen. Eine Fremdabschaltung 
für die geplanten WEAs ist daher nicht notwendig.  
Zum Radar Brockzetel: 
Für die untersuchte Frequenz von 3,1 GHz ist eine Reichweitenreduktion auf minimal 
98,31 % des ungestörten Falls zu erwarten. Damit ist keine Reichweitenreduktion mess-
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bar. Eine Reichweitenreduktion ist erst bei unter 96,2 % des ungestörten Falles gege-
ben. Die Planung ist radartechnisch bzgl. LV-Radar Brockzetel zulässig. Es ist keine 
messbare Reichweitenminderung zu erwarten. 

4.6 Belange der Verkehrssicherheit / Eisabwurf 
Grundsätzlich besteht bei Windenergieanlagen eine potenzielle Gefährdung durch Eis-
abwurf. Bei Temperaturen um und unterhalb des Gefrierpunktes kann es bei einer ent-
sprechenden Luftfeuchtigkeit an den Vorderseiten der Rotorblätter von Windenergiean-
lagen zur Bildung von Eis, Raureif oder Schneeablagerungen kommen. Insbesondere 
bei den derzeit üblichen Windenergieanlagen mit Nabenhöhen über 100 m erfolgt die 
Eisbildung bereits durch das Durchlaufen der Rotorblätter durch Gebiete mit hoher 
Feuchtigkeit, z. B. bei tief hängenden Wolken und bei Hochnebel. Aufgrund der Dreh-
bewegung der Rotorblätter können die gebildeten Eisablagerungen mehr als über 100 m 
weit geschleudert werden, was eine wesentliche Gefährdung von Personen und Sachen 
und insgesamt eine Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit in besiedelten Gebieten 
oder im Bereich von Verkehrswegen darstellt.  
Aufgrund der Besonderheiten einer Windenergieanlage mit drehendem Rotor ergeben 
sich daher neben den erforderlichen Abstandsflächen gem. NBauO zudem Forderungen 
zur Abstandshaltung wegen Eisabwurfgefahr. Gemäß Anlage 1 Nr. 2.7.9 der aktuellen 
Liste Technischen Baubestimmungen ist die Richtlinie „Windenergieanlagen; Einwirkun-
gen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“ in Verbindung mit der da-
zugehörigen Anlage 1 Nr. 2.7/12 Ziffer 2 gelten Abstände größer als 1,5 x (Rotordurch-
messer + Nabenhöhe) zu Verkehrswegen und Gebäuden in der Regel als ausreichend 
anzusehen. Diese Abstände können unterschritten werden, sofern Einrichtungen instal-
liert werden, durch die der Betrieb der Windenergieanlage bei Eisansatz sicher ausge-
schlossen werden kann oder durch die ein Eisansatz verhindert werden kann. Eine gut-
achterliche Stellungnahme eines Sachverständigen zur Funktionssicherheit dieser Ein-
richtungen ist als Teil der Bauvorlagen vorzulegen. 
Die im Plangebiet vorgesehenen Windenenergieanlagen sind, sofern Abstände z. B. zu 
Verkehrswegen dies erfordern, mit einem automatischen Eiserkennungs- und Maschi-
nenabschaltsystem auszustatten. Die Funktionsweise dieser Systeme stellt sich wie 
folgt dar. Möglicher Eisansatz wird durch das Betriebsführungssystem der Windenergie-
anlagen erkannt, in dem die aktuellen Werte für Leistung und Windgeschwindigkeit der 
Anlagen erfasst und mit dem vorgegebenen Betriebskennfeld verglichen werden. Eine 
entsprechende Abweichung deutet auf eine Verschlechterung der Rotorblattdynamik 
durch Eisansatz hin – es erfolgt eine Abschaltung der Anlage. Aufgrund der hohen Emp-
findlichkeit der aerodynamischen Profile wird die Windenergieanlage bereits abgeschal-
tet bevor das Eis in einer gefährdenden Dicke auf dem Rotorblatt abgelagert wird. Zu-
sätzlich werden auch Turm- und Treibstangenschwingungen erkannt, die durch verei-
sungsbedingte Zusatzmassen am Rotor entstehen. Auch sie führen zu einer Abschal-
tung der Anlage. Die Anlage wird erst nach einem manuellen Reset wieder in Betrieb 
gesetzt. 
Der Einsatz eines Eiserkennungs- und Maschinenabschaltsystem ist durch einen Hin-
weis im vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ kennt-
lich gemacht und wird im Rahmen des BImSch-Genehmigungsverfahrens sichergestellt. 

5.0 INHALTE DES BEBAUUNGSPLANES 

5.1 Vorhaben- und Erschließungsplan 
Dem vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ ist ein 
Vorhaben- und Erschließungsplan und eine Vorhabenbeschreibung gem. § 12 (3) 
BauGB beigefügt. In den entsprechenden Unterlagen ist das Vorhaben eindeutig be-
schrieben.  
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5.2 Art der baulichen Nutzung 
Anlässlich des aktuellen Entwicklungsvorhabens werden mit dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Errichtung eines Windparks mit zwei Windenergieanlagen geschaffen, 
um die Windenergienutzung in der Gemeinde Rastede im Sinne von § 1 (6) Nr. 7f 
BauGB (Nutzung erneuerbarer Energien) weiterzuentwickeln. 
Im Rahmen der vorliegenden Planung werden daher die Anlagenstandorte inkl. der von 
den Rotoren überstrichenen Flächen als sonstige Sondergebiete (SO) mit der Zweck-
bestimmung „Windenergieanlagen“ gem. § 11 (2) BauNVO festgesetzt.  
Zur Realisierung der geplanten Maßnahmen sollen zwei Windenergieanlagen errichtet 
werden. In dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 „Windenergie Lehmder-
moor“ werden jeweils im Bereich der geplanten Anlagenstandorte überbaubare Grund-
stücksflächen in Anlehnung an einen Kreisradius entsprechend dem maximal zulässigen 
Rotordurchmesser festgelegt.  
Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind die für den Betrieb der Windener-
gieanlagen notwendigen baulichen Anlagen und technischen Einrichtungen unterzubrin-
gen. Zur Steuerung einer zweckgebundenen Nutzung sind auf den festgesetzten über-
baubaren Grundstücksflächen ausschließlich folgende Nutzungen zulässig: 

 Windenergieanlagen (WEA) 

 notwendige Infrastrukturanlagen 

 landwirtschaftliche Nutzungen 
Die Flächen außerhalb der überbaubaren Bereiche werden überlagernd als Flächen für 
die Landwirtschaft festgesetzt, um die Bewirtschaftung der Freiflächen zwischen den 
Anlagenstandorten weiterhin sicherzustellen. 

5.3 Maß der baulichen Nutzung 
Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes (SO WEA) wird das Maß der baulichen 
Nutzung über die Festlegung einer maximal zulässigen Grundfläche (GR) gem. § 16 (2) 
Nr. 1 BauNVO je Anlagenstandort bestimmt.  
Zur Begrenzung der Flächenversiegelung auf das notwendige Mindestmaß wird, bezo-
gen auf die einzelnen überbaubaren Grundstücksflächen eine nutzungsspezifische 
Grundfläche (GR) festgesetzt, die sich aus dem Flächenanteil für die notwendigen Auf-
stell- und Erschließungsflächen (Fundament, Kranstellflächen etc.) im Bereich der ein-
zelnen Anlagenstandorte ergibt. Die im Bebauungsplan gesondert außerhalb der über-
baubaren Flächen gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB als private Verkehrsflächen festgesetzten 
Erschließungswege sind hierbei nicht zu berücksichtigen. Eine Überschreitung dieser 
festgesetzten Grundfläche (GR) von 1.700 m² nach § 19 (4) BauNVO wird zur Minimie-
rung der Flächenversiegelung nicht zugelassen.  
Innerhalb des Sondergebietes (SO WEA) wird das Maß der baulichen Nutzung zudem 
über die Festsetzung der Höhe der Windenergieanlagen gem. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO 
definiert. Die maximale Bauhöhe der neu geplanten Windenergieanlagen beträgt jeweils 
150 m.  
Für die festgesetzten Höhen gelten folgende Bezugspunkte gem. § 18 (1) BauNVO: 

 Oberer Bezugspunkt: Nabenhöhe der Anlage plus halbem Rotordurchmesser 
(senkrechte Rotorspitze) 

 Unterer Bezugspunkt: Oberkante der nächstgelegenen privaten Erschließungs-
straße der jeweiligen Windenergieanlage 
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5.4 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden innerhalb des 
Sondergebietes (SO WEA) über die Festsetzung von Baugrenzen gem. § 23 (3) 
BauNVO so definiert, dass sie für die Errichtung der geplanten Windenergieanlagen 
ausreichend dimensioniert sind. Dementsprechend werden um die insgesamt zwei neu 
geplanten Windenergieanlagenstandorte überbaubare Grundstücksflächen angeordnet. 
Hierdurch werden sowohl der Anlagenstandort selbst als auch die Projektionsfläche, die 
durch den Rotor überstrichen wird, abgedeckt.  
Durch die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen werden die Standorte der 
Anlagen exakt definiert. 

5.5 Öffentliche Verkehrsfläche 
Die äußere Erschließung erfolgt über die Lehmder Straße (K131). Von dieser öffentli-
chen Straße werden die einzelnen Anlagen durch private landwirtschaftliche Straßen / 
Genossenschaftswege erschlossen. Um die Anbindung an das überörtliche Straßennetz 
möglich zu machen, muss ein Teil (hier 30,0 m) als öffentliche Straßenverkehrsfläche 
gewidmet und gemäß der Vorgaben der NLStBV ausgebaut werden. Die ersten 30,0 m 
der landwirtschaftliche Straße, die an die Lehmder Straße grenzen, werden daher als 
öffentliche Verkehrsfläche gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB festgesetzt. 

5.6 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
Die innere Erschließung der Anlagenstandorte erfolgt durch private landwirtschaftliche 
Straßen / Genossenschaftswege. 
Die planungsrechtliche Absicherung dieser Wege erfolgt über die Festsetzung von Ver-
kehrsflächen besonderer Zweckbestimmung gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB. Zu diesen Er-
schließungsflächen gehören nicht nur die privaten Verkehrswege, sondern auch die den 
Anlagen jeweils zugeordneten Kranstellflächen. Diese sowie die übrigen privaten Ver-
kehrsflächen sind entsprechend ihrem Nutzungszweck und zur Minimierung der Versie-
gelung aus wasserdurchlässigem Material (Schotterbauweise) herzustellen. Die heutige 
Zuwegung zu den landwirtschaftlichen Flächen erfolgt über einen Weg parallel zum 
Lehmdermoorgraben. Da der Weg, aufgrund der Nähe zum Lehmdermoorgraben nicht 
geeignet ist die Lasten zur Erschließung der Windenergieanlagen aufzunehmen, muss 
hier eine Verschiebung bzw. Verbreiterung des vorhandenen Weges erfolgen. Diese 
Verbreiterung nach Norden, über das heutige Flurstück hinaus, geschieht zu Lasten des 
dort verlaufenden Grabens und der dort vorhandenen Gehölze. Der Lehmdermoorgra-
ben kann so jedoch geschützt werden, sodass es nicht erforderlich wird auf ganzer 
Länge eine Spundwand entlang des Weges zu errichten. 

5.7 Fläche für die Landwirtschaft und Wald 
Die überwiegenden Flächen innerhalb des Geltungsbereiches sind heute landwirtschaft-
liche Flächen und sollen als solche auch in Zukunft genutzt werden. Aus diesem Grund 
werden diese Flächen um die Windenergieanlagenstandorte und die notwendigen Er-
schließungswege entsprechend der gegenwärtigen Nutzung für die weitere Bewirtschaf-
tung für landwirtschaftliche Zwecke gesichert. Den landwirtschaftlichen Belangen und 
den Entwicklungsinteressen der örtlichen Landwirte wird somit Rechnung getragen. 

6.0 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN  
Im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 „Windenergie Lehmder-
moor“ werden örtliche Bauvorschriften gem. § 84 der Niedersächsischen Bauordnung 
(NBauO) entsprechend des Planvorhabens definiert, die für den gesamten Geltungsbe-
reich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ 
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gelten. Sie umfassen gestalterische Vorgaben bezüglich der Farbgebung, Werbeanla-
gen und der Lichtanlagen, um im Hinblick auf das Landschaftsbild und die Fernwirkung 
eine verträgliche Gestaltung der Anlagenstandorte zu sichern. 
Der räumliche Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften entspricht dem Geltungs-
bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“. 
Anlagentyp 
Die Windenergieanlagen müssen als geschlossene Körper errichtet werden. 
Farbgebung 
Die einzelnen Bauteile der Windenergieanlagen (WEA) sind in einem mattierten, weißen 
bis hellgrauen Farbton anzulegen.  
Ausnahmsweise können im unteren Bereich des Windenergieanlagenturms mattierte 
grüne Farbtöne gewählt werden. Hierbei ist eine Abstufung der Farbtöne von dunkel- 
auf hellgrün, jeweils von unten ausgehend, bis zu einer Höhe von maximal 20,00 m 
zulässig. 
Die Außenfassaden von Umspannwerken und Nebenanlagen (Hochbauten wie z.B. er-
forderliche Kompaktstationen) sind mit einem dauerhaft mattierten hellgrauen oder 
schilfgrünen Anstrich zu versehen. 
Werbeanlagen 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind Werbeanlagen und Werbeflächen nicht zulässig. 
Ausgenommen ist die Eigenwerbung des Herstellers, bezogen auf den installierten An-
lagentyp. Die Werbeaufschrift ist auf die Anlagengondel zu beschränken. Lichtwerbung 
oder die Beleuchtung der Werbeschrift ist unzulässig. 
Lichtanlagen 
Beleuchtungskörper an baulichen Anlagen und als eigenständige Außenleuchten sind 
nicht zulässig. Ausgenommen ist die notwendige Beleuchtung für Wartungsarbeiten so-
wie Kennzeichnungen gemäß Luftverkehrsgesetz. 

7.0 VERKEHRLICHE UND TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 
 
 Äußere Erschließung 

Die Verkehrsanbindung des Plangebietes erfolgt über die Lehmder Straße (K 131). 
 

 Gas- und Stromversorgung, Schmutz- und Abwasserversorgung, Wasserver-
sorgung, Abfallbeseitigung 
Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes bezüglich der o. g. Aspekte ist entspre-
chend der angestrebten Nutzungsform nicht erforderlich. 
 

 Oberflächenentwässerung 
Die Oberflächenentwässerung erfolgt über Anschluss an das vorhandene Entwäs-
serungssystem. 
 

 Fernmeldetechnische Versorgung 
Die fernmeldetechnische Versorgung des Plangebietes wird innerhalb der Ausfüh-
rungsplanung geregelt. 
 

 Sonderabfälle 
Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzu-
führen. 
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 Brandschutz  
Die Löschwasserversorgung wird entsprechend den jeweiligen Anforderungen im 
Zuge der Ausführungsplanung sichergestellt. 
 

 Anbindung an das öffentliche Stromnetz 
Die Anbindung an das öffentliche Stromnetz ist im Rahmen der konkreten Planungen 
sicherzustellen. 
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8.0 VERFAHRENSGRUNDLAGEN/-VERMERKE 

8.1 Rechtsgrundlagen 
 
 BauGB   (Baugesetzbuch), 
 BauNVO  (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke: 

Baunutzungsverordnung), 
 PlanzV  (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die 

Darstellung des Planinhaltes: Planzeichenverordnung), 
 NBauO  (Niedersächsische Bauordnung), 
 BNatSchG  (Bundesnaturschutzgesetz), 
 NAGBNatSchG (Nieders. Ausführungsgesetz z. Bundesnaturschutzgesetz), 
 NKomVG (Nieders. Kommunalverfassungsgesetz). 
 

8.2 Planverfasser 
Die Ausarbeitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 „Windenergie 
Lehmdermoor“ erfolgte im Auftrag der Windkonzept Projektentwicklungs GmbH & Co. 
KG für die Gemeinde Rastede durch 
 
 

Diekmann • 
Mosebach 
& Partner 

Regionalplanung 
Stadt- und Landschaftsplanung 
Entwicklungs- und Projektmanagement 

Oldenburger Straße 86  -  26180 Rastede 
Telefon (0 44 02) 9116-30 

Telefax (0 44 02) 9116-40 

www.diekmann-mosebach.de 

mail: info@diekmann-mosebach.de  
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Anlagen 
 

 
 Anlage 1: „Geräuschimmissionsgutachten für den Betrieb von 2 Windenergieanlagen Typ 

Enercon E-82 E2 (2,3 MW, TES) mit 108,4 m Nabenhöhe am Standort Lehmdermoor, 
26180 Rastede“, Berichtsnummer PK 2016039-SLG-A, 05.02.2018, PLANkon, Blumen-
straße 26, 26121 Oldenburg 
 

 Anlage 2: „Schattenwurfgutachten für den Betrieb von 2 Windenergieanlagen Typ Ener-
con E-82 E2 (2,3 MW, TES) mit 108,4 m Nabenhöhe am Standort Delfshausen, 26180 
Rastede“, Berichtsnummer PK 2016039, 05.02.2018, PLANkon, Blumenstraße 26, 26121 
Oldenburg 

 
 Anlage 3a: Vorhaben- und Erschließungsplan „Errichtung von 2 Windenergieanlagen des 

Typs ENERCON E-82 E2 / 108,38mNh“. 
 

 Anlage 3b: Vorhabenbeschreibung „Kurzbeschreibung“ 
 

 Anlage 4: Signaturtechnisches Gutachten zur Planung von Windenergieanlagen im 
Bereich Delfshausen im Einflussbereich der militärischen Radaranlagen Brockzetel 
und Wittmund (Gutachten Nr.: TAEYO2-334/16) 
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Kurzbeschreibung 
 
 
Einleitung 
Es ist geplant in der Gemeinde Rastede im Landkreis Ammerland 2 Windenergiean-
lagen der Firma ENERCON vom Typ E-82 E2 mit einer Nabenhöhe von 108,38 m zu 
errichten. Die Anlagen haben eine Nennleistung von je 2.300 kW und werden getrie-
belos mit einem Dreiblattrotor betrieben. Die Gesamthöhe beträgt 149,38m. 
Die Baugrundstücke sind die Flurstücke 71, 73/1 Flur 15 der Gemarkung Rastede in 
26180 Rastede. 
Da die geplanten Windenergieanlagen eine Gesamthöhe größer als 50m haben wer-
den, ist ein Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG durchzuführen. 
 
Erschließung 
Die Anbindung des Windparks erfolgt von der K 131. Von dort aus folgt die Zuwe-
gung über bestehende Wirtschaftswege, die entsprechend der ENERCON-
Spezifikation ausgebaut bzw. verlängert werden. 
Innerhalb des Windparks werden die Erschließungswege zur Schonung der landwirt-
schaftlichen Nutzung soweit wie möglich am Parzellenrand und auf bestehenden 
Wegen geführt.  
Der genaue Verlauf der Zuwegung ist den beigefügten Lageplänen zu entnehmen. 
Die Baugrunduntersuchung empfiehlt eine Pfahlgründung. 
 
Brandschutz 
Für die ENERCON Windenergieanlagen wurde ein ausführliches Sicherheitskonzept 
erarbeitet, das dem BImSchG-Antrag beiliegt. 
Des Weiteren können die Windenergieanlagen von der Feuerwehr über die ausge-
bauten Erschließungswege erreicht werden. 
 
Schallemission 
In Bezug auf die Schallimmission werden die zulässigen Werte gemäß TA-Lärm zu-
grunde gelegt. 
 
Nutzung nachts 
Allgemeines Wohngebiet 40 dB(A) 
Dorf- und Mischgebiet 45 dB(A) 
Gewerbegebiet 50 dB(A) 
 
Diese Immissionswerte sind an den nächstgelegenen Immissionspunkten zu unter-
schreiten. 
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Als Nachweis, dass die Richtwerte gemäß TA-Lärm eingehalten werden, wurde ein 
Gutachten bezüglich der Schallimmission erstellt und ist ebenfalls dem BImSchG-
Antrag zu entnehmen. 
 
Schattenwurf 
Ein einheitliches Berechnungsverfahren zur Ermittlung der Rotorschattenwurfdauer 
sowie ein Beurteilungsrahmen sind bisher nicht rechtlich verbindlich festgelegt wor-
den. Normen und Richtlinien sowie Orientierungswerte fehlen. 
Der Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI) empfiehlt einen Richtwert von ma-
ximal 30 Stunden pro Jahr bzw. 30 Minuten pro Tag in Bezug auf die astronomisch 
mögliche Schattenwurfdauer. 
Als Nachweis bezüglich des Schattenwurfs wurde ebenfalls ein Gutachten erstellt, 
welches dem besagten BImSchG-Antrag zu entnehmen ist. 
 
Naturschutz 
Die Unterlagen zur Beurteilung des Eingriffes in Natur und Landschaft sowie zum 
Bodenschutz sind im Landschaftspflegerischen Begleitplan erfasst und erforderliche 
Ausgleichsmaßnahmen sind ebenfalls im BImSchG-Antrag beigefügt. 
 
UVP 
Die Unterlagen zur standortbezogenen Prüfung der Umweltverträglichkeit der geplan-
ten Windenergieanlagen sind bereits im Rahmen des BImSchG-Antrages beantragt. 
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1 Zielsetzung 
 

Status des Berichtes: 
 

Der vorliegende Abschlussbericht fasst die bis zum Zeitpunkt des Berichtsdatums 

erarbeiteten Ergebnisse und Erkenntnisse zusammen. Die Inhalte basieren auf den 

zum Zeitpunkt der Bearbeitung uns bekannten und durch uns abschätzbaren 

Forderungen und Vorstellungen der technischen Entscheidungsträger der Genehmi-

gungsbehörden sowie des aktuellen Standes von Wissenschaft und Technik. 

Bekannte geplante Windenergieanlagen werden in dieser Analyse als Bestandsanla-

gen berücksichtigt. 

 

Zielsetzung der Untersuchung: 
 

Die vorliegende Untersuchung bewertet den möglichen technischen Einfluss von fünf 

geplanten Windenergieanlagen im Bereich Delfshausen auf die Radarabdeckung des 

3D-LV-Radars am Standort Brockzetel sowie des Radars am Standort Wittmund. 

Geplant sind Anlagen vom Typ Enercon E-82 E2 mit ca. 108 m Nabenhöhe. 

 

Die Daten und Informationen der Windenergieanlagen bzgl. der Gondel- und 

Säulendimensionen sowie bzgl. der Rotorblätter wurden dem Verfasser des Gutach-

tens auf der Grundlage einer Vertraulichkeitserklärung vom Hersteller der Windener-

gieanlagen zur Verfügung gestellt.  

 

Eine betriebliche Bewertung, die eine nichttechnische Folgenabschätzung für die 

Nutzer der Radarsysteme bedeutet, erfolgt im vorliegenden technischen Bericht 

nicht. 

1.1 Bewertung bzgl. des Radars Brockzetel/3D-LV Radar 

 
Berücksichtigt wurden hierbei insbesondere die Topografie und die exakten Höhen-

positionen des Radarsystems sowie der geplanten und vorhandenen Windenergiean-
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lagen. Weiter sind Ergebnisse aus der letzten Sondervermessung bei der Überprü-

fung der Ergebnisse berücksichtigt worden. 

In der vorliegenden Untersuchung zum LV-Radar werden die technischen Betriebs-

parameter der Radarortungsanlage Brockzetel, die einer Sicherheitseinstufung 

unterliegen, zugrunde gelegt. Eine ausführliche Beschreibung der technischen 

Betriebsparameter und Aufgabenstellungen der Systeme erfolgt aus diesem Grund in 

den schriftlichen Unterlagen nicht. 

 
Die Beurteilung möglicher Störeinflüsse von Windenergieparks erfolgt grundsätzlich 

unter folgenden Kriterien für Radarsysteme:  

 

 Messtechnisch feststellbare Radarverschattungen durch die geplanten WEAs 
 Gerichtete Reflexionen 
 Streufelderscheinungen, insbesondere infolge von Wechselwirkungen zwi-

schen den vorhandenen sowie geplanten Windenergieanlagen 
 Bewertung der Streufeldintensität für einzelne WEAs als auch für mehrere 

WEAs unter Berücksichtigung deren Wechselwirkung 
 Messtechnisch feststellbare Radarverschattungen durch die geplanten WEAs 

im Falle der notwendigen Berücksichtigung vorhandener räumlich vor- oder 
nachgelagerter WEAs im Hinblick auf 3D-Radarsysteme 

 Konkrete Parameter des LV-Radarsystems: Antennenposition, Antennenhöhe, 
Azimutauflösung, Betriebsfrequenzbereich 

 Anforderungen der DFS zur Vermeidung radarwirksamer Verschattungen 
 
Die Bewertung der Ergebnisse zum radarwirksamen Verschattungseinfluss bei 

Luftverteidigungsradarsystemen erfolgt im Hinblick auf die Möglichkeiten einer 

messtechnischen Erfassbarkeit dieser Einflüsse. Eine Beurteilung, ob diese Einflüsse 

zu betrieblich relevanten Störungen der Radarortungsanlage von Typ HADR führen, 

erfolgt im Rahmen dieser Untersuchung nicht, da hierzu u. a. eine sehr konkrete 

Bewertung der Aufgaben des Radarortungssystems erforderlich ist. 

 

Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass eine Minderung der messtechnisch mit Hilfe 

von RASS oder SASS-C ermittelbaren Entdeckungswahrscheinlichkeit zur Überprü-

fung von Radarverschattungen in der vorliegenden Untersuchung als nicht feststell-
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bar erachtet wird, wenn die Reichweitenminderung geringer ist als der radiale 

Abstand bzw. Versatz zweier Rangefenster von ca. 5 NM. Das ungestörte Feld dient 

dabei als Bezug. Die Radarreichweite ist dabei auf 100 % normiert. Die LFZ-Position 

wird in 130 NM angenommen. Eine messbare Beeinflussung liegt danach bei einer 

Reichweitenminderung auf unter 96,2 % vor. 

 

Potentiell störrelevant sind im Standortbereich des geplanten Windparks neben der 

Säulen- und der Nabenkonstruktion die Rotorblätter. Radarwirksame Verschattungen 

können infolge zu geringer Distanzen zum Radaranlagenstandort vorliegen. Streufel-

der und gerichtete Reflexionen durch metallische Blitzschutzstrukturen bewirken 

darüber hinaus unter Umständen eine unzuverlässige bzw. ungenaue LFZ-

Positionsbestimmung. 

 

Zielsetzung: 
 

Es werden im Ergebnis Vorschläge formuliert und begründet, an welchen Orten die 

geplanten Windenergieanlagen unter den genannten radartechnischen Kriterien als 

zulässig erachtet werden. Das Gutachten dient zur Vorlage und Entscheidungs-

grundlage im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bei der zuständigen Wehrbe-

reichsverwaltung (WBV) als Betreiber der Radaranlagen Brockzetel. Eine Bewertung 

der Radaranlagen erfolgt nicht. 
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1.2 Bewertung bzgl. des Radars Wittmund 

 

Das vorliegende Gutachten bewertet bzgl. der Radaranlage am Flugplatz Wittmund 

für den Radargerätetyp ASR-S die radartechnischen Störwirkungen des Windparks 

Delfshausen bezüglich der Planung von fünf Windenergieanlagen vom Typ Enercon 

E-82 E2 mit einer Nabenhöhe von 108,4 m unter Berücksichtigung der Vorbelastung 

im Hinblick auf die Möglichkeit von Flugzielverlusten im Falle eines Überfluges über 

die untersuchte geplante Windenergieanlagenanordnung. 

 

Der geplante Windpark Delfshausen befindet sich südöstlich des Radarstandortes 

Wittmund in einer Entfernung von ca. 47 km. 

 

Die Untersuchung beurteilt für die geplanten WEAs die Auswirkungen auf mögliche 

LFZ-Zielverluste in Abhängigkeit von der räumlichen Anordnung der geplanten WEAs 

sowie die Störwirkungen, die durch die geplanten WEA-Anlagentypen zu erwarten 

sind. Das Ziel der Untersuchung ist die Identifizierung eines Restrisikos im Hinblick 

auf LFZ-Zielverluste gegenüber der heutigen Situation. 

 

Bezüglich der Begrifflichkeiten und Definitionen sei auf die Festlegungen gemäß 

Anhang A verwiesen. 

 

Zielsetzung: 
 

Es wird im Ergebnis begründet, an welchen Orten die geplanten Windenergieanlagen 

einen Einfluss auf die Radarbilddarstellung haben. 

 

Das Gutachten dient zur Vorlage und als Entscheidungsgrundlage im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens bei dem zuständigen BAIUDBw (Bundesamt für Infrastruk-

tur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr) sowie dem AFSBw (Amt 

für Flugsicherung der Bundeswehr) als „Betreiber“ der FS-Radaranlage auf der 

Liegenschaft in Wittmund. Als Bezugsradarsystem wird das dort vorhandene ASR-S 

herangezogen. Eine Bewertung der Radaranlagen erfolgt nicht. Die angewandten 

Kriterien setzen voraus, dass eine Filterung von Windenergieanlagen zur Unter-



Airbus Defence and Space GmbH          Signaturtechnisches Gutachten  Seite: 8 
Labor für Signaturtechnik           Bremen, den 12.09.2016  
 

 
Die Weitergabe sowie Vervielfältigung dieser Unterlage ist nicht gestattet, soweit nicht ausdrücklich zugestanden. Zuwiderhand-
lungen verpflichten zu Schadensersatz. Insbesondere die Veröffentlichung in öffentlich zugänglichen Medien setzt eine explizite 
schriftliche Zustimmung durch Airbus Defence and Space voraus. Alle Rechte für den Fall der Patenterteilung oder Ge-
brauchsmuster – Eintragung vorbehalten. Quellenangabe: Alle genutzten Darstellungen sind durch Airbus Defence and Space, 
bzw. den Bearbeiter erzeugt worden. Bei Luftaufnahmen wird teilweise auf Google Earth Abbildungen zurückgegriffen. 

scheidung von Flugzielen durch den Radarsensor – wie es bei digitalen Radarsyste-

men zur Flugsicherung möglich ist – nicht erfolgt und sind damit auf alle Radarsys-

teme dieses Typs oder vergleichbarer Systeme anwendbar. 

 

Eine Überprüfung der Anforderungen der Hindernisfreiheit gemäß der ICAO –

Convention Annex 14 –, die die grundsätzlich zulässige Bauhöhe von Objekten 

beliebiger Art festlegt, erfolgt im Rahmen des Gutachtens nicht. Diese ist für jeden 

Umgebungsort eines Flugplatzes festgelegt und unveränderlich. Sie dient dem 

Schutz von Luftfahrzeugen im Flug und steht nicht im Zusammenhang mit der 

radartechnischen Problematik, die Gegenstand des Gutachtens ist. 

 

Vorbemerkung zur Wechselwirkung zwischen WEA und Radaranlagen der 
militärischen Flugsicherung 
 

Die Analyse eines möglichen Störpotentials durch die Planung von fünf Windener-

gieanlagen vom Typ Enercon E-82 E2 mit einer Nabenhöhe von 108,4 m im Gebiet 

Delfshausen, südöstlich der Liegenschaft Wittmund im Nahbereich der militärischen 

Flugsicherungsanlagen, wurde erforderlich aufgrund von Bedenken der zuständigen 

Genehmigungsbehörden, insbesondere der militärischen Flugsicherung. 

 

Entsprechende Bedenken wurden im Zusammenhang mit Windenergieanlagen seit 

ca. 1998 im Umfeld von Luftverteidigungsradaranlagen stets geäußert und im 

Rahmen einer umfangreichen, durch Flugvermessungen gestützten Untersuchung 

unter Leitung des Luftwaffenführungskommandos bestätigt, vgl. Abschlussbericht: 

“Einfluss von Hindernissen…“ vom 15.02.2004. Dabei wurden gezielt für in Betrieb 

befindliche 3D-Radaranlagen Kriterien und Lösungen für WEAs bzgl. der radartech-

nisch zulässigen Dimensionen und räumlicher Anordnungen ausgearbeitet und 

nachgewiesen. 

 

Vergleichbare durch systematische Flugvermessungen messtechnisch bestätigte 

und verifizierte Kriterien liegen für 2D-Radaranlagen im Rahmen der Förderstudie 

des BMU seit September 2011 vor:  
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o Dabei erfolgten an verschiedenen militärischen Flugplätzen die Aufzeichnung 

von Störeinflüssen von Windenergieanlagen auf das Radarsystem ASR 910 

über einen langen Zeitraum unter sehr unterschiedlichen Wetter- bzw. Wind-

bedingungen. Durch diese Ergebnisse konnten verschiedenen Windenergie-

anlagentypen unterschiedliche Störpotentiale bzw. Störhäufigkeiten zugeord-

net werden. 

o Auf der Grundlage von Auswertungen zu WEA-Darstellungs- bzw. Störhäufig-

keiten sowie auf der Grundlage der Auswertung von LFZ-Überquerungen über 

WEA-Anordnungen konnten Kriterien für radartechnisch zulässige Anordnun-

gen am Beispiel vorhandener Windenergieanlagenanordnungen und WEA-

Typen festgelegt werden. 

 

Liegen für konkrete, geplante WEA-Typen keine im Rahmen von messtechnischen 

Untersuchungen ermittelten, belastbaren Ergebnisse zur radarwirksamen Darstel-

lungs- oder Störhäufigkeit vor, wird ersatzweise für die Beurteilung dieser Störhäufig-

keit eine „Worst-Case“-Betrachtung unter der Annahme der größeren Störhäufigkei-

ten geringfügig kleinerer messtechnisch untersuchter WEA-Rotoren durchgeführt. 

 

Durch die Bewegung der Rotoren einer WEA wird für den Radarsensor ein Reflexi-

onsobjekt mit einem starken dynamischen Radarquerschnitt bzw. Radarreflexionsin-

tensität generiert. Die Charakteristik eines dynamischen Radarquerschnittes ist 

einem bewegten Luftfahrzeug sehr ähnlich, so dass für den Radarsensor des eines 

ASR-S oder vergleichbarer moderner Flugsicherungsradaranlagen eine Unterschei-

dung gegenüber einem Luftfahrzeug (LFZ) erschwert wird. 

 

Die Störeinflüsse von Windenergieanlagen bei 2D-Radaranlagen zur Flugsicherung 

sind im Schwerpunkt durch zwei unterschiedliche Erscheinungen beschreibbar: 

 

a. Jede Windenergieanlage, unabhängig von ihrer Dimension und Rotorblattform, 

erzeugt mit einer individuellen Häufigkeit auf dem Radarschirm eine ortsfeste 

Zieldarstellung. In der Umgebung eines Radaranlagenstandortes sind über die-

se Erscheinung prinzipiell alle vorhandenen Windenergieanlagen sichtbar. Beim 

ASR-S ist die Darstellung dieser Plots üblicherweise nicht eingeschaltet. Die 
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Darstellungshäufigkeit von WEAs ist somit kein direktes Maß für deren Störwir-

kung. In der Umgebung des Flugplatzes bzw. im Überwachungsbereich des 

Radars ist bereits eine größere Anzahl von Windenergieanlagen vorhanden. 

Zusätzliche Windenergieanlagen können beim ASR-S zu LFZ-Plotausfällen so-

wie hierdurch bedingte Trackabbrücke generieren. In seltenen Fällen können 

WEA-Plots zu einer Trackablenkung bzw. Falschtracks führen. 

 

WEA-Plots verursachen in der Radardarstellung bei Windstille – wenn der 

Windenergieanlagenrotor nicht dreht – keine LFZ-Plotausfälle. Sie sind durch 

technische Maßnahmen bei Windenergieanlagen nicht lösbar, da hierzu eine 

Minderung der Reflexionsintensität von Windenergieanlagen über mehrere De-

kaden, d. h. mehr als 30 dB (Faktor 1000), notwendig wäre, die technisch nicht 

möglich ist. Zugleich muss darauf hingewiesen werden, dass die Radardarstel-

lung zugleich die Einblendung von einfachen Karten, z. B. Küstenlinien, als Ori-

entierungshilfe in gleicher Weise ermöglicht. 

 

b. Beim Überflug über Windparks oder über mehrere räumlich eng angeordnete 

Windenergieanlagen zeigen sich Schwächungen der Primärzieldarstellung bei 

der Überwachung von LFZ-Bewegungen im direkten Umgebungsgebiet um und 

über WEAs für alle Flughöhen. Eine falsche Trackgenerierung ist ebenfalls 

möglich. 

 

Dieser Sachverhalt kann für die Flugsicherung eine schwerwiegende Problema-

tik eines nicht akzeptablen LFZ-Zielverlustes bewirken und ist der Schwerpunkt 

der technischen Beurteilung des vorliegenden Gutachtens. Diese Problematik 

wird sehr stark bestimmt durch die räumliche Anordnung der geplanten Wind-

energieanlagen sowie die technischen Parameter der Windenergieanlagen, die 

die Störwirkung bestimmen. Durch technische Maßnahmen bei den Windener-

gieanlagen sowie durch deren räumliche Anordnungen im Hinblick auf mögliche 

Überflugszenarien von LFZs sind hier Maßnahmen zur Problemlösung oder 

Problemminderung möglich. Diese Maßnahmen sind im Hinblick auf künftige 

digital arbeitende Radarsysteme zur Flugsicherung besonders vorteilhaft, weil 

eine Unterscheidung zwischen einer WEA und einem LFZ unterstützt wird. 
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In diesem Zusammenhang kann festgestellt werden, dass abhängig von der 

Verweildauer eines LFZs im Fall des Überfluges im entsprechend betroffenen 

Luftraumgebiet oberhalb einzelner WEAs oder kleiner isoliert stehender Wind-

parks diese nicht zwangsläufig als Ursache entsprechender Störungen wirksam 

werden, wenn die Verweildauer eines LFZ oberhalb dieses Gebietes geringer 

ist als drei Antennenumdrehungszeiten.  

 

Zusätzlich wurden im vorliegenden Gutachten technische Erkenntnisse aus nachste-

henden Dokumentationen und Besprechungen berücksichtigt: 

 

 Abschlussbericht: Einfluss von Hindernissen auf HF-gestützte Führungsmittel 

vom 15.02.2004 

 Feldstudie RAF AWC „The Effects of Wind turbine Farms on ATC Radar“ vom 

10.05.2005 

 Messtechnische Untersuchung an Windenergierotorblättern zur Ermittlung von 

reflexionsdämpfenden Möglichkeiten vom 04.06.2003 und 15.01.2004. 

 Report DoD USA „ THE EFFECS OF WIND TURBINE FARMS ON MILITARY 

READINESS 2006“ 

 aktuelle Empfehlungen von EUROCONTROL gemäß Doc ID 0.3 vom 

18.05.2008 

 BMVg IT 4 – Schutzbereich von Funkstellen (allgemeiner Umdruck Nr. 51) 

 Besprechung und Vortrag bei „EUROCONTROL / Wind energy task group“ 

vom 01.03.2006 „Potential effects of wind turbines and justiciable solutions“. 

 Technische Dokumentation zum 2D-Radar „ASR-S“ des Herstellers 

 Technische Dokumentation des AFSBw zum ASR 910  

 Ergebnisse einer BMU-Studie zum Störeinfluss von WEAs auf Radarsysteme 

zur Flugsicherung – Ergebnispräsentation von 09.12.2008 . 

 ICAO EUR Doc. 15 2nd Edition, September 2009 

 ICAO – Doc 8071 – Manual on Testing of Radio Navigation Aids; Vol. III 

 EUROCONTROL-Doc. “Assessment Methodology to Determine the Impact of 

Wind Turbines on ATC Surveillance Systems, Edition Number 0.4 (3.2.3 ff)” 
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 EUROCONTROL-Doc. "Wind farm impact assessment technique and mitiga-

tion measures, Edition 0.5 

 Besprechung mit AFSBw im Rahmen des BMU – Fördervorhabens „ Fortfüh-

rung WEA – Radarverträglichkeit“ vom 11.+12.05.2010 

 Eurocontrol “ Guidelines from Wind turbine task force “ Version 1.0 from May 

2010  

 Abschlussbericht des BMU-Fördervorhaben „Fortführung WEA – Radarver-

träglichkeit“ von September 2011 

 Datenaufzeichnung und Auswertung am Radar in Wittmund vom Typ ASR-S 

am Beispiel eines vorhandenen Windparks im Dezember 2015 

 Besprechung beim Luftfahrtamt der Bundeswehr Referat 3 II e bzgl. der Be-

wertung für das ASR-S vom 19.01.2016 

 Datenaufzeichnung und Auswertung am Radar in Schleswig vom Typ ASR-S 

am Beispiel zweier vorhandener Windparks im Juli 2016 

 

Neuere messtechnische Untersuchungen konzentrieren sich auf vergleichende 

Detailuntersuchungen zu konkreten Bestandsparks, werden daher nicht explizit 

aufgeführt und dienen der Verifikation der Ergebnisse der genannten Grundlagenun-

tersuchungen. 

 

Zur Bewertungsmethodik: 
 

Die technischen Erfordernisse für die Planung von Windenergieanlagen im Gebiet 

Delfshausen erfolgen unter den Randbedingungen des Radarsystems ASR-S oder 

funktionsgleicher anderer Radarsysteme. Grundlage sind die WEA-Standorte gemäß 

der Koordinaten aus Tabelle 1. 

 

I. 

Die Bewertung der WEAs erfolgt unter der Maßgabe, dass die zu betrachtenden 

durch WEAs beeinflussten Zellen in einem definierten Polar Flächenraster (DCM- 

Zellen) vorliegen, welcher auf den Radarstandort ausgerichtet ist. Beim ASR-S weist 

jede dieser DCM-Zellen in einer Entfernung zwischen 12,3 km und 70 km zum 
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Radargerät 299,7 m x 1,8° auf. Bei Entfernungen von weniger als 12,3 km beträgt die 

Dimension der DCM-Zellen 299,7 m x 3,6°. 

 

II: 

Die für die Bewertung angenommene LFZ-Überfluggeschwindigkeit wird mit 

180 km/h (50 m/s) angegeben, dabei wird ein störrelevanter Trackverlust bei weniger 

als drei Antennenumdrehungen ausgeschlossen. 

 

Die Beurteilung der LFZ-Verweildauer im Falle eines Überflugs über die Gesamtan-

ordnung der projektierten WEA-Standorte gemäß Tabelle 1 führt auf eine Zunahme 

der Flugzielverluste infolge der durch WEAs beeinflussten DCM-Zellen (im Folgen-

den als Störzellen bezeichnet). Nach der Errichtung der WEAs sind bei Überflügen 

Flugzielverluste mit unterschiedlichen Wahrscheinlichkeiten in Abhängigkeit der 

Überflugrichtung zu erwarten. Bei diesem Bewertungsverfahren wurden der Gelän-

deeinfluss sowie die reale Erfassbarkeit von Windenergieanlagen entsprechend der 

Ergebnisse der BMU-Studie aus 2011 berücksichtigt. 

 

III. 

Die tatsächliche Störrelevanz innerhalb einer Störzelle wird durch die Position bzw. 

die Anordnung der WEAs innerhalb und außerhalb der betrachteten Störzelle 

bestimmt. Zudem sind die Intensität und die zeitliche Änderung der Radarreflektivität 

bzw. des RQS (Radarrückstreuquerschnitt) einer WEA maßgeblich. 

 

Von Bedeutung ist jedoch, dass der RQS für die geplante WEA eine Größenordnung 

zeigt, die deutlich über der Detektionsschwelle des ASR-S sowie anderer moderner 

2D-Radarsysteme liegt, so dass eine Bewertung der WEA-Erfassung durchgeführt 

werden muss. 

 

Ein LFZ-Trackverlust ist gemäß den Forderungen und Festlegungen der 
Flugsicherung ab der dritten durch eine WEA gestörten Detektion gegeben.  
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Bei Radaranlagen der Flugsicherung wird für eine sichere Flugzielerfassung eine 

Wahrscheinlichkeit (PD LFZ) von mindestens 90 % gefordert, die realiter diffizil zu 

erreichen ist. 

 

Der oben gewählte Ansatz stellt im Hinblick auf die Bewertung von Überflügen über 

WEA einen Worst-case Ansatz dar. 

 

So wäre eine LFZ-Zielverlustwahrscheinlichkeit von unter 10 % für die o. g. Forde-

rung von mindestens 90 % für die PD LFZ rechnerisch ohne Wirkung. Dieser Ansatz 

wird jedoch im vorliegenden Fall nicht verfolgt, weil eine Anhebung der Falschalarm-

rate (FAR) in diesem Zusammenhang ebenfalls zu berücksichtigen ist. 
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2 Gesamtbeurteilung/Zusammenfassung der Ergebnisse 

2.1 Radar Brockzetel 

 

Die nachstehend dargestellte geplante WEA-Anordnung stellt für die Radaranlage 

Brockzetel eine der bisherigen Betriebssituation gleichwertige Situation dar. 

 

 
 
Abbildung 1: Grafische Übersicht auf die gekennzeichneten Windenergieanlagen (rot=Bestand, 

grün=Planung). Die Einstrahlungsrichtungen bzgl. des Radars Brockzetel sind durch 

gelbe Linien gekennzeichnet. Das Planungsgebiet ist im rechten Bildbereich zu sehen. 
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Abbildung 2: Grafische Detailansicht auf die geplanten Windenergieanlagen (grün) 

 

Durch die geplanten WEA erfolgt zusammen mit den Bestandsanlagen eine lokale 

Änderung der WEA-Verdichtung mit Wechselwirkungen untereinander. Die Einstrah-

lungsrichtungen bzgl. des Radars Brockzetel sind gelb gekennzeichnet. 

 

Bei der Realisierung der Planungsstandorte sind Ortsabweichungen gegenüber den 

Koordinaten gemäß Tabelle 3 in der Größenordnung des Säulendurchmessers im 

unteren Höhenbereich von ca. 5,5 m ohne Einfluss auf die Ergebnisse in allen 

Richtungen zulässig. 

 

Für die vorliegende Radaranlage Brockzetel, die als 3D-Radaranlage zur Luftvertei-

digung dient, ergibt sich für keine der untersuchten WEA-Anordnungen eine messba-

re Minderung der Radarerfassung. Das Kriterium ist hierzu 96,2% als messtechni-

sche Nachweisgrenze. 
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Ebenfalls sind die Forderungen bzw. Empfehlungen gemäß des Dokuments "EURO-

CONTROL Guidelines Edition 1.1" ,  Table 3 : "Move wind turbine out of  radar line of 

sight " durch die Planungen im radartechnische Sinne erfüllt. 

 

Die Streufeldeinflüsse, bedingt durch die zukünftige Windparksituation mit den 

geplanten und den vorhandenen WEAs, weisen eine geringe Intensitätszunahme 

auf, infolge derer jedoch keine feststellbaren Auswirkungen wie Zielerfassungsverlus-

te oder Fehler bei Laufzeit- bzw. Distanzmessungen auf das Radarsystem zu 

erwarten sind. Eine messbare Störung des Radars Brockzetel in der Planungssituati-

on kann ausgeschlossen werden. 

 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass Untersuchungen bei 3D- 

Radarsystemen nur unter Berücksichtigung der Topografie sowie der Höhenposition 

der Radarantenne und der WEA eine Aussage zu Reichweitenänderungen ermögli-

chen und die hier vorgestellten Ergebnisse nur für die betrachteten Planungsstandor-

te gemäß Tabelle 3 gültig sind. 
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2.2 Radar Wittmund 

Um eine Situation sicherzustellen, die auch bei Errichtung der geplanten WEAs für 

die Radaranlage in Wittmund eine der bisherigen Betriebssituation gleichwertige 

Beeinflussung schafft, ist die nachstehende Anordnung der magenta gekennzeichne-

ten WEAs gemäß Abbildung 3 und Tabelle 1 zulässig: 

 

 
Abbildung 3: Detailübersicht der geplanten Windenergieanlagen (magenta). Die Einstrahlungsrich-

tungen bzgl. der Radaranlage Wittmund sind gelb dargestellt. 

 

Die Standorte der geplanten Windenergieanlagen (magenta) sind gekennzeichnet. 

Die Einstrahlungsrichtungen bzgl. des Radars Wittmund sind gelb gekennzeichnet.  
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Tabelle 1:  Koordinatenübersicht über die geplanten Windenergieanlagen (magenta) sowie die 

Vorbelastung (blau/grün/rot). Die magenta gekennzeichneten geplanten WEAs sind 

radartechnisch zulässig. 

 

Bei der Realisierung der Planungsstandorte sind Ortsabweichungen in allen Richtun-

gen gegenüber den Koordinaten gemäß Tabelle 1 in der Größenordnung des 

Säulendurchmessers – im unteren Höhenbereich – ohne Einfluss auf die Ergebnisse 

in allen Richtungen zulässig. 

 

 

Zusätzlicher Handlungsbedarf für die zulässigen geplanten Windenergieanlagen 

besteht bei den festgestellten Einflüssen nicht. 

 

  

Standort Anlage WGS 84 Nord WGS 84 Ost
Naben-höhe 

[m]
Elevation [°] Distanz [m] Winkel [°]

Planung Wapeldorf-Heubült

Wapeldorf 01 Enercon E-82 E2   53° 20’  6,30”    8°  8’ 40,79” 108,38 -0,0178 39914,96 126,9168

Wapeldorf 02 Enercon E-82 E2   53° 20’  3,90”    8°  8’ 53,59” 108,38 -0,0188 40148,42 126,7962

Wapeldorf 03 Enercon E-82 E2   53° 19’ 43,43”    8°  9’  9,24” 108,38 -0,0212 40762,96 127,2588

Wapeldorf 04 Enercon E-82 E2   53° 19’ 35,76”    8°  9’  3,56” 108,38 -0,0217 40825,34 127,6124

Wapeldorf 05 Enercon E-82 E2   53° 19’ 28,27”    8°  9’  7,11” 108,38 -0,0224 41019,92 127,8107

Planung Lehmden

Lehmden 01 Enercon E-82 E2   53° 16’ 58,08”    8° 11’ 25,57” 108,38 -0,051 45953,05 130,3822

Lehmden 02 Enercon E-82 E2   53° 16’ 49,22”    8° 11’ 26,92” 108,38 -0,0525 46151,36 130,6193

Lehmden 03 Enercon E-82 E2   53° 16’ 53,60”    8° 11’ 42,66” 108,38 -0,0542 46283,34 130,2559

Planung Delfshausen

Delfshausen 01 Enercon E-82 E2   53° 18’  8,66”    8° 14’  3,17” 108,38 -0,0552 46871,19 126,0269

Delfshausen 02 Enercon E-82 E2   53° 18’  7,58”    8° 14’ 21,07” 108,38 -0,0568 47157,86 125,82

Delfshausen 04 Enercon E-82 E2   53° 17’ 59,61”    8° 14’ 24,88” 108,38 -0,0577 47360,8 126,0098

Delfshausen 05 Enercon E-82 E2   53° 18’  4,80”    8° 14’ 46,94” 108,38 -0,059 47595,39 125,5621

Delfshausen 03 Enercon E-82 E2   53° 18’ 14,86”    8° 14’ 41,36” 108,38 -0,0574 47329,29 125,3312

Bestand

Liethe 01 NEG Micon NM54   53° 16’ 43,08”    8° 11’ 11,34” 70 -0,1113 46059,45 131,0332

Liethe 02 NEG Micon NM54   53° 16’ 41,32”    8° 11’ 24,13” 70 -0,1122 46273,24 130,8895

Liethe 03 NEG Micon NM54   53° 16’ 34,98”    8° 11’ 18,14” 70 -0,1124 46319,78 131,1622

Liethe 04 NEG Micon NM54   53° 16’ 31,20”    8° 11’  7,11” 70 -0,1121 46244,98 131,4386

Liethe 05 NEG Micon NM54   53° 16’ 29,83”    8° 11’ 26,81” 70 -0,1134 46545,62 131,1775

Liethe 06 NEG Micon NM54   53° 16’ 24,06”    8° 11’ 11,50” 70 -0,113 46452,99 131,5744

Liethe 07 NEG Micon NM54   53° 16’ 22,74”    8° 11’ 33,94” 70 -0,1145 46790 131,2708

Liethe 08 NEG Micon NM54   53° 16’ 20,90”    8° 11’ 22,04” 70 -0,1139 46663,55 131,5031

Lehmden B01 Enercon E-58   53° 17’  2,11”    8° 11’ 11,67” 59 -0,1234 45676,76 130,475

Rosenberg 01 Enercon E-82 E2   53° 20’ 54,00”    8°  7’ 41,75” 108,38 -0,0033 38155,89 126,1491

Rosenberg 02 Enercon E-82 E2   53° 20’ 58,71”    8°  7’ 57,74” 108,38 -0,0052 38308,06 125,7108
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Bewertung: 
 

Grundlage sind die technischen Erfordernisse des Radarsystems ASR-S oder 

funktionsgleicher anderer Radarsysteme, sowie die WEA-Standorte gemäß  

Tabelle 1. 

 

Untersucht wurde die geplante Situation unter Berücksichtigung der benachbarten 

Vorbelastung. Aufgrund des ausreichend großen Abstandes zu den benachbarten 

WEAs kann die Planung gesondert betrachtet werden. 

 

Auf der Grundlage aller durchgeführten Überflugbewertungen bzgl. zu erwartender 

Zielverlustwahrscheinlichkeiten von LFZ kann festgestellt werden, dass durch die 

geplante Situation ein Störzellengebiet vorliegt, bei dem bzgl. der Radaranlage 

Wittmund bei allen Überflugrichtungen die Zielverlustwahrscheinlichkeiten für ein LFZ 

mit einem RQS von 3 m2 ausreichend gering sind. 

 

Eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % für ein LFZ mit einem RQS von 

3 m2 nicht mehr als zweimal in Folge gegeben. Ein LFZ-Zielverlust/Trackverlust ist 

gemäß den Forderungen und Festlegungen der Flugsicherung erst ab der dritten 

durch eine WEA gestörten Detektion gegeben. 

 

Im Zusammenhang mit dem Flugpfad D sei darauf hingewiesen, dass bei tangential 

orientierten Flugpfaden relativ zum Standort des Radarsystems generell Einschrän-

kungen bei der Darstellung von LFZ-Bewegungen aufgrund fehlender radialer 

Dopplerinformationen vorliegen. 

 

Es muss stets dabei deutlich unterschieden werden zwischen der grundsätzlich 

angegebenen Möglichkeit für einen LFZ-Trackverlust, der als Kumulation verschie-

dener Ergebnisse angegeben wird, und der Wahrscheinlichkeit, dass ein LFZ-

Zielverlust bei einer bestimmten Detektion eintritt. In dem Zusammenhang ist zu 

beachten, wie lange ein derartiger Verlust gegeben ist. 
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Die Berechnungen beruhen auf der Annahme der Hauptwindrichtung für das 

Windparkgebiet von ca. 230° (Jahresmittel).  

 

Eine ausführliche technische Bewertung der Überflugproblematik, der Radardarstel-

lung sowie unterstützender bzw. kompensierender Maßnahmen erfolgt in Kapitel 7. 

 

Empfehlung: 
 

Unter Abwägung der verschiedenen untersuchten Überflugpfade ist die 
Realisierung der geplanten WEAs als Enercon E82 E2 radartechnisch zulässig, 
da keine relevanten Zielverlustwahrscheinlichkeiten festzustellen sind, die zu 
einen Trackabbruch für ein LFZ mit einem RQS von 3 m2 (Klasse Cessna oder 
größer) führen. Eine Fremdabschaltung für die geplanten WEAs ist daher nicht 
notwendig. 
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2.3 Zusammenfassung 

 

Auf der Grundlage der vorgenannten Feststellungen und unter Beachtung der 
Empfehlung werden die geplanten WEA-Typen an den geplanten Standorten 
sowie in der vorgesehenen angegebenen Bauhöhe - vgl. Tabelle 3 sowie 
Anhang auf Seite 73 - als radartechnisch vertretbar und zulässig betrachtet. 
 

Hinweis:  
Sämtliche Ergebnisse sind unter den für die untersuchten WEA-Standorte angege-
benen Randbedingungen gültig. Ein Übertrag der Ergebnisse auf andere Windener-
gieanlagen oder auf andere Standorte ist nur mit Einschränkungen möglich. Bei 
Änderungen der WEA-Konstruktionen oder bei abweichenden Geländeprofilen 
verlieren die ermittelten Ergebnisse ihre Gültigkeit. 
 
Alle Untersuchungen, wie theoretische Analysen, Berechnungen und messtechni-
sche Untersuchungen, wurden durch den Unterzeichner persönlich überwacht bzw. 
durchgeführt. Der Schwerpunkt der Unterstützung durch Dipl. Math. O. Stelzner und 
Dipl. Ing. M. Gottschalk liegt in der Durchführung der Simulationsverfahren nach 
festgelegten Prozessen. 
 
Alle genutzten Hilfsmittel sind Eigentum der Airbus Defence and Space GmbH, 
Betriebsstätte Bremen. Sie entsprechen dem aktuellen Stand der Wissenschaft, der 
Lehre und den Erfahrungen der Praxis. 
 

 

 

 

Dr.-Ing. A. Frye, 12.09.2016 

 

Öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger für 

Hochfrequenz- und Signaturtechnik 
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3 Untersuchung bzgl. Radar Brockzetel 

3.1 Aufgabenbeschreibung 

 

Südöstlich des Radarstandortes Brockzetel ist in einer Distanz von ca. 42 km 

Entfernung die Errichtung von fünf Windenergieanlagen des Typs Enercon E-82 E2 

mit ca. 108 m Nabenhöhe vorgesehen. Berücksichtigt werden ebenfalls diverse 

Bestandsanlagen, die in einem radarwirksamen Zusammenhang mit den Planungs-

anlagen stehen. Die Bestandsanlagen befinden sich in ca. 33 km bis ca. 41 km 

Entfernung vom Radar Brockzetel. 

 

Geplante Anlagen: 
Die technischen Parameter der geplanten Anlagen sind auf Seite 72 aufgeführt. Die 

ermittelten Ergebnisse in diesem Gutachten behalten auch bei einem ggf. kleineren 

Rotordurchmesser ihre Gültigkeit ohne Einschränkungen. 

 
Für die Rotorblätter der geplanten Anlagen wird von einem Blitzschutzkonzept 

ausgegangen, das ein Leiterband bzw. eine axial geführte Leiterschiene im Rotor-

blatt sowie metallische Rezeptoren u. a. im Bereich der Blattspitze vorsieht. Gemäß 

durchgeführter messtechnischer Untersuchungen im Zusammenhang mit anderen 

Projekten konnte nachgewiesen werden, dass ein derartiges Blitzschutzkonzept ein 

geringeres radartechnisches Störpotential zeigt als äußere metallische Kantenprofile, 

insbesondere eine geringere Streufeldintensität infolge eines geringeren Metallanteils 

im Rotorblatt.  

 

Das Ausmaß der möglichen Einflüsse durch Rotorblätter wird im Folgenden für ein 

Blitzschutzkonzept berücksichtigt, das diesen axial verlaufenden Leiter vorsieht. 

 
Die Angaben zu den Planungs- und Bestandsanlagen wurden vom Kunden zur 

Verfügung gestellt.  

 

Ziel dieser Untersuchung ist es, unter den Kriterien, die in den nachstehenden 

Kapiteln genannt sind, eine Aussage über die durch die geplanten WEA erzeugten 

und zu erwartenden radarverschattungswirksamen Störeinflüsse und daraus 
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folgender Reichweitenminderungen zu erarbeiten und, soweit erforderlich, Maßnah-

men zu deren Beseitigung und deren Wirksamkeit aufzuzeigen.  
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3.2 Referenzuntersuchung 

 

Die vorliegende Untersuchung berücksichtigt neben den durchgeführten Simulations-

rechnungen zusätzlich Erkenntnisse aus rechnergestützten und messtechnischen 

Analysen von anderen Windkraftvorhaben im Nahbereich unterschiedlichster 

Radarortungssysteme. Der Schwerpunkt der vorliegenden messtechnischen 

Grundlagen und Referenzen bezieht sich auf 3D-Radarsysteme zur Luftverteidigung. 

Bei der Modellierung sowie der rechnergestützten Strahlungsfeldanalyse der 

vorliegenden WEA-Anordnung wurden die gleichen Verfahren aus den nachstehend 

genannten Vorhaben in weiterentwickelter Version genutzt. 

 

Grundlagen dieser Untersuchungen sind u. a.: 
 

1) Computergestützte Strahlungsfeldanalysen der DASA/EADS zur 

Beurteilung der Einflüsse einzelner Windkraftanlagen im Nahbe-

reich des militärischen Radarsensors Auenhausen/NRW. Die Resul-

tate wurden in einem Bericht vom September 1998 zusammenge-

fasst. 

2) Flugvermessungen zur Verschattungswirkung von Windkraftanla-

gen im Nahbereich des Radarsensors Auenhausen im Jahr 1996. 

3) Technische Vorgaben der Bundeswehr an die Untersuchung von 

Windenergieanlagen zum Radarsensor Brockzetel vom September 

1998.  

4) Durchgeführte computergestützte Strahlungsfeldanalyse der DA-

SA/EADS zur Beurteilung der Einflüsse einzelner Windkraftanlagen 

mit Nabenhöhen von 98 m über Grund. Dabei wurden gezielt unter-

schiedliche Distanzen zu einer Radarortungsanlage bewertet. Die 

Resultate wurden in einem Bericht vom Januar 1999 zusammenge-

fasst. Die gewählten Modellparameter bei der Nachbildung dieser 

Windenergieanlagen entsprechen den Parametern der Untersu-

chungen nach a und b zu Auenhausen, da hierbei jeweils eine sehr 

gute Übereinstimmung zwischen den computergestützten Strah-

lungsfeldanalysen sowie den Flugvermessungen festgestellt wurde. 
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5) Durchgeführte Flugvermessungen zum Radarsensor Brockze-

tel/Niedersachsen vom April 1999. 

6) Computergestützte Strahlungsfeldanalysen der DASA im Rahmen 

einer Machbarkeitsanalyse für ein Aufstellungskonzept eines Wind-

energieparks. Die Resultate zu radartechnisch möglichen Anord-

nungen einer größeren Anzahl von Windenergieanlagen im Nahbe-

reich des Radarsensors Brockzetel wurden dabei in einem Bericht 

im Mai 1999 zusammengefasst. 

7) Interpretation und Beteiligung an der Auswertung von Flugvermes-

sungen im Rahmen der „Arbeitsgruppe Messtechnik“ – 1999 bis 

2003 – unter Leitung des Luftwaffenführungskommandos. 

8) Computergestützte Feldanalysen der EADS in Abstimmung mit der 

Erprobungsstelle WTD 81 der Bundeswehr in Greding zur Beurtei-

lung des Einflusses von Windenergieanlagen bei unterschiedlichen 

Radarbetriebsfrequenzen im Jahr 2003. 

9) Untersuchung von Windenergieanlagen-Anordnungen im Einfluss-

bereich/Arbeitsbereich von Luftverteidigungsanlagen der Typen 

MPR, HADR und RRP 117 mit unterschiedlichen Frequenzen in den 

Jahren 2002 bis 2005. 

10) Untersuchung von Windenergieanlagen-Anordnungen im Einfluss-

bereich/Arbeitsbereich von Navigationsanlagen des Typs DVOR in 

Deutschland im Jahr 2004.  

11) Untersuchung von WEA Anordnungen in großer Distanz sowie de-

ren Einfluss auf Luftverteidigungsradaranlagen des Typs HADR und 

Vergleich mit Flugverkehrsaufzeichnungen in den Jahren 2008 und 

2009. 

12) Report DoD USA „ THE EFFECS OF WIND TURBINE FARMS ON 

MILITARY READINESS 2006“. 

13) Eurocontrol “ Guidelines from Wind turbine task force “ Version 1.0 

14) ICAO EUR Doc. 15 2nd Edition, September 2009. 

15) ICAO – Doc 8071 – Manual on Testing of Radio Navigation Aids; 

Vol. III. 
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16) Präsentation "Beurteilung von WEA, Version 1.2 " des Kdo LRÜ 

vom 22.03.2011 

17) Sondervermessung des Radars Auenhausen zum Einfluss von 

Windenergieanlagen – nicht öffentlich - im Auftrag des Einsatzfüh-

rungsdienstes der Luftwaffe, Ausfertigung Januar 2013 
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3.3 Untersuchungsverfahren 

 

Das eingesetzte numerische Untersuchungsverfahren zur Strahlungsfeldanalyse im 

Raum basiert bzgl. der Nachbildung der Windenergieanlagen auf dem mathemati-

schen Verfahren der Momentenmethode. 

 

Bei den Untersuchungen der Abschattungswirkungen sowie der Wechselwirkungen 

der Windenergieanlagen untereinander wurden die Feldberechnungen bei jeder 

einzelnen Konfiguration einer Windenergieanlage oder einer Gruppe von Windener-

gieanlagen für verschiedene Raumgebiete sowie unterschiedliche Höhen durchge-

führt. In der vorliegenden Untersuchung wurde der Schwerpunkt auf einen sehr 

niedrigen Elevationswinkel von 0,2°…0,22° gelegt. Dabei wurde diese leicht geneigte 

Analyseebene derart im Raum bzgl. der Höhen angeordnet, dass der Höhenbereich 

der Gondeln, d. h. der Bereich, in dem die intensivsten Störungen hervorgerufen 

werden können, abgetastet wird. 

 

Grundsätzlich wird bei den numerischen Analysen als Worst-case-Ansatz das 

Raumgebiet der Gondel zusammen mit dem Turm als verschattungsrelevante 

Objektstruktur nachgebildet, die sich im Falle einer vollständigen Rotation ergibt. 

Damit sind zusätzlich die ungünstigsten Randbedingungen, die sich bei wechselnden 

Windrichtungen ergeben können, berücksichtigt. 

 

Das elektromagnetische Strahlungsfeld wird im gesamten Entfernungsbereich 

zwischen dem LFZ und der Radarortungsanlage berechnet. Für jede einzelne 

Analyse wird auf dieser Grundlage die Intensitätsverteilung des Feldes in einem 

400 m breiten und 50 km langen Feldgebiet – ausgehend von der Radarortungsanla-

ge – dargestellt. Dieses Feldgebiet stellt somit den letzten Streckenabschnitt der vom 

LFZ reflektierten Radarwelle dar. In den Abbildungen sind somit die Feldstärkevertei-

lungen der letzten 50 km mit der Radarortungsanlage als Zielpunkt angegeben. 

 

Das Raumgebiet um das Radarsystem wird mit unterschiedlichen Feldpunktdichten 

analysiert, um eine gesicherte Datenbasis für die Beurteilung der zu erwartenden 

Einflüsse auf die Empfangsfeldstärke zu haben. 
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Grundsätzlich wird bei den Feldberechnungen eine normierte elektrische Feldstärke 

bei Annahme vertikaler Polarisation ausgewiesen. Die Darstellung der Ergebnisse 

erfolgt durch als Farbflächen gekennzeichnete Feldstärkeverteilungen sowie durch 

3D-Konturdarstellungen, die die räumliche Ausdehnung des Streufeldes in der 

direkten Umgebung der streuenden Struktur der Windenergieanlage deutlich 

machen. 

 

Ein Einfluss auf die Radarortungssysteme wird als messtechnisch mit z. B. SASS-C 

(vgl. Anhang auf Seite 71) nachweisbar beurteilt, wenn die Feldstärkeminderungen 

am Ort der Empfangsantenne zu einer Reichweitenminderung auf unter 96,2 % 

gegenüber dem ungestörten Fall (100 %) führen. Die Beurteilung von messbaren 

Reflexions- und Streufeldeinflüssen orientiert sich an Änderungen der Empfangsfeld-

stärke, die eine gleiche Größenordnung erreichen. 

 

Eine Bewertung, ob die messbaren Einflüsse eine Beeinträchtigung des Betriebes 

des Radarortungsverfahren bedeuten, erfolgt in Rahmen dieser Untersuchung nicht.  
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3.4 Technische Analyse für das 3D-LV-Radar Brockzetel 

 

Die Analyseergebnisse zeigen als Grundsatzbetrachtung auf der Grundlage von 

Ausbreitungsrechnungen im Betriebsfrequenzbereich von ca. 3,1 GHz die durch 

Windenergieanlagen verursachten Streufeldeinflüsse sowie radarwirksame Verschat-

tungen und den Einfluss auf mögliche Reichweitenminderungen. 

 

Die nachstehenden Untersuchungen zur Beurteilung des Einflusses von WEAs auf 

das Radarstrahlungsfeld wurden unter Berücksichtigung der Generatorbauform, den 

vorhandenen Blitzschutzkonzepten, der Säulendimensionierung und den Nabenhö-

hen sowie für Teilanordnungen der WEAs mit den stärksten radialen Verdichtungen 

durchgeführt. Die Ergebnisse sind damit übertragbar auf die gesamte Planung. Ein 

geringfügig größerer Rotordurchmesser bewirkt keine Abweichungen von den 

nachfolgenden Analyseergebnissen. 

 

Diese Ergebnisse basieren auf einem statischen Modell, das die Windenergieanla-

gen in ihrer Gesamthöhe inkl. Rotor berücksichtigt. Als Worst-Case-Annahme wird 

dabei die Kombination aus quer gestellter Gondeldimension und einer Rotororientie-

rung gewählt, bei der die Rotorachse auf den Radarsensor zeigt. 
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3.4.1 Künftige Situation mit den geplanten WEA 

 

1. WEA-Zehnfachanordnung der geplanten Situation gemäß Tabelle 2. Die 

Analysen werden für die dort aufgeführten Standorte bei einer Distanz von ca. 

39 km zur Radaranlage Brockzetel durchgeführt.  

 
Tabelle 2:  Teilanordnung T1 

 

Abbildung 4 gibt die untersuchte Kubatur der Naben- und Generatorbauform wieder. 

Die Abmessungen der nachgebildeten Generatorgondel sowie der Durchmesser des 

jeweiligen oberen Säulenanschlusses sind angegeben. 

T1
WEAs Anlage NH [m] Entfernung [m]

Wapeldorf 02 Enercon E-82 E2 108,38 35321,01

Wapeldorf 01 Enercon E-82 E2 108,38 35074,92

Delfshausen 03 Enercon E-82 E2 108,38 42581,02

Wapeldorf 03 Enercon E-82 E2 108,38 35852,78

Delfshausen 05 Enercon E-82 E2 108,38 42808,48

Delfshausen 02 Enercon E-82 E2 108,38 42339,79

Delfshausen 01 Enercon E-82 E2 108,38 42027,17

Wapeldorf 04 Enercon E-82 E2 108,38 35861,36

Delfshausen 04 Enercon E-82 E2 108,38 42511,32

Wapeldorf 05 Enercon E-82 E2 108,38 36022,4

39040,03
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Abbildung 4: Schematische Objektgeometrie für die geplante WEA-Bauform Enercon E-82 E2 mit 

ca. 82 m Rotor, wie für die Analysen berücksichtigt 

 

Die nachstehende Abbildung bietet eine Übersicht des erstellten 3D-CAD-

Datensatzmodells für die geplanten Windenergieanlagenstandorte in der Übersicht 

und aus der Perspektive der Radaranlage Brockzetel, stets in Kombination von frei 

verfügbaren Luftbildern, die auf den Radarhöhendatensatz projiziert wurden. 
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Abbildung 5: Luftaufnahme der Standorte der geplanten, grün gekennzeichneten Windenergieanla-

gen (rechts im Bild) sowie der rot gekennzeichneten Bestandsanlagen. Die Einstrah-

lungsrichtungen bzgl. des Radars Brockzetel sind gelb gekennzeichnet. 
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Abbildung 6: Detailansicht der Standorte der geplanten, grün gekennzeichneten Windenergieanla-

gen. Die Einstrahlungsrichtungen bzgl. des Radars Brockzetel sind gelb gekennzeich-

net. 
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3.5 Randbedingungen für Analysen zu einem 3D-LV-Radar 

 

In früheren Untersuchungen konnte nachgewiesen werden, welche räumliche 

Ausdehnung das Streufeld einer Windenergieanlage typischerweise hat. Sie zeigen, 

dass sich das Strahlungsfeld in großen Distanzen hinter einer verschattenden 

Windenergieanlage rekonstruiert. Bei der Beurteilung der Feldstärkeminderung ist 

daher zwischen dem Primärpfad vom Radarsystem zum Luftfahrzeug und dem 

Sekundärpfad des Signals vom reflektierenden Luftfahrzeug zurück zum Radarsys-

tem zu unterscheiden. Die Ursache von möglichen Reichweitenreduktionen ist im 

vorliegenden Fall der durch die Windenergieanlage hervorgerufene Verschattungs-

einfluss im Sekundärpfad, bzw. die von der Windenergieanlage in Richtung Radaror-

tungsanlage zeigende Verschattungswirkung. 

 

Die Bewertung der Ergebnisse zur Verschattung erfolgt im Hinblick auf die Möglich-

keiten einer messtechnischen Erfassbarkeit dieser Einflüsse. Eine Beurteilung, ob 

diese Einflüsse zu betrieblich relevanten Störungen der Radarortungsanlage führen, 

erfolgt im Rahmen dieser Untersuchung nicht, da hierzu u. a. eine sehr konkrete 

Bewertung der Aufgaben des Radarortungssystems erforderlich ist. 

 

Es sei darauf hingewiesen, dass eine Minderung der messtechnisch mit Hilfe von 

SASS-C ermittelbaren Entdeckungswahrscheinlichkeit zur Überprüfung von Radar-

verschattungen in der vorliegenden Untersuchung als nicht feststellbar erachtet wird, 

wenn die Reichweitenminderung geringer ist als der radiale Abstand bzw. Versatz 

zweier Rangefenster von 5 NM. Das ungestörte Feld dient dabei als Bezug. Die 

Radarreichweite ist dabei auf 100 % normiert. Die LFZ Position wird in ca. 130 NM 

angenommen. Eine messbare Beeinflussung liegt danach bei einer Reichweitenmin-

derung auf unter  96,2 % vor. Dieser Wert wird nachstehend als Entscheidungskrite-

rium herangezogen. 

 

Die Auswirkung durch eine oder mehrere Windenergieanlagen wird im dreidimensio-

nalen Raum ermittelt.  
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Die nachstehende Abbildung 7 stellt schematisch einen zweidimensionalen Flächen-

ausschnitt dar, der unter einem Elevationswinkel vom Luftfahrzeug herunter bis zur 

exakten Höhenposition der Radarantenne zeigt. Als Höhenposition am Ort der 

Radarortungsanlage wird die Unterkante der Radarantenne gewählt. Alle Feldstärken 

sind normiert und in dBV/m angegeben. 

 

Die normierten Feldstärkewerte (der Referenzfall ohne WEA) gemäß Abbildung 7 

sind die Grundlage für die Untersuchungen. Die analysierten Ergebnisse aus Kapitel 

3 sind gültig für Elevationswinkel bei 0,2 °. 

 

 
Abbildung 7: Schematische Darstellung: Anordnung von Radar und WEA sowie Lage des in dieser 

Untersuchung dargestellten Luftraums mit einer Ausdehnung von (hier) 50 km x 

400 m Breite. Das LFZ wird in einer Distanz von bis zu 130 NM angenommen.  

 

Untersucht wird das gesamte elektromagnetische Ausbreitungsfeld, das vom 

erfassten LFZ in großer Distanz zurück zur Radaranlage zeigt („Sekundärpfad“). 

Bildhaft dargestellt ist in der vorliegenden Untersuchung (wenn nicht anders angege-
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ben) stets ein Feldgebiet für den Sekundärpfad im Streckenabschnitt vor der 

Radaranlage, das das vom LFZ reflektierte Signal zur Radaranlage bis 50 km 

Längenausdehnung und in einer Breite von 400 m darstellt. Der grau dargestellte 

Ausschnitt des Feldgebietes wird zusätzlich mehreren Detailanalysen als Variations-

rechnung unterzogen, um eine ausreichende Datenbasis für die zu erwartenden 

Einflüsse auf die Empfangsverhältnisse des Radarsensors zu erhalten. 

 

 
Abbildung 8: Feldgebiet von 50 km x 400 m in der schematischen Übersicht für das Radar 

Brockzetel 
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Das Untersuchungsgebiet ist in der Übersicht dargestellt. Der Feldstärkeverlauf ist 

farblich in verschiedenen Abstufungen angegeben. Der Ort des geplanten Windparks 

wurde in Abbildung 8 schematisch in der geplanten Distanz zu den Radarsystemen 

als schwarze Ellipse gekennzeichnet. Die gemittelte Distanz des gesamten zukünfti-

gen Windparks zum Radar Brockzetel liegt bei ca. 42 km. 

Durch die Analyse der Feldverteilung im Raum sind Rückschlüsse auf die Rück-

streuung, die eine Falschzielerzeugung generieren kann, und Verschattungen, die 

Zielverluste generieren können, möglich. 

Aus der Gesamtanzahl der geplanten und vorhandenen WEA sind exemplarisch die 

ungünstigsten Anordnungen ausgewählt und unter Berücksichtigung von Wechsel-

wirkungen analysiert worden. 

 

Die Nachbildung der Windenergieanlage erfolgt gemäß Abbildung 4. Die Strahlfelda-

nalyse erfolgt für die vorgenannten Anlagentypen und Standortkombinationen. 

 

 
Abbildung 9:  Untersuchte Planungsstandorte (grün) mit Radarbezug (gelb) 
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Die  Abbildung 10 gibt die Strahlungsfeldverteilungen als Referenz im Fall ohne 

Windenergieanlagen zum Vergleich für die Frequenz von ca. 3,1 GHz wieder. Die 

Werte sind normiert und dienen einer vergleichenden Betrachtung am Ort der 

Empfangsantenne als Referenzwert. 

 

Bei der Betriebsfrequenz der Radaranlage Brockzetel gilt für den Fall ohne 
WEA im Rahmen der Simulation zum Strahlungsfeld der Referenzwert von: 

 
-16,227 dBV/m (normierte Empfangsfeldstärke) 

 

 
Abbildung 10: Das dargestellte Raumgebiet mit einer Elevation von 0,2° ohne WEA-Einfluss sowie 

ohne Berücksichtigung der Topografie bzw. der relevanten Höhenunterschiede zwi-

schen dem Radarstandort und den geplanten WEA-Standorten in der Konturdarstel-

lung der normierten Feldstärkenverteilung für die Betriebsfrequenz des Radars Brock-

zetel 
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Die nachfolgenden Untersuchungsergebnisse unter Berücksichtigung des Einflusses 

von Windenergieanlagen zeigen am Ort des Radarsensors von den o. g. Werten 

ohne WEA abweichende, üblicherweise geringere Feldstärkewerte. Diese Differenz 

der Werte wird in eine zu erwartende äquivalente Reduktion der Reichweite umge-

rechnet. 
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3.6 Bewertung des Einflusses von Einzelanlagen und Gruppierungen 

 

Die Nachbildung einer Windenergieanlage erfolgt schematisch betrachtet gemäß 

Abbildung 4. Die Strahlfeldanalyse erfolgt für die vorgenannten Anlagentypen und 

Standortkombinationen. 

 

Die Ergebnisse gemäß Abbildung 11 geben für die Frequenz von ca. 3,1 GHz der 

militärischen Radaranlage Brockzetel die Ergebnisse der künftigen Situation für die 

Anordnung mit den geplanten Windenergieanlagen und den Bestandsanlagen 

wieder. 

 

Im direkten Vergleich mit der Referenz ohne WEA sind der jeweilige radartechnisch 

wirksame Verschattungseffekt von einer WEA-Struktur bis zur Radarortungsanlage 

sowie die von der WEA verursachten Streufelder erkennbar. Deutlich sichtbar wird 

ebenfalls die unterschiedliche Ausdehnung und Ausprägung des Streufeldes infolge 

von Reflexions- und Beugungserscheinungen an den verschiedenen WEA-Struk-

turen in Abhängigkeit von der Distanz zum Radarsensor. 

 

Die Auswertung der Analysen für den Ort der empfangenden Radarortungsanlage 

erfolgt mittels der Feldpunktgitter, über das die Orte der berechneten Feldstärkewer-

te festgelegt sind. 
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3.6.1 Künftige Situation mit den geplanten WEA 

 

WEA-Zehnfachanordnung der geplanten Situation gemäß Tabelle 2. Die Analysen 

werden für die dort aufgeführten Standorte bei einer Distanz von ca. 39 km zur 

Radaranlage Brockzetel durchgeführt.  

 
Abbildung 11: Reflexions- und Streufeldausbildung für die geplanten Windenergieanlagen als 

Zehnfach-Anordnung im Einflussbereich der Radaranlage Brockzetel mit Berücksich-

tigung der Topografie 

 

Aus den abgebildeten Werten der Abbildung 11 mit -16,375 dBV/m errechnet sich 

gegenüber der Referenz gemäß der genannten Kriterien eine Reichweite von 

98,31 %. 
Der Verschattungseinfluss ist messtechnisch nicht feststellbar, das Kriterium ist 

erfüllt.  
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3.6.2 Bewertung der Darstellung der normierten Feldstärkenverteilungen 

 

Abbildung 10 zeigt als Konturdarstellung den Intensitätsverlauf der Feldstärke des 

elektromagnetischen Ausbreitungsfeldes. Sie zeigt als Referenz ohne WEA die 

kontinuierlichen Minderungen der Reflexionsfeldstärke eines vom Radarsensor 

angestrahlten Flugzeuges. Dabei wird das Luftfahrzeug bei einer Elevation von 0,2° 

gegenüber der Höhenposition der Antenne angenommen. 

Bei Berücksichtigung einer oder mehrerer WEA in der geplanten Distanz zum 

Radarsystem sowie unter Berücksichtigung der geplanten Bauhöhe der WEAs 

zeigen sich Einflüsse auf die Ausbreitung des elektromagnetischen Feldes. Dabei 

"greift" das elektromagnetische Feld aufgrund von Beugungs- bzw. Streuprozessen 

um das Hindernis herum. Es liegt somit im Hochfrequenzfeld keine vollständige 

Unterdrückung des elektromagnetischen Feldes entsprechend einer geometrischen 

Verschattung vor. 

Abbildung 11 zeigt, dass bei einer Distanz zwischen WEA und Radarstandort von ca. 

42 km nur Verschattungserscheinungen vorliegen, die am Ort der Radarantenne 

einer Reichweitenminderung von 100 % (ideal) auf minimal 98,31 % entsprechen 

und somit messtechnisch durch Flugvermessungen und Random-Traffic Aufzeich-

nungen nicht nachweisbar sind. Es zeigen sich weiter Streufelderscheinungen, 

insbesondere in seitlichen Richtungen. Zugleich ist den Abbildungen zu entnehmen, 

dass die Analysen in diesen Fällen Reflexionen durch die WEA zeigen, die zurück in 

Richtung des Luftfahrzeuges wirken. 
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3.6.3 Beurteilung 

 

Für die Untersuchung der geplanten WEA des Anlagentyps Enercon E-82 E2 mit ca. 

108 m Nabenhöhe liegen gemäß den Untersuchungsergebnissen bei Berücksichti-

gung der Geländetopografie in keinem der untersuchten Fälle Verschattungen und 

Reichweitenminderungen vor, die das Kriterium von 96,2 % verletzen. 

 

Im direkten Vergleich mit der Referenz ohne WEA sind der jeweilige radartechnisch 

wirksame Verschattungseffekt von einer WEA-Struktur bis zur Radarortungsanlage 

sowie die von der WEA verursachten Streufelder im Nahbereich erkennbar. Deutlich 

sichtbar wird ebenfalls die unterschiedliche Ausdehnung und Ausprägung des 

Streufeldes infolge von Reflexions- und Beugungserscheinungen an den verschiede-

nen WEA-Strukturen in Abhängigkeit von der Distanz zum Radarsensor. 

 

Die Auswertung der Analyse für den Ort der empfangenden Radarortungsanlage 

erfolgt mittels der Feldpunktgitter, über das die Orte der berechneten Feldstärkewer-

te festgelegt sind. 

 

Die Koordinaten der geplanten WEA sowie die jeweiligen Entfernungen, die Eleva-

tion und Azimutwinkelbezüge zum Radar Brockzetel sind der Tabelle 3 zu entneh-

men. Die Koordinaten aller in diesem Gutachten relevanten Windenergieanlagen 

sind im Anhang auf Seite 73 aufgelistet. 

 

 
Tabelle 3: Koordinatenübersicht über die Planungsanlagen des Windparks 

 

Abbildung 12 gibt die Perspektive der geplanten Windenergieanlagen über Azimut 

und Elevation bzgl. der Gondelpositionen für das Radar wieder. Der Bereich der 

Standort Anlage WGS 84 Nord WGS 84 Ost Nabenhöhe [m] Elevation [°] Distanz [m] Winkel [°]

Delfshausen 01 Enercon E-82 E2   53° 18’  8,66”    8° 14’  3,17” 108,38 -0,0056 42027,17 115,599

Delfshausen 02 Enercon E-82 E2   53° 18’  7,58”    8° 14’ 21,07” 108,38 -0,0076 42339,79 115,4425

Delfshausen 03 Enercon E-82 E2   53° 18’ 14,86”    8° 14’ 41,36” 108,38 -0,0088 42581,02 114,9492

Delfshausen 04 Enercon E-82 E2   53° 17’ 59,61”    8° 14’ 24,88” 108,38 -0,0085 42511,32 115,6997

Delfshausen 05 Enercon E-82 E2   53° 18’  4,80”    8° 14’ 46,94” 108,38 -0,0105 42808,48 115,2659
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gemäß der Ergebnisse nach Abbildung 11 untersuchten Anordnung ist farbig 

hinterlegt. 

 

 
Abbildung 12: Perspektive zur Gondelanordnung gemäß Azimut und Elevation für die Position des 

Radars Brockzetel. Der Bereich der analysierten Anordnung ist orange gekennzeich-

net. 

 

Bei den analysierten Teilanordnungen wird grundsätzlich neben anderen Parametern 

der Radaranlage stets die Breite der Antennenkeule berücksichtigt. Bei den jeweili-

gen Teilanalysen wird das LFZ mittig bzgl. des jeweils analysierten Azimutabschnit-

tes in großer Entfernung angenommen und der hervorgerufene Verschattungsein-

fluss im Sekundärpfad, bzw. die von den Windenergieanlagen in Richtung Radaror-

tungsanlage zeigende Verschattungswirkung, analysiert. Die Auswahl der untersuch-

ten Teilanordnungen basiert auf der Auswertung der geplanten Standorte unter dem 

Aspekt der geringsten Azimutabstände und der damit verbundenen stärksten 

Verschattungserscheinungen bzw. Reichweitenminderungen. 
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Befindet sich ein LFZ hinter einer WEA-Anordnung mit geringen Azimutabständen, 

so werden bedingt durch die direkten Verschattungen sowie stärkeren Wechselwir-

kungen untereinander die größten Verschattungserscheinungen bzw. Reichweiten-

minderungen auftreten. Verschiebt sich die LFZ-Azimutposition aus diesem Bereich 

mit geringen Azimutabständen der WEAs heraus, nimmt der Verschattungseinfluss 

grundsätzlich ab. 

 

Die Detailanalysen, bei denen das LFZ hinter einer WEA-Verdichtung mit geringen 

Azimutabständen angeordnet ist, geben den jeweiligen Worst-Case-Fall einer 

Verdichtung wieder. Die Azimutbreite der ausgewählten WEA-Teilanordnungen ist 

somit nicht zwingend identisch mit der Azimutauflösung des Radargerätes. 

 

Die nachstehende Abbildung 13 zeigt eine Zusammenstellung der Ergebnisse zu den 

ermittelten Reichweitenminderungen mit Berücksichtigung der Topografie. 

 

 
Abbildung 13: Übersicht über die zu erwartende Reichweitenreduktion bei den angegebenen 

WEA-Konstellationen mit Berücksichtigung der Topografie 
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4 Aufgabenbeschreibung FS-Radar Wittmund 
 

Beschreibung der grundsätzlichen Problematik: 
 

Beim Überflug über Windparks oder über mehrere Windenergieanlagen zeigen sich 

selbst bei modernen 2D-Radaranlagen, wie dem ASR-S Schwächungen der Primär-

zieldarstellung bei der Überwachung von LFZ-Bewegungen oder LFZ-Zielverluste für 

alle Flughöhen im direkten Umgebungsgebiet um WEAs. Es muss jedoch auch 

festgestellt werden, dass abhängig von der Verweildauer eines LFZs im entspre-

chend belasteten Luftraumgebiet oberhalb einzelner WEAs oder kleinerer isoliert 

stehender Windparks, diese nicht zwangsläufig als Ursache entsprechender Störun-

gen wirksam werden. Abhängig von der zeitlichen Charakteristik der radarwirksamen 

Reflexionen, der Form und Materialität der Rotorblätter, kann eine deutlich geringere 

Störwirkung vorliegen. 

 

Dagegen kann durch eine geringe Anzahl zusätzlicher WEAs eine räumliche 

Verknüpfung bisher „isolierter“ WEA-Gruppierungen geschaffen werden. In diesem 

Fall wird ein durch Störungen belastetes ausgedehntes Gebiet geschaffen, das 

vorher nicht wirksam war. 

 

Ursache für mögliche Flugzielverluste ist die intensive Oberflächenreflexion sowie 

der dynamische RQS-Anteil von sehr großen Bauwerken mit bewegten Komponen-

ten wie z. B. den Rotorblättern von Windkraftanlagen. Die bewegten Komponenten 

können aufgrund des dynamischen RQS und dessen Dopplercharakters nicht durch 

Verfahren wie Festzielunterdrückung in einem fest definierten Umgebungsbereich 

herausgefiltert werden. Dadurch wird eine Flugzielverfolgung / „Trackbildung“ in 

einem Umgebungsbereich oberhalb des Hindernisses stark eingeschränkt oder 

sogar fehlerhaft, da der RQS einer WEA den RQS eines LFZ deutlich übertrifft.  
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Bei LFZs wird daher die Trackbildung bzw. die Primärzieldarstellung deutlich 

beeinträchtigt, wenn die „Verweildauer“ dieses LFZs im durch die o. g. Reflexionsstö-

rungen betroffenen Gebiet einen ausreichenden Zeitraum, z. B. zwei Antennenum-

drehungszeiten, überschreitet. Die Bewertung von WEAs erfolgt unter der Maßgabe, 

dass die zu betrachtenden Störzellen in einem definierten Polar Flächenraster (DCM- 

Zellen) vorliegen, welcher auf den Radarstandort ausgerichtet ist. 

 

Die Wirkungsintensität dieser DCM-Zelle wird bestimmt durch die Reflexionsintensität 

und die bzgl. des Radarstandorts radialen Geschwindigkeitskomponenten des 

Rotorblattes. Da kleinere WEAs größere Rotorgeschwindigkeiten zeigen, stellt sich 

die Problematik für unterschiedlich große WEAs sehr ähnlich dar.  

 

Zudem sind die Anzahl und die Anordnung der WEAs innerhalb sowie außerhalb der 

betrachteten DCM-Zellen maßgeblich. 

 

Eine herabgesetzte Reflektivität oder eine herabgesetzte radiale Geschwindigkeits-

komponente der Rotoren der zu berücksichtigenden WEAs mindert zwangsläufig die 

Wirkungsintensität bzw. Relevanz einer Störzelle. 

 

In diesem Zusammenhang ist die RQS-Bewertung eines WEA-Typs von besonderer 

Bedeutung, da bei einer WEA bauartbedingt nicht zwangsläufig eine 100%-ige 

Störwirkung angenommen werden kann. 

 

Die DCM-Zelle mit 1,8° Breite und einer ca. 300 m großen radialen Ausdehnung (bei 

Entfernungen von weniger als 12,3 km beträgt die Dimension der DCM-Zellen ca. 

300 m x 3,6°) im Bereich des Windparks beim ASR-S, ist in allen Flughöhen wirk-

sam. Eine Filterung auf der Grundlage der charakteristischen Störeinflüsse der 

Windenergieanlagen unter Berücksichtigung des dynamischen Radarquerschnittes 

ist bisher mit 2D-Radaranlagen nicht möglich. 
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Im Hinblick auf moderne künftige Flugsicherungsradaranlagen kann eine Verbesse-

rung der Primärzieldarstellung durch Verfahren wie 

 

 verbesserte Tracker-Routinen, 

 verbesserte räumliche Auflösung, sowie 

 „adaptives Beamforming“  

 

erwartet werden.  

 

Aufgrund fehlender messtechnischer Nachweise unter betrieblichen Bedingungen 

wird bei der vorliegenden Windparkbewertung auf diese künftigen Möglichkeiten 

nicht zurückgegriffen. 

 

Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass im Falle radarreflexionsarmer Rotorblätter 

bei WEAs die Voraussetzungen für eine gute Wirksamkeit WEA-optimierter „Tracker- 

Routinen“ gegeben wird, da die Intensitätsunterschiede zwischen dem dynamischen 

RQS eines WEA-Rotors und einem LFZ in gleicher Distanz und Richtung ausrei-

chend herabgesetzt sind. 
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5 Untersuchungsverfahren FS-Radar Wittmund 
 

Für die vorliegende Untersuchung der WEA-Anordnung im Gebiet DEWI-Testfeld 

wird ein Bewertungsverfahren zugrunde gelegt, das sich auf die Auswertung von 

Beobachtungen des ASR-S auf der Grundlage heute bekannter Parameter stützt. 

 

Bewertungsprozedur: 
 

1. Um jede WEA wird als ein möglicher Ort für Reflexionen ein Ortskreis mit der 

Größe des Rotordurchmessers angelegt. 

 

2. Das Umgebungsgebiet um einen Radarstandort wird ab einer Entfernung 

zwischen 12,3 km und 70 km zum Radargerät in einem polaren Koordinaten-

system durch DCM-Zellen mit jeweils 299,7 m radialer Ausdehnung, sowie mit 

einer Azimutausdehnung von 1,8° – bezogen auf den Radarstandort – geglie-

dert. Bei Entfernungen von weniger als 12,3 km beträgt die Dimension der 

DCM-Zellen 299,7 m x 3,6°. 

 

3. Jede DCM-Zelle in dem sich der Ortskreis einer Windkraftanlage befindet, 

sowie die beiden benachbarten Zellen im Azimut werden markiert. Die Festle-

gung, ob eine derart markierte DCM-Zelle als Störzelle interpretiert wird, setzt 

eine ausreichende Reflexionsintensität, d. h. „Radarquerschnitt“ der WEAs vo-

raus, vgl. hierzu Kapitel 6. 

 

4. Für jede markierte DCM-Zelle wird die Wahrscheinlichkeit der Darstellung 

eines LFZ mit einem Radarrückstreuquerschnitt von 1 m2 und 3 m2 ermittelt 

und anschließend in einer Grafik farbig kodiert. 

 

5. Es werden vier verschiedene Überflugpfade über das Gebiet mit farbig kodier-

ten DCM-Zellen gelegt. Dabei werden bezogen auf das Radargerät ein Über-

flug Radial, einer Tangential und zwei unterschiedliche Diagonalüberflüge be-

trachtet. Die einzelnen Überflugpfade werden derart gewählt, dass jeweils die 

größte Lateraldimension der Störzellen der geplanten WEA abgedeckt wird. 
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Diese Überflugpfade stellen damit ein sogenanntes „Worst-Case“-Szenario 

dar. Als Referenzgeschwindigkeit eines LFZ wird 180 km/h gewählt. Damit 

sind die typischen Reisefluggeschwindigkeiten auch kleiner LFZ berücksich-

tigt. 

 

6. Für jeden Überflugpfad wird die Zielverlustwahrscheinlichkeit an diskreten 

Punkten berechnet. Die für die Bewertung angenommene LFZ-

Überfluggeschwindigkeit beträgt hierbei 180 km/h (50 m/s). Eine Zielverlust-

wahrscheinlichkeit von 50 % sollte hierbei nicht überschritten werden. 

 

7. Zulässig sind Erfassungsverluste bei maximal zwei direkt aufeinander folgen-

den Antennenorientierungen in Richtung WEA oder Windpark. 

 

8. Die räumliche Separation zu einer benachbarten WEA-Gruppierung muss 

einen Abstand zeigen, der über mindestens drei Antennenumdrehungen eine 

störfreie neue Detektion des LFZ gewährleistet. 

 

 

Bei Windenergieanlagen mit sehr großen Rotordurchmessern von über 100 m und 

geringerer Rotordrehzahl wurde festgestellt, dass eine durchgehende Störung trotz 

eines sehr großen Radarquerschnittwertes infolge langsamer Drehgeschwindigkeiten 

des Rotors bei bestimmten Windrichtungen nicht gegeben ist. Die Störwirkung ist in 

dem Fall herabgesetzt. 

 

Wird die vertikale Orientierung eines Rotorblattes ausgeschlossen, liegt in dem Fall 

ein offenbar ausreichend reduzierter dynamischer Radarquerschnitt bzw. Radarrefle-

xionsintensität vor. Dadurch ist der zulässige Grenzwert für die Reflexionsintensität 

festgelegt. Eine WEA, deren dynamischer Radarquerschnitt diesen Grenzwert nicht 

überschreitet, generiert keinen zusätzlichen Störeinfluss. 
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6 Radarquerschnittanalyse 
 

Der dynamische Radarquerschnitt zeigt abhängig von der Orientierung der Rotorblät-

ter während der Umdrehung sehr unterschiedliche Werte, die bei vertikaler Orientie-

rung eines Rotorblattes oder einer Rotorblattkante stets einen maximalen Reflexi-

onswert für die z. B. bei vertikaler Polarisation arbeitende Radarantenne zeigen. 

 

Der RQS bzw. Rückstrahlfläche eines Objektes ist eine objektspezifische Größe, die 

für die Entdeckungswahrscheinlichkeit eines Objektes durch ein Radargerät ein 

wesentlicher Parameter ist. Sie ist abhängig von der Kubatur und der Wellenlänge 

bzw. vom Verhältnis der Strukturabmessungen des Körpers zur Wellenlänge. 

Quantitativ gibt der Radarquerschnitt eine effektive Fläche an, die die einlaufende 

Welle einfängt und isotrop in den Raum abstrahlt. 

 

Der Radarquerschnitt σ ist definiert als 

 

𝜎 = 4𝜋𝑅²
𝑃𝑠
𝑃𝑖

 

 

Dabei ist Pi die Leistungsdichte auf dem Radarziel und Ps die gestreute Leistungs-

dichte in einem Abstand R vom Radarziel. 

 

Für eine WEA erfolgt die Berechnung des RQS auf der Grundlage einer computer-

gestützten 3D-CAD Nachbildung gemäß beigestellter Konstruktionsunterlagen des 

Herstellers. Der RQS ist nur gültig für die Untersuchungsfrequenz sowie die angege-

bene nachgebildete Objektkubatur bzw. Oberflächenformgebung und Dimension 

unter Berücksichtigung der Materialien und Bauweisen sowie ggf. Mehrfachreflexio-

nen zwischen Oberflächensegmenten. 
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Zur Gegenüberstellung mit einer WEA sind zur Orientierung typische RQS-Werte von 

Objekten nachstehend angegeben: 

 

Vogel  0,01 m2 

Mensch  1 m2 

Einmotoriges Sportflugzeug … leichtes Jagdflugzeug  < 3 m2 

schweres Kampfflugzeug < 5 m2 

Verkehrsflugzeug  40 m2 

Jumbojet / A 380  100 m2 

 

Für ein großes Kampfflugzeug kann in dem Zusammenhang ein RQS von 5 bis 6 m2 

angegeben werden. Ein Transportflugzeug zeigt einen RQS in der Größenordnung 

von ca. 100 m2, ein kleines Passagierflugzeug zeigt einen RQS von ca. 10 m2, ein 

Mensch/Ultraleichtfluggerät zeigt einen RQS in der Größenordnung von ca. 1 m2. 
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6.1 Ermittlung des RQS der WEA 
 

Die Ermittlung des RQS berücksichtigt die nachstehenden technischen Aspekte: 

 

1. Die Objektstruktur einer WEA wird von der elektromagnetischen Welle nicht 

kohärent (phasengleich) erreicht. Grundsätzlich liegen gekrümmte Wellenfron-

ten vor. Eine phasengleiche Erfassung eines Abschnittes eines Rotorblattes 

zum Beispiel liegt vor, wenn die Distanzunterschiede kleiner sind als 1/8 der 

Wellenlänge. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 14: Schemabild zur Wellenfront. 

 

2. Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass die Radareinstrahlung auf die Wind-

energieanlage durch die Hauptkeule / Hauptrichtung innerhalb der Hauptkeule 

nicht mit gleicher Intensität erfolgt. Die Breite der Hauptkeule (Half power 

beam) wird für ca. 2,7 GHz–Systeme mit ca. 3° Breite angenommen. So liegt 

bei ca. 13 km Distanz eine Fläche von ca. 680 m Durchmesser im Raum vor. 

 

Die Ermittlung des RQSdyn. der Rotoren für die geplanten Windenergieanlagen wurde 

nachstehend für eine Frequenz von ca. 2,7 GHz ermittelt. Der RQS über phi/deg wird 

für eine vollständige Rotordrehung stets zwischen 0° und 360° bei einem Elevati-

onswinkel von 0° bzgl. der Radarantenne und Rotornabe dargestellt. Der Winkel 

zwischen Rotorachse und dem Richtungsvektor zur Radaranlage ist bei den nachfol-
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genden Ergebnissen mit 280° angenommen, da dieser Fall die Situation für die 

Berücksichtigung der Hauptwindrichtung im Windpark darstellt. 

 

Die Abbildung 15 und Abbildung 16 geben beispielhaft einen WEA-Rotor aus zwei 

verschiedenen Perspektiven an. 

 
Abbildung 15: Rotoransicht bei 0° Winkel zwischen Rotorachse und Bezugsrichtung zum Radar 

 
Abbildung 16: Rotoransicht bei 90° Winkel zwischen Rotorachse und Bezugsrichtung zum Radar 
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Dabei wird die Oberfläche der Objektstruktur durch eine ausreichend große Anzahl 

ebener Dreieckflächenelemente nachgebildet – „trianguliert“. Zur Vermeidung 

unphysikalischer singulärer Einzelwerte, die bei jeweils rot angegebenen RQS-

Rohdaten vorliegen, wird zur Bewertung ein Winkelintervall über 2° festgelegt. Die 

Mittelwerte aus diesem Bereich sind durch die blaue Linie gekennzeichnet und 

werden nachfolgend zur Beurteilung herangezogen. 

 

Die berücksichtigten Dimensionen für die geplanten Anlagen Enercon E-82 E2 sind: 

 

 Rotordurchmesser: max. ca. 82 m 

 Säulenquerschnitt oben: ca. 2,4 m 

 Gondeldimension: ca. 5,53 x 11,57 m 

 Betriebsrotordrehzahl: 6,0-18,5 U/min 

 

 

Unter Berücksichtigung der Antennenumdrehungszeit des Radarsystems ASR-S ist 

die Möglichkeit einer Detektion der WEA mit einer zeitlichen Rate von ca. 

5 Sekunden gegeben. Zugleich muss für die Reflexionsintensität der WEA eine 

ausreichende Intensität vorliegen. Diese unterliegt unter Berücksichtigung der 

Rotordrehzahl ebenfalls einer zeitlichen Änderung. 
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Enercon E-82 E2: 

 
Abbildung 17: RQSdyn. über eine Rotordrehung für den geplanten Typ Enercon E-82 E2 
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7 Bewertung des Gesamteinflusses der WEA-Gruppe 
bzgl. „Störzellen“ 

 

Ein Radargerät vom Typ ASR-S besitzt zur Unterdrückung von stationären Zielen 

„mit Dopplerverschiebung“ eine sogenannte Doppler-Clutter-Map (DCM-Map). Jede 

dieser DCM-Zellen hat in einer Entfernung zwischen 12,3 km und 70 km zum 

Radargerät eine Ausdehnung von ca. 300 m im Radial und 1,8° im Azimut – bezogen 

auf den Radarstandort. Bei Entfernungen von weniger als 12,3 km beträgt die 

Dimension der DCM-Zellen ca. 300 m x 3,6°. Zur Ermittlung der Luftraumgebiete 

(DCM-Zellen), in denen ein möglicher Zielverlust nicht ausgeschlossen werden kann, 

wird nicht nur der Standort der WEA-Säule selbst betrachtet, sondern es wird 

zusätzlich um jeden WEA-Standort ein „Ortskreis“ mit der Größe des Rotordurch-

messers eingetragen. Hierdurch werden alle potentiellen Reflexionsorte vom Rotor 

berücksichtigt. 

 

Nachfolgend wird für jede betroffene DCM-Zelle, sowie die seitlich jeweils angren-

zenden Zellen, die Darstellungswahrscheinlichkeit für bestimmte Radarrückstreu-

querschnitte des Ziels berechnet. Die Darstellungswahrscheinlichkeit eines LFZ mit 

einem RQS von 1 m2 bzw. 3 m2 für jede betroffene DCM-Zelle ist im Kapitel 7.2 

dargestellt. 

 

Über diese betroffenen DCM-Zellen werden verschiedene Flugpfade gelegt. Die 

gewählten Flugpfade stellen jeweils die ungünstigsten Überflugpfade für die jeweilige 

Überflugrichtung dar, die bezogen auf die Störzellenanordnung möglich ist. Es sei 

darauf hingewiesen, dass abhängig vom Flugpfad im Detail deutlich unkritischere 

Überflugszenarien vorliegen. In der Regel hat eine Abweichung vom hier angenom-

menen Worst-Case-Überflugpfad eine oft sogar deutlich günstigere Situation zur 

Folge, bezogen auf die resultierende Störwahrscheinlichkeit. Oft sind Abweichungen 

von nur 50 m bis 100 m ausreichend, um die Problematik entscheidend zu entschär-

fen. Dies gilt in umso höherem Maße bei separiert gelegenen Störzellen und umso 

weniger, je verdichteter das Störzellengebiet beschaffen ist. 
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Die Überflugpfade kennzeichnen infolge der festgelegten Überfluggeschwindigkeit 

von 50 m/s durch blaue Punkte die Detektionsereignisse, die infolge der zeitlichen 

Abtastung durch die drehende Radarantenne möglich sind. Der Abstand der Detekti-

onspunkte kann beim ASR-S mit 250 m angegeben werden. 

 

Eine vergleichbare Überflugbetrachtung für eine deutlich höhere Überfluggeschwin-

digkeit von z. B. 100 m/s  360 km/h kann bei ausschließlicher Betrachtung des 

jeweils zweiten blauen Punktes erfolgen.  

 

Für die vorliegende WEA-Anordnung werden vier verschiedene Überflugpfade 

jeweils in unterschiedlichen Richtungen analysiert. Die einzelnen durch WEAs 

belasteten Störzellen bilden eine gemeinsame Störzone. Einschwenkvorgänge 

wurden ebenfalls untersucht, führen im vorliegenden Fall jedoch nicht zu abweichen-

den Ergebnissen, da die gewählten Überpflugpfade die ungünstigsten Situationen 

wiedergeben. 

 

Die Bewertung der einzelnen Überflugszenarien entlang der gekennzeichneten 

Flugpfade orientiert sich an den blau gekennzeichneten Detektionsorten. An diesen 

Orten wird für die Überflugbewertung die LFZ-Position angenommen, an der ein LFZ 

durch die Radarortungsanlage erfasst und ggf. zeit- und ortsgleich mit der nächstge-

legenen Windenergieanlage detektiert wird. Diese zeit- und ortsgleiche Detektion 

kann zu einem LFZ-Zielverlust mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit führen, die 

sehr stark durch die Störintensität der Windenergieanlagen bestimmt wird.  

 

Der Flugpfad eines LFZ unterliegt beim Überflug in das Luftraumgebiet oberhalb der 

Windenergieanlagen gemäß den Forderungen und Festlegungen der Flugsicherung 

ab der dritten durch eine WEA gestörten Detektion einer unbestimmten Verlustwahr-

scheinlichkeit bzgl. der LFZ-Zielerkennung. 
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Weiter kann auf dieser Grundlage eine Aussage getroffen werden, mit welcher 

Wahrscheinlichkeit grundsätzlich von einem Zielverlust sowie einem Trackverlust 

während eines Überfluges ausgegangen werden kann. Nach einem Trackverlust sind 

in direkter Folge drei ungestörte Detektionsereignisse notwendig, um eine neue LFZ-

Trackgenerierung zu ermöglichen. 

 

Abhängig von der Störintensität und der Länge des Flugpfades oberhalb eines 

Windenergieanlagengebietes ist weiter eine Aussage möglich, mit welcher Wahr-

scheinlichkeit Zielverluste unterschiedlicher Länge – zeitlich und räumlich – zu 

erwarten sind. Insbesondere bei der Planung von zusätzlichen Windenergieanlagen 

im räumlichen Zusammenhang mit bestehenden Anlagen oder bei Repowering-

Vorhaben kommt diesem Aspekt eine besondere Bedeutung zu, um die Änderung 

und die Auswirkung für die Flugsicherung zu beurteilen: 

 

 Der Zeitabschnitt eines LFZ-Zielverlustes ist somit nicht zwangsläufig iden-

tisch mit dem Zeitraum, den ein LFZ für den Überflug über ein Störzellenge-

biet benötigt.  

 Auch sind die notwendigen Separationsabstände zwischen benachbarten 

WEA-Gebieten ebenfalls nicht identisch mit drei Detektionsabständen.  

 

Beide Sachverhalte werden durch die Störintensität der einzelnen WEA und deren 

räumlicher Anordnung bestimmt, die räumliche Lücken bei den Störzellen bewirken 

können.  

 

Diese Ergebnisse sind nachstehend für jedes Überflugszenario angegeben.  
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7.1 Bewertung bzgl. der Radaranlage vom Typ ASR-S 
 

Zur Darstellung der geplanten Situation nach Errichtung aller Windenergieanlagen 

wird für jede WEA als ein möglicher Ort für Reflexionen ein Ortskreis mit der Größe 

des Rotordurchmessers angelegt und in Form eines Kreises um den Mittelpunkt des 

WEA-Fußpunktes dargestellt. 

 

Das Umgebungsgebiet um einen Radarstandort wird ab einer Entfernung zwischen 

12,3 km und 70 km zum Radargerät in einem polaren Koordinatensystem durch 

DCM-Zellen mit jeweils ca. 300 m radialer Ausdehnung, sowie mit einer Azimutaus-

dehnung von 1,8° – bezogen auf den Radarstandort – gegliedert. Bei Entfernungen 

von weniger als 12,3 km beträgt die Dimension der DCM-Zellen ca. 300 m x 3,6°. 

 

Jede DCM-Zelle in dem sich der Ortskreis einer Windkraftanlage befindet, sowie die 

beiden benachbarten Zellen im Azimut werden markiert. Die Festlegung, ob eine 

derart markierte DCM-Zelle als Störzelle interpretiert wird, setzt eine ausreichende 

Reflexionsintensität, d. h. „Radarquerschnitt“ der WEAs voraus. 
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Abbildung 18: Übersicht über die Gesamtanordnung der geplanten WEA (magenta) sowie der 

Vorbelastung (rot/grün/blau). Die betroffenen DCM-Zellen bezüglich des Radars Witt-

mund sind rot gekennzeichnet. Die Ortskreise um jede WEA sind in der jeweiligen 

Farbe visualisiert. 
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7.2 Geplante Situation 
 

Die Abbildung 19 und die Abbildung 20 zeigen die geplante Situation. Die farbige 

Kodierung der Darstellungswahrscheinlichkeit eines LFZ mit einem Radarrückstreu-

querschnitt von 1 m2 ist in Abbildung 19 dargestellt. Die Abbildung 20 zeigt die 

Darstellungswahrscheinlichkeit eines LFZ mit einem Radarrückstreuquerschnitt von 

3 m2. 

 

 
Abbildung 19: Übersicht über die geplante Situation. Farbig kodiert sind die DCM-Zellen nach der 

Wahrscheinlichkeit der Darstellung eines LFZ mit einem RQS von 1 m2. Zusätzlich 

sind die „Worst-Case“-Überflugpfade durch blaue Linien dargestellt. Die Ermittlung der 

Zielverlustwahrscheinlichkeit erfolgt an den blauen Punkten. 
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Abbildung 20: Übersicht über die geplante Situation. Farbig kodiert sind die DCM-Zellen nach der 

Wahrscheinlichkeit der Darstellung eines LFZ mit einem RQS von 3 m2. Zusätzlich 

sind die „Worst-Case“-Überflugpfade durch blaue Linien dargestellt. Die Ermittlung der 

Zielverlustwahrscheinlichkeit erfolgt an den blauen Punkten. 

 

Die Farbkodierung der Darstellungswahrscheinlichkeit eines LFZ geschieht nach 

folgender Systematik: 

 

   0 % - 19 % = rot 

 20 % - 49 % = orange 

 50 % - 89 % = gelb 

 90 % - 100 % = grün 
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Die gewählten Überflugpfade (blaue Linien) über den geplanten Windpark stellen ein 

sogenanntes „Worst-Case“-Szenario dar. Dabei wird die Zielverlustwahrscheinlich-

keit eines LFZ an den mit blauen Punkten gekennzeichneten Orten ermittelt. 

 

Die Pfade sind hierbei: 

 

 A = Diagonal A 

 B = Diagonal B 

 C = Radial 

 D = Tangential 

 

Die Überfluggeschwindigkeit des LFZ wird mit 50 m/s angenommen. 

 
 

Flugpfad A: Diagonal A von Nord nach Süd oder in umgekehrter Richtung 
 

Beim Flugpfad A sind 6 Detektionen, entsprechend einer Flugpfadlänge von 1.500 m, 

belastet. Für ein LFZ mit einem RQS von 1 m2 sowie 3 m2 liegt bei keiner Detektio-

nen eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % vor. 

 

 

Flugpfad B: Diagonal B von West nach Ost oder in umgekehrter Richtung 
 

Beim Flugpfad B sind 6 Detektionen, entsprechend einer Flugpfadlänge von 1.500 m, 

belastet. Für ein LFZ mit einem RQS von 1 m2 sowie 3 m2 liegt bei keiner Detektio-

nen eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % vor. 

 

 

Flugpfad C: Radial von Nordwest nach Südost oder in umgekehrter Richtung 
 

Beim Flugpfad C sind 4 Detektionen, entsprechend einer Flugpfadlänge von 

1.000 m, belastet. Für ein LFZ mit einem RQS von 1 m2 sowie 3 m2 liegt bei keiner 

Detektionen eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % vor. 
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Flugpfad D: Tangential von Südwest nach Nordost oder in umgekehrter 
Richtung 
 

Beim Flugpfad D sind 24 Detektionen, entsprechend einer Flugpfadlänge von 

6.000 m, belastet. Für ein LFZ mit einem RQS von 1 m2 sowie 3 m2 liegt bei keiner 

Detektionen eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % vor. 
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Abbildung 21: Zielverlustwahrscheinlichkeit bei der jeweiligen Detektion (Pfad A) 

 

 
Abbildung 22: Zielverlustwahrscheinlichkeit bei der jeweiligen Detektion (Pfad B) 
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Abbildung 23: Zielverlustwahrscheinlichkeit bei der jeweiligen Detektion (Pfad C) 

 

 
Abbildung 24: Zielverlustwahrscheinlichkeit bei der jeweiligen Detektion (Pfad D) 
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7.3 Beurteilung der verschiedenen Überflugs-Szenarien: 
 

Bei allen hier durchgeführten Untersuchungen ist zu beachten, dass es sich 
um sogenannte „Worst-Case“-Szenarien handelt. Das bedeutet, dass ein 
etwaiger realer Überflug genau diese hier dargestellten Richtungen aufweisen 
müsste. Dabei ist bei einer auch nur geringfügigen Abweichung von wenigen 
Metern von diesem Worst-Case-Szenario von einer zum Teil sehr viel geringe-
ren Zielverlustwahrscheinlichkeit auszugehen. 
 

Grundlage sind die technischen Erfordernisse des Radarsystems ASR-S oder 

funktionsgleicher anderer Radarsysteme, sowie die WEA-Standorte gemäß  

Tabelle 1. 

 

Untersucht wurde die geplante Situation unter Berücksichtigung der benachbarten 

Vorbelastung. Aufgrund des ausreichend großen Abstandes zu den benachbarten 

WEAs kann die Planung gesondert betrachtet werden. 

 

Auf der Grundlage aller durchgeführten Überflugbewertungen bzgl. zu erwartender 

Zielverlustwahrscheinlichkeiten von LFZ kann festgestellt werden, dass durch die 

geplante Situation ein Störzellengebiet vorliegt, bei dem bzgl. der Radaranlage 

Wittmund bei allen Überflugrichtungen die Zielverlustwahrscheinlichkeiten für ein LFZ 

mit einem RQS von 3 m2 ausreichend gering sind. 

 

Eine Zielverlustwahrscheinlichkeit von über 50 % für ein LFZ mit einem RQS von 

3 m2 nicht mehr als zweimal in Folge gegeben. Ein LFZ-Zielverlust/Trackverlust ist 

gemäß den Forderungen und Festlegungen der Flugsicherung erst ab der dritten 

durch eine WEA gestörten Detektion gegeben. 

 

Im Zusammenhang mit dem Flugpfad D sei darauf hingewiesen, dass bei tangential 

orientierten Flugpfaden relativ zum Standort des Radarsystems generell Einschrän-

kungen bei der Darstellung von LFZ-Bewegungen aufgrund fehlender radialer 

Dopplerinformationen vorliegen. 
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Es muss stets dabei deutlich unterschieden werden zwischen der grundsätzlich 

angegebenen Möglichkeit für einen LFZ-Trackverlust, der als Kumulation verschie-

dener Ergebnisse angegeben wird, und der Wahrscheinlichkeit, dass ein LFZ-

Zielverlust bei einer bestimmten Detektion eintritt. In dem Zusammenhang ist zu 

beachten, wie lange ein derartiger Verlust gegeben ist. 

 

Die Berechnungen beruhen auf der Annahme der Hauptwindrichtung für das 

Windparkgebiet von ca. 230° (Jahresmittel).  
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Anhang A: Abkürzungen 
 
AntUk  = Antennenunterkante 
ASR   = Airport Surveillance Radar (Primärradar) 2D-Radar  
DCM = Doppler Clutter Map 
GND  =  Geländehöhe 
LFZ  = Luftfahrzeug 
LV-Radar = Radar zur Luftverteidigung;   3D-Radar 
MoM  = Momentenmethode ; Analyseverfahren zur  
   Hochfrequenzausbreitung  
MPR  = Typenbezeichnung eines Radargerätes zur Luftverteidigung 
NH  = Nabenhöhe  
Plot = Punkt- bzw. Positionsdarstellung auf dem Radarsichtschirm 
Radar  = Radio Detection and Ranging 
RASS =  Verfahren/Tool zur messtechnischen Bewertung von Radarsystemen 
RQS/RCS = Radar-Cross-Section  
   (Radarquerschnitt/Radarreflexionsintensität) 
RQSdyn. = dynamischer RQS; zeitlich sich ändernde Reflexionsbeiträge  
   von bewegten Objekten 
Reichweiten- 
minderung = Maß für die Beschränkung/Minderung der radarwirksamen  
   Einsehbarkeit in definierte Luftraumsektionen. Die ideale  
   Betriebsbedingung liegt vor für einen Wert von 100 %. 
SASS-C = Software von EUROCONTROL zur Radardatenaufzeichnung 

und Analyse bzgl. Positionsgenauigkeit in Range und Azimut 
sowie bzgl. der Probability of Detection für PSR und SSR 

SSR/IFF = Secondary Surveillance Radar  (Sekundärradar)  
Störhäufigkeit = Häufigkeit der Detektion und LFZ – ähnlichen Darstellung einer WEA  
  auf dem Radarschirm der ASR 910. 
Track = Spur 
UTD   =  Uniform Theorie of Diffraction: Analyseverfahren zur  
   Hochfrequenzausbreitung  
WEA  =  Windenergieanlage 
LFZ- 
Zielverlust =  Bei ausschließlicher Bewertung der Primärradarerfassung liegt  

ein LFZ-Zielverlust vor, wenn in unmittelbarer Folge die Darstellung ei-
ner LFZ-Position durch WEA beeinträchtigt wird, und in dem Zusam-
menhang keine eindeutige Zuordnung/Identifikation zwischen darge-
stelltem Ziel und einem LFZ herstellbar ist. 
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Anhang B: Technische Parameter der geplanten WEA 
Nachstehend sind die radartechnisch relevanten WEA-Parameter der Planungsanla-

gen zusammengestellt: 
 

Enercon E-82 E2: 

 Rotordurchmesser: ca. 82 m  

 Nabenhöhe: ca. 108 m 

 Säulenquerschnitt oben: ca. 2,4 m 

 Gondeldimension: ca. 5,53 m x 11,57 m 
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Anhang C: Koordinaten 
Nachstehend sind die Koordinaten (WGS 84) aufgeführt, die diesem Gutachten für 

die Analyse zugrunde liegen. Die Planungsanlagen sind grün gekennzeichnet. 

 

 
Tabelle 4: Verwendete Koordinaten 

 

Bezeichnung WGS 84 Nord WGS 84 Ost Anlagentyp
Nabenhöhe ü. 

Grund [m]

Windpark Delfshausen

Delfshausen 01 53° 18’  8,66” 8° 14’  3,17” Enercon E-82 E2 108,38

Delfshausen 02 53° 18’  7,58” 8° 14’ 21,07” Enercon E-82 E2 108,38

Delfshausen 03 53° 18’ 14,86” 8° 14’ 41,36” Enercon E-82 E2 108,38

Delfshausen 04 53° 17’ 59,61” 8° 14’ 24,88” Enercon E-82 E2 108,38

Delfshausen 05 53° 18’  4,80” 8° 14’ 46,94” Enercon E-82 E2 108,38

Lehmden 01 53° 16’ 58,08” 8° 11’ 25,57” Enercon E-82 E2 108,38

Lehmden 02 53° 16’ 49,22” 8° 11’ 26,92” Enercon E-82 E2 108,38

Lehmden 03 53° 16’ 53,60” 8° 11’ 42,66” Enercon E-82 E2 108,38

Wapeldorf 01 53° 20’  6,30” 8°  8’ 40,79” Enercon E-82 E2 108,38

Wapeldorf 02 53° 20’  3,90” 8°  8’ 53,59” Enercon E-82 E2 108,38

Wapeldorf 03 53° 19’ 43,43” 8°  9’  9,24” Enercon E-82 E2 108,38

Wapeldorf 04 53° 19’ 35,76” 8°  9’  3,56” Enercon E-82 E2 108,38

Wapeldorf 05 53° 19’ 28,27” 8°  9’  7,11” Enercon E-82 E2 108,38

Rosenberg 01 53° 20’ 54,00” 8°  7’ 41,75” Enercon E-82 E2 108,38

Rosenberg 02 53° 20’ 58,71” 8°  7’ 57,74” Enercon E-82 E2 108,38
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1.0 EINLEITUNG  
Zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes (§ 1 (6) Nr. 7 BauGB) ist im Rah-
men der Bauleitplanung eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtli-
chen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Entsprechend der Anlage 
zum Baugesetzbuch zu § 2 (4) und § 2a BauGB werden die ermittelten Umweltaus-
wirkungen im Umweltbericht, welcher neben den umweltbezogenen Auswirkungen 
des Planvorhabens gem. § 2a BauGB auch die Inhalte eines Landschaftsökologi-
schen Fachbeitrages enthält, beschrieben und bewertet (§ 2 (4) Satz 1 BauGB).  
 
Gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 UVPG ist bei der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung 
von Bebauungsplänen die Umweltverträglichkeitsprüfung einschließlich der Vorprü-
fung des Einzelfalls als Umweltprüfung nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs 
(BauGB) durchzuführen. Diese Verpflichtung besteht auch, wenn mehrere Vorhaben 
derselben Art, die gleichzeitig von demselben oder mehreren Trägern verwirklicht 
werden sollen und in einem engen Zusammenhang stehen (kumulierende Vorhaben), 
zusammen die maßgeblichen Größen- oder Leistungswerte erreichen oder über-
schreiten. Bestehende Vorhaben sind auch kumulierende Vorhaben im Sinne dieser 
Regelung. Allerdings bleiben Bestandsanlagen, die vor Ablauf der jeweiligen Umset-
zungsfrist (14. März 19991) genehmigt wurden, hinsichtlich des Erreichens oder Über-
schreitens der Größen- oder Leistungswerte unberücksichtigt (§ 3b Abs. 3 Satz 3 
UVPG). 
 
Die Vorprüfung des Einzelfalles kann nach § 17 Abs. 1 Satz 2 UVPG entfallen, wenn 
für den aufzustellenden Bebauungsplan eine Umweltprüfung nach den Vorschriften 
des Baugesetzbuchs, die zugleich den Anforderungen einer Umweltverträglichkeits-
prüfung entspricht, durchgeführt wird.  
 
Neben der hier vorliegenden Bauleitplanung werden weitere Windparks oder geplante 
Windparks im Gebiet der Gemeinde Ovelgönne und der Gemeinde Jade als Anlagen 
oder Vorhaben mit kumulierenden Wirkungen berücksichtigt. Der Windpark "Bollen-
hagen" in der Gemeinde Jade liegt in ca. 3,5 km Entfernung nordöstlich der Planflä-
che und der geplante Windpark "Culturweg- Barghorn" in der Gemeinde Ovelgönne 
ca. 2 km Entfernung im Osten. Weiterhin plant die Gemeinde Rastede die Erweiterung 
des vorhandenen Windparks Liethe, der sich in einer Entfernung von ca. 3,5 km be-
findet. Diese Planungen werden als kumulierende Vorhaben im Umweltbericht zum 
vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 "Windenergie Lehmder-
moor" berücksichtigt. 
 
Der vorliegende Umweltbericht trägt somit auf der Ebene des Bebauungsplans den 
Ansprüchen des UVPG Rechnung tragen, indem im vorliegenden Umweltbericht eine 
Umweltprüfung nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs durchgeführt wird, die zu-
gleich den Anforderungen einer Umweltverträglichkeitsprüfung entspricht.  

1.1 Beschreibung des Planvorhabens / Angaben zum Standort 
Die Gemeinde Rastede hat 2016 in einer aktuellen Standortpotenzialstudie das ge-
samte Gemeindegebiet Rastede auf die Eignung im Hinblick auf die Windenergienut-
zung untersuchen lassen (vgl. PLANUNGSBÜRO DIEKMANN & MOSEBACH 2016). 
 
Zur bauleitplanerischen Vorbereitung des Vorhabens wird der Flächennutzungsplan 
der Gemeinde geändert und der Änderungsbereich als Sonderbaufläche (SO) mit der 
Zweckbestimmung Windenergie gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 Baunutzungsverordnung 
                                                
1 Inkrafttreten der UVP-Änderungsrichtlinie 97/11/EG 
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(BauNVO) mit überlagernder Fläche für die Landwirtschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9a 
BauGB sowie einem Bereich mit der Abgrenzung von Gewässern II. Ordnung darge-
stellt. Die weitere Gebietsentwicklung erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor" 
mit örtlichen Bauvorschriften. Im Folgenden wird das Planvorhaben des Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" beschrieben.  
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 "Windenergie 
Lehmdermoor" liegt im Nordosten des Gemeindegebietes nördlich der Ortschaft 
Delfshausen und hat eine Größe von ca. 15,47 ha. Genaue Angaben zum Standort 
sowie eine detaillierte Beschreibung des städtebaulichen Umfeldes, der Art des Vor-
habens und den Darstellungen sind den entsprechenden Kapiteln der Begründung 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" zu 
entnehmen.  

1.2 Umfang des Vorhabens und Angaben zu Bedarf an Grund und Boden 
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" 
werden Maßnahmen vorbereitet, die mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbun-
den sind.  
 
Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 15,47 ha.  
 
In der 71. FNP-Änderung wird der Änderungsbereich als Sonderbaufläche (SO) mit 
der Zweckbestimmung „Windenergieanlagen“ gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) dargestellt. Innerhalb dieser Fläche ist die Errichtung von 
Windenergieanlagen (WEA) entsprechend den Festsetzungen des parallel aufgestell-
ten Bebauungsplanes Nr. 12. „Windenergie Lehmdermoor“ zulässig. Konkret vorge-
sehen sind 2 x 2,3 MW Windenergieanlagen des Typs Enercon E-82 E2 mit einer 
Nabenhöhe von 108,4 m bei einer Gesamthöhe von 149,4 m. Diese halten jeweils 
einen Schutzabstand zu den im Umfeld gelegenen Wohnhäusern ein. Die Erschlie-
ßung erfolgt über Festsetzung öffentlicher und privater Verkehrsflächen. Der überwie-
gende Bereich des Plangebietes verbleibt unverändert in landwirtschaftlicher Nut-
zung.  
 
Zur Begrenzung der Flächenversiegelung auf das notwendige Mindestmaß wird be-
zogen auf die einzelnen überbaubaren Grundstücksflächen eine jeweils nutzungsspe-
zifische Grundfläche (GR) von 1.700 m² festgesetzt, die sich aus dem Flächenanteil 
für die notwendigen Aufstell- und Erschließungsflächen im Bereich innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen ergibt. Eine Überschreitung gemäß § 19 (4) 
BauNVO ist über eine textliche Festsetzung ausgeschlossen. Zudem sind private Er-
schließungswege ausgewiesen. Die zulässige Höhe der geplanten Windenergieanla-
gen ist auf 150 m begrenzt. Zudem sind Wasserflächen, hier: Gewässer II. Ordnung 
ausgewiesen. 
 
Die mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 maximal neue zulässige Ver-
siegelung (Voll- und Teilversiegelung) im Bereich der Bau- und Verkehrsflächen be-
trägt insgesamt ca. 0,941 ha. 

2.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 
Die in einschlägigen Fachplänen und Fachgesetzen formulierten Ziele, die für den 
vorliegenden Planungsraum relevant sind, werden unter Kap. 3.0 „Planerische Vor-
gaben und Hinweise“ der Begründung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 
12 umfassend dargestellt (Landesraumordnungsprogramm (LROP), Regionales 
Raumordnungsprogramm (RROP), vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung). 
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Im Folgenden werden zusätzlich die planerischen Vorgaben und Hinweise aus natur-
schutzfachlicher Sicht dargestellt (Landschaftsprogramm, Landschaftsrahmenplan 
(LRP), naturschutzfachlich wertvolle Bereiche / Schutzgebiete, artenschutzrechtliche 
Belange). 

2.1 Niedersächsisches Landschaftsprogramm 
Entsprechend der Einteilung des Niedersächsischen Landschaftsprogramms von 
1989 befindet sich der Geltungsbereich in der naturräumlichen Region „Watten und 
Marschen - Binnendeichsflächen“. Als vorrangig schutz- und entwicklungsbedürftig 
werden beispielsweise Weiden-Auewälder, kleine Flüsse, Salzwiesen und nährstoff-
reiches Feuchtgrünland aufgeführt. Als besonders schutz- und entwicklungsbedürftig 
werden Eichenmischwälder der großen Flussauen, Erlen- und Birken-Bruchwälder, 
Bäche sowie nährstoffarme und nährstoffreiche Seen und Weiher genannt. Als 
schutzbedürftig, z. T. auch entwicklungsbedürftig sind Feuchtgebüsche, Gräben, 
Grünland mittlerer Standorte, Ruderalfluren und sonstige wildkrautreiche Sandäcker 
aufgeführt. 

2.2 Landschaftsrahmenplan (LRP) 
Der Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Ammerland liegt mit Stand 1995 
vor.  
 
Beim LRP handelt es sich um einen Naturschutz-Fachplan der Naturschutzbehörden 
auf regionaler Ebene, der für sich genommen keine Verbindlichkeit entfaltet. Er dient 
als fachgutachterliche Empfehlung und Arbeitsgrundlage für die Schutzgebietsaus-
weisung, Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, Artenhilfsmaßnahmen, 
Maßnahmen von Nutzergruppen und anderen Fachverwaltungen sowie für Raumord-
nung und Bauleitplanung. Erst mit der tatsächlichen Schutzgebietsausweisung und 
Übernahme von schutzwürdigen Bereichen als Vorranggebiete in das RROP sind die 
im LRP getroffenen Aussagen verbindlich zu beachten. Die im LRP dargestellten 
Sachverhalte sind als Belange von Natur und Landschaft im Rahmen von Abwägun-
gen zu berücksichtigen. 
 
Zum Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 werden nach-
folgende Aussagen getroffen: 
 
Im LRP werden die naturräumlichen Regionen weiter unterteilt. Das Plangebiet befin-
det sich in der naturräumlichen Einheit "Delfshausen - Ipwegermoor", welches die 
Randmoore zwischen Marsch und Geest umfasst. Diese Einheit ist im Plangebiet ge-
ologisch durch brackige, limnische und telematische Ablagerungen (schluffiger, z. T. 
humoser Ton) und Hochmoor über glaziafluviatilen Ablagerungen (Sand, Kies) ge-
prägt. Dementsprechend kommen feuchte, grundwasserbeeinflusste, staunasse und 
schluffige Tonböden sowie feuchte bis nasse, örtlich frische, meist entwässerte, nähr-
stoffarme Hochmoorböden, örtlich Sandmischkulturen oder Torfstichflächen, meist 
mit Sand, örtlich mit Lehm im Untergrund vor. Die potenzielle natürliche Vegetation 
im Bereich der tonigen Ablagerungen ist Erlenbruchwald mit Übergängen zum Bir-
kenbruch. Im Bereich der Hochmoore eine baumfreie oder fast baumlose Torfmoos-
decke mit Heidekraut. Heute werden diese Bereiche extensiv bis tlw. mäßig intensiv 
als feucht Mähweiden und Weiden und z.T. kleinstrukturiert genutzt. Reste einer na-
turnahen Hochmoorvegetation sind auf einzelnen Parzellen vorhanden (Stand 1995). 
Der Bereich ist durch Weiträumigkeit gekennzeichnet. Einige Abschnitte des 
Lehmdermoorgrabens sowie der Südbäke mit Uferrandstreifen sind als naturnahe Be-
reiche mit Vorkommen gefährdeter Arten im LRP als "wichtige Bereiche" für Arten und 
Lebensgemeinschaften genannt.  
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Zu den vorrangig schutzbedürftigen Ökosystemtypen innerhalb der naturräumlichen 
Einheit "Delfshausen - Ipwegermoor" gehören: 

 Grünland feuchter bis nasser Standorte  
 Moorreste: offene Wasserfläche, vernässte Torfstiche, Schwingrasen, 

Moordegenerationsflächen mit Pfeifengras, Moorbirke, Heide 
 Naturnahe Fließgewässerabschnitte 

 
Zu den besonders schutzbedürftigen Ökosystemen gehören:  

 Überwiegend extensiv bis mäßig intensiv, teilweise intensiv genutzte klein-
strukturierte Grünlandflächen der Hochmoorbereiche, mesophiles Grünland 

 Fließgewässerabschnitte mit naturnahen Resten der Vegetation und Gewäs-
serstrukturen  

 Einzelgehöfte mit wertvollem Baumbestand.  
 
Darüber hinaus ist Moorbirkenwald schutzbedürftig.  
 
In Karte 7 des LRP (Lebensraumkomplexe und Biotoptypen) ist das Gebiet hinsicht-
lich der Bedeutung für Arten und Lebensgemeinschaften den Wertstufen III (einge-
schränkt) und IV (stark eingeschränkt) eingestuft. Es ist eine mäßig intensive bis in-
tensive Grünlandnutzung mit überwiegend weiträumigen Weide- und Mähweidflächen 
und weitgehend strukturarmen Grabensystemen, Wirtschaftsgrünland und artenar-
mem Intensivgrünland vorhanden. Die im Gebiet vorkommenden Fließgewässerab-
schnitte von Lehmdermoorgraben und Südbäke weisen noch naturnahe Reste von 
Vegetations- und Gewässerstrukturen auf.  
 
Gemäß Karte 8 des LRP (Vielfalt, Eigenart und Schönheit) liegt der Geltungsbereich 
in einem Niederungsbereich, welcher überwiegend als Grünland genutzt wird und 
zum Teil durch einen weiten Blick geprägt ist. In einem Großteil des Plangebietes ist 
der Naturraumbezug laut der Bewertung in Karte 9 (Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
– wichtige Bereiche) deutlich und von besonderer Eigenart.  
 
Weiterhin liegt das Plangebiet zum größten Teil innerhalb feuchter bis nasser 
(Moor)Marschböden, die auf Karte 11 des LRP als wichtiger Bereich für das Schutz-
gut Boden dargestellt sind. Das Geestrandtief wird im LRP hingegen als Gewässer 
der Güteklasse III (stark verschmutzt) eingestuft.  
 
Das Zielkonzept (Karte 16) des LRP stellt das an den Geltungsbereich südlich an-
grenzende Gebiet südlich der Südbäke als schutzwürdig als Landschaftsschutzgebiet 
dar. Für den Lehmdermoorgraben ist gemäß Zielkonzept die Ausweisung als ge-
schützter Landschaftsbestandteil zur Erhaltung und Entwicklung der das Land-
schaftsbild prägenden, gliedernden und belebenden Fließgewässerabschnitte als Le-
bensraum der an diese Standorte gebundenen Tier- und Pflanzenarten erforderlich. 
Der westliche und nördliche Teil des Plangebietes liegt innerhalb eines Gebietes, zur 
Erhaltung und Entwicklung als Wiesenvogellebensraum.  

2.3 Naturschutzfachlich wertvolle Bereiche / Schutzgebiete 
Die folgenden Informationen wurden den Umweltkarten der niedersächsischen Um-
weltverwaltung (MU 2018), sowie dem Wallheckenverzeichnissen und Katastern des 
Landkreises Ammerland entnommen.  
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Schutzgebiete 
Der Geltungsbereich befindet sich nicht innerhalb oder in unmittelbarer Nähe zu ei-
nem Schutzgebiet (s .Abb. 1). Das nächstgelegene EU-Vogelschutzgebiet (V64 „Mar-
schen am Jadebusen“) befindet sich ca. in 4,2 km Entfernung nördlich der Grenze 
des Geltungsbereiches.  
 
Nördlich und östlich der L 864 befindet sich das Landschaftsschutzgebiet (LSG) "Ja-
der Moormarsch" in Entfernung von ca. 560 m im Landkreis Wesermarsch. Diese 
beinhaltet auch das nächstgelegene EU-Vogelschutzgebiet "Marschen am Jadebu-
schen" (EU-Kennziffer DE 2514-431) in ca. 4 km Entfernung nördlich von Jaderalten-
deich. Das Gebiet umfasst binnendeichs gelegenes an den Nationalpark Wattenmeer 
angrenzendes, offenes und hauptsächlich durch Grünlandnutzung geprägtes Marsch-
land. Es wurde aufgrund der ökologischen Wechselbeziehungen mit dem National-
park Wattenmeer ausgewiesen, da es für Rastvogelarten des Offenlandes (Löffler, 
Watvögel, Möwen, Gänse und Enten) als Hochwasserrastplatz und Nahrungshabitat 
dient und ein bedeutender Lebensraum für Wiesenlimikolen ist.  
 
Das nächstgelegene Naturschutzgebiet "Jaderberg" wurde zum Schutz einer dort brü-
tenden Graureiherkolonie ausgewiesen und liegt in ca. 4,5 km Entfernung nördlich 
von Jaderberg.  
 
Mehrere Gewässer beiderseits des Geestrandtiefs nördlich der Planfläche sind in den 
Daten der niedersächsischen Umweltverwaltung als geschützte Biotope verzeichnet 
(MU 2018). 
 
Avifaunistisch wertvolle Bereiche  
Die Fachbehörde für Naturschutz (NLWKN) des Landes Niedersachsen wertet lau-
fend vorliegende avifaunistische Daten aus und führt für diese eine gebietsbezogene 
Bewertung durch. Diese Bewertung erfolgte getrennt für Brut- und Rastvögel nach 
einem standardisierten Bewertungsverfahren (s. BURDORF et al. 1997, WILMS et al. 
1997). Stand der hier veröffentlichten Bewertungen ist für die Rastvögel 2006 und für 
die Brutvögel 2010 (mit Ergänzungen 2013). Die erfassten Vogelvorkommen werden 
unterteilt in Bereiche von internationaler, nationaler, landesweiter, regionaler und lo-
kaler Bedeutung.  
 
Das o. g. EU-Vogelschutzgebiet ist von internationaler Bedeutung für Rastvögel. Das 
Gebiet des Landschaftsschutzgebietes südlich des Vogelschutzgebietes ist gemäß 
der Bewertung von 2006 von nationaler Bedeutung für Rastvögel. Weitere für Brutvö-
gel wichtige Bereiche lokaler Bedeutung liegen in ca. 1,5 km Entfernung zur Planflä-
che innerhalb dieses Offenlandgebietes zwischen Nordbollenhagen und Jader-
kreuzmoor.  
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Abb. 1: Schutzgebiete in der Umgebung des Geltungsbereichs (unmaßstäblich)  

 
Im Rahmen der Autobahnplanung A 20 Abschnitt 2 Jaderberg (A 28) bis Schwei  
(B 437) wurden in den Jahren 2010-2012 Bestandserfassungen von Brut- und Rast-
vögeln innerhalb eines Korridors von 1.000 m um den geplanten Trassenverlauf der 
A 20 durchgeführt. Die Daten wurden ebenfalls mit den standardisierten Bewertungs-
verfahren für Brut- bzw. Rastvogellebensräume in Niedersachsen bewertet (s. KRÜ-
GER et al. 2010, WILMS et al. 1997). Demnach hat das Plangebiet selbst keine beson-
dere Bedeutung als Brut- oder Rastvogellebensraum (< lokaler Bedeutung).  
 
Im Rahmen der Bestandserfassungen, die 2015 und 2016 durchgeführt wurden, wur-
den zwei Brutvogellebensräume von lokaler Bedeutung südlich des Lehmdermoor-
grabens und im Bereich von Delfshausen und Achtern Kamp (bis Achternkamp 
Straße) ermittelt (vgl. Anlage 1). Weitere Gebiete regionaler Bedeutung befinden sich 
am nördlichen und östlichen Rand des Untersuchungsgebietes nördlich des Gee-
strandtiefs und im Bereich der Jaderlangstraße. Für das Plangebiet selbst wurde 
keine avifaunistische Bedeutung festgestellt.  
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2.4 Standort-Potenzialstudie für Windparks, Gemeinde Rastede (2016)  
Die Gemeinde Rastede hat 2016 in einer aktuellen Standortpotenzialstudie das ge-
samte Gemeindegebiet auf die Eignung im Hinblick auf die Windenergienutzung un-
tersuchen lassen (vgl. PLANUNGSBÜRO DIEKMANN & MOSEBACH 2016). 
 
Im Rahmen dieser Standortpotenzialstudie für Windparks wurde das gesamte Ge-
meindegebiet von Rastede unabhängig von den vorherrschenden, unterschiedlichen 
Windverhältnissen in vier Arbeitsschritten auf seine grundsätzliche Eignung als Wind-
energieanlagenstandort untersucht, um geeignete Flächen für die Darstellung von 
Sonderbauflächen für Windenergieanlagen zu bestimmen (s. Tab. 1). 
 
Die Ermittlung möglicher Standorte erfolgt in drei Arbeitsschritten: 
 
Tab. 1: Arbeitsschritte der Standortpotenzialstudie für Windparks (2016) 

Vorauswahl nach Ausschlusskriterien  

 

Arbeitsschritt 1 
Ausschluss aufgrund harter Ausschlusskriterien  

 Ausschluss aufgrund weicher Ausschlusskriterien 

Standortdiskussion  

 Arbeitsschritt 2 Bewertung der verbleibenden Potenzialflächen aufgrund ge-
wichteter Belange (Punktesystem)  

Standortbeschreibung und -empfehlung 

 Arbeitsschritt 3 Verbal-argumentative Diskussion der verbleibenden Flächen  

 
Vorauswahl nach Ausschlusskriterien 
Vorhandene Nutzungsansprüche und Festlegungen im Flächennutzungsplan wie 
z. B. Siedlungsbereiche und Verkehrswege sowie naturschutzrechtliche Auflagen und 
Restriktionen (Schutzgebiete) schließen die Windenergienutzung auf einem wesent-
lichen Teil des Gemeindegebietes aus (Arbeitsschritt 1).  
 
Standortdiskussion 
Die nach Ausschluss von harten und weichen Ausschlussflächen verbleibenden Flä-
chen wurden daraufhin untersucht, welche weiteren Belange betroffen sind, die mög-
licherweise zu Konflikten mit der Windenergienutzung führen, diese aber nicht von 
vornherein ausschließen. Diese wurden nach einem auf die Gemeinde Rastede be-
zogenen Punktraster bewertet und in Empfindlichkeitsstufen eingeordnet. Je mehr 
und je gewichtiger die betroffenen Belange sind, desto empfindlicher ist die Fläche 
gegenüber einer Windenergienutzung (Arbeitsschritt 2).  
 
Standortbeschreibung und -empfehlung  
Im Rahmen der Standortbeschreibung und -empfehlung wurde in der Studie schließ-
lich dargestellt, welche Flächen/Bereiche als potenzielle Standorte für Windparks in 
Frage kommen. Die nach den Arbeitsschritten 1 und 2 verbliebene Flächen wurden 
in einem dritten Arbeitsschritt u. a. hinsichtlich der betroffenen Belange, welche nicht 
zum Ausschluss geführt haben, ihrer Größe, ihrer Umgebung etc. näher beschrieben 
und bezüglich der Eignung für Windenergienutzung verbal-argumentativ bewertet. 
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Die Fläche des Geltungsbereiches befindet sich innerhalb der Potenzialfläche 3 
„Delfshausen“ der Standortpotenzialstudie. Die Potenzialfläche wurde aufgrund der 
unterschiedlich mit Punkten bewerteten Belange in drei Teilflächen aufgeteilt und 
weist großflächig eine mittlere Empfindlichkeit gegenüber einer Windenergienutzung 
auf. Lediglich eine ca. 0,6 ha große Teilfläche im Nordosten der Potenzialfläche wird 
laut Standortpotenzialstudie mit einer hohen Empfindlichkeit bewertet aufgrund eines 
in der Nähe brütenden Weißstorch-Paares, das zur Nahrungssuche in das Gebiet 
kommt. In der Studie wird darauf verwiesen, dass bei einer Heranziehung dieser Flä-
chen für eine Windenergienutzung ggf. ergänzende und vertiefende Untersuchungen 
der Brutvögel und des Weißstorches erforderlich sind. Es wird ebenfalls der Hinweis 
gegeben, dass im Zusammenhang mit der geplanten Autobahn A 20, deren geplante 
Trasse in unmittelbarer Nähe südlich der Potenzialfläche verläuft, die Potenzialfläche 
durchaus geeignet für eine Windenergienutzung scheint, da so die Belastungen des 
Raumes gebündelt werden.  

2.5 Artenschutzrechtliche Belange 
§ 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung mit Art. 12 und 13 der 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) und Art. 5 der Vogelschutzrichtlinie 
(V-RL) begründen ein strenges Schutzsystem für bestimmte Tier- und Pflanzenarten 
(Tier und Pflanzenarten, die in Anhang A oder B der Europäischen Artenschutzver-
ordnung - (EG) Nr. 338/97 - bzw. der EG-Verordnung Nr. 318/2008 in der Fassung 
vom 31.03.2008 zur Änderung der EG-Verordnung Nr. 338/97 - aufgeführt sind, Tier- 
und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, alle europäischen Vogelarten, 
besonders oder streng geschützte Tier- und Pflanzenarten der Anlage 1 der Bundes-
artenschutzverordnung - BArtSchV). Danach ist es verboten, 
 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-
arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, 
wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population 
einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstö-
ren und 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwick-
lungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschä-
digen oder zu zerstören. 

 
Zwar ist die planende Gemeinde nicht unmittelbar Adressat dieser Verbote, da mit 
der Bauleitplanung in der Regel nicht selbst die verbotenen Handlungen durchgeführt 
beziehungsweise genehmigt werden. Allerdings ist es geboten, den besonderen Ar-
tenschutz bereits in der Bauleitplanung angemessen zu berücksichtigen, da ein Be-
bauungsplan bzw. eine Flächennutzungsplanänderung, die wegen dauerhaft entge-
genstehender rechtlicher Hinderungsgründe (hier entgegenstehende Verbote des be-
sonderen Artenschutzes bei der Umsetzung) nicht verwirklicht werden können, voll-
zugsunfähig sind. 
 
Diese Belange des Artenschutzes werden in einer speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung (saP) berücksichtigt, in der die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
nach § 44 BNatSchG, die durch das Vorhaben erfüllt werden könnten, bezüglich der 
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im Planungsraum vorkommenden gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (alle eu-
ropäischen Vogelarten, Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie) ermittelt und dargestellt 
werden müssen. Diese spezielle artenschutzrechtliche Prüfung befindet sich in der 
Anlage 4 zum Umweltbericht.  

3.0 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 
Die Bewertung der Umweltauswirkungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" erfolgt anhand einer Bestandsaufnahme bezo-
gen auf die einzelnen, im Folgenden aufgeführten Schutzgüter. Durch eine umfas-
sende Darstellung des gegenwärtigen Umweltzustandes einschließlich der besonde-
ren Umweltmerkmale im unbeplanten Zustand sollen die umweltrelevanten Wirkun-
gen der Bebauungsplanaufstellung herausgestellt werden. Hierbei werden die nega-
tiven sowie positiven Auswirkungen der Umsetzung der Planung auf die Schutzgüter 
dargestellt und hinsichtlich ihrer Erheblichkeit soweit wie möglich bewertet. Ferner 
erfolgt eine Prognose der Umweltauswirkungen bei Durchführung und Nichtdurchfüh-
rung der Planung („Nullvariante“). 
 
Die Bewertung der Umweltauswirkungen richtet sich nach folgender Skala:  
 
- sehr erheblich, 
- erheblich, 
- weniger erheblich, 
- nicht erheblich.  
 
Hierbei werden Eingriffe als kompensationspflichtig bewertet, die entweder „sehr er-
heblich“ oder „erheblich“ sind. 
 
Zum besseren Verständnis der Einschätzung der Umweltauswirkungen wird im Fol-
genden ein kurzer Abriss über die durch die Festsetzungen des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Nr. 12 verursachten Veränderungen von Natur und Landschaft ge-
geben. 
 
Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 "Windenergie 
Lehmdermoor“ werden Sondergebiete mit der Zweckbestimmung Windenergieanla-
gen (SO WEA 1 bis SO WEA 2) festgesetzt. Dabei werden in diesem ca. 15,47 ha 
großen Plangebiet vorwiegend Grünländereien überplant.  
 
Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 „Windenergie 
Lehmdermoor " sieht durch die Festsetzung von Sondergebieten mit zwei überbau-
baren Grundstücksflächen mit einer Grundfläche (GR) von je Windenergieanlage mit 
≤ 1.700 m² sowie einer zulässigen Gesamthöhe der Windenergieanlagen von 
≤ 150,00 m vor. Eine Überschreitung der Grundfläche gemäß § 19 (4) BauNVO ist 
gemäß der textlichen Festsetzungen nicht zulässig, demzufolge wird durch das Son-
dergebiet eine Versiegelung von insgesamt maximal 3.400 m² ermöglicht.  
 
Die erforderlichen Erschließungswege, dargestellt als private Verkehrsflächen bzw. 
in einem Teilbereich entlang der Lehmder Straße als Straßenverkehrsfläche, sind ge-
mäß textlicher Festsetzung zu 100 % wasserdurchlässig auszuführen. Insgesamt ist 
eine Teilversieglung durch die Erschließungsflächen in den Bereichen, die nicht be-
reits versiegelt sind, von ca. 6.010 m² zulässig. 

3.1 Schutzgut Mensch 
Eine intakte Umwelt stellt die Lebensgrundlage für den Menschen dar. Im Zusam-
menhang mit der Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen auf das Schutzgut 



Gemeinde Rastede – Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 
„Windenergie Lehmdermoor"   10 

 
 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

Mensch sind gesundheitliche Aspekte sowie solche, die im Zusammenhang mit Er-
holung stehen, von Bedeutung. Bei der Betrachtung des Schutzgutes Mensch sind 
daher Auswirkungen durch Lärm, Gerüche und andere Immissionen sowie die As-
pekte Erholungsfunktion und Wohnqualität zu untersuchen. Der Aspekt der Erholung 
steht wiederum in engem Zusammenhang mit dem Schutzgut Landschaft.  

3.1.1 Gesundheitliche Aspekte 
Bezüglich Immissionen, die von den geplanten Windenergieanlagen (WEA) verur-
sacht werden können, sind Auswirkungen durch Lärm- und Schattenwurf zu erwarten.  
 
Schallgutachten 
Zur Prüfung der mit dem Planvorhaben verbundenen Schallimmissionen wurde durch 
das Ingenieurbüro PLANkon, Oldenburg ein Geräuschimmissionsgutachten (Bericht-
Nr.: PK 2016039-SLG-A, 06.02.2018, s. Anlage) erstellt. Die maßgeblichen Immissi-
onsorte sind die nächstgelegenen Wohngebäude im Außenbereich und an den Orts-
rändern für die, entsprechend ihrer vornehmlichen Lage im Außenbereich, der Richt-
wert der TA-Lärm für Dorf- oder Mischgebiete zugrunde gelegt wurde (Richtwert 
Tag/Nacht in dB(A) 60/45). Der Gutachter hat in seiner aktuellen Untersuchung be-
reits die LAI „Hinweise zum Schallschutz bei Windkraftanlagen (WKA)“ in der Fassung 
von 2017 berücksichtigt. Weitere Details gehen aus Kap. 4.4.1 der Begründung zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" hervor.  
 
Anhand des rechnerischen Beurteilungsverfahrens wurde die Schallimmissionsbelas-
tung an den relevanten Immissionsorten mit dem Ergebnis geprüft, dass an allen Im-
missionspunkten der zulässige Richtwert von 45 dB (A) nicht überschritten wird. Das 
Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die in dieser Bauleitplanung festgesetzten 
geplanten Anlagen, tagsüber und auch nachts ungedrosselt bei Volllast betrieben 
werden können. 
Daher ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen durch Schall auszugehen. 
 
Infraschall 
Als Infraschall wird der Bereich des Lärmspektrums unterhalb einer Frequenz von 20 
Hz definiert. Infraschall ist ein in der Natur allgegenwärtiges Phänomen für das es 
verschiedene natürliche und künstliche Quellen wie z.B. Wind, Gewitter, Meeresbran-
dung, Straßenverkehr, Pumpen, Kompressoren etc.. Bei sehr hohen Schalleistungs-
pegeln kann Infraschall vom Menschen wahrgenommen werden und auch gesund-
heitsschädliche Wirkung entfalten. Die von WEA erzeugten messbaren Schalldruck-
pegel liegen bereits ab ca. 250 m Abstand zur WEA deutlich unterhalb der Wahrneh-
mungsschwelle für Infraschall, wie im Rahmen mehrerer Messungen und Studien ver-
schiedener Bundesländer an unterschiedlichen WEA hinsichtlich des von ihnen aus-
gehenden Infraschalls ergeben haben. In dem Zusammenhang wird auch auf die Ver-
öffentlichung des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klima-
schutz "Fragen und Antworten zum Windenergieerlass" vom 14.12.2015 zu Ziffer 3 
("Gehen Gesundheitsgefährdungen von Infraschallemissionen der Anlagen aus?") 
verweisen, wo es am Ende heißt: "Unterhalb der Hörschwelle des Menschen konnten 
bisher keine Wirkungen des Infraschalls auf den Menschen belegt werden." Im tägli-
chen Umfeld des Menschen ist eine Vielzahl von natürlichen oder künstlichen Quellen 
für Infraschall verantwortlich, deren Schallpegel teilweise sogar deutlich höher sein 
können, als die von WEA erzeugten Schallpegel. In der üblichen Entfernung von 500 
m und mehr zwischen WEA und Immissionsorten (Wohnhäusern) erzeugt eine WEA 
"lediglich einen Bruchteil des in der Umgebung messbaren Infraschalls" (vgl. Bayeri-
scher VGH, Beschluss vom 08.06.2015 - 22 CD 15.868 -, zitiert nach juris.) 
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Da die neu geplanten WEA min. 500 m von den nächsten Wohnbebauungen entfernt 
liegen, kann davon ausgegangen werden, dass der Infraschall keinen relevanten Ein-
fluss hat. Daher ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen durch Infraschall aus-
zugehen.  
 
Schattenwurfgutachten 
Zur Prüfung der mit dem Planvorhaben verbundenen Schattenwurfbelastung wurde 
durch das Ingenieurbüro PLANkon, Oldenburg ein Schattenwurfgutachten (s. Anlage 
1 zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor") er-
arbeitet.  
 
Die Schattenwurfberechnung erfolgte unter Berücksichtigung aller immissionsrele-
vanten 150 m hohen WEA im Untersuchungsraum. Die Grundberechnungen gehen 
dabei von dem ungünstigsten Fall aus, dass die Sonne immer scheint, der Rotor sich 
kontinuierlich dreht und, in Bezug auf den betrachteten Immissionspunkt, senkrecht 
zu den Sonnenstrahlen steht. Dabei werden der jahres- und tageszeitliche (astrono-
mische) Sonnenstand, der geplante Standort und die Größe der WEA berücksichtigt.  
 
Als maßgebliche Immissionsorte wurden die nächstgelegenen Wohngebäude in der 
Umgebung ausgewählt, die von Schattenwurf betroffen sein können.  
 
Seit Mai 2002 sind durch einen Erlass des Niedersächsischen Umweltministeriums 
die "Hinweise zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von Wind-
energieanlagen" für Niedersachsen als Grundlage im Genehmigungsverfahren fest-
gelegt worden. 
 
Für die im Gutachten berücksichtigten Windenergieanlagen des Typs Enercon E-82 
(2,3 MW) mit 108,4 m Nabenhöhe wurde ein max. Einwirkbereich des Schattenwurfes 
von 1.598 m ermittelt. Eine Überschreitung des Jahresrichtwertes von 30 Stunden für 
die astronomisch mögliche Beschattungsdauer ist daher an einem Teil der betrachte-
ten Immissionspunkte möglich. Auch der Tagesrichtwert von 30 Minuten astrono-
misch möglicher Beschattungsdauer wird tlw. überschritten. Angesichts der zu erwar-
tenden Beschattungszeiten und unter Berücksichtigung der tatsächlichen Sonnen-
scheindauer sowie der Windrichtungsverteilung reduzieren sich die tatsächlichen Be-
schattungszeiten jedoch deutlich.  
 
Zur Verminderung der Beeinträchtigungen durch Rotorschattenwurf und Einhaltung 
der Richtwerte ist das Betriebsführungssystem der Windenergieanlagen so anzupas-
sen oder durch Zusatzgeräte so auszustatten, dass die Windenergieanlage bei Über-
schreitungen zeitweise abgeschaltet werden (Abschaltautomatik). 
 
Erschütterungen, Vibrationen 
Baubedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch können temporär im Bereich 
der geplanten Standorte der Windenergieanlagen, im Zuge des Ausbaus der erfor-
derlichen Wege sowie der Anlage der Vormontageflächen und Kranstellflächen auf-
treten. Durch den Baustellenbetrieb, den Einsatz von Baumaschinen und Lastwagen 
kann es zu einer Verlärmung in den angrenzenden Bereichen während der Bauphase 
kommen. Weitere Beeinträchtigungen können durch Staubentwicklung, Erschütterun-
gen, Beunruhigung durch Baufahrzeuge etc. entstehen.  
  
Da die Wirkfaktoren lediglich über einem kurzen Zeitraum erfolgen, sind erhebliche 
Beeinträchtigungen auf den Menschen nicht zu erwarten. Die Genehmigungsbehörde 
kann dazu im Genehmigungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImSchG) Beweissicherungsmaßnahmen sowie Koordinierungen in Bezug auf die 
Baustellenabläufe zur Verminderung von Auswirkungen bestimmen.  
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Unter Berücksichtigung der möglichen Vermeidungsmaßnahmen (Abschaltautoma-
tik) ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch auszu-
gehen.  

3.1.2 Erholung 
Bestehende Erholungseinrichtungen sind durch das geplante Vorhaben nicht betrof-
fen. In min. 1 km Entfernung westlich und südlich des Plangebietes liegt ein Vorsor-
gegebiet für ruhige Erholung, das sich von Lehmdermoor über Delfshausen bis zur 
Rasteder Bäke erstreckt (LK AMMERLAND 1996). Die visuellen Wirkungen der geplan-
ten Anlagen reichen bis in diesen Landschaftsbereich hinein und werden durch das 
weithin offene Gelände mit nur wenigen Gehölzstrukturen zumindest im nördlichen 
Teil des Vorsorgegebietes und nördlich der Südbäke kaum abgemildert. In dem be-
sonders betroffenen Bereich liegt auch die geplante Trasse der A 20. Vor diesem 
Hintergrund ist die Wirkung des Windparks auf dieses Areal nicht als erheblich zu 
bezeichnen, da diese zukünftig hinter der Wirkung der Autobahn zurücktritt. 
 
Die Erholungsnutzung im Geltungsbereich und seiner unmittelbaren Umgebung ist 
aufgrund der geringen Erschließung von untergeordneter Bedeutung. Der nächste 
Rad- und Wanderweg von regionaler Bedeutung gemäß RROP verläuft in ca. 530 m 
Entfernung von der Lehmderstraße (K31) kommend ein Stück über die Kreuzmoor-
straße (L 864) und biegt nördlich des Gebietes in die Kleistraße ein. In die Planflächen 
führen einige landwirtschaftliche Stichweg. Besondere Anziehungspunkte für Erho-
lungssuchende, wie z.B. Seen, Wälder, Brücken etc., sind in der Umgebung des Plan-
gebietes nicht vorhanden.  
 
Bei der Betrachtung der kumulierenden Vorhaben im Raum ist zu berücksichtigen, 
dass in etwa 3,3 km Entfernung südöstlich von Lehmden die Erweiterung des dort 
bereits vorhandenen Windparks geplant ist. Zwar überschneiden sich die hinsichtlich 
des Landschaftsbildes zu betrachtenden Wirkbereiche (s. u.) am Rande, die Entfer-
nung zwischen den Windparks ist jedoch so groß, dass keine erhebliche Beeinträch-
tigung der Erholungsnutzung durch eine übermäßige Dominanz der Windparks oder 
bedrängende Wirkung eintritt.  
 
Die Erholungseignung einer Landschaft wird darüber hinaus entscheidend durch das 
Landschaftsbild geprägt. Insofern gelten die in Kapitel 3.8 getroffenen Aussagen zum 
Schutzgut Landschaft auch auf die naturbezogene Erholung des Menschen. Insge-
samt werden für das Schutzgut Mensch jedoch durch das Vorhaben weniger erhebli-
che Umweltauswirkungen in Bezug auf die Erholung vorbereitet, da der Raum eine 
geringe Erholungsnutzung aufgrund der anthropogenen Vorprägung durch u.a. die 
Autobahntrasse der A 20 bietet. 

3.2 Schutzgut Pflanzen und Tiere 

3.2.1 Pflanzen 
Durch das Vorhandensein bestimmter Biotope, ihre Ausprägung und die Vernetzung 
untereinander sowie mit anderen Biotopen können Informationen über schutzwürdige 
Bereiche gewonnen werden.  
 
Um Aussagen über den Zustand von Natur und Landschaft zu erhalten, wurde eine 
Bestandserfassung in Form einer Biotoptypenkartierung durchgeführt. Die Bestands-
aufnahme der Naturausstattung erfolgte durch Geländebegehungen im Mai 2016. 
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Es wurden die im Rahmen des Bebauungsplanes relevanten Biotopstrukturen erfasst. 
Einzelbäume wurden aufgenommen, sofern sie markant oder prägend für das Land-
schaftsbild sind und i. d. R. starkes Baumholz von mindestens 0,1 m im Durchmesser 
aufweisen. Außerdem wurden nach § 30 BNatSchG geschützte Biotope sowie die 
gefährdeten und besonders geschützten Arten kartiert, sofern solche vorhanden wa-
ren.  
 
Die im Folgenden vorgenommene Typisierung der Biotope und die Zuordnung der 
Codes (Großbuchstaben hinter dem Biotoptyp) beziehen sich auf den Kartierschlüs-
sel für Biotoptypen in Niedersachsen (DRACHENFELS 2011). 
 
Übersicht der Biotoptypen 
 
Im Bereich des Bebauungsplanes sind Biotoptypen aus folgenden Gruppen vertreten 
(Zuordnung gemäß Kartierschlüssel): 
 
 - Gebüsche und Kleingehölze, 
 - Gewässer, 
 - Gehölzfreie Biotope der Sümpfe und Niedermoore, 
 - Grünland, 
 - Ruderalflächen 
 - Ackerflächen 
 - Siedlungsbiotope/Verkehrsflächen 
 
Lage, Verteilung und Ausdehnung der o. g. Biotoptypen sind dem Plan 1 zu entneh-
men.  
 
Das Gebiet ist überwiegend von Kleimarsch geprägt, die teilweise über Nieder-
moorhorizonten gelagert ist. Im Südwesten des Plangebietes geht der Boden in Erd-
Niedermoor über. Neben ausgedehnten Grünlandflächen kommen auch Ackerflächen 
vor. Die Flurstücke werden von Gräben getrennt bzw. durchzogen, die zur Südbäke 
und zum Südbäke-Zuggraben entwässern. Entlang der Wege und Gräben kommen 
Gehölzstreifen und Einzelgehölze vor. Im Südosten des Plangebietes wurden klein-
flächig Laubforste angelegt.  
 
Beschreibung der Biotoptypen des Plangebietes 
 
Wälder, Gebüsche und Kleingehölze 
Das Plangebiet ist überwiegend von einer offenen Wiesenlandschaft geprägt. Ge-
hölze kommen in Form von Feldhecken, Baumgruppen, Einzelbäumen und -sträu-
chern sowie kleinen Aufforstungen im Gebiet vor. Vorwiegend handelt es sich um 
kleinflächige Bestände bzw. um linienhaft ausgeprägte Gehölzstrukturen an einigen 
der Gräben und an Wegen, die die Flurstücke begrenzen. In erster Linie handelt es 
sich hierbei um Gehölzbestände aus standortheimischen Arten.  
 
In den Baum-Strauch-Feldhecken (HFM), die abschnittsweise die Wege und Gräben 
im Plangebiet säumen, wachsen Eschen (Fraxinus excelsior), Grauerlen (Alnus in-
cana), Schwarz-Erlen (Alnus glutinosa), Ebereschen (Sorbus aucuparia), Birken (Be-
tula pubescens), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Haselsträucher (Corylus a-
vellana), Hartriegel (Cornus sanguinea), Vogelkirschen (Prunus avium) und häufig 
auch die Späte Traubenkirsche (Prunus serotina). Die Bäume erreichen Stamm-
durchmesser bis 0,4 m. In einem parallel zu einem Weg verlaufenden Graben kom-
men außerdem mehrere flächige Bestände des Gagelstrauchs (Myrica gale) vor, der 
nach der Roten Liste der gefährdeten Arten in Niedersachsen als gefährdet eingestuft 
wird. Die für die Hecken genannten Arten kommen auch als Einzelgehölze (HBE, BE) 
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an den Gräben vor, außerdem einzelne Grauweiden (Salix cinerea) und Bergahorn 
(Acer pseudoplatanus) mit bis zu 0,6 m starkem Stammholz.  
 
Auch im Uferbereich der Südbäke kommen mehrere Einzelbäume und –sträucher vor, 
hier vor allem Ebereschen, Eichen und Späte Traubenkirsche.  
 
Parallel zur Alten Lehmder Straße, die von Süden in das Plangebiet hinein führt, kom-
men einzelne Eichen mit bis zu 0,5 m starkem Stammholz vor. Dazwischen wachsen 
Strauch-Feldhecken, die von Später Traubenkirsche dominiert sind (HFSx), einge-
streut sind wenige Exemplare Holunder und Ebereschen.  
 
Südöstlich des Plangebietes befindet sich eine kleinflächige Aufforstung (WXH) mit 
Erlen (Alnus glutinosa) und Trauben-Eichen (Quercus petraea), Kastanien (Aesculus 
hippocastanum) und Bergahorn. Die Bäume weisen Stammdurchmesser zwischen 
0,1 und 0,3 m auf. Dieser Gehölzbestand wird nördlich begrenzt von einer Feldhecke 
(HFX) mit Fichten (Picea spec.), die Stammdurchmesser bis 0,2 m erreichen. Weiter 
nördlich folgt eine weitere Fichtenhecke, in der die Bäume Stammholz bis 0,3 m auf-
weisen. Daran nördlich anschließend folgt eine gute erhaltene Streuobstwiese mit 
mittelaltem Baumbestand (HOM). Gepflanzt wurden Kirsch- sowie Apfel- und Birn-
bäume. Der Unterwuchs setzt sich aus Wolligem Honiggras (Holcus lanatus), Wiesen-
Fuchsschwanz (Alopecurus pratensis), Wiesenkerbel (Anthriscus sylvestris) und 
Breitblättrigem Ampfer (Rumex obtusifolius) zusammen.  
 
Gewässer 
Die Flurstücke des Plangebietes werden von Gräben unterschiedlicher Breite und 
Tiefe durchzogen und entwässert.  
 
Die ständig Wasser führenden Haupt-Vorfluter sind 4 bis 5 m breit bei einer Sohlbreite 
von etwa 2 m. Die Tiefe beträgt zwischen 1,7 und 2,5 m, der Wasserstand lag wäh-
rend der Erfassungsperiode zwischen 0,5 und 1 m. Die Ufersäume dieser Gräben 
werden an der Böschungsoberkante überwiegend von Grünlandarten eingenommen. 
Abschnittsweise, teilweise auch nur eingestreut kommen Röhrichtarten wie Rohr-
glanzgras (Phalaris arundinacea), Schilf (Phragmites australis) und Flatterbinse 
(Juncus effusus) vor. Außerdem kommen Großer Sauerampfer (Rumex acetosa), 
Sumpf-Labkraut (Galium palustre), Bittersüßer Nachtschatten (Solanum dulcamara) 
und Kuckucks-Lichtnelke (Silene flos-cuculi) vor.  
 
Die Wasservegetation ist zumeist artenarm und beschränkt sich auf Wasserstern 
(Callitriche palustris agg.), Raues Hornblatt (Ceratophyllum demersum) und Kleine 
Wasserlinse (Lemna minor). Nur an einer Stelle tritt das Sumpf-Blutauge (Potentilla 
palustris) auf. Diese Gräben werden als Nährstoffreiche Gräben (FGR) charakteri-
siert, bei artenreicher Wasser- und Ufervegetation erhalten sie das Zusatzkürzel „+“.  
 
Die übrigen Gräben weisen eine geringere Tiefe und damit auch eine geringere Was-
serführung auf. Wenn sie überwiegend von Grünland- oder Röhrichtarten bewachsen 
sind und nur unbeständig Wasser führen, werden sie den Sonstigen Gräben (FGZu) 
zugeordnet.  
 
Das Plangebiet wird von der Südbäke begrenzt. Sie beginnt am Zusammenfluss des 
aus westlicher Richtung kommenden Lehmdermoorgrabens mit dem Südbäke-Zug-
graben aus Richtung Süden. Die Südbäke ist ein bis zu 7 m breiter Tieflandbach mit 
etwa 6 m breiter Sohle, die bis zu 2 m unterhalb der Geländeoberkante liegt. Der 
Wasserstand beträgt zwischen 0,5 und 0,8 m. Das führt zu einer dichten Wasserve-
getation mit Kamm-Laichkraut (Potamogeton pectinatus), Krausem Laichkraut 
(Potamogeton crispus), Schmalblättriger Wasserpest (Elodea nutallii), Gewöhnlichem 
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Wasserstern und Kleiner Wasserlinse. Dieses Fließgewässer kann als mäßig ausge-
bauter Bach mit organischem Substrat (FMO) charakterisiert werden. Der Lehmder-
moorgraben weist eine ähnliche Breite und Tiefe auf. Sein Verlauf ist geradlinig, was 
zu einer Einstufung als Kleiner Kanal (FKK) führt, während der Südbäke-Zuggraben 
den nährstoffreichen Gräben (FGR) zugeordnet wurde.  

 
Gehölzfreie Biotope der Sümpfe und Niedermoore 
Zwischen den Gehölzstreifen im Südosten außerhalb des Plangebietes befindet sich 
ein Schilf-Landröhricht (NRS). Außer dem Schilf kommen hier Wasserschwaden (Gly-
ceria maxima), Wiesenkerbel und Brennnesseln (Urtica dioica) vor. Westlich schließt 
sich daran ein schmales Rohrglanzgras-Landröhricht an.  
 
Schmale Röhrichtstreifen mit Rohrglanzgras und Schilf kommen an mehreren Gra-
benabschnitten vor. Zur Differenzierung von den übrigen Gräben wurden diese mit 
dem Nebencode NRG bei Dominanz von Rohrglanzgras und mit Nebencode NRS bei 
häufigem Vorkommen von Schilf gekennzeichnet.  
 
Aufgrund der Flächengröße gehört nur das flächige Schilfröhricht zu den nach § 30 
BNatSchG in Verbindung mit § 24 NAGBNatSchG geschützten Biotopen.  
 
Grünland 
Der überwiegende Flächenanteil des Plangebietes wird von Intensivgrünland einge-
nommen. Hier überwiegen die produktiven Arten des Wirtschaftsgrünlandes wie Wie-
sen-Fuchsschwanz (Alopecurus pratensis), Weidelgras (Lolium perenne), Lieschgras 
(Phleum pratense) sowie Gewöhnliches Rispengras (Poa trivialis). Diese Flächen 
werden dem Intensivgrünland feuchter Standorte (GIF) zugeordnet. An begleitenden 
Krautarten kommen Kriechender Hahnenfuß (Ranunculus repens), Wiesen-Schaum-
kraut (Cardamine pratensis), Weißklee (Trifolium repens), Gewöhnliches Hornkraut 
(Cerastium holosteoides) und Sauerampfer (Rumex acetosa) vor.  
 
Ein Flurstück südlich des Lehmdermoorgrabens wird durch Beweidung genutzt (Zu-
satz „w“) und extensiver bewirtschaftet. Hier kommt häufig das Wollige Honiggras 
(Holcus lanatus) vor sowie die Rasenschmiele als Zeigerart für Staunässe. Außerdem 
treten eingestreut Arten des mesophilen Grünlandes wie Rotes Straußgras (Agrostis 
capillaris) und Rotschwingel (Festuca rubra) auf, stellenweise auch die Flatterbinse 
und der Flutende Schwaden. Die Fläche wird dem Artenarmen Extensivgrünland 
feuchter Standorte (GEF) zugeordnet. Im Westen des Gebietes gibt es Übergänge zu 
Moorböden, daher werden diese Flächen als Intensivgrünland auf Moorböden (GIM) 
oder mit diesem Kürzel als Nebencode gekennzeichnet.  
 
Südöstlich des Plangebietes kommen großflächig Grasäcker (GA) mit Dominanz von 
Weidelgras vor.  
 
Ruderalflächen 
Zwischen den Gehölzstreifen im Südosten des Plangebietes haben sich Ruderalflu-
ren entwickelt, die zum Teil aus Wildäckern hervorgegangen sind. Eine Fläche ist als 
Brennnesselflur (UHB) ausgeprägt. Hier wächst dominierend die Brennnessel (Urtica 
dioica) begleitet von Kletten-Labkraut (Galium aparine), Kriech-Quecke (Elymus 
repens), Rohrglanzgras sowie Acker-Senf (Sinapis arvensis) und Bienenfreund 
(Phacelia tanacetifolia). Die nördlich nach einem Fichtenstreifen folgende Brachfläche 
weist weniger Brennnesseln auf und kann als halbruderale Staudenflur mittlerer 
Standorte (UHM) charakterisiert werden. Östlich anschließend an das Schilfröhricht 
befindet sich eine halbruderale Staudenflur feuchter Standorte, in der neben den be-
reits genannten Arten auch Schilf und Rohrglanzgras vorkommen (UHF).  
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Ackerbiotope 
Eine Teilfläche angrenzend an das östliche Plangebiet, südlich an die Südbäke an-
grenzend, wird von einem Acker mit Kleiboden (AT) eingenommen, auf dem Mais 
(ATm) angebaut wird.  
 
Grünanlagen der Siedlungsbereiche, Gebäude, Verkehrsflächen 
Die Hauptwege, die in das Plangebiet hinein führen, sind mit wassergebundener De-
cke befestigt (OVSw). Die Breite beträgt etwa 3,5 m. Die davon abzweigenden Wege 
in die landwirtschaftlichen Flächen sind schmaler und ebenfalls teils mit wasserge-
bundener Decke angelegt (OVWw) und teils unbefestigt und mit Grünlandarten be-
wachsen (OVWu).  

Nach § 30 BNatSchG i.V. mit § 24 NAGBNatSchG geschützte Biotope im Plan-
gebiet 
Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG bzw. § 24 NAGBNatSchG konn-
ten im Geltungsbereich im Rahmen der Bestanderfassungen nicht festgestellt wer-
den. 
 
Südöstlich des Plangebietes befindet sich ein Schilf-Landröhricht, welches dem ge-
setzlichen Schutz unterliegt.  

Gefährdete und besonders geschützte Pflanzenarten 
Im Untersuchungsraum konnten während der einmaligen Begehung des Geländes 
eine nach der Roten Liste der Farn- und Blütenpflanzen in Niedersachsen und Bre-
men (GARVE 2004) gefährdeten Pflanzenarten nachgewiesen werden. Dabei handelt 
es sich um den Gagelstrauch (Myrica gale), der an einem Graben am südlichen Rand 
im Westen des Geltungsbereichs festgestellt wurde. Mit dem Sumpf-Blutauge (Po-
tentilla palustris) wurde darüber hinaus eine Art der Vorwarnliste am Rande desselben 
Grabens weiter nördlich und innerhalb des Geltungsbereiches festgestellt.  
 
Zu den gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG besonders geschützten Pflanzenarten 
gehört die Sumpf-Schwertlinie (Iris pseudacorus), die im Untersuchungsgebiet an der 
südlichen Grenze des Geltungsbereiches am Lehmdermoorgraben wächst. Streng 
geschützte Pflanzenarten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG wurden nicht nachge-
wiesen. 
 
In folgender Tabelle sind die Arten aufgelistet, Plan 1 stellt deren Fundorte und Häu-
figkeiten dar. In der Karte sind die Standorte der Pflanzenarten eingetragen, die die 
ungefähre Lage und Ausdehnung der zum Zeitpunkt der Bestandskartierung ange-
troffenen Wuchsorte der Arten darstellen. Eine flächendeckende detaillierte pflanzen-
soziologische Untersuchung wurde nicht durchgeführt. Aufgrund der Flächennutzun-
gen im Plangebiet sind weitere Vorkommen geschützter oder seltener Pflanzen un-
wahrscheinlich, wenn auch nicht ganz auszuschließen. 

 
Tab. 2: Liste der im Untersuchungsbereich nachgewiesenen Pflanzenarten der Roten 
Liste der Farn- und Blütenpflanzen in Niedersachsen und Bremen (GARVE 2004) und der 
besonders geschützten Pflanzenarten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG  

Rote-Liste-Regionen: T = Tiefland, NB = Niedersachsen und Bremen; § = besonders 
geschützte Art gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG. 

 
Deutscher Name Wissenschaftlicher Name RL-Status § 7 BNatSchG 
Sumpf-Schwertlilie Iris pseudacorus T -, NB - § 
Sumpf-Blutauge Potentilla palustris T V, NB V - 
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Deutscher Name Wissenschaftlicher Name RL-Status § 7 BNatSchG 
Gagelstrauch Myrica gale T3, NB 3 - 

 
Die besonders geschützten Arten konnten nur sporadisch und ausschließlich inner-
halb oder in den Randbereichen der Gräben nachgewiesen werden. Auf den das Un-
tersuchungsgebiet prägenden landwirtschaftlichen Nutzflächen wurden keine gefähr-
deten bzw. besonders geschützten Arten festgestellt. 

Bewertung der Umweltauswirkungen  
Zur Ermittlung des Eingriffes in Natur und Landschaft wird das Bilanzierungsmodell 
des Niedersächsischen Städtetages von 2013 (Arbeitshilfe zur Ermittlung von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung) angewendet. 
 
In diesem Modell werden Eingriffsflächenwert und Kompensationsflächenwert ermit-
telt und gegenübergestellt. Zur Berechnung des Eingriffsflächenwertes werden zu-
nächst Wertfaktoren für die vorhandenen Biotoptypen vergeben und mit der Größe 
der Fläche multipliziert. Analog werden die Wertfaktoren der Biotoptypen der Pla-
nungsfläche mit der Flächengröße multipliziert und anschließend wird die Differenz 
der beiden Werte gebildet.  
 
Es werden 6 Wertfaktoren unterschieden:  
 

Wertfaktor Beispiele Biotoptypen 
5 = sehr hohe Bedeutung Wiesentümpel; gesetzlich geschütztes Biotop  
4 = hohe Bedeutung naturnahes Feldgehölz,  
3 = mittlere Bedeutung Strauchhecke 
2 = geringe Bedeutung Intensivgrünland 
1 = sehr geringe Bedeutung Weg (wasserdurchlässig) 
0 = weitgehend ohne Bedeutung versiegelte Fläche 

 
In der Liste II des Bilanzierungsmodells (Übersicht über die Biotoptypen in Nieder-
sachsen) sind den einzelnen Biotoptypen entsprechende Wertfaktoren zugeordnet. 
Für die im Plangebiet vorhandenen bzw. geplanten Biotope ergeben sich folgende 
Wertstufen (in Anlehnung an die Liste II des Bilanzierungsmodells): 
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Tab. 3: Im Geltungsbereich erfasste Biotoptypen und deren Bewertung 

Biotoptyp / Bezeichnung  Wert-
faktor 

Anmerkungen 

Einzelstrauch (BE) 3 mittlere Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften  

Einzelbaum (HBE)  3 mittlere Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Baum-Strauch-Feldhecke (HFM) 3 mittlere Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Nährstoffreicher Graben artenrei-
cher Ausprägung (FGR+) 

3 mittlere Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Intensivgrünland auf Moorböden 
(GIM) 

2 geringe Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Sonstiges feuchtes Intensivgrün-
land (GIF) 

2 geringe Bedeutung für Arten und Lebens-
gemeinschaften 

Grünland-Einsaat (GA)  1 sehr geringe Bedeutung für Arten und Le-
bensgemeinschaften 

Weg (Schotterbauweise) (OVW) 1 sehr geringe Bedeutung für Arten und Le-
bensgemeinschaften 

Straße, Versiegelte Fläche (X) 0 weitgehend ohne Bedeutung 
 
Durch die Festsetzungen des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 werden 
die Errichtung und der Betrieb von zwei WEA planungsrechtlich ermöglicht. Dadurch 
werden vorwiegend Grünlandflächen und Straßenseitengräben in einer Größe von 
maximal 9.410 m² überplant. Durch die geplanten und planungsrechtlich vorbereite-
ten Versiegelungsmöglichkeiten gehen somit Lebensräume von Pflanzen verloren.  
 
Die in der Bauphase voraussichtlich notwendigen Grundwasserabsenkungen in den 
Baugruben werden keine erheblichen Auswirkungen auf etwaige Pflanzenbestände 
im näheren Umfeld der Standorte haben. Pflanzen sind anpassungsfähig und können 
auch trockenere Phasen, die allein witterungsbedingt in den Sommermonaten auch 
natürlicherweise auftreten können, überstehen. Die Grundwasserabsenkungen sind 
zudem zeitlich auf die Bauphase der Fundamente beschränkt.  
 
Insgesamt betrachtet werden erhebliche negative Umweltauswirkungen auf das 
Schutzgut Pflanzen durch Versiegelung und Überbauung verursacht.  

3.2.2 Tiere 
Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" werden Erfassungen von Brut- und Rastvö-
geln für die Windparkfläche gemäß der 71. Änderung des Flächennutzungsplans her-
angezogen. Sie umfassen eine größere Fläche, als der hier vorliegende Geltungsbe-
reich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor", 
da die Planung zum damaligen Zeitpunkt die gesamte Potenzialfläche für Windener-
gie gemäß der Standortpotenzialstudie für Windparks der Gemeinde Rastede (s. Kap. 
2.4) umfassen sollte. Innerhalb dieses größeren Plangebietes waren fünf Standorte 
für WEA vorgesehen, welche im Rahmen der faunistischen Gutachten auch betrach-
tet worden sind. Die nachfolgenden Aussagen beziehen sich jedoch nur auf die durch 
die vorliegende Bauleitplanung festgesetzten zwei WEA-Standorte. 
 
Im Rahmen der avifaunistischen Erfassungen durch das Büro Sinning wurde der Ra-
dius von 1.000m um die Potenzialfläche gefasst (vgl. Abb. 2). Die Ergebnisse zu den 
Brut- und Rastvogelerfassungen sind ausführlich in der Anlage 1 zu finden. 
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Zusätzlich dazu wurde aufgrund des Vorkommens eines Weißstorchhorstes östlich 
des Plangebietes eine Raumnutzungserfassung in 2016 durchgeführt. Diese um-
fasste neben den Beobachtungen der Flugbewegungen des Weißstorches auch die 
Raumnutzung der Greif- und Großvögel innerhalb des Geltungsbereiches der vorlie-
genden Planung (im Gutachten genannt: Delfshausen). Die Ergebnisse zu den Raum-
nutzungsuntersuchungen sind ausführlich in der Anlage 2 zu finden und werden bei 
der Eingriffsfolgenermittlung und -bewertung berücksichtigt. 
 
Im Jahr 2016 wurden außerdem die Fledermäuse in einem Untersuchungsgebiet von 
1.000 m um das Plangebiet untersucht. Die Ergebnisse sind ausführlich in Anlage 3 
dargestellt. 
 
Im Folgenden werden die grundlegenden Aussagen der Übersichtlichkeit halber im 
laufenden Text zusammengefasst. 
 
Tiere – Avifauna  

Methodik - Vorbemerkungen 
Brutvögel: Die Erfassung der Brutvogelfauna erfolgte innerhalb eines Radius von 
1.000 m um die im Rahmen der Standortpotenzialstudie ermittelte Potenzialfläche Nr. 
3 "Delfshausen", welche größer ist, als der aktuelle Geltungsbereich der vorliegenden 
Bauleitplanung (s. Abb. 2). Die Abgrenzung des Untersuchungsgebietes (UG) ent-
spricht den Empfehlungen des NLT (2014). Die Kartierung erfolgte an insgesamt 11 
Tag-Begehungen zwischen Mitte April und Ende Juli 2015 sowie Ende März und 
Ende April 2016. Im Sommer 2015 fanden zwei gezielte Termine zum Nachweis von 
Wachtel und Wachtelkönig mit Einsatz von Klangattrappen am 01.07. und 15.07. statt. 
Im Frühjahr 2016 wurden außerdem zwei Nachtbegehungen zur Erfassung von Eulen 
mit Einsatz von Klangattrappen am 19.02. und 03.03. durchgeführt. Darüber hinaus 
sind Nebenergebnisse aus der Rastvogel- und der Fledermauserfassung 2016 be-
rücksichtigt worden. 
 
Die Statuseinschätzung (Brutnachweis, Brutverdacht, Brutzeitfeststellung) erfolgte 
in enger Anlehnung an die Empfehlungen von SÜDBECK et al. (2005). 
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Abb. 2: Übersicht zu dem untersuchten Raum der Avifauna mit dem zum damaligen 
Zeitpunkt geplanten Windpark „Delfhausen“ (unmaßstäblich) 

 
Raumnutzungsbeobachtungen: Im Rahmen der ersten Brutvogelkartierung am 
17.04.2015 konnte im Abstand von weniger als 1.000 m zur Potenzialfläche ein be-
setzter Weißstorch-Horst festgestellt werden. Um zu klären, ob und in welchem Um-
fang das im UG von diesem Paar auch zur Nahrungssuche genutzt wird, wurde ab 
dem 23.04.2015 eine Raumnutzungskartierung im Gebiet begonnen. Auch hier wur-
den ergänzende Kartierungen für die Ansiedlungsphase im Frühjahr 2016 durchge-
führt.  
 
Rastvögel: Das Untersuchungsgebiet für die Bestandserhebung und -bewertung der 
Rastvögel entspricht dem Untersuchungsgebiet der Brutvögel und entspricht damit 
den Empfehlungen des NLT (2014) sowie den Vorgaben des Leitfadens zur Umset-
zung des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen 
in Niedersachsen. Die Erfassungen erfolgten zwischen Mitte Februar 2016 und An-
fang Februar 2017. Die Erfassungsdichte entspricht mit wöchentlichen Begehungen 
von Anfang Februar bis Ende April 2016 und Anfang Juli 2016 bis Ende Februar 
2017 den gängigen Fachempfehlungen (NLT 2014).   
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Ergebnisse der Brutvogelerfassung  
Insgesamt konnten im Rahmen der Brutvogelerfassung 12 planungsrelevante Vogel-
arten (mind. gefährdet nach den Roten Listen, als geschützt nach EU-Vogelschutz-
Richtlinie Anhang I und/oder besonders sensibel gegenüber Windkraftplanungen) im 
UG als (potenzielle) Brutvögel nachgewiesen werden (vgl. Tab. 4). Als Randbrüter 
außerhalb des 1.000 m Radius wurde im Norden des UG außerdem die Rohrweihe 
mit einem Brutverdacht festgestellt. 
 
Tab. 4: Quantitativ erfasste Brutvogelarten im UG „Delfshausen“ 2015/2016 

Deutscher Name Wissenschaftlicher Name B BV BZF RL 
Nds 
2007 / 
2015 

RL 
W/M 
2007 / 
2015 

RL D 
2007 

EU- 
VRL 

Feldlerche Alauda arvensis - - 1 3 3 3  

Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus - 6 8 3 3 +  

Grünspecht Picus viridis - - 2 3 3 +  

Kiebitz Vanellus vanellus - 9 - 3 3 2  

Kuckuck Cuculus canorus - 2 - 3 3 V  

Mäusebussard Buteo buteo 3 5 - + + +  
Rauchschwalbe Hirundo rustica 99 4 - 3 3 V  

Schleiereule Tyto alba - - 1 + + +  

Turmfalke Falco tinnunculus - 4 - V V +  

Wachtel Coturnix coturnix - - 1 3 3 +  

Waldohreule Asio otus 1 - - 3 3 +  

Weißstorch Ciconia ciconia 1 - - 2 2 3 I 

 
Legende: 
 
Status = Brutvogelstatus nach SÜDBECK et al. (2005); B = Brutnachweis, BV = Brutverdacht, 
BZF = Brutzeitfeststellung 

RL Nds W/M , RL Nds 2007/2015 = Gefährdungseinstufungen in der Roten Liste der Brutvö-
gel von Niedersachsen, 7./8. Fassung (KRÜGER & NIPKOW 2015; KRÜGER & OLTMANNS 2007) 
für Gesamt-Niedersachsen, Region Watten und Marschen; 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = 
stark gefährdet, 3 = gefährdet, V = Vorwarnliste, + = keine Gefährdung 

RL D 2007 = Gefährdungseinstufungen nach der Roten Liste der Brutvögel Deutschlands, 4. 
überarbeitete Fassung (SÜDBECK et al. 2007); 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefähr-
det, 3 = gefährdet, V = Vorwarnliste, + = keine Gefährdung 
EU-VRL = Schutzstatus nach der Europäischen Vogelschutzrichtlinie; I = In Anhang I ge-
führte Art 

Arten der Roten Liste 
Die Feldlerche konnte im UG lediglich mit einer Brutzeitfeststellung in einem Grün-
landbereich nördlich der Potenzialfläche nachgewiesen werden.  
 
Der Gartenrotschwanz ist mit sechs Brutverdachten und acht Brutzeitfeststellungen 
im UG vertreten. Die Reviere sind fast über das gesamte UG verteilt und liegen vor 
allem an Hofgehölzen. Bei der Mehrzahl der Brutzeitfeststellungen sollte auch von 
einem besetzten Revier ausgegangen werden. 
 
Der Grünspecht konnte mit zwei Brutzeitfeststellungen im Frühjahr 2016 im 
Süden und Westen des UG nachgewiesen werden. 
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Die Nachkartierung der Kiebitzbestände im Frühjahr 2016 ergab grundsätzlich eine 
sehr ähnliche Verteilung der Brutpaare im UG wie 2015. Da der Brutbestand in 2016 
noch etwas höher lag als im Vorjahr, wurden für diese Art komplett die Ergebnisse 
aus 2016 verwendet. Insgesamt konnten im 2. Untersuchungsjahr Kiebitze mit neun 
Brutverdachten im UG nachgewiesen werden. Zwei der Kiebitz-Paare brüteten am 
nördlichen Rand des UG auf Acker- oder Grünlandflächen. Knapp außerhalb des UG 
konnten zusätzlich zwei weitere Reviere auf einem Acker festgestellt werden. Eine 
weitere Kiebitzkolonie mit fünf Brutpaaren befindet sich knapp außerhalb des 1.000 
m-Radius am Nordrand des UG. Der Brutplatz von vier weiteren Kiebitz-Paaren lag 
auf einem Acker im Zentrum des UG innerhalb der Potenzialfläche. Drei weitere Brut-
paare befanden sich auf einem Acker nördlich der Kreuzmoorstraße.  
 
Der Kuckuck konnte im UG mit zwei Brutverdachten festgestellt werden. Ein Revier 
der Art lag im Siedlungsbereich im Nordwesten des UG, ein zweites im Bereich nörd-
lich der Ortschaft Delfshausen. 
 
Brutkolonien der Rauchschwalbe wurden an zahlreichen Hofstellen vor allem ent-
lang der Kreuzmoorstraße festgestellt. Dabei kann von mindestens 103 Brutpaaren 
ausgegangen werden. Aufgrund der Fokussierung der Erfassungen auf die planungs-
relevanten Offenlandarten wurde nur begrenzt eine Zählung der Nester durchgeführt. 
Die Beobachtung von an- und abfliegenden Rauchschwalben zur Zeit der Jungenfüt-
terung Anfang Juni wurde als Brutverdacht gewertet. 
 
Die Wachtel wurde 2015 lediglich mit einer Brutzeitfeststellung auf einer Fläche im 
Nordosten des UG erfasst. Zwei weitere Brutzeitfeststellungen liegen aus Bereichen 
knapp außerhalb des UG vor. Da die Art unstet ruft und daher nicht sicher zu erfassen 
ist, ist im Rahmen der Eingriffsregelung auch eine Brutzeitfeststellung (Rufer) wie 
Brutverdacht zu behandeln, um ihr mögliches Vorkommen nicht unterzubewerten.  
 
Für die Waldohreule gelang 2016 ein Brutnachweis in einer Baumreihe im Westen 
des UG. 
 
Ein besetzter Weißstorch-Horst befand sich am östlichen Rand des UG im Sied-
lungsbereich von Südbollenhagen. Etwas außerhalb des UG in nordöstlicher Rich-
tung brütete außerdem ein weiteres Storchenpaar. Laut Auskunft der Anwohner war 
der Horst innerhalb des UG in 2015 erstmalig besetzt. Das Paar brachte einen flüggen 
Jungvogel hervor. Weitere derzeit noch nicht besetzte Storchenplattformen liegen im 
Süden und Südosten des UG. Mit einer weiteren Ausbreitung der Art im Gebiet in den 
nächsten Jahren ist zu rechnen. 

Sonstige (nicht gefährdete) Greifvögel und Eulen 
Aus der Gruppe der ungefährdeten Greifvögel (außerhalb des Rote-Liste-Status 1, 2 
und 3) wurden mit Mäusebussard, Turmfalke sowie Schleiereule drei Arten im UG als 
Brutpaar nachgewiesen. 
 
Der Mäusebussard wurde mit drei Brutnachweisen und fünf Brutverdachten im UG 
festgestellt. Die acht Reviere verteilen sich relativ gleichmäßig über das gesamte Ge-
biet. Drei der Reviere umfassen auch direkte Teilbereiche der Potenzialfläche. Alle 
drei sicher nachgewiesenen Neststandorte der Art liegen außerdem in weniger als 
500 m Abstand zum Rand der Potenzialfläche. 
 
Die Schleiereule konnte mit einer Brutzeitfeststellung im Südosten des UG nachge-
wiesen werden. 
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Turmfalken konnten mit vier Brutverdachten im UG festgestellt werden. Drei der 
Reviere liegen innerhalb des 500m Radius um die Potenzialfläche. Keins der Reviere 
umfasst jedoch direkt Teilflächen innerhalb der Potenzialfläche. 

Bewertung der Brutvögel  
Für die Bewertung von Vogelbrutgebieten wird das üblicherweise in Niedersachsen 
verwendete Verfahren nach Behm & KRÜGER et al. (2013) angewendet. Da sich die 
Untersuchung über zwei aufeinanderfolgende Brutjahre erstreckt wurden jeweils die 
Brutpaarmaxima pro Art bewertet. 
 
Das Punktwertverfahren ermittelt die Bedeutung eines Landschaftsausschnittes als 
Lebensraum für gefährdete Brutvögel der Roten Listen des Naturraums, von Nieder-
sachsen und von Deutschland und stellt sie in vier Wertstufen dar, von „lokale Bedeu-
tung“ (Naturraum), über „regionale Bedeutung“ (Rote-Liste-Region) und „landesweite 
Bedeutung“ (Niedersachsen) bis hin zur „nationalen Bedeutung“ (Deutschland). In die 
Wertung gehen nur Brutnachweise und Brutverdachte ein, nicht jedoch Brutzeitfest-
stellungen. Ergänzend erfolgt eine Prüfung, ob Arten mit einer Sonderbewertung nach 
BEHM &KRÜGER (2013) vorhanden sind. 
 
Als bewertungsrelevante Arten wurden im Untersuchungsraum sechs Arten der Ro-
ten Listen per Revierkartierung erfasst. Diese sind: Gartenrotschwanz, Kuckuck, Kie-
bitz, Rauchschwalbe, Waldohreule und Weißstorch. Innerhalb des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes wurde von den genannten Arten nur der Kiebitz nachgewie-
sen. Weiterhin reichen zwei Reviere des Mäusebussards in das Plangebiet von Nord-
osten und Südwesten hinein.  
 
Im Untersuchungsgebiet konnten Bereiche lokaler und regionaler Bedeutung sowie 
Bereiche unterhalb der lokalen Bedeutung ermittelt werden (s. Abb. 3). Der südliche 
Teil der Potenzialfläche liegt innerhalb eines Gebietes von lokaler Bedeutung, wäh-
rend im übrigen Plangebiet der Kriterienwert der lokalen Bedeutung nicht erreicht 
wird. Flächen regionaler Bedeutung liegen außerhalb des Geltungsbereiches im Os-
ten des Untersuchungsgebietes.  



Gemeinde Rastede – Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 
„Windenergie Lehmdermoor"   24 

 
 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 
 
 
 
 
Abb. 3: Bewertung von Brutvogellebensräumen im Untersuchungsgebiet nach BEHM & 

KRÜGER (2013) 

Nach BEHM & KRÜGER (2013) werden außerdem einige ausgewählte Brutvogelarten 
als „Sonderarten“ zusätzlich zum Punktwertverfahren extra bewertet. Kennzeichnend 
für diese Arten ist ein großer Raumbedarf, da ihre Brut- und Nahrungshabitate oft 
räumlich voneinander getrennt sind. Im UG Delfshausen gehört hierzu der Weiß-
storch. Für diese Art erfolgt keine Bewertung des Brutplatzes, solange dieser sich im 
menschlichen Siedlungsbereich befindet. Die wichtigsten zu bewertenden Bereiche 
sind landwirtschaftliche Flächen, die zur Nahrungssuche genutzt werden. Als landes-
weit bedeutsam werden alle regelmäßig von der Art zur Nahrungssuche aufgesuch-
ten Flächen eingestuft.  
 
In Delfshausen liegen die regelmäßig genutzten Nahrungsflächen des Weißstorches 
im Osten des Untersuchungsgebietes, wo sie kleinflächig in den Geltungsbereich hin-
einragen. Im Rahmen der Sonderbewertung sind die betreffenden Teilflächen daher 
als landesweit bedeutsam einzustufen. Von den Weißstörchen werden vor allem die 
Grünlandflächen nördlich der Kreuzmoorstraße genutzt. Auch in TG 04 liegt der 
Schwerpunkt der Nahrungssuche im nördlichen Bereich des Teilgebietes. Weiterhin 
werden Grünlandflächen am westlichen und östlichen Rand des TG von Weißstör-
chen regelmäßig aufgesucht. In TG 03 wird nur ein kleiner Grünlandanteil am östli-
chen Rand der Fläche regelmäßig von Weißstörchen genutzt. 
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Ergebnisse der Raumnutzungsbeobachtungen 
Die Raumnutzungsbeobachtungen zielten auf die Flugbewegungen des Weißstorchs. 
Dennoch wurden weitere windkraftsensible Vogelarten mit aufgenommen, um damit 
die Standardraumnutzungskartierung, die inzwischen zum Programm der Brutvo-
gelerfassung gehört, durchzuführen. 
 
Insgesamt konnten im Rahmen der  Raumnutzungsbeobachtung  neun planungs-
relevante Vogelarten (Groß- und Greifvögel) nachgewiesen werden (vgl. Tab. 5). 
 
Tab. 5: Windkraftsensible Vogelarten während der Raumnutzungsbeobachtungen im 
UG „Delfshausen“ 2015/2016 (Sortierung in absteigender Häufigkeit der Flugereignisse) 
 

Deutscher Name 
Wissenschaftlicher 
Name 

Anzahl der 
Flugereig-

nisse 
2015 

Anzahl der 
Flugereig-

nisse 
2016 

RL 
Nds 
2015 

RL 
W-M 
2015 

RL D 
2007 

streng 
geschützt 

Weißstorch Ciconia ciconia 396 122 3 3 3 x 

Rohrweihe Circus aeruginosus 45 3 V V  x 

Wespenbussard Pernis apivorus 15 - 3 3 V x 

Schwarzstorch Ciconia nigra 15 - 2 0  x 

Fischadler Pandion haliaetus 6 - 1 0 3 x 

Rotmilan Milvus milvus 5 - 2 0  x 

Baumfalke Falco subbuteo 4 - 3 3 3 x 

Mäusebussard Buteo buteo nicht di-
gitalisiert 

nicht di-
gitalisiert 

   x 

Turmfalke Falco tinnunculus V V  x 
 

Legende: 
RL Nds W-M, RL Nds 2015 = Gefährdungseinstufungen in der Roten Liste der Brutvögel von 
Niedersachsen, 2015 (KRÜGER & NIPKOW 2015) für Gesamt-Niedersachsen, Region Watten und Mar-
schen; 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = gefährdet, V = Vorwarnliste 
RL D 2007 = Gefährdungseinstufungen nach der Roten Liste der Brutvögel Deutschlands, 4. über-

arbeitete Fas- sung (SÜDBECK et al. 2007); 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = 
gefährdet, V = Vorwarnliste  

streng geschützt = Schutzstatus nach der Europäischen Vogelschutzrichtlinie (in Anhang I geführte 
Art), Bundes- ArtSchVO und/oder EG-ArtSchVO 

 
Ein besetzter Weißstorch-Horst befand sich am östlichen Rand des UG im Sied-
lungsbereich von Südbollenhagen in etwa 530 m Entfernung zur damaligen Abgren-
zung der Potenzialfläche. Etwas außerhalb des UG in nordöstlicher Richtung brütete 
außerdem ein weiteres Storchen-Paar. Laut Auskunft der Anwohner war der Horst 
innerhalb des UG in 2015 erstmalig besetzt. Das Paar brachte einen flüggen Jungvo-
gel hervor. Im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen zeigte sich, dass als Nah-
rungsflächen innerhalb des UG vor allem Grünlandbereiche bis etwa 1.000 m Abstand 
zum Horst in nördlicher, nordwestlicher und westlicher Richtung vom Weißstorch-
Paar genutzt wurden.  
 
Die Rohrweihe war innerhalb der Raumnutzungskartierung 2015 zwischen dem 
11.05. und dem 10.09. im UG anwesend. Hinzu kommen eine Flugbewegung am 
30.03. und zwei Flüge am 19.04.2016. Es gelang 2015 ein Brutverdacht der Rohr-
weihe nördlich außerhalb des Untersuchungsgebietes zu lokalisieren, zu dem die im 
UG fliegenden Individuen vermutlich gehören. Es wurde ein leichter Schwerpunkt im 
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Bereich der Potenzialfläche festgestellt, wobei auch hier die Sichtbereiche und die 
Verteilung der Beobachtungspunkte nicht unberücksichtigt bleiben dürfen. 
 
Wespenbussarde wurden 2015 an sieben Terminen mit insgesamt neun Flügen im 
UG angetroffen. Zwei Mal handelte es sich um zwei Individuen, sieben Flüge fanden 
durch Einzelindividuen statt. Ein Bezug zum UG konnte aus den Flugbeobachtungen 
ebenso wenig festgestellt werden wie ein Schwerpunkt der Flugaktivität. 
 
Der Schwarzstorch wurde 2015 überfliegend an zwei Tagen beobachtet: Einmal mit 
sieben Individuen, die zweimal im Gebiet fliegend beobachtet wurden, und einmal mit 
einem Individuum. Ein Bezug zum UG gab es nicht. 
  
Der Fischadler wurde 2015 ebenfalls nur mit wenigen Flügen (sechs Flüge an drei 
Tagen) im UG festgestellt. Ein Bezug zum UG gab es nicht. 
 
Auch vom Rotmilan wurden 2015 nur wenige Flüge beobachtet (fünf Flüge an vier 
Tagen). Einen Bezug zum UG gab es nicht. 
 
Der Baumfalke wurde 2015 mit vier Flügen an vier Tagen im Gebiet kartiert. Schwer-
punkte der Flugaktivität waren auch hier durch die wenigen Flüge insgesamt nicht 
feststellbar. Ein Bezug zum UG gab es nicht. 
 
Der Mäusebussard wurde mit drei Brutnachweisen und fünf Brutverdachten im UG 
festgestellt. Die acht Reviere verteilen sich relativ gleichmäßig über das gesamte Ge-
biet. Im gesamten UG muss mit einer flächendeckend hohen Aktivität des Mäusebus-
sards gerechnet werden. 
 
Turmfalken konnten mit vier Brutverdachten im UG festgestellt werden. Zwei der Re-
viere liegen innerhalb des 500m Radius um die WEA. Keins der Reviere umfasst je-
doch direkt Teilflächen innerhalb der Potenzialfläche.  

Ergebnisse der Rastvogelerfassung 
Bei den planungsrelevanten (aufgrund ihrer Empfindlichkeit gegenüber WEA) und be-
wertungsrelevanten Rastvogelarten handelt es sich i.d.R. um Arten aus den Gruppen 
der Watvögel, Enten, Gänse und Schwäne sowie Möwen. Das entspricht den Arten, 
die bei KRÜGER et al. (2013) mit Wertstufen versehen sind. Die im Rahmen der Rast-
vogelerfassung angetroffenen bewertungs- und planungsrelevanten Rastvogelarten 
sind in Tab. 6 mit der maximalen Zahl pro Begehungstermin zusammengestellt. Die 
Graugans erreichte den Schwellenwert für mindestens regionale Bedeutung und die 
Graugans für landesweite Bedeutung. 
 
Die von diesen Arten im Untersuchungsgebiet angetroffenen Trupps sind im Plan 6 
der Anlage 1 dargestellt. Auffällig ist, dass sich Rasttrupps von Blässgänsen überwie-
gend im nördlichen Untersuchungsgebiet (nahe des Geestrandtiefs Nahe sowie 
nördlich der Landesstraße L 864) aufhalten. Ein einzelner großer Rasttrupp saß 
östlich der Potenzialfläche „WP Delfshausen“ nahe der Jade. Die Rasttrupps der 
Graugans wurden v.a. im Nahbereich der Jade sowie einmalig am Geestrandtief er-
fasst. 
 



Gemeinde Rastede – Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 
„Windenergie Lehmdermoor"   27 

 
 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

Tab. 6: Bewertungsrelevante Rastvogelarten 2016 mit Maximalzahl und Schwellenwer-
ten für Bewertung nach KRÜGER et al. (2013) 

 
 
 
 
 
 

Kürzel 

 
 
 
 
 
 

Artname 
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Be Bekassine  1 20.000 500 240 120 60 
Blg Blässgans  2.760 10.000 4.250 2.350 1.200 590 
Br Blässhuhn  5 17.500 4.500 320 160 80 
Brg Brandgans  6 3.000 1.750 1.250 630 310 
Ful Flussuferläufer  5 17.500 80 40 20 10 

 
Gbv 

Großer 
Brachvogel 

  
7 

 
8.500 

 
1.400 

 
1.200 

 
600 

 
300 

Gra Graugans  270 5.000 1.300 530 270 130 
Grr Graureiher  4 2.700 820 280 140 70 
Güs Grünschenkel  1 2.300 150 85 45 20 
Her Heringsmöwe  51 3.800 1.150 460 230 120 
Hö Höckerschwan  2 2.500 700 80 40 20 
Ki Kiebitz  2 20.000 7.500 2.700 1.350 680 
Lm Lachmöwe  55 20.000 5.000 3.200 1.600 800 
Pfe Pfeifente  271 15.000 2.900 1.400 700 350 
Sim Silbermöwe  63 5.900 2.000 1.050 530 260 
Sir Silberreiher  1 470 50 10 5 - 
Stm Sturmmöwe  210 20.000 1.850 1.000 500 250 
Sto Stockente  125 20.000 9.000 2.600 1.300 650 
Waw Waldwasserläufer  1 17.000 50 20 10 5 
Wwg Weißwangengans  125 4.200 2.000 1.900 950 480 
 

Überflugbeobachtungen 

Im Rahmen der Rastvogelbegehungen wurden ergänzend die Flugbewegungen der 
planungsrelevanten Arten mit erfasst. Im Plan 6 (Anlage 1) sind die Überflüge der 
Arten mit Rasttrupps von mindestens lokaler Bedeutung sowie die der Weißwangen-
gans verzeichnet. Aus den Beobachtungen wird deutlich, dass es keine festen Flug- 
bzw. Zugrouten im Bereich der Potenzialfläche gibt, sondern diese durch im Umfeld 
vorkommende Trupps in die verschiedensten Richtungen durch- bzw. überflogen 
wird. 

Bewertung der Rastvögel 
Für die Bewertung der Rastvogelbestände wurden die „Quantitativen Kriterien zur Be-
wertung von Gastvogellebensräumen in Niedersachsen, 3. Fassung“ nach KRÜGER 
et al. (2013) verwendet. Dieses Bewertungsverfahren bezieht sich – von wenigen 
Ausnahmen abgesehen - auf Wasser- und Watvögel. Für jede Vogelart (teilweise 
auch Unterart) aus dieser Gruppe werden Mindestbestandszahlen angegeben, aus 
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denen sich für ein Gebiet eine lokale, regionale, landesweite, nationale oder interna-
tionale Bedeutung ableitet. Details gehen aus dem Avifaunagutachten in Anlage 1 
hervor.  
 
Dem Untersuchungsgebiet (UG) (1000 m Radius) kommt nach den vorliegenden Un-
tersuchungsergebnissen in Teilbereichen eine Bedeutung als Vogelrastgebiet mit 
internationaler Bedeutung zu. Diese hohe Bedeutung trifft allerdings lediglich auf 
den Nordosten des UG zu. Die erforderlichen Schwellenwerte werden von der Weiß-
wangengans erreicht. Für die Konfliktanalyse sind lediglich Rastvogelarten relevant, 
für die das Gebiet eine mindestens lokale Bedeutung hat.  
 
Die für Gänse und Enten attraktiven Flächen, auf denen die großen Rasttrupps fest-
gestellt wurden, welche für die Bewertung des UG maßgeblich sind, liegen mit deut-
lichem Scherpunkt nördlich der Landesstraße L 864 und damit außerhalb der Plan-
fläche des Windparks.  

Auswirkungen auf Brut- und Rastvögel 
Für die Einschätzung des Konfliktpotentials des geplanten Windenergiestandortes 
wird nachfolgend zunächst ein kurzer Überblick über den Stand des Wissens zur 
spezifischen Empfindlichkeit des ermittelten – und als potentiell planungsrelevant ein-
zustufenden – Artenspektrums gegeben. Da in der Fachliteratur Störungsempfind-
lichkeiten von Brutvögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, wird im 
Folgenden lediglich auf diejenigen planungsrelevanten Arten eingegangen, die inner-
halb von 500 m um die Potenzialfläche vorkamen. 

Kollisionen 
Für die überwiegende Zahl von Vogelarten stellen Kollisionen mit WEA insbesondere 
im Vergleich mit anderen Ursachen des Vogelschlags (Straßenverkehr, Hochspan-
nungsfreileitungen) wahrscheinlich ein relativ geringes Problem dar. Entscheidend ist 
dabei die Lage des Windparks; so ist das Kollisionsrisiko in Mitteleuropa in Feuchtge-
bieten am höchsten. Andererseits dürfte die Zahl an gefundenen Kleinvögeln mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit nicht der Anzahl tatsächlicher Vogelschlagopfer entsprechen, 
da Kleinvögel in Windparks mit unterschiedlich hohen Vegetationsstrukturen leicht 
übersehen werden können (vgl. WINKELMANN 1990).  
 
Da die Fundkartei von DÜRR (2017a) hauptsächlich nur auf Zufallsfunden beruht, 
kann die nachgewiesene Häufigkeit von Schlagopfern lediglich als Hinweis dienen, 
d. h. wenn eine Art gar nicht oder mit wenigen Individuen in der Kartei verzeichnet ist, 
bedeutet dies nicht automatisch, dass sie keiner höheren Schlagwahrscheinlich un-
terliegt. Grundsätzlich wird nur ein Bruchteil der Schlagopfer an Windenergieanlagen 
aufgefunden, da aufgrund von verschiedenen Parametern die Findewahrscheinlich-
keit gering ist (wenige systematische Untersuchungen, Schwierigkeit des Auffindens 
in höherer Vegetation, Abtrag der Opfer durch Prädatoren (Fuchs etc.) usw.  
 
Die Kollisionsraten, die im Rahmen von vorhandenen Untersuchungen ermittelt wur-
den, zeigen eine enorme Streuung zwischen den Windparks. In einigen Parks gab es 
keine oder fast keine Kollisionen, in anderen traten Kollisionen mit einer Häufigkeit 
von mehr als 60 pro Jahr und Turbine auf (HÖTKER 2006), wobei der Mittelwert bei 
6,9 Opfern pro WEA und Jahr und der Median bei 1,8 lag. 
 
Entscheidend ist dabei die Lage des Windparks: das Kollisionsrisiko ist in Mitteleu-
ropa in Feuchtgebieten am höchsten, in den USA und Spanien kam es zu besonders 
hohen Verlusten an kahlen Gebirgsrücken und Geländekanten. Im Allgemeinen sol-
len durch Kollisionen Großvögel stärker betroffen sein als Kleinvögel. In den USA 
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waren hauptsächlich Greifvögel betroffen, in Spanien überwiegend Gänsegeier. Dies 
kann damit zusammenhängen, dass Großvögel beim Auftreffen auf Hindernisse 
schwerfälliger als Kleinvögel reagieren. 
 
Weiterhin lässt sich für Windparks, die sich in der risikoarmen Normallandschaft be-
fanden, ein Zusammenhang zwischen Kollisionsrate und Anlagengröße feststellen, 
welcher statistisch gesichert ist. HÖTKER (2006) konnte in seinen Modellberechnun-
gen nachweisen, dass ein Repowering bezüglich der Kollisionen mit Vögeln in allen 
Fällen negative Auswirkungen zeigte. Große Windkraftanlagen erzeugen generell 
mehr Opfer als niedrigere. Es wurde nachgewiesen, dass das Risiko von Kollisionen 
in den Zugzeiten und bei schlechten Wetterbedingungen (Nebel, Wind) generell er-
höht ist. 
 
Insgesamt scheinen Kollisionen unter den Rastvögeln eher bei den rastenden Vögeln 
als auf dem Zug zu geschehen (BIOCONSULT & ARSU 2010). 
 
Die Populationen häufiger Arten wie Lachmöwe oder Mäusebussard sind i. d. R. 
leichter in der Lage, Anflugopfer wieder auszugleichen. Problematisch sind Anflüge 
von gefährdeten und/oder seltenen Arten an Windenergieanlagen, wie z. B. von Rot-
milan, Seeadler, Wiesenweihe, Weißstorch, zumal wenn es in der Brutzeit durch den 
Verlust von Altvögeln zusätzlich zu indirekten Verlusten an Gelegen bzw. Jungvögeln 
kommt. Für den Rotmilan z. B. gibt es Hinweise, dass sich die Tiere in ihrem Revier 
an die WEA gewöhnen und daher keinen besonders großen Sicherheitsabstand ein-
halten. Aus diesem Grund steigt die Wahrscheinlichkeit, dass die Vögel in die Rotoren 
geraten, wenn sie, z. B. durch die Beutejagd, Balzflüge sowie Beuteübergabemanö-
ver abgelenkt sind. Daher sollten auch auf keinen Fall - z. B. im Rahmen von Kom-
pensationsmaßnahmen - direkt unter den WEA für die Vögel (oder auch für Fleder-
mäuse) attraktive Nahrungshabitate angelegt werden. 
 
Die Kollisionsgefahr (und auch die Störung) von Vögeln werden vorrangig durch die 
Wahl des Standortes beeinflusst. Eine Planung von Windenergieanlagen zieht jedoch 
selbst in avifaunistisch wertvollen Gebieten nicht zwangsläufig erhebliche Beeinträch-
tigungen nach sich, da neben der Bedeutung - oder sogar noch vor dieser - vor allem 
die unterschiedlichen Empfindlichkeiten der Arten berücksichtigt werden müssen 
(SINNING 2002). 
 
Von denen in den Plangebieten unmittelbar vorkommenden Brutvogelarten gilt keine 
der angetroffenen Arten wie Kiebitz als schlaggefährdet bzw. wurde keine Art in der 
unmittelbaren Umgebung eines geplanten WEA-Standortes festgestellt, so dass eine 
erhöhte Kollisionsgefährdung nicht gegeben ist.  
 
Für die im Plangebiet festgestellten Greif- und Großvögel sieht der NLT (2014) einen 
Mindestabstand von 500 m zu Mäusebussard- und Turmfalkenhorsten vor. Von den 
im 1.000 m-Radius festgestellten acht Mäusebussardrevieren schneiden drei Re-
viere die Potenzialfläche und liegen zu einem (mind.) überwiegenden Anteil im 500 m 
Radius um die WEA. Eine erhebliche Beeinträchtigung der Art ist somit gegeben. 
 
Innerhalb des 500 m-Radius um die geplanten WEA-Standorte liegen zudem zwei 
Turmfalkenreviere. Diese schneiden jedoch nicht die Potenzialfläche, sondern liegen 
eher randlich zum 500 m Radius. Da die Art mehr noch als der Mäusebussard unstet 
brütet und oftmals neue Nester anlegt, kann aus der festgestellten Verteilung der Re-
viere kein erhöhtes Schlagrisiko abgeleitet werden. Zudem stehen dem Turmfalken 
im UG zahlreiche weitere Horste/Nester zur Verfügung, die von der Art (nach-)genutzt 
werden könnten. Eine erhebliche Beeinträchtigung der Art ist somit nicht gegeben. 
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Störungen und Verdrängungen von Vögeln durch WEA 
Bei der Errichtung von Windenergieanlagen werden neben dem Vogelschlagrisiko 
auch Probleme infolge von indirekten Beeinträchtigungen durch Vertreibungswirkun-
gen und damit verbundenen Lebensraumverlust gesehen. Im Vordergrund steht da-
bei die Eigenschaft von Windenergieanlagen, die Offenheit der Landschaft zu unter-
brechen. Hinzu kommt evtl. der Effekt, dass kleinere Vögel den Schattenwurf der Ro-
toren mit dem eines Greifvogels verwechseln und dadurch aufgescheucht werden. 
Dies führt nach Auffassung der Autoren verschiedener Untersuchungen dazu, dass 
insbesondere Wiesenbrüter und rastende/durchziehende Wasser- und Watvögel grö-
ßere Abstände zu den Anlagen einhalten, wodurch für bestimmte Vogelarten der Wert 
bestimmter Flächen als Brut- und/oder Rasthabitat völlig ausfällt bzw. eingeschränkt 
wird. 
 
1. Störungen von Brutvögeln - Allgemeines 
Erforderlich ist also die Berücksichtigung der eingriffsspezifischen Empfindlichkeit der 
Arten. Je größer die Empfindlichkeit der Art, desto größer ist der potenzielle Beein-
trächtigungsradius um die Windenergieanlagen und desto weitgehender ist die Wir-
kung auf die Brutpaare innerhalb dieses Radius (INSTITUT FÜR VOGELFORSCHUNG & 
ARSU GmbH 2000). HÖTKER et al. (2004) und HÖTKER (2006) haben bestehende 
Untersuchungen zu Störwirkungen durch Windenergieanlagen artbezogen ausgewer-
tet. Bei den Abständen, die von den Vogelarten zur Brutzeit zu Windenergieanlagen 
eingehalten wurden, gibt es deutliche Unterschiede. So liegt der Mittelwert der ermit-
telten Abstände z. B. beim Fitis und Zilpzalp bei 42 m und bei der Uferschnepfe bei 
369 m. In jüngerer Zeit zeigen einige Untersuchungen, dass sich Brutvögel in gewis-
ser Weise wohl an die WEA gewöhnen können und z. T. geringere Abstände einhal-
ten (u. a. MÖCKEL & WIESNER 2007, ARSU 2008, STEINBORN 2011). 
 
Im Allgemeinen sind Singvogelarten als wenig empfindlich gegenüber Windenergie-
anlagen in Bezug auf Verdrängungswirkungen einzustufen (vgl. u. a. REICHENBACH 
2004, MÖCKEL & WIESNER 2008). 
 
Für viele Brutvogelarten wirken höhere Windenergieanlagen weniger abschreckend 
als kleine. „21 von 29 untersuchten Arten zeigten die Tendenz, sich näher an größe-
ren als an kleineren Anlagen anzusiedeln. Dies galt auch für die sonst eher als emp-
findlich eingestuften Watvogelarten Uferschnepfe, Großer Brachvogel und Rotschen-
kel“ (HÖTKER 2006). Diese Ergebnisse waren statistisch allerdings nicht signifikant.  
 
Störungen von Brutvögeln im Untersuchungsgebiet 
Im Bereich der artspezifischen Störungsreichweite wurden zwei Brutverdachte des 
Kiebitz festgestellt. Für diese beiden Paare ist entgegen der Aussagen des ornitho-
logischen Gutachtens von keiner Verdrängungswirkung im Sinne von erheblichen 
Beeinträchtigungen auszugehen, da die für den Kiebitz über HÖTKER (2006) ermittel-
ten Meideabstände von im Mittel 135 m sicher eingehalten werden. Im ornithologi-
schen Fachbeitrag war der Planungsstand noch der, dass fünf Anlagen errichtet wer-
den sollten. Davon wurde in der Zwischenzeit Abstand genommen, so dass die Aus-
sagen in Bezug auf die Störung des Kiebitz, die sich aus der Nähe der nunmehr nicht 
mehr vorgesehenen Anlage WEA 5 ergeben hätte, nicht mehr zutrifft. 

 
2. Störungen - Rastvögel 
Aus der oben erwähnten Literaturstudie (HÖTKER 2006) geht hervor, dass negative 
Auswirkungen von WEA vor allem außerhalb der Brutzeit dominieren. In Bezug auf 
die im Mittel eingehaltenen Abstände zu Windenergieanlagen hielten v. a. Vogelarten 
der offenen Landschaft, also Gänse, Enten und Watvögel, im Allgemeinen mehrere 
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Hundert Meter Abstand ein. Dies bedeutet, dass unter Umständen traditionelle Rast- 
und Nahrungsplätze von Rastvögeln durch die Errichtung von Windkraftanlagen ver-
loren gehen können. Graureiher, Greifvögel, Austernfischer, Möwen, Stare und Krä-
hen konnten dagegen oft dicht an WEA oder sogar innerhalb von Windparks beo-
bachtet werden. Dies führte zum Teil zu höheren Kollisionsraten (HÖTKER 2006).  
 
Es darf bei der Betrachtung der Minimalabstände nicht vernachlässigt werden, dass 
bei der kleinräumigen Verteilung von Vögeln auch die Habitatpräferenzen der einzel-
nen Arten eine Rolle spielen. Dies bedeutet z. B., dass Vögel bei Vorliegen von at-
traktiven Nahrungsflächen unter Umständen sich mehr an Windenergieanlagen an-
nähern, als sie dies unter „normalen“ Umständen täten.  
 
Im Hinblick auf das bei der Kartierung 2016/2017 festgestellte Rastvogelspektrum 
wird gemäß dem avifaunistischen Gutachten von folgenden Reichweiten von 
Scheuch- und Vertreibungswirkungen für die in planungsrelevanten Truppgrößen vor-
kommenden Rastvögel im UG ausgegangen: 

 Blässgans: ca. 400-500 m 
 Graugans: ca. 200 m 
 Kiebitz: ca. 200 m (ca. 400 m für größere Trupps) 
 Pfeifente: ca. 400-500 m 
 Weißwangengans: ca. 400 – 500 m 

Unter Berücksichtigung dieser artspezifischen Meidungsdistanzen sind im Folgenden 
mögliche Beeinträchtigungen der Arten Blässgans, Graugans, Kiebitz uns Weißwan-
gengans näher zu prüfen, da diese Arten innerhalb der Störungsreichweite in pla-
nungsrelevanten Truppgrößen festgestellt wurden.  
 
Rasttrupps der Blässgans wurden mit planungsrelevanten Individuenzahlen im wei-
tergefassten Umfeld der Windenergieanlage an den folgenden Stellen registriert: 
Rasttrupps von 760, 123 und 280 Individuen befanden sich nördlich des Geestrand-
tiefs in einer Entfernung von etwa 400 m zur nächstgelegenen WEA Nr. 2. In diesem 
Bereich sind Vertreibungswirkungen nicht ausgeschlossen. Es ist davon auszugehen, 
dass die betroffene Fläche (3,2 ha) den Blässgänsen nach Errichtung der Windener-
gieanlagen nur noch eingeschränkt als Rastvogellebensraum zur Verfügung stehen 
wird. Die hier entstehenden erhebliche Beeinträchtigungen sind im Sinne der Ein-
griffsregelung zu berücksichtigen und entsprechend zu kompensieren. Die weiteren 
in der Wirkreichweite festgestellten Rasttrupps (einige Trupps davon befanden sich 
im Bereich der Potenzialfläche) können aufgrund der sehr geringen bzw. geringen 
Truppgröße vernachlässigt werden. Knapp außerhalb der Wirkreichweite wurde ein 
Trupp Blässgänse mit einer Stärke von 1.890 Tieren östlich der Jade festgestellt. Die-
ser Bereich wird auch nach Umsetzung der Planung weiterhin den Blässgänsen zur 
Verfügung stehen, eine erhebliche Beeinträchtigung für diese Sichtung kann nicht ab-
geleitet werden. 
 
Rasttrupps der Graugans wurden in planungsrelevanten Größenordnungen aus-
schließlich außerhalb der relevanten Wirkreichweite von 200 m um die geplanten 
Windenergieanlagen festgestellt. Erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne der Ein-
griffsregelung können ausgeschlossen werden. 
 
In der für rastende Kiebitze relevanten Wirkreichweite (200 m um die geplanten WEA 
für kleine Trupps) um die geplanten Windenergieanlagen wurden keine planungsre-
levanten Rasttrupps nachgewiesen. Erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne der Ein-
griffsregelung können ausgeschlossen werden. 
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Weißwangengänse wurden in planungsrelevanten Truppgrößen ausschließlich au-
ßerhalb der anzusetzenden Wirkreichweite nachgewiesen. Der Großteil der Weiß-
wangengänse nutzte die Nahrungsflächen nördlich der Landesstraße. Erhebliche Be-
einträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung können ausgeschlossen werden. 
 
3. Störungen von Zugvögeln/Barrierewirkung 
Die geplanten zwei ca. 150 m hohen Windenergieanlagen stellen grundsätzlich verti-
kale Hindernisse in der Offenlandschaft dar, von denen Scheucheffekte auf Brut- und 
Rastvögel ausgehen können. Gerade viele Offenlandvögel meiden vertikale Struktu-
ren wie Windenergieanlagen. Überdies können die Anlagen als Barriere wirken, die 
die Vögel bei der Nahrungssuche oder beim Wechsel der Rastplätze behindern kön-
nen.  
 
Eine Barrierewirkung ergibt sich, wenn der Windpark eine Wirkung dergestalt entfal-
tet, dass die Vögel bspw. daran gehindert werden, ein Schutzgebiet zu erreichen oder 
zwischen Nahrungs- und Rastplätzen, die sich jeweils in einem Schutzgebiet befin-
den, zu wechseln (vgl. Nds. OVG, Urteil vom 24. März 2003 1 LB 3571/01 ). Die bloße 
Erschwerung, das Schutzgebiet zu erreichen, kann demgegenüber nicht genügen 
(vgl. OVG NRW, Urteil vom 30. Juli 2009). Windenergieanlagen können in Bezug auf 
die Barrierewirkung sich dergestalt auswirken, dass die Vögel ausweichen und die 
Anlagen umfliegen, wenn nicht sowieso unterhalb des Rotors der Park durchflogen 
wird.  
 
Das Plangebiet befindet sich weder in direkter Linie zwischen zwei Vogelschutzge-
bieten, noch ziehen Gänse bei Ortswechseln allein in einem schmalen Korridor zwi-
schen Schlaf- und zu Nahrungsplätzen bzw. umgekehrt. Die Darstellungen in KRU-
CKENBERG (2013) zu Flugbewegungen in Ostfriesland verdeutlichen zudem, dass Vö-
gel in die Nahrungsgebiete morgens einfliegen und abends zurückkehren. Dabei neh-
men sie jedoch unterschiedliche Wege (KRUCKENBERG 2013).  
 
Im Rahmen der Rastvogelbegehungen wurden ergänzend die Flugbewegungen der 
planungsrelevanten Arten mit erfasst. Aus den Beobachtungen wird deutlich, dass es 
keine festen Flug- bzw. Zugrouten im Bereich der Planfläche gibt, sondern diese 
durch im Umfeld vorkommende Trupps in die verschiedensten Richtungen durch- 
bzw. überflogen wird. 
 
Insgesamt sind durch die vorliegende Planung keine erheblichen Beeinträchtigungen 
von ziehenden bzw. überfliegenden Rastvögeln zu erwarten. 

Tiere – Fledermäuse 

Der vollständige Fachbeiträge zu den Fledermäusen befindet sich im Anhang (s. An-
lage 3). Im Folgenden werden die grundlegenden Aussagen der Übersichtlichkeit hal-
ber im laufenden Text zusammengefasst.  
Methodik 
Die Bestandserfassungen der Fledermäuse mittels Detektoren erfolgten von Mitte Ap-
ril bis Mitte Oktober 2016 und fußt auf den methodischen Vorgaben des „Niedersäch-
sischen Artenschutzleitfadens bei der Planung und Genehmigung von Windenergie-
anlagen“ (MU 2016). Es wurden eine halbe und zwei ganze Nächte zum Frühjahrs-
zug, vier ganze Nächte zur Erfassung der Lokalpopulation sowie fünf ganze und zwei 
halbe Nächte, z.T. kombiniert mit Frühabend- oder Nachmittagserfassungen, im Spät-
sommer/Herbst durchgeführt. Ab Anfang September wurden gezielt früh fliegende 
Abendsegler erfasst werden. An zwei Terminen erfolgte außerdem zusätzlich eine 

https://openjur.de/suche/1+LB+3571%2F01/
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Nachmittagsbegehung. Während der Kartierungen wurden gezielt mögliche Quartier-
standorte zur Ausflugszeit der Fledermäuse aufgesucht und das Plangebiet anschlie-
ßend entlang unterschiedlicher Routen (Transekte) kartiert, um die Verteilung jagen-
der Fledermäuse zu erfassen. Auf diese Weise wurde das Gebiet in ganzen Nächten 
dreimal und in halben Nächten zweimal bearbeitet. Morgens wurden bei einem Groß-
teil der Begehungen erneut potenzielle Flugstraßen und Quartierstandorte kontrolliert, 
um durch die Feststellung von gerichteten Streckenflügen und des charakteristischen 
Schwärmverhaltens der Fledermäuse vor dem Einflug weitere Hinweise auf Quartiere 
zu erhalten.  
 
Neben dieser mobilen Detektorerfassung kamen an den Standorten der geplanten 
WEA sogenannte stationäre Horchkisten (HK) zum Einsatz, die jeweils ganznächtig 
die Fledermausaktivität aufzeichneten. Neben den Rufen werden das Datum und der 
Aufnahmezeitpunkt gespeichert. Dadurch ist es möglich, die einzelnen Rufe einer Zeit 
in der Nacht zuzuordnen. Diese Horchkisten wurden jeweils vor Beginn der Detektor-
kartierung (s. o.) an den geplanten WEA-Standorten aufgestellt und am Ende der 
Nacht wieder eingesammelt. Die Auswahl der Horchkistenstandorte erfolgte nach ei-
nem Standortkonzept mit Datum vom 30.03.2016. Hiernach waren insgesamt fünf 
Windenergieanlagen (HK 01 - 05) in einer größeren Planfläche vorgesehen. Inzwi-
schen liegt ein aktuelles Standortkonzept, mit weniger WEA vor, bei dem sich gering-
fügige Verschiebungen an einem Standort ergeben haben (HK 03 bzw. aktuell WEA 
2), die jedoch auf die Aussagekraft des Gutachtens keinen Einfluss haben.  
 
Zusätzlich zu den Detektor- und Horchkistenerfassungen ist nach MU (2016) der Ein-
satz von Dauererfassungsgeräten vorzusehen. Die Anzahl der benötigten Geräte ist 
abhängig von der Anzahl der geplanten WEA. Für die ursprünglich geplanten 5 WEA 
im Bereich der Planfläche wurden zwei Dauererfassungsgeräte im Westen und Nord-
osten der Planfläche zwischen dem 01. April und dem 15. November 2016 installiert 
(s. Plan1a in Anlage 3). Um unterschiedliche Rahmenbedingungen innerhalb der 
Planfläche abbilden zu können wurde je ein „Strukturstandort“ an einer Baumreihe 
(AnaBat West) und ein „Offenstandort“ an einem Fließgewässer (AnaBat Ost) ausge-
wählt. Ausfälle gab es am Standort AnaBat West in sieben Nächten im Juli sowie in 
einer Nacht im September. Am Standort AnaBat Ost fehlt lediglich eine Nacht Ende 
Juli. An beiden Standorten sind die Ausfallzeiten so gering, dass sie als vernachläs-
sigbar einzuschätzen sind. 
 
Ergebnisse der Transektkartierung 
An Fledermäusen kommt das in der Region zu erwartenden Artenspektrum vor. Häu-
figste Art bei der Detektorerfassung war die Rauhhautfledermaus. Sie wurden über 
den gesamten Kartierzeitraum im UG festgestellt, mit überwiegend geringen bis mitt-
leren Gesamtaktivitäten pro Nacht. Die höchsten nächtlichen Gesamtkontaktzahlen 
wurden im Frühjahr Anfang Mai sowie auf dem Herbstzug von Mitte August bis Mitte 
September festgestellt. Die Nachweise der Rauhhautfledermaus verteilen sich un-
gleichmäßig entlang der Kartierstrecke. Details zur Verteilung der Art im UG gehen 
aus Anlage 3 hervor. Insgesamt konnten im Kartiergebiet im Spätsommer/Herbst acht 
Balzquartiere der Rauhhautfledermaus festgestellt werden. Diese befanden sich au-
ßerhalb des Plangebietes. Sieben der Balzquartiere waren in Baumhöhlen von Eiche, 
Esche, Birke oder Pappel etabliert, nur ein Balzquartier konnte in einem Schuppen 
registriert werden. Die Balzaktivität im UG begann 2016 Mitte August und endete Mitte 
September. Drei der Balzquartiere waren hierbei über mehrere Wochen von Rauh-
hautfledermäusen besetzt. Nach den Ergebnissen der Transektkartierung hat das UG 
damit sowohl im Frühjahr aber vor allem im Spätsommer/Herbst eine hohe Bedeutung 
für Rauhhautfledermäuse auf dem Zug. 
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Zweithäufigste Art war die Zwergfledermaus. Auch sie wurde fast über den gesam-
ten Saisonverlauf im UG festgestellt, ohne einen erkennbaren jahreszeitlichen 
Schwerpunkt. Es konnten ebenfalls überwiegend geringe bis mittlere nächtliche Ge-
samtaktivitäten ermittelt werden. Die Nachweise der Zwergfledermaus verteilen sich 
ungleichmäßig entlang der Kartierstrecke (s. Anlage 3). Quartiere der Art im UG konn-
ten nicht gefunden werden. Die Bündelung von Nachweisen an mehreren Stellen im 
Siedlungsbereich lässt hier aber Quartiere vermuten. 
 
Auch Breitflügelfledermäuse konnten über den gesamten Kartierzeitraum im UG mit 
dem für diese Art typischen Individuenanstieg im Sommer nach Auflösung der Wo-
chenstuben nachgewiesen werden. Es wurden überwiegend geringe bis mittlere Ge-
samtaktivitäten ermittelt. Details zur Verteilung der Art im UG gehen aus Anlage 3 
hervor. Quartiere der Art konnten im UG nicht gefunden werden. Die Konzentration 
von Nachweisen an mehreren Stellen im Siedlungsbereich lässt hier aber nicht loka-
lisierte Quartiere vermuten. 
 
Als vierthäufigste Art wurde der Abendsegler im UG angetroffen. Die Nachweise er-
strecken sich fast über den gesamten Kartierzeitraum, mit einem deutlichen Anstieg 
der nächtlichen Gesamtkontaktzahlen von Ende August bis Mitte September zur Zug-
zeit im Spätsommer/Herbst. Es wurden überwiegend geringe Gesamtaktivitäten pro 
Nacht ermittelt. Quartiere konnten nicht gefunden werden, auch wenn an zwei Stellen 
je einmal Soziallaute von Abendseglern vernommen wurden. Ebenso wie bei der 
Rauhhautfledermaus deuten bereits die Daten der Transektkartierung auf eine hohe 
Bedeutung des Plangebietes für den Abendsegler zur Zugzeit im Spätsom-
mer/Herbst. 
 
Der Kleinabendsegler konnte über weite Teile der Saison im UG festgestellt werden, 
mit den höchsten nächtlichen Gesamtkontaktzahlen zur Zugzeit im Spätsom- 
mer/Herbst Mitte/Ende August. Überwiegend wurden jedoch geringe bis sehr geringe 
Gesamtaktivitäten pro Nacht ermittelt. Die Nachweise des Kleinabendseglers vertei-
len sich ebenfalls unregelmäßig entlang der Kartierstrecke, ohne eine erkennbare 
Bündelung von Nachweisen. Balzquartiere oder Quartiere der Art konnten nicht fest-
gestellt werden. Eine deutliche Erhöhung der Kontaktzahlen zu den Zugzeiten konnte 
für diese Art nicht beobachtete werden, von einem gewissen Zuggeschehen im Plan-
gebiet im Spätsommer/Herbst ist aber auszugehen. 
 
Die Wasserfledermaus ist fast ausschließlich auf die Jade sowie das Geestrandtief 
inklusive Teichkomplex beschränkt. Einzelnachweise liegen von der Südbäke sowie 
einem breiteren Graben vor. Die Bündelung auf bestimmte Bereiche von Jade und 
Geestrandtief ergibt sich aus der Methodik, da die Gewässer nur dort von Wegen 
gekreuzt werden bzw. hier Strecken gezielt begangen wurden (vgl. Kap. 2.1. und Plan 
1a in Anlage 3). Es ist davon auszugehen, dass der gesamte Verlauf von Jade und 
Geestrandtief von Wasserfledermäusen genutzt wird. 
 
An zwei bzw. einem Termin konnten außerdem Brandt/Bartfledermäuse und 
Braune Langohren im Gebiet registriert werden.  
 
 
Ergebnisse der Horchkistenerfassung 
Hinsichtlich der aufgezeichneten Gesamtkontaktzahlen ergeben sich deutliche Unter-
schiede. So wurden im Vergleich zur Transekterfassung z.B. die Abendsegler Arten 
wesentlich häufiger auf den Horchkisten erfasst, wo sie die Kontaktzahlen deutlich 
dominieren. Auch die einzelnen Horchkistenstandorte unterscheiden sich hinsichtlich 
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der einzelnen Kontaktzahlen der Arten. Die Kontaktzahlen sind jedoch an allen Stand-
orten als hoch bis sehr hoch einzustufen.   
 
Im Frühjahr und Sommer konnten die Abendsegler-Arten auf den Horchkisten ins-
gesamt nur mit geringen bis mittleren Anteilen festgestellt werden. Dies zeigt sich 
auch an den einzelnen Standorten. Im Spätsommer/Herbst sind die Abendsegler-Ar-
ten dann zwischen Anfang August und Mitte September fast durchgehend mit hohen 
bzw. sehr hohen Anteile auf den Horchkisten vertreten. Damit zeigen auch die Horch-
kistenergebnisse für das Plangebiet ein ausgeprägtes Zuggeschehen der Abend- 
segler-Arten im Spätsommer/Herbst. 
 
Im Gegensatz zu den Abendsegler-Arten konnte Rauhhautfledermäuse insgesamt 
mit deutlich geringeren Anteilen auf den Horchkisten festgestellt werden. Dennoch 
lässt sich auch für diese Art ein Zuggeschehen im Frühjahr und Spätsommer/Herbst 
für das Plangebiet erkennen. Erhöhte Anteile von Rauhhautfledermaus-Kontakten fin-
den sich auf den Horchkisten Anfang Mai sowie zwischen Ende August und Mitte 
September. An allen anderen Terminen sind an allen fünf Horchkistenstandorten nur 
fehlende bis maximal geringe Aktivitäten der Art verzeichnet worden. 
 
Im Frühjahr konnten Breitflügelfledermäuse nur mit sehr geringen Anteilen auf den 
Horchkisten nachgewiesen werden. Über den weiteren Saisonverlauf im Sommer und 
Spätsommer/Herbst tritt die Art dann mit wechselnden Anteilen auf. An Horchkisten 
im westlichen Plangebiet wurden hierbei über den gesamten Saisonverlauf überwie-
gend fehlende bis maximal mittlere Aktivitäten verzeichnet. Am östlichen WEA-Stand-
ort hingegen traten Breitflügelfledermäuse zwischen Ende Juni und Mitte September 
regelmäßig mit hohen, teilweise auch sehr hohen, Kontaktzahlen auf.  
  
Zwergfledermäuse konnten über weite Teile der Saison nur in fehlenden bis gerin-
gen Aktivitäten an den einzelnen Standorten registriert werden. Lediglich im Frühjahr 
Anfang Mai sowie im Herbst Anfang/Mitte September konnte die Art mit etwas erhöh-
ten Kontaktzahlen auf den Horchkisten festgestellt werden. An diesen Terminen wur-
den an mehreren Standorten mittlere Aktivitäten von Zwergfledermäusen verzeichnet. 
Arten der Gattung Myotis waren ebenfalls an allen Standorten vertreten. Die Aktivi-
täten waren aber überwiegend fehlend bis sehr gering 
 
Ergebnisse der Daueraufzeichnung 
Insgesamt konnten in den 7½ Monaten Laufzeit 10.436 Kontakte auf den zwei Dau-
ererfassungsgeräten verzeichnet werden, wobei die Gesamtaktivitäten an beiden 
Standorten mit 5.050 (AnaBat West) und 5.386 Kontakten (AnaBat Ost) ähnlich hoch 
ausgefallen sind. 
 
Überwiegend wurde das auch bei den Transekt- und Horchkistenuntersuchungen er-
fasste Artenspektrum nachgewiesen. Mit den AnaBat-Systemen gelang allerdings 
auch der Nachweis einer weiteren Art. So konnten an beiden Standorten im Spätsom-
mer/Herbst Ende August einzelne Kontakte der Mückenfledermaus im Gebiet ver-
zeichnet werden. 
 
Ebenso wie die Transekt- und Horchkisten-Daten zeigen die Ergebnisse der AnaBat-
Erfassung eine hohe Bedeutung des UG zur Zeit des Herbstzuges für die Abendseg-
ler-Arten. Im Frühjahr und Spätsommer/Herbst lässt sich zudem deutlich ein Zugge-
schehen von Rauhautfledermäusen über dem Plangebiet feststellen.  
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Funktionsräume 
Aufgrund des Artenspektrums und der vorgefundenen Fledermausaktivität kann dem 
Plangebiet eine mittlere bis hohe Bedeutung als Fledermauslebensraum zugeordnet 
werden. Zu den Funktionsräumen hoher Bedeutung zählen Bereiche mit Fledermaus-
quartieren, regelmäßig genutzte Flugstraßen und Jagdgebieten von Arten mit beson-
ders hohem Gefährdungsstatus sowie Flugstraßen und Jagdgebiete mit hoher Aktivi-
tätsdichte. Im Plangebiet trifft dies auf folgende Bereiche zu:   
 
 Einzelbäume im Norden, Südwesten und Südosten des UG sowie ein Schuppen 

ebenfalls im Südosten des UG (Balzquartiere der Rauhhautfledermaus), 

 Siedlungsbereiche an der Lehmder Straße, an der Kreuzmoorstraße, im Bereich 
Alter Lehmdermoorweg und Dörpstraat sowie im Bereich Achtern Kamp (vermu- 
tete Quartiere von Zwerg- und/oder Breitflügelfledermaus), 

 Regelmäßig im Frühjahr, Sommer und Spätsommer/Herbst breitere Gewässer- 
läufe (z.B. Südbäke) im UG , 

 Regelmäßig im Frühjahr, Sommer und Spätsommer/Herbst Teile der Freiflächen 
in der Nähe von breiteren Gewässerläufen (z.B. Südbäke) im UG , 

 Regelmäßig im Spätsommer/Herbst Teile der Freiflächen in weiterer Entfernung 
zu breiteren Gewässerläufen im UG. 

 
Eine mittlere Bedeutung für Fledermäuse besitzen Flugstraßen und Jagdgebiete mit 
mittlerer Aktivitätsdichte und wenigen Beobachtungen von Arten mit besonders ho-
hem Gefährdungsstratus auf. Hierzu zählen im vorliegenden Fall: 
 
 Regelmäßig im Frühjahr, Sommer und Spätsommer/Herbst breitere Gewässer-

läufe (z.B. Südbäke) im UG, 

 teilweise im Frühjahr, Sommer und Spätsommer/Herbst Teile der Freiflächen in 
der Nähe von breiteren Gewässerläufen (z.B. Südbäke) im UG, 

 teilweise im Frühjahr und Sommer Teile der Freiflächen in weiterer Entfernung zu 
breiteren Gewässerläufen im UG), 

 
Flugstraßen und Jagdgebiete mit nur geringer Fledermausaktivität sind hingegen von 
geringer Bedeutung.  
 
Insgesamt hat das UG den Untersuchungsergebnissen zufolge sowohl im Frühjahr 
(Anfang Mai) aber vor allem im Spätsommer/Herbst (Mitte August bis Mitte Septem-
ber) eine hohe Bedeutung für Rauhhautfledermäuse auf dem Zug. Von dieser Art 
wurden auch mehrere Balzquartiere in Bäumen im UG, jedoch außerhalb der Plan-
fläche, festgestellt. Der Abendsegler trat von Anfang August bis Mitte September ver-
mehrt auf, was auf ein ausgeprägtes Zuggeschehen und eine hohe Bedeutung des 
Gebietes zur Zugzeit auch für diese Art hinweist. Von der Breitflügelfledermaus wur-
den in Teilbereichen erhöhte Aktivitäten von Ende Juni bis Mitte September festge-
stellt. 

Auswirkungen auf Fledermäuse  
Kollisionen 
Für die Bewertung des Kollisionsrisikos bilden die Ergebnisse der standortbezogenen 
Horchkistenuntersuchung die wesentliche Grundlage. In LANU (2008) wird hierfür 
zwischen einer Grundgefährdung und einer erhöhten Gefährdung unterschieden. Als 
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Grundgefährdung, die als nicht schädlich für den Erhaltungszustand der Population 
anzusehen ist, wird das Kollisionsrisiko angenommen, das für Fledermäuse in Funk-
tionsräumen mit geringer und mittlerer Wertigkeit gegeben ist. Die Wertigkeit leitet 
sich aus den mittels Horchkisten in einer Untersuchungsnacht festgestellten Aktivitä-
ten ab (Summe aller Kontakte). Hierbei wird folgende Klassifizierung verwendet: 
 
 
0 Kontakte pro Nacht = keine Aktivität 

1 - 2 Kontakte pro Nacht = sehr geringe Aktivität 
3 - 10 Kontakte pro Nacht = geringe Aktivität 
11 - 30 Kontakte pro Nacht = mittlere Aktivität 
31 - 100 Kontakte pro Nacht = hohe Aktivität 
101 - 250 Kontakte pro Nacht = sehr hohe Aktivität 
>250 Kontakte pro Nacht = äußerst hohe Aktivität 

 
Eine erhöhte Gefährdung ist dann zu erwarten, wenn Funktionsräume von hoher 
oder sehr hoher Wertigkeit betroffen sind. Dies gilt insbesondere im Migrationszeit-
raum. Eine erhöhte Gefährdung kann durch Schutzmaßnahmen vermindert bzw. ver-
mieden werden. Als geeignete Maßnahmen gelten in Niedersachsen nur noch tem-
poräre nächtliche Abschaltungen (MU 2016).  
 
An Standort WEA 1 des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 "Windenergie 
Lehmdermoor" werden hohe Wertigkeiten bereits einmalig im Frühjahr in der ersten 
Mai- Dekade sowie im Sommer in der dritten Juli-Dekade erreicht. Hohe bzw. äußerst 
hohe Aktivitäten liegen dann fast durchgehend von der ersten August- bis zur zweiten 
September-Dekade vor. Diese Kontakte werden im Frühjahr vor allem durch Rauh-
haut- und Zwergfledermäuse, im Sommer durch die Abendsegler-Arten und Breitflü-
gelfledermäuse sowie im Spätsommer/Herbst durch die Abendsegler-Arten und an 
einzelnen Terminen auch Breitflügelfledermäuse hervorgerufen. Damit ist mit erheb-
lichen Beeinträchtigungen Anfang Mai, Ende Juli und Anfang August sowie von Ende 
August bis Mitte September zu rechnen. 
 
An Standort WEA 2 des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 "Windenergie 
Lehmdermoor" werden hohe Wertigkeiten bereits im Frühjahr in der ersten und dritten 
Mai-Dekade erreicht. Hohe bis äußerst hohe Aktivitäten liegen dann fast durchgehend 
von der dritten Juni- bis zur zweiten September-Dekade vor. Diese Kontakte werden 
im Frühjahr vor allem durch Rauhhautfledermäuse und die Abendsegler-Arten sowie 
im Sommer und Spätsommer/Herbst durch die Abendsegler-Arten und Breitflügelfle-
dermäuse hervorgerufen. An einzelnen Terminen im Spätsommer/Herbst traten auch 
Rauhhautfledermäuse mit höheren Kontaktzahlen auf. Damit ist mit erheblichen Be-
einträchtigungen Anfang und Ende Mai sowie fast durchgehend von Ende Juni bis 
Mitte September zu rechnen.  
 
Zur Vermeidung von Kollisionen sind daher an beiden Standorten Abschaltzeiten im 
Betrieb der WEA vorzusehen, die in Kap. 5.1.3 näher beschrieben werden. 
In Bezug auf vorhandene Quartiere ist nach MU (2016) ein erhöhtes betriebsbeding-
tes Tötungsrisiko vor allem dann gegeben, wenn sich diese in einem Abstand von 
weniger als 200 m zu einer geplanten WEA befinden. Zusätzlich kann es baubedingt 
zur Schädigung von Quartieren sowie zur möglichen Tötung von Tieren bei der Ent-
nahme von Quartieren im Rahmen von Rodungsarbeiten kommen. Im UG liegen alle 
festgestellten Quartiere (Balzquartiere Rauhhautfledermaus, vermutete Quartiere 
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Zwerg- und Breitflügelfledermaus) in deutlich mehr als 200 m Abstand zur nächsten 
geplanten WEA. Bau- und betriebsbedingte Auswirkungen sind deshalb in keinem 
Fall zu erwarten. Eine Betroffenheit von Fledermausquartieren (z.B. durch Rodung 
von Bäumen) ist abgesehen davon auch aufgrund der im Rahmen der Bioptypenkar-
tierung festgestellten geringen Stammdurchmesser der kartierten Einzelbäume und 
Bäume in Hecken im Plangebiet ebenfalls unwahrscheinlich. Zudem liegen die ein-
zelnen WEA-Standort nicht im Bereich von Hecken oder größeren Gehölzbeständen, 
so dass die Rotoren der WEA nicht über erfahrungsgemäß öfter genutzte und von 
Fledermäusen stärker frequentierten Jagdgebieten streichen. Daher wird zum jetzi-
gen Zeitpunkt unter Berücksichtigung der Möglichkeit zur Festlegung von Abschalt-
zeiten von keinen erheblichen Beeinträchtigungen der Fledermäuse durch die Reali-
sierung der Planung ausgegangen.  
 
Scheuch- und Barrierewirkung 
Nach aktuellem Kenntnisstand spielen Scheuch- und Barrierewirkungen bei Fleder-
mäusen keine oder nur eine untergeordnete Rolle. Es ist nicht davon auszugehen, 
dass durch die Errichtung von WEA, mit Ausnahme der unmittelbaren Maststandorte, 
Lebensraum für Fledermäuse verloren geht. Diesbezüglich ist daher ebenfalls mit kei-
nen erheblichen Beeinträchtigungen zu rechnen.   

3.2.3 Sonstige Fauna 
Detaillierte Kartierungen sonstiger Faunengruppen wurden im Rahmen der Bearbei-
tung des Umweltberichtes nicht durchgeführt, da die Wahrscheinlichkeit einer Betrof-
fenheit weiterer Tierarten durch das geplante Vorhaben als gering einzuschätzen ist.  

3.3 Biologische Vielfalt 

Zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes (§ 1 (6) Nr. 7 BauGB) ist im Rah-
men der Bauleitplanung eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtli-
chen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Dabei sind u. a. insbeson-
dere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt zu be-
rücksichtigen. 
 
Auf Basis der Ziele des Übereinkommens der Biologischen Vielfalt (Rio-Konvention 
von 1992) sind folgende Aspekte im Rahmen des vorliegenden Umweltberichtes zu 
prüfen: 
 

 Artenvielfalt und 
 Ökosystemschutz. 

Allgemeines 

Das Übereinkommen über die biologische Vielfalt (CBD) wurde auf der Konferenz der 
Vereinten Nationen zu Umwelt und Entwicklung (UNCED) im Jahr 1992 in Rio de 
Janeiro ausgehandelt. Das Vertragswerk, auch Konvention zur biologischen Vielfalt 
genannt, beinhaltet die Zustimmung von damals 187 Staaten zu folgenden drei über-
geordneten Zielen: 
 

 die Erhaltung biologischer Vielfalt, 
 eine nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile sowie 
 die gerechte Aufteilung der Vorteile aus der Nutzung genetischer Ressour-

cen.  
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Das Übereinkommen trat am 29.12.1993 völkerrechtlich in Kraft. Deutschland ist da-
bei seit 1994 Vertragspartei. Der Begriff "biologische Vielfalt" im Sinne des Überein-
kommens umfasst drei verschiedene Ebenen: 
 

 die Vielfalt an Ökosystemen, 
 die Artenvielfalt und 
 die genetische Vielfalt innerhalb von Arten.  

Im Konventionstext ist dabei der Begriff „biologische Vielfalt“ wie folgt definiert: 
 
„Variabilität unter lebenden Organismen jeglicher Herkunft, darunter unter anderem 
Land-, Meer- und sonstige aquatische Ökosysteme und die ökologischen Komplexe, 
zu denen sie gehören. Dies umfasst die Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen den 
Arten und die Vielfalt der Ökosysteme.“ 
 
In der Rio-Konvention verpflichten sich die Vertragsparteien zur Erhaltung aller Be-
standteile der biologischen Vielfalt, der aus ethischen und moralischen Gründen ein 
Eigenwert zuerkannt wird. Die biologische Vielfalt ermöglicht es den auf der Erde vor-
kommenden Arten und Lebensgemeinschaften in ihrem Fortbestand bei sich wan-
delnden Umweltbedingungen zu sichern. Dabei ist eine entsprechende Vielfältigkeit 
von Vorteil, da dann innerhalb dieser Bandbreite Organismen vorkommen, die mit 
geänderten äußeren Einflüssen besser zurechtkommen und so das Überleben der 
Population sichern können. Die biologische Vielfalt stellt damit das Überleben einzel-
ner Arten sicher. Um das Überleben einzelner Arten zu sichern ist ein Ökosystem-
schutz unabdingbar. Nur durch den Schutz der entsprechenden spezifischen Ökosys-
teme ist eine nachhaltige Sicherung der biologischen Vielfalt möglich. 

Biologische Vielfalt im Rahmen des Umweltberichtes 
Als Kriterien zur Beurteilung der Vielfalt an Lebensräumen und Arten wird die Vielfalt 
an Biotoptypen und die damit verbundene naturraum- und lebensraumtypische Arten-
vielfalt betrachtet, wobei Seltenheit, Gefährdung und die generelle Schutzverantwor-
tung auf internationaler Ebene zusätzlich eine Rolle spielen.  
 
Als Kriterien zur Beurteilung der Vielfalt an Lebensräumen und Arten wird die Vielfalt 
an Biotoptypen und die damit verbundene naturraum- und lebensraumtypische Arten-
vielfalt betrachtet, wobei Seltenheit, Gefährdung und die generelle Schutzverantwor-
tung auf internationaler Ebene zusätzlich eine Rolle spielen.  
 
Das Vorkommen der verschiedenen Arten und Lebensgemeinschaften wurde in den 
vorangegangenen Kapiteln zu den Schutzgütern Pflanzen und Tiere ausführlich dar-
gestellt. Ebenso werden hier die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter 
Pflanzen und Tiere betrachtet und bewertet sowie gefährdete Arten und die verschie-
denen Lebensraumtypen gezeigt.  
 
Unter Berücksichtigung der prognostizierten Auswirkungen des Vorhabens werden 
für die Biologische Vielfalt insgesamt keine erheblichen negativen Auswirkungen 
durch die Realisierung der Planung erwartet. 
 
Eine Verringerung der Artenvielfalt tritt durch die Planung nicht ein, da keine beste-
henden Populationen seltener oder für den Naturraum besonders repräsentativer Ar-
ten in ihrem Erhaltungszustand beeinträchtig werden. Die Kompensation der prog-
nostizierten erheblichen negativen Umweltauswirkungen trägt dazu bei, die Artenviel-
falt zu erhalten. Die Auswirkungen können daher als nicht erheblich betrachtet wer-
den, da stabile sich reproduzierende Populationen im Sinne der biologischen Vielfalt 
erhalten bleiben. 
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Die geplante Realisierung des Windparks ist damit mit den betrachteten Zielen der 
Artenvielfalt sowie des Ökosystemschutzes der Rio-Konvention von 1992 vereinbar 
und widerspricht nicht der Erhaltung der biologischen Vielfalt bzw. beeinflusst diese 
nicht im negativen Sinne. 

3.4 Schutzgut Boden 
Der Boden nimmt mit seinen vielfältigen Funktionen eine zentrale Stellung im Öko-
system ein, u. a. ist er Träger der Vegetation, Filter von Luft und Wasser, Lebensraum 
von Organismen, die u. a. Abbauprozesse im Boden durchführen, besitzt Bedeutung 
als Puffer und als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte.  
 
Durch die Festsetzung eines Sondergebietes werden die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für eine Versiegelung von Flächen an den geplanten WEA-Standorten 
sowie die Beseitigung der obersten Bodenschichten im Bereich der Zuwegungen 
(Schotterbauweise) geschaffen. Mit dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 
werden innerhalb der Sondergebietsflächen Versiegelungsmöglichkeiten in einem 
Umfang von insgesamt ca. 3.400 m² ermöglicht und ca. weitere 0,6 ha durch neue 
Zuwegungen überformt. 
 
In der aktuell vom LBEG neu erstellten Bodenkarte (von Niedersachsen im Maßstab 
1 : 50.000 (BK 50)) ist im Westen ein sehr tiefes Hochmoor mit Kleimarschauflage 
und daran östlich angrenzend ein sehr tiefes Niedermoor mit Kleimarschauflage dar-
gestellt. Der östliche Teil des Geltungsbereiches liegt im Bereich der mittleren Klei-
marsch (vgl. Abb. 4). 
 

 
Abb. 4: Bodentypen im Untersuchungsgebiet (Quelle: LBEG 2018), umrande-
ter Bereich: Geltungsbereich (unmaßstäblich) 

 
Kleimarschböden sind wie alle Marschböden durch marine Ablagerungen des Wat-
tenmeeres entstand, die sich zunächst über die Rohmarsch und die Kalkmarsch zur 

Mittlere Kleimarsch 

Sehr tiefes Erd-Hochmoor Tiefer Spittkultur-
boden aus Hoch-
moor 

Mittlere Kalkmarsch 

Mittleres Erdnie-
dermoor unter-
laghert von Or-
ganomarsch 

Sehr tiefes Hochmoor 
mit Kleimarschauflage 

Mittleres Niedermoor un-
terlagert von Organo-
marsch mit Kleimarsch-
auflage 

Sehr tiefes Nieder-
moor mit KLeimar-
schauflage 
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Kleimarsch entwickelten. Im Gegensatz zur Kalkmarsch ist die Kleimarsch in den obe-
ren 40 cm kalkfrei, da dieser über eine Zeit von ca. 200 Jahren durch im Boden ent-
stehende Säure aus dem organischen Material ausgewaschen wurde. Kleimarschen 
sind nicht unmittelbar am Rand des Wattenmeeres zu finden, sondern liegen meist 
schon hinter dem Landesschutzdeich im Landesinneren. Aufgrund der in diesem Bo-
dentyp einsetzenden Versauerung entstehen Tonminerale, der Tongehalt des Bo-
dens steigt an und es setzt eine Verbraunung und Tonverlagerung ein, die die weitere 
Entwicklung des Bodens kennzeichnen. Regenwürmer sorgen für eine intensive 
Durchmischung des Substrates. Auf Kleimarschen kann Ackerbau betrieben werden, 
wobei die Fruchtbarkeit durch den Kalkverlust gegenüber der Kalkmarsch reduziert 
ist. Durch die Tonverlagerung ist er auch schwerer zu bearbeiten und eignet sich vor-
wiegend als Grünlandstandort, auf dem Weidevieh gehalten wird. 
 
Das Erdniedermoor ist durch Entwässerung von Niedermoorstandorten im Zuge der 
landwirtschaftlichen Nutzung entstanden. Dadurch wird der Oberboden stärker durch-
lüftet, bodenbildende Prozesse können ablaufen, die zu einer Vererdung des Torfes 
führen. Durch die unter Luftzufuhr mögliche Mineralisierung werden Nährstoffe aus 
dem Torf freigesetzt. Durch diesen Prozess wird das Gefüge des Torfes zersetzt und 
der Boden setzt sich. 
 
Gemäß NIBIS-Kartenserver des LBEG (2018) befinden sich im Geltungsbereich 
keine schutzwürdigen Böden. 
 
Aufgrund der Überformung des Bodens durch die intensive landwirtschaftliche Nut-
zung ist im Bereich des Plangebietes ein anthropogen veränderter Bodenaufbau vor-
handen. Die natürlichen Bodenfunktionen sind durch eine intensive Grünlandnutzung 
durch regelmäßiges Düngen und Befahren oder intensive Weidenutzung (Verdich-
tung) beeinträchtigt. Der Boden weist daher eine mittlere bzw. allgemeine Wertigkeit 
hinsichtlich der Belange von Natur und Landschaft auf.   
 
Im Bereich des Plangebietes werden gemäß NIBIS-Kartenserver des LBEG potenziell 
sulfatsaure Böden dargestellt. Das Gefährdungspotenzial sulfatsaurer Böden ergibt 
sich durch  

 extreme Versauerung (pH <4,0–2,5) des Bodens bzw. Baggergutes mit der 
Folge von Pflanzenschäden,  

 deutlich erhöhte Sulfatkonzentrationen im Bodenwasser bzw. Sickerwasser, 
 erhöhte Schwermetallverfügbarkeit bzw. -löslichkeit und erhöhte Schwerme-

tallkonzentrationen im Sickerwasser,  
 hohe Gehalte an betonschädlichen Stoffen (SO4-, Säuren),  
 hohe Korrosionsgefahr für Stahlkonstruktionen. 

 
Insgesamt führen diese Eigenschaften bei Auftreten zu Problemen bei der Behand-
lung von Bodenmaterial in den betroffenen Regionen. Eine Bewertung von Böden vor 
einer Baumaßnahme dient der Abschätzung des Versauerungspotenzials des umzu-
lagernden Materials. Es sind im Rahmen der konkreten Umsetzung der Baumaßnah-
men die Säureneutralisationskapazitäten sowie die Puffermöglichkeiten zur Vermei-
dung eines Absenkens des pH-Wertes über die Beprobung des Bodens zu ermitteln. 
Es wird angeraten, vor Beginn der Baumaßnahmen mittels Feldmethoden den Kalk-
gehalt des Bodens zu prüfen. Bei der Umsetzung des Vorhabens sind die vorgeschla-
genen Maßnahmen gem. Geofakten 25 des LBEG zu beachten. 
 
Im Bereich der WEA-Fundamente wird der Boden bis zu einer Tiefe von rd. 3,0 m 
ausgehoben und im Umfeld zur Profilierung und Höhenangleichung der Zuwegungen 
wieder eingebracht. Im Bereich der Kranstellflächen ist ebenfalls ein Bodenaustausch 
zur Befestigung erforderlich. 
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Aufgrund der geologischen und bodenkundlichen Standortverhältnisse kommt für die 
Tiefengründung der WEA nur eine Pfahlgründung in Frage, die je nach Standort und 
Pfahllast bis in Tiefen bis zu etwa 15m  bzw. 20 m unter Geländeoberkante reichen. 
Gemäß einer vorliegenden Geotechnischen Stellungnahme zum Schutzgut Boden 
und Wasser im Rahmen der Windparkplanung (s. Anlage 6) kommt es beim Einbau 
der Pfähle (Rammung) aufgrund der vorliegenden Bodenschichten und der glatten 
Oberfläche der heute üblichen Betonfertigteilpfähle zu fast keiner Vermischungen un-
terschiedlicher Bodenschichten.  
 
Im Bereich der Zuwegungen wird der vorhandene Boden nicht ausgetauscht, sondern 
ein Paket von Geotextilien und Schotter-Sand- Gemische aufgebracht. Die Aufbau-
materialien werden hinsichtlich ihrer Eignung (LAGA-Richtlinie) überprüft. Nach Rück-
bau der Zuwegungen sind die natürlichen Bodenfunktionen wiederherstellbar. 
 
Die Kabeltrassen werden üblicherweise eingefräst. Auswirkungen auf den Boden tre-
ten somit nur sehr kleinräumig auf (Start-  und Zielgruben). Das Bodenmaterial wird 
am gleichen Ort wieder eingebaut. 
 
Die Bodeneigenschaften, Bodenqualitäten und Bodenfunktionen (z. B. Grundwasser-
neubildung, Grundwasserschutzfunktion) gehen durch die ermöglichten Versiegelun-
gen im Bereich der Fundamente der WEA vollständig verloren. Es sind allerdings hier 
lediglich kleine Flächengrößen betroffen. Die größeren Anteile der Erschließungsflä-
chen zu den WEA (Zuwegungen, Kranstellflächen) werden zu 100 % in rückbaubarer 
Schotterbauweise ausgeführt.  
 
Allerdings sind besonders schutzwürdige Böden durch das Planvorhaben betroffen. 
Insgesamt ist von erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden auszuge-
hen. 

3.5 Schutzgut Wasser  

Oberflächengewässer 
Die Flurstücke des Plangebietes und im Bereich der geplanten Zuwegung werden 
von Gräben unterschiedlicher Breite und Tiefe durchzogen und entwässert. Diese 
sind anthropogenen Ursprungs, besitzen eine Entwässerungsfunktion und sind meist 
mit Regelprofil ausgebaut. 
 
Die ständig wasserführenden Haupt-Vorfluter sind 4 bis 5 m breit bei einer Sohlbreite 
von etwa 2 m. Die Tiefe beträgt zwischen 1,7 und 2,5 m, der Wasserstand lag wäh-
rend der Erfassungsperiode zwischen 0,5 und 1 m.  
 
Die übrigen Gräben weisen eine geringere Tiefe und damit auch eine geringere Was-
serführung auf. Teilweise sind sie von Grünland- oder Röhrichtarten bewachsen und 
führen nur unbeständig Wasser.  
 
Das Plangebiet wird von der Südbäke nach Süden begrenzt. Sie beginnt am Zusam-
menfluss des aus westlicher Richtung kommenden Lehmdermoorgrabens mit dem 
Südbäke-Zuggraben aus Richtung Süden. Die Südbäke ist ein bis zu 7 m breiter Tief-
landbach mit etwa 6 m breiter Sohle, die bis zu 2 m unterhalb der Geländeoberkante 
liegt. Der Wasserstand beträgt zwischen 0,5 und 0,8 m. Der geradlinig verlaufende 
Lehmdermoorgraben weist eine ähnliche Breite und Tiefe auf. 
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Im Bereich der neu zu erstellenden Zuwegungen bzw. der Fundamente der WEA sind 
mehrere Verrohrungen im Bereich der Gräben erforderlich. Es sind lediglich kleinere 
Gräben betroffen, die keine besonders hohe naturschutzfachliche Wertigkeit besit-
zen. Die zu verrohrenden Abschnitte sind kurz, dennoch ist im Sinne der Eingriffsre-
gelung mit erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser - Oberflächen-
wasser zu rechnen, der zu kompensieren ist.  

Grundwasser 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Trinkwasserschutzgebietes. Das Grund-
wasser steht im Plangebiet hoch an, die Grundwasseroberfläche liegt bei unter 1 m. 
Mit 51 – 100 mm/a weist das Gebiet zudem eine relativ niedrige Grundwasserneubil-
dungsrate auf. Das Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung wird als mittel ein-
gestuft, die Durchlässigkeit der oberen Gesteinsschichten ist gering. Der untere Teil 
des Grundwasserleiters ist zudem versalzen (NIBIS-Kartenserver, LBEG 2016). 
 
Gemäß der vorliegenden Geotechnischen Stellungnahme zum Schutzgut Boden und 
Wasser (s. Anlage 6) sind durch die notwendigen Gründungsarbeiten keine dauer-
haften und/oder erheblichen Auswirkungen auf das Grundwasser im Hinblick auf den 
Grundwasserkörper, die Grundwasserdruckverhältnisse, Grundwasserstände oder 
die Grundwasserströmung (vertikal und horizontal) sowie die umliegenden Boden-
schichten zu erwarten, da zwischen den vorliegenden Bodenschichten ein permanen-
ter Wasseraustausch stattfindet und keine getrennten Grundwasserkörper aufgrund 
von Sperrschichten im Boden vorliegen.  
 
Hinsichtlich möglicher Auswirkungen der Planung auf das Grundwasser wurde im 
Auftrag des Vorhabenträgers vom Büro Böker und Partner eine Beschreibung der 
Standorte aus bodenschutzrechtlicher Sicht erarbeitet (s. Anlage 7), in der das Vor-
gehen zu notwendigen Grundwasserabsenkungsmaßnahmen beschrieben wird. Ge-
mäß den dortigen Ausführungen, sind die Grundwasserabsenkungen auf die Bau-
phase und damit auf einen Zeitraum von ca. 4 Wochen begrenzt und wirken sich nur 
auf den Nahbereich der Fundamente aus. Das abgepumpte Wasser kann, sofern die 
chemischen Parameter dies erlauben, in die umliegenden Gräben oder Tiefs bzw. die 
Jade eingeleitet werden. Erforderlichenfalls ist zuvor eine Enteisung des Pumpwas-
sers notwendig. Dies gilt es im Rahmen der Arbeiten im Rahmen einer entsprechen-
den Baubegleitung zu prüfen und zu überwachen.  
Durch die Absenkungen des Grundwassers im Rahmen der Bauarbeiten ist das Tro-
ckenfallen von Graben-/Grüppenabschnitten in unmittelbarer Nähe denkbar. Da es 
sich um eine temporäre Maßnahme handelt, ist mit keinen erheblichen Auswirkungen 
zu rechnen, zumal auf der Planfläche in unmittelbarer Nähe der WEA-Standorte keine 
besonders geschützten oder seltenen Pflanzenbestände oder Grabenbiotopstruktu-
ren festgestellt wurden, die geschädigt werden könnten. Sofern der Zeitraum der 
Grundwasserabsenkung im Baubereich aufgrund des Baufortschritts ausgeweitet 
werden muss, besteht zudem die Möglichkeit der Wiederversickerung des Wassers 
in unmittelbarer Nähe der Wasserabsenkung, um Auswirkungen auf die umliegenden 
Gräben zu vermeiden.  
 
Gemäß den Ausführungen von Böker und Partner (s. Anlage 7) ist zur Erfassung der 
kleinräumigen Grundwassersituation neben ausführlichen Recherchen (Untere Was-
serbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der Bau von Grundwassermessstellen im Nah-
bereich der Anlagen vorgesehen. "Mittels dieser Messstellen und ggfs. einem Pump-
versuch sollen bereits im Vorfeld der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwas-
serschwankungen und Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Sämtliche Arbei-
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ten zur Wasserhaltung werden ebenfalls überwacht und mit der Unteren Wasserbe-
hörde des Landkreises Ammerland abgestimmt. In die bestehenden  Wasserrechte 
wird nicht eingegriffen. (BÖKER UND PARTNER, 2017). 
 
Insgesamt betrachtet sind durch die notwendigen Grundwasserabsenkungen wäh-
rend der Bauphase und durch die nur geringen Versiegelungsmöglichkeiten mit ei-
nem Großteil an wasserdurchlässig befestigten Flächen durch das Vorhaben keine 
erheblichen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser - Grundwasser zu 
erwarten. 

3.6 Schutzgut Klima  
Klimatisch ist der Untersuchungsraum vorwiegend atlantisch geprägt. Die Nähe zur 
Nordsee und die überwiegende Luftzufuhr aus westlichen Richtungen verursachen 
ein maritimes Klima, das sich durch relativ niedrige Temperaturschwankungen im Ta-
ges- und Jahresverlauf, eine hohe Luftfeuchtigkeit sowie häufige Bewölkung und Ne-
belbildung auszeichnet. Die Sommer sind daher mäßig warm und die Winter verhält-
nismäßig mild. Die Niederschläge verteilen sich gleichmäßig über das Jahr und errei-
chen 670 – 800 mm/a (LANDSCHAFTSRAHMENPLAN, LK AMMERLAND 1995). 
 
Kleinklimatische Einflüsse haben hier aufgrund der überwiegenden Einflüsse des 
Makroklimas, z.B. hohe Windgeschwindigkeiten, keine wesentliche Bedeutung.   
 
Windenergieanlagen erhöhen die Rauigkeit des Gebietes und verringern die Windge-
schwindigkeit. Dadurch und durch Verwirbelungen und Turbulenzen kann es zu klein-
klimatischen Veränderungen im Gebiet kommen, die aber großräumig keine Bedeu-
tung haben. Aufgrund der flächenmäßig geringen Versiegelung wird sich das Lokal-
klima nicht wesentlich verändern. Es sind lediglich mikroklimatische Veränderungen 
im unmittelbaren Bereich der unterschiedlichen Oberflächen (Schotter, Grünland etc.) 
zu erwarten. Somit sind durch die Umsetzung des Planvorhabens keine erheblichen 
Auswirkungen auf das Schutzgut Klima zu erwarten. 

3.7 Schutzgut Luft 
Die Luft besitzt Bedeutung als Lebensgrundlage für Mensch, Tiere und Pflanzen. 
Durch Luftverunreinigungen werden neben der menschlichen Gesundheit weitere 
Schutzgüter wie Pflanzen, Tiere, Kultur- und Sachgüter beeinträchtigt sowie Belas-
tungen des Klimas sowohl auf der kleinräumigen als auch auf der regionalen bis zur 
globalen Ebene verursacht. Bei der Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen 
der geplanten Bauflächen auf die Schutzgüter Luft und Klima sind somit eventuelle 
mit der Umsetzung der Planung einhergehenden Luftverunreinigungen (v. a. Rauch, 
Stäube, Gase und Geruchsstoffe) mit Folgen für das Kleinklima von Bedeutung.  
 
Im großräumigen Kontext betrachtet führen WEA zu Verbesserungen der Luftqualität, 
da durch sie die mit Schadstoffausstoß verbundene fossile sowie die atomare Ener-
giegewinnung verringert werden kann. Herstellung, Errichtung und Abbau der WEA 
verlaufen jedoch nicht vollständig schadstofffrei (Emissionen beim Bau von Wind-
energieanlagen, Emissionen von Baufahrzeugen). Der Betrieb der Windenergieanla-
gen emittiert jedoch keine der genannten Stoffe. Somit sind durch die Umsetzung des 
Planvorhabens keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft zu erwarten. 

3.8 Schutzgut Landschaft  
Windenergieanlagen (WEA) können durch ihr Erscheinungsbild eine wesentliche Be-
einträchtigung des Landschaftsbildes darstellen. Aufgrund ihrer Höhe reichen die ne-
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gativen landschaftsbildwirksamen Auswirkungen über den eigentlichen Standort hin-
aus. Windenergieparks sollten daher auf Standorten verwirklicht werden, auf denen 
die negativen Auswirkungen auf das Landschaftsbild möglichst gering sind. Beson-
ders geeignet sind vorhandene Standorte, wenn sich zwischenzeitlich keine neuen 
Erkenntnisse ergeben haben, die gegen den Standort sprechen. 
 
Für alle Windenergieanlagen gilt grundsätzlich, dass sie das Landschaftsbild erheb-
lich verändern. Die Masten sowie ihre Rotoren sind, insbesondere in Landschaften 
wie der hier beschriebenen relativ ebenen Marschlandschaft, bereits aus großer Dis-
tanz zu erkennen. 
 
Trotz der vorhandenen Vorbelastungen des Landschaftsbildes aufgrund der techni-
schen Überprägungen in räumlicher Umgebung (Hochspannungsleitungen) und der 
überwiegend intensiven landwirtschaftlichen Nutzung bedingt der Bau von zwei 
neuen Windenergieanlagen eine Veränderung des Landschaftsbildes. Durch die 
Höhe der Anlagen (max. 150 m) werden sie weiträumig in die Landschaft hinein wir-
ken. 
 
Die Eingriffserheblichkeit im landschaftsästhetischen Sinn ergibt sich einerseits aus 
der Intensität des Eingriffs, andererseits aus der Empfindlichkeit der Landschaft im 
Eingriffsbereich. 
 
Die Beeinträchtigungsintensität (Wahrnehmung) nimmt mit zunehmender Entfernung 
vom Planungsbereich ab. Insbesondere Siedlungslagen/Gebäude und vorhandene 
Gehölze können die Wahrnehmungsintensität (Fernwirkung) der Windenergieanla-
gen vermindern. Im Allgemeinen ist die Fernwirkung und damit der Einwirkungsbe-
reich (= der vom Eingriffsobjekt ästhetisch beeinträchtigte Landschaftsbereich) umso 
größer, je höher das Eingriffsobjekt, aber auch je auffälliger es ist (hier z. B. durch die 
Bewegung bzw. die Dichte der aufgestellten Masten). 
 
Bei der Bewertung bzw. Einschätzung der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
dürften zudem Einstellung und subjektive Wahrnehmung des Betrachters eine große 
Rolle spielen. Das landschaftsästhetische Empfinden kann deshalb nicht objektiv er-
fasst werden. 

Methodik 

Bestandsaufnahme und Bewertung 
Gemäß den Empfehlungen des Niedersächsischen Landkreistages (NLT 2014) wird 
das Landschaftsbild innerhalb des vom Eingriff erheblich beeinträchtigten Raumes 
der Methodik von KÖHLER & PREIß (2000) entsprechend erfasst und fünf Wertstufen 
zugeordnet.  
 
Da in KÖHLER & PREIß (2000) keine genauen Angaben zur Größe des Wirkraumes 
getroffen werden, wird nach BREUER (2001) ein Radius der 50- bis 100fachen Anla-
genhöhe als der vom Eingriff betroffene Raum betrachtet, im vorliegenden Fall würde 
das einem Umkreis von 7,5 bis 15,0 km entsprechen (weiterer Untersuchungsraum). 
Die Intensität der Wahrnehmbarkeit der Windenergieanlagen nimmt dabei mit weite-
rer Entfernung immer mehr ab. Als erheblich beeinträchtigt ist nach Breuer daher das 
Landschaftsbild mindestens im Umkreis der 15fachen Anlagenhöhe anzusehen, im 
vorliegenden Fall sind dies 2.250 m. Dieser Raum stellt das engere Untersuchungs-
gebiet für das Landschaftsbild dar (s. Plan 2).  
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Von den naturräumlichen Landschaftseinheiten ausgehend, wurden Landschaftsbild-
einheiten im engeren Untersuchungsgebiet abgegrenzt, die im Gelände als Einheit 
erlebbar sind. Die Differenzierung in Wertstufen erfolgt anhand nachfolgender Skala: 
 

 Bedeutung für das Landschaftsbild sehr hoch, 
 Bedeutung für das Landschaftsbild hoch, 
 Bedeutung für das Landschaftsbild mittel, 
 Bedeutung für das Landschaftsbild gering, 
 Bedeutung für das Landschaftsbild sehr gering. 

 
Außerdem wurden prägende Landschaftsbildelemente erfasst und sofern vorhanden 
ebenfalls in Plan 2 dargestellt. Prägende Landschaftsbildelemente sind Bestandteile, 
die sich positiv oder negativ auf das Landschaftsbild auswirken. Störelemente des 
engeren Untersuchungsgebietes sind z. B. die bestehenden Windenergieanlagen. 

Beschreibung und Bewertung des Landschaftsbildes 
Weiterer Untersuchungsraum (15fache bis 100fache Anlagenhöhe) 
Der weitere Untersuchungsraum für das Landschaftsbild (15fache bis 100fache An-
lagenhöhe) umfasst im Norden teilweise den Jadebusen, reicht im Osten randlich in 
den Siedlungsbereich von Brake hinein bis knapp vor das Stadtgebiet von Elsfleth. 
Es beinhaltet somit die offene Landschaft westlich von Elsfleth mit ihren langgezoge-
nen Siedlungen bis runter nach Burwinkel, das nördliche Stadtgebiet von Oldenburg 
im Süden und die Gesamte Gemeinde Rastede sowie Wiefelstede im Westen. Im 
Westen reicht es bis in die Randlagen der Stadt Westerstede und der Gemeinde 
Bockhorn und schließt im Norden große Teile der Stadt Varel ein, wobei Dangast 
noch außen vor bleibt.   
 
Der Untersuchungsraum, welcher in der naturräumlichen Region der Watten und Mar-
schen (Binnendeichsflächen) liegt, zeichnet sich vorwiegend durch relativ waldarme 
(ehemalige) Hochmoorlandschaften aus. Die meisten Moore sind abgetorft  
oder in Abtorfung begriffen und in landwirtschaftlicher Kultur. Besonders prägend ist 
das weitmaschige Netz der Grünland-Graben-Areale.  
 
Der gesamte Raum wird vom Flusslauf der Jade von Süden nach Norden durchzo-
gen. Auch das in Ost-West-Richtung verlaufende Geestrandtief, dessen Wasserstand 
durch Eindeichung höher liegt, als die Umgebung, und an welchem mehrere Pump-
werke in Abständen angeordnet sind, ist für den Landschaftsraum prägend.  
 
Die Landschaft wird südwestlich des Plangebietes durch mehrere Elektrizitäts-Frei-
leitungen beeinträchtigt. Der nächste vorhandene Windpark steht östlich von 
Lehmden im Gemeindegebiet von Rastede. Außerdem sind weitere Windparks in der 
Gemeinde Rastede, der Gemeinde Jade, der Stadt Varel sowie der Gemeinde 
Ovelgönne im Planverfahren (Erweiterungen des Windparks Liethe, Erweiterung des 
Windparks Jaderaußendeich, Neuplanungen im Bereich Neuenwege, und Wapeldorf 
/ Heubült, sowie Barghorn). Der geplante Windpark Bollenhagen in der Gemeinde 
Jade hat kürzlich die Genehmigung erhalten.  
 
Engeres Untersuchungsgebiet (15fache Anlagenhöhe) 
Das engere Untersuchungsgebiet (UG) umfasst einen Umkreis der 15fachen Anla-
genhöhe, im vorliegenden Fall also 2.250 m. Dies entspricht nach BREUER (2001: 240) 
dem durch die Errichtung des geplanten Windparks erheblich beeinträchtigten Raum. 
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Der erheblich beeinträchtigte Raum liegt in der naturräumlichen Region "Watten und 
Marschen".  
 
Das Landschaftsbild im engeren UG ist durch eine überwiegend intensive landwirt-
schaftliche Nutzung, eine bis auf die meist mit Gehölzen umstandenen Hofstellen und 
Grundstücke offene, gehölzarme Landschaft sowie zahlreiche Gräben und das Gee-
strandtief charakterisiert. Grünland- und Ackernutzung liegen zu etwa gleich großen 
Flächenanteilen vor. Größere Gehölzbestände liegen im Bereich Jaderkreuzmoor ver-
einzelt vor, flächige Wälder fehlen hingegen.  
 
Für die Abgrenzung und Bewertung der Landschaftsbildeinheiten des engeren Unter-
suchungsgebietes erfolgte im Mai und Juni 2016 eine Landschaftsbildkartierung. Das 
UG wurde aufgrund seiner Strukturen und Anmutung im Zuge der Auswertung in neun 
Landschaftsbildeinheiten unterteilt (vgl. Plan 2), die nachfolgend beschrieben und be-
wertet werden.  
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 1 „Lehmdermoor“ 
Diese Landschaftsbildeinheit befindet sich nordwestlich von Delfshausen in einigen 
Kilometern Entfernung, südlich des Lehmdermoorgrabens. Hier sind die für Moorbe-
reiche typische Fehnsiedlung sowie die streifenförmigen Flurformen noch erkennbar. 
Die Höfe sind mit größeren Baumbeständen gut eingegrünt und die Vorgärten relativ 
großzügig, jedoch verhältnismäßig strukturarm angelegt. Die Bebauung vermittelt 
aufgrund seines „Normalcharakters“ keinen besonders hervorzuhebenden Gesamt-
eindruck. Aufgrund dessen wird diese Landschaftsbildeinheit als von „mittlerer Be-
deutung“ angesehen und bewertet. 
 

 
Abb. 5: Haus in Lehmdermoor. 

 
Landschaftsbildeinheit Nr. 2 „Hahner Brake“ 
Im nördlichen Bereich des Betrachtungsraumes befindet sich die Landschaftsbildein-
heit Hahner Brake. Diese Landschaftsbildeinheit ist der naturräumlichen Landschafts-
bildeinheit „Jaderkreuzmoor“ zugeordnet. Die Landschaftsbildeinheit Nr. 2 umfasst 
den zentralen Bereich der Hahner Brake inkl. der umliegenden Flächen. Historisch ist 
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der Bereich durch Auskolkungen infolge eines Deichbruches entstanden. Die verlan-
deten Feuchtbereiche bilden zusammen mit dem angrenzenden Grünland abwechs-
lungsreiche Lebensräume mit einer vielfältigen Pflanzen- und Tierwelt. Weiterhin liegt 
dieses Areal im Landschaftsschutzgebiet „Jader Moormarsch“. Aufgrund des beste-
henden ökologischen und historischen Potenzials wird dieser Raum als Kompensati-
onsflächenpool genutzt. 

 
Abb. 6: Blick von Osten auf die Hahner Brake. 

Durch seine hohe natur- und kulturhistorische Bedeutung, dem Vorkommen gefähr-
deter und seltener Pflanzenarten sowie der Bedeutung als Kompensationsflächen-
pool wird dieser Raum mit einer „sehr hohen Bedeutung“ für das Landschaftsbild be-
wertet.  
 
Teilweise überschneidet sich die Landschaftsbildeinheit mit dem durch die vorhande-
nen Windenergieanlagen des Windparks Bollenhagen erheblich vorbelasteten Raum, 
der methodisch bedingt mit einer „sehr geringen Bedeutung“ für das Landschaftsbild 
bewertet wird. 
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 3 „Offene Grünlandmarsch“ 
Die Landschaftsbildeinheit Nr. 3 befindet sich im nordöstlichen Untersuchungsraum 
und umfasst die Freiflächen westlich der Bollenhagener Straße. Hier finden sich weite 
Grünländer mit wenig gliedernden Gehölzstrukturen, dafür jedoch ein prägendes Gra-
bennetz, wodurch eine hohe Raumwahrnehmung und Großräumigkeit entsteht. Die 
Jade prägt als Fließgewässer diese Landschaftsbildeinheit. Siedlungsstrukturen sind 
nur sehr vereinzelt im Nahbereich der angrenzenden Straßen zu finden. Der überwie-
gende Flächenanteil unterliegt dem Schutzstatus des Landschaftsschutzgebietes „Ja-
der Moormarsch“.  
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Abb. 7: Jader Moormarsch. 

Das Typische einer Marschlandschaft ist hier deutlich zu erkennen: der Horizont ist 
überwiegend weit und frei zu sehen. Neben zahlreichen Weidetieren lassen sich hier 
auch Wiesenvögel wie der Kiebitz regelmäßig antreffen. Aufgrund der besonderen, 
typischen Eigenart des Gebietes und der naturräumlichen bedingten Form der Kultur-
landschaft wird dieser Raum mit einer „hohen Bedeutung“ für das Landschaftsbild 
bewertet. 
 
Teilweise überschneidet sich die Landschaftsbildeinheit mit dem durch die vorhande-
nen Windenergieanlagen des Windparks Bollenhagen erheblich vorbelasteten Raum, 
der methodisch bedingt mit einer „sehr geringen Bedeutung“ für das Landschaftsbild 
bewertet wird. 
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 4 „Kultivierte Moorlandschaft mit Grünlandnutzung 
nördlich des Geestrandtiefs“ 
Diese Landschaftsbildeinheit befindet sich im Norden des Betrachtungsraumes nörd-
lich des Geestrandtiefs. Die Flächen werden von Grünlandnutzung geprägt, die z.T. 
durch Gehölzstrukturen gegliedert werden. Ackerflächen finden sich nur selten 
wodurch die Landschaft naturnähere Strukturen aufweist. Die zerstreut liegenden 
Höfe besitzen meist einen prägenden Baumbestand.  
 
Durch die beschriebenen, abwechslungsreichen Strukturen und Nutzungen erhält die 
Landschaftsbildeinheit eine besondere Eigenart und Vielfalt und besitzt eine „hohe 
Bedeutung“ für das Landschaftsbild.  
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Abb. 8: Blick Richtung Kreuzmoorstraße. 

 
Landschaftsbildeinheit Nr. 5 „Kultivierte Moorlandschaft mit Grünlandnutzung 
bei Delfshausen  
Diese Einheit ist um die Ortschaft Delfshausen herum gelegen. Sie ist ähnlich struk-
turiert wie die Landschaftsbildeinheit Nr. 4. Die Flächen werden ebenfalls von Grün-
landnutzung geprägt, die teilweise durch Gehölzstrukturen gegliedert werden. Birken-
reihen begleiten häufig die auf Dämmen etwas höher liegenden Straßen. 
 

 
Abb. 9: Weidenutzung. 

Ackerflächen finden sich nur selten, wodurch die Landschaft naturnähere Strukturen 
aufweist. Kennzeichnend sind die meist in einiger Entfernung von der Straße liegen-
den Einzelgehöfte mit Hofgehölzen und die hofnahen Weideflächen. Durch die be-
schriebenen Strukturen und Nutzungen erhält die Landschaftseinheit eine besondere 



Gemeinde Rastede – Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 
„Windenergie Lehmdermoor"   51 

 
 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

Eigenart und Vielfalt, wodurch sie eine „hohe Bedeutung“ für das Landschaftsbild be-
sitzt.  
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 6 „Dorfgebiet Delfshausen“ 
Delfshausen ist ein typisches Moorkolonistendorf mit z.T. noch erhaltenen streifenför-
migen Flurformen. Eine prägende Birkenallee und z.T. ältere, tlw. auch reetgedeckt 
Wohnhäuser sowie Feldscheunen verleihen dem Dorf eine besondere Eigenart.  

 
Abb. 10: Birkenallee in Delfshausen. 

Durch Freiflächen zwischen den einzelnen Häusern sowie ansprechend gestaltete, 
vielseitige Gärten, bewahrt sich das Dorf z. T. einen ursprünglichen, fast historisch 
anmutenden Charakter. Der hohe Strukturreichtum verleiht dem Dorf eine besondere 
Schönheit und Eigenart. Aufgrund dessen wird diese Landschaftseinheit mit einer 
„hohen Bedeutung“ für das Landschaftsbild eingestuft. 
 
Landschaftsbildeinheit Nr. 7 „Niederungsbereich der Südbäke, Rasteder Bäke 
und Jade“ 
Diese Landschaftsbildeinheit befindet sich zum großen Teil im Zentrum des Untersu-
chungsraumes. Der Niederungsbereich ist gekennzeichnet durch einen noch relativ 
naturnah mäandrierenden Verlauf der genannten Bäche und Bäken. Teilweise wer-
den die Ufer von Gehölzen sowie naturraumtypischen Schilf- und Schwertlilienbe-
ständen begleitet. Die so vorhandene besondere Eigenart und Schönheit der Land-
schaftsbildeinheit führt zu der Einstufung und Bewertung mit einer „hohen Bedeutung“ 
für das Landschaftsbild. 
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Abb. 11: Blick auf die Südbäke. 

 
Landschaftsbildeinheit Nr. 8 „Kultivierte Moorlandschaft mit Grünlandnutzung 
in Südbollenhagen und an der Jaderlangstraße“ 
Diese Landschaftsbildeinheit liegt sich an der östlichen Grenze des Untersuchungs-
raumes. Das Landschaftsbild ist durch Grünland geprägt, Gehölze sind in einem ge-
ringen Umfang vorhanden. Größere, das Landschaftsbild belebende Gehölzbestände 
finden sich lediglich im Bereich der Bebauung. Nordwestlich ist der Übergang zur of-
fenen Marsch deutlich durch die Abnahme der Gehölzvorkommen erkennbar. Die ver-
bleibenden Flächen besitzen aufgrund der Strukturen und Nutzungen eine „mittlere 
Bedeutung“ für das Landschaftsbild.  
 

 
Abb. 12: Grünland in Südbollenhagen. 
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Landschaftsbildeinheit Nr. 9 „Westlich Lehmdermoor“ 
Diese Landschaftsbildeinheit findet sich im Westen des Betrachtungsraumes und be-
steht überwiegend aus intensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen (Acker und 
Grünland). Die Weiträumigkeit wird hier und da durch einige Gehölzreihen unterbro-
chen. Aufgrund der beschriebenen Nutzungen und Strukturen wird diese Land-
schaftsbildeinheit mit „mittlerer Bedeutung“ für das Landschaftsbild bewertet. 
 
Randlich grenzt diese Landschaftsbildeinheit an den durch die vorhandenen Wind-
energieanlagen des Windparks Liethe erheblich vorbelasteten Raum, der methodisch 
bedingt mit einer „sehr geringen Bedeutung“ für das Landschaftsbild bewertet wird. 
 

 
Abb. 13: Blick auf Maisacker (außerhalb des Untersuchungsraumes. 

 
Für alle Windenergieanlagen gilt grundsätzlich, dass sie das Landschaftsbild erheb-
lich verändern. Die Masten sowie ihre Rotoren sind, insbesondere in Landschaften 
wie der hier beschriebenen relativ ebenen Landschaft, bereits aus großer Distanz zu 
erkennen. Insgesamt ist von erheblichen negativen Umweltauswirkungen auf das 
Landschaftsbild durch die Errichtung von WEA auszugehen. 

3.9 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
Innerhalb des Plangebietes und in dessen Umgebung sind keine besonderen kultu-
rellen Sachgüter wie Bodendenkmale oder archäologische Denkmale und ähnliche 
kulturhistorische Elemente oder Baudenkmale bekannt, die durch die Windenergie 
beeinträchtigt werden könnten. Das nächste im Flächennutzungsplan verzeichnete 
Baudenkmal befindet sich in 2,3 km Entfernung südwestlich des Plangebietes an der 
Ecke Weißenmoorstraße - Südbäkerweg. Dieses ist jedoch ohne besondere Größe 
oder Fernwirkung und besitzt keine Sichtachsen in die Umgebung. Von einer Beein-
trächtigung durch die Windräder ist nicht auszugehen, zumal der Bereich von hohen 
Bäumen geprägt ist, die keinen weiten Blick in die Landschaft oder die Wahrnehmung 
des Baudenkmals aus der Entfernung ermöglichen. Auch die Trinitatiskirche in Jade-
raltendeich liegt mit knapp 5 km weit genug entfernt, um durch die Planung nicht mehr 
in beeinträchtigender Weise betroffen zu sein. In dieser Entfernung ist die Wahrnehm-
barkeit des Windparks am Horizont bereits stark abgemildert. Weitere Bau- oder Bo-
dendenkmale, die durch die Planung tangiert werden könnten, sind nicht bekannt.  
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Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege zu beachten. Folglich wird nachrichtlich auf die 
Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Bodenfunden im Zuge von Bauausfüh-
rungen mit folgendem Text hingewiesen: „Sollten bei den geplanten Bau- und Erdar-
beiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäß-
scherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen 
u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind 
diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig 
und müssen dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – Stützpunkt 
Oldenburg – Archäologische Denkmalpflege oder der unteren Denkmalschutzbe-
hörde des Landkreises unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig sind der Finder, 
der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach 
§ 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unver-
ändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmal-
schutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.“ 
 
Unter Berücksichtigung der o.g. Vermeidungsmaßnahme ist von keinen erheblichen 
negativen Auswirkungen, auch nicht durch die kumulierenden Vorhaben, auf das 
Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter auszugehen. 

3.10 Wechselwirkungen  
Die Schutzgüter beeinflussen sich in einem Ökosystem gegenseitig, so dass die 
Wechselwirkungen der einzelnen Schutzgüter untereinander bei der Betrachtung der 
umweltrelevanten Auswirkungen von Bedeutung sind.  
 
In den geplanten Bauflächen führt die vorgesehene Überbauung von Boden zwangs-
läufig zu einem Verlust der Funktionen dieser Böden, wozu auch die Speicherung von 
Niederschlagswasser zählt. Hierdurch erhöht sich der Oberflächenwasserabfluss, 
während die Versickerung unterbunden wird. Aufgrund des relativ geringen Umfangs 
der zu versiegelnden Flächen sowie der Minimierungsmaßnahme der Versickerung 
des anfallenden Niederschlagswassers im Geltungsbereich sind hier keine erhebli-
chen negativen Auswirkungen durch sich negativ verstärkende Wechselwirkungen zu 
erwarten. Durch die Planung wird außerdem der Grundwasserstand im Gebiet nicht 
dauerhaft verändert. Kurzzeitige lokale Grundwasserabsenkungen während der Bau-
phase wirken sich nicht negativ auf die umliegende Vegetation aus, da diese durch 
die intensive landwirtschaftliche Nutzung geprägt ist und keine schützenswerten bzw. 
gegenüber einer zeitlich begrenzten Grundwasserabsenkung empfindlich reagie-
rende Pflanzenbestände und Biotope im Gebiet bzw. der näheren Umgebung vorhan-
den sind.  
 
Weiterhin bringt die Überbauung von Boden negative Auswirkungen auf Pflanzen und 
Tiere mit sich, da Lebensräume zerstört werden. Da dieser Verlust relativ kleinflächig 
ist, die landwirtschaftliche Nutzung bereits heute das Lebensraumpotenzial im Gebiet 
für empfindliche Arten einschränkt und im Rahmen der Planung keine dauerhaften 
bzw. regelmäßig genutzten Lebensstätten von Tieren (z.B. Greifvogelhorste und Fle-
dermausquartiere) überplant werden, ist auch hier von keinen erheblichen sich ver-
stärkenden Auswirkungen auszugehen, die durch eine Verlagerung bzw. Verringe-
rung von Tierpopulationen durch Beseitigung der Vegetation (Lebensstätten) ausge-
hen könnten.  
 
Insgesamt ist von keinen erheblichen sich verstärkenden Wechselwirkungen auszu-
gehen.  
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3.11 Kumulierende Wirkungen 

Neben der hier vorliegenden Bauleitplanung befindet sich ein geplanter Windpark im 
Bereich Barghorn in der Gemeinde Ovelgönne derzeit im Genehmigungsverfahren. 
Darüber hinaus befindet sich der Windpark "Bollenhagen" der Gemeinde Jade in ca. 
3,6 km Entfernung im Nordosten und der vorhandene Windpark Liethe in Rastede 
liegt ca. 3,4 km entfernt im Südwesten. Die hinsichtlich des Landschaftsbildes näher 
zu betrachtenden Einwirkungsbereiche der Windparks Bollenhagen und Barghorn 
(Radius der 15-fache Anlagenhöhe) überlagern sich zum Teil mit dem Einwirkungs-
bereich der Planfläche (s. Plan 2). Darüber hinaus verläuft die Trasse der geplanten 
Autobahn A 20 in nur 250 m Entfernung südlich des Geltungsbereiches der vorliegen-
den Bauleitplanung in Ost-West-Richtung. Der 2. Planungsabschnitt der A 20 zwi-
schen der A 29 bei Jaderberg und der B 437 bei Schwei befindet sich in der Planungs-
phase, das Planfeststellungsverfahren wurde am 01. Dezember 2017 eingeleitet. Mit 
der landesplanerischen Feststellung vom 29. Januar 2009 ist das Raumordnungsver-
fahren abgeschlossen und die Trassenführung festgelegt worden.  
 

Abb. 14: Kumulierende Planungen (unmaßstäblich).  

Diese angrenzenden Planungen werden als kumulierende Vorhaben im Umweltbe-
richt zur Bauleitplanung "Windenergie Lehmdermoor" berücksichtigt. Sie befinden 
sich innerhalb eines Radius von ca. 5 km um die Planfläche. 

  

Windpark Bol-
lenhagen 

Windpark Barghorn 
Geplante A 20 

Planfläche  

Windparkerweiterung 
Windpark Liethe 
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Tab. 7: Darstellung und Einschätzung möglicher kumulierender Wirkungen 

Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 

Mensch   

Erholung Die Landschaft weist keine besonders ausge-
prägte oder ausgewiesene Erholungsfunktion im 
Vergleich zu umliegenden Landschaften auf, zu-
mal diese auch durch die Autobahn A29 bereits 
stark eingeschränkt und belastet ist. Eine Erho-
lungsnutzung ist grundsätzlich auch weiterhin 
möglich, wobei dies auch vom Empfinden des ein-
zelnen Erholungssuchenden abhängt, ob er die 
WEA und deren Geräusche, die im Nahbereich zu 
hören sein werden, als störend empfindet. Für die 
Menschen aus den umliegenden Ortschaften ver-
kleinert sich der Bereich der durch WEA unbeein-
trächtigten Landschaft im Nahbereich. Die Auswir-
kungen werden angesichts der Autobahn jedoch 
als weniger erheblich eingestuft. 
Es wird auch auf die Ausführungen weiter unten 
bei "Landschaft" verwiesen. 

weniger erheblich 

Gesundheit - 
Lärm 

Die Richtwerte gem. TA-Lärm durch den Betrieb 
der WEA dürfen an den Immissionspunkte (umlie-
gende Wohnbebauung) nicht überschritten wer-
den. Die WEA sind daher so zu und nötigenfalls 
gedrosselt zu betreiben, dass die Richtwerte je-
derzeit eingehalten werden.  
Die weiteren geplanten Windparks in Ovelgönne 
und Jade sind so weit entfernt, dass sie sich akus-
tisch nicht auf das Plangebiet und dessen Umge-
bung auswirken.  
Mit dem Bau der Autobahn wird das Gebiet zu-
künftig von erhöhtem Verkehrslärm betroffen sein, 
wobei die akustischen Beeinträchtigung durch die 
Autobahn die Wahrnehmung der Windenergiean-
lagen bzw. deren evtl. als störend empfundene 
Wirkung voraussichtlich deutlich überlagern wird. 
Da Geräusche bzw. Schall sich nicht aufaddieren, 
sondern in der Wahrnehmung gegenseitig überla-
gern, treten hier keine kumulierenden Wirkungen 
auf. 

nicht erheblich  

Gesundheit - 
Schattenwurf 

Es treten in Bezug auf Schattenwurf keine kumu-
lierenden Wirkungen durch die Planungen auf, da 
die weiteren Projekte einen ausreichend großen 
Abstand zum Plangebiet aufweisen. 

nicht erheblich 

Pflanzen Da Pflanzen auf ihren Wuchsort festgelegt sind 
und den Windparkvorhaben keine Änderungen 
des Grundwasserstandes vorgenommen werden, 
sind jeweils die unmittelbar überplanten Standorte 
betroffen. Durch die Planung des Windparks wer-
den keine seltenen und besonders schützenswer-
ten Pflanzenbestände überplant, deren Reduktion 
im Zusammenwirken mit kumulierenden Vorhaben 
kritisch für den Bestand der Populationen sein 
könnte. 

nicht erheblich 
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Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 

Tiere Es sind keine kumulierenden Wirkungen in Bezug 
auf die Brut- und Rastvögel ersichtlich, da sich im 
Einflussbereich der Windparks keine essentiellen 
Nahrungs- oder Rastflächen sowie Flug- und Zug-
routen befinden.   

nicht erheblich 

 Die Betroffenheiten der Fledermäuse sind auf-
grund der erfassten Jagdräume sowie der Zugzei-
ten bereits durch die Einzelvorhaben als erheblich 
einzustufen. 

nicht erheblich bei 
Vermeidungs-
maßnahmen 

Biologische 
Vielfalt 

Keine kumulierenden Auswirkungen auf die biolo-
gische Vielfalt bei Umsetzung des Vorhabens er-
sichtlich. 

nicht erheblich 

Boden Durch die relativ kleinflächigen Bodenversiegelun-
gen sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
durch kumulierende Vorhaben zu erwarten. 

nicht erheblich 

Wasser Da mit den Windparkvorhaben keine Änderungen 
des Grundwasserstandes (mit Ausnahme evtl. 
kurzzeitiger Wasserhaltungsmaßnahmen während 
der Bauphase) erfolgen und vorhandene Gräben 
grundsätzlich in ihrer wasserführenden Funktion 
nicht beeinträchtigt werden, sind keine Auswirkun-
gen auf das Schutzgut durch kumulierende Vorha-
ben zu erwarten. 

nicht erheblich 

Luft Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Luft zu erwarten, da WEA keine Schadstoffe oder 
sonstige Stoffe emittieren. 

keine erheblich 

Klima Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Klima zu erwarten. Mögliche klimatische bzw. lo-
kalklimatische Veränderungen durch den geplan-
ten Autobahnbau werden durch die WEA nicht be-
einflusst. 

nicht erheblich 

Landschaft Die kumulierenden Windparkvorhaben befinden 
sich in 3,6 (Bollenhagen) bzw. 2,2 km 
(Ovelgönne) Entfernung vom Plangebiet. Die Ein-
wirkungsbereiche auf das Landschaftsbild über-
schneiden sich randlich. Durch die Planungen 
werden an mehreren Stellen am Horizont die 
WEA der Windparks in Zukunft zu sehen sein. 
Durch die Entfernung der Windparks untereinan-
der entsteht hier jedoch keine übermäßig domi-
nante und stark beeinträchtigende Wirkung durch 
die Summe mehrerer Windparks auf den Land-
schaftsbetrachter. Die vom jeweiligen Standort je-
weils weiter weg liegenden Parks sind wesentlich 
weniger stark wahrnehmbar. Es verbleibt ausrei-
chend viel Horizontlinie, die nicht durch WEA ge-
prägt ist und durch die gruppenweise Arrondie-
rung der einzelnen WEAs in Parks mit deutlichem 
Landschaftsraum dazwischen fügen sie sich in ein 
für Norddeutschland mittlerweile als typisch emp-
fundenes Landschaftsbild ein. 
Auch die Kombination von Autobahn (A 20) und 
nahegelegener Windparkfläche stellt keine ein ge-
wisses Maß an Beeinträchtigung überschreitende 

weniger erheblich 
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Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 
Auswirkung auf das Landschaftsbild dar, was in 
dem unterschiedlichen Charakter der Bauvorha-
ben und ihrem Bezogen auf den Landschaftsraum 
jeweils (visuell) verhältnismäßig geringen Flä-
chenbedarf begründet ist. Während die Autobahn 
vorwiegend aufgrund von Verkehrslärm auf das 
Landschaftsbild negativ wirkt, tritt bei WEA die vi-
suelle Beeinträchtigung (deren Empfinden subjek-
tiv und durchaus unterschiedlich zu sehen ist) in 
den Vordergrund. Beide Wirkungen addieren sich 
nicht zwangsläufig auf. Es findet eine deutliche, 
optische Veränderung der Landschaft statt (Auto-
bahndamm, voraussichtlich zukünftig begrünt und 
WEA), die durch die Kombination der Vorhaben 
nicht zwangsläufig anders oder negativer zu be-
werten wäre, als wenn nur eines der Vorhaben 
verwirklicht würde. 

Kultur- und 
Sachgüter 

Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Kultur- und Sachgüter zu erwarten, da im Betrach-
tungsraum keine besonderen Baudenkmale oder 
in sonstiger Weise bemerkenswerte Bauten und 
andere kulturhistorische Sachgüter vorhanden 
sind, deren Ansicht durch mehrere Windparks o-
der die Kombination von Windpark und Auto-
bahntrasse verstärkt beeinträchtigt würde. 

nicht erheblich 

3.12 Zusammengefasste Umweltauswirkungen  
Folgende Tabelle gibt einen Überblick zu den zurzeit zu erwartenden Betroffenheiten 
der verschiedenen Schutzgüter auf Basis der Festsetzungen des Bebauungsplanes.  
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Tab. 8: Zu erwartende Umweltauswirkungen  

Schutzgut Beurteilung der Umweltauswirkungen Erheblichkeit 
Mensch Keine erheblichen Auswirkungen in Bezug auf Schall / 

Schatten 
Weniger erhebliche negative Auswirkungen auf die Er-
holungsnutzung ( 

• 

Pflanzen Verlust von Pflanzen/Pflanzenlebensräumen •• 
Tiere erhebliche negative Auswirkungen auf Rastvögel und 

Fledermäuse 
•• 

Boden erhebliche negativen Auswirkungen •• 
Wasser erhebliche negative Auswirkungen •• 

Klima und Luft keine erheblichen negativen Auswirkungen - 
Landschaft  erhebliche Beeinträchtigungen durch Vergrößerung des 

landschaftsästhetisch beeinträchtigten Bereichs  
•• 

Kultur- und 
sonstige Sach-

güter 

keine erheblichen negativen Auswirkungen - 

Wechselwir-
kungen 

keine erheblichen sich verstärkenden Wechselwirkun-
gen zwischen den einzelnen Schutzgütern 

- 

Erläuterungen:  
Bewertungsmatrix: ••• sehr erheblich / •• erheblich / • weniger erheblich / nicht erheblich. Kom-
pensationspflichtig werden lediglich Eingriffe, die entweder sehr erheblich oder erheblich sind. 

4.0 ENTWICKLUNGSPROGNOSE DES UMWELTZUSTANDES  

4.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Planungsdurchführung 

Bei der Umsetzung des Planvorhabens ist mit den in Kap. 3.0 genannten Umweltaus-
wirkungen zu rechnen.  
 
Es wird durch die Realisierung der Bauleitplanung "Windenergie Lehmdermoor" die 
Errichtung von zwei Windenergieanlage im Planungsraum ermöglicht, die über neu 
anzulegende (Schotter-) Wege im Bereich bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen 
zu erschließen sind. Die übrigen Flächen im Planungsraum werden weiterhin über-
wiegend landwirtschaftlich als Grünland genutzt. 
 
Im Zuge der Realisierung der Planung können auf der Grundlage von Vermeidungs-, 
Minimierungsmaßnahmen die erheblichen negativen Auswirkungen auf die Schutz-
güter Pflanzen, Tiere, Landschaft und Mensch tlw. vermieden und minimiert werden. 
Erforderliche Kompensationsmaßnahmen für verbleibende Beeinträchtigungen wer-
den in Kapitel 5.30 dargestellt 

4.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung – Nullvari-
ante 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die derzeit bestehenden Nutzungen im 
Plangebiet wahrscheinlich unverändert erhalten. Die Flächen werden weiterhin land-
wirtschaftlich als Grünland genutzt. Die umgebenden Flächen würden weiterhin vor-
wiegend als Grünland genutzt werden.  
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Das Landschaftsbild und die Nutzungen werden sich zumindest bis zur Umsetzung 
des geplanten Baus der Autobahn A 20 im Nahbereich der Planfläche nicht verän-
dern. Spätestens mit Baubeginn der Autobahn werden das Landschaftsbild und der 
Landschaftsraum südlich des Plangebietes auch in Hinblick auf die übrigen Schutz-
güter jedoch deutlich verändert.  

5.0 VERMEIDUNG, MINIMIERUNG UND KOMPENSATION NACHTEILIGER 
UMWELTAUSWIRKUNGEN 
Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen durch 
Maßnahmen des Naturhaushaltes und der Landschaftspflege auszugleichen (Aus-
gleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Ausgeglichen ist eine 
Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaus-
haltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild land-
schaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchti-
gung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes in dem, 
betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschafts-
bild landschaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 15 (1) und (2) BNatSchG). 
 
Obwohl durch die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes selbst nicht 
in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild eingegriffen werden kann, sondern nur 
durch dessen Realisierung, ist die Eingriffsregelung dennoch von Bedeutung, da nur 
bei ihrer Beachtung eine ordnungsgemäße Abwägung aller öffentlichen und privaten 
Belange möglich ist. 
 
Das geplante Vorhaben wird unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft auslösen. Diese sind aber bereits durch die Standortwahl im Vorfeld möglichst 
minimiert worden, da diese Fläche zu einer Konzentration von Windenergieanlagen 
in einem Raum führt, der für Natur und Landschaft nicht von erhöhter Bedeutung ist. 
Auch der Bau der A 20 unmittelbar südlich des Geltungsbereiches ist raumordnerisch 
bereits festgelegt. Somit befindet sich der Windpark in einem Raum, der zukünftig 
nicht von Beeinträchtigung frei bleiben wird. Die einzelnen Vermeidungs-/Minimie-
rungsmaßnahmen für die Schutzgüter werden im Folgenden dargestellt. Einige der 
genannten Maßnahmen sind aufgrund gesetzlicher Bestimmungen ohnehin durchzu-
führen (z.B. Schallschutz) und sind somit keine Vermeidungs- und Minimierungsmaß-
nahmen im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Sie werden vollstän-
digkeitshalber und zum besseren Verständnis jedoch mit aufgeführt.  

5.1 Vermeidung / Minimierung 

Grundlegende Vermeidungsmaßnahme ist die Auswahl des Standortes, die nach ei-
ner Abwägung auf der Grundlage der Standortpotenzialstudie der Gemeinde Rastede 
2016 erfolgt ist (s. Kap. 2.4). Damit wurde der Standort ausgewählt, der die beste 
Ausnutzung der Fläche (Ertrag) und gleichzeitig geringe Auswirkungen auf Natur und 
Landschaft erwarten lässt.  

5.1.1 Schutzgut Mensch  
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch zu verringern, werden folgende, Maß-
nahmen zur Vermeidung festgesetzt bzw. sind als örtliche Bauvorschriften oder Hin-
weise in der Planzeichnung enthalten: 

 Die innerhalb des sonstigen Sondergebietes (SO-WEA 1-2) zulässigen Wind-
energieanlagen sind als besondere Vorkehrung zum Schutz gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundes - Immissionsschutzgesetzes gem. § 9 (1) 
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Nr. 24 BauGB hinsichtlich des Schallleistungspegel so zu betreiben, dass die 
Immissionsrichtwerte gem. TA-Lärm eingehalten werden. 

 Die Windenergieanlagen müssen mit einem runden Trägerturm, der sich nach 
oben verjüngt, errichtet werden. 

 Die einzelnen Bauteile der Windenergieanlagen (WEA) sind in einem mattier-
ten, weißen bis hellgrauen Farbton anzulegen. 

 Die Außenfassaden von Umspannwerken und Nebenanlagen (Hochbauten 
wie z.B. erforderliche Kompaktstationen) sind mit einem dauerhaft mattierten 
hellgrauen oder schilfgrünen Anstrich zu versehen. 

 Innerhalb des Geltungsbereiches sind Werbeanlagen und Werbeflächen nicht 
zulässig. Ausgenommen ist die Eigenwerbung des Herstellers, bezogen auf 
den installierten Anlagentyp. Die Werbeaufschrift ist auf die Anlagengondel zu 
beschränken. Lichtwerbung oder die Beleuchtung der Werbeschrift ist unzu-
lässig. 

 Beleuchtungskörper an baulichen Anlagen und als eigenständige Außen-
leuchten sind nicht zulässig. Ausgenommen ist die notwendige Beleuchtung 
für Wartungsarbeiten sowie Kennzeichnungen gemäß Luftverkehrsgesetz. 

 Die innerhalb der sonstigen Sondergebiete (SO-WEA 01-03) zulässigen 
Windenergieanlagen sind mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten, 
sofern die Schattenwurfzeiten an den relevanten Immissionsorten überschrit-
ten werden. Die zum Zeitpunkt der Planaufstellung vertretbaren Schattenwurf-
zeiten betragen 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden je Jahr. 

 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zu 
berücksichtigen: 

 Eine Genehmigung der zuständigen Luftfahrtbehörde vorausgesetzt, ver-
pflichtet sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag gegenüber der Ge-
meinde, dass eine bedarfsgerechte Nachtbefeuerung zum Einsatz kommt 

5.1.2 Schutzgut Pflanzen 
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und -minimie-
rung Rechnung und werden daher verbindlich festgesetzt: 

 Die erforderlichen Zuwegungen werden zu 100 % in Schotterbauweise wasser-
durchlässig befestigt. 

 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zu 
berücksichtigen: 

 Erhalt vorhandener Gehölzstrukturen: Während der Bauarbeiten ist darauf zu 
achten, dass vorhandenen Gehölze und Einzelbäume nicht mehr als notwendig 
beeinträchtigt werden (z. B. durch Baufahrzeuge). Zur Vermeidung von Schä-
den sind deshalb Schutzmaßnahmen gem. RAS-LP 4 und DIN 18920 vorzuse-
hen.  

 Sollten sich nach den durchgeführten Erfassungen zu den gefährdeten bzw. be-
sonders geschützten Pflanzen neue Wuchsstandorte ergeben haben, welche im 
Bereich von zu verrohrenden Grabenabschnitten liegen, so sind die Pflanzen 
über eine ökologische Baubegleitung an unbeeinträchtigte Standorte umzusie-
deln. 
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5.1.3 Schutzgut Tiere  
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und  
–minimierung Rechnung und werden daher verbindlich festgesetzt: 

 Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft gem. 9 (1) Nr. 20 BauGB ist die Baufeldräumung/Baufeldfrei-
machung (ausgenommen Gehölzentfernungen) zur Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände gem. § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) außerhalb der Zeit zwischen dem 1. März und dem 15. Juli durch-
zuführen. Eine Baufeldräumung/Baufeldfreimachung ist ausnahmsweise in der 
Zeit zwischen dem 1. März und dem 15. Juli zulässig, wenn durch eine ökologi-
sche Baubegleitung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausgeschlos-
sen wenn können.  

 Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft gem. 9 (1) Nr. 20 BauGB sind Baumfäll- und Rodungsarbeiten 
zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gem. § 44 (1) 
BNatSchG außerhalb der Zeit zwischen dem 1. März und dem 30.September 
durchzuführen. Unmittelbar vor den Fällarbeiten sind die Bäume oder bei Abriss- 
und Sanierungsmaßnahmen die Gebäude durch eine sachkundige Person auf 
die Bedeutung für höhlenbewohnende Vogelarten sowie auf das Fledermaus-
vorkommen zu überprüfen. Sind Individuen/Quartiere vorhanden, so sind die 
Arbeiten umgehend einzustellen und das weitere Vorgehen ist mit der unteren 
Naturschutzbehörde abzustimmen.  

 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zu 
berücksichtigen: 

 Beleuchtungen sind abgesehen von Beleuchtung zu Wartungsarbeiten und der 
vorgeschriebenen Nachtbefeuerung nicht zulässig. 

 Die Gondeln der Windenergieanlagen sollten möglichst wenige Öffnungen auf-
weisen, durch die z. B. Fledermäuse ins Innere gelangen könnten. 

Vermeidungs-/Minimierungsmaßnahmen Fledermäuse 
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und -minimie-
rung Rechnung und sind daher verbindlich vorzusehen: 

 Abschaltung der WEA in Zeiten erhöhter Fledermausaktivität und Kollisionsge-
fahr bei jeweils Temperaturen über 10 °C (Umgebungstemperatur) und bei 
Windgeschwindigkeiten unter 7,5 m/s nach folgendem Algorithmus:  

 WEA 1: vom 21.07. bis 20.09., ganznächtig, 
 WEA 2: vom 01.05. bis 20.09, ganznächtig. 

Da die vorgeschlagenen Abschaltzeiten das Vorsorgeprinzip berücksichtigen sowie 
eine gewisse Prognoseunsicherheit beinhalten, sollte dem Antragsteller die Möglich-
keit gegeben werden, die Erweiterung der zulässigen Betriebszeiträume mit Hilfe ei-
nes Monitorings zu prüfen. Es wird ein nachfolgendes zweijähriges akustisches Gon-
delmonitoring gemäß Nds. Windenergieerlass empfohlen, mit dem geprüft werden 
kann, wie hoch das Schlagrisiko tatsächlich ist. Die oben genannten Abschaltzeiten 
sind grobe Vorgaben, um dem Artenschutz Rechnung zu tragen. Sie sind im Geneh-
migungsbescheid nach BImSchG verbindlich zu bestimmen. 
Während der ggf. beauflagten Phasen einer vorsorglichen Abschaltung, können die 
WEA generell ab einer Windgeschwindigkeit von 7,5 m (in Gondelhöhe gemessen) 
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wieder in Betrieb gehen, da bei Windgeschwindigkeiten über 7,5 m/s nur noch ein 
geringes Risiko von Fledermausschlag besteht.  
 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
zu berücksichtigen: 

 Keine Anlage von attraktiven Jagdgebieten für Fledermäuse im (Nah )Bereich 
der WEA (z. B. Entwicklung zu Ruderalflächen nach eingestellter landwirtschaft-
licher Flächennutzung). 

5.1.4 Schutzgut Boden  
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und –minimie-
rung Rechnung und werden daher verbindlich festgesetzt: 

 Die erforderlichen Zuwegungen werden zu 100 % in Schotterbauweise wasser-
durchlässig befestigt. 

 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zu 
berücksichtigen: 

 Zur Erschließung der Windenergieanlagen werden nach Möglichkeit vorhan-
dene befestigte Wege genutzt. 

 Im Bereich der Zuwegungen wird der vorhandene Boden nicht ausgetauscht, 
sondern ein Paket von Geotextilien und Schotter-Sand- Gemische aufgebracht. 
Die Aufbaumaterialien werden hinsichtlich ihrer Eignung (LAGA-Richtlinie) über-
prüft. Nach Rückbau der Zuwegungen sind die natürlichen Bodenfunktionen 
wiederherstellbar. 

 Der Schutz des Oberbodens (§ 202 BauGB) sowie bei Erdarbeiten die ATV DIN 
18300 bzw. 18320 und DIN 18915 werden beachtet. 

 Während der Bauarbeiten sollte eine bodenkundliche Baubegleitung durchge-
führt werden, deren grundsätzliches Ziel die Vermeidung und Minimierung mög-
licher Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen im Zuge der Bau-
maßnahmen ist. 

5.1.5 Schutzgut Wasser 
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu verringern, werden folgende Maß-
nahmen zur Vermeidung durchgeführt und festgesetzt: 

 Die erforderlichen Zuwegungen werden zu 100 % in Schotterbau-
weise wasserdurchlässig befestigt. 

 
Weitere Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind: 

 Das anfallende Niederschlagswasser wird innerhalb des Plangebietes versi-
ckert bzw. verbleibt im Gebiet ( Gräben). 

 Der Flächenverbrauch wird auf das Mindestmaß reduziert. 

 Erforderliche Wasserhaltungsmaßnahmen sind zeitlich und örtlich begrenzt.   
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5.1.6 Schutzgut Klima / Luft 
Es sind keine erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten, folglich sind auch 
keine Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahmen notwendig oder vorgesehen. 
Durch Maßnahmen zum Ausgleich von Beeinträchtigungen anderer Schutzgüter kön-
nen allerdings zusätzlich positive Wirkungen auf die Schutzgüter Klima und Luft er-
reicht werden. 

5.1.7 Schutzgut Landschaft 
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft zu verringern, werden folgende 
Maßnahmen zur Vermeidung durchgeführt: 
 
 Es werden gedeckte, nicht reflektierende Farben für die Windenergieanlagen 

verwendet. 

 Werbeanlagen und Werbeflächen sind (abgesehen vom Anlagentyp an der 
Gondel) nicht zulässig. 

 Beleuchtungen sind abgesehen von Beleuchtung zu Wartungsarbeiten und der 
vorgeschriebenen Nachtbefeuerung nicht zulässig. 

 Es werden Anlagen eines Anlagentyps (u. a. gleiche Drehrichtung und -ge-
schwindigkeit) verwendet werden. 

5.1.8 Schutzgut Kultur und Sachgüter 
Es sind keine erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten, folglich sind auch 
keine weiteren Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahmen notwendig. 

5.2 Eingriffsbilanzierung und Kompensation  

5.2.1 Bilanzierung Biotoptypen  
Entsprechend der §§ 14 und 15 (Eingriffsregelung) des BNatSchG muss ein unver-
meidbarer zulässiger Eingriff in die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und das 
Landschaftsbild durch geeignete Maßnahmen kompensiert werden. 
 
Zur Ermittlung des Eingriffes in Natur und Landschaft wird das Bilanzierungsmodell 
des Niedersächsischen Städtetages von 2013 (Arbeitshilfe zur Ermittlung von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung) angewandt. In diesem Modell 
wird jeweils der Eingriffsflächenwert vor und nach Realisierung der Planung ermittelt 
und gegenübergestellt. Zur Berechnung des Eingriffsflächenwertes werden zunächst 
Wertfaktoren für die vorhandenen Biotoptypen vergeben und mit der Größe der Flä-
che multipliziert. Analog werden die Wertfaktoren der Biotoptypen der Planungsfläche 
mit der Flächengröße multipliziert und anschließend wird die Differenz der beiden 
Werte gebildet.  
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   a) Flächenwert des Ist-Zustandes: 
 

Größe der Eingriffsfläche in m² x 
Wertfaktor des vorhandenen Bio-
toptyps  
 

   b) Flächenwert des Planungszustandes: Größe der Planungsfläche in m² x 
Wertfaktor des geplanten Biotoptyps  
 

c
) 

 

c)    Flächenwert des Planungszustandes 
    -  Flächenwert des Ist-Zustandes 
=     Flächenwert des Eingriffs (Maß für die Beeinträchtigung) 

 
 
Mit Hilfe dieses Wertes wird die Bilanzierung von Eingriff und Kompensation ermög-
licht. 
 

Tab. 9: Berechnung des Flächenwertes des Eingriffs: 

IST-Zustand Planung 
Biotoptyp Fläche Wert- Flächen- Biotoptyp Fläche Wert- Flächen- 

(m²) faktor wert (m²) faktor wert 
FGRu+NRS+ 

112 5 561 

FGR+NRS+ 

112 5 561 NRG NRG 
FGRu/NRS 374 5 1872 FGRu/NRS 0 5 0 

FGRu 3381 3 10142 FGRu 2492 3 7476 
FGRv 1347 3 4040 FGRv 1347 3 4040 
FGR+ 394 4 1575 FGR+ 394 4 1575 
FGR 465 3 1395 FGR 454 3 1363 

FGR/UHB 7 3 22 FGR/UHB 0 3 0 
HBA 204 3 611 HBA 0 3 0 

HBE*1 337 3 1011 HBE*1 206 3 617 
HBE*2 140 3 420 HBE*2 20 3 60 
HBE*3 130 3 390 HBE*3 110 3 330 

BE 120 3 360 BE 33 3 99 
HFM 514 3 1541 HFM 34 2 68 
HFMI 1655 3 4966 HFMI 1035 2 2070 
GIF 2104 2 4208 GIF 2104 2 4208 

GIFw 11781 2 23562 GIFw 11781 2 23562 
GIM 37842 2 75684 GIM 34541 2 69082 

GIMw 29521 2 59042 GIMw 26355 2 52710 
GIF / GIM 15665 2 31330 GIF / GIM 15665 2 31330 

OVW 2090 1 2090 OVW*4 9060 1 9060 
X (OVS) 1139 0 0 X (OVS) 179 0 0 

        X*5 3400 0 0 
        

     
Flächenwert Ist-Zustand: 224.823 Flächenwert Planung: 208.211 
 

*1 Baumreihen mit flächiger Ausdehnung 
*2 Einzelbäume mit > 0,3 m Stammdurchmesser werden mit 20 m2 Grundfläche berücksichtigt. Der 

Flächenwert wird nicht zur Grundfläche dazugezählt. 
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*3 Einzelbäume mit < 0,3 m Stammdurchmesser werden mit 10 m2 Grundfläche berücksichtigt. Der 
Flächenwert wird nicht zur Grundfläche dazugezählt. 

*4 Gemäß textlicher Festsetzung Nr. 4 sind die privaten Verkehrsflächen zu 100 % wasserdurch-
lässig zu versiegeln. Für die demzufolge geschotterten Bereiche wird die Wertstufe 1 angesetzt. 

*5 Vollständig versiegelte Fläche der ausgewiesenen Sondergebiete WEA 1 bis WEA 3 (Grundflä-
che GR ≤ 1.700 m²). Eine Überschreitung gemäß § 19 (4) BauNVO ist nicht zulässig. 

 
   Flächenwert Planung = 208.211 
-  Flächenwert Ist-Zustand =  224.823 
Flächenwert des Eingriffs =  - 16.611 
 

Für den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 ergibt sich somit ein Flächen-
wert von – 16.611 für den Eingriff in Natur und Landschaft, der kompensiert werden 
muss. Dies entspricht einer Flächengröße von ca.16.611 m² bei Aufwertung um einen 
Wertfaktor. 
 
Es werden bei der Bilanzierung die Flächen zu Grunde gelegt, die von der Planung 
unmittelbar betroffen sind und durch sie überplant werden.   

5.2.2 Tiere 

Rastvögel 
Es sind Störungs- und Vertreibungswirkungen für Blässgans und Kiebitz als Rastvo-
gel anzunehmen, die jeweils eine erhebliche Beeinträchtigung darstellen. Es wurde 
ein Kompensationsbedarf von 3,2 ha für die Blässgans und 1,0 ha für den Kiebitz 
ermittelt (vgl. Anlage 4). 

Brutvögel 
Im Rahmen der Bewertung der Umweltauswirkungen wurde ein erhöhtes Kollisions-
risiko für den Mäusebussard (vgl. Anlage 4) ermittelt. Nach aktuellem Wissensstand 
sollten zum Ausgleich von Verlusten durch Kollisionen sollten im Rahmen von Wind-
parkplanungen populationsstärkende Maßnahmen an anderer Stelle als Kompensa-
tion durchgeführt werden. Hierfür gibt es jedoch hinsichtlich des erforderlichen Um-
fangs keine konkreten fachlichen Empfehlungen. Die Dichte der Besiedlung einer 
Landschaft durch den Mäusebussard sowie der Bruterfolg der Art sind jedoch stark 
vom Nahrungsangebot abhängig. Insofern ist davon auszugehen, dass über eine Ver-
besserung des Nahrungsangebotes eine Stärkung der Mäusebussardpopulation und 
ein Ausgleich von Verlusten möglich sind. Im Rahmen der vorliegenden Planung wer-
den daher pro Mäusebussardbrutpaar 2 ha. Kompensationsfläche vorgesehen. Die 
Maßnahmen umfassen die Herrichtung von Extensivgrünland. Die Maßnahme dient 
der Verbesserung der Nahrungsverfügbarkeit über die Förderung der Population von 
Kleinsäugetieren (Mäusen), die auf den extensiv genutzten Flächen bessere Lebens-
bedingungen vorfinden, als auf den konventionell genutzten landwirtschaftlichen Flä-
chen.  
 
Gemäß den Ergebnissen der Brutvogelkartierungen überschneidet sich der Geltungs-
bereich in Teilbereichen mit zwei Mäusebussardrevieren. Aufgrund des Vorliegens 
von mindestens zwei nachweislich betroffenen Brutpaaren in einem Umkreis von 500 
m werden 4 ha Kompensationsfläche benötigt. Hierzu können die im Rahmen der 
Eingriffsregelung für andere Schutzgüter herzurichtenden Kompensationsflächen an-
gerechnet werden.  
 



Gemeinde Rastede – Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 
„Windenergie Lehmdermoor"   67 

 
 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

5.2.3 Boden 
Auf einer Fläche von ca. 9.410 m² erfolgt die Neuversiegelung bzw. Überbauung of-
fener Bodenbereiche. Bezogen auf das Schutzgut Boden stellt dies einen erheblichen 
Eingriff dar. Die Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden kann gem. dem Eingriffs-
modell nach dem NIEDERSÄCHSISCHEN STÄDTETAG (2013) zusammen zu den Wert-
verlusten für das Schutzgut Pflanzen ausgeglichen werden, da die Kompensations-
maßnahmen, welche eine Verbesserung der Biotoptypen mit sich bringen multifunk-
tional ebenfalls eine Verbesserung der Bodenfunktionen über bspw. eine Verringe-
rung von Nährstoffeinträgen oder Bodenbearbeitung mit sich bringen.  

5.2.4 Wasser 
Zur innereren Erschließung der Windenergieanlagen sind Verrohrungen von Gräben 
über Durchlässe erforderlich. Der für das Schutzgut Wasser erforderliche Ausgleich-
bedarf orientiert sich an der Länge der geplanten Verrohrungen im Bereich der Grä-
ben im Plangebiet und beläuft sich somit aufgrund der Breite der zu verrohrenden 
Gräben auf eine Fläche von ca. 4.592 m².  

5.2.5 Landschaftsbild 
Die Ermittlung des Umfanges von Kompensationsmaßnahmen für Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbildes gestaltet sich schwierig, da die Beurteilung einer ästheti-
schen Qualität sehr subjektiv ist und die Veränderung durch WEA sehr unterschied-
lich wahrgenommen wird. 
 
Der Ausgleich der erheblichen Beeinträchtigungen bzw. die Wiederherstellung des 
Landschaftsbildes scheidet bei WEA, angesichts der heutigen Bauhöhen, aufgrund 
der optischen Wirkungen in der Regel aus (NLT 2014). Daher sollte die Kompensation 
von Eingriffen durch WEA generell über die Ersatzzahlung gemäß § 15 Abs. 6 
Satz 1 BNatSchG erfolgen. Eine Regelung der Kompensation über Ersatzgeldzah-
lung auf der Ebene der Bauleitplanung ist jedoch gemäß BauGB nicht festgelegt und 
somit besteht hierfür auch keine Rechtsgrundlage.  
 
Um daher dennoch einen Flächenbedarf in Hektar für Ersatzmaßnahmen in Abhän-
gigkeit von der Bedeutung des Landschaftsbildes ermitteln zu können, wird in Anleh-
nung an die Methode von BREUER (2001) der Kompensationsbedarf analog zu der 
Flächengröße des erheblich beeinträchtigten Raumes festgelegt. Als erheblich beein-
trächtigter Raum wird der Umkreis der 15-fachen Anlagenhöhe um den Geltungsbe-
reich angesehen. 
 
Für die Ermittlung des Flächenbedarfs in Hektar für Ersatzmaßnahmen wird nach der 
in der nachfolgenden Tabelle (s. Tab. 10) dargestellten flächenanteiligen Berechnung 
vorgegangen. Die sichtverschatteten Bereiche werden von der erheblich beeinträch-
tigten Fläche entsprechend abgezogen. Hierbei wird die Fläche des erheblich beein-
trächtigten Raumes je nach Wertstufe (Bedeutung) und Anzahl der Windkraftanlagen 
mit einem errechneten Faktor multipliziert. Dabei werden folgende Faktoren nach 
BREUER (2001) angenommen: 
 

 sehr hohe Bedeutung für das Landschaftsbild: für 1 WKA = 0,4 % und für jede 
weitere WKA 0,12 % (für 2 WEA = 0,52 %), 

 hohe Bedeutung für das Landschaftsbild: für 1 WKA = 0,3 % und für jede wei-
tere WKA 0,09 % (für 2 WEA = 0,39 %), 

 mittlere Bedeutung für das Landschaftsbild: für 1 WKA = 0,2 % und für jede 
weitere WKA 0,06 % (für 2 WEA = 0,26%),, 
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 geringe Bedeutung für das Landschaftsbild: für 1 WKA = 0,1 % und für jede 
weitere WKA 0,03 % (für 2 WEA = 0,13%). 

 
Für die Bauleitplanung "Windenergie Lehmdermoor" werden zur Bilanzierung der Ein-
griffe in das Landschaftsbild zwei Windenergieanlagen zu Grunde gelegt. Die weite-
ren Windparkplanungen im unmittelbaren Umfeld (kumulierende Vorhaben) werden 
dabei nicht berücksichtigt, da es sich um getrennte Planverfahren handelt und nur 
vorhandene bzw. genehmigte WEA berücksichtigt werden können.  
 
Bestehende und geplante Windparks, die von dem Bebauungsplan unberührt bleiben, 
gehen als vorbelastete Bereiche von geringer Bedeutung in die Bewertung ein. Für 
den betroffenen vorbelasteten Raum wird ebenfalls die 15-fache Anlagenhöhe ange-
nommen.  
 
Tab. 10: Ermittlung des Flächenbedarfs in Hektar für Ersatzmaßnahmen bei zwei Wind-
kraftanlagen (in Anlehnung an BREUER 2001) 

Bedeutung für das Landschaftsbild sehr hoch 

Fläche des erheblich beeinträchtigten Raumes in ha 43,01 

Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in % 0,52 % 

Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in ha 0,22 

Bedeutung für das Landschaftsbild hoch 

Fläche des erheblich beeinträchtigten Raumes in ha 1.123,22 

Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in % 0,39 % 

Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in ha 4,38 

Bedeutung für das Landschaftsbild mittel 

Fläche des erheblich beeinträchtigten Raumes in ha 347,07 

Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in % 0,26 % 

Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in ha 0,90 

Bedeutung für das Landschaftsbild gering 

Fläche des erheblich beeinträchtigten Raumes in ha 0 

Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in % 0,13 % 

Anteil der Fläche für Ersatzmaßnahmen in ha 0 
 
Die Kompensationsermittlung ergibt einen Kompensationsbedarf von ca. 5,75 ha. Die 
sichtverschatteten Bereiche wurden bei der Berechnung bereits abgezogen. 

5.2.6 Kompensationsbedarf insgesamt 
Im Folgenden wird der in den vorranggegangenen Kapiteln ermittelte Kompensati-
onsbedarf für die durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 verursachten 
erheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes zu-
sammengestellt (s. Tab. 11): 
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Tab. 11: Übersicht des Kompensationsbedarfes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Kompensation für das Schutzgut Landschaft kann über eine multifunktionale Wir-
kung zugleich als Maßnahme zur Kompensation der negativen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Pflanzen und Tiere, Boden und Wasser fungieren. Es sind somit insgesamt 
Kompensationsflächen mit einer Größenordnung von 5,75 ha bereit zu stellen. 

5.3 Kompensation 
Der Verursacher von Eingriffen ist zu verpflichten, unvermeidbare Beeinträchtigungen 
durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vorrangig auszu-
gleichen. Können beeinträchtigte Funktionen nicht oder nicht in angemessener Zeit 
wieder hergestellt werden (Ausgleichsmaßnahmen), sind diese in sonstiger Weise zu 
kompensieren (Ersatzmaßnahmen). In sonstiger Weise kompensiert ist eine Beein-
trächtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes 
in gleichwertiger Weise ersetzt und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu ge-
staltet ist (§ 15 (2) BNatSchG). Da Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen in 
das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften sowie Landschaft nicht im Plange-
biet selbst durchgeführt werden können, sind Ersatzmaßnahmen auf externen Flä-
chen vorzusehen. 
 
Obwohl durch den Bebauungsplan selbst nicht in den Naturhaushalt und das Land-
schaftsbild eingegriffen werden kann, sondern nur durch dessen Realisierung, ist die 
Eingriffsregelung dennoch von Belang, da nur bei ihrer Beachtung eine ordnungsge-
mäße Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange möglich ist. 

5.3.1 Ausgleichsmaßnahmen  
Innerhalb des Geltungsbereiches werden keine Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen. 

5.3.2 Ersatzmaßnahmen 
Als Kompensationsziel wird die Extensivierung von zuvor intensiv genutztem Grün-
land vorgesehen. Artenreiche Wiesen sind in intensiv bewirtschafteten Agrarland-
schaften selten geworden. Die in Wiesenflächen vorkommenden Pflanzen beleben 
das Landschaftsbild und sind als Lebensraum und Nahrungsbiotop für Flora und 
Fauna u. a. wegen der Seltenheit derartiger Strukturen von großer Bedeutung. Das 
Bodenleben profitiert durch die geringere Nutzung und den Verzicht auf Pestizide. 
Durch extensive Pflege können sich Blühhorizonte entwickeln und sich über einen 
längeren Zeitraum standortgerechte Artenzusammensetzungen einstellen. Die Vo-
raussetzung für eine optimale Entwicklung dieser Extensivwiese ist der Ausschluss 
jeglicher Nutzung mit Ausnahme der nachfolgend aufgeführten (s. Kap. Fehler! Ver-
weisquelle konnte nicht gefunden werden.) erforderlichen und gezielten Pflege-

Schutzgut Kompensationsbedarf 
Pflanzen –  
Biotoptypen  16.611 m² 

Tiere – Rastvögel  
Tiere - Brutvögel  

3,2 ha 
4,0 ha 

Boden (9.410 m²) 

Wasser 4.592 m² 

Landschaft 5,75 ha 
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maßnahmen. Dies bedeutet, dass die Kompensationsflächen zwar weiterhin landwirt-
schaftlich genutzt werden, die Art der Bewirtschaftung jedoch naturschutzfachlichen 
Anforderungen unterliegt. Im vorliegenden Fall ist die Fläche ausschließlich als Mäh-
wiese zu nutzen und die erwähnten Pflegemaßnahmen bestehen u. a. in Auflagen zu 
Düngung, Nutzungshäufigkeit und -zeitraum. Außerdem ist die Anlage einer 
Senke/Blänke auf einer der Kompensationsflächen geplant. 
 
Da Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen in die Schutzgüter nicht im Plange-
biet selbst durchgeführt werden können, sind Ersatzmaßnahmen auf externen Flä-
chen vorzusehen. Diese Flächen sollten in einem räumlich-funktionalen Zusammen-
hang mit den vom Eingriff beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes stehen 
und nach Möglichkeit im selben Naturraum wie das eingriffsverursachende Projekt 
liegen. Letzteres ist nicht zwingend erforderlich und besonders bei Grenzlagen auch 
nicht immer möglich. Wichtiger ist in diesen Fällen daher der funktionale Zusammen-
hang insbesondere für Arten und Lebensgemeinschaften (Tiere und Pflanzen).  
 
Weiterhin besteht im vorliegenden Fall ein enger zeitlicher Zusammenhang zwischen 
drei parallel durchgeführten Bauleitplanungen für 3 Windparkstandorte im Gemeinde-
gebiet von Rastede, im Rahmen derer drei vorhabenbezogene Bebauungspläne für 
ein und denselben vorhabenträger aufgestellt werden sollen. Neben der vorliegenden 
Bauleitplanung betrifft dies den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 "Wind-
energie Wapeldorf/Heubült" und den Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 13 
"Windenergie Lehmden". Aufgrund dieser engen zeitlichen Verbindung und der 
Gleichartigkeit des Vorhabentyps (Windpark), welcher durch die Bauleitplanung vor-
bereitet wird, werden die genannten Kompensationsflächen, anteilig für alle drei 
Windparkplanungen der Gemeinde Rastede herangezogen. Die Anteile und Eignung 
der jeweiligen Flurstücke sind dabei abhängig vom Kompensationsziel (s. Tab. 12). 
Vor diesem Hintergrund und in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde des 
Landkreises Ammerland ist zudem dieselbe Kompensationsfläche aufgrund der 
Mehrfachwirkung für mehrere Arten mit ähnlichen Ansprüchen, die durch eines der o. 
g. Planverfahren betroffen sind, verwendbar (s.Tab. 12).  
 
Folgende Flächen werden als Kompensationsflächen für den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" in Anspruch genommen (vgl. 
Abb. 15): 
 

 Flurstück 51, Flur 27 Gemarkung Wiefelstede (Gesamtfläche: 5,77 ha, anteilig 
auf 3,1419 ha), 

 Flurstück 126, Flur 4, Gemarkung Rastede, (Gesamtfläche: 164 ha) 
 Flur 2, Gemarkung Jaderaltendeich auf folgenden Flurstücken: 

o 167 (Gesamtfläche 3,7694 ha, anteilig auf 0,558 ha),  
o 168 (Gesamtfläche 1,8399 ha, anteilig auf 1,72 ha),  
o 284/165 (Gesamtfläche: 0,9689 ha),  
o 281/162 (Gesamtfläche: 0,6747 ha),  
o 280/161 (Gesamtfläche 0,9418 ha, anteilig auf 0,05 ha) und  
o 286/166 (Gesamtfläche 1,2595, anteilig auf 0,05 ha). 

 
Diese Flächen sind rechtsverbindliche Bestandteile des Geltungsbereiches des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor". Auf den be-
zeichneten Flächen werden Maßnahmen zur Kompensation der unvermeidbaren zu-
lässigen Eingriffe auf verschiedene Schutzgüter in die Natur und Landschaft nach 
Maßgabe des Umweltberichtes umgesetzt.  
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Abb. 15: Übersicht zu der Lage und Nummerierung der Kompensationsflächen zum Geltungsbereich 
(unmaßstäblich)  

5.3.3 Beschreibung der Kompensationsflächen  
Im Folgenden werden die Kompensationsflächen für den vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" im Detail beschrieben. Die Kom-
pensationsflächen in den Gemeinden Rastede und Wiefelstede wurden am 
30.09.2016 begutachtet. Im Folgenden werden die Flächen hinsichtlich ihrer Bio-
topausstattung beschrieben und ihre Aufwertungspotenziale dargestellt. Die vorge-
nommene Typisierung der Biotope und die Zuordnung der Codes (Großbuchstaben 
hinter dem Biotoptyp) beziehen sich auf den „Kartierungsschlüssel für Biotoptypen in 
Niedersachsen“ des NLWKN (DRACHENFELS 2016). 
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Gemarkung Rastede, Flur 4, Flurstück 126 

Bestandsbeschreibung der Kompensationsfläche 
Die Fläche mit einer Größe von ca. 1,64 ha befindet sich südwestlich der Ortschaft 
Jaderberg zwischen der Wilhelmshavener Heerstraße im Westen und der Bahnlinie 
Oldenburg-Wilhelmshaven im Osten. Die Zuwegung erfolgt aus südlicher Richtung 
über einen Wirtschaftsweg, der von der Straße Zwischen den Wällen abzweigt. Die 
als Grünland genutzte Fläche liegt in einem landwirtschaftlich geprägten Raum mit 
überwiegend Grünland- und lokal Ackernutzung, vereinzelt sind Gehölze vorhanden. 
Das Flurstück wird von Gräben unterschiedlicher Tiefe und Ausprägung begrenzt, 
entlang der Ostgrenze verläuft der Heubülter Wasserzug. 
 
Biotoptypen:  
Intensivgrünland auf Moorboden (GIM) 
Nährstoffreicher Graben (FGR) 
Zusatz u = unbeständige Wasserführung 
Sonstiger Graben (FGZ) 
Einzelstrauch (BE) 
Einzelbaum (HBE) 
Strauch-Baumhecke (HFM) 
 
Gehölzarten: 
Eb = Eberesche –Sorbus aucuparia 
Ei = Stieleiche – Quercus robur 
Ho = Holunder – Sambucus nigra 
We = Weide – Salix spp. 
 

 
Abb. 16: Kartenskizze (ohne Maßstab) zur Verteilung der Biotoptypen auf dem Flurstück 
126 der Flur 4, Gemarkung Rastede. 
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Das Flurstück wird in erster Linie von Intensivgrünland eingenommen. Es handelt sich 
um einen Moorbodenstandort mit torfigem Oberboden. Daher erfolgt eine Zuordnung 
zum Biotoptyp Intensivgrünland auf Moorboden (GIM). Die südöstliche Teilfläche liegt 
aufgrund einer geringeren Abtorfung auf einem ca. 1 m höheren Geländeniveau.  
 
Das Grünland wird von Süßgräsern wie insbesondere Wolliges Honiggras (Holcus 
lanatus), Weidelgras (Lolium perenne), Wiesen-Fuchsschwanz (Alopecurus praten-
sis), Gewöhnliches Knäulgras (Dactylis glomerata) und Kriechende Quecke (Elymus 
repens) geprägt. Als Störungszeiger findet sich gelegentlich der Stumpfblättrige Amp-
fer. Arten nährstoffärmerer Standorte wie z. B. Rotschwingel (Festuca rubra) und Ra-
senschmiele (Deschampsia cespitosa) sind in den Randbereichen anzutreffen. 
 
Der das Flurstück im Osten begrenzende Heubülter Wasserzug (FGR) ist ca. 1 m tief 
in das Gelände eingeschnitten und führt nährstoffreiches Wasser. Kennzeichnende 
Schwimmblattpflanze ist die Kleine Wasserlinse (Lemna minor). Im Norden und auf 
einem Teilabschnitt im Westen verläuft ein Entwässerungsgraben entlang der Flur-
stücksgrenze, der regelmäßig trocken fällt und daher keine Wasservegetation auf-
weist. Gleiches gilt für den Graben an der Südgrenze, der nur nach stärkeren Nieder-
schlägen zeitweilig Wasser führt (FGZ). 
 
Am Rande des Grabens im Süden stehen einige Einzelsträucher (BE) der Eberesche 
(Sorbus aucuparia) sowie im östlichen Abschnitt eine Strauch-Baumhecke (HFM) ge-
ringer Länge aus Eberesche, Stieleiche (Quercus robur) und Weide (Salix spp.). An 
der östlichen Flurstücksgrenze sind zudem drei Stieleichen mit mittlerem bis starkem 
Baumholz von ca. 0,4-0,7 m im Durchmesser vorhanden (HBE). Darüber hinaus ste-
hen in den Randbereichen des Grünlandes einige Weiden- und Holundersträucher. 
 

 
Abb. 17: Blick aus nordwestlicher Richtung auf das Intensivgrünland auf Moorboden 
(GIM) des Flurstückes 126 der Flur 4, Gemarkung Rastede; im Hintergrund sind der 
Hochmoorsockel und die an den Flurstücksgrenzen stehenden Gehölze zu erkennen. 
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Abb. 18: Im Norden wird das Flurstück von einem regelmäßig trocken fallenden Graben 
begrenzt. 

 
Eignung und Aufwertungsfaktoren: 
Das Flurstück ist aus vegetationskundlicher Sicht als Kompensationsfläche gut ge-
eignet. Die vereinzelt vorhandenen Kennarten des mesophilen Grünlandes in den 
Randbereichen können sich bei extensiver Nutzung und Aussetzen der Düngung aus-
breiten, so dass eine Entwicklung zum Extensivgrünland (GEM) kurzfristig möglich 
ist. Der derzeit vorhandene Biotoptyp des Intensivgrünlandes (GIM = Wertstufe II) 
ließe sich mit den genannten Maßnahmen zum Extensivgrünland (GEM = Wertstufe 
III) aufwerten. Damit erfolgt eine Aufwertung um eine Wertstufe.  
 
 
Gemarkung Wiefelstede, Flur 27, Flurstück 51 

Bestandsbeschreibung der Kompensationsfläche 
Das in der Ortschaft Borbeckerfeld gelegene Flurstück mit einer Größe von ca. 5,77 
ha liegt südlich des Borbecker Weges (Kreisstraße 134) und grenzt im Südosten an 
den öffentlichen Wasserzug Putthaaren. Die vorwiegend landwirtschaftlich als Grün-
land genutzte Fläche weist ein leicht unebenes Relief auf und fällt von Nordwesten 
nach Südosten leicht ab. Im nördlichen Bereich des Flurstückes befindet sich ein Ge-
höft. Die Fläche liegt in einem durch einzelne Gehölzreihen und Kleingehölze struk-
turierten, landwirtschaftlich geprägten Raum mit Grünland- und Ackernutzung sowie 
Baumschulflächen. 
 
Biotoptypen:  
Intensivgrünland trockenerer Mineralböden (GIT) 
Nährstoffreicher Graben (FGR) 
Einzelbaum (HBE) 
Gehölzpflanzung (HP) 
Strauch-Baumwallhecke (HWM) 
Zusatz - = degradierter Wall, lückiger Gehölzbestand 
Gehöft (ODP) 
Hausgarten mit Großbäumen (PHG) 
 
Gehölzarten: 
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Ei = Stieleiche – Quercus robur 
Ob = Obstbaum 
 

 
Abb. 19: Kartenskizze (ohne Maßstab) zur Verteilung der Biotoptypen auf dem Flurstück 
51 der Flur 27, Gemarkung Borbeckerfeld. 

 
Das Flurstück wird in erster Linie von Intensivgrünland trockenerer Mineralböden 
(GIT) eingenommen, nach Süden hin nimmt der Feuchtegehalt des Bodens etwas zu. 
Das mit Rindern beweidete Grünland wird von Weidelgras (Lolium perenne) dominiert 
und verbreitet findet sich der Löwenzahn (Taraxacum officinalis agg.). Lokal sind Stö-
rungszeiger, wie z. B. Acker-Kratzdistel (Cirsium arvense) und Vogelmiere (Stellaria 
media), in größerer Dichte anzutreffen. Sonstige Arten wie das Wollige Honiggras 
(Holcus lanatus) finden sich nur vereinzelt. Im Nordwesten tritt mit dem Roten Strauß-
gras (Agrostis capillaris) eine Art mit geringeren Nährstoffansprüchen auf, in den 
Randbereichen findet sich der Rot-Schwingel (Festuca rubra agg.). Inmitten des 
Grünlandes steht eine abgestorbene Eiche. 
 
Im Norden des Flurstückes liegt ein Gehöft (ODL), das von einem Hausgarten mit 
Großbäumen (PHG) umgeben ist. Insbesondere einige Stieleichen mit Stammdurch-
messern bis zu ca. 0,7 m treten hier prägend in Erscheinung. Eine ebenfalls mächtige 
Buche (Fagus sylvatica) ist (vermutlich infolge eines Brandes in unmittelbarer Nähe) 
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stark geschädigt und im Absterben begriffen. Nördlich der Hofstelle befindet sich eine 
Gehölzpflanzung (HP) aus teils standortheimischen Laubbäumen und teils nicht 
standortgerechten Nadelbäumen. Aus nordöstlicher Richtung führt ein Weg (OVW) 
zu dem Gehöft. 
 
Die an der südöstlichen Grenze des Flurstückes verlaufende Puttharen (Gewässer-
lauf) ist in diesem Abschnitt mit Regelprofil ausgebaut (FGR). Am Gewässerrand ste-
hen einige Einzelbäume (HBE) von Stieleichen (Quercus robur) mit starkem Baum-
holz. Entlang der nordöstlichen Grenze verläuft eine degradierte Strauch-Baumwall-
hecke (HWM) mit lückigem Gehölzbestand. 
 

 
Abb. 20: Blick vom Hausgarten im Norden des Flurstückes 51 auf das beweidete Inten-
sivgrünland (GIT). 

 
Entwicklungsmöglichkeiten:  
Das Intensivgrünland kann durch Extensivierung der Nutzung und Einstellung der 
Düngung zu Extensivgrünland (GEM) entwickelt werden. Da Kennarten nährstoffär-
merer Standorte nur lokal vorhanden sind, sollte ca. zwei Jahre nach Aussetzen der 
Düngung eine Einsaat einer Extensivgrünlandmischung durch Zwischensaat ohne 
Umbruch erfolgen, damit sich artenreichere Bestände in der Fläche etablieren kön-
nen. 
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Abb. 21: Blick von Süden des Flurstückes 51; im Hintergrund ist die Hofstelle mit Groß-
bäumen zu sehen. 

 
Eignung und Aufwertungsfaktoren: 
Das Flurstück ist aus vegetationskundlicher Sicht als Kompensationsfläche gut ge-
eignet. Auch wenn Kennarten nährstoffärmerer Standorte derzeit nur in geringer Zahl 
vorhanden sind, ist bei extensiver Nutzung und Aussetzen der Düngung einschließ-
lich der Nachsaat einer artenreichen Grünlandmischung eine Entwicklung zum Ex-
tensivgrünland (GEM) möglich. Der derzeit vorhandene Biotoptyp des Intensivgrün-
landes (GIT = Wertstufe II) ließe sich mit den genannten Maßnahmen zum Extensiv-
grünland (GET = Wertstufe III) aufwerten. Damit erfolgt eine Aufwertung um eine 
Wertstufe.  
 

 
Abb. 22: Blick von Westen auf den im Norden des Flurstückes 51 gelegenen 
Hausgarten mit Großbäumen; in der linken Bildhälfte ist die Gehölzpflanzung 
zu erkennen. 
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Abb. 23: Im Bereich der Hofstelle im Norden des Flurstückes 51 stehen mehrere Groß-
bäume von denen eine Buche infolge von Hitzeeinwirkung stark geschädigt ist. 

 
Gemarkung Jaderaltendeich, Flur 2, Flurstücke: 167, 168, 284/165, 281/162, 
285/166, 280/161, 286/166 sowie 279/161. 
Bei dieser Kompensationsfläche handelt es sich um mehrere, zusammenhängende 
Flurstücke nordöstlich der Altendeicher Straße in der Gemarkung Jaderaltendeich der 
Gemeinde Jade.  
 
Die Kompensationsflächen in Jade wurden zusätzlich mit dem Landkreis Weser-
marsch abgestimmt. Die Flächen liegen im Landschaftsschutzgebiet (LSG) "Mar-
schen am Jadebusen - Ost", das vorrangig der Sicherung und Entwicklung eines 
günstigen Erhaltungszustandes der wertgebenden Arten sowie ihrer Lebensräume 
des im Gebiet des Landkreises Wesermarsch liegenden Teils  des Vogelschutzge-
bietes V 64 (DE 2514-431) „Marschen am Jadebusen“ dient. Die Kompensationsmaß-
nahmen dürfen den in der LSG-Verordnung genannten Schutzzwecken und Erhal-
tungszielen nicht entgegenstehen. Der besondere Schutzzweck für das Schutzgebiet 
liegt in der Sicherung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes 
durch:  
 

I. den Schutz und die  Entwicklung der Lebensräume, insbesondere der wertge-
benden Arten des Vogelschutzgebietes (Allgemeine Erhaltungsziele) durch 
den Erhalt: 

 
a) der offenen, unverbauten und unzerschnittenen Landschaft mit freien Sicht-

verhältnissen als Lebensgrundlage der wertgebenden Arten und als grundle-
gender Bestandteil der charakteristischen Eigenart des Landschaftsbildes, 

b) des Nutzungsmosaiks aus unterschiedlich ausgeprägter Grünland- und 
Ackerbewirtschaftung für den Wiesenvogelschutz und als Nahrungsgrundlage 
für Rastvögel, 

c) der Vernetzungselemente und  Flugkorridore zum Wattenmeer und zu sonsti-
gen Nahrungs- und Ruhestätten wertgebender Arten, 

d) und die Entwicklung der Kleibodenentnahmestellen als Vogellebensräume 
und 

e) Entwicklung zu beruhigten Rast- und Brutgebieten mit Flachwasserzonen, 
und die Entwicklung naturnaher Stillgewässer, strukturreicher Gräben und 



Gemeinde Rastede – Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 
„Windenergie Lehmdermoor"   79 

 
 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

f) sonstiger naturnaher Gewässer, 
g) und die Sicherung der salzarmen Zuwässerung und deren Entwicklung, 
h) des charakteristischen Landschaftsbildes der Marsch und ihrer Randbereiche 

als Voraussetzung für die ruhige Erholung in Natur und Landschaft 
i) und die Entwicklung störungsarmer Brut-, Rast- und Nahrungsräume sowie 

 
II. die Erhaltung und Förderung eines langfristig überlebensfähigen Bestandes 

insbesondere der wertgebenden Arten des Vogelschutzgebietes V 64 nach 
Art. 4 Abs. 1 Anlage 1 und Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie (2009/147 
EG) sowie der sonstigen Arten des Vogelschutzgebietes V 64 nach Art. 4 Abs. 
1 Anlage 1 und Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie (2009/147 EG). 

 
Die wertgebenden Arten des Gebietes sind: Weißwangengans, Blässgans, Löffler, 
Goldregenpfeifer, Pfeifenten, Großer Brachvogel, Dunkler Wasserläufer, Lachmöwe, 
Mantelmöwe, Silbermöwe und Sturmmöwe als Rastvögel, sowie Kiebitz und Rot-
schenkel als Brutvögel. Gemäß Hinweis des Landkreises Wesermarsch finden in dem 
Bereich der Jader-Marsch außerdem Schutzmaßnehmen für die gefährdete Wiesen-
vogelart Uferschnepfe statt (Gelegeschutz).  
 
Gemäß § 3 Abs. 2 c) der LSG-Verordnung ist es u.a. verboten, die Bodengestalt durch 
Abgraben oder Aufschütten zu verändern. Von diesem Verbot sind nach § 4 Abs. 1 f) 
jedoch Maßnahmen freigestellt, zu deren Durchführung eine gesetzliche Verpflich-
tung besteht, sofern die Verträglichkeit mit dem Schutzzweck nach § 34 BNatSchG 
(Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen des Vogelschutzgebietes) besteht. Die un-
ten näher beschriebenen Kompensationsmaßnahmen beinhalten die Anlage von tlw. 
Wasserführenden, flachen Senken und Blänken und somit eine Veränderung der Bo-
dengestalt im Vergleich zum jetzigen Zustand. Die Maßnahmen dienen der Herrich-
tung von attraktiven Rast- und Nahrungsflächen für die Rastvögel Regenbrachvogel 
und Blässgans. Die Lebensraumansprüche dieser Arten decken sich mit den Ansprü-
chen der wertbestimmenden und sonstigen im Vogelschutzgebiet vorkommenden 
Wiesenvogelarten (z.B. Kiebitz, Uferschnepfe etc.). Daher steht die Umsetzung der 
Kompensationsmaßnahmen den Erhaltungszielen des Vogelschutzgebietes nicht 
entgegen, sondern trägt vielmehr zur Verbesserung der Habitate der wertbestimmen-
den Vorgelarten bei.  
 

Bestandsbeschreibung der Kompensationsflächen 
Im Folgenden wird die Fläche hinsichtlich ihrer Biotopausstattung beschrieben und 
ihre Aufwertungspotenziale dargestellt.  
 
Das Gebiet bei Jaderaltendeich ist von Grünlandbewirtschaftung geprägt. Die Flur-
stücke werden von Gräben und Grüppen unterschiedlicher Tiefe und Ausprägung be-
grenzt. Nordwestlich und östlich grenzen weitere Grünlandflächen an die hier betrach-
teten Flurstücke an. Im Nordosten begrenzt die Jade die Flächen.  
 
Biotoptypen:  
Intensivgrünland feuchter Standorte (GIF) 
Nährstoffreicher Graben (FGR)  
u = unbeständige Wasserführung 
Nährstoffreicher Graben mit Schilfbestand (FGR/NRS) 
Rohrglanzgrasröhricht (NRG) 
Hausgarten mit Großbäumen (PHG) 
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Die hier betrachteten Flurstücke werden auf der ganzen Fläche von Intensivgrünland 
eingenommen. Es handelt sich um einen Marschbodenstandort mit humosem 
Oberboden. Daher erfolgt eine Zuordnung zum Biotoptyp Intensivgrünland feuchter 
Standorte (GIF).  
 

 
Abb. 24: Das Plangebiet wird flächig von Intensivgrünland feuchter Standorte (GIF) ein-
genommen.  

 
Abb. 25: Kartenskizze (ohne Maßstab) zur Verteilung der Biotoptypen auf den Flurstü-
cken in der Flur 2, Gemarkung Jaderaltendeich, und seiner Umgebung. 
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Erläuterung zur Abbildung: 
FGR = Nährstoffreicher Graben, GIF = sonstiges feuchtes Intensivgrünland, NRS = Schilf-Landröhricht, 
PHG = Hausgarten mit Großbäumen; Zusätze: u = unbeständig, zeitweise trockenfallend; Angaben in 
Klammern (Ca.-Angaben): Breite der Böschungsoberkante/Breite der Sohle/Tiefe/Wassertiefe zum 
Zeitpunkt der Bestandsaufnahme. 
 
Deutlich vorherrschende Grasart des Grünlandes ist das Weidelgras (Lolium pe-
renne), eingestreut kommen der Wiesen-Fuchsschwanz (Alopecurus pratensis), das 
Gewöhnliche Rispengras (Poa trivialis), das Wollige Honiggras (Holcus lanatus) und 
das Knaulgras (Dactylis glomerata) vor. Als Arten des mesophilen Grünlandes sind 
der Rotschwingel (Festuca rubra) und das Pfennigkraut (Lysimachia nummularia) in 
den Randbereichen vertreten.  
 
Die krautige Vegetation ist relativ artenarm, in geringer Anzahl vertreten sind Krie-
chender Hahnenfuß (Ranunculus repens), Löwenzahn (Taraxacum officinale agg.) 
und Gewöhnliches Hornkraut (Cerastium holosteoides).  
 
Innerhalb der Grünlandfläche befinden sich bis zu 0,3 m tiefe Senken, die jedoch 
keine von der Umgebung abweichende Artenkombination aufweisen, vermutlich also 
nur kurzzeitig unter Wasser stehen. Dies lässt auf eine effektiv funktionierende Drai-
nierung des Gebietes schließen. Die zusammenhängenden Flurstücke werden zur 
Mahd genutzt.  

 
Abb. 26: Das Gelände weist Senken mit einer Tiefe bis 0,3 m auf.  

Die Flächen werden durch nährstoffreiche Gräben (FGR) entwässert, die von Süd-
westen nach Nordosten zur Jade hin verlaufen. Sie sind abschnittsweise dicht mit 
Schilf (Phragmites australis) bewachsen (FGR/NRS). Einige Teilstücke weisen auch 
eine artenreichere Röhrichtvegetation auf, in der Strand-Simse (Bolboschoenus ma-
ritimus), Ufer-Segge (Carex riparia), Aufrechter Igelkolben (Sparganium erectum) und 
Wasserschwaden (Glyceria maxima) vorkommen. Auf dem Uferstreifen wachsen 
Knaulgras (Dactylis glomerata), Brennnesseln (Urtica dioica) und vereinzelt Rohr-
Schwingel (Festuca arundinacea).  
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Abb. 27: In den randlichen Gräben (FGR) wechseln sich Abschnitte mit Schilfbeständen 
(FGR/NRS) und Teilstücke mit anderen Röhrichtarten ab.  

 
Die Gräben haben eine Breite von 2 bis 3 m bei einer Sohlbreite von 0,6 bis 1 m. Die 
Tiefe beträgt etwa 1 m unter der Geländehöhe, nur wenige Grabenabschnitte führten 
zum Kartierungszeitpunkt Wasser, der maximale Wasserstand lag bei 0,2 m. Das Ge-
lände fällt auf den letzten etwa 50 Metern zur Jade hin um etwa einen Meter ab. 
Dadurch erfolgt eine sehr effektive Entwässerung der Flächen bis hin zum Trocken-
fallen der Gräben.  
 

 
Abb. 28: An der Jade befindet sich ein schmaler Streifen mit Rohglanzgras-Röhricht 
(NRG), das mit dem Grünland gemäht wird.  

 
An der Altendeicher Straße befindet sich ein Hausgrundstück, auf dem noch Grund-
mauern eines ehemaligen Wohngebäudes stehen. Auf dem Grundstück befinden sich 
etliche große Bäume und Kleingehölze (PHG). Vertreten sind Eichen (Quercus robur), 
Erlen (Alnus glutinosa), Kastanien (Aesculus hippocastanum), Fichten (Picea spec.) 
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und eine Flatter-Ulme (Ulmus laevis). Die Bäume erreichen Stammdurchmesser bis 
0,8 m. Besonders erwähnenswert ist eine als Habitatbaum geeignete Esche (Fraxinus 
excelsior) mit einem Stammdurchmesser von 1,5 m.  
 

 
Abb. 29: Hausgrundstück mit Großbäumen (PHG) an der Altendeicher Straße. 

 
In einer Entfernung von 120 m von der Nordgrenze der Flurstücke verläuft eine Hoch-
spannungsleitung. 
 
Entwicklungsmöglichkeiten:  
Eine Aufwertung der Grünlandbereiche zu Extensivgrünland (GEF) ist durch Extensi-
vierung der Nutzung, Einstellung der Düngung und Reduzierung der Entwässerung 
durch Entfernen evtl. vorhandener Drainagen möglich. Das Artenpotenzial hierzu ist 
in den Flächen selbst sowie in den angrenzenden Gräben partiell vorhanden.  
 
Durch weitergehende Maßnahmen wie Aufweitung von Gräben, Anlage von flachen 
Senken oder Stillgewässern ließe sich auf dem Flurstück auch ein ökologisch höher-
wertiger Biotopkomplex aus Flutrasen und anderen Feuchtwiesen-Biotopen, Tümpeln 
und Kleingewässern entwickeln.  
 
Eignung und Aufwertungsfaktoren: 
Als Kompensationsfläche aus vegetationskundlicher und ornithologischer Sicht gut 
geeignet. Die vereinzelt vorhandenen Kennarten des mesophilen Grünlandes in der 
Umgebung können sich bei extensiver Nutzung und Reduzierung der Düngung und 
Entwässerung ausbreiten, so dass eine Entwicklung zum Extensivgrünland (GEF) 
möglich ist. Der derzeit vorhandene Biotoptyp des Intensivgrünlandes (GIF = Wert-
stufe II) ließe sich mit den genannten Maßnahmen zum Extensivgrünland (GEF = 
Wertstufe III) aufwerten. Damit ergibt sich eine Aufwertung um eine Wertstufe.  
 
Bei Durchführung weitergehender Maßnahmen wie der Aufweitung von Gräben in 
Kombination mit einem Anstau des Wassers, der Anlage von Senken und dauerhaf-
ten Kleingewässern können Biotopstrukturen entstehen, die im Mittel überwiegend 
der Wertstufe IV zugeordnet werden können (SEZ, VE, NR). Dadurch wäre eine Auf-
wertung um zwei Wertstufen möglich.  
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Die Anlage von Grabenaufweitungen, Senken und Kleingewässern bedeutet auch 
eine weitere Steigerung der Attraktivität des Gebietes als Brut- und Rastgebiet für 
Wiesenvögel. Die Flächen werden schon im aktuellen Zustand von rastenden Gänsen 
aufgesucht. Auch wurden Bekassinen bei der Begehung festgestellt. Dies macht die 
grundsätzliche Eignung des Gebietes für Wiesenvögel deutlich. Unabhängig davon 
bewirkt eine Extensivierung der Flächen auch eine Habitatverbesserung für Kleinsäu-
ger, die hier ausreichend Nahrung in Form von Samen und Insekten finden können. 
Ein Anstieg der Kleinsäugerpopulationen kommt wiederum insbesondere Greifvögeln 
zugute. 
 

 
Abb. 30: Rastende Gänse auf der Nordseite der Jade. Auch die hier betrachteten Flä-
chen werden von Gänsen zur Rast genutzt.  

 
Ein Anstau von Wasser auf den Kompensationsflächen wird allerdings nicht durchge-
führt, sondern es wird eine Senke/Blänke angelegt (siehe folgendes Kapitel). 

5.3.4 Beschreibung der durchzuführenden Kompensationsmaßnahmen 
Als Kompensationsziel wird primär die Extensivierung von zuvor intensiv genutztem 
Grünland vorgesehen. Artenreiche Wiesen sind in intensiv bewirtschafteten Agrar-
landschaften selten geworden. Die in Wiesenflächen vorkommenden Pflanzen bele-
ben das Landschaftsbild und sind als Lebensraum und Nahrungsbiotop für Flora und 
Fauna u. a. wegen der Seltenheit derartiger Strukturen von großer Bedeutung. Das 
Bodenleben profitiert durch die geringere Nutzung und den Verzicht auf Pestizide. 
Durch extensive Pflege können sich Blühhorizonte entwickeln und sich über einen 
längeren Zeitraum standortgerechte Artenzusammensetzungen einstellen. Die Vo-
raussetzung für eine optimale Entwicklung dieser Extensivwiese ist der Ausschluss 
jeglicher Nutzung mit Ausnahme der nachfolgend aufgeführten erforderlichen und ge-
zielten Pflegemaßnahmen.  Dies bedeutet, dass die Kompensationsflächen zwar wei-
terhin landwirtschaftlich genutzt werden, die Art der Bewirtschaftung jedoch natur-
schutzfachlichen Anforderungen unterliegt. Im vorliegenden Fall ist die Fläche aus-
schließlich als Mähwiese zu nutzen und die erwähnten Pflegemaßnahmen bestehen 
u. a. in Auflagen zu Düngung, Nutzungshäufigkeit und -zeitraum. Außerdem ist die 
Anlage einer Senke/Blänke auf einer der Kompensationsflächen geplant. 
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Extensivierung von Grünland 
Zur Erreichung des angestrebten Entwicklungszieles sind folgende Nutzungs- und 
Bewirtschaftungsauflagen zu beachten, die in Absprache mit der unteren Natur-
schutzbehörde an örtliche Gegebenheiten bzw. betriebliche Aspekte angepasst wer-
den können: 
 
 Die Fläche ist ausschließlich als Dauergrünland zu nutzen. 
 Umbruch, Neuansaaten sind nicht zulässig. 
 Die Fläche ist ausschließlich als Mähwiese zu nutzen; eine Beweidung soll nicht 

stattfinden, um einer Verbinsung vorzubeugen. 
 Es dürfen nicht mehr als 2 Schnitte pro Kalenderjahr durchgeführt werden. Der 

Schnitt darf nur von innen nach außen oder von einer zur anderen Seite durch-
geführt werden. Das gesamte Mähgut ist abzufahren. Liegenlassen von Mähgut 
im Schwad ist unzulässig. 

 In der Zeit vom 1. Januar bis zum 15. Juni eines Jahres darf keine Mahd statt-
finden. 

 Die Fläche muss jährlich bewirtschaftet werden und „kurzrasig“ in den Winter 
gehen. 

 Pro Jahr darf nicht mehr als 80 kg N/ha Gesamtstickstoff (Wirtschafts- oder Han-
delsdünger) aufgebracht werden. (Erhaltungsdüngung). 

 In der Zeit vom 01. März bis 15. Juni eines jeden Jahres sind jegliche maschi-
nelle Arbeiten (z. B. Walzen, Schleppen) auf der Fläche unzulässig. 

 In der Zeit vom 01. März bis 15. Juni eines jeden Jahres ist jegliches Aufbringen 
von Düngemitteln auf die Fläche unzulässig. 

 Jegliches Aufbringen von Pestiziden ist unzulässig. Die Bekämpfung von Tipula 
und Feldmäusen kann bei Vorliegen von Warndienstmeldungen des Pflanzen-
schutzamtes und nach Rücksprache mit der unteren Naturschutzbehörde durch-
geführt werden. 

 Jegliche Einrichtung zusätzlicher Entwässerungseinrichtungen ist unzulässig.  
Über die Unterhaltung hinausgehende Aufreinigung bestehender Entwässe-
rungseinrichtungen (Gräben, Grüppen etc.) ist unzulässig. Grabenaushub ist un-
verzüglich einzuschlichten. 

 Veränderungen der Bodengestalt durch Verfüllen, Einplanieren etc. sind unzu-
lässig. Unberührt hiervon ist die ordnungsgemäße Unterhaltung von Flächenzu-
fahrten und Überfahrten. 

 Die Errichtung von Mieten, die Lagerung von Silage sowie die Lagerung von 
Heuballen und das Abstellen von Geräten ist unzulässig. 

 Das Aufkommen von Gehölzbeständen ist zu unterbinden. 
 
Durch die extensive Nutzung stellen die so entstandenen Wiesen auch wertvolle Brut-
habitate für Wiesenvögel dar, da die Bewirtschaftung der Flächen zu einem Zeitpunkt 
erfolgt, an dem das Hauptbrutgeschäft abgeschlossen ist, so dass keine Nester und 
Gelege durch die landwirtschaftliche Bewirtschaftung zu Schaden kommen. Außer-
dem wachsen die Flächen durch die reduzierte Düngung im Vergleich zu konventio-
nell genutzten Grünländern später und weniger dicht auf, was die Lebensraumbedin-
gungen und die Entwicklung der Küken von Wiesenvögeln begünstigt. Nicht zuletzt 
sind der Insektenreichtum und damit das Nahrungsangebot für die Vögel, aber auch 
für andere Arten, auf extensiv genutzten Flächen durch den Verzicht von Pflanzen-
schutzmitteln generell höher und besser. Die Nutzung als Dauergrünland stellt zudem 
die Nahrungsverfügbarkeit auch für Rastvögel wie z.B. Gänse auf den Flächen sicher. 
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Anlage von temporär wasserführenden Klein(st)gewässern (Senken und Blän-
ken)  
Die Herrichtung von Senken und Blänken dient ebenfalls der Kompensation für Be-
einträchtigungen des Schutzgutes Wasser (Oberflächengewässer) und soll durch Ab-
schiebung des Oberbodens um etwa 30 – 50 Zentimeter auf den folgenden Flurstü-
cken im Bereich der Kompensationsflächen in der Gemarkung Jaderaltendeich in den 
unten dargestellten Flächengrößen durchgeführt werden:  
 

 Flurstück 168: 1.000 m² 
 Flurstück 281/162: 372 m² 
 Flurstück 280/161: 500m² 
 Flurstück 286/166: 500 m² 
 Flurstück 284/165: 1.264,5 m² (2 Senken) 

 
Es ist davon auszugehen, dass diese dann tiefer liegenden Bereiche zeitweilig was-
serführend oder zumindest ganzjährig feuchter als die umliegenden Bereiche sind. 
Die Senken und Blänken sind sehr flach auszuschieben (Böschungsneigung 1 : 6 bis 
1 : 8), so dass sanfte Übergänge zu den umliegende Bereichen entstehen.  
 
 

 
Abb. 31: Schematischer Schnitt einer Senke 

 
Die neu geschaffenen, semiaquatischen Bereiche stellen einen Siedlungsraum für 
Ufer- und Wasserpflanzen bereit und schaffen Lebensbedingungen für eine biotop-
spezifische Fauna. Für diesen Bereich typische Pflanzen werden sich von selbst an-
siedeln (Entwicklung in natürlicher Sukzession). Hinsichtlich der Biotopfunktion (z. B. 
Lebensraum und Standort einer wertvollen Fauna und Flora) und ihre ästhetische 
Wirkung (Vielfalt an Strukturen, Artenvielfalt und Wohlfahrtswirkung) wird der ge-
samte Bereich optimiert.  
 
Gemäß dem NIBIS-Kartenserver des LBEG (2016) liegen die Kompensationsflächen 
in der Jader-Marsch nicht innerhalb von Bereichen mit sulfatsauren oder potenziell 
sulfatsauren Böden, so dass durch den Bodenabtrag zum Bau der Senken keine ne-
gativen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden (durch verstärkte Versauerung des 
Bodens bei Luftkontakt, Entstehung von Sulfaten etc.) zu erwarten sind. Unabhängig 
davon ist jedoch aufgrund des nur flachen Ausschiebens der Senken und der geplan-
ten künftigen extensiven Nutzung mit keiner Beeinträchtigung zu rechnen, da die Flä-
chen bereits heute durch Gräben entwässert werden und somit die oberste Boden-
schicht bereits nicht unter permanentem Luftabschluss liegt, was die Entstehung von 
Sulfaten - sofern der Boden sulfatsauer ist - unterbinden würde. Auch wird durch die 
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extensive Nutzung weniger Nitrat in den Boden eingebracht, welches als Oxidations-
partner (Sauerstofflieferant) ebenfalls die Entstehung von Sulfaten in potenziell sul-
fatsauren Böden ermöglicht. Eine weitergehende Beeinträchtigung des Bodens, des 
damit in Zusammenhang stehenden Grundwassers sowie des Bodenlebens durch 
den Bau von flachen Senken ist daher nicht vorstellbar.  
 
Folgende Punkte sind bei der Anlage, Gestaltung und Entwicklung zu beachten: 

- Die Uferlinien werden langgestreckt und geschwungen gestaltet, um eine 
möglichst große Kontaktzone zwischen aquatischem und terrestrischem 
Lebensraum zu erhalten. 

- Ausgedehnte Flachwasser- und Flachuferbereiche sind vorzusehen. 
- Ausgedehnte, wechselfeuchte Uferbereiche (Sumpfzonen) für Röhrichte, 

Rieder, Uferstaudenfluren etc. sind durch eine entsprechende Ufer- bzw. 
Geländegestaltung zu schaffen. 

- Abwechslungsreiche, vielfältige Übergänge sind zu anderen Biotopstruk-
turen vorzusehen. 

- Eine abwechslungsreiche Modellierung des Gewässeruntergrunds und 
der Uferbereiche (Baggerrohschnitt) ist vorzunehmen. 

- Der anfallende Bodenaushub ist abzufahren. 
 
Mit den vorgesehenen Maßnahmen auf den Kompensationsflächen wird ein vollstän-
diger Ausgleich der ermittelten Kompensationsdefizite für das Schutzgut Tiere - Brut-
vögel und Wasser aus der vorliegenden Planung gewährleistet. 
 
Die vorgesehenen und oben beschriebenen Kompensationsmaßnahmen das Schutz-
gut Landschaftsbild bewirken über multifunktionale Wirkungen ebenfalls eine Wert-
steigerung der Flächen für die Schutzgüter Pflanzen, Tiere - Brutvögel, Boden und 
Wasser. Neben großflächigen Extensivierungen von Grünland werden die Neuanlage 
von Senken vorgesehen. 
 
Die multifunktionale Wirkung der vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen für die 
verschiedenen Schutzgüter ergibt sich bspw. bei einer Grünlandextensivierung aus 
der veränderten Bewirtschaftung und dem darauf resultierenden Zielbiotop und soll 
im Folgenden kurz erläutert werden. Durch eine extensivere Nutzung stellt sich auf 
den Grünlandflächen eine höhere Artenvielfalt gerade in Bezug auf das Kräuterreich-
tum für das Schutzgut Pflanzen ein. Durch die spätere Mahd der Flächen und dem 
größeren Anteil an krautigen Pflanzen entwickeln sich Blühhorizonte, welche zum ei-
nen das Landschaftsbild bzw. dessen Wahrnehmung verbessern und zum anderen 
die Artenvielfalt für das Schutzgut Tiere in Bezug auf das Insektenreichtum erhöhen. 
Eine Erhöhung der Insektenanzahl und –arten bedingt ein vergrößertes Nahrungsan-
gebot für Vögel bspw. während der Aufzuchtzeit, wodurch Bruterfolge gesteigert wer-
den können. Durch eine Verringerung des Einsatzes von Bodenbearbeitungen und 
Düngung wird eine Erhöhung der Vitalität und Artenvielfalt der Bodenlebewesen be-
dingt. Verringerte Bodenbearbeitungen bzw. Schleppen oder Walzen in Zeiträumen, 
in denen der Boden aufgrund von geringerer Feuchtigkeit einer geringeren Verdich-
tungsgefahr ausgesetzt ist, führen zu einem Erhalt des Porenvolumens in der Boden-
struktur und damit ebenfalls zu verbesserten Lebensbedingungen für das Bodenle-
ben.  
 
Über die multifunktionale Wirkung der Ersatzmaßnahmen für das Landschaftsbild 
können die ermittelten Kompensationsbedarfe für das Schutzgut Pflanzen, Boden, 
Tiere – Brutvögel und Wasser ebenfalls abgegolten werden. 
 
Nachfolgende Tabelle stellt die Inanspruchnahme der einzelnen Flurstücke durch die 
Kompensationsbedarfe der verschiedenen Schutzgüter dar. 
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Tab. 12: Übersicht über die externe Kompensationsflächen und deren Zuordnung zu den parallel durchgeführten Windparkplanungen in der Gemeinde Rastede 

 

Anmerkung: 
Die Flurstücke 51, Flur 27, Gemarkung Borbeckerfeld und 279/161, Flur 2, Gemarkung Jaderaltendeich werden nicht in voller Flächengröße für die Kompensation benötigt. Es verbleiben Restflächen, welche vom Vorhabenträger gegeben falls für die Kompensation 
anderer Vorhaben herangezogen werden können. 

Nr. Gemarkung Flur 
Flur-
stück 

Gesamtflä-
che 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 
11 "Windenergie Wapeldorf / Heubült" 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 
12 "Windenergie Lehmdermoor" 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 13 
"Windenergie Lehmden" 

        ha Kompensationszweck 
Anrechnung 
gesamt (ha)  Kompensationszweck 

Anrechnung 
gesamt (ha)  Kompensationszweck 

Anrechnung 
gesamt (ha)  

1 
Borbecker-
feld (Wie-
felstede) 

27 51 5,77 - - 
Landschaftsbild, Mäusebus-
sard, anteilig für Pflanzen 
Pflanzen/Boden (1,6611 ha),  

3,1419 Landschaftsbild (2,16 ha) 
Pflanzen/Boden (1,418 ha) 2,16 

2 Rastede 4 126 1,64 - - Landschaftsbild 1,64   

3 Jaderalten-
deich 2 

167 3,7694 

Regenbrachvogel, Land-
schaftsbild, Mäusebussard, 
anteilig für Brutvögel: Kiebitz 
(1 ha), Feldlerche (2 ha), an-
teilig für Pflanzen / Boden 
(1,7758 ha), anteilig für Was-
ser (606 m²) 

3,7694 anteilig für Wasser (585 m²) 0,558     

168 1,8399 Regenbrachvogel, Mäusebus-
sard 1,8399 

Gastvögel (Blässgans, anteilig 
für Kiebitz 1 ha) 
Brutvögel (anteilig für Kiebitz 
1 ha), anteilig für Wasser 
(1370,5 m²) 

1,72  0,5 

284/165 0,9689 - - 

Landschaftsbild, Gastvögel 
(Blässgans), anteilig für Mäu-
sebussard (0,8581 ha), anteilig 
für Wasser (1.264,5 m²) 

0,9689     

281/162 0,6747 - - 

anteilig für Gastvögel (Bläss-
gans: 0,5111 ha), anteilig für 
Wasser (372 m²), anteilig für 
Landschaftsbild (0,4392 ha) 

0,6747     

285/166 1,2957 Regenbrachvogel, Land-
schaftsbild, Mäusebussard 1,2957  - 

anteilig für Brutvögel (Feldler-
che, anteilig für Kiebitz 0,5 
ha), anteilig für Wasser (280 
m²) 

1,2957 

280/161 0,9418 Regenbrachvogel, Land-
schaftsbild,  0,9418 anteilig für Wasser (500 m²) 0,05 anteilig für Brutvögel (Feldler-

che) 0,7043 

286/166 1,2595 
Regenbrachvogel, Land-
schaftsbild, anteilig für Mäuse-
bussard (1,095) 

1,2595 anteilig für Wasser (500 m²) 0,05     

279/161 0,9619 
anteilig für Regenbrachvogel 
(0,4937 ha), Landschaftsbild 
(0,8836 ha) 

0,8836 -  -   -   -  

Kompensationsflächen gesamt: 19,1218       
        

Summe Landschaftsbild (ha): 16,06 Summe Landschaftsbild: 8,15 Summe Landschaftsbild: 5,75 Summe Landschaftsbild: 2,16 
Summe Brutvögel (ha): 14,0 Summe Brutvögel: 8,0 Summe Brutvögel: 4,0 Summe Brutvögel:  2,0 
Summe Rastvögel (ha): 12,8 Summe Rastvögel: 9,6 Summe Rastvögel:  3,2   
Summe Pflanzen / Boden (ha): 5,3560 Summe Pflanzen / Boden: 1,7758 Summe Pflanzen / Boden: 1,6611 Summe Pflanzen / Boden 1,418 
Summe Wasser (ha): 0,6806 Summe Wasser: 0,0606 Summe Wasser: 0,4592 Summe Wasser: 0,028 
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6.0 ANDERWEITIGE PLANUNGSMÖGLICHKEITEN 

6.1 Standort 

Die Gemeinde Rastede beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
den Windpark Lehmdermoor zu schaffen und stellt zu diesem Zweck den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Nr. 12 „Lehmdermoor“ mit örtlichen Bauvorschriften auf.  
 
Eine Weiterentwicklung der Windenergienutzung entspricht den klimapolitischen Zie-
len des Landes Niedersachsens, sowie dem raumordnerischen Ziel der Bündelung 
von Windenergieanlagen in Windparks zum Schutz des Landschaftsbildes in anderen 
Teilen der Gemeinde. Das Plangebiet der vorliegenden Bauleitplanung liegt innerhalb 
einer Eignungsfläche gemäß Standortpotenzialstudie für Windparks der Gemeinde 
Rastede 2016 (s. Kap. 2.4). Hierin wurden unter Berücksichtigung der aktuellen 
Raumanforderungen und bestehender Flächenrestriktionen sowie unter Einhaltung 
notwendiger Schutzabstände potenzielle Eignungsräume für die Windenergienutzung 
ermittelt. Die Fläche des Geltungsbereiches entspricht teilweise der Fläche 3 „Delfs-
hausen“ der Standortpotenzialstudie für Windparks von 2016. 
Darüber hinaus handelt es sich beim Plangebiet um einen intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Bereich, welcher ein vergleichsweise niedriges Konfliktpotenzial im Bereich 
von Natur und Landschaft erwarten lässt. Angesichts der Planungen zum Bau der A 
20 in geringer Entfernung zum Plangebiet erfüllt der Standort zudem den planerischen 
Grundsatz, beeinträchtigende Planungen nach Möglichkeit zu bündeln, um so 
andere, von Beeinträchtigung weitgehend freie Räume nicht in Anspruch zu nehmen.  
 
Alternativen zu diesem Standort bestehen über die zwei weiteren in der 
Standortpotenzialstudie ermittelten Potenzialflächen für Windenergie. Diese werden 
jedoch zeitgleich zu diesem vorliegenden Verfahren über eine Bauleitplanung 
vorbereitet, um für die Errichtung von Windenergieanlagen zur Verfügung gestellt zu 
werden. 

6.2 Planinhalt 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wird eine für das Plangebiet unter Be-
rücksichtigung technischer, immissionsschutzrechtlicher, naturschutzfachlicher Be-
lange und aller betroffenen Schutzgüter optimale und effiziente Anlagenkonfiguration 
mit modernen, leistungsstarken WEA verfolgt.  
 
Der Geltungsbereich ist kleiner als die in der Standortpotenzialstudie ermittelten Po-
tenzialfläche für Windenergie, da die weiteren Potenzialflächen südlich des Lehmder-
moorgrabens und der Südbäke aufgrund fehlender Flächenverfügbarkeit derzeit nicht 
zu einem Windpark entwickelt werden können.  
 
Mit der Planung wird jeweils standortbezogen für die einzelnen WEA eine maximale 
überbaubare Grundfläche von 1.700 m² pro WEA festgesetzt, wodurch die Flächen-
versiegelung auf das für den Nutzungszweck notwendige Maß beschränkt wird. Die 
Erschließungswege werden wasserdurchlässig in Schotterbauweise hergestellt, 
wodurch dem Anspruch eines möglichst verträglichen Umgangs mit Grund und Boden 
ebenso entsprochen wird. Zudem erfolgt zum Schutz des Landschaftsbildes eine Be-
schränkung der maximalen Bauhöhe der WEA auf 150,00 m sowie eine Festlegung 
der Bau- bzw. Farbgestaltung über die örtlichen Bauvorschriften. Auch in Bezug auf 
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die einzelnen Schutzgüter stellt das Planvorhaben unter Berücksichtigung aller Ver-
meidungs- und Kompensationsmaßnahmen, wie in den vorranggegangenen Kapiteln 
dargelegt, eine verträgliche Lösung dar.  

7.0 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

7.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen 
Verfahren 

7.1.1 Analysemethoden und -modelle 
Die Eingriffsregelung für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 „Windener-
gie Lehmdermoor“ wurde für das Schutzgut Pflanzen auf Basis des Städtetagmodells 
von 2013 (Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 
Bauleitplanung) abgehandelt. Weiterhin wurde eine Bewertung des Landschaftsbil-
des nach der Methode KÖHLER & PREISS (2000) und dessen Bilanzierung der voraus-
sichtlichen Umweltauswirkungen in Anlehnung an BREUER (2001) vorgenommen. Zu-
sätzlich wurde für die übrigen Schutzgüter eine verbal-argumentative Eingriffsbe-
trachtung vorgenommen. 

7.1.2 Fachgutachten 
Zur Beurteilung der Auswirkungen auf die Fauna wurde neben Fachbeiträgen für die 
Brut- und Rastvögel auch eine Raumnutzungsuntersuchung der Greif- und Großvögel 
sowie der Fledermäuse im Geltungsbereich erarbeitet. Zudem wurden Fachstellung-
nahmen zu Schall- und Schattenwurfemissionen erstellt. Ebenfalls wurde für das Bau-
leitplanverfahren eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt. 

7.1.3 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen 
Zu den einzelnen Schutzgütern stand ausreichend aktuelles Datenmaterial zur Ver-
fügung bzw. wurde im Rahmen der Bestandserfassungen und Gutachten erhoben, 
so dass keine Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen auftraten. 

7.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 

Gemäß § 4c BauGB müssen die Kommunen die erheblichen Umweltauswirkungen 
überwachen (Monitoring), die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten. 
Hierdurch sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzei-
tig erkannt werden, um geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ermöglichen. Im Rah-
men der vorliegenden Planung wurden zum Teil erhebliche negative und weniger er-
hebliche Umweltauswirkungen festgestellt.  
 
Zur Überwachung der prognostizierten Umweltauswirkungen der Planung wird inner-
halb von zwei Jahren nach Satzungsbeschluss eine Überprüfung durch die Gemeinde 
Rastede stattfinden, die feststellt, ob sich unvorhergesehene erhebliche negative 
Auswirkungen abzeichnen. Gleichzeitig wird die Durchführung der im Bebauungsplan 
festgesetzten Kompensationsmaßnahmen ein Jahr nach Umsetzung der Baumaß-
nahme bzw. Durchführung der Kompensationsmaßnahmen erstmalig kontrolliert. 
Nach weiteren drei Jahren wird eine erneute Überprüfung stattfinden. Sollte diese 
nicht durchgeführt worden sein, wird die Gemeinde deren Realisierung über geeig-
nete Maßnahmen sicherstellen. 
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8.0 ALLGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 
Für das geplante Vorhaben wird in dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan  
Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
Windenergieanlagen dargestellt. Durch das Vorhaben ist von einer Umgestaltung von 
Flächen in einer Größenordnung von 0,941 ha durch Voll- und Teilversiegelung aus-
zugehen.  
 
Erhebliche negative Auswirkungen sind auf das Schutzgut Landschaft und auch auf 
die Schutzgüter Pflanzen, Wasser – Oberflächenwasser, Boden und Tiere zu erwar-
ten. Die im Rahmen des vorliegenden Umweltberichtes ermittelten möglichen Beein-
trächtigungen des Mäusebussards durch ein erhöhtes Kollisionsrisiko lassen sich bei 
Realisierung der Planung nicht vermeiden. Daher ist für diese Art im Rahmen des 
nachfolgenden Genehmigungsverfahrens eine artenschutzrechtliche Ausnahme zu 
beantragen und von der unteren Naturschutzbehörde bereits im Verfahren zur vorlie-
genden Bauleitplanung bei Vorliegen der entsprechenden Ausnahmevoraussetzun-
gen nach § 44 (7) BNatSchG in Aussicht zu stellen.  
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes werden weniger erhebliche negative Um-
weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch - Erholung verursacht.  
 
Weitere Schutzgüter werden durch die vorliegende Planung in ihrer Ausprägung nicht 
negativ beeinflusst. Insgesamt betrachtet werden durch die Realisierung der künfti-
gen Bebauung in einem gewissen Umfang erhebliche negative Umweltauswirkungen 
vorbereitet. 
 
Erhebliche negative Umweltauswirkungen können durch die beschriebenen Vermei-
dungs- und Minimierungsmaßnahmen teilweise gänzlich vermieden bzw. minimiert 
werden. So werden z. B. bei dem Schutzgut Tiere – Fledermäuse nächtliche Abschalt-
zeiten für die WEA in konfliktreichen Zeiträumen mit erhöhtem Kollisionsrisiko für Fle-
dermäuse vorgesehen.  
 
Die verbleibenden erheblichen Beeinträchtigungen sind über geeignete Kompensati-
onsmaßnahmen auf Flächen in einer Größenordnung von 5,75 ha, die sich außerhalb 
des Geltungsbereiches befinden, zu kompensieren. Diese Flächen, bei denen es sich 
um zu extensivierende Grünlandflächen handelt auf denen wasserbauliche Maßnah-
men (Anlage von Senken, Aufweitung von Gräben) vorgesehen sind, stehen in räum-
lich-funktionalen Zusammenhang mit dem Eingriffsort. Sie sind als verbindlich festge-
setzte Kompensationsflächen Bestandteil der hier vorliegenden Bauleitplanung.  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung der Maßnahmen 
zur Vermeidung, Minimierung und Ersatz durch den Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 12 keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen im Geltungsbe-
reich zurück bleiben. 
 
Im Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung wurde festgestellt, dass für alle be-
trachteten Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie sowie die meisten europäische 
Vogelarten gem. Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie unter Berücksichtigung der Ver-
meidungsmaßnahmen die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG nicht erfüllt wer-
den. 
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Für die Art Mäusebussard ist von einem nicht vermeidbaren erhöhten Kollisionsrisiko 
auszugehen. Es wird daher vorgesehen, für diese Art im nachfolgenden Genehmi-
gungsverfahren die Ausnahme nach § 45 (7) BNatSchG zu beantragen. Die dafür 
notwendigen Ausnahmevoraussetzungen werden in Anlage 4 dargelegt. 
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Planart:

UnterschriftDatum

Bearbeitet:

Gezeichnet:

Geprüft:

Anmerkung des Verfassers:
Die genaue Lage und Ausdehnung der dargestellten Biotoptypen ist nicht vor Ort eingemessen, so dass
hieraus keinerlei Rechtsverbindlichkeit abgeleitet werden kann. Die dargestellten Strukturen geben
vielmehr die ungefähre Lage und Ausdehnung der zum Zeitpunkt der Bestandskartierung angetroffenen
Biotoptypen und Nutzungen wieder.

Biotoptypen  (Stand 06/2016)
Biotoptypenkürzel nach „Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen" (DRACHENFELS 2011)

Wälder, Gebüsche und Kleingehölze
BE Einzelstrauch
HBE Einzelbaum/Baumbestand
HBA Allee/Baumreihe
HFM Baum-Strauch-Feldhecke
HFS Strauch-Feldhecke
HFX Feldhecke mit standortfremden Gehölzen
HOM Mittelalter Streuobstbestand
WXH Laubforst aus einheimischen Arten

Zusatz l = lückiger Bestand

Gewässer
FGR Nährstoffreicher Graben
FGZ Sonstiger Graben

Zusätze: u = unbeständige Wasserführung, + = artenreiche Ausprägung,
v = Verbuschung

Gehölzfreie Biotope der Sümpfe und Niedermoore
NRS Schilf-Landröhricht (§)
NRG Rohrglanzgras-Landröhricht

Grünland
GA Grünland-Einsaat
GEF Artenarmes Extensivgrünland feuchter Standorte

GIF Intensivgrünland feuchter Standorte
GIM Artenarmes Intensivgrünland auf Moorböden

Zusatz w = Beweidung

Ackerflächen
AT Lehm-/Tonacker

Zusatz m = Maisanbau

Ruderalflächen
UHB Brennnesselflur
UHF Halbruderale Staudenflur feuchter Standorte
UHM Halbruderale Staudenflur mittlerer Standorte

Grünanlagen der Siedlungsbereiche, Hausgarten, Gebäude, Verkehrsflächen
PHG Hausgarten mit Großbäumen
OVS Straße
OVW Weg

Zusätze: u = unbefestigt, w = wassergebundene Decke

07/16, 01/18

06/2016

Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Einzelbaum, Baumgruppe

Gehölze

nach § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 24 NAGBNatSchG
geschützte Biotope

§

Quelle/Kartengrundlage: Amtliche Karte (AK 5)
125 m0 250 m 500 m

Gefährdete und/oder besonders geschützte Pflanzenarten

Liste der nachgewiesenen Pflanzenarten der Roten Liste der gefährdeten Farn- und Blütenpflanzen in
Niedersachsen und Bremen (5. Fassung, Stand 01.03.2004) und der gemäß § 7 Abs. 2 BNatSchG
besonders geschützten Farn- und Blütenpflanzen sowie der nach BArtSchV besonders geschützten
Moosarten.

Deutscher Artname Wissenschaftl. Artname Rote-Liste-Status        § 7 BNatG

Ip Sumpf-Schwertlilie Iris pseudacorus T  -, NB -                      §
Mg Gagelstrauch Myrica gale T 3, NB 3
Pp Sumpf-Blutauge Potentilla palustris T V, NB V

Rote-Liste-Status:
T = Tiefland, NB = Niedersachsen und Bremen

Gefährdungskategorien: 3 = gefährdet, V = Art der Vorwarnliste
Gesetzlicher Schutz: § = nach § 7 Abs. 2 BNatSchG besonders geschützte Art

Häufigkeitsangaben:
Deckung in m²: I = <1m², II = 1-5m², III = >5-25m²

Vorkommen flächig verteilt

Abkürzungen für Gehölzarten

Ah Berg-Ahorn, Spitz-Ahorn Acer pseudoplatanus,
A. platanoides

Bi Moorbirke, Hänge-Birke Betula pendula, B. pubescens
Br Brombeere Rubus fruticosus agg.
Eb Eberesche Sorbus aucuparia
Ei Stiel-Eiche Quercus robur
Er Schwarzerle Alnus glutinosa
Es Esche Fraxinus excelsior
Feb Felsenbirne Amelanchier lamarckii
Fi Fichte Picea spec.
Hr Hartriegel Cornus spec.
Ho Schwarzer Holunder Sambucus nigra
Ka Kastanie Aesculus hippocastanum
Kv Vogelkirsche Prunus avium
Mg Gagelstrauch Myrica gale
Ob Obstbaum
Sl Schlehe Prunus spinosa
Tk Gewöhnliche Traubenkirsche Prunus padus
Ts Späte Traubenkirsche Prunus serotina
Pa Pappel Populus spec.
We Weiden, versch. Arten Salix spp.
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1 EINLEITUNG / VORBEMERKUNG 

In der Gemeinde Rastede (Landkreis Ammerland) im Bereich Delfshausen ist die Errichtung 
eines Windparks mit fünf Windenergieanlagen (WEA) vom Typ Enercon E-82 geplant. Zu 
dieser Planung wurden u.a. avifaunistische Kartierungen beauftragt, um die Betroffenheiten 
von Brut- und Rastvögeln zu ermitteln. Die Kartierungen erfolgten in den Jahren 2015, 2016 
und 2017. Das Untersuchungsgebiet ist der nachfolgenden Abbildung 1 zu entnehmen. Das 
vorliegende Gutachten stellt die Ergebnisse dieser Erfassungen dar, führt auf dieser 
Grundlage eine Bewertung des untersuchten Brut- und Rastvogellebensraumes durch und 
prognostiziert die zu erwartenden Beeinträchtigungen. Auf dieser Basis werden die 
notwendigen Folgen für die Eingriffsregelung und den Artenschutz dargelegt. 
 

 
Abbildung 1: Lage der geplanten Windenergieanlagen im Raum und Untersuchungsgebiet Avifauna 

2015-2017 
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2 METHODIK 

2.1 BRUTVÖGEL 

2.1.1 ERFASSUNG UND KARTIERTERMINE 

Für die Erfassung der Brutvögel wurde ein 1.000m-Radius um die Potentialfläche kartiert. 
Die Abgrenzung des Untersuchungsgebietes entspricht damit den Empfehlungen des NLT 
(2014). Aufgrund der späten Auftragsvergabe konnte mit der Erfassung erst ab Mitte April 
2015 begonnen werden, so dass Eulen nicht und früh brütende Arten wie Kiebitz oder Feld-
lerche möglicherweise nicht vollständig erfasst wurden. Um diese Arten ausreichend zu be-
rücksichtigen wurden im Zeitraum von Mitte Februar bis Ende April 2016 weitere Begehun-
gen durchgeführt. 
Die Kartierung erfolgte an insgesamt 11 Tag-Begehungen zwischen Mitte April und Ende Juli 
2015 sowie Ende März und Ende April 2016. Die einzelnen Termine, an denen das Untersu-
chungsgebiet kartiert wurde, waren der 17.04., 26.04., 08.05., 22.05., 09.06., 01.07. und 
22.07.2015 sowie der 23.03., 07.04., 16.04. und 22.04.2016. 
Im Sommer 2015 fanden zwei gezielte Termine zum Nachweis von Wachtel und Wachtelkö-
nig mit Einsatz von Klangattrappen am 01.07. und 15.07. statt. Im Frühjahr 2016 wurden 
außerdem zwei Nachtbegehungen zur Erfassung von Eulen mit Einsatz von Klangattrappen 
am 19.02. und 03.03. durchgeführt. Darüber hinaus sind Nebenergebnisse aus der Rastvo-
gel- und der Fledermauserfassung 2016 berücksichtigt worden. 
Die Statuseinschätzung (Brutnachweis, Brutverdacht, Brutzeitfeststellung) erfolgte in enger 
Anlehnung an die Empfehlungen von SÜDBECK et al. (2005). 

2.1.2 BEWERTUNG 

Für die Bewertung der Bedeutung der untersuchten Flächen als Brutvogellebensraum wurde 
das Bewertungsmodell nach BEHM & KRÜGER (2013) angewendet. Die Bewertungsmatrix 
und die Anwendungsschritte der Bewertung werden im Folgenden kurz dargestellt. 
 
Anwendungsschritte des Bewertungsmodells zur Ermittlung der Punktzahl und Ein-
stufung des Erfassungsgebietes: 
- Abgrenzung von Teilgebieten einer Flächengröße zwischen 0,8 und 2,0 km² 
- Addieren von Brutnachweis und Brutverdacht gefährdeter Vogelarten für Teilgebiete 
- Feststellen der Gefährdungskategorien für Deutschland, Niedersachsen und Region 
- Ermitteln der Punktzahl für jede gefährdete Vogelart pro Teilgebiet (s. Tabelle 1) 
- Addieren der einzelnen Punktzahlen zur Gesamtpunktzahl pro Teilgebiet 
- Dividieren der Gesamtpunktzahl durch den Flächenfaktor (mind. 1,0) 
- Einstufen des Gebietes entsprechend den Angaben zu Mindestpunktzahlen: 

ab 4 = lokal; ab 9 = regional, ab 16 landesweit, ab 25 = national bedeutend 
Ergänzend erfolgt eine Prüfung, ob Arten mit einer Sonderbewertung nach BEHM & KRÜGER 
(2013) vorhanden sind. 
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Tabelle 1: Bewertungsmatrix nach Anzahl der Paare mit Brutnachweis/Brutverdacht 

 

 

Anzahl Brutpaare 

RL 1 

 

Punkte 

RL 2 

 

Punkte 

RL 3 

 

Punkte 

1 10 2 1 

2 13 3,5 1,8 

3 16 4,8 2,5 

4 19 6 3,1 

5 21,5 7 3,6 

6 24 8 4 

7 26 8,8 4,3 

8 28 9,6 4,6 

9 30 10,3 4,8 

10 32 11 5,0 

jedes weitere Paar 1,5 0,5 0,1 

bezogen auf eine Fläche von 1 km², Brutzeitfeststellungen bleiben unberücksichtigt 

 
Bei der Bewertung ist zu beachten, dass für die Wertstufen über Punktwerte die RL-
Einstufungen der folgenden Tabelle Berücksichtigung finden: 
 
Tabelle 2: Maßgebliche RL-Einstufung der einzelnen Bedeutungen 
Bedeutung Maßgebliche RL-Einstufung 
Lokale Bedeutung Rote Liste Niedersachsen 2007 - Regionale Einstufung (hier: Watten 

und Marschen) (KRÜGER & OLTMANNS 2007) Regionale Bedeutung 
Landesweite Bedeutung Rote Liste Niedersachsen 2007 (KRÜGER & OLTMANNS 2007) 
Nationale Bedeutung 

Rote Liste Deutschland 2007 (SÜDBECK et al. 2007) 
Internationale Bedeutung 
 
Für die Einstufung der Bedeutung von Brutvogellebensräumen basierend auf den landes- 
und bundesweiten Gefährdungsstati wird trotz Erscheinens der jeweiligen aktuellen Roten 
Listen aus 2015 (GRÜNEBERG et al. 2015, KRÜGER & NIPKOW 2015) die jeweilige Gefährdung 
von 2007 herangezogen, da die Kartierung und damit die Auswahl der zu erfassenden Arten 
auf dem damaligen Stand basierte. 

2.1.3 RAUMNUTZUNGSKARTIERUNG 

Im Rahmen der ersten Brutvogelkartierung am 17.04.2015 konnte im Abstand von weniger 
als 1.000 m zur Potenzialfläche ein besetzter Weißstorch-Horst festgestellt werden. Um zu 
klären, ob und in welchem Umfang das im UG von diesem Paar auch zur Nahrungssuche 
genutzt wird, wurde ab dem 23.04.2015 eine Raumnutzungskartierung im Gebiet begonnen. 
Auch hier wurden ergänzende Kartierungen für die Ansiedlungsphase im Frühjahr 2016 
durchgeführt. Die Ergebnisse sind in einem eigenen Bericht zusammengestellt. 
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2.2 RASTVÖGEL 

2.2.1 VORBEMERKUNG 

Die Bestandserhebung und –bewertung für die Artengruppe der Rastvögel erfolgte zwischen 
Mitte Februar 2016 und Anfang Februar 2017. Um bereits im Vorfeld der seinerzeit noch ab-
zuschließenden Rastvogelkartierung einen Zwischenbericht zu ermöglichen (dieser wurde 
am 12.07.2016 abgegeben), wurde der Frühjahrsaspekt des Jahres 2016 ausgewertet und in 
Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Ammerland (Korrespon-
denz vom 14. und 23.06.2016) um Datenmaterial aus 2010 bis 2012 (ÖKOPLAN 2013) er-
gänzt. Die Erhebung dieses ergänzenden Materials erfolgte im Zuge der Planung der Bun-
desautobahn A 20 Bauabschnitt 2. In dem hier vorliegenden Gutachten werden die mittler-
weile vollständigen Daten der Rastvogelerfassung 2016/2017 dargestellt. Der Vollständigkeit 
halber verbleiben jedoch auch die Daten der A 20 im Gutachten. Die Beschreibung und 
Auswertung dieser beiden Datengrundlagen erfolgt in jeweils separaten Kapiteln. 

2.2.2 RASTVOGELERFASSUNG 2016/2017 (EIGENS ERHOBENE DATEN) 

2.2.2.1 ERFASSUNG UND KARTIERTERMINE 

Die Abgrenzung des Untersuchungsgebietes (UG) für die Rastvögel umfasst einen Umkreis 
von 1.000 m um die Potenzialfläche (s. Abbildung 1) und entspricht damit den Empfehlungen 
wie z.B. denen des NLT (2014) oder den Tierökologischen Abstandsempfehlungen aus 
Brandenburg. Den Vorgaben des Leitfadens zur Umsetzung des Artenschutzes bei der Pla-
nung und Genehmigung von Windenergieanlagen in Niedersachsen (NIEDERSÄCHSISCHE 
LANDESREGIERUNG 2015) wird ebenfalls Rechnung getragen. Damit wird in einem Radius 
kartiert, der deutlich über den Bereich möglicher direkter Beeinträchtigungen hinausgeht 
(siehe hierzu z.B. HÖTKER et al. 2004, REICHENBACH et al. 2004). 
Die Erfassungsdichte entspricht mit wöchentlichen Begehungen von Anfang Februar bis En-
de April 2016 und Anfang Juli 2016 bis Anfang Februar 2017 ebenfalls den zum Zeitpunkt 
der Auftragsvergabe gängigen Fachempfehlungen (NLT 2014) 
Die einzelnen Begehungen wurden am 
12.02.2016, 22.04.2016, 02.09.2016, 11.11.2016, 23.01.2017, 
19.02.2016, 29.04.2016, 09.09.2016, 16.11.2016, 31.01.2017 und 
27.02.2016, 04.07.2016, 16.09.2016, 24.11.2016, 06.02.2017 durchgeführt. 
03.03.2016, 11.07.2016, 22.09.2016, 01.12.2016, 

 09.03.2016, 18.07.2016, 30.09.2016, 08.12.2016, 
 15.03.2016, 28.07.2016, 07.10.2016, 15.12.2016, 
 23.03.2016, 05.08.2016, 13.10.2016, 22.12.2016, 
 30.03.2016, 12.08.2016, 20.10.2016, 29.12.2016, 
 07.04.2016, 17.08.2016, 27.10.2016, 05.01.2017, 
 16.04.2016, 25.08.2016, 03.11.2016, 15.01.2017, 
  

2.2.2.2 BEWERTUNG 

Eine Bewertung des Rastvogelbestands erfolgt nach den Bewertungskriterien von (BEHM & 
KRÜGER 2013). Bewertungsrelevant sind alle Arten aus der Gruppe der Watvögel (Limiko-
len), Enten, Gänse, Schwäne, Rallen und Möwen. Zusätzlich sind Reiher, Kranich und Kor-
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moran sowie einzelne Wintergäste unter den Singvögeln bewertungsrelevant. Auf Basis des 
Gesamt-Rastbestands der einzelnen Arten werden Schwellenwerte für eine lokale, regionale, 
landesweite, nationale und internationale Bedeutung als Rastgebiet definiert. Für die lokale, 
regionale und landesweite Bedeutung werden unterschiedliche Schwellenwerte für die Regi-
onen Watten und Marschen, Tiefland sowie Hügelland und Börden definiert. 
Die Gesamtbewertung als Vogelrastgebiet ergibt sich aus den erreichten Schwellenwerten 
(im konkreten Fall für die Region Watten und Marschen) der einzelnen planungsrelevanten 
Arten. Alle Arten, deren Rastbestände zu einer mind. lokalen Bedeutung im Untersuchungs-
gebiet führen (oder gem. den Daten von 2010-2012 dieses Kriterium erfüllen), sind in den 
Plänen 6 und 7 dargestellt. 

2.2.3 RASTVOGELERFASSUNG 2010-2012 (DATEN A 20) 

2.2.3.1 ERFASSUNG UND KARTIERTERMINE 

Bei den im vorliegenden Gutachten verwendeten Rastvogeldaten handelt es sich um einen 
Auszug der Bestandserhebungen für den geplanten zweiten Bauabschnitt der A 20. In die-
sem Zusammenhang wurden geeignete Bereiche für Rastvögel und Wintergäste untersucht. 
Die folgende Abbildung 2 verdeutlicht die vorliegende Datenlage gegenüber der Abgrenzung 
des Untersuchungsgebietes 2016/2017 (vgl. Kap. 2.2.2.1). Die durch die A 20-Daten nicht 
abgedeckten Bereiche des nordwestlichen UG 2016/2017 sind aus Sicht der Rastvogelvor-
kommen aufgrund der zahlreichen Siedlungs- und Heckenstrukturen zu vernachlässigen. Die 
Rastvogelerfassung für die A 20 erfolgte an insgesamt 20 Begehungen, die sich über 2 Jah-
re (2010/2011 und 2011/2012 jeweils 10 Termine) verteilten (vgl. Tabelle 3). 
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Abbildung 2: Datenlage Rastvögel 2010-2012 (Daten A 20) gegenüber Untersuchungsgebiet Rastvögel 

2016/2017 
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Tabelle 3: Kartiertermine Rastvögel 2010-2012 (Daten A 20) 
Erfassungsjahr Begehungsnummern und Termine 
2010/2011 1 2 3 4 5 

21.09.2010, 
22.09.2010 

06.10.2010, 
07.10.2010, 
08.10.2010 

27.10.2010, 
28.10.2010 

10.11.2010, 
11.11.2010, 
12.11.2010 

13.12.2010 

6 7 8 9 10 
24.01.2011 16.02.2011, 

17.02.2011 
25.02.2011, 
27.02.2011, 
01.03.2011, 
02.03.2011, 
03.03.2011 

14.03.2011, 
15.03.2011 

05.04.2011, 
06.04.2011, 
07.04.2011, 
08.04.2011 

2011/2012 11 12 13 14 15 
04.10.2011, 
05.10.2011, 
06.10.2011 

01.11.2011, 
03.11.2011 

17.11.2011, 
18.11.2011 

29.11.2011, 
01.12.2011 

20.12.2011, 
22.12.2011 

16 17 18 19 20 
17.01.2012, 
18.01.2012 

06.02.2012 01.03.2012, 
02.03.2012, 
04.03.2012 

29.03.2012 15.04.2012 

 

2.2.3.2 BEWERTUNG 

Die Bewertung der Rastvogelerfassung 2010-2012 erfolgte nach den seinerzeit geltenden 
Methodenstandards (KRÜGER et al. 2010). Die Bewertung wurde zum damaligen Zeitpunkt 
für Teilgebiete vorgenommen, deren Abgrenzung aus Abbildung 2 hervorgeht. Um für das 
gegenständliche Vorhaben eine kartographische Darstellung derjenigen Arten vornehmen zu 
können, deren Rastbestände zu einer mind. lokalen Bedeutung führen, wurde die Bewertung 
des vorliegenden Datenmaterials nach KRÜGER et al. (2013) erneut vorgenommen. Die im 
Umfeld des Untersuchungsgebietes 2016/2017 erfassten Rastvogelbestände der Jahre 
2010-2012 werden zusammen mit den Teilgebieten und deren Bewertung in den Plänen 8 
und 9 dargestellt. 

3 ERGEBNISSE UND BEWERTUNG 

3.1 ARTEN UND GEFÄHRDUNG 

Im Rahmen der Brut- und Rastvogelerfassungen wurden 96 Vogelarten im Untersuchungs-
gebiet nachgewiesen. 
Tabelle 4 listet die angetroffenen Vogelarten alphabetisch auf. Der Tabelle ist eine Angabe 
zum Brutvogelstatus nach (SÜDBECK et al. 2005) innerhalb des 1.000 m-Radius zu entneh-
men. Daran schließen sich Angaben zur Gefährdung nach der „Roten Liste der Brutvögel 
von Niedersachsen, 7. Fassung 2007“ nach KRÜGER & OLTMANNS (2007) für Gesamt-
Niedersachsen (RL Nds 2007) bzw. für die Region Watten und Marschen (RL W/M) an. Die 
Angaben zur aktuellen niedersächsischen Gefährdungssituation gem. Roter Liste der Brut-
vögel nach KRÜGER & NIPKOW (2015) wurden diesen Spalten nachrichtlich hinzugefügt. In 
der sechsten Spalte (RLD 2007) findet sich die Einstufung nach der „Roten Liste der Brutvö-
gel Deutschlands (4. Fassung)“ nach (SÜDBECK et al. 2007). Die aktuelle Gefährdungseinstu-
fung nach GRÜNEBERG et al. (2015) wird in dieser Spalte nachrichtlich aufgeführt. Den letzten 
beiden Spalten sind Angaben zum Schutzstatus nach der Bundesartenschutzverordnung 
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BArtSchV bzw. EG-Artenschutzverordnung und der EU-Vogelschutzrichtlinie (EU-VRL) zu 
entnehmen. 
Aufgabenstellung des vorliegenden Gutachtens ist es insbesondere die Wiesen- bzw. Frei-
flächenbrüter sowie die Raumnutzung durch schlaggefährdete Greifvogelarten (z.B. Rotmi-
lan, Wespenbussard) und sonstige „Großvögel“ (z.B. Storch, Kranich) zu ermitteln, da nach 
derzeitigem Kenntnisstand insbesondere bei diesen Gruppen von einer besonderen Pla-
nungsrelevanz auszugehen ist. 
Durch die hierauf abgestimmte Untersuchungsmethodik und -intensität wird die folgende 
Artenliste nicht 100 % vollständig sein. Insbesondere Gehölzbrüter um die Hoflagen sind in 
der Artenliste u.U. etwas unterrepräsentiert. Der Nachweis weiterer Gehölz- oder Gebäude-
brüter hätte keinerlei Planungsrelevanz. Einige Arten werden bezüglich ihrer Status-
Einstufung methodisch bedingt jedoch etwas unterbewertet sein. So ist z.B. davon auszuge-
hen, dass auch einige der nur mit einer Brutzeitfeststellung vermerkten Arten (z.B. Gelbspöt-
ter, Klappergrasmücke) Brutplätze im Untersuchungsgebiet oder in dessen näheren Umfeld 
haben. Auch das hätte jedoch keine Planungsrelevanz, weil dort keine Betroffenheit vorliegt. 
59 Arten sind als Brutvögel oder potentielle Brutvögel im UG (12x Brutnachweis, 38x 
Brutverdacht, 9x Brutzeitfeststellung) einzustufen. 37 Arten sind als nicht brütende Gastvögel 
oder Nahrungsgäste (8x Nahrungsgast, 29x Durchzügler/Wintergast) zu bewerten. 

Tabelle 4: Gesamtartenliste der Vögel im UG Delfshausen 2015/2016 

Deutscher 
Name 

Wissenschaftlicher 
Name 

Status RL Nds 
07/15 

RL W/M 
07/15 

RL D 
07/15 

BArtSchV 
EG-VO 

EU-
VRL 

(potenzieller) Brutbestand 
Amsel Turdus merula BV + / + + / + + / +   

Austernfischer Haematopus 
ostralegus 

B + / + + / + + / +   

Bachstelze Motacilla alba BV + / + + / + + / +   

Baumpieper Anthus trivialis BV V / V V / V V / 3   

Blässhuhn Fulica atra B + / V + / V + / +   

Blaumeise Parus caeruleus BV + / + + / + + / +   

Buchfink Fringilla coelebs BV + / + + / + + / +   

Buntspecht Dendrocopos major BV + / + + / + + / +   

Dohle Corvus monedula BV + / + + / + + / +   

Dorngrasmücke Sylvia communis BV + / + + / + + / +   

Eichelhäher Garrulus glandarius BV + / + + / + + / +   

Elster Pica pica B + / + + / + + / +   

Fasan Phasianus colchicus BV nb / nb nb / nb nb / nb   

Feldlerche Alauda arvensis BZF 3 / 3 3 / 3 3 / 3   

Feldsperling Passer montanus BV V / V V / V V / V   

Fitis Phylloscopus 
trochilus 

BV + / + + / + + / +   

Gartenbaum-
läufer 

Certhia 
brachydactyla 

BV + / + + / + + / +   
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Deutscher 
Name 

Wissenschaftlicher 
Name 

Status RL Nds 
07/15 

RL W/M 
07/15 

RL D 
07/15 

BArtSchV 
EG-VO 

EU-
VRL 

Gartenrot-
schwanz 

Phoenicurus 
phoenicurus 

BV 3 / V 3 / V + / V   

Gelbspötter Hippolais icterina BZF + / V + / V + / +   

Goldammer Emberiza citrinella BV + / V + / V + / V   

Graugans Anser anser BV + / + + / + + / +   

Grünfink Carduelis chloris BV + / + + / + + / +   

Grünspecht Picus viridis BZF 3 / + 3 / + + / + +  

Hausrotschwanz Phoenicurus 
ochruros 

BV + / + + / + + / +   

Haussperling Passer domesticus BV V / V V / V V / V   

Heckenbraunell
e 

Prunella modularis BV + / + + / + + / +   

Kiebitz Vanellus vanellus BV 3 / 3 3 / 3 2 / 2 +  

Klappergras-
mücke 

Sylvia curruca BZF + / + + / + + / +   

Kleiber Sitta europaea BV + / + + / + + / +   

Kohlmeise Parus major B + / + + / + + / +   

Kuckuck Cuculus canorus BV 3 / 3 3 / 3 V / V   

Mäusebussard Buteo buteo B + / + + / + + / + +  

Mehlschwalbe Delichon urbica BV V / V V / V V / 3   

Misteldrossel Turdus viscivorus BV + / + + / + + / +   

Mönchsgras-
mücke 

Sylvia atricapilla BV + / + + / + + / +   

Nilgans Alopochen 
aegyptiacus 

BV nb / nb nb / nb nb / nb   

Rabenkrähe Corvus corone B + / + + / + + / +   

Rauchschwalbe Hirundo rustica B 3 / 3 3 / 3 V / 3   

Ringeltaube Columba palumbus BV + / + + / + + / +   

Rohrammer Emberiza 
schoeniclus 

BV + / + + / + + / +   

Rotkehlchen Erithacus rubecula BV + / + + / + + / +   

Schafstelze Motacilla flava BZF + / + + / + + / +   

Schleiereule Tyto alba BZF + / + + / + + / + +  

Schwanzmeise Aegithalos caudatus BZF + / + + / + + / +   

Schwarz-
kehlchen 

Saxicola torquata BV + / + + / + V / +   

Singdrossel Turdus philomelos BV + / + + / + + / +   

Star Sturnus vulgaris B V / 3 V / 3 + / 3   

Stockente Anas platyrhynchos B + / + + / + + / +   
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Deutscher 
Name 

Wissenschaftlicher 
Name 

Status RL Nds 
07/15 

RL W/M 
07/15 

RL D 
07/15 

BArtSchV 
EG-VO 

EU-
VRL 

Sumpfmeise Parus palustris BV + / + + / + + / +   

Sumpfrohr-
sänger 

Acrocephalus 
palustris 

BV + / + + / + + / +   

Teichhuhn Gallinula chloropus B V / + V / + V / V +  

Teichrohrsänger Acrocephalus 
scirpaceus 

BV V / + V / + + / +   

Turmfalke Falco tinnunculus BV V / V V / V + / + +  

Wachtel Coturnix coturnix BZF 3 / V 3 / V + / V   

Waldohreule Asio otus B 3 / V 3 / V + / + +  

Weißstorch Ciconia ciconia B 2 / 3 2 / 3 3 / 3 + I 

Wintergold-
hähnchen 

Regulus regulus BZF + / + + / + + / +   

Zaunkönig Troglodytes 
troglodytes 

BV + / + + / + + / +   

Zilpzalp Phylloscopus 
collybita 

BV + / + + / + + / +   

Nahrungsgäste während der Brutzeit 
Blaukehlchen Luscinia svecica NG + + V + I 
Brandgans Tadorna tadorna NG + + +   
Graureiher Ardea cinerea NG + + +   
Kanadagans Branta canadensis NG nb nb nb   
Kormoran Phalacrocorax carbo NG + + +   
Rohrweihe Circus aeruginosus NG 3 3 + + I 
Seeadler Haliaetus albicilla NG 2 2 + + I 
Sperber Accipiter nisus NG + + + +  
Durchzügler (während der Brutzeit) und Gastvögel (außerhalb der Brutzeit) 

Bekassine Gallinago gallinago Z    +  
Bergfink Fringilla montifringilla Z      
Blässgans Anser albifrons G      
Eisvogel Alcedo atthis G    + I 
Fischadler Pandion haliaetus Z    + I 
Flussuferläufer Actitis hypoleucos Z    +  
Großer 
Brachvogel 

Numenius arquata Z    +  

Grünschenkel Tringa nebularia Z      
Heringsmöwe Larus fuscus Z    
Höckerschwan Cygnus olor G      
Hohltaube Columba oenas G      
Kranich Grus grus Z    + I 
Krickente Anas crecca G      
Lachmöwe Larus ridibundus G    
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Deutscher 
Name 

Wissenschaftlicher 
Name 

Status RL Nds 
07/15 

RL W/M 
07/15 

RL D 
07/15 

BArtSchV 
EG-VO 

EU-
VRL 

Pfeifente Anas penelope G      
Regenbrach-
vogel 

Numenius phaeopus Z      

Reiherente Aythya fuligula Z      
Ringdrossel Turdus torquatus Z      
Rotdrossel Turdus iliacus Z      
Saatkrähe Corvus frugilegus G      
Silbermöwe Larus argentatus G      
Silberreiher Egretta alba G    + I 
Steinschmätzer Oenanthe oenanthe Z      
Stieglitz Carduelis carduelis Z      
Sturmmöwe Larus canus G      
Wacholder-
drossel 

Turdus pilaris Z      

Waldwasser-
läufer 

Tringa ochropus Z    +  

Weißwangen-
gans 

Branta leucopsis G     I 

Wiesenpieper Anthus pratensis Z    

Status Brutvogelstatus nach SÜDBECK et al. (2005); B = Brutnachweis, BV = Brutverdacht, BZF = 
Brutzeitfeststellung, NG = Nahrungsgast (Brutzeit), G = Gastvogel (Winterhalbjahr), Z = Durchzügler (Herbst- 
oder Frühjahrszug) 

RL Nds 07/15, RL 
W/M 07/15 

Gefährdungseinstufungen in der Roten Liste der Brutvögel von Niedersachsen 2007/2015 (KRÜGER & 
NIPKOW 2015, KRÜGER & OLTMANNS 2007) für Gesamt-Niedersachsen, Region Watten und Marschen; 1 = 
vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = gefährdet, V = Vorwarnliste, + = nicht gefährdet, nb = nicht 
bewertet 

RL D 07/15 Gefährdungseinstufungen nach der Roten Liste der Brutvögel Deutschlands 2007 (GRÜNEBERG et al. 2015, 
SÜDBECK et al. 2007); 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = gefährdet, V = Vorwarnliste, + = 
nicht gefährdet, nb = nicht bewertet 

BArtSchV + = streng geschützte Art nach Bundesartenschutzverordnung oder EG-Artenschutzverordnung  

EU-VRL Schutzstatus nach der Europäischen Vogelschutzrichtlinie; I = In Anhang I geführte Art 

 

3.2 BRUTVÖGEL 

3.2.1 PLANUNGS- UND BEWERTUNGSRELEVANTE ARTEN 

Insgesamt konnten im Rahmen der Brutvogelerfassung 12 planungsrelevante Vogelarten 
(mind. gefährdet nach den Roten Listen, als geschützt nach EU-Vogelschutz-Richtlinie An-
hang I und/oder besonders sensibel gegenüber Windkraftplanungen) im UG als (potenzielle) 
Brutvögel nachgewiesen werden (vgl. Tabelle 5). Als Randbrüter außerhalb des 1.000 m 
Radius wurden im Norden des UG außerdem die Rohrweihe mit einem Brutverdacht festge-
stellt. 
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Tabelle 5: Quantitativ erfasste Brutvogelarten im UG „Delfshausen“ 2015/2016 

Deutscher Name Wissenschaftlicher 
Name 

B BV BZF RL 
Nds 

07/15 

RL 
W/M 
07/15 

RL 
D 

2007 

EU- 
VRL 

Feldlerche Alauda arvensis - - 1 3 / 3 3 / 3 3 / 3  

Gartenrotschwanz Phoenicurus 
phoenicurus 

- 6 8 3 / V 3 / V + / V  

Grünspecht Picus viridis - - 2 3 / + 3 / + + / +  

Kiebitz Vanellus vanellus - 9 - 3 / 3 3 / 3 2 / 2  

Kuckuck Cuculus canorus - 2 - 3 / 3 3 / 3 V / V  

Mäusebussard Buteo buteo 3 5 - + / + + / + + / +  

Rauchschwalbe Hirundo rustica 99 4 - 3 / 3 3 / 3 V / 3  

Schleiereule Tyto alba - - 1 + / + + / + + / +  

Turmfalke Falco tinnunculus - 4 - V / V V / V + / +  

Wachtel Coturnix coturnix - - 1 3 / V 3 / V + / V  

Waldohreule Asio otus 1 - - 3 / V 3 / V + / +  

Weißstorch Ciconia ciconia 1 - - 2 / 3 2 / 3 3 / 3 I 

Legende: 
Status = Brutvogelstatus nach SÜDBECK et al. (2005); B = Brutnachweis, BV = Brutverdacht, BZF = Brutzeitfest-

stellung 
RL Nds W/M , RL Nds 2007/2015 = Gefährdungseinstufungen in der Roten Liste der Brutvögel von Niedersach-

sen, 7./8. Fassung (KRÜGER & NIPKOW 2015, KRÜGER & OLTMANNS 2007) für Gesamt-Niedersachsen, Region 
Watten und Marschen; 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = gefährdet, V = Vorwarnliste, + = 
keine Gefährdung 

RL D 2007 = Gefährdungseinstufungen nach der Roten Liste der Brutvögel Deutschlands, 4. überarbeitete Fas-
sung (GRÜNEBERG et al. 2015, SÜDBECK et al. 2007); 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = ge-
fährdet, V = Vorwarnliste, + = keine Gefährdung 

EU-VRL = Schutzstatus nach der Europäischen Vogelschutzrichtlinie; I = In Anhang I geführte Art 

 
Nachfolgend finden sich einige Anmerkungen zu den in Tabelle 5 aufgeführten planungs- 
und bewertungsrelevanten Arten. 

ARTEN DER ROTEN LISTE 

Die Feldlerche konnte im UG lediglich mit einer Brutzeitfeststellung in einem Grünlandbe-
reich nördlich der Potenzialfläche nachgewiesen werden (Plan 1). 

Der Gartenrotschwanz ist mit sechs Brutverdachten und acht Brutzeitfeststellungen im UG 
vertreten (Plan 2). Die Reviere sind fast über das gesamte UG verteilt und liegen vor allem 
an Hofgehölzen. Bei der Mehrzahl der Brutzeitfeststellungen sollte ebenfalls von einem be-
setzten Revier ausgegangen werden. 

Der Grünspecht konnte mit zwei Brutzeitfeststellungen im Frühjahr 2016 im Süden und 
Westen des UG nachgewiesen werden (Plan 2). 

Die Nachkartierung der Kiebitzbestände im Frühjahr 2016 ergab grundsätzlich eine sehr 
ähnliche Verteilung der Brutpaare im UG wie 2015. Da der Brutbestand in 2016 noch etwas 
höher lag als im Vorjahr, wurden für diese Art komplett die Ergebnisse aus 2016 verwendet. 
Insgesamt konnten im 2. Untersuchungsjahr Kiebitze  mit neun Brutverdachten im UG nach-
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gewiesen werden (Plan 1). Zwei der Kiebitz-Paare brüteten am nördlichen Rand des UG auf 
Acker- oder Grünlandflächen. Knapp außerhalb des UG konnten zusätzlich zwei weitere Re-
viere auf einem Acker festgestellt werden. Eine weitere Kiebitzkolonie mit fünf Brutpaaren 
befindet sich knapp außerhalb des 1.000 m-Radius am Nordrand des UG. Der Brutplatz von 
vier weiteren Kiebitz-Paaren lag auf einem Acker im Zentrum des UG innerhalb der Potenzi-
alfläche. Drei weitere Brutpaare befanden sich auf einem Acker nördlich der Kreuzmoorstra-
ße. 

Der Kuckuck konnte im UG mit zwei Brutverdachten festgestellt werden (Plan 2). Ein Revier 
der Art lag im Siedlungsbereich im Nordwesten des UG, ein zweites im Bereich nördlich der 
Ortschaft Delfshausen. 

Brutkolonien der Rauchschwalbe wurden an zahlreichen Hofstellen vor allem entlang der 
Kreuzmoorstraße festgestellt (Plan 2). Dabei kann von mindestens 103 Brutpaaren ausge-
gangen werden. Aufgrund der Fokussierung der Erfassungen auf die planungsrelevanten 
Offenlandarten wurde nur begrenzt eine Zählung der Nester durchgeführt. Die Beobachtung 
von an- und abfliegenden Rauchschwalben zur Zeit der Jungenfütterung Anfang Juni wurde 
als Brutverdacht gewertet. 

Die Wachtel wurde 2015 lediglich mit einer Brutzeitfeststellungen auf einer Fläche im Nord-
osten des UG erfasst (Plan 1). Zwei weitere Brutzeitfeststellungen liegen aus Bereichen 
knapp außerhalb des UG vor. Da die Art unstet ruft und zudem planungsrelevant ist, sollten 
im Rahmen der Eingriffsregelung auch die Brutzeitfeststellungen (Rufer) wie Brutverdachte 
behandelt werden. 

Für die Waldohreule gelang 2016 ein Brutnachweis in einer Baumreihe im Westen des UG 
(Plan 3). 

Ein besetzter Weißstorch-Horst befand sich am östlichen Rand des UG im Siedlungsbereich 
von Südbollenhagen (Plan 2). Etwas außerhalb des UG in nordöstlicher Richtung brütete 
außerdem ein weiteres Storchen-Paar. Laut Auskunft der Anwohner war der Horst innerhalb 
des UG in 2015 erstmalig besetzt. Das Paar brachte einen flüggen Jungvogel hervor. Weite-
re derzeit noch nicht besetzte Storchenplattformen liegen im Süden und Südosten des UG. 
Mit einer weiteren Ausbreitung der Art im Gebiet in den nächsten Jahren ist zu rechnen. 

Im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen zeigte sich, dass als Nahrungsflächen inner-
halb des UG vor allem Grünlandbereiche bis etwa 1.000 m Abstand zum Horst in nördlicher, 
nordwestlicher und westlicher Richtung vom Weißstorch-Paar genutzt wurden (Plan 4). Wei-
tere wichtige Nahrungsflächen des Weißstorchen-Paares liegen aber auch außerhalb des 
UG. An- und Abflüge konnten im Rahmen der Raumnutzungskartierungen vor allem in nord- 
und südöstliche Richtung vom Horst beobachtet werden. Eine Verdichtung der Beobachtun-
gen liegt auch in westliche Richtung mit Flügen über die Potenzialfläche vor. Näheres zur 
Raumnutzung des Weißstorchs ist dem entsprechenden Ergebnisbericht zu entnehmen. 

SONSTIGE (NICHT GEFÄHRDETE) GREIFVÖGEL UND EULEN 

Aus der Gruppe der ungefährdeten Greifvögel und Eulen (außerhalb des Rote-Liste-Status 
1, 2 und 3) wurden mit Mäusebussard, Turmfalke sowie Schleiereule drei Arten im UG nach-
gewiesen. 

Der Mäusebussard wurde mit drei Brutnachweisen und fünf Brutverdachten im UG festge-
stellt (Plan 3). Die acht Reviere verteilen sich relativ gleichmäßig über das gesamte Gebiet. 
Drei der Reviere umfassen auch direkte Teilbereiche der Potenzialfläche. Alle drei sicher 
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nachgewiesenen Neststandorte der Art liegen außerdem in weniger als 500 m Abstand zum 
Rand der Potenzialfläche. 

Die Schleiereule konnte mit einer Brutzeitfeststellung im Südosten des UG nachgewiesen 
werden (Plan 3). 

Turmfalken konnten mit vier Brutverdachten im UG festgestellt werden (Plan 3). Drei der 
Reviere liegen innerhalb des 500m Radius um die Potenzialfläche. Keins der Reviere um-
fasst jedoch direkt Teilflächen innerhalb der Potenzialfläche. 

3.2.2 BEWERTUNG DER TEILGEBIETE DES PLANGEBIETS 

Für eine Bewertung nach BEHM & KRÜGER (2013) müssen Teilflächen zwischen 0,8 bis 2 km² 
Flächengröße abgegrenzt werden. Bei einer Gesamtfläche des Untersuchungsgebiets von 
ca. 7,2 km² wurden sechs Teilflächen abgegrenzt und bewertet. 
Für eine Bewertung streng nach BEHM & KRÜGER (2013)werden alle Nachweise mit Status 
Brutverdacht oder Brutnachweis berücksichtigt. Da sich die Untersuchung über zwei aufei-
nanderfolgende Brutjahre erstreckt wurden jeweils die Brutpaarmaxima pro Art bewertet. Die 
Anzahl der für die einzelnen Teilgebiete bewerteten Reviere und die Bewertung der Teilge-
biete sind in Tabelle 6 zusammengestellt. Die ausführliche Darstellung der Bewertungser-
gebnisse der Teilgebiete ist dem Anhang zu entnehmen. 
 
Tabelle 6: Anzahl der bewerteten Reviere pro Teilgebiet nach BEHM & KRÜGER (2013) in strenger 

Auslegung sowie nach Sonderbewertung 
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Bewertung inkl. Sonderbewertung 

RL W-M 3 3 3 3 3 2 

RL Nds 3 3 3 3 3 2 

RL D  + 2 V V 3 3 

TG 01  3 1 73   Von regionaler Bedeutung von regionaler Bedeutung 

TG 02 2 2  10  1 von regionaler Bedeutung Teilflächen von landesweiter Bedeutung 

TG 03     1  unterhalb lokaler Bedeutung Teilflächen von landesweiter Bedeutung 

TG 04 1 4     unterhalb lokaler Bedeutung Teilflächen von landesweiter Bedeutung 

TG 05 2   16   von lokaler Bedeutung von lokaler Bedeutung 

TG 06 1  1 4   von lokaler Bedeutung von lokaler Bedeutung 

 
Streng nach BEHM & KRÜGER (2013) bewertet liegen die Teilgebiet 03 und 04 unterhalb einer 
lokalen Bedeutung als Vogelbrutgebiet (Plan 4). Die Teilgebiete 05 und 06 erreichen eine 
lokale Bedeutung als Vogelbrutgebiet. Die Teilgebiet 01 und 02 kommen auf eine regionale 
Bedeutung als Brutvogellebensraum. 
Nach BEHM & KRÜGER (2013) werden außerdem einige ausgewählte Brutvogelarten als 
„Sonderarten“ zusätzlich zum Punktwertverfahren extra bewertet. Kennzeichnend für diese 
Arten ist ein großer Raumbedarf, da ihre Brut- und Nahrungshabitate oft räumlich voneinan-
der getrennt sind. Im UG Delfshausen gehört hierzu der Weißstorch. 
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Im Rahmen der Sonderbewertung für diese Art erfolgt keine Bewertung des Brutplatzes, so-
lange dieser sich im menschlichen Siedlungsbereich befindet (BEHM & KRÜGER 2013). Die 
wichtigsten zu bewertenden Bereiche sind landwirtschaftliche Flächen, die nur Nahrungssu-
che genutzt werden. Als landesweit bedeutsam werden alle regelmäßig von der Art zur Nah-
rungssuche aufgesuchten Flächen eingestuft. In Delfshausen liegen die regelmäßig genutz-
ten Nahrungsflächen des Weißstorches vor allem in den Teilgebieten 02 und 04 sowie teil-
weise im TG 03, so dass in allen drei Teilgebieten im Rahmen der Sonderbewertung Teilflä-
chen als von landesweiter Bedeutung einzustufen sind (s. Pläne 4 und 5). In TG 02 werden 
von den Weißstörchen vor allem die Grünlandflächen nördlich der Kreuzmoorstraße genutzt. 
Auch in TG 04 liegt der Schwerpunkt der Nahrungssuche im nördlichen Bereich des Teilge-
bietes. Weiterhin werden Grünlandflächen am westlichen und östlichen Rand des TG von 
Weißstörchen regelmäßig aufgesucht. In TG 03 wird nur ein kleiner Grünlandanteil am östli-
chen Rand der Fläche regelmäßig von Weißstörchen genutzt. Bei der Bewertung der Nah-
rungsflächen muss berücksichtigt werden, dass die Grünlandflächen östlich und südlich des 
Weißstorchhorstes nicht von den Beobachtungspunkten einsehbar waren, so dass hier wei-
tere zu bewertende Nahrungsflächen liegen können (Flugbewegungen in diese Richtungen 
lassen dies vermuten). 
Bei einer Brutvogelkartierung erhält man durch ein standardisiertes Verfahren einen Über-
blick über das Brutvogelgeschehen, dass auf der mehrmaligen Sichtung der Vogelarten wäh-
rend der vorgegebenen Anzahl an Kartierdurchgängen beruht. Vogelarten, die kein auffälli-
ges Balzverhalten zeigen, sich insgesamt heimlich verhalten oder nur zu bestimmten Tages- 
oder Nachtzeiten aktiv sind, können dadurch unterrepräsentiert sein. Daher wird im Folgen-
den eine Vorsorge-Betrachtung der Brutvogelbewertung vorgenommen. Für eine Betrach-
tung nach dem Vorsorge-Prinzip werden zusätzlich einmalige Nachweise mit eindeutigem 
Revierverhalten außerhalb der Zugzeit im potentiellen Bruthabitat (Brutzeitfeststellungen) in 
die Bewertung einbezogen (vgl. Tabelle 6, Tabelle 7). Dies betrifft Nachweise von Feldler-
che, Gartenrotschwanz, Grünspecht und Wachtel. 
 

Tabelle 7: Anzahl der bewerteten Reviere pro Teilgebiet für die Vorsorge-Betrachtung sowie 
nach Sonderbewertung 
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Bewertung inkl. Sonderbewertung 

RL W-M 3 3 3 3 3 3 3 3 2 

RL Nds 3 3 3 3 3 3 3 3 2 

RL D  3 + 3 2 V V + 3 3 

TG 01  2  3 1 73    von regionaler Bedeutung von regionaler Bedeutung 

TG 02  5  2  10 1  1 von regionaler Bedeutung Teilflächen von landesweiter 
Bedeutung 

TG 03 1       1  unterhalb lokaler Bedeutung Teilflächen von landesweiter 
Bedeutung 

TG 04  1  4      unterhalb lokaler Bedeutung Teilflächen von landesweiter 
Bedeutung 

TG 05  2 1   16    von lokaler Bedeutung von lokaler Bedeutung 

TG 06  4 1  1 4    von lokaler Bedeutung von lokaler Bedeutung 
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Im Rahmen der Vorsorge-Betrachtung verändert sich die Einstufung der Teilgebiet nicht. 

3.3 RASTVÖGEL 

3.3.1 VORBEMERKUNG 

Entsprechend den Ausführungen von Kap. 2.2.1 erfolgt eine getrennte Darstellung der Be-
standssituation und -bewertung der Kartierdurchgänge 2016/2017 (eigens erhobene Daten) 
und 2010-2012 (Daten A 20, ÖKOPLAN 2013). 

3.3.2 RASTVOGELERFASSUNG 2016/2017 (EIGENS ERHOBENE DATEN) 

3.3.2.1 PLANUNGS- UND BEWERTUNGSRELEVANTE ARTEN 

Bei den planungsrelevanten (aufgrund ihrer Empfindlichkeit gegenüber WEA) und bewer-
tungsrelevanten Rastvogelarten handelt es sich i.d.R. um Arten aus den Gruppen der Wat-
vögel, Enten, Gänse und Schwäne sowie Möwen. Das entspricht den Arten, die bei KRÜGER 
et al. (2013) mit Wertstufen versehen sind. Die im Rahmen der Rastvogelerfassung ange-
troffenen bewertungs- und planungsrelevanten Rastvogelarten sind in Tabelle 8 mit der ma-
ximalen Zahl pro Begehungstermin zusammengestellt. Aus Tabelle 8 ist zu erkennen, dass 
die Schwellenwerte nationaler Bedeutung für die Weißwangen-, landesweiter Bedeutung für 
die Bläss- sowie regionaler Bedeutung für die Graugans erreicht wurden. 
Die von diesen Arten im Untersuchungsgebiet angetroffenen Trupps sind im Plan 6 darge-
stellt. Auffällig ist, dass sich Rasttrupps von Blässgänsen überwiegend im nördlichen Unter-
suchungsgebiet (nahe des Geestrandtiefs, sowie nördlich der Landesstraße L 864) aufhal-
ten. Ein einzelner sehr großer Rasttrupp (1.890 Individuen) saß östlich der Potenzialfläche 
„WP Delfshausen“ nahe der Jade. Mittelgroße Rasttrupps der Graugans wurden v.a. im 
Nahbereich der Jade (nördlich der Landesstraße) sowie nördlich des Geestrandtiefs festge-
stellt. Innerhalb der Potenzialfläche konnten an mehreren Termine kleine Trupps angetroffen 
werden. Die Weißwangengans wurde regelmäßig nördlich der Potenzialfläche festgestellt. 
Ein Großteil der Trupps befand sich nördlich der Landesstraße. Vereinzelt wurden auch süd-
lich der Straße Nachweise dieser Art erbracht, in größeren Zahlen jedoch ausschließlich au-
ßerhalb von 500 m Entfernung zur Potenzialfläche. 
Wie der Tabelle 9 in Kap. 3.3.3.1 entnommen werden kann, wurden 2010 bis 2012 zusätzlich 
für die Arten Kampfläufer, Kiebitz und Pfeifente mind. lokale Bedeutungen des Gebietes er-
mittelt. Für diese Arten (Ausnahme: Kampfläufer, da dieser nicht nachgewiesen wurde) sind 
die 2016/2017 nachgewiesenen Rasttrupps dem Plan 7 zu entnehmen, obwohl sie im Zuge 
dieser aktuelleren Kartierung keine Wertigkeit einer mind. lokalen Bedeutung erhielten. 
 
Tabelle 8: Bewertungsrelevante Rastvogelarten 2016/2017 mit Maximalzahl und Schwellenwerten 

für Bewertung nach KRÜGER et al. (2013) 
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Au Austernfischer 4 10200 2300 1950 980 490 
Be Bekassine 1 20000 500 240 120 60 
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Blg Blässgans 2760 10000 4250 2350 1200 590 
Br Blässhuhn 5 17500 4500 320 160 80 
Brg Brandgans 6 3000 1750 1250 630 310 
Ful Flussuferläufer 5 17500 80 40 20 10 
Gäs Gänsesäger 4 2700 370 90 45 25 

Gbv 
Großer 
Brachvogel 35 8500 1400 1200 600 300 

Gra Graugans 270 5000 1300 530 270 130 
Grr Graureiher 10 2700 820 280 140 70 
Güs Grünschenkel 1 2300 150 85 45 20 
Her Heringsmöwe 51 3800 1150 460 230 120 
Hö Höckerschwan 2 2500 700 80 40 20 
Ki Kiebitz 391 20000 7500 2700 1350 680 
Ko Kormoran 17 3900 1000 120 60 30 
Kr Krickente 3 5000 1000 360 180 90 
Lm Lachmöwe 65 20000 5000 3200 1600 800 
Pfe Pfeifente 271 15000 2900 1400 700 350 
Rei Reiherente 2 12000 3250 180 90 45 
Sag Saatgans 4 6000 4000 1200 600 300 
Sim Silbermöwe 63 5900 2000 1050 530 260 
Sir Silberreiher 3 470 50 10 5 - 
Stm Sturmmöwe 210 20000 1850 1000 500 250 
Sto Stockente 404 20000 9000 2600 1300 650 
Tr Teichhuhn 6 20000 1100 300 150 75 
Waw Waldwasserläufer 1 17000 50 20 10 5 
Ws Weißstorch 4 930 130 20 10 5 
Wwg Weißwangengans 2186 4200 2000 1900 950 480 

 

3.3.2.2 ÜBERFLUGBEWEGUNGEN 

Im Rahmen der Rastvogelbegehungen wurden ergänzend die Flugbewegungen der pla-
nungsrelevanten Arten mit erfasst. In Plan 6 sind die Überflüge der Arten mit Rasttrupps von 
mindestens lokaler Bedeutung verzeichnet. Aus den Beobachtungen wird deutlich, dass es 
keine festen Flug- bzw. Zugrouten im Bereich der Potenzialfläche gibt, sondern diese durch 
im Umfeld vorkommende Trupps in die verschiedensten Richtungen durch- bzw. überflogen 
wird. 

3.3.2.3 BEWERTUNG 

Dem Untersuchungsgebiet kommt nach den vorliegenden Untersuchungsergebnissen eine 
Bedeutung als Vogelrastgebiet nationaler Bedeutung zu. Die erforderlichen Schwellen-
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werte hierfür werden von der Weißwangengans erreicht. Für die Konfliktanalyse sind ledig-
lich Gastvogelarten relevant, für die das Gebiet eine mindestens lokale Bedeutung hat. Da-
her werden in der folgenden Diskussion nur noch Bläss-, Grau- und Weißwangengans zu 
betrachten sein. Ergänzend sei in diesem Zusammenhang erwähnt, dass im Zuge der Kartie-
rungen weitere größere Rasttrupps außerhalb des Untersuchungsgebietes festgestellt wur-
den. So kamen ca. 1 km nördlich des Untersuchungsgebietes an zwei Terminen (09.03.2016 
und 23.03.2016) jeweils weit über 1.000 Blässgänse und jeweils etwa 200 bis 500 Weißwan-
gengänse vor. 

3.3.3 RASTVOGELERFASSUNG 2010-2012 (DATEN A 20) 

3.3.3.1 PLANUNGS- UND BEWERTUNGSRELEVANTE ARTEN 

Für die Auswahl der darzustellenden planungs- und bewertungsrelevanten Arten der Kartie-
rung 2010-2012 erfolgte zunächst eine Bewertung der Rastvogeltrupps innerhalb der abge-
grenzten Teilgebiete der A 20-Kartierung (2010-2012). In diesem Zusammenhang sind aus-
schließlich die Teilgebiete RV 02, RV 03, RV 04 und RV 05 relevant, da sie im Bereich des 
Untersuchungsgebietes für die Rastvögel 2016/2017 (1.000m-Radius um die Potenzialfläche 
„WP Delfshausen“) und damit in dem für das geplante Vorhaben zu betrachtenden Gebiet 
liegen (vgl. Abbildung 2). Die Teilgebiete RV 02, RV 03 und RV 05 weisen eine Wertigkeit 
unterhalb einer lokalen Bedeutung auf. Im Teilgebiet RV 04 wurden planungsrelevante Rast-
trupps angetroffen (s. folgende Tabelle 9). Aus Tabelle 9 ist zu erkennen, dass für das Teil-
gebiet RV 04 eine mind. lokale Bedeutung für Kiebitz und Pfeifente, eine regionale Bedeu-
tung für die Graugans, eine landesweite Bedeutung für Blässgans und Kampfläufer sowie 
eine internationale Bedeutung für die Weißwangengans vorliegt. 
Die von diesen Arten im Untersuchungsgebiet (2016/2017) angetroffenen Trupps sind in den 
Plänen 8 und 9 dargestellt. Auffällig ist, dass sich Rasttrupps von Bläss-, Grau- und Weiß-
wangengänsen sowie Pfeifenten in nur sehr geringen Anzahlen außerhalb des Teilgebietes 
RV 04 aufgehalten haben. Die für die Gänse und Pfeifenten attraktiven Flächen liegen mit 
sehr deutlichem Schwerpunkt nördlich der Landesstraße L 864 (die Pfeifenten im speziellen 
im Jadeabschnitt nördlich der Landesstraße). Der einzige nachgewiesene Trupp Kampfläufer 
wurde ebenfalls nördlich der Landesstraße (in ca. 1.900 m Entfernung zur nächsten geplan-
ten WEA) nachgewiesen. Einzig Rasttrupps des Kiebitz befanden sich auch in den weiteren 
Arealen des UG, haben ihren Schwerpunkt jedoch gleichermaßen eindeutig im Teilgebiet RV 
04. 

Tabelle 9: Bewertungsrelevante Rastvogelarten 2010-2012 in Teilgebiet RV 04 mit Maximalzahl und 
Schwellenwerten für Bewertung nach KRÜGER et al. (2013) 
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Be Bekassine 1 20.000 500 240 120 60 
Bhf Berghänfling 12 560 330 180 90 45 
Blg Blässgans 3.300 10.000 4.250 2.350 1.200 590 

Gbv 
Großer 
Brachvogel 31 8.500 1.400 1.200 600 300 



Avifauna „WP Delfshausen“ Seite 19 

Büro Sinning, Inh. Silke Sinning - Ökologie, Naturschutz und räumliche Planung, Wildenloh 

Kürzel Artname max. Sc
hw

el
le

nw
er

t 
In

te
rn

at
io

na
l 

Sc
hw

el
le

nw
er

t 
N

at
io

na
l 

Sc
hw

el
le

nw
er

t 
La

nd
es

w
ei

t 

Sc
hw

el
le

nw
er

t 
R

eg
io

na
l 

Sc
hw

el
le

nw
er

t 
Lo

ka
l 

Gra Graugans 500 5.000 1.300 530 270 130 
Grp Goldregenpfeifer 13 7.500 2.200 1.250 630 310 
Ka Kampfläufer 30 12.500 50 10 5 - 
Ki Kiebitz 1.100 20.000 7.500 2.700 1.350 680 
Kr Krickente 2 5.000 1.000 360 180 90 
Pfe Pfeifente 682 15.000 2.900 1.400 700 350 
Sag Saatgans 5 6.000 4.000 1.200 600 300 
Sim Silbermöwe 2 5.900 2.000 1.050 530 260 
Stm Sturmmöwe 100 20.000 1.850 1.000 500 250 
Sto Stockente 125 20.000 9.000 2.600 1.300 650 
Wwg Weißwangengans 7.000 4.200 2.000 1.900 950 480 

 

3.3.3.2 BEWERTUNG 

Dem Untersuchungsgebiet kommt nach den vorliegenden Untersuchungsergebnissen eine 
Bedeutung als Vogelrastgebiet internationaler Bedeutung zu. Diese hohe Bedeutung trifft 
allerdings lediglich auf den Nordosten des UG zu. Die erforderlichen Schwellenwerte werden 
von der Weißwangengans erreicht. Für die Konfliktanalyse sind lediglich Gastvogelarten re-
levant, für die das Gebiet eine mindestens lokale Bedeutung hat. Daher werden in der fol-
genden Diskussion nur noch Blässgans, Graugans, Kampfläufer, Kiebitz, Pfeifente und 
Weißwangengans zu betrachten sein. Die Bewertung des TG RV 04 als Rastvogelgebiet 
internationaler Bedeutung deckt sich mit den übermittelten Bewertungsergebnissen von 
2010-2012. 
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4 DISKUSSION 

4.1 (POTENZIELLE) SCHEUCH- UND VERTREIBUNGSWIRKUNGEN DES 
VORHABENS AUF BRUTVÖGEL 

4.1.1 ÜBERBLICK 

HÖTKER et al. (2004) vom Michael-Otto-Institut des NABU (Naturschutzbund Deutschland 
e.V.) stellten in einer Literaturstudie im Auftrag des Bundesamtes für Naturschutz fest, dass 
in einer Auswertung von 127 Einzelstudien kein statistisch signifikanter Nachweis von erheb-
lichen negativen Auswirkungen der Windkraftnutzung auf die Bestände von Brutvögeln er-
bracht werden konnte. Sie schränken zwar ein, dass die meisten Studien aufgrund methodi-
scher Mängel nur eine eingeschränkte Aussagekraft aufweisen. Die von HÖTKER et al. (2004) 
verwendete Vorgehensweise erlaubt es nach Ansicht der Autoren dennoch, die getroffenen 
Aussagen auf eine breite Basis zu stellen. Danach werden die Brutbestände von Watvögeln 
der offenen Landschaft tendenziell negativ beeinflusst, auf bestimmte brütende Singvogelar-
ten übten Windkraftanlagen positive Wirkungen aus (aufgrund von sekundären Effekten wie 
Habitatveränderungen bzw. landwirtschaftlicher Nutzungsaufgabe in der unmittelbaren Um-
gebung von Anlagen). Für den Kiebitz geben HÖTKER et al. (2004) mittlere Minimalabstände 
von rund 100 m an, für den Schilfrohrsänger 0 bis 15 m, für die Rohrammer 25 bis 50 m, für 
den Wiesenpieper 0 bis 40 m und für die Feldlerche rund 100 m.  
Der Landesverband Bremen des Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e.V. 
(BUND) hat 2004 einen Band mit einer Reihe von Untersuchungen herausgegeben, die in 
der Auswertung von HÖTKER et al. (2004) noch nicht enthalten sind. Hervorzuheben ist hie-
raus u.a. eine sechs-jährige Studie zur Bestandsveränderung des Kiebitz im Zusammenhang 
mit der Errichtung eines Windparks (SINNING 2004). Dabei zeigte sich, dass die festgestellten 
Bestandsveränderungen nicht mit dem Einfluss des Windparks in Verbindung gebracht wer-
den konnten. Die innerhalb des Windparks gelegenen Flächen wurden weiterhin als Brut-
Reviere genutzt, hier lagen sogar die ausgeprägtesten Brutkolonien. Weiterhin wurde im Be-
reich des Windparks regelmäßig eine erfolgreiche Reproduktion des Kiebitz festgestellt. Für 
Blaukehlchen, Schilfrohrsänger und einige andere bestandsgefährdete Singvogelarten zeigte 
(REICHENBACH 2004, ebenfalls im BUND-Band) an einer Reihe von Beispielen, dass auch 
Flächen innerhalb der Windparks, z.T. in unmittelbarer Anlagennähe besiedelt werden. Hin-
weise auf Vertreibungswirkungen ergaben sich nicht. REICHENBACH (2004, ebenfalls im 
BUND-Band) belegten eine Bestandszunahme von Blaukehlchen und Schilfrohrsängern in 
einem Windpark nach Errichtung der Anlagen. 
Im südlichen Ostfriesland wurden von 2000 bis 2007 Untersuchungen zu den Auswirkungen 
mehrerer Windparks auf Vögel durchgeführt, die folgende Bausteine umfassten: Bestands-
erfassungen von Brut- und Gastvögeln, Beobachtungen zu Verhalten und Raumnutzung, 
Bruterfolgskontrollen und Habitatanalysen. Analyse nach dem BACI-Design (Before-After-
Control-Impact, Vorher-Nachher-Untersuchung mit Referenzfläche) (REICHENBACH 2011, 
STEINBORN et al. 2011). Diese führten zu folgenden Ergebnissen: 
Bei keiner untersuchten Art fand eine Verlagerung aus den Windparks (500 m Umkreis) in 
das Referenzgebiet statt. Beim Kiebitz als Brutvogel fand in einem Windpark eine signifikan-
te Bestandsabnahme statt. Beim Vergleich von Brutpaarzahlen und Erwartungswerten, die 
aus den Beständen des Referenzgebietes abgeleitet wurden, fand sich beim Kiebitz als ein-
ziger Art eine signifikante Meidung des Nahbereichs der Anlagen (bis 100 m Entfernung). 
Kein Einfluss wurde festgestellt bei Uferschnepfe, Großer Brachvogel, Feldlerche, Wiesen-
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pieper, Schwarzkehlchen, Fasan. Verhaltensbeobachtungen beim Großen Brachvogel zeig-
ten, dass die Anlagennähe bis ca. 50 m gemieden wurde und dass störungsanfälligere Ver-
haltensweisen wie Putzen oder Rasten erst ab einer Entfernung von ca. 200 m auftraten. Ein 
Einfluss der Windparks auf den Bruterfolg von Kiebitz und Uferschnepfe ist aus den vorlie-
genden Daten nicht erkennbar. Univariate Habitatmodelle ergaben, dass die Nähe zu den 
Windkraftanlagen nur einen sehr geringen Erklärungsgehalt zur Verteilung der Reviere bei-
trägt. Andere Parameter, die die Habitatqualität beeinflussen, sind von wesentlich größerer 
Bedeutung. Multiple Habitatmodelle zeigten, dass Bereiche mit hoher Habitatqualität auch 
innerhalb von Windparks besiedelt werden, ein Unterschied in der Brutdichte zu Flächen 
gleicher Qualität im Referenzgebiet bestand nicht. Kiebitze haben jedoch auch bei dieser 
Analyse den 100 m-Bereich um die Anlagen signifikant gemieden. 
Vorher-Nachher-Untersuchungen zu Kiebitz, Feldlerche und Wiesenpieper in einem Wind-
park in Cuxhaven bestätigen diese Ergebnisse (STEINBORN & REICHENBACH 2008). 
MÖCKEL & WIESNER (2007) kommen nach dreijährigen Untersuchungen an 11 Windparks in 
der Niederlausitz zu dem Ergebnis, dass bei den Brutvögeln kein großflächiges Meiden von 
Windparks festzustellen war. 
Auch wenn somit insgesamt von eher geringen Auswirkungen auf Brutvögel auszugehen ist, 
zeigen die zahlreichen inzwischen vorliegenden Untersuchungen zu Auswirkungen von 
Windenergieanlagen auf Vögel, dass zwischen den einzelnen Arten deutliche Unterschiede 
in der Reaktion gegenüber diesem Eingriffstyp bestehen (z.B. BACH et al. 1999, HANDKE 
2000, HÖTKER et al. 2004, ISSELBÄCHER & ISSELBÄCHER 2001, JESSEL 2001, PERCIVAL 2000, 
REICHENBACH 2002, 2003, SCHREIBER 2000, SINNING 1999, 2002). Neben den üblichen Be-
wertungskriterien zur Einstufung der Bedeutung von Vogellebensräumen (z.B. Vorkommen 
von Rote-Liste-Arten) ist daher auch die Einbeziehung der artspezifischen Empfindlichkeit 
gegenüber Windenergieanlagen für eine angemessene Eingriffsbewertung erforderlich 
(DIERßEN & RECK 1998b, HANDKE 2000, REICHENBACH 1999, 2003, SPRÖTGE 2002). Für die 
Einschätzung des Konfliktpotentials des geplanten Windenergiestandortes wird nachfolgend 
zunächst ein kurzer Überblick über den Stand des Wissens zur spezifischen Empfindlichkeit 
des ermittelten – und als potentiell planungsrelevant einzustufenden – Artenspektrums gege-
ben. Da in der Fachliteratur Störungsempfindlichkeiten von Brutvögeln, die über 500 m hin-
ausgehen, nicht bekannt sind, wird im Folgenden lediglich auf diejenigen planungsrelevanten 
Arten eingegangen, die innerhalb von 500 m um die Potenzialfläche vorkamen. 

4.1.2 FREIFLÄCHENBRÜTER 

4.1.2.1 FELDLERCHE 

Auf der Basis von 318 Feldlerchenrevieren, die hinsichtlich ihrer Verteilung im Verhältnis 
zum Windparkstandort analysiert wurden, zeigten BACH et al. (1999), dass eine eindeutige 
Meidungsreaktion der windparknahen Flächen bei dieser Art nicht nachzuweisen ist. 
BRAUNEIS et al. (1999) berichtete in seinen Beobachtungen zum Einfluss von Windenergie-
anlagen auf Vögel im nordhessischen Bergland von Feldlerchenbruten im Einflussbereich 
des Schattens der laufenden Rotoren. Nach seinen Angaben werden Singflüge auch zwi-
schen den Anlagen ausgeführt. 
WALTER & BRUX (1991) konnten zeigen, dass in ihren zwei Untersuchungsgebieten im Land-
kreis Cuxhaven sowohl die Wiesenbrüter Feldlerche, Wiesenpieper und Schafstelze als auch 
Röhricht- und Gebüschbrüter keine Meidung von windparknahen Flächen aufweisen. 
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EIKHOFF (1999), LOSKE (2000), KORN & SCHERNER (2000) sowie BERGEN (2001) konnten 
übereinstimmend in Ost-Westfalen keinen Einfluss von Windenergieanlagen auf Revierver-
teilung und Brutbiologie der Feldlerche nachweisen. Auch GHARADJEDAGHI & EHRLINGER 
(2001) fanden an einem Windpark im Landkreis Altenburger Land (Thüringen), dass Sied-
lungsdichte und Gesangsverhalten der Art durch die Anlagen offensichtlich nicht entschei-
dend beeinträchtigt wird. 
Dies stimmt mit den Ergebnissen von REICHENBACH (2002) überein, der an mehreren Wind-
parks in Nordwestdeutschland mit verschiedenen Anlagenhöhen keinen Einfluss der Anlagen 
auf die räumliche Verteilung von Feldlerchenbrutpaaren finden konnte. Gleiches berichtet 
THOMAS (1999, zit. in PERCIVAL 2000) von Windparks in England und Wales.  
Unter Auswertung weiterer Literatur (insbesondere auch diverser Artikel aus den „Bremer 
Beiträgen für Naturkunde und Naturschutz; Themenheft „Vögel und Fledermäuse im Konflikt 
mit der Windenergie – Erkenntnisse zur Empfindlichkeit“) kommen REICHENBACH et al. 
(2004) im Ergebnis zu einer geringen Empfindlichkeit der Feldlerche gegenüber Windkraft-
anlagen. 
Aktueller bestätigen dieses auch noch mal REICHENBACH & STEINBORN (2006) für Ostfries-
land, STEINBORN & REICHENBACH (2008) für Cuxhaven sowie ELLE (2006) und MÖCKEL & 
WIESNER (2007) auch für andere Lebensraumtypen und Regionen, eine südwestdeutsche 
Mittelgebirgslandschaft und die Niederlausitz. 
Insgesamt kann somit davon ausgegangen werden, dass die Feldlerche als Brutvogel keine 
ausgeprägte Empfindlichkeit gegenüber Windenergieanlagen zeigt. Eine siebenjährige Stu-
die im südlichen Ostfriesland unter Einbeziehung von weiteren Habitatparametern 
(STEINBORN et al. 2011) kam für die Feldlerche allerdings zu folgendem Ergebnis: Die Dichte 
Feldlerche bezogen auf geeignetes Bruthabitat hatte im Windpark zwischen 2003 und 2006 
leicht abgenommen, wohingegen die Dichte im Referenzgebiet leicht angestiegen war. Ein 
kleinräumiger Langzeiteffekt konnte nicht ausgeschlossen werden. 

4.1.2.2 KIEBITZ 

Zu dieser Art liegt inzwischen eine Reihe von Studien vor, so dass die Empfindlichkeit gut 
beurteilt werden kann. Eine detaillierte Zusammenstellung findet sich bei REICHENBACH 
(2002, 2003) sowie bei REICHENBACH et al. (2004). Danach zeigen übereinstimmend fast alle 
Untersuchungen, dass Kiebitze als Brutvögel offensichtlich nur wenig oder gar nicht von 
Windenergieanlagen beeinträchtigt werden. Auf der Basis von 19 Studien beurteilen 
REICHENBACH et al. (2004) die Empfindlichkeit des Kiebitz gegenüber Windenergieanlagen 
als gering-mittel. Diese Einstufung ist nach Ansicht der Autoren gut abgesichert, von Beein-
trächtigungen bis zu einer Entfernung von ca. 100 m muss ausgegangen werden. Die einzi-
ge Studie, die scheinbar einen signifikanten Einfluss nachweisen konnte, ist jene von 
PEDERSEN & POULSEN (1991). Wahrscheinlich gehen ihre Ergebnisse jedoch weniger auf 
einen Einfluss der Anlage selber zurück, als vielmehr auf den von menschlichen Störungen. 
Die Anlage zeigte große technische Mängel, was einen hohen Wartungsbedarf hervor rief. 
Nach Angaben der Autoren bewegten sich während der Brutzeit täglich Menschen im unmit-
telbaren Umfeld der Anlage. PEDERSEN & POULSEN (1991) führen dies selber als die beste 
Erklärung für die Brutaufgabe von drei Nestern an, die am nächsten zur Anlage lagen. Ihre 
Ergebnisse sind somit kein eindeutiger Nachweis einer Vertreibungswirkung, die durch die 
Anlage selber hervor gerufen würde. Insgesamt schien der Kiebitz als Brutvogel somit be-
reits schon nach älteren Erkenntnissen nicht oder nur in vergleichsweise geringem Maße von 
Windenergieanlagen beeinflusst zu werden. Dies wird nun durch zahlreiche Studien von z.B. 
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HANDKE et al. (2004a, 2004b, 2004c), REICHENBACH (2003, 2011), SINNING (2002, 2004), 
SINNING et al. (2004), SPRÖTGE (2002) sowie STEINBORN et al. (2011) bestätigt. Insgesamt ist 
demnach noch von Meidungen in einem Umfeld von bis zu 100 m um WEA auszugehen, 
wobei es jedoch zu keiner Vollverdrängung aus dem Raum kommt. 

4.1.3 GEHÖLZGEBUNDENE BRUTVÖGEL SOWIE RÖHRICHT- UND 
SIEDLUNGSBRÜTER 

4.1.3.1 ÜBERBLICK 

STÜBING (2001) untersuchte am Nordabfall des Vogelsberges (Mittelhessen) u.a. den Ein-
fluss von zwei Windparks (13 bzw. 23 Anlagen) auf Brutvögel, insbesondere auf gehölzbrü-
tende Singvögel. Vergleiche mit Siedlungsdichten aus anderen Gebieten machten deutlich, 
dass mit Ausnahme des Fitis, alle anderen Arten die Windparkflächen in durchschnittlichen 
oder hohen biotopbezogenen Dichten besiedelten (Buchfink, Goldammer, Sommergold-
hähnchen, Bluthänfling, Amsel, Singdrossel, Gartengrasmücke, Rotkehlchen, Sumpfrohr-
sänger, Tannenmeise, Neuntöter, Dorngrasmücke). Für viele Arten gelangen Brutnachweise 
oder Revierfunde in Entfernungen von weniger als 500 m von der nächsten Windenergiean-
lage. Ein negativer Einfluss der Anlagen ließ sich nicht feststellen, statt dessen wurde die 
Verteilung der Brutvögel eher von der Habitatverteilung beeinflusst. 
KAATZ (1999, 2002) legt Ergebnisse einer Vorher-Nachher-Untersuchung an Windkraftanla-
gen in Brandenburg vor, wonach bei verschiedenen Arten der Agrarlandschaft potentiell 
mögliche Störungen durch Windkraftanlagen entweder toleriert werden oder ein Gewöh-
nungseffekt eintritt. Einige Arten wie Rohrammer oder Braunkehlchen rückten sogar mit ihren 
Revieren näher an die Anlagen heran. Mit Hilfe von Beringungen wurde bei den Arten Nach-
tigall, Goldammer, Gartengrasmücke, Gelbspötter und Amsel eine individuenspezifische To-
leranz gegenüber den Anlagen über mehrere aufeinanderfolgende Brutsaisonen nachgewie-
sen. Die Rückkehrraten bewegten sich in bekannten Größenordnungen und Spannbreiten, 
so dass ein Einfluss der Anlagen nicht erkennbar war. Neuntöter und Grauammer waren in 
der Mehrzahl der Jahre in Anlagennähe als Brutvögel anwesend. In gleicher Weise berichtet 
BREHME (1999) aus dem Raum Greifswald von singenden Grauammern in Anlagennähe. 
BERGEN (2001) untersuchte von 1998 bis 2000 den Einfluss von zwei westfälischen Wind-
parks auf das Brutvogelspektrum sowie auf die Zahl und die räumliche Verteilung der Revie-
re. Dort kam es nach Errichtung der Anlagen nicht zu einer wesentlichen Veränderung des 
Artenspektrums oder der Siedlungsdichte einzelner Arten.  
Weitere Ausführungen zur Unempfindlichkeit dieser Gruppe – auch die Ergebnisse zu aktuel-
leren Studien – wurden bereits im Kapitel 4.1.1 gemacht.  
Insgesamt wird somit die Einschätzung von EXO (2001) bestätigt, wonach viele Singvogelar-
ten als vergleichsweise unempfindlich gegenüber Windenergieanlagen gelten können.  
Insgesamt sind aus der Literatur und hier insbesondere bei HÖTKER et al. (2004) und 
REICHENBACH et al. (2004) lediglich sehr geringe bis keine Scheuch- und Vertreibungswir-
kungen für Gartenrotschwanz, Kuckuck und Rauchschwalbe bekannt. 
Der Weißstorch wird in einem eigenen Bericht bearbeitet. 

4.1.4 GREIFVÖGEL 

Die meisten Greifvogelarten brüten auch im unmittelbaren Nahbereich von WEA und sind 
nach übereinstimmenden Forschungsergebnissen bezüglich einer Scheuchwirkung 
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unempfindlich gegenüber dem Eingriffstyp WEA (diverse Vorträge bei u.a.: Birds of prey and 

Wind Farrms: Analysis of problems and possible solutions (21. - 22. Oktober 2008, Berlin), 
Abschlusstagung des Projekts Windkraft und Greifvögel (8. November 2001, Berlin), 
Conference on Wind energy and Wildlife impacts (2. - 5. Mai 2011, Trondheim) und 
Conference on Wind energy and Environmental impacts (5 – 7. Februar 2013, Stockholm) 
sowie Conference on Wind energy and Wildlife impacts (1.-12. März 2015, Berlin). 
Für die im 1.000 m Radius brütenden Greifvögel Mäusebussard und Turmfalke ist daher 
von keiner Störungsempfindlichkeit auszugehen. 

4.1.5 (POTENZIELLE) SCHEUCH- UND VERTREIBUNGSWIRKUNGEN DES 
VORHABENS AUF RASTVÖGEL 

4.1.5.1 ÜBERBLICK 

Für eine Reihe von Gastvogelarten ist im Vergleich zu den Brutvögeln eine deutlich höhere 
Empfindlichkeit gegenüber Windenergieanlagen vielfach nachgewiesen und durch aktuelle 
Literatur bestätigt (z.B. HÖTKER et al. 2004), MÖCKEL & WIESNER (2007), REICHENBACH et al. 
(2004), STEINBORN et al. (2011). Insbesondere Gänse, Enten und Watvögel halten im Allge-
meinen Abstände von bis zu mehreren hundert Metern ein. Für die besonders empfindlichen 
Gänse lässt sich nach HÖTKER et al. (2004) ein Mindestabstand von 400-500 m ableiten. 
Dies wurde durch Untersuchungen auf Fehmarn bestätigt (BIOCONSULT-SH & ARSU 2010). 
Eine aktuelle Literaturauswertung von DOUSE (2013)1 ergibt für die verschiedenen Gänsear-
ten in Europa und Nordamerika ein übereinstimmendes Bild dahingehend, dass Windparks 
als Hindernis wahrgenommen werden, das gemieden und umflogen wird, wobei auch Ge-
wöhnungseffekte inzwischen dokumentiert sind. Für Schwäne und Kraniche ist nach dem 
gegenwärtigen Kenntnisstand von einem gleichartigen Verhalten gegenüber Windenergiean-
lagen auszugehen. 

4.1.5.2 GÄNSE 

Für die gegenüber WEA besonders empfindlichen Gänse werden in älteren Arbeiten Mei-
dungsradien von bis zu über 600 Meter angegeben (KRUCKENBERG & JAENE 1999, 
SCHREIBER 2000). Aktueller wird hier artspezifisch getrennt, wobei HÖTKER et al. (2004)  ei-
nen Mindestabstand von 400 bis 500 m ableiten, auch wenn einige Arten – wie z.B. Grau- 
und Saatgans – sich Windparks auch deutlich weiter annähern – bis ca. 200 Meter – wäh-
rend für Arten wie die Weißwangengans auch von einem größeren Meidungsabstand auszu-
gehen ist (REICHENBACH et al. 2004). 

4.1.5.3 KAMPFLÄUFER 

Zum Kampfläufer gibt es bislang lediglich erste Tendenzaussagen, die in REICHENBACH et al. 
(2004) als mittlere Empfindlichkeit eingestuft werden. Die Störungsreichweite wurde mit bis 
200 m angesetzt. Aus Vorsorgegründen wird insbesondere aufgrund der inzwischen höheren 
WEA eine Meidedistanz von 400 m festgelegt. 

4.1.5.4 KIEBITZ 

Für den Kiebitz als Rastvogel schwanken die Angaben zu Beeinträchtigungen in der Literatur 
von 100 m bis 500 m. REICHENBACH et al. (2004) ordnen dem Kiebitz daher in ihrer Zu-

                                                
1 http://www.snh.gov.uk/docs/A916616.pdf 
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sammenschau der Literatur eine mittlere bis hohe Empfindlichkeit zu. Bei einer mittleren Em-
pfindlichkeit ist von Beeinträchtigungen bis zu 200 m, bei einer hohen von über 200 m aus-
zugehen. Dabei sind von der höheren angenommenen Empfindlichkeit insbesondere größe-
re Trupps betroffen (z.B. SINNING & DE BRUYN 2004). Ansammlungen von bis zu wenigen 
100 Kiebitzen finden sich regelmäßig auch in Windparks bzw. in deren Nahbereichen (z.B. 
BACH et al. 1999, SINNING et al. 2004). Nach den Ergebnissen von STEINBORN et al. (2011) 
ist in Einzelfällen eine Meidungsreaktion bis zu einer Entfernung von 400 Metern festzustel-
len. Ein signifikanter Meidungseffekt ergab sich bis zu einer Entfernung von 200 Metern. 

4.1.5.5 ENTEN 

Die Empfindlichkeit von Enten-Rasttrupps gegenüber WEA ist artspezifisch sehr unterschied-
lich ausgeprägt. Während Stockenten-Rasttrupps nur eine geringe Empfindlichkeit gegen-
über WEA zeigen (REICHENBACH et al. 2004), wird bspw. die Empfindlichkeit für Reiherente, 
Tafelente und Schellente als „mittel bis hoch“ eingestuft (vgl. REICHENBACH et al. 2004). Pfei-
fenten-Trupps wird eine hohe Empfindlichkeit zugeordnet. Insgesamt liegen jedoch nur sehr 
wenige Untersuchungen zum Meideeffekt verschiedener Enten-Arten vor. Es muss jedoch – 
zumindest für die Pfeifente – von größeren Meidungsabständen von bis zu 400-500 Metern 
ausgegangen werden. 

4.1.6 FAZIT ZU (POTENZIELLEN) SCHEUCH- UND 
VERTREIBUNGSWIRKUNGEN 

Im Hinblick auf das bei der Kartierung festgestellte Brut- und Rastvogelspektrum werden 
folgende Beeinträchtigungsdistanzen auf der Basis des obigen Wissensstandes zu Grunde 
gelegt: 
 
Tabelle 10: Reichweite von Scheuch- und Vertreibungswirkungen 
Art Reichweite von Scheuch- und Vertreibungswirkungen 
Brutvögel: Freiflächen-Brüter 
Feldlerche ggf. kleinräumig (langfristig) 
Kiebitz ca. 100 m 
Brutvögel: Gehölzgebundene Brutvögel sowie Röhricht- und Siedlungsbrüter 
Gartenrotschwanz, 
Kuckuck, 
Rauchschwalbe 

keine 

Brutvögel: Greifvögel 
Mäusebussard, 
Turmfalke keine 

Rastvögel 
Blässgans ca. 400-500 m 
Graugans ca. 200 m 
Kampfläufer vorsorglich ca. 400 m 
Kiebitz ca. 200 m (ca. 400 m für größere Trupps) 
Pfeifente ca. 400-500 m 
Weißwangengans ca. 400-500 m 
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In der weiteren Diskussion der konkret möglichen Auswirkungen des Projektes wird nur noch 
auf Arten eingegangen, für die eine gewisse Vertreibungswirkung gegeben ist bzw. die in-
nerhalb der o.g. Störungsreichweiten in (mindestens einmalig) planungsrelevanten Trupp-
größen festgestellt wurden. In diesem Fall sind dies der Kiebitz als Brutvogel und die Bläss-, 
Grau- und Weißwangengans sowie der Kiebitz als Rastvogel. 

4.2 (POTENZIELLE) KOLLISIONSGEFÄHRDUNG 

4.2.1 ÜBERBLICK 

Einen Überblick über die Häufigkeit gefundener Schlagopfer unter Windenergieanlagen bie-
tet die Statistik der Vogelschutzwarte des Landes Brandenburg2. In Tabelle 11 sind die dort 
geführten Schlagopfer in absteigender Häufigkeit dargestellt. Bei der Interpretation der Daten 
muss beachtet werden, dass der weitaus größte Teil der Daten aus Zufallsfunden beruht, 
ohne dass gezielte Schlagopfernachsuchen dahinter stehen. Damit ergibt sich zum Einen 
das Problem, dass große und auffällige Vogelarten überproportional häufig in der Statistik 
auftauchen, da sie mit größerer Wahrscheinlichkeit gefunden und gemeldet werden als klei-
ne unscheinbare Vögel. Zum anderen handelt es sich um eine reine „Positiv-Statistik“, d. h. 
für nicht aufgeführte Vogelarten nicht automatisch ein geringes Schlagrisiko unterstellt wer-
den darf. Dennoch bietet die Statistik einen guten Überblick über die Häufigkeiten gemelde-
ter Schlagopfer in Deutschland. 
Nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand sind folgende Vogelarten besonders häufig von 
Kollisionen mit Windenergieanlagen betroffen: Mäusebussard, Rotmilan, Stockente, Lach-
möwe, Ringeltaube und Seeadler.  
Der Mäusebussard weist derzeit in absoluten Zahlen die meisten bekannt gewordenen Kolli-
sionsopfer auf (Tabelle 11), ist jedoch in Relation zur Bestandsgröße in deutlich geringerem 
Maße betroffen als Seeadler und Rotmilan, wie folgende Gegenüberstellung zeigt: 
Seeadler3: 720 Paare (2010), Kollisionsopfer: 134 
Rotmilan4: ca. 10.200-12.500 Paare, Kollisionsopfer: 350 
Mäusebussard5: ca. 96.000 Paare, Kollisionsopfer: 475 
Auch der Turmfalke wurde mit bislang 105 Schlagopfern noch relativ häufig gefunden. Da-
gegen sind für weitere Groß- und Greifvögel erst wenige Totfunde bekannt (z.B. Habicht 8, 
Sperber 24). 
Es gibt eine Reihe verschiedener Faktoren, die Einfluss auf die Kollisionsraten haben. In der 
Literatur werden artspezifische Faktoren wie das Verhalten oder die Phänologie, standort-
spezifische Faktoren wie Habitate und Nahrungsverfügbarkeit sowie anlagen- bzw. wind-
parkspezifische Faktoren (Anordnung der Anlagen, Beleuchtung, Sichtbarkeit) diskutiert 
(MARQUES et al. 2014). 
Eine besonders wichtige Einflussgröße hinsichtlich der Kollisionsrate scheint die Habitataus-
stattung im Bereich der Windparks zu sein. Freiflächen in Wäldern, wie z. B. Windwurfflä-

                                                
2 http://www.lugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.312579.de 

3http://www.dda-web.de/index.php?cat=adebar&subcat=aktuell 

4http://www.mulewf.rlp.de/fileadmin/mufv/img/inhalte/natur/Mammen_Rotmilan_Mainz_2010.pdf 

5http://www.greifvogel.net/maeusebussard.html 

http://www.dda-web.de/index.php?cat=adebar&subcat=aktuell
http://www.mulewf.rlp.de/fileadmin/mufv/img/inhalte/natur/Mammen_Rotmilan_Mainz_2010.pdf
http://www.greifvogel.net/maeusebussard.html
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chen, können Greifvogelarten wie Rotmilan oder Wespenbussard anlocken, da sie gute Nah-
rungsbedingungen bieten (MKULNV 2012). 
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Tabelle 11: Vogelverluste an Windenergieanlagen in Deutschland (absteigend sortiert nach Häufigkeit, dargestellt ab mind. 10 Schlagopfern, DÜRR 2017) 

Art Art deutsch EURING DDA-Code BB BW BY HB HE HH MV NI NW RP SH SN SL ST TH ?* ges. 
Buteo buteo Mäusebussard 2870 4460 151 14 3 

 
16 10 12 71 27 22 9 17 2 66 30 25 475 

Milvus milvus Rotmilan 2390 4370 81 12 1 
 

35 
 

16 27 27 18 5 24 2 72 25 5 350 
Anas platyrhynchos Stockente 1860 1030 14 2 

 
2 

   

102 1 
 

9 1 
 

2 1 39 173 
Columba palumbus Ringeltaube 6700 6610 63 4 2 1 2 

 
1 42 3 

 
2 

  

7 
 

41 168 
Larus ridibundus Lachmöwe 5820 5990 9 

  

6 
  

2 94 1 
 

25 
  

2 
 

18 157 

Haliaeetus albicilla Seeadler 2430 4420 43 
    

1 37 5 
  

37 2 
 

8 
 

1 134 
Apus apus Mauersegler 7950 7110 65 6 4 

  

1 3 8 3 11 1 2 
 

27 1 1 133 
Larus argentatus Silbermöwe 5920 6130 2 

  

1 
 

1 2 66 
  

33 
    

12 117 
Falco tinnunculus Turmfalke 3040 4590 23 

   

2 
  

23 8 6 1 3 
 

28 6 5 105 
Alauda arvensis Feldlerche 9760 7870 53 

 
4 

   

2 1 1 5 2 1 
 

16 7 10 102 
Regulus regulus Wintergold-hähnchen 13140 8600 35 2 12 

  

1 2 4 1 6 2 3 
 

18 2 2 90 
Sturnus vulgaris Star 15820 8730 19 23 

  

1 
  

17 
  

4 1 
 

6 2 15 88 

Columba livia f. domestica Haustaube 6650 6570 38 
    

1 1 6 
  

3 1 
 

4 1 9 64 
Ciconia ciconia Weißstorch 1340 4030 21 1 1 

   

11 14 3 
 

2 1 
 

3 1 
 

58 
Larus canus Sturmmöwe 5900 6060 4 

  

2 
   

37 
  

9 
    

5 57 
Larus fuscus Heringsmöwe 5910 6210 

       

40 2 
      

8 50 
Corvus corone Aaskrähe 15670 7590 29 

   

1 
 

1 5 1 
    

1 2 3 43 
Milvus migrans Schwarzmilan 2380 4380 17 

 
1 

   

1 
  

1 
 

4 1 8 5 1 39 
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Emberiza calandra Grauammer 18820 10310 29 
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Art Art deutsch EURING DDA-Code BB BW BY HB HE HH MV NI NW RP SH SN SL ST TH ?* ges. 
Passeriformes spec.   

  
4 17 

     

2 
     

1 
  

24 
Lanius collurio Neuntöter 15150 7400 20 

            

2 
  

22 
Passer montanus Feldsperling 15980 9550 6 3 2 

    

3 
  

1 2 
 

5 
  

22 

Cygnus olor Höckerschwan 1520 90 9 
     

2 7 1 
 

1 
  

1 
  

21 
Pandion haliaetus Fischadler 3010 4050 11 

 
1 1 

  

3 3 
  

1 
     

20 
Grus grus Kranich 4330 4640 7 

   

3 
 

3 2 1 
 

1 
    

2 19 
Vanellus vanellus Kiebitz 4930 4960 

       

3 
  

3 
   

1 12 19 
Turdus philomelos Singdrossel 12000 9010 7 5 

  

1 
  

2 
 

1 
    

1 1 18 
Bubo bubo Uhu 7440 6990 1 1 

      

5 4 
    

5 
 

16 
Laridae spec.  Möwe spec.  6009 6110 1 

      

14 
        

15 

Fringilla coelebs Buchfink 16360 10010 6 2 
     

2 
 

2 1 
  

1 1 
 

15 
Anser anser Graugans 1610 460 2 

     

1 5 
  

2 
    

4 14 
Ardea cinerea Graureiher 1220 3920 4 1 
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4 1 
 

1 
  

1 
 

1 14 
Falco peregrinus Wanderfalke 3200 4540 2 1 

    

1 3 3 1 
   

1 2 
 

14 
Turdus pilaris Wacholderdrossel 11980 9000 2 5 1 

 
3 

        

1 1 1 14 
Falco subbuteo Baumfalke 3100 4510 4 
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1 
 

2 
  

1 
 

3 1 
 

13 

Turdus merula Amsel 11870 8900 7 
      

2 
 

1 
   

1 
 

2 13 
Pernis apivorus Wespenbussard 2310 4110 3 1 2 

    

2 2 1 
 

1 
    

12 
Columba oenas Hohltaube 6680 6600 5 

      

6 
       

1 12 
Tyto alba Schleiereule 7350 6900 5 

      

6 
        

11 
Corvus spec. Krähe spec. 15749 7640 1 

      

5 
     

5 
  

11 
Asio otus Waldohreule 7670 6970 3 
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1 1 1 
   

1 1 1 10 

Regulus spec. Goldhähnchen spec.  13169 8620 4 1 2 
    

1 
 

1 
   

1 
  

10 
Motacilla alba Bachstelze 10200 9960 3 1 

    

1 1 
       

4 10 

 

Art BB BW BY HB HE HH MV NI NW RP SH SN SL ST TH ?* ges.
Buteo buteo Mäusebussard 2870 4460 127 12 10 8 6 43 15 5 8 10 1 50 22 15 332
Milvus milvus Rotmilan 2390 4370 65 7 1 25 10 24 20 8 4 19 1 63 18 5 270
Anas platyrhynchos Stockente 1860 1030 13 2 2 70 1 9 1 1 1 33 133
Larus ridibundus Lachmöwe 5820 5990 8 6 1 59 1 25 2 18 120
Columba palumbus Ringeltaube 6700 6610 56 4 1 2 1 14 2 2 4 28 114
Haliaeetus albicilla Seeadler 2430 4420 35 29 4 31 1 7 1 108
Larus argentatus Silbermöwe 5920 6130 2 1 1 2 43 34 12 95
Apus apus Mauersegler 7950 7110 45 5 4 1 8 3 6 1 17 1 1 92
Alauda arvensis Feldlerche 9760 7870 46 2 1 1 1 4 2 1 9 7 9 83
Sturnus vulgaris Star 15820 8730 18 23 1 15 4 1 5 2 14 83
Falco tinnunculus Turmfalke 3040 4590 20 1 7 8 1 1 2 19 3 4 66
Regulus regulus Wintergoldhähnchen 13140 8600 26 2 2 1 3 1 3 2 2 11 2 55
Columba livia f. domestica Haustaube 6650 6570 34 1 5 3 1 1 9 54
Ciconia ciconia Weißstorch 1340 4030 17 1 7 13 2 2 2 1 45
Larus canus Sturmmöwe 5900 6060 4 2 27 9 3 45
Larus fuscus Heringsmöwe 5910 6210 34 1 4 39
Corvus corone Aaskrähe 15670 7590 28 1 1 4 1 1 2 38
Delichon urbica Mehlschwalbe 10010 7930 4 3 8 1 7 5 1 29
Emberiza citrinella Goldammer 18570 10320 19 1 1 1 1 1 4 1 29
Milvus migrans Schwarzmilan 2380 4380 17 1 2 1 4 3 28
Emberiza calandra Grauammer 18820 10310 25 2 1 28
Pluvialis apricaria Goldregenpfeifer 4850 4920 1 12 2 10 25
Erithacus rubecula Rotkehlchen 10990 9240 13 2 1 4 2 3 25
Corvus corax Kolkrabe 15720 7630 20 2 1 1 24
Passeriformes spec. 3 17 2 22
Regulus ignicapillus Sommergoldhähnchen 13150 8610 3 4 1 5 2 4 1 1 21
Hirundo rustica Rauchschwalbe 9920 7920 5 1 5 1 4 1 1 2 20
Phasianus colchicus Fasan 3940 2970 11 1 3 1 1 1 1 19
Lanius collurio Neuntöter 15150 7400 19 19
Cygnus olor Höckerschwan 1520 90 7 2 7 1 1 18
Circus aeruginosus Rohrweihe 2600 4310 6 1 2 1 4 4 18
Vanellus vanellus Kiebitz 4930 4960 2 3 1 12 18
Accipiter nisus Sperber 2690 4340 7 3 2 2 1 1 1 17
Pandion haliaetus Fischadler 3010 4050 9 1 1 2 2 1 16
Bubo bubo Uhu 7440 6990 1 1 5 4 5 16
Grus grus Kranich 4330 4640 3 2 3 2 1 1 2 14
Passer montanus Feldsperling 15980 9550 6 3 1 1 1 2 14
Laridae spec. Möwe spec. 6009 6110 1 9 3 13
Fringilla coelebs Buchfink 16360 10010 6 2 1 1 1 1 1 13
Turdus pilaris Wacholderdrossel 11980 9000 2 5 3 1 1 12
Turdus philomelos Singdrossel 12000 9010 5 5 1 1 12
Ardea cinerea Graureiher 1220 3920 3 1 4 1 1 1 11
Falco subbuteo Baumfalke 3100 4510 4 1 1 3 1 10
Falco peregrinus Wanderfalke 3200 4540 2 1 3 1 1 2 10
Regulus spec. Goldhähnchen spec. 13169 8620 4 1 1 1 1 2 10
Tyto alba Schleiereule 7350 6900 5 3 1 9
Anser anser Graugans 1610 460 1 2 2 3 8
Fulica atra Blessralle 4290 4810 2 3 1 1 1 8
Columba oenas Hohltaube 6680 6600 4 4 8
Asio otus Waldohreule 7670 6970 3 1 1 1 1 1 8
Motacilla alba Bachstelze 10200 9960 3 1 4 8
Carduelis chloris Grünfink 16490 10150 3 1 1 3 8
Pernis apivorus Wespenbussard 2310 4110 1 1 2 2 1 7
Accipiter gentilis Habicht 2670 4320 4 1 1 1 7
Garrulus glandarius Eichelhäher 15390 7510 5 2 7
Parus caeruleus Blaumeise 14620 7660 2 1 1 3 7
Turdus merula Amsel 11870 8900 5 1 1 7
Branta leucopsis Weißwangengans 1670 290 6 6
Corvus frugilegus Saatkrähe 15630 7580 1 3 1 1 6
Parus major Kohlmeise 14640 7680 5 1 6
Sylvia atricapilla Mönchsgrasmücke 12770 8440 3 1 1 1 6
Motacilla flava Wiesenschafstelze 10170 9880 6 6
Cygnus cygnus / olor Schwan spec. 1559 80 1 4 5
Anas crecca Krickente 1840 940 1 2 2 5
Scolopax rusticula Waldschnepfe 5290 5250 3 2 5
Lullula arborea Heidelerche 9740 7860 5 5
Anthus trivalis Baumpieper 10090 9770 4 1 5
Anser albifrons Blessgans 1590 420 4 4
Phalacrocorax carbo Kormoran 720 3680 1 2 1 4
Aquila pomarina Schreiadler 2920 4190 1 2 1 4
Haematopus ostralegus Austernfischer 4500 4840 2 2 4
Corvus spec. Krähe spec. 15749 7640 1 3 4
Riparia riparia Uferschwalbe 9810 7900 3 1 4
Ficedula hypoleuca Trauerschnäpper 13490 9160 3 1 4
Coccothraustes coccothraustesKernbeißer 17170 10050 1 1 2 4
Anser fabalis Saatgans 1570 370 1 2 3
Anser albifrons / fabalis Bless-/Saatgans 1659 450 2 1 3
Anas spec. Ente unbest. 1799 3 3
Perdix perdix Rebhuhn 3670 2990 1 1 1 3
Buteo lagopus Raufußbussard 2900 4440 1 1 1 3
Calidris alpina Alpenstrandläufer 5120 5720 3 3
Numenius arquata Großer Brachvogel 5410 5150 1 1 1 3
Streptopelia decaoctao Türkentaube 6840 6630 2 1 3
Cuculus canorus Kuckuck 7240 6890 3 3
Strix aluco Waldkauz 7610 7010 1 1 1 3
Pica pica Elster 15490 7500 1 1 1 3
Parus ater Tannenmeise 14610 7700 1 1 1 3
Phylloscopus trochilus Fitis 13120 8070 2 1 3
Troglodytes troglodytes Zaunkönig 10660 8700 1 1 1 3
Saxicola rubetra Braunkehlchen 11370 9200 3 3
Oenanthe oenanthe Steinschmätzer 11460 9400 1 2 3
Passer domesticus Haussperling 15910 9510 1 2 3
Cygnus cygnus Singschwan 1540 120 1 1 2
Botaurus stellaris Rohrdommel 950 3810 2 2
Ciconia nigra Schwarzstorch 1310 4010 1 1 2
Falconiformes spec. Greifvogel spec. 4070 1 1 2
Circus pygargus Wiesenweihe 2630 4290 1 1 2
Falco columbarius Merlin 3090 4490 1 1 2
Rallus aquaticus Wasserralle 4070 4700 1 1 2
Gallinago gallinago Bekassine 5190 5290 1 1 2
Larus marinus Mantelmöwe 6000 6090 1 1 2
Larus cachinnans Steppenmöwe 5927 6180 1 1 2
Asio flammea Sumpfohreule 7680 6980 2 2
Apus melba Alpensegler 7980 7100 2 2
Dendrocopus major Buntspecht 8760 7260 1 1 2
Coloeus monedula Dohle 15600 7550 2 2
Phylloscopus collybita Zilpzalp 13110 8080 1 1 2
Sitta europaea Kleiber 14790 8660 2 2
Certhia familiaris Waldbaumläufer 14860 8670 2 2
Turdus iliacus Rotdrossel 12010 9020 1 1 2
Carduelis carduelis Stieglitz 16530 10160 1 1 2
Emberiza schoeniclus Rohrammer 18770 10430 1 1 2
Alopochen aegyptiacus Nilgans 1700 490 1 1
Tadorna tadorna Brandgans 1730 570 1 1
Anas penelope Pfeifente 1790 900 1 1
Anas strepera Schnatterente 1820 880 1 1
Anas clypeata Löffelente 1940 1260 1 1
Aythya fuligula Reiherente 2030 1450 1 1
Somateria molissima Eiderente 2060 1550 1 1
Coturnix coturnix Wachtel 3700 2900 1 1
Gavia stellata Sterntaucher 20 3320 1 1
Pelecanus onocrotatus Rosapelikan 880 3610 1 1
Gallinula chloropus Teichralle 4240 4800 1 1
Charadrius morinellus Mornellregenpfeifer 4820 5100 1 1
Charadrius dubius Flussregenpfeifer 4690 4990 1 1
Uria aalge Trottellumme 6340 5870 1 1
Chlidonias niger Trauerseeschwalbe 6270 6430 1 1
Sterna hirundo Flussseeschwalbe 6150 6470 1 1
Picus viridis Grünspecht 8560 7230 1 1
Nonpasseriformes spec. 1 1
Lanius excubitor Raubwürger 15200 7410 1 1
Eremophila alpestris Ohrenlerche 9780 7880 1 1
Hirundidae spec. Rauch-/Mehlschwalbe 10019 7950 1 1
Aegothalus caudatus Schwanzmeise 14370 7980 1 1
Acrocephalus palustris Sumpfrohrsänger 12500 8310 1 1
Hippolais polyglotta Orpheusspötter 12600 8410 1 1
Sylvia curruca Klappergrasmücke 12740 8480 1 1
Sylvia communis Dorngrasmücke 12750 8500 1 1
Turdus Viscivorus Misteldrossel 12020 8860 1 1
Luscinia megarhynchos Nachtigall 11040 9280 1 1
Phoenicurus phoenicurus Gartenrotschwanz 11220 9340 1 1
Loxia curvirostra Fichtenkreuzschnabel 16660 10140 1 1
Carduelis cannabina Bluthänfling 16600 10190 1 1
Carduelis flammea Birkenzeisig 16630 10210 1 1

862 116 16 20 47 14 74 484 76 57 205 50 3 250 80 231 2585

BB = Brandenburg, BW = Baden-Württemberg, BY = Bayern, HB = Hansestadt Bremen, HE = Hessen, HH = Hansestadt Hamburg, MV = Mecklenburg-Vorpommern, NI =
Niedersachsen, NW = Nordrhein-Westfalen, RP = Rheinland-Pfalz, SH = Schleswig-Holstein, SN = Sachsen, SL = Saarland, ST = Sachsen-Anhalt, TH = Thüringen, ?* =
Norddeutschland, detailliert keinem Bundesland zuzuordnen

BundeslandDDA-
Code

EURIN
G

e-mail: tobias.duerr@lugv.brandenburg.de / Internet:  http://www.lugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.312579.de / Fax: 033878-60600

Vogelverluste an Windenergieanlagen in Deutschland
Daten aus der zentralen Fundkartei der Staatlichen Vogelschutzwarte

im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Brandenburg
zusammengestellt: Tobias Dürr; Stand vom: 01. Juni 2015

Es wird ausdrücklich darauf hinwiesen, dass die Anzahl der Fundmeldungen lediglich die Erfassungsintensität und Meldebereitschaft widerspiegelt, nicht jedoch das Ausmaß der
Problemlage in den einzelnen Bundesländern verdeutlicht. 
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In verschiedenen Handlungsempfehlungen und Erlassen der Bundesländer werden pla-
nungsrelevante Vogelarten gelistet, die als besonders kollisionsgefährdet eingestuft werden 
(s. Tabelle 12). Dabei wird das Kollisionsrisiko zum Teil aus dem artspezifischen Verhalten 
abgeleitet (z. B. bedingt das spezifische Jagdverhalten des Wanderfalken Kollisionsgefahr 
an WEA) oder beruht auf den Statistiken zu Schlagopfern (z. B. Rotmilan und Schwarzmilan) 
(RICHARZ et al. 2012). Besonders häufig werden Baum- und Wanderfalke, Schwarzstorch 
und Uhu genannt (s. Tabelle 12). 
 

Tabelle 12: Wald- bzw. Halboffenlandarten (als Brutvögel), die als besonders kollisionsgefährdet 
eingestuft werden 

 
Baden-

Württemberg1 Bayern2 Brandenburg3 Hessen4 Rheinland-
Pfalz5 

Baumfalke x x x x x 
Fischadler  x x x x 
Haselhuhn    x  
Raubwürger x     
Rotmilan x x  x x 
Schreiadler   x   
Schwarzmilan x x  x x 
Schwarzstorch x x x x x 
Seeadler  x x   
Uhu x x x x x 
Wanderfalke x x x x x 
Wespenbussard  x    
Ziegenmelker x     

1 LUBW (2012) 
2 STMUG (2011) 
3 MUGV (2011, Anlage 1: Tierökologische Abstandskriterien) 
4 PNL (2012, Grundlage für die Einstufung sind die Statistik aus Brandenburg sowie das Helgoländer Papier) 
5 RICHARZ et al. (2012) 
Die Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten hat das sog. „Helgoländer Papier“ 
aktualisiert und Mindestabstände für windkraftsensible Vogelarten herausgegeben (LAG 
VSW 2014). Diese begründen sich z.B. für Arten wie Rotmilan, Wespenbussard, Rohrweihe, 
Seeadler, Baumfalke, Fischadler, Schwarzmilan und Schwarzstorch in einem erhöhten 
Schlagrisiko, für Kranich dagegen in einem Meideverhalten. Andere Arten inkl. Mäusebus-
sard, Turmfalke, Habicht und Sperber werden nicht unter den schlaggefährdeten Arten auf-
geführt. 
Aus der Gruppe der Singvögel sind die relativ häufigen Schlagopfer der Feldlerche auffällig 
(Tabelle 11). Dieser Umstand ist offenbar auf ihren charakteristischen Singflug zurück zu 
führen, den die Tiere auch innerhalb von Windparks in der Nähe der Anlagen durchführen. In 
Relation zur Häufigkeit der Art (Bestand bundesweit ca. 2-3 Mio.6) ist die bislang festgestellte 
Anzahl an Kollisionsopfern jedoch sehr gering, wobei allerdings zu berücksichtigen ist, dass 
die Dunkelziffer deutlich höher sein dürfte als bei Greifvögeln, die als Kollisionsopfer unter 
Windenergieanlagen wesentlich leichter zu finden sind als kleine Singvögel. 

                                                
6http://www.dda-web.de/downloads/texts/publications/statusreport2008_ebook.pdf 
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Insgesamt ist die Feldlerche nur dann relevant, wenn es im Bereich der Potenzialfläche / der 
geplanten WEA zu Konzentrationen dieser Art kommt. 

4.3 KONKRET MÖGLICHE AUSWIRKUNGEN IM UNTERSUCHUNGSGEBIET 

4.3.1 SCHEUCH- UND VERTREIBUNGSWIRKUNGEN AUF BRUTVÖGEL 

4.3.1.1 KIEBITZ 

Im Bereich der artspezifischen Störungsreichweite wurden zwei Brutverdachte des Kiebitz 
festgestellt. Für diese beiden Paare ist von einer Verdrängungswirkung im Sinne von erheb-
lichen Beeinträchtigungen auszugehen. Eine vollständige Aufgabe der Reviere ist aber nicht 
anzunehmen, daher sind Kompensationsmaßahmen auf Flächen mit einer Größe von 1,5 ha 
je Paar als ausreichend anzusehen. 

4.3.1.2 SCHEUCH- UND VERTREIBUNGSWIRKUNGEN AUF RASTVÖGEL 

4.3.1.2.1 BLÄSSGANS 

Eigens erhobene Daten 

Rasttrupps der Blässgans wurden mit planungsrelevanten Individuenzahlen im weitergefass-
ten Umfeld der Windenergieanlage an den folgenden Stellen registriert: Rasttrupps von 760, 
123 und 280 Individuen befanden sich nördlich des Geestrandtiefs in einer Entfernung von 
etwa 400 m zur nächstgelegenen WEA Nr. 3. In diesem Bereich sind Vertreibungswirkungen 
nicht ausgeschlossen. Es ist davon auszugehen, dass die betroffene Fläche (3,2 ha) den 
Blässgänsen nach Errichtung der Windenergieanlagen nur noch eingeschränkt als Rastvo-
gellebensraum zur Verfügung stehen wird. Gegenüber dem alten Stand des Gutachtens vom 
12.07.2016 ist die betroffene Fläche damit etwas größer geworden (ehemals 2,9 ha). Es sind 
erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung zu berücksichtigen. Die weite-
ren in der Wirkreichweite festgestellten Rasttrupps (einige Trupps davon befanden sich im 
Bereich der Potenzialfläche) können aufgrund der sehr geringen bzw. geringen Truppgröße 
vernachlässigt werden. Knapp außerhalb der Wirkreichweite wurde ein Trupp mit einer Stär-
ke von 1.890 Tieren östlich der Jade festgestellt. Dieser Bereich wird auch nach Umsetzung 
der Planung weiterhin den Blässgänsen zur Verfügung stehen, eine erhebliche Beeinträchti-
gung für diese Sichtung kann nicht abgeleitet werden. 

Daten A 20 

Im Umfeld der geplanten Windenergieanlagen wurden nur kleinere Rasttrupps der Blässgans 
nachgewiesen. Die planungsrelevanten Rasttrupps (z.B. 1.500 oder 3.000 Individuen) be-
fanden sich in den Kartierjahren 2010-2012 ausschließlich nördlich der Landesstraße. Erheb-
liche Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung können ausgeschlossen werden. 

4.3.1.2.2 GRAUGANS 

Eigens erhobene Daten 

Rasttrupps der Graugans wurden in planungsrelevanten Größenordnungen ausschließlich 
außerhalb der relevanten Wirkreichweite von 200 m um die geplanten Windenergieanlagen 
festgestellt. Erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung können ausge-
schlossen werden. 
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Daten A 20 

Im Umfeld der geplanten Windenergieanlagen wurden nur kleinere Rasttrupps der Graugans 
nachgewiesen. Die planungsrelevanten Rasttrupps (z.B. 500 Individuen) befanden sich in 
den Kartierjahren 2010-2012 ausschließlich nördlich der Landesstraße. Erhebliche Beein-
trächtigungen im Sinne der Eingriffsregelung können ausgeschlossen werden. 

4.3.1.2.3 KIEBITZ 

Eigens erhobene Daten 

In der für rastende Kiebitze relevanten Wirkreichweite (200 m um die geplanten WEA für 
kleine Trupps) wurden keine planungsrelevanten Rasttrupps nachgewiesen. Erhebliche Be-
einträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung können ausgeschlossen werden. 

Daten A 20 

Rastende Kiebitze wurden in den Erfassungsjahren 2010-2012 innerhalb der relevanten 
Wirkreichweite von 200 bzw. 400 m um die geplanten WEA überwiegend in geringen Trupp-
größen festgestellt. Ein relevanter Trupp mit 400 Individuen wurde jedoch nördlich von 
WEA 1 in einer Entfernung von 300 – 400 m festgestellt. Es kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass vergleichbare Truppgrößen des Kiebitz diesen Bereich nach Umsetzung der Pla-
nung nicht mehr aufsuchen werden, so dass es sich um eine erhebliche Beeinträchtigung 
handelt. Da es sich um eine lediglich einmalige Sichtung handelt, ist die potenziell nicht mehr 
genutzte Fläche mit 1,0 ha relativ klein. 
Die weiteren Trupps innerhalb der relevanten Wirkreichweite sind bedeutend kleiner und 
treten ohne erkennbaren Schwerpunkt auf. Deutliche Konzentrationen ergeben sich hinge-
gen nördlich der Landesstraße (z.B. 800 Individuen beim Südbollenhagengraben oder 
1.100 Individuen nördlich Jaderkreuzmoor, jeweils außerhalb des 1.000 m-Radius). 

4.3.1.2.4 WEIßWANGENGANS 

Eigens erhobene Daten 

Weißwangengänse wurden in planungsrelevanten Truppgrößen ausschließlich außerhalb 
der anzusetzenden Wirkreichweite nachgewiesen. Der Großteil der Weißwangengänse nutz-
te die Nahrungsflächen nördlich der Landesstraße. Erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne 
der Eingriffsregelung können ausgeschlossen werden. 

Daten A 20 

Für die Weißwangengans wurde eine internationale Bedeutung des Teilgebietes RV 04 fest-
gestellt. Die Bedeutung begründet sich durch einen Rasttrupp mit 7.000 Individuen nördlich 
der Landesstraße L 864, westlich der Jade. Die Nachweise südlich der Landesstraße befin-
den sich außerhalb der relevanten Wirkreichweite. Erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne 
der Eingriffsregelung können ausgeschlossen werden. 

4.3.2 KOLLISIONSGEFÄHRDUNG 

4.3.2.1 MÄUSEBUSSARD UND TURMFALKE 

Der NLT (2014) sieht einen Mindestabstand zu Mäusebussard- und Turmfalkenhorsten von 
500 m vor. Von den im 1.000 m-Radius festgestellten acht Mäusebussardrevieren schneiden 
drei Reviere die Potenzialfläche und liegen zu einem (mind.) überwiegenden Anteil im 500 m 
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Radius um die WEA (Plan 3). Für diese Brutpaare sollte in einer gesonderten speziellen Ar-
tenschutzprüfung (SAP) die signifikante Erhöhung des Lebensrisikos ermittelt werden. 
Innerhalb des 500 m-Radius um die geplanten WEA-Standorte liegen zudem zwei Turmfal-
kenreviere (Plan 3). Dies schneiden jedoch nicht die Potenzialfläche, sondern liegen eher 
randlich zum 500 m Radius. Da die Art mehr noch als der Mäusebussard unstet brütet und 
oftmals neue Nester anlegt, kann aus der festgestellten Verteilung der Reviere kein erhöhtes 
Schlagrisiko abgeleitet werden. Zudem stehen dem Turmfalken im UG zahlreiche weitere 
Horste/Nester zur Verfügung, die vom der Art (nach-)genutzt werden könnten. 

4.3.2.2 WEIßSTORCH 

Die Kollisionsgefährdung des Weißstorchs wird in einem eigenen Bericht bearbeitet. 

4.3.3 ZUSAMMENFASSUNG DER PROGNOSTIZIERTEN ERHEBLICHEN 
BEEINTRÄCHTIGUNGEN 

Aufgrund von Störungs- und Vertreibungswirkungen sind beim derzeitigen Planungsstand 
der WEA-Standorte erhebliche Beeinträchtigungen durch eine kleinräumige Verlagerung von 
zwei Revieren des Kiebitzes möglich. Insgesamt sind für den Kiebitz Kompensationsflä-
chen mit einer Größe von 3 ha notwendig. 
Außerdem sind Störungs- und Vertreibungswirkungen für Blässgans und Kiebitz als 
Rastvogel anzunehmen, die jeweils eine erhebliche Beeinträchtigung darstellen. Es wurde 
ein Kompensationsbedarf von 3,2 ha für die Blässgans und 1,0 ha für den Kiebitz ermit-
telt. Durch die seit Abschluss der Rastvogelerfassung 2016/2017 hinzugekommenen Daten 
hat sich gegenüber dem alten Stand des Gutachtens (12. Juli 2016) ein leicht erhöhter Kom-
pensationsbedarf ergeben (Kompensationsbedarf seinerzeit 2,9 ha für die Blässgans). 
Sollte die SAP zu dem Ergebnis eines signifikant erhöhten Lebensrisikos für den Mäusebus-
sard kommen, so wäre auch dies eine erhebliche Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffsre-
gelung. 
Art und Umfang der Kompensationsmaßnahmen sollten mit der UNB abgestimmt werden. 

4.4 HINWEISE ZUM ARTENSCHUTZ (MÄUSEBUSSARD) 

Aufgrund der ggf. zu erwartenden Erhöhung des Tötungsrisikos für den Mäusebussard 
muss in einer SAP ggf. die Möglichkeit der Ausnahme gemäß § 45 BNatschG in Verbin-
dung mit FCS-Maßnahmen erarbeitet werden. Für die Erteilung einer Ausnahme müssen 
unter anderem der Erhaltungszustand der jeweiligen Art sowie die Möglichkeit von FCS 
Maßnahmen betrachtet werden. Der Erhaltungszustand des Mäusebussards ist in Nieder-
sachsen als günstig anzusehen. Art und Umfang der ggf. notwendigen FCS-Maßnahmen 
sollten mit der UNB abgestimmt werden. 
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Anhang 
 
Anhang A - 1: Brutvogelbewertung streng nach BEHM & KRÜGER (2013) 
 

Teilgebiet 01 (1,63 km²) 
Art Brut-

paare 
Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Kiebitz 3 RL 3 2,5 RL 3 2,5 RL 2 4,8 

Kuckuck 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 V 0,0 

Rauchschwalbe 73 RL 3 11,3 RL 3 11,3 V 0,0 

Endpunkte   14,8 : 1,63 = 
9,1 

regionale 
Bedeutung 

 14,8  4,8 

 
Teilgebiet 02 (1,06 km²) 

Art Brut-
paare 

Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Gartenrotschwanz 2 RL 3 1,8 RL 3 1,8 + 0,0 

Kiebitz 2 RL 3 1,8 RL 3 1,8 RL 2 3,5 

Rauchschwalbe 10 RL 3 5,0 RL 3 5,0 V 0,0 

Weißstorch 1 RL 2 2,0 RL 2 2,0 RL 3 1,0 

Endpunkte   10,6 : 1,06 = 
10 

regionale 
Bedeutung 

 10,6  4,5 

 
Teilgebiet 03 (1,18 km²) 

Art Brut-
paare 

Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Waldohreule 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 + 0,0 

Endpunkte   1,0 : 1,18 = 
0,84 

unterhalb 
lokaler Be-

deutung 

 1,0  0,0 

 
Teilgebiet 04 (1,20 km²) 

Art Brut-
paare 

Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Gartenrotschwanz 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 + 0,0 

Kiebitz 4 RL 3 3,1 RL 3 3,1 RL 2 6,0 

Endpunkte   4,1 : 1,20 = 
3,4 

unterhalb 
lokaler Be-

deutung 

 4,1  6,0 
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Teilgebiet 05 (1,21 km²) 
Art Brut-

paare 
Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Gartenrotschwanz 2 RL 3 1,8 RL 3 1,8 + 0,0 

Rauchschwalbe 16 RL 3 5,6 RL 3 5,6 V 0,0 

Endpunkte   7,4 : 1,21 = 
6,1 

lokale 
Bedeutung 

 7,4  0,0 

 
Teilgebiet 06 (0,89 km²) 

Art Brut-
paare 

Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Gartenrotschwanz 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 + 0,0 

Kuckuck 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 V 0,0 

Rauchschwalbe 4 RL 3 3,1 RL 3 3,1 V 0,0 

Endpunkte   5,1 
lokale 

 Bedeutung 

 5,1  0,0 
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Anhang A - 2: Brutvogelbewertung nach dem Vorsorgeprinzip 
 

Teilgebiet 01 (1,63 km²) 
Art Brut-

paare 
Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Gartenrotschwanz 2 RL 3 1,8 RL 3 1,8 + 0,0 

Kiebitz 3 RL 3 2,5 RL 3 2,5 RL 2 4,8 

Kuckuck 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 V 0,0 

Rauchschwalbe 73 RL 3 11,3 RL 3 11,3 V 0,0 

Endpunkte   16,7 : 1,63 = 
10,2 

regionale 
Bedeutung 

 16,7  4,8 

 
Teilgebiet 02 (1,06 km²) 

Art Brut-
paare 

Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Gartenrotschwanz 5 RL 3 3,6 RL 3 3,6 + 0,0 

Kiebitz 2 RL 3 1,8 RL 3 1,8 RL 2 3,5 

Rauchschwalbe 10 RL 3 5,0 RL 3 5,0 V 0,0 

Wachtel 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 + 0,0 

Weißstorch 1 RL 2 2,0 RL 2 2,0 RL 3 1,0 

Endpunkte   13,4 : 1,06 = 
12,6 

regionale 
Bedeutung 

 13,4  4,5 

 
Teilgebiet 03 (1,18 km²) 

Art Brut-
paare 

Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Feldlerche 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 RL 3 1,0 

Waldohreule 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 + 0,0 

Endpunkte   2,0 : 1,18 = 
1,7 

unterhalb 
lokaler Be-

deutung 

 2,0  2,0 
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Teilgebiet 04 (1,20 km²) 

Art Brut-
paare 

Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Gartenrotschwanz 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 + 0,0 

Kiebitz 4 RL 3 3,1 RL 3 3,1 RL 2 6,0 

Endpunkte   4,1 : 1,20 = 
3,4 

unterhalb 
lokaler Be-

deutung 

 4,1  6,0 

 
Teilgebiet 05 (1,21 km²) 

Art Brut-
paare 

Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Gartenrotschwanz 2 RL 3 1,8 RL 3 1,8 + 0,0 

Grünspecht 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 + 0,0 

Rauchschwalbe 16 RL 3 5,6 RL 3 5,6 V 0,0 

Endpunkte   8,4 : 1,21 = 
6,9 

lokale 
Bedeutung 

 8,4  0,0 

 
Teilgebiet 06 (0,89 km²) 

Art Brut-
paare 

Gefährdung 
Watten und 
Marschen 

Punkte Gefährdung 
Nds. 

Punkte Gefährdung 
D 

Punkte 

Gartenrotschwanz 4 RL 3 3,1 RL 3 3,1 + 0,0 

Grünspecht 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 + 0,0 

Kuckuck 1 RL 3 1,0 RL 3 1,0 V 0,0 

Rauchschwalbe 4 RL 3 3,1 RL 3 3,1 V 0,0 

Endpunkte   8,2 
lokale 

 Bedeutung 

 8,2  0,0 
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Anhang A - 3: Bewertungsrelevante Rastvogelarten 2016/2017 mit Anzahl pro Termin einschließlich der maßgeblichen Schwellenwerte nach BEHM & KRÜGER (2013) 
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Au Austernfischer                         4                                                             10200 2300 1950 980 490 
Be Bekassine                       1                                                               20000 500 240 120 60 
Blg Blässgans 295 7 270 2760                                             102   39 260   118   422 123 38 131   435 610       10000 4250 2350 1200 590 
Br Blässhuhn 5                                                     2             2                 17500 4500 320 160 80 
Brg Brandgans       4     6                                                                         3000 1750 1250 630 310 
Ful Flussuferläufer                       5                                                               17500 80 40 20 10 
Gäs Gänsesäger                                                                                   4   2700 370 90 45 25 
Gbv Großer Brachvogel                   7       1       31 35                       1                         8500 1400 1200 600 300 
Gra Graugans 270 75 152 6   8                                         47   22 80 240   90 92 39   14 8 59 145 6 6 85 5000 1300 530 270 130 
Grr Graureiher     4     1 1 1   2 1 3 7 1 3 1 10 4 6 1 2   1 3 1 1       2         1     1 1   2     2700 820 280 140 70 
Güs Grünschenkel                       1                                                               2300 150 85 45 20 
Her Heringsmöwe                 6 51 5 9         7                                                     3800 1150 460 230 120 
Hö Höckerschwan       2                                               2                               2500 700 80 40 20 
Ki Kiebitz   2                     12 30 62   27 132   2     36 8 16 54 29 91 186 391 114 116                       20000 7500 2700 1350 680 
Ko Kormoran                                                             17         1       2 3   1 3900 1000 120 60 30 
Kr Krickente     2                                               3                                 5000 1000 360 180 90 
Limik unbestimmte Limikolen               30                                                                       - - - - - 
Lm Lachmöwe       55 4 26 12     2             5               11   32     50 3 65 2           3       15 20000 5000 3200 1600 800 
Pfe Pfeifente 160   38 42 42 271 127                                     21 4     50 40 141     18 184 1 80 11 80 225 41   15000 2900 1400 700 350 
Rei Reiherente               2                           1                                           12000 3250 180 90 45 
Sag Saatgans                                                                   4                   6000 4000 1200 600 300 
Sim Silbermöwe   11 17 19 8 63 14 4 24 1                 1                             6     15           1 5900 2000 1050 530 260 
Sir Silberreiher   1   1   1                         1             1                         1   3 1 1 470 50 10 5 - 
Stm Sturmmöwe 140 15 87 210 67 141 10                   12               156   100         125 48 54 8 6 17 6     15 41 92 20000 1850 1000 500 250 
Sto Stockente 125 30 53 62   65               3 4               22 4 10 24   31 15 47 13 61 50 53 248 78 35 111 36 30 404 185 75 20000 9000 2600 1300 650 
Tr Teichhuhn                           4 1 2       1   3 2 1 5 1             2     1         6 3   20000 1100 300 150 75 
Waw Waldwasserläufer                 1                                                                     17000 50 20 10 5 
Ws Weißstorch                           3   1 4                                                     930 130 20 10 5 
Wwg Weißwangengans 32   40 125                                             183     419 340 12   1424 14 1 1   2186 755       4200 2000 1900 950 480 

Legende 

 Lokale Bedeutung 
(Watten und Marschen)  Regionale Bedeutung 

(Watten und Marschen)  Landesweite Bedeutung 
(Watten und Marschen)  Nationale Bedeutung  Internationale Bedeutung 
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1 EINLEITUNG / VORBEMERKUNG 

In der Gemeinde Rastede (Landkreis Ammerland) im Bereich Delfshausen ist die Errichtung 
eines Windparks mit fünf Windenergieanlagen (WEA) vom Typ Enercon E-82 geplant. Zu 
dieser Planung wurden u.a. avifaunistische Kartierungen beauftragt, um die Betroffenheiten 
von Brut- und Rastvögeln zu ermitteln. Die Kartierungen erfolgten in den Jahren 2015 und 
2016. Das Untersuchungsgebiet ist der nachfolgenden Abbildung 1 zu entnehmen. Als ein 
erstes Ergebnis der Brutvogelerfassung wurde ein besetzter Horst des Weißstorches in ca. 
530 m zur Potenzialfläche festgestellt. Daraufhin wurden Raumnutzungsbeobachtungen 
durchgeführt, deren Ergebnisse und Bewertungen sowie eine Konfliktanalyse im Folgenden 
vorgestellt werden. Auf dieser Basis werden zudem Hinweise zum Artenschutz gegeben. 
 

 
Abbildung 1: Lage der geplanten Windenergieanlagen im Raum und Untersuchungs-
gebiet Avifauna 
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2 METHODIK 

2.1 RAUMNUTZUNGSKARTIERUNG 

Im Rahmen der ersten Brutvogelkartierung am 17.04.2015 konnte im Abstand von ca. 530 m 
zur Potenzialfläche ein besetzter Weißstorch-Horst festgestellt werden. Um zu klären, ob und 
in welchem Umfang das im UG von diesem Paar auch zur Nahrungssuche genutzt wird, 
wurde ab dem 23.04.2015 eine Raumnutzungskartierung im Gebiet begonnen. 
Es wurden zwei Beobachtungspunkte eingerichtet, ein Punkt (VP 1) für die Beobachtungen 
in der Nähe des Horstes im Osten des UG und ein weiterer Beobachtungspunkt (VP 2) im 
Bereich der Potenzialfläche (zur Lage der VP siehe Pläne 1-6). Der zweite Beobachter wur-
de allerdings nur dann stationär an VP 2 eingesetzt, wenn Weißstörche im Sichtfeld waren. 
Waren keine Weißstörche im Sichtfeld, wurde dieser Beobachter mobil eingesetzt, um auch 
weiter entfernte Nahrungsflächen zu kartieren. Bewegten sich die Weißstörche wieder ins 
Sichtfeld von VP 2, so wurde der Punkt wieder stationär besetzt. Die Lage der Beobach-
tungspunkte sind in den Plänen 1-6 dargestellt. 
Die Erfassung erfolgte ab Ende April in wöchentlichem Rhythmus und wurde erst Mitte Sep-
tember, nachdem die Störche das Gebiet verlassen hatten, beendet. Auf diese Weise wur-
den zwischen dem 23.04.2015 und 15.09.2015 insgesamt 22 Raumnutzungstermine durch-
geführt. Die Beobachtungszeit pro Termin betrug 6 Stunden, so dass für das UG im Jahr 
2015 264 Beobachtungsstunden aus der Raumnutzung vorliegen. 2016 wurden zwischen 
dem 22.03. und 19.04. weitere 5 Termine durchgeführt, um die Ansiedlungsphase erfasst zu 
haben, die im Jahr 2015 aufgrund der späten Auftragsvergabe nicht kartiert werden konnte. 
Insgesamt stehen damit Daten aus 324 Beobachtungsstunden zur Verfügung. 
An jedem Raumnutzungstermin wurde von den Beobachtungspunkten aus das sichtbare 
Umfeld abgescannt und jede Flugbeobachtung der relevanten Vogelarten mit Uhrzeit, Flug-
höhe (eingeteilt in „unter Rotorhöhe (RH)“: 0-50m, „in RH“: 50-200m und „über RH“: über 
200m), Zeitdauer des Fluges und Verhalten notiert. Um Doppelbeobachtungen bei sich 
überschneidenden Beobachtungsbereichen auszuschließen, wurden vor Ort mit Handfunk-
geräten Absprachen getroffen und nach erfolgter Beobachtung anhand von Kartenverglei-
chen die Beobachtungen „bereinigt“. 

2.1.1 AUFBEREITUNG DER DATEN 

Die Flugbeobachtungen wurden mit ArcGIS 10.1 digitalisiert. Bei den Flugbeobachtungen 
wurden Linien-Features gewählt. Bei Höhenklassenwechsel eines Fluges wurde eine neue 
Linie angesetzt, um die unterschiedliche Aufenthaltsdauer in den verschiedenen Höhenklas-
sen auswerten zu können. Dadurch muss allerdings bei der Interpretation der Daten darauf 
geachtet werden, die Anzahl der Flugereignisse nicht mit der Anzahl an Flügen/Individuen 
gleichzusetzen. Beginnt eine Beobachtung beispielsweise mit einem Vogel „in Rotorhöhe“, 
der nach 120 Sek. in die Höhenklasse „über Rotorhöhe“ aufsteigt, dort 20 Sek. kreist und 
anschließend wieder „in Rotorhöhe“ weiterfliegt, so ergeben sich für die Auswertung drei 
„Flugereignisse“, zwei davon in Rotorhöhe. Es handelt sich dennoch um ein und dasselbe 
Individuum bzw. nur einen Flug! 
Um aus der Vielzahl der Fluglinien die Häufungen und damit die Aktivitätsschwerpunkte der 
Art besser herauslesen zu können, wurden in einem weiteren Schritt eine sog. „Heatmap“ 
erstellt. Hierfür wurde im GIS ein Raster über das UG gelegt mit einer Rasterweite von 100 x 
100 m. Innerhalb dieser Rasterzellen wurden anschließend die Anzahl der Flugereignisse 
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aufsummiert und in abgestuften Farben dargestellt. Bei der Interpretation der Karten muss 
berücksichtigt werden, dass hier lediglich Aktivitätsunterschiede innerhalb der Beobachtun-
gen dargestellt werden. Violett dargestellte Rasterzellen bedeuten entsprechend nicht 
zwangsläufig eine hohe Aktivität – es handelt sich lediglich relativ innerhalb dieser Untersu-

chung um die Rasterzellen mit der höchsten Aktivität. 

3 ERGEBNISSE 

3.1 ÜBERSICHT 

Die Raumnutzungsbeobachtungen zielten auf die Flugbewegungen des Weißstorchs. Den-
noch wurden weitere windkraftsensible Vogelarten mit aufgenommen, um damit die Standar-
draumnutzungskartierung, die inzwischen zum Programm der Brutvogelerfassung gehört, 
durchzuführen. 
Insgesamt konnten im Rahmen der Raumnutzungsbeobachtung neun planungsrelevante 
Vogelarten (Groß- und Greifvögel) nachgewiesen werden (vgl. Tabelle 1). 
 

Tabelle 1: Windkraftsensible Vogelarten während der Raumnutzungsbeobachtungen im UG 
„Delfshausen“ 2015/2016 (Sortierung in absteigender Häufigkeit der Flugereignisse) 

Deutscher Name Wissenschaftli-
cher Name 

Anzahl der 
Flug-

ereignisse 
2015 

Anzahl der 
Flug-

ereignisse 
2016 

RL 
Nds 
2015 

RL 
W-M 
2015 

RL 
D 

2007 

streng 
geschützt 

Weißstorch Ciconia ciconia 396* 122 3 3 3 x 

Rohrweihe Circus aeruginosus 45 3 V V  x 

Wespenbussard Pernis apivorus 15 - 3 3 V x 

Schwarzstorch Ciconia nigra 15 - 2 0  x 

Fischadler Pandion haliaetus 6 - 1 0 3 x 

Rotmilan Milvus milvus 5 - 2 0  x 

Baumfalke Falco subbuteo 4 - 3 3 3 x 

 
Mäusebussard Buteo buteo nicht 

digitalisiert 
nicht 

digitalisiert 
   x 

Turmfalke Falco tinnunculus V V  x 

* Im Zwischenbericht (“Raumnutzungsbeobachtungen 2015 zur Potenzialfläche „WP Delfshausen“, Stand 
25.11.2015) waren hier 422 Flugereignisse eingetragen, diese Zahl enthielt aber zusätzlich und fälschlicherweise 
die Bodenbeobachtungen 

Legende: 
RL Nds W-M , RL Nds 2015 = Gefährdungseinstufungen in der Roten Liste der Brutvögel von Niedersachsen, 

2015 (KRÜGER & NIPKOW 2015) für Gesamt-Niedersachsen, Region Watten und Marschen; 1 = vom Aussterben 
bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = gefährdet, V = Vorwarnliste 

RL D 2007 = Gefährdungseinstufungen nach der Roten Liste der Brutvögel Deutschlands, 4. überarbeitete Fas-
sung (SÜDBECK et al. 2007); 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = gefährdet, V = Vorwarnliste 

streng geschützt = Schutzstatus nach der Europäischen Vogelschutzrichtlinie (in Anhang I geführte Art), Bundes-
ArtSchVO und/oder EG-ArtSchVO 
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3.2 WEIßSTORCH 

Ein besetzter Weißstorch-Horst befand sich am östlichen Rand des UG im Siedlungsbereich 
von Südbollenhagen in etwa 530 m Entfernung zur Potenzialfläche. Etwas außerhalb des 
UG in nordöstlicher Richtung brütete außerdem ein weiteres Storchen-Paar. Laut Auskunft 
der Anwohner war der Horst innerhalb des UG in 2015 erstmalig besetzt. Das Paar brachte 
einen flüggen Jungvogel hervor. 

Im Rahmen der Raumnutzungsuntersuchungen zeigte sich, dass als Nahrungsflächen inner-
halb des UG vor allem Grünlandbereiche bis etwa 1.000 m Abstand zum Horst in nördlicher, 
nordwestlicher und westlicher Richtung vom Weißstorch-Paar genutzt wurden (vgl. Plan 1). 
Die Darstellung der Flugbewegungen (Plan 2) zeigt ebenfalls einen deutlichen Schwerpunkt 
innerhalb von 1.000 m. Bei der Analyse der Daten müssen die Sichtfelder der Beobach-
tungspunkte berücksichtigt werden. So ergeben sich automatisch weniger Flugbeobachtun-
gen z.B. östlich des Horstes und im Süden des UG, da hier die Sicht von VP 1 bzw. VP 2 
aus gesehen eingeschränkt war. Weitere allerdings deutlich geringfügigere Schwerpunkte 
waren über der Potenzialfläche und im Nordwesten des UG zu verzeichnen. 

Ca. 18 % der Flugereignisse fanden in Rotorhöhe statt (91 von 518 Flugereignissen, vgl. 
Plan 3). Auch hier lagen die meisten Flüge in Horstnähe in diesem Fall mit nördlichem 
Schwerpunkt (Plan 3). Über der Potenzialfläche fanden nur vereinzelt Flüge in Rotorhöhe 
statt. 

Die Heatmap-Darstellung zeigt zum Einen, dass die höchsten Flugaktivitäten im Bereich des 
Horstes stattfanden. Gleichzeitig können drei Flugachsen ausgemacht werden: Eine nach 
Norden, eine nach (Nord)Westen (mit einer Fortsetzung entlang des nördlichen Randes der 
Potenzialfläche) und eine nach Süden. Es werden demnach verstärkt die offenen Grünland-
bereiche zur Nahrungssuche angesteuert. 

3.3 ROHRWEIHE 

Der Plan 5 zeigt die Rohrweihen-Flüge im UG. Die Rohrweihe war innerhalb der Raumnut-
zungskartierung 2015 zwischen dem 11.05. und dem 10.09. im UG anwesend. Hinzu kom-
men eine Flugbewegung am 30.03. und zwei Flüge am 19.04.2016. Es gelang 2015 ein 
Brutverdacht der Rohrweihe nördlich außerhalb des Untersuchungsgebietes, zu dem die im 
UG fliegenden Individuen vermutlich gehören. Es wurde ein leichter Schwerpunkt im Bereich 
der Potenzialfläche festgestellt, wobei auch hier die Sichtbereiche und die Verteilung der 
Beobachtungspunkte nicht unberücksichtigt bleiben dürfen. 

3.4 WESPENBUSSARD 

Wespenbussarde wurden 2015 an sieben Terminen mit insgesamt neun Flügen im UG ange-
troffen. Zwei Mal handelte es sich um zwei Individuen, sieben Flüge fanden durch Einzelindi-
viduen statt. Ein Bezug zum UG konnte aus den Flugbeobachtungen ebenso wenig festge-
stellt werden wie ein Schwerpunkt der Flugaktivität (Plan 6).  

3.5 SCHWARZSTORCH 

Der Schwarzstorch wurde 2015 überfliegend an zwei Tagen beobachtet: Einmal mit sieben 
Individuen, die zweimal im Gebiet fliegend beobachtet wurden, und einmal mit einem Indivi-
duum (Plan 6). Ein Bezug zum UG gab es nicht.  
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3.6 FISCHADLER 

Der Fischadler wurde 2015 ebenfalls nur mit wenigen Flügen (sechs Flüge an drei Tagen) im 
UG festgestellt (Plan 6). Ein Bezug zum UG gab es nicht. 

3.7 ROTMILAN 

Auch vom Rotmilan (Plan 6) wurden 2015 nur wenige Flüge beobachtet (fünf Flüge an vier 
Tagen). Ein Bezug zum UG gab es nicht. 

3.8 BAUMFALKE 

Der Baumfalke wurde 2015 mit vier Flügen an vier Tagen im Gebiet kartiert (Plan 6). 
Schwerpunkte der Flugaktivität waren auch hier durch die wenigen Flüge insgesamt nicht 
feststellbar. Ein Bezug zum UG gab es nicht. 

 

SONSTIGE GREIFVÖGEL  

Aus der Gruppe der ungefährdeten Greifvögel (außerhalb des Rote-Liste-Status 1, 2 und 3) 
wurden mit Mäusebussard und Turmfalke zwei Arten im UG nachgewiesen. 

Der Mäusebussard wurde mit drei Brutnachweisen und fünf Brutverdachten im UG festge-
stellt. Die acht Reviere verteilen sich relativ gleichmäßig über das gesamte Gebiet. Entspre-
chend hoch war die Flugaktivität, die nicht digitalisiert wurde. Im gesamten UG muss mit ei-
ner flächendeckend hohen Aktivität des Mäusebussards gerechnet werden. 

Turmfalken konnten mit vier Brutverdachten im UG festgestellt werden. Zwei der Reviere 
liegen innerhalb des 500m Radius um die WEA. Keins der Reviere umfasst jedoch direkt 
Teilflächen innerhalb der Potenzialfläche. Auch die Flugbewegungen des Turmfalken wurden 
zunächst nicht digitalisiert, da auf dieser Ebene keine planungsrelevanten Informationen zu 
erwarten sind. 
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4 DISKUSSION 

4.1 (POTENZIELLE) KOLLISIONSGEFÄHRDUNG 

4.1.1 ÜBERBLICK 

Einen Überblick über die Häufigkeit gefundener Schlagopfer unter Windenergieanlagen bie-
tet die Statistik der Vogelschutzwarte des Landes Brandenburg1. In Tabelle 2 sind die dort 
geführten Schlagopfer in absteigender Häufigkeit dargestellt. Bei der Interpretation der Daten 
muss beachtet werden, dass der weitaus größte Teil der Daten aus Zufallsfunden beruht, 
ohne dass gezielte Schlagopfernachsuchen dahinter stehen. Damit ergibt sich zum Einen 
das Problem, dass große und auffällige Vogelarten überproportional häufig in der Statistik 
auftauchen, da sie mit größerer Wahrscheinlichkeit gefunden und gemeldet werden als klei-
ne unscheinbare Vögel. Zum anderen handelt es sich um eine reine „Positiv-Statistik“, d. h. 
für nicht aufgeführte Vogelarten nicht automatisch ein geringes Schlagrisiko unterstellt wer-
den darf. Dennoch bietet die Statistik einen guten Überblick über die Häufigkeiten gemelde-
ter Schlagopfer in Deutschland. 
Nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand sind folgende Vogelarten besonders häufig von 
Kollisionen mit Windenergieanlagen betroffen: Mäusebussard, Rotmilan, Stockente, Lach-
möwe, Ringeltaube und Seeadler.  
Der Mäusebussard weist derzeit in absoluten Zahlen die meisten bekannt gewordenen Kolli-
sionsopfer auf (Tabelle 2), ist jedoch in Relation zur Bestandsgröße in deutlich geringerem 
Maße betroffen als Seeadler und Rotmilan, wie folgende Gegenüberstellung zeigt: 
Seeadler2: 720 Paare (2010), Kollisionsopfer: 108 
Rotmilan3: ca. 10.200-12.500 Paare, Kollisionsopfer: 270 
Mäusebussard4: ca. 96.000 Paare, Kollisionsopfer: 332 
Auch Turmfalke und Weißstorch wurden mit bislang 66 bzw. 45 Schlagopfern relativ häufig 
gefunden.  
Es gibt eine Reihe verschiedener Faktoren, die Einfluss auf die Kollisionsraten haben. In der 
Literatur werden artspezifische Faktoren wie das Verhalten oder die Phänologie, standort-
spezifische Faktoren wie Habitate und Nahrungsverfügbarkeit sowie anlagen- bzw. wind-
parkspezifische Faktoren (Anordnung der Anlagen, Beleuchtung, Sichtbarkeit) diskutiert 
(MARQUES et al. 2014). 
Eine besonders wichtige Einflussgröße hinsichtlich der Kollisionsrate scheint die Habitataus-
stattung im Bereich der Windparks zu sein. Freiflächen in Wäldern, wie z. B. Windwurfflä-
chen, können Greifvogelarten wie Rotmilan oder Wespenbussard anlocken, da sie gute Nah-
rungsbedingungen bieten (MKULNV 2012). 

                                                
1 http://www.lugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.312579.de 

2http://www.dda-web.de/index.php?cat=adebar&subcat=aktuell 

3http://www.mulewf.rlp.de/fileadmin/mufv/img/inhalte/natur/Mammen_Rotmilan_Mainz_2010.pdf 

4http://www.greifvogel.net/maeusebussard.html 

http://www.dda-web.de/index.php?cat=adebar&subcat=aktuell
http://www.mulewf.rlp.de/fileadmin/mufv/img/inhalte/natur/Mammen_Rotmilan_Mainz_2010.pdf
http://www.greifvogel.net/maeusebussard.html
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Tabelle 2: Vogelverluste an Windenergieanlagen in Deutschland (absteigend sortiert 
nach Häufigkeit, dargestellt ab mind. 10 Schlagopfern) 

Art BB BW BY HB HE HH MV NI NW RP SH SN SL ST TH ?* ges.
Buteo buteo Mäusebussard 2870 4460 127 12 10 8 6 43 15 5 8 10 1 50 22 15 332
Milvus milvus Rotmilan 2390 4370 65 7 1 25 10 24 20 8 4 19 1 63 18 5 270
Anas platyrhynchos Stockente 1860 1030 13 2 2 70 1 9 1 1 1 33 133
Larus ridibundus Lachmöwe 5820 5990 8 6 1 59 1 25 2 18 120
Columba palumbus Ringeltaube 6700 6610 56 4 1 2 1 14 2 2 4 28 114
Haliaeetus albicilla Seeadler 2430 4420 35 29 4 31 1 7 1 108
Larus argentatus Silbermöwe 5920 6130 2 1 1 2 43 34 12 95
Apus apus Mauersegler 7950 7110 45 5 4 1 8 3 6 1 17 1 1 92
Alauda arvensis Feldlerche 9760 7870 46 2 1 1 1 4 2 1 9 7 9 83
Sturnus vulgaris Star 15820 8730 18 23 1 15 4 1 5 2 14 83
Falco tinnunculus Turmfalke 3040 4590 20 1 7 8 1 1 2 19 3 4 66
Regulus regulus Wintergoldhähnchen 13140 8600 26 2 2 1 3 1 3 2 2 11 2 55
Columba livia f. domestica Haustaube 6650 6570 34 1 5 3 1 1 9 54
Ciconia ciconia Weißstorch 1340 4030 17 1 7 13 2 2 2 1 45
Larus canus Sturmmöwe 5900 6060 4 2 27 9 3 45
Larus fuscus Heringsmöwe 5910 6210 34 1 4 39
Corvus corone Aaskrähe 15670 7590 28 1 1 4 1 1 2 38
Delichon urbica Mehlschwalbe 10010 7930 4 3 8 1 7 5 1 29
Emberiza citrinella Goldammer 18570 10320 19 1 1 1 1 1 4 1 29
Milvus migrans Schwarzmilan 2380 4380 17 1 2 1 4 3 28
Emberiza calandra Grauammer 18820 10310 25 2 1 28
Pluvialis apricaria Goldregenpfeifer 4850 4920 1 12 2 10 25
Erithacus rubecula Rotkehlchen 10990 9240 13 2 1 4 2 3 25
Corvus corax Kolkrabe 15720 7630 20 2 1 1 24
Passeriformes spec. 3 17 2 22
Regulus ignicapillus Sommergoldhähnchen 13150 8610 3 4 1 5 2 4 1 1 21
Hirundo rustica Rauchschwalbe 9920 7920 5 1 5 1 4 1 1 2 20
Phasianus colchicus Fasan 3940 2970 11 1 3 1 1 1 1 19
Lanius collurio Neuntöter 15150 7400 19 19
Cygnus olor Höckerschwan 1520 90 7 2 7 1 1 18
Circus aeruginosus Rohrweihe 2600 4310 6 1 2 1 4 4 18
Vanellus vanellus Kiebitz 4930 4960 2 3 1 12 18
Accipiter nisus Sperber 2690 4340 7 3 2 2 1 1 1 17
Pandion haliaetus Fischadler 3010 4050 9 1 1 2 2 1 16
Bubo bubo Uhu 7440 6990 1 1 5 4 5 16
Grus grus Kranich 4330 4640 3 2 3 2 1 1 2 14
Passer montanus Feldsperling 15980 9550 6 3 1 1 1 2 14
Laridae spec. Möwe spec. 6009 6110 1 9 3 13
Fringilla coelebs Buchfink 16360 10010 6 2 1 1 1 1 1 13
Turdus pilaris Wacholderdrossel 11980 9000 2 5 3 1 1 12
Turdus philomelos Singdrossel 12000 9010 5 5 1 1 12
Ardea cinerea Graureiher 1220 3920 3 1 4 1 1 1 11
Falco subbuteo Baumfalke 3100 4510 4 1 1 3 1 10
Falco peregrinus Wanderfalke 3200 4540 2 1 3 1 1 2 10
Regulus spec. Goldhähnchen spec. 13169 8620 4 1 1 1 1 2 10
Tyto alba Schleiereule 7350 6900 5 3 1 9
Anser anser Graugans 1610 460 1 2 2 3 8
Fulica atra Blessralle 4290 4810 2 3 1 1 1 8
Columba oenas Hohltaube 6680 6600 4 4 8
Asio otus Waldohreule 7670 6970 3 1 1 1 1 1 8
Motacilla alba Bachstelze 10200 9960 3 1 4 8
Carduelis chloris Grünfink 16490 10150 3 1 1 3 8
Pernis apivorus Wespenbussard 2310 4110 1 1 2 2 1 7
Accipiter gentilis Habicht 2670 4320 4 1 1 1 7
Garrulus glandarius Eichelhäher 15390 7510 5 2 7
Parus caeruleus Blaumeise 14620 7660 2 1 1 3 7
Turdus merula Amsel 11870 8900 5 1 1 7
Branta leucopsis Weißwangengans 1670 290 6 6
Corvus frugilegus Saatkrähe 15630 7580 1 3 1 1 6
Parus major Kohlmeise 14640 7680 5 1 6
Sylvia atricapilla Mönchsgrasmücke 12770 8440 3 1 1 1 6
Motacilla flava Wiesenschafstelze 10170 9880 6 6
Cygnus cygnus / olor Schwan spec. 1559 80 1 4 5
Anas crecca Krickente 1840 940 1 2 2 5
Scolopax rusticula Waldschnepfe 5290 5250 3 2 5
Lullula arborea Heidelerche 9740 7860 5 5
Anthus trivalis Baumpieper 10090 9770 4 1 5
Anser albifrons Blessgans 1590 420 4 4
Phalacrocorax carbo Kormoran 720 3680 1 2 1 4
Aquila pomarina Schreiadler 2920 4190 1 2 1 4
Haematopus ostralegus Austernfischer 4500 4840 2 2 4
Corvus spec. Krähe spec. 15749 7640 1 3 4
Riparia riparia Uferschwalbe 9810 7900 3 1 4
Ficedula hypoleuca Trauerschnäpper 13490 9160 3 1 4
Coccothraustes coccothraustesKernbeißer 17170 10050 1 1 2 4
Anser fabalis Saatgans 1570 370 1 2 3
Anser albifrons / fabalis Bless-/Saatgans 1659 450 2 1 3
Anas spec. Ente unbest. 1799 3 3
Perdix perdix Rebhuhn 3670 2990 1 1 1 3
Buteo lagopus Raufußbussard 2900 4440 1 1 1 3
Calidris alpina Alpenstrandläufer 5120 5720 3 3
Numenius arquata Großer Brachvogel 5410 5150 1 1 1 3
Streptopelia decaoctao Türkentaube 6840 6630 2 1 3
Cuculus canorus Kuckuck 7240 6890 3 3
Strix aluco Waldkauz 7610 7010 1 1 1 3
Pica pica Elster 15490 7500 1 1 1 3
Parus ater Tannenmeise 14610 7700 1 1 1 3
Phylloscopus trochilus Fitis 13120 8070 2 1 3
Troglodytes troglodytes Zaunkönig 10660 8700 1 1 1 3
Saxicola rubetra Braunkehlchen 11370 9200 3 3
Oenanthe oenanthe Steinschmätzer 11460 9400 1 2 3
Passer domesticus Haussperling 15910 9510 1 2 3
Cygnus cygnus Singschwan 1540 120 1 1 2
Botaurus stellaris Rohrdommel 950 3810 2 2
Ciconia nigra Schwarzstorch 1310 4010 1 1 2
Falconiformes spec. Greifvogel spec. 4070 1 1 2
Circus pygargus Wiesenweihe 2630 4290 1 1 2
Falco columbarius Merlin 3090 4490 1 1 2
Rallus aquaticus Wasserralle 4070 4700 1 1 2
Gallinago gallinago Bekassine 5190 5290 1 1 2
Larus marinus Mantelmöwe 6000 6090 1 1 2
Larus cachinnans Steppenmöwe 5927 6180 1 1 2
Asio flammea Sumpfohreule 7680 6980 2 2
Apus melba Alpensegler 7980 7100 2 2
Dendrocopus major Buntspecht 8760 7260 1 1 2
Coloeus monedula Dohle 15600 7550 2 2
Phylloscopus collybita Zilpzalp 13110 8080 1 1 2
Sitta europaea Kleiber 14790 8660 2 2
Certhia familiaris Waldbaumläufer 14860 8670 2 2
Turdus iliacus Rotdrossel 12010 9020 1 1 2
Carduelis carduelis Stieglitz 16530 10160 1 1 2
Emberiza schoeniclus Rohrammer 18770 10430 1 1 2
Alopochen aegyptiacus Nilgans 1700 490 1 1
Tadorna tadorna Brandgans 1730 570 1 1
Anas penelope Pfeifente 1790 900 1 1
Anas strepera Schnatterente 1820 880 1 1
Anas clypeata Löffelente 1940 1260 1 1
Aythya fuligula Reiherente 2030 1450 1 1
Somateria molissima Eiderente 2060 1550 1 1
Coturnix coturnix Wachtel 3700 2900 1 1
Gavia stellata Sterntaucher 20 3320 1 1
Pelecanus onocrotatus Rosapelikan 880 3610 1 1
Gallinula chloropus Teichralle 4240 4800 1 1
Charadrius morinellus Mornellregenpfeifer 4820 5100 1 1
Charadrius dubius Flussregenpfeifer 4690 4990 1 1
Uria aalge Trottellumme 6340 5870 1 1
Chlidonias niger Trauerseeschwalbe 6270 6430 1 1
Sterna hirundo Flussseeschwalbe 6150 6470 1 1
Picus viridis Grünspecht 8560 7230 1 1
Nonpasseriformes spec. 1 1
Lanius excubitor Raubwürger 15200 7410 1 1
Eremophila alpestris Ohrenlerche 9780 7880 1 1
Hirundidae spec. Rauch-/Mehlschwalbe 10019 7950 1 1
Aegothalus caudatus Schwanzmeise 14370 7980 1 1
Acrocephalus palustris Sumpfrohrsänger 12500 8310 1 1
Hippolais polyglotta Orpheusspötter 12600 8410 1 1
Sylvia curruca Klappergrasmücke 12740 8480 1 1
Sylvia communis Dorngrasmücke 12750 8500 1 1
Turdus Viscivorus Misteldrossel 12020 8860 1 1
Luscinia megarhynchos Nachtigall 11040 9280 1 1
Phoenicurus phoenicurus Gartenrotschwanz 11220 9340 1 1
Loxia curvirostra Fichtenkreuzschnabel 16660 10140 1 1
Carduelis cannabina Bluthänfling 16600 10190 1 1
Carduelis flammea Birkenzeisig 16630 10210 1 1
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Art BB BW BY HB HE HH MV NI NW RP SH SN SL ST TH ?* ges.
Buteo buteo Mäusebussard 2870 4460 127 12 10 8 6 43 15 5 8 10 1 50 22 15 332
Milvus milvus Rotmilan 2390 4370 65 7 1 25 10 24 20 8 4 19 1 63 18 5 270
Anas platyrhynchos Stockente 1860 1030 13 2 2 70 1 9 1 1 1 33 133
Larus ridibundus Lachmöwe 5820 5990 8 6 1 59 1 25 2 18 120
Columba palumbus Ringeltaube 6700 6610 56 4 1 2 1 14 2 2 4 28 114
Haliaeetus albicilla Seeadler 2430 4420 35 29 4 31 1 7 1 108
Larus argentatus Silbermöwe 5920 6130 2 1 1 2 43 34 12 95
Apus apus Mauersegler 7950 7110 45 5 4 1 8 3 6 1 17 1 1 92
Alauda arvensis Feldlerche 9760 7870 46 2 1 1 1 4 2 1 9 7 9 83
Sturnus vulgaris Star 15820 8730 18 23 1 15 4 1 5 2 14 83
Falco tinnunculus Turmfalke 3040 4590 20 1 7 8 1 1 2 19 3 4 66
Regulus regulus Wintergoldhähnchen 13140 8600 26 2 2 1 3 1 3 2 2 11 2 55
Columba livia f. domestica Haustaube 6650 6570 34 1 5 3 1 1 9 54
Ciconia ciconia Weißstorch 1340 4030 17 1 7 13 2 2 2 1 45
Larus canus Sturmmöwe 5900 6060 4 2 27 9 3 45
Larus fuscus Heringsmöwe 5910 6210 34 1 4 39
Corvus corone Aaskrähe 15670 7590 28 1 1 4 1 1 2 38
Delichon urbica Mehlschwalbe 10010 7930 4 3 8 1 7 5 1 29
Emberiza citrinella Goldammer 18570 10320 19 1 1 1 1 1 4 1 29
Milvus migrans Schwarzmilan 2380 4380 17 1 2 1 4 3 28
Emberiza calandra Grauammer 18820 10310 25 2 1 28
Pluvialis apricaria Goldregenpfeifer 4850 4920 1 12 2 10 25
Erithacus rubecula Rotkehlchen 10990 9240 13 2 1 4 2 3 25
Corvus corax Kolkrabe 15720 7630 20 2 1 1 24
Passeriformes spec. 3 17 2 22
Regulus ignicapillus Sommergoldhähnchen 13150 8610 3 4 1 5 2 4 1 1 21
Hirundo rustica Rauchschwalbe 9920 7920 5 1 5 1 4 1 1 2 20
Phasianus colchicus Fasan 3940 2970 11 1 3 1 1 1 1 19
Lanius collurio Neuntöter 15150 7400 19 19
Cygnus olor Höckerschwan 1520 90 7 2 7 1 1 18
Circus aeruginosus Rohrweihe 2600 4310 6 1 2 1 4 4 18
Vanellus vanellus Kiebitz 4930 4960 2 3 1 12 18
Accipiter nisus Sperber 2690 4340 7 3 2 2 1 1 1 17
Pandion haliaetus Fischadler 3010 4050 9 1 1 2 2 1 16
Bubo bubo Uhu 7440 6990 1 1 5 4 5 16
Grus grus Kranich 4330 4640 3 2 3 2 1 1 2 14
Passer montanus Feldsperling 15980 9550 6 3 1 1 1 2 14
Laridae spec. Möwe spec. 6009 6110 1 9 3 13
Fringilla coelebs Buchfink 16360 10010 6 2 1 1 1 1 1 13
Turdus pilaris Wacholderdrossel 11980 9000 2 5 3 1 1 12
Turdus philomelos Singdrossel 12000 9010 5 5 1 1 12
Ardea cinerea Graureiher 1220 3920 3 1 4 1 1 1 11
Falco subbuteo Baumfalke 3100 4510 4 1 1 3 1 10
Falco peregrinus Wanderfalke 3200 4540 2 1 3 1 1 2 10
Regulus spec. Goldhähnchen spec. 13169 8620 4 1 1 1 1 2 10
Tyto alba Schleiereule 7350 6900 5 3 1 9
Anser anser Graugans 1610 460 1 2 2 3 8
Fulica atra Blessralle 4290 4810 2 3 1 1 1 8
Columba oenas Hohltaube 6680 6600 4 4 8
Asio otus Waldohreule 7670 6970 3 1 1 1 1 1 8
Motacilla alba Bachstelze 10200 9960 3 1 4 8
Carduelis chloris Grünfink 16490 10150 3 1 1 3 8
Pernis apivorus Wespenbussard 2310 4110 1 1 2 2 1 7
Accipiter gentilis Habicht 2670 4320 4 1 1 1 7
Garrulus glandarius Eichelhäher 15390 7510 5 2 7
Parus caeruleus Blaumeise 14620 7660 2 1 1 3 7
Turdus merula Amsel 11870 8900 5 1 1 7
Branta leucopsis Weißwangengans 1670 290 6 6
Corvus frugilegus Saatkrähe 15630 7580 1 3 1 1 6
Parus major Kohlmeise 14640 7680 5 1 6
Sylvia atricapilla Mönchsgrasmücke 12770 8440 3 1 1 1 6
Motacilla flava Wiesenschafstelze 10170 9880 6 6
Cygnus cygnus / olor Schwan spec. 1559 80 1 4 5
Anas crecca Krickente 1840 940 1 2 2 5
Scolopax rusticula Waldschnepfe 5290 5250 3 2 5
Lullula arborea Heidelerche 9740 7860 5 5
Anthus trivalis Baumpieper 10090 9770 4 1 5
Anser albifrons Blessgans 1590 420 4 4
Phalacrocorax carbo Kormoran 720 3680 1 2 1 4
Aquila pomarina Schreiadler 2920 4190 1 2 1 4
Haematopus ostralegus Austernfischer 4500 4840 2 2 4
Corvus spec. Krähe spec. 15749 7640 1 3 4
Riparia riparia Uferschwalbe 9810 7900 3 1 4
Ficedula hypoleuca Trauerschnäpper 13490 9160 3 1 4
Coccothraustes coccothraustesKernbeißer 17170 10050 1 1 2 4
Anser fabalis Saatgans 1570 370 1 2 3
Anser albifrons / fabalis Bless-/Saatgans 1659 450 2 1 3
Anas spec. Ente unbest. 1799 3 3
Perdix perdix Rebhuhn 3670 2990 1 1 1 3
Buteo lagopus Raufußbussard 2900 4440 1 1 1 3
Calidris alpina Alpenstrandläufer 5120 5720 3 3
Numenius arquata Großer Brachvogel 5410 5150 1 1 1 3
Streptopelia decaoctao Türkentaube 6840 6630 2 1 3
Cuculus canorus Kuckuck 7240 6890 3 3
Strix aluco Waldkauz 7610 7010 1 1 1 3
Pica pica Elster 15490 7500 1 1 1 3
Parus ater Tannenmeise 14610 7700 1 1 1 3
Phylloscopus trochilus Fitis 13120 8070 2 1 3
Troglodytes troglodytes Zaunkönig 10660 8700 1 1 1 3
Saxicola rubetra Braunkehlchen 11370 9200 3 3
Oenanthe oenanthe Steinschmätzer 11460 9400 1 2 3
Passer domesticus Haussperling 15910 9510 1 2 3
Cygnus cygnus Singschwan 1540 120 1 1 2
Botaurus stellaris Rohrdommel 950 3810 2 2
Ciconia nigra Schwarzstorch 1310 4010 1 1 2
Falconiformes spec. Greifvogel spec. 4070 1 1 2
Circus pygargus Wiesenweihe 2630 4290 1 1 2
Falco columbarius Merlin 3090 4490 1 1 2
Rallus aquaticus Wasserralle 4070 4700 1 1 2
Gallinago gallinago Bekassine 5190 5290 1 1 2
Larus marinus Mantelmöwe 6000 6090 1 1 2
Larus cachinnans Steppenmöwe 5927 6180 1 1 2
Asio flammea Sumpfohreule 7680 6980 2 2
Apus melba Alpensegler 7980 7100 2 2
Dendrocopus major Buntspecht 8760 7260 1 1 2
Coloeus monedula Dohle 15600 7550 2 2
Phylloscopus collybita Zilpzalp 13110 8080 1 1 2
Sitta europaea Kleiber 14790 8660 2 2
Certhia familiaris Waldbaumläufer 14860 8670 2 2
Turdus iliacus Rotdrossel 12010 9020 1 1 2
Carduelis carduelis Stieglitz 16530 10160 1 1 2
Emberiza schoeniclus Rohrammer 18770 10430 1 1 2
Alopochen aegyptiacus Nilgans 1700 490 1 1
Tadorna tadorna Brandgans 1730 570 1 1
Anas penelope Pfeifente 1790 900 1 1
Anas strepera Schnatterente 1820 880 1 1
Anas clypeata Löffelente 1940 1260 1 1
Aythya fuligula Reiherente 2030 1450 1 1
Somateria molissima Eiderente 2060 1550 1 1
Coturnix coturnix Wachtel 3700 2900 1 1
Gavia stellata Sterntaucher 20 3320 1 1
Pelecanus onocrotatus Rosapelikan 880 3610 1 1
Gallinula chloropus Teichralle 4240 4800 1 1
Charadrius morinellus Mornellregenpfeifer 4820 5100 1 1
Charadrius dubius Flussregenpfeifer 4690 4990 1 1
Uria aalge Trottellumme 6340 5870 1 1
Chlidonias niger Trauerseeschwalbe 6270 6430 1 1
Sterna hirundo Flussseeschwalbe 6150 6470 1 1
Picus viridis Grünspecht 8560 7230 1 1
Nonpasseriformes spec. 1 1
Lanius excubitor Raubwürger 15200 7410 1 1
Eremophila alpestris Ohrenlerche 9780 7880 1 1
Hirundidae spec. Rauch-/Mehlschwalbe 10019 7950 1 1
Aegothalus caudatus Schwanzmeise 14370 7980 1 1
Acrocephalus palustris Sumpfrohrsänger 12500 8310 1 1
Hippolais polyglotta Orpheusspötter 12600 8410 1 1
Sylvia curruca Klappergrasmücke 12740 8480 1 1
Sylvia communis Dorngrasmücke 12750 8500 1 1
Turdus Viscivorus Misteldrossel 12020 8860 1 1
Luscinia megarhynchos Nachtigall 11040 9280 1 1
Phoenicurus phoenicurus Gartenrotschwanz 11220 9340 1 1
Loxia curvirostra Fichtenkreuzschnabel 16660 10140 1 1
Carduelis cannabina Bluthänfling 16600 10190 1 1
Carduelis flammea Birkenzeisig 16630 10210 1 1
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Die Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten hat das sog. „Helgoländer Papier“ 
aktualisiert und Mindestabstände für windkraftsensible Vogelarten herausgegeben (LAG 
VSW 2014). Diese begründen sich für die im UG angetroffenen Arten Weißstorch, Rotmilan, 
Wespenbussard, Rohrweihe, Baumfalke, Fischadler und Schwarzstorch in einem erhöhten 
Schlagrisiko. Die übrigen Arten inkl. Mäusebussard, Turmfalke, Habicht und Sperber werden 
nicht unter den schlaggefährdeten Arten aufgeführt. 
Auch im Artenschutzleitfaden Niedersachsen (MU NIEDERSACHSEN 2016) werden die im UG 
angetroffenen Arten Weißstorch, Baumfalke, Fischadler, Rohrweihe, Rotmilan und Wespen-
bussard als schlaggefährdete Arten geführt.  
 
 

4.1.2 FAZIT ZUR (POTENZIELLEN) KOLLISIONSGEFÄHRDUNG UND 
BETROFFENE ARTEN IM UG 

Die betroffenen Arten, für die eine weitere Diskussion ihrer tatsächlichen Gefährdung im UG 
diskutiert werden muss, sind zum Einen Arten, für die in der Übersicht (Kap. 4.1.1) eine Ein-
stufung als kollisionsgefährdete Art gegeben ist, und zum Anderen im Untersuchungsgebiet 
in einer Häufigkeit vorkamen, die über Einzelbeobachtungen ohne Bezug zum UG hinausge-
hen.  
Im Einzelnen sind dies: Weißstorch und Rohrweihe, sowie (obwohl oder gerade weil aus-
schließlich im niedersächsischen Leitfaden (NLT 2014) als windkraftsensibel und planungs-
relevant eingestuft) Mäusebussard und Turmfalke. 
 

4.2 SIGNIFIKANTE ERHÖHUNG DES TÖTUNGSRISIKOS 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist der Tatbestand des 
Tötungsverbots wegen der bei einem Bauvorhaben nie völlig auszuschließenden Gefahr von 
Kollisionen geschützter Tiere erst dann erfüllt, wenn das Vorhaben dieses Risiko in einer für 
die betroffene Tierart signifikanten Weise erhöht. Nach Auffassung des Bundesverwaltungs-
gerichtes muss aber hingenommen werden, dass auch einzelne Exemplare besonders ge-
schützter Arten durch Kollisionen mit Windenergieanlagen zu Schaden kommen können. 
Daher bedarf es einer einschränkenden Auslegung der Vorschrift dahingehend, dass der 
Tötungstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nur erfüllt ist, wenn sich das Tötungsri-
siko für die betroffenen Tierarten durch das Vorhaben in signifikanter Weise gegenüber dem 
„normalen“ Tötungsrisiko im allgemeinen Naturgeschehen erhöht (vgl. BVerwG, U. v. 
12.03.2008 – 9 A 3.06 –; U. v. 09.07.2008 – 9 A 14.07 –; U. v. 18.03.2009 – 9 A 39.07 ; U. v. 
14.07.2011 – 9 A 12.10 –; ebenso OVG Lüneburg, B. v. 18.04.2011 – 12 ME 274/10 –; B. v. 
25.07.2011 – 4 ME 175/11 –; VG Hannover, U. v.  22.11.2012 – 12 A 2305/11–). 
Ob eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos für eine bestimmte Art vorliegt, hängt im 
Wesentlichen von zwei Faktoren ab: Es muss sich erstens um eine Tierart handeln, die auf-
grund ihrer artspezifischen Verhaltensweise gerade im Bereich des Vorhabens ungewöhnlich 
stark von dessen Risiken betroffen ist. Zweitens muss sich die Tierart häufig – sei es zur 
Nahrungssuche oder beim Zug – im Gefährdungsbereich des Vorhabens aufhalten (vgl. 
BVerwG, U. v. 14.07.2011 – 9 A 12.10 –; U. v. 18.03.2009 – 9 A 39.07 –). 



Raumnutzungsbeobachtungen WP Delfshausen  Seite 11 von 14 

Büro Sinning, Inh. Silke Sinning - Ökologie, Naturschutz und räumliche Planung, Wildenloh 
 

Das OVG Magdeburg führt dazu aus, dass es aufgrund einer „hinreichend gesicherten Tat-
sachenbasis feststehen muss, dass gerade an dem konkreten Standort der zu errichtenden 
Windenergieanlage und nicht nur in dessen näherer und weiterer Umgebung zu bestimmten 
Zeiten schlagopfergefährdete Tiere in einer Zahl auftreten, die Kollisionen von mehr als ein-
zelnen Individuen mit hoher Wahrscheinlichkeit erwarten lassen“ (OVG Magdeburg, U. v. 
16.05.2013 – 2 L 106/10 –, ZNER 2013, 328). 
Daraus folgt, dass die Genehmigungsbehörde nicht allein auf der Grundlage von Abstands-
empfehlungen die Genehmigung versagen darf. 
Wenn ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko nicht mit hinreichender Sicherheit anzunehmen 
ist, sind Maßnahmen zur Risikovermeidung und -verminderung nicht erforderlich, da diese 
dazu dienen, das Risiko betriebsbedingter Tötungen unter die Signifikanzschwelle zu sen-
ken. 
 

4.3 PRÜFRADIEN UND AUSSAGEN ZUR ERFASSUNG GEMÄß MU 

NIEDERSACHSEN (2016)  

In der folgenden Tabelle sind die Prüfradien der o.g. betroffenen Arten aufgelistet: 

Tabelle 3: Prüfradien gemäß MU NIEDERSACHSEN (2016) 

 Untersuchungsradien Betroffenheiten 

Art Radius 1 

des Untersuchungsge-
biets um die geplante 
WEA für vertiefende 

Prüfung 

Radius 2 

erweitertes Untersuchungsgebiet(bei 
relevanten Hinweisen auf regelmäßig 

genutzte, essentielle Nahrungshabitate 
und Flugkorridore) 

Tötungsver-
bot 

§ 44 Abs. 1 

Nr. 1 

Störungsver-
bot 

§ 44 Abs. 1 

Nr. 2 

Weißstorch 1.000 m 2.000 m x  

Rohrweihe 1.000 m 3.000 m x  

 
Damit wird deutlich, dass der Prüfradius 1 für beide Arten als Mindestabstand eingehalten 
wird. Aus der Bezeichnung für den Prüfradius 2 wird deutlich, dass innerhalb dieses Radius 
zunächst überprüft werden soll, ob essentielle Nahrungshabitate oder Flugkorridore betroffen 
sind. Erst dann stellt sich die Frage, ob die Windenergieplanung zu einer signifikanten Erhö-
hung des Tötungsrisikos führt. Leider gibt es weder eine Definition für ein „essentielles Nah-
rungshabitat“ noch für einen „essentiellen Flugkorridor“. 
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4.4 KONKRET MÖGLICHE AUSWIRKUNGEN UND HINWEISE ZUM 
ARTENSCHUTZ  

4.4.1 WEIßSTORCH 

Für den Weißstorch ist ein Mindestabstand von 1.000m einzuhalten, so dass die östlichen 
Bereiche der Potenzialfläche für die weitere Planung entfallen. Die aktuelle Planung hat die-
sen Abstand bereits eingestellt (siehe Pläne 1-6). 
Ein essentielles Nahrungshabitat im Bereich der Potenzialfläche kann ausgeschlossen wer-
den, da der Weißstorch hier nur vereinzelt nahrungssuchend am Boden angetroffen wurde. 
Ob sich der Bereich der Potenzialfläche in einem essentiellen Flugkorridor für den Weiß-
storch befindet, ist nicht ohne Weiteres festzustellen.  
Ein essentieller Flugkorridor besteht beispielsweise zwischen einem Horststandort und ei-
nem regelmäßig aufgesuchten Nahrungshabitat. Hier würden über die gesamte Saison, ins-
besondere aber zur Zeit der Jungenfütterung häufige Flugbewegungen hin und zurück statt-
finden. Dieses Muster ist nicht abzulesen. Außerhalb von 1.000 m wurden in der Potenzial-
fläche 33 Flugereignisse registriert. Bei 518 Flugereignissen gesamt entspricht dies einem 
Anteil von lediglich 6 Prozent. Gleichwohl wird der Bereich der geplanten WEA nicht komplett 
gemieden. Gegen eine Erhöhung des Tötungsrisikos in signifikanter Weise spricht allerdings, 
dass nur wenige Flugbewegungen in Rotorhöhe stattgefunden haben.  
Insgesamt wird aus Vorsorgegründen folgender Vorschlag unterbreitet: Zur Vermeidung ei-
nes ggfs. erhöhten Kollisionsrisikos sind je WEA 1 ha (insgesamt 5 ha) Kompensationsflä-
chen zwischen geplantem Windpark und Weißstorch-Horst vorzusehen. Diese nahrungsver-
bessernden Maßnahmen sollen einen Beitrag dazu leisten, dass Flüge im Bereich der ge-
planten WEA vermieden werden, indem die Nahrungsbedingungen im Nahbereich um den 
Horst aufgewertet werden. 
Eine genaue Analyse des Kollisionsrisikos bzw. die Ermittlung von Maßnahmen, die eine 
signifikante Erhöhung des Schlagrisikos vermeiden, ist in einer speziellen Artenschutzprü-
fung (SAP) vorzunehmen. 

4.4.2 ROHRWEIHE 

Zum vermuteten Brutplatz der Rohrweihe wird ein ausreichend großer Abstand eingehalten. 
Der Bereich der Windenergieanlagen wird zwar relativ regelmäßig zur Nahrungssuche auf-
gesucht, diese Flugbewegungen haben aber fast ausschließlich unterhalb der Rotorhöhe 
stattgefunden. Insofern kann die Qualität der Potenzialfläche als essentielles Nahrungshabi-
tat zwar nicht sicher ausgeschlossen werden, eine signifikante Erhöhung des Schlagrisi-
kos ist aber dennoch nicht erkennbar. Ein essentieller Flugkorridor im Sinne von Wechsel-
beziehungen zwischen einem Nahrungshabitat und einem Horst mit Flügen über die Poten-
zialfläche hinweg ist aus den Flugbewegungen nicht ableitbar. 
Eine genaue Analyse des Kollisionsrisikos bzw. die Ermittlung von Maßnahmen, die eine 
signifikante Erhöhung des Schlagrisikos vermeiden, ist in einer speziellen Artenschutzprü-
fung (SAP) vorzunehmen. 

4.4.3 MÄUSEBUSSARD UND TURMFALKE 

Der NLT (2014) sieht einen Mindestabstand zu Mäusebussard- und Turmfalkenhorsten von 
500 m vor. Von den im 1.000 m-Radius festgestellten acht Mäusebussardrevieren schnei-
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den drei Reviere die Potenzialfläche und liegen zu einem (mind.) überwiegenden Anteil im 
500 m Radius um die WEA (siehe Brut- und Rastvogelgutachten). Für diese Brutpaare sollte 
in einer gesonderten speziellen Artenschutzprüfung (SAP) die signifikante Erhöhung des 
Lebensrisikos ermittelt werden. 

Innerhalb des 500 m-Radius um die geplanten WEA-Standorte liegen zudem zwei Turmfal-
kenreviere (siehe Brut- und Rastvogelgutachten). Dies schneiden jedoch nicht die Potenzial-
fläche, sondern liegen eher randlich zum 500 m Radius. Da die Art mehr noch als der Mäu-
sebussard unstet brütet und oftmals neue Nester anlegt, kann aus der festgestellten Vertei-
lung der Reviere kein erhöhtes Schlagrisiko abgeleitet werden. Zudem stehen dem Turm-
falken im UG zahlreiche weitere Horste/Nester zur Verfügung, die vom der Art (nach-)genutzt 
werden könnten. 
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1 EINLEITUNG / VORBEMERKUNG 

In der Gemeinde Rastede (Landkreis Ammerland) wird der Windpark Delfshausen geplant. 
Zur Ermittlung einer Abwägungsgrundlage für den Belang Natur und Landschaft im Geneh-
migungsverfahren sowie für die Eingriffsregelung für die fünf geplanten Windenergieanlagen 
(WEA) wurde die Durchführung von Bestandserfassungen zur Fledermausfauna beauftragt. 
Der vorliegende Bericht stellt die Ergebnisse der Erfassungen des Jahres 2016 dar, führt auf 
dieser Grundlage eine Bewertung des untersuchten Fledermauslebensraumes durch und 
prognostiziert die zu erwartenden Beeinträchtigungen. Auf dieser Basis werden die notwen-
digen Folgen für die Eingriffsregelung und den Artenschutz dargelegt. 
 

2 METHODIK 

2.1 MOBILE DETEKTOUNTERSUCHUNG / TRANSEKTKARTIERUNG 

Die Erfassung fußt auf den methodischen Vorgaben des „Niedersächsischen Artenschutzleit-
fadens bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen“ (MU NIEDERSACHSEN 
2016). Es wurden hiernach im Zeitraum von Mitte April bis Mitte Oktober 14 mobile Detektor-
kartierungen durchgeführt (Tabelle 1). Diese dienen im Wesentlichen der Erfassung von Ak-
tivitätsschwerpunkten, räumlichen Funktionsbeziehungen und Quartieren im Vorhabengebiet 
und seiner engere Umgebung. Die Verteilung von halben und ganzen Nächten erfolgte nach 
NLT (2014), da sich hierzu im Artenschutzleitfaden keine Angaben finden. Durchgeführt wur-
den: eine halbe und zwei ganze Nächte zum Frühjahrszug, vier ganze Nächte zur Lokalpo-
pulation sowie fünf ganze und zwei halbe Nächte, z.T. kombiniert mit Frühabend- oder 
Nachmittagserfassungen, im Spätsommer/Herbst (Tabelle 1). 
Die Erfassung begann i.d.R. jeweils ca. eine halbe bis viertel Stunde vor Sonnenuntergang 
und endete ca. vier Stunden später (im Falle einer halben Nacht) bzw. etwa bei Sonnenauf-
gang (im Falle einer ganzen Nacht). Ab Anfang September sollten gezielt früh fliegende 
Abendsegler erfasst werden. Hierzu wurden die Kartierungen an vier Terminen bereits in den 
frühen Abendstunden begonnen, an zwei Terminen erfolgte außerdem zusätzlich eine 
Nachmittagsbegehung (Tabelle 1). 
Die Kartierer postierten sich zur Ausflugzeit an strukturell günstigen Punkten (potenzielle 
Quartiere oder Flugstraßen) (Plan 1b), wo sie so lange verblieben, bis der Ausflug als been-
det angesehen werden konnte. Danach wurde das Untersuchungsgebiet (bis ca. 500 m um 
die Potentialfläche) (vgl. MU NIEDERSACHSEN 2016) auf unterschiedlichen Routen kartiert, 
um die Verteilung jagender Fledermäuse zu erfassen. Es handelt sich somit nicht um eine 
flächendeckende Erfassung, sondern um eine Transektmethode (Plan 1a). Bei den Kartie-
rungen wurde auf diese Weise das Gebiet in ganzen Nächten dreimal und in halben Nächten 
zweimal bearbeitet. Morgens wurden bei einem Großteil der Begehungen erneut potenzielle 
Flugstraßen und Quartierstandorte kontrolliert (Plan 1b), um durch die Feststellung von ge-
richteten Streckenflügen und des charakteristischen Schwärmverhaltens der Fledermäuse 
vor dem Einflug weitere Hinweise auf Quartiere zu erhalten. 
Die Kartierung wurde mit Hilfe von Ultraschall-Detektoren (D-240x, Mischer mit Zeitdehner) 
und Sichtbeobachtungen durchgeführt. Mit den Detektoren ist es möglich, die Ultraschalllau-
te, die Fledermäuse zur Orientierung und zum Beutefang einsetzen, für menschliche Ohren 
hörbar zu machen. Die Artbestimmung anhand der akustischen Charakteristika dieser Laute 
erfolgte nach AHLÈN (1990a, 1990b), LIMPENS & ROSCHEN (1995), BARATAUD (2000) sowie 
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SKIBA (2009). Während der Kartierung wurde mit dem Detektor 240x möglichst jeder Fleder-
mauskontakt sofort aufgezeichnet, um anschließend bereits direkt im Gelände die relevanten 
Hauptfrequenzen der Ultraschalllaute durch längeres Abhören herauszufinden. Zur Absiche-
rung der Artbestimmung wurde in schwierigen Fällen am Computer anhand der gespeicher-
ten Aufnahmen eine Überprüfung bzw. Absicherung der Artbestimmung durchgeführt - auf 
der Grundlage von Vergleichsaufnahmen sowie nach SKIBA (2009). 
 

Tabelle 1: Termine und Witterung der Fledermauskartierung WP Delfshausen 2016 

Datum Wetter 
Anzahl 
Kartier-

durchgänge 
Dauer 

30.04.2016 80 % Bewölkung, N 1 - 2, 8 - 3°C, trocken 2 ½ Nacht 

10.05.2016 70 - 10 % Bewölkung, +/- windstill, später SO 1 - 2, 
19 - 10°C, trocken 3 1 Nacht 

27.05.2016 90 - 100 % Bewölkung, N bzw. NO 1 - 2, 16 - 13°C, 
trocken 3 1 Nacht 

10.06.2016 60 - 90 % Bewölkung, NW 1 - 3, 14 - 8°C, trocken 3 1 Nacht 

24.06.2016 100 % Bewölkung, N 1 - 3, 19 - 15°C, trocken 3 1 Nacht 

04.07.2016 +/- Wolkenlos bis 50 % Bewölkung, +/- windstill, 16 - 
10°C, trocken, Nachts stellenweise Bodennebel 3 1 Nacht 

26.07.2016 100 % Bewölkung, N 1, 20 - 17°C, trocken 3 1 Nacht 

05.08.2016 30 - 100 % Bewölkung, zwischenzeitlich sternen-
klar, NW 1 - 3, 16 - 13°C, trocken 3 1 Nacht 

17.08.2016 +/- wolkenlos bzw. sternenklar, NW 1 - 2, 16°C, 
trocken 3 1 Nacht 

25.08.2016 +/- wolkenlos bzw. sternenklar, +/- windstill, später 
S 1 - 2, 26 - 15°C, trocken, stellenweise Bodennebel 3 1 Nacht 

01.09.2016 

Nachmittag: 50 - 30 % Bewölkung, W 1 - 4, 23 - 20 
°C, trocken 

Frühabend/Nacht: 60 - 10 % Bewölkung, W 1 - 3, 19 
- 10°C, trocken, z.T. Bodennebel 

5 
Nachmittagsrunde + 
Frühabendrunde + 

1 Nacht 

14.09.2016 +/- wolkenlos bis 20 % Bewölkung, O 1 - 3, 24 - 
14°C, trocken 4 Frühabendrunde 

+ 1 Nacht 

26.09.2016 30 % Bewölkung, N 1, 20 - 16 °C, trocken 3 Frühabendrunde + 
½ Nacht 

05.10.2016 

Nachmittag: 40 % Bewölkung, NO 2 - 5, 12°C, tro-
cken 

Frühabend/Nacht: 20 - 90 % Bewölkung, NO bzw. O 
2 - 3, 12 - 4°C, trocken 

4 
Nachmittagsrunde + 
Frühabendrunde + 

½ Nacht 

 
Die Verwendung von Detektoren bietet den Vorteil, mit einem vertretbaren Arbeitsaufwand 
relativ schnell zu Aussagen über das Auftreten von Fledermäusen in Jagdgebieten, auf Flug-
straßen oder in Quartieren zu gelangen. Es muss jedoch berücksichtigt werden, dass einige 
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Arten, wie z.B. die Langohren, aufgrund der sehr geringen Lautstärke ihrer Ortungsrufe mit 
Detektoren nur auf sehr kurze Entfernung wahrgenommen werden können, so dass diese 
beiden Arten bei Detektorerfassungen in der Regel unterrepräsentiert sind. Bei einigen Arten 
der Gattung Myotis (z.B. Fransen- sowie Brandt- und Bartfledermaus) ist eine eindeutige 
Determination mit Detektoren bei kurzen Kontakten schwierig, da sich die Ortungslaute auf 
Artniveau nur wenig unterscheiden. Zusätzliche Sichtbeobachtungen zum Jagdverhalten 
können hier bei längerer Verweildauer der Fledermaus hilfreich sein. Insgesamt jedoch las-
sen sich die meisten der vorkommenden Fledermausarten mit Detektoren gut erfassen 
(PETERSEN et al. 2004, RAHMEL et al. 2004). Dies gilt insbesondere für die Arten, die als po-
tenziell besonders gefährdet durch Windenergieanlagen gelten (Abendsegler, Kleinabend-
segler, Breitflügelfledermaus, Rauhhaut- und Zwergfledermaus). 
In der Auswertung wurde aus Gründen der Nachvollziehbarkeit in der Bestandskarte jeder 
einzelne Fledermauskontakt dargestellt. Sollte im Gelände ein Individuum über längere Zeit 
geortet worden sein und war der Kartierer überzeugt, dass es sich nicht um mehrere Indivi-
duen handeln konnte, wurde dies in der Bestandskarte als ein einzelner Kontakt dargestellt. 
 

2.2 STATIONÄRE ERFASSUNG / HORCHKISTENERFASSUNG 

Zusätzlich zur Arbeit des Kartierers wurden während jeder mobilen Detektorkartierung an 
den Standorten der geplanten Windenergieanlagen sogenannte Horchkisten im Gelände 
ausgebracht (MU NIEDERSACHSEN 2016), um zu überprüfen, ob die entlang der Kartierstre-
cke festgestellten Fledermäuse auch über den Planstandorten jagen. Die Auswahl der 
Horchkistenstandorte erfolgte nach einem Standortkonzept mit Datum vom 30.03.2016. 
Hiernach waren insgesamt fünf Windenergieanlagen (HK 01 - 05) in der Planfläche vorgese-
hen (Plan 1a). Inzwischen liegt ein aktuelles Standortkonzept, mit nur geringen Veränderun-
gen gegenüber dem vorherigen Konzept, vor (WEA 01 - 05) (Plan 1a). Verschiebungen ha-
ben sich hiernach nur an einem Standort ergeben (HK 03 bzw. WEA 03). Da sich auch an 
diesem Standort die Verschiebungsdistanz in einem vertretbaren Rahmen bewegt und vor 
allem keine Strukturveränderung mit dieser Verschiebung einhergegangen ist, werden des-
halb alle Horchkisten-Standorte jeweils einem aktuellen WEA-Standort zugeordnet und im 
Folgenden dann mit den neuen Bezeichnungen weitergearbeitet. Hiernach ergibt sich die in 
Tabelle 2 zusammengestellte Zuordnung. 
Bei den Horchkisten handelt es sich um automatische Registriergeräte bestehend aus einem 
Ciel CDP102 R3 Fledermausdetektor und einem digitalen Olympus-Diktiergerät (VN-713PC) 
zum Aufzeichnen der Rufe (Abbildung 1). Neben den Rufen werden das Datum und der Auf-
nahmezeitpunkt gespeichert. Dadurch ist es möglich, die einzelnen Rufe einer Zeit in der 
Nacht zuzuordnen. Die Ciel CDP102 R3 Bat Detektoren lassen es zu, mit einer Horchkiste 
zwei Frequenzbereiche zu erfassen. Die Detektoren wurden hierbei auf 25 kHz und 40 kHz 
eingestellt. Eine überwiegend sichere Bestimmung der Arten ist mit dieser Methode bei den 
Rufen der Zwergfledermaus, der Rauhhautfledermaus, der Breitflügelfledermaus und bei den 
Abendsegler-Arten (Abendsegler und Kleinabendsegler nicht getrennt) möglich. Eine Unter-
scheidung der Gattung Myotis ist nicht möglich. 
Die Horchkisten waren an allen 14 Terminen immer die ganze Nacht im Gelände exponiert, 
auch wenn die Transektkartierung, wie z.B. an einigen Terminen im Frühjahr und Herbst, nur 
in der ersten Nachthälfte erfolgte. 
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Tabelle 2: Zuordnung der Horchkisten-Standorte zu den aktuellen WEA-Standorten im WP Delfshausen 
2016 

Horchkisten-
Nummer 

Zuordnung zu 
aktuellem 

WEA-Standort 

Beschreibung 
Horchkisten-Standort 

Verschiebungs-
distanz 

relevante 
Struktur- 

veränderung 

HK 01 WEA 01 offen, auf Grünland, im Umfeld Gehölz-
strukturen/Baumreihen 

0 m keine 

HK 02 WEA 02 offen, auf Grünland, im Umfeld eines 
Grabens 

0 m keine 

HK 03 WEA 03 offen, auf Grünland, im Umfeld Gehölz-
strukturen/Baumreihen, zeitweise be-
weidet 

85 m keine 

HK 04 WEA 04 offen, auf Grünland, im Umfeld Gehölz-
strukturen/Gebüsche, zeitweise bewei-
det 

0 m keine 

HK 05 WEA 05 offen, auf Maisfeld, im Umfeld Gehölz-
strukturen 

0 m keine 

 
 

 
Abbildung 1: Schematischer Aufbau einer Horchkiste 
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2.3 DAUERERFASSUNG / ANABAT-ERFASSUNG 

Zusätzlich zu den Transekt- und Horchkistenerfassungen ist nach MU NIEDERSACHSEN 
(2016) der Einsatz von Dauererfassungsgeräten vorzusehen. Die Anzahl der benötigten Ge-
räte ist abhängig von der Anzahl der geplanten WEA. Für den WP  Delfshausen war die In-
stallation von zwei Dauererfassungsgeräten vorzunehmen. Verwendet wurden AnaBat SD2 
der Firma Titley (Abbildung 2), welche im Westen und Nordosten der Planfläche zwischen 
dem 01. April und dem 15. November 2016 exponiert wurden (Plan 1a). Um unterschiedliche 
Rahmenbedingungen innerhalb der Planfläche abbilden zu können wurde je ein „Struktur-
standort“ an einer Baumreihe (AnaBat West) und ein „Offenstandort“ an einem Fließgewäs-
ser (AnaBat Ost) ausgewählt (Abbildung 2). Ausfälle gab es am Standort AnaBat West in 
sieben Nächten im Juli sowie in einer Nacht im September. Am Standort AnaBat Ost fehlt 
lediglich eine Nacht Ende Juli. An beiden Standorten sind die Ausfallzeiten so gering, dass 
sie als vernachlässigbar einzuschätzen sind. 
Beim AnaBat SD 2 handelt es sich ebenfalls um Detektoren. Die aufgezeichneten Fleder-
mausrufe werden mit Datum und Uhrzeit auf einer Compact Flash-Karte gespeichert. Die 
Darstellung erfolgt über eine spezielle Software (Analook) als Sonogramm. Anhand dieser 
Sonogramme lassen sich die meisten vorkommenden Arten bis auf Artniveau sicher bestim-
men. Eine Unterscheidung der Gattung Myotis ist überwiegend nicht möglich. 
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Abbildung 2: Aufbau der AnaBat-Technik WP Delfshausen 2016 
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3 ERGEBNISSE 

3.1 ÜBERBLICK 

Insgesamt wurden neun Arten bzw. Artengruppen festgestellt. Hierbei handelt es sich im 
Einzelnen um (Tabelle 3): 
 

Tabelle 3: Nachgewiesenes Artenspektrum mit Gesamthäufigkeiten WP Delfshausen 2016 

Deutscher Artname Wissenschaftlicher 
Artname 

Rote Liste 
Niedersachsen 

Rote Liste 
BRD 

Anzahl 
Kontakte 
während 

Kartierung 

Anzahl 
Kontakte 

durch 
Horchkisten 

Abendsegler Nyctalus noctula 2 / (3) V 98 5.336 

Kleinabendsegler Nyctalus leisleri 1 / (G) D 25 Auf der Horch-
kiste nicht vom 
Abendsegler 

unter-
scheidbar, vor-

stehend mit 
diesem zu-
sammen-
gefasst 

Breitflügel-
fledermaus 

Eptesicus serotinus 2 / (2) G 129 1.258 

Abendsegler-Arten/ 
Breitflügelfleder-
maus 

Nyctalus spec./  
Eptesicus serotinus 

2 / (3) / 1 / (G) 
2 / (2) 

V / D / G - 8 

Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus  3 / (+) + 149 386 

Rauhhautfleder-
maus 

Pipistrellus nathusii 2 / (R) + 151 382 

Zwerg-/Rauhhaut-
fledermaus 

Pipistrellus pipistrellus 
/ Pipistrellus nathusii 

3 / (+) 
2 / (R) 

+ 
+ 

1 1 

Mückenfledermaus Pipistrellus pygmaeus - / (R) D 4 Kontakte AnaBat 

Brandt- / Bartfleder-
maus 

Myotis brandti / M. 
mystacinus 

2 / 2 / (3 / D) V / V 3 ----* 

Wasserfledermaus Myotis daubentonii 3 / (V) + 62 ----* 

Braunes Langohr Plecotus auritus 2 / (V) V 2 --- 
 
* diese Arten können sich jedoch hinter den Myotis spec. in Anhang 1 verbergen (N = 38) 
 
Rote Liste BRD = MEINIG et al. (2009) 
Rote Liste Niedersachsen und Bremen (HECKENROTH et al. 1993) 
    in Klammern: NLWKN (in Vorbereitung) 
 
1 = vom Aussterben bedroht   V = Vorwarnliste 
2 = stark gefährdet    G = Gefährdung unbekannten Ausmaßes 
3 = gefährdet      D = Datenlage defizitär 
+ = ungefährdet     R = durch extreme Seltenheit (potenziell) gefährdet 
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3.2 TRANSEKTKARTIERUNGSDATEN 

Die festgestellten Fledermausarten zeigten im Aufkommen z.T. mehr oder weniger deutliche 
jahreszeitliche (Tabelle 4) und räumliche Unterschiede (Pläne 2 bis 6). Nachfolgend werden 
die Arten diesbezüglich im Einzelnen kurz charakterisiert. 
Häufigste Art war mit 151 Kontakten die Rauhhautfledermaus. Sie wurden über den ge-
samten Kartierzeitraum im UG festgestellt, mit überwiegend geringen bis mittleren Gesamt-
aktivitäten pro Nacht (Tabelle 4). Die höchsten nächtlichen Gesamtkontaktzahlen wurden im 
Frühjahr Anfang Mai sowie auf dem Herbstzug von Mitte August bis Mitte September festge-
stellt (Tabelle 4). Die Nachweise der Rauhhautfledermaus verteilen sich ungleichmäßig ent-
lang der Kartierstrecke, mit einer deutlichen Bündelung von Nachweisen am Geestrandtief 
inklusive Teichkomplex im Nordwesten, an der Jade und im Siedlungsbereich an der 
Kreuzmoorstraße im Nordosten, im südwestlichen Bereich der Potentialfläche im Zentrum, 
im Bereich Alter Lehmdermoorweg und Dörpstraat im Südwesten sowie im Bereich „Zur Ja-
de/Achtern Kamp“ im Südosten der Kartierstrecke (Plan 2). Insgesamt konnten im Kartierge-
biet im Spätsommer/Herbst acht Balzquartiere der Rauhhautfledermaus festgestellt werden 
(Plan 2). Diese befanden sich überwiegend im Bereich der beschriebenen Nachweisschwer-
punkte. Sieben der Balzquartiere waren in Baumhöhlen von Eiche, Esche, Birke oder Pappel 
etabliert, nur ein Balzquartier konnte in einem Schuppen registriert werden. Die Balzaktivität 
im UG begann 2016 Mitte August und endete Mitte September. Drei der Balzquartiere waren 
hierbei über mehrere Wochen von Rauhhautfledermäusen besetzt. Nach den Ergebnissen 
der Transektkartierung hat das UG damit sowohl im Frühjahr aber vor allem im Spätsom-
mer/Herbst eine hohe Bedeutung für Rauhhautfledermäuse auf dem Zug. 
Zweithäufigste Art war mit einer Gesamtzahl von 149 Kontakten die Zwergfledermaus. 
Auch sie wurde fast über den gesamten Saisonverlauf im UG festgestellt, ohne einen er-
kennbaren jahreszeitlichen Schwerpunkt (Tabelle 4). Es konnten ebenfalls überwiegend ge-
ringe bis mittlere nächtliche Gesamtaktivitäten ermittelt werden (Tabelle 4). Maximal wurden 
23 Kontakte pro Nacht bzw. 12 pro Kartierdurchgang registriert. Die Nachweise der Zwerg-
fledermaus verteilen sich ungleichmäßig entlang der Kartierstrecke (Plan 3), mit einer Bün-
delung von Nachweisen im Siedlungsbereich an der Lehmder Straße sowie am Geestrand-
tief inklusive Teichkomplex im Nordwesten, an der Jade und im Siedlungsbereich an der 
Kreuzmoorstraße im Nordosten, im Bereich der Potentialfläche im Zentrum, im Bereich Alter 
Lehmdermoorweg und Dörpstraat im Südwesten sowie im Bereich „Achtern Kamp“ im Süd-
osten der Kartierstrecke. Quartiere der Art im UG konnten nicht gefunden werden. Die Bün-
delung von Nachweisen an mehreren Stellen im Siedlungsbereich lässt hier aber Quartiere 
vermuten (Plan 3).  
Mit 129 Kontakten konnten Breitflügelfledermäuse im UG nachgewiesen werden. Sie wur-
de über den gesamten Kartierzeitraum nachgewiesen, mit dem für diese Art typischen Indivi-
duenanstieg im Sommer nach Auflösung der Wochenstuben (Tabelle 4). Es konnten über-
wiegend geringe bis mittlere Gesamtaktivitäten ermittelt werden. Maximal wurden 23 Kontak-
te pro Nacht bzw. 15 Kontakte pro Kartierdurchgang festgestellt (Tabelle 4). Die Nachweise 
der Breitflügelfledermaus verteilen sich ungleichmäßig entlang der Kartierstrecke (Plan 4), 
mit einer Bündelung von Nachweisen im Siedlungsbereich an der Lehmder Straße sowie am 
Geestrandtief inklusive Teichkomplex im Nordwesten, an der Jade und im Siedlungsbereich 
an der Kreuzmoorstraße im Nordosten, im Bereich der westlichen Potentialfläche im Zentrum 
des UG sowie an einem landwirtschaftlichen Weg südlich der Potentialfläche. Quartiere der 
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Art im UG konnten nicht gefunden werden. Die Konzentration von Nachweisen an mehreren 
Stellen im Siedlungsbereich lässt hier aber nicht lokalisierte Quartiere vermuten. 
Der Abendsegler wurde im UG mit insgesamt 98 Kontakten angetroffen. Die Nachweise 
erstrecken sich fast über den gesamten Kartierzeitraum, mit einem deutlichen Anstieg der 
nächtlichen Gesamtkontaktzahlen von Ende August bis Mitte September zur Zugzeit im 
Spätsommer/Herbst (Tabelle 4). Es wurden überwiegend geringe Gesamtaktivitäten pro 
Nacht ermittelt. Die Nachweise des Großen Abendseglers verteilen sich ungleichmäßig ent-
lang der Kartierstrecke (Plan 5), mit einem Schwerpunkt der Nachweise in der Westhälfte 
des UG (Plan 5). Weitere Bündelungen von Nachweisen finden sich entlang der Jade im 
Nordosten der Kartierstrecke sowie südlich der geplanten WEA-Standorte 04 und 05. Quar-
tiere der Art im UG konnten nicht gefunden werden, auch wenn an zwei Stellen je einmal 
Soziallaute von Abendseglern vernommen wurden. Ebenso wie bei der Rauhhautfledermaus 
deuten bereits die Daten der Transektkartierung auf eine hohe Bedeutung des Plangebietes 
für den Abendsegler zur Zugzeit im Spätsommer/Herbst. 
Der Kleinabendsegler konnte über weite Teile der Saison im UG festgestellt werden 
(Tabelle 4), mit den höchsten nächtlichen Gesamtkontaktzahlen zur Zugzeit im Spätsom-
mer/Herbst Mitte/Ende August. Überwiegend wurden jedoch geringe bis sehr geringe Ge-
samtaktivitäten pro Nacht ermittelt (Tabelle 4). Die Nachweise des Kleinabendseglers vertei-
len sich ebenfalls unregelmäßig entlang der Kartierstrecke (Plan 5), ohne eine erkennbare 
Bündelung von Nachweisen. Balzquartiere oder Quartiere der Art konnten nicht festgestellt 
werden. Eine deutliche Erhöhung der Kontaktzahlen zu den Zugzeiten konnte für diese Art 
nicht beobachtete werden, von einem gewissen Zuggeschehen im Plangebiet im Spätsom-
mer/Herbst ist aber auszugehen. 
Die Wasserfledermaus ist fast ausschließlich auf die Jade sowie das Geestrandtief inklusi-
ve Teichkomplex beschränkt (Plan 6). Einzelnachweise liegen von der Südbäke sowie einem 
breiteren Graben vor. Die Bündelung auf bestimmte Bereiche von Jade und Geestrandtief in 
Plan 6 ergibt sich aus der Methodik, da die Gewässer nur dort von Wegen gekreuzt werden 
bzw. hier Strecken gezielt begangen wurden (vgl. Kap. 2.1. und Plan 1a). Natürlich wird der 
gesamte Verlauf von Jade und Geestrandtief von Wasserfledermäusen genutzt werden (was 
im Übrigen für die andern Arten wie z.B. Rauhhautfledermäuse analog genauso gilt). 
An zwei bzw. einem Termin konnten außerdem Brandt/Bartfledermäuse und Braune 
Langohren im Gebiet registriert werden (Tabelle 4, Plan 6). 
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Tabelle 4: Ergebnisse der Transektkartierungen WP Delfshausen 2016 

Datum Rauhhaut-
fledermaus 

Zwerg-
fledermaus 

Breitflügel-
fledermaus Abendsegler Wasser-

fledermaus 
Kleinabend-

segler 
Brandt-

/Bartfleder-
maus 

Braunes 
Langohr Myotis spec. 

Pipi-
strellus 
spec. 

Fleder-
maus 
spec. 

30.04.2016 3 / 4 
7 

4 / 1 
5 

1 / - 
1 - 2 / - 

2 - - - - / 1 
1 - - 

10.05.2016 13 / 7 / 11 
31 

12 / 4 / 5 
21 

3 / 2 / - 
5 

2 / - / 2 
4 

3 / 2 / 2 
7 

 - / 1 / - 
1 - - - - - 

27.05.2016 2 / 4 / 3 
9 

7 / 6 / 10 
23 

2 / - / 1 
3 

3 / 1 / 3 
7 

1 / 1 / 3 
5 

1 / - / - 
1 - - 3 / 4 / 2 

9 - - 

10.06.2016 4 / 2 / 2 
8 

7 / 7 / 1 
15 

1 / - / - 
1 

7 / - / 1 
8 

2 / 3 / - 
5 - - - - - - 

24.06.2016 2 / 4 / 2 
8 

2 / 7 / 5 
14 

7 / - / 1 
8 

4 / - / - 
4 

1 / 1 / - 
2 - -  1 / 1 / 1 

3 - - 

04.07.2016 2 / 2 / 2 
6 

4 / - / 2 
6 

5 / 1 / - 
6 

- / - / 1 
1 

2 / 1 / 2 
5 

2 / - / - 
2 

1 / - / 1 
2 

1 / - / 1 
2 - - - 

26.07.2016 3 / - / 3 
6 

1 / 2 / 4 
7 

13 / 2 / 1 
16 

- / - / 1 
1 

1 / - / 1 
2 

1 / 1 / - 
2 - - 1 / - / 1 

2 - - / 1 / 2 
3 

05.08.2016 1 / 1 / 1 
3 

1 / 4 / 11 
16 

11 / 1 / 1 
13 

3 / 2 / 4 
9 

2 / 3 / 3 
8 

2 / - / - 
2 - - - -  

17.08.2016 4 / 2 / 5 
11 

4 / 4 / 8 
16 

15 / 2 / 6 
23 

1 / 1 / 6 
8 

4 / 1 / 2 
7 

3 / - / 4 
7 - - - / 3 / - 

3 - - 

25.08.2016 5 / 4 / 8 
17 

3 / 4 / 2 
9 

6 / 10 / 1 
17 

7 / 7 / 7 
21 

1 / 3 / 1 
5 

- / 3 / 2 
5 - - - / - / 1 

1 - - 

01.09.2016 (-) / (-) / 6 / 9 / 5 
20 

(-) / (-) / 2 / 5 / - 
7 

(-) / (-) / 11 / 2 / - 
13 

(-) / (2) / 6 / 3 / - 
11 

(-) / (-) / 8 / 1 / 1 
10 

(-) / (-) / 1 / - / - 
1 

(-) / (-) / 1 / - / - 
1 - - - - 

14.09.2016 (-) / 7 / 5 / 8 
20 

(-) / 4 / 3 / 2 
9 

(-) / 11 / 3 / 1 
15 

(-) / 11 / 8 / -  
19 

(-) / 2 / 1 / - 
3 

(-) / 1 / 3 / -  
4 - - - - / - / 1 

1 - 

26.09.2016 (-) / 2 / - 
2 

(-) / - / 1 
1 

(-) / 7 / - 
7 

(-) / 4 / 1 
5 

(-) / - / 1 
1 - - - - - - 

05.10.2016 (-) / (-) / 3 / - 
3 - (-) / (-) / - / 1 

1 - - - - - - - - 

Summe 151 149 129 98 62 25 3 2 19 1 3 

Kontakte erster Durchgang (DG) / zweiter DG / dritter DG etc.       ( ) = Nachmittags- bzw. Frühabenddurchgang       Fett = Gesamtkontakte pro Nacht 
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3.3 HORCHKISTENDATEN 

An den fünf Horchkistenstandorten wurden in 14 Untersuchungsnächten insgesamt 7.409 
Fledermauskontakte registriert. Mit einem Anteil von 72 % der Gesamtkontakte (N = 5.336) 
wurden die Abendsegler-Arten am häufigsten auf den Horchkisten festgestellt. Mit deutli-
chem Abstand folgen dann Breitflügelfledermäuse mit 17 % der Gesamtkontakte (n = 1.258) 
sowie Zwerg- und Rauhhautfledermäuse mit je 5 % der Gesamtkontakte (n = 386 bzw. 382). 
Arten der Gattung Myotis wurden nur mit 38 Kontakten (1% der Gesamtkontakte) auf den 
Horchkisten registriert. Hinsichtlich der Gesamthäufigkeit der einzelnen Arten ergeben sich 
z.T. deutliche Unterschiede zwischen den Horchkistenuntersuchungen und den Daten der 
Transektkartierung. So wurden im Vergleich zur Transekterfassung z.B. die Abendsegler-
Arten wesentlich häufiger auf den Horchkisten erfasst. 
 

 
Abbildung 3: Artenzusammensetzung - Horchkisten WP Delfshausen 2016 

 
Hinsichtlich der aufgezeichneten Gesamtkontaktzahlen ergeben sich zwischen den einzel-
nen Horchkistenstandorten z.T. deutliche Unterschiede. Die Kontaktesummen sind aber an 
allen Standorten als hoch bis sehr hoch einzustufen und variieren von 1.205 bis 1.794 Kon-
takten. Die relative Artenzusammensetzung ist an allen fünf Horchkistenstandorten ver-
gleichsweise ähnlich. Mit Anteilen von 66,7 bis 89,7 % der Gesamtkontakte dominieren an 
allen Standorten außer der WEA 04 die Abendsegler-Arten deutlich (Abbildung 4). An 
Standort WEA 04 treten hingegen die Abendsegler-Arten (41,1 %) und Breitflügelfledermäu-
se (43,5 %) mit fast gleichen Anteilen auf. An den anderen Standorten erreichten Breitflügel-
fledermäuse nur Anteile von 4,5 bis maximal 24,0 % an den Gesamtkontakten. Rauhhaut- 
und Zwergfledermäuse wurden auf allen Horchkisten jeweils mit weniger als 10 % der Ge-
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samtkontakte verzeichnet (Abbildung 4). Arten der Gattung Myotis waren in der Regel mit 
weniger als 1 % an den Gesamtkontakten beteiligt. 
Im Frühjahr und Sommer konnten die Abendsegler-Arten auf den Horchkisten insgesamt 
nur mit geringen bis mittleren Anteilen festgestellt werden (Abbildung 5). Dies zeigt sich auch 
an den einzelnen Standorten. Hohe Aktivitäten von über 30 Kontakten wurden nur ganz ver-
einzelt erreicht (Anhang 2). Im Spätsommer/Herbst sind die Abendsegler-Arten dann zwi-
schen Anfang August und Mitte September fast durchgehend mit hohen bzw. sehr hohen 
Anteile auf den Horchkisten vertreten (Abbildung 5). An allen Standorten werden in dieser 
Zeit mehrfach hohe bis äußerst hohe Aktivitäten verzeichnet (Anhang 2). Damit zeigen auch 
die Horchkistenergebnisse für das Plangebiet ein ausgeprägtes Zuggeschehen der Abend-
segler-Arten im Spätsommer/Herbst. 
Im Gegensatz zu den Abendsegler-Arten konnte Rauhhautfledermäuse insgesamt mit deut-
lich geringeren Anteilen auf den Horchkisten festgestellt werden. Dennoch lässt sich auch für 
diese Art ein Zuggeschehen im Frühjahr und Spätsommer/Herbst für das Plangebiet erken-
nen. Erhöhte Anteile von Rauhhautfledermaus-Kontakten finden sich auf den Horchkisten 
Anfang Mai sowie zwischen Ende August und Mitte September (Abbildung 5). An den ein-
zelnen Standorten werden in diesen Phasen überwiegend mittlere, nur vereinzelt auch hohe, 
Aktivitäten erreicht (Anhang 4). An allen anderen Terminen sind an allen fünf Horchkisten-
standorten nur fehlende bis maximal geringe Aktivitäten der Art verzeichnet worden (Anhang 
4). 
Im Frühjahr konnten Breitflügelfledermäuse nur mit sehr geringen Anteilen auf den Horch-
kisten nachgewiesen werden (Abbildung 5). Über den weiteren Saisonverlauf im Sommer 
und Spätsommer/Herbst tritt die Art dann mit wechselnden Anteilen auf (Abbildung 5). An 
den Standorten WEA 01, 02 sowie 05 werden hierbei über den gesamten Saisonverlauf 
überwiegend fehlende bis maximal mittlere Aktivitäten verzeichnet. An den Standorten WEA 
03 und 04 hingegen traten Breitflügelfledermäuse zwischen Ende Juni und Mitte September 
regelmäßig mit hohen, teilweise auch sehr hohen, Kontaktzahlen auf (Anhang 3). 
Zwergfledermäuse konnten über weite Teile der Saison nur in fehlenden bis geringen Akti-
vitäten an den einzelnen Standorten registriert werden (Anhang 5). Lediglich im Frühjahr 
Anfang Mai sowie im Herbst Anfang/Mitte September konnte die Art mit etwas erhöhten Kon-
taktzahlen auf den Horchkisten festgestellt werden (Abbildung 5). An diesen Terminen wur-
den an mehreren Standorten mittlere Aktivitäten von Zwergfledermäusen verzeichnet (An-
hang 5). 
Arten der Gattung Myotis waren ebenfalls an allen Standorten vertreten. Die Aktivitäten 
waren aber überwiegend fehlend bis sehr gering (Anhang 6). 
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HK 01 HK 02 HK 03 HK 04 HK 05

Abendsegler spec. 1609 1203 1083 543 898

Breitflügelfledermaus 80 114 390 575 99

Abendsegler/Breitflügelfledermaus-Komplex 4 3 1

Zwergfledermaus 63 70 47 122 84

Rauhautfledermaus 40 67 86 78 111

Pipistrellus soz. 1

Myotis spec. 2 8 14 1 13
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Abbildung 4:  Artenzusammensetzung (relative Anteile) an den einzelnen WEA-Standorten – Horchkisten WP Delfshausen 2016 
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Abendsegler/Breitflügelfledermaus-Komplex 2 2 4

Zwergfledermaus 9 56 14 8 3 2 6 19 5 30 73 139 22

Rauhautfledermaus 2 88 13 4 3 7 2 6 7 66 88 78 18

Pipistrellus soz. 1

Myotis spec. 1 3 7 3 1 5 2 2 7 1 6
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Abbildung 5: Artenzusammensetzung der Horchkisten-Ergebnisse im Verlauf der Saison (Phänologie) – WP Delfshausen 2016 
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3.4 ANABAT-DATEN 

Insgesamt konnten in den 7½ Monaten Laufzeit 10.436 Kontakte auf den zwei AnaBat-
Systemen verzeichnet werden, wobei die Gesamtaktivitäten an beiden Standorten mit 5.050 
(AnaBat West) und 5.386 Kontakten (AnaBat Ost) ähnlich hoch ausgefallen sind (Anhang 7, 
Anhang 8). 
Am Standort AnaBat Ost sind sowohl die Abendsegler-Arten als auch Rauhhaut- und Zwerg-
fledermäuse mit ähnlichen Anteilen an den Gesamtkontakten beteiligt.  Zusammen entfallen 
auf diese drei Arten(-gruppen) fast 75 % der Kontakte (Abbildung 6). Am Standort AnaBat 
West hingegen werden fast 75 % der Kontakte durch nur zwei Arten(-gruppen) gebildet 
(Abendsegler-Arten 42 %, Rauhhautfledermäuse 32 %) (Abbildung 7). Zwergfledermäuse 
erreichen hier nur 10 % der Gesamtkontakte. Breitflügelfledermäuse kamen an beiden 
Standorten mit ähnlichen Aktivitäten vor. Arten der Gattung Myotis konnten nur am Standort 
AnaBat Ost in etwas höherer Anzahl nachgewiesen werden (Abbildung 6). Es dürfte sich 
hierbei vor allem um Wasserfledermäuse gehandelt haben, da das AnaBat am Rand der 
Südbäke exponiert war. 
Überwiegend wurde das auch bei den Transekt- und Horchkistenuntersuchungen erfasste 
Artenspektrum nachgewiesen. Mit den AnaBat-Systemen gelang allerdings auch der Nach-
weis einer weiteren Art. So konnten an beiden Standorten im Spätsommer/Herbst Ende Au-
gust einzelne Kontakte der Mückenfledermaus im Gebiet verzeichnet werden. 
An beiden AnaBat-Standorten traten die Abendsegler-Arten im Frühjahr von Anfang April 
bis Mitte Mai nur sehr unregelmäßig und nur in sehr geringen Kontaktzahlen auf. Ab Ende 
Mai wurden Aktivitäten der Abendsegler-Arten dann regelmäßiger festgestellt, die Kontakt-
zahlen blieben aber auch im Sommer im Juni und Juli fast ausschließlich gering bis sehr ge-
ring (Abbildung 8, Abbildung 12). Im Spätsommer/Herbst zwischen Anfang (AnaBat Ost) 
bzw. Mitte (AnaBat West) August und Mitte September sind dann an beiden Standorten die 
Aktivitäten der Abendsegler-Arten deutlich angestiegen. Regelmäßig konnten mittlere und 
hohe Aktivitäten aufgezeichnet werden. Ab Ende September wurden an beiden Standorten 
Kontakte der Abendsegler-Arten wieder unregelmäßiger und in geringerer Anzahl verzeich-
net (Abbildung 9, Abbildung 13). Ebenso wie die Transekt- und Horchkisten-Daten zeigen die 
Ergebnisse der AnaBat-Erfassung damit die hohe Bedeutung des UG zur Zeit des Herbstzu-
ges für die Abendsegler-Arten. 
Rauhhautfledermäuse konnten über weite Teile der Saison vergleichsweise regelmäßig an 
den zwei AnaBat-Standorten registriert werden. Bereits im Frühjahr Anfang/Mitte Mai zeigt 
sich an beiden Standorten ein deutliches Zuggeschehen der Art mit überwiegend mittleren 
Aktivitäten (Abbildung 8, Abbildung 12). Der einsetzende Frühjahrszug korreliert mit einem 
deutlichen Temperaturanstieg Ende April nach einem vorherigen Temperatureinbruch in der 
Mitte der dritten April-Dekade. Am Standort AnaBat Ost zeigt sich ein zweiter Frühjahrdurch-
zug von Rauhhautfledermäusen nochmals Ende Mai/Anfang Juni (Abbildung 6). Den Rest 
des Sommers werden Rauhhautfledermäuse zwar regelmäßig an beiden Standorten festge-
stellt, allerdings mit überwiegend geringen bis sehr geringen Aktivitäten (Abbildung 8, Abbil-
dung 12). Bis Mitte August setzt sich dieser Verlauf an beiden Standorten fort. In der dritten 
August-Dekade beginnt dann ein Zuggeschehen über dem Plangebiet, welches sich an bei-
den Standorten bis in die dritte September-Dekade deutlich zeigt (Abbildung 9, Abbildung 
13). Es werden überwiegend mittlere bis hohe Aktivitäten erreicht. Auch im Spätsom-
mer/Herbst korreliert der Beginn des Zuggeschehens deutlich mit einer Temperaturerhö-
hung. Ab Anfang Oktober gehen dann die Kontaktzahlen an beiden Standorten wieder deut-
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lich runter. Auch die Ergebnisse der AnaBat-Erfassung zeigen damit im Frühjahr und Spät-
sommer/Herbst deutlich ein Zuggeschehen für von Rauhhautfledermäusen über dem Plan-
gebiet. 
Breitflügelfledermäuse konnten an den beiden AnaBat-Standorten regelmäßig vor allem 
zwischen Ende Juni und Mitte September festgestellt werden (Abbildung 10, Abbildung 11, 
Abbildung 14 und Abbildung 15), mit überwiegend geringen bis mittleren Aktivitäten. 
Ebenso wie die Rauhhautfledermaus konnten auch Zwergfledermäuse an beiden Standor-
ten über weite Teile der Saison vergleichsweise regelmäßig registriert werden (Abbildung 10, 
Abbildung 11, Abbildung 14 und Abbildung 15). Aktivitätsschwerpunkte der Art zeigten sich 
am Standort AnaBat-Ost zwischen Mitte Mai und Mitte Juni sowie von Anfang August bis 
Anfang September, mit z.T. hohen nächtlichen Kontaktzahlen (Abbildung 10, Abbildung 11). 
Ein ähnlicher Verlauf liegt zumindest im Spätsommer/Herbst auch am Standort AnaBat-West 
vor, im Frühjahr und Sommer zeigen sich leichte Aktivitätsschwerpunkte im Mai und im Juli 
(Abbildung 14, Abbildung 15). 
Arten der Gattung Myotis traten an beiden Standorten über weite Teile der Saison auf 
(Abbildung 10, Abbildung 11, Abbildung 14 und Abbildung 15). Etwas höhere Kontaktzahlen 
wurden aber nur an Standort AnaBat Ost erreicht. Wie bereits oben erwähnt, dürfte es sich 
hierbei vor allem um Wasserfledermäuse gehandelt haben, da das AnaBat am Rand der 
Südbäke exponiert war. Die Kontaktzahlen schwanken im Saisonverlauf, mit einem Schwer-
punkt im Frühjahr (April/Mai). 
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Breitflügelfledermaus; 772; 14%

Abendsegler/Breitflügelfledermau

skomplex; 146; 3%

Mückenfledermaus; 1; 0%

Myotis spec.; 389; 7%

Pipistrellus spec.; 95; 2%

Rauhhautfledermaus; 1473; 27%

Zwergfledermaus; 1287; 24%

Abendsegler spec.; 1223; 23%

Delfshausen Anabat Ost, Artenspektrum

 
Abbildung 6: Artenspektrum AnaBat Ost – WP Delfshausen 2016 
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Abbildung 7: Artenspektrum AnaBat West – WP Delfshausen 2016 
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Abbildung 8: Phänologie ziehende Arten – AnaBat Ost WP Delfshausen April bis Juli 2016 
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Abbildung 9: Phänologie ziehende Arten – AnaBat Ost WP Delfshausen August bis November 2016 
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Abbildung 10: Phänologie nicht ziehende Arten – AnaBat Ost WP Delfshausen April bis Juli 2016 
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Abbildung 11: Phänologie nicht ziehende Arten – AnaBat Ost WP Delfshausen August bis November 2016 

 



Fledermäuse WP Delfshausen                                                                         Seite 27 von 69 

Büro Sinning, Inh. Silke Sinning - Ökologie, Naturschutz und räumliche Planung, Wildenloh 

0,0

5,0

10,0

15,0

20,0

25,0

30,0

35,0

0

5

10

15

20

25

30

01. 03. 05. 07. 09. 11. 13. 15. 17. 19. 21. 23. 25. 27. 29. 01. 03. 05. 07. 09. 11. 13. 15. 17. 19. 21. 23. 25. 27. 29. 31. 02. 04. 06. 08. 10. 12. 14. 16. 18. 20. 22. 24. 26. 28. 30. 02. 04. 06. 08. 10. 12. 14. 16. 18. 20. 22. 24. 26. 28. 30.

Anfang Mitte Ende Anfang Mitte Ende Anfang Mitte Ende Anfang Mitte Ende

April Mai Juni Juli

m
ax

im
al

e
 T

ag
e

s-
Te

m
p

e
ra

tu
r 

[G
ra

d
 C

e
ls

iu
s]

 u
n

d
 n

äc
h

tl
ic

h
e

r 
N

ie
d

e
rs

ch
la

g 
[m

m
]

A
n

za
h

l d
e

r 
K

o
n

ta
kt

e

Delfshausen Anabat West, Frühjahr/Sommer-Aspekt, ziehende Arten

Abendsegler spec. Rauhhautfledermaus Pipistrellus spec. Lufttemperatur Tagesmaximum nächtlicher Niederschlag

5538

 
Abbildung 12: Phänologie ziehende Arten – AnaBat West WP Delfshausen April bis Juli 2016 
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Abbildung 13: Phänologie ziehende Arten – AnaBat West WP Delfshausen August bis November 2016 
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Abbildung 14: Phänologie nicht ziehende Arten – AnaBat West WP Delfshausen April bis Juli 2016 
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Abbildung 15: Phänologie nicht ziehende Arten – AnaBat West WP Delfshausen August bis November 2016 
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4 BEWERTUNG 

Obwohl bei fledermauskundlichen Untersuchungen im Zuge von Windparkplanungen Rahmen-
bedingungen wie Untersuchungszeitraum, -umfang, -methoden und -technik schon lange nie-
dersachsenweit geregelt sind (z.B. MU NIEDERSACHSEN 2016, NLT 2011, 2014), liegt für die 
Bewertung der erhobenen Daten nach wie vor kein einheitliches landesweites Modell vor. 
Andere Bundesländer wie Brandenburg (DÜRR 2007) oder Schleswig Holstein (LANU 2008) 
haben schon vor einigen Jahren zumindest für die erhobenen Horchkistendaten Bewertungs-
vorschläge veröffentlicht. 
Im Folgenden wird daher zuerst auf eine verbal-argumentative Bewertung anhand von Arten-
spektrum, Individuenzahlen und Lebensraumfunktionen zurückgegriffen, anhand derer eine 
Einordnung auf einer dreistufigen Skala (geringe-mittlere-hohe Bedeutung) vorgenommen wird. 
In einem zweiten Schritt erfolgt dann eine separate Bewertung der standortbezogenen Horch-
kisten-Daten. Da das Modell aus Schleswig Holstein (LANU 2008) die etwas aktuellere Fach-
empfehlung darstellt, soll mit diesem Modell gearbeitet werden. 
 

4.1  VERBALARGUMENTATIVE BEWERTUNG 

Auf der Grundlage vorstehender Ausführungen werden folgende Definitionen der Bewertung 
der Funktionsräume von geringer, mittlerer und hoher Bedeutung zugrunde gelegt: 
 

Funktionsraum hoher Bedeutung 

 Quartiere aller Arten, gleich welcher Funktion 

 Gebiete mit vermuteten oder nicht genau zu lokalisierenden Quartieren 

 Alle bedeutenden Habitate: regelmäßig genutzte Flugstraßen und Jagdgebiete von Arten mit 
besonders hohem Gefährdungsstatus 

 Flugstraßen und Jagdgebiete mit hoher bis sehr hoher Aktivitätsdichte 

 

Funktionsraum mittlerer Bedeutung 

 Flugstraßen mit mittlerer Aktivitätsdichte oder wenigen Beobachtungen einer Art mit beson-
ders hohem Gefährdungsstatus 

 Jagdgebiete mit mittlerer Aktivitätsdichte oder wenigen Beobachtungen einer Art mit beson-
ders hohem Gefährdungsstatus (s.o.) 

 

Funktionsraum geringer Bedeutung 

 Flugstraßen und Jagdgebiete mit geringer Aktivitätsdichte 
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Nach diesen Definitionen ergeben sich für das Untersuchungsgebiet folgende Bewertungen: 

 

 Hohe Bedeutung 

o Einzelbäume im Norden, Südwesten und Südosten des UG sowie ein Schuppen 
ebenfalls im Südosten des UG (Balzquartiere der Rauhhautfledermaus, Plan 2) 

o Siedlungsbereiche an der Lehmder Straße, an der Kreuzmoorstraße, im Bereich 
Alter Lehmdermoorweg und Dörpstraat sowie im Bereich Achtern Kamp (vermu-
tete Quartiere von Zwerg- und/oder Breitflügelfledermaus, Pläne 3 und 4) 

o Regelmäßig im Frühjahr, Sommer und Spätsommer/Herbst breiteren Gewässer-
läufe (z.B. Südbäke) im UG (AnaBat-Ergebnisse, Anhang 7) 

o Regelmäßig im Frühjahr, Sommer und Spätsommer/Herbst Teile der Freiflächen 
in der Nähe von breiteren Gewässerläufe (z.B. Südbäke) im UG (Horchkisten-
Ergebnisse, Tabelle 5) 

o Regelmäßig im Spätsommer/Herbst Teile der Freiflächen in weiterer Entfernung 
zu breiteren Gewässerläufen im UG (Horchkisten- und AnaBat-Ergebnisse, Ta-
belle 5 und Anhang 8) 

 

 Mittlere Bedeutung: 

o Regelmäßig im Frühjahr, Sommer und Spätsommer/Herbst breiteren Gewässer-
läufe (z.B. Südbäke) im UG (AnaBat-Ergebnisse, Anhang 7) 

o Teilweise im Frühjahr, Sommer und Spätsommer/Herbst Teile der Freiflächen in 
der Nähe von breiteren Gewässerläufe (z.B. Südbäke) im UG (Horchkisten-
Ergebnisse, Tabelle 5) 

o Teilweise im Frühjahr und Sommer Teile der Freiflächen in weiterer Entfernung 
zu breiteren Gewässerläufen im UG (Horchkisten- und AnaBat-Ergebnisse, Ta-
belle 5 und Anhang 8) 

 

 Geringe Bedeutung:  

o Regelmäßig im Frühjahr, Sommer und Spätsommer/Herbst breiteren Gewässer-
läufe (z.B. Südbäke) im UG (AnaBat-Ergebnisse, Anhang 7) 

o Teilweise im Frühjahr, Sommer und Spätsommer/Herbst Teile der Freiflächen in 
der Nähe von breiteren Gewässerläufe (z.B. Südbäke) im UG (Horchkisten-
Ergebnisse, Tabelle 5) 

o Teilweise im Frühjahr und Sommer Teile der Freiflächen in weiterer Entfernung 
zu breiteren Gewässerläufen im UG (Horchkisten- und AnaBat-Ergebnisse, Ta-
belle 5 und Anhang 8) 

 

--
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Dem Untersuchungsgebiet als Gesamtkomplex kann aufgrund seiner Artenausstattung mit 
neun nachgewiesenen Arten zunächst eine hohe Wertigkeit als Fledermauslebensraum zuge-
ordnet werden. Insgesamt wurde weitgehend das in der Region zu erwartende Artenspektrum 
nachgewiesen. Bei einem Teil der nachgewiesenen Arten (z.B. Breitflügel- und Zwergfleder-
maus) handelt es sich noch um häufige und weit verbreitete Arten. Es wurden aber auch selte-
nere Arten wie z.B. die Mückenfledermaus festgestellt. 
Eine differenziertere Bewertung ist anhand der festgestellten Aktivitäten möglich. So zeigen 
die Ergebnisse der Transektkartierung zumindest für Rauhhaut-, Zwerg- und Breitflügelfleder-
maus regelmäßig mittlere Gesamtaktivitäten, für alle anderen Arten konnten überwiegend ge-
ringe bis sehr geringe Gesamtkontaktzahlen festgestellt werden (Tabelle 4). Auf den Horchkis-
ten werden bereits im Frühjahr und Sommer an einigen Standorten regelmäßig hohe bzw. sehr 
hohe Gesamtaktivitäten verzeichnet (Tabelle 5). Von Ende Juli bis Mitte September sind dann 
an allen Standorten mehrfach hohe bis äußerst hohe Gesamtaktivitäten registriert worden 
(Tabelle 5). Die Ergebnisse der beiden Dauererfassungssysteme zeichnen z.T. unterschiedliche 
Bilder. So wurden am Standort AnaBat Ost über weite Teil der Saison mittlere bis hohe Aktivitä-
ten registriert (Anhang 7). Am Standort AnaBat West werden im Frühjahr und Sommer vorwie-
gend geringe bis mittlere Kontaktzahlen verzeichnet, im Spätsommer/Herbst dann auch zuneh-
mend hohe Aktivitäten (Anhang 8). Zusammenfassend kann anhand der festgestellten Aktivitä-
ten dem UG damit eine mittlere bis hohe Wertigkeit zugewiesen werden. 
Mit allen drei verwendeten Methoden konnte für die Abendsegler-Arten ein ausgeprägtes Zug-
geschehen im Spätsommer/Herbst für das Plangebiet nachgewiesen werden. Eine hohe Be-
deutung hat das UG auch für ziehende Rauhhautfledermäuse im Frühjahr und Spätsom-
mer/Herbst. Auch dieses Ergebnis konnte mit allen drei Untersuchungsmethoden bestätigt wer-
den. 
 

4.2  BEWERTUNG NACH MODELL 

Die Ergebnisse der standortbezogenen Horchkistenuntersuchung bilden die wesentliche Grund-
lage für die Bewertung des Kollisionsrisikos. In LANU (2008) wird hierfür zwischen einer Grund-
gefährdung und einer erhöhten Gefährdung unterschieden. Als Grundgefährdung, die als nicht 
schädlich für den Erhaltungszustand der Population anzusehen ist, wird das Kollisionsrisiko 
angenommen, das für Fledermäuse in Funktionsräumen mit geringer und mittlerer Wertigkeit 
gegeben ist. Die Wertigkeit leitet sich aus den mittels Horchkisten in einer Untersuchungsnacht 
festgestellten Aktivitäten ab (Summe aller Kontakte). Hierbei wird folgende Klassifizierung ver-
wendet: 
 

0                Kontakte pro Nacht = keine Aktivität 
1 - 2           Kontakte pro Nacht = sehr geringe Aktivität 
3 - 10         Kontakte pro Nacht = geringe Aktivität 
11 - 30       Kontakte pro Nacht = mittlere Aktivität 
31 - 100     Kontakte pro Nacht = hohe Aktivität 
101 - 250   Kontakte pro Nacht = sehr hohe Aktivität 
>250          Kontakte pro Nacht = äußerst hohe Aktivität 
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Eine erhöhte Gefährdung ist dann zu erwarten, wenn Funktionsräume von hoher oder sehr 
hoher Wertigkeit betroffen sind. Dies gilt insbesondere im Migrationszeitraum. Eine erhöhte Ge-
fährdung kann durch Schutzmaßnahmen vermindert bzw. vermieden werden. Als geeignete 
Maßnahmen gelten in Niedersachsen nur noch temporäre nächtliche Abschaltungen (MU 
NIEDERSACHSEN 2016). Die Maßnahmenerfordernis richtet sich nach LANU (2008) und MUGV 
(2011) (Erlass vom 01. Januar, Anlage 3, Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Fleder-
mäusen bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen in Brandenburg). 
Einschränkend muss allerdings festgestellt werden, dass die Einstufung der Fledermausaktivi-
tät in bestimmte Klassenweiten ohne eine Verknüpfung zur verwendeten Technik nur deutlich 
eingeschränkt Verwendung finden darf. Die Anzahl der Kontakte, die auf den Geräten aufge-
zeichnet wird, ist signifikant von den Geräten und deren Einstellungen abhängig, wie u.a. in 
einer Masterarbeit der Uni Oldenburg gezeigt wurde (BELKIN 2014, BELKIN & STEINBORN 2014). 
Da die in diesem Gutachten verwendete Technik signifikant mehr Kontakte aufzeichnet, als die 
in den Jahren vor der Entstehung von DÜRR (2007) und LANU (2008) übliche und weit verbrei-
tete Technik (SSF Detektoren), kann von einer Überschätzung der „Fledermausproblematik“ 
ausgegangen werden. In Ermangelung eines besseren Modells werden diese Bewertungsgren-
zen dennoch herangezogen, die allerdings eher als ein Vorsorgemodell betrachtet werden soll-
ten. 
Die Anwendung des Bewertungsmodelles für die Horchkistendaten der acht Standorte im WP 
Delfshausen findet sich in Tabelle 5. 
 

Tabelle 5: Bewertung der Horchkisten-Daten und Handlungsempfehlungen nach LANU (2008) und MUGV 
(2011) 

Datum 30.04. 10.05. 27.05. 10.06. 24.06. 04.07. 26.07. 05.08. 17.08. 25.08. 01.09. 14.09. 26.09. 05.10. 

WEA 1 10 37 3 4 20 12 35 27 24 1066? 142 399 11 4 

WEA 2 10 43 18 9 22 10 52 47 28 764? 102 344 17 0 

WEA 3 13 41 55 10 65 69 115 123 0? 306 114 698 14 0 

WEA 4 13 37 42 10 210 0? 0? 109 97 272 88 433 10 0 

WEA 5 15 53 41 28 34 10 34 209 79 141 101 446 10 4 

 

0 0 Kontakte pro Nacht, keine Wertigkeit  

x Mit Gesamtzahl (1 - 2) der Kontakte pro Nacht, sehr geringe Wertigkeit Keine Maßnahmen erforderlich 

x Mit Gesamtzahl (3 - 10) der Kontakte pro Nacht, geringe Wertigkeit  

x Mit Gesamtzahl (11 - 30) der Kontakte pro Nacht, mittlere Wertigkeit  

x Mit Gesamtzahl (31- 100) der Kontakte pro Nacht, hohe Wertigkeit Maßnahmen erforderlich 

 bei mehrfachem Erreichen 

x Mit Gesamtzahl (101 - 250) der Kontakte pro Nacht, sehr hohe Wertigkeit Maßnahmen erforderlich 

x Mit Gesamtzahl (> 250) der Kontakte pro Nacht, äußerst hohe Wertigkeit  

Zahl ? = Ausfall oder Teilausfall einer Horchkiste, daher Anzahl der Kontakte möglicherweise höher 
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5 KONFLIKTANALYSE 

5.1 KURZCHARAKTERISIERUNG AUSGEWÄHLTER ARTEN 

Als Grundlage für die weitere Diskussion werden nachfolgend die wichtigsten Arten bezüglich 
ihrer Lebensweise kurz charakterisiert. 
In weiten Teilen Deutschlands und Europas ist die häufigste Fledermausart die Zwergfleder-
maus. Sie besiedelt vor allem Dörfer und Städte mit Parks und Gärten und bezieht hier als 
Sommerquartiere enge Spalten und Ritzen in Dachstühlen, Mauern, Wandverkleidungen und 
hinter Verschalungen oder Fensterläden. Auf ihren Jagdflügen hält sie sich eng an dichte und 
strukturreiche Vegetationsformen und bevorzugt dabei Waldränder, Gewässer, Baumwipfel und 
Hecken, wo sie Kleininsekten erbeutet. Die Quartiere werden häufig gewechselt (im Durch-
schnitt alle 11 - 12 Tage). Zwergfledermäuse jagen auf kleinen Flächen in einem Radius von ca. 
2.000 um das Quartier (PETERSEN et al. 2004). 
Die Breitflügelfledermaus - als Angehörige der Lokalpopulation - ist in Nordwestdeutschland 
nicht selten und kommt vor allem in Dörfern und Städten vor. Dort bezieht sie Spaltenquartiere 
vor allem in den Firstbereichen von Dachstühlen und hinter Fassadenverkleidungen. Die Jagd-
gebiete sind meist über offenen Flächen, die teilweise randliche Gehölzstrukturen aufweisen. 
Dazu zählen Waldränder, Grünland (bevorzugt beweidet) mit Hecken, Gewässerufer, Parks, 
Baumreihen. Ein Individuum besucht 2 - 8 verschiedene Jagdgebiete pro Nacht, die innerhalb 
eines Radius von durchschnittlich ca. 4 - 6 km liegen (PETERSEN et al. 2004). 
Die Rauhhautfledermaus zählt in Europa zu den weit wandernden Fledermausarten. Die nord-
osteuropäischen Populationen ziehen zu einem großen Teil durch Deutschland und paaren sich 
oder überwintern hier. Die Art bevorzugt Baumhöhlen, Holzspalten und Stammrisse als Quar-
tierstandort. Während des Herbstzuges besetzen die Männchen Paarungsquartiere, die von 
den Weibchen zum Übertagen aufgesucht werden (PETERSEN et al. 2004). 
Ähnlich verhält es sich mit dem Abendsegler. Die Art bildet in Deutschland Lokalpopulationen 
und tritt zusätzlich auf dem Zug aus Nordosteuropa auf. Als Quartiere werden Spechthöhlen in 
Laubbäumen bevorzugt, einzelne Männchen können jedoch auch Balzquartiere in Spalten und 
Rissen beziehen. Die Art jagt im freien Luftraum über Wäldern und Gewässern, die Jagdflüge 
können leicht über 10 km vom Quartier weg führen. Auf dem Zug können die Tiere über 100 km 
pro Nacht fliegen (PETERSEN et al. 2004). 
 

5.2 GEGENWÄRTIGER KENNTNISSTAND 

5.2.1 KOLLISIONSVERLUSTE 

Etwa seit der Jahrtausendwende hat sich in zunehmendem Maße die Erkenntnis durchgesetzt, 
dass Fledermäuse an Windenergieanlagen verunglücken können. Solche Kollisionen mit letalen 
Folgen haben sehr wahrscheinlich größere Auswirkungen auf die betroffenen Arten als non-
letale Wirkungen wie Störungen oder Habitatverluste (BRINKMANN et al. 2011). Im Hinblick auf 
die artenschutzrechtlichen Erfordernisse des § 44 Abs. 1 BNatSchG ist daher für den geplanten 
Windpark in erster Linie das Kollisionsrisiko zu betrachten. 
Die Ergebnisse von Kollisionsuntersuchungen an einzelnen Windparks sind jedoch nicht verall-
gemeinerbar und pauschal auf andere Standorte zu übertragen, wie auch die großen Unter-
schiede in einzelnen Untersuchungen aus den USA zeigen (vgl. z.B. BRINKMANN 2004). Die 
Konfliktbeurteilung muss daher immer einzelfallbezogen sein. Dies verdeutlichen z.B. auch Er-



Fledermäuse WP Delfshausen                                                                Seite 36 von 69 

Büro Sinning, Inh. Silke Sinning - Ökologie, Naturschutz und räumliche Planung, Wildenloh 

gebnisse aus Sachsen. Zeitgleich zu der Untersuchung des Windparks Puschwitz, die zu sehr 
hohen Anflugzahlen führte, wurden zwei Anlagen im benachbarten Landkreis Kamenz unter-
sucht. Dort konnten jedoch keine toten Fledermäuse gefunden werden (TRAPP et al. 2002). Die-
sen Unterschied machen auch SEICHE et al. (2008) deutlich. 
In Deutschland wurden bislang die Arten Abendsegler, Kleinabendsegler sowie Zwerg- und 
Rauhhautfledermaus am häufigsten unter Windenergieanlagen gefunden (Tabelle 6). In den 
letzten Jahren ist außerdem die Zahl der Schlagopfer der Zweifarb- und der Mückenfledermaus 
sehr deutlich angestiegen. Die häufige Breitflügelfledermaus wurde hingegen bislang in gerin-
gerem Maße als die vorgenannten Arten als Anflugopfer festgestellt, trotzdem wird sie in Nie-
dersachsen als Art mit einer besonderen Schlaggefährdung angesehen (MU NIEDERSACHSEN 
2016, NLT 2014). 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind vorwiegend ziehende Fledermäuse im Spätsommer 
und Herbst betroffen. Warum Totfunde vorwiegend während des Herbst-, nicht aber während 
des Frühjahrszugs auftreten, ist bislang unklar. Es deutet sich aber an, dass Fledermäuse im 
Frühling auf anderen Routen ziehen und/oder ein anderes Zugverhalten zeigen (BACH & 
RAHMEL 2004, 2006). 
 

Tabelle 6: Fledermausverluste an Windenergieanlagen 

Zusammenstellung: T. Dürr, Landesumweltamt Brandenburg - Staatliche Vogelschutzwarte 
(Stand vom 12. Dezember  2016) 

  BB ST SN TH MV SH NI HB HH NW RP HE BW BY  ges. 
 Abendsegler 563 123 160 32 35 5 127 3  4 2  5 4 1.063 
 Kleinabendsegler 24 49 10 17 1  19   5 14  18 2 159 
 Breitflügelfledermaus 17 4 11 3 1 1 16   2   2 2 59 
 Nordfledermaus   2  1         2 5 
 Zweifarbfledermaus 50 18 22 11 1  10    1 1 6 5 125 
 Mausohr  1 1            2 
 Teichfledermaus      1 2        3 
 Wasserfledermaus 2 1 2  1 1         7 
 Brandtfledermaus 1 1             2 
 Bartfledermaus             2  2 
 Brandt-/Bartfledermaus              1 1 
 Zwergfledermaus 143 52 61 25 22 8 90   27 27 4 154 8 621 
 Rauhhautfledermaus 305 180 106 59 35 11 137  1 2 13 2 11 22 884 
 Mückenfledermaus 51 35 5 4 6  4      6  111 
 Pipistrellus spec. 14 10 6  19 1 16    1  5  72 
 Alpenfledermaus  1             1 
 Mopsfledermaus       1        1 
 Graues Langohr 5  1            6 
 Braunes Langohr 3 1  1 1  1        7 
 Fledermaus spec. 10 16 5 11 2  10    2  8 6 70 

BB = Brandenburg, BW = Baden-Württemberg, BY = Bayern, HB = Bremen, HH = Hansestadt Hamburg, HE = Hes-
sen, MV = Mecklenburg-Vorpommern, NI = Niedersachsen, NW = Nordrhein-Westfalen, RP = Rheinland-Pfalz, SH = 
Schleswig-Holstein, SN = Sachsen, ST = Sachsen-Anhalt, TH = Thüringen 
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BRINKMANN & SCHAUER-WEISSHAHN (2006) führten eine Untersuchung zu Kollisionsverlusten im 
Schwarzwald durch. Die meisten Kollisionsopfer wurden Ende Juli bis Mitte August und Anfang 
September registriert. Mit der Zwergfledermaus, die am häufigsten gefunden wurde, ist hier 
allerdings eine Art betroffen, die nicht zu den ziehenden Arten zählt. Unter Anlagen, die im Wald 
oder auf Windwurfflächen stehen, wurden die meisten, unter Anlagen im Offenland dagegen 
keine Totfunde registriert. Hochgerechnet ergab sich ein Kollisionsrate von ca. 20 Tieren pro 
Anlage und Jahr. 
ARNETT (2005) hat gezeigt, dass die Häufigkeit von Fledermauskollisionen eng mit der Witte-
rung zusammen hängt. Hohe Windgeschwindigkeiten sind mit niedrigen Kollisionsraten korre-
liert und umgekehrt. Als Grenzwert, ab dem die Kollisionsrate stark zurückgeht, zeichnet sich 
eine Windgeschwindigkeit vom mind. 6 m/sec ab. Die geringste Kollisionsrate wurde in dieser 
Studie bei hohen Windgeschwindigkeiten gepaart mit Regen gefunden. 
Insgesamt wird somit deutlich, dass zumindest in Norddeutschland in erster Linie ziehende Fle-
dermäuse im Spätsommer hohe Kollisionsraten zeigen. Abendsegler und Rauhhautfledermäuse 
ziehen dann im freien Luftraum und sind dabei durch Windenergieanlagen gefährdet. An Wald-
standorten können jedoch auch Zwergfledermäuse betroffen sein. 
Die vorstehend zusammengefassten Erkenntnisse werden in ihren Grundzügen durch ein For-
schungsprojekt des BMU („Entwicklung von Methoden zur Untersuchung und Reduktion des 
Kollisionsrisikos von Fledermäusen an Onshore-Windenergieanlagen“; BRINKMANN et al. 2011) 
bestätigt. Auch dort sind Abendsegler, Rauhhautfledermaus und Zwergfledermaus die am häu-
figsten nachgewiesenen Schlagopfer. Alle anderen Arten (auch die Breitflügelfledermaus) treten 
deutlich seltener als Schlagopfer auf. Zudem wurde deutlich, dass das Gefährdungspotential 
am ehesten vom Naturraum - und weniger von konkreten Landschaftsstrukturen - abhängig ist. 
So wurde z.B. der Nordwesten insgesamt als eine Region mit einem geringen Gefährdungspo-
tential ausgemacht. 
 

5.2.2 SCHEUCH- UND BARRIEREWIRKUNG 

Nach BRINKMANN et al. (2011) wird heutzutage weitgehend davon ausgegangen, dass Scheuch- 
und Barrierewirkungen bei Fledermäusen keine oder nur eine untergeordnete Rolle spielen. 
Eigene Erfahrungen aus zahlreichen Fledermauserfassungen innerhalb bestehender Windparks 
bestätigen, dass dort z.T. höhere Jagdaktivität von Fledermäusen festzustellen ist als außer-
halb. Dies korrespondiert auch mit der grundsätzlichen Kollisionsgefährdung hoch fliegender 
Arten. 
 

5.3 ZU ERWARTENDE BEEINTRÄCHTIGUNGEN 

 

5.3.1 BEEINTRÄCHTIGUNGEN VON QUARTIEREN 

In Bezug auf vorhandene Quartiere ist nach MU NIEDERSACHSEN (2016) ein erhöhtes betriebs-
bedingtes Tötungsrisiko vor allem dann gegeben, wenn sich diese in einem Abstand von weni-
ger als 200 m zu einer geplanten WEA befinden. Zusätzlich kann es baubedingt zur Schädi-
gung von Quartieren sowie zur möglichen Tötung von Tieren bei der Entnahme von Quartieren 
kommen. Im WP Delfshausen liegen alle festgestellten Quartiere (Balzquartiere Rauhhautfle-
dermaus, vermutete Quartiere Zwerg- und Breitflügelfledermaus) in deutlich mehr als 200 m 
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Abstand zur nächsten geplanten WEA. Bau- und betriebsbedingte Auswirkungen sind deshalb 
in keinem Fall zu erwarten. 
 

5.3.2 STANDORTBEZOGENE ERMITTLUNG POTENZIELLER 
BEEINTRÄCHTIGUNGSZEITRÄUME 

 
WEA 01 
An Standort WEA 01 werden hohe Wertigkeiten bereits einmalig im Frühjahr in der ersten Mai-
Dekade sowie im Sommer in der dritten Juli-Dekade erreicht (Tabelle 5). Sehr hohe bzw. äu-
ßerst hohe Aktivitäten liegen dann durchgehend von der dritten August- bis zur zweiten Sep-
tember-Dekade vor (Tabelle 5). Diese Kontakte werden im Frühjahr vor allem durch Rauhhaut- 
und Zwergfledermäuse, im Sommer durch die Abendsegler-Arten und Breitflügelfledermäuse 
sowie im Spätsommer/Herbst durch die Abendsegler-Arten hervorgerufen (Anhang 1). Im Sinne 
der Empfehlungen der Tabelle 5 ist damit ein potenzieller Konflikt Anfang Mai, Ende Juli sowie 
von Ende August bis Mitte September gegeben. Maßnahmen sind an diesem Standort erforder-
lich. 
 
WEA 02 
An Standort WEA 02 werden hohe Wertigkeiten bereits einmalig im Frühjahr in der ersten Mai-
Dekade sowie im Sommer in der dritten Juli-Dekade erreicht (Tabelle 5). Hohe bzw. äußerst 
hohe Aktivitäten liegen dann fast durchgehend von der ersten August- bis zur zweiten Septem-
ber-Dekade vor (Tabelle 5). Diese Kontakte werden im Frühjahr vor allem durch Rauhhaut- und 
Zwergfledermäuse, im Sommer durch die Abendsegler-Arten und Breitflügelfledermäuse sowie 
im Spätsommer/Herbst durch die Abendsegler-Arten und an einzelnen Terminen auch Breitflü-
gelfledermäuse hervorgerufen (Anhang 1). Im Sinne der Empfehlungen der Tabelle 5 ist damit 
ein potenzieller Konflikt Anfang Mai, Ende Juli und Anfang August sowie von Ende August bis 
Mitte September gegeben. Maßnahmen sind an diesem Standort ebenfalls erforderlich. 
 
WEA 03 
An Standort WEA 03 werden hohe Wertigkeiten bereits im Frühjahr in der ersten und dritten 
Mai-Dekade erreicht (Tabelle 5). Hohe bis äußerst hohe Aktivitäten liegen dann fast durchge-
hend von der dritten Juni- bis zur zweiten September-Dekade vor (Tabelle 5). Diese Kontakte 
werden im Frühjahr vor allem durch Rauhhautfledermäuse und die Abendsegler-Arten sowie im 
Sommer und Spätsommer/Herbst durch die Abendsegler-Arten und Breitflügelfledermäuse her-
vorgerufen (Anhang 1). An einzelnen Terminen im Spätsommer/Herbst traten auch Rauhhaut-
fledermäuse mit höheren Kontaktzahlen auf. Im Sinne der Empfehlungen der Tabelle 5 ist damit 
ein potenzieller Konflikt Anfang und Ende Mai sowie fast durchgehend von Ende Juni bis Mitte 
September gegeben. Maßnahmen sind an diesem Standort erforderlich. 
 
WEA 04 
An Standort WEA 04 werden hohe Wertigkeiten bereits im Frühjahr in der ersten und dritten 
Mai-Dekade erreicht (Tabelle 5). Hohe bis äußerst hohe Aktivitäten liegen dann fast durchge-
hend von der dritten Juni- bis zur zweiten September-Dekade vor (Tabelle 5). Diese Kontakte 
werden im Frühjahr vor allem durch Rauhhautfledermäuse und die Abendsegler-Arten sowie im 
Sommer und Spätsommer/Herbst durch die Abendsegler-Arten und Breitflügelfledermäuse her-
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vorgerufen (Anhang 1). An einzelnen Terminen im Spätsommer/Herbst traten auch Zwergfle-
dermäuse mit höheren Kontaktzahlen auf. Im Sinne der Empfehlungen der Tabelle 5 ist damit 
ein potenzieller Konflikt Anfang und Ende Mai sowie fast durchgehend von Ende Juni bis Mitte 
September gegeben. Maßnahmen sind an diesem Standort erforderlich. 
 
WEA 05 
An Standort WEA 05 werden hohe Wertigkeiten bereits im Frühjahr in der ersten und dritten 
Mai-Dekade erreicht (Tabelle 5). Hohe bis äußerst hohe Aktivitäten liegen dann fast durchge-
hend von der dritten Juni- bis zur zweiten September-Dekade vor (Tabelle 5). Diese Kontakte 
werden im Frühjahr vor allem durch Zwergfledermäuse und die Abendsegler-Arten sowie im 
Sommer und Spätsommer/Herbst durch die Abendsegler-Arten hervorgerufen (Anhang 1). An 
einzelnen Terminen im Spätsommer/Herbst traten auch Rauhhautfledermäuse mit höheren 
Kontaktzahlen auf. Im Sinne der Empfehlungen der Tabelle 5 ist damit ein potenzieller Konflikt 
Anfang und Ende Mai sowie fast durchgehend von Ende Juni bis Mitte September gegeben. 
Maßnahmen sind an diesem Standort erforderlich. 
 

5.3.3 KOLLISIONSVERLUSTE 

Kapitel 5.2.1 und insbesondere Tabelle 6 zeigen, dass im Hinblick auf das Kollisionsrisiko von 
den im Projektgebiet vorkommenden Arten vor allem die Abendsegler-Arten, die Rauhhaut-
fledermaus und die Zwergfledermaus potenziell durch die Planung betroffen und daher näher 
zu betrachten sind. Die Einstufung der Breitflügelfledermaus als in Niedersachsen besonders 
schlaggefährdete Art (MU NIEDERSACHSEN 2016, NLT 2014), ist fachlich anhand der vorliegen-
den Daten aus der bundesweiten Schlagopferkartei (Tabelle 6) sowie dem zweijährigen BMU-
Projekt von BRINKMANN et al. (2011) nicht ableitbar. So liegen bundesweit für die Breitflügelfle-
dermaus aktuell 59 Totfunde vor (davon 16 aus Niedersachsen), im Forschungsvorhaben ent-
fielen von 100 Schlagopfern lediglich vier auf die Breitflügelfledermaus und dass obwohl die Art 
sehr regelmäßig auch im Umfeld vorhandener WEA jagt. Die Art wird hier im Folgenden weiter 
mit betrachtet, da sie nach MU NIEDERSACHSEN (2016) zu berücksichtigen ist, wird aber von den 
Gutachtern als deutlich weniger schlaggefährdet eingestuft als die vier vorausgegangen Arten. 
Die Einschätzung des Kollisionsrisikos geschieht nachfolgend getrennt für die Lokalpopulation 
(Sommer) und die Zugzeiten (Frühjahr und Spätsommer/Herbst): 
 

Frühjahr (Ende April bis Ende Mai) 
An allen Standorten werden bereits im Frühjahr im Mai auf den Horchkisten mindestens einma-
lig hohe Gesamtaktivitäten erreicht (Tabelle 5). An diesen Kontaktzahlen sind je nach Termin 
vor allem Rauhhaut- und/oder Zwergfledermäuse oder die Abendsegler-Arten beteiligt (Anhang 
1). Auch wenn für das Frühjahr generell kein besonderes Schlagrisiko für Fledermäuse bekannt 
ist (Kap. 5.2.1), kann für alle drei Arten ein erhöhtes Kollisionsrisiko und damit die Überschrei-
tung eines zulässigen Grundrisikos auch in dieser Jahreszeit nicht sicher ausgeschlossen wer-
den. Zumindest für die Rauhhautfledermaus zeigen sich diese erhöhten Aktivitäten im Frühjahr 
deutlich auch in den Ergebnissen der Transektkartierung und der AnaBat-Erfassung (Tabelle 4, 
Anhang 7, Anhang 8). Für Breitflügelfledermäuse hingegen sind die Kontaktzahlen auf den 
Horchkisten im Frühjahr so gering (Anhang 1), dass kein erhöhtes Schlagrisiko ableitbar ist. 
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Sommer (Anfang Juni bis Ende Juli) 
Zur Zeit der Lokalpopulation im Sommer konnten auf den Horchkisten ebenfalls an allen Stand-
orten mindestens einmalig hohe bzw. sehr hohe Gesamtaktivitäten verzeichnet werden (Tabelle 
5). Diese Kontaktzahlen werden in allen Fällen vor allem durch die Abendsegler-Arten und/oder 
Breitflügelfledermäuse hervorgerufen (Anhang 1). Für beide Arten ist damit bereits im Sommer 
ein erhöhtes Schlagrisiko nicht sicher auszuschließen. Für die Breitflügelfledermaus werden 
diese erhöhten Aktivitäten z.T. auch durch die Ergebnisse der der AnaBat-Erfassung bestätigt 
(Anhang 7). Für Rauhhaut- und Zwergfledermäuse sind die Kontaktzahlen auf den Horchkisten 
über den gesamten Sommer so niedrig, dass anhand dieser Daten nicht von einer Überschrei-
tung eines zulässigen Grundrisikos auszugehen ist (Anhang 1). Für die Zwergfledermaus wur-
den aber am Standort AnaBat Ost auch in mehreren Nächten im Sommer (Anfang/Mitte Juni) 
hohe Kontaktzahlen verzeichnet, so dass auch für diese Art ein erhöhtes Kollisionsrisiko nicht 
sicher auszuschließen ist. 
 

Spätsommer/Herbst (Anfang August bis Anfang Oktober) 
Im Spätsommer/Herbst zwischen Anfang August und Mitte September werden an allen Standor-
ten auf den Horchkisten mehrfach hohe bis äußerst Gesamtaktivitäten erreicht (Tabelle 5). In 
allen Fällen sind an diesen Kontaktzahlen in erheblichem Maße die Abendsegler-Arten beteiligt, 
mehrfach auch Breitflügel-, Rauhhaut- und Zwergfledermäuse (Anhang 1). Für alle vier Arten 
sind damit Kollisionen und damit auch die Überschreitung eines zulässigen Grundrisikos in be-
stimmten Phasen im Spätsommer/Herbst nicht sicher auszuschließen. Diese angestiegenen 
Aktivitäten im Spätsommer/Herbst werden für die Abendsegler-Arten sowie Rauhhaut- und 
Breitflügelfledermäuse auch durch die Ergebnissen der Transektkartierung und/oder der Ana-
Bat-Erfassung bestätigt (Tabelle 4, Anhang 7, Anhang 8). 
 

5.3.4 SCHEUCH- UND BARRIEREWIRKUNG 

Beeinträchtigungen von Fledermäusen in Form von Störungs- und Vertreibungswirkungen kön-
nen nach dem derzeitigen Kenntnisstand weitgehend ausgeschlossen werden. 
 

6 HINWEISE ZUR EINGRIFFSREGELUNG UND ZUM ARTENSCHUTZ 

6.1 KOLLISIONSRISIKO 

Aus der Betrachtung in Kapitel 5.3.3 wird deutlich, dass für keine Art ein standortspezifisch er-
höhtes Kollisionsrisiko sicher zu prognostizieren ist. Ein erhöhtes Schlagrisiko kann jedoch 
zeitweise im Frühjahr für die Abendsegler-Arten sowie Rauhhaut- und Zwergfledermäuse, im 
Sommer für die Abendsegler-Arten, Breitflügel- und Zwergfledermäuse sowie im Spätsom-
mer/Herbst für alle vier Arten nicht sicher ausgeschlossen werden. Damit ist auch die Über-
schreitung eines artenschutzrechtlichen Grundrisikos (vgl. LANU 2008) für diese Ar-
ten/Artengruppen nicht sicher auszuschließen. Deshalb sind für die betroffenen Zeitspannen 
Maßnahmen (temporäre nächtliche Abschaltungen) erforderlich, die sicherstellen, dass ein sol-
ches Risiko unter die Erheblichkeitsschwelle rutscht. 
Streng nach Methode bzw. Empfehlungen wären nach Inbetriebnahme der WEA standortbezo-
gene und vom Horchkistenergebnis abhängige Abschaltzeiten in den in Tabelle 7 kenntlich ge-
machten Dekaden vorzusehen. 
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Tabelle 7: Streng nach Modell vorzusehende Dekaden für die nächtlichen Abschaltungen im WP Delfshausen 

Monat April Mai Juni Juli August September Okt 

Dekade 3. 1. 2. 3. 1. 2. 3. 1. 2. 3. 1. 2. 3. 1. 2. 3. 1. 

WEA 01                  

WEA 02                  

WEA 03                  

WEA 04                  

WEA 05                  

 

Abschaltungen nicht erforderlich 

Keine Daten aus der Dekade vorhanden 

Daten nicht vollständig 

Abschaltungen  erforderlich 

 
Losgelöst von Methode bzw. Empfehlungen werden nächtliche Abschaltungen gutachter-
lich jedoch wie folgt empfohlen: 
WEA 01 und 02: dritte Juli- bis zweite September-Dekade 
WEA 03, 04 und 05: erste Mai- bis zweite September-Dekade 
 
Das wird wie folgt begründet: 
An den Standorten WEA 01 und 02 werden von Ende Juli bis Mitte September regelmäßig ho-
he bis äußerst hohe Gesamtaktivitäten erreicht (Tabelle 5), an denen in allen Fällen maßgeblich 
die schlaggefährdeten Abendsegler-Arten beteiligt sind. Je nach Termin treten auch Breitflügel-, 
Rauhhaut- und/oder Zwergfledermäuse in erhöhter Anzahl hinzu. Für diese Dekaden sind 
nächtliche Abschaltungen vorzusehen (Tabelle 7). Dazwischen liegen vereinzelt konfliktfreie 
Dekaden mit geringeren Gesamtaktivitäten (Tabelle 7). Da von Verschiebungen im Zuggesche-
hen in unterschiedlichen Jahren auszugehen ist und die Gesamtaktivitäten an diesen Terminen 
mit Werten zwischen 24 und 28 Kontakten (Tabelle 5) ebenfalls nur wenig unter der Grenze zur 
hohen Bedeutung bleiben, sollten an beiden Standorten unter Vorsorgegesichtspunkten diese 
konfliktfreien Dekaden mit in die Abschaltungen einbezogen werden. 
Zwischen der dritten April- und der zweiten Juli-Dekade zeigen sich an beiden Standorten 
überwiegend konfliktfreie Dekaden. Für die Dekaden ohne Daten (zweite Mai-, Juni- und Juli-
Dekade) werden die Daten aus der Dauererfassung mit den AnaBat-Systemen herangezogen. 
Als Referenzstandort für die WEA 01 und 02 kann das AnaBat West dienen, da dieses für beide 
Standorte jeweils das nächstgelegene AnaBat darstellt. Für die drei Dekaden ohne Horchkisten-
Daten zeigen die Ergebnisse aus der Dauererfassung am AnaBat West für die Mehrzahl der 
Nächte eine deutliche Unterschreitung der 30 Kontakte-Grenze und damit nur das Erreichen 
überwiegend geringer bis mittlerer Gesamtaktivitäten (Anhang 10). Abschaltungen wären dem-
nach auch in diesen Dekaden an WEA 01 und 02 nicht vorzusehen. 
In der ersten Mai-Dekade wurden an beiden Standorten jeweils hohe Gesamtaktivitäten er-
reicht. An den Kontaktzahlen sind hier maßgeblich die schlaggefährdeten Rauhhaut- und 
Zwergfledermäuse beteiligt. Aus dieser einmaligen Erhöhung der Kontaktzahlen lässt sich je-
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doch für das Frühjahr noch kein erhöhtes Schlagrisiko ableiten. Außerdem zeigen die Daten der 
Dauererfassung am Referenzstandort AnaBat West, dass auch hier in der ersten Mai-Dekade in 
der Mehrzahl der Nächte die Grenze zur „hohen Wertigkeit“ (> 30 Kontakte) unterschritten wur-
de (Anhang 10). Nächtliche Abschaltungen werden deshalb für diese Dekade nicht vorgesehen. 
An den Standorten WEA 03, 04 und 05 werden von Ende Juli bis Mitte September regelmäßig 
hohe bis äußerst hohe Gesamtaktivitäten erreicht (Tabelle 5), an denen in allen Fällen maßgeb-
lich die schlaggefährdeten Abendsegler-Arten beteiligt sind. Je nach Termin treten auch Breit-
flügel-, Rauhhaut- und/oder Zwergfledermäuse in erhöhter Anzahl hinzu. Für diese Dekaden 
sind nächtliche Abschaltungen vorzusehen (Tabelle 7). Dekaden mit unvollständigen Daten 
werden unter Vorsorgegesichtspunkten mit in die Abschaltungen einbezogen. 
Für die Dekaden ohne Daten können, wie auch bei WEA 01 und 02, Daten aus der Dauererfas-
sung herangezogen werden. Als Referenzstandort dient in diesem Fall das AnaBat Ost, da alle 
drei WEA-Standorte im Umfeld (80 bis 165 m) der Südbäke lokalisiert sind. Diese Daten zeigen 
für die zweite Mai- und Juli-Dekade eine Unterschreitung der 30 Kontakte-Grenze in der Mehr-
zahl der Nächte, in der zweiten Juni-Dekade hingegen, werden in mehreren Nächten hohe Akti-
vitäten von mehr als 30 Kontakten erreicht (Anhang 9). Nach diesen Ergebnissen wären dem-
nach nur für die zweite Juni-Dekade ebenfalls Abschaltungen vorzusehen. Zumindest Mitte Mai 
korrelieren die festgestellten geringen Aktivitäten deutlich mit einem Temperatureinbruch, und 
damit ungünstigen Bedingungen für Fledermäuse, in der Mitte der Dekade (z.B. Abbildung 8). 
Eingeschränkt gilt dies auch für die zweite Juli-Dekade (z.B. Abbildung 8). Mit Temperaturen 
von z.T. unter 20 °C war es für diese Jahreszeit an mehreren Tagen vergleichsweise kühl. Da 
allerdings davon auszugehen ist, dass solche ungünstigeren Witterungsverhältnisse nicht im-
mer zur gleichen Zeit im Jahr auftreten, sondern es zu Verschiebungen kommt oder Phasen mit 
ungünstigeren Bedingungen in manchen Jahren ganz fehlen, sollten diese beiden konfliktfreien 
Dekade an allen drei Standorten aus Vorsorgegründen mit in die Abschaltungen integriert wer-
den. Gleiches gilt für die dann noch als konfliktfrei verbleibende erste Juni-Dekade (nach den 
Daten aus der Dauererfassung am Standort AnaBat Ost werden in dieser Dekade in mehreren 
Nächten hohe Aktivitäten erreicht) sowie z.T. die erste Juli-Dekade (Tabelle 7). Damit wären 
nächtliche Abschaltungen an allen drei WEA ebenfalls durchgehend zwischen der ersten Mai- 
und der dritten Juli-Dekade vorzusehen. 
Analog zu Tabelle 7 wird die abschließende Empfehlung dieses Fachbeitrags in Tabelle 8 zu-
sammengefasst. 
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Tabelle 8: Nach abschließender Diskussion und gutachterlicher Einschätzung vorzusehende Dekaden für die 
nächtlichen Abschaltungen im WP Delfshausen 

Monat April Mai Juni Juli August September Okt 

Dekade 3. 1. 2. 3. 1. 2. 3. 1. 2. 3. 1. 2. 3. 1. 2. 3. 1. 

WEA 01                  

WEA 02                  

WEA 03                  

WEA 04                  

WEA 05                  

 

Abschaltungen nicht erforderlich 

Abschaltungen  erforderlich 

 
Somit sind nach Inbetriebnahme der WEA im WP Delfshausen folgende nächtliche Abschaltun-
gen vorzunehmen: 
 
WEA 01 und 02: 21.07. bis 20.09 
WEA 03, 04 und 05: 01.05. bis 20.09. 
 
Die Abschaltungen erfolgen nach MU NIEDERSACHSEN (2016) in Nächten mit 
 

 Windgeschwindigkeiten unter 6 m/sec in Gondelhöhe (darüber hinaus können aufgrund 
von naturräumlichen Gegebenheiten in Niedersachsen für die beiden Abendsegler-
Arten und die Rauhhautfledermaus unter Vorsorge- und Vermeidungsgesichtspunkten 
auch bei höheren Windgeschwindigkeiten Abschaltungen erforderlich sein) 

 Temperaturen von mehr als 10 °C 
 keinem Niederschlag 

 
wobei alle Kriterien zugleich erfüllt sein müssen. 
 
Zur Überprüfung der festgelegten Abschaltzeiten und Windgeschwindigkeiten sollte ein zweijäh-
riges Gondelmonitoring durchgeführt werden (vgl. MU NIEDERSACHSEN 2016). Das Monitoring 
umfasst automatische Messungen der Fledermausaktivität im Gondelbereich nach den Bedin-
gungen des Forschungsprojekt des BMU („Entwicklung von Methoden zur Untersuchung und 
Reduktion des Kollisionsrisikos von Fledermäusen an Onshore-Windenergieanlagen“ 
BRINKMANN et al. 2011). Kann mit den Untersuchungen belegt werden, dass die WEA auch bei 
geringeren Windgeschwindigkeiten ohne ein signifikant steigendes Tötungsrisiko betrieben 
werden können, sind die Abschaltzeiten zu reduzieren (MU NIEDERSACHSEN 2016). Dies kann 
bereits am Ende des ersten Monitoringjahres geschehen. 
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Werden die vorgenannten Vermeidungs- bzw. Verminderungsmaßnahmen durchgeführt, ver-
bleiben für die Fledermausfauna nach derzeitigen Kenntnissen keine weiteren erheblichen Be-
einträchtigungen. 
 

6.2 SCHEUCH- UND BARRIEREWIRKUNG 

Es kann nicht von Vertreibungswirkungen auf Fledermäuse ausgegangen werden, die als er-
heblich im Sinne der Eingriffsregelung zu betrachten wären. Erforderliche Maßnahmen sind 
daher nicht ableitbar, auch sind unter diesem Aspekt keine artenschutzrechtlichen Konflikte 
erkennbar. 
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8 ANHANG 

 

Anhang 1: Ergebnisse der Horchkistenerfassung im WP Delfshausen 2016 – Detaildaten 
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30.04.2016  29 - 20 9 2 - 1 61 

HK 01 19:48 10:34 4 - 2 3 1 - - 10 

HK 02 19:39 10:20 1 - 6 3 - - - 10 

HK 03 19:31 10:13 8 - 4 - - - 1 13 

HK 04 19:16 10:00 9 - 2 1 1 - - 13 

HK 05 19:02 10:37 7 - 6 2 - - - 15 

10.05.2016  45 - 19 56 88 - 3 211 

HK 01 20:18 05:33 5 - 4 10 16 - 2 37 

HK 02 19:53 05:43 4 - 7 14 18 - - 43 

HK 03 20:00 05:45 6 - 3 5 26 - 1 41 

HK 04 19:38 05:57 9 - 1 10 17 - - 37 

HK 05 20:33 06:00 21 - 4 17 11 - - 53 

27.05.2016  108 2 15 14 13 - 7 159 

HK 01 20:48 07:06 3 - - - - - - 3 

HK 02 20:37 06:57 15 - - 2 - - 1 18 

HK 03 20:27 06:52 50 1 3 1 - - - 55 

HK 04 20:18 06:48 21 1 7 4 9 - - 42 

HK 05 20:05 07:17 19 - 5 7 4 - 6 41 

10.06.2016  46 - - 8 4 - 3 61 

HK 01 20:45 05:02 4 - - - - - - 4 

HK 02 20:49 05:03 6 - - 2 - - 1 9 

HK 03 20:59 05:08 5 - - 2 3 - - 10 

HK 04 21:06 05:16 8 - - 1 1 - - 10 

HK 05 21:16 05:28 23 - - 3 - - 2 28 
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24.06.2016  97 2 245 3 3 - 1 351 

HK 01 20:33 09:54 10 - 9 1 - - - 20 

HK 02 20:39 09:50 18 - 4 - - - - 22 

HK 03 20:48 09:40 20 2 42 - - - 1 65 

HK 04 20:58 09:59 21 - 187 - 2 - - 210 

HK 05 21:09 10:08 28 - 3 2 1 - - 34 

04.07.2016  28 4 60 2 7 - - 101 

HK 01 20:54 05:08 10 - 2 - - - - 12 

HK 02 20:43 05:17 5 4 - - 1 - - 10 

HK 03 20:26 05:29 11 - 58 - - - - 69 

HK 04 20:04 05:47 ? ? ? ? ? ? ? ? 

HK 05 19:51 05:58 2 - - 2 6 - - 10 

26.07.2016  121 - 102 6 2 - 5 236 

HK 01 20:55 08:47 21 - 13 1 - - - 35 

HK 02 20:43 08:52 37 - 12 1 1 - 1 52 

HK 03 20:36 09:00 38 - 73 2 1 - 1 115 

HK 04 20:28 09:08 ? ? ? ? ? ? ? ? 

HK 05 20:16 09:14 25 - 4 2 - - 3 34 

05.08.2016  333 - 155 19 6 - 2 515 

HK 01 19:46 06:26 15 - 9 3 - - - 27 

HK 02 19:18 06:23 27 - 15 3 2 - - 47 

HK 03 19:07 06:15 58 - 61 - 2 - 2 123 

HK 04 19:28 06:31 42 - 60 5 2 - - 109 

HK 05 20:07 06:00 191 - 10 8 - - - 209 

17.08.2016  123 - 91 5 7 - 2 228 

HK 01 20:45 07:12 19 - 2 3 - - - 24 

HK 02 20:42 07:06 16 - 9 1 - - 2 28 
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HK 03 20:35 06:54 ? ? ? ? ? ? ? ? 

HK 04 20:24 06:43 19 - 77 - 1 - - 97 

HK 05 20:16 06:32 69 - 3 1 6 - - 79 

25.08.2016  2.165 - 281 30 66 - 7 2.549 

HK 01 18:53 06:27 1034? ? 15? 6? 11? ? ? 1.066? 

HK 02 19:20 06:36 710? ? 34? 3? 16? ? 1? 764? 

HK 03 19:16 06:39 233 - 45 7 16 - 5 306 

HK 04 19:39 07:01 88 - 163 9 12 - - 272 

HK 05 19:53 07:14 100 - 24 5 11 - 1 141 

01.09.2016  314 - 71 73 88 - 1 547 

HK 01 15:49 06:44 121 - 6 12 3 - - 142 

HK 02 16:00 06:51 55 - 12 20 14 - 1 102 

HK 03 16:05 06:54 49 - 23 11 31 - - 114 

HK 04 16:17 07:06 26 - 21 21 20 - - 88 

HK 05 16:29 07:17 63 - 9 9 20 - - 101 

14.09.2016  1.905 - 191 139 78 - 6 2.320 

HK 01 18:13 07:36 357 - 18 18 6 - - 399 

HK 02 18:20 07:33 305 - 14 17 7 - 1 344 

HK 03 18:28 07:25 599 - 76 14 6 - 3 698 

HK 04 18:34 07:17 296 - 56 68 11 1 1 433 

HK 05 18:48 07:02 348 - 27 22 48 - 1 446 

26.09.2016  17 - 5 22 18  - 62 

HK 01 18:01 09:06 2 - - 6 3 - - 11 

HK 02 17:57 09:03 4 - 1 4 8 - - 17 

HK 03 17:51 08:56 6 - 2 5 1 - - 14 

HK 04 17:45 08:51 4 - 1 3 2 - - 10 

HK 05 17:37 08:43 1 - 1 4 4 - - 10 



Fledermäuse WP Delfshausen                                                                Seite 51 von 69 

Büro Sinning, Inh. Silke Sinning - Ökologie, Naturschutz und räumliche Planung, Wildenloh 

D
at

u
m

 u
n

d
 H

o
rc

h
ki

st
e 

St
e

llz
ei

t-
St

ar
t 

St
e

llz
ei

t-
En

d
e 

A
b

en
d

se
gl

e
r 

sp
e

c.
 

A
b

en
d

se
gl

e
r/

 

B
re

it
fl

ü
ge

lf
le

d
e

rm
au

s-
K

o
m

p
le

x 

B
re

it
fl

ü
ge

lf
le

d
e

rm
au

s 

Zw
er

gf
le

d
e

rm
au

s 

R
au

h
au

tf
le

d
e

rm
au

s 

P
ip

is
tr

el
lu

s 
so

z.
 

M
yo

ti
s 

sp
e

c.
 

G
e

sa
m

te
rg

e
b

n
is

 

05.10.2016  5 - 3 - -  - 8 

HK 01 15:44 07:55 4 - - - - - - 4 

HK 02 15:55 07:59 - - - - - - - - 

HK 03 15:51 08:01 - - - - - - - - 

HK 04 16:00 08:09 - - - - - - - - 

HK 05 16:08 08:18 1 - 3 - - - - 4 

Gesamtergebnis  5.336 8 1.258 386 382  38 7.409 

Zahl ? = Ausfall oder Teilausfall einer Horchkiste, daher Anzahl der Kontakte möglicherweise höher 
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Anhang 2: Bewertung der Horchkisten-Daten - Abendsegler-Arten - und Handlungsempfehlungen nach LANU 
(2008) und MUGV (2011) (Legende s. Tabelle 5) 

Datum 30.04. 10.05. 27.05. 10.06. 24.06. 04.07. 26.07. 05.08. 17.08. 25.08. 01.09. 14.09. 26.09. 05.10. 

WEA 01 4 5 3 4 10 10 21 15 19 1034? 121 357 2 4 

WEA 02 1 4 15 6 18 5 37 27 16 710? 55 305 4 0 

WEA 03 8 6 50 5 20 11 38 58 0? 233 49 599 6 0 

WEA04 9 9 21 8 21 0? 0? 42 19 88 26 296 4 0 

WEA 05 7 21 19 23 28 2 25 191 69 100 63 348 1 1 

Zahl ? = Ausfall oder Teilausfall einer Horchkiste, daher Anzahl der Kontakte möglicherweise höher 

 

Anhang 3: Bewertung der Horchkisten-Daten - Breitflügelfledermaus - und Handlungsempfehlungen nach 
LANU (2008) und MUGV (2011) (Legende s. Tabelle 5) 

Datum 30.04. 10.05. 27.05. 10.06. 24.06. 04.07. 26.07. 05.08. 17.08. 25.08. 01.09. 14.09. 26.09. 05.10. 

WEA 01 2 4 0 0 9 2 13 9 2 15? 6 18 0 0 

WEA 02 6 7 0 0 4 0 12 15 9 34? 12 14 1 0 

WEA 03 4 3 3 0 42 58 73 61 0? 45 23 76 2 0 

WEA 04 2 1 7 0 187 0? 0? 60 77 163 21 56 1 0 

WEA 05 6 4 5 0 3 0 4 10 3 24 9 27 1 3 

Zahl ? = Ausfall oder Teilausfall einer Horchkiste, daher Anzahl der Kontakte möglicherweise höher 

 

Anhang 4: Bewertung der Horchkisten-Daten - Rauhhautfledermaus - und Handlungsempfehlungen nach 
LANU (2008) und MUGV (2011) (Legende s. Tabelle 5) 

Datum 30.04. 10.05. 27.05. 10.06. 24.06. 04.07. 26.07. 05.08. 17.08. 25.08. 01.09. 14.09. 26.09. 05.10. 

WEA 01 1 16 0 0 0 0 0 0 0 11? 3 6 3 0 

WEA 02 0 18 0 0 0 1 1 2 0 16? 14 7 8 0 

WEA 03 0 26 0 3 0 0 1 2 0? 16 31 6 1 0 

WEA 04 1 17 9 1 2 0? 0? 2 1 12 20 11 2 0 

WEA 5 0 11 4 0 1 6 0 0 6 11 20 48 4 0 

Zahl ? = Ausfall oder Teilausfall einer Horchkiste, daher Anzahl der Kontakte möglicherweise höher 
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Anhang 5:  Bewertung der Horchkisten-Daten - Zwergfledermaus - und Handlungsempfehlungen nach LANU 
(2008) und MUGV (2011) (Legende s. Tabelle 5) 

Datum 30.04. 10.05. 27.05. 10.06. 24.06. 04.07. 26.07. 05.08. 17.08. 25.08. 01.09. 14.09. 26.09. 05.10. 

WEA 01 3 10 0 0 1 0 1 3 3 6? 12 18 6 0 

WEA 02 3 14 2 2 0 0 1 3 1 3? 20 17 4 0 

WEA 03 0 5 1 2 0 0 2 0 0? 7 11 14 5 0 

WEA 04 1 10 4 1 0 0? 0? 5 0 9 21 68 3 0 

WEA 05 2 17 7 3 2 2 2 8 1 5 9 22 4 0 

Zahl ? = Ausfall oder Teilausfall einer Horchkiste, daher Anzahl der Kontakte möglicherweise höher 

 

Anhang 6: Bewertung der Horchkisten-Daten – Myotis-Arten - und Handlungsempfehlungen nach LANU 
(2008) und MUGV (2011) (Legende s. Tabelle 5) 

Datum 30.04. 10.05. 27.05. 10.06. 24.06. 04.07. 26.07. 05.08. 17.08. 25.08. 01.09. 14.09. 26.09. 05.10. 

WEA 01 0 2 0 0 0 0 0 0 0 0? 0 0 0 0 

WEA 02 0 0 1 1 1 0 1 0 2 1? 1 1 0 0 

WEA 03 1 1 0 0 0 0 1 2 0? 5 0 3 0 0 

WEA 04 0 0 0 0 0 0? 0? 0 0 0 0 1 0 0 

WEA 05 0 0 6 2 0 0 3 0 0 1 0 1 0 0 

Zahl ? = Ausfall oder Teilausfall einer Horchkiste, daher Anzahl der Kontakte möglicherweise höher 
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Anhang 7: Ergebnisse der Dauererfassung am Standort AnaBat Ost - WP Delfshausen 2016 

Grau unterlegt = Gerät defekt / Akku ausgefallen / Karte nicht auslesbar, - = keine Fledermäuse nachgewiesen 
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01.04.2016 - - - - - - - - 1 1 

02.04.2016 - - 1 - 3 1 - - 11 16 

03.04.2016 1 - 1 - 3 1 - - 12 18 

04.04.2016 - - - - - 3 - - 16 19 

05.04.2016 - - - - - - - - 8 8 

06.04.2016 - - - - - - - - 19 19 

07.04.2016 - - - - - - - - 1 1 

08.04.2016 - - - - - - - - 1 1 

09.04.2016 - - - - 1 - - - 13 14 

10.04.2016 - - - - 3 - - - 15 18 

11.04.2016 - - - - 1 - - - 11 12 

12.04.2016 - - - - 11 1 - 2 12 26 

13.04.2016 - - - - 23 6 - 4 17 50 

14.04.2016 - - - - 10 13 - 1 6 30 

15.04.2016 1 - - - 17 6 - - 15 39 

16.04.2016 - - - - - - - - 3 3 

17.04.2016 - - - - - - - - 1 1 

18.04.2016 - - - - - - - - 11 11 

19.04.2016 - - - - - 3 - - - 3 

20.04.2016 - - - - - - - - - - 

21.04.2016 - - - - - 1 - - - 1 

22.04.2016 - - - - - - - - - - 

23.04.2016 - - - - - - - - - - 

24.04.2016 - - - - - - - - - - 

25.04.2016 - - - - - - - - - - 

26.04.2016 - - - - - - - - - - 

27.04.2016 - - - - - - - - 1 1 

28.04.2016 - - - - - 1 - - 2 3 

29.04.2016 - - - - - 1 - - 21 22 

30.04.2016 - - - - - 4 - - 2 6 

01.05.2016 - - - - - 9 - - 1 10 

02.05.2016 1 - 3 1 11 4 - - 13 33 
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03.05.2016 - - - - - 2 - - 3 5 

04.05.2016 1 - 1 - 4 2 - 1 3 12 

05.05.2016 - - 2 - 4 5 - - 8 19 

06.05.2016 - - 1 1 6 8 - 1 12 29 

07.05.2016 1 1 3 - 1 26 - - 11 43 

08.05.2016 1 - 2 1 3 46 - 1 3 57 

09.05.2016 - - 1 - 4 27 - - 4 36 

10.05.2016 - - 2 1 7 27 - - - 37 

11.05.2016 - - - - 3 8 - - 2 13 

12.05.2016 - - - - 4 15 - - - 19 

13.05.2016 2 - - - - 6 - - 1 9 

14.05.2016 - - - - - - - - - - 

15.05.2016 - - - - 1 2 - - 7 10 

16.05.2016 - - - - 2 1 - - 2 5 

17.05.2016 - - - - 1 5 - - - 6 

18.05.2016 2 - - - 14 7 - 2 - 25 

19.05.2016 1 - - - 26 7 - 1 1 36 

20.05.2016 - - - - 45 1 - 2 - 48 

21.05.2016 3 1 - - 24 7 - 1 - 36 

22.05.2016 1 - - - 52 13 - 2 - 68 

23.05.2016 2 - - - - 1 - 1 - 4 

24.05.2016 3 - - - 86 2 - 5 - 96 

25.05.2016 5 1 2 2 51 9 - 6 3 79 

26.05.2016 - - - - 3 3 - - - 6 

27.05.2016 6 2 - - 43 5 - - - 56 

28.05.2016 1 - 1 1 8 4 - 1 1 17 

29.05.2016 - - - - 14 3 - - - 17 

30.05.2016 3 1 2 - 23 4 - 6 - 39 

31.05.2016 2 - 2 - 29 17 - 3 - 53 

01.06.2016 2 - - 1 1 9 - 1 - 14 

02.06.2016 2 - - - 12 33 - - 3 50 

03.06.2016 2 - 2 2 12 26 - 1 1 46 

04.06.2016 1 - - - 8 22 - 2 2 35 

05.06.2016 - - - - 3 6 - 1 1 11 

06.06.2016 4 - - - 27 4 - 1 2 38 



Fledermäuse WP Delfshausen                                                                Seite 56 von 69 

Büro Sinning, Inh. Silke Sinning - Ökologie, Naturschutz und räumliche Planung, Wildenloh 

Datum A
b

en
d

se
gl

e
r 

A
b

en
d

se
gl

e
r/

K
le

in
ab

e
n

d
se

gl
e

r 

B
re

it
fl

ü
ge

lf
le

d
e

rm
au

s 

A
b

en
d

se
gl

e
r/

 
B

re
it

fl
ü

ge
lf

le
d

e
rm

au
sk

o
m

p
le

x 

Zw
er

gf
le

d
e

rm
au

s 

R
au

h
h

au
tf

le
d

er
m

au
s 

M
ü

ck
en

fl
e

d
e

rm
au

s 

P
ip

is
tr

el
lu

s 
sp

e
c.

 

M
yo

ti
s 

sp
e

c.
 

G
e

sa
m

te
rg

e
b

n
is

 

07.06.2016 2 - - - 2 - - - 2 6 

08.06.2016 2 - - - 2 7 - 1 2 14 

09.06.2016 - 1 - - 13 - - - 1 15 

10.06.2016 - - - - 117 - - 16 2 135 

11.06.2016 6 - 3 3 3 10 - - 3 28 

12.06.2016 1 - - 1 4 2 - - - 8 

13.06.2016 1 2 - 1 35 9 - - 1 49 

14.06.2016 - - - 1 29 1 - - 1 32 

15.06.2016 1 - 1 - 1 1 - 1 1 6 

16.06.2016 1 - 3 2 40 2 - 6 - 54 

17.06.2016 - 2 1 - 4 1 - - - 8 

18.06.2016 - - 12 - 66 3 - - 1 82 

19.06.2016 - - - - - - - - - - 

20.06.2016 - - - - 1 - - - 1 2 

21.06.2016 - 2 2 2 3 4 - - - 13 

22.06.2016 - 2 2 1 - 2 - - 1 8 

23.06.2016 - - 2 - - 1 - - - 3 

24.06.2016 1 - 10 - 5 - - - - 16 

25.06.2016 - - - - - 1 - - 1 2 

26.06.2016 - - 2 1 - - - - 1 4 

27.06.2016 - 1 8 1 5 - - - 1 16 

28.06.2016 1 - 1 1 - - - - - 3 

29.06.2016 - - 5 - 1 4 - 1 - 11 

30.06.2016 - 1 10 - 5 2 - 2 2 22 

01.07.2016 - - 1 - - - - - - 1 

02.07.2016 - - 5 1 1 - - - - 7 

03.07.2016 2 1 - - - - - - - 3 

04.07.2016 - - 2 - - 1 - - - 3 

05.07.2016 1 - 5 1 - 3 - - - 10 

06.07.2016 1 - 4 - 2 1 - - - 8 

07.07.2016 1 - 38 8 5 1 - 1 1 55 

08.07.2016 1 - 8 3 - - - - - 12 

09.07.2016 - - 8 2 3 - - - - 13 

10.07.2016 - 3 9 2 2 2 - - - 18 

11.07.2016 3 - 7 4 2 - - - - 16 
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12.07.2016 - - 5 - - - - - - 5 

13.07.2016 - - 31 1 3 - - 1 - 36 

14.07.2016 5 1 6 2 - - - - 5 19 

15.07.2016 1 - 7 2 1 1 - - - 12 

16.07.2016 1 - 12 - 6 - - - - 19 

17.07.2016 1 - 15 1 1 1 - - - 19 

18.07.2016 - - 7 1 2 1 - - - 11 

19.07.2016 2 - 2 2 - 1 - - 2 9 

20.07.2016 1 2 42 2 5 1 - - 1 54 

21.07.2016 1 - 14 4 1 2 - - - 22 

22.07.2016 - 1 13 2 1 2 - - 1 20 

23.07.2016 1 - 13 1 3 - - - 1 19 

24.07.2016 - - 16 1 - 1 - - 2 20 

25.07.2016 1 1 8 1 3 - - - - 14 

26.07.2016 2 1 5 2 1 1 - 1 1 14 

27.07.2016 - - - - - - - - - - 

28.07.2016 1 - 5 - 6 1 - - 3 16 

29.07.2016 1 2 9 6 3 1 - - 2 24 

30.07.2016 - - 5 - 2 2 - - 2 11 

31.07.2016 7 - 5 - 3 - - - 1 16 

01.08.2016 3 2 5 1 3 1 - - - 15 

02.08.2016 19 - 5 3 9 - - - - 36 

03.08.2016 11 3 8 1 9 - - - 2 34 

04.08.2016 20 1 4 1 7 2 - - 1 36 

05.08.2016 14 2 21 2 6 1 - 1 - 47 

06.08.2016 18 - 10 - 37 1 - - - 66 

07.08.2016 8 1 7 2 - - - - - 18 

08.08.2016 20 2 9 3 10 - - - 2 46 

09.08.2016 5 1 17 - 1 - - - 1 25 

10.08.2016 4 - 8 1 1 1 - - 4 19 

11.08.2016 20 - 1 1 10 - - - 3 35 

12.08.2016 49 6 6 - 14 - - 1 3 79 

13.08.2016 27 1 16 3 27 - - - - 74 

14.08.2016 8 1 9 - 1 1 - - 2 22 

15.08.2016 26 1 1 - 2 - - - - 30 
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16.08.2016 6 - 3 - 1 - - - - 10 

17.08.2016 3 - 3 - 3 - - - - 9 

18.08.2016 3 - 8 - - 1 - - - 12 

19.08.2016 65 11 25 10 16 5 - 6 - 138 

20.08.2016 38 8 4 1 10 4 1 - 3 69 

21.08.2016 48 1 14 - 6 14 - 1 - 84 

22.08.2016 5 2 3 6 4 2 - - 3 25 

23.08.2016 27 1 5 4 2 2 - - - 41 

24.08.2016 31 2 7 - 2 11 - - 2 55 

25.08.2016 16 2 32 - 3 4 - - - 57 

26.08.2016 6 1 8 - - 4 - - - 19 

27.08.2016 16 1 7 - 1 8 - - - 33 

28.08.2016 22 1 11 - 1 47 - - 1 83 

29.08.2016 4 1 4 - 2 74 - - 1 86 

30.08.2016 8 - 3 - 1 2 - 1 2 17 

31.08.2016 13 7 3 - 1 11 - - 2 37 

01.09.2016 2 1 7 - 3 18 - - - 31 

02.09.2016 13 19 16 5 8 80 - 2 - 143 

03.09.2016 8 5 8 5 - 16 - - 3 45 

04.09.2016 37 8 16 2 7 317 - 3 3 393 

05.09.2016 3 - 8 - 1 4 - - 5 21 

06.09.2016 16 - 3 5 4 42 - 1 4 75 

07.09.2016 7 - 3 2 3 18 - 1 - 34 

08.09.2016 35 4 8 5 17 37 - - 3 109 

09.09.2016 14 - 2 1 - 6 - - - 23 

10.09.2016 4 1 3 1 - 20 - - 3 32 

11.09.2016 38 6 3 - 2 24 - - 2 75 

12.09.2016 68 7 8 2 8 10 - - 3 106 

13.09.2016 13 6 5 3 4 10 - - 2 43 

14.09.2016 25 18 4 2 - 7 - - - 56 

15.09.2016 17 - 2 1 - 7 - - - 27 

16.09.2016 14 5 - - - 8 - - - 27 

17.09.2016 4 - 2 - - 13 - - - 19 

18.09.2016 9 - - - - 10 - - - 19 

19.09.2016 4 - - - 1 9 - 1 - 15 
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20.09.2016 5 1 - - 2 6 - - 1 15 

21.09.2016 1 1 1 - - - - - - 3 

22.09.2016 6 2 1 - 1 7 - - - 17 

23.09.2016 2 - 1 - - 3 - - - 6 

24.09.2016 3 - 1 - - 4 - - - 8 

25.09.2016 2 1 1 - - 20 - - 1 25 

26.09.2016 1 - - - - 4 - - - 5 

27.09.2016 2 - - - 3 6 - 1 - 12 

28.09.2016 3 - 1 - 2 5 - - - 11 

29.09.2016 1 - - - - 33 - - - 34 

30.09.2016 2 - 1 - 1 3 - - - 7 

01.10.2016 2 2 3 - 2 1 - - 1 11 

02.10.2016 3 - - - - 2 - - - 5 

03.10.2016 1 - - - 2 12 - - - 15 

04.10.2016 1 - - - - 1 - - - 2 

05.10.2016 - - - - - - - - - - 

06.10.2016 - - - - - 2 - - - 2 

07.10.2016 2 - - - - - - - - 2 

08.10.2016 1 - - - - - - - - 1 

09.10.2016 - - - - - - - - - - 

10.10.2016 - - - - - 1 - - - 1 

11.10.2016 - - - - - 1 - - - 1 

12.10.2016 1 - - - - - - - - 1 

13.10.2016 - - - - - - - - - - 

14.10.2016 - - - - - - - - - - 

15.10.2016 5 - - - 1 1 - - - 7 

16.10.2016 - - - - 1 1 - - - 2 

17.10.2016 4 - - - - 1 - - - 5 

18.10.2016 - - - - - 1 - - - 1 

19.10.2016 - - - - - - - - - - 

20.10.2016 - - - - - - - - - - 

21.10.2016 - 2 - - - - - - - 2 

22.10.2016 - - - - 18 1 - - - 19 

23.10.2016 - - - - - - - - - - 

24.10.2016 - - - - - - - - - - 
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25.10.2016 - - - - - - - - - - 

26.10.2016 - - - - 1 - - - - 1 

27.10.2016 - - - - - - - - - - 

28.10.2016 6 - - - 6 9 - - - 21 

29.10.2016 - - - - - 3 - - - 3 

30.10.2016 - - 1 - 2 - - - - 3 

31.10.2016 - - - - 1 3 - - - 4 

01.11.2016 - - 1 - - - - - - 1 

02.11.2016 - - - - - - - - - - 

03.11.2016 - - - - - - - - - - 

04.11.2016 - - - - - - - - - - 

05.11.2016 - - - - - - - - - - 

06.11.2016 - - - - - - - - - - 

07.11.2016 - - - - - - - - - - 

08.11.2016 - - - - - - - - - - 

09.11.2016 - - - - - - - - - - 

10.11.2016 - - - - - - - - - - 

11.11.2016 - - - - - - - - - - 

12.11.2016 - - - - - - - - - - 

13.11.2016 - - - - - - - - - - 

14.11.2016 - - - - - - - - - - 

15.11.2016 - - - - - - - - - - 

Gesamtergebnis 1.046 177 772 146 1.287 1.473 1 95 389 5.386 
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Anhang 8: Ergebnisse der Dauererfassung am Standort AnaBat West - WP Delfshausen 2016 

Grau unterlegt = Gerät defekt / Akku ausgefallen / Karte nicht auslesbar, - = keine Fledermäuse nachgewiesen 
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01.04.2016 - - - - - - - - - - - 

02.04.2016 - - - - - - - - - - - 

03.04.2016 - - - - 2 3 - - - - 5 

04.04.2016 - - - - - 3 - - - - 3 

05.04.2016 - - - - - - - - - 2 2 

06.04.2016 - - - - - - - - - - - 

07.04.2016 - - - - - - - - - - - 

08.04.2016 - - - - - - - - - 1 1 

09.04.2016 - - - - - - - - - 1 1 

10.04.2016 2 - - - - - - - - 1 3 

11.04.2016 - - - - 2 1 - - - 1 4 

12.04.2016 - - - - 4 6 - - - - 10 

13.04.2016 - - - - 6 4 - 1 - - 11 

14.04.2016 - - - - - 7 - - - - 7 

15.04.2016 - - - - 4 3 - - - - 7 

16.04.2016 - - - - - - - - - 1 1 

17.04.2016 - - - - - - - - - - - 

18.04.2016 - - - - - - - - - - - 

19.04.2016 - - - - 1 1 - - - - 2 

20.04.2016 - - - - - - - - - - - 

21.04.2016 - - - - - - - - - - - 

22.04.2016 - - - - - - - - - - - 

23.04.2016 - - - - - - - - - - - 

24.04.2016 - - - - - - - - - - - 

25.04.2016 - - - - - - - - - - - 

26.04.2016 - - - - - - - - - - - 

27.04.2016 - - - - - - - - - 1 1 

28.04.2016 - - - - - - - - - - - 

29.04.2016 - - - - 1 2 - - - - 3 

30.04.2016 - - - - 2 7 - - - - 9 

01.05.2016 - - - - - 4 - - - - 4 

02.05.2016 - - 1 - 2 8 - 2 - - 13 
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03.05.2016 - - - - - - - - - - - 

04.05.2016 - - - - 3 1 - - - - 4 

05.05.2016 - - 1 - 7 10 - - - - 18 

06.05.2016 - - - - 6 21 - - - 1 28 

07.05.2016 - - - - 6 38 - - - - 44 

08.05.2016 1 - 3 - 2 55 - - - 1 62 

09.05.2016 - - 2 - 3 23 - - - - 28 

10.05.2016 - - 1 - 3 23 - - - 1 28 

11.05.2016 - - - 1 1 18 - 1 - - 21 

12.05.2016 - - - - 5 25 - - - - 30 

13.05.2016 - - 1 1 2 2 - - - 2 8 

14.05.2016 - - - - - - - - - - - 

15.05.2016 1 - - - - - - - - 1 2 

16.05.2016 2 - - - - 1 - - - - 3 

17.05.2016 - - - - - 15 - - - - 15 

18.05.2016 - - - - 2 6 - 2 - 1 11 

19.05.2016 1 - 1 - 3 1 - - - - 6 

20.05.2016 - - 3 - 7 1 - 1 - - 12 

21.05.2016 3 1 1 - 7 2 - 3 - - 17 

22.05.2016 1 - - - 5 5 - 1 - - 12 

23.05.2016 - - - - 1 2 - - - - 3 

24.05.2016 1 - 3 - 4 - - - - 1 9 

25.05.2016 2 - 1 - 5 3 - 1 - - 12 

26.05.2016 - - - - 2 - - - - - 2 

27.05.2016 3 - 1 - 5 4 - - - - 13 

28.05.2016 - - - - 2 4 - - - 1 7 

29.05.2016 - - - - 3 - - - - - 3 

30.05.2016 6 1 1 1 2 2 - - - 1 14 

31.05.2016 2 - 3 - 1 4 - - - 1 11 

01.06.2016 3 - - - - 1 - - - 1 5 

02.06.2016 - - - - - 5 - - - 1 6 

03.06.2016 2 1 1 - 1 2 - - - 1 8 

04.06.2016 1 - 2 - - 2 - - - 2 7 

05.06.2016 2 - - 1 1 5 - - - 4 13 

06.06.2016 1 1 - - - 2 - 1 - 3 8 
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07.06.2016 3 - 1 - - - - - - - 4 

08.06.2016 - - - - - 1 - - - 1 2 

09.06.2016 - - - - 1 1 - - - 1 3 

10.06.2016 - - - - - 1 - - - 1 2 

11.06.2016 2 1 2 - 1 3 - - - - 9 

12.06.2016 1 - 2 1 - - - - - 1 5 

13.06.2016 1 1 2 - 1 1 - - - - 6 

14.06.2016 2 2 1 - - 1 - - - 1 7 

15.06.2016 - - - 1 1 2 - - - 1 5 

16.06.2016 2 - - - 1 1 - 1 - - 5 

17.06.2016 1 - - - - 2 - - - - 3 

18.06.2016 2 - 1 - - 3 - - - - 6 

19.06.2016 - - - - - - - - - 1 1 

20.06.2016 - - - - - - - - - - - 

21.06.2016 2 1 3 3 2 2 - - - - 13 

22.06.2016 - 5 4 - 1 3 - - - 1 14 

23.06.2016 - - 1 - - - - - - - 1 

24.06.2016 1 - 4 - - 2 - - - - 7 

25.06.2016 - - 1 - - - - 1 - 2 4 

26.06.2016 - 1 1 - 3 - - - - - 5 

27.06.2016 - - - 1 - - - 1 - - 2 

28.06.2016 4 1 2 1 1 1 - - - - 10 

29.06.2016 - 1 2 - 3 - - - - - 6 

30.06.2016 - - 2 - 3 - - - - - 5 

01.07.2016 1 - 2 - - - - - - - 3 

02.07.2016 - - - - - - - - - - - 

03.07.2016 - - - - - - - - - - - 

04.07.2016 2 - 1 - - 1 - - - - 4 

05.07.2016 - - 1 - - - - - - - 1 

06.07.2016 - - 1 - 1 1 - - - - 3 

07.07.2016 6 4 5 1 3 - - - - - 19 

08.07.2016 2 - 5 1 - 1 - - - 1 10 

09.07.2016 7 - 7 - 6 2 - - - - 22 

10.07.2016 2 1 17 3 - 2 - 1 - - 26 

11.07.2016 1 1 6 1 1 2 - - - - 12 
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12.07.2016 3 - 6 - 1 3 - - - 1 14 

13.07.2016 2 - 4 - 4 2 - 2 - 2 16 

14.07.2016 3 - 1 - 1 - - - - - 5 

15.07.2016 1 - 3 - 1 2 - 1 - 1 9 

16.07.2016 2 - 4 - 1 - - - - 1 8 

17.07.2016 - 1 3 - 1 4 - - - - 9 

18.07.2016 2 - 5 1 3 - - - - - 11 

19.07.2016 2 1 10 - 2 1 - - - 2 18 

20.07.2016 8 - 21 3 3 1 - - - - 36 

21.07.2016 - - 6 1 1 - - - - - 8 

22.07.2016 - - - - - - - - - - - 

23.07.2016 - - - - - - - - - - - 

24.07.2016 - - - - - - - - - - - 

25.07.2016 - - - - - - - - - - - 

26.07.2016 - - - - - - - - - - - 

27.07.2016 - - - - - - - - - - - 

28.07.2016 6 - 8 1 7 - - - - 6 28 

29.07.2016 1 - 2 1 6 - - - - 1 11 

30.07.2016 2 1 2 - 1 - - - - - 6 

31.07.2016 3 - 2 1 2 - - - - - 8 

01.08.2016 2 - 2 - 5 - - - - 1 10 

02.08.2016 3 1 6 1 14 2 - - - - 27 

03.08.2016 - 1 9 1 4 - - 2 - 2 19 

04.08.2016 2 1 6 - 1 1 - - - 1 12 

05.08.2016 2 - 5 - - - - - - 5 12 

06.08.2016 1 - 7 1 3 - - - - - 12 

07.08.2016 5 1 15 4 5 - - - - 1 31 

08.08.2016 4 1 1 - 3 - - 1 - - 10 

09.08.2016 1 - 1 - 1 - - - - - 3 

10.08.2016 - 1 1 - 5 - - - - 1 8 

11.08.2016 3 - 4 1 2 - - - - 1 11 

12.08.2016 11 1 1 - 6 4 - - - 3 26 

13.08.2016 8 1 6 1 9 1 - - - 2 28 

14.08.2016 2 1 2 - 2 1 - - - 3 11 

15.08.2016 5 5 2 - 3 2 - 1 - 1 19 
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16.08.2016 1 2 3 - 3 1 - - - - 10 

17.08.2016 3 2 4 1 3 2 - - - 1 16 

18.08.2016 - 1 3 - 4 1 - - - 1 10 

19.08.2016 65 7 20 9 10 3 1 1 - - 116 

20.08.2016 12 1 8 1 8 3 - 1 - 1 35 

21.08.2016 28 5 7 - 4 12 - 1 1 - 58 

22.08.2016 23 6 8 3 6 6 - - - - 52 

23.08.2016 13 5 5 3 6 7 - 1 - 2 42 

24.08.2016 247 18 17 6 7 37 1 1 - 1 335 

25.08.2016 408 36 10 5 1 22 1 2 - 2 487 

26.08.2016 17 10 13 1 2 9 - 1 - - 53 

27.08.2016 323 5 17 19 7 9 - - - 1 381 

28.08.2016 51 11 7 1 2 41 - - - 2 115 

29.08.2016 8 1 4 1 5 121 - - - 3 143 

30.08.2016 4 6 5 - 4 6 - - - 1 26 

31.08.2016 30 3 5 2 13 33 - - - 1 87 

01.09.2016 6 1 3 3 5 30 - - - 2 50 

02.09.2016 31 16 10 5 11 29 - 1 - 3 106 

03.09.2016 8 - 26 4 5 67 - 1 - 1 112 

04.09.2016 34 9 11 1 4 61 - - - 2 122 

05.09.2016 - 1 1 1 - 19 - - - - 22 

06.09.2016 12 2 5 1 9 133 - 2 - 1 165 

07.09.2016 7 - 6 1 4 15 - - - 2 35 

08.09.2016 - - - - - - - - - - - 

09.09.2016 3 - 2 - 3 22 - - - 1 31 

10.09.2016 5 - 6 - 4 41 - - - 2 58 

11.09.2016 24 3 1 - 11 14 - 2 - - 55 

12.09.2016 37 2 10 9 3 37 - - 1 1 100 

13.09.2016 82 5 10 6 13 35 - - - 1 152 

14.09.2016 79 22 14 6 7 64 - 1 - 1 194 

15.09.2016 45 15 6 2 3 66 - - - - 137 

16.09.2016 31 7 - 1 6 18 - 2 - 1 66 

17.09.2016 9 - 2 - 2 21 - - - - 34 

18.09.2016 3 1 1 - 3 15 - - - - 23 

19.09.2016 8 1 - - 4 31 - - - 1 45 
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20.09.2016 2 1 - - 4 3 - - - - 10 

21.09.2016 10 - 1 - 2 5 - - - - 18 

22.09.2016 11 1 1 1 6 17 - - - - 37 

23.09.2016 1 - - - 3 14 - - - 1 19 

24.09.2016 4 - 1 - 10 14 - - - - 29 

25.09.2016 4 - 1 2 14 25 - - - - 46 

26.09.2016 - - 1 - 3 7 - - - - 11 

27.09.2016 2 - - - 1 8 - - - - 11 

28.09.2016 3 - 1 - - 7 - - - - 11 

29.09.2016 - - - - 1 6 - - - - 7 

30.09.2016 1 - - - 1 6 - 1 - - 9 

01.10.2016 9 - - 1 4 11 - - - - 25 

02.10.2016 2 - - - - 2 - - - - 4 

03.10.2016 1 - - - 1 13 - - - - 15 

04.10.2016 - - - - - 1 - - - - 1 

05.10.2016 - - - - - - - - - - - 

06.10.2016 - - - - 4 1 - - - - 5 

07.10.2016 - - - - - 2 - - - - 2 

08.10.2016 - - - - - - - - - - - 

09.10.2016 1 - - - - 1 - - - - 2 

10.10.2016 - - - - 1 1 - - - - 2 

11.10.2016 - - - - - 1 - - - - 1 

12.10.2016 - - - - 2 - - - - - 2 

13.10.2016 - - - - - 1 - - - - 1 

14.10.2016 - - - - - - - - - - - 

15.10.2016 9 - 1 1 3 4 - - - - 18 

16.10.2016 7 1 2 - 3 4 - - - - 17 

17.10.2016 10 - - - 3 3 - - - - 16 

18.10.2016 - - - - - - - - - - - 

19.10.2016 - - - - - 2 - - - - 2 

20.10.2016 - - - - - - - - - - - 

21.10.2016 - - - - 2 - - - - - 2 

22.10.2016 1 - - - 3 7 - - - - 11 

23.10.2016 - - - - - 1 - - - - 1 

24.10.2016 - - - - - - - - - - - 
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25.10.2016 - - - - - 1 - - - - 1 

26.10.2016 - 1 - - 1 - - - - - 2 

27.10.2016 5 - 3 3 - 1 - - - - 12 

28.10.2016 3 - - - 4 2 - - - - 9 

29.10.2016 - - - - - 4 - - - - 4 

30.10.2016 2 - - - 1 - - - - - 3 

31.10.2016 - - - - - 3 - - - - 3 

01.11.2016 - - - - - - - - - - - 

02.11.2016 - - - - - - - - - - - 

03.11.2016 - - - - - - - - - - - 

04.11.2016 - - - - - - - - - - - 

05.11.2016 - - - - - - - - - - - 

06.11.2016 - - - - - - - - - - - 

07.11.2016 - - - - - - - - - - - 

08.11.2016 - - - - - - - - - - - 

09.11.2016 - - - - - - - - - - - 

10.11.2016 - - - - - - - - - - - 

11.11.2016 - - - - - - - - - - - 

12.11.2016 - - - - - - - - - - - 

13.11.2016 - - - - - - - - - - - 

14.11.2016 - - - - - - - - - - - 

15.11.2016 - - - - - - - - - - - 

Gesamtergebnis 1.905 248 507 134 498 1.598 3 42 2 113 5.050 
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Anhang 9: Boxplot-Darstellung der nächtlichen Fledermauskontaktzahlen pro Dekade am Standort AnaBat 

Ost 2016 

(schwarzer Balken in der Box = Median; die Box umfasst 50 % aller Datenpunkte; obere und untere Whisker umfas-
sen alle Daten bis zu einer 1,5-fachen Länge der Box und enden an einem Datenpunkt; Ausreißerwerte = Kreise; 
gelbe und rote Hilfslinie = Grenze von 30 bzw. 100 Kontakten; erstellt mit R, Version 3.3.2) 
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Anhang 10: Boxplot-Darstellung der nächtlichen Fledermauskontaktzahlen pro Dekade am Standort AnaBat 

West 2016 

(schwarzer Balken in der Box = Median; die Box umfasst 50 % aller Datenpunkte; obere und untere Whisker umfas-
sen alle Daten bis zu einer 1,5-fachen Länge der Box und enden an einem Datenpunkt; Ausreißerwerte = Kreise; 
gelbe und rote Hilfslinie = Grenze von 30 bzw. 100 Kontakten; erstellt mit R, Version 3.3.2) 
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1.0 ANLASS UND AUFGABENSTELLUNG  
Die Gemeinde Rastede beabsichtigt anlässlich aktueller Entwicklungsvorhaben und auf-
grund des kommunalen Willens einen Beitrag zur Energiewende zu leisten, die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung eines Windparks im nördlichen Gemeindege-
biet zu schaffen und führt zu diesem Zweck die Aufstellung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ durch. 
 
Aufgrund der anhaltenden regionalen Nachfrage nach neuen Standorten für Windener-
gieanlagen (WEA) hat die Gemeinde Rastede die „Standortpotenzialstudie für Windparks 
im Gebiet der Gemeinde Rastede“ (PLANUNGSBÜRO DIEKMANN & MOSEBACH, 2016) erar-
beiten lassen, in der das gesamte Gemeindegebiet hinsichtlich möglicher, für Windener-
gienutzungen geeigneter Standorte untersucht worden ist. 
 
Auf Ebene des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden in der vorliegenden spezi-
ellen artenschutzrechtlichen Prüfung (im Folgenden auch kurz saP genannt) die Auswir-
kungen der konkreten Standorte von zwei geplanten Windenergieanlagen auf die Vorkom-
men von Flora und Fauna im Wirkbereich berücksichtigt.  
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 „Windenergie 
Lehmdermoor“ umfasst eine Fläche von ca. 15,47 ha, die nur zu einem geringen Teil für 
die neuen Windenergieanlagenstandorte und deren Erschließung baulich beansprucht 
wird. Im Rahmen faunistischer Erfassungen wurden besonders oder streng geschützte 
Tierarten gemäß § 7 (2) Nr. 13 und 14 BNatSchG festgestellt, deren Vorkommen zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ein potenzielles Planungshemmnis darstellen. Um dieses Pla-
nungshindernis zu beseitigen, ist ein Nachweis zu erbringen, dass die Vorschriften des 
europäischen Artenschutzrechtes eingehalten werden. Dieser Nachweis soll im Rahmen 
einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (im Folgenden auch kurz saP genannt) 
erbracht werden. 
 
Grundlage für die Beurteilung der artenschutzrechtlichen Situation ist u. a. die Planzeich-
nung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ dar. 
Dieser Darstellung werden insbesondere die geplanten Standorte der einzelnen Wind-
energieanlagen (WEA) entnommen.  

2.0 HINWEISE ZUR SPEZIELLEN ARTENSCHUTZRECHTLICHEN PRÜFUNG 

2.1 Zielsetzungen 
In der vorliegenden speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung werden die artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG, die durch das Vorhaben erfüllt wer-
den können, bezüglich der durch die durchgeführten Erfassungen nachgewiesenen ge-
meinschaftsrechtlich geschützten Arten (alle europäischen Vogelarten, Arten des An-
hangs IV FFH-Richtlinie) ermittelt und dargestellt. 
 
Werden die oben beschriebenen Verbotstatbestände erfüllt, wird im Weiteren geprüft, ob 
die naturschutzrechtlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme von den Verbotsbestän-
den nach § 44 BNatSchG gegeben sind (Prognose zu einer Ausnahme nach 
§ 45 BNatSchG).  

2.2 Rechtliche Grundlagen 
Im Folgenden wird ein kurzer Überblick über die in der saP zu berücksichtigenden recht-
lichen Rahmenbedingungen gegeben. Der textliche Inhalt ist u. a. den „Hinweise zur Auf-
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stellung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prü-
fung (saP)“ des BAYERISCHEN STAATSMINISTERIUMS von 03/2011 sowie den Vollzugshin-
weisen zum Artenschutzrecht der LANA (Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz, Land-
schaftspflege und Erholung) (LANA 2010) entnommen. 
 
Die generellen artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 sind folgen-
dermaßen gefasst: 
 
"Es ist verboten, 
 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fan-
gen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-
rungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch 
die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder 
zu zerstören  

 

(Zugriffsverbote)." 
 
Diese Verbote werden um den für Eingriffsvorhaben relevanten Absatz 5 des 
§ 44 BNatSchG ergänzt, mit dem bestehende und von der Europäischen Kommission an-
erkannte Spielräume bei der Auslegung der artenschutzrechtlichen Vorschriften der FFH-
Richtlinie genutzt und rechtlich abgesichert werden, um akzeptable und im Vollzug prak-
tikable Ergebnisse bei der Anwendung der Verbotsbestimmungen des Absatzes 1 zu er-
zielen: 
 
„(5) Für nach § 15 Absatz 1 unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Natur 
und Landschaft, die nach § 17 Absatz 1 oder Absatz 3 zugelassen oder von einer Behörde 
durchgeführt werden, sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1 gelten die 
Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5. Sind in An-
hang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogel-
arten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Num-
mer 2 aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen 

 
1. das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die 

Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und Verlet-
zungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese 
Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutz-
maßnahmen nicht vermieden werden kann, 

2. das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und der Entnahme, 
Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Absatz 1 Nummer 
1 nicht vor, wenn die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erfor-
derlichen Maßnahme, die auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung 
oder ihrer Entwicklungsformen vor Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung und 
die Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im 



Gemeinde Rastede – saP zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12  
„Windenergie Lehmdermoor " 3 

 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt werden und diese Beein-
trächtigungen unvermeidbar sind, 

3. das Verbot nach Absatz 1 Nummer 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der 
von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im 
räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

 
Entsprechend obigem Abs. 5 gelten die artenschutzrechtlichen Verbote bei nach § 15 
BNatSchG zulässigen Eingriffen in Natur und Landschaft sowie nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuches zulässigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 nur für die in 
Anhang IV der FFH-RL aufgeführte Tier- und Pflanzenarten sowie für die europäischen 
Vogelarten. Eine Rechtverordnung nach § 54 Absatz 1 Nr. 2 (nationale Verantwortungs-
arten) existiert aktuell noch nicht. 
 
Bezüglich der Tierarten nach Anhang IV a) FFH-RL sowie der Europäischen Vogelarten 
nach Art. 1 VRL ergibt sich somit aus § 44 Abs.1, Nr. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG für 
nach § 15 BNatSchG zulässige Eingriffe folgende Verbote: 
 
 Zugriffsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG): Nachstellen, Fangen, Verletzen oder 

Töten von Tieren bzw. Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungs-
formen. 

 Schädigungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG): Beschädigung 
oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten und damit verbundene vermeid-
bare Verletzung oder Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungsformen. Abweichend 
davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff 
oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang gewahrt wird. 

 Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG): Erhebliches Stören von Tieren wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszei-
ten. Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die Störung zu keiner Ver-
schlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population führt. 

 
Bezüglich der Pflanzenarten nach Anhang IV b) FFH-RL ergibt sich aus § 44 Abs.1 Nr. 4 
i.V.m. Abs. 5 BNatSchG für nach § 15 BNatSchG zulässige Eingriffe folgendes Verbot: 
 
 Schädigungsverbot: Beschädigen oder Zerstören von Standorten wild lebender 

Pflanzen oder damit im Zusammenhang stehendes vermeidbares Beschädigen oder 
Zerstören von Exemplaren wild lebender Pflanzen bzw. ihrer Entwicklungsformen. Ab-
weichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die ökologische Funktion des von 
dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Standorts im räumlichen Zusammenhang ge-
wahrt wird. 

 
Wird trotz der Durchführung von Vorkehrungen zur Vermeidung der Verbotstatbestand 
gemäß § 44 (1) 3 (Schädigung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten) erfüllt, so können 
gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG, soweit erforderlich, auch vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen festgesetzt werden. Diese entsprechen den sogenannten CEF-Maßnahmen – 
(measures that ensure the continued ecological functionality) der Interpretationshilfe der 
EU-KOMMISSION (2007) zur Umsetzung der Anforderungen der Artikel 12, 13 und 16 der 
FFH-RL.  
 
Diese dienen dem Erhalt des derzeitigen (günstigen) Erhaltungszustandes der betroffe-
nen Art. Diese Maßnahmen müssen aus den spezifischen Empfindlichkeiten und ökologi-
schen Erfordernissen der jeweiligen betroffenen Art bzw. Population abgeleitet werden, 
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d. h. sie sind an der jeweiligen Art und an der Funktionalität auszurichten. Auch hinsicht-
lich der zeitlichen Komponente ist zu beachten, dass keine Zeitlücke (time-lag) entsteht, 
in der eine irreversible Schwächung der Population zu befürchten ist, d. h. diese neu ge-
schaffenen Lebensstätten müssen funktionsfähig sein, ehe der Eingriff vorgenommen 
wird. 
 
Werden die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG bezüglich der 
gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten erfüllt, müssen, um die Planung unverändert 
fortführen zu können, Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG nachge-
wiesen werden. 
 
Einschlägige Ausnahmevoraussetzungen liegen u. a. vor wenn: 
 

o zumutbare Alternativen [die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der 
relevanten Arten führen] nicht gegeben sind,  

o zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich 
solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art vorliegen oder im Interesse der Gesund-
heit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Landesvertei-
digung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen 
Auswirkungen auf die Umwelt gegeben sind, 

o sich der Erhaltungszustand der Populationen der betroffenen Arten nicht ver-
schlechtert und  

o bezüglich der Arten des Anhangs IV FFH-RL der günstige Erhaltungszustand der 
Populationen der Art gewahrt bleibt. 

 
Um eine Verschlechterung des Erhaltungszustands einer Population zu vermeiden, kön-
nen nach Auffassung der EU-Kommission auch spezielle kompensatorische Maßnahmen 
eingesetzt werden. Diese Maßnahmen werden häufig „Maßnahmen zur Sicherung des 
Erhaltungszustands“ oder auch „FCS-Maßnahmen“ (measures to ensure a favourable 
conservation status) genannt, da sie dazu dienen sollen, einen günstigen Erhaltungszu-
stand (Favourable Conservation Status) zu bewahren. Diese Maßnahmen zur Sicherung 
des Erhaltungszustands der betroffenen Populationen sind zwar weder in der FFH-RL 
noch im BNatSchG explizit erwähnt und somit nicht verbindlich vorgeschrieben. Entspre-
chend den Empfehlungen der EU-Kommission sind sie jedoch zweckmäßig, um eine Aus-
nahme insbesondere hinsichtlich der Bewahrung eines guten Erhaltungszustands zu 
rechtfertigen. Die EU-Kommission nennt folgende Anforderungen für derartige FCS-Maß-
nahmen: 
 
 Die Maßnahmen müssen die negativen Auswirkungen des Vorhabens den spezifi-

schen Gegebenheiten entsprechend ausgleichen. 
 Die Maßnahmen müssen eine hohe Erfolgschance / Wirksamkeit aufweisen und auf 

bewährten Fachpraktiken basieren. 
 Sie müssen die Möglichkeit garantieren, dass eine Art einen guten Erhaltungszustand 

erreichen kann. 
 Sie müssen möglichst schon vor oder spätestens zum Zeitpunkt der Zerstörung einer 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätte Wirkung zeigen (ob gewisse zeitliche Verzögerungen 
hingenommen werden können oder nicht, ist in Abhängigkeit von den betroffenen Ar-
ten und Habitaten zu beurteilen) (vgl. EU-KOMMISSION 2007: 70ff). 

 
Aus Gründen der Praktikabilität und in Abgrenzung zu den „vorgezogenen Ausgleichs-
maßnahmen“ wird in Abhängigkeit von den betroffenen Habitaten und Arten durchaus 
eine gewisse Verzögerung zwischen Eingriffszeitpunkt und voller Wirksamkeit einer FCS-
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Maßnahme akzeptiert werden können (vgl. auch EU-KOMMISSION 2007: 70ff). Vorausset-
zung hierfür ist aber, dass der Erhaltungszustand einer Art nicht bereits derart schlecht ist 
und die Wiederherstellbarkeit der erforderlichen Habitatstrukturen derart ungünstig ist, 
dass vorübergehende Funktionsverminderungen eine irreversible Auswirkung auf den Er-
haltungszustand der Art haben, d. h. in überschaubaren Zeiträumen, bzw. mit einer aus-
reichenden Sicherheit nicht wieder ausgeglichen werden können (RUNGE et al. 2009). 

2.3 Methodisches Vorgehen 
Nachfolgend erfolgt eine artenschutzrechtliche Prüfung unter Berücksichtigung des Leit-
fadens zur Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von Wind-
energieanlagen in Niedersachsen im Anhang des Windenergieerlasses Niedersachsen 
(MU Niedersachsen 2016). Dieser enthält eine (nicht abschließende) Auflistung WEA-
empfindlicher Brut- und Rastvogelarten in Niedersachsen mit Angaben zu Prüfradien bei 
der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen. Die Angaben zu Prüfradien be-
ruhen auf Empfehlungen der Nds. Fachbehörde für Naturschutz (NLWKN). Die nachfol-
gend dargestellten Prüfschritte werden in Anlehnung an die „Hinweise zur Aufstellung der 
naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP)“ des 
BAYERISCHEN STAATSMINISTERIUMS mit Stand 03/2011, den Leitfaden zur Berücksichti-
gung des Artenschutzes bei Aus- und Neubau von Bundeswasserstraßen (BMVBS 2009) 
durchgeführt. Weitere Grundlage sind die Hinweise der LANA (Länderarbeitsgemein-
schaft Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung) zur Anwendung des europäischen 
Artenschutzrechts bei der Zulassung von Vorhaben und bei Planungen (LANA 2010).  
 
In einem ersten Arbeitsschritt erfolgt die Darstellung der Wirkfaktoren, die von dem Vor-
haben ausgehen und Auswirkungen auf die im Planungsraum vorkommenden Arten ha-
ben können. Weiterhin werden Möglichkeiten zur Vermeidung und Minimierung von Be-
einträchtigungen aufgeführt. Anschließend erfolgt eine Einschätzung der Auswirkungen 
der Wirkfaktoren unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnah-
men. 
 
Im Rahmen einer Voruntersuchung wird eine Vorauswahl der untersuchungsrelevanten 
Arten getroffen (Abschichtung des Artenspektrums). Es erfolgt eine tabellarische Zusam-
menfassung der zu untersuchenden Tier- und Pflanzenarten, die in dem Untersuchungs-
raum nachgewiesen wurden und ggf. der Arten, die potenziell vorkommen könnten.  
 
Als nächster Arbeitsschritt erfolgt eine Konfliktanalyse mit dem Ziel zu untersuchen, ob 
Verbotstatbestände einschlägig sind. Bei der Beurteilung, ob artenschutzrechtliche Ver-
botstatbestände erfüllt sind, werden die genannten Vorkehrungen zur Vermeidung und 
Minimierung von Beeinträchtigungen mit einbezogen. 
 
Sind Verbotstatbestände einschlägig, ist im Rahmen der weiteren Planung zu prüfen, ob 
die naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme von den Verboten gem. 
§ 45 Abs. 7 BNatSchG gegeben sind. 
 
Die Abgrenzung des Untersuchungs- bzw. Betrachtungsraumes erfolgte vorhabenbezo-
gen und entsprechend der prognostizierten Auswirkungen und Beeinträchtigungen auf die 
einzelnen betroffenen Arten durch die jeweiligen Fachgutachter.   

2.3.1 Datengrundlagen und Abgrenzung der Untersuchungsgebiete  
Für das Plangebiet liegt umfangreiches Datenmaterial zu Flora und Fauna vor. 
 
Im Rahmen der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 wurde im 
Mai 2016 eine detaillierte Biotoptypenkartierung im Plangebiet durchgeführt. Außerdem 
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wurden die gefährdeten und besonders geschützten Arten nach GARVEL (2004) erfasst. 
Die Typisierung und Bezeichnung der Biotope wurde in Anlehnung an den „Kartierschlüs-
sel für Biotoptypen in Niedersachsen“ (DRACHENFELS 2011) vorgenommen. 
 
Die Erfassung der Brutvogelfauna erfolgte von Mitte April und Ende Juli 2015 und von 
Mitte Februar bis Ende April 2016 innerhalb eines Radius von 1.000 m um die im Rahmen 
der Standortpotenzialstudie ermittelte Potenzialfläche Nr. 3 "Delfshausen", welche größer 
ist, als der aktuelle Geltungsbereich der vorliegenden Bauleitplanung. Die Abgrenzung 
des Untersuchungsgebietes entspricht den Empfehlungen des NLT (2014). Aufgrund der 
späten Auftragsvergabe konnte mit der Erfassung erst ab Mitte April 2015 begonnen wer-
den, so dass die Kartierungen in 2016 vervollständigt wurden.  
 
Zusätzlich dazu wurde aufgrund des Vorkommens eines Weißstorchhorstes östlich des 
Plangebietes eine Raumnutzungserfassung in 2016 durch das Büro Sinning, Wildenloh 
durchgeführt. Diese umfasste neben den Beobachtungen der Flugbewegungen des Weiß-
storches auch die Raumnutzung der Greif- und Großvögel innerhalb des Geltungsberei-
ches der vorliegenden Planung (im Gutachten genannt: Delfshausen).  
 
Das Untersuchungsgebiet für die Bestandserhebung der Rastvögel entspricht dem Un-
tersuchungsgebiet der Brutvögel. Die Erfassungen erfolgen zwischen Mitte Februar 2016 
und Anfang Februar 2017.  
 
Desweiteren liegt eine vollständige Fledermauserfassung aus dem Jahr 2016 vor.  

2.3.2 Projektbezogene Wirkfaktoren 
Durch das Planvorhaben entstehen Beeinträchtigungen auf die zu untersuchenden 
Schutzgüter. Auslöser dieser Beeinträchtigungen sind vorhabenbedingte Wirkfaktoren. In 
Tab. 1 bis Tab. 3 werden die wichtigsten Wirkfaktoren zusammengestellt, die Beeinträch-
tigungen und Störungen der streng bzw. besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten 
verursachen können. 
 
Baubedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Die baubedingten Auswirkungen umfassen die Faktoren, die während der Realisierung 
der Planung auf die Umwelt wirken. Von den baubedingten Auswirkungen sind möglich-
erweise verschiedene Pflanzen- und Tierarten betroffen. Es handelt sich allerdings vor-
wiegend um zeitlich befristete Beeinträchtigungen, die mit der Beendigung der Bauaktivi-
täten enden, aber auch nachwirken können. 
 
Tab. 1: Baubedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die einzelnen Arten 
Baustelleneinrichtung, Herstel-
lung von Zuwegungen, Kran-
stellflächen und Vormontage-/ 
Lagerplätzen 

Vorhandene Vegetationsbestände und Lebensräume für 
Tiere werden durch Maschineneinsatz und Übererdung 
(ggf. temporär) zerstört. 

Stoffliche Einträge, 
Schadstoffeinträge durch Bau-
materialien und Baumaschinen 

Stoffeinträge stellen eine potenzielle Gefährdung der Le-
bensraumqualität für Pflanzen und Tiere dar. Durch Ma-
terialien und Maschinen, die dem neusten Stand der 
Technik entsprechen, wird diese potenzielle Gefährdung 
minimiert.  

Lärmimmissionen, visuelle Ef-
fekte (temporäre Lärmbelastung 
durch Baustellenbetrieb) 

Für die Fauna kann dies zu einer zeitweiligen (temporä-
ren) Beunruhigung führen.  
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Anlagebedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Anlagebedingte Wirkfaktoren werden in diesem Fall durch die Bebauung an sich verur-
sacht. Es handelt sich um dauerhafte Auswirkungen.  
 
Tab. 2: Anlagebedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die einzelnen Arten 
Versiegelung bisher unversiegelter 
Flächen durch die notwendigen An-
lagen- und Erschließungsflächen 

Vorhandene Vegetationsbestände und Lebensräume 
für Tiere werden zerstört.  

Zerschneidungseffekte durch die 
Windenergieanlagen (Barrierewir-
kungen und Flächenzerschneidun-
gen) 

Biotopverbundwirkungen können beeinträchtigt wer-
den. Infolge von Zerschneidungen können Räume ver-
engt werden, was einen Funktionsverlust des Lebens-
raumes für Pflanzen und Tiere bedeuten kann. Es kön-
nen Barrieren für die Ausbreitung bzw. Wanderung von 
Tierarten entstehen. 

Errichtung von vertikalen Hinder-
nissen  

Vertikale Bauten können eine Scheuchwirkung auf die 
Fauna verursachen 

 
 
Betriebsbedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Belastungen und Beeinträchtigungen, die durch die Windenergienutzung hervorgerufen 
werden, werden als betriebsbedingte Auswirkungen zusammengefasst. Die von der Wind-
energienutzung ausgehenden Wirkungen sind grundsätzlich als langfristig einzustufen. 
Tab. 3: Betriebsbedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die einzelnen Arten 
Schallemissionen Für die Fauna kann dies zu einer Beunruhigung bzw. zur 

Meidung von Gebieten führen.  
Schattenwurf  Es können Beeinträchtigungen der Fauna durch Beunru-

higungen entstehen, auf die störempfindliche Arten mit 
Meidung, Flucht oder Abwanderung reagieren können. 

Vertreibungswirkungen durch 
betriebene Windenergieanlagen 
(Bewegung der Rotorblätter) 

Direkte Beeinträchtigungen von Lebensraumfunktionen 
für die Fauna durch Vertreibungswirkungen. Lebens-
räume werden zerstört oder zerschnitten. Dies ist beson-
ders relevant für die Artengruppen Vögel und Fleder-
mäuse.  

Tötung durch Kollision oder Ba-
rotrauma (Luftdruckveränderun-
gen) an betriebenen Windener-
gieanlagen (Bewegung der Ro-
torblätter) 

Ein betriebsbedingtes Tötungsrisiko besteht für die Arten-
gruppen Vögel, Fledermäuse und (Flug)Insekten. 

 

2.3.3 Vermeidungsmaßnahmen 
Allgemeine Vermeidungsmaßnahmen  
Um Gefährdungen von Pflanzen- und Tierarten zu vermeiden oder zu mindern, werden 
folgende Vorkehrungen zur Vermeidung und Minimierung im Rahmen der Planung einbe-
zogen. Die Ermittlung der Verbotstatbestände in Kapitel 3.0 erfolgt unter Berücksichtigung 
dieser Vorkehrungen. 
 
Vorkehrungen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen setzen am Projektvorhaben an. 
Sie führen dazu, dass Projektwirkungen entweder vollständig unterbleiben oder soweit 
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abgemildert werden, dass - auch individuenbezogen - keine erhebliche Einwirkung auf 
geschützte Arten erfolgt. 
 
Folgende Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen sind im Rahmen der Pro-
jektplanung zu beachten, um Gefährdungen von Tier- und Pflanzenarten nach 
§ 7 BNatSchG zu vermeiden oder zu mindern:  
 
 Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft gem. 9 (1) Nr. 20 BauGB ist die Baufeldräumung/Baufeldfreimachung 
(ausgenommen Gehölzentfernungen) zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Ver-
botstatbestände gem. § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) außerhalb der 
Zeit zwischen dem 1. März und dem 15. Juli durchzuführen. Eine Baufeldräu-
mung/Baufeldfreimachung ist ausnahmsweise in der Zeit zwischen dem 1. März und 
dem 15. Juli zulässig, wenn durch eine ökologische Baubegleitung artenschutzrecht-
licher Verbotstatbestände ausgeschlossen werden können.  

 Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft gem. 9 (1) Nr. 20 BauGB sind Baumfäll- und Rodungsarbeiten zur Vermei-
dung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gem. § 44 (1) BNatSchG außerhalb 
der Zeit zwischen dem 1. März und dem 30.September durchzuführen. Unmittelbar 
vor den Fällarbeiten sind die Bäume durch eine sachkundige Person auf die Bedeu-
tung für höhlenbewohnende Vogelarten sowie auf das Fledermausvorkommen zu 
überprüfen. Sind Individuen/Quartiere vorhanden, so sind die Arbeiten umgehend ein-
zustellen und das weitere Vorgehen ist mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustim-
men.  

 Erhalt vorhandener Gehölzstrukturen: Während der Bauarbeiten ist darauf zu achten, 
dass die angrenzenden und vorhandenen Gehölze und Einzelbäume nicht mehr als 
notwendig beeinträchtigt werden (z. B. durch Baufahrzeuge). Zur Vermeidung von 
Schäden sind deshalb Schutzmaßnahmen gem. RAS-LP 4 und DIN 18920 vorzuse-
hen.  

 Keine Anlage von attraktiven Jagdgebieten für Fledermäuse im (Nah-)Bereich der 
WEA (z. B. Entwicklung zu Ruderalflächen nach eingestellter landwirtschaftlicher Flä-
chennutzung). 

2.3.3.1 Vermeidungs-/Minimierungsmaßnahmen für Fledermäuse 
Den Ergebnissen der Bestandserfassungen der Fledermäuse zufolge hat das Untersu-
chungsgebiet sowohl im Frühjahr (Anfang Mai), als auch insbesondere im Spätsom-
mer/Herbst (Mitte August bis Mitte September) eine hohe Bedeutung für Rauhhautfleder-
mäuse auf dem Zug. Von dieser Art wurden auch mehrere Balzquartiere in Bäumen im 
UG, jedoch außerhalb der Planfläche, festgestellt.  
 
Um den Eintritt des artenschutzrechtlichen Verbotstatbestandes der Tötung zu vermeiden, 
sind im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 "Windenergie 
Lehmdermoor" folgende Abschaltungen der WEA vorzunehmen: 
 

- WEA 01 und 02: 21.07. bis 20.09 
- WEA 03: 01.05 bis 20.09 

Die Abschaltungen erfolgen in Nächten mit: 
- Windgeschwindigkeiten unterhalb von 7,5m/ Sekunde in Gondelhöhe  
- Temperaturen von über 10 Grad Celsius 
- kein Regen.  
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Zur Überprüfung der festgelegten Abschaltzeiten und Windgeschwindigkeiten sollte ein 
zweijähriges Gondelmonitoring durchgeführt werden (vgl. MU Niedersachsen 2016). Kann 
mit den Untersuchungen belegt werden, dass die WEA auch bei geringeren Windge-
schwindigkeiten ohne ein signifikant steigendes Tötungsrisiko betrieben werden können, 
sind die Abschaltzeiten zu reduzieren. Dies kann bereits am Ende des ersten Monito-
ringjahres geschehen.  
 
Die oben genannten Abschaltzeiten sind grobe Vorgaben, um dem Artenschutz Rechnung 
zu tragen. 

3.0 BESTAND SOWIE DARLEGUNG DER BETROFFENHEIT DER ARTEN 

3.1 Prüfung der Zulässigkeit des Eingriffs  
Gemäß § 15 Abs. 5 BNatSchG darf ein Eingriff nicht zugelassen oder durchgeführt wer-
den, wenn die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist 
auszugleichen oder zu ersetzen sind und die Belange des Naturschutzes und der Lan-
despflege bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Be-
langen im Range vorgehen.  
 
In diesem Zusammenhang wird auf die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" inklusive Umweltbericht verwiesen, in der 
die Eingriffsregelung inklusive Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen dargestellt werden. Es 
handelt sich bei der vorliegenden Planung um einen zulässigen Eingriff gemäß 
§ 15 Abs. 5 BNatSchG.  

3.2 Bestand und Betroffenheit der Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 

3.2.1 Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 
Im Geltungsbereich wurden im Mai 2016 Bestandserfassungen in Form einer Biotopty-
penkartierung in Anlehnung an den „Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen“ 
(DRACHENFELS 2011) durchgeführt. Im Rahmen dieser Kartierungen werden auch gesetz-
lich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG sowie besonders und streng geschützte Ar-
ten mit aufgenommen und separat beschrieben.  
 
Streng geschützte Pflanzenarten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG sowie Pflanzenarten 
nach Anhang IV der FFH-Richtlinie (FFH-RL) sind nicht festgestellt worden. Ein arten-
schutzrechtlicher Verbotstatbestand lässt sich aufgrund dessen nicht konstatieren. 

3.2.2 Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 

3.2.2.1 Säugetiere 
Alle Fledermausarten zählen in Deutschland nach § 1 BArtSchV zu den besonders ge-
schützten Arten und aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum Anhang IV der FFH-RL zu den 
streng geschützten Arten nach § 7 (2) Nr. 14 BNatSchG.  
 
An Fledermäusen kommt das in der Region zu erwartenden Artenspektrum vor. Es konn-
ten neun Fledermausarten nachgewiesen werden, darunter auch die planungsrelevanten 
Arten Großer Abendsegler, Kleiner Abendsegler, Rauhautfledermaus, Breitflügelfel-
dermaus und Zwergfledermaus.   
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Tab. 4: Nachgewiesenes Artenspektrum im Plangebiet  

Deutscher Artname Wissenschaft-li-
cher 

Artname 

Rote Liste 
Niedersach-

sen 

Rote Liste 
BRD 

Abendsegler Nyctalus noctula 2 / (3) V 

Kleinabendsegler Nyctalus leisleri 1 / (G) D 

Breitflügel- fleder-
maus 

Eptesicus seroti-
nus 

2 / (2) G 

Abendsegler-Arten/ 
Breitflügelfleder- 
maus 

Nyctalus spec./ 
Eptesicus 
serotinus 

2 / (3) / 1 / 
(G) 

2 / (2) 

V / D / G 

Zwergfledermaus Pipistrellus pipi-
strellus 

3 / (+) + 

Rauhhautfleder- 
maus 

Pipistrellus nathusii 2 / (R) + 

Zwerg-/Rauhhaut- 
fledermaus 

Pipistrellus pipi-
strellus 
/ Pipistrellus 
nathusii 

3 / (+) 
2 / (R) 

+ 
+ 

Mückenfledermaus Pipistrellus pyg-
maeus 

- / (R) D 

Brandt- / Bartfleder- 
maus 

Myotis brandti 
/ M. mystaci-
nus 

2 / 2 / (3 / D) V / V 

Wasserfledermaus Myotis daubentonii 3 / (V) + 

Braunes Langohr Plecotus auritus 2 / (V) V 
 

* diese Arten können sich jedoch hinter den Myotis spec. in Anhang 1 verbergen (N = 38) 
 
Rote Liste BRD = MEINIG et al. (2009) 
Rote Liste Niedersachsen und Bremen (HECKENROTH et al. 1993) 
in Klammern: NLWKN (in Vorbereitung) 
 
1 = vom Aussterben bedroht V = Vorwarnliste 
2 = stark gefährdet G = Gefährdung unbekannten Ausmaßes 
3 = gefährdet D = Datenlage defizitär 
+ = ungefährdet R = durch extreme Seltenheit (potenziell) gefährdet 
 
 
Den Untersuchungsergebnissen zufolge hat das Untersuchungsgebiet sowohl im Frühjahr 
(Anfang Mai) aber vor allem im Spätsommer/Herbst (Mitte August bis Mitte September) 
eine hohe Bedeutung für Rauhhautfledermäuse auf dem Zug. Der Abendsegler trat von 
Anfang August bis Mitte September vermehrt auf, was auf ein ausgeprägtes Zuggesche-
hen und eine hohe Bedeutung des Gebietes zur Zugzeit auch für diese Art hinweist. Von 
der Breitflügelfledermaus wurden in Teilbereichen erhöhte Aktivitäten von Ende Juni bis 
Mitte September festgestellt.  
 
Als konfliktträchtig werden die Arten angesehen, die aufgrund ihrer Verbreitungssituation 
in Niedersachsen und ihres Jagdverhaltens unter Berücksichtigung der aktuellen 
Schlagstatistik (DÜRR, 2017b) als typische oder potenzielle Schlagopfer anzusehen sind. 
Darunter fallen Abendsegler, Breitflügelfledermaus, Rauhautfledermaus und Zwergfleder-
maus, für die generell zunächst davon auszugehen ist, dass es ein erhöhtes Konfliktpo-
tenzial gibt. Die Arten Wasserfledermaus, Große und Kleine Bartfledermaus und Braunes 
bzw. Graues Langohr gelten nicht als schlaggefährdet.  
 
Insgesamt konnten im Spätsommer acht Balzquartier der Rauhautfledermaus im Unter-
suchungsgebiet überwiegend in älteren Bäumen den Siedlungsbereichen an der 
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Kreuzmoorstraße (L 864) und Jader Vorwerk, zwischen Jaderlangstraße und Jade im 
Osten, in im Bereich Alter Lehmdermoorweg und Dörpstraat im Südwesten sowie im 
Bereich „Zur Ja- de/Achtern Kamp“ im Südosten festgestellt werden. Der Abstand zum 
Geltungsbereich beträgt mindestens 400 m.  
 
Vorkommen weiterer geschützter Säugetierarten gemäß § 7 BNatSchG im Plangebiet 
sind derzeit nicht bekannt und aufgrund der Habitatstrukturen auch nicht zu erwarten, so 
dass im Folgenden ausschließlich die im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen Fleder-
mausarten betrachtet werden. 
 
Prüfung der Verbotstatbestände nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG (Zugriffsverbot)  
Baubedingte Wirkfaktoren auf Fledermäuse wie Flächenbeanspruchung, Schadstoffein-
träge oder Lärmbelästigung führen zu keinen nachweisbaren Beeinträchtigungen bzw. 
Tötungen von Individuen. Alle aufgefundenen Quartiere befanden sich mindestens 400 m 
von der Windparkfläche entfernt, insofern werden diese nicht durch das Vorhaben beein-
trächtigt. 
 
In Bezug auf jagendes oder ziehendes Verhalten kann eine Kollision der nachgewiesenen 
schlaggefährdeten Fledermausarten mit den WEA nicht ausgeschlossen werden. Daher 
sind als Vermeidungsmaßnahme die WEA in Zeiten hoher Fledermausaktivität abzuschal-
ten. Diese allgemeinen Abschaltzeiten (vgl. Kap. 2.3.3.1) sind mit einem betriebsbeglei-
tenden Monitoring zur ggf. möglichen Modifikation der Abschaltzeiträume für alle WEA 
vorgesehen.  
 
Bei den Arten Wasserfledermaus, Bartfledermaus und Langohr ist eine Tötung unwahr-
scheinlich, da es sich bei diesen Arten zum einen nicht um schlaggefährdete Arten handelt 
und zum anderen keine Zeiten erhöhten Zugaufkommens festgestellt wurden. 
Demgemäß wird festgestellt, dass unter Berücksichtigung der entsprechenden Vermei-
dungsmaßnahmen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nicht erfüllt 
werden.  
 
Prüfung der Verbotstatbestände nach § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG (Störungsverbot)  
In Bezug auf das Störungsverbot für Fledermäuse sind akustische sowie visuelle Effekte 
vorstellbar. Da sich Fledermäuse vorrangig über Echoortung orientieren, werden visuelle 
Effekte keinen Einfluss auf Arten haben, die in der näheren Umgebung nachgewiesen 
worden sind. Der Verbotstatbestand der Störung im artenschutzrechtlichen Sinne setzt 
voraus, dass die Störung so erheblich ist, dass der Erhaltungszustand der lokalen Popu-
lation sich dadurch verschlechtert. Vor diesem Hintergrund wären insbesondere Störun-
gen während der Fortpflanzungszeit, die z.B. zur Aufgabe von Quartieren bzw. Verlassen 
von Wochenstuben oder gänzlichem Verzicht auf Reproduktion der Tiere führen, denkbar. 
Dies kann im vorliegenden Fall jedoch ausgeschlossen werden, da keine Quartiere im 
Geltungsbereich festgestellt wurden. Darüber hinaus sind keine Empfindlichkeiten von 
Fledermäuse gegenüber WEA bekannt.  
 
Bei Umsetzung des Vorhabens kommt es baubedingt zu temporären Verlärmungen, die 
jedoch keine störenden Wirkungen auf die angetroffenen Arten während ihrer sensiblen 
Zeiten haben. Die in der Regel vor allem tagsüber durchgeführten Baumaßnahmen sind 
von den vermuteten Quartieren der Rauhautfledermaus und des Abendseglers ausrei-
chend weit entfernt. Eine Störung kann daher ausgeschlossen werden. 
 
Eine erhebliche Störung gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Verbotstatbestand der er-
heblichen Störung während Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wanderzei-
ten) liegt somit nicht vor.  
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Prüfung der Verbotstatbestände nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG (Schädigungsverbot) 
Im Untersuchungsgebiet konnten keine Fledermausquartiere gefunden werden. Auch die 
im Untersuchungsgebiet (500 m um die Planfläche) festgesellten Quartiere befinden sich 
nicht im Bereich der geplanten Zuwegung zum Windpark und können bei Umsetzung des 
Vorhabens nicht beeinträchtigt werden. 
 
Somit sind die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Beschädigung oder 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) nicht einschlägig. 

3.2.2.2 Amphibien und Reptilien 
Für den Geltungsbereich ist ein Vorkommen von Amphibien und Reptilien des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie nicht bekannt. Aufgrund der Strukturen und Nutzungen im Plange-
biet wird ein Vorkommen von Amphibien und Reptilien gemäß Anhang IV der FFH-Richt-
linie zum gegenwärtigen Kenntnisstand ausgeschlossen. 

3.2.2.3 Insekten 
Für den Geltungsbereich ist ein Vorkommen von Insekten des Anhangs IV der FFH-Richt-
linie nicht bekannt. Aufgrund der Strukturen und Nutzungen im Plangebiet wird ein Vor-
kommen von diesen Insektenarten gemäß Anhang IV der FFH-Richtlinie zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt ausgeschlossen.  

3.3 Bestand und Betroffenheit der Arten nach Vogelschutzrichtlinie 
Eingrenzung der zu betrachtenden Arten 
Generell gehören alle europäischen Vogelarten, d. h. sämtliche wildlebende Vogelarten, 
die in EU-Mitgliedstaaten heimisch sind, zu den gemeinschaftlich geschützten Arten. Um 
das Spektrum der zu berücksichtigenden Vogelarten im Rahmen der speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung einzugrenzen, werden bei der artspezifischen Betrachtung fol-
gende Gruppen berücksichtigt: 
 

 streng geschützte Vogelarten, 
 Arten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie, 
 Vogelarten, die auf der Roten Liste geführt werden, 
 Koloniebrüter, 
 Vogelarten mit spezielleren Lebensraumansprüchen (u. a. hinsichtlich Fortpflan-

zungsstätte), 
 laut einschlägiger Fachliteratur mit einer mittleren oder hohen Empfindlichkeit ge-

genüber Windenergieanlagen reagierende Arten  
 besonders kollisionsgefährdete Großvogel-Arten und 
 Gastvogelarten, die mit besonders hohen Individuenzahlen nachgewiesen wur-

den. 
 
Unter Berücksichtigung dieser Kriterien wird eine Vorentscheidung für die artbezogene 
Betrachtung vorgenommen. Ein Ausschluss von Arten kann in dem Fall erfolgen, wenn 
die Wirkungsempfindlichkeiten der Arten vorhabenspezifisch so gering sind, dass mit hin-
reichender Sicherheit davon ausgegangen werden kann, dass keine Verbotstatbestände 
ausgelöst werden können (Relevanzschwelle).  

3.3.1 Brutvögel 
Insgesamt konnten im Rahmen der Brutvogelerfassung 12 planungsrelevante Vogelarten 
(mind. gefährdet nach den Roten Listen, als geschützt nach EU-Vogelschutz-Richtlinie 
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Anhang I und/oder besonders sensibel gegenüber Windkraftplanungen) im UG als (po-
tenzielle) Brutvögel nachgewiesen werden (vgl. Tab. 5). Als Randbrüter außerhalb des 
1.000 m Radius wurden im Norden des UG außerdem die Rohrweihe mit einem Brutver-
dacht festgestellt. Arten mit Brutverdacht werden im Weiteren nicht betrachtet. 
 
Tab. 5: Quantitativ erfasste Brutvogelarten im UG „Delfshausen“ 2015/2016 

Deutscher Name Wissenschaftlicher 
Name 

RL 
Nds 
2007 

RL 
W/M 
2007 

RL D 
2007 

EU- 
VRL 

Feldlerche Alauda arvensis 3 3 3  
Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus 3 3 +  
Grünspecht Picus viridis 3 3 +  
Kiebitz Vanellus vanellus 3 3 2  
Mäusebussard Buteo buteo + + +  
Rauchschwalbe Hirundo rustica 3 3 V  
Schleiereule Tyto alba + + +  
Turmfalke Falco tinnunculus V V +  
Wachtel Coturnix coturnix 3 3 +  
Waldohreule Asio otus 3 3 +  
Weißstorch Ciconia ciconia 2 2 3 I 

Legende: 
Status = Brutvogelstatus nach SÜDBECK et al. (2005); B = Brutnachweis, BV = Brutverdacht, BZF= 
Brutzeitfeststellung 

RL Nds W-M, RL Nds 2007 = Gefährdungseinstufungen in der Roten Liste der Brutvögel von Nie-
dersachsen, 7. Fassung (KRÜGER & OLTMANNS 2007) für Gesamt-Niedersachsen, Region Watten 
und Marschen; 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = gefährdet, V = Vorwarnliste, 
+ = keine Gefährdung 

RL D 2007 = Gefährdungseinstufungen nach der Roten Liste der Brutvögel Deutschlands, 4. über-
arbeitete Fassung (SÜDBECK et al. 2007); 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = 
gefährdet, V = Vorwarnliste, + = keine Gefährdung  

EU-VRL = Schutzstatus nach der Europäischen Vogelschutzrichtlinie; I = In Anhang I geführte Art 
 
Die Raumnutzungsbeobachtungen zielten auf die Flugbewegungen des Weißstorchs. 
Dennoch wurden weitere windkraftsensible Vogelarten mit aufgenommen, um damit die 
Standardraumnutzungskartierung, die inzwischen zum Programm der Brutvogelerfassung 
gehört, durchzuführen. 
 
Abschichtung des im Detail zu prüfenden Artenspektrums 
Insgesamt konnten im Rahmen der  Raumnutzungsbeobachtung neun planungsrele-
vante Vogelarten (Groß- und Greifvögel) nachgewiesen werden (vgl. Tab. 6). Die Pla-
nungsrelevanz ergibt sich aus dem Artenschutzleitfaden im Anhang zum Windenergieer-
lass (MU NIEDERSACHSEN 2016), in dem gegenüber Tötung oder Störung windkraftsen-
sible Vogelarten aufgeführt sind. Die im Artenschutzleitfaden aufgeführten Untersu-
chungsradien (Radius 1) entsprechen den Mindestabständen gemäß den Empfehlungen 
der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten im sog. "Helgoländer Papier" 
(LAG VSW 2014), die auch in die "Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege bei Standortplanung und Zulassung von Windenergieanlagen" 
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des Nds. Landkreistages (NLT 2014) Eingang gefunden haben. Für die Arten Weiß-
storch, Rotmilan, Wespenbussard, Rohrweihe, Baumfalke, Fischadler und Schwarz-
storch begründen sie sich durch ein erhöhtes Kollisionsrisiko.  
 
Darüber hinaus ist der Eintritt des Verbotstatbestands der Tötung gem. § 44 (1) Nr. 1 auch 
in größeren Entfernungen zu WEA durch Kollisionen denkbar, sofern sich die WEA im Be-
reich essentieller Nahrungsflächen und Jagdgebiet sowie Flugrouten und Wanderkorrido-
ren befinden. Dies trifft erfahrungsgemäß in besonderem Maße auf Groß- und Greifvögel 
zu, während für die meisten Sing- und Kleinvögel, wie mittlerweile durch zahlreiche Studien 
bestätigt wurde (s. GRÜNKORN et al. 2016), kein erhöhtes Kollisionsrisiko besteht.  
 
Arten wie der Mäusebussard und der Turmfalke werden hingegen im Artenschutzleitfa-
den Nds. nicht unter den schlaggefährdeten Arten aufgeführt. Diese Arten sind jedoch 
gemäß dem gegenwärtigen Kenntnisstand, der sich auch in der brandenburgischen 
Schlagopferfundkartei der staatlichen Vogelschutzwarte Brandenburg wiederspiegelt 
(DÜRR 2017b), ebenfalls als kollisionsgefährdete Arten anzusehen und hinsichtlich ihrer 
tatsächlichen Gefährdung im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung im Detail zu 
behandeln.  
 
Tab. 6: Windkraftsensible Vogelarten während der Raumnutzungsbeobachtungen im UG 
„Delfshausen“ 2015/2016 (Sortierung in absteigender Häufigkeit der Flugereignisse) 
 

Deutscher Name Wissenschaftlicher Name 

Weißstorch Ciconia ciconia 

Rohrweihe Circus aeruginosus 

Wespenbussard Pernis apivorus 

Schwarzstorch Ciconia nigra 

Fischadler Pandion haliaetus 

Rotmilan Milvus milvus 

Baumfalke Falco subbuteo 

Mäusebussard Buteo buteo 
Turmfalke Falco tinnunculus 

 
Folgende Abstände werden von den neu geplanten Windenergieanlagen zu den vorkom-
menden Brutvögeln gem. Tab. 5 eingehalten: 
 
Tab. 7: Übersicht zu den artenschutzrechtlich zu betrachtenden Brutvogelarten und deren 
Abstände zu den geplanten WEA  

Art Kürzester Abstand zu 
einer geplanten Wind-
energieanlage in m 

Prüfradius in 
m1 / Abstands-
empfehlung 
NLT 2014 in m 

Feldlerche Alauda arvensis 500 - 
Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus 595 - 
Grünspecht Picus viridis 940 - 
Kiebitz Vanellus vanellus 170 500 
Rauchschwalbe Hirundo rustica 710 - 
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Art Kürzester Abstand zu 
einer geplanten Wind-
energieanlage in m 

Prüfradius in 
m1 / Abstands-
empfehlung 
NLT 2014 in m 

Mäusebussard Buteo buteo 480 500 
Rohrweihe Circus aeruginosus ca. 1200 - 13002 1000 
Schleiereule Tyto alba 1.170 - 
Turmfalke Falco tinnunculus 555 500 
Wachtel Coturnis coturnix 1.250  
Waldohreule Asio otus 750 500 
Weißstorch Ciconia ciconia 1.285 1.000 

1 aus Leitfaden – Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen 
in Niedersachsen (2016) 
2 2015 bestand ein Brutverdacht für die Rohrweihe nördlich außerhalb des 1000 m-Radius.  
 
Da in der Fachliteratur Störungsempfindlichkeiten von Brutvögeln, die über 500 m hin- aus-
gehen, nicht bekannt sind, wird hinsichtlich der Verbote gem. § 44 (1) Nr. 2 (Störung) und 
Nr. 3 (Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) im Folgenden lediglich auf die-
jenigen planungsrelevanten Arten eingegangen, die einen Abstand von 500 m um die ge-
planten WEA unterschreiten.  
 
Hinsichtlich des Kollisionsrisikos sind im Folgenden die Arten näher zu betrachten, die bei 
der Raumnutzungsuntersuchung in einer Häufigkeit vorkamen, die über Einzelbeobach-
tungen ohne Bezug zum UG hinausgehen. Dies trifft für die Arten Weißstorch, Rohr-
weihe, Mäusebussard und Turmfalke zu. Die übrigen gesichteten Arten durchflogen das 
Gebiet nur sporadisch bis selten, ohne dass dabei ein Schwerpunkt oder Bezug zum UG 
oder zur Planfläche erkennbar gewesen wäre, wie z.B. längere, wiederholte Nahrungssu-
che etc.  
 
Der in ca. 1.285 m von der nächsten WEA entfernt brütende Weißstorch nutzte überwie-
gend Flächen innerhalb eines Radius von 1.000 m um den Horst zur Nahrungssuche wäh-
rend der Jungenaufzucht. Auch die Flugbewegungen zeigten einen deutlichen Schwer-
punkt innerhalb dieses Radius. Hinsichtlich der Abflüge vom Horst wurden drei Hauptflug-
achsen ermittelt, von denen keine unmittelbar über die Planfläche hinweg ging. Die Plan-
fläche selbst wurde nur vereinzelt und überwiegend in niedrigen Höhen (unterhalb Rotor-
höhe) überflogen. Da sich somit im Rahmen der Raumnutzungsanalyse kein Nutzungs-
schwerpunkt im Bereich der Planfläche herausstellte, ist das Tötungsrisiko für den Weiß-
storch durch die geplanten WEA nicht in signifikanter Weise erhöht. Daher wird auf die im 
Gutachten (Anlage 2) vorsorglich empfohlenen Maßnahmen zur Risikovermeidung und -
verminderung verzichtet, da diese allenfalls dazu dienen könnten, das Risiko unter die 
Signifikanzschwelle zu bringen. Die Schwelle wird jedoch nach derzeitiger Kenntnislage 
außerhalb des 1.000 m-Radius, dessen besondere Bedeutung für die Art durch die Raum-
nutzungsuntersuchung eindrucksvoll bestätigt wird, nicht überschritten.  
 
Auch zum vermuteten Brutplatz der Rohrweihe wird ein ausrechend großer Abstand ge-
halten. Der Bereich der geplanten WEA wird gemäß Raumnutzungsuntersuchung zwar 
relativ regelmäßig zur Nahrungssuche aufgesucht, Flugbewegungen fanden dabei jedoch 
fast ausschließlich unterhalb der Rotorhöhe statt. Ein essentieller Flugkorridor im Sinne 
von Wechselbeziehungen zwischen einem Nahrungshabitat und dem Horst mit regelmä-
ßigen Flügen über die Planfläche wurde ebenfalls nicht festgestellt. Von einer signifikanten 
Erhöhung des Schlagrisikos ist für die Art daher nicht auszugehen.  
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Grundsätzlich ist festzustellen, dass die Mindestabstände gem. den Empfehlungen des 
"Helgoländer Papiers" (s. o.) bis auf den Mäusebussard von den genannten kollisionsge-
fährdeten Groß- und Greifvögeln eingehalten werden. Im Rahmen der Raumnutzungsana-
lyse konnten darüber hinaus keine essenziellen Nahrungsflächen oder Flugrouten und 
Wanderkorridore der kollisionsgefährdeten Arten im Bereich der Planfläche (s. Tab. 7) fest-
gestellt werden.  
 
Aufgrund der obigen Ausführungen und Abschichtung des zu prüfenden Artenspektrums 
werden im Weiteren nur noch die Arten im Detail weiter berücksichtigt, welche innerhalb 
eines 500 m-Radius um die Planfläche gebrütet haben (s. Tab. 7). Bei den übrigen Arten 
können Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden.  
 
Es erfolgt daher eine artspezifische Betrachtung der Arten Kiebitz und Mäusebussard als 
Brutvogel. Die Erhaltungszustände der Arten wurden, sofern dort aufgeführt, aus den Voll-
zugshinweisen zum Schutz von Brutvogelarten in Niedersachsen, Teil 2: Wertbestim-
mende Brutvogelarten der EU-Vogelschutzgebiete mit Priorität für Erhaltungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen (NLWKN 2011) entnommen. Zur Beurteilung der Erhaltungszu-
stände der lokalen Population wurden die Erhaltungszustände anhand der Roten Listen 
und vorliegender Literatur eingestuft. 
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Betroffenheit der Brutvogelarten: 
Kiebitz (Vanellus vanellus) 

 Europäische Vogelart   VS-RL Anhang I – Art  Streng geschützt gem. BNatSchG/BArtSchV 
 

1 
 

 

Grundinformationen: 
Rote-Liste Status Deutschland: 2 Rote-Liste Status Niedersachsen: 3 
Art im UG:  nachgewiesen  potenziell möglich 
Erhaltungszustand der Art in Niedersachsen: 

  günstig   stabil   ungünstig 
 Kiebitze besiedeln als Brutgebiet flache, weithin offene, baumarme und wenig strukturierte Flächen 

mit fehlender oder kurzer Vegetation (BAUER et al. 2005a). Besonders günstig für den Kiebitz ist ein 
Nutzungsmosaik aus Wiesen und Weiden. Seit einigen Jahrzehnten werden darüber hinaus auch 
intensiv genutzte Ackerflächen besiedelt, die vor der Bestellung oder in früheren Stadien der Vege-
tationsentwicklung ähnliche Strukturen besitzen. Das Nest wird am Boden angelegt und in jeder Brut-
saison erneut gebaut. 

 Lokale Population:  
Vom Kiebitz wurden innerhalb des 1.000 m – Untersuchungsgebietes mit 15 Brutpaaren erfasst, 
wobei der geringste Abstand zu einer geplanten Windenergieanlage 50 m beträgt. 
 

Der Erhaltungszustand der lokalen Population wird bewertet mit:  
 

 sehr gut (A)         gut (B)  mittel – schlecht (C)  

2.1 Prognose der Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sowie der Schädi-
gungsverbote nach Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

 Die Gefahr der Tötung über Kollision oder Barotrauma ist vermutlich während der Zug- und Überwin-
terungszeit im Allgemeinen für Vögel größer als während der Brutphase. So wurde bei den Untersu-
chungen von MÖCKEL & WIESNER (2007) an Kiebitzen etwa ein Drittel der Todfunde während der 
Brutsaison der Vögel festgestellt. Zwei Drittel waren der Zug- und Winterzeit einzuordnen. Für den 
Kiebitz sind 18 Schlagopfer in Deutschland bekannt (DÜRR, 2017a). Das Kollisionsrisiko geht nach 
heutigem Stand des Wissens nicht über das allgemeine Lebensrisiko hinaus.  
Die Möglichkeit der Schädigung der Fortpflanzungsstätten des Bodenbrüters ist zwar gegeben, kann 
jedoch für die Phase der Bauzeit durch die Maßnahme der Baufeldfreimachung und Bau der Anlagen 
außerhalb der Brutzeit vollständig vermieden werden. Falls dies jedoch aus logistischen Gründen 
nicht möglich ist (der Bau der Anlagen erstreckt sich über einen längeren Zeitraum, so dass ein Bau 
außerhalb der Brutzeit aufgrund witterungsbedingter Zwangspunkte nicht durchgeführt werden 
kann), ist durch eine kontinuierliche ökologische Baubegleitung (z. B. mit Begehungen der Eingriffs-
flächen, rechtzeitige Anbringung/ Durchführung von Vergrämungsmaßnahmen vor Beginn der Brut-
zeit o. ä.) sicherzustellen, dass sich kein Brutpaar auf den Bauflächen, Lagerflächen oder Zuwegun-
gen ansiedelt. Durch die Vergrämungsmaßnahmen wird eine Schädigung der Fortpflanzungsstätten 
während der Bauzeit, soweit diese innerhalb der Brutzeit liegt, vermieden.  
Durch die räumlich (nur im Nahbereich der im Bau befindlichen Anlagenstandorte und Zuwegungen) 
und zeitlich begrenzte Vergrämung der Art während der Bauphase in angrenzende Bereiche bleibt 
die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang zudem weiterhin gewahrt. 
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen:  
- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art oder kontinuierliche ökologische Baubegleitung 

(z. B. Begehungen i. V. m. Vergrämungsmaßnahmen auf den Bau- und Nebenflächen vor 
Beginn sowie während der Brutzeit), wenn ein Beginn der Maßnahmen vor der Brutzeit 
nicht möglich ist. 

 CEF-Maßnahmen erforderlich: 
 

Zugriffsverbot ist erfüllt:   ja  nein  
Schädigungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 
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Kiebitz (Vanellus vanellus) 
 Europäische Vogelart   VS-RL Anhang I – Art  Streng geschützt gem. BNatSchG/BArtSchV 

2.2 Prognose des Störungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG  

 Durch das geplante Vorhaben ist anlage- und betriebsbedingt nicht von negativen Effekten auf die 
Bestände des Kiebitz auszugehen, da zwar Verdrängungswirkungen auf die Art durch WEA bekannt 
sind, es allerdings durch die geringe Frequentierung des Plangebietes nicht zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes der lokalen Population kommt. Baubedingte Auswirkun-
gen sind aufgrund der vorgesehenen Bauausschusszeiten ausgeschlossen. Insgesamt ist eine Be-
einträchtigung des Erhaltungszustands der lokalen Population der Art nicht zu befürchten. 
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen:  
- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art oder kontinuierliche ökologische Baubegleitung 

(z. B. Begehungen i. V. m. Vergrämungsmaßnahmen auf den Bau- und Nebenflächen vor 
Beginn sowie während der Brutzeit), wenn ein Beginn der Maßnahmen vor der Brutzeit 
nicht möglich ist. 

 
 

Störungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 
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Mäusebussard (Buteo buteo) 
 Europäische Vogelart   VS-RL Anhang I – Art  Streng geschützt gem. BNatSchG/BArtSchV 

 

1 
 

 

Grundinformationen: 
Rote-Liste Status Deutschland: - Rote-Liste Status Niedersachsen: - 
Art im UG:  nachgewiesen  potenziell möglich 

Erhaltungszustand der Art in Niedersachsen: 
  günstig   stabil   ungünstig 
 Der Mäusebussard baut sein Nest in Bäumen und ist allgemein häufig bzw. weit verbreitet. Als Fort-

pflanzungsstätte wird das genutzte Nisthabitat im Umkreis von bis zu 100 m um den aktuell nachge-
wiesenen Horststandort / das Revierzentrum aufgefasst. Als Jagdgebiet werden offene Flächen in 
der weiteren Umgebung der Nester, kahler Boden oder kurze Vegetation bei entsprechendem Nah-
rungsangebot bevorzugt (BAUER et al. 2005a). Das Nest wird häufig in der nächsten Brutsaison vom 
Mäusebussard oder anderen Folgenutzern erneut genutzt (TRAUTNER et al. 2006).  

 Lokale Population:  
Im Untersuchungsraum wurden 8 Mäusebussardreviere nachgewiesen, wovon sich der nächstgele-
gene Brutplatz in 2015 innerhalb eines Abstand von 480 m befand. Die Brutreviere befinden sich 
über den gesamten Untersuchungsraum verteilt. 
Der Erhaltungszustand der lokalen Population wird bewertet mit:  
 

 sehr gut (A)         gut (B)  mittel – schlecht (C)  

2.1 Prognose der Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sowie der Schädi-
gungsverbote nach Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

 Aufgrund der nicht vorhandenen Scheu der Art gegenüber Windenergieanlagen ist die Wahrschein-
lichkeit einer anlage- oder betriebsbedingten Kollision mit Windenergieanlagen im Allgemeinen denk-
bar, zumal der Mäusebussard in der von der Staatlichen Vogelschutzwarte im Landesamt für Umwelt 
Brandenburg geführten Statistik über die Vogelverluste an Windenergieanlagen in Deutschland be-
sonders häufig geführt ist. Demnach führt der Mäusebussard mit 496 Totfunden die aktuelle Fund-
kartei an (DÜRR 2017b, Stand: 01. August 2017). Bei dieser Fundkartei handelt es sich um eine Auf-
listung derjenigen Schlagopfer von Windkraftanlagen, die beim Landesamt für Umwelt gemeldet wor-
den sind. Diese Statistik ist allerdings ungenau, da sie von der Melde- und Suchbereitschaft in den 
einzelnen Bundesländern und Regionen abhängt; hinzu kommt, dass größere und damit auffälligere 
Vögel eher aufgefunden werden als kleinere, so dass im Verhältnis eher große Vogelarten wie Greif- 
und sonstige Großvögel in der Datei dominieren werden. 
Ob eine signifikante Erhöhung der Kollisionswahrscheinlichkeit bzw. ein signifikant erhöhtes Tö-
tungsrisiko durch ein Barotrauma i. S. der Rechtsprechung vorliegt, ist eine Rechtsfrage, die fach-
gutachterlich nicht abschließend bewertet werden kann. Der Mäusebussard wird weder in den ein-
schlägigen Fachkonventionen (Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten: Abstandsemp-
fehlungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausge-
wählter Vogelarten, LAG-VSW 2015, NLT-Papier Windenergie und Naturschutz, NLT 2014) noch im 
niedersächsischen Leitfaden Artenschutz zum Windenergieerlass (MU 2016) als windkraftsensible 
Vogelart eingestuft. 
Gemäß den Ergebnissen der Brutvogelkartierungen überschneidet sich der Geltungsbereich in Teil-
bereichen mit zwei Mäusebussardrevieren. Es ist darüber hinaus wahrscheinlich, dass der Geltungs-
bereich ein Teiljagdrevier der Art darstellt, da die Jagdreviere eines Mäusebussards jeweils mehrere 
hundert Hektar umfassen.  
Aufgrund des Vorliegens von mindestens zwei nachweislich betroffenen Brutpaaren in einem Um-
kreis von 500 m um die geplanten Anlagen ist eine signifikante Erhöhung des Kollisionsrisikos für 
den Mäusebussard nicht auszuschließen. Das erhöhte Kollisionsrisiko kann nicht vermieden werden, 
so dass für diese Art eine Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG beantragt wird. Die Ausnahmevoraus-
setzungen werden im Kap. 4.0 erläutert 
Die direkte bau- oder anlagenbedingte Inanspruchnahme von Brutplätzen bzw. -revieren (Fortpflan-
zungsstätten) durch das geplante Vorhaben kann aufgrund der Entfernung ausgeschlossen werden. 
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen: 
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Mäusebussard (Buteo buteo) 
 Europäische Vogelart   VS-RL Anhang I – Art  Streng geschützt gem. BNatSchG/BArtSchV 

- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art oder kontinuierliche ökologische Baubegleitung (z. 
B. Begehungen i. V. m. Vergrämungsmaßnahmen auf den Bau- und Nebenflächen vor Be-
ginn sowie während der Brutzeit), wenn ein Beginn der Maßnahmen vor der Brutzeit nicht 
möglich ist. 

 CEF-Maßnahmen erforderlich 
 

Zugriffsverbot ist erfüllt:   ja  nein  
Schädigungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 

2.2 Prognose des Störungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG  

 Zur Einschätzung der Empfindlichkeit der Art existieren widersprüchliche Ergebnisse, die Mehrzahl 
der Studien zeigt jedoch, dass für den Mäusebussard während der Brutzeit keine Beeinträchtigungen 
(bezogen auf Nahrungsreviere, Brutplätze wurden nicht untersucht) bestehen (REICHENBACH et al. 
2004), so dass bei dieser weit verbreiteten und häufigen Art eine signifikante Störung nicht zu erwar-
ten ist. Baubedingte Störungen sind aufgrund der Entfernung möglicher Horststandorte von der Plan-
fläche nicht zu erwarten und können durch zeitliche Koordinierung der Bautätigkeiten ausgeschlos-
sen werden. Diesbezüglich sollten die Bautätigkeiten vor Brutbeginn begonnen und möglichst konti-
nuierlich durchgeführt werden (permanenter Betrieb auf der Baustelle). Sollte sich trotz Bautätigkei-
ten ein Mäusebussard im Nahbereich (500 m-Radius um die Planfläche) ansiedeln, ist von keiner 
Störung auszugehen.   

Insgesamt ist eine Beeinträchtigung des Erhaltungszustands der lokalen Population der Art nicht zu 
befürchten.  
 

 Konfliktvermeidende Maßnahmen:  
- Bauzeiten außerhalb der Brutzeit der Art oder kontinuierliche ökologische Baubegleitung (z. 

B. Begehungen i. V. m. Vergrämungsmaßnahmen auf den Bau- und Nebenflächen vor Be-
ginn sowie während der Brutzeit), wenn ein Beginn der Maßnahmen vor der Brutzeit nicht 
möglich ist. 

 

Störungsverbot ist erfüllt:   ja  nein 
 

 Ausnahme gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG 

 Ausnahme erforderlich: 
- im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach BImSchG ist eine Ausnahme von den 

Verboten des § 44 BNatSchG zu erwirken. 
 FCS-Maßnahmen erforderlich: 

- Als populationsstärkende Maßnahmen für den Mäusebussard können die im Rahmen der 
Eingriffsregelung vorgesehenen Kompensationsflächen auch als populationsstärkende 
Maßnahmen für den Mäusebussard angerechnet werden. Die Maßnahmen umfassen die 
Herrichtung von Extensivgrünland. Die Maßnahme dient der Verbesserung der Nahrungs-
verfügbarkeit für den Mäusebussard über die Förderung der Population von Kleinsäuge-
tieren (Mäusen), die auf den extensiv genutzten Flächen bessere Lebensbedingungen 
vorfinden, als auf den konventionell genutzten landwirtschaftlichen Flächen.  

 Ausnahmevoraussetzungen 
Folgende Ausnahmevoraussetzungen gemäß § 45 Abs. 7 Satz 5 BNatSchG sind erfüllt: 
 

 es ist keine zumutbare Alternative [die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der rele-
vanten Arten führt] gegeben, 

 es liegen zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher 
sozialer oder wirtschaftlicher Art, vor und 

 der Erhaltungszustand der Populationen der betroffenen Art verschlechtert sich nicht.  
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3.3.2 Gastvögel 
Bei den planungsrelevanten (aufgrund ihrer Empfindlichkeit gegenüber WEA) und bewer-
tungsrelevanten Rastvogelarten handelt es sich i.d.R. um Arten aus den Gruppen der 
Watvögel, Enten, Gänse und Schwäne sowie Möwen. Das entspricht den Arten, die bei 
KRÜGER et al. (2013) mit Wertstufen versehen sind. Die im Rahmen der Rastvogelerfas-
sung angetroffenen bewertungs- und planungsrelevanten Rastvogelarten sind in Tabelle 
7 mit der maximalen Zahl pro Begehungstermin zusammengestellt. Die Graugans er-
reichte den Schwellenwert für mindestens regionaler Bedeutung und die Graugans für 
landesweiter Bedeutung. 
 
Die von diesen Arten im Untersuchungsgebiet angetroffenen Trupps sind im Plan 6 der 
Anlage 2 dargestellt. Auffällig ist, dass sich Rasttrupps von Blässgänsen überwiegend im 
nördlichen Untersuchungsgebiet (nahe des Geestrandtiefs Nahe sowie nördlich der Lan-
desstraße L 864) aufhalten. Ein einzelner großer Rasttrupp saß östlich der Potenzialfläche 
„WP Delfshausen“ nahe der Jade. Die Rasttrupps der Graugans wurden v.a. im Nahbe-
reich der Jade sowie einmalig am Geestrandtief erfasst. 
 

Tab. 8: Bewertungsrelevante Rastvogelarten 2016/2017 mit Maximalzahl und Schwellenwer-
ten für Bewertung nach KRÜGER et al. (2013) 
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Austernfischer 4 10200 2300 1950 980 490 
Bekassine 1 20000 500 240 120 60 
Blässgans 2760 10000 4250 2350 1200 590 
Blässhuhn 5 17500 4500 320 160 80 
Brandgans 6 3000 1750 1250 630 310 
Flussuferläufer 5 17500 80 40 20 10 
Gänsesäger 4 2700 370 90 45 25 
Großer Brachvogel 35 8500 1400 1200 600 300 

Graugans 270 5000 1300 530 270 130 
Graureiher 10 2700 820 280 140 70 
Grünschenkel 1 2300 150 85 45 20 
Heringsmöwe 51 3800 1150 460 230 120 
Höckerschwan 2 2500 700 80 40 20 
Kiebitz 391 20000 7500 2700 1350 680 
Kormoran 17 3900 1000 120 60 30 
Krickente 3 5000 1000 360 180 90 
Lachmöwe 65 20000 5000 3200 1600 800 
Pfeifente 271 15000 2900 1400 700 350 
Reiherente 2 12000 3250 180 90 45 
Saatgans 4 6000 4000 1200 600 300 
Silbermöwe 63 5900 2000 1050 530 260 
Silberreiher 3 470 50 10 5 - 
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Sturmmöwe 210 20000 1850 1000 500 250 
Stockente 404 20000 9000 2600 1300 650 
Teichhuhn 6 20000 1100 300 150 75 
Waldwasserläufer 1 17000 50 20 10 5 
Weißstorch 4 930 130 20 10 5 
Weißwangengans 2186 4200 2000 1900 950 480 
 
Dem Untersuchungsgebiet kommt im Bereich nördlich der Landesstraße L 864 gemäß 
den 2016/2017 durchgeführten Untersuchungen eine Bedeutung als Vogelrastgebiet 
nationaler Bedeutung zu. Die erforderlichen Schwellenwerte hierfür werden von der 
Weißwangengans erreicht. Das bedeutsame Gebiet befindet sich außerhalb der Planflä-
che in 600 m bis700 m Entfernung.  
 
Prognose der Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sowie der Schädi-
gungsverbote nach Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 
 
Für Gastvögel spielt im Hinblick auf den Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 die 
Zerstörung oder Beschädigung der Ruhestätte eine Rolle.  
 
Ruhestätten umfassen Orte, die für ruhende bzw. nicht aktive Einzeltiere oder Tiergruppen 
zwingend erforderlich sind. Sie dienen v. a. der Thermoregulation, der Rast, dem Schlaf 
oder der Erholung, der Zuflucht sowie der Winterruhe bzw. dem Winterschlaf (gekürzt 
nach EU-Kommission 2007 zitiert in STMI BAYERN 2007). In STMI Bayern (2007) sind 
folgende Beispiele genannt: 
 

 Winterquartiere oder Zwischenquartiere von Fledermäusen 
 Winterquartiere von Amphibien (an Land, Gewässer) 
 Sonnplätze der Zauneidechse 
 Schlafhöhlen von Spechten 
 regelmäßig aufgesuchte Schlafplätze durchziehender nordischer Gänse oder Kra-

niche 
 wichtige Rast- und Mausergebiete für Wasservögel 

 
Der Begriff der Ruhestätte kann aber auch gemäß BMVBS (2009) weiter gefasst werden 
und so z. B. für Blässgans, Saatgans als Durchzügler und Wintergäste den Verbund von 
Nahrungsflächen (z. B. ruhige Acker- und Grünlandflächen) mit Schlaf- und Trinkplätzen 
(störungsarme Gewässer) umfassen. Bei der Brandgans als Gastvogel würden in dem 
weiter gefassten Rahmen die Ruhestätte den Verbund aus feindsicheren Sandbänken 
und seichten Wasserflächen, sogenannten "Mauserzentren", in denen die mausernden 
und vorübergehend flugunfähigen Tiere sich sammeln und ruhen sowie die zur Nahrungs-
suche aufgesuchten angrenzenden Flachwasserbereiche und Schlickbänke umfassen. 
 
Wie in STMI BAYERN (2007) festgestellt, ist von einer Beschädigung oder Zerstörung einer 
Lebensstätte nicht nur dann auszugehen, wenn sie direkt (physisch) vernichtet wird, son-
dern auch, wenn durch andere vorhabenbedingte Einflüsse wie beispielsweise Lärm oder 
Schadstoffimmissionen die Funktion in der Weise beeinträchtigt wird, dass sie von den 
Individuen der betroffenen Art nicht mehr dauerhaft besiedelbar ist. 
 
Für alle Gastvögel, die hier nicht in entsprechend bewertungsrelevanten Größenordnun-
gen auftraten, wird davon ausgegangen, dass selbst bei einer artspezifischen Meidung 
des Gebietes durch eine Erhöhung der Verdrängungswirkung, keine Beeinträchtigungen 
gegeben sein werden, die ein artenschutzrechtliches Verbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 



Gemeinde Rastede – saP zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12  
„Windenergie Lehmdermoor " 23 

 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

BNatSchG verursachen. 
 
Der Verlust an Grünlandflächen, die bisher als Rastflächen genutzt wurden, durch die 
reine Überbauung der neuen Anlagen, Lagerflächen und Zuwegungen wird den generell 
flächenhaft nutzbaren Raum für die Gastvögel nicht wesentlich verringern, so dass über 
einen Flächenverlust im Zuge der Realisierung des Vorhabens kein artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestand der Zerstörung oder Beschädigung einer Ruhestätte eintritt. 
 
Hinsichtlich des Kollisionsrisikos ist aufgrund des Meidungsverhaltens der planungsrele-
vanten Gastvogelarten (Großvögel wie Gänse, Schwäne, Kraniche, Watvögel) gegenüber 
Windenergieanlagen nicht von einer erhöhten Kollisionsgefahr, die über das allgemeine 
Lebensrisiko hinausgeht, auszugehen. Ein erhöhtes Kollisionsrisiko für den nächtlichen 
Breitfrontenzug von Singvögeln kann aufgrund des aktuellen Wissensstandes ebenfalls 
ausgeschlossen werden. Der § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist daher nicht einschlägig. 
 
Die Verbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 BNatSchG sind für die nicht bewertungsre-
levanten Arten nicht einschlägig. 
 
Enten und Gänse (Blässgans, Weißwangengans, Graugans, Pfeifente): 
Eine Nutzung des Raumes für Gänse hat für die unmittelbare Umgebung des Windparks 
nur sporadisch stattgefunden.  
 
Scheuchwirkungen auf verschiedene Gänsearten liegen gemäß dem aktuellen, im Brut-
und Gastvogelgutachten dargestellten Wissensstand zwischen 200 m (Graugans) und 
400 – 500 m (Blässgans, Weißwangengans). Für die Pfeifente liegt die Reichweite für 
Scheuch- und Vertreibungswirkungen ebenfalls bei 400 – 500 m.  
 
Die für die Gänse und Enten attraktiven Flächen liegen im vorliegenden Fall mit sehr deut-
lichem Schwerpunkt nördlich der Landesstraße L 864 bzw. außerhalb des 500 m Radius. 
Innerhalb des 500 m-Radius um die Planfläche kamen drei Rasttrupps der Blässgans 
nördlich des Geestrandtiefs in einer Entfernung von etwa 400 m zu nächsten WEA vor, 
deren Truppstärke den Schwellenwert lokaler Bedeutung überschritt. Erhebliche arten-
schutzrechtliche Auswirkungen werden über den artenschutzrechtlichen Leitfaden zum 
Windenergieerlass (MU, 2016) ab einer landesweiten Bedeutung gesehen. Somit ist der 
Verbotstatbestand gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 (Zerstörung- und Beschädigung von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten) nicht einschlägig.  
 
Von einer Scheuchwirkung auf diese Arten ist bei Durchführung des Vorhabens daher 
zwar zu rechnen, diese ist jedoch nicht artenschutzrechtlich relevant, sondern als erheb-
liche Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffsregelung zu berücksichtigen und im Umwelt-
bericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 "Windenergie Lehmdermoor" zu 
behandeln.  
 
Kiebitz 
In der für rastende Kiebitze relevanten Wirkreichweite (200 m um die geplanten WEA für 
kleine Trupps) wurden keine planungsrelevanten Rasttrupps nachgewiesen. Die arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbestände werden für die Art daher nicht erfüllt.  
 
 
Aufgrund des Meidungsverhaltens der Arten zu den Windenergieanlagen ist von einer 
erhöhten Kollisionsgefahr, die über das allgemeine Lebensrisiko hinausgeht, nicht auszu-
gehen. 
Für die Arten, die für die Einstufung des Raumes als Gastvogellebensraums bewertungs-
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relevant waren, sind die Verbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 BNatSchG nicht ein-
schlägig. 
 
Prognose des Störungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 
Handlungen, die Vertreibungseffekte entfalten und Fluchtreaktionen auslösen, können 
von dem Verbot der Störung erfasst sein, wenn sie zu einer entsprechenden Beunruhi-
gung europäischer Vogelarten führen.  
 
In Betracht kommen diverse Faktoren wie z. B. Lärm, Vibration oder schnelle Bewegung. 
Eine erhebliche Auswirkung besteht, wenn durch die Störung der Bestand oder die Ver-
breitung europäischer Vogelarten nachteilig beeinflusst werden. Maßstab ist die Auswir-
kung auf das lokale Vorkommen einer Art, nicht auf Individuen (LANA 2010).  
 
Die Arten, welche den Raum des Geltungsbereiches zur Rast nutzen, werden nach Durch-
führung des Vorhaben ihren artspezifischen Meideabstand zu den Anlagen einhalten. 
Eine Störung findet demzufolge nicht statt. Sollten in der Nähe rastende Tiere durch bspw. 
Bauarbeiten oder Wartungsarbeiten kurzzeitig aufgescheucht werden, so führt dies nicht 
zu einer Beeinträchtigung der lokalen Population, da solche Fälle lediglich einzeln auftre-
ten bzw. zeitlich eingeschränkt zu sehen sind. 
 
Ein Schwerpunkt des Vogelrastgeschehens liegt zudem nördlich des Geestrandtiefes und 
der L 864 sowie entlang der Fließgewässer (Geestrandtief, Jade) und somit überwiegend 
außerhalb des Einwirkungsbereiches der WEA. Da es keine Bevorzugung des Geltungs-
bereiches und seiner näheren Umgebung als Rastgebiet gibt, stellen die im Rahmen der 
Umsetzung des Vorhabens entstehenden Wirkfaktoren keine signifikant erhöhte Störung 
für die lokalen Populationen dar. Eine Beeinträchtigung des Erhaltungszustands der loka-
len Populationen ist somit nicht gegeben. 
 

3.4 Sonstige streng geschützte Arten  
Da es in Deutschland bislang keine Rechtsverordnung gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 gibt 
(s. Kap. 2.2), werden hilfsweise auch die lediglich national streng geschützten Arten nach 
§ 44 in der saP mit abgeprüft. Außerdem werden auch Anhang II-Arten der FFH-Richtlinie 
beleuchtet, um nicht einen Biodiversitätsschaden nach  19 BNatSchG zu riskieren. 
 
Vorkommen von streng geschützte Tierarten oder Anhang II-Arten der FFH-Richtlinie, die 
nicht gleichzeitig nach Anhang IV der FFH-Richtlinie oder gem. Art. 1 Vogelschutzrichtlinie 
geschützt sind (z.B. streng geschützte Libellenarten), sind im Untersuchungsraum nicht 
bekannt und ein Vorkommen solcher Arten ist aufgrund der Biotopausprägungen vor Ort 
auch nicht zu erwarten. Insofern ist nicht von der Erfüllung von Verbotstatbeständen oder 
dem potenziellen Eintritt von Biodiversitätsschäden durch die Planung auszugehen.  

4.0 DARLEGUNG DER AUSNAHMEVORAUSSETZUNGEN 
Nachfolgend wird die Ausnahmevoraussetzungen von den Verboten des § 44 BNatSchG 
dargelegt.  
 

4.1 Zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses  
Für die geplanten WEA sprechen nach aktuellem Kenntnisstand zwingende Gründe des 
überwiegenden öffentlichen Interesses. 
 
Öffentliche Interessen können grundsätzlich alle am Gemeinwohl orientierten öffentlichen 
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Interessen gleich welcher Art sein. Ein privates Interesse des Investors oder Betreibers 
an der Errichtung und dem Betrieb von WEA zur Gewinnerzielung und Energiegewinnung 
steht einem zugleich auch öffentlichen Interesse am Ausbau der Windenergie nicht ent-
gegen (Müller-Mitschke 2015). Das hohe öffentliche Interesse am Ausbau der Windener-
gie wird bereits durch die im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) verankerten Ausbau-
ziele, die Privilegierungsentscheidung in § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB sowie die explizite Be-
nennung als hervorgehobener abwägungserheblicher Belang in § 1 Nr. 7 lit. f) BauGB und 
in § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG belegt. 
 
Die Notwendigkeit des beschleunigten Ausstiegs aus der Kernenergie sowie aus der Nut-
zung fossiler Energien zum Schutz des Klimas ist aufgrund der aktuellen Entwicklungen 
in Bezug auf (Natur- und Atom-) Katastrophen und der absehbaren Folgen des Klimawan-
dels nicht mehr von der Hand zu weisen. Allein hieraus lässt sich bei langfristiger Betrach-
tung ein zwingendes öffentliches Interesse am Ausbau einer der saubersten, erneuerba-
ren Energieformen (Windenergie) ableiten, dass es lokal auf geeigneten Standorten um-
zusetzen gilt. Die Nutzung der Windenergie bildet somit einen wesentlichen Bestandteil 
einer nachhaltigen Energiepolitik.  
 
Auf Länderebene unterstreichen u. a. die Arbeitshilfe "Naturschutz und Windenergie" des 
Niedersächsischen Landkreistages (NLT 2014) sowie vor allem der 2016 in Kraft getre-
tene niedersächsische Windenergieerlass diese Intension. Der Windenergieerlass soll 
u. a. dazu dienen, den weiteren für die Umsetzung der Energiewende erforderlichen Aus-
bau der Windenergienutzung (Ziel der niedersächsischen Landesregierung an Zubau bis 
2050: 20 Gigawatt) umwelt- und sozialverträglich und wirtschaftlich zu gestalten. 
 
Müller-Mitschke (2015) führt in ihrem Fachartikel in Natur und Recht hierzu aus: "Mit Wind-
energieanlagen werden regenerative Energiequellen genutzt und Energie umwelt- und 
klimafreundlich, insbesondere ohne Emissionen umweltschädlicher klimarelevanter Gase, 
erzeugt. Dies dient insgesamt dem wichtigen umweltpolitischen Ziel des Klimaschutzes. 
Im Grundgesetzt wird in Artikel 20 a dem Klimaschutz als Bestandteil der natürlichen Le-
bensgrundlagen Gewicht zugemessen. Dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversor-
gung, insbesondere durch die Nutzung erneuerbarer Energien, kommt eine besondere 
Bedeutung zu. Dies ergibt sich aus § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG. Der Ausbau erneuerbarer 
Energien trägt dazu bei, die Folgeschäden der Klimaveränderungen in Natur und Land-
schaft zu mindern. Das Ziel einer nachhaltigen Energieversorgung durch die Nutzung er-
neuerbarer Energien ergibt sich auch aus gesetzlichen Normierungen des Bundes und 
der Bundesländer und darauf aufbauenden politischen Konzepten. Die Errichtung und der 
Betrieb von WEA liegen somit (auch) im öffentlichen Interesse. Die öffentlichen Interessen 
am Klimaschutz und der Versorgung mit generativen Energien sind auch zwingend. Ein 
durch Vernunft und Verantwortungsbewusstsein geleitetes staatliches Handeln liegt vor, 
da es sich vor dem Hintergrund der dargestellten Rechtsgrundlagen um Belange mit nor-
mativem Gewicht handelt."  
 
Auch Lukas (2016) weist darauf hin, dass durch die höchstrichterliche Rechtsprechung 
bereits geklärt ist, dass Gründe des öffentlichen Interesses einen zwingenden Charakter 
im Sinne der europäischen Naturschutzrichtlinien haben, wenn Hauptzweck der Maß-
nahme die Verwirklichung des öffentlichen Interesses ist (BVerwG, Urteil vom 27,01.2000 
- 4 C 2.99, juris, RN. 39) und führt hierzu aus: "Windenergieprojekte werden zum Zweck 
der regenerativen Energiegewinnung umgesetzt, die gleichzeitige Verfolgung wirtschaftli-
cher Interessen ist unschädlich." (Lukas 2016). 
 
Für Niedersachsen kann der vom Niedersächsischen Ministerium für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz in Zusammenarbeit mit weiteren Ministerien erarbeitete Windenergieerlass 
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als Richtschnur für die landesweit gültigen Ausbauziele herangezogen werden1. Der 
Windenergieerlass soll u. a. dazu dienen, den weiteren für die Umsetzung der Energie-
wende erforderlichen Ausbau der Windenergienutzung umwelt- und sozialverträglich und 
wirtschaftlich zu gestalten. Gemäß Windenergieerlass will das Land Niedersachsen den 
Anteil der Nutzung erneuerbarer Energien schrittweise auf 100 % erhöhen. Aus diesem 
Grund sollen bis 2050 mindestens 20 Gigawatt Windkraftleistung in Niedersachsen errich-
tet werden können. Im Windenergieerlass heißt es hierzu: "Für die Träger der Regional-
planung und Gemeinden bedeutet dies, dass sie mindestens 7,35 % ihrer jeweiligen Po-
tenzialfläche (…) als Vorranggebiete für die Windenergienutzung vorsehen müssten. Da-
bei sind planerisch bereits ausgewiesene Flächen für die Windenergienutzung einzurech-
nen." Die Potenzialfläche wird im Erlass als die Fläche definiert, die nach Abzug der harten 
Tabuzonen, der FFH-Gebiete und Waldflächen sowie der Industrie- und Gewerbegebiets-
flächen von der kommunalen Fläche übrig bleibt. 
 
Durch die zusätzliche Ausweisung neuer Standorte im Bereich der im Rahmen der 
Standortpotenzialstudie 2016 (Planungsbüro Diekmann und Mosebach 2016) ermittelten 
Potenzialflächen 1 bis 4 kann die Gemeinde Rastede max. 4,8 % der nach Abzug der 
harten Ausschlussflächen, FFH-Gebiete sowie Wald übrig bleibenden Gemeindefläche 
der Windenergie zur Verfügung stellen (inkl. vorh. Windparks). Vor diesem Hintergrund 
wird deutlich, dass die Gemeinde Rastede auch durch die Ausweisung von allen Wind-
energiestandorten im Bereich der durch sie ermittelten Potenzialflächen bereits unter dem 
(freilich theoretischen, die örtlichen Gegebenheiten nicht berücksichtigenden und daher 
nicht verbindlichen) Zielwert von 7,35 % der Potenzialfläche gem. Windenergieerlass zu-
rück bleibt. Umso eher ist sie daher gewillt, die von ihr ermittelten Potenzialflächen 1-4, 
welche auf Studienebene mit geringer und mittlerer Empfindlichkeit gegenüber Windener-
gieanlagen bewertet wurden, als Windparkstandort auszuweisen.  
 
Aufgrund der oben genannten Kriterien kann im vorliegenden Planfall davon ausgegangen 
werden, dass die Belange der Windenergie auch unter Berücksichtigung der weiteren 
Ausführungen und der Durchführung von populationsstärkenden Maßnahmen (FCS-Maß-
nahmen) überwiegen. Durch letztere kann sichergestellt werden, dass es zu keiner Ver-
schlechterung des Erhaltungszustandes der Arten kommt, da mögliche kompensatorische 
Maßnahmen (s. u.) außerhalb des Plangebietes zeitnah einen hohen Wirkungsgrad ent-
falten können (erfolgreiche Brut und Jungenaufzucht). 
 
Der oben erläuterte Ausnahmegrund nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist auch für europäische 
Vogelarten europarechtskonform. § 45 Abs. 7 Nr. 5 BNatSchG steht dabei nach heute 
gefestigter allgemeiner Ansicht auch insofern im Einklang mit Art. 9 der Vogelschutzricht-
linie (VRL), als dort Gründe sozialer und wirtschaftlicher Art nicht ausdrücklich genannt 
sind. Art. 9 VRL muss nämlich in Verbindung mit den Zielvorgaben des Art. 2 VRL gelesen 
werden und schließt Gründe sozialer und wirtschaftlicher Art als Rechtfertigung für eine 
Ausnahme gerade nicht aus. 
 
Aus diesem Grunde ist die Rechtmäßigkeit von Art. 45 Abs. 7 BNatSchG insbesondere 
vom BVerwG nicht angezweifelt worden und der Ausnahmegrund kann ebenso für euro-
päische Vogelarten herangezogen werden. 

                                                
 
1 Gemeinsamer  Runderlass' des niedersächsische Ministerium für Umwelt, Energie und Klima-
schutz (MU), niedersächsischen Ministerien für Wirtschaft und Verkehr (MW), Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz (ML), Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (MS) und Inne-
res und Sport (MI) -  Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen an Land in Nieder-
sachsen und Hinweise für die Zielsetzung und Anwendung (Windenergieerlass). 24.02.2016. 
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4.2 Keine zumutbaren Alternativen 
Für das Gemeindegebiet wurde 2016 eine Entwicklungsplanung Windenergie erarbeitet 
in der das Gebiet der Gemeinde flächendeckend untersucht wurde. Als Ergebnis haben 
sich vier Potenzialflächen für Windenergie ergeben, wobei in einer Potenzialfläche bereits 
ein Windpark auf einer Teilfläche vorhanden ist.  
 
Für diese vier Potenzialflächen hat die Gemeinde Rastede in der Verwaltungsausschuss-
sitzung am 09.08.2016 die Aufstellungsbeschlüsse zur Änderung des Flächennutzungs-
plans und parallelen Aufstellung von vorhabenbezogenen Bebauungsplänen beschlos-
sen, um Konzentrationszonen für Windenergie gem. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB zu schaf-
fen und den Ausschluss von Windenergienutzung für andere Bereiche des Gemeindege-
bietes zu erwirken.  
 
Die Potenzialflächen 1 und 2 sind dabei zu einem Planverfahren "Windpark Wapeldorf / 
Heubült" zusammengefasst worden. In der gleichen Sitzung wurden die Beschlüsse zur 
Durchführung der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 (1) und § 4 (1) Baugesetzbuch 
(BauGB) gefasst.  
 
Eine fünfte Potenzialfläche "Ipweger Moor" wird seitens der Gemeinde nicht weiterver-
folgt. In der Studie heißt es hierzu: "Besonders ist hier die Bedeutung für rastende Bläss-
gänse herauszustellen. Die Potenzialfläche ist umgeben von international bedeutenden 
Rastvogelflächen der Blässgans. Entsprechende Wertigkeiten konnten im Rahmen der 
Erhebungen in den Jahren 2014/2015 innerhalb der Potenzialfläche nicht bestätigt wer-
den. Allerdings ist nicht auszuschließen, dass Blässgänse bei einer möglichen Errichtung 
eines Windparks im Bereich der Potenzialfläche „Ipweger Moor“ den Nahbereich von 
Windenergieanlagen meiden werden. Zudem befindet sich die Potenzialfläche direkt im 
Bereich eines bedeutenden Flugkorridors der Blässgänse. Die Errichtung von WEA würde 
eine Barrierewirkung in diesem Bereich erwirken. Diesbezüglich sind artenschutzrechtli-
che Verbotstatbestände zu erwarten. Des Weiteren befindet sich im Bereich des Natur-
schutzgebietes „Barkenkuhlen“ [ca. 900 m nordöstlich der Potenzialfläche] ein bedeutsa-
mer Kornweihen-Schlafplatz. […] Aufgrund der hohen Bedeutung für Natur und Land-
schaft sowie für die Avifauna und einer daraus resultierenden sehr hohen Empfindlichkeit 
der Potenzialfläche, weist diese Fläche, in Relation zu den weiteren Potenzialflächen, die 
geringste Eignung für eine Windenergienutzung auf." 
 
Bei der Beschlussfassung zur Änderung des FNP hat somit auf der Basis der Standortpo-
tenzialstudie bereits eine Abwägung alternativer Standorte stattgefunden mit dem Ergeb-
nis, dass die Gemeinde Rastede beabsichtigt, alle für die Windenergienutzung ermittelten 
Potenzialflächen, für die im Rahmen der Studie eine geringe bis mittlere Empfindlichkeit 
gegenüber der Windenergienutzung festgestellt wurde, als Windparks im Flächennut-
zungsplan auszuweisen.  
 
Durch die beabsichtigten Ausschlusswirkung für Windenergie außerhalb dieser geplanten 
Konzentrationszonen und den Beschluss, alle als geeignet erscheinenden Potenzialflä-
chen umzusetzen, sind weitere räumliche Alternativen zur Umsetzung der Planung somit 
nicht vorhanden. Die Alternativenprüfung kann sie sich im Weiteren daher auf die Prüfung 
technischer Alternativen zur Umsetzung beschränken. Hinsichtlich der zu betrachtenden 
Arten, für die eine Ausnahme beantragt wird (Mäusebussard) ist jedoch aus tierökologi-
schen Gesichtspunkten aufgrund der großen Aktionsräume des Mäusebussards nicht er-
kennbar und auch nicht quantifizierbar, dass bestimmte technische Ausführungen von 
Windenergieanlagen (z.B. geringere Höhe, geringerer Rotordurchmesser, anderer WEA-
Typ) sich merklich eingriffsmindernd auf das Eintreten von Verbotstatbestände auswirken. 
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Zumutbare konfliktvermeidende Maßnahmen sind nicht vorhanden. Managementmaß-
nahmen wie Ablenkflächen oder Abschaltzeiten bspw. während Mahdzeiträumen, welche 
für Arten wie Weißstorch oder Rotmilan durchaus wirksam sind und auch schon Eingang 
in den artenschutzrechtlichen Leitfaden des Windenergieerlasses gefunden haben, sind 
aufgrund der artspezifischen Verhaltensweise und dadurch bedingten Gefährdungen 
kaum möglich bzw. sinnvoll umsetzbar.  
 
Der Mäusebussard frisst vorrangig Kleinsäuger und ist in seiner Nutzungshäufigkeit eines 
Areals nicht abhängig von den Bewirtschaftungszeitpunkten auf Grünlandflächen. Er be-
vorzugt sowohl die freie Landschaft zur Jagd als auch Gehölze als Ansitzwarten, so dass 
eine Strukturveränderung bspw. der Mastfüße nicht zu einer geringeren Nutzung des Rau-
mes oder Verdrängung der Art führen würde. 
 
Weiterhin kommen Abschaltungen als konfliktvermeidende Maßnahmen nicht in Betracht, 
denn zu berücksichtigen ist dabei eine Korrelation zwischen dem Effekt von Abschaltzei-
ten, d. h. der Beantwortung der Frage, ob es möglich ist, über Abschaltzeiten das Kollisi-
onsrisiko der im Nahbereich vorkommenden gefährdeten Arten unter die Signifikanz-
schwelle zu senken und der Wirtschaftlichkeit des Vorhabens.  
 
Beim Mäusebussard sind laut Schreiber (2016) die Monate März, April und Mai als Monate 
mit einem hohen bis sehr hohen Gefährdungspotenzial einzustufen, denen sich die Zeit 
von Anfang Juni bis Ende der zweiten Dekade August als mit mäßig bis hoher Gefährdung 
anschließt. Tageszeitlich liegen die Schwerpunkte der Flugaktivitäten der Art in der Mitte 
des Tages. Witterungsmäßig sind leichte Winde, niedrige Bewölkung und wenig Regen 
sowie höhere Temperaturen förderlich (Schreiber, 2016). 
 
Nach den oben dargestellten Informationen zu den artspezifischen Verhalten ergäben sich 
aufgrund der Dauer und Überlappung durchgängige Abschaltzeiten über drei Monate von 
mindestens Anfang März bis Ende Mai, ggf. mit Erweiterungen bis zum 20. August. Dies 
bedingte ein Abschaltvolumen von rund 552 Stunden pro Windenergieanlage bei dem 
kürzeren Zeitraum bis Ende Mai und 1.038 Stunden bei Abschaltmodalitäten bis in den 
August. Damit gäbe es erhebliche Ertragseinbußen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die ungefährdete Art Mäusebussard in einer so hohen 
Anzahl im Gebiet vorkommt, dass davon auszugehen ist, dass es zu Erweiterungen der 
über Schreiber (2016) vorgeschlagenen Zeiten kommen kann, um die unterschiedlichen 
Brutzeitpunkte der jeweiligen Exemplare ausreichend berücksichtigen zu können. Auf-
grund der unterschiedlichen Aktivitätszeiten der Arten wäre ca. ein Viertel des Tageszeit-
raumes betroffen und durch die Aktivitätsreichweite der Arten auch sämtliche Anlagen. 
Dabei kommen die nächtlichen Abschaltzeiten für Fledermäuse noch hinzu.  
 
Die Abschaltzeiten für die wesentlich gefährdeteren Fledermäuse, bedingen bereits deut-
liche Ertragsminderungen für den Windparkbetreiber. Bei so weitreichenden Abschaltun-
gen wie oben erläutert, würde die Wirtschaftlichkeit des Projektes nicht mehr gegeben 
sein. Demgegenüber wird bei Realisierung des Projektes mit dem Mäusebussard eine Art 
betroffen, die lokal in einem günstigen Erhaltungszustand ist und für die zusätzlich popu-
lationsstärkende Maßnahmen vorgesehen werden. 
 
Zusätzliche Abschaltzeiten für die hier betrachte Art Mäusebussard stellen daher keine 
zumutbare Alternative dar.  
 
Vor diesem Hintergrund sind zumutbare Alternativen, die zu keinen oder geringeren Be-
einträchtigungen der relevanten Arten führen könnten, nicht ersichtlich.  
 



Gemeinde Rastede – saP zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12  
„Windenergie Lehmdermoor " 29 

 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

4.3 Bewahrung des Erhaltungszustands der Populationen der betroffenen Arten 
Eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG darf nur erteilt werden, wenn sich der 
Erhaltungszustand der Populationen der betroffenen Arten innerhalb ihres natürlichen 
Verbreitungsgebietes nicht verschlechtert, soweit Art. 16 FFH-RL keine weitergehenden 
Anforderungen stellt. Art. 16 der FFH-RL spricht vom Verweilen in einem günstigen Erhal-
tungszustand. Lukas (2016) weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass Planer bei 
einem ungünstigen Erhaltungszustand mit erhöhtem Darstellungsaufwand den Beleg der 
Neutralität des Eingriffs liefern müssen. Durch den Eingriff darf die Wiederherstellung des 
günstigen Erhaltungszustands, sofern dieser vor dem Eingriff bereits ungünstig war, nicht 
behindert werden.  
 

4.3.1 Betroffene Art Mäusebussard 
Für den Mäusebussard kann die Wahrscheinlichkeit eines signifikant erhöhten Kollisions-
risikos mit Windenergieanlagen nach aktuellem Kenntnisstand nicht sicher ausgeschlos-
sen werden. Der Mäusebussard ist die häufigste Greifvogelart Deutschlands und weit ver-
breitet. Er weist einen günstigen Erhaltungszustand in Europa, in Deutschland und im 
Untersuchungsgebiet auf, so dass von einer damit einhergehenden stabilen Population 
ausgegangen werden kann. 
 
Im Rahmen des von der Bundesregierung geförderten Verbundvorhabens „Ermittlung der 
Kollisionsraten von (Greif)Vögeln und Schaffung planungsbezogener Grundlagen für die 
Prognose und Bewertung des Kollisionsrisikos durch Windenergieanlagen (PROGRESS)“ 
(GRÜNKORN ET AL. 2016) wurde mittels systematischer Untersuchungen in mehreren Bun-
desländern in Norddeutschland versucht, repräsentative Daten der Kollisionsraten von 
Vögeln an Windenergieanlagen zu erhalten und hieraus grundlegende Aussagen und 
Empfehlungen zur Konfliktbeurteilung und Konfliktbewältigung im Zuge der Standortfin-
dung des Windenergieausbaus abzuleiten. Untersuchte Artengruppen waren Greifvögel, 
Großvögel und potenziell gefährdete Brut- und Rastvogelarten. Im aktuellen Schlussbe-
richt des Projektes sind u. a. auch Aussagen zum Mäusebussard enthalten. „Die Ergeb-
nisse von PROGRESS weisen auf hohe Kollisionsraten und potenziell bestandswirksame 
Auswirkungen des Ausmaßes bisheriger Windenergienutzung hin. Vor dem Hintergrund 
des großen Bestands des Mäusebussards in Deutschland tritt dadurch keine akute Be-
standsgefährdung auf, aber zumindest regional sind starke Bestandsrückgänge doku-
mentiert. In welchem Maße diese durch Windenergienutzung und/oder andere Faktoren 
verursacht werden, bedarf dringend näherer Untersuchungen. Bei der Planung von wei-
teren Windparks bestehen durch die großflächige Verbreitung dieser Art Probleme bei der 
Konfliktvermeidung bzw. -minderung und es ist zu prüfen, wie diese in Genehmigungsver-
fahren berücksichtigt werden können. Wichtiger als bei den anderen Arten wird es beim 
Mäusebussard voraussichtlich sein, die mit der Errichtung von Windenergieanlagen ver-
bundenen Eingriffe so auszugleichen, dass sie auch der betroffenen Art dienlich sind und 
den Bestand des Mäusebussards stützen.“ (A. a. O: 268). Aus Vorsorgeaspekten werden 
aufgrund der Häufigkeit und deutlichen Nutzung des Projektraumes durch den Mäusebus-
sard daher insgesamt  4 ha Flächen mit Bewirtschaftungsauflagen versehen, um popula-
tionsstabilisierend zu wirken. 
Unter Berücksichtigung der fachgutachterlich aufgezeigten FCS-Maßnahmen ist hinrei-
chend sicher gestellt, dass sich der Erhaltungszustand der Population der Art durch die 
Umsetzung der Planung nicht verschlechtern werden. 
 
Insgesamt ist aufgrund der obigen Ausführungen zu den Ausnahmevoraussetzun-
gen nach der aktuellen Kenntnislage davon auszugehen, dass eine objektive Aus-
nahmelage für die genannte Brutvogelart (Mäusebussard) vorliegt. 
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4.3.2 Maßnahmen zur Stärkung der Population (FCS-Maßnahmen) 
Um eine Verschlechterung des Erhaltungszustands einer Population zu vermeiden, kön-
nen nach Auffassung der EU-Kommission (2007) spezielle kompensatorische Maßnah-
men eingesetzt werden. Diese Maßnahmen werden häufig „Maßnahmen zur Sicherung 
des Erhaltungszustands“ oder auch „FCS-Maßnahmen“ (measures to ensure a favourable 
conservation status) genannt, da sie dazu dienen sollen, einen günstigen Erhaltungszu-
stand (Favourable Conservation Status) zu bewahren. Diese Maßnahmen zur Sicherung 
des Erhaltungszustands der betroffenen Populationen sind zwar weder in der FFH-RL 
noch im BNatSchG explizit erwähnt und somit nicht verbindlich vorgeschrieben. Entspre-
chend den Empfehlungen der EU-Kommission sind sie jedoch zweckmäßig, um eine Aus-
nahme insbesondere hinsichtlich der Bewahrung eines guten Erhaltungszustands zu 
rechtfertigen. Die EU-Kommission nennt folgende Anforderungen für derartige FCS-Maß-
nahmen: 
 
 Die Maßnahmen müssen die negativen Auswirkungen des Vorhabens entsprechend 

den spezifischen Gegebenheiten ausgleichen. 
 Die Maßnahmen müssen eine hohe Erfolgschance / Wirksamkeit aufweisen und auf 

bewährten Fachpraktiken basieren. 
 Sie müssen die Möglichkeit garantieren, dass eine Art einen guten Erhaltungszu-

stand erreichen kann.  
 Sie müssen möglichst schon vor oder spätestens zum Zeitpunkt der Zerstörung einer 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätte Wirkung zeigen (hierzu wird jedoch einschränkend 
angemerkt, dass es in einigen Fällen sein kann, dass die FCS-Maßnahmen zum 
Zeitpunkt, zu dem die Beschädigung erfolgt, noch nicht voll funktionstüchtig sind. Es 
hänge jeweils von der Art ab, ob ein Ausgleich unverzüglich vorzunehmen sei, oder 
ob ein gewisse Verzögerung akzeptiert werden könne – dies sei bei der Entschei-
dung über die Genehmigung jeweils zu berücksichtigen) (vgl. EU-KOMMISSION 
2007: 70ff).  

 
Im Unterschied zu CEF-Maßnahmen („Measures to ensure the „continued ecological func-
tionality“) ist bei FCS-Maßnahmen der konkret-individuelle Bezug zum Eingriffsort bzw. 
zur betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte sowie auch der Zeitpunkt der Herstellung 
bzw. Wirkung der Maßnahme etwas gelockert. Maßgeblich ist nicht mehr der örtlich be-
troffene Funktionsraum der jeweiligen Tier- bzw. Pflanzenart (Teilpopulation), sondern die 
damit funktional verbundene (Meta-) Population sowie der Erhaltungszustand der Popu-
lationen der jeweiligen Art im natürlichen Verbreitungsgebiet. 
 
Folgende Kompensationsflächen werden für den Mäusebussard, für den eine Ausnahme 
erteilt werden soll, für populationsstabilisierende Maßnahmen herangezogen: 
 

 Flurstück 51, Flur 27, Gemarkung Borbeckerfeld (Wiefelstede) 
 Flurstück 126, Flur 4, Gemarkung Rastede 

 
Durch eine Verringerung der Düngung und Mahd auf den Kompensationsflächen wird der 
floristische und faunistische Artenreichtum auf den Flächen erhöht, was sich günstig auf 
die Population von Kleinsäugern auswirkt, die zur Hauptnahrung des Mäusebussards zäh-
len. Dies trägt zu einem höheren Bruterfolg der Art bei und damit zu Stabilisierung der 
Population. Hierdurch wird sichergestellt, dass sich der Erhaltungszustand der Art im Be-
zugsraum nicht verschlechtert bzw. dass die Wiederherstellung eines günstigen Erhal-
tungszustandes ermöglicht wird. Diese Maßnahme findet auch im Rahmen der Eingriffs-
regelung zur Windparkplanung Anwendung und ist im Genehmigungsverfahren zusätzlich 
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als FCS-Maßnahme als Maßnahme zur Sicherung des Erhaltungszustands der Popula-
tion bei Erteilung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme vorzusehen. Die einzelnen Be-
wirtschaftungsmaßnahmen sind dem Umweltbericht zu entnehmen. 

5.0 FAZIT 
In der vorliegenden saP wurden die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG, die durch das Vorhaben (vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 „Wind-
energie Lehmdermoor“) erfüllt werden können, bezüglich der im Planungsraum gemein-
schaftsrechtlich geschützten Arten (alle europäischen Vogelarten, Arten des Anhangs IV 
FFH-Richtlinie) geprüft und dargestellt.  
 
Als konfliktvermeidende Maßnahme zur Reduktion von Beeinträchtigungen ist die Bau-
feldfreimachung außerhalb der Brutzeit zu beachten. Im Herbst/Winter vor der eigentli-
chen Baumaßnahme sind, falls erforderlich, Gehölze (potenzielle Brutplätze) zu entfernen. 
Durch einen Bau der Anlagen außerhalb der Brutzeit könnte eine eventuelle Schädigung 
der Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie Störungen von (boden-)brütenden Vogelarten 
vollständig vermieden werden. Sollte dies jedoch aus logistischen Gründen nicht möglich 
sein, ist durch eine ökologische Baubegleitung (z. B. mit Begehungen der Eingriffsflächen, 
rechtzeitige Anbringung/ Durchführung von aktiven Vergrämungsmaßnahmen vor Beginn 
der Brutzeit o. ä.) sicherzustellen, dass kein Vogel auf den Bauflächen, Lagerflächen oder 
Zuwegungen einen Brutplatz anlegen kann. 
 
Weiterhin sind in Bezug auf die Fledermäuse Abschaltzeiten mit einem betriebsbegleiten-
den Monitoring durchzuführen anhand dessen die bisher vorgesehenen Abschaltzeiten 
festgelegt werden, die das Kollisionsrisiko unter die Erheblichkeitsschwelle bringen, so 
dass das Verbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 für Fledermäuse nicht einschlägig ist. 
 
Gemäß Ergebnis der vorliegenden Prüfung der Betroffenheit der Arten nach Anhang IV 
der FFH-Richtlinie sowie der Arten der EU-Vogelschutzrichtlinie ist es erforderlich, dass 
im nachfolgenden Genehmigungsverfahren für die Art Mäusebussard eine Ausnahme von 
den Verboten des § 44 BNatSchG notwendig wird, da für den Mäusebussard gemäß § 
44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos unter Berück-
sichtigung der aktuellen Datenlage nicht sicher auszuschließen ist  
 
Aufgrund der voraussichtlich nicht auszuschließenden Erfüllung des Verbotstatbestandes 
ist somit auf Ebene des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens eine Ausnahme gem. § 
45 Abs. 7 BNatSchG zu erwirken. Die dazu notwendigen Ausnahmevoraussetzungen: 
 

 es ist keine zumutbare Alternative [die zu keinen oder geringeren Beeinträchti-
gungen der relevanten Arten führt] gegeben, 

 es liegen zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses, ein-
schließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, vor, 

 der Erhaltungszustand der Populationen der betroffenen Art verschlechtert sich 
nicht und  

 
werden in Kapitel 4.0 ausführlich dargelegt. 
 
Für alle sonstigen planungsrelevanten Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie sowie 
für europäische Vogelarten gem. Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie kann ausgeschlos-
sen werden, dass die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG erfüllt werden. 
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I. VERANLASSUNG UND BEAUFTRAGUNG 

Im Landkreis Ammerland soll in der Gemeinde Rastede, Ortsteile Lehmder-
moor-Delfshausen, ein Windpark bestehend aus insgesamt fünf Windenergie-
anlagen vom Typ Enercon E-82 mit 108 m Nabenhöhe (WEA 1 bis WEA 5) errich-
tet werden. 

Unser Büro wurde mit Schreiben vom 20.05.2016 von der Windkonzept Projek-
tentwicklungs GmbH & Co, KG, Frau Lydia Eilers-Schröder, beauftragt, auf der 
Grundlage unseres Angebotes vom 18.05.2016 den Baugrund an den geplanten 
Standorten und den Kranstellflächen zu untersuchen und für die Gründung zu 
beurteilen. 

Da für die Standorte der WEA 4 und WEA 5 keine Betretungserlaubnis vorlag, 
musste die Untersuchung und Bewertung dieser Standorte zurückgestellt wer-
den. Der vorliegende Bericht behandelt daher nur die Standorte WEA 1 bis 
WEA 3. 

 

1. Unterlagen 

Zur Durchführung der Untersuchungen erhielten wir folgende Unterlagen: 

• Übersichtskarte, Lage der Windparks, Maßstab 1 : 50.000, 

• Lageplan Delfshausen vom 30.05.2016, Maßstab 1 : 5 000. 

• Fundamentdatenblatt E-82 E2 & E3/BF/107/23/01, Flachgründung mit 
Auftrieb vom MJB/28.10.2010, Revision 1.0/28.10.2010. 

 

2. Angaben zum Bauwerk 

Der Fundamentdurchmesser beträgt bei einer Flachgründung mit Auftrieb 
18,00 m. Die Fundamentunterkante liegt bei 2,65 m unter Gelände. Nach den 
vorliegenden statischen Unterlagen muss der Baugrund eine Mindestbodenpres-
sung von 288 kN/m2 aufnehmen können. 

Für geotechnische Nachweise sind im Datenblatt folgende charakteristischen 
Lastfälle angegeben: 
 

Lastfall aero masse) Fxy [kN] 
Fz [kN] 
ohne 

Auftrieb 

Fz [kN] 
mit 

Auftrieb 

Mxy 
[kNm] 

Mz 
[kNm] 

DLC 1.0 (1.00/1.00) 564 -24578 -17962 47567 - 

DLC 6.2 (1.10/1.00) 974 -24466 -17850 84204 3120 

Alle Lasten ohne Teilsicherheitsbeiwert ( F = 1,0). 

Tabelle 1: Charakteristische Lastfälle für Fundamente mit Auftrieb. 
 
Für die elastische Fundamenteinspannung zwischen Fundament und Baugrund 
ist eine Mindestdrehfedersteifigkeit des Gesamtsystems (Turm und Gründung) 
von kphi,dyn = 100 000 MNm/rad bzw. kphi,stat = 10.000 MNm/rad einzu-
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halten. Der Ersatzradius für den gleich steifen Kreis ist mit r = 8,84 (mit Auf-
trieb) angegeben. 

Die maximal zulässige Schiefstellung infolge Baugrundsetzung in 20 Jahren 
bezogen auf den Außendurchmesser beträgt delta s ≤ 40,0 mm.  

Die UTM-Koordinaten (UTM 32) der Anlagenmittelpunkte wurden den Planun-
terlagen und die ungefähren Geländehöhen der amtlichen topographischen 
Karte TK50 wie folgt entnommen (vgl. Tabelle 2): 
 
Anlagennummer, 

Anlagentyp 
Rechtswert Hochwert ca. Geländehöhe mNN 

WEA 1 448968 5906185 -0,50 
WEA 2 449299 5906148 0,00 
WEA 3 449677 5906369 0,00 

Tabelle 2:  Koordinaten und ungefähre Geländehöhen. 

 

II. DURCHGEFÜHRTE UNTERSUCHUNGEN 

Zur Erkundung der Baugrundverhältnisse wurde am 14.06.2016 jeweils am Mit-
telpunkt der Anlagenstandorte eine Rammkernsondierung bis 10,0 m unter 
Gelände abgeteuft (  80/60 cm, RKS 1 bis RKS 3).  

Durch die Fugro GmbH, Lilienthal, wurden je Standort drei in etwa gleichmäßig 
um den Umfang verteilte, elektrische Drucksondierungen bis 30,0 m unter 
Gelände ausgeführt (CPT 1-1 bis CPT 3-3, gem. DIN 4094). 

Je Kranaufstellfläche (KAF) wurden zwei Drucksondierungen (CPT K 1-4 bis 
CPT K 3-5, gem. DIN 4094) jeweils bis 10,0 m unter Ansatzpunkt abgeteuft.  

Die Lage der Sondieransatzpunkte ist in Anlage 1 dargestellt. Die erbohrten 
Bodenprofile wurden entsprechend DIN 4022 ingenieurgeologisch vor Ort ange-
sprochen und in Schichtenverzeichnissen aufgenommen. Die Ergebnisse sind in 
Anlage 2.1-2.5 als Bohrprofile nach DIN 4023 zusammen mit den Drucksondier-
diagrammen (CPT nach DIN 4094) dargestellt. Die Drucksondierprotokolle kön-
nen der Anlage 3 entnommen werden.  

An drei repräsentativ ausgewählten Bodenproben wurden die Wassergehalte 
nach DIN 18121 bestimmt und Körnungsanalysen nach DIN 18123 durchgeführt. 
Die Wassergehaltsbestimmungen liegen in Anlage 4 und die Körnungslinien in 
Anlage 5 vor. 

Die RKS 1 (WEA 1) wurde exemplarisch zu einem provisorischen Grundwasser-
pegel ausgebaut, um eine Grundwasserprobe zu entnehmen und im Labor auf 
den chemischen Angriffsgrad nach DIN 4030 analysieren zu lassen. Die Analy-
senergebnisse liegen in Anlage 8 vor. 

Die rechnerischen Setzungsermittlungen sind in Anlage 6.1-6.6 und die Dreh-
federsteifigkeiten für eine Flachgründung in Anlage 7.1-7.3 beigefügt. 

Eine hydraulische Berechnung für den Standort der WEA 1 liegt in Anlage 9 bei. 
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III. BODEN- UND GRUNDWASSERVERHÄLTNISSE 

1. Boden 

Nach den geologischen Kartenunterlagen des LBEG sind im Bereich des Wind-
parks unter holozänen Klei- und Torfablagerungen fluviatile Sande aus der 
Weichselkaltzeit zu erwarten. 

Das Gelände ist eben und hat eine mittlere Geländehöhe von ca. 0,00 mNN. 

Die Bewertung der Lagerungsdichte der anstehenden Sande kann gem. Normen-
Handbuch Eurocode 7, 2011, Band 2, Anhang D, Tabelle D.1 wie folgt vorge-
nommen werden: 
 

Bezogene 
Lagerungsdichte 

Spitzenwiderstand (qc) 
(aus CPT) MN/m2 

Wirksamer 
Reibungswinkel ( ’) 

Sehr locker 
locker 

mitteldicht 
dicht 

sehr dicht 

0,0 bis 2,5 
2,5 bis 5,0 
5,0 bis 10,0 
10,0 bis 20,0 

> 20,0 

29 bis 32 
32 bis 35 
35 bis 37 
37 bis 40 
40 bis 42 

 

Nach den vorliegenden Bohrprofilen und den Drucksondierdiagrammen kann die 
Bodenschichtung an den Standorten wie folgt zusammengefasst werden (vgl. 
Tabelle 3): 
 

Tiefe 
(bis m u. GOK 

min./max.) 

Mächtigkeit 
(m) 

Bodenschicht 
(Spitzendruck qc in MN/m2) 

nicht bindig/ 
bindig 

Baugrund-
eigenschaften 

0,25/0,50 0,25-0,50 
Oberboden/Mutterboden, 

Schluff, humos  
(-) 

- nicht geeignet 

2,60/4,00 2,20-3,75 

Klei und Torf: Schluff, tonig, 
humos und Torf, schluffig, 

gepresst  
weich 

qc < 0,5 

bindig nicht geeignet  

6,0/9,0 10,0-23,0 

Sand, mit 
Schluffzwischenlagen:  

locker bis mitteldicht oder 
weich bis steif  

Sand: qc = 5-15 
halbfest 

Schluff: qc = 0,5-1 

überwiegend 
nicht bindig 

mäßig tragfähig 
bis tragfähig 

> 30,0 > 9,0 

Fein- bis Mittelsand,  
in den oberen Bereichen z. T. 
noch locker, ansonsten mittel-

dicht bis dicht gelagert; 
in tieferen Profilabschnitten 

> 27,0 m u. GOK auch Schluff, 
halbfest 

Sand: qc  10-20 
Schluff in tieferen Schichten: 

qc = 3-5 
 

nicht bindig gut 

Tabelle 3: Bodenprofile an den Standorten der WEA 1 bis WEA 3, Bodenaufschlüsse RKS 1 bis 
RKS 3 sowie CPT 1-1 bis CPT 3-3. 
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Nach den vorliegenden Baugrunderkundungen stehen zunächst holozäne, orga-
nische Deckschichten aus Klei und Torf an. Der Baugrund darunter besteht aus 
Sand. In den oberen Bereichen sind in diese Sande Schluffzwischenlagen einge-
schaltet. Die Lagerungsdichte ist hier bereichsweise noch locker. Mit zuneh-
mender Tiefe gehen die Sande in gut mitteldichte Lagerung über. 

In tieferen Profilabschnitten (> 10,0 m unter GOK) wurden keine unkonsolidier-
ten Weichschichten angetroffen. Der Baugrund ist entsprechend Enercon 
Spezifikation, Anforderungen für Baugrundbeurteilungen, Stand 
15.05.2006, mit den vorliegenden Aufschlüssen grundsätzlich ausreichend 
tief erkundet. 

Im Bereich der Kranstellflächen wurde vom Hangenden zum Liegenden bis zur 
maximalen Aufschlusstiefe von 5,0 m unter GOK folgende Schichtabfolge er-
kundet: 
 
Mutterboden/Oberboden, Klei und Torf:  

- Petrographie: Schluff, humos. Torf. 
- Farbe: dunkelbraun. 
- bis Meter unter Gelände (min./max.): 3,00/4,00. 
- Mächtigkeit: 3,00 m bis 4,00 m. 
- Konsistenz: weich. 
- Baugrundeigenschaften: nicht geeignet. 

 
Decksand:  

- Petrographie: Feinsand, mittelsandig, schluffig. 
- Farbe: hellbraun, braun. 
- bis Meter unter Gelände (min./max.): 1,00/4,50. 
- Mächtigkeit: 0,70 m bis 4,00 m. 
- Lagerungsdichte: mitteldicht. 
- Baugrundeigenschaften: gut. 

 

Sand:  

- Petrographie: Fein- bis Mittelsand mit Schluffzwischenlagen. 
- Farbe: hellgrau, braun, braungrau. 
- bis Meter unter Gelände (min./max.): > maximale Aufschlusstiefe von 

10,0 m unter GOK. 
- Mächtigkeit: > 10,0 m. 
- Lagerungsdichte: mitteldicht. 
- Baugrundeigenschaften: gut. 
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2. Grundwasser 

Grundwasser wurde bei den Bohrarbeiten am 14.06.2016 bereits oberflächen-
nah ab 0,80 m bzw. 0,90 m unter Geländeoberkante angetroffen. Bezogen auf 
mNN entspricht dies Grundwasserständen von etwa 0,40 mNN bzw. 
1,00 mNN. Es handelt sich um einen zusammenhängenden, geschlossenen 

Grundwasserkörper. 

In den hydrogeologischen Kartenunterlagen des LBEG wird die Höhe der mittle-
ren Grundwasseroberfläche im Bereich des Windparks zwischen 0,00 mNN und 
2,50 mNN angegeben. Die gemessenen Grundwasserspiegel korrespondieren 

ausreichend gut mit den Angaben der Kartenunterlagen.  

Die Gründungstiefen der geplanten WEA betragen 2,65 m unter Gelände. Die 
Fundamente stehen ständig unter Grundwassereinfluss. Daher ist an allen 
Standorten die auftriebssichere Fundamentvariante erforderlich. 

 

3. Erdbebenzone 

Der Landkreis Ammerland, Regierungsbezirk Weser-Ems, befindet sich nach 
DIN 4149 in der Erdbebenzone A. Seismische Aktivitäten und daraus folgende 
Einwirkungen auf Gebäude sind in diesem Bereich nicht zu erwarten und wer-
den daher für die weiteren Ausführungen nicht berücksichtigt.   

 

4. Bodenmechanische Laborversuche 

Zur Überprüfung der Bodenansprache am Bohrkern und zur Klassifizierung der 
anstehenden Bodenarten, wurden an drei ausgewählten Bodenproben die Was-
sergehalte und die Körnungslinien bestimmt. Nach der Labormethode „Sieb-
linienauswertung“ wurden die kf-Werte für diese Sande nach HAZEN ermittelt. 
Falls sich wegen eines hohen Feinkornanteils < 0,063 mm kein Schnittpunkt mit 
dem 10 %-Massenanteil ergab, wurde der Kf-Wert nach Erfahrungswerten abge-
schätzt. Entsprechende Werte sind in Klammern gesetzt. 

In Tabelle 4 sind die Ergebnisse zusammengefasst: 
 

Standort,  
Probenummer 

Entnahme-
tiefe  

(m u. GOK) 

Wasser-
gehalt 
(M.-%) 

Anteil 
< 0,063 

mm 

Bodenart kf-Wert 
(HAZEN) 

(m/s) 

WEA 1, Pr. 3 2,60-3,40 
18,5 

2,6 
Feinsand, stark 

mittelsandig 
7,3 x 10-5 

WEA 1, Pr. 4 4,80-5,40 
29,9 

11,6 
Feinsand, stark 
mittelsandig, 

schwach schluffig 
(1,0 x 10-5) 

WEA 1, Pr. 5 5,40-7,00 
22,7 

0,5 
Mittelsand, stark 

feinsandig, schwach 
grobsandig 

1,6 x 10-4 

Tabelle 4: Ergebnisse der Körnungsanalysen. 
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Nach DIN 18130 werden in Abhängigkeit vom Durchlässigkeitsbeiwert (kf-Wert) 
folgende Durchlässigkeitsbereiche unterschieden (Tabelle 5): 
 

kf-Wert (m/s) Bereich 
unter 10-8 sehr schwach durchlässig 

10-8 bis 10-6 schwach durchlässig 

über 10-6 bis 10-4 durchlässig 

über 10-4 bis 10-2 stark durchlässig 

über 10-2 sehr stark durchlässig 

Tabelle 5: Durchlässigkeitsbereiche nach DIN 18300. 

Die anstehenden Fein- bis Mittelsande oder schwach schluffigen, mittelsan-
digen  Feinsande  sind  mit  kf-Werten  von  im Mittel  1,0  x  10-5 m/s bis  1,6 x 
10-4 m/s durchlässig bis gut durchlässig. 

 

5. Bodenklassifizierung nach DIN 18300: 2002/DIN 18196 

Für die Ausschreibung der Erdarbeiten können die angetroffenen Bodenarten 
aufgrund ihrer bautechnischen Eigenschaften wie folgt klassifiziert werden 
(vgl. Tabelle 6): 
 

Bezeichnung Bodenklasse nach  
DIN 18300 

Bodengruppe nach  
DIN 18196 

Oberboden, Mutterboden, 
Schluff, humos 

1 OH 

Klei, Schluff, tonig, organisch 

4 
bei starker Vernässung (Ic < 

0,5) und dynamischer 
Beanspruchung in Klasse 2 

übergehend 

OU, OT 

Torf, gepresst, schluffig 2 HN, HZ 
Fein- bis Mittelsand oder 
Feinsand, mittelsandig, 
schwach schluffig  

3 SE, SU 

Tabelle 6: Bodenklassifizierung nach DIN 18300: 2002/DIN 18196. 

 

6. Bodenkennwerte 

Die Bodenkennwerte wurden nach der Bodenansprache und den bautechnischen 
Eigenschaften zugewiesen. Danach können in Anlehnung an TÜRKE (1998), EAU 
(2012) und eigenen Erfahrungswerten die in Tabelle 7 aufgeführten statischen 
und dynamischen Bodenkennwerte bei erdstatischen Berechnungen zugrunde 
gelegt werden. 
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Bezeichnung Boden-
gruppe 

Lagerungs-
dichte/ 

Konsistenz

Wichte 
erdfeucht/   
unter Auf-

trieb 

Reibungs-
winkel 

Kohäsion Steife-
modul 

statisch/ 
dynamisch 

Poisson-
zahl (-) 

 DIN  
18196 

 cal γ/ cal γ´ 
[kN/m3] 

cal ϕ 
[°] 

cal-c´ 
kN/m² 

Es 
[MN/m²] 

 

Oberboden, 
Schluff, humos 

OH locker/- 16/16 keine Angabe, da bautechnisch nicht relevant 

Klei und Torf 
OU, OT, 
HN, HZ 

-/weich 11-14/1-4 15 0-5 
0,4-1/ 
5-10 

- 

locker/- 17-18/9-10 32,5 0 
25/ 
120 

0,35-
0,38 

Feinsand, 
mittelsandig, 
schwach 
schluffig 

SE, SU 
mitteldicht

/  
18-19/10-11 35 0 

30-80/ 
150-240 

0,32-
0,35 

Schluff, 
Zwischenlagen 
im Sand 

UL -/steif 18-20/8-10 30 2-3 
8-10/ 
70-80 

0,40 

Tabelle 7: Bodenkennwerte in Anlehnung an TÜRKE (1998), EAU (2012), Grundbau Taschenbuch, 
Ergebnissen der Drucksondierungen und eigenen Erfahrungswerten. 

 
Die dynamischen Bodenkennwerte für die Berechnung der Drehfedersteifigkeit 
des Baugrundes wurden nach den Ergebnissen der statischen Baugrundunter-
suchung in Anlehnung an das Grundbau Taschenbuch abgeschätzt. 

 

IV. AUSWERTUNG UND BEWERTUNG, GRÜNDUNG 

1. Geotechnische Kategorie  

Nach der Baugrunduntersuchung wurden unter organischen Deckschichten fluvi-
atile Sande angetroffen. Die freie Grundwasseroberfläche liegt oberhalb der 
Bauwerkssohle. Die Baugrund- und Grundwasserverhältnisse können in die Geo-
technische Kategorie GK 2 in Anlehnung an DIN 4020 eingeordnet werden. 

Gemäß DiBT-Richtlinie (2004-03) sind Gründungen von Windenergieanlagen 
nach DIN 1054 in die geotechnische Kategorie 3 (GK 3 in Anlehnung an DIN 
4020) einzuordnen.  

 

2. Auswertung und Bewertung 

Die Gründungsebenen der geplanten Windenergieanlagen befinden sich gemäß 
typisierter Gründung in einer Tiefe von 2,65 m unter Geländeoberkante (GOK). 
Unter Berücksichtigung einer 0,10 m mächtigen Sauberkeitsschicht ergibt sich 
eine planmäßige Aushubtiefe von 2,75 m unter GOK. 

An allen Standorten stehen in der planmäßigen Gründungstiefe noch organische 
Schluffe oder Torfböden an, die für die Gründung der Windenergieanlagen 
nicht ausreichend tragfähig sind und im Gründungsbereich unter Berücksichti-
gung eines seitlichen Überstandes im Lastausbreitungsbereich von 45° ausge-
koffert werden müssen. 

Zum Bodenaustausch eignen sich grobkörnige, verdichtungsfähige Böden (SE, 
SW, oder GE, GW, gem. DIN 18196). Verdichtungsanforderungen siehe Kapitel 
VI.2. 
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Entscheidend für die Gründungsempfehlung ist die Einhaltung der maximalen 
Setzungen bzw. Setzungsdifferenzen von delta s = 4,0 cm sowie die Drehfeder-
steifigkeit von kphi,dyn = 100 000 MNm/rad bzw. kphi,stat = 10 000 MNm/rad.  

Die Fundamente stehen unter Grundwassereinfluss stehen, daher ist die Funda-
mentvariante mit Auftrieb erforderlich. 

Der Fundamentdurchmesser beträgt 18,00 m (mit Auftrieb). Die Setzungsab-
schätzungen erfolgten mit den im Fundamentdatenblatt angegebenen charakte-
ristischen Lasten. 

 

WEA 1: 

Unter Berücksichtigung eines Bodenaustausches gegen Schotter bis 3,00 m un-
ter GOK wurden folgende Setzungen bzw. Setzungsdifferenzen ermittelt (An-
lage 6.1-6.2):  

DLC 1.0: s = 0,7 cm bis 3,4 cm,  s = 2,7 cm = 27 mm. 

DLC 6.2: s = 0,2 cm bis 4,4 cm,  s = 4,2 cm = 42 mm. 

Die zulässige maximale Schiefstellung von  s = 40 mm wird knapp überschrit-
ten. 

Die Grundbruchsicherheit ist mit einem Ausnuzungsgrad  = 0,135 << 1,00 ge-
geben. 

Die Anforderung an die dynamische Drehfedersteifigkeit von mindestens 
kphi,dyn  100 000 MNm/rad und kphi,stat  10 000 MNm/rad wird von den locker 
gelagerten Sanden mit Schluffzwischenlagen bis ca. 7,0 m unter GOK nicht er-
füllt (vgl. Anlage 7.1).  

Eine Flachgründung ist ohne Baugrundertüchtigung nicht möglich. Ein größerer 
Bodenaustausch über die o. g. Tiefe zum Austausch der Torfe ist nicht wirt-
schaftlich. Daher wird zusätzlich eine Baugrundverbesserung mit Tiefenver-
dichtung und Materialzugabe (RSV-Säulen, Impact-Säulen) empfohlen. Die 
Baugrundverbesserung ist von einem Spezialtiefbauunternehmen zu bemessen. 
Die erdstatischen Nachweise sind vorzulegen. 

Alternativ wäre auch eine Pfahlgründung möglich. 

 

WEA 2: 

Unter Berücksichtigung eines Bodenaustausches bis 4,00 m unter GOK, gegen 
Sand und oberer 0,50 m mächtiger Schotterausgleichsschicht  wurden folgende 
Setzungen bzw. Setzungsdifferenzen ermittelt (Anlage 6.3-6.4):  

DLC 1.0: s = 0,9 cm bis 3,5 cm,  s = 2,5 cm = 25 mm. 

DLC 6.2: s = 0,3 cm bis 4,6 cm,  s = 4,3 cm = 43 mm. 

Die zulässige maximale Schiefstellung von  s = 40 mm wird knapp überschrit-
ten. 
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Die Grundbruchsicherheit ist mit einem Ausnuzungsgrad  = 0,211 << 1,00 ge-
geben. 

Die Anforderung an die dynamische Drehfedersteifigkeit von mindestens 
kphi,dyn  100 000 MNm/rad und kphi,stat  10 000 MNm/rad wird von den locker 
gelagerten Sanden mit Schluffzwischenlagen bis ca. 8,0 m unter GOK knapp 
erfüllt (vgl. Anlage 7.2).  

Zur Verringerung des Baugrundrisikos wird zusätzlich zum Bodenaustausch bis 
4,0 m zusätzlich eine Baugrundverbesserung mit Tiefenverdichtung und 
Materialzugabe (RSV-Säulen, Impact-Säulen) empfohlen. Die Baugrundverbes-
serung ist von einem Spezialtiefbauunternehmen zu bemessen. Die erdstati-
schen Nachweise sind vorzulegen. 

 

WEA 3: 

Unter Berücksichtigung eines Bodenaustausches gegen Sand bis 4,00 m unter 
GOK wurden folgende Setzungen bzw. Setzungsdifferenzen ermittelt (An-
lage 6.5-6.6):  

DLC 1.0: s = 0,6 cm bis 2,4 cm,  s = 1,8 cm = 18 mm. 

DLC 6.2: s = 0,2 cm bis 3,1 cm,  s = 2,9 cm = 29 mm. 

Die zulässige maximale Schiefstellung von  s = 40 mm eingehalten. 

Die Grundbruchsicherheit ist mit einem Ausnuzungsgrad  = 0,167 << 1,00 ge-
geben. 

Die Anforderung an die dynamische Drehfedersteifigkeit von mindestens 
kphi,dyn  100 000 MNm/rad und kphi,stat  10 000 MNm/rad wird erfüllt (vgl. An-
lage 7.3).  

Die WEA 3 kann unter Berücksichtigung eines Bodenaustausches bis 4,0 m unter 
GOK flach gegründet werden. 

 

WEA 4 + WEA 5: 

Keine Gründungempfehlung möglich, da keine Betretungserlaubnis für die 
Standorte zum Zeitpunkt der Feldarbeiten vorlag. 
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Die Gründungsempfehlungen für die Standorte können wie folgt zusammenge-
fasst werden (Tabelle 8): 
 

Standort Anlagentyp Gründungstiefe  
(m u. GOK) 

Aushubtiefe 
(m u. GOK) 

Gründungsempfehlung 

WEA 1 E-82, 108 mNH 2,65 3,70 

FmA*, 
BA bis 3,0 m unter GOK 
gegen Schotter; zusätz-
lich RSV bis 7,0 m unter 

GOK; 
Alternativ: 

Pfahlgründung 

WEA 2 E-82, 108 mNH 2,65 4,00 

FmA*, 
BA bis 4,0 m unter GOK 

gegen Sand, obere 
0,50 m STS; zusätzlich 

RSV bis 8,0 m unter 
GOK; 

Alternativ: 
Pfahlgründung 

WEA 3 E-82, 108 mNH 2,65 4,00 
FmA*, 

BA bis 4,0 m unter GOK 
gegen Sand 

WEA 4 

WEA 5 

Keine Gründungsempfehlung möglich, da keine Betretungserlaubnis für die 
Standorte zum Zeitpunkt der Feldarbeiten vorlag. 

FmA = Flachgründung mit Auftrieb, STS = Schottertrag- bzw. ausgleichsschicht, RSV = 
Rüttelstopfverdichtung. 
Tabelle 8: Zusammenfassung der Gründungsempfehlungen.  

 

V. KRANAUFSTELLFLÄCHEN  

Die Kranaufstellflächen befinden sich auf bisher unbefestigten Flächen mit 
3,00 m bzw. 4,00 m mächtiger Auflage aus weichem Klei und Torf. Darunter 
stehen tragfähige Sandböden an. 

Für die Befestigung der Kranstellflächen sind die oberen humosen und gering 
tragfähigen Schichten (Oberboden, Klei, Torf) unter Berücksichtigung eines 
seitlichen Überstandes von 45° restlos abzuschieben. Falls weitere humose 
Böden oder weiche Schichten in der Aushubebene angetroffen werden, sind 
diese ebenfalls abzuschieben. 

Ein Aufbau auf der Geländeoberkante z. B. mit einem mit Geogittern verstärk-
tem Schotterpolster ist wegen der weichen Beschaffenheit des Untergrundes 
nicht ratsam. 

Für die Befestigung bzw. den Bodenaustausch kann für die unteren Lagen Füll-
sand (SE, SW, gem. DIN 18196) verwendet werden. Darauf ist in Anlehnung an 
die Enercon Spezifikation „Zuwegungen und Kranstellflächen E-82“ der Einbau 
einer ca. 0,30 m mächtige Schottertragschicht  (Mineralgemisch 0/32) vorzuse-
hen.  
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Zur Lastverteilung sind ausreichend dimensionierte Lastverteilungsplatten 
unter den Kranpratzen bzw. der Kettenfahrwerke erforderlich. 

Folgende Aushubtiefen sind an den Standorten für die Kranstellflächen voraus-
sichtlich erforderlich (Tabelle 9): 
 

Standort 
erforderliche 

Aushubtiefe (m u. GOK) 
Aufbau 

WEA 1 3,00-3,50 
untere Lagen Sand, darauf 0,30 m STS; 

Lastverteilungsmatten 

WEA 2 3,00-3,20 
untere Lagen Sand, darauf 0,30 m STS; 

Lastverteilungsmatten 

WEA 3 3,80-4,00 
untere Lagen Sand, darauf 0,30 m STS; 

Lastverteilungsmatten 

Tabelle 9: Erforderliche Aushubtiefen für die Kranstellflächen. 

 

VI. HINWEISE ZUR BAUAUSFÜHRUNG 

1. Baugrube, Böschungen, Wasserhaltung 

Für den Aushub der Baugruben gilt DIN 4124. In den anstehenden Sanden und 
steifplastischen Schluffen können die Böschungen mit 45° geneigt hergestellt 
werden.  

Grundwasser wurde bereits geländenah ab 0,70 m bzw. 0,80 m unter GOK 
angetroffen. Die Torfe und die Sande neigen beim Anschnitt im Wasser gesät-
tigten Zustand zum Fließen. Ein Bodenaushub ist daher nur im Schutze einer 
ausreichend dimensionierte geschlossene Wasserhaltung, z. B. durch einge-
fräste Horizontaldränage oder Vakuumfilter, möglich. Die Wasserabsenkung 
muss bis mindestens 0,50 m unter Aushubsohle reichen. Bei einer Baugruben-
tiefe für den Bodenaustausch bis ca. 4,00 m entspricht dies einer Absenktiefe 
bis mindestens 4,50 m unter GOK. 

Nach den Körnungsanalysen kann der kf-Wert für die unteren Sande mit 1,6 x 
10-4 m/s angenommen werden. Die Sande sind damit gut durchlässig. Es muss 
mit einem ständigen Wasserandrang gerechnet werden. 

Die Baugrund- und Grundwasserverhältnisse sind an allen Standorten vergleich-
bar. Eine exemplarische hydraulische Berechnung zur Abschätzung der zuflie-
ßenden Wassermengen liegt in Anlage 9 bei.  

Für eine Wasserhaltung über Vakuumfilter (d = 0,05 m) wurde  die  zu  för-
dernde Wassermenge mit 46,0 m3/h = 1101 m3/Tag ermittelt. Die Reichweite 
beträgt R = 144 m. 

Das natürliche Fließverhalten des Grundwassers kann mit Modell-artig ange-
setzten Kennwerten nicht immer zuverlässig dargestellt werden. Daher sind 
zwischen den rechnerisch ermittelten und den tatsächlich anfallenden 
Wassermengen auch deutliche Abweichungen nach oben oder unten mög-
lich. 
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Für die Grundwasserabsenkung ist eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der zu-
ständigen unteren Wasserbehörde erforderlich. Mit der Behörde sind die not-
wendigen Grundwasseranalysen abzustimmen. Für eine geeignete Vorflut ist zu 
sorgen. 

 

2. Fundamentüberdeckung, Wiederverwendung Bodenaushub, Verdich-
tungsanforderungen 

Die Anfüllungen auf dem Fundamentsporn und die Arbeitsraumverfüllungen 
müssen eine Wichte von 18 kN/m3 im Trockenzustand erreichen bzw. über-
schreiten. Die beim Fundamentaushub bis 3,0 m bzw. 4,0 m unter GOK anfal-
lenden humosen Böden (Oberboden, Klei, Torf) sind nicht verdichtungsfähig 
und können nicht wieder verwendet werden. Entsprechende Austauschböden 
sind vorzuhalten. Zur Entsorgung des Aushubbodens sind ggf. weitergehende 
Analysen auf potentiell sulfatsaure Böden zu empfehlen. 

Um die geforderte Wichte zu erreichen, sind die Anfüllungen auf dem Fun-
damensporn, die Arbeitsraumverfüllungen und der erforderliche Bodenaus-
tausch lagenweise (d = max. 0,30 m) mit einem mindestens mittelschweren 
Flächenrüttler und mindestens drei bis acht Übergängen je Lage gleichmäßig 
verdichtet einzubauen.  

Für die Verdichtungsarbeiten gelten die Anforderungen der ZTVE-StB 2009. Die 
ausreichende Verdichtung der eingebrachten Anfüllungen (Arbeitsraumverfül-
lungen) kann z. B. Rammsondierungen (z. B. DPH, gem. DIN EN ISO 22476-2) 
nachgewiesen werden. Dabei sind folgende Anforderungen zu erfüllen: 

ohne Grundwasser: mindestens 5 Schläge je 10 cm Eindringtiefe 

mit Grundwasser: mindestens 3 Schläge je 10 cm Eindringtiefe 

Bodenaustausch (Sand) ist mit einer Verdichtung auf mindestens 100 % der 
einfachen Proctordichte herzustellen. Zum Verdichtungsnachweis sind im 
statischen Lastplattendruckversuch (DIN 18134)  Ev2  80 MN/m2 bei  Ev2/Ev1  
2,30 zu erreichen. 

Für Schottertragschichten gelten folgende Verdichtungsanforderungen: 
Ev2  100 MN/m2 bei Ev2/Ev1  2,30. 

Der Verdichtungserfolg ist durch den ausführenden Unternehmer im Rahmen 
der Erdbaukontrollprüfungen nachzuweisen und durch die Auftraggeberseite zu 
kontrollieren. 

 

3. Betonaggressivität des Grundwassers 

Aus einem provisorischen Grundwasserpegel an der WEA 1 wurde eine Wasser-
probe entnommen und im Labor auf ihren chemischen Angriffsgrad analysiert. 
Alle Parameter unterschreiten die Grenzwerte für die Expositionsklasse XA1. 
Das Grundwasser ist als nicht Beton angreifend einzustufen. Die vollständigen 
Analysenergebnisse liegen in Anlage 8 bei. 
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Der Eisengehalt im Grundwasser wurde mit 0,0095 mg/l ermittelt. 

 

4. Frischbetoneigengewicht  

Die im Gründungsbereich bei einem Bodenaustausch einzubauenden Sande sind 
in der Lage das Frischbetoneigengewicht aufzunehmen.  

Die anstehenden Torfböden sind nicht in der Lage das Frischbetoneigengewicht 
aufzunehmen und müssten im Falle einer Pfahlgründung ausgetauscht werden. 

 

VII. SCHLUSSWORT 

Die vorliegende Baugrund- und Gründungsbeurteilung beschreibt die in unmit-
telbarer Umgebung der punktuellen Bodenaufschlüsse festgestellten Baugrund-
verhältnisse in geologischer, bodenmechanischer und hydrogeologischer Hin-
sicht und ist nur für diese gültig. Interpolationen zwischen den Aufschlusspunk-
ten sind nicht statthaft. Die bautechnischen Aussagen beziehen sich auf den 
zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichtes bekannten Planungsstand und auf 
die Ergebnisse der Aufschlussbohrungen. Bei einer wesentlichen Planungsän-
derung, wie z. B. veränderte Höhenlage des Bauwerkes, oder von den vorste-
henden Angaben abweichend festgestellte Baugrundverhältnisse, sollten die 
getroffenen Aussagen und Empfehlungen überprüft und ggf. an die geänderten 
Randbedingungen angepasst werden. 

Sämtliche Aussagen, Bewertungen und Empfehlungen basieren auf dem im Be-
richt beschriebenen Erkundungsrahmen und erheben keinen Anspruch auf eine 
vollständige repräsentative Beurteilung der Fläche. 

Falls sich Fragen ergeben, die im vorliegenden Bericht nicht oder abweichend 
erörtert wurden, ist der Baugrundgutachter zu einer ergänzenden Stellung-
nahme aufzufordern. Unser Büro ist für Baugrubenabnahmen rechtzeitig zu 
bestellen. 

 

Vechta, den 21. Juli 2016 

 

 

 

Dipl.-Geol. Dr. Joachim Lübbe Dipl.-Geol. Petra Müller 

 

 

Der Bericht wird dem Auftraggeber auch im pdf-Format zur Verfügung gestellt. 

Die EDV-Version ist nur in Verbindung mit einer original unterschriebenen Druckversion in Papierform gültig. 

Hörmeyer
Lübbe

Hörmeyer
Müller
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ANLAGE 1 

Lageplan 



LEGENDE

ANLAGE: 1

Projekt:

Titel: Lageplan

Maßstab:

1075-16-3
Windpark Lehmdermoor-Delfshausen

Auftraggeber:

Windkonzept Projektentwicklungs
GmbH & Co. KG            
Mansholter Straße 30             
26215 Wiefelstede

Datum: 23.06.2016

1075-16-3, WP Lehmdermoor-Delfshausen

gez.: M. Jucknat gepr.:   Dipl.-Geol. P. Müller
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ANLAGE 2.1-2.5 

Bohrprofile nach DIN 4023 und  
Drucksondierdiagramme nach DIN 4094  
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dierdiagramme nach DIN EN ISO 22476-1
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ANLAGE 3 

Drucksondierprotokolle 



































  
 

 

Bericht vom 21.07.2016..............WP Lehmdermoor-Delfshausen, 5 x E-82, 108 mNH.............Seite 21 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ANLAGE 4 

Wassergehalte, DIN 18121 



BESTIMMUNG DES WASSERGEHALTES

nach DIN 18121

Bauvorhaben: Kontr.-Nr.: 1075-16-3
WP Lehmdermoor-Delfshausen Anlage: 4

EDV-Nr.:
Probe entnommen von: Markert am: 14.06.2016
Analysen durchgeführt von: Wiesner am: 29.06.2016

Nr. Probenbezeichnung
Gewicht 

des 
Behälters

Gewicht der Probe + 
Behälter Wassergehalt

feucht trocken
[g] [g] [g] [%]

1 WEA 1, RKS 1, Pr. 3, 2,60-3,40 m (Sand, nass) 15,73 226,11 193,26 18,5

2 WEA 1, RKS 1, Pr. 4, 4,80-5,40 m (Schluff, Feinsand, weich-
steif) 12,33 250,73 195,91 29,9

3 WEA 1, RKS 1, Pr. 5, 5,40-7,00 m (Sand, nass) 12,34 252,55 208,13 22,7
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ANLAGE 5 

Körnungslinien, DIN 18123 
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Bezeichnung:
Bodenart:
Tiefe:
U/Cc
Entnahmestelle:
kf (Hazen)
T/U/S/G [%]:

fS, m
_
s

2,60-3,40 m
2.2/1.0

WEA 1, Pr. 3
 7.3 · 10 -5

 - /2.6/97.4/ - 

fS, m
_
s, u'

4,80-5,40 m
-/-

WEA 1, Pr. 4
-

 - /11.6/88.4/ - 

mS, f
_
s, gs'

5,40-5,90 m
2.3/0.9

WEA 1, Pr. 5
 1.6 · 10 -4

 - /0.5/99.5/ - 

B
ericht:

1075-16-3
A

nlage:
5Bemerkungen:

Ingenieurgeologie Dr. Lübbe
Füchteler Straße 29

49377 Vechta
Tel.: 04441-97975-0 Fax.: 04441-97975-29

Prüfungsnummer:  1075-16-3

Probe entnommen am:  14.06.2016

Art der Entnahme:  gestört

Arbeitsweise:  DIN 18123

Körnungslinie
WP Lehmdermoor-Delfshausen

Bearbeiter:  Müller Datum:  30.06.2016
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ANLAGE 6.1-6.6 

Setzungsberechnungen, Grundbruch 



Spannungsverlauf
für den kennzeichnenden Punkt
infolge Gesamtlasten
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Berechnungsgrundlagen:
WP Delfshausen, WEA 1, DLC 1.0
Grundbruchformel nach DIN 4017:2006
Teilsicherheitskonzept (EC 7)
γGr = 1.40
γG = 1.35
γQ = 1.50
γ (Gl) = 1.10
Gleitsicherheit mit ϕ = 30.00 °

Grenzzustand EQU:
γG,dst = 1.10
γG,stb = 0.90
γQ,dst = 1.50
Gründungssohle = 2.65 m
Grundwasser = 2.00 m
Grenztiefe mit p = 20.0 %

1. Kernweite
2. Kernweite

Ergebnisse Einzelfundament:
Lasten = ständig / veränderlich
Vertikallast Fv,k = 24578.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,x,k = 0.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,y,k = 564.00 / 0.00 kN
Moment Mx,k = 47567.00 / 0.00 kN·m
Moment My,k = 0.00 / 0.00 kN·m
Durchmesser D = 18.00 m
Durchmesser (innen) d = 9.20 m
Unter ständigen Lasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -1.935 m
 Resultierende im 1. Kern (= 2.838 m)
 a' = 11.37 m
 b' = 14.15 m
Unter Gesamtlasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -1.935 m
 Resultierende im 1. Kern (= 2.838 m)
 a' = 11.37 m
 b' = 14.15 m

Grundbruch:
Durchstanzen untersucht,
aber nicht maßgebend.
Teilsicherheit (Grundbruch) γGr = 1.40
σ0f,k / σ0f,d = 2141.1 / 1529.4 kN/m²
Rn,k = 344511.8 kN
Rn,d = 246079.8 kN
Vd = 1.35 · 24578.00 + 1.50 · 0.0 kN
Vd = 33180.3 kN
µ (parallel zu y) = 0.135
cal ϕ = 30.7 °
ϕ wegen 5° Bedingung abgemindert
cal c = 0.00 kN/m²

cal γ2 = 10.80 kN/m³
cal σü = 42.50 kN/m²
UK log. Spirale = 20.39 m u. GOK
Länge log. Spirale = 72.78 m
Fläche log. Spirale = 674.60 m²
Tragfähigkeitsbeiwerte (y):
Nc0 = 31.90;  Nd0 = 19.94;  Nb0 = 11.25
Formbeiwerte (y):
νc = 1.432;  νd = 1.410;  νb = 0.759
Neigungsbeiwerte (y):
ic = 0.963;  id = 0.965;  ib = 0.942

Gleitwiderstand:
Teilsicherheit (Gleitwiderstand) γGl = 1.10
Nk · tan(ϕ) / γGl = 24578.00 · tan(30.00°) / 1.10
Rt,d = Nk · tan(ϕ) / γGl = 12900.10 kN
Td = 761.40 kN
µ = Td / R t,d = 0.059

Setzung infolge Gesamtlasten:
Grenztiefe tg = 13.19 m u. GOK
Vorbelastung = 26.5 kN/m²
Setzung (Mittel aller KPs) = 2.05 cm
Setzungen der KPs:
  oben = 0.75 cm
  unten = 3.36 cm
Verdrehung(x) (KP) = 1 : 474.7
Drehfedersteifigkeit:
kϕ,x = 22581.3 MN·m/rad
Nachweis EQU:
Mstb = 24578.0 · 18.00 · 0.5 · 0.90 = 199081.8
Mdst = 47567.0 · 1.10 = 52323.7
µEQU = 52323.7 / 199081.8 = 0.263
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max dphi = 5.0 °

γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
21.0 11.0 42.0 0.0 100.0 0.00 BA, Schotter
19.0 11.0 35.0 0.0 40.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 30.0 0.0 15.0 0.00 Sand, lo, U,
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Boden γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
21.0 11.0 42.0 0.0 100.0 0.00 BA, Schotter
19.0 11.0 35.0 0.0 40.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 30.0 0.0 15.0 0.00 Sand, lo, U,
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Anlage: 6.1
Projekt-Nr.: 1075-16-3



Spannungsverlauf
für den kennzeichnenden Punkt
infolge Gesamtlasten
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Berechnungsgrundlagen:
WP Delfshausen, WEA 1, DLC 6.2
Grundbruchformel nach DIN 4017:2006
Teilsicherheitskonzept (EC 7)
γGr = 1.40
γG = 1.35
γQ = 1.50
γ (Gl) = 1.10
Gleitsicherheit mit ϕ = 30.00 °

Grenzzustand EQU:
γG,dst = 1.10
γG,stb = 0.90
γQ,dst = 1.50
Gründungssohle = 2.65 m
Grundwasser = 2.00 m
Grenztiefe mit p = 20.0 %

1. Kernweite
2. Kernweite

Ergebnisse Einzelfundament:
Lasten = ständig / veränderlich
Vertikallast Fv,k = 24466.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,x,k = 0.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,y,k = 974.00 / 0.00 kN
Moment Mx,k = 84204.00 / 0.00 kN·m
Moment My,k = 0.00 / 0.00 kN·m
Durchmesser D = 18.00 m
Durchmesser (innen) d = 9.20 m
Unter ständigen Lasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -3.442 m
 Resultierende im 2. Kern (= 5.701 m)
 a' = 8.81 m
 b' = 13.18 m
Unter Gesamtlasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -3.442 m
 Resultierende im 2. Kern (= 5.701 m)
 a' = 8.81 m
 b' = 13.18 m

Grundbruch:
Durchstanzen untersucht,
aber nicht maßgebend.
Teilsicherheit (Grundbruch) γGr = 1.40
σ0f,k / σ0f,d = 1831.3 / 1308.1 kN/m²
Rn,k = 212502.4 kN
Rn,d = 151787.4 kN
Vd = 1.35 · 24466.00 + 1.50 · 0.0 kN
Vd = 33029.1 kN
µ (parallel zu y) = 0.218
cal ϕ = 30.7 °
ϕ wegen 5° Bedingung abgemindert
cal c = 0.00 kN/m²

cal γ2 = 10.74 kN/m³
cal σü = 42.50 kN/m²
UK log. Spirale = 15.97 m u. GOK
Länge log. Spirale = 54.81 m
Fläche log. Spirale = 381.64 m²
Tragfähigkeitsbeiwerte (y):
Nc0 = 31.90;  Nd0 = 19.95;  Nb0 = 11.25
Formbeiwerte (y):
νc = 1.359;  νd = 1.341;  νb = 0.799
Neigungsbeiwerte (y):
ic = 0.934;  id = 0.937;  ib = 0.900

Gleitwiderstand:
Teilsicherheit (Gleitwiderstand) γGl = 1.10
Nk · tan(ϕ) / γGl = 24466.00 · tan(30.00°) / 1.10
Rt,d = Nk · tan(ϕ) / γGl = 12841.32 kN
Td = 1314.90 kN
µ = Td / R t,d = 0.102

Setzung infolge Gesamtlasten:
Grenztiefe tg = 13.15 m u. GOK
Vorbelastung = 26.5 kN/m²
Setzung (Mittel aller KPs) = 2.28 cm
Setzungen der KPs:
  oben = 0.19 cm
  unten = 4.38 cm
Verdrehung(x) (KP) = 1 : 296.6
Drehfedersteifigkeit:
kϕ,x = 24973.6 MN·m/rad
Nachweis EQU:
Mstb = 24466.0 · 18.00 · 0.5 · 0.90 = 198174.6
Mdst = 84204.0 · 1.10 = 92624.4
µEQU = 92624.4 / 198174.6 = 0.467
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max dphi = 5.0 °

γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
21.0 11.0 42.0 0.0 100.0 0.00 BA, STS
19.0 11.0 35.0 0.0 40.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 30.0 0.0 15.0 0.00 Sand, lo, U,
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Boden γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
21.0 11.0 42.0 0.0 100.0 0.00 BA, STS
19.0 11.0 35.0 0.0 40.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 30.0 0.0 15.0 0.00 Sand, lo, U,
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Anlage: 6.2
Projekt-Nr.: 1075-16-3



Spannungsverlauf
für den kennzeichnenden Punkt
infolge Gesamtlasten
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Berechnungsgrundlagen:
WP Delfshausen, WEA 2, DLC 1.0
Grundbruchformel nach DIN 4017:2006
Teilsicherheitskonzept (EC 7)
γGr = 1.40
γG = 1.35
γQ = 1.50
γ (Gl) = 1.10
Gleitsicherheit mit ϕ = 30.00 °

Grenzzustand EQU:
γG,dst = 1.10
γG,stb = 0.90
γQ,dst = 1.50
Gründungssohle = 2.65 m
Grundwasser = 2.00 m
Grenztiefe mit p = 20.0 %

1. Kernweite
2. Kernweite

Ergebnisse Einzelfundament:
Lasten = ständig / veränderlich
Vertikallast Fv,k = 24578.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,x,k = 0.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,y,k = 564.00 / 0.00 kN
Moment Mx,k = 47567.00 / 0.00 kN·m
Moment My,k = 0.00 / 0.00 kN·m
Durchmesser D = 18.00 m
Durchmesser (innen) d = 9.20 m
Unter ständigen Lasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -1.935 m
 Resultierende im 1. Kern (= 2.838 m)
 a' = 11.37 m
 b' = 14.15 m
Unter Gesamtlasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -1.935 m
 Resultierende im 1. Kern (= 2.838 m)
 a' = 11.37 m
 b' = 14.15 m

Grundbruch:
Durchstanzen untersucht,
aber nicht maßgebend.
Teilsicherheit (Grundbruch) γGr = 1.40
σ0f,k / σ0f,d = 2207.5 / 1576.8 kN/m²
Rn,k = 355193.8 kN
Rn,d = 253709.8 kN
Vd = 1.35 · 24578.00 + 1.50 · 0.0 kN
Vd = 33180.3 kN
µ (parallel zu y) = 0.131
cal ϕ = 31.0 °
ϕ wegen 5° Bedingung abgemindert
cal c = 0.00 kN/m²

cal γ2 = 10.52 kN/m³
cal σü = 42.50 kN/m²
UK log. Spirale = 20.59 m u. GOK
Länge log. Spirale = 73.79 m
Fläche log. Spirale = 691.93 m²
Tragfähigkeitsbeiwerte (y):
Nc0 = 32.69;  Nd0 = 20.65;  Nb0 = 11.81
Formbeiwerte (y):
νc = 1.435;  νd = 1.414;  νb = 0.759
Neigungsbeiwerte (y):
ic = 0.963;  id = 0.965;  ib = 0.942

Gleitwiderstand:
Teilsicherheit (Gleitwiderstand) γGl = 1.10
Nk · tan(ϕ) / γGl = 24578.00 · tan(30.00°) / 1.10
Rt,d = Nk · tan(ϕ) / γGl = 12900.10 kN
Td = 761.40 kN
µ = Td / R t,d = 0.059

Setzung infolge Gesamtlasten:
Grenztiefe tg = 13.37 m u. GOK
Vorbelastung = 26.5 kN/m²
Setzung (Mittel aller KPs) = 2.20 cm
Setzungen der KPs:
  oben = 0.86 cm
  unten = 3.54 cm
Verdrehung(x) (KP) = 1 : 462.2
Drehfedersteifigkeit:
kϕ,x = 21986.6 MN·m/rad
Nachweis EQU:
Mstb = 24578.0 · 18.00 · 0.5 · 0.90 = 199081.8
Mdst = 47567.0 · 1.10 = 52323.7
µEQU = 52323.7 / 199081.8 = 0.263
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max dphi = 5.0 °

γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
21.0 11.0 42.0 0.0 100.0 0.00 STS
18.0 10.0 35.0 0.0 40.0 0.00 BA, Sand, md
19.0 11.0 35.0 0.0 40.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 30.0 0.0 15.0 0.00 Sand, lo, U,
18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Sand, lo
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Boden γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
21.0 11.0 42.0 0.0 100.0 0.00 STS
18.0 10.0 35.0 0.0 40.0 0.00 BA, Sand, md
19.0 11.0 35.0 0.0 40.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 30.0 0.0 15.0 0.00 Sand, lo, U,
18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Sand, lo
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Anlage: 6.3
Projekt-Nr.: 1075-16-3



Spannungsverlauf
für den kennzeichnenden Punkt
infolge Gesamtlasten
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Berechnungsgrundlagen:
WP Delfshausen, WEA 2, DLC 1.0
Grundbruchformel nach DIN 4017:2006
Teilsicherheitskonzept (EC 7)
γGr = 1.40
γG = 1.35
γQ = 1.50
γ (Gl) = 1.10
Gleitsicherheit mit ϕ = 30.00 °

Grenzzustand EQU:
γG,dst = 1.10
γG,stb = 0.90
γQ,dst = 1.50
Gründungssohle = 2.65 m
Grundwasser = 2.00 m
Grenztiefe mit p = 20.0 %

1. Kernweite
2. Kernweite

Ergebnisse Einzelfundament:
Lasten = ständig / veränderlich
Vertikallast Fv,k = 24466.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,x,k = 0.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,y,k = 974.00 / 0.00 kN
Moment Mx,k = 84204.00 / 0.00 kN·m
Moment My,k = 0.00 / 0.00 kN·m
Durchmesser D = 18.00 m
Durchmesser (innen) d = 9.20 m
Unter ständigen Lasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -3.442 m
 Resultierende im 2. Kern (= 5.701 m)
 a' = 8.81 m
 b' = 13.18 m
Unter Gesamtlasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -3.442 m
 Resultierende im 2. Kern (= 5.701 m)
 a' = 8.81 m
 b' = 13.18 m

Grundbruch:
Durchstanzen untersucht,
aber nicht maßgebend.
Teilsicherheit (Grundbruch) γGr = 1.40
σ0f,k / σ0f,d = 1885.2 / 1346.6 kN/m²
Rn,k = 218756.1 kN
Rn,d = 156254.4 kN
Vd = 1.35 · 24466.00 + 1.50 · 0.0 kN
Vd = 33029.1 kN
µ (parallel zu y) = 0.211
cal ϕ = 31.0 °
ϕ wegen 5° Bedingung abgemindert
cal c = 0.00 kN/m²

cal γ2 = 10.41 kN/m³
cal σü = 42.50 kN/m²
UK log. Spirale = 16.12 m u. GOK
Länge log. Spirale = 55.57 m
Fläche log. Spirale = 391.56 m²
Tragfähigkeitsbeiwerte (y):
Nc0 = 32.70;  Nd0 = 20.66;  Nb0 = 11.82
Formbeiwerte (y):
νc = 1.362;  νd = 1.344;  νb = 0.799
Neigungsbeiwerte (y):
ic = 0.934;  id = 0.937;  ib = 0.900

Gleitwiderstand:
Teilsicherheit (Gleitwiderstand) γGl = 1.10
Nk · tan(ϕ) / γGl = 24466.00 · tan(30.00°) / 1.10
Rt,d = Nk · tan(ϕ) / γGl = 12841.32 kN
Td = 1314.90 kN
µ = Td / R t,d = 0.102

Setzung infolge Gesamtlasten:
Grenztiefe tg = 13.33 m u. GOK
Vorbelastung = 26.5 kN/m²
Setzung (Mittel aller KPs) = 2.42 cm
Setzungen der KPs:
  oben = 0.26 cm
  unten = 4.58 cm
Verdrehung(x) (KP) = 1 : 287.4
Drehfedersteifigkeit:
kϕ,x = 24196.6 MN·m/rad
Nachweis EQU:
Mstb = 24466.0 · 18.00 · 0.5 · 0.90 = 198174.6
Mdst = 84204.0 · 1.10 = 92624.4
µEQU = 92624.4 / 198174.6 = 0.467

Grundriss
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Fv,k=24466.0

s = 0.3 cm

s = 4.6 cm

System

y

z

0.00
2.653.254.005.00
8.00
11.00

0.5

4.5

8.5

12.5

16.5

20.5

24.5

28.5

32.5

36.5

40.5

44.5

GS = 2.65

D = 18.00

 GW = 2.00

max dphi = 5.0 °

γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
21.0 11.0 42.0 0.0 100.0 0.00 STS
18.0 10.0 35.0 0.0 40.0 0.00 BA, Sand, md
19.0 11.0 35.0 0.0 40.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 30.0 0.0 15.0 0.00 Sand, lo, U,
18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Sand, lo
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Boden γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
21.0 11.0 42.0 0.0 100.0 0.00 STS
18.0 10.0 35.0 0.0 40.0 0.00 BA, Sand, md
19.0 11.0 35.0 0.0 40.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 30.0 0.0 15.0 0.00 Sand, lo, U,
18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Sand, lo
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Anlage: 6.4
Projekt-Nr.: 1075-16-3



Spannungsverlauf
für den kennzeichnenden Punkt
infolge Gesamtlasten

0.00

2.65

4.00

7.00

18.00

0.5

1.5

2.5

3.5

4.5

5.5

6.5

7.5

8.5

9.5

10.5

11.5

12.5

13.5

14.5

15.5

16.5

17.5

18.5

19.5

a 
= 

18
.0

0

GS = 2.65

 GW = 2.00

130.7
130.2
127.0

120.7
112.8

104.5
96.7

89.8
83.7

78.5
73.9
70.0
66.5
63.4
60.6
58.1
55.8
53.7
51.8
49.9
48.2
46.6
45.0
43.6
42.2
40.8
39.5

Berechnungsgrundlagen:
WP Delfshausen, WEA 3, DLC 1.0
Grundbruchformel nach DIN 4017:2006
Teilsicherheitskonzept (EC 7)
γGr = 1.40
γG = 1.35
γQ = 1.50
γ (Gl) = 1.10
Gleitsicherheit mit ϕ = 30.00 °

Grenzzustand EQU:
γG,dst = 1.10
γG,stb = 0.90
γQ,dst = 1.50
Gründungssohle = 2.65 m
Grundwasser = 2.00 m
Grenztiefe mit p = 20.0 %

1. Kernweite
2. Kernweite

Ergebnisse Einzelfundament:
Lasten = ständig / veränderlich
Vertikallast Fv,k = 24578.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,x,k = 0.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,y,k = 564.00 / 0.00 kN
Moment Mx,k = 47567.00 / 0.00 kN·m
Moment My,k = 0.00 / 0.00 kN·m
Durchmesser D = 18.00 m
Durchmesser (innen) d = 9.20 m
Unter ständigen Lasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -1.935 m
 Resultierende im 1. Kern (= 2.838 m)
 a' = 11.37 m
 b' = 14.15 m
Unter Gesamtlasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -1.935 m
 Resultierende im 1. Kern (= 2.838 m)
 a' = 11.37 m
 b' = 14.15 m

Grundbruch:
Durchstanzen untersucht,
aber nicht maßgebend.
Teilsicherheit (Grundbruch) γGr = 1.40
σ0f,k / σ0f,d = 3215.0 / 2296.5 kN/m²
Rn,k = 517314.0 kN
Rn,d = 369510.0 kN
Vd = 1.35 · 24578.00 + 1.50 · 0.0 kN
Vd = 33180.3 kN
µ (parallel zu y) = 0.090
cal ϕ = 33.7 °
cal c = 0.00 kN/m²
cal γ2 = 10.32 kN/m³

cal σü = 42.50 kN/m²
UK log. Spirale = 22.48 m u. GOK
Länge log. Spirale = 83.61 m
Fläche log. Spirale = 872.12 m²
Tragfähigkeitsbeiwerte (y):
Nc0 = 41.06;  Nd0 = 28.38;  Nb0 = 18.26
Formbeiwerte (y):
νc = 1.462;  νd = 1.446;  νb = 0.759
Neigungsbeiwerte (y):
ic = 0.963;  id = 0.965;  ib = 0.942

Gleitwiderstand:
Teilsicherheit (Gleitwiderstand) γGl = 1.10
Nk · tan(ϕ) / γGl = 24578.00 · tan(30.00°) / 1.10
Rt,d = Nk · tan(ϕ) / γGl = 12900.10 kN
Td = 761.40 kN
µ = Td / R t,d = 0.059

Setzung infolge Gesamtlasten:
Grenztiefe tg = 13.41 m u. GOK
Vorbelastung = 26.5 kN/m²
Setzung (Mittel aller KPs) = 1.51 cm
Setzungen der KPs:
  oben = 0.62 cm
  unten = 2.39 cm
Verdrehung(x) (KP) = 1 : 700.0
Drehfedersteifigkeit:
kϕ,x = 33297.7 MN·m/rad
Nachweis EQU:
Mstb = 24578.0 · 18.00 · 0.5 · 0.90 = 199081.8
Mdst = 47567.0 · 1.10 = 52323.7
µEQU = 52323.7 / 199081.8 = 0.263

Grundriss

E
rs

at
zf

lä
ch

e

D = 18.00

b' = 14.15

D
 =

 1
8.

00

a'
 =

 1
1.

37

d = 9.20

x

y

H
y,

k=
56

4.
0

H
y,

k=
56

4.
0
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s = 2.4 cm

System

y

z

0.00
2.654.00
7.00

18.00

0.5

6.0

11.5

17.0

22.5

28.0

33.5

39.0

44.5

50.0

55.5

61.0

GS = 2.65

D = 18.00

 GW = 2.00

max dphi = 2.0 °

γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
18.0 10.0 35.0 0.0 40.0 0.00 BA, Sand, md
19.0 11.0 35.0 0.0 60.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 32.0 0.0 30.0 0.00 Sand, lo
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Boden γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
18.0 10.0 35.0 0.0 40.0 0.00 BA, Sand, md
19.0 11.0 35.0 0.0 60.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 32.0 0.0 30.0 0.00 Sand, lo
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Anlage: 6.5
Projekt-Nr.: 1075-16-3



Spannungsverlauf
für den kennzeichnenden Punkt
infolge Gesamtlasten

0.00
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GS = 2.65

 GW = 2.00

130.1
129.6
126.4

120.2
112.3

104.0
96.3

89.4
83.3

78.1
73.6
69.7
66.2
63.1
60.4
57.9
55.6
53.5
51.5
49.7
48.0
46.4
44.8
43.4
42.0
40.6
39.4

Berechnungsgrundlagen:
WP Delfshausen, WEA 3, DLC 6.2
Grundbruchformel nach DIN 4017:2006
Teilsicherheitskonzept (EC 7)
γGr = 1.40
γG = 1.35
γQ = 1.50
γ (Gl) = 1.10
Gleitsicherheit mit ϕ = 30.00 °

Grenzzustand EQU:
γG,dst = 1.10
γG,stb = 0.90
γQ,dst = 1.50
Gründungssohle = 2.65 m
Grundwasser = 2.00 m
Grenztiefe mit p = 20.0 %

1. Kernweite
2. Kernweite

Ergebnisse Einzelfundament:
Lasten = ständig / veränderlich
Vertikallast Fv,k = 24466.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,x,k = 0.00 / 0.00 kN
Horizontalkraft Fh,y,k = 974.00 / 0.00 kN
Moment Mx,k = 84204.00 / 0.00 kN·m
Moment My,k = 0.00 / 0.00 kN·m
Durchmesser D = 18.00 m
Durchmesser (innen) d = 9.20 m
Unter ständigen Lasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -3.442 m
 Resultierende im 2. Kern (= 5.701 m)
 a' = 8.81 m
 b' = 13.18 m
Unter Gesamtlasten:
 Exzentrizität ex = 0.000 m
 Exzentrizität ey = -3.442 m
 Resultierende im 2. Kern (= 5.701 m)
 a' = 8.81 m
 b' = 13.18 m

Grundbruch:
Durchstanzen untersucht,
aber nicht maßgebend.
Teilsicherheit (Grundbruch) γGr = 1.40
σ0f,k / σ0f,d = 2385.1 / 1703.7 kN/m²
Rn,k = 276765.6 kN
Rn,d = 197689.7 kN
Vd = 1.35 · 24466.00 + 1.50 · 0.0 kN
Vd = 33029.1 kN
µ (parallel zu y) = 0.167
cal ϕ = 32.7 °
cal c = 0.00 kN/m²
cal γ2 = 10.29 kN/m³

cal σü = 42.50 kN/m²
UK log. Spirale = 17.01 m u. GOK
Länge log. Spirale = 60.16 m
Fläche log. Spirale = 453.60 m²
Tragfähigkeitsbeiwerte (y):
Nc0 = 37.74;  Nd0 = 25.26;  Nb0 = 15.59
Formbeiwerte (y):
νc = 1.376;  νd = 1.361;  νb = 0.799
Neigungsbeiwerte (y):
ic = 0.934;  id = 0.937;  ib = 0.900

Gleitwiderstand:
Teilsicherheit (Gleitwiderstand) γGl = 1.10
Nk · tan(ϕ) / γGl = 24466.00 · tan(30.00°) / 1.10
Rt,d = Nk · tan(ϕ) / γGl = 12841.32 kN
Td = 1314.90 kN
µ = Td / R t,d = 0.102

Setzung infolge Gesamtlasten:
Grenztiefe tg = 13.37 m u. GOK
Vorbelastung = 26.5 kN/m²
Setzung (Mittel aller KPs) = 1.65 cm
Setzungen der KPs:
  oben = 0.22 cm
  unten = 3.08 cm
Verdrehung(x) (KP) = 1 : 435.5
Drehfedersteifigkeit:
kϕ,x = 36670.0 MN·m/rad
Nachweis EQU:
Mstb = 24466.0 · 18.00 · 0.5 · 0.90 = 198174.6
Mdst = 84204.0 · 1.10 = 92624.4
µEQU = 92624.4 / 198174.6 = 0.467
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0.00
2.654.00
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27.5
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GS = 2.65

D = 18.00

 GW = 2.00

max dphi = 2.3 °

γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
18.0 10.0 35.0 0.0 40.0 0.00 BA, Sand, md
19.0 11.0 35.0 0.0 60.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 32.0 0.0 30.0 0.00 Sand, lo
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Boden γ γ ' ϕ c Es ν
[kN/m³] [kN/m³] [°] [kN/m²] [MN/m²] [-] Bezeichnung

18.0 10.0 32.5 0.0 30.0 0.00 Seitl. A
18.0 10.0 35.0 0.0 40.0 0.00 BA, Sand, md
19.0 11.0 35.0 0.0 60.0 0.00 Sand, md
18.0 10.0 32.0 0.0 30.0 0.00 Sand, lo
19.0 11.0 35.0 0.0 50.0 0.00 Sand, md

Anlage: 6.6
Projekt-Nr.: 1075-16-3
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ANLAGE 7.1-7.3 

Nachweis Drehfedersteifigkeit 



Anlage: 7.1
Projekt-Nr.: 1075-16-3

Standort WP Lehmdermoor-Delfshausen Drehfedersteifigkeit
Datum 20.07.2016
Turmtyp E-82, 108 mNH Standort WEA 1
Gründungsart FmA Bohrloch CPT s

Sollwerte :   10.000 100.000

Nr Schichten unter Fundament:

Innerer 
Reibungs-

winkel
gamma  
(kN/m³)

Schicht-
höhe (m)

E stat             
(MN/m²)

E dyn          
(MN/m²) Querdehnzahl

Fundament-
radius   (m)

Kappa             
phi, stat      

(MNm/rad)

Kappa            
phi, dyn      

(MNm/rad) Bemerkung
1 Schotter 42 21 0,50 100 300 0,30 9,00 79.347 238.041 i. O.
2 Sand, md 35 19 1,00 40 160 0,32 9,45 35.043 140.174 i. O.
3 Sand, lo, Schluff 30 18 2,50 15 100 0,38 10,15 13.059 87.060 nicht i. O.
4 Sand, md 35 19 10,00 50 200 0,32 11,59 80.885 323.541 i. O.
5



Anlage: 7.2
Projekt-Nr.: 1075-16-3

Standort WP Lehmdermoor-Delfshausen Drehfedersteifigkeit
Datum 20.07.2016
Turmtyp E-82, 108 mNH Standort WEA 2
Gründungsart FmA Bohrloch CPT s

Sollwerte :   10.000 100.000

Nr Schichten unter Fundament:

Innerer 
Reibungs-

winkel
gamma  
(kN/m³)

Schicht-
höhe (m)

E stat             
(MN/m²)

E dyn          
(MN/m²) Querdehnzahl

Fundament-
radius   (m)

Kappa             
phi, stat      

(MNm/rad)

Kappa            
phi, dyn      

(MNm/rad) Bemerkung
1 Schotter 42 21 0,50 100 300 0,30 9,00 79.347 238.041 i. O.
2 BA, Sand, md 35 18 0,75 40 160 0,32 9,45 35.043 140.174 i. O.
3 Sand, md 35 19 1,00 40 160 0,32 9,98 41.216 164.865 i. O.
4 Sand, lo, Schluff 30 18 3,00 15 100 0,38 10,68 15.193 101.284 knapp i. O.
5 Sand, lo 32,5 18 3,00 30 150 0,35 12,41 54.252 271.262 i. O.

Sand, md 35 19 5,00 50 200 0,32 14,32 152.376 609.503 i. O.



Anlage: 7.3
Projekt-Nr.: 1075-16-3

Standort WP Lehmdermoor-Delfshausen Drehfedersteifigkeit
Datum 20.07.2016
Turmtyp E-82, 108 mNH Standort WEA 3
Gründungsart FmA Bohrloch CPT s

Sollwerte :   10.000 100.000

Nr Schichten unter Fundament:

Innerer 
Reibungs-

winkel
gamma  
(kN/m³)

Schicht-
höhe (m)

E stat             
(MN/m²)

E dyn          
(MN/m²) Querdehnzahl

Fundament-
radius   (m)

Kappa             
phi, stat      

(MNm/rad)

Kappa            
phi, dyn      

(MNm/rad) Bemerkung
1 BA, Sand, md 35 18 1,35 40 160 0,32 9,00 30.270 121.080 i. O.
2 Sand, md 35 19 3,00 60 210 0,32 9,95 61.267 214.434 i. O.
3 Sand, lo 32 18 11,00 30 150 0,35 12,05 49.645 248.223 i. O.
4 Sand, md 35 19 2,00 50 200 0,32 18,92 351.496 1.405.983 i. O.
5
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ANLAGE 8 

Analysenergebnis Grundwasser 
 



Die Prüfergebnisse beziehen sich ausschließlich auf die genannten Prüfgegenstände. Ohne schriftliche Genehmigung der GBA darf der Prüfbericht nicht auszugsweise vervielfältigt werden.

Uwe Markert - Baugrund
Baugrunduntersuchungen - Altlastenerkundung
Markert

Fischerkoppel 11

Eckernförde24340

Prüfbericht-Nr.: 2016P508900 / 1
Uwe Markert - Baugrund Baugrunduntersuchungen - Altlastenerkundung

17.06.2016
WP Delfshausen

Wasser

BS 11 Pumpbrunnen Tiefe: 0,90 m 17.06.2016

Analytik gem. Vorgabe des Auftraggebers
Glas- und PE-Flaschen

ca. 1,5 L

16506093

durch den Auftraggeber
Auftraggeber

GBA Gesellschaft für Bioanalytik mbH

17.06.2016 - 25.06.2016

siehe letzte Seite

Wenn nicht anders vereinbart, werden Feststoffproben drei Monate und 
Wasserproben bis zwei Wochen nach Prüfberichtserstellung aufbewahrt.

Auftraggeber

Eingangsdatum
Projekt
Material
Kennzeichnung
Auftrag
Verpackung
Probenmenge
Auftragsnummer
Probenahme
Probentransport
Labor
Analysenbeginn / -ende
Methoden
Unteraufträge
Bemerkung

Probenaufbewahrung

Pinneberg, 25.06.2016

i. A. Gesine Blinde
Projektbearbeitung



Prüfbericht-Nr.: 2016P508900 / 1

WP Delfshausen

16506093
001

Wasser
BS 11
Pumpbrunne
n
Tiefe: 0,90 
m
17.06.2016

ca. 1,5 L
17.06.2016

 
8,8

unauffällig
15
7,4
3,3
4,1
14

<0,20
1,2
13

<5,0
0,0095

Auftrag
Probe-Nr.
Material

Probenbezeichnung

Probemenge
Probeneingang
Analysenergebnisse Einheit

mg KMnO4/L
°dH
°dH
°dH

mg/L
mg/L
mg/L
mg/L
mg/L
mg/L



Prüfbericht-Nr.: 2016P508900 / 1

WP Delfshausen

Angewandte Verfahren und Bestimmungsgrenzen

Parameter Bestimmungs- Einheit Methode
grenze



Ohne schriftliche Genehmigung der GBA darf der Bericht nicht auszugsweise vervielfältigt werden.
Die Prüfergebnisse beziehen sich ausschließlich auf die genannten Prüfgegenstände.

Anlage zu Prüfbericht

Probe-Nr.: /

Probenbezeichnung:

Tabelle 1: Expositionsklassen für Betonkorrosion durch chemischem Angriff durch Grundwasser
nach DIN 4030 Teil 1 (06/2008), Tabelle 4

2016P508900

16506093 001

   BS 11 PumpbrunnenTiefe: 0,90 m 17.06.2016

Messwert Einheit

Expositionsklasse

XA1 XA2 XA3

6,5 - 5,5 < 5,5 - 4,5 < 4,5 - 4,0

15 - 40 > 40 - 100 > 100

15 - 30 > 30 - 60 > 60 -100

300 - 1000 >1000-3000 > 3000

200 - 600 > 600 - 3000 > 3000 - 6000

--- --- ---

--- --- ---

--- --- ---

--- --- ---

Kurzbeurteilung:

8,8pH-Wert

Kohlendioxid, kalklösend <5,0 mg/L

<0,20Ammonium mg/L

14Magnesium mg/L

mg/L1,2Sulfat

13 mg/LChlorid

7,4 °dHGesamthärte

3,3 °dHHärtehydrogencarbonat

15Permanganat-Verbrauch mg KMnO4/L

Gemäß DIN 4030 Teil 2 sind bei der hier untersuchten Wasserprobe keine 
Maßnahmen nach DIN 1045 erforderlich. Das Wasser ist nicht Beton 
angreifend.
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ANLAGE 9 

Hydraulische Berechnung 

 



  
 

 
Anlage: 9
Projekt-Nr.: 1075-16-3

Hydraulische Berechnung

Aufsteller
Antragsteller
Baugrundstück Flurstück WP Delfshausen

Flur WEA 1 bis WEA 3
Gemarkung

Absenkverfahren Filter, d = 0,05 m

1.00 Technische Daten (freier Grundwasserspiegel)
1.01 Geländehöhe 0,00 m üNN

1.02
Grundwasserspiegel in Ruhe 
Datum: Juni 2016 -0,70 m üNN

1.03
niedrigster Grundwasserspiegel, 
geschätzt -1,00 m üNN

1.04 Bodenart Fein- Mittelsand
1.05 Durchlässigkeitsbeiwert kf 1,60E-04 m/s
1.06 Konstruktionsunterkante ((KUK) m üNN
1.07 Baugrubensohle (BGS) -4,00 m üNN
1.08 Absenkziel Mitte BGS -4,50 m üNN
1.09 Absenkziel in Absenkanlage -4,50 m üNN
1.10 Unterkante Filterstrecke -9,00 m üNN
1.11 Oberkante Wasserstauer m üNN
1.12 Länge Filterstrecke 1,00 m
1.13 Absenktiefe (Differenz 1.02-1.08) (S) 3,80 m

1.14
wirksame Absenktiefe (Differenz 
1.03-1.07) (sw) 3,00 m

1.15
Eintauchtiefe bei GW in Ruhe 
(Differenz 1.02-1.10) (H) 8,30 m

1.16
Eintauchtiefe bei Absenkung 
(Differenz 1.08-1.10) (h) 4,50 m

1.17 Baugrube: Länge (L1) m
Durchmesser, i. M. (Fundament + 
Arbeitsraum + Böschung) (L2) 24,00 m
Fläche (F) 452,39 m2

1.18 Brunnendurchmesser 2r 0,050 m

1.19
Zuschlag für unvollkommenen 
Brunnen (30 %) 30 %

2.00 Grundwasserabsenkung für Baugruben

2.01 Reichweite der Absenkung (nach Sichardt)

R = 3000 x s x √ kf R 144,20 m

wirksame Reichweite Rw 113,84 m
Rw = 3000 x sw x √ kf

2.02 Radius der Baugruben RA 12,00 m

2.03 Zuflusswassermenge bei Baugruben (Dupuit-Thiem)

Q = π x kf x (H2 -h2)/lnR-lnRA Q = 0,009834 m3/s 35,4 m3/h

bei unvollkommenen Brunnen + 30 % 0,012784 m3/s 46,0 m3/h

Fassungsvermögen eines Brunnens/Saugfilters

q = 2/15 x π x r x h x √kf q = 0,000596 m3/s

überschlägige Anzahl der Brunnen/Filter:

Q/q 21 Stück
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I. VERANLASSUNG UND BEAUFTRAGUNG 

Im Windpark Lehmedermoor-Delfshausen wurden zur Baugrunderkundung im 
Juni 2016 am Anlagenmittelpunkt jedes Standortes eine Bohrsondie-
rung/Rammkernsondierung (RKS) bis jeweils 10,0 m und in einem Abstand von 
ca. 9,0 m vom Mittelpunkt entfernt und in etwa gleichmäßig um den Umfang 
verteilt jeweils drei elektrische Drucksondierungen (CPT) bis 30,0 m unter 
Gelände abgeteuft.  

Statt einer Flachgründung nach Baugrundverbesserung soll eine Pfahlgründung 
ausgeführt werden, die je nach Standort und Pfahllasten bis in Tiefen von 
etwa 15 m bzw. 20 m unter GOK reicht.  

Aus den Drucksondierungen können Schichtgrenzen sehr genau abgelesen wer-
den. Somit ist auch der tiefere Untergrund unterhalb der Pfahlspitzen aus-
reichend tief erkundet. 

Es soll dargestellt werden, ob an den einzelnen Standorten eine Grundwasser 
sperrende Schicht vorhanden ist, die eine Grundwasserspannung bewirken und 
bei der Pfahlgründung durchstoßen werden könnten und welche Auswirkungen 
dieses auf das Grundwasserregime hat (Qualität, Quantität, Strömungsver-
halten). 

 

II. ALLGEMEINES 

Der Windpark liegt im Naturraum der Wesermarsch auf der westlichen Weser-
seite und südlich der Jade. Die Oberfläche des Geländes liegt im Bereich von 
0,00 mNN. Die Weser unterliegt dem Tidenhub.  

Der erkundete Baugrund aus oberflächennahem Torf und Klei in einer Mächtig-
keit von ca. 4,0 m entspricht den typischen Bodenverhältnissen in der Weser-
marsch. Das Grundwasser wird im Wesentlichen über die benachbarten Geest-
rücken gespeist.  

Die einzelnen Windenergieanlagen sollen nur zu einem geringen Maß in den 
Untergrund einbinden. Die Gründungsebenen sind zwar noch nicht abschlie-
ßend festgelegt, die Fundamentunterkanten sollen aber gegenüber der Typen-
statik, die eine Gründung bei etwa 2,65 m unter Gelände vorsieht, soweit wie 
möglich angehoben werden, um den Eingriff in den Untergrund zu minimieren. 
Ziel ist es, die erforderlichen Wasserhaltungsmaßnahmen und den Bodenab-
trag so gering wie möglich zu halten.  

Die erforderlichen Wasserhaltungsmaßnahmen wurden exemplarisch durch das 
Büro Böker und Partner, Dr. Cordes, im benachbarten Windpark Ovelgönne-
Barghorn mit vergleichbaren bzw. tendenziell ungünstigeren Baugrundverhält-
nissen mittels Pumpversuch dokumentiert und können hier ergänzend heran-
gezogen werden. Danach sind bei einer Absenkung über Dränagen auch hier 
nur geringe Wassermengen zu erwarten. 
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III. BODENAUFBAU, GRUNDWASSER SPERRENDE SCHICHTEN 

Nach den vorliegenden Bohrungen und Drucksondierungen ist die Baugrund-
schichtung wie folgt zusammen zufassen: 

Bis 2,6 m bzw. 4,0 m unter Geländeoberkante (GOK) stehen organische Bö-
den aus dunkelbraunen Torfen und organischem Schluff (Klei) an.  

Der Klei und der Torf sind sowohl horizontal als vertikal miteinander verzahnt. 
Eine Schichtabgrenzung ist daher erschwert bzw. nicht möglich. 

Unter den flächendeckend anstehenden organischen Böden aus Torf mit Klei 
stehen an allen Standorten ab 2,60 m bzw. 4,0 m unter GOK fluviatile Sande 
aus der Weichsel-Kaltzeit an. Diese Sande sind zunächst bis 6,0 m bzw. 9,0 m 
unter GOK noch locker bis mitteldicht gelagert und weisen unregelmäßige 
Schluffzwischenlagen auf. 

Ab 6,0 m bzw. 9,0 m bis  zur maximalen Aufschlusstiefe von 30,0 m unter 
GOK stehen gut mitteldicht gelagerte Schmelzwassersande der Drenthe-
Kaltzeit an. 

In Bezug auf eine potentiell Wasser sperrende Schicht sind die Bohrprofile der 
einzelnen Standorte wie folgt auszuwerten (Tabelle 1): 
 

Standort Torf / Klei bis 
m u. GOK 

Potentiell sperrende 
Schicht vorhanden 

Von-bis  
(m u. GOK) Mächtigkeit (m) 

WEA 1 2,60 nicht eindeutig 0,00-2,60 2,60 

WEA 2 3,30 nicht eindeutig 0,00-3,30 3,30 

WEA 3 4,00 nicht eindeutig 0,00-4,00 4,00 

Tabelle 1: Tiefenlage potentiell sperrender Kleischichten. 

 

Die oberen Torf- und Kleischichten können ggf. als potentiell Grundwasser 
sperrende Schicht wirken. Bei den Bohrarbeiten konnte keine Grundwasser-
spannung festgestellt werden. Daher ist eine potentielle sperrende Wirkung 
eher unwahrscheinlich (vgl. Kap. IV.1). 

Ein Lageplan des Windparks sowie die Bohrprofile sind als Anlage diesem 
Schreiben beigefügt.  

 

IV. Grundwasser 

1.Gespanntes Grundwasser 

Den eigentlichen Grundwasserleiter bilden die unteren Sande. Dieses Grund-
wasser könnte unter dem Torf/Klei gespannt vorliegen.  

Die abdeckenden Schichten aus Torf und Klei sind stark wassergesättigt und 
nass. Dies könnte ein oberes Stau- oder Schichtenwasser aus Oberflächen-
wasser darstellen, das vom eigentlichen Grundwasser getrennt wird. 
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Da die abdeckenden Torf-/Kleischichten nur eine geringe Scherfestigkeit und 
eine vergleichsweise hohe Durchlässigkeit aufweisen, ist jedoch anhand der 
vorliegenden Ergebnisse nur mit sehr geringen Druckdifferenzen zwischen der 
und den darunter anstehenden Sanden zu rechnen. 

An allen Probestellen waren der Torf und der Klei stark wassergesättigt und 
wiesen eine durchgehend sehr weiche Konsistenz auf.  

Damit sind der geringe Widerstand des Böden gegen Infiltration von aufstei-
gendem Grundwasser und die damit verbundene Durchlässigkeit nachgewie-
sen.  

Nach ergiebigen Niederschlägen wird der Wasserdruck durch versickerndes 
Oberflächenwasser in der oberen Torf-/Kleischicht kurzzeitig größer sein als 
das gering gespannte Grundwasser darunter. Die Durchlässigkeit der Schichten 
führt aber nach einer kurzen Zeitspanne zu einem natürlichen vollständigen 
Druckausgleich. Die Grundwasserstockwerke sind daher schon durch den na-
türlichen Druckausgleich nicht voneinander getrennt. 

In Abbildung 1 sind die Grundwasserverhältnisse als Prinzipskizze dargestellt:  

Abbildung 1: Prinzipskizze oberes und unteres Grundwasserstockwerk. 

 

Die natürliche flächige Entwässerung des Grundwassers in diesem Gebiet führt 
nach kurzer Zeit wieder zu ausgeglichenen Grundwasserverhältnissen. Die 
Kleizwischenlagen im Torf sind nicht wasserundurchlässig. Aufgrund ihrer ge-
genüber dem Torf und dem Sand geringeren Wasserdurchlässigkeit wirkt sie 
jedoch zeitverzögert als Grundwasser-Hemmer.  
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2. Hydraulischer Grundbruch 

Die Wasserhaltung soll möglichst schonend mit Dränagen erfolgen. 

Sollte bei einer der Windenergiestandorte tatsächlich gespanntes Grundwasser 
während der Öffnung der Baugrube auftreten, müssen Stabilisierungsmaß-
nahmen zur Sicherung der Baugrube ergriffen werden. Der Bodenaushub sollte 
dann nur kleinflächig erfolgen und die Aushubbereiche im stark wässrigen Torf 
sind Zug-um-Zug durch schweren Sandboden zu ersetzen. So wird ein Gegen-
gewicht zum möglichen vertikal gespannten Wasserdruck erzeugt und ein hy-
draulischer Grundbruch vermieden. Dieses Verfahren hat sich in anderen 
Windparks ohne erkennbare Beeinträchtigung des umgebenden Geländes be-
währt. 

 

3. Horizontale Wasserströmungen 

Aufgrund der Tiefenlage des tragfähigen Baugrundes wird für die Windenergie-
anlagen, wie in der Wesermarsch üblich, eine Tiefgründung mittels Pfählen 
erforderlich. 

Ergänzend zu den vorliegenden Ergebnissen wird hier der Einfluss der Pfähle 
auf die horizontale Wasserströmung näher betrachtet. 

Die Pfähle der Windenergieanlagen sind entsprechend der Fundamentgeome-
trie ringförmig in etwa am äußeren Fundamentrand angeordnet und werden 
unter  einer  Neigung  gerammt.  Am  Pfahlkopf  beträgt  der  Abstand  der  Pfähle  
bei einer Pfahlanzahl von n = 36 etwa 1,3 m. Am Pfahlfuß sind die Pfähle etwa 
1,50 m voneinander entfernt. Für die Krangründungen werden Punktfunda-
mente mit Einzelpfählen hergestellt. Pfahlbahnen sind nicht vorgesehen. So-
wohl die Pfähle am Anlagenstandort als auch die an den Kranstellflächen stel-
len somit keine geschlossenen Hindernisse für die horizontale Wasserströmung 
dar. 

Beim Abteufen der Pfähle, in diesem Fall mittels Rammung, wird der ver-
drängte Boden unterhalb der Pfahlspitze seitlich in die vorhandene Boden-
schicht verdrängt. Dadurch stellt sich während des Rammens innerhalb der 
Sande unmittelbar um den Pfahlfuß eine Bodenverdichtung ein, die einen hö-
heren Durchlasswiderstand für die Grundwasserströmung in der betrachteten 
Bodenschicht bewirkt. Bei diesem Vorgang erhöht sich der Porenwasserdruck 
innerhalb der erzeugten Bodenverdichtung.  

Aus langjähriger Erfahrung ist bekannt, dass sich der Porenwasserüberdruck 
nach einiger Zeit durch die natürliche Schwerkraft wieder abbaut. Bei nicht-
bindigen, sandigen Böden, wie sie im Windpark anstehen, wird sich erfah-
rungsgemäß der Porenwasserüberdruck nach ca. ein bis drei Wochen bis zum 
natürlichen Zustand abbauen.  

Im Bereich einer bindigen Bodenschicht (Klei, Schluff) kann der Abbau des 
Porenwasserüberdrucks zwischen zwei und vier Wochen dauern. Die Wirk-
breite der Bodenverdichtung ist in der bindigen, weichen Kleischicht während 
des Abteufens geringer (im cm-Bereich) als bei nichtbindigen Böden (dm-Be-
reich). 
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Während der Rammung wird sich in den oberen Torf- und Kleischichten kaum 
ein bemerkbarer Eindringwiderstand des Pfahles einstellen. Mit wenigen 
Schlägen wird dieser Bodenbereich durchteuft. Erst bei Erreichen der tragen-
den Sandschicht beginnt die eigentliche Rammung. 

Das hydraulische Gefälle des Grundwassers ist in der norddeutschen Tiefebene 
allgemein sehr gering. Für das Plangebiet kann es aus den hydrologischen Kar-
tenunterlagen des LBEG (Isohypsen-Karte) mit 1: 10 000 (1 m Höhendifferenz 
des Grundwassers auf ca. 10 km) abgeschätzt werden. Daher sind auch der 
natürliche Strömungsdruck und die Grundwasserfließgeschwindigkeit in den 
verschiedenen Bodenschichten sehr gering.  

Nach der Pfahlrammung wird dem horizontalen Grundwasserfluss in den ein-
zelnen Bodenschichten eine Zeitlang ein Widerstand entgegen gestellt. Nach-
dem sich der natürliche Porenwasserdruck wiederhergestellt hat, verbleiben 
der Pfahlquerschnitt und ein gewisser Übergangsbereich mit Bodenverdichtung 
als Widerstand gegenüber der horizontalen Grundwasserströmung. Der wirk-
same Widerstand kann wegen der sehr geringen Fließgeschwindigkeit des 
Grundwassers als geringfügig beurteilt werden.  

Das Grundwasser fließt nur im Porenraum des Bodens und wird durch Reibung 
und Adhäsionskräfte beeinflusst. Es wäre grundsätzlich denkbar, dass es inner-
halb sehr kleiner Bereiche um den Pfahl zu Strömungsbeeinflussungen kommt. 
In vergleichbaren Sandschichten an anderen Standorten ist eine Störung der 
horizontalen Grundwasserströmung weder großflächig an Pfahlgruppen noch 
kleinflächig an Einzelpfählen beobachtet worden.  

Die Pfähle stehen sowohl am Pfahlkopf als auch am Pfahlfuß weit genug aus-
einander. Langfristig und großräumig können daher Störungen der Grundwas-
serströmung ausgeschlossen werden. 

Da die Druckdifferenzen am Pfahl sehr gering sind, sind nach den Empfehlun-
gen des Arbeitskreises „Pfähle“ (EA-Pfähle) auch keine Nachweise zur Pfahl-
bemessung erforderlich. 

Eine störende Behinderung der regionalen und lokalen horizontalen Grund-
wasserströmung ist an den einzelnen Standorten nicht zu erkennen. 

 

4. Vertikale Wasserströmungen 

Es gibt verschiedene Arten der vertikalen Wasserströmung. Das sind:  

1. Abflüsse von Oberflächenwasser in tiefer liegende Bodenschichten, 

2. Aufwärtsströmungen durch gespanntes Grundwasser, 

3. Aufdringen von Grundwasser an der Pfahlwandung. 

Im Folgenden wird aufgezeigt, dass die vorhandene Torf-/Kleischicht nicht als 
Sperrschicht bewertet werden kann und auch sachlich und geotechnisch nicht 
so bewertet wird. 
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Zu 1) Abflüsse von Oberflächenwasser in tiefer liegende Bodenschichten 

Die Strömungsgeschwindigkeit bzw. die Versickerungsgeschwindigkeit von 
Oberflächenwasser ist abhängig von den Durchlässigkeiten der einzelnen 
Bodenschichten.  

Zuerst wird die obere, faserige Torfschicht erreicht. Da der Torf das Wasser 
wie ein Schwamm hält, ist eine vertikale Strömung kaum feststellbar. 

Die Kleischicht wird aufgrund ihrer Feinkörnigkeit nur langsam vom Oberflä-
chenwasser infiltriert. Da eine ständige Wassersättigung der oberen Torf-
schicht mit entsprechendem Wasserdruck vorhanden ist, sind die Kleischichten 
bereits von oben durch Oberflächenwasser durchdrungen. Der Klei hat bereits 
eine natürliche Durchlässigkeit erlangt. Dies ist in der Beschreibung der Klei-
schicht als „stark wassergesättigt und nass mit breiiger oder sehr weicher Kon-
sistenz“ wiederzufinden. 

 

Zu 2) Vertikale Aufwärtsströmung durch gespanntes Grundwasser 

Das Grundwasser in den Sanden unter dem Torf/Klei kann potentiell leicht 
gespannt sein und von unten in die Torfe und den Klei drücken.  

Es kann sich entsprechend eine vertikale Strömung bei einem teilweise ge-
spannten Grundwasser von unten nach oben einstellen.  

Aufgrund des hohen Wasseranteils aus Oberflächenwasser ist eine vertikal 
gerichtete Strömung jedoch kaum messbar.  

Aufgrund der wechselnden Druckdifferenzen, der geringen Scherfestigkeit und 
der geringen Mächtigkeit ist die Torf-/Kleischicht bereits durchlässig. Der bin-
dige Boden stellt nur eine verhältnismäßig geringe Stauwirkung für die nach 
oben gerichtete Grundwasserströmung dar. Eine Trennung von Grundwasser-
stockwerken ist somit nicht vorhanden. 

 

Zu 3) Aufdringen von Grundwasser an der Pfahlwandung 

Während der Rammarbeiten kommt es um den Pfahlfuß zu einem erhöhten 
Porenwasserdruck in der tragenden Sandschicht und in geringfügigem Maß 
auch in der Kleischicht und in Schluffzwischenlagen im Sand. Während des 
Rammvorganges bildet sich eine Übergangsschicht zwischen Pfahloberfläche 
und umgebenden Boden aus. Durch den natürlichen hohen Grundwasserstand 
kann die Rammung zügig bis in den tragenden Baugrund der Sandschicht 
durchgeführt werden. 

Der natürliche Abbau des Porenwasserüberdrucks in der Klei-, dem Schluff- 
und der Sandschicht verursacht nur in sehr geringem Maße eine vertikale 
Strömung. Auch im Fall von teilweise gespanntem Grundwasser ist nicht mit 
einem plötzlichen hydraulischen Grundbruch innerhalb der Klei- oder Schluff-
schicht an der Pfahlmantelfläche oder mit einem Anstieg des Grundwassers bis 
über die Geländeoberfläche nach Art einer „artesischen Quelle“ zu rechnen. 
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Für einen hydraulischen Grundbruch in der tiefliegenden Sandschicht reichen 
die lokalen Druckverhältnisse nicht aus. Während des Abbaus des Porenwasser-
überdrucks erfolgt zwischen der Kleischicht und der Pfahloberfläche ein soge-
nanntes kraftschlüssiges „Anwachsen“ des Pfahles. Dieses Anwachsen des 
Pfahles verhindert auch langfristig einen Anstieg von gespanntem Grundwasser 
aus der Sandschicht in die obere Torf-/Kleischicht.  

Das „Anwachsen“ der Pfähle ist für die Rammtechnik eine typische und allge-
mein anerkannte Eigenschaft der Böden.  

Aus den bereits zahlreich vorhandenen Pfahlgründungen in der Wesermarsch 
sind keine hydraulischen Grundbrüche oder artesischen Quellen bekannt.  

Somit ist eine vertikale Grundwasserströmung entlang der Pfähle auszuschlie-
ßen. 

 

V. BODEN 

1. Pfahlrammung 

Im geplanten Windpark sollen Betonfertigteilpfähle ausgeführt werden. Diese 
erlauben einen zügigen Arbeitsfortschritt und sind für die Gründung angemes-
sen und anerkannt.  

Das gewählte Rammverfahren hat sich im Hinblick auf eine schonende Ram-
mung für den Boden bewährt. Nennenswerte Vermischungen einzelner Boden-
schichten sind nicht zu erwarten. Der Pfropfen unter dem Pfahlfuß innerhalb 
des tragenden Sandbodens wird bis in tiefere Schichten geführt. In der Torf-
schicht bildet sich praktisch kein Pfropfen aus. Der Pfropfen innerhalb der 
Kleischicht hat nicht die Qualität und Stabilität in den Sandboden eindringen 
zu können. 

Da die Pfahlwandungen beim Fertigrammpfahl als sehr glatte Betonoberflä-
chen hergestellt werden, sind ein Anhaften und ein Mitnehmen oberer Boden-
schichten während des Rammvorgangs baupraktisch auszuschließen. Dies ist 
bei vergleichbaren Standorten auch nicht beobachtet worden. 

Die Pfähle werden von einer Rammebene bis in die tragende Sandschicht hin-
abgeführt. Es ist bei der vorhandenen Bodenschichtung nicht damit zu rech-
nen, dass bereits gerammte benachbarte Pfähle wieder herausgedrückt wer-
den.  

 

2. Pfahltiefen 

Die Erkundung des Baugrunds jedes Windenergiestandortes erfolgte zunächst 
mittels einer Rammkernsondierung bis ca. 10,0 m als direkte Baugrunder-
kundung und durch mindestens drei genormte Drucksondierungen bis 30 m 
unter Geländeoberfläche.  

Die Baugrundschichtung ist im gesamten Windpark ähnlich und vergleichbar. 
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Die Auswertung der Rammkernsondierungen führt zu einem Bohrprofil mit An-
sprache der angetroffenen Böden und der Tiefenlage der Grund-wasserober-
fläche.  

Mit der Drucksondierung werden in der Regel drei Parameter ermittelt. Dies 
sind der Spitzendruck, die Mantelreibung und der Bodenindex. Durch den Bo-
denindex werden die einzelnen Bodenschichten abgegrenzt. Auch eine qualita-
tive Bodenansprache ist dadurch sicher. Dieses Verfahren wird in der Nord-
deutschen Tiefebene und in der Wesermarsch neben anderen indirekten Ver-
fahren standardmäßig angewendet.  

Die Drucksondierungen korrelieren sehr gut mit den direkten Bodenaufschlüs-
sen. Es kann bestätigt werden, dass die Drucksondierungen für die Bodenan-
sprache ausreichend sind.  

Die vorliegenden Bohrprofile sind für die Wasserhaltungsmaßnahmen und die 
Einschätzung der Baugrubenarbeiten vollständig ausreichend. Für die Bemes-
sung der Pfahllängen bilden die vorliegenden Ergebnisse aus der Drucksondie-
rung gemäß dem Stand der Technik eine zuverlässige Ausgangsdatenbasis.  

 

3. Verbleib der Pfähle im Boden 

Nach Ende der Nutzungsdauer der Anlage wird das Fundament zurückgebaut. 
Dabei werden die Pfähle ca. 50 cm unter der Fundamentunterkante bzw. ca. 
1,50 m unter Geländeoberfläche gekappt und entfernt. Die restliche Pfahl-
länge verbleibt im Boden. Da aus dem Pfahlbeton keine schädlichen Inhalts-
stoffe in die umliegenden Bodenschichten eindringen, ist gegen einen Verbleib 
sachlich und praktisch nichts einzuwenden. Eine Wiedergewinnung des Pfahles 
ist voraussichtlich nicht möglich, da er durch das Anwachsen im Boden mittels 
handelsüblicher Baugeräte nicht herausziehbar ist. 

 

 

Vechta, den 18. Januar 2018 

 

 

 

 

Dipl.-Geol. Petra Müller 

 

 

Anlagen:  1. Lageplan 

   2.1-2.3 Bohrprofile und Drucksondierdiagramme 

  

  
 

 

Hörmeyer
Neuer Stempel
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Bohrprofile nach DIN 4023 und 

Drucksondierdiagramme (CPT, gemäß DIN EN ISO 22476-1) 
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Beschreibung der geplanten Maßnahmen

1. VORBEMERKUNGEN 

In  der  Gemeinde  Gemeinde  Rastede ist  nördlich  der  Ortschaft  Delsfhausen der  Bau  eines

Windparks  (Lehmdermoor-Delfshausen;  5  Anlagen)  geplant.  Bisher  konnten  nur  drei

Anlagenstandorte erkundet werden. Wir gehen allerdings davon aus, dass diese Erkundungen

auch für die Standorte der WEA 4 und WEA 5 weitgehend Geltung besitzen.

Im Vorfeld sind auf Ebene des vorliegenden Bebauungsplanes aufgrund von Erfahrungen zu

anderen  Windparks  im  selben  bzw.  angrenzenden  Naturraum  die  boden-  und

wasserschutzrechtlichen Aspekte beim Bau der Anlagen zu betrachten.

2. KURZE BESCHREIBUNG DER MASSNAHMEN

Die WEA 1 bis WEA 3 sollen mittels Flachgründung nach Bodenaustausch der organischen

Schichten gegründet werden. Die Fundamentunterkanten liegen bei rd. 2,65 m unter GOK. Für

die  Kranstellfächen  soll  der  Boden  ebenfalls  ausgetauscht  werden.  Aufgrund  des  hohen

Grundwasserstandes wird bei der Anlage von Baugruben eine Wasserhaltung notwendig. 

Die  Zuwegungen  zu  den  Anlageplätzen  müssen  neu  erstellt  werden.  Dabei  wird  der

vorhandene Boden nicht ausgetauscht, sondern ein Paket von Geotextilien und Schotter-Sand-

Gemische aufgebracht. 

Die Energie wird mittels Erdkabeln zu Umspannwerken bzw. Schaltanlagen transportiert.

3. BESCHREIBUNG DER VORHANDENEN BÖDEN

Die Anlagen befinden sich im Bereich der westlichen Wesermarsch. 

Gemäß der  Baugrunduntersuchungen liegen im Plangebiet  unter den rd.  0,25 bis 0,50 m

mächtigen Oberböden bis zu 4,0 m mächtige Klei-  und Torfschichten vor.  Darunter folgen

Sande mit Schluffzwischenlagen. 

Die  geologische  Karte  beschreibt  das  Gebiet  mit  brackischen  Ton-Schluffsedimenten  über

Niedermoortorfen. Bodenkundlich liegen Kleimarsch bzw. Niedermoor mit Kleimarschauflage

vor. Im Untergrund (0 – 2 m aber auch > 2 m) können Böden mit sulfatsauren Eigenschaften

auftreten.

Die Böden weisen allgemein eine hohe Empfindlichkeit gegenüber Verdichtungen auf.
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4. BESCHREIBUNG DER GRUNDWASSERSITUATION

Das Untersuchungsgebiet liegt hydrologisch gesehen im Raum 01 (Nord- und mitteldeutsches

Lockergesteinsgebiet), Teilraum 015 (Nord- und mitteldeutsches Mittelpleistozän) bzw. Teilraum

01501 (Oldenburgisch-Ostfriesische Geest).

Es ist allgemein von hohen Grundwasserständen im Nahbereich zu Geestrandtief  und Jade

auszugehen. Dieser obere Grundwasserkörper steht in feuchten Jahreszeiten direkt unterhalb

der Oberfläche an. Im Sommer befinden sich die Flurabstände zwischen 0,4 und 1,0 m unter

GOK. Gemäß NIBIS liegen die Wasserstände bei –1,0 mNN. Es ist von einer Versalzung des

unteren Teils des Grundwasserleiters auszugehen.

Dieser  Grundwasserkörper  (allgemein:  Jade  Lockergestein  links)  stellt  den  eigentlichen

Grundwasserleiter  dar.  Laut  Informationen  des  LBEG  (NIBIS  Kartenserver)  werden  die

oberflächennahen Schichten als „gering durchlässig“ eingestuft. Die Grundwasserneubildung

liegt im Bereich zwischen 51 bis 100 mm/a (gering).

Die Hydrogeologie wird jedoch maßgeblich durch die unmittelbar anstehenden Torfe bestimmt.

Diese  überdecken  das  Untersuchungsgebiet  großräumig  und  wirken  bei  Baumaßnahmen

entscheidend auf die notwendigen Wasserhaltungsmaßnahmen. Im tieferen Untergrund liegen

nach  die  vorliegenden  Unterlagen  (NIBIS)  eher  ungeschichtete  sandige  Formationen  vor.

Auswirkungen  auf  die  Nutzung  der  Grundwassers  sind  nicht  zu  befürchten,  da  es  keine

Wasserschutzgebiete in der Wesermarsch gibt.

5. BODENSCHUTZKONZEPT

Der  Antragsteller  wird  bereits  in  der  Planungs-  und  Projektierungsphase  ein  Konzept  zur

Umsetzung der Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) während der laufenden Baumaßnahme

erarbeiten. Grundlage des Konzeptes ist das BVB Merkblatt 2 und die GeoBerichte 28. Vor

Beginn der Baumaßnahme wird das Konzept der Unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises

Ammerland abgestimmt.

Die Konzepterstellung und Überwachung erfolgt durch einen durch den Bundesverband Boden

zertifizierten Baubegleiter.

Grundsätzliches  Ziel  der  BBB  ist  die  Vermeidung  oder  Minderung  möglicher

Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen im Zuge von Baumaßnahmen.

Zuwegungen

Der vorhandene Boden verbleibt und wird überbaut. Die Aufbaumaterialien werden hinsichtlich

ihre  Eignung  (LAGA-Richtlinie)  überprüft.  Nach  Rückbau  der  Zuwegungen  wird  die

Bodenfunktion wieder hergestellt.
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Anlagen

Im Bereich der Anlagen wird Boden bis zu einer Tiefe von rd. 3,0 m ausgehoben. Dieses

Material kann zur Profilierung der Anlagen oder anderer Bereiche (Zuwegungen etc.) genutzt

werden. Sollten Böden mit sulfatsauren Eigenschaften anfallen, sind diese durch Zugabe von

Kalk zu neutralisieren. Die Fundamente werden nicht komplett zurückgebaut. Die Bereiche der

Fundamente  werden durch eine mindestens einen Meter  mächtige Bodenschicht  nach dem

Rückbau rekultiviert.

Kranstellflächen

Die Kranstellflächen werden ebenfalls durch Bodenaustausch befestigt. Der Bodenaushub kann

nach  entsprechenden  Qualitätsprüfungen  im Bereich  der  Anlagen verwertet  werden.  Nach

Rückbau der Stellflächen wird die Bodenfunktion wieder hergestellt.

Kabeltrassen

Die Kabeltrassen werden üblicherweise eingefräst. Auswirkungen auf den Boden treten somit

nur sehr kleinräumig auf  (Start-  und Zielgruben).  Das Bodenmaterial  wird am gleichen Ort

wieder eingebaut. 

6. KONZEPT ZUM SCHUTZ DES GRUNDWASSER

Aufgrund  des  hohen  Grundwasserstandes  ist  beim  Bau  der  Fundamente  der  Anlagen

erfahrungsgemäß  eine  Grundwasserhaltung  notwendig.  Dazu  wird  mittels  Filterlanzen  der

Gründungsbereich trocken gelegt. Ggfs. werden kurzfristig auch weitere Maßnahmen (Aushub

kleinerer  Bereiche  und  abschnittsweises  Herstellen  der  Fundamente) notwendig,  da  die

Niedermoortorfe  nur  bis  in  die  Gründungstiefe  reichen und deshalb  der  Wasserdruck  der

unterlagernden Schichten beachtetet werden muss. 

Diese  Maßnahmen  werden  nur  temporär  durchgeführt  (Dauer  geschätzt:  4  Wochen).  Das

Wasser kann bei Vorliegen der Einleitparameter in die Jade abgeleitet werden. Dazu wird

wahrscheinlich eine Enteisenung des gepumpten Wasser notwendig.

Aufgrund der  speziellen Geologie  (rel.  undurchlässige Torfe)  sind Auswirkungen durch die

Entnahme  ausschließlich  auf  den  Nahbereich  der  Fundamente  zu  erwarten.  Die

Planungsgruppe  kann  auf  entsprechende  Erfahrungen  in  vergleichbaren  Projekten  in  der

näheren Umgebung zurückgreifen.

Durch  die  Absenkungen  ist  das  Trockenfallen  von  Graben-/Grüppenabschnitten  in

unmittelbarer  Nähe  denkbar.  Da  es  sich  um  eine  temporäre  Maßnahme  handelt,  sind

signifikante Auswirkungen nicht zu erwarten. Positiv haben sich in vergleichbaren Projekten die
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Wiederversickerung des Wassers in unmittelbarer Nähe gezeigt.

Zur  Erfassung  der  kleinräumigen  Grundwassersituation  ist  neben  ausführlichen  Recherchen

(Untere  Wasserbehörde,  NLWKN, OOWV, GLD)  der  Bau  von Grundwassermessstellen  im

Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch

sollen bereits im Vorfeld der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasserschwankungen

und Reichweite der Absenkung ermittelt werden.

Sämtliche  Arbeiten  zur  Wasserhaltung  werden  ebenfalls  überwacht  und  mit  der  Unteren

Wasserbehörde des Landkreises  Ammerland abgestimmt.  In  die bestehenden Wasserrechte

wird nicht eingegriffen.
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/045 
freigegeben am 13.03.2019 

 
GB 1 Datum: 01.03.2019 
Sachbearbeiter/in: Triebe, Tabea  
 

72. Änderung des Flächennutzungsplans - Windenergie Lehmden 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 25.03.2019 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belang gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen 
werden auf der Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sitzung des 
Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen vom 25.03.2019 berück-
sichtigt. 

 
2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwägung wird bestätigt. 

 
3. Die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes mit textlicher Darstellung nebst 

Begründung und Umweltbericht wird beschlossen. 
 

4. Die Aufstellungsbeschlüsse für die vorhabenbezogenen Bebauungspläne 16, 
17 und 18 „Erweiterung – Windenergie Lehmden“ werden bestätigt.  

 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Im März 2016 hatte sich die Gemeinde Rastede für die weitere Entwicklung von 
Windenergieflächen ausgesprochen, um einen Beitrag zur Energiewende zu leisten. 
Dieser Entscheidung hat die ebenfalls im Frühjahr 2016 vorgestellte „Standort-
potenzialflächenstudie für Windparks“ zugrunde gelegen, welche mit dem Ergebnis 
abschloss, dass im Gemeindegebiet fünf Potenzialflächen unterschiedlicher Eignung 
vorhanden sind (s. Vorlage 2016/035). 
 
Im Rahmen der 72. Änderung des Flächennutzungsplans wurde im August 2016 das 
Bauleitplanverfahren für den nordöstlichen Bereich der Potenzialfläche 4 „Liethe“ un-
ter der Bezeichnung „Windenergie Lehmden“ eingeleitet (s. Vorlage 2016/138). 
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Im Zuge der Fortführung des Bauleitplanverfahrens wurde der Geltungsbereich des 
Entwurfs vergrößert. Der Geltungsbereich umfasst nunmehr die gesamte in der 
„Standortpotenzialflächenstudie für Windparks“ ermittelte Potenzialfläche 4 „Liethe“ 
mit einer Gesamtgröße von 88,6 Hektar. Somit werden sämtliche Erweiterungsflä-
chen um den vorhandenen Windpark herum berücksichtigt (s. Vorlage 2018/020). 
 
Im Zuge der öffentlichen Auslegung sind 3 Stellungnahmen eingegangen. Hierin 
werden aufgrund der Nähe zu vorhandenen Waldflächen und dem Golfplatz, auf dem 
in den vergangenen Jahren Nisthilfen installiert wurden, Bedenken hinsichtlich der 
Vereinbarkeit von Brutvögeln und Fledermäusen sowie den geplanten Windenergief-
lächen vorgebracht. Im Übrigen lässt sich sowohl aus der geringen Anzahl an Stel-
lungnahmen als auch dem Inhalt der Stellungnahme ableiten, dass seitens der Öf-
fentlichkeit keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Erweiterung des Windparks 
am Standort Lehmden bestehen.  
 
Von den Trägern öffentlicher Belange wurden ebenfalls Stellungnahmen eingeholt (§ 
4 Abs. 2 BauGB). Diese Stellungnahmen enthalten überwiegend redaktionelle Hin-
weise zu den Planunterlagen. 
 
Der Mobilfunkbetreiber Telefonica hat auf die das Plangebiet querende Richtfunkt-
rasse hingewiesen. Eine nähere Betrachtung hat ergeben, dass aufgrund der Höhen-
lagen von Windenergieanlage beziehungsweise Rotor sowie der Höhe der Richt-
funktrasse davon auszugehen ist, dass die Richtfunktrasse nicht beeinträchtigt wird.  
 
Alle Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge können der Anlage 1 entnommen 
werden. Hierin werden die privaten Interessen mit dem öffentlichen Interesse am 
Ausbau der Erneuerbaren Energien gegeneinander abgewogen.  
 
Im Zuge der Gesamtabwägung aller (Rechts-)Güter wird dem Ausbau der Erneuer-
baren Energien in Form von Windenergie Vorrang gewährt und die übrigen Belange 
werden zurückgestellt. Die vorliegende Planung wird insoweit bestätigt. 
 
Auf dieser Basis kann der Feststellungsbeschluss gefasst werden.  
 
Zur weiteren planungsrechtlichen Steuerung der Standorte von Windenergieanlagen 
innerhalb des Geltungsbereichs der 72. Änderung des Flächennutzungsplans wer-
den vorhabenbezogene Bebauungspläne aufgestellt. Der vorhabenbezogene Be-
bauungsplan Nr. 13 umfasst den nord-östlichen Teilbereich des Plangebietes. Für 
diesen wird aufgrund von aktualisierten Kartierungen die erneute öffentlichen Ausle-
gung vorbereitet (s. Vorlage 2019/062).  
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 14 umfasst den mittleren Teilbereich des 
Plangebietes und soll das Repowering der vier südlichen Windenergieanlagen er-
möglichen (s. Vorlage 2018/030). Für diesen wurde bereits die frühzeitige Beteiligung 
der Öffentlichkeit durchgeführt. 
 
Für den nord-westlichen, westlichen und südlichen Teilbereich des Plangebietes 
wurden bereits im Februar 2018 Aufstellungsbeschlüsse für die vorhabenbezogenen 
Bebauungspläne Nr. 16, 17 und 18 gefasst (s. Vorlage 2018/032). An den Planungs-
absichten, die konkreten Standorte der Windenergieanlagen im Rahmen einer ver-
bindlichen Bauleitplanung zu steuern, wird festgehalten.  
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Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Kosten für die Durchführung des Bauleitplanverfahrens werden vom Vorhaben-
träger getragen. 
 
 
Anlagen: 
 

1. Abwägungsvorschläge 
2. Planzeichnung 
3. Begründung 
4. Umweltbericht 
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Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden keine Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 

1. Gascade Gastransport GmbH 
Kölnische Straße 108-112 
34119 Kassel 
 

2. Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Heisfelder Straße 2 
26789 Leer 
 

3. Deutsche Telekom Technik GmbH 
Technische Planung und Rollout 
Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth 
 

4. Exxon Mobil Production Deutschland GmbH 
Riethorst 12 
30633 Hannover 
 

5. Gemeinde Jade 
Jader Straße 47 
26349 Jade 
 

6. Gastransport Nord GmbH 
Cloppenburger Straße 363 
26133 Oldenburg 
 

7. Gemeinde Ovelgönne 
Rathausstraße 14 
26939 Ovelgönne 
 

8. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg 
Theodor-Tantzen-Platz 8 
26122 Oldenburg 
 

9. TenneT TSO GmbH 
Eisenbahnlängsweg 2a 
31275 Lehrte 
 

10. Landkreis Wesermarsch 
Poggenburger Straße 15 
26919 Brake 
 

11. EWE Netz GmbH 
Zum Stadtpark 2 
26655 
 

12. Landeswirtschaftskammer Niedersachsen,  
Forstamt Weser-Ems in Oldenburg 
Gertrudenstraße 22 
26121 Oldenburg  
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Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 

1. Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

2. Telefónica Germany GmbH & Co OHG 
Südwestpark 38 
90449 Nürnberg 
 

3. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Alfred-Benz-Haus 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

4. Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Bezirksstelle Oldenburg – Nord 
Im Dreieck 12 
26122 Oldenburg 
 

5. Niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

6. Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien Region Nord 
Hammerbrookstraße 44 
20097 Hamburg 
 

7. Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation,  
Post und Eisenbahnen 
Tulpenfeld 4 
53113 Bonn 
 

8. Landkreis Friesland 
Lindenallee 1 
26441 Jever 
 

9. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr 
Fontainegraben 200 
53123 Bonn 
 

13. Avacon AG 
Watenstedter Weg 75 
38229 Salzgitter 
 

14. Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

  

 Mit der 70, 71. und 72. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemein-
de Rastede soll nach dem dokumentierten Willen der Gemeinde Rastede 
auf Basis der Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Ge-
meinde Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 die Darstellung von Sonder-
bauflächen mit den Wirkungen des Planvorbehalts des § 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB für die planerische Steuerung von Windenergieanlagen mittels 
textlicher Darstellung ausgestattet werden. 
Insofern ist es nicht nachvollziehbar, dass die textlichen Darstellungen 
unterschiedliche Fassungen insoweit haben, als das im Zuge der 12. Än-
derung des Flächennutzungsplans dargestellte sonstige Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung Windenergieanlagen in der textlichen Darstellung 
zur 70. und 71. Änderung des Flächennutzungsplans aufgezählt wird, in 
der textlichen Darstellung zur 72. Änderung des Flächennutzungsplans 
nicht.  
Des Weiteren bestehen Diskrepanzen dahingehend, als in der jeweiligen 
textlichen Darstellung Baugebiete aufgezählt werden (".sonstigen Sonder-
gebiete zur Steuerung von Windkraftanlagen."), während nach dem Willen 
der Gemeinde Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung Windenergie 
zeichnerisch festgesetzt werden sollen. Hinzu kommt ein fehlerhaftes 
Planzeichen "SO" (für "Sondergebiet") zur zeichnerischen Darstellung 
"Sonderbaufläche", für das gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO das Planzei-
chen "S" gilt.  
Die jeweilige Begründung benennt dazu die für eine Baufläche unpassen-
de Rechtsgrundlage § 1 Abs. 2 Nr. 10 BauNVO, die seit Ergänzung des 
Baugebiets-Katalogs des § 1 Abs. 2 BauNVO außerdem zur Nr. 11 ge-
worden ist. Das Wort "zulässig" ist in der jeweiligen textlichen Darstellung 
doppelt enthalten. In der 70, 71. und 72. Änderung des Flächennutzungs-
plans wird die textliche Darstellung im Singular benannt, in der Präam-
bel/Verfahrensleiste im Plural. Angesichts der immensen Bedeutung einer 
inhaltlich hinreichenden Bestimmtheit der textlichen Darstellung im Kontext 
zur zeichnerischen Darstellung für eine wirksame und möglichst gerichts-
feste Steuerung der Windenergie auf der Ebene der Bauleitplanung der 
Gemeinde Rastede sollten die zeichnerische und die textliche Darstellung 
jeweils gründlich überprüft werden.  
 

  
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass die textliche Darstellung 
korrigiert wird. Natürlich möchte die Gemeinde hier keine unterschiedlich 
lautenden Formulierungen vornehmen, sondern ein einheitliches Vorgehen 
für alle drei Flächennutzungsplanänderungen (70., 71. Und 72.) 
 
 
 
Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass die redaktionellen Unstim-
migkeiten beseitigt werden. Es wird auf eine einheitliche Wortwahl und die 
Kennzeichnung „S“ für Sonderbauflächen geachtet.  
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt und die Rechtsgrundlage korrigiert.  
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Hinsichtlich des Kriterienkatalogs in der Standortpotenzialstudie für Wind-
parks im Gebiet der Gemeinde Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 sollte 
bezüglich der Begründung/des Kommentars in der Tabelle 5 noch einmal 
überprüft werden, ob bei doppelten Nennungen der "weichen Ausschluss-
fläche" (z. B.: Gesetzlich geschütztes Biotop) in der zweiten Nennung nicht 
die "weiche Abstandszone" gemeint sein könnte, entsprechend der hori-
zontalen Tabellenüberschriften. 
 
Hinsichtlich der zeichnerischen Darstellung und der Flächenangaben rege 
ich einen Abgleich der Geltungsbereiche der 70, 71. und 72. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Gemeinde Rastede mit den Potenzialflächen 
aus der Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde 
Rastede vom 14.03.2016/14.10.2016 an. Dies gilt auch für Abstandszonen 
zu unterirdischen Leitungen.  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis Nr. 2 enthält einen marginalen redaktionellen Fehler ("sind 
dieses") und sollte berichtigt werden.  
 
Die Planzeichnung ist um folgenden Vermerk zu ergänzen: "Gemäß § 5 
Absatz 4 a Satz 2 BauGB werden Flächen im Geltungsbereich der 72. 
Änderung des Flächennutzungsplans als Risikogebiet im Sinne des § 73 
Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vermerkt." 
 
Meine Untere Abfallbehörde bittet um Aufnahme folgenden Hinweises auf 
dem Plandokument: "Altlasten: Altablagerungen sind nach Aktenlage im 
Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplans keine be-
kannt. Sollten sich bei der weiteren Planung und den Erschließungsarbei-
ten Hinweise auf Altablagerungen ergeben, ist unverzüglich die Untere 
Abfallbehörde des Landkreises Ammerland zu informieren."  
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht weise ich auf die Stellungnahme meiner 
unteren Naturschutzbehörde zum in Aufstellung befindlichen vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Nr. 13 mit örtlichen Bauvorschriften hin. 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Tatsächlich handelt es sich 
bezüglich des genannten Belangs bei der Begründung/ des Kommentars 
um eine fehlerhafte Bezeichnung der zweiten Benennung. Diese muss 
natürlich „weiche Abstandszone“ lauten. Weitere fehlerhafte Bezeichnun-
gen innerhalb der Tabelle 5 können nicht festgestellt werden. 
 
 
 
Die Anregung wurde dahingehend berücksichtigt, dass ein erneuter Ab-
gleich der Flächen stattgefunden hat. Im Bereich der 72. Änderung des 
Flächennutzungsplanes kommt es lediglich zu kleineren Abweichungen 
zwischen der Potenzialfläche und des Geltungsbereiches der Flächennut-
zungsplanänderung, was daran liegt, dass auf Ebene der Potenzialstudie 
eine Kartengrundlage in einem sehr großen und somit groben Maßstab 
verwendet wurde. Die Kriterien der Studie wurden auf Ebene der Flächen-
nutzungsplanänderung, bei der Abgrenzung des Geltungsbereiches ver-
wendet. Auf Basis einer detaillierteren Plangrundlage wurde so der Gel-
tungsbereich der Flächennutzungsplanänderung erstellt.  
 
 
Der Anregung wird gefolgt und der Schreibfehler angepasst.  
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Der nebenstehende Vermerk wird auf der Pla-
nurkunde ergänzt.  
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt, der Hinweis wird aufgenommen.  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Eine vollumfängliche Überprüfung der Planunterlagen (Standortpotenzial-
studie, Begründung und Umweltbericht) in textlicher Hinsicht wurde nicht 
vorgenommen und obliegt der Verantwortung der Gemeinde. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

 Telefónica Germany GmbH & Co OHG 
Südwestpark 38 
90449 Nürnberg 

  

 Aus Sicht der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den ein-
schlägigen raumordnerischen Grundsätzen die folgenden Belange bei der 
weiteren Planung zu berücksichtigen, um erhebliche Störungen bereits 
vorhandener Telekommunikationslinien zu vermeiden: 
 

- durch das Plangebiet führen vier Richtfunkverbindungen hindurch. 
 
Die darin enthaltenen Funkverbindungen kann man sich als horizontal 
liegende Zylinder mit jeweils einem Durchmesser von bis zu mehreren 
Metern vorstellen. 
 
Die farbigen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-
Richtfunkverbindungen der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG. Die 
Linien in Magenta haben für Sie keine Relevanz. 
  
Das Plangebiet ist in den Bildern mit einer dicken roten Linie eingezeich-
net. 
 
Man kann sich diese Telekommunikationslinie als einen horizontal über 
der Landschaft verlaufenden Zylinder mit einem Durchmesser von rund 
20-60m (einschließlich der Schutzbereiche) vorstellen (abhängig von ver-
schiedenen Parametern). Bitte beachten Sie zur Veranschaulichung die 
beiliegenden Skizzen mit Einzeichnung des Trassenverlaufes. Alle geplan-
ten Masten, Rotoren und allenfalls notwendige Baukräne oder sonstige 
Konstruktionen dürfen nicht in die Richtfunktrasse ragen und müssen da-
her einen horizontalen Schutzkorridor zur Mittellinie des Richtfunkstrahles 
von mindestens +/- 30 m und einen vertikalen Schutzabstand zur Mittelli-
nie von mindestens +/-15m einhalten. Bitte beachten Sie diesen Umstand 
bei der weiteren Planung Ihrer Windkraftanlagen. 
 
  
Wir bitten um Berücksichtigung und Übernahme der o.g. Richtfunktrasse 
einschließlich der geschilderten Schutzbereiche in die Vorplanung und in 

  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass die Begründung zum Be-
bauungsplan um den Sachverhalt der Richtfunktrasse(n) ergänzt wird. Die 
Anlagenstandorte der drei geplanten Windenergieanlagen bleiben unver-
ändert bestehen. Zur Begründung: Im Rahmen der Standortpotenzialstudie 
wurden hoheitliche Richtfunktrassen (Polizei) mit „Harten Tabuzonen“ 
berücksichtigt, Richtfunktrassen privater Betreiber nicht. Hierzu wurde in 
der Potenzialstudie festgehalten, dass private Betreiber im Rahmen eines 
Bauleitplanverfahrens eine Stellungnahme abgeben können. Von diesem 
Recht hat hier nun die Telefonica gebrauch gemacht. Nach weiteren Ab-
stimmungen mit der Telefonica ergibt sich folgendes Bild zur Lage der 
Richtfunktrasse und der geplanten Windkraftanlage 3 (SO WEA3): 
 
 
 
 



Abwägung zur 72. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                              4 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
die zukünftige Bauleitplanung. Innerhalb der Schutzbereiche (horizontal 
und vertikal) sind entsprechende Freihaltezonen festzusetzen, damit die 
raumbedeutsame Richtfunkstrecke nicht beeinträchtigt wird.  
  
Sollten sich noch Änderungen in der Planung / Planungsflächen ergeben, 
so würden wir Sie bitten uns die geänderten Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen, damit eine erneute Überprüfung erfolgen kann.  

 
 

 
 
 
Die Abbildung zeigt schematisch eine Richtfunktrasse inkl. Fresnel-Zone 
 

 
 
In der Stellungnahme skizziert der Richtfunkstreckenbetreiber einen quad-
ratischen Korridor der Trasse. Tatsächlich ist diese allerdings kreisförmig. 
Nach der Schilderung des Betreibers ergibt sich folgendes Bild: 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 
In der Darstellung des Richtfunkstreckenbetreibers wurde ein Rechteck als 
erste Empfehlung benannt. Wenn darauf basierend der tatsächlich anzu-
wendende Kreis genommen wird, der im Radius der seitlichen Ausdeh-
nung des Rechtecks entspricht, ist eine Verschiebung der WEA nicht not-
wendig, da Einflüsse auszuschließen sind. Die folgende Abbildung zeigt 
schematisch die Richtfunktrasse inkl. Fresnel-Zone in der Lage zum ge-
planten Anlagenstandort.  
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 

 
 
Da nicht von einer Beeinträchtigung der Richtfunktrasse auszugehen ist, 
hält die Gemeinde an der Planung in der vorliegenden Fassung fest.  
 
 
 

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Alfred-Benz-Haus 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

  

 Aus Sicht des Fachbereiches Bergaufsicht Meppen wird zu o.g. Vorha-
ben wie folgt Stellung genommen:  
Im Bereich des Planungsgebietes für Windenergieanlagen befindet sich 
eine erdverlegte Erdgashochdruckleitung der EWE NETZ GmbH, Clop-
penburger Str. 302, 26133 Oldenburg.  
 
Um einen sicheren Betrieb der Leitung zu gewährleisten, müssen Wind-
energieanlagen außerhalb eines Sicherheitsabstandes zu diesen errichtet 
werden. Dieser ergibt sich aus der anliegenden Tabelle.  
 

  
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Über die parallel 
durchgeführte verbindliche Bauleitplanung (Bebauungsplan Nr. 13) wird 
verdeutlicht,, dass die Windkraftanlage 2 (WEA 2) sich rund 400 m östlich 
der genannten Leitung (die im Übrigen aktuell stillgelegt ist) befindet und 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Dieser Mindestabstand setzt voraus, dass die Windenergieanlagen ent-
sprechend dem Stand der Technik geplant, errichtet und betrieben werden 
und die Belastungen der Windenergieanlagen statisch und dynamisch 
bestimmt wurden.  
 
Bei Unterschreitung des in der Tabelle genannten Mindestabstandes ist 
ein erneuter Nachweis vom Betreiber der WEA erforderlich, dass auch ein 
Versagen von Maschinenkomponenten (z. B. Abriss eines Rotorblattes 
oder Teilen davon) kein inakzeptables Risiko für den Betrieb der Leitung 
darstellt. Eine Risikominimierung kann ggf. durch geeignete technische 
Maßnahmen erfolgen. In diesen Fällen ist die Bergbehörde erneut zu be-
teiligen, da auch nicht auszuschließen ist, dass Abstimmungen zwischen 
dem Betreiber der WEA und dem Betreiber der Leitung notwendig werden 
können.  
 
Mindestabstand in [m] für Windenergieanlagen mit einer Leistung 
von maximal  
Nabenhöhe in [m]  bis 1000 kW  bis 2000 kW  bis 5000 kW  
60  25  25  25  
80  25  25  25  
100  25  25  25  
120  25  25  30  

 
Aus Sicht des Fachbereiches Landwirtschaft/Bodenschutz wird zu o.g. 
Vorhaben wie folgt Stellung genommen:  
Aufgrund der hohen Empfindlichkeit in Teilbereichen des Plangebietes 
gegenüber Verdichtungen und Strukturschäden – laut unseren Daten-
grundlagen kommen im nordöstlichen Bereich verdichtungsgefährdete 
Erdniedermoorböden vor – betonen wir unseren Rat, im Umweltbericht die 
Durchführung einer Bodenkundlichen Baubegleitung im Zuge der Vermei-
dungs- und Verminderungsmaßnahmen anzuraten. Schließlich sind beide 
Umweltberichte Informationsgrundlagen für die zuständige Genehmi-
gungsbehörde. Aus bodenschutzfachlicher Sicht sollte eine Bodenkundli-
che Baubegleitung stattfinden, um der Funktions- und Nutzungserhaltung 
der angrenzenden Grünlandflächen zu dienen.  
 
Für Rückbaumaßnahmen der Zukunft ist sicherzustellen, dass die natürli-
chen Bodenfunktionen wieder hergestellt werden. Die Rückbautiefe der 
Fundamente zur Wiederherstellung der Bodenfunktionen gemäß Bundes-

somit deutlich außerhalb der einzuhaltenden Sicherheitsabstände. Die 
Belange des Leitungsbetreibers werden somit schon heute berücksichtigt 
und eine Anpassung der Planung ist nicht erforderlich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine bodenkundliche Baube-
gleitung ist bereits vorgesehen und Bestandteil der Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen im Umweltbericht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es obliegt der Genehmi-
gungsbehörde im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach BImSchG 
entsprechende Nebenbestimmungen bzgl. des Rückbaus der WEA in den 
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 Abwägungsvorschläge 
Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sollte mindestens den effektiven Wurzel-
raum des Standortes bei Ackernutzung, zuzüglich eines Aufschlags von 4 
dm, mindestens jedoch 1,2 m, umfassen. Informationen zur effektiven 
Durchwurzelungstiefe im Trassenverlauf können dem Kartenserver des 
LBEG (http://nibis.lbeg.de/cardomap3/) entnommen werden. Bei der Wie-
derverfüllung sollte standorttypisches Material verwendet werden. Dabei ist 
die Verdichtung des Füllmaterials durch Baugeräte zu vermeiden bzw. auf 
ein Minimum zu beschränken. Da es in der Folge zu Sackungen kommen 
wird, ist eine leichte Geländeüberhöhung vorzunehmen. In aller Regel ist 
eine Schüttung des Materials ausreichend. Die Arbeiten sollten nur bei 
geeigneten Boden und Bodenwasserverhältnissen durchgeführt werden. 
Wir empfehlen diese Bestimmungen in die Planunterlagen zu überneh-
men.  
 
Aus Sicht des Fachbereiches Rohstoffwirtschaft wird zu o.g. Vorhaben 
wie folgt Stellung genommen:  
Aus lagerstättenkundlicher Sicht möchten wir darauf hinweisen, dass in-
nerhalb des von der o. g. Änderung des Flächennutzungsplanes betroffe-
nen Gebietes ein Rohstoffgebiet „Ton“ liegt sowie ein Rohstoffsicherungs-
gebiet 1. Ordnung „Ton“ angrenzt. Diese Flächen sind vor die Rohstoffver-
sorgung von überregionaler bzw. regionaler Bedeutung und sollten daher 
nicht überplant werden. Vor der Errichtung der Windkraftanlagen sollte der 
vorhandene Ton durch eine Tonabbauunternehmen / eine Ziegelei aus der 
Region sachgerecht entnommen und sinnvoll verwertet werden.  
 
Rohstoffsicherungskarten und andere geowissenschaftliche Themenkar-
ten können auch über den Kartenserver des LBEG 
(www.lbeg.niedersachsen.de – Karten, Daten und Publikationen – NIBIS 
KARTENSERVER) und über den Web Map Service (WMS) als Internet-
kartendienst (www.lbeg.niedersachsen.de - Karten, Daten und Publikatio-
nen – NIBIS KARTENSERVER - Web Map Services) eingesehen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Genehmigungsbescheid aufzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. In den genannten Kartenwerken ist kein 
Rohstoffsicherungsgebiet im Plangebiet der 72. Flächennutzungsplanän-
derung oder des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 13 „Windener-
gie Lehmden“ verzeichnet. Im Regionalen Raumordnungsprogramm sind 
ebenfalls keine Vorsorge- oder Vorranggebiete für Rohstoffe dargestellt.  
Eine Bedeutung des Plangebietes für die Rohstoffversorgung mit Ton ist 
nicht erkennbar. Der Bau von Windenergieanlagen steht einem Abbau von 
Rohstoffen auf den angrenzenden Flächen ebenfalls nicht zwingend ent-
gegen. Daher wird an der Planung wie vorgesehen festgehalten 
Auch die übrigen Themenkarten des NIBIS-Kartenservers wurden ausge-
wertet und die Auswertung ergab keine der Planung entgegenstehenden 
Belange.  
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 Abwägungsvorschläge 
 
 
 
 
 
Aus Sicht des Fachbereiches Bauwirtschaft wird zu o.g. Vorhaben wie 
folgt Stellung genommen:  
Im Untergrund des Planungsgebietes sind uns keine löslichen Gesteine 
bekannt. Es besteht keine Erdfallgefahr (Gefährdungskategorie 0 gemäß 
Erlass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfall-
gefährdeten Gebieten" vom 23.2.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Bei Bau-
vorhaben im Planungsbereich kann daher bezüglich der Erdfallgefährdung 
auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen verzichtet werden.  
 
Nach den uns vorliegenden Unterlagen (Kartenserver des LBEG) steht im 
Planungsbereich teilweise setzungsempfindlicher Baugrund an. Es handelt 
sich hierbei um anthropogene Auffüllungen, Torf, Mudde und Schlick.  
 
Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rah-
men der Baugrunderkundung zu prüfen und festzulegen.  
 
 
 
Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen 
Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen 
der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-1/NA:2010-
12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN 
EN 1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und 
nationalem Anhang DIN EN 1997-2/NA:2010-12 vorgegeben. Vorabinfor-
mationen zum Baugrund können dem Internet-Kartenserver des LBEG 
(www.lbeg.niedersachsen.de) entnommen werden.  
 
Diese Stellungnahme ersetzt keine geotechnische Erkundung des Bau-
grundes.  
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen 
unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis. Eine Baugrunderkundung (Geotechnische 
Bericht Stand Juli 2016, Ingenieurgeologie Dr. Lübbe) mit entsprechenden 
Hinweisen zur Gründung liegt bereits vor. Demnach ist eine Gründung der 
WEA bei entsprechender Bauweise möglich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Überprüfung der bereits 
vorliegenden Baugrunduntersuchung an die genannten Anforderungen an 
die geotechnische Erkundung obliegt dem anschließenden Genehmi-
gungsverfahren.  
 
 
 

 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Bezirksstelle Oldenburg – Nord 
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Im Dreieck 12 
26122 Oldenburg 
 

 Im Rahmen der 72. Flächennutzungsplan-Änderung wird ein Sondergebiet 
im Bereich Lehmden mit der Zweckbestimmung Windenergie (SO WEA) 
dargestellt. In dem Sondergebiet sind 3 Windenergieanlagen geplant. 
 
Außerhalb des Plangebietes werden für die vorliegende Planung ca. 4 ha 
landwirtschaftliche Nutzflächen für Kompensationsmaßnahmen bean-
sprucht. Die externe Kompensation soll in der Gemarkung Jade, Gemein-
de Jade im Landkreis Wesermarsch sowie in der Gemarkung Wiefelstede 
im Landkreis Ammerland erfolgen. Wir gehen davon aus, dass die Inan-
spruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen für die die Kom-
pensationsmaßnahmen in enger Abstimmung mit den Bewirtschaftern vor 
Ort erfolgt und nicht zu betrieblichen Engpässen führt. 
 
 
 
Aus allgemeiner landwirtschaftlicher Sicht bestehen grundsätzlich keine 
Bedenken gegen die o. g. Bauleitplanung. Diese Aussage gilt unter der 
Maßgabe, dass auf der Kompensationsfläche, Flurstück 51, Flur 4 in der 
Gemarkung Wiefelstede, keine Kompensationsmaßnahmen realisiert wer-
den, die den Belangen des benachbarten landwirtschaftlichen Betriebes 
Osterloh entgegenstehen. 
 

  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und darauf hingewiesen, dass 
für die vorliegende Planung lediglich ein Kompensationsbedarf von insge-
samt 2,16 ha benötigt wird.  
 
Eine Sicherung von Kompensationsflächen ist nur mit Einverständnis der 
Landeigentümer und durch langfristige vertragliche Regelungen möglich. 
Dabei wird sichergestellt, dass die Nutzung der Flächen dem Kompensati-
onsziel nicht widerspricht. Die geltenden Nutzungsbedingungen und Be-
wirtschaftungsauflage sind dem Landeigentümer und dem jeweiligen 
Pächter der Kompensationsflächen bekannt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorgesehenen Kompensa-
tionsmaßnahmen stehen den Belangen des angrenzenden landwirtschaft-
lichen Betriebes nicht entgegen. 
 
 

 Niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

  

 Das Plangebiet der o. g. Bauleitplanungen liegt ca. 500 m südlich der K 
131 „Lehmder Straße“ außerhalb einer gemäß § 4 (2) NStrG festgesetzten 
Ortsdurchfahrt. Die o. g. Bauleitplanungen dienen der Schaffung der plan-
rechtlichen Grundlage zur Ausweisung von Flächen für die Errichtung ei-
nes Windparks. Das Plangebiet soll über einen Anschluss einer neuen 
Gemeindestraße (Planstraße) an die K 131 „Lehmder Straße“ erschlossen 
werden. Hierzu wird eine vorhandene private landwirtschaftliche Straße als 
öffentliche Straßenverkehrsfläche gewidmet und entsprechend ausgebaut. 

 Die Ausführungen sind korrekt.  
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Die Belange des Landkreises Ammerland, vertreten durch die Nieder-
sächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr – Geschäftsbe-
reich Oldenburg (NLStBV - OL) im Rahmen der technischen Verwaltung 
der Kreisstraßen, sind als Straßenbaulastträger der Kreisstraße 131 un-
mittelbar betroffen. 
 
Die NLStBV-OL hatte mit Datum vom 31.08.2016 im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu dem in Paral-
lelaufstellung befindlichen Bauleitplanverfahren der 72. Änderung des 
Flächennutzungsplanes sowie zu dem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 13 „Windenergie Lehmden“ Stellung genommen. Eine Abwägung 
der Gemeinde Rastede liegt vor. Die in meiner Stellungnahme gegebenen 
Anregungen und Hinweise werden im vorliegenden Entwurf der o. g. Bau-
leitplanung zum Teil berücksichtigt. Die Stellungnahme hat, soweit sach-
lich noch zutreffend, weiterhin Bestand. 
 
Folgendes ist zu beachten: 
 

1. Für den Anschluss der neuen Gemeindestraße ist eine detaillierte 
Straßenfachplanung gemäß den Richtlinien für die Anlage von 
Landstraßen (RAL 2012) durchzuführen. 
 
Eine solche Straßenfachplanung wird gegenwärtig durch das In-
genieurbüro K+R Ingenieure erstellt. 
 
Am 21.08.2018 sind mir hierzu Planunterlagen des Ingenieurbüros 
K+R Ingenieure zur Vorabstimmung zugegangen. Nach erster 
Durchsicht der vorgelegten Unterlagen ist festzustellen, dass die-
se zu vervollständigen sind und zudem weitere Detailabstimmun-
gen stattfinden müssen. 
 
Augenscheinlich liegt der geplante Gemeindestraßenanschluss im 
Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes.  
 
Die planungsrechtliche Absicherung der Maßnahme obliegt der 
Gemeinde. 

 
2. Für den Anschluss der neuen Gemeindestraße an die K 131 

„Lehmder Straße“ ist vor Baubeginn zwischen der Gemeinde und 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Das Fachbüro wird 
die erforderlichen Abstimmungen mit der zuständigen Behörde durchfüh-
ren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: 
Der Anregung wird gefolgt. Die erforderliche Vereinbarung wird die Ge-
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dem Landkreis Ammerland eine Vereinbarung gem. § 34 (1) 
NStrG abzuschließen. 
 
Die detaillierte Straßenfachplanung gemäß den Richtlinien für die 
Anlage von Landstraßen (RAL 2012) wird Grundlage der Verein-
barung sein.  
 
Die Planung ist nach abgeschlossener Vorabstimmung mit der 
NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem zertifizierten Si-
cherheitsauditoren zu unterziehen. 
 
Sämtliche Kosten für die Maßnahme sind von der Gemeinde zu 
übernehmen. 

 
3. Es werden keine konkreten Aussagen zum weiteren Transportweg 

der Material- und Anlagentransporte gemacht. 
 
Gemäß vorliegender Abwägung der Gemeinde Rastede wurde ei-
ne Anfahrtsprüfung durchgeführt, in der die für die Erschließung 
erforderlichen Maßnahmen dargestellt werden.  
 
Diese Anfahrtsprüfung ist der NLStBV – OL bisher nicht bekannt. 
Ich bitte um Vorlage einer Fahrtwegprüfung.  

 
Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung über die Abwägung meiner vor-
getragenen Anregungen und Hinweise. 
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der 
Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung von zwei Ablich-
tungen der gültigen Bauleitplanungen. 
 

meinde Rastede mit dem Landkreis Ammerland vor Baubeginn abschlie-
ßen. Die für diese Vereinbarung erforderlichen Ausbauplanungen werden 
der NLStBV-OL zur Überprüfung vorgelegt. Die Planung wird nach erfolg-
ter Vorabstimmung mit der NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem 
zertifizierten Sicherheitsauditoren unterzogen. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 3: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wurde eine Anfahrtsprüfung 
durchgeführt. Hierzu gibt es eine schriftliche Dokumentation, in der für die 
Erschließung erforderliche Maßnahmen festgehalten sind. Diese Anfahrts-
prüfung wird der Fachbehörde zur Verfügung gestellt.  
 
 

 Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien Region Nord 
Hammerbrookstraße 44 
20097 Hamburg 
 

  

 Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG bevoll-
mächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstel-
lungnahme zum o. g. Verfahren. 
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Zu der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 13 ha-
ben wir bereits im Rahmen der Beteiligung gemäß §4 Abs. 1 BauGB Stel-
lung genommen. Unsere Gesamtstellungnahme vom 
19.09.2016 mit dem Aktenzeichen TÖB-HAN-16-6348 behält weiterhin 
ihre Gültigkeit und ist zu beachten. 
 
Der Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes 
,Windenergie Lehmden" wurde deutlich vergrößert, sodass die Bahnstre-
cke 1522 in Ca. 350 m Entfernung verläuft. Daher weisen wir erneut auf 
die folgenden Punkte hin, die bei der Festlegung von Standorten für Wind-
energieanlagen (WEA) zu beachten sind:  
 

 Es dürfen die Sicherheit und der Betrieb des Eisenbahnverkehres 
auf der planfestgestellten und gewidmeten Bahnstrecke 1522 
nicht gefährdet oder gestört werden. 
 

 Die Eisenbahnen sind nach dem Allgemeinen Eisenbahngesetz 
(AEG) verpflichtet, ihren Betrieb sicher zu führen und die Eisen-
bahnstruktur sicher zu bauen und in einem betriebssicheren Zu-
stand zu halten (§ 4 Absatz 3 AEG). 
 

 Darüber hinaus sind die Anlagen der Eisenbahnen des Bundes 
(EdB) besonders schutzbedürftig und müssen vor den Gefahren 
des Eisabwurfs und für den Ausschluss von Störpotentialen, dem 
sog. Stroboskopeffekt, dringend geschützt werden. 

 Um dies zu gewährleisten, müssen WEA gemäß ELTB Kapitel2.7 
Anlage Ei 2.7/12 einen Abstand von größer gleich 1,5 X (Rotor-
durchmesser plus Nabenhöhe) zum nächstgelegenen in Betrieb 
befindlichen Gleis (Gleisachse) aufweisen. 

 Für Freileitungen aller Spannungsebenen, z.B. 110 kV-
Bahnstromleitungen /15 kV- Speiseleitungen etc., gelten die Ab-
standsregelungen in DIN EN 50341-3-4 (VOE 0210-03):2011-01. 

 
Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse und die Satzung zu gegebe-
ner Zeit zuzusenden und uns an dem weiteren Verfahren zu beteiligen. 
 
 
 

 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme 
vom 19.09.2016 und die zugehörige Abwägung sind weiter unten abge-
druckt.  
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Es ist korrekt, dass 
der Geltungsbereich nun deutlich dichter an die Bahnstrecke heranreicht. 
Im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 13 werden die 
konkreten Anlagenstandorte in diesem Bereich festgesetzt. Dieser Pla-
nung ist zu entnehmen, dass die der Bahnstrecke am nächsten geplante 
Anlage einen Abstand von mehr als 470 m einhält, also mehr als dem 
Dreifachen des Rotordurchmessers. Die erforderlichen Abstände werden 
durch die geplanten Anlagen deutlich eingehalten.  
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Stellungnahme vom 19.09.2016 
 
Die DB AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG bevollmächtigtes 
Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme 
der Träger öffentlicher Belange zum o.g. Verfahren. 
 
Bei der Festlegung von Standorten für Windenergieanlagen (WEA) sind 
folgende Punkte zu beachten: 
 
Die Eisenbahnen sind nach dem Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG) 
verpflichtet, ihren Betrieb sicher zu führen und die Eisenbahnstruktur si-
cher zu bauen und in einem betriebssicheren Zustand zu halten (§ 4 Ab-
satz 3 AEG). 
 
Darüber hinaus sind die Anlagen der Eisenbahnen des Bundes (EdB) be-
sonders schutzbedürftig und müssen vor den Gefahren des Eisabwurfs 
und für den Ausschluss von Störpotentialen, dem sog. Stroboskopeffekt, 
dringend geschützt werden. 
 
Um dies zu gewährleisten, müssen WEA einen Abstand von größer gleich 
1,5 x (Rotordurchmesser plus Nabenhöhe) zum nächstgelegenen in Be-
trieb befindlichen Gleis (Gleisachse) aufweisen. 
 
Für Freileitungen aller Spannungsebenen, z. B.110 kV- Bahnstromleitun-
gen /15 kV- Speiseleitungen etc., gelten die Abstandsregelungen in DIN 
EN 50341-3-4 (VDE 0210-03): 2011-01Punkt 5.4.5 (Stand:Januar 2011). 
 

Abwägung zur Stellungnahme vom 19.09.2016 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die genannten Abstände werden deutlich eingehalten, die Bahntrasse 
verläuft ca. 1.000 m westlich der geplanten Windkraftanlagen.  
 
 
Die genannten Abstände werden deutlich eingehalten, die Bahntrasse 
verläuft ca. 1.000 m westlich der geplanten Windkraftanlagen.  
 
 
 
 
 

 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen 
Tulpenfeld 4 
53113 Bonn 
 

  

 Auf der Grundlage der von Ihnen zur Verfügung gestellten Angaben habe 
ich eine Überprüfung des angefragten Gebiets durchgeführt. Der beigefüg-
ten Anlage können Sie die Namen und Anschriften der in dem ermittelten 
Koordinatenbereich tätigen Richtfunkbetreiber entnehmen. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Richtfunktrassenbe-
treiber haben im Rahmen der Planung eine eigene Stellungnahme abge-
geben. Dieser Stellungnahme wurde eine Abwägung gegenüber gestellt, 
die Richtfunktrassenbetreiber wurden somit im Rahmen der Planung und 
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Durch deren rechtzeitige Einbeziehung in die weitere Planung ist es ggf. 
möglich, Störungen des 
Betriebs von Richtfunkstrecken zu vermeiden. 
 
Gemäß § 16 Abs. 4 Satz 2 BDSG weise ich darauf hin, dass Sie nach § 16 
Abs. 4 Satz 1 BDSG die in diesem Schreiben übermittelten personenbe-
zogenen Daten grundsätzlich nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen 
dürfen, zu dessen Erfüllung sie Ihnen übermittelt werden.  
 
Ich empfehle Ihnen, die Informationen zur Bauleitplanung im Zusammen-
hang mit Richtfunkstrecken sowie die zusätzlichen Hinweise auf der Inter-
netseite der Bundesnetzagentur 
www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung im weiteren Verfahren zu be-
rücksichtigen. 
 
Sollten Ihrerseits noch Fragen offen sein, so steht Ihnen für Rückfragen 
die Bundesnetzagentur, Referat 226 (Richtfunk), unter der o. a. Telefon-
nummer zur Verfügung. 
 
 
 
 
 

der Abwägung berücksichtigt.  

 Landkreis Friesland 
Lindenallee 1 
26441 Jever 
 

  

 Zu der o.a. Bauleitplanung nimmt der Landkreis Friesland wie folg Stel-
lung: 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement – Regio-
nalplanung: 
 
Die untere Landesplanungsbehörde des Landkreises Friesland weist da-
rauf hin, dass im Vorentwurf RROP 2018 angrenzend an die Landkreis-
grenze zum Ammerland ein Vorranggebiet Natur und Landschaft ausge-
wiesen ist. Grundlage ist hierfür die Gebietskulisse Nr. 106 ,,Wapel und 
Niederungsbereiche" aus dem aktuellen Landschaftsrahmenplan des LK 
Friesland aus dem Jahr 2017. Sie ist Teil der Entwicklungsfunktionsfähig-

  
 
 
 
 
 
Der Geltungsbereich der 72. Flächennutzungsplanänderung liegt nicht in 
dem Bereich an der Grenze zum Landkreis Friesland. Der Hinweis betrifft 
die hier vorliegende Bauleitplanung demnach nicht. 
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keit für den Biotopverbund und demnach auch Teil des regionalen Bio-
topverbundes Friesland. Die naturschutzfachliche Eignung der in der Flä-
chen für die Windenergie ist daher in enger Absprache mit der unteren 
Naturschutzbehörde bzw. dem Landschaftsrahmenplan und aktuellen 
avifaunistischen Gutachten erneut zu prüfen. 
 

Fachbereich Zentrale Aufgaben, Wirtschaft, Finanzen, Personal: 
Fachbereich Umwelt: 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement – Brand-
schutz: 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement – Städte-
baurecht: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr 
Fontainegraben 200 
53123 Bonn 
 

  

 An den von der Bundeswehr erteilten Informationen, welche in ihre Abwä-
gungsergebnisse eingeflossen sind, wird weiter festgehalten. Referenzen 
zur Ausrichtung künftiger Windenergieanlagen sind erfolgt. Bitte stellen 
Sie ihre Anträge auf Errichtung von Windenergieanlagen nach Bun-
desimmissionsschutzgesetz über die zuständigen Genehmigungsbehör-
den. 
 
Stellungnahme vom 07.09.2016: 
 
Die Bundeswehr unterstützt den Ausbau erneuerbarer Energien, soweit 
militärische Belange dem nicht entgegenstehen. Windenergieanlagen 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die erforderlichen Anträge zur 
Errichtung der Windenergieanlagen werden bei der zuständigen Geneh-
migungsbehörde gestellt. 
 
 
 
 
Abwägung zur Stellungnahme vom 07.09.2016 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist nicht nachvollziehbar, 
warum nur ein Standort überprüft wurde und nicht alle im Rahmen des 
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können grundsätzlich militärische Interessen berühren oder beeinträchti-
gen. Die UTM Koordinate der WEA 2 wurde gem. beigefügtem Plan vor-
geprüft. 
 
 
 
 
 
Die von Ihnen im Rahmen der 72. Änderung des FNP und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen B-Planes Nr. 13 „Windenergie Lehmden“ beab-
sichtigten Maßnahmen befinden sich im Zuständigkeitsbereich des militä-
rischen Flugplatzes Wittmundhafen sowie im Interessengebiet der LV-
Radaranlage Brockzetel in einer Entfernung von 40-45 km zum Radar. Die 
Erfassungshöhe des Radars beträgt in diesem Gebiet 143 m über NN. Ab 
dieser Höhe werden Gegenstände vom Radar erfasst und können daher 
auch verstärkt Störungen verursachen. Hier ist auch die Lage der einzel-
nen Anlagen zueinander von großer Bedeutung für das Ausmaß der Stö-
rungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Belange der Bundeswehr werden somit berührt. 
 
In welchem Umfange Belange der Bundeswehr berührt sind, kann erst 
festgestellt werden, wenn alle Daten über die Anzahl, den Typus, die Na-
benhöhe, den Rotordurchmesser, die Höhe über Grund, die Höhe über NN 
und die genauen Koordinaten von Luftfahrthindernissen (nach WGS 84 in 
Grad, Minute und Sekunde) vorliegen. 
 
 

Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 13 vorgesehenen drei Stand-
orte. 
 
Hinweis: Zwischenzeitlich hat die Gemeinde Rastede eine schriftliche An-
frage gestellt, mit der Bitte, die Stellungnahme zu konkretisieren und alle 
möglichen Anlagenstandorte (des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 13) bei der Stellungnahme zu berücksichtigen. 
 
Durch die Airbus Defence and Space GmbH wurde eine Signaturtechni-
sche Untersuchung durchgeführt. Diese Untersuchung kommt für die ge-
nannten Radarstationen zu folgendem Ergebnis: 
 
Wittmundhafen: 
Unter Abwägung der verschiedenen untersuchten Überflugpfade ist die 
Realisierung der geplanten WEAs als Enercon E82 E2 radartechnisch 
zulässig, da keine relevanten Zielverlustwahrscheinlichkeiten festzustellen 
sind, die zu einen Trackabbruch für ein LFZ mit einem RQS von 3 m² 
(Klasse Cessna oder größer) führen. Eine Fremdabschaltung für die ge-
planten WEAs ist daher nicht notwendig.  
 
Brockzetel: 
Für die untersuchte Frequenz von 3,1 GHz ist eine Reichweitenreduktion 
auf minimal 98,51 % des ungestörten Falls zu erwarten. Damit ist keine 
Reichweitenreduktion messbar. Eine Reichweitenreduktion ist erst bei 
unter 96,2 % des ungestörten Falles gegeben. Die Planung ist radartech-
nisch bzgl. LV-Radar Brockzetel zulässig. Es ist keine messbare Reichwei-
tenminderung zu erwarten. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bundeswehr lagen alle 
relevanten Informationen (Anzahl der Anlagen, Anlagentyp, Rotordurch-
messer, Höhe über Grund Anlagenstandorte) im Rahmen des Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 13 vor. Es ist nicht nachvollziehbar, wa-
rum keine abschließende Stellungnahme abgegeben wurde. Die Bundes-
wehr wird im weiteren Verfahren weiter beteiligt, um die erforderliche Stel-
lungnahme abzufragen. 
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Nur dann kann im Rahmen des bundesimmissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren in Rücksprache mit den zu beteiligenden militäri-
schen Fachdienststellen eine dezidierte Stellungnahme abgegeben wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Hinweis: 
Das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr hat zwischenzeitlich zu vorgelegten BImSch-Anträgen Stel-
lung genommen. Das Bundesamt kommt derzeit zu dem Schluss, dass (für 
den Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 13) zwei Anla-
gen ohne Auflage und eine weitere beantragte Anlage unter Auflage (Ein-
richtung einer Abschalteinrichtung am Standort Wittmundhafen) betrieben 
werden könnten. Eine abschließende Prüfung und Genehmigung erfolgt 
nicht auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung.  
 
 

 Avacon AG 
Watenstedter Weg 75 
38229 Salzgitter 

  

 Die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmden" 
und die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 13 befindet sich im Schutz-
bereich unserer 110-kV-Hochspannungsfreileitung Abzweig Oldenburg 
Nord, LH-14-084 (Mast 042-043). 
 
Bei Einhaltung der im Anhang aufgeführten Hinweise bestehen unserer-
seits keine Bedenken. Änderungen der vorliegenden Planung bedürfen 
einer erneuten Überprüfung. 
 
Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 
 
Die einzuhaltenden Abstände zwischen Windenergieanlage und unserer 
11 0-kVHochspannungsfreileitung Abzweig Oldenburg, N, LH-14-084 
(Mast 042-043) ist in der DIN VDE 02010-2-4 (VDE 0210-2-4) geregelt. 
Danach ist zwischen der Turmachse der Windenergieanlage und dem 
äußeren ruhenden Leiter einer Freileitung ein Mindestabstand gefordert 
der sich wie folgt berechnet: 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes liegt 
etwa 100 m nördlich der genannten Leitung. Durch den Flächennutzungs-
plan werden keine Baurechte geschaffen. Eine Berücksichtigung der ge-
nannten Abstände zu konkret geplanten Windenergieanlagen findet auf 
der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan) und/oder im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzge-
setz (BImSchG) statt.  
 
. 
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Dabei ist zu prüfen, ob sich die Hochspannungsfreileitung im Bereich der 
Nachlaufströmung der Windenergieanlagen befindet. Die Kosten für die 
Erstellung dieses Gutachtens sind durch den Verursacher zu tragen. 
 
Befindet sich die Hochspannungsfreileitung im Bereich der Nachlaufströ-
mung, ist die Leitung nachträglich auf Kosten des Verursachers mit einem 
Schwingungsschutz auszurüsten. Auf schwingungsdämpfende Maßnah-
men kann verzichtet werden, wenn sich die Freileitung nicht im Bereich 
der Nachlaufströmung der Windenergieanlagen befindet. 
 
Bitte berücksichtigen Sie bei Ihrer weiteren Planung, dass unter bestimm-
ten klimatischen Bedingungen das Risiko eines Eisansatzes an den Ro-
torblättern und einem damit verbundenen Eisabwurf besteht. Unter be-
stimmten Wind- und Witterungsverhältnissen ist eine Gefährdung der 
Freileitungsanlage durch Eisabwurf nicht auszuschließen. 
 
Sollten beim Transport die geforderten Mindestabstände zu den unter 
Spannung stehenden Leiterseilen unterschritten werden (z.B. bei einem 
Schwertransport mit Überhöhen), ist eine Freischaltung der Leitung zu 
prüfen. Der Transport ist rechtzeitig (mindestens 4 Wochen vorher) mit der 
Avacon Netz GmbH abzustimmen. 
 
Anschrift: 
Avacon Netz GmbH 
Region West 
Betrieb Spezialnetze 
Watenstedter Weg 7 5 
38229 Salzgitter 
Telefon: 
+491 70/6 48 47 51 (H. Karwacki) 

 Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 

  

 In unserem Schreiben vom 25.08.2016- Tia-458/16/Sa- haben wir bereits 
eine Stellungnahme zu dem oben genannten Vorhaben abgegeben. 
 

  
 
 



Abwägung zur 72. Flächennutzungsplanänderung, Behörden-/TÖB-Beteiligung (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                              20 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Bedenken und Anregungen werden daher, soweit unsere damaligen Hin-
weise beachtet werden, nicht mehr vorgetragen. 
 
Stellungnahme vom 25.08.2018: 
Wir haben die Aufstellung des oben genannten Bebauungsplanes zur 
Kenntnis genommen. Lediglich im südlichen Bereich des Bebauungspla-
nes befinden sich Versorgungsanlagen des OOWV. 
 
Bei der oben genannten Planung ist auf die Versorgungsanlagen des 
OOWV Rücksicht zu nehmen. Die Versorgungsanlagen dürfen, außer in 
den Kreuzungsbereichen, nicht mit einer geschlossenen Fahrbahndecke 
überbaut werden. Die vorhandenen Leitungen müssen eine frostfreie 
Überdeckung von mindestens 1,0 m behalten. Der seitliche Sicherheitsab-
stand zur Leitungsachse muss mindestens 3,0 m zu beiden Seiten der 
Leitung betragen. 
 
Um Beachtung des DVGW Arbeitsblattes W 400-1wird gebeten. 
  
Im Hinblick auf den der Gemeinde obliegenden Brandschutz (Grund-
schutz) weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass die Löschwasservorhal-
tung kein gesetzlicher Bestandteil der öffentlichen Wasserversorgung ist. 
Die öffentliche Wasserversorgung als Aufgabe der Daseinsvorsorge wird 
durch die gesetzlichen Aufgabenzuweisungen des Niedersächsischen 
Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) nicht berührt, sondern ist von der 
kommunalen Löschwasserversorgungspflicht zu trennen. 
 
Eine Pflicht zur vollständigen oder teilweisen Sicherstellung der Lösch-
wasserversorgung über das öffentliche Wasserversorgungsnetz (leitungs-
gebunden) besteht durch den OOWV nicht. Allerdings können im Zuge der 
geplanten Rohrverlegungsarbeiten Unterflurhydranten für einen anteiligen 
Löschwasserbezug eingebaut werden. Lieferung und Einbau der Feuer-
löschhydranten regeln sich nach den bestehenden Verträgen. Wir bitten, 
die von Ihnen gewünschten Unterflurhydranten nach Rücksprache mit 
dem Brandverhütungsingenieur in den genehmigten Bebauungsplan ein-
zutragen. 
 
Da unter Berücksichtigung der baulichen Nutzung und der Gefahr der 
Brandausbreitung unterschiedliche Richtwerte für den Löschwasserbedarf 
bestehen (DVGW-Arbeitsblatt W 405), ist frühzeitig beim OOWV der mög-

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die genaue Lage der Leitung wird im Rahmen der Erschließungsarbeiten 
berücksichtig. Die Erschließung erfolgt in Abstimmung mit dem OOWV. 
Die geltenden Normen werden im Rahmen der Ausführungsplanung be-
rücksichtigt. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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liche Anteil (rechnerischer Wert) des leitungsgebundenen Löschwasseran-
teils zu erfragen, um planungsrechtlich  die Erschließung als gesichert 
anerkannt zu bekommen. 
 
Evtl. Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten können nur zu Lasten des Ver-
anlassers oder nach den Kostenregelungen bestehender Verträge durch-
geführt werden. 
 
 
 
Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsanlagen in dem anliegen-
den Lageplan ist unmaßstäblich.  
 
Die genaue Lage der Leitungen gibt Ihnen der Dienststellenleiter Herr 
Kaper von unserer Betriebsstelle in Westerstede, Telefon 04488 845211, 
in der Örtlichkeit an. 
 
Nach endgültiger Planfassung und Beschluss als Satzung wird um eine 
Ausfertigung eines genehmigten Bebauungsplanes gebeten. 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Ausführungs-
planung wird es Abstimmungen mit dem OOWV geben. Sollten Umle-
gungsarbeiten erforderlich werden, so sind die Kosten hierfür vom Wind-
parkbetreiber zu übernehmen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die genaue Lage der Leitungen 
wird abgefragt und im Rahmen der Ausführungsplanungen berücksichtigt. 
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 BUND Kreisgruppe Ammerland 
Zu den Wischen 5 
26655 Westerstede 
 

  

 Für die Zusendung der Unterlagen zu den o. g. Vorhaben bedanken wir 
uns. Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zu den im Betreff genann-
ten Verfahren der Gemeinde Rastede geben wir im Namen des Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Nieder-
sachsen e.V., Goebenstraße 3a, 30161 Hannover, vertreten durch den 
Vorstand, und der BUND Kreisgruppe Ammerland, Zu den Wischen 5, 
26655 Westerstede, vertreten durch den Vorstand, folgende Stellungnah-
me ab. 
 
Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 19.09.2016 dargestellt, halten 
wird insbesondere die Standorte Lehmdermoor und Wapeldorf/Heubült 
aus naturschutzfachlichen Gründen für die Errichtung von Windenergiean-
lagen für vollkommen ungeeignet und schädlich. Wir halten es deshalb für 
geboten, von diesem Standorten Abstand zu nehmen. 
 
Ansonsten schließen wir uns vollumfänglich der Stellungnahme des NABU 
Rastede vom 21.08.2018 an und machen sie auch für uns zu Eigen. 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde kann bei der 
vorliegenden Planung keine Nicht – Eignung oder Schädigungen von 
Rechten Dritter erkennen. Die Planung beruht auf den aktuellen Rechts-
grundlagen und fachlich anerkannten Bewertungsgrundlagen. Aus diesem 
Grund hält die Gemeinde an der vorliegenden Planung fest. 
 
 
 
 
Die Anregungen sind nicht Gegenstand der hier vorliegenden 72. Flächen-
nutzungsplanänderung. Die Abwägung erfolgt daher in den Abwägungsta-
bellen zur 70. und 71 Flächennutzungsplanänderung und nicht an dieser 
Stelle. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf die nachfolgende Ab-
wägung zu der Stellungnahme des NABU verwiesen. 

 NABU Rastede 
Mühlenstraße 116 
26180 Rastede 
 

  

 Stellungnahme zur 70., 71. und 72. Änderung des Flächennutzungs-
planes und der vorhabenbezogenen Bebauungspläne 11, 12 und 13 
der Gemeinde Rastede 
 
Hiermit nehmen der NABU Niedersachsen e.V., der NABU Oldenburger 
Land e.V. und der NABU Rastede zur 70., 71. und 72. Änderung des 
Flächennutzungsplanes und der vorhabenbezogenen Bebauungspläne 11, 
12 und 13 der Gemeinde Rastede wie folgt Stellung: 
 
Zunächst möchten wir uns für die Übersendung der gedruckten Ausferti-
gung unserer Eingabe aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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der aktuellen Maßnahmen-CD bedanken! Wie schon in der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung von uns vorgetragen, hat die Gemeinde Rastede 
mit den Änderungen ihres Flächennutzungsplanes und der entsprechen-
den vorhabenbezogenen Bebauungspläne, mit denen sie den Bau und 
den Betrieb von Windenergieanlagen (WEA) in Rastede-Wapeldorf, -
Bekhausen sowie -Delfshausen ermöglichen will, im Rahmen ihrer Abwä-
gungen zur Flächennutzungsplanung grundsätzlich dafür Sorge zu tragen, 
dass durch Bau und Betrieb von WEA keine artenschutzrechtlichen Verbo-
te gem. § 44 BNatSchG verletzt werden. Im Folgenden wird von uns ge-
prüft, ob die naturschutzfachlichen und rechtlichen Voraussetzungen für 
die vorgesehenen Maßnahmen ausreichen oder es zu Kollisionen mit dem 
Naturschutzrecht kommt. 
 
Zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans „Windenergie Wapel-
dorf/Heubült“ und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans 11: 
 
In den Abwägungsvorschlägen 2018 (Diekmann & Mosebach, S. 47) wird 
davon gesprochen, dass die „Standortpotenzialstudie für Windparks“ des 
Planungsbüros Diekmann & Mosebach „bezogen auf die vorliegende Pla-
nung keine Relevanz entfaltet habe“. Das ist nachweislich falsch. In der 
Begründung zur 70. Änderung des Flächennutzungsplans vom Januar 
2018 (Diekmann & Mosebach) wird unter 3.4 folgendes zitiert: „Die Stand-
ortwahl zur bauleitplanerischen Vorbereitung eines weiteren Windparks im 
Gemeindegebiet von Rastede im Rahmen der 70. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ erfolgt auf Grundlage 
der Standortempfehlungen der „Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede“ (Diekmann & Mosebach, März 2016 und 
Aktualisierung Oktober 2016) die anlässlich der regional anhaltenden 
Nachfrage nach neuen Standorten für die Erschließung von Windparks 
erarbeitet wurde“.  
 
Wie aus diesem Gutachten und den im Weiteren noch behandelten vor-
habenbezogenen Bebauungsplänen (VBB) mit Umweltbericht eindeutig 
hervorgeht, sind die gesamten Plangebiete 1.1 und 1.2 („Rastede Nord“) 
Gastvogel-Lebensraum von nationaler Bedeutung, die Plangebiete 2.1 und 
2.2 („Bekhausen Nord“) Gastvogel-Lebensraum von landesweiter Bedeu-
tung. Außerdem sind die Plangebiete gem. RROP des Landkreises Am-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen sind nicht Gegenstand der hier vorliegenden 72. Flächen-
nutzungsplanänderung und des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
Nr. 13 „Windenergie Lehmden“. Die Abwägung folgt daher in der Abwä-
gungstabelle zur 70. Flächennutzungsplanänderung/zum Bebauungsplan 
Nr. 11 und nicht an dieser Stelle. 
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merland tlw. als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft bzw. als Vorsor-
gegebiet für Grünlandbewirtschaftung gekennzeichnet. Im Rahmen von 
avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt (SINNING 2013 u. 
DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & MOSEBACH 2016), 
dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem Herrenmoor im 
Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade im Osten so-
wie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvögeln als Rast- 
und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Gebiet sowohl im 
Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 2013) im westlichen 
Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 
2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung. Die Untersuchungen ent-
sprachen zwar dem vorgeschriebenen Maß für Gastvogeluntersuchungen 
bei Planungen und Vorhaben entsprechend NLT 2014, die Datenbasis 
muss insgesamt dennoch als etwas „dünn“ bezeichnet werden. Fachliche 
Vorgaben sehen vor, dass u. a. die Gastvogelbestände im Planungsgebiet 
für ein Jahr im wöchentlichen Turnus zu erfassen sind (NLT 2014). Re-
genbrachvögel ziehen im Binnenland Niedersachsens im Frühjahr in ei-
nem kurzen Zeitfenster von Anfang April bis zum 2. Maidrittel (sechs Wo-
chen) sowie nach der Brutzeit von Anfang Juli bis Anfang September (10 
Wochen) durch (ZANG 1995). Dies entspricht einer Gesamtzeit von 16 
Wochen, knapp einem Drittel eines Jahres. Im Zeitraum von etwa 115 
Tagen, an denen Regenbrachvogel-Vorkommen damit in etwa möglich 
sind, fanden somit lediglich 16 Zählungen statt (13,9 %). 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14 % Abdeckung als stichpro-
benartig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände 
ermittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung 
liegen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere 
Frequenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbil-
dender Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmä-
ßig (alljährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufweisen 
würde. Vor diesem Hintergrund konstatieren (KRÜGER et al. 2013), dass 
einjährige Untersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fach-
lich akzeptabel sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchs-
ten Wertstufen auch bei „nur“ einmaligem Erreichen 
zu Grunde gelegt werden müssen (als vorläufige Bewertung, ansonsten 
gilt für die Bewertung von Gastvogellebensräumen die Vorgabe, dass 
Schwellenwerte in der Mehrzahl der untersuchten Jahre, z. B. in dreien der 
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letzten fünf, überschritten werden müssen (KRÜGER et.al.2013). Für Re-
lativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrachvogel 
Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) als 
auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal registriert 
worden seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Rede 
stehenden Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogelle-
bensraum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weiterer 
Untersuchungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapelniede-
rung sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil errei-
chen immerhin noch landesweite Bedeutung. 
 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentlichste Faktor, die mögli-
chen Konflikte und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu umgehen. Von dem Bau von WEA sollten 
deshalb Gebiete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besonde-
re Bedeutung für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren 
Funktionen oder Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört 
oder erheblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die 
Einhaltung bestimmter Abstände zu diesen Gebieten. Die Windparkpoten-
tial-Fläche „Rastede Nord“, befindet sich in einem solchen Bereich. Ferner 
liegt die Potenzialfläche „Bekhausen-Nord“ in einem Bereich mit landes-
weiter Bedeutung. Hinsichtlich der Gebietsbewertungen bei avifaunistisch 
bedeutenden Brut- und Gastvogellebensräumen sind zunächst zwei Quel-
len von Bedeutung. Zum einen handelt es sich um die Arbeitshilfe „Natur-
schutz und Windenergie. Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege bei Standortplanung und Zulassung von 
Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2014)“ des Niedersächsischen 
Landkreistages – kurz NLT-Papier (NLT 2014) – und zum anderen um die 
„Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogel-
lebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten“ der Länderar-
beitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 2014). In beiden 
Papieren ist der fachliche Rahmen für die Planung und Genehmigung von 
Windparks in der Nähe von Vogellebensräumen dargelegt.  
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Wertvolle Vogellebensräume und Zugwege sollten von WEA frei gehalten 
werden (Hötger et. al. 2004, GLOVE et al. 2013, NLT 2014, LAG-VSW 
2014); übrigens nicht nur in Deutschland oder in Europa, sondern überall 
auf der Welt (z. B. COMMONWEALTH OF AUSTRALIA 2015). Dieser 
elementare Grundsatz hat seine Berechtigung. So kommt es nicht überra-
schend im Fall der Wapelniederung zu einem Konflikt bzw. zur Überlage-
rung von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete entlang von Flüssen 
mit ihrem offenen Landschaftsbild und i.d.R. hohen Grünlandanteilen sind 
für viele Wasser- und Watvogelarten von großer Bedeutung als Brut- und/ 
oder Gastvogellebensraum. 
 
Neben den beiden o. g. Fachpapieren liegt für Niedersachsen ein Erlass 
zum Thema Windkraft vor (Niedersächsischer Windenergieerlass, am 
25.02.2016 in Kraft getreten). Dieser betont vor allem den Weg der Einzel-
fallprüfung bzw. die Überprüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände, wobei zwangsläufig fachlich getragene, lebensraumbezogene 
Ansätze in den Hintergrund treten. 
 
Gleichwohl bringt der Erlass bei den WEA-empfindlichen Vogelarten art-
spezifische Empfehlungen für die Planungsebene für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze. Be-
dauerlicherweise ist die Liste der WEA-sensiblen Vogelarten im Erlass 
unvollständig, so fehlt z. B. der Regenbrachvogel. Dies nicht deswegen, 
weil die Art Windenergieanlagen tolerieren würde, sondern die Art ist in 
Niedersachsen sehr selten und der Erlass nicht auf alle Einzelfälle ausge-
legt. Der ökologisch verwandte Große Brachvogel indes ist enthalten, kann 
stellvertretend betrachtet werden. Für diesen werden Prüfradien von 500 
m und 1.000 m um WEA genannt. Das Einhalten der empfohlenen Ab-
stände indiziert das Fehlen eines relevanten Tötungs- oder Störungsrisi-
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kos, d. h. bei Einhaltung der entsprechenden Empfehlungen wird im Re-
gelfall ein Eintritt der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 u. 2 BNatSchG 
vermieden. 
 
Über den Regenbrachvogel und seine Sensitivität gegenüber Windkraftan-
lagen ist wenig bekannt. Hierbei ist hilfreich, die alternativ für den Großen 
Brachvogel ermittelten Abstandswerte heranzuziehen. Große Brachvögel 
verunglückten nachweislich dreimal in Deutschland und siebenmal im 
übrigen Europa an WEA (DÜRR 2015a, b11). Hieraus ergibt sich – wie 
beim Regenbrachvogel – zunächst keine erhöhte Betroffenheit. Allerdings 
spiegelt die Anzahl der Fundmeldungen in der Schlagopferkartei lediglich 
die Erfassungsintensität und Meldebereitschaft wider, nicht jedoch das 
Ausmaß des Problems (DÜRR 2016). So liegen immer noch zu wenig 
systematische Untersuchungen zum Vogelschlag vor, die zentrale Fund-
kartei stellt lediglich Zufallsfunde zusammen. Letztlich bedeutet dies, dass 
das artenschutzrechtliche Tötungsverbot aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
sehr wohl durchaus erfüllt sein könnte, da die zusätzlich zur natürlichen 
Sterblichkeit auftretende betriebsbedingte Mortalität das „allgemeine Le-
bensrisiko“ der Individuen übersteigen kann. Hinsichtlich des Meideab-
standes von Großen Brachvögeln wurden von HÖTKER (2006) 25 Studien 
mit entsprechenden Angaben gefunden, die jedoch an anderen Anlagen-
typen erhoben wurden, heterogenes Untersuchungsdesign besaßen und 
auch deutliche Qualitätsunterschiede aufweisen. Der mittlere minimale 
Abstand von Großen Brachvögeln außerhalb der Brutzeit betrug 222 m 
(Spanne: 50-650 m) bei erheblicher Standardabweichung (als Maß der 
Streuung) von +/- 178 m (HÖTKER 2006, GOVE et al. 2013) bezifferten 
nach umfangreicher Literaturauswertung für rastende/durchziehende Wat-
vögel den Bereich vollständiger Meidung um WEA vorsorglich auf etwa 
300 m, den Störbereich auf etwa 600 m. Als Vorsorge-Werte für die Be-
messung der lokalen Bestandsreduktion gaben sie 100 % im Bereich von 
0-300 m um die Anlagen und 50 % im Bereich von 300-600 m an. 
 
Die Datengrundlagen des Planungsbüros sind demnach nicht aufrechtzu-
erhalten. Es ist von einer erheblich weiträumigeren Beeinträchtigung des 
Rastgebietes für Regenbrachvögel als jeweils auf nur 200 m um eine 
WEA bzw. um einen Windpark (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) auszu-
gehen. Dadurch wird die Wapelniederung für die Art auf deutlich größerer 
Fläche als insgesamt 165 ha (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) potenziell 
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entwertet.  
 
Fraglich ist, ob der schmale Niederungsstreifen nach Bau der WEA über-
haupt noch von Regenbrachvögeln angesteuert wird, wenn dort weithin 
sichtbar störende Anlagen stehen. Überdies bleibt ungeklärt, welche Aus-
wirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die Ungestörtheit der 
Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilgebieten innerhalb der 
Niederung für die Art haben etc.  
 
Handke (2016, 2017) bestätigt in seinen Raumnutzungsgutachten für die 
Rast- und Zugzeit des Regenbrachvogels die bis zur nationalen Bedeu-
tung reichenden Individuenzahlen in der Wapelniederung westlich und 
östlich der A 29.  
 
Umfang und Wirksamkeit der als „Ausgleichsmaßnahme“ deklarier-
ten Maßnahme Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplan-
ten WEA die Bedeutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für 
Regenbrachvögel zerstören würden, steht offenbar auch für den Investor 
fest. Man misst den betroffenen Flächen die Bedeutung einer Ruhestätte 
im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Diese Einschätzung wird 
hier geteilt. Strittig sind hingegen das zu erwartende Ausmaß der Flächen- 
bzw. Funktionsverluste dieses national und landesweit bedeutenden Ge-
bietes für rastende Regenbrachvögel sowie die Anforderungen, die für 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu 
erfüllen sind, um einen Verstoß gegen das artenschutzrechtliche Verbot 
des § 44 Nr. 1 Abs. 3 BNatSchG zu vermeiden. 
 
U. E. wird bereits die Größe der Flächen- und Funktionsverluste nicht voll-
umfänglich erkannt. Sodann wäre noch überzeugend darzulegen, wie die 
Flächen- und Funktionsverluste mit der Ausgleichsmaßnahme tatsächlich 
bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbesondere fol-
gende Bedingungen wesentlich: 
 
a) Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion der 
betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen an 
der konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich verbun-
den sein. Die betroffenen Individuen müssen unverzüglich aufgenommen 
werden können, wenn die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört 
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werden. 
 
b) Für Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, Habitatbe-
standteile oder –eigenschaften infrage, die vergleichsweise kurzfristig 
herstellbar sind. In jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von vermutlich 
mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management notwendig 
sein. 
 
c) Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der 
Ausdehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer Grö-
ße in qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die Populationsgröße 
nicht dezimiert wird. 
 
d) Die betroffenen Individuen müssen den im räumlichen Zusammen-
hang neu geschaffenen Lebensraum nachweislich angenommen haben 
oder ihre zeitnahe Besiedlung muss unter Berücksichtigung der besten 
verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse mit einer hohen Erfolgssi-
cherheit attestiert sein. Stets bedarf es dazu einer am Einzelfall orientier-
ten Wirksamkeitsprognose. 
 
e) Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, kann man nicht 
von einer gelungenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen. Soweit erkenn-
bar, werden weder Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesserungs-
vorbehalte zur Erfolgskontrolle eingesetzt. Ein Monitoring sollte dazu die-
nen, Unsicherheiten zu erkennen, die sich aus nicht behebbaren Erkennt-
nislücken ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfü-
gung stehen. Hinsichtlich der vom Gutachterbüro dargelegten Überlegun-
gen sind beträchtliche Defizite oder Unsicherheiten erkennbar, die an der 
Machbarkeit bzw. Wirksamkeit der Ausgleichsmaßnahme zweifeln lassen.  
 
Dazu wird ausgeführt: 
 

 Grundsätzlich mag die Jader Marsch bzw. Teile davon den Le-
bensbedingungen des Regenbrachvogels in seiner Aufenthalts-
dauer als Rastvogel bzw. Durchzügler geeignet sein. Die Frage, 
die zu klären ist, ob und unter welchen Bedingungen die als „po-
pulationsstärkende“ FSC-Maßnahme mit 9,6 ha herzustellende 
extensiv genutzte Grünlandfläche rechtzeitig geschaffen werden 
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kann, welche Vorbelastungen die vergleichsweise kleine Fläche 
hat, ob das Umfeld ähnlichen Anforderungen wie in der Wapelnie-
derung entspricht und nicht zuletzt, ob gerade diese Fläche von 
den Vögeln angenommen wird. 
 

 Mit der Grünlandfläche in der Jader Marsch (der genaue Standort 
wird nicht angegeben, Nähe Hohelucht?) ist keineswegs der 
räumliche Zusammenhang gewährleistet. Es dürften zwischen den 
präferierten WKA-Flächen in der Wapelniederung und der Jader 
Marsch mindestens vier km Luftlinie liegen. Außerdem wurden auf 
der noch mit Senken herzurichtenden Fläche bislang keine Re-
genbrachvögel kartiert. Insofern ist die angedachte Kompensation 
keineswegs als gesichert anzusehen und bedarf einer Überprü-
fung, bevor mit dem Wege- und Anlagenbau begonnen wird.  
 

 Es wird auch der derzeitige Zustand der Fläche in der Jader 
Marsch nicht beschrieben. Eine bloße Erhaltung der Grünlandnut-
zung oder dessen befristete Erhaltung stellen keine Aufwertung 
dar und können insofern nicht als Ausgleichsleistung angesehen 
werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr für die Dauer der 
Schädigungen zu erbringen. Dauergrünland darf aufgrund anderer 
umweltrelevanter und naturschutzrechtlicher Vorschriften nicht 
ohne weiteres zerstört werden. Bei einer möglichen Umwandlung 
von Acker- in Extensivgrünland verhält es sich anders. Aber selbst 
damit würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr er-
reicht, als diese bereits heute in der Wapelniederung vorfinden. 
 

 Weiterhin bleibt unklar, wie nur 9,6 ha Grünland ökologisch und 
funktional so aufgewertet werden sollen, dass diese als Aus-
weichgebiet betrachtet bzw. angerechnet werden können. Es ist 
höchst zweifelhaft, dass sich auf einer Fläche von nicht einmal 
200 x 500 m (100.000 m²) durch die beschriebene Maßnahme ein 
für Regenbrachvögel attraktiver Standort entwickelt. Damit ist sehr 
zweifelhaft, dass die Ausgleichsfläche je die ökologische Funktion 
der beanspruchten WKA-Flächen als Ruhestätte umfänglich wird 
erfüllen können. 
 

 Der Vorschlag in Anlage 10 UB, vorsorglich eine Ausnahme gem. 
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§ 45 (7) BNatSchG (Ausnahme vom Tötungsverbot) im Genehmi-
gungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz für 
den prognostizierten Verlust des Rastplatzes des Regenbrachvo-
gels zu beantragen, zeigt einmal mehr die Hilflosigkeit der Planer 
und der Gemeinde und die Absurdität, die selbst ermittelten, aus-
schließenden Kriterien für den Bau von WEA in der Wapelniede-
rung, ungeachtet der öffentlichen Ablehnung eines solchen 
Schritts zugunsten eines ausschließlich profitorientierten Investors 
durchzusetzen. 

 
Somit ist festzustellen, dass die geplanten Maßnahmen gegenüber dem 
derzeitigen Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch 
qualitativ einen adäquaten Ausgleich darstellen. 
 
Wie auch von den an der Planung beteiligten Büros kartiert, sollten u. E. 
neben den intensiven Betrachtungen zum Regenbrachvogel die weiteren 
im Niederungsgebiet der Wapel vorkommenden Brut- und Rastvogelarten 
erwähnt werden, die zwar keine landesweite oder nationale, aber regionale 
und lokale Bedeutung erreichen und somit das Bild eines hochsensiblen 
Natur- und Lebensraumes abrunden. So erreichen uns Belegfotos von 
größeren Ansammlungen nahrungsuchender Weißstörche, werden uns 
von Beobachtungen der Rote-Listen-Arten der in Niedersachsen und Bre-
men gefährdeten Brutvogelarten, u. a. von Seeadlerüberflügen (Rote-
Liste-Status (RL) 2), Weißstörchen (RL 3), Wanderfalken (RL 3), Rohr-
weihen (RL V), Turmfalken (RL V) und den weniger im Bestand, aber 
durch WEA gefährdeten Mäusebussarden und Sperbern berichtet. Der 
nach erfolgreichem Schlupf (mündl. F.-O. Müller, NABU Wesermarsch) 
aufgegebene Seeadlerhorst befindet sich innerhalb des empfohlenen 
Suchraums (NLT 2014: 6 km) nur ~ 4,153 km und nicht wie bei Diekmann 
& Mosebach ~ 6 km vom geplanten WEA-Standort Rastede Nord entfernt. 
 
Die Untersuchung der Brutvögel im unmittelbaren Plangebiet ergab nach 
Diekmann & Mosebach (2014, „Varel Süd“) keine relevanten Daten, ob-
wohl mehrere Brutpaare Rohrammer und Schwarzkehlchen im bzw. am 
Rande des Planbereichs festgestellt wurden. Obwohl das Schwarzkehl-
chen inzwischen aus der Roten Liste entlassen worden ist, ist sie wie auch 
die Rohrammer eine geschützte Art. Die Schwarzkehlchen-Bestände ge-
hen aktuell wieder leicht zurück (eigene Beobachtungen NABU Rastede). 
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Im Untersuchungsgebiet wurden nach Handke 2016 (Untersuchung an 
Greif- und Großvogelarten in Rastede-Nord) 15 Greif- und Großvogelarten 
nachgewiesen: Mäusebussard, Wespenbussard, Turmfalke, Baumfalke, 
Sperber, Rohrweihe, Rotmilan, Schwarzmilan, Seeadler, Graureiher, Sil-
berreiher, Kranich, Weißstorch und Schwarzstorch. Neben den täglich 
anwesenden Arten Mäusebussard und Turmfalke wurden vor allem Grau-
reiher regelmäßig im Untersuchungsgebiet beobachtet. Auch die Rohrwei-
he wurde als Nahrungsgast an den meisten Beobachtungstagen (9 Termi-
ne) notiert. Der Weißstorch trat als regelmäßiger Gast erst nach der ers-
ten Grünlandmahd (ab Juni) im Gebiet an fünf Terminen auf. 
 
Als potenzielle Schlagopfer durch WEA sind Mäusebussard, Baumfalke, 
Turmfalke, Waldohreule in der Literatur bekannt (Dürr 2013), Kiebitze 
allenfalls in der Zeit der Balzflüge und während des Zugs.  
 
Zum Tötungsrisiko von durch WEA gefährdeten Vogelarten liegt ein dif-
ferenziertes Gutachten für den vergleichbaren Landkreis Osnabrück vor 
(Schreiber et al., 2016, “Abschaltzeiten für Windkraftanlagen zur Vermei-
dung und Verminderung von Vogelkollisionen“), dass insbesondere für die 
konkret im Bereich Wapelniederung vorkommenden Brut- und Gastvogel-
arten Feldlerche, Mäusebussard, Rohrweihe, Baumfalke, Waldohreule, 
Rot- und Schwarzmilan, Turmfalke, Weißstorch und 
Seeadler Möglichkeiten der Kollisionsvermeidung aufzeigt. 
 
Im Folgenden werden einige Beispiele zitiert: 
 
Sofern sich bei der Feldlerche ein Revier mit dem Wirkraum des Rotors 
überschneidet, ist von einem signifikant erhöhten Tötungsrisiko auszuge-
hen. Für eine weitgehende Vermeidung dieses Risikos sind Abschaltun-
gen von Mitte März bis Mitte Juni erforderlich, die tageszeitlich zumindest 
bis zum frühen Nachmittag reichen müssen. Von der Abschaltung ausge-
nommen werden können höchstens Phasen mit starkem Wind, mindes-
tens mäßigem Niederschlag und niedrigen Temperaturen. Eine Tabelle 
gibt wieder, welche Minderungen des Kollisionsrisikos im Mittel erreichbar 
sind, wenn in bestimmtem Umfang die Anlagen während der Stunden mit 
den für den Feldlerchengesang günstigsten Bedingungen abgeschaltet 
würden. 
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Beim Baumfalken dürfte mit dem Freihalten von 500 m-Abständen von 
WKA zu Brutplätzen des Baumfalken sowie dem Freihalten von Flugwe-
gen zu Nahrungsgebieten im 3 km-Radius (NLT 2014, LAG VSW 2015) 
bereits ein großer Schritt zum Schutz dieses Greifvogels getan sein (vgl. 
Langgemach und Dürr 2014). 
 
Während der Brutzeit des Mäusebussards lässt sich das Kollisionsrisiko 
um etwa ein Drittel senken, wenn die Anlagen während der 400 risiko-
reichsten Stunden abgeschaltet bleiben. Falls darauf verzichtet werden 
soll, sind 10 ha optimierter Nahrungsflächen pro betroffenem Brutpaar 
vorzusehen. Diese Flächen müssen von der Lage her weiter als 500 m 
von den WKA entfernt sein und so platziert sein, dass die WKA auf dem 
Weg von und zu den Nestern nicht durchflogen werden müssen (vgl. 
Schreiber et al. 2016). 
 
Ähnliche Abschaltmaßnahmen sind erforderlich beim Turmfalken, wobei 
hier für 400 Stunden nur ca. 20 % des Tötungsrisikos gemindert wird. 
 
Die Waldohreule wird durch ihre nächtlichen Beuteflüge ebenfalls durch 
WEA gefährdet, insbesondere dann, wenn ihr Nistplatz, wie dargestellt, 
am Rande der Wapelniederung liegt.  
 
Der Weißstorch ist eine der am stärksten durch Kollisionen mit WKA ge-
fährdeten Arten. In der aktuellen Fundstatistik werden für Deutschland 52 
Kollisionsopfer genannt, von denen 13 aus Niedersachsen stammen. Aus 
dem europäischen Ausland sind weitere 42 Fälle bekannt. Die Beobach-
tungen des Absturzes eines Jungvogels deuten auf Verwirbelungen als 
Absturzursache hin. Mehrere Funde mit ähnlichem Verletzungsbild spre-
chen für regelmäßige Abstürze mit dieser Ursache. Ob es aerodynamisch 
tatsächlich Wirbelschleppen sind, wird kontrovers diskutiert, was aber die 
Verluste insgesamt nicht in Frage stellt (LANGGEMACH UND DÜRR 
2015). 
 
Ein dem Brutgeschehen zuzurechnendes Tötungsrisiko ergibt sich grund-
sätzlich ab der Ankunft im Revier (ab Ende Februar) bis zum Abzug (spä-
testens September). Während der gesamten Brutzeit muss das Tötungsri-
siko als hoch eingestuft werden. Das Risiko erhöht sich für die Störche 
besonders bei der Verfolgung von Rivalen, Thermikflügen und in den ers-
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ten Wochen nach dem Ausfliegen der Jungstörche (Schreiber et al., 
2016). 
  
Im Ergebnis kommt auch Handke (s.o.) zu dem Schluss, dass es ohne z. 
T. längere Abschaltzeiten zu gefährlichen Kollisionen von Greif- und Groß-
vögeln kommen wird. 
Wir werden im Weiteren auf die Einbeziehung der beiden Gutachten be-
stehen. Weiterhin sollte es im Zusammenhang mit der Wirtschaftlichkeits-
prüfung Bestandteil der weiteren Planungsschritte sein. 
 
Schlagopfer Fledermäuse 
Es ist nachgewiesen, dass bundesweit besonders während der Zugzeiten 
im Frühjahr und Spätsommer, aber auch standortspezifisch ganzjährig mit 
erhöhten Schlagopferzahlen bei einigen Fledermausarten zu rechnen ist. 
Seit 2002 wird zur Dokumentation von Verlusten an WEA von der Staatli-
chen Vogelschutzwarte des Landesamtes für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz Brandenburg eine Fundkartei geführt, deren Funde im 
Wesentlichen auf zufälligen Kontrollen beruhen. Entsprechend dem Stand 
Sommer 2017 stellen Großer Abendsegler (Nyctalus noctula), Kleiner 
Abendsegler (N. leislerii), Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus), 
Zweifarbfledermaus (Vespertilio murinus), Zwergfledermaus (Pipistrellus 
pipistrellus), Rauhautfledermaus (P. nathusii) und Mückenfledermaus (P. 
pygmaeus) mit 94,4 % die am häufigsten in der Bundesrepublik verun-
glückten Arten dar. Diese sieben, von 25 in der BRD vorkommenden Fle-
dermausarten, jagen artspezifisch im freien Luftraum und gelangen somit 
leicht in Reichweite der Rotorblätter. Zudem ist für mindestens fünf dieser 
Arten bekannt, dass sie saisonal migrieren und deshalb zusätzlich eine 
hohe artspezifische Gefährdung besteht. Während der Zugzeit ist auf 
Grund des vermutlich breitbandig stattfinden Zuges (Meschede et al. 
2017) an allen Windparks mit Schlagopfern zu rechnen. Ohne Abschaltzei-
ten ist in Deutschland von einem Schlagopferaufkommen von bis zu einer 
viertel Million Fledermäuse pro Jahr auszugehen ist (vgl. VOIGT et al. 
2015). 
 
Wie aus dem Fachbeitrag Fledermäuse (Diekmann & Mosebach „Varel 
Süd“, 2013 und Frey et al., 2016, Anl. 9, Fledermäuse Süd) hervorgeht, 
sind auf den überplanten Flächen Bereiche untersucht worden, die als 
Funktionsräume hoher und mittlerer Bedeutung für diese Artengruppe 
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relevant sind. Insbesondere sind die Kollisionskonflikte im Sommer und 
Spätsommer/Herbst am größten. Bei einem etwaigen Betrieb von WEA 
innerhalb oder näher als 200 m plus Rotorlänge zu diesen Funktionsräu-
men sind danach einzig Abschaltzeiten als geeignete Vermeidungs- bzw. 
Verminderungsmaßnahmen möglich und daher frühzeitig einzuplanen. Die 
Sommerpopulationen mit dem Nachwuchs als auch die durchziehenden 
Arten Abendsegler, Rauhaut- und Mückenfledermaus sind einem erhöhten 
Kollisionsrisiko ausgesetzt. Dieses kann nur durch ein zeitlich befristetes 
Abschalten der WEA bei Temperaturen über 10°C Umgebungstemperatur 
und Windgeschwindigkeiten unter 7,5 m/s vermieden bzw. vermindert 
werden. Eine Kompensation ist auf andere Weise nicht möglich. Die Auf-
gabe eines möglichen Betreibers wird es sein, diese Abschaltzeiten einzu-
halten und für Nachprüfungen zu dokumentieren. 
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede avisierte Raum zur Realisie-
rung von Windparks in der Wapelniederung ist ein Gastvogellebensraum 
von nationaler Bedeutung; in Teilen ist er Gastvogel-Lebensraum von 
landesweiter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das 
Vorkommen des Regenbrachvogels als Rast- und Zugvogel. Vor dem 
Hintergrund der Prämisse einer Risiko-und Konfliktminimierung sollten die 
im Raum liegenden Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in 
Betracht gezogen werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gast-
vogellebensraum Wapelniederung liegen. Losgelöst davon und im Hinblick 
auf eine potenzielle artenschutzrechtliche Betroffenheit des Regenbrach-
vogels, geht das Gutachterbüro von einer Bedeutung der betroffenen Flä-
chen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für die Art aus. Mit Bau 
und Betrieb von WEA würden bedeutende Teile der Wapelniederung dau-
erhaft ihre ökologische Funktion als Rastgebiet/Ruhestätte für die Art ver-
lieren (Verbotstatbestand). Um den Verbotstatbestand bezüglich des Ver-
lusts der Ruhestätte abzuwenden, wurde vom Gutachterbüro eine Aus-
gleichsmaßnahme in der Jader Marsch in einer Größenordnung von 9,6 
ha vorgeschlagen. Jedoch ist die skizzierte Maßnahme nicht überzeugend; 
sie beruht überwiegend auf unbelegten Annahmen oder der Erfolg scheint 
eher unwahrscheinlich. Die Zweifel machen sich fest an dem zu gering 
gewählten Flächenansatz und dem fehlenden räumlichen Zusammen-
hang. Außerdem ist die Gebiets- und Maßnahmeneignung insgesamt frag-
lich. Zudem wird von uns nach wie vor vertreten, dass sich die Konflikte, 
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die sich in der Wapelniederung zwischen Windenergiewirtschaft und Vo-
gelschutz auftun, nicht nur auf die Bedeutung des Gebietes als Rastplatz 
für Regenbrachvögel beschränken, sondern 
es sind, wie beschrieben, auch andere Vogelarten in artenschutzrechtlich 
relevanter Weise betroffen. Die Erwirkung einer Ausnahme vom Tötungs-
verbot stellt den Naturschutz völlig auf den Kopf und wird von uns mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln bekämpft. 
 
Deshalb wird dringend empfohlen, die Windenergiepläne in der Wapelnie-
derung auszusetzen. Der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes 
und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 11 der 
Gemeinde Rastede kann aus den vorgenannten Gründen nicht zuge-
stimmt werden. 
 
Zur 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 12 „Windenergie 
Lehmdermoor“: 
Grundlage unserer Stellungnahme sind eigene Beobachtungen im Rah-
men der Stellungnahmen zum ROV und BVWP zur A 20, dem Gutachten 
des Planungsbüros Diekmann & Mosebach vom 08.03.2016 und mehrjäh-
rige mit vielen Beweisfotos unterlegte Beobachtungen einer ornithologisch 
sehr engagierten Anwohnerin aus dem Alten Lehmdermoorweg. Der Be-
reich Lehmdermoor wird zwischen Lehmdermoorgraben und Geestrandtief 
im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland als 
Vorsorgegebiet für Günlandbewirtschaftung ausgewiesen. Daraus folgt 
naturgegeben, dass es sich um einen potenziellen Lebensraum für die 
überwiegend stark gefährdeten Wiesenvögel, die in den letzten 20 Jahren 
um ca. 80 % im Bestand abgenommen haben, handelt; wir es also hier mit 
einem hochsensiblen Natur- und Lebensraum zu tun haben. Das Pla-
nungsbüro hat als wertgebende Arten (RL = Rote Liste der in Niedersach-
sen und Bremen gefährdeten Brutvogelarten, s. S. 8) dort Braunkehlchen 
(RL 2), Gartenrotschwanz (RL V) und Rauchschwalbe (RL 3) festgestellt. 
Zu denken gibt, dass weitere wichtige wertgebende Vogelarten keine Er-
wähnung finden, die von der niedrigen Empfindlichkeit (Punktzahl 5) zu 
einer hohen Empfindlichkeit (Punktzahl 15) führen müssen. So sind auch 
hier wie in der Wapelniederung große Ansammlungen von Regenbrach-
vögeln als Gastvögel beobachtet worden. Auch der in unserem Raum 
sehr seltene Ortolan (RL 2) ist in den letzten beiden Jahren in der Brutzeit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen sind nicht Gegenstand der hier vorliegenden 72. Flächen-
nutzungsplanänderung und des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
Nr. 13 „Windenergie Lehmden“. Die Abwägung folgt daher in der Abwä-
gungstabelle zur 71. Flächennutzungsplanänderung/zum Bebauungsplan 
Nr. 12 und nicht an dieser Stelle. 
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festgestellt worden (Belegfoto). Ferner sind im Planungsgebiet Braun-
kehlchen (RL 2), Rotmilan (RL 2), Seeadler (RL 2), Rohrweihe (RL V), 
Weißstorch (RL 3), Wanderfalke (RL 3), Turmfalke (2015: RL V) auf der 
Nahrungssuche beobachtet und z. T. fotografiert worden. Sogar der 
Wachtelkönig (RL 2) ist hier in der Brutzeit verhört worden. Die Aufzäh-
lung mag nicht vollständig sein, zumal wir davon ausgehen, dass auch 
Kiebitz (RL 3), Feldlerche (RL 3), Mehlschwalbe (RL 3), Wiesenpieper (RL 
3), Goldammer (RL V), die schilfbewohnenden Arten Teich-, Schilf- und 
Sumpfrohrsänger und viele andere in den übrigen Rasteder Moorgebieten 
brütenden Offenland bzw. Halboffenlandarten (z. B. Fitis, Zilpzalp, Neuntö-
ter, Dorngrasmücke, Schwarzkehlchen, Wachtel) ihren Lebensraum in 
diesem Moorgebiet haben, um nur einige der wichtigsten Vertreter zu nen-
nen. Die Aufzählung allein der z. T. auf Fotos dokumentierten Rote-Listen-
Arten rechtfertigt u. E. eine Einstufung des Gebietes in die höhere Wert-
stufe 15 (hohe Empfindlichkeit), erst recht, wenn das seit 2015 in Delfs-
hausen brütende Storchenpaar in die Betrachtung einbezogen worden 
wäre. Der bei Sinning 2017 im Jahre 2016 mit Flugbewegungen kartierte 
Weißstorch von der Jaderlangstraße war nämlich nicht der einzige Brutvo-
gel im Raum Delfshausen und muss von Sinning übersehen worden sein. 
Auf dem Grundstück Delfshausen, Dörpstraat 152 (s. Anlage 4) brütet 
nach Aussagen des Grundeigentümers H. Bargmann ein Storchenpaar 
bereits seit 2015! Auch in 2018 wurde durch den NABU Rastede hier wie-
der eine Brut festgestellt (K. Hinsch, H. Vollstädt, S. Lorenz). In der Karte 
zur Anlage 4 ist der Neststandort nit dem 1.000-m-Radius eingezeichnet. 
Danach läge nur noch die mit WEA 3 bezeichnete Windkraftanlage knapp 
außerhalb dieses Schutzbereichs (s. NLT 2014).  
 
Bei der diesjährigen Gastvogelzählung des NABU Rastede im Lehmder 
Moor (H. Vollstädt, S. Lorenz, Anlage 2) konnten signifikant hohe Gastvo-
gelbestände festgestellt werden. So finden sich in Anlage 1 Belegfotos 
vom 21.02.2018 aus dem Bereich Delfshausen Nord, die Bläss- und 
Weisswangengänse in Vergesellschaftung in einer Größenordnung von 
>1.500 Individuen zeigen. Insbesondere konnte damit nachgewiesen wer-
den, dass es sich bei den Weißwangengänsen mit einer  
 
Maxima von 1.100 Individuen im Lehmder Moor nach NLWKN und KRÜ-
GER et al. 2013 um ein Rastgebiet von landesweiter Bedeutung handelt. 
Die Gewöhnungsfähigkeit von Gänsen an WKA ist zwar gegeben, aber die 
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Wechselsituation zwischen Nahrungs- und Schlafplätzen im Gebiet wird 
auch von Gutachtern häufig unterschätzt. Die Flüge von den Nahrungsflä-
chen zu den Schlafgewässern finden überwiegend in der Dämmerung 
statt, wo die Sicht der Tiere stärker eingeschränkt ist. Die Gänse fliegen in 
die Nacht hinein und sind dabei nur in geringer Höhe unterwegs. Hier be-
steht ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko. Außerdem ist der Jungvo-
gelanteil zu bedenken, der über keine Erfahrungen mit WKA verfügt.  
 
Sinning 2017 weist in seiner AVIFAUNA „WP Delfshausen“ (Brut- und 
Rastvogelerfassungen 2015/2016/2017) insgesamt 12 planungsrelevante 
Vogelarten (mind. gefährdet nach den Roten Listen, als geschützt nach 
EU-Vogelschutz-Richtlinie Anhang I) nach. Als Randbrüter außerhalb des 
1.000 m-Radius wurden im Norden des Untersuchungsgebiets außerdem 
die Rohrweihe mit einem Brutverdacht festgestellt. Bezogen auf die Rast-
vögel kommt dem Gebiet nach Sinning sogar internationale Bedeutung zu! 
Dabei erreicht die Weißwangengans den erforderlichen Schwellenwert für 
diese Einstufung. Aber auch die Rastbestände von Bläss- und Graugans, 
Kampfläufer, Kiebitz und Pfeifente sind nach dem Gutachten signifikant, 
wobei der Kampfläufer eine vom Aussterben bedrohte Art ist. 
 
Fledermäuse im WP Delfshausen 
Mindestens die hier heimischen Fledermausarten Großer Abendsegler 
(Nyctalus noctula), Kleiner Abendsegler (N. leislerii), Breitflügelfledermaus 
(Eptesicus serotinus), Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) und Mü-
ckenfledermaus (P. pygmaeus) sind durch die geplanten Windenergiean-
lagen, besonders in der Zugzeit, stark gefährdet. WEA stellen eine akute 
Gefährdung für die sich im freien Luftraum bewegenden Fledermäuse dar 
und gelten global als eine Hauptgefährdungsursache für diese Tierarten 
(O‘SHEA et al. 2016). Ohne Abschaltzeiten ist in Deutschland von einem 
Schlagopferaufkommen von bis zu einer viertel Million Fledermäuse pro 
Jahr auszugehen (vgl. VOIGT et al. 2015). Als Schlüsselarten für viele 
verschiedene Lebensraumtypen zählen Fledermäuse deshalb zu den 
streng zu schützenden Arten der FFH-Richtlinie der Europäischen Union 
(Anhänge II u. IV). Sie unterliegen gem. Bundesnaturschutzgesetz beson-
ders strengem Schutz. Im Gutachten von Sinning (Fledermäuse, WP 
Delfshausen, 01/2017) werden die schon zum WP Wapeldorf-Heubült 
gemachten Beobachtungen bestätigt. Auch hier werden die Abschaltzeiten 
für die einzelnen Anlagen in mehreren Tabellen dargestellt. Danach sollen 
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in niederschlagslosen Nächten mit Windgeschwindigkeiten unter 6 m/s in 
Gondelhöhe bei Temperaturen > 10° C Abschaltungen erfolgen. Richtig-
erweise wird darauf hingewiesen, dass insbesondere für die Abendsegler-
arten und die Rauhautfledermaus Abschaltungen bei höheren Windge-
schwindigkeiten (allgemein wird hier von 7,5 m/s ausgegangen) erforder-
lich werden. Da insbesondere die Abendseglerarten bereits in der Däm-
merung ausfliegen, sind die Abschaltzeiten bereits vor völliger Dunkelheit 
festzulegen bzw. anzupassen (J. Gebhard, W. Bogdanowicz: Großer 
Abendsegler in: Handbuch der Säugetiere Europas, Band 4/2: Fledertiere). 
Eine Kompensation auf andere Weise ist auch hier nicht möglich. Zur 
Überprüfung der festgelegten Abschaltzeiten und Windgeschwindigkeiten 
ist ein zweijähriges Gondelmonitoring durchzuführen (vgl. MU NIEDER-
SACHSEN 2016). Das Monitoring umfasst automatische Messungen der 
Fledermausaktivitäten im Gondelbereich nach den Bedingungen des For-
schungsprojekt des BMU („Entwicklung von Methoden zur Untersuchung 
und Reduktion des Kollisionsrisikos von Fledermäusen an Onshore-
Windenergieanlagen“ (BRINKMANN et al. 2011). Die Aufgabe eines mög-
lichen Betreibers wird es sein, die Abschaltzeiten einzuhalten und für 
Nachprüfungen zu dokumentieren. 
 
Generell zur Windkraft in Moorgebieten haben der NABU Oldenburger 
Land und der NABU Rastede bereits 2012/2013 vor der Umsetzung der 
Details zur landkreisweiten Windkraft-Potenzialstudie im Bereich der 
Rasteder Geestrandmoore gewarnt. Darin waren große Flächen entlang 
des Geestrandes als potenzielle Standorte für Windparks vorgesehen. Die 
Geestrandmoore verfügen über noch weitgehend unberührte Landschaf-
ten - mit die letzten in Rastede angesichts des immensen Flächenver-
brauchs der letzten Jahre. Der ursprünglich richtige Gedanke, Windkraft 
als Teil der erneuerbaren Energien mit Blickrichtung auf den sich abzeich-
nenden Klimawandel zu fördern, gerät leider immer mehr in den Hinter-
grund. Investmentgesellschaften locken an windexponierten Standorten 
Kapitalanleger und Grundeigentümer mit hohen, staatlich geförderten 
Renditen und versuchen dann, ihr Konzept auf politischer Ebene durchzu-
setzen.  
 
Dies versucht jetzt offenbar erneut ein „Investor“ in Rastede umzusetzen. 
Dass damit Moorlandschaften zu einem Industriegebiet degradiert werden, 
wird offenbar von der Ratsmehrheit billigend in Kauf genommen. 40-
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Tonner-LKW tragende massive Zuwegungen für die riesigen Bauteile 
müssen geschaffen und der moorige Untergrund bis in große Tiefen 
standfest für die bis 200 Meter hohen Türme gemacht werden. Allein die 
erforderlichen Entwässerungsmaßnahmen werden unübersehbare Folgen 
für die dort wohnenden Menschen und vom Aussterben bedrohten Tier- 
und Pflanzenarten haben. Aber auch der Moorkörper wird durch die Grün-
dungsarbeiten und das Durchstoßen des mineralischen Untergrunds auf 
Dauer durch die fehlende Wasserzirkulation, Grundvoraussetzung für eine 
erfolgreiche Moorrenaturierung, zerstört. Eine Moorregeneration wird 
dadurch weitgehend unmöglich gemacht. Das Ammerländer Geestgebiet 
erreicht mit über 20 m bei Rastede seine größten Höhen. Im 
Rasteder/Delfshauser Moor – also im Planungsbereich – liegen Gelände-
höhen unter NN bei einem extrem gespannten Grundwasserleiter und 
einem mittleren Grundwasserstand von etwa - 0,70 cm (siehe Anlage 3: 
Karte Grundwasserstände LBEG 2017). Durch den Bodenaustausch im 
Bereich der Zuwegungen und folgender Flächenverdichtung sind durch 
Moorbodenverdrängung und Schwingungen erhebliche Schäden abzuse-
hen. Die engen und tonnagebeschränkten Moorstrassen können den zu 
erwartenden Bauverkehr nicht aufnehmen. Schwingungen durch Schwer-
lasten übertragen sich über den Moorboden in weite Bereiche. Somit sind 
bei den geplanten Baumaßnahme auch im erweiterten Baubereich (~4 
km) auf Grund von Grund- und Oberflächenwasserveränderungen sowie 
Einflüsse durch Einfahrung von Schwerlasten massive Geländeschädi-
gungen wahrscheinlich. 
 
Zudem würde eine bisher relativ unberührte Naturlandschaft in eine In-
dustrielandschaft unter dem Deckmantel des Klimaschutzes verwandelt. 
Dass man seitens der Gemeinde den Wünschen eines Investors soweit 
entgegenkommen will, mitten in eine Moorfläche und Erholungslandschaft 
einen wahren „Flickenteppich“ aus Beton, breiten Schotterstraßen usw. zu 
hinterlassen, ist schwer nachzuvollziehen. So sind Naturschutz und Ener-
giewende nicht vereinbar! Der hemmungslose Naturverbrauch geht unge-
achtet aller wissenschaftlichen Erkenntnisse und Warnungen, u. a. der 
Naturschutzverbände, unvermindert weiter. Für die Gewinnmaximierung 
einiger Investmentfonds und -anleger sollte uns unsere Natur und Le-
bensgrundlage zu schade sein! Auch nachfolgende Generationen haben 
Anspruch auf eine unverbrauchte und unverstellte Moorlandschaft! 
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Wie heißt es so poetisch im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RROP, D2.10 2) des Landkreises Ammerland: „Überwiegend als Grün-
land genutzte Fluss- und Bäkenniederungen, die in der zeichnerischen 
Darstellung als Vorsorgegebiete für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und 
–entwicklung dargestellt sind, sollen durch Maßnahmen, die den Natur-
haushalt in seiner Funktionsfähigkeit oder das Bild der Landschaft erheb-
lich stören, grundsätzlich nicht beeinträchtigt werden. Negative Entwick-
lungen in diesen Bereichen, z. B. ...die Anlegung von Containerflächen, 
sind grundsätzlich auszuschließen.“  
 
Interessanterweise heißt es in der Anlage 6 zu Vorlage 2018/025 der Ge-
meinde Rastede „Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 Windenergie 
Lehmdermoor., Umweltbericht“ auf Seite 54: „Delfshausen ist ein typi-
sches Moorkolonistendorf mit z.T. noch erhaltenen streifenförmigen Flur-
formen. Eine prägende Birkenallee und z.T. ältere, tlw. auch reetgedeckt, 
Wohnhäuser sowie Feldscheunen verleihen dem Dorf eine besondere 
Eigenart. Durch Freiflächen zwischen den einzelnen Häusern sowie an-
sprechend gestaltete, vielseitige Gärten, bewahrt sich das Dorf z.T. einen 
ursprünglichen, fast historisch anmutenden Charakter. Der hohe Struktur-
reichtum verleiht dem Dorf eine besondere Schönheit und Eigenart. Auf-
grund dessen wird diese Landschaftseinheit mit einer „hohen Bedeutung“ 
für das Landschaftsbild eingestuft.“ 
 
Und: auch wenn es Investoren und unkritische Politiker nicht gerne hören: 
Moore, also auch das Lehmder Moor, sind mit die letzten relativ ungestör-
ten Rückzugsgebiete bedrohter Pflanzen- und Tier-, insbesondere Vogel-
arten, die Gefahr laufen, aus der Roten Liste gefährdeter Brutvögel al 
ausgestorben herauszufallen. 
 
Zusammenfassung 
Der für Planungen der Gemeinde Rastede angedachte Bereich zur Reali-
sierung von Windparks im Lehmder Moor stellt sich als Gastvogellebens-
raum von landesweiter Bedeutung, nach Sinning 2017 sogar von internati-
onaler Bedeutung dar. Ausschlaggebend für eine entsprechende Bewer-
tung ist eine Rastmaxima von 1.100 Weißwangengänsen, ungeachtet der 
auch hier immer wieder einfliegenden Regenbrachvögel. Es wird be-
schrieben, dass auch andere wertgebende Vogel- und verschiedene Fle-
dermausarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
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Zum anderen wird hier eine der letzten unverbauten, intakten Moorland-
schaften zu einer Industrielandschaft mit einem Moorkolonistendorf am 
Rande durch fünf hochaufragende WEA bis zur Unkenntlichkeit verändert. 
Vor diesem Hintergrund sollten die beplanten Windenergie-
Potenzialflächen im Delfshauser Raum naturschutzfachlich nicht mehr in 
Betracht gezogen werden, weil sie mitten in einem bedeutenden Gastvo-
gellebensraum und dem Lebensraum von weiteren kollisionsgefährdeten 
Großvögeln (u. a. Rotmilan, Weißstorch und Seeadler) liegen. Nicht nach-
vollziehbar ist der Einwand, dass die Landschaft im Lehmdermoor durch 
die „kommende A 20“ ohnehin eine starke Veränderung erfahren wird. Ob 
diese Autobahn, deren erster Abschnitt derzeit nicht etwa von den be-
troffenen Gemeinden, die das höchste Interesse an der Erhaltung ihrer 
natürlichen Landschaft und der Lebensqualität ihrer Bewohner haben 
müßte, sondern von einem Naturschutzverband beklagt wird, die vielen 
(juristischen) Hürden bis zum vollständigen Plazet aller sieben Abschnitte 
jemals schaffen sollte, ist derzeit mehr als fraglich. Darauf zu vertrauen, ist 
höchst fahrlässig und zeigt einmal mehr die Gleichgültigkeit der Gemeinde 
gegenüber Natur und Landschaft. 
 
Der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 12 der Gemeinde Rastede 
kann aus den vorgenannten Gründen nicht zugestimmt werden. 
 
Zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 13 „Windenergie 
Lehmden“: 
Gegen die hier angedachte Planung bestehen grundsätzlich keine Beden-
ken. Allerdings befindet sich nordwestlich an die Potenzialfläche angren-
zend ein älterer Waldbestand und westlich der Kreisstrasse schließt das 
Gelände des Golfplatzes an.  
 
 
Der NABU Rastede hat in Abstimmung mit dem Vorstand des Golfclubs in 
den Jahren 2016/2017 zur Verbesserung der Lebensräume auf dem Club-
gelände eine große Anzahl von Nisthilfen für Brutvogel- und Fledermaus-
fauna installiert. Hierdurch könnte eine Neubewertung der Avifauna und 
des Untersuchungsraums zu den geplanten WEA erforderlich werden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der nordwestlich an den Gel-
tungsbereich angrenzende Waldbestand wurde bereits in die faunistischen 
Untersuchungen miteinbezogen, da dieser innerhalb des Untersuchungs-
radius von 1.000 m liegt. Der Golfbereich befindet sich außerhalb des 
1.000 m Radius. 
  
Durch die Installation von Nisthilfen wird nicht automatisch die Erforder-
lichkeit einer Neubewertung der Avifauna ausgelöst. Sollten sich in den 
kommenden Jahren windenergieempfindliche Arten ansiedeln, so ist die 
Genehmigungsbehörde in der Lage entsprechende Vorkehrungen zu tref-
fen, um eine etwaige Problematik zu entgegnen, sofern nicht bereits aktu-
ell über Festsetzungen bzw. Nebenbestimmungen im Rahmen der Ge-
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Zum anderen ist der Brutvogelbestand vom Büro Sinning 2013 mit acht 
Begehungen zwischen Ende März und Mitte Juli 2011 erfasst worden, der 
Rastvogelbestand von Mitte August 2011 bis Ende März 2012 mit insge-
samt 15 Begehungen. Gegen die seinerzeitige Erfassungsmethode und 
der Ergebnisbewertung bestehen keine Einwände, es liegen inzwischen 
allerdings sechs bis sieben Jahre zwischen den Erfassungen und der jet-
zigen aktuellen Situation. In der Literatur wird allgemein von einem „Ver-
fallsdatum“ für avifaunistische Bestandsdaten von fünf Jahren ausgegan-
gen, da sich innerhalb dieser Zeitspanne eine totale Veränderung in der 
Artenzusammensetzung ergeben kann. Deshalb wäre hier wie auch die 
Kartierung der Fledermausbestände aus dem Jahr 2011 (Sinning 06/2013) 
nochmals zu aktualisieren. 
 
Immisionsschutzrechtliche Prüfungen 
Für alle vorgenannten Bebauungspläne bleiben ohnehin die immissions-
schutzrechtlichen Prüfungen abzuwarten, die übrigens auch für die 
Repoweringpläne in Lehmden bei einer Anlagenhöhe > 50 m gelten. 
 
Bewertungen durch unabhängiges Gutachten 
Bei Durchsicht und Prüfung der uns zur Verfügung gestellten Unterlagen 
ist sichtbar geworden, dass das mit der Planung beauftragte Büro die Kar-
tierungen vor Ort sowie die Abfassung der verschiedenen Gutachten vor-
genommen hat als auch an den Bewertungen der Eingaben im Rahmen 
der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung maßgeblich beteiligt war. Um 
dem Verdacht zu begegnen, dass die vorgenommenen Bewertungen der 
Eingaben im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und die im 
Zuge der aktuellen Öffentlichkeitsbeteiligung vorgebrachten Einwände im 
Zweifel zugunsten des Auftraggebers qualifiziert worden sind bzw. werden, 
empfehlen wir die Einholung der Stellungnahme einer unabhängigen staat-
lichen Stelle, dem NLWKN, Fachbehörde Staatliche Vogelschutzwarte. In 
möglichen juristischen Auseinandersetzungen könnte das Fehlen eines 
unabhängigen Gutachtens eine nicht unerhebliche Rolle spielen und als 
Versäumnis gewertet werden. 

nehmigungsplanung Regelungen zur Vermeidung von Kollisionen und 
anderen Beeinträchtigungen getroffen werden. Dies trifft ebenso auf alle 
anderen derzeit aufgrund der natürlichen Dynamik von Populationen nicht 
absehbaren Entwicklungen zu. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Darlegungen der Konflikte in Bezug 
auf die Avifauna können mit den vorliegenden Daten für die Ebene der 
vorbereitenden Bauleitplanung weiterhin genutzt werden, da die Aktualität 
als ausreichend angesehen wird und die Flächen für eine Windparknut-
zung lediglich vorbereitet werden. Auf Ebene der nachfolgenden verbindli-
chen Bauleitplanung erfolgt über die Konkretisierung von Standorten für 
die Windenergieanlagen eine umfassende artenschutzrechtliche Prüfung. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Feststellung, dass immis-
sionsschutzrechtlichen Prüfungen erforderlich wird, ist korrekt. Dieses 
Verfahren wird im Anschluss an das Bauleitplanverfahren durchgeführt. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Alle vorliegenden Gutachten 
und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorga-
ben und fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme 
unterstellt wird, wird zurückgewiesen. Da abschließend nicht die Gemein-
de, sondern der Landkreis für die Genehmigung des Windparks zuständig 
ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale Beurteilung und Bewertung durch 
die beauftragten Gutachter und Büros der Planung zu Grunde liegt. Wei-
terhin wurden die Eingaben der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
neutral bearbeitet und entsprechen dem üblichen Vorgehen sowie der 
Meinung der Politik der Gemeinde Rastede im Bauleitplanverfahren. Die 
genannten Institutionen wurden im Rahmen der Verfahrensschritte durch 
die Gemeinde beteiligt und konnten Stellungnahmen zu der Planung ab-
geben. Ein Versäumnis lässt sich aus dem gewählten Vorgehen nicht ab-
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Urteile und Beschlüsse aus jüngster Zeit 
Ohne es vorwegnehmen zu wollen, ob es im Falle einer Genehmigung der 
Windkraftplanungen der Gemeinde durch den Landkreis Ammerland zu 
einer Klage kommen sollte, möchten wir doch auf mehrere Verwaltungs-
gerichtsurteile aus jüngerer Zeit in Bezug auf die Komplexibität der Ge-
nehmigungsverfahren von Windparks in den verschiedenen Bundeslän-
dern hinweisen und damit auf die schwierige Rechtslage, der sich auch die 
Kommunen gegenübersehen bzw., wie im folgenden Beispiel, aussetzen: 
 
- Ganz aktuell (03.08.2018) hat das VG Oldenburg auf Antrag der 
Rechtsanwältin Dr. Jutta Engbers (Friesoythe), dem Landesverband der 
Bürgerinitiativen Umweltschutz (LBU) eine vollstreckbare Ausfertigung 
seines Beschlusses vom 8. Februar 2018 (Az.: 12 B 67/18) erteilt. Mit 
diesem Beschluss ist der (Weiter-) Bau und Betrieb der damals trotz des 
Bauverbots teilweise errichteten acht WEA im Windpark Wehrder vor 
Mooriem bis zu einer endgültigen Entscheidung untersagt worden. Die 
„Windpark Wehrder GmbH“ als Betreiber setzte sich jedoch über den Be-
schluss des Verwaltungsgerichts Oldenburg hinweg und baute mit Ge-
nehmigung, Duldung und Unterstützung des Landkreises Wesermarsch 
vier der ursprünglich acht genehmigten Anlagen trotz diverser Anzeigen 
bei Landkreis und Polizei weiter vollständig auf. Vier weitere Anlagen wur-
den als halbhohe Stümpfe in die Landschaft gestellt. 
 
- In seinem Urteil vom 17.03.2016, Az. 22 B 14.1875 und 22 B 14.1876, 
fasst der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) die bisherige 
Rechtsprechung zur Problematik über das Vorkommen von Rotmilanen im 
Bereich von Windrädern zusammen und wies die Klage eines Betreibers 
auf eine Baugenehmigung ab. Zusätzlich urteilte der BayVGH über die 
Abstände kollisionsgefährdeter Vogelarten zu Windrädern. Diese würden 
nicht mehr der Anlage 2 des noch geltenden Windkrafterlasses in Bayern 
entsprechen. Ab sofort müssen in Bayern die aktuellen Abstandsempfeh-
lungen der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten („Hel-
goländer Papier“, 04/2015) angewandt werden. Damit gibt das BayVGH 
klare rechtliche Vorgaben für die künftige Genehmigungspraxis in Bayern. 
Die Entscheidung des höchsten bayerischen Verwaltungsgerichtes könnte 
auch Präzedenzfall zum Thema „Windkraft versus Artenschutz“ für ganz 
Deutschland werden. Entsprechende Bestrebungen sind derzeit in Bayern 

leiten. 
 
Die Hinweise auf die Urteile werden zur Kenntnis genommen. Zu der Auf-
listung ist zu sagen, dass in der Regel jedes Planverfahren für sich ge-
nommen ein „Unikat“ und jede mögliche Gerichtsentscheidung immer eine 
„Einzelfallentscheidung“ ist, welche in den wenigsten Fällen Allgemeingül-
tigkeit erlangt und somit nicht ohne weiteres übertragbar ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung zur 72. FNP-Änderung, öffentliche Auslegung (Verfahren gem. § 3 (2) BauGB)                   24 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
18.01.2019 

 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

im Gange, das Helgoländer Papier für alle Bundesländer als verbindlich 
mit Gesetzeskraft zu installieren.  
 
- In seinem Urteil vom 8.11.2017 hat das Oberverwaltungsgericht Lü-
neburg (OVG) die Beschwerde eines Windkraftbetreibers zurückgewie-
sen. Im Windpark Culturweg in der Gemeinde Ovelgönne waren vom 
Landkreis Wesermarsch insgesamt neun Windkraftanlagen Ende 2016 
genehmigt worden. Gegen diese Genehmigungen hatte der NABU Wider-
spruch eingelegt und gleichzeitig beim Verwaltungsgericht (VG) Oldenburg 
in einem Eilverfahren einen Baustopp beantragt. Das VG Oldenburg hatte 
diesem Antrag stattgegeben und die Errichtung der Anlagen mit Beschluss 
vom 28.04.2017 untersagt. Gegen den Beschluss des VG Oldenburg war 
der Windkraftbetreiber in die Beschwerde beim OVG gegangen. Die neun 
bereits genehmigten Windkraftanlagen dürfen aus artenschutzrechtlichen 
Gründen weiterhin nicht errichtet werden, weil durch den Windpark seltene 
und streng geschützte Vogelarten gefährdet werden. 
 
- Das VG Oldenburg hat im Februar 2018 in einer Eilentscheidung Ro-
dungsarbeiten zum Windpark Bakum (Kreis Vechta) gestoppt. Die Belan-
ge des Artenschutzrechts und konkret die Auswirkungen der Anlagen auf 
Vögel und Fledermäuse seien völlig unzureichend bewertet worden (NWZ-
Online vom 15.02.2018).  
 
- Der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Württemberg hat im Janu-
ar 2018 das Urteil des VG Stuttgart bestätigt, das eine ohne UVP errichte-
te Windkraftanlage in einem von brütenden Rot- und Schwarzmilanen, 
Baumfalken und Wespenbussarden besiedelten Gebiet bei Schwäbisch 
Hall („Orlach 6“) dauerhaft stillgelegt hatte. VGH: “...Das wirtschaftliche 
Interesse sei „wegen der im Falle einer signifikanten Erhöhung des Tö-
tungsrisikos drohenden irreversiblen Zustände geringer zu gewichten“. 
Artenschutz sei „nicht etwa ein privater Belang, sondern ebenfalls von 
hohem öffentlichen Interesse“. 
 
- Im jüngsten Fall hat sich der Stadtrat Jever gegen weitere Windräder im 
Stadtgebiet ausgesprochen (NWZ vom 17.03.2018). Dabei ging es um 
den Bau von neun 150 Meter hohen Windkraftanlagen, die im Abstand von 
500 Metern zu Wohnhäusern errrichtet werden sollten.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise auf andere politische Entscheidungen werden zur Kenntnis 
genommen. Da es keinerlei Landesvorgaben zu Mindestabständen gibt, 
liegt die Entscheidung, über einzuhaltende Abstände, als die Planungsho-
heit allein bei der Gemeinde. 
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Zu erwähnen wäre in diesem Zusammenhang noch der Kabinettsbeschluß 
der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, die zugunsten der Akzep-
tenz von WEA einen Vorsorgeabstand von 1.500 m zu Wohngebieten im 
Landesentwicklungsplan festgelegt hat (Landtag NRW, Vorlage 17/415). 
Auch die Regierung Schleswig-Holsteins wird künftig einen Regelab-
stand von WEA zu Ortslagen von 1.000 m vorschreiben (Koalitionsvertrag 
S.-H., MP Günther). 
 
Wir bitten um sorgfältige Prüfung unserer Stellungnahme und verbleiben. 
 
Anlage 1: 3 Belegfotos vom 21.02.2018 
Anlage 2: Kartierung Vollstädt/Lorenz v. 21.2.2018 
Anlage 3: Karte Grundwasserstände LBEG 
Anlage 4: Karte Sinning mit Weißstorch Delfshausen 
 
Kopien gelangen an die Fraktionsvorsitzenden der im Rasteder Gemein-
derat vertretenen Parteien und an den Landkreis Ammerland als Geneh-
migungsbehörde 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anlagen 1-4 werden zur Kenntnis genommen. 
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 Bürger 3:    
 Mit dieser Stellungnahme beziehe ich mich auf die seit dem 11. d.M. öf-

fentlich ausgelegten Unterlagen für die benannten 3 Gebiete. Meine Aus-
führungen gelten für diese Gebiete gemeinsam. 
 
Insbesondere die Begründungen, die Umweltberichte mit den Fachbeiträ-
gen und die dort bereits eingegangenen Stellungnahmen verschiedener 
Bürger habe ich zur Kenntnis genommen. 
 
Ich fordere Sie hiermit auf, den Umfang der gesamten Planung mit zu-
sammen 10 Windkraftanlagen (WKA) zu überdenken. Meines Erachtens 
wird bei entsprechender Umsetzung ein mehrfaches als die geplanten 
50% Energieerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen erreicht. Damit 
ist Ihre Planung überdimensioniert. Im März 2016 wurden Daten veröffent-
licht, nach denen in 2014 bereits 43% des Energieverbrauchs in der Ge-
meinde aus erneuerbaren Energiequellen stammen. Wenn Investoren 
unter Ihrer Mitwirkung die Möglichkeit erhalten, 10 WKAs a 2.300kW zu 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die deutsche Bundesregierung 
hat mit dem Klimaschutzplan 2050 vom November 2016 ihre anspruchs-
vollen nationalen Klimaschutzziele bestätigt und weiter präzisiert: Deutsch-
land hält am bestehenden nationalen Ziel fest, seine Treibhausgas-
Emissionen bis zum Jahr 2020 um mindestens 40 % zu mindern. Bereits 
im Dezember 2014 hatte die Bundesregierung das Aktionsprogramm Kli-
maschutz 2020 verabschiedet, um mit zusätzlichen Maßnahmen die ab-
sehbare Lücke in der Zielerreichung zu schließen. Die Umsetzung des 
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errichten, so ist das nicht zielkonform. Meine Forderung lautet daher, ver-
ringern Sie die Anzahl der Gebiete, in denen WK-Parks erstellt werden 
können.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Meines Erachtens kann die Gemeinde auf einen WK-Park mit den Flä-
chen in Wapeldorf I Heubült verzichten, ohne Gefahr zu laufen, das erklär-
te Ziel zu verfehlen. Die dafür vorgesehenen Flächen nördlich und südlich 
der L820 'Spohler Straße' erscheinen mir als die in mehrfacher Hinsicht 
umstrittensten zu sein. Eine vergleichende Darstellung aller 3 Gebiete 
könnte hilfreich sein. 
 
Des Weiteren schlage ich folgendes vor: Betreiber von WKAs in den be-
nannten Gebieten werden vertraglich verpflichtet, jährlich wiederkehrende 
Zahlungen i.H.v. mindestens 1.0% aus den Erlösen des Energieverkaufs 

Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 wird seit 2015 in jährlichen Klima-
schutzberichten überprüft. Nach dem aktuellen Projektionsbericht zur zu-
künftigen Entwicklung der Treibhausgas-Emissionen wird dieses Ziel mit 
den bisherigen Maßnahmen bis 2020 nicht erreicht (Quelle: Umweltbun-
desamt). Laut Windenergieerlass des Landes Niedersachsen handelt es 
sich bei der Windenergie um eine kostengünstige, etablierte und klima-
freundliche Technologie deren weiterer Ausbau wesentlicher Bestandteil 
der deutschen und niedersächsischen Energie- und Klimapolitik ist. Nie-
dersachsen besitzt auf Grund seiner geografischen Lage und Topografie 
dabei gute Vorrausetzungen für die Nutzung von Windenergie wodurch 
dem Land Niedersachsen eine besondere Bedeutung beim Ausbau der 
Windenergie in Deutschland zu kommt, die über die Deckung des nieder-
sächsischen Strombedarfs hinausgeht (Niedersächsisches Ministerium für 
Umwelt, Energie und Klimaschutz, 2016). Es ist daher nicht Planungsziel, 
nur so viel erneuerbare Energie zu produzieren, wie im eigenen Gemein-
degebiet gebraucht wird. Die Gemeinde Rastede hat sich mit der Durch-
führung sowohl der Standortpotenzialstudie als auch der Bauleitplanungen 
zu den verschiedenen Windparks im Gemeindegebiet dazu entschlossen, 
einen aktiven Beitrag zum Erreichen des Klimaschutzzieles des Bundes zu 
leisten. Die für die Errichtung von Windenergieanlagen vorgesehenen 
Areale wurden über die Standortpotenzialstudie als bestgeeignete Flächen 
ermittelt. Weiterführende Untersuchungen und Gutachten im Rahmen der 
Bauleitplanungen zeigen des Weiteren keine unüberwindbaren Raumwi-
derstände auf, so dass an der Fortführung der Planung festgehalten wird. 
Eine vergleichende Darstellung ist unter dem Gesichtspunkt der Bereitstel-
lung substanziellen Raumes für die Windenergie nicht zielführend. 
 
 
Die Anregungen sind nicht Gegenstand der hier vorliegenden 72. Flächen-
nutzungsplanänderung. Die Abwägung erfolgt daher in der Abwägungsta-
belle zur 70. Flächennutzungsplanänderung und nicht an dieser Stelle. 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt, da dem rechtlich zwingende Hindernisse 
entgegenstehen. Die Erteilung einer Genehmigung für den Betrieb einer 
Windkraftanlage von einer Zahlung des Betreibers abhängig zu machen, 
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 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

bzw. der Energieeinspeisungsvergütung an eine neutrale Naturschutzbe-
hörde zu entrichten. Ersatzweise verpflichtet sich die Gemeinde Rastede 
selbst zu entsprechenden Zahlungen aus dem dann verbesserten Gewer-
besteueraufkommen. Diese Zahlungen sollen u.a. dazu dienen, in den 
Jahren der Nutzung von WKAs die Einhaltung der verschiedenen umwelt-
relevanten Auflagen durch Fachkräfte der Naturschutzverbände zu ge-
währleisten. 
 

die an Dritte erfolgt, ist unzulässig. Es gibt keine gesetzliche Grundlage für 
eine solche Abgabe. Nur auf gesetzlicher Grundlage dürfen Abgaben er-
hoben werden.  
Die Erteilung einer Genehmigung darf auch nicht von einem Entgelt ab-
hängig gemacht werden. Die Erbringung von entgeltlichen Leistungen 
durch den Betreiber einer Windkraftanlage kann nur im Rahmen eines 
städtebaulichen Vertrages oder eines Erschließungsvertrages geregelt 
werden. Hiernach sind regelmäßig Entgelte für den Betrieb der Anlagen 
nicht zulässig. Eine ersatzweise Verpflichtung der Gemeinde zu Zahlungen 
für den Naturschutz, ist gesetzlich nicht vorgesehen. Demgemäß kann 
auch die Gemeindevertretung in ihrem Haushalt keine Abgabenlast zur 
Zahlung an Naturschutzverbände vorsehen.  
Der Vorschlag basiert auf einer gesetzlich nicht vorgesehenen Abgaben-
last und postuliert demgemäß eine unzulässige Abgabenerhebung.  
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72. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windenergie Lehmden"

Gemeinde Rastede

M 1 : 5.000

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 2017

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ..................... dem Entwurf der

72. Änderung des Flächennutzungsplanes, den textlichen Darstellungen und der Begründung  zugestimmt und

seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung

wurden am ....................... ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf der 72. Änderung des

Flächennutzungsplanes hat mit den textlichen Darstellungen, der Begründung und den wesentlichen, bereits

vorliegenden umweltbezogenenen Stellungnahmen vom .................. bis ............ gemäß

§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Rastede, ..................                                                                       .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Genehmigung

Die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes ist mit Verfügung (Az.:...................) vom heutigen Tage unter

Auflagen / mit Maßgaben / Ausnahme der durch ............................ kenntlich gemachten Teile gemäß § 6 BauGB

genehmigt.

Westerstede, ..........................

   Landkreis Ammerland

    Landrat

            im Auftrage

.......................................

Präambel und Ausfertigung

Aufgrund des § 1 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 58 des Niedersächsischen

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Rastede in seiner Sitzung am

..................... die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen

Darstellungen und der Begründung beschlossen.

Rastede, .................

................................

Bürgermeister

Verfahrensvermerke

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ................... die Aufstellung der

72. Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB

am ...................... ortsüblich bekannt gemacht.

Rastede, .......................                                                                  .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Feststellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Rastede hat nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die

72. Änderung des Flächennutzungsplanes nebst textlichen Darstellungen und Begründung in seiner Sitzung am

.....................  beschlossen.

Rastede, ...................                                                                      ................................

                                                                                                              Bürgermeister

(Siegel)

Die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde ausgearbeitet von

Diekmann • Mosebach & Partner, Rastede.

Bekanntmachung

Die Erteilung der Genehmigung der 72. Änderung  des Flächennutzungsplanes ist gemäß § 6 Abs. 5 BauGB am

.................... ortsüblich bekannt gemacht worden. Die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes ist damit am

..................... wirksam geworden.

Rastede, ...............                                                                          .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb von einem Jahr nach Wirksamwerden der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die

Verletzung von Vorschriften beim Zustandekommen der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes und der

Begründung nicht geltend gemacht worden.

Rastede, ..................                                                                       .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Beitrittsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Rastede ist den in der Genehmigungsverfügung vom ..............(Az.: s.o.) aufgeführten

Maßgaben/Auflagen/Ausnahmen in seiner Sitzung am .................. beigetreten. Der betroffenen Öffentlichkeit

sowie den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde mit Schreiben vom ...............

gemäß § 4a Abs. 3, Satz 4 BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum .................... gegeben.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ................ ortsüblich bekannt gemacht.

Die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes und die Begründung haben wegen der Maßgaben /Auflagen

gemäß § 4a Abs. 3, Satz 1 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB vom ................ bis .................. öffentlich ausgelegen.

Rastede, ..................                                                                       .................................

                                                                                                              Bürgermeister

Gemeinde Rastede

Landkreis Ammerland

72. Änderung des Flächennutzungsplanes

"Windenergie Lehmden"

Kartengrundlage: Amtliche Karte 1 : 1.000 (ALK)

Maßstab: 1:5.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen

Vermessungs- und  Katasterverwaltung,

©  2016

Landesamt für Geoinformation

und Landesvermessung Niedersachsen

Regionaldirektion  Oldenburg - Cloppenburg

Grenze des Geltungsbereichs der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes

6. Sonstige Planzeichen

1. Art der baulichen Nutzung

Flächen für die Landwirtschaft

4. Flächen für die Landwirtschaft und für Wald

Sonderbaufläche (S) mit der Zweckbestimmung Windenergie

Planzeichenerklärung

Fläche für Wald

2. Hauptversorgungs- und Hauptwasserleitungen

Textliche Darstellung

Im Geltungsbereich des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Rastede sind außerhalb dieser 72. Änderung des

Flächennutzungsplanes und der im Zuge der 12., 70. und 71. Änderung des Flächennutzungsplanes dargestellten

Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung Windenergie und des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung

Windenergieanlagen keine weiteren Windenergieanlagen im bauplanungsrechtlichen Außenbereich (§ 35 Abs. 3 Satz 3

BauGB) zulässig. Dies betrifft sowohl Windenergieanlagen-Parks als auch Einzelanlagen.

1. Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, ist umgehend die

zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst der Zentralen Polizeidirektion

zu benachrichtigen.

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein:

Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen,

auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 (1) des Nds. Denkmalschutzgesetzes

(NDSchG) meldepflichtig und müssen dem Nds. Landesamt für Denkmalpflege, Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße

15, 26121 Oldenburg unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der

Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 (2) des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der

Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde

vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. Sämtliche Erdarbeiten im Geltungsbereich bedürfen einer

denkmalrechtlichen Genehmigung gem. § 13 NDSchG, diese kann verwehrt werden oder mit Auflagen verbunden sein.

3. Altlasten/Altablagerungen sind nach Aktenlage im Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplans keine

bekannt. Sollten sich bei der weiteren Planung und den Erschließungsarbeiten Hinweise auf Altablagerungen ergeben,

ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde des Landkreises Ammerland zu informieren.

4. Gemäß § 5 Absatz 4 a Satz 2 BauGB werden Flächen im Geltungsbereich der 72. Änderung des

Flächennutzungsplans als Risikogebiet im Sinne des § 73 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)

vermerkt."

Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise

BF
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1.0 ANLASS UND ZIEL DER PLANUNG 
 
Die Gemeinde Rastede beabsichtigt anlässlich aktueller Entwicklungsvorhaben und 
dem Willen der Gemeinde Rastede einen Beitrag zur Energiewende zu leisten, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung bzw. zur Erweiterung eines Wind-
parks im nördlichen Gemeindegebiet zu schaffen und führt zu diesem Zweck die 72. 
Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ durch. 

Aufgrund der anhaltenden regionalen Nachfrage nach neuen Standorten für Windener-
gieanlagen hat die Gemeinde Rastede die „Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede“ (Diekmann & Mosebach, 2016) erarbeiten lassen, in der 
das gesamte Gemeindegebiet hinsichtlich möglicher, für Windenergienutzungen geeig-
neter Standorte untersucht worden ist. 

Die Standortpotenzialstudie dient als fachliche Grundlage für die in der 72. Änderung 
des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ erfolgende Ausweisung einer wei-
teren Sonderbaufläche „Windenergie“ im nördlichen Teil des Gemeindegebietes, die 
eine Ausschlusswirkung nach § 35 (3) Satz 3 BauGB entfaltet. Mit der 72. Änderung des 
Flächennutzungsplanes wird das Planungsziel einer städtebaulich geordneten und ver-
träglichen Entwicklung der Windenergienutzung innerhalb des Gemeindegebietes 
Rastede verfolgt, wodurch ein Beitrag zur Förderung regenerativer Energien im Sinne 
von § 1 (6) Nr. 7f BauGB geleistet werden soll. 

Im Rahmen der o. g. Standortpotenzialstudie wurden in einem ersten Arbeitsschritt die 
„harten“ Tabuzonen herausgearbeitet. Nachfolgend wurden unter Berücksichtigung ak-
tueller Raumanforderungen und bestehender Flächenrestriktionen sowie unter Einhal-
tung notwendiger Schutzabstände zu Siedlungsräumen usw. verschiedene Potenzialflä-
chen für Windenergienutzungen ermittelt.  

Dem Ergebnis der Studie zufolge weist das Gemeindegebiet fünf Potenzialräume auf, 
die sich in unterschiedlicher Weise als geeignet für Windenergienutzungen darstellen. 
Obwohl unterschiedliche Flächen, gemäß der Studie, unterschiedlich für eine Windener-
gienutzung geeignet sind, hat sich der Rat der Gemeinde Rastede dazu entschieden 
nicht alle Flächen gleichzeitig einer Windenergienutzung zuzuführen, sondern lediglich 
die Potenzialflächen 1-4 zu entwickeln.  

Neben drei Potenzialflächen, die im Rahmen von Flächennutzungsplanänderungen für 
eine Windenergienutzung planungsrechtlich vorbereitet werden sollen, beabsichtigt die 
Gemeinde Rastede mit dieser Flächennutzungsplanänderung einen bereits vorgepräg-
ten Standort (Potenzialfläche 4 „Liethe“), an dem sich heute bereits ein Windpark befin-
det (Windpark Liethe) zu erweitern.  

Wie in der Standortpotenzialstudie für Windparks in der Gemeinde Rastede in Kapi-
tel 7.5 dargestellt wird, sollte die Potenzialfläche 5 „Ipweger Moor“ aufgrund der hohen 
Bedeutung für Natur und Landschaft sowie für die Avifauna und einer daraus resultie-
renden sehr hohen Empfindlichkeit der Potenzialfläche, nicht für die Errichtung von WEA 
herangezogen werden. Die Gemeinde hat sich daher dazu entschlossen, diese Fläche 
nicht für eine Windenergienutzung vorzubereiten. 

Aktuell ist seitens eines Vorhabenträgers ist die Entwicklung eines Windparks mit drei 
Windenergieanlagen im nördlichen Anschluss, an den bestehenden Windpark geplant. 
Außerdem möchte ein anderer Vorhabenträger einen südlichen Teil des bestehenden 
Windparks „Liethe“ repowern und vier der alten Anlagen, gegen modernere Anlagen 
austauschen. 

Die konkrete Gebietsentwicklung erfolgt mit der Aufstellung von verbindlichen Bebau-
ungsplänen. 
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Die Gemeinde Rastede möchte die Entwicklung der Windenergie im gesamten Gemein-
degebiet über vorbereitende und verbindliche Bauleitplanungen steuern. Unmittelbare 
Ansprüche auf Erteilung einer Baugenehmigung aufgrund der Ausweisung im Flächen-
nutzungsplan bestehen daher nicht. Zur Erfüllung des Entwicklungsgebotes wird für die 
72. Änderung des Flächennutzungsplanes die Erstellung von vorhabenbezogenen Be-
bauungsplänen Nr. 13 und Nr. 14 erfolgen, aufgrund derer Baugenehmigungen erteilt 
werden können. Die Bereiche des Geltungsbereichs der vorliegenden Flächennutzungs-
planänderung, für die derzeit kein Entwicklungsinteresse seitens der Flächeneigentümer 
besteht bzw. für die sich bisher kein vorhabenbezogener Bebauungsplan in Aufstellung 
befindet, wird die Gemeinde über eine verbindliche, vorhabenbezogene Bauleitplanung 
entwickeln, sobald entsprechendes Interesse der Flächeneigentümer an die Gemeinde 
herangetragen wird.  

Die Standortverträglichkeit der geplanten Windenergieanlagen bezüglich der umliegen-
den Wohnnutzungen muss durch die Erarbeitung entsprechender Fachgutachten (Lärm, 
Schattenwurf) geprüft und auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. auf Ebene 
des Bundeimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens nachgewiesen wer-
den. In der Abwägung gem. § 1 (7) BauGB sind gleichermaßen die Belange des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen (vgl. 
§ 1a BauGB). Diese werden im Rahmen der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes 
überschlägig im Umweltbericht beschrieben bzw. bewertet. Eine konkrete Eingriffsbilan-
zierung kann erst auf eben der verbindlichen Bauleitplanung bzw. im Bundeimmissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens erfolgen, da erst dort klar sein wird, welche 
Anlagentypen, an welchem genauen Standort errichtet werden sollen.  

Der notwendige Ausgleich muss im Detail auf der nachgelagerten Ebene ermittelt wer-
den. Der Ausgleich erfolgt dann über geeignete Maßnahmen auf externen Kompensati-
onsflächen.  

Die umweltbezogenen Auswirkungen des Planvorhabens werden im Umweltbericht 
gem. § 2a BauGB dokumentiert. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der 
Begründung und ist den Unterlagen als Teil II der Begründung enthalten (vgl. § 2a Satz 
3 BauGB). 

2.0 RAHMENBEDINGUNGEN 

2.1 Kartenmaterial 
Die Planzeichnung der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde unter Verwen-
dung der automatisierten Liegenschaftskarte (ALK) im Maßstab 1 : 5.000 (Originalmaß-
stab 1 : 1.000) erstellt. 

2.2 Änderungsbereich 
Der Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes liegt im nördlichen 
Bereich der Gemeinde Rastede, östlich der Ortschaft Lehmden. Das Plangebiet umfasst 
den Geltungsbereich der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes vollständig, schließt 
noch weitere Flächen mit ein und hat eine Größe von ca. 88,6 ha. Die äußeren Abgren-
zungen der Teilflächen des Plangebietes entsprechen von der äußeren Abgrenzung der 
Potenzialflächen 4 „Liethe“ der Standortpotenzialstudie für Windenergie im Gebiet der 
Gemeinde Rastede. Im Rahmen der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes werden 
auch die „Lücken“ (harten und weichen Ausschlussflächen) innerhalb der äußeren Gren-
zen der Potenzialfläche 4 planungsrechtlich mit gesteuert. Zwar werden kleine Teilflä-
chen im Rahmen der Studie nicht als Potenzialräume ermittelt, durch die Darstellungen 
des Flächennutzungsplanes wird dieser vermeintliche Widerspruch allerdings aufgelöst. 
Die Flächen, die im Rahmen der Studie nicht Teil der Potenzialfläche 4 ermittelt wurden, 
sich aber innerhalb der äußeren (gedachten) Umgrenzung dieser Fläche befinden, wer-
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den im Rahmen der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes als Wasserflächen Wald-
flächen oder Leitungstrassen dargestellt. Die weichen und harten Ausschlussflächen 
werden aber planungsrechtlich berücksichtigt.  

Die für die Erschießung erforderlichen Flächen werden auf Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung nicht dargestellt, sie werden im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung planungsrechtlich berücksichtigt. Die genauen Grenzen des Plangebiets sind der 
Planzeichnung zu entnehmen. Die folgende Abbildung zeigt die 12. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes und den Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennutzungs-
planes „Windenergie Lehmden“. 
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2.3 Nutzungsstruktur / Städtebauliche Situation 
Das Plangebiet stellt sich derzeit etwa zu gleichen Teilen als Grünland und als Acker 
dar. Die Fläche wird durch kleine Gräben gegliedert, mittig wird das Plangebiet durch 
die Rehorner Bäke geteilt, zwei kleinere Waldflächen sind im Plangebiet vorhanden. 
Entlang der kleineren Gräben befinden sich Einzelgehölze und teilweise „kurze“ Baum-
reihen.  

Gebäude sind innerhalb des Geltungsbereichs, bis auf eine kleinere landwirtschaftliche 
Remise im Nordwesten, nicht vorhanden. Die nächstgelegenen Gebäude mit Wohnnut-
zunge befinden sich vornehmlich nördlich, an der Lehmder Straße und südlich, im Be-
reich Kleibrok, in einer Entfernung von 550 m, gemessen vom Geltungsbereich der Flä-
chennutzungsplanänderung. In etwa 380 m Entfernung (Luftlinie) verläuft die Bahnstre-
cke Oldenburg-Wilhelmshaven, westlich davon befindet sich ein Gewerbe- und Indust-
riegebiet. 

3.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 
 
Nach § 1 BauGB unterliegen Bauleitpläne einer Anpassung an die Ziele der Raumord-
nung. Aus den Vorgaben der übergeordneten Planungen ist die kommunale Planung zu 
entwickeln bzw. hierauf gemäß § 1 (4) BauGB abzustimmen. 

3.1 Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 
Das Landesraumordnungsprogramm 2017 (LROP-VO 2017) stellt für das Plangebiet die 
planerischen Ziele der Landesplanung dar. 

Die LROP-VO 2017 trifft für das Plangebiet keine gesonderten Aussagen. Im näheren 
Umfeld wird die geplante Bundesautobahn 20 (BAB 20) dargestellt. Die geplante Trasse 
liegt nördlich des Geltungsbereichs der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Windenergie Lehmden“. Im Westen sind die Bahnstrecke Oldenburg-Wilhelmshaven 
als Haupteisenbahnstrecke, sowie die Bundesautobahn A 29 als Autobahn dargestellt. 

In der beschreibenden Darstellung der LROP-VO 2017 wird zum Punkt Energie erläu-
tert, dass die Nutzung einheimischer Energieträger und erneuerbarer Energien unter-
stützt werden soll. Die Träger der Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass unter 
Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten der Anteil einheimischer Energieträger 
und erneuerbarer Energien insbesondere der Windenergie, der Solarenergie, der Was-
serkraft, der Geothermie sowie von Biomasse und Biogas raumverträglich ausgebaut 
wird. 

Für die Nutzung von Windenergie geeignete raumbedeutsame Standorte sind zu sichern 
und unter Berücksichtigung der Repowering-Möglichkeiten in den Regionalen Raumord-
nungsprogrammen als Vorranggebiete oder Eignungsgebiete Windenergienutzung fest-
zulegen. 

Mit der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzung durch die Flächennutzungs-
planänderung 72 "Windenergie Lehmden" für die Errichtung von Windenergieanlagen 
innerhalb der Gemeinde Rastede werden die Ziele der LROP-VO 2017 beachtet. 

3.2 Regionales Raumordnungsprogramm 
Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Ammerland aus dem Jahr 
1996 wird der vorliegenden Bauleitplanung zu Grunde gelegt.  

In der zeichnerischen Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms wird das 
Plangebiet als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft, als Vorsorgegebiet für Land-
wirtschaft, aufgrund des hohen, natürlichen, standortgebundenen, landwirtschaftlichen 
Ertragspotenzials sowie als Gebiet zur Verbesserung der Landschaftsstruktur und des 
Naturhaushaltes dargestellt.  
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Im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland werden keine 
Ziele der Raumordnung zum Ausbau oder zur Steuerung der Windenergienutzung defi-
niert. Es ist aber festgelegt, dass Windenergieanlagen unter den Gesichtspunkten der 
Umweltverträglichkeit und sozialen Akzeptanz auf geeignete Standorte zu konzentrieren 
sind. Die Gemeinde Rastede gibt hier, wie auch der Landkreis Ammerland in seinem 
Standortkonzept Windenergie 2013, dem Ziel des LROP-VO, dem Ausbau regenerativer 
Energien den Vorrang vor dem Grundsatz der Raumordnung. 

Zum Aspekt Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft wird im Text zum RROP ausge-
führt, dass diese Darstellung für Gebiete und Landschaftsteile betroffen wurde, die we-
gen ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit eine besondere Bedeutung für das Land-
schaftsbild besitzen oder die wegen ihrer ökologischen Bedeutung für den Naturhaus-
halt und als Lebensraum für die Tier- und Pflanzenwelt wichtige Bereiche darstellen. 
Diese Gebiete sind vor Beeinträchtigungen zu schützen und - soweit erforderlich - durch 
Landschaftsschutzgebietsverordnungen zu sichern, zu pflegen und zu entwickeln. Sie 
erfüllen teilweise die Funktion von ökologischen Puffer- und Entwicklungsflächen für die 
dargestellten Vorranggebiete für Natur und Landschaft. Da es sich hier um ein Vorsor-
gegebiet für Natur und Landschaft und kein Vorranggebiet handelt, unterliegt dieser Be-
lang der Abwägung. Es handelt sich hierbei um einen Grundsatz der Raumordnung, 
nicht um ein Ziel der Raumordnung. 

Da es sich hier um ein Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft und kein Vorranggebiet 
handelt, unterliegt dieser Belang der Abwägung. Es handelt sich hierbei um einen 
Grundsatz der Raumordnung, nicht um ein Ziel der Raumordnung.  

Zum Vorsorgegebiet für Landwirtschaft, aufgrund des hohen, natürlichen, standortge-
bundenen, landwirtschaftlichen Ertragspotenzials ist den textlichen Ausführungen zu 
entnehmen, dass sich in solchen Gebieten raumbeanspruchende Planungen und Maß-
nahmen auf das notwendige Maß beschränken sollen. Unvermeidbare Bodenbeanspru-
chungen sollen im Rahmen von Flurneuordnungsmaßnahmen ausgeglichen werden. 
Dabei sind vorrangig diejenigen Gebiete einer anderen Nutzung zuzuführen, bei denen 
die geringsten Auswirkungen auf Betriebs-, Produktions- und Einkommensstruktur der 
betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe zu erwarten sind. Eine nachhaltige Beeinträch-
tigung der landwirtschaftlichen Standortqualität auf den verbleibenden Flächen ist mög-
lichst auszuschließen. 

Besonders in vorwiegend landwirtschaftlich geprägten Gebieten und Siedlungen müs-
sen immissionsempfindliche Nutzungen ausreichend große Abstände zu entwicklungs-
fähigen landwirtschaftlichen Betrieben einhalten. 

Neben der Aufgabe der Ernährungssicherung der Bevölkerung hat die Landwirtschaft - 
insbesondere in den Vorranggebieten und den Vorsorgegebieten für Natur und Land-
schaft sowie für Grünlandbewirtschaftung, -pflege und –entwicklung - auch Aufgaben 
beim Schutz, der Pflege und der Gestaltung der bäuerlichen Kulturlandschaft zu erfüllen. 
Damit die Landwirtschaft diese Aufgabe auch in Zukunft übernehmen kann, ist die Exis-
tenz einer bäuerlich strukturierten Landwirtschaft im Ammerland dauerhaft zu sichern. 

Die ordnungsgemäße Landbewirtschaftung soll auf die standortbedingte Eigenart und 
den Charakter des jeweiligen Naturraumes Rücksicht nehmen, um die ökologische 
Funktionsfähigkeit der Kulturlandschaft zu erhalten. Dies gilt insbesondere in den Nie-
derungen und Bäkentälern und auf Moorstandorten. 

Im RROP wird im Textteil zu den Gebieten zur Verbesserung der Landschaftsstruktur 
und des Naturhaushaltes ausgeführt, dass die vorhandenen Landschafts- und Biotop-
strukturen zu erhalten, zu pflegen und durch Neupflanzungen zu ergänzen sind. Weiter 
wird ausgeführt, dass hierzu vorzugsweise die im öffentlichen Eigentum stehenden 
Randstreifen von Wegen und Gewässern in Anspruch genommen werden. Zusätzlich 
sind im Bereiche des Rasteder Geestrandes vorzugsweise zur Vergrößerung des Wald-
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anteils vorzusehen. Die planungsrechtliche Vorbereitung eines Windparkstandortes wi-
derspricht den Aussagen nicht grundsätzlich Die genannten Maßnahmen wären den-
noch umsetzbar, wenn auch nicht sinnvoll, da diese für einen Bereich, in dem sich be-
reits in Windpark befindet nicht anbieten. Solche Maßnahmen hätten bei einer Umset-
zung ggf. sogar artenschutzrechtliche Probleme zur Folge. Diese Maßnahmen sollten 
folglich in unbelasteten Räumen vorgesehen werden. Es ist deutlich darauf hinzuweisen, 
dass es sich um einen Bereich der Gemeinde Rastede handelt, für den eine Vorbelas-
tung durch den bestehenden Windpark besteht. Es handelt sich somit nicht um eine 
vollständige Neuinanspruchnahme dieses Gemeindegebietes, sondern um eine pla-
nungsrechltiche Erweiterung einer bereits bestehenden Nutzung. Die Gemeinde gibt in 
diesem Bereich des Gemeindegebietes der Schaffung der planungsrechtlichen Voraus-
setzung für die Errichtung von Windenergieanlagen den Vorzug vor den angestrebten 
Maßnahmen des RROP für diesen Bereich. 

Die planungsrechtliche Vorbereitung eines Windparkstandortes widerspricht der ge-
troffenen Darstellung eines Vorsorgegebietes für Landwirtschaft, aufgrund des hohen, 
natürlichen, standortgebundenen, landwirtschaftlichen Ertragspotenzials nicht. Die vor-
handene landwirtschaftliche Nutzung wird durch die Errichtung von Windenergieanlagen 
sowie deren zugehörige Infrastruktureinrichtungen nicht in dem Maße gestört, dass eine 
landwirtschaftliche Nutzung unmöglich wird. Eine landwirtschaftliche Nutzung der Flä-
chen um die Fundamente der Windenergieanlagen ist auch zukünftig möglich.  

Die vorliegende Planung der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmden“ widerspricht den Zielen des RROP nicht. Außerdem muss hier auch berück-
sichtigt werden, dass es sich bei dem Planbereich um einen durch Windenergieanlagen 
vorgeprägten Bereich handelt. Die ursprüngliche bäuerliche Kulturlandschaft wurde be-
reits mit der Errichtung der vorhandenen Anlagen verändert. Folglich ist die Planung mit 
den Zielen der Raumordnung gem. § 1 (4) BauGB vereinbar. 

3.3 Standortkonzept Windenergie 2013 
Durch das Büro NWP aus Oldenburg wurde für den Landkreis Ammerland das Stand-
ortkonzept Windenergie 2013 erarbeitet. Ziel dieser Studie war es, im Landkreis Am-
merland für Windenergienutzung geeignete Flächen zu identifizieren. 

Hierzu wurden für den gesamten Landkreis „harte“ und „weiche“ Tabuzonen für die 
Windenergienutzung dargestellt. Die in Betracht kommenden Flächen (Potenzialflä-
chen) wurden in Karten festgehalten. Anschließend fand eine Ermittlung der nach Abzug 
der „harten“ und „weichen“ Tabuzonen verbleibenden Potenzialflächen, Bewertung die-
ser im Hinblick auf Positivkriterien und potenzielle Konfliktlagen bei einer Realisierung 
und Betrieb von WEA statt. Eine detaillierte Darstellung der Flächenermittlung und der 
angesetzten Kriterien ist dem Standortkonzept Windenergie 2013 zu entnehmen.  

Für die Gemeinde Rastede wurden die Flächen „Ipwegermoor“, „Delfshausen“ und 
„Lehmden“ identifiziert. Der Standort „Lehmden“ wurde im Rahmen des Standortkon-
zepts bestätigt, hier befindet sich bereits heute in Windpark, der repowert und erweitert 
werden könnte. Eine genauere Betrachtung der Flächen „Ipwegermoor“ zeigt, dass die-
ser Bereich aufgrund der hohen Bedeutung für die Vogelwelt für eine Windenergienut-
zung nicht herangezogen werden sollten, bzw. herangezogen werden kann. 

Im Standortkonzept Windenergie 2013 ist die Fläche „Lehmden“ als einer von drei po-
tenziellen Standorten mit der besten Eignung identifiziert. Weiter wird zu der Fläche aus-
geführt, dass die Beurteilung weiterer Anlagenplanungen detaillierte Untersuchungen zu 
vorkommenden Vogelarten erfordert. Zur Berücksichtigung der Belange des Fleder-
mausschutzes bietet sich ein Gondelmonitoring an den bestehenden Anlagen an. Die 
genannten Themen werden im Rahmen des Umweltberichts im groben behandelt. Eine 
detaillierte Beurteilung der Sachverhalte kann erst auf Ebene der konkreten Anlagen-
standortplanung erfolgen. 
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Die Gemeinde Rastede hat zur genaueren Betrachtung der in Rastede ermittelten Po-
tenzialflächen das Planungsbüro Diekmann & Mosebach beauftragt, für das Gemeinde-
gebiet eine Standortpotenzialstudie für Windparks durchzuführen. Diese Studie liegt seit 
dem Frühjahr 2016 vor. Die Herangehensweise und die Ergebnisse werden im folgen-
den Kapitel ebenfalls erläutert. 

3.4 Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede  
Die Standortwahl zur bauleitplanerischen Vorbereitung eines weiteren Windparks im 
Gemeindegebiet von Rastede im Rahmen der 72. Änderung des Flächennutzungspla-
nes „Windenergie Lehmden“ erfolgt auf Grundlage der Standortempfehlungen der 
„Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede“ (Diekmann & 
Mosebach, März 2016 und Aktualisierung Oktober 2016) die anlässlich der regional an-
haltenden Nachfrage nach neuen Standorten für die Erschließung von Windparks erar-
beitet wurde. 

Hinweis: 

Die inhaltliche Aktualisierung der Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der 
Gemeinde Rastede erfolgte ausschließlich in Bezug auf den das Urteil des OVG Lüne-
burg 12 KN 64/14 vom 23.06.2016, – hier die Bewertung der Vorranggebiete für Natur- 
und Landschaft, Erholung und Rohstoffsicherung aus dem Regionalen Raumordnungs-
programm des Landkreises Ammerland. Das OVG kommt u. a. in seinem Urteil zum 
Ergebnis, dass Vorranggebiete der Regionalplanung (Regionales Raumordnungspro-
gramm) nicht pauschal als hartes Ausschlusskriterium (Ausschlussfläche / Tabuzone) 
gewertet werden können. Vielmehr sind sowohl der Inhalt des Ziels der Raumordnung 
als auch die nachgeordnete Frage, auf welchen Flächen die Windenergie unter Berück-
sichtigung des Ziels der Raumordnung ausgeschlossen ist, durch den Plangeber zu prü-
fen. 

Wie im vorherigen Kapitel dargestellt, wurden durch das Standortkonzept Windenergie 
2013 für den Landkreis Ammerland für das Gemeindegebiet von Rastede drei Potenzi-
alflächen für die Errichtung von Windparks ermittelt. Bei der Ermittlung der Flächen 
wurde als Referenzgröße für die Standortbeurteilung im Sinne der Konzentrationswir-
kung und zur optimalen Nutzung der sich aufzeigenden Flächenpotenziale von leis-
tungsstarken Anlagen mit Gesamthöhe von 200 m ausgegangen. Im Ergebnis konnten 
für das Gemeindegebiet Rastede die drei genannten potenziellen Standorte für die 
Windenergiegewinnung herausgestellt werden. 

Im Rahmen des Standortkonzeptes Windenergie 2013 (LK Ammerland) wird darauf hin-
gewiesen, dass sich größere Flächenpotenziale bei der Annahme geringerer Gesamt-
höhen von Windenergieanlagen ergeben. Da die Gemeinde Rastede über die im Stand-
ortkonzept herausgefilterten Eignungsräume weitere leistungsfähige Standorte für die 
Windenergienutzung herausstellen möchte, wurde in der gemeindeeigenen Standortpo-
tenzialstudie eine Gesamthöhe von Windenergieanlagen von bis zu 150 m zugrunde 
gelegt. Mit Windenergieanlagen lässt sich grundsätzlich in wirtschaftlich tragfähiger 
Weise regenerativer Strom erzeugen. Die Beschränkung auf 150 m Gesamthöhe ver-
bindet die Belange, auf der einen Seite viel Strom zu gewinnen und auf der anderen 
Seite das Wohnen und die Landschaft, welche in der Gemeinde Rastede geprägt ist 
durch den reizvollen Wechsel bewaldeter Geestrücken sowie wertvoller Moorflächen, 
vor starker Überprägung zu schützen. 

Im Rahmen der Standortpotenzialstudie wurden unter Berücksichtigung „harter“ und 
„weicher“ Tabuzonen und einem dokumentierten Abwägungsprozess trotz vorherr-
schender Flächenrestriktionen und raumbedeutsamer Belange insgesamt fünf Potenzi-
alflächen ermittelt., die sich hinsichtlich der Windenergienutzung aufgrund der Flächen-
größe und der betroffenen Belange in unterschiedlicher Weise eignen und entsprechend 
bewertet wurden. Es handelt sich im Einzelnen um folgende Flächen im Gemeindege-
biet: 
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 Potenzialfläche 1 „Rastede Nord“ 

 Potenzialfläche 2 „Bekhausen Nord“ 

 Potenzialfläche 3 „Delfshausen“ 

 Potenzialfläche 4 „Liethe“ 

 Potenzialfläche 5 „Ipweger Moor“ 

 

Grundsätzlich kann sich die Gemeinde Rastede auf Basis der Standortpotenzialstudie 
vorstellen, für die Potenzialflächen 1-4 die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung von Windenergieanlagen zu schaffen. Die Studie kommt für die genannten 
Flächen zu folgenden Ergebnissen: 

Potenzialfläche 4: Aufgrund der wenigen Raumwiderstände innerhalb der Potenzialflä-
che lässt sich an dieser Stelle eine Erweiterung des vorhandenen Windparks, ggf. in 
Verbindung mit einem sog. Repowering der bestehenden Anlagen, empfehlen. 

Potenzialflächen 1-3: Aufgrund der mittleren Empfindlichkeit des Raumes bezüglich ei-
ner Windenergiegewinnung ist zunächst von einer Eignung des Raumes für die Errich-
tung von WEA auszugehen. 

Die Potenzialfläche 5 weist eine hohe bzw. überwiegend sogar sehr hohe Empfindlich-
keit bezüglich einer Windenergienutzung auf. Die Flächen werden aufgrund der Wertig-
keit für Natur und Landschaft sowie insbesondere der hohen Bedeutung für die Avifauna 
nicht für eine Windparknutzung herangezogen. 

Bei allen Potenzialflächen müssen grundsätzlich einige Belange vor der Festlegung als 
Windparkfläche im Laufe eines folgenden Bauleitplan- und Genehmigungsverfahrens 
genauer überprüft bzw. abgeklärt werden. Hierzu zählen z. B. die artenschutzrechtlichen 
Belange gemäß § 44 BNatSchG, Belange der archäologischen Denkmalpflege oder 
auch erschließungstechnische Anforderungen etc.. 

Im Rahmen der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ soll 
nun die Potenzialfläche 4 laut Ratsbeschluss der Gemeinde Rastede für die Windener-
gienutzung in Anspruch genommen werden. Der Bestehende Windpark soll auf diese 
Weise erweitert werden. 

Auf Ebene von verbindlichen Bauleitplanungen müssen auf der konkreten Vorhaben-
ebene alle mit dem Vorhaben in Zusammenhang stehenden, möglichen Beeinträchti-
gungen von relevanten Arten (Pflanzen und Tiere) und weiteren Schutzgütern (z.B. 
Mensch, Landschaftsbild) beschrieben und bewertet werden. Soweit erforderlich müs-
sen Maßnahmen zur Vermeidung sowie Maßnahmen zur Kompensation von nichtver-
meidbaren Beeinträchtigungen festgelegt werden. Hinsichtlich der umweltrelevanten 
Auswirkungen der Flächennutzungsplanänderung sind im Rahmen eines Umweltbe-
richts in groben Zügen dargestellt worden. 

Hinweis: 

Im Zuge der Bauleitplanung hat ein Abgleich der Flächen aus der Standortpotenzialstu-
die und denen aus der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung stattgefunden. Im 
Bereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes kommt es zu kleineren Abwei-
chungen zwischen der Potenzialfläche und des Geltungsbereiches der Flächennut-
zungsplanänderung, was daran liegt, dass auf Ebene der Potenzialstudie eine Karten-
grundlage in einem sehr großen und somit groben Maßstab verwendet wurde. Die Kri-
terien der Studie wurden auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung, bei der Abgren-
zung des Geltungsbereiches verwendet. Auf Basis einer detaillierteren Plangrundlage 
wurde so der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung erstellt. 
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3.5 Substanzieller Raum für die Windenergie 
Die Gemeinde ist dazu verpflichtet zu überprüfen, ob sie mit den ausgewählten Flächen 
der Windenergie substanziell Raum eingeräumt hat. Bei dieser Überprüfung gibt es 
keine festen Richtwerte wie z. B. einen bestimmten Flächenanteil am Gemeindegebiet 
oder eine gewissen Zahl von möglichen Windenergieanlagen im Gemeindegebiet. Es 
handelt sich bei dieser Überprüfung immer um eine Einzelfallbetrachtung, bei der nicht 
nur quantitative, sondern auch qualitative Aspekte zu berücksichtigen sind (BVerwG 4 
C 15.01, BVerwG 4 C 7.09, BVerwG 4 CN 1.11). 

Die Beurteilung erfolgt anhand der folgenden Parameter: 

 Relation zur Größe des Planungsraums  

 Relation zu Potenzialflächen nach Abzug der harten Kriterien sowie Relation zu 
Potenzialflächen nach Abzug der harten und weichen Kriterien  

 Vergleich mit bestehenden Ausbauzielen und Richtwerten  

3.5.1 Relation zur Größe des Planungsraums und zu den verbleibenden Flächen 
nach Abzug harter und weicher Ausschlussflächen 
Die folgende Tabellen geben einen Überblick zu den Flächenrelationen und stellen den 
Anteilen der Potenzialflächen an der Gemeindefläche (Planungsraum) sowie an den 
Flächen, die nach Abzug ausschließlich harter sowie demgegenüber harter und weicher 
Ausschlussflächen übrig bleiben, dar. 

Die Gemeindefläche hat eine Größe von 12.300 ha. Nach Abzug harter Ausschlussflä-
chen (entsprechend der Bewertung der vorliegenden Standortpotenzialstudie) verbleibt 
eine Fläche von 2.704 ha, was einem Anteil von rund 22 % der gesamten Gemeindeflä-
che entspricht. Die harten Ausschlussflächen sind im Fall der Gemeinde Rastede über-
wiegend durch Abstände zu Wohnbebauung (Wohnbauflächen, Wohnhäuser im Außen-
bereich etc.) bedingt.  

Tabelle 1: Darstellung von Flächenanteilen und Relationen 

 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                
1 Gemeinde Rastede (1998): Begründung zur 12. Flächennutzungsplanänderung 

 
Fläche Anteil an Ge-

meindefläche 
(12.300 ha) 

Anteil an verbleibende 
Fläche nach Aus-
schluss harter Aus-
schlussflächen  

verbleibende Fläche nach 
Ausschluss harter Aus-
schlussflächen 

2.704 ha 22% 100 % 

Gesamtflächensumme nach 
Abzug harter und weicher 
Ausschlussflächen sowie 
kleiner oder ungünstig ge-
schnittener Flächen (Kleinst-
flächen), die keine Konzent-
rationswirkung zulassen ( 
Potenzialflächen)  

191,9 ha 1,6 % 7,1 % 

Fläche des bestehenden 
Windparks "Liethe"1  27 ha 0,2 % 1 % 

Flächengröße aller Potenzial-
flächen + bestehender Wind-
park  

218,9 ha 1,8 % 8,1 % 
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Wie in der Standortpotenzialstudie für Windparks in der Gemeinde Rastede in Kapi-
tel 7.5 dargestellt wird, sollte die Potenzialfläche 5 „Ipweger Moor“ aufgrund der hohen 
Bedeutung für Natur und Landschaft sowie für die Avifauna und einer daraus resultie-
renden sehr hohen Empfindlichkeit der Potenzialfläche, nicht für die Errichtung von WEA 
herangezogen werden. In der nachfolgenden Tabelle wird das Flächenpotenzial der 
restlichen Potenzialflächen 1-4 dargestellt. 

Tabelle 2: Betrachtung für Potenzialfläche 1-4 inkl. vorhandenen Windpark "Liethe" 
 

Fläche Anteil an Ge-
meindefläche 
(12.300 ha) 

Anteil an verbleibende 
Fläche nach Aus-
schluss harter Aus-
schlussflächen  

Potenzialflächen 1-4 inkl. 
Windpark 

115,2 ha 0,9 % 4,3 % 

 

Durch die zusätzliche Ausweisung neuer Standorte kann die Gemeinde Rastede somit 
max. 4,3 % der nach Abzug der harten Ausschlussflächen übrig bleibenden Gemeinde-
fläche der Windenergie zur Verfügung stellen (s. Tabelle:1 und 2). 

3.5.2 Vergleich mit bestehenden Ausbauzielen und Richtwerten  
Die Anforderung, der Windenergienutzung substanziell Raum zu geben kann auch unter 
dem Gesichtspunkt betrachtet werden, einen angemessenen Beitrag zu bestehenden 
Ausbauzielen erzielen zu können. 

Für Niedersachsen kann der vom niedersächsischen Ministerium für Umwelt, Energie 
und Klimaschutz in Zusammenarbeit mit weiteren Ministerien erarbeitete Windenergie-
erlass als Richtschnur für die landesweit gültigen Ausbauziele herangezogen werden.2 

Gemäß Windenergieerlass will das Land Niedersachsen den Anteil der Nutzung erneu-
erbarer Energien schrittweise auf 100% erhöhen. Aus diesem Grund sollen bis 2050 
mindestens 20 Gigawatt Windenergieleistung in Niedersachsen errichtet werden kön-
nen. Im Windenergieerlass heißt es hierzu: "Für die Träger der Regionalplanung und 
Gemeinden bedeutet dies, dass sie mindestens 7,35 % ihrer jeweiligen Potenzialfläche 
(…) als Vorranggebiete für die Windenergienutzung vorsehen müssten. Dabei sind pla-
nerisch bereits ausgewiesene Flächen für die Windenergienutzung einzurechnen." Die 
Potenzialfläche definiert sich in diesem Fall als Planungsraum abzüglich der harten 
Tabuzonen, der FFH-Gebiete und Waldflächen sowie von Industrie- und Gewerbege-
bietsflächen. Da die Waldflächen im Rahmen der vorliegenden Standortpotenzialfläche 
nicht als hartes Ausschlusskriterium gewertet wurden, erfolgt eine entsprechende Be-
rücksichtigung in der nachfolgenden Tabelle. 

 

 

 

 

 

                                                
2 Gemeinsamer  Runderlass' des niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Kli-
maschutz (MU), niedersächsische Ministerien für Wirtschaft und Verkehr (MW), Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (ML), Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (MS) und 
Inneres und Sport (MI) -  Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen an Land in Nie-
dersachsen und Hinweise für die Zielsetzung und Anwendung (Windenergieerlass). 24.02.2016. 
 



Begründung zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanes                                                               11 

 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

Tabelle 3: Darstellung von Flächenanteilen und Relationen unter Beachtung der Kriterien 
gem. WEA-Erlass Nds  

 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Durch die zusätzliche Ausweisung neuer Standorte kann die Gemeinde Rastede max. 
4,8 % der nach Abzug der harten Ausschlussflächen übrig bleibenden Gemeindefläche 
der Windenergie zur Verfügung stellen (s. Tabelle: 3).  

Der bezogen auf die verschiedenen Landkreise und Regionen in Niedersachsen regio-
nalisierte Flächenansatz weist für den Landkreis Ammerland einen Bedarf von 0,59 % 
der Landkreisfläche aus, der zur Erreichung der Ziele der Windenergie zur Verfügung 
gestellt werden sollte. Diese Angaben entfalten jedoch keine Rechtsverbindlichkeit son-
dern sollen lediglich der Orientierung der Planungsträger dienen.  

Anhand Tabelle 1 ist erkennbar, dass die Gemeinde Rastede mit ca. 0,16 % der Land-
kreisfläche, etwas über ein Viertel des gemäß WEA-Erlass Nds. (Stand 24.02.2016) 
empfohlenen Flächenanteils des Landkreises (0,59 %) für die Windenergienutzung zur 
Verfügung stellt. 

3.6 Dorfentwicklung Rastede-Nord 
Die Gemeinde Rastede hat im September 2016 den Dorferneuerungsbericht „Dorfent-
wicklung Rastede-Nord“ verabschiedet. Die Inhalte werden hier im Einzelnen nicht wei-
ter dargestellt, aber der Bogen zwischen Dorfentwicklung und Windenergie gespannt. 

Im Rahmen der Dorfentwicklungsplanung erfolgt unter dem Projekt Nr. 63 der Hinweis 
auf die Standortpotenzialstudie für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede mit 
Stand vom 14.03.2016. Diese wurde unabhängig von der Dorfentwicklungsplanung für 
das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Rastede erstellt und im März 2016 bereits 
der Öffentlichkeit im Rahmen der öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Bau, Pla-
nung, Umwelt und Straßen vorgestellt. 

Durch die einheitliche Untersuchung des gesamten Gemeindegebietes entspricht die 
Gemeinde Rastede den Vorgaben der Bundesregierung und den regionalplanerischen 
Vorgaben und Erfordernissen zur Energiewende. In diesem Rahmen wurde geprüft, in 
wie weit substantiell Raum für die Windenergie zur Verfügung gestellt werden kann. Die 
genaue einheitliche Vorgehensweise kann in der Studie nachgelesen werden. Die in der 
Studie als Ergebnis ermittelten Flächen, die in der Dorfentwicklungsplanung dargestellt 

 

Fläche 
Anteil an Ge-
meindefläche 
(12.300 ha) 

Anteil an Land-
kreisfläche  
(73.004,1 ha) 

Anteil an ver-
bleibende 
Fläche nach 
Ausschluss 
harter Aus-
schlussflä-
chen inkl. 
Wald 

verbleibende Flä-
che nach Aus-
schluss harter 
Ausschlussflä-
chen inkl. Wald 

2.376 ha 19,3% 3,2 % 100 % 

Flächengröße al-
ler Potenzialflä-
chen + bestehen-
der Windpark  

218,9 ha 1,8 % 0,3 % 9,2 % 

Potenzialflä-
chen 1-4 inkl. 
Windpark 

115,2 ha 0,9 % 0,16 % 4,8 % 
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werden, sind die einzigen Flächen, die nach Abzug aller nicht geeigneten Flächen für 
die Windenergienutzung in Frage kommen. Es haben insgesamt mehrere Informations-
veranstaltungen zur Windenergie in Rastede stattgefunden. Der Ausbau der Windener-
gie war mehrfach Thema in öffentlichen Sitzungen der Gemeinde Rastede. Das Thema 
wurde auch im Rahmen der Arbeitskreissitzungen der Dorfentwicklung wiederholend 
besprochen. Bevor die Gemeinde Rastede eine Standortpotenzialstudie für das ge-
samte Gemeindegebiet erarbeiten lies, wurden bereits mögliche Eignungsräume für 
Windenergie auf regionalplanerischer Ebene untersucht (siehe Windkraftstudie des 
Landkreises Ammerland). Diese kommt zu ähnlichen Ergebnissen. Daher sind die ge-
eigneten Flächen nicht neu und waren bereits bei Erarbeitung der „Dorfentwicklung 
Rastede-Nord“ bekannt. 

Die Richtlinie zur aktuellen Förderperiode der Dorfentwicklungsplanung sieht außerdem 
vor, im Rahmen der Planungen zu prüfen, in wie weit in der Dorfregion Flächen für er-
neuerbare Energien bereitgestellt werden können. Dies ist im Fall der Gemeinde 
Rastede nicht gesondert auf Ebene der Dorferneuerung erfolgt, sondern bereits auf 
Ebene der davon unabhängigen Studie für Windenergie für das gesamte Gemeindege-
biet. 

In der „Dorferneuerung Rastede-Nord“ heißt es zum Projekt Nr. 63: „Die dargestellten 
Flächen für die Errichtung von Windenergieanlagen werden auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung geprüft. Hierbei sind die Grundsätze der Bauleitplanung, insbesondere 
die Erforderlichkeit und die nachhaltige städtebauliche Entwicklung zu berücksichtigen. 
Die Belange aus der Dorfentwicklung Rastede-Nord sollten ebenfalls auf Ebene der 
Bauleitplanung Berücksichtigung finden. Durch die Nutzung vorhandener Anlagenstand-
orte sollen weitere Beeinträchtigungen vermieden sowie die nachhaltige Nutzung vor-
handener Investitionen in die Raumstruktur sichergestellt werden. Der Arbeitskreis plä-
diert dafür, dass künftig nicht die Erschließung neuer Flächen im Vordergrund stehen 
soll, sondern vielmehr die effektive Nutzung planerisch abgestimmter Flächen durch 
Repowering-Maßnahmen. Vorrangig soll der vorhandene Windpark in Liethe in Bezug 
auf mögliche Kapazitätserweiterungen geprüft werden. Erst dann sollte die Ausweisung 
neuer Flächen für die Errichtung von Windenergieanlagen im Bereich Rastede – Nord 
in Betracht gezogen werden. 

Insgesamt ist in der Dorfregion Rastede-Nord ein nicht unbeträchtliches Potenzial zum 
Ausbau der Windenergie und damit der Beteiligung an der Energiewende gegeben, dass 
es für die Zukunft zu nutzen gilt.“ 

Den Forderungen des Arbeitskreises wird dahingehend gefolgt, dass durch die hier vor-
liegende 72. Änderung des Flächennutzungsplanes, ein Repowering bzw. sogar eine 
Erweiterung des bestehenden Windparks planungsrechtlich vorbereitet wird. 

Neben diesem angestrebten Repowering (Potenzialfläche 4), möchte die Gemeinde 
Rastede alle anderen in Frage kommenden Flächen (Potenzialflächen 1-3) planungs-
rechtlich für die Windenergienutzung vorbereiten. Die Gemeinde hat sich auch ent-
schlossen dies im Rahmen der Änderungen Nr. 70 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ 
und Nr. 71 „Windenergie Lehmdermoor zu tun. Alle diese genannten Änderungen des 
Flächennutzungsplanes befinden sich in Aufstellung. Ziel der Gemeinde ist es, alle Plan-
verfahren möglichst gleichzeitig zum Abschluss zu bringen. 

Das mit der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes verfolgten Ziel, der Steuerung 
der Windenergie im Gebiet der Gemeinde Rastede, steht den Zielen der „Dornerneue-
rung Rastede-Nord“ nicht entgegen. Vielmehr ist die Energiewende als ein Ziel der Dorf-
erneuerung bereits im Arbeitsprozess zur Erstellung der „Dornerneuerung Rastede-
Nord“ deutlich herausgearbeitet und das vorhandene Flächenpotenzial für die Wind-
energie erkannt worden. Der Gemeinde ist hierbei Bewusst, dass Windenergieanlagen 
zu einer Veränderung der Landschaft beitragen können. Die mit der Windenergie ver-
bundenen Eingriffe werden im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ermittelt und 
entsprechend der gesetzlichen Vorgaben bewertet und kompensiert. 



Begründung zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanes                                                               13 

 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

3.7 Vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung 
Für den Geltungsbereich der vorliegenden 72. Änderung des Flächennutzungsplanes 
gelten die Darstellungen des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Rastede Stand 18.06.1993 (im Folgenden FNP 1993), sowie der 12. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes aus dem Jahr 1998. Die Darstellungen der 12. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes gelten für den Bereich des bestehenden Windparks „Liethe“ und 
somit für einen Großteil der hier vorliegenden 72. Änderung des Flächennutzungspla-
nes. In dieser 12. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde ein Sonstiges Sonder-
gebiet für Windenergieanlagen mit einer Höhenbegrenzung von maximal 99,9 m über 
Geländehöhe textlich dargestellt. Außerdem wird das Sonstige Sondergebiet überla-
gernd als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Die Rehorner Bäke ist in ihrem Be-
stand dargestellt, geplante und vorhandene Erdgas- und Wasserleitungen sind als un-
terirdische Leitungen dargestellt. 

Im wirksamen Flächennutzungsplan ist zudem textlich dargestellt, dass außerhalb des 
dargestellten Sonstigen Sondergebietes im Geltungsbereich des Flächennutzungsplans 
der Gemeinde Rastede keine weiteren Windenergieanlagen gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 2 
bis 6 BauGB zulässig sind. Dies betrifft sowohl Windparks als auch Einzelanlagen. 
 
Für die Bereiche, außerhalb der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes, welche nun 
auch für eine Windenergienutzung planungsrechtlich vorbereitet werden sollen, gelten 
die Darstellungen des rechtswirksamen FNP 1993. Hierin werden diese Flächen, abge-
sehen von einer kleinen Waldfläche, als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Gemäß § 5 Absatz 4 a Satz 2 BauGB werden Flächen im Geltungsbereich der 72. Än-
derung des Flächennutzungsplans als Risikogebiet im Sinne des § 73 Absatz 1 Satz 1 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vermerkt." 

Für das Plangebiet liegt der verbindliche Bebauungsplan Nr. 64 „Sondergebiet Wind-
energie“ vor. Dieser Bebauungsplan setzt in dem durch die 72. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ überlagerten Bereich Baufelder für insgesamt 
acht Windenergieanlagen fest. Die Höhe der zulässigen Windenergieanlagen wird auf 
maximal 100 m über bestehenden Gelände festgesetzt. Weiter werden Flächen für die 
Landwirtschaft und Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 
64 und die Darstellungen der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmden“ sind miteinander vereinbar.  

4.0 ÖFFENTLICHE BELANGE 

4.1 Belange von Natur und Landschaft 
Auf Basis der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ kön-
nen z. B. verbindliche Bebauungspläne erarbeitet werden. Im Rahmen der konkreten 
Planung für das gesamte Gebiet, oder Teilräume, muss gem. § 2 (4) Satz 1 BauGB i. V. 
m. § 2a Nr. 2 BauGB ein Umweltbericht mit einer umfassenden Beschreibung und Be-
wertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen für das jeweilige Planvorhaben er-
folgen. 

Auf Eben der vorbereitenden Bauleitplanung durch diese 72. Änderung des Flächennut-
zungsplanes erfolgt eine grobe Darstellung, der mit dieser Änderung des Flächennut-
zungsplanes möglicherweise verbundenen Umweltauswirkungen. Eine konkrete Dar-
stellung ist erst dann möglich, wenn die Zahl der Anlagen, die Anlagentypen (Höhe der 
Anlage, Rotordurchmesser etc.), die Anlagenstandorte und die zugehörigen Zuwegun-
gen feststehen. 

Die umweltbezogenen Auswirkungen des Planvorhabens werden im Umweltbericht 
gem. § 2a BauGB dokumentiert. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der 
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Begründung und ist den Unterlagen als Teil II der Begründung enthalten (vgl. § 2a Satz 
3 BauGB). 

4.2 Belange des Denkmalschutzes 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege zu beachten. Während der frühzeitigen Beteiligung 
hat das Niedersächsische Landesamt für Denkmalpflege darauf aufmerksam gemacht, 
dass in etwa an dem geplanten Standort der WEA 2, bezogen auf den vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 13 „Windenergie Lehmden“, in der Vergangenheit ein so-
genannter Hortfund geborgen worden ist. Dieser bestand unter anderem aus zwei Bron-
zehalsringen und Bernsteinperlen aus der Jüngeren Bronzezeit / Ältere Eisenzeit 
(Rastede, FStNr. 88). Es muss folglich mit weiteren archäologischen Funden und Be-
funden gerechnet werden, bei denen es sich um Bodendenkmale handelt, die durch das 
Niedersächsische Denkmalschutzgesetz geschützt sind. Sämtliche Erdarbeiten in die-
sem Bereich bedürfen einer denkmalrechtlichen Genehmigung (§13 NDSchG), die-se 
kann verwehrt werden oder mit Auflagen verbunden sein. 

Für den Aushub der Baugrube zu WEA 2 ergeben sich daraus folgende denkmalpflege-
rische Notwendigkeiten, welche im Rahmen der Ausführungsplanung zu berücksichti-
gen sind: 

 Planung und Durchführung der Baumaßnahme müssen in enger zeitlicher und 
organisatorischer Absprache mit den Denkmalbehörden erfolgen, damit die ar-
chäologische Begleitung der Erdarbeiten sichergestellt ist.  

 Der Bodenaushub hat im Beisein und nach den Maßgaben der entsprechenden 
archäologischen Fachleute zu erfolgen.  

 Anschließend ist den Fachleuten ausreichend Zeit für die Dokumentation und 
Bergung der ggf. angetroffenen Befunde und Funde einzuräumen.  

 Erst nachdem die Fläche von der archäologischen Denkmalpflege freigegeben 
wurde, können die Bauarbeiten dort fortgesetzt werden. 

 Entstehende Kosten für Personal- und Maschineneinsatz können nicht von der 
Archäologischen Denkmalpflege getragen werden. 

Zusätzlich wird in den Planunterlagen nachrichtlich auf die Meldepflicht von ur- und früh-
geschichtlichen Bodenfunden im Zuge von Bauausführungen mit folgendem Text hinge-
wiesen: 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 
(das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie 
auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 
Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes 
(NDSchG) meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde 
des Landkreises Ammerland oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmal-
pflege – Referat Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441/799-
2120 unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Ar-
beiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des 
NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, 
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher 
die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

4.3 Belange des Bodenschutzes / Altablagerungen / Kampfmittel 
Im Rahmen des Altlastenprogramms des Landes Niedersachsen haben die Landkreise 
gezielte Nachermittlungen über Altablagerungen innerhalb ihrer Grenzen durchgeführt 
und entsprechendes Datenmaterial gesammelt. Dieses wurde vom Niedersächsischen 
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Landesamt für Wasser und Abfall (NLWA) bewertet. Altlasten: Altablagerungen sind 
nach Aktenlage im Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplans keine 
bekannt. Sollten sich bei der weiteren Planung und den Erschließungsarbeiten Hinweise 
auf Altablagerungen ergeben, ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde des Landkrei-
ses Ammerland zu informieren. 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten weitere Hinweise auf Altablagerungen 
zutage treten, so ist unverzüglich die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Am-
merland zu benachrichtigen. 

Grundsätzlich sind bei geplanten Baumaßnahmen oder Erdarbeiten die Vorschriften des 
vorsorgenden Bodenschutzes zu beachten, d. h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat 
sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. 
Grundstückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von 
ihrem Grundstück drohenden schädlichen Bodenveränderung zu ergreifen (Grundpflich-
ten gem. § 4 BBodSchG). 

4.4 Belange des Immissionsschutzes 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind die mit der Planung verbundenen, unterschiedli-
chen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so dass Konfliktsituatio-
nen vermieden und die städtebauliche Ordnung sichergestellt wird. Es sind die allge-
meinen Anforderungen und die Belange des Umweltschutzes gem. § 1 (6) Nr. 1 BauGB 
zu beachten. Schädliche Umwelteinwirkungen sind bei der Planung nach Möglichkeit zu 
vermeiden (§ 50 BImSchG). Die mit dem Planvorhaben verfolgte Nutzung von Wind-
energieanlagen ist allgemein mit Emissionsentwicklungen verbunden. Neben den Be-
triebsgeräuschen (Schallentwicklung) ist durch die rotierenden Anlagen mit Schatten-
wurf zu rechnen, der sich beeinträchtigend auf den Menschen auswirken kann. Da es 
sich bei der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“, um 
eine vorbereitende Bauleitplanung handelt und die geplanten Anlagentypen und Anla-
genstandorte auf dieser eben noch nicht feststehen, muss eine Beurteilung und Berück-
sichtigung von Schall und Schatten im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
im Rahmen des Bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens erfol-
gen. 

4.5 Belange der Luftfahrt 
Bei Bauhöhen von über 100 m über Grund wird generell eine Tag/Nacht-Kennzeichnung 
als Luftfahrthindernis sowohl für den militärischen als auch für den zivilen Flugbetrieb 
gemäß der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von Luftfahrt-
hindernissen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen in der 
aktuell gültigen Fassung notwendig. Nach § 14 i. V. m. § 31 und § 12 Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG) bedürfen die Anlagen zudem der Erteilung einer Genehmigung durch die zu-
ständige Luftfahrtbehörde. Die Anforderungen der militärischen und zivilen Luftfahrt an 
die Kennzeichnungs- und Genehmigungspflicht der geplanten Windenergieanlagen 
werden im Rahmen des BImSch - Genehmigungsverfahrens berücksichtigt.  

4.6 Belange des Richtfunks 
Innerhalb des Plangebietes verlaufen mehrere Richtfunktrassen, welche nachrichtlich 
im Plan dargestellt werden. 

Die konkreten Anlagenstandorte der geplanten Windenergieanlagen müssen auf Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung und im Rahmen des BImSch-Verfahrens diese Richt-
funktrassen berücksichtigen, so dass es zu keinen unzulässigen Beeinträchtigungen 
dieser Trassen kommt. 
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5.0 INHALT DER 72. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES  
„WINDENERGIE LEHMDEN“ 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
Entsprechend dem beschriebenen Planungsziel und den Standortempfehlungen der zu-
grundeliegenden Standortpotenzialstudie beabsichtigt die Gemeinde Rastede, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für eine raumverträgliche Nutzung von Windener-
gieanlagen zu schaffen und bereitet hierfür im nördlichen Gemeindegebiet, östlich der 
Ortschaft Lehmden eine geeignete und durch Windenergieanlagen bereits vorgeprägte 
Fläche für Windenergienutzungen vor. 

Der ausgewählte Standort befindet sich zum Teil im Außenbereich gem. § 35 BauGB 
außerhalb der im Flächennutzungsplan bereits dargestellten Sonderbaufläche für Wind-
energie (12. Änderung des Flächennutzungsplanes „Liethe“, 1998). Da aufgrund einer 
gemeindlichen Ausschlusswirkung die Neuerrichtung von Windenergieanlagen außer-
halb dieser Sonderbauflächen der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes unzulässig 
ist, bedarf es einer Änderung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes. Der bislang 
überwiegend als Fläche für die Landwirtschaft, dargestellte Änderungsbereich wird da-
her im Weiteren als Sonderbaufläche (S) mit der Zweckbestimmung Windenergie (S 
WEA) gemäß § 1 (2) Nr. 11 Baunutzungsverordnung (BauNVO) dargestellt. Innerhalb 
dieser Fläche ist die Installation von Windenergieanlagen zulässig. 

Der Ausschluss für das übrige Gemeindegebiet bleibt bestehen. Im Zuge der 72. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ wird durch textliche Darstel-
lung erneut eine Ausschlusswirkung nach § 35 (3) Satz 3 BauGB für das übrige Gemein-
degebiet festgelegt. Demnach sind außerhalb der bisher dargestellten Sonderbaufläche 
für die Windenergienutzung (SO Windenergie), der im Rahmen der 72. Flächennut-
zungsplanänderung "Windenergie Lehmden" dargestellten Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung Windenergie (S WEA) sowie den im Rahmen der 70. und 71. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes dargestellten Sonderbauflächen Windenergie keine 
weiteren Windenergieanlagen zulässig. Dies betrifft sowohl Windenergieanlagen-Parks 
als auch Einzelanlagen. Bestehende Anlagen sind von dieser Bestimmung nicht betrof-
fen. 

An dieser Stelle sei erneut darauf hingewiesen, dass die Gemeinde Rastede die Steue-
rung der Windenergie im gesamten Gemeindegebiet über vorbereitende und verbindli-
che Bauleitplanungen steuern möchte. Unmittelbare Ansprüche auf Erteilung einer Bau-
genehmigung aufgrund der Ausweisung im Flächennutzungsplan bestehen daher nicht. 
Zur Erfüllung des Entwicklungsgebotes wird für die 72. Änderung des Flächennutzungs-
planes die Erstellung von vorhabenbezogenen Bebauungsplänen Nr. 13 und Nr. 14 er-
folgen, aufgrund derer Baugenehmigungen erteilt werden können. Die Bereiche des 
Geltungsbereichs der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung, für die derzeit kein 
Entwicklungsinteresse seitens der Flächeneigentümer besteht bzw. für die sich bisher 
kein vorhabenbezogener Bebauungsplan in Aufstellung befindet, wird die Gemeinde 
über eine verbindliche, vorhabenbezogene Bauleitplanung entwickeln, sobald entspre-
chendes Interesse der Flächeneigentümer an die Gemeinde herangetragen wird.  

5.2 Hauptversorgungs- und Hauptwasserleitungen 
Die im Bereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes verlaufende unterirdische 
Wasserleitung sowie eine Erdgashochdruckleitung (stillgelegt, aber noch im Erdreich 
vorhanden) werden in der Planzeichnung dargestellt. Die exakte Lage ist im Vorfeld von 
Bauarbeiten in deren näherem Umfeld durch Investoren / Baufirmen mit dem Leitungs-
betreiber zu klären. 
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5.3 Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasser-
schutz und die Regelung des Wasserabflusses 
Das im Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmden“ verlaufende Gewässer II. Ordnung, die Rehorner Bäke, wird in ihrem Bestand 
dargestellt. Auf die Darstellung von Gewässern III. Ordnung wurde verzichtet. Im Zuge 
der Erschließungsplanung sind die ggf. notwendigen wasserrechtlichen Genehmigungs-
verfahren durchzuführen. 

5.4 Fläche für die Landwirtschaft und Wald 
Die im Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmden“ neu ausgewiesene Sonderbaufläche Windenergie (S WEA) wird überlagernd 
als Fläche für die Landwirtschaft gem. § 5 (2) Nr. 9a BauGB dargestellt, um die beste-
hende landwirtschaftliche Flächennutzung weiterhin zu sichern. Die außerhalb der über-
baubaren Flächen der Windenergiestandorte und der notwendigen Erschließungswege 
gelegenen Bereiche sollen auch künftig landwirtschaftlich genutzt werden, so dass eine 
entsprechende Darstellung erfolgt.  

Die innerhalb des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Rastede dargestellten Wald-
flächen mit mindestens 1.500 m² Fläche werden Flächengleich in dieser Flächennut-
zungsplanänderung zur Bestandssicherung der Waldfläche übernommen. Kleinere Flä-
chen werden aufgrund der Maßstabsebene und nicht parzellenscharfen Abgrenzung in 
der Flächennutzungsplanänderung nicht dargestellt. Kleinteiligere Flächen sind im Zuge 
von verbindlichen Bauleitplanungen und/oder BImSch-Verfahren zu berücksichtigen.  

5.5 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
Innerhalb des Geltungsbereichs der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes befindet 
sich eine rechtlich gebundene Kompensationsmaßnahme. Diese Fläche wird im Rah-
men der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung als Umgrenzung von Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
dargestellt und somit gesichert. 

5.6 Ausschlusswirkung / textliche Darstellung 
Im Rahmen der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung wird die bestehende Aus-
schlusswirkung für Windenergieanlagen als textliche Darstellung inhaltlich übernom-
men. D. h. im gesamten Gemeindegebiet sind außerhalb der im Flächennutzungsplan 
und dessen Änderungen dargestellten Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung 
Windenergie und des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Windener-
gieanlagen keine weiteren Windenergieanlagen gem. § 35 (1) Nr. 5 BauGB zulässig 
(Ausschlusswirkung im Sinne von § 35 (3) Satz 3). Dieses gilt sowohl für Windenergie-
anlagenparks als auch für Einzelanlagen. Bestehende Anlagen sind aufgrund des Be-
standsschutzes von dieser Bestimmung nicht betroffen. Ebenfalls von dieser Regelung 
unberührt sind Windenergieanlagen als untergeordnete Nebenanlagen von privilegier-
ten Nutzungen nach § 35 (1) BauGB, die überwiegend der Eigenenergieversorgung der 
jeweiligen Nutzung dienen und räumlich in angemessener Nähe untergebracht sind. 
 
Städtebauliches Ziel dieser Ausschlusswirkung ist es weiterhin, im Sinne einer Konzent-
rationsplanung, außerhalb der durch die Potenzialstudie ermittelten Windparkstandorte 
keine weiteren, nach § 35 (1) Nr. 5 BauGB privilegierten Windenergieanlagen zuzulas-
sen, um einer Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch zahlreiche Einzelstandorte 
entgegenzuwirken. 
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6.0 VERKEHRLICHE UND TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 
 

 Äußere Erschließung 
Die Verkehrsanbindung des Plangebietes erfolgt über die Lehmder Straße (K 131) 
im Norden und die Wilhelmshaven Straße / Oldenburger Straße im Südwesten. Die 
für die Erschließung erforderliche Vereinbarung gem. § 34 (1) NStrG wird die Ge-
meinde Rastede mit dem Landkreis Ammerland vor Baubeginn abschließen. Die für 
diese Vereinbarung erforderlichen Ausbauplanungen werden der NLStBV-OL zur 
Überprüfung vorgelegt. Die Planung wird nach erfolgter Vorabstimmung mit der 
NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem zertifizierten Sicherheitsauditoren un-
terzogen. 
 

 Gas- und Stromversorgung, Schmutz- und Abwasserversorgung, Wasserver-
sorgung, Abfallbeseitigung 
Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes bezüglich der o. g. Aspekte ist entspre-
chend der angestrebten Nutzungsform nicht erforderlich. 
 

 Oberflächenentwässerung 
Die Oberflächenentwässerung erfolgt über Anschluss an das vorhandene Entwäs-
serungssystem. 
 

 Fernmeldetechnische Versorgung 
Die fernmeldetechnische Versorgung des Plangebietes wird innerhalb der Ausfüh-
rungsplanung geregelt. 
 

 Sonderabfälle 
Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzu-
führen. 
 

 Brandschutz  
Die Löschwasserversorgung wird entsprechend den jeweiligen Anforderungen im 
Zuge der Ausführungsplanung sichergestellt. 
 

 Anbindung an das öffentliche Stromnetz 
Die Anbindung an das öffentliche Stromnetz ist im Rahmen der konkreten Planungen 
sicherzustellen.  
 

7.0 VERFAHRENSGRUNDLAGEN/-ÜBERSICHT/-VERMERKE 

7.1 Rechtsgrundlagen 
 

 BauGB   (Baugesetzbuch), 

 BauNVO  (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke: 
Baunutzungsverordnung), 

 PlanzV  (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die 
Darstellung des Planinhaltes: Planzeichenverordnung), 

 NBauO  (Niedersächsische Bauordnung), 

 BNatSchG  (Bundesnaturschutzgesetz), 

 NAGBNatSchG (Nieders. Ausführungsgesetz z. Bundesnaturschutzgesetz), 

 NKomVG (Nieders. Kommunalverfassungsgesetz). 
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7.2 Planverfasser 
 
Die Ausarbeitung der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmden“ erfolgte im Auftrag der Gemeinde Rastede durch 
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Mosebach 

& Partner 
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1.0 EINLEITUNG  
Zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes (§ 1 (6) Nr. 7 BauGB) ist im Rah-
men der Bauleitplanung eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtli-
chen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Entsprechend der Anlage 
zum Baugesetzbuch zu § 2 (4) und § 2a BauGB werden die ermittelten Umweltaus-
wirkungen im Umweltbericht beschrieben und bewertet (§ 2 (4) Satz 1 BauGB). 

1.1 Beschreibung des Planvorhabens / Angaben zum Standort 
Zur bauleitplanerischen Vorbereitung des Vorhabens wird das Plangebiet als Sonder-
baufläche (SO) mit der Zweckbestimmung „Windenergie“ gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit überlagernder Fläche für die Landwirtschaft 
gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB sowie Flächen für Wald gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9b 
BauGB, Flächen für die Wasserwirtschaft und eine unterirdische Hauptwasserleitung 
dargestellt.  
 
Die weitere Gebietsentwicklung mit Konkretisierungen von Anlagenstandorten und 
Erschließungen erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Geneh-
migungsplanung.  
 
Die Gemeinde Rastede hat 2016 in einer aktuellen Standortpotenzialstudie das ge-
samte Gemeindegebiet Rastede auf die Eignung im Hinblick auf die Windenergienut-
zung untersuchen lassen (vgl. PLANUNGSBÜRO DIEKMANN & MOSEBACH 2016). Die 
Fläche des Plangebietes entspricht der Potenzialfläche 4 „Liethe“ der Standortpoten-
zialstudie aus dem Jahr 2016. 
 
Der Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmden“ liegt im nördlichen Bereich der Gemeinde Rastede, östlich der Ortschaft 
Lehmden. Das Plangebiet umfasst den vorhandenen Windpark Liethe und nimmt eine 
Fläche von ca. 88,6 ha ein. Genaue Angaben zum Standort sowie eine detaillierte 
Beschreibung des städtebaulichen Umfeldes, der Art des Vorhabens und den Dar-
stellungen sind den entsprechenden Kapiteln der Begründung zu entnehmen.  

1.2 Umfang des Vorhabens und Angaben zu Bedarf an Grund und Boden 
Mit der vorliegenden Bauleitplanung „Windenergie Lehmden“ werden Maßnahmen 
vorbereitet, die mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden sind.  
 
Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 88,6 ha. Die einzelnen Flächenauswei-
sungen umfassen: 
 
Sonderbauflächen (SO - WEA)  
überlagert mit Flächen für die Landwirtschaft                 ca. 83,44 ha 
Fläche für Wald                 ca. 4,69 ha 
Fläche für die Wasserwirtschaft      ca. 0,47 ha 
 
Da konkrete Standorte von Windenergieanlagen sowie deren Zuwegungen auf dieser 
Planungsebene nicht bekannt sind, können zum derzeitigen Planungsstand keine An-
gaben zu dem beanspruchten Flächenbedarf gemacht werden.  

2.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 
Die in einschlägigen Fachplänen und Fachgesetzen formulierten Ziele, die für den 
vorliegenden Planungsraum relevant sind, werden unter Kap. 3.0 „Planerische Vor-
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gaben und Hinweise“ der Begründung umfassend dargestellt (Landesraumordnungs-
programm (LROP), Regionales Raumordnungsprogramm (RROP), vorbereitende 
und verbindliche Bauleitplanung). Im Folgenden werden zusätzlich die planerischen 
Vorgaben und Hinweise aus naturschutzfachlicher Sicht dargestellt (Landschaftspro-
gramm, Landschaftsrahmenplan (LRP), naturschutzfachlich wertvolle Bereiche / 
Schutzgebiete, artenschutzrechtliche Belange). 

2.1 Niedersächsisches Landschaftsprogramm 
Entsprechend der Einteilung des Niedersächsischen Landschaftsprogramms von 
1989 befindet sich der zentrale Geltungsbereich in der naturräumlichen Region „Wat-
ten und Marschen - Binnendeichsflächen“. Als vorrangig schutz- und entwicklungs-
bedürftig werden beispielsweise Weiden-Auewälder, kleine Flüsse, Salzwiesen und 
nährstoffreiches Feuchtgrünland aufgeführt. Als besonders schutz- und entwicklungs-
bedürftig werden Eichenmischwälder der großen Flußauen, Erlen- und Birken-Bruch-
wälder, Bäche sowie nährstoffarme und nährstoffreiche Seen und Weiher genannt. 
Als schutzbedürftig, z. T. auch entwicklungsbedürftig sind Feuchtgebüsche, Gräben, 
Grünland mittlerer Standorte, Ruderalfluren und sonstige wildkrautreiche Sandäcker 
aufgeführt. 
 
Der nördliche und südliche Teil des Geltungsbereiches befindet sich in der naturräum-
lichen Region Ostfriesisch-Oldenburgische Geest. Als vorrangig schutz- und entwick-
lungsbedürftig werden beispielsweise Eichenmischwälder mittlerer Standorte, Wei-
den-Auewälder, nährstoffarme Seen und Weiher sowie nährstoffarme Feuchtwiesen 
genannt. Als besonders schutz- und entwicklungsbedürftig gelten bodensaure Bu-
chenwälder, Birken-Bruchwälder, Bäche sowie nährstoffreiches Feuchtgrünland. 
Schutzbedürftig, z. T. auch entwicklungsbedürftig sind Feuchtgebüsche, Gräben, 
Grünland mittlerer Standorte, dörfliche Ruderalfluren und sonstige wildkrautreiche 
Äcker. 

2.2 Landschaftsrahmenplan (LRP) 
Der Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Ammerland liegt mit Stand 1995 
vor. Zum Plangebiet werden nachfolgende Aussagen getroffen: 

 
Im LRP werden die naturräumlichen Regionen weiter unterteilt. Das Plangebiet befin-
det sich in der naturräumlichen Einheit "Rasteder Geestrand", welches zum Wasser-
scheidegebiet der Oldenburger Geest gehört. Der südwestliche Bereich hat ein ge-
ringes Gefälle, der nordöstliche Bereich ist auf schmalem Raum zusammengezogen 
und erhält dadurch ein stärkeres Gefälle, wodurch kleine Täler und eine hohe Relie-
fenergie entstehen. Eingeschnittene Täler zerlegen den Geestrand in zahlreiche Hü-
gelsporne. Durch Erosion treten die lehmigen Teile der Grundmoräne zutage. Diese 
Einheit ist im Plangebiet geologisch durch Niedermoor, Bruchwald-Schilf- und Seg-
gentorf, welches meist stark zersetzt ist, geprägt. Dementsprechend kommen 
feuchte, meist entwässerte Niedermoorböden, verbreitet mit Sand im Untergrund vor. 
Die potenzielle natürliche Vegetation besteht aus einem Erlen-Birkenbruchwaldgebiet 
einschließlich der Röhrichte und Seggensümpfe. Des Weiteren wären überflutete Be-
reiche mit Traubenkirschen-Erlenwald und Übergangsbereiche zum Geestrücken mit 
feuchtem Birken-Eichen- oder Eichen-Hainbuchenwald potenziell natürlich. Heute 
wird das Gebiet überwiegend intensiv als entwässerte Mähweide und Weide genutzt. 
Acker- und Waldflächen sind eingestreut. Das Plangebiet befindet sich gemäß Karte 
3 auf der grundwasserfernen Geest.  

 
Karte 5 (Lebensraumkomplexe und Biotoptypen – gegenwärtiger Zustand) stellt für 
das Plangebiet und seine Umgebung eine überwiegend intensive Nutzung (Acker, 
Baumschulflächen, Fichtenaufforstungen, Ackergras) dar. Dieser Bereich wird in 
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Karte 7 (Lebensraumkomplexe und Biotoptypen – wichtige Bereiche) als stark einge-
schränkt bewertet. 
 
Westlich des Plangebietes befinden sich Wallheckengebiete ohne Bewertung, z.B. 
aufgrund der Flächengröße oder der Waldlage (Karte 6 – Wallheckengebiete). 

 
Gemäß Karte 8 (Vielfalt, Eigenart und Schönheit – Gegenwärtige Bereiche) liegt der 
Geltungsbereich in einem intensiv genutzten und gehölzarmen Areal, welches von 
einem Gewässer gequert wird. Im Norden ragt gut sichtbarer Esch in das Plangebiet. 
Der Geestrand, welcher von Nord nach Süd verläuft, ist deutlich sichtbar. 
 
Laut Karte 9 (Vielfalt, Eigenart und Schönheit – wichtige Bereiche) befinden sich im 
Nahbereich des Plangebietes Laubwaldbereiche mit Bedeutung für die Vielfalt, Ei-
genart und Schönheit. Nördlich ragt ein Bereich mit kulturhistorischen Elementen und 
Strukturen in das Plangebiet hinein. Der im Osten verlaufende Geestrand bildet eine 
besonders ausgeprägte Geländemorphologie. 
 
Im Bereich des Erschließungsweges finden sich Plaggenesch- und Eschböden. 
Westlich und östlich des Plangebietes sind Geestböden alter Waldstandorte gekenn-
zeichnet (Karte 10 – Boden, wichtige Bereiche). 

 
Karte 12 (Grundwasser) stellt für den zentralen Bereich des Plangebietes eine sehr 
hohe Grundwasserneubildungsrate von > 300 bis 400 mm/a dar. Im Norden und Sü-
den wird die Neubildungsrate mit >100– 200 mm/a deutlich niedriger dargestellt.  
 
Karte 13 (Grundwasser) kennzeichnet den nördlichen und südlichen Bereich des 
Plangebietes und deren Umgebung als Bereiche mit einem geringen Schutzpotenzial. 
Der zentrale Bereich besitzt ein mittleres bis hohes Schutzpotenzial. 

 
In den Plangebieten kommt Freilandklima auf ausgeräumten Geestflächen vor. In der 
Umgebung finden sich ferner Bereiche mit Waldklima, Stadtrandklima und Niede-
rungs-/Bäkentalklima (Karte 15 – Luft und Klima). 

 
Im Norden des Plangebietes ragt ein Gebiet zur Erhaltung von Eschböden hinein 
(Karte 16 – Entwicklungsziele und Maßnahmen). Im Osten befindet sich ein Gebiet 
zur Erhaltung reliefbedingter Eigenarten. 

2.3 Naturschutzfachlich wertvolle Bereiche / Schutzgebiete 
Die folgenden Informationen wurden dem Kartenserver des Niedersächsischen Mi-
nisteriums für Umwelt und Klimaschutz entnommen (vgl. Internetseite: www.umwelt-
karten-niedersachsen.de, Stand 2018).  
 
Schutzgebiete 
In einem Umkreis von 2 km befinden sich die geschützten Landschaftsbestandteile 
„Kiefernwald am Nethener Kirchweg“ (GLB WST 00023) in westlicher Richtung und 
„Umgebung des Hofes Kleibrok“ (GLB WST 00016) in südlicher Richtung. In Wie-
felstede und Rastede liegen weitere geschützte Landschaftsbestandteile. 
 
Die nächsten Landschaftsschutzgebiete befinden sich in mehr als 3 km Entfernung 
zum Plangebiet. Nordöstlich gelegen befindet sich das Landschaftsschutzgebiet „Ja-
der Moormarsch“ (LSG BRA 00023), südöstlich liegen die Landschaftsschutzgebiete 
„Hankhauser Geest“ (LSG WST 00091), „Rasteder Geestrand (LSG WST 00078) und 
„Schlosspark, Park Hagen“ (LSG WST 00057). 
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Westlich des geplanten Windparks beginnt in einer Entfernung von mindestens 
ca. 1.250 m das Wasserschutzgebiet „Nethen“. 
 
In der umgebenden Geest finden sich in der näheren und weiteren Umgebung des 
Plangebietes relativ oft Wallhecken. 
 
Naturschutzgebiete bzw. FFH- oder EU-Vogelschutzgebiete sind in der weiteren Um-
gebung des Plangebietes nicht vorhanden. 
 
Naturdenkmale 
Naturdenkmale, die gemäß § 28 BNatSchG geschützt sind, sind zumeist einzelne 
Naturschöpfungen, die durch ihre Seltenheit, Eigenart oder Schönheit oder ihre Be-
deutung für die Wissenschaft bzw. Natur- und Heimatkunde besonderen Schutzes 
bedürfen. Auch die Umgebung des Naturdenkmals kann in den Schutz mit einbezo-
gen werden. In der weiteren Umgebung der Planfläche sind jedoch keine Naturdenk-
male vorhanden. Die nächstgelegenen Naturdenkmale finden sich in der Ortschaft 
Rastede. 
 
Avifaunistisch wertvolle Bereiche 
Die vorliegenden avifaunistischen Daten wurden von der Fachbehörde für Natur-
schutz (NLWKN) des Landes Niedersachsen gebietsbezogen bewertet. Diese Bewer-
tung erfolgte getrennt für Brut- und Gastvögel nach einem standardisierten Bewer-
tungsverfahren. Stand der hier veröffentlichten Bewertungen ist für die Gastvögel 
2006 und für die Brutvögel 2010 (mit Ergänzungen 2013). Die erfassten Vogelvor-
kommen werden unterteilt in Bereiche von internationaler, nationaler, landesweiter, 
regionaler und lokaler Bedeutung.  
 
Die nächsten avifaunistisch wertvollen Bereiche beginnen in mehr als 2,8 km Entfer-
nung zum Geltungsbereich und besitzen für Brutvögel eine lokale Bedeutung (Bewer-
tung 2006).  
 
Über durchgeführten Kartierungen zu den Brut- und Rastvogelvorkommen in 2011 / 
2012 für den nördlichen Bereich des Plangebietes der Flächennutzungsplanänderung 
konnten bedingt weitere Wertigkeiten innerhalb des Geltungsbereiches festgestellt 
werden. Lediglich im Rahmen der worst-case Betrachtung kann ein Teilgebiet des 
nördlichen Untersuchungsraumes als Vogelbrutgebiet lokaler Bedeutung eingestuft 
werden. Alle anderen Teilgebiete besitzen eine Bewertung unterhalb lokaler Bedeu-
tung.  
 
Bereiche mit Bedeutungen für Rastvögel wurden im Plangebiet und seiner Umgebung 
nicht festgestellt.  

 
Weitere faunistisch, vegetationskundlich oder historisch wertvolle Bereiche oder Vor-
kommen, die einen nationalen oder internationalen Schutzstatus bedingen, liegen 
nach derzeitigem Informationsstand nicht vor. 

2.4 Standort-Potenzialstudie für Windparks, Gemeinde Rastede (2016)  
Die Gemeinde Rastede hat 2016 in einer aktuellen Standortpotenzialstudie das ge-
samte Gemeindegebiet auf die Eignung im Hinblick auf die Windenergienutzung un-
tersuchen lassen (vgl. PLANUNGSBÜRO DIEKMANN & MOSEBACH 2016). 
 
Im Rahmen dieser Standortpotenzialstudie für Windenergieparks wurde das gesamte 
Gemeindegebiet von Rastede unabhängig von den vorherrschenden, unterschiedli-
chen Windverhältnissen in vier Arbeitsschritten auf seine grundsätzliche Eignung als 
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Windenergieanlagenstandort untersucht, um geeignete Flächen für die Darstellung 
von Sonderbauflächen für Windenergie zu bestimmen (s. Tab. 1). 
 
Die Ermittlung möglicher Standorte erfolgt in drei Arbeitsschritten: 
 
Tab. 1: Arbeitsschritte der Standortpotenzialstudie für Windenergie 
 

Vorauswahl nach Ausschlusskriterien  
 

Arbeitsschritt 1 
Ausschluss aufgrund harter Ausschlusskriterien  

 Ausschluss aufgrund weicher Ausschlusskriterien 

Standortdiskussion  
 Arbeitsschritt 2 Bewertung der verbleibenden Potenzialflächen aufgrund ge-

wichteter Belange (Punktesystem)  

Standortbeschreibung und -empfehlung 
 Arbeitsschritt 3 Verbal-argumentative Diskussion der verbleibenden Flächen  

 
Vorauswahl nach Ausschlusskriterien 
Vorhandene Nutzungsansprüche und Festlegungen im Flächennutzungsplan wie 
z. B. Siedlungsbereiche und Verkehrswege sowie naturschutzrechtliche Auflagen 
und Restriktionen (Schutzgebiete) schließen die Windenergienutzung auf einem we-
sentlichen Teil des Gemeindegebietes aus (Arbeitsschritt 1).  
 
Standortdiskussion 
Die nach Ausschluss von harten und weichen Ausschlussflächen verbleibenden Flä-
chen wurden daraufhin untersucht, welche weiteren Belange betroffen sind, die mög-
licherweise zu Konflikten mit der Windenergienutzung führen, diese aber nicht von 
vornherein ausschließen. Diese wurden nach einem auf die Gemeinde Rastede be-
zogenen Punktraster bewertet und in Empfindlichkeitsstufen eingeordnet. Je mehr 
und je gewichtiger die betroffenen Belange sind, desto empfindlicher ist die Fläche 
gegenüber einer Windenergienutzung (Arbeitsschritt 2).  

 
Standortbeschreibung und -empfehlung  
Im Rahmen der Standortbeschreibung und -empfehlung wird dargestellt, welche Flä-
chen/Bereiche als potenzielle Standorte für Windparks in Frage kommen. Nach den 
Arbeitsschritten 1 und 2 verbliebene Flächen werden in einem dritten Arbeitsschritt 
u. a. hinsichtlich der betroffenen Belange, welche nicht zum Ausschluss geführt ha-
ben, ihrer Größe, ihrer Umgebung etc. näher beschrieben und bezüglich der Eignung 
für Windenergienutzung verbal-argumentativ bewertet. 
 
Das Plangebiet ist die Potenzialfläche 4 „Liethe“ aus der Standortpotenzialstudie aus 
dem Jahr 2016 und umfasst auch den bestehenden Windpark „Liethe“. Die gesamte 
Potenzialfläche besitzt eine Gesamtgröße von ca. 73,5 ha. 

 
Diese gesamte Potenzialfläche ist in drei Teilflächen unterteilt (4.1 bis 4.3), welche 
mit maximal 10 Punkten als geeignet für die Windenergie eingestuft wurden. 

2.5 Artenschutzrechtliche Belange 
§ 44 BNatSchG in Verbindung mit Art. 12 und 13 der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
(FFH-Richtlinie) und Art. 5 der Vogelschutzrichtlinie (V-RL) begründen ein strenges 
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Schutzsystem für bestimmte Tier- und Pflanzenarten (Tier und Pflanzenarten, die in 
Anhang A oder B der Europäischen Artenschutzverordnung - (EG) Nr. 338/97 - bzw. 
der EG-Verordnung Nr. 318/2008 in der Fassung vom 31.03.2008 zur Änderung der 
EG-Verordnung Nr. 338/97 - aufgeführt sind, Tier- und Pflanzenarten des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie, alle europäischen Vogelarten, besonders oder streng ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten der Anlage 1 der Bundesartenschutzverordnung - 
BArtSchV). Danach ist es verboten, 
 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-
arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, 
wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population 
einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstö-
ren und 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwick-
lungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschä-
digen oder zu zerstören. 

 
Zwar ist die planende Gemeinde nicht unmittelbar Adressat dieser Verbote, da mit 
der Bauleitplanung in der Regel nicht selbst die verbotenen Handlungen durchgeführt 
beziehungsweise genehmigt werden. Allerdings ist es geboten, den besonderen Ar-
tenschutz bereits auf dieser Ebene angemessen zu berücksichtigen, da eine Bauleit-
planung, die wegen dauerhaft entgegenstehender rechtlicher Hinderungsgründe (hier 
entgegenstehende Verbote des besonderen Artenschutzes bei der Umsetzung) nicht 
verwirklicht werden kann, vollzugsunfähig ist. Im Rahmen der konkreten nachfolgen-
den verbindlichen Bauleitplanungen bzw. der Genehmigungsplanungen müssen die 
Belange des Artenschutzes weiter und im Detail berücksichtigt werden. In Kap. 3.2 
und 3.3 erfolgt eine grobe Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange. 

3.0 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 
Die Bewertung der Umweltauswirkungen des vorliegenden Planvorhabens erfolgt an-
hand einer Bestandsaufnahme bezogen auf die einzelnen, im Folgenden aufgeführ-
ten Schutzgüter. Durch eine umfassende Darstellung des gegenwärtigen Umweltzu-
standes einschließlich der besonderen Umweltmerkmale im unbeplanten Zustand 
sollen die umweltrelevanten Wirkungen der 72. Änderung des Flächennutzungspla-
nes „Windenergie Lehmden“ herausgestellt werden. Hierbei werden die negativen so-
wie positiven Auswirkungen der Umsetzung der Planung auf die Schutzgüter darge-
stellt und hinsichtlich ihrer Erheblichkeit soweit wie möglich bewertet. Ferner erfolgt 
eine Prognose der Umweltauswirkungen bei Durchführung und Nichtdurchführung 
der Planung („Nullvariante“). 
 
Die Bewertung der Umweltauswirkungen richtet sich nach folgender Skala:  
 
- sehr erheblich, 
- erheblich, 
- weniger erheblich, 
- nicht erheblich.  
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Hierbei werden Eingriffe als kompensationspflichtig bewertet, die entweder „sehr er-
heblich“ oder „erheblich“ sind. Die genauen Umfänge des Kompensationsbedarfes 
sind auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsebene zu 
ermitteln und bereit zu stellen. Im Rahmen der vorliegenden vorbereitenden Bauleit-
planung werden lediglich die zu erwartenden Umweltauswirkungen dargestellt. 
 
Zum besseren Verständnis der Einschätzung der Umweltauswirkungen wird im Fol-
genden ein kurzer Abriss über die durch die Darstellung der Flächennutzungsplanän-
derung verursachten möglichen Veränderungen von Natur und Landschaft gegeben. 
Eine detaillierte abschließende Darlegung der Umweltauswirkungen inklusive der 
Eingriffsbilanzierung kann erst im Rahmen nachfolgenden Bauleitplanungen, d. h. 
von Bebauungsplänen bzw. der Genehmigungsplanung erfolgen, da dort konkrete 
Festsetzungen bzw. Beantragungen zu Anzahlen, Höhe und Rotordurchmesser der 
Windenergieanlagen sowie zu den zu versiegelnden Flächen durch Infrastrukturein-
richtungen und Zuwegungen erfolgen. 
 
Im Rahmen der Standortpotenzialstudie mit Stand Oktober 2016 wurde für den Be-
reich der Potenzialfläche 4 „Liethe“ allein aufgrund der Flächengröße ermittelt, dass 
ca. 13-14 WEA errichtet werden können. Es handelt sich hierbei um einen geschätz-
ten Wert, wobei die vorhandenen WEA-Standorte bei dieser Einschätzung des Po-
tenzials nicht berücksichtigt worden sind. Im Rahmen der Standortpotenzialstudie 
wurden Potenzialflächen auf Basis der Unterbringung von maximal 150 m hohen 
Windenergieanlagen ermittelt. 
 
Durch das Planvorhaben entstehen Beeinträchtigungen auf die zu untersuchenden 
Schutzgüter. Auslöser dieser Beeinträchtigungen sind vorhabenbedingte Wirkfakto-
ren. In Tab. 2 bis Tab. 4 werden die wichtigsten Wirkfaktoren zusammengestellt, die 
Beeinträchtigungen auf die verschiedenen Schutzgüter verursachen können. 

 
Baubedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Die baubedingten Auswirkungen umfassen die Faktoren, die während der Realisie-
rung der Planung auf die Umwelt wirken. Es handelt sich allerdings vorwiegend um 
zeitlich befristete Beeinträchtigungen, die mit der Beendigung der Bauaktivitäten en-
den, aber auch nachwirken können. 
Tab. 2: Baubedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die  
einzelnen Schutzgüter 

Baustelleneinrichtung, Herstel-
lung von Zuwegungen, Kran-
stellflächen und Vormontage-/ 
Lagerplätzen 

Vorhandene Vegetationsbestände und Lebensräume für 
Tiere werden durch Maschineneinsatz und Übererdung 
(ggf. temporär) in Anspruch genommen 

Stoffliche Einträge 
Schadstoffeinträge durch Bau-
materialien und Baumaschinen 

Stoffeinträge stellen eine potenzielle Gefährdung der Le-
bensraumqualität für Pflanzen, Tiere, Boden und Wasser 
dar.  

Lärmimmissionen, visuelle Ef-
fekte (temporäre Lärmbelastung 
durch Baustellenbetrieb) 

Das Schutzgut Mensch kann durch Lärm im Baustellen-
bereich betroffen sein. Für die Fauna können die Aktivi-
täten ebenfalls zu einer zeitweiligen (temporären) Beun-
ruhigung führen.  

Wasserhaltung in der Baugrube Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser und Boden sind 
möglich. 
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Anlagebedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Anlagebedingte Wirkfaktoren werden in diesem Fall durch die Projektumsetzung an 
sich verursacht. Es handelt sich um dauerhafte Auswirkungen.  
 
Tab. 3: Anlagebedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die  
einzelnen Schutzgüter 

Versiegelung bisher unversiegelter 
Flächen durch die notwendigen An-
lagen- und Erschließungsflächen 

Vorhandene Vegetationsbestände und Lebensräume 
für Tiere werden in Anspruch genommen. Die Schutz-
güter Boden und Wasser können Veränderungen durch 
eine geänderte Grundwasserneubildung und Verände-
rungen der Oberflächenstruktur erfahren. In diesem Zu-
sammenhang ist auch das Schutzgut Klima und Luft so-
wie die Landschaftsbild in Bezug auf Veränderungen zu 
betrachten. 

Zerschneidungseffekte durch die 
Windenergieanlagen (Barrierewir-
kungen und Flächenzerschneidun-
gen) 

Infolge von Zerschneidungen werden Räume verengt, 
was einen Funktionsverlust des Lebensraumes für 
Pflanzen und Tiere bedeuten kann. Durch die Wind-
energieanlagen können großflächigere Barrieren für die 
Ausbreitung bzw. Wanderung von Pflanzen- und Tier-
arten entstehen.  

Errichtung von vertikalen Hinder-
nissen 

Vertikale Bauten können eine Scheuchwirkung auf die 
Fauna verursachen. Das Schutzgut Landschaftsbild 
wird wahrnehmbar verändert. Auswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch - Erholung sind möglich. 

 
 

Betriebsbedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
Belastungen und Beeinträchtigungen, die durch die Windenergienutzung hervorgeru-
fen werden, werden als betriebsbedingte Auswirkungen zusammengefasst. Die von 
der Windenergienutzung ausgehenden Wirkungen sind grundsätzlich als langfristig 
für die Dauer des Betriebs einzustufen. 
Tab. 4: Betriebsbedingte Wirkfaktoren 

Wirkfaktoren Potenzielle Auswirkungen auf die  
einzelnen Schutzgüter 

Schallemissionen Auf den Mensch wirken Lärmimmissionen, so dass der 
Schutzanspruch der jeweiligen Nutzung geprüft werden 
muss. Für die Fauna können Lärmimmissionen zu einer 
Beunruhigung bzw. zur Meidung von Gebieten führen.  

Schattenwurf  Auf das Schutzgut Mensch kann es zu Auswirkungen 
durch Schattenschlag kommen. Es können Beeinträchti-
gungen der Fauna durch Beunruhigungen entstehen, auf 
die störempfindlichen Arten mit Meidung, Flucht oder Ab-
wanderung reagieren können.  

Vibration Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch, Boden und 
Tiere sind möglich. 

Vertreibungswirkungen durch 
betriebene Windenergieanlagen 
(Bewegung der Rotorblätter) 

Direkte Beeinträchtigungen von Lebensraumfunktionen 
für die Fauna durch Vertreibungswirkungen. Lebens-
räume werden zerstört oder zerschnitten. Dies ist beson-
ders relevant für die Artengruppen Vögel und Fleder-
mäuse. Optische Effekte wirken auch auf das Schutzgut 
Mensch und das Landschaftsbild. 
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In den nachfolgenden Kapiteln werden die oben aufgeführten Wirkfaktoren mit ihrer 
Relevanz in Bezug auf die verschiedenen Schutzgüter erläutert und die möglichen 
Beeinträchtigungen dargestellt. Eine abschließende Einschätzung der Erheblichkeit 
der Umweltauswirkungen erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. der 
Genehmigungsplanung. 

3.1 Schutzgut Mensch 
Eine intakte Umwelt stellt die Lebensgrundlage für den Menschen dar. Im Zusam-
menhang mit der Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen auf das Schutzgut 
Mensch sind gesundheitliche Aspekte sowie solche, die im Zusammenhang mit Er-
holung stehen, von Bedeutung. Bei der Betrachtung des Schutzgutes Mensch sind 
daher Auswirkungen durch Lärm und andere Immissionen sowie die Aspekte Erho-
lungsfunktion und Wohnqualität zu untersuchen. Der Aspekt der Erholung steht wie-
derum in engem Zusammenhang mit dem Schutzgut Landschaft.  
 
Auf Ebene dieser 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ 
werden weder die Anlagenstandorte, noch die genaue Anzahl der Anlagen oder der 
Anlagentyp festgelegt. Die Gemeinde Rastede hat die Belange des Immissionsschut-
zes bereits insofern berücksichtigt, als dass Mindestabstände von 550 m zu Außen-
bereichswohnnutzungen, 700 m zu Wohnbauflächen und 550 m zu gemischten Bau-
flächen eingehalten werden. Bei diesen Abständen handelt es sich um harte und wei-
che Tabuzonen, die auf Basis des vorbeugenden Immissionsschutzes getroffen wur-
den, so dass in der Regel davon ausgegangen werden kann, dass außerhalb dieser 
Tabuzonen eine Vereinbarkeit von Wohnnutzungen einerseits und Windenergieanla-
gen andererseits hergestellt werden kann. 

3.1.1 Immissionen (Schall, Schatten, Vibration) 
Bezüglich Immissionen, die von den geplanten Windenergieanlagen (WEA) verur-
sacht werden, sind Auswirkungen durch Lärm- und Schattenwurf sowie Vibrationen 
beim Betrieb zu erwarten.  
 
Geräuschimmissionen können vor allem durch den Baustellenverkehr und den Be-
trieb der Windenergieanlagen entstehen. Zum Schutz des Menschen vor schädlichen 
Einwirkungen durch Schall (Immissionsschutz) sind Lärmgrenzwerte einzuhalten. Die 
Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) gibt entsprechende Grenz-
werte an, die nicht überschritten werden sollten und deren Einhaltung vorhabenbezo-
gen durch geeignete Messungen und Prognosen zu ermitteln und zu überprüfen ist. 
 
Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der 
Genehmigungsplanung sind daher konkrete vorhabenbezogene Schallgutachten zu 
erstellen, welche sowohl die konkreten Anlagenstandorte als auch die Emmissionen 
des jeweiligen festgesetzten bzw. beantragten Anlagentyps berücksichtigt. Dabei 
wird der jeweilige Immissionrichtwert (vgl. Tab. 5) für die zu betrachtenden 
Immissionspunkte der Umgebung zu Grunde gelegt. 

  

Tötung durch Kollision oder Ba-
rotrauma (Luftdruckveränderun-
gen) an betriebenen Windener-
gieanlagen (Bewegung der Ro-
torblätter) 

Ein betriebsbedingtes Tötungsrisiko durch Windenergie-
anlagen besteht für die Artengruppen Vögel, Fleder-
mäuse und (Flug)Insekten. 
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Tab. 5: Immissionsrichtwerte für verschiedene Siedlungstypen nach TA Lärm 

Siedlungstyp 
Immissionsrichtwerte 

tags nachts 

Industriegebiet 70 dB(A) 70 dB(A) 

Gewerbegebiet 65 dB(A) 50 dB(A) 

Dorfgebiet, Mischgebiet 60 dB(A) 45 dB(A) 

Allgemeines Wohngebiet, Kleinsied-
lungsgebiet 55 dB(A) 40 dB(A) 

Reines Wohngebiet 50 dB(A) 35 dB(A) 

 
Die maßgeblichen Immissionsorte, welche u. a. zu berücksichtigen sind und die einen 
entsprechenden Schutzanspruch genießen, sind die nächstgelegenen Wohngebäude 
für die, entsprechend ihrer vornehmlichen Lage im Außenbereich, der Richtwert der 
TA-Lärm für Dorf- oder Mischgebiete zugrunde gelegt werden (Richtwert Tag/Nacht 
in dB(A) 60/45).  
 
Anhand rechnerischer Beurteilungsverfahren wird die Schallimmissionsbelastung an 
den relevanten Immissionsorten geprüft. Sofern die Immissionsrichtwerte unter Be-
rücksichtigung von Vorbelastungen eingehalten werden, können die geplanten Wind-
energieanlagen unter Volllast laufen. Sollten Immissionsrichtwerte nicht sicher einge-
halten werden können, so sind die Anlagen gedrosselt zu betreiben.  
 
Da die Einhaltung der gesetzlich vorgegebenen Richtwerte durch die TA Lärm Grund-
lage für eine Genehmigungsfähigkeit zum Betrieb von Windenergieanlagen ist, ist bei 
Umsetzung des Vorhabens von keinen erheblichen Beeinträchtigungen auf das 
Schutzgut Mensch durch Schall auszugehen. 
 
Infraschall 
Als Infraschall wird der Bereich des Lärmspektrums unterhalb einer Frequenz von 
20 Hz definiert. Infraschall ist ein in der Natur allgegenwärtiges Phänomen für das es 
verschiedene natürliche und künstliche Quellen wie z.B. Wind, Gewitter, Meeresbran-
dung, Straßenverkehr, Pumpen, Kompressoren etc. gibt. Bei sehr hohen Schallleis-
tungspegeln kann Infraschall vom Menschen wahrgenommen werden und auch ge-
sundheitsschädliche Wirkung entfalten. Die von WEA erzeugten messbaren Schall-
druckpegel liegen bereits ab ca. 250 m Abstand zur WEA deutlich unterhalb der Wahr-
nehmungsschwelle für Infraschall, wie im Rahmen mehrerer Messungen und Studien 
verschiedener Bundesländer an unterschiedlichen WEA hinsichtlich des von ihnen 
ausgehenden Infraschalls ergeben haben. In dem Zusammenhang wird auch auf die 
Veröffentlichung des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Kli-
maschutz "Fragen und Antworten zum Windenergieerlass" vom 14.12.2015 zu Ziffer 
3 ("Gehen Gesundheitsgefährdungen von Infraschallemissionen der Anlagen aus?") 
verwiesen, wo es am Ende heißt: "Unterhalb der Hörschwelle des Menschen konnten 
bisher keine Wirkungen des Infraschalls auf den Menschen belegt werden." Im tägli-
chen Umfeld des Menschen ist eine Vielzahl von natürlichen oder künstlichen Quellen 
für Infraschall verantwortlich, deren Schallpegel teilweise sogar deutlich höher sein 
können, als die von WEA erzeugten Schallpegel. In der üblichen Entfernung von  
500 m und mehr zwischen WEA und Immissionsorten (Wohnhäusern) erzeugt eine 
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WEA "lediglich einen Bruchteil des in der Umgebung messbaren Infraschalls" (vgl. 
Bayerischer VGH, Beschluss vom 08.06.2015 - 22 CD 15.868 -, zitiert nach juris.) 
 
Da die über die Standortpotenzialstudie ermittelte Potenzialfläche 4, welche über die 
hier vorliegende 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ 
bauleitplanerisch vorbereitet wird, über den Abwägungsprozess der Gemeinde 
Rastede einen Abstand von min. 550 m von den nächsten Wohnbebauungen einhält, 
kann davon ausgegangen werden, dass der Infraschall keinen relevanten Einfluss 
hat. Daher ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut Mensch 
durch Infraschall auszugehen.  
 
Schattenwurfgutachten 
Je nach Anzahl der Rotoren und Rotordrehzahl, Bewölkungsgrad und Sonnenstand 
ergeben sich im Schattenbereich der Windenergieanlage stark wechselnde Lichtver-
hältnisse durch den Schattenwurf des sich betriebsbedingt periodisch drehenden Ro-
tors. Da das menschliche Auge auf den Wechsel der Helligkeit reagiert, kann der sich 
bewegende Schatten zu Belastungen führen, wenn Menschen ihm länger ausgesetzt 
sind.  
 
Der Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI 2002) hat „Hinweise zur Ermittlung 
und Beurteilung der optischen Immissionen von Windenergieanlagen“ (WEA-Schat-
tenwurf-Hinweise) verabschiedet. Demnach beträgt die astronomisch maximale Be-
schattungsdauer 30 Stunde pro Kalenderjahr bzw. 30 Minuten pro Tag, dieses ent-
spricht dem Immissionsschutzrichtwert für die tägliche Beschattungsdauer. Die me-
teorologisch wahrscheinliche Beschattungsdauer ist die Zeit, für die der Schattenwurf 
unter Berücksichtigung der üblichen Witterungsverhältnisse berechnet wird. Diese 
liegt bei 8 Stunden pro Jahr. Bei der Genehmigung von Windenergieanlagen ist si-
cherzustellen, dass der Immissionsrichtwert nicht überschritten wird. Grundsätzlich 
ist im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung  bzw. der Genehmigungsplanung ein 
entsprechendes Gutachten vorzulegen (Schattenwurf-Analyse). 
 
Im Rahmen eines solchen Gutachtens wird auf Basis der Windenergieanlagenstan-
dorte und –höhen ein maximaler Einwirkbereich des Schattenwurfes auf die Immissi-
onspunkte ermittelt. Sofern eine Überschreitung des Jahresrichtwertes von 30 Stun-
den und / oder der Tagesrichtwert von 30 Minuten der astronomisch möglicher Be-
schattungsdauer für die astronomisch mögliche Beschattungsdauer an einem der be-
trachteten Immissionspunkte möglich ist, ist zur Verminderung der Beeinträchtigun-
gen durch Rotorschattenwurf und Einhaltung der Richtwerte das Betriebsführungs-
system der Windenergieanlagen so anzupassen oder durch Zusatzgeräte so auszu-
statten, dass die Windenergieanlage bei Überschreitungen zeitweise abgeschaltet 
werden (Abschaltautomatik). 
 
Angesichts der zu erwartenden Beschattungszeiten unter Berücksichtigung der tat-
sächlichen Sonnenscheindauer und der Windrichtungsverteilung reduzieren sich die 
tatsächlichen Beschattungszeiten jedoch deutlich.  
 
Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen (Abschaltautomatik) ist von 
keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch durch Schattenwurf 
auszugehen. 
 
 
 
Vibrationen 
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Durch die Kreisbewegung der Rotoren entstehen Schwingungen, die an den Turm 
weitergeleitet werden. Dadurch können am Turm Torsions- und Pendelbewegungen 
entstehen, die auf das Fundament übergehen und letztlich in den Boden übertragen 
werden. Da die Dimensionierung des Fundamentes auf die Größe der Anlage und 
den Anlagentyp sowie die vorliegende Bodenbeschaffenheit abgestimmt wird, sind 
bei ordnungsgemäßer Ausführung spürbare Bodenbewegungen nicht zu erwarten.  
 
Es ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch auszu-
gehen. 

3.1.2 Erholung 
Bestehende Erholungseinrichtungen sind durch das geplante Vorhaben nicht betrof-
fen. Teile des Geltungsbereiches liegen als ein Vorsorgegebiet für Landwirtschaft und 
als ein Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft gemäß RROP des Landkreises Am-
merland vor. Diese Landschaftsbereiche können bei der Errichtung von Windenergie-
anlagen beeinträchtigt werden.  
 
Die Erholungsnutzung im Geltungsbereich und seiner unmittelbaren Umgebung ist 
aufgrund der Nähe des Geltungsbereiches zur A 29, sowie der Eisenbahnstrecke 
Oldenburg – Wilhelmshaven von untergeordneter Bedeutung. Nordwestlich und öst-
lich des Plangebietes sind Bereiche dargestellt, die überlagernd mit der Darstellung 
als Bereiche für die Forstwirtschaft als Vorsorgegebiet für Erholung gekennzeichnet 
sind.  
 
Bei der Betrachtung kumulierender Vorhaben im Raum ist zu berücksichtigen, dass 
das Plangebiet den bestehenden Windpark Liethe umfasst, so dass es sich bei dem 
Bereich um einen stark durch Windkraft vorgeprägten Raum handelt. Bei der Betrach-
tung der kumulierenden Vorhaben im Raum ist zu berücksichtigen, dass in etwa 3,5 
km Entfernung östlich dieser bauleitplanerisch vorbereiteten Potenzialfläche eine wei-
tere Potenzialfläche 3 „Delfshausen“ im Rahmen der Standortpotenzialstudie ermittelt 
worden ist. Zwar überschneiden sich die hinsichtlich des Landschaftsbildes zu be-
trachtenden Wirkbereiche (15-fache Anlagenhöhe bei einer max. möglichen Höhe 
von 150m) am Rande, die Entfernung zwischen den Windparks ist jedoch so groß, 
dass keine erhebliche Beeinträchtigung der Erholungsnutzung durch eine übermä-
ßige Dominanz der Windparks oder bedrängende Wirkung eintritt. Weiterhin ist der 
betreffende Landschaftsraum durch die Nähe der Autobahn A 29 vorbelastet. Durch 
die zukünftige Errichtung von Windenergieanlagen in der Nähe dieser Vorbelastun-
gen werden Beeinträchtigungen konzentriert und unbeeinträchtigte Landschafts-
räume nicht in Anspruch genommen. 
 
Die Erholungseignung einer Landschaft wird entscheidend durch das Landschaftsbild 
geprägt. Da bereits im Geltungsbereich der Windpark „Liethe“ besteht, ist bereits eine 
erhebliche Vorbelastung vorhanden, so dass insgesamt durch das Vorhaben weniger 
erhebliche negative Umweltauswirkungen für das Schutzgut Mensch in Bezug auf die 
Erholung vorbereitet werden. 

3.2 Schutzgut Pflanzen 
Als wichtige Bestandteile des Ökosystems auf der Erde sind die Tiere und Pflanzen 
anzusehen. Sie tragen zum Funktionieren des Naturhaushaltes, zur Erhaltung der 
Luft- und Wasserqualität und zur Schönheit des Landschaftsbildes bei. Daneben sind 
sie Nahrungsgrundlage für Menschen. Durch den Verlust an biologischer Vielfalt bei 
Tier- und Pflanzengruppen werden Funktionen des Ökosystems nachhaltig beein-
trächtigt. 
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Das Plangebiet liegt im Norden der Gemeinde Rastede zwischen der Lehmder Straße 
im Norden und in einiger Entfernung der Moorbäke im Süden. Die Fläche weist relativ 
starke Höhenunterschiede auf, sie liegt am Rand der Ostfriesisch-Oldenburgischen 
Geest. Im zentralen Geltungsbereich befinden sich mehrere Windkraftanlagen. Das 
Plangebiet wird größtenteils von Ackerflächen und Grünland eingenommen. Dazwi-
schen verlaufen Gewässer mit Entwässerungsfunktion und teilweise altem Baumbe-
stand im Saumbereich. Weiterhin befinden sich Waldbereiche, Feldgehölze und Feld- 
und Wallhecken in bzw. direkt angrenzend an das Plangebiet. Es handelt sich um 
eine typische Ausprägung einer Kulturlandschaft des Geestrandbereiches. 
 
Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmi-
gungsplanung sind entsprechende konkrete Biotoptypenerfassungen durchzuführen. 

 
Geschützte Biotope im Plangebiet 
Innerhalb des Plangebietes sind keine gesetzlich geschützten Biotope bekannt. Die 
ausgewerteten Unterlagen geben keinen Hinweis auf entsprechend wertvolle Struk-
turen. Sofern Vorkommen gesetzlich geschützter Biotope im Rahmen nachfolgender 
konkretisierender Planungen ermittelt werden, ist, sofern eine Beschädigung / Zer-
störung der schutzwürdigen Bereiche unvermeidbar ist, ein Ausnahmeantrag gem. 
§ 67 BNatSchG zu stellen.  
 
Gefährdete und besonders geschützte Pflanzenarten 
Aus einer vorliegenden Kartierung ist für den im Norden befindlichen Waldbereich 
bekannt, dass dieser ein sehr großes Vorkommen der Stechpalme aufweist. 
 
Die Stechpalme ist eine gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG besonders geschützte 
Pflanzenart im Untersuchungsgebiet. Vorkommen streng geschützter Pflanzenarten 
gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG sind nicht bekannt. 
 
Sofern Vorkommen im Rahmen nachfolgender konkretisierender Planungen ermittelt 
werden, sind Vermeidungsmaßnahmen vorzusehen, die eine Beschädigung / Zerstö-
rung der schutzwürdigen Arten verhindern. 
 
Bewertung der Umweltauswirkungen  
Die im Plangebiet auftretenden flächigen landwirtschaftlich geprägten Biotopstruktu-
ren wie die ackerbaulichen Bereiche sowie die Grünländer weisen eine geringe bis 
sehr geringe Bedeutung für das Schutzgut Pflanzen auf. Naturnahe Gehölzstrukturen 
sowie die Gewässer sind mit einer mittleren bis hohen Bedeutung einzustufen. 
 
Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmi-
gungsplanung ist das üblicherweise in der Gemeinde Rastede verwendete Bilanzie-
rungsmodell des Niedersächsischen Städtetages von 2013 (Arbeitshilfe zur Ermitt-
lung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung) für die Einstufung 
der im Plangebiet vorkommende Biotopstrukturen heranzuziehen.  
 
Durch die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ wird es 
im Plangebiet möglich sein, Windenergieanlagen mitsamt deren notwendigen Zuwe-
gungen sowie Betriebsflächen zu errichten. Die dadurch bedingten Versiegelungs-
möglichkeiten sind in der Gesamtheit als erhebliche Umweltauswirkungen auf das 
Schutzgut Pflanzen anzusehen. 
 
Artenschutzrechtliche Betrachtung 
Streng geschützte Pflanzenarten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG bzw. Pflanzen 
des Anhanges IV der FFH-Richtlinie sind aufgrund der naturräumlichen Ausstattung 
derzeit nicht zu erwarten. Hinweise auf Vorkommen dieser Arten liegen derzeit auch 
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nicht vor. Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zu den Verboten des § 44 (1) 
Nr. 4 BNatSchG ist demgemäß nicht erforderlich. 

3.3 Schutzgut Tiere 
Bei der Umsetzung von Vorhaben für die Errichtung von Windenergieanlagen sind 
die Artengruppen Vögel und Fledermäuse primär betroffen. Neben Flächeninan-
spruchnahmen mit der direkten Inanspruchnahme oder Veränderungen von Lebens-
räumen sind auch gerade Auswirkungen durch Lärm, die Bauwerke als solches sowie 
die rotierenden Flügel im Betriebszustand dazu geeignet, erheblich negative Auswir-
kungen auf das Schutzgut Tiere zu verursachen. 
 
Diesem Umweltbericht liegen keine konkreten Erfassungen der Tierwelt zugrunde, 
die das gesamte Plangebiet miteinbeziehen. Zum aktuellen Zeitpunkt sind jedoch für 
den nördlichen Geltungsbereich Erfassungen von Brut- und Gastvögel sowie von Fle-
dermäusen vorliegend. Diese werden für eine Darstellung möglicher Auswirkungen 
herangezogen. Eine konkrete Ermittlung der tatsächlichen Umweltauswirkungen 
kann erst auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Ge-
nehmigungsebene erfolgen, da dort Anlagenstandorte sowie -typen bekannt sind. Es 
sind dazu, die entsprechenden Gültigkeiten vorausgesetzt, die Angaben des Wind-
energieerlasses Niedersachsens von 2016 zu beachten. 
 
Die Auswertung des Datenmaterials des NLWKN zu den avifaunistisch bedeutsamen 
Bereichen von Brut- und Gastvögeln ergab für das unmittelbare Plangebiet keine 
Wertigkeiten. 
 
In Bezug auf das Vorkommen von Brutvögeln ist in diesem durch die vorhandenen 
Windenergieanlagen vorgeprägten und durch zahlreiche Gehölzstrukturen heterogen 
geprägten Bereich das häufige Vorkommen typischer Offenlandarten kaum zu erwar-
ten. Durch die oben genannte Strukturierung und Vorprägung sind auch Gastvogel-
ansammlungen in bewertungsrelevanten Größenordnungen nicht zu erwarten.  
 
Aufgrund der vielen Gehölzbereiche kann das Vorkommen von Greifvögeln wie Mäu-
sebussard und Eulenarten nicht ausgeschlossen werden. 
 
Insgesamt betrachtet kann das Brutvogelvorkommen mit einer mittleren Bedeutung 
und das Gastvogelvorkommen aufgrund der eingeschränkten Möglichkeiten mit einer 
geringen Bedeutung eingestuft werden. 
 
In Bezug auf das Vorkommen von Fledermäusen ist gerade aufgrund des Struktur-
reichtums mit den häufig vorkommenden Arten Breitflügelfledermaus, Großer Abend-
segler, Zwergfledermaus, Rauhhautfledermaus, Kleinabendsegler, Bartfledermäuse, 
Wasserfledermäuse und Langohr zu rechnen. Vorkommen von Quartieren sind damit 
im Plangebiet und der näheren Umgebung möglich.  
 
An möglichen Quartieren bieten sich für die Zwergfledermaus als hausbewohnende 
Art die Gebäude in der näheren Umgebung an. Die Rauhaufledermaus nimmt ältere 
Gehölze gerne als Balzquartier an, während Arten wie die Bartfledermaus auch Som-
merquartiere in Gehölzen bezieht.  
 
Zuggeschehen, welches zu höheren Kollisionsraten führen kann, ist vor allem für die 
Arten Rauhautfledermaus, Zwergfledermaus und den Abendseglerarten bekannt. 
Fledermauszüge konzentrieren sich vor allem auf die Zeiten im Frühjahr sowie im 
Herbst. 
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Aufgrund der vielfältigen Habitatmöglichkeiten sowie der Anzahl potenziell vorkom-
mender möglicher Arten ist dem Plangebiet eine mittlere Bedeutung für Fledermäuse 
zuzuordnen. 

 
Auswirkungen auf Brut- und Gastvögel 
Kollisionen 
Für die überwiegende Zahl von Vogelarten stellen Kollisionen mit WEA insbesondere 
im Vergleich mit anderen Ursachen des Vogelschlags (Straßenverkehr, Hochspan-
nungsfreileitungen) wahrscheinlich ein relativ geringes Problem dar. Andererseits 
dürfte die Zahl an gefundenen Kleinvögeln mit großer Wahrscheinlichkeit nicht der 
Anzahl tatsächlicher Vogelschlagopfer entsprechen, da Kleinvögel in Windparks mit 
unterschiedlich hohen Vegetationsstrukturen leicht übersehen werden können (vgl. 
WINKELMANN 1990).  
 
Da die Fundkartei von DÜRR (2018) hauptsächlich nur auf Zufallsfunden beruht, kann 
die nachgewiesene Häufigkeit von Schlagopfern lediglich als Hinweis dienen, d. h. 
wenn eine Art gar nicht oder mit wenigen Individuen in der Kartei verzeichnet ist, be-
deutet dies nicht automatisch, dass sie keiner höheren Schlagwahrscheinlichkeit un-
terliegt. Grundsätzlich wird nur ein Bruchteil der Schlagopfer an Windenergieanlagen 
aufgefunden, da aufgrund von verschiedenen Parametern die Findewahrscheinlich-
keit gering ist (wenige systematische Untersuchungen, Schwierigkeit des Auffindens 
in höherer Vegetation, Abtrag der Opfer durch Prädatoren (Fuchs etc.) usw.  

 
Die Kollisionsraten, die im Rahmen von vorhandenen Untersuchungen ermittelt wur-
den, zeigen eine enorme Streuung zwischen den Windparks. In einigen Parks gab es 
keine oder fast keine Kollisionen, in anderen traten Kollisionen mit einer Häufigkeit 
von mehr als 60 pro Jahr und Turbine auf (HÖTKER 2006), wobei der Mittelwert bei 
6,9 Opfern pro WEA und Jahr und der Median bei 1,8 lag. 
 
Entscheidend ist dabei die Lage des Windparks: das Kollisionsrisiko ist in Mitteleu-
ropa in Feuchtgebieten am höchsten, in den USA und Spanien kam es zu besonders 
hohen Verlusten an kahlen Gebirgsrücken und Geländekanten. Im Allgemeinen sol-
len durch Kollisionen Großvögel stärker betroffen sein als Kleinvögel. In den USA 
waren hauptsächlich Greifvögel betroffen, in Spanien überwiegend Gänsegeier. Dies 
kann damit zusammenhängen, dass Großvögel beim Auftreffen auf Hindernisse 
schwerfälliger als Kleinvögel reagieren. 
 
Weiterhin lässt sich für Windparks, die sich in der risikoarmen Normallandschaft be-
fanden, ein Zusammenhang zwischen Kollisionsrate und Anlagengröße feststellen, 
welcher statistisch gesichert ist. HÖTKER (2006) konnte in seinen Modellberechnun-
gen nachweisen, dass ein Repowering bezüglich der Kollisionen mit Vögeln in allen 
Fällen negative Auswirkungen zeigte. Große Windkraftanlagen erzeugen mehr Opfer 
als niedrigere. Es wurde nachgewiesen, dass das Risiko von Kollisionen in den Zug-
zeiten und bei schlechten Wetterbedingungen (Nebel, Wind) generell erhöht ist. 
 
Insgesamt scheinen Kollisionen unter den Gastvögeln eher bei den rastenden Vögeln 
als auf dem Zug zu geschehen (BIOCONSULT & ARSU 2010). 
 
Die Populationen häufiger Arten wie Lachmöwe oder Mäusebussard sind i. d. R. 
leichter in der Lage, Anflugopfer wieder auszugleichen. Problematisch sind Anflüge 
von gefährdeten und/oder seltenen Arten an Windenergieanlagen, wie z. B. von Rot-
milan, Seeadler, Wiesenweihe, Weißstorch, zumal es in der Brutzeit durch den Ver-
lust von Altvögeln zusätzlich zu indirekten Verlusten an Gelegen bzw. Jungvögeln 
kommen kann. Für den Rotmilan gibt es Hinweise, dass sich die Tiere in ihrem Revier 
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an die WEA gewöhnen und daher keinen besonders großen Sicherheitsabstand ein-
halten. Aus diesem Grund steigt die Wahrscheinlichkeit, dass die Vögel in die Rotoren 
geraten, wenn sie, z. B. durch die Beutejagd, Balzflüge sowie Beuteübergabemanö-
ver abgelenkt sind. Daher sollten auch auf keinen Fall - z. B. im Rahmen von Kom-
pensationsmaßnahmen - direkt unter den WEA für die Vögel (oder auch für Fleder-
mäuse) attraktive Nahrungshabitate angelegt werden. 
 
Die Kollisionsgefahr (und auch die Störung) von Vögeln werden vorrangig durch die 
Wahl des Standortes beeinflusst. Eine Planung von Windenergieanlagen zieht jedoch 
selbst in avifaunistisch wertvollen Gebieten nicht zwangsläufig erhebliche Beeinträch-
tigungen nach sich, da neben der Bedeutung - oder sogar noch vor dieser - vor allem 
die unterschiedlichen Empfindlichkeiten der Arten berücksichtigt werden müssen 
(SINNING 2002).  
 
Über konkrete Erfassungen zu Brutvogelvorkommen im Nahbereich geplanter Anla-
genstandorte sind auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
der Genehmigungsplanung im Detail die Betroffenheiten und Kollisionsgefährdungen 
einzelner Arten zu betrachten. Zum jetzigen Zeitpunkt ist von erheblichen Beeinträch-
tigungen für Brutvögel auszugehen, da nicht ausgeschlossen werden kann, dass kol-
lisionsgefährdete Arten das Plangebiet nutzen. 

Störungen und Verdrängungen von Vögeln durch WEA 
Bei der Errichtung von Windenergieanlagen werden neben dem Vogelschlagrisiko 
auch Probleme infolge von indirekten Beeinträchtigungen durch Vertreibungswirkun-
gen und damit verbundenen Lebensraumverlust gesehen. Im Vordergrund steht da-
bei die Eigenschaft von Windkraftanlagen, die Offenheit der Landschaft zu unterbre-
chen. Hinzu kommt evtl. der Effekt, dass kleinere Vögel den Schattenwurf der Rotoren 
mit dem eines Greifvogels verwechseln und dadurch aufgescheucht werden. Dies 
führt nach Auffassung der Autoren verschiedener Untersuchungen dazu, dass insbe-
sondere Wiesenbrüter und rastende/durchziehende Wasser- und Watvögel größere 
Abstände zu den Anlagen einhalten, wodurch für bestimmte Vogelarten der Wert be-
stimmter Flächen als Brut- und/oder Rasthabitat völlig ausfällt bzw. eingeschränkt 
wird. 
 
1. Störungen von Brutvögeln 
Erforderlich ist also die Berücksichtigung der eingriffsspezifischen Empfindlichkeit der 
Arten. Je größer die Empfindlichkeit der Art, desto größer ist der potenzielle Beein-
trächtigungsradius um die Windenergieanlagen und desto weitgehender ist die Wir-
kung auf die Brutpaare innerhalb dieses Radius (INSTITUT FÜR VOGELFORSCHUNG & 
ARSU GMBH 2000). HÖTKER et al. (2004) und HÖTKER (2006) haben bestehende Un-
tersuchungen zu Störwirkungen durch Windenergieanlagen artbezogen ausgewertet. 
Bei den Abständen, die von den Vogelarten zur Brutzeit zu Windenergieanlagen ein-
gehalten wurden, gibt es deutliche Unterschiede. So liegt der Mittelwert der ermittel-
ten Abstände z. B. beim Fitis und Zilpzalp bei 42 m und bei der Uferschnepfe bei 
369 m. In jüngerer Zeit zeigen einige Untersuchungen, dass sich Brutvögel in gewis-
ser Weise wohl an die WEA gewöhnen können und z. T. geringere Abstände einhal-
ten (u. a. MÖCKEL & WIESNER 2007, ARSU GMBH 2008, STEINBORN 2011). 
 
Im Allgemeinen sind Singvogelarten als wenig empfindlich gegenüber Windenergie-
anlagen in Bezug auf Verdrängungswirkungen einzustufen (vgl. u. a. REICHENBACH 
2006, MÖCKEL & WIESNER 2008). 
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Für viele Brutvogelarten wirken höhere Windenergieanlagen weniger abschreckend 
als kleine. „21 von 29 untersuchten Arten zeigten die Tendenz, sich näher an größe-
ren als an kleineren Anlagen anzusiedeln. Dies galt auch für die sonst eher als emp-
findlich eingestuften Watvogelarten Uferschnepfe, Großer Brachvogel und Rotschen-
kel“ (HÖTKER 2006). Diese Ergebnisse waren statistisch allerdings nicht signifikant.  
 
Da in der Fachliteratur Störungsempfindlichkeiten von Brutvögeln, die über 500 m 
hinausgehen, nicht bekannt sind, sollte im Rahmen der konkreten Beurteilung der 
Auswirkungen lediglich auf diejenigen planungsrelevanten Arten eingegangen wer-
den, die innerhalb von 500 m um die jeweils geplanten Anlagenstandorte vorkommen. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt kann aufgrund der naturräumlichen Ausstattung nicht sicher 
ausgeschlossen werden, dass keine störungssensiblen Arten vorkommen können. 
Damit muss in diesem Rahmen von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut 
Tiere – Brutvögel ausgegangen werden. 

 
2. Störungen von Gastvögeln 
Aus der Literaturstudie (HÖTKER 2006) geht hervor, dass negative Auswirkungen von 
WEA vor allem außerhalb der Brutzeit dominieren. In Bezug auf die im Mittel einge-
haltenen Abstände zu Windenergieanlagen hielten v. a. Vogelarten der offenen Land-
schaft, also Gänse, Enten und Watvögel, im Allgemeinen mehrere Hundert Meter Ab-
stand ein. Dies bedeutet, dass unter Umständen traditionelle Rast- und Nahrungs-
plätze von Gastvögeln durch die Errichtung von Windkraftanlagen verloren gehen 
können. Graureiher, Greifvögel, Austernfischer, Möwen, Stare und Krähen konnten 
dagegen oft dicht an WEA oder sogar innerhalb von Windparks beobachtet werden. 
Dies führte zum Teil zu höheren Kollisionsraten (HÖTKER 2006).  
 
Es darf bei der Betrachtung der Minimalabstände nicht vernachlässigt werden, dass 
bei der kleinräumigen Verteilung von Vögeln auch die Habitatpräferenzen der einzel-
nen Arten eine Rolle spielen. Dies bedeutet z. B., dass Vögel bei Vorliegen von at-
traktiven Nahrungsflächen unter Umständen sich mehr an Windenergieanlagen an-
nähern, als sie dies unter „normalen“ Umständen täten. 
 
Insgesamt lässt sich gemäß HÖTKER (2006) für die Planung ein Mindestabstand von 
400 bis 500 m von Windenergieanlagen zu Rastplätzen empfindlicher Arten ableiten. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt lassen sich in Bezug auf Störwirkungen bei Gastvögeln keine 
erheblichen Auswirkungen bei Umsetzung des Vorhabens ableiten, da weder Gast-
vogelvorkommen empfindlicher Arten bekannt noch aufgrund der naturräumlichen 
Ausstattung erwartet werden. 
 
3. Störungen von Zugvögeln/ Barrierewirkung 
 
Die durch die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ vor-
bereiteten Windkraftanlagen stellen grundsätzlich vertikale Hindernisse in der Offen-
landschaft dar, von denen Scheucheffekte auf Brut- und Gastvögel ausgehen können. 
Gerade Offenlandvögel meiden vertikale Strukturen wie Windenergieanlagen. Über-
dies können die Anlagen als Barriere wirken, die Vögel bei der Nahrungssuche oder 
beim Wechsel der Rastplätze behindern können. 
 
Eine Barrierewirkung ergibt sich, wenn der Windpark eine Wirkung dergestalt entfal-
tet, dass die Vögel daran gehindert werden, das Schutzgebiet zu erreichen oder zwi-
schen Nahrungs- und Rastplätzen, die sich jeweils in einem Schutzgebiet befinden, 
zu wechseln (vgl. Nds. OVG, Urteil vom 24. März 2003 1 LB 3571/01 ). Die bloße 

https://openjur.de/suche/1+LB+3571%2F01/
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Erschwerung, das Schutzgebiet zu erreichen, kann demgegenüber nicht genügen 
(vgl. OVG NRW, Urteil vom 30. Juli 2009). Windenergieanlagen können in Bezug auf 
die Barrierewirkung sich dergestalt auswirken, dass die Vögel ausweichen und die 
Anlagen umfliegen, wenn nicht sowieso unterhalb des Rotors der Park durchflogen 
wird. 
 
Das Plangebiet befindet sich weder in direkter Linie zwischen zwei Vogelschutzge-
bieten, noch ziehen Gänse bei Ortswechseln allein in einem schmalen Korridor zwi-
schen Schlaf- und zu Nahrungsplätzen bzw. umgekehrt. Die Darstellungen in KRU-
CKENBERG (2013) zu Flugbewegungen in Ostfriesland verdeutlichen zudem, dass Vö-
gel in die Nahrungsgebiete morgens einfliegen und abends zurückkehren. Dabei neh-
men sie jedoch unterschiedliche Wege (KRUCKENBERG 2013). 
 
Da sich das nächstgelegene, von Rastvögeln stark frequentierte Vogelschutzgebiet 
nördlich des Geltungsbereiches am Jadebusen befindet und im Landesinneren keine 
stark traditionellen Rast-, Schlaf- oder Nahrungsplätze befinden, zu denen ein regel-
mäßiger Austausch stattfindet, ist bei Umsetzung des Projektes keine Barrierewir-
kung zu erwarten.  
 
Insgesamt sind durch die vorliegende Planung keine erheblichen Beeinträchtigungen 
von ziehenden bzw. überfliegenden Gastvögeln zu erwarten. 
 
Auswirkungen auf Fledermäuse 
 
Die sich aus Planungen zur Windenergie ergebenden potentiellen Konflikte sind unter 
zwei differenten Gesichtspunkten zu betrachten. Es handelt sich hierbei um: 
 
 den Verlust von Lebensraum durch anlage- und betriebsbedingte Lebensraumver-

luste (Eingriffsregelung) und  
 um die Problematik von Schlag streng geschützter Arten an WEA (Artenschutz). 

 
Bau- und anlagebedingte Auswirkungen  
Durch den Bau der geplanten Anlagen, die notwendigen Zuwegungen und Kranstell-
plätze werden landwirtschaftliche Flächen, einige Gräben sowie einige wenige Ge-
hölzstrukturen in Anspruch genommen. Die Verluste dieser Biotoptypen sind aus fle-
dermauskundlicher Sicht und aufgrund der Größe der Eingriffsfläche nicht direkt als 
erhebliche Beeinträchtigung anzusehen. Quartiere in Gehölzen können allerdings bei 
Durchführung des Vorhabens ggf. betroffen sein. 
 
 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 
Betriebsbedingte Auswirkungen sind dann zu erwarten, wenn entweder Lebensraum 
in größerem Umfang nicht mehr nutzbar ist oder von den Tieren aufgrund von Meide-
verhalten nicht mehr aufgesucht wird und damit faktisch verloren geht oder wenn sich 
die Gefahr einer Tötung durch Kollision oder Barotrauma für eine Art signifikant er-
höht. 
 
Im Hinblick auf das Kollisionsrisiko von den im Projektgebiet vorkommenden Arten 
sind insgesamt vier – Abendsegler, Kleinabendsegler, Rauhautfledermaus und 
Zwergfledermaus – potentiell während der Zugzeiten durch die Planung betroffen. 
Auch der Verlust von Quartieren kann zum derzeitigen Zeitpunkt nicht sicher ausge-
schlossen werden.  
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Daher ist bei Umsetzung des Projektes von erheblichen Beeinträchtigungen auf das 
Schutzgut Tiere – Fledermäuse auszugehen. 
 

 
Sonstige Fauna 
 
Die Wahrscheinlichkeit einer Betroffenheit weiterer Tierarten durch das geplante Vor-
haben ist als gering einzuschätzen.  
 
Artenschutzrechtliche Betrachtung 
Wie in Kap. 2.5 dargelegt, begründet § 44 BNatSchG ein strenges Schutzsystem für 
bestimmte Tier- und Pflanzenarten. Nachfolgend erfolgt eine grobe Betrachtung der 
artenschutzrechtlichen Belange. 
 
Tierarten des Anhanges IV der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
Aufgrund der vorhandenen Strukturen und Nutzungen innerhalb des Änderungsbe-
reiches und daran angrenzend wird ein Vorkommen von Tierarten gemäß Anhang IV 
der FFH-Richtlinie zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht ausgeschlossen, wobei es sich 
lediglich um Fledermäuse handeln könnte. Fledermäuse sind in der Lage Rinden-
strukturen älterer Bäume als Quartier zu beziehen, die während der Sommermonate 
genutzt und häufiger gewechselt werden.  
 
Eine Entfernung von Gehölzen darf daher, um eine Tötung von Individuen oder eine 
Beschädigung dieser Ruhestätte zu vermeiden, nur außerhalb der potenziellen Nut-
zungszeit, also von Anfang Oktober bis Ende Februar vorgenommen werden, um 
eventuell vorhandene Sommerlebensräume nicht zu zerstören (Vermeidungsmaß-
nahme). Bei Unsicherheiten in Bezug auf Quartiervorkommen sind ggf. vor Fällung 
von Gehölzen Begutachtungen durch eine fachkundige Person durchzuführen. 
 
In Bezug auf diese Tierart ist ebenfalls ein erhöhtes Zuggeschehen während des 
Frühjahrs bzw. des Herbstes nicht auszuschließen. Daher sind generelle Abschalt-
zeiten in den Zeiten erhöhter Fledermausaktivität vorzunehmen, um Tötungen durch 
Kollisionen oder Barotrauma von Individuen zu vermeiden. Im Rahmen der verbindli-
chen Bauplanung bzw. der Genehmigungsplanung sind diese Zeiten sowie weitere 
Bedingungen (z. B. Temperatur) gemäß dem aktuellen Wissenstand konkret zu be-
nennen. 
 
Geschützte wildlebende Vogelarten im Sinne von Art. 1 der Vogelschutzrichtli-
nie 
In den Planungsräumen können potenziell verschiedene europäische Vogelarten vor-
kommen, die hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zu betrach-
ten sind. Es werden aufgrund der vorgeprägten Strukturen vornehmlich gehölzbe-
wohnende Arten vorkommen. Diese Arten weisen eine breite ökologische Amplitude 
auf und sind in der Lage, bei Störungen auf Ersatzbiotope auszuweichen.  
 
Eine Entfernung von Gehölzen darf unabhängig davon aufgrund des möglichen Vor-
kommens von Nestern nur außerhalb der Brutzeit vorgenommen werden, um even-
tuell vorhandene Nistplätze nicht zu zerstören. Eine Baufeldfreimachung darf eben-
falls nur außerhalb der Brutzeit durchgeführt werden, um potenziell vorhandene Bo-
denbrüter nicht zu beeinträchtigen (Vermeidungsmaßnahmen). Verbote gem. § 44 (1) 
Nr. 3 BNatSchG können somit vermieden werden. 
 
Sollten sich (permanente) Fortpflanzungsstätten innerhalb des im Windenergieerlass 
Niedersachsen aufgeführten artspezifischen Abstandes befinden oder Ruhestätten in 
ihrer Funktionsfähigkeit durch bspw. Verdrängungswirkungen beschädigt werden, so 
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können unter Anwendung des § 44 (5) BNatSchG vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men (CEF-Maßnahmen) durchgeführt werden, um die ökologische Funktion im räum-
lichen Zusammenhang bei Umsetzung des Projektes zu gewährleisten und einen Ver-
botstatbestand nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG zu vermeiden. 
 
In Bezug auf ein erhöhtes Kollisionsrisiko bei Arten, ist artspezifisch zu prüfen, inwie-
fern Maßnahmen ergriffen werden können, um Verbote nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG 
zu vermeiden. Diese können bspw. darin bestehen, dass Anlagenstandorte verscho-
ben werden oder während Zeiten erhöhten Kollisionsrisikos z. B. in der Zeit der Jun-
genaufzucht der Betrieb von Windenergieanlagen eingestellt wird.  
 
Sollten Vermeidungsmaßnahmen nicht oder nicht in einem ausreichend abgesicher-
ten Umfang greifen und Verbotstatbestände nicht vermieden werden können, so ist 
eine Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG zu beantragen. Dazu sind die Ausnahme-
voraussetzungen gem. § 45 (7) BNatSchG im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung bzw. auf Ebene der Genehmigungsplanung darzustellen.  
 
Fazit 
Im Ergebnis der Betrachtung bleibt festzustellen, dass die artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände nach § 44 BNatSchG unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen nicht einschlägig sind. Gesonderte Festsetzungen oder weitere konkrete 
Vermeidungsmaßnahmen werden im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
auf Ebene der Genehmigungsplanung ergänzt. 
 
Sofern Verbotstatbestände nicht vermeiden werden können, ist unter Darlegung der 
gem. § 45 (7) BNatSchG genannten Ausnahmevoraussetzungen die Ausnahme im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung darzulegen bzw. auf Ebene der Genehmi-
gungsplanung zu beantragen. 

3.4 Biologische Vielfalt 

Zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes (§ 1 (6) Nr. 7 BauGB) ist im Rah-
men der Bauleitplanung eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtli-
chen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Dabei sind u. a. insbeson-
dere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt zu be-
rücksichtigen. 
 
Auf Basis der Ziele des Übereinkommens der Biologischen Vielfalt (Rio-Konvention 
von 1992) sind folgende Aspekte im Rahmen des vorliegenden Umweltberichtes zu 
prüfen: 
 

 Artenvielfalt und 
 Ökosystemschutz. 

Allgemeines 
Das Übereinkommen über die biologische Vielfalt (CBD) wurde auf der Konferenz der 
Vereinten Nationen zu Umwelt und Entwicklung (UNCED) im Jahr 1992 in Rio de 
Janeiro ausgehandelt. Das Vertragswerk, auch Konvention zur biologischen Vielfalt 
genannt, beinhaltet die Zustimmung von damals 187 Staaten zu folgenden drei über-
geordneten Zielen: 
 

 die Erhaltung biologischer Vielfalt, 
 eine nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile sowie 
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 die gerechte Aufteilung der Vorteile aus der Nutzung genetischer Ressour-
cen.  

 
Das Übereinkommen trat am 29.12.1993 völkerrechtlich in Kraft. Deutschland ist da-
bei seit 1994 Vertragspartei. Der Begriff "biologische Vielfalt" im Sinne des Überein-
kommens umfasst drei verschiedene Ebenen: 
 

 die Vielfalt an Ökosystemen, 
 die Artenvielfalt und 
 die genetische Vielfalt innerhalb von Arten.  

 
Im Konventionstext ist dabei der Begriff „biologische Vielfalt“ wie folgt definiert: 
 
„Variabilität unter lebenden Organismen jeglicher Herkunft, darunter unter anderem 
Land-, Meer- und sonstige aquatische Ökosysteme und die ökologischen Komplexe, 
zu denen sie gehören. Dies umfasst die Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen den 
Arten und die Vielfalt der Ökosysteme.“ 
 
In der Rio-Konvention verpflichten sich die Vertragsparteien zur Erhaltung aller Be-
standteile der biologischen Vielfalt, der aus ethischen und moralischen Gründen ein 
Eigenwert zuerkannt wird. Die biologische Vielfalt ermöglicht es den auf der Erde vor-
kommenden Arten und Lebensgemeinschaften in ihrem Fortbestand bei sich wan-
delnden Umweltbedingungen zu sichern. Dabei ist eine entsprechende Vielfältigkeit 
von Vorteil, da dann innerhalb dieser Bandbreite Organismen vorkommen, die mit 
geänderten äußeren Einflüssen besser zurechtkommen und so das Überleben der 
Population sichern können. Die biologische Vielfalt stellt damit das Überleben einzel-
ner Arten sicher. Um das Überleben einzelner Arten zu sichern ist ein Ökosystem-
schutz unabdingbar. Nur durch den Schutz der entsprechenden spezifischen Öko-
systeme ist eine nachhaltige Sicherung der biologischen Vielfalt möglich. 

Biologische Vielfalt im Rahmen des Umweltberichtes 
Als Kriterien zur Beurteilung der Vielfalt an Lebensräumen und Arten wird die Vielfalt 
an Biotoptypen und die damit verbundene naturraum- und lebensraumtypische Arten-
vielfalt betrachtet, wobei Seltenheit, Gefährdung und die generelle Schutzverantwor-
tung auf internationaler Ebene zusätzlich eine Rolle spielen.  

 
Das Vorkommen der verschiedenen Arten und Lebensgemeinschaften wurde in den 
vorangegangenen Kapiteln zu den Schutzgütern Pflanzen und Tiere ausführlich dar-
gestellt. Ebenso werden hier die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter 
Pflanzen und Tiere betrachtet und bewertet sowie gefährdete Arten und die verschie-
denen Lebensraumtypen gezeigt.  
 
Unter Berücksichtigung der prognostizierten Auswirkungen des Vorhabens werden 
für die Biologische Vielfalt insgesamt keine erheblichen negativen Auswirkungen 
durch die Realisierung der Planung erwartet. 
 
Eine Verringerung der Artenvielfalt ist durch die Planung nicht ersichtlich, da keine 
bestehenden Populationen seltener oder für den Naturraum besonders repräsentati-
ver Arten in ihrem Erhaltungszustand beeinträchtigt werden. Die im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigung bereit zu stellende Kompensation 
der prognostizierten erheblichen negativen Umweltauswirkungen trägt dazu bei, die 
Artenvielfalt zu erhalten. Die Auswirkungen können daher als nicht erheblich betrach-
tet werden, da stabile sich reproduzierende Populationen im Sinne der biologischen 
Vielfalt erhalten bleiben. 
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Die geplante Realisierung des Windparks ist damit mit den betrachteten Zielen der 
Artenvielfalt sowie des Ökosystemschutzes der Rio-Konvention von 1992 vereinbar 
und widerspricht nicht der Erhaltung der biologischen Vielfalt bzw. beeinflusst diese 
nicht im negativen Sinne. 

3.5 Schutzgut Boden 
Der Boden nimmt mit seinen vielfältigen Funktionen eine zentrale Stellung im Öko-
system ein, u. a. ist er Träger der Vegetation, Filter von Luft und Wasser, Lebensraum 
von Organismen, die u. a. Abbauprozesse im Boden durchführen, besitzt Bedeutung 
als Puffer und als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte.  
 
Durch die Darstellung von Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung Windenergie 
werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für Versiegelungen im Geltungs-
bereich geschaffen.  
 
In der aktuell vom LBEG neu erstellten Bodenkarte von Niedersachsen im Maßstab 
1 : 50.000 (BK 50) ist für den nördlichen Teil des Geltungsbereiches überwiegend 
mittlerer Plaggenesch verzeichnet. Im Zentralen Bereich des Plangebietes finden sich 
die Bodentypen mittlere Pseudogley-Podsol. Im östlichen Bereich findet sich außer-
dem sehr tiefer Podsol-Pseudogley. 
 
Des Weiteren befindet sich im nordwestlichen Plangebiet ein Suchraum für schutz-
würdigen Boden. Es handelt sich dabei um einen Bereich, mit hoher kulturgeschicht-
licher Bedeutung. 
 
Aufgrund der Überformung des Bodens durch die intensive landwirtschaftliche Nut-
zung ist im Bereich des Plangebietes ein anthropogen veränderter Bodenaufbau vor-
handen. Die natürlichen Bodenfunktionen im Geltungsbereich der 72. Änderung des 
Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ sind durch die Nutzung als Intensiv-
grünland und Acker durch regelmäßiges Düngen und Befahren verändert worden. 
Der Boden weist daher eine mittlere bzw. allgemeine Wertigkeit hinsichtlich der Be-
lange von Natur und Landschaft auf. Innerhalb des Suchraumes für schutzwürdige 
Böden ist durch die Seltenheit des Bodentyps eine hohe Bedeutung des Schutzgutes 
Boden vorhanden. 
 
Die Bodeneigenschaften, Bodenqualitäten und Bodenfunktionen (z. B. Grundwasser-
neubildung, Grundwasserschutzfunktion) gehen durch die ermöglichten Versiegelun-
gen vollständig verloren. Es sind allerdings hier lediglich kleine Flächengrößen zu 
erwarten, da die Fundamente für Windenergieanlagen jeweils eine nur kleinflächige 
Versiegelung bedeuten. Oftmals werden die Erschließungsflächen zu den WEA (Zu-
wegungen, Kranstellflächen) zu 100 % in Schotterbauweise ausgeführt. Dies ist je-
doch im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. im Zuge der 
Genehmigungsplanung verbindlich festzusetzen, um eingriffsmindernd betrachtet 
werden zu können. 
 
Zum jetzigen Planungszeitpunkt werden durch die ermöglichte Versiegelung u. a. in 
Bereichen mit schutzwürdigen Böden erhebliche Umweltauswirkungen verursacht. 

3.6 Schutzgut Wasser  
Oberflächengewässer 
Das Plangebiet wird von Gräben unterschiedlicher Breite und Tiefe durchzogen und 
entwässert. Das zentrale Plangebiet wird vom Gewässer II. Ordnung, der Rehorner 
Bäke, gequert. 
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Die vorliegenden Erfassungen zu den Biotoptypen für den nördlichen Geltungsbe-
reich zeigen, dass die vorhandenen Entwässerungsgräben dritter Ordnung oftmals 
eine geringe bis gar keine Wasservegetation aufgewiesen haben. Die Uferbereiche 
waren grünlandartig bewachsen, so dass diesen Gräben vorwiegend eine allgemeine 
Bedeutung zuzusprechen ist. Einem artenreicheren Graben im nördlichen Geltungs-
bereich kann eine hohe Bedeutung zugesprochen werden. 
 
Im Bereich der neu zu erstellenden Zuwegungen bzw. der Fundamente der WEA 
können Verrohrungen im Bereich der Gräben erforderlich werden. Es ist daher insge-
samt betrachtet eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser – Ober-
flächengewässer zu erwarten.  

 
Grundwasser 
Die Grundwasseroberfläche liegt bei unter >1 m bis 5m. Der überwiegende Bereich 
des Plangebietes liegt in einem Bereich, der mit 51 – 100 mm/a eine relativ niedrige 
Grundwasserneubildungsrate aufweist. Nach Nordwesten ist die Neubildungsrate mit 
201 – 250 mm/a deutlich höher angegeben. Das Schutzpotenzial der Grundwasser-
überdeckung befindet sich im Plangebiet im geringen Bereich (NIBIS Datenserver, 
LBEG 2018). 
 
Im Zuge des Baustellenablaufs kann aufgrund der Lage der Grundwasseroberfläche 
für die Errichtung der Fundamente eine Grundwasserabsenkung nicht ausgeschlos-
sen werden. Die konkreten Auswirkungen dieser temporären Maßnahme müssen im 
Rahmen der nachfolgenden Bauleitplanung bzw. im Genehmigungsverfahren darge-
stellt und bewertet werden.  
 
Insgesamt sind durch das Vorhaben weniger erhebliche Auswirkungen auf das 
Schutzgut Wasser zu erwarten. 

3.7 Schutzgut Klima  
Klimatisch ist der Untersuchungsraum vorwiegend atlantisch geprägt. Die Nähe zur 
Nordsee und die überwiegende Luftzufuhr aus westlichen Richtungen verursachen 
ein maritimes Klima, das sich durch relativ niedrige Temperaturschwankungen im Ta-
ges- und Jahresverlauf, eine hohe Luftfeuchtigkeit sowie häufige Bewölkung und Ne-
belbildung auszeichnet. Die Sommer sind daher mäßig warm und die Winter verhält-
nismäßig mild. Die Niederschläge verteilen sich gleichmäßig über das Jahr und errei-
chen 670 – 800 mm/a (LANDSCHAFTSRAHMENPLAN LK AMMERLAND 1995). 

 
Windenergieanlagen erhöhen die Rauigkeit des Gebietes und verringern die Windge-
schwindigkeit. Dadurch und durch Verwirbelungen und Turbulenzen kann es zu klein-
klimatischen Veränderungen im Gebiet kommen, die aber großräumig keine Bedeu-
tung haben. Aufgrund der bereits bestehenden Windkraftanlagen und der flächenmä-
ßig geringen Versiegelung wird sich das Lokalklima nicht wesentlich verändern. Somit 
sind durch die Umsetzung des Planvorhabens keine erheblichen Auswirkungen auf 
das Schutzgut Klima zu erwarten. 

3.8 Schutzgut Luft 
Die Luft besitzt Bedeutung als Lebensgrundlage für Mensch, Tiere und Pflanzen. 
Durch Luftverunreinigungen werden neben der menschlichen Gesundheit weitere 
Schutzgüter wie Pflanzen, Tiere, Kultur- und Sachgüter beeinträchtigt sowie Belas-
tungen des Klimas sowohl auf der kleinräumigen als auch auf der regionalen bis zur 
globalen Ebene verursacht. Bei der Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen 
der geplanten Bauflächen auf die Schutzgüter Luft und Klima sind somit eventuelle 
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mit der Umsetzung der Planung einhergehenden Luftverunreinigungen (v. a. Rauch, 
Stäube, Gase und Geruchsstoffe) mit Folgen für das Kleinklima von Bedeutung.  

 
Indirekt führen die Windenergieanlagen zu Verbesserungen der Luftqualität, da durch 
sie die mit Schadstoffausstoß verbundene fossile sowie die atomare Energiegewin-
nung verringert werden kann. Herstellung, Errichtung und Abbau der Windenergiean-
lagen verlaufen jedoch nicht vollständig schadstofffrei (Emissionen beim Bau von 
Windenergieanlagen, Emissionen von Baufahrzeugen). Der Betrieb der Windenergie-
anlagen emittiert jedoch keine der genannten Stoffe. Somit sind durch die Umsetzung 
des Planvorhabens keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft zu er-
warten. 

3.9 Schutzgut Landschaft  
Windenergieanlagen (WEA) können durch ihr Erscheinungsbild eine wesentliche Be-
einträchtigung des Landschaftsbildes darstellen. Aufgrund ihrer Höhe reichen die ne-
gativen landschaftsbildwirksamen Auswirkungen über den eigentlichen Standort hin-
aus. Windenergieparks sollten daher auf Standorten verwirklicht werden, auf denen 
die negativen Auswirkungen auf das Landschaftsbild möglichst gering sind. Beson-
ders geeignet sind vorhandene Standorte, wenn sich zwischenzeitlich keine neuen 
Erkenntnisse ergeben haben, die gegen den Standort sprechen. 
 
Für alle Windenergieanlagen gilt grundsätzlich, dass sie das Landschaftsbild erheb-
lich verändern. Die Masten sowie ihre Rotoren sind, insbesondere in Landschaften 
wie der hier beschriebenen relativ ebenen Marsch- bzw. Geestlandschaft, bereits aus 
großer Distanz zu erkennen. 
 
Trotz der vorhandenen Vorbelastungen des Landschaftsbildes aufgrund der techni-
schen Überprägungen in räumlicher Umgebung, den bereits vorhandenen Windener-
gieanlagen und der überwiegend intensiven landwirtschaftlichen Nutzung bedingt der 
Bau von neuen Windenergieanlagen eine Veränderung des Landschaftsbildes. Durch 
die Höhe werden sie weiträumig in die Landschaft hinein wirken. 
 
Die Eingriffserheblichkeit im landschaftsästhetischen Sinn ergibt sich einerseits aus 
der Intensität des Eingriffs, andererseits aus der Empfindlichkeit der Landschaft im 
Eingriffsbereich. 
 
Die Beeinträchtigungsintensität (Wahrnehmung) nimmt mit zunehmender Entfernung 
vom Planungsbereich ab. Insbesondere Siedlungslagen/Gebäude und vorhandene 
Gehölze können die Wahrnehmungsintensität (Fernwirkung) der Windenergieanla-
gen vermindern. Im Allgemeinen ist die Fernwirkung und damit der Einwirkungsbe-
reich (= der vom Eingriffsobjekt ästhetisch beeinträchtigte Landschaftsbereich) umso 
größer, je höher das Eingriffsobjekt, aber auch je auffälliger es ist (hier z. B. durch die 
Bewegung bzw. die Dichte der aufgestellten Masten). 
 
Bei der Bewertung bzw. Einschätzung der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
dürften zudem Einstellung und subjektive Wahrnehmung des Betrachters eine große 
Rolle spielen. Das landschaftsästhetische Empfinden kann deshalb nicht objektiv er-
fasst werden. 
 
Für alle Windenergieanlagen gilt grundsätzlich, dass sie das Landschaftsbild erheb-
lich verändern. Die Masten sowie ihre Rotoren sind, insbesondere in Landschaften 
wie der hier beschriebenen relativ ebenen Landschaft, bereits aus großer Distanz zu 
erkennen. Insgesamt ist von erheblichen negativen Umweltauswirkungen auf das 
Landschaftsbild auszugehen. 



Gemeinde Rastede – Umweltbericht zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 "Windenergie Lehmden"  25 
 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

3.10 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
Innerhalb des Plangebietes und in dessen Umgebung sind keine besonderen kultu-
rellen Sachgüter wie Bodendenkmale oder archäologische Denkmale und ähnliche 
kulturhistorische Elemente oder Baudenkmale bekannt, die durch die Windenergie 
beeinträchtigt werden könnten. Das nächste im Flächennutzungsplan verzeichnete 
Baudenkmal befindet sich in 2 km Entfernung südöstlich des Plangebietes an der 
Ecke Weißenmoorstraße - Südbäkerweg. Dieses ist jedoch ohne besondere Größe 
oder Fernwirkung und besitzt keine Sichtachsen in die Umgebung. Von einer Beein-
trächtigung durch Windräder ist nicht auszugehen, zumal der Bereich von hohen Bäu-
men geprägt ist, die keinen weiten Blick in die Landschaft oder die Wahrnehmung 
des Baudenkmals aus der Entfernung ermöglichen. Auch die Trinitatiskirche in Jade-
raltendeich liegt mit über 7 km weit genug entfernt, um durch die Planung nicht mehr 
in beeinträchtigender Weise betroffen zu sein. In dieser Entfernung ist die Wahrnehm-
barkeit des Windparks am Horizont bereits stark abgemildert. Eine bekannte Boden-
fundstelle ist in der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmden“ dargestellt und bei der weiteren Umsetzung des Projektes zu beachten. 
Weitere Bau- oder Bodendenkmale, die durch die Planung tangiert werden könnten, 
sind nicht bekannt.  
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege zu beachten. Folglich wird nachrichtlich auf die 
Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Bodenfunden im Zuge von Bauausfüh-
rungen mit folgendem Text hingewiesen: „Sollten bei den geplanten Bau- und Erdar-
beiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäß-
scherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen 
u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind 
diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig 
und müssen dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – Stützpunkt 
Oldenburg – Archäologische Denkmalpflege oder der unteren Denkmalschutzbe-
hörde des Landkreises unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig sind der Finder, 
der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach 
§ 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unver-
ändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmal-
schutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.“ 
 
Unter Berücksichtigung der o.g. Vermeidungsmaßnahme ist von keinen erheblichen 
negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter auszuge-
hen. 

3.11 Wechselwirkungen  
Die Schutzgüter beeinflussen sich in einem Ökosystem gegenseitig, so dass die 
Wechselwirkungen der einzelnen Schutzgüter untereinander bei der Betrachtung der 
umweltrelevanten Auswirkungen von Bedeutung sind.  
 
Die ermöglichte Überbauung von Boden führt zwangsläufig zu einem Verlust der 
Funktionen dieser Böden, wozu auch die Speicherung von Niederschlagswasser 
zählt. Hierdurch erhöht sich der Oberflächenwasserabfluss, während die Versicke-
rung unterbunden wird. Aufgrund des erfahrungsgemäß relativ geringen Umfangs der 
zu versiegelnden Flächen sind hier keine erheblichen negativen Auswirkungen durch 
sich negativ verstärkende Wechselwirkungen zu erwarten. Durch die Planung wird 
außerdem der Grundwasserstand im Gebiet nicht dauerhaft verändert. Kurzzeitige 
lokale Grundwasserabsenkungen während der Bauphase wirken sich nicht negativ 
auf die umliegende Vegetation aus, da diese durch die intensive landwirtschaftliche 
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Nutzung geprägt ist und keine schützenswerten bzw. gegenüber einer zeitlich be-
grenzten Grundwasserabsenkung empfindlich reagierende Pflanzenbestände und Bi-
otope im Gebiet und der näheren Umgebung vorhanden sind. 
 
Weiterhin bringt die Überbauung von Boden negative Auswirkungen auf Pflanzen und 
Tiere mit sich, da Lebensräume zerstört werden. Da diese Verluste erfahrungsgemäß 
relativ kleinflächig sind und die landwirtschaftliche Nutzung bereits heute das Lebens-
raumpotenzial im Gebiet für empfindliche Arten einschränkt, ist auch hier von keinen 
erheblichen sich verstärkenden Auswirkungen auszugehen, die durch eine Verlage-
rung bzw. Verringerung von Tierpopulationen durch Beseitigung der Vegetation (Le-
bensstätten) ausgehen könnten.  
 
Insgesamt ist von keinen erheblichen sich verstärkenden Wechselwirkungen auszu-
gehen.  

3.12 Kumulierende Wirkungen 

Der geplante Windpark „Lehmdermoor“ befindet sich in einer Entfernung von 
ca. 3,5 km. Der erheblich beeinträchtigte Raum (15-fache Anlagenhöhe bei einer an-
genommenen Anlagenhöhe von maximal 150 m) überschneidet sich mit dem als er-
heblich beeinträchtigten anzusehenden Raum der vorliegenden Planung. Somit ist 
dieses Vorhaben als kumulierendes Vorhaben einzustufen. Darüber hinaus verläuft 
die Trasse der geplanten Autobahn A 20 in ca. 1,5 km Entfernung nordöstlich des 
Geltungsbereiches der vorliegenden Bauleitplanung in Ost-West-Richtung. Der 2. 
Planungsabschnitt der A 20 zwischen der A 29 bei Jaderberg und der B 437 bei 
Schwei befindet sich in der Planungsphase, das Planfeststellungsverfahren wurde 
noch nicht eingeleitet. Mit der landesplanerischen Feststellung vom 29. Januar 2009 
ist das Raumordnungsverfahren jedoch abgeschlossen und die Trassenführung fest-
gelegt worden. 
 
Tab. 6: Darstellung und Einschätzung möglicher kumulierender Wirkungen 

Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 

Mensch   

Erholung Die Landschaft weist keine besonders ausge-
prägte oder ausgewiesene Erholungsfunktion im 
Vergleich zu umliegenden Landschaften auf, zu-
mal diese auch durch die Autobahn A29 bereits 
stark eingeschränkt und belastet ist. Eine Erho-
lungsnutzung ist grundsätzlich auch weiterhin 
möglich, wobei dies auch vom Empfinden des ein-
zelnen Erholungssuchenden abhängt, ob er die 
WEA und deren Geräusche, die im Nahbereich  
zu hören sein werden, als störend empfindet. Für 
die Menschen aus den umliegenden Ortschaften 
verkleinert sich der Bereich der durch WEA unbe-
einträchtigten Landschaft im Nahbereich. Die Aus-
wirkungen werden angesichts der Autobahn und 
den bereits bestehenden Windenergieanlagen je-
doch als weniger erheblich eingestuft. 

Es wird auch auf die Ausführungen bei "Land-
schaft" verwiesen.  

weniger erheblich 

Gesundheit - 
Lärm 

Die Richtwerte gem. TA-Lärm durch den Betrieb 
der WEA dürfen an den Immissionspunkten unter 

nicht erheblich  
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Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 
Berücksichtigung von Vorbelastungen  nicht über-
schritten werden. Die WEA sind daher so zu und 
nötigenfalls gedrosselt zu betreiben, dass die 
Richtwerte jederzeit eingehalten werden.  

Gesundheit - 
Schattenwurf 

Bei Überschreitung der vertretbaren Schatten-
wurfzeiten erfolgt eine Abschaltung, so dass keine 
kumulierenden Wirkungen auftreten. 

nicht erheblich 

Pflanzen Da Pflanzen auf ihren Wuchsort festgelegt sind 
und durch das Windparkvorhaben keine dauerhaf-
ten Änderungen des Grundwasserstandes vorge-
nommen werden, sind jeweils die unmittelbar 
überplanten Standorte betroffen. Durch kumulie-
rende Vorhaben werden die Auswirkungen nicht 
verstärkt oder zusätzlich beeinflusst.  

nicht erheblich 

Tiere Im Plangebiet sind zum aktuellen Planungszeit-
punkt keine hohen faunistischen Wertigkeiten be-
kannt, so dass kumulierende Wirkungen vernach-
lässigbar sind. 

weniger erheblich 

Biologische 
Vielfalt 

Keine kumulierenden Auswirkungen auf die biolo-
gische Vielfalt bei Umsetzung des Vorhabens er-
sichtlich. 

nicht erheblich 

Boden Durch die relativ kleinflächigen Bodenversiegelun-
gen sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
durch kumulierende Vorhaben zu erwarten. 

nicht erheblich 

Wasser Da mit den Windparkvorhaben keine Änderungen 
des Grundwasserstandes (mit Ausnahme kurzzei-
tiger Wasserhaltungsmaßnahmen während der 
Bauphase) erfolgen und vorhandene Gräben trotz 
möglicher kleinflächiger Verrohrungen in ihrer 
wasserführenden Funktion nicht beeinträchtigt 
werden, sind keine Auswirkungen auf das Schutz-
gut durch kumulierende Vorhaben zu erwarten. 

weniger erheblich 

Luft Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Luft zu erwarten.  

nicht erheblich 

Klima Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Klima zu erwarten.  

nicht erheblich 

Landschaft Die vorliegende Planung stellt eine Erweiterung 
des bereits bestehenden Windparks dar, so dass 
sich ihre Einwirkungsbereiche auf das Land-
schaftsbild stark überschneiden. Der bestehende 
Windpark wird dadurch vergrößert. Dadurch, dass 
ein bestehender Windpark erweitert wird und nicht 
andernorts ein komplett neuer Windpark entsteht, 
wird der Eingriff in das Landschaftsbild minimiert. 
Nichtsdestotrotz vergrößert sich der beeinträch-
tigte Raum, von dem aus WEA zu sehen sind. 
Dies hängt auch damit zusammen, dass die 
neuen Windenergieanlagen rd. 50 m höher sein 
können als die vorhandenen.  

weniger erheblich 
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Schutzgut Auswirkungen / kumulierende Wirkungen Erheblichkeit 

Kultur- und 
Sachgüter 

Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut 
Kultur- und Sachgüter zu erwarten, da im Betrach-
tungsraum keine besonderen Baudenkmale oder 
in sonstiger Weise bemerkenswerte Bauten und 
andere kulturhistorische Sachgüter vorhanden 
sind, deren Ansicht durch die Vergrößerung des 
vorhandenen Windparks verstärkt beeinträchtigt 
würde.  

nicht erheblich 

 

3.13 Zusammengefasste Umweltauswirkungen  
Durch das geplante Vorhaben im Rahmen der Aufstellung der 72. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ werden weniger erhebliche negative 
Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch (im Hinblick auf die Erholung) vor-
bereitet. Erhebliche negative Auswirkungen sind auf die Schutzgüter Landschaft, 
Pflanzen, Wasser und Boden zu erwarten. Ebenfalls erhebliche negative Auswirkun-
gen sind auf das Schutzgut Tiere – Brutvögel und Tiere - Fledermäuse zu erwarten.  
Tab. 7: Zu erwartende Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter und ihre Bewertung 

 
••• sehr erheblich/ •• erheblich/ • weniger erheblich / - nicht erheblich 
 
Weitere Schutzgüter werden durch die vorliegende Planung in ihrer Ausprägung nicht 
negativ beeinflusst. Insgesamt betrachtet werden durch die Realisierung bei Umset-
zung des Vorhabens in einem gewissen Umfang erhebliche negative Umweltauswir-
kungen vorbereitet. 

Schutzgut Beurteilung der Umweltauswirkungen Erheblichkeit 
Mensch  Keine erheblichen Auswirkungen in Bezug auf 

Schall / Schatten 
 Weniger erhebliche negative Auswirkungen auf die 

Erholungsnutzung  

• 

Pflanzen  Verlust von Pflanzen/Pflanzenlebensräumen •• 
Tiere  erhebliche negative Auswirkungen auf Brutvögel  

 keine negative Auswirkungen auf Gastvögel  
 erhebliche negative Auswirkungen auf Fleder-

mäuse 

•• 
- 
•• 
 

Boden  erhebliche negative Auswirkungen •• 
Wasser  erhebliche negative Auswirkungen •• 

Klima und 
Luft 

 keine erheblichen negativen Auswirkungen - 

Landschaft   erhebliche Beeinträchtigungen durch Vergrößerung 
des landschaftsästhetisch beeinträchtigten Be-
reichs  

•• 

Kultur- und 
sonstige 

Sachgüter 

 keine erheblichen negativen Auswirkungen - 

Wechselwir-
kungen 

 keine erheblichen sich verstärkenden Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Schutzgütern 

- 
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4.0 ENTWICKLUNGSPROGNOSE DES UMWELTZUSTANDES  

4.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Planungsdurchführung 
Bei der Umsetzung des Planvorhabens ist mit den in Kap. 3.0 genannten Umweltaus-
wirkungen zu rechnen.  

 
Es wird durch die Realisierung der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes "Wind-
energie Lehmden" die Errichtung von Windenergieanlagen im Planungsraum ermög-
licht. Die für den Betrieb der Windenergieanlagen benötigten Flächenareale werden 
dadurch entsprechend baulich verändert. Die übrigen Flächen im Planungsraum wer-
den weiterhin überwiegend landwirtschaftlich als Grünland und Acker genutzt. 
 
Im Zuge der Realisierung der Planung können auf der Grundlage von Vermeidungs-
, Minimierungsmaßnahmen die erheblichen negativen Auswirkungen auf die Schutz-
güter Pflanzen, Tiere, Landschaft und Mensch tlw. vermieden und minimiert werden. 
Erforderliche Kompensationsmaßnahmen sind im Rahmen der nachfolgenden ver-
bindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsplanung zu ermitteln und festzu-
setzen. 

4.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung – Nullvariante 
Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die derzeit bestehenden Nutzungen wahr-
scheinlich unverändert erhalten. Die Flächen werden weiterhin landwirtschaftlich als 
Grünland und Acker genutzt.  
 
Der bereits bestehende Windpark prägt weiterhin den Raum. Das Landschaftsbild 
und die Nutzungen werden sich zumindest bis zur Umsetzung des geplanten Baus 
der Autobahn A 20 im Nahbereich der Planfläche nicht verändern. Spätestens mit 
Baubeginn der Autobahn werden das Landschaftsbild und der Landschaftsraum nörd-
lich des Plangebietes auch in Hinblick auf die übrigen Schutzgüter jedoch deutlich 
überprägt. 

5.0 VERMEIDUNG, MINIMIERUNG UND KOMPENSATION NACHTEILIGER 
UMWELTAUSWIRKUNGEN 
Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen durch 
Maßnahmen des Naturhaushaltes und der Landschaftspflege auszugleichen (Aus-
gleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Ausgeglichen ist eine 
Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaus-
haltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild land-
schaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchti-
gung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes in dem, 
betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschafts-
bild landschaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 15 (1) und (2) BNatSchG). 
 
Obwohl durch die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ 
selbst nicht in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild eingegriffen werden kann, 
sondern nur durch dessen Realisierung, ist die Eingriffsregelung dennoch von Be-
deutung, da nur bei ihrer Beachtung eine ordnungsgemäße Abwägung aller öffentli-
chen und privaten Belange möglich ist. 
 
Das geplante Vorhaben wird unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft auslösen. Diese sind aber bereits durch die Standortwahl im Vorfeld möglichst 
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minimiert worden, da diese Fläche zu einer Konzentration von Windenergieanlagen 
in einem für Natur und Landschaft weniger wertvollen Raum führt, der für Natur und 
Landschaft nicht von erhöhter Bedeutung ist. Die Vermeidungs-/Minimierungsmaß-
nahmen für die Schutzgüter werden im Folgenden dargestellt. Einige der genannten 
Maßnahmen sind aufgrund gesetzlicher Bestimmungen ohnehin durchzuführen (z.B. 
Schallschutz) und sind somit keine Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen im 
Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Sie werden vollständigkeitshalber 
und zum besseren Verständnis jedoch mit aufgeführt. Es obliegt der verbindlichen 
Bauleitplanung diese Vermeidungsmaßnahmen festzusetzen bzw. der Genehmi-
gungsebene entsprechende eingriffsminimierende Maßnahmen im Genehmigungs-
bescheid aufzunehmen. 

5.1 Vermeidung / Minimierung 
Grundlegende Vermeidungsmaßnahme ist die Auswahl des Standortes, die nach ei-
ner Abwägung auf der Grundlage der Standortpotenzialstudie erfolgt ist (s. Kap. 2.4). 
Damit wurde der Standort ausgewählt, der die beste Ausnutzung der Fläche (Ertrag) 
und gleichzeitig geringe Auswirkungen auf Natur und Landschaft erwarten lässt. Zu-
dem ist eine Erweiterung bestehender Windparks grundsätzlich positiver zu beurtei-
len als die Neuanlage von Windparks in nicht vorbelasteten Bereichen.  

5.1.1 Schutzgut Mensch  
 Die Windenergieanlagen sind als besondere Vorkehrung zum Schutz gegen 

schädliche Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundes - Immissionsschutzgesetzes 
gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB hinsichtlich des Schallleistungspegel so zu be-
treiben, dass die Immissionsrichtwerte gem. TA-Lärm eingehalten werden. 

 Die Windenergieanlagen sind mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustat-
ten, sofern die Schattenwurfzeiten an den relevanten Immissionsorten über-
schritten werden. Die zum Zeitpunkt der Planaufstellung vertretbaren Schat-
tenwurfzeiten betragen 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden je Jahr. 

5.1.2 Schutzgut Pflanzen 
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und -minimie-
rung Rechnung und sollten daher verbindlich im Rahmen eines Bebauungsplanes 
festgesetzt werden: 
 
 Die erforderlichen Zuwegungen sollten zu 100 % in Schotterbauweise was-

serdurchlässig befestigt werden. 
 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimie-
rung zu berücksichtigen: 
 
 Der Schutz der Gehölze ist während der Bauphase gemäß RAS-LP 4 bzw. 

DIN 18920 zu gewährleisten. 

5.1.3 Schutzgut Tiere  
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und -minimie-
rung Rechnung und sollten daher verbindlich im Rahmen eines Bebauungsplanes 
festgesetzt werden: 
 
 Baumfäll- und Rodungsarbeiten sind zur Vermeidung artenschutzrechtlicher 

Verbotstatbestände gem. § 44 (1) BNatSchG außerhalb der Reproduktions-
zeiten von Fledermäusen und Brutvögeln durchzuführen, also nur während 
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der Herbst-/Wintermonate im Zeitraum von Oktober bis Februar. Baumfäll- 
und Rodungsarbeiten sind ausnahmsweise in der Zeit von Februar bis Ok-
tober zulässig, wenn durch eine ökologische Baubegleitung die Vermeidung 
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausgeschlossen werden kann.  

 Die Baufeldräumung / Baufeldfreimachung ist zur Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände gem. § 44 (1) BNatSchG außerhalb der Zeit 
zwischen dem 1. März und dem 30. Juni durchzuführen. Eine Baufeldräu-
mung / Baufeldfreimachung ist ausnahmsweise in der Zeit zwischen dem 1. 
März und dem 30. Juni zulässig, wenn durch eine ökologische Baubeglei-
tung die Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausge-
schlossen werden kann.  

 Abschaltung der WEA in Zeiten erhöhter Fledermausaktivität und Kollisions-
gefahr 

 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zu 
berücksichtigen: 
 
 Beleuchtungen sollten abgesehen von Beleuchtung zu Wartungsarbeiten 

und der vorgeschriebenen Nachtbefeuerung nicht zulässig sein. 
 Die Gondeln der Windenergieanlagen sollten möglichst wenige Öffnungen 

aufweisen, durch die z. B. Fledermäuse ins Innere gelangen könnten. 

5.1.4 Schutzgut Boden  
Folgende Maßnahmen tragen dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung und -minimie-
rung Rechnung und sollten daher verbindlich im Rahmen nachfolgender Planungen 
festgesetzt werden: 

 Die erforderlichen Zuwegungen sollten zu 100 % in Schotterbauweise was-
serdurchlässig befestigt werden. 

 
Zusätzlich sind folgende allgemeine Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zu 
berücksichtigen: 

 Zur Erschließung der Windenergieanlagen sollten nach Möglichkeit vorhan-
dene befestigte Wege genutzt werden. 

 Der Schutz des Oberbodens (§ 202 BauGB) sowie bei Erdarbeiten die ATV 
DIN 18300 bzw. 18320 und DIN 18915 werden beachtet. 

5.1.5 Schutzgut Wasser 
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu verringern, sollten folgende Maß-
nahmen zur Vermeidung durchgeführt und verbindlich im Rahmen nachfolgender Pla-
nungen festgesetzt werden: 
 
 Die erforderlichen Zuwegungen sollten zu 100 % in Schotterbauweise was-

serdurchlässig befestigt werden. 
 
Weitere Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind: 
 Das anfallende Niederschlagswasser sollte innerhalb des Plangebietes ver-

sickern bzw. im Gebiet ( Gräben) verbleiben. 
 Der Flächenverbrauch sollte auf Mindestmaß reduziert werden. 
 Erforderliche Wasserhaltungsmaßnahmen sind zeitlich und örtlich zu be-

grenzen.  
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5.1.6 Schutzgut Klima / Luft 
Es sind keine erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten, folglich sind auch 
keine Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahmen notwendig oder vorgesehen. 

5.1.7 Schutzgut Landschaft 
Um Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft zu verringern, sollten folgende Maß-
nahmen zur Vermeidung durchgeführt werden: 
 
 Es sollten gedeckte, nicht reflektierende Farben für die Windenergieanlagen 

verwendet werden. 
 Es sollten Anlagen eines Anlagentyps (u. a. gleiche Drehrichtung und -ge-

schwindigkeit) verwendet werden. 
 Werbeanlagen und Werbeflächen sind (abgesehen vom Anlagentyp an der 

Gondel) sollten nicht zulässig sein. 
 Beleuchtungen sollten abgesehen von der erforderlichen Nachtkennzeichnung 

und Beleuchtungen zu Wartungsarbeiten nicht zulässig sein. 

5.1.8 Schutzgut Kultur und Sachgüter 
Es sind keine erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten, folglich sind auch 
keine weiteren Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahmen notwendig. 

5.2 Eingriffsdarstellung  
Entsprechend der §§ 14 und 15 (Eingriffsregelung) des BNatSchG muss ein unver-
meidbarer zulässiger Eingriff in die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und das 
Landschaftsbild durch geeignete Maßnahmen kompensiert werden. 
 
Durch die Darstellung der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmden“ wird ein Eingriff in Natur und Landschaft vorbereitet, welcher in seiner Di-
mensionierung noch nicht abschließend ermittelt werden kann. Die Anzahl möglicher 
geplanter Windenergieanlagen, deren Höhe sowie die beanspruchten Biotoptypen, 
die Flächengrößen der Zuwegungen sowie der infrastrukturellen Einrichtungen sind 
zum jetzigen Planungszeitpunkt nicht abzubilden. Unabhängig davon ist zum jetzigen 
Planungsstand erkennbar, welche Schutzgüter bei Umsetzung des vorbereiteten Vor-
habens erheblich betroffen sein können, so dass eine Kompensation zu leisten ist. 
 
Schutzgut Pflanzen 
Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. des Genehmi-
gungsverfahrens können auf Basis einer detaillierten Planung sowie Biotoptypenkar-
ten Eingriffsermittlungen durchgeführt werden. In der Gemeinde Rastede wird dazu 
üblicherweise das Bilanzierungsmodell des Niedersächsischen Städtetages von 2013 
(Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitpla-
nung) angewandt. In diesem Modell werden Eingriffsflächenwert und Kompensations-
flächenwert ermittelt und gegenübergestellt. Zur Berechnung des Eingriffsflächenwer-
tes werden zunächst Wertfaktoren für die vorhandenen Biotoptypen vergeben und mit 
der Größe der Fläche multipliziert. Analog werden die Wertfaktoren der Biotoptypen 
der Planungsfläche mit der Flächengröße multipliziert und anschließend wird die Dif-
ferenz der beiden Werte gebildet.  
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   a) Flächenwert des Ist-Zustandes: 
 

Größe der Eingriffsfläche in m² x Wert-
faktor des vorhandenen Biotoptyps  
 

   b) Flächenwert des Planungszustandes: Größe der Planungsfläche in m² x 
Wertfaktor des geplanten Biotoptyps  
 

c
) 

 

c)    Flächenwert des Planungszustandes 
    -  Flächenwert des Ist-Zustandes 
=     Flächenwert des Eingriffs (Maß für die Beeinträchtigung) 

 
 
Mit Hilfe dieses Wertes wird die Bilanzierung von Eingriff und Kompensation ermög-
licht. Durch die notwendigen Versiegelung und Inanspruchnahmen von Flächen wer-
den Wertminderungen bei Umsetzung des Vorhabens verursacht. Für das Schutzgut 
Pflanzen ist daher eine Kompensation bereit zu stellen. 
 
Brutvögel 
Über konkrete Erfassungen zu Brutvogelvorkommen im Nahbereich geplanter Anla-
genstandorte sind auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
der Genehmigungsplanung im Detail die Betroffenheiten und Kollisionsgefährdungen 
einzelner Arten zu betrachten. Zum jetzigen Zeitpunkt ist von erheblichen Beeinträch-
tigungen durch Kollisionen für Brutvögel auszugehen, die eine Kompensationsver-
pflichtung bedingen. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt kann ebenfalls nicht sicher ausgeschlossen werden, dass stö-
rungssensible Arten nicht bei Umsetzung und Errichtung von Windenergieanlagen 
verdrängt werden können, so dass in diesem Rahmen von erheblichen Auswirkungen 
ausgegangen werden muss. Es ist entsprechend Kompensation zu leisten, deren Di-
mensionierung auf der nachfolgenden Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
der Genehmigungsebene zu ermitteln ist. 

 
Gastvögel 
Als Ergebnis der Auswirkungsprognose in Bezug auf Gastvogelarten wurde keine er-
hebliche Beeinträchtigung möglicher vorkommender Arten festgestellt. Von Kompen-
sationsbedarf für Gastvögel ist derzeit nicht auszugehen. 
 
Boden 
Durch die Inanspruchnahme und Versiegelung von Flächen ist eine erhebliche Be-
einträchtigung des Schutzgutes Boden zu erwarten. Es ist für das Schutzgut Boden 
Kompensation zu leisten, deren Dimensionierung auf der nachfolgenden Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsebene zu ermitteln ist. 
 
Wasser 
Zur innereren Erschließung der Windenergieanlagen können Verrohrungen von 
Gräben über Durchlässe erforderlich werden, was eine Kompensation für das 
Schutzgut Wasser erforderlich macht.  
 
Landschaftsbild 
Die Ermittlung des Umfanges von Kompensationsmaßnahmen für Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbildes gestaltet sich schwierig, da die Beurteilung einer ästheti-
schen Qualität sehr subjektiv ist und die Veränderung durch WEA sehr unterschied-
lich wahrgenommen wird. 
 
Der Ausgleich der erheblichen Beeinträchtigungen bzw. die Wiederherstellung des 
Landschaftsbildes scheidet bei WEA, angesichts der heutigen Bauhöhen, aufgrund 
der optischen Wirkungen in der Regel aus (NLT 2014). Daher sollte die Kompensation 
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von Eingriffen durch WEA generell über die Ersatzzahlung gemäß § 15 Abs. 6 
Satz 1 BNatSchG erfolgen. Eine Regelung der Kompensation über Ersatzgeldzah-
lung auf der Ebene der Bauleitplanung ist jedoch gemäß BauGB nicht festgelegt und 
somit besteht hierfür auch keine Rechtsgrundlage.  
 
Um daher dennoch einen Flächenbedarf in Hektar für Ersatzmaßnahmen in Abhän-
gigkeit von der Bedeutung des Landschaftsbildes ermitteln zu können, kann in Anleh-
nung an die Methode von BREUER (2001) der Kompensationsbedarf analog zu der 
Flächengröße des erheblich beeinträchtigten Raumes festgelegt werden. Als erheb-
lich beeinträchtigter Raum wird der Umkreis der 15-fachen Anlagenhöhe um den Gel-
tungsbereich angesehen. 
 
Die Errichtung von Windenergieanlagen ist immer mit einem Eingriff in das Land-
schaftsbild verbunden, so dass entsprechende Kompensationsmaßnahmen durchzu-
führen sind. Die Ermittlung erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
der Genehmigungsplanung nach Konkretisierung des Vorhabenumfanges. 

5.3 Kompensation 
Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen durch 
Maßnahmen des Naturhaushaltes und der Landschaftspflege auszugleichen (Aus-
gleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Ausgeglichen ist eine 
Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaus-
haltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild land-
schaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchti-
gung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem 
betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschafts-
bild landschaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 15 (1) und (2) BNatSchG).  
 
Obwohl durch die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie Lehmden“ 
selbst nicht in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild eingegriffen werden kann, 
sondern nur durch dessen Realisierung, ist die Eingriffsregelung dennoch von Be-
lang, da nur bei ihrer Beachtung eine ordnungsgemäße Abwägung aller öffentlichen 
und privaten Belange möglich ist. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches sollten keine Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen 
werden, um keine Anziehungspunkte für Tiere und Pflanzen zu schaffen, die bei 
Umsetzung des Vorhabens beeinträchtigt werden. 
 
Somit sind Ersatzmaßnahmen auf externen Flächen vorzusehen. Diese Flächen soll-
ten in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit den vom Eingriff beeinträch-
tigten Funktionen des Naturhaushaltes stehen und nach Möglichkeit im selben Natur-
raum wie das eingriffsverursachende Projekt liegen. Letzteres ist nicht zwingend er-
forderlich und besonders bei Grenzlagen auch nicht immer möglich. Wichtiger ist in 
diesen Fällen daher der funktionale Zusammenhang insbesondere für Arten und Le-
bensgemeinschaften (Tiere und Pflanzen). 
 
Es sind Kompensationsmaßnahmen für die Schutzgüter Pflanzen, Tiere – Brutvögel, 
Tiere – Fledermäuse, Boden, Wasser sowie Landschaftsbild beizubringen. Die ab-
schließende Festsetzung zur Größenordnung sowie Lage und die konkreten Maß-
nahmen obliegt der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmi-
gungsplanung. 
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Nachfolgend werden allgemeine Hinweise zu möglichen Kompensationsmaßnahmen 
genannt, die auf Ebene der nachgelagerten verbindlichen Bauleitplanung bzw. der 
Genehmigungsplanung zu konkretisieren und festzusetzen sind: 

 Anpflanzen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern als flächige An-
pflanzung und / oder als Hecken, 

 Anpflanzen von Einzelbäumen als Hochstamm an geeigneten Stellen, 
 Neuanlage von Wallhecken, 
 Aufwertung von vorhandenen Wallhecken durch ergänzende Bepflanzung 

und Sanierung des Wallkörpers, 
 Anlage von Obstbaumwiesen, 
 Extensivierung von Grünland, 
 Umwandlung von Ackerflächen in Extensivgrünland, 
 Entwicklung von Feucht- / Nassgrünland sowie 
 Schaffung von aquatischen Lebensräumen durch z. B. Grabenaufweitungen, 

Neuanlage von Gewässern, Senken etc. 

6.0 ANDERWEITIGE PLANUNGSMÖGLICHKEITEN 

6.1 Standort 
Die Gemeinde Rastede beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die bauleitplanerische Vorbereitung der Potenzialfläche 4 „Liethe“ zu schaffen und 
stellt zu diesem Zweck die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmden“ auf. 

 
Eine Weiterentwicklung der Windenergienutzung entspricht den klimapolitischen Zie-
len des Landes Niedersachsens, sowie dem raumordnerischen Ziel der Bündelung 
von Windenergieanlagen in Windparks zum Schutz des Landschaftsbildes in anderen 
Teilen der Gemeinde. Das Plangebiet der vorliegenden Bauleitplanung wurde als eine 
Eignungsfläche im Rahmen der Standortpotenzialstudie (s. Kap. 2.4) ermittelt. Hierin 
wurden unter Berücksichtigung der aktuellen Raumanforderungen und bestehender 
Flächenrestriktionen sowie unter Einhaltung notwendiger Schutzabstände potenzielle 
Eignungsräume für die Windenergienutzung ermittelt. Die Fläche des Geltungsberei-
ches ist die Potenzialfläche 4 „Liethe“ der Standortpotenzialstudie für Windparks aus 
dem Jahr 2016. Die Teilflächen der Potenzialfläche 4 werden mit maximal 10 Punkten 
der Empfindlichkeitsstufe I zugeordnet und ist somit aus fachplanerischer Sicht grund-
sätzlich für die Windenergiegewinnung geeignet.  
 
Darüber hinaus handelt es sich beim Plangebiet um einen landwirtschaftlich genutz-
ten Bereich mit überwiegend sehr intensiver Nutzung, welcher ein vergleichsweise 
niedriges Konfliktpotenzial im Bereich von Natur und Landschaft erwarten lässt, da 
sich im zentralen Plangebiet bereits der Windpark „Liethe“ befindet. Somit erfüllt der 
Standort den planerischen Grundsatz, beeinträchtigende Planungen nach 
Möglichkeit zu bündeln, um so andere, von Beeinträchtigung weitgehend freie Räume 
nicht in Anspruch zu nehmen.  

6.2 Planinhalt 
Im Rahmen der erfolgenden Bauleitplanung wird im Geltungsbereich eine Sonder-
baufläche mit der Zweckbestimmung Windenergie überlagernd mit landwirtschaftli-
cher Nutzung dargestellt. Weiterhin werden Waldflächen sowie Wasserflächen dar-
gestellt. Es erfolgt eine Ausschlusswirkung im gesamten Gemeindegebiet für die Er-
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richtung von Windenergieanlagen außerhalb der im Flächennutzungsplan und des-
sen Änderungen dargestellten Sonderbauflächen für Windkraftanlagen (Ausschluss-
wirkung im Sinne von § 35 (3) Satz 3).  

7.0 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

7.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen 
Verfahren 

7.1.1 Analysemethoden und -modelle 
Aufgrund der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung wurden keine Analysemetho-
den und –modelle herangezogen. Die Betrachtung und Darstellung der Umweltaus-
wirkungen erfolgte verbal-argumentativ. 

7.1.2 Fachgutachten 
Auf der Ebene der Änderung des Flächennutzungsplanes wurde eine Standortpoten-
zialstudie für das Gemeindegebiet erstellt, auf deren Basis für Windenergienutzung 
geeignete Flächen ermittelt worden sind.  

7.1.3 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen 
Es traten keine Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen auf. 

7.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 
Gemäß § 4c BauGB müssen die Kommunen die erheblichen Umweltauswirkungen 
überwachen (Monitoring), die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten. 
Hierdurch sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzei-
tig erkannt werden, um geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ermöglichen. Bei Um-
setzung der Sonderbauflächen auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung sind die 
erheblichen Umweltauswirkungen durch die Gemeinde Rastede nach der Realisie-
rung zu prüfen.  

8.0 ALLGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 
Für das geplante Vorhaben wird in der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Windenergie Lehmden“ eine Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung Windener-
gie überlagernd mit Flächen für die landwirtschaftliche Nutzung dargestellt. Weiterhin 
werden Flächen für Wald und Wasser abgebildet. Das Plangebiet umfasst eine Größe 
von 88,6 ha. 
 
Erhebliche negative Auswirkungen werden auf das Schutzgut Landschaft (Land-
schaftsbild) durch eine Veränderung des Landschaftserlebens vorbereitet. Des Wei-
teren sind erheblich negative Auswirkungen durch Flächenveränderung, -versiege-
lung bzw. -überbauung auf die Schutzgüter Pflanzen, Wasser und Boden zu erwarten. 
Für das Schutzgut Tiere - Brutvögel sowie Tiere - Fledermäuse werden bei konkreter 
Umsetzung von Windenergieanlagen erhebliche Beeinträchtigungen durch erhöhte 
Kollisionsrisiken sowie Verdrängungswirkungen prognostiziert. 
 
Mit der Aufstellung der 72. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windenergie 
Lehmden“ werden weniger erhebliche negative Umweltauswirkungen auf das Schutz-
gut Mensch – Erholung verursacht.  
 



Gemeinde Rastede – Umweltbericht zur 72. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 "Windenergie Lehmden"  37 
 

 
Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 

Weitere Schutzgüter werden durch die vorliegende Planung in ihrer Ausprägung nicht 
negativ beeinflusst. Insgesamt betrachtet werden durch die Realisierung der künfti-
gen Bebauung in einem gewissen Umfang erhebliche negative Umweltauswirkungen 
vorbereitet. 
 
Umweltauswirkungen können durch die vorgeschlagenen Vermeidungs- und Mini-
mierungsmaßnahmen teilweise vermieden bzw. minimiert werden. Zu den Vermei-
dungs- und Minimierungsmaßnahen zählen u.a. der Einsatz von Schattenwächtern, 
die Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeit, wasserdurchlässige Befestigung der 
Zuwegungen, Abschaltzeiten für WEA in Zeiträumen mit erhöhtem Kollisionsrisiko für 
Fledermäuse etc. 
 
Die verbleibenden erheblichen Beeinträchtigungen sind im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsplanung konkret zu ermitteln und über geeig-
nete Kompensationsmaßnahmen zu kompensieren.  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung der Maßnahmen 
zur Vermeidung und Minimierung sowie unter der Voraussetzung der Bereitstellung 
adäquater Ersatzflächen durch die hier geplante Entwicklung keine erheblichen ne-
gativen Umweltauswirkungen im Geltungsbereich der 72. Änderung des Flächennut-
zungsplanes „Windenergie Lehmden“ zurück bleiben. 
 
Im Ergebnis der artenschutzrechtlichen Betrachtung wurde festgestellt, dass für Arten 
des Anhanges IV der FFH-Richtlinie sowie die meisten europäische Vogelarten gem. 
Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie unter Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnah-
men die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG nicht erfüllt werden. Bei nicht ver-
meidbaren Risiken für das Eintreten eines Verbotstatbestandes ist im Rahmen der 
nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. der Genehmigungsplanung eine 
Ausnahme mit den dazugehörigen Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 (7) 
BNatSchG darzulegen bzw. zu beantragen. 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/054 
freigegeben am 08.03.2019 

 
GB 1 Datum: 06.03.2019 
Sachbearbeiter/in: Triebe, Tabea  
 

Aufstellung des Bebauungsplans 111 - Hahn-Lehmden - Am 
Dorfplatz 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 25.03.2019 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 
 
 

Beschlussvorschlag: 
 
 

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 
BauGB in Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 
BauGB in Verbindung mit § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen 
werden auf der Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sitzung des 
Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen am 25.03.2019 berück-
sichtigt. 

 
2. Von einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird gemäß § 13 Abs. 2 BauGB ab-

gesehen.  
 

3. Der Bebauungsplan 111 mit örtlichen Bauvorschriften sowie die Begründung 
wird gemäß § 1 Abs. 3 BauGB in Verbindung mit § 10 Abs. 1 BauGB be-
schlossen.  
 

4. Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der 
Berichtigung angepasst. 

 
 

Sach- und Rechtslage: 
 
Im Zuge einer Innenentwicklung soll die ehemalige Baumschulfläche im Einmün-
dungsbereich Wilhelmshavener Straße / Nethener Weg für verschiedene Nutzungen 
bereitgestellt werden. Im Rahmen der Dorfentwicklungsplanung Rastede-Nord wurde 
dieser Bereich als Entwicklungsfläche erkannt und die Idee aufgenommen, dort ne-
ben der Schaffung von Wohnbauflächen auch einen Dorfplatz anzulegen. Der Be-
bauungsplan 111 schafft hierfür die planungsrechtlichen Voraussetzungen.  
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Im Zuge der öffentlichen Auslegung wurden keine Stellungnahmen von Bürgerinnen 
und Bürgern eingereicht. Von den Trägern öffentlicher Belange wurden lediglich re-
daktionelle Hinweise vorgebracht. Daher kann der Satzungsbeschluss gefasst wer-
den.  
 
In dem geplanten allgemeinen Wohngebiet entstehen entlang der Wilhelmshavener 
Straße und entlang des neuen Dorfplatzes insgesamt 5 Mehrfamilienhäuser, wobei 
auch nicht störendes Gewerbe zulässig ist. Eine gewerbliche Nutzung für einen Teil 
der direkt am Dorfplatz befindlichen Grundstücke soll im Zuge der Vermarktung for-
ciert werden, um eine Belebung des Dorfplatzes herbeizuführen. In diesen Bereichen 
wäre auch die Errichtung von Reihenhäusern mit maximal 50 m Gebäudelänge zu-
lässig. 
 
Die Mehrfamilienhäuser dürfen mit einer maximalen Firsthöhe von 9,50 m und einer 
maximalen Traufhöhe von 6,50 m errichtet werden. Die Dachneigung muss mind. 20° 
betragen.  
 
Im Bereich der neuen Planstraße sowie am Nethener Weg und an der Spillestraße 
entstehen bis zu 14 Bauplätze für Einfamilien- und Doppelhäuser. Die Firsthöhe die-
ser Gebäude darf 9,00 m und die Traufhöhe 4,50 m nicht überschreiten. Hierdurch 
wird erreicht, dass ortstypische Gebäude errichtet werden, die durch das geneigte 
Dach mit mind. 20° geprägt werden.  
 
Im gesamten Baugebiet sind die Dächer aufgrund der Empfehlungen aus dem Dorf-
entwicklungsplan nur mit rot bzw. rotbraunen und anthraziten Farben zu decken. Das 
Verblendmauerwerk ist nur in rot bis rotbraunen Farbtönen zulässig, wobei 30% der 
Fassade auch in hellem Putz oder Klinker sowie Holz gestaltet sein dürfen. Hierdurch 
soll der ortsbildprägende – dörfliche – Charakter auch im Neubaugebiet fortgeführt 
werden. 
 
Die Gestaltung des Dorfplatzes wird im Bebauungsplan nicht näher definiert. Hierfür 
wurde schon 2018 eine umfassende Planung des Arbeitskreises erarbeitet, die nach 
der zwischenzeitlichen Förderzusage des Amtes für regionale Landesentwicklung die 
Grundlage für die weitere Ausführungsplanung darstellt.  
 
Nähere Informationen zum Bebauungsplan werden in der Sitzung am 25.03.2019 
gegeben. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Haushaltsmittel stehen zur Verfügung. 
 
 
Anlagen: 
 

1. Abwägungsvorschläge 
2. Planzeichnung 
3. Begründung 
4. 73. Anpassung des Flächennutzungsplans 
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B-Plan Nr. 111, Behörden-/TÖB-Beteiligung             keine Anregungen 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden keine Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 
1. Forstamt Weser-Ems 

Geschäftsstelle Oldenburg 
Gertrudenstraße 22 
26121 Oldenburg 

 
2. EWE NETZ GmbH 

zum Stadtpark 2 
26655 Westerstede 
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Diekmann • Mosebach & Partner– Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 

1. Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 

 
2. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
28122 Oldenburg 

 
3. Oldenburgische Industrie- und Handelskammer 

Moslestraße 6 
26122 Oldenburg 

 
4. Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband 

Georgstraße 4 
26919 Brake 

 
5. EWE NETZ GmbH 

zum Stadtpark 2 
26655 Westerstede 
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 Anregungen 

 
 Abwägungsvorschläge 

 Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

  

 Die Baugrenze soll im nordwestlichen Plangebiet in einem Abstand von le-
diglich zwei Metern zur eingemessenen Stammmitte der zu erhaltenden 
Bäumen entlang des Nethener Weges festgesetzt werden. Dieser Abstand 
ist aus naturschutzfachlicher Sicht für eine Erhaltung der Bäume zu gering. 
Es ist davon auszugehen, dass infolge der Bebauung die Bäume in ihrem 
Wurzel- und Kronentraufbereich erheblich beeinträchtigt werden. Zum Ab-
wenden von Schäden sollte dieser Abstand vergrößert werden.  
 
 
 
 
 
 
 
Gegen diese Planung bestehen aus abfallrechtlicher Sicht nur dann keine 
Bedenken, wenn folgende Rahmenbedingungen bei der Planung berück-
sichtigt werden: Für die zukünftigen Anlieger der im Plangebiet vorgesehe-
nen Stichstraßen gilt, dass die Entsorgung der Rest- und Biomülltonne, Alt-
papiertonne, gelben Wertstoffsäcke sowie des anfallenden Sperrmülls di-
rekt an der durchgängigen Planstraße zu erfolgen hat, um Rückwärtsfahr-
ten auszuschließen. An den Einmündungen zu diesen Stichen sind an der 
Planstraße Aufstellorte für Mülltonnen etc. planungsrechtlich abzusichern 
und zeichnerisch festzusetzen (Planzeichen Nr. 7 der Anlage zur Planzei-
chenverordnung, Zweckbestimmung Abfall). 
 
 
Der 2. Absatz im Kapitel 3.3 der Begründung ist wie folgt zu fassen: „Auf-
grund der Aufstellung des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren 
gem. § 13 a BauGB wird der Flächennutzungsplan im Wege der 73. Flä-
chennutzungsplanberichtigung gemäß § 13 a (2) Nr. 2 BauGB angepasst.  
 
Im Entwurf der 73. Berichtigung des Flächennutzungsplans (Planzeichnung 
als Anlage) ist die Rechtsgrundlage von § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in § 13 
a Abs. 2 Nr. 2 BauGB zu korrigieren. 

 Der Anregung wird nicht gefolgt. Mit der textlichen Festsetzung Nr. 16 wird 
festgesetzt, dass innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
die gem. § 9 (1) Nr. 25b BauGB festgesetzten Einzelbäume auf Dauer zu 
erhalten und zu pflegen sind. Im Radius von 5,00 m, ausgehend von der 
Stammmitte der zu erhaltenden Einzelbäume sind Versiegelungen, Abgra-
bungen und Aufschüttungen unzulässig; dies gilt nicht für die im Bereich 
der Verkehrsflächen gelegenen zu erhaltenden Einzelbäume. Somit ist mit 
5,00 m ein ausreichender Abstand zu den erhaltenden Bäumen gesichert. 
Für ein besseres Verständnis wurde in der Planzeichnung auf das Verset-
zen der Baugrenze bei festgesetzten Bäumen verzichtet, da mit der textli-
chen Festsetzung Nr. 17 die festgesetzten Bäume entlang des Nethener 
Weges und der Wilhelmshavener Straße für die Anlage notwendiger Grund-
stücke auf einer Breite von 5,00 m je Grundstück beseitigt werden dürfen.  
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Festsetzung von Aufstellorten für die 
Müllentsorgung als Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsor-
gung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen gem. § 9 (1) Nr. 14 
BauGB wird nicht für erforderlich gehalten. An den beiden Stichstraßen be-
finden sich maximal vier Grundstücke, sodass nur eine geringe Anzahl an 
Abfallbehältern auf die anschließenden Planstraße abgestellt werden müs-
sen. Vergleichbare Situationen mit kurzen Stichstraßen, in denen ebenfalls 
keine Aufstellflächen festgesetzt wurden, sind in den vergangenen Jahren 
in den Bebauungsplänen 107, 105, 93 B und 93 A entstanden, ohne dass 
hier Probleme auftraten.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird redaktio-
nell angepasst.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Planzeichnung der Berich-
tigung des Flächennutzungsplanes wird redaktionell angepasst. 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 
In der textlichen Festsetzung Nr. 12 sind meines Erachtens die Worte „des 
Lärmpegelbereiches IV (LBP IV)“ zu streichen, da sich der überwiegende 
Teil des Beurteilungsbereiches II im Lärmpegelbereich III befindet und der 
Beurteilungsbereich II als Geltungsbereich der textlichen Festsetzung Nr. 
12 allein ausreicht (nur hinweislich: „LBP“ ist nicht die zutreffende Abkür-
zung für "Lärmpegelbereich", sondern "LPB"). 
 
In der textlichen Festsetzung Nr. 13 sind meines Erachtens die Worte „und 
innerhalb des Lärmpegelbereiches IV (LBP IV)“ zu streichen, da sich der 
überwiegende Teil der Beurteilungsbereiche I und II im Lärmpegelbereich 
III befindet und die Beurteilungsbereiche I und II als Geltungsbereich der 
textlichen Festsetzung Nr. 13 allein ausreichen.  
 
Außerdem sollten die Worte „Außenwohnbereiche zu vermeiden oder“ ge-
strichen werden, da sie meines Erachtens nicht im Einklang mit der Recht-
sprechung (BVerwG 4 CN 2.06, Urt. v. 22.03.2007, RdNr. 15: „Allerdings ist 
[.] in besonderer Weise darauf zu achten, dass auf der straßenabgewand-
ten Seite der Grundstücke geeignete geschützte Außenwohnbereiche ge-
schaffen werden können.“) stehen, und durch die Worte „zum Schutz der 
Außenwohnbereiche“ ersetzt werden. Dann würde die textliche Festset-
zung Nr. 13 meines Erachtens die Kapitel 7.4 und 8 des schalltechnischen 
Berichts zu dieser Planung gut umsetzen. 
 
Bei der entsprechenden Überarbeitung des Kapitels 5.9 der Begründung 
bitte ich - in diesem Fall in marginaler Abweichung von Kapitel 7.1 des 
schalltechnischen Berichts - um Streichung des Wortes „baugenehmi-
gungspflichtigen“, um auch genehmigungsfreie Baumaßnahmen nach der 
Niedersächsischen Bauordnung zu erfassen.  
 
Im schalltechnischen Bericht stimmen die Lärmpegelbereiche nach Ein-
schätzung  meiner unteren Bauaufsichtsbehörde - Sachgebiet Immissions-
schutz - nicht mit den nach DIN 4109 festgelegten Bereichen überein. Es 
wurde ihres Erachtens eine Stufe zu hoch angesetzt. Die damit erhöhten 
Anforderungen an den Schallschutz wären aber keinesfalls als Nachteil für 
den Wohnkomfort der späteren Bewohner des Baugebietes anzusehen, 
weshalb sie nur der Vollständigkeit halber auf diesen Gesichtspunkt hin-
weist. Gleichwohl sollte dieser Hinweis meiner unteren Bauaufsichtsbe-

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis auf den Lärmpe-
gelbereich IV wurde zur besseren Lesbarkeit aufgenommen. Die Planzeich-
nung und die Begründung werden redaktionell angepasst.  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis auf den Lärmpe-
gelbereich IV wurde zur besseren Lesbarkeit aufgenommen. Die Planzeich-
nung und die Begründung werden redaktionell angepasst.  
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die Planzeichnung und Begründung werden 
entsprechend angepasst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die Begründung wird entsprechend angepasst. 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Lärmpegelbereiche sowie der maß-
gebliche Außenlärmpegel sind entsprechend der DIN 4109 übernommen 
und entsprechend im schalltechnischen Bericht angewendet worden. Es 
wurde lediglich der Lärmpegelbereich II (LPB II) dem Lärmpegelbereich III 
(LPB III) aufgrund der geringen Ausdehnung (2,00 m) zugeordnet.  
 
 
 
 



Abwägung: B-Plan Nr. 111, Behörden-/TÖB-Beteiligung   (Verfahren gem. § 4 (2) BauGB)                                  3 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
hörde - Sachgebiet Immissionsschutz - der vollumfassenden Ermittlung al-
ler Belange wegen mit den zuständigen Schallgutachtern erörtert und veri-
fiziert werden.  
 
Bei dieser Gelegenheit sollte auch auf die Vervollständigung der Dokumen-
tation der Bearbeitungsgrundlagen im Kapitel 9 des schalltechnischen Be-
richts unter [1] um den gegenüber dem Vorentwurf aktualisierten und geän-
derten Planentwurf Nr. 111 „Am Dorfplatz“ hingewirkt werden. 
 
In der textlichen Festsetzung Nr. 18 ist die Rechtsgrundlage „§ 44 (%) 
BNatSchG“ zu korrigieren und in der vorletzten Zeile das Wort "Flurstücks" 
zu ergänzen. 
 
In der textlichen Festsetzung Nr. 20 ist die Ziffer „3“ durch das Symbol für 
einen Paragraphen „§“ zu ersetzen und das Wort „Natur“ ohne Bindestrich 
zu schreiben. 
 
Meines Erachtens sollte im nachrichtlichen Hinweis Nr. 2 die untere Abfall-
behörde genannt werden und die dort genannte untere Bodenschutzbe-
hörde in einem neuen nachrichtlichen Hinweis aufgenommen werden 
(„Sollten Bodenverunreinigungen zutage treten, so ist unverzüglich die un-
tere Bodenschutzbehörde des Landkreises Ammerland zu benachrichti-
gen.“).  Kapitel 4.5 der Begründung wäre entsprechend zu überarbeiten. 
 
Ich rege an, die Flurstücke im nachrichtlichen Hinweis Nr. 9 sowie im Kapi-
tel 4.1 der Begründung auf Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen 
(von meiner Waldbehörde bin ich bisher auf den Kenntnisstand gesetzt wor-
den, dass die Ersatzaufforstung auf dem Flurstück 174/3 der Flur 2 anstatt 
der Flur 1 sowie nicht nur auf dem Flurstück 24/23 der Flur 7, sondern auch 
auf dem Flurstück 25 der Flur 7, jeweils Gemarkung Rastede, durchzufüh-
ren ist).  
 
 
 
Die örtliche Bauvorschrift Nr. 6 lässt Angaben wie z. B. zu verwendende 
Pflanzenarten oder Qualitäten vermissen, die im Kapitel 6.0 der Begrün-
dung aufgeführt sind.   
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der schalltechnische Bericht 
wird entsprechend redaktionell angepasst.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die textlichen Festsetzungen 
werden redaktionell angepasst.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die textlichen Festsetzungen 
werden redaktionell angepasst. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Unterlagen werden entspre-
chend korrigiert.  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt die redaktionelle An-
passung der Begründung sowie des nachrichtlichen Hinweises Nr. 9 dahin-
gehend, dass die Flurstücksbezeichnung in Flurstück 174/3, Flur 2, Gemar-
kung Rastede korrigiert wird. Das Flurstück 25 der Flur 7 der Gemarkung 
Rastede wird im Hinweis Nr. 9 und der Begründung ergänzt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird entspre-
chend angepasst. 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Kapitel 4.2.1 der Begründung ist noch mit Kapitel 6.1 des schalltechnischen 
Berichts - überarbeitet in der Fassung vom 30.10.2018 - hinsichtlich der 
Beurteilungspegel tags zu harmonisieren.  
 
Im letzten Absatz im Kapitel 4.2.2 der Begründung soll im Klammerzusatz 
(„vgl. Kap. 5.5“) sicherlich auf Kapitel 5.9 der Begründung verwiesen wer-
den. Der Verweis sollte entsprechend korrigiert werden, denn erst in jenem 
Kapitel wird darüber aufgeklärt, dass der  Lärmpegelbereich II als Lärmpe-
gelbereich III festgesetzt werden soll.  
 
Die Aussage im Kapitel 7.0 der Begründung, bis zur öffentlichen Auslegung 
werde ein Oberflächenentwässerungskonzept erstellt und würden die Er-
gebnisse in die Planung übernommen, ist angesichts der Ausführungen im 
Kapitel 4.3 ("“bis zum Satzungsbeschluss“) offenbar überholt und zu über-
arbeiten.  
 
Das als Anlage beigefügte städtebauliche Konzept (Stand: 13.11.2018) 
weicht teilweise vom Planentwurf ab. 
 
Meine untere Bauaufsichtsbehörde hat folgende Anregungen:  

1. Zur textlichen Festsetzung Nr. 6:  
Es sollte ergänzt werden, dass die festgesetzten zulässigen Höhen 
im Genehmigungsverfahren nachzuweisen sind. 

 

2. Zu den textlichen Festsetzungen Nr. 11 bis 13 sowie 15:  
Es sollte der Hinweis mit aufgenommen werden, dass die Einhal-
tung der Festsetzungen im Genehmigungsverfahren zwingend 
nachzuweisen ist. Die besondere Bedeutung insbesondere in Be-
zug auf die Außenwohnbereiche (s. o.) ist auch vom Sachgebiet 
Immissionsschutz meiner unteren Bauaufsichtsbehörde betont 
worden. 

 

3. Zu den örtlichen Bauvorschriften:  
Es sollte der Hinweis mit aufgenommen werden, dass die Einhal-
tung der Vorschriften im Genehmigungsverfahren nachzuweisen 
ist.      

 
Es sollte folgender nachrichtliche Hinweis aufgenommen werden: „Sollte 
die Nutzung einer Brauchwasseranlage (z.B. Regenwasserzisterne, Haus-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird entspre-
chend redaktionell angepasst. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird entspre-
chend redaktionell angepasst. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird entspre-
chend redaktionell angepasst. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das städtebauliche Konzept 
wird entsprechend angepasst.  
 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. Im Rahmen des Bauantrages ist grund-
sätzlich das Einhalten aller Festsetzungen nachzuweisen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in den Planunterlagen er-
gänzt.  
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
brunnen, Grauwassernutzung) im Haushalt vorgesehen sein (z.B. Toilet-
tenspülung), ist dieses dem Gesundheitsamt, Lange Straße 36, 26655 
Westerstede, anzuzeigen. Die Installation solcher Anlagen muss den tech-
nischen Normen entsprechen. Querverbindungen, z.B. Eigenwasserversor-
gungsanlage/öffentliche Wasserversorgung) sind auch innerhalb der Haus-
installation nicht zulässig.“ 
 
Eine vollumfängliche redaktionelle Überprüfung der Planunterlagen wurde 
absprachegemäß nicht vorgenommen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
28122 Oldenburg 
 

  

 Das Plangebiet der o. g. Bauleitplanung grenzt westlich an die Landes-
straße L 825 „Wilhelmshavener Straße“ innerhalb einer gemäß § 4 (2) 
NStrG festgesetzten Ortsdurchfahrt. Die o. g. Bauleitplanung dient der 
Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Ausweisung ei-
nes Dorfplatzes, eines Mischgebietes sowie von Wohngebieten. 
 
Das Plangebiet ist über die Gemeindestraßen „Nethener Weg“ und „Spil-
lestraße“ sowie die L 825 erschlossen. Die Belange des Landes Nieder-
sachsen, vertreten durch die Niedersächsische Landesbehörde für Stra-
ßenbau und Verkehr- Geschäftsbereich Oldenburg (NLStBV - OL), sind als 
Straßenbaulastträger der Landesstraße L 825 unmittelbar betroffen. 
 
Die NLStBV-OL hatte mit Datum vom 20.09.2018 im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu dem Bebau-
ungsplan Nr. 111 „Am Dorfplatz“ Stellung genommen. Eine Abwägung der 
Gemeinde Rastede liegt vor. Die in meiner Stellungnahme gegebenen An-
regungen und Hinweise werden im vorliegenden Entwurf der o. g. Bauleit-
planung im Wesentlihen berücksichtigt. Die Stellungnahme hat, soweit 
sachlich noch zutreffend, weiterhin Bestand.  
 
Folgendes ist zu beachten: 
Wie aus Kap. 4.2.2 der Begründung zu entnehmen ist, ist das Plangebiet 
insbesondere auch durch die vom Verkehr auf der L 825 ausgehenden 
Emissionen belastet. Ich weise darauf hin, dass aus dem Gebiet der o. g. 
Bauleitplanung keine Ansprüche aufgrund der von der L 825 ausgehenden 

 Die Stellungnahme der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau 
und Verkehr wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der entsprechende Hinweis ist 
bereits in den Planunterlagen enthalten.  
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Emissionen bestehen und bitte einen entsprechen- den nachrichtlichen 
Hinweis in die Planzeichnung des Bauleitplanes aufzunehmen. 
 
Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung über die Abwägung meiner vor-
getragenen Anregungen und Hinweise. 
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der 
Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung  von zwei Ablich-
tungen der gültigen Bauleitplanung einschließlich Begründung. 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bitte wird gefolgt.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bitte wird gefolgt.  
 
 
 

 Oldenburgische Industrie- und Handelskammer 
Moslestraße 6 
26122 Oldenburg 
 

  

 Die Gemeinde Rastede möchte die planungsrechtlichen Voraussetzungen  
für ein gemischtes Quartier mit Dorfplatz in der Ortschaft Hahn-Lehmden 
schaffen. Als Arten der baulichen Nutzung sind drei allgemeine Wohnge-
biete (WA), sowie eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestim-
mung Dorfplatz vorgesehen. Das Plangebiet befindet sich in integrierter 
Lage der Ortschaft und grenzt an den zentralen Versorgungsbereich (ZVB) 
„NVZ Hahn-Lehmden“ an. 
 
Die Oldenburgische IHK nimmt zu dem Vorhaben wie folgt Stellung: 
Wir hatten uns schon im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange mit § 4 (1) BauGB zu dem Vorhaben geäu-
ßert. Da in allgemeinen Wohngebieten und Mischgebieten kleinflächige 
Einzelhandelsunternehmen mit einer Verkaufsfläche bis zu 800 m2 grund-
sätzlich zulässig sind, haben wir aufgrund folgender Ausführungen empfoh-
len, Einzelhandel im Plangebiet generell auszuschließen: 
 
Zur städtebaulichen Verträglichkeit 
Die Gemeinde  Rastede orientiert sich bei der Einzelhandelsentwicklung an 
dem im Jahr 2015 von der CIMA Beratung+ Management  GmbH erstellten 
und vom Stadtrat beschlossenen Einzelhandelsentwicklungskonzept 
Rastede 2015 (EEK). Die Oldenburgische IHK befürwortet die darin formu-
lierten  Ziele und Handlungsempfehlungen. 
 
 

 Die Stellungnahme der Oldenburgischen Industrie- und Handelskammer 
wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Das Standort- und Branchenentwicklungskonzept des EEK empfiehlt für in-
tegrierte Wohn- und Mischgebiete, dass: 
 

• Neuansiedlungen nahversorgungsrelevanter Sortimente im 
Hauptsortiment entsprechend der lokalen Versorgungsfunktion 
(vorbehaltlich eines Verträglichkeitsnachweises) unter den folgen-
den Voraussetzungen möglich sein sollen: 
o integrierter Standort mit fußläufiger Anbindung an umlie-

gende Wohngebiete (bei großflächigen Vorhaben zusätzlich 
mit ÖPNV-Anbindung), 

o Verbesserung der Nahversorgung  im Ortsteil erfolgt und 
Schließung (kleinräumiger) Versorgungslücken, 

o im begründeten Ausnahmefall bei nachgewiesener Zentren-
verträglichkeit auch großflächig möglich, jedoch nur nach 
Einzelfallprüfung  (um z.B. festzustellen, ob überhaupt Bedarf 
zur Verbesserung der Nahversorgungssituation besteht), 

o sofern der Standort dem Integrationsgebot  des Landesraum-
ordnungsprogramms entspricht. 

• Neuansiedlungen von Betrieben mit zentrenrelevanten und nicht 
zentrenrelevanten Hauptsortiment sollen nicht zulässig sein (vgl. 
EEK, S. 41). 

 
Die CIMA führt ergänzend dazu zum ZVB Hahn-Lehmden aus, dass mög-
liche Weiterentwicklungen des ZVB sich auf den abgegrenzten  Kernbe-
reich konzentrieren sollten, um die Wahrnehmbarkeit  des Zentrums als 
städtebaulich und funktionale Einheit zu fördern (vgl. EEK, S. 23). 
 
Die den Planunterlagen beiliegende Abwägung der frühzeitigen Beteiligung 
gemäß§ 4 (1) BauGB ist zu entnehmen, dass den Anregungen der Olden-
burgischen IHK gefolgt wird. Um das Nahversorgungszentrum Hahn-
Lehmden zu schützen, wird auf das Festsetzen von Mischgebieten  (MI) 
verzichtet. Stattdessen sollen ausschließlich allgemeine Wohngebiete fest-
gesetzt werden. 
 
Wir begrüßen, dass die Gemeinde Rastede das Nahversorgungszentrum 
Hahn-Lehmden durch den Verzicht der Festsetzung von Mischgebieten 
(MI) im Plangebiet schützen möchte. Wir weisen jedoch darauf hin, dass 
auch in einem allgemeinen Wohngebiet (WA) Einzelhandelsbetriebe, die 
der Versorgung des Gebietes dienen, mit bis zu 800 m2 Verkaufsfläche zu- 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Gemäß § 4 (2) Nr. 2 BauNVO sind in den 
allgemeinen Wohngebieten lediglich der Versorgung dienende Läden, 
Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe 
zulässig. Die Bandbreite dieser allgemeinen oder ausnahmsweise zulässi-
gen Nutzungen ist zwar relativ breit, sie sind dem Wohnen jedoch nicht 
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 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
lässig sind. Insofern halten wir unsere Empfehlung aufrecht, im Plangebiet 
Einzelhandel generell auszuschließen, um den ZVB Hahn-Lehmden zielge-
richtet weiter entwickeln zu können. 
 

gleichwertig oder gleichrangig, sondern ihm ergänzend zu- bzw. unterge-
ordnet. Folgend haben sich diese an die Eigenart des Gebietes anzupassen 
und sind hauptsächlich auf die Bevölkerung des Gebietes auszurichten. Es 
ist zwar möglich, dass einzelne Gebäude komplett Nichtwohnnutzungen 
dienen, sie dürfen nach Anzahl, Größe und Auswirkungen, insbesondere 
auch im Hinblick auf die mit ihnen typischerweise verbundenen Immissio-
nen, einschließlich des ihnen zuzuschreibenden Verkehrsaufkommens, 
aber nicht die Prägung des Baugebiets durch das Wohnen beeinträchtigen. 
Von einer Beeinträchtigung des zentralen Versorgungsbereiches ist somit 
nicht auszugehen. 
 

 Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 
 

  

 In unserem Schreiben vom 02.10.2018 - AP-LW-AWL/18/Jw - haben wir 
bereits eine Stellungnahem zu dem oben genannten Vorhaben abgegeben. 
 
Bedenken und Anregungen werden daher, soweit unsere damaligen Hin-
weise beachtet werden, nicht mehr vorgetragen. 
 
 
Stellungnahme vom 02.10.2018 
Wir haben die Aufstellung des o.g. Bebauungsplans zur Kenntnis genom-
men und geben folgende Stellungnahme dazu ab. 
 
Angrenzend an das Bebauungsgebiet befinden sich Versorgungsleitungen 
DN 100 des OOWV. Das ausgewiesene Planungsgebiet kann im Rahmen 
einer erforderlichen Rohrnetzerweiterung an unsere zentrale Trinkwasser-
versorgung angeschlossen werden. Wann und in welchem Umfang diese 
Erweiterung durchgeführt wird, müssen die Gemeinde und der OOWV 
rechtzeitig vor Ausschreibung der Erschließungsarbeiten gemeinsam fest-
legen. 
 
Bei der Erstellung von Bauwerken sind gemäß DVGW Arbeitsblatt W 400-
1 Sicherheitsabstände zu den Versorgungsleitungen einzuhalten.  Außer-
dem weisen wir darauf hin, dass die Versorgungsleitungen nicht mit Bäu-
men überpflanzt werden dürfen. Um für die Zukunft sicherzustellen, dass 
eine Überbauung der Leitungen nicht stattfinden kann, werden Sie gebeten, 

 Die Stellungnahme des Oldenburg-Ostfriesischen Wasserverbandes wird 
zur Kenntnis genommen.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Die Stellungnahme des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes 
wird zur Kenntnis genommen. Im Bereich des bereits bebauten Grund-
stücks befinden sich Hausanschlussleitungen, die im Zuge der weiteren 
Ausführungsplanung beachtet werden. Die weiteren Leitungen befinden 
sich im Straßenraum der öffentlichen Verkehrsflächen und werden durch 
die Planung nicht berührt.  
 
 
 
 
 
Die weiteren nachstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und im Zuge der Genehmigungs- bzw. Ausführungsplanung berücksichtigt. 
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ggf. für die betroffenen Leitungen ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht einzu-
tragen. 
 
Sofern eine Erweiterung notwendig werden sollte, kann diese nur auf der 
Grundlage der AVB Wasser V unter Anwendung des § 4 der Wasserliefe-
rungsbedingungen des OOWV durchgeführt werden. Wann und in welchem 
Umfang diese Erweiterung durchgeführt wird, müssen die Gemeinde und 
der OOWV rechtzeitig vor Ausschreibung der Erschließungsarbeiten ge-
meinsam festlegen. 
 
Wir machen darauf aufmerksam, dass die Gemeinde die sich aus diesem 
Paragraphen ergebende Verpflichtung rechtzeitig durch Kauf- oder Er-
schließungsverträge auf die neuen Grundstückseigentümer übertragen 
kann. 
 
Für die ordnungsgemäße Unterbringung der Versorgungsleitungen inner-
halb der öffentlichen Verkehrsflächen im Baugebiet, sollte ein durchgehen-
der seitlicher Versorgungsstreifen angeordnet werden. Dieser darf wegen 
erforderlicher Wartungs-, Unterhaltungs- und Erneuerungsarbeiten weder 
bepflanzt noch mit anderen Hindernissen versehen werden. 
Um Beachtung des DVGW Arbeitsblattes W 400-1 wird gebeten. 
 
Um das Wiederaufnehmen der Pflasterung bei der Herstellung von Haus-
anschlüssen zu vermeiden, sollte der Freiraum für die Versorgungsleitun-
gen erst nach 75%iger Bebauung der Grundstücke endgültig gepflastert 
werden. 
Sollten durch Nichtbeachtung der vorstehenden Ausführungen Behinderun-
gen bei der Erschließung des Baugebietes eintreten, lehnen wir für alle hie-
raus entstehenden Folgeschäden und Verzögerungen jegliche Verantwor-
tung ab. 
 
Wir bitten vor Ausschreibung der Erschließungsarbeiten um einen Bespre-
chungstermin, an dem alle betroffenen Versorgungsträger teilnehmen. 
 
Im Hinblick auf den der Gemeinde obliegenden Brandschutz (Grundschutz) 
weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass die Löschwasservorhaltung kein 
gesetzlicher Bestandteil der öffentlichen Wasserversorgung ist. Die öffent-
liche Wasserversorgung als Aufgabe der Daseinsvorsorge wird durch die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zur Löschwasserversorgung werden zur Kenntnis genommen 
und im Rahmen der Erschließungsplanung berücksichtigt. 
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gesetzlichen Aufgabenzuweisungen des Niedersächsischen Brandschutz-
gesetzes (NBrandSchG) nicht berührt, sondern ist von der kommunalen 
Löschwasserversorgungspflicht zu trennen. 
Eine Pflicht zur vollständigen oder teilweisen Sicherstellung der Löschwas-
serversorgung über das öffentliche Wasserversorgungsnetz (leitungsge-
bunden) besteht durch den OOWV nicht. Da unter Berücksichtigung der 
baulichen Nutzung und der Gefahr der Brandausbreitung unterschiedliche  
Richtwerte für den Löschwasserbedarf bestehen (DVGW-Arbeitsblatt W 
405), ist frühzeitig beim OOWV der mögliche Anteil (rechnerischer Wert) 
des leitungsgebundenen Löschwasseranteils zu erfragen, um planungs-
rechtlich die Erschließung als gesichert anerkannt zu bekommen. 
 
Eventuelle Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten können nur zu Lasten des 
Veranlassers oder nach den Kostenregelungen bestehender Verträge 
durchgeführt werden. 
 
Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsanlagen in dem anliegen-
den Lageplan ist unmaßstäblich. Die genaue Lage der Leitungen gibt Ihnen 
der Dienststellenleiter Herr Kaper von unserer Betriebsstelle in Wes-
terstede, Tel: 04488 I 845211, in der Örtlichkeit an.  
Nach endgültiger Planfassung und Beschluss als Satzung wird um eine 
Ausfertigung eines genehmigten Bebauungsplanes gebeten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die weiteren nachstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und im Zuge der Genehmigungs- bzw. Ausführungsplanung berücksichtigt. 
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Anregungen von Bürgern 
 
von folgenden Bürgern wurden keine Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht. 
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o
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6.  Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

7.  Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Gemeinde Rastede
Bebauungsplan Nr. 111 "Am Dorfplatz" mit örtlichen Bauvorschriften
gem. § 13 a BauGB

Gemeinde Rastede

Bebauungsplan Nr. 111

Landkreis Ammerland

Übersichtsplan unmaßstäblich

"Am Dorfplatz"
mit örtlichen Bauvorschriften

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete 1 (WA1) gem. § 4 BauNVO sind die ausnahmsweise

zulässigen Nutzungen gem. § 4 (3) Nr. 4-5 BauNVO (Gartenbaubetriebe, Tankstellen) nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes (§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO).

2. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete 2 (WA2) gem. § 4 BauNVO sind die ausnahmsweise
zulässigen Nutzungen gem. § 4 (3) BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO).

3. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete 1 (WA1) gem. § 4 BauNVO sind maximal acht
Wohneinheiten je Wohngebäude zulässig (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB).

4. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete 2 (WA2) gem. § 4 BauNVO sind je Wohngebäude
maximal zwei Wohneinheiten zulässig. Sofern zwei Wohngebäude als Doppelhaus aneinandergebaut werden,
ist je Wohngebäude nur eine Wohneinheit zulässig (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB).

5. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete 2 (WA2) gem. § 4 BauNVO ist eine Überschreitung der
festgesetzten Grundflächenzahl um bis zu 30 % durch die Grundfläche der in § 19 (4) BauNVO bezeichneten
Anlagen zulässig.

6. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 (WA1, WA2) gem. § 4 BauNVO gelten für
bauliche Anlagen folgende Höhenbezugspunkte (§ 18 (1) BauNVO):
Oberer Bezugspunkt:
Traufhöhe (TH):   Schnittkante zwischen den Außenflächen des aufgehenden Mauerwerks und der

Dachhaut
Firsthöhe (FH):    obere Firstkante
Oberkante des  Oberkante des Fertigfußbodens im Erdgeschoss über Oberkante des
Fertigfußbodens (OKFF): bestehendes Geländes (siehe Hinweis Nr. 5)
Unterer Bezugspunkt:     
Straßenoberkante (Fahrbahnmitte) der nächsten Erschließungsstraße im Endausbauzustand, gemessen 
senkrecht zur Mitte der zu erschließenden Straße zugewandten Gebäudeseite

7. In der festgesetzten abweichenden Bauweise (a) gem. § 22 (4) BauNVO sind die Gebäude mit seitlichem
Grenzabstand als Einzelgebäude oder Doppelhäuser bis zu einer Gesamtlänge von max. 20,00 m zulässig.
Hausgruppen sind nicht zulässig. Garagen gem. § 12 BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind auf
die Gebäudelänge nicht anzurechnen.

8. Auf den straßenseitigen, nicht überbaubaren Grundstücksflächen sowie entlang der Verkehrsflächen
besonderer Zweckbestimmung "private Erschließung" sind Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) gem.
§ 12 (6) BauNVO und Nebenanlagen in Form von Gebäuden gemäß § 14 (1) BauNVO nicht zulässig.

9. Je Baugrundstück ist maximal eine Grundstückszufahrt gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB in einer Breite von maximal
5,00 m zulässig. Bei Wohngebäuden mit zwei und mehr Wohnungen sind ausnahmsweise
Grundstückszufahrten mit einer maximalen Breite von insgesamt 7,00 m je Baugrundstück zulässig.

10. Innerhalb der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Dorfplatz gem. § 9 (1) Nr. 5 BauGB sind ein
Pavillon in Stahl-Glas-Konstruktion mit einer Grundfläche von max. 90,00 m2 und der Zweckbestimmung
dienende bauliche Anlagen zulässig.

11. Innerhalb der festgesetzten Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen
i. S. d. BImSchG gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind bauliche Maßnahmen zur Umsetzung der Anforderungen
an das gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maß R'w,ges gem. DIN 4109-1:2018-01 Kap. 7.1, Gleichung (6) für
schutzbedürftige Räume gem. DIN 4109 - 1:2018 - 01 Kap. 3.16 durchzuführen. Dabei sind die Außenlärmpegel
zugrunde zu legen, die sich aus den in der Planzeichnung gekennzeichneten Lärmpegelbereichen ergeben.
Folgende Tabelle ist für die Zuordnung zwischen Lärmpegelbereichen und maßgeblichen Außenlärmpegel La
anzuwenden:

Entwicklungs- und Projektmanagement

Regionalplanung Stadt- und LandschaftsplanungDiekmann • Mosebach
            & Partner

Oldenburger Straße 86       26180 Rastede        Tel. (04402) 91 16 30        Fax 91 16 40

M. 1 : 1.000

maximal zulässige Traufhöhe (TH), z. B. TH  £  4,50 m

Endfassung                                          

Erhalt von Einzelbäumen

abweichende Bauweisea

überbaubare Grundstücksfläche
nicht überbaubare Grundstücksfläche

ED nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

WA

Baugrenze

4. Fläche für Gemeinbedarf

Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung: DorfplatzD

P

Lärmpegelbereiche gem. DIN 4109, vgl. Lärmgutachten

Umgrenzung der Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum Schutz
gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

BPB II Beurteilungspegelbereich, vgl. Lärmgutachten

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND HINWEISE

1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a.
sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u.
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 (1)
des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren
Denkmalschutzbehörde oder dem Nds. Landesamt für Denkmalpflege Referat Archäologie - Stützpunkt
Oldenburg, Ofener Straße 15, 26121 Oldenburg, Tel. 0441/799-2120 unverzüglich gemeldet werden.
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen
sind nach § 14 (2) des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu
lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die
Fortsetzung der Arbeit gestattet.

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, so ist
unverzüglich die untere Abfallbehörde des Landkreises Ammerland zu benachrichtigen.

3. Sollten Bodenverunreinigungen zutage treten, so ist unverzüglich die untere Bodenschutzbehörde des
Landkreises Ammerland zu benachrichtigen.

4. Sollten bei Bau- und Erdarbeiten Kampfmittel (Bombenblindgänger, Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.)
gefunden werden, sind diese umgehend dem Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung
Niedersachsen, Regionaldirektion Hameln-Hannover - Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) zu melden.

5. Sollte die Nutzung einer Brauchwasseranlage (z.B. Regenwasserzisterne, Hausbrunnen,
Grauwassernutzung) im Haushalt vorgesehen sein (z.B. Toilettenspülung), ist dieses dem
Gesundheitsamt, Lange Straße 36, 26655 Westerstede, anzuzeigen. Die Installation solcher Anlagen
muss den technischen Normen entsprechen. Querverbindungen, z.B. Eigenwasserversorgungsanlage/
öffentliche Wasserversorgung) sind auch innerhalb der Hausinstallation nicht zulässig.

6. Die in der textlichen Festsetzung Nr. 6 genannten Bezugshöhen und die o.g. DIN-Vorschriften sind beim
Bauamt der Gemeinde Rastede einzusehen.

7. Zum Eingang des Bauantrages erfolgt die Einweisung der maximalen Höhe der Oberkante des
Fertigfußbodens im Erdgeschoss (OKFF) unter Berücksichtigung des bestehenden Geländes durch die
Gemeinde Rastede.

8. Im Einmündungsbereich der Gemeindestraße "Nethener Weg" in die L 825 sind die gemäß RASt 2006,
Bild 120 und Tabelle 59 beschriebenen Sichtfelder freizuhalten. Der Bereich der freizuhaltenden
Sichtfelder ist von jeder sichtbehindernden Nutzung und Bepflanzung in einer Höhe von 0,8 m bis 2,5 m
über den Oberkanten der angrenzenden Fahrbahnen der Straßen freizuhalten.

9. Für die neu geplanten Nutzungen können im Hinblick auf die von der Wilhelmshavener Straße (L 825)
ausgehenden Emissionen keine Ansprüche gegenüber dem Straßenbauträger gestellt werden.

10. Innerhalb des Geltungsbereiches gilt entlang der Wilhelmshavener Straße die Satzung der Gemeinde
Rastede zur Regelung der Außenwerbung in Teilen des Gemeindegebietes (2014).

11. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111 ist eine Ersatzaufforstung in Höhe von ca. 1,88
ha notwendig. Die Ersatzaufforstung wird auf den Flurstücken 24

23 (auf 8.115 m²) und 25 (auf 1.000 m²),
Flur 7, Gemarkung Rastede und 174/3, Flur 2, Gemarkung Rastede (auf 9.910 m²) vorgenommen.

12. Es ist das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBL. I, S.
3634) anzuwenden.

13. Es ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017
(BGBL. I, S. 3786) anzuwenden.

14. Es gilt die Planzeichenverordnung (PlanZV) 1990, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
04.05.2017 (BGBL. I, S. 1057).

Nethener W
eg

L 825 - W
ilhelm

shavener Straße

12. Innerhalb des Beurteilungspegelbereiches II (BPB II) ist zur Nachtzeit als Vorkehrung zum Schutz gegen
schädliche Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB für schutzbedürftige Räume
gem. DIN 4109 - 1:2018 Kap 3.16 die erforderliche Gesamtschalldämmung der Außenfassaden auch im
Lüftungszustand durch schallgedämmte ggf. fensterunabhängige Lüftungssysteme sicherzustellen. Alternativ
hierzu ist die Belüftung über ausreichend abgeschirmte Fassadenseiten zu gewährleisten.

13. Innerhalb der Beurteilungspegelbereiche I und II (BPB I und BPB II) sind als Vorkehrung zum Schutz gegen
schädliche Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB beim Neubau bzw. baulichen
Änderungen zum Schutz der Außenwohnbereiche geeignete bauliche Maßnahmen (z.B. verglaste Loggien,
Wand oder Nebengebäude) zum Einhalten der Orientierungswerte gemäß DIN 18005-1:2002-07 notwendig.

14. Abweichungen von den o. g. Festsetzungen zur Lärmvorsorge sind im Einzelfall im Rahmen des jeweiligen
Baugenehmigungsverfahrens mit entsprechenden schalltechnischen Einzelnachweisen über gesunde Wohn-
und Arbeitsverhältnisse zulässig.

15. Innerhalb des Plangebietes ist je Baugrundstück ein kleinkroniger Laub- oder Obstbaum gem. § 9 (1) Nr. 25a
BauGB zu pflanzen. Die Anpflanzungen sind in der auf die Fertigstellung der baulichen Maßnahmen folgenden
Pflanzperiode durchzuführen.
Vorgeschlagene Pflanzenarten:
Laubbäume: Feldahorn, Kornelkirsche, Mehlbeere, Rotdorn, Weißdorn, Stieleiche
Apfelsorten: Boskoop, Groninger Krone, Jacob Fischer, Ostfriesischer Striebling
Birnensorten: Gute Graue, Köstliche von Charneau, Neue Pointeau
Kirschsorten: Oktavia, Dönissens Gelbe Knorpelkirsche, Morellenfeuer, Schattenmorelle
Qualitäten:
Bäume: Hochstämme, 3 x verpflanzt, Stammumfang 12 -14 cm
Obstbäume: Hochstämme, Stammumfang 8 - 10 cm

16. Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind die gem. § 9 (1) Nr. 25b BauGB festgesetzten
Einzelbäume auf Dauer zu erhalten und zu pflegen. Bei Abgang oder Beseitigung ist eine entsprechende
Ersatzpflanzung vorzunehmen. Im Radius von 5,00 m, ausgehend von der Stammmitte der zu erhaltenden
Einzelbäume sind Versiegelungen, Abgrabungen und Aufschüttungen unzulässig; dies gilt nicht für die im
Bereich der Verkehrsflächen gelegenen zu erhaltenden Einzelbäume. Während der Erschließungsarbeiten
sind Schutzmaßnahmen gem. RAS-LP 4 und DIN 18920:2014-07 vorzusehen.

17. Die entlang des Nethener Weges und der Wilhelmshavener Straße festgesetzten Einzelbäume gem. § 9 Abs. 1
Nr. 25b BauGB dürfen für die Anlage notwendiger Zufahrten auf einer Breite von jeweils 5,00 m je Grundstück
beseitigt werden. Bei der Beseitigung dieser Gehölze sind standortgerechte Ersatzpflanzungen vorzunehmen.
Die zu verwendenden Pflanzenarten und -qualitäten sind der textlichen Festsetzung Nr. 15 zu entnehmen.

18. Als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 (1) Nr.
20 BauGB sind, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände für Brutvögel gemäß § 44 BNatSchG zu
vermeiden, für Star, Grauschnäpper, Trauerschnäpper und Waldohreule jeweils drei Nisthilfen anzubringen.
Die Nisthilfen müssen jeweils speziell für die zuvor genannten Arten geeignet sein und fachgerecht angebracht
und erhalten werden. Für den Star, den Grauschnäpper und den Trauerschnäpper sind die Nisthilfen an den
festgesetzten und zu erhaltenden Bäumen im Geltungsbereich anzubringen. Drei Nisthilfen für die
Waldohreule sind an bereits bestehenden Gehölzstrukturen des Flurstücks 174/3, Flur 2 zum angrenzenden
Offenland anzubringen. Die Durchführung der Maßnahmen ist rechtzeitig vor der Brutzeit zu gewährleisten.

19. Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gem. 9 (1) Nr.
20 BauGB sind Baumfäll- und Rodungsarbeiten zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände
gem. § 44 (1) BNatSchG außerhalb der Zeit zwischen dem 1. März und dem 30. September durchzuführen.
Unmittelbar vor den Fällarbeiten sind die Bäume oder bei Abriss und Sanierungsmaßnahmen die Gebäude
durch eine sachkundige Person auf die Bedeutung für höhlenbewohnende Vogelarten sowie auf das
Fledermausvorkommen zu überprüfen. Sind Individuen / Quartiere vorhanden, so sind die Arbeiten umgehend
einzustellen und das weitere Vorgehen ist mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

20. Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 (1)
Nr. 20 BauGB ist die Baufeldräumung / Baufeldfreimachung (ausgenommen Gehölzentfernungen) zur
Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gem. § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
außerhalb der Zeit zwischen dem 1. März und dem 15. Juli durchzuführen. Eine Baufeldräumung /
Baufeldfreimachung ist ausnahmsweise in der Zeit zwischen dem 1. März und dem 15. Juli zulässig, wenn
durch eine ökologische Baubegleitung artenschutzrechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen werden
können.

VERLETZUNG VON VORSCHRIFTEN

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG
Die Beteiligung der Öffentlichkeit hat i. R. einer öffentlichen Auslegung nach § 13a BauGB i. V. m. § 13 (2)  S. 1
Nr. 2 BauGB und § 3 (2) BauGB vom ............................ bis ............................. stattgefunden. Ort und Dauer der
Auslegung wurden gemäß § 3 (2) BauGB am .............................. ortsüblich durch die Tageszeitung sowie auf
der Internetseite der Gemeinde bekannt gemacht. Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher
Belange wurde mit Anschreiben vom ............................... nach § 13a BauGB i. V. m. § 13 (2) S. 1 Nr. 3 BauGB
und § 4 (2) BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Rastede, ..................                                                                                     ................................
                                                                                                                           Bürgermeister

SATZUNGSBESCHLUSS

PLANVERFASSER
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 111 "Am Dorfplatz" mit örtlichen Bauvorschriften wurde
ausgearbeitet vom Planungsbüro Diekmann • Mosebach & Partner.

Rastede, ...................
                                                                                                                  .....................................
                                                                                                                   Dipl. Ing. O. Mosebach
                                                                                                                           (Planverfasser)

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ............................. die Aufstellung
des Bebauungsplanes Nr. 111 "Am Dorfplatz" mit örtlichen Bauvorschriften im beschleunigten Verfahren gem.
§ 13a BauGB (Bebauungsplan für die Innenentwicklung) beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gem.
§ 2 (1) BauGB am ............................ ortsüblich bekannt gemacht worden.

Rastede, ...................                                                                                   ................................
                                                                                                                           Bürgermeister

PRÄAMBEL UND AUSFERTIGUNG

VERFAHRENSVERMERKE

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 58 (2) Satz 1 Nr. 2 des
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) sowie § 84 der Niedersächsischen Bauordnung
(NBauO) in den jeweils aktuellen Fassungen hat der Rat der Gemeinde Rastede diesen Bebauungsplan
Nr. 111 "Am Dorfplatz", bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen sowie den örtlichen
Bauvorschriften als Satzung am ................................ beschlossen.

Rastede, den .....................                                                                          ................................
         Bürgermeister

PLANUNTERLAGE

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1.000
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung,

©  2018

Landesamt für Geoinformation
und Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion Oldenburg-Cloppenburg

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand 06 / 2018). Sie ist hinsichtlich der
Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Westerstede, ...................

........................................................................
Dipl. Ing. Alfred Menger
(Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur)

..........................................
       (Unterschrift)

Der Rat der Gemeinde Rastede hat den Bebauungsplan Nr. 111 "Am Dorfplatz" mit örtlichen Bauvorschriften
nach Prüfung der Stellungnahmen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am ......................... gem. § 10
BauGB als Satzung beschlossen. Die Begründung ist dem Bebauungsplan gem. § 9 Abs. 8 BauGB beigefügt.

Rastede, ..................                                                                                     ................................
                                                                                                                            Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 111 "Am Dorfplatz" mit örtlichen Bauvorschriften ist
gem. § 10 Abs. 3 BauGB am ....................... ortsüblich bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan
Nr. 111 ist damit am .............. rechtsverbindlich geworden.

Rastede, ..............                                                                   .................................
                                                                                                       Bürgermeister

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 111 "Am Dorfplatz" mit örtlichen
Bauvorschriften ist gem. § 215 BauGB die Verletzung von Vorschriften beim Zustandekommen des
Bebauungsplanes Nr. 111 und der Begründung nicht geltend gemacht worden.

Rastede, ........................                                                          ................................
                                                                                                       Bürgermeister

INKRAFTTRETEN

(Siegel)

(Siegel)

VERFAHRENSSCHLUSSVERMERK
Mit Rechtswirkung des Bebauungsplanes Nr. 111 "Am Dorfplatz" mit örtlichen Bauvorschriften treten die für den
Geltungsbereich geltenden Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 36 außer Kraft.

Rastede, ............................                                                             ................................
Bürgermeister

BEGLAUBIGUNG
Diese Ausfertigung des Bebauungsplanes Nr. 111 " Am Dorfplatz" mit örtlichen Bauvorschriften stimmt mit der
Urschrift überein.

Rastede, ...................
                                                                                                                      ...........................
                                                                                                                         Bürgermeister

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
1. Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gem. § 84 NBauO umfasst die festgesetzten

allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 (WA1, WA2) des Bebauungsplanes Nr. 111 "Am Dorfplatz" mit
örtlichen Bauvorschriften.

2. Innerhalb des Geltungsbereiches sind die Dächer der Hauptgebäude ausschließlich als geneigte Dächer
mit einer sichtbaren Neigung von ≥ 20° zu errichten. Dieses gilt nicht für Dachgauben, Dacherker,
Krüppelwalme, Wintergärten, Eingangsüberdachungen und Windfänge sowie für Garagen gem. § 12
BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO in Form von Gebäuden.

3. Als Material für die Dacheindeckung der Gebäude mit geneigten Dächern (ausgenommen Wintergärten)
sind nur rot bis rotbraune, anthrazit Töne sowie nicht glänzende Tondachziegel oder Betondachsteine
zulässig. Glasierte und sonstige reflektierende Dacheindeckungen sind unzulässig. Hierzu sind für Rot
bis Rotbrauntöne wahlweise die Farben des Farbregisters RAL 840-HR (matt) der Ziffern Nr. 2001, 2002,
3000, 3002, 3003, 3013, 3016, 8004 oder 8012, für Anthrazittöne die Nr. 7012, 7015, 7016, 7024 oder
9007 zu verwenden.

4. Innerhalb des Geltungsbereiches ist das sichtbare Außenmauerwerk aus Verblendmauerwerk
herzustellen. Für das Verblendmauerwerk sind Rot bis Rotbrauntöne zulässig. Es sind wahlweise die
Farben des Farbregisters RAL 840-HR (matt) der Ziffern Nr. 2001, 2002, 3000, 3002, 3003, 3013, 3016,
8004 oder 8012 zu verwenden. Bis zu einem Anteil von 30 % ist Holz, heller Putz oder Klinker in den RAL
Farben 1014 elfenbein, 1013 perlweiß, 7035 lichtgrau, 7032 kieselgrau, 7044 seidengrau, 7047 telegrau
4, 9001 crémeweiß, 9002 grauweiß zulässig. Die Errichtung von Windfängen, Balkonen und Wintergärten
ist mit anderen Baumaterialien zulässig.

5. Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes 1 (WA1) gelten für Außenwände folgende Vorschriften:
· Die Außenwände sind als Lochfassaden auszubilden, d.h. dass Öffnungen in der Fassadenfläche

allseitig von Wandflächen umschlossen sind.
· Fensteröffnungen müssen ein stehendes Format haben.
· Die Gesamtbreite der verglasten Flächen darf höchstens 60 % der Gesamtbreite des Hauses

betragen.
· Bei Geschäftsgebäuden gilt für die Erdgeschosszone abweichend von der örtlichen Bauvorschrift Nr.

5 Abs. 2 und 3: Die Gesamtbreite der verglasten Flächen darf 90% der Gesamtbreite des Hauses
betragen. Die Fenster müssen von Wandpfeilern oder Stützen eingefasst sein. Pfeiler und
Wandflächen müssen mind. 0,365 m breit sein.

· Sonnenschutzeinrichtungen und Fensterüberdeckungen sind nur im Erdgeschoss bis Unterkante
Fenster des darüberliegenden Geschosses zulässig. Sie Sind entsprechend den Fensterbreiten zu
unterteilen. Größere Sonnenschutzeinrichtungen und Fensterüberdeckungen sind ausnahmsweise
zulässig, wenn sie sich in die kleinteilige Gebäude- und Fassadenstruktur einfügen.

6. Als Einfriedungen sind zwischen den Verkehrsflächen und den straßenseitigen Baugrenzen zulässig:
· frei wachsende oder geschnittene Hecken aus standortgerechten, heimischen Gehölzen
· dauerhaft begrünter und grundstücksinnenseitig gelegener Gitterstab- oder Maschendrahtzaun bis zu

einer Höhe von 1,80 m
· Holzzaun oder Mauer bis 1,10 m Höhe
· Kombination aus Holzzaun bis 1,80 m Höhe und lebender Hecke: Holzzäune sind dauerhaft zu

begrünen oder alle 4,00 m Länge durch mind. 2,00 m lange Abschnitte lebender
Hecken/Bepflanzungen zu gliedern.

· Gemauerter Sockel, Stützmauer, Einzelpfeiler in Kombination mit blickdurchlässigem Zaun: Sockel
und Stützmauer max. 0,45 m Höhe, Einzelpfeiler maximal 2,00 m Höhe bei mind. 1,80 m Abstand
untereinander. Ein Verzicht auf eine Grundstückseinfriedung ist zulässig.

7. Die straßenseitigen und nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind als Vorgartenbereiche auszubilden.
Nicht pflanzliche Elemente (z.B. Zäune und Mauern) über 1,10 m sind nicht zulässig. Der
Vorgartenbereich ist zu 80% als Pflanzfläche dauerhaft herzustellen, zu unterhalten sowie von
Versiegelung freizuhalten. Unzulässig sind Kunststoffflächen und großflächige Kiesschüttungen.

8. Ordnungswidrig handelt nach § 80 (3) NBauO, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Nr. 1 bis 7 dieser
örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Gemäß § 80 (5) NBauO können Ordnungswidrigkeiten nach
§ 80 (3) NBauO mit einer Geldbuße von bis zu 500.000 Euro geahndet werden.

Abgrenzung unterschiedlicher Lärmpegelbereiche (LPB) gem. DIN 4109

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des
Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebiets
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ANLASS UND ZIEL DER PLANUNG 
 
Die Gemeinde Rastede beabsichtigt, das ehemalige Cordes-Gelände städtebaulich zu 
beordnen. Zu diesem Zweck wird der Bebauungsplan Nr. 111 „Am Dorfplatz“ mit örtli-
chen Bauvorschriften aufgestellt.  
 
Entsprechend den Zielen der Dorfentwicklung Rastede-Nord, ist es der Wunsch des Ar-
beitskreises im Zentrum von Hahn-Lehmden ein gemischtes Quartier zu entwickeln. 
Hierbei soll ein Begegnungsort zum Verweilen und für Veranstaltungen für die ganze 
Ortschaft im Einmündungsbereich der Wilhelmshavener Straße und des Nethener We-
ges in Form eines Dorfplatzes entstehen. Durch eine dichtere Wohnbebauung soll der 
Dorfplatz im Süden und Südwesten begrenzt werden. Auch entlang der Wilhelmshave-
ner Straße soll eine dichtere Wohnbebauung planungsrechtlich vorbereitet werden. Im 
westlichen Bereich des Plangebietes soll der anhaltend hohen Nachfragesituation nach 
kleinteiliger Wohnbebauung im zentralen Bereich in Hahn-Lehmden Rechnung getragen 
werden. In diesem Bereich werden Wohnbauflächen für eine regionaltypisch Bebauung 
in Form von Ein- und Zweifamilienhäusern geschaffen. Folgend ist das Planungsziel der 
Bebauungsplanaufstellung die städtebauliche Beordnung sowie die Entwicklung eines 
zukunftsfähigen, attraktiven Wohngebietes in zentraler Lage in Hahn-Lehmden. 

 
Durch die ehemalige Nutzung als Baumschulfläche ist das Plangebiet als Waldfläche 
grünordnerisch zu beurteilen. Gemäß § 1 (5) Satz 3 BauGB soll die städtebauliche Ent-
wicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen und nach § 1a (2) 
Satz 4 BauGB ist die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald 
genutzter Flächen zu begründen. Angesichts der Verfügbarkeit des Cordes-Geländes, 
das zentral in der Ortschaft liegt, und der anhaltend hohen Nachfrage nach Baugrund-
stücken und Mietwohnungen in zentraler Lage ergibt sich die städtebauliche Erforder-
lichkeit, neue Wohnbauflächen auszuweisen. Folgend sollen hier die Belange der Natur 
und Landschaft zurückgestellt werden. Durch die Umwandlung der ehemaligen Baum-
schulfläche, die eine Maßnahme der Innenentwicklung darstellt, wird der Zersiedlung 
und somit dem Wachsen nach außen entgegengewirkt. Mit der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 111 werden planungsrechtliche Voraussetzungen für die angestrebte 
Siedlungsentwicklung in zentraler Lage geschaffen. Folgend wird der vorliegende Be-
bauungsplan im beschleunigten Verfahren gem. § 13a (1) Satz 2 Nr. 1 BauGB aufge-
stellt.  
 
Entsprechend dem dargelegten Planungsziel wird der nördliche Bereich des Bebau-
ungsplanes als Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Dorfplatz gem. 
§ 9 (1) Nr. 5 BauGB ausgewiesen. Um den Dorfplatz im Süden zu begrenzen und eine 
städtebauliche Raumkante auszubilden, wird an den Dorfplatz angrenzend allgemeine 
Wohngebiete 1 (WA1) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Auch Entlang der Wilhelmshave-
ner Straße werden allgemeine Wohngebiete 1 (WA1) ausgewiesen. Hier ist eine offene, 
zweigeschossige Bebauung mit einer Firsthöhe (FH) von FH  9,50 m und einer Trauf-
höhe (TH) von TH  6,50 m zulässig. Die Zahl der Wohnungen pro Wohngebäude be-
schränkt sich auf maximal acht Wohneinheiten. Um einen harmonischen Übergang zu 
der bestehenden kleinteiligen Bebauung sicherzustellen, werden allgemeine Wohnge-
biete (WA2) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Das Maß der baulichen Nutzung orientiert 
sich an dem bestehenden baulichen Umfeld.  
 
Um die mit der Planung verbundenen, unterschiedlichen Belange untereinander und 
miteinander koordinieren zu können, wird ein Oberflächenentwässerungskonzept und 
eine Untersuchung des Verkehrslärms erstellt.  
 
Zur Berücksichtigung der Schutzansprüche im Hinblick auf den von der Wilhelmshave-
ner Straße ausgehenden Verkehrslärm werden passive Schallschutzmaßnahmen 
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festgesetzt. Die Ergebnisse des Oberflächenentwässerungskonzeptes werden bis zum 
Satzungsbeschluss in die Planung eingestellt. 
 
Da es sich bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111 aufgrund des innerörtli-
chen Standortes um eine Maßnahme der Innenentwicklung handelt und der Geltungs-
bereich lediglich 2,2 ha groß ist, wird der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren 
gem. § 13a (1) Satz 2 Nr. 1 BauGB aufgestellt. Um dennoch alle Belange ausreichend 
zu berücksichtigen, erfolgt die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111 in Form eines 
zweistufigen Verfahrens. Eine Umweltprüfung gem. § 2 (4) BauGB und die Erarbeitung 
eines Umweltberichtes gem. § 2a BauGB sind folglich nicht notwendig (vgl. Kapitel 5.1).  

1.0 RAHMENBEDINGUNGEN 

1.1 Kartenmaterial 
 
Die Planzeichnung des Bebauungsplanes Nr. 111 „Am Dorfplatz“ mit örtlichen Bauvor-
schriften wurde unter Verwendung einer amtlichen Plangrundlage, die vom Vermes-
sungsbüro Menger aus Westerstede zur Verfügung gestellt wurde, im Maßstab 1: 1.000 
erstellt. 

2.0 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 
 
Der räumliche Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes umfasst eine Flä-
chengröße von ca. 2,2 ha und liegt im Zentrum des Ortsteils Hahn-Lehmden. Im Nord-
westen wird das Plangebiet vom Nethener Weg und im Osten von der Wilhelmshavener 
Straße begrenzt. Im Südwesten grenzt der Geltungsbereich an die Spillerstraße an. Die 
konkrete Abgrenzung sowie die Lage im Gemeindegebiet sind der Planzeichnung zu 
entnehmen. 

2.1 Nutzungsstrukturen und städtebauliche Situation 
 
Der Geltungsbereich ist durch verwilderte und ausgewachsene Baumschulpflanzen ge-
prägt und von kleinteiliger Bebauung in Form von Ein- und Zweifamilienhäusern umge-
ben. Entlang der Wilhelmshavener Straße, der Ortsdurchfahrt der Ortschaft Hahn-
Lehmden, sind gemischte Nutzungen vorhanden.  

3.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 

3.1 Landesraumordnungsprogramm (LROP) 
 
Gemäß § 1 (4) BauGB müssen Bauleitpläne wie die hier vorliegende Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 111 „Am Dorfplatz“ mit örtlichen Bauvorschriften an die Ziele der 
Raumordnung angepasst werden. Aus den Vorgaben der übergeordneten Planungen 
ist die kommunale Planung zu entwickeln bzw. diese abzustimmen. Im rechtsgültigen 
Landesraumordnungsprogramm (LROP) des Landes Niedersachsen aus dem Jahr 
2017 werden für das Plangebiet keine gesonderten Festsetzungen getroffen. Das mit 
der vorliegenden Bauleitplanung verfolgte Ziel, der bauleitplanerischen Entwicklung von 
innerörtlichem Wohnbauland, unter Rücksichtnahme auf die umliegenden ländlichen 
Strukturen, entspricht den allgemeinen Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. 
 

3.2 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 
 
Das regionale Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Ammerland liegt aus 
dem Jahr 1996 vor. Die Gültigkeit des RROP wurde nach einer Prüfung der Aktualität 
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mit Bekanntmachung vom 07.06.2007 für weitere 10 Jahre verlängert. Aufgrund der Be-
kanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten zur Neuaufstellung des Regionalen 
Raumordnungsprogrammes im Mai 2017 ist die Fassung aus dem Jahre 1996 weiterhin 
gültig. Die Ortschaft Hahn-Lehmden wird als Grundzentrum und im Weiteren als Stand-
ort mit der Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten darge-
stellt. Das Plangebiet selbst liegt in keinem Vorrang- bzw. Vorsorgegebiet. Mit der vor-
liegenden Planung wird insbesondere dem Anspruch der Entwicklung von Wohnstätten 
entsprochen. Die vorhandenen grundzentralen Einrichtungen sowie die sehr gute Ver-
kehrslage in Verlängerung der Siedlungsachse Oldenburg-Rastede bieten hierfür opti-
male Voraussetzungen. Insgesamt entspricht die verträgliche Weiterentwicklung inner-
halb eines bereits vorgeprägten Siedlungsbereiches den Zielen und Grundsätzen der 
Raumordnung. 

3.3 Vorbereitende Bauleitplanung  
 
Für das Plangebiet gelten die Darstellung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Rastede aus dem Jahr 1993, in dem der nordwestliche Teil des Plangebietes als Wohn-
baufläche (W) gem. § 1 (1) Nr. 1 BauNVO und die Flächen entlang der Wilhelmshavener 
Straße als gemischte Baufläche (M) gem. § 1 (1) Nr. 2 BauNVO ausgewiesen ist.  

 
Aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren gem. 
§ 13 a BauGB wird der Flächennutzungsplan im Wege der 73. Flächennutzungsplanbe-
richtigung gemäß § 13 a (2) Nr. 2 BauGB angepasst. 

3.4 Verbindliche Bauleitplanung 
 
Für den Großteil des vorliegenden Plangebiets liegt derzeit keine verbindliche Bauleit-
planung vor. Es ist planungsrechtlich dem Außenbereich gem. § 35 BauGB zuzuordnen. 
 
Lediglich für die Wallhecke im nordwestlichen Bereich des Plangebietes gilt derzeit der 
rechtsgültige Bebauungsplan Nr. 36 „Hahn-Lehmden“, in dem die Wallhecke als Fläche 
für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt ist.  
 
Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 111 „Am Dorfplatz“ mit örtlichen Bauvor-
schriften treten die für das Planungsgebiet geltenden Festsetzungen des Bebauungs-
planes Nr. 36 „Hahn-Lehmden“ außer Kraft.  
 
Innerhalb des Geltungsbereiches gilt entlang der Wilhelmshavener Straße nach Inkraft-
treten des Bebauungsplanes Nr. 111 weiterhin die Satzung der Gemeinde Rastede zur 
Regelung der Außenwerbung in Teilen des Gemeindegebietes aus dem Jahr 2014.  
 

4.0 ÖFFENTLICHE BELANGE 

4.1 Belange von Natur und Landschaft  
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111 wird aufgrund der innerörtlichen Lage 
und des Planumfanges im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungs-
pläne der Innenentwicklung) durchgeführt, weshalb von einer Umweltprüfung nach 
§ 2 (4) BauGB abgesehen wird. Für Bebauungspläne mit einer zulässigen Grundfläche  
≤ 20.000 m² sind ferner nach § 13a (2) Satz 1 Nr. 4 BauGB Eingriffe in den Naturhaushalt 
und das Landschaftsbild, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwar-
ten sind, im Sinne des § 1a (3) BauGB zu bewerten. Der Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes besitzt eine Gesamtfläche von 2,2 ha. Die zulässige Grundfläche beläuft 
sich auf 8.825 m² für die allgemeinen Wohngebiete. Darüber hinaus werden Straßen-
verkehrsflächen von 1.700 m², ein Fuß- und Radweg von 190 m² und ein Dorfplatz von 
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3.720 m³ Größe festgesetzt. Damit ist die zulässige Grundfläche kleiner als 20.000 m², 
sodass die Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) gem. § 
1a (3) BauGB keine Anwendung findet.  
 
Darüber hinaus ist eine Umweltprüfung gem. § 2 (4) BauGB und die Erarbeitung eines 
Umweltberichtes gem. § 2a BauGB nicht erforderlich. Nichtsdestotrotz sind in Abstim-
mung mit der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Ammerland die umwelt-
schützenden und hier insbesondere die artenschutzrechtlichen Belange zu berücksich-
tigen, die nachfolgend dargestellt werden.  
 
Aktueller Zustand 
Die Erfassung von Biotopen, ihrer Ausprägung und ihres Verbundes liefert Informatio-
nen über schutzwürdige Bereiche eines Gebiets und ermöglicht eine Bewertung der un-
tersuchten Flächen. 
 
Die Einordnung und Nomenklatur der Biotoptypen beruht auf dem Kartierschlüssel für 
Biotoptypen in Niedersachsen (DRACHENFELS 2016). Die Nomenklatur der Pflanzen be-
ruht auf der Florenliste der Farn- und Blütenpflanzen in Niedersachsen und Bremen 
(GARVE 2004). Die Begutachtung des Plangebiets erfolgte am 9. und 12.12.2016.  
 
Das Plangebiet befindet sich in Hahn-Lehmden, einem Ortsteil der Gemeinde Rastede. 
Im Osten wird es durch die Wilhelmshavener Straße, im Nordwesten durch den Nethe-
ner Weg begrenzt. Das Plangebiet wird eingenommen, von Gehölzbeständen, Ru-
deralflächen und zwei Hausgärten. 
 
Bei der Untersuchung wurden Biotoptypen der folgenden Gruppen festgestellt: 
 
- Gebüsche und Gehölzbestände, 
- Stauden- und Ruderalfluren, 
- Grünanlagen sowie 
- Gebäude, Verkehrs- und Industrieanlagen. 
 
Gebüsche und Gehölzbestände 
Im Plangebiet gibt es drei ruderalisierte Flächen, die von einem dichten Brombeerbe-
stand (Rubus fruticosus agg.) bewachsen werden (BRR) (Abbildung 1). Das westlichste 
dieser drei Rubus-Gestrüppe enthält Bereiche, in denen eine halbruderale Gras- und 
Staudenflur mittlerer Standorte (UHM) mit Arten wie Großer Brennnessel (Urtica dioica), 
Knäuelgras (Dactylis glomerata) und Straußgras (Agrostis spp.) festgestellt wurde. Die-
ser Biotoptyp wurde der Fläche daher als Nebencode zugeordnet. Das Rubus-Gebüsch 
an der nördlichen Ecke des Plangebiets ist weniger dicht bewachsen. Da hier auch junge 
Ahornbäume (Acer spp.) mit Stammdurchmessern von unter 5 cm wachsen, wurde die 
Fläche als Rubus-Gestrüpp mit sonstigem Sukzessionsgebüsch (BRR/BRS) eingestuft.  
 
An der Nordwestgrenze des Plangebiets verläuft eine Strauch-Baum-Wallhecke (HWM), 
die von Stiel-Eichen (Quercus robur) mit Stammdurchmessern zwischen 0,2 und 0,5 m, 
Brombeeren und dem Ziergehölz Gewöhnliche Schneebeere (Symphoricarpos albus) 
bewachsen ist (Abbildung 2). Die Wallhecke wird weiterhin von etwa 6 Individuen der 
Stechpalme (Ilex aquifolium) bewachsen. Sie haben Höhen zwischen unter 1,0 und etwa 
2,0 m. Der Wallkörper hat eine Höhe zwischen 1,0 und 1,5 m.  
 
Im Plangebiet und seiner unmittelbaren Umgebung wurden zahlreiche Einzelbäume 
(HBE) erfasst. Die Bäume haben Stammdurchmesser zwischen 0,1 und 1,0 m. Es han-
delt sich hauptsächlich um Stiel-Eichen. Aber auch Rot-Buchen (Fagus sylvatica), 
Ahornbäume, Linden (Tilia spp.), eine Robinie (Robinia pseudoacacia) und Obstbäume 
wurden erfasst. Teilweise sind die Bäume mehrtriebig, für diese wurden jeweils der 
Durchmesser des dünnsten und des dicksten Stamms angegeben. 
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Es konnten zwei Baumreihen (HBA) festgestellt werden. Im zentralen Bereich des Plan-
gebiets verläuft eine Baumreihe aus Douglasien (Pseudotsuga menziesii) und Schein-
zypressen (Chamaecyparis spp.), deren Stammdicken bei etwa 0,3 m liegen. Südöstlich 
davon befindet sich die dritte Baumreihe aus Scheinzypressen mit Stammdurchmessern 
zwischen 0,2 und 0,3 m.  
 
Im zentralen Bereich des Plangebiets und in einem Garten südlich des Plangebiets wur-
den mehrere Haselsträucher (Corylus avellana) erfasst. Diese wurden als Einzelsträu-
cher (BE) erfasst.  
 

 
Abbildung 1: Rubus-Gestrüpp im Südosten des Plangebiets. Foto: Dezember 2016, 

Stutzmann. 

 

 
Abbildung 2: Wallhecke an der nordwestlichen Außenseite des Plangebiets. Foto: De-

zember 2016, Stutzmann. 

Nach Einschätzung des Forstamtes Weser-Ems der Niedersächsischen Landwirt-
schaftskammer sind die gehölzbestandenen Bereiche des Plangebietes als Wald 
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im Sinne des § 2 des Niedersächsischen Gesetzes über den Wald und die Land-
schaftsordnung (NWaldLG) zuzuordnen. Demnach ist die südwestlich gelegene 
Wallhecke dem Wald zuzuordnen.  
 
Stauden- und Ruderalfluren 
Im zentralen Bereich des Plangebiets verläuft zwischen der beschriebenen Baumreihe 
und dem östlich davon liegenden Siedlungsgehölz, bzw. einem Hausgarten, ein gehölz-
armer Streifen, der von Grünlandarten wie Wolligem Honiggras (Holcus lanatus), Ru-
deralarten wie Wald-Erdbeere (Fragaria vesca) und Tüpfel-Johanniskraut (Hypericum 
perforatum) und kleinräumig auch von Brombeeren bewachsen ist. Die Fläche wurde 
als halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte mit Rubus-Gestrüpp 
(UHM(BRR)) eingestuft. 
 
Grünanlagen 
Im Plangebiet selbst befinden sich zwei Wohngrundstücke mit Hausgärten. Der südliche 
ist als neuzeitlicher Ziergarten (PHZ) einzuordnen. Abgesehen von einer als Einzelbaum 
erfassten Eiche fehlen hier größere Gehölze. Er wird von gepflasterten Flächen, Rasen, 
Rabatten und kleinen Koniferen eingenommen. Umgrenzt wird der Garten durch eine 
Zierhecke (BZH) aus Rhododendron und Lebensbaum. 
 
Der nördliche Hausgarten an der Ostseite des Plangebiets enthält neben Rasenflächen 
und Rabatten einen sehr dominanten Nadelholzbestand aus Douglasien und Schein-
zypressen. Diese haben Stammdurchmesser zwischen 0,2 und 0,4 m. Zwei alte Laub-
bäume wurden wegen ihrer Besonderheit als Einzelbäume erfasst. Insgesamt wurde der 
Garten als Hausgarten mit Großbäumen (PHG) eingestuft (Abbildung 3). 
  
Auch außerhalb des Plangebiets befinden sich Hausgärten. Zumeist handelt es sich da-
bei um neuzeitliche Ziergärten ohne größere Gehölze, aber sowohl südlich des Plange-
biets als auch nördlich davon wurden einzelne Gärten mit größeren Laubbäumen (Bir-
ken im Süden, Stiel-Eichen im Norden) festgestellt. Diese wurden wiederum als Haus-
garten mit Großbäumen eingestuft. 
 
Im westlichen Plangebiet befindet sich ein Siedlungsgehölz aus überwiegend nicht hei-
mischen Baumarten (HSN), in dem Douglasien und Fichten (Picea abies) mit Stamm-
durchmessern zwischen 0,2 und 0,5 m wachsen. In der Strauchschicht kommen Hasel-
sträucher, Stechpalmen (Ilex aquifolium) und Brombeeren vor. Die Stechpalmen in die-
sem Bereich wurden nicht gepflanzt, sondern haben sich aus Samen entwickelt. Sie 
haben unterschiedliche Alters- und Größenklassen. Somit fallen sie unter den gesetzli-
chen Schutz nach § 7 Abs. 2 BNatSchG. Es wurden etwa 80 Exemplare gezählt, die 
meisten davon mit einer Größe von unter 1,0 m. Zwei weitere Siedlungsgehölze aus 
überwiegend nicht heimischen Baumarten befinden sich im östlichen Plangebiet in de-
nen neben Douglasien und Fichten auch Scheinzypressen, hochgewachsene Stechpal-
men und einzelne Ahornbäume vorkommen. Die Gehölze stehen in dichten Reihen. Es 
scheint sich um eine ehemalige Baumschule zu handeln. Die Bäume haben Stamm-
durchmesser zwischen 0,1 und 0,8 m. In der Strauchschicht kommen wiederum Brom-
beeren, Haselsträucher und Stechpalmen sowie weitere Ziersträucher vor. Aufgrund der 
räumlichen Nähe zu den in Reihe gepflanzten Stechpalmen der ehemaligen Baum-
schule, wurden diese Exemplare als anthropogener Bestand eingestuft, der nicht unter 
den gesetzlichen Biotopschutz fällt. 
 
An der südöstlichen Außenseite des Plangebietes befindet sich ein lichter Gehölzbe-
stand aus überwiegend einheimischen Baumarten (HSE) mit Birken (Betula spp.), Wei-
den (Salix spp.) und Ahornbäumen, deren Stammdurchmesser zwischen 0,05 und 0,3 m 
liegen. 
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Abbildung 3: Hausgarten mit Großbäumen an der Westseite des Plangebiets. Foto: De-

zember 2016, Stutzmann. 

 
Gebäude, Verkehrs- und Industrieflächen 
An der Nordwestseite des Plangebiets verläuft der Nethener Weg, eine asphaltierte 
Straße. An der dem Plangebiet zugewandten Seite verläuft ein schmaler Fußweg mit 
wassergebundener Decke (OVSa/OVWw) Der nordöstlichste Abschnitt des Weges ist 
gepflastert, bzw. asphaltiert. 
 
Direkt südlich des Plangebiets zweigt die asphaltierte Spillestraße (OVSa) Richtung Os-
ten ab. Richtung Norden zweigt auf Höhe des Plangebiets der Sanddornweg ab, eine 
weitere asphaltierte Straße.  
 
Östlich des Plangebiets befindet sich die vielbefahrene Wilhelmshavener Straße. Ein 
Fußweg an ihrer Westseite ist asphaltiert, auf der Ostseite ist er gepflastert 
(OVSa/OVWa/v). 
 
Naturschutzfachlich wertvolle Bereiche / Schutzgebiete 
Wie oben bereits beschrieben wurde, befindet sich innerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes Nr. 111 eine Wallhecke. Da das Forstamt Weser-Ems der Nieder-
sächsischen Landwirtschaftskammer sämtliche gehölzbestandenen Flächen als Wald 
gem. § 2 NWaldLG zuordnet, stellt die Wallhecke einen Waldrand mit Wallhecke dar. 
Demnach ist sie nicht mehr den geschützten Landschaftsbestandteilen nach § 22 (2) 
NAGBNatSchG zuzuordnen.  
 
Weitere faunistisch, vegetationskundlich oder historisch wertvolle Bereiche oder Vor-
kommen, die einen nationalen oder internationalen Schutzstatus bedingen, befinden 
sich nicht im Plangebiet bzw. der unmittelbar angrenzenden Umgebung. Ferner beste-
hen keine festgestellten oder geplanten Schutzgebiete nationalen/internationalen 
Rechts bzw. naturschutzfachlicher Programme.  

 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft 
 
Wald / Aufforstung  
Gemäß Hinweis der Unteren Naturschutzbehörde befindet sich gemäß vorliegender 
Waldfunktionskarte und Liegenschaftsverzeichnis auf dem Flurstück 215/2, 214/1 und 
214/4 noch eine insgesamt 1,71 ha große Waldfläche (durchgewachsene 
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Baumschulpflanzen). Ein Antrag auf Waldumwandlung wurde seitens der Gemeinde 
Rastede gestellt. Ebenso erfolgte die Vorabstimmung über die Eignung der Flächen sei-
tens der Gemeinde mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Ammerland. 
Gemäß Hinweis der Landwirtschaftskammer Niedersachsen - Forstamt Weser-Ems - 
wird für die überplanten Gehölze eine Kompensation im Verhältnis von 1:1,1 ha als aus-
reichend erachtet. Dies entspricht rd. 1,88 ha. In diesem Rahmen ist auch die Ersatz-
pflanzung von 80 Exemplaren der Stechpalme vorzusehen. 
 
Für die mit der Realisierung des Bebauungsplanes Nr. 111 verbundenen Beeinträchti-
gungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, hier: Waldumwandlung, sind Er-
satzmaßnahmen durchzuführen. Diese werden auf gemeindeeigenen Flächen umge-
setzt. Dabei handelt es sich um die Flurstücke 24/23 und 25, der Flur 7 von denen 
8.115 m² bzw. 1.000 m² für die Aufforstung herangezogen werden sowie um das Flur-
stück 174/3, der Flur 2, Gemarkung Rastede mit einer Fläche von 9.910 m². Auf diesem 
Flurstück kann die Waldkompensation mit einer Flächengröße von 1,88 ha kompensiert 
werden.  
 
Durchzuführende Ersatzmaßnahmen auf Kompensationsflächen 
 
Entwicklung von standortgerechten Waldflächen (insgesamt ca. 1,88 ha) 
 
Die bisherigen Nutzungen auf den Flurstücken 24/23, der Flur 7 und 174/3, der Flur 2 in 
der Gemarkung Rastede werden vollständig aufgegeben und die Fläche mit einheimi-
schen Gehölzen bestückt. Das Flurstück 25. Flur 7, Gemarkung Rastede steht auf 1.000 
m² für die Aufforstung zur Verfügung. xBei der Auswahl der Gehölze wird in Anlehnung 
an die potentiell natürliche Vegetation auf standortgerechte, landschaftstypische Ge-
hölze zurückgegriffen. Es sind darüber hinaus 80 Exemplare der Stechpalme in die An-
pflanzung zu integrieren. In Vorgriff auf die nachfolgend durchgeführte spezielle arten-
schutzrechtliche Prüfung sind die Waldränder mit einem hohen Anteil an Dornensträu-
chern anzulegen. Im Rahmen der Aufforstung sind genaue Absprachen mit den zustän-
digen Stellen des Landkreises Ammerland sowie der zuständigen Forstbehörde bezüg-
lich Artenauswahl, Reihenabstand etc. erforderlich. 

 
 
Artenschutzrechtliche Belange 
 
Aufgrund der möglichen Betroffenheit von Wald sind die im Planungsraum vorliegenden 
faunistischen Wertigkeiten zu ermitteln und darzustellen. 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. 111 wurde im Frühjahr/Sommer 2018 auf 
Grundlage von vier Begehungen eine Brutvogelerfassung in Verbindung mit einer Po-
tenzialansprache durchgeführt. Darüber hinaus erfolgt im Sommer und Herbst die Er-
fassung von Fledermäusen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 111.  
 
Die Ergebnisse der Brutvogelkartierung nebst Potenzialansprache und der Fledermau-
serfassungen werden nachfolgend aufgeführt und eine artenschutzrechtliche Prüfung 
durchgeführt (s. Anlage 4 und 5). 
 
Geschützte wildlebende Vogelarten im Sinne von Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie 
Im Planungsraum können potenziell verschiedene europäische Vogelarten vorkommen, 
die hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zu betrachten sind. Es 
werden aufgrund der vorgeprägten Strukturen vornehmlich Arten des Siedlungsberei-
ches sowie gehölzbewohnende Arten vorkommen. Aber auch Gebäudebrüter und Arten 
der halboffenen Lebensräume sind nicht auszuschließen. Im Rahmen der o. g. durch-
geführten faunistischen Kartierungen in Verbindung mit einer Potenzialansprache konn-
ten innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 111 konnten insgesamt 
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34 Arten nachgewiesen werden bzw. können potenziell im Untersuchungsgebiet vor-
kommen. Dabei handelt es sich überwiegend um allgemein häufige Brutvögel mit einem 
weiten Verbreitungsspektrum im nordwestdeutschen Flachland. Zudem handelt es sich 
ebenfalls zu einem großen Teil um Lebensraumgeneralisten, die eine breite ökologische 
Amplitude aufweisen.  
 
 ∑eigene Nachw.      

BRUTVÖGEL [AVES] 

Brutnach-
weis + Brut-

verdacht 

Brutzeit-
feststel-

lung 

∑ pot. 
Kolonis-

ten* 
RL 

T-W 
RL 

Nds. 
RL 
D 

Schutz- 
status 

Amsel, Turdus merula 5 1 • / / / § 
Bachstelze, Motacilla alba   • / / / § 
Blaumeise, Parus caeruleus 2  • / / / § 
Bluthänfling, Carduelis cannabina   • 3 3 3 § 
Buchfink, Fringilla coelebs 3 1 • / / / § 
Buntspecht, Dendrocopos major 1**  • / / / § 
Dohle, Corvus monedula  1 • / / / § 
Eichelhäher, Garrulus glandarius 1   / / / § 
Elster, Pica pica   • / / / § 
Fitis, Phylloscopus trochilus   • / / / § 
Gartenbaumläufer, Certhia brachydactyla   • / / / § 
Gimpel, Pyrrhula pyrrhula  1 • / / / § 
Grauschnäpper, Muscicapa striata   • 3 3 V § 
Grünfink, Carduelis chloris  2 • / / / § 
Haubenmeise, Parus cristatus   • / / / § 
Heckenbraunelle, Prunella modularis 3 1 • / / / § 
Kleiber, Sitta europaea   • / / / § 
Kohlmeise, Parus major 1 1 • / / / § 
Misteldrossel, Turdus viscivorus  1 • / / / § 
Mönchsgrasmücke, Sylvia atricapilla 4 2 • / / / § 
Rabenkrähe, Corvus corone  1 • / / / § 
Ringeltaube, Columba palumbus 6   / / / § 
Rotkehlchen, Erithacus rubecula 3   / / / § 
Singdrossel, Turdus philomelos 1 1 • / / / § 
Sommergoldhähnchen,  
Regulus ignicapilla   •    § 
Sperber, Accipiter nisus   • / / / §§ 
Star, Sturnus vulgaris   1*** 3 3 3 § 
Sumpfmeise, Parus palustris   • / / / § 
Tannenmeise, Parus ater   • / / / § 
Trauerschnäpper, Ficedula hypoleuca   • 3 3 V § 
Waldohreule, Asio otus   1****                   V V / §§ 
Wintergoldhähnchen, Regulus regulus   • / / / § 
Zaunkönig, Troglodytes troglodytes 4 2 • / / / § 
Zilpzalp, Phylloscopus collybita 3 1 • / / / § 
∑ max. 34 Arten 13 13 31     
* Bei den Arten in dieser Spalte, die gleichzeitig unter „eigene Nachweise“ aufgeführt sind, sind weitere 
Brutpaare über die nachgewiesene Brutpaarzahl hinaus wahrscheinlich, die aufgrund der späten Erfassung 
nicht vollständig erfasst wurden. 
**Brutverdacht aufgrund Höhle und benachbartem bettelndem Jungvogel 
***Brutverdacht aufgrund Höhle mit Kotspuren 
****(Vermutlicher) Brutnachweis aufgrund verhörtem Jungvogel knapp außerhalb des Geltungsbereiches 
 
Bedeutung der Abkürzungen: * = potenzielle Kolonisten; ** geschätzte Anzahl an Brutpaaren/-
revieren; RL T-W bzw. RL Nds.: Rote Liste der in der Naturräumlichen Region Tiefland-West 
bzw. der in Niedersachsen u. Bremen gefährdeten Brutvögel (KRÜGER & NIPKOW 2015); RL D: 
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Rote Liste der Brutvögel Deutschlands (GRÜNEBERG et al. 2015); Gefährdungsgrade: 3 = gefähr-
det, V = Art der Vorwarnliste, / = derzeit nicht gefährdet, - = nicht bewertet; Schutzstatus: § = 
besonders geschützte Art gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG, §§ = streng geschützte Art gemäß 
§ 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG bzw. gemäß Anlage 1 Spalte 3 BArtSchV; * = Neozoen (= Spezies, 
die direkt oder indirekt durch den Menschen in die Fauna eingeführt worden sind) wurden hin-
sichtlich einer Gefährdung nicht bewertet; sie werden auch nicht zu der rezenten einheimischen 
Brutvogelfauna gezählt (vgl. KRÜGER & NIPKOW 2015, GRÜNEBERG et al. 2015) und bleiben daher 
für die Bilanzierung der Gesamtartenzahl unberücksichtigt. 
 
Sämtliche Brutvögel des Planungsraumes sind nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG be-
sonders geschützt; nach § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG bzw. Anlage 1 Spalte 3 der BArt-
SchV streng geschützte Spezies kommen mit der Waldohreule und dem Sperber eben-
falls vor. Mit dem Bluthänfling, dem Star, dem Grau- und dem Trauerschnäpper sind 
maximal vier landesweit gefährdete Vogelarten (Gefährdungsgrad 3 – gefährdet) im 
Plangebiet zum Bebauungsplan Nr. 111 verbreitet. Die Waldohreule wird in der Vorwarn-
liste von Niedersachsen geführt.  
 
Prüfung des Zugriffsverbots (§ 44 (1) Nr. 1 BNatSchG) sowie des Schädigungsverbots 
(§ 44 (1) Nr. 3 BNatSchG) 
 
Im Hinblick auf die Überprüfung des Zugriffsverbotes gemäß § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG 
ist für die (potenziell) vorkommenden Vogelarten zu konstatieren, dass es nicht zu bau-
bedingten Tötungen kommen wird. Es werden durch die Vermeidungsmaßnahme der 
Baufeldfreimachung und der Entnahme der Gehölze außerhalb der Brutzeiten baube-
dingte Tötungen von Individuen oder ihrer Entwicklungsformen vermieden.  
 
Mögliche Tötungen von Individuen durch betriebsbedingte Kollisionen mit Fahrzeugen 
gehen nicht über das Lebensrisiko der bereits bestehenden Vorbelastung aufgrund der 
Lage des Plangebietes in Straßennähe hinaus und stellen daher keinen Verbotstatbe-
stand dar. Bei dem Untersuchungsraum handelt es sich um einen standort- und struk-
turtypischen Siedlungsbereich ohne erhöhte punktuelle oder flächige Nutzungshäufigkeit 
von bestimmten Vogelarten. In dem Bereich befinden sich keine traditionellen Flugrouten 
bzw. besonders stark frequentierte Jagdgebiete von Vögeln, sodass eine signifikante 
Erhöhung von Kollisionen und eine damit verbundene signifikant erhöhte Mortalitätsrate 
auszuschließen ist. 
 
Regelmäßig genutzte Fortpflanzungsstätten sind auch bei längerer Abwesenheit der 
Tiere geschützt. Dies gilt beispielsweise für regelmäßig benutzte Brutplätze von Zugvö-
geln (STMI BAYERN 2011). Nicht mehr geschützt sind Fortpflanzungsstätten, die funkti-
onslos geworden sind, z. B. alte Brutplätze von Vögeln, die in jedem Jahr an anderer 
Stelle ein neues Nest bauen. Ebenfalls nicht geschützt sind potenzielle Lebensstätten, 
die bisher noch nicht von gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten genutzt werden. 
 
Die für die Vermeidung des Zugriffsverbotes notwendigen Maßnahmen der Baufeldfrei-
machung und der Entnahme der Gehölze außerhalb der Brutzeit dienen neben dem 
Schutz der Individuen folglich auch dem Schutz der Fortpflanzungsstätten. Dies rührt 
daher, dass der Schutzanspruch nur dann vorliegt, wenn die Stätten in Benutzung sind, 
d. h. während der Brutzeit. Außerhalb der Brutzeit können alte Nester entfernt werden 
ohne einen Verbotstatbestand auszulösen. 
 
Hinsichtlich der Fortpflanzungsstätten sind verschiedene Vogelgruppen zu unterschei-
den, die unterschiedliche Nistweisen und Raumansprüche aufweisen. Dabei kann es 
sich um typische Gehölzbrüter oder auch um Arten, die an Gebäuden brüten, handeln. 
 
Nahezu sämtliche vorkommende Arten sind in der Lage, sich in der nächsten Brutperi-
ode einen neuen Niststandort zu suchen, so dass es für diese Arten keine permanenten 
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Fortpflanzungsstätten im Plangebiet gibt. Aufgrund der vorgesehenen Überplanung von 
Gehölzen ist es angezeigt, dass die Gehölze in den Monaten von Anfang Oktober bis 
Ende Februar, also nur außerhalb der Brutzeit entfernt werden, um eventuell vorhan-
dene Nistplätze oder Individuen nicht zu zerstören bzw. zu beeinträchtigen (Vermei-
dungsmaßnahme). Zudem ist die Baufeldfreimachung außerhalb des Zeitraums der 
Brutzeit (01.03.-15.07.) durchzuführen. Nach derzeitigem Kenntnisstand bleiben die be-
stehenden Gebäude jedoch allesamt erhalten, sodass ein Verbotstatbestand durch Ab-
riss der Gebäude ausgeschlossen werden kann.  
 
Für die im Geltungsbereich vorkommenden Art Star ist von einem Vorkommen von per-
manenten Fortpflanzungsstätten auszugehen. Die Fortpflanzungsstätte dieser Art wird 
vermutlich jedes Jahr erneut genutzt. Um einen dauerhaften Fortbestand des Stars im 
räumlichen Zusammenhang gem. § 44 (5) BNatSchG zu gewährleisten, sind als sog. 
CEF-Maßnahmen (vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen) für die betroffenen Art artspe-
zifisch geeignete Nistkästen im Verhältnis prognostizierte Brutpaare zu neuen Fortpflan-
zungsstätten von 1 : 3 anzubringen. Aufgrund des Vorkommens von einem Brutpaar des 
Stars sind demnach drei geeignete Nistkästen für diese Art erforderlich.  
 
Für die Arten Grau- und Trauerschnäpper kann ein Verbotstatbestand unter Berücksich-
tigung des § 44 (5) BNatSchG ausgeschlossen werden, wenn die ökologische Funktion 
der Fortpflanzungsstätten im räumlichen Zusammenhang gewahrt bleibt. Um einen dau-
erhaften Fortbestand dieser Arten im räumlichen Zusammenhang zu gewährleisten, sind 
hier ebenfalls CEF-Maßnahmen in Form von artspezifisch geeigneten Nisthilfen im Ver-
hältnis prognostizierte Brutpaare zu neuen Fortpflanzungsstätten von 1:3 vorzusehen. 
Nach fachgutachterlicher Einschätzung ist von jeweils einem Brutpaar auszugehen. Für 
die Waldohreule sind analog ebenfalls geeignete Nisthilfen im Kontakt zum Offenland zu 
installieren. Für die Art des Halboffenlandes, den Bluthänfling, sind Waldränder mit ei-
nem hohen Anteil an Dornsträuchern im Kontakt zum Offenland anzulegen.  
 
Für den streng geschützten Sperber ist nicht von einem Verbotstatbestand auszugehen, 
da er nicht gefährdet und relativ häufig ist. Darüber hinaus konnte in Niedersachsen seit 
1990 eine Bestandzunahme verzeichnet werden.  
 
Somit ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen die 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 BNatSchG nicht erfüllt sind. 
 
Prüfung des Störungsverbots (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
In Bezug auf das Störungsverbot während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-,  
Überwinterungs- und Wanderzeiten lassen sich Störungen in Form von Lärmimmissio-
nen aufgrund des geplanten Vorhabens nicht ganz vermeiden. Störungen während sen-
sibler Zeiten sind daher möglich, erfüllen jedoch nur dann den Verbotstatbestand, wenn 
sie zu einer Verschlechterung der lokalen Population der betroffenen Arten führen. 
 
Von erheblichen Störungen während der Mauserzeit, die zur Verschlechterung des Er-
haltungszustandes der lokalen Population führen, ist nicht auszugehen. Dies hängt da-
mit zusammen, dass es nur zu einer Verschlechterung käme, wenn die Störung von 
Individuen während der Mauserzeit zum Tode derselben und damit zu einer Erhöhung 
der Mortalität in der Population führen würde. Die im Plangebiet potentiell vorkommen-
den Arten bleiben jedoch auch während der Mauser mobil und können gestörte Bereiche 
verlassen und Ausweichhabitate in der Umgebung aufsuchen. 
 
Weiterhin sind erhebliche Störungen während Überwinterungs- und Wanderzeiten aus-
zuschließen. Das Plangebiet stellt keinen Rast- und Nahrungsplatz für darauf zwingend 
angewiesene Vogelarten dar. Die im Plangebiet zu erwartenden Vögel sind an die ver-
kehrsbedingten Beunruhigungen (auch durch die bereits angrenzende bestehende Nut-
zung) gewöhnt und in der Lage, bei Störungen in der Umgebung vorhandene ähnliche 
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Habitatstrukturen (Gehölzbestände, Grünländer und Hausgärten) aufzusuchen. Durch 
die Planung kommt es zu keinen ungewöhnlichen Scheucheffekten, die zu starker 
Schwächung und zum Tod von Individuen führen werden.  
 
Hinsichtlich des Störungsverbotes während der Fortpflanzungs- und Aufzuchtszeit ist  
ebenfalls nicht mit der Erfüllung von Verbotstatbeständen zu rechnen. Die zu erwarten-
den Arten sind nicht auf einen Niststandort angewiesen. Gestörte Bereiche kommen 
daher für die Nistplatzwahl von vornherein nicht in Frage. Sollten einzelne Individuen 
durch plötzlich auftretende erhebliche Störung, z. B. Lärm, zum dauerhaften Verlassen 
des Nestes und zur Aufgabe ihrer Brut veranlasst werden, führt dies nicht automatisch 
zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population der im Plan-
gebiet zu erwartenden Arten. Nistausfälle sind auch durch natürliche Gegebenheiten, 
wie z. B. Unwetter und Fraßfeinde gegeben. Durch Zweitbruten und die Wahl eines an-
deren Niststandortes sind die Arten i.d.R. in der Lage solche Ausfälle zu kompensieren. 
Es kann zudem aufgrund der bereits stark vorgeprägten Strukturen südlich des Plange-
bietes davon ausgegangen werden, dass die vorkommenden Arten an gewisse für Sied-
lungen typische Störquellen gewöhnt sind. 
 
Somit ist festzustellen, dass die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 
nicht erfüllt sind. 
 
Fledermäuse  
Die Untersuchung der Fledermäuse erfolgte anhand von fünf Nachtbegehungen zwi-
schen Juni und September 2018. Die Begehungen erfolgten im Zeitraum zwischen Son-
nenuntergang und Sonnenaufgang. Im Rahmen der Kartierungen wurde auf schwär-
mende Tiere sowie auf Sozial- und Balzrufe geachtet, die einen Hinweis auf ein nahe-
gelegenes Quartier sein können.  
 
Bei den Erfassungen wurden mit Hilfe von Detektoren insgesamt 242 Fledermauskon-
takte aufgezeichnet. Die Zwergfledermaus wurde hierbei am häufigsten erfasst. Diese 
Art wurde ebenso wie Breitflügelfledermaus und Großer Abendsegler in jeder Erfas-
sungsnacht nachgewiesen. Von Zwergfledermäusen und Breitflügelfledermäusen wur-
den Daueraktivitäten nachgewiesen. Ebenfalls regelmäßig wurden Kontakte der Rau-
hautfledermaus aufgezeichnet, die ihren Aktivitätsschwerpunkt im Süden den Untersu-
chungsgebietes hat. Da diese Art Sozialrufe häufig aus Baumhöhlen ausstößt, liegt ein 
Hinweis auf ein Quartier dieser Art vor. Weitere Quartiere dieser oder anderer Arten 
wurden nicht festgestellt.  
 
Aufgrund der hohen Aktivitäten der Zwergfledermäuse, der Breitflügelfledermaus und 
des Großen Abendseglers wird der Untersuchungsraum als Funktionsraum hoher Be-
deutung eingestuft. Diese Einschätzung wird ergänzt durch die Daueraktivität der 
Zwergfledermäuse sowie der Breitflügelfledermäuse und den Quartierverdacht der Rau-
hautfledermaus.  
 
Prüfung des Zugriffsverbots (§ 44 (1) Nr. 1 BNatSchG) sowie des Schädigungsverbots 
(§ 44 (1) Nr. 3 BNatSchG) 
 
Es kann nicht abschließend ausgeschlossen werden, dass die vorhandenen Gehölz-
strukturen den Fledermäusen als Fortpflanzungs- und Ruhestätten dienen, indem ein-
zelne eventuell vorhandene Baumhöhlen zeitweise als Sommer-, Zwischen- oder Balz-
quartiere bezogen werden, aber auch Winterquartiere einzelner Arten können nicht aus-
geschlossen werden. Dies gilt insbesondere aufgrund des Quartierverdachts der Rauh-
hautfledermaus im Süden des Geltungsbereichs. Die für die Planung möglicherweise 
unumgänglichen Fällungen von Bäumen sind somit grundsätzlich außerhalb der Aktivi-
tätszeit der Fledermäuse durchzuführen, um mögliche Tötungen weitestgehend aus-
schließen zu können. Die Arbeiten können somit nur von Anfang Oktober bis Ende 
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Februar des Folgejahres durchgeführt werden. Unmittelbar vor den Fäll- arbeiten sind 
die Bäume oder bei Abriss und Sanierungsmaßnahmen die Gebäude durch eine sach-
kundige Person auf die Bedeutung für das Fledermausvorkommen zu überprüfen. Sind 
Individuen/Quartiere vorhanden, so sind die Arbeiten umgehend einzustellen und das 
weitere Vorgehen ist mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Ammerland 
abzustimmen. Diese Maßnahme dient zur Bewältigung unvorhergesehener Entwicklun-
gen im Sinne des Vorsorgeaspektes. Nach derzeitigem Kenntnisstand ist der Abriss von 
Gebäuden jedoch nicht vorgesehen. 
 
Tötungen oder Beschädigungen von Individuen durch das Vorhaben an sich können 
ausgeschlossen werden. Durch die vorgesehenen Gebäude innerhalb der neu geplan-
ten Bauflächen sind keine Tötungen oder Beschädigungen durch Kollisionen zu erwar-
teten, da Fledermäuse in der Lage sind, starren Objekten auszuweichen. 
 
Bei Durchführung der genannten Vorsorgemaßnahmen durchgeführt werden, sind et-
waige schädliche Wirkungen mit der Realisierung der vorliegenden Bauleitplanung nicht 
zu erwarten. Unter Voraussetzung der oben genannten Vorsorgemaßnahmen sind das 
Zugriffsverbot und das Schädigungsverbot nach § 44 (1) Nr. 1 und Nr. 3 BNatSchG 
nicht einschlägig. 
 
Prüfung des Störungsverbots (§ 44 (1) Nr. 2 BNatSchG) 
Ein Verbotstatbestand im Sinne des § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG liegt vor, wenn es zu einer 
erheblichen Störung der Art kommt. Diese tritt dann ein, wenn sich der Erhaltungszu-
stand der lokalen Population der jeweiligen Art verschlechtert. Die lokale Population 
kann definiert werden als (Teil-)Habitat und Aktivitätsbereich von Individuen einer Art, 
die in einem für die Lebensraumansprüche der Art ausreichend räumlich-funktionalen 
Zusammenhang stehen.  
 
Eine „Verschlechterung des Erhaltungszustandes“ der lokalen Population ist insbeson-
dere dann anzunehmen, wenn die Überlebenschancen oder die Reproduktionsfähigkeit 
der lokalen Population vermindert werden, wobei dies artspezifisch für den jeweiligen 
Einzelfall untersucht und beurteilt werden muss. 
 
Der Erhaltungszustand der Population kann sich verschlechtern, wenn sich aufgrund der 
Störung die lokale Population wesentlich verringert; dies kann aufgrund von Stress über 
die Verringerung der Geburtenrate, einen verringerten Aufzuchtserfolg oder die Erhö-
hung der Sterblichkeit geschehen. 
 
Baubedingte Störungen durch Verlärmung und Lichtemissionen während sensibler Zei-
ten (Aufzucht- und Fortpflanzungszeiten) sind in Teilbereichen grundsätzlich möglich. 
Erhebliche und dauerhafte Störungen durch baubedingte Lärmemissionen (Baumaschi-
nen und Baufahrzeuge) sind in dem vorliegenden Fall jedoch nicht zu erwarten, da die 
Bautätigkeit auf einen begrenzten Zeitraum beschränkt ist und außerhalb der Hauptak-
tivitätszeit der Fledermäuse d.h. am Tage und nicht in der Nacht stattfindet. Ein hier-
durch ausgelöster langfristiger Verlust von potenziellen Quartieren in der Umgebung ist 
unwahrscheinlich. Bei dem geplanten Vorhaben ist auch aufgrund der Vorbelastungen 
nicht von einer Störung für die in diesem Areal möglicherweise vorkommenden Arten 
auszugehen. Deshalb ist auch nicht damit zu rechnen, dass ein Teilbereich für die be-
troffenen Individuen der lokalen Population verloren geht. Eine erhebliche Störung im 
Sinne einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population, die ei-
nen wesentlich über den Geltungsbereich hinausreichenden Aktionsradius haben 
dürfte, ist ungeachtet dessen nicht anzunehmen. Der Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 
1 Nr. 2 BNatSchG ist daher nicht einschlägig. 
 
Der Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist daher nicht einschlä-
gig. 
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Fazit 
Im Ergebnis der Betrachtung bleibt festzustellen, dass die Verbotstatbestände nach  
§ 44 BNatSchG unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen nicht einschlägig 
sind. 

4.2 Belange des Immissionsschutzes  
 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind die mit der Planung verbundenen, 
unterschiedlichen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so dass Kon-
fliktsituationen vermieden und die städtebauliche Ordnung sichergestellt wird. Im Be-
bauungsplan Nr. 111 „Am Dorfplatz“ sind zwei Arten von Lärm zu berücksichtigen.  
 
Im Auftrag der Gemeinde Rastede wurde daher eine entsprechende Berechnung1 der 
zu erwartenden Verkehrs- und Gewerbelärmimmissionen durch die ZECH Ingenieurge-
sellschaft mbH Lingen unter Berücksichtigung eines Prognosezeitraums bis zum Jahr 
2025 vorgenommen. 

4.2.1 Gewerbelärm  
 
Im Rahmen des Schalltechnischen Berichtes wurden zwei gewerbliche Nutzungen, der 
Raiffeisenmarkt RWG Wesermarsch eG mit zugehöriger SB Tankstelle und die Lack-
harzwerke Kraemer, untersucht.  

 
Die Berechnungsergebnisse des Gutachtens zeigen, dass die Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm für ein allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO von 55 dB(A) tags 
und 40 dB(A) nachts im gesamten Plangebiet eingehalten werden. Im Wesentlichen ist 
mit einem Beurteilungspegel von ≤ 47 dB (A) tags und von ≤ 38 dB(A) nachts zu rech-
nen. Folglich sind keine Festsetzungen zum Schallschutz in Bezug auf Gewerbelärmim-
missionen erforderlich. Den Belangen des Immissionsschutzes wird hiermit Rechnung 
getragen.  

4.2.2 Verkehrslärm 
 

Das Plangebiet befindet sich im Einwirkungsbereich der Wilhelmshavener Straße (K 
131). In diesem Zusammenhang sind im Rahmen dieser Bauleitplanung die Schutzan-
sprüche der geplanten Wohnnutzung gemäß der anzuwendenden Regelwerke (DIN 
18005 – Schallschutz im Städtebau) zu ermitteln und zu bewerten.  
Gemäß dem Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung werden im Nahbereich der 
Verkehrstrassen die Orientierungswerte gem. DIN 18005 in den festgesetzten allgemei-
nen Wohngebieten 1 und 2 (WA 1, WA2) während der Tagzeit um bis zu 8 dB über-
schritten. In der Nachtzeit werden die Orientierungswerte gem. DIN 18005 in den allge-
meinen Wohngebieten 1 (WA1) um 10 dB überschritten. 
 
Zur Koordinierung der immissionsschutzrechtlichen Belange in Bezug auf den Verkehrs-
lärm werden entsprechend den Empfehlungen des schalltechnischen Berichtes im vor-
liegenden Bebauungsplan Lärmschutzvorkehrungen getroffen. Das Plangebiet des Be-
bauungsplanes Nr. 111 befindet sich gemäß der schalltechnischen Untersuchung im 
Bereich der Lärmpegelbereiche II bis IV. Innerhalb der in der Planzeichnung entspre-
chend gekennzeichneten Lärmpegelbereiche sind für Neubauten bzw. Änderungen An-
forderungen an das gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maß R’w,res gem. DIN 4109-

                                                
1 ZECH INGENIEURGESELLSCHAFT MBH LINGEN: Schalltechnischer Bericht zur Verkehrs- und Gewerbelärmsitu-
ation im Bereich des Plangebietes Nr. 111 „Am Dorfplatz“ in Rastede Ortsteil Hahn-Lehmden, Lingen, 
30.10.2018 
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1:2018-01 Kap. 7.1 für schutzbedürftige Räume gem. DIN 4109 - 1:2018 - 01 Kap. 3.16 
einzuhalten. 
 
Im Bebauungsplan Nr. 111 werden die vorgenannten Lärmpegelbereiche als passive 
Lärmschutzmaßnahmen entsprechend festgesetzt (vgl. Kap. 5.9).  

4.3 Belange der Wasserwirtschaft 
 
In der Bauleitplanung sind die Belange der Wasserwirtschaft zu beachten. Zur Gewähr-
leistung einer konfliktfreien Ableitung des im Plangebiet anfallenden Oberflächenwas-
sers von versiegelten Bauflächen wurde ein Oberflächenentwässerungskonzept erstellt. 
 
Innerhalb der neuen Planstraße werden versickerungsfähige Regenwasserkanäle mit 
Rigolen errichtet, von denen das Oberflächenwasser in den sandigen Boden versickern 
kann. Hieran angeschlossen werden alle Grundstücke im allgemeinen Wohngebiet 2 
(WA 2), außer zwei Grundstücke am Nethener Weg. Für diese zwei Grundstücke ist ein 
unmittelbarer Anschluss an einen Regenwasserkanal im Nethener Weg vorgesehen, 
von wo das Niederschlagswasser über die vorhandenen Leitungssysteme abgeführt 
wird.  
  
Das Oberflächenwasser des Dorfplatzes sowie des daran angrenzenden allgemeinen 
Wohngebietes 1 (WA1) wird an einen versickerungsfähigen Regenwasserkanal mit Ri-
golen, der unter dem Dorfplatz errichtet wird, abgegeben.  
  
Das Oberflächenwasser des allgemeinen Wohngebietes 1 (WA1), das unmittelbar an 
der Wilhelmshavener Straße (südlich des vorhandenen Gebäudes) verläuft, muss auf 
den Grundstücken versickert werden, weil ein Anschluss an vorhandene Regenwasser-
kanäle oder die neu geplanten versickerungsfähigen Regenwasserkanäle mit Rigolen 
aufgrund der Topographie nicht möglich ist. Hierzu ist im Zuge des Bauantragsverfah-
rens ein Antrag auf Versickerung beim Landkreis Ammerland zu stellen.  

4.4 Belange des Denkmalschutzes 
 
Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wird nachrichtlich auf die Meldepflicht ur- 
und frühgeschichtlicher Bodenfunde hingewiesen:„ Sollten bei den geplanten Bau- und 
Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäß-
scherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese 
gem. § 14 (1) des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen 
der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreies Ammerland oder dem Nds. Lan-
desamt für Denkmalpflege, Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, 26121 Oldenburg 
unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Arbeiten 
oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 (2) des NDSchG 
bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren 
Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortset-
zung der Arbeit gestattet.“ 

4.5 Altablagerungen / Kampfmittel 
 
Im Rahmen des Altlastenprogramms des Landes Niedersachsen haben die Landkreise 
gezielte Nachermittlungen über Altablagerungen innerhalb ihrer Grenzen durchgeführt 
und entsprechendes Datenmaterial gesammelt. Dieses wurde vom damaligen Nieder-
sächsischen Landesamt für Wasser und Abfall (aktuell: Niedersächsischer Landesbe-
trieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN)) bewertet. Hiernach lie-
gen im Plangebiet keine Altablagerungen vor. Sollten allerdings bei den geplanten Bau- 
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und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, so ist unverzüglich die 
untere Abfallbehörde des Landkreises Ammerland zu benachrichtigen. 
 
Sollten bei den Bauarbeiten Hinweise auf Bodenverunreinigungen etc. zutage treten o-
der Bodenverunreinigungen während der Bauphase (Leckagen beim Umgang mit Be-
triebsmitteln oder Baustoffen) auftreten, ist unverzüglich die untere Bodenschutzbe-
hörde des Landkreises Ammerland zu benachrichtigen.  
 
Hinweise auf das Vorkommen von Kampfmitteln liegen derzeit für das Plangebiet nicht 
vor. Sollten bei den Bau- und Erdarbeiten jedoch Kampfmittel (Bombenblindgänger, 
Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, sind diese umgehend dem Lan-
desamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regional-
direktion Hameln-Hannover - Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) zu melden. 
 

5.0 INHALT DES BEBAUUNGSPLANES 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 111 dem Planungsziel der Bebauungs-
planaufstellung Rechnung tragend, werden im Bebauungsplan Nr. 111 allgemeine 
Wohngebiete 1 und 2 (WA1 und WA2) gem. § 4 BauNVO festgesetzt.  
 
Zur Begrenzung des Dorfplatzes und zur Schaffung einer städtebaulichen Kante werden 
angrenzend zum Dorfplatz allgemeine Wohngebiete 1 (WA1) festgesetzt. Entlang der 
Wilhelmshavener Straße werden ebenfalls allgemeine Wohngebiete 1 (WA1) ausgewie-
sen, mit den planungsrechtliche Voraussetzungen für die Entwicklung von Mehrfamili-
enhäusern geschaffen werden. Um einen harmonischen Übergang zu der bestehenden 
Bebauung zu gewährleisten und der aktuellen Nachfrage nach Baugrundstücken für 
eine ortstypische Einfamilienhausbebauung gerecht zu werden, werden allgemeine 
Wohngebiete 2 (WA2) gem. § 4 BauNVO ausgewiesen.  
 
Zur planerischen Koordination einer der räumlichen Situation angemessenen Siedlungs-
entwicklung und zur Vermeidung städtebaulicher Fehlentwicklungen bedarf es einer 
weitergehenden Steuerung der im Plangebiet zulässigen Nutzungen. Demzufolge sind 
die in den allgemeinen Wohngebieten 2 (WA2) gem. § 4 BauNVO ausnahmsweise zu-
lässigen Nutzungen gem. § 4 (3) BauNVO (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaube-
triebe und Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO). 
Um einen harmonischen Übergang vom Dorfplatz zum allgemeinen Wohngebiet 2 
(WA2) zu schaffen, werden im allgemeinen Wohngebiet 1 (WA 1) lediglich Gartenbau-
betriebe und Tankstellen gem. § 4 (3) Nr. 4-5 BauNVO ausgeschlossen. 

5.2 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden  
 
Unter Berücksichtigung der örtlich vorherrschenden Bebauungsstruktur und zur Koordi-
nation eines städtebaulich geordneten Nebeneinanders der Baugebiete ist ergänzend 
eine Begrenzung der höchstzulässigen Anzahl der Wohnungen je Wohngebäude gem. 
§ 9 (1) Nr. 6 BauGB notwendig. Folglich sind innerhalb der allgemeinen Wohngebiete 2 
(WA2) je Wohngebäude maximal zwei Wohneinheiten zulässig. Sofern zwei Gebäude 
aneinandergebaut werden, ist je Wohngebäude nur eine Wohneinheit zulässig (s. textl. 
Festsetzung Nr. 4). Um der aktuellen Nachfrage nach Mehrfamilienhäusern entgegen-
zukommen, sind im allgemeinen Wohngebiet 1 (WA1) je Wohngebäude maximal acht 
Wohneinheiten zulässig (s. textl. Festsetzung Nr. 3). 
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5.3 Maß der baulichen Nutzung 
 

Innerhalb des Plangebietes wird das Maß der baulichen Nutzung über die Festsetzung 
einer Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 16 (2) Nr. 1 BauNVO definiert. Zur Umsetzung 
der angestrebten Mehrfamilienhausbebauung in zentraler Lage wird in den festgesetz-
ten allgemeinen Wohngebieten 1 (WA1) eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 be-
stimmt. Um einen harmonischen Übergang zur bestehenden kleinteiligen Bebauung zu 
schaffen, wird in den allgemeinen Wohngebieten 2 (WA 2) die GRZ von 0,3 festgesetzt. 
 
Im Sinne eines sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden gem. § 1a 
(2) BauGB ist in den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten 2 (WA2) eine Überschrei-
tung der zulässigen Grundfläche durch die Anlage von Garagen, Stellplätzen, Neben-
anlagen und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Bau-
grundstück lediglich unterbaut wird, gem. § 19 (4) Satz 1 BauNVO nur bis zu 30 % zu-
lässig (§ 19 (4) Satz 3 BauNVO).  
 
Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 (WA1, WA2) erfolgt die Steuerung der 
Höhenentwicklung baulicher Anlagen über die Festsetzung der Trauf- (TH), Firsthöhe 
(FH) in Verbindung mit der Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse gem. § 16 (2) Nr. 3 
BauNVO. In allgemeinen Wohngebieten 1 (WA1) wird eine maximal zweigeschossige 
Bauweise und in den allgemeinen Wohngebieten 2 (WA2) eine maximal eingeschossige 
Bauweise festgesetzt, die sich an den bestehenden Siedlungsstrukturen orientiert. 

 
Angelehnt an die ortsüblichen Gebäudehöhen werden zur Realisierung von Mehrfamili-
enhäusern für allgemeine Wohngebiete 1 (WA1) eine maximal zulässige Firsthöhe von 
FH  9,50 m und TH  6,50 m festgesetzt. Für die allgemeinen Wohngebiete (WA2) wird 
eine maximal zulässige Traufhöhe (TH) von TH  4,50 m und die Firsthöhe von FH  
9,00 m festgesetzt. Maßgebend sind hierbei die in der textlichen Festsetzung Nr. 6 de-
finierten Höhenbezugspunkte (§ 18 (1) BauNVO). Als oberer Bezugspunkt für die Traufe 
gilt die untere Schnittkante zwischen den Außenflächen des aufgehenden Mauerwerks 
und der Dachhaut. Als Bezugspunkt für die Ermittlung der Firsthöhe (FH) dient die obere 
Firstkante. Die Einhaltung der Festsetzung ist im Baugenehmigungsverfahren nachzu-
weisen. 

 
Um einen verträglichen Übergang zwischen den vorhandenen örtlichen Strukturen und 
den geplanten Baugebieten zu schaffen, erfolgt zum Eingang des Bauantrages die Ein-
weisung der maximalen Höhe der Oberkante des Fertigfußbodens im Erdgeschoss 
(OKFF) unter Berücksichtigung des bestehenden Geländes durch die Gemeinde 
Rastede. Als unterer Bezugspunkt gilt die Straßenoberkante der nächsten Erschlie-
ßungsstraße (Fahrbahnmitte). Für jedes Grundstück wird eine individuelle Höhe festge-
setzt und somit ein möglichst verträgliches Grundstücksniveau gegenüber der angren-
zenden Topografie und Bebauung gesichert.  

5.4 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
 
Entsprechend dem eingangs erläuterten Planungsziel, südlich des Dorfplatzes den Bau 
von Mehrfamilienhäusern zu ermöglichen, wird für das hier festgesetzte allgemeine 
Wohngebiet 1 (WA1) eine offene Bauweise (o) festgesetzt. Hier sind Gebäude mit einer 
maximalen Länge von 50,00 m zulässig. Für den Übergangsbereich von dem allgemei-
nen Wohngebiet 1 (WA1) zum bereits vorhandenen Siedlungsbereich gilt im allgemei-
nen Wohngebiet 2 (WA2) eine abweichende Bauweise (a) gem. § 22 (4) BauNVO. Die 
Gebäude in den allgemeinen Wohngebieten 2 (WA2) sind hier als Einzel- oder Doppel-
häuser mit Gebäudelängen bis zu 20,00 m zulässig, wobei die seitlichen Grenzabstände 
entsprechend der Landesbauordnung einzuhalten sind. Garagen gem. § 12 BauNVO 
und Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind auf die Gebäudelängen nicht anzurechnen. 
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Mit dieser Definition der abweichenden Bauweise wird sichergestellt, dass innerhalb des 
Wohngebietes ausschließlich ortstypische Gebäudeformen entstehen.  

 
Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden im Plangebiet 
durch die Festsetzung von Baugrenzen gem. § 23 (1) BauNVO so dimensioniert, dass 
ein möglichst großer Entwicklungsspielraum für die geplante Wohnbebauung geschaf-
fen wird. Folglich werden die Baugrenzen in einem Abstand von 3,00 m zu den internen 
Erschließungsstraßen sowie den Geltungsbereichsgrenzen festgesetzt. Lediglich zur 
Wilhelmshavener Straße sind 5,00 m Abstand einzuhalten. Zur Begrenzung des Dorf-
platzes und der Bildung einer städtebaulichen Kante sind südlich des Dorfplatzes für das 
allgemeine Wohngebiet (WA1) Baulinien festgesetzt, an der die Gebäude auszurichten 
sind.  
 
Um entlang der öffentlichen Erschließungsstraßen (Nethener Weg, Wilhelmshavener 
Straße, Spillestraße), der Planstraße und der Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung „private Erschließung“ eine einheitliche, städtebauliche Entwicklung zu erzie-
len, sind auf den straßenseitigen, nicht überbaubaren Grundstücksflächen Garagen und 
überdachte Einstellplätze (Carports) gem. § 12 (6) BauNVO sowie Nebenanlagen in 
Form von Gebäuden gem. § 14 (1) BauNVO nicht zulässig. 

5.5 Flächen für Gemeinbedarf 
 
Nördlich des Plangebietes wird eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestim-
mung Dorfplatz gem. § 9 (1) Nr. 5 BauGB festgesetzt. Diese Festsetzung entspricht den 
Zielen der Dorfentwicklung, einen Begegnungsort zum Verweilen und für Veranstaltun-
gen für die ganze Ortschaft sicherzustellen. Folgend sind auf der Fläche für Gemeinbe-
darf mit der Zweckbestimmung Dorfplatz ein Pavillon in Stahl-Glas-Konstruktion mit ei-
ner Grundfläche von maximal 90,00 m² und der Zweckbestimmung dienende bauliche 
Anlagen zulässig.  

5.6 Verkehrsflächen  

5.6.1 Straßenverkehrsflächen  
 
Zur inneren Erschließung des Baugebietes werden, ausgehend vom Nethener Weg und 
der Spillestraße, Straßenverkehrsflächen gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB festgesetzt. Im 
Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 111 „Am Dorfplatz“ mit örtlichen Bauvorschriften 
wird die Planstraße entsprechend ihrer Erschließungsfunktion in einer Gesamtbreiten 
von 7,00 m festgesetzt. Die Erschließung rückwärtig gelegener Baugrundstücke im mit-
tigen Bereich des Plangebietes wird über Stichstraßen mit einer Breite von 4,00 m ge-
regelt. Konkrete Aussagen über den Straßenausbau oder die Gestaltung werden nicht 
getroffen. Dieses ist der Ausführungsplanung vorbehalten. Die Verkehrsflächen sind so 
dimensioniert, dass hierin sämtliche notwendige technische Einrichtungen wie Fahr-
bahn, Parkbuchten und Leitungstrassen, aber auch gestalterische Aspekte realisiert 
werden können.  
 
Zur minimalen Beeinträchtigung des öffentlichen Straßenraums ist je Baugrundstück 
maximal eine Grundstückszufahrt gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB, über die sämtlichen Ga-
ragen, Stellplätze und Carports auf dem jeweiligen Grundstück zu erschließen sind, in 
einer Breite von maximal 5,00 m zulässig. Bei Wohngebäuden mit zwei und mehr Woh-
nungen sind ausnahmsweise Grundstückszufahrten mit einer maximalen Breite von ins-
gesamt 7,00 m je Baugrundstück zulässig. Mit der Beschränkung der Grundstückszu-
fahrten wird die Sicherheit des fließenden Verkehrs und die Förderung von öffentlichem 
Parkraum sowie von Straßenbegleitgrün planungsrechtlich gesichert. 
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5.6.2 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Private Erschließung 
 
Um die Erschließung der allgemeinen Wohngebiete 1 (WA1) sicherzustellen, wird eine 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „private Erschließung“ gem. § 9 (1) Nr. 
11 BauGB in einer Breite von 4,00 m, die an die Planstraße anschließt, festgesetzt.  

5.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft 
 
Zur Durchgrünung auf dem Grundstück dienen Anpflanzmaßnahmen gem. § 9 (1) Nr. 
25 a BauGB. Daher ist je Baugrundstück ein kleinkroniger Laub- oder Obstbaum zu 
pflanzen.  
 
Die jeweils vorgeschlagenen Pflanzenarten und Gehölzqualitäten sind den textlichen 
Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 111 „Am Dorfplatz“ mit örtlichen Bauvorschriften 
zu entnehmen. Die Anpflanzungen sind in der auf die Fertigstellung der baulichen Maß-
nahmen folgenden Pflanzperiode durchzuführen. Die Umsetzung dieser Maßnahmen 
wird künftig über eine entsprechende Regelung in den Grundstückskaufverträgen si-
chergestellt. Die Einhaltung der Festsetzung ist im Baugenehmigungsverfahren nach-
zuweisen. 

5.8 Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich mehrere, aufgrund ihrer ortsbildprägenden 
Bedeutung und ökologischen Funktion wertvolle Gehölzstrukturen (Einzelbäume), die 
weitestgehend erhalten werden sollen. Die betreffenden Bäume werden daher pla-
nungsrechtlich gesichert und gem. § 9 (1) Nr. 25 b BauGB als Bäume zum Erhalt fest-
gesetzt. Der vorhandene Gehölzbestand (festgesetzte Einzelbäume) ist gemäß den 
textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan zu schützen, zu pflegen und auf Dauer 
zu erhalten. Abgänge oder Beseitigungen sind adäquat zu ersetzen. Im Radius von 5,00 
m, ausgehend von der Stammmitte des zu erhaltenden Einzelbaumes sind Versiegelun-
gen, Abgrabungen und Aufschüttungen unzulässig. Während der Bauarbeiten sind 
Schutzmaßnahmen gem. RAS - LP 4 und DIN 18920:2014-07 vorzusehen.  
 
Die entlang des Nethener Weges und der Wilhelmshavener Straße festgesetzten Ein-
zelbäume gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB dürfen für die Anlage notwendiger Zufahrten 
auf einer Breite von jeweils 5,00 m je Grundstück beseitigt werden. Bei der Beseitigung 
dieser Gehölze sind standortgerechte Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Die zu verwen-
denden Pflanzenarten und -qualitäten sind der textlichen Festsetzung Nr. 15 zu entneh-
men. 

5.9 Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkun-
gen i. S. d. BImSchG 
 
Zur Koordinierung der Belange des Schallschutzes werden auf der Grundlage der Emp-
fehlungen des schalltechnischen Gutachtens zum Bebauungsplan Nr. 111 die nachste-
henden passiven Schallschutzmaßnahmen verbindlich festgesetzt. (vgl. Kap. 4.2). 
 
Bei Neubauten bzw. Änderungen ergeben sich Anforderungen an den Schallschutz, die 
sich auf Grundlage der DIN 4109-1 bilden. Hiernach sind die gesamten bewerteten Bau-
Schalldämm-Maße R'w.ges der Außenbauteile für die unterschiedlichen Raumarten von 
schutzbedürftigen Räumen gem. DIN 4109 - 1:2018 - 01 Kap. 3.16 auf Grund der vor-
liegenden maßgeblichen Außenlärmpegel La gem. DIN 4109-1:2018-01 Kap. 7.1 zu be-
stimmen und einzuhalten. Die innerhalb des Plangebiets resultierenden maßgeblichen 
Außenlärmpegel La sind grafisch als Lärmpegelbereiche gem. DIN 4109-1 dargestellt. 
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Das Plangebiet liegt innerhalb der Lärmpegelbereiche II-IV (LPB II - LPB IV). Aufgrund 
der geringen Ausdehnung (2,00 m) des Lärmpegelbereiches II (LPB II) wird diese Flä-
chen dem Lärmpegelbereich III (LPB III) zugeordnet.  
 
Zuordnung zwischen Lärmpegelbereichen und maßgeblichem Außenlärmpegel 
 

Lärmpegelbereich Maßgeblicher Außenlärmpegel La in dB 

II 60 
III 65 
IV 70 

 
Zur Nachtzeit liegt innerhalb des gesamten Plangebietes ein Beurteilungspegel von  45 
dB(A) vor. Ein ungestörter Schlaf ist daher bei geöffnetem Fenster nicht immer möglich.  
Folglich sind innerhalb des Beurteilungspegelbereiches II (BPB II) die Fenster schutz-
bedürftiger Wohnräume (z. B. Wohn- und Schlafräume) mit schallgedämmten Lüftungs-
systemen auszustatten. Die aufgeführten Mindestanforderungen müssen auch nach 
Einbau der schallgedämmten Lüftungssysteme eingehalten werden. Wahlweise kann 
eine zentrale Belüftung für sämtliche Räume eingerichtet werden. Alternativ hierzu ist 
die Belüftung über ausreichend abgeschirmte Fassadenseiten zu gewährleisten.  

 
Entlang der Wilhelmshavener Straße sind innerhalb des Beurteilungspegelbereiches I 
und II (BPB I, BPB II) beim Neubau bzw. bei Änderungen Außenwohnbereiche ohne 
zusätzliche schallabschirmende Maßnahmen nicht zulässig. Als schallabschirmende 
Maßnahme kann die Anordnung der Außenwohnbereiche im Schallschatten der jeweils 
zugehörigen Gebäude auf den lärmabgewandten Seiten oder die Anordnung von zu-
sätzlichen Lärmschutzwänden oder Nebengebäuden im Nahbereich verstanden wer-
den. Hierbei ist sicherzustellen, dass solche Lärmschutzwände so dimensioniert wer-
den, dass sie eine Minderung des Verkehrslärm-Beurteilungspegels um das Maß der 
Überschreitung des schalltechnischen Orientierungswertes tags bewirken. Die Sicher-
stellung ist im Baugenehmigungsverfahren durch Vorlage einer schalltechnischen Un-
tersuchung zu belegen. 
 
Abweichungen von den im Bebauungsplan angeführten Festsetzungen zur Lärmvor-
sorge sind mit entsprechendem schalltechnischem Einzelnachweis über gesunde 
Wohn- und Aufenthaltsbereiche zulässig. 
 
Die o. g. DIN-Vorschrift ist beim Bauamt der Gemeinde Rastede einzusehen.  

5.10 Sichtfelder gemäß RASt 
 
Das Plangebiet wird künftig über interne Planstraßen erschlossen, die im Nordwesten 
an die Spillestraße und den Nethener Weg angebunden sind. Der Nethener Weg 
schließt im Osten an die Wilhelmshavener Straße (L 825) an.  
 
In dem Einmündungsbereich der Wilhelmshavener Straße werden Sichtfelder gem. der 
RASt 06 gekennzeichnet, um hier eine verkehrssichere Anbindung zu gewährleisten. 
Um die Anfahrtssicht für wartepflichtige Kraftfahrer einzuhalten, sind Sichtfelder freizu-
halten, deren Schenkellängen, 70,00 m auf der Landesstraße und 10,00 m auf dem 
Nethener Weg, gemessen von der Fahrbahnkante, betragen. Die Bereiche der im Be-
bauungsplan entsprechend gekennzeichneten Sichtfelder sind von jeder sichtbehin-
dernden Nutzung und Bepflanzung in einer Höhe von 0,80 m bis 2,50 m über den Ober-
kanten der angrenzenden Fahrbahnen der Straßen freizuhalten. 
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6.0 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
Das unverwechselbare, eigenständige Ortsbild bebauter Räume wird über vielfältige 
Gestaltungselemente geprägt. Neben der Gestaltung von Straßen, Wegen und Plätzen 
prägt die Architektur einzelner Gebäude und Gebäudeelemente zu einem hohen Maß 
das physische Erscheinungsbild des Ortes. Auswüchse bzw. Fehlentwicklungen können 
dieses sensible Gebilde nachhaltig stören. Aufgrund dessen ist es notwendig, das vor-
handene Ausdruckspotenzial zu erkennen, zu sichern und weiterzuentwickeln. Planeri-
sches Ziel ist es, über örtliche Bauvorschriften den ablesbaren Ortsbildcharakter im Rah-
men der Aufstellung des Bebauungsplanes zu berücksichtigen und somit städtebauliche 
Fehlentwicklungen zu vermeiden. 
 
Bedingt durch die Innenentwicklung und durch die zentrale Lage des Plangebietes ist 
es notwendig, die bauliche Gestaltung des geplanten Wohnquartiers dahingehend zu 
steuern, dass sich die geplanten Wohnhäuser verträglich in das städtebauliche Umfeld 
einfügen und Fehlentwicklungen nachhaltig vermieden werden. Der Geltungsbereich 
der örtlichen Bauvorschriften gem. § 84 NBauO umfasst die festgesetzten allgemeinen 
Wohngebiete 1 und 2 (WA1, WA2) des Bebauungsplanes Nr. 111.  
 
Im Rahmen der örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan Nr. 111 wird deshalb fest-
gelegt, dass innerhalb des Plangebietes die Gebäude mit einer sichtbaren Dachneigung 
von  20° zu errichten sind, wobei dieses nicht für Garagen gem. § 12 BauNVO und 
Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO in Form von Gebäuden sowie für Dachausbauten, 
Krüppelwalme, Eingangsüberdachungen, Windfänge und Wintergärten gilt. Als Material 
für die Dacheindeckung der Gebäude mit geneigten Dächern sind nur rot bis rotbraune, 
anthrazit Töne sowie nicht glänzende Tondachziegel oder Betondachsteine zulässig. 
Glasierte und sonstige reflektierende Dacheindeckungen sind unzulässig. Hierzu sind 
für Rot bis Rotbrauntöne wahlweise die Farben des Farbregisters RAL 840-HR (matt) 
der Ziffern Nr. 2001, 2002, 3000, 3002, 3003, 3013, 3016, 8004 oder 8012, für Anthra-
zittöne die Nr. 7012, 7015, 7016, 7024 oder 9007 zu verwenden.  
 
Um das Ortsbild einheitlich zu gestalten, werden Vorschriften über die Gestaltung der 
Außenwände getroffen. Innerhalb des Geltungsbereiches ist das sichtbare Außenmau-
erwerk aus Verblendmauerwerk herzustellen. Für das Verblendmauerwerk sind Rot bis 
Rotbrauntöne zulässig. Es sind wahlweise die Farben des Farbregisters RAL 840-HR 
(matt) der Ziffern Nr. 2001, 2002, 3000, 3002, 3003, 3013, 3016, 8004 oder 8012 zu 
verwenden. Bis zu einem Anteil von 30 % ist Holz, heller Putz oder Klinker in den RAL 
Farben 1014 elfenbein, 1013 perlweiß, 7035 lichtgrau, 7032 kieselgrau, 7044 seiden-
grau, 7047 telegrau 4, 9001 crémeweiß, 9002 grauweiß zulässig. Die Errichtung von 
Windfängen, Balkonen und Wintergärten ist mit anderen Baumaterialien zulässig. 

 
Darüber hinaus sind innerhalb der allgemeinen Wohngebiete 1 (WA1) die Außenwände 
als Lochfassaden auszubilden, d.h. dass Öffnungen in der Fassadenfläche allseitig von 
Wandflächen umschlossen sind. Fensteröffnungen müssen ein stehendes Format ha-
ben. Die Gesamtbreite der verglasten Flächen darf höchstens 60% der Gesamtbreite 
des Hauses betragen. Bei Geschäftsgebäuden gilt für die Erdgeschosszone abwei-
chend von der örtlichen Bauvorschrift Nr. 5 Abs. 2 und 3: Die Gesamtbreite der verglas-
ten Flächen darf 90 % der Gesamtbreite des Hauses betragen. Die Fenster müssen von 
Wandpfeilern oder Stützen eingefasst sein. Pfeiler und Wandflächen müssen mind. 
0,365 m breit sein. Sonnenschutzeinrichtungen und Fensterüberdeckungen sind nur im 
Erdgeschoss bis Unterkante Fenster des darüberliegenden Geschosses zulässig. Sie 
sind entsprechend den Fensterbreiten zu unterteilen. Größere Sonnenschutzeinrichtun-
gen und Fensterüberdeckungen sind ausnahmsweise zulässig, wenn sie sich in die 
kleinteilige Gebäude- und Fassadenstruktur einfügen. 
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Zur Gestaltung einer harmonischen Straßenraumsituation werden Vorschriften für die 
Einfriedungen zwischen den Verkehrsflächen und den straßenseitigen Baugrenzen for-
muliert. Als Einfriedung sind zulässig:  
 

• frei wachsende oder geschnittene Hecken aus standortgerechten, heimischen 
Gehölzen. Dabei sind nur Gehölze aus der nachstehenden Liste zulässig: 

• dauerhaft begrünter und grundstücksinnenseitig gelegener Gitterstab- oder Ma-
schendrahtzaun bis zu einer Höhe von 1,80 m  

• Holzzaun oder Mauer bis 1,10 m Höhe 

• Kombination aus Holzzaun bis 1,80 m Höhe und lebender Hecke: Holzzäune 
sind dauerhaft zu begrünen oder alle 4,00 m Länge durch mind. 2,00 m lange 
Abschnitte lebender Hecken/Bepflanzungen zu gliedern.  

• Gemauerter Sockel, Stützmauer, Einzelpfeiler in Kombination mit blickdurchläs-
sigem Zaun: Sockel und Stützmauer max. 0,45 m Höhe, Einzelpfeiler maximal 
2,00 m Höhe bei mind. 1,80 m Abstand untereinander.  

Als unterer Bezugspunkt gilt die Straßenoberkante der nächsten Erschließungsstraße 
(Fahrbahnmitte). 
Ein Verzicht auf eine Grundstückseinfriedung ist zulässig.  
Eine harmonische Gestaltung der Straßenraumsituation soll zusätzlich durch Vorschrif-
ten zum Vorgarten gesichert werden. Folgend sind die straßenseitigen und nicht über-
baubaren Grundstücksflächen als Vorgartenbereiche auszubilden. Nicht pflanzliche Ele-
mente (z.B. Zäune und Mauern) über 1,10 m sind nicht zulässig. Der Vorgartenbereich 
ist zu 80% als Pflanzfläche dauerhaft herzustellen, zu unterhalten sowie von Versiege-
lung freizuhalten. Unzulässig sind Kunststoffflächen und großflächige Kiesschüttungen. 
Die Einhaltung der örtlichen Bauvorschriften ist im Rahmen den Bauantrages nachzu-
weisen.  
 
Es wird auf § 80 (3) NBauO hingewiesen, wonach der ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig den Nr. 1 bis 9 dieser örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 
Gemäß § 80 (5) NBauO können Ordnungswidrigkeiten nach § 80 (3) NBauO mit einer 
Geldbuße von bis zu 500 000 Euro geahndet werden. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches gilt entlang der Wilhelmshavener Straße die Satzung 
der Gemeinde Rastede zur Regelung der Außenwerbung in Teilen des Gemeindegebie-
tes (2014). 

7.0 VERKEHRLICHE UND TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 
 

• Verkehrserschließung 
Die Anbindung des Plangebietes erfolgt über den Nethener Weg, die Wilhelmshave-
ner Straße (L 825) und die Spillestraße. Die innere Erschließung wird über die Fest-
setzung einer Planstraße gesichert.  
 

• ÖPNV 
Die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) erfolgt durch die 
Verkehrsunternehmen im Verkehrsverbund Bremen Niedersachsen (VBN). Das Pla-
nungsgebiet liegt im Einzugsbereich der Haltestelle "Hahn-Lehmden, Minchenkrug". 
Die Haltestelle wird von den Linien 340, 341, 343, 347, 349 bedient. Die Linie 340 
verkehrt regelmäßig zwischen Oldenburg, Rastede und Jaderberg.  Bei der Linie 347 
handelt es sich um ein Angebot des Bürgerbusses, welches mit einem Kleinbus 
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abgewickelt wird. Die Linien 341, 343 und 349 sind auf die Bedürfnisse der Schüler-
beförderung ausgelegt. 
 

• Gas- und Stromversorgung 
Die Gas- und Stromversorgung erfolgt über den Anschluss an die Versorgungsnetze 
der Energieversorgung Weser-Ems (EWE).  
 

• Schmutz- und Abwasserentsorgung 
Die Schmutz- und Abwasserentsorgung innerhalb des Plangebietes wird über den 
Anschluss an das vorhandene und noch zu erweiternde Kanalnetz gesichert.  
 

• Wasserversorgung  
Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser wird durch den Oldenburgisch-
Ostfriesischen Wasserverband (OOWV) gesichert. 
 

• Abfallbeseitigung 
Die Abfallentsorgung erfolgt durch den Landkreis Ammerland. 
 

• Oberflächenentwässerung 
Die Oberflächenentwässerung des Plangebiets erfolgt zum Großteil über versicke-
rungsfähige Regenwasserkanäle mit Rigolen. Das Oberflächenwasser der allgemei-
nen Wohngebiete 1 (WA1) entlang der Wilhelmshavener Straße ist auf den Grund-
stücken zu versickern.  

 
• Fernmeldetechnische Versorgung 

Die fernmeldetechnische Versorgung des Bebauungsplangebietes erfolgt lt. Sicher-
stellungsauftrag gem. § 77 i Abs. 7 Telekommunikationsgesetz (TKG) über die ver-
schiedenen Telekommunikationsanbieter. 

 
• Sonderabfälle 

Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzu-
führen. 
 

• Brandschutz 
Die Löschwasserversorgung innerhalb des Plangebietes wird gemäß den entspre-
chenden Anforderungen sichergestellt.  
 

8.0 VERFAHRENSGRUNDLAGEN/-ÜBERSICHT 

8.1 Rechtsgrundlagen 
Dem Bebauungsplan liegen zugrunde (in der jeweils aktuellen Fassung): 

 

• BauGB  (Baugesetzbuch), 
• BauNVO  (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke: Bau- 

nutzungsverordnung), 
• PlanzV  (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die  

Darstellung des Planinhaltes: Planzeichenverordnung), 
• NBauO  (Niedersächsische Bauordnung), 
• NAGBNatSchG (Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-  

schutzgesetz), 
• BNatSchG  (Bundesnaturschutzgesetz), 
• NKomVG  (Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz). 
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8.2 Verfahrensübersicht 

8.2.1 Aufstellungsbeschluss 
  

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am 
...................... die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111 "Am Dorfplatz" mit örtlichen 
Bauvorschriften im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB (Bebauungsplan für 
die Innenentwicklung) beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gem. § 2 (1) BauGB 
am ..................... ortsüblich bekannt gemacht worden. 
 

8.2.2 Beteiligung der Öffentlichkeit  
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gem. § 3 (1) BauGB (öffentliche 
Darlegung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und Anhörung der Öffentlich-
keit) erfolgte vom ………………….. bis zum ............................ Die ortsübliche Bekannt-
machung hierzu erfolgte am ....................... durch Hinweis in der Tagespresse. 
 

8.2.3 Öffentliche Auslegung 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit hat i. R. einer öffentlichen Auslegung nach § 13a 
BauGB i. V. m. § 13 (2)  S. 1 Nr. 2 BauGB und § 3 (2) BauGB vom ................... bis 
................... stattgefunden. Ort und Dauer der Auslegung wurden gemäß § 3 (2) BauGB 
am ................... ortsüblich durch die Tageszeitung sowie auf der Internetseite der Ge-
meinde bekannt gemacht. Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange wurde mit Anschreiben vom ................... nach § 13a BauGB i. V. m. § 13 (2) S. 
1 Nr. 3 BauGB und § 4 (2) BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
 
Rastede, ........................             ............................. 
       Bürgermeister 

8.2.4 Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Gemeinde Rastede hat den Bebauungsplan Nr. 111 "Am Dorfplatz" mit ört-
lichen Bauvorschriften nach Prüfung der Stellungnahmen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in 
seiner Sitzung am .................... gem. § 10 BauGB als Satzung beschlossen. Die Be-
gründung ist dem Bebauungsplan gem. § 9 Abs. 8 BauGB beigefügt. 
 
Rastede, den ...............                                                                    ............................. 
         Bürgermeister 

8.2.5 Inkrafttreten 
 
Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 111 "Am Dorfplatz" mit örtlichen Bau-
vorschriften ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am ....................... ortsüblich bekannt gemacht 
worden. Der Bebauungsplan Nr. 111 ist damit am .............. rechtsverbindlich geworden. 
 
Rastede, den ...............                                                                    ............................. 
         Bürgermeister 
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8.3 Planverfasser 
 
Die Ausarbeitung des Bebauungsplanes Nr. 111 „Am Dorfplatz“ mit örtlichen Bauvor-
schriften erfolgte im Auftrag der Gemeinde Rastede vom Planungsbüro: 
 
 

Diekmann • 
Mosebach 
& Partner 

Regionalplanung 
Stadt- und Landschaftsplanung 
Entwicklungs- und Projektmanagement 

Oldenburger Straße 86  -  26180 Rastede 
Telefon (0 44 02) 9116-30 

Telefax (0 44 02) 9116-40 

www.diekmann-mosebach.de 

mail: info@diekmann-mosebach.de  
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Gemeinde Rastede

Ausschnitt rechtswirksamer Flächennutzungsplan

M 1 : 5. 000

73. Anpassung des Flächennutzungsplanes
der Gemeinde Rastede (§13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

Die Gemeinde Rastede hat im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB den
Bebauungsplan Nr. 111 für die Innenentwicklung aufgestellt. Der Satzungsbeschluss
durch den Rat der Gemeinde Rastede wurde am ...................... gefasst.

Gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 wird der Flächennutzungsplan der Gemeinde Rastede im
Wege der Berichtigung angepasst.

Rastede, den .....................                                                  ............................................
Der Bürgermeister

Planzeichenerklärung

Wohnbauflächen (W)

Geltungsbereich der FNP-Änderung

Fläche für den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung: Dorfplatz

D

73. Anpassung des Flächennutzungsplanes

M 1 : 5. 000
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/055 
freigegeben am 08.03.2019 

 
GB 1 Datum: 06.03.2019 
Sachbearbeiter/in: Triebe, Tabea  
 

Straßenbenennung im Bebauungsplan 111 - Hahn-Lehmden 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 25.03.2019 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die neue Straße im Bebauungsplangebiet 111 erhält den Namen „Am Dorfplatz“. 
 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Mit dem Satzungsbeschluss für den Bebauungsplan 111 werden die Voraussetzun-
gen geschaffen, im Ortsteil Lehmden eine neue Erschließungsstraße sowie den aus 
der Dorfentwicklungsplanung entwickelten neuen Dorfplatz herzustellen.  
 
Die neue Straße dient der Erschließung von Wohnbaugrundstücken, die im unmittel-
baren Umfeld des neuen Dorfplatzes entstehen. Daher wird vorgeschlagen, die neue 
Straße als „Am Dorfplatz“ zu bezeichnen.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine. 
 
 
Anlagen: 
 
Lageplan 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/028 
freigegeben am 13.02.2019 

 
GB 1 Datum: 12.02.2019 
Sachbearbeiter/in: Triebe, Tabea  
 

Straßenbenennung im Wohngebiet "Im Göhlen" 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 25.02.2019 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 05.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die vorhandene Straße „Im Göhlen“ behält diesen Namen auch nach dem Ausbau 
und wird im Baugebiet fortgeführt. 
 
Die neuen Gemeindestraßen erhalten die Straßennamen 
 

 Konrad-Ullrich-Straße 

 Heinz-Frieler-Straße 

 Wolfgang-Duwe-Straße 

 Hermann-Folkers-Straße 

 An der Hankhauser Bäke 
 
und werden wie in der Anlage dargestellt zugeordnet.  
 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Mit der Erschließung des Wohngebietes „Im Göhlen“ entstehen mehrere neue Ge-
meindestraßen, deren Namen festzulegen sind. Abhängig von der noch zu definie-
renden Länge und dem Verlauf der jeweiligen Straßen sind zwischen vier und acht 
Straßennamen festzulegen.  
 
Der Straßenname ist in Verbindung mit der Hausnummer maßgeblich für die Auffind-
barkeit des Grundstücks, sodass der Verlauf von Straßennamen logischen Mustern 
folgen sollte. Daher wird vorgeschlagen, die neuen Gemeindestraßen in fünf Ab-
schnitte aufzuteilen. Eine geringere oder weitere Aufteilung der neuen Gemein-
destraßen in nur drei oder bis zu acht Abschnitte wäre der Auffindbarkeit der Grund-
stücke nicht zuträglich.  
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Der vorhandene Weg „Im Göhlen“ sollte diesen Namen auch nach dem Ausbau bei-
behalten, da der Name schon seit Jahrzehnten verwendet wird und das Baugebiet 
hiernach benannt ist. Zudem sind bereits zwei Wohngrundstücke hieran angebun-
den, sodass eine Umbenennung mit entsprechenden Folgen für die dortigen Anwoh-
ner verbunden wäre. 
 
Üblicherweise werden die Straßen innerhalb eines Wohngebietes einheitlich be-
nannt. Beispielsweise seien hier die weiblichen und männlichen Familienmitglieder 
der herzoglichen Familie in Baugebieten südlich beziehungsweise nördlich des Loyer 
Weges genannt.  
 
Insoweit wird vorgeschlagen, im Wohngebiet „Im Göhlen“ in Anlehnung an den ers-
ten Entwicklungsabschnitt, wo Rasteder Kommunalpolitiker und Pfarrer Otto Jaritz 
sowie ein Landschaftsbezug (Koppelweg) ausgewählt wurden, ähnlich zu verfahren. 
Von daher wird seitens der Verwaltung empfohlen, die fünf neuen Gemeindestraßen 
wie in der Anlage dargestellt nach verdienten Rasteder Persönlichkeiten und nach 
einem Landschaftsaspekt zu benennen. 
 
Konrad-Ullrich-Straße 
Konrad Ullrich hat als Gemeindedirektor von 1967 bis 1991 die Entwicklung Raste-
des maßgeblich geprägt. Er hat sich besonders für eine moderne Infrastruktur einge-
setzt, beispielsweise den Bau der Kläranlage, die Einrichtung der KGS mit Sekun-
darstufe II sowie den Bau des Hallenbades. Auch die Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung war ihm ein besonderes Interesse. Konrad Ullrich verstarb im Feb-
ruar 2015. 
 
Heinz-Frieler-Straße 
Heinz Frieler vertrat nach Direktwahl den Wahlkreis Oldenburg-Ammerland-
Südfriesland von 1965 bis 1969 im Bundestag. Er lebte langjährig in Rastede und ist 
bis heute der einzige Bundestagsabgeordnete, der aus Rastede stammt. Heinz Frie-
ler verstarb im August 1990. 
 
Wolfgang-Duwe-Straße 
Wolfgang Duwe war von 1959 bis 1991 als evangelischer Pfarrer in Rastede aktiv 
und begleitete während dieser Zeit ganze Familiengenerationen als leidenschaftli-
cher Prediger und engagierter Seelsorger. Er war zudem Mitbegründer der Sozialsta-
tion Rastede/Wiefelstede. Wolfgang Duwe verstarb im März 2008. 
 
Hermann-Folkers-Straße 
Während der NS-Zeit widersetzte sich Hermann Folkers dem nationalsozialistischem 
Gedankengut als einer der wenigen Kritiker in Rastede. Im Herbst 1935 erklärte die 
„Rasteder Konferenz“ die Notwendigkeit von Widerstand gegen inner- und außer-
kirchliche Anfechtungen. Als Pastor wurde Hermann Folkers nicht nur vom NS-
Regime, sondern auch innerhalb des Kirchenrats, stark angegangen. Hermann Folk-
ers verstarb 1968. 
 
An der Hankhauser Bäke 
Die Hankhauser Bäke verläuft vom Ellernteich kommend direkt entlang des neuen 
Baugebiets und mündet hinter der Kläranlage in das Geestrandtief. 
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Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine. 
 
 
Anlagen: 
 
Lageplan 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/016A 
freigegeben am 30.01.2019 

 
Stab Datum: 29.01.2019 
Sachbearbeiter/in: Kobbe, Ralf  
 

Mitgliedschaft im Bündnis "Kommunen für biologische Vielfalt" - 
Antrag der Gruppe CDU/Grüne 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
N 05.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeinde Rastede wird Mitglied im Bündnis „Kommunen für biologische Vielfalt“. 
 
 
Sach- und Rechtslage: 
 

Beschlussauszug 
öffentliche Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 

vom 28.01.2019 
 

Tagesordnungspunkt 8 
 
Mitgliedschaft im Bündnis "Kommunen für biologische Vielfalt" - Antrag der 
Gruppe CDU/Grüne 
Vorlage: 2019/016 
 

 
Sitzungsverlauf: 
 
Herr Wilters stellt eingangs den Antrag der Gruppe CDU/Grüne noch einmal vor und 
macht dabei ergänzend darauf aufmerksam, dass die Gemeinde Edewecht bereits 
seit 2011 Mitglied im Bündnis „Kommunen für biologische Vielfalt“ ist und inzwischen 
die gemeinsam entwickelten Ideen aus dem Zusammenschluss bei nahezu allen 
Maßnahmen automatisch mit einfließen. 
 
Herr Krause signalisiert ebenfalls Zustimmung und weist darauf hin, dass es mit den 
Ideen aus dem Bündnis gelingen kann, auch die Ortsteile positiver zu gestalten. 
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Herr Roese bemerkt, dass es auch darum geht, die Bürgerinnen und Bürger zu sen-
sibilisieren und aufzuzeigen, was jeder Einzelne beispielsweise bei der Gartengestal-
tung umsetzen kann. 
 
Herr Langhorst ergänzt, dass die Maßnahmen nicht zum Nulltarif zu haben sind und 
neben dem überschaubaren Jahresbeitrag mit Sicherheit auch noch höhere Kosten 
bei der Umsetzung von einzelnen Projekten anfallen. 
 
Auf Nachfrage von Herrn Theo Meyer erläutert Herr Wilters, dass in Edewecht das 
Bauamt federführend das Bündnis betreut und für die Beratung durch den Verein 
keine weitergehenden Kosten anfallen. 
 
Herr Langhorst bemerkt, dass der Zusammenschluss unter anderem vom Austausch 
mit anderen Kommunen lebt. 
 
 
Beschlussempfehlung: 
 
Die Gemeinde Rastede wird Mitglied im Bündnis „Kommunen für biologische Vielfalt“. 
 
 

 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: 11 
Nein-Stimmen:  
Enthaltung:  
Ungültige Stimmen:  
  
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Im Falle des Beitritts zum Bündnis „Kommunen für biologische Vielfalt“ wird ein jährli-
cher Mitgliedsbeitrag in Höhe von 165 Euro fällig. 
 
 
Anlagen: 
 
Anlage 1 – Antrag Gruppe CDU/Grüne 
Anlage 2 – Flyer des Bündnisses „Kommunen für biologische Vielfalt“ 
Anlage 3 – Satzung des Bündnisses „Kommunen für biologische Vielfalt“ 
Anlage 4 – Deklaration „Biologische Vielfalt im Kommunen“ 
Anlage 5 – Liste der Deklarations-Unterzeichner 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

 

Vorlage-Nr.: 2019/065 
freigegeben am 18.03.2019 

 
Stab Datum: 18.03.2019 
Sachbearbeiter/in: Kobbe, Ralf  
 

Antrag auf eine Einwohnerbefragung 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
N 26.03.2019 Verwaltungsausschuss 
Ö 01.04.2019 Rat 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Dem Antrag des Antragsstellers Herrn Meinert auf Durchführung einer Einwohnerbe-
fragung gemäß § 35 NKomVG zur Straßenausbaubeitragssatzung und zur Nieder-
schlagswassergebühr wird nicht zugestimmt. 
 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Mit Schreiben vom 12. März 2019 (siehe Anlage 1) beantragt Herr Meinert, eine Ein-
wohnerbefragung gemäß § 35 NKomVG hinsichtlich der Straßenausbaubeitragssat-
zung und der Niederschlagswassergebühr durchführen zu lassen. 
 
Gemäß § 35 NKomVG kann der Rat in Angelegenheiten der Kommune eine Befra-
gung der Einwohnerinnen und Einwohner, die mindestens 14 Jahre alt sind und seit 
mindestens drei Monaten den Wohnsitz in der Kommune haben, beschließen. Sinn 
und Zweck dieser Regelung ist die Möglichkeit der Informationsgewinnung des Rates 
in Angelegenheiten der Gemeinde. Da an diese Befragung keine Konsequenzen ge-
knüpft sind, ist der Rat in der Festlegung, ob er ein solches Verfahren durchführen 
möchte, frei; dies gilt auch für das Verfahren. 
 
Aus Sicht der Verwaltung bleibt zu diesem Antrag folgendes anzumerken: 
Es ist fraglich, ob der Rat überhaupt einer zusätzlichen Informationsgewinnung be-
darf. Das Thema der Straßenausbaubeitragssatzung und dessen Folgen sind bereits 
seit längerer Zeit Diskussionsgegenstand und wurde ausführlich in Informationsver-
anstaltungen und Fachausschusssitzungen, zuletzt am 18.03.2019, dargestellt. 
 
Die Thematik wurde zwar zum Teil auch öffentlich diskutiert. Ob und inwieweit aller-
dings zum jetzigen Zeitpunkt ein Kenntnisstand breiter Bevölkerungsschichten vor-
liegt, die ja befragt werden sollen, darf bezweifelt werden. Dies gilt insbesondere für 
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die Einwohner, die nur eingeschränkt beziehungsweise, soweit kein Eigentum vor-
liegt, gar nicht von den Regelungen der Satzung betroffen wären.  
 
Die Verwaltung ist auch nicht in der Lage, für einen längerfristigen Zeitraum verbind-
lich vorherzusagen, in welchem Bereich die Straßenunterhaltung unter wirtschaftli-
chen Bedingungen nicht mehr durchführbar wäre und deshalb eine grundlegende 
Sanierung mit der Folge des Entstehens von Straßenausbaubeiträgen anstehen 
würde.  
 
Für die Thematik Niederschlagswassergebühr stellt sich die Situation vergleichbar 
dar. Die nach dem grundsätzlichen Prinzip der Gebührenerhebung „Leistung – Ge-
genleistung“ zum 1. Januar 2015 mit breiter Mehrheit bei lediglich zwei Gegenstim-
men vom Rat eingeführte Gebühr erfährt nach Einschätzung der Verwaltung eine 
grundsätzliche Akzeptanz, da eine verursachergerechte Belastung erfolgt, die vom 
jeweiligen Grundstückeigentümer auch noch beeinflussbar ist.  
 
Obgleich die Idee des Antragstellers, die Einwohnerbefragung zeitgleich mit anste-
henden Wahlen durchzuführen, organisatorisch nachvollziehbar ist, müsste, um ei-
nen ernsthaften Informationsgewinn aus einer Befragung zu erhalten, zunächst die 
Öffentlichkeit umfassend informiert werden.  
 
Ungeachtet dieser Überlegungen stellt sich, auch für folgende Anträge dieser Art, die 
Frage, wie eine entsprechende Fragestellung gegenüber den Einwohnern aufgebaut 
werden sollte. Auch hierin ist der Rat frei.  
 
Da eine Einwohnerbefragung jedenfalls außerhalb von ohnehin anstehenden Termi-
nen, die dem Bürger eine Entscheidungsmöglichkeit zum Beispiel in Form einer Wahl 
bieten, mit einem erheblichen organisatorischen Aufwand verbunden ist, sollte der 
Rat bei Bedarf in Erwägung ziehen, grundsätzliche Regelungen hierfür aufzustellen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, dem Antrag nicht stattzugeben. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Zurzeit keine. 
 
 
Anlagen: 
 

1.) Antrag 
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